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Die evölferung Chinas. 9 91914 —914 


Die ſtaatsrechtliche Stellung der Beichseifenbahnen. 


Bon Werner Rofenberg, Staatsanwalt in Straßburg i. €. 


I. 


In Band XV des Archivs für öffentliches Recht hat Otto Mayer einen 
mtereffanten Eivilprozeß erörtert, der zwiichen der Stadt Colmar i. €. und der 
Generaldireftion der Reichseiſenbahnen geführt worden iſt.) Der au durch 
anderweitige Veröffentlihungen *) befannte Sachverhalt ift kurz folgender: In 
der Gemarkung Colmar beftehen jeit langer Zeit zwei Gemeindewege: der Kürs— 
nerärainmweg und der Schügenhausweg. Erfterer gehört zu den klaſſierten, im Be— 
bauungsplan der Stadt Colmar vorgejehenen Ortsſtraßen; lebterer ift ein ge— 
wöhnlicher Feldweg. Bei Anlage der Eiſenbahn Straßburg:Bajel 1841 wurden 
beide Wege von der Bahnlinie im Niveau durchichnitten. Die Schnittflächen 
blieben jedoch jtädtijches Eigentum; die Benugung derjelben wurde dem Publikum 
nit entzogen. Im Anfang der fiebziger Sahre wurden nun von der General- 
direftion der Reichseienbahnen zwei neue Bauprojekte ausgearbeitet: das Projekt 
einer Eijenbahn Colmar-Breiſach und das Projekt einer Erweiterung des Bahn 
hofs Colmar. In beiden Projekten war die Schließung der erwähnten Niveau- 
übergänge vorgejehen. Ueber dieje Projekte wurde das vorgejchriebene Ermitt- 
Iungsverfahren (enquöte) veranftaltet; Einwendungen gegen die Schließung der 
Wege wurden nicht erhoben. Bei Ausführung der fraglichen Projekte find jodann 
die beiden Wegeübergänge 1876 von der Eijenbahnverwaltung in formlojer 
Meile unterdrüdt worden. Eine Zwangsenteignung der genannten Wegeftreden 
bat nicht ftattgefunden. Ein privatrechtlicher Erwerbätitel zu Gunften des Eiſen— 
babnfisfus liegt ebenfalls nicht vor. Aus polizeilichen Gründen ift die Schließung 
der beiden Wege auch nicht verfügt worden. Weder der Bürgermeifter als 
Träger der VUrtöpolizei noch der Bezirkspräfident als Organ der Landespolizei 
bat eine joldye Anordnung getroffen, ebenjowenig der Reichskanzler, der im 
Jahre 1876 gleichzeitig Chef der eljaß-lothringiichen Landesverwaltung und Chef 
der Reichseifenbahnverwaltung war. 

Nach langen Berhandlungen erhob die Stadt Colmar im Jahre 1891 
gegen die Generaldireftion der Reichseijenbahnen Klage mit dem Antrage: 

1. feftzuftellen, daß die Stadt Colmar Eigentümerin der fraglichen, von 

der Eilenbahn durchſchnittenen Wegeftreden ſei, 

2. die Beklagte zu verurteilen, die im Jahre 1876 geichloffenen Niveau: 

übergänge wieder zu öffnen und dem ungejtörten öffentlichen Verkehr 
für Wagen und Fußgänger zu übergeben, 


—* Otto — yer: „Eifenbahn und Wegerecht“ im Archiv für öffentliches Recht Bd. 15 


Seit 4 ©. 511—54 
2), Juriſtiſche BER für Eljah-Lothringen Bd. 23 ©. 193; Reichstagsverhandlungen 


vom 25. fyebruar 189% 
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3. zu erkennen, daß die Beklagte der Klägerin gegenüber ſchadenserſatz— 
pflichtig jet, die Liquidation des Schadens aber einem bejonderen Ver: 
fahren vorzubehalten. 

Auf die Einzelheiten des Prozeſſes kommt e3 hier nicht an. Das Ober: 
(andesgericht verurteilte die Beklagte in allen drei Punkten und die Revijion 
der Beklagten wurde vom Reichsgericht zurückgewieſen. 

Durd) die Urteile des Reichsgerichts vom 25. Juni 1897 und 11. Februar 
1898 war der Prozeß rechtskräftig zu Gunjten ber Stadt entjchieden. Nunmehr 
aber folgte ein gänzlich unerwartetes Nachipiel. 

Am 29. März 1898 erließ das Reichsamt für die Verwaltung der Reichs— 
eifenbahnen in Berlin an die Generaldireftion in Straßburg folgende Ber: 
fügung: „Nachdem .... gerichtöfeitig jeitgeftellt worden iſt, daß es jeinerzeit 
verabjäumt worden jei, gemäß dem der öffentlichen Erhebung unterjtellten 
Projekte die Unterdrüdung der beiden Ueberwege auszujprechen, wird dies 
hiermit nadhgeholt und die Kaiſ. Generaldireftion ermädtigt, 
Die genannten Ueberwege zu jhließen und gejhlojjen zu halten. 

In Vertretung des Reichslanzlers: 


Thielen.“ 


Durch Schreiben vom 5. April 1898 teilte die Generaldireftion die vom 
Reichsamt getroffene Verfügung dem Bürgermeifter von Colmar zur Kenntnis: 
nahme mit und erflärte gleichzeitig: „Durch die in diefem Erlaß getroffene An: 
ordnung wird die Schließung der Wege zu einer rechtmäßigen und damit jo: 
wohl der auf ihre Freigabe gerichtete Anjprud der Stadt be— 
jeitigt, als aud der Anjprud auf vollen Schadenserjaß hin- 
fällig. Unſere Verpflichtung beichräntt fi daher nunmehr auf die Tragung 
der Koften des Rechtöftreits und die Anerkennung des ftädtiichen Eigentums an 
den bisherigen Wegeflächen, über welche, falls etwa der Bahnförper ein: 
mal niht mehr dem Eijenbahnbetrieb dienen jollte, die Stadt 
Colmar wiederum frei verfügen kann.“ 

In den citierten Schriftitüden wird alſo der Verſuch gemacht, zwei Ent: 
ſcheidungen des höchften deutichen Gerichtshofs durch einfache VBerwaltungsmaß: 
regeln wieder zu bejeitigen! Daß der rechtäfräftig feſtgeſtellte Anſpruch der Stadt 
Colmar auf Schadenserfag nicht durch eine einjeitige Verfügung des Schuldners 
beeinträchtigt werden fann, leuchtet ohne weitered ein. Schwieriger und ver: 
widelter ift dagegen die Frage, ob die verurteilte Eifenbahnverwaltung ihre 
privatrechtliche Verpflichtung zur Oeffnung der beiden Wegeübergänge durch eine 
dem öffentlichen Recht angehörige Verwaltungsverfügung wieder aufheben fann. 

Merkwürdigerweiſe it die Zuftändigfeit des Reichsamts bezw. des Reichs: 
fanzlerd zur Schließung der fraglichen Uebergänge bisher von feiner Seite an— 
gezweifelt worden. 

Die Stadt Colmar hat die formale Gültigkeit der Verfügung vom 29. März 
1898 nie beitritten. 

In der Reichätagsfigung vom 25. Februar 1899, in welcher der Ab- 
geordnete Wetterle das Verhalten der Eijenbahnverwaltung einer jcharfen 
Kritik unterzog, hat der Regierungsfommiffar Waderzapp ohne Widerjprud) 
erklären können, daß gegenwärtig eine „unbeftreitbare, rechtsgiltige Ver— 
waltungsanordnung”“ über die Schließung der Wege vorliege.') 


!) Sten. Ber. ©. 1140. 
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Auch Otto Mayer hat in jeiner Abhandlung „Eifenbahn und Wegerecht“ 
fein Bedenten gegen die Nechtögiltigfeit der von dem Reichsamt getroffenen 
Verfügung geäußert. 

Iroß Ddiejer communis opinio ſcheint mir die Kompetenz des Reichs— 
fanzlers zur Anordnung der fraglichen Maßregel keineswegs über jeden Zweifel 
erhaben zu jein. Um die Zuftändigfeit des Reichskanzlers auf dem Gebiet des 
Eiſenbahnweſens richtig beurteilen zu können, muß das gejamte Verhältnis der 
Reichseilenbahnen zur Reiche: und Landesregierung einer eingehenden Prüfung 
unterzogen werden. 


11. 


Zur Zeit der Trennung Eliaß-Lothringens von Frankreich befanden ſich 
die franzöſiſchen Eifenbahnen in Beſitz und Verwaltung von ſechs großen Aktien: 
geiellichaften. Diele Aktiengejellichaften waren jedoch nicht Eigentümer des Bahn 
förpers, auch dann nicht, wenn fie den Grund und Boden jelbit erworben und 
den Bau vollftändig aus eigenen Mitteln ausgeführt hatten. Als Eigentümer 
des Bahnkörpers galt vielmehr der iranzöfiiche Staat.') Der Grund und Boden 
der Eifenbahnen gehörte zum öffentlichen Eigentum des Staats (domaine publiec).?) 
Legteres war den Regeln des Privatrechts nicht unterworfen; weder durd) Ber: 
trag noch durch Erfigung fonnten Privatrechte an demielben begründet werden.”) 
Die Schienenwege der Eijenbahnen bildeten einen Beitandteil des großen Straßen: 
weſens (grande voirie.)') Die Beitimmungen, welche für die Staats: und De: 
partementsftraßen galten, fanden auch auf die Eilenbahnen Anmwendung.?) 

Die Aktiengejellichaften, welche den Bau einer Eifenbahn unternahmen, wurden 
in Bezug auf diefen Bau als „„entrepreneurs de travaux publics“ angejehen ; 
fie hatten alle Rechte und Pflichten, welche das franzöfiiche Verwaltungsrecht 
den Unternehmern öffentlicher Arbeiten beilegte.") 

Das Recht der Aktiengejellichaften zum Bau und Betriebe ihrer Bahnlinien 
berubte auf einer jpeziellen ftaatlihen Konzeſſion. Nach dem Geſetz vom 3. Mai 
1841 Art. 3 konnte dieſe Konzeſſion nur auf Grund eines Geſetzes erteilt 
werden. Eine Ausnahme beftand nur für Zweigeifenbahnen von weniger ala 
20 km Länge. Bei denjelben jollte die Erteilung der Konzeſſion durch Kal. 
Ordonnanz genügen. Art. 4 des Senatus consults vom 25. Dezember 1852 be: 
ſtimmte, daß die Konzeſſion in allen Fällen durch Kati. Dekret erteilt werden 
fonne. Ein jpäteres Gejeß vom 27. Juli 1870 ftellte jedoch den früheren Rechts: 
zuitand wieder her. Diejes Gejeß nun ift am 3. Auguſt 1870 im „Bulletin des 
Lois“ verkündet worden; dasjelbe erlangte verbindliche Kraft in den Departe: 
ments Meurthe, Mojelle und VBosges am 8. Auguft, in den Departements Ober: 
und Niederrhein am 9. Auguft 1870. Zu der fraglichen Zeit waren indeſſen 


', Dufour: Trait# general de droit administratif, 3. Aufl. (1868) Bd. IIT Nr. 253 
e. rg Batbie: Traité thöorique et pratique de droit publie (1867) Bd. V Nr. 348 
©. 404, 

) Dalloz3: Repertoire Bd. 44 (1864) Voirie par chemins de fer Nr. 184 ©. 904. 

’), Otto Mayer: Theorie des franzöfiihen Verwaltungsrehts (1856) ©. 234; Bat: 
bie: Bd. V Nr. 303 ©. 365. 

+) Art. 1 des Gejeßes vom 15. Juli 1845. 

’) Geſetz vom 6./11. September 1790 Art. 6; Gefeß vom 28. Pluviose VIII Art. 3 
und 4; Geſetz vom .29. Floreal X; Dufour: Bd. III Nr. 235 ©. 299, 

°, Dufour: Bd. II Nr 249 ©. 253; Dalloz: Röpertoire Abd. 44 S. 898 Nr. 155; 
Otto Mayer: ©. 276. 
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die heutigen Kreiſe Weißenburg, Hagenau, Saargemünd und Forbach bereits 
ganz oder teilweije von den deutjchen Truppen bejeßt. In den beſetzten Lanbes- 
teilen war die franzöfiiche Staatsgewalt fufpendiert; das —* vom 27. Juli 
1870 konnte daſelbſt nicht in Kraft treten; folglich iſt in dem okkupierten Gebiet 
das Senatus consult vom 25. Dezember 1852 in Geltung geblieben.) 

Die Konzeſſion, welche der franzöfiiche Staat den Aktiengejellichaften er- 
teilte, gewährte den leßteren fein unbegrenztes Recht. Die Zeitdauer war gemäß 
Tit. 1 Art. I des Gejeges vom 29. Dezember 1790 auf höchſtens 99 Jahre 
beichränft?.) Mit dem Erlöfchen der Konzeffion gingen jämtliche Immobilien 
der Eilenbahngejellihaft ipso jure und ohne Entihädigung in Beſitz und Genuß 
de3 Staates über. In den Verträgen, welche der franzöfiiche Staat bei Er— 
teilung der Konzeſſion mit den Geſellſchaften abſchloß, war regelmäßig folgende 
Klaufel enthalten: „A l’epoque fixee pour l’expiration de la concession et 
par le seul fait de cette expiration le gouvernement sera subrogé ä tous 
les droits de la compagnie sur le chemin de fer et ses dependances et 
il entrera immediatement en jouissance de tous ses produits‘ (Art. 36 
des cahier modele). 


Die vom Staat erteilte Konzeffion konnte — außer durch Zeitablauf — 
aud) noch aus zwei andern Gründen erlöſchen: 

1. dur Rüdfauf (rachat), der dem Staat nad) Ablauf von 15 Jahren 
geitattet war. In diefem Fall war jedoch der Staat zur Zahlung einer jähr- 
lihen Entihädigung bis zum Ablauf der urjprünglichen Konzeſſion verpflichtet ;?) 

2. durch Nichterfüllung der vorgejchriebenen Bedingungen feitens der Gejell- 
Ihaft. In diefem Falle konnte der Staat die Konzeſſion öffentlich verfteigern 
laffen und die zur Sicherung des Bahnbaues hinterlegte Kaution einziehen.*) 

Bei Erteilung der Konzeffion wurden den Aftiengejellfchaften zahlreiche 
Beſchränkungen ihrer Handlungsfreiheit auferlegt, welche in den betr. Laſten— 
beiten (cahiers de charge) zujammengefaßt find. Diefe Beichränkungen bezogen 
fi) auf jehr verfchiedene Dinge: Zeitdauer des Bahnbaues, Genehmigung der 
Pläne, Anlage der Bahnhöfe und Straßenübergänge, Unterhaltung des Bahn- 
fürperd, Bewachung der Strede, Beichaffenheit des rollenden Materials, Eijen: 
bahnbetrieb und Eijenbahnpolizei, Tarifwejen, Beförderung von Poſtſachen, Tele: 
grammen, Beamten und Gefangenen, Anlage und Betrieb von Telegraphen— 
linien x. 

Ferner waren die Gejellichaften verpflichtet, vor Erteilung der Konzeſſion 
zum Bau neuer Eifenbahnen eine Kaution zu hinterlegen, welche je nad dem 
Tortichreiten des Baues ratenmweile zurüdgezahlt wurde.”) 

Endlich hatten die Gejellichaften die Verbindlichkeit übernommen, vom Jahre 
1872 ab dem Staat einen Gewinnanteil einzuräumen als Gegenleiftung für 
eine von demjelben gewährte Zinsgarantie.°) 

Die jtaatliche Aufficht über den Betrieb der Aftiengejellichaften wurde von 


) Mitiher: „Eljah-Lothringen unter deutſcher Verwaltung“ (1874) ©. 125—126; 
Förtidh: „Zum Erpropriationsredht in Elſaß-Lothringen“ (Zeitichrift für franzöfiiches Eivil- 
recht Bd. VII (1876) ©. 72); Laband: „Das Staatöreht des Deutſchen Reiches“, 4. Aufl. 
(1901) Bd. II ©. 236. 

) Batbie: Bd. V Nr. 347 ©. 409. 

2) Dufour: Bd. III Nr. 289 ©. 294: Dalloz: Repertoire Bd. 44 ©. 888 Nr. 110. 

) Dalloz: Repertoire Bd. 44 ©. 888 Nr. 111. 

5, Dufour: Bd. III Nr. 228 ©. 230. 

°, Dufour: Bd. III Nr. 222 ©. 223. 
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dem Minifter der öffentlichen Arbeiten ausgeübt, dem äußerſt zahlreiche und 
wichtige Befugniſſe eingeräumt waren: Derjelbe konnte Vorſchriften erlaſſen über 
die Unterhaltung des Bahnkörpers,) die Bewachung der Strede,’) die Sicherung 
der Uebergänge,”) die Bedienung ber Meichen,‘) die Beichaffenheit des Betriebs- 
materialö,’) die Zufammenfegung der Züge und die Zahl der Bremjer,‘) jomie 
die Marimal: und Minimalgefchwindigkeit der Perjonen: und Güterzüge‘) x. 
Er hatte ferner die von den Gejellichaften erlafjenen Fahr: und Signalord: 
nungen,®) ſowie die Betriebs- und Verkehrsordnungen (reglements relatifs au 
service et a l’exploitation des chemins de fer) zu genehmigen.) Endlich 
ſtand ihm das wichtige Recht zu, die Tarife feftzujegen.'”) 

Neben und unter dem Minifter übten auch die Präfeften in Angelegen: 
heiten von lofaler Bedeutung eine gewifle ftaatliche Aufficht über die Eifenbahnen 
aus. Die Präfekten hatten den Verkehr der Fuhrwerke auf den Bahnhöfen zu 
regeln,"') über die Zulaffung von Händlern (crieurs, vendeurs ou distributeurs 
d’objets quelconques) in den Stationen und Wartefälen zu enticheiden,'?) ſowie 
neue Eifenbahnperjonenwagen polizeilic; abzunehmen.) Art. 2 der Minifterial: 
verordnung vom 15. April 1850 regelt die Zuftändigkeit der Präfekten auf dem 
Gebiet des Eifenbahnmejens in folgender Weije: „Les mesures d’interet local 
concernant la conservation des batiments, ouvrages d’art, terrassements 
et clötures, des abords des gares et stations, des passages A niveau, 
ponts, rivieres ou canaux traversant les chemins de fer, y compris la 
police des cours dependant des stations, et en general toutes les questions 
relatives à l’ex&cution des tit. 1 et de la loi du 15 juillet 1845 sur la 
police des chemins de fer sont dans les attributions des prefets des de- 
partements traverses.‘ 14) 

Wenn eine Eijenbahn mehrere Departements durdjichnitt, jo konnten die 
faatlihen Auffichtsrechte in diefen Departements einem einzigen der beteiligten 
Präfeften übertragen werden.”°) 

Der Gemeindepolizei waren die Eifenbahnen nicht unterworfen, da fich die 
Zuftändigfeit der Bürgermeister auf das große Straßenwejen nicht erftredte."‘) 


III. 


Das Recht zum Betriebe der in Eljaß = Lothringen gelegenen Bahnlinien 
fand zur Zeit der Annerion der „Compagnie des chemins de fer de l’Est“ 
zu, deren Konzeſſion erſt am 27. November 1954 erloichen wäre. Durd Art. I 





1) Art. 2 der Kal. Ordonnanz vom 15./21, November 1846. 
2) Art.3l a. a. O. 

N Art. 4. 

4) Art. 3. 

*) Art. 16, 10. 

°) Art, 18, 

) Art. 33 des cahier modöle. 

) Art. 25, 30, 35 der Ordonnanz von 1846. 

9) Art. 60. 

'°, Art. 44 bis 49, 

m) Art. 1. 

) Art. 70. 

Art. 13. 

“, Dalloz: Bb. 44 ©. 916 Nr. 265. 

’5), Art. 71 der Ordonnanz von 1846. 

ꝛ) Dalloz: R£pertoire Bb. 44 ©. 906 Nr. 192, 
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der Zufaßartifel zum Frankfurter Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 verpflichtete 
fi) die franzöfiiche Regierung, die Konzelfion der Oftbahn bezüglich der in Elſaß— 
Lothringen befindlichen Bahnitreden zurücdzufaufen und alle durch den fraglichen 
Rückkauf erworbenen Rechte gegen einen Kaufpreis von 325000000 Franken 
an das Deutiche Reich) abzutreten. Auf Grund diefer Vereinbarung ift das 
Deutiche Reich Eigentümer der ellaß : lothringiichen Eifenbahnen geworden, von 
denen es bereits während des Krieges Befiß ergriffen hatte. Das Neid) ift aljo 
nicht Rechtsnachfolger der franzöfiichen Oftbahngejellichaft, deren Nechte durch den 
Rückkauf der Konzeſſion vollftändig untergegangen find, ſondern Rechtsnachfolger 
des franzöfiihen Staatsfisfus. 

Die Konzeſſion, welche der franzöftiiche Staat der Oftbahngejellichaft erteilt 
hatte, konnte ji natürlicd nur auf das franzöftiche Staatögebiet erftreden. Die 
Oſtbahn beſaß jedoch aucd Rechte an der Schweizer Bahnlinie St. Ludwig:Bafel 
und an den Iuremburgiichen Eiſenbahnen, welche durch den Wiederfauf der Kon— 
zeſſion nicht berührt wurden. Bezüglich diejer Nechte find in Art. 1 und 6 und 
Art. 2 der Zuſatzartikel vom 10. Mai 1871 bejondere Vereinbarungen getroffen 
worden, durch welche das Reid) direkter Nachfolger der franzöfiichen Oftbahn 
geworden ift. 

Durch den Rüdkauf der Konzeſſion find die zahlreichen Pflichten, welche 
das Laſtenheft dem Betriebsunternehmer der Eifenbahn auferlegte, ipso jure 
in Wegfall gefommen. Dagegen find in Geltung geblieben alle polizeilichen 
Beſchränkungen, welche in Gejeßen, königlichen Ordonnanzen und kaiſerlichen 
Defreten dem Betriebsunternehmer auferlegt wurden. Das Laftenheft enthielt 
die Bedingungen der Verträge, die zwilchen dem franzöfiichen Staat und. der 
franzöfiichen Oftbahn abgejchloffen worden find; dasfelbe begründete vertrag3: 
mäßige Rechte und Pflichten zwilchen beiden Kontrahenten. Das Gejeß vom 
15. Juli 1845 und die Ordonnanz vom 15./21. November 1846 begründeten 
dagegen einjeitige Gehorfamspflichten, welche der Staat kraft jeiner jouveränen 
Gewalt auferlegte. Diele Gehorſamspflicht gegen die ftaatlichen Befehle beftand 
nicht bloß für die Direktoren und Angeftellten der Eifenbahngejellichaften, fondern 
für jedermann,') insbejondere aud für die Eigentümer, Befiter und Pächter 
der an den Bahnförper angrenzenden Grundftüde,*) die Reiienden,?) die Staats- 
beamten und Staatsbehörden.‘) Soweit alſo das ftaatliche Aufſichtsrecht auf 
Berträgen beruht, iſt es meggefallen; joweit dasjelbe auf einjeitigen Befehlen 
der Staatögewalt beruht, iſt es beitehen geblieben. 

Der Unterjchied zwiſchen den vertragsmäßigen Beltimmungen des Laſten— 
hejtes und den einfeitigen Verfügungen der Polizeigefege wird von den franzö— 
fiichen Juriften mit voller Schärfe gemadt. Dalloz jagt u. a.: „Le cahier 
des charges est la loi des parties; il lie non seulement la compagnie qui 
la accepte, mais le gouvernement lui-m&me, lequel ne peut y apporter 
de modifications sans le consentement des concessionnaires. Mais en de- 
hors des conditions imposdes par le cahier des charges les compagnies 
sont soumises à cerlaines dispositions legislatives ou röglementaires sous la 
surveillance de l’autorit@ du gouvernement . . . . . Dans l'intérêt de l’ordre 


!) Gejeß vom 15./21. Juli 1845 Art. 16 fi.; Ordonnang vom 15./21. November 1846 
Art. 61, 

2) Geile von 1845 Art. 5 bis 10, 

) Ordonnanz von 1846 Art. 63, 65, 67. 

*) Gefeß von 1845 Art. 22; Ordonnanz von 1846 Art. 39, 62, 
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publie et de la sécurité des personnes interviennent des lois criminelles 
et penales, prises en vertu du droit de souverainete et de police que 
[Etat n’aliene jamais et qui ne peut &tre aucunement entrave par les 
conventions qu'il aura prescrites.‘ ') 

Das Recht des franzöfiichen Staates, die Tarife der Oſtbahngeſellſchaft 
feftzulegen, war feine geießliche Befugnis, jondern eine vertragsmäßige Er: 
mädtigung. Allerdings —— Art. 44 der Ordonnanz von 15./21. No— 
venber 1846: „Aucune taxe, de quelque nature quelle soit, ne pourra 
ötre percue par la compagnie qu’en vertu d’une homologation 
du ministre des travaux publies.“ Dieje Vorſchrift hatte jedoch nicht den 
Sinn, daß der Miniſter nad) jeinem jubjeftiven Ermeſſen, aus volfswirtichaft: 
lihen oder andern Gründen, die vorgeichlagenen Tarifſätze genehmigen oder 
verwerten konnte; vielmehr mußte der Minifter die Beitätigung erteilen, wenn 
die in Zit. 4 des Laſtenheftes vereinbarten Marimalfäge nicht überichritten 
waren. Hombologation war aljo nicht gleichbedeutend mit approbation; eriteres 
bezeichnete die rein formale Feititellung, daß die Gejellichaft bei Normierung 
ihrer Tarife ſich innerhalb der vereinbarten Schranken gehalten hatte.?) Die Be: 
fugnis des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, die Tarife feſtzuſetzen, iſt aljo 
mit dem Wegfall des Laſtenheftes erlojchen. 


Der Umftand, daß der Reichafisfus Betriebsunternehmer der eljaß-loth: 
ringiihen Eijenbahnen geworden ift, hat die Anwendbarkeit der geſetzlichen 
Vorſchriften über die Beauffichtigung des Eijenbahnbetriebes nicht beeinträchtigt. 
Es it jehr wohl möglich, daß bei einem ftaatlichen Betriebe die Leitung des 
Betriebes und die Aufficht über denfelben ganz verichiedenen, von einander völlig 
unabhängigen Behörden anvertraut find. 


Nach SS 25 und 26 des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 fteht dem Reiche 
die Leitung und gleichzeitig die Beauffichtigung der Reichsbank zu. Die Leitung 
wird von dem Direktorium, die Auflicht von dem Kuratorium ausgeübt; beide 
Behörden find von einander gänzlich unabhängig.?) 

Die Rechtölage der von dem Reiche erworbenen Oftbahn in Eljaß-Lothringen 
war genau die gleiche wie die Rechtölage der von dem preußiichen Staat er: 
worbenen Privatbahnen in Preußen. Das preußiſche Gejeg vom 3. November 1838 
über die Eijenbahnunternehmungen war — ebenjo wie das franzöfiiche Gele 
vom 15./21. Juli 1845 — urjprüngli” nur dazu bejtimmt, die Rechts— 
verhältniffe der Privatbahnen zu regeln. Gleichwohl ift dasjelbe in Eonftanter 
Praris aud) auf Staatöbahnen angewendet worden, joweit die Anwendun 
einzelner Beſtimmungen nicht durch die Natur der Sache auögeichloffen war. g 
Ueber den Grund der Anwendung jagt Eger in ſeinem Handbuch des preußiſchen 
Eiſenbahnrechts: „Der Staatsfistus als Unternehmer von Eifenbahnen ift in 
Rüdfiht auf Bau, Betrieb und Verwaltung den nämlichen gejeßlichen Be— 
\hränfungen und Vorjchriften unterworfen, wie der — trag 
Staatsgewalt und Staatsfiskus ſind hier, wie auf andern Ge— 
bieten, ſtreng auseinander zu halten. Der Staat muß die ihm im 
öffentlichen Intereſſe verliehenen Befugniſſe, welche den Inhalt des Eiſenbahn— 


N Dalloz: Repertoire Bd. 44 ©. 889 Nr. 114. 

) Dalloz: Bd. 44 ©. 922 Nr. 296. 

N Laband: Staatöredht 4. Aufl. Bd. I ©. 374. 

Ge eorg Eger: — bes preußiſchen Eiſenbahnrechts (1889) Bd. I S. 85, 330, 
®. II S. 195, 291 Anm. 8 
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hoheitsredjtes bilden, auch den vom Staatsfistus betriebenen und verwalteten 
mann gegenüber zur Anwendung bringen.“ 

deutſche Reichsgericht hat gleichfalls wiederholt entichieden, daß die 
88 2 25 des preußiichen Eijenbahngejeges vom 3. November 1838 auch 
auf Staatöbahnen anzuwenden jeien.?) In einer dieſer Entſcheidungen wird 
ausgeführt: „Der Eiſenbahnbetrieb des Staates erſcheint nicht als ein in das 
Gebiet der allgemeinen Staatsverwaltung fallender Staatshoheitsakt, ſondern 
als ein Gemwerbebetrieb.“?) 

$ 320 des Strafgeſetzbuchs bedroht die Vorfteher einer Eifenbahn- 
geſellſchaft in gewiſſen Fällen mit Strafe. Nad) der herrichenden, von Eger 
gebilligten Anſicht find unter die Worfteher von Eijenbahngejellihaften im 
Sinne de3 genannten Paragraphen aud die Vorfteher von Staatsbahnen zu 
rechnen, da fein innerer Grund bejteht, bei dem Delikt des $ 320 zwiſchen 
Privatbahnen und Staatsbahnen zu unterjcheiden.*) 

Diejelben Gründe, welche dazu geführt haben, das preußiiche Eijenbahngejeg 
von 1838 und den 8 320 des Strafgeſetzbuchs auf Staatsbahnen anzumenden, 
müflen auch dazu führen, das franzöfiiche Gejeg von 1845 auf Staatsbahnen 
anzumenden. 

Die Gejege und Berordnungen über die Eifenbahnpolizei, welche im Jahre 1870 
in Geltung waren, find aljo nicht dadurd hinfällig geworden, daß der Reichs— 
fisfus die elſaß-lothringiſchen Privatbahnen erworben hat. Die polizeilichen Auf: 
fichtsrechte des Minifters der öffentlichen Arbeiten und der Präfekten find hier- 
nad) beitehen geblieben. 


IV. 


Prüfen wir nunmehr, welche Veränderungen in dem bisher geichilderten 
Rechtszuſtande unter deuticher Herrichaft eingetreten find. 

Als DVerwaltungsbehörde. it an Stelle des conseil d’administration der 
franzöſiſchen Oftbahn die „Kaiſ. Generaldireftion der Eijenbahnen in Elſaß— 
Lothringen“ eingejegt worden, deren Aufgabe nad) dem Allerhöchjiten Erlaß vom 
9. Dezember 1871 in dem vollftändigen Ausbau, der Verwaltung und dem 
Betriebe der Reichseiſenbahnen in Elfaß-Lothringen beiteht. 

Durch Erlaß vom 27. Mai 1878 wurde über der Generaldireftion noch 
eine zweite, höhere VBerwaltungsbehörde errichtet, das Reichsamt für die Ver- 
waltung der Reichseiſenbahnen in Berlin, deffen Aufgabe gleichfalls die Leitung 
der Berwaltung ift. 

Oberfte Berwaltungsbehörde ift der Reichskanzler, der nad) der Reichsver— 
faflung der einzige Reichsminiſter ift und in dieſer Eigenſchaft die Leitung 
aller unmittelbaren Reichöverwaltungen befitt. 

Als Auffichtsbehörde ift an die Stelle des franzöſiſchen Minifters der öffent: 
lihen Arbeiten der Reichskanzler getreten, welcher nad) $ 4 des Geſetzes vom 
9. Juni 1871 der einzige Minifter für Elfaß- Lothringen wurde und infolge 
deſſen Die Befugniſſe ſämtlicher franzöſiſchen Miniſter in ſeiner Hand vereinigte. 


Eg er: Bd. I ©. 34 bis 35; vgl. aud 3b. I ©. 30 Anm. 3. 

2) Preuß, AJuftiz.Minifterial: Blatt Bd. 44 (1882) ©. 302; Eger: Eiſenbahnrechtliche 
Entſcheidungen beutidjer Gerichte Bd. 4 (1886) ©. 286; Entfcheidungen des Reichsgerichts in 
Civilſ. Bd. 23 ©. 221, Bd. 32 ©. 283, Bd. 37 S. 26 269. 

) Entſch. des Reichöger. in Eivilf. Bd. 23 ©. 221. 

4) Eger: Handbud Bd. II ©. 195. 
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Durd 8 6 Abi. 2 des eljah-lothringiichen Gejetes vom 30. Dezember 1871 
betreffend die Einrichtung der Verwaltung wurde der Reichäfanzler ermächtigt, 
dem Oberpräfidenten diejenigen Befugniſſe ganz oder teilweiſe zu übertragen, 
welche nad) den in Geltung ftehenden franzöfiichen Gejegen von den Minifterien 
auszuüben waren. Bon diejer Ermächtigung hat der Reichskanzler aud) Gebraud) 
gemadt. Durch Belanntmahung vom 28. Januar 1872 hat er dem Ober: 
präfidenten die Ausübung aller Minifterialbefugniffe delegiert, ſoweit diejelben nicht 

1. bereits durch Reiche: oder Landeögejeg oder durch Kaif. Verfügung ges 
regelt waren, 

2. den Miniftern der auswärtigen Angelegenheiten oder des Krieges zu— 
ftanden oder die Verwaltung der indireften Steuern zum Gegenftand hatten. 


Durd) den erwähnten Erlaß vom 28. Januar 1872 find auch die Befug- 
niffe des Minifters der öffentlichen Arbeiten auf den Oberpräfidenten über: 
gegangen, wie dies in den Motiven zum Entwurf eines Gejeßes betreffend die 
Verfafſung und die Verwaltung Elſaß-Lothringens ausdrücklich anerfannt ift.') 
Die fragliche Delegation war indeljen eine rein perjönliche ; fie konnte jederzeit 
widerrufen werden. Auch behielt der Reichskanzler die politische Verantwortlichkeit. 

Durch das Neichögejeg vom 4. Juli 1879 nun ift das Amt des Ober: 
präfidenten aufgehoben worden; die durd; den Erlaß vom 28. Januar 1872 
bewirkte Delegation minifterieller Befugniſſe ift damit hinfällig geworden. Alle 
Befugniſſe und Obliegenheiten des Reichäfanzlers in eljah-lothringiichen Landes— 
angelegenheiten find auf den Statthalter übergegangen. Die Befugniffe und 
DObliegenheiten des Reichskanzlers in eljaß = lothringiihen Landesangelegenheiten 
bilden den Gegenjag zu den Befugniffen und Obliegenheiten des Reichskanzlers 
in Reichsangelegenheiten. Soweit die Kompetenz des Reichskanzlers durd) das 
Geſetz vom 9. Juni 1871 begründet war, ift fie auf den Statthalter übergegangen; 
joweit die Kompetenz des Reichskanzlers durch die Reichsverfaſſung begründet 
war, ift fie beftehen geblieben.?) Hieraus folgt: Seit dem 1. Oftober 1879 ge— 
hören die Funktionen des ehemaligen Miniſters der öffentlichen Arbeiten zur 
Zuftändigfeit des Statthalters. 

— der Präfekt Aufſichtsbehörde war, iſt er durch den Bezirkspräſidenten 
erjeßt.”) 

Zu den erwähnten Auffichtsbehörden ift durch das Reichögeieß vom 27. Juni 
1873 nod eine dritte Auffichtsbehörde hinzugefommen, das Reichseilenbahnamt 
in Berlin. Dasjelbe hat die Aufgabe, die dem Reiche zuftehenden Auffichts- 
rechte über jämtliche deutiche Eifenbahnen wahrzunehmen. Durd die Gründung 
diefer neuen Reichsbehörde jollten die Auffichtsrechte der beitehenden Landes— 
behörden nicht bejeitigt werden. Eine Bentralifierung aller ſtaatlichen Auffichts- 
rechte in der Hand des neuen Reichsorgans war von feiner Seite beablidhtigt. 
Dies ergibt ſich ſchon aus dem Wortlaut des Gejeges, in welchem nur von 


!, Reihstagäverhandlungen 4. Leg. II. Seifion 1879 Bd. VI Motive S. 1533. 

2) Motive S. 1534: „Der in $2 des Entwurfs ausgeiprochene Webergang der Befug— 
niffe und Obliegenheiten des Reichskanzlers in eliaßslothringiichen Landesangelegenheiten um— 
faßt aud die fonftitutionelle Werantwortlichkeit, wie anderjeits duch die Faſſung außer 
Zweifel geftellt wird, dab die Stellung des Reichsfanzlers, joweit fie auf der Reichs— 
verfajjung beruht. für die davon umfahten Gegenftände auch in Bezug auf Eliah- 
Lothringen nicht verändert werden ſoll.“ — Vgl. Laband: Staatöreht 4. Aufl. Bd. II 
S. 229 u 330; Leoni: Staatdreht von Eljah-Lothringen (1883) ©. 240; Leoni: Ber: 
faffungsreht von Elfaß-Lothringen (1892) S. 88/89. 

9 8 11 des elj.-lothr. Gejeßes vom 30. Dezember 1871. 
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der Auffiht „innerhalb der durd die Verfaſſung bejtimmten Zu: 
ftändigfeit des Reichs” die Rede iſt. Auch hat der Abgeordnete Miquel 
bei Beratung des fraglichen Geſetzes ausdrüdlic erklärt: „Davon, daß den 
Auffichtsbehörden der Einzelftaaten irgend weldye Befugniſſe, welche fie bis dahin 
in Bezug auf die Eifenbahnen hatten, entzogen würden, fteht in $ 5 nichts; 
es iſt auch durchaus nicht die Meinung geweſen, in diefer Beziehung irgend 
welche Einſchränkungen in den Rechten der Einzelftaaten zu machen; diejelben 
behalten die Befugniſſe in jeder MWeije.” ' 

Für Elſaß-Lothringen kommt nod) ein bejonderer Umstand Hinzu. Das 
Reichsgeſetz vom 27. Juni 1873 hat in Eljaß:Lothringen niemals verbindliche 
Kraft erlangt. Die Bekanntmachung im Neichögejegblatt hatte nur für das 
Geltungsgebiet der Reichsverfaflung rechtliche Wirkſamkeit; die Reichsverfaſſung 
aber — inäbelondere Art. 2 derjelben — galt im Jahre 1873 noch nit im 
Reichslande. Die Bekanntmachung des Gejeges im Yandesgejegblatt für Eljaß- 
Lothringen ift bis heute unterblieben. Infolgedeſſen kann das fragliche Gejet 
höchſtens als PVerwaltungsverordnung verbindlid jein. Eine Berwaltungäver: 
ordnung aber vermochte die gejehlich begründeten Auffichtsrecjte des Statthalters 
und des Bezirkspräfidenten nicht zu beleitigen. 


Die erwähnten Auffichtsrechte des Statthaltere und des Bezirfspräfidenten 
haben eine fundamentale Nenderung erlitten durd) zwei Verordnungen des Bundes: 
rat8 vom 5. Juli 1892. Die Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen 
Deutichlands beitimmt im $ 72: „Welche Behörden in jedem Bundesſtaate 
unter der Bezeichnung Landesauffichtsbehörde und Auffichtsbehörden im Sinne 
diefer Vorichriften zu verjtehen find, wird von der Bentralbehörde des Bundes- 
ftaates bejtimmt und dem Reichseiſenbahnamt mitgeteilt. Für die Reichs: 
eifenbahnen in Eljaß:Lothringen erfolgt dieſe Feſtſetzung und 
Mitteilung durd die zuitändige oberfte Reichsbehörde.“ Eine 
wörtlich gleichlautende Vorſchrift enthält $ 53 der Bahnordnung für die Neben: 
eifenbahnen Deutjchlands. Die Frage, welche verbindliche Kraft diefen Bundes- 
ratöverordnungen zukommt, ſoll ſpäter erörtert werden. Ob auf Grund der zitierten 
Vorſchriften überhaupt Ausführungsbeitimmungen ergangen find, iſt nicht be= 
fannt; jedenfalls find diefelben nicht veröffentlicht worden. Trotzdem find die 
fraglichen Vorſchriften von grumdjäßlicher Bedeutung für das Verhältnis des 
Statthalters und des Bezirfspräfidenten zu der Reichdeifenbahnverwaltung. Durd) 
diefe Vorichriften hat ſich das Reich vollftändig von der Aufficht der eljah- 
lothringiihen Yandesverwaltung emanzipiert. Die oberjte Reichsbehörde d. h. 
das Reichseifenbahnamt (Verordnung vom 23. November 1874) fann der elſaß— 
lothringiſchen Aufſichtsbehörde jederzeit alle polizeilichen Befugniſſe auf denjenigen 
Gebieten entziehen, welche in der Betriebsordnung und Bahnordnung vom 5. Juli 

1892 geregelt find. In den genannten Verordnungen aber wird nicht bloß der 
Eiienbahnbetrieb geregelt, jondern auch die Beichaffenheit, Unterhaltung und Bes 
wachung des Bahnkörpers, die Beihaffenheit, Unterhaltung und Unterſuchung der 
Betriebsmittel, jowie das Signalmejen. Wird den eljaßslothringiichen Behörden die 
Aufſicht über dieſe Dinge genommen, ſo bleibt von ihrem Aufſichtsrechte wenig 
oder gar nichts übrig. Seit dem 5. Juli 1892 alſo haben der Statthalter und 
die Bezirkspräſidenten ihre Aufſichtsrechte nur precario. Sobald fie von ihren 
Nechten einen der Eijenbahnverwaltung unbequemen Gebraud) machen, laufen 


) NReichötagsverhandlungen vom 13. Juni 1873, Sten. Ber. ©. 1127. 
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fie Gefahr, dieje Rechte überhaupt zu verlieren. Thatſächlich hat die eljaß- 
lothringiiche Landesverwaltung auf Handhabung ihres Aufſichtsrechtes gegenüber 
den Reichseiſenbahnen jchon längst verzichtet. Dies ergiebt fi) aus der Mi— 
nifterialverordnung vom 24. März 1890 88 27 und 31. In den genannten 
Paragraphen wird unterichieden zwiſchen den Angeftellten bei den der Aufſicht 
der Yandesverwaltung unterftellten Eilenbahnen und zwilchen den 
Beamten der Reichsetienbahnen. 


V. 


Die deutſche Reichsverfaſſung iſt in Elſaß-Lothringen am 1. Januar 1874 
in Kraft getreten. Abſchnitt VII der Reichsverfaſſung iſt jedoch ſchon Früher, 
durch Geſetz vom 11. Dezember 1871, im Reichslande eingeführt worden. Durch 
Einführung der Art. 41 bis 47 der Verfaſſung find dem Reiche feine neuen 
Rechte in Eljaß-Lothringen erwachſen. Auch ohne den Art. 41 konnte das Reich 
jede beliebige Eilenbahn im Reichslande bauen. Auch ohne die Art. 43, 45 
und 46 konnte das Reid) die im übrigen Reichsgebiet geltenden Bahnpolizei- 
reglements, Betrieböreglements und Zarife in Eljaß-Lothringen einführen. Auch 
ohne Art. 47 war die Verwaltung der Reicjseilenbahnen verpflichtet, den An: 
forderungen der Neichäbehörden betreffend die Benußung ber Eijenbahnen zum 
Zwede der Verteidigung Deutjchlands unweigerlich Folge zu leiſten. 

Wenn die Einführung des Abichnitts VIL der Reichsverfaſſung in Elſaß— 
Lothringen überhaupt eine juriftiihe Bedeutung hatte, jo kann diejelbe nur in 
jolgenden Punkten gefunden werden: 

1. Durch Art. 43 und 45 der Neichöverfaflung wurde die Zuftändigfeit 
des Bundesrats begründet, Normalbeitimmungen über Bau, Nusrüftung, Betrieb 
und Bahnpofizei für die Reichdeifenbahnen zu erlaſſen.) 

2. Durch Abjchnitt VII der Reichsverfaſſung wurde ein Recht der einzelnen 
Bundesregierungen gegenüber dem Reiche begründet, daß die Vorjchriften des 
genannten Abjchnitts über einheitliche Anlage, Ausrüftung, Verwaltung und 
Betriebseinrichtungen aller deutichen Eijenbahnen, über den Anjchluß neuer 
Bahnen, über ein gemeinfames Tarifſyſtem auch auf die Reichseifenbahnen An— 
wendung finden jollten. 

Auf Grund des Abjchnitts VII der Neichöverfaffung hat der Bundesrat 
eine Reihe von Verordnungen erlafjen, deren Giltigfeit beftritten ift: 

1. die Bahnpolizeireglements vom 3. Juni 1870, 29. Dezember 1871, 
4. Januar 1875, 30. November 1885, an deren Stelle jet die Betriebsordnung 
für die Haupteifenbahnen Deutichlands vom 5. Juli 1892 getreten ift; 

2. die Betriebareglements vom 10. Juni 1870 und 11. Mai 1874, an 
deren Stelle die Verkehrsordnung vom 15. November 1892 bezw. 26. Oktober 
1899 getreten iſt; 

3. die Signalordnung vom 4. Januar 1875, 30. November 1885 und 
>. Juli 1892; 

4. die Bahnordnung für deutiche Eijenbahnen untergeordneter Bedeutung 
vom 12, Juni 1878, an deren Stelle jett die Bahnordnung für die Nebeneijen- 
bahnen Deutichlands vom 5. Juli 1892 getreten iſt; 

5. die Normen für die Konftruftion und Ausrüftung der Eijenbahnen 
Deutihlandse vom 30. November 1885, melde durch die Normen für den Bau 


1) Saband: Staatsrecht Bd. III S. 114.. (4. Aufl.) 
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er r ENG der Haupteifenbahnen Deutichlands vom 5. Juli 1892 
erjegt find; 

6. Beftimmungen über die Befähigung von Bahnpolizeibeamten und Loko— 
motivführern vom 12, Juni 1878, welche durch die Beitimmungen über die Be- 
fähigung von Eijenbahnbetriebsbeamten vom 5. Juli 1892 erjet find. 

7. Beftimmungen über die Verladung und Beförderung von lebenden Tieren 
auf Eijenbahnen vom 13. Juli 1879 und 28. November 1887. 

Berichiedene Schriftiteller, insbejondere Mar v. Seydel und Hänel, be- 
haupten, der Bundesrat jei nicht zuftändig, zur Ausführung der Art. 42 bis 45 
der Reichsverfaſſung Rechtsverordnnungen mit der verbindlichen Kraft materieller 
Reichsgeſetze zu erlaffen; die erwähırten Verordnungen des Bundesrats jeien nur 
injoweit giltig, als fie von den einzelnen Landesregierungen nad) Maßgabe des 
partifulären Staatsrechts verkündet worden jeien.) 

Arndt und Zorn dagegen erklären die genannten Verordnungen des 
Bundesrat für giltige Rechtöverordnungen des Reichs; der Bundesrat ſei be: 
fugt, die in Art. 42 bis 45 näher bezeichneten Materien mit verbindlicher Kraft 
für das ganze Neichägebiet durch Rechtsverordnungen zu regeln.?) 

Eine dritte Anfiht wird von Laband vertreten. Derjelbe führt aus: Der 
Erlaß von Bahnpolizeireglements und Betriebsreglements gehöre nicht zur 
Kompetenz des Reiches, jondern zur Kompetenz der Einzelftaaten; dagegen jei 
das Reich berechtigt, gemäß Art. 43 Sat 2 der Reichaverfaffung allgemeine 
Verwaltungsvorichriften über die Eijenbahnbauten und das Betriebsmaterial zu 
erlaffen.”) Nach dieſer Anficht find alfo die vom Bundesrat beichlofienen Normen 
für den Bau und die Ausrüftung der Haupteifenbahnen Deutjchlands unmittel- 
bar verbindlid; die übrigen Bundesratsverordnungen auf dem Gebiete des 
Eifenbahnmejens begründen nur eine Verpflichtung der Bundesregierungen zur 
Publikation. 

Was zunädhit die Ba al — betrifft, jo beitimmt Art. 43 Sat 1 
der Reichsverfaſſung: „Es Jollen demgemäß mit thunlichiter Beichleunigung 
übereinjtimmende Betriebseinrichtungen getroffen, insbejondere gleihe Bahn— 
polizeireglement3 eingeführt werden.“ 

Diejer Sat kann einen doppelten Inhalt haben. Er kann bedeuten: 

1. die gemäß Art. 43 erlaffenen Bahnpolizeireglements jollen ala ge— 
meines Recht im ganzen Deutihen Reiche gelten ; 

2. die erwähnten Bahnpolizeireglements jollen al3 übereinftimmendes 
Partitularreht im ganzen Deutichen Reiche gelten. 


Der Wortlaut der Reichöverfaffung jpricht für die zweite Auslegung. Aus 
der verichiedenen Redaktion der drei aufeinanderfolgenden Sätze in Art. 42 und 43 
muß mit Notwendigkeit geichloffen werden, daß nicht das Reid), ſondern die in 
Art. 42 erwähnten Bundesregierungen die Bahnpolizeireglements einführen jollten. 
Auch Hätte es feinen vernünftigen Sinn gehabt, den Ausdrud „gleiche“ 
Bahnpolizeireglements zu gebrauchen, wenn Art. 43 Sat I dem Reiche die 


) 0. Seydel: Kommentar zur Verfafiungsurfunde für das Deutſche Reich, 2. Aufl. 
(1897), ©. 274 bis 279; Hänel: „Die organijatoriihe Entwidlung der deutſchen u. 
verfafiung“ (1880) ©. 73, 83 bis 84. — Hänel: Deutiches Staatsredt 11892, ©. 64 

) Arndt: „Ueber die ftaatsrehtlihen Grundlagen des Rechtes der — im 
Archiv für öffentliches Recht Bd. XI (1896) ©. 373 bis 375; Arndt: „Das Staatsreht des 
Deutichen Reiches“ (1901) S. 310 bis 311; Zorn: „Das Staatsredt des Deutichen Reiches“ 
(2. Aufl.) Bd. II (1897) ©. 304 

»), Laband: Staatsrecht, 4. Aufl, Bd. III ©. 111, 114, 117, 
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Berugnis beilegen wollte, ein einheitliches Bahnpolizeireglement für das 
gelamte Reichögebiet zu erlaffen. Daß eine Rechtsverordnung des Reichs, welche 
auf Grund der Reichöverfaffung für das ganze Reich verkündet wird, in allen 
Bundesftaaten „gleich“ oder vielmehr genau „diejelbe“ iſt, verfteht ſich doch 
von ſelbſt umd bedarf feiner bejonderen Hervorhebung in der Verfaſſung. 

Die Entftehungsgeihichte des Art. 43 bietet gleichfalls feinen Anhaltspunkt 
dafür, daß dieſer Artikel eine feinem Wortlaut widerjprechende Bedeutung haben 
ol. Die enticheidenden Ausdrüde waren ſchon in Art. 40 des Entwurfs einer 
Verfaſſung des Norddeutichen Bundes enthalten und find unverändert geblieben. 

Noch viel Elarer und einfacher liegt die Sache bei dem Eifenbahnbetriebs- 
reglement. Art. 45 der Reichöverfaffung beftimmt: „Das Reich wird namentlich 
dahin wirken, daß baldigft auf allen deutichen Eifenbahnen überein- 
ftimmende Betrieböreglements eingeführt werben.“ Mit Recht jagt Hänel: 
niemal3 werde es auch den gemwagteiten Interpretationen gelingen, den Wortlaut 
des Berfaffungstertes „dahin wirken”, „übereinftimmende Reglements“ 
(Plurad und „eingeführt werden“ aſſivum) jo weit zu beugen, daß 
darın die Ermächtigung gefunden werden fünne, von Reichswegen eine einheitliche 
Rechtsverordnung für das ganze Reichsgebiet zu erlafjen.?) 


Zu diefem völlig Klaren und unzweideutigen Wortlaut des Art. 45 kommt 
num noch die Entjtehungsgeichichte desjelben. Art. 40 des Entwurfs der Verfaſſung 
des Norddeutichen Bundes jchrieb vor: „Es jollen demgemäß in thunlichiter 
Beihleunigung gleihe Betriebseinrihtungen getroffen, insbeſondere gleiche 
Bahnpolizeis und Betrieböreglements für Perjonen: und Güter- 
transport eingeführt werden.“ In der Sigung vom 1. April 1867 beantragten 
die Abgeordneten Michaelis und Genoſſen, die Worte „und Betriebsreglements“ 
in Art. 40 zu ftreichen und dagegen dem Art. 42 folgende Faſſung zu geben: 
„Dem Bunde fteht die Oberaufficht über jämtliche Eijenbahnen des Bundes: 
gebiets, inöbejondere die Kontrolle über das Tarifweſen, zu. Derjelbe wird in 
Ausübung diefer Berugniffe namentlich dahin wirken, daß baldigft auf den 
Eijenbahnen im Gebiet des Bundes übereinjtimmende Betriebsreglements ein: 
gerührt werden.“,“) Die erwähnten Anträge hatten die Tendenz, die in dem 
Regierungsentwurf dem Bunde beigelegte Machtbefugnis abzujhwächen und die 
Freiheit der Eifenbahnen gegenüber dem Bunde zu ftärken. Der Abgeordnete 
Michaelis hat dies in jeiner Rede vom 1. April 1867 offen ausgeſprochen. 
Derjelbe führte aus: Die Antragfteller hätten aus der Auflage, gleiche 
Betrieböreglements einzuführen und zu erhalten, eine Inſtruktion gemadt, 
auf Herftellung und Aufrechterhaltung übereinftimmender Betrieböreglements 
binzuwirfen. Die Aenderung beruhe auf zwei Gründen. Bis jeßt jeien die 
Betriebsreglements ftet3 zuftande gefommen auf dem Wege der Vereinbarung 
zwilhen den Eilenbahnverwaltungen. Staats: und Privatbahnen hätten im 
Verein Deuticher Eifenbahnen gemwiffermaßen gleichberechtigt miteinander verkehrt, 
ihre Erfahrungen auögetaufcht und gemeinfame Beichlüffe gefaßt. In dem 
Augenblid, in dem der Bund das Recht erhalte, einfeitig gleiche Betriebsreglements 
aufzulegen, höre der Verkehr unter Gleichen auf, der loyale Austaujch der 
Meinungen, die loyale Berüdfichtigung der gegenfeitigen Intereſſen in den Ver— 
bandlungen des Vereins höre auf; ſie könnten ſich nicht mehr jo fruchtbar 


) Sän el: Deutfches Staatsreht Bd. I ©. 656. 
Fr Abänderungsvorihläge Nr. 65 ©. 62/63 der Anlagen zu den Reichstagsverhandlungen 
867. 
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erweifen wie bisher. "Der zweite Grund für die Nenderung ſei die Fortentwicklung 
des Betrieböreglements. Man müfle, um Reformen zu ermöglichen, der einzelnen 
Eijenbahn die Möglichkeit geben, Experimente zu maden. Weder die Privat: 
bahnen noch die Bundesitaaten auf ihren Staatsbahnen fünnten Experimente 
machen, wenn ihnen die Pflicht auferlegt würde, gleiche Betriebsreglements zu 
haben. Die Zukunft des Verkehrs beruhe nicht auf dem Zwange, jondern auf 
der Freiheit des Eijenbahnwejens. ') 


Die Anträge der Abgeordneten Michaelis und Genoſſen find mit geringen 
Aenderungen vom Neichötage angenommen worden; fie bilden die Grundlage 
des Art. 45 der Norddeutichen Bundesverfaifung und der Deutichen Reichs- 
verfailung. 


Was endlicd) die gemäß Art. 43 Sat 2 erlaffenen Normen für den Bau 
und die Ausrüftung der Haupteilenbahnen Deutichlands betrifft, jo muß an: 
erfannt werden, daß der Wortlaut des genannten Verfaffungsartifels nicht voll- 
fommen Kar iſt. v. Seydel verfteht unter „Sorge tragen“ nur eine moraliiche 
Einwirkung ;?) Laband dagegen nimmt an, der Ausdruck „Sorge tragen“ 
enthalte die Befugnis, Normalbejtimmungen aufzuftellen, welche für die Eifenbahn: 
verwaltungen unmittelbar verbindlich jeien.”) Die Entitehungsgeihichte des 
Art. 43 gewährt im vorliegenden Falle feinen Aufichluß. Art. 40 Satz 2 des 
Entwurfs iſt im Reichstage ohne Debatte angenommen worden. 


Tür die Auslegung des Art. 43 ift meines Erachtens von Erheblichkeit, 
daß genau diejelben Worte in dem Reichsgeſetz vom 27. Juni 1873 betreffend die 
Errichtung des Reichseifenbahnamts wiederfehren. Nach $ + Ziff. 2 dieſes Gejeßes 
hat das Reichseilenbahnamt innerhalb der durch FR Verfaſſung beitimmten 
Zuftändigfeit des Reichs „Tür die Ausführung der in der Reichsverfaflung 
enthaltenen Beitimmungen, jowie der jonftigen auf das Eijenbahnmwejen bezüg: 
lichen Gejege und verfaflungsmäßigen VBorichriften Sorge zu tragen“. leid): 
wohl ift nod) niemals behauptet worden, daß das NReichseifenbahnamt auf Grund 
‚der zitierten Gejegesvorichriit befugt jei, allgemeine Normen aufzuftellen, 
die für die Eifenbahnverwaltungen unmittelbar verbindlich wären.‘) Es beiteht fein 
Grund für die Annahme, daß „Sorge tragen“ in Art. 43 der Reichsverfaſſung 
etwas anderes bedeuten joll, als „Sorge tragen” in $ 4 des Gejeßes vom 
27. Juni 1873. 


Die Anficht von Yaband bietet nody eine andere Schwierigkeit dar. Wenn 
man mit Zaband annimmt, daß „das Reich“ befugt it, allgemeine Normen 
über Bau und Ausrüftung der Eijenbahnen aufzuftellen, jo iſt damit die Frage 
nod nicht gelöft, welches Organ des Reiches dieſes Recht ausüben joll. Art. 7 
Ziff. 2 der Reichsverfaſſung gewährt dem Bundesrate nur das Recht, Ber: 
ordnungen aut Ausführung von Reichsgeſetzen zu erlaffen. Ein generelles 


) Reichötagsverhandlungen vom 1. April 1867, Sten. Ber. ©. 504/509. 

®, v. Seydel: Kommentar ©. 275. 

2) Baband: Staatsreht Bd. III S. 114. (4. Aufl.) 

9 Vgl. Neichstagsverhandlungen über den Antrag Elben und Genoflen betreffend Er: 
richtung eines Reichseiſenbahnamts vom 17. Mai, 28. Mai, 29. Mai und 14. Juni 1875, 
Sten. Ber. S. 706, 866, 893, 1136ff. — insbeiondere Rede des Abg. Mohl, Sten. Ber. 
©. 1143: „Ich nehme an, daß der Art. T Nr. 2 der Reihsverfaflung nicht abgeändert werden 
fol, auch fünftig die verfaliungsmähigen Vorjhriften, deren der $ 4 Abi. 2 des vorliegenden 
Gejeßentwurfs erwähnt, nur vom Bundesrat ausgehen können.” — Hänel: Staatsrecht 
©. 6599; Laband: Staatsreht Bd. II ©. 132. (2. Aufl.) 
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Berordnnungsrecht zur Ausführung der Reichsverfaſ ſung beſitzt der Bundes— 
rat zweifellos nicht. 

Aus dem Wortlaut der Art. 42 bis 45 ſowie aus der Entſtehungsgeſchichte 
derſelben muß alſo gefolgert werden, daß der Bundesrat keine Befugnis hat, 
das Bahnpolizeireglement, das Betriebsreglement und andere Reglements auf 
dem Gebiet des Eiſenbahnweſens als Rechtsverordnungen oder Verwaltungs: 
verordnnungen des Reiches zu erlajlen. 

Arndt gibt aud) offen zu, daß der Wortlaut der Verfaſſungsvorſchriften 
nicht zu Gunften jeiner Theorie angeführt werden kann.) Er Jucht die Rechts- 
verbindlichkeit der von dem Bundesrat erlaffenen Reglements in folgender Weiſe 
zu begründen: Die gejeßgebenden Traktoren des Reichs hätten die Art. 43 und 
45 in dem Sinne auägelegt, daß der Bundesrat berechtigt jei, die in den 
genannten Artikeln erwähnten Reglements allein zu erlaflen. Der Reichstag 
habe am 5. Mai 1869 durd) Annahme des Antrags v. Luck und Genofjen ans 
erfannt, daß er bei Erlaß der fraglichen Reglements nicht mitzuwirken habe; 
er habe die Regelung im Verordnungswege geradezu gefordert. ?) Der Bundes: 
rat habe jeine Anficht über die Auslegung der Art. 43 und 45 dadurd zu 
erfennen gegeben, daß er einmütig die Reglements beſchloſſen habe.”) 


Hierauf ift zu erwidern: Die Reichsverfaſſung kann nur durch Reichsgeſetz 
authentiich- interpretiert werden. Solange eine ſolche authentiiche Interpretation 
nicht vorliegt, find alle Rejolutionen des Reichstags und alle Beichlüffe des 
Bundesrats nur ſchätzbares Material, welches eine logiſche und wiſſenſchaftliche 
Interpretation nicht ausſchließt. Sodann fann aus der Annahme des Antrags 
von Luck nur geichloflen werden, daß der Neichätag den Erlaß der Reglements 
gefordert hat, nicht aber, daß er den Erlaß derjelben „von Reichswegen 
und durd den Bundesrat” gefordert hat. 

Arndt ftüßt die Rechtögiltigkeit der vom Bundesrat erlaflenen Reglements 
ferner auf Art. 7 Ziff. 2 der Reichsverfaſſung.“ Derjelbe legt dem Bundesrat 
ausdrüdlic) das Necht bei, Ausführungsverordnungen zur Reichsver— 
faljung zu erlajien.’) An eine ſolche Erweiterung der Macht des Bundes- 
rates hat jedoch bei Aenderung des Art. 37 der Norddeutichen Bundesverfaffung‘ 
fein Menſch gedadjt. Die erwähnte Anfiht von Arndt wird weder durch den 
Wortlaut des Art. 7 noch durch jeine Entjtehungsgeichichte gerechtfertigt.) 

Zorn vertritt die Meinung, der Bundesrat habe ald „Träger der 
Zentralgewalt“ ein jelbitändiges Reichsverordnungsrecht, ) allein auch dieſe 
Anſicht findet weder in dem Text der Reichsverfaſſung noch in der Entſtehungs— 
geſchichte derſelben irgend eine Stütze. Der Ausdruck „Träger der Staats— 
gewalt“ iſt überhaupt kein feſter juriſtiſcher Begriff, ſondern eine höchſt un— 
beſtimmte, unklare und vieldeutige Bezeichnung, wie ich an anderer Stelle bereits 
nachgewieſen habe.*) 

Verſchiedene andere Streitfragen auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens haben 


9 Arndt: Arhiv Bd. XI ©. 367; Staatsreht ©. 308. 

) Arndt: Ardiv Bd. XI ©. 371 "bis 372; Staatsreht ©, 309. 

2 Arndt: Arhiv Bd. XI ©. 374; Staatsrecht ©. 310. 

“4 Arndt: Archiv Bd. XI ©. 375; Staatsreht ©. 311. 

5) Arndt: Staatsreht S. 202: „Das Recht zum Erlaſſe von Ausführungsverordnungen 
fteht dem Bundesrate zu nicht bloß bei Reichsgeſetzen, jondern auch bei der Reichsverfaſſung.“ 

% Raband: Staatäreht Bd. I ©. 238. (4. Aufl.) 

— Zorn: Staatsrecht Bd. I ©. 485 bis 486. 

8, Preußifche Jahrbücher Bd. 103 (1901) Heft 2 S.264 bis 268. 
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heute nur noch Biftoriihe Bedeutung. Hiezu gehört die Frage, ob die vom 
Bundesrat beichloffenen Reglements im Reichögeleßblatt verfündet werden müfjen 
oder ob die Bekanntmachung im „Gentralblatt für da8 Deutjche Rei“ genügt ; 1) 
die gegenwärtig in Geltung ftehenden Reglements find jämtlid im Reichögejeg- 
blatt verfündet worden. Ohne praftiiche Bedeutung ift ferner die Frage, ob die 
alten Betrieböreglements von 1870 und 1874, jowie die frühere Verkehrsordnung 
von 1892 Verwaltungsbefehle oder Rechtsverordmungen waren. Es jteht un- 
bejtritten jeft, daß die neue Verkehrsordnung von 1899 nicht Verwaltungsvor- 
ichriften, ſondern Rechtsnormen enthält 2) Hiedurch erledigen ſich die Aus— 
führungen, welche Gerftner in jeiner Abhandlung: „Eiſenbahn-Betriebs-Regle— 
ment und Verkehrs-Ordnung, ihre Entftehung und ihre rechtliche Natur“ über 
die ältere Verfehrsordnung von 1892 gemacht hat.?) 

In einem Auffage „It die Eiſenbahn-Verkehrs-Ordnung rechtsgültig?" hat 
Laband die Anficht aufgeftellt, daß die vom Bundesrat am 26. Oftober 1899 
erlaffene Verfehrsordnung der. rechtlichen Grundlage entbehre und infolgedeflen 
unverbindlich jei. Die fragliche Verkehrsordnung enthalte Rechtsnormen zur Er- 
gänzung des Handelsgeſetzbuchs; der Bundesrat könne dieſe Recdhtönormen im 
Wege der Rechtsverordnung nur dann erlaffen, wenn er durch eine |pezielle reichs— 
gejeßliche Delegation hiezu ermächtigt jei; dieſe Delegation fehle im vorliegen- 
den Tralle.*) 

Ich halte die Beweisführung von Laband nicht für zwingend. Die Ver: 
kehrsordnung von 1899 ift zweifellos eine Rechtsverordnung zur Ausführung des 
Handelsgeſetzbuchs, welches in zahlreichen Paragraphen auf die genannte Aus— 
führungsverordnung verweift.°) Zum Erlaß der erwähnten Ausführungsverord- 
nung it der Bundesrat gemäß Art. 7 Ziff. 2 der Reichsverfaſſung zuftändig. 
Wie Arndt in überzeugender Weile nachgewieſen hat, bedeutet der Ausdruck 
„die zur Ausführung der Reichögejege erforderlichen allgemeinen Verwaltungs 
vorſchriften“ in Art. 7 nicht Vorſchriften, welche bloß für die Verwaltungsbehörden 
gelten jollen, jondern Borjchriften, welche von einer Verwaltungsbehörde (dem 
Bundesrat) aufgeftellt werden.“) Verwaltungsvorſchriften im letzteren Sinne 
können auch Rechtsnormen ſein. Auch diejenigen, welche eine beſondere Delegation 
des Verordnungsrechtes an den Bundesrat für nötig halten, müſſen ferner zu— 
geben, daß dieſe Delegation nicht blos expressis verbis, ſondern implicite, durch 
fonkludente Handlungen bezw. Aeußerungen erfolgen kann. Solche konkludente 
Aeußerungen aber hat Harburger in feiner gegen Laband gerichteten Ab— 
handlung nachgemiejen.‘) 

Die Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 ift alfo als eine giltige Rechts: 
verordnung des Reiches anzujehen. 





) Bgl. 3.2. die Schlußbeftimmung des früheren Betriebsreglements vom 11. Mai 1874 
und $ 74 Abſ. 3 des —— Bahnpolizeireglements vom 4. Januar 1875; Laband: Staats- 
recht 4. Aufl. Bd. II ©. 1 

2, Gareiß: Handausgabe bes — — (1898) ©. 395; Deutſche Juriſten- 
zeitung von 1900 S. 509 und von 1901 S. 5 

9) Brauer im Archiv für öffentliches — Bd. XI ©. 161 bis 197. 

) Deutiche Juriftenzeitung vom 15. Dezember 1900 Nr. 24 ©. 509. 

5), Mal. SS 454, 459 Ziff. 6, 460, 462 bis 466, 471, 472 des Handelsgeſetzbuchs. 

%, Arndt: Das Staatsreht des Deutichen Reiches S. 200 ff. 

”) Deutiche Yuriftenzeitung vom 1. Februar 1M1 Nr. 3 ©. 59. — Bol. au Kauf: 
mann in der Deutichen Yuriftenzeitung vom 15. April 1901 ©. 185. 
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VI 


In den biöherigen Erörterungen ift nachgewieſen worden, daß die vom 
Bundesrat auf Grund des Abjchnitts VII der Reichäverfafjung erlaffenen Regle— 
ments — mit alleiniger Ausnahme der neuen Berfehrsordnung — feine 
Reichögelege im materiellen Sinne find. Es ſoll nunmehr unterjucht werden, 
ob diejelben als landesrehtlihe Normen in Eljah-Lothringen Geltung 
erlangt haben. Dat der Reichskanzler ala Chef der Reichseiſenbahnen die frag: 
lihen Reglements als DVerwaltungsverordnungen mit verbindlicher Kraft für 
die Eitenbahnbehörden erlafien konnte, bedarf feiner Ausführung. Es handelt 
fih aber um die frage, ob der Reichäfanzler die erwähnten Reglements ala 
Rechtöverordnungen mit verbindlicher Kraft für jedermann erlaflen fonnte. Die 
neueren diejer Reglements find überhaupt nicht im Gefeßblatt für Eljaß-Lothringen 
veröffentlicht worden; dagegen ift dies bei verjchiedenen älteren Neglements ge: 
ihehen, 3. B. bei dem Bahnpolizeireglement durch Bekanntmachung vom 
22. Dezember 1871. Die Publikation ift nicht durch den Kaiſer erfolgt, auch 
nicht durch den Reichsfanzler, jondern durch einen Stellvertreter des Reichs— 
kanzlers (Delbrüd).') 


Nach franzöſiſchem Verwaltungsrecht fteht die Befugnis, Polizeiverordnungen 
zu erlaſſen, an und für jih nur dem Staatsoberhaupt, den Präfekten und 
den Bürgermeiltern zu, dagegen nicht den Miniftern. Die „cireulaires nıini- 
sterielles” find nur Verwaltungsverordnungen ; fie haben Verbindlichkeit nur 
für die Werwaltungsbehörden.’) Ausnahmsweiſe jedoch kann ein franzöfiicher 
Miniſter Bolizeiverordnungen dann erlaſſen, wenn ihm eine ſolche Befugnis 
ausdrüdlicy delegiert worden iſt. Die Kgl. Ordonnanz vom 15./21. No— 
vember 1846 enthält nun zahlreiche Delegationen des Verordnungsrechtes zu 
Guniten des ministre des travaux publics.’) Dieſe Ordonnanz ift zweifellos 
rechtägiltig. Diejelbe beruht auf der allgemeinen Ermächtigung, welcher Art. 13 
der Charte constitutionelle vom 14./24. Auguft 1830 dem Könige erteilte: 
„Le roi.... fait les reglements et ordonnances necessaires pour l’ex&- 
eution des lois.“ Die fragliche Ordonnanz war ferner nad) ihrer Weber: 
ſchrift nicht bloß für Privatbahnen gegeben, jondern ganz allgemein für 
alle Eijenbahnen erlaſſen. Der Titel derjelben lautete: „„Ordonnance portant 
reglement sur la police, la sürete et l’exploitation des chemins de 
fer.“ Ebenjo war das Gejeß vom 15./21. Juli 1845 „sur la police des 
chemins de fer“ in jeiner Wirfjamfeit keineswegs bloß auf Privatbahnen 
beichränft, jondern für alle Arten von Eijenbahnen giltig. Im Art. 22 des 
Gejeßes war jogar der Tall ausdrüclich vorgejehen, daß eine Eiſenbahn vom 
Staate betrieben wurde. 


Hienach erſcheint die Annahme gerechtfertigt, daß in den Jahren 1871 bis 
1879 der Reichskanzler als Miniſter der öffentlichen Arbeiten in Elſaß-Lothringen 
auf Grund der Ordonnanz von 1846 Bahnpolizei- und Betriebsreglements er— 
laſſen konnte. 


Es entſteht nun aber die weitere Frage, ob auch ein anderer Beamter an 
— 9 Geſetzblatt für Elſaß-Lothringen von 1872 S. 6 und 92. 
) Ducrocq: Cours de droit administratif,. 4. Aufl. (1874), Bd. 1 S. 43 bis 44; 
Otto ‚„Maper: Theorie des franzöftichen Verwaltungsrechts (1886) ©. 52. 
5) Mol. 5. B. Art. 2, 3, 4, 5, 10, 17, 22, 23, 24, 25, 29, 30, 35, 43, 44 ac. ber 
Ordonnang vom 15./21. November 1346. 
Annalen des Deutichen Relchs. 1902. 9 
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Stelle und in Vertretung des Miniſters diefe Reglements erlaffen durfte, ob 
namentlich ein Reichsbeamter die Funktionen des eljaß-lothringiihen Minifters 
für öffentliche Arbeiten ausüben durfte. Welche Legitimation hatte der Präfident 
des Reichskanzleramtes Delbrüd, in dem Bereich) der eljaß-lothringiichen Landes- 
verwaltung Recdtsverordnungen zu erlaffen? Das Reichägejeg vom 17. März 
1878 kommt bier nicht in Trage. Dasjelbe eriftierte überhaupt noch nicht, als 
Delbrüd das Bahnpolizeireglement und das Betrieböreglement in Elſaß— 
Lothringen einführt. Die Gründe, welche zum Erlaß des Stellvertretungs: 
gejeßes von 1878 geführt haben, müſſen auch zu der Annahme führen, daß die 
Funktionen des Reichskanzlers als Landesminifter für Eljaß-Lothringen vor dem 
17. März 1879 nicht durch Stellvertreter wahrgenommen werden fonnten.”) 

Bei dem Erlaß der jpäteren Bahnpolizeireglements, Betriebs: und Verkehrs— 
ordnungen von 1885, 1892 und 1899 hatte der Reichskanzler feine Funktionen 
als Miniſter für Eljaß:Lotyringen bereits verloren. Dieſe jpäteren Reglements 
aljo können nicht als landesrehtliche Normen von dem eljaß-lothringiichen Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten auf Grund der Ordonnanz von 1846 erlaffen jein. 

Zu diefen Bedenken fommt noch ein weiterer Umstand. Ein großer Teil 
der in den Bahnpolizei- und Betriebsreglements enthaltenen Vorſchriften betraf 
Gegenstände, die in Eljaß-Lothringen bereit3 durch Gejeg und Kal. Ordonnanz 
geregelt waren. U. a. ſeien hier folgende Beilpiele herausgegriffen : 


Gesetz von 1845. | Bahnpolizeireglement 

Art. 4: Tout chemin de fer sera | von 1870. 
clos des deux cötes et sur toute | $ 4. Einfriedigungen müffen da 
l’etendue de la voie. angelegt werden, wo die gewöhnliche 
Bahnbewachung nicht Hinreiht, um 





Menichen oder Vieh vom Betreten 
der Bahn abzuhalten. 
Ordonnanz von 1846. Bahnpolizeireglement 
Art. 65: L’entree des voitures | von 1870. 
est interdite à toute personne en | $ 63. Trunkene Perjonen dürfen 
elat d’ivresse. zum Mitfahren nicht zugelaffen wer— 
den. 
Ordonnanz von 1846 ' Betriebsreglement von 1870. 
Art. 67: Aucun chien ne sera 8 22. Hunde und andere Tiere 
admis dans les voitures servant au | dürfen in den Perſonenwagen nicht 
transport des voyageurs; toutefois | mitgeführt werden. Ausgenommen hie: 
la compagnie pourra placer dans von find jedoch kleine Hunde, welche 
des caisses de voitures speciales | auf dem Schoße getragen werden, 
les voyageurs qui ne voudraient | ſofern gegen deren Mitnahme von 
pas se separer de leurs chiens, den Mlitreifenden desjelben Goupes 
pourvu que ces animaux soient Einſpruch nicht erhoben wird. 
museles en quelque saison que ce 


soit. | 


') Vgl. die Reichstagsverhandlungen vom 13. April 1577 und die Motive zum Entwurf 
eines Gejehes betreffend die Stellvertretung des Reichsfanzlers (Drudjahen Nr. 36 III. Leg. 
Periode Il. Sell. 1878); Hänel: Die organifatoriihe Entwidlung der deutſchen Reichs— 
verfaflung (1880) ©. 34; Laband: Staatöreht Bd. I S. 357. (4. Aufl.) 
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Die praftiiche Bedeutung der Frage, ob die Vorichriften der Franzöfiichen 
Ordonnanz oder die gleichlautenden Vorſchriften des deutihen Bahnpolizeis und 
Betrieböreglements anzumenden find, liegt in der Berichiedenheit der Straf: 
androhung. Zumiderhandlungen gegen die genannten Reglements find nur Eleine 
Uebertretungen; Zumiderhandlungen gegen die Ordonnanz find Vergehen, welche 
nah Art. 21 des Gejeßes vom 15./20. Juli 1845 mit Gelditrafe von 16 bis 
3000 Franken bejtraft werden. 

Landesgejege und Königl. Ordonnanzen fünnen zweifellos durch Minifterial: 
verordnnungen nicht bejeitigt werden, auch nicht durd) Verordnungen des elſaß— 
lothringiſchen Miniſters für öffentliche Arbeiten. Someit aljo die Reglements 
diefelben Mlaterien betreffen, die ſchon im Gejeß von 1845 und in der Or: 
donnanz von 1846 geregelt find, haben ſie feine Gültigkeit. Soweit dieſe 
Reglements andere Materien betreffen, fünnen fie nur dann rechtliche Giltig- 
keit beanipruchen, wenn fie vom Miniſter jelbit erlaflen find. Eine Stellvertretung 
durch untergeordnete Organe bei dem Erlaß von Polizeiverordnungen ift dem 
ttanzöfiihen Staats: und Verwaltungsrecht unbefannt. 


VII. 


Wir haben alſo das Reſultat gefunden, daß die vom Bundesrat gemäß 
Art. VII der Reichsverfaſſung erlaſſenen Reglements weder als Reichsrecht noch 
als Landesrecht giltig ſind. Thatſächlich haben auch verſchiedene Gerichte die im 
Bahnpolizeireglement enthaltenen Strafbeſtimmungen für ungiltig erklärt, nämlich 
das Landgericht Straßburg durch Urteil vom 20. Auguſt 1875 und das Polizei— 
gericht Mühlhauſen durch Urteil vom 24. Februar 1876.) Das zuletzt er: 
wahnte Urteil iſt jedoch durch Entſcheidung des Reichsoberhandelsgerichts vom 
2. Juni 1876 wieder aufgehoben worden,“) und ſeitdem hat eine konſtante 
Praris aller deutichen Gerichte und Verwaltungsbehörden, insbejondere aud) des 
Reichsoberhandelsgerichts und des Neichägerichts, die erwähnten Reglements 
des Bundesrats für rechtabeftändig erachtet.”) 


Bei diefer Sachlage drängt fich die Frage auf, ob nicht durch langjährige 
Uebung im ganzen Deutichen Reiche ein Gemwohnheitsrecht entitanden ift, welches 
den vom Bundesrat beichloffenen Reglement3 die Kraft reichsrechtlicher Normen 
verliehen hat. 

Daß die Bildung eines Reihögewohnheitsrechts, welches als gemeines Recht 
für ganz Deutſchland gilt, überhaupt möglich ift, wird allgemein anerfannt.*) 
Art. 2 des Einführungsgefeges zum Bürgerlichen Geſetzbuch beſtimmt ausdrücklich: 
Geſetz i im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes iſt jede Rechts— 
uorm. Bei Annahme dieſer Vorſchrift ging die Rommifion für die zweite 

Yelung des Entwurfs von folgenden Erwägungen aus: „Bei der Größe bes 
künftigen deutichen Reichsgebiets und bei der Verjchiedenartigfeit der darin beitehenden 
Verhaltniſſe, Anſchauungen und Gewohnheiten ſei die Bildung gewohnheitsrechtlicher 


Juriſtiſche Zeitſchrift für Eljaß- — Bd. J S. 30, 340. 

Juriſtiſche Zeitſchrift Bd. I ©. 

Bgl. z. B. Entſch. des —— EEE Bd. 21S. 60; Entſch. des Reichsgerichts 
in Etraffaden ab, 10 ©. 326, Bd. 15 ©. 266 Bd. 24 S 319; Entſch. des Reichgerichts in Civil— 
jachen Bd. 15 S. 147 und 156. 

* Erome: Syſtem des deutjchen bürgerlichen Rechts Bd. I (1900) ©. 84 bis 86; Co lad: 
Eehrbud des deutjchen bürgerlichen Rechts (1898) Bd. I ©. 39; na n: Einführung in 
das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 3. Aufl. (1897), B. IS 

DL 
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Normen für das ganze Reichögebiet nur in geringem Maße zu erwarten. Immerhin 
werde ſich auf mandjen Gebieten, namentlih durch die einheitliche Recht— 
ſprechung und die dadurd beeinflußte Anihauung der beteiligten 
Berufsfreije, einheitliches Gewohnheitsrecht bilden. Rechtsjäge, die fi in 
der Judikatur unter dem Namen der Analogie, der einichränfenden oder aus: 
dehnenden Auslegung, der feititehenden Praxis ꝛc. herausbildeten, jeien in Wahrheit 
nichtö anderes ald Gewohnheitsrecht und diejes mit Fug und Redt ein Produft 
der fortbildenden Thätigfeit des Richters.') 

Diejelben Gefichtspunfte, welche für das Zivilrecht gelten, müſſen auch für 
das öffentliche Recht maßgebend jein. Laband erwähnt in jeinem Staatsrecht 
ausdrüdlid einen Fall, in welchem Reichsgewohnheitsrecht entitanden ift: „Der 
gejamte Gejeggebungsaft von der Einbringung des Entwurfs im Reichstage bis 
zur Verkündigung der ausgefertigten Gejegesurfunde im Reichägejegblatt muß 
nad) einer allgemeinen Uebung, die ſich zu einem wirkliden konſtitu— 
tionellen Gewohnheitsredt gejtaltet hat, beendet jein, bevor der 
Reichstag zu einer neuen Seſſion zujammentritt.“ ?) 

Die Trage, ob das Reichsgewohnheitsrecht gegenüber der Reichsverfaſſung 
derogatoriiche Kraft habe,”) bedarf im vorliegenden Falle feiner Erörterung. E3 
handelt ji nicht um die Aufbebung eines Verfaſſungsartikels durch Gewohn— 
heitärecht, jondern um die Auslegung des zweifelhaften Sinnes eines Verfaſſungs— 
artifel8 im Wege des Gewohnheitsrechts. 

Eine weitere Frage ift die: Konnte ſich überhaupt ein Reichsgewohnheits— 
recht — eine Hebung mit der opinio necessitatis — bilden, wenn in der Theorie 
der Nechtögiltigfeit der von dem Bundesrat erlaſſenen Verordnungen allgemein 
beitritten wurde? Hierauf ift zu erwidern: Es fommt nicht darauf an, ob die 
Theoretifer die opinio necessitatis haben, jondern ob diejenigen ‘Perjonen, welche 
die Reglements praftiich) anzuwenden hatten, “mit der opinio necessitatis han 
delten. Daß aber eine allgemeine Rechtsüberzeugung von der Verbindlichkeit der 
beitehenden Reglements bei den Gerichten, den VBerwaltungsbehörden, den Eijen= 
bahnpaflagieren, den Ablendern und den Empfängern von Frachtgütern, ſowie 
bei dem Publikum überhaupt eriftiert, beweilen unzählige Zivil: und Strafpro: 
zefle, in welchen die Parteien und die Richter ſich gleichmäßig auf die geltenden 
Neglements berufen haben. 


VIII. 


Die Beamten der Reichseiſenbahnverwaltung find zweifellos Reichsbeamte 
im Sinne des $ 1 des Reichsbeamtengeſetzes. Infolgedeſſen iſt für die Rechts— 
verhältniſſe derſelben das genannte Reichsgeſetz maßgebend. Das Reichsbeamten— 
geſetz vom 31. März 1873 hat durch die Bekanntmachung im Reichsgeſetzblatt 
zwar in dem Bundesgebiet des Art. 1 der Reichsverfaſſung, aber nicht in Elſaß— 
Lothringen verbindliche Kraft erlangt, da zur Zeit diejer Bekanntmachung Art. 2 
der Reichsverfaſſung nod nicht im Neichslande galt. Das Reichsbeamtengeſetz 
ift erſt ſpäter — durd) Landesgeje vom 23. Dezember 1873 — im Reichslande 


') Protofolle der Kommiſſion für Die zweite Lefung des Entwurfs zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
Bd. VI. S. 359 bis 362. 

2 Laband: Staatsredt, 2. Aufl., Bd. J S. 565. Im der vierten Auflage Bd. II ©. 55 
erflärt Baband dieſes Gewohnheitsrecht für nicht erwieien. 

2) Laband: Staatäreht, 4. Aufl., Bd. TI ©. 69; Zorn: Staatöreht Bd. I S. 399; 
anderer Meinung Erome: Syitem Bd. I ©. 56. 
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eingeführt und gleichzeitig auf die elſaß-lothringiſchen Beamten und Lehrer aus: 
gedehnt worden. 

Es entiteht nun die Frage: Gilt für die Beamten der Reichseijenbahnver: 
waltung das Gejeg vom 31. März 1873 oder das Gejeß vom 23. Dezember 
18732 Dieje Frage ijt nicht bloß theoretiich intereffant, londern fann in ein= 
zelnen Fällen auch praftiiche Bedeutung haben. Das Gejeß vom 31. März 1873 
it von den Organen der Reichögejeßgebung erlaflen und im Reichsgeſetzblatt ver: 
fündet worden. Es geht aljo den Landesgejeßen vor und kann nur durch Reichs— 
geieß geändert werden. $ 151 des Gejeßes vom 31. März 1873 ift durch S 18 
der Zivilprozeßordnung nicht bejeitigt worden, ebenjowenig 5 154 bezielben | (Se: 
ſetzes durch die SS 13 bis 16, 20, 23 und 32 der Givilprozehordnung, denn $ 13 
des Einführungsgeieges zur Sivilprozekordnung beitimmt: „Die prozeßrechtlichen 
Vorſchriften der Reichsgeſetze werden durch die Zwilprozehordnung nicht berührt.“ 

Dagegen iſt das Geſetz vom 23. Dezember 1873 von den Organen der 
Landesgeſetzgebung erlaſſen und im Geſetzblatt für Elſaß-Lothringen verkündigt 
worden. Dasſelbe hat nur die Wirkungen eines Landesgeſetzes und kann durch 
Landesgeſetz geändert werden. An Stelle der SS 151 und 154 des Geſetzes 
vom 23. Dezember 1873 find die entiprechenden Vorjchriften der Zivilprozeß— 
ordnung über den Gerichtsitand getreten, denn $ 14 des Einführungsgeleßes 
zur Zivilprozeßordnung bejtimmt „Die prozeßrechtlichen Vorſchriften der Landes— 
geſetze treten außer Kraft.“ 

Die Frage iſt allerdings nicht unbeſtritten. Yaband erklärt das Geſetz 
vom 23. Dezember 1873 für ein Reichsgeſetz.) Diele Anficht ift jedoch nicht 
zutreffend, wie ich in meiner Abhandlung „Reichsgeſetze und Landeögejege in 
Eliah:Lothringen“ näher dargelegt habe.”) 

Leoni hält das Gejeg vom 23. Dezember 1873, jomeit es auf Reichs: 
beamte Anwendung, findet, für ein Reichsgeſetz, ſoweit es auf Landesbeamte 
Anwendung findet, für ein Landesgefeg.”) Auch dieje Anficht ericheint unhaltbar. 
Gin und dasjelbe Gele, welches von demjelben Gejeßgeber janktioniert, zu 
derielben Zeit in demjelben Gejeßblatt für dasjelbe Gebiet verkündet worden ift, 
kann unmöglid) zu gleicher Zeit die ganz verichiedenen Eigenſchaften eines Reichs: 
geſetzes und eines Landesgeſetzes in fi) tragen. Ein und dasjelbe Geje kann 
unmöglich für eine Beamtenklaffe die Wirkungen eines Reichsgeſetzes und für 
andere Beamtenklaffen die Wirkungen eines Landesgeſetzes haben. Reichsgeſetz 
und Landesgeſetz ſind logiſche Gegenſätze. Der eine dieſer Begriffe ſchließt den 
andern aus. Das Geſetz vom 23. Dezember 1873 gilt in Elſaß-Lothringen 
entweder ala Reichsgejeß oder als Landesgeſetz. Tertium non datur! 

Der beite Beweis, daß das Geſetz vom 23. Dezember 1873 nur ein Landes— 
geſetz ift, ift der, daß es durch ein jpäteres Landesgejeg vom 31. Mai 1898 
autbentiich interpretiert worden iſt. 

Aus dem inhalt des Geſetzes vom 31. März 1873 ergibt ſich nun, daß 
die Wirkung desjelben nicht auf das Herrichaftsgebiet der Reichsverfaſſung bes 
Ihräntt if. Das genannte Reichsgeſetz jollte nicht bloß für einen bejtimmten 
Raum, jondern aud für einen beitimmten Perjonenfreis gelten, ohne Unter: 
ihied, ob die Angehörigen diejes Perfonenkreiies im Inlande oder im Auslande 
ih befanden. Dies geht aus zahlreichen Beftimmungen des Reichsbeamtengeſetzes 


— — — 


NRaband: Staatsrecht, 4 Aufl., Bd. II. ©. 248. 
?) ‚Annalen des Deutihen Reichs“ Bd. 32 (1899) ©. 384 bis 387, 
RLeoni: Das Staatsreht der Reihslande Eljah-Lothringen ©. 249. 
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mit Sicherheit hervor. Die 88 19, 21, 22 und 40 enthalten Vorjchriften für 
Reichsbeamte, deren dienftlicher Wohnfig fih im Auslande befindet; $ 51 
enthält Beftimmungen für Geſandtſchafts- und Konjulatsbeamte, weldhe in außer: 
europäilhen Ländern verwendet worden find. Hienach ift anzunehmen, 
daß das Reichägejeg vom 23. März 1873 ebenjo die Rechtsverhältniffe derjenigen 
Reichseifenbahnbeamten regeln jollte, die ihren dienftlichen Wohnfig in Elſaß— 
Lothringen haben, wie es die Rechtöverhältnifje derjenigen Reichseifenbahnbeamten 
geregelt hat, die ihren dienftlichen Wohnſitz in Bafel und Luremburg haben. 
Nach dem Reichsgeſetz vom 5. November 1874 iſt auch für diejenigen Beamten 
der NReichseilenbahnverwaltung, welche im Auslande ihren dienftlihen Wohnfig 
haben, die Disziplinarfammer in Straßburg zuftändig, obwohl eine formelle 
Ausdehnung des Reichsbeamtengejeges auf das Ausland, insbelondere auf die 
Schweiz und Luremburg, niemals ftattgefunden hat. 


IX. 

Auf Grund vorftehender Ausführungen ergibt fih, daß in Elſaß-Lothringen 
gegenwärtig folgende Rechtsſätze über die rechtliche Natur, die Anlage und die 
Beauflichtigung der Reichseifenbahnen gelten: 

Die Schienenwege der Reichseifenbahnen gehören zum öffentlichen Gut. 
Gemäß 8 44 des eljahslothringiihen Ausführungsgejeges zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch fünnen an denjelben Rechte nicht erworben werden. 

Die Zugehörigkeit der Reichseifenbahnen zum großen Straßenwejen hat 
ihre rechtliche Bedeutung faft ganz verloren ;') jedoch ift Art. 4 Abi. 5 des Ge: 
jeges vom 28. Pluviose VIII beftehen geblieben, nad) welchem bei Streitigkeiten 
über die in Art. 3 des Geſetzes vom 15. Juli 1845 bezeichneten Materien der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen und die Zuftändigkeit des Präfekturrats begründet ift.?) 


Zum Bau einer neuen Eiſenbahnlinie ſowie zur Erweiterung einer beitehenden 
Eijenbahnanlage ift jtaatliche Genehmigung erforderli. Diejelbe kann auf drei- 
fache Weiſe erteilt werden: 

1. durch ein Neichögejeß in den Fällen des Art. 41 der Reichsverfaſſung; 

2. duch ein Landesgejeß in den Fällen des Art. I Ab}. 1 des Gejetes 
vom 27. Juli 1870; 

3. durch eine Iandesherrlihe Verordnung in den Fällen des Art. I Abi. 2 
des Gejeßes vom 27. Juli 1870 und des Art. 4 des Senatusfonjults vom 
25. Dezember 1852. 


In der Theorie wird darüber geitritten, ob das Reicjögejeß, welches gemäß 
Art. 41 der Reichsverfaſſung zu erlaflen ift, ein ſpezielles Gejeß jein muß oder 
ob das fragliche Geſetz aud) das Etatsgeſetz ſein kann, mit andern Worten, ob 
die Genehmigung expressis verbis erfolgen muß oder auch implicite, durch 
Bewilligung der nötigen Geldmittel, erteilt werden fann. Arndt und v. Seydel 
verlangen die Genehmigung durch ein Spezialgefeß ;’) dagegen hat Laband die 


88 des elſezlothr. Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz; Art. XII des 

—— es zum Strafgejeßbud. 

*) Vgl. Entiheidung des Reichsgerichts vom 1. März 1889, Juriſtiſche Zeitichrift für 
Eljaß-Lothringen Bd. 14 ©. 301 ff. 

) Arndt: Staatsrecht ©. 306: „Das Gejeß muß ein Spezialgejeß, feine bloße Pofition 
im Etatögejeße fein. Die Etatspofition "würde nur das Recht der Behörde bedeuten, die Aus» 
gaben zu leisten.” — v. Seydel: Kommentar S. 269: „Der Anjag im Etat ift allemal nur 
eine Ermädtigung zur Ausgabe.“ 
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Bewilligung im Etatögejeg für ausreichend erklärt.) Nach meiner Anficht ift es 
theoretiſch allerdings möglid, aber in ber Praris jedenfalls nicht üblich, die 
Genehmigung zur Anlage einer neuen Eifenbahn ftillichweigend durch Gewährung 
der verlangten Gelder zu erteilen. Art. 41 verfteht unter Reichsgeſetz ein Geſetz 
im formellen Sinne d.h. eine Willenserklärung des Reiches. Diefe Willens: 
erflärung kann für ſich allein abgegeben oder mit andern Willenserflärungen 
verbunden werden ; fie fann aljo eine lex specialis oder Beltandteil einer lex 
generalis jein. Die Willenserklärung fann ferner ausdrüdlich oder ſtillſchweigend 
— dur konkludente Handlungen — erfolgen, da eine jolenne Formel für den 
Wortlaut der Willenserklärung nicht vorgeichrieben it. Wenn Bundesrat und 
Reihstag dem Reichskanzler die Mittel für den Bau einer neuen Eijenbahn 
zur Verfügung ftellen, jo fann in diefer Bewilligung eine doppelte Vollmacht 
liegen: 

1. eine Vollmacht, das Geld für den Eijenbahnbau auszugeben ; 

2. eine Vollmacht, die Eijenbahn zu bauen. 

Es fommt aljo ganz darauf an, welche Abficht die gejeßgebenden Faktoren 
bei Erteilung der Vollmacht haben. Bisher ift die Bewilligung im Etat jtets 
nur al Ermädtigung zur Ausgabe des bemilligten Geldes angeiehen worben, 
denn ſonſt wäre es überflüffig und zwedlos gewejen, daß regelmäßig auf Grund 
des Etatsgeſetzes noch eine bejondere Verordnung erlafjen wurde, in welcher ber 
Kaiſer den Eijenbahnbau ala „im öjfentlihen Nußen liegend“ erflärte.?) 

In manden Fällen hat das Reid) die Genehmigung zum Bau neuer Linien 
duch Spezialgejeg erteilt.) Die älteren dieſer Spezialgejege hatten folgenden 

BVortlant: „Dem Reichökanzler werden für den Bau einer Eijenbahn von . 

nad. . Thaler zur Verfügung geitellt. *) Gegen dieje Faſſung find 
in der Litteratur Bedenken geäußert worden.“) Die ſpäteren Geſetze wurden 
daher in anderer, zweifellos korrekter Form erlaſſen, z. ®.: „Der Reichskanzler 
wird ermächtigt, eine Eiſenbahn von Teterchen im Bezirk Lothringen nach Bouß 
in der preußiſchen Rheinprovinz auf Rechnung des Reichs anzulegen, die dazu 
erforderlichen Grundſtücke nötigenfalls im Wege der Zwangsenteignung in den 
von der Yandeögejeßgebung vorgeichriebenen Formen zu erwerben und zur Aus— 
führung des Baues den Betrag von 6415000 ME. zu verwenden.“ ®) 


Unrichtig ift es jedenfalls, wenn Arndt und v. Seydel behaupten, das 
Spezialgejeß, durch weldyes das Reich die Genehmigung zum Bau einer Eijenbahn 
erteile, ſolle feititellen, daß die Vorausſetzungen des Art. 41 der Verfaſſung ges 
geben jeten, daß aljo die neu zu bauende Eifenbahn im Intereſſe der Ber: 
teidigung Deutichlands oder im Intereſſe desgemeinjamen Ver: 
fehrs notwendig jei.‘) Bekanntlich hat das Reid) das Recht, feine Zuftändig- 
feıt zu erweitern. Bundesrat und Reichstag können daher aud) dann die Anlage 
einer Eifenbahn für Rechnung des Reichs beichliegen, wenn fie der Anficht find, 
die Tragliche Eifenbahn jei im ſtrategiſchen Intereſſe nicht abſolut notwendig, 
ſondern nur zweckmäßig. Der einzige Unterſchied zwiſchen den Eiſenbahnen, 





9 ſSaband: Staatsrecht (2. Aufl.) Bd. IT ©. 114: „Eines beſonderen Spezialgeſetzes 
bedarf ed nicht.* — In der 3. J 4. Aufl. fehlt * ſSab. 

Förtſch, in Puchelts Zeitſchriſt für franzöſiſches Eivilreht Bd. VII ©. 67, 69. 

*) Vgl. die Heichögefege vom 15. Juni 1872, 15. Juni 1875, 21. Mai 1877, 9. Juli 1879, 

*, Reichsgeſetz vom 15. Juni 1872 und 18. Juni 1873. 

Förtſch, in Puchelts Zeitſchrift für an Eivilreht Bd. VII ©. 66 bis 68. 

*; Reihögejeß vom 21. Mai 1877 und 9. Juli 1879. 

’', Arndt: Staatöredt ©. 306; v. Seydel: Kommentar ©. 962. 


24 NRojenberg. Die ſtaatsrechtliche Stellung der Reichseiſenbahnen. 


die notwendig ſind, und den Eiſenbahnen, die nur nützlich ſind, beſteht darin, 
daß im erſteren Falle ein einfaches Reichsgeſetz genügt, während im zweiten Falle 
ein verfafjungsänderndes Reichsgeſetz erforderlich ift. Für Eljaß-Lothringen hat 
diefe Streitjrage feine Bedeutung, da die Kompetenz der Reichsgeſetzgebung in 
eljaß-lothringischen Angelegenheiten unbeſchränkt iſt. 


Wenn die Genehmigung zum Bau einer Eifenbahn nit auf Grund der 
Reichsverfaſſung erfolgt, jo kann diejelbe auf Grund des Landesrecht3 erteilt 
werden. Die Form eines Landesgejeges ift in allen Fällen zuläffig. Notwendig 
ift Diefelbe, wenn die zu erbauende Eifenbahnftrede über 20 km lang ift und 
in einem Landesteile liegt, der am 8. bezw. 9. Auguft 1870 von den deutjchen 
Truppen noch nicht militäriſch Wi war. In allen andern Fällen genügt eine 
Iandesherrliche Verordnung. Durchſchneidet eine neue Eijenbahn jowohl Landes: 
teile, in welchen das Gejeß vom 27. Juli 1870 gilt, als jolche Landesteile, in 
denen dieſes Geſetz nicht gilt, jo fommt e8 auf die Länge der ZTeilitrede an, die 
in dem zuerjt genannten Gebiet liegt.') 


Die ftilljchweigende Genehmigung einer Eilenbahn durch Bewilligung der 
Mittel im eljaß-lothringiichen Etatsgeſetz ift nicht zuläffig. Dies ergibt fi) aus 
Art. 4 des Senatuskonjults, welcher in klarer und beitimmter Weiſe zwiſchen der 
Kreditbewilligung durch Gejeß und der Ermädtigung durch Dekret unterjcheidet. 
Wenn die Kreditbewilligung durch Gejeß genügte, jo wäre die gleichzeitig vor: 
geichriebene Ermächtigung durd Dekret überflüffig. In der Praris hat man jich 
dadurch geholfen, daß dem Etatögeje ein bejonderer Paragraph beigefügt wurde : 
„Die Heritellung einer Eijenbahn von... . nach ... wird genehmigt und als 
im öffentlichen Nuten liegend erklärt.” Jedoch iſt dieſes Verfahren nur in 
einigen wenigen Fällen, in welchen der Bau aus Landesmitteln beſtritten werden 
ſollte, eingeſchlagen worden.“) Die Regel iſt ſtets die geweſen, daß die Anlage 
einer neuen Eiſenbahnſtrecke nicht durch Landesgeſetz, ſondern durch landesherr— 
liche Verordnung genehmigt wurde. 


Durch die Kaiſ. Verordnungen betreffend die Uebertragung landesherr— 
licher Befugniſſe auf den Statthalter in Elſaß-Lothringen vom 23. Juli 1879, 
28. September 1885 und 5. November 1894 find die bisherigen Statthalter er: 
mächtigt worden, die Genehmigung zur Vornahme gemeinnüßiger Arbeiten, welche 
nicht für das Neid) ausgeführt werden, zu erteilen. Auf Grund dieſer Ermächti— 
gung haben die Statthalter mehrfady den Bau von Eijenbahnlinien genehmigt, 
deren Betrieb jpäter vom Reiche übernommen worden ift.”) 


Diejenigen landesherrlichen Verordnungen, in denen der Kaiſer perlönlich 
die Genehmigung zum Bau einer neuen Eijenbahnitrede erklärt hat, haben nun 
die Eigentümlichkeit, daß fie nicht vom Statthalter oder jeinem Stellvertreter, 
dem Staatsjekretär für Eljaß-Lothringen, jondern von dem Reichskanzler bezw. 
jeinem Stellvertreter, dem Staatjefretär des Reichsamts für die Verwaltung 
Puchelt: Zeitihrift für Tranzöfiiches Eivilreht Bd. VII ©. 687. 

) Dal. $ 12 des elſ.-lothr. Etatögejeßes vom 26. März 1884, $ 9 des elf.» lothr. 
Gtatögefepes vom 28. März 1887. 

) Vgl. 3. B. die Verordnung vom 23. März 1882 betreffend die Genehmigung der Er: 
bauung und des Betriebes einer Eijenbahn von Gebweiler nad Bühl (Gejeßbl. für Elſ.Lothr. 
1882 ©. 65); Verordnung vom 11. August 1882 betreffend die Erbauung und den Betrieb einer 
Eijenbahn von Sentheim nad Masmünſter (Gejegbl. für Elj..Lothr. 1882 S. 89; Verordnung 
vom 31. Auguft 1883 betr. die Genehmigung der Erbauung und des Betriebes einer Eijen: 
bahn von Bühl nah Lauterbah (Gejegbl. für Elf.-Lothr. 1883 ©. 74). 
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der Reichseifenbahnen, Eontrafigniert ſind.) Dies ift ohne Zweifel unrichtig. Die 
Anlage einer neuen Eiſenbahn ift nur im Falle des Art. 41 der Reichsverfaſſung 
eine allgemeine Reichsangelegenheit, in allen andern Fällen dagegen eine be: 
iondere Yandesangelegenheit. Anordnungen und Berfügungen des Kailers in 
elſaß⸗ lothringiſchen Landesangelegenheiten aber bedürfen jeit 1. Oktober 1879 zu 
ihrer Giltigfeit der Gegenzeichnung des Statthalters. 


Von einem entgegenftehenden Gewohnheitsrecht kann im vorliegenden Fall 
feine Rede jein. $ 2 des Reichsgeſetzes vom 4. Juli 1879 kann durd Reichs: 
gewohnheitsreht überhaupt nicht bejeitigt werden, da letzteres dem Gejeßesrecht 
gegenüber feine derogatoriiche Kraft hat.) Bei der Frage, ob die vom Bundes: 
rat erlaffenen Reglements giltig find, handelte es fi nit um die Auf: 
bebung, jondern um die Auslegung von Berfallungsvorichriften durch Ge— 
wohnheitsrecht. Ferner kann ein Reichdgemohnheitsrecht nicht dadurch entitehen, 
dat eine Berliner Behörde — das Reichsamt für die Verwaltung der Reichseilen: 
bahnen — fortgeſetzt denjelben Fehler begeht. Ob eine opinio necessitatis bei 
den Behörden in Eljaß-Lothringen ſich gebildet hat, läßt ſich gar nicht feititellen, 
da dem größten Zeil diejer Behörden jede Möglichkeit fehlte, ihre abweichende 
Meinung zum Ausdrud zu bringen. Die Eijenbahnbehörden hatten als Unter: 
gebene des Reichsamts einfach zu gehorchen, und die Gerichte waren durch die 
Theorie von der Trennung der Gemwalten?) jowie durch die herrichende Recht: 
iprehung*) gehindert, die Kaiſ. Verordnungen für ungiltig zu erklären. 


Der Umftand, daß die Reichseilenbahnen dem Reichsfiskus gehören, reicht 
gleichfalls nicht hin, um die Gegenzeichnung der erwähnten Verordnungen des 
Kaiſers durch einen Stellvertreter des Reichskanzlers zu erklären. Alfe Grund: 
ftüde, welche die Militärverwaltung in Eljaß-Lothringen erwirbt, gehen nad) 
dem Reichögele vom 25. Mai 1873 ebenfalls in das Eigentum des Reichsfiskus 
über. Trotzdem find die Kai). Verordnungen vom 12. März 1887, welche die 
Militärbehörden zur Erpropriation von Grundftüden behufs Verſtärkung der 
Fortslinien von Met und Straßburg ermäditigten, von dem Statthalter kontra: 
figniert worden.’) Ebenſo trägt die Kaiſ. Verordnung vom 11. Auguft 1892 
betreffend die Vergrößerung des Ererzierplages der Garnilon Saarburg im Wege 
der Zwangsenteignung die Gegenzeichnung des Staatsjefretärs v. Puttkamer.“) 


Als Ausführungsverordnungen zu den Reicsetatsgelegen können die Kai). 
Verordnungen über die Anlage neuer Eijenbahnen gleichfalls nicht betrachtet 
werden, da nad Art. 7 Ziff. 2 der Reichsverfaſſung der Bundesrat die zur Aus- 
führung der Reichsgeſetze erforderlichen Einrichtungen zu treffen hat. 

Die Befanntmadhung der landesherrlichen Verordnungen betreffend die Ge— 
nehmigung neuer Eijenbahnen erfolgt teils im Gejegblatt für Eljah-Lothringen, 
teils im Gentral- und Bezirtsamtöblatt. Die Verfügungen des Statthalters 


Bgl. 3. B. die Raif. Verordnungen vom 14. Oftober 1889 betreffend die Herftellung der 
Eiſenbahn Altkirch-⸗Pfirt, vom 24. Februar 1890 betreffend die Heritellung der Eiſenbahn Weiler- 
thal-Weiler, vom 30. Juli 1890 betreffend die Eifenbahn Saarburg-Alberichweiler, vom 11. Oftober 
1890 betreffend die Eiſenbahn Walburg- Wörth (fämtli im Gentral- und Bezirfsamtsblatt von 
180 &. 16, 99, 260, 319). 

N Paband: Staatörecht 4. Aufl. Bd. IT S. 69 

’) Otto Mayer: Theorie des franzöfiihen Verwaltungsrehts ©. 9. 
Entſcheidung des Reichsoberhandelägerihts vom 25. Februar 1876, in Puchelts Zeit: 
Ihrift für franzöf. Eivilrecht Bd. VII S 686. 

*) Beiekblatt für Elfah-Lothringen 1870 ©. 33/34. 

° Gentral- und Bezirfdamtsblatt von 1892 B &. 249. 
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werden im Gejeßblatt veröffentlicht ; die Verordnungen des Kaiſers dagegen werben 
im Gentral- und Bezirtsamtsblatt verkündet. Diefe ganz willfürliche und un— 
berechtigte Unterſcheidung ift jedody nicht konſequent durchgeführt. In Nr. 16 
des Gejeßblatts für Eljaß-Lothringen von 1886 ©. 77 findet ſich eine von 
Maybach in Vertretung des Reichskanzlers Eontrafignierte Kaiſ. Verordnung 
betreffend die Erweiterung des Bahnhofes Schlettitatt im Wege von Zwangs— 
enteignung. Das elſ.-lothr. Gejeg vom 3. Juli 1871 beftimmt in $ 1: „Die 
für Eljaß-Lothringen erlafjenen Gejege und Kaiſ. Verordnungen erhalten ihre 
verbindliche Kraft durch ihre Verkündung in einem Gejeßblatt, welches den Titel 
Gejegblatt für Eljaß-Lothringen führt.“ Diele — bezieht ſich jedoch nur 
auf generelle Erlaſſe, nicht auf ſpezielle Verfügungen, wie das Reichs— 
oberhandelögericht wiederholt entjchieden hat.) Die Publikation im Central: 
und Bezirfsamtsblatt muß daher für genügend erachtet werben. 

Bon feinem Rechte, ein bejonderes Enteignungsgejeß zu erlaffen,?) hat das 
Reich bis jeßt keinen Gebrauch gemacht. Das Verfahren richtet ſich daher noch 
immer nad) den Vorſchriften des franzöſiſchen Geſetzes vom 3. Mai 1841, 
welches durch die elſaß-lothringiſche Geſetzgebung nur in wenigen Punkten ge— 
ändert iſt.“) 

Die Beaufſichtigung des Eiſenbahnbetriebes liegt in den Händen derjenigen 
Organe, denen die oberſte Reichsbehörde die Aufſicht überträgt. 

Aus dieſer Darſtellung folgt; Die Verwaltung der Reichseiſenbahnen iſt 
von der Landesverwaltung in Elſaß-Lothringen völlig unabhängig. Die Ge 
nehmigung neuer Eijenbahnbauten durch Landesgejeß oder landesherrliche Ver— 
ordnung tft eine leere Formalität, da das Reid; dieje Genehmigung gar nicht 
nötig hat, vielmehr auf Grund des Art. 41 R.G. und des Neichögejeßes vom 
2. Mai 1877 ſogar gegen den Willen der Landesverwaltung jeden beliebigen 
Eiienbahnbau ausführen kann. Die Mitwirkung der Bezirkspräfidenten und = 
Gerichtsbehörden bei der Zwangsenteignung ift ebenfall® nur Formſache, 
dad Reich Diele Mitwirkung jederzeit durch Spezialgeſetz ausichließen — 
Außerdem beſchränkt ſich die Thätigkeit der genannten Landesbehörden auf die 
Erfüllung einiger Formvorſchriften; ein ſachliches Prüfungsrecht und ein diskre— 
tionäres Ermeſſen ſteht weder den Bezirkspräſidenten noch den Landgerichten zu. 

Wie die Eiſenbahnverwaltung unabhängig von der Landesregierung iſt, ſo 
iſt auch umgekehrt die letztere unabhängig von der Eiſenbahnverwaltung. Das 
Polizeiverordnungsrecht im Lande, das Recht, im Intereſſe der öffentlichen Sicher- 
heit, Gejundheit und Ordnung Gebote und Verbote mit verbindlicher Kraft für 
jedermann zu erlaffen, fteht nicht den Eijenbahnbehörden zu, jondern den Landes- 
hörden. Die Eifenbahnbehörden befigen nur diejenigen Polizeibefugniſſe, welche 
ihnen durch die Verordnungen des Bundesrats ausdrüdlich delegiert worden find. 
Zu diejen delegierten Befugniffen gehört aber nicht das Recht, Wege zu unter: 
drüden und Wege zu ſchließen. Das fragliche Recht iſt entweder ein Ausfluß 
des ſtaatlichen Soheitsrechts oder ein Ausflug des Privateigentums. Zur Aus: 
übung des ftaatlichen Hoheitsrechts find die Yandespolizeibehörden zuſtändig; zur 
Ausübung des Privateigentums ift der Eigentümer berechtigt. Will die Eijen- 
bahnverwaltung die Schließung eines öffentlichen Weges im Intereſſe der öffent: 
lichen Sicherheit erreichen, jo muß fie ſich an die zuftändige Yandespolizeibehörde 

9) Bl. Pucelts Zeitichrift für Re Givilredht Bd. V S. 696 und Bd. VII S. 688. 

„) v. Seydel: Kommentar ©. 2 

) Elj.-lothr. Geſetz vom 20. St 1887. 
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wenden. Will ſie die Schließung auf Grund eines privatrechtlichen Titels er— 
langen, jo muß ſie zuvor das Privateigentum an der betreffenden Wegfläche 
durd Kauf oder Zwangsenteignung erwerben, wie dies erft kürzlich in Lothringen 
geichehen it. Dur Kaiſ. Verordnung vom 25. Juli 1900 ift die Befeitigung 
zweier Straßenübergänge bei Diedenhofen und Ueckingen als im öffentlichen Nuten 
liegend und dringlicdy erklärt, jowie die Eilenbahnbehörde ermächtigt worden, die 
erforderlichen Grundftüde im Wege der Zwangsenteignung zu erwerben.) 


Die Unterdrüdung des Kürsnersrain- und Schützenhausweges im Jahre 
1898 iſt alſo durch eine ſachlich und örtlich unzuftändige Behörde erfolgt; fie 
it daher als ungiltig anzujehen. 

Die Angriffe, welhe Otto Mayer gegen die Enticheidungen des Ober: 
landesgerichts gerichtet hat, ind unbegründet. Das angebliche Wegeveränderungs- 
reht der Eijenbahnen, welches nad) dem eigenen Zugeftändnis von Mayer der 
geieglichen Grundlage entbehrt und auf dem „Naturrecht“ beruhen joll,?) ift 
in Wirklichkeit nichts anderes ala eine vom Staat den Eilenbahnbehörden de: 
legierte Erpropriationsbefugnis, verbunden mit der Auflage, für den unterdrüdten 
Weg Erjaß in natura zu leiften. Die thatjächliche Ausübung diefer Erpropriations- 
beiugnis wird in der Regel unnötig, weil jeder Wegeeigentümer im voraus 
weiß, daß ein MWiderjprud gegen die Unterdrüdung bezw. Verlegung jeines 
Weges ihm doch nichts müßt. Wenn Mayer behauptet: „Nah franzöſiſchem 
Recht unterliegt das öffentliche Eigentum zweifellos nicht der Enteignung,“ °) 
io kann diefer theoretiichen Anficht gegenüber auf die pofitive Thatjache Hin- 
gewielen werden, dat die obenerwähnte Kaiſ. Verordnung vom 25. Juli 1900 die 
Enteignung von Straßenübergängen ausdrüdlic; genehmigt. Richtig ift Tediglich, 
daß der Staat domaine public des Staates nicht enteignen kann, weil der 
Staat eine einheitliche juriftiiche Perfon iſt. Dagegen beiteht fein formelles 
Hindernis, daß der Staat domaine public der Departements, Gemeinden und 
öffentlichen Anstalten enteignet. Die Frage ift nach franzöfiihem Recht nicht 
zweifellos, Jondern zweifelhaft. Als das Gejeß vom 3. Mai 1841 in der Pairs- 
kammer beraten wurde, führte der Berichterftatter Daru folgendes aus: „On 
ne peut appliquer la loi de 1833 à toutes les expropriations qu’exige 
ou peut exiger l’interöt public. Ainsi qu’une route, un canal, une 
voie de circeulation quelconque appartienne à une compagnie 
ou ädes communes et que le besoin se manifeste de faire rentrer 
cette propriete particuliere dans le domaine public, les formes d’expro- 
priation de la loi de 1833 ne seront @videmment pas applicables: la 
composition de jury, telle qu’elle y est stipulee, ne donnerait pas les 
garanties suffisantes d’une bonne justice. L’appreciation de pareilles in- 
demnites, la declaration de l’utilit& publique exigeraient dans ce cas des 
dispositions speciales. G’est une lJacune qu’il peut ötre utilede 
combler.“ *) Die von Daru erwähnte Lüde ift nicht ausgefüllt worden; 
die von ihm geforderten Spezialvorjchriften find nicht ergangen. Die Art. 13 
und 26 des Gejeßes vom 3. Mai 1841 jprechen ganz allgemein von ..biens des 
communes” und „biens appartenant aux communes“; fie machen feinen 


—— — — 


Central- und Bezirksamtsblatt von 1900 B ©. 281. 

)N Ardhiv für Öffentliches Recht Bd. XV ©. 515 bis 518. 

N Ardiv ©. 514. 

‘) Dalloz: Repertoire Bd. 23 V. Expropriation pour cause d’utilitö publique 
R.12 6.518. 
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Unterjhied zwilchen der Zmwangsenteignung von öffentlichem und privatem Ge— 
meindegut. Ein folder Unterjchied liegt auch nicht in der „Natur der Sache“. 

PBroudhon hält die Erpropriation eines Vizinalweges ebenfalls für zu: 
lälfig, denn er ftellt in feinem „Trait& du domaine public“ den Sat auf, 
bei Umwandlung eines Vizinalweges in eine Staats: oder Bezirköftraße jeien 
diejelben Formalitäten zu beobachten, wie bei Anlage einer Staatö- oder Bezirks- 
ftraße.‘) Die Vorjchriften über die Anlage von Staats- und Bezirkäftraßen 
aber find in dem Gejeg vom 3. Mai 1841 enthalten (Art. 3). 


Wenn Mayer ferner behauptet: „Auch für andere Rechtsgebiete wird 
ſich behaupten laſſen, daß öffentliches Eigentum nicht der Enteignung unter: 
liegt,“ *) fo jei hier auf Eger Bezug genommen, der in feinem Handbuch des 
preußiichen Eiſenbahnrechts wörtlich folgendes jchreibt: „Objekte der Enteignung 
find das Grundeigentum und die Rechte am Grundeigentum. Bemwegliche Sachen 
find nicht Gegenstand der Enteignung. In diefer Beſchränkung kann ſich aber 
die Enteignung ausnahmslos auf alle Arten des Grundeigentums 
und der Rechte daran erjtreden, gleichviel ob es fih um Grundeigentum oder 
um Rechte phyfiicher oder juriſtiſcher Perſonen, des Staates, der Kirchen, 
Gemeinden, SKorporationen u. ſ. w. handelt. Es wird nicht unterichieden 
nad) den Kategorien desjelben oder nad) der Qualität und der bejonderen recht— 
lichen oder privilegierten Stellung der Eigentümer. Auch res extra con- 
mereium jind niht ausgenommen .... Weder geſetzliche nod 
Privatveräußerungäverbote.. ftehen, der Entziehung oder 
Beihränfung des Eigentum entgegen.“ °) 


Unter franzöfiicher Serrichaft wurde die Art und Weije der Kreuzung von 
Eifenbahn und Landſtraße jchon bei Erteilung der Eiſenbahnkonzeſſion im Laſten— 
heit geregelt.) Stellte ſich nachträglich eine Aenderung der im Laftenheft ge: 
troffenen Beitimmungen als notwendig oder zweckmäßig heraus, jo konnte nad) 
dem Gejeß vom 9.113, August 1839 eine anderweitige Regelung vereinbart 
werden. Das Laftenheft und jeine Ergänzungen hatten jedoch nur vertragsmäßige 
Wirkungen ;?) die Rechte dritter Perjonen, jpeziell der Wegeeigentümer, konnten 
durch diefe Verabredungen zwiſchen Staat und Eiſenbahngeſellſchaft nicht be— 
einträchtigt werden. Erit das Gejeß, die Ordonnarz oder das Dekret, welche 
die Ausführung eines vom Staate genehmigten Projeft3 als im öffentlichen 
Nutzen liegend erklärten, gaben der Eifenbahngejellichaft die Möglichkeit, die im 
Laftenheft übernommenen Pflichten zu erfüllen und die beteiligten Wegeeigentümer 
zur — der erforderlichen Wegeſtrecken zu zwingen. Das Laſtenheft der 
franzöſiſchen Oſtbahn iſt, wie bereits früher erwähnt, mit allen Nachträgen und 
Ergänzungen ſeit 1871 in Wegfall gekommen. 


Eine geſetzliche Befugnis des franzöſiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten, 
durch einſeitige Verfügung, nämlich durch Genehmigung eines Bauprojekts, die 
Rechte von Wegeeigentümern aufzuheben oder zu beſchränken, hat gleichfalls nie 
beſtanden. Nach franzöſiſchem Verwaltungsrecht find die Miniſter überhaupt 
nicht kompetent, eine für alle Staatsbürger verbindliche obrigkeitliche Verfügung 
zu treffen; ſie können nur Dienſtbefehle an die ihnen untergeordneten Behörden 


1) Broubhon: Trait€ du domaine public, 2 . Aufl. (1843) Bd. TI Nr. 541 ©. 514. 
2) Archiv für öffentl. Recht Bd. XV ©. 514. 
) Eger: Handbuch des preuß. Eiienbahnrechts Bd. J S 326. 
n Vol. Art. 10 bis 14 des cahier modele. 
5, Ducrocg: Cours de droit administratif, 4. Aufl., Bd. II Nr. 793 ©. 96. 
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und Beamten erlaffen.‘) Eine jpezielle Delegation?) des ftaatlichen Hoheits- 
rechts, Wege zu unterdrüden oder zu verlegen, an den Minifter der öffentlichen 
Arbeiten ift nie erfolgt. Die Ordonnanz vom 15. November 1846 enthält in 
Art. 4 bezüglich der Eijenbahnübergänge lediglich folgende VBorichrift: „Le mode, 
la garde et les conditions de service des barrieres sont regles par le 
ministre des travaux publics sur la proposition de la compagnie.“ 

Die Unterdrüdung von Eifenbahnübergängen fann in zwei ganz verjchiedenen 
Faͤllen erfolgen: 

1. bei Ausführung von Arbeiten, deren Vornahme ala im öffentlichen 
Nusen liegend anerfannt ift. In diefem Falle richtet ſich das ganze Verfahren 
nah den Vorſchriften der Gejege vom 3. Mai 1841, 25. Dezember 1852 und 
27. Juli 1870: Genehmigung der Arbeiten durch Gejeß oder Verordnung, Bes 
zyeihnung der einzelnen zu enteignenden Wegeteile durd den Bezirkspräfidenten, 
gütlihe Einigung über die Höhe der Entihädigung oder Ausſpruch der Zwang: 
enteignung durch die Gerichte, Feſtſetzung der Entihädigung durd) die Geichworenen= 
bank; 

2. außerhalb des Rahmens der sub 1 erwähnten Arbeiten. In diejem 
Falle kommen die allgemeinen Vorſchriften des franzöſiſchen Verwaltungsrechts 
über Klaſſierung und Deklaſſierung von Wegen bezw. Wegeſtrecken zur Anwendung. 
Die Deklaſſierung hat durch dieſelbe Behörde zu erfolgen, welche für die Klaſſierung 
zuſtändig iſt.) Die Unterdrückung von Wegeteilen einer Ortsſtraße wird in 
Elſaß-Lothringen vom Gemeinderat beſchloſſen und vom Bezirkspräſidenten ge— 
nehmigt.) Dieſelben Behörden find auch kompetent, einen Feldweg ganz oder 
teilweiſe zu unterdrüden.°) 

Unabhängig von dielen Vorſchriften beiteht die Befugnis des Bezirks— 
präfidenten, für die Sicherheit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen zu jorgen‘) 
und nötigenfalls gefährliche Straßenübergänge ganz zu jperren. 

Das Reichsamt für die Verwaltung der Neichseifenbahnen befigt feinen 
Redtstitel, um die den Gemeinderäten und Bezirkspräfidenten zuftehenden Rechte 
in Bezug auf Ortöjtraßen und Feldwege auszuüben. 

X. 

Als Gejamtrejultat der vorjtehenden Ausführungen ift feitzuftellen, daß die 
Reihgeijenbahnen einen bejonderen Staat im Staate Eljaß:Lothringen bilden. 
Tie Verwaltung der Reichseifenbahnen braucht auf die örtlichen und wirtichaft: 
lichen Bedürfniffe des Landes nur diejenige Rüdficht zu nehmen, die fie Telbit 
für angemeſſen hält; fie ift jederzeit berechtigt, die beionderen Intereſſen des 
Yandes den allgemeinen Verfehrsintereflen ſowie den Finanzintereſſen des Reichs 
unterzuordnen. Die elſaß-lothringiſche Landesregierung befigt nicht den geringiten 
Einfluß auf die Verwaltung der Neichseilenbahnen. Sie kann weder unmittel- 
baren Zwang ausüben, noch mittelbar durd) Kontrolle der laufenden Verwaltung, 
Begutachtung ſchwebender Projekte oder Anregung neuer Reformen auf die Eijenbahn: 


ı, Ducroca: Bd. I Nr. 50 ©. 43, Bd. II Nr. 793 ©. 9. 
?) Otto Mayer: Theorie des franzöfiichen Verwaltungsrechts ©. 52, 
) Dufour: Traite general de droit administratif Bd. VIII Nr. 491 ©. 409; 
Dall 23: Röpertoire ®d.44 Voirie par terre Nr. 1564, 97. 
*, Eljah-Lothring. Gemeindeordnung vom 6. Juni 1895 $ 56 Ziff. 7 und $ 75. 
>) Dalloz: R£pertoire Bd. 44 V. Voirie par terre Nr. 1387 ©. 499. 
) Dufour: Traite general de droit administratif Bd. 1 Nr. 272 ©. 223. 
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behörden einwirken. Sie hat lediglich dasjelbe Recht, das auch jedem Privat: 
mann zufteht, das Recht der Betition! 

Die Aufrechterhaltung des beitehenden Zuftands Tiegt vielleicht im Intereſſe 
der Eilenbahnverwaltung, aber jedenfalla nicht im ntereffe des Reichslandes. 
Das Land Eljah-Lothringen hat den legitimen Wunſch, einen ftärferen Einfluß 
auf alle Zweige der Eijenbahnverwaltung zu gewinnen. Der Vorichlag, welcher 
von Zeit zu Zeit in der eljaß-lothringiichen Tagespreſſe auftaucht — die Ver: 
waltung der Reichseifenbahnen dem Lande zu übertragen ') —, ift ein thörichtes 
Phantafiegebilde, welches eine ernſte Beſprechung überhaupt nicht verdient. Das 
Reich hat bereits die Reichsdomänen in Eljaß-Lothringen — die ehemals fran— 
zöfiichen Staatsforſten und die ehemals franzöfiihe Tabakmanufaktur — dem 
Lande Elſaß-Lothringen als Morgengabe geichentt, obwohl diejes neue Staats: 
gebilde, welches im Jahre 1871 als ein ſchuldenfreies Gemeinwelen begründet 
wurde, weder einen formellen Rechtstitel nocd einen moraliihen Anſpruch auf 
die Güter des franzöfiihen Staatsfiskus befaß. Das Reid) wird nicht jo ein= 
fältig ſein, auch noch den wertvollen Befig der aus der franzöftichen Kriegsent- 
Ihädigung erworbenen NReichseilenbahnen, welche einen jährlichen Ueberihuß von 
28 Millionen liefern, an das Neichäland abzutreten. Der Etat der gelamten 
Landesverwaltung von Elfaß:Lothringen beträgt nur 62 Millionen ME,’) der 
Etat der Reichseifenbahnen allein dagegen 93 Millionen ME?) Bei der Klein: 
beit de3 Landes, feiner Inftitutionen und Berhältniffe beitände außerdem "die 
Gefahr, daß in der Verwaltung von Yandeseifenbahnen an Stelle einer weit: 
ichauenden Verfehräpolitif eine beſchränkte Kirchturmäpolitif treten könnte, bejonders 
wenn der bekannte Grundſatz „Eljah-Lothringen den Eljaß-Lothringern” auch auf 
das Eilenbahnwejen ausgedehnt würde. An eine Erwerbung der Reichseiſen— 
bahnen durch das Land ijt aljo ernftlich nicht zu denken. 

Dagegen fragt fi, ob nicht eine engere organijche Verbindung zwiſchen 
dem Reichslande und den Reichseiſenbahnen möglich ift, welche beftimmt und 
geeignet wäre, die vorhandenen ntereffengegenjäge auszugleichen und zu ver: 
jöhnen. Schon im Jahre 1874 ift auf Anregung der Handelskammer in 
Miülhaufen von der Generaldireftion der Reichseifenbahnen ein Eiſenbahnaus— 
ſchuß errichtet worden, welcher die Aufgabe hat, einen Meinungsaustauſch über 
Verkehrs: und Tariffragen zwilchen Vertretern von Kandel und Induſtrie 
einerjeit3 jowie Vertretern der Eijenbahnverwaltung anderſeits herbeizuführen. 
Dieſe Einrihtung muß ſich bewährt haben, da ſie durch einen Erlaß des 
Reichseifenbahnamt3 vom 11. Januar 1875 andern Eijenbahnverwaltungen zur 
Nachahmung empfohlen worden ijt.*) Es ift indejien Elar, daß ein Kollegium, 
deſſen Exiſtenz, Zulammenfegung und Wirkungsfreis vollitändig von dem ſubjek— 
tiven Belieben der Eijenbahnverwaltung abhängt, nicht diejelbe Autorität bejigen 
fann, wie ein Kollegium, deifen Mitglieder und deſſen Rechte durch das Gejet 
beftimmt find. Die preußiichen Eijenbahnräte find eine gejetliche Inſtitution; 
ihre Exiſtenz und ihre Wirkungskreis ist durch das Gejeß vom 1. Yuni 1882 
betreffend die Einjegung von Bezirkäeifenbahnräten und eines Landeseijenbahn: 
rats für die Staatseifenbahnverwaltung begründet worden. Diejelben Gründe, 


) Val. 3. B. Nr. 87 der Straßburger Bürger-Zeitung dom 15. April 1901. 

2) Gejeßblatt für Eljah-Lothringen von 1901 Nr. 305. 

’, Neichögejegblatt von 1901 Nr. 10 ©. 58. 

4, Verhandlungen des preußiichen Abgeordnetenhaufes 14. Leg.-Per. 3. Seffion (1882) 
Anlagen: Aktenftüd Nr. 18 A ©. 705. 
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welhe in Preußen zum Erlaß des erwähnten Landesgeſetzes geführt haben, 
müffen in Eljaß Lothringen zum Erlaß eines NReichögejeßes betreffend die Ein- 
jegung eines Eijenbahnrats für die Reichdeifenbahnverwaltung führen. Die 
Zuftändigfeit diejes Eifenbahnrats brauchte nicht auf die Begutachtung von 
Verkehrs: und Zariffragen beichräntt zu bleiben; demjelben fünnte auch die 
Worberatung des gejamten Etats der Reichdeifenbahnen behufs Geltendmachung 
der beionderen eljaß=lothringiichen ntereifen übertragen werden. Eine jolche 
Kompetenzerweiterung wäre nad) verjchiedenen Richtungen hin von Vorteil. Die 
Wünſche und Beſchwerden einer Korporation, zu welcher die Elite der elſäſſiſchen 
und lothringiihen Großinduftriellen gehörte, könnten nicht in derielben Weiſe 
ignoriert werden, wie die Wünjche und Beichwerden eines einzelnen Abgeordneten. 
Der einftimmige Beihluß eines Eijenbahnrats, welcher aus den berufenen 
Bertretern der Handeskammern, Landwirtichaftsvereine, Induſtrieverbände ꝛc. 
beitände, hätte doc ein ganz anderes Gewicht, ald die ſubjektive Meinungs: 
äußerung einer beliebigen ‘Privatperjon, die zufälligerweile ein Reichstags— 
mandat befleidet. 

Durch Gründung eines reihsländiichen Eifenbahnrat3 würde ferner die 
Budgetkommiſſion des Reichstags erheblich) entlaftet werden. Bei Beratung des 
Eiſenbahnetats werden gegenwärtig in derjelben zahlreiche elſäſſiſche Lokal— 
angelegenheiten verhandelt, deren Erörterung jehr viel Zeit in Aniprud nimmt. 
Lothringer Lofalfragen kommen allerdings faſt nie zur Sprache, da die loth: 
ringiihen Reichstagsabgeordneten in der Regel durch Abmwejenheit glänzen. 
Sodann könnten die Beratungen nur gewinnen, wenn diejelben in ein Kollegium 
verlegt würden, welches jedenfalls der Budgetkommiſſion gegenüber die beijere 
Kenntnis der örtlichen VBerhältniffe und Bedürfnifie beſäße. Endlich wäre es 
fein Nachteil, wenn neben den Rechtsanwälten und Merzten, Pfarrern und 
Journaliften, die im Reichstage die elſaß-lothringiſchen Intereſſen vertreten, im 
Gifenbahnrat auch Kaufleute und Fabrikanten, Landwirte, Berg: und Hütten: 
[eute zum Wort gelangten. 

Eine Beeinträchtigung der Rechte des Reichsſtags wäre nicht zu befürchten. 
Der Eifenbahnrat hätte lediglich Gutachten zu erftatten ; die eigentlich beichließende 
und enticheidende Behörde würde der Reichstag bleiben, der mit jeiner Autorität 
den Eiſenbahnrat jtüßen und dedfen müßte. 


Handelsnerträge und Handelspolitik. 


Von C. Wiefinger, Oberzollrat in Altona, 
(Fortiegung ; vgl. Jahrgang 1901 ©. 701, 772, 830.) 


VIII. 


Die Handelsverträge Deutſchlands in Beziehung zu den Staaten der 
einzelnen Erdteile. 


Die Handelöbeziehungen Deutichlands zu den Staaten Europas find 
durch eine große Anzahl von Handelsverträgen, Handelsabfommen und jonftigen 
Abmachungen dermaßen geregelt, daß eigentlih nur Portugal vollitändig 
vertragslos dafteht. Es ift bereits im vorigen Kapitel darauf hingewieſen worden, 
wie Deutichland, d. h. das deutiche Zollgebiet, da ein Neichözollgebiet wegen der 
Syreihäfen- in Hamburg, Cuxhaven, Bremerhaven, Geejtemünde') noch immer 
nicht eriltiert, in ganz hervorragender Weiſe mit den übrigen Staaten Europas 
in Verfehräbeziehungen steht. 

Wie ſchon Dr. Helfferich in jeinem Buch: Handelspolitik, Vorträge, gehalten 
in Hamburg 1900/01, ausführt, ift der Außenhandel eines Volkes von großer 
Wichtigkeit für dasjelbe. Erſt durch den auswärtigen Handel, d. h. den Handel 
zwijchen jelbjtändigen Völkern und Staaten, ja Erdteilen fommt jedes einzelne 
Yand in die Yage, die für ſich günftigfte Produftivität zu entfalten. Der 
Außenhandel, auf dem Prinzip der Arbeitsteilung beruhend, fichert jedem Wirt: 
ihaftsgebiet die Möglichkeit der größten Leiftung und dadurd) der Kraft, mit 
jeinen Erzeugniffen die Konkurrenz auf dem Weltmarkt zu überwinden und mit 
jeinen Produkten die Produkte anderer Yänder, die vermöge ihrer geographiichen, 
flimatiichen und phyfiologiichen Verſchiedenheit wieder andere Erzeugniſſe beſſer 
hervorbringen können, einzutaufchen. 

Auch Gothein hat in jeinem Hier ſchon angeführten Werk: Der deutiche 
Außenhandel, auf die Wichtigkeit und Bedeutung des Außenhandels für Deutich: 
land mit feiner dichten Bevölkerung hingewieſen und herausgerechnet, daß 
wenigftens "/s der deutichen Bevölkerung vom Außenhandel lebt. Aber wenn 
auch der öfterreihiihe Großinduftriele K. Wittgenftein, der erfolgreichite 
Hocjofenbeiiter der Donaumonarchie, nad; Mitteilungen der Preſſe dem Aus: 
fusrhandel, dem ſog. Außenhandel, nicht diejenige Bedeutung beilegt, wie 
man dies gewöhnlich zu thun pflegt, indem nach feiner Auffaſſung höchſtens 
16 °/o der deutſchen Geſamtgütererzeugung ins Ausland gehen und der innere 
Markt weitaus den höchſten Anſpruch auf Berüdfichtigung habe, jo weift 


y Die Freihäfen in Hamburg, Curhaven, Bremerhaven, Geeftemünde find wirkliches 
Zollausland, die Freibezirke in Stettin, Danzig, Emden, Altona, Bremen find Zollinland 
(Freilager). Hienach berichtigt fi die Bemerkung in Dr. Grunzel, Syſtem der Handels— 
politit ©. 563. 
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Dr. Wittenberg, Dozent an der Humbold:Afademie in Berlin, in jeiner 
Broihüre: Ein Blid auf den wirtichaftlihen Aufſchwung am Ende des 19. Jahr: 
hunderts (Bolfswirtichaftliche Streitfragen, Berlin, 2. Simion, 1900) nad), daß 
troß des großartigen Bedarfs im Inland ohne die fortwährend ſich fteigernde 
Ausfuhr die Güterproduftion ſich nicht auf dieie Höhe hätte heben können, wie 
es geſchehen iſt. 

Nach der ſchon bemerkten Berechnung Gotheins ſollen in Deutſchland 
on 1124 Millionen Menſchen unmittelbar vom Ausfuhrhandel leben, alſo 
reihlih "5 der Bevölkerung. Von der übrigbleibenden arbeitenden Bevölkerung 
(eben wieder 8 Millionen Menjchen von der Beihaffung der Lebensmittel für 
diefe 11’ Millionen Menjchen, jodaß im ganzen etwa 19 Millionen Menſchen 
= 35"/o der Bevölkerung von Deutichland von dem Außenhandel ſich nähren. 
Es ift einer der erhebenditen Lichtblide des vorigen Jahrhunderts, den Auf: 
Ihwung Deutichlands in Induftrie und Handel und die mehr und mehr fich 
feigernde Anteilnahme Deutichlands an der gefamten Weltwirtichaft zu bewundern.“ 

Prof. M. Haushofer hat diejes Thema in einem Vortrag erörtert und 
biebei bemerft: „Kein anderes Volf der Erde hat innerhalb eines Jahrhunderts 
eine ſolche Wandlung durchgemacht wie das deutiche, d. h. das deutſche Volk iſt 
aus einem armen Agrarvolf ein mächtiges, zielbewußtes Juduftrier und Handels: 
volt geworden, ohne deswegen jeine Agraraufgaben zu vernadjläfligen. Dielen 
Aufſchwung verdankt Deutichland feinem großen Geburtenüberihuß und jeiner 
politiihen Eritarfung und Einigung, wodurch ſich alle Kräfte erit frei regen 
und entfalten fonnten. Die Einwohnerzahl für das Gebiet, das jet das Deutliche 
Reich einnimmt, ift von 1820 bis 1900 von 26 auf 56 Millionen Seelen ge: 
wachſen, d. h. die Einwohnerzahl hat fi in SO Jahren mehr al verdoppelt.“ 

Das Deutjche Reich fteht mit den Staaten Europas in fünffadhen Arten 
von Handelöbeziehungen : 

a) durd) die og. großen Handels- und Bolltarifverträge mit Oeſterreich— 

Ungarn, Belgien, Italien, der Schweiz; 

b) durd die jog. kleinen Handels: und Zollverträge mit Rußland, Serbien, 
Griehenland, Rumänien, der Türkei einichließlih Bulgarien und Oft: 
rumelien ; 

e) durch die FFriedensverträge mit TFranfreih und Dänemark, ſowie die 
älteren Berträge mit Dänemark und den Niederlanden ; 

d) durd; Handelsablommen mit Spanien und Großbritannien ; 

e) duch Verleihung der reinen Meiftbegünftigung auf Grund Bundes» 
ratsbeſchluſſes. 

Zuerſt ſollen die Handels- und Zollverträge mit Oſterreich-Ungarn, Italien, 

Belgien und der Schweiz beſprochen werden. 

Die hierüber von der Reichsregierung angefertigte Denkſchrift (Bundes- 
tatsdrudiahe E 1891 Nr. 109) legt dar, wie dieje Verträge zuftande fommen 
mußten, wie das Meiftbegünftigungsrecht für Deutichland von Wert war und 
dann wertlos wurde, und wie es fi) darum handelte, angefichtse der am 
1. Februar 1892 vollitändig umgeftalteten wirtichaftlihen Lage in Europa 
Mittel und Wege zu finden, um die deutjche Landwirtſchaft lohnend zu erhalten, 
die Induftrie in Betrieb zu wiſſen und den Arbeitern Arbeit zu geben. 

65 gab hiefür nur ein Mittel, nämlich) umfangreiche, Tangfriftige Tarif: 
berträge mit den Nachbarftaaten abzujchliegen, denn Deutichland mußte feinen 
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Erport erhalten, um die vom Ausland notwendig und immer mehr zu be— 
ziehenden Rohſtoffe und Lebensmittel bezahlen zu fünnen. 

Im einzelnen führte die erwähnte Denkſchrift folgendes aus, was auch 
jetzt noch von Wert it: 


„Die europäiiche Handels- und Zollpolitif ift in den leßten Jahren (1880— 1890) haupt» 
fählih dur ein umfaſſendes Konventionaltarifigitem beftimmt worden, deſſen Ausgangspunft 
Handels- und Zollverträge bildeten, welde Frankreich im der eriten Hälfte ber achtziger 
Jahre mit einer größeren Anzahl von Staaten vereinbart hatte, und an die fich eine Reihe 
anderer Tarifverträge der genannten Staaten angeichloffen hatten. Durd) dieſe Verträge waren 
die Zolltarife der meiften europäiſchen Staaten auf eine längere Reihe von Jahren in erheb- 
lihem Umfange und in einer Höhe vertragsmäßig feitgelegt, jodaß dieſe Zollbedingungen 
gegenüber den auf autonomer Grundlage beruhenden Generalzolltarifen dieſer Länder 
nicht unerheblidhe Vorteile boten. 

Deutihland hatte fi an dieſem Syitem nur in verhältnismäßig geringem Umfange 
durch eigene Tarifverträge beteiligt. Handelsverträge, durch welche der deutiche Zolltarif — 
gegen entſprechende Zarifzugeitändnifie des andern vertragichliekenden Teiles — in einzelnen 
Pofitionen gebunden oder ermäßigt war, find nur mit Italien, Spanien, Griehenland 
und der Schweiz abgejchloffen worden. Den meijten übrigen europäiichen, wie auch einer 
größeren Anzahl außereuropäiſcher Staaten hatte Deutichland lediglih die Meiftbegünfti- 
gung gewährt und fi dafür den Genuß des gleichen Rechtes, bezw. eimjeitige zolltarifarifche 
Konzeſſionen des andern Teiles geſichert. Mit Franfreih war durd Art. 11 des Frankfurter 
Friedensvertrags die Verpflichtung vereinbart, fih in den gegenjeitigen Handelsbeziehungen 
auf dem gleichen Fuße mit Großbritannien, Belgien, den Niederlanden, der Schweiz, 
Oeſterreich: Ungarn und Rußland zu behandeln. 

Während jomit Deutichland für feine eigene Zollpolitit im wejentlichen freie Hand be— 
halten hatte, nahm es doc infolge des Meiftbegünftigungsrechts in vollem Maße an den Ber: 
günftigungen der europäiichen Konventionaltarife teil. 

Diejer für Deutihland mit erheblichen Vorteilen verfnüpfte Zuftand hörte am 1. Februar 
1892, an welchem Tage die franzöfiichen und die Dtehrzahl der übrigen europäiſchen Tarif» 
verträge abgeichloffen bezw. kündbar waren, auf, jodaß eine volljtändige Ummwälzung ber 
europäifchen Handelspolitik einzutreten drohte. 

In Frankreich, wo jeit längerer Zeit die Entwidlung der wirt: 
Ihaftlihen Verhältniſſe in weiteren Kreijen Unzufriedenheit erregt 
hatte, erlangte eine ftarf Jhußzöllnerijhe Strömung mehr und mehr die 
Oberhand und ließ es faum noch zweifelhaft erfheinen, daß eine Auf: 
rehterhaltung der franzdjifhen Tarifverträge über den 1. Februar 1892 
hinaus nit zu erwarten ftand. Dieje zunädft von Frankreich her drohende Gefahr 
übte ihren Einfluß auch auf die handelspolitiihe Stimmung der übrigen durch Xarif: 
verträge verbundenen europälihen Staaten mehr oder weniger aus. 

Hiezu trat die zunehmende Entwidlung der proteftioniftiihen Zoll: 
gejeßgebung einerjeitö in Rußland und anderjeits in den Vereinigten Staaten 
von Amerifa. (Me. Kinley-Zarif.) 

Ye näher der fritiiche Zeitpunkt für den Ablauf der europäiichen Tarifverträge heran: 
rüdte, um jo zwingender trat an bie verbündeten Regierungen die Mahnung zur Entiheidung 
heran, ob fie gegenüber der auf wirtichaftlihem Gebiete mit zunehmender Beitimmtheit 
drohenden Abſchließungspolitit der europäiſchen Staaten, dem Beiſpiele anderer Staaten 
folgend, auch ihrerjeits auf die feſtere Abſchließung des eigenen Marktes Be: 
dacht nehmen und damit die auf gegenjeitige Abtoliehung geridteten Ten— 
denzen wejentlich fteigern oder ob fie beizeiten dahin jtreben follten, der weiteren 
Entwidlung jener Tendenzen und ihrer praftiihen Folgen vorzubeugen 
und fih einen bejtimmenden Einfluß auf die demnächſtige Neugeftaltung de& 
europäiihen Zolltarifjyftems im Sinne internationaler VBerftändigungen 
zu fihern. 

Die Entjheidung fonnte nur im lekteren Sinne ausfallen. 

Deutichland nahm nach der Begründung des Reichs den Anlauf zu einer mächtigen Ent+ 
widlung feiner wirtihaftlien Kräfte. Dem raſchen Aufihwunge aber folgte bald ein empfind- 
licher Rüdihlag. Es brach fi die Erkenntnis Bahn, dab die auf das Reich übernommene 
Handels- und Zarifpolitit des Zollvereins nicht länger aufrecht zu erhalten jei. 

Der deutſche Zolltarif von 1879 jowie die dazu erlafienen Novellen brachten Abhilfe. 

Die deutſche Imduftrie hat unter dem verhältnismäßig niedrigen, aber immerhin 
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köftigen Schuße bes in einzelnen Punkten ſpäter noch ergänzten Tarif von 1879 in allen 
Zweigen einen bemerkenswerten Aufſchwung genommen. Die, mehr und mehr eintretende Ent— 
widlung Deutichlands zu einen Induſtrieſtaate erften Ranges, die Zunahme jeiner Be— 
völterung und Die den einheimischen Bedarf nicht in vollem Umfange deckende Boden⸗ 
ptoduttion haben zur Folge, daß Rohſtoffe und Nahrungsmittel vom Auslande in großen 
Mengen eingeführt werden müſſen. Um das hiedurch bedrohte wirtſchaftliche 
Gleichgewicht in dem erforderlichen Maßewiederherzuſtellen, iſt Deutſch— 

land in erſter Linie darauf angewieſen, ſeinen Ueberſchuß an Fabrikaten 
andas Ausland abzuſetzen. 

Der Abſchluß neuer internationaler Verträge mit bloßer Meiſtbegünſtigung 
ohne Zarifjeitjeßungen würde Deutichland zwar bie Möglichkeit belaſſen, der ein» 
heimischen Produktion den eigenen Markt dur beliebige Shußzölle zu fidhern, 
für die Offenhaltung der für unjern Erport unentbehrlihen Auslands— 
märfte aber nit die geringite Garantie bieten. Angeſichts des mit der zu— 
nehmenden Steigerung der Produktion und ihrer Hilfsmittel immer hefliger gewordenen Wetts 
fampfes aller wirtſchaftlich vorgejchrittenen Staaten ift zwiſchen diejen ein dauernder Handels— 
v.rkehr nur denkbar in Form eines rationellen Austaujches von Gütern, und leßterer 
fegt wiederum eine gewiſſe gegenjeitige Beichränfung der freien Verfügung auf zolltarifariſchem 
Gebiete voraus. 

Unter diejen Gefihtöpunften ſchien es für Deutichland geboten, unter Feſthaltung 
bes für die einheimifhe Produftion unentbehrliden Maßes von Zoll: 
ihug den Abjhluß von Zarifverträgen anzubahnen und hiedurch der bei dem 
Mangel aller vertragsmäßigen Schranken zu gewärtigenden gegenfeitigen Überbietung der 
europäischen Staaten in der Erhöhung ihrer Zolltarife rechtzeitig vorzubeugen. 

Es verjteht fih von jelbit, daß die auf tarifarifchem Gebiet zu eritrebenden Vorteile 
nur dur entiprechende Opfer auf demjelben Gebiete erfauft werden fünnen. Der Staat, mit 
welchem am erjter Stelle eine PVerftändigung in der bezeichneten Richtung geſucht werben 
mußte, war Defterreih- Ungarn.“ 


In gleicher Weile wurden mit Italien, Belgien und der Schweiz Unter: 
bandlungen angefnüpft, welche zu den Handels- und Zarifverträgen vom 
6. Dezember bezw. 10. Dezember 1891 führten. 

Diefe Verträge find vorerft auf zwölf Jahre, d. h. bi8 zum 31. Dezember 
1903 abgeichloffen. derart, daß für den Fall, wenn feiner der vertragichließenden 
Zeile zwölf Monate vor dem erwähnten Zeitpunft (aljo am 31. Dezember 1902) 
jeine Abſicht, die Wirkjamfeit des betreffenden Vertrags aufhören zu laſſen, fund: 
gegeben haben wird, derielbe in Geltung bleibt bis zum Ablauf eines Jahres 
von dem Tage ab, an weldyem der eine oder andere der vertragichließenden Zeile 
ihn gefündigt Haben wird (Art. 24 des deutſch-öſterreichiſchen Handelsvertrags, 
Art. 16 des deutſch-italieniſchen Handelävertrags, Art. 13 des deutjch-belgiichen 
Dandelövertrags, Art. 11 des deutich-chweizeriichen Handelsvertrag3). 

Dieſe vier Verträge jollen zufammen ein Ganzes bilden; jedem Vertrag ift 
ein Zolltarif für die Einfuhr nad) Deutichland und für "die Einfuhr nad 
Oeſterreich Ungarn, Italien, Belgien und der Schweiz beigegeben. 

Mit diefen Tarifverträgen he die Stetigfeit in den Geichäftsverhältnifjen 
wiederfehren, der Zollkrieg aller gegen alle vermieden werden. 

In der Preffe, den Handelöberichten, in allen Fachzeitichriften wurde der 

Abſchluß diefer Handelsverträge nad) allen Seiten, nad) für und wider bejprochen. 


So hieß es beijpieläweile in der liberalen Preſſe: 


‚Ein Wendepunkt in ber deutiden Hanbdels-Politit. Zweimal jeßte im 
Verlauf diefes Jahrhunderts bei uns eine freihändlerifche Strömung ein. Zuerſt war es das 
preußiiche Zollgefeg von 1818, welches nicht bloß ein einheitliches inneres Verkehrsgebiet jchuf, 
fondern auch die Einfuhr begünftigte und, trogdem einzelne Schußzölle bis zu 30 und 50% 
des Wertes ftiegen, das liberalfte war, dad ein europäiſcher Großjtaat damals bejaß. 
Auf diefer preußifchen Grundlage baute fi der deutiche Zollverein auf. Den zweiten Anjtoß 
zu Berfehrserleihterungen gab der Handelövertrag, welchen Napoleon III. am 23. Januar 1860 
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mit England abihloß. Wiederum war es Preußen, welches unter den deutſchen Staaten ben 
Vortritt nahm; e8 ſchloß, eingedenf ber Mahnung bes engliſchen Staatsmannes Peel, daß man 
vorangehen müſſe, im März 1862 einfeitig einen Vertrag mit Frankreich ab und erflärte den 
übrigen Bollvereinsländern, von 1866 ab nur mit denen den Bollverein fortfegen zu wollen, 
welche dieſen Vertrag annähmen. Unter dem Zwange der Berhältniffe ſchloſſen ſich die 
übrigen Staaten an. Im der preußifchen Regierung herrichten während der jechziger und des 
Anfangs ber fiebziger Jahre weitgehende freihändleriiche Tendenzen. Man wollte die Zölle 
ermäßigen, gleichviel, ob man damit Gegenbewilligungen vom Ausland erfaufte oder nicht. 
und man verallgemeinerte jede einem Staat gemachte Konzejfion gegenüber allen andern Staaten. 
Es jollte, wie in England, die Zahl der Zarifpofitionen vermindert und der Tarif möglichit 
vereinfacht werben. 

Stimmungen und Strömungen wechſeln. Der Dezemberbrief des Fürften Bismard vom 
Jahre 1878 leitete zwar nicht eine neue Epoche, doch eine neue Epifode der Zollgefhichte ein. 
Nun mußte die heimische Arbeit wieder durch Heden dicht und hoch umfriedet und die ſchreck— 
lie, die ihranfenloje, die anardhiiche Konkurrenz des Auslandes abgedämmt werden. 
Aber was Deutichland konnte, konnten andere Staaten aud. Bid auf England wurde die 
Melt protektioniftiih. In Rußland, den Vereinigten Staaten von Nordamerifa, in Franke 
reich, Spanien, Rumänien, der Schweiz häuften fi Zölle auf Zölle und bereiteten ſich weitere 
Erhöhungen vor. Mit dem 1. Februar 1892, dem Termin, bis zu weldem die franzöfiichen 
und die Mehrzahl der übrigen europäiſchen Tarifverträge abgeichlofien oder fündbar waren, 
drohte eine allgemeine Abſchließungspolitik plaßzugreifen. 

Da vollzog ſich auf jeiten der Regierung zum dritten Mal eine Abkehr von dem über- 
triebenen Zollihuß. Man wartete die Erjchütterungen, welche ein vertraglojer Zuftand mit 
fih bringen müßte, nicht ab, fondern beugte ihnen vor. Mit DOefterreihellngarn, Jtalien, 
Belgien und der Schweiz wurden 1890 Verhandlungen eingeleitet, deren Erg-bniffe, ſoweit 
e3 fih um die drei erftgenannten MWirtichaftögebiete handelt, jeit Montag dem Reichstag vor— 
liegen. Durch dieje Verträge wird ein Waffenjtillftand in dem Zollfrieg und zugleich eine 
partielle Abrüftung herbeigeführt.“ 

„Die Handelsfammern urteilten über die Verträge in der verſchiedenſten 
Weije; mander Handelskammer war zu wenig erreicht worden, viele übten eine 
viel zu jcharfe Kritit an dieſen Verträgen. Der Verein der deutſchen Eijen- 
induftrie erklärte jogar: „Unjere Hoffnungen haben ſich nicht erfüllt“; ebenjo 
verurteilte die Fachzeitſchrift „Allgemeine Zertilzeitung“ namentlich den Handels— 
vertrag mit der Schweiz ganz und gar. Am ärgjten wütete jelbjtveritändlic die 
Landwirtichait, das Agrariertum, gegen die Capriviiche Handelspolitik, gegen den 
Mann ohne Ar und Halm. en 

Ya, man jprad) davon, daß jid nunmehr Jnduftrie und Landwirtichaft, wie 
die Bewohner einer zerihofjenen Stadt, auf veränderter Baſis neu ein- 
richten müfen; um einen Zeil der Trümmer wird fih Moos und Epheu 
ranfen; andere werden ordentlid aufgeräumt der Nachwelt zeigen, daß hier 
einmal bombardiert worden ift; an anderen Stellen werden ſich neue Häuſer 
neben den alten erheben, und nad) Jahr und Tag werden diejenigen jagen, Die 
von uns nod) übrig geblieben find: So, nun ift aud) dies überftanden, es hätte 
no ſchlimmer kommen können — aber nötig wäre es nicht gemejen!! — — (?) 

Auch Prof. Sombart und Schäffle haben zu dem Abſchluß der vier Tarif: 
verträge ihr Gutachten abgegeben‘) und namentlich auch betont, wie durch dieſe 
Verträge ein großes Wirtichaftsgebiet hochentwidelter KHulturvölfer auf längere 
Zeit hinaus dem friedlichen Wettbewerb in Handel und Verkehr gefichert worden ift. 

Der öfterreihiiche Handelaminifter bezeichnete die Dezemberverträge von 
1891 als Kriltallifationspunft, an den ſich nod) andere Verträge angliedern 
werden, da eine vollitändige Handelsautonomie heutzutage für fein Land, feinen 
Staat mehr möglich ſei; der ſog. „geichloffene Handelsſtaat“ ſei jelbit für große, 


1) Dal. Schmollerd Jahrbuch 1892, TI, und Schäffles Zeitihriit der Staatswiſſen- 
ſchaften 1892. 
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fontinentale Reiche nicht mehr durchführbar, e8 wäre dies aud) gar fein Vorteil, 
denn nur die Konkurrenz von außen vermag die im Lande liegenden, ſchlummernden 
Kräfte wachzurufen. — — — 

Mit Deiterreich wurde der erfte Handelsvertrag feitend des Zollvereins am 
17. Februar 1853 abgelchloffen. Diefer Vertrag führte zwiſchen den beiden 
Rirtihaftsgebieten einen regen Güteraustaufch herbei, da für viele Nohprodufte 
Zollfreiheit und für Ganz: und Halbjabrifate Differentialzölle zugeltanden waren. 

Die yortbildung diefes Februarvertrags zur Zollvereinigung wurde durd) 
den preußiſch-franzöſiſchen Handelsvertrag vom Jahre 1862 mit der Meift: 
begünftigungsflaufel vereitelt. 

Im Jahre 1865 wurde jodann zwiichen dem Zollverein und Defterreich ein 
reiner Meiftbegünftigungshandelsvertrag vereinbart, wie auch der am 23. Mai 
1881 abgeichlofjene Vertrag ein reiner Meiftbegünftigungsvertrag war. Nur 
das Zollfartell erinnerte noch an die frühere enge Verbindung, da aud) der Ver: 
edlungsverfehr (Appretur: und Rohleinenverfehr) jaft vollftändig unterbunden wurde. 

An die Stelle des Handelsvertrags vom Jahre 1881 trat der Zoll: und 
Handelävertrag vom 6. Dezember 1891. Diejes Vertragswerf, aus fieben Ab: 
teilungen beftehend, jeßt in jeinem Hauptteil folgendes jeit: 

Art. 1 beftimmt, daß der gegenjeitige Verkehr durch keinerlei Ein-, Aus: 
oder Durchluhrverbote gehemmt werden ſolle mit Ausnahme der Monopolgegen— 
fände, aus Gejundheitspolizeirücdjichten und in SKriegsfällen (die Klaufel der 
Handelsfreiheit). Art. 2 beitimmt die gegenjeitige Meijtbegünftigung Hinfichtlich 
des Betrags, ber Erhebung und der Sicherung der Zölle jowie hinfichtlich der 
Durchfuhr mit Ausnahme des Grenzverfehre und bezüglich) der zolfgeeinten 
Yänder (Bosnien, Herzegowina, Liechtenftein; Luxemburg). In Art. 3 wird auf 
die vereinbarten Zolltarife Bezug genommen ; hiebei find dieſe Zollermäßigungen 
für alle aus dem freien Verkehr des einen Gebietes in das des andern 
Teiles übergehende Waren zugeſtanden, während bei den übrigen Handelsver— 
trägen die Anwendung der Konventionaltarife auf die beiderſeitigen Boden- und 
Gewerbeerzeugniſſe beſchränkt iſt. 

Aus dem Wortlaut dieſer Beſtimmung ergaben ſich divergierende An— 
ſchauungen über den Verkehr mit Reis, der in Deutſchland im Veredlungsver— 
fchr geſchält wird, und mit Mehl, das in Oeſterreich im ſog. Mahlverkehr unter 
Mitvermendung von nichtöfterreichiichem Getreide hergeitellt wird. Hierüber 
fand der Bundesratsbeihluß vom 4. Juli 1895 ſtatt Art. 4 beſtimmt, daß 
keine Durchgangszölle erhoben werden dürfen; Art. 5 regelt den gegenſeitigen 
Meß- und Marktverkehr; Art. 6 den kleinen Grenzverkehr; Art. 7 und 8 
geben Beitimmungen über das Bollabfertigungsverfahren und Art. 9 bejtimmt 
die Meiftbegünftigung auch bei inneren Steuern; Art. 10 vereinbart das Zoll: 
fartell; Art. 11 und 12 behandeln die Sciffahrtsverhältnifie ; Art. 13 bis 17 
regeln "die Benügung der Chauſſeen, Flüſſe, ſowie der Eiſenbahnen; Art. 18 
bis 22 haben die gegenſeitigen Zollabfertigungsformalitäten zum Inhalt; Art. * 
erſtreckt die Giltigkeit des Vertrags auch auf die zollgeeinten Länder; Art. 
jet die Dauer des Vertrags feſt: erſtmals vom 1. Februar 1892 bis 31. — 
1903 und von da ab, d. h. vom 31. Dezember 1902 ab, mit einjähriger 
Kündigungsirift. 

Anlagen A und B bilden die Bolltarife für die Einfuhr nad) Deutichland 
bezw. nad; Defterreicdh Ungarn. 

Anlage C behandelt die Erleichterungen im Grenzverkehr; die früheren 
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Zugeftändniffe im Appretur: und Rohleinenverfehr hatten jchon jeit 1879 bezw. 
1881 nicht mehr beſtanden. 

Dr. Grunzel behandelt in jeinem Buch: Syſtem der Handeläpolitif, den 
Appretur: und Rohleinenverfehr S. 549/50, desgl. den Mahlverkehr ©. 551/2. 

Anlage D des Zoll: und Handelävertrags enthält das Zollfartell, in welcher 
Beziehung das Gejeg vom 9. Juni 1895 erlaffen worden ift. 

Die Zollfartelle haben zum Zmwed, die Entdeckung und Beltrafung der 
Zollübertretungen zu erleichtern und zu fihern. Zu diefem Behuf verpflichten ſich 
die vertragjchließenden Zeile, zur Verhinderung, Entdedung und Beitrafung 
jolcher Uebertretungen gegenjeitig ſich zu unterftügen. 

Dann folgt das Schlußprotofoll mit näheren Beftimmungen über die Zoll- 
tarife, die Zollabfertigung, den Meß- und Marktverfehr, den Verkehr mit 
Muftern jeitens der Handlungsreifenden und über das Zollfartell. 

Das Bichjeuchenübereintommen mit Schlußprotokoll regelt den Verkehr 
mit Vieh zwiſchen den beiden Vertragsländern. Am meiiten wurde bei dem 
Abſchluß des deutich-öfterreihiichen Handelsvertrags die Ermäßigung des Ge— 
treidezolles von 5 ME. auf 3,50 ME. pro dz angegriffen. 

Wie hat ih nun ſeit 1892 unſer Handelöverfehr zu Oeſterreich-Ungarn 
ausgeitaltet ? 

DOefterreich- Ungarn liefert dem deutichen Zollgebiet hauptſächlich Erzeugniffe 
der Land und Forſtwirtſchaft, des Bergbaues und der Viehzudt. So fommen 
hauptſächlich Gerftenmalz, Kleie, Bier, Leinengarn, Leder: und Schuhwaren 
in Betradt. 

Die bedeutenditen Einfuhrartifel Deutichlands aus Oeſterreich-Ungarn find 


in Werten von Millionen ME. ausgedrüdt: 
1891 1895 1900 


Holz (Baur und Nußholz) 44 50 93 
Braunfohblen . -. . » . 97 40 68 
Seflügel:Eier. . . .. 31 34 48 
Serſte |; 35 40 
Ochſen 410 16 26 
Gerftenma . . . . . 17 19 25 
Te a | 3 14 
Kübe - : 2: 2 220. 9 16 12 
Bettfedern. 7 8 10 
RER. > 666 8 10 
1 ME |. 9'la y 
Obſt, friihes. . . . . 10'% 12’/a 8 
Lederhandihuhe . . . .  T’/a 8 8 
Son. . » 2... 6 7 7 
Schuhwaren. 9 5'/a 6'/e 
Jungvieh. 4 7 6 
Men . . .. 7 6 5 


Die Entwidlung der Einfuhr in den Hauptgetreidearten und von Malz 
aus Oeſterreich-Ungarn nad) Deutichland im letzten Jahrzehnt zeigt Folgende 
Tabelle (in dz): 


Yahr Weizen Roggen Hafer Gerite Malz 

1891 751 580 389 270 103 550 3.098 160 645 168 
1893 237 840 3 830 574 580 3 730 650 772 875 
1895 268 000 7830 31550 2377110 800 020 
1897 137 450 3440 19 520 3 384 820 976 340 
1898 58 350 7170 29 980 2 881 690 918 530 
1899 22 480 7816 95 940 3757960 1025640 


1900 74 510 17 540 124 830 2852090 1091580 
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Mie man fieht, ift die Einfuhr von Weizen, Roggen und Hafer aus 
Oeſterreich Ungarn nad) Deutichland in den legten 10 Jahren erheblich zurüd- 
gegangen, ja ſogar die Ausfuhr von Weizen und Roggen aus Deutichland nad) 
Defterreich-Ungarn ift in den legten 3 bi8 4 Jahren der Einfuhr von dort fait 
gleich geblieben, wenigftens bei Roggen. Nur der Bezug an Gerite und Malz 
aus Oeſterreich-Ungarn ift noch jehr bedeutend. 

Die hauptſächlichſten Ausfuhrartifel Deutichlands nad) Defterreich-Ungarn 
find Steinfohlen im Wert von 75 Millionen ME. (1900), Bücher, Karten und 
Mufitalien (35 Millionen ME), Maſchinen (21 Millionen ME); Rohbaum- 
wolle im Durchfuhrverfehr (17 Millionen ME.), gefämmte Wolle (16%. Mil- 
lionen ME), Kokes (15 Millionen ME), Wollengarn (14 Millionen ME.), 
Handſchuhleder und feines Tadiertes Leder (9’/. Millionen ME), Farbendruck— 
bilder und Kupferftiche (9 Millionen ME.); Eifenwaren (13'/s Millionen ME.), 
Gold: und Silberwaren (8"/s Millionen ME.), rohe Schafwolle (7'/s Millionen 
ME), Anilinfarben und Anilinfalze (7 Millionen ME), wollene Tuch- und 

Zeugwaren (6 Millionen ME.), Rindshäute, Pelzwerkfelle, Flachs ıc. 
Im Vergleich zu den Jahren 1891 und 1895 hat ſich die deutſche Aus: 
fuhr nad) Oeſterreich-Ungarn wie folgt vermehrt: 


1891 1895 1900 
(in Millionen ME. Wert) 
25 27 31 


Baumwollwarn . » 2... — 

Chemikalien und Droguen . . . 26 29 31'/e 
Maihinen und Inftrumente . . . 14 20 DT’ la 
Leder und Lederwaren . . .... 1 22 16 
Litteratur= und Kunftgegenftände. . 23 32 46 
Steintohlen und Kol . . . ...-46 49 90 
Wolle und Wollwarn . ». » 47 50 585 
Glas und Porzellan. . . 2. =. 4 5 6 
Kupfer und Kupferwaren . . . . gija Us 12'/e 
Eifen und Eifenwaren . . . 15 19 25 '/a 


Betradjtet man die Entwidlung des deutſchen Außenhandels mit Defter- 
reich-Ungarn im Ganzen, fo ergeben ſich für die lekten zehn Jahre folgende Ein- 
und Ausfuhrwerte (in Millionen Mk.): 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Einfuhrüberſchüſſe 
1891 600 348 252 
1892 575 376 199 
1893 580 420 160 
1894 582 402 180 
1895 525 435 90 
1896 578 417 101 
1897 600 435 165 
1898 660 453 207 
1899 730 466 264 
1900 125 511 214 


Demgemäß hat ſich die Einfuhr aus Oeſterreich-Ungarn nach dem deutſchen 
Zollgebiet von 600 auf 725 Millionen ME. vermehrt, d. h. um 21°/o, bie 
Ausfuhr aber ift von 348 auf 511 Millionen ME, d. h. um 47 °/o, geftiegen. 
Zieht man die Edelmetalle, d. 5. die Kontanteneinfuhr und Ausfuhr ab, jo 
verbleiben für das Jahr 1891 568 Millionen ME. in der Einfuhr und 
330 Millionen ME. in der Ausfuhr (238 Millionen ME. Einfuhrüberihuß); 
im Jahre 1895 find es 513 bezw. 374 Millionen ME. (139 Millionen ME, 
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Einfuhrüberfhuß) und im Jahre 1900 an 704 bezw. 486 Millionen ME. 
(218 Millionen ME. Einfuhrüberihuß). 

Die deutihen Einfuhrüberichüffe find alfo mit und ohne Edelmetalle im 
allgemeinen nicht geftiegen, jondern gefallen; im einzelnen ift beijpielaweile Die 
Braunfohleneinfuhr aus Oeſterreich Ungarn von 68 Millionen dz auf SO Mil: 
lionen dz (von 27 Millionen ME. auf 76 Millionen ME) geitiegen, die Aus: 
fuhr der deutichen Steinkohlen ift aber au) von 36 auf 60 Millionen dz (von 
40 auf 76 Millionen ME.) gewachſen. 

Die Einfuhr von Gerfte ift jeit 1891 von 3 Millionen dz auf 2,8 Mil- 
lionen dz gefallen, im ganzen fich glei) geblieben, die Einfuhr von Geritenmalz 
ift von 650000 dz auf 1 Million dz geftiegen; dagegen hat ſich Deutichlands 
Ausfuhr nad) Defterreih-Ungarn in Majchinen von 10 auf 21 Millionen Mk. 
vermehrt.') 

Der Außenhandel von Oeſterreich-Ungarn findet ſich dargeftellt im D. 9.4. 
1901, I ©. 709, für 1900 und 1901 I ©. 295, j. au D. H.A. 1893, I 
©. 547 für 1891. Im Jahre 1891 betrug die Gelamteinfuhr Oeſterreich— 
Ungarns 613 Millionen Gulden und die Gejamtausfuhr 787 Millionen Gulden, 
es beftand demnad ein Ausfuhrüberihuß von 174 Millionen Gulden. Von 
der Einfuhr trafen auf Deutichland 225 Millionen Gulden = 36 °/o der Geſamt— 
einfuhr und von der Ausfuhr 430 Millionen Gulden = 54 /o der Gefamtausfuhr. 

Im Jahre 1900 ergab die Gejamteinfuhr Oefterreich-Ungarns 850 Millionen 
Gulden und die Gejamtausfuhr 1000 Millionen Gulden, alio einen Ausfuhr: 
überſchuß von 150 Millionen Gulden. Hievon famen auf Deutichland in der 
Einfuhr nad Oefterreich-Ungarn über 368 Millionen Gulden = 44 °/o der Gelamt- 
einfuhr und in der Ausfuhr 510 Millionen Gulden = 49°/o der Gefamtausfuhr. 

Alſo auch hienad) hat ſich unfere Ausfuhr nad) Oeſterreich-Ungarn gebefiert, 
während die Einfuhr von dort verhältnismäßig zurüdgegangen  ift. 

Oeſterreich-Ungarn hat 630 Millionen qkm Flächeninhalt und 45 Millionen 
Einwohner. we Einheitsmünge ift nunmehr die Krone A 100 Heller = 50 Kreuzer 
—=85 Pig. R.Währung. Oeſterreich-Ungarn geht zur Zeit daran, Die 
Goldwährung — Ausprägung von 20:Kronenftüden faktiſch einzuführen. 
Bisher jollte der Zoll in Defterreich-UIngarn in Gold bezahlt werden, da aber 
Goldmünzen nicht zur Hand waren, wurde die Zahlung in Silber mit Gold- 
aufihlag (Agio) geleiftet. Diejes Agio betrug 15 bis 22°. Bei einem 
Agio von 20° war der Zoll für 100 kg Weizen nicht 3 Kronen, jondern 
3 Kronen 60 Heller. Dieſer Goldzujchlag ift deshalb notwendig, weil jonft bei 
ichwanfender Valuta die Einkünfte des Staates zu jehr variierten und dadurd) 
die Höhe der Zolljäge geradezu beeinträchtigt werden könnte. Für die 20-Kronen— 
ftüde aus Gold iſt eine gleihmäßige Parität von 8 Gulden 40 Kreuzer feſt— 
gejet, was einem Aufgeld (Agio) von 19/0 entipricht. 

Jedenfalls wird die Aufnahme der Barzahlung in Gold für die öfter: 
reichiſch-ungariſche Bevölkerung, die in ihrer jegigen Generation ein Golditüd 
nur als feltenes Schauftüd gejehen hat, nicht unerhebliche Aenderungen im Ver: 
fehr und in der Lebensweiſe herbeiführen. 

Mit Italien beitehen ſchon jeit dem Jahre 1845 freundichaftliche Handels: 
beziehungen, da zwilchen dem Zollverein und dem Königreich Sardinien ein 
Handelsvertrag zuſtande kam. Im Jahre 1846 wurde auch mit dem König: 


', Vgl. auch den Bericht über den Außenhandel Ungarns im D. HN. 1901, IT S. 3, 
165, 529, desgl. Oeſterreichs ©. 825. 
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reich beider Sizilien und im Jahre 1868 mit dem Kirchenftaat ein Handelövertrag 
abgeihloflen. In den Jahren 1865/67 wurde erftmals mit dem neugeeinten König— 
reich Italien ein Handels- und Schiffahrtövertrag vereinbart. Dieſer Handelsvertrag 
nebft Schiffahrtsfonvention blieb in Giltigkeit bis zum Jahre 1878, wurde aber 
dann bis zum Jahre 1881 verlängert, bis im Jahre 1883 ein neuer Handels, 
Zoll: und Sciffahrtsvertrag (4. Mai 1883) zuitande kam. An deſſen Stelle 
trat im Jahre 1891 der neue Zoll:, Handel: und Sciffahrtövertrag vom 
6. Dezember 1891. Diejer Vertrag befteht aus 17 Artikeln. Art. 1 räumt 
den beiderfeitigen Vertragsſtaaten in Bezug auf Handel, Schiffahrt und Gewerbe: 
betrieb die aegenjeitige Mteiftbegünftigung und Behandlung gleid) den Inländern 
ein. Nur in Bezug auf Apotheker, Makler, Haufierer Jollen lediglid) die Be: 
ſtinmungen der Meiftbegünftigung allein maßgebend fein. Ebenjo jichern Art. 2 
und 3 den beiderjeitigen Staatsangehörigen in Bezug auf das bürgerliche Recht 
und das Givilprozeßverfahren Gleichftellung mit den Inländern. Art. 4 be: 
fimmt die Befreiung der beiderjeitigen Angehörigen vom Militärdienft und 
andern öffentlichen Leiftungen, ausgenommen jedoch find diejenigen Laſten, welche 
mit dem Befi eines Grundftüdes verbunden find, wozu aud Inländer oder 
tonftige Angehörige der meijtbegünftigten Nationen auf Grund des Bejikes des 
Grumditücdes verpflichtet find. Art. 5 regelt die Rechte und Pflichten der 
Handelsreifenden und den Verkehr mit Marenmuftern. Art. 6 betrifft die 
Feſtſetzung der KHandelsfreiheit bezw. Zulaffung von Ein-, Aus: und Durch— 
tuhroerboten in gewiſſen Fällen. Art. 7 nimmt Bezug auf die beiderjeitigen 
Zolltarife. Art. 8 behandelt die Ausjtellung von Urſprungszeugniſſen und Art. 9 
ſichert in Bezug auf Zölle, Zollgebühren, Zollformalitäten, innere Verbrauchsab— 
gaben die Meiftbegünitigung zu. Die Komventionaltariffäge gelten nur für 
deutiche bezw. italienische Boden: und Gemwerbeerzeugniffe. Als nationale Er: 
zeugniffe find alle Artikel ohne Rüdficht auf die Abſtammung des Rohitoffes 
anzujehen. Nach Art. 10 dürfen die beiderjeitigen Erzeugniffe feiner höheren 
inneren Steuer unterworfen werden ala gleichartige Inlandserzeugniſſe; die 
Art. 11 bis 14 regeln die Echiffahrtöbeziehungen nach dem Grundjag: „Gleich— 
berechtigung beider Flaggen“ bezw. für die Küſtenſchiffahrt nad) der Meiſtbe— 
günftigung. 

Mährend bei dem Vertrag mit Oeſterreich-Ungarn der Schwerpunkt der 
deutichen Konzeifionen in der Ermäßigung der Getreidezöffe lag, gilt dies bei 
dem italienischen Vertrag in Bezug auf die Weinzölle. Die Ermäßigung des Faß— 
weinzolles von 24 auf 20 ME. pro dz ijt zwar nicht erheblich, aber die Zu: 
laffung der eingeitampften friſchen Weinbeeren und der Verjchnittweine und der 
Beine zur Kognakbereitung zum 4:ME.: bezw. 10:ME.-Zolljaß war eine jehr 
hervorragende Konzeffion.') Art. 15 bis 17 regeln den Geltungsbereich und die 
Dauer des Vertrags. Als Anlagen ericheinen der Konventionaltarif für die Ein: 


') Ogl. „Bayer. Handelszeitung“ 1901, Nr. 41, wo es heißt: „Deutichland erzeugt zwar 
Rotweine, diefelben find aber qualitativ fo unfertig, daß fie durch Zuſatz ausländiichen 
Iraubenmoftes vervollitändigt werden müſſen. Dies geichieht durch den Verſchnitt mit 
italienischen Rotweinen. Wird durd einen hohen Zollfag die Einfuhr der Traubenmaiiche 
aus dem Ausland unmöglich gemacht, jo werden die heimischen Notweine mehr oder minder 
unverfäuflich und es wird die Zeit vor dem Bejtehen der Hanbelsverträge wiederfehren, d. h. 
das Ausland wird feine geringen Weine jelbit durch Verjchnitt verbeilern und dann dieſen 
verbeflerten Wein in fertigem Zuftand fiber die Grenze bringen. Die deutſchen Weinhändler 
aljo ein lebhaftes Intereſſe daran, dab die bisherigen Zollſätze für Weinmaiſche er— 

ten bleiben.“ 
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fuhr italienischer Erzeugniffe nad) Deutichland und für die Einfuhr deuticher Er- 
zeugniffe nad) Italien, und das Schlußprotofoll. Der Außenhandel Deutichlands 


mit Italien hat fi) von 1891 bis 1900 wie folgt geftaltet: 


Die Ein- und Ausfuhrwerte Deutichlands in Bezug auf Italien betrugen 


iin Millionen Mf. Wert) 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Einfuhrüberihuß 
1891 134 89 45 
1892 135 91 44 
1893 150 85 65 
1894 142 82 60 
1895 146 83 63 
1896 138 86 52 
1897 153 90 63 
1898 170 94 76 
1899 197 116 81 
1900 186 127 59 


Nach Abzug der Edelmetalle betrugen die Ein= und Ausfuhrwerte 


(in Millionen ME. Wert) 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Einfuhrüberihuß 
1891 124 88 36 
1892 125 89 36 
1893 135 84 51 
1894 125 81 44 
1895 138 82 56 
1896 132 54 48 
1897 146 88 58 
1898 161 92 69 
1899 193 112 81 
1900 181 123 58 


Aus Italien fommen hauptſächlich Erzeugniffe der Seidenzucht, Südfrüchte, 
Hanf, Olivenöl, Wein, Eier, lebendes Geflügel, Schwefel nad) Deutichland. 
nduftrieartifel find bei der Einfuhr aus Italien nad) Deutichland ſchwach 


vertreten. 


Die deutiche Ausfuhr nad Italien erſtreckt ſich beſonders auf Erzeugniffe 
der Metall:, Tertil:, Yederinduftrie, auf Chemikalien, auf litterariihe und Kunft: 


gegenftände. 
Die wichtigſten Einfuhrartifel aus Italien find: 


(in Milfionen ME. Wert) 


1891 189% 
Rohlede . . 2 22. 54 63 
Apfelfinen . a 7 
DO 2 5 8 
Mandeln, getrocknet 5 6 
BE: en 3 4 
Dlivenöl . ee an 4 
Zafeltrauben . . - . . 1% 3 
Friſches Obit. . -» . . 'la 1 
Hühner, lebend . . . . 3 3 
Schwefel . . . 1!/a 1’/a 
Kaftanien . - . . . 1 2 
Blumen, friſche ae | 1’/s 
Wein. 3 3 
Gemüfe, friſche 1 1 


GSeibenabfälle Ze 


= 


1900 
19 
11 
10 

9 


⸗to to Sn 
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Die hauptjächlichiten Ausfuhrartifel find: 
(in Millionen DE, Wert) 
1895 1900 


1891 
Gold»: und Silberwaren 8 6 7 
Maidinen . 3 3 6 
Tuchwaren 8 7 6 
Gefärbte Seide . . 2 3 5 
Zadleder, feines Leder . 3 4 5 
Eiſenwaren 4 3 5 
Anilinfarben. 1'/a 3 4 
Kammwole . . . 2 3 4 
Halbjeidene Zeuge . 2 2 2 
tyarbendrudbilder . 1 1 1!/a 
Baummwollwaren . a 2 1’/a 
Büder, Karten . . . . . — 
Bier. . . '/a Ua '/a 


Nah der itafientfchen. Statifit — von 1890 bis 1899 der Geſamt— 
einfuhrwert durchſchnittlich 1000 Millionen Mk., davon aus Deutſchland etwa 
120 Millionen ME. — 11°/o, während nad) der deutichen Reichsſtatiſtik die 
durhichnittliche Geſamtausfuhr Deutjchlands nad) Italien nur an 90 bis 95 Mil- 
lionen ME. ausmadt. In der italieniichen Statiftit find aber die aus den 
deutichen Freihäfen nad) Italien gelangenden Waren mit enthalten, die in der 
deutichen Zollgebietsftatiftif nicht ericheinen. Auch ift der Wert der ausgeführten 
Baren infolge Fracht und Spejen bis zum italienijchen Eingangshafen höher ala 
an deutſchen Ausgangshäfen bezw. an ber deutichen Grenze. 

Im italienischen Gefamteinfuhrhandel nahm das deutiche Zollgebiet bis 
1896 nach Großbritannien die nächſte Stelle ein, ift aber im Jahre 1897 von 
Frankreich überflügelt worden. Zur Zeit fteht Deutichland an vierter Einfuhr: 
telle, da nunmehr aud die Vereinigten Staaten von Amerifa und Rußland 
fh vordrängten, während frankreich) wieder zurüdftehen mußte — hinter 
Deutihland an Fünfter Stelle. 

Ueber den italienischen Handel jprechen ſich die Konjulatsberichte im D. H.-A. 
1901, 1 ©. 447 und 1900, 1 ©. 346, 1145 aus. 

Aus dem erwähnten Bericht im D. H.A. 1901, I ©. 447 ift folgendes 
über den italienischen Außenhandel im Jahre 1900 zu erwähnen: 

Der Gejamtein: und -Ausfuhrwert nad) Warengruppen ergab nad den 
neueiten Mitteilungen der Statistica dei Cornmercio speciale in der 


Einfuhr: 
Mert in Millionen ME. 
; 18599 190 
Rohſtoffe. 466 554 
Halbfabrifae . . . . 286 276 
Tabrifate . en 298 
Nahrungsmittel FE 233 
Summa 1207 1361 

Ausfuhr: 
1899 1900 
Robitofe. -» .» 194 189 
Salbfabrifate . . » . 419 360 
Sabrifate . . 2350 243 
Nahrungsmittel - -» . 3083 280 


Summa 1146 1072 
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Die Einfuhr der Edelmetalle ergab 4'/s bis 6 und die Ausfuhr hievon 
12 bis 13 Millionen ME. Die Ausfuhr von Wein war im Jahre 1900 ge: 
ringer als in 1899, dagegen ift die Ausfuhr von Seidenwaren erheblich ge— 
ftiegen. Die Einfuhr von Getreide nad) Italien hat im Jahre 1900 gegen das 
Vorjahr etwas zugenommen. 

In dem Bericht des Kaiſ. Konſuls in Venedig (D. H.:W. 1901, II ©. 276) 
wird der guten Wirkung der Wetterwehrfanonen gegen Hagelihaden erwähnt, 
dermaßen, daß der Kongreß in Udine die Wirkſamkeit der Wetterichießfanonen 
anerkannt hat. 

Ferner find die Berichte des Konſuls von Trieft im D. H.A. 1901, U 
S. 653, und von Nom 1901, 11 ©. 297 zu beachten. 

Italien, ein Königreich, hat einen läcyeninhalt von 286 590 qkm und 
32 Millionen Einwohner. Es beiteht dajelbit gejeßlich die Doppelwährung, faktiſch 
aber die Goldwährung mit der Einheitsmünze 1 Lire= 81 Pig. Mit Frank: 
reich ift Italien durch die lateiniſche Münzunion verbunden. 

Der dritte Handelävertrag, welcher nunmehr zur Beiprehung kommt, ift 
derjenige, den das Deutiche Reich am 6. Dezember 1891 mit Belgien ab: 
geichlojfen hat. 

Mit Belgien wurde ſchon im Jahre 1842 ſeitens des Bollvereins ein 
Handelsvertrag angebahnt und im Jahre 1844 abgeichloffen. 

Zu diefem Vertrag wurde im Jahre 1832 eine Additionalfonvention ver: 
einbart, wozu noc die weitere Konvention vom 10. September 1868 fam, 
nahdem am 22. Mat 1865 zwilchen Belgien und Deutichland ein fürmlicher 
Dandelsvertrag zum Abſchluß gelangte. 

An deſſen Stelle trat, nahdem der im Jahre 1878 gefündigte Vertrag 
mehrmals verlängert worden war, der obenerwähnte Zoll: und Handelsvertrag 
vom 6. Dezember 1891. 

Diejer Vertrag beiteht aus 13 Artikeln. 

Die Art. 1, 2 umd 3 begründen die gegenfeitige Meiftbegünftigung in Bezug 
auf Niederlaffung, Handel und Gewerbe und in Bezug auf die Zölle für die gegen 
jeitigen Boden: und Gewerbeerzeugniffe. Auch; hinfichtlich der inneren Verbrauchs: 
abgaben joll Meiftbegünftigung berrichen (Art. 4), desgl. bei Erhebung etwaiger 
Ausgangsabgaben (Art. 5). Ausfuhrzölle jollen nicht erhoben werden, unbejchadet 
der beionderen Anordnungen für Schießpulver und Waffen (Art. 6). Aus, Ein: 
und Durchfuhrverbote dürfen nicht einjeitig zwilchen den vertragichliegenden 
Mächten verhängt werden, jondern auch hier joll das Recht der Mleiftbegünftigung 
herrihen (Art. 7). Der Grenznachbarverkehr kommt bezüglid) der Meiſt— 
begünftigung nicht in Betracht (Art. 8). Art. 9 regelt die Rechte und Pflichten 
der Sandelsreifenden und den Mufterpaßverfehr. Art. 10 gibt Beltimmungen 
hinſichtlich der Benüßung der Eifenbahnen, und in Art. 11 wird auf die 
Anlage D: Beitimmungen über die Zollabfertigung des internationalen Verkehrs 
auf den Eijenbahnen, Bezug genommen. Art. 12 und 13 beitimmen Dauer und 
Geltungsbereich des Vertrags. Als Anlage figurieren die Slonventionaltarife 
für die Einfuhr aus Deutichland nad) Belgien und umgekehrt, das Mufter 
einer Gewerbelegitimationsfarte für Handlungsreifende und die oben erwähnten 
Beltimmungen über den Eijenbahnverfehr. 

Hier ift noch zu erwähnen die Vereinbarung zwiſchen Deutichland und 
Belgien betr. den grenzüberipringenden Fabrikverkehr d. d. 7. April 1900. 


Der grenzüberipringende Fabrikverkehr ift für das Spinnen, Walken, Auf: 
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rauhen, Wafchen, Scheren, Sengen, Färben, Bleihen, Bedruden von Geweben 
zugelaften, alſo eine Art grenznachbarlicher Veredlungsverfehr. 


Diele Vereinbarung ift auf einjährige Kündigung geltellt. (Vgl. R.G.«Bl. 
1900 ©. 781.) 


Der Außenhandel Deutichlands mit Belgien erftredt ji) in der Einfuhr 
nad) Deutichland hauptjählic” auf Pierde, Wolle, Gemüje, Obit, Kartoffeln, 
Klee, Blei, Zint, Steinkohlen. 


Auch Halbjabrikate wie Wollen: und Leinengarne werden vielfach) eingeführt. 

Die Ausfuhr aus Deutichland nad) Belgien umfaßt dagegen hauptfſächlich 
‚nduftriefabrifate, namentlich Erzeugniffe der Zertilinduftrie, der chemiſchen 
und Metallinduftrie. 


Ein großer Teil der von Belgien nad) Deutichland eingeführten Waren 
beiteht nicht aus Erzeugniffen des eigenen Landes, wie umgekehrt aud) nicht alle 
aus Deutihland nad) Belgien ausgeführten Waren in Belgien verbleiben, viel- 
mehr dem auswärtigen Handel desjelben dienen. 


Die wichtigften Einfuhrartifel Deutichlands aus Belgien find: 
(in Millionen ME. Wert) 


1891 1895 1900 

Rohe Schafwolle. 33 26 26 
Kammwole . . 13 16 22 
Bere. ... 238 19 19 
Steinfohlen . 5 5 9 
: ee 6 5 7 
MWollendarn . . 9 8 7 
Br 2 7 
Maihinen. . . 1a 3 6 
DE. 2404: 8 3 6 
Leinengam. . . 2 3 5 
Schlackenwolle. . 2 3 4 
Zumpen. . . . 1’ 2 3 


Deutichlands wichtigfte Erportartifel nad Belgien find: 
(in Millionen Mt. Wert) 


1891 159 1900 
Steinlohlen . . 8’ 8 23 
Maihinen. . . 3 5 11 
Eiſenwaren 5 4'/a 9 
Tuchwaren 7 7 8 
Feine Eiſenwaren 1'/s 2 5 
SHalbjeidene Zeuge 3 3 5 
Gold» x. Waren. 2'/a 2 5 
Kol . ... 2a 4'/e t 
Hopfen . 2 3 4 
Weizen. . — 4 
Roheiſen 2 2'/e 4 
Anilinfarben 1 2a t 
Meifingwaren . . "a 1 3 
Pierde . i 1 1 3 
Feines Leder . . 2 3 3 
Farbendrudbilder. 1 2 3 
Eijendraht . | 1!/e 3 
Baumwollgewebe . 2 2 2 
Chemische Fabrifate 1 1’is 2 
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Der Gejamthandel zwiſchen Deutichland und Belgien hat in den letzten 
zehn Jahren betragen: (in Millionen ME. Wert) 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Einfuhrüberſchuß ats 


1891 252 153 99 94 
1892 208 141 67 64 
1893 190 148 42 40 
1894 172 150 22 20 
1895 179 159 20 18 
1896 176 168 8 5 
1897 186 190 — — 
1898 201 187 14 10 
1899 246 207 j 39 36 
1900 220 253 — — 


Nach der belgischen Statiſtik betrug die Einfuhr aus Deutſchland im Jahre 
1891: 144 Millionen ME., im Jahre 1895: 159'/s Millionen ME. und im 
Jahre 1899: 228 Millionen ME. Deutichland fteht im belgischen Einfuhr: 
handel an dritter Stelle, nad) Frankreich und Großbritannien. 


Die Ausfuhrwerte der belgiihen Handelsſtatiſtik geben fein richtiges Bild 
vom Abja belgischer Waren nad) Deutichland, er ift um den Betrag eines 
Teils der Durdyfuhr nad Defterreidy Ungarn, Italien und der Schweiz zu hod). 


(Dal. D. HN. 1900, 1 ©. 1139 und 1901, I ©. 963 Belgiens Außen 
handel im Jahre 1899 und 1900.) Die Einfuhr wertete 2920 bezw. 2870 Mil: 
lionen ME. und die Ausfuhr 2700 bezw. 2630 Millionen ME. 


Die Einfuhr aus dem deutichen Bollgebiet wird im Generalhandel auf 
500 bezw. 550 und die Ausfuhr auf 680 bezw. 570 Millionen ME., im Spezial: 
handel auf 230 bezw. 260 Millionen DE. und 390 bezw. 340 Millionen Mk. 
berechnet. 

Das Königreic; Belgien hat 29459 qkm und 6,7 Millionen Einwohner; 
es befteht rechtlih die Doppelmwährung, faktiſch die Goldwährung; Einheits- 
müngze it 1 Frank = 81 Pie. 


Der nächſte Handels- und Zollvertrag, über welchen zu berichten ift, ift 
derjenige, den Deutichland mit der Schweiz am 10. Dezember 1891 abgeſchloſſen 
bat. Diejer Vertrag wurde unter den vier jog. großen Handeläverträgen am 
meisten angegriffen. 

Mit der Schweiz beitanden jchon zur Zeit der Gründung des Bollvereins 
freundnachbarliche Handelsbeziehungen ſeitens Bayerns, wie Separatartifel 15 des 
Bollvereinigungsvertragg vom 22. März 1833 wegen Aufrechterhaltung der 
zwilchen Bayern, Württemberg und der Schweiz vereinbarten Zoll: und Handels— 
verhältniffe darthut. Am 18. Mai 1869 wurde zwiſchen dem Zollverein und 
der Schweiz ein Handelävertrag abgeichlojfen mit Zulaffung eines erweiterten 
Veredlungsverfehrs. Diefer Vertrag trat im Jahre 1880 außer Kraft und am 
23. Mai 1881 wurde ein neuer Handelsvertrag zwiſchen dem Deutichen Reid) 
und der Schweiz vereinbart, der im Jahre 1888 einen Zujaßvertrag erhielt. 
Diejen Bertrag kündigte da8 Deutiche Reich) zum 1. Februar 1892, nachdem 
die Schweiz ihre Tarifverträge gekündigt und fich einen neuen Zolltarif zurecht: 
gemacht hatte. Der Zoll: und Handelävertrag, der an die Stelle de3 Vertrags 


1) Es find aljo zwei Jahre mit Ausfuhrüberihüflen vorhanden nämlich 1897 und 1900. 
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vom Jahre 1881 bezw. 1888 trat, hat 11 Artikel, und die Reichsregierung 
hat hiezu eine beſondere Denkſchrift ausgearbeitet. 

Der Handels- und Zollvertrag mit der Schweiz beſtimmt in Art. 1 die gegenſeitige 
Meiftbegünftigung. Hinfichtlid der Ein= und Ausgangsabgaben ift in Art. 2 für 
die Waren deutichen und jchweizerilchen Urſprungs auf die Zolltarife in Anlage A und 
B verwieſen. Im Schlußprotofolle hat die Schweiz ſich ausdrücklich bereit erklärt, 
für das aus dem freien Verkehr der Schweiz nad Deutichland eingehende, aus 
einem in Deutichland nicht meiltbegünftigten Lande ftammende Getreide, ſowie 
für dergleihen Weine die deutichen Vertragszölle auf Verlangen der deutichen 
Regierung nicht zu beanjpruchen. Dieſe Abrede hat heutzutage wenig Bedeutung 
mehr, könnte ſich höchſtens auf portugiefiihe Weine beziehen. Art. 3 und 4 
regeln die Ausfuhr und den Grenzverfehr (Meß- und Marktverfehr, Viehverfehr, 
Verkehr mit Emballagen). Der Art. 6 enthält die jehr wichtigen Beftimmungen 
über den Veredlungsverkehr, der in Beziehung zwiſchen Deutjchland und der 
Schweiz noch jehr bedeutend ift. Art. 7 betrifft die Erleichterung der Zoll: 
abjertigung. Art. 8 regelt die inneren Steuern und die Verbrauchsabgaben 
und nimmt Bezug auf das Branntweinmonopol in der Schweiz. Art. 9 
betrifft die Handeläreilenden und Art. 10 und 11 Handeln vom Geltungs: 
bereich und von der Dauer des Vertrags. Auch diefer Vertrag dauert vorerft 
bis 31. Dezember 1903, von da ab mit einjähriger Kündigung. Die vertrag: 
ihließenden Zeile behielten ſich jedoc) die Befugnis vor, nad) gemeinfamer Ver- 
Händigung in Dielen Vertrag jederlei Abänderungen aufzunehmen, welche mit 
dem Geiſte und den Grundlagen desjelben nicht in Widerſpruch ftehen und deren 
Nüglichkeit durch die Erfahrung dargethan wird. 

Hinfichtlih der Kontrolle des zugelaffenen Veredlungsverkehrs find Die 
Karlsruher Beftimmungen vom Jahre 1869 auch fernerhin als in Wirkjamteit 
beitehend anerfannt worden, joweit nicht durch die neuen Abmachungen Yen: 
derungen eingetreten jind. 

Die Schweiz liefert dem deutichen Zollgebiet hauptiächlich Erzeugnifie ihrer 
hodentwidelten Seiden: und Uhreninduftrie, der Viehzucht, ferner der mechaniſchen 
Spinnerei und Stiderei und der Edelmetallverarbeitung. 

Deutſchland ſchickt nach der Schweiz dafür Steinkohlen, wollene Zeug: 
waren, Eijenwaren, litterariihe und Kunſtgegenſtände, Majchinen, Kleider und 
Putzwaren. 

Die bedeutendſten Einfuhrartikel Deutſchlands aus der Schweiz in ben 
Jahren 1891, 1895 und 1900 waren 

(in Millionen ME. Wert) 


1891 1595 1900 
Rohieide . . . 2.20. 27'fe 27 26 
Zaihenuhreen. . . .. 18 17 21 
Trloretjeide —4 17 14 
Kälte . ß 5'/a 6 9 
Baumwollgarn . 3 4 9 
Maidinen. . . . 3 2 6 
Kühe und Nungvieh 11 8!/e 8 
Baummwollgewebe 3 6 5 
Seidene Zeuge . 6 6 4 
Baummwollitidereien . 1!/2 2 4 
Wollgarn . . re Se 2 3 
Arll. . 2 2 0. 1 Us 2 
Uhrfournituren . . — - l 
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Deutichlands Ausfuhrwaren mb: 


891 1895 100 
Steinfohlen . . ... 14 14!/a 38 
Eifenwarn . 2 2..6 T' le 15 
Tudwaren . . .. 14 13 14 
Kleider und Waſche 9 7 12 
Baumwollwaren . 5 4 10 
Maſchinen. 24 4 9 
Eiſen und Cifenbabnfihienen 7 6 8 
Safer . . . — 3 5 
Weißzucker 2 3 3 
Pierde  . 21a 3 3 
Eijen in Stäben und Platten 3 3 5 
Chemikalien . ; 1": 31a 2 
Im Spezialhandel mit der Schweiz betrug der deutiche Geſamtwert 
der Einfuhr nad) Deutſchland der Ausfuhr aus Deutichland 
Jahr mit ohne mit ohne 
k Edelmetalle Edelmetalle 
(in Millionen ME) 
1891 145 140 155 181 
1892 142 137 174 169 
1893 144 139 181 183 
1804 136 132 B 188 185 
1895 145 139 219 216 
18096 146 138 244 239 
1897 159 152 254 250 
1898 174 168 256 253 
1899 176 169 285 280 
1900 171 163 292 284 


Die deutſche Ausfuhr nad) der Schweiz ift aljo ſtets größer geweſen ala 
die Einfuhr aus der Schweiz nad) Deutichland. 


Auch nad der jchweizeriichen Handelsſtatiſtik fteht Deuſchland unter allen 
mit der Schweiz Handel treibenden Staaten an erjter Stelle, dann folgt Frank: 
reich, dann erſt Italien, dann Oeſterreich: Ungarn. Der Anteil Deutichlands an 
dem Schweizer Außenhandel betrug im Jahre 1900 in der Einfuhr 30 und in 
der Ausfuhr 25°/0 des Gejamtwertes. 


Der Außenhandel der Schweiz ift dargeftellt iin D. H.⸗A. 1900, 1 ©. 338 


und 1052 wie folgt: 
Einfuhr nad der Schweiz 
(Millionen ME.) 
1592 1595 1599 
680 720 900 
a ufuhr aus ‚der Schweiz iR 


hievon fommt auf — in der Sinfube nad der Schweiz 


272 
und in der Ausfuhr — —— 
128 129 160 
Die Schweiz hat Tarifverträge mit Deutjchland, mit Frankreich (nad) dem 
Abkommen vom 19. Auguft 1895), Italien, Oeſterreich-Ungarn, mit Spanien ; 
Meijtbegünftigungsverträge bejtehen mit Großbritannien nebſt Kolonien, Wer: 
einigten Staaten von Amerika, Rußland, Belgien, Niederlanden nebſt Kolonien, 
mit den Balfanftaaten, Schweden, Norwegen. 
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Die Einfuhr der Schweiz hat zugenommen in den Staaten mit Zarifver- 
trägen von 350 Millionen ME. im Jahre 1892 auf 640 Millionen ME. im 
Jahre 1899 und die Ausfuhr von 200 auf 315 Millionen ME. Aus den 
Meiftbegünftigungsitaaten hat die Einfuhr der Schweiz zugenommen von 150 Mil- 
lionen ME. auf 208 Millionen ME. und die Ausfuhr von 220 Millionen ME. 
auf 235 Millionen ME. i 

Die Einfuhr aus den Staaten ohne Vertragsabſchlüſſe hat von 190 auf 
48 Millionen ME. abgenommen und die Ausfuhr von 104 auf 26 Millionen ME. 

Bemerkenswert ijt hiebei, daß Frankreich im Jahre 1892 als vertragslojer 
Staat aufgeführt it. j 

(Val. auch die Statiftit im D. H.A. 1900, 1 ©. 338, 1052, 756 
und die Handelöberichte über die Lage der jchmeizeriichen Seideninduftrie im 
D. 9.4. 1900, II ©. 467.) 

Die Schweiz ift ein Bundesftaat von 25 Republifen und 22 Kantonen 
mit 41346 qkm und 3 Millionen Einwohnern, Bundeshauptftadt ift Bern. 
Die Münzwährung ift die der Länder der lateiniichen Münzkonvention. Ein: 
beitsmünge iſt Frank zu 100 Rappen = 81 Pie. —— 

Nunmehr iſt die zweite Serie der Handelsverträge, nämlich die Verträge 
mit Rußland, Serbien, Rumänien und der Türkei zu beiprechen. 

Die Denkſchrift der deutichen Reichsregierung über die Handelsverträge mit 
Serbien, Rumänien und — Spanien, deſſen Vertrag befanntlic nicht zuftande 
fam, äußert fich wie folgt: 

‚Schon bei dem Abjchluffe der am 1. Februar 1892 in Kraft getretenen Handels» und 
Zollverträge mit Defterreihellngarn, Italien, Belgien und der Schweiz durfte von der Er« 
wartung ausgegangen werden, daß dieje Verträge zugleich dem geeigneten Anfnüpfungspuntt 
für die wünſchenswerte vertragsmäßige Sicherftellung unſerer Handelsbeziehungen aud) zu 
onderen Staaten bilden würden. In diefem Sinne iſt jeinerzeit mit Serbien, Spanien und 
Rumänien in Verhandlungen eingetreten worden, welche zum Nbjchluffe der nunmehr vor« 
liegenden Berträge geführt haben. Alle drei genannten Länder hatten im Laufe der leßten 
Jahre durch den Ablauf ihrer früheren, umfangreiche Zariffeitfegungen enthaltenden Verträge 
ihre volle Zollautonomie wiedererlangt und, von dem Bejtreben geleitet, jowohl ihre finan« 
ziellen Einnahmen zu heben, ald auch ihren aufftrebenden Induſtrien den bis dahin micht 
durchweg in ausreihendem Maße zugejtandenen Zollihuß gegen die Konkurrenz des wirtichaft« 
lid vorgeichritteneren Auslandes zu gewähren, nad dem Beijpiel anderer Länder, die ihnen 
darin vorangegangen waren, ihre verhältnismäßig niedrigen Zolltarife wejentlich erhöht. 

. Unter ſolchen Umftänden konnten wir diefen Ländern Begünftigungen unjeres durch die 
eingangs genannten Verträge ermäßigten Zolltarifs ohne entiprechende Gegenleiftungen auf 
die Dauer nicht gewähren. Außer vielen andern Vorteilen waren es Spanien gegenüber 
namentlich unsere ermäßigten Zölle auf Wein und Südfrüchte, und Serbien jowie Rumänien 
gegenüber umjere ermäßigten Getreidezölle, welche als geeignete Aequivalente bei der vertrags- 
mäßigen Regelung unjerer Handelöbeziehungen zu diejen Ländern verwertet werden konnten. 
Ihatfählich ıft e8 denn auch gelungen, innerhalb der dur die Schußbedürftigfeit der ein- 
heimischen Erwerbszweige der mehrgenannten Staaten gezogenen Schranken angemefiene Vor: 
teile für unfern Güteraustaufch mit denjelben zu erlangen, ohne unjererfeits im wejentlichen 
über die in dem Verträgen mit Defterreih-Ungarn, Italien, Belgien und der Schweiz bereits 
gemadten Iariffonzeifionen hinauszugehen. 

Weas zunächſt Serbien betrifft, jo beftand eines der empfindlichiten Hemmniſſe für 
die Entwidlung unſeres Handels mit diefem Lande in der Vorzugsitellung, welche deſſen 
Nahbarreih, Oeſterreich- Ungarn, auf Grund jeines früheren Vertrags unter dem Zitel von 
Grenzbegünftigungen jür eine Reihe wichtiger Anduftrieerzeugnifie binfihtlih der Eingangs- 
plle in Serbien genoß. Die Bejeitigung diejer Vorzugsrechte durch die neuen Verträge - 
Serbiens mit und und mit Defterreih-Ungarn darf als eine wejentlihe Errungenſchaft an« 
geiehen werden. Auch außerdem enthält der Vertrag wichtige Zugeftändniffe in Bezug auf 
den beitehenden jerbiichen Zolltarif. Der neue Vertrag tritt an Stelle des im Juli 1893 
außer Kraft getretenen früheren Vertrags. Bei Ablauf des Iekteren ift der deutſchen Ein— 
fuhr in Serbien bis zum 31. Dezember d. J. die Meiftbegünitigung zugeitanden worden. 

Annalen des Deutſchen Reiche. 1902. 4 
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Bei den Verhandlungen mit Spanien ift das Beitreben in erjter Linie darauf ge: 
richtet geweien, dem deutjhen Sprit das für unjere Landwirtichaft wichtige ſpaniſche Abjap- 
gebiet wieder zu eröffnen. Alle auf bie Erreihung diejes Zieles gerichteten Anträge und 
Vorſchläge find aufs jorgfältigite geprüft worden und haben bei den Verhandlungen volle 
Vertretung gefunden, wie überhaupt alles aufgeboten worden ift, um eine befriedigende Löſung 
der Frage herbeizuführen. Leider find alle Bemühungen an der Wucht der entgegenjtehenden 
thatjählichen Verhältniſſe gejcheitert. Die Aufnahmefähigfeit des ſpaniſchen Marktes für den 
deutſchen Sprit, welde um die Mitte der achtziger Jahre ihren Höhepunkt erreichte und um 
jo widtiger für uns war, als Spanien nit nur ein ausgedehntes, jondern auch nahezu das 
einzige ausländiiche Abjaggebiet für deutſchen Sprit bildete, hatte ihren Grund fait aus: 
ichließlih in der einen erheblichen Spritverbraud bedingenden Ausfuhr jtarf alfoholifierter 
ſpaniſcher Weine nah Frankreich. Diefe Ausfuhr wiederum wurde durch den infolge der 
Reblausverwüftungen in fteigendem Maße hervorgetretenen Bedarf Frankreichs an ausländijchen 
Weinen bedingt und durch den in dem früheren franzöſiſch-ſpaniſchen Handelsvertrag vom 
Jahre 1882 feitgelegten niedrigen franzöfiihen Einfuhrzoll für Weine bis zu einem hohen 
Alkoholgehalt begünftigt. Schon um die Mitte der achtziger Jahre machte Franfreih Ans 
ftrengungen, der Konkurrenz entgegenzutreten, welche die gewaltige Einfuhr der ſtark alto- 
holifierten ſpaniſchen Weine der franzöfiichen Branntweinproduftion bereitete. Died blieb 
nit ohne Rüdwirkung auf die deutſche Spritausfuhr nad Spanien, da dieſes Land, um 
jeine Weinausfuhr nad) Frankreich nicht zu gefährden, feither anfing, der Epriteinfuhr aus 
‚dem Auslande Hindernifie in den Weg zu legen. Dod war es damals noch möglid, der 
deutſchen Spritausfuhr auf Grund der bejtehenden Berträge einen Zeil ihres Abjages nad 
Spanien zu erhalten. Als aber im Jahre 1892 der ſpaniſch-franzöſiſche Handelsvertrag fein 
Ende erreichte, ſäumte Frankreich nicht, jeinen ——— zu erhöhen und gleichzeitig die Alkohol- 
grenze für Wein wejentlich herabzujeßen. Durch dieſe Maßregel ſah Spanien ſeine Wein— 
ausfuhr nach Frankreich, welche im Jahre 1890 bie Ziffer von nahezu 8 Millionen Hektoliter 
im Wert von 240 Millionen Franken erreicht hatte, mit einem Schlage etwa auf die Hälfte 
reduziert und gleichzeitig war der Alfoholifierung des noch zur Ausfuhr dorthin gelangenden 
Meines der Boden entzogen. Soweit Spanien danach überhaupt noch einen Bedarf an 
Branntwein beſaß, mußte ed darauf Bedadht nehmen, feinen fonft wertlojen Ueberſchuß an 
Mein zur Dedung dieſes Bedarfs zu verwerten. Die Fabrikation von Weiniprit hat daher 
in Spanien einen jehr großen Aufihwung genommen. An diefen Thatſachen ſcheitern alle 
Bemühungen, dem deutichen Sprit das verloren gegangene Abjakgebiet in Spanien wieder: 
zugewinnen. Mußten demzufolge alle hierauf gerichteten Beitrebungen als unbedingt aus— 
ſichtslos erfannt werden, jo hätte e8 den Boden realer Handelspolitif verlafien heißen, hätte 
man um der verlorenen Sache unjerer Branntwein-Intereflenten willen, jo bedauerlich diejer 
Verluſt namentlih auch vom Standpunkte unſerer landwirtichaftlihen Intereſſen aus er: 
icheinen mußte, die Gejamtinterefjen aller übrigen an dem Güteraustauſch mit Spanien be» 
teiligten deutjchen Erwerbözweige aufs Spiel jeßen wollen. Denn während die deutihe Sprit- 
ausfuhr nad) Spanien im Gefamteigenhandel in dem Ießten, dem Ablauf der Verträge voraus» 
gegangenen Jahre nur noch einen Wert von etwa 8 Millionen ME. darjtellte und, nad) 
Anfiht der Intereſſenten ſelbſt, in Zukunft im beiten Falle nur einen Heinen Bruchteil biefes 
Wertes wieder zu erreichen vermödhte, hat die Ausfuhr aller übrigen Waren aus dem deutſchen 
Bollgebiete nah Spanien im gedachten Jahre ausweislic) der deutichen Statistik einen Wert 
von nahezu 41 Millionen DE. erreiht. Soweit fi eine Handhabe hiefür bot, ift mit 
allem Nachdruck darauf hingewirft worden, unferer Landwirtihaft wenigftens einigen Erſatz 
für den verlorenen Spritabjag durch Ermäßigung der ſpaniſchen Minimalzölle für wichtige 
landwirtichaftlihe Artikel zu verichaffen. Beſonders darf in dieſer Beziehung die Wieder: 
heritellung des früheren Zolljaßes für Satzmehl (Kartoffelmehl) zum Gewerbegebraud hervor— 
gehoben werden, ein Artikel, der in den letzten Jahren reichlichen Abjak nah Spanien ges 
funden hat. Auch außerdem enthält der vorliegende Vertrag zahlreiche und nicht ummejent- 
liche Herabjeßungen des jpaniihen Minimaltarifs und fichert für die Vertragsdauer allen 
für unjere Ausfuhr nad) Spanien in Betracht kommenden Artikeln die Gleidhitellung mit 
den übrigen Ländern. In der Zwijchenzeit jeit Ablauf des früheren deutſch-ſpaniſchen Handels« 
vertrags ift der deutiche Handelöverfehr mit Spanien durch mehrfache Proviforien interimiftifch 
geregelt worden. zuleßt mit Giltigfeit bis zum Schluſſe des Jahres 1893 auf der Baſis, daß 
" die deutiche Einfuhr in Spanien den Zolljäßen des zur Zeit auf alle übrigen Bertragsländer 
Spaniens zur Anwendung gelangenden ſpaniſchen Minimaltarifd und die ſpaniſche Einfuhr 
in Deutjchland, mit Ausnahme des Weines, den deutichen Vertragszöllen unterliegt. (Der 
deutſch-ſpaniſche Handelsvertrag fam nicht zuftande.) 


Was endlih Rumänien betrifft, jo hatte die deutſche Ausfuhr nad dieſem Lande 


* 


Wieſinger. Handelsverträge und Handelspolitik. 51 


im letzten Dezennium einen bedeutenden Aufſchwung genommen und es war ihr gelungen, 
auf dem rumänischen Markte die erjte Stelle zu gewinnen. Bis zum Jahre 1886 war der 
tumäniſche Zolltarif durch den öfterreihiicherumänifhen Handelövertrag auf der Bafis eines 
Tprogentigen Wertzolles in jeinem ganzen Umfange gebunden. Aud nad Ablauf diejes 
Vertragd blieb die deutiche Ausfuhr dorthin noch durch den deutich-rumäniichen Handels— 
vertrag, ſowie durch einzelne andere Verträge Rumäniens für eine Reihe wichtiger Artikel 
geihügt, woraus Deutichland um jo mehr Vorteil zu ziehen in der Lage war, als es zwiichen 
Rumänien und Oefterreihellngarn zum Zollkriege fam. Als jodann im Jahre 1891 jämt- 
lie Tarifverträge Rumäniens außer Kraft traten und die dortige Regierung zum Schutze 
der eigenen Induſtrie einen Generaltarif einführte, wurden die Bedingungen für den deutichen 
Abſatz nah diefem Lande allerdings ungünftiger, zumal zu jener Zeit auch die Konkurrenz 
Sefterreih- Ungarns auf dem rumänischen Markte infolge der Beendigung des Zollkrieges 
zwiichen beiden Ländern fi wieder fühlbar madte. Unter diefen Umftänden konnte der im 
Februar 1892 in Kraft getretene deutiche Vertragstarif, welcher namentlih in den ermäßigten 
Getreidezöllen für Rumänien erhebliche Borteile enthält, Rumänien nicht ohne weitereö zu— 
aeftanden werden. immerhin zeigte ed fi bald, daß aud unter der Herrſchaft des neuen 
rumäntichen Zolltarifs der rumänische Markt für die deutiche Ausfuhr noch von erheblicher 
Bedeutung blieb, und die deutiche Induftrie auf die Pflege ununterbrochener Handelsbeziehungen 
zu dbemjelben bejonderen Wert legte. Als daher die rumäniiche Regierung nad) einiger Zeit 
ihre Geneigtheit fundgab, einen neuen Vertrag zu jchließen, und die Verhandlungen joweit 
vorgeihritten waren, daß fie einen befriedigenden Ausgang erhoffen laffen konnten, jchien es 
im Juli d. 3. angezeigt, Rumänien gegen Bindung jeines Generaltarifs die ermäßigten 
deutichen Getreidezölle interimiftifch zuzugeitehen, ein modus vivendi, welcher, da fich die 
Verhandlungen noch längere Zeit hinauszogen, wiederholt, zuleßt mit Giltigfeit bis zum 
Schluſſe diefes Jahres, verlängert worden ift. Durch den nunmehr vorliegenden definitiven 
Berirag werden dem deutichen Ausfuhrhandel nah Rumänien auf längere Zeit die wünſchens— 
werte Ernbilität und volle Meiftbegünftigung gefihert und durch die rumäniſcherſeits zu: 
geftandenen Ermähigungen des rumäniſchen Tarifs Erleichterungen für verfchiedene Induſtrie— 
jweige gewährt. 
Im ganzen genommen, wird dburd die vorliegenden Verträge der deutſchen Erwerbs: 
thätigfeit ein ausländijches Abjakgebiet von weit über 100 Millionen DIE. auf längere Zeit 
und mit der Ausfiht auf fernere gedeihliche Entwidlung erſchloſſen.“ 


Was ſpeziell den Handelövertrag mit Serbien anbelangt, der im Jahre 1892 
abgeihloffen wurde, jo bejtimmt Art. I die Handelsfreiheit und in Anjehung des 
Handeläverkehrs, der Schiffahrt und des Gewerbebetriebs die gegenjeitige Meiſt— 
begünftigung. Art. II begründet die Niederlaffungs- und Aufenthaltsfreiheit 
nad) Maßgabe der Meiftbegünftigung, Art. III regelt die Befreiung vom Militär: 
dienft und vom zwangsweiſen Amtsdienft, unbeſchadet der Verpflichtung zur 
Cuartierleiftung. Art. IV gibt die Beitimmungen über den Verkehr reijender 
Dandelöleute und den Bejuh von Meffen und Märkten. Art. V behandelt die 
Vorausjegung zum Erlaß von Ein, Aus: und Durchfuhrverboten. Art. VI fichert 
den beiderjeitigen Boden: und Gewerbeerzeugnilfen Konventionalzolliäge zu, und 
Art. VII behandelt die Zollformalitäten auf dem Fuß der Meiftbegünftigung. 
Art. VIII regelt die Zolffreiheit der Retourwaren und der zum ungewiſſen Verkauf 
nad dem Ausland gelandten und wieder zurüdfommenden Güter, ſowie der Muſter 
der Geihäftsreifenden. Art. IX bezeichnet die Nebengebühren, welche außer den 
Zöllen noch erhoben werden dürfen, Qagerzins, Pflaftergeld, Waagegeld, Lade— 
gebühren x. Art. X beitimmt, daß der Vertrag aud für Luremburg und die 
ſonſtigen Zollanjchlüffe Geltung habe. In Art. XI ift die Dauer des Vertrags 
biö 31. Dezember 1903 ftipuliert, mit der Maßgabe, daß von da ab zwölf: 
monatlihe Kündigungsfriit eintritt. Der Handelsvertrag mit Serbien it im 
D. R.:6.:Bl. 1893 ©. 269 publiziert und am 1. Januar 1894 in Kraft ge 
treten, nachdem in einem Schlußprotofolf d. d. 21./9. Auguft 1892 noch Hin: 
fihtlih der Reifeeffekten, Mufter und Proben und der Verzollungsnormen Ver: 

einbarung getroffen worden war. Auch wurde verabredet, daß für Wein und 
4* 
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Getreide aus dem freien Verkehr Serbiens, aber aus einem in Deutichland 
nicht meiftbegünftigten Lande herftammend, in Deutichland die Vertragszolljäße 
nicht beansprucht werden können. Das zum Vertrag gehörige Uebereinfommen 
zwilchen Deutichland und Serbien betreffend den gegenjeitigen Mufter: und 
Markenihuß ift datiert vom 21./9. Auguft 1892 und gilt vom 1. Juli 1893. 

Die Einfuhr Deutichlands aus Serbien beiteht hauptſächlich in Zwetſchgen 
und Pflaumen, Weizen, Mais, Hafer, Gerfte, Roggen, Eiern und Schaffellen. 

Die deutjche Ausfuhr dorthin beiteht aus Kriegswaffen, Maſchinen, Eijen- 
waren, Tuchwaren, Baummwollwaren, Kleidern, Leinwand, Leber. 

Die Einfuhr Deutichlands aus Serbien fteigerte fi von 1891 bis 1900 
von + auf 9'/s Millionen ME. und die Ausfuhr dorthin gleichfalls von 4 auf 
9 Millionen ME. 

Die jerbiihe Handelsftatiftit für 1899 berechnete 37 Millionen ME. in 
der Gejamteinfuhr und 52". Millionen ME. in der Gejamtausfuhr. Aus 
Deutichland ſollen für 3,8 Millionen ME. Waren eingeführt worden jein, Die 
Ausfuhr nad) Deutichland jollte im Jahre 1898 nur 2, im Jahre 1899 aber 
faft 5 Wiillionen ME. betragen haben. Die jerbiiche Ausfuhr nad) Deutichland ift 
nad) der jerbiichen Statiftif viel zu niedrig berechnet, da vielfady Waren, Die 
für ea beftimmt find, dem Handel mit Oeſterreich-Ungarn zugerechnet 
werden. 

Serbien iſt ein Eonftitutionelles Königreich mit 93303 qkm Flächeninhalt 
und 2’/s Millionen Einwohnern. 

Es beiteht die Doppelmährung und die Einheitämünze ift 1 Dinar zu 
100 Para in Silber = 81 Pig. 1 Milan d’or hat 20 Dinar und gilt 
16,20 Mt. Make und Gewichte find metriſch. 


Der jerbiiche Außenhandel umfahte in 
1900 1599 


1804 
Einfuhr 54 46 '/e 41 
Ausfuhr 66 65'/a 57 
Durdfuhr 17!/a 17 15 
zufammen 138 . 19 113 Millionen Franken 
oder 
110 104 91 Millionen ME. 


(Dal. D. H.⸗A. 1900, I ©. 657 und den Bericht des Kaiſ. Konjuls in 
Belgrad im D. 9.1. 1900, II ©. 353 ff. und 1901, I ©. 955.) 

Mit Rumänien beiteht deuticherjeitö der Handelsvertrag vom 21. Oktober 
1893 (R.G.Bl. 1894 ©. 1), deſſen Beltimmungen ſich im allgemeinen an die 
Konvention vom Jahre 1897 anlehnen. Art. 1 jtellt den Grundſatz der Gleich— 
berechtigung der beiderfeitigen Staatsangehörigen in Bezug auf Handel und 
Gewerbebetrieb jet. Bezüglich der Apotheker, Haufierer und Handelsmakler ift 
wie aud im Vertrag mit alien lediglic) die Behandlung auf dem Fuß der 
Meiftbegünftigung eingeräumt. Nach dem Schlußprotofoll iſt für das Dobrutſcha— 
Gebiet bezüglich der Niederlaffungsfreiheit nur die Meiftbegünftigung zugejtanden 
worden. 

Auch in Bezug auf das Tabaksdebit iſt ein Vorbehalt gemacht. 

Art. 2 fichert in Bezug auf den Erwerb und die Veräußerung von Eigen: 
tum die Meiftbegünftigung zu mit der Maßgabe, daß hiebei die Belaftung mit 
Abgaben nicht höher fein Toll als bei Einheimifchen. Art. 3 betrifft die Ge: 
ihäftsreifenden und die Ausftellung von Legitimationsfarten ſowie die Zoll: 
freiheit der Muſter. Art. 4 ftellt die Befreiung der Fremden von militärijchen 
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und andern öffentlichen Leiftungen jet, ausgenommen it die Einquartierungs: 
(oft für Hauseigentümer. Art. 5 regelt die Zuläffigfeit von gegenjeitigen Ber: 
fehröbeihränfungen nad) Maßgabe der Meiftbegünftigung. Der Handel mit 
Kriegsbedürfniffen unterliegt der autonomen Gejeßgebung. Art. 6 fichert den 
beiderjeitigen Boden: und Gewerbserzeugniffen generell die Meiftbegünitigung 
für Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr zu. Begünftigungen, welche einem Staat 
auf Grund einer Zolleinigung oder für den örtlichen Verkehr einer Grenzzone 
eingeräumt werden, fallen nicht unter die Meiltbegünftigung. Art. 7 nimmt 
Bezug auf die vereinbarten Vertragszolltarife. Art. 8 und 9 behandelt die 
Einfuhr und Durchfuhr von Waren. Art. 10 regelt die Beibringung von Ur: 
iprungszeugniffen. Art. 11 behandelt den zollfreien Veredlungs- und Reparatur: 
verkehr jowie den Verkehr mit Emballagen. Art. 12 regelt die Octroipflicht 
der Einfuhrwaren. Art. 13 bis 17 jegen die Rechte der Schiffahrt nad) dem Grund- 
fat der Gleichitellung beider Flaggen feſt. Art. 18 behandelt die Sciffahrts- 
abgaben, Art. 19 und 20 jegen das Geltungsgebiet und die Dauer vom 1. Januar 1894 
618 zum 31. Dezember 1903 feſt. Bon da ab gilt eine einjährige Kündigungsfrift ; 
Abanderungen des Vertrags innerhalb der Dauer desjelben nach gegenleitiger 
Verftändigung bleiben vorbehalten. Diejer Zoll, Handel: und Schiffahrt: 
vertrag trat am 1. Januar 1894 in Kraft. (R.-G.:Bl. 1894 Nr. 1.) 

Auch in Rumänien find die deutichen MWarenbezeichnungen ebenjo wie in 
Belgien, Brafilien, Bulgarien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Groß: 
britannien, italien, Yuremburg, Niederlande, Oeſterreich-Ungarn, Rußland, 
Schweden und Norwegen, Schweiz, Serbien, Venezuela und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika in gleihem Umfang wie inländiiche Warenbezeichnungen 
zum gejeglihen Schuß zugelaſſen. (R.G.Bl. 1894 ©. 520.) 

Rumänien, ein fonftitutionelles Königreich, hat 131 020 qkm und 5'/. Mil- 
lionen Einwohner, die Hauptſtadt ift Bukareſt mit 232000 Einwohnern. Es 
ft die Goldwährung eingeführt, als Einheitsmünze gilt der Lei à 100 Para 
oder Bani = 81 Pig. Die Goldmünzen Carol d’or find zu 20 Läi, 10 Löi 
und > Läi ausgeprägt; die Maße find metriſch. 

Die Einfuhr aus Rumänien nad) Deutichland umfaßt Raps, Meizen, 
Mais, Bau: und Nutzholz, Gerfte, Roggen, Eier, Hirje; die Ausfuhr aus 
Deutſchland nach Rumänien zeigt Artifel wie Majchinen, Baummollwaren, 
Vollmaren, Leder, Eifenwaren, Lokomotiven, Lofomobilen, Eifen in Stäben, 
Röhren u. ſ. w. Die Einfuhr an Getreide aus Rumänien nad) Deutichland 
wertete im jahre 1900 etwa 26 Millionen ME. 

Die Einfuhr aus Rumänien nad) Deutichland und die Ausfuhr aus Deutſch— 
fand nad) Rumänien gejtalteten ſich in den legten zehn Jahren wie folgt: 


(in Millionen Darf) 
Einfuhr Einfuhr Ausfuhr Ausfuhr 


Jahr mit Edelmetallen ohne Edelmetalle mit Edelmetalfen ohne Edelmetalle 
1891 29 28 55 50 
1892 41 31 39 36 
1893 84 33 44 37 
1894 59 58 37 35 
1895 36 35 34 24 
18% 69 63" /a 33 29 
1897 53 52 33 33 
1898 34 34 37 37 


1899 9 27 37 35 
1500 36 34'/a 25 22'/s 
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Die Schwankungen in den deutichen Einfuhrziffern rühren von der befjeren 
oder jchlechteren Getreideernte Rumäniens her, während bei der deutichen Aus— 
fuhr die günftige oder ungünftige wirtichaftliche Lage Rumäniens in Betracht 
fommt. 

Der Außenhandel Deutichlande mit Rumänien ift demnach jehr unftetig, 
was ſchon daraus hervorgeht, daß bald Einfuhrüberichüffe, bald Ausfuhrüber- 
ihüffe vorhanden find. 

Eine Bergleihung der Ein: und Ausfuhrüberichüffe ergibt, daß in den 
Jahren 1898/99 und 1891 Ausfuhrüberihüffe für Deutichland gegeben waren, 
während in den übrigen Jahren die Einfuhr Deutichlandse aus Rumänien 
überwiegend war, in den Jahren 1893, 1894, 1896, 1897 jogar mit 40, 23, 
36 und 20 Millionen ME. 

Die rumäniiche Handeläftatiftif weift für die Jahre 1892 bis 1899 folgende 
Merte für die Ausfuhr nad) Deutichland nah: Im Nahre 1892: 26 Millionen 
ME., 1893: 104 Millionen ME. (35,3 /o des Gefamtausfuhrhandels Rumäniens) ; 
1894: 46 Millionen ME., 1895: 21 Millionen ME; 1896: 14 Millionen Mk.; 
1897: 5 Millionen ME., 1898: 10 Millionen ME., 1899: 8 Millionen Mk. 

Diefe Zahlen find nicht ganz zuverläffig, da oft die von Rumänien aus: 
gehenden Schiffe erit in Malta oder Gibraltar Weifung erhalten, wohin die Ladung 
gehen joll. Dieſen Verkehr weift die rumäniihe Statiftit dem Außenhandel mit 
Großbritannien zu, weil Malta und Gibraltar engliihe Häfen find. 

Die Einfuhr aus Deutichland nad) Rumänien wird dagegen viel höher an: 
gegeben als in der deutichen Statiftif, nämlid für 1892 mit 91 Millionen Mk., 
1893 mit 94 Millionen ME, 1894 mit 94, 1895 mit 65, 1896 mit 77, 1897 
mit 79, 1898 mit 88, 1899 mit 73 Millionen ME., durcjichnittlih mit 26 %/o 
der rumänijchen Gelamteinfuhr. 

Dieje bedeutenden Abweichungen gegenüber den deutichen Ausfuhrwerten 
erklären fi zum Zeil aus dem höheren Wert der Waren an der Grenze des 
Bezugdlandes. Anderjeits jchreibt die rumänische Handelsitatiftif auch ſolche Waren 
dem deutſchen Außenhandel zu, welche aus England nad) Deutichland und erft 
von da nad Rumänien gelangen, und wo fie beifpielaweije die Oder hinauf: 
fahren und dann per Bahn erft weiter jpediert werden. E3 dürfte daher die 
deutiche Statiftif den Vorzug der größeren Zuverläfligkeit haben. (Bol. den 
Beriht des Kai. Konjuls in Bufareft, D. H.A. 1901, IT ©. 233, und die 
Statiftif über den rumänischen Außenhandel 1901, 1 ©. 170.) 


(Fortjeßung folgt.) 


Die Organifation der inneren Verwaltung 
anf rechtsvergleichender Grundlage 
(Deutſchland, Frankreich, England und Vereinigte Staaten). 


Ron Conrad Bornhak, Profeſſor in Berlin. 


(Fortjegung ; vgl. Jahrgang 1891 ©. 801.) 


$ 2. Die Rommunalverwaltung.') 


Den Gegenſatz zu der allgemeinen Landesverwaltung bildet die Kommunal: 
verwaltung. Allerdings handelt es ſich auch bei ihr um die Erfüllung ftaat- 
licher Aufgaben durch bejondere Organe innerhalb der ihnen zugewieſenen 
örtlihen und ſachlichen Zuftändigfeit. Der Unterſchied von der allgemeinen 
Landesverwaltung beiteht aber darin, daß bei der Kommunalverwaltung die 
Behörden nicht unmittelbare Organe ded Staates find, der Staat vielmehr 
die Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben auf jelbftändige Korporationen 
überträgt, die ihrerjeitS ihre Organe handeln laſſen. 

Man Hat das Wejen der kommunalen Verbände darin jehen wollen, daß 
fie, zum Teil älter als der Staat jelbft, eine von diefem unabhängige Eriftenz 
führen und eigene Aufgaben erfüllen, aber zugleich notwendige Glieder des 
Staatöorganismus bilden. Sie ſollen alfo in fich eine doppelte Eigenſchaft 
verbinden, einerjeit3 Organismus für fi, um ihrer jelbft willen eriftierende 
Perfönlichkeit mit jelbitändigem Lebensberufe, nicht bloß Staatsanitalt, und 
anderjeits Glied des Staates, Mitträger der Staatäperjönlichkeit jein.”) 

Dieſe Auffaſſung erjheint unhaltbar. Der Kommunalverband kann ala 
Zeil des Staates feine von ihm unabhängige Eriftenz haben. Für das Mejen 


) DBg IL. Sadariä, Deutiches on ss 105 f.; Zöpfl, SS 420 ff.; Schulze, 
Truth Stantsredt Bd. 1 S. 408 ff; Schön, Recht der Kommunglderbände in Preußen, 
Seipzig 1897, ©. 13 ff. 8. Schulze, Preuß. Staatsrecht (2.A.) Bd. 1, ©. 436 ff.; Bornhal, 
Preuß. Staatsrecht Bd. 1, ©. 100 ff.; Gneiſt, Englifhes Verwaltungsrecht (3. A.) Bd. 1, 
— 303 ff.; _Selfgovernment, S. 882 ff; %. v. Stein, Verwäaltungslehre Bd. 1, Abt. 2; 
Laband, Staatörecht des Deutjchen Reiche B.1,6.98 ff.; Löning, Deutiches Verwaltungs: 
techt, 8.153 ff; O. Mayer, Franz. Verwaltungsrecht ©. 425: Rojin, Souveränetät, Staat, 
Gemeinde, Selbftverwaltung, in Hirths Ann. 1883, ©. 266, und Recht der öffentlichen Genoffen» 
Mhaft, ‚preiburg 1886 ; Blodig, Die Selbitverwaltung als Rechtsbegriff. Wien 1894; Gluth, 
Die Lehre von der Selbitverwaltung, Prag 1897; Neukamp, im Ardiv für öffentl. Recht 
D 45.377 ff.; Hatſchek, Die Selbftverwaltung in politifher und juriftiicher Bedeutung, 
Yeipzig 1898. 

% So v. Gerber, Deutſches Staatsreht S. 63; Gierfe, Genofjenihaftsreht S. 782; 
6. Schulze, Preuß. Staatsredt Bd. 1, ©. 441; Roſin, in Hirths Ann. ©. 291, und 

Recht der öffentlichen Genoſſenſchaft ©. 41; 2. v. Steina.a.d. Dagegen erkennt Lönin g 
2.0.0.6. 180 wenigſtens an, daß bie Aufgaben, welche der HKommunalverband zu erfüllen 


bat, ftaatliche find. 
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eines Rechtsinftituts ift das Alter des Stammbaums überhaupt gleihgiltig. 
Man kann zugeben, daß bisweilen Genofjenichaften, aus denen ſich jpäter 
fommunale Verbände entwidelten, früher beitanden als der Staat. Aber jelbft 
joweit es ſolche Genofjenihaften vor Eriftenz des Staates gegeben hat, waren 
fie damals noch feine Kommunalverbände. Denn dem Begriffe der leßteren 
it es melentlih, daß fie Beftandteil des Staates find. Es kann aber 
der Zeil nicht früher eriftiert haben ald das Ganze. Indem jene Genojjen- 
Ihaften zu Kommunalverbänden wurden, geſchah dies durd den Staat unter 
Veränderung ihres früheren Weſens. Uebrigens find daneben nod; eine ganze 
Reihe von Kommunalverbänden aus dem Nichts neu geichaffen worden. 

Daß der Kommunalverband ala jolder nur innerhalb des Staates und 
ala deſſen Beitandteil denkbar ift, ergibt ji aus folgender Erwägung. Un— 
beitritten gehört e8 zum Weſen des Slommunalverbandes, daß er der Träger 
jelbitändiger Rechte und Pflichten, aljo eine juriſtiſche Perſon und zwar eine 
Ktorporation ift. Mag man nun hinfichtlic; der Konftruftion der juriftiichen 
Perjon einer Theorie folgen, welcher man will, joviel ift zweifellos, daß ſie 
ein Erzeugnis des Rechtes iſt. Dieſes ift aber nur denkbar innerhalb des 
Staates. Er allein fann auch die juriftiiche Perſönlichkeit verleihen, ſei es, 
daß er dies in abftrafter Form thut und in dem objektiven Rechte ausipricht, 
er wolle unter gewiſſen Vorausjegungen eine Genofjenihaft als Storporation 
anerkannt wiſſen, jei e8, daß er die Korporationsrechte im konkreten alle un— 
mittelbar verleiht. Die juriltiiche Perjönlichkeit ift jedem Kommunalverbande 
notwendig, kann aber nur vom Staate ausgehen, folglid) hat der Kommunal— 
verband feine vom Staate unabhängige, jondern eine von diejem abgeleitete 
Exiſtenz. Er beiteht nur, weil und jolange der Staat zur Erfüllung feiner 
eigenen Zwecke es will. Der Hommunalverband hat daher lediglich den 
Charakter einer Staatsanttalt. 

Jeder Kommunalverband tft eine Korporation, der Träger eigener Pflichten 
und Rechte, welche letzteren allerdings fich nicht gegen den Staat, deſſen ſou— 
veräner Gejeßgebungsgewalt er unterworfen ift, wohl aber gegen andere Rechts— 
jubjefte richten. Damit ift der Gattungsbegriff gegeben. Jeder Kommunal: 
verband ift eine Korporation, aber nicht jede SKorporation ein Kommunal: 
verband. Wodurch unterjcheidet ſich nun der Kommunalverband von anderen 
Korporationen, von Aktiengeſellſchaften, Kirchen, Gewerkichaften ?') 

Die herrichende Anfiht nimmt an, daß das Wefentliche des Kommunal- 
verbandes in der Erfüllung eigener Aufgaben beitehe. Jede Perfönlichkeit 
habe einen eigenen Lebenszwed, aus der Perjönlichkeit des Kommunalverbandes 
folge aljo, daß er bejondere, von denen aller andern Perſonen verjchiedene 
Aufgaben haben müſſe. So fommt man zu dem Ergebnifje: „Der Gemeinde 
einerjeit3 eine eigene Perjönlichkeit und damit einen eigenen Lebenszweck auch 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes zujchreiben und anderjeits annehmen, 
daß Diejelbe Hoheitsrechte nur im Namen des Staates ausübe, ift ein voll: 
endeter Wiederſpruch.““) Es ift jedoch zu leugnen, daß der eigene Lebenszweck 
das jurijtifche Merkmal der Perſönlichkeit iſt. Welche Zwecke ein Rechtsinſtitut 


i) Rojina. aD. nimmt als Mittelglied zwiichen Korporation und Kommunalverband 
no die öffentliche Genoffenihaft an, Dies erjcheint bei der vorliegenden Erörterung ent» 
behrlih. Daher erübrigt ſich aber auch hier ein weiteres Eingehen auf die Roſinſche 
Sharafterifierung der öffentlichen Genoſſenſchaft. 

2) Rojin in Annalen des Deutihen Reihe 1883, S. 291. 
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erfüllen fol, ift ein imaßgebendes Moment für den Gejegeber, der dasjelbe 
zu geitalten hat, für den rechtlichen Inhalt des Inſtituts erjcheint e8 in der 
Regel gleichgiltig. Der eigene Lebenszweck Fünnte vielleiht vom philojophilchen 
oder politiihen Standpunkte als Kennzeichen der Berjönlichkeit gelten, für die 
juriftiiche Beurteilung fommt nur in Betracht, daß fie Trägerin eigener Rechte 
und Pflichten ift oder wenigjtend fein kann. Aber jelbit wern man ſich auf 
den philofophiich =politiichen Standpunkt ftellen wollte, jo ijt nicht abzujehen, 
weshalb es nicht eigener Lebenszweck einer Perjönlichkeit ſein könnte, die Auf: 
gaben einer andern Perjon teilweile zu erfüllen. Iſt doch ein joldjes Wer: 
hältnıs jelbft bei phyſiſchen Perjonen nichts Ungewöhnliches. Aus dem Weſen 
der Periönlichkeit läßt fich aljo nichts für das des Kommunalverbandes jolgern. 


Der Kommumnalverband einzig und allein erfüllt für einen beitimmten terri- 
torialen Bezirt Aufgaben, die nach heutiger Rechtsanſchauung dem Staate ob: 
liegen, und bedient fich dazu der Herrſchaftsmittel des Staates. 


Diag man eine fommunale Aufgabe nehmen, welche man will, tets wird 
th auf rein empiriihem Wege feftjtellen laffen, daß die betreffende Obliegen: 
heit, wie 3. B. die Verwaltung der Schulen, die Unterhaltung von Straken, 
auh vom Staate erfüllt wird, daß es ſich alfo nicht um ausschließliche Auf 
gaben des Staates oder der Gemeinde handelt, oder daß fie doch, wie 3. B 
die Armenpflege, auch vom Staate erfüllt werden fünnte, ohne daß das Weſen 
des Staates oder der Gemeinde ein anderes würde. Angeſichts dieſer That: 
Jahe behaupten wmolfen, die Kommunalverwaltung habe eigene, vom Staate 
verihiedene Lebensaufgaben, heißt vom Standpunkte einer rechtsphiloſophiſchen 
Theorie aus ſich mit den vorhandenen Rechtszuſtänden in den denkbar größten 
Widerſpruch ſetzen. 

Der Kreis der kommunalen Aufgaben kann weiter oder enger gezogen 
ſein. Beſonders den mittelalterlichen Kommunalverbänden war es eigentümlich, 
daß, während der Staat ſelbſt ſeine Sphäre auf das engſte beſchränkte, ſie 
die ſtaatlichen Aufgaben im weiteſten Umfange erfüllten, ja den Staat auf den 
meiften Gebieten des öffentlichen Lebens geradezu erjegten. So waren in den 
Städten nicht mur wie heute die Wohlfahrtspflege und zum Zeil die Polizei, 
iondern die gefamte Sicherheitäpolizei und Gerichtsbarkeit Sache der ftädtiichen 
Korporationen, die hiebei außerdem durch Staatliche Rechtsnormen fait gar 
nıht beengt waren. Grit im 19. Jahrhundert find die Gerichtsbarkeit 
und faſt durchweg die Sicherheitspolizei den kommunalen Verbänden entzogen, 
ſodaß deren Thätigfeit ſich gegenwärtig im allgemeinen auf die Wohlfahrts: 
pflege beſchränkt. Der Umjang der kommunalen Thätigkeit ift aljo gleich— 
gitig, es handelt ſich aber ftets um ftaatliche Aufgaben. Deren Erfüllung 
it den Hommunalverbänden entweder vom Staate auferlegt, ſodaß fie diejem 
gegenüber zur Erfüllung verpflichtet find, oder fie haben diefe Aufgaben auf 
Grund der ftaatlichen Zulaffung freiwillig in den Kreis ihrer Thätigkeit ge— 
zogen. Hienach kann man unter den kommunalen Aufgaben die ihnen vom 
Staate auferlegten und die freiwillig von ihnen übernommenen Aufgaben unter: 
iheiden. Beide find jedoch ihrem Weſen nad) in gleicher Weiſe Staatsaufgaben. 

Bei Erfüllung dieler ftaatlihen Aufgaben bedient fi) der Kommunalver: 
band derſelben Mittel wie der Staat jelbit, des obrigkeitlichen Befehles und 
nötigenfalls des obrigkeitlichen Zmanges. Die Mittel jeder andern Korporation 
find entweder beichränfter oder weiter gehend. So ilt das Verhältnis der 
privatrechtlichen Korporation zu ihren Mitgliedern fein Herrichaftsverhältnis, 
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ſondern ein obligatorijches Vertragsverhältnis. Sie hat daher nur diejenigen 
Zwangsmittel gegen ihre Mitglieder, welche fih aus dem obligatorischen Wer: 
hältniffe ergeben. Die Kirchen fünnen zwar gleich den fommunalen Verbänden 
auf Grund eines ausdrüdlichen oder ftillichweigenden Zugeftändniffes des 
Staates ebenfalls ein SHerrichaftsrecht über ihre Mitglieder ausüben. Außer: 
dem fteht aber den Kirchen nod) ein weiteres Zwangsmittel zu Gebote, welches 
feine weltliche Macht, jelbjt der Staat nicht befigt, die Herrichaft über die 
Gewiſſen. Allein bei den fommunalen Verbänden deden ſich die Mittel zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben der Art nad) vollftändig mit denen, welche dem 
Staate zur Verfügung jtehen. Es ift einzig und allein der obrigfeitliche 
Zwang. Dieſes Herrſchaftsrecht beichränft fi aber ebenjowenig wie beim 
Staate auf die Angehörigen des Gemeinweſens, es erſtreckt ſich auf alle die— 
jenigen, welche in dem Gebiete des Kommunalverbandes ihren Aufenthalt oder 
eine gewerbliche Niederlaffung haben, auch wenn fie nicht Mtitglieder der be— 
treffenden fommunalen Korporation find. 


Die Erfüllung der ftaatlihen Aufgaben jeitens der Korporation erfolgt 
aber durch die für die Korporation beftellten Organe und aus den Erträgen 
des Korporationsvermögens. 


Der Kommunalverband kann jchon deshalb die ihm geitellten Aufgaben 
nicht jebft erfüllen, weil er bloß juriftiihe Perfon if. Er bedarf daher, um 
zu handeln, bejonderer Behörden. Die Mitglieder der Korporation beitellen 
in der Regel deren Organe direft oder indirekt jelbjt nad) Maßgabe der vom 
Staate erlaffenen Rechtsnormen, die namentlidy in zahlreichen Fällen eine Be: 
ftätigung der gewählten Perſonen feitens des Staates oder ftaatlicher Behör- 
den erfordern. Bisweilen findet aber auch eine direfte Ernennung der Kor: 
porationdorgane dur den Staat ftatt. Die Kommunalbeamten find Organe 
der SKorporation, diefe ift aber beftimmt zur Erfüllung ftaatlicher Aufgaben, 
folglich erfüllen die Korporationsbeamten mit den Aufgaben der Korporation 
mittelbar Aufgaben des Staates, fie find und heißen aud in Deutichland 
mittelbare Staatöbeamte. 


Bei Löfung feiner Aufgaben bedient ſich weiter der Kommunalverband 
eigener Geldmittel. Der Haushaltsetat der Kommune ift von dem des Staates 
verſchieden. Die Korporation ift Trägerin eigener Vermögensrechte und 
Pflichten. Sie befitt ein eigenes Vermögen, deifen Eigentümerin fie und 
nicht der Staat ift. Someit dieſes Vermögen nicht ausreicht, jchreibt Die 
Korporation jelbft nad) Maßgabe der vom Staate erlaffenen Rechtsnormen 
Abgaben von den in ihrem Machtbereiche befindlichen Perſonen aus. Auch 
diefe Leiftungen fließen in die Kaſſe der Korporation. Selbit wenn der Staat 
den Kommunalverbänden für gewilfe Zmede unmittelbar Zuſchüſſe leiftet, bleibt 
die Kommunalverwaltung eine Verwaltung aus den Mitteln der Korporation. 
Denn der Staat zahlt feinem mittelbaren Beamten jeine Beloldung aus, er 
unterhält fein Gemeindehaus oder Bureau, er gewährt nur der Kommunal- 
kaſſe eine Geldjumme, und diefe trägt ihrerjeits alle Koften der kommunalen 
Verwaltung. Iſt es bei der allgemeinen Landesverwaltung zwar das regel: 
mäßige, aber doch nicht das notwendige Verhältnis, daß ihre Koften von der 
Staatäfaffe getragen werden, jo ericheint e8 für die Sommunalverwaltung 
welentlid, daß fie aus den Mitteln der Korporation geführt wird. Die 
KRommunalverwaltung muß ſtets auch finanziell Kommunallaſt fein. 

Htemit ift das Weſen der Kommunalverwaltung erſchöpfend charakterifiert. 
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Tie Kommunalverwaltung ift alfo die Erfüllung ftaatlicher Aufgaben in einem 
gewiffen Gebiete mit den Herrichaftsmitteln des Staates jeitens der Korpo— 
ration durdy deren Organe und aus deren Vermögen nad) Maßgabe der vom 
Staate erlaffenen Rechtsnormen. Alles andere, was man jonft noch für bie 
Kommunalverwaltung welentlic erklärt hat, fommt nicht weiter in Betracht. 

Insbeſondere iſt hienach gleichgiltig die größere oder geringere Gelbit: 
ftändigfeit der fommunalen Verwaltung. 

Im Mittelalter war nicht nur der Umfang der fommunalen Thätigfeit 
jo bedeutend, daß fie die Staatsthätigfeit vielfach vollftändig erießte, aud) die 
faatlihe Aufficht war bei der Schwäche der mittelalterlihen Staatögewalt 
jo wenig angeipannt, daß die Kommunalverwaltung fi) ganz jelbftändig ent: 
wideln konnte. Die abjolute Monarchie des 17. und 18. Jahrhunderts ließ 
war den Umfang der Kommunalverwaltung im ganzen und großen unberührt, 
dehnte aber die ſtaatliche Aufficht jo weit aus, daß ſie nicht nur zur eigenen 
Feitung, ſondern jelbjt zur eigenen Handhabung der Verwaltung ſich ausbildete, 
während die Kommunalbehörden zu ausführenden Organen der mittelbaren 
Staatsbehörden herabgedrüdt wurden. Dieje Ausdehnung des ftaatlihen Auf: 
hhtörehtes war unumgänglich notwendig, da Die Kommunalverbände noch mit 
Raatlihen Aufgaben, wie Sicherheitspolizei und Gerichtsbarkeit, befaßt waren, 
auf deren einheitliche Handhabung der moderne Staat nie verzichten kann. 
Während man in Frankreich ſeit der Revolution den Umfang der kommunalen 
Aufgaben aufs äußerſte beichränfte, aber troßdem an der weiten Ausdehnung 
des Auffichtsrechtes Fefthielt, ſchlug in Deutichland zuerft die Steiniche Städte: 
ordnung von 1808 den richtigen Mittelweg ein. Sie beichräntte die kommu— 
nalen Aufgaben der Gemeinde auf die Wohlfahrtspflege, entzog ihnen dagegen 
Gerichtsbarkeit und Polizei und übertrug dieſe auf unmittelbare Staatsbehörden. 
Imerhalb des ihnen verbliebenen Geſchäftskreiſes konnte nunmehr den Ge: 
meinden eine freiere Bewegung eingeräumt, und das ftaatliche Auffichtsrecht 
auf gewiffe Punkte beichränkt werden. Der allzu großen Abſchwächung des ftaat: 
lichen Auffichtsrechtes trat jedoch die jpätere Gejeßgebung zum Teil wieder entgegen. 

Die neuere deutiche Verwaltungsgeſetzgebung hat das Auffichtsredht auf 
einen einheitlichen juriftiichen Gefichtspunft zurüdgeführt. Grundſätzlich jorgt 
die jtaatlihe Auffiht nur dafür, daß die Kommunalverwaltung die gejeglichen 
Schranken innehält, fie fümmert ſich, abgejehen von einzelnen geſetzlich feſt— 
geftellten Ausnahmefällen, nicht darum, ob eine Verwaltungsmaßregel im ein- 
zelnen Falle zwedmäßig ift oder nicht. Soweit hienady eine kommunale Ber: 
waltungsmaßregel von einem ftaatlihen Auffichtsorgane wegen Rechtswidrig— 
feit beanftandet wird, fteht hiegegen der Korporation die Klage im Verwal: 
tungäftreitverfahren zu. 

Das Aufſichtsrecht ſelbſt liegt N. — ausgeſprochen, daß alle Kom— 
munalverwaltung eine Verwaltung nad) Maßgabe der vom Staate erlaſſenen 
Rehtönormen ift, der Staat aber ftets deren Ausführung überwachen muß. 
In welcher Weile diejes Auffichtsrecht auszuüben ift, ergibt ſich aber nicht aus 
dem Weien der fommunalen Verwaltung, jondern nur aus den Beitimmungen 
des pofitiven Nechtes. Während der germaniſche Staat feinen Teilen die 
möglichfte fyreiheit der Entwidlung gewährt und die Kommunalverbände ihre 
Verwaltung in voller Selbitändigkeit führen läßt, dehnt die zentralifierte 
tomaniihe Staatöbildung das Auffichtsreht jo weit aus, daß dadurch die 
Selbftändigfeit der Kommunalverbände faſt vernichtet wird. 


60 Bornhatl. Die Organilation der inneren Berwaltung 


$ 3. Die Derbindung der allgemeinen Landesverwaltung mit der 
Rommunalverwaltung. 


Alle ftaatlihen Aufgaben werden gelöft durch die allgemeine Landesverwal- 
tung oder durch die Kommunalverwaltung, alle Staatöverwaltung ift entweder 
eine unmittelbare oder eine mittelbare. Dieje Einteilung ift in jeder Beziehung 
erihöpfend, es gibt fein drittes Verwaltungsſyſtem. 

Die Grenze zwilchen unmittelbarer und mittelbarer Staatöverwaltung, all: 
gemeiner Landesverwaltung und Kommunalverwaltung kann verjchieden gezogen 
jein, bisweilen überwiegt das eine, bisweilen da8 andere Syitem. Maßgebend 
hiefür ift der ſoziale und wirtichaftliche Zuftand, es find aljo Gründe der Politif, 
nicht des Rechtes. Je meiter die Staatseinheit durchgeführt ift, umlomehr 
tritt die Verwaltung der fommunalen Verbände in den Hintergrund, bejonders 
wenn der Staat den Kreis feiner Aufgaben ziemlich enge zieht. 

Der jtarfen Entwidlung der Staatögewalt in England während des Mittel- 
alters entiprad) e8, daß die fommunale Verwaltung des altengliihen Staates 
bedeutungslos erſcheint. Selbjt diejenigen VBerwaltungszweige, die nad) unferer 
Auffafiung Gegenftand der Kommunalverwaltung jein müflen, wie Armen- und 
MWegeangelegenheiten, folgten in England dem Syſteme des obrigfeitlichen Self- 
government, aljo der allgemeinen Landesverwaltung. Umgekehrt war die Ent- 
widlung auf dem Kontinente. Die Schwäche der mittelalterlihen Staatögewalt 
nötigte hier zur Ueberlaffung der Verwaltung an lokale Gewalten im umfaſſend— 
jten Maße. Faſt Die gejamte Verwaltung unterfter Inſtanz einſchließlich der 
Gerichtsbarkeit war hier wenigftens in den Städten Kommunalverwaltung, 
ſodaß für die unmittelbare Staatöverwaltung nichts übrig blieb. Erft die neuefte 
Zeit, das 19. Jahrhundert, hat bezüglich der Verteilung der Staatsaufgaben 
zwifchen allgemeiner Landesverwaltung und Kommunalverwaltung eine Annäherung 
des altengliichen und des altkontinentalen Syſtems herbeigeführt, ſodaß gegen- 
wärtig beide einander im weſentlichen gleich jtehen. In England hat in aus— 
gedehntefter Weiſe eine Uebertragung der Staatsaufgaben auf fommunale Verbände 
ftattgefunden, dad Syſtem der Boards verdrängt mehr und mehr das der 
obrigfeitlichen Selbftverwaltung. Dagegen hat auf dem Kontinente der Staat 
den Kommunalverbänden wichtige Geichäftszweige, bejonders Gerichtsbarkeit und 
Polizei, entzogen und in unmittelbare Staatöverwaltung genommen. 

Mochte nun aud in früheren Perioden das Syſtem der allgemeinen Landes— 
verwaltung oder das der Kommunalverwaltung überwiegen, jedenfalls ftanden 
beide Syſteme ſich ſchroff gegenüber, eine Vereinigung beider und ein allmählicher 
Uebergang von dem einen zum andern fand nirgends ſtatt. Eine ſolche Verbin— 
dung iſt mit Erfolg zuerſt in Preußen unternommen worden. Allgemeine Landes— 
verwaltung und Kommunalverwaltung find begrifflich ſcharf von einander getrennt, 
ſie können daher auch praktiſch nicht vermengt werden. Wohl aber war es 
möglich, die Organe der Korporationen auch für die allgemeine Landesverwaltung 
heranzuziehen und auf diefe Weile gleichſam eine Perjonalunion der Aemter her: 
zuftellen.. Die Gründe für Diele Verbindung waren durchaus politiſch. Es 
jollte auf den Verwaltungsgebieten, die der Staat einer unmittelbaren Verwal: 
tung vorbehalten und nicht den Kommunalverbänden überlafien wollte, gleichwohl 
die Sachkenntnis der kommunalen Organe dem Staate unmittelbar dienftbar 
gemacht, und gleichzeitig der Staatshaushalt entlaftet werden, indem der Staat 
fein beionderes Perſonal zu unterhalten brauchte. 

Zum erften Male wurde dieje Verbindung durchgeführt unter dem großen 
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Kurfürften in der brandenburgijchen Kreisverfaffung. Die Organe der ftändijchen 
Kreisftorporationen wurden die Organe des Staates für deſſen Polizei: und 
Steuerverwaltung.) Dies blieb aber immerhin nur eine vereinzelte Erſcheinung. 
‚In bewußter Weiſe wurde der Verſuch einer organiſchen Verbindung unternommen 
in der Steinchen Städteordnung von 1808, wo es in $ 106 heißt: „Dem 
Staate bleibt vorbehalten, in den Städten eigene PBolizeibehörden anzuordnen 
oder die Ausübung der Polizei dem Magiftrate zu übertragen, der fie jodann 
vermöge Auftrags ausübt.“ So wie die bejonderen PBolizeibehörden, welche in 
den Städten angeordnet werden, unter den oberen Polizeibehörden jtehen, jo 
ſteht auch der Magiſtrat, welcher die Polizei vermöge Auftrags erhält, unter 
diejen höheren Behörden rüdfichtlicd) alles deijen, was auf die Polizetübung Bezug 
hat. Die Magiftrate werden in diejer Hinficht ala Behörden des Staates 
betrachtet. Diefem Vorbilde folgten die ſpäteren preußiichen Städteordnungen und 
die Gemeindeordnungen vieler andern deutichen Staaten. Endlih hat die 
neuere preußilche Reformgejeßgebung auf dem Gebiete der inneren Verwaltung 
dieje Bereinigung beider Syfteme verallgemeinert und von der Ortögemeinde 
bis herauf zu der Provinz eine organiiche Verbindung der allgemeinen Landes: 
verwaltung und der Kommunalverwaltung in denjelben Organen bergeitellt. 
Wodurch unterjcheidet fih) nun die durch kommunale Organe ausgeübte 
allgemeine Landesverwaltung von der Kommunalvermwaltung ? 
Beide werden zunächſt aus den Mitteln der fommunalen Korporationen 
geführt. Ein entjcheidendes Kriterium ift aus diefer Thatjache nicht zu gewinnen. 
Denn ed war zwar die Führung der Verwaltung aus den Korporations- 
mitteln als wejentliches Merkmal der Kommunalverwaltung zu betrachten. Da: 
gegen war es für die unmittelbare Staatöverwaltung nicht notwendig, daß fie aus 
Staatömiteln geführt wurde, die finanzielle Laft konnte aud auf kommunale 
Verbände abgewälzt werden. Weiterhin kommt es zweifellos nicht an auf die 
Gegenftände der Verwaltung. Weder aus dem Begriffe der allgemeinen Landes: 
verwaltung noch aus dem der Kommunalverwaltung ergibt fich, was ihre Gegen- 
fände jind. Speziell die Polizet war in Preußen bis 1808 Gegenftand der 
Kommunalverwaltung und follte nunmehr durch fommunale Behörden nad) dem 
Syſtem der allgemeinen Landesverwaltung ausgeübt werden. Gleichgiltig ift 
jerner die Art und Weiſe der Uebertragung der Verwaltung. Alle Aufgaben 
der Kommunen find Staatsaufgaben, ein eigenes Recht der Kommunalverbände 
auf ihre Verwaltung befteht nicht, der Staat hat fie ihnen gegeben, er kann fie 
ihnen auch jederzeit wieder entziehen. Es kommt aud nicht darauf an, ob die 
Uebertragung durch allgemeine Rechtsnorm oder für jeden Fall bejonders erfolgt. 
Der Wortlaut der Städteordnung von 1808 könnte allerdings zu diejer Annahme 
verleiten, in der jpäteren Gejeßgebung findet aber die Uebertragung ganz allgemein 
ſtatt, ohne daß e3 für dem einzelnen Fall eines jpeziellen ftaatlichen Aftes bedürite. 
Das entſcheidende Moment liegt vielmehr darin, daß der Staat die Erfüllung 
jeiner Aufgaben nicht der kommunalen Korporation zur Erledigung durch ihre 
Organe, jondern den jeweiligen Korporationsorganen unmittelbar überträgt. Es 
fällt alfo jede Beteiligung der Korporation als joldher fort. Der Kommunal: 
verband ift ja aber doch auch nur thätig durch jeine Organe. Mean fönnte 
meinen, die Hebertragung der Verwaltung auf den Kommunalverband jei völlig 
identiih mit der auf die jeweiligen Organe der Korporation. Die rechtliche 


9 Bol. Bornhaf, Geichichte des preußiſchen Verwaltungsrechts, Berlin 1884 ff., 
B.1, &. 267. 
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Berichiedenheit fommt jedod zur praftiichen Geltung in zwei Punkten, in der 
re der fommunalen Organe und in der Handhabung der jtaatlichen 
ufficht. 

Die Uebertragung erfolgt an ein beftimmtes fommunales Organ, es iſt 
daher nur diejes allein unter Ausichliegung aller andern Organe des kom— 
munalen Verbandes zuftändig und bei Führung der Verwaltung an die Ber: 
fafjung der fommunalen Korporation nicht gebunden. Co hat 3. B., wenn 
einem Bürgermeifter die Polizeiverwaltung übertragen ift, lediglich dieſer unter 
eigener DVerantwortlichkeit fie zu führen, und weder andern Mitgliedern des 
Magiſtrates noch der Stadtverordnnetenverfammlung fteht die Befugnis zu, ſich 
in die Polizeiverwaltung einzumilchen. 

Ferner wird die Staatsauffiht über die Kommunalverbände grundjäßlic) 
nur geübt zweds Ginhaltung der Gejeßlichkeit der Verwaltung. Selbſt wo fie, 
wie in Frankreich, eine weitergehende it, bleibt die Geltendmachung des jtaat: 
lichen Auffichtsrechtes inımer an gewijle Formen gebunden. Bei der allgemeinen 
Bandesverwaltung durch kommunale Organe tritt dagegen je nad) der Be— 
ichaffenheit der Sadıe das gewöhnliche Subordinationsverhältnis der Behörden 
ein, wie es jonjt auf den entipredjenden Verwaltungsgebieten Pla greift. Die 
vorgeießte Behörde kann aljo namentlid) das mit Gejhäften der allgemeinen 
Landesverwaltung betraute Organ mit Anmweilungen verjehen, denen dasſelbe 
Gehorjam zu leiften verpflichtet iſt. 


$& 4. Die Selbitverwaltung.‘) 


Allgemeine Landesverwaltung und Kommunalverwaltung find die einzig 
vorhandenen rechtlichen Formen der Staatöverwaltung, jede Erfüllung ſtaat— 
licher Aufgaben erfolgt entweder in der einen oder in der andern. Selbit die 
Verbindung beider Syſteme ergab fein neues drittes, jondern war rechtlich 
nur allgemeine Landesverwaltung. Damit ift vom rein juriftiihen Stand: 
punfte ſchon die Trage beantwortet, ob man neben die beiden Syiteme der 
Verwaltung die Selbitverwaltung als ein bejonderes drittes Syſtem ſtellen 
darf. Gibt es nur die beiden Typen, jo fann aud die jog. Selbjtverwaltung 
nur entweder das eine oder das andere jein. Wohl aber ift Welen und 
Bedeutung der Selbitverwaltung von politiihem Gefichtspunfte aus näher zu 
erörtern. 

Die Bezeihnung „Selbftverwaltung“ taucht in Deutichland um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts ala Weberjegung des engliihen Wortes Selfgovernment 
auf. Da man von dem engliichen Verwaltungsrechte feine Elare Borftellung 
hatte, jo verftand man unter Selbjtverwaltung zunächſt negativ eine von der 
Bureaufratie unabhängige Verwaltung, die man als erjtrebenswertes Ziel vor 
Augen hatte. Die einzige derartige Verwaltung, welche in Deutjchland vor: 
handen war, war aber die der Hommunalverbände An fie mußte man ſich 
alfo zunädjt halten, wenn man eine von der Bureaufratie unabhängige Ver: 
waltung erſtrebte. Man verftand daher unter Selbitverwaltung poſitiv Aus: 
dehnung der Gegenstände und Erweiterung der Unabhängigkeit der fommunalen 
Verwaltung. 


Erſt die Schriften Gneiſts über engliſches Verwaltungsrecht brachten 
Klarheit darüber, was man in England mit Selbſtverwaltung meinte. Nach 
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ihm it Selbftverwaltung „eine innere Landesverwaltung der Kreiſe und Orts- 
gemeinden nad) den Gejeten des Landes. durch perjönlihe Ehrenämter unter 
Aufbringung der Koften dur kommunale Grundfteuer”. Im Gegenjage zu 
der früher herrichenden Auffaffung, welche unter Selbitverwaltung nur eine 
unabhängige Kommunalverwaltung verftand, begreift hienach die Selbſtver— 
waltung teil3 mehr teils weniger als die Kommunalverwaltung. Sie umfaßt 
auch diejenigen Fälle, in denen eine Verwaltung durch Ehrenämter nad) dem 
Syſteme der allgemeinen Landesverwaltung ftattfindet, und fie würde diejenigen 
Fälle nicht umfaffen, in denen die Kommunalverwaltung durch bejoldete Be- 
amte geführt wird. Je nachdem die Selbitverwaltung allgemeine Landeöver: 
waltung oder Kommunalverwaltung ift, bezeichnet fie Gneiſt als obrigfeitliche 
oder als mwirtichaftliche Selbftverwaltung. Der gemeinfame Grundzug beider 
it alfo die Verwaltung durch Ehrenämter. Indem Gneiſt aber jelbjt unaus— 
gelegt wiederholt, daß die Ehrenbeamten rechtlich den Berufsbeamten gleich— 
ftehen, erfennt er an, daß auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung 
auh ein rechtlicher Unterjchied zwiſchen obrigkeitlicher Selbitverwaltung und 
Verwaltung durch berufsmäßige Beamte nicht beiteht. Der Unterſchied iſt 
fein rechtlicher, jondern ein politifcher, und ebenjo ift das, was obrigfeitliche 
und wirtichaftliche Selbitverwaltung mit einander gemein haben, ein politiiches, 
fein rechtliches Moment. Aus allen Gneiftichen Schriften ergibt fi, daß 
er mit dem Worte „Selbjtverwaltung“ nie etwas anderes verbindet oder ver: 
bunden bat ala einen rein poltiichen Begriff. 


Demnächſt madte 8. v. Stein!) den Verſuch, den Begriff der Selbft: 
verwaltung für Vermwaltungsreht und Berwaltungslehre nußbar zu machen. 
Er stellt zunächſt der Erfüllung der Staatszwede durch unmittelbare Organe 
des Staates die freie Verwaltung gegenüber, welche in der Negierung durch) 
Treie Selbftbeitimmung des einzelnen beftehen fol. Einen Hauptzweig diejer 
freien Verwaltung macht die Selbftverwaltung aus. Sie ift der Organismus 
der freien Verwaltung für die gegebenen und objektiven Verhältniffe des Ge- 
Tamtlebend. Im mwejentlichen fällt au für L. v. Stein die Selbftverwaltung 
mit der Kommunalverwaltung zujammen. Die Aufftellung des allgemeineren 
Begriffs der freien Verwaltung bildet nur das Mittelglied, durch welches auch 
das Vereinsweſen, joweit es öffentliche Aufgaben erfüllt, in das Syſtem ber 
Verwaltung eingefügt wird. 

Indem man nun den Begriff der Selbitverwaltung auf das juriftijche 
Gebiet übertragen mollte, ergaben ſich fofort erhebliche Schwierigkeiten. Denn 
in dem, was man als Selbitverwaltung bezeichnete, konnte man feinen ein- 
heitlichen Rechtsbegriff entdeden.) Man mußte daher für die juriftiiche Be— 
griffsbeſtimmung einen anderen Ausgangspunft gewinnen als für die politifche. 

Einen Verſuch hiezu maht H. Schulze,’) indem er dem englifchen 
Begriffe der Selbitverwaltung einen deutſchen gegenüberjtellt und letzteren 
identifiziert mit der Kommunalverwaltung. Diejer Ausgangspunkt ift diskutier— 
bar nur mit der Maßgabe, daß der jog. engliiche Begriff gar fein Rechts— 
begriff ift und insbeſondere dies auch nad) den Gneiftichen Ausführungen 


’) Bol. namentlich Verwaltungslehre Bd. 2, Abt. 2, ©. 7, 23. 

2) Vgl. über dieſe Verfuche die betreffenden Ausführungen bei Laband, Staatsrecht 
des Deutichen Reiches Bd. 1, S. 93 ff. 

9. Schulze, Preuß. Staatöreht Bd. 1, ©. 438; im weſentlichen übereinftimmend 
Dlodiga.a. O. 
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nie hat jein jolfen. Allein man muß ſich doch fragen, wozu die Verpflanzung 
der Selbitverwaltung auf das juriftiiche Gebiet dienen joll, wenn damit nichts 
anderes erreicht wird als die Erjegung des völlig Flaren und unzweideutigen 
Wortes „Kommunalverwaltung“ dur „Selbitverwaltung“. 


Ein zweiter Verſuch der juriftiichen Konftruftion wurde von Qaband') 
unternommen. Derjelbe verwirft die Gneiſtſche Auffaſſung der Selbitver: 
waltung als eines Zwiſchenbaues zwiſchen Staat und Gejellihait durch Die 
unentgeltliche Dienstleistung der Gejellichaft für den Staat, da die Gejellichaft 
fein Begriff des Staatsrechts, jondern der Politif jei. Staatsrechtlich könne 
es ſich nicht handeln um einen Zwiſchenbau zwiſchen Staat und Gejellichaft, 
ſondern zwiichen Staat und Untertanen. Selbitverwaltung jei demnach die- 
jenige obrigfeitliche Verwaltung, welche nicht durdy Behörden und Beamte des 
Staates, jondern durch ihm zwar untergeordnete, aber innerhalb ihres Wir: 
kungskreiſes jelbftändige Korporationen - und Einzelperfonen verjehen werde. 
Dieſe Auffaffung hat in der Litteratur ziemlich allgemein Anklang gefunden.”) 
Ber jener Begriffsbeftimmung bleibt aber zunächſt unklar, was „innerhalb ihres 
Wirkungskreiſes jelbitändig“ bedeuten joll. innerhalb jeines Wirkungskreiſes 
jelbftändig iſt zweifellos auch jeder Richter, und doch wird die Selbitverwal: 
tung der Staatöverwaltung gegenübergeftellt. Aus den Beilpielen geht her: 
vor, was mit der Selbitverwaltung gemeint it, Verwaltung durch Städte, 
Landgemeinden, Patrimonial: und Standesherren, aljo wenn man von der für 
das heutige Staatsrecht nicht mehr in Betracht fommenden guts- und ſtandes— 
herrlichen Verwaltung abfieht, nichts anderes als die Kommunalverwaltung. 
Diejer Begriff wird aber getrübt durch fremde Bejtandteile, wie Selbitändig- 
feit und Einzelperfonen, weil ſonſt der Begriff der Selbitverwaltung nicht für 
die juriftiiche Konftruftion des Reichsitaatsrechtes verwendbar geweſen wäre. 

ft aber Selbftverwaltung nichts anderes als Kommunalverwaltung, jo kann 
jenes Wort für das öffentliche Recht überhaupt entbehrt werden. 

So verſchieden hienad) die Anfichten über das Weſen der Selbitverwal- 
tung fein mögen, jo viel fteht jedenjalls feſt, daß es nicht gelungen ift, einen 
dritten Typus der Verwaltung neben allgemeiner Landesverwaltung und 
Kommunalverwaltung aufzuftellen. Soweit man Ernſt damit macht, der Ber 
zeichnung „Selbitverwaltung“ eine juriftiiche Bedeutung beizulegen, wird daher 
faum etwas anderes übrig bleiben, al3 fie mit der Kommunalverwaltung zu 
identifizieren. Damit hat man aber nichts anderes erreicht als zwei Bezeich- 
nungen für diejelbe Sache. 

Thatjächlich bedeutet aber Selbitverwaltung etwas wejentlid) anderes. Es 
verkörpert fih in dem Worte die politiiche Forderung nad) einer von den Ein: 
wirfungen der ftaatlihen Bureaufratie unabhängigen Erfüllung der Staats- 
aufgaben. Während es aber hiefür vor fünfzig Jahren fein anderes Mlittel 
gab als die Kommunalverwaltung, hat die meuere deutiche, namentlich) die 
preußiiche Verwaltungsgejeßgebung zur Erreihung diejes Zieles noch das un— 
entgeltlice Ehrenamt der Staatsangehörigen in der allgemeinen Landesver: 


A. a. O. Bb.1,6.9 fi. 

2) So bei Zorn, Reichsſtaatsrecht 55; Ulbrid in Grünhuts Ztſchr. Bd. 9. S, 14 ff.; 
Gareis, Allg. StR. $ 32: Gaupp, Württ. St.-R. $ 27 in Marquardſens Handbuch. 
Vol. jedoch befonders den angeführten Auffag von Roſin a. a. O©., der ©. 309 für Selbit- 
verwaltung im flaatsrechtlihen Sinne erflärt die Anerkennung eines nicht ſouveränen po« 
litiſchen Gemeinweiens durch das jouveräne als verwaltende Rechtsperjönlichkeit. 
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waltung umd die umfafjende Heranziehung der fommunalen Organe zu der 
letzteren entwidelt. Damit ergaben ſich ebenjo wie in England aud für Die 
deutiche Selbjtverwaltung zwei Hauptformen, einmal die Kommunalverwaltung 
und jodann die durch fommunale Organe oder durch Ehrenbeamte gehandhabte 
allgemeine Landesverwaltung. Zwiſchen beiden bejteht ein juriftiiches Band 
überhaupt nicht, ein politiiches nur injofern, als ſowohl die eine wie die andere 
Art der Verwaltung fi) den Einwirkungen der Bureaufratie, d. h. des berufs- 
mäßigen unmittelbaren Staatsbeamtentums entzieht. Eine gejonderte Behand: 
lung der Selbjtverwaltung ift aber aud) vom Standpunkte der ‘Politif aus 
nicht möglich, da wenigitens in Deutichland das unentgeltliche Ehrenamt zum 
Zeil unter der Leitung der Berufsbeamten fteht, die mit den Ehrenbeamten in 
einer Behörde zuſammenwirken. Die allgemeine Landesverwaltung in Selbit: 
verwaltung und Verwaltung durch berufsmäßige Beamte jondern, hieße die 
ganze Verwaltungsorganijation willfürlic) auseinanderreißen. 

Mährend fich der Begriff der Selbitverwaltung als politiiches Prinzip in 
England und in Deutjchland ziemlich gleihmäßig entwidelt findet, it dem ro— 
manchen Staate jelbit das Wort „Selbtverwaltung“ fremd und unüberjeßbar. 
Allerdings befteht in ihm Kommunalverwaltung, aber in größter Abhängigkeit 
von der Staatöverwaltung. Dafür aber vollends, in der allgemeinen Landes— 
verwaltung eine von der Bureaufratie unabhängige Handhabung der Geichäfte 
berzuftellen, fehlt in dem ftraff zentralifierten romaniichen Staatswejen, welches 
ein jelbitändiges Leben der einzelnen Teile gar nicht dulden will, jedes Ver— 
ſtandnis. Soweit man gegen die Zentralijation der Verwaltung anfämpft, ver: 
fteigt man fich höchſtens zu der Forderung der Dezentralilation, aber von der 
eigenen perjönlichen Thätigfeit in der Verwaltung des Staates ift der Romane 
in dem Maße entwöhnt, daß weder eine Partei diejelbe verlangt, nod) die 
Bureaufratie fie aufnötigt. Einfluß auf den Staat gewinnt in der romani— 
ihen Staatsbildung die Gejellihaft nicht in der Verwaltung, jondern lediglich 
in der Verfaſſung durch das Parlament. 


Pritter Abſchnitt. 
die Behördenorganijation der Berwaltung des „Innern. 
I. Deutschland. 
Kap. J. Geſchichtliche Entwidlung. 
& 1. Der ſtändiſche Patrimonialitaat.') 


Die Grundlage für die Entwidlung alles öffentlichen Rechts in Deutſch— 
land bildet nicht das Reich, jondern das einzelne Territorium, in dem die 
urſprünglichen Amtsgewalten der karolingiſchen Monarchie mit dem größeren 
Grundbefige zu einer umtrennbaren Einheit verjchmolzen waren. Dieſe Ent: 
widlung hatte fich jeit dem Sturze der Hohenftaufen fortgejeßt in den ein— 


) Dal. K. Fr. Eichhorn, Deutihe Staats» und Rechtsgeſchichte, 5. Aufl., 1843 ff.; 
Shröder, Deutihe Rechtsgeſchichte, Leipzig 1889; Bornhaf, Geih. des preuß. Der: 
waltungsredhts, Berlin 1884 ff.; Iſaacſohn, Geſchichte des preuß. Beamtentums, Berlin 
1874 #.; Stölgel, Brandenburg. Preußens ARechtsverwaltung und Rechtsverfaſſung, Berlin 
1888, Bd. 1; Adler, Die Organifation der Zentralverwaltung unter Magimiltan 1, 
Leipzig 1886; Rojenthal, Behördenorganijation Ferdinands J. Wien 1887; v. Seydel, 
Bayer. Staatsrecht, 2. Aufl., Freiburg i. B. und Leipzig 1896, Bb. 1. 

Annalen des Deutichen Reis. 1902. 5 
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zelnen Territorien, namentlich) in denen des Oſtens, welche ſich zu den wid)- 
tigften Gliedftaaten des Reiches herausbildeten. Nachdem ſchon von Anfang 
an den geiftlichen Korporationen die landesherrlihen Finanzrechte und Die 
lofalobrigfeitlihe Gewalt über die auf ihrem Grund und Boden befindlichen 
Anjiedler eingeräumt waren, nötigte die durch die wiederholten Teilungen der 
Territorien berbeigeführte Finanznot der Landesherren zu einer ‘Preisgabe der 
einheitlichen und allein vom Landesheren abhängigen ZTerritorialverwaltung. 
Während der Landesherr bisher die Regierungsgeſchäfte und die oberjte Ge- 
richtsbarfeit unter Mitwirkung der am Hofe befindlichen Ritter und eines 
ichreibensfundigen Klerikers geführt und einzelne jeiner Vajallen als Vögte 
zur Führung der lofalen Verwaltung zeitweile abfommandiert hatte, veräußert 
er nunmehr zur Rettung aus dringender Finanznot feine finanziellen Befug— 
niffe wie jeine Regierungs- und gerichtäherrlichen Rechte über den größten Teil 
deö Territoriums, 

Die Erwerber waren in den Städten meift die ſtädtiſchen Korporationen 
jelbft, welche die Zinsrechte über Grund und Boden, Gerichtsbarkeit und Polizei: 
gemalt in dem Stadtbezirke für fich erlangten. Nur einige Eleinere Städte 
famen auf diefe Weile unter die Botmäßigkeit größerer Gutsherren. Auf dem 
flachen Lande konnten außer den geiftlicen Korporationon die Gutsbeſitzer, 
auf deren Befi der ritterliche Kriegsdienſt ruhte, und die bejonders in den 
öftlihen Territorien aus militärischen Gründen zahlreid) angeſiedelt worden 
waren, durch Erwerb vom Landesheren eine lofalobrigkeitlihe Gewalt über 
die bei ihren Rittergütern belegenen Dörfer, namentlich beitehend in dem 
Obereigentum über die Bauerngüter und die Dienjte von denjelben, Beitellung 
des Schulzen, gutsherrlicher Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt begründen. Ver: 
einzelt erlangten die Städte die gleichen Rechte über die jog. Hämmereidörfer. 
Nur ausnahmsweiſe behielt der Landesherr jelbjt die [ofalobrigfeitliche Gewalt 
in den Dörfern, er galt unnmehr in ihnen als Gutsherr jeiner Domänen. 


Das deutiche Territorium jeit Ende des 13. Jahrhunderts bietet jomit 
ein Bild des Neiches im kleinen. Autonome Städte, geiftlihe Gebiete und 
weltliche Herrihaften von größerem oder geringerem Umfange, dazwiſchen ver: 
ftreut einige Iandesherrliche Aemter, machen das Territorium aus. Abgeſehen 
von den leßteren, in denen ein fürftliher Amtmann waltet, hat der Landes: 
herr feine andern Organe zur Ausführung jeines Willens als die autonomen 
Lofalgewalten. Die Einwirkung der Zentralgewalt, die der Landesherr nad 
wie dor unter Mitwirkung der zu jeinem Hofhalte gehörigen Perſonen aus— 
übt, wird damit auf ein Mindeſtmaß herabgedrüdt. 

Die Herrihaft der bejigenden Klaſſen innerhalb des Staatsweſens be- 
ſchränkt ich aber nicht auf die Lofale Verwaltung. Die Landesherren ſelbſt 
hatten ſchon ſeit Ende des 13. Jahrhunderts zur Rettung aus der Finanznot 
ihre Vaſallen und Wertreter der ftädtiichen Korporationen berufen, um ſich 
von ihnen als freiwillige Gabe diejenigen Geldmittel bewilligen zu laſſen, zu 
deren Leiftung eine Verpflichtung der Unterthanen nicht beitand. Dieſe Be: 
willigungen wiederholen ſich nunmehr bei jedem finanziellen Bedürfniffe. Aber 
die Ihätigfeit der Stände geht weiter. Ber der Ohnmacht der Zentralgewalt 
gegenüber den ſelbſtändigen Lofalobrigfeiten muß erftere bei jeder Anordnung, 
weldye über den Bezirk der landesherrlichen Aemter hinausgeht, ſich vorher zu 
vergemwiflern fuchen, daß die Lofalgewalten auch zur Durchführung bereit find. 
Aus diefem Grunde erjcheint es wünschenswert, deren vorherige Zuftimmung 
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einzuholen. Andererjeits machen die ald Stände verjammelten Lofalobrigkeiten 
auch felbit die Bewilligung von Abgaben von der vorherigen Wbjtellung der 
Landesgravamina abhängig. So entwideln ſich die Stände zu einem bejon: 
deren Zentralorgane der Territorialverwaltung neben den Hojbeamten bes 
Landesherrn. Feſt ftand ihr Recht der Steuerbewilligung, ihre übrigen Be— 
fugniffe waren aber immer nur eine Mactfrage und jchwankten je nach den 
politiihen Konjunkturen. 


Tamit ift der Ring der ftändiichen Verwaltung geſchloſſen. Lokalgewalt 
wie Regierung des Territoriums liegen entweder in der Hand der Stände oder 
find von ihnen abhängig. Daneben fteht der Landesherr ala Inhaber der 
oberiten Gerichtsbarkeit und Regierung des Territoriums, die er mit Hilfe feiner 
Holbeamten und unter ftändiicher Kontrolle ausübt. Außerdem hat fi) in den 
Aemtern eine landesherrliche Lofalverwaltung ausnahmsweiſe erhalten. 

As eine Art Mittelinftanz werden in den größeren Territorien bei der 
Eritarfung der landesherrlihen Gewalt im 15. Jahrhundert zur Wahrung des 
Landfriedens in einem größeren Gebiete über den Memtern und den patrimonialen 
Gewalten noch beiondere Landeshauptleute eingejekt. 


Während die Vorbedingungen der ftändiihen Macht mit dem Auffommen 
des ftehenden Heeres, welches die Lehnsmilizen und ſtädtiſchen Aufgebote über- 
flüſſig machte, in ſich zuſammenfielen, und die ganze ſtändiſche Ordnung nur 
dur eine verichlungene Finanzpolitik der Stände, die die Geldmittel des Terri- 
tortum3 in ihre Sand legte, gerettet werden fonnte, fängt jeit Anfang des 
16. Jahrhunderts auch die jtändiiche Verwaltung an, ins Wanfen zu geraten. 
Das Eindringen der gelehrten Juriften in Deutichland gewährt den Landes— 
herren nunmehr geeignete Organe zur Ausübung ihrer Hoheitsrechte, die fie 
nicht aus den bejigenden Klafjen des Yandes zu wählen brauchten, die vielmehr 
vollitändig vom Landesheren allein abhängig waren. Anfangs befanden ſich die 
gelehrten Yuriften als „gemietete Doktoren“ nur in untergeordneter Stellung am 
Hofe zur Erledigung einzelner ihnen übertragenen Geſchäſte. Exit mit Beginn 
des L6. Yahrhunderts werden die Juriften, vielfach noch verbunden mit dem 
tändiichen Elemente, zu förmlichen follegialen Behörden organifiert und durd): 
bredyen damit die ſtändiſche Organifation wie das ungeordnete perjönliche Regi: 
ment des Landesheren durch eine feite Regelung der Zuftändigfeiten. 


Zunächſt geſchah dies nach dem Vorbilde des Reichstammergerichts auf dem 
Gebiete der Juſtiz. Oberfte Landesgerichte, unter verjchiedenen Namen, wie 
Kammergerichte, Hofgerichte, Kanzleien, und unter dem Vorſitze des Kanzlers 
aus gelehrten Juriſten und aus ftändiichen Mitgliedern gebildet, werden die 
Träger de3 neuen gemeinen Rechtes, welches, joweit feine Herrichaft reicht, von 
allen ſtäändiſchen Unterſcheidungen grundjäglich abſieht. In größeren Territorien 
entwideln ji) daneben auch ſchon provinzielle Gerichtshöfe, die mit gelehrten 
Juriſten bejegt find. Ungefähr um diejelbe Zeit bilden die Landesherren für 
diejenigen Angelegenheiten, bezüglich; deren fie ohne jtändiiche Mitwirkung frei 
verfügen konnten, der Domänen und Regalien, bejondere follegiale Finanzbehörden, 
Reittammern, Amtskammern, Rechenkammern oder Landrenteien, zur Kontrolle 
der örtlichen VBerwaltungsorgane. Ihnen zur Seite ftand ein Hofrentmeifter, 
der die Kaflengeichäfte erledigte. Die Reformation nötigte ferner wenigitens in 
den proteitantiichen Zerritorien zur Organijation bejonderer follegialen Kirchen: 
behörden, die hier, wo dem Landesheren feine überfommenen jtändiichen Rechte 
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gegenüberftanden, einfach ala Iandesherrliche Organe aus Geiftlichen und Juriften 
eingerichtet wurden. 

Sp waren bie wichtigſten WVerwaltungszweige dur) das Eindringen Der 
gelehrten Juriften aus der ungeregelten Hof: und Landesverwaltung, die unter 
Mitwirkung der Stände geführt wurde, auögejondert und auf bejondere Zentral: 
behörden mit feſt abgegrenzter Zuftändigfeit übertragen. Immerhin blieb noch 
ein großer, und zwar der jachlich bedeutendite Teil der Zentralverwaltung übrig, 
für den eine organifierte Zentralbehörde nicht beitand und den der Landesherr 
mit den am Hofe befindlichen Räten, unter denen ſich allerdings zum großen 
Zeile gelehrte Juriften befanden, erledigte. An die Organijation der vor: 
erwähnten Zentralbehörden jchließt fi) aber gegen Ende des 16. und Anfang 
des 17. Jahrhunderts die Uebertragung aller derjenigen Angelegenheiten, Tür 
welche eine bejondere Zentralbehörde noch nicht beftand, an ein oberites follegia- 
liches Berwaltungsorgan. Dieſes wurde in allen größeren Territorien unter der 
Bezeihnung Geheimer Rat oder Hofrat nad) dem Vorbilde des Reichshofrats 
Marimiliaus I. und des öfterreichiichen Hofrats Ferdinands I. aus berufsmäßigen 
Beamten gebildet, jo insbejondere 1574 in Sadjen, 1604 in Brandenburg, 
1616 in Braunſchweig-Lüneburg, 1629 in Württemberg. 

Durch die gelehrten Juriſten, welche an Stelle der Vaſallen und Geiftlichen 
die Organe der landesherrlichen Regierung werden, fieht ſich das ftändiiche 
Element jchrittweile zurüdgedrängt. An Stelle der Hofbeamten, welche gleich: -. 
zeitig für die Führung der Regierungsgeichäfte und die oberfte Rechtſprechung 
herangezogen wurden, an Stelle der Stände ala der geborenen Räte des Landes: 
herrn treten die großen Ktollegien der berufsmäßigen Beamten. Die landesherr: 
liche Autorität erſcheint dadurch bedeutend verftärkt, aber überwunden ift das 
Ständetum feineswegs. Unberührt geblieben ift jeine verfaſſungsmäßige Stellung 
die e8 namentlih durch Zurüdhaltung der Geldmittel und durch eigene Ber: 
waltung der Steuern zu fichern weiß, unberührt geblieben aud) die jtändilche 
Lofalverwaltung, in die ſich einzumiſchen den landesherrlichen Kollegien meiſt 
alle Wachtmittel fehlten. Mit dieſer ee treten die deut: 


Fortſetzung folgt.) 
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Heber die Vorausſehungen eines Ausfuhrzolles auf 
Kaliſalze. 


Bon Ernk Kohler in München. 


Georg v. Mayr empfiehlt in feiner neueften, ebenjo aktuellen ala warm 
für den Schuß nationaler Produktion eintretenden Schrift „Zolltarifentwurf und 
Wiſſenſchaft“) aus agrar: und induftriepolitiichen Gründen die Aufnahme eines 
Austuhrzolles auf Kaliſalze in das bevorftehende Zolltarifgejet, da Deutichland 
hier geradezu ein Monopol befite, und führt dazu aus, daß hiefür das Syſtem 
des Doppeltarif3 oder des Sinfeitstariie mit Erlaßmöglichkeit zu wählen fei, 
je nahdem man größere oder geringere Sparjamfeit mit diefen Salzen gegen: 
über dem Ausland und zu Gunften der deutichen Landwirtichaft und Induſtrie 
befürworten wolle. 

Im ganzen bafiert diefer Vorichlag auf der Behauptung der Monopol: 
ſtellung Deutichlands Hinfichtlih der Abraumſalze. Nun ift aber dieje Be: 
hauptung hinſichtlich der ſachlichen Richtigkeit ihrer Vorausſetzungen nicht un- 
beitreitbar. Wenn aud Deutichland zur Zeit dasjenige Yand iſt, welches 
weitaus am meilten Kali- und Magneftafalze produziert und erportiert, jo ilt 
es doch ſchon heute nicht der einzige Produzent. Vielmehr geht bereits ſeit 
1868 in Kalusz *) in Galizien auf Kainit (waſſerhaltiges Magnefiumfulfat und 
Ehlorfalium), Sylvin (Chlorkalium) ꝛc. Bergbau um, der fich gerade in ber 
legten Zeit ſehr rajch vergrößert. Während die Förderung im Jahre 1891 
240000 kg betrug, war fie 1895 1200000 kg, und die jekt dortjelbit auf: 
geihloffene Kainitmenge wird auf 125000 cbm geichäßt. Dabei ift aber mit 
junehmender Teufe eine größere Ausdehnung im Streichen konſtatiert. Ferner 
wird zur Zeit in Rußland auf dem Salzbergwerf Nowo-Wielizka nördlich von 
Badımut, außerdem in den Mayo-mines im nördlichen Pandſchab bergmänniich 
Shlvin und Kieferit (Magnefiumjulfat und Waffer) gewonnen, jeitdem man 
deren Wert fennen gelernt hat.) Weiterhin wird aus dem Elton: und Bogdo— 
jee in Rußland und aus den Salzjeen in Utah Bitterfalz in erheblicher Menge 
gewonnen. Von Gruben und Betrieben, die nur hin und wieder Kaliſalze pro: 
duzieren, wie 3. B. Hallitatt, ift hiebei abgejehen. 

Diefe Gewinnungsftätten wären nun allerdings nicht annähernd imftande, 
den heutigen Bedarf an Kalijalzen zu deden. Würde jedod ein Ausfuhrzoll 
auf Kaliſalz gelegt, jo ſähe man fich im Ausland, das bislang bequem und billig 
von den thatjächlich reichen deutichen Schäßen bezog, gezwungen, an Stelle der 
wenigen, unſyſtematiſchen Schürfungen ernſte Verſuchsarbeiten vorzunehmen, die 
allem Anſchein nad von Erfolg gekrönt wären. Hatte man doch noch vor 
wenigen Jahren auch feine Ahnung von den Reichtümern Hannovers und Mecklen— 
burgs an Kalijalzen. Bei Inowrazlaw nahe der ruſſiſchen Grenze ift in dem 


') Verlag von R. Oldenbourg, Münden 1901, ©. 39 f., 57. 
. Niedzwiedzki, Das Salzgebirge von Kalusz, Lemberg 1891. 
Tſcher mak, Mineralogie, Wien 1897, ©. 568, und %. N. Fürer, Salzbergbau— 
und Ealinenfunde, Braunſchweig 1900, ©. 165. 
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jeit 1871 betriebenen Salzbergwerk nunmehr auch Kalifalz aufgeſchloſſen worden 
und e3 ſpricht nichts dagegen, daß Bohrverfuche auf der ruſſiſchen Seite nicht auch 
und vielleicht günftigere Kalifunde ergeben. In Oeſterreich empfahl Tieße') 
Bohrungen an mehreren Orten Galiziens, von denen nur eine bei Turza wielka 
und au die nur unvolllommen durchgeführt it. In Perfien ift eine große 
Anzahl von Salzieen, von denen einige nicht mehr Steinjalz, ſondern Carnallit, 
das begehrtefte Kalifalz abjegen!?) m Gouvernement Aftrahan find über 
2000 Bitterſalzſeen in der Steppe zerftreut. Die Ausbeutung von Salzſeen ift 
aber in ihrer Bedeutung Hinfichtlih der Menge der gewinnbaren Produkte nicht 
zu unterihägen, nachdem nad). Frhr. vd. Richthofen aus dem Boden des 
Salzſees Lutſun in der Provinz Schanſi ſeit unvordenklichen Zeiten der Speiſe— 
ſalzbedarf für eine Bevölkerung von nahezu 100 Millionen Menſchen gewonnen 
wird. Endlich kommt noch hinzu: ſehr große Mengen Kochſalz werden aus 
dem Meer in Salzgärten ꝛc. erzeugt. So überſteigt allein die Produktion von 
Seeſalz an der franzöfiichen Mittelmeerfüfte jahraus jahrein die Produktion der 
norddeutichen Salinen an Siedejalz. Und diejer Betrieb iſt entiprechend der 
fulturellen Entwidlung der Bevölkerung ein höchſt exrtenfiver. Um das Kochialz 
rein zu erhalten, läßt man die ganze konzentrierte Mutterlauge, welche in ihrer 
Zufammenjegung ungefähr den Abraumfalzen entipricht, möglichſt raſch wieder 
ind Meer zurüdlaufen. Diele Mengen an Kali: und Magnefiajfalzen könnten 
ohne weiteres für Landwirtſchaft und Induſtrie nutzbar gemacht werden. Und 
dies wie an der franzöſiſchen, jo an der ſpaniſchen, italieniſchen, dalmatiniſchen 
Küfte. Nicht minder an der ruffiichen, wo man das Kochſalz durch Ausfrieren: 
laſſen gewinnt. 

Kurzum, wenn aljo durd einen Ausfuhrzoll veranlaßt, das Ausland ſich 
jelbft mit den Kali: und Magnefiafalzen verjorgt, und, jei e8 aud nur zum 
großen Zeil, von der deutichen Produktion unabhängig wird, dann fieht ſich die 
deutiche Kaliinduftrie gezwungen, mangels Abſatz Betriebövergrößerungen zu ver: 
meiden. Die Preije werden jich auf der jeßigen Höhe erhalten, welche die deutſche 
Landwirtihaft und Anduftrie dafür zahlen muß. 

Sieht man jedoch von ſolchen Zöllen ab, jo benußt das Ausland nad) wie 
vor das bequeme Mittel der Kalieinfuhr. Die vermehrte Kaliproduftion in den 
ausgedehnten deutichen Kalifeldern bewirkt ein meiteres Sinken der Preije (von 
1898 auf 1899 find die Preife für die verfchiedenen Salze um ca. 2 ME. pro ! 
gefallen),”) welches wie dem Ausland, jo bejonderd der deutſchen Landwirtichaft 
und Induſtrie zu gute fommt. 

Co erſcheint es aus wirtichaftspolitiichen Gründen, gleichviel welcher willen: 
ihaftlichen Ueberzeugung hinſichtlich der Zollpolitit man huldigt, angezeigt, ſolche 
Ausfuhrzölle nicht einzuführen. Von einer finanzpolitiihen Nutzbarmachung will 
aber Georg v. Mayr jelbjt abjehen, und dies mit Recht. Denn eine Er: 
hebung von Ausfuhrzoll auf Kalijalz allein wäre mit foviel finanztechnijchen 
Schwierigkeiten und Koften verfnüpft, daß ein finanzieller Gewinn unwahrſcheinlich 
ericheint, wenn nicht gleich ein überaus hoher Zollſatz eingejeßt wird, nachdem 
in Deutichland bislang feine Ausfuhrüberwachung beiteht, anderjeitS aber ber 
Schmuggel von Kaliſalzen ſchon ſackweiſe lohnt.*) 


) Siehe Zeitſchrift für praftiiche Geologie 1895 ©. 140. 

2) Tſchermak, a. a. ©. ©. 569. 

) Glüdauf, Eſſen 1900, ©. 315. 

*) Anders bei Kohlen, deren“ Ausfuhrzoll in England wohl finanziell nußbar gemacht 
werden fann. 
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Misrellen. 


Aus den Gejegblättern, 
Unter diefer Rubrik bringen wir künftig ein Verzeichnis: 
1. des Inhalts des Reichsgeſetzblattes und des Gejetblattes für Elſaß— 
Lothringen. 
2. der Geſetze, Stantöverträge und Iandesherrlihen Verordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einwohnern. 


Wir beginnen mit den erften Rummern des Jahrgangs 1902 der be: 
treffenden Publifationsorgane. 


Die europäiſche Sandeldömarine im Jahre 1900. 


Nach einer Zufammenftellung im öfterreihiichen „Handelsmuſeum“ Nr. 46 
gab es Ende 1900 in den wichtigiten Staaten folgenden für den internationalen 
Verkehr beſtimmten Sciffsbeftand: 


Staaten und Länder Flottenſtand Zonnengehalt 
Großbritannien . . 8914 13 241 456 
Engliihe Kolonien in alfen Weltteilen 1924 1.019 808 
Vereinigte Staaten von Anerifa . . 2820 2 035 062 
TITTEN - 25 270 416 084 
Dänematt. -. - > 2 2 2 2 en 802 519 011 
DOBEND:  .; 2: 0.0: 406 530 277 
Frankreich. — 1214 1 350 562 
Deutihland . >: 2m nn 1710 2 650 033 
SRREIENN ED 2 on ee 1176 983 655 
TRUE: 52 5 2380 1 640 812 
Rußland Eurer ie 1246 720 901 
Spaniie u er 597 694 780 
Schweden . . . . 1433 637 272 

Die Entwidlung der Eegetfistke: zeigt fi) in folgender Zahlenreihe: 
Jahr Anzahl in Taufend t 
1875 57 258 15 099 
1880 48 584 13 872 
1885 43 692 12 867 
1890 33 879 10 540 
1895 29 HT0 0323 
1896 29 348 9156 
1897 29 315 8894 
1898 28 885 8.693 
1899 27 865 8 347 
1900 27 982 8205 


1901 27 854 8119 


1 
td 
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Der ganze Fortichritt Liegt in der Dampferflotte, und hier find Die 
7 Millionen t, um die ſich die Segelflotte verringert, um 11 Millionen Netto- 
und 18 Millionen Bruttost aufgewogen. Die Entwidlung der Dampferflotte 
weilt folgende Zahlen auf: 


Segler und Dampfer zu 


Jahr Anzahl in Zauf. Bruttost in Zauf. Nettost fommen in Zauf. Nettost 


1875 5519 5 364 3 590 18 659 
1880 6 392 675 4 401 18 273 
1885 8394 10 279 6 719 19 586 
1890 9658 12 825 8 286 18 826 
1895 10 896 .. 16338 10 360 19 685 
1896 11155 17.089 10 761 19 897 
1897 11 271 17 889 11 427 20 321 
1898 11576 18 887 11 687 20 380 
1899 11 456 19 711 12 165 20 512 
100 12 289 21 787 13 465 21671 
1901 12 702 23 379 14 663 22 782 


Die Zunahme der Gelamträumte fällt eher durch Kleinheit ala durch Größe 
auf. Von 1885 bis 1895 ift faſt gar feine Zunahme eingetreten, 1890 macht 
fi jogar ein erheblicher Rückgang bemerkbar. Allein diejer tritt nur kalkulatoriſch 
hervor, denn das Transportvermögen ift das Enticheidende, und diejes hat fich 
durch die Erjegung der Segelſchiffe durch Dampfer rapid gefteigert. Früher 
rechnete man, daß eine Nettodampfertonne durch die jchnelleren Reilen und den 
abgefürzten Betrieb, namentlih aud) durch die Beichleunigung der Ent: und 
Beladung jo viel Waren transportieren könne wie drei Seglertonnen. Allmählich 
hat ſich diejes Verhältnis ala unzureichend eriiejen, denn die Compoundmaſchinen 
mit ihrem geringeren Kohlenverbraucd und den jchnelleren Reifen bewirken eine 
noch viel größere Ausnüßung der Dampferräumte. Man rechnet daher neuerdings 
vier Seglertonnen auf eine Dampfertonne. Dann ergeben fid) folgende Zahlen für 
das Transportvermögen in Zaufend t: 


Lahr Verhältnis Dampferflotte Seglerflotte Zufammen 
1875 1:3 10 770 15 099 25 869 
1880 1:3 13 203 13 872 27075 
1885 1:3 20 157 12 867 33 024 
1890 1:4 33 144 10 546 43 684 
1895 1:4 41 440 9323 50 763 
1899 1:4 48 660 8 347 57 007 
1900 1:4 53 860 8205 62.065 
1901 1:4 58 692 8119 66 769 


In 26 Jahren hat alio das Transportvermögen der geſamten Handeläflotte 
um 40 900 000 t oder 658 °/o zugenommen; im den legten 2 Jahren — ohne 
Aenderung in der Betrachtung des Verhältniffes — um 9 762 000 t oder 17 "/o. 


Diefer Zunahme des Beitandes der Handelsflotten muß eine rege Thätig— 
feit im Schiffsbau entiprechen, die nicht nur den Ausfall an Verluſt durch 
Schiffbruch und Abtakelung dedt, jondern auch nocd die Vermehrung des Ge- 
jamtbeftandes bewirft. 


Mapgebend für den Schiffsbau ift vor allem der englische, der rund etwa 
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zwei Drittel der neuen Schiffe der ganzen Welt Tiefert. Im Vereinigten König: 
reich wurden produziert — in Brutto — Regiftertonnen: 


Yahr Dampfer Segler Zufammen 
1888 757000 80 000 838 000 
1889 1083 000 125 000 1209 000 
1890 1061 000 133 000 1 194 000 
1891 878 000 252000 1 130.000 
1892 841 000 268 000 1109000 
1893 718000 118 000 836 000 
1894 964 000 81000 1046 000 
1895 904 000 45 000 950 000 
1896 1113000 45 000 1159 000 
1897 924 000 28 000 952000 
1898 1363 000 4 000 1367 000 
1399 1414 000 2000 1416 000 
1900 1432000 9000 1442000 


Um die Mitte der achtziger Jahre war eine empfindliche Depreifion eingetreten, 
der ein ftarker Aufihwung folgte. Dann geht noch dreimal, 1893, 1895 und 
1897 die Produktion unter 1 Million Tonnen zurüd, teilweife veranlaßt durd) 
den Maichinenbauerftreif. In den leßten drei Jahren jedoch herrichte ein Auf: 
ihwung, dem feiner aus den früheren Zeiten an die Seite zu ftellen ift. 


Eifen: und Stahlerzengung der Welt. 


Der von Hugo Böttger herauögegebenen Zeitichrift „Der Weltmarkt” 
1901, Nr. 21, entnehmen wir die folgenden Angaben über die Eijen= und Stahl: 
erzeugung der Welt. 

Die große Weltausbeute an Eijen und Stahl im Jahre 1899 wurde im 
Jahre 1900 zwar übertroffen, aber um eine verhältnismäßig ſehr Kleine Menge. 

In metrifchen Tonnen verteilte fi die Roheifengewinnung im Jahre 
1900, verglichen mit 1899, auf die einzelnen Länder folgendermaßen, wobei der 
prozentuale Anteil jedes Landes an der Welterzeugung mit berüdlichtigt ift: 


NRoheijenerzeugung der Welt. 
1899 


1900 1900 

i + * — 

°/o der °/o der der Welt: 

Tonnen Welterzeugung Tonnen MWelterzeugung erzeugung 

Tonnen 

Jr. Staaten von Amerifa 13 8385 634 34,2 14 099 870 34.4 + 261 236 
Großbritannien . - » » 9454 204 23.4 9 052 107 22,1 — 402 097 
Deutihland . -» » - 8029305 19,8 8 351 742 20,4 + 322 437 
Drei Haupterzeuger 31 322 14 77,4 31 503 719 76,9 + 181 576 
Deſterteich Ungarn . -» . 15323000 3,3 1 350 000 3,3 + 27000 
Velgien. 2. ....102457% 2,5 1 018 507 2,5 — 6069 
Gnade. . 2 2 2. 95 582 0,2 87 647 0,2 — 71% 
Suntih.. . > + +. 2578400 6,4 2699 424 6,6 + 121 024 
ER ur 19 218 0,1 18 750 0,1 — 468 
Rublnd . . 2 26670 937 6,6 2 850 000 ° 6,9 + 179 003 
Sonn . . 2 2... 299 765 0,7 204 118 0,7 — 5647 
Ehwedn -. . . 2. 497 727 1,2 520 600 1,3 + 22873 
Andere Länder . » . . 650 000 1,6 625 000 1,5 — 25 000 
Kleinere Erzeuger 9 159 205 22,6 9464 046 23,1 + 304 841 


Im ganzen 40 481 348 100,0 40 967 765 100,0 + 486 417 
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Die Mehrerzeugung gegenüber dem Vorjahre betrug in den Vereinigten 
Staaten 1,9, in Deutichland 4/0; Großbritannien hatte einen Rüdgang um 
4,3 "/o. Infolge der Minderproduftion Großbritanniens wuchs die Gejamt: 
erzeugung der drei Dauptländer nur um 0,6°/o und ihr Anteil an der Welt: 
produktion ging um 0,5°/o zurüd. 

Schätzungsweiſe berechnet beläuft fich die im Jahre 1900 zur Roheiſen— 
gewinnung verwendete Menge der Rohmaterialien auf 92000000 t Eijenerz, 
50000000 t Kohle und 30000000 t Kalfftein oder andere Flußmittel. 

Die Stahlerzeugung der Welt hat fid) im Jahre 1900 auch nur wenig 
vermehrt, war aber größer als je zuvor. Ueber 70°/o des erzeugten Roheiſens 
wurden in diefem Jahre in Stahl verwandelt. Aus folgender Ueberficht ift die 
Yabrifation von Stahl-Ingots und nicht fertig bearbeitetem Stahl in den einzelnen 
Ländern erſichtlich: 

Stahlerzeugung der Welt. 
1899 


1900 1900 

+ oder — 
°/o ber °/o ber der Welt: 
Zonnen Welterzeugung Tonnen Welterzeugung erzeugung 

Zonnen 
Der. Staaten von Amerifa 10 736 806 39,7 10 332 069 37,9 — 354 737 
Großbritannien . . . . 4933010 18,2 4 979 471 18,2 + 46461 
Deutihland . . » . . 6290434 23,3 6 645 869 24,3 + 355 435 
Drei Haupterzeuger 21 960 250 81,2 22 007 409 80,4 + 47159 
Oeſterreich Angarn . . . 660 000 2.4 675 000 2,5 + 15.000 
Belgien. 45245 731 249 2,7 654 827 2,4 — 76 422 
Sranfreiid - - -. . . . 1529182 5,7 1 624 048 5,9 + 94 866 
Halien. : : 2 2 0. 60 250 0,2 58 000 0,2 — 22350 
Rußland . . . . ......18321 328 4,9 1 500 000 5,5 + 178 672 
Spanien . - 2 2.2. 117 650 0,4 150 634 0,5 + 32984 
Schweden . . . 2... 272 480 1,0 291 900 1,1 + 19420 
Andere Länder . . . . 400 000 1,3 400 000 1,5 r 0 
ſtleinere Erzeuger 5 092 139 18,8 5 354 409 19,6 + 262 270 
Im ganzen 27 052 389 100,0 27 361 818 100,0 + 309 429 


Die Erzeugung der drei Hauptftaaten zeigt einen Zuwachs von nur 0,2 %o 
infolge des Sinfens der amerikaniſchen Etahlerzeugung, namentlich in der zweiten 
Jahreshälfte, um 3,3 /o der vorjährigen Höhe. Deutichlands Stahlfabrifation 
ftieg um 5,7 °/o, diejenige Großbritanniens dagegen nur um 0,9 /o. Deutſch— 
land jtellte troß jeiner geringeren Eijenproduftion 1666398 t mehr Stahl her 
als Großbritannien. Daraus geht auch hervor, daß die britiichen Hütten die Ver: 
wendung von Schmiedeeifen zu Waren in größerem Maßſtabe begünftigen. Doc 
gewinnt die Stahlerzeugung aud in Großbritannien immer größere Ausdehnung. 

Ein bemerfenswerter Unterichied befteht in der Stahlgewinnungsmethode der 
drei Hauptitaaten. In den Vereinigten Staaten ift der Befjemer = Prozeß am 
meiften in Anmendung, denn dort wurden 65,4 "/o der Gejamtmenge durd) 
Anwendung diejes Syftems gewonnen, während nur 33 %/o Siemens-Martinftabl 
und 1,3 "/o Ziegel: und Spezialftahl hergeftellt wurden. In Deutichland macht 
Beflemerftahl nur einen kleinen Teil der Stahlproduftion aus, die Hauptmenge 
wird. dagegen durch den Thomasprozeh oder den baſiſchen Konverter hervor: 
gebradht. In Großbritannien endlich ift die Siemens-Martin-Methode am ge: 
bräuchlichſten; mit ihrer Hilfe wurden 64,6 °/o der ganzen Erzeugung fabriziert, 
während 35,4 "/o im Beflemerverfahren gewonnen wurden. Dieje Unterſchiede, 
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welche auf der Verjchiedenheit des verwendeten Erzes beruhen, werden fich voraus: 
ſichtlich noch für lange Zeit erhalten. 

In den ftahlerzeugenden Staaten von geringerer Bedeutung wurden 1900 
im ganzen 5,2 °/o mehr Stahl ala 1899 hervorgebracht. Welentliche Zunahmen 
waren zu verzeichnen für Rußland mit 13,5 °/o und für Frankreich mit 6,2 °/o, 
indefien Belgiens Stahlinduftrie einen Produftionsausfall um 10,5 °/o zu ver: 
zeichnen hatte und in andern Staaten die Abweichungen gegen das Vorjahr 
nicht erbeblicdy waren. In allen ift aber eine vermehrte Verwendung von Stahl 
an Stelle von Ecymiedeeifen und zum Zeil aud) von Gußeilen bemerkbar. 

Nach einer andern Quelle (The Iron and Coal Trades Review) jtellte 
fih die Stahlerzeugung und die Produktion an fertigen Eifenwaren in Deutich: 
land, Frankreich und Belgien, wie folgt: 


* 1900 1899 
An Stahl wurden erzeugt: N 

jdngots . 0... 352935 467721 
Deutihland . . , Blooms, Billets x, . 1183128 1040 670, 

| fertig Stahlfabrifate . 4799196 1799523 

s Inptse . 2.2. .1624048 1499 026 
Frantreich . | Fertige Stahlfabritate . 1264 737 1239 660 
Belaien Blooms, Billets u. . 654 827 731 249 

3 "1 fertige Stahlfabrifate. 564059 633 950 


Auch hierin ift der Fortſchritt im leßten Jahre nur unbedeutend, und 
Belgien iſt ſogar in der Stahlerzeugung verhältnismäßig nicht unweſentlich 
zurüdgeblieben, während in Deutichland namentlich bei Blooms ꝛc., in Frank— 
reich beionders bei Ingots merkliche Zunahmen der Erzeugung zu verzeichnen waren. 

An fertigen Eijenwaren betrug die PVrob uen 


1899 
in Tonnen 
Deutſchland. 292n29832 1103665 
Frankreih.. 745 312 833 856 
Belgien . . 00. 362%2 475198 


Der Rüdgang war in diefem Induſtriezweige demnad ein allgemeiner und 
er trat am jchärfiten in Deutichland in die Ericheinung. 


Die Seideninduftrie der Welt. 


Nach einer im öfterreichiichen „Handelamufeum” Nr. 47 veröffentlichten ftati: 
ſtiſchen Zuſammenſtellung des Syndikats der Seidenhändler in Lyon belief ſich 
die Weltproduftion von Rohſeide (Gröge) 

1900 auf 17 211 000 kg 

1899 auf 17658 000 kg 
bat fih alio gegenüber der allerdings ausnahmaweiie hohen Menge von 1899 
um beinahe 450 000 kg verringert. Im Jahre 1898 hatte fie nur 15 687000 kg 
und in den Jahren 1895 bis 1899 durchichnittlich 15 513 000 kg betragen. Die 
bedeutende Produktion der beiden legten Jahre jowie die geringere Nachfrage 
bewirkten während des Jahres 1900 eine merkliche Baiſſe. An der Weltproduftion 
1900 war Wefteuropa nur mit 4408000 kg (1899: 4277000 kg), die Levante 
jowie Zentralafien mit 1766000 kg (1899: 1784000 kg) beteiligt, während 
auf China, Japan und Indien 11037000 kg (1899: 11597000 kg) entfielen. 
Unter den Ländern MWelteuropas nahm talien 1900 mit einer Produktion von 
3275000 kg die erite Stelle ein; ihm folgten Frankreich mit 736 000 kg, 
Oefterreih- Ungarn mit 313000 kg und Spanien mit 84000 kg. 
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Binden| — — 
d s . ern bauptfäctle od. Ton : zur Wohnung 
u inte in | en" c 
Yandesteile qkm zu Wobnzweden (Hütten, | bewegliche Wohn: oder 
häuser | —— Ge⸗Bretter⸗ (Wagen, | bäufer beftimmten | 
ee a) | Bette) | one) | Gebänben 
Reg.Bez. Nönigsberg 21 108,17| 110685 1422 so 335 1711 114292 
„ Gumbinnen . 15 885,7 90 8332 748 65 127) 106) 9278 
Danzig - 7956,93] 57864 637 40 2650 770 59571 
R Marienwerder 17 577,97 93 363 1083 49 35 92 95572 
Stadt Berlin . 63,35] 37727 1892 57 87 24 405 
Reg. ‚Bez. Potsdam . 20 639,66] 147 956 1857 146); 2096 2719, 154774 
E Frankfurt. 19 198,181 131549 1544 77 497| 1 696 135 363 
* Stettin - 12 078,93 173 309 193 42 s19 1543) 16 506, 
— Köslin . 14 030,73] 60235 125 55 14 506. 61555) 
— Straljund . 4 010,83 23271 315 13 90 #1 41 
»  Boien: . 17 518,60| 118220 1344 42 2 1215| 120 893, 
A Promberg . 11 451,81 61170 817 60 149 6971 62 893 
Breslau 13 483,63] 149493 2940 24 210 3044 155711 
— Liegnitz 13610201 142258 2379 51 100, 3281| { 
A Oppeln 13 225,36) 169877, 2145 52 80 2 a 
Magdeburg 11512,87| 125941 901 44 448 1876, 
Merjeburg 10210,81| 140467 1 281 25 91 2581| 
* Erfurt 3531,61 61 995, 404 2 8 ĩ 237 
„. Schleswig. 19 004,28| 174876 1619 3 68% 3338) 
„ Nannover. 5717,06] 66149 358 5 74 1162) 
„ Dildesheim 5351,70 69332 456, 26 13] 246 
h Yüneburg . 11 343,86] 62672 2832| 19 0 1 016 
— Stade . 6 785,84 57348 171 8 
Ssnabruck 6204,78| 47 505 157| 14 
R Aurich . 3107,80] 37396 156 28 
" Müniter T 259,39 83 214 264 22 
# Minden 5 260,56 85 530 532 12 
ö Arnsberg : 7696,66] 150 726 1075 64 
R Naflel - 10 082,03] 121412 948 20 
„ Wiesbaden 5617,25] 115 756 1814 12 
* Koblenz . 6205,81] 107043 630) 23 
„Düſſeldorf 5473,10] 239 464 1143) 108 
— Köln 397721] 119913 780 69 
„ Trier 7183,71] 118664 311 39 
”» Madıen. 4155,17] 86.007 416 21 
= Sigmaringen . 1142,27 13 147 51 — 
Provinz Oſtpreußen. 36 993,89] 201517 2170 134 
Weſtpreußen 2 534,901 151227 1720 sg 
Stadt Berlin 63,35] 37727 1 892 57 
Provinz Brandenburg 39 837,84] 279505 3401 223) 
» Bommern 30 120,5 156 815 1833| 110 
„  Moien . 28 970,41] 179390 1 161 102 
r Schleſien 40318,194 461 628 7 464 127 
»  Sadien . . 25 255,29] 328403 2586 71 
Schleswig⸗ Holftein 19 004,2 174 876 1619 83 
Hannover 511,04 * 1580 100 
Weſtfalen 2210611 324 470 1871 y8| 
HefienNafjau . 15 699,28| 237 168 2762 92) 
„ Rheinland . 26 995,00] 671.091 3780 260 
Hohenzollern 1142,27 13 147 51 = 
Königreich Preußen . [348 657,89] 3557 366 34890 1546 
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⸗ ——— ee TE TE | 
/ männlich weiblich | 
weiblich E in ? in 
abſolut on, abſolut | 0, | 

‚vo vo | 

670 0 —683 —0,1W 


— 4655 — 1200 —545, — 131]- 
23439 779 24463 7,71 
8.954 206 12417, 281 
105735; 13,26, 105800 12,02 
123164 15,59) 149164 17,97 
4334 0,6 5197 0,86 
22624 580 22856 5,172 
6505 2,32! 6765 230 
455 0,44 1480 134 
7sı3ı 131 17728 2,88 
13837) 4271 19766 5,% 
302357 39 257 34 | 
19641 3,88 16108 2,87 
9418| 967 7854 8 
2399| 430 38974 527 
29489 531 831077 5,4 
8531 402 11233 4,80 
sea Bir 18574 762 
29344 10,02 3409 11,70 
144671 5,861 14500 5,77 
1349| 593 13352 60% 
10508 586 1104 63 
8236| 5,36 3942 5,16 
6433 5,69 5 585| +4,86 
56 330 18,55 48752 16,77 
| 25 0096 851 
147102 2000 
17 865 433 21770 497 
51724 11,71 49820, 10,72 
17160 5,33 14736 44) 
220239 20,01 138208 17,26 
59147), 13,18 57221] 12,53) 
38773 9,99 33472 5,80 
10927 3753 13913 468 
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665 2,13 363 1,05 

1 — 3985 — 041 — 6078 — 0,58 
1563 32393 440 36880 4,56 
1888 105 735: 13,26 105800 12,02 
3 108 132498! 953 154361) 10,79 
1634 29584 3,84 3110L 3,87 
1887 21150 240 37492 3,96 
4668 129316 617 124232 5,36 
2832 02013 468 720544 5,25 
1387 52978 817 48574 702 
25% 82397) 6738 8652 717 
8318 265407 1922 220950 16,73 


69589 8,15 7150 79 
346 246 13,56 307550 12,05 
665 2,13 363 — 1,05 
1325986 848 1291400 7,97) 
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Zur Wohnung dienende oder beitimmte Baulichkeiten 


am 1, Dezember 1900 



































un den |, | hate" |, Zune one 
und inbalt in 2 dauptiächlich od. Tonitige Baulichkeiren |. ersen 
gandesteite | odn | re Bene kenne a ee 
9 x | 4 Sitten eive Wohn⸗ 

an qkm bäufer dienende Ge⸗ WHretters (Wagen, hauſer beſtimmten 

| —— — Pt ® ] EBENE 3 | 

Reg.-Bez. Oberbayern 16 725,42] 134 1739, 10483 961 >31 6733 1529 

Pr — 10 756,59 101426 2012 5 731 2855| 106871 

„ Walz 5927,96] 122 919 1077 6 173| 4581 128 756; 

„ Oberpfalz . 9652, — 18 007 1251 S 35) 2422) 81723 

? Überfranfen . 6 998,7 81779 930 18 17) 2279| 85023) 

® Mittelfranten 7 583.28 96 576 1356 15 48 4 r 35 102 430° 

„ Unterfranten . 8401,52] 100 614) 721 15 sıl 3897| 160328 
Schwaben. 9824,11] 110533 2026 24 194 5 5115| 117 802 

Rönigreich Bayern _75 869,93] _826 593) 20856 352 674 32317/880792 
Streishauptmannich. Dresden | 4 4336,86 94 917) 1412 35 3416| 1922 08622 
: Veipgig | 3567,35] 83577 1242 7 10) 1231) 86.067 

r Ghemnig; 2070,99 59 182) 959 13 6 4261 60586 

& Imwidau | 254801] 613 ;7| 1015 9 6 688 63055 

f augen | 2469,73] 54974 538. 3. 5| 978] 56498! 
Nönigreich Sachſen .] 14 992,94] 353.987 5 166 57 373) 5245| 364828 
Nedarfreis . 3329,67) 4707) 487 37 7 034 80252 
Schwarzwaldtreis . 4173,31 79 764 161 7 201 1220 s1172 
Jagſtkreis 5141,33 64551 135 7 41| 1233 65 967 
Donaufreis . 6266,20) __ 81 —— 223, 27; 101] 1604| 83370 
Königreich Württemberg .| 19510,51 310 437 1006 68 250° 4991 316761 
Landeskomm.Bez. Konftanz | 4167,69] 45 066 698 17 44 1137) 46962 
P freiburg I 4748,48] 72850) 9 33 35 1388| 75247] 

— Karlsruhe | 2566,80] 59 383] 737 13 64 696 60893 
Mannheim] 3597,94] 63706 905 8 3081 929 65856 
Großherzogtum Baden . 15 081,00] 241.005 3281 71 451] 4150| 248058 
Provinz Starfenburg 3019,11] 61057 168 37 78 884 62224 
„ Oberheſſen . » 3 286,6. 46 971 71 13 18 1307 48 380 

„ Rheinheſſen .. 1375,03] 6269 155 * 148| 1405| 48001 
Großherzogtum Hefien 7680,77] _154 297 ur 4 24 2441| 3596| 158605 
Medlenburg: Schwerin 13 126,92] 701% 521 59 118! 804 71701) 
Sadhjen-Weimar . 3617,14] 52771 18 1 111 1344 54145 
Medlenburg-Strelig . 2 929,50 10.631 214 8 30 141} 11024 
Herzogtum Oldenburg 5383301 4632 2 12 100 424 49178 
Frftentum Yübed ü 541,23 5 100 — —“ — 106 5 306, 
" Birkenfeld . 502,83 6661 — — Br 110 6771 
Großherzogtum Oldenburg 6 427,36 60 393 2_ 1? 108 640, __ 61155 155 
Braunſchweig 3672,18 47 816 226 24 50 A858 48574 574 
Sachſen-Meiningen 2468,281 32228 14 13 9 8i5 33079 
Sadjen-Altenburg r 1323,52 23625 60 _ 4 341 23943 
Sadien-Goburg-Gotha . 1 977,45 32 412 46 2 gi 9 20 332 89) 
Anhalt . . .1 1299,38 36 828 106 6 781 387 37405! 
Schwarzburg-Sondersha ujen| 862,07 12513 18 - 51 8327 12863 
— ———— 940,43 13 210 S 1 11 287 13 507: 
MWalded . . 1120,96 9.007 125 1 - 167, 9300 
Reuß älterer X Linie 316,71 6945! 2 1 = 96 04 
Reub jüngerer Linie . 826,71] 14030) 2 — | 1 164 1419 
Schaumburg-X ippe 340,19 6138) —_ | 19 — 195 6412 
Yippe . a © 1215,20) ° 19637 191 4 235 692 20549 
Yübed 297,71 10 932 323 5 922 122 11474 
Bremen . 3564 28141 224 7 38 23521 29012 
Damburg . 415,30) 37660 2051 16 2190| 360) 42286 
Bezirk Unter: Elſaß 4784,44] 101480 804 50 1209| 3950| 106431 
„ Dber-Eljah 3505,26 70015 503) 23 48 3448 74037 
„Lothringen 6 223,35 —— 91595 677 14 __ 147 8 300 100 956 100 956) 
Reichsland Eljah-Lothringen | 14513,05] 263 099 11 320| 34 15797, 21421 31424 
Deutſches Reid . 1540 730,521 6 231 909 71728} 3057 147951139532 6 460 621. 
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667 13238881 60226 11,81. 67 712 1125| 136938 11,54 
318017) 6 250 077 2140) 0,62 4669 6 
418 905. 831678] 34085 9,00) 31602! 8,16) 65687) 8,58 
235209) 553841] 4172) 158 3267) 116 7439 1,36 
311478. 608116] 10302) 3,601 11753) 392! 2055| 3,76 
415 310 815895] 40759) 11,33: 3753) 9,93 78282. 10,61 
335 417. 65076 7671 249° 10507: 323 18178 2,87 
363 854 713681| 12669) 3,761 1159, 3,29, 241265 1,52 
314797 __6176057| 181413|__6,37 176100, 5,93 357513) _6,14 
21350 1216489| 70204 13,47 8438| 14,37, 148732 13,93 
537362 1060632] 59567) 123,85 55886, 1161, 115453, 1221 
409 003, 7923 292 8 Mi 7,67. 58349 7,95 
378 726. 127 529 34911! 11,12 36 990 | 10,82 71901 e 97 
209 597 405 173|__10 739, 5,81, 9354|__4,67|_20093|__5,22 
2159068 _ 4202216) 204726 11,14 11 __209802)_10,76,__414528 10,4 
380 164 745669] 2132 27 7,18. 23969 6,73 4826| 6,93 
267 117 50958 10577) 4,57 102501 3,99. 20827] 4,26 
206 582 400 126 9854| 0,51 25 0,12 1239 0,31 
262848. 514427| 9756 0 8211 321 17%7) 3,62 
1116711|__2169480) 4564 4,53 12685, __3,97 | _ 88389] 4,24 
150 123. 297 >) 6558 1 1 5225| 361 11783 4,13 
259 053, 510274] 17444 12166) 4,93: 296101 6,16 
259 998 517434] 23414 N 21959] 92 45373 961 
272 493 542994] 31580) 13, >| 21134 9,72,__55714_ 11,43 
011 607 1867941 78096 — 9,32, 63181 7,5) 12300 8% 
245 821) 189512] 2695|” 02 7 2355 995 490 10,11 
142 383) 282.047 5135| 382 >388| 3,93 10523 3,88 
173449 348334] 13894 8,63) _11506| 7,10) 25400 __ 7,87 
561653 1119893) 41724] 8,081 39149 7,49: 80873 _7,78 
307450 607770] 3339| 1,121 6995| 2,33 108334 1,09 
185 808 362 12 755 11 6 3656 6 
51 750) 102 602 619| 1,231 443| 0,86 1062, 1,05 
159 531) 318434 108811 7,35] 11563) 781) 22444 7,58 
18 998 | 37 340 1000| 5,77 839 4,62) 1839 5,18 
22 4: 43406| 271 HL) 420, 1158 _ 23,74 
200 872 399180) 12138 652) 13303 7,09, 341 6,81 
234 045 46133] 14516 6,73) 15604 7,14 30120, 6,94 
127 682 250 731 8635, 7,54 8101) 6,77 16726 7,15 
99 118. 194914 8050| 9,17) 6551) 7,08. 146011 8,10 
118627 229 550 6255 5,98. 6692| 5,98 1297| 5,98 
160 900 316085 10984 762 11808 72 8 787) 777 
41390, 80 898 1532) 4081 1292 3,2 2824| 3,62 
47 800) 93.059 2224| 5,17 2150| 4,71 4 374 4,02 
29 983 57 918 3) 0,01) 149| 0,50) 15 52 0,26 
35 875 6836| — 315'—0,96| 1243) 3,59 928) 1,38 
72542 139 210 26%. 4,10 4454 6,54, 7080| 5,36 
21 683] 43 132 756 3,65 1152) 5,61 1908| 4,63 
71836) 138 952 90 1,42 3158) 4,60 4098 3,04 
48 991. 96 775 7511| 18,65 5940| 13,80 13451 16,14 
113 868, 224 14766 1534| 13712) 1369 28478 14,50 
el 768 349 43241) 13,00 43 476\ 12,46 867171 12,72 
338 243 659 432 10844 3,39 3964 53,13 20 808 3,26 
251 506 495 209 8932) 3,80 8800| 3,63 17732 3,71 
359: 564 829 27488) 9,89 12456, __5,05,___ 3947,61 
39033| 1719470) 47264 5,67|__31220, 3,86 __ 78484 4,78 
23629931 56367 178 207597 8,09 2011: 380, 7,56 7ä 78 
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Die Fideikommißbeſitzer in Preußen 1899. 

Im Anschluß an frühere Mitteilungen über den Stand der Fideikommiſſe 
am Ende des Jahres 1899 veröffentlicht die „Stat. Korr.“ jetzt für den gleichen 
Zeitpunft noch eine Ueberſicht der Verteilung der Fideikommiſſe auf die einzelnen 
Fideikommißinhaber. Es entfielen: 


a Fideikommißbeſitzer | davon Hundertteile auf Fideilommiſſe von ha 
b Fideikommißfläche ren 200 500 1000 2000 5009 10000 
überhaupt 900 bis bis bis bis bis und 
auf 500 1000 2000 5000 10000 mehr 
regierende fa... | 16,67 4,17 4,17 16,67 16,67 20,83 20,88 
Häufer 1 b 198711 ha 020 0,11 040 3,36 651 1829 71,14 
— ER. 526 789 789 1842 21,05 15,79 23,68 
ee ‘ | b 285967 ha 0,06 0,34 0,68 3,52 880 14,53 72,09 
De 1. — 1200 400 8,00 20,00 24.00 32,00 
in | W602 02 09 575 18,87 73,70 
m ja..238 288 617 1817 2757 3086 14,81 4,53 
vafen | b 771995 ha 0,08 0,71 315 1251 3044 31,71 21,39 
ionftigen Ja .. 556 ı 12323 21,9 28,60 21,40 14,57 1,08 0,18 
Adel. .\b 608801 ha | 1,00 6,85 18,99 27,60 3745 6,38 1,73 
De In 60,82 134098 27 412 — * 
—* | b 39632 ha | 9,08 10,48 15,50 3780 27,05 — — 
insge- Sa .. 983 14,24 1597 20,55 2146 1801 600 3,46 


famt X b2140781 ha 0,51 2,50 6,99 13,95 24.54 18,97 32,55 


Die 1102 Fideitommiffe, welche 1899 vorhanden waren, verteilten fich auf 
983 Befiger. Es waren demnad) häufig mehrere Fideilommilfe in einer Hand 
vereinigt, und zwar hatten von den 24 Mitgliedern regierender Häufer mit 34 
Fideitommißbefigungen 6, von den 38 deutjchen Standesherren mit 54 Be: 
figungen 12, von den 25 Angehörigen jontiger fürſtlicher Käufer mit 30 Be: 
figungen 5, von den 243 Grafen mit 288 Befigungen 40, von den 556 jonftigen 
Adeligen mit 596 Beligungen 37 und von den 97 Bürgerlichen mit 100 Be- 
figungen 2 mehr als ein Fideikommiß inne. Anderſeits befanden ſich aud) 
74 mal Fideikommiſſe (jog. Samtbaue u. dgl.) in ganerbichaftlichem Beige, ftanden 
aljo mehreren Inhabern gemeinjchaftlih zu. In ſolchen Fällen ift aber, damit 
das Zujammentreffen mehrerer Fideikommiſſe (nicht mehrerer Fideikommißanteile) 
in einer Perjon erkannt werden kann, jtet3 nur ein Berechtigter gezählt worden. 

Der „Jonjtige Adel“ jtellt allein mehr als die Hälfte (56,56 * der Fidei— 
kommißbeſitzer, waͤhrend die Grafen an der Geſamt-Fideikommißfläche mit 
36,06 /o am meiften beteiligt waren. 

Im übrigen tritt der überaus bedeutende Anteil der drei eriten Inhaber: 
gruppen am Gejamtumfange der oberiten Größenklaffe hervor, von welchem 
jene — 22 Befißer — mit 521167 ha zujammen faſt drei Viertel (74,79 °/,) 
beſaßen. Inhaber eines Fideikommiſſes von je 5—10000 ha Fläche waren 59, 
wovon 36 mit 244815 ha oder 60,30 °/o, alfo weit über der Hälfte des Um: 
fanges dieſer Beſitzklaſſe, gräflichen Geſchlechtern angehörten. Die gräflichen 
Häufer waren auc in der Gruppe von 2-—5000 ha der Fläche nad; am 
ftärfiten vertreten. An den Fideikommißflächen unter 2000 ha war dagegen 
vorwiegend der jonftige Adel beteiligt. 

Berückſichtigt man lediglic die Verteilung innerhalb der einzelnen Inhaber— 
gruppen, jo hatten der Fläche nach die drei eriten ihren Schwerpunkt in der 
oberjten Größenklaffe, die Grafen in der von 5—10000, der jonftige Adel in 
der von 2—5000 und die bürgerlichen Familien in der von 1—2000 ha. 
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Der Börſenverkehr und feine geſehliche Regelung. 


Bon Dr. jur. et oec. publ. fr, Schweyer, t. Bezirksamtsaſſeſſor. 


I. 


Kaum eine Einrichtung findet eine jo verichiedenartige Beurteilung wie 
die Börle. Die Nennung des bloßen Namens genügt, um in Tauſenden von 
Perfonen die Vorftellung von privilegiertem Lug und Trug zu erweden; ja 
jelbft in gebildeten Streifen gilt die Börſe vielfach als der Zummelplaß der 
unlauterjten geichäftlichen Praktiken, lediglich dazu bejtimmt, den in den Geſchäfts— 
formen der Börje geübten, über die Gejege von Treu und Glauben leichten 
Herzens hinmeggehenden Spekulanten in feinem Streben nad) mühelojem Ge: 
winne zu unterjtügen und der ſtrupelloſeſten Ausbeutung der wirtſchaftlich 
Schwachen durch die Macht des in den Händen Weniger angeſammelten Ka— 
pitals Vorſchub zu leiſten. 

Andern hingegen erſcheint die Börſe als die vollkommenſte Einrichtung des 
modernen Geſchäftsverkehrs, welche, geſchaffen durch die Bedürfniſſe des Ver— 
kehrslebens, hervorgegangen aus einer unbedingten wirtſchaftlichen Notwendig: 
feit, den Umſatz der Güter in der zweckmäßigſten Weiſe regelt und daneben 
einer durchaus beredhtigten Spekulation dient. 

Zwiſchen beiden Ertremen findet ſich eine Anzahl von Mittelmeinungen zu: 
ſammen, welche die Eriſtenzberechtigung der Börſe im allgemeinen zwar an— 
erkennen, in derſelben jedoch eine Einrichtung zu erblicken geneigt ſind, die 
feineswegs unentbehrlich ſei und dabei ſoviele Mängel aufweiſe, daß ihre Be— 
feitigung nicht als ein Verluft für das Geichäftsleben empfunden werden fünne. 

Wie läßt ſich dieſe Verichiedenheit der Beurteilung einer für die All: 
gemeinheit jo wichtigen Einrichtung erklären? Zwei Gründe find es vor allem, 
die bei Beurteilung dieler Frage in Betracht zu fommen haben. 

Als vor einem Dezennium beumruhigende Greignifle im Bankweſen das 
Vertrauen des Publikums erichütterten, und überdies Klagen über Mipftände 
an verichiedenen Börſen laut wurden, da jeßte eine heitige Bewegung ein, welche 
eine geſetzliche Regelung der einjchlägigen Verhältniſſe gebieteriih forderte. Eine 
zügelloje Agitation jorgte dafür, daß die beitehenden Mißſtände übertrieben 
oder gar nicht vorhandene behauptet wurden, und für mand)e Ericheinung wurde 
eine Erklärung gefunden, welde, wenn auch objektiv unzutreffend, doc) ihre 
Wirkung auf weite Kreile nicht verfehlte. Die ohnedies unbeliebte Börje wurde 
die Zielicheibe maßloſer Angriffe; je weniger die Einrichtungen der Börſe ge: 
fannt und verjtanden waren, beito leichter gelang es, die urteilsloje Menge von 
dem VBorhandenfein aller möglichen Mißftände zu überzeugen. Wie der Währung 
wurde der Börje eine nachteilige Wirkung zugeichrieben, die ihr jedenfalls in 
dem behaupteten Maße nicht zufam. So bildete ſich in weiten Kreiſen des 
Publitums ein feitftehendes Urteil, eine Ueberzeugung, gegen welche fachliche 
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Ausführungen im großen und ganzen jchon deshalb nichts ausrichten konnten, 
weil diejelben nicht mehr gehört wurden. Someit das Urteil der gebildeten 
Kreife in Trage Steht, darf nicht überjehen werden, daß die Börje dein Nicht: 
eingeweihten eine Summe von nicht jo leicht verftändlichen Ujancen und Ge: 
pflogenheiten darbietet und deshalb einen fruchtbaren Boden für Unklarheiten 
und Mipverftändniffe abgeben mußte. Es ift dies um jo weniger zu verwundern, 
ald jelbjt in den Streifen der in der Praris des Börjenverfehres Stehenden 
heute nody über die Bedeutung und Wirkung nicht weniger Börjenvorgänge die 
lebhaftefte Meinungsverjchiedenheit beiteht. Damit fomme id) zum zmweiten Er: 
Härungsgrunde, der in dem Umſtande zu erbliden it, daß der Streit um die 
Börſe das Gebiet der unbefangenen Sadjlichfeit bereits verlaffen hat und zum 
Streite zwiichen wirtichaftspolitiichen Intereffentengruppen geworden ift, von denen 
die eine Richtung fi) zum abjoluten Verteidiger aller Börjeneinrichtungen be— 
rufen fühlt, während die andere Gruppe die Börje für alle möglichen wirt: 
Ihaftlihen Schäden verantwortlich” machen zu jollen glaubt. Daß in diefem 
Streite nicht mehr ſachliche Gründe allein die Stellungnahme des Einzelnen be: 
gründen, geht Ichon daraus hervor, daß thatſächlich regelmäßig der Beruf, die 
Stellung im Erwerbsleben für die Zugehörigkeit zu der einen oder andern 
Gruppe ala ausjchlaggebend angejehen werden fann. Der Agrarier ift ein 
prinzipieller Gegner der Börſe und kann ſich auch für deren Lichtjeiten nicht 
erwärmen; der Kaufmann, der Händler ift ein DVerehrer der Börje und kann 
ſich nur Schwer entichließen, Schattenjeiten an ber Börje zu entdeden oder gar 
um gegebener Mißſtände willen eine gründliche Umgeftaltung derjelben zu fordern. 

Das Verlangen der Börjengegner nad einer gejeglihen Regelung der 
Verhältniffe wurde mit Erlaß des Börfengejeßes vom 22. Juni 1896 geftillt. 
Der Gejeßgeber erfannte zwar die Exiſtenzberechtigung der Börſe an, brachte 
jedod) in einer Reihe von beichränfenden und verbietenden Beſtimmungen jeine 
peifimiftiiche Auffaffung von der Börfe zur Geltung. Der Zwieſpalt der 
Meinungen wurde durch das Börjengeieß feineswegs bejeitigt; es kam zu feiner 
gründlichen Abklärung der Anihauungen, zu feiner befriedigenden Löſung des 
ſchwierigen Problems; vielmehr wurde die Unflarheit der Verhältniffe noch 
dadurch verihärft, daß zu den verichiedenen Meinungen über die volfswirt- 
Ihaftliche Bedeutung und Berechtigung des Börjenverfehrs noch eine ſchwankende 
Auslegung des erlaffenen Geſetzes und damit eine verhängnisvolle Rechts— 
unficherheit hinzutrat. Nach füntjähriger Geltung des Gejetes hat fi nunmehr 
ein Rechtszuſtand entwidelt, der von den enragierten Börjenanhängern aufs 
ſchärfſte verurteilt wird und deſſen Bedenklichkeit jelbit von vielen Freunden 
einer einjchränfenden Börjengejeßgebung zugejtanden werden muß. Die ge— 
hegten Erwartungen wurden Johin nicht erfüllt. Die durch das Gejeß un— 
mittelbar betroffenen Kreiſe erbliden in einer Anzahl von Beltimmungen 
eine nicht nur die Abficht des Geleßgebers nicht erfüllende, jondern über- 
dies äußerſt umbillige und ungenügende Regelung der Verhältnifje. Die Oppo- 
fition gegen das Gejeß wuchs in bdemjelben Maße, als die ſchlimmen 
Folgen desjelben ſich mehr und mehr bemerkbar machten und insbejondere 
die Fälle fi) häuften, in denen der Standpunkt der Rechtiprechung des Reichs: 
gericht? das Mechtögefühl des Publitums empfindlich verlegte. Wie vor 
10 Jahren eine Bewegung gegen bie Börſe entfacht wurde, jo erheben fich 
nunmehr die beteiligten Kreile wie ein Mann gegen die unveränderte Fort— 
geltung des Gejeges und fordern mit allem Nachdrucke eine Verbeſſerung der 
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drüdenditen Bejtimmungen. Das Charakteriftiihe an diefer Bewegung ift der 
Mangel jeglicher Gegenbewegung. Selbſt die eifrigiten Worfämpfer für die 
Einihräntungen der Börje laſſen die Bewegung ruhig gewähren, ohne ihre 
Stimme zur Verteidigung des Gejeßes zu erheben. Daraus ift wohl der Schluß 
gerechtfertigt, daß auch bei den Gegnern der Börje eine bejonnenere und ruhigere 
Betrachtung der Verhältniſſe Pla gegriffen Hat und daß auch fie von der 
Wirkung des Geſetzes nicht voll befriedigt find. Ja man kann getroft be 
haupten, daß jelbit das Reichsgericht, welches gewiß nicht im Verdachte ſteht, 
die Börjengeichäfte zu begünftigen, eine Aenderung des Gejeßes mit Freuden 
begrüßen werde, um nicht auf dem nunmehr bejchrittenen Wege der Aus: 
legung weitergehen zu müflen. So ift denn anzunehmen, daß alle Kreiſe von 
der Reformbedürftigfeit der Gejeßgebung überzeugt find umd daß mit aller 
Sicherheit eine Abänderung des Gejeges zu erwarten fteht. 


u. 


Die außerordentliche Wichtigkeit der in Ausficht ftehenden Gejegesvorlage 
jowie Die eingangs hervorgehobene, bis heute mod) herrſchende Meinungs— 
verichiedenheit über die Bedeutung und Berechtigung einer Anzahl von Börjen- 
vorgängen rechtfertigt den in Folgendem unternommenen Verſuch, den Börjen: 
verfehr und deffen gejeßliche Regelung einer Eritiichen Betrachtung zu unterziehen. 
Da es im Rahmen einer Abhandlung nicyt möglich ift, die ganze Materie er: 
ihöpfend zu behandeln, beichränfe ich meine Ausführungen auf diejenigen Punkte, 
welhe am meiften beitritten find und deswegen im Mtittelpunfte des Intereſſes 
ftehen, und möchte deshalb vor allem das Börjentermingeihäft in be 
iondere Berüdfichtigung ziehen. 

Um zu einem richtigen Urteile zu gelangen, iſt e8 notwendig, einige all 
gemeine Bemerkungen über das Welen und die Bedeutung der Börſe wie die 
Geſchäfte an der Börje vorauszuſchicken. Im Anſchluſſe daran jollen die wichtigften 
gegen die Börſe erhobenen Einwendungen aufgezählt, ſodann der Rechts: 
zuftand nad) dem Börjengefege und der Redtiprehung kurz betrachtet und 
ſchließlich die Neformfrage unter kritiſcher Beleuchtung der volkswirtſchaftlichen 
und rechtlichen Seite des Börjenverfehrs aufgeworfen werden. 

Man hat fi bis Heute noch nicht auf eine allgemein anerkannte Definition 
der Börje geeinigt. Soviel ift jedoch gewiß, daß die Börſe unter den Begriff 
des Marktes jällt und eine höhere Stufe des leßteren darftellt. Unter Markt 
verfteht man eine Vereinigung von Perjonen (Produzenten, Konfumenten, Händler) 
an einem beitimmten Orte zum Zwecke des gegenjeitigen Austaujches der Güter 
auf dem Wege des Kaufes und DVerkaufes ; auch der Verſammlungsort ſelbſt 
wird Markt genannt. Jeder Markt verlangt einen gewiſſen präjenten Vorrat 
von Gütern, und zwar ift die reale Präſenz der Güter erforderlich, weil die 
Ware auf dem Markte nad) ihren individuellen Bejonderheiten behandelt wird 
und bei der WBielgeftaltigfeit diefer Belonderheiten eine Prüfung derſelben 
von Fall zu Fall nicht umgangen werden kann. Anfänglich waren die Märkte 
mehr Einrichtungen rein lokaler Natur; mit der Ausgeftaltung des Verkehrs, 
des modernen Transportweſens und Nachrichtendienites wuchs das Zuſpruchs— 
gebiet der Märkte, und für die Preisbildung famen daher Angebot und Nach— 
frage weiterer Wirtichaftögebiete in Frage. Dies mußte auf die Preisgeftaltung 
einen erheblichen Einfluß üben; aber aud) die Form des Verkehrs mußte not: 

6* 
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wendig eine Aenderung erfahren. Bei der größeren räumlichen Entfernung 
ſuchte man die effektive Beiſchaffung des geſamten Warenvorrats zu vermeiden 
und ſchritt deshalb zur Fungibiliſierung der Waren. Statt des geſamten 
homogenen Warenvorrates wurde nur ein kleines Quantum, eine das Ganze 
vertretende Probe als Muſter zum Markte gebracht, und der Verkäufer hatte im 
Falle eines Geihäftsabichluffes dafür zu haften, dat die ganze Menge die Eigen: 
ihaften des Muſters trage. Damit war der erfte Schritt zur Ausbildung des 
Börjenverfehrs geichehen. Die weitere Entwidlung führte vom Mufter zum 
Typus (Standard). Die Probe ift immer nod) etwas Konkretes und nichts 
anderes als der reduzierte Lagerbejtand; der Typus dagegen jteht in feinem 
Zulammenhange mehr mit einem beftimmten Vorrate, er ift lediglich die einheit: 
liche abſtrakte Zufammenjaffung einer Anzahl von Eigenjchaften als Maßſtab 
für die Lieferbarkeit einer Ware. Damit war die reale Präjenz jeglicher Ware 
vollftändig entbehrlicd geworden und die Grundvorausjegung jedes Börjenverfehrs 
gegeben. In der That findet man auf der Börje lediglich Perjonen, feinerlei 
Ware, aber auch Eeinerlei Zahlungsmittel, denn auf der Börſe wird nur nad) 
dem Zypus gehandelt, und die Abwicklung der geichlojlenen Geſchäfte ift fein 
Beitandteil des eigentlichen Börſenverkehrs, jondern findet erſt nad) Schluß der 
Börſe Statt. Die Börje verlangt johin in eriter Linie eine weitgehende leid): 
artigfeit, Bertretbarkeit der Ware. Die Eigenichaften der Ware und eventuell 
weitere Erforderniffe des Vertragsichluffes wie Kontraktseinheit, Lieferungszeit 
bedürfen nicht der Feſtſetzung von Fall zu Fall, jondern find durd) die Börſen⸗ 
uſancen geregelt. Was die Perſonen, die an der Börſe verkehren, anlangt, ſo 
iſt ein Unterſchied vom Markte darin zu erblicken, daß auf der Börſe der Pro— 
duzent und Konſument zurücktritt und dem Kaufmanne, Händler, Agenten die 
Hauptaufgabe zukommt. 

Man unterſcheidet Effekten börſen (Fondsbörſen) und Warenbörſen; 
unter letzteren werden die Börſen für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe als Pro— 
duktenbörſen beſonders hervorgehoben. Der genannte Unterſchied bezieht ſich auf 
die Verſchiedenheit des Verkehrsobjekts und iſt, wie ſpäter dargethan werden ſoll, 
von tiefgehender Bedeutung. Die Geſchäfte, welche auf der Börſe vereinbart werden 
(Börſengeſchäfte), find ihrer Art und inneren Struktur nach auf der Effektenbörſe und 
der Warenbörje nicht weſentlich verichieden; die Werjchiedenheiten find unter: 
geordneter Natur und können daher außer Betradht gelaffen werden. 

DieBörlengeihäfte find entweder Tagesgeſchäfte (Kaſſageſchäfte), an der 
Warenbörſe Loko— oder Effeftivgeichäfte genannt, oder Zeitgeihälte, Lieferungs— 
geichäfte. Die Haflageichäfte werden am Tage des Vertragsichluffes oder kurze Zeit 
darnad) erfüllt, bei den Lieferungsgeſchäften it die Erfüllung von vornherein auf 
einen ipäteren Zeitpunkt (Stichtag) hinausgeichoben. Der Zeitpunft der Erfüllung 
fann im Bertrage von Fall zu Fall feſtgeſetzt werden, regelmäßig iit e8 aber 
zufolge beitehender Ujance ein bejonderer Tag, meift der letzte Tag des Monats, 
an dem die Erfüllung zu geichehen hat (Ultimogeſchäfte). Aus dem Zeitgeichäft 
(Lieferungsgeihäft) hat ſich durch Fortſetzung dev Fungibilifierung das jog. Termin: 
geihäft entwidelt. Diefes Geihäft, welches vor allem den jchlechten Ruf der 
Börje mitbegründete, ift ein Zeitgeichäft, bei welchem nicht bloß die Qualität 
der Ware, jondern auch die Abichlußeinheit (Börſenſchluß) und der Yieferungs: 
termin der Vereinbarung der Parteien entrüdt und zwingend durch die Börſen— 
uſancen geregelt find. Durch dieje Ausgeftaltung wurde nicht nur die Ware 
fungibilifiert, ſondern der ganze Vertrag typiich geformt; die jo geichloffenen 
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Geihätte, von denen eines dem andern vollfommen gli), gewannen eine außer: 
ordentliche Beweglichkeit und Verfehrsfähigfeit, die ſich insbeſondere in der leichten 
lebertragbarfeit äußert. Die Zahl der Geichäfte wie die der Intereſſenten 
ermöglichte es jederzeit, Rechte und Pflichten aus dem Bertrage an andere 
abzutreten. Dieje Geichältsform erfuhr im Laufe der Zeit in gewiſſen Objekten, 
ſowohl ‘Papieren wie Waren, eine außerordentlich umfaſſende Anwendung und 
wurde insbejondere in den Dienft der Spekulation geftellt. 

Mean kann Effekten, Waren auf Zeit kaufen, ohne ſofort im Beſitze des 
Preiles zu fein, und verfaufen, ohne im Beſitze des Kaufgegenſtandes zu jein 
(Blanfoverfauf, Firen). Beides ift bei dem Kaflageihäft ausgeſchloſſen. Das 
Zeitgeihäft ermöglicht e3 daher, mit viel geringerem Aufwande von Kapital die 
Preisbewegung Ipefulativ auszunüßen. Derjenige, welcher ein Steigen der Preiſe 
erwartet, kauft heute auf Zeit und verfauft am Erfüllungstage zum erhöhten 
Preije; wer mit einem Preisfturz rechnen zu fünnen glaubt, verkauft zum 
heutigen höheren Preife auf Zeit und fauft jpäter oder am Erfüllungstage das 
gleihe Quantum zurüd. In beiden Fällen kommt dem richtig Kalkulierenden 
die Preisdifferenz zugute. Man hat diefe Geſchäfte darum auc Differenz: 
geihäfte genannt, obwohl man hierunter gewöhnlich nur diejenigen Geſchäfte 
diefer Art veriteht, bei welchen feine effektive Vertragserfüllung, jondern ein 
bloßer Ausgleich durch Differenzzahlung ftattfindet. Die oben beſprochene Beweg— 
lichkeit der Geichäfte kann dazu benüßt werden, jedes Geſchäft durch ein Gegen: 
geihäft zum Ausgleich zu bringen. Wer auf Zeit gekauft hat, kann bis zum 
Yiquidationstermin wieder verfaufen und ift daher von der effektiven Vertrags— 
erfüllung frei. Wer verkauft hat, ohne zu befigen, kann das gleiche Quantum bis 
zum Stichtage zurüdfaufen und damit jein Engagement löfen; in beiden Fällen ift 
lediglich die Preisdifferenz zu begleichen. Ob das Geſchäft durch Differenzzahlung 
zur Abwicklung gebradht wird oder ob effektive Erfüllung jtattfindet, ift von 
vornherein nur in den jelteniten Fällen vereinbart. Die weitere Preisentwidlung 
und das mwirtichaftliche Intereſſe iſt biefür beitimmend. Thatſache ift, daß der 
Abſchluß regelmäßig auf Lieferung lautet; iſt ausnahmsweiſe ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend vereinbart worden, daß die effektive Lieferung ausgeichloffen jein 
tolle, jo Ipriht man von jog. reinem Differenzgeihäft. Allein aud) in diejem 
alle ift ein Nachweis nur ſchwer zu erbringen, da äußerlich auch ein ſolches 
Geihäit von einem Geſchäfte auf effektive Lieferung ſich nicht untericheidet.") 


Bei der außerordentlihen Beweglichkeit und Gleichartigfeit der einzelnen 
Abihläffe im Termingeihäfte kann aus einer Neihe von Käufern und Berfäufern 
eine Kette von Abſchlüſſen hergejtellt werden, bei der alle Beteiligten bis auf 
das erite und legte Glied der Kette jomohl ala Käufer wie Verkäufer des gleichen 
Luantums einer Ware ericheinen. Man hat deshalb unter Benützung diejes 
Umftandes Anftalten geichaffen, um eine einfache, abgefürzte Abwidlung der Ge- 
\häfte zu ermöglichen. Man jege den Fall: A hat 25 Stüd Aktien beitimmter 
Art per Ultimo an B verkauft, B hat das gleiche‘ Quantum derjelben Gattung 
an C, Can D und D an E veräußert. In diefem Falle müßte am Liquidations: 
tage zunächſt A die Stüde an B, jodann B diejelben Stüde an C, C an D und 
endlich D an E übermitteln. Mit diefer Transaktion ift ein Hin- und Herſchicken 
von Boten, furz ein überflüffiger koſtenverurſachender und obendrein mit einer 





'; ®gl.: Ueber den Unterſchied der Differenzgeichäfte im wirtihaftlichen und rechtlichen 
Einne den Auffag von Dr. Zrumpler im Banfardiv 1. Jahrg. ©. 37 ff. 
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gewilfen Gefahr verbundener Umlauf der Papiere verbunden. Diejer Umſatz wird 
durch die Einrichtung der jog. Liquidationsbureaus eripart (3. B. Liquidation: 
verein in Berlin, Kollektivſtontro in Frankfurt a. M. und Münden ꝛc.). „Jeder 
Beteiligte reicht auf einem Bogen die Aufzeichnung feiner Engagements ein, 
die als Käufer und Verkäufer fungierenden Kontrahenten werden durch bloße 
Abrechnung von ihren Engagements befreit, dad Bureau gibt lediglich dem 
fetten Käufer die Adreife des erſten Verkäufers auf und die ganze Kette ber 
Abichlüffe wird im gegebenen Falle dadurch gelöft, daß A die 25 Stüd Aktien 
zum ſog. Liquidationskurſe (Abrechnungskurs) an E direft liefert, während die 
Ausgleihung der Differenzen zunächſt den Einzelnen jelbft überlaffen bleibt. Aber 
auch zur einfachen Abrechnung der Differenzen wurden Einrichtungen getroffen, 
die aud im Warenverfehr ihre Ausgeitaltung gefunden haben (Abrechnungs— 
ſtellen, Clearinghäuſer). Man jeße: A verkauft an B 50 Tonnen Getreide 
(Weizen) um 185, Ban C um 181, C an D um 184, Dan E um 179, 
E an F um 175, F an G um 178. Statt daß nun Ban A 185, C an B 
181 x. bezahlt, wird folgendes Verfahren eingeichlagen : 

Es wird ein Abrechnungskurs entſprechend dem ungefähren Durdichnitt 
der Preiſe am Liquidationstage feitgelegt. Iſt im gegebenen Falle dieſer Ab— 
rechnungskurs auf 180 feſtgeſetzt, jo hat rechneriſch zunächſt A an G um den 
Preis von 180 zu liefern, G ſohin 180 pro Tonne zu bezahlen. Diejer Kün— 
digungspreis wird dem erjten Verkäufer (A) gutgeichrieben und das Konto des 
Empfängers (G) mit diefem Betrage belaftet. Die Preife der Zwiſchenglieder 
der Kette werden nun mit dem Abrechnungskurſe verglichen und die ſich er: 
gebenden Differenzen als Guthaben oder Schuldpoften vorgetragen. Durch al: 
gebraiiche Addition ergibt ſich dann für jeden Beteiligten der Betrag, den er 
gewonnen oder verloren hat. Die Berechnung im oben angenommenen falle 
würde fi) demnach folgendermaßen ftellen : 


A B C D E F G 
+10 —-5 —1 -4 +41 +45 -1% 
+5 + 4 -1 -5 -2 +2 
Fiss —ı +43 -5 -4 +3 18 


Somit haben: 


A185.50 = 9250 Mt. 
GC 3.50 — 150 Mt. 
F 3.90 150 Mt. 
Summa 9550 ME. zu befommen, 
EM B 4.50 ⸗ 200 M. 
D 5.90=- 2350 Mt. 
E 4.590= 200 Mt. 
G 178.50 = 8900 ME. 


Summa 9550 ME. zu bezahlen. 


Die Technik des Termingeichäftes ermöglicht johin, daß eine Reihe von 
Geichäften, welche abgeichloffen wurden, um ihrer Gleichartigkeit wegen durch 
bloße Abrechnung (Differenzbegleihung) abgewidelt werden. Der Zerminmarkt 
ermöglicht aber aud umgekehrt, ein bereits eingegangenes Engagement dadurd) 
zur Löſung zu bringen, daß der vorerft einfeitig Gebundene ein zweites entgegen= 
geſetztes Geſchäft eingeht, in der Abficht hiedurch das erite wieder auszugleichen. 
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Gerade hierin liegt das Charafteriftiiche des Verkehrs am ZTerminmarkte, daß 
nit von einander unabhängige Geihäfte der Einfachheit halber durch Ab: 
rechnung ausgeglichen werden, jondern daß, um eine Ausgleihung durd Ab: 
rehnung zu ermöglichen, das zweite Geichäft erit eingegangen wird. Auf Diele 
Weije wird der Terminhandel in hervorragenden Maße geeignet, der Spefu: 
lation, der wirtichaftlihen Ausnügung der Preisbewegung zu dienen. 

Das Termingeichäft ala höchſte Form der Kreditipefulation findet eine will: 
fommene Ergänzung in dem jog. Reportverfahren. Sit die Erwartung eines 
Spefulanten an dem nächſten Termine nod) nicht eingetreten, glaubt er aber mit 
gutem Grunde annehmen zu fünnen, daß die Preisbewegung doc noch eine für 
ihn günftige Richtung nehmen werde, jo jucht er jeine Pofition zu prolongieren, 
hinauszuſchieben. Dies geichieht dadurch, dab einftweilen ein Dritter die Er: 
füllung des Gejchäftes vornimmt. Der Käufer (Hauſſier), welcher zu beziehen 
bat, ſucht Fich jemand (Bank, Kapitaliften), welcher für ihn die Stüde ab- 
nimmt und die Valuta bezalt, der Verkäufer (Baillier), welcher zu liefern hat, 
ſucht ſich auf gleiche Weiſe die erforderlichen Stüde zu verichaffen, wogegen er 
den Kaufpreis an den Lieferanten der Stüde überläßt. Diefer Eintritt in das 
Ihwebende Geichäft bezw. die Uebernahme der Verpflichtungen durch den Dritten 
erfolgt jedod nur mit der Verabredung, daß der Hauſſier dieſelben Stücke 
fofort zu einem etwas höheren Preiſe für den nächſten Termin zurückkauft, der 
Bailfier die gleiche Zahl von Stüden am nädjiten Termine zu einem etwas 
niedrigeren Preiſe zu liefern verſpricht. Das uriprüngliche Geſchäft findet aljo 
ſeine Fortſetzung in einem neuen Geſchäft. Dieſes Gejchäft, welches dem Ka: 
pitaliften (Banken) einen ficheren Gewinn abwirft, ift jehr verbreitet. Der Vor: 
teil des Dritten beruht beim Sereinnehmen der Stüde in dem Kurszuſchlag, 
welhen der Sereingeber auf den nädjiten Termin bewilligt (Report), beim 
Ueberlafien der Stüde in dem Kursabſchlag, um melden er die Stüde am 
nächften Termin bilfiger zurüdgeliefert befommt (Deport). Der Hauffier bezahlt 
Report oder befommt Deport, der Bailfier bezahlt Deport oder befommt Report. 

Schließlich wäre noch die an einigen Warenbörfen ſich findende Einrichtung 
der Liquidationäfajjen zu erwähnen. Diefe haben den Zwed, nicht nur 
die Abwicklung von Geichäften ſowie die Abrechnung zu erleichtern, jondern 
insbejondere auch den Kontrahenten im Termingeſchäft Garantie zu leiften für 
die ordnungsgemäße Erfüllung der von ihnen abgeichloffenen Geichäfte. Dies 
wird dadurd erreicht, daß die Liquidationsfaffe jedem der beiden Kontrahenten 
gegenüber als Selbftkontrahent auftritt. Die Liquidationskaſſe ftellt ſich dadurd) 
ficher, dab fie von jedem Kontrahenten einen bejtimmten Einfhuß in Barem 
oder durch Erlegung von Wertpapieren verlangt und überdies von demjenigen 
Kontrahenten entiprechende Nachſchüſſe fordert, zu deifen Ungunften fich die 
Preisbewegung entwidelt hat. 

Die vorftehenden Ausführungen beziehen ſich zunächſt auf dem eigentlichen 
Börfenterminhandel, jene Art von Geſchäften, welche in erjter Linie durch das 
DVörfengefeg eingedämmt werden jollten. Neben diejen Geichäften fteht das 
handelsrechtliche Lieferungsgeihäft und das Börjengeichäft, welches unter Ver— 
zicht auf die Benützung der Börjeneinrichtungen und unter Ausſchluß der Börjen- 
ujancen abgeſchloſſen wird. 

Der Äbſchluß von Geſchäften der bisher beiprochenen Art ift unter Um— 
Händen mit meitgehendem Rififo verbunden. Käufer wie Verfäufer haben 
keinerlei Sicherheit gegen allzugroße Kursſchwankungen, Gewinn und Verluft 
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find unbegrenzt. Man hat diefe Geihäfte darum auch Geichäfte mit unbe: 
ſchränktem Nifito genannt. Um das Riſiko zu vermindern, hat der Geichäfts: 
verfehr noch eine Reihe von Geſchäftsformen ausgebildet, bei welchen wenigjtens 
das Riſiko des einen Kontrahenten gegen eine beſondere Leiſtung begrenzt ift, 
bei denen diejer Kontrahent das Recht hat, vom Bertrage zurüdzutreten, und 
deshalb äußerſtenfalls die bejondere Leiitung für Einräumung des NRüdtritts: 
rechts (Prämie) verlieren kann. Hieher gehören die ſog. Prämiengeſchäfte 
(Vorprämiengeihäft, Nücdprämiengeihäft), das Stellagegeihäft, eine Ber: 
bindung des Vor: und Rüdprämiengeihäfts, das Nochgeſchäft x. Die be- 
ſonderen Eigentümlichkeiten diefer Geſchäfte intereffieren uns hier nicht weiter, es 
genügt hervorzuheben, daß aud fie zu den Börjentermingeichäften zählen, fofern 
ſie nach Börjenufancen abgeichloflen werden. 

Deögleihen kann von einer Schilderung der jonftigen Einrichtungen der 
Börje, der Zulaffung der Wertpapiere zum Handel an der Börſe, der Kurs— 
jeftitellung, des ehrengerichtlichen wie des jchiedsgerichtlichen Verfahrens u. j. w. 
an dieſer Stelle abgejehen werden, nachdem alle diefe Momente bei der Börſen— 
reform nur von untergeordneter Bedeutung find. Das Hauptintereffe aller Be: 
teiligten vereinigt fi) auf die Frage der Regelung des Terminhandels ; ſoweit 
andere Gefichtspunkte von Bedeutung in die Diskuffion des Reformproblems 
einbezogen werden, wird an ipäterer Stelle hierauf eingegangen werden. 


III. 


Der Anfturm gegen die Börle nahm jeinen Ausgang von Mißbräuchen 
und Auswüchlen, welche im Laufe der Zeit an verjchiedenen Börjen fich entwidelt 
hatten. Insbeſondere waren es mehrere Börjenmanöver größeren Stils, welche 
der Bewegung einen mächtigen Anitoß gaben. In Deutichland machte vor 
allem der große Corner, welcher im Jahre 1888 im Hamburger Kaffeehandel 
in Scene geſetzt wurde, nachhaltigen Eindrud. Das Weſen eines Corners (Schwänze) 
beiteht darin, dab ein Hauſſeſyndikat den ganzen Vorrat einer Ware oder 
eines Papieres in feine Hände zu bekommen jucht, um den Blanfoverkäufern die 
Möglichkeit einer Deckung zu verichliegen und denſelben dann nad) Belieben die 
Preiſe diktieren zu können. Zu diefem Zwecke werden fortgeſetzt alle Kontrafte 
auf einen beitimmten Termin erworben und jedes am Markte angebotene 
Quantum der Ware aufgefauft. Hiedurch werden die Preiſe außerordentlich in 
die Höhe getrieben und jchließlidy diejenigen, welche ungededt verkauft haben, 
gezwungen, fih um jeden Preis bei dem Hauffefonjortium Dedung zu ver: 
haften. Der Kaffee:Corner des Jahres 1388 wurde im August eingeleitet, 
ohne dab die Baiſſiers zunächit eine Ahnung von dem Beginnen hatten. Erit 
als man wahrnahm, dat der Vorrat am Plate immer mehr abnahm und ver: 
ſchiedene gekündigte Partien von der Hauffe um geiteigerte Preife aufgenommen 
und eingejperrt wurden, wurde die Situation klar. Es entitand eine ungeheure 
Aufregung, ein Teil der Blankoverkäufer dedte fich zu immer höheren Breiten, 
andere juchten mit allen Mitteln die Vorräte der Hleinhändler zufammenzufaufen 
und damit ihre Verpflichtungen zu erfüllen. Die Kurſe waren von 59/4 bis 
auf 150, vorübergehend jelbit bis 200 geftiegen. Erit als große Kaffeemengen 
von andern Pläßen, insbejondere Havre und Trieſt, im Anzug waren und die 
Nachricht eintraf, dab drei Dampfer mit Kaffee von Santos nad) Hamburg 
unterwegs jeien, begannen die Preife wieder zu ſinken. Nur mit gewaltigen 
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Anitrengungen und unter Anwendung diejer außerordentlichen Mittel fonnte der Cor- 
ner in feinen ſchlimmſten Wirkungen noch im legten Momente verhindert werden.') 

Auf dem Efſektenmarkte hat jeit mehr als 20 Jahren das größte Aufſehen 
die in den Aktien der Baſeler Check- und Wechſelbank unternommene Schwänze 
erregt. Es ftellte ſich Ichlieglich heraus, daß die Blankoverfäufer etwa 11000 
Stüd Aktien begeben hatten, während es überhaupt nur 8000 Stücke dieſer 
Aktienart gab und hievon bereits frühzeitig ein jtarfer Beltand in der Hand 
des den Corner herbeiführenden Konfortiums ſich befand. Die Folge war, daß 
die Blankoverfäufer zu ungemein hohen Preifen ſich Deckung verichaffen mußten 
und deshalb ungeheure Verlufte erlitten.”) 

Einer der jchwerwiegendften Vorwürfe gegen die Börje knüpft an die nad) 
der eben gezeichneten "Richtung gemachten Erfahrungen an und wird mit dem 
Hinweiſe darauf begründet, daß derartige Manöver nur durch die Börſe möglich 
jeien, daß insbefondere der Zerminhandel, welcher Blanfoverfäufe ins Ungemeflene 
wlaffe, die Form darbiete, in welcher das Kapital in formell einwandfreier 
Weiſe die gewiſſenloſeſte Ausbeutung derjenigen herbeiführen könne, welche 
inverfichtig genug jeien, die Marktlage zu überichägen, und bei der Menge der 
regelmäßigen Angebote leicht Deckung finden zu fünnen glauben. 

Eine weitere Anklage geht dahin, daß die Börſe und insbejondere der 
Zerminhandel mit jeinen Einrichtungen (Liquidationsfaflen) das Spiel wejentlicd) 
unterftüße und exleichtere, indem fie charakterſchwache, nicht genügend Fapital- 
fräftige und unberufene Elemente durch die Ausficht auf mühelofen Geminn 
anziehe; gewoiffenloje Agenten wüßten ſolche Perjonen durch alle möglichen Vor— 
piegelungen und WVorftellungen über gewinnbringende Chancen direkt zum 
Börſenſpiel zu verleiten und ſie zu beitimmen, ihre ganze wirtichaftliche Eriftenz 
aufs Spiel zu jeßen. Ber dem Mangel an jelbftändiger Sachkenntnis feien 
dieſe Perſonen lediglich) auf das Urteil ihres Agenten angewiejen, welcher nur 
ſein Intereſſe verfolge, das er in der immer weiteren Ausdehnung dev Spekulation 
duch jeinen Klienten finde. Beamte, Offiziere, Dandwerfer, jelbft Yeute der 
unterften Wolksichichten jeien dazu veranlaßt worden, am Terminhandel in 
Waren ſich zu beteiligen, ein Beweis, daß es ihnen von vornherein nicht um 
die effektive Lieferung der Waren zu thun geweſen jein könne, nachdem Diele 
Verionen vermöge ihrer Stellung im Berufs: und Erwerböleben für die Waren 
gar feine Verwendung hätten. Zahlreiche Exiſtenzen jeien auf diefe Weife zu 
Grunde gegangen, und bei der innigen Wechielbeziehung der einzelnen Wirtichaiten 
unter einander jeien oft noch zahlreiche andere an der Börſe nicht beteiligte 
Verionen dadurch ins Werderben gezogen worden, daß die durch die Börje 
unmittelbar ruinierten Eriftenzen ihren Verpflichtungen außerhalb der Börſe 
dleihralls nicht mehr nachzukommen in der Lage geweſen jeien. 

Die verderblichen Wirkungen der Börſe, fo wird weiter ausgeführt, treten 
msbeiondere dann in die Erſcheinung, wenn eine allgemeine oder partielle Ueber: 
pekulation ftattgefunden habe und die Folgen diefer Ueberſpekulation (Spekulations— 
Infis) in einem jähen Sturze der Fünftlich geteigerten Kurje zum verhängnis- 
vollen Ausbruche fommen. Meiſtens ſeien es Kleinere Spekulanten, welche als 
Opfer aus einer ſolchen Kataftrophe hervorgehen, da die eingeweihten Groß: 

') Vgl. hierüber Fuchs: Der Warenterminhandel, jeine Technil und volkswirtichaftliche 
Sedeutung, Leipzig 1891, ©. 36/7. 

?) Vgl. Börjenreform in Deutihland, 2. Gihmwindt: Die Effektenbörfe nad) den Er: 
dungen der Börienenquötelommiffton, Stuttgart 1847, S. 50 
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ipefulanten vermöge ihrer Sachkenntnis ſich zur rechten Zeit zurüdzuziehen 
pflegen, wenn fie nicht von vornherein die Gefährlichkeit einer beginnenden Jagd 
durchſchauend ſich vornehm jeder Beteiligung enthalten. Tauſende von fleineren 
Leuten, welche in ihrer Spielmut oft das ganze Vermögen in einem einzigen 
Unternehmen angelegt haben, find, jo wird beteuert, auf diefe Weile mit einem 
Schlage um ihre ganze Habe gekommen. Die Richtung der Spekulation werde 
von einigen eingeweihten Großfapitaliften angegeben, denen dann Die große 
Menge urteilölojer Spekulanten blindlings folge; eritere wüßten ſich zur rechten 
Zeit ihres Vorteild zu verfihern, während die letzteren ihre Pofitionen fort: 
behauptend jchließlic zu Verluſt kämen. 

Eine weitere ſchlimme Wirkung auf die Marktverhältniffe und die Preis: 
bildung wird darin erblidt, daß bei der Empfindlichkeit der Börſe gegen äußere 
Einflüffe nur zu häufig durch falſche Nachrichten, 3. B. über wichtige politiiche 
Ereigniffe, Ernteausfichten ꝛc. die Preife falſch beeinflußt werden, daß durd) diele 
Preisbeeinfluffung, welche jofort in den Kurſen zum Ausdrude komme, das 
geſamte Publikum irregeführt werde und erfahrungsgemäß jofort ein großer 
Zeil entiprehende Transaktionen vornehme, wodurd die künſtlich angebahnte 
Preisbewegung in der begonnenen Richtung weiter verſchärft werde. 

Es wird auf die koloſſalen Umſätze hingewieſen, welche an der Börſe 
vor allem im Terminhandel ſtattfinden, und auf die verhältnismäßig ver— 
ichwindenden Quantitäten, welche in effektiver Lieferung umgejeßt zu werden 
pflegen. Angebot und Nadjfrage als Faktoren der Preisbildung würden hiedurch 
volljtändig gefälicht, da dem angeblichen Angebote wie der jcheinbaren Nachfrage 
feinerlet wirkliche Verkaufs- und Ankaufsbedürfniffe entſprächen; gleihmwohl jeien 
aber die jämtlichen, nicht bloß die durch effektive Lieferung abgewidelten Geſchäfte 
mitbeitimmend bei der Preisbildung. 

Der ZTerminhandel jpeziell begünftige vor allem die Börjenipefulation, 
diefe aber wirke drüdend auf die Preife ein. Um deswillen wird der Termin: 
handel in Getreide vor allem aud) für das Sinfen der Getreidepreije verantwortlich 
gemacht. Dies fer insbeſondere darauf zurüdzuführen, daß der Terminhandel 
ungeheure Mengen einer Ware fonzentriere und hiedurd das Angebot veritärke, 
auch dadurch, daß vielfach angediente nicht Lieferbare Ware um jeden Preis 
abgejegt werden müfle. Sodann habe der Terminhandel, vor allem wieder in 
Getreide, eine Verfchlechterung der Lieferungsqualitäten zur Folge. Die Müller 
behaupten vielfach, daß Termingetreide zur Herftellung bejtimmter Qualitäten 
von Mehl abjolut unbrauchbar jei. Der Terminhandel zumal an der Waren: 
börje jei überhaupt fein Kandel in Ware mehr, jondern bloß ein Handel in 
Schlußbriefen. Der Verkauf einer Ware, ohne ſie zu bejiten (Blankoverfauf), 
jei ein Unding und müſſe ala unzuläffig erachtet werden. Der Terminhandel 
ſchaffe ein ſtetiges Oszillieren der Kurſe und verichärfe dazu etwa normaler: 
weile ſich ergebende Preisunterichiede. 

Diefe und ähnliche Anklagen wurden und werden heute noch gegen Die 
Börſe in den verichiedeniten Verſionen und mit häufigen Uebertreibungen erhoben 
und nicht jelten zu agitatoriſchen Sweden benützt. 

Es kann jofort zugegeben werden, daß die Börje in der That ihrer Auf: 
gabe nicht immer in der vollfommenjten Weile gerecht geworden ift und daß 
ich im Kaufe der Zeit verichiedene Mißbräuche eingeitellt haben. Inwieweit 
dies der Fall ift, ſoll der ſpäteren Eritiichen Betrachtung des Börjenverfehrs und 
der Unterfuhung der Reformfrage vorbehalten bleiben. 
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IV. 

Wie verhält jih nun das Recht zum Börjenverfehre? Der Rechtszuftand 
vor Erlaß des Börſengeſetzes war fein einheitlicher. Die Termingeichäfte wurden 
prinzipiell als handelsrechtliche Lieferungsgeihäjte im Sinne des Art. 357_ des 
9.:6.:B. erachtet, und waren deshalb Elagbar, ſoweit nicht im einzelnen Falle 
die nach den verichiedenen Partikularrechten verjchiedenen Rechtsgrundſätze über 
Spiel und Wette die Alaglofigkeit der Geichäfte begründeten. Unter welchen 
Borausjegungen dieſe legteren Grundjähe Anwendung finden Eonnten, darüber 
war ſich Theorie und Praris keineswegs einig. In Sachſen war durch 8 1482 
des ſächſiſchen B.G.B. das reine Differenzgeſchäft ausdrücklich für nicht klag— 
bar erklärt, in den übrigen Rechtögebieten im gemeinen, preußiſchen und franz 
zöflichen Rechte war die Frage beitritten, ob das reine Differenzgeichäft als 
Spielvertrag und deswegen ala nicht klagbar angejehen werden müfle. Die 
Rechtiprechung bildete aber eine konſtante Praris aus und lehnte die Klagbarkeit 
des Differenzgeichäftes ab. Bol. Entſch. des R.-D.:9.:6. Bd. VI ©. 223, IX 
&. 201, XIV ©. 273, XV ©. 273, XVII ©. 41, Entid. d. R.:G. Bd. XII 
©. 37, XXI ©. 138, XXX ©. 214.) Das R.:0.:9.:G. vertrat jedod) 
die Anſchauung, daß es nicht genüge, daß die Parteien bei Abichluß des 
Geihäftes die Abficht hatten, das Geichäft durch bloße Differenzbegleihung ab: 
zuwickeln, jondern es verlangte, um das Vorhandenjein eines reinen Differenz: 
geichäftes ala gegeben zu eradhten, überdies noch, daß diefe Abficht, diefe Willens- 
übereinftimmung irgendwie zum Ausdrude gefommen fein müſſe. „Solange 
diefe Abficht unausgeſprochenes Motiv bleibt, ift fie ſchon deshalb irrelevant, 
weil defienungeachtet feiner der Kontrahenten gehindert wird, am Stichtage auf 
effektiver Lieferung zu beftehen; erit dann, wenn dieſe Abficht der Kontrahenten 
beim Bertragsichluffe zum Ausdrude gebradht, wenn alſo ausdrüdlic) bedungen 
it, daß Recht umd Pflicht zu effektiver Lieferung ausgeſchloſſen fein jolle, erft 
dann liegt in Wahrheit nidyt mehr ein Kauf vor, fondern ein in die Formen 
des Lieferungsfaufes eingefleidetes, nad) den Grundjäßen über Spiel und Wette 
zu beurteilendes reines Differenzgeihäft.”" (R.-O..9.:G. Bd. VI ©. 223.) Diejer 
Rechtsſtandpunkt wurde anfänglich auch vom deutichen Reichsgerichte feitgehalten, 
jedoh vom Jahre 1892 an mehr und mehr aufgegeben. Es wurde nicht mehr 
darauf beitanden, daß die Abwicklung der Geichäfte durch bloße Differenz: 
begleihung ausdrüdlich vereinbart fein müſſe, jondern es wurde zur Begründung 
eines Differenzgeichäftes als genügend angejehen, wenn aus den begleitenden 
Umftänden die Folgerung abgeleitet werden konnte, daß die Kontrahenten nur 
die Leiftung der Differenz im Auge hatten. Dieje Abmilderung der urſprüng— 
lichen ftrengen Rechtsauffaflung hängt augenjcheinlich mit der jeit dem Jahre 1891 
mehr um ſich greifenden pejftmiltiichen Anjchauung von der Börſe und ihren 
Geihäften zufammen und war durch das Beftreben veranlaßt, mit allen Mitteln 
dem Börjenipiel entgegenzutreten. Befremden muß es erregen, wenn das Reichs— 
gericht die fyrage, ob die Parteien der übereinitimmenden Willensmeinung waren, 
daß die Effektivlieferung ausgeſchloſſen jein ſolle, nicht als Thatfrage erachtete, 
Jondern die Nachprüfung derjelben mit der Begründung für fi) in Anſpruch 


— — — 


') Bgl. hierüber: H. Staub: Kommentar zum Allg. deutſchen Handelsgeſetzbuche, 4. Aufl., 
©. 925. Die Börfenreform in Deutihland: Pfleger: Die Produftenbörje nah den Er: 
bebungen der Börfenenquötefommijfion, Stuttgart 1896, ©. 130 ff. 
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nahm, daß dieſe Frage feine Frage über eine reine Thatſache je.) Man 
muß unmmillfürlich auf die Idee kommen, daß auch bei dieier Ausdehnung des 
ſachlichen Wirkungskreiſes der Wunjc Water des Gedanfens geweſen jei. 

Die Ereignifle des Jahres 1891 und die dadurch veranlafte Antibörſen— 
bewegung hatten zwei Anträge im deutichen Reichstage zur Folge, durch welche 
das Eingreifen der Regierung in die Bewegung herbeigeführt und die Einleitung 
geießgeberiicher Maßnahmen angebahnt wurde. 


Der erjte Antrag ging dahin, die verbündeten Regierungen zu erjuchen, 
1. dem Reichätage nody in der gegenwärtigen Seſſion eine Gejeßesvorlage 
zu maden, in welcher dem Mißbrauche des Zeitgeichäftes als Spiel- 
geihäft jomwohl an der Börje wie anderwärts, namentlid in den für 
die Volfsernährung wichtigen Artikeln, durch eingreifende Beitimmungen 
auf dem Gebiete des Strafrechts und des bürgerlichen Rechts entgegen: 
getreten wird; 

. dahin zu wirken, daß die Börſen und der Geſchäftsverkehr an den— 
jelben einer wirkſamen ftaatlichen Aufficht unteritellt und dieſe dadurd) 
ihren wahren Aufgaben für Handel und Verkehr erhalten werden.?) 

Der zweite Antrag bat die verbündeten Regierungen beſchlußmäßig zu 
erſuchen: 

dem Reichstage noch in gegenwärtiger Seſſion Geſetzesvorlagen zu 
machen, durch welche dem Börſenſpiel ſowohl an der Produktenbörſe 
als auch an der Effektenbörſe entgegengetreten und insbeſondere feſt— 
geſtellt wird, daß reine Differenzgeſchäfte nichtig ſeien und ein Klage: 
recht nicht begründen.”) 

Die Regierung berief zunädjit eine VBörjenenqus tefommilfton ein, um die 
thatſächlichen Verhältniſſe eingehend feſtzuſtellen und auf Grund eines umfang— 
reichen Materials eine geeignete Unterlage für entſprechende Vorſchläge zu 
gewinnen. Die Enquétekommiſſion beſchränkte ſich nicht auf die Feſtſtellung der 
herrſchenden Zuftände, jondern faßte ihren Standpunkt zur Reformfrage aud in 
einer Reihe von Vorſchlägen (Beichlüffen) zufammen. Das Gefeß jelbit ging in 
mancher Beziehung über die Vorichläge der Kommiſſion hinaus (Verbot des 
Getreideterminhandels, Ausdehnung des Börjenregifters auf Geichäfte in Wert: 
papieren). Es iſt datiert vom 22. Juni 1896 und trat am 1. Januar 1897 
jeinem ganzen Umfange nah in Kraft. Das Börjengejeß hat bereits durch 
Art. 74 des Einführungsgeleßes zum Danbelögejetjbudhe mehrfache Abänderungen 
erfahren. nsbejondere wurde dem $ 69 des Geſetzes ein Abi. 2 beigefügt, 
wonad) die Vorſchrift des Abi. 1 be S 764 B.:6.:B. nicht berührt werde. 
Ueberdies ijt der ganze Abjchnitt über das Kommilfionsgeichäft in Wegfall ge: 
fommen, da die ein!chlägige Materie durch das neue Handelsgeſetzbuch geregelt 
wurde. (H.G.B. SS 383 ff.) Das ziemlich umfangreiche Geſetz erließ Beſtim— 
mungen allgemeiner. Natur über die Börfen und deren Organe (Staatsaufficht, 
Börjenausihuß, Börjfenordnung, Handhabung der Ordnung an der Börje, ehren- 
gerichtliches Verfahren), ferner über die Freititellung des Börjenpreifes und das 
Maklerweien, die Zulaſſung der Wertpapiere zum Börjenhandel, endlich den Börfen- 
terminhandel (IV. Abichnitt). Die in SS 48 mit 69 des Geſetzes getroffene 


80) 


) Bol. 9. Wiener: Das Differenzgeihätt vom Standpunkte der jeßigen Recht— 
Ipredung, ©. 27 ff. 

2) Mal. Drudjachen des Reichſstags Nr. 528, 8. Leg.-Per. I. Seil. 1890/92. 

) Vgl. Drudjachen des Reichstags Nr. 331, 8. Leg.:Per. 1890/92, 
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Regelung des Börſenterminhandels bildet den eigentlichen Kern des Geſetzes; 
alle übrigen Beſtimmungen treten dieſer Materie gegenüber in den Hintergrund. 
Die Regelung des Börſenterminhandels bildet auch heute wieder den Kernpunkt 
der ganzen Reformfrage. Die folgenden Ausführungen mögen ſich daher vor 
allem mit dieſem Gegenſtande beſchäftigen. 

Das Börſengeſetz gibt zunächſt eine Definition des Börſentermingeſchäftes in 
Waren und Wertpapieren ($ 48) und ſetzt die Bedingungen der Zulaffung zum 
Börjenterminhandel feit ($ 49). In $ 50 iſt der Getreideterminhandel wie der 
börfenmäßige Terminhandel in Mühlenfabritaten, ferner in Anteilen von Berg: 
werks- und Fabrikunternehmungen unterjagt. Der Börfenterminhandel in An: 
teilen von andern Erwerbögelellichaften kann geftattet werden, jedocdy nur wenn 
das Kapital der betreffenden Erwerbsgeſellſchaft mindeitens 20 Millionen ME. 
beträgt. Ueberdies hat der Bundesrat die Befugnis, den Börjenterminhandel 
von Bedingungen abhängig zu machen oder in bejtimmten Waren oder Wert: 
papieren zu unterfagen. Auf Grund diefer Befugnis wurde der Terminhandel 
in Kammzug (Yeipzig) vom 1. Juli 1899 an verboten. In den SS 54 ff. iſt die 
Einrihtung des Börfenregilterd normiert. In das Börſenregiſter werden nad) 
Namen, Vornamen, Stand und Wohnort die Berfonen eingetragen, die ſich an 
Börfentermingeihäften in Waren oder Wertpapieren beteiligen wollen ($ 55). 
Die Ichwerwiegenditen Beitimmungen enthalten die SS 66 und 69 des Börjengeießes. 


S 66 lautet: . 

„Durdh ein Börjengeihäft in einem SGejichäftszweige, für welchen nicht beide Parteien 
zur Zeit des Geihäftsabichluffes in einem Börfenregifter eingetragen find, wird ein Schuld» 
verhältnis nicht begründet. 

Das Gleihe gilt von der Erteilung und Uebernahme von Aufträgen, jowie von der 
Vereinigung zum Abſchluſſe von Börjengeihäften. Die Unwirkſamkeit erſtreckt fich auf die 
beftellten Sicherheiten und die abgegebenen Schuldanerfenntnijie. 

Eine Rüdjorderung deilen, was bei oder nad völliger Abwiclung des Geſchäftes zu 
feiner Erfüllung geleijtet worden ift, findet nicht ftatt.“ 


$ 69 lautet in jeiner neueften Faſſung: 

„Gegen Anjprüce aus Börjentermingeichäften, jowie aus der Erteilung und Mebernahme 
von Aufträgen und aus einer Bereinigung zum Abichluffe von Börientermingeichäiten kann 
von demjenigen, welcher zur Zeit der Eingehung des Geſchäftes in dem Börjenregifter für den 
betreffenden Geſchäftszweig eingelragen war, fowie von demjenigen, deſſen Eintragung nad) 
den voritehenden Beitimmungen ($ 68 Abi. 2) zur Wirkſamkeit des Geichäftes nicht erforderlich 
war, ein Einwand nicht darauf gegründet werden, daß die Erfüllung durd Lieferung der 
Waren oder Wertpapiere vertragsmäßig ausgejchlofien war, . 

Diefe Vorichrift wird duch die Vorichrift des 8764 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht berührt.” 

Die Legaldefinition der Börſentermingeſchäfte in $ 45 des Börſengeſetzes lautet : 

„As Börjentermingefhäfte in Waren oder Wertpapieren gelten Kauf» oder jonjtige 
Anſchaffungsgeſchäfte auf eine feitbeftimmte Lieferungszeit oder mit einer feitbeitimmten 
Lieferungsfriſt, wenn fie nah Geihäftsbedingungen geichloffen worden, die von dem Wörien- 
vorjtande für den Zerminhandel feitgeießt find, und wenn für die an der betreffenden Börje 
geichlofienen Geſchäfte ſolcher Art eine eititellung von Terminpreiien (88 29, 35) erfolgt.“ 


Das Gejeß ift ſohin dem Börjentermingeichäft keineswegs geneigt, da es das: 
iefbe teils ganz unterjagt, teils unter erichwerenden Bedingungen zuläßt. Durch 
die Einrichtung des Börſenregiſters und die normierten Folgen der Nichtbeachtung 
der hierüber geltenden Vorſchriften jollte der Kreis der am Termingeſchäfte teil- 
nehmenden Berfonen möglichſt eingeichräntt, überdies möglichit erkennbar gemacht 
iverden. 
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Es ſoll zunächſt umunterfudht bleiben, ob die vom Gejeßgeber beliebte 
Regelung des Börjenterminhandel den realen Bedürfnilfen entipricht und ob 
die erlafjenen Beftimmungen geeignet waren, die Abficht des Gejeßgebers zu ver: 
wirklihen. Dagegen joll näher erörtert werden, wie die rechtlichen Verhältniſſe 
fi) auf Grund der Rechtſprechung geitaltet haben und ob der Standpunft der 
Praris als richtig anerfannt werden Fann. 

Aufgabe des Richters ift anerfanntermaßen das Gefeß anzumenden; bei der 
Anwendung des Geſetzes hat ſich der Richter unter Verwertung der allgemeinen 
Auslegungsregeln an den Wortlaut des Gejeßes zu halten; die ratio legis zu er: 
gründen und diefer Geltung zu verichaffen, it die hehrſte Aufgabe des Richters. 
Dieje Thätigkeit findet aber ihre naturgemäße Grenze an dem klaren Wortlaute 
des Gejegestertes; nur joweit der Wortlaut, der Buchſtabe des Geſetzes nicht ent: 
gegeniteht, darf der Wille, die Abficht des Gejeßgeberd bei der Auslegung heran 
gezogen werden. Der nicht ausgeſprochene, wenn aud) vielleicht anerkannte Wille 
des Gejeßgeberd darf für den Richter feinerlei Nichtichnur bilden. Hat das Geſetz 
etwa den Willen des Geſetzgebers nicht genügend zum Ausdrucde gebracht, jo iſt 
die Faſſung eben eine unglüdliche, und der Gejeßgeber wird Veranlaffung nehmen, 
durch entiprechende Ergänzung und Abänderung des Textes auf dem Wege des 
— einer authentiſchen Interpretation Remedur zu ſchaffen. Hiezu iſt alſo 
der Geſetzgeber allein berufen. Die Rechtſprechung, welche eine etwaige Ergänzung 
des Geſetzes durch eine die erlaubten Auslegungsregeln überſchreitende Hand— 
habung vornehmen wollte, hätte damit ein fremdes Gebiet beſchritten, ſie hätte 
ſich die Rechte des Geſetzgebers angemaßt, und ihrem Urteile müßte die innere 
Berechtigung abgelprodhen werden, aud) wenn dasjelbe durch Anrufung einer 
weiteren Inſtanz nicht mehr geändert werden fünnte. 


Wenn man nun die Rechtiprehjung des Reichsgerichts, welchem allerdings 
in diefer Beziehung durchaus nicht alle übrigen deutichen Gerichte gefolgt find, ') 
jeit Erlaffung des Börſengeſetzes genau verfolgt, jo fann man diefem Gerichte 
den Vorwurf nicht eriparen, daß es wiederholt feine Kompetenz dadurd) über: 
Ichritten bat, daß es nicht den ausgeiprochenen Willen des Geſetzgebers zur 
Geltung brachte, jondern jelbit die Rolle des Geſetzgebers ſich beilegte und das 
Geſetz ergänzte, forrigierte. Das Reichsgericht hat ſich nicht nur mit dem Elaren 
Wortlaute des Gejeges, jondern insbejondere auch mit dem NRechtsempfinden 
weiter Kreiſe des Volkes in Widerſpruch gelegt; es hat die Bedenklichfeit einer 
Gejegesbeitimmung, melde von allen Kennern des Börſenweſens einmütig ver: 
urteilt wird, durch eine ungehörige exrtenfive Auslegung oder beifer gejagt uner: 
laubte Korrektur noch bedeutend verichärft. 

Der Standpunkt des Reichdgerichts findet fich befonders in den drei Ur— 
teilenvom 12. Oftober 1898 (R.:®.:Enti. Bd. 42 ©. 43), 28. Oftober 
1899 (R.-G.:.Entih. Bd. 44 ©. 103) und vom 1. Dezember 1900 
(R.-G.:Entid. Bd. 47 ©. 104) ausgeſprochen. 

Wenn man das zuerjt erwähnte Erkenntnis lieft, jo kann man ſich des Ein- 
druds nicht erwehren, daß dem Richter die Begründung jeines Urteils äußerſt 
ſchwer gefallen jei. Die Beweisführung ift durchaus gewunden und gefünftelt 
und kann als überzeugend dann nicht erachtet werden, wenn man nicht mit dem 
Reichsgeriht e3 für angängig hält, dem Gejetgeber, dem es um eine möglichite 
Einſchränkung des jpefulativen Terminhandels zu thun war, unter allen Umftänden, 


) Vgl. 3. B. ein Urteil des Oberlandesgerihts Köln im Bankarchiv 1. Jahrg. ©. 31. 
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ſelbſt durch eine Gemaltanwendung in Bezug auf die Auslegung, zu Hilfe zu 
fommen. Das Reichögericht erfennt an, daß der von den Parteien vereinbarte 
Geihäftsinhalt von den feſtgeſe egten Ufancen weſentlich abwich und daß demnad) 
fein Börfentermingeihäft im Sinne des 348 bes Börſengeſetzes gegeben jei. 
63 zog aber im Gegenjaß zum Worderrichter gleichwohl nicht die Konjequenz, 
daß infolgedeffen die Anwendung des 3 66 1. c. ausgeſchloſſen jei. In 8 48 jei 
allerdings eine Definition des Börjentermingejchäftes aufgeitellt, allein der geſetz— 
lid normierte Begriff umfaſſe nicht alle im Börjenverfehre fih vollziehenden 
— Zwiſchen den Termingeſchäften im Sinne des Art. 357 des 
9:6.:8.') und den im geh gekennzeichneten Börſentermingeſchäften 
liege ein wichtiger Kreis von Geſchäften, welche gleichfalls dem Börlenverfehr 
angehören und unter den allgemeinen Begriff der Börjengeihäfte zu jublumieren 
jeien. Diefe letztere Einteilung des Börjengeichäftes kann anerkannt werden, 
feineswegs aber die weitere Art und Weije der Subjumierung diejer nicht unter 
848 fallende Börjengeichäfte unter den $ 66 des Geſetzes. Das Geſetz ftellt 
an die Spike jeiner Beitimmungen über den Börjenterminhandel eine Definition 
des Börlentermingeichäftes. Jeder unbefangene Ausleger des Gejeßes wird darum 
dieſe Definition injolange ald maßgebend erachten, als nicht genügende Gründe, 
die aus dem Gejege jelbjt fi) ergeben, eine Abweichung als geboten erjcheinen 
lafien. In 8 66 des Gejeßes, welcher Paragraph gleichfalls in dem Abjchnitte 
über den Börjenterminhandel fteht, gebraucht der Gejeßgeber bei Regelung der 
Birkungen bejtimmter Geſchäfte, nämlich der Börjentermingeichäfte, ausdrücklich 
die Bezeichnung Börjentermingeihäft. Es liegt nun doch in der Natur der 
Sache, dem Börjentermingeihäft in $ 66 die geiegliche Definition des $ 48 zu 
Grunde zu legen, wenn ander8 man der Definition des Gejeßgebers eine Be— 
deutung beimeſſen will. Das Reichögericht ift anderer Meinung. E3 argumentiert, 
die nichtlegitime Spekulation benüge mit Vorliebe Geihäftsformen, welche nicht 
mit dem Börjentermingeichäfte des $ 48 des Geſetzes ſich decken, welche aber nichts 
deftomeniger den Charakter von Börjentermingeihäften an fidy tragen. Diele 
Geihäite müßten aber nad dem Willen des Geſetzgebers gleichfalls unter $ 66 
des Geſetzes gebracht werden. Für den Zweck des Gejees intereifiere das frag: 
liche Geihäft „nicht ſowohl von jeiten der vereinbarten, jpeziellen, die juriftiiche 
Kategorie des Geichäftes jelbjt nicht beeinfluffenden Bedingungen, jondern viel- 
mehr vermöge jeines wirtſchaftlichen Charakters, auf weldyem jeine 
in materieller wie in fittlicher Hinficht verderblichen Folgen für weite Kreiſe der 
Bevölkerung beruhen“. Bisher galt in der Jurisprudenz jo ziemlich unbejtritten 
der Grundjaß, daß der Zweck des Geſetzes nur ſoweit für den Richter in Betracht 
tomme, als es gelte, den Sinn des Geſetzes nach Mapgabe jeines Wort- 
lautes zu ergründen, jowie daß für die Beurteilung eines Geſchäftes deſſen 
begriffäfonftitutiven Merkmale ausichlaggebend find, wogegen der wirtichaftliche 
Charakter desjelben oder die Folgen eines Geichäftes jedenfalls dann nicht maßgebend 
jein dürfen, wenn der wirtichaftliche Charakter, die wirtichaftlichen und fittlichen Folgen 
eines Geichäftes im Geſetze ſelbſt mit feiner Silbe hervorgehoben find. Wenn das 
Reichögericht jagt, daß die juriftiiche Kategorie des Gejchäftes durch die Ipeziellen 
vereinbarten Bedingungen nicht beeinflußt werde, jo iſt die doch nur in einem 
gewiſſen Sinne, nicht allgemein richtig. Es iſt richtig, daß es außer den Gejchäften 
des J 48 noch andere wirtſchaftlich und vielleicht auch juriſtiſch unter den Begriff 


9 — $ 376 des 9.:6.:B. 
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der Börſentermingeſchäfte fallende Geſchäfte gibt, wie es auch zweifellos iſt, daß 
bei weiterer geſetzlicher Ausdehnung des Begriffes das Verkehrsleben neue, 
unter den umfaſſenderen Begriff fallende, aber wirtſchaftlich demſelben Zwecke 
dienende Geihäftsiormen zu fchaffen in der Lage wäre. Nicht richtig it aber, 
daß, wenn der Geſetzgeber ausdrüdlih nur einen Zeil diefer Geichäfte unter 
gewiſſen Beichränfungen zuläßt, damit audy der nicht in die Regelung ein: 
bezogene Kreis von Geſchäften gleichfalls diefen Beichränfungen, den gleichen 
Vorausjegungen der Rechtswirkſamkeit unterliegen müſſe. Der Gejeßgeber hat 
einen bejonderen Kreis von Geſchäften diefer Art in $ 48 herausgehoben und 
die Bedingungen ihrer Wirkſamkeit geregelt; die Beitimmungen hierüber müffen 
nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſtriktiſſime interpretiert werden; der Geſetz— 
geber hat bei Erlaffung des Geſetzes ohne Zweifel aud eine beftimmte Tendenz, 
die Eindämmung des Börſenſpiels, verfolgt; allein er hat mit feinem Worte 
angedeutet, daß die nicht dem Begriffe des $ 48 entiprechenden Börjentermin= 
geichäfte etwa unerlaubt oder verboten jein jollen. Im Gegenteile, in SS 51 und 52 
ift ſogar ein Börjenterminhandel, der nicht auf der Baſis des $ 48 ruht, als 
zu Recht beitehend vorausgefeßt, wenn derjelbe auch ſonſt gewilien Nachteilen 
unterliegt. Aus $ 52 acht zur Genüge hervor, daß ein thatjächlicher Termin: 
handel in nicht zugelaffenen Waren oder Wertpapieren rechtlich anerkannt wird. 
Denn ſonſt wäre die Möglichkeit und Notwendigkeit eines bejonderen Verbots nicht 
erflärlih. Aber auc ein eventuelles Verbot joll bloß die in $ 51 bezeichneten 
Folgen, alfo nicht zivilrechtliche Ummirtfamkeit nad) fich ziehen. Dieſe Termin: 
geichäfte tragen allerdings vielleicht den gleichen wirtichaftlichen Charakter, fie 
fallen auch unter dieſelbe juriftiiche Kategorie, aber innerhalb der juriftiichen 
Kategorie ftellen fie juriftiich eine bejondere Spezies dar, welche nicht willkürlich) 
denjelben Rechtsgrundfägen unterworfen werden darf, die für den vom Geſetzgeber 
begrifflicdy begrenzten Kreis von Geichäften aufgeitellt find. Es kann eingeräumt 
werden, daß der Gejeßgeber die Tragweite jeiner Legaldefinition vielleicht nicht 
vorausgejehen bat, ja jelbit daß er alle möglichen Börjentermingeihäfte um 
die ihnen nad) jeiner Anficht zukommenden verderblichen Folgen gleichfalls ein: 
ichränfen wollte, allein man fommt nicht darüber hinaus, daß er dies nicht 
gethan hat. Eine Reihe von Geſchäften vermag eben aud) ohne die Merkmale 
des $ 48 zu beitehen, fie find den Maſchen des Geſetzes entichlüpft, das Geſetz 
hat bei diefer Auffaſſung feinen Zweck eben ungenügend erfüllt und e8 bedarf 
vom Standpunkte des Gejeßgeberd aus der Ergänzung, der Abänderung. Diele 
Korreftur vorzunehmen iſt aber nicht der Nichter, jondern der Gejeßgeber be- 
rufen, und der Richter, der es unternimmt, die Rolle des Gejeßgebers zu ſpielen, 
muß ſich die herbite Kritik, die ſchwerſte Anklage gefallen laffen. Die Argumen- 
tation, daß die nicht dem $ 48 entiprechenden Geichäfte beſſer geitellt wären, 
wenn diejelben nicht dem $ 66 unterworfen würden, ift nicht zutreffend, denn 
dieſe Geichälte find nad) $ 51 von einer Reihe von Vorteilen ausgeichloffen ; fie 
it aber jedenfalls bei dem flaren Wortlaute des Geſetzes nicht durchichlagend. 

Schließlich bleibt immer noch die Frage zu beantworten, zu welchem Zwecke 
denn der Gejeßgeber die Definition des $ 48 aufgeftellt habe. Das Neichsgericht 
gibt darauf die Antwort, daß die Definition dann gelten folle, wenn die Ein- 
tragung in das Negifter erfolgt jei, im Falle der Nichteintragung wäre aljo 
der vom Reichögericht angenommene weitere Begriff maßgebend. Diele Unter: 
ſcheidung ericheint nach den gemachten Ausführungen volltommen unbaltbar. 
Das Reichsgericht hat augenſcheinlich ſelbſt dieſer bedenklichen Begriffsduplizität 
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feinen rechten Geſchmack abgewinnen fönnen; denn indem Erfenntnifie 
vom 28. Dftober 1899 nimmt es einen etwas veränderten Standpunft ein. 
Während das joeben beiprochene Erfenntnisinur den der Form des $ 48 genügenden 
Geihäften im Falle ihrer Eintragung die Rechtswirkſamkeit zuerfennen will, bafiert 
dad Erkenntnis vom 28. Oftober 1899 auf der Grundanihauung, daß für alle 
Börlentermingeichäfte die Eintragung notwendig, aber aud) genügend it, um ihre 
Rechtswirkſamkeit zu begründen, der einheitliche, gemeinfame, wirtichaftliche Charakter 
der Geſchäfte tritt in den Vordergrund, vor allem ift es aber das Beltreben, ein den 
Berhältnifien abjolut nicht gewachſenes Geſetz nod) einigermaßen wirkſam zu geitalten, 
welches dem unbefangenen Lejer fih aufdrängt. Das Urteil erfennt an, daß 
| der Geſetzgeber von der zur Zeit des Erlaſſes des Geſetzes allgemein herrichenden 
| Form des Geichäftes ausgegangen ift und daß er qlaubte, mit jeiner Definition 
die ganze Geichäftspraris zu treffen, nicht ahnend, daß der Verkehr findig 
genug jei, jofort andern Geichäftsformen ſich anzubequemen. „Geſchäfte dieler 
Art (des $ 48) jollten dem Privatpublifum durd) Einrichtung des Börſenregiſters 
verſchloſſen werden“, alſo nicht Geſchäfte, welche von der Form des $ 48 abweichen. 
Das Sharakteriftiiche an diejem zweiten Erkenntniſſe it die aus jeder Zeile 
bervorgehende Entrüftung darüber, daß der Verkehr dem Gejetgeber ein Schnippchen 
geichlagen hat, jowie im Zufammenhange damit die vom Nichter erfannte Not: 
wendigkeit, alle Börjentermingeichäfte mit allen Mitteln dem 8 66 des Geſetzes 
zu unterftellen, um wenigftens iniolange die Wirkſamkeit des untauglichen Geſetzes 
retten, bis der Geſetzgeber ſelbſt den Ungereimtheiten ein Ende zu machen 
—* veranlaßt fieht. Ein Novum in diejem zweiten Erkenntnis iſt im übrigen 
—— der ſehr ſtark betonte Geſichtspunkt der Umgehung des Geſetzes, zufolge 
deren den dem $48 nicht entſprechenden Geſchäften die Rechtswirlſamkeit ab⸗ 
eſprochen werden müſſe. Indes die Beweisführung ſcheint mir auch nad) dieſer 
ichtung hin wenig glücklich. Die Konſtruktion einer Umgehung des Geſetzes 
beruht im gegebenen Falle entſchieden auf einem logiſchen Fehler. Von der 
Umgehung eines Geſetzes kann doch wohl nur dann geſprochen werden, wenn 
durch ein unter andern Vorausſetzungen an ſich giltiges Geſchäft, z. B. Kauf 
nach dem S. C. Macedonianum, ein geſetzlich verbotener Erfolg herbeigeführt 
merden joll. Wenn man von Umgehung eines Gejeges durd) ein Geſchäft ſpricht, 
ſetzt man dabei ſtillſchweigend an ſich die Rechtsgiltigkeit des angewendeten Ge— 
voraus, dem nur im gegebenen Falle wegen des geübten Mißbrauchs die Wirk— 
ſamlei * ſein ſoll: das Reichsgericht würde alſo ſtillſchweigend den nicht der 
des 48 entſprechenden Börſentermingeſchäften an ſich Rechtswirkſamkeit und 
er ohne weitere Vorausſetzung vindizieren, während es gleichzeitig die Anficht 
xliill daß joldhe Geichäfte gleichfalls unter $ 66 fallen, alſo rechtsunwirkſam 
jein jollen. Welche gejeglihe Beitimmung joll umgangen jein? In 848 des 
6 it ein Begriff aufgeftellt, und Geichäfte diejer Art jollen nah $ 66 1. c. 
ig jein, wenn nicht gewiffe VBorausjegungen erfüllt ind. Es handelt ſich 
un. eine begrifflihe Subjumierung, um die Frage, ob aud) Geichäfte, 
ich den Erforderniffen des $ 48 genügen, dem $ 66 zu unterſtellen ſind. 
dann find die Geichäfte —— ohne Rückſicht auf die 
geſchloſſen wurden, und man braucht nicht erſt mit der Um— 
operieren, um die Nichtigkeit zu begründen; wird die 
ſie rechtswirkſam, und an dieſer Rechtswirkiamteit fann 
i gehen wurden, nichts ändern, nachdem der wirtichaftliche 
häftes wie das Mtotiv, in welchem ein Geichäft aingtgaugen wird, 
eulfepen Bela. 1008. 
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bei der rechtlichen Klaſſifizierung nicht in Betracht gezogen werden dürfen. Schlich: 
lich muß doch daran feſtgehalten werden, daß eine Geſetzesumgehung vorausſetzt, 
daß es nur einen erlaubten Weg gibt, um einen gewiſſen Erfolg zu erreichen, 
und daß, weil diejer Weg nicht beſchritten werden will, auf einem Abwege 
oder Ummege dasjelbe erreicht werden joll. Im gegebenen Falle müßte demnach 
prinzipiell feitgeleßt jein, daß nur auf dem Wege der SS 48 und 66 ein giltiges 
Geſchäft abgeſchloſſen werden dürfe. Dies ift jedod) nicht der Fall, wie ſchon aus den 
SS 5l und 52 des Geſetzes fid) ergibt. Wenn aljo von vornherein zwei oder mehrere 
Wege möglich find, ift die Beichreitung des zweiten oder eines weiteren Weges 
nicht als ein Mißbrauch, al eine Umgehung zu erachten. Wenn ſich aber das 
Reichsgeriht auf den Standpunft jtellt, daß es nur einen Weg zum Abichluß 
giltiger Börſentermingeſchäfte gibt, nämlich den der Eintragung beider Parteien 
ins Börfenregijter, jo jet e3 das als bewiejen voraus, was bewiejen werden joll, 
nämlic daß die nicht dem $ 48 entipredhenden Geichäfte dem Eintragungszwange 
unterliegen. Dann wären aber im Falle der Nichteintragung die Geſchäfte ohne: 
hin nichtig: e8 wäre müßig mit einer Gelegesumgehung zu operieren. Das 
Neichägericht bewegt ſich johin bei jeiner Bemweisführung in einem bedenklichen 
Zirkel. Gleichfalls verfehlt wäre es, den Geſichtspunkt der Diſſimulation geltend 
zu machen, weil ein vom $ 48 abweichendes Geſchäft nicht im der Abſicht ge— 
ſchloſſen wird, ein Geſchäft nad) diejer Gejetesitelle zu verichleiern. Das Geſchäft 
will fein anderes jein als es ift, und wenn es in der Abficht geichlofien wird, 
ji einen Erfolg auf bequemere Weile zu fichern, jo kann man den Parteien 
hieraus injolange feinen Vorwurf machen, als nicht dieje Geſchäftsform jtrifte 
als verboten und rechtsunwirkſam dargethan wird. 

Es erübrigt nod, das Urteil des Reichsgerichtes vom 1. De— 
zember 1900 einer furzen fritiichen Betrachtung zu unterziehen. 

In den beiden bejprochenen Ertenntniſſen wurde der Verſuch gemacht, Ge— 
ſchäfte, die weſentlich von dem Typus des $ 48 abweichen, handelsrechtliche 
Lieferungsgeichäfte als Börjentermingeichäfte im Sinne des Geſetzes hinzuſtellen, 
ſie unter Gewaltanwendung in die ihnen ſchlecht ſitzende Form des $ 48 ein— 
zuzwängen, um dann unter Anwendung des $ 66 deren Nichtigkeit ausſprechen 
zu fünnen; es wird aber in den Merkmalen des $ 48 des Geſetzes das ent: 
icheidende Moment für das Vorhandenſein eines Börjentermingeichäftes zum 
Umterichiede von dem handelsrechtlichen Lieferungsgeichäite erblickt, was insbefondere 
aud aus dem Umſtande erhellt, daß mit der Umgehung des Geſetzes operiert 
wird, um die Nichtigkeit abweichender Geichäfte zu begründen. In dem neueften 
Erfenntnifie wird aber ein derart weiter und vager Begriff des Börjentermin- 
geichäftes aufgeftellt, daß man füglidy zweifeln kann, ob es dann überhaupt nod) 
Börſengeſchäfte gibt, welche keine Börſentermin geſchäfte ſind. „Weſentlich 
iſt nur,“ jagt das Reichsgericht (S. 111/112), „daß das Geſchäft zu einem feſten 
Termine ohne Rückſicht auf bejondere perfönliche Bedürfniffe der Parteien, aljo 
mit typiihem Inhalt, und zu einem Preiſe geichloflen wird, der ji) an der 
Börſe infolge des Zulammentreffens und Zuſammenwirkens der Börſenbeſucher 
bildet. Wie dagegen dieſer Preis feitgeitellt und ob das Geſchäſt genau an der 
Börſe jelbit geichlofien wird, ift wiederum unerheblid).“ 

Mit diejer Begriffsumgrenzung und noch mehr mit deren Anwendung auf 
den gegebenen Fall hat ſich das Reichsgericht in erheblichen Widerſpruch mit ſich 
ſelbſt geießt. Das Neichsgericht ift der Anſchauung, dat die Definition des $ 48 
nicht bloß auf S 66 feine Anwendung zu finden habe, jondern es ijt auch der 
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Meinung, daß dieje Definition auch für $ 50 des Gejeges nicht maßgebend ei. 
Alen diefer Anſchauung muß mit den früher bereit? angeführten Gründen 
widerprochen werden, da man jic füglich neuerdings die Trage vorlegen muß, 
wofür der Gejeßgeber jeine Klare Definition an die Spite des IV. Abjchnittes 
geitellt habe, wenn diejelbe niemals zur Anwendung fommen foll. Der Richter 
it wieder in der gleichen Verlegenheit wie früher, er fteht vor der Alternative, 
Geihäften die Rechtswirkſamkeit zuzuerfennen und damit die völlige Ohnmacht 
des Gejeßes zuzugeben, oder dem Gejeßgeber beizujpringen, um wenigitens einen 
feinen Wert des Geſetzes zu retten und dann aber fein Mittel unverjucht zu 
laſſen, diejen Erfolg zu fichern. Nachdem der Richter von Anbeginn an e3 unter: 
ließ, die erfte Konjequenz zu ziehen, blieb ihm nichts anderes übrig ala die 
einmal begangene Inkonſequenz fonjequent durchzuführen. E3 handelte ſich in 
dem zur Enticheidung jtehenden Falle um handelsrechtliche Lieferungsgeichäfte in 
Kuren einer Gewerkſchaft, alfo in Anteilen einer Unternehmung, in denen der 
Börjenterminhandel unterjagt ift. Nach der aufgeftellten begrifflichen Umgrenzung 
des Weſens des Börjentermingejchäftes erklärt das Reichsgericht die abgeichloffenen 
Lieferungsgeihhäfte als Börjentermingeichäfte und ala foldhe nicht nur mit den 
Folgen des $ 51 Abi. 1 des Gejehes behaftet, jondern überdies für nichtig. Auch 
hienach ſollen darum nicht nur die Börjentermingejchäfte im Sinne des $ 48, 
ſondern auch andere Geichäftsvorgänge an der Börfe an fi) (ohne Eintragung) 
verboten jein. Es wird das Verbot auf dem Wege einer willfürlichen Inter: 
pretation erweitert. Aber auch die ‘Folgen dieſes Verbotes erichöpfen fid) nad) 
Anficht des Reichsgerichts nicht in dem Wortlaut des $ 51. Nun muß zugegeben 
werden, daß, wenn bejtimmte Börjentermingefchäfte verboten find, ſolche Geichäfte 
aber an ſich nur durch Eintragung der Parteien ins Börjenregiiter giltig werden, 
zufolge des Berbotes aber die Eintragung nicht erfolgen darf, Geſchäfte diejer 
Art als nichtig zu betrachten find. Wenn der Richter den Begriff der Börjen- 
termingeichälte über $ 48 hinaus erweitert und noch andere Geichäfte den Ge: 
ihäften des $ 48 gleichitellt, jo it nur zu verwundern, daß die Nichtigkeit jolcher 
Geichäjte in verbotenen Papieren, zumal nachdem die Eintragungspflicht nad) 
z 66 des Geſetzes bereit3 über die Maßen ausgedehnt ift, nicht aus dem Börjen- 
geiege jelbit abgeleitet wird, jondern daß es der Richter für notwendig erachtet 
bat, auf $ 134 B.:G.:B. zurüdzugreifen. Die Anwendung diejer Geietesitelle 
it meines Erachtens ebenjo inkonſequent als unzuläſſig. Die Inkonjequenz, 
die in der Anwendung liegt, ift bereits dargethan, die Unzuläffigkeit derſelben 
ergibt fi) daraus, daß das Gejeß die Wirkungen der vorgelehenen Verbote 
erichöpfend regelte, wie aus der Entjtehungsgeichichte zu entnehmen ift,‘) daß 
infolgedeffen die Vorausfegung, unter welcher die Anmendbarkeit des $ 134 
im B.-6.:B. jelbit ftatuiert ift, nicht gegeben ift. Aus dem Geſetz ergibt ſich 
zur Genüge, daß andere Wirkungen als die in $ 51 des Geſetzes aufgeftellten 
für Geihäfte in verbotenen Waren oder Wertpapieren nicht eintreten follen. 
Von einer Nichtigkeit dieſer Geſchäfte ift im Geſetze feine Rede, weil eine jolche 
nicht ftatuiert werden wollte. 

Das Fazit unjerer Ausführungen läßt ſich jomit dahin ziehen: Das Reichs: 
gericht hat in dem bewußten Bejtreben, die geleglichen Beltimmungen einiger: 
mahen wirkſam zu geitalten, dem Elaren Wortlaut des Gejeßes Gewalt angethan 
und eine Auslegung beliebt, welche als ebenjo ſchwankend wie unbefriedigend 
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erachtet werden muß. Es gibt zu, daß der Geſetzgeber bei Aufitellung der 
Definition des $ 48 der Anſchauung war, daß dadurd) alle verwerflichen Ge: 
ſchäfte des Terminhandels getroffen werden, daß ſich alſo der Gejeßgeber in 
einem Irrtume befand, es überläßt es aber nicht dem Gejeßgeber, ſich ſelbſt zu 
verbejlern, jondern hält ſich jelbjt hiezu für berufen. Damit hat das Reichs— 
gericht jeine Zuftändigfeit weit überſchritten. Es hat aber, nachdem es fich ein: 
mal auf fremdes Gebiet begeben hatte, die Rechtfertigung hiefür nicht einmal 
fonjequent jeitgehalten, jondern durch beitändiges Hinz und Herſchwanken einen 
ſolchen Grad von Unficherheit gezeigt, daß man berechtigte Zweifel erheben kann, 
ob das Reichögericht jeine Argumentation jelbjt für völlig einwandfrei anfieht. 
Wenn man in Betracht zieht, daß das Börjengejeß die Regelung der Termin: 
geſchäfte keineswegs glüdlih durchgeführt Hat — hievon joll jpäter die Rede 
jein —, jo muß eine weitere Verſchlimmerung des geichaffenen Rechtszuftandes 
durch eine verkehrte Rechtiprehung als doppelt mißlich empfunden werden. 

Intereſſant ift die Verfolgung der einzelnen Stufen der Entwidlung des 
Verbotes der Termingeichäfte. 

Zunächſt wird nur der Einwand des Differenzipiel3 und zwar der Nach— 
weis der ausdrücklichen Vereinbarung, daß nicht effektiv geliefert, jondern nur 
die Differenz bezahlt werden jolle, ald genügend erachtet, um die Nichtigkeit des 
Geichäftes zu begründen; alsbald wird eine Erleichterung diejes Nachweiſes zu: 
geitanden; alddann wird darüber hinaus und zwar ohne Rüdfiht auf eine 
befondere Verabredung das Börjentermingeihäft in einem bejtimmten Sinne 
als nichtig erklärt, wenn nicht beftimmte Vorausjegungen vorliegen, ſchließlich 
wird der Begriff diefer Geichäfte mehr und mehr ausgedehnt, und endlich werden 
jogar noch die vom Gejege mormierten Folgen eines beichränft anerfannten 
Handels erweitert. Das Charakteriftiiche diefer Entwidlung beruht darin, daß 
zumeift nicht durch Gejeß, Tondern auf dem Wege der Rechtiprehung die fort: 
Ichreitende Bewegung herbeigeführt wurde. 


V. 


Wie bereits angedeutet wurde, iſt ſeit geraumer Zeit eine Bewegung gegen 
den derzeitigen Rechtszuſtand der Börſe im Gange, welche an Nachhaltigkeit und 
Schärfe nur mit der ſeinerzeitigen Strömung gegen die angeblichen Auswüchſe 
der Börſe zu vergleichen iſt. Der derzeitige Rechtszuſtand wird als unhaltbar 
bezeichnet; in Verſammlungen, Vereinen, der Tagespreſſe wie in Fachzeit— 
ſchriften ertönt einmütig der Ruf nach einer Reviſion des Geſetzes. Insbeſondere 
hat ſich auch der neugegründete Zentralverband des deutſchen Bank- und Bankier— 
gewerbes unterm 1. Oktober 1901 in einer Reſolution für die abſolute Not— 
wendigkeit einer Reform des Geſetzes ausgeſprochen. Der bezeichnete Verband 
bat auch auf Veranlaſſung von maßgebender Seite eine umfangreiche Enquete 
bei den deutichen Banken und Bankier über die Wirkungen des Börjengejeßes 
eingeleitet, welche den Zwed hat, ein möglichſt zuverläfliges ftatiftiiches Material 
zu ſammeln, um hieran einerjeits die Schäden und Mängel des Gejeges klar auf: 
zudeden, anderjeits jedod) die Richtung zu bezeichnen, in welcher fid) die Reform 
zu bethätigen habe. Das Ergebnis diefer Enquéte ift nod nicht feitgeftellt ; man 
darf der Veröffentlichung desjelben mit großem Intereſſe entgegenjehen. 

Die Bewegung hat aud ſchon Erfolge zu verzeichnen, injofern bereits 
offizielle Faktoren der Frage einer Gejeesrevifion nähergetreten find, 
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Unterm 11. Juni l. J. verlammelte ſich der Börſenausſchuß zur Beratung 
über die Reform des Geſetzes, und auf Beranlaffung des preußtichen Finanz: 
minifterd trat am 18. September I. 3. eine Kommiſſion von Sachverſtändigen 
zulammen, in welche Bertreter von vier Handelskörperichaften, eine Anzahl 
Parlamentarier der verichiedeniten Parteien ſowie eine weitere Zahl von Bank— 
direftoren, Bankiers und Yuriften berufen worden waren. Die Verhandlungen 
beider Vertretungen bewegten ſich ungefähr in der gleichen Richtung und führten 
zu dem Ergebniſſe, daß eine Reform des Gejeßes in mehrfacher Beziehung an: 
gebracht und notwendig jei, wenn aud) durch die in Ausfiht genommene Reform 
feineswegs alle Angriffspunfte bejeitigt werden. Lediglich eine Milderung der 
drüdendften Härten, feine gründliche Revifion des Geſetzes jtand zur Diskuffion. 

Seitens der beteiligten reife wird vor allem die Einrichtung des Börjen: 
regifters aufs heftigfte befämpft. Das Börjenregifter ſei abjolut ungeeignet, den 
Zweck zu erfüllen, welcher dem Gejeßgeber vorgeichwebt habe: nämlich den Kreis 
der ipefulierenden Perjonen zu beichränfen. Der durd) das Geſetz zugelafjene 
Regiitereinmwand ſchütze keineswegs immer den eines Schußes Bedürftigen, jondern 
werde nur zu häufig von Yeuten geltend gemacht, welche es nicht verſchmähen 
Gewinne einzuheimjen, die ihnen dadurch verbleiben, daß der Gegenfontrahent e8 
unter jeiner Würde erachtete, den Regiftereinwand geltend zu machen. Der 
Regiftereinwand jege daher geradezu eine Prämie auf ein nad) der Geichäfts- 
moral, nad) Treu und Glauben im Verkehr verpöntes Handeln und verurteile 

denjenigen, welcher diejen Grundjäßen entiprechend ſich verhalte. Einmütig wird 
daher alljeits die völlige Beleitigung diejer Einrichtung gefordert. Bon beachtens— 
werter Seite wird überhaupt die ganze Regelung des Börfentermingeichäftes als 
verfehlt bezeichnet und demgemäß die völlige Aufhebung des IV. Abichnittes des 
Börjengefeßes gefordert, da nur von einem radikalen Eingriff eine dauernde Be: 
jeitigung aller Unzutömmlichkeiten zu erwarten jei. Das Börjentermingeichäft in 
jeder Form müſſe als rechtöverbindlich angejehen werden; eine Unterjcheidung von 
erlaubten und verbotenem Termingeſchäfte laſſe ſich unmöglic durchführen, und 
bei Aufrechterhaltung dieſes Unterjchiedes könne ein klarer, befriedigender 
Rechtszuſtand nie geichaffen werden. Someit eine radikale Bejeitigung der 
einichränfenden Beitimmungen nicht zu erreichen jei, wird ein vordringlicher 
Mangel des Geſetzes in dem Verbote des Terminhandels in Anteilen von Berg: 
werfs: und Fabriksunternehmungen, jowie in Getreide: und Mühlenjabrifaten 
erblidt und die Bejeitigung diejes Verbot3 gefordert. Unter allen Umftänden 
wird die bisherige Beſchränkung des Kreiſes derjenigen Perjonen, welche ſich 
durch Börjentermingeichäfte verpflichten fünnen, als unhaltbar bezeichnet und eine 
Ausdehnung (ohne Eintragung) wenigſtens auf diejenigen als notwendig erachtet, 
welche gemohnheitsmäßig Börſen- oder Bankgeſchäfte betreiben. Auch eine Er: 
meiterumg de3 Freies der rechtswirkſamen Geſchäfte müſſe jelbjt bei Aufrecht: 
erhaltung der Grundlagen des Geſetzes als unumgänglich notwendig bezeichnet 
werden. Eine Gefahr für eine Reihe von Geichäften wird noch in $ 764 B.:G.:B. 
erblidt und deſſen Bejeitigung oder Abänderung verlangt. Zur Bekräftigung der 
Angriffe gegen die Regelung des Termingeichäftes wird insbejondere auch auf die 
PVerlufte bingewiejen, welche das deutſche Kapital, das deutiche Banfgewerbe 
dadurch erlitten habe, daß infolge der Einſchränkung des Börjenterminhandels 
in Deutichland die Spekulation ſich an die auslandiichen Börjen gewendet habe.') 
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VI. 


Wenn man an eine kritiſche Betrachtung des Börſengeſetzes herantreten und 
zum Reformproblem Stellung nehmen will, ſo muß man ſich in erſter Linie 
über die volkswirtſchaftliche Bedeutung des Terminhandels über: 
haupt im Klaren jein. 

Das Urteil über den Terminhandel ift wejentlicd beeinflußt von der Auf: 
gabe und der Berechtigung, welche man der Spekulation im wirtichaftlichen Leben 
einräumen will; denn der Zerminhandel dient unbejtrittenermaßen in hohem 
Maße der Spekulation. 

Unter Spekulation verfteht man gewöhnlich eine gegenwärtige Thätigfeit, 
welhe vorgenommen wird in der Vorausficht, hieraus in der Zukunft einen 
erwünfchten, wirtjchaftlichen Erfolg zu erzielen, aljo eine Thätigkeit, welche aus 
der voraudberedjneten Preisbewegung, dem Steigen oder Sinfen ber Preiie 
Nuten ziehen will. Dieſe Thätigfeit kann aber feine einjeitige fein; es gehören 
dazu vielmehr immer zwei Perſonen, welche über die Fünjtige Preisgeftaltung 
entgegengejegter Meinung find und von denen jede ihre Operationen nad) ber 
von ihr erwarteten Preisbildung einrichtet. 


Die Spekulation hat keineswegs eine bedeutungslofe oder gar verderbliche 
Aufgabe im wirtihaftlichen Leben zu erfüllen; denn auf ihr beruht jede bejonnene 
wirtichaftlihe Thätigfeit; fie ift dasjenige Element, welches den ganzen wirt: 
ſchaftlichen Verkehr in fteter Spannung erhält und damit deifen Bewegung ver: 
mittelt. Wenn der Kaufmann Waren einfauft, um diejelben im Detailhandel 
abzujegen, jo thut er es, weil er weiß oder wenigftens erwartet, daß ihm durch 
den Unterſchied zwiſchen Einkaufs: und Verkaufspreis auch nad) Abzug der 
Spejen ein Gewinn verbleibt; der Kaufmann müßt aljo die Preisunterjchiede 
aus. Aber auch die ganze Produktion kann nur dadurch im Gange erhalten 
werben, daß zwilchen den Produktionskoſten und dem Abjaßpreis ein genügender 
Unterſchied beiteht, um ein Unternehmen nod) als rentabel ericheinen zu laſſen. 
Der Unternehmer muß aljo eine Vorausberechnung anftellen, er muß kalkulieren, 
ipekulieren, um fi) zu vergewifjern, ob ſich aus jeiner jeßigen Thätigkeit für 
die Zukunft ein Gewinn erwarten läßt. Wer an dem einmal etwas in 
Mißkredit geratenen Worte Spekulation Anſtoß nehmend jofort die Nicht: 
berechtigung, ja die Schädlichkeit einer ſpekulativen Thätigfeit behaupten wollte, 
müßte jofort dahin belehrt werden, daß er mit dem Berlangen der Bejeitigung 
der Spekulation jeglichen wirtihaftlichen Verkehr unterbinden würde. Die 
Spekulation ift aljo unbedingt notwendig. Ihre Bedeutung liegt nicht bloß 
darin, daß fie das geichäftliche Leben in Spannung erhält, jondern in dem 
gleichzeitigen Einfluffe auf die Preisbildung jelbit. Die Spekulation rechnet mit 
der gegenwärtigen Konftellation aller den ‘Preis bedingenden Faktoren, fie ftellt 
für die Zufunft gleichfalls unter Beachtung der maRgebenden Momente Be: 
rehnungen an, fieht den künftigen Preis voraus und leitet durch gegen- 
wärtigen Abichluß und die dadurdy ſich ergebende Steigerung von Angebot 
bezw. Nachfrage den gegenwärtigen Preis zum fünftigen über. Dieſe Bedeutung 
der Spekulation wird im allgemeinen auch alljeits anerkannt. Denn in diejen 
Fällen beftehe eine durch die wirklichen Bedarfäverhältniffe geichaffene Mehrung 
von Angebot oder Nachfrage. Anders ſei dagegen die Spekulation dann zu 
beurteilen, wenn der Spefulant, ohne ernſtlich den Bezug oder die Lieferung der 
Ware zu bezweden, lediglid; aus dem Steigen und fallen der Preiſe Gewinn 
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ziehen wolle, wenn aljo jeine Thätigkeit zum Differenzipiel ausarte. Wir ftehen 
nicht an, aud) einer ſolchen ſpekulativen Thätigkeit unter gewiſſen Vorausſetzungen 
eine Berechtigung, eine nicht zu unterſchätzende Bedeutung für das wirtichaftliche 
Leben zuzuerfennen. Es gibt Leute, welche durch ihren Beruf, durch ſtete 
Fühlung mit den. einschlägigen VBerhältniffen und der dadurd gemonnenen Sad): 
fonntnis, durch fleißiges und bejonnenes Studium der Mtarktverhältniffe dabei 
aud durch entiprechenden Kapitalbefig imftande find, nicht nur die Tragweite 
ihrer Ihätigkeit zu ermeſſen, jondern auch die Wirkung etwaiger Mißerfolge zu 
tragen. Es gibt aber auch Leute, welche dieſe Eigenihaften nicht befigen und 
troßdem blindlings dem Urteile anderer oft gewiſſenloſer Leute vertrauend ſich 
an der Spekulation beteiligen. Während die Ihätigfeit der erfteren injofern 
nicht unnüß ift, als fie auf eine geſunde Preisentwiclung Einfluß hat und 
einen allmählicyen Uebergang der Preije vermittelt, it die Thätigkeit der leßteren, 
welche vermöge ihrer Urteilslofigkeit Angebot und Nachfrage in einer mit den 
wirklichen Verhältniſſen nur zu oft im Widerſpruche Ätehenden Weile beein: 
Hufen, vom größten Nachteile für die Volkswirtſchaft. Ueber furz oder lang 
erleiden fie große Verlufte und ziehen auch andere, denen fie verpflichtet find, mit 
ins Berderben. Dieje Art der Bethätigung der Spekulation ift unter alfen 
Umständen und mit allen Mitteln zu befämpfen, die erjtere Art der Spekulation 
muß aber auf die hiezu berufenen Kreiſe beichränft werden. 

Die vorstehenden Ausführungen über die Spekulation haben auch für die 
Beurteilung des Börjenterminhandels, der höchften Form der Streditipefulation, 
ihre volle Geltung. Damit ergibt fi) von vornherein ein Urteil über den: 
telben dahin, daß er, auch wenn im einzelnen Falle feine effektive Lieferung 
fattfindet, an ſich eine vollkommen berechtigte Verkehrsform darftellt, daß aber 
unter Umftänden, insbejondere dann, wenn unberufene Kreiſe ſich desielben be: 
dienen, aber nur vermöge diefer bejonderen Umitände, nicht an fich, für die All: 
gemeinheit von Nachteil ift. 

Es iſt vollkommen irrig, wenn man den Terminhandel con deswegen, 
weil bei demielben die größte Anzahl der Kontrafte nicht durch effektive 
Leſerung ihren Abſchluß findet, ſondern durch bloße Differenzauszahlung aus- 
geglihen wird, als Differenzipiel bezeichnet. Ein jolches Urteil beruht auf einer 
volltommenen Berfennung der Technik wie des Zweckes der Differenzausgleichung. 

Der Terminhandel jegt möglichſt einheitliche, gleichartige Ware, einen 
möglichit großen Markt voraus und hat fich daher im Warenhandel vor allem 
in Welthandelsartifeln entwidelt. Er it zunächſt aus dem Bedürfnis hervor: 
gegangen, die großen Umſätze in einem Artikel möglichit einfach abzumideln, und 
um die Abwicklung immer einfacher geitalten zu fünnen, wurde die Form der 
Lerträge immer mehr typiich geitaltet; umgekehrt hat dann allerdings Die 
leichte Form der Abwidlung auf den Abichluß, den Umſatz jelbit eine be- 
deutende Rückwirkung geübt. Das Kaſſageſchäft it für größere Transaktionen 
ungenügend, Dielen fann nur der Terminverkehr gerecht werden. Das Beilpiel 
eines Praktikers kann dies klar machen. 

„Eine Bank erhielt für das Bergwerkspapier Laurahütte heute von ihrer 
Berliner Kundſchaft den Auftrag, 120 000 ME. zu verkaufen; morgen de: 
peihierte ein Kunde aus Kannover, 90 000 ME. zu kaufen; am dritten Tage 
faufte Hamburg 60 000 ME. und am vierten verkaufte wieder die Dresdener 
ſtundſchaft 75 000 ME. Dies ergab eine Summe von unnbtiger Arbeit, un: 
nötigen Gelddispofitionen und unnötigen Transaktionen. Man bedenke, da am 
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eriten Tage 120000 ME. aus dem Depot der Berliner Kundſchaft entnommen 
werden mußten, die verichiedenften Nechmungen dafür auögeitellt wurden, dieſe 
Effekten in den verjchiedenften Kontrollen gezählt, gebucht, manipuliert wurden, 
das Geld eingezogen und den Kunden in den verichiedeniten Rechnungen gut: 
gebracht wurde. Am nächſten Tage befam man durch den Kauf für Hannover 
90 000 ME. derjelben Aktien wiedergeliefert. Dieje Effekten, welche naturgemäß 
andere Nummern als die gejtern gekauften und gelieferten trugen, mußten 
ſorgſam auf ihre Lieferbarkeit — Stüd für Stüd — geprüft werden, eine 
mühſame, langwierige Arbeit; die Effeften mußten dann durch diejelben zahl: 
reihen Kontrollen wiedereingehen und schließlich; dem Kunden nad) Hannover 
geichiet werden. Das Geld dafür wurde ausgelegt und ihm belaftet. Am dritten 
Tage dasjelbe Schaufpiel immer mit berjelben Aftienart der Laurahütte für 
Hamburg, und am vierten Tage endlich lieferte Dresden wieder einen Poſten 
diefer Aktien zum Verkauf. Ein richtiges Bild von der Sache befommt man 
aber erit, wenn man fich vorftellt, daß ſich diejelben Transaktionen — in den: 
jelben Aktien der Laurahütte — nicht nur bei einer Bank, ſondern bei einer 
großen Anzahl von Banken und Bankfirmen in Berlin ebenjo abjpielen.“') 

Alle diefe Transaktionen, welche das Kaſſageſchäft erfordert, werden zweck— 
mäßig durch das Ultimogeſchäft, den Terminhandel, abgekürzt, welches in erfter 
Linie den Erfüllungstermin einheitlich geitaltet. Durch gegenfeitige Abrechnung 
insbejondere unter Vermittlung des Liquidationsvereind wird die Abwicklung 
diefer ausgedehnten Geſchäfte jo einfach wie nur denkbar geitaltet. Der Termin: 
handel ift alſo nicht geichaffen, um den Spekulanten die Möglichkeit zu geben, 
heute zu kaufen und morgen zu verkaufen, jondern er iſt zunächſt aus dem Be 
dürfniffe hervorgegangen, die zahlreichen Aufträge in derjelben Ware (Papier) 
möglichft einfach und mit Vermeidung der unnötigen Teltlegung großer Geld: 
beträge ausgleichen zu können. Allerdings ift richtig, daß die leichte Abwicklung 
der Geichäfte im ZTerminverfehre, insbejondere die Möglichkeit, jedes Geichäft 
alsbald durd ein entiprechendes Gegengeichäft zu löfen, ungeheuer anregend auf 
die Spekulation wirft. 

Der Terminhandel ermöglicht ſodann im Gegenſatze zum Kaflageichäft 
jog. Blanfoverfäufe und damit eine Bailfeipefulation. Hierin wird allerdings 
nicht allgemein ein Vorteil, jondern mehr ein Nachteil erblidt. Man fagt, 
es jei unzulälfig zu verkaufen, was man nicht befitt. Allein mit diefer Auf: 
ftellung fommt man in offenfichtlichen Widerſpruch mit den tagtäglichen Vor— 
gängen des Geſchäftslebens. Die Baiffeipekulation bildet das notwendige Korrelat 
und Gegengewicht zur Haufjeipefulation, welche hiedurdy in ihrer Einfeitigfeit 
paralyfiert wird. Insbeſondere in Zeiten der Depreifion find die Baiſſeſpekulanten, 
welche ſich decken müſſen, oft die einzigen Käufer. 

Damit find die Vorzüge des Terminhandels jedoch nicht erſchöpft. Der 
Terminhandel zieht eine große Menge effektiver Ware an, führt ungemein viele 
Intereſſenten zuſammen, Ihafit aljo einen großen Markt. Er ift der Weltmarft 
des modernen Zeitalterd xar’ E5oyyv. Die heutige Verkehrsentwidlung, der aus: 
gebildete Nachrichtendienft in Verbindung mit dem Terminmarkte bringt es mit 
ih, daß nicht mehr bloß lokale Verhältniffe oder die Marktverhältniſſe eines 
Heinen Gebietes den Preis einer Ware beftimmen, jondern daß der ganze Welt: 
vorrat bei der Preisbildung in Betracht gezogen werden fann. Der Termin: 
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handel jorgt daher für angemefjene Verteilung der Vorräte und übt eine un: 
gemein ausgleichende, nivellierende Wirkung auf den Preis aus. Die örtlichen 
Preisunterichiede werden insbelondere durch die vom Terminhandel mejentlic 
unterjtüßte Arbitrage noch mehr fompenfiert. Der Terminmarkt bedingt mit einem 
Worte eine größere Beſtändigkeit der Preiſe, eine ftärfere Abhängigkeit der 
nlandöpreile vom Weltmarkt. Infolge der führenden Stellung, welche der 
Terminmarkt als Weltmarkt gegenüber dem Effektivhandel einnimmt, bildet 
derſelbe — naturgemäß unter geordneten Verhältniffen — für die meiteften 
Kreife die Richtſchnur, einen feiten Stützpunkt für ihre geihäftlichen Unter: 
nehmungen. Es kann nicht geleugnet werden, daß der Terminhandel für den 
Effektivhandel gewiſſermaßen das Barometer bildet und die Richtung der ‘Preis: 
bewegung regelmäßig im voraus erſchließen läßt. Damit ift naturgemäß auch 
ein mweitgehender Einfluß des Terminmarktes auf den Effektivmarkt anerkannt, 
da leßterer ſich dem erfteren anzupafjen verjucht. 

Von außerordentlicher Bedeutung it der Dienft, welchen der Terminmarkt 
dem joliden berecjnenden Unternehmer als Riſikoverſicherung erweiſt. Wer 
weitausjehende Geſchaͤfte abichließt, welche der ſolideſte Geihäftsgang erforderlid) 
madıt, muß mit einer ‘Preißveränderung innerhalb der Lieferungszeit rechnen ; 
aud; wer Auslandsgeihäfte mit Ländern mit anderer, Veränderungen unter: 
liegender Valuta abichließt, hat ein bewegliches Moment, die Valutaſchwankungen, 
mit in Kauf zu nehmen. Wer eine Lieferung ins Ausland zu maden und 
Bezahlung in fremder ſchwankender Währung entgegenzunehmen hat, kann 
nur dann mit einem ficheren Geihäftsgewinn rechnen, wenn er ſich den Wert 
bes zu erwartenden Geldes ficheritellt ; er kann Die bequem dadurch auf dem 
Terminmarft erreichen, daß er jeine Forderung auf Zeit verkauft. In ähnlicher 
Meile wird derjenige das Bedürfnis empfinden, den Wert der Valuta für fich 
zu firieren, welcher im Auslande einfaufen will und hiezu ausländiiches Geld 
braudt. Wer ein großes Quantum Getreide im Ausland kaufen will, weiß 
nicht, mit welchem jpäteren Verkaufspreiſe er rechnen darf, er weiß alſo nicht, 
wenn er nicht einen feſten Preis in Rechnung jegen kann, ob er das Geſchäft 
vom faufmännischen Standpunkte abichließen darf. Hier Hilft ihm der Termin: 
handel aus der Berlegenheit. Er richtet ſich nach dem Terminpreiſe; erſcheint 
ihm das Geſchäft unter Annahme diejes Preijes als lohnend, jo verkauft er ein 
dem Umfange des Geichäftes entiprechendes Getreidequantum auf Termin. Damit 
bat ji) der Unternehmer jedenfalls diejen Preis gefichert, wenn der Preis fällt. 
Eriheint es ihm jeinerzeit vorteilhafter, das bezogene Getreide nicht im Termine 
zu liefern, jondern ſonſtwie zu verkaufen, jo thut er dies und kauft an der Börſe 
das auf Termin verkaufte Getreide zurüd. Dieſe Fälle zeigen Har, daß jelbit 
dann, wenn von Anbeginn die Abficht fehlte, effektiv zu lieſern oder zu beziehen, 
ein berechtigtes Intereſſe an dem Abichluffe von Zermingeichäften beftehen kann. 
Diele Art der Nüdverfiherung wird bei allen börjenmäßig gehandelten Import— 
artifeln von den mporteuren regelmäßig angewendet. Man hat nicht mit 
Unrecht gejagt, dab durch diefen Gebraud des Termingeichäftes das jpefulative 
Moment aus einer Geihäftsbethätigung aufgehoben wird, daß diefe Leute aljo 
Ipefulieren, um nicht ſpekulieren ‚zu müflen; denn ohne dieje jog. Spekulation 
wäre das Geſchäft mit weit größerem Rifiko für fie verbunden. 

Es iſt far, dab dieje Form der Benützung des Terminhandels auf ein 
— hinausgeht. Es iſt aber keineswegs von Anfang immer gewiß, 
ob nicht doch eine Effekliverfüllung ſich ergeben wird. Das Termingeſchäft wird 
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jelbft dann, wenn es vorausfichtlich, ja ſelbſt wenn es ficher durch Differenz: 
begleihung abgewidelt werden wird, äußerlich vollfommen in der Form eines 
Lieferungsgeichäftes abgejchloffen. Daß dies nicht etwa bloß zum Scheine geichieht, 
geht ſchon daraus hervor, daß jede Partei auf effektiver Lieferung beitehen kann 
und jeder Verpflichtete gehalten ift, auf Verlangen effektiv zu erfüllen. Was 
das Termingeichäft in dieler Beziehung vom handelsrechtlichen Yieferungsgeichäfte 
unterjcheidet, it lediglich der Uinftand, daß der Nücdtritt beim Lieferungsgeichäft 
nur jelten vorfommt und dann bejonders vereinbart werden muß, während im 
Zerminhandel jeder jeinen Rücktritt leicht damit bethätigen kann, daß er jein 
Engagement durch ein entiprechendes Gegengeichäft löſt. Auch hiebei wird alſo 
regelmäßig nicht nachträglich einfacher Rüdtritt vom Vertrage mit Abfindung 
durch Differenzzahlung vereinbart, vielmehr ſtellt ſich die Differenzzahlung als 
Ausgleichung zweier Geſchäfte dar, von denen jedes für ſich betrachtet auf 
Lieferung lautet, und die gegenfeitig einfach fompenfiert werden. 

In dieſer Form des Ierminhandels kann meines Eradjtens ein Differenz- 
jpiel nur unter den gleichen Vorausfegungen erblidt werden, unter denen jedes 
Geichält, insbejondere aud) das Kaſſageſchäft, zum Spiele wird. Es iſt nicht 
gerechtfertigt von der Form des Geichäftes ſofort auf den Inhalt desſelben 
in der Weiſe zu ſchließen, daß ohne weiteres ein Spielgeſchäft als gegeben er— 
achtet wird, da ſich die Zahlung der Differenz in ſehr vielen Fällen als bloße 
Abkürzung des Preiszahlungsverfahrens herausitellt. 

Sehr lehrreich wäre es, die Entitehungsgeichichte der verichiedenen Börſen 
eingehend zu verfolgen. Man fönnte dabei jehen, wie allenthalben mit der 
Verfehrsentwiclung in Maſſenkonſumartikeln das Bedürfnis fid) ergibt, das 
Riſiko der Preisſchwankungen auf breitere Schultern zu verteilen. Bei den um: 
geheuren Umſätzen des modernen Weltverfehrs und dem damit im Zuſammen— 
bange stehenden Riſiko, bei den außerordentlichen Kapitalien, die dadurd) 
erfordert werben, erklärt ſich das Beftreben der unternehmenden Kreiſe, ihr 
Riſiko auf andere zu verteilen, Spekulanten, weldje vorübergehend ihr verfüg- 
bares Kapital anlegen wollen, heranzuziehen und damit indirekt ihren Kredit in 
Anipruch zu nehmen. Dieſes Bedürfnis kann allein durch den Terminhandel 
geftillt werden. Wie wichtig ein Eingreifen außerhalb des unmittelbaren Ge— 
ichäftes ſtehender Kreiſe jein kann, zeigt die Geſchichte des Kaffeeterminhandels. 
Eine im Jahre 1881 im KHaffeehandel in Havre drohende Krifis wurde mur 
dur die Einführung des dortigen Terminhandels befeitigt. 

Die voritehenden Ausführungen mögen genügen, um unſere Stellungnahme 
zum Zerminbandel zu begründen, welche dahin geht, daß die Einrichtung des 
Terminverfehrs als eine Fortbildung des Effektivmarktes erhebliche Vorzüge auf: 
weilt, und daß deshalb fein Anlaß beiteht, dieſe Einrichtung um ihrer ſelbſt 
willen zu verbieten oder einzufchränfen. In der That wurde auch der Termin: 
er von der deutichen Börjenenquctefommilfton als eine berechtigte Form des 

erfehrs anerkannt, und jelbit das dem Terminhandel feindlich gegenüberjtehende 
Börjengefeß hat den Terminhandel zum Zeil beitehen laſſen. Wenn aud die 
derzeitige gelegliche Regelung des Börfentermingeichäftes den wirklichen Ber: 
hältniſſen keineswegs Rechnung trägt, jo kann dasjelbe troßdem für die prin- 
zipielle Anerkennung dieſes Geichäftes als Zeuge aufgerufen werden. Auch die 
neuefte öfterreichiiche Regierungsvorlage über die Abänderung und Ergänzung 
des Geſetzes vom 1. April 1875, betr. die Organifterung der Börjen, erkennt 
grundjäßlic die Eriitenzberechtigung des Ierminhandels jpeziell in Getreide an. 
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Wenn trogdem Bedenken gegen diefen Verkehr erhoben wurden, wenn eine 
Bewegung gegen den Terminhandel und die ganze Börje ins Werk geſeht werden 
konnte, welche zu ſcharfen, einſchränkenden Beſtimmungen führte, ſo wird die Börſe 
und ihr Verkehr nicht nur die geprieſenen Vorzüge an ſich tragen, ſondern es 
wird von vornherein anzunehmen ſein, daß grobe Auswüchſe vorgekommen ſind. 
Bei der Zurückhaltung, welche die öffentliche Gewalt ſonſt dem rein privatwirt— 
Ihaftlihen Werfehre gegenüber zu beobachten pflegt, muß meiter angenommen 
werden, daß diefe Mißſtände von allgemeiner Bedeutung waren, um das Ein: 
greifen in dieſes Gebiet als erklärlich ericheinen zu allen. 

In der That treffen beide Annahmen zu. Die Börje iſt vielfach aus- 
geartet; gewiſſenloſe Elemente haben jie zum Schauplag der wildeſten Leidenſchaft 
gemaht und Fein Mittel geicheut, nicht die Preisbildung auszunügen, jondern 
dieje jelbit fünftlich zu beeinfluffen. Corners der bedenklichiten Art wurden in 
Scene gejeßt und der Kampf zwiſchen Hauffierd und Baiffierd unter Aufgabe aller 
Grundiäge von Treu und Glauben bis aufs Meffer geführt. Der Börje ihrer ganzen 
Erwerbftellung nad) fernftehende Elemente wurden von geldgierigen, charakter— 
Ihwadhen Agenten für die Spekulation an der Börſe gewonnen und von ihren 
Verführern ausgebeutet. Statt rajchen und mühelojen Gewinn einzuheimjen, 
jahen fie fich gezwungen, ihre leßte Habe zu verwenden, um den aus den fehl- 
geihlagenen Spekulationen rejultierenden Verpflichtungen nachkommen zu können. 
Weite Kreiſe der Bevölkerung find dadurd; empfindlich geichädigt worden, gar 
mande Eriftenz, mande Familie iſt nicht ohne gleichzeitiges Verſchulden des 
Spielenden Hiedurch wirtſchaftlich zu Grunde gerichtet worden. Ein großer Teil 
der Anichuldigungen hat ſomit feine volle Berechtigung; fraglich it nur, ob dieje 
Anklagen den wirklich Schuldigen treffen. Richtig iſt, daß die Verbreitung un: 
berufener Spekulation in weiten Kreifen ohne die Börje nicht möglich geweſen 
wäre, richtig ift ferner, daß ſich die Leidenichaft vor allem des börjenmäßigen 
Termingeichäftes bediente; nicht richtig ift dagegen, daß die Einrichtung der 
Börſe diefe Ericheinungen verſchuldete. Nur durd einen Mißbrauch der Ein: 
rihtung konnten die ſchlimmen Folgen entſtehen; die Schuld liegt alſo in der 
Art des Gebrauchs, in der Perſon derjenigen, welche ſich an den Geſchäften un— 
berufener Weiſe beteiligten, vor allem auch in der Perſon derjenigen, welche 
dieſe Kreiſe an die Börſe heranzogen. Die Börſe ſelbſt kann nur inſofern 
etwa angeſchuldigt werden, als fie zufällig die willklommenen Einrichtungen bieten 
tonnte, um mit relativ „geringen Mitteln fih an der Spekulation in großem 
Umfange zu beteiligen. Die hochentwidelte Technit des Zermingeichäftes it 
damit zu einem zweijchneidigen Schwerte geworden. Ein erniter Grund zur 
Bejeitigung des Börfenterminhandel3 kann hieraus jedod nur dann abgeleitet 
werden, wenn die Nachteile derjelben die Vorteile überwiegen, und wenn die 
Nachteile nicht anders ala mit der Befeitigung der ganzen Einrichtung behoben 
werden fönnen. 

Andere Vorwürfe gegen den Börfenverfehr erweilen ſich jedoch bei näherer 
Prüfung als unbegründet oder wenigftens übertrieben. Vor allem wird darauf 
Bingewielen, daß durch den Terminhandel feine Warenbewegung vermittelt wird; es 
werden die koloſſalen Umjatziffern des Terminmarktes dem Eleinen Quantum 
der effektiv gelieferten Waren gegenübergeftellt. Hiebei wird aber überjehen, 

dab die ungeheuren Ziffern im Terminverkehr dadurch entitehen, daß, wenn ein 
Schluß 20 bis 30 Mal den Beſitzer wechſelt, 20 bis 30 Mal die ganze Summe 
in Anſatz gebracht wird. Es wurde daher z. B. nicht ein Quantum von 20)550 
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Tonnen gehandelt, ſondern 20 Mal hat das eine Quantum von 50 Tonnen 
den Befiger gewechſelt; wenn 20 Mal effektiv das Quantum umgejeßt worden 
wäre, würde man das natürlich finden, und doch wäre der wirtichajtliche Effekt 
fein anderer als im Falle der Abwidlung durch die Liquidationseinrichtungen. 
Die Hauptſache iſt, daß das Geſchäft ſchließlich durch effektive Erfüllung feinen 
Abſchluß findet; wenn dies der Fall ift, jo kommt auf die zwiſchen dem erften 
Verkauf und dem Ieten Kauf liegende Uebertragung auf verſchiedene Perjonen 
nichts an. Jedenfalls kann nicht behauptet werden, daß in diefen Fällen die 
Marktlage gefälicht werde. Die dem Zerminhandel weiterhin zur Laſt gelegte 
Wirkung der Preisdrüdung ift keineswegs erwiejen. Diejer Grund wird vor 
allem gegen den Getreideterminhandel ins Feld geführt. Die außerordentlich 
eingehende Unterfuhung der Verhältniffe im Getreideterminhandel durch die 
öfterreichiiche Enquöte im Herbſte des Jahres 1900 hat jedoch ergeben, daß, wie 
in den „Erläuternden Bemerkungen“ zur Regierungsvorlage (Novelle zum Börſen— 
gejege von 1. April 1875) ausdrücklich konftatiert ift, dem Getreideterminhandel 
eine preisdrüdende Tendenz nicht innewohne. Es ift in Deutichland auch im 
Zujammenhange mit dem Verbote des Getreideterminhandels eine Beſſerung der 
Getreidepreife nicht beobachtet worden. 

Eine vorübergehende lokale Kerabminderung der Preife kann vielleicht da: 
dur) herbeigeführt werden, daß nicht lieferbare Ware angedient wird, welche 
dann um jeden Preis losgeichlagen werden muß. 

Es kann aud) nicht bewiejen werden, daß der Zerminhandel die Preis: 
ihwanfungen immer verichärfe, wie es auch nicht richtig ift, daß er die Preis- 
ſchwankungen an ſich ſtets verringere. Die Wirkung kann je nad) Lage der 
thatjächlichen Berhältniffe bald eine die Schwankungen verichärfende, bald eine 
diejelben mildernde fein. Wenn durch die Marktverhältnijie an ſich eine größere 
Preisdifferenz begründet ift, dann wird man dem ZTerminhandel die Wirkung 
einer weiteren Berichärfung nicht abiprechen können. Kleinere regelmäßige 
Schwankungen dürfte er aber eher mildern als verihärfen. Nicht zu beitreiten 
wird fein, daß er ein ftetes Oszillieren der Preiſe herbeiführt.. Richtig ift, daß 
vor allem im Getreidehandel der Terminhandel feine allzu vorteilhafte Wirkung 
auf die Qualität der Ware geübt hat. Nach der deutichen wie der öfterreichiichen 
Enquéte Elagen vor allem die Müller, daß Terminweizen nicht geeignet ſei für 
Herftellung erftklaffigen Mehls. E3 liegt jedoch in der Natur der Sache, daß’ der 
Terminverfehr, welcher jeweils jeine Ware möglichft typiſch 'geftalten muß, um alfen 
Produktionsländern den Wettbewerb zu ermöglichen, eine gewiſſe Durchſchnitts— 
qualität zur Grundlage nehmen muß. Der Verkehr in höheren Qualitäten muß 
dem Effeftivmarfte überlaffen bleiben. Diejer Umſtand bildet feinen genügenden 
Einwand gegen den Zerminverfehr, jondern beweift lediglich, daß durd den 
Terminhandel dem Effektiomarkte feine jelbftändige Bedeutung nicht genommen 
wird, wenn ed auch nicht ausgeichloffen und auch wünſchenswert ift, daß der 
Zerminhandel beffere Abftufungen nad) Qualitäten jchaffe. 


VII. 


Nach den vorausgehenden Darlegungen kann unſere prinzipielle Stellung 
zur Reformfrage nicht mehr unklar ſein. 

Der Börſenterminhandel iſt eine berechtigte Form des Verkehrs, ſeine 
Schattenſeiten werden vielfach übertrieben dargeſtellt; ſoweit ſolche thatſächlich 
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vorhanden find, haften fie nicht der Einrichtung als folder an, jondern find 
im mweientlihen auf einen Mißbrauch der nftitution durch gewiſſenloſe Aus: 
beuter zurüdzuführen, überdies liegt ein großer Nachteil in der Beteiligung 
von Perjonen, welche einem Handel vor allem in Waren an fich ganz fern: 
ftehen. Aber auch dieſe Beteiligung jog. outsiders iſt nad) den Ergebniffen der 
deutihen Börfjenenquete keineswegs jo Stark, wie gewöhnlich behauptet wird. 
Der Terininhandel in Waren wird meiſt von Jmporteuren oder jonftigen am 
Handel in der bezüglihen Ware beteiligten Unternehmern betrieben; eine 
namhaftere Beteiligung des jog. Privatpublitums wurde in der Enquäte— 
kommiſſion vom Getreide:, Spiritus: und Kaffeeterminhandel feitgeftellt. 

Den hervorgehobenen Nadteilen der Börfe muß entihieden 
entgegengetreten werden; jedody darf nad dem Dargelegten ein Ein 
breiten niht auf Koſten berechtigter Intereſſen geſchehen. 

Auch das deutjche Börjengejeg wollte lediglich gegen die Ausichreitungen der 
Börſe anfämpfen. Die Mittel, die es angewendet hat, haben aber den Zweck 
feineswegs erfüllt. Teils haben fie einjeitig und unbillig gewirkt, teils haben 
fie den Terminhandel, der doch ald berechtigte Form des Verkehrs prinzipiell 
anerfannt worden war, gänzlich unterbunden. 

Durch das Börjenregifter jollte der Kreis derjenigen Perjonen, welche id) 
am Zerminhandel beteiligen dürfen, eingeichränft werden; unberufene Elemente 
jollten ferngehalten, unter den Börjenjpefulanten jelbit aber fichere und flare 
Rehtsverhältniffe geichaffen werden. 

Der Tendenz des Geſetzgebers kann nur beigepflichtet werden. Das zur 
Verwirflihung gewählte Mittel muß aber als vollftändig verfehlt erachtet 
werden. Wie vorauszujehen war, haben die beteiligten Kreiſe von der Ein— 
tragung ins Börjenregijter nur einen jehr geringen Gebrauch gemacht. Im 
ganzen Deutichen Reiche wurden 639 Eintragungen (429 für den Fonds— 
verkehr, 210 für den MWarenverfehr) gezählt. Wenn der Geleßgeber eine 
beitimmte Eruppe von Geichäften megen ihrer ſchlimmen Wirkungen als 
prinzipiell verboten anjah und nur unter einer Vorausſetzung zulaſſen wollte, 
io mußte dem Abichluffe ſolcher Geichäfte vor der breiten Deffentlichfeit ein 
gewilter Makel anhaften. Die Erfüllung der Vorausfeßung, die Eintragung 
ins Börjenregifter, wurde daher als eine Art Selbftproffription erachtet, da in 
dem Börfenregifter nur ein Spielcegifter erblidt werden fonnte. Dazu Fam 
aber, daß die einjeitige Eintragung dem Gejeßgeber nicht genügte, daß aljo ein 
Beteiligter durch jeine eigene Thätigkeit allein dem Gejeße gar nicht genügen 
tonnte, jondern daß überdies verlangt wurde, daß auch der Gegenfontrahent 
eingetragen jei. Nun ftelle man fih den Vorgang praftijd vor. „jemand iſt 
in das Regifter eingetragen und will mit einem andern, von dem er nicht weiß, 
9b er eingetragen iſt oder nicht, ein Börſentermingeſchäft abichliegen. Will er 
ME ficherftellen, jo muß er zunächſt das Börjenregiiter einjehen, oder gar den 
Gegentontrahenten fragen, ob er eingetragen ift. Dieſe Frage allein läßt bei 
der unter joliden Kaufleuten herrichenden Auffaffung von Treu und Glauben 
im Verfehre einen derartigen Zweifel über die Ehrenhaftigfeit des Partners 
erfennen, daß diejer e3 von vornherein ablehnen wird, mit ıhm weiter zu ver⸗ 
handeln. Ueberdies iſt bei der zur Zeit herrſchenden Verſchiedenheit der Auffaſſung 
über den Begriff der Börſentermingeſchäfte eigentlich niemand mehr imftande, 
zu entiheiden, ob für dem Abichluß diefes oder jenes Geichäftes noch eine Ein: 
taaung überhaupt erforderlich ift. So hat denn die deutiche Kaufmannſchaft es 
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faft allgemein abgelehnt, die Eintragung vorzunehmen. Vertrauend auf den 
Wert des gegebenen Wortes und die Achtung vor den Grundjägen über Treu 
und Glauben im Verkehr hat ſie die Eintragung für entbehrlich erachtet, indem 
fie der ficheren Weberzeugung lebte, daß Geichäfte, welche im übrigen den Ge: 
pflogenheiten des gegenjeitigen Verkehrs entiprechen, auch dann regelmäßig ohne 
Anstand werden erfüllt werden, wenn deren zivilrechtliche Giltigfeit nicht an- 
erkannt werden jollte. Der deutiche Kaufmannsſtand hat fi damit jelbit 
am beiten geehrt; wenn troßdem Fälle vorfamen, in denen es Beteiligte 
nicht unter ihrer Würde hielten, von dem Regiitereinwand Gebraucd zu machen, 
jo it Hierin doch nur eine die Regel beftätigende Ausnahme zu erbliden.‘) In 
manchen Fällen mögen auch die äußeren Umftände zu mächtig geweſen fein, ala 
daß ein vom Geſetze gegebenes Mittel hätte zurücgerwiefen werden fünnen. Der 
Anreiz, den der Gejeßgeber jelbit unbegreiflicherweiſe geſchaffen, ift ein der: 
artiger, daß man fid) wundern muß, daß nicht häufiger vom Regiftereinwande 
Gebrauch gemadjt wurde. Es muß als eine Abjurdität bezeichnet werden, wenn der 
Gejeßgeber von einer Partei die Erfüllung einer od) dazu mit Koften verbundenen 
Bedingung zur Redtsgiltigkeit gewiſſer Geichäfte dieſer Perfon verlangt, an die 
Nichterfüllung diefer Bedingung aber gewiſſe Vorteile knüpft. Denn ala Vorteil 
muß es angejehen werden, wenn diele Perjon im Falle des Fehlſchlagens ihrer 
Spefulation ſich auf die Nichtigkeit des Geſchäftes berufen darf, während fie im 
alle ihrer Eintragung zur Tragung des Verluftes verpflichtet it. Dean fann 
nicht einmwenden, daß jie ſich durd die Nichteintragung auch des Vorteild begeben 
habe. Der hierin liegende Vorteil wird bei den thatſächlichen Verhältniſſen des 
Verfehrs durd) den gegemüberjtehenden Nachteil keineswegs genügend aufgewogen. 

Das Börfenregifter erſcheint demnach als eine unter allen Umjtänden zu 
bejeitigende Inſtitution. Bei der prinzipiellen Verurteilung desjelben fann eine 
Verbeilerung nicht in Frage fommen. Sollte aber, wie zu erwarten ift, bie 
Negierung auf der Aufrechterhaltung desjelben bejtehen, jo wäre wenigitens eine 
Erleichterung der Eintragung durch Herabjegung der Eintragungsgebühr not: 
wendig; aud) wird eine Erweiterung des Kreiles der zu Termingeſchäften fähigen 
Perſonen durd; Ausdehnung auf die gewerbsmäßig Bankgeſchäfte treibenden nicht 
zu umgehen jein; überdies muß darauf beitanden werden, daß der einjeitige 
Eintrag gemügt, um ſich gegen etwaige Geltendmachung zivilrechtlicher Nichtigkeit 
ſicherzuſtellen. Wer mit einem Geichäftsmanne abſchließt, der jeinerjeit3 den 
geieglihen Vorausſetzungen genügt hat, joll fid) doch nicht auf die eigene Unter: 
laflung der Erfüllung diefer Vorausſetzung berufen können. 

Selbſt wenn aber eine zivilrechtliche Nichtigkeit in gewillen Fällen ftatuiert 
wird, Jollte derjenige, welcher unmoralijc genug war, Gewinn aus Geichäften 
mit demjelben Gegenfontrahenten einzufteden, die gewonnenen Summen bis zum 
vollen Betrage ſich aufrechnen laſſen müſſen. 

Alle ſog. Verbeſſerungen an der Einrichtung des Börſenregiſters können 
aber eine wirkliche Abhilfe nicht ſchaffen, ſondern nur gewiſſe Milderungen 
gegenüber dem jetzigen Rechtszuſtande herbeiführen. 

Was des weiteren zu bemängeln iſt, iſt die Statuierung einer zivilrechtlichen 
Nichtigkeit ohne irgendwie nach ſonſtigen Rechtsgrundſätzen erkennbaren Anlaß. 
Wenn ein wucheriſches Geichäft nad erfolgter Beitrafung des Wuchererd für 
nichtig erflärt wird, jo iſt in dem einfeitigen deliktiſchen Handeln des Wucherers 


i) val. die Zuſammenſtellung bei Rießer S. 45 fi. 
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ein genügender Anlaß hiezu gegeben, bei ähnlichen Borausjegungen it auch 
gegen eine Nichtigkeit eines WBörjentermingeichäftes nichts einzuwenden ; im 
Gegenteil, diefe muB entjchieden gefordert werden. Wenn aber, wie im Börjen: 
geiehe ganz allgemein, ſohin aud) in dem Falle, daß keinerlei Verleitung, keinerlei 
Ausbeutung vorliegt, Sondern lediglich die Thatlache eines Abſchluſſes von 
Termingeihäften, wenn aljo, wenn man das ganze Geichäft einmal einen Moment 
als unſolid bezeichnen will, beiderjeits eine Unmoralität vorliegt — denn niemand 
wird den Privatmann, der fid) auf das Börjenipiel einläßt, auf eine höhere moraliſche 
Stufe ftellen wollen, als feinen Gegenfontrahenten oder Kommiſſionär —, jo tit es 
doc) nicht erfichtlich, warum nicht eine compensalio ceulpae eintreten und demnad) 
Rectögiltigfeit gegeben, jondern im Intereſſe des einen eine Schugbeitimmung 
mit der Spige gegen den andern aufgeftellt werden jol. Am jchlimmiten ift es 
jedod, wenn, wie ausgeführt wurde, die zivilrechtliche Nichtigkeit von der formalen 
Vorausjegung der Nichteintragung abhängig gemadjt wird. In der öjterreichiichen 
Regierungsvorlage wurde wenigftens der legtere Schritt verinieden. 

Wenn der Geleßgeber eine Einichränfung unberufener Spekulation für not— 
wendig erachtet, jo ift weiterhin zu fragen, warum er fi) dann bloß gegen den 
Ierminhandel wendet, in welchem ſich doc) die Spekulation nicht erichöpft. Der 
Ierminhandel ift nur eine Form der Spekulationsbethätigung, allerdings eine 
der gefährlichſten; allein die Erfahrung lehrt, daß Spekulationsgeſchäfte nicht 
bloß auf dem Zerminmarkte, jondern auch auf dem Kafjamarkte vortommen. 
An den amerikanischen Börjen ift das Termingeſchäft nicht eingeführt ; trogdem 
find die Börjen in New-York und Chicago x. der Schauplag der wildeiten 
Spekulation. Es wird fid) daher fragen, ob nicht der Kreis der einzufchränfenden 
Geihäfte in gewiſſem Sinne erweitert werden jolf. 

Um jedoch fichere Nechtsverhältnifte zu ſchaffen, it es, gleichviel ob ein 
weiterer oder engerer Kreis von Geſchäften eingeichränkt werden joll, unbedingt 
notwendig, eine jede Mißdeutung ausichliegende Begrenzung diefer Gejchälte 
aufzuftellen. Sind dieje Forderungen begründet, dann muß über den ganzen 
IV. Abjchnitt des Börjengejeßes der Stab gebrochen werden, und bleibt dann 
lediglich die Beitimmung des 8 764 B.:G.:B., von der man behauptet hat, 
daß fie aucd neben den Beitimmungen des Börjengejeges wie ein Damokles- 
ſchwert über dem Zeitgeſchäfte jchwebe. Uns will es bedünfen, daß dieje geſetz— 
Ihe Beitimmung an ſich feine bejondere Gefahr für das Termingeichäft bildet, 
nahdem dasjelbe doc nur das reine Differenzgeichäft treffen will.) Die einzige 
Gefahr diefer Gejeßesitelle ift nad) den bisherigen Erfahrungen darin zu erbliden, 
dab die Rechtſprechung mangels etwaiger anderer Beitimmungen vielleicht einen 
mit dem Wortlaute nicht vereinbarlichen zu weitgehenden Gebrauch machen könnte. 

Mit dem obigen Urteile über die Beitimmungen des Börſengeſetzes iſt 
ſtällſchweigend aud) das vollftändige Verbot des Terminhandels in beitimmten 
Bapieren oder Waren genügend gewürdigt; es erjcheint als nicht veranlaßt. 
Auf Grund der öfterreichiichen Enquöte wurde aud) nicht das Verbot, jondern 
nur eine Beichränfung des Getreideterminhandels in Ausficht genommen. Wenn 
man aber an der Mlöglichkeit eines ſolchen Verbotes fejthalten will, jo muß 
der Unterſchied zwiichen Effekten: und Warenbörje berüdfichtigt werden. An 
eriterer handelt e& ſich um Urkunden über gemachte Kapitalsanlagen, an leßterer 
aber um Waren, welde zum Berfaufe gebracht werden. Die eritmalige Ber: 


— — 


') Vgl. auch die Ausführungen bei Trumplera.a. O. 
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wertung eines Produkts, die Einführung in den Handel oder Konſum joll möglichſt 
im Intereſſe des Produzenten von ſpekulativen Momenten verjchont werden. Die 
Kapitaldanlage dagegen jtellt immer mehr oder weniger ein Unternehmen dar und 
ift bei der Wahl der Anlage ftet3 ein gewiſſes Maß von jpekulativen Erwägungen 
notwendig. Man wird demnach zu einem Verbote des Terminhandels in Wert: 
papieren nicht jo leicht Anlaß befommen als zu einem Verbote desjelben in be: 
ftimmten Waren. Diejelben Gründe müſſen aud dazu führen, die Effeftenbörfe 
für eine für weitere Kreije bejtimmte Einrichtung anzuſehen, während die Pro: 
duftenbörje auf einen viel engeren Kreis von Intereſſenten beichräntt bleiben muß. 

Bei jedem Verbote des Terminhandel3 in beitimmten Gegenftänden (Waren, 
Wertpapieren) müßte ſich der Gejeggeber oder die Vollzugsbehörde die Wirkungen 
entſprechend vergegenmärtigen, welche ein jolches Verbot auf den deutichen Markt 
übt. Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß die Beichränfung des 
Börjenverfehrs durch das Börjengeieg einen koloſſalen Rüdgang der Börſen— 
umjäße und damit einen gewaltigen Niedergang der deutſchen Börjen, vor allem 
der Berliner Börje, zur Folge hatte. Es wäre aber vollitändig irrig, wollte 
man annehmen, daß die gejeglichen Beitimmungen den Börſenverkehr in gewiſſer 
Richtung abjolut verhinderten oder beichränften, vielmehr hat fi die Speku: 
lation den ausländiſchen Börjen zugewandt und dort ihre Geſchäfte gemacht. 
Der deutiche Gefegeber hat demnad) jeinen Zweck nicht erreicht, wohl aber eine 
Schädigung des deutſchen Bankiergewerbes herbeigeführt.) Selbft wenn man 
dem Terminhandel in beitimmten Gegenftänden nicht geneigt ift, müßte man 
ein nationales Verbot desjelben deshalb ablehnen, weil die Wirkung eines 
jolchen bei der nternationalität des Verkehrs, zumal des Bank: und Börſen— 
verfehrs, nur eine einfeitige, das Inland zu Guniten des Auslandes ſchaͤdigende 
ſein kann, ohne daß der angeſtrebte Zweck vollkommen erreicht wird.”) 


Wir find ſomit der Anſchauung, daß die unberufene Spekulation, das 
Differenzipiel allerdings möglichſt eingeſchränkt werden joll, glauben aber nicht, 
daß auf dem Wege zivilrechtliher Nichtigkeit dieſes Ziel erreicht werden kann 
oder angejtrebt werden joll. Die Selbjtverantwortlichkeit de Individuums 
darf nicht in dem Momente jujpendiert werden, wo dasjelbe vor allem fich be: 
währen, wo das Individuum die Folgen eines leichtfertigen, verwerflihen Thuns 
auf fih nehmen joll. Die Beihränfung hat daher unter Aufrechterhal— 
tung der vollen Bertragsfreiheit und Selbitverantwortlichfeit zu— 
nähft durd eine möglichſt ſtrenge Handhabung der Börjendisziplin, 
Fernhaltung aller nicht joliden Elemente, vor allem aber durch ftrenge 
ſtrafrechtliche Beſtimmungen zu erfolgen. Bei Erlaffung geeigneter Vor— 
ichriften hat man jich zu vergegenmwärtigen, daß gerade das Privatpublitum, weil 
es an der Börje nicht bekannt umd freditfähig ericheint, auch nicht in die Deffent- 
lichkeit treten will, ſich oft recht bedenkliher Agenten und Kommilfionäre bedient. 
In einer gewilfen Sorte diejer letteren Berufsklafje it ein Hauptkrebsſchaden der 
Börje zu erbliden. Sie ſuchen Leute zum Börſenſpiel zu verleiten oder find augen: 
ſcheinlichen Spielern gegenüber im Intereſſe ihres Verdienſtes wenigftens dienſt— 
bereit. Will man daher unberufene Elemente von der Börſe bejeitigt haben, jo 
wird das Gejeß aud) vor allem bei diejen Agenten und ihrem Treiben einjegen 
müflen; diejen Leuten jelbit, welche an der Börje doc befannt find, den Zutritt 


) Vgl. die intereffanten Nachweiſe bei Rießer ©. 27 ft. 
2) Mal. auch die Zeitichrift Handel und Induſtrie 10. Jahrg. ©. 312. 
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zut Börje zu verichließen, wird Sache der Börjendigziplin jein. Das Geſetz bietet 
in$$ 75 ff. bereits eine Reihe hieher gehöriger Vorſchriften, der Thatbeitand erfordert 
jedoch zumeiſt zu viel, um eine Beitrafung herbeizuführen. Nicht nur die wirkliche 
Berleitung zum Börfenjpiel, jogar der bloße Geſchäftsabſchluß eines Kommiſſionärs 
mit dem Privatpubliftum angebörigen Perjonen in gewinnjüchtiger Ablicht müßte 
unter Strafe geftellt jein, wenn der Kommiſſionär wußte oder den Umftänden nad) 
annehinen mußte, daß jein Kunde des Spiels wegen Börjengeichäfte abſchließen wolle. 
Sin beiden Fällen künnte im Strafurteile die zivilrechtliche Nichtigkeit der 
aus diejer Gejchäftsverbindung hervorgegangenen Geſchäfte ausgeiprochen werden, 
da nunmehr der Kommiſſionär offenſichtlich ein höchſt verwerfliches Handeln an 
den Tag gelegt hat. Dies hätte den weiteren Vorteil, daß der Geprellte die 
beite Sicherheit dafür bieten würde, daß möglichſt alle Fälle auch thatlächlid) 
verfolgt werden fünnten. Verbreitung irreführender Nachrichten in der Abficht, 
die Preisbewegung zu beeinfluflen, überhaupt alle unreellen Börjenmanöver, der 
Mißbrauch der Preffe, auch das unfolide Werben von Kunden auf dem 
Wege der Reklame müßte verboten und ftrafbar fein. Wenn auch gewiſſe Vor: 
gänge ſich ſchwer feftitellen laſſen, ſo müßten jehr ſcharfe Strafbeitimmungen 
doch mwenigftens die bezüglichen Elemente vorfichtiger und zurüdhaltender gejtalten. 
Auf dieje Weiſe müßte unter der zu erwartenden energiihen Mitwirkung 
der Börje jelbit der Läuterungsprozeß in die richtigen Wege geleitet werden 
fönnen. Die Börſe wird vielleicht über eine allzugroße Fernhaltung des Privat- 
publitums nicht erfreut fein, und die Mitwirkung desjelben für notwendig erachten, 
um den Zwed der Verteilung des Rififos auf breitere Schultern erreichen zu 
fönnen. Indes einer derartigen Voritellung der Börſenkreiſe, vor allem auf 
dem Warenterminmarfte, darf eine zu große Bedeutung nicht beigemeffen werben. 
Würde die Börſe gegen eine Beichränfung der Teilnehmer nad) Maßgabe der 
gemachten Ausführungen remonitrieren, jo könnte fie jih wohl dem Vorwurfe 
nicht entziehen, als ob fie zur Erfüllung ihrer Zwede einer gewiſſen Anzahl von 
Thoren bedürfe, welche das Riſiko mitzutragen, i. e. abzunehmen gut genug find. 
Kann fie ohne dieje Elemente nicht fortbeitehen, jo darf fie als eine Einrichtung be- 
trachtet werden, meld, er die Eriftenzberehtigung abgeiprochen werden muß, deren Unter: 
gang daher nur einen Gewinn für die Volfswirtichaft bedeuten kann. it die Börfe 
aber eine Organijation mit einem gefunden Kern — und dies ift fie —, jo wird fie in 
fürzefter Friſt vollends gefunden und neu aufblühen zum Vorteile der weiteſten Kreiſe. 
Literatur: Es jollen nur folgende Werke und Schriften namentlich aufgeführt werden : 
Salings Börfenpapiere, Allgemeiner Zeil, 8.4Aufl., Leipzig 1899: Grunzel: Syitem der 
Dandelspolitit, Leipzig 1901; Börjenreform in Deutichland von Pflegeru. Gihwindt, 15, 
16. ınd 22. Stüc der Münchener Bollswirtihaftlichen Studien, Stuttgart 1896/97; Bruno 
Mayer: Die Effeltenbörfe und ihre Gejhäfte, Wien 1899, und die dort angegebene Literatur; 
Sonndorfer: Die Warenbörjen, deren Einrichtung und Bedeutung. Wien 1399; Hammes— 
fahr: Getreidegandel und Terminbörjen, Antwerpen 1897; Zadig: Der Terminhandel und 
feine Behandlung durch Rehtiprehung und Gejeßgebung; Bähr: Das Börſenſpiel, Leipzig 
‚18%; Apt: Das Börjengeieg und jeine Reform, Berlin 1901; Fuchs: Der Warentermin- 
Handel, Leipzig 1891; Brüdner: Der Differenzhandel an der Börfe, Berlin 1894; Heine» 
mann: Das Problem der deutſchen Börfenreform, Berlin 1901; Staub: Der Begriff des 
Pörientermingeichäftes im 8 66 des Börfengefeßes, Berlin 1399; Trumpler: Das Differenz« 
geihäit nah dem BGB. und nad dem Börjengejeße, Stuttgart 1901; Rojenitern: 
Dos Börfengejeg und feine Umgehung, Berlin 1900; Rießer: Die Notwendigfeit einer 
Revifion bes Börjengeießed, Berlin 1902; Stenogr. Protokoll über die öfterr, Enquéte betr. 
te Reform des börjenmäßigen Zerminhandels mit landw. Produften, Wien 1901; Jur. 
Literaturblatt vom 4. Dezbr. 1900. 
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Handelsverträge und Handelspolitik. 


Bon C. Wiefinger, Oberzollrat in Altona. 
(Schluß; vgl. Jahrgang 1901 S-701, 772, 880 und Jahrgang 12 ©. 32.) 


IX. 


Die Handelöverträge Deutjhlands in — zu den Staaten 
der einzelnen Erdteile. 


Der nächſte Vertrag, der zur Beſprechung kommt, iſt der Handels- und 
Zollvertrag mit Griechenland vom 9. Juli 1884 mit Konventionalzolltarif 
für die Einfuhr nach Deutſchland und nach Griechenland. 

Bei Abſchluß eines Zoll- und Handelsvertrags mußte Griechenland das 
entſcheidende Gewicht darauf legen, daß der Abſatz ſeiner Korinthen geſichert 
bleibt. Gegen die vertragsmäßige Bindung des deutſchen Korinthenzolles auf 
8 Mk. pro dz gelang es, für die deutſchen Erportartifel wichtige Zugeſtändniſſe 
binfichtlich der griechiſchen Einfuhrzölle zu erlangen. Es beitimmt aljo Art. 1 
des Vertrags das gegenjeitige Meiftbegünftigungsrecht in Bezug auf Handel und 
Gewerbe, ſowie Schiffahrt. Hinfichtlid; des bürgerlichen Rechts und des gericht: 
lichen Verfahrens gilt Gleichitellung der Fremden mit den Inländern. Al. 2 
und 3.) Art. 4 beftimmt die Meiftbegünftigung für die Aktiengejellichaften. Art. 5 
fihert den beiderjeitigen Angehörigen Befreiung vom Militär, von Zwangs— 
anleihen, Zwangsamtsdienſten ꝛc. zu. Art. 6 regelt die VBerhältniffe der Handlungs— 
reifenden und die Zollabfertigung der Warenmufter; aud) wurde eine wejentliche 
Vereinfahung der Abfertigungsformalitäten und Sicherheitsftellungen erlangt. 
Art. 7 behandelt den Mufter: und Markenſchutz, hierüber erfolgte eine beſondere 
Berftändigung vom 14. September 1894. Art. 8 bis 10 ftipulieren die Zoll: 
vereinbarungen und die Meiftbegünftigung hinfichtlich der Ein-, Aus: und Durd;- 
fuhr, Zollabfertigung, Niederlagen, des Betrags der Zölle, der inneren Ver— 
brauchsabgaben, Acciſe zc. für Waren griehiicher Herkunft und Produktion und 
ebenjo für Waren deuticher Herkunft und Produktion. Art. 11 bis 14 regeln 
die Schiffahrtöbeziehungen nad) dem Grundjaß der Gleichberechtigung beider 
Tlaggen. Art. 16 jet die Geltungsdauer des Vertrags auf zehn Jahre feſt 
mit einjähriger Kündigungsfrift. 

Bejonders bemerkenswert in den Konventionaltarifen ift die Beltimmung 
wegen der Einfuhr deutichen Sprits nad) Griechenland zum Verſchnitt griechiicher 
Ausfuhrweine. Diefer Sprit ift von allen Abgaben befreit. (Vgl. D. H.⸗A. 1884, 
1 ©. 366, und 1900, I, ©. 1100.) Diejer Zoll und Handelövertrag trat in 
Kraft am 1. März 1885 und ſoll zehn Yahre Giltigkeit haben, von da an 
mit zmwölfmonatlicher Kündigung fortlebend. 

Der Handelsverfehr Deutichlands mit Griechenland einjchließlich der Joniſchen 
Inſeln, der Kykladen und Sporaden ift nicht bedeutend. Die Einfuhr aus 
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Griehenland nach Deutichland betrug in 1891 an 4'e, im Jahre 1900 an 
8. Millionen Mk., darunter für 3"/. Millionen Mt. Korinthen und etwa 
1 Million ME. Wein. Die Ausfuhr aus Deutichland nad) Griechenland ergab 
in 1891 etwa 4'/e und in 1900 etwa 6'/s; Millionen ME., darunter meift 
— Goldwaren, Baumwollwaren, ſowie Holzwaren, Maſchinen und 
Porzellan. 

Die Weinproduktion in Griechenland ergibt im Durchſchnitt per Jahr an 
1": Millionen hl. Ueber die Induſtrie- und Handelsverhältniſſe von Griechen: 
land vgl. den Bericht des Kaiſ. Generalktoniulats im D. H.A. 1900, II ©. 771, 
und die Statiftif über den Außenhandel Griechenlands im Jahre 1900 im 
D. 9.4. 1901, IE ©. 724. (1 Ofa = 1280 g). 

Die Einfuhr Griechenlands wies im Jahre 1900 einen Wert von 
105. Millionen ME. und die Ausfuhr einen ſolchen von 85 Millionen DE. aus, 
darunter Korinthen im Wert von 45, Mineralien im Wert von 18, Olivenöl 
im Wert von 2 und Wein im Wert von 4, Tabak im Wert von 3 Millionen ME. 

Griehenland, ein Eonftitutioneller Staat (Königreih) mit 65119 qkm 
Flächeninhalt und 2’/e Millionen Einwohnern, hat als Hauptftadt Athen mit 
112000 Einwohnern. Es bejteht geſetzlich die Doppelwährung, faktiſch die 
Papiermährung; mit Frankreich fteht Griechenland in Münzunion. Einheits- 
mänze it die Dradhme zu 100 Lepta = 81 Pig. (Val. aud) den Bericht des 
Kai. Generaltonjulats in Athen, wonach das Goldaufgeld in den legten Jahren 
50 bis 70°/o betrug, ſodaß für einen Goldfranfen 1,50 bis 1,69 Dracdhmen 
bezahlt wurden.) Im Jahre 1899 erzielte man nur eine jehr mittelmäßige 
Korinthenernte und eine jchledjte Getreideernte. Staatsmonopolien find der Handel 
mit Salz, Petroleum, Streihhölzern, Spiellarten und Zigarettenpapier. 


Mit der Türkei einichließlic Bulgarien und der autonomen Provinz 
Oftrumelien fteht Deutichland durch den Handelävertrag vom 26. Auguft 1890 
(R.:6.:B1. 1891 ©. 117) in Verbindung. Die Denkſchrift zu diefem Handels— 
vertrag (Bundesratsdrudjacdhe 1890, Nr. 123) läßt fi) darüber wie folgt aus: 


„Die Entwidlung der Handelsbeziehungen der europäiſchen Staaten zum Türkenreich 
hat ihre vertragsmäßige Grundlage in den ſeit Jahrhunderten datierenden Kapitulationen. 
Auf diefer Grundlage wurden in den Jahren 1838 bis 1841 die Handels- und Echiffahrtsrechte 
der Anzehörigen von Vertragsitaaten neu geregelt. Durd; den Vertrag vom 10./20. Oktober 1840, 
den Preußen namens des Zollvereind mit der Türkei abſchloß, gelangten die durch den preußiichen 
Rapitulationsvertrag vom 22. März 1761 begründeten Vertragsbeziehungen zur Ausdehnung 
auf die übrigen Staaten des Zollvereind. Seitens der Hanjejtädte war bereits im Jahre 1839 
ein Handelävertrag mit der Pforte abgeſchloſſen worden. 

Diefes durch die Verträge gebundene türfiiche Zollſyſtem mit den hohen Ausgangszöllen 
und niedrigen Einfuhrzöllen wurde von den Vertragsmächten im Einvernehmen mit der 
Zürfei einer Revifion unterzogen, woraus die Handelöverträge der jedhziger Jahre hervor— 
gingen (Dandelövertrag vom 20. März 1862 zwiichen dem Zollverein und der Türkei und vom 
N. September 1862 zwiſchen den Hanjeftädten und der Türkei). 

Zum Erjaß diefer beiden Verträge ift der am 26. Auguſt 1890 zwifchen der Türkei 
und dem Deutichen Reich abgeſchloſſene Handelsvertrag eingetreten. 

Die türfiiche Regierung wünschte biebei den bisherigen 8%/o-Werteingangszoll zu erhöhen 
und die Ausgangszölle bezw. Durhgangszölle herabzufegen reip. aufzuheben. Der Erjag von 
Vertsölfen durch ſpezifiſche Zölle war gleichfall® vorgejehen. 

Diegegen konnten Bebenten nicht erhoben werden, dagegen erforderten die Vereinbarungen 
über andere Punkte, wie die Zollbefreiung der Muſter von Gejhäftsreifenden, die Ordnung 
des Waffenhandels längere Unterhandlungen. 

Ver ausgearbeitete Zolltarif ift für Deutichland ein Marimaltarif, da fraft des Meift- 
begünftigungsrehts jede an einen dritten Staat erfolgte Zollermäßigung auch Deutichland 
zu gute fommt.* 

gr 
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Die einzelnen Beitimmungen des Vertrags ſind folgende: Art. I fichert 
den Angehörigen und den Erzeugnifien der Induſtrie und des Bodens jowie 
den Schiffen der beiden Vertragsſtaaten die Rechte der Meiftbegünftigung. 
Art. II regelt die Verkehrs: und Handelsfreiheit. Art. III beftimmt, die Be: 
handlung nad; dem Meiftbegünftigungsrecht, auch in Betreff der inneren Steuern. 
Art. IV regelt die Meiftbegünftigung aud) binfichtlidy der Ausfuhrzölfe. Der 
Ausfuhrzolt ſoll 1/0 des Wertes der Ausfuhrware nicht überfteigen. Art. V 
beſtimmt die Meiftbegünftigung hinfichtlih der Einfuhrzölle nah Maßgabe der 
Konventionaltarife und der Zollbindungen. Art. VI regelt die Zollförmlichkeiten 
und Art. VII die Schiffahrtögebühren. Art. VIII betrifft die Schiffahrt in den 
Dardanellen und im Scmarzen Meer. Art. IX ordnet die Aufhebung der 
Durdigangszölle an rejp. beftimmt hiefür die Meiftbegünftigung. Art. X be: 
ftimmt die Zollfreiheit der Muſter, des Reijegerätes, der Effekten der deutjchen 
Konfuln und der Sonjularagenten in der Zürfei und der Warenjendungen bis 
zu 250 g Bruttogewicht, wenn die Zollabgabe nicht mehr als 100 Piaiter Gold für 
100 kg beträgt. Drudiadhenjendungen jind bis zu 2 kg zollfrei. Art. XI regelt 
die Zollförmlichkeiten für Mufter ꝛc. Art. XII beftimmt die Meiftbegünftigung 
binfichtli der Tonnengelder, Hafen-, Lotſen-, Yeuchtturmgebühren. Art. XIII 
ordnet die Einführung der Entrepötiyftems an. Art. XIV beftimmt die Gleich: 
berechtigung der beiderjeitigen Flaggen. In Art. XV ift die Ausfertigung der 
Firmane für die Durchfahrt der Schiffe durd) die Dardanellen geregelt. Art. XVI 
regelt den Tabak: und Salzverkehr (Monopolredt). Die Einfuhr und Durch— 
fuhr von Tabak und Salz im ottomaniihen Reich ift verboten. Monopol: 
gegenſtände find noch: Spielkarten, Streichhölzer, Zigarettenpapier, Petroleum. 
Die Ausfuhr von Tabak und Salz ift bei den Zollämtern anzumelden. Art. XVII 
ordnet den Waffenverkehr und den Handel mit Schießpulver x. Die Einfuhr 
und Durchfuhr von Scießpulver, Dynamit, Kanonen, Kriegs waffen ift ver: 
boten. Der Handel mit Waffen überhaupt unterliegt der Beauffichtigung der 
ottomanischen Regierung. Art. XVII und XIX regeln die Abfertigung der Einfuhr: 
waren, die Deklaration derjelben und die Einklarierung der Schiffe. Art. XX 
enthält die Beitimmungen über die Strafen wegen Klontrebande und Zolldejraude 
Art. XXI regelt die Mitwirfung der deutichen Konjulate bei der Erledigung 
von Zollftreitigfeiten. Art. XXII beftimmt, daß der beregte Handelävertrag in 
der ganzen Türkei, in Europa, Aften und Afrika Geltung haben ſolle. Was 
die Vaſallenfürſtentümer Bulgarien und Egypten anbelangt, jo joll jede zwiſchen 
den Vertretern der deutichen Regierungen und der Yofalverwaltung in den 
Grenzen der Verträge und der Kai). türkiſchen Firmane vereinbarte Abweichung 
von dem vereinbarten Konventionaltarif der ottomanijchen Regierung fofort an: 
gezeigt werden. 


Mit Egypten wurde befanntlid auf Grund des Art. XXII nad) den Fir— 
manen von 1873 und 1879 ein bejonderer Handelsvertrag abgeichlofjen. 

Nah) Art. XXI ſoll der deutſch-türliſche Handelsvertrag für den ganzen 
deutichen Zollverband — mie er jet oder jpäter ift — gelten. Art. XXIV 
läßt die Beitimmungen des alten Handelävertrags vom 22. März 1761 noch 
weiter beitehen, joweit die Vereinbarungen des neuen Vertrags nicht dagegen 
find; dagegen joll nach Art. XXV der neue Vertrag an die Stelle der älteren 
Verträge der Hohen Pforte mit dem Zollverein und den Hanſeſtädten treten. 


——— 28. Februar 
Die Giltigkeitsdauer wurde bis zum 73, Wär [912 vereinbart, 
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As Anlage A ift der vereinbarte Zolltarif beigefügt, der jedoch noch nicht 
in Krajt getreten ift; e8 gelten nody immer die S/oigen Wertzölfe.. Der Zoll: 
tarif enthält auch die Beitimmungen über die Tara bei Einführung der jpezifi- 
ihen Zolljäge. Die Anlage B enthält die Beitimmungen über die Einfuhr von 
gewöhnlichen Waffen und Munition. : 

Das Vollzugsprotofoll beftimmt, daß der Zolltarif erft dann Deutichland 
a in Kraft treten joll, wenn dies auch den andern Nationen gegenüber 
geichieht. 

Hinfichtlic) der Einzelheiten des deutich:türkiichen Handelsvertrags wird auf 
die bereitö oben erwähnte Denkſchrift (Bundesratsdrudjache 1892, Nr. 123) Be: 
zug genommen. Der Handelävertrag zwilchen Preußen (König Friedrich TIL.) 
und der Pforte vom 22. März (alten Stils) 1761 ift in der vorerwähnten 
Drudjahe gleichfalls abgedrudt. Die Publikation des Handelsvertrags erfolgte 
im R.-6.:81. 1891 ©. 117 ff. 

Das Großiultanat (Despotie) Türkei hat in Europa 162550 qkm mit nahezu 
Millionen Einwohnern. Der Gejamtfläheninhalt ohne die Tributärftaaten beträgt 
nahezu 3 Millionen qkm mit 24 Millionen Einwohnern. Die Hauptſtadt ift 
Ronftantinopel (Stambul) mit faſt 1 Million Einwohnern. 

Die deutiche Handelsftatiftif jaht die Türkei in Europa, Afien und Afrika 
(ausihließlich Egypten und Bulgarien, aber einſchließlich Montenegro) zufammen. 
Die Türkei liefert hauptſächlich die NRofinen aus Kleinafien (Smyrna), Tabat, 
Gerbftoffe, Teppiche, Schaffelle und Chromerze. Die Ausfuhr Deutichlands nad) 
der Türkei befteht in Textilwaren, Eifenwaren, Handichuhleder, Porzellan. 

Der Wert der aus Kleinaſien nad) Deutichland eingeführten Rofinen be: 
trägt an 10 Millionen ME. jährlid, Tabakblätter werden im Werte von 3 bis 
4 Millionen ME. und Balonea im Wert von 2'/s bi8 3 Millionen ME. nad) 
Deutihland gebracht. 

Die Ein: und Ausfuhr Deutichlands aus bezw. nad der Türkei betrug 

in.den Jahren 1891, 1895 und 1900 14 Millionen ME., 22 Millionen ME. und 
30: Millionen ME. Einfuhrwert Deutichlands aus der Türkei, und 37 Millionen 
Mt, 39 Millionen ME. und 34 '/; Millionen ME. Ausfuhrwert Deutſchlands 
nah der Türkei, ſodaß Deutichlands Ausfuhr nad) der Türfei durchgehends 
böber ift al3 die. Einfuhr Deutichlands aus der Türkei, nur wächſt die Einfuhr 
Deutihlands aus der Türkei rajcher und mehr, als Deutichlands Ausfuhr dort: 
bin, ſodaß fich der Ausfuhrüberichuß jeit zehn Jahren von 23 auf 4 Millionen 
ME. veringert hat. 
Die Einfuhr Deutichlands aus Bulgarien nebſt Oftrumelien befteht haupt: 
lählih aus Rojenöl, Eiern, Mais, Gerfte, Boriten. Die Ausfuhr Deutichlands 
nah Bulgarien zeigt Eijenbahnfahrzeuge, Lokomotiven, Tuchwaren, Baummoll- 
gewebe, Telegraphenfabel, Eifenwaren, Majchinen ꝛc. 

Die Einfuhr Deutichlands aus Bulgarien und Oftrumelien bewertet fi 
meitt nur auf 2 bis 3 Millionen ME., die Ausfuhr Deutichlands nad) dort auf 
> bis 6 Millionen ME. Nur in den Jahren 1892 und 1893 zeigt die deutjche 
— wegen des Bezuges bulgariſchen Getreides 10 bis 15 Millionen ME. 

rt 


Ueber den Außenhandel der Türkei und der Ntediatitaaten vgl. die Berichte 
in dem D. H.⸗A. 1900 I, ©. 936, 1172, 757. ferner bezüglid) der Handels: 
beitrebungen der Vereinigten Staaten von Amerika in der Türfei vgl. den Bes 
übt im D. 9.4. 1900 II, ©. 420, 
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In der Türkei befteht die Goldwährung mit der Einheitsmünze 1 Piajter 
zu 40 Para à 3 Asper — 18 Pig. 100 Piafter machen 1 Lira (Pid.) aus = 
18,50 Mt. Es gibt Gold», Silber: und Kupfermünzen. Die Maße find metriſch 
mit — Bezeichnung: 1 Arſchin = 1 m, 1 Farſang = 10 km, 1 Mit = 
1 km. 1 Djeril = 100 a. 1 Sile= 1hl., 1 DOfa = 1 kg, 1 fantar = 
100 kg, 1 Tſcheki = 1000 kg = 1 Tonne. - 

Bulgarien mit Oftrumelien, ift ein Fürftentum unter türkischer Oberhoheit 
mit der Hauptſtadt Sofia, ca. 32 Millionen Einwohner zählend. 

Das Türftentum Bulgarien hat Doppelwährung. Einheitsmünze ift der 
Leu A 100 Stotinfi = 1 Frank zu 81 Pig. 

Hinfichtlich der politiichen Neugeftaltung des Kaiferreiches der Türkei und 
der Selbftändigen Monarchien Serbien, Rumänien, des Fürftentums Bulgarien 
und der Provinz Oftrumelien ift der Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 zu 
erwähnen. Ein Auszug aus diefem Vertrag findet ſich abgedrudt in der Samm— 
lung der Verträge Deutichlands 1872 bi3 1897 Band II ©. 1537 ff. 


Weitaus der wichtigſte Handelävertrag dieſer Gruppe ift derjenige, den 
Deutihland mit Rußland abgeichloffen hat. °; 

Ueber den Handeläverfehr zwilchen Deutichland und Rußland nad Ein: 
führung des ruffiihen Abiperrungsiyftems im Jahre 1810, wodurch jogar der 
TIranfithandel mit preußiichen Tuchen nad) China unterbunden werden jollte, 
ſowie über den preußiichruffiichen Handelövertrag vom 19. Dezember 1818 und 
deffen Bruch durch Rußland im Jahre 1822 hat Dr. Alfred Zimmermann in 
feiner „Geichichte der preußiich:deutichen Handelspolitif“ eine eingehende Dar: 
ftellung geliefert. Auch die Denkichrift zum Entwurf einer Verordnung betreffend 
die Erhebung eines Zollzuichlags für ruſſiſche Provenienzen (Bundesratsdrud: 
ſache 1893, Nr. 88) verbreitet jich über den deutichen Ausfuhrhandel nad) Ruß: 
land und deflen Erihmwerung durch die ruſſiſchen Zölle, namentlich jeit Ein: 
führung des jog. Marimaltarifs, jehr erichöpfend. 

Im Jahre 1894 trat ſodann die Annäherung zwiſchen Deutichland und 
Rußland zur Anbahnung eines Handelsvertragsabichluiies ein, worüber die Denk— 
ſchrift zu dem deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrag (Bunbdesratsdrudjache 1894, Nr. 15) 
im allgemeinen folgendes ausführt: 

„Nachdem durch den Abſchluß des Handelävertrags mit den Nachbarreichen Deutichlands 
wie mit Serbien, Rumänien, Griechenland, der Türkei die Handelsbeziehungen zu der Mehr: 
zahl der europäijdyen Staaten vertragsmähig geregelt worden iſt, erübrigte nur noch mit 
Rukland in ein Bertragdverhältnis zu kommen. Seit Jahrzehnten hatte ih Rußland volle 
Tarifautonomie gewahrt, und durch fortgeiekte Zollerhöhungen wurde der ruffiihe Markt für 
deutſche Waren mehr und mehr abgeihlofien, ſodaß es zum Zollfrieg fam. Unter diefen Um— 
ftänden war es eine bedeutungsvolle Wendung in der ruffiihen Zollpolitif, als die Kaiſ. 
ruſfiſche Regierung mit Rückſicht auf die neuere Handelspolitik Deutſchlands die Bereitwilligkeit 
erflärte, auf Die weitere Durdführung des Prinzips der autonomen Bollgejeßgebung zu ver« 
sichten und mit Deutihland einen Meeiftbegünftigungsvertrag abzuſchließen. — Diefe Meijt- 
begünftigung würde vor allem dem ruffiichen Getreide zu gute fommen. Nachdem alle Länder 
mit Getreibeüberjhußproduftion vertragsmäßig oder jonjtwie die deutichen Konventionalgetreide« 
zoll ſätze zugeſtanden erhulten hatten, war Rußland, weil von dem Generaltarif abhängig, 
genötigt, duch Abichliegung eines Handelsvertrags den Konventionalzolliag für fein Getreide 


bei der Einfuhr nad Deutihland herbeizuführen und dafür beftimmte Gegenleiftungen zu 
maden.” — — — — 


Die Denkichrift verbreitet fi) jodann über die Differenzierung des ruſſiſchen 
Getreides dur; Anwendung des Syftems der Uriprungszeugniffe und Beobach— 
tung des ruſſiſchen Getreideverfehrs nad) den andern europäiichen Ländern. Es 
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wird dargelegt, ob die deutſche Landwirtſchaft an der fortdauernden Differenzie- 
rung des ruffiichen Getreides, namentlich des hauptſächlich in Betracht fommen- 
den Roggens, einen Vorteil habe oder nicht, und wie die Verſchiebung des Ge- 
treidebezug® aus den meiftbegünftigten Ländern eintreten würde. Im weiteren Verlauf 
wird nachgewieſen, daß die deutiche Landwirtichaft in dem Ausſchluß des ruffi: 
ihen Getreides gleichwohl feinen erheblichen Vorteil finden könne, ſodaß der deutiche 
Vertragszolltarif ohne Bedenken aud für rujfiiche Bodenerzeugniffe zugeitanden 
werden dürfe. Dagegen hätte die deutihe Induſtrie ein mejentliches Intereſſe 
daran, daß ihr der ruffiihe Markt nicht ganz verjchloffen würde, was mit Ab: 
lehnung der ruffiichen Vorjchläge unbedingt geichehen würde. Eifen und Maſchi— 
nen, &hemifalien und Droguen, Textilwaren würden in nicht unbedeutenden 
Mengen nad) Rukland ausgeführt und fünnten jedenfalls noch mehr ausgeführt 
werden, wenn die Handeläbeziehungen beider Staaten vertragsmäßig geregelt find. 

Der hienach zuftande gefoınmene Handels: und Schiffahrtävertrag mit Ruß— 
land vom 10. Februar 1894 gründet fi auf die gegenjeitige Meiftbegünftigung 
mit Einräumung von Bertragszolltarifen und joll zehn Jahre — bis 31. De- 
jember 1903 — dauern. 

Art. 1 des Vertrags enthält den Grundjag der Gleichftellung der beider: 
jeitigen Angehörigen in Bezug auf Handel und Gewerbebetrieb unter Zuficherung 
der Meiftbegünftigung und mit der Maßgabe, daß die Landesgejege auch auf 
die Fremden Anwendung finden jollen. 

Hiezu ift im Schlußprotofoll die Meiftbegünftigung ausdrüdlid) auch hin— 
fichtlich des Paßweſens vereinbart. 

Art. 2 fihert in Betreff des Erwerbs und der Veräußerung beweglichen 
und unbeweglichen Eigentums die Meiftbegünftigung zu. Hinſichtlich des Auf: 
tretend vor Gericht und der Gebührenentrihtung bei Eigentumsübergang gilt 
Gleichftellung mit den Inländern. 

Art. 3 beftimmt die Befreiung der fremden vom Militär und andern 
öffentlichen Laften, ausgenommen jind die Grundlaften, welche Mieter, Pächter 
und Inhaber von Grundftüden an die Inländer bezahlen müfjen. Auch die 
Verpflichtung zur Uebernahme einer VBormundichaft bleibt beftehen. 

Art. 4 regelt die Verhältniffe der Aktiengejellichaften nad) Maßgabe des 
Abkommens vom 30./18. Yuli 1885. 

Durch Art. 5 verpflichten fi) die Kontrahenten von Aus: und Einfuhr: 
verboten im allgemeinen. Abftand zu nehmen, jowie den Durchfuhrverkehr zu— 
zulafien. Nur für Artikel der Staatömonopolien find Ausnahmen zuläffig, und 
au im Intereſſe der Gejundheits: und VBeterinärpolizei, jowie der öffentlichen 
Sicherheit und aus jonftigen ſchwerwiegenden Gründen, 3. B. in Kriegsfällen ic. 

Art. 6 fichert den beiderjeitigen Boden: und Gewerbserzeugniffen generell 
die Meiftbegünftigung hinſichtlich der Zollbehandlung einſchließlich des Verkehrs 
auf Niederlagen und des Durchfuhrverkehrs. 

Gegen die deutiche Grenze joll es rujfiicherjeits fürderhin feine Unter— 
Iheidungszölfe je nad) der Land: und Seeeinfuhr mehr geben; deutjcherfeits 
wurde in dem Schlußprotofoll die Verpflichtung übernommen, unbeichadet der 
beitehenden geringfügigen Unterjcheidungszölle für den Land» bezw. Seeweg an 
der ruffiihen Grenze feine höheren Zölle zu erheben ala an andern Grenzen. 

Art. 7/8 jet die Gleichartigkeit der inneren Abgaben für in- und aus: 
ländiihe Waren feft, nad) Maßgabe der Meiftbegünftigung, mögen dieſe Ab: 

gaben ſchon beſtehen oder neu eingeführt werden. 


120 Wiejinger. Gandeldverträge und Handeläpolitif. 


Art. 9 beftimmt auch für die Ausfuhr die Meiftbegünitigung. Durchfuhr— 
abgaben find nad Art. 10 ausgeichloffen. Auch bei der Einfuhr von Waren 
nah Durchfuhr durch das Gebiet des einen Teild der Vertragsftaaten dürfen 
feine höheren Abgaben als bei der unmittelbaren Einfuhr erhoben werden 
(Schlußprotofoll). 

Uriprungszeugniffe fünnen verlangt werden. 

Art. 11 behandelt die Erleichterungen im Grenzverfehr und die bejonderen 
Abreden hinfichtlic des Verkehrs mit zollgeeinten Gebieten und einiger Grenz: 
diltrifte, wie 3. B. des ſchwediſch-ruſſiſchen und ruſſiſch-aſiatiſchen Verkehrs. 

Art. 12 regelt die Rechte und Pflichten der Handelsreiſenden, die Be— 
handlung der Mufter und Proben, auch in Bezug auf die Paßpflicht. Art. 13 
bis 17 treffen Anordnungen über den Schiffsverkehr auf der Bafıs der Gleid): 
ftellung beider Fylaggen unter Wahrung des Meiftbegünftigungsrechtes. 

Für die Küftenichiffahrt und die Fiſcherei find die bejonderen Landesgejeße 
maßgebend. 

Art. 18 regelt die Benügung der Verkehrsmittel (Eijenbahnen) und die 
Schiffahrtöverhältniffe auf der Meichjel, dem Niemen und der Warthe. 

Urt. 19 regelt noch im einzelnen den Güterverkehr und die Zarifläße der 
beiderjeitigen Eifenbahnen. Insbeſondere bezwedt das Schlußprotofoll zu Art. 19 
den deutichen Oſtſeehäfen Danzig, Königsberg, Memel die Teilnahme an der 
überjeeiihen Vermittlung des Verkehrs nad und von Rußland zu wahren. 

Art. 20 ſetzt die Dauer des Vertrags feſt und regelt die Kündigungs- 
mobdalitäten. Der Ablaufstermin diejes Handelsvertrags und des Konjularvertrags 


8. Dezember * 
VOM 64 1874 fällt auf den 31. Dezember 1903. 


Die beiderjeitigen Zolltarife enthalten vielfache Zollermäßigungen und Zoll: 
bindungen, wie auf ©. 14 ff. der bejagten Denkſchrift des näheren angegeben 
it. Einen weiteren Teil des Schluhprotofolls bilden die Beftimmungen über das 
Zollabfertigungsverfahren und den Grenzverfehr, ferner ift noch zu erwähnen 
das Abkommen mit dem Großfürftentum Finnland. 

Das Schlußprotofoll enthält auch Beitimmungen über das Paßweſen, über 
die in Rußland und Deutichland beftehenden Feiertage, an denen die Zollämter 
nicht geöffnet find. 

Hinfichtlich des Zolltariis in Finnland wurde vereinbart, daß vom Jahre 1898 
ab eine Erhöhung desjelben in der Art jchrittweiie vorgenommen werden jolle, 
daß bis zum Jahre 1905 der finnische und ruffiiche Zolltarif gleichgeftellt werde. 
Vom Jahre 1904 ab ſoll Rußland die unbeichränkte Freiheit in dieſer Be— 
ziehung haben. 

Der deuticheruffiiche Handelsvertrag fam, nachdem, wie ſchon bemerkt, durch 
die Verordnungen vom 29. Juli 1893 und 17. Auguft 1893 für verichiedene 
aus Rußland kommende Waren ein Zollzuichlag eingeführt worden war (vgl. 
die Denkichrift in Nr. 88 der Bundesratsdrudjache 1893), in den Reichstagafigungen 
im Februar und März 1894 zur Beiprehung und gelangte auch zur Annahme, 
obwohl gerade gegen diejen Handelsvertrag von Seite der agrariihen Inter: 
eflenten ein förmlicher Sturmlauf aufgeführt wurde. 

In dem Buch: „Die Handelspolitit des Deutichen Reichs vom Frankfurter 
Frieden bis zur Gegenwart“, Berlin, Mittler & Sohn, find die Handelsbeziehungen 
des deutichen Zollvereind und des Deutichen Reichs mit Rußland eingehend ge= 
Ichildert. Die betreffende Abhandlung jchließt mit folgenden Sägen (S. 176/7): 
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„Zroß der Vorteile des Vertrags für den deutſchen Außenhandel hat die Gegnerichaft 
der Agrarier nichts an ihrer Schärfe eingebüßt. Nach wie vor erbliden fie in ihm eine Haupt« 
Ihädigung der deutichen (Agrarz)ntereffen. — Es dürfte ihrem Einfluß zuzuschreiben fein, wenn 
ihon wenige Jahre nah Abſchluß dieſes Vertrags neue Trübungen in dem handelspolitiſchen 
Verhältnis zu Rußland eingetreten find. Deutjcherfeits find der Einfuhr ruffiihen Viehs mit 
Berufung auf Seudengefahr in letzter Zeit Hinderniffe in den Weg gelegt worden, Rußland 
hat mit Ehifanen bei der Zollabfertigung geantwortet. Ende 1896 fanden zum Ausgleich 
diejer Schmwierigfeiten neue Verhandlungen in Berlin ftatt, deren Ergebnis am 9. Februar 1897 
in einem Protofoll niedergelegt worden ift.‘) Im Sommer 1898 fam es wegen der Einfuhr 
lebender Gänſe zu neuen Mibhelligkeiten. Rußland griff zu Zollmaßnahmen gegen deutiche 
Lederwaren und Gelluloidwäjche, bi8 Anfang Auguft 1898 auch hiewegen eine Verftändigung 
erfolgte.“ 


Nach den Ergebniſſen der deutſchen Reichsſtatiſtik hat ſich der Warenaus— 
tauſch zwiſchen Deutſchland und Rußland ſeit zehn Jahren ganz bedeutend ge— 
hoben, ebenſo auf ruſſiſcher wie auf deutſcher Seite. 

Im Handel mit Rußland überwiegen in der Einfuhr nach Deutſchland die 
Erzeugniſſe der Land- und Forſtwirtſchaft ſowie der Viehzucht, Petroleum ꝛc. 
Die Einfuhr ruſſiſcher Induſtrieerzeugniſſe nach Deutſchland iſt nur ſehr gering. 

Bei der Ausfuhr aus Deutſchland nach Rußland kommen hauptfſächlich 


(außer den Edelmetallen) Majchinen, Eifen und Eifenwaren, Bücher und Karten, 
Kohlen und Rohbaummolle in Betradht. 


Die wichtigſten Einfuhrartitel Deufchlande aus Rußland (ohne Finn— 
land) find: 
in Millionen ME. 


1900 

Holz (Bau- und Nußholz), roh 
geſägt und beſchlagen 84 61 
Getreide . . ———— 180 210 
* nämlich — PR 
Be — * 40 
Dafer 14 40 
Mais PERF BEE FR Pe u ar 11 1) 
Reizen ee 6 an 
Geflügel» 7 386 40 
Kleie . N 34 
Flachs und beede vanf 40 50 
Reinfaat . . || 28 
Tebervieh - - 2. 2 222.0 18 
darunter Gänfe . 2 2020. 0 16 14 
0 Me EN |. 16 
Schmieröe -. . . .». 2... 10 12 
Betroleum . - - » 2x 2.0. 7 8 
Delluden .  . 2.22.15 18 
Erbſen. 7 7 
ſtleeſaat und Rapßß. 9 13 
Schwein . . re are A 5 
Häute und Felle u 35 
darunter Belzwerffele. . . . 1% 21 
Kautihuf und —“ RR | - 10 
orten . . ||| 11 


Zieht man die Gejamteinfuhrwerte und Ausfuhrwerte Deutjchlands in Be: 
zug auf Ban mit Finnland in Betracht, jo ergeben ſich folgende Tabellen: 


3.2. 9A. 1897, I ©. 192. 
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Jahr Einfuhr Ausfuhr a 
(in Millionen ME. [intl. Edelmetalle)) 
1891 580 262 318 
1892 383 239 144 
1893 353 185 168 
1894 544 195 349 
1895 569 221 348 
1896 635 364 271 
1897 708 372 336 
1898 736 440 296 
1899 716 437 279 
1900 730 359 371 


Die Einfuhr Deutichlands aus Rußland ift demnach in zehn Jahren von 
580 auf 730 Millionen ME., alfo um 150 Millionen ME. oder um 26 %/o 
geftiegen. Die Ausfuhr Deutichlands nad) Rußland ift von 262 auf 359 Mil: 
lionen ME. oder um 97 Millionen ME., d. h. um 37 °/o gewachſen. 


Die Einfuhr an Getreide x. und Holz aus Rußland (mit Finnland) nad) 
Deutichland betrug 


von von der von ber 
Jahr Getreide ıc. Gejamteinfuhr von Holz Gejamteinfuhr 
(in Millionen ME) 

1891 296°’ /a = 51°/o 62 = 10'/a "/o 
1892 109 == 28! /2 ꝰ0 76 = 20 ®/o 
1893 64 == 18 °/o 79 = 22'/2 *h 
1894 187 '/a == 34'/2 °/o 54 ⸗ 10 ”/o 
1895 261 = 45" /a °/o 6 = 12° 
1896 304 = 48 "fo 80 = 12'/a Jo 
1897 311'/a * 44 °Jo 107 = 15 ’/o 
1898 341 = 46° 125 == 17° 
1899 232'/ = 32" /2%jo 100 = 14* /o 
1900 al = 37° 4 = 10 %/o 


Die Einfuhr der Hauptgetreidearten aus Rußland veranjhaulicht folgende 
Ueberſicht: 


Jahr Weizen Roggen Hafer Gerſte 
(in Millionen dz) 
1891 51 6,2 1,0 29 
1892 2,6 1,2 0,1 1,8 
1893 0,2 1,0 0,1 2,5 
1894 2,8 5,3 29 5,3 
1895 6,8 8.4 23 6,2 
1896 85 79 4,2 5,0 
1847 15 6,1 41 4,9 
1898 78 6,1 21 6,9 
1899 8,3 4,6 1,3 5,8 
1900 2,8 8,3 3,9 3,8 


Der deutiche Verkehr in Edelmetallen mit Rußland weift in den Jahren 
1891 und 1892, ſowie 1896 bis 1898 einen außerordentlich) hohen, durch 
Rußlands Münzpolitik hervorgerufenen Abflug von Gold und Silber nad 
Rußland auf. 

Hienad) variieren auch die Einfuhrüberihüffe Deutichlands, je nachdem die 
Edelmetalle mitgerechnet werden oder nicht. 
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Zieht man den Gejamteigenhandel des deutjchen Zollgebiets in Betracht, jo 
fteigt die Einfuhr Deutichlands aus Rußland (ohne Finnland) für die Jahre 
1897 bis 1900 auf 787, 782, 753 und 795 Millionen ME., und nad) Abzug 
der Edelmetalle auf 785, 780, 672, 750 Millionen ME. Hiezu kommt nod) 
der Einfuhrhandel Deutichlands mit Finnland zu 10, 11, 15 und 14 Mil- 
lionen ME. 

Die Ausfuhr Deutjchlande nad) Rußland (ohne Finnland) ergab im 
Gejamteigenhandel für 1897 bis 1900 368, 437, 433 und 376 Millionen ME. 
bezw. nach Abzug der Edelmetalle 263, 301, 361 und 364 Millionen ME. 
Der deutiche Ausfuhrhandel nad) Finnland ergab für die legten drei Jahre vom 
Gejamteigenhandel 35, 38, 47 und 45 Millionen ME. 

Rußland ftand incl. Finnland im Jahre 1897 mit 708 Millionen ME. = 
14!/20/o des deutichen Gefamteinfuhripezialhandels an der Spite jämtlicher Einfuhr: 
länder Deutſchlands. Im Jahre 1898 aber trat für die Einfuhr nad Deutſch— 
(and bereit3 die amerikanische Union an die erite Stelle, dann folgte Großbritannien 
und erſt an dritter Stelle fam Rußland. Am Jahre 1899 übertraf aud) Oeſter— 
reich-Ungarn mit feinem Ausfuhrwert nad Deutjchland deijen Einfuhr aus Rup- 
land, jodaß letteres an vierter Stelle ftand. 

Im Jahre 1900 ift Rußland bezüglich der Einfuhr Deutichlands wieder 
an die dritte Stelle vorgerücdt, indem die Vereinigten Staaten von Amerika mit 
1021 Millionen ME. an eriter Stelle, Großbritannien mit 841 Millionen ME. 
an zweiter Stelle und Rußland mit 730 Millionen ME. an dritter Stelle ſtehen. 
Deiterreih- Ungarn nimmt wieder die vierte Stelle ein. 

Bemerfenäwert ift noch, daß die Haupteinfuhr des ruſſiſchen Getreides über 
die Weftgrenze Deutichlands (auf Rhein und Elbe) erfolgt. 

Bei der Ausfuhr Deutichlands nad) Rußland ift die Zunahme der Kohlen: 
ausfuhr (von 5 auf 16 Millionen ME. Wert) und der Weizenausfuhr (nad) 
Polen) zu erwähnen. Auch die Zunahme des Exports an Majchinen und Eijen- 
waren, der zur Zeit ſchon über 113 Millionen ME. beträgt, ift anzuführen. Die 
Ausfuhr an Baumwolle und Baummwollwaren jowie an Kleidern, Woll: und Tuch— 
waren beträgt an 40 Millionen ME., an Chemikalien und Droguen 27 Mil: 
lionen ME., an litterariichen und Kunftgegenftänden jowie an Kurzwaren und 
Kupferwaren 38 Millionen ME. Finnland liefert dem deutichen Bollgebiet 
hauptſächlich Bau⸗ und Nußholz, ausgeführt werden dorthin vorzugsweiſe Roggen: 
mehl, Eifenwaren und Majchinen, Tuchwaren, Zeugwaren, Kleider und Wäjche, 
auch Hopfen. 

Es iſt aljo feitftehend, daß der Außenhandel Deutichlands mit Rukland 
und Finnland jeit 1894, d. h. jeit dem Abſchluß des deuticheruffiichen Handels: 
vertrag vom 10. Februar 1894 bezw. vom 20. März 1894 ab, an welchem 
Tag der Vertrag in Giltigkeit trat, erheblich und ftetig zugenommen hat. 

Das Yahr 1898 zeigt für die letten zehn Jahre die höchſten Ein: und 
Ausfuhrwerte. 

Im D. H.A. 1901, I ©. 630 ift der Außenhandel Rußlands über die 
europäiihe Grenze einichlieglich der Häfen am Schwarzen Meer mit einem 
Gejamtumjag von 1260 Millionen Rubel (1900) und zwar 688 Millionen - 
Rubel für die Ausfuhr und 572 Millionen Rubel für die Einfuhr, aljo mit 
einem Ausfuhrüberihuß von 116 Millionen Rubel angegeben. 

Deutichland fteht als ruffiiches Einfuhrland an erfter Stelle mit 202 (1898), 
230 (1899) und 215 (1900) Millionen Rubel. 


124 Wiejinger Handelsverträge und Handelspolitif. 


Nach der deutichen Reichaftatiftif möge nachftehende Heberficht die Steigerung 
der deutichen Ausfuhrartifel darftellen. 


891 1895 1900 
(in Millionen Mark) 

Baumwolle und Baummollwaren . 6 8 17 
Droguen und Farben . . . ..2%0 23 27 
Eifenwaren - > 2 2 2 2. 16 34 48 
Maſchinen und Inftrumente 13 17 65 
Kupferwaren. . . — u 8 16 
Kurzwaren . 4 5 11 
Fr — 6 7 11 

Kohlen . De ee ———— 3 4 16 
Mollwarn . » 2. 2 2 20. 15 19 22 


Die ruffiiche Hanbeläitatiftif (Berichte über Handel und Induſtrie II Heft 17 
und D. 9.4.1901 ©. 680 ff.) gibt über den Außenhandel folgenden Aufſchluß: 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Ueberſchuß der 
(in Millionen Rubel) Ausfuhr 
1898 562. 709 147 
1899 594 602 8 
1900 572 688 116 
Hievon treffen auf Deutſchland in der 
Jahr Einfuhr aus Deutſchland Ausfuhr aus Rußland 
nah Rußland nah Deutihland 
(Millionen Rubel) 

1898 202 179 

1899 230 164 

1900 215 187 


Demgemäß ift — mit einem Außenhandelgeſamtbetrag von 381, 394 
und 402 Millionen Rubel = 830, 855 und 870 Millionen DE. für Rukland 
das bedeutendite Handelsgebiet. Nach Deutichland fommt Großbritannien, jo: 
dann folgen an dritter Stelle die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Bei einem Bergleih der ruffiihen Handeläftatiftit ergeben ſich — ſo be: 
merft da3 Kai. Statiftiiche Amt in Berlin — große Abweichungen, die in der 
Hauptiahe auf das bei Ermittlung der Herkunft: und Beltimmungsländer 
ftattfindende Verfahren zurüdzuführen find. 

Die Ausfuhr aus Deutichland nad) Rukland wird in der deutjchen Statiftik 
für 1900 auf rund 360 Millionen ME. angegeben, während die Einfuhr Rußlands 
aus Deutichland nad) der rufftiichen Statiftit für 1900 auf 215 Millionen 
Rubel — 465 Millionen ME. berechnet wird. Diefe Mehreinfuhr rührt ohne 
Zweifel davon her, daß in der ruffiihen Handelsſtatiſtik Waren, die durch 
Deutihland nur tranfitierten, ala Einfuhr aus Deutichland angejchrieben werden. 
Als Einfuhr Deutichlande aus Rußland wird in der deutſchen Statiftif ein 
MWert von rund 730 Millionen ME. für 1900 angegeben, während die rujfiiche 
Statiftit nur 187 Millionen Rubel = 405 Millionen ME. als Ausfuhrwert 
für Deutichland aufweift. Bier werden jedenfalls Waren, die aus Rußland 
über Belgien und Holland nad) Deutichland beftimmt find, 3. B. Getreide, das 
von Odeſſa zuerft nad einem holländiichen Hafen verladen wird und von da 
nah Deutichland weiter geht, dem Verkehr mit diejen Ländern zugerechnet. 
Auc der über die deutichen Freihafengebiete ſich vollziehende Verkehr mit Ruß: 
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fand, der in der deutichen Handelsſtatiſtik nicht erfaßt werden fann, führt für 
die beiderfeitigen Statiftifen zu verichiedenen Ergebniſſen. Daraus erklärt ſich, 
dak die Ausfuhr aus Rußland nad) Deutichland in der ruffiichen Statiftif zu 
niedrig, die Einfuhr Rußlands aus Deutichland dagegen zu hoch angegeben: ilt, 
wobei von der verichiedenen Bemertung der gehandelten Waren ganz abge: 
jehen wird. 

Für den Außenhandel Rußlands und Finnlands find noch die ſtatiſtiſchen 
Nachweiſe und Handelöberichte im D. H.A. 1901, II ©. 140 und II ©. 731, 
jerner 1901, 1 ©. 425 und 630 wertvoll. 

Hienach ift die Einfuhr und Ausfuhr des ruffiichen Reiches über die euro: 
paiſche Grenze einſchließlich der kaufafiichen Häfen am Schwarzen Meer und 
des Handels mit Finnland unterjchieden wie folgt: 


Einfuhr Ausfuhr 
1900 1899 1898 1900 1899 1898 
‘in Millionen Rubel) 
Lebensmittel 80 73!4 70 381 317 433 
Tiere 1 2 1'/s . 18 17 17 
ui. 81 T6'/ fe — — 399 334 450 
davon Anteil 
Deutihlands 14 14 12 98 79 94 
Rohſtoffe und Halb⸗ 
fabrifate ꝛc. 304. 301 302 20 20 2381 
davon Anteil 
Deutſchlands 91 93 85 84 81 81 
Fabrilate 187 218 188 19" /a 17’ Je 20 
davon Anteil 
Deutihlands 110 123% 100 ER RER... 3a 
zuſ. 572'/e 594 ' a h62 688 '/e 601'/a TOS! /a 
davon aus und nad) 
Deutichland 215 230" /a 202 187 163'/a 179 
Gold und Silber 25 75" la 126 "la 48'/a P 


Rußlands Theehandel wird beſonders behandelt im D. H.A. 1901, II 
S. 26; die Gewinnung von Rohpetroleum in den wichtigſten Erzeugungsländern 
im D. H.-A. 1901, 1 ©. 527. Hiernach wurden in 1900 8, Millionen 
Tonnen & 1000 kg Rohpetroleum gewonnen in den Vereinigten Staaten von 
Amerika und 9,8, aljo beinahe 10 Millionen Tonnen in Rußland, 50375 Tonnen 
in Deutichland. (Bol. Vierteljahreshefte der deutſchen Reichsſtatiſtik 1901, I.) 

Bezüglich der deuticheruffiichen KHandelsbeziehungen am Anfang der neun: 
jiger Jahre, des ruffiich-franzöfiihen Abkommens vom 17. Juni 1893, der Ein: 
führung eines Minimal: und Marimaltarifs in Rußland, der Unterjtellung der 
deutihen Provenienzen bei dem Eingang nad) Rußland unter den Marimal- 
tarif, der Anwendung der Kampfzolliäge in Deutichland auf ruffiihe Waren, 
ter Einleitung der Kommilfionsverhandlungen wegen Vereinbarung eines Handels: 
vertrags, über den Kampf der Agrarier gegen einen jolchen und den Sieg der 
Gapriviichen Handeläpolitit äußert fi) Gothein in dem ſchon mehrfach er: 
wähnten Werk (S. 75/77): „Der deutiche Außenhandel”, und wird hiebei aud) auf 
die mit dem ruffiichen Handelsvertrag zugeftandene Aufhebung des Identitäts— 
nahweiles für Getreide (Gejeg vom 14. April 1894) hingewieſen, wodurd) erit 
— namentlich für Roggen — der Zoll für Jnlandögetreide voll zum Ausdrud 
fommen fonnte. 
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In dem III. Band der Beiträge zur neueſten Handelspolitik Deutichlands — 
herausgegeben vom Verein für Sozialpolitit — ift von Dr. Arendt in Berlin 
ein längeres Expoje über den Abjchluß eines neuen deuticheruffiichen Handels— 
vertrags veröffentlicht. In diefer Abhandlung wird nad) einer Daritellung der 
deutich-ruffiichen Handelöbeziehungen im 19. Jahrhundert die deutjchzrujfiiche 
Handelsbilanz, der deutjch-ruifiiche Handelsverfehr und die Wirkung des Handels: 
vertragd von 1894 eingehend behandelt, um jodann die vorausfichtliche Ent: 
widlung der deutſch-ruſſiſchen Handelsbeziehungen und den Inhalt eines even- 
tuellen neuen Handelsvertrags, ſowie die Chancen eines deutſch-ruſſiſchen Zoll: 
frieges, den übrigens auch ſchon K. Ballod in jeinem Vortrag über die Handels- 
beziehungen Deutichlands zu den Bereinigten Staaten von Amerika ftreift, zu 
beleuchten. Der Verfaffer fommt zu dem Schluß, daß der Abjchluß eines neuen 
Handelävertrags mit Rußland nicht unmöglich ift, wenn aud) da3 heutige Rußland, 
das mächtige Zarenreich, für und Europäer noch immer ein großes ungelöftes 
Rätjel ift und bleibt. 

Das Kaiſerreich Rußland, eine abjolute Monardyie, hat über 5 Millionen qkm 
Flächeninhalt und an 110 Millionen Einwohner, einjchließlicd der aſiatiſchen Be— 
figungen aber zählt es 22 Millionen qkm und 135 Millionen Einwohner. Es befteht 
rechtlic die Goldwährung, faktiſch aber die Papierwährung. Die Einheit: 
münze ift der Rubel zu 100 Kopefen mit einem Wert von 2,16 ME. (Silber: 
rubel). 150 Papierrubel find joviel wie 100 Silberrubel. Der Goldrubel hat 4 ME. 
Wert. 1 Imperial ift joviel wie 15 Goldrubel. 1 Werft = 1067 m, 10 Werft 
— 1 ruffiihe Meile. 1 Quadratwerft = 11,4 a, 1 Deifätine = 109 a. 1 Tſchet— 
wert = 2101. 1 Tonne — 12 Berfomeß zu 10 Pud — 1965'/2 kg. 1 Pud 
= 16'!/s kg. 

Noch ift der zwiichen dem Zollverein und den Niederlanden am 31. De: 
zember 1851 abgeſchloſſene Handelävertrag kurz zu beiprechen. Derjelbe ift nad) 
Art. 3, 28 und 29 ein Meiftbegünftigungsvertrag, indem e3 dajelbit heißt: 

Art. 29. „Die Erzeugnifie jeder Art des Bodens und des Gewerbefleißes der Staaten des 
Zollvereins, welche in die Niederlande eingeführt werden, gleichviel ob die Einfuhr zur See, 
auf FFlüffen, Kanälen oder andern Binnengewäflern oder zu Lande jtattfindet, jollen weder 
andern nod höheren Abgaben unterworfen werden als denjenigen, mit welchen die gleihartigen 
Erzeugniffe irgend einer andern meiftbegünjtigten Nation belegt find oder in Zulunft belegt 
werden möchten. Yede Ermäßigung der Eingangsabgaben der Niederlande für dieje Gegen» 
ftände, gleichviel, ob diefelbe eine allgemeine iit oder zu Gunſten irgend einer andern Nation 
eintritt, joll jofort von Rechtswegen und ohne Gegenleiftung auf die gleidartigen Er» 
zeugnifie des Bodens und des Gewerbefleißes der Zollvereinsitaaten Anwendung finden.“ 

Art. 30. „Die Unterthanen der Zollvereinsjtaaten jollen in den niederländiihen Kolonien 


alle Begünftigungen genießen, welche den Unterthanen irgend eines andern meiftbegünftigten 
europäiſchen Staates bewilligt find oder bewilligt werden.” 


Art. 3 lautet: 


„Waren jeder Art, ohme Unterfchied des Urſprungs, die, aus welchem Lande es auch 
fein möge, auf Schiffen des Zollvereins eingeführt, ebenjo Waren jeder Art, ohne Unterjchied 
des Urjprungs, die, nad) welchen Beitimmungsort e8 auch fein maq, aus den Häfen ber 
Niederlande auf Schiffen des Zollvereind oder aus den Häfen des Zollvereins auf nieder- 
ländiſchen Schiffen ausgeführt werden, follen in den beiderfeitignen Häfen weder andere noch 
höhere Eingangs- oder Ausgangsabgaben jet oder in Zukunft entrichten, als wenn 
die Einfuhr in Nationalichiffen erfolgte.“ 


Der deutjchniederländiiche Handelövertrag beiteht aus 36 Artikeln und 
regelt außer der gegenfeitigen Mteiftbegünftigung, die ſich aud) auf die Kolonien 
bezieht, die Schiffahrtöverhältniffe, die Küſtenſchiffahrt, die Rheinichiffahrt, die 
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Errihtung einer freien Niederlage in Rotterdam und Gleichftellung der beider: 


feitigen Flaggen. 
W. Weber jchreibt in feinem befannten Buch: Der deutiche Zollverein, 
Leipzig, Verlag von Veit & Gie., über den Handelävertrag mit den Nieder: 


landen folgendes: 

„Nah der Kündigung des Vertrags vom 3. Juni 1857 verfloffen mehrere Jahre, ohne 
daß bie delsverhältnifie Hollands zum Zollverein zu irgend welden Erörterungen Anlaß 
augen März 1850 gab die niederländiihe Regierung, veranlaht durch eime Grörterung 

der preußiichen Kammer über die Folgen des niederländiich-beigiihen Schiffahrtsver— 
trags vom 29, Juli 1840 dem preußiichen Miniſter den Wunſch zu erfennen, ſich wegen der 
ge Berhältniffe mit dem Zollverein zu verjtändigen. Die preußische Regierung lieh 
Zufammenftellung der zu beiprechenden Punkte anfertigen und der nieberländijchen 
s mitteilen. Ehe ed noch zu formellen Verhandlungen fam, erließ die holländiſche 
vom 1. Januar 1851 ab eine Reihe von Gejegen, durch welche alle differentiellen 
die nationale Schiffahrt begünftigten, alle Ausfuhrzölle jowie die Abgaben auf 
2 hen und ber Yſel, das Verbot der Erteilung von Seebriefen an nicht in Holland 
aufgehoben wurde. Durch dieſe Geſetze bejeitigte die niederländiiche Regierung 
elang jorgjältig gepflegte Abjperrungs: und Proteftionsiyitem und öffnete Die 
n Häfen den Schiffen aller Nationen. Auf der Seite des Zollvereins beitanden nod 
tern wegen Aufhebung oder Herabiegung der Rheinzölle. Da man uber auf beiden 






























eb | rländie bereit8 am 31. Dezember 1851. Der Vertrag ift jehr umfallend. Die von der 
; a n Regierung bereitö gejeglih gewährten Abgabenbefreiungen und Erleichterungen 
Rn und den nieberländiichen Flüſſen wurden vertragsmäkig feitgeitellt, die Er: 
zer wurde bejeitigt, die niederländischen Lotſen--, Brücden: und Schleußen- 
emindert und alle Zugeſtändniſſe für die Schiffahrt auf die niederländtiichen 
ag: mit dem Scheldegebiet erjtredt. In Rotterdam jollte ein freies Entrepöt 
rt . bes Zollvereins errichtet werden. 
Die rn niffe des Zollvereins beirafen verjchiedene Durchgangserleichterungen, die 
Ken tier Flagge an den für die Zollvereinsjtaaten auf dem Rhein be« 
Schiffahrtserleihterungen und Abgabenermäßigungen. Der Vertrag war für beide 
il T- er: und jo blieb er, obgleich ſeine erjtmalige Dauer nur bis 1. Januar 
eſetzt war und er jedes Jahr gekündigt werden kann, feitdem ununterbrochen in Kraft.“ 


* 
a. 
Waſſe 

Ya 


Nach * Vorbemerkungen zum Amtlichen Warenverzeichnis zum Zolltarif 
derlanden einſchließlich der Kolonien und auswärtigen Beſitzungen 
nſtigungsrecht auf deutſcher Seite eingeräumt, ebenſo wie 
die zum deutjichen Zollverein gehörigen Staaten in den 
tlande das re een, Der deutich-niederländiiche 
vertrag iſt abgedrudt bei Dittmar II. Band ©. 224 und im Kal. bayer. 
; r. 30 vom 14. Juni 1852 laut Bekanntmachung vom 23. Mai 1852. 
htlich des Guteraustauſches zwiſchen dem deutſchen Zollgebiet und den 
ſtehendes zu bemerken: 
"Niederlanden bezieht Deutſchland hauptjählih Nahrungs: und 
= Leinſaat. Die hauptſächlichſten Einfuhrartikel für Deutſch— 
N den find Tabak (17 Millionen ME.), Fleiſch vom Vieh 
- Si) Kaffee (12 Millionen ME), friſche Küchengewächſe 
nen ME.), gejalzene ‚Saßiperinge (10 Millionen ME.), Käſe (10 Mil- 
.), Milchbutte (9 Millionen ME), Rohzinn (7 Millionen ME), 
— Nillionen ME.), Blumenzwiebeln (6 Düillionen ME.), friſche 
m) Pferde (5 Millionen MU.), Leinfaat (4 Mil: 


e ten t Ausfu artikel Deutichlands nad) Holland jind Stein- 
io Mage ), eider und Wälhe (265 Millionen ME), Eiien: 


* 


te — war, zu einem günſtigen Abſchluß zu gelangen, jo erfolgte die Unterzeichnung - 
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waren (24 Millionen ME), Wollwaren (14 Millionen ME), Maſchinen 
(9 Millionen ME), Stabeifen, Eifenblehe (12 Millionen ME), Oelkuchen 
(4 Millionen ME), Baummollgewebe (6 Millionen ME), Strumpfwaren 
(3 Millionen ME), Mehl (12 Millionen ME.) u. a. m. 


Die Ein: und Ausfuhrwerte nad) Abzug der Edelmetalle betrugen in den 
legten zehn Jahren nad) der deutſchen Reichsſtatiſtik: 


Einfuhr aus Holland Ausfuhr aus Deutihland Ausfuhr- 


Jahr nah Deutſchland nad Holland überihuß 
(in Millionen Marf) 
1891 270 267 — 
1892 208 233 25 
1893 212 240 28 
1894 188 243 55 
1895 161 245 84 
1896 159 262 103 
1897 181 263 82 
1898 180 278 98 
1899 196 321 125 
1900 209 364 155 


Der bdeutiche Ausfuhrüberihuß ift ſeit 1892 ftetig gewachſen bis zum 
Jahre 1896, im Jahre 1897 trat eine Verminderung ein, die ſich aber von 
1898 bis 1900 wieder ausglid. Das Kaiſ. Statiftiiche Amt bemerkt hiezu in 
feiner Bearbeitung des auswärtigen Handels (Heftansgabe) : 


„Aus der niederländiihen Etatiflif gewinnt man fein richtiges Bild vom Außenhandel 
mit Deutichland; abgejehen davon, daß bdiejer nur als Handel mit Preußen, Oldenburg, 
Hamburg, Lübeck bdargeftellt wird, gibt die Gtatiftif der Niederlande im Seeverfehr nur 
dasjenige Land als Herkunftsland an, in deflen Hafen das Schiff beladen wurde, im Land» 
und Flußverkehr nur das angrenzende Land, aljo Belgien und Preußen; als Beilimmungs« 
land nur dasjenige Land, wohin das Schiff zunächſt geht, oder das angrenzende Land (das 
Nachbargebiet). Demnach find die Waren, welche mit der Bahn von Holland nah Frankreich 
gehen, dem Handel mit Belgien, Waren, die auf dem Rhein aus der Schweiz fommen oder 
dahin gehen, find dem Handel mit Preußen zugezählt. Der niederländijch-deutiche Auben- 
handel iſt daher in der niederländiſchen Statijtif zu hoch bewertet; es betrug beijpielsmweife 
in 1898 die Einfuhr aus Preußen nad Holland 313 Millionen Gulden = 532 Millionen ME. 
und die Ausfuhr dorthin 788 Wiillionen Gulden = 1340 Millionen ME, während bie Einfuhr 
Deutihlands aus den Niederlanden in 1898 nur ca. 180 Millionen DE. nad) der deutjchen 
Statiſtit aufweiſt. Allein an Ghinarinde jollen nad der miederländiichen Statiftit für 
208 Millionen ME. nad Preußen gegangen fein; im Jahre 1899 jollen 29349 dz im Wert 
von 117’/s Millionen DIE. Ehinarinde nah Preußen verjendet worden jein, während die 
Gejamteinfuhr Deutihlands an Ehinarinde nad der deutihen Statiftif 25040 dz im Wert 
von 2'/s Diillionen Dit. nachweiſt. Dies erklärt fi) daraus, daß in den Niederlanden für 
Ehinarinde no immer der amtliche Wert der Vorzeit zu 40 Gulden pro kg — 6800 Mt. 
pro dz angenommen wird, während in Deutichland der Marktpreis von 70 ME. pro dz = 1°/o 
des niederländifchen Wertanfages der ftatiftiihen Wertberechnung zu Grunde gelegt wird.“ 


Im Märzbeit des D. H.A. 1901, 1&. 280 und 283 ift der auswärtige 
Handel und die Schiffahrt der Niederlande im Jahre 1899, jowie der Verkehr 
mit Deutichland im Jahre 1900 veröffentlicht. Der Gejamtaußenhandel der 
Niederlande wird hier für 1898 und 1899 (im Spezialhandel) auf 1796 Mit- 
lionen Gulden (1898) bezw. 1916 Millionen Gulden (1899) in der Einfuhr 
zum Berbraud) und auf 1516 Millionen Gulden (1898) bezw. 1583 Millionen 
Gulden (1899) in der Ausfuhr aus dem freien Verkehr angegeben. Auf 
Preußen trafen in der Einfuhr nad) Holland 313 bezw. 303 Millionen Gulden 
und in der Ausfuhr aus Holland 787'/z bezw. 806'/: Millionen Gulden, auf 
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—— 26 bezw. 28 Millionen Gulden in der Einfuhr und 25 bezw. 27 Mil— 
lionen Gulden in der Ausfuhr, auf Bremen 2'/s bis 3 Millionen Gulden in 
der Einfuhr und '/s bi8 1 Million Gulden in der Ausfuhr. Der Verkehr mit 
Lübeck und Mecklenburg bewegt fih in 1 bis 2 Millionen ME. Wert. Der 
Verkehr mit Oldenburg wird nicht mehr Ipegiel nachgewieſen. 
Ueber den Schiffsverkehr und die Handelsflotte der Niederlande gibt das 
2.9.4. nad) dem Niederländiſchen Staatscourant im Septemberheft 1901, I 
©. 837 Aufihluß, wonach am 31. Dezember 1900 638 Handelsſchiffe mit 
| einem Gehalt von 346 783 Tonnen vorhanden waren. 
} Erwähnenswert ift audy der Bericht des Kaiſ. Generalfonjulats für Holland 
— (Oktoberheft des D. H.-W. II, ©. 852). Hienach ſteht Preußen (Deutſchland) im 
Handel mit den Niederlanden noch immer an erſter Stelle, wird jedoch von den 
Vereinigten Staaten von Amerika hart bedrängt, welche unter den Einfuhrländern 
den zweiten Plaß einnehmen. An dritter Stelle fommt Großbritannien, das 
im Sabre 1899 feine Stelle dem Handel der Niederlande mit jeinen oftindiichen 
Kolonien abgeben mußte, an fünfter Stelle ſteht Belgien und dann folgt Rußland. 
n den Hafen von Amsterdam liefen im Jahre 1899 ein 2024 Schiffe 
mit 7 Millionen cbm Inhalt, darunter waren 5 Segelichiffe mit 3547 cbm 
Inhalt und 125 Dampficiffe mit 307124 cbm Inhalt deuticher Nationalität. 
Dinfichtlich des Rheinſchiffahrtsverkehrs ſ. D. H.A. 1901, I ©. 594 ff. und 
bezüglid des Handels der Niederlande mit Niederländiih-Oftindien |. D. DA. 
| 1901, I ©. 200. Derjelbe betrug im Jahre 1899 in der Einfuhr aller Waren 
nad) Niederländiic- Dftindien 191 Millionen Gulden und in der Ausfuhr aus 
Niederländiich-Oftindien 251 Millionen Gulden. 
Die Niederlande, ein Königreich, fonftitutionelle Monarchie, haben 33000 qkm 
eninhalt und 5 Millionen Einwohner, mit den auswärtigen Beligungen 
2 ionen qkm Flächenraum und 40 Millionen Ginwohner. Es  beiteht 
bie Bolbwährune mit 1 Gulden ala Einheitsmünge; der Gulden hat 100 Cents 
und gilt 1,69 bis 1,70 ME. 1 ZTientje (Goldmünze) = 10 Gulden — 16,90 ME. 
ah nd Gewicht > metriſch mit holländijcher Bezeichnung: 1 Elle — 
1 My = 1ikm 1%a = 1Ihl. 1%ond = Ike. 1 — 


000 kg. 
| 8 folgt nun die Beiprehung der Handelöbeziehungen mit denjenigen 
| _ Stonte, melde durch Frie densſchlüſſe feitgelegt worden find. Hieher ges 
Ban handelspolitiſchen Abmachungen im Art. 11 des fyriedensvertrags in 
5 ta. M. mit Frankreich (10. Mai 1871) und des Wiener Friedens von 
4 mit Dänemark. Ueber die Entftehung des Art. 11 des Branfjurter Friedens 
; J se adje ift in dem ſchon mehrerwähnten Buch: Die Handelöpolitif 
eis dom Bee: Frieden bis zur Gegenwart eine ausführ- 
he Abhandlung geliefert. (©. 1 f}.) 
Der Art. 11 des Frantfurter Friedens lautet: 


S die Sanbelsverträge mit ben verſchiedenen Staaten Deutſchlands durch dem Krieg 
find, fo werben die deutſchen Regierungen und die franzöfiihe Regierung ben 
ber enjeitigen East auf dem Fuß ber meiftbegünftigten Nation ihren 


8 legen 
eg: bie Eingangs: und Ausgangsabgaben, den Durchgangsverkehr, die 
m, bie Zulaffung und Behandlung der Angehörigen beider Nationen und ber 















1 bon der vorgedadhten Regel die Begünjtigungen, welche 
u Zeile dur Hanbelövertrag andern Ländern gewährt hat oder 
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arg * als den folgenden: England, Belgien, Niederlande, Schweiz, Oeſterreich 
un ußland. 

* Schiffahrtsverträge und die Uebereinkunft betr. die Zollabfertigung des internationalen 
Verkehrs auf den Eiſenbahnen, ſowie die Uebereinkunft wegen gegenſeitigen Schutzes der Rechte 
an litterariihen Erzeugnifien und Werfen der Kunſt follen wieder in Kraſt treten. 

Indeſſen behält fi die franzöfiiche Regierung die Befugnis vor, von den beutichen 
Schiffen und deren Ladungen Tonnen» und fFlaggengebühren zu erheben mit dem Vorbehalt, 
daß diefe Gebühren die von den Schiffen und Flaggen der vorerwähnten Nationen erhobenen 
nicht überfteigen.“ 

Durch diefe Abmahung Hat Deutichland die unkündbare Berpflichtung 
übernommen, jede Begünftigung, die es dem Handel Englands, Belgiens, der 
Niederlande, der Schweiz, Oefterreich- Ungarns und Rußlands jemals gewährt, 
ohne weiteres auch Frankreich zu teil werden zu laſſen. Lebteres würde auch 
alle Vorteile, die einem der genannten Staaten etwa bei Abjichluß eines engeren 
Zollverbandes mit Deutjchland zu teil werden fönnten, zu beanſpruchen in der 
Lage fein. Das Deutihe Reich befindet fih Frankreich gegenüber in derjelben 
Lage und in demjelben Vorteil; doc) iſt nicht zu verfennen, daß die Vereinbarung 
für Frankreich in gewiffer Hinſicht günftiger ift als für Deutichland. Letzteres 
ift gebunden, alfe Vorteile, die es jeinen unmittelbaren widjtigeren Nachbarn 
gewährt, ohne weiteres auch Frankreich zuzumenden. Nur mit Dänemarf, 
Schweden und Norwegen und Italien ift ihm der Weg zu Sonderabmadungen 
offen geblieben. Frankreich dagegen bleibt e8 unbenommen, mit den ihm nächſt— 
benachbarten lateiniichen Völkern, Spanien, Portugal, Italien Verträge abzu— 
ichließen, deren Vorteile Deutichland nicht zu gute zu fommen brauchen. 

In dem oben erwähnten Werf wird jodann verſucht, Aufklärung darüber zu 
ihaffen, weshalb Deutſchland dem befiegten Frankreich ein ſolches Entgegen- 
fommen in handelöpolitiicher Beziehung gezeigt hat. 

Auch) Dr. Vosberg-Reckow berührt in feiner Broſchüre „Die Politik 
der Handeläverträge” (Heft 3 der Echriften der Zentralitelle für Vorbereitung 
von Handelöverträgen) diefe „ewige“ Mteiftbegünftigung zwiſchen Deutichland und 
Frankreich.) 

Auch Dr. Grunzel ſchreibt in ſeinem Buch: Syſtem der Handelspolitik 
S. 444: Eine Anomalie bildet der Art. 11 des Frankfurter Friedensvertrags 
von 1871. Derjelbe ftellt nämlich einen Meijtbegünftigungsvertrag, aljo einem 
Handelävertrag dar, der jedod) deshalb, weil er in einen Friedensvertrag ein- 
geichloifen ift, ebenjo wie die übrigen Paragraphen diejes Friedensvertrags auf 
ewige Zeiten gilt und unfündbar it. — Bernerfenswert ift noch die zujäß- 
liche Uebereinfunft vom 12. Oktober 1871 Art. 11 und die Zuſatzkonvention 
vom 11. Dezember 1871. (Bol. aud) die Darlegung bezüglich diejes Handels: 
vertrags in dem Buch: Zölle und Steuern des Deutichen Reichs von Aufſeß— 
MWiefinger, 5. Auflage, Hirths Verlag, 1900.) 

Frankreich führt dem deutichen Zollgebiete feine Wolle, Weine, Rohſeide und 
Seidenzeuge, Liqueure, feines Leder, Kurzwaren und fünftlihe Blumen zu, auch 
der Verſandt an Litteratur: und Kunftgegenftänden ift nicht unbedeutend. Deutich- 
land führt dahın aus Mafchinen, Steintohlen, Woll: und Baummollwaren, Hopfen, 
Spielzeug, Eijenwaren, Bier, Anilinfarben, irurgiiche und aftronomilche Inſtru— 
mente x. Das Jahr 1900 war für die deutiche Ausfuhr wegen der Parijer 
Meltausftellung ein hervorragend günitiges, wie nachjtehende Tabelle zeigt: 


) Val. auch A. Onden: Art. 11 des Frankfurter Friedens und der Ablauf der euro— 
päiſchen Handelsverträge. 
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Einfuhr aus Frankreich Ausfuhr aus Deutihland Ueberſchuß der 


Jahr nad Deutichland nad Frankreich Einfuhr 
(ohne Edelmetalle) (ohne Edelmetalle) Deutſchlands 
(in Millionen ME.) 
1891 250 237 13 
1892 254 200 54 
1893 236 201 35 
1894 211 188 23 
1895 223 202 21 
1896 230 201 29 
1897 245 210 35 
1898 265 206 59 
1899 303 217 86 
1900 312 278 34 


Im deutichen Außenhandel fteht der Handel mit Frankreich ohne Algier 
und Tunis im Jahre 1900 in der Einfuhr an jechfter und in der Ausfuhr 
an achter Stelle. 

Nach der franzöfiichen Statiftif nahm Deutichland im franzöfiichen Spezial: 
bandel in der Ein- und Ausfuhr die dritte Stelle ein. In der Ausfuhr kamen 
Großbritannien und Belgien, in der Einfuhr Großbritannien und die Ber: 
einigten Staaten von Amerika vor Deutichland. 

für 1900 ift der Außenhandel Frankreichs im D. H.:4. 1901, I ©. 293 
veröffentlicht. 

Hienady betrug die Einfuhr Frankreichs: 


1900 1899 
(Wert in Millionen Franken) 
Lebensmittel . . . . 2... 830 950 


Rohitoffe für die Induftrie . . 2738 - 2840 
Kabrilate -. . - . >» 2. —F 840 728 

4408 4518 

Ausfuhr: 

Bebensmittel . . . 2 2 2. 177 676 
Rohſtoffe für die Induftrie . . 1090 1210 
Fabrifate. -. . 2» 2 2. 2...19% 2077 
Boftloli - - - 2 2 2 02. 215 1% 

4078 4153 


Ueber die franzöfiihen Schußzollbewegungen, die franzöſiſchen Zolltarife von 
1881 und 1892, den Bollfrieg zwiſchen Frankreich) und alien, die Wirkungen 
der franzöfiichen Handelsftatiftif in Bezug auf Frankreichs Handelöbeziehungen 
zu der Schweiz, Italien, Spanien, Rußland und den Vereinigten Staaten von 
Amerifa verbreitet ſich das jchon mehrfach erwähnte Werk: Die Handelspolitit 
des Deutſchen Reihe vom Frankfurter Frieden bis zur Gegenwart. Hienach 
haben ſich Die Hoffnungen der Schußzollpolitit Melines nicht erfüllt. Marſeilles 
Handel ift erheblich zurüdgegangen und erft nad; Melines Sturz jcheinen den 
Franzoſen die Augen über die Wirkungen jeiner Politik aufzugehen. Verſchiedene 
Blätter greifen jeit einiger Zeit die übertriebene Schußzollpolitif an und das frühere 
Hegen gegen den deutichen Handel ift eingeichlafen (S. 193 1. c.). 

Frankreich, eine Republik, mit einem Flächeninhalt von 536408 qkm und 
der faſt ftabilen Einwohnerzahl von 38*/2 Mtillionen Seelen, hat die Doppelwährung 
(faftiichh die Goldwährung) mit der Einheitsmünze 1 Frank a 100 Gentimes 
(20 Sous) — 81 Pig., die Goldmünzen find zu 50, 20, 10 und 5 Franks 

9* 
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ausgeprägt, die Silberftüde zu 5, 2, 1 Franks, 50 und 20 Gentimes und bie 
Bronzemünzen zu 10, 5, 2 und 1 Gentimes. Frankreich fteht mit Italien, 
Belgien, der Schweiz und Griechenland in Münzunion. 

Maße und Gewicht find metriſch. — 

Hinfichtlich der Handelsbeziehungen mit Dänemark find die älteren Ber: 
träge zmwilchen Preußen und Dänemark vom 17. Juni 1818 jowie die Konvention 
mit Preußen vom 26. Mai 1846, ferner der Art. 21 des Wiener Friedens vom 
30. Oktober 1864 maßgebend. 

Nach Art. 3 des Vertrags zwildhen Preußen und Dänemark vom 17. Juni 
1818 joll die Schiffahrt unter Gleichſtellung der beiderjeitigen ?ylaggen in Bes 
zug auf Bolle und Hafengelder den meijtbegünftigten Nationen gleichgeitellt fein. 
Nach Art. 3 der Konvention vom 26. Mai 1846 jollte bie Deiftbegänftigung 
aud auf die Kolonien Dänemarks ausgedehnt jein. 

Jedoch nach Art. 21 des Wiener Friedens joll nur Dänemark hinfichtlic 
feiner Boden: und Gemerbeerzeugnifje bei der Einfuhr bderjelben nad) den 
Provinzen Scyleswig-Holftein und Luremburg und nad) Deutichland den meift: 
begünftigten Nationen gleichgeftellt fein. 

Nach dem Bundesratsbeihluß vom 30. April 1885 und nad) ben Vor: 
bemerfungen zum Amtlihen Warenverzeichnis genießt Dänemark (aber ohne 
Kolonien und Schutzgebiete) die Meiftbegünftigung. 

Dänemark liefert nad) Deutſchland hauptſächlich Erzeugniffe der Viehzucht, 
des Bodens und der Fiſcherei und bezieht von Deutichland Ynduftrieprodufte und 
Getreide. Die hauptſächlichſten Einfuhrartifel aus Dänemark für Deutichland find: 

Pierde (16 Deillionen ME. Wert), Rindfleiſch (6 Millionen ME.), Fiſche 
(5 Millionen ME.),. Rindvieh (9 Millionen ME.), Gerfte (2/s. Millionen ME.), 
Milchbutter, (2 Millionen ME). Die von Deutichland nah Dänemark aus: 
geführten Waren beftehen in Baummoll: und Wollmaren (16 Millionen ME.), 
Eijenwaren (8 Millionen ME), Weizen und Mehl [hauptjächlic; aus Roggen] 
(6 Millionen ME), Zuder (2%: Millionen ME), Maſchinen (2'/; Millionen 
ME.), Lederwaren (2 Millionen ME.), Kunftgegenftänden (2 Millionen ME.) u. a. m. 

Der Gejamteinfuhrwert Deutichlands aus Dänemark betrug in den legten zehn 
Jahren zwiihen 50 und 75 Millionen ME., die Ausfuhr aus Deutichland nad) 
Dänemark zwiſchen 73 und 125 Millionen ME., ſodaß im Handel mit Dänemark 
für Deutichland Ausfuhrüberichüffe beftehen von 10 bis 54 Millionen Mk. Ins— 
bejondere jeit 1893 hat ſich die deutiche Ausfuhr nach Dänemark erheblidy gebeffert. 
In den Sahren 1893 und 1896 ift die Einfuhr aus Dänemark nad) Deutichland 
auffallend zurüdgegangen (von 75 auf rund 60 Millionen ME.). Diefer Rüdgang 
beruhte auf den wegen Seuchengefahr notwendig gewordenen Viehſperren. Auch 
jegt ift die Einfuhr von Schweinen ganz verboten, von Rindern und Schafen 
nur zuläffig für Quarantäneanftalten und Sclahthäufer. Die Einfuhr von 
Rindfleiich aus Dänemark hat ftetig zugenommen (von 1'/s Millionen DE. Wert 
in 1891 auf 8 bis 10 Millionen ME). Das neue Fleiſchbeſchaugeſetz wird auch 
in biefer Beziehung manche Aenderung veranlafien. 

In der däniihen Handelsftatiftit nimmt Deutichland eine hervorragende 
Stelle ein, in 1899 betrug die Einfuhr aus Deutichland nad) Dänemarf 
144 Millionen Kronen = 29/0 der dänischen Gelamteinfuhr, jodaß Deutſch— 
land als erjtes Einfuhrland dafteht. Bei der Ausfuhr Dänemarks fommt zuerft 
Großbritannien, dann Deutſchland mit 67 Millionen Kronen = 18°/o der 
Gejamtausfuhr. x 
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Ber der dänifchen Statiftik ift aud der Handelsverkehr mit den deutichen 
Freihäfen mit berüdfichtigt, weshalb die dänischen Zahlen größer find als die 
Zahlen der deutſchen Zollgebietsftatiftif. 

Im D. H.A. ift im Aprilheft 1901, I ©. 439 der Außenhandel Däne: 
marf3 pro 1899 veröffentlicht. Hienach betrug die Einfuhr und Ausfuhr Däne: 
marks nad) Abzug der Edelmetalle im Spezialhandel, d. h. zum Verbrauch bei 
der Einfuhr und bei der Ausfuhr in Bezug auf dänifche Erzeugniffe bezw. im 
Gejamteigenhanbdel : 


(in Millionen Kronen) 
Ausfuhr 


e Einfuhr ; . 

Jahr Bejamteigenhandel Spezialhandel Geſamteigenhandel Spezialhandel 
1899 492 400 364 270 

1898 462 367 326 288 

1597 417 326 328 244 

1896 384 341 254 219 


Der Anteil Deutichlands ift im Gefamteigenhandel Dänemarks 


in der Einfuhr nad Dänemart Ausfuhr nah Dänemark 
(in Millionen Kronen) 


1599 1898 18599 1898 

Hamburg . - . . . 39 35 13 9 
7. U 21 19 4 3 
Schleswig-bolftein.. . 6 7 11 12 
Uebriges Deutichland . 78 73 39 33 
ä zufammen 144 134 67 57 


Die Einfuhr aus Großbritannien nad) Dänemark betrug im Jahre 1899 
dem Werte nach nur 100 Millionen Kronen, die Ausfuhr dorthin aber 
216 Millionen Kronen. 

Dänemarf, ein Eonftitutionelles Königreich, hat 39 665 qkm und etwas 
über 2 Millionen Einwohner. Es befteht die Goldwährung mit der Einheits- 
münze. 1 Krone (Silber) = 1 Mt. 12%/e Pfg. zu 100 Dre. 1 Mil (Meile) 
=7' km. 1 Faden = 3 Alen. 1 tr. = 100 Pd. = 50 kg. 1 Tonne 
Sand = 5516 qm. 

Im Anſchluß an Dänemark ift aud der Außenhandel Deutichlands mit 
den vereinigten Königreihen Schweden und Norwegen zu erwähnen. 
Schweden und Norwegen genießen nad) dem Bunbdesratsbeihluß vom 20. Fe— 
bruar 1855 ($ 115 der Protokolle) die Meiftbegünftigung. 

Aus Norwegen bezieht Deutichland hauptſächlich friſche Fiſche und ge- 
jalzene Heringe in Fäſſern, Fiſch- und Robbenſpeck, Thran; jodann Bau: und 
Nusholz, jog. norwegifche Hummern (Nephrops), Stodfiih und Walfischbarden, 
deldipath u. a. Aus dem deutichen Zollgebiet werden dorthin ausgeführt Roggen— 
mehl, Zucder in Broten, wollene Tuchwaren, Maſchinen und Eijenwaren, Kleider, 
Roggen, Hafer. 

Die Einfuhr aus Norwegen nad) Deutichland ftieg von 20 Millionen ME. 
im Jahre 1891 auf 29 Millionen ME. im Jahre 1898, fiel jodann aber auf 
25 und 21 Millionen ME. in den Jahren 1899 und 1900. Die Ausfuhr aus 
Deutihland nach Norwegen dagegen hob fi) von 40 (1891) auf 77 Millionen 
ME im Jahre 1899, ſank aber im Jahre 1900 auf 71 Millionen ME. zurüd. 
Der deutſche Ausfuhrüberihuß zeigt aljo Werte von 18 bis 52 Millionen 
ME. Norwegen ift das Hauptbezugsland für deutiches Roggenmehl (neben Finn: 
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land). Auch die Ausfuhr deutfcher Lokomotiven und Lofomobilen ſowie bes 
Zuckers ift in den leßten Jahren der Menge und dem Werte nad) gewachſen. 

Nach der norwegischen Statiftit für 1899 fteht Großbritannien im nor: 
wegiichen Außenhandel jowohl in der Einfuhr als in der Ausfuhr an erfter 
Stelle und hat jomit Deutjchland, das in den Jahren 1896/98 in der nor: 
wegiſchen Einfuhr noch den eriten Pla einnahm, überflügelt. Die Einfuhr 
Norwegens aus Großbritannien betrug im Jahre 1899 88'/s Millionen Kronen 
— 28'/.°/o der Gejamteinfuhr, während die Einfuhr aus Deutichland 88 Mil: 
lionen = 28° der Gejamteinfuhr ergab. 

Ausgeführt wurden aus Norwegen nad) Großbritannien Waren im Werte 
von 66'/ Millionen Kronen = 41'/2'/o der Gejamtausfuhr, nad) Deutichland 
nur im Wert von 22"/s Millionen Kronen = 14 °/o der Gejamtausfuhr, jodaß 
der Anteil Großbritanniens am Gejamtaußenhandel Norwegens im Jahr 1899 
155 Millionen Kronen = 33/0 des Geſamtumſatzes und der Anteil Deutſch- 
lands 110 Millionen Kronen = 23'/2"/o de8 Geſamtumſatzes betrug. 

Der erhebliche Unterſchied zwiſchen den ftatiftiich feſtgeſetzten normwegiichen 
Einfuhrwerten und den deutichen Ausfuhrwerten rührt hauptſächlich davon ber, 
daß in der Handelsftatiftif des deutjchen Zollgebiets, welches für die deutjche 
Reichsſtatiſtik bekanntlich nur in Betracht kommt, der Warenverfehr des Frei— 
hafengebiet3 von Hamburg nicht mit inbegriffen ift, von wo erhebliche Mengen 
Kaffee und Kolonialwaren nad) Norwegen kommen, ohne das deutjche Zoll: 
gebiet zu berühren, jodaß diefe Waren für die deutiche Statiſtik nicht zur Be— 
rechnung gelangen, wohl aber in der norwegiichen Statiftif als deutiche Pro: 
venienzen ericheinen. Der Unterjchied zwiſchen der norwegiichen Ausfuhr nad) 
eh ift weniger erheblich, er machte im Jahre 1899 nur "/s Millionen 

. auß. 

Für den deutichen Handel mit Schweden fommen bei der Einfuhr nad) 
Deutihland hauptlählih Bau: und Nutzholz, Eifenerze und Eijen, Steine und 
Kautichuf in Betracht. Die Ausfuhr Deutichlands nad) Schweden befteht haupt: 
jählid in Textilwaren, Weizen, Lederwaren, Majchinen, Eilenwaren, Kleidern, 
en und Droguen, Mehl, Abraumfalzen und SKalijalpeter, Zuder, 

opfen. 

Die Gejamteinfuhr Deutichlande aus Schweden ergab für 1900 einen 
Wert von 105 Millionen ME. und die Gefamtausfuhr dorthin einen jolchen 
von 138 Millionen ME, jodaß die deutiche Ausfuhr um 33 Millionen ME. 
größer iſt als die Einfuhr. 

Die Einfuhr Deutichlands aus Schweden ftieg von 1891 bis 1900 von 
52 auf 105 Millionen ME. und die Ausfuhr von 73 auf 138 Millionen Mk., 
ſodaß Schweden für Deutichland ein guter Kunde ift. 

Nah der jchwediichen Statiftif nimmt Deutichland an dem Außenhandel 
Schwedens, was die Ausfuhr und den Gefamthandel anbelangt, die zweite Stelle 
ein, was die Einfuhr anbelangt, jogar die erſte Stelle. In der Ausfuhr und 
im Gejamthandel ſteht Großbritannien an erfter, Deutichland an zweiter und 
Dänemark an dritter Stelle. 

Die Ausfuhr Schwedens betrug nach der ſchwediſchen Statiftit nad) Groß: 
britannien im Jahre 1899 an 157 Millionen Kronen — 44°/o der Gejamt: 
ausfuhr, nad) Deutſchland 55 Millionen Kronen = 15°/o der Gejamtausfuhr, 
und nad Dänemark 43 Millionen Kronen = 12° der Gejamtausfuhr. Die 
Einfuhr Schwedens aber ergab für den Bezug aus Deutichland im Jahre 1899 
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einen Wert von 184 Millionen Kronen = 36'/2°/o der Gejamteinfuhr, für 
Großbritannien einen ſolchen von 154 Millionen Kronen = 30'/20/o der Geſamt— 
einfuhr, und für Dänemark einen ſolchen von 61 Millionen Kronen = 12% der 
Gelamteinfuhr. 

Am Gejamthandel Schwedens iſt Großbritannien mit 312, Deutichland 
mit 239 und Dänemark mit 104 Millionen Kronen beteiligt. Nach der ſchwe— 
diihen Handelsſtatiſtik ift die Einfuhr aus Dänemark nad) Schweden größer ala 
die Ausfuhr Deutihlands dorthin, was wie bei Norwegen darin jeinen Grund 
hat, daß die Bezüge aus dem Freihafen Hamburg in der jchwediichen Statiftif 
den deutjchen Provenienzen zugerechnet werden, in der deutichen Reichsſtatiſtik aber 
der Verkehr des Freihafengebiets Hamburg leider fehlt. Auch die Wertfeftjegung 
der Waren ijt in Schweden anders als in Deutichland. Die Ausfuhr Schwedens 
nach Deutichland ift nad) der ſchwediſchen Statiftit etwas höher bewertet ala die 
Einfuhr Deutichlands aus Schweden nad) der deutjchen Statiftit, was an ber 
Berichtedenheit der Wertberechnung jeinen Grund hat. Der Handel der drei 
nordischen Reiche Schweden, Norwegen und Dänemark vollzieht fich vielfach über 
die Hanjeftadt Lübed. 

Der Außenhandel Norwegens für 1900 ergab in der Einfuhr und Aus: 
fuhr einen etwas höheren Wert als im Jahre 1899; gleihwohl foll das Jahr 
1900 für Norwegens Handel und nduftrie infolge der eingetretenen Krifis 
weniger günftig gewejen fein al8 die Vorjahre. (Vgl. Handelsbericht des Kail. 
Generalfonfulats in Chriftiania im D. H.A. 1901, II ©. 705 ff. und für 1899 
im Januarheft 1901, II ©. 115 ff.) 

Der Warenverfehr Schwedens mit Deutjchland ift im D. H.:U. 1901, I 
—— bis 301 und die Zuckerinduſtrie Schwedens ebendaſelbſt S. 302 dar— 
geſtellt. 

Schweden und Norwegen, zwei durch Perſonalunion vereinigte konſtitutionelle 
Monarchien, haben zuſammen 792878 qkm und 7/ Millionen Einwohner. 
Die Münzverhältnifie find diejelben wie in Dänemarf. 

Zu den Staaten, die durch bejondere Handelsabfommen die Handels: 
begiehungen zu Deutichland geregelt haben, gehören Großbritannien und 
Spanien. 

Die Handelöbeziehungen Deutichlands zu England jchildert das jchon öfter 
erwähnte Werk: Die Handelapolitit des Deutichen Reichs feit dem Frankfurter 
Frieden bi8 zur Gegenwart auf S. 195 bis 209. 

Dir Verfaſſer diejes Buches entwirft hiebei eine Darftellung der Freihandels— 
politit Englands und die dahinter verftedten Schugmaßregeln der Vieheinfuhr- 
verbote ind des Handelamarfengejeges (marchandise marks acte). Auch der 
bereits früher verſuchte Schuß der engliichen Zuderraffinerien ift duch Ein: 
führung des Zuderzolles, welcher Raffinadezuder nicht bloß entiprechend, jondern 
ım Verhältnis weit höher belaftet ala Rohzucker, wieder aufgenommen worden. 

ferner wird auf Lord Salisburys Rede in Haſtings im Jahre 1892, ala er 
gegen den Freihandel polemijierte, hingewielen. Die federation League bezwedt 
einen fefteren Zujammenjchluß zwiichen dem Mutterland und den Stolonien. 
Die Kündigung der Handelsverträge jeitens Großbritanniens mit Belgien und 
Deutihland und die Rückwirkung aller diefer Verhältniffe auf den deutichen 
Handel mit Großbritannien wird hiebei beiprochen. 

Ueber das handelspolitiiche Verhältnis Deutjchlands zu Großbritannien jeit 
dem Abſchluß des deutjcheengliichen Handelsvertrags im Jahre 1865 gibt das 
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in ©. Hirths Verlag im Jahre 1900 neu bearbeitete Buch: Die Zölle und 
Steuern des Deutichen Reichs von Aufjeß-Wiefinger folgende Darftellung : 


Der Handelövertrag zwiihen dem Zollvereine und Großbritannien wurde am 
30. Dat 1865 abgeichlofien nebſt einer Deflaration über die Behandlung der Handlungs: 
reifenden, welche Miufter bei fidh führen, vom 1. April 1869 und über den Beitritt der beiden 
Medlenburg, Lauenburgs und Lübecks vom 9. Nanuar 1869. 

Diefem Bertrage war ein früherer vom 2. März 1841 vorangegangen, der jedoch im 
Jahre 1848 außer Kroft trat, ſodaß ſeit diefer Zeit fein vertrugsmäßiges Berhältnis 
Deutichlands bezüglich des Handels mit Großbritannien bejtand. 

In diefem wichtigen Vertrage von 1865 ift für die handeltreibenden Staatsangehörigen, 
fowie für Die Erzeugnijie der Gebiete und Beſitzungen beider Kontrahenten bei der 
Ein» und Ausfuhr gleiche Behandlung ftipuliert, die zollfreie Durchfuhr von Erzeugniiien, jowie 
die gegenfeitige Behandlung auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nation zugeſtanden. Für die 
Bezeihnung der Etifettierung der Waren oder deren Verpadung, für Mujter, Fabrik- und 
Handelszeichen ijt gleiher Schuß gegenfeitig zugeſichert. Schließlich ift verabredet, daß alle 
diefe Beitimmungen aud auf die Kolonien und auswärtigen Befihungen Großbritanniens 
Anwendung finden. Der Vertrag trat vom 1. Juli 1865 an in Kraft und jollte bis 30, Juni 
1877 gelten. Zugleich war eine zwölfmonatliche Kundungsfriſt feſtgeſetzt. 

Der Art.6 deö Vertrags von 1865 wurde durd die Dellaration vom 14. April 1875 
auf das ganze Reichsgebiet Deutichlands ausgedehnt, da er vorher nur für das Follgebiet 
gegolten hatte.') Diejer feit dem Jahr 1865 fortdauernd giltige Handelövertrag wurde am 
30. Juli 1897 auf Betreiben Kanadas von der großbritanniichen Negierung gekündigt. 

Infolge diefer Kündigung traten der genannte Vertrag und die Zufaßvereinbarungen 
mit dem Ablauf bes 30. Juli 1898 außer Kraft. 

Der Bundesrat hatte auf Grund des Gejehes, betreffend die Handelsbeziehunger zum 
Britifchen Rei, vom 11. Mai 1898 (R.-G.:Bl. ©. 175) für die Zeit vom 31. Juli 1898 bis 
30. Juli 1899 laut Belfanntmahung vom 11. Juni 1898 (R.-G.-BL. S. 909) den Angehörigen 
und Erzeugniffen des vereinigten Königreichss von Großbritannien und Irland, jowie der 
britiihen Kolonien und auswärtigen Befigungen mit Ausnahme von Kanada diejenigen Vorteile 
eingeräumt, die feitens bes Reichs den Angehörigen und den Erzeugniffen des meiftbegünftigten 
Landes gewährt wurden. 

Der Ausschluß Kanadas von der Meiftbegünftigung war erforderlich, weil bort jeit 
Ablauf des Handelövertrags vom 30. Mai 1865 auf deutiche Waren höhere Zollfäge Anwendung 
finden, als auf die Provenienzen Großbritanniens und mehrerer britifcher Kolonien und weil 
ſonach Kanada gegenüber nicht mehr Diejenigen in der Begründung zur Vorlage vom 21: April 
1898 (Neichstagsdrudjache Nr. 242) befonders gekennzeichnete Vorausjegungen vorhanden waren, 
— welche von der Ermächtigung des Geſetzes vom 11. Mai 1898 Gebrauch gemacht werden 
onnte. 

Da die über den Abſchluß eines neuen Handelsvertrags zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und Großbritannien eingeleiteten Verhandlungen ſich noch in der Schwebe befanden und nicht 
zu erwarten ftand, daß bis 30. Juli 1899 eine endgiltige Regelung erzielt werden konnte, jo 
war der Bundesrat ermächtigt, auch für die Zeit nad) dem 30. Juli 1899 die Meiftbegünftigung 
unter den bisherigen BVerhältniffen zu gewähren. (S. 95. und 96. Situng des Deutjchen 
Reichstags vom 17. und 19. Juni 1899.) 


Auf Antrag des Bundesrat wurde jodann dad Gejeß vom 1. Juli 1899 
erlafien (R.-6.:81. 1899 ©. 346) und nad) der Bekanntmachung vom 7. Juli 
1899 (R.G.Bl. 1899 ©. 364) wurde den Angehörigen und den Erzeugniffen 
de3 vereinigten Königreich von Großbritannien und Irland jowie der britiichen 
Kolonien und auswärtigen Befitungen mit alleiniger Ausnahme von Kanada 
die Rechte der meiftbegünftigten Nationen bis auf weiteres eingeräumt, d.h. 
bis zum 30. Juli 1900, 

Nach der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1899 (R.G.-Bl. 1899 
©. 701) wurde aud den Angehörigen und Erzeugniflen der britiichen Inſel 
Barbados das Net der Meiitbegünftigung entzogen. Nady dem weiteren 


Dieſer Artifel betrifft den gegenjeitigen Schuß für die Etifettierung, Verpackung der 
Waren, der Muſter oder Handelözeihen. ©. ReG.«Bl. von 1875 ©. 199. 
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Geſetz vom 30. Juni 1900 (R.G.Bl. ©. 305) und der Bekanntmachung vom 
23. Juli 1900 (R.:6.:81. ©. 777) wurde bis auf weiteres den Angehörigen 
und Erzeugniffen des britichen Königreichs nebſt Kolonien und ausmärtigen 
Beſitzungen — ausgenommen des Dominium Kanada und die Injel Barbados — 
das Recht der Meiftbegünftigung eingeräumt, d. h. bis zum 30. Juli 1901. 

Im Jahre 1901 aber wurde mit Rüdfiht auf die Dauer der Handels: 
verträge des Deutichen Reichs mit Defterreich-Ungarn, Belgien, Italien, der 
Schweiz und Rußland ala Zeitpunkt, bis zu welchem auch die deutich:engliichen 
Handeläbeziehungen geregelt bleiben follten, der 31. Dezeniber 1903 gewählt. 

E3 wurde ſodann das Gejeg vom 29, Mai 1901 (R.G.Bl. 1901 ©. 183) 
und die Befanntmahung vom 11. Juni 1901 (R.G.Bl. 1901 ©. 205) 
erlaffen, wonad) den Angehörigen und Erzeugnifien des vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Irland — mit Ausnahme von Kanada — die Rechte der 
meiftbegünftigten Nationen bis zum 31. Dezember 1903 gewährt werden. 

Da für die Inſel Barbados die Vorausjegungen zur Entziehung der 
Meiftbegünftigung nicht mehr vorhanden waren (vgl. Bundesratsdrudjache 1901, 
Nr. 84), jo wurde für die Angehörigen und Erzeugniffe diefer Inſel die Meift: 
begünftigung unter dem Vorbehalt, der übrigens allgemein gilt, wieder ge: 
währt, daß feine ungünftigere Zollbehandlung der deutichen Waren als der 
anderer Nationen eintritt. 

Der Handel Deutichlands mit Großbritannien ift nad den ftatiftiichen 
Zufammenftellungen jehr bedeutend. 

Nach einer ftatiftiichen Ueberficht in der Bundesratsdruckſache 1901, Nr. 51 
betrug die Einfuhr aus Großbritannien in das deutiche Zollgebiet im zehn: 
jährigen Durchſchnitt 670 Millionen ME. = 14/2 '/o der Gejamteinfuhr 
Deutichlands. 

Die Ausfuhr aus dem deutichen Zollgebiet nach Großbritannien ergab im 
zehnjährigen Durchſchnitt 710 Millionen ME. — 20 /o des deutſchen Gejamt: 
ausfuhrhandels. Zieht man aber Großbritannien nebit Kolonien und auswärtige 
Beſitzungen in Betracht, jo ergibt fich für das Jahr 1891 bis 1900 folgende 
Zujammenftellung: 


A. Einfuhr in das deutſche Zollgebiet: 
(in Millionen ME.) 





Jahr Groß⸗ Britiſch⸗ Britiſch⸗ Britiſch⸗ Uebrige 
britannien Oſtindien Auſtralien Nordamerika Kolonien 
1891 677 157 39 4 24 
1894 609 164 98 2 21 
1896 647 171 103 3 29 
1898 826 221 87 6 53 
1900 840 225 122 9 60 
im Durchſchnitt 720 187 90 5 40 


B. Ausfuhr aus dem deutſchen Zollgebiet: 
(in Millionen ME.) 


Jahr Groß: Britiſch⸗ Britiſch⸗ Britiſch⸗ Uebrige 
britannien Oſtindien Auftralien Norbamerifa Kolonien 
1891 696 33 29 17 B_ 
1894 634 39 20 17 14 
1896 715 49 29 15 18 
1898 803 97 33 24 25 
1900 912 70 48 20 26 





im Durchſchnitt 59273450 83 8 18 
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Demgemäß beträgt die Gejamteinfuhr Deutſchlands aus Großbritannien 
nebit Kolonien im zehmjährigen Durchſchnitt 1042 Millionen ME. und für das 
Jahr 1900 an 1256 Millionen ME. —= 21/0 der deutichen Gejamteinfuhr für 
1900 zu 6040 Millionen ME. für 1900 berechnet. 

Die Gejamtausfuhr Deutſchlands nad) Großbritannien nebft Kolonien ergab 
im zehnjährigen Durdichnitt an S70 Millionen ME. und für das Jahr 1900 
an 1076 Millionen ME. — 23 °/o der deutichen Gejamtausfuhr zu 4750 Mil: 
lionen ME. für 1900 berechnet. 

Betrachtet man aber die einzelnen Warenartifel, die Deutichland aus 
England bezieht und dorthin abjett (England ohne Berückſichtigung der Kolonien), 
jo ergibt fih, daß Deutichland jehr viel Rohftoffe und Halbfabrifate von dort 
erhält und Ganzjabrifate nad) dort abſetzt. Da aber die Rohſtoffe für In— 
duftriezwede, die Baumwolle, die Schafwolle, ferner die Leinjaat, Palmkerne, 
Koprah, Jute, Kautſchuk, der Kaffee und Reis nicht Erzeugniffe von England 
jelbit find, jondern aus den Kolonialgebieten erſt nad) dort eingeführt werden, 
jo bat England den Vorteil der Fracht und des Handelsgewinns, ebenjo wie 
die vielen Jnduftrieartifel, welche Deutichland nad) Großbritannien ausführt, 
nicht alle vom engliihen Volk verbraucht, jondern erſt wieder weiter verjendet 
werden, natürlich unter Aufichlag des Handelsgewinnes und auf englischen Schiffen.") 

Es muß daher das Beltreben Deutichlands jein, feinen Bedarf an indu— 
itriellen Robjitoffen, an Stolonialmaren und an überjeeishen Genußmitteln ebenjo 
direkt zu beziehen, wie der Abſatz der deutſchen Induſtrieerzeugniſſe direkt in 
das Land des Verbrauchs thunlichſt zu fördern it, da hiedurd) die Wirtſchaft 
des Erportlandes am meijten geſtärkt wird. 

Auch in Bezug auf die Einfuhr und Ausfuhr Deutjchlands aus bezw. nad) 
Holland und Belgien gilt das eben Gejagte gleichfalls. 

Für ein hochentwiceltes Jnduftrieland wie Deutichland, das hauptjächlich 
industrielle Erzeugniffe ausführt, um dafür Lebensmittel und Rohftoffe einzu= 
tauschen, ift nicht der Erport um jeden Preis, nicht die Ausfuhr nach gleichfalls 
hochentwickelten Kultur: und Induftrieftaaten von wohlthätigem Einfluß, da 
hiebei nur ein Warenaustauſch von gleicher Qualität ftattfindet, jondern nur 
der überjeeiiche Verkehr, der Export nad) Ländern mit folonialem Charakter, 
nad) halbeivilifierten oder doch induftriel noch unfertigen Ländern ift für die 
Entwidlung der deutichen Induftrie und des Mohlitandes von hödjiter Be— 
deutung. (Bol. Heft 9 S. 704 der Hirth’ichen Annalen 1901.) 

Nach den Mitteilungen der deutichen Neichsftatiftit betrug, wie oben jchon 
bemerkt, der Spezialhandel Deutichlands mit Großbritannien im Jahre 1900 
einichlieglich der Edelmetalle in der Einfuhr 840 und in der Ausfuhr 912 Mil- 
lionen ME., nad) Abzug der Edelmetalle an 720 und 860 Millionen ME, 
jodaß der Ausfuhrüberihuß rund 140 Millionen ME. beträgt. 

Großbritannien ift für den Außenhandel Deutichlands nad) der Menge 
der umgejeßten Waren und nad) den Werten derjelben das bedeutendfte Land 
da der Gelamtumjag im Jahre 1900 über 1580 Millionen ME. ausmacht 


) Bgl. Heft 19 Band 1 der Berichte über Handel und Induſtrie, Einfuhr: und Aus- 
fuhrlonfum Großbritanniens in den lebten 40 jahren. Nach den Mitteilungen über den eng— 
lichen Außenhandel im Jahre 1900 hat Deutjchland von Großbritannien an nichtbritiichen 
Erzeugnifien bezogen: Kautſchuk, Nohbaummolle und Abfall von Baumwolle, Reis und Reis- 
mehl, Zinn, Kupfer, Leder, Yute, Strohgefledhte, Ziegenfelle und Pelzwerkfelle, Schafwolle 
(für 2 Millionen Pfd. Sterling), Kakao, Kaffee, Palmöl, Glfenbein u. a. 
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In der deutichen Einfuhr konnte allerdings Großbritannien den erften Fed, den es 
früher einnahm, jeit einigen Jahren nicht mehr behaupten, fondern mußte denjelben 
an Rußland und jekt an die Vereinigten Staaten von Amerika abgeben. In der 
deutihen Ausfuhr aber nimmt Großbritannien die erjte Stelle ein, ſoweit 
lediglich die Werte der eingetaufchten Waren an ſich zur Berechnung gezogen werben. 

Der Anteil am Werte der gejamten Einfuhr und Ausfuhr Deutichlands 
betrug in Prozent: 


1895 1898 1900 
bei Großbritannien . . . . . el 18 F — Bi > " 
bei den Vereinigten Staaten vn Einfuhr 12,19% 16,1 9/0 16,9 00 

Ameila . . 2 2 2.2. Ausfuhr 10,8% 8,3 ' 93 °’h 
; oa: Einfuhr 13,4 %/o 13,5 %/o 12,1 °/o 
bei Rußland mit Finnland , . Ausfuhr 64% 11.0% 16% 


Einihließlih der Kolonien nimmt Großbritannien in dem Außenhandel 
Deutichlands die allererfte Stelle ein. 

Die Einfuhr aus Großbritannien und feinen Kolonien nad) Deutichland 
betrug in den 4 Jahren 1897 bi3 1900 1005 Millionen ME. (1897) = 20'/2°/o 
der Gejamteinfuhr, 1193 Millionen ME. (1898) = 22°/o der Gejamteinfubr, 
1200 Millionen ME. (1899) — 20'/2/o der Gefamteinfuhr und 1253 Mil: 
lionen ME. (1900) = 20'/e”/o der Gejamteinfuhr. 

Die Ausfuhr aus Deutichland nad Großbritannien und jeinen Kolonien 
betrug in 1897 an 820 Millionen ME. = 21/2 °/o der deutſchen Gejamt: 
ausfuhr, 1898 942 Millionen ME. — 23"/2/o, 1899 1002 Millionen ME. 
— 23 °/o und 1900 1076 Millionen ME. == 22'/s "/o der Gejamtausfuhr. 

Das deutjche Zollgebiet erhält von Großbritannien und feinen Kolonien 
Rohitofte und Halbfabrifate in großen Mengen, Steinfohlen, Roheifen, Schaf: 
wolle, Baumwolle, Kautſchuk und Guttaperdya, Leinſaat, Koprah, Palmkerne, 
Jute, Rindshäute; Zwirn; Reis, Heringe, Kaffee. 

Deutjchland liefert dorthin die Fabrikate feiner Zertilinduftrie, Leder: 
induftrie; ferner Zuder, Chemikalien, Spielzeug ; Eijen:, Glas:, Porzellanz, 
Holzwaren; Farbendrudbilder und Kupferſtiche. 

Don Großbritannien jelbft erhält die deutiche Industrie (die Textil-, Eifenz, 
Pederinduftrie) einen großen Teil ihres Bedarfs an Rohftoffen, die teil im 
eigenen Lande gewonnen find, wie Roheifen, oder aus den Solonien und 
andern überſeeiſchen Ländern erſt nad) Großbritannien eingeführt find, wie 
Wolle, Baummolle, Kautſchuk, Pelztierhäute, Edelfteine. Auch der Bezug der 

engliſchen Steinkohlen ift ganz erheblich; ebenjo die Einfuhr der Garne. 
Zur vergleichenden Ueberficht möge nachſtehend die Tabelle über die Ein: 
und Ausfuhrwerte im Spezialhandel nad) Abzug der Edelmetalle für 1891 bis 1900 


in Einfuhr und Ausfuhr folgen: (in Millionen Mt.) 
Jahr Einfuhr Ausfuhr a 
1891 565 679 114 
1892 548 629 81 
1893 565 669 104 
1894 512 632 120 
1895 536 675 139 
1896 551 713 162 
1897 568 699 131 
1898 566 741 175 
1899 673 802 129 


1900 720 860 140 


140 Wiejinger. Handelsverträge und Handelspolitif. 


Die große Steigerung der Einfuhr: und Ausfuhrwerte im Jahre 1900 
gründet ſich auf die Preisfteigerung von Baummolle und der Steinfohlen und 
auf die vermehrte Einfuhr der letzteren nad Deutichland. Bei der Ausfuhr 
trat hauptjählih eine Vermehrung im Erport deuticher Eijenwaren und 
Maſchinen, von Spielzeug und Nidelwaren ein. 

Nach der englijchen Handeläftatiftif wurden aus Deutichland nad) Groß: 
Britannien ausgeführt im Jahre 1899 für 30 Millionen Pfund Sterling = 
602 Millionen ME., und nad) Deutichland verjendet für 26 Millionen Pfund 
Sterling = 520 Millionen ME. Die engliihen Ziffern find demnach etwas 
niedriger als diejenigen der deutichen Statiftif. Die engliſche Handelsſtatiſtik ift 
eigentlich nur eine Schiffahrtsftatiftif und enthält aud) den Verkehr mit dem 
Treihafen Hamburg, während anderſeits viele aus Deutichland kommenden oder 
für Deutichland bejtimmten Waren, weil über holländiſche Häfen gehend, den 
Niederlanden zugerechnet werden. 

Stellt man auf beiden Seiten den Gejamteigenhandel gegenüber, jo zeigt 
fih, dab die britiſch Gejamtausfuhr nad Deutjchland im Jahre 1899 
an 38 Millionen Pfund Sterling = 760 Millionen ME. betragen hat, während 
die Gejamteinfuhr nad) Deutichland im Jahre 1899 im Gejamteigenhandel 
735 Millionen DE. nad) der deutichen Statiſtik ergeben hat. Das Hauptergebnis 
des Außenhandels Englands im Jahre 1900 ift veröffentlicht ım D. H.A. 1901, 
1 ©. 210. Hienach betrug die Einfuhr Großbrilanniens: 


(Wert in ugs Pfd. Sterling) 


Nahrungsmittel und ———— 205 215 
ERBE. 24, er EN Bla 4'/e 
Rohe Spinnftoffe . . ar 66 77 '/a 
Andere Rohmaterialin . . » 2... 57 66 
HE el en ee ne 28’ fa 33 
Ehemitalien, Ode - . . 2 2 2 2. 15 16 
Fabrilaättee en 18 Be: 
zufammen 485 523 
Die Ausfuhr Großbritanniens ergab für 
1899 1900 
(Wert in Millionen Pfd. Sterling) 
Nahrungsmittel und Bi . . . . . 14 14'/a 
NRohmaterialien . . br far vera 26!/a 42 
Garn» und Zertilfabrifate PAR eh |; || 102 
Metalle und Metallwaren . . . . . 40'/s 45'/s 
Maſchinen Br ee 20 20 
Schiffe (neue) - : > 2 2 2 nn 9 81a 
BEIME S. . ee e 9 10!/a 
Ehemilalien . . De nr A ke 9 9 
Sonftige Fabritate. Eee —— — 33 38*/ 
zuſammen 265 291'/s 


Hienad) betrug die Einfuhr im Jahre 1900 rund 523 Millionen Pfund 
Sterling = 10'/; Milliarden ME, und die Ausfuhr britiicher Erzeugniſſe 
291 '/s Millionen Pfund Sterling = 5,9 Milliarden ME., aljo beinahe 6 Mil: 
liarden Mk. ſodaß die Einfuhr um 4"/ Milliarden ME. die Ausfuhr überfteigt. 
Nad der Mitteilung im D. 9.4. 1901, 1 ©. 811 ift der Gejamtwert der 
engliihen Einfuhr und Ausfuhr in folgender Tabelle dargeitellt. 


Wiejinger. Gandelöverträge und Handelspolitit. 141 


A. Einfuhr 
(in Millionen Pfund Sterling) 
1596 1900 
Aus dem Ausland . 2 2 2 3349 414 
Aus britifhen Kolonien und Protetoraten 33 109 
zulammen 442 523 
(9000 Mill. ME.) (10 600 Mill. DIE.) 
B. Ausfuhr 
(in Millionen Pfund Sterling) 
189% 1900 
Britifhe Erzeugnifle . » >» 2 2 20200240 291 
Ausländiihe und Kolonialprodufte . . . 6 68 
zuſammen 296 354 


(6040 Mil. DE.) (7220 Mit. Mt.) 
(Einfuhrüberfchuß 2960 Mill. ME) (3380 Mill, Mi.) 


Ueber die engliihe Handelspolitif, die infolge der großen Ausgaben für 
den Krieg in Südafrika, durch Einführung des Kohlenausfuhrzolles und des 
Zudereinfuhrzolles bezw. defien Verdoppelung ſchon durchblicken läßt, wie jehr 
es ſich um Beſchaffung erheblicher Dedungsmittel handelt, hat der Verein für 
Eozialpolitif in Bd. 11 der Beiträge zur neueſten Handelspolitik Deutjchlands 
(1901) in der Veröffentlihung der Arbeit des W. A. S. Hewins, Profeflor 
am Kings College in London, nad) der Ueberjegung von Dr. Katzenſtein, und 
duch die Abhandlung von Karl Rathgen: „Die englilde Handels— 
politit am Ende des XIX. Jahrhunderts“ ſich ausgeſprochen. 


Auch Heft I der Schriften der Gentraljtelle zur Vorbereitung der Handels: 
verträge: „Das britiihe Weltreih und der deutſche Wettbewerb“ 
von Dr. Vosberg-Rekow ift hier zu erwähnen. In der intereifanten Brojchüre: 
„Ein hbandelspolitijhes Bademecum” von Dr. W. Borgius heißt es: 


„Der gegenwärtige Aufſchwung Deutjchlands und Amerikas, dur welchen Großbritannien 
in feiner früheren Stellung ald „work-shop of the worlth‘ bedenklich beeinträchtigt wurde, 
haben eine dem boftrinären Freihandel abgeneigte Strömung hervorgerufen, die den über- 
fommenen „free trade“ durch einen den praftiichen Bebürfniffen angepaßten „fair trade“ ab» 
zulöfen eritrebt und in der 1881 gegründeten „National fair traide League“ ihr agitatos 
riſches Zentrum finde. Hand in Hand mit ıhr geht eine auf engeren handelspolitifchen 
Zulammenihluß des Mutterreihd mit den Kolonialländern abzielende Bewegung, deren 
Organ die im Jahre 1884 hervorgerufene „Imperial federation League“ ijt. Praftifch ge= 
worden find dieſe Beitrebungen zum erjtenmal im jahre 1891. Der damals drohende Foll« 
bund der auftraliihen Staaten einerjeits, zwijchen Kanada und der amerifanijchen Union 
anderjeits ließ plöglich bie zollpolitifche Angliederung der Kolonien an das Mutterland als 
Schuß gegen einen möglichen Verluſt diefer Abjaggebiete dringend wünjchenswert erjcheinen. 
Dem ftand jedoh im Wege, daß den belgiichen und deutſchen Provenienzen die Gleich: 
berehtigung mit den britifhen Waren in den Kolonien vertragsmäßig zugefidert war. 
Diefe beiden Handelsverträge wurden daher gelündigt und durch Vereinbarung mit Kanada 
den englifchen Erzeugnifien dafelbit ein Vorzugszoll eingeräumt, was in gewillem Sinne als 
der erite Schritt zur Verwirflihung bes „Greater Britain“ angefehen werden kann. — 
Deutihland hat hierauf mit dem Ausſchluß Kanadas von der Meiftbegünftigung geantwortet.“ 


Ob mit Großbritannien, mit weldem Deutichland zur Zeit durch ein 
Handelaproviforium, wie oben erörtert worden ift, durch dad Handelsabfommen 
vom 29. Mai 1901 bis 31. Dezember 1903 handelspolitiich verbunden iſt, ein 
förmlicher Handelsvertrag demnächſt zuftande fommt, ift zur Zeit nicht abzujehen. 

Das vereinigte Königreid) Großbritannien und Irland hat 314 950 qkm 
Flächeninhalt und an mehr als 41 Millionen Einwohner. Indien hat 4859 300 qkm 
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und an 300 Millionen Einwohner. Englands andere Kolonien und Schub: 
itaaten haben über 26'/s Millionen qkm und an 100 Millionen Einwohner, 
zujammen aljo etwa 32 Millionen qkm Flächeninhalt und an 440 Millionen 
Einwohner. — Als Einheitsmünze gilt 1 Pfund Sterling (£) oder 1 Sove 
reign à 20 Schilling (s) zu 12 Pence (d) = 20 ME. 40 Pig; 1 Guinee hat 
21 ann — 21 ME. 45 Pig. Es beiteht die Goldwährung. 1 Hundredwieght 
(Etr.) — Quarter = 50,8 kg; 1 Tonne = 1016 kg; 1 engliiches Pfund 
— 453 g 

Znhtlich des handelspolitiichen Verhältniſſes des Deutſchen Reiches mit 
Spanien iſt zu bemerfen, daß mit diefem Staate ſeitens des deutſchen Zoll: 
vereind bereit3 in den jechziger Jahren handelspolitiiche Abmachungen vereinbart 
worden find. Es war dies der Handels: und Schiffahrtövertrag vom 30. März 
1868. Diejer Vertrag enthielt mit wenigen Ausnahmen die Beitimmungen des 
mit Großbritannien abgeſchloſſenen Vertrags von 1865. In Art. 16 find 
namentlich beitimmte Abreden enthalten bezüglich der Vorſchriften, welche bei 
Berzollungen der Waren nad dem Werte in Spanien zu beobachten waren, 
und Art. 17 jeßte feit, daß die Beitimmungen des Vertrags auf die ſpaniſchen 
Kolonien ſich nicht beziehen und daß deutiche Schiffe dortjelbit nur mie die: 
jenigen der meiltbegünftigten Nationen zu behandeln jeien. Diejer Vorbehalt 
wurde jedod auf Antrag des Zollbundesrats durch neue Unterhandlungen und 
einen Zujaßartifel vom 24. Juni 1868 aufgehoben wıd dagegen verabredet, 
daß die deutichen Schiffe hinfichtlid der Erhebung von Schiffahrt: und Hafen: 
abgaben in Cuba, Portorico und den Philippiniichen Inſeln den ſpaniſchen 
Schiffen gleichgeitellt jein jollen und daß die jämtlichen Beltimmungen des 
Vertrags vom 30. März 1868, unbeichadet der für die überjeeiichen Beſitzungen 
Spaniens beitehenden Gejege und VBerwaltungsvorichriften auf Cuba, Portorico 
und die Philippiniichen Inſeln auszudehnen. jeien. 

Die Giltigkeit des gedachten Vertrags war bis 1. Januar 1878 bejtimmt 
und außerdem eine zwölfmonatlicye Kündigungsfrift verabredet. 

Am 18. Oktober 1881 wurde diejer Vertrag jeitens der ſpaniſchen Re 
gierung zum 18. Oftober 1882 gefündigt. Durch eine Bereinbarung der 
deutichen und ſpaniſchen Regierung wurde die Giltigkeit des Vertrags jedod) 
vom 30. März 1880 bis 15. Dezember 1882 hinausgejchoben. 

Am 12. Juli 1883 wurde ein neuer Handels- und Sciffahrts: 
vertrag mit Spanien abgeidlofien, der am 22. Oftober 1883 ratifiziert 
und am 24. Oktober 1883 publiziert wurde, jodaß er am 1. November 1883 
in Wirkiamfeit trat. 

Diejer Vertrag enthielt die gegenfeitige Meiftbegünftigung und zerfällt in 
23 Artikel. Er jollte bis 30. Juni 1887 in Kraft bleiben. Als Beilagen find 
die Tarife für die Wareneinfuhr nad) Deutichland und nad) Spanien beigefügt. 
Das Schlußprotofoll enthält noch einige Verabredungen, welche die Zölle und 
die Küftenichiffahrt betreffen. 

Die mit Spanien vereinbarten Zollfäße wurden jedoch bei der Einfuhr 
ſpaniſcher Provenienzen nach Deutſchland und umgekehrt bei der Einfuhr 
deutſcher Waren nad) Spanien bereits ſeit 14. Auguſt 1883 in Anwendung 
BEIEORN: ) Durch Bundesratsbeihluß vom 24. Oktober 1883 wurden die zwiſchen 


') Dal. das Indemnitätsgeſetz vom 10. September 1883, erlaflen auf Grund bejonderer 
Einberufung des Reichstags. 
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Spanien und Deutichland vereinbarten Zollermäßigungen, ferner die nad) dem 
deutjch-italieniichen Handelövertrag vom 4. Mai 1883 geltenden Zolffäge, welche 
gemäß Kaiſ. Verordnung vom 20. Oftober 1883 aud auf die Türkei und 
Griechenland auägedehnt worden waren, verallgemeinert und an alle Meiſt— 
begünftigungäftaaten zugeftanden. Da aber durch den deutſch-ſpaniſchen Handels— 
vertrag der in Spanien erzeugte Roggen bei der Einfuhr nad) Deutjchland 
einen gebundenen Wertragszolliag von 1 ME. per dz genießen jollte und 
Deutichland jeinen Roggenzoll zu erhöhen gedachte, jo mußte durch einen 
Additionalvertrag vom 10. Mai 1885 Abhilfe geichaffen werden, indem Spanien 
gegen einige anderweitige Zugejtändniffe auf die Bindung des Noggenzolls 
verzichtete. 

Am 26. September 1891 fündigte Spanien diefen Handelävertrag, ſodaß 
derielbe an dem fritiihen Zeitpunkt des 1. Februar 1892 außer Wirkſamkeit 
getreten wäre, wenn er nicht durd eine Vereinbarung vom 16. Januar 1892 
auf kurze Zeit verlängert worden wäre (bi 30. Juni 1892). Nachdem der 
Bundesrat durch Reichögefeß vom 31. Januar 1892 ermächtigt worden war, 
die vertragsmäßigen Zollermäßigungen und Bollbefreiungen gegen Einräumung 
angemefjener Vorteile auch andern Ländern ala den jpeziellen Vertragsitaaten 
zuzugeftehen, jo wurden auch für Spanien dieje Bollbegünftigungen nad): 
gelaſſen — mit Ausnahme der MWeinzollvergünftigungen im italteniichen und 
öfterreihiich-ungariichen Handelsvertrag. 

In den Jahren 1892 und 1893 fanden jodann wie mit Rumänien und 
Serbien, jo aud mit Spanien Unterhandlungen zum Abſchluß eines neuen 
Dandelävertrags jtatt, die infofern aud) von Erfolg gekrönt waren, ala nach Bundes: 
ratsdruckſache 1893, Nr. 108, und 1893, Nr. 112 die Vorlage eines ſpaniſchen 
Handelsvertrags an dem deutjchen Reichstag erfolgen konnte (Kandelövertrag vom 
8. Auguft 1893). Intereſſant ift hiebei insbejondere die zu dem Handelävertrag 
mit Spanien und Rumänien vorgelegte ausführliche Denkichrift, indem hierin 
darauf Hingewiejen wird, daß bei Abſchluß des Handelsvertrags mit Spanien 
das Beftreben der deutichen Unterhändler in erfter Linie darauf gerichtet jein 
mußte, die Ausfuhr des deutichen Sprits nad) Spanien wieder zu beleben, was 
jedoch nicht gelingen fonnte, wie früher ſchon bemerkt -worden ift. 

Diejer Handelövertrag fand zwar — wenn aud) nach jcharfer Bekämpfung 
desielben durd die Agrarier — die Zuftimmung des deutichen Reichstags, nicht 
aber die jeitens des ſpaniſchen Parlaments, jodaß e3 nad) mehrmaliger Verlängerung 
des deutich-jpaniichen Handelsproviſoriums — zulegt bis 15. Mat 1894 — erſtlich 
zur Anwendung des deutichen Generaltarifs und des ipanifchen Marimaltarifs 
und vom 25. Mai 1894 ab zum Zollkrieg zwiſchen Deuticland und Spanien 
fam. Erſt mit Verordnung vom 25. „juli 1896 wurden die auf ſpaniſche ‘Pro: 
venienzen bei der Einfuhr nad) Deutſchland vorgejehenen Zollzuſchläge auf Süd- 
früchte, Wein, Tabak, Weinbeeren, Palmöl ꝛc. wieder aufgehoben und lediglich) 
der deutiche Generaltarif wieder in Anwendung gebradt, da auch die deutjchen 
Boden: und ynduftrieerzeugnifie in Spanien nicht mehr nad) dem Diarimal: 
tarif, jondern nad) dem Il. Tarif verzolft werden jollten. 

Am 12. Februar 1899 fam jodann das Ablommen zwiſchen Spanien und 
Deutichland wegen der Abtretung der SKarolinen zuftande, wogegen Spanien 

die deutiche Meiftbegünftigung erhielt. Am 1. Juli 1899 trat das Abkommen 
in Kraft, nachdem aud für deutihe Waren der Minimaltarif in Spanien zu: 
geftanden worden: ift. 
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Diejes Abkommen, wie e8 im D. H.-A. 1899 ©. 530 abgedrudt iſt, lautet: 


J. 

Vertrag — dem ing Reich und Spanien zur Beitätigung der am 12. Februar 
1899 in Madrid unterzeichneten Erklärung beir. die Inſelgruppen der Karolinen, Balan 
und Marianen vom 30. Jumi 1899. 

Art. 1. Spanien tritt an Deutichland die volle Yandeshoheit über die Karolineninjeln 
mit den Palau und Marianen (Guan ausgenommen) und das Eigentum an biejen Inſeln 
gegen eine auf 25 Millionen Peſetas feſtgeſetzte Geldentihädigung ab. 

Art. 2. Deutichland gewährt dem ſpaniſchen Handel und den fpanischen landwirtſchaftlichen 
Unternehmungen auf ben Karolinen, den Palau und Marianen die gleiche Behandlung und bie 
gleichen Erleichterungen, welche es dem deutjchen Handel und ben deutſchen landwirticaftlichen 
Unternehmungen dort gewähren wird und gewährt auf den genannten Inſeln den ſpaniſchen 
religiöfen Ordensgejellihaften die gleichen Rechte und die gleichen fFreiheiten wie den deutſchen 
religiöfen Ordensgejellicaften. 

Art.3. Spanien wird ein Kohlendepot für die Kriegs: und Handelsmarine in dem Karo: 
linenArdipel, ein gleiches in dem Palau: und ein brittes in dem Marianen-Archipel errichten 
und auch in Kriegäzeiten behalten künnen. 

Art. 4. Der gegenwärtige Vertrag tritt am Tag der Unterzeihnung in Kraft. 

Ausgefertigt in doppelier Urjchrift in Madrid am 30. Juni 1899. 

Unterichriften. 


I. 
Vereinbarung zwiſchen dem Deutſchen Reich und Spanien betr. Regelung der Handels: 
beziehungen zwifchen beiden Staaten vom 12. Februar 1899, 

In Ergänzung des heute unterzeichneten Abkommens wegen der Abtretung der Anfeln 
im Stillen Ozean bin id) ermädtigt E. E. zu erklären, daß die deutſche Regierung fich verpflichtet, 
bei dem Bundesrat und dem Reichstag die Ermächtigung nachzuſuchen, Spanien tür feine Einfuhr 
nad Deutichland und in Gegenleiftung für jeinen Konventionaltarif die Rechte der 
meiftbegünftigten Nation einzuräumen. — — 

Falls nicht inzwischen ein neues Abfommen über die Handelsbeziehungen zwijchen den 
beiden Ländern vereinbart wird, jollen dieſe gegenjeitigen Zugeftändnifie 5 Jahre in Kraft 
bleiben und nad Ablauf dieſer Frift als von Jahr zu Jahr verlängert gelten, folange nicht 
von einem der vertragichließenden Teile Widerfprucd erhoben werden wird. 

ge. Radomwiß. 


In Ergänzung des heute unterzeichneten Abfommens über die Abtretung ber Inſeln 
im Stillen Ozean bin ich ermädtigt namens der ſpaniſchen Regierung zu erllären, daß dieſe 
verjpricht, in Gegenleiftung für die Behandlung als meiftbegünftigte Nation den Ddeutjchen 
Importen bei ihrem Eintritt in Spanien den Konventionaltarif unseres Zolltarifes zu 
aewähren. — — Falls nicht inzwiichen ein neues Abkommen über bie Handelsbrziehungen 
zwiſchen beiden Nationen vereinbart wird, follen die bejagten gegenjeitigen Zugeſtändniſſe 
5 Jahre in Kraft bleiben und nad Ablauf dieſer Friſt ald von Jahr zu Jahr verlängert 
gelten, folange nicht einer der beiden vertragichliehenden Teile hiegegen Widerſpruch erhebt. 

gez. Herzog vd. Almodovar bel Rio. 


Die verfaflungsmäßige Genehmigung dieſes Uebereinfommens erfolgte in 
Deutichland in der Reichstagsfigung vom 22. uni 1899 (99. Situng, Reiche: 
tagsverhandlungen Bd. Ill ©. 2765 f}.), ſodaß mit Beginn des 1. Juli 1899 die 
neuvereinbarten gegenjeitigen Dandeläbeziehungen in Kraft traten. (Vgl. R.:G Bl. 
1899 ©. 335 ff., Bundesratsdrudjahe 1899 Nr. 100, $ 470 der Protokolle.) 

Am 1. Januar 1900 ift in Spanien ein neuer Bolltarif in Kraft getreten, 
beftehend aus dem Tarif I (Generaltarif) und Tarif Il (Konventionaltarif). Nach 
den Beitimmungen dieſes Tarifgejeges unter Ziff. XI (f. D.9.:A. 1900, I ©. 75) 
zerfallen die auf Grund der verjchiedenen Handelsabfommen zu gewährenden Zoll: 
vergünftigungen in vier Gruppen, nämlid) : 

Gruppe I: Nationen, mit welchen Spanien Tarifverträge abgeichloffen hat: 
Dänemark, Norwegen, Schweden, Holland nebit Kolonien, die Schweiz und 
Portugal. 
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Gruppe II: Nationen, welche alle Zollvergünftigungen genießen außer den 
an Portugal gewährten. Hiezu gehören: Deutichland, Defterreich: Ungarn, Belgien, 
Italien, Frankreich nebſt Algerien und Tunis, England mit den Kolonien, 
Rußland, Türkei, Aegypten, Bulgarien, Perſien, die meisten Republifen Amerikas, 
nämlich Argentinien, Bolivien, Chile, Cojtarica, Guatemala, Mexiko, Nicaragua, 
Paraguay, Peru, Salvador, Uruguay, Venezuela. 

Gruppe III: Nationen, welche Anſpruch auf den II. Tarif haben, nämlich 
Kolumbien und Ecuador. 

Gruppe IV: Nationen, welche dem I. Tarif unterworfen find. Hiezu gehören 
alle hier nicht genannten Länder, darunter die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Ueber den Außenhandel Spaniens in den Jahren 1899 und 1900 vgl. 
D. H-A. 1901, I S. 186 und 292. Die Ein: und Ausfuhr von und nad) 
Spanien weift folgende Ziffern auf: 


Einfuhr Ausfuhr 
(in Millionen Pejetas) (in Millionen Pefetas) 
1899 1900 1899 1900 
NRohbftoffe. . . . 386 390 314 282 
TFabrilate.. . . . 300 327 160 166 
Nahrungsmittel . 194 140 280 255 
zufammen 880° 857 154 703° 
Gold und Silber. 74 6 14 21 
aberhaupt 7-7 Be 7:7 SS 777 > 7 Bu 


Nach dem Bericht des Kaiſ. Konfulats in Madrid war das Yahr 1900 
für den ſpaniſchen Handel nicht jehr günftig (D. H.A. 1901, II ©. 578 ff.). 


Hinfichtlich der Förderung und Ausfuhr von Grubenerzeugniffen außer 
Kohlen und Eiſen ſ. D. H.A. 1901, II ©. 616, und bezüglich) der Eifenerz: 
ausfuhr D. H.⸗A. 1901, Il ©. 414, und über die Zudererzeugung in Spanien 
ſ. den Bericht im D. 9.4. 1901, 1 ©. 626.') 


Nach der deutihen Reichöftatiftif betrug die Einfuhr Deutjchlands aus 
Spanien F Jahre 1900 82 Millionen ME. und die Ausfuhr dorthin 54 Mil— 
lionen ME. 


Spanien liefert dem deutichen Zollgebiet Eiſen-, Kupfer, Zint:, Blei—, 
Manganerze, Wein, Korke, Weinbeeren, Rofinen, Mandeln, Apfelfinen, Olivenöl, 
Safran x. und erhält dafür von Deutichland Majchinen und Eifenwaren, Woll- 
waren, Handſchuhleder, Halbjeidenwaren, Kupferdraht, Spielzeug x. Der Außen: 
handel Deutichlands mit Spanien ijt ftetigen Schwankungen unterworfen, im 
Jahre 1895/6 z. B. — zur Zeit des Zolltriegg — ſank die Einfuhr Deutichlands 
aus Spanien auf 28 Millionen ME. Wert; im Jahre 1898 ift die deutiche 
Einfuhr dorthin auf 28 Millionen ME. zurücdgegangen. 

Seit 1. Juli 1899 werden, wie oben bemerkt ift, die jpantichen Waren 
zum Bertragszolliag in Deutichland zugelaflen, ſodaß auch ſpaniſcher Wein 
zum Berjichneiden zu 10 ME. Zoll per dz eingeführt werden kann. 


') Ueber Spanien hat Dr. Dierds in Heft 16 der Schriften der Zentralftelle für 
Vorbereitung von Handelöverträgen intereflante fulturgeichichtlihe und wirtichaftspolitijche 
Vetrachtungen veröffentlicht. 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1902. 10 


146 Wiejinger. Handelöverträge und Dandelspolitif. 


Sin der ſpaniſchen Statiftit wird der Anteil Deutichlands an der Ausfuhr 
zu niedrig angegeben, namentlid bei Erzen, die über Rotterdam und Antwerpen 
nad) Deutichland kommen. 


Mit Portugal beitand jeit 2. März 1872 ein Handels: und Schiffahrt: 
vertrag, welcher die gegenjeitige Meiftbegünftigung flipulierte. Dieſer Vertrag 
ift jedoch) von Portugal am 31. Januar 1891 gekündigt und nicht mehr erneuert 
worden, jodaß mit Portugal fein Vertragsverhältnis auf deuticher Seite beiteht. 
Für die Einfuhr portugiefticher Waren in Deutichland kommt daher der General: 
tarif in Anwendung. Für Deutichlands Handel mit Portugal fommen bei ber 
Einfuhr nad) Deutichland Korkholz, Wein, Schwefelkies, Obft, Kautſchuk, Baum: 
wachs in Betracht; als hauptjächlichfte deutiche Ausfuhrartikel find Reis, Zuder, 
Eijendraht, Leder, Tuch- und Baummollwaren, Glas, Maſchinen, Klaviere, 
Papier, chirurgiſche Inftrumente zu erwähnen, die Einfuhr Deutichlands aus 
Portugal betrug im Jahre 1900 17 Millionen ME. und die Ausfuhr dorthin 
21 Millionen ME. Der günftigeren Entwidlung des deutichen Handels mit 
Portugal fteht der Mangel eines Handelävertrags im Wege, wodurd die Einfuhr 
portugiefiicher Weine (auch als Verſchnittware) nad) Deutichland behindert ift. 

Das Königreid Spanien hat 486928 qkm TFlächeninhalt und rund 
18 Millionen Einwohner. Portugal, eine Eonititutionelle Monarchie, hat 
92575 qkm Flächeninhalt und 5 Deillionen Einwohner. In Spanien gilt die 
Doppelwährung mit der Einheitsmünze 1 Pejeta a 100 Eentefimi = 81 Pie. 
In Portugal herrſcht Gold: bezw. Papierwährung, als Einheitsmünze gilt 
1 Milreis a 1000 Reis = 4 Mk., 10 Milreis = 45" ME., faktiſcher 
Wert = 20 ME. 30 Pig. je nad) dem Goldaufichlag (Goldagio). 


— — 


Es iſt noch das handelspolitiſche Verhältnis Deutſchlands zu den Zoll: 
ausſchlüſſen und zu Helgoland und zu den übrigen Staaten Europas zu erwähnen. 


Die Freihäfen von Hamburg, Cuxhaven, Bremerhaven und Geeſtemünde, 
obgleich ſie wirkliches Zollausland ſind, kommen hier nicht in Betracht, da ſie 
politiſch zum deutſchen Reich gehören, ebenſowenig wie Helgoland, das bis 1910 
vom deutſchen Zollverband ausgeſchloſſen bleibt. Gibraltar, Malta und Cypern 
gelten als britiſche Beſitzungen. Andorra und Monaco gehören zum franzöſiſchen 
Bollgebiet, San Wtarino ift dem italienischen Zollgebiet einverleibt. Zu Oeſterreich— 
Ungarn gehören handelspolitiich Bosnien und die Herzegowina ſowie Liechtenftein ; 
Montenegro wird handelsitatijtiich der Türkei zugerechnet. 

Demgemäß gelten zur Zeit als vertragsloje Länder d. h. deren Provenienzen 
bei der Einfuhr nad) Deutichland die Mteiftbegünftigung nicht genießen: Portugal, 
Abeifinien, der Kongoſtaat, Portugiefiich-Oft: und Weſtafrika, übriges Afrika, 
ſoweit es nicht britiich, deutich, franzöſiſch, niederländiſch oder türkiſch ift oder 
zur Republik Liberia oder zu Tunis gehört; China, Korea, Portugiefiih- Indien, 
Siam, Philippinen, ſonſtiges Aſien außer den britiichen, Franzöftichen, nieder: 
ländiichen, türkiſchen oder deutſchen Beſitzungen; Bolivien, Brafilien, Britiſch— 
Nordamerika (Kanada), Eoftarica, Däniſch-Amerika, die Dominikaniſche Republik, 
Republif Haiti, Peru, Cuba, Venezuela, Bolynefien außer dem britiichen Gebiet; 
hiezu kommt noch die Republit San Salvador, welche den Handelsvertrag mit 
Deutichland zum 23. Mai 1902 gekündigt hat. 
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Die Einfuhr in das deutiche Zollgebiet aus den Vertragsftaaten: Belgien, 
Ralien, Oeſterreich-Ungarn, Rußland mit Finnland, Schweiz, Rumänien und 
Errbien ift jeit 1880 von 1137 Millionen ME. (40,6 °/o der Gejamteinfuhr) 
bis zum Jahre 1892 auf 1456 Millionen ME. (36,2 °/0) geftiegen und hat in 
den Jahren 1899 und 1900 rund 1990 und 1991 Millionen ME. (36,3 und 34,5/o) 
betragen. Die Ausfuhr dorthin hat fi von 919 Millionen ME. (31,4°/o der 
Gelamtausfuhr) auf 889 Millionen ME. (1892, 30,1°/0) und auf 1454 bezw. 
1525 Millionen ME. (1899 und 1900, 34,6 und 33,10) entwidelt. Aus 
den meiftbegünftigten Ländern ift die Einfuhr nad) Deutichland geftiegen von 
1619 Millionen DE. (1880, 57,7 "/o der Gejamtausfuhr) auf 2342 Millionen ME. 
(1892, 58,3 °/o) und auf 3295 bezw. 3542 Millionen ME. (1899 und 1900, 
60,1°/o bezw. 61,4 /o). Die Ausfuhr dorthin ift von 1966 Millionen ME. 
(1880, 67,3°/o) auf 1933 Millionen ME. (1892, 65,4/0) und auf 2575 
bezw. 2901 Millionen ME. (1899 und 1900, 61,2°/0 bezw. 62,9 %/o) gemadjjen. 


X. 


Schlußwort. 


Wie ſchon Dr. Helfferich in ſeinem Buch: „Handelspolitik“ ausführt, 
ſind in Ländern mit dünner Bevölkerung und geringem Kapitalreichtum die 
Bedingungen für die Landwirtſchaft günſtiger, in den Ländern mit dichter Be— 
völlerung und einer großen Anhäufung von Kapitalien dagegen find die Be— 
dingungen für Jnduftrie und Handel günftiger. Wir jehen dies an den beiden 
deutihen Bunbesftaaten Medlenburg und Sachſen (Königreich). Die Landiwirt- 
ihaft treibenden Großherzogtümer Medlenburg haben etwa 16000 qkm und 
700 000 Einwohner, das induitrielle Königreich Sachſen hat 15000 qkm 
und über 4 Millionen Einwohner. Nach dem Gele des abnehmenden 
Ertrags muß in jedem Land, das an Bevölferung zunimmt, die Landiwirt- 
haft im allgemeinen unrentabler werden, da letterenfalls auch Bodenflächen 
zweiter und dritter Güte zum Anbau bergenommen werden müſſen und infolge- 
deiien der Gejamtertrag, jelbft bei Steigerung der Arbeitäleiftung, nicht mehr jo 
günftig jein kann, als wenn nur ausgeluchte, erſtklaſſige Bodenflächen bebaut 
werden. Der Landwirtichaft ift aljo eine beitimmte Grenze ihrer Leiſtungs— 
fähigkeit geſetzt, während die nduftrieproduftivität bei dem Wachstum der 
Bevölkerung faſt ins Unendliche gefteigert werden kann, ſofern nur die Kapi— 
talien zur Beſchaffung der Rohſtoffe vorhanden find. Mit andern Worten, die 
Kandwirtichaft fann auf einem bejtimmten ylächenraum nur eine gewiſſe 
Anzahl von Menjchen ernähren, oder ein Land, deſſen Bevölkerung über eine 
gewifie Grenze angewachſen ift, muß zur induftriellen Thätigfeit übergehen, um 
fh zu erhalten, d. h. muß Waren exportieren, um dafür Nahrungsmittel ein- 
zutauihen, oder e8 muß der Ueberihuß der Bevölkerung jelbft auswandern. 
Der Uebergang vom reinen Agraritaat zum teilweiſen Induftrieftaat in Deutjch- 
land ift alſo bei der ziemlich raſch anwachſenden Bevölkerung eine Naturnot: 
mendigfeit und fomit verliert für jeden, der die Dinge beim rechten Licht bes 
trachtet, das Geſpenſt des jog. Erportinduftrieftaates feine Schreden — wie 
jedes Geſpenſt, wenn es genauer angejehen wird. 
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Da aber in Deutſchland immerhin nod) zur Zeit etiwa ein Drittel der Bevölkerung 
von der Landmwirtichaft lebt, dagegen zwei Dritteile bereit? bei Induſtrie und 
Handel ihre Nahrung finden, jo muß die Aufgabe der deutichen Handelspolitit 
darauf gerichtet jein, einerjeit3 das Blühen und Gebdeihen und die Konkurrenz: 
fähigkeit der deutichen Induſtrie auf dem Weltmarkt zu erhalten, anderjeits 
aber auch die Landwirtſchaft — jogar im Intereſſe der Induſtrie ſelbſt — nicht 
untergehen zu laſſen. Die Kräftigung der Induſtrie geichieht durch Schußzölle 
und Handelöverträge; durch letztere joll der Abja der Induſtrieerzeugniſſe im 
Ausland und zugleich) der heimiſche Markt gefichert werden; die Erhaltung der 
zur Zeit gewiß notleidenden Landwirtichaft geichieht dur die Agrarzölle und 
ſonſtige Unterftügungen, die jog. Heinen Mittel. Da aber nicht blos der Conſum 
des Brotgetreides mit einem Zoll belaftet ift, jondern aud) der Verbraud des 
ebenjo unentbehrlichen Eijens und der Kleiderftoffe u. j. w. durch die Schußzölle 
getroffen ift, jo darf man nicht immer von der durch die Agrarzölle herbei: 
geführten Belaftung des deutichen Volkes allein ſprechen. Es wird vielmehr, 
wie jchon angedeutet, Aufgabe der deutichen Handelspolitik jein, für die nächiten 
50 Jahre — denn auch die für die deutiche Landwirtſchaft jo mißlichen Zeiten 
werden bei der wachlenden Bevölkerung der Getreideausfuhrländer wieder einmal 
ein Ende haben —, die jämtlichen Produftionsftände des Reiches in ihrem 
Erwerb joweit zu fichern und zu fördern, ald der Standpunkt der Konjumenten 
diejes zuläßt. 


Handelsverträge würde Deutichland wegen feiner Induſtrie, welche nad 
Gotheins Berechnung direkt allein an 11’/s Millionen Menſchen für die Aus: 
landswaren beichäftigt, gleichwie auch die anderen Staaten auf die Dauer nicht ent- 
behren fünnen. Daß aber der vom Bundesrat genehmigte neue Zolltarifentwurf den 
Abſchluß ſolcher Handelsverträge erichweren oder gar unmöglich machen jollte, ift nicht 
recht erfindlich. Der neue, Ipezialifiert und ins Detail gehende Zolltarif iſt vielmehr 
ein viel bejjeres Rüftzeug für die Bertragsunterhändler zum Abſchluß günftiger Berein- 
barungen als der frühere Zolltarif mit jeinen großen Sammelpofitionen e8 war. Man 
darf doch nicht vergefien, daß Deutichland zwar erportieren will, aber doch nicht 
gegen Bargeld, jondern dafür von den betreffenden Ländern diejenigen Waren ein— 
taujcht, die dort im Ueberfluß vorhanden find. Rußland will dod) jeinen Roggen 
(08 werden, und dafür ift Deutichland der befte Kunde. Gibt Rußland feine 
Konzeifionen, um den deutſchen Minimaltarif für jeinen Roggen zu erlangen, 
während beilpieläweije andere Länder, die Weizen produzieren, mit Deutichland 
in Vertragäbeziehungen treten, jo wird die notwendige Folge die jein, daß letzteres 
jeinen vollen Weizenbedarf aus den Bertragsländern bezieht und dafür jelbft mehr 
Noggen baut. Will die amerikanische Union den deutichen Zuder ungünftig 
behandeln, jo fünnte nah C. Ballod') möglicherweiſe in der füdruffiichen Futter: 
gerjte voller Erjag für Mais gefunden werden. 


Daß aber die Agrarzölle den deutichen Konjumenten nicht zu jehr belasten, 
wird gleichialls Aufgabe der deutichen Handelöpolitif jein, obwohl ein übermäßiges 
Steigen der Getreidepreije jchon durch den Weltmarkt ausgeichloflen ift und es 
immerhin noch fraglich bleibt, ob z. B. bei günftiger Inlandsernte ein Zeil 
des Zolles für eingeführtes Getreide nicht vom Ausland oder vom Zwiſchen— 


') Beiträge zur neueften Handelspolitif Deutichlands, IT. Bd. Die deutſch-amerikaniſchen 
SHandelöbeziehungen von C. Ballod S. 211. 
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händler getragen werden muß. ft aber die Inlandsernte jchledht, jo gab es 
aud früher hohe Getreidepreije. 


Die wegen der angeblichen Berjchleuderung der Meiftbegünftigung viel: 
geihmähte Capriviſche Handeläpolitif ift im Il. Band der vom Bere für 
Sozialpoliti herausgegebenen Schriften von Profeſſor Dr. Walther Lot in 
Münden eingehend beleuchtet; auch in dem Bericht über die zweite ordent: 
lihe Generalverjammlung der Zentraljtelle für Vorbereitung der Handelsverträge 
it die Einwirkung der — Handelsverträge auf die deutſche Fabrikation 
und den deutſchen Exporthandel zur Darſtellung gebracht. 


G. Gothein hat außer in dem ſchon mehrfach erwähnten Werk: „Der 
deutſche Außenhandel” in Heft 133 der „Volkswirtſchaftlichen Zeit: und Streit: 
fragen“ (Berlin, 2. Simion) den in der Volfswirtichaftlichen Gejellichaft zu 
Berlin am 30. November 1895 gehaltenen Vortrag über „Die Wirkung der 
Handelsverträge” veröffentlicht. Endlich ift noch auf das gleichfalls jchon mehr: 
ah angeführte Bud) „Die Handelspolitik de8 Deutjchen Reiche vom Frank— 
hurter fyrieden bis zur Gegenwart” ©. 300 bis 314 zu verweilen. 


Mögen vorjtehende Abhandlungen über Handelöverträge und Handelspolitif 
angeficht3 des zur Zeit jchon eröffneten Kampfes um den Zolltarif und um die 
Handelsverträge dazu beitragen, die Ueberſicht über diejes Gebiet mwenigitens 
einigermaßen zu erleichtern. 


Altona im November 1901. 


Titterafurnachiveis. 


1. Beiträge zur neueſten Handelspolitik Deutichlands, herausgegeben vom Verein für 
Soyialpotitit I.—IH. Band, Leipzig, Dunder & Humblot. 

2. Handels- und Madtpolitit, Reden und Auffäße, herausgegeben von G. Schmoller ꝛc., 
Stuttgart, Cotta' ſche Buchhandlung. 

3. Ein bandelspolitifches VBademecum, von Dr. Walter Borgius, Berlin, Heymanns 


zlag. 
% Neugeftaltung der deutſchen Handespolitit, Denkfichrift der Aelteften der Kaufmannihaft 
m Berlin, 2. Simion in Berlin. 
5. Zur Trage bed handelspolitifhen Syitems, von Dr. Auguft Etienne, Berlin, 
3. Suttentag. 
6. Boltswirtichaftliche Zeit« und Streitfragen, herausgegeben von der Bolkswirtichaftlichen 
Geſellſchaft in Berlin, Verlag von 2. Simion; darunter Heft 144, Die Zunahme der Bevölferung 
Teutihlands und die KHandelövertragspolitit, von E. Fitger, Bremen; Heft 133, Die 
Rirfung der Handelöverträge, von G. Gothein; Heft 158, Einige Betrahlungen über 
aktive und paffive Handelsbilanz, von Dr. G.Lewinftein; Heft 172/3, Ein Blick in den 
ee Aufſchwung Deutihlands am Ende des 19. Jahrhunderts, von Dr. Witt: 
genftein. 
1. Handelspolitif, Borträge, gehalten in Hamburg 1900/1901 von Karl Helfferich, 
Leipzig, Dunder & Humblot. 
Frof ai Unterwegs zu den Handelsverträgen, von Dr. Zijhert, Berlin, Siemenroth & 
roſchel. 
9. Schriften der Zentralſtelle zur Vorbereitung der Handelsverträge, Berlin, J. Guttentag, 
bievon Heft I, Das britiſche Weltreich und der deutſche Wettbewerb; Heft IT und XVII, 
Deutihland und die Handelspolitik der Vereinigten Staaten von Amerika; Heft TIL, 
Die Politit der Handelsverträge; Heft XII, Das Intereſſe der Landwirtichaft an den Handels— 
verträgen; Heft XIII und XIV, Zollpolitiiche Interefientämpfe, von Dr. Zijhert, und Die 
Dandelsverträge deö Jahres 1903, von Dr. Vosberg-Reckow. 
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10. Der deutſche Außenhandel, Dtaterialien und Betradhtungen, von Gothein, I Band, 
Siemenrotb & Trofchel, Berlin. 


11. Deutihland als AInbuftrieftaat, von Dr. Fiſcher, Stuttgart, Eotta’jche Bud: 
handlung, und Dr. Oldenberg, Göttingen. 


12. Handbud) der Wirtſchaftskunde Deutfchlands, Leipzig, B. G. Teubner. 


13. Berichte über Induftrie und Handel, herausgegeben im Reichsamt des nern, 
E. Heymanns Verlag, Berlin. 


14. Die Handelspolitit des Deutichen Reichs vom Frankfurter Frieden bis zur Gegen— 
wart, von ?, Verlag von Mittler & Sohn, Berlin 1899, mit den verjchiedenen Litteratur- 
nachweiſen ©. 69/70, 124/5, 217, 313/4. 

15. Der Zolltarif und Weltmarktsjorgen, von Dr. Böttger, €. Heymanns Berlag, 
mit dem Litteraturnadhweis ©. 2. 


16. Handel und Handelspolitif, von Dr. van der Borght, Leipzig, Hirjchfeld, mit 
reihhaltigem Quellen- und Litteraturnahweis (Bibliographie) S. 471 ff 


17. Syſtem der Handelspolitif, von Dr. Grunzel, Leipzig, Dunder & Humblot, 1%1, 
mit Anhang. 


18. Grundzüge ber Handelspolitif, zur Orientierung in den wirtſchaftlichen Kämpfen 


von Dr. Mar Schippel, Mitglied des Reichstags. Akademiſcher Verlag von Dr. J. Ebel- 
heim, Berlin und Bern. 


19. Die Handelöverträge, deren Wirkung und Bedeutung für Deutſchland, von Konjul 
W. Staudt; Berlag von Dietrich Steiner, Berlin. 


20. Handelspolitit, fünf Vorträge von Dr. Ehrenberg. Nena, ©. Filcher. 


Aus den Gefekblättern. 


Unter diefer Rubrik bringen wir fünftig ein Verzeichnis: 


1. des Inhalts des Neichögejehblattes und des Gejehblattes für Elſaß— 
Lothringen. 


2. der Geſetze, Staatsverträge und Iandesherrlichen Berordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einwohnern. 


Wir beginnen mit den erften Nummern des Jahrgangs 1902 der be: 
treffenden Bublifationsorgane. 
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Miscellen. 


Invaliden: und Alterörenten, 

Nah der im Reichsverſicherungsamt gefertigten Zufammenftellung, 
welche auf den Mitteilungen der Vorſtände der Verfiherungsanftalten und der 
zugelaffenen SKaffeneinrichtungen beruht, betrug die Zah! der jeit dem 
1.Januar 1891 bis einjhlieglih 30. September 1901 von den 31 Ber- 
fcherungsanftalten und den 9 vorhandenen Kafjeneinrihtungen bewilligten 
Invalidenrenten ($S 9 Abſ. 2 und 10 des Invaliditäts- und Alteröver: 


a und 15 Abſ. 2 des Invalidenverſicherungsgeſetzes) 702135. 
Davon find infolge Todes oder Auswanderung des Berechtigten, 
Wiedererlangung der Erwerbsfähigfeit, — von BREMER oder 
aus andern Gründen weggefallen 234 765 
ſodaß am 1. Oftober 1901 —— 47370 
gegen 447 495 
am 1. Juli 1901. 
Die Zahl der während desjelben Zeitraumes bewilligten Alters— 
renten ($3 9 Ab}. 4 des Invaliditäts- und Alteröverficherungs- 
gejeßes und 15 Abi. 3 des nvalidenverficherungsgejeßes) betrug 386 479 
Davon find infolge Todes oder ——— des —— 
oder aus andern Gründen weggefallen 205 234 
ſodaß am 1. Oktober 1901 nn : 181245 
gegen j : 189 265 
am 1. Juli 1901. 
Invalidenrenten gemäß $ 16 des Invalidenverficherungs- 
geieges (Rrankenrenten) wurden jeit dem 1. Januar 1901 bewilligt 12285 
Davon find infolge Todes, Wiedererlangung der — 
keit oder aus andern Gründen weggefallen . 4227 
ſodaß am 1. Oftober 1901 ale A 8058 
; . 6990 


gegen 
am 1. Juli 1901. 


Beitragserftattungen find bis zum 30. September 1901 bewilligt: 


a) an weibliche VBerficherte, die in die Ehe — find, 699 317 


gegen . 666 243 
b) an verficherte Perſonen, die durch einen Unfall 
dauernd erwerbaunfähig im Sinne des — 
verſicherungsgeſetzes geworden find . . . ; 468 
gegen , ne a Si 358 
c) an bie Sinterbfibenen don Berfiherten \ . 157 276 
gen... . 20.0. ..149370, 
zufammen - ; . 857 061 
gegen . ee 81390971 


bis zum 30. Juni 1901. 
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Zölle n. Anfwandftenern, bezw. Monopoleinnahmen in der Schweiz, 
im Deutſchen Reich, in yranfreich, Italien und Oeſterreich-Uungarn. 


Das „Schweizerische Handelsamtsblatt“ bringt in Nr. 294 jeines 19. Jahr: 
ganges (1901) folgende intereffante Zufammenitellung über die Zölle und Aufwand: 
jteuern, bezw. Monopoleinnahmen in der Schweiz und ihren Nacdbarftaaten, 
wobei die Einnahmen aus den Einfuhrzöllen und diejenigen aus Ver: 
braudsfteuern und Staatsmonopolen mit approrimativer Abrechnung 
der Beträge pro Kopf der Bevölferung angegeben find. 

Als Bevölkerungszahlen find angenommen: Für die Schweiz 3,3 Mill., 
für das Deutiche Reid) 56,3 Mill., für Frankreich 38,6 Mill., für Oeſterreich— 
Ungarn 44,8 (25,8 und 19) Mill. und für Italien 31,7 Millionen. 

Schweiz. 
Zollerträge nad Kategorien 1899. 
Ertrag der Zölle 


— — 


Ertrag der Zölle 








| 
per Stopf | per Kopf 
in | der Be: | in | ber Be: 
1000 Fr. völkerg. 1000 Fr. | wölterg. 
ı Er. | | Es. 
Abfälle und Düngftoffe . 88 3 Nahrungs: u. Genußmittel 22172 672 
Apotheferwaren . . . 340 11 Dele und Fette . . . 336 11 
Chemikalien 1911 31 Papier 1125 34 
Yarbwaren . 362 11 | Baumwolle . 1966 60 
Glas . 1416 43 | Keinen 512 15 
Bla: -.: ©; Berta 1913 57 Seide . 376 11 
Blumenzwiebeln, Sträu- Mole . 2962 90 
her ꝛc ; 41 1 ſtautſchul 46 1 
Leber . 1048 31 Stroh 90 3 
Kunſt u. Wiſen ſchan 315 10 Konfetionswaren ; 2458 75 
Uhren. . . 113 3 Tiere. . 1489 45 
Maſchinen 1695 51 Tieriſche Stoffe 95 3 
Aluminium ; 2 0 Thonwaren . . 971 29 
Blei . 44 1 Verſchiedene Waren 861 26 
ae, 4077 124 Summa 50579 1583 
upfer 459 14 R 

Nidel. 97 | Einnahmen der Alkohol: 
Zint 59 2 verwaltung netto 6604 200 

Sinn ! 44 n Reingewinn aus d. kant. 
Edle Metalle A 90 3 Salzmonopol 354 108 
Andere Metalle . . . 1 0 Gefamtjumme 60717 1841 
Mineraliihe Stoffe 1984 60 Per Kopf: Franken 18,41 

Zollerträge einzelner Waren. 

Petroleum 895 27 The . . 156 5 
Steinkohlen. 282 9 Zucker u. Neiafie : 5877 175 
Coals 26 —1 Bier . . . ’ 538 17 
Briquets 62 2 Naturwein . 5058 153 
Weizen 1154 35 — 180 5 
Hafer 283 9 | Butter .. RE 373 11 

Mais 195 6 Kataobohnen u. > Güte 
Reis . . N 121 4 lade . . De 56 2 
Graupen, Gries, Grüße . 374 11 Eier . . 93 3 
Mehl. ei 859 26 Fiſche, getrodnet 129 4 
Teigwaren u. Brot 2% 24 1 Fleiſch, Frisch 179 5 
Kaffee u. Kaffeefurrogate, Fleifchlonjerven 204 6 
F—— 459 14 Geflügel . . 200 6 
äſe 89 3 Wildbret 60 2 
Dali. . 411 12 Wurftwaren 111 3 
Rohtabat. i 1608 49 Trauben . . 446 14 
Zigarren u. Raudtabat . 366 11 Dürres Obſt 97 3 


Miscellen. 


Deutſches Reid. 


Zollerträge nad Kategorien 1899. 


Ertrag der Zölle 
En 


mghuen —* 


Materialwaren. 208,6 371 
Getreide u. Landbau-Er- 

jeugnifie . - . 133,0 236 
Petroleum . . . . 687 122 
Holz und andere veget. 

Schnitte. . » . 21,8 39 
Del u fe - » .». 19,4 35 
Eiien u. Eifenwaren . . 14,0 25 
Baumwolle u. Baumwoll⸗ 

waren. . — 9,2 16 
Wolle u. Wollwaren L 5,1 9 

Bih . . 5,0 9 
Side u. Seidenwaren 4,2 8 
Inftrumente u. Maſchinen 3,6 6 
Tiere u. tierische Produkte 2,6 5 
Leder u. Lederwaren . 2,5 4 
Leinengarn, Leinwand 2,3 4 
Aurze Waren . : 2,1 4 
Glas u. Gladwaren . . 1,7 4 
Kleider, —— * 

waren. . 1,4 3 


| 
| 


Papier u. Pappwaren 
Drogueriewaren 
Thonwaren . i 
Kupfer u. Kupferwaren i 
Kautſchuk u. Guttaperha 
Stroh: u. Baftwaren 
SHopfen . - 
| Steine u. Steinwaren 
Seife u. Parfümerien 
Wachstuch, Wahsmuffelin 
are, federn, Borften 
elawert (Rürfihnerarbei 
ten) .- s 
Vürftenwaren bi 2 
Zink u. Zinkwaren . . 
| Erden, Erze, edle Metalle 
Zwirn u. Zwirnwaren 
Lichte . ; 
Blei und "Bleiwaren j 
\  Spiellarten . 


Zollerträge einzelner Waren 1900. 


Getreide u. — 131,6 234 
Petroleum . . 709 126,1 
fer . 2. 2 22.0645 1147 
Bau u. Nußhol . . . 198 35,3 
Bein. . 2.2 2.0. .178 31,7 
Shmal; . 125 223 
Baunmvollgarn u. »Ware 88 15,7 
Fleiſch u. Fleiſchextraklt 85 15,0 
Roheiien . . - 2.» - 7,4 13,2 
Eijenwaren n 73 129 
Säbfrühte . 7,1 12,7 
Rafao, roh . 66 11,7 
Reis 54 95 
Bollgarn u. "Wollwaren . 4,8 8,6 
Gewürze. . . : 4,2 7,4 
Seidenwaren u. Zwirn 3,9 7,0 
—— u. fFahrzeuge . 8,7 6,6 
Ochrühte . . 3,6 6,5 
Obſt. Sämereien, Beeren 3,4 6,0 

Mühlenfabrifate und ge- 
wöhnlihes Backwerl 3,2 5,7 
— geſalzene 3,0 5,4 
3,0 5,3 

Waren aus Bob u. andern 
Schnitzſtoffen 2,9 5,2 
BE... , 2,9 5,1 


| Eier . 

| Rindvieh u. Schafe 

Butter u. Margarine 

Leder u. Qederwaren . 

| Speifeöl . ’ j 

| Thon= u. Glaswaren 

* Oele ——— ai e 

öl) . . 

Pierde 

Leinen, Flachs, Jutegarn 
u. Waren . 

Kakao, Scofolade 1. Kon: 
ditorwaren 

Meinbeeren . . j 

ng u. Farben 


Hon 2% 
Yuftern u. andere Dufcel« 
| u. DOMINA, ; 
| opfen 

weine u. Spanfertel . 
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Der Zollertrag eg im Berhältnis 
en Waren überhaupt 
17,6 °/o, der induftriellen Rohjtoffe 7,5°/o, 


‘ der Fabrifate 14,4 °/ und von Nahrungss 
und Genußmitteln und Vieh 22,2%. 
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Zoll- und indirekte Steuereinnahmen. 


Kalenderjahr 1900. 


1. Oltober 1899 bis 1. Oftober 1900. 


1899. 


Bruttoertrag ber Zölle : 

Netto Steuer- und Zolleinnahmen 
bom Branntwein . . 

Netto Steuer- und Zolleinnahmen 


, 3 von Bier. . 

1. Juli 1899 bis 30. Juni 1900. Netto Steuer» und Zolleinnahmen 

von Zabaf 
1. April 1899 bis 31. März 1900. Netto Steuer: und Zolleinnahmen 
von Salz. ... . ... 
1. Auguſt 1899 bis 31. Juli 1900, Netto Steuer- und — 
bon Zucker . . — — 
——— 
Per Kopf: 

(1 Mark = Franken 1,23.) 
Franfreic, 


Sollerträge nad) Kategorien 1899, 


Ertrag der Zölle 
— — —— 


in per Kopf 


der Ber 
"Sranfen | vlterg, 
Hauptſächlichſte Nah: Oel von anderen Samen 
rungömittel: ala Oliven ’ 
Kaffe . . 163 397 Seidengemwebe 
Zuder, ausländifcher . ; 0,2 1 Pierde . . 

„ Koloniel . .. 3232 8 Wolle. . . 
Wen. 2 2 2 2 2 2474 122 Leinen⸗ u. Hanfgarn i 
Kakao . j 18.5 48 Andere Waren ; 
Getreide . . 20,5 53 Sunme 
Früdte für die Tafel, 

Deftillation ober — Total der eigentlich ſo— 

‚bereitung . . 8,3 22 genannten Zölle . . 
Vieh . 1,2 3 
Pfeffer 4,3 11 Hiezu kommen: 
ng —J — Statiftiſche Gebühr 
— 19 5 Schiffahrtögebühr . 

li öl. 08 9 Sonſtige Gebühren 
wen Di 2 Salztonfumfteuer . 
Summe 263,8 684 Salzjteuer . F 
Bier: u. Geträntefteuer F 
Andere Waren: Zuder- u. Süßftofffteuer 
Petroleum . 36,6 95 —— des Tabak» 
Steinkohlen. 143 37 monopols 
——— 6,3 16 Reingewinn bes Zünd« 
MWollgewebe . 6,2 16 hölzchenmonopols 
Eiſen he ce 5,4 14 Summe 
Baumwollgarn . RN 1,4 4 . m 
Maſchinen ern Ai 33- Gefamtjumme 
Metallwaren i 5,2 14 
Leinen⸗ u. Hanfgewebe 1,5 4 Per Kopf: 





in | per Kopf 
Wiionen et, 
g 

521,1 926 
164,8 295 
96,1 173 
65,4 117 
52,1 94 

167° 9 
1026, 2 1832 
Mark 18,32 


Ertrag der Zölle 
— — — — 


in er Kopf 
Mini er Be 
mai Yes 
45 12 
2,3 6 
2,3 6 
03 1 
0,6 2 
731° 202 
177,6 460 
4414 1144 
74 19 
7,6 20 
117 30 
231 60 
92 24 
501,5 1299 
167,0 433 
335,0 868 
230 60 
1085,5 2812 
1526,9 3956 


Franken 39,56 
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Italien. 
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Zollerträge nach Kategorien 1899. 


per Kopf der 
in Millionen Franken — 
1. Spiritus, Getränke, Oel 39,8 126 
Darunter Wein . ‚ 0,9 3 
Petroleum . . . 34,3 108 
2, Rolonialwaren, Droguen, Zabel ; 79,6 251 
Darunter Kaffee 21,3 67 
uder 54,2 171 
Pfeffer 2,0 6 
3. Ehemilalien . £ 3,8 12 
4. jarbwaren . . . 0,5 2 
5. Hanf, Bein, Yute ; j 1,8 6 
6. Baumwolle und Baumwoilwaren A 82 26 
Davon Baumwolle in Floden . 3,9 12 
7. Wolle, Haare . 7,1 22 
Darunter einfache Rammgarngenebe ’ 3,9 12 
8. Seide und Seidenwaren . ß R 3,1 10 
9, Sol und Stiob -. . : » 0,7 2 
10. Papier, Bücher . . Me he en ie Se 1,2 4 
11. Häute und Felle . 1,5 5 
12. Metalle, Dtetallwaren, Nafhinen . 23,7 75 
13. Steine, Erben, Glas . . 1,7 5 
14. Getreide, Mehl . 44,4 140 
Darunter Weizen 35,5 112 
un 2,0 6 
2,6 8 
15. Bieh und teilte Probufte 5,7 18 
Darunter Sped . . . 1,4 4 
dafiſch 1,3 4 
16. Verſchiedenes — 6 
Summe der eigentl. Zölle 224,5 708 
Hiezu Seezölle ıc. 16,9 53 
Summe ber Zölle (dogane e diritti maritimi) 241,4 761 
Ertrag Ertrag 
— — — — 
un | ned Kopf in me u 
im | S ⸗ 
men | oe an | Hl 
Hiezu kommen Konſum⸗ Ferner Monopol: Er: 
ſteuern: träge: 
Epirit . . 2.0.8277 87 Nettoertrag bed Tabal- 
Bir . . ; 1,9 6 monopod. . . . .„ 156,4 493 
Roblenfaures Wafler . 0,5 2 Nettoertrag des Salz« 
ig > 14 4 monopold . » » . 664 209 
er itafien,, u. üßfto ‚I 15 FE 
Zündhölzgen J j 7,4 23 Summe 222,8 703 
Ronfumfteuern . 2.0.9586 166 EEE — 


Gemeindefonfumftener . 1574 497 | 
Summe 253,8 801 | 





Ertrag der Zölle 





Gejamtfumme 718,0 2265 
Per Kopf: Franken 22,65 
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Zolleinnahmen des gemeinjamen Zollgebietes nad Kategorien 1899. 








Ertrag der Zölle | Ertrag der Zölle 
— — — — — — 
— ——— 
Milli | — mi 
| eöteg | sonen  Dälterg, 
Rafle-. - 2 31l,3 70 ' und ferner die Neinein: 
Wein. . . ....105 24 nahmen von 
Eiſen u. Gifenwaren .. 6,1 14 | Scäantftmer . .. - 2,2 9 
Maſchinen u.-Beſtandteile 5,9 13 | Zabafmonopol . . . . 1269 492 
nn Sn ri 2 ” Salzmonopl . 558 139 
e en e — 
Sübfrüchte 34 8 | Gelamtfumme 435,4 1688 
Ehwaren . 2,5 6 
—* En ie 4,0 g Zölle, Konfumfteuern, Tabat- uno Galz- 
Scafwollgarne . 2,4 5 monopol in Defterreich zuſammen: 19 Kro— 
Schafwollwaren 2,7 6 nen 40 Seller per Kopf der Benölferung. 
Seidenwaren 2,6 6 
Baumwollgarne 1,9 4 
Gebr. — 1,8 4 
She -. . . 1,7 4 
—2 17 4 In Ungarn kommen an ſtonſumſteuern 
Fette Oele j 2.0 4. hinzu für das Jahr 1899 von 
Leber u. Lederwaren . 1,5 3 Millionen ver Kopf 
Baummwollwaren . 1,0 2 Kronen Seller 
Chemiſche zn 1,5 3 Branntwein . . 2 2...852 448 
Reis. . . 1,3 3 Bir .Dcfe . . .. 153 81 
Schladtvieh . 0,9 2 Dein. . 2: 2 202. 16,0 54 
Andere Waren . 16,3 36 Zuder .. a5 113 
7 Or Fleiſch 81 43 
Summe 112,7 252 Petroleum . . 91 48 
Hiezu fommen in Defterreich (im Reiche: Seträntefhantgebühren . 3344 18 
rat vertreten) an Komfumftenern für das Summe 158,6 835 
Yahr 1898 von 
Millionen per Kopf und ferner die Reinein— 
stronen Heller nahmen von 
——— ae SE u, er ee '  Zabatmonopol . . . . 62,9 331 
ee ee N ET 7 246 
Wein u. Moft. . . . 108 41 ae — — — 
Fleiſch u. EIER . 148 57 Gejamtjumme 249,3 1312 
“4 * Ip ! 
— no * Zölle, Konſumſteuern, Tabak. und Salz— 


monopol in Ungarn zuſammen per Kopf 


Sonftige Konfumfte 9,0 3 
in Ar euer 36 14 der Bevölkerung: 15 Kronen 64 Heller. 
Summe 270,6 1048 | (1 Krone = Franken 1,05.) 


Die Entwidlung des NReichspoft: und Telegraphen: 
wejens in den letzten fünf Jahren. 


Nad) dem amtlichen Bericht über die Ergebniffe der deutſchen Reichs— 
poft- und =Telegraphenverwaltung in den fünf Rechnungsjahren vom 1. April 
1896 bis zum 31. März 1901 hat die auffteigende Bewegung in dieſem 
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Jitraum- in allen Zmeigen des Reichspoſt- und =Zelegraphenwejens an: 
gehalten; eim fortgejeßter innerer Ausbau und eine ftetig fortichreitende Entwick— 
lung der Poſt- und Telegrapheneinrichtunger find in ihrer wohlfahrtfördernden 
Wirkſamkeit allen Schichten der Bevölkerung zu gute gefommen. Die Zahl ver 
im Reichspoftgebiete jährlih beförderten Poftjendungen ift von 
3428 Millionen auf 5100 Millionen, der Betragder vermittelten 
Geldjendungen von 22 auf 26 Milliarden ME. geitiegen. Die 
Zahl der beförderten Telegramme iſt um 8 Millionen gewadjlen und 
hat im Rechnungsjahre 1900 42 Millionen betragen. Der reine 
Ueberſchuß der Verwaltung hat in den letzten fünf Jahren die Höhe von 
rund 151 Millionen Mark erreicht. Den in den einzelnen Abichnitten 
des genannten Berichts enthaltenen ziffermäßigen Angaben, aus denen hervor: 
geht, wie die Verwaltung unausgejegt bemüht geweſen it, die Verkehrsgelegen— 
heiten zu erweitern, zu verbeſſern und neue zu erichließen, jeien noch die folgen- 
den Mitteilungen entnommen. 


Die Zahl der Poftanftalten it im Reichspoſt- und -Telegraphengebiet 
während der lebten fünf Rechnungsjahre von 28 683 auf 32045 geitiegen. Je 
eine Poſtanſtalt fiel 1896 auf 15,5 qkm und 1547 Eimwohner, 1900 auf 
13,9 qkm und 1498 Einwohner. Bon 1896 bis 1900 find 3362 neue Poſt— 
anftalten eingerichtet worden, davon allein 3279 in Orten des flachen Landes, 
Die Zahl der Reicstelegraphenanftalten bat ji von 13729 auf 
16419, mithin um 2690, d.i. um 19,6" vermehrt. Es entfällt je eine 
Zelegraphenanftalt auf 27,1 qkm ımd auf 2924 Eimmohner gegen 32,4 qkm 
und 3232 Einwohner im Yahre_1896. Bei der Eimrichtung neuer Telegraphen- 
anftalten ift bejonders den Bedürfnilfen des flachen Yandes Rechnung getragen 
worden. Den Intereſſen der Landesverteidigung und den allgemeinen Wohl: 
tahrtözweden ift durch die Eröffnung von meuen Zelegraphenanftalten in den 
Grenz: und Küftengebieten, ſowie in den Ueberſchwemmungsgebieten der größeren 
Flüſſe gedient worden. 


Auch die Mitwirkung der Reichspojtverwaltung bei der Durchführung der 
ſozialpolitiſchen Reichsgeſetze hat eine weitere beträchtliche Ausdehnung 
angenommen. Es — die auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze und des 
ali gsgeſetzes durch die Reichspoſtverwaltung ausgezahlten Ge— 

atſummen 1806 d 838 903 ME., 1900 146 610 360 DE. Davon entfielen 

m legten Jahre 72 888 314 ME. auf die Unfallent\hädigungen, 23 135 430 ME. 
auf die Altersrenten, 44 277 447 ME. auf die Anvalidenrenten, 516 330 ME, 
if die jeit dem 1. Januar 1900 neu binzugetretenen Krankenrenten und 
838 ME. auf die Beitragserftattungen. An — — wurden von 






















900 421 031 064 Stücd im Werte von 103 020 308 3 verfauft; 
it infolge ber Einführung von Verficherungsmarfen für 2 und 13 
angen. 


| jerjonal umjaßte an Beamten (einfchliefich. der Poſt— 
leich Vorſteher von Poſtanſtalten jind) 1896 70466, im Jahre 

Interbeamten (einichließlich der Poſtillone bei den reichs— 
1896 71352, 1900 86208, an außerhalb des 
tijjesftehenden, dauernd oder in regelmäßiger Wieder: 


ed by Google 


2 
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fehr beſchäftigten Perſonen 18956 14 600, 1900 23 981, ferner an Poſt- 
haltern (ausſchließlich derjenigen, die zugleich Vorfteher von Poftanftalten find) 
1896 956, 190 900, an Boftillonen der nit reichseigenen Poſt— 
haltereien 1896 3626, 1900 3382, im ganzen 1896 161000, 1900 
194256 Perfonen. — Die ſeit 1899 ftattfindende Verwendung weiblicher 
Perjonen im Fernſprechdienſt hat fich bewährt. Nach den in diefem Dienfi: 
zweige gemachten Erfahrungen find jeit 1898 weibliche Kräfte in größerem 
Umfang aud zur Belchäftigung im Poſt- und Telegraphendienit zugelafjen 
worden. Weibliche Perjonen werden jet ala Poftgehilfinnen mit ber Bes 
dienung von Schreibmaſchinen und mit NRecnungsarbeiten, ala Telegraphen: 
gehilfinnen mit der Bedienung von Telegraphen: und Fernſprechapparaten be: 
traut; auch werden fie als Vorfteher kleiner Poftanftalten (Poftagenturen und 
Poſthilfſtellen) jowie als Schreibhilfen bei Poftämtern III. Klaſſe verwendet. 
* — 1901 waren 498 Poſtgehilfinnen und 7628 Telegraphengehilfinnen 
eſchäftigt. 


Die Zahl der täglich zur Poſtbeförderung benutzten Eiſen— 
bahnzüge betrug Ende 1895 8275, Ende 1900 11005. Ferner wurden 
1896 73, 1900 72 Dampſſchiffverbindungen zur Poſtbeförderung auf Waſſer— 
ſtraßen benußt. 


Die Länge der oberirdiichen Telegraphenlinien betrug Ende 1895 119 539, 
dagegen Ende 1900 167 326 km. &3 find mithin in den Ießten fünf Jahren 
47 787 km neu gebaut worden. Die Länge der oberirdiihen Telegraphen— 
leitungen betrug Ende 1895 547 814, dagegen Ende 1900 1137676 km. 
Es find mithin in den legten fünf Jahren, mit Einſchluß der Vorratzleitungen 
für den Fernſprechdienſt, 589 862 km neu gebaut. Davon entfallen auf die 
gewöhnlichen, dem allgemeinen Verkehr dienenden Telegraphenleitungen 54 979 km, 
auf die Stadtfernſprecheinrichtungen und Umicalteftellen 388292 km, auf die 
Verbindung verichiedener Stadtjernipreheinrihtungen und Umſchalteſtellen unter: 
einander 142530 km, auf die bejonderen für Rechnung des Reichs hergejtellten 
und an Privatperfonen ꝛc. vermieteten Zelegraphenleitungen 4061 km. — Die 
Vermehrung der oberirdilchen, dem allgemeinen Berfehre dienenden Tele: 
graphenlinienin den ge fünf Jahren beträgt rund 10°/o, die der zugehörigen 
Leitungen rund 17°/,. Weit mehr find die Fernſprechanlagen gewadjlen. 
Für die Stadtfernfpredheinrichtungen und Umſchalteſtellen berechnet ſich die Wer: 
mehrung der Linien auf rund 146°/o und die Vermehrung der Leitungen 
auf rund 217°/o, ferner für die Verbindungen verichiedener Stadtjernjprechein: 
richtungen untereinander auf rund 120 %/o für die Linien und auf rund 238 “0 
für die Leitungen gegen den Beitand Ende 1895. 


Die Fortichritte des Fernſprechweſens beftehen hauptſächlich in diejer in 
feiner früheren Periode erreichten Verdichtung des Fernſprechnetzes jowie darin, 
da der Fernſprecher nicht mehr vorzugsweiſe den großen und mittleren Orten 
zu gute kommt, jondern ſich überrajchend jchnell auf die Eleinen Städte und 
das flache Land ausgedehnt hat. Dieje wirtſchaftlich bedeutungsvolle Entwidlung 
ift der Neuregelung der Fernſprechgebühren durd) das Gejeß vom 20. Dezember 
1899 und der von der Telegraphenverwaltung bethätigten Fürſorge für die 
Ausgeftaltung der Fernſprecheinrichtungen auf dem flachen Lande zu verdanken. 
Im Reichötelegraphengebiet waren vorhanden : 
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Zunahme 
1895 1900 
Ende gegen gegen 
1890 1895 
1890 1895 1900 °/o °/o 


Orte mit Fernſprechvermittlungs⸗ 

anfallen 448 2157 92,3 381,5 
öffentliche Ferniprechitellen mit An 

ihluß an Ortsnetze und Ber: 


bindungsanlagen Es 215 12 951 121,6 5923,7 
Spredfiellen -. - . 2... ..51419 114 057 247676 121,8 117,2 
Syerniprehapparate . . . . . 59230 117132 250 778 97,8 11,41 
Leitungsneß (in Kilometern) . . 74124 165 582 419955 123,4 153,6 


Die Gejamtzahl der durch die Telegraphenanftalten im Reichötelegraphen- 
gebiete beförderten Zelegramme betrug 1896 34856455, 1900 dagegen 
42625841, die der von den Fernſprechanſtalten im Reichstelegraphengebiete ver: 
mittelten Geſpräche belief fi) 1896 auf 424362263, 1900 auf 629968603. 

Die finanziellen Ergebnijfe fünnen als recht günftig bezeichnet werben: 
die Einnahmen haben ſich in jedem Jahre erhöht, und jelbft das Jahr 1900 
weiſt no eine namhafte Mlehreinnahme auf, obwohl am 1. April 1900 das 
Porto und die Tyerniprechgebühren weiter herabgejegt worden find. Den höheren 
Einnahmen ftehen aber auch höhere Ausgaben gegenüber, die in der Ermeiterung 

der Betriebseinrichtungen, in der Vermehrung und Verbefferung des Betriebs- 
materialö u. j. w., in der Verminderung des Arbeitsmaßes der Beamten und 
Unterbeamten, in der weiteren Durchführung des Erholungsurlaubs und in der 
Fortführung der allgemeinen Bejoldungserhöhung begründet find. Ganz bejonders 
große Ausgaben haben im Jahre 1900 gemacht werden müffen, als die Privat: 
beiörderungsanftalten aufgehoben und ihren Inhabern und Bedienfteten Ent: 
ihädigungen gezahlt wurden. Der Reinüberihuß, der aus ben laufenden 
Einnahmen und Ausgaben der Poft: und Telegraphenverwaltung erzielt worden 
it, hat, wie bereits oben angegeben, die Höhe von zujammen rund 151'/s Mil 
fionen DE. erreicht und jomit den Ueberſchuß der unmittelbar vorhergegangenen 
fünf Jahre mit 95" Millionen ME. um 56'/ Millionen ME. überholt. Es 
betrugen : 


1396 1897 1898 1899 1900 

Millionen Mart 
die Einnahme -» - ne 299,7 324,7 349,1 373,6 394,5 
die Ausgabe » =» + re ou 263,7 272,5 302,0 321,8 369,2 
der Ueberihuß -» - = - eu .36,0 42,2 471 51,8 25,3 
die einmaligen Ausgaben . . - 9,3 5,4 9,3 10,3 13,5 
mithin der reine Meberfhuß . . . 26,7 33,8 37,8 41,5 11,8 


Bon den Einnahmen entfallen auf Porto: und Telegrammgebühren: 


1896 1897 1898 1899 1900 
Millionen Darf 
277,1 300,8 324,2 347,3 366,7 


Die Einnahme an Porto: und Telegrammgebühren ift, verglichen mit der= 
jenigen des Vorjahres, 1896 um 4,48°/o, 1897 um 8,54°/o, 1898 um 7,76°/o, 
1899 um 7,15°/o, 1900 um 5,58°/o gejtiegen. 

(Reichsanzeiger 1901, Nr. 272.) 
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Zuderproduftion in den hauptjächlichiten Produttionsländern 
Europas. 


Nach der am 26. Oktober abgeſchloſſenen Zucker-Enquöte, die für Frankreich 
von dem Syndikat der franzöſiſchen Fabrikanten und für die übrigen europäiſchen 
Hauptproduftionsländer von der internationalen Vereinigung für Statiftif an: 
geftellt worden ift, wird die Zuderproduftion in den einzelnen Ländern während 
der beiden Kampagnen 1901/02 und 1900/01 folgendermaßen angegeben: 

















j Fabriken : Produftion in 

im Betriebe | Merstkeiiete Rüben ._ Rohzuelermengen 
1901/02 | 1900/01 1901/02 1900/01 ı 1901/02 | 1900/01 

| | | t t 
Frantreich 2222 .% 333 334 — 8717400 | 1028600 | 1100200 
Deutihland . . . .. . 5 395 14611000 13252300 2073100 | 1974800 
Oeſterreich Ungarn . . . 213  , 8495000. 7408000 , 1224800 , 1083300 
2 107 | 2480000 2462000 312000 320000 
Miederlande . . . . . 32 1329000 | 1225000 176400 | 178000 
Rubland . oe ar 274 7933300 | 6406000 ı 1005900 | 893500 
Schweden... .»... 16 801050: 865800 | 107350) 115500 
Zuſammen 1371 44672350 40336600 5928150 5665300 


Reichsanzeiger nach Le Bulletin des Halles, Bourses et Marchés.) 


Die größten Rhedereien der Welt. 


Unjere früheren Mitteilungen über die europäiiche Handelsmarine im Jahre 
1900 (f. Ann. d. D. R. 1902 Heft 1, ©. 71 ff.) finden durch die folgenden der 
St. Peteröburger Zeitung entnommenen Angaben über die größten Rhedereien 
der Welt eine teilmeife Ergänzung. 


Am Ende des Jahres 1900 war die Rangordnung nad der Tonnenzahl 
unter den führenden Dampfichiffsgejellichaften der Welt folgende: 


Flagge Tonnen 


Hamburg-Amerifastinie . . .» .  deutih 615000 
Norddeutiher Lloyd. -. . » 2. “ 540 000 
Britiih India St.N.Co.. . . . engliih 380000 
Elder Dempfter Eid. . : 2»... B 375 000 
Leyland (jet Morgan). -. . . . amerifan. 325000 
Penins. und Oriental . . .» . . engliih 315000 
Union Gaple . . . Ede ee „ 245 000 
Meſſageries Maritime 2... franzöſ. 245000 
Nippon Yuan Kaifda. . .». . . japan. 195 000 
Navigazione Generale . . PAR ital. 185 000 
Ruf. Schiffahrts- u. Hanbelsge. . . ruf 165000 
Oefterreihifcher Lloyd . . . . Öfterreih. 155000 


Forenede Damjfibs -. . . .» . . bün. 130 000 
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Die Bevifion der Grund- und Hausſteuer in Bayern. 
Von Dr. Karl Theodor Eheberg, Profefjor in Erlangen. 


1. Artikel. 
Die neuen Gejeßesvorlagen. 


I. 


Am 29. November 1879 waren von dem jeit 1877 im Amte befindlichen 
‚yinanzminifter vd. Riedel der bayerijchen Hammer der Abgeordneten auf wieder: 
holte Anregungen aus deren Mitte hin vier Gejeßentwürfe über die Einkommen, 
Kapitalrenten=, Gewerbefteuer und einige Abänderungen des Grund: und Haus: 
fteuergejeges vorgelegt worden. Der Grundgedanke der Entwürfe ging dahin, 
die beitehenden Ertragsiteuern als Belaftung des fundierten Einkommens bei- 
zubehalten, jedoch einer befjernden Revifion zu unterziehen, dagegen eine all: 
gemeine Einfommenfteuer dem Ertragsſteuerſyſtem Hinzuzufügen. Dieje neue 
allgemeine Einkommenſteuer jollte die bisherige jpezielle Einkommenſteuer in ſich 
aufnehmen. Ihr Erträgnis jollte auch zu einer Verminderung der übrig 
bleibenden Ertragsſteuern dienen. Nach Durchführung diefer Reform wäre aljo 
in der Hauptſache das Arbeitseinfommen einmal, das Belikeinfommen zweimal 
getroffen worden. Die Reformbedürftigfeit des Ertragäfteueriyitems und feine 
Ergänzung dur eine allgemeine Einkommensteuer wurden damit begründet, 
daß die bisheriaen Exrtragäfteuern ſowohl in Bezug auf den Beſteuerungsmaß— 
ftab wie auf das Anlageverfahren wejentlid) von einander abwichen, aljo eine 
der Leiftungsfähigkeit der Pflichtigen angepaßte gleihmäßige Beſteuerung nicht 
verbürgten. 

Hätten diefe Anträge der Regierung den Beifall der Volkävertretung ge: 
funden, jo hätte Bayern mit feinem direkten Steuerwejen das der meijten andern 
deutichen Staaten damals entichieden überholt. Der dee nad) bedeutete der Vor— 
ihlag des bayerischen Finanzminiſters nichts anderes, als was fünf Jahre |päter in 
Baden, zwölf Jahre Ipäter in Preußen zum Gejeß ward: eine Vorzugsbelaſtung 
des fundierten Einkommens. Allerdings hat Preußen dieſe dee auf einem 
andern Wege ind Leben gerufen, als er in Bayern geplant war; es fann aber 
ernsthaft die Trage diskutiert werden, ob nicht für Bayern der ſchon im 
Jahre 1879 verjuchte Weg, zu einem rationelleren Steueriyitem zu gelangen, 
auch heute noch den Vorzug verdiene. 

Den Plänen der Regierung wurde jeitens der Abgeordnetenfammer ein 
taiches Grab bereitet; man begnügte fih mit einer Revifion der beitehenden 
Ertragäfteuern, die zweifellos in vielen Einzelheiten verbefjernd wirkte, aber an 
dem Syſtem nichts änderte. Auf fie hier einzugehen, iſt feine Veranlaſſung. 
Tagegen müffen wir kurz der Ereigniffe gedenken, welche ſich ſeit jener Zeit 
auf dem Gebiete des Steuerweſens in Bayern zugetragen haben.') 


9) Bgl. zum Folgenden bejonders: G. Schanz, Das bayeriſche Ertragsfteuerjyiten 
urid jeine Entwidlung, im Finanzarhiv 17. Jahrg. 1900 ©. 551 ff. 
Annalen des Deutfchen Reichs. 1902, 11 
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Die Revifion von 1881 hatte zu einer nur jehr vorübergehenden Be: 
friedigung geführt. Theoretiker wie Praktiker wiejen auf die Ungleichheiten hin, 
welche troß der Beſſerungen dem bayeriſchen Syſteme anhafteten und die ſich 
um jo mehr bemerkbar machten, je mehr die Steuerſchuldigkeit der Pflichtigen 
infolge der wachſenden Zuſchläge der Gemeinden in die Höhe ging. Die 
Steuerreformen in Baden und Preußen regten zu Vergleichen an, die nicht zu 
Gunften de3 bayeriichen Steuerjyftemes ausfielen. Namens derjelben ‘Partei, 
welche 1880 die allgemeine Einkommenſteuer zu Fall gebradht und damit eine 
tiefergreifende Umbildung des Steuerwejens unmöglich gemadjt hatte, wurde 
unterm 10. Oktober 1893 von dem Abgeordneten Dr. Jäger ein Antrag in 
der Abgeordnetenfammer eingebracht, dahingehend: die Staatöregierung wolle 
dem Landtage einen Gejegentwurf vorlegen, wodurch eine volljtändige Reviſion 
der dermaligen Steuergefeßgebung in dem Sinne vorgenommen werde, daß eine 
progreifive Beiteuerung ohne Marimalgrenze durchgeführt, hiedurch der fapitali- 
ſtiſche Großbefig und Großbetrieb ausgiebiger als bisher herangezogen und eine 
Entlaftung des mittleren und kleineren Beſitzes, insbejondere eine Herabjegung 
der Grundfteuer erreicht werde. Diejer Antrag wurde neben andern im jog. 
wirtichaftlihen Ausihuß beraten und führte zu folgenden Anträgen des Aus: 
ſchuſſes an die Kammer: 


A. Die Hammer wolle bejchließen, es jei an Se. fgl. Hoheit den Prinzregenten die aller: 
unterthänigfte Bitte zu richten, die fgl. Staatsregierung zu beauftragen, die Frage ber 
Einführung einer allgemeinen direkten progrejfiven Einfommenjteuer, verbunden mit einer 
Vermögensfteuer, zu prüfen und eventuell dem Landtage in thunlichiter Bälde eine diesbezüg- 
liche Vorlage zu machen. B. Die Kammer wolle beichließen: I. Es jei an Se. fgl. Hoheit den 
Prinzregenten die allerunterthänigjte Bitte zu richten, bei der nächſten Landtagsjeifion — im 
Falle bis zur jelben die Vorlage eines Gejegentwurfes einer allgemeinen progrejfiven Einkommen— 
fteuer nicht möglich fein ſollte — Vorlagen über Abänderung der nadgenannten Steuergejeße 
machen zu laflen, dahingehend, daß 1. bei der Kapitalrentenfteuer der Steueranjaß bei den höheren 
Yahresrenten entiprechend gefteigert, dagegen für Perjonen, deren Gejamteinfommen und Jahres» 
renten gewifle Beträge nicht überjteigen, darunter inöbejondere für erwerbsunfähige Perjonen, 
für Witwen und minderjährige Waijen, weiter ermäßigt werde, Ausländer aber, falls fie in 
Bayern der Kapitalrentenjteuer unterliegen, mit ihren gejamten Kapitalrenten zur Steuer 
herangezogen werden; 2. die Einlommenfteuer im Gegenhalt zur jegigen Skala in den mitt« 
leren und höheren Süßen allmählid anfteigend entiprechend erhöht, die Steuerbefreiung der 
Ausländer aber, joweit zuläffig, befeitigt werde; 3. bei den Gewerben eine Bejteuerung nad) 
dem Ertrage mit progreifiv auffteigenden Süßen thunlichft allgemein angewendet werde und 
lediglich für minder leiftungsfühige Gewerbe eine Steueranlage nad) fejten Süßen erfolge, 
der Betrieb des Bergbaues aber — an Stelle der Einfommenfteuer — der Gewerbejteuer 
unterworfen werbe. II. Es jei an die gl. Staatöregierung die Bitte zu richten, bei Auf— 
ftellung des Entwurfes des Finanzgeſetzes für die nächſte Finanzperiode nad) Maßgabe ber 
verfügbaren Mittel in erfter Linie eine Ermäßigung der Grundjteuer und der Miethausfteuer 
herbeizuführen. 


Dieje von der Kammer der Abgeordneten in der Situng vom 22. März 
1394 mit großer Mehrheit angenommenen Anträge des Ausjchuffes wurden erſt 
zu Anfang 1896 in der Hammer der Neichöräte beraten. Ueber den Antrag 
A ging die Reichsratskammer im ihrer Sitzung vom 28. Januar 1896 zur 
Tagesordnung über. Sie ließ ſich dabei von der Erwägung leiten, daß die un— 
vermittelte Einführung einer allgemeinen progreifiven Einfommenfteuer auch in 
Verbindung mit einer Vermögensfteuer unter gleichzeitiger Aufhebung der übrigen 
direften Steuern gerade in Bayern bejonderen Schwierigkeiten begegnen werde 
und daß das Erträgnis der vorgeichlagenen Steuern viel zu wenig überjehen 
werden fünne, um darauf ein Jolides Staatsbudget aufbauen zu fönnen, daß 
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auch induſtrie- und fapitalreichere deutiche Staaten, wie Preußen und Sachſen, 
ihre Steuerreform erft durchgeführt hätten, nachdem Erfahrungen mit der all: 
gemeinen Einfommenfteuer als Ergänzungsfteuer gemacht worden wären, daß aber 
die Einführung einer allgemeinen Einfommenfteuer als Ergänzungsiteuer bei dem 
Abgeordneienhaufe nicht auf Zuftimmung rechnen könne, daß dieje Einfommenfteuer 
auh auf den MWiderftand der öffentlichen Meinung ſtoßen und ihre Erhebung 
Schwierigfeiten bereiten werde. Bon dem Antrag B nahm die Keichsrats: 
fammer nur den erften Zeil an, jodaß alfo ein Gelamtbeihluß der beiden 
Kammern nur bezüglid) der Reviſion der Sapitalrenten:, Einkommen: und 
Gewerbeiteuer vorlag. 

Des weiteren ging ein Beihluß der Hammer der Abgeordneten vom 14. 
und 15. November 1895 dahin, es wolle dem Landtage thunlichit bald ein Geſetz— 
entwurf vorgelegt werden, wonad; das Gewerbeiteuergejeg vom 19. Mai 1881 
im Sinne einer jo hohen Belteuerung der Warenhäufer, Berfandtgeichäfte, 
Zentralgeihäfte, Filialgeihäfte, Bazare und andern Großunternehmungen im 
Handel und Gemerbe umgejtaltet werden jollte, daß der durch dieſe Inter: 
nehmungen drohende Ruin der mittleren und Eleineren Betriebe im Handel und 
Gewerbe verhindert werden könne. Diejer Beſchluß der Abgeordnetenfammer 
fand in der Sigung der Reichsratskammer vom 29. Januar 1896 Annahme. 

Den Beichlüffen des Landtages wurde jeitens der Staatäregierung im 
Herbite 1897 durch Vorlage dreier Gejeßentwürje über die Stapitalrentenz, 
Gewerbe: und Einfommenfteuer entiproden. Dieje Geleentwürfe wurden nad) 
langwierigen Verhandlungen und mehrfachen Modifikationen befanntlih von 
beiden Hammern angenommen und unterm 9. Juni 1899 publiziert. Auf fie 
hier nochmals einzugehen, ericheint nicht geboten, nur das joll kurz hervor: 
gehoben werden, was der neuen Gejeßgebung eigentümlich ift, weil dadurd) Die 
mweientliche Verſchiedenheit, welche innerhalb des bayeriichen Ertragsſteuerſyſtems 
zwiſchen den drei revidierten Steuern einerjeitS und der nicht revidierten Grund: 
und Hausſteuer anderjeitö beiteht, beionders klargeſtellt wird. 

Das Wejentliche an der Reformgeießgebung vor 1899 beiteht in der An: 
näberung der drei revidierten Steuern an das Syitem der Einfommenbeiteuerung, 
in der Durchſetzung der Objektsbeiteuerung mit jubjeftiven Momenten. Es 
äußert fi) dies in der Ausdehnung der Steuerbefreiung bei fleinen Renten, 
Gewerbe: und Arbeitsverdienften, in der wejentlich ſtärkeren Heranziehung der 
größeren und mittleren Erträge aus Sapital, Gewerbe und Wrbeit, in der 
Verücdfihtigung des Gejamteinfommens unter bejtimmten VBorausjegungen und 
gewiſſer die Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen ſchwächenden Umjtände (außer: 
gewöhnliche Belaſtung durch Unterhalt oder Erziehung der Kinder oder durd) 
Verpflihtung zum Unterhalt mittellojer Angehöriger, andauernde Krankheit und 
beiondere Unglüdsfälle). Bei der Gewerbeiteuer zeigt ſich dies noch beionders 
duch die erhebliche Ausdehnung der Beſteuerung nad) dem wirklichen Ertrage 
an Stelle der Einihägung nad) Betriebsmerfmalen fowie in der Gewährung 
des Abzugs aller derjenigen Paſſivzinſen, die auf da3 Gewerbe Bezug haben. 

An Dielen nambaften Aenderungen und Verbeſſerungen haben die Grund— 
und die Hausſteuer feinen Zeil; fie find bis heute in ihrer alten Form vom 
15. Auguft 1558 geblieben. Die Revifion vom 19. Mai 1881 hatte nur be: 
züglid) der Haussteuer einige Neuerungen von größerer Tragweite gebradt. 

Zum Verftändnis alles Folgenden jollen hier die wejentlichiten Beſteuerungs— 
grundjäge der Grund- wie der Hausſteuer kurz dargelegt werden. 

11* 
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Die Grundlage der Befteuerung bei der Grundsteuer bildet der mögliche, 
durchſchnittlich erzielbare Ertrag, wie er aus dem Tylächeninhalte und der 
Naturalertragsfähigkeit der Grundftüde unter Zugrundelegung des gemeinüblichen 
MWirtichaftsfleiges und eines allenthalben gleihen Wirtſchaftsſyſtems (Dreifelder: 
wirtichaft mit Brache) fi) ergibt. Der Flädheninhalt wurde durch Parzellen: 
vermeflung, die natürliche Ertragstähigfeit durd) Bonitierung, d. h. durch Aus: 
mittlung mit Hilfe von Muftergrundjtüden gefunden. Die Grundfläcdhen der 
Gebäude und Hofräume werden mitbejteuert und zwar in der Klaſſe der beiten 
Grundftüde der betreffenden Ortöflur; dagegen werden Baupläße und Haus: 
gärten wie andere Grunditüde klaſſifiziert. In den mitteljährigen Ertrag wurden 
bei allen Kulturarten nur die Hauptprodufte eingerechnet und nad) ein für allemal 
feftgejeßten Geldwerten veranichlagt, jo daß das Scäffel Korn, welches bie 
Einheit bildet, mit 8 Gulden, das Schäffel Weizen oder Kern mit 12 Gulden, 
das Schäffel Gerſte mit 6 Gulden, das Schäffel Haber oder Feen mit 4 Gulden 
und der Zentner Heu mit 36 Kreuzer, die Waldungen und jonftigen Kultur: 
arten angleihungsweile zur Einihäßung famen. Die Früchte der Brache, der 
Weide und alle jonftigen land: und forftwirtichaftlichen Nebennugungen blieben 
für die Ertragsberechnung außer Anlaß; dagegen blieben aud alle auf Ge: 
winnung oder Verwertung der Bodenprodufte erwachſenden Ausgaben, mit Aus: 
nahme des Aufwandes für Saatgut, gleichfalls außer Berüdfichtigung. Schuld: 
zinfen dürfen nicht in Aufrechnung gebracht werden. Die Steuerſchuldigkeit des 
einzelnen Pflichtigen jet fic) zufammen aus der Zahl der Tagwerfe und der 
in Guldeneinheiten (1?/; Mark) ausgedrüdten Bonitätöflaffe. Die auf ſolche 
Weije ermittelte Ertragägröße joll nad) dem Gelege unverändert bleiben, jolange 
der Beiteuerungsgegenitand dauert. Durch das jedesmalige Yinanzgejeg wird 
jeftgeftellt, wie viel Pfennig oder Bruchteile eines Pfennigs für jede Einheit 
der Steuerverhältniszahl als Jahresftener zu erheben find. Seit 1882 beträgt 
die Erhebungsquote 8*/ıo Pig. von 1°/: Mk., was eine Belaftung des kataſter— 
mäßigen Yahresertrages mit 4,9 °/o bedeutet. 

Was das Hausfteuergejet anlangt, jo geht dieſes bei der Anlage der 
Steuer von der Mietertragsfänigkeit der Gebäude aus. Die Mietertragsfähig- 
feit wird in Orten, in denen in thatjächlichen Vermietungen genügend Anhalts- 
punkte gegeben find, durd Erhebung oder Schäßung der Mietpreiſe bezw. bei 
nicht vermieteten Häuſern duch Angleihung an die vorhandenen Mtietpreije 
gefunden (Mietjteuer). Da wo ſolche Vorausjegungen nicht gegeben find, wird als 
jteuerbarer Mietertrag eine nad) dem Flächeninhalte des überbauten und zu 
Hofräumen verwendeten Grund und Bodens jich bemeſſende Größe angenommen 
(Arealfteuer). Ein Abzug von Koften für Inftandhaltung der Gebäude ift nicht 
geitattet. Die Steuerjchuldigkeit der einzelnen Gebäude ſoll aber nicht, wie 
bei der Grundfteuer, unveränderlid) jein, jondern es ift unter beftinnmten Vorauss 
jeßungen eine Neuerhebung der Mieten, jowie eine Ueberführung der Areal: 
fteuer zur Mietfteuer und umgekehrt zugelaſſen, wenn die Verhältniſſe, unter 
denen die Miet: oder Arealſteuer eingeführt worden ift, ſich weſentlich ver— 
ändert haben. Auch bei der Hausjteuer wird durch das Finanzgeſetz beftimmt, wie 
viel Pfennige oder Bruchteile von ſolchen für jede Mark der Hausfteuerverhält- 
niszahl als Yahresfteuer zu erheben find. Seit 1882 wurden durchgängig 
3’*/ı00 Pig. von der Mark erhoben. 





Sheberg. Die Reviſion der Grund- und Hausſteuer in Bayern. 165 


II. 


Es iſt Elar, daß angefichts der bei den übrigen Ertragäfteuern vollzogenen 
Reformen die Kritif ſich mit erneuter Kraft der Haus: und Grundfteuer zu: 
wandte, deren Mängel eigentlih die Veranlaffung zur ganzen Steuerreform: 
bewegung gegeben hatten. Einerjeits wünſchten die Grund: und Hausſteuer— 
pflichtigen der Wohlthaten der jüngften Steuergefeßgebung (Berüdfichtigung der 
individuellen Leiftungsfähigfeit, Abzug der Schuldzinien u. ſ. mw.) teilhaftig zu 
werden, anderjeits herrichte bei den Steuerpflichtigen der drei andern Ertrags— 
feuern das erklärliche Verlangen, daß die jchärfere Heranziehung der mittleren 
und größeren Einfommen auch auf die Grund: und Hausfteuerpflichtigen an: 
gewendet werde. Die ganze Angelegenheit wurde kompliziert durch die vielfach 
behauptete Überlaftung der Landwirtihaft und durch das Beitreben, der Spehu- 
(ation in Bauplägen auf dem Wege der Beſteuerung entgegenzuarbeiten. 
Schon in den Sitzungen der Kammer der Abgeordneten vom 29. und 
30. Mai 1899 wurde ein Antrag des Ausſchuſſes zur Beratung der Geſetz— 
entwürfe über die Einkommen-, Kapitalrenten= und Gewerbefteuer bezüglich einer 
Revifion der Grund: und Hausfteuer und des Geſetzes über den Steuernachlaß 
angenommen. Diejer Ausihußantrag lautete: 

„Die Hammer wolle beichließen, es jei die gl. Staatsregierung zu erfuchen, baldmöglichit 
Sefepentwürfe über Nevifion der Grund. und Hausjteuer und des Geſehes über Steuernadlaf 
zulegen, wobei thunlichſt die perjünlichen Verhältniſſe, insbefondere die Schuldbelajtung be> 
ckficht: it, eine höhere Beiteuerung für Bau und Epelulationsgründe herbeigeführt, Eteuer: 


ermäßigum g für leerftehende Wohnungen und eine zeitweilige Stenerfreiheit für meu angelegte 
Weinberge und aufgeforftete Waldungen gewährt werden jollen. “ 


Dieſer Beihluß, der in der Kammer der Reichsräte während der damaligen 
—— nicht mehr zur Beratung gelangt war, wurde alsbald nach dem Zu— 
itte des Yandtages im Herbſte 1899 wieder aufgenommen und einem 
ren Ausſchuſſe überwieſen. Die Anträge diejes Ausichufles lagen den 
— der Kammer der Abgeordneten am 20. und 21. Juni 1900 zu 
de und führten zu dem Beſchluſſe: 
Es jei an Se. Igl. Hoheit den Prinzregenten die ehrfurchtsvollſte Bitte zu richten, 
atöregierung a beauftragen, in thunlichiter Yälde dem Landtage Gejeßentwürfe 
ı bringen, wodurch 
5 vom 15. Auguft 1828, bezw. 19. Mai 1881, die allgemeine Grundfteuer 
in ber Weiſe ergänzt wird, daß 
legte Weinberge für eine Zeitdauer von fünf Jahren Steuerfreiheit geniehen, 
n für Aufforftung von gemeindlichen Grundjtücen Steuerfreiheit für 
Jahre gewährt wird, 
werung der Bau» und Spefulationsgelände nad folgenden Grundjäßen ein- 









































und Spefulationsgelände gelten jene unbebauten Gelände, deren Wert 
1 Tandwirtihaftlihen Bodenwert in den betreffenden Gemeinden ober 
ilen unverhältnismäßig hoch it. Als Wert gilt der gemeine vder 


werben von ber Grundfteuer ausgenommen und mit einer Ber 
von jährlich 3°/oo belegt. 

j diefer Steuer find die Öffentlichen Straßen, Plätze und Anlagen, 
dem Staate oder ben Gemeinden gehörigen Gründe. 

J erfolgt zum erften Male für das Steuerjahr 1901 und dann 





| * ſolche Grundſtücke, auf welchen Gartenhäuſer, Scheunen, 
Saulichleiten errichtet werden, welche vorübergehenden Zwecken 
et des Geländes ald Bauplatz nicht beeinträchtigen. 
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6. Das Finanzminifterium wird von Fall zu Fall jene Gemeinden und Gemeindeteile 
beitimmen, auf welche diefe Steuer angewendet wird, 

II. Es jei an die fgl. Staatsregierung das Erjuchen zu ftellen, im Benehmen mit dem 
Landwirtihaftsrate und unter Zugrundelegung der Erträgnilie aus dem Einkommen, Kapital: 
renten» und Gewerbefteuergejeße eine Enquete darüber zu veranftalten, inwieweit die Behaup: 
tung, daß die Landwirtſchaft gegenüber der Beiteuerung anderer Erwerbsftände verhältnis- 
mäßig zu hoch belaftet ift, begründet ericheint. 


Des weiteren wurde in der Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 
21. Juni 1900 ein Beihluß gefaßt, dahingehend, die kgl. Staatäregierung 
wolle dem nächſten Budgetlandtag, eventuell einer außerordentlichen Seifion, bei 
Beginn der Tagung einen Gejeßentwurf über Revifion der Grund: und Haus: 
fteuer vorlegen. Endlich wurde ſeitens der Staatsregierung in der nämlichen 
Situng die Erklärung abgegeben, daß für die nächſte Seſſion des Landtages 
Entwürfe in Vorlage gebradjt werden follen, welche ſich mit der Revifion und 
zwar nicht bloß der Grund:, jondern auc der Kauöfteuer und inäbejondere auch 
mit dem Nachlaßweſen befallen und es ermöglichen ſollen, der individuellen Lage 
der Steuerpflichtigen Rechnung zu tragen. Weitere Anträge von Mitgliedern 
des Abgeordnetenhaujes, die gleichfalls am 20. bezw. 21. Juni 1900 zur Sprache 
famen, bezwedten eine jofortige Serabjegung der Grundfteuer. Der eine, von 
dem Abgeordneten Dirr geitellt, ging dahin, den Gteuerja für die Grund- 
fteuer von 8*/ıo auf 6”/ıo Pig. von der Einheit der Steuerverhältniszahl, d. h. 
von 11471000 auf 8603250 ME. herabzufeßen, der andere, Antrag Söldner, 
wollte, daß der Sat der Grundfteuer für das Jahr 1900 unverändert bleibe, 
für das Etatsjahr 1901 aber von 8*/ıo auf 6 "/ıo Pig. erniedrigt werde. Allein 
diefe Anträge wurden wieder aufgegeben. 

Entiprechend der eben erwähnten Erklärung des Finanzminifters in der 
Situng der Abgeordnetenfammer vom 25. Juni 1900 find nunmehr der Wolfe: 
vertretung zwei Vorlagen’) zugegangen: 1. Entwurf eines Geſetzes betreffend die 
Aenderung der Gejeße über die allgemeine Grund: und Hausſteuer; 2. Entwurf 
eines Gejeßes die Steuernachläſſe betreffend. 

Dieſe beiden Gejegentwürfe nebft den Begründungen ſollen in diefem eriten 
Artikel eine kurze Darftellung finden. In einem demnächſt folgenden zweiten 
Artikel Toll zu ihnen in Eritiicher Weife Stellung genommen werden. 


III. 


A. Der Entwurf eines Geſetzes betreffend die Abänderung des Geſetzes 
über die Allgemeine Grundjteuer enthält nur vier Artikel, deren Anhalt 
furz zufammengefaßt werden kann. 

Art. 1 jchlägt vor, nad dem $ 77 des Grundfteuergefeges ?) den folgenden 
S 77a einzufcalten: Weränderungen hinfichtlih der Nutzbarkeit eines Grund: 
ſtückes, welche ſich infolge Ueberganges fteuerbarer Fläche zur unfteuerbaren er: 
geben und umgekehrt, find von dem auf die Nenderung nädjitfolgenden Quartale 


') ©. Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten, 23. Landtagsverfammlung, 2. Sefr 
fion 1901, Beilage 455 und 456. 

) 8 77 des Grundſteuergeſetzes hat folgenden Wortlaut: „Wenn Grundjtüde als 
urjprünglich jteuerfrei mit feiner Bonitätsklaſſe verſehen. z. B. Straßen, Wege, öffentliche 
Plätze, Kirhhöfe ꝛc. in nußbares und jteuerbares Eigentum übergeben, jo find dieſelben 
bei der Umſchreibung nad den in Cap. III. 8$ 33 und 34 angegebenen Normen aus— 
zugleichen und iſt hienach die Verhältniszahl und Steuerbelegung auszumerfen.“ 
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und, wenn der Zeitpunkt derjelben nicht mehr beitimmt werden kann, vom Be: 
ginn desjenigen Kalenderjahres an mittelft Ab- und Zuichreibung der Steuer 
zu berüdfichtigen, in welchem die Feſtſtellung der Aenderung erfolgt it. „Sit 
allio“, jagen die Motive, „z.B. ein Grundftük infolge Abſchwemmung zur un— 
teuerbaren MWafjerfläche übergegangen oder wird dasjelbe durch Verfumpfung, 
Vermuhrung 2. dauernd der Nußbarmahung entzogen, jo findet an Stelle 
eines vorübergehenden Nachlaſſes eine dauernde Abichreibung der Steuer ftatt.“ 

Art. 2 beitimmt in Ergänzung des $ 82 des G.:St.:G., daß, mährend 
die Mefjungsfoften im allgemeinen eine öffentliche Laſt find, die Kosten jolcher 
Meffungen, welche die Bejeitigung von yehlern in den Kataſtern bezweden oder 
die eben erwähnten Umjchreibefälle betreffen, auf die Staatsfaffe zu übernehmen 
find. Dieſer Artikel fteht im Einklang mit einem anläßlich der Beratung des 
Gejeßes über die Abmarkung der Grundftüde gefaßten Beihluß des Landtages 
vom 20. Juni 1901. 

Nah Art. 3 joll nachgehend dem 8 116 ala 8 116a die Beltimmung 
aufgenommen werden, daß Grundfteuerbeträge niedergejchlagen werden können, 
wenn deren zwangsweiſe Beitreibung die Steuerpflichtigen in ihrer Exiſtenz ge: 
fährden oder das Beitreibungsverfahren vorausfichtlich ohne Erfolg jein würde. 
Dieje Beſtimmung entipricht der Befugnis zur Steuerniederichlagung, wie fie 
durch die Gelege vom 9. Juni 1899 aud bei der Einkommen-, Kapitalrenten: 
und Gemerbefteuer ausgeſprochen worden ilt. 

Art. 4, der als $ 117 a in das Gejeß eingereiht werden joll, beichäftigt 
fi) mit der Gewährung von Steuerfreijahren für neu angelegte Weinberge und 
gemeindliche Grundjtüde, welche der Waldkultur zugeführt werden ſollen. Im 
eriteren Falle joll eine fünfjährige Steuerfreiheit eintreten, wenn auf einem als 
Weinberg bewirtichafteten Grunditüde nad) Inkrafttreten diejes Geſetzes die Reb— 
anlagen auf einer zulammenhängenden Fläche von mindeſtens 3 Ar vollitändig 
erneuert werden. Im zweiten Falle, aljo bei Umwandlung von gemeindlichen 
Grundftüden von mindeitens 1 ha zujammenhängender Fläche in Wald, joll die 
Steuerfreiheit zwanzig Jahre dauern. 

Auch diejer Artikel it auf Anregungen zurücdzuführen, welche von der 
Kammer der Abgeordneten ausgegangen find. In den Motiven find ausführ: 
Iid) die Gründe angegeben, weshalb, übrigens aud) der Anregung der Kammer 
entiprechend, die Steuerbefreiung bei Neuanlegung von Waldgrundftücden nur 
bet Neuanlegung, nicht auch bei Wiederaufforitung, und ausjchlieglich für ge: 
meindlihen Beſitz Geltung haben jolle. Die Motive meinen, eine Steuer: 
bejreiung auch für den Tall der MWiederaufforitung abgeholzten Waldes würde 
mit der ganzen Art der Steuerveranlagung in Widerſpruch ftehen, „indem die 
Beiteuerung der Waldungen nicht nad) dem Ertragswerte im Zeitpunkte der 
Nusung des Holzbeftandes erfolgt, jondern diejer Ertrag für die Steuer: 
veranlagung gewiſſermaßen auf die einzelnen Jahre des Umtriebs verteilt wird. 
Die Durchführung würde auch auf große fteuertechniiche Schwierigkeiten ftoßen 
und eine Summe von Kleinarbeit veranlafjen, welche mit den geringen hiedurd) 
den Waldbejikern zugehenden finanziellen Vorteilen außer Verhältnis stehen“. 
Die Motive erinnern daran, daß von den ca. 250000 landwirtichaftlichen Be: 
trieben mit Waldbefi über 225000 einen jolden von durchſchnittlich nur 
2,26 ha Größe, darunter über 100000 Betriebe einen jolchen von noch nicht 
1 ha Größe haben, und daß zur Förderung der Aufforſtung andere, wirfjamere 
Mittel zur Verfügung ftehen (vor allem die Abgabe billiger Waldpflanzen aus 
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Staatswaldungen). Die Gewährung von Steuerfreijahren nur beim gemeind- 
lihen Grundbeiig, nicht auch beim privaten, rechtfertigt fich nad) Anticht der 
Regierung dur die Thatſache, daß im meuerer Zeit die Aufforftungen von 
bisher nicht bewaldeten Grunditüden in Zunahme begriffen jeien, was nicht 
immer erwünjcht jet, jo daß die Regierung feine Veranlaffung habe, dieje Be: 
wegung durch Steuerfreijahre zu unterftügen. 

In dieſen vier Artikeln erjchöpft ſich die ganze Gejegesvorlage, ſoweit fie 
Aenderungen der Grunditeuer anftrebt. 

Bei der außerordentlihen Dürftigfeit der Vorlage ift die in dem all 
gemeinen Zeil der Motive angeftellte Erörterung der für die Revifion der 
— ———— in Betracht kommenden Geſichtspunkte von beſonderem 

nterefle. 

In diejer Beziehung wird in der Begründung zunächſt darauf hingewieſen, 
daß bei der Art und Weile der Grunditeuerveranlagung es erflärlich jei, daß 
die der Beteuerung zu Grunde liegenden Ertragsverhältniffe fi) im Laufe der 
Zeit vielfach verſchoben haben, teils infolge von Verſchlechterung der Grund- 
ftüde, wirtichaftlihen Konjunfturen u. j. mw. zurüdgegangen jeien, teil durch 
Verbeſſerung der Grunditüde u. ſ. w. fich wejentlich gehoben hätten. Die Trage, 
wie die auf ſolche Weile entftandenen Ungleichheiten der Beiteuerung im Rahmen 
de3 bisherigen Steuerſyſtems zu bejeitigen jeien, jei jomohl bei Beratung der 
Steuergejege vom 19. Mai 1881 als gelegentlich der Steuergejeßgebung von 1899 
erörtert worden. Allein weder eine Neubonitierung oder anderweitige Klaſſi— 
fizierung jei e8 aller Grunditüde, jei e8 nur einzelner, nod) die aud in Vor— 
ſchlag gebrachte Abftufung der Grundfteuer nad) dem Betrage der von den 
einzelnen Pflichtigen zu vertretenden Steuerverhältniszahlen fünne in Frage 
fommen. Die eritere Maßregel jei außerordentlich Eoitipielig und fünne doch 
nur auf verhältnismäßig kurze Zeit Abhilfe jchaffen, die zweite jei geeignet, 
neue Ungleichheiten hervorzurufen. 

Auch der ſchon vielfach aufgeftellten Forderung, die Schulden bei Bemeifung 
der Grundfteuer zu berüdfichtigen, fünne nicht Rechnung gelragen werden. Nach 
Ansicht der Regierung wäre eine ſolche Maßnahme, ganz abgejehen von ihrer 
großen finanziellen Tragweite und der hiedurdy bedingten Verſchiebung der 
Laften zu Ungunften des unverichuldeten oder nur mäßig verſchuldeten Grund: 
befiters, mit dem Charakter und der Art der Veranlagung der Grundfteuer 
Ichlechterdings nicht zu vereinbaren. „E3 würden hiedurch zwei ganz verjchieden- 
artige Größen zu einander in Beziehung geleßt, einerſeits ziffermäßig Teftgeitellte 
Leiftungen des betreffenden Grundfteuerpflichtigen an feine Gläubiger, anderjeits 
ein nad) der natürlichen Ertragsfähigkeit des Grumdbefites vermutetes, von dem 
wirklichen Ertrage oft erheblich abweichendes Einkommen des Pflichtigen.“ Gegen 
die Berückſichtigung der Schulden ſpräche aber aud) die Schwierigkeit, im Rahmen 
des Ertragsſteuerſyſtemes die rein perjönlihe Sculdverpflicytung des Beſitzers 
auf die einzelnen Eintommensquellen auszufcheiden und fie evident zu Halten, 
ſowie die Unmöglichkeit, den Entjtehungsgrund der Schuld (mirtichaftlich be- 
rechtigte Handlung oder Leichtfinn und Verſchwendung) zu berüdfichtigen. Auch 
bei den übrigen bayeriichen Steuergefegen jei der Abzug der Schuldzinfen une 
eingeichränft nur bei der Kapitalrentenfteuer zugelaflen, bei der Gewerbefteuer jei 
er auf die rein gewerblichen Schulden beichräntt, bei der Einfommenfteuer nur 
für diejenigen Schuldzinien zugelaſſen, welche zu den auf den Erwerb notwendigen 
Ausgaben gehören. 


Eheberg. Die Revifion der Grund- und Hausſteuer in Bayern. 169 


Eine andere Trage, die in der allgemeinen Begründung auf mehreren 
Seiten behandelt wird, betrifft die Höhe der Steuerbelaftung der Landwirtichaft. 

Es ift ſchon eines Beichluffes des Abgeordnetenhaufes gedacht worden, welcher 
dahin ging: „es ſei an die kgl. Staatöregierung das Erſuchen zu ftellen, im Be: 
nehmen mit dem Landwirtichaftsrate und unter Zugrundelegung der Erträgniife 
aus dem Einkommen, Kapitalrenten= und Gewerbefteuergelege eine Enquete 
darüber zu veranftalten, inwieweit die Behauptung, daß die Landwirtichaft 
gegenüber der Beſteuerung anderer Erwerbäftände verhältnismäßig zu hoch ver: 
anlagt ift, begründet ericheint“. 
Auf diefe wichtige Frage erhält man aus den Motiven feine bejtimmte 
Intwort. 

Die Motive weilen zunächſt darauf hin, daß eine nur einigermaßen ver: 
läfige Beantwortung diejer Frage unter allen Umſtänden mit den größten 
Schwierigkeiten verknüpft jei. „Abgelehen von dem verjchiedenartigen Aufbau 
der einzelnen in Vergleich zu ziehenden Steuergattungen mangelt e8 vor allem 
nad) dem Syſtem des Grundjteuergefeßes an den erforderlichen Anhaltspuntten, 
aus den vorhandenen Veranlagungsbehelfen zu beitimmen, welches wirkliche Wirt: 
Ihaftseintommen dem Betrage der zu erhebenden Grundfteuer — in Gejamt- 
einfommensziffer, wie nad einzelnen Einkommensklaſſen — gegenüberzuftellen 
it." Die Motive, in denen man fonft vergebens nad) Belegitellen aus wiſſen— 
ſchaftlichen Abhandlungen ſich umſieht, berufen ſich hier auf Schäffle, der in 
feinem Buche über die Steuern (Bel. Teil, 1897, ©. 175) den Sat aufitellt, 
daß „die Belaftungsgleihmäßigfeit zwiſchen diefen Steuern (Grundjteuer gegen: 
über der Gebäude, Gewerbe, Kapitalrenten- und Berufseintommenfteuer) auf 
dem Boden der Ertragäbefteuerung juchen zu wollen, dem Suchen nad) der 
Luadratur des Zirkels oder nad) dem perpeluum mobile gleichzuftellen jei”. 

Von den wiederholt ſchon in Vorſchlag gebrachten umfaſſenden Erhebungen 
(Probeeinihäßungen) über das wirkliche Einfommen der Grundbeſitzer veripricht 
ſich der Finanzminiſter nicht viel. Es jei hier mit dem regelmäßigen Mangel 
einer landwirtichaftlichen Buchführung oder jonftiger entiprechender Aufichreibungen, 
mit dem Mißtrauen der Intereſſenten gegenüber jolden Maßnahmen, mit der 
Schwierigkeit, wirklich zutreffende zur DBerallgemeinerung geeignete Ertrags- 
verhältniffe zu finden, zu rechnen. Diele Landwirte jeien nur zu jehr geneigt, 
bei der Darftellung ihrer Einfommensverhältnifje den zur Dedung des Lebens: 
bedarfes für den Grundeigentümer und jeine Familie erforderlichen Aufwand 
viel zu niedrig zu veranichlagen. Einigermaßen verläffige Ergebniffe ließen ſich 
nah Meinung der Staatsregierung nur durch eine auf gejeglicher Grundlage 
ertolgende Aufnahme gewinnen, bei welcher insbejondere die Art und Weije der 
Ertragsberehnung, die Deflarationspflicht der Beteiligten, die Strafbarkeit unter: 
laffener und faliher Deklarationen, die Organifation eines jürmlichen Ein: 
hägungsverfahrens zu normieren wäre. Einer joldhen Aufnahme ftünden aber 
Ihwerwiegende Bedenfen (Höhe der Koſten, große Beläftigung der Beteiligten) 
entgegen. Nachdem nun zur Zeit eine jolche gejegliche Grundlage nicht vorhanden 
jet, ericheine eine ziffernmäßige Darftellung der Ertragsverhältniffe der Land: 
wirtihait und deren Belaftung nicht möglih und ſei man in der Hauptſache 
auf Vermutungen, bezw. Schlußfolgerungen allgemeiner Natur angewiefen. Er: 
wägungen dieſer Art führten aber dazu, die jchon früher von der Staatsregierung 
ausgeſprochene Anſchauung aufrecht zu erhalten, daß zwar einzelne Grundjteuer: 
pflichtige, namentlich ſtark verichuldete, die Höhe der Steuer drüdend empfinden 
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mögen, daß aber im allgemeinen von einer Weberlaftung der Landwirtichaft 
durch die Grundfteuer nicht die Rede jein Fönne. 

Die Motive juchen dies im Folgenden zu begründen: „Dem für ein Jahr 
der XV. Finanzperiode mit 11501750 ME. veranichlagten Sollbetrage der 
Grunditeuer entipricht eine Grundjteuerverhältniszahl, d. i. ein Fataftermäßiger 
Reinertrag von rund 137 000 000 Gulden = 234 850 000 ME. Diefen Ertrag 
belaftet die Grundſteuer mit 4,9%. Wenn angenommen werden könnte, 
daß der thatſächliche Jahresertrag der Grunditüde den eingeſchätzten Kataſter— 
ertrag nicht überfteigt, dann wäre allerdings das Eteuerprozent als ein hohes 
zu bezeichnen. Daß aber eine ſolche Annahme nicht zutrifft, d. i. daß der nad 
Abzug der Produftionskoften fid) berechnende Ertrag aus der Land» und Forſt— 
mwirtichaft in Bayern einen viel höheren Betrag beziffert ala 234 850 000 Mt. 
per Jahr, ift wohl allgemein anerkannt. Es ergibt ſich dies einerjeit3 aus den 
Beranlagungsgrundjägen, auf welchen die Grundfteuer aufgebaut ift — Weg: 
laffung der wertvollen Nebennugungen, Berüdfichtigung des Brachjahres, Ber: 
anichlagung des Ertrages nad) den geringen Geldwerten, wie fie einem längeren, 
vor dem Jahre 1828 ermittelten Preisdurdhichnitte entiprechen —, anderjeits 
aus dem jeit der Steueranlage eingetretenen Umſchwunge in den Preisverhält: 
niffen, aus den wejentlichen Werbeilerungen in Bezug auf die Bewirtihaftungs- 
methode, wie inäbejondere auf der Zunahme der Vieh: und Milchwirtſchaft, der 
Geflügelzucht, des Obftbaues ꝛc. ꝛc., dann endlich aud), was von großer Bedeutung 
ift, aus der ftetigen Verbeſſerung der Verfehrögelegenheiten.“ 

Des weiteren wird in den Motiven darauf hingewielen, daß allerdings 
inzwiichen auch die Bewirtſchaftungskoſten, insbejondere die Yöhne erheblich ge— 
ftiegen jeien, aber dod) der Anſchauung Ausdrud gegeben, daß bei der großen 
Mehrzahl der bayeriichen Landwirte die allgemeine Steigerung der Betriebs- 
ausgaben nicht jo erheblich jei, un mit Rüdjicht hierauf die Grundfteuer ala 
eine unverhältnismäßige Belaftung ericheinen zu laſſen. Im bejonderen Maße 
gelte dies von den in Bayern die große Mehrzahl bildenden kleinen und mittleren 
Landwirten, welche in der Lage find, ihren Grundbefig ganz oder vorwiegend 
mit ihrer und ihrer Familienangehörigen Arbeitskraft zu beftellen. Außerdem 
fomme dem Landwirte die äußerſt geringe Arealfteuer, jowie die Möglichkeit, 
einen großen Zeil feiner Sebensbedürhniffe unmittelbar aus feiner Wirtihaft zu 
entnehmen und fi durch Lohnfuhren u. dal. einen meiſt unbefteuerten Neben: 
verdient zu beichaffen, zugute. 

Um aud) noch anderweitige Anhaltspunkte für die Beurteilung der land: 
wirtichaftlichen Ertragsverhältniffe zu gewinnen, wurde wie anläßlich der Gejeß- 
gebung von 1881 jo auch diesmal eine Ermittlung der Preije in einer großen 
Anzahl von Verfaufsfällen und zwar ſowohl für 19253 Einzelgrundftücde als 
auch für 4638 ganze Anwefen, und zwar nur rein landwirtichaftliche, vor: 
genommen. Es ergab ſich dabei, nad) den Motiven, für die Einzelgrundftücke 
ein aus den SKaufichillingen ſich berechnender vierprozentiger Zinsertrag zu 
605 928 ME. gegenüber dem nad) dem Grunditeuergejege veranlagten Katafter: 
betrage von 445 177 ME., für die Anweſen ein Sinsertrag der Kaufſchillinge 
von 2201 136 ME. gegenüber dem Satafterertrage von 1943 159 ME. 


Des weiteren wird in den Motiven auc eine Zujammenftellung über den 
Anteil der einzelnen Steuergattungen an der Gejamtiteuerbelaftung gegeben. 
Es ergibt ſich darnad) folgendes Zahlenbild: 
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Weberfiht über den Sollanfall an direlten Steuern (mit Ausſchluß der SHanfierftener) 
in den Jahren 1852 mit 1901. 





Anteill der 














Rech⸗ Sollanfall CAbrkenti 
nungs. Gewerbe: | Kapital- |Einfommen-| _ Dre 
jahr JErundfteuer | Hausſteuer —— — Summe famrfiener 
N M # u | 4 J 
1882 111523452 | 3810677 | 4783700] 3193856! 1733 054] 25 0.44 7491 46,0 
1883 111523 248 | 3934288 | 4750117 | 3231623] 170207125 141 287 3,8 
18854 111523519 | 4117275 | 4124936] 3430220] 1687638] 25883578 | 44,5 
1885 | 11523 418 | 4262251 | 5122739] 3468777 | 1682032] 26 059217] 42 
18856 111523301 | 4412761 | 5410333 | 3609740] 1854538 [26 810 675 | +#3.0 
1867 111522488 | 4559406 | 5414566 | 3604571] 183774826938 7204| 42.8 
1888 111521885 | 4667 5009 | 5710673 | 3726609] 1839934 | 27466610 | 41,9 
1889 | 11521495 | 4808730 | 5692601 | 3798783] 1872315 127693924] 41,6 
180 111520881 | 4993 502 | 6673595 | 3982025 | 2186 106 | 25 956 109 | 39,5 
1861 111519220 | 5220671 | 6248177] 4023136] 2162 726129173930] 39,5 
1892 111517427 | 5445030 | 6586 168| 4208 178] 2150 057 | 29 906 860 | 38,5 
1893 111515500 | 5611215 | 6553789] 42645371 2212016 [30 157 057 | 38,2 
189 111513004 | 5745198 | 6653423] 4414237] 2542080 | 30 867 841| 37,3 
1895 |11511136 | 5882514 | 6627080] 4494 146| 2521 111131035987 | 37,1 
1896 111508281 |] 6031847 | 6143200 | 4686 345 | 2561 48031 931 659 | 36,0 
1897 111506 346 | 6195 933 | 7151627 | 4794443] 2637122]32285 471] 35,6 
18598 111504556 | 6425 086 | 8053514| 5020143] 3160225 134163 9524| 33,7 
1809 111503006 | 6.686 507 | 8054856 | 5179603 | 3137 049 134 561 021| 33.3 
1900")] 11 501 750 | 6841180 |10740451| 5626317 | 3271551 ]37 981249] 30,3 
1%01')| 11 501 750 | 6841180 |10740451| 5626317 | 3271551|37981249| 30,3 
Dazu bemerken die Motive: „Aus diejer Zulammenftellung geht hervor, 


in welhem Grade in dieſem verhältnismäßig kurzen Zeitraume der Anteil der 
Srunditeuer an der Geſamtſteuer gejunfen, jener der übrigen Steuern aber ge: 
fiegen ift. Erheblicd größer wird dieſe Differenz, wenn man die Einfteuerungs: 
ergebniffe weiter zurüdliegender Perioden in Betracht zieht, wie 3. B. des Jahres 
1837/38, wojelbft der Anteil der Grundfteuer 69,59 /o betragen hat, ferner des 
Jahres 1855/56 mit gar 70,55°/o. Als bemerkenswert möchte hier noch an— 
zuführen jein, daß bereits in dem erjten bayeriichen Budget vom Jahre 1819 
die Grunditeuer mit 5940230 Gulden, die Zugviehfteuer mit 434000 Gulden 
eingeftellt war; da letztere Steuer ausichlieglich dem Grundbefige zufiel, betrug 
die ftenerliche Belaftung des Bodens 6374230 Gulden oder rund 10 920 000 ME. 
gegenüber einem Budgetanſchlag der Grundfteuer pro 1900/01 von 11501750 ME.“ 


B. Etwas umfangreicher ift der 2. Abſchnitt des Gejegentwurfes betreifeno 
die Aenderung der Gejege über die allgemeine Grund: und Hausfteuer, der in den 
Art. 5—16 die auf die Hausſteuer bezüglicen Beſtimmungen enthält. 


Art. 5 bringt einige Nenderungen in Bezug auf die fteuerfreien Gebäude. 
Bisher waren nad) 8 2 des Hausſteuergeſetzes befreit: „alle Staatögebäude, 
Kirchen, öffentliche Schul: und Erziehungshäufer und jene Stiftungsgebäude, 
worin ſich öffentliche Wohlthätigkeitsanftalten befinden, dann nad) $ 53 ber 
IV. Beilage zur Verfaſſungsurkunde die Schloßgebäubde, welche die Standesherren 
defigen und bewohnen“. 


- Für 1900 und 1901 wurde bei der Grund: und Hausfteuer der budgetmäßig ver: 
michlagte Betrag, bei den übrigen Steuern dad Ergebnis der Neuanlage eingeitellt. 


ki 
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Die Erwähnung der ftandesherrlichen Schloßgebäude hat im Hinblid auf 
das Ablöjungsgejeß vom 9. Juni 1899 in Wegfall zu fommen. 

Im übrigen foll der $ 2 folgende Faſſung befommen: 

„Bon der Hausſteuer find befreit: 

I. Die Staatögebäude einſchließlich der Gebäude, welche zur kgl. Zivillifte gehören. 

Die Gebäude der kgl. VBerfiherungdfammer. 

11. Kirchen, Bethäujer, Synagogen. 

Die den Zweden des Unterrichts oder der Erziehung gewidbmeten Gebäude öffentlicher 
Unterridts- und Erziehungsanftalten. Denjelben gleih zu behandeln find Gebäude 
diejer Art folder Privatanjtalten, welche für öffentliche Unterrichts- und Erziehungs» 
anſtalten Erjaß bieten und nicht Erwerbszwecken dienen. 

Deflentlihe Muſeen, Monumente, Gebäude, welche Zwecken der öffentlihen Wohl: 
thätigfeit gewidmet find. 

Gebäude, welche zu Feuerlöſchzwecken beſtimmt find. 

Reichenhäufer. 

Bon der Steuerbefreiung unter Nr. II find jene Gebäudeteile ausgenommen, welche 
andern als den daſelbſt angegebenen Zweden dienen. 

Für die Staatögebäude jowie für die zur kgl. Zivilfifte gehörigen Gebäude mit Aus: 
nahme der Schlöſſer, dann für die Gebäude ber kgl. Verfiherungsfammer werden, ber 
denjelben zuftehenden Steuerfreiheit unbeichadet, die Steuerverhältniszahlen ausgemittelt und 
im Katafter vorgetragen. 

Durch Staatöverträge kann im Falle der Gegenfeitigfeit Steuerfreiheit gewährt werben. 

Wenn bisher fteuerpflichtige Gebäude oder Gebäubeteile in die Maſſe der jteuerfreien 
oder umgefehrt bisher fteuerfreie Gebäude oder Gebäubeteile in die Klaffe der ſteuerpflichtigen 
übergehen, jo ift die hiedurch fi) ergebende Aenderung der Steuer vom nädjten Quartale an 
zu berücdfichtigen.“ 


Art. 6 Schlägt vor, daß in $ 4 lit. a des Hausſteuergeſetzes an Stelle der 
Morte „eine an Muftern abgleichende” das Wort „durch“ zu jegen.') 

Ferner joll dem $ 4 folgender Abſatz beigefügt werden: 

„Bei der Mietenerhebung und Mieteneinfhäßung nad) lit. a kommen die weſentlichen Be- 
jtandteile der Häufer im Sinne des Bürgerlichen Gejeßbucdhes in Betracht. An dem erhobenen 


oder geichäßten Deietertrage werden und zwar erjtmals bei Gelegenheit der nächſten Mietiteuer- 
repifion (Art. 13) 10% für die auf das Gebäude erwachſenden Ausgaben in Abzug gebracht.“ 


Hiezu bemerken die Motive, daß nad) den im Laufe des Vollzuges gemachten 
Wahrnehmungen bei der Mietenerhebung und Mieteneinihäßung für Gebäude, 
welche mit gewerblichen Einrichtungen, wie Dampffefleln, Arbeitsmajchinen ac. ver: 
jehen find, ein verjchiedenes Verfahren in Bezug auf ihre Einbeziehung in die 
Steuer herricht, jo daß ſich eine gleichheitliche Negelung in der vorgeichlagenen 
Faſſung empfehle. In der wiederholt in der Abgeordnetenfammer erörterten 
Trage des Abzuges der für da8 Gebäude erwachſenden Ausgaben glaube die 
Regierung die Zulaffung des Mbzuges von 10 °/o beantragen zu follen, nad): 
dem bie Koften im Laufe der Zeit erheblich größer geworden jeien und auch 
die nad) dem Entwurfe vorgejehene regelmäßige Revifion der Mieteneinwertung 
eine größere Rüdfichtnahme auf die dem Hausbeſitzer obliegenden Lajten nahe: 
lege. Unter diejen Laften jeien die Ausgaben für Bauunterhaltung, Brand: 
verjicherung, Straßenreinigung, Unratabfuhr, Wafferzinje 2c. zu verjtehen. Doch 
jei e8 bei der Unmöglichkeit, jolche Koften bei jedem einzelnen Mietobjefte nach 
dem thatſächlichen Anfalle zu berüdjichtigen, bei der Verjchiedenheit der Preije 
in den einzelnen Gemeinden, und der Schwierigkeit der Teititellung, welche Be- 


1) Die eimichlägige Beftimmung lautet: „Der Mietertrag wird gefunden: a) da, wo 
in wirklichen Mietbeftänden noch Anhaltspunkte (Mietmufter) vorliegen, durch Eontrollierte 
Erhebung der jährlihen Mietzinfe vermieteter Häufer oder Hausteile, und eine an Muftern 
abgleihende Mieteneinihäßung unvermieteter Häufer und Hausteile.“ 


Eheberg. Die Revifion der Grund: und Hausſteuer in Bayern. 173 


häge von dem Hauseigentümer und welde von den Mietern getragen werden, 
geboten, ftatt einer Abzugsquote von Fall zu Fall ein für das ganze Land 
geltendes Pauſchquantum feitzujegen. 

Art. 7 beftimmt, daß dem $ 14 des Geſetzes, welcher die Strafe für 
Berihmweigung des wahren Mietertrages normiert, ein neuer Abjat eingefügt 
werden ſoll, wonad) bei obwaltender Fahrläſſigkeit die Strafe weſentlich ermäßigt 
werden kann. 

Durd) Art. 8, 9, 10, 11 und 16 werden Aenderungen vorgeichlagen, welche 
zujammen mit der im Eingange des Art. 6 des Entwurfs enthaltenen Aenderung 
(zu $ 4a; ſ. 0.) die Bejeitigung des Inftitutes der Muſterhäuſer bezweden. 
Die Beftimmungen über die Mufterhäufer haben ſich nad) den Motiven in der 
Praris wenig bewährt und zu Klagen jowohl der Hausfteuerpflichtigen als auch 
der mit dem VBollzuge befaßten Behörden und Taratoren geführt, jo daß es an: 
gezeigt erjcheine, von einer vorgängigen Aufitellung beftimmter Vergleichsobjekte 
Umgang zu nehmen und c8 den Einihäßungsorganen zu überlaffen, bei Bor: 
nahme der Schäßung die zur Vergleihung geeigneten Gebäude und Gebäudeteile 
nad) den Berhältniffen des einzelnen Falles zu beitimmen. 


Im Einzelnen find folgende Aenderungen beabfichtigt, welche fid) am beiten 
aus einer Gegenüberftellung des Entwurfes und des geltenden Gejeßes erjehen laſſen: 


Gejeh Gejeßentwurf 
8 16 Abi. 1. Art. 8 zu $ 16 Abi. 1. 

Gebäude, welche der Eigentümer zum Die von den Beitimmungen der $$ 11 
eigenen Gebraud ganz inne hat, werden und 12 nicht berührten unvermieteten Ge— 
ohne Faifion von feiner Seite duch Zara | bäude und Gebäubdeteile werden von den 
toren je nad ihrer Mietfähigfeit in Ber |  Xaratoren je nad ihrer Meietfähigfeit ein- 
gleih mit den Mufterhäufern eingeſchätzt. geihäßt. Die gleiche Sahbehandlung findet 


iſtatt bei Gebäuden und Gebäubdeteilen, die 
' unter abnormen Verhältniſſen vermietet find. 
8 23. | Art. 9 zu 8 23 Ziff. 2. 

Bei den Gebäuden der Abteilung a des 
8 4 ift eine Reflamation von Seite der | 
Haudeigentümer zuläjfig: 


Ziff 8 ergriffen wird, muß fich wider Die 

individuelle Befteuerung eines einzelnen 

Ratafterobjeftes im Gegenhalte der Mujter- 

bäufer richten und dabei für die einzelnen 

Hausteile das Maß der vermeintlichen Ueber: 

chatung angegeben — | 
25 


; Art. 11. 
Dasjelbe Recht der Reklamation und Dasjelbe Recht ... . oder gegen die geſetz— 
auf diefelbe Weiſe jteht der Staatsbehörde lid ungeredhtfertigte Einihäßung nad) $ 16 
zu gegen die zu niedrige Angabe oder Ein« | A 


Ziff. 3 ergriffen wird, muß für die ein— 
zelnen Hausteile das Maß der vermeint— 
lichen Ueberſchätzung erſehen laſſen. 


1. wegen fehlerhafter Annahme der 1. bleibt; 
Mietſchillinge; 

2. wegen geſetzlich nicht gerechtfertigter 2. wegen geſetzlich nicht gerechtfertigter 
Vornahme einer Einſchätzung nah | Vornahme einer Einihäßung nad) 
dem Mtietertrage der Mufterhäufer ; $ 16 Abi. 1. 

3. wegen Irrtümern, welche bei leterer | 3. bleibt. 

Einihätung im Falle gejelicher Zus 
läffigfeit vorgefommen find. 
24. | Art. 10. 

Eine Reklamation, welde nah $ 23 | Eine Reklamation, welde nah $ 23 

| 
| 


hägung der Mieten oder gegen die geſetzlich 
ungerehtiertigte — ng Ce Einſchätzung 


nad dem Mietertrage der Muſterhäuſer. 
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Art. 16 endlich verfügt die Aufhebung der SS 13 und 15 des beitehenden 
Gejeßes, in welchen die Beitimmungen über die Mufterhäufer enthalten find. 

Nad Art. 12 joll die nad) $ 26 des Geſetzes bisher beitehende halbjährige 
Reflamationsfrift, die fid) nad) den Motiven als zu lang erwiejen hat, auf ein 
Vierteljahr verkürzt werden. Bon erheblicher Wichtigkeit find die Art. 13 und 14. 

Art. 13 beitimmt, daß in allen Gemeinden oder Ortichaften, in welchen 
die Mietjteuer eingeführt ift, eine Reviſion derjelben im Laufe der Jahre 1903 
und 1904 und jodann weiter in Abjtänden von zehn zu zehn Jahren ftattfinden 
jol. Das Staatsminifterium der Finanzen wird ermädjtigt, in einzelnen Ge: 
meinden oder Ortſchaften auf Antrag der betreffenden Gemeindevertretung (Ge: 
meindebevollmächtigten, Gemeindeverfammlung, Gemeinderat) vor Ablauf der 
zehnjährigen ‘Periode eine Steuerrevifion vornehmen zu laffen. 

Dieſe Beitimmungen jollen an Stelle der bisherigen SS 31 und 32 treten. 
Nach diejen Paragraphen können Mtietiteuerrevifionen nur auf bejondere An: 
ordnung der einjchlägigen Regierungsfinanzfammer, bezw. auf ausdrückliches 
Verlangen der betreffenden Gemeindevertretung oder der Mlietitenerpflichtigen 
eintreten. Die Folge davon ift, daß fic in vielen Fällen die Mietjteuerveranlagung 
auf eine vor langer Zeit vorgenommene, mit den heutigen Mietpreifen wenig 
mehr übereinjtimmende Schägung gründet, wodurd) jowohl zwijchen den einzelnen 
Gemeinden als auch zwilchen älteren und neueren Teilen ein und derjelben Ge: 
meinde fich erhebliche Ungleichheiten in der Steuerbelaftung ergeben. Um dieje 
zu bejeitigen, empfiehlt fich, wie die Motive ausführen, eine Revifion der ſämt— 
lihen Mietfteuereinihäßungen alsbald nad) Inkrafttreten der Gejeßesnovelle und 
eine regelmäßige, in nicht zu langen Zeiträumen ſich wiederholende, von bejonderen 
Anordnungen oder Anträgen unabhängige Revifion. Die Beſtimmung kürzerer 
als zehnjähriger Revifionzperioden empfiehlt jich, nad) den Motiven, in Anjehung 
der mit jolchen NRevifionen verbundenen Koften und Mühen in der Regel nicht. 
Dagegen jei es zwedmäßig, dafür Sorge zu tragen, daß außergemwöhnlichen, die 
Höhe des Mietertrages in einer Gemeinde beeinfluffenden Verhältniſſen, welche 
eine frühere Revifion angezeigt ericheinen laſſen (3. B. allgemeines Herabgehen 
der Mieten bei Wegverlegung von Behörden, Garnijonen) Rechnung getragen 
werden fönne. 


Art. 14 jchlägt vor nad) Abi. 1 des $ 36 folgende Abſätze einzujchalten : 


„Im alle des gänzlichen Abbruches oder der gänzlichen Serftörung von Gebäuden ift 
die Steuer vom nädjiten Quartale an in Abgang zu bringen. 

Veränderungen an Dtietjteuerobjeften, welche nur einzelne Gebäubeteile betreffen, bes 
wirfen eine Minderung oder Mehrung der Steuer lediglich in Anjehung der von der Wen» 
derung berührten Zeile. Hiebei find jedoch Veränderungen geringeren Umfangs, durd welche 
die Mietertragsfähigfeit eine weſentliche Aenderung nicht erleidet, für die Steuerpfliht ohne 
Einfluß. Die Abgangführung der Steuer erfolgt von dem auf den Eintritt der betreffenden 
Veränderung nächſtfolgenden Quartale an, die Zugangführung, foferne die Veränderung den 
Zubau von neuen Gebäubeteilen oder die Errihtung von neuen Stocdwerten oder den inneren 
Umbau des ganzen Gebäudes zum Gegenjtande hat, mit Ablauf des dem Nahre der Baus 
vollendung folgenden Kalenderjahres, in den übrigen Fällen von dem auf die Bauführung 
näcdjtfolgenden Quartale an, wobei jedod der betreffende Gebäudeteil mindeftens ein Quartal 
außer Beiteuerung zu bleiben hat. 

Für die Regulierung der Arealjteuer tommen Veränderungen, welche einzelne Gebäube- 
teile betreffen, nur dann in Betracht, wenn hiedurch die uriprünglice Flächengröße in einem 
die Berehnung der Verhältniszahl beeinflufienden Maße verändert wird. Minderungen oder 
Mehrungen der Steuer, welche ſich durch derartige Veränderungen oder durch eine ander« 
weitige Verkleinerung oder Vergrößerung der ftenerpflichtigen Fläche ergeben, find von dem 
auf die Aenderung nächſtfolgenden Quartale, und wenn der Zeitpuntt derjelben nicht mehr 
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beftimmt werden fann, vom Beginn desjenigen Kalenderjahres an mittelft Ab» und Zus 
ihreibung zu berücdfichtigen, in welchem die Feſtſtellung der Aenderung erfolgt ift.“ 

Außerdem beftimmt der Artikel noch, daß die Verpflichtung der Gemeinde- 
behörden zur Anzeigeerjtattung über alle in ihren Gemeinden jtattgefundenen 
Neubauten ſich auch auf Bauänderungen und den Abbruch und die Berftörung 
von Gebäuden zu eritreden habe. 

Diefe vorgeichlagenen Bejtimmungen jollen Lüden in der Gejeggebung aus— 
füllen, bezw. verichiedenen im Laufe des Gejegesvollzuges gemachten Erfahrungen 
Rechnung tragen. 

Nach Art. 15 joll Hinter $ 37 des Geſetzes ein neuer Paragraph eingeichaltet 
werden, welcher beitimmt, daß in gleicher Weife wie bei der Grundfteuer (ſ. oben 
Art. 3) Hausftenerbeträge niedergeichlagen werden jollen, wenn deren zwangs— 
weile Beitreibung die Steuerpflichtigen in ihrer Exiſtenz gefährden, oder wenn 
das Beitreibungsverfahren vorausfichtlicd ohne Erfolg fein würde. 

Bezüglich der Hausfteuer it im allgemeinen Zeil der Begründung nod) 
bemerkt, daß hier die Verhältniffe mwejentlih anders lägen als bei der Grund: 
fteuer. 

Bezüglich der Arealſteuer jeien Klagen bisher nicht (aut geworden und 
fönnten auch nicht ernfthaft erhoben werden, denn dieje Steuer bilde nur eine 
minimale Belaftung der betreffenden Hausbefiger. Der für ein Gebäude zu 
entrichtende Steuerbetrag habe nad den Erhebungen für 1897 durchſchnittlich 
1,06 ME. betragen. 

Auf ein der Mietjteuer unterliegendes Gebäude entfalle nad) der eben 
erwähnten Statiftif ein durchichnittliher Steuerbetrag von 22,47 ME., oder 
3,85 Prozent von der Mietjteuerverhältniszahl, d. i. von dem Bruttobetrage der 
Miete. Bei diefer Prozentbelaftung jei aber zu berüdfichtigen, daß in zahl: 
reihen Gemeinden die Einihägung des Mietertrages in längft vergangener Zeit 
eriolgt jei und deshalb der der Beiteuerung zu Grunde liegende Betrag der 
Mieten dem wirklichen Mietertrage nicht mehr entipreche. Abgejehen von diejen 
wiihen den einzelnen Gemeinden vorhandenen Verjchiedenheiten jeien ſolche auch 
innerhalb der nämlichen Mlietiteuergemeinde vorhanden, infofern als die neu— 
zugehenden Gebäude nad) den dermaligen Mietpreijen eingeichäßt werden, während 
die aus früheren Zeiten jtammenden Gebäude nad) den früheren, in der Regel 
erheblich billigeren Mietpreijen zur Beſteuerung veranlagt jeien. 

Zur Beleitigung ſolcher Ungleichheiten empfehle ſich, entſprechend den in 
der Abgeordnetenkammer geäußerten Wünſchen, eine regelmäßige, in nicht zu 
langen Zwiſchenräumen vorzunehmende Reviſion der Steuerveranlagung, wodurch 
dem Steigen und Sinken der Wohnungspreiſe Rechnung getragen werden könne, 
wie ſie in dem Geſetzentwurfe vorgeſehen ſei. 

Von den ſonſt ſeitens der Beteiligten geäußerten Wünſchen und Anregungen 
hat nur eine vom Vereine der Grund- und Hausbeſitzer in München ein— 
gereichte Petition, welche eine Milderung der Strafbeſtimmungen des 8 14 des 
Hausſteuergeſetzes bezielte, geſetzliche Erledigung gefunden. Auf die mehrfach 
angeregte Berückſichtigung der von dem Hausbeſitzer zu leiſtenden Schuldzinſen 
glaubt die Staatsregierung nicht eingehen zu jollen., Die Motive bemerken in 
diejer Beziehung, daß aus den bezüglich der Grumdteuer dargelegten Erwägungen 
daran jeitzuhalten jei, daß eine ſolche für den ftaatlichen wie für den gemeind- 
lihen Haushalt einichneidende Maßnahme fi) nur in den formen der all: 
gemeinen Eintommenfteuer durchführen laſſe und daher gleihmäßig für die 
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gegenwärtige Revifion des Grund: wie des Hauäfteuergejeßes außer Betracht 
bleiben müſſe. Hiebei verdiene auch der Umftand Berüdfihtigung, daß in zahl: 
reihen Fällen die Entftehung der Schulden auf Zwede der Spekulation zurüd: 
zuführen jei. 

Dagegen ericheine es der Billigfeit entiprechend, wie bei der Grunditeuer 
im Wege des Nachlaßgeſetzes Vorſorge zu treffen, daß bis zu einer bejtimmten 
Eintommens: bezw. Mlietertragägrenze auch bei den Hausbeſitzern bejondere, Die 
Leiftungsfähigfeit beeinträchtigende Momente Berüdfichtigung finden können. Als 
Verhältnifie diefer Art jollen neben den in den Gejegen vom 9. Juni 1899 
angeführten Nachlaßgründen und unter der gleichen Begrenzung aud die Fälle 
des Leeritehens von Mieträumen in Betradht fommen. „Einer über dieje Grenze 
hinausgehenden allgemeinen Berückſichtigung der Nichtvermietung von Wohnungen 
und Geihäftsräumen ftehen, ganz abgejehen von dem finanziellen Ergebnis einer 
jolhen Maßnahme für Staat und Gemeinden, auch ſonſtige gewichtige Bedenken 
entgegen, welche ſich insbejondere aus der Schwierigkeit einer entiprechenden 
Kontrolle, aus der großen den Rentämtern zugehenden Geſchäftslaſt, dann aber 
auch aus dem wiederholt im Laufe der Kandtagsverhandlungen berührten Umſtande 
ſich ableiten laffen, daß in zahlreichen Fällen, namentlich dann, wein Spefulations- 
objefte in Frage find, das Nichtvermieten der Räume auf die zu hohe Bemeſſung 
des Mietzinjes durch die betreffenden Mlietgeber, aljo auf Verhältniſſe zurück— 
zuführen ift, welche eine steuerliche Begünstigung in feiner Weiſe verdienen.” 

Schließlich wird in den Motiven noch ausgeführt, daß in dem vorliegenden 
Entwurfe dem Antrag auf Abzug der von dem Hausbeſitzer für das Gebäude 
aufzumendenden regelmäßigen Betriebsausgaben entſprochen jei und noch weitere 
ala wünjchenswert erfannte Ergänzungen und Abänderungen vorgeichlagen werden, 
jo: Uebernahme der in der Gejeßgebung von 1899 vorgejehenen Beltimmungen 
über Niederfchlagung der Steuer in das Hausſteuergeſetz, eine den Hausbefigern 
günftige Regelung der fteuerlihen Behandlung jener (Fälle, in denen das Steuer: 
objeft durch Zeritörung, Abbruch, Bauvornahmen zc. in feinem Beftande verändert 
worden ift, Aufhebung der veralteten Beltimmungen über Mufterhäufer, ander 
weitige Geftaltung der Faſſung einiger Beitimmungen des 8 2 bezüglich der 
haußfteuerfreien Gebäude, Abkürzung der Reklamationsfriſt auf einen dem wirf: 
lichen Bedarfe entiprechenden Zeitraum. 


IV. 


Der zweite Gejegentwurf befaßt ſich mit einer Nenderung des Gejeges vom 
1. Juli 1834 betr. die Steuernachläſſe. Diejes Gele beabfichtigte eine 
Milderung der damaligen Ertragäfteuern (Grundjteuer, Hausfteuer, Dominifal- 
fteuer, Gewerbefteuer nebſt yamilienfteuer), indem es bejtimmte, daß „eine un: 
abwendbare, vorübergehende und beträchtliche“ Minderung des einer Steueranlage 
zu Grunde liegenden Ertrages. Einfommens oder Wertes einen Erlaß oder eine 
Abminderung der ordentlichen Jahresfteuerichuldigkeit begründen jolle. 

Die Anwendung diejes Geſetzes war eine jehr beichräntte, jo daß bald nad) 
jeinem Inkrafttreten Klagen darüber ſich erhoben, die bis in die Gegenwart 
hereinreihen. Was insbelondere die Grundfteuer betrifft, jo lag der Grund für 
jeine Unwirkſamkeit vor allem darin, daß die Gewährung eines Nachlaſſes an 
die Vorausjegung geknüpft war, daß der „Jahresertrag des gejamten in ein 
und bderjelben Gemeinde gelegenen Grundbefiges eines Pflichtigen mindeitens 
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zum vierten Zeile gejchädigt jein mußte. Da die Schädigung jehr häufig 
nur eine beſtimmte Kulturart betrifft, jo fehlte in den meisten Fällen die geſetz— 
liche Borausjegung für den Nachlaß. Dazu fam, dab das Verfahren umftändlic 
und mit erheblichen Koften verfnüpft war; auch hielt die Beitimmung des $ 13 
des Geſetzes, wonach dem Beichädigten die Schätzungskoſten überbürdet werden 
fonnten, von der Stellung von Nadjlaganträgen ab. Endlich tft die Anwendung 
des Gejeßes noch weiter durch Art. 12 Abi. 2 des Gejekes über die Hagel: 
verfiherungsanftalt vom 13. Februar 1884 eingejchränft worden; denn nad) 
diefem Gelege jollte, ſolange diefer Anſtalt der jährlihe Staatszuſchuß von 
160 000 ME. zufließt, ein Anſpruch auf Steuernadlaß wegen Hagelihadens nur 
dann ftattfinden, wenn dem Beichädigten der Eintritt in dieje Anftalt verweigert 
worden war. 

Dit Recht betonen nun die Regierungamotive zum Entwurf eines Gejehes, 
die Steuernachläſſe betreffend, daß die Bedeutung des Nachlaßweſens durch die 
fortichreitende Entwidlung des Verſicherungsweſens wie durd) die ausgiebige 
Gewährung von Staatshilfe in Notitandsfällen wejentlih abgenommen habe. 
63 wird in dieſer Beziehung auf die bayeriichen Gejege über die Brand: und 
die Hagelverficherung, das Gele vom 11. Mai 1896 über die Viehverficherungs- 
anitalt, vom 15. April 1900 über die Pferdeverficherungsanftalt, das Reichs: 
geiek vom 23. Juni 1880 und das Ausführungsgeieg vom 21. Mai 1881 über 
die Abwehr und Unterdrüdung von Viehſeuchen, das Milzbrandgejeg vom 
26. Mai 1892, das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1884 über die Abwehr und 
Unterdrüdung der Reblausfranfheit nebſt Ausführungsgeieg vom 27. Januar 
1883 hingewieſen. Gleichwohl erfennen die Motive das Bedürfnis eines unter 
gewiſſen Umftänden zu gewährenden Steuernadjlafjes und einer zeitgemäßen Um— 
geitaltung des unmirfiamen und veralteten Gejeßes vom 1. Juli 1834 an. 
Nah Anficht der Regierung ſoll fi) das neue Geje nur auf die Grund: und 
Hausftener, nicht auch auf die in dem alten Gejeße mit berückſichtigte Gewerbe- 
fteuer beziehen, da das Gemwerbefteuergejeß in feiner Fallung vom 9. Juni 1899 
ohnehin in umfallendfter Weiſe geftatte, ungünftige Ertragsverhältnifje, welche 
auf Ereigniffe der im Nachlaßgejege bezeichneten Art zurüdzuführen find, zu 
berüdfichtigen. Ebenjowenig feien die Einfommen: und die Kapitalrentenjteuer 
in das zu erlaffende Gejeß einzubeziehen, weil das Nachlaßweſen in Bezug auf 
dieje Steuern gleichfalls durch die bezüglichen neuen Gelege geregelt jei. 

Im Einzelnen fieht der Gejegentwurf folgende Beltimmungen vor: 

a. Nachlaß an der Grundfteuer. — rt. 1 beitimmt, daß diejer 
Rachlaß, vorbehaltlid der oben erwähnten Vorſchrift im Art. 12 Abi. 2 des 
Geieges vom 13. Februar 1884 betreffend die Hagelverjicherungsanitalt, auf 
Anjuhen gewährt wird, wenn infolge außerordentliher Elementarereignifle : 

l. die gewöhnliche Jahresernte landwirtſchaftlich benüßter Grundſtücke 
mindeitens zum vierten Zeil beſchädigt, oder 

2. der Wert des zum MWirtichaftsbetriebe eines Landgutes erforderlichen 
Gerätes und Viehſtandes oder der zum MWirtichajtsbetriebe dienenden Gebäude 
um mindeitens den vierten Zeil vermindert wurde, 

Dabei wird im erſten Falle, joferne die Beihädigung vor der Ernte ein— 
getreten und nicht nachweisbar ift, von welchen einzelnen Grundftücden des Land- 
gutes die beichädigte Ernte ftammt, die Ernte ſämtlicher Grundftüde der gleichen 
Kulturart ala beichädigt angejehen. Der Nachlaß beträgt in den Fällen der 
Ziff. 1 eine der Schadensquote gleichkommende Quote der Grundfteuer der be- 
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treffenden Grundjtüde, in den Fällen der Ziff. 2 eine der Schadensquote gleich— 
fommende Quote der Grunditeuer des in Frage Itehenden Landgutes. Die 
Schadensquote ift nach Zehnteilen zu ermitteln, wobei Bruchteile der Hälfte und 
darüber für voll zu rechnen find. 

Der Nachlaß wird nur für das Kalenderjahr bewilligt, in welchem die 
Beihädigung entjtanden ift, kann aber bei unverjhuldeter Fortdauer der Ber 
Ihädigung aud im folgenden Jahre wiederholt werden. Der Erlaß bejonderer 
Beltimmungen in allgemeinen Notjahren bleibt vorbehalten. 

Diejer Artikel befaßt fich demnad mit denjenigen Fällen, in welchen ein 
Grundſteuernachlaß wegen Beeinträchtigung des Ertrages der betreffenden jteuer: 
pflichtigen Objekte durch Elementarereigniffe zu gewähren iſt. Als ſolche außer: 
ordentliche Elementarereigniffe im Sinne des Geſetzes gelten nad) den Motiven: 
Ueberſchwemmung, Woltenbrud, Hagelichlag, Sturm, Brand, aud) Beihädigung 
von Nebanlagen durch außergewöhnliche Fröſte, deren Eintritt fich zeitlich feſt— 
ftellen und deren Wirkung fich jofort erkennen läßt. Dagegen gilt ungünitige 
Witterung: anhaltende Kälte, Trockenheit, Näffe, auch wenn fie Mißwachs nad 
fich ziehen, nicht ala Elementarereignis. Hier muß nötigenfalls die Spezial: 
gejegebung eingreifen, auf die auch ausdrüdlih im Art. 1 (Beitimmungen 
in allgemeinen Notjahren) hingemwiejen ift. Auch Verlufte an Vieh durch Krank: 
heiten berechtigen nicht zum Nachlaß auf Grund des Art. 1, dagegen unter Um: 
ſtänden auf Grund des folgenden Art. 2. 

Die frage, ob der Beitritt zu einer VBerficherungsanftalt eine Menderung 
in dem Anſpruche auf Steuernadlaß zur Folge babe, iſt mad) den Motiven 
ebenjo wie in der Vollzugäinitruftion vom 12. Juni 1835 verneint. Es wird 
angenommen, daß auch bei bejtehender Verficherung der dem Pflichtigen aus 
ſolchen Beihädigungen erwachiende Nachteil erheblich genug fein werde, um den 
Steuernachlaß zu rechtfertigen. Nur bezüglich der Hagelverficherung ift der Vor: 
behalt in Art. 12 Ab}. 2 des Geſetzes vom 13. Februar 1884 angeſichts des 
Zweckes diejer Beitimmung beibehalten worden. 

Der Nachlaß kann regelmäßig nur für ein Jahr gewährt werden; doch 
ſoll bei außerordentlichen Schadensfällen, durch welche die Fortführung des land- 
wirtichaftlichen Betriebes aud) für das folgende Jahr behindert wird, 3.8. bei 
Ueberſchwemmung von Grundjtüden, umfaflenden Brandfällen, die Erftredung 
des Nachlaſſes auf das folgende Jahr geitattet jein. Bei Vernichtung des 
Grundſtückes durch ein Elementarereignis ſoll nad) den zur Ergänzung des Grund: 
fteuergejeges vorgejehenen a (j. oben) eine Abjchreibung der Steuer 
erfolgen. 

Art. 2 des Geſetzen twurfes ſtellt ferner Nachlaß der Grundſteuer auf An— 
ſuchen in Ausſicht, wenn die Leiſtungsfähigkeit eines Grundſteuerpflichtigen in— 
folge von außergewöhnlicher Belaſtung durch Unterhalt und Erziehung der Kinder 
oder durch Verpflichtung zum Unterhalte mittelloſer Angehöriger oder infolge 
von andauernder Krankheit oder von beſonderen Unglücksfällen weſentlich be— 
einträchtigt wird, ſofern der Pflichtige aus andern Erwerbsquellen als aus 
dem Grundbeſitze kein höheres Einkommen als 2000 Mk. bezieht und die 
Grundjteuerverhältniszahl jeines Grundbefiges nicht mehr als 1200 DIE. beträgt. 
Der Nachlaß beträgt je nach dem Grade „der Beeinträchtigung der Leiſtungs— 
fähigkeit des betreffenden Pflichtigen "/ıo, */ıo oder "io der Grunditeuer. Be— 
ihädigungen der Ernte und Elementorihäben im Sinne des Art. 1 Abi. 1 Ziff. 2 
fommen nicht als Unglüdsfälle in Betracht und zwar auch dann nicht, wenn 
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den in Art. 1 bezeichneten Umfang nicht erreichen. it einem Steuerpflichtigen 

zuoleih aus Art. 1 und Art. 2 Nachlaß zu gewähren, jo ift der Nachlaß aus 

* 2 nur aus dem Steuerbetrage zu berechnen, welcher nad) Abzug des wegen 
der Elementarbeihädigung zu gewährenden Nachlaßbetrages verbleibt. 

Auch nad) Art. 2 wird der Nachlaß jeweils nur für ein Kalenderjahr bewilligt. 

Der im Art. 2 in Ausficht geitellte Steuernachlaß betrifft die Berüdfichtigung 

ber individuellen wirtichaftlichen Leiftungsfähigfeit und bezwedt eine Gleichitellung 

der Grunditeuerpflichtigen mit den Einfommen:, Kapitalrenten- und Gewerbe: 

fteuerpflichtigen, denen die Gejeße vom 9. Juni 1899 analoge Steuernachläſſe 

zugebilligt haben. Bezüglic der allgemeinen Vorausjegung Tür die Nachlaß— 

— iſt alſo vorgeſehen, daß der Nachlaßſuchende aus andern Quellen als 

Grundbeſitz nicht mehr als 2000 Mk. beziehe und ſeine Grundſteuer— 

verhältniszahl nicht mehr ala 1200 ME. betrage. Die Motive bemerken hiezu 

Folgendes: „Da diejer Verhältniszahl eine Grunditener von 100 ME. 80 Pig. 

entipricht und von ſämtlichen Grundfteuerpflichtigen nur etwas über 1"/o mehr 

als 100 ME. Grumdftener zu zahlen haben, jo fünnen bei dem Vorhandenſein 

der fonftigen Vorausſetzungen faſt alle Grundbejiger der Wohlthat des Art. 2 

teilhaftig werden. Die Einbeziehung der Steuerverhältniszahl für die Begrenzung 

des Nachlaßanſpruches ift durch überwiegend praftiiche Rückſichten geboten, da die 

Schwierigkeit der Feititellung des landwirtichaftlichen Roh: und Reineinkommens 

den — 7— und zwar auch zum Nachteile der Geſuchſteller, außerordentlich 

Des weiteren machen die Motive darauf aufmerkſam, daß 

ein Nachlaßanſpruch nur dann begrünbet jei, wenn durch die im Entwurfe auf: 

Umftände eine „weſentliche“ Beeinträdhtigung der Leiſtungsfähigkeit des 

j bewirkt werde. Dieje Trage könne namentlich beim Borhandenfein 

/ einer gehen Anzahl von Kindern ſich aufdrängen, da diefer Umſtand vielfach 

eine Beeinträchtigung, jondern vielmehr eine Förderung der wirtichaftlichen 


on A bewirken könne. 

beiondere Unglüdsfälle im Sinne des Art. 2 kommen nach | den Motiven 

3 vorwiegend Berlufte am Viehbeſtande durch Seuchen u. j. w. in Frage, joweit 

13 ei, nicht durch — aus privater oder öffentlicher Verſicherung Ent— 
3 


Fa — darüber, wo und wie die Grundſteuernachlaßgeſuche 
— Die Geſuche find ſchriftlich oder mündlich bei den Gemeinde— 
einzureichen und zwar in ben Fällen des Art. 1 innerhalb einer Woche 
Bent des Ereigniſſes, bezw. zu einer Zeit, wo der erlittene Schaden noch 
werben kann. Für die Fälle des Art. 2 joll_der Termin 
rſchriſten beſtimmt werden. Die Geſuche find von den 
t (auf dem Lande der Gemeindeausihuß, in den Städten der 
Be ziichen Gemeinden der Gemeinderat) mit qutachtlicher 
n Rentämtern zu übermitteln. 
it en wird Beftimmung getroffen über die frage, welche Gemeinde 
“ #2 von Schaden betroffene Befittum in mehreren Gemeinden 



















der. Verbeiheidung der Nachlaßgeſuche. Die Gejuche 
Een von den Rentämtern beichteden. Bezüglich der 
.2gt Haßgejuche haben die Rentämter Vorbeſcheide zu erlaſſen, 
innerhalb ein “ beftimmten Frift Einfprache erhoben werden kann. 
züglich derer Ber Einſprache erhoben worden ift, werden von 
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einem Ausſchuſſe (ſ. unten Art. 5) beſchieden. Gegen die Beicheide des Nentamtes 
und der Ausſchüſſe gibt es eine Berufung an die Regierungsfinanztammer, die 
auch dem Rentamte gegen Beicheide des Ausſchuſſes zufteht. 

Art. 5 trifft Beitimmung über die Zufammenjegung des Ausſchuſſes, dem 
die in Art. 4 bemerften Befugniſſe zuftehen, und regelt deffen Wahl. 

Art. 6 verpflichtet das Rentamt, die Geluchiteller von der VBorbeicheidung 
der Nachlaßgeſuche unter eventueller Vermittlung der Gemeindebehörden zu 
verjtändigen. 

Art. 7 gibt den mit den Grundfteuernadhlaßgefuchen befaßten ftaatlichen 
und gemeindlichen Behörden und den Ausihüffen das Recht, Gutachten Sad: 
verftändiger einzuholen und jonjtige Erhebungen zu pflegen, und ordnet die Auf: 
ftellung dauernder Sachverſtändiger durch die Diftriktöverwaltungsbehörden nad) 
Einvernehmen der NRentämter an. 

Zu diefem Artikel bemerken die Motive, daß wegen der Art und des Um— 
Tanges der Erhebungen nähere Regelung im Wege der Vollzugsinitruftion erfolgen 
jolle, wobei dafür Sorge zu tragen jein werde, daß das Erhebungsverfahren auf 
das gebotene Maß beichränft wird und insbelondere Schadensvermittlungen, 
welche auf Grund anderer Gejeße, 3. B. der Gejeße über Hagel: und Brand: 
verjicherung gepflogen worden find, auc für die Nachlaßfeſtſtellung benüßt werden. 
Die Sachverſtändigen jollen vorzugsweiſe den Schäßleuten für Hagelichaden, den 
landwirtichaftlichen Bezirfsausihüflen oder den zum Vollzug des Art. 87 des 
Ausführungsgefeges zum B.:6.:B., jowie den auf Grund des Hypothefengejeßes 
aufzuitellenden Schäßern entnommen werden. 

In Art. 8 endlich ift der Regierung, Kammer der Finanzen, das Recht 
gewahrt, Irrungen in der Nachlaßberechnung von Amtswegen zu becichtigen. 

B. Nachlaß an der Hauöfteuer. Dieſer ift in den Art. 9-12 im 
gleichen Sinne wie der Nachlaß bei der Grundfteuer geregelt, kann aljo hier 
mit wenigen Worten erledigt werden. 

Auch hier findet Nachlaß nur auf Anſuchen ftatt; er wird gewährt, wenn 
infolge von außerordentlichen Elementarereigniffen ein Gebäude oder Gebäubdeteil 
im Laufe eines Kalenderjahres ununterbrochen mindeitens ein Vierteljahr un: 
benüßt geweſen und hiedurd bei Arealjteuerobjeften der Nutzungswert, bei Miet 
ſteuerobjekten der iutn,terrräßige Mietertiag des Gebäudes um mindeitens den 
vierten Zeil vermindert worden if, ohne daß die Vorausjegungen für eine 
Steuerabichreibung nad) 8 36 des Hausfteuergejeges gegeben find (j. o.). Der 
Nachlaß if nad) Zehnteilen zu berechnen und beträgt die nämliche gleichialls 
rad) Zehnteilen zu berechnende Quote, um welche bei Arealjteuerobjeften der 
Nubungswert, bei Mietjteuerobjekten der kataſtermäßige Jahresertrag gemindert 
wurde, wobei Bruchteile der oh und darüber für voll gerechnet werden. 

Nachlaß an der Meietiteuer (nicht alſo an der Arealhausfteuer) findet auf 
Anſuchen ferner bei weſentlicher Beeinträchtigung der Leiltungsfähigfeit infolge 
von außerordentliher Belaftung durch Unterhalt und Erziehung der Kinder x. 
(j. o. bei der Grundjteuer) ſtatt, jofern der Pflichtige aus andern Ermerbs- 
quellen al3 aus dem Hausbeſitze fein höheres Einkommen als 2000 ME. bezieht 
und der fataftermäßige Mietertrag jeines Hausbefites nicht mehr ald 3000 ME. 
beträgt. Hier wird eine außerordentlihe Belaftung auch dann als gegeben an= 
genommen, wenn Wohnungen und Geichäftsräume, welche nachweislich zur Ver— 
mietung bejtimmt find, im Yaufe eines Kalenderjahres mindeftens ein Biertel- 
jahr unvermietet geblieben und während diejer Zeit von dem Steuerpflicdhtigen 
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in feiner Weiſe benützt worden find, ſoferne die der Steuereinihäßung zu Grunde 
liegende Miete der unvermietet gebliebenen Räume mindeitens den vierten Zeil 
des kataitermäßigen Mtietertrages des Hauſes beziffert. Die Motive bemerken 
hiezu, daß die einfache Erklärung des Hausbeiikers, daß er einen Raum zur 
Vermietung bejtimmt habe, als ein genügender Nachweis im Sinne des er 
entwurfes nicht zu erachten jei, dab vielmehr aus den vom Gejuchiteller glaub- 
baft zu begründenden Darlegungen beworgehen müſſe, daß die Vermietung 
wirklich beabfichtigt war und nad) der Beichaffenheit des Objektes unter gewöhnlichen 
Verhältniſſen auch möglich geweſen wäre. „Bleiben 3. B. Wohnungen in einem 
Kurorte, welche nur zur Vermietung während der Satlon beitimmt find, außer 
der Sailon umvermietet, jo begründet dies feinen Steuernachlaß.“ Der Nachlaß 
beträgt je nach dem Grade der Beeinträchtigung der Yeiftungsfähigfeit des bes 
treffenden Pflichtigen "io, */ıo oder "ıo der Hausſteuer. Der Nachlaß wird 
jeweils nur für ein Kalenderjahr bewilligt. 

Geſuche um Nachlaß find bei den Gemeindebehörden anzubringen. Bezüglich 
der Verbeicheidung der Gejuche finden die Beltimmungen über den Grundfteuer: 
nachlaß finngemäße Anwendung, nur daß ſie bier unter Ausichluß des vent- 
amtlichen WVorbeicheides in allen Fällen den Ausſchüſſen obliegt. 

C. Gemeinjame und Schlufbeitimmungen. — In Art. 13 wird 
die wichtige Frage behandelt, inwieweit die Staatlichen Steuernachläſſe aud) 
auf Umlagen, alio die Gemeindejteuern, wirken jollen, und in diefer Beziehung 
beitimmt, dab für die Bemeffung der Umlagen jene Grund: und Hausfteuer- 

beträge maßgebend jein jollen, melde mad) Abzug der nad) diefem Geſetze ge 
währten Nachläſſe verbleiben. Der Betrag der für die Berechnung der Gemeinde: 
umlagen eines Nachlaßberechtigten in Betracht zu ziehenden Grund: und Haus: 
fteuer darf jedoch nicht unter die Hälfte der von demielben in der betreffenden 
Gemeinde zu entrichtenden Grund: oder Hausſteuer herabiinfen. 

Die Motive bemerken Hiezu, dal die bisher nicht unbeftrittene und im 
praftiichen Vollzuge des Gejeßes vom 1. Juli 1834 nicht gleichmäßig behandelte 
Frage, ob die zu gewährenden Nachläſſe aud auf die Umlagen ſich zu erjtreden 
haben, infolge der Ausdehnung der Nachläſſe nad) dem vorliegenden Entwurfe 
erheblich an Bedeutung gewinne. Eine Ordnung, wie fie in dem Art. 13 vor: 
geliehen ift, entipräche der dee des Nachlaßgeſetzes und ſei auch bedingt durch 
die Thatjache, daß die durch die Gelege vom 9. Juni 1899 gewährten Er: 
————— an der Einkommen-, Kapitalrenten- und Gewerbeſteuer ohne weiteres 
eine Minderung der Steuer bedeuten und damit auch ihren Einfluß auf die 
Umlagenpflichtigkeit äußern. Dagegen joll durch den letzten Paſſus des Art. 13 
verhindert werden, daß durd allzu umfänglice Nachläſſe das Gemeindebudget 

















werde. 
In Art. 14 find die unentbehrlichen Strafbeitimmungen gegen ſolche, welche 
Äh, durch unmwahre Angaben einen ungerechtiertigten Steuernachlaß zu verſchaffen 
abfichtigen, und die Beitimmungen über Zuftändigfeit und Verfahren enthalten. 
Art. 15 ordnet das Gebühren- und Koſtenweſen, Art. 16 betraut mit dem 
Erlah der Bollzugsvorichrijten das Staatsminifterium der Finanzen im Benehmen 
mit dem Minifterium des Innern, Art. 17 endlich enthält die üblichen Schluß: 


(Fortjeßung folgt.) 





Bankbrüdje und Bankkontrollen. 


Von Dr. R. Rofendorff in Berlin. 


Nichts beweiſt jo jehr die Wahrheit des Hegelicen Wortes: „Das Ein: 
jige, was man aus der Gejdyichte lernt, iſt die Thatjache, daß die Menſchen 
noch nie etwas aus ihr gelernt haben“, ala die Geichichte der Bank: und 
Börjenkrijen umd die durch fie zu ihrer künftigen Abwendung hervorgerufenen 
Geſetze. In regelmäßigem Streislauf wiederholt ſich hier ſtets diejelbe Kette von 
Eriheinungen: Die durch die Entfeffelung der wirtichaftlichen Kräfte hervor: 
gerufene Sturmflut reißt eine große Anzahl von Menſchen, die des Schwimmens 
unfundig, oder im übergroßem Vertrauen auf ihre eigene Kraft ſich allzumweit 
auf den Ozean herausgewagt haben, in die Tiefe. Und während dieje ſchweigend 
verjinfen, erheben die von dem Untergange ihrer Angehörigen und Freunde hart 
betroffenen Zurüdbleibenden um jo lauter ihren Ruf, um den Gejeßgeber 
zum Bau von Deihen und Wällen zur Verhütung alfer künftigen Ueber— 
ihwemmungen zu veranlaffen. Ja, es fehlt dann nicht an Stimmen, welche 
nun am liebiten ſowohl den Simmel, der die Stürme jchict, wie den Ozean, 
auf dem fie fich zum Wehe der Menjchen äußern, ganz und gar abichaffen möchten. 

Der Gejeßgeber iſt dann in vielen Fällen nicht ftark genug, um eine ſolche 
Erregung des Gefühl mit Gründen praktischer Vernunft zu beichwichtigen, läßt 
ſich auch wohl jelbit oft durch diejelbe mit fortreißen, und fo entjteht ein Gejeß, 
welches nicht einem fühlen Kopfe, jondern einem heißen Herzen entiproffen, nur 
danach angethan it, das Uebel, welches es bejeitigen ſollte, bei jeiner Wieder: 
fehr noch zu vergrößern. 

Aus jolhen Gefühlsmotiven heraus it das Börſengeſetz geſchaffen worden, 
welches, weit entfernt davon, die Spekulation zu unterdrüden, fie nur um jo 
mehr entfacht und eine förmliche wirtſchaftliche Demoraliſation großgezogen hat. 

So entſtand ferner das Depotgeſetz, welches zwar, da es nicht ſofort unter 
dem Eindrucke allgemeiner Erregung zuſtande kam, nicht ſo ſchädliche Wir— 
kungen wie das Börſengeſetz gezeitigt hat, aber doch auch in weſentlichen Punkten 
verfehlt iſt, da ſeit dem Erlaß desſelben das reguläre Bankdepot immer mehr 
zurückgegangen, und an ſeine Stelle das depositum irregulare bezw. die Ein— 
richtung eines Stückekonto beim Kommiſſionär gemäß 82 des Geſetzes getreten 
iſt, wodurch der Schutz, den der Geſetzgeber im $ 1 * wollte, illuſoriſch wird.”) 

Heute glaubt man unter dem Eindrud der jüngiten Bankbrüche in einer 
Abänderung des Aftiengejeßes den Stein der- Weilen gefunden zu haben, und 


) Schanz im Wörterb. d. Vollsw. Bd. I p. 547. 
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will insbeſondere viele Beſtimmungen desſelben, welche im Jahre 1884 ala 
Shuß gegen die Wiederkehr von Ereigniſſen, wie fie die Gründerjahre zeitigten, 
eingeführt wurden, durch neue jtrengere Vorſchriften erjegen, welche, jo hofft 
man, nicht nur alle Direktoren und Auffichtsräte von Aftiengejellichaften zu 
Weiſen, jondern ſogar zu Engeln machen werden.') 

Wenn nun im allgemeinen diejenigen, welche die Wiederholung von Por: 
kommniſſen, wie die, welche die lette Zeit mit ſich brachte, verhüten wollen, fich 
daran Genüge thun, dieje und jene Veränderung des Aktienrechtes zu empfehlen, jo 
blieb es Profeſſor Wagrier in jeinen jüngit veröffentlichten Aufjägen über „Bank— 
brüche und Bankkontrollen” ?) vorbehalten, das gefamte deutiche Aktienrecht für 
unzureichend zu erflären und die Forderung auszuſprechen, daß fich an das „doch 
weſentlich nur Formalbeſtimmungen treffende allgemeine Gejeß, wie dad Handels: 
buch in jeinen Beftimmungen über die Aktiengeſellſchaften, wo die Aftiengejellichaft 
weſentlich nur als Rechtsform der Unternehmungen in Betracht fommt, Spezial 
geſetze, wirtichaftliche Verwaltungsgejege anſchließen“ müßten, welche jede Haupt: 
kategorie der in Aktiengejellihaftsform (und eventuell auch noch in anderer) betriebenen 
Unternehmungen nad) deren wirtichaftlichem Zweck aud) einer Reihe gerade nad) 
dieiem Spezialzwed erforderlichen Spezialbeftimmungen unterftellten. 

Leider hat ſich Wagner mit der Aufitellung diejer Forderungen begnügt, 
uns aber nicht mitgeteilt, wie er ſich die Ausführung folder Spezial: 
beitimmungen dent, jo daß eine eingehende Kritik diefer Anſchauungen nicht 
möglich iſt. Statt dejien gibt er aber auf der Baſis einer Diagnoje und 
Kritit der vorjährigen Bankbrüche eine Reihe weniger weitgehender Reform: 
vorichläge. 

Wir fünnen es uns an diejer Stelle verjagen, auf Wagners Anfichten über 
die deutichen Hypothekenbanken näher einzugehen, da ihm hierauf in einem 
Auflage des „Deutichen Oekonomiſt“ bereitS eine eingehende Antwort zu teil 
geworden tft.) 

Die Kritik, die Wagner den deutichen Effektenbanken angedeihen läßt, ift 
womöglich noch ungünftiger, als jeine Anjchauungen über die Sypothefenbanfen. 
Meit entfernt davon, die glänzenden Leiltungen der deutichen Banken für die 
Entwicklung von Handel und Jnduftrie anzuerkennen, ſieht er in ihnen vielmehr 
Stätten, die lediglich der Spekulation als Tummelplätze dienen. So jagt er, 
unter Wiederholung defien, was er Ihon im Jahre 1896 geichrieben hat: „Die 
Beteiligung an den verichiedenartigiten Spefulationsgejchäften, darunter an den 
bedenklichiten, wie jogar an heimiſchen Grundftüdsjpefulationen, exotiſchen 
Emiſſionen, Spekulationen in ruffiiher Valuta findet ſich bei diefen Banken. 
Die großen verhängnisvollen Schwankungen im Erwerbäleben befördern fie durch 
Begünstigung der Ueberſpekulation in der Zeit der aufiteigenden Konjunktur, 
durh Unterftügung der Börſengeſchäfte, durch neue Gründungen und Ummand- 


!), Wie jehr auch der Gejehgeber die Gefahr erkannt hat, die ein Gelegenheitsgejek mit 
fh bringt, darüber cf. Begr. 3. Alt.:Nov. v. 34: „Auch konnte nicht verfannt werden, daß die 
öffentliche Meinung no lange Zeit unter dem Drude der weitgreifenden Folgen einer alle 
gemeinen wirtichaftlihen Kalamität jtand und im oft leidenichaftlichen Stimmungen entge— 
gengejegter Etrömung befangen war, daß auf der einen Seite Zorn und Unwille gegen die 
Gründer, auf der andern Seite Unmut über eine übermäßige Verfolgung derjelben an den 
ag trat. Ein unter folhen Eindrüden, entjtehendes Gejeß kann dem beabfidhtigten Zweck 
wit entiprechen.” (p. 67.) 

%; Deutiche Meonatsihrift für das gefamte Leben der Gegenwart 1901 Heft 1 und 2. 

°, Deuticher Oekonomiſt vom 19. X. 1901 u. 1. II. 1902. 
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lungen, durch Kapitalerhöhungen, worauf dann der Rückſchlag um ſo ſtärker 
werden muß.“) 


Womöglich noch ſchärfer äußert er ſich in Schönbergs Handbuch der 
politiſchen Dekonomie*): „In der Jagd nad) leichtem Gewinn aus Agio u. ſ. w. 
haben ſie in der Zeit der ſpekulativen Tendenz des Geldmarktes die Spekulation 
wild entfacht und vollends zur Weberjpefulation ausarten laffen. Eine Menge 
mehr oder weniger unreeller Gründungen und die Verbreitung unficherer An: 
feihepapiere ift von ihnen mit ausgegangen. Die bedenklichite Börjenipekulation 
haben fie auch jonft vielfach begünstigt und ſich daran beteiligt. Ihr eigenes 
und ihnen anvertrautes fremdes Vermögen haben fie gefährdet. So muß mohl 
das Verdikt überwiegend gegen derartige Geſchaͤfte und gegen die ſie betreibenden 
Aktienbanken ausfallen.“ 


Mit dieſer Schilderung des geſchäftlichen Charakters der Effektenbanken 
macht ſich Wagner auf der einen Seite des Fehlers ſchuldig, Vorkommniſſe, wie 
ſie gelegentlich einmal bei dieſem oder jenem Inſtitut in die Erſcheinung getreten 
ſind, allzu ſehr zu verallgemeinern. So wenn er den Banken ganz allgemein 
„Beteiligung an Spekulationen in ruſſiſcher Valuta“ vorwirft. Ein derartiger 
Fall iſt in der geſamten deutſchen Bankgeſchichte ein einziges Mal in den 
Jahren 1879—1881 bei der Berliner Handelsgeſellſchaft vorgekommen. 

Gegenüber der Anſicht, daß die Banken Neberjpefulation begünftigt hätten, 
beichränfen wir uns darauf, auf eine Stelle im Gejchäftsberichte der Dresdener 
Bank von 1899 hinzuweiſen, wo es heißt: „Wir haben es für unſere Pflicht 
gehalten im Hinblick auf die Anjpannung des Geldmarktes einem hie und da 
in die Erſcheinung tretenden Uebereifer des Publikums in Effektenfäufen, namentlich 
jolden unter SKreditinanipruchnahme, mit den uns zu Gebote ftehenden Mitteln 
entgegenzutreten, was uns freilich mur in beichränktem Maße gelungen ift.“ 


Anderjeits ſieht Wagner in den deutichen Effeftenbanfen nur ein, aller: 
dings, wie er jelbjt zugibt, notwendiges Uebel, und berüdlichtigt gar nicht die: 
jenigen Leiftungen, die fie im allgemeinen volfswirtichaftlicden und nationalen 
Intereſſe Deutichlands vollbracht haben. 

Sp berechtigt es aber auch gerade in den jeigen Zeitläuften jein mag, auf 
die Schattenjeiten des deutichen Bankweſens hinzuweiſen, jo muß doch gegen eine 
derartig einjeitige Kritit um jo energiſcher protejtiert werden, als das große 
Publikum heute in der Zeit der Depreifion ſchon an und für fid) dazu geneigt 
it, das, was es den Banfen ſchuldet, zu vergeifen und nur ihre fehler zu jehen. 
In einer ſolchen Zeit dürfte ed neben berechtigter Kritik eine bejondere Aufgabe der 
urteilsfähigen unterrichteten Wiſſenſchaft jein, nad) dem Grundjage des Chatcau- 
briand zu — welcher einmal bei ähnlicher Gelegenheit auf einem andern 
Gebiete äußerte: „La mesquine eritique des defauts soil abandonnee par la 
grande et föconde eritique des benutes. Da Wagner dieje aber gänzlidy außer 
acht läßt, jo erſcheint es uns gerade jetzt um jo notwendiger, im Gegenſatz zu 
ihm auf diefe hier in Kürze hinzumeilen. 


Was insbejondere die von Wagner jo ſehr verurteilten „exotiſchen 
Emiſſionen“ anbetrifft, jo ift jelbit in der Begründung zum Börjengejeg, °) 


) Einleitung zu Model-Loeb, Die großen Berliner Effeftenbanfen p. IX. 
Bd I p. 440 2 Auflage und Bd. I p. 423 3. Auflage. 
2) Begründung p. 37, 
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defien Schöpfern man gewiß feine allzu günftige Beurteilung der Emiſſions— 
thätigfeit der Banken nachſagen fann, anerfannt worden, daß der Befik 
von ausländischen Papieren für jeden Staat mit lebhaften internationalen 
Beziehungen zur Regelung der gegenjeitigen Werbindlichkeiten wünjchens- 
wert und jogar unentbehrlih it. Wenn Deutichland jährli etwa eine 
halbe Milliarde Zinjen vom Auslande bezieht, jo ift dies, wie Schmoller 
in der Einleitung zu den ftatiftiichen Anlagen der Börjenenquete') ausgeführt 
hat, für unſern Nationalwohlitand und unſere Zahlungsbilanz von größtem 
Verte, ja die Verſchuldung des Auslands an Deutichland iſt ein gejundes 
Symptom geftiegenen Wohlftandes und der deutichen Handelsthätigkeit. Dies 
fommt der ganzen Nation bis zum leßten Arbeiter zu gute, wenigitens joweit 
es gelungen iſt, mit der Kapitalauswanderung zugleih unjern indujtriellen 
Erport und die Beihäftigung von Deutſchen im Auslande zu fteigern. Allen an 
amertfantichen und ruffiichen Papieren hat Deutichland von 1860 bis 1892 nad) 
Schmollers Echägungen eine Milliarde gewonnen, Erfolge, denen gegenüber die 
Verlufte, welche dem deutichen Bublitum aus dem Erwerbe fremdländiicher Wert: 
papiere erwachſen find, als das „Lehrgeld“ anzuſehen find, das für die Erreichung 
der Erfolge hat gezahlt werden müſſen. Hiezu kommen nod die indirekten 
Vorteile, die fi) für das deutſche Geſchäftsleben an dieſe auswärtigen Ver: 
bindungen gefnüpft haben. Mit Recht bemerft daher Loß?): „Die Accepte 
deuticher Bankfirmen werden durch die überjeeischen fyinanzoperationen aud in 
Gegenden bekannt, wo der deutiche Warenverfehr nie dem Namen unjerer Nation 
zu ſolchem Anjehen verholfen hätte.“ 

In der That haben derartige internationale Kreditgeichäfte häufig erft der 
Entwidlung des Warenverfehrs in fremde Yänder den Weg gebahnt und Deutſch— 
land vom engliichen Zwijchenhandel emanzipiert.”) 

Dieſe Entwidlung in der Richtung zunehmender Emanzipation von England 
verihärfte fi) noch, ala die Deutiche Bank anfangs der 70er Jahre mit dem 
ausgeſprochenen Zwed, dem deutihen Kapitalmarkt die Geldtransaftionen zuzu— 
Tühren, deren der Warenverfehr Deutichlands mit den überjeeifchen Ländern be— 
„durfte, damit begann, Agenturen, Filialen und Beteiligungen im Auslande zu 
begründen. Damals jpottete man wohl über eine Bank, die „bei den Riffpiraten, 
den Kaffern und den Schwarzfußindianern“ Kommanditen errichten wolle. 
Epäter find ihr jedoch eine große Anzahl anderer Banken auf diejem Wege mit 
Glück gefolgt. Man eröffnete nunmehr dem deutichen Importeur und Erporteur 
nicht nur Kredite in London, jondern gewährte ihm auch die Möglichkeit, diefe 
Kredite in Deutichland in Anjpruc zu nehmen, indem man die deutiche Valuta 
auf den überjeeiihen Märkten einführte und dafelbit als Käufer für die auf 
deutiche Wechjelpläe gezogenen Tratten auftrat. Insbeſondere ift e8 den Banken 
dadurch auch gelungen, den deutichen überjeeiichen Handel zu heben und von der 
engliſchen Streditpflicht zu befreien, daß ſie an Erporteure Vorſchußkredite und 
on Jmporteure Remboursfredite auf Warenverfchiffungen gewährten. Dieje volfs- 
wirtihaftlich jo wertvolle Thätigkeit der deutichen Banken darf von denjenigen 
um fo weniger überjehen werden, welche, wie Profeſſor Wagner, die Notwendigkeit 
„nationaler Unabhängigkeit“ für Deutichland jo häufig und nachdrücklich betonen. 


' Stat. Anl. p. X-XXV. 
‘) Lob, Technik d. dich. Emiffionsgeichäftes p. 67. Siemens in der „Nation“ vom 6. X, 1900. 
’) Heiligenftadt in Conrads Jahrb. f. 1893 p. 237. 
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Ebenio thatkräftig war das Vorgehen der Banken bei der Entwidlung der 
inneren Produftivfräfte Deutichlands, indem fie teils durch direfte Beteiligung 
an induftriellen Betrieben, teils durch deren Umwandlung in Aktiengejellihaften, 
teils durch Eröffnung von Krediten vielen Unternehmungen erft die Lebenskraft 
gaben, ohne welche ihr Gedeihen unmöglid) oder doch jehr erichwert gewefen 
wäre; und wenn Loß') es noch im Jahre 1890 ala wünjchenswert bezeichnet, 
die Sntereffen des deutichen Handels mit denen der Großbanfen zu verbinden, 
jo ift diefe Verbindung im Yaufe des jeitdem verfloflenen Jahrzehnts eine jo 
enge geworden, dab ihr vorzugsweiſe der gewaltige Aufſchwung zu verdanfen ift, 
den Handel und Induſtrie in Deutichland ſeitdem genommen haben. 

leberblidt man unbefangen, an der Hand der Geſchäftsberichte, die ge: 
waltigen Leiltungen, die die deutichen Banken im Intereſſe der deutjchen Volks— 
wirtichaft vollbradht haben, jo wird man faum in das allgemeine Berdammungs: 
urteil Wagners miteinftimmen, jondern wohl Profeſſor Schanz Recht geben, der, 
wenn er auch gegen gewifje hier und da hervorgetretene bedenkliche Entwidlungs: 
tendenzen im deutichen Bankweſen keineswegs blind ift, doch zu dein Urteil fommt, 
daß „die deutichen Banken das Herz des volfswirtichaftlichen Organismus geworden 
find, wohin die Kapitalien jtrömen, um von dort aus dahin ſich zu ergießen, 
wo man neuen Kapitals bedarf” .”) 

Welche Bedeutung die deutichen Banken für Handel und Induſtrie gerade 
im Laufe der letzten Jahre hatten, tritt noch marfanter hervor, wenn man jieht, 
wie jehr von franzöftichen Volkswirten die Gleichgültigkeit und Läffigfeit getadelt 
wird, mit der die franzöfiichen Banken der Induſtrie gegenüber ftehen, worin 
einer der wejentlichiten Gründe für die ſeit Jahren in Frankreich herrichende 
wirtichaftliche Stagnation erblidt wird. So kommt Sayous, nachdem er die 
franzöftichen und deutichen Banken einer eingehenden an unterzogen hat, 
in jeinem neuejten Werfe zu folgendem Schluß: °) „Tandis que les banques 
francaises ont accentue la stagnation economique de notre pays, les 
banques allemandes ont pris une part considerable au brillant essor in- 
dustriel et commercial de l’Allemagne, que le professeur Blondel apelle 
fort bien, un des evenements les plus importants de l’histoire du monde 
durant le dernier quart du siecle dernier.“ Infolgedeſſen gibt er, da er 
in den franzöfiichen nitituten den notwendigen Unternehmungägeift vermißt, den 
franzöfiichen Lehrlingen und Bankbefliffenen den Rat, in deutichen Bantinftituten 
zu lernen. 

Wenn Wagner in dieſes Lob nicht miteinftimmt und das ideale Vorbild 
eines Banfbetriebes vielmehr in den engliſchen Depofitenbanfen erblidt, jo iit 
hierauf zu erwidern, daß es heute ja angelichts der gewaltigen Entwidlung des 
deutichen MWohlitandes und der großen Summen, die infolgedejfen ala Depofiten 
bei den Banken zufammengeftrömt ind, leicht ift, unter Hinweis auf die Tren— 
nung des fiduciariichen vom ſpekulativen Bankbetriebe in England die deutichen 
Banken anzuflagen und ihnen diefe Entwidlung des engliihen Bankweſens 
vorzuhalten. Wenn man aber daraus den Schluß ziehen will, daß eine 
ſolche Entwidlung jehr gut auch von vornherein in Deutichland möglich geweſen 

" Lotz, Technik des Emiſſionsgeſch. p. 68. 

2) Schanz im Wörterb. d. Vollsw. Bd. I p. 275. 

®) Les banques de depöt ete. p. 298, Cr. auch deſſen Auſſatz in der Riforma 
— banche tedesche e la loro inffuenza sullo slancio industriale della Germania. 
15. 1. 1849. 
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wöre, jo vergißt man, daß eine derartige Anjammlung von Eriparniffen, die 
doh die Worausjegung für die Bildung bejonderer Depofitenbanten ift, erit auf 
einer beitimmten volkswirtſchaftlichen Entwidlungsitufe eintreten fann. Auf diefer 
mag Deutichland heute vielleicht ftehen, jo daß man jet auch wohl darüber nad): 
denten kann, wie die Frage einer jolden Trennung der verjchiedenen Geſchäfts— 
zeige der Banken zu löſen iſt. Wenn Deutichland aber jo weit gefommen ift, 
jo verdankt es dies in ganz hervorragendem Maße dem Ilmitande, daß die 
deutihen Banken beim Beginn ihrer Entwidlung gerade den von Wagner ge: 
tadelten Weg gewählt haben und es flar erkannten, daß es für Deutichland 
zunächft weniger darauf anfomme, Eriparniffe, die damals noch gar nicht im 
nennenswerten Maße vorhanden waren, zu verwalten, ſondern vielmehr darauf, 
die Produktivkräfte durch Zuführung von Kapital zu heben. Indem lie es jo 
zunächft als ihre Hauptaufgabe anfahen, die ihnen zufließenden Summen auf 
dem Wege der Kreditgewährung den ermwerbenden Klaſſen zuzuführen und fie 
durch Gründung von Aktiengejellihaften zum Bau von Eilenbahnen, Mafchinen: 
fabrifen, Eiſen- und Hüttenwerfen zu verwenden, was dem einzelnen Unternehmer 
aus Mangel an Kapital gar nicht möglich gewejen wäre, wurden fie not: 
wendigerweife auch dazu geführt, den Depofitenverfehr jelbit mit den kleinſten 
Leuten zu pflegen, weil die jo erworbenen Verbindungen zugleich wichtige Ab: 
nehmer für Emiſſionen wurden. 

Wenn man heute in England die Arbeitsteilung im Bankweſen bewundert, 
jo darf man nicht vergefjen, daß fie aud im dieſem Yande nicht von Anfang 
an vorhanden war, jondern wie die Arbeitsteilung auf jedem Gebiete der 
Bolkswirtichaft, fi) erft bei der entiprechenden Größe des Marktes und der 
Unternehmungen allmählid) bherangebildet hat. Daß England dieſe Ent- 
widlungsftufe ſchon jo früh erreicht hat, beruht darauf, daß dieſes Yand ſchon 
zu einer Zeit ein einheitliches Wirtichaftsgebiet bildete und eine zielbewußte 
Handelspolitit trieb, wo Deutichland noch unter dem Drude jeiner politijchen 
Seriplitterung auch wirtſchaftlich darniederlag. Dazu fommt, dab England ſchon 
at 1694 eine Zentralbank bejaß, unter deren Einfluß die Notenbanfen mehr 

und mehr zurüdgingen und ſich zu Depofitenbanten umbildeten,') eine Ent: 
widlung, auf die wir an diefer Stelle, jo intereflant es auch wäre, nicht ein: 

fönnen, die aber mehr als alles andere die grundverſchiedene Entwidlung 
en und deutſchen Bankweſens zeigt. Daß es in der That nicht in 
dem Willen der Bankleiter jtand, den engliichen Worbildern zu folgen, wird 
ed von andern Schriftſtellern ſehr wohl erkannt, jo von Sayous, wenn er 
„Dei einer Nation, die nie in ihrem Scharflinn und ihrem Unternehmungss 
Aa geſchichtlichen Präzedenziällen und von dem Mangel an klaren Ideen 
alten oder geitört worden ift, mußten die Banken notgedrungen zu gleicher 
jeit die Rolle von Haffiichen Banken und finanziellen Geſellſchaften übernehmen. 
| von regelmäßigen Bankgeſchäften, die ſtets weniger produktiv 
Ä mit direkter Beteiligung an Handel und Induſtrie, welche ſchnell zu 
en —— führen, mu 3 unter den gegebenen günſtigen Umſtänden 
m und ſich fortpflanzen“ 
sen die deutſchen Banken i in diefer Entwidlung durch jo ftrenge Vorſchriften 
Be = Berbindlichkeiten und Depofiten, wie Wagner fie wünjchte, 


—— und Depoſitengeſchäfte p. 148. Macleod, Theory 
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gehemmt worden, jo wären ihre großartigen Leiltungen hiedurd) zum großen 
Zeil unmöglich gemacht worden. 


Eind denn aber in Deutichland überhaupt jemals Ereigniffe eingetreten, 
die die Depofitengläubiger der Banken wirklich gefährdet hätten? Selbſt bei 
den letzten Bankbrüchen haben dieſe feine Verluſte zu verzeichnen gehabt. 
Auch iſt die Liquidität der Banken keineswegs jo ſchlecht, daß man in Zukunft 
derartige Gefahren befürchten müßte. 

Ferner muß man berüdfichtigen, daß die Banken gerade in der jüngſten 
Kriſe das gefallene Unternehmen nicht im Stiche gelaffen, jondern ihm zur Be: 
jriedigung der Depofitengläubiger ſtets fofort zu Hilfe gefommen find, ein Vor: 
gehen, wodurd die Sicherheit der Depofiten ganz außerordentlich vermehrt ift. 
Sodann wird das Rififo für die Depofitengläubiger ganz wejentlih durch die 
Thatjache vermindert, daß die einzelnen Unternehmungen der Banken auf ein 
jo weites Gebiet verteilt find. So beiteht ſtets die Mahricheinlichkeit, jelbit 
große Berlufte auf dem einen Felde dur ebenjo große Gewinne auf einem 
andern wieder auszugleichen. 

Schließlich zeigen die Bilanzen der elf größten Berliner Banken, daß der 
denjelben gemachte Vorwurf, fie verwendeten ihre Depofiten zu Konſortial— 
geihäften und Gründungen, unrichtig it. Denn die gefamten Konfortialengage: 
ments, Kommanditen und Diverjen umfaſſen nad) der Berechnung von Heine: 
mann bei diejen Banken nur 632,1 Millionen Mk., während ihr eigenes Vermögen 
1162,5 Millionen ME. beträgt. Hieraus geht Ear hervor, daß von einer Ver: 
wendung von Depofiten zu derartigen Geſchäften nicht die Rede jein fann. Ya, 
jelbjt von den fremden Geldern find nur 46 "/o in Debitoren angelegt.') 


Zu alledem kommt nod, daß Wagners Anfichten über die englijchen 
Depofitenbanfen doch nicht ganz der Wirklichkeit entiprechen. Wagner ftüßt ſich 
biebei auf die vor einigen Jahren erichienenen Schriften von Strauß und 
Neumann=Hofer, Autoren, in deren Schilderung die englischen Depofitenbanten 
in der That ala Weſen ericheinen, die, aller Mängel, welche jonft auch den 
beſten irdiichen Schöpfungen anzuhaften pflegen, bar, lediglich” Segen geftiftet 
haben. Allein er berückſichtigt hiebei nicht, daß die Anjchauungen der genannten 
beiden Schriftiteller durd; neuere Arbeiten doch einer erheblichen Korrektur unter: 
zogen worden find. 

Zunächſt ift die Anficht Wagners, dab ſich die Depofitenbanten lediglich 
auf Diskont: und Lombardgeichäfte beichränfen, unrichtig. Niedrige Distontjäge 
veranlafien, wie Schnapper in jeiner Broſchüre „Ueber die Entwidlung des 
engliihen Depofitenbantweiens“ *) ausgeführt hat, die Depofitenbanten auch 
häufig zum vorübergehenden Ankauf engliicher Staatspapiere, Anleihen, Eifenbahn- 
obligationen und Aktien, was, Jobald der Kurs diefer Werte infolge einer Er- 
höhung der Geldjäge oder aus andern Gründen finkt, oft zur Folge hat, daß 
fie nur mit Verluſt verfäuflich find. 

Wenn jodann insbejondere Strauß”) ausführt — eine Anficht, die Wagner 
offenbar teilt —, daß in England eine direkte Beziehung zwiſchen Börje und ver: 
zinslichen Geldern ftreng verpönt fei, jo hat Schnapper*) demgegenüber nadh: 


') Heinemann, Die Berliner Banfen im Jahre 1900 in Conr. Jahrb. f. 1901 p. 689. 
). 32, 

2) Strauß, Unſer Depofitengelderiyitem und feine Gefahren p. 18. 

* Ebda. p. 20. 32. 55. 
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gewielen, dat Die engliichen Depofitenbanfen durch die Notwendigkeit, ihre Depofiten 
zu verzinſen, gezwungen find, einen Zeil ihrer Einlage an die Börje zu verleihen, 
welhe daS Geld zu Reportzweden gebraudt. Und wenn auch die englijchen 
Depoſitenbanken nicht wie die deutichen Banfen die Rubrif „Reports“ in ihren 
Bilanzen aufführen, jo nehmen fie doch nichtsdeftomeniger die bei ihnen lombar— 
dierten Stüde in Koſt und ermöglichen die Ipefulativen Positionen der Börſe. 
„Diele Geſchäft läht alfo“, wie Schnapper bemerkt, „zweifellos in ausgeprägteiter 
Form die Möglichkeit des Nachteiles im englischen Depoſitenbankweſen erkennen, 
daß nämlich die Depofitengelder zur Unterftügung der Agtotage dienen.“ 

Das Gebahren der Depofitenbanfen trägt, wie Schnapper des weiteren 
ausführt, jogar häufig die Schuld bei der Entitehung von Geldfrifen. Nach 
ihm haben jie als Erwerbsunternehmungen naturgemäß das größte Intereſſe 
daran, die in Zeiten einer Geldfülle ſich bei ihnen häufenden Yeihfapitalien einer 
rentablen Verwendung zuzuführen, und die Gewährung von Ipefulativen Krediten 
jeitend der Depofitenbanfen hat vielfach diefe Krilen überhaupt erſt ermöglicht. 
Und wenn man das Urteil, welches der genannte Autor über diefe Banfen ab: 
gibt, mit dem Urteil Wagners über die deutſchen Effektenbanfen vergleicht, ſo 
iſt e8 auffallend, wie ähnlich dasjelbe ausgefallen it. So jagt Schnapper fait 
mit denjelben Worten wie Wagner über die nad) Wagners Anficht doch jo ver: 
ſchiedene Wirkſamkeit beider Arten von Banken, daß die Depofitenbanfen, um 
ihr Ziel zu erreichen, den Unternehmungsgeiit neu zu beleben juchen, und die 
Spekulationen auf dem Gebiet der Induſtrie begünstigen. „Der dadurd) erleichterte 
Kredit führt zur Gründung neuer induftrieller Unternehmungen, zur Umwandlung 
ſchon bejtehender in Aktiengejellicaften. Der Antrieb, den die Produktion da: 
durch erhält, bringt einen zeitweiligen Aufſchwung herbei. Die neuen Altien— 
gelellichaften fnnen anfangs große Dividenden zahlen, die Gewinne werden 

alifiert, und der Kurs der Aktien erhält eine entipredhende Erhöhung. Das 
Publikum wird durch dieſe Kursſteigerungen angelockt, ſich in Spekulationsgeſchäfte 
i en, um durch zufällige Gewinne Reichtümer zu erwerben. Durchführbar 
ſind dieſe Geſchäfte nur durch die enormen Mittel, welche die Depoſitenbanken 
an ſich ziehen. Sobald ſich aber die Ueberzeugung Bahn bricht, daß das über— 
mäßige Kapital der Altiengeſellſchaften ſelbſt in normalen Zeiten ſich nicht ver— 

kann, tritt der Rückgang in den Kurſen ein. Dazu kommt noch, daß 
neben —— Bon nn auch jogenannte „ —— Kapital: 
dereinigungen zwe pefulationen in Börjenwerten bilden, ſowie da gewiſſen— 
Be Gründer dem Publitum Aktien zweifelhafter Unternehmungen mit einem 
Aufgeld anbieten. Sowie die eriten Anzeichen diejes Nüdganges ſich bemerkbar 
machen, — jeder ſeine Gewinne verwirklichen, und hilft dadurch mit, einen all— 
m Preisſturz herbeizuführen. Zahlreiche Konkurſe von Spekulanten, welche 
erwor Gewinne ebenſo raſch vergeudet haben, und nun die Kurs— 

z nicht mehr eh fönnen, find die natürliche Folge.“ 
Schnappers werden aud) durd) die Geſchichte der Bank— 







































Fülle von Bankhrühen zu verzeichnen hat, wie England, das Land 
nad Wagner angeblich jolideften Bankweiens, jo dab es ſchwer verftändlic) 
ie Wagner bei der Betradhtung der deutichen Bankbrüche jchreiben kann: 
muß ui de ihlimmften Zeiten der britiihen und nordamerifaniichen 

ichte era um wirflic; Nehnliches, aber auch da kaum 
3 und in ſolchem bedenklichen Make zu finden, und aud) 
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die Franzöftiche Bankgeichichte meldet doch immer nur von einzelnen derartigen 
Fällen, nicht gleich von einer ganzen Epidemie von Bankbrüchen.“ 

Demgegenüber begnügen wir uns an dieſer Stelle damit, nur auf bie 
neuere Statiſtik der englischen Bankbrüche hinzuweiſen; jo falfterten im Jahre 
1866 in England nicht weniger als 13 Banken, nämlich 


Overend, Gurney & Co. European Banf 
Engliſh Joint:ftod Bank Robinſon, Coryton & Co. 
Oriental Commercial Bank Alliance Financial 
New Zealand Banking Co. Bank of London 
Hallett, Ommaney & Co. Conſolidated 
» Imperial Mercantile Credit Agra & Maſterman. 


Commercial Bank of India 


Ferner fallierten in den Jahren 


1873 5 Banken 1876 2 Banken 
18745. „ 1878 8 F 
1875 3 Mr 1885 1 29 


Dazu kommt im Jahre 1890 der Fall des berühmten Welthauſes Baring 
Brothers, welcher für die Bankgeſchichte Englands deshalb von beſonderer Be— 
deutung iſt, weil es ſich damals herausſtellte, daß die Bank von England über— 
haupt nicht mehr in der Lage war, durch eigenes Handeln eine Kriſis abzu— 
wehren, ſondern zur Beſeitigung derſelben bei der Bank von Frankreich und 
bei der ruſſiſchen Regierung eine Anleihe von 4*,2 Millionen Pfund aufnehmen 
mußte. In der That hat das engliiche Syitem, weit davon entfernt Krijen zu 
verhüten, ganz außerordentlich) dazu beigetragen, die Stellung der Banf von 
England derartig zu erichüttern, daß ihre Bedeutung in Zeiten von Krilen außer: 
ordentlic) geſchwächt it, jo daß, mie fi) einer der beiten Kenner des engliſchen 
Geldmarftes ausdrüdt, die Bank, anjtatt, wie es ihre Aufgabe wäre, den Geldmarft 
zu fommandieren, die Zügel immer mehr und mehr aus der Hand verliert?) und 
hieran tragen, wie allgemein befannt it, im wejentlichen die Depofitenbanfen 
wegen ihrer Konkurrenz, die fie der Bank von England im Disfontgeichäft 
machen, und die es veranlaßt hat, daß leßteres Ynftitut mehr und mehr aus 
dem Diskontgeichätt des Landes herausgedrängt it, die Schuld. Die weitere 
Folge davon iſt, daß die Bank von England nicht nur zu häufigen Disfontver: 
änderungen gezwungen wird, jondern auch ihr offizieller Sat unwirkſſam und 
damit der Goldbeitand des Yandes gefährdet wird. 


Eine Entwicklung des deutichen Bankweſens in der von Wagner gewünjchten 
Richtung würde daher auch in Deutichland eine dem Gemeinwohle nachteilige 
Durchkreuzung der Diskontpolitif der Reichsbank herbiiführen, und die Schwierig: 
feiten, die derielben heute ſchon aus dem Privatnotenbankweien und der That: 
ſache erwachſen, daß die Seehandlung dem Geldmarkt häufig in jchmwierigen 
Zeiten reichlihe Geldmengen zu billigeren Sätzen als die Reichsbank zur Ber: 
lügung ſtellt, weſentlich verichärfen.”) 

Eaſton, Banks and Banking p. 95/96 ff. 

2) Strud, Skizze des engliichen Geldmarfts p. Tl. 

3) Glauert, Depofitenbildung in England und Deutjchland, in Conr. Jahrb. f. 1894 


p. 815. 
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Dies ſollten ſich diejenigen um jo mehr vor Augen halten, welche, wie 
Wagner, es für nötig finden, auc die bisherige Stellung und Funktion der 
Reichsbank im Ueberjpefulationszeiten einer Kritik zu umterziehen, während 
es doch gerade der zielbewußten Politik dieſes Inſtituts zu verdanfen it, daß 
— unter den Auswüchſen der Hochkonjunktur nicht noch ſchärfer zu 
leiden hatte. 


Wenn übrigens Wagner die Trage anregt, ob nicht die Reichsbank ihrer: 
ſeits eine Entwidlung des Gejchäftszweiges mit verzinslichen Depofiten in die 
Hand nehmen, ihre Mittel dadurch paſſend vermehren und zugleich) damit dem 
von ihm angedeuteten allgemeinen Bedürfnis und Intereſſe entiprecjen könnte, 
io jheint die bisherige Entwidlung der verzinslichen Depofiten bei der Reich: 
bank ihm nicht vecht zu geben.') Die Reihsbank ift auf diefem Gebiete näm: 
{ih nicht ohne Erfahrung. Das Bankgeſetz hatte ihr im $ 13 Abi. 7 geitattet, 
verzinöliche Depofiten bis zur Höhe ihres Grundfapitals und Nejervefonds ent: 
gegenzunehmen. Infolge der Entwidlung des Giroverfehrs und des damit 
verbundenen Zuftrömens unverzinslicher Gelder hatte die Reichsbank jedoch für 
ihre von der preußiichen Bank übernommenen verzinslichen Depofiten bald feine 
rechte Verwendung mehr. Am 26. November 1878 machte jte daher bezüglid) 
dieler von dem ihr zuftehenden Kündiqungsrechte Gebraud, und die Beitände 
gelangten im Yaufe des Jahres 1879 zur Rückzahlung. Die Reichsbanf that 
dies um fo bereitwilliger, da, wie im dem jüngit von ihr publizierten Werke 
ausgeführt wird,”) faſt alle Fachleute darin übereinſtimmen, daB ſich verzins- 
liche Depofiten für eine Notenbank nicht eignen. Mit der von ihr geübten 
'rariß befindet fie ſich auch in Uebereinſtimmung mit der Politik jämtlicher 
Notenbankten der Welt. Von beionderem Intereſſe ſind bezüglich dieſes Punktes 
auch die Ausführungen, welche in dem 1892 von Burdean auögearbeiteten Be— 
tihte zur Begründung der ablehnenden Haltung der Bank von Frankreich hin— 
hhtlich der Uebernahme von verzinslichen Depofiten gemacht worden ſind. Es 
it jedoch hier nicht der Platz, an dieſer Stelle dieſe Frage einer eingehenden Er: 
örterumg zu unterziehen, und wir müffen uns daher mit dieſem Hinweiſe begnügen.”) 


Wenn wir gegenüber den Webertreibungen, deren sich die Lobredner eines 
engliihen Depofitenbankweiens jchuldig machen, auf einige Schattenjeiten dieſes 
Soitems hingewieſen haben, jo liegt uns jedoch nichts ferner, als hieraus einen 
Vorwurf gegen das gefamte Syitem abzuleiten. Denn mie John Stuart Mill 
ſchon vor vielen Jahren ausgeführt hat, ſind es nicht die Banken, ſondern das 
fapitaliftiiche Syitem, welches, um die in normalen Zeiten ſich verringernde Ge— 
minnrate des Kapitals wieder zu erhöhen, zu wirtichaftlichen Störungen geradezu 
drängt. Mit demjelben Rechte mul aber auc verlangt werden, daß man nicht, 
wie Wagner es thut, das deutſche Eyitem des kumulativen Bankbetriebes für 
Ereignifje verantwortlich macht, die ihre Urſache nicht in dem Syſtem als 
Velden, jondern in allgemeinen volkswirtſchaftlichen Gejegen haben. Denn 

„against such panie banks have no security under any system" (Ricardo). 
nun aber gar die jüngften deutichen Bankbrüche betrifft, jo find dieje nicht 
einmal auf derartige allgemeine Urſachen zurückzuführen, jondern müſſen ala 


Die Reihsbant 1876—1900 p. 5 F 

” Die Reihsbant 1876—1900 p. 51. 

Dal. auch Scharling, Banfpolitif p. Ye Ploos von An el, ‚Ueber die Gefahren der 
Herung einer Zettelbanf zu einer Kreditanitalt durch Am tc verzinsliher Depofiten“, 
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ioliert daftehende, durd) Betrug und Untreue ihrer leitenden Perjönlichkeiten ver: 
urſachte Ereigniffe aufgefaßt werden. Eine ſolche üppige Aufſchwungsperiode 
ichafft eben — dies bemweift die Geichichte jeden Aufſchwungs — nicht nur den 
Boden zur Entwidlung einer Fülle von mwirtichaftlihen und finanziellen 
Talenten, jondern auch gleidjzeitig zur Entwidlung der jchlechtejten Eigenſchaften 
der Menjchen. 

Die voritehenden Ausführungen über Wagners Diagnoje und Kritik des 
deutichen Bankweſens haben auch bereits die Unausführbarfeit reſp. die Schäd- 
lichkeit verichiedener von ihm empfohlener Reformvoricjläge erwieſen. Die 
MWiderlegung jeiner weiteren Forderungen, die ihm im Intereſſe einer präventiv 
wirkenden Bankkontrolle ald geboten ericheinen, joll in Folgendem unternommen 
werden. 

Wagner hält es zunächſt für wünjchenswert, den NRejervefond einer Bank 
gelondert in mündeljicheren Papieren anzulegen. Wenn er jedod) glaubt, dat 
die Gläubiger einer Bank hiedurch eine größere Sicherheit für etwaigen Verluſt 
erhalten würden als heute, wo der Rejervefond in den Unternehmungen mit: 
arbeitet, jo irrt er. Selbjt wenn dieje Papiere geiperrt, und damit der Banf 
die Möglichkeit entzogen wäre, fich durch Lombardierung dieſer Papiere Kredit 
zu verichaffen, jo würden die Vorteile, die ein Jolcher eiſerner Fond an fich für 
die Gläubiger vielleicht zu bieten vermödjte, durch eine größere Belaftung auf 
der Seite der Kreditoren, die dann zweifellos eintreten würde, mehr oder weniger 
paralyfiert werden. Denn man muß berüdjichtigen, daß die Bank bei dem Vor— 
handenjein eines jo großen Fonds einen jeiner Höhe entiprechenden mejentlichen 
größeren Kredit erhalten und in Anſpruch nehmen würde. Will man aber gar 
die Banken zwingen, jetzt plößlid) die im Betriebe mitarbeitenden Rejerven 
berauszuziehen, jo würden fie zu diefem Zwecke jo gewaltige Anleihen aufnehmen 
müflen, daß die bloße Verzinſung derjelben koloſſale Summen auf Kojten der 
Dividende verichlingen würde, ganz abgejehen von der gewaltigen Erichütterung, 
die hiedurch der Geldmarkt erleiden würde, und deren Folgen Wagner fich 
wohl kaum Elargemadit hat. 

Wenn Wagner die Haftbarkeit der Direktoren und der Auffichtsräte nicht 
nur auf die Fälle des Betruges, ſondern auch auf die der groben Fahrläſſigkeit 
ausgedehnt willen will, jo fann man hierauf nur mit Mephifto fragen: „Wozu 
der Yürm, was fteht dem Herrn zu Dienften?“ Denn nad) Lage der Geſetz- 
gebung unterliegen die Gejellichaftsorgane bei einer den Grundiäßen guter kauf: 
männiſcher Bankleitung widerſprechenden Geſchäftsführung der Haflung ſchon 
heute in weit höherem Maße, als Wagner es noch zu fordern für nötig hält. 
Nah SS 241 und 249 des H.G.«“B. haben Vorſtand und Aufſichtsrat bei 
ihrer Geichäftsführung bezw. Erfüllung ihrer Obliegenheiten die Sorgfalt eines 
ordentlihen Kaufmanns anzuwenden. Daraus folgt, daß fie der Gejellichaft 
nicht nur für Betrug und grobe Fahrläffigkeit, jondern für jedes Verjchulden 
halten, jowohl für Vorſatz wie für Fahrläfligkeit, Handlungen und Unter: 
laffungen. Durd) das Reichägeriht (Bd. 18 ©. 76 und R.:G. in Straflachen 
Bd. 5 ©. 103) ift jogar Unkenntnis der bezüglichen Gejegesbeitimmungen für 
ihuldhaft erklärt worden. Die dem Auffichtsrat obliegenden Verpflichtungen, 
deren Erfüllung von ihm verlangt wird, bejtehen, jojern er die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns wahren will, in einer Ueberwachung der Geſchäfts— 
führung der Gejellihaft, in allen Zweigen der Verwaltung, zu welchen Zmede er 
fi von dem Gange der Angelegenheiten der Gejellichaft zu unterrichten hat. Um 
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ihm dies zu ermöglichen, gibt ihm das Geſetz das Recht, jederzeit vom Vor— 
ſtand Berichterſtatkung zu verlangen und ſelbſt durch einzelne von ihm zu be— 
itimmende Mitglieder die Bücher und Schriften der Geſellſchaft einzujehen, ſowie 
den Beſtand der Gefellichaitsfafle und die Beitände an Waren und Wertpapieren 
zu unterjuden. Er hat ferner die „Jahresrechnungen, die Bilanzen und Vor: 
ihläge zur Gemwinnverteilung zu prüfen und darüber der Generalverfammlung 
Bericht zu eritatten. Iſt der Geſellſchaft dadurch, daß der Auflichtsrat von 
diefem ihm zuftehenden Rechte feinen Gebrauch machte, ein Verluſt entitanden, 
jo hat er ſich ſchon dadurch einer Pflichtverletzung ſchuldig gemadjt und unter: 
iggt der Haftung. Berüdfichtigt man außerdem nod) die ftrafrechtliche Ver: 
antwortlichkeit des Vorſtands und Auffichtsrats, To iſt c8 kaum erfichtlicy, wie 
Wagner die ſchon heute den Beiellichaftsorganen auferlegte Haftung noch weiter 
ausdehnen will. 


Wagner will aber aud) dieſe Haftbarfeit beſſer gefichert willen. Zu diefem 
Zwecke joll die ftatutenmähige Tanticme der Direktoren und des Auffichtsrats 
nur zur Dälite bar ausbezahlt, die andere Hälfte 10 Jahre lang zinslos rejerviert 
werden, um daraus denjenigen Schaden, für welchen die genannten Perfonen als 
haltbar erfannt werden, zunächſt zu decken. Ya, glaubt denn Wagner, daß ſich 
unter ſolchen Bedingungen überhaupt jemand zur Uebernahme der betreffenden 
Vemter herbeilaffen würde? Sieht man die Lifte der Auffichtsräte durch, jo 
findet man, daß ihre geiellichaitlihe Stellung, ihre Vermögenslage an ſich eine 
weit beilere Garantie für etwaige Regreßanſprüche bietet als die Sicheritellung 
ihrer Zantiemen. Soweit die Direktoren ſich nicht in einer jo günjtigen Situation 
befinden, würde die Borenthaltung der redlidy verdienten Bezüge zumal unter jo 
weilgehender Schmälerung derjelben, wie Wagner dies verlangt, eine durch 
nichts zu rechtiertigende Härte fein, denn fie gebrauchen dieſen Verdienſt zu ihrem 
Vebenäunterhalt. Man wende hiegegen nicht ein, dieſe Bezüge jeien jo bedeutend, 
dab nod) hinreichende Mittel übrig blieben. Derartig große Gehälter find doc) 
nur bei einer jo verſchwindenden Minderheit vorhanden, daß dieſer Gefichtspunft 
gegenüber der überwiegenden Anzahl enticheidend nicht in Betracht fommen fann. 


Wagner will ferner die Zahl der Auffichtsratsämter, die eine Perjon führen 
dari, auf ein Marimum beichränfen. Eine derartige Beltimmung würde von 
den weitgreiienditen wirtichaftlichen Folgen begleitet fein. Man muß fich zu 
dielem Zmwede vergegenwärtigen, wer denn heute Auffichtsrat wird. Wenn es 
auch wohl vorfommen mag, daß eine derartige Stelle einmal als Sinefure ver: 
geben wird, jo Sind solche Fälle doch in der Minderheit. Es ift vor furzem 
ein Werk erichienen, das eine vollkommene Ueberſicht über die Perjönlichkeiten 
gewährt, welche Auflichtsratsitellen bekleiden.) Aus diefem erſieht man, daß der 
Anfichtsrat in der Hauptiadhe eine wirkliche Intereffenvertretung der Unter: 
nehmungen daritellt, wie fie wirkiamer gar nicht gedacht werden fanı. Denn 
er beiteht „aus Mitgliedern der beteiligten Banfen, die Kredit geben, aus den 
Vertretern der größten Nftienbeiger, aus dem Vorbeſitzer des in eine Aktien: 
geiellichait umgemwandelten Unternehmens, aljo aus Perfonen, deren eigenes Wohl 
umd Wehe aufs engfte mit dem von ihnen beauffichtigten Unternehmen verfnüpft 
MN) Und wenn insbejondere mancher Bankier oder Bankdirektor eine auffallend 


2 Adrehbuch der Direftoren und Aufſichtsräte. 1901. Herausgegeben von Arendts u. 
er 


2) Pinner, Der Auffichtörat und jeine Gegner, Deutliche Juriſtenztg. vom 1. IX. 1901. 
Annalen des Deuiſchen Meise. 102. 13 


— 
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große Zahl derartiger Stellen in jeiner 5 vereinigt, ſo erklärt es ſich daraus, 
daß dieſe Perſonen an einer ſo großen Zahl von Unternehmungen mit ihrem 
Vermögen direkt beteiligt find. Unter Umſtänden kann eine ſolche Kumulation 
für die Unternehmung ſogar von beſonderem Vorteil ſein, denn das betreffende 
Mitglied hat ſich durch ſeine Thätigfeit bei mehreren Geiellichaften eine bejonders 
eingehende Kenntnis auf diefem oder jenem Gebiete erworben, die dann den von 
ihm überwachten Unternehmungen zugute fommt. Hier greift dann eine gewiſſe 
Arbeitsteilung plaß, die den einzelnen gewandten Geichäftsmann befähigt, trotz⸗ 
dem er oder vielmehr gerade weil er mehrere derartige Stellen bekleidet, tiefer 
und ſchneller zu ſehen, als dies derjenige vermöchte, der nur zwei oder drei ſolcher 
Stellen inne hat. Die ſo vielfach getadelte Kumulation von ſolchen Aemtern 
in einer Hand findet ſich vorzugsweiſe bei großen Privatbankiers oder den 
Direktoren unter erſten Banken. Dieſe haben aber um jo mehr Intereſſe 
an einer wirklich wirkſamen Beauffichtigung derjenigen Unternehmungen, denen 
fie Kredit gewähren oder deren Aktien und Obligationen fie übernommen haben, 
als ja ihr eigenes Schidjal von dem Gedeihen oder dem Untergange der fremden 
Gejellichatt in hohem Grade abhängig iſt. Die dauernde Geichäftöverbindung, 
in der fie zu einer von ihnen finanzierten Unternehmung ftehen, die ihr von der: 
jelben übergebenen Wechſel, die Inanſpruchnahme von Krediten und die Rüd: 
zahlung der von ihnen entliehenen Summen gibt ihnen eine weit wirfjamere 
Handhabe zur Beurteilung des Geſchäftsganges, als periodiiche Reviſionen es 
fünnten. Nimmt man nun durch gejegliche Beftimmungen über die Marimal: 
zahl der von einer Perfon zu befleidenden Auffichtsratsftellen den Banfen oder 
andern gewerblichen Unternehmungen die Möglichkeit einer wirkſamen Vertretung 
im Auflichtsrat der mit ihnen verbundenen Gejellichaften, jo würde dies auf der 
einen Seite eine Kreditbeichränfung, auf der andern eine Abſchwächung und 
Verichlechterung der Kontrolle gerade der Organe bewirken, die man ſtärken will. 
Im Vergleich zu diefer durch dauernde Geichäftsverbindung bewirkten wirklichen 
Ssntereffenvertretung würde das nad) dem Wagnerichen Vorjchlage zu errichtende 
„Reichs-Bankkontrollamt“ eine geradezu Hägliche Rolle }pielen. Wenn die mit 
der gejamten geichäftlichen, wirtichaftlihen und finanziellen Erfahrung des Jahr: 
hunderts ausgerüjteten Direktoren und Leiter umferer größten Unternehmungen, 
aus denen in der Hauptſache doc die Auffichtsräte der Aktiengejellichaften heute 
bejtehen, nicht dazu imftande jein ſollen, das ihnen anvertraute Unternehmen 
wirkſam zu beauflichtigen, jo werden e3 die Bankiers, Iheoretifer, Praktiker, 
richterlihen und Berwaltungsbeamten des Reichs-Bankkontrollamtes Wagnericher 
Deszendenz gewiß nicht vermögen. Aus einer derartigen ftaatlihen Inſtitution 
würden ſich aber bei ihrem ſicherlich ftark bureaufratiichen Charakter die unerträg- 
lichſten Zuftände, insbejondere bei etwaigen Meinungsverichiedenheiten zwiichen 
ihr und den Organen der Gejellichaft, ergeben. Und die glänzenden Rejultate, 
die eine in ihrer Aktionsfreiheit durch bureautratiſche Prinzipien beſchränkte Bank 
denn Wagner will ja auch eine „materielle“ Kontrolle) zeitigen würde, würden 
wohl kaum im Intereſſe der Aktionäre liegen. 

Wie wenig die ſtaatliche Beauffichtigung, mag fie nun jo oder jo geftaltet werden, 
dazu imftande ift, ſich einen wirklichen Einblid in die gejchäftlichen Verhältniſſe 
zu verſchaffen, darüber könnte Profeffor Wagner ja genügend durch Die 
unter Aufficht des Staatlichen Bankinſpektors bei den Hypothenbanken vor: 
gefommenen Mißſtände belehrt jein. Und wenn er hiegegen einwenden will, 
daß dies nur möglich gewejen wäre, weil diefe Beauffichtigung eine zu formale 
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geweſen ſei, ſo weiſen wir ihn auf die Ergebniſſe der Verhandlungen hin, die 
vor der Strafkammer als Folge des Zuſammenbruchs der National-Hypotheken— 
Kredit⸗Geſellſchaft in Stettin ſtattfanden. Dort wurde feſtgeſtellt, daß der Staats— 
kommiſſar noch in den legten Jahren vor der KHataftrophe den wahren Zuftand 
der Geiellichaft nicht zu erkennen vermochte, und daß die Regierung, trogdem 
ihr inzwischen die ſchlechte Lage der Gelellichaft bekannt geworden war, auf Die 
Belitigung dieſer Zuftände doch nicht drängte, weil der Zuſammenbruch ſonſt 
Ihen damals erfolgt wäre. Aber auch jpäter iſt das Uebel dadurch nicht ver: 
hindert, jondern nur um vieles jchlimmer geworden. 


Allein es ift kaum zu befürditen, daß dieſe Anſchauung Wagners einen 
Einfluß auf den Gefeßgeber erlangen wird. Hat derjelbe doch ſchon vor Jahren 
in den Motiven des Gejeges vom 11. VI. 1870 ausgeſprochen, welchen Wert 
er jelbit staatlichen Kontrollorganen beimift. Dort heißt es: „Dadurch, daß 
das Publiftum auf die vom Staate ihm verheißene Fürſorge ſich verläßt, und 
in diefem Vertrauen der eigenen Mühe und Sorge ich entichlagen zu können 
glaubt, wirkt eine umerfüllbare Verheigung geradezu ſchädlich. Sie vermehrt 
nicht jelten die Opfer des Schwindels und der Unſolidität, ftatt fie zu verhüten. 
Die beite Garantie gegen Berlufte iſt die eigene Prüfung.“ 


Und ganz ähnlich hieß es bei dem Gejeßentwurf über die Hypothekenbanken 
von 1879—80, daß die ftaatliche Kontrolfe leicht eher ſchädlich als nützlich wirken 
föünne: „Schädlid für dad Anjehen des Staates, der mit einer Verantwortung 
belaftet wird, die er nicht tragen kann, ſchädlich auch für das Publitum, welches 
im Vertrauen auf die ftaatliche Aufficht fein Geld bei Geſchäften beteiligt, denen 
e3 jonft fern geblieben oder mit größerer Vorficht gefolgt wäre.” 


Dieje Worte des Gejeßgebers haben gerade durch die Ereigniffe der letzten 
Zeit ihre volle Beftätigung gefunden. it es doch mur allzu befannt, in welchem 
Maße ſich das Publitum, lediglich angelodt durch den Titel „Hojbankier”, dazu 
verleiten ließ, Aktien und Pfandbriefe der Bommerichen Hypothekenbank zu er- 
werben. Das Unheil, welches ſchon dadurch angerichtet wurde, daß dem Publikum 
die Sicherheit der Bank infolge diefes Titels als eine bejonders große eridhien, 
ohne daß es ſich in eine weitere materielle Prüfung eingelafjfen hätte, würde 
noch weit größere Dimenfionen annehmen, wenn die Banken ganz allgemein 
einer ftaatlichen Kontrolle unterjtellt würden. Im Gegenjat hiezu hat ſich aber 
die vom Auffichtsrat geübte Kontrolle al3 um jo wirkfjamer erwiejen, wenn man 
nicht, wie Wagner dies zur Unteritüßung feiner Forderungen thut, nur die wenigen 
Fälle herausgreift, in denen Aftiengejellichaften zufammengebrochen find, ſondern 
erwägt, daß das nititut des Auffichtsrats bei den mehr ala 6000 Aktien— 
geiellichaiten des Deutichen Reichs den vollen Beweis jeiner Wirfiamfeit erbracht 
hat.) Aus diefem Grunde erjcheint e8 uns auch im allgemeinen ala überflüſſig, 
eine beiondere Reviſionsinſtanz in Analogie des durd die engliiche Aktiennovelle 
von 1900 geichaffenen „‚Appointment of Auditors‘ zu befürworten, ganz ab: 
geiehen davon, daß es vorderhand wohl in Deutichland an derartig geeigneten 
Perlönfichkeiten fehlen würde, während in England zahlreiche Bücherreviſions— 
rmen (Firms of Accountants) beftehen, deren Gewerbe es ift, bei „.Incorporated 
Companies" das Amt als fiändige Reviforen zu übernehmen.?) Ohne an diejer 


— — 





') ef. Löb, das Inſtitut des Aufſichtsrats u. j. w. in Conrads Jahrb. für 1902 p. 1 ff. 
?, Schirrmeifter, Die englifche Aftiennovelle vom 8. VIII. 1900. p. 116. 
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Stelle auf diefe übrigens in der Literatur mehrfach aufgeworfene Frage — 
einzugehen, ſei hier noch darauf hingewieſen, daß die $$ 266 und 267 H.-G.«B. 
auch heute bereits den Aktionären das Recht geben zur Prüfung der Bilanz 
oder zur Prüfung von Vorgängen bei der Gründung oder Geihäftsführung eine 
gelegentliche Reviftion vornehmen zu laſſen. 


Der einzige der Vorichläge Wagners, dem eine gewifje Berechtigung nicht 
abzuſprechen iſt, ift jeine Forderung auf Veröffentlichung eingehender Bant: 
bilanzen. In der That wäre hier etwas meniger Zurückhaltung jeitens der 
Bankleitungen jehr wohl am Platz. Allein das, was Wagner in diejer Be: 
ziehung fordert, geht doch bei weitem über das Maß deſſen hinaus, was 
im Intereſſe des Geichäftsbetriebes möglih ift. Eine derartige Offenlegung 
des Gejchäftes war mwohl bei den italieniſchen Geldwechslern des Mittelalters 
möglich, welche ihr Geſchäft bekanntlich auf der offenen Straße betrieben. 
Heutzutage würde das Bankgeſchäft aber dadurch geradezu ruiniert und die 
ſchon jetzt ſehr ſtarke Konkurrenz unter den Banken noch um vieles ſchlimmer 
werden. Es ſei hier nur daran erinnert, wie ſich ſeinerzeit die großen Banken 
gegenſeitig mit ihren Proviſionsſätzen unterboten, bis dann ſchließlich die Deutſche 
Bank den Mut hatte, das offen zu thun, was bereits von allen insgeheim ge— 
than wurde. Es dürfte auch kaum im Intereſſe derer liegen, die mit einer 
Bank in Geſchäftsverbindung ſtehen, wenn ihre Kredite, ihre ſchwebenden Unter— 
nehmungen ꝛc. durch die Bank aller Welt bekannt gemacht werden würden. Auch 
würden allzu häufige Publikationen infolge der an fie gefnüpften Folgerungen 
die Spekulation eher vermehren als vermindern und die Aktien der Banken allen 
möglichen gewiſſenloſen Zreibereien und Börjenmanövern preisgeben.') 


Ob nun gerade die Aftienbefiger einen großen Vorteil von detaillierten 
Bilanzen hätten? Das it faum anzunehmen, wenn man bedenkt, wie wenige 
Bankiers jelbit in der Lage find, aus einer auch noch jo eingehenden Bilanz 
zutreffende Schlüſſe auf die wirkliche Lage der Banken zu ziehen. Und hat 
denn die große Mehrzahl des deutichen Publiftums heutzutage überhaupt auch 
nur ein Intereſſe daran, über den Gang der Geſchäfte des Unternehmens, deſſen 
Aktien es beſitzt, wirklich ſachgemäß unterrichtet zu werden? Das Bemwußtjein, 
durch den Erwerb der Aktie Mitbefiter eined Unternehmens zu werden, auf 
deſſen Leitung und Kontrolle der Aktionär unter Benügung der ihm durch das 
Geſetz gegebenen Mittel einen weſentlichen Einfluß erlangen kann, iſt nur bei 
ſehr wenigen Aktienbeſitzern vorhanden, bei den weitaus meiſten iſt vielmehr für 
den Erwerb der Aktien lediglich der Geſichtspunkt maßgebend, hiemit ein be— 
quemes Spekulationsobjekt in die Hand zu bekommen. 


Zum Beweiſe dafür, wie. unthätig die meiſten Aktionäre ihren Unter: 
nehmungen gegenüberjtehen, iſt es vielleicht gerade jeßt lehrreich, auf eine vor einigen 
Jahren in der Frankfurter Zeitung veröffentlichte Tabelle hinzumeifen, welche 
fiir eine Reihe von Aktiengeſellſchaften zeigt, wie ſich die in der General: 
verfammlung vertretene Aftienmenge zur Geſamtmenge des betreffenden Kapitals 
verhält. 


!, ef. Begr. 3. Alt. Nov. v. 84: „Für den Eingeweihten kann eine Semejtralbilang nur 
von geringem Nußen fein, für dem Nichteingeweihten könnte fie dagegen leicht Anlaß zu 
Täufhungen geben und zu ungerechtfertiger Spekulation und Agiotage anregen“ 
(p. 255). 
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a Pu 
Name der Aktiengejellicaften Anweiend Tinten | ẽ 3 Po 
und mebr = apital 
Disconto»Gejellihalt -. . » 2 2. . 21 l 75 1,3 
Dresdner Banlt. . 2 2 2 2 2 nn 25 3,7 70 5 
Deutihe Bant . -. ». 2... ß u) 83 75 11 
Berliner Handelö-Geiellihaft . . . . 20 6,4 65 10 
Nationalbant . 2 2 2 2 rn 10 2,7 36 7 
Schafihaufener Bankverein . . . .» . 40 4,8 48 10 
Prh. Eentralboden-Hreditt . . . . ı) 1,8 36 5 
Dre. Bodenkredit. 26 28 30 9 
Rhein.«Weſtfäliſche Band.. . . 12 0,3 2,4 11 
Aachener Dieconto:-Gefellihaft . . - . 23 1,6 1,5 2 
Eflener Kredit: Anftalt . » 2 2... 17 1,4 10,5 13 
Dresdner Bankverein . . » 2... 6 0,7 6 11 
Dortmunder Union a ——— 15 2,8 39,3 7 
Bochumer Bergqwerfe . . 2 2202. 13 1,3 5 26 
DIEBE 2.2 ee ae 2] 1.4 45 31 
ERBE. at a re ie 7 0,6 2 3 
Große Berliner Pierdebahn. . . . . 54 6,1 17,1 36 
Schering. ee 27 1,2 3 40 
Berliner Omnibus.. 200. 39 0,1 2,7 5 
Edert Maihinenfabrit . . . . .. 8 0,3 11 27 
Admiralsgarten. . - - Er ERROR 32 1,1 2,8 37 
Bermioäle - = 3.08 0 ee 26 1,4 5,5 25 


Dieſe Gleihgültigfeit der Aktionäre, wie fie aus der angezogenen Tabelle 
ihlagend hervorgeht, hat man allerdings vielfady auf die angeblich im deutjchen 
Atienrecht zu gering ausgebildeten Minoritäts: und Sonderrechte zurüdführen 
wollen, und in der That ericheint in diefer Hinficht wohl dieje oder jene Vor: 
ichrift Des deutichen Aftienrechtes ala veformbedürftig. Beiſpielsweiſe bedarf es 
für den Fall, daß der Auflichtsrat dem Verlangen einer Aktionärfraktion auf 
Berufung eimer außerordentlichen Generalverfammlung nicht nachkommt, eines 
recht umftändlichen, amtsgerichtliche Mitwirkung erfordernden Verfahrens, während 
das engliiche Aktienrecht dem Antragjteller in joldhen Fällen ohne weiteres das 
Recht gübt, eine Generalverfammlung jelbft zu berufen.?) Die Frage, ob durch 
Vermehrung der Minoritätsredhte wirklich eine Aenderung des beftehenden Zu: 
ftandes geſchaffen wird, dürfte jedoch recht zweifelhaft fein, wenn man erwägt, 
daß abgejehen von der eben angeführten Beltimmung die Ausübung von 
Minoritätsrehten im engliſchen Aktienrecht an wejentlich jchwerere Bedingungen 
gefnüpft iſt wie im deutſchen Geſetz, während trogdem, wenn man den Kennern 
engliicher Verhältniffe glauben darf, die Generalverfammlungen englijcher Aktien 
gejellichaften infolge der befferen wirtichaftlichen Erziehung des dortigen Publitums 
io viel beſſer bejucht find als in Deutichland. 

In der That dürfte es weſentlich wichtiger jein, die Urteilsfähigteit des 
deutichen Publikums in wirtichaftlihen Dingen zu ftärfen, um ihm damit 
eine beſſere Stontrolfe der Anternehmungen, an denen es beteiligt ift, zu ermög: 
lichen, als durch Einführung unpraktiicer jtaatlicher Mafregeln die Bedeutung der 
geiellichaftlichen Kontroflorgane der Aktiengejellichaften zu ſchwächen und den 
Aktionären damit, wie Wagner dies thut, einen Schuß zu verheißen, der in ihnen 
nur zu bald den Wunſch rege machen würde, vor ihren Beichügern beſchützt zu werden. 


1) Zahl nicht ermittelt. 
9 Schirrmeijter p. 6. 
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Die Organifation der inneren Berwaltung 
anf rechtsvergleichender Grundlage 
(Deutſchland, Frankreich, England und Bereinigte Staaten). 


Bon Conrad Bornhak, Profefjor in Berlin. 


(Fortjegung ; vgl. Jahrgang 1901 S. 801 und Jahrgang 1902 ©. 55.) 


$ 2. Der abjolute Beamtenftaat.’) 


Der dreigigjährige Krieg brachte die Hauptirage, die bisher den Streit: 
punkt zwilchen dem Yandesherrn und den in den Ständen vertretenen befigenden 
Klaffen des Territoriums gebildet hatte, nämlich die über den Beſitz der 
phyſiſchen Machtmittel des Staates, zur Entſcheidung. Wenigftens in den 
größeren Zerritorialftaaten war der von den Etänden längjt gefürdjtete Miles 
perpetuus auch nad) Beendigung des Krieges nicht zu umgehen. Damit war 
aber aud eine Umgeftaltung der Verwaltung geboten. Während eine Reihe 
fleinerer und mittlerer Territorien volllommen im ſtändiſchen Weſen verharren 
und fi) daher zu einer energiichen Entwidlung der Staatsthätigfeit nicht auf: 
Ihwingen können, bildet in den meilten größeren und mittleren Gebieten, vor 
allem in Brandenburg-Preußen das ftehende Heer, weldyes die phyſiſche Macht 
in die Hand des Landesherrn legt, aud; das treibende Element für die Ber 
gründung einer neuen landesherrlichen Verwaltung. 

Dieje Verwaltung durch landesherrlihe Organe in der Stellung beruf3- 
mäßiger Beamter war nicht etwas ganz Neues. Wir jahen, eine ſolche war 
bereit vorhanden für die Verwaltung der Domänen und Regalien durdgängig, 
dann in der Zentralinitanz für die oberite Gerichtäbarkeit, Kirchenvermwaltung 
und innere Verwaltung überhaupt. An dieje ältere Formation lagert ſich aber 
jegt eine neue Schicht an, geitügt auf militäriihe Machtmittel und erfüllt von 
prinzipieller Gegnerichaft gegen alles ſtändiſche Welen und die vielfad; mit ihm 
verquidte ältere landeöherrliche Verwaltung. Brandenburg-Preußen bildet dabei 
das typische Vorbild für die deutichen Territorien. Die Entwidlung der Ver— 
waltungsorganilation wird hier noch von bejonderer Bedeutung dadurch, weil 
durd die einheitliche Verwaltung die verjchiedenen Zerritorien erft im Gegenſatze 
zu den Ständen zu einem brandenburgiſch-preußiſchen Geſamtſtaate verſchmolzen 
werden. 

Die Grundlage der neuen Organiſation bilden die als Kommiſſariate be— 
zeichneten Militärintendanturen, die unter dem Generaltommiffariate als einheit- 


) Dal. Bornhaf, Geihichte des preußiichen ee Bd. 2; Iſaacſohn, 
Geihichte des preukiihen Beamtentums Bd. 2 und ig Stölzel, Brandenburg« Preußens 
Rechtsverwaltung und Rechtsverfaſſung Bd. 2; E. v. Meier, Hannoverihe Verfaſſungs- 
und Berwaltungsgeihichte, 1680 1866, 2 Bände, Geipaig 1898/99. 
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licher Spite in jeder Provinz beitanden. Statt die für den Unterhalt des 
Heeres beitimmten Abgaben von den landesherrlichen und ftändiichen Steuer: 
behörden in Empfang zu nehmen und für das Heer zu verwenden, ziehen fie 
ſeht bald dieſe Steuerverwaltung ſelbſt an ſich. Mit der Erſetzung der direkten 
Grund- und Kopfiteuern in den Städten durch eine allgemeine Verbrauchs— 
abgabe, die Accije, hört die autonome Finanzverwaltung der Städte auf, und 
zum erjten Male jeit Jahrhunderten hält wieder eine unmittelbar landesherr- 
liche Verwaltung unter dem gefürchteten Commissarius loci oder Steuerratte 
ihren Einzug in die ftädtiichen Gebiete.) Diefer nimmt nicht nur die landes- 
herrliche Steuerverwaltung jelbit, jondern aud die Aufſicht über die jtädtiiche 
Kommumalverwaltung für ſich in Anſpruch. Auf dem flachen Yande gelangt 
der urſprünglich aus der freien Wahl der Stände hervorgegangene Kreis— 
fommiffar oder Landrat als Organ des Kommilfariats zu einer ähnlichen 
Stellung gegenüber den verjchiedenen ſtändiſchen Herrſchaften. Das Kommiſſariat 
mit feinen Organen greift aber aud) noch über dieje Grenzen hinaus und bes 
mächtigt fih unter dem VBorwande, als Steuerbehörde auch für die Steuerfähig- 
feit der Unterthanen jorgen zu müflen, eines Zweiges der inneren Verwaltung 
nad; dem andern. Ueberall, wo die landesherrlichen Behörden eine Verwaltung 
haben, beanſpruchen fie aber auc eine Rechtiprehung unter Ausſchluß des 
ordentlichen Rechtsweges in den ihr Reflort berührenden itreitigen Sachen. 


Daß diefe Entwidlung, die fich nicht auf Grund des beitehenden Rechtes, 
jondern unter deſſen unausgejegtem Bruche vollzog, nicht ohne Kampf vor ficd) 
gehen Eonnte, liegt auf der Hand. Schrittweile wurde aber das jtändiiche Ele: 
ment durch die neue Verwaltung zurüdgedrängt, bis es jchließlid) zu weiterem 
Widerftande unfähig war. Nicht allein das Ständetum war aber ein Gegner 
des neuen Kommifjariatsbeamtentums, jondern auch die landeöherrlichen Be: 
börden der früheren Perioden, die Gerichte und Amtskammern, gegen welche 

} die Kommifjariate beitändig Uebergriffe begingen. Das landesherrlihe Beamten: 
tum war aljo in ſich geipalten; es gehörte gleichſam zwei verichiedenen Zeitaltern, 
| eine Teil dem Uebergange aus dem reinen Patrimonialftaate, mit deſſen 
Jutereſſen es vielfach verquickt war, der andere der neuen Zeit der abſoluten 
an. Daß durch dieſen Zwieſpalt, der ſich in unausgeſetzten Kom— 
itigfeiten geltend machte, die ſtaatliche Aktion ſelbſt gelähmt wurde, 
| eier weiteren Ausführung. Friedrich Wilhelm I. bejeitigte daher den 
t (1713/15), zunächſt durch eingehende Kompetenzregulierung zwiſchen 

Verwaltung, welche den Verwaltungsbehörden die bisher von ihnen 















prud; genommene Gerichtöbarfeit in allen ihr Reſſort betreffenden Anz: 
jeitenn geſetzlich überwies, und demnächſt (1723) durch Bereinigung der 
1 Benwaltungsbehörden zu einem einheitlichen Behördenorganismus. 
1 jede Provinz hatte nunmehr ein großes Kollegium unter der Bezeich— 
ng „d und Domänenfammer“ die gejamte innere Berwaltung einſchließ— 
ch —— und der einſchlägigen Rechtſprechung, in der Zentralinſtanz 
Generaldir torium, welches mur zur Vorbereitung und Ausführung jener 
| "in e Departements unter dem Vorſitze von Miniitern ein: 
mit dem Könige als Cheipräfidenten die Verwaltungsgeſchäfte zu 


ve hmoller, Das Städtewejen unter Friedrich Wilhelm I. in der Zeitichrift 
Geſchichte und Sandestunde VII, &. 521 fi, X, ©. 275 fi, 537 fi. XI, 
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erledigen. Das Generaldirektorium jelbit als großes kollegiales Minifterium 
der inneren Berwaltung bildete neben dem Kabinettsminifterium für die aus: 
wärtigen Angelegenheiten und dem Juſtizminiſterium eine der drei großen Ab— 
teilungen des Geheimen Staatsrates, in dem ſich die geſamte Verwaltung 
oberſter Inſtanz verkörperte. Unter den Kriegs- und Domänenkammern wurde 
zum Teil noch von Friedrich Wilhelm J., zum Teil von Friedrich dem Großen 
die in den mittleren Landesteilen auerft. ausgebildete Kreisverfaflung auf alle 
Territorien ausgedehnt. Da die Kreife aber nur das flache Land umfaßten, 
ftanden mehrere Städte unter einem Commissarius loci oder Steuerrate ala 
Kontrollorgan der Kriegs: und Domänentammer. Hiemit hörte die ftaatliche 
Verwaltung nad) unten im allgemeinen auf, und unter dem Landrate und 
dem Steuerrate erhielt ſich die ftändiiche Verwaltung dur Städte, Domänen: 
ämter und Gutsherrſchaften fort. 

Dieje preußiiche Verwaltung durch große Stollegien berufsmäßiger Beamten 
wurde unter Friedrich dem Großen das allgemein nachgeahmte Vorbild für die 
übrigen deutſchen Staaten, die zum großen Teile noch in den ftändiichen Bil: 
dungen oder in den eriten ‘yormationen eines landesherrlichen Behörden: 
organismus befangen waren, namentlic) aber auch für Oeſterreich jelbit nad) 
den jchlefiichen Kriegen. 

Indeſſen die preußiiche Verwaltungsorganijation Friedrich Wilhelms I., für 
ihre Zeit mujtergiltig, hatte doch immer nur eine bejchränkte Lebenstähigfeit. 
Sie war geihaffen für einen Mittelſtaat von mäßiger Bevölkerung, berechnet 
allein für die Handhabung durch ein berufsmäßiges Beamtentum, da die 
Monarchie die beſitzenden Klaſſen, die im ſtändiſchen Staate die ſoziale Aus— 
beutung und Unterdrückung bewirkten, eben erſt von der Teilnahme am öffent: 
lichen Leben verdrängt hatte. Sobald dieje Vorausfegungen fortfielen, wurde 
der bejtehende Zuftand unhaltbar in organijatoriicher wie in politiicher Beziehung. 
Beides war ſchon der Fall in der zweiten Hälfte der Regierungszeit Friedrichs 
des Großen, noch mehr unter deſſen Nachfolgern. 

Die Vereinigung der geſamten inneren Verwaltung einſchließlich des Finanz— 
weſens und der einſchlägigen Rechtſprechung in den großen Kollegien der Pro— 
vinzial- und Zentralverwaltung war möglich für einen Mittelſtaat von dünner 
Bevölkerung. Sobald nun aber das Gebiet ſich erheblich ausdehnte, Preußen 
zum Großſtaate heranwuchs und gleichzeitig die Bevölkerung zunahm, wurde 
durch die Notwendigkeit, alle Sachen im Kollegium zu erledigen, die Verwal: 
tung auf das äußerte verlangjamt. Die Schwerfälligteit der Kriegs⸗ und 
Domänenfammern war fait Iprichwörtlid. Im Generaldireftorium war die 
follegiale Enticheidung aller Sachen überhaupt unmöglich, umjomehr, ala der 
Chefpräfident, der König, während der langen Kriege abmwejend war. So ent» 
wideln ſich im Generaldirektorium die nad) reinen Zweckmäßigkeitsgründen, teils 
nad) Materien, teils nach Provinzen, gebildeten Departements zu jelbitändigen 
Behörden, wobei das Nebeneinanderitehen von Neal: und Provinzialminifterien 
die Verwaltung aufs äußerjte erichwerte. Das Generaldireftorium jelbjt trat 
nur noch zuſammen in Angelegenheiten, die mehrere Refforts betrafen. Wich— 
tigeren Verwaltungsaufgaben gegenüber war diejer jchwerfällige Verwaltungs: 
mehanismus einfach aktionsunfähig. Man behalf ſich daher in bejonderen 
Fällen, jo namentlich bei der Reform der indirekten Steuern nad) dem jieben: 
jährigen Kriege einfach dadurd, daß man für den bejonderen Verwaltungszweig 
einen eigenen Behördenorganismus neben Kriegs: und Domänenfammern umd 


. 
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Generaldireftorium ſchuf. Ebenfo wurden neu erworbene Provinzen, vor allem 
Schlefien, eigenen Provinzialminifterien unmittelbar unter dem Könige unter: 
Helft, um die lleberleitung in die neuen Verhältniſſe jachgemäß und entichieden 
zu vollziehen. Daß hiedurch troß der Erreihung augenblidlicher Vorteile der 
Verwaltungsorganismus noch mehr fompliziert und die beitehenden Reibungen 
vermehrt wurden, it ſelbſtverſtändlich. 

Aus diejen Zuftänden erklärt jich aber das Aufkommen einer neuen Zentral: 
behörbe, des Kabinetts — nicht zu verwechleln mit dem Kabinettsminifterium — 
in der zweiten Hälfte des 18. Nahrhunderts. Unter Friedrich dem Großen nur 
eine Behörde, in der die erpedierenden Hilfskräfte des Königs bei Ausübung 
jeiner perjönlichen Regierung vereinigt waren, entwidelt fid) das Kabinett unter 
jeinen Nachfolgern zu einem jelbitändigen beratenden Organe, durch deifen Hände 
alle Berichte der Minifterien gingen. Die zeriplitterte Zentralverwaltung juchte 
nad) einem neuen Einheitspunfte. Nur war das Kabinett, weldyes den Miniſtern 
den unmittelbaren Zugang zum Könige verichloß, hiezu den feitgegründeten 
alten Zentralbehörden gegenüber jehr wenig geeignet, und ſeine Entwiclung zu 
einer Mittelinſtanz zwiichen dem Könige und den Mlinifterien. gab nur den 
Anlaß zu neuen Konflikten. 

Diefer immer jchwerfälliger werdende Verwaltungsorganismus, deijen ein: 
zelne Räder gar nicht mehr ordentlich ineinander griffen, ruhte aber allein auf 
— berufsmäßigen Beamtentum, ſoweit nicht die ſtändiſche Lokalverwaltung in 
acht kam. Der abſolute Staat hatte die Herrſchaft der Stände brechen und 
3 — die Verwaltung in eigene Hand nehmen müſſen, wenn er allen Klaſſen 

ice gleihmäßig gerecht werden wollte. Wie ein neues ftaatliches 
Verwaltungsrecht das joziale_ Klaffenrecht des ftändiichen Staates erſetzte, jo 
ging wenigitens die leitende Stellung in der Verwaltung von den Ständen auf 
das berufsmäßige Beamtentum über. Von diefem Gefichtspunfte aus war 
ung auch die Vernichtung der kommunalen Selbitändigfeit der Städte 
imter dem großen Kurfürsten und endgiltig unter Friedrich Wilhelm 1. innerlich 
fertigt, da lokale Koterien der den Ratsſtuhl befigenden Familien das 
che en: in ihrem perjönlichen Intereſſe ausbeuteten, die Monarchie 
2 Beihügerin gerade der unterjten Klaſſen dieſe gegen die herrſchenden 
familien zu vertreten hatte. Allein trotz aller wieder und wieder auf— 
m jtändiichen Welleitäten war nunmehr der ftändiiche Staat vernichtet. 

ichwohl die Verwaltung ausichlieglih auf den Schultern des berufs- 
Beamtentums ruhte, wurde die große Maſſe der Bevölkerung, wurden 
bie jeit Mitte des 18. Jahrhunderts unter der pflegenden Hand 
Staates an Beſitz und Intelligenz jtetig zunehmenden ftädtiichen 
von jeder Teilnahme am öffentlichen Yeben ferngehalten und dem 
fie angehörten, entfvemdet. 

altungsorganifation war jo ichwerfällig geworden, daß fie unter 

Händen nicht mehr funktionieren konnte. Diele Verwaltungs— 
nad) der Zurückdrängung der ftändiichen Geſellſchaft von 
itlichen Leben das einzige, worüber der abjolute Staat 
Schwerfälligfeit der Verwaltung und der Teilnahmlojigfeit 
Geſchicken des Staates brad) daher das Staatsweſen 
n jeiner Gejamtheit wie in jeinen Zeilen bei dem ge- 
en hilflos zufammen. Es bedurite nunmehr eines ganz 
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$ 3. Die Umbildung der Verwaltung im 19. Jahrbundert.!) 


Während die deutichen Kleinitaaten, joweit fie ſich forterhielten, bei den 
geringen Anforderungen, die an ihre ftaatlihe Thätigkeit geitellt wurden, zu 
einer Umgeftaltung des Beltehenden feine Veranlaſſung hatten, wurden »die 
deutichen Mittelftaaten und Preußen durch äußere Umstände auf den Weg der 
Berwaltungsreform gedrängt. 


Die größeren Rheinbundftaaten, wobei von den napoleoniihen Neu: 
Ihöpfungen Weftfalen, Berg, Frankfurt ganz abgejehen wird, hatten zu ihrem 
alten Stammterritorium eine Reihe ehemals geiftlicher, reichsfürſtlicher oder 
gräflicher, ritterichaftlicher und ſtädtiſcher Gebiete hinzuerworben. Es erwuchs 
ihnen daraus die Aufgabe, dieje verjchiedenen Gebiete durd) eine einheitliche Ver: 
waltung innerlich mit einander zu verjchmelzen. Bei dem Widerftreben des 
größten Teiles der Erwerbungen gegen die neue Herrichaft konnte dieſe Ver: 
waltung nur eine rein bureaufratiiche fein. Die Reſte ſtändiſcher Verwaltung, 
joweit fie fi) lebenstähig erhalten hatten, verichwanden und wurden der Gleich): 
heit wegen aud) in den Stammlanden vernichtet. Nur die patrimoniale und 
ftandesherrlihe Lofalverwaltung blieb durchweg beftehen, umjomehr, als den 
Standesherren die lofale Verwaltung ihrer Gebiete bereits durd) die Rheinbund— 
afte garantiert war. Den Gemeinden wurde durch die nad) franzöſiſchem Muſter 
erlafienen neuen Gemeindeordnungen, jo durd) die bayeriiche vom 24. September 
1808, die badilche vom 26. November 1809, die heiftiche vom 1. Juni 1811 
jede fommunale Selbitändigfeit entzogen, die Gemeindeorgane waren in jeder 
Hinficht von den Anweiſungen der Auffichtsbehörde abhängig. Auch darüber 
hinaus wird unter mwejentlihem Einfluffe des franzöfiihen Vorbildes die Ver— 
waltung für das ganze Staatögebiet einheitlich geftaltet. In den Mittelinftanzen 
wurde allerdings nach den Freiheitskriegen, deuticher Gewöhnung entiprechend 
und unter dem Einfluffe der neuen preußischen Organifationen, das Kollegial— 
ſyſtem erhalten. Dagegen wird die Zentralverwaltung nad) dem franzöfiichen 
Muſter in Minifterialdepartements neu organifiert. Daneben tritt ein Staatsrat, 
dem man jedody bei der abweichenden Geftaltung des materiellen Verwaltungs— 
rechtes nicht die umfaſſende Zuftändigfeit des Franzöfiichen Staatsrates, nament: 
(ih) auf dem Gebiete der Berwaltungsrechtiprehung, jondern meift nur die Bor: 
bereitung von Gejeßentwürfen und wichtigeren Verwaltungsmaßregeln übertragen 
fonnte.?) Im allgemeinen erfüllte diefe Verwaltung die, ihr geitellte Aufgabe, 
durch eine einheitliche Behördenthätigkeit die verichiedenen Landesteile innerlich 
mit einander zu verjchmelzen. 


Melentlich anders waren die Motive für die Verwaltungsreform in ‘Preußen 
beihaften. Das alte Staatsweſen war hier in der Kataftrophe von 1806/07 
hilflos zufammengebrocdyen, und es handelte ich nunmehr darum, den Staat 
überhaupt wieder lebensfähig zu machen. Das nad) einheitlihem Plane zu be— 


) Vgl. Bornhak, Geihichte des preukiichen VBerwaltungsrehts Bd. 3; Stölzel,. 
Brandenburg: Preußens Rechtsverwaltung und Rechtsverfaſſung Bd. 2; E. Meier, Reform 
der Verwaltungsorganifation unter Stein und Hardenberg, Leipzig 1881; M. v. Seydel, 
Bayr. StR. Bd. 1. Für die übrigen deutichen Mittelitaaten fehlt es noch an einer Dar 
jtellung der Reformen der Nheinbundszeit, für Hannover, das nicht Rheinbundsftaat war, vgl. 
E. v. Meier, Hannoveriche Verfaſſungs- und Verwaltungsgeſchichte. 

Vgl. für Bayern die V. vom 29. Oftober 1806 über die Miniſterialorganiſation und 
die Konstitution vom 1. Mat 1808, für Württemberg das Organifotionsmanifeft vom 18. März 
1506, für Baden das Organijationsedift vom 26. November 1809, 


auf rechtsvergleichender Grundlage. 203 


wirken, wurde Stein berufen. Sein Programm gipfelte darin, nad) Befeitigung 
der jtändiichen Geſchloſſenheit der Gejellichaftsklaffen und der Bevorzugungen 
einzelner unter ihnen die Verwaltungsorganijation zu vereinfachen unter gleich— 
xitiger Seranziehung der intelligenten und bejigenden Klaſſen zu pofitiver 
Thätigkeit für das öffentliche Wohl, und auf diefer Grundlage eine National: 
repräfentation als Bindeglied zwiſchen Staat und Gefellichaft zu fchaffen. 

Hievon gelang der erite Schritt, die Beleitigung der ftändifchen Gliederung 
der Gejellichaft, durdy das Edift vom 9. Oktober 1807 ohne weiteres. Daran 
loß ſich die Reform der ſtädtiſchen Verfaffung durch Steins größtes Werf, 
die Städteordnung vom 19. November 1808, durdy welche den Städten ihre 
fommunale Selbftändigkeit zurüdgegeben, und die ftädtiiche Bevölkerung zum 
verfönlihen Dienfte für die Gemeinde herangezogen wurde. Weiter wurde durd) 
das erft nach Steins Abgange erlafiene Publifandum vom 16. Dezember 1808 
die Zentralverwaltung in fünf Minifterialdepartements vereinigt, die ihren Mittel: 
punkt im dem künftig zu errichtenden Staatsrate finden jollten. Die Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 zerlegte die ſchwerfälligen Kriegs: und Domänen: 
fammern unter dem Namen Regierungen in leicht bewegliche Abteilungen, weldhe 
die meiften Sachen jelbitändig zu erledigen hatten, während nur die wichtigften 
dem Plenum vorbehalten waren. Den Ideen der Selbjtverwaltung war hiebei 
inlojern Rechnung getragen, als bei jeder Regierung ftändiiche Nepräfentanten 
binzugezogen werden jollten. Doch da dielelben vorläufig noch aus den alten 
Ständen hervorgingen und deshalb die entichiedenften Vertreter der ntereffen 
des Grundadeld waren, mußte man von ihrer weiteren Zuziehung jehr bald 
Abftand nehmen. 

Die notwendige Vorausſetzung jeder weiteren Reform, namentlich) aud für 
die Umbildung der jtändiichen VBerfaflungen war nun aber die Neugeitaltung 
der Yandgemeindeverfaffung unter Aufhebung der gutsobrigkeitlihen Rechte. Alle 
Lerſuche Steins wie des ihm folgenden Minifteriums Dohna in diefer Beziehung 
\hlugen jedoch fehl, da es für eine joldhe Reform noch an den notwendigen 
\oyalen Borausjegungen mangelte. Die perjönliche Unfreiheit des Bauern: 
Nandes war zwar 1807 aufgehoben, aber nad) der dinglichen Seite war das 
gulsherrlich-bänerlihe Band noch nicht gelöft, und die wirtichaftliche Abhängig: 
fait bejtand noch weiter fort. Mit einem wirtichaftlid) vom Großgrundbejiger 
abhängigen Bauernftande war aber feine Selbftverwaltung durch dielen, jondern 
nur eine patrimoniale Verwaltung durch den Großgrundbejig möglich). 

Die Hardenbergice Agrar: und Finanzreform mußte erit die fozialen 
Vorausſetzungen für die Selbitvermaltung des flachen Yandes ichaffen. Diefe 
Jojialen Reformen ſtanden aber für die Hardenbergiche Politif überhaupt im 
Lordergrumde. Ihnen gegenüber wurde die Verwaltung Mittel zum Zweck und 
demnad; möglichit jo organifiert, daß fie jeder Direftive des leitenden Staats: 
mannes Folge leiltete. Das eritrebenswerte deal wurde das franzöfiiche 
Prafefturigitem. Die Verordnung vom 27. Oktober geitaltete die Zentralver- 
waltung um, indem fie alle Miniiterien von einem leitenden Premierminifter, 
vn Staatöfanzler, abhängig machte. Der auch damals nod) nicht eingerichtete 
Stontsrat wurde aus der Stellung einer leitenden Zentralbehörde, die ihm 
Stein angemwiejen, in die einer beratenden Körperihaft nad) franzöfiichem Vor: 
Side verdrängt. An Berſuchen, auch für die Negierungsbezirte das Präfektur: 
Inte einguführen, fehlte es nicht, doch verliefen jie im Sande. Wenigitens die 
Steinihe Städteordnung blieb erhalten und für das flache Land begnügte man 
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ſich 1812 neben einer Kreisordnung nad) Franzöftichweitfäliicher Art, die nicht 
ins Leben trat, mit der Einrichtung einer militäriich. organiſierten Gendarmerie, 
um wenigſtens die Promptheit der Exekutive zu fichern. 

Nach den FFreiheitäfriegen bildete die erite Aufgabe die Herftellung einer 
den Bedürfniffen entjprechenden einheitlichen WVerwaltungsorganifation für den 
ganzen Staat, um nunmehr innerhalb des erweiterten Staatögebietes die großen 
jozialen und finanziellen Reformen zur Durchführung zu bringen. Man er: 
ledigte fich dieler Aufgabe zunächit ziemlich mechanisch, indem das ganze Staats: 
gebiet gleihmäßig in Provinzen, Negierungsbezirte und Kreiſe eingeteilt, und 
für dieſe eine einheitliche Behördenorganijation geichaffen wurde. An der 
Spitze jeder Provinz Stand ein Oberpräfident als beitändiger Kommiſſar des 
Minifteriums, fie wurde aber gleichzeitig die territoriale Grundlage für einzelne 
Behörden, wie Konſiſtorien und Mtedizinalkollegien. Für die Negierungsbezirfe 
blieb auch jetzt die follegiale Organijation der Regierungen erhalten, doch traten 
die Negierungen in der Negel nur durch ihre Abteilungen in Thätigfeit. An 
der Spite jedes Kreiſes endlich Itand ein vom Könige ernannter Landrat, 
unbeichadet des Vorichlagsrechtes der Kreisſtände, ſoweit ein ſolches beitand. 
Die Iofale Verwaltung endlich ließ man vorläufig in ihrem bisherigen Zuftande. 
Namentlich blieben die Franzöfiich-rheinbündiichen Gemeindeverfaffungen im Weiten 
und die gutsobrigfeitlihe Gewalt auf dem flachen Lande im Often unberührt. 

Nun handelte es ſich aber darum, mit diefer bureaufratiichen Verwaltung, 
die nur durch die Steiniche Städteordnung einerjeits und durch die Refte der 
patrimonialen Verwaltung andererjeits durchbrochen wurde, die verheißenen jtän- 
diichen Einrichtungen zu verbinden. Es geſchah dies von unten herauf, zunächſt 
in den Provinzen und Kreiſen durch eine Reihe vorwiegend provinzieller Geſetze. 
Unter dem nad) den FFreiheitsfriegen wieder erwachten Einfluffe des Großgrund— 
befiges erfolgte die Zulammenjegung lediglich nad) deſſen Jntereifen, wobei man 
die neuen Bildungen hiftoriich ale im Sinne der älteren deutichen Verfaſſung 
entwidelt rechtfertigte. Vorausſetzung jeder Standichaft ift der Grundbefiß. Die 
Stände werden nad den drei Klaflen Rittergutsbelig, ſtädtiſcher und bäuerlicher 
Grundbeiiß gebildet, wozu in einigen Landesteilen als erite Klaſſe noch ein 
potenzierter Großgrundbefiß, der der Standesherren, fam. Zwiſchen diejen Klaſſen 
wird die Vertretung durchgängig jo verteilt, daß eine Stadt und ein Rittergut 
je eine, alle Landgemeinden eines Kreiſes zulammen drei Stimmen führen. 
Diefe übermäßige Vertretung des Großgrundbefites und die Ausichliegung alles 
beweglichen Beſitzes von der Vertretung war jedod) eriterem von verhältnismäßig 
geringem Werte. Denn jede enticheidende Ihätigkeit der Verwaltung lag in der 
Hand des berufsmäßigen Beamtentums, und die Kreis: und Provinziallandtage 
hatten faum eine andere Bedeutung als die beratenden franzöfiichen Konjeils, 
indem fie die Verwaltung mit ihren Beichlüffen begleiteten und auf Erfordern 
der Staatöbehörden Gutachten abgaben. Ungehindert durch die kommunalen 
Ständevertretungen fonnte fi) das Beamtentum den großen finanziellen und 
jozialen Reformen widmen, welche exit die innere Einheit des preußiſchen 
Staates begründeten. 

Dagegen wandte man fi exit ſpät der Neugeltaltung der fommunalen 
Verfaſſung der Gemeinden zu. ine vevidierte Städteordnung auf der Grund: 
(age derjenigen von 1808 erging 1831 für diejenigen Städte der ftlichen 
Provinzen mit Ausnahme Neuvorpommerns, in denen die von 1808 nicht galt, 
ſowie Für Weitfalen und einzelne rheiniiche Städte. Für die Landgemeinden 
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Weitfalens wurde 1841 eine Landgemeindeordnung und für die Städte und 
Landgemeinden der Rheinprovinz 1845 eine Gemeindeordnung, beide im engſten 
Anſchluſſe an das bisher für die weitlichen Provinzen in Kraft geweſene fran- 
zöftihe Gemeinderecht erlaffen. Nur die Landgemeindeverfaffung der öftlichen 
Provinzen mit ihrer gutöherrlichen Verwaltung blieb unberührt. 

Dieſe ſeltſam verichlungenen und doc jo widerſpruchsvollen Bildungen 
einer in ihren Grundzügen bureaufratiihen Verwaltung mit einer lebensfähigen 
fommunalen Selbitverwaltung der Städte, der Refte des Patrimonialftaates in 
der Gutsobrigkeit des Oſtens und der neuftändiichen Nachahmungen des mittel: 
alterlihen Ständetums juchte man 1850 nad) dem Mebergange zum kon— 
fitutionellen Syſteme durch eine einheitliche, mit diefem in Uebereinftimmung 
befindliche Berwaltungsorganijation zu erjegen. Am 11. März 1850 ergingen 
drei ineinanbergreifende Gejege, eine einheitliche Gemeindeordnung für das 
ganze Staatsgebiet, ein Gejeß über die Polizeiverwaltung durch Staatliche und 
fommunale Organe und eine Kreis, Bezirks und Provinzialordnung, welche 
die weiteren fommunalen Vertretungen nad) den Grundjägen des Repräjentativ: 
ſyſtems organifierte. Da man jedod aus DVoltrinarismus den jozialen Unter: 
ihieden von Stadt und Land und der verichiedenen Landesteile nicht Rechnung 
getragen hatte, erwies ſich die ganze Geießgebung in ihrer Grundlage, der 
Gemeindeordnung, bereit als undurchführbar und mußte ſuſpendiert werben. 
Unter dem Einfluffe einer entgegengejeßten politifchen Strömung wurden bie 
neuftändiichen Vertretungen und die patrimoniale Verwaltung des flachen Yandes 
im Oſten wiederhergeitellt, für die Gemeindeverfafjungen blieben bejondere Gejete 
vorbehalten, die aud) in den Sahren 1853 bis 1856 teils als neue Gemeinde: 
ordnungen, teils als bloße a z ergingen, an dem bejtehenden Zu: 
ande aber wenig änderten. 

Nachdem die lange in Ausficht genommene Weiterführung der Verwaltungs 
organifation durch den Verfaſſungskonflikt der jechziger Jahre zunächſt in Still: 
ftand geraten war, erſchien es nach dem Jahre 1866 als die erſte Aufgabe, die 
neuen Provinzen durch eine einheitliche Verwaltung möglichit jchonend im die 
neuen Zuftände überzuführen. Es geihah dies in der Weile, daß mit Aus— 
nahme von Schleswig-Holſtein und Frankfurt a.M., wo ſich auch der Erlaß 
neuer Gemeindegeſetze als notwendig erwies, die lokale Verwaltung in ihrem 
bisherigen Zuſtande erhalten, dagegen die höheren Inſtanzen in Uebereinſtimmung 
mit der altpreußiſchen Organiſation gebracht wurden. Nur in Hannover blieben 
= für die Kreis: und Bezirksinftanz vorläufig noch weſentliche Abweichungen 
erhalten. 


$ 4. Die neueiten Verwaltungsreformen.') 


In den einheitlicher zujammengejeßten deutſchen Mittel- und Kleinſtaaten 
lag im allgemeinen ein äußerlicher Grund zu einer umfaſſenden Verwaltungs: 
reform beim Beginne des legten Mtenjchenalters nicht vor. Wohl aber war dies 
der Fall in Preußen, wo die Reſte des Patrimonialitaates und die ihm nad): 
geformten neuftändiichen Bildungen in die moderne Staats: und Geſellſchafts— 
ordnung nicht mehr hineinpaßten. In allen Staaten hat fid) jedod; das Be— 


— 


) Bgl. Bornhal, Geſchichte des preußiſchen Verwaltungsrechts Bd. 3, ©. 296 ff.; 
Gneiſt, Verwaltungsreform und Verwaltungsrechtspflege in Preußen, Berlin 1880, und die 
Einleitung zu v. Brauchitſch, Organilationsgejege der inneren Verwaltung. 
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dürfnis geltend gemacht, unter dem Fonftitutionellen Regime die Auslegung und 
Anwendung des öffentlichen Rechtes durch die Mlinifterien und die ihnen unter: 
geordneten Verwaltungsbehörden nad) wechjelnden Parteirückſichten zu bejchränfen. 
Zunächſt wurde Erweiterung des ordentlichen Zivilrechtsweges auf ftreitige Ver: 
waltungsrechtsiragen und, als ſich dies bei der inneren Verſchiedenheit der zu 
behandelnden Rechtsgebiete als praktiſch undurchführbar erwies, die Herftellung 
eines bejonderen prozefjualiichen Verfahrens auf dem Gebiete des Verwaltungs: 
rechtes verlangt. Damit kreuzten ich die Beitrebungen nad) Erweiterung der 
Befugniſſe der kommunalen Verwaltungen gegenüber dem bureaufrattichen 
ftaatlichen Verwaltungsorganismus. Das Bedürfnis nad) umfafjenden Reformen 
auf dem Gebiete der Verwaltungsorganijation war aljo in den wichtigeren 
deutſchen Staaten ein allgemeines, freilich nirgends ftärfer ala in Preußen, wo 
die bejonderen Umstände eine Reform um jeden Preis erforderten. 

Infolge des preußiichen Verfaſſungskonfliktes, der jede Aktion der Geſetz— 
gebung * Jahre lähmte, machte jedoch nicht Preußen, ſondern Baden im 
Jahre 1863 den Anfang mit einer Reform ſeiner Verwaltung. In der weiteren 
Entwicklung hat ſich aber das preußiſche Vorbild für die übrigen deutſchen 
Staaten am einflußreichſten erwieſen. 

Den Ausgangspunkt der Reform in Preußen bildete nach dem Kriege von 
1870/71 die Kreisverwaltung der öſtlichen Provinzen mit Ausnahme Poſens. 
Hier galt es gleichzeitig, die neuftändiichen Kreisverfaſſungen wie die Refte des 
Patrimonialftaates in der Verwaltung des flachen Landes zu beieitigen. Die 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 ift daher mehr als ihr Name bejagt ; 
fie bildet gleichzeitig ein Ergänzungsgeleß für die Landgemeindeverfaffung. Aus 
diefer wurden die patrimontialen Elemente, wie erbliche Schulzenberedtigungen 
und Auffichtsrechte des Gutsherrn über die Gemeindeverwaltung bejeitigt, die 
Ortöpolizei des flachen Landes in die Hände der Amtsvoriteher gelegt, die für 
einen entiprechenden Bezirk meiit im Ehrenamte ernannt wurden. Die Bildung 
des Streistages erfolgte zwar auch weiterhin unter Aufhebung der Vorrechte des 
biftorischen Rittergutsbefiges nad) den drei Befigklaflen, Großgrundbefit, Städte 
und Yandgemeinden, alleın es fand eine gleihmäßigere Verteilung in der Ber: 
tretung ftatt. Einer unter dem Vorſitze des Landrates errichteten bejtändigen 
Kreisdeputation, dem Kreisausſchuſſe, wurde endlich nicht nur die Kommunal: 
verwaltung des Kreiſes, jondern auch die Verwaltungsgerichtöbarfeit und Die 
Beſchlußfaſſung in einer Reihe wichtigerer Verwaltungsſachen übertragen und damit 
der Grund für die Ausbildung einer jörmlichen Verwaltungsrechtſprechung gelegt. 

Daran ſchloß ſich Tür die jog. KHreisordnungsprovinzen der Erlaß einer 
neuen Provinzialordnung vom 22. Juni 1875 auf denjelben Grundlagen. An 
Stelle der Gruppierung nad) Ständen wurde der Provinziallandtag durch 
Wahl jeitens der Streistage gebildet. Die Kommunalverwaltung der ‘Provinz 
ging gleichfalls an eine ftändige Deputation, den Provinzialausihuß, über. Für 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit organifierte man in jedem ARegierungsbezirfe ein 
Bezirköverwaltungsgericht au8 Berufsbeamten und gewählten Ehrenbeamten, für 
die ſog. Beſchlußſachen einen Bezirfsrat unter Vorſitz des Regierungspräfidenten, 
jowie in jeder Provinz einen Provinzialrat unter Vorſitz des Oberpräfidenten, 
beide Sollegien ebenfalls aus Berufsbeamten und gemählten Ehrenbeamten 
zujammengejeßt. 

Dieje beiden grundlegenden Geſetze, Kreisordnung und Provinzialordnnung, 
finden ihre Ergänzung in einer Reihe fleinerer Geſetze. Das Verwaltungs 
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gerichtägefeg vom 3. Juli 1875 regelte das Verfahren und ſchuf als oberfte 
Inſtanz einen bejonderen Gerichtshof des öffentlichen Rechtes, das Oberverwaltungs- 
gericht zu Berlin. Demnächſt beftimmte das Zuftändigfeitsgeje vom 26. Juli 
1876 im einzelnen die Yälle, in denen der VBerwaltungsrechtsmweg, und in denen 
ein förmliches Beichlußverfahren zuläſſig jein jollte.e Das Organijationsgejeg vom 
26. Juli 1880 brachte endlich die allgemeine Landesverwaltung mit den neuen 
Einrichtungen in Uebereinftimmung. Auch wurden Kreisordnung und Provinzial- 
ordnung durch die Novellen vom 19. bezw. 22. März 1881 einer Revifion unterzogen. 

Bevor man nun dieſe neue Organijation auf die neuen und meftlichen 
Provinzen ausdehnte, erſchien es wünjchenswert, einige Mißſtände, die ſich bei 
der praftiichen Handhabung der Geſetze herauägeitellt hatten, zu befeitigen. Das 
Sandesverwaltungsgejeß vom 30. Juli 1883, welches an die Stelle des Organi: 
ſationsgeſetzes von 1880 trat, verichmolz daher im Intereſſe einer Vereinfachung 
der Organijation Bezirföverwaltungsgeriht und Bezirksrat zu einer einzigen 
Behörde, dem Bezirksausichuffe, unter dem Vorſitze des Regierungspräfidenten, 
und nahm die bis dahin in dem Verwaltungsgerichtsgeieße enthaltenen Be: 
fimmungen über das Verfahren in fi auf. Gleichzeitig wurde ein neues 
Zuftändigfeitögejeß vom 1. Auguſt 1883 erlaffen. 

Nach diefer Revifion fonnte und jollte die Ausdehnung der Reviſionsgeſetz— 
gebung auf den ganzen Staat erfolgen. 

Für Hohenzollern war ſchon am 2. April 1873 eine bejondere Amts: und 
Landesordnung erlaſſen worden, welche auf denjelben Grundjäßen beruhte wie 
die Kreisordnung von 1872. 

Es handelt ſich alfo nunmehr nur nod) um die neuen und die weltlichen 
Provinzen, jowie um die Provinz Poſen. Es ergingen daher nach einander 
Kreisordnnungen und Gejeße über die Einführung der Provinzialordnung für 
Hannover 1884, Heſſen-Naſſau 1885, Weſtfalen 1886, die Nheinprovinz 1887 
und Schleswig:Holjtein 1888. Die VBerichiedenheiten der einzelnen Kreis— 
ordnungen berubten faſt ausichließlih in ihren Beltimmungen über die Land: 
gemeindeverfaflung und die Handhabung der Ortspolizei des flachen Landes, 
indem leßtere in Hannover dem Yandrate, in Heſſen-Naſſau den Worjtehern 
der Einzelgemeinden, in den weltlichen Provinzen denen der Samtgemeinden 
und in Schleswig-Holftein nad) dem Worgange der öjtlichen ‘Provinzen be- 
fonderen Amtövorftehern regelmäßig im Ehrenamte übertragen wurde. Be: 
züglich der Provinzialverfaffung ergab fi) nur für die Provinz Heſſen-Naſſau 
die Notwendigkeit erheblicher Abweichungen iniofern, ala man im Anichluffe 
an die beitehenden Verhältniffe neben der Provinz als Gejamtheit auch die 
beiden Regierungäbezirke Kaffel und Wiesbaden als Kommunalverbände nad) 
Analogie der Provinzialverbände anerfennen mußte. Gleichzeitig mit dem 
Inkrafttreten der neuen Kreisordnung wurden auch die übrigen Reformgeſetze 
der inneren Verwaltung auf die betreffenden Provinzen ausgedehnt. 

Dagegen hatte man Bedenken getragen, für Poſen eine neue Areisordnung 
zu erlafjen, weil die Verminderung der Vertreter des Großgrundbefikes in den 
Kreistagen und auf dem Provinziallandtage eine Schwächung des deutjchen 
Elementes bedeutet hätte. Es erging daher im Jahre 1889 für diefe Provinz 
nur ein Geſetz, welches unter Beibehaltung der bisherigen kommunalen Ber: 
tretungen die Ausdehnung der übrigen Reformgefege auf die Provinz, nament: 
ih die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit ermöglichte. 

Nunmehr erſt wandte man fic) der bisher gänzlich vernadhläffigten Land: 
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emeindeverfaffung zu, für welche im Often ein erichöpfendes Gejeg überhaupt 
—8 Die Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 organiſiert die Land: 
gemeinden unter Beleitigung der bisher beftehenden ausjchließlichen politischen 
Berechtigung der Grundbeſitzer. Daneben bleiben die jelbitändigen Gutsbezirke 
erhalten. Doc iſt die Mlöglichkeit gegeben, kommunale Zwerggebilde andern 
Bezirken einzuverleiben. Daneben ift zweds leichterer Tragung einzelner 
Kommunallaften die Verbindung mehrerer Yandgemeinden und Gutöbezirfe ent: 
weder im Wege freiwilliger Vereinbarung oder auf höhere Anordnung zu 
einem bejonderen Zwedverbande vorgejehen. Dieje Yandgemeindeordnung für 
die öftlichen Provinzen wurde 1892 mit unerheblichen Abänderungen aud) auf 
die ‘Provinz Schleswig:Holitein ausgedehnt. Endlich erging 1897 für Heſſen— 
Naſſau mit Ausnahme von Frankfurt a. M. eine Städteordnung und eine 
Landgemeindeordnung. 

In den deutichen Mlittelftaaten lag, wie jchon hervorgehoben, eine be: 
ſondere Veranlaſſung zu einer umfaſſenden Verwaltungsreform an ſich nicht 
vor, nur der Forderung nad einem wirkſamen Rechtsſchutze auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes Fonnten auch fie ſich nicht entziehen. Dieſe Verwaltungs: 
gerichtöbarfeit nahmen Bayern durch Gejeß vom 8. Auguft 1878 und Württem— 
berg durch Gejeg vom 16. Dezember 1876 in der Weile auf, daß jie die erite 
Enticheidung den Eollegialen, Bayern unter Umftänden auch bureaufratiichen, 
Verwaltungsbehörden beließen, als oberjte Inſtanz aber einen Verwaltungs: 
gerichtshof aus berufsmäßigen Beamten für den ganzen Staat errichteten. 
Sadjjen legte dagegen im Gejeße vom 21. April 1872 das Hauptgewicht auf 
die jelbitthätige Mitwirkung des Yaienelementes in den Amts: und Kreishaupt: 
mannſchaften und fügte erit durd) das Gejeg vom 19. Juli 1900 über die 
Berwaltungsrechtspflege dieſe ein; endlich Heilen in dem Verwaltungsgeſetze 
vom 12, Juni 1874 und eine Reihe von Kleinjtaaten übernahmen die Grund: 
läge der preußiichen Verwaltungsreform mit geringen, durd) ihre bejonderen Ber: 
hältniffe gebotenen Abänderungen. Eine fürmliche Verwaltungsrechtſprechung 
fand u. a. in Anhalt 1888, in Braunjchweig 1895, in Sachſen-Meiningen 1897 
und in Sachſen-Koburg-Gotha 1899 Eingang. 

In Elſaß-Lothringen ift die Franzöfiidhe VBerwaltungsorganijation in ihren we: 
jentlihen Grundzügen bisher erhalten geblieben, und erit neuerdings werden Verſuche 
gemacht, durch Einführung von Inſtitutionen der Selbftverwaltung die elſaß-lothrin— 
giſchen Berwaltungseinrichtungen denen der übrigen deutichen Gebiete anzunähern. 


Kap. 1. Die gegenwärtige VBerwaltungsorganilation. 
8 1. Die Gemeindeverfaflungen.') 


Während das franzöſiſche Recht der Nevolution und des Kailerreichd alle 
Gemeinden gleihmäßig ihrer kommunalen Selbitändigfeit entkleidete und von 
jeinem bureaufratijchzentralifierenden Standpunfte aus eine einheitliche Gemeinde: 


Vgl. Zahariä, Deutiches Staatsreht Bd. 188 105 ff.: Zöpfl, Deutiches Staat3« 
reht Bd. 285 420 ff.; v. Gerber, Grundzüge S$ 20 ff.; v. Held, Syitem Bd. 2 88 497 ff.; 
&.v. Stein, VBerwaltungslehre Teil I Abt. 2 (2. Aufl. ©. 214 f.: 9. Schulze, Deutjches 
Staatsreht Bd. 1, ©. 416 if.; Schön, Nedt der Kommunalverbände in Preußen ©. 58 ff.; 
9. Schulze, Preuß. Staatsreht Bd. 1 S.454 ff.; Bornhal, Preuß. Staatsreht Bd. 2 
©. 113 ff.; dv. Seydel, Bayr. Staatsrecht (2. Aufl.) Bd. 2 ©. 1 ff.; für die einzelnen Staaten 
ferner die betr. Abichnitte in Marguardiens Handbud, ſowie die Artikel über Gemeinde in 
v. Stengels Wörterbud), Gemeindefinanzen im Dandworterbude der Staatswilienihaften. 
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veraflung für Stadt und Land berftellen konnte, ſucht das deutiche Recht der 
Jozialen und wirtſchaftlichen Verichiedenheit beider auch durch eine beiondere Ge- 
meindegefeßgebung gerecht zu werden. Das früher in Weltdeutichland weit ver- 
breitete franzöfiiche Gemeinderecht ift auf ein immer engeres Gebiet beichränft 
worden und bejteht ausſchließlich in voller Reinheit nur noch in Eljaß-Lothringen, 
wo es jedoch ebenfalls durch eine neue Gemeindegejeßgebung erjegt wurde (8.0. 
vom 6. Juni 1895). Diejelbe Gemeindeverfaffung für Stadt und Land gilt 
außerdem nod in der Pfalz und Württemberg. Im übrigen ift die Unter- 
iheidung zwischen Stadt und Land ein grumdlegendes Prinzip des deutichen 
Rechtes. Welche Gemeinde ala Stadt und welche alö Landgemeinde zu betrachten 
ft, ericheint als eine thatlächliche, nad) wirtichaftlichen Kriterien zu enticheidende 
Frage. Im Rechtsfinne it Stadt jede Gemeinde, für welche die Städteordnung, 
Yandgemeinde jede, für welche die Landgemeindeordnung in Kraft geſetzt iſt. Troß 
diefer Verichiedenheit läßt fi) die Gemeindeverfaffung beider zufammen erörtern. 

‘jede Gemeinde hat als territoriale Grundlage einen beftimmten räumlichen 
Bezirt. Das ganze Staatögebiet ift auf die einzelnen Gemeinden verteilt, und 
fommunalfreies Gebiet joll es grundjäßlich nicht geben. Eine Ausnahme machen 
nur die ſpäter zu erörternden telbjtändigen Gutsbezirke. Beränderungen der 
Gemeindegrenzen, wozu namentlich die Einverleibung einer Gemeinde in eine 
andere gehört, find entweder im Verwaltungswege nad) Anhörung oder Zus 
ſtimmung der beteiligten Gemeinden oder durch Gejeß zulälfig. Innerhalb des 
Gemeindebezirks ift die Gemeinde ihre öffentlich-rechtliche Ihätigfeit auszuüben 
berufen. Insbeſondere erſtreckt fi) die Wirkſamkeit der Gemeindeorgane über 
alle im Gemeindebezirfe fi, aufhaltenden Perjonen, mögen fie Gemeindeangehörige 
jetn oder nicht. 

Die Gemeinde hat aber ferner eine perjönliche Grundlage in der Gemeinde: 
mitgliedichaft. Nach den Grundjägen des deutjchen Rechtes, wie es namentlich 
nod in den preußiichen Städteordnungen von 1808 und 1831 zum Ausdrude 
gelangt ift, ging Diele in den Städten aus bejonderer obrigkeitlihen Verleihung 
bewor, auf dem flachen Lande ftand fie mur den angejellenen Einwohnern zu. 
Im Gegeniaß dazu folgerte das franzöfiihe Recht aus dem Charakter der 
Gemeinde als eines ftaatlihen Verwaltungsbezirts, daß jeder Staatsangehörige, 
der dieſen Bezirk bemohne, auf Grund jener Thatſache ohne weiteres auch jein 
Angehöriger jei. 

Das franzöfiihe Prinzip der Einmohnergemeinde, nad) dem Gemeinde: 
mitglied jeder ift, der in der Gemeinde jeinen Wohnfik hat, fand in Deutſch— 
land alö den modernen wirtichaftlichen Verhältniſſen, insbejondere dem zunehmen: 
den Fluktuieren der Bevölkerung mehr entiprechend, allgemein Eingang und ift 
gegenwärtig das herrichende. Die Grundbefigergemeinde auf dem flachen Yande 
der öftlihen Provinzen iſt jeit Erlaß der neuen Yandgemeindeordnung ebenfalls 
durch die Einmohnergemeinde verdrängt worden. Der Erwerb des VBürgerrechtes 
durch Verleihung ift nur noch Rechtens in einzelnen Gebieten, jo namentlich in 
Vannover nad) dem Vorbilde der älteren preußilchen Städteordnung, und in 
Bayern (rechtsrheiniſch, wo wie in der Pfalz neben der Gemeindemitgliedichaft 
em bejonderes Heimatrecht, den Aniprud auf Armenpflege im Falle der Hilfs: 
bedürftigkeit begründend, bejteht. Die aktiven Militärperjonen werden regel: 
mäßig nicht als Gemeindemitglieder angejehen. 

Die Gemeindemitgliedichaft neht verloren durd; Verlegung des Wohnfites, 
dad SHeimatrecht in Bayern durch Erwerb einer andern Heimat. 

Annalen des Deutichen Reichs. 1902, 14 
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Vielfah wird aus Anlaß des Erwerbes der Gemeindemitgliedichaft ein 
Einzugs- oder Bürgerrechtögeld erhoben, und, jomweit mit der Mitgliedichaft 
bejondere vermögenswertige Nutungsrechte verknüpft find, auch ein Einkaufsgeld. 

Die Gemeindemitgliedichaft begründet lediglich die Befugnis zur Teilnahme 
an den Gemeindeeinrichtungen und die Verpflichtung zur Tragung der Gemeinde: 
(aften ; für den Beſitz der politiichen Gemeinderechte iſt fie nur eine von mehreren 
Vorausfegungen. Die politiihen Gemeinderechte ſtehen nidyt allen Gemeinde: 
gliedern zu, Tondern nur den männlichen Staatsangehdrigen eines beftimmten 
Alters (21, 24 oder 25 Jahre), welche ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehren: 
vechte, nicht im Konkurs befinden, während des letten Jahres, im rechts: 
rheiniichen Bayern während der leßten zwei “Jahre feine Armenunterftügung 
bezogen haben und gewiſſe vermögensrechtliche Erforderniſſe erfüllen. „in lekterer 
Beziehung wird entweder Anfälligkeit in der Gemeinde oder die Zahlung von 
Gemeindeiteuern überhaupt oder endlich die Zahlung einer beftimmten Steuer 
oder ein bejtimmtes Einfommen erfordert. Wo ausnahmsmeije juriftiiche, weibliche 
oder minderjährige Perſonen fraft Befißes oder Steuerleiftung das Gemeinde: 
‚recht haben, müſſen fie jic) in der Ausübung vertreten laffen. 

In fleineren Yandgemeinden bilden die politiſch berechtigten Gemeinde: 
mitglieder jelbft die Gemeindeverfammlung, in größeren Gemeinden wird eine 
beiondere Gemeindevertretung, in den Städten meiſt Stadtverordnnetenverfjamm: 
(ung, auch Bürgervorfteher (Hannover) genannt, gebildet. Die Wahl erfolgt 
nad) bejonderen Wahlbezirken, in den alten und einem Zeile der neuen Pro- 
pinzen Preußens, neuerdings auch in Sacdjen-Altenburg (Städteordnung von 
1897) nad) dem jog. Dreiklafjenwahliyiteme, wonad) die das erſte Steuerdrittel 
aufbringenden KHöchitbefteuerten ein Drittel, die das zweite Steuerdrittel auf: 
bringenden Gemeindeglieder das zweite Drittel und der Reſt der politiich be- 
vehtigten Gemeindeglieder das letzte Drittel der Vertreter wählen. Wählbar 
find alle diejenigen, melde das aktive Wahlrecht haben. Doch werden gewiſſe 
Beamtenfategorien, wie Mitglieder der Auffichtsbehörden, Polizei: und richterliche 
Beamte, Geiftliche und Elementarlehrer von dem paſſiven Wahlrechte ausgeichloffen. 
Ein Teil der Vertreter, in den Städten ein Drittel, auf dem flachen Lande die 
Hälfte, müffen nad) einigen, namentlich den preußiichen Gemeindeordnungen 
Grumdbejiger jein. Die Wahl_ erfolgt gewöhnlich) auf ſechs Jahre mit alter: 
nierendem Ausjcheiden eines Drittel alle zwei Jahre. Als außerordentliche 
Aufiichtsmaßregel wird die Auflöfung einer Gemeindevertretung durch landes— 
herrliche Verordnung vorbehalten, und haben in diefem Falle allgemeine Wahlen 
ftattzufinden. 

Die Gemeindeverlammlung bezw. Gemeindevertretung gibt ſich ihre Ge— 
ſchäftsordnung innerhalb der gejeglichen Schranken jelbit und wählt, jall® der 
Gemeindevorstand kollegialiſch it, auch ihren Vorfteher und die übrigen Mit: 
glieder des Vorftandes. it dagegen ein follegialiicher Gemeindevorftand nicht 
vorhanden, jo iſt der Gemeindevoriteher (Bürgermeifter) gleichzeitig VBorfigender 
der Gemeindeverfammlung bezw. der Gemeindevertretung. 

Der Gemeindevorjtand jet ſich zuſammen in den Landgemeinden aus dem 
auf eine beftimmte Zeit (6 Jahre) von der Gemeindevertretung gewählten 
Vorfteher, der jein Amt meiſt unentgeltlich) zu verwalten hat, und einem oder 
mehreren Stellvertretern. In den kleinſten Städten und denjenigen, in Denen 
franzöſiſche Rechtseinflüſſe ſich geltend gemacht haben, wie in der on re 
der Pfalz und Württemberg, fteht an der Spike ein auf Zeit (12 Jahre), 
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der Pfalz 5 Jahre oder auf Yebenszeit (Württemberg) gewählter Bürger: 
meiſter oder Schultheiß, dem ein oder mehrere Beigeordnete unterjtellt find. 
Meiſt beiteht jedoch für die Städte ein follegialiicher Magistrat oder Stadtrat, 
der unter dem Vorſitze des Bürgermeilter aus bejoldeten und unbejoldeten Mit: 
gliedern zujammengejegt wird. Die Wahl erfolgt gewöhnlich für die bejoldeten 
Mitglieder des Magiſtrats auf 12, für die unbejoldeten auf 6 Jahre. Die 
Wahl des Gemeindevorftandes geichieht allgemein durd) die Gemeindeverjamm: 
lung bezw. Gemeindevertretung. Bisweilen, 3. B. in Schleswig-Holjtein, wird 
jedoh den politiich berechtigten Gemeindemitgliedern ein Wahlredit auf Grund 
einer Vorbereitung der Wahl durch die ftädtiichen Kollegien eingeräumt. Die 
beioldeten Mitglieder, welche nicht wieder gewählt werden, beziehen eine nad) der 
Länge der Dienftzeit zu bemeſſende Penſion. 

Die Mitglieder des Gemeindevorftandes bedürfen der höheren Betätigung 
entweder allgemein oder mwenigitens, ſoweit jie bejoldet find. Die Beltätigung 
erfolgt gewöhnlich durch die Gemeindeauffichtäbehörde, nur bei den Bürgermeiftern 
größerer Städte durch den Yandesherrn. Soweit die Betätigung der Gemeinde: 
auffichtsbehörde zufteht, ift deren Verfagung in neuerer Zeit, jo namentlich in 
Preußen, an die Zuftimmung der dem betreffenden Auffichtsbeamten beigegebenen 
Beichlußbehörde, des Kreisausichufles bezw. Bezirksausichuffes, gefnüpft, und es 
findet gegen die Verjagung die weitere Beichwerde an die höhere Inſtanz jtatt. 
In Elſaß-Lothringen werden Bürgermeifter und Beigeordnete auf 6 Jahre, 
wenn ſie beioldet find auf länger, in Gemeinden von wenigſtens 25 000 Ein: 
wohnern auf VBorichlag des Gemeinderats vom Kaifer, in andern Gemeinden 
aus der Mitte des Gemeinderats vom Bezirkspräfidenten ernannt. 

Neben diejen beiden Hauptorganen der Gemeinde ift nad) dem Vorgange 
der preußiichen Städteordnung von 1808 nad) den meiften Gemeindeordnungen 
die Bildung gemiichter Deputationen vorgelehen, weldye unter dem Vorſitze eines 
Mitgliedes des Gemeindevorjtandes aus Mitgliedern der Gemeindevertretung 
und aus jeitens der leßteren gewählten politisch berechtigten Gemeindemitgliedern 
zuſammengeſetzt werden. Diefe gemilchten Deputationen haben unter oberjter 
Leitung des Gemeindevorftandes einzelne ihnen überwiejene Angelegenheiten, 
3. B. das Armenwejen, Feuerſocietätsſachen, Schlahhthausangelegenheiten ac. ſelbſt— 
tändig zu verwalten. 

In größeren Städten find ald Organe des Magiftrats zur Erledigung 
örtlicher Angelegenheiten Bezirksvoriteher beitellt, welche die Gemeindevertretung 
erwählt. 

Die Subaltern- und Unterbeamten der Gemeinde werden regelmäßig vom 
Gemeindevorſtande, zum Teil nach Anhörung oder unter Zuſtimmung der Ge— 
meindevertretung beſtellt. Nach einigen Gemeindeordnungen darf die Anſtellung 
mir auf Lebenszeit erfolgen, auch ſind die Militäranwärter bei denjenigen 
Stellen, für melde fie ſich eignen, entiprechend zu berücdjichtigen. 

Die Erledigung der fommunalen Verwaltungsgeichäfte erfolgt in der Weiſe, 
dab die Gemeindevertretung über die Kommunalangelegenheiten beichließt, und 
der Gemeindevorftand dieie Beichlüffe ausführt und überhaupt die laufende Ver: 
waltung erledigt. Die Zuftimmung des kollegialiſchen Gemeindevorftandes iſt 
dabei zu jedem Beſchluſſe erforderlich, bei deſſen Ausführung er mitzuwirken hat. 

Was dagegen Gegenitand der kommunalen Verwaltung ift, ericheint als 
eine Frage des materiellen Verwaltungsrechtes. Das deutſche Recht regelt die: 
jelbe nicht allgemein, jondern indem es kaſuiſtiſch einzelne Verwaltungszweige 
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der Kommunalverwaltung überweift. Meift handelt es ſich dabei um Gegen: 
ftände der ſog. Wohlfahrtäpflege, nach einzelnen Partikularrechten auch um die 
Ortöpolizei. Jedoch hat das preußtiche Recht jeit der Städteordnung von 1808 
ftreng daran feſtgehalten, daß die Ortspolizei nicht Gegenstand der Kommunal: 
verwaltung jein, Jondern den kommunalen Organen nur kraft ftaatlichen Auf: 
trages übertragen werden fann. 

Zur Erfüllung der kommunalen Aufgaben bedarf die Gemeinde eigener 
finanzieller Mittel. Das ftädtiiche Finanzrecht ift zum Zeil in den Gemeinde: 
ordnungen, zum Zeil in den jtaatlichen Steuergejeßen enthalten, während von 
Reichswegen nur die Erhebung gewiſſer indirefter, den inneren Verkehr hem— 
mender Abgaben verboten it. Nur in Preußen it neuerdings das für alle 
Gemeinden, mit Ausnahme von Hohenzollern und Helgoland, gleihmäßig geltende 
Kommunalabgabengeieh vom 14. Juli 1893 erlaffen worden. 

Die Gemeinden find zunächſt auf die Erträge ihres Grundvermögens und 
fommunaler Gewerbebetriebe angewiejen. Diefe Einnahmen haben einen rein 
privatrechtlichen Charakter und unterliegen lediglich; den Normen des Privatrechts. 

Sie fünnen ferner für die Benügung fommunaler Anlagen und für die 
Vornahme einzelner Amtshandlungen der kommunalen Organe Gebühren ein: 
führen. Ebenjo ift die Erhebung von Beiträgen für einzelne Beranftaltungen 
von den dadurch begünftigten Grundbejigern und Gewerbtreibenden zuläffig und 
zwar auf Grund eines bejonderen, vorher aufzuftellenden Planes. 

Indirefte Steuern dürfen die Kommunen nur in den durch den Zollvereins- 
vertrag vom 8. Juli 1867 gezogenen Grenzen, alfo von Bier, Eſſig, Mal;, 
Obſtwein, Mehl: und Schladhtwaren, Brennmaterialien, Viktualien und Fourage, 
in den Weinländern aud von Wein erheben, jedod) von Wein, Bier und Brannt: 
wein nur innerhalb gewiffer Marimalgrenzen. Die neuere Landeögejeßgebung 
beichränft die Einführung von indirekten Abgaben auf notwendige Yebens- und 
Verbrauhsmittel, jucht dagegen die Einführung von Yurus und Hundefteuern 
zu befördern. 

In leßter Linie find auch die Gemeinden auf direfte Abgaben von den 
Gemeindemitgliedern und von den in der Gemeinde aus Grundbefig oder Ge: 
werbebetrieb Einfommen erzielenden juriftiichen Perſonen, jowie den betreffenden, 
außerhalb der Gemeinde wohnenden phyſiſchen Perjonen angemielen. 

Obwohl diefe Steuern bejondere direkte Gemeindeabgaben jein können, hat 
ſich doch in Deutichland nad) dem Vorbilde des franzöfiichen Rechtes allgemein, 
namentlich jeit der preußiichen Steuergeleßgebung von 1820, das Syftem der 
Kommunalzuichläge eingebürgert, wonach die Gemeinde zu den direkten Staats- 
fteuern, der Grund: und Gebäude:, Gewerbe: und den allgemeinen Einkommen— 
fteuern beſtimmte Zuichlagsprozente für ſich erhob. 

Hiedurdy ergab ſich eine erhebliche Ueberlaſtung der Gemeindemitglieder 
mit direften Steuern. Das preußiihe Kommunalabgabengejeg überweift daher 
die bisher Staatlichen Grund: und Gebäudeiteuern mit Ausnahme der Haufier- 
gewerbefteuer den Gemeinden überhaupt. Dieje Steuern werden zwar noch 
weiter vom Staate veranlagt, aber nur im Intereſſe der Gemeinden, die jie je 
nach ihrem Bebürfniffe in beitimmten Prozentjägen erheben. Die Gemeinden 
fönnen aber auch an Stelle diejer ftaatlid) veranlagten bejondere Grund: und 
Gewerbefteuern einführen. Alle kommunalen Ausgaben, die vorzugsweile den 
Grundbefißern oder Gewerbetreibenden zu gute fommen, werden, joweit nicht 
ihre Dedung dur Gebühren und Beiträge möglich ift, auf die NRealfteuern 
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verwielen. Dieſe müffen überdies in einem beftimmten Verhältniſſe zu der all: 
gemeinen Einkommenſteuer erhoben werden. Nur ſoweit hienach die Gemeinde: 
bedürfniffe noch nicht gededft werden fünnen, und auch bejondere direkte Steuern 
nicht in ausreichenden Maße beftehen, iſt die Erhebung von Zujchlägen zu der 
ftaatlihen Einkommenſteuer auch weiterhin zuläffig. 

Jedem Steuerpflichtigen ift der Betrag der von ihm zu entrichtenden Steuer 
mitzuteilen. 

Neben den Steuern fünnen Naturaldienfte der Gemeindeangehörigen im 
Gemeindeintereffe eingeführt werden. Dieje find jedoch nur von Bedeutung in 
ländlichen Gemeinden mit vorwiegender Naturalwirtichait. 

Während gegen die Heranziehung zu Leiltungen für die Gemeinde früher 
nur ein formlojes NReflamationsverfahren innerhalb bejtimmter Friſt gegeben 
war, eröffnet die neuere Gejeßgebung, namentlich in Preußen, einen förmlichen 
Verwaltungsrechtsweg. Es iſt zunächſt von dem Abgabepflichtigen innerhalb 
einer Friſt (4 Wochen) der Einſpruch bei dem Gemeindevoritande einzulegen, 
und gegen deſſen Beichluß findet die Klage im Verwaltungöftreitverfahren ftatt. 
Dabei kann jedoch, ſoweit es ſich um Zujchläge zu ſtaatlich veranlagten Steuern 
handelt, in diefem Verfahren gegen die ftaatliche Veranlagung ein Widerjprud) 
nicht erhoben werden. 

Die Gemeinde ift verpflichtet, entweder für jedes Jahr oder für eine längere 
Etatsperiode einen Gemeindehaushaltsetat, der einen Voranſchlag jämtlicher Ein: 
nahmen und Ausgaben enthält, aufzuitellen. In diefen Etat find alle der 
Gemeinde rechtlich obliegenden Verpflichtungen zu Ausgaben aufzunehmen. Weber 
den Etat hat die Gemeindeverfammlung bezw. Gemeindevertretung zu beichließen. 

Die Aufficht über die Gemeindeverwaltung führen die ftaatlichen Verwal: 
tungsbehörden. Der Umfang der Aufficht ift verichteden beftimmt. Die neuere 
Geießgebung verfolgt die Tendenz, grundläglih nur die Yegalität der Kom: 
munalverwaltung der Kontrolle durch die unmittelbaren Staatsbehörden zu unter: 
werfen, dagegen über die Zmwedmäßigfeit der einzelnen Verwaltungsafte die 
fommunalen Organe nad) eigenem freien Ermeffen enticheiden zu laffen. Nur aus- 
nahmsweiſe, in bejonders beitimmten Fällen, ift auch die Zweckmäßigkeit der Kom: 
munalverwaltung der ftaatlihen Kontrolle unterworfen, indem gewiſſe wichtigere 

Verwaltungsakte einer Genehmigung durch die Gemeindeauffichtsbehörde oder durch 
den Landesherrn bedürfen. Hieher gehört namentlich die Wahl des Gemeinde: 
voritandes, die Aufnahme von Anleihen und die Uebernahme von Garantien, 
die Erhebung von Abgaben über einen beftimmten Betrag hinaus x. Soweit 
dieſe Ausnahmsfälle nicht vorliegen, wird nur die Yegalität der Kommunal: 
verwaltung fontrolliert. Dabei wird den Gemeinden nunmehr die volle Garantie 
des Rechtsſchutzes im Verwaltungsitreitverfahren gewährt. Die Kontrolle voll: 
zieht fi) in der Weiſe, daß vermeintlich den er zumiderlaufende Beſchlüſſe 

t fommunalen Organe von der Auffichtsbehörde oder von dem Gemeinde: 
vorfteher ald deren Organe beanftandet werden. Bei Nichtaufnahme einer der 
Gemeinde rechtlich obliegenden Verpflichtung in den Etat kann die Auffichts- 
behörde durch Verfügung die betreffende Pofition in den Etat einstellen (og. 
Imangsetatifierung). Gegen die Beanftandungs: und Zmangsetatifierungsver: 
Tügung haben die fommunalen Organe die Klage im VBerwaltungsftreitverfahren, 
melde gegen den zu richten ift, der die Verfügung erlaffen hat. 

Den Landgemeinden ftehen in einem Zeile Deutichlands, namentlid) in den 
öfllihen Provinzen Preußens, die jelbftändigen Gutsbezirke glei. Denjelben 
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fehlt der Eorporative Charakter der Gemeinde, vielmehr hat der Eigentümer 
des Gutes für den Gutöbezirf aus eigenen Mitteln alle jonit der Gemeinde 
obliegenden öffentlich-rechtlichen Zeiftungen zu erfüllen, namentlich entweder jelbit 
oder durch einen geeigneten Stellvertreter als Gutsvorfteher, der der höheren 
Beltätigung bedarf, die obrigfeitlichen Rechte innerhalb des Gutsbezirks wahr: 
zunehmen. 

Mehrere Landgemeinden und Gutäbezirfe können zu einer größeren kom: 
munalen Einheit verbunden werden. In dieſer Beziehung beſtehen zwei mwejent: 
lid) von einander abweichende Syiteme, das der Samtgemeinde und das des 
Zweckverbandes. 

Die Samtgemeinde iſt franzöſiſchen Urſprungs. Während der Revolution 
hatte man vielfach mehrere Dorfichaften zu einer einzigen Gemeinde verbunden, 
jo daß troß der räumlichen Trennung nur ein einheitlicher Gemeindeverband 
vorlag. Die thatlähliche Trennung machte ſich aber allmählich, beionders nad) 
den Freiheitskriegen, in den weftlichen preußiichen Provinzen geltend, jo daß 3. 2. 
für jede Ortichaft eine bejondere Abteilung des Gemeindehaushaltsetats3 an- 
gelegt wurde. Die weitfäliiche Landgemeindeordnung von 1841 und die rheiniſche 
Gemeindeordnung von 1845 trugen dieſer Verwaltungspraris Rechnung, indem 
fie unter Erhaltung des bisher allein zu Recht bejtehenden weiteren Verbandes 
für wichtigere fommunale Aufgaben, namentlidy für Aufbringung der Polizei- 
foften, der Einzelgemeinde ihre kommunale Selbitändigkeit zurüdgaben. Die 
Samtgemeinde, in Weftfalen Amt, in der Rheinprovinz Bürgermeifterei genannt, 
it alſo rechtlich das Uriprüngliche, und die Einzelgemeinde hat ſich exit ſpäter 
aus ihr entwidelt. Hieraus erklärt ji ein ſchwerwiegender Einfluß des Vor— 
ftehers der Samtgemeinde auf die Verwaltung der Einzelgemeinde, der 3.8. in 
der Rheinprovinz jo weit geht, daß der Gemeindevoriteher auch für die Kom: 
munalverwaltung nur Hilfsorgan des Bürgermeilters ift. Die fommunale Ber: 
tretung der Samtgemeinde wird von den Vertretungen der zu ihr gehörigen 
Einzelgemeinden gewählt, dazu treten die Beſitzer jelbitändiger Güter, welche in 
dem Bezirke der Samtgemeinde liegen. Eine ähnliche Entwicklung hat fi im 
Anſchluſſe an das Franzöftiche Recht in der Pfalz vollzogen, wo die Bürger: 
meifterei mehrere Gemeinden mit eigenem Vermögen und zum Teil mit eigenen 
Organen unter der gemeinfamen Verwaltung eines Bürgermeifterd umfaflen fann. 

Dagegen iſt der Zmwedverband dem Oſten Deutichlands eigentümlih. Sein 
Weſen beiteht darin, daß er nicht wie die Samtgemeinde umfaſſende fommunale 
Aufgaben, jondern nur einzelne fommunale Zwede verfolgt. Bei der Aleinheit 
zahlreicher Landgemeinden und Gutsbezirfe im Often reichten dieſe vielfach nicht 
aus, um ſchwerere fommunale Laften allein zu tragen. Die Kreisordnung von 
1872, welche eine oder mehrere Yandgemeinden und Gutsbezirke zu einem Amts: 
bezirfe mit Amtsvorfteher und Antsausihuß zur Tragung der Polizeilaften 
verband, erklärte daher, die beteiligten Yandgemeinden und Gutsbezirte künnten 
dur übereinitimmenden Beihluß auch andere Kommunalangelegenheiten dem 
Amtsbezirke übertragen. Bei dem Werte, der allgemein auf die kommunale 
Unabhängigkeit gelegt wurde, jand dieſe Beltimmung aber jehr wenig Anmwen- 
dung, ſodaß fie durch die Landgemeindeordnung ſchließlich aufgehoben wurde. 
Dagegen ſieht dieje die entweder freiwillige oder auf Anordnung der Auffichts- 
behörden erfolgende Zufammenlegung von mehreren Yandgemeinden und Guts— 
bezirken zu einem Zweckverbande vor, der namentlich für die Gebiete der Orts: 
armenpflege, des Wegebaues und der Schulunterhaltung von Bedeutung werden 
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kann. Die Grundlage der Berfaifung bildet dann ein Verbandaftatut, und auf 
defien Grund wird eine Verbandsverfammlung und ein Verbandsvorfteher ge- 
wählt. Es iſt nicht ausgeichloffen, daß je nach der Werichiedenheit der Ver: 
waltungsaufgaben dieſelbe Gemeinde oder derjelbe Gutsbezirk verjchiedenen Zweck— 
verbänden angehört. 

Die Gemeinden und die als Erfah für fie dienenden Gutöbezirfe, Samt: 
gemeinden und Zweckverbände find aber nicht bloß kommunale Verbände mit 
ſelbſtändiger Perfönlichkeit zur Erfüllung der ihnen in relativer Unabhängigkeit 
vom Staate übertragenen Aufgaben, ihre Organe werden vielmehr auch un: 
mittelbar für die allgemeine Landesverwaltung des Staates herangezogen. Der 
Unterihied von der Kommunalverwaltung beiteht darin, daß nicht die kommu— 
nale Korporation als joldhe, jondern ein einzelnes kommunales Organ mit der 
Verwaltungsaufgabe betraut wird und jomit fein anderes Organ auch nur be: 
ratend mitzuwirken hat, und daß die Verwaltung nicht in relativer Unabhängig: 
feit vom Staate, jondern den Anordnungen der vorgelegten Staatsbehörden 
gemäß zu führen ift. Das wichtigſte Gebiet diejer allgemeinen Landesverwaltung 
durch kommunale Organe bildet die Polizei, es können aber in der gleichen 
Weiſe auch andere Verwaltungsaufgaben übertragen werden. Dabei ift zu unter: 
Iheiden zmijchen den Städten und dem flachen Lande. 

Für die Städte bildet das erite Beiſpiel die preußtiche Städteordnung 
von 1808, welche zwar die Polizei wieder als unmittelbares jtaatliches Hoh— 
heitsrecht in Anspruch nahm, aber ihre Ausübung, joweit nicht bejondere fünig: 
lihe Polizeidireftionen eingejeßt wurden, den Magiftraten kraft ftaatlichen 
Auftrages überließ. Die jpäteren Städteorduungen find im Intereſſe der 
Promptheit der polizeilichen Exekutive allgemein dazu übergegangen, die Polizei 
nicht dem Magiſtratskollegium, jondern einem einzelnen Mitglied, meift dem 
Bürgermeifter, zu übertragen. Nur vereinzelt, 3. B: in Bayern rechts des 
Rheins und in Kannover, hat man an der Polizeiverwaltung durch ein Magi— 
ratstollegium  feitgehalten. Die jpätere Geſetzgebung, jo in Preußen das 
Polizeiverwaltungsgejeß vom 11. März 1850 und die entiprechende Verord— 
nung vom 13. September 1867 für die neuen Provinzen, hat auch im all: 
gemeinen die Vorausjegungen näher beftimmt, unter denen allein eine unmittel- 
bar ftaatliche Verwaltung der Polizei errichtet werden darf. Hiernach ift dies 
nur zuläſſig in größeren Städten, ſowie in ſolchen, die als Sit höherer 
Staatsbehörden oder in militärischer Beziehung von größerer Bedeutung find. 
Zu den Koften der ftaatlichen Polizeiverwaltung haben in diefem Falle die 
Städte einen nach der Größe der Bevölkerung bemeiienen Zuſchuß zu leiiten. 
— Auf dem flachen Lande ift die ‘Polizeiverwaltung den Vorſtehern von 
Samtgemeinden und Zmwedverbänden, joweit jolche beitehen, jo z. B. in den 
weitlihen Provinzen Preußens den Amtmännern (Weitfalen) und Landbürger- 
meittern (Rheinprovinz,) in den öftlichen Provinzen mit Ausnahme von Poſen 
und in Schleswig-Holſtein den Amtsvorftehern übertragen. Wegen der im 
weientlichen ftaatlichen Aufgabe, die fie erfüllen, nimmt der Staat für alle 
dieje Beamten das Ernennungsreht in Anſpruch. Zum Teil werden für die 
Ausübung der Polizei in größeren Bezirken bejondere bejoldete Stantsbeamte 
ernannt, jo die Diſtriktskommiſſare in Polen. Auch den Vorftehern der Einzel: 
gemeinden unmittelbar ift, mo Samtgemeinden und Bmedverbände nicht be— 
ftehen, die Ausübung der Ortspolizei übertragen (Heilen -Nafjau). Endlich 
fommt es noch vor, daß den leitenden Beamten eines höheren ftaatlichen Ver: 
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walt ungsbezirkes, wie den Landräten in Sannover, die Urtöpolizei auf dem 
flachen Lande übertragen ift. Someit die Gemeindevorfteher, denen die Guts— 
vorjteher vollftändig gleich ftehen, die Ortöpolizei nicht jelbit auszuüben haben, 
find ihnen wenigftens einzelne Zweige zu eigener Verwaltung übertragen, und 
im übrigen haben fie dem Inhaber der Ortöpolizei als Hilfsorgan zu dienen. 
Auch jonft kann der Staat für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung die 
Thätigkeit der Worfteher der Yandgemeinden wie der weiteren Verbände in 
Anſpruch nehmen. 


$ 2. Die unteren Dermwaltungsbezirte. ') 


Die in dem bei weitem größten Zeile Deutichlands beftehende Verwaltungs— 
einteilung des Staatögebietes, welche eine größere Anzahl von Gemeinden in 
einem einheitlichen Verwaltungstörper zufammenfaßt, ift die in Kreiſe. Die 
Kreisverfaffung, welche urſprünglich in den mittleren Provinzen der preußiichen 
Monardie entitand, ift allmählid) auf den ganzen preußiichen Staat mit Aus: 
nahme der hohenzollernſchen Lande ausgedehnt und in verichiedenen andern 
deutjchen Territorien, jo namentlid in Eljaß-Lothringen, Heffen und einer 
Reihe von Kleinſtaaten nachgebildet worden. Die preußiiche Kreisverfaſſung, 
weldye gegenwärtig durch die neue SKreisordnung eine für alle Yandesteile 
im wmejentlichen gleichförmige Geftalt erhalten hat, ift demnad nicht bio 
geographiih innerhalb Deutichlande am weiteften verbreitet, jondern aud) 
für * Geſtaltung der unteren Verwaltungsbezirke in Deutſchland überhaupt 
typiſch. 
Das ganze Staatsgebiet iſt eingeteilt in Kreiſe. Bloß die größeren Städte 
haben ala Stadtkreiſe ſelbſt die kommunalen Aufgaben des Kreiſes zu erfüllen. 
Ebenſo erlangen Städte, die bisher zum Kreiſe gehört haben, jalls fie eine 
gewiffe Einwohnerzahl erreichen, die Befugnis, aus dem Kreile auszujcheiden 
(meift bei 25000, in den weitlichen Provinzen bei 30000 und 40000 Ein: 
wohnern). 

Jeder Kreis hat eine beftimmte territoriale Grundlage. Die Kreißgrenzen 
fünnen, jalls ihre Aenderung nicht mittelbar durd eine Verſchiebung der Ge: 
meindegrenzen bewirkt wird, nur durch Gejeß geändert werden. 

Nach der perjönlichen Seite für die Beltimmung der Kreisangehörigfeit 
hat die Kreisverfaiiung die Gemeindeverfaffung nicht zur Grundlage. Mit: 
glieder des Kreiles find daher nicht etwa die zum Kreiſe gehörigen Gemeinden 
und Gutäbezirke, jondern die phyſiſchen Perſonen. Auch der Kreis ift auf das 
Prinzip der Einmwohnergemeinde gegründet. Angehörige des Kreiſes find daher 
alle diejenigen, welche innerhalb jeiner Grenzen ihren Wohnfig haben, mit Aus: 
Ihluß der aktiven Militärperfonen. Aus der Kreisangehörigfeit ergibt ſich 


'; Vgl. Löning, Verwaltungsreht S. 96 ff., 128 ff.; v. Rönne, Preuß. Staatsredt 
Bd. 3. S. 303 f.; Schön, Recht der Kommunalverbände ©. 361 ff.; H. Schulze, Preuß. 
Staatöreht Bd. 1, 8.497 ff.; Bornhak, Preuß. Staatsreht Bd. 2, ©. 251 fi.; v. Stengel. 
Die Organifation der preuß. Verwaltung nad) den neuen Reformgeießen, Berlin 1884, S. 1% ff; 
Bearbeitungen der Kreisordnungen bei v. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze Bd. 2, und in 
den Provinzialergänzungsbänden, ſyn optische Ausgabe von Bornhal, Die Kreis» und Pro 
binzialordnungen des preuß Staates mebft den Dotationsgejeßen, Berlin 1887. Für die 
übrigen deutſchen Staaten v. Seybdel, Banr. Staatsreht Bd. 1 ©. 569 ff., die betr. Abichnitte 
aus Marquardiens Handbuch bezüglich der einzelnen deutſchen Staaten und die Artifel 
Kreis, Bezirksamt, Oberamt ꝛc in v. Stengels Wörterbuch des deutſchen Verwaltungsrechts. 
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das Recht zur Teilnahme an den Einrichtungen und PVeranftaltungen des 
Kreiſes, und die Pflicht, zu den Kreislaſten durch perjönlichen Dienst und 
Steuern beizutragen. Für die Ausübung politifcher Befugniſſe innerhalb der 
Ktreisforporationen bildet dagegen die Streisangehörigfeit nur eine von mehreren 
Vorausjegungen. 

Die politiichen Befugniſſe können nur diejenigen männlichen Kreisangehörigen 
ausüben, welche noch eine Reihe anderer Vorbedingungen erfüllen, namentlid) 
24 Jahre alt, im Befſitze der bürgerlichen Ehrenrechte und nicht im Konkurſe 
fund, im legten Jahre feine Armenunterjtügung bezogen und ihre Steuern be— 
zahlt haben. 

Das wichtigfte dieſer politiichen Rechte beiteht in der Wahl der Mitglieder 
des Areistages. Zu diefem Zwecke werden drei Wahlverbände gebildet, der der 
Großgrundbefiger, der der Landgemeinden und der der Städte. Der Wahlver: 
band der Großgrundbefiger iſt nicht etwa identiſch mit den Befigern jelbitändiger 
Gutsbezirke, ſondern beftimmt fich lediglic; nad) einem Zenjus. Es können alfo 
Beſitzer jelbitändiger Gutsbezirfe, die diefen Zenfus nicht erfüllen, zum Wahl: 
verbande der Landgemeinden und umgekehrt Einwohner von Landgemeinden zum 
Wahlverbande der größeren Grundbeliger gehören. In dem Wahlverbande der 
größeren Grundbefiger wählen auch die juriftiichen und diejenigen phyſiſchen 
Perfonen, welche nicht Kreisangehörige find, wenn fie den entiprechenden Grund: 
befiß im Kreiſe haben, in dem Wahlverbande der Landgemeinden nicht nur die 
feineren Grundbefißer, ſondern auch Gewerbtreibende und Bergwerkäbefiker des 
Hahen Landes. Unmündige und Frauen können ihr Wahlreht nur durd ihre 
geeglichen Vertreter ausüben. 

Der Wahlverband der größeren Grundbeiiger wählt die Kreistagsab— 
geordneten unmittelbar, der der Landgemeinden durch Wahlmänner und durd) 
die Beſitzer der jelbitändigen Güter und größeren Gewerbtreibenden und Berg: 
werfäbefiger, welche diefem Verbande angehören, der Wahlverband der Städte 
durch Magiftrat und Stadtverordnete in gemeinjchaftlicher Sißung. Die Ber: 
teilung der Abgeordneten findet im allgemeinen in der Weite ftatt, daß zu: 
nächſt die Geſammtzahl auf Stadt und Land nad) der Einwohnerzahl und dem: 
nacht die Vertretung des flachen Landes gleichmäßig auf Großgrundbeſitz und 
Landgemeinden verteilt wird. Dabei beſtehen jedoch noch beſondere Kautelen, 
um das Uebergewicht der einen Klaſſe über die andern zu verhüten. Wähl— 
bar iſt auf dem flachen Lande jeder ſeit einem Jahre dort wohnhafte Grund— 
beſitzer, ſowie jeder in den Verbänden aktiv Wahlberechtigte, der ſeit einem 
Jahre in dem Kreiſe wohnt, in den —— jeder Bürger einer der Städte 
des Kreiſes. Die Wahlen erfolgen auf 6 Jahre mit alle 2 Jahre alter: 
nierendem Ausſcheiden eines Drittel3 der Gewählten. Als außerordentliches 
Mittel der ſtaatlichen Aufſicht iſt die Auflöſung eines Kreistages durch könig— 
liche Verordnung zuläſſig, in welchem Falle eine vollſtändige Neuwahl er— 
folgen muß. 

Der Kreistag tritt mindeitens alle Jahre einmal zufammen. Sein Bor: 
ſitzender iſt der Landrat oder deſſen geſetzlicher Vertreter. Die Geſchäftsordnung 
für ſich hat der Kreistag innerhalb der geſetzlichen Schranken ſelbſt feſtzuſtellen. 

Das zweite Verwaltungsorgan des Kreiſes iſt der Kreisausſchuß. Dieſer 
beſteht aus dem Landrate als Vorſitzenden und ſechs vom Kreisausſchuſſe aus 
der ‚Zahl der politiſch berechtigten Kreisangehörigen, die nicht Kreistagsabgeordnete 
zu jein brauchen, auf 6 Jahre gewählten Mitgliedern. 
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Der Landrat jelbft wird vom Könige ernannt. Der Kreistag kann jedoch 
geeignete Perjonen, die dem Kreiſe durch Grundbefig oder Wohnfig angehören 
und die notwendige Vorbildung befiten, in Vorſchlag bringen. 

Zur Vertretung des Landrates werden zwei Sreisdeputierte vom Kreis— 
tage auf 6 Jahre gemählt, die der Beltätigung durd; den Oberpräfidenten 
bedürfen. Die Regierung kann im Bedarfsfalle entweder einen von ihnen oder 
einen bejonderen Vertreter beftellen. Bei fürzeren Behinderungen des Landrats, 
jedod nicht im Vorſitze des Kreisausichuffes, ift die Vertretung durd den 
Kreisjefretär zuläſſig. 

Für die Verwaltung einzelner Kreisangelegenheiten können befondere Kreis: 
kommiſſionen oder Kommiſſare beftellt werden. 

Außerdem hat jeder Kreis das nötige Bureau:, Kaſſen- und Unterperjonal, 
namentlich einen Kreiöfefretär, einen Streisfteuereinnehmer und einen Kreisboten. 

Die Kreisfommunalverwaltung wird im allgemeinen in der Weile geführt, 
daß der Kreistag über die fommunalen Angelegenheiten bejchließt und der 
Kreisausſchuß diefe Beſchlüſſe ausführt, während der Landrat die Beichlüffe des 
feßteren vorbereitet und die laufenden Verwaltungsgeſchäfte erledigt. 

Die Koften der Kreisverwaltung werden zunächſt aus dem Ertrage bes 
Grundvermögens und etwaiger Gewerbebetriebe de3 Sreijes und jodann aus 
den vom Staate überwiejenen Dotationen gededt. Da Angehörige des Kreiſes 
nicht die denjelben ausmachenden kommunalen Körperichaften, jondern die ein: 
zelnen Perſonen find, jo beiteuert der Staat auch grundjäglicd feine An: 
gehörigen, ſowie diejenigen juriftiichen oder phyſiſchen Perſonen, welche jonit aus 
dem Kreiſe durch Grundbefig oder Gewerbebetrieb Einfommen ziehen, bezüglid) 
des leßteren. Auch der Kreis iſt hiebei, jomweit nicht beiondere Kreisfteuern, 
wie 3. B. Kreishundefteuern beftehen, auf das Syſtem der fommunalen Zujchläge 
angemiejen. Den Städten und Landgemeinden ijt jedoch der Modus, in dem 
fie den auf ihre Angehörigen entfallenden Teil der Kreisſteuer aufbringen wollen, 
jelbit überlaffen. Hier tritt alfo dem Steuerpflichtigen gegenüber die Kreis: 
fteuer gar nicht in bejondere Ericheinung, jondern wird ala Gemeindefteuer mit 
erhoben. Soweit dagegen eine bejondere Kreisftener zur Veranlagung kommt, 
hat der Steuerpflichtige gegen dieje auch die entiprechenden Rechtsmittel, den Ein: 
ſpruch beim Kreisausichufle und gegen diejen Beihluß die Klage im Ber: 
waltungäftreitverfahren. 

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben des Kreiſes wird alljährlih ein 
Kreishaushaltsetat aufgeftellt, über den der Kreistag zu beichließen hat. 

Die ftaatlihe Aufficht über die Kreisftommunalverwaltung wird vom Re 
gierungspräfidenten geübt. Den Grundjägen der neueren Verwaltungsgeſetz— 
gebung entiprechend, erſtreckt ſich diefe Kontrolle auf die Zweckmäßigkeit der 
fommunalen Verwaltungsakte nur ausnahmsweije in denjenigen Fällen, in 
denen zur Giltigfeit derjelben die Genehmigung der Auffichtsbehörde erfordert 
wird. Es find dies namentlich Akte der Kreisfinanzverwaltung, wie Aufnahme 
von Anleihen, Uebernahme von Garantien, Ausfchreibung erheblicherer Steuer: 
zuſchläge x. Im übrigen unterliegt bloß die Legalität dev Kommunalverwals 
tung der Kontrolle jeitens der Auffichtsinitanz. Diele kann Beſchlüſſe der 
fommunalen Organe beanftanden oder durch den Landrat beanftanden laſſen, 
aud) dem Kreiſe geſetzlich obliegende Verpflichtungen, die der Kreistag in den Aus: 
gabeetat aufzunehmen verweigert, zwangsmweile in denjelben einftellen. Gegen die 
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betreffende Verfügung haben die Kreisorgane die Klage im Berwaltungsftreit- 
verfahren vor dem Bezirksausſchuſſe. 

Der Kreis ift gleichzeitig ein Bezirk der allgemeinen Landesverwaltung. 
Dem Landrate ift die Aufficht über die Kommunalverwaltung der Land— 
gemeinden und die Polizeiverwaltung, teilweile (Hannover und Landkreis Frank— 
furt a. M.) auch die unmittelbare Ortöpolizeiverwaltung auf dem flachen Lande 
übertragen. Der Kreisausihuß bildet gleichzeitig die Beichlußbehörde und das 
Verwaltungsgericht in den durd das Zuftändigfeitägefeg ihm bejonders über- 
wieienen Beichluß: und Verwaltungsftreitiachen. Ebenſo fteht der Landrat an 
der Spitze der jtaatlichen Steuerverwaltung für den Kreis. 

In der Provinz Polen it die Zufammenjegung des Kreistages nach dem 
ſtändiſchen Prinzipe beibehalten und die Ernennung der Kreisausihußmitglieder 
vorgefehen. Dagegen ift die VBerfaffung der Oberämter in Hohenzollern 1873 
ım Anihluffe an die Grundjäße der Kreisordnung von 1872 erfolgt. 

Diele preußiiche Kreisverfaſſung hat mit nicht bejonders erheblichen Aende: 
tungen in einer Reihe Eleinerer deutjcher Staaten, jo in dem größten Teile 
Thüringens, in Anhalt, dem Landgebiete -von Bremen, namentlih aber in 
le durch die Kreis: und Provinzialordnung vom 12. Juni 1874 Eingang 
gelunden. 

Elſaß-Lothringen befindet fich noch in einem Webergangsitadium zur Ent: 
widlung der Streisverfaffung, welche im Anichluffe an die franzöfiiche Ver: 
waltungsgefeßgebung beionders durd) das Gejeß vom 24. Januar 1873 ans 
gebahnt worden ift. Die franzöfiichen Arrondiffements haben unter bedeutender 
Verkleinerung die Bezeichnung Kreiſe, der leitende Beamte den Titel Kreis- 
direftor, und das Conseil d’arrondissement die Benennung Kreistag, der aus 
3 jeit 1896 nad) den Grundſätzen des Gemeindewahlrechtes für 6 Jahre be- 
tellten Mitgliedern befteht, erhalten. Auch hat man fich bemüht, durd eine 
Reihe bejonderer Geſetze und Verordnungen dem Kreisdirektor gewiſſe Ver: 
waltungsangelegenheiten zur eigenen Erledigung zu übertragen, während ber 
franzöſiſche Unterpräfeft nur Kommiffar des Präfekten it. Dieje Umbildung 
der franzöſiſchen Arrondiſſements zu deutichen Kreiſen ift aber bisher noch zu 
feinem endgiltigen Abichluffe gelangt. Insbeſondere haben die Kreiſe bisher 
no keinen kommunalen Charakter, jondern find nur Bezirke der allgemeinen 
Yandesverwaltung. 

Auch in den übrigen deutichen Staaten werden die Gemeinden eines aus: 
gedehnteren Gebietes mit Ausnahme der größeren Städte zu einem weiteren 
Verwaltungsbezirke, der in Bayern als Bezirksamt, in Sachſen als Amtshaupt— 
mannſchaft, in Württemberg ala Oberamt und in Baden als Amt bezeichnet 
wird, zufammengefaßt. An der Spite dieſes Verwaltungsbezirkes fteht ein 
ſtaatlicher Verwaltungsbeamter, in Bayern und Baden mit dem Titel Bezirks— 
amtmann, in Württemberg Oberamtmann und in Sachſen Amtshauptmann. 
Dieſem leitenden Staatsbeamten ſind je nach Bedürfnis noch ein oder mehrere 
höhere Beamte, ſowie das erforderliche Bureau- und Unterperſonal unterſtellt. 

In Baden iſt das Amt lediglich ein Bezirk der allgemeinen Landesver— 
waltung. Die württembergiſchen Oberämter bilden dagegen bereits ſeit dem 
15. Jahrhundert kommunale Körperſchaften. Dagegen iſt in Bayern und 
Sachſen den unteren Verwaltungsbezirken erſt in neuerer Zeit ein kommunaler 
Charakter beigelegt worden. 

Die gejeglichen Grundlagen für die Organijation der Verwaltung find für 
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Bayern das Gele vom 28. Mai 1852, für Sachſen das Geſetz vom 21. April 
1873, für Württemberg das Berwaltungsedift vom 1. März 1822 und Geſetz 
vom 21. Mai 1891, und für Baden das Gejeg vom 5. Oftober 1863. 

In den drei Königreichen, in benen der untere Verwaltungsbezirk gleich: 
zeitig ein Kommumalverband ift, in Bayern ein oder mehrere Diſtrikte umfaßt, 
befteht zunächft eine gewählte Verſammlung des Kommunalverbandes, welche in 
Bayern als Diftriktsrat, in Sachſen als Bezirksverfammlung und in Württem: 
berg als Amtsverfammlung bezeichnet wird. Nur in Württemberg erfolgt die 
Mahl der Mitglieder, deren Zahl 20—30 beträgt, lediglich durch die Gemeinden, 
dagegen in Bayern und Sachſen nad den drei Rlaffen der Höchſtbeſteuerten, 
wozu in Bayern nur Grunmdbefiger gezählt werden, der Städte und der Land- 
gemeinden. Die Wahlperiode ift eine verichiedene von 3—6 Yahren. Den Vorſitz 
in der Verfammlung führt der ftaatliche Verwaltungsbeamte. Zur Führung 
der kommunalen Verwaltungsgeſchäfte können noch Ausſchüſſe und bejondere 
Kommunalbeamte beftellt werden. Die Selbjtändigfeit der kommunalen Ber: 
waltung ift teils eine größere, teild eine geringere, am meiften eingejchränft in 
Bayern, wo alle Beichlüffe der fommunalen Körperichaften der höheren Geneh— 
migung bedürfen. 

Eine Teilnahme des Yaienelements an den Geichäften der allgemeinen 
Landesverwaltung iſt in Sachſen und Baden zur Geltung gelangt, jedoh nur 
in Sachſen in organiſcher Verbindung ınit der Slommunalverwaltung des Be: 
zirks. In Sadjjen beiteht unter dem Vorſitze des Amtshauptmanns ein Be: 
zirksausſchuß aus mindeftend 8 von der Bezirköverfammlung auf 6 Jahre gewählten 
Mitgliedern, unter denen fid) jedoch je 2 Vertreter der Höchitbeiteuerten und 
der Städte befinden müffen, in Baden unter dem Vorſitze des Bezirksamtsmanns 
ein Bezirfsrat von 6—9 Mitgliedern, welche vom Minifter des Innern auf 
2 Jahre aus einer VBorichlagäliite der Kreisverſammlung ernannt werden, Diele 
Selbftverwaltungsorgane des Bezirkes haben in follegialer Beratung und Beichluß: 
faſſung die ihnen geſetzlich überwiejenen Geichäfte der allgemeinen Landesverwaltung 
zu erledigen. 


$ 3. Die Bezirtsverwaltung.') 


Während die örtliche Verwaltung der deutichen Kleinſtaaten mit den unteren 
Verwaltungsbezirfen der Kreile oder Aemter abjchließt, bedürfen Preußen und 
die Meittelftaaten nocd einer Zwiſcheninſtanz zwiſchen Teßteren und dem Mini: 
fterium. Für die Organilation diefer Zwiſcheninſtanz wurde die preußiſche 
Gejeßgebung in den meilten Staaten dad Vorbild, nur ergab fidy verichiedent- 
ih aus der Kleinheit des Staatsgebietes die Notwendigkeit erheblicher Ab— 
änderungen. 

Die Grundlage für die preußilche Bezirköverwaltung bildet nod) jet das 
Publikandum vom 30. April 1815 und die Regierungsinitruftion vom 23. Of- 
tober 1817 nebit ergänzender Stabinetsordre vom 31. Dezember 1825. Diele 


y Qgl.v. Rönne, Preuß. Staatsreht Bd. 3 ©. 186 fi.; 9. Schulze, Preuß. Staats« 
recht Bd. 1S. 5 ff.; Born baf, Preuß. Staatöreht Bd. 2 ©. 302 ff.; v. Stengel, Die 
Drganijation der preuß. Verwaltung ©. 326 ff. 411 ff. Der beſte Kommentar des Landesverwal⸗ 
tungsgefeßes und des Zuftändigfeitögeießes bei v. Brauhitich, Die neuen preuß. Berwaltungs: 
gefeße, heransgegeben von Studtund Braunbehrens, Bd. 1. Bezüglich der deutſchen Mittel- 
jlaaten vgl.v. Seydel, Bahr. Staatsreht Bd. 1 ©. 569 ff., ſowie die betr. Abjchnitte in Dia r- 
quardſens Handbuch, und die Artilel Bezirk, Kreis, Provinz in v. Stengels Wörterbuch. 
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älteren Rechtsquellen find demnächſt ergänzt und abgeändert worden durch das 
Yandesverwaltungägeleg vom 30. Juli 1883, welches namentlich die Follegialiiche 
Regierungsabteilung des Innern aufgehoben und deren Geichäfte dem Regierungs: 
präfidenten übertragen bat. 

Das ganze preußilche Staatögebiet iſt in (35) Regierungsbezirfe eingeteilt. 
Außerdem bildet die Stadt Berlin einen Bezirk für fi. Die Regierungs: 
bezirke find Lediglich Bezirke der allgemeinen Landesverwaltung. Einige von 
ihnen bilden zwar gleichzeitig auch kommunale Korporationen. Doch jteht in 
dieſem Falle die Kommunalverwaltung in feinem organiihen Zulammenhange 
mit der Verwaltung des Regierungäbezirkes, und das räumlihe Zuſammen— 
fallen beider Bezirke ift nur etwas Zufälliges. Die Grenzen der Negierungs- 
bezirfe fünnerı daher auch im Wege der bloßen Verordnung abgeändert werden, 
weil durch eine jolche Aenderung in die Rechte öffentlicher Korporationen nicht 
eingegriffen wird. 

Die Regierungen find follegiale Behörden, welche unter dem Vorſitze des 
Regierungspräfidenten aus der erforderlichen Anzahl von Oberregierungsräten, 
Regierungaräten und Regierungsafjefloren beitehen. Die Mitglieder der Re: 
gierung find entweder juriftiich vorgebildete höhere Verwaltungsbeamte oder 
techniſche Räte, die namentlich für Forſtſachen, Kirchen: und Schuljachen, Me— 
dizinalangelegenheiten beftellt find. Die Zuftändigkeit der Regierung ift eine 
präjumtiv allgemeine und läßt ſich daher nur negativ beitimmen. Es gehören 
vor fie alle VBerwaltungsangelegenheiten, für welche nicht, wie 3. B. für Ab— 
loſungsſachen, indirefte Steuern, höheres Schulweſen, bejondere Verwaltungs: 
behörden beitellt find. 

Die ältere Gejetgebung Jah nun die Zerlegung der Regierung in vier Ab: 
teilungen, für Inneres, für Kirchen- und Sculwejen, für Domänen, Forſten 
und direfte Steuern und für indirekte Steuern vor. Letztere jollte jedoch nur 
da eingerichtet werden, wo feine bejondere Provinzialfteuerdireftion beitand. 
Da Solche zur Zeit in allen Provinzen errichtet find, jo beitehen die Regierungen 
est überall nur noch aus drei Abteilungen. Bezüglich der erften Abteilung 
erihien jedoch, nachdem durch das DVerwaltungsftreitverfahren und durch das 
Beihlußverfahren ein umfaffender individueller Rehtsichug gerade auf dem von 
dieier Abteilung bisher verwalteten Gebiete gewährt worden it. die follegiale 
Behandlung diejer Angelegenheiten nicht mehr erforderlich, wohl aber für eine 
prompte Erefutive hemmend. Das Landesverwaltungsgeieß erklärt daher Die 
Abteilung des Innern für aufgehoben umd überträgt die betreffenden Gejchäfte 
dem Regierungspräfidenten, nad) deffen Anweiſungen die ihm überwiejenen Mit— 
glieder der Regierung die Angelegenheiten der früheren Abteilung des Innern 
zu bearbeiten haben. Thatjählih it damit die Abteilung des Innern nicht 
aufgehoben, ſondern aus einer follegialiihen in eine bureaukratiſch organifierte 
Abteilung verwandelt werden, deren Chef der Regierungspräfident iſt. Als 
follegialiiche Abteilungen bejtehen daher nur die für Kirchen- und Schulweſen 
und die für Domänen, Forſten und direfte Steuern fort. 

In den beiden £ollegialen Abteilungen, an deren Spige je ein Oberregierungs: 
rat, in der leßteren unter Zuziehung des Oberforitmeifters als Mitdirigenten 
Nteht, werden nad wie vor alle Angelegenheiten follegialiich erledigt. Die Kirchen: 
und Schulabteilung hat die äußeren kirchlichen Angelegenheiten und das Elementar: 
ulweſen ihres Bezirks, die Abteilung für Domänen, Forſten und Direkte 
Steuern dieje Angelegenheiten zu verwalten. In das Reſſort der Abteilung des 
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Innern fallen dagegen alle Regierungsgeichäfte, die einer der beiden follegialen 
Abteilungen nicht überwieſen find. 

Bei einigen Eleineren Regierungen hat man von der Bildung von Ab: 
teilungen überhaupt Abſtand genommen. E3 werden hier die Geichäfte der Ab: 
teilung des Innern nad) den Anweiſungen des Negierungspräfidenten von den 
dazu beftimmten Mitgliedern, die Geichäfte der beiden Follegialen Abteilungen 
von dem Plenum bearbeitet. 

Gewiſſe wichtigere Angelegenheiten find jedoch überhaupt nicht von den 
Abteilungen, jondern nur von dem Plenum in kollegialer Beratung und Beſchluß— 
faſſung zu erledigen und zwar jelbit dann, wenn es ſich um Angelegenheiten 
de Innern handelt, die ſonſt im bureaufratiichen Geſchäftsgange bearbeitet 
werden. Hieher gehört namentlich der Bericht über Gejegentwürfe und allgemeine 
neue Einrichtungen, die in Vorſchlag gebracht werden ſollen, Grundjäße wegen 
allgemeiner Auflagen, Maßregeln zur Ausführung von Gejeßen, die über die 
Sphäre einer einzigen Abteilung Hinausgehen, Abweihungen und Ausnahmen 
von minifteriellen Borichriften, Gegenftände, bei denen zwei Abteilungen inter: 
eifiert find, die fi) nicht darüber haben einigen fönnen, alle Sachen, die der 
Präfident oder ein Abteilungsdirigent an das Plenum verweiit, Verfügungen 
des Oberpräfidenten über Verwaltung und Dienftdisziplin in allgemeinen Dis: 
ziplinarjadhen, Erhebung des Konflikts und des Kompetenztonflitts, Beſchlüſſe 
über Anwendung der Haft ala Erefutionsmittel. 

In der Regel haben jowohl die Regierungen jelbjt wie die einzelnen Ab: 
teilungen über die ihrer Verwaltung überwiejenen Angelegenheiten nad eigenem 
Ermeſſen ohne vorherige Rüdfrage zu enticheiden. Nur in einzelnen, ſpeziell 
hervorgehobenen Sachen find-fie zur Berichterftattung an das Minifterrum oder 
den Oberpräfidenten und zur Einholung von Berhaltungsmaßregeln verpflichtet. 

In der engiten Verbindung mit der Regierung fteht der Bezirksausſchuß. 
Vorſitzender ift der Negierungspräfident. Es gehören ihm außerdem an zwei 
Berufsbeamte, die vom Könige auf Lebenszeit oder im Nebenamte auf die Dauer 
ihres Hauptamtes ernannt werden und von denen der eine zum Nichteramte, 
der andere für den höheren VBerwaltungsdienit befähigt jein muß. Einer von 
ihnen wird zum ftändigen Vertreter des NRegierungspräfidenten im Bezirfsaus- 
ihuffe mit dem Titel VBerwaltungsgerichtsdireftor ernannt. Beide find außerdem 
Mitglieder der Regierung und nehmen als ſolche an den Beratungen des 
Plenums Teil. Die vier übrigen Mitglieder des Bezirksausſchuſſes find Ehren: 
beamte und werden vom Provinzialausichuiie, in den hohenzollernſchen Landen 
vom Landesausſchuſſe aus der Zahl der zum Provinziallandtage wählbaren An: 
gehörigen des Regierungsbezirfes gewählt. In gleicher Weile wie die ordentlichen 
Mitglieder werden auch Stellvertreter für fie beitellt. Der Bezirksausſchuß iſt 
jowohl Verwaltungsgericht als auch Beihlußbehörde in den ihm durch das Zus 
jtändigfeitögeleß oder ſonſtige Sonderbeitimmungen überwiejenen Angelegenheiten. 

Für die Stadt Berlin beiteht eine Regierung nicht, vielmehr find bier 
deren DObliegenheiten durd; das Landesverwaltungsgejeß verjchiedenen andern 
Behörden übertragen. Die Aufficht über die Kommunalverwaltung der Stadt 
übt an Stelle des Regierungspräfidenten der Oberpräfident aus. Im übrigen 
wird die Regierungsabteilung des Innern erjegt durch das bureaufratiih or: 
ganifierte Polizeipräfidium, welches gleichzeitig die Stellung einer Orts und 
einer Yandespolizeibehörde einnimmt. Die kirchlichen Angelegenheiten werden 
teil3 von dem Bolizeipräfidium, teils von der Miniſterialbaukommiſſion ver: 
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waltet. Das Elementarjchulmweien fteht unmittelbar unter dem Provinzialichul: 
follegium für die Provinzen Brandenburg und Berlin. Endlich zur Verwaltung 
der direkten Steuern ift eine bejondere Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern errichtet. Auch für die Stadt Berlin beſteht ein Bezirksausſchuß, jedod) 
mit weientlich abweichender Zufammenjegung und Zuftändigfeit. Den Vorſitz dem 
Polizeipräfidenten zu übertragen, war nicht möglich, weil der Bezirksausſchuß 
über Klagen gegen polizeiliche Verfügungen des Polizeipräfidenten ala Ortspolizei- 
behörde zu enticheiden hat. Es wird daher ein bejonderer Präfident des Bezirks— 
ausichuffes ernannt. Dazu treten die beiden andern Berufsbeamten. Die vier 
Ehrenbeamten werden vom Magiftrate und der Stadtverordnetenverjammlung 
zu Berlin in gemeinjamer Sigung gewählt und dürfen feinem der beiden ftädtifchen 
Kollegien angehören. In Bezug auf feine Zuftändigkeit ift der Berliner Bezirks— 
ausſchuß grundjäglic; nur Verwaltungsgericht. Als Beihlußbehörde tritt in den 
Fällen, in denen ſonſt der Bezirksausihuß enticheidet, der Oberpräfident ein, 
und dem Bezirksausichuffe fteht eine Beihlußfaffung nur in den Ausnahmefällen 
zu, in denen das Landesverwaltungsgeieß oder das Zuſtändigkeitsgeſetz fie ihm 
ausdrüdlich zumeift. Neuerdings ift die Zuftändigfeit des Berliner Bezirksaus— 
\huffes in anderer Zufammenjegung auch ausgedehnt worden auf die Vororte, 
ſoweit fie unter dem Berliner ‘Polizeipräfidenten jtehen. 

Bayern und Württemberg find in Kreife, die neuerdings in Bayern meist 
als Regierungsbezirke bezeichnet werden, eingeteilt, an Umfang ungefähr den 
preußiihen Regierungsbezirken entſprechend. Die Organifation beruht nod) 
heute in beiden Staaten auf den im Anfange diejes Jahrhunderts nach preußis 
ſchem Borbilde ergangenen Beltimmungen, in Bayern den Verordnungen vom 
27. März 1817 und 17. Dezember 1825, in Württemberg dem Edikte vom 
18. November 1817 und den Inſtruktionen vom 21. Dezember 1819 und 
28. Juni 1823. 

Un der Spite des Kreiſes ſteht in beiden Staaten die Kreisregierung, 
welde fih aus dem Präfidenten und der erforderlichen Anzahl von Mitgliedern 
zuſammenſetzt. Die Behörde ift allerdings follegialiich organisiert, doch erfolgt 
in Bayern die Erledigung der Geſchäfte in der Regel, ſoweit nicht bejonders 
vorgeiehene Ausnahmefälle vorliegen, bureaumäßig, in Württemberg kann der 
Präfident in gewiflen, namentlich auch in dringlichen Fällen jelbitändig und 
unter eigener Verantwortlichkeit Enticheidung treffen. Zum Reflort der Kreis- 
regierung gehört in Bayern die innere und Finanzverwaltung, in Württemberg 
die innere Verwaltung mit Ausnahme der Kirchen: und Schulfahen. In Bayern 
verfällt daher jede Kreisregierung in zwei Kammern, des Innern und der 
Finanzen, die nad heutiger Praris faſt ausnahmslos gejondert thätig find. 

In Bayern, nicht dagegen in Württemberg, ift der Kreis gleichzeitig Kom: 
munalverband. Seine BVerfaffung ift in dieſer Beziehung geregelt durch das 
Yandratsgeieg vom 28. Mai 1852. Die kommunale Vertretung de3 Kreiſes 
bildet der Yandrat, der fi) aus auf 6 Jahre gewählten Abgeordneten der 
Diſtriktsräte und der unmittelbaren Städte, der Geiſtlichkeit beider Konfeſſionen 
und der etwa im Kreile belegenen Univerfität zulammenfeßt. Der Landrat 
wählt einen ftändigen Ausichuß für die Zeit, in der er nicht verfammelt ift. 

ar hat der Landrat über die kommunalen Angelegenheiten des Kreiles zu 
beichließen, doc erhalten jeine Beichlüffe in der Regel nur Wirkſamkeit durch 
die königliche Genehmigung. Auch fteht ihm keinerlei Necht auf die Führung 
der Verwaltung in Rommimalangelegenheiten zu. Dieſe werden vielmehr lediglich 


224 Bornbaf. Die Irganijation der inneren Dermallang 


durch die ftaatliche Behörde, die Kreisregierung, erledigt. Die Aufbringung ber 
Koften der Kommunalverwaltung erfolgt in der Form von Zujchlägen zu den 
direkten Staatöfteuern. 

Sadjjen zerfällt ebenfalls in Kreife, deren Behörden 1835 nad) preußiichem 
Mufter Follegial organifiert waren. Durch die neuere Gejeggebung, das Geſetz 
vom 21. April 1873, ift die follegiale Organijation bejeitigt und für einzelne 
Sachen erjeßt worden durd die Mitwirkung von Selbftverwaltungstörperichaften. 
Der Kreis ift lediglich Bezirk der allgemeinen Landesverwaltung, aber nicht 
Stommunalverband. An der Spiße fteht der Kreishauptmann, die übrigen 
Beamten der Kreishauptmannſchaft haben die Geichäfte nach feinen Anweiſungen 
zu bearbeiten. Als Selbitverwaltungsorgan fteht ihm der Kreisausſchuß zur 
Seite. Dieſer jegt fi) zufammen aus dem Kreishauptmann ala Vorjienden, 
einem weiteren Beamten der Kreishauptmannicaft, ſowie aus ein bis zwei 
Abgeordneten jeder Bezirföverfammlung und aus einem Abgeordneten jeder nicht 
einem Amtsbezirke angehörigen Stadt, die auf 6 Jahre gewählt werden. 
Der Kreisausihuß hat in den geſetzlich beftimmten Fällen Beichlüffe zu faſſen 
und Beichwerden über die unteren Behörden zu entjcheiden. Die ihm nicht über: 
wiejenen Bejchwerdejadhen erledigt der Kreishauptmann mit zwei Beamten der 
Kreishauptmannſchaft als Kollegium. 

Für Baden iſt die Organiſation der höheren Verwaltungsbezirke durch Geſetz 
vom 5. Oktober 1863, für Heſſen durch Geſetz vom 12. Juni 1874 erfolgt. 
Sharakteriftiich ch iſt beiden Staaten, daß die früher beſtandenen kollegialen 
Zwiſchenbehörden zwiſchen den Miniſterien und den unteren Verwaltungsämtern 
als überflüſſig aufgehoben ſind. Wohl aber hat man in Baden für jeden der 
früheren Kreiſe einen Landeskommiſſar, in Heſſen für jede der drei Provinzen 
einen Provinzialdirektor beſtellt, die, ohne eine eigentliche Mittelinſtanz zu bilden, 
als Kommiſſare des Miniſteriums gewiſſe Aufſichts- und Berwaltungsbefugnifie 
auszuüben haben. In Helen iſt dabei die allgemeine Landesverwaltung injofern 
in organiſche Verbindung gejeßt worden mit der Kommunalverwaltung der 
Provinz, als der Provinzialdireftor in einer Reihe von Fällen an die Zu: 
ftimmung des jpäter noch näher zu behandelnden Provinzialausſchuſſes gebunden ift. 

Somwohl der badiſche Kreis wie die heſſiſche Provinz hat gleichzeitig den 
Charakter des Kommunalverbandes. Als ſolche haben fie zunächſt eine reprä- 
jentative Vertretung, die Kreisverfammlung bezw. den Provinziallandtag. Die 
Kreisverfammlung in Baden beſteht aus Mitgliedern, welche auf 6 Jahre 
mit alle 3 Jahre alternierendem Ausicheiden gewählt werden von dem Wahl: 
follegium der Wahlmänner der Kreiseingejeflenen, der höchitbefteuerten Grund: 
befiger und Gewerbtreibenden, der Gemeinderäte und der größeren Städte, wozu 
die größten Grundbeliger des Kreiſes und die Mitglieder des Kreisausſchuſſes 
hinzutreten. Dagegen werden in Heſſen die Mitglieder des Provinziallandtages 
von den Kreistagen auf 6 Jahre mit alle 3 Jahre alternierendem Aus: 
icheiden gewählt. Das Präfidium der Kreisverfammlung wird von diejer jelbit 
gewählt, Vorjigender des Provinziallandtages ift der Provinzialdireftor. Zur 
Führung der laufenden Verwaltungsgeihäfte des Kommunalverbandes wählt 
die Kreisverſammlung einen Kreisausfhuß von 5 Mitgliedern auf 3, der 
Provinziallandtag einen Provinzialausihuß von 8 Mitgliedern unter Borfik 
des Provinzialdireftors auf 6 Jahre. Die Formen der kommunalen Wer: 
waltung und der Geltendmachung des Staatlichen Aufſichtsrechtes ſind in ihren 
Grundzügen diefelben wie in Preußen. 
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In Eljaß Lothringen endlich hat die Organijation der höheren Verwaltungs: 
bezirfe durch) Geſetz vom 30. Dezember 1871 im engften Anſchluſſe an das 
franzöftiche Recht ftattgefunden. Zunächſt ift eine Veränderung der Bezeichnungen 
erfolgt, indem das Departement „Bezirk“, der Präfekt „Bezirfspräfident“, der 
Conseil general „Bezirfstag“ und der Präfekturrat „Bezirksrat“ benannt 
wurde. Unter diejen veränderten Benennungen ift aber das jranzöfiiche Ver: 
waltungsrecht, auf das in diefer Beziehung einfach verwiejen werden fann, im 
weientlihen unberührt geblieben. Der Bezirk ift hienach ein joldher der all- 
gemeinen Landesverwaltung wie der Kommunalverwaltung. Erſtere wird rein 
bureaufratiich durch den Bezirkspräfidenten und nad) jeinen Anweiſungen von 
den ihm unterftellten Beamten des Bezirkspräfidiums geführt. Nur die jtreitigen 
Verwaltungsjachen, joweit diejelben nicht infolge der Einführung der Reichsjuſtiz— 
geſetze auf die ordentlichen Gerichte übergegangen find, werden von dem aus 
Berufsbeamten zujammengejegten Bezirfsrate unter Vorſitz des Bezirköpräfidenten 
tollegialiich entichieden. Der Bezirkstag bildet dagegen das gewählte Neprä: 
jentativorgan des Kommunalverbandes. Den Grundjägen des franzöfiichen 
Rechtes entiprechend find jedoch feine Beichlüffe jelbit für die Kommunalverwaltung 
nicht durchweg von enticheidender Bedeutung. Jedenfalls werden die Geichälte 
der Aommunalverwaltung des Bezirks nicht von deffen kommunalen Organen, 
jondern von dem ftaatlihen Verwaltungsorgane, dem Bezirkspräfidenten und 
den ihm untergeordneten Beamten, erledigt. Dagegen it die Verwaltung da= 
durd) eine weſentlich andere geworden, daß die Verwaltungsbeamten infolge der 
Einführung der deutichen Dienftpragmatik eine unabhängigere Stellung erlangten. 


$ 4. Die Provinzialverwaltung.’) 


Die Notwendigkeit einer Verwaltungseinteilung des Staatögebietes, welche 
mehrere höhere WVerwaltungsbezirke in einem weiteren WVerbande zujammenfaßt, 
hat ji nur in Preußen ergeben. Die Provinzialverwaltung fällt alfo in den 
deutichen Mlittelftaaten überhaupt fort. 


Die Provinzen de3 preußiichen Staates in ihrer gegenwärtigen Geftalt 
verdanfen ihre Entjtehung der Verordnung vom 30. April 1815. Das Staats: 
gebiet wurde damals in zehn, jpäter acht Provinzen eingeteilt, und an die Spitze 
einer jeden ein Oberpräfident gejtellt, der nicht eine Mittelinſtanz zwiſchen der 
Regierung und dem Minifterium bilden, jondern nur als beftändiger Kommij: 
ſar des leßteren fungieren jollte. Nachdem der letztere Grundſatz zum Teil jchon 
durch die Inſtruktion der Oberpräfidenten vom 23. Oftober 1817 und die 
Geſchäftsinſtruktion vom 31. Dezember 1825 durchbrochen war, iſt er durch die 
neuere Verwaltungsgeſetzgebung, namentlich das Landesverwaltungsgeſetz vom 
30. Juli 1883 vollſtändig preisgegeben worden, und der Oberpräſident bildet 
jetzt eine wirkliche Mittelinſtanz zwiſchen der Regierung und dem Miniſterium. 
Außerdem ſind eine Reihe von andern Behörden, zum Teil unter dem Vorſitze, 
zum Teil unter der Aufſicht des Oberpräſidenten, wie Provinzialſchulkollegium, 
Medizinalkollegium, Provinzialſteuerdirektion für die Provinz begründet worden. 


Vgl. v. Rönne, Preuß. Staatöreht Bd. 3, S. 174 ff.; Schön, Recht der Kom: 
mumalverbänbe ©. 130 ff; a Schulze, Preuß. Staatsrecht Bd. 1, 5.524 f.; Bornhaf, 
Preuß. Staatsrecht Bd. 2 326 ff.; v.Stengel, Die Organifation der preuß. Verwaltung 
©. % fi, 286 ff; — 2 Provinz (Preußen) in v Stengels Wörterbud). 
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Zunächſt außer Zufammenhang mit dieſer ftaatlihen Provinzialverwaltung 
wurde die ſtändiſche Berfafjung der Provinzen organifiert. Die Provinzen 
bildeten zwar die Grundlage, doch wichen im Anſchluſſe an Hiftoriiche Verhält— 
niſſe die ftändiihen Provinzialgrenzen vielfad) von den Provinzen als Bezirken 
der allgemeinen Landesverwaltung ab. Die Provinzialitände, wie fie die neu: 
itändiiche Gejeßgebung der zwanziger Jahre Ye, vom 5. Juni 1823 und die 
provinziellen Ausführungsverordnungen über die Zulammenjegung der einzelnen 
Provinzialftände) nad) Grundbefigklaffen unter unverhältnismäßiger Bevorzugung 
des Großgrundbefites ins Leben rief, war in erfter Linie gedacht ala ein ver: 
faſſungsmäßiges Organ des Staates und ald Grundlage für die demnächit zu 
bildenden Reichftände. Ihre Hauptaufgabe beftand daher in der Begutachtung 
von Gejegentwürfen. Daneben hatten jie die äußerft geringfügige Kommunal: 
verwaltung der ‘Provinz, welche von dem Oberpräfidenten geführt wurde, mit 
ihren Beſchlüſſen zu begleiten. 

Nachdem dieje Provinzialverfaffung mit zum Zeil erheblichen Aenderungen 
auf die neuen Provinzen ausgedehnt war, hat die Provinzialordnung von 1875, 
welche gegenwärtig mit verjchiedenen partifularen Abweichungen im ganzen 
Staatögebiete mit Ausnahme von Hohenzollern gilt, und das Yandesverwaltungs: 
gejeg von -1883 die Slommunalverwaltung der ‘Provinz und deren allgemeine 
Landesverwaltung in den engjten organiſchen Zujammenhang gejeßt. 

Das — * Staatsgebiet iſt gegenwärtig in zwölf Provinzen eingeteilt. 
Dazu kommt die Stadt Berlin als beſondere Provinz. Die hohenzollernſchen 
Lande ſtehen außerhalb der Provinzialverfaſſung und bilden einen Kommunal: 
verband für fih. Der Kreis Herzogtum Lauenburg und die Inſel Helgoland 
gehören nur in Bezug auf die allgemeine Landesverwaltung, nicht aber in 
fommunaler Hinſicht zu der Provinz Schleswig-Holitein. Die Grenzen einer 
Provinz fünnen nur durch Gejeß verändert werden. Doch zieht die Veränderung 
von Gemeinde: oder Kreisgrenzen, welche zugleich Provinzialgrenzen iind, die der 
(eßteren ohne weiteres nad) ſich. 

Die Provinz ift ein Kommunalverband der zur Provinz gehörigen Kreife. 
PBrovinzialangehörige find daher alle diejenigen Perjonen, welche einem der 
(egteren angehören. Aus der Provinzialangehörigfeit ergibt ſich das Recht, die 
Anftalten und Einrichtungen der Provinz zu benußen, und die Verpflichtung, an 
den Laſten ihrer Verwaltung teilzunehmen. 

Die repräjentative Bertretung der Provinz bildet der Provinziallandtag. 
Da die Provinz eine fommunale Verbindung der Kreiſe ift, jo werden auch nur 
diefe, nicht die Bewohner der ‘Provinz unmittelbar in dem Provinziallandtage 
vertreten. Jeder Kreis hat mindeitens zwei Abgeordnete. Diejenigen der Land: 
freife werden von dem Streistage, die der Stadtkreife von Magiftrat und Stadt: 
verordnneten in gemeinjchaftliher Situng gewählt. Wählbar ift jeder Reichs: 
angehörige, der jeit mindeltens einem Jahre der Provinz durch Grundbejig oder 
Wohnſitz angehört und ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. Die 
Wahl erfolgt auf 6 Jahre, wobei alle 2 Jahre ein Drittel der Gemwählten aus: 
icheidet. Der Provinziallandtag wird vom Könige wenigitens alle 2 Jahre berufen 
und wählt jein Bureau jelbit. Der Oberpräfident oder fein Stellvertreter 
fungiert als königlicher Kommiſſar und ift als ſolcher Vertreter der Staats- 
regierung dem Provinziallandtage gegenüber. 

Nur in der Provinz Polen ift, um das Uebergewicht des Deutichtums 
aufrecht zu erhalten, die Zufammenjegung des Provinziallandtages in ftändiicher 


auf vechtövergleihender Grundlage. 227 


Weiſe mit Virilſtimmberechtigungen der größten Grundherren und nad) den 
drei Klaſſen des NRittergutsbefiges, der Städte und der Landgemeinden be: 
wahrt worden. 

Das zweite Organ der Provinz bildet der Provinzialausihuß. Er bejteht 
aus dem Borfikenden und 7 bis 13 Mitgliedern, welche vom Provinzialland- 
tage aus der Zahl der zu dielem wählbaren Reichsangehörigen auf 6 Jahre 
er werden, ſowie — mit Ausnahme von Hannover — aus dem Landes— 
irektor. 

Schließlich beiteht in jeder Provinz ein aus berufsmäßigen Beamten 
zulammengejegtes Landesdireftorium, deſſen Mitglieder der Landesdireftor oder 
Landeshauptmann und mehrere ihm beigegebene Beamte, Yandesräte oder 
Schagräte, find. Das Landesdirektorium ift regelmäßig bureaufratiich organi- 
fiert derart, daß der Landesdireftor ala Chef und die ihm beigegebenen höheren 
Beamten ald jeine Silfsarbeiter fungieren. Durch Provinzialitatut kann aber 
überall an Stelle der bureaufratiichen eine follegiale Organifation eingeführt 
werden. In Hannover ift dagegen das Yandesdireftorium ſchon nad) dem 
Gele ein Kollegium. 

Bei der Kommunalverwaltung der ‘Provinz wirken die drei genannten 
Organe zufammen. Der Provinziallandtag hat über die kommunalen An- 
gelegenheiten zu beichließen. Das eigentliche Verwaltungsorgan ift dagegen der 
Provinzialausichuß, entiprechend dem Magiitrate in den Städten und dem 
Kreisausihuffe in den Streifen. Da jedoch der Provinzialausjhuß zumeift aus 
Ehrenbeamten befteht und nicht immer verfammelt ift, jo bedurfte es außerdem 
eines Organes, welches die Beſchlüſſe des Provinzialausfchuffes vorbereitet und 
die laufende WBerwaltung führt. Dieſes Organ ift das Landesdirektorium. 
Der notwendige Zufammenhang zwiſchen Provinzialausihuß und Landesdirek— 
torium wird in den meiften Provinzen auch äußerlich dadurch hergeftellt, daß 
der Kandesdirektor von Amtswegen Mitglied des Provinzialausſchuſſes ift. 

Die Gegenftände der Kommunalverwaltung der Provinz jind ebenjomwenig 
wie die Kommunalverwaltung überhaupt einheitlicy beftimmt, jondern ergeben 
fi aus Sonderredhtsnormen des materiellen Verwaltungsrechtes. Vorzugsweiſe 
Jallen hierunter die Unterhaltung der Ehaufjeen, von gewiſſen gemeinnüßigen 
Anftalten, wie Irren-, Taubftummen-, Blindenanftalten, fandwirtichaftliche Melio- 
rationen ꝛc. 

Die Koften der Provinzialverwaltung werden in erſter Yinie aufgebracht 
aus den Erträgen des Vermögens der Provinz. Dazu kommen Dotationen des 
Staates, die diefer den Provinzen alljährlih auf Grund der Dotationsgeſetze 
vom 30. April 1873 und 8. April 1875 gewährt. Soweit dieje Einnahmen 
niht ausreichen, um die Ausgaben zu deden, müſſen auch die Provinzen 
Eteuern erheben. Da jedody Mitglieder des Provinzialverbandes die zu dem: 
jelben gehörigen Stadt: und Landkreiſe find, jo werden aud nur dieſe von 
der Provinz befteuert, und es bleibt ihnen überlafjen, in welcher Weiſe ſie ihrer: 
ſeits die auf fie entfallende Steuerquote aufbringen wollen. Den einzelnen 
bhniichen und juriltiichen Perſonen gegenüber, welche die Provinzialiteuer auf: 
bringen, kommt diefe alſo gar nicht bejonderd zur Erjcheinung. Daher haben 
an Reklamationsrecht gegen die Umlegung der Provinzialfteuern auch nur Die 
Kreile. Dieſen fteht aegen die Veranlagung zu den Provinzialabgaben der 
Einiprucdy beim Provinzialausichuiie, und gegen deſſen Beichluß die Klage beim 
Oberverwaltungsgerichte zu. 

15* 
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Ueber alle Einnahmen und Ausgaben des Provinzialverbandes muß periodild 
ein Etat aufgeftellt werden. Die Beihlußfaffung über ihn fteht dem Provinzial: 
landtage zu. 

Die Staatliche Kontrolle über die HKommunalverwaltung der Provinz wird 
durch den Oberpräfidenten, in einigen bejonderen Fällen durd die Mlinifter 
des Innern und der Finanzen oder durch den König ausgeübt. Die Zweck— 
mäßigfeit der Beſchlüſſe der ‘Provinzialorgane wird dabei in jenen Fällen einer 
Kontrolle unterzogen, in denen zu ihrer Giltigfeit eine höhere Genehmigung 
verlangt wird. Dies it insbejondere der Fall für Errichtung von Statuten, 
für eine höhere als rechtlich notwendige, eine ungleiche oder über 25 Prozent 
der Staatäfteuern hinausgehende Belaftung der Provinz, Aufnahme von An: 
leihen ꝛc. Abgeſehen von dieſen bejonderen Ausnahmen erjtredt ſich die Staats: 
aufficht nur über die Yegalität der Provinzialverwaltung. Der Oberpräfident 
fann vermeintlich gejegwidrige Beichlüffe der kommunalen Organe beanstanden 
und der ‘Provinz geſetzlich obliegende Verpflichtungen, die die Provinzialorgane 
in den Etat aufzunehmen ſich meigern, zwangsweiſe einstellen. Gegen diele 
Beanftandungs- und Zwangsetatifierungs:VBerfügung haben die Provinzialorgane 
die Klage beim Oberverwaltungsgerichte, welches demnach darüber in leßter 
Linie zu entjcheiden bat, ob das Verhalten der Kommunalorgane der Provinz 
oder da8 des Oberpräfidenten als jtaatlihen Auffichtsorganes berechtigt war. 

An die Stelle der Provinz als Trägerin der ihr auferlegten fommunalen 
Laſten tritt für Berlin die Stadtgemeinde, für den Kreis Herzogtum Lauen: 
burg der Kreis. Die hohenzollernihen Lande find dur die Amts: und 
Landesordnung vom 2. April 1873 als ein die Stelle der Provinz vertretender 
Landesfommumalverband anerkannt worden, bei dem Slommunallandtag und 
Landesausihuß die Stelle der entiprechenden Provinzialorgane erjegen. In 
Heſſen-Naſſau endlich bilden im Anſchluſſe an hiſtoriſche Verhältniſſe die beiden 
Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden je einen Landestommunalverband. 
Der Kommunallandtag wird gebildet aus den dem Regierungsbezirfe an: 
gehörigen Mitgliedern des Provinziallandtages, außerdem beiteht ein Yandes- 
ausſchuß und ein Kandesdirektorium in jedem Regierungsbezirke, die Verwaltung 
ſelbſt richtet fi) nady den Vorichriften der Provinzialordnnung. 

Neben diefen modernen Kommunalverbänden find in einigen Landesteilen 
der Provinzen Brandenburg, Schlefien, Sachen und Hannover für einzelne 
hiſtoriſche Beitandteile diefer Provinzen ftändiiche Vertretungen, mweldye im An— 
lange dieſes Jahrhunderts errichtet waren, vorläufig beitehen geblieben. Die 
betreffenden Landesteile, wie Altmark, Niederlaufit, Oberlaufiß und die hiſto— 
riihen Landichaften der Provinz Hannover jind demnady beiondere Kommunal: 
verbände mit einzelnen kommunalen Aufgaben, wie Feuerſocietätsweſen ꝛc., Die 
von den fommunalen Organen auch weiterhin abgewidelt werden. Die Auf: 
hebung diefer Kommunalverbände iſt jedoch wenigjtens für die alten Provinzen 
von der Gejeßgebung jelbit vorgeiehen. Einige, die früher noch bejtanden, find 
auch bereit3 bejeitigt worden. 

In organiihem Zufammenhange mit der Kommunalverwaltung fteht nun 
die allgemeine Landesverwaltung der Provinz. 

Der Chef der letteren ift der Oberpräfident, dem ein Oberpräfidialrat als 
Stellvertreter und die erforderliche Anzahl von Räten und Hilfsarbeitern bei: 
gegeben find. Der Oberpräfident ift nicht mehr bloß, wie es nad der Or: 
ganijatton von 1815 beabfichtigt war, ein jtändiger Kommiſſar des Miniiteriums, 
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fondern das Oberprälidium, welches mit dem Oberpräfidenten als Chef bureau— 
kratiſch organifiert ift, bildet eine jelbjtändige Mittelinftanz zwiichen dem Mi— 
nifterum und der Regierung. 

Der Wirfungäfreis des Oberpräfidenten it ein dreifacher. Er führt die 
Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, welche die Gejamtheit der Pro— 
vinz betreffen oder fid) über mehr ala einen Regierungsbezirk hinaus eritreden. 
Ferner bildet er die Auffichtsinftang für die Regierungen, Provinzialiteuerdiref- 
tionen und Generalfommilfionen. Endlich it er der Vertreter des Miniſters 
bei Entiheidung von Kompetenzitreitigkeiten zwilchen den Verwaltungsbehörden 
und bei außerordentlichen Ereigniſſen, namentlich Krieg und Kriegsgefahr, unter 
denen er die erforderlichen Anordnungen zu treffen hat. 

Bei der eigenen Verwaltung wie bei der Auffichtsthätigfeit fteht dem Ober: 
präfidenten der Brovinzialrat zur Seite. Diefer bejteht aus dem Oberpräfidenten 
oder jeinem Stellvertreter als Vorfikenden, einem vom Minifter des Innern 
auf die Dauer jeines Hauptamtes ernannten höheren VBerwaltungsbeamten und 
aus 5 Mitgliedern, welche der Provinzialausichuß aus der Zahl der zum Provinzial: 
landtage wählbaren Provinzialangehörigen auf 6 Jahre mit alle 3 Jahre alter: 
nierendem Ausſcheiden der Hälfte der Mlitglieder wählt. Der Oberpräfident 
hat die Beſchlüſſe des Provinzialrates vorzubereiten und für ihre Ausführung 
zu ſorgen. 

Der Provinzialrat ift im Gegenjage zu Kreisausihuß und Bezirksausſchuß 
nicht Verwaltungsgericht, jondern lediglich Beſchlußbehörde. Bon dem Kreis: 
ausſchuſſe untericheidet er fi) außerdem dadurch, dab er nicht mit der Kommunal: 
verwaltung der ‘Provinz, fondern bloß mit der allgemeinen Landesverwaltung 
befaßt it. Trotz der im übrigen dem Kreiſe entiprechenden Organifation der 
Provinz und ihrer Organe ift die dem Kreisausfchuffe entipredhende Behörde 
für die Provinzialinftanz in Provinzialausihuß und Provinzialtat zerlegt worden, 
und zwar wejentlich zu dem Zwecke, um erjteren eine von der Einwirkung un: 
mittelbarer Staatsbeamten möglichſt unabhängige Führung der Kommunalver- 
waltung zu fichern. Der Provinzialrat hat teils in eriter Inſtanz, teils in 
höherer Inſtanz gegenüber den Beſchlüſſen des Kreis: und des Bezirksausſchuſſes 
über die ihm durd das Zuftändigfeitägeleg vom 1. Auguft 1883 oder jonftige 
gejegliche Spezialbeitimmungen überwiejenen Angelegenheiten zu beichließen. Zum 
Zeil geht dagegen die Anordnung ſelbſt vom Oberpräfidenten aus, und dieſer 
ft für ihren Erlaß an die Zuftimmmung des Provinzialrates gebunden. Dies 
iſt . B. der Fall bei Erlaß von Polizeiverordnungen und bei Verfagung der 
Betätigung gewählter Beamten. 

Der Oberpräfident ift außerdem kraft jeines Amtes Vorſitzender des Pro: 
vinziafihulfollegiums und des Medizinalfollegiums, die je für den Umfang 
einer Provinz, die von Brandenburg gleichzeitig für Berlin und die der Rhein— 
provinz gleichzeitig für Hohenzollern errichtet find. Provinzialſchulkollegium wie 
Medizinalkollegium ftehen jedoch mit der übrigen Provinzialverwaltung nur 
durch die Perſon ihres Vorfitenden, des Oberpräfidenten, in Verbindung und 
bilden im übrigen jelbitändige, vom Oberpräfidium unabhängige Behörden. 

Bei den größeren Landesfommunalverbänden, die nicht Provinzen jind, 
befteht ein organiicher Zufammenhang zwiichen Kommunalverwaltung und all: 
gemeiner Landesverwaltung nicht, jelbit wenn, wie 3. B. bei den Bezirken Kaffel, 
Wiesbaden und Sigmaringen dies der Fall ift, die Grenzen bes ftaatlichen 
Verwaltungsbezirfes und des Kommmumalverbandes ſich decken. Beſondere Be: 
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ftimmungen waren jedoch für diejenigen außerhalb eines Provinzialverbandes 
ftehenden Gebiete erforderlich, welche auch in Bezug auf die allgemeine Landes: 
verwaltung einer Provinz nicht angehören. Es find dies die Stadt Berlin 
und die hohenzollernihen Lande. Die Stadt Berlin ift für eine bejondere 
Provinz erklärt, deren Oberpräfident derjenige der Provinz Brandenburg ift. 
Der Provinzialrat fällt für Berlin fort, und an feine Stelle tritt in erfter 
Inſtanz der Oberpräfident jelbit, in zweiter der zuftändige Minifter. Die hoben: 
zollernihen Lande ftehen, ſoweit eine Mitwirkung des Oberpräfidenten bei 
Militärangelegenheiten erforderlich ift, unter dem der Aheinprovinz. Im übrigen 
vertritt der zuftändige Minifter die Stelle des Oberpräfidenten und des Pro: 
vinztalrates. 

Außerhalb Preußens kann als provinzielle Formation nur das Reichsland 
Eljah-Lothringen angejehen werden, welches jtaatsrechtlic den Charakter einer 
Provinz des Reiches hat. Da jedod den Provinzialorganen des Reichslandes 
gleichzeitig verfaſſungsrechtliche Funktionen übertragen find, ericheint die Pro: 
vinztalverwaltung als eine zentrale, ſoweit das Reichsland ala bejondere, ſtaats— 
ähnliche Bildung entwidelt it. Es muß daher an diefer Stelle auf die Dar: 
ftellung der oberiten Verwaltung von Eljaß-Lothringen verzichtet werben. 


$ 5. Die Sentralverwaltung.') 


Die Verwaltung ded 18. Jahrhunderts charakterifiert ſich durch die Durch— 
führung des Kollegialiyitemes bis in die oberfle Inſtanz. Selbſt wo durch 
die Macht der Verhältniffe die großen Kollegien ſich allmählich auflöften, und 
die einzelnen Departements ſich zu ſelbſtändigen Zentralbehörden entwidelten, 
wurde innerhalb jedes Mlinifteriums wieder das Kollegialſyſtem durchgeführt, 
und der Minifter war nicht der Chef, jondern nur der Präfident des Kol: 
legiums der Mlinifterialräte. Das Kollegialiyften, welches in dem abioluten 
Staate die Unparteilichfeit und Ehrlichkeit der Verwaltung verkörpern jollte, 
wurde jedody im Anfange diefes Jahrhunderts unhaltbar und mußte durch eine 
bureaufratiiche Organijation der Miniſterien erjegt werden. Die Reibungen in 
den alten Sentralbehörden und die Unmöglichkeit eines weiteren Nebeneinander: 
beftehens der Provinzial und Realdepartements boten bloß den äußeren Ans 
ftoß zur Reform. Auch die Schwerfälligfeit der kollegialen Körperichaften hätte 
an ſich nicht zu einer Bejeitigung des Kollegialiyitems überhaupt, jondern nur 
zu zwedmäßigen Aenderungen genötigt, wie ſolche beijpielsweile durch Zerlegung 
der Regierungen in Abteilungen vollitändig gelangen. Die Notwendigkeit, die 
Reform im bureaufratijhen Sinne und unter Aufhebung des Kollegialiyftemes 
zu vollziehen, ergab jih aus einem außerhalb der Verwaltung liegenden Mo— 
mente, nämlich aus der Rückſicht auf die Eonftitutionelle Verantwortlichkeit der 
Minifter. Eine ſolche war für ein Kollegium, in dem fid) der Minifter mit 
dem Votum der Räte deden fonnte, nicht möglich. Daher erklärt e8 ſich, daß 
das bureaufratiiche Syitem der Zentralverwaltung ſich parallel mit dem mo: 
dernen Verfaſſungsſtaate entwidelte. 


) Bal. v. Rönne, Preuß. Staatsreht Bd. 3, ©. 85 ff.; 38 Schulze, Preuß. Staats: 
recht Bd. 1, ©. 224 ff.; Bornhat, Preuß. Staatöreht Bd. 2, ©. 369 ff.; Sendel, Bayr. 
Staatsreht Bd. 1, S.504; v. Surwey, Württ. — Bd. 2, S. 123 ff.; die ent— 
ſprechenden Abihnitte in v. Marquardiens Handbuch; die Art. Minifterium, Staatsrat x. 
in v. ar Wörterbuche, ſowie die Lehrbücher des deutichen Verwaltungsrechtes v. Lö» 
ning 59 
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Das Vorbild für die Minifterialorganijation wurde Frankreich, wo man 
während der Revolution ſechs Minifterien gebildet hatte, unter die ſich die Gejchäfte 
nur ſachlich verteilten (Aeußeres, Inneres, Finanzen, Juſtiz, Krieg, Marine). 
Nach diefem Vorbilde wurden aud in Preußen duch das Publikandum vom 
16. Dezember 1808 fünf Minifterialdepartements geichaffen, für Aeußeres, 
Inneres, Finanzen, Juſtiz und Krieg. Troß der Verfaffungspläne Steins war 
jedoh der Gedanke der fonititutionellen Verantwortlichkeit noch nicht zur Herr— 
ſchaft gelangt. So erklärt es fih, dad man das Kollegialiyitem, welches die 
Unparteilichfeit der Verwaltung verbürgen jollte, noch gar nicht aufgab. Denn 
die eigentliche Zentralverwaltung jollte in dem Staatörate ruhen, dem ſowohl 
die Minifter wie ihre vortragenden Näte angehörten. Die Minifterien hatten 
dagegen nad) dieſer Urganijation nur den Charakter vorbereitender und aus: 
führender Organe des Staatsrates. Da jedoch der Staatsrat vorläufig Juspen- 
diert blieb, jo wurden bis zu jeiner Einrichtung die Minifter wenigitens that: 
ſächlich die einzigen Zentralbehörden. 

Nah) dem Minifterwechiel des Jahres 1810 ging man jedocd von weſentlich 
anderen Grundfägen aus. Die Berwaltung jollte in erſter Linie der Durch— 
führung der großen finanziellen und jozialen Reformen dienen. Die Verordnung 
vom 27. Oktober 1810 behielt daher die fünf Minifterien zwar bei, wies aber 
nad franzöſiſchem Mufter dem Staatsrate, der auch damals noc) nicht eingerichtet 
wurde, die Stellung einer Gejege und allgemeine VBerwaltungsmaßregeln vor: 
beratenden Behörde, ohne Teilnahme an den laufenden Verwaltungsgeichäften, 
zu. Damit wurden die Minifter auch rechtlich die oberften Zentralorgane der 
Staatsverwaltung. Jedoch übernahm der Staatskanzler die Minifterien des Innern 
und der finanzen jelbit und hatte ala vornehmftes Mitglied im Kabinette aud) 
einen ſchwerwiegenden Einfluß auf die andern Mtinifterien. Durch Kabinetts— 
ordre vom 3. Juni 1814 murde weiter, um den einzelnen Minifterien einen 
Vereinigungspunft zu geben, das aus jämtlichen Miniftern beftehende Staats- 
miniftertum eingerichtet, deſſen ——— erſt der Staatskanzler, dann ein 
beſonders ernannter Präſident war. Daran ſchloß ſich endlich durch Verordnung 
vom 20. Januar 1817 die Bildung des Staatsrates, der aus den Miniſtern 
und anderen oberiten Beamten beitand, in der 1810 geplanten Weile. 


Die eben erwähnten Verordnungen, namentlicd diejenige vom 27. Okto— 
ber 1810, bilden noch jeßt die Grundlage für die Organijation der preußiichen 
Zentralverwaltung. Die mehrfach aufgeworfene Frage nad dem Gejegescharafter 
der Berordnung vom 27. Oktober 1810 iſt verneinend zu beantworten, da fie, 
wenn auch in der Geſetzſammlung publiziert, doch nicht Gejeß im Sinne des 
damaligen preußiichen Staatsrechts war und auch ſpäter durch die Verfaffungs- 
urkunde die Organilation der Zentralbehörden nicht der Gejeßgebung vorbehal- 
ten worden iſt.) Menderungen in der Organijation der Minifterien find daher 
auh nad) Erlaß der Verfaſſungsurkunde ſtets durch einjeitige königliche Ver: 
ordnung erfolgt. Die Mitwirkung des Yandtages ift dabei nur joweit erforderlich, 
ala für ein etwa neu gebildetes Minifterium die Mittel in den Etat ein: 
zuftellen find. Außerdem ift e8 üblich, die einem beftimmten Minister durd) 
Geieß beigelegten Befugniſſe bei einer Wenderung der Reffortverhältniffe unter 


. Vgl. über die Frage, ob die Verordnung vom 27. Oftober 1810 den Charakter eines 
Gejees hat, Bornhaf, Preuß. Staatsreht Bd. 1, S. 462 ff. und die dort noch weiter an— 
geführte Literatur, 
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den einzelnen Minifterien durch bejonderes Gejeß dem nunmehr zuftändigen 
Reifortminifter zu übertragen. 

Die einzelnen Minifterien bilden die oberiten Zentralbehörden. Aus der 
urjprünglichen Fünfzahl haben ſich jedoch jpäter noch andere Minifterien ent: 
widelt, jodaß gegenwärtig neun beitehen, Auswärtiges, verbunden mit dem Aus: 
wärtigen Amte des deutichen Reiches; Inneres; Finanzen; Krieg; Justiz; Geift- 
liche, Unterrichts: und Mtedizinalangelegenheiten (jeit 1817); Handel und Ge: 
werbe; Landwirtſchaft, Domänen und Forſten (beide jeit 1848) und öffentliche 
Arbeiten (jeit 1878). 

Die Minifterien find ſtreng bureaufratiih organisiert, jede Abweichung 
bievon würde mit dem Grundjage der Eonftitutionellen Verantwortlichkeit der 
Minifter, welche die Verfaſſungsurkunde ausipricht, unvereinbar jein. An der 
Spite jeden Minifteriums fteht der Minifter als Chef, jein ftändiger Vertreter 
ift der Interftaatsjefretär. Jedes Minifterium zerfällt ferner in eine oder 
mehrere Abteilungen, deren Vorfigender, der Mtinifterialdireftor, die minder 
wichtigen Angelegenheiten erledigt. Doch kann der Unterftaatsjefretär gleich: 
zeitig die Funktionen des Minifterialdireftors einer Abteilung wahrnehmen. 
Endlich hat das Miniſterium die erforderliche Anzahl von vortragenden Räten, 
welche nad) den Anmweilungen des Ministers die Sachen zu bearbeiten haben. 

Die Minifter haben die ihr Reflort betreffenden Angelegenheiten jelbit- 
ſtändig zu erledigen. Insbeſondere find fie befugt, blos reglementariiche Dienft: 
anmeilungen und ſolche Berfügungen zu erlaſſen, durch welche Zweifel der 
Behörden über Auslegung und Anwendung eines Geſetzes im einzelnen Falle 
bejeitigt werden. Dagegen find fie zu einer Aenderung oder authentischen Inter: 
pretation der Gejege nicht berechtigt. In beftimmten Fällen, jo namentlicd für 
alle Gejete, Verfaſſungs- und Verwaltungsnormen, für alle Hauptetats und 
Pläne, für beitimmte finanzielle Aufwendungen, für die Ernennung der höheren 
Beamten, Erteilung von Titeln mit dem Ratöcharafter und größere Gnaden— 
bewilligungen ift die königliche Genehmigung erforderlih. Außerdem find dem 
m. periodiih Rechenichaftsberichte und Hauptkaflenertrafte vorzulegen. 

eben den genannten Minifterien des Staates befteht in Preußen jeit. 
1819 ein bejonderes Mtinifterium des Föniglichen Hauſes, welches zwar ebenſo 
organifiert ift wie jene, aber Iediglicd ein Hofamt zur Bearbeitung der An: 
gelegenheiten der föniglichen Familie bildet. Es iſt mit der ftaatlichen Zentral: 
verwaltung in feiner Weile befaßt. 

Die Chefs der einzelnen Staatsminifterien und die etwa ernannten Minifter 
ohne Portefeuilfe bilden das Staatsminifterium. Seit Beſtehen des Reiches 
iſt es namentlich üblich geworden, die Chefs der wichtigiten Reichsämter zur 
Erhaltung des Zujammenhanges zwiſchen der preußiichen und der Reichs: 
politif zu preußtichen Miniſtern ohne Portefeuille zu ernennen. Aus der Zahl 
der aftiven Staatsminifter werden der Präfident und der PVizepräfident des 
Staatsminifteriums beftelt. Den Borfig in der Verſammlung des Staats: 
minifteriums führt der Präfident, oder bei jeiner Behinderung der Vizepräfident. 
Der König kann jedoch auch den Vorſitz jelbit übernehmen, dann wird die Ver: 
Jammlung der Staatöminifter ala Kronrat bezeichnet. 

In dem Staatsminifterrum ſoll fi) gegenüber der Zeriplitterung der 
Reſſorts die Einheit der oberiten Staatöverwaltung verkörpern. Insbeſondere 
find daher Gegenjtand der Beratung des Staatsminifteriums: 1. alle Entwürfe 
zu neuen Gejegen und allgemeinen Verordnungen, 2. alle Anordnungen, die 
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ein allgemeines Intereſſe betreffen oder in der beitehenden Behördenverfaflung 
etwas ändern, 3. alle dem Yandtage zu machenden Vorlagen und darauf zu 
faffenden Entichließungen, 4. die Vorſchläge zur Ernennung der höheren Be: 
amten, 5. überhaupt alle wicdjtigeren Angelegenheiten, welche nicht ausſchließlich 
in den Bereich eines Minifteriums gehören, 6. abweichende Anjichten der Miniiter, 
7, endlich alle Angelegenheiten, deren Beratung in dem Staatsminifterium der 
König für erforderlich erachtet. Das Staatsminifterium iſt außerdem Diszi- 
plinarhof zweiter Instanz für die höheren nichtrichterlichen Beamten. 

Für die Bearbeitung der von ihm reffortierenden Angelegenheiten hat das 
Staatsminifterium einen bejonderen Unterftaatsjefretär und mehrere vortragende 
Räte, denen jedoch in den Sigungen nur eine beratende Stimme zufommt. 

Da die Minifter verfafjungsmäßig die Regierungsatte des Monarchen 
gegenzuzeichnen haben und dadurd für fie die fonftitutionelle VBerantwortlichkeit 
übernehmen, jo muß ein unmittelbarer amtlicher Verkehr zwiichen den Miniftern 
und dem Monarchen bejtehen. Ein Kabinett ala Mittelinftanz zwiichen beiden 
it damit unmöglich geworden. Gleichwohl beiteht das Kabinett fort, aber in 
weientlic veränderter Bedeutung. Es zerfällt in zwei Abteilungen, das Zivil: 
und Militärfabinett, zu denen neuerdings für die Marineangelegenheiten das 
Marinefabinett getreten ift. Die beiden Ießteren bearbeiten die verfaflungs- 
mäßig vom Monarchen ohne minifterielfe Mitwirkung zu erledigenden Kom: 
mandoiahen. Das Zivilfabinett empfängt alle an den Monarchen eingehenden 
Schriftſtücke und weist fie, wenn es ſich um Staatsangelegenheiten handelt, dem 
zuftändigen Minifterium zu, während es Privatangelegenheiten, wie Unter— 
Hügungsgefuche und dergleichen nad) den Anweilungen des Königs jelbit erledigt. 
Ebenjo gehen durch jeine Hand die jchriftlichen Berichte der Minifter, die es 
dem Monarchen als deilen perjönliches Hilfsorgan vorträgt. irgend welche 
materielle Einwirkung auf die Entſchließungen des Monarchen ftehen jedoch dem 
Kabinett nicht zu. 

Neben dieſen obersten Zentralbehörden, welche eine wirkliche Verwaltung 
ausüben, beiteht der Staatsrat als höchftes beratendes Organ der Staats: 
verwaltung rechtlich fort. Nach der Verordnung vom 20. Januar 1817 find 
Mitglieder die Prinzen des königlichen Haufes, die Minifter, Oberpräfidenten, 
Generalfeldinarichälfe, tommandierenden Generale, Präfidenten der Oberrechnungs: 
fammer, Chefs des Zivil: und Militärfabinetts und die vom Könige ſonſt noch 
zu berufenden Perjonen. Als hödjite beratende Behörde hatte der Staatsrat 
feinen Anteil an der Verwaltung, wohl aber ſollten jämtliche Vorichläge zu 
neuen oder zur Aufhebung, Abänderung und authentiichen Interpretation beiteh- 
ender Geſetze von ihm beraten werden, ehe fie zur königlichen Sanktion gelangten. 
Die Abteilungen des Staatsrates berieten die vor ihn gebrachten Sadjen vor, 
während die endgiltige Beichlußfaffung nur durd) das Plenum erfolgen konnte. 
Tagegen behielt die Verordnung vom 6. Januar 1848 zur Befeitigung der ent— 
Nandenen Zweifel, ob ein nicht im Staatörate vorberatenes Geſetz rechtägiltig 
zuſtande gekommen ſei, es Lediglich der Entichließung des Königs vor, in welchen 
Fällen er da8 Gutachten des Staatsrates einholen wolle. Außerdem wurde die 
Organiſation infofern abgeändert, als nunmehr das Schwergericht der Beratung 
in die veritärften Abteilungen verlegt wurde. 

Während der Staatsrat in der Periode von 1817 bis 1848 ala das 
Parlament des abjoluten Beamtenftaates, in dem die Elite des Beamtentums 
vertreten war, eine außerordentlich umfangreiche und anerkennenswerte Thätigkeit 
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auf dem Gebiete der Gejeßgebung entfaltet hat, wurde er mit den Ereignifien 
des jahres 1848 ſtillſchweigend außer Wirkſamkeit gejeßt. Nachdem 1852 jeine 
Wiedereröffnung angeordnet war, erfolgte diefe auch thatjächlih 1854. Doc 
neben der parlamentariichen Thätigfeit des Landtages konnte der Staatsrat nicht 
wieder zum Leben gelangen und jchlief bald wieder ein. In neuerer Zeit find 
dann zweimal Verſuche gemacht worden, die Thätigfeit des Staatsrates wieder 
zu erweden. Im Jahre 1883 wurde der damalige Kronprinz zum Präfidenten 
und der Reichskanzler zum Bicepräfidenten bejtellt, neue Mitglieder des Staats: 
rates ernannt, und diejer jelbit wieder berufen, hauptſächlich um ein Gegengewicht 
gegen die parlamentariichen Körperichaften und die Erledigung der Gejeßesvor: 
lagen vom einfeitigen Parteiintereife aus zu bilden. Außerdem trat 1890 ber 
Staatsrat unter Vorfi des Königs jelbit zwecks Beratung des von Preußen im 
Bunbdesrate einzubringenden Arbeiterichußgeleges zujammen. In beiden Faällen 
ift jedoch jeine Thätigfeit nur eine vorübergehende gemejen. Eine Wirkſamkeit 
des Staatörates in dem vor 1848 geübten Umfange würde neben der parlamen: 
tariihen Thätigfeit des Landtages und der fonftitutionellen Berantwortlichkeit 
des Minifters für jede Vorlage die Geſetzgebung ſelbſt in hohem Maße erjchwe: 
ren und zum Zeil unmöglid; machen. 

Dasjenige Gebiet, in dem das Schwergewicht der Thätigfeit des franzöſiſchen 
Staatörates ruht, die Verwaltungsaerichtöbarfeit, war dem preußiichen Staats- 
rate ftet3 fremd, da die ftreitigen Verwaltungsfachen früher im Wege des ge: 
wöhnlichen Dezernats dur die Verwaltungsbehörden erledigt wurden. Mit 
Einrichtung einer förmlichen Rechtiprehung auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes wurde durch das Verwaltungsgerichtägefeg vom 3. Juli 1875 als oberite 
Inſtanz ein bejonderer Gerichtshof des öffentlichen Rechtes, da3 Oberverwaltungs- 
gericht zu Berlin, begründet. Diejes beſteht lediglich aus berufsmäßigen Beamten, 
die mindeftens dreißig Jahre alt und zur Hälfte für das Richteramt, zur Hälfte 
für den höheren Verwaltungsdienit befähigt jein miülfen und vom Könige auf 
Vorſchlag des Staatsminifteriums ernannt werden. Das Oberverwaltungägericht 
wie feine Mitglieder genießen die vollen Garantien richterliher Unabhängigkeit. 
An der Spite des Gerichtes fteht der Präfident, den Vorſitz in den einzelnen 
Senaten führen die Senatspräfidenten. Die Senate, in die das Oberverwaltungs: 
gericht zerfällt, find mit je fieben Mitgliedern bejegt. Nur für Steuerjachen 
iſt die Bildung Eleinerer Deputationen vorgeiehen. Während die Rechtiprehung 
des Oberverwaltungsgerichtes ſich uriprünglich nur auf Gegenftände der inneren 
Verwaltung einfchließlich der Kommunalangelegenheiten bejchräntte, ift feine Zu: 
ftändigfeit durch die neue Steuergejeßgebung auch ausgedehnt worden auf Refla: 
mationen gegen die ftaatliche Einfommen= und Gewerbefteuer. 

Für Konflikte zwiichen Gerichten und Verwaltungsbehörden über ihre beider: 
jeitige Zuftändigteit beiteht nach dem Geſetze vom 8. April 1847 ein bejonderer 
Kompetenzgerichtshof, der nad) $ 17 des deutichen Gerichtöverfaffungsgejekes in 
Verbindung mit der preußiichen Verordnung vom 1. Auguft 1879 ebenfalls 
die vollen Garantien der richterlichen Unabhängigkeit hat. Die Mtitglieder 
müflen 35 Jahre alt, zur größeren Hälfte Mitglieder des Oberlandesgerichtes 
zu Berlin und im übrigen für das Richteramt oder den höheren Verwaltungs: 
dienst befähigt jein. Die Ernennung erfolgt durch den König auf Lebenszeit 
oder auf die Dauer des befleideten Hauptamtes. Das Gericht enticjeidet in der 
Beſetzung von fieben Mitgliedern. 

In den deutichen Mittelftaaten beiteht die bureaufratiiche Organijation der 
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Minifterien in derſelben Weile wie in Preußen. Die Grundlage der Organifation 
ift entweder die Verfaſſung ſelbſt (Sächſ. Verf. $ 41) oder ein Geſetz (Würt. Gel. 
vom 1. Juli 1876) oder eine bloße Verordnung (Bayr. Formationsverordnung 
vom 9. Dezember 1825, Bad. Verordnungen vom 15. Juli und 6. Auguft 1817, 
15. und 29. April 1819, Heſſ. Verordnung vom 15. März; 1879). 

Die Zahl der Minifterien, melde durchweg bureaukratiſch organifiert find, 
it verſchieden. Bayern, Württemberg und Sachſen haben deren ſechs, die Fünf 
urfprünglichen und ein bejonderes Wtinifterium für Kirchen: und Schulmelen. 
In den beiden Staaten Baden und Helfen fallen von den fünf uriprünglichen 
Miniiterialrefforts Auswärtiges und Krieg ala bejondere Minifterien fort, jo daß 
nur drei übrig bleiben. Die Organijation der einzelnen Minifterien entipricht 
derjenigen in Preußen, nur führen teilweife die Chefs der Minifterien den 
Titel eines Präfidenten. 

Die Heineren deutihen Staaten begnügen ſich mit einem einzigen Minifterium 
ın verihiedenen Abteilungen. 

Soweit eine Mehrheit von Miniftern befteht, vereinigen ſich deren Chefs 
in dem Staatsminifterium, oder, wie e8 in Sachſen und Bayern heißt, dem 
Gelamtminifterium, das im allgemeinen diejelbe Zuftändigkeit hat wie das 
preußiihe Staatsminifterium. 

Neben dem Staatöminifterium befteht in Bayern und Württemberg nod) 
ein bejonderer Staatsrat. Der bayeriiche Staatsrat ift dem preußiichen nach: 
gebildet. Er hat daher nad) den Verordnungen vom 2. Februar 1817 und 
18. November 1825 im wejentlichen auch diejelbe Zulammenfegung, jedoch eine 
etwas weitere Mirkfamkeit. Seine abſchließende Geftaltung erhielt er durch das 
Gele vom 8. Auguft 1878 und die Verordnung vom 3. Auguft 1879, mwodurd) 
ihm die Verwaltungsrechtsſachen vollftändig entzogen, und er im wejentlichen 
auf beratende Funktionen beichräntt wurde. Bon größerer Bedeutung war der 
dem altwürttembergifchen Verfaffungsrechte bereits angehörige Geheime Rat. Nad) 
der württembergiichen Verfaffungsurfunde von 1819 88 54—61 mußten durch 
ihn alle wichtigeren Angelegenheiten an den König ergehen, daneben vertrat er 
die Stelle eines oberiten Verwaltungsgerichtes. Nach dem Gelege vom 1. Juli 
1876 ift er dagegen nur noch ein erweiterter Minifterrat zur Beratung bedeu— 
tenderer Sachen. Die übrigen Staaten befigen einen Staatsrat überhaupt nicht. 

In neuefter Zeit find in den Mittelftaaten durchweg bejondere Verwaltungs: 
gerichtähöfe errichtet worden, die, aus berufsmäßigen Beamten zujammengejekt, 
gleich dem preußiichen Oberverwaltungsgerichte, teild in erfter und letzter Instanz, 
teils als höhere Inſtanz zu enticheiden haben. Die Errichtung eines folchen 
Verwaltungsgerichtshofes erfolgte auf Grund befonderer Gejege in Bayern vom 
8. Auguft 1878, in Württemberg vom 16. Dezember 1876, in Baden vom 
24. Februar 1880, in Hefien vom 17. Januar 1875 und 16. April 1879, in 
Sachſen vom 19. Juli 1900. 

Außerdem beiteht in jedem der deutichen Mtittelftaaten ein Kompetenz: 
gerihtähof, der in Heilen mit dem VBerwaltungsgerichtshofe identiich ift, zur 
Enticheidung der Kompetenzkonflikte zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden. 
Die Kompetenzgerichtshöfe find den vorerwähnten Anforderungen des deutſchen 
Gerihtöverfaffungsgeießes entiprechend durchweg umgeftaltet worden durch Gejeße 
in Bayern vom 18. Auguſt 1879, in Sachſen vom 3. März 1879, in Württem- 
berg vom 25. Auguft 1879, in Baden vom 30. Januar 1879 und in Seffen 
vom 16. April 1879. 
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Eine Zentralverwaltung des Reiches jollte e8 nad) dem uriprünglichen 
Entwurfe der norddeutichen Bundesverfaffung überhaupt nicht geben. Vielmehr 
waren an Stelle der fehlenden Bundesverwaltung zwei Wege vorgejehen. Auf 
einzelnen Verwaltungsgebieten, wie dem des Auswärtigen, der Race 
der Poſt und Telegraphie, zum Teil auc des Kriegsweſens, jollte die preußiſche 
Verwaltung auch für den Bund fungieren, im übrigen der Bundesrat, ſoweit 
die Bundesfompetenz reichte, die allgemeinen Verwaltungsvorſchriften erlafien 
und die Behörden der Einzeljtaaten nad) dieſem die Verwaltung führen. Nach 
mannigfachen vergeblichen Verſuchen des verfaflungberatenden Reichätages, ein 
verantwortlihes Bundesminifterium einzuführen, Verſuchen, die jämtlih an 
dem MWiderjpruche der verbündeten Regierungen jcheiterten, gelang es endlich 
dur) eine unjcheinbare Nebenbeitimmung, daß der Bundeskanzler, durch die 
Gegenzeichnung der Präfidialerlaffe die Verantwortlichkeit übernehme, die Grund: 
lage zu einer eigenen Bundes: bezw. Heichöverwaltung zu legen. Der ur: 
ſprünglich nur als preußiicher Unterftaatsjefretär im Mtinifterrum des Aus: 
wärtigen für Bundesjachen gedachte Kanzler wurde, indem man ihm die poli: 
tiihe Verantwortlichkeit auferlegte, zum dirigierenden Bundes: bezw. Reichs— 
minifter, und damit zum Chef der gefamten Verwaltung des Bunbdesitaates. 

Der Reichskanzler iſt — von der jpäter zu erörternden Ausnahmeitellung 
des Reichslandes Eljaß-Lothringen abgeſehen — nad) Art. 17 der Reichsver— 
faſſung der einzige Reichsminiſter. Doch ift für die Wahrnehmung feiner ver: 
faſſungsmäßigen Funktionen nach dem Geſetze vom 17. März 1878 die Be— 
ſtellung eines allgemeinen Stellvertreters, wie die Beauftragung beſonderer Ver— 
treter für einzelne Zweige der oberſten Verwaltung zuläſſig. 

Urſprünglich war die geſamte oberſte Verwaltung des Reiches in dem nach 
Art eines preußiſchen Miniſteriums organiſierten und dem Kanzler als Chef 
unterſtellten Bundes- bezw. Reichskanzleramte vereinigt. Mit der Zunahme 
der Verwaltungsgeſchäfte des Reichs und mit der Uebertragung der früher von 
Preußen für das ganze Bundesgebiet wahrgenommenen Verwaltungszweige au) 
das Reich entwickelten ſich jedoch ſeit 1870 eine ganze Reihe von oberſten 
Zentralbehörden aus dem Reichskanzleramte, ſo das Auswärtige Amt, die Admirali— 
tät, welche jetzt nach Loslöſung der Kommandoſachen als Reichsmarineamt bezeichnet 
wird, das Reichspoſtamt, das Reichsjuſtizamt, das Reichsſchatzamt. Alle dieſe 
Behörden wurden nach dem Vorbilde der preußiſchen Miniſterien mit je einem 
Staatsſekretär als Chef organiſiert. Um jedoch die verfaſſungsmäßig gebotene 
Zentraliſation der geſamten Reichsverwaltung in dem Reichskanzler als einzigem 
verantwortlichen Reichsminiſter zu wahren, blieben die Chefs der ſämtlichen 
oberſten Reichsämter dem Reichskanzler unterſtellt und konnten nur nach Maß— 
gabe des Stellvertretungsgeſetzes vom 17. März 1878 mit ſeiner Vertretung 
innerhalb ihres Reſſorts beauftragt werden. Zu dieſen oberſten Reichsämtern 
kamen andere, wie das Reichseiſenbahnamt und das Reichsamt für die Ver— 
waltung der Reichseiſenbahnen, die zwar ebenfalls dem Reichskanzler un— 
mittelbar unterſtellt waren, aber dem Range nach den vorerwähnten Reichs— 
ämtern nicht gleich ſtanden. 


(Fortſetzung folgt.) 
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Aus den Gefekblättern. 


1. Inhalt des Beidhs-Gefekblattes, 


Ar.l.: Gel. zur Abänderung der Strandungsordnung v. 30. 12. 1901. [Betr. die 
s$ 25, 43.) S. 1. 2. — Ar. 2.: Bel., betr. die Anlegung von Mündelgeld in — und Neu: 
märkifchen Yitterfcpaftlichen Kommunal-Schuldverihreibungen v. 28. 12. 1901. 3. — Bel. 
betr. die Vereinbarung erleichternder Vorichriften für den — u Bertehr, zwifchen den 
Gifenbahnen Deutſchlands und der Schweiz v. 8. 1. 1902. ©. 4—27. Bek. betr. die 
dem internationalen Uebereinfommen über den &ijenbahnfrachtverfehr beigefügte Lifte v. 
17.1.1902. ©. 29, 30. — Nr. 4: Ge). über die Verlegung der deuticheöjterreichiichen Grenze längs 
bes Praemja- Fluffes v. 22.1. 1902. S. 31. — Gef. über die ig der deutſch-däniſchen 


Grenze an der Norderau und der Kjärmühlenau v. 22.1.1902. ©. — Bel, betr. die 
N . Gehülfen und Lehrlingen in Gaft: und in Schanfwirtihaften v. 23. 


II. Inhalt des Geſetzblattes für Elfaß-Lothringen. 


Ar.1.: : Raif. BO., betr. die Berufung des Landesausihuffes für Elfaß-Lothringen v. 
15.1. 1902. ©. 1. Kail. VBO., betr. die öffentliche Beitellung und die allgemeine Bes 
eidigung von Sahverftändi en v. 6. 1. 1902. ©. 1, 2. — VO, betr. die anderweite 
Abgrenzung der Kantone Lan ier und Mülhaufen-Süd fowie der Amtsgerichtöbezirfe Sierenz 
und Mülhaufen v. 6. 1. 1902. ©. 2. 


III. Gefebe, Stantsnerträge und Iandesherrliche Derardnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einmahnern : 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreih Bayern. 

Ar. 1.: Gei., betr. den Hanptetat der Militärverwaltung des Königreichs Bayern 
für das Rehnungsjahr vom 1. April 1901 bis 31. März 1902 :v. 29. 12, 1901. Fort- 
Dauernde Ausgaben 59846 432 Mk., einmalige Ausgaben 9755364 ME, Militär: 
AnvalidenPenfionen 9039 50 Mt., Summe des Militäretats 1901/02 78644 746 Me). 
&. 1-9. — Mr. 2.: Bet, betr. bie Dienftbücher der Schifsmannfhaften auf dem Rheine 
v. 11. 1. 1902, [wifchen den Rheinuferjtaaten vereinbarte Verordnung]. S. 11— 19. 


Gejeßes: und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. 2: Bek. betr. die Schiffahrtöpoligeiorduung für den nichtlanalifirten Main von 
der Regnigmündung abwärts v. 27.12.1901. [Zwiihen den Mainuferjtaaten vereinbart. 
S. 3—30. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 
Ar.1.: Bel, betr. Die —— der Schiffsmannſchaft auf deutſchen Rheinſchiffen 
v. 8. 1. 1902. Voai Bayern.] ©. 1 
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Wein:, Bier: und Branntwein:Produftion und :VBerbraud in 
den wichtigften Ländern der Erde. 

Der Reichsanzeiger bringt in Nr. 269 aus einer britiihen Parlaments: 
druckſache (Alcoholie Beverages) folgende Weberficht über die Produktion und den 
Verbrauch von Wein, Bier und Branntwein in den wichtigſten Qändern der Erde: 

Verbraud auf den 


Produktion Kopf der 
Länder Bevölkerung 
1898 1899 1898 1899 
1000 hl Liter 

I. Wein. 
Großbritannien. . . ; — — 1,9 1,9 
Deutfhland. . - » 1407 20% 35 4,7 
Stanliid - © 222020. 831731 46 810 112,0 113,0 
Ehwib - 222.0 8b 368 67,0 67,0 
Bortual .:. - - 2 = 2. ..5500 : 91,2 E 
Spanien - - . . 2» + 0004 21153 74,0 88,0 
SEN —: 666 31 800 92,0 93,0 
Oeftertil) > 2220202002424 3 368 20,0 15,0 
DRS 2: = 6 2041 10,0 14,0 
2 510 2154 16,0 61,0 
EEE u a 532 941 ’ ‚ 
Aumänien . . 517 2061 : ; 
Vereinigte Staaten von Amerika 854 1003 13 1,5 

II. Bier. 
Großbritannien. . . .» .„ . 59179 61 174 144,9 148,6 
uam: : #5: 5% 5% 5 4,1 2 
Komm ı 22 25 5% 463 503 21,6 23,2 
Schweden2330 50,0 h 
Dänematl . .» 2 2 2 2.2..23%6 2485 94,6 99,9 
Deutihland . . ,» 2 ..67968 69 500 124,2 125,0 
BEONR: : » » 4 5.» 180 14 290 207,0 213,0 
Frankreih 9558 10 396 25,0 27,0 
a Ve . 2118 2143 70,0 70,0 
Del: : . . 206.5 19 794 71,0 72,0 
Ungarn 1604 1566 30 90 
Vereinigte Staaten von Amerila 42876 46 108 57,9 60,6 

II. Branntwein. 

Großbritannien. - » 283850 2731 4,7 5,0 
BE 5: 5 ae TE Ä 4,9 
Namen ;» 23 25 = % 87 83 2,6 3,3 
Schweden . RE —— 394 472 8,1 S,6 
Dänemart . . .- Ede 337 360 14,7 15,4 
Deutihland . . - » - 63376 71632 8,4 8,8 
Niederlande . - . . 2:2. 690 682 8,3 s,1 
ET A N re 593 678 8,6 8,6 
WERDE: 2: 5 200 9,4 9,2 
Bam 5 u 107 s1 6,2 6,1 
Sale re ee 358 366 1:1 1,2 
Deiterreih . van ai SRH 3076 10,0 11,0 
DRDaVE: : 2: wa. "EB 2324 11,05 
Rumänien . . 622 376 v6 4,4 
Vereinigte Staaten don Amerika 3252 3616 4,4 4,9 
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Die für Produktion und Verbrauch von Branntwein angegebenen Mengen 
beziehen ih auf Branntwein von 50% Alkoholgehalt, für Dänemark auf ſolchen 
von 8° (= 47,40) Alkoholgehalt. 

Für das Jahr 1900 Tiegen die folgenden Angaben vor: 

Großbritannien: Produktion 59 970 689 hl Bier und 2599 868 hi Brannt- 
wein — Verbrauch auf den Kopf der Bevölkerung 1,8 1 Wein, 144,0 I Bier 
und 5,1] Branntwein. 

Dänemark: Produktion 2475 388 hl Bier und 339874 hl Branntwein. 

Deutihland: Produktion 3136 000 hi Wein und 7 336 000 hi Brannt: 
wein — Verbrauch 6,6 1 Wein und 8,8 1 Branntmwein. 

Belgien: Produktion 14 617000 hi Bier und 717000 hl Branntwein — 
Verbrauh 4,1 1 Wein, 219 I Bier und 9,6 | Branntwein. 

Frankreich: Produktion 67353000 hi Wein, 10712000 hi Bier und 
5312000 hl Branntwein — Berbrauh 941 Wein, 28 1 Bier ımb 9,21 
Branntwein | 

Italien: Produktion 29 900 000 hl — Verbrauch 88 I Wein. 


Die deutſche Baummwollinduitrie. 

Eine von der Firma W. Rieger in Stuttgart bearbeitete Zuſammen— 
ftellung gibt intereffante Aufichlüffe über die Zahl der Baummollipindeln im 
deutichen Reiche. Darnad) belief fich die Gejamtzahl der Spindeln: 

1898 auf 7381 629 
1901 auf 8 434 601. 

Die der Webſtühle: 

1898 auf 194 7236 
1901 auf 211818. 

Die den amtlichen Veröffentlihungen der Textilberufsgenoſſenſchaften ent: 
nommene Wrbeiterzahl betrug 1898: 628080, 1901: 659252, Demnad) 
haben die Webſtühle um 17092 — 8,80 °/o, die Spindeln um 1052972 = 
14,27 /o, die Arbeiter um 31 172 — 4,97 /o zugenommen. 

Im Einzelnen entfallen auf 


Spindeln MWebjtühle Arbeiter 
1901 gegen 1898 1901 gegen 1898 1901 

Elſafß. 2020. . 1519800 — 63098 39793 + 1655 63 309 
Boden. > 2 2 2 475 044 — 168 15119 — 249 

Rheinpfal . . 127732 + 54% 2021 + 131 101 066 
— und d vohenzottern 673441 + 68773 18838 + 1845 * 
Bayeın . 1420648 + 33932 23834 + 1273 

EScdin . . . 1185184 + 89888 34321 + 3185 188841 
Sachſen Wigognewinnertien . 52380 — — — — — — 
Schlefien . . . . 114343 — 3222 12694 + 523 55918 
Rheinprovinz-Weftfaln . . . 2072949 + 34282 46639 + T515 130 768 
Uebriges Norddeutihland. . . 322160 + 53296 13559 + 1213 121354 


Defterreichifcher Gefegentwurf über Arbeiterwohnungen. 
Nach dem öfterreichiichen Geſetz vom 9. Februar 1892 jollen Arbeiter: 
wohnungen, welche entweder von Gemeinden und gemeinnüßigen Vereinen oder 
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von aus Arbeitern gebildeten Genoſſenſchaften für ihre Mitglieder oder endlich 
von Arbeitgebern für ihre Arbeiter errichtet werden, auf die Dauer von 24 Jahren 
vom Zeitpunkt der Vollendung des Gebäudes an von der Gebäubdeiteuer befreit 
fein. Weitere Vorausſetzung iſt aber, daß die einzelnen Wohnräume den An: 
forderungen des Gejeges auf Größe ꝛc. entiprechen und daß der jährliche Miet: 
zins einen beftimmten Betrag nicht überjteigt. Diejes Geſetz ift in jenen Ländern 
und KHönigreichen in Kraft getreten, in welchen den bezeichneten Neubauten im 
Wege der Landeögeieggebung durch Befreiung von allen Landes: und Bezirks: 
zuichlägen ſowie eine Ermäßigung der Gemeindezuichläge für die Dauer der 
jtaatlihen Steuerbefreiung gewährt wird. Thatſächlich haben alle Kronländer 
mit Ausnahme Dalmatiens entiprechende Gelege erlaſſen. 


Nun hat die Regierung in der Sitzung des Abgeordnetenhaufes vom 
14. November 1901 einen Gejegentwurf eingebracht, durch melden die Be— 
ftimmungen des Gejeßes vom 9. Februar 1892 im Intereſſe einer wirkſamen 
Vörderung des Zweckes diejes Geſetzes, alſo gelunder und billiger Arbeiter: 
wohnungen, einer wejentlichen Abänderung unterzogen werden jollen. 


Die Reform befteht in finanzrechtlicher Beziehung in der Ausdehnung der 
24jährigen Steuerfreiheit auf die der Hausklafjenfteuer unterliegenden Gebäude, 
in der Herabjegung des für die Arbeiterhäufer zu entrichtenden Gebührenäquivalents 
von 3/0 auf 1’/2"/o jowie in der Zuerfennung der Erwerbiteuerbegünftigung an 
die mit der Erbauung und Vermietung von Arbeiterhäufern ſich ftatutenmäßig 
befafjenden Gejellichaften. In gleicher Abſicht Joll die Beitimmung aufgehoben 
werden, nad) welcher die Begünftigungen nur für den Fall der Vermietung, nicht 
aber auch für den der unentgeltlichen Weberlaffung der Wohnungen zuerkannt 
werden können; auch joll die Beichränfung der Begünftigung auf öffentliche 
Korporationen und Arbeitgeber als Bauherren hinwegfallen. Ferner ſoll die 
Beichränfung der Höhe des Mietzinfes nad) dem Ausmaße der Wohnräume 
aufgehoben und dem Bauherrn freigejtellt worden, den Mlietzind derart zu 
firieren, daß die Verzinſung des Baufapitals für das ganze Gebäude den orts— 
üblichen Zinsfuß um nicht mehr als 0,2 bis 0,5 °/o überfteigt. Der Gejeß- 
entwurf enthält des weiteren zahlreiche Beitimmungen, in denen die in hygieniſcher 
und fittlicher Beziehung ald notwendig erachteten Vorausſetzungen für die Zu: 
erfennung der Begünftigungen feitgeitellt werden. Es gehören bieher die Be: 
ftimmungen über die Anlage und Einrichtung von Arbeiterhäuiern und über die 
Beihränfungen in der Benütung der Wohnungen jelbit, wie 3. B. das Verbot 
des Schlafgängermwelens, die Trennung der Geichlechter in den für ledige Arbeiter 
beitimmten Wohnräumen, die Feltiegung eines Mindeit: und Höchſtausmaßes 
für Wohnräume, die Handhabung der Hausordnung, endlid die Einführung 
einer jtändigen Ueberwachung bezüglich der Durchführung der eben erwähnten 
Maßregeln und die Einräumung einer entiprechenden Straf: und Erefutionsgemalt 
an die Heberwahungsbehörden. Die neuen Begünitigungen find daran gebunden, 
daß die ala Arbeiterwohnungen errichteten Gebäude 50 Jahre für diefen Zweck 
beitimmt find, und jollen in der Regel nur für jene Gebäude erteilt werden, 
welche innerhalb 20 Jahren nad) Inkrafttreten des Gejetes vollendet werden. 
Doch können in bejonderen Fällen die Beitimmungen des neuen Gejeßes auch 
auf die nad dem Gejeg von 1892 begünftigten Arbeiterwohnhäufer angewendet 
werden. E. 
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Die neuere Spezialgefehgebung gegen den Bertrags- 

bruch in landwirkſchaftlichen Arbeitsverhältnifen 

unter befonderer Berückfichtigung der für das Her- 
zogtum Braunfchmweig erfolgten Regelung.“ 


Bon Dr. F. W. R. Iimmermann, Finanzrat in Braunſchweig. 


Die größere Bewegungsfreiheit und die Erleichterung jpeziell der inneren 
Wanderung, welche durch die ganze neuere Entwidlung in den gefeßlichen jo: 
wohl wie in den wirtichaftlichen Verhältniffen, namentlid) auch für die arbeitende 
Bevölkerung, im Deutihen Reid) gegeben war, mußte wie jede derartige mehr 
oder weniger plößliche und eingreifende Umgeftaltung zunächſt auch manche Uebel: 
fände und Ichädigende, eventuell mit dem allgemeinen Rechtsbewußtſein im Wider: 
ſpruch ſtehende Ericheinungen zeitigen, denen aber im Wege der Geießgebung 
abheliend entgegenzutreten, eine bejondere Schwierigfeit bot, weil troß allgemeinerer 
Anerkennung des vorhandenen Mißſtandes jeder bezügliche Geſetzesvorſchlag als 
ein reaftionäres Vorgehen gegen die prinzipiell gewährten und unter allen Um: 
Händen uneingeihränft zu erhaltenden Freiheiten angejehen wurde. In erfter 
Linie ift zu dieſen Erjcheinungen der Vertragsbruch der Arbeiter zu zählen, der 
ebenio in Gewerbe und Induſtrie wie in der Landwirtichaft jeit Jahrzehnten 
zu den lebhaftejten und allgemein als berechtigt anerkannten Klagen die Ber: 
anlaffung geboten und auch zu umfaſſenden Erörterungen und Berhandlungen 
nicht nur der Wiffenichaft, ſondern aud) der verichiedeniten Körperichaften ge: 
führt hat. Tür Induſtrie und Gewerbe tft jodann mit der Novelle zur Reichs: 
gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 durch die Einführung einer Buße für 
den Vertragsbruch ein gewiſſer Abſchluß erreicht worden, ob ein endgültiger und 
dauernder, müſſen wir dahingeſtellt ſein laſſen. Bezüglich der Landwirtſchaft 


I ob ab inwieweit auf den Vertragsbrud in landwirtihaftlichen Arbeitsverhältnifien 
die zunächſt und in der Hauptſache für das Gefinde erlafienen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
nad der bejonderen Faſſung der einzelnen Gefindeordnungen oder Polizeiſtrafgeſetze plaß« 
greifen fünnen, iſt als hier zu mweitführend unerörtert gelafien. Im allgemeinen jei nur be= 
merkt, daß die fraglichen landesgeſetzlichen Vorichriften die landbwirtichaftliche Arbeit wohl 
durchweg nicht oder doch nicht voll mit umfaflen und daher nicht als ausreichend betrachtet werden 
fonnen. Demgegenüber ift aber noch befonders auf die Vorfchriften im Art. 106 bes Polizei- 
ftrafgefeßbuches für das KHönigreih Bayern vom 26. Dezember 1871, ſoweit fie über das 
Gefindereht hinausgreifen, hinzuweiſen; nad diejen fünnen auf fängere Zeit in Beihäftigung 
genommene landwirtichaftlicde Zaglöhner, welde ohne genügenden Recdtfertigungsgrund zur 
Erntezeit oder zur Saat und Ausbauzeit den Dienft verlafien, auf Antrag mit Haft bis zu 
14 Tagen beitraft und durd die Polizeibehörde zwangsweiie zurücdgeführt werden; entzieht 
ſich der Zurücgeführte nochmals widerrechtlich demjelben Arbeitsperhältnifie, jo tft er mit 
Daft bis zu 3 Wochen zu beitrafen; hierdurd; dürfte allerdings jchon ein im mwejentlichen ges 
nügender Schuß gegen den Bertragsbrud landwirtſchaftlicher Arbeiter gegeben fein. 


Annalen des Deutichen Reichs. 1902. 16 
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bat aber die Reichsgeſetzgebung verjagt. Die Beitrebungen, welche auf ein reiche: 
gejetliches Vorgehen aud) gegen den Vertragsbrud der landwirtichaftlichen Ar: 
beiter hinzielten, müflen wir hier aber doch fur; berühren, denn fie bilden 
gleicherzeit die Begründung einerjeits für die Notwendigkeit einer gelelichen 
Regelung überhaupt, anderjeits für die Notwendigkeit einer Tandesgejeglichen 
Regelung. 

Für die Landwirtichait wurden durch den Vertragsbrud der Arbeiter jchon 
an und für fi) weit größere Schwierigkeiten und Mißſtände herbeigeführt wie 
bet der Induſtrie. Sowieſo hatte die Yandwirtichait bereits an dem ſich 
immer ftärfer fühlbar macdenden Mangel an Arbeitsfräiten vermöge des überall 
und Scharf auftretenden Zuges der Bevölkerung vom Yande zur Stadt und des 
ſich ftetig erhöhenden Auffaugens der Arbeitskräfte durch die Induſtrie zu leiden. 
Mit der auf dem Lande verbleibenden jeßhaften Arbeiterichaft war meiſt und 
vorzugäweife in den Gegenden mit dem entwideltiten, intenfivjten Anbau Die 
Aderwirtichaft nicht mehr durchzuführen, und man mußte fremde Arbeiter aus 
andern Gegenden zeitweile im Jahre oder dauernd heranziehen, bei denen an 
und für fi) nad) ihrem vagierenden Zug die Möglichkeit beziehungsmweile Wahr: 
icheinlichkeit eines VBertragsbrudhs in weit höherem Maß vorhanden war. Bei 
dem ungemeinen Aufblüben der Induſtrie griff diefe, nachdem fie ſich zunächſt 
wejentlid in den Städten entwidelt, doch auch mit ihren großen Etabliffements 
immer mehr auf das Yand über, durd ihre erheblich höheren Barlöhne einer: 
jeitS die ſeßhafte Arbeiterichaft des Landes noch der Landwirtſchaft entfremdend, 
anderjeits für jeßhafte und zugezogene Arbeiterihaft einen ftarfen Anreiz zum 
Vertragsbrud; gebend. Von ganz beionderer Bedeutung it Todann der Um— 
ſtand, daß der Vertragsbruch bei den landwirtſchaftlichen Arbeitern durchweg 
in einer Zeit einzutreten pflegt, in welcher gewiſſe Arbeiten, ſei es der Beſtellung, 
ſei es der Ernte ꝛc. notwendig vorgenommen werden müffen, wenn nit ein 
Yahresertrag ganz oder zum weſentlichen Zeil in Frage geitellt werden joll. 
Es würde ſich in dieſer Beziehung noch manches herausheben laſſen, das Ans 
geführte dürfte aber genügen, um darzuthun, wie der Vertragsbruch der Arbeiter 
fi Für die Landwirtſchaft in einer bejonderen Schwere geltend machen mußte. 
In den landwirtichaftlichen Körperichaften, in der landwirtichaftlihen Preſſe :c. 
wurde dieſes jchon Ende der achtziger Jahre namentlich für die Gegenden mit 
der intenfiven Landwirtſchaft lebhaft erörtert und auf die Notwendigkeit einer 
Abhilfe für die ſich immer erweiternde Schädigung hingewieſen; ebenmäßig 
wandten aber auch ſchon einzelne Regierungen, wie die von Anhalt, Braunſchweig, 
der Frage eine erhöhte Aufmerkſamkeit zu. Eingehend wurde die Sache ſodann 
auf der XIX. Plenarverſammlung des Deutſchen Landwirtſchaftsrates im Februar 
1891 verhandelt, und es gelangten dabei mit großer Majorität folgende, die vor— 
handenen Mißſtände und die Abhülfeforderungen kurz bezeichnenden fünf Säße 
zur Annahme: 

1. Der immer mehr um fich greifende Kontraftbruc der ländlichen Ar— 
beiter gefährdet nicht nur den landwirtichaftlichen Betrieb des einzelnen Arbeit- 
gebers, ſondern hat durch Schädigung der produzierten Nahrungsmittel und 
Schwähung der Leiftungsfähigfeit des Grundbeſitzes gemeingefährlihe Aus— 
dehnung angenommen; eine reichögelegliche Regelung it deshalb erforderlich. 

2. Die zivilgerichtlihe Schadenerjagklage zur Verfolgung der verletzten 
Rechte des Arbeitgebers ift in fait allen Fällen bei der Belitlofigkeit des Arbeiter: 
jtandes erfolglos. 
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3. Das Verfahren bei Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
über Antritt, Fortiegung und Aufhebung des Dienſt- und Arbeitsverhältnifies 
muß durch ſofort vollitrefbare Enticheidung der Ortspolizeibehörde aereaelt 
werden, ohne der jpäteren richterlichen Entſcheidung vorzugreifen. 

4. Der bösmwillige Kontraftbrud), ſowie die Verleitung zu demielben iſt 
itrafrechtlich zu verfolgen und mit angemefjenen Strafen zu bedrohen. 

5. Eine Einbehaltung des Lohnes bi8 zu einem prozentualen Satze oder 
für eine beitimmte Zeitdauer ift dem Arbeitgeber bis zur Erfüllung des Kon 
traftes durch den Arbeiter bei vorher erfolgter Abmachung geitattet. 

In Ausführung eines werteren Beichluffes wurde demnächſt (Mat 1891) von 
dem Deutichen Landwirtichaftsrat eine vorzüglich abgefaßte Eingabe betreffend 
die reichögejeglihe Regelung der Beitimmungen über den Vertragsbruch länd- 
(iher Arbeiter an den Bundesrat und die einzelnen deutichen Landesregierungen 
überfandt, in welcher die ganze Entwidlung und der derzeitige Stand der Sadıe 
näher Elargelegt und jene angenommenen fünf Leitſätze im einzelnen genau er- 
Örtert und begründet wurden. Der Deutiche Yandwirtichaftsrat verfolgte aber 
die Frage eifrig weiter, um jo mehr als die vorbezeichnete Eingabe eine un— 
mittelbare Folge nicht hatte; in gleicher Weile jchenkten auch die landwirtichait: 
lihen Vereine, Preſſe ꝛc. der Trage eine ftetige Beachtung. Für die 
XXI. Plenarverfjammlung des Deutichen Landwirtichaftsrates im März 1894 
war der Gegenjtand wiederum auf die Tagesordnung gelegt und wurde unter 
Vorlegung eines Geſetzentwurfs betreffend die Regelung der landwirtichaftlichen 
Arbeiterverhältnifle auf das eingehendfte und jorgfältigite in längeren Debatten 
beraten. Der Gelegentwurf war zunächſt für und von dem Verbande zur 
Beſſerung der ländlichen Arbeiterverhältniffe im Gebiete des Landwirtichaftlichen 
Zentralvereind der Provinz Sachſen und der dem Verbande angeſchloſſenen 
Staaten (Gebiete, in denen die Frage wohl am brennenditen war) durch den 
Rechtsanwalt Sudjsland zu Halle a. S. ausgearbeitet und enthielt — von der 
prinzipiellen Annahme ausgehend, daß die Arbeit und das Arbeitsverhältnis die 
Grundlage unjeres ganzen gejellichaftlihen und ftaatlihen Organismus bilde 
und daß deshalb das Arbeitsverhältnis aus den Rechtsinitituten des reinen 
Privatrechts herauszuheben jei ala eine bejondere Gruppe des gejellichaftlichen 
Rechtes, das zum Zeil einen die Parteiwillkür ausichliegenden Charakter tragen 
müfe — für die landwirtichaftlichen Arbeiterverhältnilfe in beitimmten Grunbd- 
jügen eine reichsgeſetzliche Regelung, wie ſolche die Gewerbeordnung für das 
Gebiet der Induſtrie und de8 Handwerks gibt. Auf diefe 50 Paragraphen 
umfaſſende Kodifizierung des landmwirtichaftlichen Arbeitsrechts, welche ſpeziell aud) 
die Ausstellung von Arbeitsbücdhern, Beitrafung des Vertragsbruchs und der An: 
fiftung Dazu, ortöpolizeiliche8 Vorverfahren ꝛc. enthielt, können wir bier natür: 
ih nicht näher eingehen, obwohl jie Schon an ſich ſowohl in ihrem Ganzen wie 
in ihren Einzelheiten von Intereſſe ift. Als Ergebnis der eingehenden Beratung 
gab der Deutiche Landwirtſchaftsrat die Erklärung ab, daß der vorgelegte Geſetz— 
entwurf eine zwedmähige Ausbildung der in dem früheren Beichlufle des Deutichen 
Landwirticaftsrates ausgeſprochenen Grundiäße über die Regelung der land: 
wirtichaftlihen Arbeiterverhältniiie enthalte und deshalb ald Grundlage für die 
unbedingt erforderliche aejekliche Negelung diefer Frage geeignet erjcheine ; ſodann 
beihloß er den Gelegentwurf unter einigen geringen Modifitationen dem Reichs- 
fanzler mit der Bitte zu überreichen, in Erwägung zu ziehen, immwieweit dem 
ſelben auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung Rechnung getragen werden könne. 

li 
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Obwohl namens des Reichskanzlers das Reichsamt des Innern eine nähere 
Prüfung der Sade einleitete und dieferhalb mit den Bundesregierungen in 
Verbindung trat, jo hatte doch auch diejer zweite Beichluß des Deutichen Land: 
wirtichajtsrats einen weiteren praftiichen Erfolg in der Reichögejeßgebung nicht. 

Nachdem auf diefe Weile ein Vorgehen des Reiches in dieſer Beziehung 
mehr oder weniger zweifelhaft geworden war, konnte bei den fid) immer ſchwerer 
fühlbar machenden Uebelftänden für die Landesregierungen nichts anderes übrig 
bleiben, als innerhalb der Kompetenz der Landesgejeßgebung durch dieje einer 
abhelfenden Neuregelung näherzutreten. So wurde denn zunächſt für das 
Rn Anhalt das Landesgeſetz betreffend den Vertragsbrud in landwirt- 
ſchaftlichen Arbeitsverhältniffen vom 16. April 1899 erlaffen, durch welches der 
Vertragsbruch der landwirtichaftlichen Arbeiter, die Anſtiftung dazu, die wiſſent— 
lihe Beichäftigung kontraktbrüchiger landwirtichaftlicyer Arbeiter, die wider— 
rechtliche Verweigerung der Dienjtannahme landwirtichaftlicher Arbeiter und ge— 
wiſſe Erzwingungen bezüglich des landwirtſchaftlichen Arbeitsvertrages unter 
Strafe geitellt find, jowie eine zwangsweile Zuführung fontraftbrüchiger land⸗ 
wirtſchaftlicher Arbeiter durch die Polizei für zuläſſig erklärt wird. Für das 
Fürſtentum Reuß jüngerer Linie wurde unter dem 19. Mai 1900 ein inhalt— 
lich gleiches Geſetz verlautbart. Die herzoglich braunſchweigiſche Landesregierung 
legte unter dem 30. Januar 1900 der Landesverſammlung einen Geſetzentwurf 
über den Vertragsbruch in landwirtſchaftlichen Arbeitsverhältniſſen vor, der im 
weſentlichen auf dem für das Herzogtum Anhalt erlaſſenen Geſetz beruhte; 
dieſer Entwurf wurde auch von der Landtagskommiſſion für innere Angelegen— 
heiten ſofort beraten und der Landesverſammlung mit Bericht vom 8. März 1900 
unter Beantragung der Erteilung der verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung wieder 
zugeſtellt; die Verhandlung im Plenum der Landesverſammlung wurde aber 
zunächſt ausgeſetzt, weil im Reichstage eine Interpellation über die bezügliche 
Geſetzgebung angekündigt war, deren Ausgang abzuwarten man für zweckmäßig 
erachtete; ſo kam der Entwurf erſt im Herbſt 1900 zur weiteren Verhandlung 
und Verabſchiedung. Die von ſozialdemokratiſcher Seite eingebrachte Inter— 
pellation im Reichstag bezog ſich nicht nur auf die Geſetze von Anhalt und 
Neuß jüngerer Linie gegen den Vertragsbruch der landwirtichaftlicen Arbeiter, 
londern gleicherzeit auf die Verordnung der freien und Hanſeſtadt Lübeck über 
das Streifpoftenftehen, und behauptete von diejen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
insgeſamt, daß ſie teilweiſe das durch $ 152 der Gewerbeordnung für das 
Deutiche Reid) “eingeführte Koalitionsrecht der Arbeiter einſchränkten, teilmeije 
Einwirkungen auf den Willen anderer Perſonen, entgegen dem 7. und 
dem 18. Abichnitt des Strafgelegbuches, dem Art. 4 Nr. 13 der Reichs: 
verjafjung und den 88 2 und 5 des Einführungsgejeges zum Strafgejeßbuche, 
unter Strafe ftellten, teilweife im Widerſpruch zu $ 888 der Zivilprozeßordnung 
die dort verbotene Durchführung eines zivilrechtlichen Anſpruchs auf Fortiegung 
eines Dienftverhältniffes mittels Zwangsmaßregeln landesrechtlich einführten. 
Auf die Snterpellation und die fi daran jchließenden Verhandlungen im 
Reichsſtag (Sitzung vom: 11. Juni 1900, Stenographijche Berichte, X. Legis- 
faturperiode, I. Seſſion, 7. Band ©. 5950 ff.) wollen wir hier im ganzen nicht 
näher eingehen; wir werden vielmehr dad Wejentliche bei der Betradhtung der 
Einzelbeftimmungen des Gejeßes berühren, denn um dieje Einzelbeftimmungen 
und deren Nechtöbeltändigfeit drehte fi) in der Hauptjache die Debatte; nur 
das jei als allgemeine8 Ergebnis hervorgehoben, daß die Zuftändigfeit der 
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Landesgeießgebung für die in Frage ftehende Regelung in ganzen nicht mur 
von der Reichöregierung, jondern auch von der Mehrheit des Reichätages an- 
erfannt wurde. Die braunſchweigiſche Landesverjammlung verhandelte demnächit 
in ihrer Herbſtſeſſion 1900 den von der Landesregierung eingebrachten Geſetz— 
entwurf im Plenum und billigte denſelben unter einzelnen wiederum von der 
Regierung genehmigten Abänderungen. So entſtand als braunſchweigiſches Landes— 
geſetz: das Geſetz vom 10. Dezember 1900 Nr. 67, betreffend den Vertragsbruch 
in landwirtichaftlichen Arbeitöverhältniffen, dem wir uns nunmehr jpeziell zu: 
wenden wollen. 

Das Geſetz ald Ganzes wurde in dem Schreiben, mit welchem das 
berzogliche Staatöminiftertum den Entwurf der Landesverfammlung vorlegte, in der 
Hauptiahe nur mit den beiden Säßen eingeführt: „Der Gejegentwurf entipricht 
einem lebhaften und jeit Jahren immer dringender gewordenen Wunjche der 
einheimischen Landwirtichaft, welche durch die ftetige weitere Zunahme des Kontraft- 
bruches ſchweren Schädigungen ausgejegt ift. Da ein Eingreifen der Reichs: 
geieggebung nicht in Ausficht jteht, muß die Landesgejeßgebung der Landwirt: 
ſchaft den nötigen Schuß zu gewähren juchen.“ Es wird jodann Bezug genommen 
auf das bezügliche Gejeß für das Herzogtum Anhalt, welches für den Entwurf 
vorbildlich gemweien. Die anhaltiiche Landesregierung hatte bei der Einbringung 
des Geſetzes folgende kurze Begründung gegeben, welche im vollen Umfang 
aud für die braunjchweigiichen Verhältniſſe anzuerkennen iſt: „Zweck des Ent: 
wurfs ift in der Hauptſache der Schuß gegen Vertragsbrud; in landwirtichaft: 
lichen Arbeitsverhältniffen. Die Landwirtichaft bedarf eines ſolchen Scußes, 
denn fie hat bei dem zunehmenden Mangel an Arbeitern auf dem Lande mit 
großen Schwierigfeiten zu fämpfen und it durch die immer weitere Verbreitung 
des Kontraktbruchs namentlich) während der Beſtell- oder Erntezeit jchweren 
Schädigungen ausgeſetzt. Die beſondere Natur des landwirtſchaftlichen Betriebes 
rechtfertigt auch einen befonderen Rechtsſchutz, deſſen Gewährung nicht bloß im 
Intereſſe des Einzelnen, ſondern auch im Intereſſe der Allgemeinheit liegt, zumal 
wenn man erwägt, daß gerade in einem Staate, wie dem ankaltiſchen, wo die 
Yandwirtichaft einen jo bedeutiamen Faktor des öffentlichen Erwerbslebens bildet, 
die durch weitgehende Vertragsverlegungen entjtehenden Schädigungen unter ge: 
wiſſen Umftänden und zu gewiſſen Zeiten auch zu einer öffentlichen Kalamität 
führen können.“ Eingehender iſt das Geſetz als Ganzes in dem Bericht der 
braunichweigiichen Landtagskommiſſion behandelt worden, und wir wollen daraus 
das Wefentlichite herausheben, weil darin gleichzeitig die Meinungsverichieden: 
beiten, die fich bei der Beratung im Plenum der Yandesverfammlung geltend 
machten, zum Ausdrud kommen, jo daß wir jodann von einer weiteren Berüd- 
fichtigung der Plenarverhandlungen in diefer Beziehung Abjtand nehmen fünnen. 
Nahdem des näheren die in Frage ftehenden Unzuträglichkeiten und das Abhilfe: 
bedürfnis, Jowie auch die Zuläfligkeit und Zwedmäßigfeit eines eventuellen Ein: 
ſetzens der Landesgeſetzgebung anerfannt war, fährt der Bericht fort: „Dem: 
gegenüber wurde bei der eingehenden Erörterung diejer Materie in der Kommilfion 
beionder3 hervorgehoben, daß aucd in andern Gewerben — 3.3. auch in der 
Großinduftrie — Kontraktbrüche, welche häufig eine erhebliche Schädigung des 
einzelnen Unternehmers veranlaßten, nicht allzu jelten jeien, ohne daß man eö 
biölang hier für erforderlich oder jahgemäß erachtet habe, eine kriminelle Be- 
ſtrafung der kontraktbrüchigen Arbeiter herbeizuführen. Es ſei nicht angezeigt, 
in dieſe lediglich auf privatrechtlihem Gebiete liegende Frage öffentlichsrechtliche 
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Gejichtspunfte hereinzutragen. Im Gegenfag zu dem, was man beabfichtige, 
werde man durch derartige Beſtimmungen nur noch mehr als bisher ſchon einen 
llebergang der Arbeitskräfte aus der landwirtichaftlihen zur induftrieflen Be: 
ihäftigung — zumal in jogenannten gemifchten Bezirten — herbeiführen. Wenn 
ſchon die landwirtichaftlichen Arbeitgeber es bei uns bislang nicht an Intereſſe 
und Fürſorge für ihre Arbeitnehmer hätten jehlen laſſen, jo würden dieſelben 
ſich hie und da doch nod) daran gewöhnen müſſen, mit den Löhnen, welche auch 
für die Induſtrie ſtellenweiſe ſchwer belaſtend ſeien, der letzteren noch mehr zu 
folgen, auch könnten die ländlichen Arbeitgeber ſich wohl in vielen Fällen gegen 
Kontraktbruch ihrer Arbeiter dadurch ſichern, daß ſie, gleich dem induſtriellen 
Arbeitgeber, einen Zeil des verdienten Lohnes regelmäßig zur Sicherung inne 
behielten. — Allein troß des nicht zu unterihäßenden Gewichts diejer Aus- 
jührungen wird man den Grundgedanten des vorliegenden Gejegentwurfes doc 
jür berechtigt anerkennen können. Die Verhältniffe in der Induſtrie und in der 
Landwirtichaft liegen in diejem alle verſchieden. Man muß vor allem berüd: 
fichtigen, daß der Kontraktbruch landwirtichaftlicher Arbeiter meiftens gerade in 
der für den Landmann eiligiten Zeit eintritt und daß das, was in dieſer Zeit 
verfäumt wird, ſich nicht etwa durch doppelte Arbeit im Winter wieder nachholen 
läßt. Iſt es dem Landwirt nicht möglich, jeine Felder rechtzeitig und ordnungs— 
mäßig zu beftellen und zu bewarten, jo jchwinden von vornherein die Aussichten 
für eine günftige Ernte. Wird die Ernte nicht rechtzeitig eingebradjt, jo geht 
fie verloren oder wird zum mindelten in hohem Grade minderwertig. Tritt zu 
einer ſolchen Zeit Kontraktbruch bei einer größeren Zahl von Arbeitgebern ein, 
jo leiden hierunter nicht nur die zunächſt beteiligten Grundbefißer, jondern es 
wird daneben aud das allgemeine Wohl in Meitleidenichaft gezogen, und gerade 
darin, daß die eintretende Schädigung über die Intereſſenſphäre des Einzelnen 
hinaus das allgemeine Wohl beeinträchtigen und ſich leicht zu einer allgemeinen 
KRalamität erweitern und auswacjen kann, liegt die Berechtigung für den Staat, 
jeinerjeits mit geießgeberiicher Hilfe für die Beleitigung oder doc wenigftens für 
die Milderung diefer Unzuträglichfeiten einzutreten.“ 

„F 1. Landwirtſchaftliche Arbeiter, weldhe vorjäglih und 
widerrehtlih den Antritt der Arbeit verweigern oder Die 
Arbeit verlaſſen, werden mit Geldftrafe bis zu dreißig Marf 
oder mit Haft bis zu 10 Tagen beitraft. 

Die Beitrafung tritt nur auf Antrag des Arbeitgebers 
ein. Der Antrag ift nur zuläjlig, wenn er innerhalb einer 
Woche nah der Begehung der ftrajbaren Handlung gefitellt 
wird. Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläjjig.“ 

Die Faſſung dieles Paragraphen ift ganz die gleiche wie in dem anhaltiichen 
Geſetz, nur find im eriten Ablage die Worte „vorſätzlich und“, weldye auch 
der braunjchweigiiche Regierungsentwurf nicht enthielt, auf einen Antrag aus 
dem Plenum der Landesverfammlung hinzugefügt, weil nur vorlägliche Verlegung 
der Vertragstreue bislang ftrafbar geweſen jei. Hier greift nun die Frage 
Plag: Iſt es zuläifig, den Vertragsbruch landwirtſchaftlicher Arbeiter landes- 
geieglich unter Strafe zu stellen, eine Frage, welche durch die ergangenen Ber: 
handlungen ꝛc. hinreichende Klärung erfahren hat und danad) wohl unbedenklich 
zu bejahen jein wird. Bei den Verhandlungen im NReichdtag wurde vom 
Staatsiefretär des Neichsjuftizamts erklärt, dat nad) ſeiner Auffaffung und 
mithin auch der der Neichsregierung die Beitratung des Kontraktbruchs land» 
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wirtichaftlicyer Arbeiter auf dem Wege der Landeögejeßgebung nad) der Yage 
des Reichsrechts nicht angefochten werden fünne; der Unterjtaatsjefretär hob 
dabei noch ausdrüdlich hervor,. daß diejes auch von hervorragenden Blättern der 
jozialdemofratiichen Partei unzweideutig anerfannt worden jei, und glaubte eine 
\ nähere Begründung unterlafjen zu fünnen, weil diefer Punkt in der Jnterpellation 
} nicht ausdrüdlich berührt war. Aus der Mitte des Reichätags wurde aber weiter 
| ausgeführt: Die Frage, ob im Reichsftrafgejegbuc die Beſtrafung des Kontrakt: 
bruchs an irgend einer Stelle eine Regelung gefunden, ob diejelbe eine Materie 
des Reichsſtrafgeſetzbuches geworden, ei zu verneinen; in feinem Teil des Straf: 
geſetzbuches werde die Materie behandelt, deshalb jei die Negelung der Yandes- 
gejeßgebung überlaſſen, ein reichsgeſetzliches Hindernis gegen die Landesgeſetz— 
gebung liege nicht vor; ebenjowenig, wenn man die Gewerbeordnung heranziehe, 
denn Dieje regele (ediglich die Verhältniſſe der gewerblichen Arbeiter, ſchließe jede 
Anwendung auf die landwirticaftlichen Arbeiter aus. Demgegenüber wurde 
von anderer Seite Folgendes bemerkt: Man hat die Wirkungen der Vertrags: 
verhältnifie für alle diejenigen Arbeiter, welche nicht unter das Geſinderecht fallen, 
im Bürgerlichen Geſetzbuche eingehend geregelt; die Sache war eine andere, che 
das Reichsrecht ſich mit den Vertragsverhältniffen befaßt hatte; aber nachdem 
wir einerjeits im Strafgejegbuc die Strafen reichsgeſetzlich im öffentlichen Intereſſe 
und anderſeits im Bürgerlichen Geſetzbuche die Individualrechte geregelt und 
nunmehr genau-beitimmt haben, welche Wirkungen der einzelne Vertrag hat, 
bafte ich mur das Reich für zuftändig darüber zu enticheiden, ob eine Strafe des 
Kontrattbrud eintreten joll, weil diefe Strafe den Inhalt der Verträge berührt; 
Redner ift aber von der Richtigkeit jeiner Folgerungen ſelbſt nicht ganz über: 
zeugt, denn er glaubt nur, daß die frage über die Zuläffigfeit einer Landes: 
—— Kontraktbruchſtrafe dadurch zweifelhaft werden könne. Schließlich 
wurde im Reichstage noch hervorgehoben, daß die unter Strafe geſtellte Hand— 
fung des Kontraktbruchs ſich als ſtrafbarer Eigennutz im Sinne des 25. Ab: 
jchnitts des Reichsſtrafgeſetzbuches darſtelle und daß der Reichsgeſetzgeber dieſe 
Materie vollftändig erſchöpfend —— habe und habe regeln wollen; dieſes 
— 7— auch aus dem $ 298 GBeſtrafung des Schiffsmanns, der mit der 
entläuft) und dem 8.320 (Beitrafung der Nichterfüllung von den zur Zeit 
eines Krieges gemachten Lieferungsverträgen) hervor, in welchen aud Kontrakt: 
bruc unter Strafe geitellt werde; der Kontrakthruch jolle deshalb nur beitraft 
werden, wenn die Verhältniffe derart jeien, wie in den beiden jpeziellen Fällen, 
- wo zugleich in irgend einer Nichtung die öffentliche Ordnung oder wenigſtens 
eine Mehrheit von Perjonen bedroht werde. In der braunſchweigiſchen 
rſammlung wurde dem letzteren Eimanb:g gegenüber auf die Entſcheidung 
Reichsgerichts Bezug genommen, welche dahin geht, daß die geſetzlichen Be— 
über ſtrafbaren Eigennutz im Abſchn. 25 des Reichsſtrafgeſetzbuches 
ne erihöpfende reichsgeſetzliche Behandlung der fraglichen Materie nicht ent— 
fen; da aber ftrajbarer Eigennuß hier allein in Betracht komme, jo könne 
in; des Einführungsgeiehes zum Reichsſtrafgeſetzbuch hier nicht Platz greifen, 
ar eine Zuftändigkeit der Landesgejeggebung begründet. Daß Diele 
vorh „wurde in der Landesverſammlung nicht weiter angezweifelt, 
1 n bie ne lediglich auf die ausdrüdliche Anerkennung jeitens 
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_ ‚an ir aleiche Beitimmung für Anhalt und Reuß jüngerer 
in wörtlicher Uebereinftimmung mit eriterer (abgejehen von der Be— 
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zeichnung der Polizeibehörden) hatte der Entwurf der Landesregierung als 32 
folgende Vorſchrift aufgenommen: 

„Wenn landwirtichaftliche Arbeiter widerrechtlich den Antritt der Arbeit 
verweigern oder die Arbeit verlafjen, jo ift die zwangsweiſe Zuführung der: 
jelben durch die Yandespolizeibehörde auf den Antrag des Arbeitgebers zulälfig. 
Der Antrag muß innerhalb einer Woche nad) dem vertragsmäßigen Antritt: 
tage oder nach dem Verlaſſen der Arbeit geftellt werden. 

Die Kojten der zwangsmweilen Zuführung fallen dem vertragsbrüchigen 
Arbeiter zur Laft. Auf Verlangen der Landespolizeibehörde hat jedoch der 
Antragiteller einen angemeſſenen Koftenvorihuß zu leiften. Die Landespolizei: 
behörde kann die Ausführung der Zwangsmaßregel von der Zahlung des Koiten: 
vorſchuſſes abhängig machen.“ 

Obwohl in den Verhandlungen im Reichstag der Staatsjefretär des Reichs— 
juftizamts nad) ganz ausführlicher Sacjerörterung, auf welche im Einzelnen 
einzugehen uns hier aber zu weit führen würde, zu dem Ergebnis gelangt war, 
daß die fraglichen in der nterpellation angefochtenen Beltimmungen des Landes: 
rechts von Anhalt und von Reuß über die Zwangsvollſtreckung derartiger Ent: 
iheidungen der Verwaltungsbehörden gegen irgend welches Reichsrecht nicht 
verftoßen, ebenjfowenig wie das in andern Staaten der Tall iſt, wo derartige 
Beitimmungen bereit3 jeit längerer Zeit und unbeanjtandet beftehen, jo wurde 
doc) im Neichdtage meift und zwar auch von jolcher Seite, welche die Beitrafung 
des Vertragsbruchs als berechtigt anerkannte, die Zuläffigfeit der zwangsweiſen 
Zuführung bezweifelt, beziehungsmeije direkt verneint. In der braunjchweigiichen 
Landesverfammlung wurde einerjeitS geltend gemadt, daß die im 5 2 des 
Entwurfs zuaelaffene zwangsweile Zuführung vertragsbrüdiger Arbeiter gegen: 
über dem Art. 95 des Bürgerlichen Gejebuches, laut dejjen lediglich die dem 
Gefinderecht angehörigen Tandesgejeglihen Beitimmungen in Kraft blieben, und 
den Vorjchriften der SS 887 und 888 der Bivilprozeßordnung über das Voll: 
ftrefungsverfahren nicht aufreht erhalten werden könne, anderjeit3 wurde 
betont, daß die polizeiliche Erzwingung der Erfüllung der Dientleiftung nur 
von untergeordnetem und zweifelhaften Wert zu erachten jet — eine Auffaſſung, 
die übrigend auch jchon in der oben erwähnten eriten Eingabe des Deutichen 
Landmwirtichaftsrats an den Bundesrat vom Mai 1891 zum Ausdrud gebradt 
und näher begründet war —, und daß eine Streichung des fraglichen Paragraphen 
nicht im Intereſſe der Arbeiter, jondern in dem der Arbeitgeber angezeigt ericheine, 
da für letztere die Beihäftigung des wieder zugeführten Arbeiter wegen der 
für diefen notwendigen Aufficht außerordentlich jichwierig fein würde. Unter 
diefen Umftänden erklärte die herzogliche Yandesregierung, welche das Beſtehen 
von Zweifeln anerkennen zu müſſen glaubte, fid) von vornherein mit der Streichung 
des $ 2 einverjtanden, worauf diejer denn auch abgelehnt wurde. 

F 2. Wer landwirtſchaftliche Arbeiter zur widerrechtlichen 
Verweigerung des Antritts der Arbeit oder zum widerrechtlichen 
Verlaſſen der Arbeit verleitet, wird mit Geldſtrafe bis zu 
einhundertfünfzig Mark oder mit Haft bis zu ſechs Wochen 
beſtraft. Derſelbe iſt dem Arbeitgeber für den daraus ent— 
ſtehenden Schaden verantwortlid; er haftet neben dem Arbeiter 
als Gejamtihuldner.“ 

Die Beitrafung der Verleitung zum Vertragsbruch, welde hier wörtlich 
übereinftimmend mit dem anhaltiſchen Geſetz gefaßt ift, Itellt fi in der Haupt: 
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ſache als eine Konſequenz der Strafbarmadjung des Vertragsbruchs jelbit dar 
und fteht und fällt deshalb mit leßterer. In den Reichstagsverhandlungen it 
die Frage der rechtlichen Zuläffigfeit diefer Beſtimmung nicht bejonders berührt 
worden, in gleicher Weije, wie diejes bezüglich der Vorſchrift des nächſten Para- 
graphen der Fall gemwejen ift. In der braunjchweigiichen Yandesverfammlung 
wurden Bedenken gegen den zweiten Sat de3 Paragraphen geltend gemadt, 
weil durd) die in demjelben enthaltenen Bejtimmungen ein Gebiet des Privat: 
rechtö berührt werde, deſſen Regelung ausdrüdlidy durd) das Ausführungsgejeß 
zum Bürgerlichen Gejegbudy der Landesgejeßgebung entzogen ſei, und die 
Beitimmungen daher nur Gültigkeit haben würden, wenn fie ſich mit den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Gejeßbuches dedten, dann aber überflüffig ericheinen 
fönnten. Da aber gleichzeitig hervorgehoben war, daß die Frage, ob der zum 
Vertragsbruch Berleitende jhadenerjagpflichtig jei, im Hinblid auf die Beftimmungen 
der 88 830 und 840 des Bürgerlichen Geſetzbuches rüdhaltlos zu bejahen jei, 
und ferner die herzogliche Yandesregierung, welche zwar auch gegen eine eventuelle 
Streihung des Sakes Bedenken nicht hatte, noch geltend gemacht hatte, daß es 
feinen Nachteil haben könne, die Beftimmung jtehen zu laſſen und jo nochmals 
auf die Folgen in dem Geſetze ausdrüdlich Hinzumeilen, was aud) aus der 
Mitte der Landesverjammlung anerkannt wurde, gelangte der Entwurf in 
unveränderter Faſſung zur Annahme. 

„Ss 3. Wer landwirtichaftlide Arbeiter, von denen er weiß 
oder den Umftänden nah annehmen muß, daß Sie bei einem 
andern Arbeitgeber widerrehtlih den Antritt der Arbeit 
verweigert oder die Arbeit verlajjen haben, für einen Zeit: 
raum in Arbeit nimmt, wo die vertragsbrüdigen Arbeiter dem 
andern Arbeitgeber zur Arbeit verpflichtet jind, wird mit 
Gelditrafe bis zu einhundertfünfzig Marf oder mit Haft bi3 
zu ſechs Moden beitraft.“ 

Der Paragraph ftimmt in jeiner Faſſung vollitändig mit dem bezüglichen 
Ss 4 des Gefeßes für das Herzogtum Anhalt überein, nur find in dem erften 
Relativjaß die Worte „oder den Umftänden nah annehmen muß“ 
neu Hinzugefügt, als eine ſachgemäße Erweiterung, um die Anwendbarkeit des 
Paragraphen zu erleichtern. Auch bezüglich diefer Vorſchrift beiteht wiederum 
die unmittelbare MWechlelbeziehung mit der Beitrafung des Vertragsbruchs jelbit. 
Bei der Verhandlung im Reichötag wurde lediglich auf die praktische Tragweite 
bingemwiejen; die Beitimmung bedrohe geradezu die Eriftenz der landwirtichaftlichen 
Arbeiter; habe ein joldher aus irgend einem beredjtigten oder unberecdhtigten 
Grunde die Arbeit niedergelegt, jo werde er unter dem Geltungsbereich einer 
derartigen Vorjchrift Feine Arbeit mehr befommen, weil jeder andere Arbeitgeber 
ih ſcheuen werde ihn anzunehmen, um ich nicht der Gefahr der Beitrafung 
auszufegen. Aus der Mitte der braunichweigiichen Landesverfammlung wurde 
verichiedentlich betont, dat diejer Paragraph als der Schwer: und Kernpunkt 
des ganzen Gejeßes anzujehen jei. Schon in dem Bericht der Landtagskommiſſion 

war hervorgehoben, daß auf die Beſtimmung dieſes Paragraphen „ein beſonderer 
Wert“ zu legen ſei. „In ‚Einzelfällen mag bier ja ſpäter das Geiet — eben 
meil es als Landeögejeg in jeiner Anwendbarkeit beſchränkt iſt — verjagen. 
Wer aber weiß, wie ed gemacht wird heutzutage, um dem ländlichen Berufs- 
genofien die dringend nötigen Arbeiter abjpenftig zu machen, der wird troßdem 
mit Recht in dieſer Beftimmung einen hauptiächlichen Anhaltspunkt dafür 
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erbliden, daß das Gejeß in der That auf die jeßigen jehr unerquidlichen Ber: 
hältniffe einen wohlthätigen Einfluß nachhaltig werde ausüben fünnen.“ Zu 
dem Paragraphen wurden zwei Abänderungsanträge geitellt; einmal jollte am 
Schluß folgender Zuſatz Hinzugefügt werden: „Derjelbe ift dem Arbeitgeber, bei 
welchem der vertragsbrüdjige Arbeiter zur Arbeit verpflichtet ift, für den Schaden, 
welcher durd Nichterfüllung des Arbeitövertrags entfteht, verantwortlich; er haftet 
neben dem Arbeiter und demjenigen, welcher denjelben verleitet hat ($ 2), ala 
Gejamtichuldner” ; Jodann follte, damit die Strafvorichrift lediglich auf landwirt— 
ichaftlicye Arbeitgeber Bezug habe, der Eingang des Paragraphen dahin abge: 
ändert werden: „Wer in landwirtichaftlichen Betrieben Arbeiter, von denen x.” ; 
beide Anträge wurden aber von der Landesverjammlung verworfen. 

„S4. Arbeitgeber, welche vorjäßlid und widerrechtlich die 
Unnahmelandwirtjhaftliher Arbeiter beim Antritt des Arbeits: 
verhältnijjes verweigern oder ſolche Arbeiter aus der Arbeit 
entlajjen, ohne denjelben die vertragsmäßige Vergütung zu ge: 
währen, werden mit Gelditrafe bis zu jehzig Marf oder mit 
Haft bis zu vierzehn Tagen beitraft. 

Die Beitrafung tritt nur auf Antrag des Arbeiters ein. 
Der Antrag ift nur zuläflig, wenn er innerhalb einer Wode 
nah Begehung der ftrafbaren Handlung geftellt wird. Die 
Zurüdnahme des Antrags iſt zuläſſig.“ 

Die Worte „vorjäßlic und“ jind entſprechend dem gleihen Zujag im 
$ 1 auf Antrag aus der Mitte der Yandesverfammlung hinzugefügt worden und 
bilden auch hier die einzige Abweihung im Wortlaut von der Faſſung des an 
haltiſchen Geſetzes. Im Reichstag ift die Beltrafung des Arbeitgebers wegen 
Vertragsbruchs bei den Verhandlungen nicht beionderd erwähnt worden. Auch 
die braunſchweigiſche Landesverſammlung hatte feinerlei Bedenken gegen Die 
fragliche Vorſchrift zu erheben; ein Antrag, die Strafbeitimmung entſprechend 
denen in den vorhergehenden Paragraphen auf 150 ME. und Haft bis zu ſechs 
Wochen zu erhöhen, wurde abgelehnt mit Rüdjicht auf den verſchiedenen Charakter 
der in das Gejeh aufgenommenen Strafbeitimmungen. 

„85. Diejes Gejeß tritt mit dem Tage der Berfündigung 
in Kraft.“ 

Dieje Beitimmung über das Inkrafttreten des Gejeges, welche mit der des 
J— Geſetzes gleichbedeutend iſt, gab zu keinerlei Verhandlungen Ver— 
anlaſſung. 

Das Geſetz für das Herzogtum Anhalt, und in gleicher Weiſe das für das 
Fürſtentum Neuß jüngerer Linie, enthält in einem bejonderen Paragraphen noch 
folgende Vorſchrift: „Landwirtichaftliche Arbeiter, welche ihre Arbeitgeber zu 
gewiſſen Handlungen oder Zugeſtändniſſen in Bezug auf den beftehenden Arbeits- 
vertrag dadurd) zu beftimmen juchen, daß ſie die Einftellung der Arbeit oder 
die Verhinderung derjelben bei einzelnen oder mehreren Arbeitgebern unter 
einander verabreden, werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre beitraft. Die 
Anftifter unterliegen der gleichen Strafe, auch wenn jie feine landwirtichaftlichen 
Arbeiter find.“ Gerade dieje gejeßliche Beitimmung wurde bei der nterpellation 
im Neichötage als gegen das Koalitionsrecht der landwirtſchaftlichen Arbeiter 
verſtoßend am heftigſten angegriffen, und obwohl der Staatsſekretär des Reichs— 
juftizamts im eingehender Weiſe die Zulälfigfeit der fraglichen landesgeieglichen 
Vorichrift verfocht, waren doch die weiteren Redner der verichiedenen Parteien 
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faſt durchweg einer gegenteiligen Anficht und hielten eine landesgejegliche 
Regelung für ausgeichloffen, weil die fraglihe Materie vollitändig, jpeziell nad) 
der Itrafrechtlichen Seite durch den Abichnitt 18 des Reichsſtrafgeſetzbuches, in der 
Reichsgeſetzgebung geordnet jei. Bei den immerhin bejtehenden ftarfen Zweifeln, 
welde gegen die Zuläſſigkeit einer Landesgejeßgebung bier gehegt werden 
fonnten, hat die braunfchweigiiche Landesregierung von vornherein von diejer 
Beftimmung Abftand genommen, aud) aus der Landesverfammlung wurde 
feinerlei Anregung zu einer Einfügung derjelben gegeben. 

Ueber die Wirkungen des Geſetzes läßt ſich bei der furzen Friſt jeines 
Beitehens jett noch fein Urteil fällen; im Herzogtum Anhalt joll der Erfolg 
ein durchaus zufriedenftellender fein. Die gleichen Webeljtände in den land: 
wirtichaftlichen Arbeitsverhältniffen, welche die Gejeßgebung von Anhalt, Reuß 
jüngerer Linie und Braunſchweig in Thätigfeit gerufen, zeitigten ein Bedürfnis 
nad ähnlichen Yandesgejegen aber aud in andern Staaten. m’ Königreich 
Preußen glaubte man zunädft mit den Beltimmungen des Geſetzes vom 
24. April 1854 ausfommen zu fönnen, und befürchtete, eine Verſchärfung diejer 
Beitimmungen fönnte für die Landwirtichaft die unerwünjchte Wirkung eines 
verftärften Abzuges ländlicher Arbeiter in die Induſtrie haben; bald verließ 
man aber diefen Standpunft und trat dem Erlaß eines bezüglichen Landes: 
geieges näher, wie die Verhandlungen des preußiichen Abgeordnetenhaujes vom 
10. Mat 1900 (Antrag der Abgeordneten von Mendel:Steinfels, von Wangenheim 
und Genofjen) ausweiten; nad; einer Mitteilung des preußiichen Yandwirtichajts- 
minifters in der Situng des Yandeövereins-Kollegiums im Februar 1901 ift 
das geleßgeberijche Vorgehen gegen den Vertragsbruch ländlicher Arbeiter ſoweit 
fortgeichritten, daß ein hierauf bezüglicher Gejegentwurf bereits dem Staats: 
minifterium zur Beſchlußfaſſung vorliegt. Für das Königreich Sachſen ſoll 
gleichfalls ein bezüglicher Gejegentwurf in Vorbereitung jein, ſich allerdings 
nod mehr in den Anfangaftadien befinden ; dasjelbe wurde aud) vom Herzogtum 
Sachſen-Altenburg berichtet, wojelbft eine Vorlage an den Landtag inzwiſchen 
ſchon ergangen fein fann. Mehr gerüchtweiſe verlautete, daß ein gleiches Vor— 
gehen auch im Großherzogtum Sachſen-Weimar-Eiſenach und im Herzogtum 
Sadıien:Coburg-Gotha geplant werde. Auf diefe Weile jcheint dasjenige, mas 
der Deutiche Landwirtichaftsrat zunächſt von einem Vorgehen der Reichögejeß- 
gebung vergeblich anftrebte, auf dem Wege einer mehr oder weniger übereins 
fimmenden Landesgeietgebung erreicht zu werden. 


Die Organilation der Indufrie in Deutſchland. 


Bon Dr. Ludwig Fuld, Rechtsanwalt in Mainz. 


Zweifellos ift es eine der bemerfenswerteften, wenn auch mit am wenigiten 
beachteten Erjcheinungen des Rechts: und Wirtichaftslebens in dem letzten Drittel 
des 19. Yahrhunderts, daß zahlreiche berufliche und gewerbliche Organijationen 
entjtanden find, welche den Zweck verfolgen, das Intereſſe ihrer Mitglieder nad) 
jeder Richtung zu verfolgen und die Thätigfeit des Einzelnen durch die Thätig: 
feit der Gejamtheit zu ergänzen. Der berechtigte gejellichaftliche Egoismus ftrebt 
darnach, ſich Organe zu Schaffen, durch welche er jeine Zwede ungehindert er: 
reihen kann, der gejellichaftliche Egoismus tritt injoweit dem Einzelegoismus 
gegenüber, er drängt ihn vermöge jeiner bedeutenderen Machtitellung und wirt: 
Ihaftlichen Ueberlegenheit zurüd. Die ftändiiche Berufsorganifation der früheren 
Jahrhunderte wurde dur die politiiche und woirtichaftlihe Entwidung des 
18. Jahrhunderts gebrochen, in dem einen Staate in minder vollftändigem 
Maße wie in dem andern, aber in der Hauptſache ift das Ergebnis in den 
weſteuropäiſchen Staaten in diejer Hinficht allenthalben dasſelbe. Der Schluß 
des 18. Jahrhunderts bedeutet in der Willenichaft und zwar in der Rechts— 
wiſſenſchaft nicht minder wie in der Volkswirtſchaftslehre den vollitändigen Sieg 
des yndividualismus; wie Jhering jehr richtig bemerkt, hat der Drud des 
forporativen Prinzips in Staat und Kirche jeinerjeits die Reaktion des Indi— 
vidualismus hervorgerufen, er hat verurſacht die Auflehnung des Individuums 
gegen die überlieferte Ordnung, die zuerft in der Kirche mit der Reformation 
begann, und ji dann im Staatsleben in der Revolution fortiegte, in der 
naturrechtlichen Theorie ihren wiljenichaftlichen Ausdrud fand. Aber wie der 
Individualismus, fährt der Meiſter der Rechtswiſſenſchaft fort, hervorgerufen 
ward durch eine vorangegangene Einjeitigfeit, jo ift auch er wiederum der Ein- 
jeitigfeit verfallen, um jodann abermals eine neue zu erzeugen.‘) Die fran: 
zöſiſche Revolution hat diefen Sieg des Jndividualismus, dieje Zertrümmerung 
der beruflichen und ſtändiſchen Organifation der Gejellichaft, was häufig ver: 
fannt worden it, nicht hervorgerufen, ſondern nur zu einem gewiſſen Abſchluß 
gebracht, d. h. zu einem vorläufigen, wie jo oft zeigte ſich auch hierbei die 
Wahrheit des Ausſpruchs Laboulayes, daß die Nevolutionen, wenn Die 
Geſchichte ihren Beginn verzeichnet, gewöhnlich jchon vollendet jind, les revolutions 
sont ordinairement achevees quand l’histoire enregistre leur naissance, 
An Stelle der bejeitigten und, weil auf anderen wirtichaftlichen und politifchen 
Zuftänden beruhenden, unbrauchbar gewordenen Formen forporativer Zufammen: 
faflung der einem Erwerbsitand oder Beruf angehörigen Mitglieder hat ſich das 


) Ihering: Zweck im Nedt II, ©. 169. 
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moderne Leben andere Organifationen geihaffen, die vor Allem darnach jtreben, 
die Unficherheit der wirtſchaftlichen Eriftenz zu bejeitigen, welche eine von der 
modernen wirtichaftlichen Entwidlung bis zu einem gemillen Grade wohl un— 
trennbare Eigentümlichfeit derjelben bildet. Die beruflichen Organijationen des 
Mittelalter waren entitanden zum Zwecke des Schußes des Lebens und der 
Sicherung der rechtlichen Eriftenz des Individuums, und es ift in diefer Hin: 
ſicht ſehr charakteriftiich, day mit dem Sinken der ftaatlihen Gewalt und der 
Königsgewalt, mit der wachſenden Unficherheit in Stadt und Land die beruf: 
lien Organifationen eine bejonderd intenfive Ausbildung und Vermehrung 
fanden. Für die modernen Berufs: und Erwerböorganifationen ijt, wie bereits 
angedeutet, die Unsicherheit der wirtichaftlichen Eriitenz das maßgebende Motiv. 
„Heutzutage entfteht“, wie Steinbad jehr treffend bemerkt, „eine analoge 
Entwidlung zwar nicht durch die Unficherheit der pyſiſchen und rechtlichen Per— 
jönlichkeit, denn dieje hat im modernen Staate ihre Garantie gefunden, wohl 
aber durch die Unficherheit der wirtichaftlichen Exiſtenz. Der ichranfenlole 
Wettbewerb der heutigen Wirtihaftsordnung bedroht die Eriſtenz zahllofer und 
war nicht bloß wirtichaftlich ganz ſchwacher Perfonen, und jelbit die wirtichaftlich 
ftärferen ſcheuen dieſes gefahrvolle, leichenbededte Schlachtfeld. In ihrer Sorge 
und Furcht vor diefem unbarmherzigen Kampfe ums Dajein und jeinem Aus— 
gange finden fie ſich bereit einen Zeil ihrer wirtichaftlichen Freiheit und Selb: 
tändigfeit und die mit der Uebung derjelben möglicherweife verbundenen Chancen 
eines größeren wirtichaftlichen Erfolges zu opfern, fie vereinigen fih, um im 
Rampfe ftärker zu jein, oder unterordnen fich einem ſozial oder wirtichaftlich 
Stärfern, wenn ihnen dadurd) ihre Exiſtenz beſſer gejichert ericheint. In beiden 
Fällen entitehen berufliche Organisationen mit vorwiegenden Pflichten, im erftern 
Falle gegen den Verband, im zweiten Falle gegen den Dienft: oder Arbeits— 
herrn.“') Es würde freilich nicht ala berechtigt erjcheinen können, wollte man 
die in unjern Zagen jo überaus kräftige Entfaltung der Aſſoziationstriebs 
lediglich) auf das genannte Motiv zurüdführen; aud andere Momente fommen 
als urjachliche hierbei in Betraht und auch Steinbachs Anſchauung acht nicht 
jomeit. in der Sicherung gegen die Unficherheit der wirtichaftlihen Exiſtenz aus: 
ihlielich die treibende Urſache zu erbliden. Daß der Staat die Bildung der: 
artiger Organijationen, jei e8 mittelbar oder unmittelbar, begünjtigt und be: 
tordert, geht aus der Geichichte der Geſetzgebung der letzten Jahre mit Deut: 
Iihfeit hervor. Für die Yandmwirtichaft, für den Handel, für das Handwerk hat 
der Staat beiondere Organifationsformen errichtet und teilweiie zu ihren 
Bunften den Beitrittszwang eingeführt; aber auch die nicht dem jtaatlicyen 
Urganismus angegliederten Vereinigungen erfreuen ſich zum großen Zeile der 
Raatlihen Begünstigung, welche in Gewährung von Subventionen, in der Heran— 
jiehung zur Information bei der Vorberatung von Gejeten und Verwaltungs: 
maßregeln u. dgl. mehr zum Ausdruck gelangt. Die Erleichterung in der Er: 
langung der Nechte einer juriitiichen Perfon, welche in den Beſtimmungen des 
Vürgerlihen Geſetzbuchs über die Eintragung von Vereinen enthalten ilt, wird 
nicht ohne Einfluß anf die weitere Entwidlung der beruflichen Organijation 
bleiben; denn wenn auch die Organifationen zum größten Teile, aud) ohne im 
Beſite diejer Rechte zu fein, es verftanden haben, die ihnen obliegenden Aufgaben 
zu erfüllen und, wenn aud) beilpielaweile die außerordentlich raſche Verbreitung 
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und Eritarfung des Bundes der Landwirte zeigt, daß eine wirtichaftliche 
Organifation diefer Rechte nicht unbedingt bedarf, um zu einem Mlachtfaktor zu 
werden, mit dem auch die Geleßgebung rechnet, jo laſſen ſich anderſeits doch die 
Vorteile nicht in Abrede ftellen, welche die Rechtsfähigkeit zahlreichen Intereſſenten— 
verbänden bietet; die Erlangung diejer Eigenjchaft wird diejerhalb auch von den 
meisten derjelben ala ein erſtrebenswertes Ziel betrachtet, und man bedauert es 
jehr, wenn dasjelbe infolge der Geſetzgebung oder einer unrichtigen, bezw. eng: 
herzigen Auslegung der geltenden Gejege nicht erreicht werden kann. 

Es ift joeben bemerkt worden, daß die modernen Intereſſenverbände eine 
Thätigfeit zur Sicherung der phyftichen und rechtlichen Perjönlichkeit ihrer Mit 
glieder im allgemeinen nicht entfalten noch zu entfalten brauchen, weil ja der 
ſtaatliche Schutz hierfür regelmäßig genügt. Trotzdem giebt e8 auch heute Ver: 
bände, welche eine Ergänzung diejes ſtaatlichen Rechtsichuges, eine Ergänzung 
der ftaatlichen Rechtsordnung auf dem Gebiete der Erefution anftreben; es find 
dies die Kreditorenorganiſationen, Schußgemeinjchaften im Handel und Gewerbe, 
Gläubigeraffoziationen, des weitern aber auch die beruflichen Organiſationen, 
deren Thätigfeit auf dem Gebiete der jozialen Erefution durch Nothnagel in jehr 
eingehender Weiſe geichildert wurde. Der joeben genannte Schriftiteller jieht 
das Weſen derjelben in der Vornahme einer piychologiichen Erefution, die ſich 
entweder gegen ein Mitglied der Organijation ſelbſt oder gegen außerhalb derjelben 
Stehende richtet. „Eine Perjonenmehrheit”, jo bemerkt er, „in einer Afloziation 
oder Organifation vereinigt, erzwingt von einem Mitgliede oder außenjtehenden 
Individuum eine konkrete Leiftung oder ein den Intereſſen der Vereinigung ent: 
Iprechendes Verhalten, welche mit geleglichen Mitteln nicht oder nicht in dem 
gleihem Maße erzwungen werden könnten, durd) die ftillichmweigende oder direkt 
ausgeiprochene Drohung, jeine Perjönlichkeit in ihren gefamten wirtichaftlichen 
oder außermwirtichaftlihen Beziehungen, joweit fie mit dem Inhalte der Zwecke 
der Organifation in Berührung fommen, für fein den Organilationsinterefien 
nicht entjprechendes Verhalten zur Verantwortung zu ziehen.“ ') Der Grund 
für dieje Fähigkeit des Verbandes wird von dem genannten Schriftiteller darin 
erblicdt, daß der Menſch als gejellichaftliches Individuum Mitglied beftimmter 
Drganijationen ſowohl als auch jozialer Kreiſe ift, deren Zugehörigkeit für ihn 
von mirtichaftlicher und jozialer Bedeutung erſcheint, eine Erklärung, welcher als 
richtig wohl zugeſtimmt werden fann. 


Während nun in Deutichland der Staat jeit längerer oder fürzerer Zeit 
für Handel, Landwirtichaft und Handwerk eine eigene Organijation zum Zwede 
ihrer ntereffenvertretung jchuf, hat er es bisher am der Erridtung von Or— 
ganifationen der Arbeiter und Induſtrie fehlen laſſen. Auf die Arbeiter: 
organijation joll im Rahmen diefer Erörterungen nicht eingegangen werden ; Die 
Gründe, welche der Erfüllung des außerordentlich oft geitellten Verlangen ent: 
gegengehalten wurden, gehören in der Hauptjache dem politiichen Gebiete an, 
es find im Weſen diejelben, welche dem Erlaß eines Reichsgeſetzes über die 
Rechtsfähigkeit der Berufsvereine entgegengefegt wurden und nod immer ent: 
gegengejegt werden, wiewohl die mit den vereinsrechtlichen Worichriften des 
Bürgerlichen Gejegbuches gemachten Erfahrungen darzuthun geeignet find, daß 
die Eintragung diejer Vereine in der Praxis auf große Schwierigkeiten ſtößt 
und im Intereſſe einer befriedigenden MWeiterentwidlung der Arbeiterverhältnifie, 
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zum mindeiten der Verhältniffe der gewerblichen Arbeiter, die Gewährung der 
Nectsfähigkeit an die Vereinigungen derjelben, wie dies in frankreich, Belgien 
und andern Ländern bereits ohne jeden Nachteil geichehen it, jehr zu wünſchen 
wäre. Der Mangel einer ftaatlichen Organijation der Induſtrie ift geeignet, 
in um jo höherem Maße Erfjtaunen hervorzurufen, als doc die deutiche In— 
duſtrie fih im Laufe der verfloffenen Nahrzehnte in einem aud) die weitelt: 
gehenden Erwartungen übertreftenden Maße entwidelt hat und zu dem wichtigiten 
Produftionszweig in Deutjchland geworden it, jedenfalls zu dem Produftions- 
zweig, ohne welchen "das Neid; außer Stand wäre, die Koſten ſeiner Wehr: 
haftigkeit zu Land und zu Waſſer und die Koſten der Sozialpolitif zu fragen. 
Der Grund diejes Mangels iſt einmal wohl darin zu Juchen, daß die Induſtrie 
erit in den letzten Jahrzehnten die rieſenhafte Ausdehnung erlangt hat und dar 
des Weitern die Fälle der Intereſſenkolliſion zwiichen Induſtrie einerieits, Handel 
bezw. Landwirtichaft anderfeits in früheren Zeiten im Verhältnis wenige waren 
und jeltener zum Ausbruch gelangten, ferner aber auch darin, daß man der 
Anſicht war, die Handelsfammern, welche die Organifation des Handels dar: 
ftellen, jeien neben Organifationen des Handels auch joldye der Anduftrie und 
in der Lage das Intereſſe dieſer ebenſo wahrzunehmen, wie dasjenige jener, 
Veßtere Anficht it in Deutichland jehr ſtark verbreitet, insbeſondere in den 
Kreiien, melden die Mitglieder der Handelstammern vorzugsweile anzugehören 
pilegen. Die jämtlihen deutichen Handelskammern bejiten in dem deutjchen 
Handelstag eine gemeinjame Organilation, welche zwar nicht immer das geleiftet 
bat, was von einer Vertretung der ntereflen des gelamten deutichen Handels 
erwartet werden fonnte und durfte, aber in der Hauptſache doc das Organiſations— 
bedürfnis wohl zu befriedigen geeignet it. E3 wird nun vielfach behauptet, 
dab der Handelstag auch als Vertretung der Intereſſen der Gejamtinduitrie 
anzuſehen jei, weil die Handelskammern Induſtrielle ebenſowohl zu ihren Mit: 
gliedern zählten wie Kaufleute und die Mehrheit der Angehörigen der Körper: 
ihaften, aus denen ſich der Handelstag zuſammenſetze, der Induſtrie und nicht 
dem Handel angehöre. Die in Deutichland bezüglich der Verfaffung und Zus 
jammeniegung der Handelskammern beftehenden Geſetze weichen im manchen 
Punkten in mehr oder minder weitgehendem Maße von einander ab; darin dürfte 
aber wohl eine Uebereinſtimmung zwiichen ihnen beitehen, daß die Handels: 
ummern Erajt Gejeges die Aufgabe haben, neben den Intereſſen des Handels 
auch derjenigen der Induſtrie ihres Bezirks anzunehmen. Je nachdem in 
Bezirke die Intereſſen des Handels die der Induſtrie überwiegen oder 
, pilegt die Zahl der Mitglieder, welche Kaufleute bezw. Jnduftrielle 
verſchiedene zu fein. So ift beilpielsweie in den Handelskammern 
:g und Bremen das kaufmänniſche Element das vorwiegende, während 
Dandelöfammern Bodum, Dortmund, Grefeld, M.Gladbach, Elber- 
w. die Zahl der Induftriellen in den Vordergrund tritt. Die Be- 
t Kammern ala Handelskammern wird injoweit ihrem Charakter 
anz gerecht, da es in den hochentwidelten Gebieten des rheintich- 
iebezirfs Kammern giebt, in welchen mehr als die Hälfte der 

3 ie angehört. Trotzdem hiernach nicht in Abrede geitellt 
d wird, daß die induftriellen Interejien in den Handelsfammern 
ı umd Vertretung finden, und troßdem es den Ihatjachen nicht 
wollte man die Behauptung aufftellen, daß die Kammern 

m Würdigung und Berückſichtigung der Intereſſen beider 
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Berufszweige regelmäßig fehlen Tießen, jo ift doch der Wunſch der Induſtrie 
nad) eigner Vertretung und Organijation vollauf berechtigt und begründet. Die 
Vereinigung der Intereſſen von Handel und Induſtrie in einem Organ war 
zu einer Zeit möglich und aud) gerechtfertigt, in welcher ein jchroffer Intereſſen— 
gegenjag zwilchen beiden, wenn überhaupt, jo doch höchſt jelten entjtehen und 
bervortreten konnte; jo lange die Induſtrie noch minder entwidelt war und an 
volf3: und mweltwirtichaftlicher Bedeutung bei weiten Hinter dem Großhandel 
zurüdblieb, war es gewiflermaßen jelbitveritändlic, daß, wenn einmal ein ge: 
gewiffer Gegenjag zwilchen beiden beitand, die Kollifionsfrage im Sinne der 
Anſchauung entichieden wurde, welche dem Handel vor allem frommte. Die 
bezüglichen Verhältniffe haben ſich aber im Laufe der Zeit derart geändert, daß 
von einer Intereſſenharmonie zwiſchen Handel und Induſtrie jehr häufig nicht 
mehr die Rede fein kann; ſowohl bei der inneren als auch bei der äußeren 
Wirtſchaftspolitik des Reich haben fi) in den legten Jahren zahlreiche Fälle 
fonjtatieren laffen, in welchen die Intereſſen der Induſtrie keineswegs mit den: 
jenigen des Handels jchlehthin Hand in Hand gingen. Es jei hier nur auf 
die für die wirtichaftliche Zukunft des Deutſchen Reichs jo überaus wichtige und 
weitreichende Frage der Geftaltung der Zoll- und Handelöpolitif gegenüber den 
auswärtigen Staaten hingewielen. Der Handel, insbejondere der Großhandel, 
huldigt zum guten Zeil, wenn nicht geradezu zum größten Teil, freihändleriichen 
Anfichten, wenn er auch ganz wohl weiß, daß die Ideen der radikalen Frei— 
bandelspolitif heute weniger Ausfichten auf Verwirklihung haben denn je; die 
Induſtrie dagegen nimmt den freihändleriichen Jdeen gegenüber in der Haupt— 
jache einen ablehnenden Standpunft ein. Wenn auch keineswegs behauptet werden 
fann, daß die Gejamtinduftrie mit der einer ziemlich ſchroffen Schußpolitif 
Rechnung tragendenden Haltung eines Teils der Großinduſtrie einverftanden 
it, die durch den Zentralverband deuticher nduftrieller repräjentiert wird, jo 
befämpit fie anderjeits doc) den FFreihandel und muß ihn vom Standpuntfte 
kräftiger Wahrung ihrer Intereſſen aus bekämpfen. Eine Bereinigung dieſer 
Meinungsverichiedenheiten ijt den Handelskammern einfach unmöglich, der Sn: 
terefjengegenjaß ift eben ein zu tiefer, al3 daß er durd ein Kompromiß über: 
brückt werden fönnte, bei weldyem beide Zeile zu ihrem Recht gelangten und die 
Regierungen über die Wünjche und Bedürfniffe beider Produftionszweige ge: 
nügend unterrichtet würden. Mit Rückſicht hierauf ftehen weite Kreile der 
Induſtrie auf dem Standpunkt, in den Handelsfammern eine entjprechende Ver: 
tretung ihrer Intereſſen nicht zu erblicken und ſtreben daher nach einer eigenen 
Vertretung. Auf eine ſtaatliche Organiſation kann ſeitens der‘ Induſtrie nicht 
gewartet werden; denn wenn auch anzunehmen iſt, daß man auf Seiten der 
Regierungen dieſem Beſtreben wohlwollend gegenüberſteht und das inſoweit vor— 
handene Bedürfnis nicht verkennt, jo würde es doch vorausſichtlich noch ſehr 
lange dauern, bis man den Entſchluß in Thaten umſetzt; in der Zwiſchenzeit 
würden aber die die wichtigſten Intereſſen, man kann wohl jagen die Lebens: 
intereffen der deutichen Induſtrie berührenden Fragen entichteden, ohne daß die: 
jelbe durch ihre Gejamtvertretung hierzu Stellung genommen und ihre Wünfche 
zum Ausdrud gebradjt hätte. Die Organijation der Induſtrie muß daher von 
ihr jelbit unternommen werden, aus der nitiative der nduftriellen muß der 
die Gelamtinduftrie Deutichlands umfaffende Verband hervorgehen. 

Die Zahl der in Deutichland bereits beitehenden industriellen Vereine ift eine jehr 
große; eine vollitändige und zuverläflige Statiftit derjelben fehlt noch immer, was 
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ſowohl vom wiſſenſchaftlichen wie praftiichen Standpunkt jehr zu bedauern iſt; 
die Schatzungen gehen demgemäß hierüber auch ſehr auseinander, von den einen 
wird die Zahl auf 200, von den andern auf 300 angegeben. Sogar die in— 
duſtriellen Verbände ſelbſt, welche doch vielfach auf eine gemeinſame Arbeit mit 
den übrigen angewieſen ſind, ſcheinen in dieſer Hinſicht mitunter nur ſchlecht 
informiert zu fein. Jedenfalls iſt aber die Anzahl eine recht erhebliche und 
dürfte hinter der Zahl 400 kaum zurückbleiben. Manche derjelben find über 
dad ganze Reich verbreitete, zahlreiche Mitglieder bejigende Verbände, welche 
über einen bedeutenden Einfluß verfügen und denſelben auch auf die Entwid: 
lung der Gejeggebung auszuüben wifjen, wie vor allem der Zentralverband deuticher 
Snduftriellen, in dem vornehmlid die Größten der Großinduftrie vertreten find, 
ferner der weit jüngere, aber in rajcher auffteigender Entwidlung begriffene Bund 
der Industriellen, der Verein zur Wahrung der Intereſſen hemijcher Induſtrie 
u. ſ. w. Andere haben einen lofalen, provinztalen bezw. territorialen Charakter, 
ſie eritreden ihre Thätigkeiten nur auf einen bejtimmten Bezirk. Ein weiterer 
Unterihied befteht darin, daß einerjeit3 die Induſtriellen ohne Rückſicht auf die 
Verichiedenheit des Beruf in den Verbänden vereinigt find, während ander: 
ſeits Wert darauf gelegt wird, nur die Vertreter gleicher oder gleichartiger 
Induſtriezweige zujammenzujchließen. Die auf dem Boden dieſer Fach⸗ 
organiſation ſtehenden Vereinigungen ſcheinen auf die Induſtriellen vielfach eine 
größere Anziehungskraft auszuüben, als die ſich an alle Unternehmer wendenden; 
man glaubt vielfach, daß ſolche für ein Spezialgebiet der Induſtrie beſtehenden 
Verbände die wirtichaftlichen Intereſſen diejes Spezialgebietes am wirkjamften 
und energijchiten vertreten, und iſt es bemerkenswert, daß dieſe Anſchauung nicht 
nur in Deutichland jondern auch in andern Ländern, beiſpielsweiſe in Frank— 
reich häufig angetroffen wird; an Lebenskraft übertreffen dieje Spezialverbände 
freilich nicht jelten die auf breiterer Grundlage errichteten, fie vertreten Die 
Sonderinterefjen ihres Spezialgebiete mitunter auch wejentlich einjeitiger als die 
legtern, die ihren Blick darauf richten müſſen, was der Induſtrie als jolcher, 
als Gejamtheit am beiten entipricht. Diele zahlreichen induftriellen Vereinigungen 
entbehren einer Zuſammenfaſſung mit einheitlicher Spige, eine engere Verbindung 
beſteht zwiſchen ihnen zum größten Teile nicht, nur in ganz beſonders wichtigen 
Fällen hat ſich bisher ein gemeinſchaftliches Vorgehen eines Teils derſelben be— 
wirken laſſen. Hierin liegt die Schwäche der induſtriellen Organiſation, welche 
in erſter Linie dafür verantwortlich zu machen iſt, wenn bei verſchiedenen geſetz— 
geberiſchen Fragen die Intereſſen der Induſtrie nicht die gebührende Beachtung 
fanden. Für die Reichsregierung iſt der hierdurch bedingte Mangel einer Geſamt— 
vertretung ebenfalls bedauerlich, denn es wird ihr hierdurch die Aufgabe erichwert, 
dad Gemeinjame, die Mittellinie der Bedürfniffe der deutichen Induſtrie zu 
erkennen und auf Grundlage diefer dem Gejamtintereife Rechnung zu tragen; 
holt fie ihre Informationen bei dem Zentralverband deuticher Induftrieller ein, 
jo wird mit Recht eingewendet, daß deſſen Anfichten nur die Anichauungen eines 
Teils der Großinduftrie wiedergeben, denjenigen der Mittel: und Kleininduftrie 
— nicht ſelten direkt entgegenſtehen; wendet ſie ſich an den Verein zur Wahrung 

der Intereſſen der chemiſchen Induſtrie oder an den Bund der Induſtriellen, ſo 
llagt die Großinduſtrie des Zentralverbandes, daß die Meinung dieſer Verbände 
nicht diejenige der Induſtrie iſt. Die Konſequenz dieſer Zerſplitterung ift des— 
halb, daß regelmäßig das Intereſſe eines Teils der Induſtrie nicht in geeigneter 
Weiſe zur Aneriennung gelangt. Die Beſeitigung der Zerſplitterung, * Son 
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zentration der in ihrer Iſolierheit teilweie ziemlich einflußlofen Einzelverbände, 
it für die Stellung der Induſtrie der Gejeßgebung gegenüber und die Ver: 
ihaffung eines legitimen Einfluffes von der größten Wichtigkeit und fünnte nur 
von furzfichtigen Induſtriellen unterichägt werden, welche fid) noch nicht über: 
zeugt haben, daß in der heutigen Zeit jeder Erwerbs: und jeder Berufsitand 
jeine eigene Organıjation haben muß. Eine Durchführung des Stonzentrations: 
gedanfens ift in doppelter Weile möglich, einmal durch Auflöfung der betreffenden 
industriellen Verbände und Erießung derjelben durch einen großen Bund, der 
etwa nad Vorbild und Analogie des Bundes der Landwirte organisiert würde, 
jodann aber durdy Beibehaltung der bejtehenden Verbände und Schaffung eines 
diejelben vertretenen Ausſchuſſes, deſſen Mitglieder von legtern gewählt würden. 
Der erfte Weg dürfte fih als ungangbar erweilen; die Verhältniffe in der 
Induſtrie find in diefer Beziehung weſentlich verichieden von denjenigen der Land: 
wirtichaft. Die induftriellen Verbände würden faſt durchgängig nicht gemillt 
jein, ihre Selbitändigfeit aufzugeben und ſich zu Gunften eines großen All: 
deutichland umfallenden Bundes zulammenzuichließen ; bezüglich ſolcher Verbände 
wie der obengenannten, jeit Jahrzehnten beitehenden und über zahlreiche Mit— 
glieder verfügenden unterliegt dies feinem Zweifel, aber auch die fräftigeren 
Spezialverbände werden ſich mit einer Abjorption durch den größeren Verband 
nicht befreunden wollen. Ob eine Verſchmelzung diefer Art, ihre Möglichkeit 
vorausgejeßt, ald wünjchenswert zu bezeichnen wäre, wird wenigitens allgemein 
nicht bejaht werden können; der große Verband kann nicht gleichzeitig Die 
Sntereffen der Gejamtinduftrie und jedes einzelnen Zweiges der Induſtrie in 
wirfjamer und paritätiicher Weiſe vertreten; in einem Yande mit gering ent: 
widelter Induſtrie mag dies noch allenfalls ohne Schädigung wichtiger Spezial: 
intereffen durchführbar jein, in einem Staate mit mächtiger, von Tag zu Tag 
ſich intenfiv und extenſiv ausdehnender Induſtrie ericheint dies ausgeſchloſſen, 
bier haben neben der Gejamtorganilation auch die Spezialorganifationen ihren 
Plaß, hier ift neben der Zentralifation aud) die Dezentralijation nicht nur 
berechtigt, jondern geradezu unentbehrlihd. Ein Aufjaugen aller beitehenden 
induftriellen Vereine würde mit Rückſicht hierauf der Induſtrie vorausfichtlich 
Schaden zufügen und könnte dieferhalb auch dann nicht befürwortet werden, 
wenn, was nicht der Fall ift, in dem induftriellen Kreilen geneigte Stimmung 
dafür vorhanden wäre. E3 bleibt jomit nur der zweite Weg übrig, die Errichtung 
eines Verbandes, -welchem die beitehenden Vereine und Verbände förperichaftlich 
angehören und der außerdem ſolche Jnduftrielle zu Mitgliedern zählt, die außer: 
halb der beitehenden Verbände ftehen. Diejer Verband würde ein Erefutions- 
organ zu beitellen haben, in welchem jedenfalls die wichtigſten und wichtigeren 
Zweige der Induſtrie vertreten jein müßten; es wäre das ein nduftrierat, 
welcher nicht nur einen Zeil bezw. einen Hauptteil, jondern die gefamte Induſtrie 
repräjentierte, e8 wäre eine Art von Indujtrieparlament. Hiermit ift 
ſchon gejagt, daß zwilchen diefem Induſtrierat und dem in jüngiter Zeit von 
den drei führenden industriellen Vereinigungen der Industrie angeitrebten "Organ 
gleichen Namens ein Unterichied beiteht und zwar ein ſachlicher, nicht nur ein 
formeller. Zwiſchen dem Zentralverband deuticher Induſtrieller, * Bund der 
Induſtriellen und dem Verein zur Wahrung der Intereſſen der chemiſchen 
Induſtrie fanden im Jahre 1899 Unterhandlungen ſtatt, welche ſich auf die 
Errichtung eines Induſtrierats als eines proviſoriſchen Organs der Geſamtinduſtrie 
bezogen; im Hinblid auf diefen proviſoriſchen Charakter wurde von einem Auf: 
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bau der Organijation auf der Grundlage der Ort: und Fachvereine Abftand 
genommen. Die Zulammenjegung und Zultändigfeit des Induſtrierats, wie die- 
jelbe von den ſoeben genannten Gruppen gedacht wurde, ift aus folgenden Säßen 
zu entnehmen, welche dem Bunde der Induſtriellen auf deſſen Verſammlung 
vom 16. Oktober 1899 unterbreitet wurden und deſſen Zultimmung fanden : 
„Der deutſche nduftrierat hat den Zweck, die gemeinlamen Intereſſen der 
Induſtrie im Deutichen Neid) gegenüber der NReichsverwaltung, dem Reichstag 
und der Deffentlichkeit in wirtichaftlicher und Jozialpolitiicher Nichtung wahr: 
zunehmen. Der deutjche Induftrierat jet fi) aus den führenden drei Gruppen 
der deutſchen Induſtrie, dem Zentralverband deuticher Induſtrieller, dem Verein 
zur Wahrung der Intereſſen der chemiſchen Induſtrie und dem Bund der 
Induftriellen zuſammen, melde je 12 Abgeordnete ernennen, die unter ſich 
einen gemeinjamen Vorſtand und einen gemeiniamen Arbeitsausihuß wählen. 
Um von vornherein Rivalitätsfragen Ddiefer drei Gruppen auszuſchließen, 
it ein einftimmiger Beſchluß darüber herbeizuführen, dat jede Gruppe 
innerhalb des Induſtrierates die gleichen Rechte und Prlichten bat. Die 
Mitglieder der den Induſtrierat bildenden Gruppen und die denjelben an: 
geihloffenen Vereine und Körperichaften können an die Vorſtände dieſer 
Gruppen Anträge für den deutichen Induſtrierat ftellen. Damit nur vor: 
beratene Angelegenheiten im deutichen Induſtrierat verhandelt werden, wird 
beitimmt, daß nur ſolche Anträge an den Induſtrierat gelangen dürfen, die 
durch einen der Vorstände diejer betreffenden Gruppe an den Induſtrierat geitellt 
werden. Der Induſtrierat ift auf Beſchluß jeines Vorſtandes bezw. Arbeits: 
ausſchuſſes berechtigt, jeden auf dieje Weile an ihn gelangenden Antrag zur 
Beratung zu ftellen, jedody hierzu verpflichtet, wenn ein Antrag von "a der Mit— 
— des Induſtrierats unterſtützt wird. Anträge von Induſtriellen bezw. 
induſtriellen Vereinen, welche außerhalb der drei Gruppen ſtehen, können auf 
Beſchluß eines der Vorſtände der letztern an den Jnduftrierat gelangen.“ Dieſe 
Borihläge haben in induftriellen Kreijen nicht durchweg die beifällige Aufnahme 
amden, welche die Urheber wohl erwarteten, teilmweile hat man jich ſogar voll- 
3 ablehnend dagegen verhalten; der Grund hierfür it aber nicht etwa in 
Abneigung gegen den Gedanken der zentralen Organifation überhaupt zu 
! fondern vielmehr in der Art und Weiſe der Durchführung des an fid) 
vollberechtigt und zeitgemäß anerkannten Beitrebens. Die Nichtberückſichtigung 
ine mit Ausnahme der drei genannten hat in den außerhalb dieſer 
induftriellen Streifen unangenehm berührt, und es ift aus dem Aufbau 
tilation auf dieſer Grundlage der Schluß gezogen worden, daß es ſich in 
je bei dem beabfichtigten Vorgehen lediglih um eine Verſtärkung 
3 diejer handle, für welchen die Kraft der übrigen mittelbar nußbar 
0 joffte.. Ohne Zweifel iſt diejer Schluß ein unbegründeter und 
ı mit Sicherheit behaupten, daß von dem Verſuch eines Aufbaues auf 
breitejter Grundlage nur wegen der damit verbundenen großen 
Abſtand genommen wurde; allein troßdem bleibt die Thatſache 
reiche Induſtrielle ſich an einem Vorgehen zur einheitlichen 
Induſtrie nur dann beteiligen werden, wenn man hierbei den 
und Fachvereinen ebenjo gut eine Vertretung einräumt tie 
ßten Korporationen. Wie ſchon bemerkt, iſt die Einigung 
ing freilich eine überaus ſchwierige Sache; die Schwierigkeit 
die große Zahl der Verbände verurjacht, die natürlich Für 
17* 
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zwiejpältige Anfichten und Auffaffungen in viel erheblicherem Maße einen Nähr: 
boden bildet alö eine kleine Zahl, jondern und zwar wohl vor allem durch die 
Unterjchiede zwiichen den einzelnen Vereinen in numeriſcher Hinſicht. Es Liegt 
auf der Hand, daß in der gemeinichaftlichen Organifation ein Verband mit 
taujenden von Mitgliedern in ganz Deutichland eine andere Stellung beanjpruchen 
fann, denn ein Verein mit 60—80 Mitgliedern, die an dem gleichen Orte ihren 
Mohnfi oder ihre gewerbliche Niederlaffung haben ; es läßt, fich nicht von der 
Auffaſſung ausgehen, daß alle Vereine einander gleichwertig jeien und daher 
auch gleiche Rechte erhalten müßten. Das ift mit Nichten der Fall, die Be: 
handlung der induftriellen Vereine nad) einer Schablone hätte die Folge, jede 
einheitliche Organijation in Frage zu jtellen, weil die großen und größten ſich 
von vornherein ausichließen würden. Es muß aljo ein Modus gefunden werden, 
diejer Verichiedenheit Rechnung zu tragen und doch die Grundlage der Organijation 
möglichft zu verbreitern. Wie ſich dies ermöglichen läßt, ohne doch einen zu 
fomplizierten und jchmwerfälligen, darım aud nicht jehr aktionsfähigen Apparat 
ind Leben zu rufen, joll hier im einzelnen nicht erörtert werden, weil eine 
audgiebige Behandlung die Berüdfichtigung der zahlenmäßigen Stärke der ein: 
zelnen Vereine erforderte und hierdurch diefer Darjtellung eine nicht beabjichtigte 
Ausdehnung gegeben werden würde, es genügt daher, zu bemerken, daß jomwohl 
die Vertretung ala aud das Stimmredyt von einer Mindeftmitgliederjtärfe ab: 
hängig gemacht werden fünnte, und daß Vereine, welche diejelbe nicht erreichen, 
beide Befugniſſe nur in Gemeinſchaft mit andern auszuüben in der Lage wären; 
das Organijationsftatut würde im Hinbli hierauf allerdings nicht ſolch einfache 
Vorſchriften enthalten fünnen, wie dies bei andern Vereinigungen der Fall ift, 
allein der Zwed, die einheitliche Organijation der Induftrie, wäre hierdurch nicht 
zu teuer erkauft. 

Die Organijation der deutſchen Induſtrie, wie ſie im vorftehenden befür: 
wortet wurde, ift nicht nur unter dem Gefichtöpunfte der Sonderintereſſen diejes 
Produftionszweiges erforderlich, jondern auch — und man fann wohl jagen in 
nicht geringem Grade — im Intereſſe des ganzen deutichen Wirtichaftslebeng ; 
fie erleichtert der Regierung und Gejeßgebung die Aufgabe, gleihmäßig Die 
Intereſſen der verſchiedenen Produftionszweige zu berüdfichtigen, fie begünitigt 
die erfolgreiche Abwehr einjeitiger Beftrebungen, welche dieje Pfliht und Auf: 
gabe der Gejeßgebung verfennen, und ift jomit nicht etwa ein Element des 
Intereſſengegenſatzes, jondern vielmehr der Intereilenausgleihung und, ſoweit die: 
jelbe überhaupt möglich ericheint, der Intereſſenverſöhnung der wichtigſten 
Produftionszweige. Hierauf kann aber in der Zeit, in weldyer das Hervortreten 
des Intereſſengegenſatzes unter den einzelnen Ständen und Produftionszweigen 
den lebhafteſten Intereſſenkampf entfacht hat, nicht genug Wert gelegt werden ; 
die Organijationen fünnen die Ausbreitung des Intereſſenkampfs, das Entftehen 
jener häßlichen Auswüchſe desjelben teilweile wenigſtens verhüten, welche als die 
heutigen Begleitericheinungen des wirtſchaftlichen Streits zur Genüge befannt 
find, ſie fünnen viel eher eine Einigung auf der Baſis des Gemeinjamen herbei: 
führen, als dies bei der Formulierung von Forderungen dur) die nichtorganifierten 
Intereſſenten möglid) it. Ob die Organifationen von diejer Möglichkeit ftets 
den entiprechenden Gebraud; machen, ob fie ftets von der Ueberzeugung durch— 
drungen find, daß fie die Aufgabe beißen, in den wirtſchaftlichen Kampf 
moderierend einzugreifen und niemals außer Act zu laſſen, daß Staat und 
Volkswirtſchaft nur dann blühen und gedeihen fünnen, wenn jede wirtichaftliche 
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Intereſſengruppe gleihmäßig berüdfichtigt wird, ift allerdings eine andere, nicht 
ihlehthin zu bejahende Trage, aber die Wirtichaftsgeichichte weit immerhin 
Beiſpiele dafür auf, daß es an Organifationen niemals gefehlt hat, welche ihre 
Thätigfeit in diefem Sinne verftanden. Die Unentbehrlichkeit von wirtichaftlichen, 

die Regierung beratenden Organen ift in Deutichland ſeit Jahrzehnten anerkannt, 

die Errihtung des preußiichen Volkswirtſchaftsrats durdy Verordnung vom 

j 17. Rovember 1880 iſt aus der Anerkennung diejes Gedanfens hevvorgegangen ; 
freili) war der Volkswirtſchaftsrat einerjeits feine ſpezifiſch induitrielle Ver— 
tretung, jondern eine jolche aller Produftionsichichten, anderjeits war das beamtete 
Element jo ſtark in ihm, daß er zum Mindeſten den halbitaatlicyen Charakter 
ließ; eine Verpflichtung für die Regierung, das Gutachten umd die 

diejer Körperſchaft zu hören, beſtand mit Nichten; e8 iſt wohl hierauf 

mie aud auf das Hervortreten des beamteten Elements zurückzuführen, daß ihre 
Wirhkſamkeit eine kurze war und feinerlei Spuren hinterlaffen hat. Die Ipegiellen, 
für die einzelnen Produktionszweige und Intereſſengruppen beſtehenden Organi— 
ſationen erfüllen die Aufgaben beratender Beiräte in weit befriedigenderer Weiſe, 
als dies der Volkswirtſchaftsrat gethan hatte bezw. thun konnte; die Organiſation 
de Induſtrie wird hierin und hierbei nicht hinter den Orxganifattonen der 
r mdwirtichaft und des Handels zurüdbleiben. Wiederholt it im Yaufe der 
n Jahre darüber Klage geführt worden, daß der Induſtrie Deutichlands 
ht der Gin auf Gejeßgebung und Verwaltung zuitebe, welche ihr der that: 
Bedeutung nad zufomme. Die Berechtigung derjelben läßt ſich eben- 
eig been wie die Thatjache, daß dies dem Mangel einer Gefamtorganilation 
Linie zuzujchreiben ift. Will die Induſtrie, daß die deutiche Geſetz— 
und Verwaltung ihren Bedürfniffen stets gerecht werde und eine 
Betrie gung derjelben auch um politiicher Intereſſen willen nicht hintanſetze nod) 
jere, jo muß fie daher die Zuſammenſaſſung ihrer Mitglieder zu einer großen, 
fähigen und Achtung gebietenden Organilation in die Hand nehmen und 
gfeiten groß, jo gilt doch auch ihnen gegenüber der Satz, daß überall, 
Wille it, auch ein Weg zur Erreihung dieſes Millens fich findet. Die 

utic mduftrie hat aber den Willen, ſich eine Geiamtorganiation zu ichaffen 
ihren Beſten und damit zum Beſten der weitern Entwicklung und Entfaltung 
utſchen Volkswirtihaft in aufſteigender Richtung. Möge fie gegenüber 




























oben Ziele alle Meinungsverichiedenheiten zurücktreten laſſen und be— 
B die Organijationsfrage eine dringliche iſt; die Induſtrie it von der 
dei en da Zeit Geld iſt, durchbrungen, möge fie nicht vergeffen, 


ı erwähnte Verſuch der Errichtung eines deutſchen Induſtrierats 
der drei genannten Verbände iſt, vorab wenigſtens, als 
; bie Urſache dieſer bedauerlichen Thatſache iſt darin zu 
ß der verband deutſcher Induſtrieller den Verein zur Wahrung 
xeſſen der chemiſchen Induſtrie nicht als gleichberechtigt in dem Induſtrie— 

nen wollte; der Standpunkt des Zentralverbandes iſt auch feither 
e modifiger worden, und daher ericheint es äußerſt fraglic), 
ed, auf der Grundlage der Gruppierung der drei bedeutenditen 
amtinduftrie vertretende Organ zu errichten. Vielleicht 
tihe tfolg auch diejenigen, welche die Möglichkeit des Aufbaus 
Sofal- und Provinzialverbände verneinten, doc) davon, day 


n. Sind auch die dabei zu überwindenden Hinderniſſe und 
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es wohl angemefjener wäre, den Weg einzuichlagen, der auch in der Landwirt: 
ihaft bejchritten wurde, ald man den deutichen Landwirtichaftsrat auf der Baſis 
der landwirtichaftlichen Vereine errichtete und hiedurch den Unterbau in ent: 
ipredhender und zwedmäßiger Weile frönte. Der Landwirtichaftsrat hat jeine 
Stellung bei zahlreichen Gelegenheiten zum Nuten der deutichen Landmwirtichaft 
verwertet, dem Induſtrierat würde dies in gleicher Weile möglich fein. Wenn 
Gneilt einmal in ebenjo treffender wie geiftvoller Weile das engliihe Parlament 
als die Korporation der Korporationen bezeichnet hat, jo kann man dieſe 
Gharakteriftit auf die oberfte Spige der Organilation der gejamten deutichen 
Industrie anwenden ; der Induftrierat oder, um ein wiederholt gebrauchtes Wort 
bier anzuführen, das Induftrieparlament ſoll jein die Korporation der induftriellen 
Korporationen. 


⸗ 


Die Bevifion der Grund- und Hausſteuer in Bayern. 
Bon Dr. Karl Theodor Eheberg, Profefjor in Erlangen. 


2. Artikel, 
Kritiihe Bemerkungen zur Revifion der Grundftener. 


In dem erjten Artikel habe ich an der Hand des amtlichen Mtateriald eine 
Darftellung des Gejeßentwurfes über eine Nevifion der Grund: und Hausſteuer 
jowie des Gejegentwurfes, die Steuernacdjläffe betreffend, gegeben. In dieſem 
zweiten Artikel möchte ich zunächit die auf die Grundfteuer bezüglichen Be— 
ſtimmungen einer kritiſchen Erörterung unterziehen. 

Die Ausführungen im erſten Artikel zeigten, daß nach Vorſchlag der 
Staatsregierung die Grunditeuer in der. Hauptiache bleiben ſoll, wie fie it. 
Vie prinzipiell wichtigjte Neuerung bringt Art. 2 des Gejegentwurjes über die 
Steuernahläffe, indem er beitimmt, daß bei mejentliher Minderung der 
Leiſtungsfähigkeit des Steuerpflichtigen infolge bejtimmter Umftände und unter 
gewiſſen Worausjegungen ein Nachlaß an der Steuer eintreten kann. 

Gegenüber der Dürftigkeit dev Vorlage liegt die Frage nahe: wie erklärt 
ih dieje Zurüdhaltung der Staatsregierung bezüglid einer Steuer, welche in 
Iheorie und Praris ſchon jeit langem ala höchſt unbefriedigend und dringend 
reformbedürftig bezeichnet wird? 

Die Gründe für diejes Verhalten habe ich bereits in dem 1. Artikel nad 
den Motiven wiedergegeben. Es find kurz die folgenden: 1. Von einer Ueber: 
laftung der Landwirtichaft durch die derzeit beitehende Steuer fünne nicht die 
Rede ſein, denn den etwa jeit Erlaß des Grunditeuergeieges eingetretenen Er: 
höhungen der Produftionskoften ftünden auch weſentliche Erhöhungen des Er- 
trages gegenüber, die von der Steuer nicht erfaßt würden. 2. Ungleichheiten 
zwiſchen den einzelnen Steuerpflichtigen jeien allerdings namentlich infolge der 
verihiedenen Schuldverhältniffe, aber aud) wegen anderweitiger Verſchiebungen 
in den Ertragsverhältniffen vorhanden. Allein eine Berückſichtigung der Schulden 
jet bei dem Charakter der Grunditeuer ala Objektſteuer nicht durchführbar. 
Eine Neubonitierung aber oder anderweitige Klaſſifizierung, ſei es aller Grund» 
ftüde, ſei es nur einzelner, ebenjo eine Abitufung der Grundfteuer nad) dem 
Betrage der von den einzelnen Plichtigen zu vertretenden Steuerverhältnis- 
zahlen fünne nicht in Trage kommen; denn die eriteren Maßregeln ſeien 
außerordentlich Foftipielig und könnten doch nur für kurze Zeit Abhilfe ſchaffen, 
die lebte Mapregel jei geeignet, neue Ungleichheiten hervorzurufen. Als weiteren 
Grund gegen eine gründliche Reform wurden nicht ausdrüdlic, aber doch in 
deutlich erfennbarer Weiſe nebenher finanzielle Bedenken geltend gemacht. 

Prüfen wir dieje Punkte, namentlich die beiden erfteren, kurz im Einzelnen. 
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Die Motive ſtellen, wie erwähnt, die Unverhältnismäßigkeit der Grund— 
ſteuer in Abrede. Die Begründung für dieſe Anſicht iſt bereits im 1. Artikel‘) 
angeführt. Sie gipfelt darin, daß die Grundſteuer mit ihrem Sollbetrage von 
11,5 Mill. ME. zwar den kataſtermäßigen Ertrag von rund 234,9 Mill. ME. 
mit 4,9 Proz., aljo einem anjcheinend hohen Prozentjaß, belajte, daß aber diejer 
fataftermäßige Ertrag von dem wirklichen Ertrage weit übertroffen werde. Es 
ergebe id) dies aus den Beranlagungsgrundjäßen, wonach wertvolle Neben: 
nußungen und die Erträgniffe des Bradjlandes unbejteuert bleiben, aus der 
Veranſchlagung des Ertrages nad) den geringen Geldwerten zur Zeit der Ber: 
anlagung, aus dem jeit der Eteueranlage eingetretenen Umſchwung in den 
Preisverhältniffen, jowie aus der Verbeiferung der Wirtichaftsmethode und der 
Verfehrögelegenheiten. Auch wenn man zugebe, daß inzwiichen die Bewirt— 
Ihaftungsfoften, namentlich die Löhne, erheblich geftiegen jeien, jo jei doch nad) 
den in Bayern beitehenden landwirtichaftlihen Befitverhältniffen die An: 
Ihauung begründet, daß bei der großen Mehrzahl der bayerifchen Landwirte 
die allgemeine Steigerung der Betriebsausgaben nicht von ſolchem Einfluffe sei, 
um mit Rückſicht hierauf die Grundfteuer als eine unverhältnismäßige Be: 
laftung erjcheinen zu lafien. Das gelte insbejondere von den die große Mehr: 
zahl bildenden fleinen und mittleren Landwirten, die ihren Grundbeſitz ganz 
oder doc vorwiegend mit ihrer eigenen und ihrer fyamilienangehörigen Arbeits: 
fraft bewirtichaften. Auc komme dem Landwirten die äußerjt niedrige Areal: 
hausfteuer, der Naturalverbraud) der eigenen Erzeugnijfe und die Gelegenheit 
zu einem meiſt unbejteuerten Nebenverdienſt zu Gute. 

Im direkten Gegenjat hiezu erklärt der Referent des bayerischen Landwirt: 
ihaftsrates, Freiherr v. Freyberg, in der Situng vom 1. Oktober 1901 bei 
Beipredung der neuen Geleßentwürfe, daß die von dem bayeriichen Landwirt: 
ſchaftsrate veranstaltete Enquete ein wejentlich anderes Bild ergeben habe.?) Die 
Lage der Landwirtichaft werde faſt übereinitimmend als eine gedrüdte, un: 
günstige, manchmal als eine troftloje bezeichnet; nur ganz vereinzelte Bezirke 
hätten ſich günftiger geäußert. Als Urfachen der ungünftigen Lage würden ganz 
übereinftimmend die gelunfenen Produktenpreiſe, Speziell die Getreidepreije, be— 
zeichnet, bejonderd aber die Arbeiterfalamität infolge der hohen Löhne, des 
Mangels an brauchbaren Arbeitern und der verkürzten Arbeitszeit. Eine Ueber: 
laftung durch die Grumditeuer werde bejaht von jämtlichen Kreisausſchüſſen; 
nur Oberfranken und Schwaben, leßteres jedoch nur für den füdlichen Teil des 
Kreiſes, haben die frage verneint. Hinfichtlic) der Größe des wer jei ſicher 
der Mittelbefig am jchwerjten belajtet, weil er fremde teuere,, Arbeitskräfte 
brauche, für Mafchinen nicht genügend Verwendung und meist auch fein 
Betrieböfapital habe und weil er fih mit Rüdjicht auf die Dienftboten wenig 
in jeiner Lebjucht einichränfen könne. Beim Kleinbejig fomme in Betracht, dat 
er meilt mit den Arbeitskräften der eigenen Angehörigen ausfomme und noch 
Gelegenheit zu Nebenverdienit habe, auch ſich in feiner Lebensführung einzu: 
Ichränfen vermöge. Beim Großbeiit ſei zu berüdjichtigen, daß diefer meiit 

) ©. oben ©. 169 f. 

”) Vgl. Vierteljahrsichrift des bayer. Landwirtichaftsrates, 1901, Heft IIL, S. 600 ff, 
Heft IV ©. 656 ff. Ih faſſe in den folgenden Ausführungen die Referate des Frhrn. v. Frey— 
berg vom 1. Dftober und vom 4. November 1901 jowie die daran fich Ichließenden Debatten 
der beiden Situngen zujammen. 
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duch Maſchinen an Arbeitöfräften jparen fünne, und daß der Wald, wo folder 
dabei iſt, meift mäßig bonitiert jei. Ferner habe die Enquete ergeben, daß hin- 
ſichtlich der Kulturart der reine oder überwiegende Getreide- und Hopfenbau in: 
tolge der jchlechten Preife und hohen Produftionsfoften, in Unterfranken der 
Beinbau, am jchweriten von der Grundfteuer betroffen werde. Weniger belaftet 
jeien — mit Viehzucht und Milchwirtſchaft, am wenigſten die Wald— 
wirtſchaft. 

In der — vom 4. November 1901 knüpfte Freiherr v. Freyberg 
des weiteren an die Berechnung der Staatsregierung in den Motiven an, wo— 
nach ſich bei 839 380 Grundſteuerpflichtigen und bei einem kataſtermäßigen 
Geſamtertrag von 234,9 Mill. Mk. auf den Grundſteuerpflichtigen ein kataſter— 
mäßiger Ertrag von 279 Mk. ergebe, alſo eine Summe, welche dem wirk— 
lichen Durchſchnittsertrage nicht entfernt gleichfomme. Freiherr v. Freyberg 
findet die Grundlage dieſer Berechnung falſch. Denn unter den 839 380 
Grundjteuerpflichtigen jeien 423 062 mit einer Grunditener von 5 ME. und 
weniger; dieſe entipräche einem Bejige von 6 Tagwerk 10. Bonität, oder 7'/2 Tag: 
werk 8. Bonität; ferner 210127 Grundfteuerpflichtige mit 5 bis 15 ME. Grund: 
fteuer — 18 Tagwerk 10. oder 22'/a Tagwerk 8. Bonität. Dieſe 633 189 Grund: 
fteuerpflichtigen ſeien augenjcheinlic zu mindeftens neun Zehntel feine reinen Land— 
wirte, jondern jolche mit Nebenverdienit. Nach Ausſcheidung diejer blieben nur 
206191 Pflichtige mit einem Grundfteuerbetrage von 16 bis 400 ME. und 
darüber. Dieje Grundſteuer entipreche einer Verhältniszahl von 104 563 131 Guld. 
oder 179250000 ME., daraus ergebe ſich ein fataftermäßiger Durchichnittsertrag 
von 870 rg und bei einer Durchichnittsfiener von 42,60 ME. eine Belaftung 
von 4,9 "jo. 

Auch die von jeiten des Finanzminiſteriums angeftellte Erhebung über 
Kaufichillinge von Grundftüden, um daraus anderweitige Anhaltspunkte für die 
Beurteilung der landwirtichaftlichen Ertragsverhältniffe zu gewinnen’), wird durd) 
den erwähnten Referenten bemängelt ?). Diejes Verfahren könne nur ſehr unzu— 
verläffige Reſultate ergeben; denn es jei befannt, wie troß aller Depreſſion die 
Bodenpreife immer nod) allzu hoch jtehen, und wie jchwer es ift, aus einer großen 
Zahl von Fällen jene auszuſcheiden, bei denen Affeftionswerte, Arrondierungs- 
abficht u. }. w. die Preiſe noch jpeziell in die Höhe treiben. Bei diejer Sad) 
lage jeien eigentlic) die Rejultate der Enquete des Finanzminiſteriums noch auf: 
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Es mag daran erinnert werden, daß bereits bei Gelegenheit der Stenerrevifion von 
ISS1 jeitens der Regierung Ermittelungen über die Höhe der Kopfbelajtung durch die direften 
Steuern veranstaltet worden waren. Dieje Ermittelungen ergaben, daß auf den Kopf der Be- 
völferung in den 33 größeren Städten nach dem Stande vom Jahre 1879: 7,55 Mk. in den 
übrigen Gemeinden dagegen nur 3,85 trafen. Eine weitere Berechnung ftüßte fich auf die 
Anbauverhältnifie und Ernteerträge im Königreich nad dem Stande der Ernten und Markt: 
preife pro 1871/78. (S. die detaillierten Mitteilungen in der Verh. D. K. der Abgeordneten 
1880.81, Beil. Bd. 11, 562, Unterbeil. S. 17 f.). Darnach ftellte fi der Bruttoertrag der 
im Königreih hauptſächlich gebauten landwirticaitlichen Produkte, einjchlieglich Wald und 

ielen (nur Privatbefiß) auf 1040874865 Mk., bezw. nach einer ipäteren Aufjtellung auf 

1032612949 ME., der Reinertrag auf 469189376 ME. bezw. 484963864 Mi. Das ergab 
eine Belaftung des Reinertrages mit 2%/. Proz. Eine dritte Berechnung jtüßte ſich auf die 
auch diesmal herangezogene Kaufpreisitatiftil. Von nahezu 20,000 Grunditüdsfauffällen in 
famtlihen Gebietsteilen des Königreichs war der Kaufpreis ermittelt worden. Berechnete man 
davon einen 400 igen Ertrag, jo erſchien diefer mit 3,5% durch die Grundfteuer belaitet. 
Epäter benügte der Finanzminiſter die Verteilung der Grunditeuer, um den Vorwurf der 
Ueberlaſtung abzuweiſen. 50,4“/0 der Grundſteuerpflichtigen, wurde damals ausgeführt, zahlen 
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fallend, denn die Differenz zwiſchen dem aus den Kaufichillingen ſich berechnenden 
4 prozentigen Binsertrag und dem nad) dem Grunditeuergejege veranlagten 
Katafterertrage betrage bei 19253 Parzellenfäufen nur 160751 ME. und bei 
4638 Unweſenskäufen gar nur 257977 ME. bei einem Gejamtwerte von 
15148200 ME. bezw. 55028400 Mi. Wern die betreffenden Käufer, wo: 
mit heutzutage jeder Erwerber von Grund und Boden rechnen müßte, ſich nur 
3/2 /o Zins qutrechnen, jo falle diejer Ertrag fait genau mit dem Katafterwert 
zujammen. Alſo folge aus dieſer Statiftif eher das Gegenteil, nämlidy daß der 
wirkliche Ertrag gar nicht hoch über dem SKatafterertrag liegt. Daß aber nicht 
mit 4 prozentiger VBerzinfung des Kaufichillings gerechnet werden dürfe, beweile 
wohl am beften die Thatſache, daß keinerlei Zudrang zum landwirtichaftlichen 
Gewerbe herrſche, jondern ein höchſt Tatales Weglaufen. 

Als ein „recht kindliches“ Argument wird von dem Referenten auch der 
in der Begründung des neuen Gejegentwurfes enthaltene Hinweis auf das finfende 
Prozentverhältnis der Grumdfteuer zum Gejamtbetrage der direkten Steuern be: 
zeichnet. Dieje Thatſache ſei an ſich unbeftreitbar, aber es fomme doch nicht auf 
die Totalſumme der Leiftungen einer Ermwerbäflaffe an Steuern, jondern darauf 
an, ob die Steuerleiftung im Verhältnis zum Geſamteinkommen der betreffenden 
Klaſſe ſteht. Der Erflärungsgrund für dies prozentuale Zurüdgehen liege eben 
in ber jteigenden Bedeutung der anderen Erwerbsarten, bei denen auch die ſteuer— 
liche Leiſtungsfähigkeit entſprechend wählt. Die Landwirtichaft zahle vielmehr 
ficher recht gerne wieder 46 °/o der direkten Steuern, wenn auch 46°/o des 
Geſamteinkommens auf ihr Gewerbe träfen. 

Sämtliche Redner in den zwei mit der Angelegenheit der Grunditeuer be- 
ihäftigten Sigungen des Landwirtichaftsrates ſprachen fi) im Sinne de Re: 
ferenten aus, bald mit mehr bald mit weniger Entjchiedenheit. Ein Redner, 
Neichsrat Graf von Moy, erklärte, dal die Frage der Ueberlaſtung durch die 
Grundjteuer ſchon dadurch gelöft jei, daß der bäuerlicye Grundbeſitz höchſtens zu 
2°/o rentiere. Ein Befiger von 25,4 Tagwerk Grund 8. Bonität habe eine 
Grundfteuer von 18,16 ME. zu zahlen, der Befiter eines äquivalenten Wertes 
zahle, wenn er den gleichen Wert von 6800 ME. in Papieren anlege, 4,76 ME. 
Kapitalrentenſteuer. 

In dieſem Zuſammenhange muß auch eines Artikels gedacht werden, den 
Freiherr von Freyberg im 3. Heft des 6. Jahrganges der Vierteljahresſchrift des 


eine Grumditeuer bis zu 5 ME, 250/0: 6—15 ME., 210/o: 16—60 Mt., 2,4 0/0: 61— 100 ME. 
Scheidet man die erite Srubpe als Parzellenbefiter aus, jo müßte in der zweiten Gruppe ein 
kleiner Landwirt höchitens 300 Mk. Einfommen haben, wenn er von feinem Einfommen 5 */o 
bezahlte. Ein Landwirt mit 60 Mi. Steuer hätte blos 1200 Mi. Einftommen, was nicht 
möglich jei. Schon bei den Verhandlungen anläßlich der Steuerrevifion von 1881 gingen Die 
Meinungen über die Geſamtſumme des Reinertrages der ſteuerpflichtigen landwirtſchaftlichen 
Produktion weit auseinander. So wurde dieſe Geſamtſumme (gegenüber dem Kataſterertrag 
mit mehr als 233900000 ME.) von der Staatsregierung auf 484 963864 Mf., von dem Ab- 
geordneten von Dobeneck auf 273868381 MIE., von dem Abgeordneten Freih. von Soden auf 
241 764955 Mt., von dem Freih. von Thüngen gar nur auf 84,6 Mill. DE. geihägt. In 
der Sikung der Abgeordnetenfammer vom 31. Januar 1856 wurde behauptet, daß die Grund— 
jteuer 14 °/o des „Einkommens“, in einem Artitel der „Allgem. Zeitung” (1880 Nr. 110) wird 
fie auf gegen 7, in manchen Fällen ſogar I%/ des „NReinertrages“ angegeben. Herr von 
Ihüngen hat fie auf der 22. Tandwirtichaftlichen Verfammlung in Wilrzburg auf 10"/o 
berechnet. (Die landwirtichaftliche Steuerfrage auf der 22. Generalverfammlung bayer. Sand: 
wirte zu Würzburg, Würzburg 1880.) G. v. Schlör hatte angenommen (Ueber Steuerreform 
in Bayern, Nördl. 1881, ©. 25 f.), dab die gejamte Grundjteuer von dem „NReinertrage“ 
des befteuerten Grund und Bodens 3,40 Proz. in Anſpruch nehme. 
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bayeriichen Landwirtichaftsrates (1901) über „Erntewerte der bayeriichen Land— 
wirtichaft“ veröffentlicht hat. Er findet, daß der Bruttoertrag 801,751,646 ME, 
die Betriebsfoften 513414000 ME. betragen, jo daß der Nettverntewert ſich auf 
288 337 646 ME. ftellt. Hieraus berechne ſich bei einem Grunditeueranfall von 
11,5 Mill. ME. (für 1898 und 1899) eine Belaftung des Nettoerntewertes mit 
3,98 oder rund 4/0. Zur Kontrolle jeiner Berechnung benüßt Freih. von Frey— 
berg eine Aufitellung darüber, wie hoc) fi) die Belaftung der Einheit der Vers 
hältniszahl bei den jegigen Preifen ftellt. Danach jei eine Ziffer der Steuer: 
verhältniszahl — '/s Schäffel Korn belajtet mit 8,4 Big, alio 1 Shäffel Korn 
= 2,224 hl & 10,25 ME. = 22,80 Mt. mit 8 X 84 = 67,2 Pig. oder 
3,38°/o des Bruttoertrages, infoferne nämlid) durd die Weglaſſung der Neben: 
nugungen an der Materialertragsberehnung zwar ein Bruchteil der Produftions- 
foften, ſicherlich aber nicht deren ganzer Betrag gededt ift, der Anjat von 22,80 DIE. 
pro altes Schäffel aljo fein Reinertrag iſt. Dabei macht der BVerfaller noch) 
beionders darauf aufmerkfjam, dat in den Pruttoertrag von 801,8 Mill. ME. 
aud) der ganze, in der eigenen Wirtichaft fonjumierte Betrag an Naturalien 
eingerechnet, und unter den Ausgaben mit 531,0 Mill. ME. weder eine Ber: 
zinfung des Anlage: und Betriebsfapitals, nod) ein Entgelt für die eigene Arbeit 
des Beſitzers und feiner Familie jei, die Endfumme mit 288,3 Mill. ME. alſo 
keineswegs den Neinertrag, jondern das Bruttoeinfommen an Geld und Geldes- 
wert daritelle. 

Zunädft muß wohl in Webereinftimmung mit verichiedenen NRednern im 

Landmwirtichaftsrat betont werden, daß der Verſuch aus dem abnehmenden Anteil 
des Grundfteuerertrages an dem Gejamtertrag der Ertragäfteuern eine Erleichterung 
der Grundfteuerpflichtigen abzuleiten, unberechtigt iſt. Es iſt gerade in der letzten 
Zeit zur Genüge darauf hingewielen worden, daß die landwirtichaftliche Bevölkerung 
gegenüber der in Industrie und Handel beichäftigten relativ abnehme; es iſt 
ferner eine unumftößliche Wahrheit, daß der land» und joritwirtichaftlich benußte 
Boden nicht ‘oder nur unbedeutend ausgedehnt und jein Erträgnis nur bis zu 
einem gewiſſen Grade geiteigert werden fann. Andererjeits hat in der Zeit von 
18582 — 1895 die Zahl der Erwerbsthätigen in der Induftrie um 30,21 /o, im 
Handel um 44,90" zugenommen und der Steigerung der Erträge in dieſen 
Erwerbszweigen ſteht feine phyſiſche Schranke entgegen. Da ift e8 denn jelbit- 
veritändlich, dat die Steuererträge in den beiden letten Enwerbözweigen wachſen, 
bei der Yandwirtihait, falls nicht der Steuerſatz erhöht wird, jtille ftehen und 
infolgedeſſen relativ abnehmen. Außerdem kommt in Betracht, dat die Steuer: 
krait der Induſtrie, des Handels, des Arbeitereinfommens, namentlid) des Kapital— 
beiibes, früher teild gar nicht, teils unverhältnismäßig gering herangezogen wurde. 
Nur das eine ift richtig, daß, wenn Induſtrie und Handel und Kapitaleinkommen 
nicht in dem Maße gewachſen und beſteuert worden wären, wie es geſchehen iſt, 
wenn alſo Bayern ein agrariſcher Staat geblieben wäre, dann bei wachſenden 
Staatsausgaben die Landwirtſchaft mit weſentlich höheren Steuerſätzen rechnen 
müßte. 

Was ſodann die Frage anlangt, ob die Grundſteuerpflichtigen überlaftet 
ind ım Verhältniſſe zu den übrigen Steuerpflichtigen, jo iſt es meines Erachtens 
nicht möglich, auf Grund des vorliegenden Materials eine einwandfreie Antwort 
zu geben. Es ift Bebauerlidh. daß die neuen Geſetzentwürfe nicht vor der Ver: 
Öffentlihung dem Yandwirtichaitsrate zur Begutachtung binübergegeben worden 
Ind. Velleicht wäre es gelungen, die jet vorhandenen Widerſprüche teilmetie 
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aufzuklären, zu bejeitigen oder abzuſchwächen. Das Finanzminifterium hat die 
vorhin erwähnte Enquete über die Kaufpreife, deren Ergebnifje es zur Stärkung 
jeine® Standpunftes verwertet, für ſich allein veranitaltet, ohne die amtliche 
Vertretung der landwirtichaftlichen Intereſſen beizuziehen. Offenbar ift aud) die im 
Sommer vorigen Jahres durch den landwirtichaftlichen Verein angeordnete En: 
quete über die Rentabilität der Landwirtichaft und insbefondere die Belastung 
des Iandwirtichaftlichen Ertrages durch die Grundfteuer, von dem Finanzminiftertum 
nicht benußt worden. Weder aus der einen nod) aus der andern Erhebung find 
Einzelheiten befannt geworden. Es fehlt aljo die Möglichkeit der Prüfung. In— 
folgedeijen begegnen die Ausführungen der Staatöregierung in den Kreiſen der 
Landwirte dem Mißtrauen, daß dieje in dem erflärlichen Beitreben, grundjäßliche 
Henderungen zu vermeiden und an dem Gejamterträgnis der Grundjteuer feſt— 
zubalten, die Verhältniſſe zu roſig dargeitellt habe, während die Yandwirte bei 
der Staatsregierung und dem nicht interejfierten Teil der Bevölkerung in den 
Verdacht unbegründeten Schmwarzjehens geraten. 

Vergleicht man die Verhältniffe der Gegenwart mit jenen zur Zeit des Er- 
laſſes bezw. der Durchführung unjeres Grundfteuergejeges, jo wird man unſchwer 
zahlreiche Thatſachen finden, welche eine Steigerung des Tandwirtichajtlichen Er: 
trages und damit eine Minderung der Steuerbelaftung ficher oder wahricheinlic 
ericheinen laſſen: Die notoriiche Verbeſſerung des landwirtichaftlichen Betriebes, 
Meliorationen aller Art, die Umgeftaltung der Dreifelderwirtihaft im Sinne 
einer teilweilen oder gänzlichen Bebauung der Bradhe, nicht jelten der Uebergang 
zu intenfiveren Feldſyſtemen, die durch die neuen Verkehrsmittel eröffneten Abjat- 
gelegenheiten namentlich für Mil, Butter, Schlachtvieh u. j. w., das Sinfen des 
Geldwertes, die Befreiung des Bauern von Hand: und Spanndienjten und anderen 
drüdenden Leiftungen und Abgaben. Aber diejen ertragiteigernden Momenten 
jtehen auch nicht wenige ertragmindernde gegenüber: das Steigen der Grund: 
ſtücks- und Güterpreife, die damit zulammenhängenden hohen Uebernahmepreije, 
die wieder dadurdy und von anderen Umftänden bedingte Zunahme der hypo— 
thefariichen Verichuldung, die Bodenzinje, die durch den intenfiveren Betrieb ver: 
urſachte Mehrung der Produftionskoften '), die Steigerung der Arbeitslöhne, der 
erhöhte Geldbedarf für zahlreiche Gegenjtände, die früher in der eigenen Wirt- 
ſchaft hergeitellt oder deren Lieferung wenigftens teilweife in natura bezahlt 
wurde, in den legten Jahrzehnten noch bejonderd das Sinken der Getreidepreije. 


Natürlich wirken weder die ertragiteigernden nod) die ertragmindernden Ver: 
hältnifje gleichmäßig auf alle Wirtichaften, jondern je nach den bejonderen Um: 
Händen: Größe und Beichaffenheit des Gutes, Art des Betriebes, Lage zum 
Markte, Höhe der Verichuldung u. ſ. w., treten bald die einen bald die andern 
mehr in die Ericheinung. Wäre die Grundjteuer eine reine Objektiteuer, eine Grund: 
rente, wie vielfady angenommen wird, dann müßten fich freilich alle diefe Unter: 
ichiede fortwährend ausgleichen, weil dann der Erwerber eines Grundftüdes oder 
Yandgutes den fapitalifierten Betrag der Steuer beim Kaufpreis in Abzug bringen 
würde. Allein die Grunditeuer iſt zwar auf objektiven Momenten aufgebaut, 
aber feine eigentliche Grundlaft. Das ergibt ſich ſchon aus der zumeiſt über- 
jehenen Thatſache, daß die ftaatliche Grunditeuer zwar jeit langem unverändert 
it, daß aber auf ihr die häufig viel höheren und in ihren Beträgen oft ſchwan— 


So tit auch die Ausnüßung des Brachfeldes fein reiner Gewinn; denn fie jeßt in« 
teuſive Düngung und Arbeitsleiitung voraus, 
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fenden Gemeinde-Umlagen, ferner die Diſtrikts- und Kreiszuichläge und die Bei: 
| träge m landwirtichajtlichen Unfallverficherung aufgebaut find, die der Grund- 
| fteuer Charakter der Stetigfeit rauben. 
Leider liegen aus Bayern auch ſonſt feine neueren und auf zuverläfjiger 
\ Grundlage gewonnenen Angaben über die Größe der Rentabilität des landwirt- 
| Ihaftlichen Betriebes vor. Die in dem amtlichen Werke: „Unterfuchung der 
| landwirtichaftlihen Verhältniſſe in 24 Gemeinden des Königreiches Bayern“ 
(München 1895) enthaltenen Bemerkungen find meift jo allgemein gehalten, daß 
| mit ihnen nicht viel anzufangen if. Was uns aus anderen Publikationen be 
ddannt ift, gibt allerdings ein wenig günstiges Bild. Nach den eben durch die 
1 Zeitungen gehenden Ergebnifien der Erhebungen des deutichen Landwirtichafts- 
rates über die Rentabilität typiicher landwirtſchaftlicher Betriebe, die ſich auf 
1525 Betriebe erſtreckten, von denen rund "/ı zum kleinen und mittleren Beſitz, 
Ya zum Großgrundbeſitz gehören, betrüge die durchſchnittliche Verzinſung des 
Geſamtwertes aller ermittelten Betriebe 2,1 "0. Dabei ift bemerkt, daß nur 
etwa 16 °/o aller Wirtichaften eine Nente von mehr als 3 "/o aufweilen 
fonnten, daß dagegen bei 50 °/o überhaupt feine Verzinfung des Bodenkapitals 
au ermitteln war. Die erjt jüngit von L. Huſchke veröffentlichte Unterfuchung 
Ermjgit um Ra bei landwirtichaftlihem Großbetrieb, deilen Kon— 
gkeit und Rentabilität im Vergleid mit der von Klein- und Mittel: 
1902), die ſich auf vier Betriebe bezieht, ein kleineres Bauern— 
mittlere Bauerngüter und ein größeres Nittergut, ergibt im Durch— 
ſchnitt eine erzielte Grundrente von 1,09 Proz. in den Jahren 1893 —97 gegen 
3. 701 °% in ben Jahren 1887— 91. Nach Huſchkes Unterfuhung it der 
4 der Rentabilität einerjeits dem Sinten der Geldroherträge infolge der 
äledhten Preife, andererjeit3s dem Steigen der baren Wirtichaftskoften zuzu— 
= ben, von denen die erjteren von 265,72 Mk. auf 260,92 ME. pro ha ge- 
„on e von 195,75 auf 205,17 ME. geitiegen find. 
zuzugeben, daß die von Huſchke unterfuchten Betriebe, ja jelbit die 
des beutichen Landwirtichaftsrates nur ein Kleines Segment aus dem land: 
jaftlichen Deutichland darftellen, und es liegt mir ferne, die hier nieder 
ten — als durchaus beweiskräftig für die bayeriſche Landwirtſchaft 
anzu Aber zweierlei zeigen fie meines Erachtens doc) unwiderleglich. Eritens 
B ar Ai landwirtichaftliche Rentabilität nicht die Voritellungen einer vier: 
0) en Berzinfung des Verkehrswertes der landwirtichaftlichen Grundftüce 
Gebäude angewendet werden dürfen. Deshalb find die darauf bezüglichen 
ellun —— Staatsregierung, weil von einer willkürlichen Annahme aus— 
d, hinf Da die gefundenen Kaufſchillinge einen relativ ſo geringen 
— vierprozentiger Verzinſung und Kataſterertrag nachweiſen, ſo 
ꝛenſogut, wenn nicht mit mehr Recht von denjenigen für ſich ver— 
ben, welche eine Ueberlaftung durd) die Grundfteuer behaupten. Nimmt 
tt ‚dei vierprozentigen Verzinfung eine 3 oder 2% prozentige an, wie 
m Ergebnifje mahelegen, jo würde dieje hinter dem fataftermäßigen 
JF ſurue bleiben, oder anders ausgedrückt, die Steuer würde den Betrag von 
de aſtermäßigen Ertrages noch überiteigen. Die obigen Erhebungen 
sites: fie geben den Weg an, den man aud) bei uns 
‚ wenn man die Grundlagen für eine ernitliche Reform: 


— wird die Steuergröße beſtimmt nach der vom 
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Gejege normierten Möglichkeit des Ertrages der einzelnen Steuerobjefte bei Vor: 
ausſetzung durchſchnittlichen Wirtichaftäfleiges, ohne Nüdficht darauf, ob dieſer 
Ertrag erzielt wird oder nicht. Auch der Umstand bleibt außer Acht, ob der 
erzielte Ertrag dem Steuerpflichtigen ganz, teilweile oder gar nicht zu Gute fommt. 
Würden hiedurch nur die Faullenzer beftraft, die Fleißigen belohnt, jo könnte 
man ſich zufrieden geben. Allein dem ift nicht jo. Auch der Fleißige it in 
zahlreichen Fällen genötigt, einen Zeil feines Ertrages an andere abzugeben. Ja 
man fann ohne Webertreibung jagen, daß der Ertrag des Grund und Bodens 
und der darauf verwendeten Kapitalien und Arbeitöfrait in den jeltenjten Fällen 
ausichlieglich dem zu Gute fommt, der die Produftionsmittel beſitzt. Und auf 
dieje Frage fommt es doch ſchließlich an. 

Man hat es früher allerdings geradezu als einen Vorzug unſerer Grund— 
ſteuer bezeichnet, daß jeder nur „nach ſeinem Vermögen, nad) dem Produktions: 
fapital, das in feinen Händen liegt, fteuert“, „daß man ihn nad) der ‘Pro: 
duftionsmöglichkeit, nicht nad) der Produftionswirklichkeit beiteuert“.’) Aber 
unjere Ansichten haben ſich inzwilchen gewaltig geändert. Unjere Empfindung 
für austeilende Gerechtigkeit im Steuerweien it viel feiner geworden. Wir 
wollen nicht mehr eine blos formale Gleichheit auf Grund objektiver Merkmale, 
wie fie die alten Grundfteuern, Gemwerbeiteuern u. j. w. enthalten, jondern wir 
wollen eine materielle Gleichheit auf Grund des wirklichen Einfommens der Ein: 
zelnen. Die allgemeine Einfommensteuer, die allein dieje materielle Gleichheit 
zu verwirklichen imftande iſt, hat unjeren Sinn für die alten Ertragsſteuern ver: 
fehrt, ja fie hat uns genötigt, da, wo fie nicht ſofort erreihbar erichien, an 
Stelfe der alten Ertragiteuern ein Zmwittergebilde von Ertrags: und Einkommen: 
beftenerung zu ſetzen. Das beredetite Beiſpiel bildet unſere bayeriiche Steuer: 
reviſion von 1899. 

Diejes Beitreben, auch‘ bei einer vorwiegenden Ro hertragäfteuer, wie unjere 
Grundfteuer it, nad) der jteuerlichen Belaftung des Reinertrages, alſo des 
Eintommens des Landwirtes, zu fragen und dieſes zu eruieren, erklärt die ver: 
ſchiedenen Berjuche, aus dem fataftermäßigen Ertrag der bayeriſchen Landwirt: 
ſchaft den wirklichen Ertrag auszulöjen und die Höhe des Steuerprogentjaßes 
für den letzteren jeftzuftellen. Daraus erflärt ſich aber aud) die Thatſache, daß 
die DIRT der Steuer vom wirklihen Ertrag (Reinertrag) jo verichieden 
auf 3, 5, 8, 10 und jelbit 14 Prozent angegeben werden. jeder Beurteiler geht 
von ben hu befannten Verhältniffen aus und da die den Reinertrag beein: 
fluffenden Umftände jo verſchieden gejtaltet find, jo ift es möglich, daß jeder für 
die Faͤlle, die er im Auge hat, im Rechte iſt. Freilich wird es auch Fälle 
geben, in denen die Grundſteuer eine erheblich niedrigere Belaſtung des Rein— 
ertrages darſtellt. So bei jenen Grundſtücken, denen eine geringe Ertragsfähigkeit 
zuerkannt wurde, die jedoch im Laufe der Zeit zu hoher Kultur gediehen ſind. 

An dieſer Thatſache gehen die obenerwähnten Berechnungen mehr oder 
weniger vorüber. Sie ſuchen teil aus allgemeinen Erwägungen, teils aus den 
Kaufpreifen, teils aus der Berechnung der Nettoernteerträgnifie Schlüffe auf Die 
Belaftung der Landwirtichaft zu ziehen. Aber mit diefen Aufitellungen ift nicht 
allzuviel gewonnen. Denn eine Vergleichbarkeit mit den Steuerjubjelten der 
Gewerbe:, Kapitalrenten: und Einkommenſteuer wird nur erreicht, wenn e8 ges 
lingt, das Geldeintommen der Landwirte feſtzuſtellen, wobei natürlidy die in 


, & Minifter von der Pfordten in den Stenogr. Ber. des Landtags Bd. I ©. 530. 
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der eigenen Wirtſchaft verbrauchten Naturalien nad) den herrichenden Markt: 
preiien in Geld anzuichlagen und dem Geldeinfommen zuzurechnen wären. Die 
Schwierigkeiten einer ſolchen Feſtſtellung find gewiß jehr große; aber ihre Löſung 
muß doch wenigitens verjucht werden. Man iſt dies nicht nur den Landwirten, 
jondern auch allen anderen Steuerpflichtigen ſchuldig, welch leßtere auch ihrerjeits 
ein begreifliches Interefie daran haben, ihre Steuerbelaftung mit der der Grund: 
fteuerpflichtigen vergleichen zu fünnen. Man muß in dieler Beziehung den 
Ausführungen der Staatsregierung Recht geben, daß man zu einigermaßen ver: 
läffigen Ergebniffen nur gelangen könne, wenn die Beſchaffung der Ertrags- 
teititellungen auf geſetzlicher Grundlage erfolgt, wobei insbeſondere die Art 
und Weile der Ertragsberechnung, die Deklarationspflicht der Beteiligten, die 
Strafbarkeit unterlaffener oder falſcher Deklarationen, die Organijation eines 
förmlihen Einjhäßungsverfahrens zu nmormieren wäre. Eine jolche Enquete 
würde zweifellos erhebliche Koften und mande Beläftigungen der Beteiligten 
verurfachen, ſie würde aber geitatten, an die Stelle von Meinungen und Be: 
hauptungen jejte und zuverläjfige Größen zu jeßen. Eine ſolche Aufnahme wäre 
auch eine wertvolle Vorarbeit für die allgemeine Einfommenjteuer, die doc über 
furz oder lang kommen muß. Bei der Wichtigkeit der Sache, bei der Größe 
der Werte und der Zahl der beteiligten Landwirte wäre eine ſolche gründliche 
fatiftiihe Aufnahme, auch wenn ste mit Koſten verbunden wäre, die Vor: 
ausſetzung aller weiteren NRevifionsthätigfeit. Es wäre beſſer, die Steuer, fo 
wie fie iſt, beizubehalten, als eine Revifton vorzunehmen, die auf unficherer 
Grundlage aufgebaut ift. 


II. 


Wenden wir uns nun zu der Frage, wie die beſtehende Grundſteuer auf 
die einzelnen Steuerpflichtigen wirft. 

Dieſe Frage iſt meines Erachtens weitaus die wichtigere. Die Aufgaben, 
welche der Geſetzgebung aus der Erkenntnis einer ungleichen Belaſtung der ein— 
zelnen Landwirte oder der Gruppen von ſolchen erwachſen, ſind ungleich 
ſchwieriger als diejenigen, welche aus einer alle Steuerpflichtigen gleichmäßig 
treffenden Ueberlaſtung durch die Grundſteuer gegenüber den anderen Ertrags— 
fteuern fich ergeben. In dem letteren Falle gibt es ein an fich einfaches Mittel, 
das auch in den Verhandlungen des Landwirtichaftsrates in Vorſchlag gebradjt 
worden iſt: gleihmäßige Erniedrigung des Steuerjaßes, jo daß die Durchſchnitts— 
belaftung der Landmwirtichaft derjenigen der übrigen fundierten Ertragsquellen 
entipricht. it aber die Belaftung innerhalb der Landwirte ſelbſt eine ungleiche, 
dann kann der Drud der Ungleichheit zwar durch Erniedrigung des Steuerjaßes 
vermindert, aber die Thatjache der Ungleichheit jelbit nicht aus der Welt ge: 
ſchafft werden. 

Nun ift gerade dieje Frage jo oft und vieljeitig erörtert,") die Thatjache 
der ungleichen Belaftung jo überzeugend erwiejen, daß es kaum mötig ift, fie 
im Einzelnen noch zu begründen. Auch habe ic) vorhin bereit3 einige hieher 
gehörige Punkte in einem anderen Zuſammenhange vorgeführt. 

Bal. hiezu G. v. Schlör, Ueber Steuerreform in Bayern, Nördl. 1881; 8. H., Die 
Steuerreform in Bayern, Nördl. 1880; Burkart, die Reform der direften Steuern mit be= 
ſonderer Rüdficht auf das Königreih Bayern, in den Annalen des Deutihen Reiches, Jahr: 
gang 1874; Eheberg, die Revifion der bdireften Steuern in Bayern, in den Jahrb. für 
Gejehgeb., Verwaltung und Vollsw., 1881. 
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Die Staatsregierung ſcheint dieſer Thatſache allerdings verhältnismäßig 
wenig Wert beizulegen. Zwar wurde jchon bei den Verhandlungen von 1881 
die Ungleichheit der Belaftung zugegeben und auch deren Urſachen richtig be: 
zeichnet, allein die Regierung tröftete fi und die Kammer mit der Aufitellung, 
„daß die die (urfprüngliche) Gleihmäßigkfeit der Steuerverteilung alterierende 
Veränderung in der überwiegenden Mehrzahl von Fällen nicht zum Nachteile 
der Steuerpflichtigen ausgejchlagen ſei, daß, wo erheblichere Abweichungen (zwiichen 
dem Katafterertrag und dem aus den Kaufpreiſen zu vermutenden Ertrag) zu 
Tage träten, dieje, was die Steuerbelaftung anlange, den Pflichtigen in der 
Mehrzahl zum Vorteile, in der Minderzahl zum Nachteile gereichten“. Schon 
damals haben aber die Verhandlungen gezeigt, daß die Ungleichartigfeit der 
Grundfteuer doch erheblich größer ift, als die Regierung annahm. Der damalige 
Ausihußreferent von Hörmann that dar, daß jchon die Bonitierung zu großen 
Ungleihmäßigfeiten geführt hatte. Ein Hauptfehler ſei geweien, daß nicht alle 
Muftergrundftüde zu gleicher Zeit und von denjelben Sadverftändigen, vielmehr 
nad) und nad, je nachdem in einem Bezirke die Einführung der definitiven Grund: 
fteuer in Vollzug gejegt wurde, aufgeftellt worden ſeien. Es jei ganz natürlich, 
daß bei einem ſolchen Verfahren die Auswahl der Muftergründe und die ganze 
Klaſſifikation ungleichartig geworden ſei, umjo natürlicher, ala bei der Thätigkeit 
verichiedener Taratoren auch deren Subjektivität einen ſehr wejentlichen Faktor 
bilden und deren perjönliche Befähigung zur richtigen Beurteilung der einzelnen 
maßgebenden Momente (Bodenmiihung, Echädlichkeit der Ueberſchwemmungen 
u. }. mw.) von größtem Einfluß werden mußte. Auch die Zeit, in welcher die 
Bonitierung und Klaſſifikation geihah, habe ihre Bedeutung gewonnen, injoferne 
der Begriff „mitteljähriger Ertrag“ einigermaßen von ihr beherricht und Die 
Schwierigkeit vermehrt worden jei, die natürliche Entwidelung von der Eünftlichen 
Verbeflerung oder Vernadhläffigung zu unterjcheiden. So erkläre es fi, daß, 
einzelne unterfräntiiche Bezirke, insbejondere in der Rhön, gegenüber vielen Be: 
zirfen jüdlich dev Donau zu hoch in die Steuer gefommen jeien. Von anderer 
Seite wurde damal3 und war jchon früher darauf hingewiejen worden, daß die 
Grunditeuer eine Rohertragäfteuer jei mit „eifernem Steuerobjeft“"), welches nicht 
die mindeſte Rüdjicht nimmt auf das zur Zeit der Bonitierung ſchon im Grund 
und Boden ruhende Anlagefapital, auf die Vermehrung oder Verminderung des— 
jelben, auf die ſich andernde Bewirtſchaftungsweiſe, auf die doch jo tief —— 
Aenderungen und Umgeſtaltungen in den Verkehrs- und Handelsgelegenheiten. 
Auch darauf wurde ſchon immer hingewieſen, daß die niederen Bonitätsklaſſen 
zu hoch verſteuert ſeien gegenüber den höheren, weil ja die Grundſteuer eine Ab— 
gabe vom modifizierten Rohertrag ſei und deshalb am ſchwerſten auf den geringeren 
Bodenqualitäten lafte, die zur Erreichung gleichen Ertrages eine größere Fläche 
und größere Betriebskoſten bedingten. Am Steigen der Fruchtpreiſe nehmen, 
wie ſchon Thünen nachgewieſen hat, die beſſeren Grundſtücke in ungleich höherem 
Maße teil als die ſchlechteren; ebenſo wirkt die allmähliche Einführung der in— 
tenſiveren Wirtſchaft auf beſſeren Grundſtücken in höherem Maße ertragſteigernd 
als auf weniger guten. Die Nichtberückſichtigung der Erträgniſſe aus den Brach— 
und Nebennutzungen begünſtigt in gleicher Weiſe den Beſitzer beſſerer Grundſtücke. 
Das EN der Arbeitslöhne trifft die einzelnen Betriebe jehr ungleic) je nach 





1) ©. Burkart, die Reform ber direlten Steuern mit beionderer Rüdjiht auf das 
Königreih Bayern, in den Annalen des Deutihen Reiche, Jahrg. 1874. 
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ihrer Größe; der mittlere Betrieb, der nicht wie der kleine mit den eigenen 
Arbeitskräften ausreicht, noch fie wie der große durch Majchinen teilweije erjegen 
kann, ift davon am ftärkiten getroffen. Bejiter, deren Güter in der Nähe großer 
Städte gelegen find, haben durchichnittlih mit höheren Löhnen zu rechnen als 
die Beſitzer ftadtierner Wirtſchaften. Mit befonderem Nachdrude wurde aber 
auch ſchon damals auf diejenigen Ungleichheiten hingewiejen, welche durch Außer: 
adhtlaffen der perjönlichen Verhältniſſe, insbejondere der Schuldzinien, hervor: 
gerufen werden. 

In den Motiven zu den gegenwärtigen Gejeßentwürfen iſt auf die Frage der 
ungleihen Belaftung eigentlich nicht weiter eingegangen. Doch wird diejelbe un: 
ummunden zugegeben. So heißt es an einer Stelle’), daß zwar im allgemeinen 
von einer Ueberlaſtung der Landwirtſchaft nicht die Rede ſein könne, daß die 
Grundſteuer aber in einzelnen Fällen für den Pflichtigen, insbeſondere dann, wenn 
er ſtark verſchuldet iſt, drückend wirken möge. An einer andern Stelle wird be— 
merkt), daß es bei der Art und Weile der Veranlagung der Grumditeuer er: 
klärlich ſei, daß die der Beſteuerung zu Grunde liegenden Ertragsverhältnifje 
ſich im Yaufe der Zeit vielfach verichoben hätten. Hienach erichienen nunmehr 
einerjeits Grundftüde, deren Ertrag durch Verjchlechterung, durch wirtichaftliche 
Konjunkturen 2c. zurücgegangen ift, zu hoch beiteuert, während andererjeits zahl: 
reihe Fälle zu verzeichnen jeien, in denen die Grundfteuer jowohl im Berhält: 
nifle zu dem dermalen erzielten Erträgnifie, wie zu dem Befteuerungsmaße anderer 
fundierter Steuern als eine jehr geringe Laſt fich daritellt. „Lebteres trifft ins= 
beiondere dann zu, wenn urſprünglich gering bonitierte Grundftüde durch den 
Fleiß und Die Umficht der Befiger im Laufe der Jahre wejentliche Berbeilerungen 
erfahren haben, jo daß hier der Anſatz der Grundſteuer gewiſſermaßen den Charakter 
einer Meliorationsprämie trägt.“ 

Wie aus der vom bayeriichen Landwirtſchaftsrate angenommenen Reſolution 
des Freiherrn von Freyberg erhellt, wird in den Kreiſen der Landwirte, entgegen 
der Anficht des Finanzminiſters, angenommen und einleuchtend begründet, daß 
die Steuer jchwerer auf den mittleren Bauernwirtichaften mit überwiegenden 
Getreide: und Hopfenbau, ſowie auf einzelnen Bezirken des Weinbaues, ferner 
auf den Befigern armer Boden, auf Gegenden mit ungünftigen Verkehrs: und 
Abjakverhältniffen und auf verſchuldeten Anweſen lafte. Etwas weniger empfind- 
lid; belaſtet, alfo gegenüber den vorigen Sategorien begünjtigt, ericheinen der 
Waldbeſitz, rationeller Betrieb von Milhwirtichaft und Viehzucht, ſowie der mit 
Arbeitskräften der eigenen Angehörigen mwirticaftende und häufig Nebenverdienit 
erzielende Kleinbeſitz. 

Es Steht demnach unzweifelhaft feſt, daß die Belaftung der Landwirte 
untereinander eine jehr ungleiche ift. Man wird verjucht, dem Ausſpruche vd. 
Hörmanna zuzuftimmen, daß die Grundjteuer, obwohl in ihrer Anlage bequem 
und fiher, doc) nad ihren Grundlagen und ihrer Entwidlung gewiſſermaßen 
die ungerechtefte direfte Steuer ſei. Jedenfalls trifft diefer Sag ohne Ein: 
Ihräntung zu, wenn man neben der ftaatlichen Grunditeuer nod die außer: 
hen. ungleichen Zuſchläge berüdfichtigt, welche die Gemeinden zur Staatöfteuer 
erheben 


') Dal. en Schäffle, Ein — gegen den neueſten Zolltarif, Tübingen 1901, S. 177. 
>“ a. O. Beilage 455, ©. 1 
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III. 


Nad) den obigen Ausführungen find wejentliche Aenderungen an der Grund: 
fteuer von einer gründlichen und vorurteillofen Beantwortung der {Frage ab: 
hängig, wie ſich das wirkliche Einkommen der Landwirte zum fataftermäßigen 
Ertrag verhält. Dod muß, da darauf bezügliche Anregungen zur Zeit wenig 
Ausfiht auf Erfolg haben, unſere Eritiihe Erörterung ſich auch mit denjenigen 
Borichlägen befallen, welche jeitens der Staatsregierung und von anderen Seiten 
gemacht worden find, um wenigſtens in einzelnen Punkten eine Verbeſſerung 
herbeizuführen. 


Was die Staatsregierung in Vorſchlag bringt, ift in dem 1. Artikel aus: 
führlic) dargelegt. Da dieje eine Ueberlaſtung der Landwirtichaft gegenüber 
den anderen Ertragsquellen in Abrede ſtellt und auf die Ungleichartigkeit der 
Befteuerung innerhalb der Landwirtſchaft offenbar fein enticheidendes Gewicht 
legt, jo bejteht für fie feine Veranlaffung der frage einer Aenderung der 
Grundlagen des Geſetzes näher zu treten. Sie hat ſich deshalb mit dem 
Vorſchlag Kleiner Abhilfsmittel begnügt, wie fie teilmeife von der Sammer 
der Abgeordneten jelbft gemünjcht worden find. Hieher gehört die Steuer: 
bejreiung neu angelegter Weinberge auf 5 Jahre, falls die Neuanlage ſich 
auf eine zufammenhängende Fläche von mindeſtens 3 Ar erftredt, umd neu 
aufgeforjteter Gemeindegrundftüde von mindeftens 1 ha zujammenhängender 
Fläche auf 20 Jahre; hieher gehört ferner die rajchere Abſchreibung fteuerfrei 
werdender Grunditüde, die Hebernahme der Koften von nicht durd) die beteiligten 
Grundbefiger veranlapten Meffungen auf die Staatskaſſe und die Befugnis, 
Grundfteuerbeträge niederzufchlagen, wenn durch die zwangsweiſe Beitreibung 
die Schuldner in ihrer Eriftenz gefährdet werben oder die Beitreibung ausfichts- 
los ift. Das find Erleichterungen, gegen welche wohl nichts einzumenden: it, 
die aber auch nicht erheblidy ins Gewicht fallen.') 


' In Bezug auf bdiefe Steuernahläffe mag zur Vergleihung die badiſche und die 
württembergijche Gefeßgebung herangezogen werden, deren Beitimmungen nur zum Zeil 
in den Motiven zu unferen Gejeßentwürfen Aufnahme gefunden haben (Beil. 456, ©. 13). 
In Württemberg werden nad dem Geſetz vom 28. April 1873 Nadläfle an der 
Grundſteuer nur wegen Gewitter: und Überſchwemmungsſchäden gewährt. Außerdem wurde 
anläßlich der Notlage, in welche (Hauptjächlich infolge des Auftretens der Reblaus) in neuerer Zeit 
der Weinbau geraten ift, in Art. 1 des Gejeßes vom 29. März 1893 beftimmt: „Wenn auf einem 
im Grundfteuerfatafter verzeichneten Grundſtücke die Rebanlage auf einer Fläche von mindeſtens 
1 Ar erneuert wird, jo bleibt diefe Fläche auf Antrag des Eigentümers oder Nutznießers von 
dem auf die Erneuerung folgender Steuerjahre an fünf Jahre lang von der Staatd-, Amts- 
förperihafts: und Gemeinbdefteuer frei.” Das Geſetz joll zunächſt bis 1921 einjchlieglih 
gelten. In Baden find die Nahlakbejtimmungen in einem bejonderen Gejeße vom 12. Mai 
1892, Nachlaß der Grundftener wegen außerordentliher Unglüdsfälle betr., geregelt. Das 
Gejeß bejtimmt in Art. 1: „Ein Nachlaß au der Grundjteuer findet ftatt, wenn landwirt— 
ichaftlich benüßtes Gelände durch Hagelihlag, Wolfenbrud, Überſchwemmung oder, jedoch nur 
inſoweit es fi um Rebgelände handelt, durch Froſt derart beichädigt wird, daß mindejtens 
ber dritte Teil der Ernte der betroffenen Srunditüce als zerjtört anzujehen iſt.“ Und Art. 3 
ordnet an: „Der Nachlaß beträgt bei einer Beihädigung von einem Drittel und darüber, 
aber unter zwei Dritteln °/ıo, bei einer joldhen von zwei Dritteln und darüber aber */ıo der Grund⸗ 
fteuer. Soweit es fi um Rebgelände handelt, wird die Steuer bei einer Beihädigung von 
einem Drittel und darüber, aber unter zwei Drittel zu */ıo, bei einer jolden von zwei Dritteln 
und darüber ganz nachgelafien.” Außerdem hat auch hier die infolge der Reblausverwüſtung 
eingetretene Notlage der Weinbauern zu einem Spezialgejeg (vom 18. Nuni 1892) Anlaß 
geboten, in welchem beitimmt wird, daß Nebgelände, auf denen die Rebanlagen vollftändig 
erneuert werden, von dem Jahre an, in dem die Neupflanzung joweit vorgejchritten ift, daß 
das Gelände wieder als Rebanlage ericheint, 5 Jahre lang von der Grundfteuer frei bleiben. 
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Weſentliche Verbeſſerungen enthält der Entwurf eines Nachlaßgeſetzes. Die 
Vorausjegungen, unter denen ein Nachlaß wegen Beihädigung der Ernte oder 
Minderung des zum Betriebe eines Yandgutes erforderlichen Gerätes oder Vieh: 
ftandes oder der hiezu dienenden Gebäude eintreten Fann, ſind neu und in 
erheblidy günftigerem Sinn geordnet. 


Völlig neu ijt die in diefem Gejeßentwurfe enthaltene Berücdfichtigung der 
die individuelle Leiftungsfähigfeit wejentlich beeinträchtigenden Momente: Unter: 
halt und Erziehung der Kinder, Berpflihtung zum Unterhalte mittellofer An: 
gehörigen, andauernde Krankheit, beiondere Unglüdsfälle, joferne der Pflichtige 
aus anderen Erwerbäquellen als aus dem Grundbeſitze fein höheres Einfommen 
ala 2000 ME. bezieht umd die Grundſteuerverhältniszahl jeines Grundbeſitzes 
nicht mehr ala 1200 ME. beträgt. Der Nachlaß foll je nad) den Grade der 
Beeinträchtigung der Leiſtungsfähigkeit "io, Yıo oder Yıo der Grundfteuer be: 
tragen. Die Motive bemerken hiezu, wie oben bereit erwähnt wurde, daß die 
Vorausjegungen für die Gewährung eines Nachlafles joweit gefaßt find, daß 
beim Borhandenjein der für die Gewährung des Nadjlaffes in Betracht kom— 
menden Umftände das Nachlahgejek auf nahezu 99 "/o der Grundfteuerpflichtigen 
Anwendung finden würde. 


Gegen die Tendenz dieſer Beſtimmung it nichts einzumenden. Auch die 
Art und Weiſe der Aufrechnung des Nachlaſſes an der Grunditeuer ift geſchickt 
dem Charakter des beitehenden Geſetzes angepaßt. Geteilter Meinung kann 
man freilich darüber jein, ob dieje auf die Leiſtungsfähigkeit ſich beziehenden 
Vorichriften nicht beifer in dem Steuergeiege ſelbſt (ftatt im Nachlaßgeſetze) 
Pla gefunden hätten, wie dies auch bei den übrigen Steuergejegen infolge der 
Reviſion von 1899 der Fall üt. 

Eine Berüdfihtigung der Schuldzinien ift in den Gejeßentwürfen nicht ins 
Auge gefaßt. Sie erſcheint der Staatsregierung, ganz abgejehen von der großen 
finanziellen Tragweite einer ſolchen Maßnahme, mit dem Charakter und der 
Art der Veranlagung der Grunditeuer nicht vereinbar. 

Jh komme nunmehr zu den Vorſchlägen, welde Frhr. v. Freyberg in 
der Sikung des Landwirticaftsrates vom 4. November 1901 gemacht 
hat.) Sie lauten folgendermaßen: 

I. Die Grundlage für die Berechnung der Grundfteuer joll aud ferner die Steuerver- 
haltniszahl des Grundſteuer⸗Kataſters jein. 

I. Der fteuerpflichtige Ertrag (in Mark) wird gefunden, indem man die Verhältniszahl 
mit einer Ziffer multipliziert, welche nach der Geiamtftenerverhältniszahl de ganzen Grumd- 
befiges des Pilichtigen und im dem untern Klaſſen auch noch nad der Durchſchnittsbonität 
angeftuft iſt. 

Den jetzigen wirklihen Ertragäverhältniiien dürfte entſprechen die Feſtſetzung dieſes 
Multiplitationsfattors in der Weile, dak man die Steuerverhältniszahl multipliziert: 

1. Bei einer Gejamtiteuerverhältniszahl von 1200 an aufwärts mit 2; 

2, Bei einer Gefamtfteuerverhältniszahl unter 1200: 

a) mit 1,50 bei einer Durhichnittsbonität bis zu 8 einfchließlich, 
b) mit 1,80 bei einer Durchſchnittsbonität über 8. 

1. Für Grunditüce, deren Verkehrswert außer Verhältnis zum Ertrag aus ihrer land» 

und foritwirtihaitlichen Benügung fteht (Bauplätze und Ähnliches), kann durch die Steuer: 
\ biefer Multiplifationsfaltor nod erhöht werden im Verhältnis vom höheren Ver— 

fehräwert dieies Grundbes zum Wert fonitigen landwirtfdaftlihen Grundes tm betreffenden 
itt. 


' S. Vierteljahresſchrift des bayer. Landwirtichaftsrates, 1901, Heft 4, S. 654 ff. 
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IV. Bon dem fo jeftgeftellten Einkommen wird die Grundjteuer direkt nad) einem mäßigen, 
jedenfalls 4 Prozent nicht Überfteigenden Prozentjaß erhoben (ohme weitere Klafjeneinteilung 
oder Progreflion, da ſolche ſchon in Ziffer II enthalten). 

V. Der Grundfteuerpflichtige ift beredhtigt von feinem fteuerbaren Einfommen in Abzug 
zu bringen die Zinfen für Echulden, welche auf dem fteuerpflichtigen Grundbefiß (oder deſſen 
Hauptteil\ hypothekariſch eingetragen find, joferne es fich nicht um fForderumgen jeiner minder: 
jährigen Kinder oder Geſchwiſter oder jonjtiger, im häuslichen Tyamilienverband mit ihm 
lebender Angehöriger handelt. 

VI. Andere verjönlice Werhältniffe, welde die Leiftungsfähigfeit des Grundſteuer— 
pflichtigen wejentlich beeinträchtigen, insbejondere eine große Anzahl noch nicht arbeitsfähiger 
Kinder und die Verpflichtung zur Zahlung von Lebensverfiherungsprämien zu Gunſten des 
Steuerpflichtigen oder feiner minderjährigen Kinder, berechtigen zum Anirag auf weiteren 
Abzug diefer Laften am Einkommen. 

VI. Das Höchſtmaß der abzugsjähigen Zinſen und Laſten gemäß Ziffer V und VI 
wird auf je ein Drittel des zu verjteuernden Meinertrages feſtgeſetzt. 

VIII. Die Gemeinde, Schule und Diftriftsumlagen werden auf der Grundlage ber 
vollen Grunditeuer ohne Abzüge berechnet; dagegen die Kreisumlagen und die Beiträge zur 
land» und forftwirtichaftlihen Unfallverfiherung auf der Grundlage ber nad Ziffer V, VI 
und VII modifizierten Grundjteuer. 


Bezüglid; des Abzuges der Schuldzinien hatte der Referent für den Tall, 
daß den obigen prinzipiellen Anregungen auf Umgeftaltung des Grundjteuer: 
gejeßes feine Folge gegeben werden jollte, beantragt, den folgenden Artikel ala 
Artikel 2a dem Steuernachlaßgeje beizufügen: 


Abi. 1. Nachlaß an der Grundjteuer findet auf Anſuchen auch ftatt, wenn der Grunds 
jteuerpflichtige jährliche Zinjen aus Darlehen zu leiften hat, welche auf jeinen Grundbefig 
hypothefariich eingetragen find, und deren Gläubiger andere Perfonen als minderjährige Kinder 
oder Geſchwiſter des Pflichtigen oder fonftige, mit ihm im Familienverband lebende Ange- 
hörige find, foferne der Nachlakjudende aus anderen Erwerbsquellen fein 100 Mark über: 
fteigendes anderes ftändiges Einfommen oder nur joldhes aus Tandwirtichaftlichen Nebenbetrieben 
oder aus Nebenbeihäftigung im Zaglohn oder Handwerk bezieht. 

Abi. 2. Den hypothekariſch eingetragenen Schulden ftehen gleich Darlehen von Dar: 
lehensfafjenvereinen oder Innungskaſſen. 

Abſ. 3. Die Belaftung dur die Schuldzinſen ift — joferne nicht aus ordnungsgemäß 
geführten Büchern Nachweis über die wirkliche Belaftung des Reinertrages geführt wird — 
in Zehnteilen des Einfommens zu jhäßen und findet dementſprechender Nachlaß an der Grund: 
fteuer bis zum Höchſtbetrag von vier Zehntel ftatt. 


In den ſich daran anfchließenden Debatten wurden die Anträge des Re: 
ferenten, jedody mit zwei wejentlichenden Aenderungen angenommen. Die erite 
Uenderung wurde an Ziffer IV vorgenommen, indem an Stelle der 4°/o 3°/o 
gejegt wurden. Die zweite Aenderung betrifft die Ziffern V— VIl bezw. den 
Eventualantrag zum Nachlaßgeſetz und beiteht darin, daß der Ausnahmepaffus, 
wonach der Steuerpflichtige Zinfen aus Forderungen feiner minderjährigen Kinder 
oder Geſchwiſter oder jonjtigen im häuslichen Familienverband mit ihm lebenden 
Angehörigen nicht von jeinem fteuerbaren Einkommen follte abziehen dürfen, 
geſtrichen wurde. 

Teilweiſe in gleicher Richtung bewegen ſich die Anträge, welche auf der 
Wanderverfjamminng bayeriiher Landwirte in Zwieſel am 2. Juni 1901 ein 
jtimmig angenommen wurden. Sie lauten: 

1. Die Grundlage für die Berechnung der Grunditeuer joll auch ferner die Steuerver- 
hältniszahl des Grundfteuerfatafters jein. ' 

2. Die auf mindeftens jehsjährige Steuerperioden gejeglih um einen mehrfachen Betrag 
zu erhöhende Steuerverhältniäzahl ergibt das fteuerbare Einfommen des Grundbefiges in 


Mark, weldes einer prozentualen progreffiven Bejtenerung bis zur Höchjftgrenze von 3°/o 
unterliegt. 
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3. Die Ziffer, mittel3 welcher aus der Steuerverhältniszahl das fteuerbare Einfommen 
feftgeitellt wird, ſoll mit der Durchſchnittsbonität jleigen, wobei auch die Verkehrs- und 
Abiakverhältnifie berüdfichtigt werden jollen. Für Grundftüde, deren Verkehrswert außer 
Verhältnis zum Ertrag aus land- und fortwirtichaftlicher Benußuna steht, joll jene Ziffer 
noch weiter im Verhältnis zum gejteigerten Wert erhöht werden. 

4, Die Berüdfihtigung perjönlicher Verhältnifie jowie der Abzug der Zinſen von 
Sppothefihulden am jteuerbaren Einfommen jol auf Antrag bis zu einer gewilien Grenze 
zuläffig fein, jedoch nicht für die Berechnung der Gemeinde, Schul: und Diftriftsumlagen. 


Laſſen wir zunächſt die Trage einer Berückſichtigung der Schuldzinien 
außer Betracht und prüfen wir die jonftigen Vorichläge auf ihre Brauchbarfeit 
und Durhführbarkeit. 

Die Rejolutionen ſowohl der Wanderverfammlung wie des Yandwirtichafts- 
rates gehen von der Meinung aus, daß die Grundlage für die Berechnung der 
Grunditeuer auch ferner die Steuerverhältniszahl des Grunditeuerfatafters jein 
ſolle. Beide Reiolutionen wünjchen eine Berüdichtigung der perjönlichen Ver: 
hältnifie und insbejondere einen Abzug der Schuldzinien von hypothekariſch ein- 
getragenen Darlehen vom „Iteuerbaren Einkommen“ bis zu einer gemillen 
Grenze, wobei jedoch für die Gemeinde, Schul: und Diftriftumlagen der volle 
Grunditeuerbetrag ohne Abzüge zu Grunde gelegt werden joll. In beiden Re: 
jolutionen wird endlich eine Abſtufung der Grundfteuer beantragt, aber in der 
Art, wie die Abſtufung gedacht ift, weichen die Nefolutionen von einander ab. 

Die Rejolution der Wanderverfjammlung jagt in Ziffer 2, daß die auf 
mindeftens jechsjährige Steuerperioden geſetzlich um eimen mehrfachen Betrag zu 
erhöhende Steuerverhältniszahl „das ſteuerbare Einftommen des Grundbefites“ 
in Mark ergeben joll, von welchen num eine in Prozenten ausgedrüdte, pro: 
greifive, bis zur Höchitgrenze von 3°/o fteigende Steuer zu erheben ift. Sat 
alio z. B. ein Ader von 3 Tagw. die Bonitätsflaffe 10, jo beträgt jeine Steuer: 
verhältniszahl 3 X 10 = 30, d. h. jein mutmaßlicher Ertrag wird auf 30 
Achtelſchäffel Korn à 1 Guld. = 30 Guld. angenommen.') Alle 6 Jahre joll 
nun ein Dlultiplifator, wahricheinlich nad) den jeweiligen Getreidepreijen, geſetzlich 
in Mark feitgeftellt werden, 3. B. auf 22,30 ME. pro Doppelhektoliter oder 
11,15 Pig. per Liter, d. h. für den Achtelichäffel Noggen = 27,79 1: 3,09 ME. 
Hienach würde vielleicht jener Ader zur Zeit beitimmt werden auf 30 X 
3,09 ME. — 92,70 ME. Jahresertrag oder wie die Rejolution ſich irrtümlich) 
ausdrüdt: „Iteuerbares Einkommen des re 

Nach Ziffer 3 diefer Rejolution joll nun die Ziffer, mittels welcher aus der 
Steuerverhältniszahl das fteuerbare Einkommen feſtgeſtellt wird, mit der 
Durhichnittsbonität fteigen, wobei aud die Verkehrs: und Abſatzverhältniſſe 
berüdfichtigt werden jolfen. Die Faſſung diefer Ziffer und deren Verhältnis zu 
Ziffer 2 ift nicht ganz klar. Ich glaube das Verhältnis aber richtig dahin zu 
veritehen, daß Ziffer 3 die Art der in Ziffer 2 vorgeichlagenen progreifiven 
Beſteuerung bis zum Höchſtſatz von 3 °/o angeben jol. Die Progreiftion joll 
nämlich abgeftuft jein, nad) der Durhichnittsbonität, wobei aud die Verkehrs— 
und Abjakverhältniffe berüdjichtigt werden jollen. Es fünnte dies in der Weile 
gemacht werden, daß die vorhin angeftellte Berechnung gleihmäßig für alle 
Bonitätsklaffen durchgeführt, aber die niederen Bonitätsklaſſen etwa mit 1"/o, 
die mittleren mit 2°/o, die höheren mit 3 %/o des feitgeitellten Ertrages belaſtet 


5S. den Artikel: Revifion dev bayeriichen Grundfteuer in der „Bayeriichen Handels: 
jatung“, 31. Jahrg. Nr. 27, 
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würden; es könnte dies aber auc in der Weile geichehen, daß die Steuer gleich— 
mäßig mit 3°/o angejeßt, dagegen der Multiplifationsfaktor bei den niedrigen, 
mittleren und höheren Bonitätsklaffen und ebenſo nad) den Abſatz- und Ver: 
fehröverhältniffen verichieden hoch gegriffen würde. 

Nun ift zwar zuzugeben, daß im Allgemeinen Grundftüde geringerer 
Bonität und landwirtichaftlihe Güter in verfehrsarmen Gegenden geringere 
Reinerträge abwerfen als Grunditüde und Güter mit entgegengejegten Ber: 
hältniſſen. Aber an ber praftiichen Durchführbarkeit diejes Vorſchlages ift füglich 
zu zweifeln. Es wird faum möglich jein, die verjchiedene Ertragsfähigfeit der 
Bonitätsklaſſen ftufenmäßig jo abzugliedern, daß eine gleihmäßige Belaftung 
des wirklichen Ertrages dadurd erreicht wird. Denn aud) bei diejem 
Vorihlag knüpft die Steuer nit an den wirklichen Ertrag jondern an die 
Ertragsmöglidfeit an, ganz abgejehen von der Thatjadhe, daß die vor: 
geichlagene neue Berechnung der Steuerverhältniszahl nur dann leidlich brauch— 
bare Ergebniſſe liefern kann, wenn die urjprüngliche Bonitierung den Verhält— 
nifjen entiprechend war und es aud) heute noch iſt. Vollends unmöglich ericheint 
es mir, in der vorgeſchlagenen Staffelung der Grunditeuer auch die Verkehrs: 
und Abjabverhältniffe zu berüdfichtigen. E& wird nicht möglid) fein, die Sach— 
verftändigen zu finden, welche diejer Abihätungsarbeit gewachſen wären, und 
die Gefahr iſt micht ausgeichloffen, daß man im Namen der Gerechtigkeit zu 
der alten Ungleichheit des in Beſtand bleibenden Kataſters noch neue Une 
gerechtigkeiten fügt. Der Vorſchlag der Landwirtichaftsverlammlung müßte zu 
einem neuen Katafter führen, deflen Herftellung in Bezug auf Schwierigkeit und 
Zeitaufwand ficher nicht hinter den Echwierigfeiten zurüdjtünde, welche bei der 
erftmaligen Bonitierung der Grundftüde zu überwinden waren. 

Einfacher und zweifellos leichter durchführbar ift der Vorjchlag des Land— 
wirtichaftsrates. Darnad) ſoll bei Grundftüden mit einer Steuerverhältniszahl 
von 1200 und darüber, alio beilpieläweile für Grundbefiger mit 100 Tagwerk 
12. Bonität, oder 120 Tagwerk 10. Bonität, oder 80 Tagwerk 15. Bonität 
u. ſ. w., dieſe Steuerverhältniszahl mit 2 multipliziert und davon eine Steuer 
von 3/0, alio 3”/o von 2400 — 72 ME. erhoben werden. Bei Grundftüden 
mit geringerer Steuerverhältniszahl Toll die Steuer nad) der Bonität abgeftuft 
und zwar ſoll die Steuerverhältniszahl bei Grunditüden mit einer Durch— 
ichnittöbonität bi8 8 einichließlihd mit 1,50, bei joldhen mit einer höheren 
Bonität mit 1,80 multipliziert und von der jo gewonnenen Zahl gleichfalls 
eine Steuer von 3 %/o erhoben werden. 

Diefer Vorichlag beabfichtigt eine nad) der Größe des Beſitzes, bezw. nach 
der Höhe der Bonitätsklaſſe abgeitufte Progreifion der Steuer. Er wäre der 
Berückſichtigung wohl wert, wenn die Sicherheit gegeben wäre, daß der 
wirffihe Ertrag den fataftermäßigen Feltitellungen der Bonitäten entipricht. 
Nun wird aber gerade von den Yandwirten jelbft darüber Klage geführt, daß 
die Bonitierung weder bei der eriten Aufnahme jelbjt eine gleihmäßige war, ') 
nod) vollends heute den thatjächlichen Verhältniſſen angemefien jei. Auch find 
die anderen den Ertrag mejentlich beeinfluffenden Momente, insbejondere die 
Verkehrs: und Abſatzverhältniſſe, bei diefem Vorichlag gänzlid) unberüdfichtigt. 
Es bleiben an ſich nad) wie vor große Ungleichheiten. 


) So find die zuleßt fatafterierten Yandesteile nad allgemeinem Urteil erheblih höher 
eingeihäßt als die früher fatafterierten. 
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Gegen den Vorſchlag ſprechen aber aud) noch andere Gründe. 

Zunächit würde feine Durchführung, wie ſchon Oekonomierat Stöder in der 
Debatte betont hat, mit großem Zeitaufwand verbunden jein und zahlreiche 
Schwierigkeiten zu überwinden haben. Wenn Freih. von Freyberg darauf hin- 
weilt, daß eine ähnliche Regelung ſchon bei der Schätung des Pfründeeinfommens 
aus Grundbefig in Uebung jei, jo muß doch entgegengehalten werden, daß es 
fi hier um eine verhältnismäßig geringe Anzahl von Steuerobjetten hanbdelt, 
während bei der Anwendung derielben auf das ganze Yand zahlloje Berechnungen 
und jährliche Umrechnungen ftattzufinden hätten. Des weiteren kann die Frage 
ernitlich erwogen werden, ob die vorgeichlagene Abitufung von 1,50, 1,80 und 2 
den thatſächlichen Verhältniffen entipriht. In gewiſſem Sinne fteht fie in ges 
radem Gegenjag zu der von dem Referenten vertretenen Anſicht, dab der Klein 
befi, der zudem meiſt über beſſere Bonitäten verfügt, ventabler jei ala der 
mittlere. Endlich muß auf die finanziellen Folgen hingewieſen werden, welche 
mit der Annahme des Vorichlages des Landwirtichaftsrates eintreten müßten. 

Wäre der urjprüngliche Vorichlag des Referenten, die Steuer mit 4 ”/o zu 
erheben, angenommen worden, jo würden die Beſitzer von Grunditüden mit 
einer Steuerverhältniszahl von 1200 und mehr ungefähr die gleiche Steuer wie 
bisher zu entrichten haben. Die Steuer würde bei einer Steuerverhältniszahl 
von 1200 und bei 4 °/o Belaftung 96 ME. betragen, während fie zur Zeit bei 
derielben Steuerverhältniszahl 97 ME. 92 Pig. beträgt. Wird aber jtatt des 
Steuerfakes von 4"/o der aus der Mitte des Landwirtſchaftsrates vorgeſchlagene 
und einjtimmig angenommene Steuerfaß von 3°/o zu grunde gelegt, jo ver: 
mindert ſich die Steuer auf 72 ME., alfo um nahezu 26 Mi. Noch bes 
deutender werden natürlich die Ermäßigungen bei den unter 1200 bleibenden 
Steuerverhältniszahlen. Der Bejiger von 10 Tagwerfen 11. Bonität hat heute 
48% aus einer Steuerverhältniszahl von 10 X 11 X 1,70 (1 ME. 70 Pig. 
für jede Bonitätsklafje) = 9 Mt. 42 Pig. zu bezahlen; er hätte in Zukunft 
3% aus einer Summe von 10 X 11 X 180 = 5 ME. 94 Pig. zu entrichten. 
Beſitzer von 10 Tagwerk jtatt Grundftücden 11. Bonität jolche 8. Bonität, 
bisher 4,8% aus 10 X8 X 170 = 6 ME. 54 Pig. zu bezahlen ; 
t träjen ihn nur 3/0 aus XS X10 — 3 ME 60 Pig. Die 
mdwirtichaftsrate empfohlene Neuregelung der Grunditeuer würde dem: 
ie erlichtlich, in bezug auf Ausgleihung der Ungleichheiten zwiſchen den 

Steuerpflichtigen, ſoweit diefe mit der uriprünglichen Bonitierung und 
der natürlichen Ertrags- jowie der Abſatz- und Verfehröverhältnifie 
en, nichts Wejentliches leiſten, Dagegen eine Herabjegung der Steuer 
bei der enormen Mehrzahl der Landwirte nahezu die Hälfte, teil- 
ehr ala die Hälfte betragen würde. Die Grumdfteuer würde in 
m 3—4 Millionen und bei der außerdem gewünſchten Be: 






























tichaft durch die heutige Steuer in der That in dem Maße 
n Steuernachlaß beim größeren Grundbeitg um 25”/o, beim 
mittlic 50 %o rechtjertigen läht, will ich hier aus den oben 
weiter unterjuchen. Dagegen muß darauf aufmerf: 
3 ber bayerische Staat heute weniger als je auf einen 
von 5 Dill. Mark ſich wird einlafjen können, wenn 
Einnahmequellen eröffnet werden. Daß dieſe anderen 


i 
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Einnahmequellen nur aus einer Reform unjeres ganzen direkten Steuerwelens 
unter Seranziehung der allgemeinen progreifiven Einfommenfteuer gewonnen 
werden können, ift mir nicht zweifelhaft. 

Wenden wir uns nun den fonftigen in den oben angeführten Refolutionen 
enthaltenen Forderungen zu.') 

Zum Zeil find diefe ſchon in dem Art. 2 des Nachlaßgeſetzes befriedigt; 
jo die Berüdfichtigung einiger die Leiftungsfähigfeit wejentlich beeinträchtigenden 
Umftände, insbejondere einer größeren Anzahl noch nicht arbeitsfähiger Kinder. 
Was die von dem Landwirtichaftsrat gewünſchte Berüdfihtigung der Verpflichtung 
zur Bahlung von Lebenäverficherungsprämien zu gunften des Steuerpflichtigen 
oder jeiner minderjährigen Kinder betrifft, jo erjcheint mir dieſe, obwohl die 
Bedeutung der Lebensverficherung für die Landwirtichaft anzuerkennen ift, nicht 
durchführbar, jolange fie bei unjeren übrigen Ertragjteuern fehlt. 

Eine andere weit wichtigere Trage ift die, ob nicht unter den auf die 
Leiſtungsfähigkeit wejentlich beeinträchtigenden Momenten auch die Verſchuldung 
Aufnahme zu finden hätte. Die beiden oben abgedrudten Rejolutionen fordern 
68. Dagegen fieht ſich die Staatöregierung, wie es in den Motiven heißt, 
„nicht in der Yage von ihrem bisherigen in diejer Frage eingenommenen Stand: 
punkte, wonad eine Berücdfichtigung der Schuldbelaftung nur auf dem Wege 
der allgemeinen Einfommenjteuer erfolgen fünne, abzujehen‘. Die Berückſich— 
tigung der Schulden ericheine, ganz abgelehen von der großen finanziellen Trag— 
weite einer jolden Maßnahme und der hiedurd bedingten Verſchiebung der 
Laften zu ungunjten des unverjchuldeten oder nur mäßig verjcyuldeten Grund: 
befigers, mit dem Charakter und der Art der Veranlagung der Grumditeuer 
ichlechterdingd unvereinbar. „Es würden durch zwei ganz verichiedenartige 
Größen zu einander in Beziehung gejeßt, eimerjeits ziffernmäßig feſtgeſtellte 
Leiftungen des betreffenden Grundjteuerpflichtigen an jeine Gläubiger, anderer: 
jeitö ein nad) der natürlichen Ertragsfähigkeit des Grundbefißes vermutetes, von 
dem wirklichen Ertrage oft erheblic; abweichendes Einfommen des Prlichtigen.“ 

Die Berechtigung diejer Bedenken joll nicht verfannt werden. Andererjeits 
ift e8 aber mit den Grundſätzen der Gerechtigkeit ganz unverträglid, dab der 
verichuldete und der nicht verichuldete Grundbefißer die gleiche Steuer bezahlen 
müfjen, falls nur ihre Steuerverhältniszahlen die gleihen find. Durch einen 
eventuellen Abzug der Schuldzinjen würden aud) nicht, wie Dies bei den übrigen 
Beſſerungsvorſchlägen der Fall ift, neue Abſtufungsmomente von teilmeije frag: 
licher Richtigkeit auf das alte Gejeß gepfropft, ſondern die übrigen Verhältnifie 
blieben unberührt und nur ein allgemein als joldher anerkannter Faktor erheblicher 
Ungleichheiten würde bejeitigt oder in jeiner Bedeutung abgeſchwächt. Allerdings 
iſt zuzugeben, daß ein Abzug der Schuldzinfen von dem fataltermäßig feitgeftellten 
Ertrag ausgeichloffen it. Dagegen ericheint es recht wohl angängig die Wohl: 
thaten des Art. 2 des Nachlaßgeſetzes auch auf die Schuldzinien in Anwendung 
zu bringen, etwa in der Art, daß neben den anderen die Leiltungsfähigfeit eines 
Steuerpflichtigen wejentlic; beeinträchtigenden Momenten aud eine erhebliche 
Belaftung mit hypothekariſch auf dem Grundbeſitz eingetragenen 
Schulden aufgenommen würde Die Beltimmmung des Art. 2 wäre dann 
aber wohl dahin zu ergänzen, daß beim Zulammentreffen der jonftigen die 

') ) Bezüglich der höheren Beitenerung der Baupläße muß ih auf einen jpäter 


eriheinenden Artikel verweiſen. Für jeßt möchte ich mur bemerfen, daß es mir nidt ans 
gezeigt ericheint, eine Bauplaßbejteuerung im Grundjteuergejeß zu regeln. 
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Leittungstähigfeit mindernden Umſtände mit erheblicher Zinjenlaft der Nachlaß 
auch auf *ıo und °/ıo zu erjtreden ift. Allerdings müßte dieſe Berüdfichtigung 
der Schuldzinjen allen Grundbefigern, auch denjenigen zu teil werden, deren 
Steuerverhältniszahl fi) auf mehr als 1200 ME. ftellt, vorausgejegt, daß ihr 
lonftiges Einkommen nicht mehr ald 2000 ME. beträgt. Da nur die aus 
hypothekariſch eingetragenen Schulden ftammenden Zinſen berüdjichtigt werden 
jollen, it daraus zu erklären, daß dieje leicht und ficher zu konſtatieren find, 
was bei den jonit noch vorkommenden Schulden nicht der Fall ift, entipricht 
übrigens auch den Wünjchen, die in den oben erwähnten Rejolutionen zum 
Ausdruck gebracht find. 

Die Befürchtung der Staatsregierung,) daß die Berückſichtigung der Schulden 
ohne Rüdfidytnahme auf den Entitehungsgrund der Schuld gewillermaßen eine 
Prämie für leichtfinniges und aus Verichwendung ftammendes Schuldenmacen 
jei, ift nicht ganz unbegründet, kann aber gegenüber der notoriichen Thatſache, 
daß die Mehrzahl der Schulden aus Befigübernahme, Erbabfindungen und wirt- 
ichaftlichen VBeranlaffungen ftammt, nicht ernftlich ins Gewicht fallen. Kümmert 
fi) die Steuerbehörde doch auch nicht darum, wie die Schulden der Kapital: 
rentenfteuerpflichtigen entitanden find und ob nicht etwa der und jener Ein- 
fommenfteuerpflichtige bei größerem Fleiß und befjeren wirtjchaftlichen Eigen- 
ſchaften mehr hätte erwerben fönnen, um mehr Steuer zu bezahlen. Berück— 
fihtigt man die VBerihuldung in der von mir vorhin vorgeichlagenen Weije, fo 
fteht dies mit dem Charakter unjerer Grunditeuer nicht mehr im Widerſpruch, 
als wenn die anderen individuellen Verhältniffe in Betracht gezogen werden. 
Daß mit einer Berüdfihtigung der Schulden auch ein in kurzen Zwiſchenräumen 
zu wiederholendes, mit umfafjenden Erhebungen und fonftigen Umjtändlichkeiten 
verfnüpftes Feſtſtellungsverfahren zu verbinden ift, it zweifellos; aber an diefen 
Schwierigkeiten jollte die Maßnahme umjoweniger jcheitern, als fie doc auch 
anderen bayeriichen Ertragjteuern nicht fremd ift. Freilich darf man fid) darüber 
nicht täujchen, daß die Berücdfichtigung der Schuldzinfen, die in analoger Weiſe 
auch bei der Hausſteuer Anwendung zu finden hätte, einen nicht unerheblichen 
Ausfall an Steuern bewirken müßte; doc hielte ſich diejer immer nod in 
mäßigen Grenzen gegenüber denjenigen Ausfällen, welche die oben beiprochenen 
Reformvorſchläge nad) ſich ziehen müßten. 


IV. 


Bisher it nur von den Beilerungs:Vorjchlägen die Rede geweſen, welche 
an die beitehende Grundfteuer anknüpfen. Im folgenden möchte ich mit einigen 
Worten auch des radifaleren Vorſchlages gedenten, welchen Georg Schanz in 
Bezug auf die Grundfteuer in feinem Finanzarchiv entwidelt hat.”) 

Schanz beantragt eine Umbildung der Ertragsiteuern auf Grundlage der 
Kurrentwerte. Mit der Feſtſtellung der Kurrentwerte meint er, könne man 
in relativ kurzer Zeit zu Ende fommen. Bei der Grunditeuer gäben die Kauf- 
preije der leßten Jahre und die Schäßungen für Hypotheken gute Hilfen; Kurrent- 
werte jeien ſchon heute unjerem Statajter nicht Fremd, inloferne das Flur— 
bereinigungögefeg vom 29. Mai 1886 (Art. 31) vorichreibt, daß die auf der 


) Beilage 455, ©. 17. 
) G. Schanz, Die Frage der Steuerreform in Bayern im Finanzarchiv, Jahrg. 17, 
545 fi. 
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Bereinigungsfläche ruhende Grundfteuerverhältniszahl nad) dem Verhältnis der für die 
Neuverteilung der Grundſtücke ermittelten Werte auf die Parzellen zu repartieren ift. 

Nun ift richtig, daß der Wertfatafter, raſcher und wohlfeiler durchgeführt 
werden fann, als etwa ein neuer Ertragsfatafter; Kaufverträge, Erbteilungen, 
auch die Schäßungen für Hypotheken, ur eventuelle Pachtpreiſe geben ver: 
hältnismäßig leicht erfaßbare Anhaltspunkte; auch kann zugegeben werden, daß 
jeine Ergebnifje bei jorgfältiger Auswahl der Grundlagen und häufigen Re: 
viſionen für die Beiteuerung brauchbarer find ala die der veralteten Ertrags: 
fatajter. Aber es weiſt dod) auch ein MWertfatafter jo viele Fehlerquellen auf, 
daß jeine Durchführung meines Erachtens ſich nicht empfiehlt. Es iſt bekannt, 
daß der Verkehrswert der Grunditüde ſich nicht nad) dem wirklichen Ertrage allein, 
ſondern aud) nad) verjchiedenen anderen Dingen (perfönliche Verhältnifie des Käufers 
und Verkäufers, Größe des fraglichen Gutes, Größe und wirtichaftliche Bejonder: 
heiten der Grunditüde, rechtlicher Charakter des Eigentumes) richtet, jo daß ge: 
radezu zwilchen Verkehrswert und Ertragswert unterichieden wird. Hiezu fommt, 
daß, wie auch Lefigang in dem Artikel „Grundſteuer“ im Handwörterbuch der 
Staatswiljenihaften ausführt, aus dem Verkehrswert erft wieder der zu bejteuernde 
Ertrag gebildet werden muß. Es geichieht dies unter Zugrundelegung eines 
beftimmten Zinsfußes, indem man von der Vorausjegung ausgeht, daß die 
Bodenerträge, welche dem Bezugsberechtigten zufliegen, eine durchweg gleich: 
mäßige Verzinſung des durch die Grundftüde repräfentierten Kapitals daritellen. 
Hievon kann aber in Anbetracht der großen Verjchiedenheiten, welche der Zinsfuß 
unter verichiedenen zeitlichen und örtlichen Verhältniſſen aufweilt, nicht die Rede jein, 
ganz abgejehen davon, daß die Wahl jelbft eines gleihmäßigen Zinsfußes immer zur 
Anknüpfung an konkrete Ertragsverhältnifje nötigt. Allerdings kann, wie dies 
in Baden gejchehen ift, die Steuer auch unmittelbar auf Grund des ermittelten 
Wertes veranlagt, d. h. als Quote derjelben erhoben werden. Allein damit find 
die Schwierigkeiten, die aus der mangelnden Webereinftimmung zwiſchen Wert 
und Ertrag entjtehen, nicht bejeitigt. Denn auch bei diefem Berfahren muß 
angenommen werden, daß zwiſchen dem Werte und dem Ertrag, aus dem ja 
doc) die Steuer bezahlt werden muß, ftet3 dasjelbe Verhältnis befteht, was bereits 
vorhin ala nicht zutreffend bezeichnet worden iſt. Diefe Einwände können aud) 
nicht durch den Hinweis entfräftet werden, daß man die Steuer ja nad) der 
Größe der Kapitalwerte abitufen könne; denn eine ſolche Abftufung wäre bei 
der bejonderen Natur des landwirtichaftlicyen Betriebes nur eine Quelle neuer 
Ungleichheiten. Zu diefen Schwierigkeiten fommt noch die weitere, daß es nicht 
leicht it, die für den Wertfatafter unbedingt erforderliche Grundlage, nämlich 
eine genügende Anzahl thatſächlich abgeichloifener Kaufverträge, zu gewinnen. 
Es macht zwar feine bejonderen Schwierigfeiten, eine größere Anzahl von Jolchen 
zulammenzuftellen, wohl aber ift e8 eine faum zu bemältigende Aufgabe, in einem 
größeren Staat eine große Anzahl von Kaufverträgen über Grunditüde jeglicher 
Art in den verichiedeniten Gegenden zu ermitteln. Zudem müßten dieje Wer: 
träge möglichſt aus der Gegenwart oder allerjüngften Vergangenheit genommen 
jein, damit Ungleihheiten in der Wertbeftimmung vermieden werden und die 
beitehenden Preisverhältniſſe korrekt zum Ausdrud gelangen können. Endlich) 
entiteht eine weitere Schwierigkeit dadurd, dat die Staufverträge fi) in der 
Regel auf ganze Güter oder größere Teile von ſolchen beziehen, jo daß die 
notwendige Fortichreibung des Kataſters bei Befigveränderungen in Parzellen 
nur ſchwer möglich ericheint. 
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Ziehe ih die Summe aus den obigen Erörterungen, jo drängt ſich mir 
die Anficht auf, daß feine der in Vorichlag gebrachten Wenderungen ala eine 
wirflihe und auc für die Dauer genügende Verbeiferung anzufehen ift, falls 
man die ernftliche Abſicht hat, nicht bloß eine Herabjegung jondern auch eine 
gerechtere Verteilung der Grundfteuer herbeizuführen. Cine wirkliche Beſſerung 
fönnte nur durch Einführung der allgemeinen Einftommenfteuer und zwar nicht 
als bloße Ergänzungäfteuer, jondern als Hauptjteuer, neben welcher die weſent— 
lid) berabzumindernden Ertragfteuern vom fundierten Einfommen, aljo die Grundz, 
Haus-, Gewerbe: und Kapitalrentenfteuer nur als Vorzugsbelaftung diejes fun: 
dierten Einfommens zu wirfen hätten, erreicht werden. Nur auf diejem Wege iſt e8 
möglich auch die dringend nötige Reform der Gemeindebefteuerung in Angriff zu 
nehmen. Es iſt doch kaum zu rechtfertigen, daß beiſpielsweiſe nach den Vorſchlägen 
des Landwirtichaftsrates der Abzug der Schuldzinien nur bei der ftaatlidhen 
Grunditener (einſchließlich Kreisumlagen und Unfallverficherungsbeiträge) vor: 
genommen, bei den oft viel höheren Gemeinde: und den Diftriftsumlagen dagegen 
ausgeihloffen werden jol. Wie aber die Verhältniffe heute Liegen, ift dieſer 
Vorſchlag völlig begreiflich. Sedenfalls jollte, bevor man an eine tiefer greifende 
Reform geht, der Verſuch gemacht werden, durch möglichft zahlreiche Aufnahmen 
über das wirkliche Einfommen der Landwirte die Grundlagen für eine Beurtei= 
lung der fteuerlihen Belaftung der Landwirtihaft an fi) und im Verhältnis 
zu den übrigen Steuerpflichtigen zu gewinnen. Eo lange ſolche Grundlagen 
jehlen, erſchiene e8 mir angebradht, die Steuer zu belaffen, wie fie ift, und nur 
durch Berüdjichtigung der Schuldzinien eine Pflicht austeilender Gerechtigkeit im 
Steuerwejen gegenüber. der Landwirtſchaft zu erfüllen. 


* * 
* 


Nachdem der vorftehende Artikel bereits fertiggeitellt und der Druderei 
übergeben worden war, ift mir durch freundliche Vermittelung eines Mitgliedes 
der bayeriihen Kammer der Abgeordneten der von dem Abgeordneten Herrn 
Neuner, als Referenten, an den 18. (befonderen) Ausihuß zu dem Entwurfe 
eines Geſetzes, betreffend die Aenderung der Gelege über die allgemeine Grund: 
und Hausfteuer erftattete Bericht übermittelt worden. Ich bedauere, daß ich 
denielben bei Abfaſſung meines Artikels nicht mehr habe e benüßen fünnen. Da: 
gegen möchte ich nicht unterlaffen, ihm wenigitens in Form eines Nachtrages 
einige Worte zu widmen. 

In dem’ allgemeinen Teile des Berichtes wird eine gründliche und trefflich 
orientierende UWeberficht über die Geichichte des direkten Steuerwejens und ins 
beiondere der Grunditeuer gegeben. Auf ©. 3 weift Neuner auch darauf Hin, 
dab die Beſteuerung der Landwirtichaft nad) Kapitalwerten (j. oben ©. 281 f.) 
bereitö 1814 als „Proviſorium“ in Bayern beitand (mas übrigend auch 
Schanz in feinem gründlichen Artikel über „Das bayerische Ertragsſteuerſyſtem“, 
Finanzarchiv, 1900, erwähnt), daß man aber dieje Steuerform wegen der durch fie 
bervorgerufenen Unzufriedenheit 1828 durch die Vefteuerung des ermittelten Er— 
trages erſetzt habe. Belonder ausführlich” wird in dem Bericht die Geichichte 
der Reformbejtrebungen und :Gejeßgebung auf dem Gebiete des Ertragsiteuer: 
weiens jeit 1879 und die Vorgeichichte der augenblielichen Beitrebungen zur 
Abänderung der Grund: und Hausftener behandelt. 
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In dem auf die Grundfteuer bezüglichen Teil des Berichtes (S. 8—12) 
wird ausgeführt, daß als zweifellos angenommen werden dürfe, daß die Grund- 
fteuerbelaftung zum Zeil unverhältnismäßig hod) geweſen jet und ſei, und zwar 
dies bei dem fleinen und mittleren Grundbefiße, insbejondere im Vergleich mit 
der Gewerbeiteuer. Der Großgrundbefiß jei gegenüber dem kleinen und mitt: 
leren Grundbefige mit vielleicht wenigen Ausnahmen jtet3 im Vorteil wegen 
des größeren Waldbeſitzes, des in der Regel größeren Betriebsfapitals, der 
Möglichkeit, die menſchliche Arbeitskraft durd Maſchinen zu eriegen, und des 
leichteren und lohnenden Abjates der landwirtichaftlichen Produkte. Allerdings 
befinde fich zur Zeit aud der Großgrundbefig in mißlichen Verhältniſſen umd 
jei infolge diefer auch ihm eine Steuerermäßigung zuzubilligen. 

Eine wirklich gerechte Beiteuerung des Grundbeſitzes mit Schuldzinsabzug 
fönnte nach Ansicht des Berichterftatters wohl nur durch Einführung einer all 
gemeinen progrejfiven Einkommenſteuer erreicht werden; doc jei zur Zeit die 
Einführung einer ſolchen wohl auägeichloffen. Ebenjo ſei eine Reviſion der 
Grundfteuer durch Aenderung der Grundlagen (Steuerverhältniszahlen) undurch— 
führbar und deshalb die Revifion auf der bisherigen Grundlage für die Be: 
rechnung der Grundfteuer durchzuführen. Es ſei ja richtig, daß die Ertrags— 
feftftellung nach den Steuerverhältniszahlen feinen mathematiid genauen Maß: 
ftab für die natürliche Ertragsfähigkeit der Grundftüde mehr bilden; ferner, 
daß die bei der jeinerzeitigen Erlaffung des Grundſteuergeſetzes ausgeiprochene 
Annahme, dad Grundfteuerdefinitivum bleibe ftet3 richtig, nicht vollitändig richtig 
war. Troß einzelner Mängel jei aber durch die Steuerverhältniszahlen jo ziemlich 
genau der durchſchnittliche mittlere Ertrag aller landwirtſchaftlich benützten 
Grundftücde ausgedrüdt, beionderd wenn man zur Verwandlung der ala feit: 
ftehend angenommenen Erträgniffe nah $ 26 des Grundjteuergejeges vom 
19. Mai 1881 an Stelle der Wertfeftiegung des $ 28 diejes Gejekes den viel: 
leicht 50 jährigen amtlich notierten Durchſchnittsſchrannenpreis annehme. Dem: 
nad jeien die Grundfteuerverhältniszahlen noch genau genug, um auch heute 
noch ala Maßſtab für die Beurteilung des Einfommens aus Grund und Boden 
dienen zu fönnen. 

Die pofitiven Anträge des Referenten der Abgeordnetenkammer gehen dahin, 
unter Abänderung des $ 28 Ab. 2 des Grunditeuergeieged den Wert des 
Scheffels Korn ſtatt wie bisher mit 8 Guld. = 13’; ME. nad) dem Durch: 
ichnitt der Schrannenpreife 1849— 1898 auf 24 ME. und demnad den Ertrags: 
wert der Steuerverhältniszahl auf 24:8 — 3 ME. feitzufeßen. Denn der alte 
Wert entipreche dem wirklichen Ertragswert nicht und eigne ſich deshalb nicht 
zur Berechnung des fteuerbaren Ertrages. Dagegen ergebe fich diejer mit fait 
abjoluter Sicherheit, wenn man den amtlich) notierten Schrannenpreis der be- 
zeichneten 50 Jahre zu Grunde lege. Der zweite Vorſchlag geht dahin, den 
Quotitätscharakter der Grund-{und Haus-)iteuer zu bejeitigen. Zu dieſem Zwecke 
folle die Beitimmung des $ 115 des Grumditeuergejeges, wonad) jeweild durd) 
das Finanzgeſetz feſtzuſetzen ift, wie viel Pfennige oder Bruchteile eines Pfennigs 
von der Steuerverhältniszahl als Jahresſteuer zu erheben find, in Wegfall 
fommen und ftatt deifen im Geſetze jelbjt der von den neuberechneten Ertrags: 
werten zur Erhebung gelangende Prozentſatz feftgelegt werden. Dieſer Prozent: 
jat jei bis zu 1200 Steuereinheiten mit 2°/o, über 1200 Steuereinheiten mit 
3°/o feitzuiegen, wobei der höhere Prozentjag immer nur für die Steuerein- 
heiten in Berechnung zu fommen hätte, welche über die Zahl 1200 ſich ergeben. 
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Es joll nicht in Abrede geitellt werden, daß in dem Berichte des Herrn 
Abg. Neuner beachtenswerte Ausführungen ſich finden. Insbeſondere iſt es, 
wenn man auf dem Standpunkte des bisherigen Gejeßes ſtehen bleibt, ein 
richtiger Gedanke, die von der Steuerverhältniszahl zur Erhebung gelangenden 
Beträge in ‘Prozenten der Ertragswerte zu veranlagen. In der That könnte 
ine allenfallfige Budgetausgleihung nur durch eine prozentuale Erhöhung 
lämtlicher direkter Steuern erfolgen. 
Was von unjerem Standpunft aus an dem Antrag Neuner auszujegen 
it, ergeben die Ausführungen des obigen Artikels. Der Berichterftatter gibt 
jelbjt zu, daß nur eine allgemeine progrejfive Einkommensteuer eine wirklich 
gerechte Beiteuerung des Grundbefiges (mit Schuldzinsabzug) gejtatte, und daß 
die Ertragsfeititellung nad) den Steuerverhältniszahlen den wirklichen Erträg- 
niffen nicht vollkommen entipreche, jchließt aber diefe Ausführungen dody mit 
der Behauptung, daß die Steuerverhältniszahlen jo ziemlich) genau dem durch— 
ichnittlichen mittleren Ertrag aller landwirtſchaftlich benüßten Grundftücde aus- 
drüdten. Dieſe Behauptung fteht aber, wie oben gezeigt worden ift, im Wider: 
ipruch mit den Thatjachen und mit den gegenteiligen Ausführungen Kölle, 
Helferichs, Burkarts, Schlörs und zahlreicher anderer Schriftiteller, die ſich mit 
der bayeriichen Grundfteuer befaßt haben. Mit Recht jagt Herr Neuner jelbft 
auf ©. 9 jeines Berichtes: Die Grund-(und Gewerbe:)iteuer befteuert ein. ge 
milcht Fundiertes Vermögen, aus welchem nur durch Zujammenmirfen der in= 
dividuellen Thätigfeit mit dem Objekte ein Ertrag zu erzielen ift. Dieſe 
indwiduelle Thätigfeit und zahlreiche andere den wirklichen Ertrag bedingende 
Momente fönnen aber bei Aufrechterhaltung der alten Grundlagen nicht berüd- 
ſichtigt werden. In Ießter Linie läuft auch der Vorſchlag Neuner auf eine 
Herabjegung der Grunditeuer heraus und zwar, wenn wir abjehen von ber 
höheren Belaftung der Beſitzer von Grundftüden mit einer Steuerverhältniszahl 
—— als 1200,9) auf eine gleichmäßige Herabſetzung bei allen Steuer: 
pflichtigen. 


) Nach dem Statiſt. Jahrbuch für das Königreich Bayern würden dem 3°%/oigen Steuer: 
fage nur 1,2%% aller fteuerpflichtigen Landwirte unterliegen, 


Fortſetzung folgt.) 


Die Organifation der inneren Verwaltung 
auf rechtsvergleichender Grundlage 
(Deutfchland, Frankreich, England und Vereinigte Staaten). 
Von Conrad Bornhak, Profeſſor in Berlin. 


(Fortjegung; vgl. Jahrgang 1901 ©. 801 und Nahrgang 12 ©. 55 u, ©. 198. 


Durch die Begründung der verichiedenen Reihsämter war ſchließlich dem 
Reichöfanzleramte nur diejenige Zuftändigfeit geblieben, die man jonft gewöhnlich 
als innere Verwaltung bezeichnet. Es erichien daher der alte, auf eine um: 
faflendere Zuftändigfeit berechnete Name nicht mehr angemefjen. Durch kaiſer— 
lihe Berordnung vom 24. Dezember 1879 erhielt deshalb das frühere Reichs: 
fanzleramt die neue Bezeichnung Reichsamt des mern und wurde unter 
einem bejonderen Staatsjefretär, analog den anderen oberiten NReichsämtern, or: 
ganifiert. Aus der geichichtlichen Entwidlung der oberiten Reichsverwaltungs— 
behörden ergibt fi, daß fich die Zuftändigfeit des Reichsamtes des Innern 
En wenig pofitiv beftimmen läßt, als die eines einzelftaatlichen Miniſteriums 
des Innern. Es fallt eben in ſein Reſſort die oberſte Reichsverwaltung inſo— 
weit, als ſie nicht einem anderen, aus dem alten Reichskanzleramte hervor— 
gegangenen oberſten Reichsamte übertragen iſt. 

Neben den Reichsverwaltungsbehörden iſt der Bundesrat in erheblicher 
Weile an der laufenden Reichöverwaltung beteiligt. Insbeſondere gehen die Aus— 
führungsvorichriften zu den NReichägejegen, wenn im einzelnen Falle nicht etwas 
anderes bejtimmt ift, von ihm aus. Außerdem bejchließt er über Mängel, 
welche fich bei der Ausführung der Reichsgeſetze, alſo bei der Verwaltung 
berausitellen. 

An Berwaltungsgerichten befist das Reich mehrere Spezialgerichtshöfe, jo 
dad Bundesamt Tür das Heimatwejen für Streitigkeiten zwiſchen mehreren 
Armenverbänden, das verftärkte Reichseifenbahnamt für Rekursentſcheidungen 
gegenüber den Anordnungen der Neichsorgane bei Ausübung ihrer Auffichte: 
thätigfeit über die Eijenbahnverwaltungen, das Reicysverficherungsamt als eine 
dem Reichsamte des Innern untergeordnete VBerwaltungsbehörde und oberjten 
Gerichtshof auf dem Gebiete der Arbeiterverfiherung. Die nähere Erörterung 
dieſer Verwaltungsgerichte gehört jedoch dem materiellen VBerwaltungsrechte an. 

Die oberite Verwaltung des Reichslandes Eljaß-Lothringen war urſprünglich 
nad) Art einer preußiichen Provinz, aber innerhalb des Rahmens der oberften 
Reichsverwaltung organiftert. Die Provinzialverwaltung wurde daher durch das 
den preußilchen Behörden gleichen Namens nachgebildete Oberpräfidium in 
Straßburg geführt. Die Ntinifterialinitanz konnte nur der verfaſſungsmäßig 
einzige Reichaminifter, der Neichäfanzler, bilden. Aus dem Reichskanzleramte 
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löſte fi) aber ein dem Reichskanzler untergeordnetes bejonderes Reichsamt für 
Elſaß-Lothringen zu Berlin unter einem eigenen Staatsjefretär nach Analogie 
der übrigen oberften Reichsämter los. 

Den Wünjchen der Eljaß:Lothringer, die oberſte Verwaltung innerhalb des 
Landes jelbit zu Haben, wurde nun Rechnung getragen durch ein Geſetz vom 
4. Juli 1879. Nach diefem ift der Kaiſer berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
einen Statthalter mit dem Amtsfige in Straßburg zu ernennen. Er ift einmal 
Vertreter des Kaiſers in der Ausübung derjenigen landesherrlihen Befugnijje, 
welde ihm vom Sailer bejonders übertragen werden. Da der Statthalter als 
Regierungsitellvertreter des Kaiſers nur diejem verantworlich ift, bedürfen feine 
Anordnungen in Ausübung der landesherrlichen Befugniſſe die Gegenzeichnung 
des Staatöjefretärs, der dadurd) die Verantwortlichkeit übernimmt. Der Statt: 
halter it außerdem Reichsminiſter für Eljaß-Lothringen. Denn joweit ihm die 
landesherrlichen Befugniffe nicht übertragen find, bedürfen die für Elſaß— 
Yothringen ergebenden faijerlichen Anordnungen die Gegenzeichnung des Statt: 
halters, der dadurd die Verantwortlichkeit übernimmt. Der Reichsfanzler iſt 
aljo, jo lange der Kaifer von jeiner Befugnis, einen Statthaleer zu ernennen, 
Gebrauch macht, mit der elſaß-lothringiſchen Landesverwaltung überhaupt nicht 
mehr befaßt. 

Wie dem Reichskanzler die oberften Reichsämter, jo iſt dem Statthalter 
das Minifterium für Elfaß-Lothringen zu Straßburg, an deifen Spite gleich— 
falls ein Staatsjefretär fteht, untergeordnet. Entjprechend der zwiefachen Stellung 
des Statthalters ift auch die des Staatöjefretärs eine verichiedene. Er ift Reichs: 
miniiter für Eljaß-Lothringen, foweit dem Statthalter die landesherrlichen Be: 
jugniffe übertragen find, im übrigen aber der dem Statthalter als Reichs: 
miniſter untergeordnete Chef der eljaß-lothringiihen Bentralverwaltung. In 
legterer Eigenihaft kann er ebenſo mit der Stellvertretung des Statthalters 
als Reihsminifters beauftragt werden, wie die Chefs der oberjten Reichsämter 
zu Berlin mit der des Reichafanzlers. 

Das Minifterium für Eljaß-Lothringen ift unter dem Staatsſekretär als 
Chef bureaukratiſch organifiert. Es zerfällt in einzelne Abteilungen, an deren 
Spike, ſoweit der Staatsjefretär nicht jelbft die Leitung einer Abteilung über: 
nimmt, Unterftaatsjefretäre ftehen. Nach den Verordnungen vom 23. Juli 1879 
und 29, Juli 1881 jollten fünf Abteilungen gebildet werden: für 1. Inneres 
und Kultus, 2. Justiz, 3. Finanzen und Domänen, 4. Gewerbe, Landwirtichait, 
Bergweſen und öffentliche Arbeiten und 5. Unterricht. 

Die höchſte beratende Behörde bildet der Staatsrat. Diejer beiteht unter 
dem Vorfige des Statthalterd aus dem Staatsjefretär, den Unterjtaatsjefretären, 
dem Präfidenten des Oberlandeögerichtes und dem eriten Beamten der Staats: 
anmwaltichaft bei diejem Gerichte, jowie aus acht bis zwölf vom Sailer auf je 
drei Jahre ernannten Mitgliedern. Für drei diefer leßteren Stellen hat der 
Yandesausihuß ein Vorfchlagsreht. Dem Staatörate jind zur Begutachtung 
vorzulegen: 1. die Entwürfe der eljaß-lothringiichen Landesgeſetze, 2. die Ent: 
mwürfe der zur Ausführung von Geſetzen zu erlaffenden allgemeinen Verord— 
air 3. andere Angelegenheiten, welche ihm der Statthalter zur Begutachtung 
überweiſt. 

Die Verwaltungsrechtſprechung des franzöſiſchen Staatsrates iſt dagegen 
auf den Staatsrat von Elſaß-Lothringen nicht übergegangen. Vielmehr iſt nach 
den Geſetzen vom 30. Dezember 1871 und 4. Juli 1879 als zweite Inſtanz 
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über den Bezirksräten für Verwaltungsftreitiachen eine bejondere Behörde, der 
failerliche Rat, gebildet worden. Diejer beiteht aus dem Staatsjefretär und 
zehn durch Failerliche Verordnung aus der Zahl der Minifterialräte ernannten 
Mitgliedern. Das Berfahren ift durch Verordnung des Reichskanzlers vom 
1. September 1872 geregelt worden. 


II, Frankreich. 
& 1. Geibidtlibe Entwidlung der franzöſiſchen Verwaltungsorganilation. 


Als ein Bruchteil der Farolingiihen Monardjie teilt Franfreih bis zum 
Ende des 18. Jahrhunderts die joziale und politiiche Entwidlung Mitteleuropas 
überhaupt. Der jtraff zentralifierte karolingiſche Einheitsftaat mit feinen durch: 
aus von der Zentralftelle abhängigen Berwaltungsorganen war jehr bald über- 
wuchert worden durch die Macht des Iofalen Beſitzes, der in Herrſchaften, Graf: 
Ichaften und Herzogtümern, in geiltlichen und jtädtiichen Storporationen die ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsrechte ſich zu eigen machte und die Monarchie zeitweiſe zu einem 
Schattenbilde herabdrückte. 

Während jo der Feudalſtaat in Frankreich früher und ftärfer zur Geltung 
gelangte als in Deutichland, gelang in gleicher Weile der Monarchie früher die 
Herſtellung ihrer Autorität und der ftaatlichen Einheit. Der Umftand, daß das 
fapetingiiche Haus nicht ausftarb gleich den deutſchen Kailerdynaftien, jondern 
die Erblichkeit der Monarchie zu wahren wußte, binderte deren völlige Unter: 
werfung unter die geiftlichen und weltlichen Großen. Gegen den Schluß des 
Mittelalterd vermochte fie, geſtützt auf ein jtehendes Heer und ein berufsmäßiges 
Beamtentum, die größeren Territorialgewalten mit der Krone zu ‚vereinen und 
die Eleineren autonomen Mächte ihrem Willen zu unterwerfen. Das franzöfijche 
Ancien Regime, wie es jeit der erften Hälfte des 17. Jahrhunderts im weſent— 
lichen feftiteht, charakteriſiert ſich nun dadurch, daß alle wirkliche Verwaltung 
auf die Krone und ihre Organe übergegangen, den früheren Lokalobrigkeiten 
allein die finanziellen Rechte und Ehrenauszeichnungen ihrer Stellung, die ſoge— 
nannten Privilegien, geblieben ſind. Nur in den Pays d'états haben die Pro— 
vinzialſtände gewiſſe Verwaltungsbefugniſſe gerettet. Obgleich durch zahlreiche 
Privilegien und Sonderrechte durchbrochen, bietet Frankreich ſchon während des 
Ancien Regime das Bild eines im höchſten Maße zentralifierten Einheitsftaates.' ) 

Mit diefer ganzen Entwidlung des Ancien Regime fteht jedoch die Ver: 
waltungsorganilation, wie fie fich jeit der Revolution geftaltet hat, in feinem 
rechtlichen Zulemmenhange. Mögen immerhin, wie zuerit Tocqueville nachge: 
wieſen, diejelben nationalen Züge und Tendenzen in der Verwaltung vor und 
nad der Revolution ſichtbar, mag immerhin die überipannte Zentralijation und 
die Verfümmerung der Glieder des Staatsweſens eine Folge der Politit des 
Ancien Regime jein, die rechtögelchichtliche Verbindung zwiichen beiden, zwiſchen 
Gegenwart und Vergangenheit, hat die Revolution gewaltiam unterbrochen, und 
die Rechtsgeſchichte der franzöſiſchen Verwaltung der Gegenwart beginnt erft 
mit 1198. 

) 66 ift das bleibende Verdienſt TZocquevilles in jeinem Werfe L’ancien Rögime et 


la —— die gänzlich in Vergeſſenheit geratene Verwaltung des Ancien Rögime wieder 
weiteren Kreiſen zugänglich gemadyt zu haben. 
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Mit dem Ausbruche der Revolution löſte ſich die königliche Verwaltung 
von jelbft auf, zeitweiſe herrichte eine vollſtändige Anarchie, und das Staatöwejen 
ſchien in die kleinſten möglichen Beitandteile, in einzelne Gemeinden, zeriplittern zu 
wollen. Der Nationalverfammlung erwuchs nunmehr die Aufgabe, erjt eine neue 
Verwaltung zu ſchaffen. Mit Aufgebung der Privilegien und intermediären 
Gemalten ftanden dem Staate nur einzelne Individuen gegenüber, durch deren 
Abitimmung der allgemeine Wille gebildet werden jollte. Nach den Prinzipien 
der Menjchenrechte konnte man daher auch die neue Verwaltung nur auf Wahl- 
rechte der Bürger gründen. 

Das Geieß vom 22. Dezember 1789 teilte Frankreich in Departements, 
die Departements in Diftrikte, jpäter Arrondiffements genannt, die leßteren in 
Kantons und die Kantons in Gemeinden ein. Alle dieje Bezirke waren lediglich) 
Beltandteile des Staates ohne eigene juriftiiche Perjönlichkeit. Die Behörden 
gingen hervor aus der Wahl der Bezirksangehörigen und waren durchweg Eolle- 
gialiſch organifiert. Die Folge dieſer Uebereinanderſchichtung gewählter Kollegien ° 
war eine vollitändige Stagnation der Verwaltung. Dazu fam, daß der Zentral: 
verwaltung, dem Mtinifterium, welches zwar vom Könige ernannt wurde, aber 
durchaus von der Nationalverfammlung abhängig war, jedes Zwangsmittel und 
jede Autorität gegenüber den lofalen Behörden fehlte, da dieje ſich ſtets auf den 
in ihrer Wahl ausgeſprochenen Willen des jouveränen Volkes berufen fonnten. 
Jede Behörde führte demnad) die Gejege und die Anordnungen der übergeord: 
neten Instanzen nur joweit aus, als fie wollte, oder es die lokalen Verhältniffe 
mit fi) brachten. Gerade durd) dieje vollitändige Ohnmacht der Verwaltung 
war die Verlängerung der Anardie und die Herrſchaft der Klubs möglid). 

Nachdem infolge diejes Zuſtandes die Jakobiner zur Gewalt gelangt waren, 
liegen fie zu deren Sicherung die Umgeſtaltung der Verwaltung eine ihrer erjten 
Aufgaben jein. Bon den fett 1789 zur Durchführung gebradyten Verwaltungs: 
prinzipien auf die Dauer abzumweichen, geftattete freilich ihr Doktrinarismus nicht. 
Wohl aber wurden mit Rüdfiht auf den bedrohten Zuftand des Staatswejens 
eine Reihe außerordentlicher VBerwaltungsorgane geichaffen, die thatſächlich die 
Herrihaft in ganz Frankreich an ſich riffen und an die Stelle der biäherigen 
Desorganifation eine ſtraff zentralifierte Verwaltung jegten. Das Minifterium 
verihwand, und jtatt feiner fonftituierten ſich die Häupter der herrichenden ‘Partei 
als außerordentliche Komites des öffentlichen Wohles und der öffentlichen Sicher: 
heit, außerordentliche Konventsfommifjare gingen in die Provinzen und zu dem 
Heere ab und verichafften mittels eines Schredensregimentes den Anordnungen 
der Regierung Gehorjam. Jedenfalls hatten die Jakobiner die Allmacht der 
Konventsregierung innerhalb des ganzen Staates, wenn auch nur durch die Be: 
ftellung außerordentlicher Verwaltungsorgane — 

Mit dem Sturze der Jakobiner drohte aber die Verwaltung wieder ihren 
inneren Zuſammenhang zu verlieren und in ihre alte Ohnmacht zurückzufallen. 
65 handelt ſich vor allem darum, ein Unterordnungsverhältnis der örtlichen, 
aus Wahl hervorgegangenen Behörden gegenüber der Zentralgewalt herzuftellen. 

Die Direktorialverfaffung des Jahres III und die zu ihrer Ausführung er: 
laſſenen Gejeße juchten dabei einen Mittelweg zu finden zwilchen den Lehren 
der Menjchenrechte, wie fie in der Verfaſſung und der Verwaltungsorganifation 
von 1791 zum Ausdrude gelangt waren und den praftiichen Bedürfniſſen der 
Verwaltung, die fich in dem Jafobinerregimente Geltung verichafft hatten. Die 
Spitze der vollziehenden Gewalt bildete das durch den gejeßgebenden — ge⸗ 
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wählte Direktorium von fünf Mitgliedern, das jährlich zu einem Fünftel zu er: 
neuern war. Im Gegenjage zu der Konventöherrichaft war der Zufammenhang 
diejer Erefutive mit den gejeßgebenden Körperſchaften möglichjt gelodert. Denn 
das Direktorium durfte mit den Räten nur durd) Botſchaften verkehren. Unter 
dem Direktorium ftanden die Minifter, aber ohne eigene politiiche Stellung, und 
(ediglicdy mit der Ausführung der Befehle des Direftoriums betraut. In den 
unteren Verwaltungsinitanzen hielt man zwar an den gewählten Verwaltungs: 
follegien der Departements und Gemeinden feſt. Allein ihnen wurden jeitens 
der Zentralgewalt Beamte zugeordnet, welche kraft ihres Amtes mit der lleber- 
wachung und mit der Forderung des Vollzuges der Gelee betraut waren. 

Doch die Direftorialverfaffung hatte dabei zunächſt den organischen Zu: 
jammenhang zwiſchen Berfaflung und Verwaltung außer Acht gelaſſen. Indem 
Direktorium und gejeßgebende Räte abjichtlid) außer Verbindung miteinander 
gejeßt waren, mußten beitändige Konflikte zwiſchen beiden Verfaſſungsfaktoren 
entjtehen, die im Geilte der Zeit ihre Erledigung durd) wiederholte Staatäftreiche 
fanden. Den lokalen Organen der Zentralverwaltung fehlte e8 aber, nachdem 
das Schredensregiment gefallen war, gegenüber den gewählten Kollegien wiederum 
an den nötigen Machtmitteln. Die Folge diefer Zuftände ift die völlige Schwäche 
und Ohnmacht der Staatögewalt, trogdem fein jozialer Faktor ihr irgend welchen 
Widerſtand entgegenjeßte, da auch der joziale Organismus durch die Revolution 
zertrümmert war. 

Die Konjularverfaffung des Jahres VIII bejeitigte dieje organischen Mängel 
in vadifaler Weile, indem fie unter Aufrechterhaltung der republifanischen Formen 
eine im mejentlichen abjolute Monarchie herſtellte. Die parlamentariichen Körper- 
ſchaſten ſanken durch die Verteilung der Diskuffion und Beihlußfaffung auf 
verichiedene Kollegien, Corps legislatif und Tribunal, zu vollftändiger Bedeu- 
tungslofigfeit herab. Diele wird noch vermehrt dadurd), daß ein Senat con- 
servateur, der zum erften Male vom erjten Konjul ernannt wurde und jpäter 
auf Grund verſchiedener Vorſchlagsliſten ſich jelbit Eooptierte, zujammengejegt 
aus lebenslänglichen Mitgliedern, über die Beobachtung der Berfaffung zu 
wachen hatte. 

Der Schwerpunkt der Staatögewalt lag in der Erefutive und bei dieſer 
wieder in dem eriten der drei Konſuln, der zuerft auf zehn Jahre und jpäter 
auf Lebenszeit ernannt war. Der erfte Konſul war Chef der gejamten Exeku— 
tive, und von feiner Perjon ift die ganze Verwaltung abhängig. nsbejondere 
ernennt er die Mitglieder des Staatsrates. Die Verwaltungsbeamten können 
aber nach Art. 75 der Verfaffung für ihre Amtshandlungen nur auf Grund 
einer Ermächtigung des Staatsrates verfolgt werden. 

Die ganze örtliche Verwaltung wird nunmehr im Anjchluffe an die Ueber: 
lieferungen des Ancien Regime nad) einheitlihen Grundjäßen und in vollſtän— 
diger Abhängigkeit von der Zentralgewalt organifiert. Die leitende Maxime ift 
dabei für alle Inſtanzen: „Zu beraten ift die Sache mehrerer, zu handeln die 
eined einzigen.“ Die Eollegialen Vertretungen der Departements und Gemeinden 
werden zwar beibehalten, dod) aller politiichen Bedeutung beraubt durch die Art 
ihrer Zujammenjegung und den Umfang ihrer Funktionen. Die Mitglieder des 
Departementsrates ernennt aus den allgemeinen Departementäliften der erfte 
Konful, die des Gemeinderates aus den Gemeindeliften der Präfekt. Das Se: 
natsfonfulat vom 28. Thermidor X gab den Wahlverfammlungen auch nur eine 
Art Vorſchlagsrecht für jede frei werdende Stelle. Die Aufgabe diejer Räte 
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beſchränkt ſich im meientlichen darauf, dem Staatlichen Verwaltungsbeamten des 
Bezirkes unmaßgebliche Vorſchläge zu erteilen. Die Verwaltung des Departe: 
ments liegt in der Hand des von der Zentralgewalt ernannten Präfekten und 
jeiner Hilfsarbeiter, die der Gemeinde in der Hand des vom Präfekten ernann= 
ten Maires. In Forſetzung der unter dem Direktorium angebahnten Entwid: 
lung haben jeßt die Organe der Zentralgewalt die jelbftändige örtliche Verwal: 
tung faſt vollftändig verdrängt. 

Als Bildungen von untergeordnieter Bedeutung kamen hierzu für jedes De: 
partement ein Präfekturrat, der unter dem Vorfiße des Präfeften aus mehreren 
berufsmäßigen Beamten bejtand und die VBerwaltungsgerichtöbarfeit auszuüben 
hatte, und innerhalb jedes Arrondiliements ein Unterpräfett als Mittelsperſon 
zwiihen dem Maire und dem Präfeften mit einem ihm zur Eeite ftehenden 
Arrondiifementsrate, der die Intereſſen des Arrondiffenents ala beratende Kör— 
verihaft zu vertreten hatte. Die Kantons fielen als Berwaltungsbezirfe über: 
haupt fort. Sie blieben nur von Bedeutung als Bezirke ber Friedensrichter 
und als Wahlkreiie. 

Dieſe napoleoniiche Berwaltungsorganilation, die vom Standpunkte der Ber: 
waltungstechnik geradezu ala unübertreitlic) bezeichnet werden kann, iſt troß aller 
ipäteren politiichen Ummälzungen in ihren Grundzügen nie erjchüttert worden. 
Ja man fann behaupten, daß Tie gerade wegen ihrer einjeitig verwaltungstech- 
niſchen Vorzüglichkeit, welche eine Heranziehung der Staatsangehörigen zur Selbit: 
thätigfeit in der Verwaltung und eigenes Yeben ber kommunalen Körper aus: 
ſchloß, zu diejen Ummwälzungen mit beigetragen hat. Es fam bei dieſer Orga: 
nation nur darauf an, ſich der Zentralgewalt zu bemächtigen. Wer dieje hatte, 
beſaß Frankreich. Aus diefem Grunde jortgefegte Ummälzungen in der Ver: 
Jaffung, wogegen feine der nacheinander zur Herrichaft gelangten Regierungen 
Veranlafiung fand, an einer Verwaltungsorganijation, die ihr die Verfügung 
über das ganze Staatsweſen gewährte, etwas welentliches zu ändern. 

An Stelle der Ernennung der lokalen Räte wurde 1831 und 1833 deren 
Wahl nad) dem Zenjus und 1548 nad) dem allgemeinen Stimmrechte eingeführt. 
Auch fanden ihre Funktionen verſchiedene Erweiterungen, ohne daß dadurd) das 
Weſen der Organijation geändert wurde. Erſt die dritte Republif hat ben 
ernſtlichen Verſuch gemacht, ein wirkliches fommunales Leben wenigftens in den 
Gemeinden zu erweden, indem fie der Yentralgewalt gegenüber jelbitändiger 
geitellt und namentlich den Gemeinderäten die Wahl der Maires eingeräumt 
wurde, jo daß bei diejen jet die Eigenichait ala Gemeindeorgan in den Vorder: 
grumd tritt. Nur der Hauptitadt glaubte man die Verwaltung durch kommu— 
nale Organe nicht zugeitehen zu dürfen, fie blieb daher unter der Verwaltung 
eines ftaatlichen Beamten. 


8 2. Die Gemeinden.') 


Die Gemeinden in ihrer hiſtoriſchen Bedeutung als nadhbarliche Pflichtge: 
noflenihaften zur Wahrnehmung der lokalen Intereſſen ihrer Mitglieder, die, 
älter ala der Staat jelbit, diejem gegenüber ein eigenes Recht und eine relative 


’) Vgl. Bu Staatöreht der franzöſiſchen Republit, in Marquardſens — 
2.108: DO. Mayer, Theorie des franzoſiſchen Verwaltungsrechtes, ©. 60 ff.: All ff.; 
Beiß und Blondel, Die Gemeindev: slaffung in Frankreich nad dem Geſetze vom 5. April 
1884 im Arhiv für Öffentliches Recht Bd.2, ©. 560 ff., ſowie Die bei O. Mayer angegebene 
franzöfiiche Literatur. 

19* 


— 


292 Bornhak. Die Organijation der inneren Berwaltung 


Selbitändigfeit genoffen, find in Frankreich durch die Revolution vernichtet worden. 
Was man jebt als Gemeinde bezeichnet, ift eine neue ſtaatliche Schöpfung zur 
Erleihterung der jtaatlihen Berwaltungsaufgaben mit einem allein vom Staate 
abgeleiteten Rechte und demnad in völliger Abhängigkeit von der Staatögemwalt. 
Dabei ift die aus der Hiftoriichen und wirtſchaflichen Entwidlung erwachſene Ver: 
ichiedenheit von Städten und Landgemeinden gegenüber den zentralifierenden 
Zendenzen einer eimjeitig technilchen Verwaltung und einer allgemeinen Gleich— 
heit verſchwunden. 

Die Gejege vom 14. und 22. Dezember 1789 hoben die beſtehenden jtäd- 
tiihen Verfaſſungen wie die Anſätze zu einer Gemeindebildung auf dem flachen 
Lande auf. Alle dieje lokalen Verbindungen erhielten als Munizipalitäten eine 
gleihmäßige Verfaflung unter gewählten Ausihüflen. Die hierdurch herbeigeführte 
Desorganilation der Verwaltung wurde nad) dem verfehlten Verſuche der Diref: 
torialzeit, durch Delegierte Beamte der Zentralvegierung deren Einfluß auf die 
lofalen Verwaltungsbezirke zu fichern, erit durdy das grundlegende Gejeg vom 
28. Pluvioje VIII bejeitigt. Diejes legte die aktive Verwaltung in die Hände 
des ernannten Maire und räumte dem gleichfalls ernannten Gemeinderate nur 
eine beratende Stellung ein. Die jpätere Gejeßgebung, namentlich die Gejete 
vom 21. März 1831, 18. Juli 1837, 5. Mai 1855 und 24. Juli 1867, Hat 
dann jchrittweile die fommunale Selbftändigfeit erweitert durch Einführung der 
Wahl des Gemeinderates und durch Ausdehnung jeiner Befugniffe, jedoch ohne 
die Grundlagen der napoleonijchen Organijation des Jahres VIIU zu bejeitigen. 
Erſt unter der dritten Republit hat man fi durch eine Reihe von Geſetzen, 
beſonders dasjenige vom 5. April 1884 bemüht, eine wirkliche kommunale Selbſt— 
ftändigfeit in den Gemeinden zu begründen. 

Yede Gemeinde hat al3 territoriale Grundlage ihrer Wirkfjamfeit ein be— 
flimmtes Gebiet. Die Gejeßgebung von 1789 umgrenzte diejes teil® im An- 
Ihluffe an die früheren ftädtiichen Gemeindebezirke, teils im Anichluffe an die 
beitehenden ländlichen Kirchipiele.. Damit wurde das ganze Staatögebiet an 
4400 Kommunen aufgeteilt. Veränderungen der Kommunalgrenzen, durch Die 
auc neue Gemeinden begründet oder beitehende Gemeinden anderen einverleibt 
werden fünnen, erfolgen, falls die Kantonsgrenzen nicht geändert werden, auf 
Grund einer öffentlichen Belfanntmadhung und nad) Zuftimmung der beteiligten 
Gemeindevertretungen durch den Generalrat, ohne diefe Zuftimmung, falls die 
Grenzen der Departements, Arrondiffements und Kantons unverändert bleiben, 
nad Anhörung des Generalrates durch Dekret im Staatsrate. Im übrigen ift 
ein Spezialgeieß erforderlid). Unbedeutende Grenzberichtigungen können im Ber: 
waltungswege verfügt werden. 

Die Gemeindemitgliedihait beruht, dem Charakter der Gemeinde als einer 
Staatsanftalt und eines ftaatlihen VBerwaltungsbezirkes entiprechend, auf dem 
Prinzipe der Einmwohnergemeinde. Mitglied der Gemeinde iſt aljo kraft des 
Gejeßes, ohne daß es eines bejonderen Begründungsaftes der Mitgliedichaft be— 
dürfte, jeder Staatsangehörige, der in dem Gemeindebezirfe jenen Wohnfig hat. 
Unmittelbarer Ausfluß der Gemeindemitgliedichaft ift aber nur die Befugnis, 
an den Gemeindeveranftaltungen Zeil zu nehmen und die Pflicht, die Gemeinde: 
laften mit zu tragen. 

Für die Ausübung der politiichen Gemeinderechte bildet die Gemeindemit- 
gliedſchaft nur eine von mehreren Vorausjegungen. Politiſch berechtigt (citoyens 
actifs) find die männlicyen, großjährigen Gemeindemitglieder, weldhe ſich im 
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Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, in der Gemeinde wohnen oder ſich 
in ihe ſeit mindeftens einem halben Jahre aufhalten. Ueber den Beſitz der 
politichen Gemeinderechte haben als über eine Statusfrage die Zivilgerichte zu 
enticheiden. Das Wahlrecht im konkreten Falle ausüben kann jedoch nur der 
jenige, der in die vom Maire alljährlic) aufzuftellende und öffentlich auszulegende 
Mählerlifte aufgenommen ift. Ueber die Aufnahme in dieſe Lifte wird auf 
Reklamationen zunächit durch einen bejonderen Gemeindeausihuß und auf Ans 
trag eines Beteiligten endgiltig durch das Zivilgericht entichteden. 

Bon der Gelamtheit der politiich berechtigten Gemeindeglieder wird der 
Gemeinderat gewählt, deſſen Mitgliederzahl je nad) der Bevölkerung zwiſchen 
10 und 36 jhmwantt. Wählbar find alle 25 Jahre alten Wahlberechtigten und 
diejenigen, welche eine der vier direkten Steuern in der Gemeinde zahlen, jofern 
fie nicht aus bejonderen Gründen unfähig find. In Ießterer Hinficht wird unter: 
ichieden zwiichen einer abjoluten Unfähigfeit (incapacite) der Richter, bezahlten 
Gemeindedienern und Perjonen in abhängigen Stellungen, welche die Wahl 
überhaupt ausichließt, und einer relativen (incompatibilitö) der Geiſtlichen, 
taatlihen Werwaltungsbeamten, Militärs und Verwandten von bereitö ge: 
wählten Gemeinderatsmitgliedern, welche bis zum thatiächlichen Eintritte in den 
Gemeinderat befeitigt fein muß. Die Wahl erfolgt und zwar in größeren 
Gemeinden nad) Einteilung derjelben in Wahlkreije unter Leitung des Mlaires 
oder feines Vertreters durch allgemeine, direkte und geheime Wahl mit abjoluter 
Mehrheit auf vier Jahre. Bei Erledigungen, die ein Viertel der Gelamtzahl 
der Mitglieder umfaſſen, muß binnen zwei Monaten eine Erſatzwahl jtattfinden. 
Ueber die Giltigkeit der Wahlen enticheidet auf Beichwerde der Präfekturrat als 
Berwaltungsgericht und im zweiter Inſtanz der Staatsrat. Der Gemeinderat 
fann vom Präfekten auf einen Monat jufpendiert und durd) ein vom Staats: 
hei im Mlinifterrate erlaſſenes Dekret aufgelöft werden. In letzterem Falle 
müffen innerhalb zwei Monaten die Neuwahlen stattfinden, und in der Zwilchen: 
zeit führt eine vom Staatschef ernannte Delegation von drei bis fieben Mit- 
gliedern die laufenden Geichäfte, ohne jedoch die Gemeindefinanzen über die 
verfügbaren Mittel des Laufenden Gtatsjahres hinaus verpflichten, den Etat auf- 
ftellen, Rechenichaftsberichte entgegennehmen oder im PBerjonale oder der Ordnung 
des öffentlichen Unterrichtes Aenderungen treffen zu dürfen. 

Der Gemeinderat hält jedes Jahr vier ordentliche Sitzungen von je vier: 
zehn Tagen, mur diejenige, in der das Budget beraten wird, kann ſechs Wochen 
dauern. Auherdem kann der Gemeinderat zu einer außerordentlichen Sigung vom 
Präfekten, bem Unterpräfekten oder dem Maire berufen werden. Letzterer ift dazu 
verpflichtet, wenn die Mehrheit der Mitglieder es verlangt. In den außeror- 
dentlichen Situngen darf ſich der Gemeinderat nur mit den Gegenftänden bes 

‚ um derentwillen ev berufen ift. Den Vorfi in den Gemeinderats: 

der Maire. Nur für diejenigen, in denen der Rechenichaftsbericht 

ires erörtert wird, hat der Gemeinderat jelbit einen Vorfigenden zu 

wählen. Die Sigungen find öffentlich, doch kann die Sitzung durch Beſchluß in 

eine berwandelt werden. Jeder Einwohner oder Steuerzahler kann 
Abihriit von Gemeinderatsprototollen nehmen und fie veröffentlichen. 

Das zweite Gemeindeorgan find der Maive und die Beigeordneten (ad- 
joints). Sie bilden zufammen nicht etwa einen follegialen Gemeindevoritand, 
m bie Beigeordneten fungieren nur als die Gehilfen und Vertreter des 

der innerhalb des Gemeindevorftandes die allein enticheidende Perſon 
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iſt. Die Zahl der Beigeordneten ſchwankt je nad) der Größe der Gemeinden 
zwijchen einem und zwölf. Der Maire wie die Beigeordneten werden jeit 1884 
allgemein von dem Gemeinderate aus feiner Mitte und für feine eigene Amts: 
dauer gewählt. Bon der Wahl find ausgeſchloſſen die Beamten der Finanzver: 
waltungen, die Forft:, Poft: und Telegraphenbeamten, die Auffeher der öffent: 
lihen und Privatanftalten, außerdem fünnen die vom Maire bezahlten Bedien— 
fteten nicht zu Beigeordneten gewählt werden. Das Amt des Maires wie der 
Beigeordneten ift ein unentgeltlich) zu verwaltendes Ehrenamt. Doc kann der 
Gemeinderat dem Maire eine Entihädigung für Repräjentationzkoften gewähren. 
Einer höheren Beitätigung der Maires und Beigeordneten bedarf es nicht. Wohl 
aber können fie vom Präfekten auf einen Monat, vom Minifter des Innern 
auf drei Monate julpendiert und vom Staatöchef abgejegt werden. In letzterem 
Falle find fie für ein „Jahr nicht mehr wählbar. Der Gemeinderat hat dann 
für jojortigen Erfag zu jorgen. Diejes Sujpenfions: und Abjegungsredht bildet 
ein Surrogat ſowohl für das mangelnde Beftätigungsrecht der ſtaatlichen Auf: 
fihtsbehörden wie für dad mangelnde Disziplinarverfahren gegen Kommunalbe: 
amte. 

Die Gemeinde hat außerdem zur Erfüllung ihrer Aufgaben eine Reihe von 
Bediensteten, wie Gemeindeichreiber, Gemeindediener x. Dieſe werden vom 
Maire bejtellt, ftehen aber zu der Gemeinde in einem vein zivilrechtlichen Kon— 
traftöverhältniffe, weshalb jtreitige Aniprüce aus ihm im Zivilrechtswege ent— 
ichieden werden. Daneben gibt e8 aber noch Gemeindeorgane, deren Dienjte 
ihrem Inhalte nady obrigkeitlicher Natur find, wie kommunale Polizei: und 
Steuerbeamte, und deren Verhältnis zur Gemeinde deshalb aud nicht auf 
einen privatrechtlichen Kontrakt zurücdigeführt werden kann. Sie werden ald Beamte 
vom Maire unter Betätigung jeitens des ‘Präfelten ernannt und fönnen nur 
vom Präfekten entlaffen werden. Ihr Beamtenverhältnis ift ein ſolches gegen: 
über dem Staate, nur ihre Dienite Teiften fie unmittelbar der Gemeinde und 
empfangen auch von diejer ihre Bejoldung. In den Städten von über 40 000 
Einwohnern muß die Organijation des Polizeiperfonals durch Dekret des Staats: 
chefs genehmigt werden. 

Die Gegenftände der fommunalen Verwaltung der Gemeinde find ebenjo 
wenig wie in Deutichland durch eine allgemeine Formel beftimmt. Es handelt 
fi) dabei um eine Reihe von Staatsaufgaben, die der Staat vorwiegend aus 
finanziellen Gründen auf die Gemeinde abwälzt und von ihr nad) dem Syftem 
der Kommunalverwaltung verjehen läßt. Im allgemeinen kommen dabei Auf: 
gaben der Wohlfahrtspflege in Betracht. 

Ueber alle Kommunalangelegenheiten hat der Gemeinderat zu beichließen. 
Seine Beichlüffe find nichtig, wenn fie gegen Gejeße und Verordnungen ver: 
ftoßen, fie find annullierbar, wenn an der Beratung in der betreffenden Ange: 
legenheit beteiligte Mitglieder Teil genommen haben. Ueber die Nichtigkeit 
und Annullierung bejchließt der Präfefturrat mit Rekurs an den Staatsrat. 
Die Beichlüffe des Gemeinderates find aber aud) nad) der neueiten Gemeindegejeß- 
gebung niemals endgiltige, Jondern der Präfelt kann ftets innerhalb einer ein- 
monatlichen Friſt den Vollzug jujpendieren, wogegen die Beteiligten den Rekurs 
an den Minifter des Innern haben. Außerdem bedarf es für eine Reihe von 
Beſchlüſſen, bevor fie ausgeführt werden fünnen, der Genehmigung einer höheren 
Behörde, welche innerhalb Monatsfriſt zu erteilen oder zu verfagen ift. Hier— 
ber gehören Beichlüffe über längere Pachtverträge, Veräußerung von Gemeinde: 
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eigentum, Erwerb von Immobilien, wichtigere Reparaturen, Vergleiche, Um: 
wandlung der Zwedbeitimmung einer Immobilie, Stoppeljelder, Straßen und 
öffentliche Plätze, jowie auf biete bezüglihen Zaren, Annahme von Schenkungen 
und Vermächtniffen, die belaftet find oder zu Streit Veranlaſſung geben können, 
das Gemeindebudget und Nachtragskredite zu ihm, außerordentliche Umlagen 
und Anleihen, das Oktroi, Einrichtung und Veränderung von Meſſen und 
Märkten mit Ausnahme der gewöhnlichen Wochenmärkte, Ermächtigung des 
Maires zur Prozekführung für die Gemeinde. Die zur Erteilung der Genehmi- 
gung zuftändige Behörde ift in den einzelnen Fällen verichieden, meift der Präfekt, 
für die Prozeßführung der Präfekturrat, bei ftreitigen Schenkungen und Vermächt— 
niffen und dem Oktroi der Staatschef durch Dekret im Staatärate. 

Der Maire ald Gemeindevorstand und die Beigeordneten als jeine Gehilfen 
und Vertreter haben die Beichlüffe des Gemeinderates in Kommunalangelegen- 
heiten auszuführen. Die Akte des Gemeindevorftandes können vom Präfekten 
aufgehoben oder für nichtig erflärt werden, womit ihre weitere VBollziehung aus- 
geihlofien wird. Der Präfekt darf jedody nur dann einen Akt an Stelle des 
Maire jelbit vollziehen, wenn es ſich um einen geſetzlich vorgejchriebenen Akt 
handelt, den der Maire zu vollziehen ſich weigert, wie VBerwaltungsafte der 
Gemeinde, Vertretung derjelben vor Gericht x. 

Die Ausbildung eines befonderen Auffichtsrechtes der ſtaatlichen Organe über 
die Kommunalverwaltung im Sinne der deutichen Kommunalverfaflung erweilt 
fih bei der umfaffenden Befugnis der Auffichtsbehörde, welche die Ausführung 
jedes Aktes eines fommunalen Organes ſowohl aus Rechts- als aud) aus Zwed- 
mäßigfeitsgründen hindern fann, im allgemeinen als überflüffig. Dies genügt 
aber nur nad) der negativen Seite hin, um die Ausführung fommunaler Akte 
zu hindern. Um foldhe zu erzwingen, befteht einmal gegenüber dem Gemeinde: 
voritande das eben erörterte Necht des Präfeften, an deffen Stelle zu handeln. 
Dem Gemeinderate gegenüber kann die zur Genehmigung des Gemeindebudgets 
zuftändige Behörde von Amtswegen bejondere obligatoriiche Ausgaben einftellen, 
falls der Gemeinderat dies unterlaffen hat. Zu diefen der Zmangsetatifierung 
unterworfenen Ausgaben gehören die Bureau, Miets- und Unterhaltungstkoften 
der dem öffentlichen Dienfte gewidmeten Gebäude, die Koften des öffentlichen 
Unterrichts, die Wohnungsentihädigung für die Religionsdiener, wenn die Ge- 
meinde fein Pfarrhaus hat und die Kirche nicht dafür auffommen kann, große 
Reparaturen an den Gemeindegebäuden einjchließlich der Kirchen, die nicht ſelbſt 
dafür auffommen können, Vizinalftraßen, Schulden, fällige Penſionen x. 

Gemeinderat wie Gemeindevorftand find aber gleichzeitig Organe der all 
gemeinen Landesverwaltung des Staates und zwar der Gemeinderat in den 
beionderen gejeglich beftimmten Fällen, der Gemeindevorjtand allgemein. 

Der Gemeinderat gibt jein Gutachten ab, wenn es von der Verwaltungs: 
bebörde verlangt wird und Spricht Hinfichtlich der Gegenftände von lokalem In— 
tereffe feine Wünjche aus. Außerdem hat er jährlid) eine doppelte Yilte von 
Perfonen aufzuftellen, auß denen der Unterpräfett die Verteiler der direkten 
Steuern innerhalb der Gemeinde auswählen muß. Die Beihlüffe find nichtig 
oder annullierbar unter denjelben VBorausjegungen wie diejenigen über Kommu— 
nalangelegenbeiten. 

Der Maire bezw. jein Vertreter ift der Reprälentant der Centralbebörde 
und fteht ala jolcher unter ihrer Autorität. Daher ift er mit der Publikation 
und dem Bollzuge der Gejege und Verordnungen, dem VBollzuge der allgemeinen 
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Sicherheitsmaßregeln und der Ausübung der ihm durch das Gejeg übertragenen 
Ipeziellen Nemter, Standesamt, gerichtliche Polizei ac. betraut. In dem leßteren 
Falle kann, wenn der Maire ſich weigert, einen ihm vom Gefege vorgeichriebenen 
Akt zu vollziehen, der Präfekt, nachdem er den Maire vergeblidy darum erjucht 
hat, von Amtswegen jelbjt dazu jchreiten oder einen bejonderen Delegierten da— 
mit beauftragen. 

Insbeſondere iſt dem Maire unter Oberaufficdyt der höheren Behörde die 
Gemeinde: und Tyeldpolizei und in gewilfem Umfange aud die Straßenpolizei 
übertragen. Kraft defjen hat er die Befugnis, innerhalb der gejeglichen Schranfen 
Bolizeireglement3 zu erlaflen. Der Präfekt kann jedoch unmittelbar an die 
Stelle des Maires treten, wenn er ihn vergeblid) zur Ausübung feiner amtlichen 
Befugnis aufgefordert hat.') 

Die Koften ſowohl der fommunalen wie der allgemeinen Landesverwaltung 
der Gemeinde werden aus ihren Korporationsmitteln beftritten. 

In eriter Linie fommt dabei in Betracht das privatrechtliche Vermögen der 
Gemeinde mit jeinen Einträgen. Hierher gehören dem öffentlichen Dienite ge— 
widmete Gebäude, Gemeindeforjten ꝛc. Da jedoch die Revolution die alten Ge- 
meindevermögen Eonfisziert hat, jo ift dieſe Einnahmequelle von verhältnismäßig 
untergeordneter Bedeutung geblieben. 

Die Gemeinden werden daher für ihre Einnahmen vorzugsweile auf die 
Steuern verwicen. jede Gemeindefteuer bedarf einer gejeglihen Grundlage 
für ihre Erhebung. Ihrer Form nad) find die Steuern entweder jelbitändige 
Abgaben oder Zuſchläge zu den direkten Staatöjteuern. 

Unter den erfteren find als direfte Abgaben hervorzuheben die Taren, mie 
Schulgeld, Hundefteuer, Gebühr für Wald: und Weidenugung, Pflafterungsgelder 
der Adjazenten und Naturalleiftungen, die der Gemeinderat feitjegt und verteilt 
und die auf Grund bejonderer Rollen in ähnlicher Weije wie die direften Staats- 
jteuern beigetrieben werden. Die wichtigfte indirekte Gemeindeabgabe iſt das 
Oktroi, durch welches die Gegenitände des Verbrauchs der Gemeindebevölferung 
befteuert werden. Seine Einführung oder Abänderung erfolgt auf Antrag des 
Gemeinderates durch Dekret des Staatschefs, welches zugleich die Erhebungs- 
formen feftjegt und die Strafen für Zumwiderhandlungen androht. 

Bon den direkten Staatöfteuern hat die Gemeinde zunächſt Anſpruch auf 
acht Prozent der in ihr auffommenden Patentſteuer. Außerdem erhält fie ohne 
eigenes Zuthun kraft des Finanzgeſetzes die ordentlichen Zuſchläge (centimes ad- 
ditionels ordinaires) von fünf Prozent der Grund: und Perſonalſteuer. Auf 
Grund gejeglicer Ermächtigung fünnen vom Gemeinderate bejondere Zujchläge 
(c. a. specieaux) zu den direkten Staatsjteuern für bejtimmte Zwede, wie Volks— 
Ihulen, Wegeunterhaltung, erhoben werden. Endlich kann der Gemeinderat nod) 
außerordentliche Zufchläge zu allen direkten Staatäfteuern behufs Deckung ordent: 
licher oder außerordentlider Ausgaben mit höherer Genehmigung beichließen. 


) Die Frage, ob der Maire die Polizei als Gegenſtand der fommumalen oder der all— 
gemeinen Landesverwaltung auszuüben hat, iſt in Frankreich jelbit itreitig. Val. Blod, Dice- 
tionnaire de administration francaise, Paris 1877, s. v. Police, n. 7. O. Mayer, Theorie bes 
franz. VBerwaltungsrehts, S. 63 ff. Enticheidend it, daß, wenn das Sejeß von 1837 die Po— 
lizet au unter den kommunalen Angelegenheiten formell aufführte, doch thatſächlich allein der 
Maire ald Organ der Zentralgewalt und nad ihren Anweilungen die Polizei auszuüben hat. 
Im übrigen ift die Frage bei der Unjelbitändigkeit der Kommunalverwaltung ohne praktische 
Bedeutung. 
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Für die Städte Paris und Lyon beſteht mit Rückſicht auf ihre bejondere 
Bedeutung für den Staat eine weſentlich abweichende Gemeindeverfaflung. 

Paris zerfällt zunächſt in zwanzig Gemeindearrondiffements, deren jedes 
einen Maire und drei Beigeordnete hat. Diele werden durch Dekret des Staats: 
cheſs ernannt und dürfen nicht Mitglieder des Parifer Gemeinderates fein. Die 
Maires bezw. ihre Vertreter haben jedody nur nad) einzelnen Richtungen hin die 
ionft den Maires innewohnende Zuftändigfeit, jo als Standesbeamte, bei 
Wahlen ꝛc. Die Stadt Paris ald Geſamtheit befißt einen Gemeinderat. Diejer 
befteht nad dem Gejege vom 14. April 1871 aus achtzig Mitgliedern, deren 
jedes in einem Arrondiffementsviertel gewählt wird. Sein Bureau wählt der 
Gemeinderat jelbit für jede ordentliche Seifton. Die Sitzungen find nicht öffent: 
li, vorbehaltlich des Nechtes des Eeinepräfeften und des Polizeipräfeften, den 
Situngen beizumohnen. Ein Maire für die Stadt Paris eriftiert nicht. Seine 
Funktionen werden, jomweit es ſich um fommunale Angelegenheiten handelt, durd) 
den Seinepräfeften und auf polizeilihem Gebiete durd den Polizeipräfekten 
wahrgenommen. Die Gemeindeverwaltung wird im übrigen nad) den allgemeinen 
Grundfägen geführt, jedoch ift die Erhebung außerordentlicher Steuern und die 
Aufnahme von Anleihen nur fraft eines Geſetzes zulälfig. 

Die Verwaltung der Stadt Lyon war früher ähnlich wie die von Paris. 
Nach dem Gejege vom 21. April 1881 hat fie jedod) eine Zentralmairie erhalten. 
Der Maire und die Beigeordnneten werden von dem aus 54 Mitgliedern beftehen: 
den Gemeinderate gewählt. Die Stadt zerfällt in ſechs Gemeindearrondiflements, 
und für jedes delegiert der Maire zwei feiner Beigeordnneten zur Ausübung der 
ftandesamtlichen und verfchiedener anderer Befugniſſe. Im übrigen ift die Ge: 
meindeverfaffung jet die gewöhnliche. Nur hat der Ahonepräfeft in der Stadt 
und in einer Reihe benachbarter Gemeinden die polizeilichen Befugniſſe auszuüben. 


$ 3. Das Arrondilicment.') 


Das Arrondiffement ift das bedeutungslojeite Glied der Verwaltungs: 
organilation, weshalb bereit3 mehrfach jeine Aufhebung angeregt worden it. 
Nah den vergeblichen Verſuchen der Revolutionszeit, die früher als Diſtrikte 
bezeichneten Arrondiffements durch gewählte Kolfegien verwalten zu laſſen, er: 
Tolgte auch hier die endgiltige Organijation durch das Gejeß vom 28. Plu— 
vioje VII. Im Gegenfate zu der Gemeinde und dem Departement befikt das 
Arrondiffement nicht eigene forporative Nechte ala Kommunalverband, fondern 
M nur ein Bezirk der allgemeinen Landesverwaltung. Aber aud) auf leßterem 
Gebiete untericheidet e& fi) von Gemeinde und Departement dadurch, daß 
jeine Organe nicht eine allgemeine und umfaſſende Verwaltung, jondern nur die 
ihnen ſpeziell übertragenen Befugniffe ausüben. Das Arrondiffement ift daher, 
wie die Tranzöfiiche Nechtsipradje es ausdrüdt, feine unit“ administrative. 

An der Spike des Arrondiffements fteht der von der Zentralgewalt er: 
nannte Unterpräfeft. Er bildet feine jelbitändige Mittelinitang zwischen Präfekt 
und Bürgermeifter, jondern iſt im mejentlichen nur Delegierter des Präfekten, 
aus deſſen Amtsgewalt er jeine Befugniffe ableitet. Man bezeichnet ihn als 
boite de lettres, als einen Brieffajten, an den der Präfekt jeine Anordnungen 
übermittelt, um fie an den Maire weiter zu geben. Hierin beiteht feine Haupt: 
aufgabe. Daneben kann ihn der Präfeft mit der Ausführung feiner An: 


') Bol. Lebon a. a. O. ©. 107; O. Mayer. a.a. O. ©. 59 fi. 


ordnungen betrauen und ihm einzelne Funktionen ftatt feiner zur Ausübung 
übertragen. Endlich) kann der Unterpräfekt in dringenden Fällen, jowie wenn 
ihm das Gejeß ausdrücdlich die Befugnis dazu beilegt, an Stelle des Präfeften 
eine Entiheidung treffen. In Behinderungsrälfen wird der Unterpräfeft durch 
einen Arrondiffementsrat vertreten. 

Dem Unterpräfekten zur Seite jteht der Arrondiffementsrat (Conseil d’ar- 
rondissement), dejlen Bildung ſich nad) den Geſetzen vom 22. Juni 1833, 
10. Mai 1838 und 30. Juli 1874 regelt. 

Durch allgemeine direkte und geheime Wahl wird für jeden Kanton ein 
Mitglied auf 6 Jahre gewählt, und alle 3 Jahre jcheidet die Hälfte der Ge: 
wählten aus, Die Gelamtzahl der Gemwählten muß aber mindeftens neun be= 
tragen. Die Wählbarkeit richtet fich nad) denjelben Beitimmungen wie für den 
Generalrat. Bei Erledigung eines Sites muß binnen 2 Monaten eine Erjaß: 
wahl ftattfinden. Ueber die Giltigfeit beitrittener Wahlen entjcheidet der Prä- 
fefturrat mit Rekurs an den Staatörat. 

Der Arrondiffementsrat joll jährlich) eine ordentliche Sigung halten, deren 
erite Hälfte der Auguſtſeſſion des Generalrats vorhergeht, und deren zweite ihr 
nachfolgt. Außerdem kann er zu einer außerordentlichen Seſſion berufen werden. 
Sein Bureau wählt er fich jelbit, der Unterpräfeft hat aber Zutritt zu den 
Situngen. 

Die einzige geſetzliche Funktion des Arrondiljementsrates befteht darin, die 
vom Generalrate auf die Arrondiffements verteilte direkte Ausgleichäfteuer auf 
die einzelnen Gemeinden weiter zu verteilen. Außerdem muß die Verwaltungs 
behörde in gewiſſen Angelegenheiten, wie Aenderung der Bezirkögrenzen, Klaſſi— 
fizierung der Vizinalwege, jein Gutachten hören und fann ein ſolches in allen 
anderen Angelegenheiten verlangen. Schließlich fann er jelbjt über Angelegen: 
heiten von örtlichem Intereſſe jeine Wünſche ausjprechen. 

Für diejenigen Arrondiffements, in denen der Hauptort des Departements 
gelegen ift, Fällt der Unterpräfeft fort, und jeine Funktionen werden von dem 
Präfekten unmittelbar wahrgenommen. Die Gemeindearrondilfements von Paris 
und Lyon bilden nur Unterabteilungen der Gemeinde (Vgl. $ 2). Aber aud 
in den zwei vorjtädtiichen Arrondiffements des Seinedepartements find durch 
Geſetz vom 2. April 1880 die Unterpräfefturen abgeihafft, und ihre Obliegen— 
heiten auf den Seinepräfeften übertragen worden. 
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8 4. Das Departement.’) 


Die Departements find eine Schöpfung der Revolution. In bewußtem 
Gegenfage zu den hiftoriich überfommenen Berhältniffen verwirkfichte dieſe die 
abjolute Einheit des Staatsgebietes und teilte e8 demnächſt nad rein geo— 
graphiichen Gefichtspunften unter Vermeidung aller hiftoriichen Benennungen 
neu ein. Die Departementsbildung jelbit beruht auf dem Geſetze vom 22. De: 
zember 1789 und hat jeitdem irgend erhebliche Aenderungen nicht erfahren. 
Nahdem der Verſuch der Revolutionzzeit, die Verwaltung dur) gewählte 
Kollegien zu führen, ſich als praktiſch undurchführbar erwiejen hatte, griff das 
Gejeß vom 28. Pluvioſe VIII auf die Weberlieferungen de Ancien Regime 
zurüd und übertrug die Verwaltung einem Beamten der Zentralregierung unter 
dem neuen Zitel eines Präfekten. Das ihm zur Seite geftellte Repräjentativ- 


) Bgl.Lebon a. a. O. S. 101 ff.; O. Mayer, a. a. O. ©. 53 ff., 79 ff. 471 ff. 
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follegiumn erhielt nur unbedeutende Funktionen auf dem Gebiete der Steuer: 
verwaltung übertragen und durfte im übrigen bloß unmaßgebliche Ratſchläge 
erteilen und Wünſche ausjprechen. Der kommunale Charakter des Departements 
wurde dabei ausdrüdlid; verneint. Erſt das Dekret vom 9. April 1811 machte 
die Departements im Intereſſe einer Entlaftung der Staatskaſſe zu Eigen: 
tümern verjchiedener Gebäude und legte ihnen die Verpflichtung zur Inſtand— 
haltung auf, und das Gejeg vom 10. Mai 1838 erkannte jie förmlich ala 
juriftiiche Perſonen an. Trotz des Beitrebens der neueren Gefeßgebung, die 
fommunale Selbftändigfeit des Departements zu erweitern, ruht jedoch noch 
heute das Echwergewicht der departementalen Organijation auf dem Gebiete 
der allgemeinen Landesverwaltung. 

ALS ſtaatlicher Verwaltungsbezirk it das Departement eine Verwaltungs: 
einheit (unit& administrative), d. h. jeine Organe haben eine allgemeine und 
umfaffende Verwaltung, nicht bloß ihnen ipeziell übertragene Bejugniffe. Der 
She} diefer Verwaltung it der von der Zentralgemalt ernannte Präjet. Er 
leitet zwar unmittelbar nur die jog. innere Verwaltung des Departements. Aber 
er fteht auch zu den Chefs der übrigen Verwaltungen, die jämtli in der 
Departementshauptitadt ihren Sit haben, in fortlaufenden Beziehungen und ift 
zum Zeil ihr Vorgeſetzter. Der Präfeft wird als politiiher Beamter im 
eminentejten Sinne vom Staatschef auf Vorichlag des Miniſters des Innern 
ernannt und muß franzöfticher Staatsangehöriger ſein. In gleiher Weile kann 
er jederzeit aus politiichen oder anderen Gründen entlaffen werden. 

Dem Präfekten ift die erforderliche Anzahl von Hilfsbeamten beigegeben. 
Der wichtigſte ift der Generalfefretär. Er bildet den Vorftand des Yureaus bes 
Präfeften und hat ihn in Behinderungsfällen zu vertreten. 

Die Zuftändigfeit des Präfekten ift eine doppelte. Er hat einmal als 
Agent der Zentralgewalt die Verwaltung des Departements zu führen (Gel. 
vom 28. Pluvioſe VII: „Le prefet sera charg& seul de l’administration“), 
außerdem aber die ihm von derjelben gewordenen Aufträge zu erledigen. Die 
Grenze zwiichen beiden Gebieten war von Anfang an nicht ſcharf beftimmt. 
Insbejondere zog früher die Zentralgewalt durch Erteilung von Anweilungen 
aud) die eigene Zuftändigfeit des Präfelten an ſich und machte ihn nad) jeder 
Richtung nur zu einem ausführenden Organ des Minifteriums. Erſt die fog. 
Deerels de decentralisation vom 25. März 1852 und 13. April 1861 juchten 
die eigene Zuftändigfeit des Präfekten näher zu beftimmen. Es wurde ihm 
dabei namentlich zugewieſen die Ernennung und Abjegung gewiſſer Beamten, 
die Vertretung des Staates vor Gericht im Streite über öffentliches Eigentum 
und die Verdingung öffentlicher Arbeiten. In diefen Angelegenheiten braucht 
alio der Präfekt nicht Berhaltungsmarregeln vom Minifterium einzuholen, 
jondern kann kraft eigener Machtvollfommenheit enticheiden. Dagegen ift nicht 
ausgeihlofien, dab das Minifterium ihn auf dem Gebiete der eigenen Zu- 
Händigfeit auch jernerhin mit Anweiſungen verjicht, wodurch die Grenze wiederum 
verwilcht wird. Kraft eigenen Rechtes hat der Präfelt überall da ein Ber: 
ordnungsrecht, wo ihm die Gejege ein ſolches ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
dur Betrauung mit der Vollziehung übertragen. 

Dem Präfekten zur Seite jteht auf dem Gebiete der allgemeinen Landes: 
verwaltung als beratendes und beichließendes Kollegium der Präfekturrat (Con- 
seil de prefecture), der je nad) der Größe de3 Departement? aus drei bis 
dier bejoldeten, vom Staatschef frei ernennbaren und frei abjegbaren Räten 


u 
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gebildet wird. Der Präfefturrat übt eine doppelte Thätigkeit. Er ift einmal 
unter dem Vorſitze des Präfekten Eollegialiiches Verwaltungsgeriht, hat als 
ſolches auch einzelne Verwaltungsakte, die nicht Verwaltungsrechtſprechung find, 
wie die Prozeßermädtigung für Gemeinden und juriftiiche Perjonen, Vernichtung 
der Gemeindewählerliften zc., vorzunehmen. Außerdem wird der ‘Präfeft bei 
einer Reihe von Verwaltungsakten, die er allein vorzunehmen bat, an die Mit: 
wirkung des Präfekturrates gebunden. Dieje Mitwirkung ift verjchieden. Ent: 
weder hat der Präfekt den betreffenden Akt im Präfekturrate zu vollziehen, jo 
daß ihm diejer lediglich paſſive Affiitenz leiltet, oder der Präfekt muß den 
Präfekturrat vor Erlaß ſeiner Enticheidung hören, ohne jedoch irgendwie an 
die Meinung des Präfefturrates gebunden zu jein, oder endlid) es muß, ehe 
der Präfeft eine Entiheidung trifft, ein volljtändiges Gutachten des Präfektur: 
rates vorliegen, das aber ebenfalls nicht bindend ült. 

jedes Departement befitt endlich ein bejonderes repräjentatives Organ in 
dem Generalrate. Nach dem Gejege vom 28. Pluviofe VIII wurde der General: 
rat ernannt, wobei 2 Jahre jpäter ein Vorſchlagsrecht der Wahlverfammlungen 
eingeführt wurde. Erit unter dem Julikönigtum fand durch Geſetz vom 22. Juni 
1833 die Wahl der Mitglieder des Generalrates nach einem Zenſus Eingang. 
Für die Zuſammenſetzung des Generalrates iſt gegenwärtig das Geſetz vom 
10. Auguſt 1871 maßgebend. 

Der Generalrat wird durch allgemeine direkte und geheime Wahl auf 
6 Jahre mit alle 3 Jahre erfolgendem Ausſcheiden der Hälfte der Mitglieder 
gewählt. Auf jeden Kanton entfällt ein Mitglied. Wählbar iſt jeder mindeſtens 
25 Jahre alte Wähler, der in dem Departement wohnt oder daſelbſt eine der 
vier direkten Steuern bezahlt. Die Zahl der nur mit der letzteren Qualifikation 
in den Generalrat gelangenden Mitglieder darf aber höchſtens ein Viertel der 
Geſamtzahl betragen. Bon der Wählbarkeit ausgeſchloſſen find die Staats- und 
Departementöbeamten, deren Einfluß ſich auf das gejamte Departement oder 
den betreffenden Kanton erftredt, für diefen Bezirk und außerdem die Präfektur- 
und Polizeibeamten für ganz Frankreich. Ueber die Giltigfeit der Wahlen ent- 
icheidet der Staatsrat (Gef. vom 31. Juli 1875). Bei Erledigungen einzelner 
Site hat binnen 3 Monaten eine Ergänzungswahl jtattzufinden. Der Staats: 
het kann den Generalrat auflöfen. Sind die Kammern verjammelt, jo muß er 
ihnen hierüber Bericht erjtatten, und ein Geleß beitimmt das Datum für die 
Neumahlen. Anderenfalls muß das Auflöjungsdekret jelbit die Wähler auf den 
vierten Sonntag nad) jeinem Datum einberufen, worauf ſich der Generalrat 
kraft Gejeges am zweiten Montage nad) der Wahl verjammelt. 

Der Generalrat hat jährlich zwei ordentliche Sitzungen abzuhalten. Die 
erite beginnt am erjten Montag nad) dem 15. August und kann einen Monat 
dauern, die zweite, welche am zweiten Montag nad) Oftern eröffnet wird, joll 
nicht über 14 Tage ausgedehnt werden. Außerdem kann der Staatschef durch 
Dekret oder auf Antrag von zwei Dritteln der Mitglieder aud der Präfeft 
den Generalvat zu einer außerordentlihen Sigung einberufen, die nicht länger 
ald 8 Tage dauern darf. Der Generalrat wählt ſich jein Bureau jelbft und 
jegt jeine Geſchäftsordnung feit. Die Situngen find öffentlich, doc kann fich 
die Verfammlung in einen geheimen Ausihuß verwandeln. 

Zwiſchen den einzelnen Sejltionen wird der Generalrat durch eine, erſt nad) 
dem Geleße vom 10. August 1871 begründete Departementsfommilfton von 4 
bis 7 Mlitgliedern, die er aus jeiner Mitte auf ein Jahr wählt, vertreten. In 
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ihr führt das ältefte Mitglied den Vorſitz. Sie tritt monatlid) mindejtens ein: 
mal und außerdem, jo oft fie es für nötig erachtet, zuſammen. 

Weder die Mitglieder des Generalrats nod) die der Departementstommilfion 
erhalten für ihre Ihätigkeit irgendwelche Entichädigung. 

Der Präfett hat Zutritt oh zu dem Generalrate wie zu der Departe- 
mentskommiſſion und bildet den Vermittler zwiichen dieſen Körperſchaften und 
den übrigen Organen der Departementsverwaltung. 

Der Generalrat war, da dem Departement der fommunale Charakter von 
Haufe aus fehlte, urſprünglich gleich dem Arrondiffementsrate nur Organ 
der allgemeinen Landesverwaltung, hatte als ſolches die Unterverteilung der 
Steuern vorzunehmen und außerdem unmaßgebliche Ratichläge zu erteilen. 
Erſt nachdem ſich das Departement allmählich zu einer fommunalen Korporation 
entwidelt hatte, wurde dem Generalrate durd) das Gejeh vom 10. Mai 1838 in 
Departementsangelegenheiten das Recht der Initiative beigelegt und jeine Zus 
ftimmung in einer Reihe von Fällen für notwendig erklärt. Endlich verluchten 
die Gejege vom 18. Juli 1866 und 10. Auguft 1871 eine wirkliche kom— 
munale Selbtverwaltung herzuitellen, indem für zahlveiche Fälle das Erfordernis 
einer Genehmigung der Staatsbehörden für die Beſchlüſſe des Generalrates fort: 

fiel, und dieſe damit unmittelbar vollziehbar wurden. 
Der Generalrat hat über alle Kommunalangelegenheiten zu beichließen. 
Zum Teil find dieje Beichlüffe endgiltige vorbehaltlich ihrer Annullierung wegen 
Gejegesverlegung. Andere Beihlüffe, wie 3. B. über Erwerb, Veräußerung oder 
Kung des zu beitimmten öffentlichen Diensten dienenden Grundeigentums 
ze: Departements, den Steueranteil des Departements für vom Staate auäge: 
führt ? Arbeiten, das Departementsbudget, können durch ein binnen drei Monaten 
R Zu Schluß ber Seſſion zu erlaifendes Dekret von der Verwaltungsbehörde jus: 
endiert werden. Schließlich erfordert man zu einigen Beſchlüſſen die Ermäd)- 
tigung der Zentralgewalt, jo für die Annahme von Schenkungen und Vermächt— 
iffen, wenn die Familie ſich ihnen widerjegt, oder die Ermächtigung durd Ge: 
2 ‚0 für die Ausihreibung von außerordentlichen Umlagen, über das jährlich vom 
"an geſetz fe jeftellte Marimum und für die Aufnahme einer in einer längeren 

3 zehnjährigen Frift rüdzahlbaren Anleihe. 

e Zuftändigfeit der Departementskommiſſion it dagegen zwiefach. Sie 
bt einmal über die ihr ummittelbar durd) das Gejeß überwiejenen Ange 
ten, wie Departementsrechnungsweien, Vorbereitung des Budgets, Rea— 
der Anleihen, Vergebung von Arbeiten, Ermächtigung des Präfekten 
eßführung in gegen das Departement erhobenen Klagen, Genehmigung 
B ur echnung des Departements abgeſchloſſenen Verträge, 
teilung „von — — Vizinalwege ꝛc. Außerdem können 
jepartementstommiffion einzelne Angelegenheiten vom Generalrate aus ſei— 
mpetenz übertragen werden. Sie jelbit kann auch im Intereſſe des De- 

lents den 1 Generalcate Vorſchläge unterbreiten. Gegen die Beichlüffe der 
ıtöfommiljion geht der Rekurs an den Generalvat. ferner ift ein 
n Staatsrat wegen Amtsüberihreitung zuläjfig und die Verwal: 

ü t alle Beſchlüſſe, die eine Gejegesverlegung enthalten, annullieren. 
aktir De waltung, auch in Kommumnalangelegenheiten des Departements, 
e vo! der Praͤfelt. Er iſt dabei nur an die Beſchlüſſe des Gene— 
der Departementskommiſſion gebunden, die ihrerſeits niemals ihre 
is können. Nur bei einem Prozeſſe des Departements 
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mit dem Staate tritt an die Stelle des Präfelten als Vertreter des Departe: 
ments ein Mitglied der Departementstommilfion. 

Die Gegenftände der KHommunalverwaltung des Departements find nicht 
allgemein bejtimmt. Geſetzlich liegt ihm namentlich die Unterhaltung gewiſſer 
öffentlicher Gebäude ob. Damit iſt jedoch der Kreis der kommunalen Verwal: 
tung nod) feineswegs abgeichloffen. 

Die Kommunallaften werden, ſoweit da8 Departement nicht etwa Erträge 
aus eigenem Vermögen hat, durch Zuichläge zu den direkten Staatöfteuern auf: 
gebracht. Bon diefem werden die geieglihen Zuſchläge alljährlih im Finanz: 
gejege zu Gunften der Departements jeitgejegt und ohne einen weiteren Rechts: 
akt der Ietteren erhoben. Daneben kann der Generalrat innerhalb der geleß- 
lichen Schranken noch bejondere Zuſchläge für einzelne kommunale Zwecke feſt— 
jegen, jowie jreiwillige Zuſchläge nad) Maßgabe des jährlichen Finanzgeſetzes. 
Hıerüber hinausgehende außerordentliche Zuſchläge bedürfen einer bejonderen 
Grundlage durch Spezialgeſetz. 

Der Generalrat hat periodiſch ein Budget aufzuſtellen, in das die Ausgaben 
für die dem Departement geſetzlich obliegenden Laſten bei Vermeidung der Zwangs: 
etatifierung aufzunehmen find. Hierher gehören namentlid) Miete und Unterhalt 
der zum Präfekturdienfte, für den Generalrat, den öffentlichen Unterricht und den 
Alademieinjpektor beftimmten Gebäude, Kajernierung der Gendarmerie, Miete 
und Unterhalt der Gerichtögebäude und Drudkoften der Wahllijten. 

Die fommunalen Repräfentativorgane des Departements treten aber aud 
auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung in Thätigfeit. So hat der 
Generalrat die Verteilung der direkten Steuern, deren Betrag für das Departe- 
ment jeftgejtellt it, auf die Arrondiliements vorzunehmen und nad) verſchiedenen 
Richtungen Hin, jo namentlich durch Feſtſetzung des Marimums der Zujagjteuern 
der Gemeinden, Ueberwachung über die Verwendung der für Vizinalmege be: 
ftimmten Gelder und Beſchlußfaſſung über das Oftroi, die fyinanzverwaltung der 
Gemeinden zu fontrollieren. Der Generalrat wie die Departementskommiſſion 
fönnen endlich dem Präfekten diejenigen Vorſchläge machen, die fie im Intereſſe 
des Departements für nützlich halten. 


$ 5. Die Sentralverwaltung.’) 


An die Stelle der teils bureaufratiidy, teils kollegialiſch organiſierten Zen: 
tralbehörden des Ancien Regime mit ihren vielfach verichlungenen Zuftändigfeiten, 
die ſowohl nad) Materien wie nad) Provinzen verteilt waren, ſetzte das Gejek 
vom 27. April 1791 das moderne Minifterialiyitem. E3 wurden jehs Mini: 
fterien, für Juftiz, Inneres, Finanzen, Krieg, Marine und Auswärtiges geſchaffen, 
und unter diefe die Geſchäſte lediglich nad) Materien verteilt. Sowohl mit Rüdjicht 
auf die politiiche WVerantwortlichfeit der Minijter, als aucd den Tendenzen der 
franzöſiſchen VBerwaltungsorganilation überhaupt entiprechend ift jeitdem, mit einer 
furzen Unterbrechung durch die Ktonventsherrichaft, während der parlamentarifche 
Ausſchüſſe (comit© de surele, comité de salut public) die Verwaltung in 
oberiter Inſtanz führten, die bureaufratiiche Organijation der Minifterien in 
Frankreich ſtets feitgehalten worden. Die jpäteren Verfaſſungen haben nur die 
geſetzliche Feſtlegung der minifteriellen Zuftändigfeit fallen gelaſſen und die Ver: 
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teilung der Geſchäfte unter die einzelnen Mlinifter im Verordnungswege ermöglicht. 
Die Zahl der Ministerien ſchwankt daher nicht nur nad dem Geihäftsumfange, 
jondern auch nad) den jeweiligen parlamentariihen Bedürfniffen. 

An der Spite jedes Miniftertums fteht ein Minifter, der mit Rückſicht auf 
fein verfaflungsmäßiges Recht zur Gegenzeihnung der Akte des Staatschefs 
gleichzeitig den Titel Staatsjefretär führt. Minifter ohne Portefeuille, die unter 
der Rejtauration und dem zweiten Kaiſerreiche zur Vertretung der Regierungs- 
politif im Parlamente berufen wurden, werden gegenwärtig nicht mehr ernannt. 
Dem Minifter kann ein Unterftaatsjefretär oder Generaljefretär ala allgemeiner 
Vertreter beigeordniet werden. Ein Unterftaatsjefretär muß ſtets aus den Par— 
lamente entnommen werden und wechielt daher mit dem Minifterium, während 
der Generaljefretär Berufsbeamter ift. Außerdem hat jedes Minifterium die 
erforderliche Anzahl von Beamten, welche die Geſchäfte nad den Anmweifungen 
des Ministers und unter defjen alleiniger Verantwortlichkeit zu bearbeiten haben. 

Formell jteht der Minifter in einem unbedingten Subordinationsverhält- 
niffe zum Staatöchef und ift ihm Gehorſam ſchuldig. Thatjächlic wird aber 
diejes Verhältnis jo gut wie aufgehoben durch das parlamentarijche Regierungs: 
ſyſtem, vermöge deſſen nad) der gegenwärtigen Praris der Staatächef ſich der 
Billigung der Akte des Miniſters nicht entziehen fann, jo lange diejer das Ver— 
trauen des Parlaments befitt. Der Minifter hat daher thatſächlich die oberjte 
Verwaltung unbeeinflußt vom Staatöchef zu führen. 

Die Verwaltung des Minifters ift zwiefach. Sie bejteht entweder in dem 
unmittelbaren Erlafje der Verwaltungsakte durch den Mlinifter, oder in der 
Ausübung jeiner Auffichtsthätigfeit gegenüber den untergeordneten Verwaltungs: 
behörden. Ein Verordnungsreht des Minifters wird dabei inſoweit verneint, 
als es ihm nicht durch einzelne Gejege beigelegt ift. Dagegen ift der Minifter 
Richter eriter Inſtanz in allen Angelegenheiten, die das Geje nicht anderen 
Organen übertragen hat, und über beftrittene Akte der Unterbehörden. 

Sämtlihe Minifter bilden zuſammen einen Minifterrat, auch Kabinett ge: 
nannt, umter jormeller Leitung des Minifterpräfidenten, der herkömmlich gleich— 
zeitig eimes der Fachminiſterien bekleidet. Der Minifterrat hat aber nur eine 
verfaffursgsrechtliche und politiiche Bedeutung. Er dient den einzelnen Miniftern 
zur Verftändigung über allgemeine Maßregeln, um auf diefe Weile eine ein- 
heitliche Politif des Minifteriums gegenüber den Kammern wie gegenüber dem 
Staatsoberhaupte vertreten zu fünnen. Für die Verwaltung ift die Eriftenz 
des Minifterrates gleichgiltig, da die Verwaltungsafte nie von ihm, jondern 
nur von dem einzelnen Minister ausgehen, wenn ſie auch vielfach auf Veran— 
lafjung des Minifterrates getroffen jein mögen. 

Wie jeder anderen Inſtanz des Behördenorganismus, jo ſteht auch dem 
Minifterium ein beratendes und beichließendes Kollegium, der Staatsrat, zur 
Seite. Der Conseil du Roi des Ancien Regime, in dem fid) die gefamte 
Bentralverwaltung verkörperte und der deshalb zum großen Zeile auch eine 
aktive Vermwaltungsthätigfeit entwidelte, verihwand mit der Nevolution. Nach 
dem Dekret vom 27. April 1791 follte zwar auch jernerhin ein Staatörat ge: 
bildet werden. Dieſer war aber nichts anderes als ein Minifterrat unter Vorſitz 
des Königs. Die neue und emdgiltige Organifation des Staatsrates ftammt 
erit aus der Zeit des Konſulats und wurde geichaffen durch das Geje vom 
22, Frimaire VIII. Dazu fommt das organijche Dekret vom 25. Januar 1852. 
Unter der dritten Republik wurde die Organifation neu geregelt durch die Ge- 
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jege vom 24. Mai 1872 uud 13. Juli 1879, ohne daß der im Jahre VII 
gelegte Grund dabei verloren ging. 

Der Staatsrat bejteht hiernad) aus 1. dem Siegelbewahrer und Juſtiz— 
minifter als VBorfigenden, 2. einem Vizepräfidenten, 3. fünf Abteilungspräfidenten, 
4. 26 Staatsräten im ordentlihen und 18 im außerordentlichen Dienfte, 5. 
30 Berichterftattern über Anträge (Maitres de requeles) und einem mit diejem 
in gleichem Range ftehenden Generaljefretär, 6. 36 Auditeuren, wovon 12 erfter 
Klaſſe, 7. einem Abteilungsſekretär für Verwaltungsrechtsſtreitigkeiten. Die Minijter 
haben Sig und Stimme in den Angelegenheiten ihres Reſſorts mit Ausnahme der 
Streitiahen. Dem Siegelbewahrer als VBorfitenden des Plenums oder einer der 
Abteilungen fteht mit Ausnahme der Streitiadhen dieſes Stimmrecht ſtets zu. 

Der Vizepräfident, die Abteilungspräfidenten und die Staatsräte im ordent: 
lichen Dienfte werden vom Staatöchef im Mtinifterrate aus den mindeſtens 30 
Jahre alten franzöfiichen Bürgern ernannt und in gleicher Weile entlajfen und 
beziehen eine Bejoldung. Dagegen werden die Staatsräte im außerordentlichen 
Dienste aus den höheren aktiven Berwaltungsbeamten beitellt und verlieren mit 
Austritt aus der Verwaltung von jelbjt ihren Sig. Eine enticheidende Stimme 
haben fie nur in den ihrem Minifterium zugehörigen Angelegenheiten. Auch 
beziehen fie als Staatsräte fein bejonderes Gehalt. Die Mailres de requetes, 
der Generaljefretär und der Sekretär für Berwaltungsftreitiachen werden auf 
Borichlag und Gutachten des Vizepräfidenten und der Abteilungspräfidenten durch 
Dekret ernannt und entlaffen und müſſen mindejtens 27 Jahre alt jein, ein 
Drittel der Stellen muß aus der Zahl der Auditeure bejegt werden. Die 
Auditeure zweiter Klaſſe werden auf Bewerbung für vier Jahre ernannt und 
müſſen weniger als 25 und mehr als 21 Jahre alt ſein. Die Ernennung der 
Auditeure erjter Klaſſe erfolgt aus der Zahl der vorgenannten, auf Vorichlag des 
Vizepräfidenten und der Abteilungspräfidenten, fie dürfen das 30. Lebensjahr 
nicht überjchritten haben. Die Enthebung der Auditeure von ihren Stellen findet 
unter denjelben Borausjegungen ftatt wie die der Mailres de requetes. Somohl 
Mailres de requetes wie Auditeure beziehen Gehalt. Das Amt eines Staats: 
rates im ordentlichen Dienite, eines Mailre de requötes und eines Auditeurs 
ift mit der Mitgliederichaft einer der beiden Kammern wie mit jedem Staats: 
amte unvereinbar, ausgenommen mit den General: und Oberoffizierftellen der 
Land: und Seemacht, den Stellen eines Waller: und Straßen: Minen: oder 
Marine-Inſpektors oder Ingenieurs und der Univerjitätsprofefloren. Doch fünnen 
nad) dreijährigem Dienfte beim Staatsrate die Näte, die Maitres de requeles 
und die Auditeure für die Dauer von höchſtens drei Jahren in der aktiven 
Verwaltung verwendet werden, ohne dadurd ihre Stelle im Staatsrate zu ver: 
(tieren, aber auch ohne doppelt Gehalt zu beziehen. 

Der Staatsrat zerfällt in fünf Abteilungen, deren vier erfte mit reinen 
Verwaltungsjadhen und deren fünfte mit Verwaltungsſtreitſachen befaßt find. 
Die Zuständigkeit diefer Abteilungen umfaßt 1. Gejeßgebung, Juſtiz und Aeußeres, 
2, Inneres, Kultus, Unterricht und Schöne Künſte, 3. Finanzen, Bolten und 
Telegraphen, Krieg, Marine und Kolonien, 4. öffentliche Arbeiten, Aderbau und 
Handel, 5. Verwaltungsſtreitſachen. Die Verteilung der Beamten auf die einzelnen 
Abteilungen geichieht für die Staatsräte im ordentlichen Dienjte durch Dekret, 
für die anderen Mitglieder durch Miniſterialverfügung. Die Maitres de re- 
quetes und Auditeure haben eine enticheidende Stimme in denjenigen Angelegen- 
heiten, in denen fie in den Abteilungen, die Maitres de requétes aud in den— 
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jenigen, in denen fie im Plenum Berichterftatter waren, im übrigen fteht ihnen 
nur eine beratende Stimme zu. 

Jede an den Staatsrat gelangende Sache fommt zunächſt an die zuftändige 
Abteilung und, wenn fie zu einer der in dem Reglement vom 2. Auguft 1879 
bezeichneten Angelegenheiten gehört, an das Plenum. Die Berwaltungsabteilungen 
bedürfen zur Giltigfeit ihrer Enticheidungen der Anwejenheit dreier ordentlicher Räte, 
die Generalverfammlungen von jechzehn. In dem Defrete muß bemerkt werden, daß 
die betreffende Abteilung dee Staatsrates oder daß diejer jelbit gehört worden: ift. 

Der Staatsrat hat jein Gutachten abzugeben: 1. über die aus der parla= 
mentariſchen Initiative hervorgegangenen Gejeßesvorichläge, welche der Senat oder 
die Abgeordnetenfammer ihm übermitteln; 2. über die von der Regierung vor: 
bereiteten Gejegentwürje, bezüglich; deren ein Spezialdefret die Vorlage an den 
Staatsrat anordnet; 3. über alle Entwürfe von Verordnungen der Staatäver: 
waltung und über alle Defrete, die in der Form ſolcher Verordnungen erlaſſen 
werden; 4. über alle ihm vom Staatschef oder den Miniftern unterbreiteten 
ragen. In den zu 1 bis 3 genannten Angelegenheiten ift nad) Vorprüfung 
durch die Abteilung ein Beſchluß des Plenums notwendig. 

Die Abteilung des Staatsrates für Verwaltungsſtreitſachen (du contentieux) 
bereitet alle vor den Staatsrat gebrachten Verwaltungsſtreitſachen vor und ent— 
icheidet diejenigen, welche feine mündliche Verhandlung erfordern, wie über direkte 
Steuern, Wahlen, Fuhrweſen, Rekurſe wegen Unzuftändigfeit und Amtsüber- 
ichreitung, vom Präfekturrate verhängte Webertretungsftrafen, ſofern nicht der 
Regierungsfommifjar oder einer der Räte einen Antrag auf Verweiſung jtellt. 
Alle übrigen Verwaltungsftreitiahen kommen nad) Vorbereitung durch die Ab- 
teilung an die verftärkte Abteilung ala Verwaltungsgerichtshof (assemblée spe- 
ciale du Conseil d’Etat deliberant au contenlieux). Dieje beiteht aus der 
Abteilung für Verwaltungsftreitfachen und je zwei Mitgliedern der übrigen Ab: 

teilungen des Staatsrates unter Vorfig des Vizepräfidenten. Die Staatsan: 
waltichaft vertreten vier Mailres de requetes als Regierungstommiljare. 

Zur Enticheidung der Kompetenzkonflifte, die früher ebenfalls durch den 
Staatsrat erfolgte, wurde durch Gejeg vom 24. Mai 1872 ein bejonderer 
Kompetenzgerichtshof (Tribunal des conflits) begründet. Er beiteht aus dem 
Eiegelbewahrer als Präfidenten, je drei von dem betreffenden Kollegium jelbit 
gewählten Mitgliedern des Staatsrates und des Kaflationshofes, je zwei weiteren 
von den vorgenannten gewählten Mitgliedern und zwei Erjaßmännern. Die 
Amtsdauer der Mitglieder ift dreijährig. Die Staatsanwaltichaft wird durch 
zwei Regierungstommiffare vertreten, deren einer au& den Maitres de requetes 
des Staatörates und deren anderer aus den Mitgliedern der Staatsanwaltichaft 
beim Kaffationshofe auf je ein Jahr durch Dekret des Staatschefs ernannt wird. 


III. England. 
Kap.l. Geſchichtliche Entwidlung. 
8 1. Die mittelalterlibe VDerwaltungsorganifation ') 


Der mittelalterliche Staat ift feinen Aufgaben nad) allein Rechtsftaat, er 
bat den Rechtsichug nad) innen und nad außen zu gewähren und lediglid) für 


) Bol. Gneijt, Englische Verfaffungsgeihichte, Berlin 1882, S. Uff.; Stubbs, 
Constitutional History, London 1874 ff, 3 vol.; Freeman, History of the Conquest, 
Tvol., London 1885 ff.; ſowie die weitere bei Gneift angegebene Literatur; Vauthier, 
Le gourernement local de l’Angleterre, Paris 1895, ©. 1ff., 162 ff., 211 ff. 
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diejen Zweck eine VBerwaltungsorganijation zu jchaffen, während er die über den 
bloßen Rechtsſchutz hinausgehenden höheren Kulturaufgaben der Kirche überläßt. 
In diefer Beziehung teilt England die Entwidlung der fontinentalen Staats: 
wejen. Die Grundlagen jeiner Verwaltungeorganilation ſind aber aud darüber 
hinaus denen Mitteleuropas zum Zeil bis in die Einzelheiten entiprechend ge: 
ftaltet. Wenn England auch nie einen Beltandteil der farolingiihen Monarchie 
gebildet hat, jo bewirkte doch die Gleichheit des germaniſchen Rechtsbewußtſeins 
unter gleichen wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältnifien, vielfach) auch die be: 
wußte Nachahmung farolingiicer Einrichtungen, daß Ddiejelben Züge in der 
Organiſation des Staatöwejens diesjeit wie jenleit der Nordjee erfennbar waren. 
Insbejondere find, da die Staatsaufgaben nad) innen lid) als bloße Friedens— 
bewahrung daritellen, Rechtäpflege und innere Verwaltung, welch leßtere nur 
eine Hilfsthätigkeit für die Rechtſprechung bildet, untrennbar miteinander in 
derjelben Organijation verbunden. 


Die Grundlage der Verwaltungseinteilung bilden wie bei allen deutjchen 
Stämmen die Grafichaften, die zum Zeil von Hauſe aus jelbitändige fleine 
Stammesfönigreiche, wie Kent und Suffer, zum Zeil bloße Unterabteilungen 
größerer Staatsbildungen, mit ihren Uriprüngen in die vorhiftoriiche Zeit 
zurüdgeben. 

An der Spike der Grafichaft iteht der vom Könige ernannte Ealdorman, 
jeit den Dänenfriegen aud als Earl bezeichnet. Er umfaßt innerhalb jeines 
Bezirkes die gefamte Staatsthätigfeit, bietet im Namen des Königs den Heerbann 
auf, hält zweimal im Jahre das Graſſchaftsgericht, shir gemöte, mit den witän 
als Gerichtämännern ab zur Enticheidung über Strafſachen, Streitigkeiten unter 
den Inſaſſen verjchiedener Hundreds und mächtigerer Parteien und übt endlich 
die Friedensbewahrung in jeinem Bezirke mit dem Redjte des Gebots und Verbots. 
Dafür fteht ihm ala Amtseinkommen die Benutung eines Teils des Folklandes 
und ein Drittel der föniglichen Gerichtögefälle zu. Zwar ift der Ealdorman als 
föniglicher Statthalter frei ernennbar und abjeßbar, doch nimmt er meilt dem 
Könige gegenüber eine ziemlich jelbitändige Stellung ein, da diefem oft die Macht 
fehlte, feinen Willen zur Durchführung zu bringen. 

Dem Ealdorman beigegeben ift ein Shirgeröja oder Schultheig zur Voll: 
jtrefung der Urteile, Einziehung der Bußen und verwirkten Güter und Abhaltung 
des Hundredgerichts in den einzelnen Hundertichaften, in welche die Grafſchaft 
zerfällt, und in welchen von dem monatlid) zujammentretenden hundred gemöte 
Zivilprozeſſe unter Gemeinfreien leichte Straffälle und Akte der freiwilligen 
Gerichtäbarkeit erledigt werden. Außerdem ift der Shirgerefa der allgemeine 
Vertreter des Ealdorman, und e3 lag im Intereſſe der Monarchie, jeine Stellung 
gegenüber dem Ealdorman möglichit zu ſtärken und jtatt des leßteren den 
Shirgeröfa mit der unmittelbaren Ausführung Föniglicher Aufträge zu betrauen. 

Eine einheitliche Ortögemeindeverfaffung beiteht daneben in der angelſächſiſchen 
Zeit nit. Der Grund liegt in der frühen und ftarfen Entwidlung der Grund: 
berrlicyfeit in England, wo die freie Bauerngemeinde der frieſiſch-ſächſiſchen 
Stammesgenofjen vielleicht nie beitanden hat. Auf den großen Grundherrichaften 
übt der Grundherr oder fein Vogt die Gerichtöbarfeit über die Hinterſaſſen, zum 
Teil auch über freie Yeute, die ſich dem Gericht ala Schußbefohlene angeſchloſſen 
- haben. Die vereinzelten Gemeinfreien waren daneben zur Bildung eines lebens: 
fähigen Gemeindeverbandes zu ſchwach. Sie werden nur zu militäriichen Zwecken 
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und für die Friedensbewahrung zu Zehntichaften unter einem Vorſteher vereinigt, 
die namentlich für jeden einzelnen Genofjen die FFriedensbürgichaft zu übernehmen 
haben. Endlich fommen noch fönigliche und herrichaftliche buhrs vor, die unter 
einem beionderen gerela mit einem dreimal jährlich ftattfindenden buhrgemöt 
der Hundertſchaft koordiniert find. 

Eine organifierte Zentralverwaltung it dagegen nicht vorhanden. Der 
König regiert mit Hilfe der am Hofe anmelenden großen Herren, hält mit Silfe 
fundiger Gerichtömänner, der witän, das Hofgericht ab und beruft in wichtigeren 
Angelegenheiten die weltlichen und geiftlichen Großen zu einer allgemeinen Reichs: 
verjammlung, Witena-gemöte. 

Die normanniiche Eroberung änderte an diefer Verwaltungsorganijation 
zunächit jehr wenig. Allerdings führt die Eroberung mit den ſich daran an— 
Ihließenden Auflehnungen der angeljähfiichen Bevölkerung gegen die neue Herrichaft 
eine umfaffende joziale Umwälzung herbei. Die angelſächſiſchen Grundherren 
werden ihres Beſitzes entſetzt, und an ihre Stelle treten die normanniſchen Großen, 
deren Befig vermöge des Lehnsſyſtems in unbedingte Abhängigkeit von der Krone 
gebraht wird. Auch die Abhängigkeit der Krone von beichließenden Reichs— 
verrammlungen fiel bei dem durch die Eroberung hergejtellten Abjolutismus und 
dem Zwieſpalte der Nationalitäten fort, aber auch unter den veränderten Ver: 
hältniffen bildete die angelſächſiſche Verwaltungsorganiſation den äußeren Rahmen 
für die Entwidlung der Staatäthätigfeit. 

Die Grafſchaft bleibt aud) jernerhin die Grundlage der Verwaltungseinteilung. 
Die ſchon in der angelſächſiſchen Zeit angebahnte Entwidlung, den Earl oder 
Ealdorman von der Grafſchaftsverwaltung zu verdrängen, wird aber jet zum 
Abſchluſſe gebracht. Die Stellung des Earl bleibt ein bloßer Ehrentitel und 
wird dem Syſteme des Lehnsſtaates entiprechend zum bloßen Adelsprädifat, nur 
der Anteil an den Grafichaftsgefällen wurde dem Earl nocd eine Zeit lang be— 
laſſen. Damit gehen alle wirklichen Amtsfunktionen an den früheren Unter: 
beamten des Earl über, der zunächſt in der lateiniſchen Kanzleiſprache als Vizecomes 
bezeichnet wird, aber jehr bald den früheren Namen Sheriff (Shirger&fa) wieder 
erhält. Er wird vom Könige mit unbedingt widerruflihen Auftrage ernannt 
und vereinigt die früheren Funktionen des Earl und Shirgerefa nunmehr allein 
in jeiner Perjon. Infolge der Fisfalität der normanniſchen Verwaltung tritt 
aber das Tyinanzintereffe bei feiner Thätigkeit in den Vordergrund. Er fteht 
a. unmittelbar unter dem Schabamte, das ihn vereidet und fortlaufend 
ontrolliert. 


Ebenjo erhält ſich die Hundertihaft in der überfommenen Form fort. Die 
Aburteilung der der Hundertichaft von jeher unterliegenden Heinen Straffälle wird 
aber neu geregelt. Der VBizecomes erhält den Auftrag, jährlich zweimal jede 
Hundertichaft zu bereifen und einen Gerichtstag abzuhalten. Bei diefem turnus 
vieecomilis muß nunmehr in jeinem ‘Polizeigerichte (Court leet) zur Aburteilung 
der davor gehörigen Sachen die Gejamtbevölferung vom Kronvajallen bis zum 
Dınterfaffen zu Recht ftehen. Damit verbunden ift eine jährliche Nevifion der 
Gemeindelijten. (Visus franeplegii). 

Auch die im weſentlichen grundherrliche Ortöverwaltung bleibt umjomehr un: 
berührt, ala fich die umfaſſende Befitveränderung infolge der Eroberung auf die 
oberen Gejellichaftsklafien beſchränkte. An die Stelle der angellähfiichen Grund- 
herren find nunmehr einfach die normanniſchen getreten, in Lehnsabhängigfeit 
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von der Krone. Die patrimoniale Gerichtsbarkeit erweitert ſich ſogar nod) 
dadurd, daß nad den Grundjägen des Lehnrechtes jeder Unterlehnsherr eine 
Gerichtöbarfeit über jeine Balallen und die von ihm verliehenen Güter bat. 
Ebenjo bleibt die ſchon in der angellächitichen Zeit vielfach beftehende Gerichtö- 
barkeit de3 Grundherren über freie Leute erhalten. Soweit ein Grundherr als 
Unterlehnsherr Gerichtsbarkeit über feine Vaſallen (libere tenentes) hat, heißt 
nad) dem nunmehrigen Spradygebrauche jein eigenes Gut ein Manor, das Gericht 
Curia baronum oder Court baron. Daneben wird die eigentlich grundherrliche 
Gerichtöbarfeit über die Hinterfafjen von dem Hofgerichte (Custumary court) 
geübt. Selbſt die niedere Strafgerictsbarfeit im turnus vicecomitis wurde 
vielfach; wieder verliehen und demnädjt von Gutäherren in Private leets 
gehandhabt. 


Auch die Städte wurden mit ihrer bejonderen Verfaſſung bereitS aus der 
angeljächfiichen Zeit übernommen. Das eigentümliche Kennzeichen der ſtädtiſchen 
Verfaſſung bildet nunmehr die Verleihung eines bejonderen jtädtiihen Polizei- 
gerichtes und die Ueberlaffung der füniglichen Gefälle in Selbitpadht. 


Mittelpunkt der Staatöverwaltung ift die Curia regis, im Sinne des 
Feudalſtaates feine organifierte Behörde mit feſt geregelter Zuftändigfeit, jondern 
der König mit den gerade am Hofe anweſenden Großen, die er zu Rate 309. 
Unter diefen tritt beſonders der mit der Korrejpondenz und dem Giegel des 
Königs betraute Kanzler hervor. Namentlich übt der König unter Zuziehung 
einiger Vaſallen die oberite Gerichtöbarfeit als rein perfönliches Recht „ubicunque 
fuerimus in Anglia“. Dieje perſönliche Gerichtsbarkeit des Königs greift bei 
den zentralifierenden Tendenzen des Normannenftaates jogar über die bis dahin 
unberührt gebliebenen Berfaffung der Grafichaften, indem jeit Heinrich I. Gerichte: 
fommiffarien vom Hofe zur Ausübung der Gerichtäbarfeit in die Grafichaften 
delegiert werden. Zu diefem Zwecke wird unter Heinrich I]. durch die Aſſize 
von Northampton von 1176 das ganze Reich in Reijebezirfe, Circuits, geteilt, 
und für die Erledigung der Rechtsfragen ein Kollegium von Rechtögelehrten, 
Bancum, gebildet. Neben ihnen follen vereidete Gemeindeausſchüſſe, Geichworene, 
die Thatfrage feſtſtellen. Gegenüber diefen von der Zentralitelle delegierten rechts— 
gelehrten Richtern mit ihrer Ergänzung in der Jury traten die alten Grafichaits- 
gerichte, wenigitens joweit es ſich um die ſchwereren Straffälle handelt, vollitändig 
in den Hintergrund. 


Außer der unorganifierten Zentralverwaltung in der Curia regis hat fidh, 
der jtarf ausgeprägten Fiskalität der Normannenherrſchaft entiprechend, nur eine 
fefte Zentralbehörde herausgebildet, das Schatzamt. Es iſt eine follegiale Behörde 
von höheren Yyinanzbeamten, den Barones Scaccarii, unter denen beionderö der 
Thesaurarius (Treasurer) und der Schaßfanzler (Chancellor of the Exchequer) 
bervortreten. Die Schatfammer führt unmittelbar unter dem Könige die ge- 
ſamte Finanzverwaltung des Reiches und fontrolliert die Tyinanzbeamten. Mit 
dem neu gebildeten Hofgerichte, dem Bancum, jtand die Schatzkammer dadurch 
in Verbindung, daß beide Behörden denielben Bräfidenten in dem Summus 
Justiciarius Angliae hatten. 


Unter den jpäteren Normannenfönigen tritt hierzu wieder die zunächſt für 
außerordentliche Gelegenheiten vom Könige berufene große Ratsverſammlung der 
bedeutenderen Kronvalallen und Biſchöfe, welche als Notabelnverfammlung bis: 
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weilen jhon um ihre Zuftimmung für wichtigere Verordnungen befragt wurde. 
Nachdem der Verſuch der Magna Charta (1215), für Bewilligung außer: 
ordentlicher Lehnhilfsgelder und für Bewilligung der Schildgelder ftatt der Lehns— 
friegsdienfte die Zujtimmung jämtliher Kronvajallen zu erfordern, an der Un: 
möglicheit einer ſolchen ungleihmäßig zulammengejekten Berfammlung geicheitert 
war, griff man jpäter wieder auf die Berufung der großen weltlichen und geift: 
lihen Vaſallen zurüd. Erſt am Schluffe der Regierung Heinrichs III. jand man 
die entiprechende Form, neben dem großen Rate des Königs, den die vornehmften 
a Reiches bildeten, auch Abgeordnete der Grafichaiten und Städte 
zu berufen. 


Die normanniiche Regierung hatte den äußeren Rahmen der angeljächftichen 
Verwaltungsorganifation zwar beibehalten, aber mit einem ganz neuen Inhalte 
verfeben. Infolge der ftarfen Ausbildung der Staatshoheitsredhte und der hod) 
entwidelten Zentralijation von Yuftiz und Verwaltung fonnte der Staat jeit 
Eduard I. eine organiſche Gejeßgebung auf dem geſamten Gebiete der inneren 
Verwaltung, namentlich über die Sicherheitspolizei, Gewerbe:, Luxus- und Sitten: 
polizei entwickeln. 


Zur Durchführung dieſer Gejeßgebung fehlte es aber an geeigneten Organen. 
Der Grafichaftsbeamte, der Sheriff, war als Organ des Exchequer vorzugs- 
weile mit Tyinanzangelegenheiten befaßt und genoß als fisfaliiher Beamter nicht 
das erforderliche Vertrauen jeitend der Bevölkerung. Uebrigens hätte er allein 
nicht auögereicht, da man örtlicher Organe bedurfte. Selbjtändige patrimoniale 
Gemalten, die unter dem Sheriff allein vorhanden waren, find, wie die Erfahrung 
auch jpäter in Deutichland gezeigt hat, wenig geeignet, weil fie den Staatäwillen 
nur joweit durchführen, ala es ihren eigenen Intereſſen entipricht. Unter Richard 1. 
wurde daher jchon 1194 der Verſuch gemacht, den Sheriffs ala Gehilfen bejondere 
Custodes placitorum coronae (Coroners) zur Seite zu ftellen. Dies reichte 
jedody nicht aus. Erſt ala fich ein weiterer Verſuch Eduard III., zur Hand: 
habung der Arbeitspolizei bejondere Kommiſſarien zu ernennen, bewährt hatte, 
verallgemeinerte man das Inſtitut. Ein Gele von 1360 bejtimmte, in jeder 
Graſſchaft ſollten für die Erhaltung des Friedens ein Lord und mit ihm drei 
oder vier der Reſpektabelſten in der Grafſchaft nebſt einigen Rechtsgelehrten 
ernannt werden und ihnen die Befugnis beimohnen, die Gejegesübertreter, Auf: 
rührer und Ruheſtörer feitzunehmen und nad dem Gejege zu beftrafen. Damit 
war dauernd das Inſtitut der Friedensrichter begründet. 


Für jede Grafihaft wurde eine Friedenskommiſſion auögefertigt, welche Die 
Beitellung der Friedensrichter enthält. Jeder einzelne Friedensrichter hatte inner: 
halb der ganzen Grafichaft konkurrierend mit den anderen die Polizeigewalt und 
die niedere Strafgerichtsbarkeit. Schwerere Strafſachen durften ſie jedoch nur 
kollegialiſch in den vierteljährlichen Quartalſitzungen unter Zuziehung einer Jury 
aburteilen, wobei ſie in Konkurrenz traten mit den Aſſiſen der reiſenden Richter, 
jo daß den Quartalſitzungen thatſächlich nur die mittleren Strafſachen verblieben. 
Die Quartalfigungen bilden fi) außerdem zu einer Oberinftanz gegenüber den 
Entſcheidungen der einzelnen Friedensrichter in Polizei: und Eleineren Straffachen 
aus. In jedem Falle geht der weitere Inſtanzenzug an die Neichägerichte. Die 
ausführenden Organe des Friedensrichters bilden die Vorſteher der alten Zehnt— 
— die mit Rückſicht auf ihr Amt in der Miliz die Bezeichnung Constables 
erhalten. 





310 Bornbaf. Die Organifation der inneren Verwaltung 


Neben diejen neuen Organen der Friedensbewahrung fterben die älteren 
Formationen als nunmehr überflüflig allmählich ab. Der Turnus vicecomilis 
mit dem Court leet zur Handhabung der niederen Strafgerichtäbarfeit ift gleich 
dem Private leets erjeßt durch die friedensrichterliche Thätigkeit, insbeſondere 
ihre Redjtipredjung. Aber auch die polizeiliche Erefutive der Grundherren über 
ihre Sinterjaffen und die Stellung des Sheriffs als des Hauptes der inneren 
Verwaltung für die ganze Grafſchaft jällt in fid) zufammen. Ebenſo ftirbt die 
Batrimonialobrigfeit des Gutäherren ab umjomehr, als bei der früh durchgeführten 
Geldwirtichaft der Normannenkönige aud) das gutsherrlich-bäuerliche Band ſich 
löfte und allgemein das Pachtſyſtem Plat griff. Der Sheriff jelbit wird immer 
mehr von feiner umfafjenden Stellung auf dem Gebiete der inneren Verwaltung 
verdrängt und jchließlih auf ganz vereinzelte Funktionen, wie Bildung der 
Geſchworenenliſten, bejchräntt. 


Die neuen Syormationen waren aber zunächſt nur auf die Grafichaft berech— 
net, bezüglich der Städte ift die Bildung ziemlich ungleihmäßig. Die Stadt 
bat zunächſt auf Grund der Inkorporationscharte die Rechte einer juriftiichen 
- Berjon und wird nad) Maßgabe ihrer Eharte durch einen Gemeinderat, Common 
Couneil, und einen Gemeindevorftand, Mayor and Aldormen, vertreten. Einzelne 
Städte, unter ihnen namentlid; die Eity von London, haben früh eine eigene 
Friedenskommiſſion erhalten, in die meift die Mitglieder der Gemeindeorgane 
aufgenommen find. Damit jcheiden fie als jelbitändige Verwaltungsförper aus 
der Grafihaft vollftändig aus. Bei anderen Städten bleibt dagegen, wenn aud) 
Mitglieder der Korporation in die Friedenskommiſſion der Grafichajt aufgenommen 
werben, die konkurrierende Yurisdiktion der ländlichen Friedensrichter beſtehen. 
Sie find aljo Beltandteile der Grafichaft geblieben und ‚unterftehen daher aud 
namentlid; deren Quartalfitung. 


Inzwilchen find auch in der Zentralverwaltung die Anjäße zu einer feſten 
Organifation der Behörden, welche ſich bereits unter den eriten Normannen: 
fönigen zeigten, weiter entwidelt worden. Das Bancum der Normannenkönige, 
das Court of Kings Bench, ift das ftändige, an die Perjon des Königs ge 
fnüpfte Hofgericht, beitehend aus 4 oder 5 Justiciarii unter dem Vorſitze eines 
Summus oder Capitalis Justiciarius. Von ihm zweigt fi allmählich für 
Zivilprozeſſe unter Privatperjonen, bei denen fein königliches Intereſſe in Frage 
fam, für die Communia placita, wie die lateiniiche Kanzleiſprache es ausdrüdt, 
eine befondere Abteilung ala Court of Common Pleas ab. Endlich bildet ſich für die 
dem Schatzamte zuftehende Gerichtsbarkeit in ftreitigen Finanzſachen eine Abteilung 
des Echatamtes ala Court of Exchequer zum dritten oberjten Gerichtähofe aus. 
Die Richter aller drei Gerichtähöfe haben auch die Yeitung der Graſſchaftsaſſiſen 
zu übernehmen, jo daß neben ihnen die bejonderen reifenden Richter allmählid) 
verichwinden. Im Anſchluſſe an dieje oberften Gerichtshöſe entwidelt ſich aus angel: 
ſächſiſchem und normanniichen Herkommen allmählid) ein neues gemeines Recht, 
common law, deſſen Träger das berufsmäßige gelehrte Richtertum, wie es in 
den oberjten Gerichtshöfen vertreten it, bildet. 

Nachdem die Finanzverwaltung in dem Schatzamte, die oberjte Rechtſprechung 
in den drei Höfen des gemeinen Rechts vereinigt war, wird ähnlich wie einige 
Jahrhunderte ſpäter in den deutſchen Territorien für die geſamten übrigen Ge— 
ſchäfte Die bisher unorganiſierte Verwaltung der Curia regis ſeit Eduard I m 
einem follegialen Staatsrate, Continual oder Permanent Couneil, zujammen: 
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geſaßt. Den Vorſitz in ihm führt der König ſelbſt oder ſein Beauftragter, die 
wichtigſten Mitglieder, welche namentlich die laufenden Geichäfte leiten, find der 
Kanzler, der Schagmeifter, der Lord Privy Seal, der Kammerherr und der 
Steward. Der Staatörat nimmt als perfönlicher Nat des Königs, der ja 
Quelle aller Rechtiprehung ift, neben den drei Höfen des gemeinen Rechtes nod) 
eine oberite Gerichtöbarkeit für ſich in Anſpruch. 

Der Staatsrat erweitert ſich für gewiſſe, befonders wichtige Fälle zu dem 
großen Reichörate des Parliamentum, in dem die bedeutendften weltlichen und 
geiftlichen Grafen Sig und Stimme haben. Auch dieſer Rat bildet die oberite 
Gerichtsinſtanz im Reiche und jteht ala jolche noch über den Gerichtshöfen des 
gemeinen Rechtes. Da er zugleich das Oberhaus der unter den Plantagenets 
neu entwidelten reichöftändijchen Vertretung bildet, jo ift damit ein innerer 
Zufammenhang zwiichen den verfaffungsmäßigen Faktoren und der Verwaltungs: 
organtjation hergeitellt. 


(Fortſetzung folgt.) 





Aus den Gefekblättern, 


(Das Gentralblatt für das Deutſche Reich, Minifterialblätter 2c. find nicht einbezogen. ı 


I. Inhalt des Beidhs-Gefekblattes, 


Ar. 5: Bit, betr. Aenderungen der Betriebsordnung Ar die Hauptei enbahnen 
Dentichlands v. 5. 7. 1892, Reichs-Geſetzbl. ©. 691. Vom 22. 1. 1902 ©. 35, 36. — Bel., betr. 
den Umlauf von — — luxemburgiſchen Geprägs innerhalb deuticher Grenzbegirfe vd. 
23.1. 1902 &. 37. — Bet., betr. das Verfahren bei Anträgen auf Verlängerung der Ladenfchluf;: 

eit v. 25. 1. 1902 ©. 38—40. — Berichtigung zum Eingang d. Bel. v. 23. 1. 1902 ©. 140. — 

8.6: Bel., betr. eine Aenderung der Anlage B zur Gifenbahn:Berkehröorduung v. 30. 1. 
1902 ©. 41. — Bel., betr. die Beihäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
in Gichorienfabrifen und den zur — von Cichorie dienenden Werkſtätten mit Motor: 
betrieb v. 31. 1. 1902. ©. 42. t, Kai). BO., betr. die Beauffichtigung heiftfcher umd 
bremifcher privater Berheingnunsrnemungen. [Dur das Rail. Aufichtsamt für Privat: 
—— Vom 3. 2. 1902, 43. — Bet., beir. die dem internationalen Uebereinkommen 
über den &i enbahuftachtvertehr — —— Lifte v. 4.2.1902. ©.44. — Nr. 8: Bet, betr. 
die Vereinbarung erleihternder Vorſchriften F. d. wechjelfeitigen Berfehr — den Eiſen. 
bahnen Deutſchlands und Luxemburgs dv. 8. 2. 1902. S. 45. — Nr. 9: Kaiſ. BO. über die 
teilweije Anfraftiegung des Gejeßes, betr. die Schlahtvieh- und Zleifhbeichan, v. 3. 6. 190. 
Vom 16. 2. 1902, ©. 47. — Bet., betr. geſundheitsſchädliche und iauſchende Zuſätze zu Fleiſch 
und deſſen Zubereitungen v. 18. 2. 1902. ©. 48. — Nr. 10: Bet. über die Verlegung der deutſch⸗ 
— Grenze an der Norderau und der Kjärmühlenau v. 13. 2. 1902, [Mit Staatsvertrag 

12. 2. 1900.) S. 49—53. 


II. Inhalt des Gefebblattes für Elfaß-Lothringen. 


Ar. 2: Kaif. BO. betr. die Teilung der Gemeinde Homburg-Kedingen, Bezirt 
Zothringen v. 30. 1. 1902. ©. 3. — Kaiſ. BO., betr. die Theilung der Gemeinde Diesdori, 
Bezirk un v. 10. 2, 1902. ©. 4. [Beide VO. find aus Auftrag vom Statthalter 
vollzogen. 


III. Gefebe, Stantsnerträge und landesherrlicdhe Verordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Ginwohnern : 


Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreid; Bayern. 


Nr.5: Königl. BO. v. 1.2. 1902, den Vollzug der Artikel 127, 123 des Notariats: 
geſetzes [d. i. den Penfionsverein für die bayerischen Notare und den Penfionsverein für die 
Witwen und Waijen der bayerifchen Notare] betr. [Mit den Satzungen diefer Vereine des 
öffentlihen Redhts.] ©. 27—58. — Nr. 6: Königl. VO. v. 31. 1. 1902 über den Vollzug 
des Gef. v. 30. 6. 1900, die Unfallfürforge für Gefangene betr. S. 59—61. 


Großherzoglich Heffiſches Negierungsblatt. 
Nr. 5: Großh. BO., die Gebühren der Rechtsanwälte betr. v. 25. 1. 1902. S. 1928 


Miscellen, 


Die Geſchäfts- und Rechnungsergebnifle der Invaliden— 
verficherungsanftalten im Jahre 1900, 

Die dem Reichstage zugegangene, im Reichs-Verſicherungsamt aufgeftellte 
Nachweiſung der Geihäfts: und Rechnungsergebniffe der Invalidenverſicherungs— 
anitalten für das Rechnungsjahr 1900 umfaßt die auf Grund des Invaliden— 
verfiherungsgejeges errichteten 31 Verficherungsanftalten und 9 zugelaffenen 
Kafleneinrichtungen. 

Wie die Nachweilung erkennen läßt, find für diefe Träger der Verficherung 
mit insgelamt 267 Borjtandsmitgliedern, 48 Hilfsarbeitern der Vorftände, 616 
Ausſchußmitgliedern, 328 Kontrolbeamten, 118 Schiedsgerichten, 6421 befonderen 
Marfenverfaufsftellen und 7060 fonftigen mit der Einziehung der Beiträge be- 
auftragten Stellen an reichägejeglichen Entichädigungsbeträgen 56 303 713,00 ME. 
und zwar 49687 682,88 ME. an Renten und 6616 030,12 MU. an Beitrags: 
erftattungen gezahlt worden. 

Im Rechnungsjahre 1900 wurden von allen Verfiherungsträgern 125 821 
Invalidenrenten, 6677 Kranfenrenten und 19867 Alterörenten, zujammen 
152365 Renten bewilligt. Werner wurden insgeſamt 190661 Beitragser: 
ftattungen feitgejeßt, und zwar 156229 bei Heiratsfällen, 235 bei Unfällen und 
34197 bei Zobesfällen. 

Die Zahl der verfauften Beitragsmarfen bei den 31 Berficherungsanftalten 
beträgt rund 523 Millionen, wofür 117973597,50 ME, vereinnahmt wurden. 
Bei den Hafleneinrichtungen betrug die Einnahme aus Beiträgen 10 796 319,35 ME. 

Für das Heilverfahren ($ 18 des Imvalidenverficherungsgefeges) find ing: 
gelamt 5578 253,83 ME. aufgewendet worden. An Zuſchüſſen zu den Kojten 
des Heilverfahrens von Krankenkaſſen, Trägern der Unfallverfiherung oder von 
anderer Seite find 939 436,04 ME. den Verfiherungsanftalten und Kaffenein- 
tihtungen zugefloffen. Die Unterftügungen an Angehörige der in Heilbehandlung 
genommenen Verficherten (5 18 Abſ. 4 a. a. ©.) haben 440 099,44 ME. betragen. 

Un Verwaltungskoſten überhaupt find 10029 089,15 ME. verausgabt 
worden, was auf 1000 ME. der Einnahme aus Beiträgen eine Ausgabe von 
78 ME. ausmacht. Auf 1000 ME. der gejamten Ausgaben fommen 137 ME. 
an Berwaltungskoften. 

Die Berwaltungsfoiten verteilen ſich auf die Koften für die allgemeine 
Verwaltung, für die Einziehung der Beiträge und für die Kontrole in der 
Weile, daß von 1000 ME. Verwaltungskoſten überhaupt auf die allgemeine Ver: 
waltung 580 ME., auf die Koften für Einziehung der Beiträge 163 ME. und 
auf die Koften der Kontrole 97 ME. entfallen. 

Insgeſamt haben im Jahre 1900 betragen die Einnahmen 156 308 662,83 
DIE, die Ausgaben 73 211 451,66 ME., ſodaß fich ein Vermögenszuwachs von 
83097 211,17 ME. ergiebt. 

Zu den Ausgaben der Verfiherungsanftalten und Kaffeneinrichtungen treten 
noch die Zahlungen des Reich zu Renten und Beitragserftattungen im Betrage 
von 30 761 767,70 Mt. 

Das Bermögen der Verjiherungsanitalten und der für die reichägefetliche 
Berfiherung beftimmte Zeil des Vermögens der Staffeneinrichtungen beliefen 
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ih am Schluſſe des Jahres 1900 auf 845 759 050,99 DE. wozu noch der 
Wert der Inventarien mit 1436415,74 ME. tritt. Bon 1000 ME. Vermögen 
waren 16 ME. im Haflenbeitand, 958 ME. waren in Wertpapieren und Dar: 
(eben und 26 ME. in Grunditüden angelegt. Die durdjchnittliche Verzinjung 
der Kapitalanlagen betrug 3,53 %/o. 

Bei der Abrechnung für das Jahr 1900 wurden inägefamt 150 801 
Renten al® im Jahre 1900 zugegangen behandelt, davon waren 124 548 
Invalidenrenten im durchichnittlichen Jahresbetrage von 142,08 ME., 6463 
Krankenrenten im durdichnittlihen Jahresbetrage von 147,73 ME. und 19 790 
Alterörenten im durchſchnittlichen Yahresbetrage von 145,54 ME. 

Beitragseritattungen (SS 42—44 des Gejetes) wurden im Jahre 1900 
gewährt bei 156 188 Heiratsfällen im durchjichnittlichen Betrage von 31,79 ME., 
bei 234 Unfällen im durdhichnittlichen Betrage von 47,37 ME. und bei 34 127 
ZTodesfällen im durchſchnittlichen Betrage von 49,09 Mt. 


Die Rechnungsergebniſſe der Bernfsgenofienfchaften 
im Jahre 1900. 

Die vom Reichs: Verficherungsamt nad) $ 111 des Gemerbe-linfallver- 
ficherungägeieges vom 30. Juni 1900 und den entipredhenden Beitimmungen der 
weiteren Unfallverſicherungsgeſetze aufgeſtellte, dem Reichstage vorgelegte Nach— 
weiſung der geſamten Rechnungsergebniſſe der Berufsgenoſſenſchaften ꝛc. für 1900 
bezieht ſich auf die 16. Rechnungsperiode ſeit dem Beſtehen der geſetzlichen Un— 
fallverſicherung. Die Nachweiſung erſtreckt ſich auf 113 Berufsgenoſſenſchaften 
(65 gewerbliche und 48 landwirtſchaftliche), auf 425 Ausführungsbehörden (149 
ſtaatliche und 276 Provinzial- und Kommunal-Ausführungsbehörden) und auf 
13 auf Grund des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes vom 11. Juli 1887 bei den 
Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften errichtete Verficherungsanftalten. 

Die 113 Berufsgenofjenichaften mit 930 Sektionen, 1107 Mitgliedern der 
Genoſſenſchaftsvorſtände, 5882 Mitgliedern der Sektionsvorſtände, 26260 Ber: 
trauensmännern, 238 angeftellten Beauftragten (techniichen - Auffichtsbeamten, 
Revifions-ngenieuren u. |. w.), 1028 Schiedsgerichten und 4198 Arbeiterver: 
tretern haben 5189829 Betriebe mit 18117965 verficherten Perjonen umfaßt. 
Hierzu treten bei den 425 Ausführungsbehörden mit 426 Schiedögeridhten und 
2106 Arbeitervertretern 774926 WBerficherte, jodaß im Jahre 1900 bei den 
Berufögenoffenichaften und Ausführungsbehörden zufammen 18892891 Berjonen 
gegen die Folgen von Betriebsunfällen verfichert geweſen find. In der leßterwähnten 
Zahl dürften an 1'/s Millionen Perjonen doppelt erjcheinen, die gleichzeitig in ge: 
werblicyen und in landwirtichaftlichen Betrieben beſchäftigt und verfichert waren. 

An Entihädigungsbeträgen find jeitens der Berufsgenoſſenſchaften 
gezahlt worden 78079365,03 ME. (gegen 70790111,64 ME im Borjahre), 
jeitens der Ausführungsbehörden 7291 208,38 ME. (gegen 6703795,58 ME. im 
Vorjahre), jeitens der Verficherungsanitalten der Baugewerfs:Berufsgenoffenichaiten 
1279372,77 ME. (gegen 1186725, 30 ME. im Borj.), mithin jeitens ſämtlicher 
Träger der Unfallverficherung 86 649 946,18 M. (geg. 78680632,52 M. im Vorj.). 

Non der Beitimmung der neuen Unfallverficherungsgejeße vom 30. Juni 1900, 
nad) welcher nunmehr die Inländer mit einer Erwerbsunfähigfeit von 15 "/o und 
weniger für ihre Renten abgefunden werden fünnen, haben die Genofjenicaften 
in 199 Fällen Gebraud) gemadt. Der biefür aufgewendete Betrag ftellt ſich 
auf 66087,61 Mk. 
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Die Gejamtjumme der Entihädigungsbeträge (Renten zc.) belief ſich 
im Jahre 1900 auf 56 649 946,15 Mi. 

1899 „ 78680632,52 

1898 „ 71108 729,04 


” ” " " 
>. 1897 „ 6897851777 „ 
„1896 „ 57154397.53 „ 
„189 „ 501957322 „ 
vr 19 „ M38173571 „ 
vr 1898 „ 3816877035 „ 
"  » 1892 „ 32340 177,9 „ 
“ » 1891 „ 26426377,0 „ 
„1890 „ 2031531955 . 
“u. 1889 „ 1446430815 „ 
“u. 1888 „ 9681447,07 „ 
vr 1897 „ 5932930,08 „ 
„un 1886 „ 191536624 „ 


Rechnet man zu dem obigen Betrage von 86649 946,18 ME. die als Koften 
der Fürſorge innerhalb der gejeglichen Wartezeit gezahlten 701613,95 ME., fo 
entfallen auf jeden Tag im Jahre 1900 etwas mehr ala 239000 ME., weldye 
den Verletzten oder ihren Sinterbliebenen zu gute gefommen find. 

Die Anzahl der neuen Unfälle, für melde im Jahre 1900 Ent: 
Ihädigungen feftgeftellt wurden, belief jich auf 107654 (gegen 106 036 im Vor: 
jahre). Hiervon waren Unfälle mit tötlihen Ausgange 8567 (gegen 8124 im 
Vorjahre), Unfälle mit mutmaßlich dauernder völliger Erwerbsunfähigfeit 1390 
(gegen 1326 im Vorjahre). Die Zahl der von den aetöteten Perjonen hinter: 
lafienen entihädigungsberedhtigten Perjonen beträgt 17216 (gegen 16076 im 
Vorjahre). Darunter befinden fih 5549 Witwen (5165), 11338 Kinder 
(10622) und 329 Verwandte der auffteigenden Linie (289). Die Anzahl jämt: 
licher zur Anmeldung gelangten Unfälle beträgt 454 341 (gegen 443313 im Borjahre). 

Für die Beurteilung der Unfallhäufigkeit find die Zahlen der entichädigten 
Unfälle allein braudbar. 

Die Zahl der entichädigten Unfälle ftellt jich für die Jahre 1889 bis 1900 
— für welche die Unfallverſicherungsgeſetze, als Gejamtheit genommen, voll 
durchgeführt find und daher vergleichbare Angaben vorliegen —, wie folgt: 
. . &3 wurden Unfälle gezählt, für welche erftmalig Entichädigungen jeitgeftellt 
ind, bei den DVerficherungsverbänden 


ber Gewerbe-, Baus und der Unfallverfiherung für 
See-UInfallverfiherung Land: und Forſtwirtſchaft 


; Zunahme gegen Zus bezw. 
im Jahre das Vorjahr Ab (—) nahme 
Prozent gegen das Vorjahr 
Prozent 

1889 24436 | 7013 
1890 28983 18,63 13050 86,08 
1891 31291 1,94 19918 52,63 
1892 31774 1,54 2380 19,59 
1893 34483 3,53 25246 18,28 
1894 36275 5,20 33544 18,05 
1895 37393 3,08 38134 14,37 
1896 42520 13,71 43883 15,08 
1897 45971 | 5,12 46355 5,63 
1598 49414 7,49 48609 4,86 
1899 53885 9,05 52151 7,29 


1900 56501 4,55 51153 | — 191 





* 
u! 
ER 

DR: 
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Hiernach iſt die Zahl der entſchädigten Unfälle im Bereiche der land: und 
forjtwirtichaftlichen Unfallverficherung gegenüber dem Vorjahre gefallen, im Be: 
reihe der Gewerbe-, Bau: und See-Unfallverſicherung aber noch geftiegen. 

Tür das Anwachſen der Zahlen werden die von dem NReichsverfiherungsamt 
im Jahre 1892 ermittelten Gründe auch für 1900, wenn aud in beichränkterem 
Mae, noch zutreffend fern, nämlich die wachſende Vertrautheit der arbeitenden 
Bevölkerung mit den Beitimmungen der Unfallverficherungsgelege, die weiter ſich 
verbreitende, wohlmwollende Praxis der Entihädigungsfeitftellungsorgane, auch 
wohl noch bier und da die Zunahme der majchinellen Betriebe, ſowie die Aus: 
dehnung und Anfpannung, welche wenigftens in einem Zeile des Jahres 1900 
auf vielen Gebieten der Gütererzeugung noch anhielt, und dadurd bedingt, Die 
Verwendung neuer, zunächſt noch ungejchulter Kräfte auch bei majchinellen ꝛc. 
Betrieben und beim Bergbau. Die letteren Umjtände fallen für das Berichts- 
jahr aud) deshalb noch ind Gewicht, weil eine große Anzahl der im Jahre 1900 
eritmalig entihädigten Unfälle fich bereits im Jahre 1899 ereignet hat, dieſe 
Unfälle aber infolge der gejeklichen Wartezeit und anderer Urſachen erſt jett 
zur Zählung gelangen. 

Daß aud im Jahre 1900 der in den vorausgegangenen Jahren beobachtete 
Aufihmwung auf vielen Gebieten der Induſtrie noch anhielt, ergiebt ſich aus der 
Zunahme jowohl der Zahl der verficherten Perſonen, al3 auch der anrechnungs— 
fähigen Löhne. 

Die Summe der anrehnungsjähigen Löhne, die fi, wie hervor: 
gehoben wird, mit den wirklich verdienten Löhnen nicht deckt, ftellt fich bei den 65 ge- 
werblichen Berufsgenoſſenſchaften auf 5399 149 861 ME. (gegen 5008881 603 ME. 
im Vorjahre, bei einer Zahl von 6928894 verficherten Perjonen (gegen 6658571 
im Vorjahre) und 6021856 Vollarbeitern (gegen 5781495 im Vorjahre). Es 
entfallen aljo auf 1 Berficherten an anrechnungsfähigem Lohn im Durchſchnitt 
779 ME. (gegen 752 ME. im VBorjahre), auf einen Vollarbeiter 897 ME. (gegen 
866 ME. im Vorjahre) und es ift die Zahl der verficherten Perionen, um 
270323, die der Vollarbeiter um 240361, der Betrag der anrechnungsfähigen 
Löhne um 390268258 ME. geftiegen, wobei allerdings zu beachten bleibt, daß 
gegenüber den Vorjahren bei der Feititellung des letzterwähnten Betrages in- 
jofern eine Aenderung eingetreten ift, als für die Zeit vom 1. Oftober bis zum 
31. Dezember 1900 bei 63 Berufsgenoffenihaften nicht mehr der 4 ME. für 
den Arbeitstag überfteigende Verdienſt, jondern der den Jahresarbeitsverdienit 
von 1500 ME. überiteigende Betrag mit einem Drittel in Anſatz gekommen iſt. 

Für die landwirtichaftlichen Berufsgenofjenichaften haben fi), wie aud) früher, 
wegen des abweichenden Berechnungsverfahrens Lohnbeträge, welche für die Bei— 
tragäberehnung zu Grunde gelegt werden, in die Nachweiſung nicht aufnehmen 
laſſen. Die Zahl der in den Betrieben der land» und forftwirtichaftlichen Be— 
rufsgenoſſenſchaften durchſchnittlich verficherten Perfonen ift, wie im Vorjahr, 
unter Benußung der Ergebniffe der Berufs: und Gewerbezählung vom Jahre 
1895 und des den Vorftänden zur Verfügung ftehenden eigenen Materials er: 
mittelt worden und beträgt hiernad 11189071. Dieje Zahl umfaßt außer den 
ftändig in der Land» und Forſtwirtſchaft thätigen Arbeitern und Betriebsbeamten 
die umfangreiche Klaſſe der landwirtichaftlic im Nebenberufe Beichäftigten und 
die verficherten Betriebsunternehmer jowie deren Ehefrauen. 

Um einen Vergleich der Unfallgefahr in den einzelnen Gewerbe: 
Gruppen zu ermöglichen, it den Tabellen, wie im Vorjahr, u.a. auch eine 


Miscellen. 317 


Ueberficht vorangeftellt, in welcher die Zahl der Unfälle, für die im Rechnungs: 
jahre zum erften Mal eine Entſchädigung jeltgeftellt wurde, auf 300000 Arbeits: 
tage (1000 PBollarbeiter zu je 300 Arbeitstagen) berechnet it. 


Hiernach fommen auf 300000 Arbeitstage (1000 Bollarbeiter) 














Unfälle 
im Jahre 
1900 ' 1899 
bei der Gewerbe-, Bau: und SeesUinfallverfiherung insgefamt. . . . . s,54 | 8,47 
und in der Gruppe 
I. Bergbau . . . 141498 19 
II. Steinbrüde . . a ee aa ar ah er 12,44 | 12,40 
III. Glas, Zöpferei, Ziegelei” —F ee er re en Hr a 6,40 5,68 
IV. Eiſen und Stahl . Een ei OT IS 
V. Metall, Feinmecanit, Dufifinftrumente — Aa Er Bar ek 5,00 4,79 
VI. Ehemie . . . nr 8,39 7,79 
VII. Gas- und Wafjerwerte EEE a een Tr ae an 5,42 5,20 
FIEL- IRRE: © 3 1 5. a — 3,45 3,34 
IX. Papier, Buchdrukkeee.. ee ee 4,61 4,56 
I. Seber TENRNIDBREE 2 2 u A 3.62 3,30 
XI. Holz . ee a ser a RR 1800 
X. Nahrungsmittel, SFleifcherei, Tabat 5 a a 3,40 3,23 
XII. Müllerei, Zucer, Brennerei, Brauerei und wiatzere ae var sr ar WARST LS 
XIV. Baumejen . . — N ns — en 5 ih | 
XV. Private Bahnbetriebe. 5 an an Dal 5,33 | 6,56 
XVI. Spedition und Lagerei, wuhrweſen as en ee ar FE ET 
XVII. Binnenidiffahrtt . . — a hr a 11,74 1173 
XVIII. Seidiffaht . —F ee ar a ana 8,00 9,02 
XIX. Marine- und Heeresverwaltung i F 6,63 6,62 
XX. Deffentlihe Baubetriebe (ftaatliche, Prooinziale und Kommunale 
Bauverwaltungen) . . i . er 6,35 | 6,55 
XXI. Staatseiienbahnen, Poſt und Telegraphen . : de era 729, 726 
XXI. Staatsbetriebe für Schiffahrt, Baggerei, Flößerei BO —— 10,68 | 12,08 


Die Zunahme der Unfallhäufigkeit war alfo nicht allgemein; die vorjtehend 
unter XI, XIII, XIV, XV, XV], XVIIL XX und XXI aufgeführten In: 


duftriegruuppen weifen vielmehr eine Abnahme der Unfallgefahr auf. 


Bon den Gejamtausgaben, welche ſich bei den gewerblichen Berufsgenoffen: 
ihaften auf 68443189,42 ME. (gegen 62049 668,34 ME. im Vorjahre) und 
bei den (andwirtichaftlichen Berufögenoffenichaften auf 23466 522,37 ME. (genen 
21849 791,77 ME. im Borjahre) belaufen, entfallen auf 


je 1000 DE. 1 
1 der anrech— 1 gemeldeten 
Verfiherten | nungsfähigen Betrieb Unfall 
Löhne 
ME. Mt. ME. Mt. 


bei den gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften 
1900 | 9,88 | 12,68 | 142,96 | 220,71 
1899 9,32 12,39 133,28 75 
bei den er Berufsgenofienichaften 


1900 2,10 4,98 219,48 
1899 1,95 4,66 202,57 
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Bon der Geiamtausgabe der Berufägenofjenichaften entfallen, wie ſchon be: 
merkt, 78079365,03 ME. auf Entichädigungsbeträge. Für Unfallunterfudhungen 
und Feſtſtellung der Entihädigungen, für die Schiedsgerichte und filr die Unfall: 
verhütung wurden zujammen 5015546,02 ME. gezahlt. In die Rejervefonds 
find für das Jahr 1900 228018.64 ME. eingelegt worden. 

Die laufenden Verwaltungskoſten betragen bei den gewerblichen 
Berufsgenofjenichaften 6294 713,27 ME. (gegen 5910 586,71 ME. im Vor: 
jahre), bei den landwirtichaftlichen Berufsgenoffenihaften 2292043,33 ME. 
(gegen 2310 725,32 ME. im Vorjahre). 

Davon entfallen auf 


je 1000 ME. 
1 der anrech— 1 1 
Verficherten Inungsfähigen Betrieb gemeldeten 

Löhne Unfall 

ME. ME. ME. ME. 

bei den gewerblichen Berufögenofjenichaften 

1900 0,91 1,17 13,15 20, 

1899 0,89 1,18 12,70 19,77 
bei den landwirtichaftlichen Berufsgenoſſenſchaften 

1990 0,20 ; 0,49 21,44 
1899 0,21 ; 0,49 21,42 


Die Höhe der laufenden Verwaltungskoften ift bei den einzelnen Berufs: 
genoſſenſchaften jehr verjchieden ; fie hängt ab von der Zahl der verfiherungs- 
pflichtigen ‘Berjonen, der Zahl, Art und Lage der Betriebe, der größeren oder 
geringeren Unfallgefahr u. j. w. Zu Vergleichen über die Angemeſſenheit der 
Aufwendungen der Berufsgenoffenihaften untereinander fünnen die Rechnungs: 
ergebnifje der einzelnen Genoſſenſchaften nicht ohne weiteres dienen. 

Die Gejamtausgaben der 425 Ausführungsbehörden haben fih auf 
7454476,39 ME., die der 13 Verficherungsanftalten der Baugewerks-Berufs— 
genoſſenſchaften auf 1793 891,65 ME. belaufen. 

Die Beitände der bis zum Schluſſe des Rechnungsjahrs angefammelten 
Rejervefonds der Berufsgenofienichaften betrugen zujammen 140 160 510,98 Mk., 
die der mehrerwähnten Verficherungsanftalten 1018761,19 Mk. 


Die Bovdenbenugungsd: Arten in Preußen. 

Erhebungen über die landwirtichaftliche Bodenbenußung haben bisher 1878, 
1883, 1893 und 1900 in allen deutichen Bundesitaaten ftattgefunden. Als 
Flächeninhalt des preußiichen Staatögebiet3 ergaben ſich entiprechend den kataſter— 
amtlichen Hauptüberfichten über den Stand der Liegenichaiten 1878 34823 421 
ha, 1883 34833067, 1893 34854542 und 1900 34864866 ha. Diejes 
von Erhebung zur Erhebung fteigende Mehr der Staatsfläche, von 1878 bis 
1900 41445 ha, ijt weniger veranlaßt durd) eine wirkliche Vergrößerung, auf 
welche nur 2149 ha infolge der Einverleibung der Inſel Helgoland, der Grenz: 
regulierungen und Staatsverträge mit dem Fürſtentum Schaumburg-Lippe und 
dem Herzogtum Braunſchweig entfallen, beruht vielmehr in der Hauptſache auf 
Katafterberichtigungen und Aufnahme früher nicht kataſtrierter Flächen. Won 
Bedeutung bei einer Unterfuchung der Aulturveränderungen find jedoch nur die 
durh Aufnahme der Elb: und Welermündungen, von bisher gemeindefreien 
Binnengewällern im Kreiſe Hadersleben jowie durch Eingemeindung der Flens— 
burger Föhrde in den Stadt: und Landkreis Flensburg entftandenen Flächen: 
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zunahmen von 5550 bezw. 9250 und 6100, zujammen 20900 ha, da jie 
ausihließlich die eine der unterjchtedenen Bodenbenugungs-Arten, das Wegeland 
nebit Gewäſſern zc., betreffen. Durch die eben aufgeführten 5550 ha it Die 
1883 Teftgeitellte Fläche des Wegelandes, der Gewäſſer u. j. w. der Provinz 
Hannover, durch die übrigen 15350 ha die gleichartige 1893 er Fläche der 
Provinz Schleswig-Holitein vergrößert worden. 

Meiter muß erwähnt werden, daß 1878 die unter einem. Morgen großen 
Hausgärten den Haus- und Hofräumen, bei den übrigen Erhebungen dem Acer: 
und Gartenlande zugerechnet wurden. Vergleichsfähig it daher weder die 1878 er 
Flaäͤche des Ader- und Gartenlandes noch die Haus: und Hofräume mit den 
entiprechenden jpäteren Ermittelungsergebniifen, wohl aber die Summe beider 
Bodenbenußungsarten. 

Betrachtet man nun die Zahlen der untenftehenden Tabelle, jo wird man 
eine Zunahme des Acer: und Gartenlandes, der Weinberge, der Forſten und 
Holzungen jowie der Haus: und Hofräume, dagegen eine Abnahme von Weiden 
und Hutungen, Oed- und Unland und auch im großen Ganzen der Wiejen be: 
merfen, ein zweifelloſer Beweis des fteten Fortſchrittes in der Hulturentwidlung 
des Bodens. Es haben einen Zugang erfahren: 
dad Acker- und Gartenland einſchließlich] der Haus- und von 1878 bis 1883 um 61562 ha 
a "2 A 2 m 2 De 


die Weinberge (au Wengärten) . » » >: 2 20. 1878 „ 1583 252 


= 


R H 2 „1883 „1898 „ 132, 
E i SEE RE „1893 „ 1900 „ 760 „ 
die Foriten und Holzungen . „ iss „ 1883 „ 2948 „ 
Fat: e R „1888 „ 1893 „ 38592 „ 
RR: — „ 1893 „ 1%0 „ 77629 „ 
die Haus und Hofräume . „1883 „ 1893 „ 21365 „ 
en : R PR RE RENT  „ 1898 „ 100 „ 203 „ 
dagegen haben ſich vermindert die Flächen von j 
Beiden und Hutungen, Ded» und Unland. . . . . von 1878 bis 1883 um 42628 ha 
2 — — 7 isss „ 1898 „ 116994 
Ep >... 1898 „ 1900 „ 131460 „ 


Die Fläche des Ader: und Gartenlandes einjchlieglich der Haus: und HoF: 
räume bat alſo jeit 1878 um 238749 ha, die der Weinberge um 1144, die 
der Forsten und Solzungen um 145659 ha zugenommen, wogegen Weiden und 
Sutungen, Oed- und Unland 291082 ha eingebüßt haben. Auch die Wieſen, 
melhe 1893 —1900 allerdings 731 ha gewonnen haben, waren bis dahin 
fändig zurücdgegangen, 1878—1883 um 42362, 1883—1893 um 19493 ha, 
alio von 1878—1900 um inägefamt 61124 ha. Setzt man ſchließlich beim 
Wegeland ıc. die 20900 ha ab, um melde e3 fi) nur, wie vorher erwähnt, 
durch Zujchreibungen vergrößert hat, jo ergibt ſich auch hierfür jeit 1878 ein 
allerdings unbedeutendes Weniger von 12791 ha. Jedoch it gerade letzteren 
Zahlen am wenigſten Zuverläffigfeit zuzujprechen, da die Erhebungsbehörden 
(Gemeinde: und Gutsvoritände) troden gelegte Waflerftüde wohl ab: und dem 
Kulturlande zugeiegt haben, dagegen die Flächen für neu angelegte Eifenbahnen, 
Chaufieen, Kanäle gewöhnlich als aus dem Gemeindeverband ausgeſchieden be- 
tradhıteten und das an der nachzuweiſenden Gejamtflähe dann Fehlende durch 
Verteilung auf die übrigen VBodenbenugungsarten ergänzten. Daß die Er: 
bebung nicht auf Meffungen, jondern auf Schägungen beruht, erklärt dieje Un— 
fiherheit genügend. 
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320 


Miscellen, 


Die wichtigften Bodenbenugungs: Arten des Staates und Der 


Provinzen 1878, 1883, 1893 und 1 


900 in Seltar. 
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Staat. a3 2838 FRE ei =5 Bar Gefamt: 
h „23 | MWieien 52,2 1ER 55 „ss DAS 
Provinzen ge | BEAE 385 83 ı 35 Sersg iR 
ak | 88 | aa last ae ee 
1 a | ss | | oe |: | 8 | 9 
u | | | | | er 
1878 117415 596 3 334 502 3 951 377 :20 009 8124 485 371173 : 1606 279 |34 923 421 
1883 175277 3292 140.8 908 740 20 261 8153 913 320581 ı 1609673 | 34 833.067 
Staat eo... 11898 117606 20 3.272 647 3 791 756 20 304 |8 192505 |341 946 . 1629 006 |34 84 512 
1900 |17.661649 3273878 3.660 296 21 159 — 270134 .363 969 | 1614 388 34 864 866 
Provinzen | ! | | 

1878 | 1888718 4850 289 4100W. — | 672428 30563 215505 | 3697678 
1883| 1917228, 46500 BINEIE| — 662067: 29034 221208 3.698 006 
Oſtpreußen. . + 11893 | 1990097 | MOSI. 370842, — | G4TEEEı 30164 | 218822 | BCHR KU8 
100 | 208925 416 141 35328300 — | Ba 3162 210808 | 3699275 
1878 | 1882000 | 177980 2073816 — | 580767 | 19192 13232 | 2548 566 
1888 | 1395578 | 166179) 305 — 544 448 18088 133286 | 2550 508 
Weftpreußen . 1893 140464 163934 | 2572| — 548 280 : 19076 | 135.077 | 2551 773 
1900 | 1418867. 162380: 208 110° — 064648 ' 20433. 128 800 2553 277 
1878 1204 12; 16 — | — 101664 1301 5935 
z 1888 1221 102 124 — | — 1184 1875 ° 6.326 
Stadtfreis Berlin. 1808 1120 | 187 e — I — 2178 2184 ' 6.339 
1900 1169 | 15 121 — | — 3276 1751 6 332 
1878 | 1841588 | 404255 | 204 187| 756 ..1282218 32328 | 218569 | 3083816 
Inst | 1889257 | 402847) 190481) 621 1291660 2A | 216 989 | 3 983.200 
Brandenburg . 1898 | 182382. 406252| 188 208| 48111317917 | 32600. 214.390 | 3983 749 
1900 1808436 ° 411655  182115| 457 1331667. 34159 | 215260 | 3.983 719 
1578 1660 801 ı 308 592° 270 088 | | 592305 | 23870 | 146593 | 3 012239 
1888 | 1664476 | 307406 277663) — | 51834 | 2132| 145313 | 301094 
Pommmern . . “ 1808 | 1662972 | 307459| 268816 — | 606704 | 21771 144074 | 3011 206 
1900 | 1659 996 | 310269. 257602 — | 610175 | 22331) 142582 | 301195 
1878 | 1780 786 | 285626 | 151086) 158 | 686777 25 766 | 116070 : 2895 Zus 
1883 | 1790664 | 232.040 | 140433 162 | DAB91O 24574 | 114871 | 2895 654 
Pojen . .. 1893 | 1806 722 | 238197 143474) 126) 573402 | 25553 , 118961 | 2896435 
19800 | 1825620, 229472 181222! 1947| 672801 Bo hdl | 111068 | 2 896 084 
1878 | 2238735 | 347180, 86797 | 1502 11163028 56504 | 141301 | 4028 997 
insd | 2246013 | 344856. 88480! 1515 11164628 | 49318 135 207 41.090021 
Schleſien. » » » Jısas | 2246626 , 347528 86284 1442 11161366, 50709 137108 | 4 031063 
1000 | 2241129 | 303098, 85785) 1324 |LIGI 803 | 52277 | 136.900 | 4 031851 
1878 | 1593494 | 214829 121456) 984 | 507068 | 31381) 114108 | 2 524 165 
1888 | 1536 717 | 210470| 118910) 1021 | 516460 27589. 11AS18 | 2.524 079 
Sadjien . . » 1808 1536 400 200289) 108822 988 | D25800, 2OT22 113321 | 2524 318 
1000 1530763 | 211149. 104269| Mo | DabE3n | 20566. 112084 | 2525 386 
1878 | 106020, 209792 3483 928 — 115 167 21335 | 112923 1884109 
& Iss8 | 1097428, 204088, 3B4b22 — 119 690 . 15446 1:3017 1884 16 
Schleoswig⸗ Holſteln 1893 | 1086557, 20 244 336906. — 121531 16843 130 667 1899 747 
100 | 1080230 206 605. 339080, — 126314 | 17822 190333 | 1 900.354 
1878 | 1200473 | 08 966 LBELSAD| — 605 027 | 38730 : 187241 | 3 812 272 
Jıssa | 1209 M20 | 397 771 1340| — 620 261 | 31909 192990 | 3 848 203 
Hannover. “0. Jıses | 1272006 | 397206 1315660 | — 634146 | 33598 | 194152 |, 3847516 
1900 | 1279063 402486 1281224] — | 660598 35135 198588 | 3.851 004 
1878 | 848608, 156483! 136 | — 56444 31508 | 674055 | 2 019095 
1883 553527 156 849 B50228| — 546 144 25 761 67045 | 2019 549 
Beftfalen , . 1893 855 644 1580863 — | BR 275 68050 | 2 020 736 
1900 862 476 1682821 30001 — 566 2800 30813 | 68227 | 2021080 
IST8 | 020847 181018. 70578 3774| Bass 13804! 49107 | 1568 176 
_ . 1883 | 628171 181246 70681 3771| 627528 | 11961 | 49953 | 1568 206 
Deflen-Naflau . 1898 | 625208 181600) 69748 3825 G2H6ll 13357| 52080 | 1569 370 
1900 | 62528 1810061 67589 3006 622666 | 14328 | 53668 | 1569 821 
1878 | 1240841 206378 268197 12885 529482 44013 101266 | 2897 962 
1883: 1260076 | 207403 261708 18171. 30866 33859 101691 | 2008 768 
Rheinland . . Iso 124120 | 209721 262739 13 D3l  SFLO08 ! BTOS2 102844 | 2.099 140 
1900 1233660 | 212316. 253182 14349 834990 44019 106069 | 2.099 504 
1878 62 387, 11002 91h! — 37 861 525 | 258° 114 288 
R Jıssa 2469 11079 6760 — 38 193 627 | 2416 114 28 
Hohenzollern 1803 | 260 1 BR 38 408 >12 2327 | 114 228 
1900 | D2UUT 12320 7 75 38 939 553 2359 | 114226 


Die Stellung der Aerzte in der deutfchen Arbeiter- 
verſicherung. 
Bon H. von Frankenberg, Stadtrat in Braunſchweig. 





Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß den Juriften und den Ver: 
waltungsbeamten die forticreitende Entwidlung der Arbeiterverjicherung 
im deutjchen Reiche ein neues, auögedehntes Feld der Thätigkeit erſchloſſen hat, 
auf dem für Theorie und Praris eine Fülle von Rechtsfragen und Aufgaben 
ih finden. Aber ebenſo unbeitreitbar it der große Einfluß, den dieſes Gebiet 
der ſozialpolitiſchen Gejeßgebung auf den ärztlihen Stand ausgeübt hat und 
fortan ausüben wird. Wan ift angefichts der Beziehungen, die fich zwiichen 
der mediziniſchen Wiſſenſchaft und der Handhabung der Arbeiterverjicherung er- 
geben, wohl berechtigt, von einem völligen Umſchwung zu reden, der fich durch 
das neue Recht für den Arztberuf herausgeftellt hat. 

Die Meinungen der Näcjitbeteiligten darüber, ob dieſer Wechſel ihrem 
Berufe überwiegend zum Vorteile oder zum Nachteile gereiche, find nicht geklärt, 
der von einander abweichenden Neußerungen giebt es hier außerordentlich viel, 
je nad) den Beobachtungen, die von dem Betreffenden an ſich ſelbſt und an 
jeiner Umgebung gemacht find — im allgemeinen aber begegnet man häufiger 
Klagen und fogar Verwünjchungen als Lobjprüchen und anerfennenden Worten 
gegenüber den Einrichtungen der Arbeiterverficherungsgejege, ſoweit der ärztliche 
Stand dadurd berührt wird.') 

Dieſe Feititellung mag bedauerlich gefunden werden — überrafchend ift fie 
indes jchwerlich, und die Erfenntnis, daß auf dieſem Gebiete Uebelftände vor: 
handen find, die zu gerechter Beſchwerde für die darunter leidende Berufsklaſſe 
Anlaß geben, führt jeden billig Dentenden naturgemäß dazu, auf Abhilfe und 
Beſſerung zu finnen. 

Es wird zwedgemäß jein, bei den drei großen Gruppen der einjchlagenden 
Gejeggebung die Stellung des Arztes getrennt zu betrachten und nach einander 
das Feld der Kranken-, der Unfall-, und der Invaliden-Verſicherung 
einer Unterjuchung in der angegebenen Richtung zu unterziehen. 

In der Krankenverſicherung haben die Aerzte zuerit Gelegenheit gehabt, 
ihre Wiſſenſchaft und ihre Fähigkeit, fi) den neuen gejeglichen Einrichtungen 
anzupafjen, zum Wohle der Gejamtheit zu bethätigen: ſchon durd) das Hilfe: 
kaſſengeſetz vom 7. April 1876 war weiten Kreifen die Möglichkeit gegeben, auf 
reichsgeſetzlicher Grundlage ſich freiwillig gegen Krankheit zu verfichern und mit 
Hilfe der Kaſſe die Doktorkoften aufzubringen. In ein ganz anderes Fahrwaſſer 
aber fam die Sache, als durch Einführung de VBerjiherungszwanges die 
Rrantenfürjorge vertieft und ausgebaut wurde. Jede Zwangskaſſe (Gemeinde: 





2) Dal. ©. 161 des 9. Jahrgangs der „Mediziniihen Reform“ Nr. 20 vom 
18. Mai 1901. 
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franfenverfiherung, Orts:, Betriebs:, Bau-, Knappſchafts-, Innungskrankenkaſſe) 
muß ihren Mitgliedern bei Eintritt von Erkrankungen auf mindejtens 13 Wochen 
freie ärztlide Behandlung gewähren; tritt im Laufe der Krankheit 
Erwerbsunfähigkeit als deren Folge hinzu, jo wird die Unterftügungsdauer bis 
zum Ablaufe der 13. Woche nad) Beginn des für Erwerbsunfähige beftimmten 
Krankengeldbezuges verlängert ($ 6 Abſ. 2 Kr. V.G.). Wie eben Wert Die 
Gejetgebung auf die Sicherftellung der ärztlichen Behandlung gelegt hat, ergibt 
fi) daraus, daß diefelbe aud dann zu leiſten iſt, wenn ein Erwerbaunfähiger 
ftatutariic; aus gewilien Gründen fein Krankengeld beanipruchen kann: jo 
bei denjenigen, welche ich eine Krankheit vorjäßlicy oder durch verſchuldete Teil- 
nahme an Sclägereien, Raufhändeln, durch geichlechtliche Ausichweifungen oder 
Trunffälligkeit zugezogen haben; ferner bei Perfonen, denen eine betrügerijche 
oder ſonſt jtrafbare Handlung gegenüber der Kaffe zur Laſt fällt (vol. SS 6a 
Nr. 2, 26a Nr. 2 Kr. V.G.); endlich ganz allgemein für die als Karenzzeit 
betrachteten exiten Tage nad) dem Eintritte der Erkrankung, da erft mit dem 
dritten Tage nad) diefem Zeitpunkte, vorbehaltlich ſtatutariſcher Erweiterung 
der Leiftungen, Krankengeldzahlung beginnt, und für die Sonn: und Feittage, 
an welchen das Krankengeld mangels einer entjprehenden Statutenbeitimmung 
nicht auszuzahlen iſt, es müßte denn der Betreffende an jedem Stalendertage, 
3. B. als Kellner, Kutſcher u. dgl., Arbeit zu verrichten gewohnt jein. Der 
unmittelbare. Wert, den man der ärztlidien Behandlung beimißt, geht nicht 
minder deutlich daraus hervor, daß die eingeichriebenen Hilfskaſſen, ſoweit fie die | 
Beicheinigung über das Vorhandenfein der Mindeftleiftungen nad) $ 75 ff. Kr. V. Geſ. | 
erlangen und damit ihre Mitglieder von der Zugehörigkeit zur Zwangskaſſe | 
befreien wollen, nad) der Novelle von 1892/3 Arzt und Arzneien in natura | 
zur Verfügung ftellen müſſen: es genügt alfo nicht, wenn fie den Mitgliedern | 
einen Zuichlag zum Stranfengelde, eiwa in halber Höhe desjelben, wie früher 
zuläffig, als Erjaß für dieſe wichtigen Beftandteile der Kranfenunterftüßung ge— 
währen. Bei richtiger Auslegung wird man es aber ebenjo wenig als gejeß- 
mäßig anjehen dürfen, wenn manche Kaſſen den Mitgliedern es ſchlechthin über— 
laffen, auf eigene Rechnung ſich irgend einen Arzt zu Juchen und deſſen Forderung 
nach erfolgter Bezahlung gegenüber der Kaffe mit dem Antrage auf Erftattung 
* der Auslagen geltend zu machen. Das Kaſſenmitglied hat ein Recht darauf, 
Ri daß die Kaſſe Mittel und Wege findet, ihm jelbit dieſe VBorihußleiftung zu er— 
S jparen, die dem Kranken bei dem häufigen Mangel an Barmitteln die Erlangung 
ärztlicher Hilfe unmöglid” machen oder ihn zur Inanſpruchnahme der Armen: 
pflege zwingen würde. 
Die Hilfskaſſen haben anfänglidy jehr lebhaft gegen die Notwendigkeit, un— 

mittelbar die ärztliche Behandlung jelbit zu gewähren, Einſprache erhoben, ja 
man it foweit gegangen, die Vorichrift des $ 75 Kr.B.G. den Todesftoß für 
dieje KHafjenart zu nennen — jehr mit Unrecht, denn die meiften Hilfskaſſen 
find nad) Durchführung der erforderlichen Statutenänderungen in fortichreitender 
Entwidlung geblieben, der tötliche Stoß ift aljo, wenn er überhaupt beabfichtigt 
war, jedenfalls jehlgegangen. Vielfach haben fi) die zahlreichen in einem Bezirke 





J Die 3 nnungskrankenkaſſen find erſt durch $ 73 Kr. Verſ. Geſ. in der Faſſung 


10. April 1892 — — 
der Novelle v. 1." Januar 1803 den übrigen Zwangskaſſen in dem wejentliditen Punkte, dem 


Eintritte der Kaſſenmitgliedſchaft durch Beginn der verfiherungspflichtigen Beihäftigung,. recht- 
lich gleichgeitellt. . 
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befindlichen Hilfskaſſen dadurch zu helfen gewußt, daß fie ſich zu einem Ver: 
bande mit dem Zwecke gegenjeitiger Aushülfe') zuſammenſchloſſen und die Zus 
ziehung von Werzten unter billigeren Bedingungen ermöglichen konnten. Auch 
darf nicht außer Acht gelaffen werden, daß viele Mitglieder von Hilfskaſſen 
aleichzeitig in einer Zwangskaſſe verfichert find (val. $ 26a Abſatz 1, Abſatz 2 
Nr. 1 und 2a Kr. V. G.), und daß ihnen joldenfalls an Stelle der freien 
ärztlihen Behandlung und Arznei eine Erhöhung des Stranfengeldes um ein 
Viertel des Betrages des ortsüblichen Tagelohns ihres Beichäftigungsortes ge: 
gewährt werden kann ($ 75 Abſ. 3 dal.). 

Zur Vermeidung von Dipverftändniffen ift nun Elarzuftellen, was unter 
„arztlihder Behandlung“ zu verftehen ift. So einfach die Beantwortung 
der Frage nad) dem Wortlaute ericheint, jo viele Schwierigkeiten ergeben ſich 
dod in der Praris, zumal wenn man etwa geneigt ift, ein gemwilfes Entgegen: 
fommen jür diejenigen zu zeigen, die ich, ohne approbierte Medizinalperionen 
zu jein, bei der Handhabung der Arbeiterverficherung gern gegen entjprechende 
Bezahlung nützlich machen möchten. 

Bei der Beratung der Kranfenverficherungsnovelle war in der Reichstags: 
kommiſſion der Antrag geitellt, e8 möge der Begriff folgendermaßen erläutert werden: 


„Als ärztliche Behandlung im Sinne diejes Geſetzes gilt nur diejenige, _ 
welche jeitens eines in Gemäßheit des $ 6 der R.-Gewerbe: Ordnung 
approbierten Arztes erfolgt.“ 


In ähnlicher Weiſe hatte ſich eine im Winter 1891/2 an den Reichötag 
gerichtete Bittihrift von Breslauer Aerzten geäußert. In derjelben mar aber 
anerkannt, daß es Ausnahmen geben fünne, in welchen die Zahlung einer anderen 
Hilfeleiftung ftatthaft ericheine; man jchlug deshalb vor, einen Zuſatz aufzunehmen: 


„Iſt in dringenden fällen die Hilfe eines Arztes nicht rechtzeitig 
zu erlangen, jo find die Kranken-Kaſſen beredhtigt‘ ?), auch Hilfe: 
leiftung jeitens eines Nichtarztes zu bezahlen.“ 


Bei der ferneren Beratung der Novelle im Reichstage gewann indes Die 
Anfiht die Oberhand, daß es nicht angängig ſei, die Ausnahmefälle feitzulegen, 
da bald Dienjte untergeordneter Perſonen, bald Aushilfeleiftungen vor Erſcheinen 
des herbeigerufenen Arztes u. dgl. in Trage kämen. So begnügte man fic 
damit, den Wortlaut des Gejeges wie bisher eng zu fallen und es der Praris 
anheimzuftellen, wie weit fie über den Rahmen der eigentlichen „ärztlichen“ 
Behandlung hinaus die Vergütung der Thätigkeit zulaſſen wolle. 

Man darf e8 getroft ausiprechen, daß ſich Diele halbe Maßregel in dem 
verfloſſenen Jahrzehnt bitter gerächt hat, und daß es eine durchaus der Unter— 

ſtützung werte Forderung des Aerzteſtandes iſt, wenn er auf dem Gebiete der 
Arbeiterverficherung immer nachdrüdliher die Ausübung der Heilkunde als jein 
Recht und feine Aufgabe bezeichnet wiſſen will. Vor allen Dingen wird es 
nötig jein, einen Standpunkt zu verlaffen, den verjchiedene Oberbehörden, ins— 
beiondere das königlich Jächjtiche Mtinifterium des Innern, bisher behauptet haben: 
es darf nicht von der freien Vereinbarung zwiſchen der Kaſſenverwaltung 


9 N 35 Abſatz 1 des Hilfskaſſengeſetzes v. 7, April 1876 in der Faſſung v. 1. Juni 1884. 
’ Dieje „Verehtigung” würde die Entiheidung in das freie Ermeſſen der ſtaſſen⸗ 
verwaltung flellen Der Vorſchlag iſt deshalb unannehmbar. Läßt man Ausnahmen in 
Notfällen zu, jo muß auch die Kafſe zur Zahlung verpflichtet ſein. 
21° 
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und dem einzelnen Kranten abhängen, ob diefem wirklich ein approbierter Arzt, 
oder an Etelle desjelben auf Wunſch ein „Naturheilfundiger” zur Verfügung 
geftellt werden ſoll; es iſt einerlei, ob die Kaſſenſtatuten hievon etwas erwähnen oder 
nicht‘). In einem derartigen Zugeftändnis liegt eine Verfennung der Tragweite 
des öffentlichen Rechtes, das mit zwingender Kraft den Krankenkaſſen (und 
zwar mit Einſchluß der Hilfskaſſen, denen nah $ 13 H.K.G. die Verwendung 
von Mitteln zu anderen Zweden als den im Gejege bezeichneten Unterftügungen 
verwehrt it) die Gewährung ärztlicher Behandlung vorichreibt. Allerdings 
hat das ſächſiſche Minifterium ſpäter wenigjtens injofern für eine Einſchränkung 
gelorgt, als es anerfannt hat, daß Attejte von Naturheiltundigen für die Kranken: 
kaſſen nicht bindend jeien Erlaß von 24. März 1892, „Arbeiterverjorgung“ 
Bd. 9 ©. 546), und daß die Ausübung auteritärer Befugniſſe überhaupt den 
approbierten Aerzten vorzubehalten jei (Erlaß vom 25. März 1893, ebenda 
Bd. 10 ©. 239. Es ergibt ſich aber, wenn einmal den Naturheiltundigen 
eine Mitwirkung an Stelle approbierter Aerzte eingeräumt wird, die notwendige 
Folgerung, daß fie bei dem Beweis des Eintritts, der Art und der Wirkungen 
einer Krankheit ala Ausfunftsperfonen Gehör beanjpruchen (vgl. den ferneren 
Erlaß von 2. Juli 1898, ebenda Bd. 15 ©. 503 und das Bd. 16 ©. 54 
da). abgedrudte Urteil des Preuß. Oberverwaltungsgerichts v. 22. Oktober 1898). 
Deshalb iſt es am der Zeit, dem in Stadt und Land um ſich greifenden, durd) 
eine derartige Auslegung geförderten Treiben der nicht geprüften Medizinal: 
perjonen einen Riegel vorzuſchieben. Wieder und wieder fommen Vorjchläge, wie 
dies zu geichehen hat, und es ift faum daran zu zweifeln, daß bei der bevor: 
ftehenden Umänderung des Kr. V. Geſetzes dieſe Angelegenheit in den order: 
grund der Beiprechung gelangen wird. 


Schlechtweg die Beihränfung auf die Behandlung durch approbierte Aerzte 
it, wie ich zugeben muß, nicht angängig. Man darf das Kind nicht mit dem 
Bade ausjhütten. Annehmbar ift der Berfuh von Hahn (Arb.:VBerjorgung 
Bd. 17 ©. 386), die Fälle aufzuzählen, in welchen auch die anderweitige Hilfe 
zugelaſſen iſt: 


„Aerztliche Behandlung iſt Behandlung durch einen Arzt im Sinne 
des 3 29 der Gew. Ordnung, einſchließlich der Dienſte ſolcher Perſonen 
die der Arzt zu jeiner Unterftügung heranzieht. Der ärztlichen Be: 
handlung ift die Hilfe anderer Perfonen nur dann gleich) zu achten, 
wenn dieje Hilfe entweder vom Arzte angeordnet oder wenn in dringenden 
Fällen die rechtzeitige Anrufung des Arztes nicht angängig und die 
Zuziehung der anderen Perſon ſachgemäß war.“ 


Die Praris hat insbejondere bei einfachen Leiftungen, die durch Zahntechniker 
an Stelle der Zahnärzte ausgeführt werden können, deren Thätigkeit geitattet ?). 
Auch gewiſſe Dienjte der Hebammen werden ähnlich behandelt). Dennoch wird 
man daran feithalten müflen, daß mur in Notfällen der Erſatz des Arztes 
durch andere Perjonen angängig ift, es müßte denn fein, daß auf Geheiß, 
unter Aufficht und zum Zeil aud) unter Mitverantwortlichteit des Arztes jemand 


ı Vgl. Roſin, Recht der Arbeiterverfiherung ©. 374 ff. 

?) Urteil des Großherzogl. Badiihen Verwaltungsgerihtshofs vom 
31. Oltober 1899, Arbeiterverjorgung ®d. 17 ©. 133, 

®) Daielbit Bd. 15 ©. 636 Nr. 5. 
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anders bei der Behandlung des Kranken fich beteiligt (3. B. beim Anwenden 
von Bädern, bei Maſſage, eleftriihen Kuren u. dal.). 

Eine andere in Aerztekreiſen auf das lebhaftefte erörterte Streitfrage it 
die der Treien Arztwahl. Augenblicklich it die Rechtslage fo, daß grund: 
ſätzlich jede Krankenkaſſe darüber Beltimmung treffen kann, ob fie ihren Mit: 
gliedern freie Hand in Betreff der Auswahl eines Arztes laſſen will oder nicht. 
Sowohl die Gemeindefranfenverlicherungen, mit deren Fortbeſtand bei Aenderung 
des Krankenverſ. Geſetzes hoffentlich nicht mehr geredynet zu werden braucht 
(vgl. Zeitichrift für Sozialwijjenihaft, 4. Jahrgang, Heft 2 ©. 119), 
als auch die Zwangskaſſen können vorichreiben, daß die ärztliche Behandlung 
ebenio wie die Lieferung der Arznei und die Kur und Verpflegung nur durd) 
beitimmte Aerzte, Apothefen und Krankenhäuſer zu gewähren find, und daß 
die Bezahlung der dur Inanspruchnahme anderer Aerzte, Apotheker und 
Kranfenhäufer entitandenen Koſten, von dringenden Fällen abgejehen, 
abgelehnt werden darf. Bei der Gemeindefranfenverfiherung ift eine derartige 
Anordnung durch Gemeindebeihluß, bei den Zwangskaſſen durch das Kaſſenſtatut 
zu treffen ($ 6a Nr. 6, 8 26a Nr. 1b Kr. V. G.). Die freie Arztwahl ftellt 
ih alſo, rein äußerlich betrachtet, als die gejeliche Regel, der Kaſſenarzt— 
Zwang ala die zugelaffene Ausnahme dar. Wlan darf fi dadurd indes nicht 
zu der Auffaffung verleiten laffen, als jei der Gejeßgeber grundfäglich ein Gegner 
des Arzt-Zwanges gewejen. Für eine derartige Anficht fehlt e8 an der genügenden 
Unterlage in der Entitehungsgeichichte der Novelle von 1892/3; man wollte 
lediglich die bis dahin in der Rechtſprechung mehrfach angezweifelte Befugnis 
der Krankenkaſſen, ihren Mitgliedern ausjchließlich die von ihr angenommenen 
Aerzte zur Verfügung zu Stellen, in dem Geſetze einwandfrei ausdrüden. Die 
geihichtliche Entwidelung ift auch thatſächlich ſo geweſen, daß der Kaſſenarzt— 
zwang faſt allenthalben überwog; erſt neuerdings wird hier und da, veranlaßt 
dur rührige Agitation unter den Aerzten und den Kafjenmitgliedern, in dies 
Syſtem Breiche gelegt. 

E3 bedarf faum der Ausführung, daß die ganze Erörterung ſich weniger 
um Rechtsfragen, als um Gelichtspunfte der Zweckmäßigkeit drehen fann: an 
dem einer Orte wird, durch die Perjönlichkeit der jämtlichen Aerzte und durch 
die gegenfeitige Selbitzucht der Mitglieder begünstigt, die freie Arztwahl ich 
gut bewähren — anderwärts hat man bei der Verichiedenartigfeit der Menſchen 
und Meinungen die größten Nachteile desjelben Syitems in moraliidher und in 
finanzieller Beziehung zu befürchten). Darans ergibt fich die jelbitverjtändliche 
Folgerung, daß es nicht wohlgethan jein würde, alles über einen Leiften zu 
ihlagen. Glaubt eine Kafjenverwaltung die freie Arztwahl, für die ſich vom 
idealen Standpunkte aus vieles jagen läßt, ungeachtet der praftiichen Bedenken 
einführen zu fünnen, auf die 3.8. der Preußiiche Minifter für Handel und 
Gewerbe in einem Erlafje vom 26. November 1895 hingewielen hat, jo mag 
fie getroft mit Zuftimmung ihrer Mitglieder dazu übergehen. Diejenigen, die 
der Schuh am meilten drüct, werden ſich ſchon rechtzeitig melden, wenn fie 
erfennen, daß die Kaſſe dabei nicht qut beitehen fann. Für nicht angebracht 
muß ich es halten, wenn es Auflichtsbehörden unternommen haben, die ihnen 





ı) Bgl. über derartige Erfahrungen: „Arbeiterverjforgung“ Bd. 12 ©. 233, 
652; Bd. 13 ©. 302, 596; Bericht des Verbandes württembergiicher Krankenkaſſen an das 
dortige Minifterium, ebenda Bd. 17 S. 428. Auch die Redner des am 24. April 1900 
gehaltenen Knappſchaftsverbandstages (S. 45 daj.) haben ihre Bedenken geäußert. 
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unterftellten Krankenkaſſen zur Bejeitigung der einmal eingeführten freien Wahl 
des Arztes zu zwingen. Das Selbjtverwaltungsrecht der Kaſſen darf fi in 
diefer Hinficht eine Schmälerung nicht gefallen laſſen. Insbejondere ift jelbit 
bei ungünstigen Abichlüffen einer folchen Kaffe der Hinweis auf $ 33 Kr.B.G. 
unzutreffend, wonad) gegebenen Falls eine „Minderung der Kaſſenleiſtungen 
herbeizuführen“ if. Es wäre eine durd) nichts gerechtfertigte Kränkung der 
Kaffenärzte, wenn man ihre Thätigkeit als „Minderleiftung”, die Wirkjamteit 
der frei gewählten Aerzte dagegen als „Mtehrleiftung“ hinftellen wollte. Zu 
einem Einjchreiten auf Grund jener VBorjchrift it deshalb kein Anlaß gegeben '). 
Nur wenn das Statut die Annahme beftimmter Kaffenärzte vorichreibt, muß 
auf die Befolgung gehalten werden, und die Auffichtsbehörde kann den Vorjtand 
bezw. die Generalverfammlung durch Strafandrohung daran hindern, daß ſich 
diefe Inſtanzen über die zu Recht beſtehenden Normen einfach hinwegjeßen 
($ 45 Kr. V. G. Geſ.).. Der beratenden und helfenden Thätigfeit der 
Behörde iſt dagegen feine Schranke gezogen; aucd wird man anerkennen müjlen, 
daß bei der Prüfung der Leiftungsfähigkeit einer Kaſſe vor der Zulaſſung fernerer 
ftatutarijcher Erweiterung der Bezüge der mutmaßliche Einfluß der freien Aerzte: 
wahl auf die Kaflenfinanzen jehr wohl erörtert werden darf; dieſe Erörterung 
ift jogar notwendig, wenn man nicht mit höchſt unliebiamen Weberrajchungen 
rechnen will. Umgekehrt bietet da, wo der Haffenarzt: Zwang beiteht, die Be— 
ftimmung in $ 56a Kr. V.G. eine willkommene Dandhabe, um bei einer 
unzulänglicen Verſorgung der Mitglieder mit ärztlichen Beiftande Abhilfe zu 
ihaffen. Es kann demnad) auf Antrag von wenigitens 30 Verſicherten die 
höhere Verwaltungsbehörde nad) Anhörung der Kaffe und der Auffichtsbehörde 
anordnen, daß die ärztliche Hilfe durd) weitere als die von der Kaffe beitimmten 
Aerzte zu gewähren iſt, wenn durch die von der Kaſſe getroffenen Maßnahmen 
eine den berechtigten Anjprücen der Beteiligten genügende Darbietung jener 
Unterftügung nicht fichergeftellt ericheint. Dieſer behördliche Druck hat zunächſt nur 
abitrafte Eigenſchaft: es iſt nicht ohne weitered angängig, die Kaffe zur An: 
nahme diejes oder jenes beftimmten Arztes zu zwingen. Erſt wenn bie 
Kaſſenverwaltung der allgemein gehaltenen Anordnung nicht binnen der geftellten 
Friſt Folge leistet, erhält die höhere Verwaltungsbehörde die Befugnis, Die 
erforderlichen Schritte ftatt der zuftändigen Organe mit verbindlicher Wirkung 
für die Kaffe zu thun ($ 56a Abi. 2 cit. Erlaß des Kal. Sächſ. Mini: 
teriums des Innern v. 10. Auguſt 1894, „Arbeiterverjorgung“ 
Bd. 12 ©. 193). 


Bejonders häufig kann dies behördliche Einichreiten nötig werden, um den 
Kranken die Hilfe eines Spezialarztes zu verichaffen. In zahlreichen Fällen, 
bei Erkrankungen des Auges, des Ohres, der Nafe, bei Geichlechtsfrankheiten 
u. dgl. entipricht e8 den Anforderungen einer geordneten Kaffenpflege, wenn bie 
Patienten an einen Arzt verwiejen werden, der ſich theoretiich und praftiich vor: 
wiegend mit Behandlung und Heilung jolcher Leiden befaßt hat. Es würde indeſſen 
zu weit gehen, wenn man den Kafjenarzt: Zwang bei allen Krankheiten diejer Art 
einfach als nicht beſtehend anjehen wollte. Abgejehen von der Möglichkeit, dat 
Gefahr im VBerzuge lag, darf ein ſolches Durchbrechen der oben entwidelten 
Grundſatze nicht zugeſtanden werden, ſchon um die Kaſſe finanziell lebensfähig 


) So auch Hahn in der „Arbeiterverſorgung“ Bd. 14 S. 1l und S. 41 ff; 
abweichend die Ausführungen S. 17 dai. 
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zu erhalten. Es ift davon auszugehen, daß zu der Annahme des Spezialarztes 
die Genehmigung des Kaflenarztes oder des Kaſſenvorſtandes, der jeinen Nech: 
nungsführer mit entiprechender Vollmacht auszuftatten pflegt, regelmäßig er- 
forderlih ilt. Wenn dem Kaſſenarzte im Statut nicht ausdrüdlich die Befugnis 
verliehen ift, die Behandlung jelbititändig dem Spezialiften zu überweilen, jo 
hat der Kaſſenvorſtand zuzuftimmen; die Kaſſe wird je nach der Eigenart ihrer 
Aerzte gut thun, es ihnen hierbei nicht allzu bequem zu machen. Wenn aber 
der Haflenarzt bezw. Vorjtand die vom Kranken beantragte Gewährung der 
ipezialärztlichen Kur verfagen jollte, jo wird dem Betroffenen das Recht zuzu— 
iprechen jein, in dringenden Fällen fich direft am den Spezialarzt auf Rechnung 
der Kaffe zu wenden, bei einer Aufichub geitattenden Sachlage dagegen zunächit 
nah $ 58 Kr. V. G. die Entjcheidung der Auffichtsbehörde über Gewährung diejer 
Art der Unterftügung einzuholen. Mapgebend für deren Sprud) muß jein, was 
der Kalle bei Lage des Falls unter den obwaltenden örtlichen und perjönlichen 
Verhältniffen und unter billiger Berüdfichtigung der beiderjeitigen Intereſſen 
zugemutet werden Fann. In einer großen Stadt, in der die Zuziehung von 
Spszialiften bei deren erheblicher Zahl fid) ohne übermäßige Honorarkoften und 
ganz ohne Reileipelen ermöglichen läßt, wird man fich eher zur Bewilligung 
entichließen, al3 auf dem Lande oder in einem kleinen Orte.') 


Mas unter Eilfällen oder, wie das Hr. B.G. jagt, „Dringenden 
Fällen“ zu verftehen ift, ergibt fich in der Regel von jelbit. Immerhin ift 
der Begriff, weil er eine Ausnahme darftellt, ftreng auszulegen, und es fann 
nicht davon die Rede jein, daß neben dem erſten Bejuch, der durch die ob» 
waltende Gefahr geboten war, auch für fernere Bejuche die Kaffe aufzufommen 
hat, wenn inzwiſchen die Beſchaffung des Kaflenarztes ganz wohl möglich ge: 
weien wäre. Eine Notwendigkeit, die Behandlung durch den zuerjt gerufenen 
Arzt fortjegen zu laſſen, wird nur jelten *) anzuerfennen jein: meiftens it es 
jeinem Kollegen möglih, auf Grund der erhaltenen Auskunft ſich ein ebenjo 
richtiges Krankheitsbild zu schaffen. Wenn aber die Inanſpruchnahme zweier 
Aerzte neben einander durch die Schwierigkeit des Falles erfordert wird, oder 
wenn der Kaffenarzt nachweislich verkehrte Anordnungen trifft und zu einer 
Anderung nicht im ftande ericheint, dann it der Patient berechtigt, anderweite 
Hilfe zu verlangen. Dasjelbe gilt, wenn der Kaflenarzt unter Verfennung der 
Sachlage fich weigert, die vorhandene Erwerbsunfähigkeit zu beicheinigen; dem 
Patienten bleibt dann, damit er zu feinem Krankengelde gelangt, nichts übrig, 
als einen andern Arzt zu befragen. Anders Liegt die Sache, wenn der Per: 
fiherte fi in eine Krankenanſtalt weilen laſſen möchte, während der Kafjenarzt 
die Ausstellung des Krantenhausicheins ablehnt. Da gegenüber der Kaſſe " 
Rechtsanſpruch auf Gewährung der Krankenhauspflege überhaupt nicht befteht ), j 
it es nicht ſtatthaft, durch Zuziehung eines zweiten Arztes die Ueberweiſung Äh 
die Anitalt zu verſuchen. Auch zur eigenmächtigen Benutzung einer Privatflinit 
der Kranke auf Rechnung der Kaffe nicht befugt („Arbeiter-Berjorgung” 

1) Hahn a.a. D. Bd. 14 ©. 331; vol. Bd. 7 ©. 4, 9, Bd. 11 ©. 556; Bd. 12 
5.451 Nr.3, S. 590 Nr. 1; Bd. 13 ©. 160 Nr. 10; Bd. 16 © ©. 263 Nr. 3 dai. 

9 Ebenda Bd. 14, ©. 14. \ 

) 8 7 Kr.B.6. ſpricht Iediglih davon, daß freie Kur und Berpflegung in einem 
Krantenhauje gewährt werden fann. Das Mitglied hat aber im geeigneten ‘Fällen die Möge 
lichkeit, nad) F 57 Kr. V. G. die Vermittlung des Armenverbandes zu wählen, der dann jeiner: 
ſeits Krankengeld nebft dem in Abi. 5 daf. beſtimmten Zujchlage als Erſatz erhält. 
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Bd. 11, ©. 484, Nr. 7); er fann höchſtens, wenn eine Operation nötig und 
nur in einer Anftalt ausführbar war, neben dem Krankengelde Erſatz der Koften 
für die ärztliche Bandlung, Arzneien, Verband u. dgl. fordern. 

Ch der Verficherte fi deifen bewußt war, daß er den Kaflenarzt in An: 
ipruch zu nehmen hatte, oder ob er über die Vorjchriften des Statut3 und über 
jeine eigenen Nedjte fi im Unklaren befand, ift nicht enticheidend.*) 

In denjenigen Fällen, in welchen der Verficherte von der Kaffe die 
Honorierung des Nichtkaffenarztes wegen der obwaltenden Dringlichkeit verlangen 
darf, hat regelmäßig auch diejer Arzt ſelbſt gegen die Kaſſe einen un: 
mittelbaren Aniprud auf Befriedigung, der fi aus den Grundjäßen 
über nüßliche Geichäftsführung ohne Auftrag und über ungerechtfertigte Be: 
reicherung ergibt (SS 677 ff. 684, 812 ff. B.G.B.; „Arbeiter:Verjorgung“ 
Bd. 17 S. 1ff.). Es behält für die Durchführung diefer Forderung bei dem 
ordentlichen Rechtswege jein Bewenden, da für das privatrechtliche Verhältnis 
die Beftimmungen des $ 58 Kr.B.G. nicht anwendbar find. (Urteil des Fal. 
Landgerichts Berlin vom 8. Februar 1898, ebenda Bd. 15 ©. 591.) 

Als die wirkiamfte Drohung genen die Zuziehung von Nichtkaſſenärzten 
wird vielfach die Möglichkeit betrachtet, da8 Krankengeld an Erwerbsunfähige 
zu verjagen, wenn nicht eine Bejcheinigung des Kafjenarztes ſich für die Gewährung 
ausſpricht. Diefe Anficht ift indeſſen eine irrtümliche, obgleidy fie bi8 auf den 
heutigen Tag aud in der Redtiprehung Anhänger gefunden bat. (Urteil des 
fol. Landgerichts Limburg v. 20. Nov. 1888, „Arbeiterverjorgung“ 
Bd. 6 6.143 ff.; Bd. 7 S. 84; Erlaß des kgl. faächſiſchen Miniſteriums 
des Innern v. 11. Nov. 1891, Bd. 9 S. 656 daſ.). Wenn ſchon früher die 
Streitigkeit lediglich Beweisfrage war, ſo hat die Krankenverſicherungs-Novelle 
von 1892/3 jeden Zweifel genommen, indem fie bei Zuziehung anderer als der 
Kaſſenärzte wohl die Verweigerung des Honorars geitattet, über die Vorenthaltung 
des Kranfengeldes aber fein Wort jagt. Damit ift ausgedrüdt, daß der Nach— 
weis der Erwerböunfähigfeit auf jede irgendwie geeignete Weile nad freien 
Grundjäßen geführt werden darf. Was das Statut über Beibringung eines 
kaſſenärztlichen Zeugniſſes enthält, ift nur Ordnungsvorichriit ; allenfalls 
fann nad) den Beitimmungen der Kranfenordnung ein Mitglied, das fi) der 
Behandlung und Aufiicht des KHaflenarztes entzieht, in eine Strafe genommen 
werden, deren Anrechnung auf das Krankengeld erlaubt it. Weiter reicht Die 
Macht des Arztzwanges nicht.) Nur joviel ift noch betreffs der Arzneien und 
lonftigen Heilmittel zu erwähnen, daß e3, von dringenden Fällen wiederum ab- 
gefehen, den Kaſſen ftatutariich freiiteht, die Bezahlung ſolcher Medikamente zu ver: 
weigern, die nicht vom Kaſſenarzte verichrieben find (a. a. O. Bd. 10 ©. 320 Nr. 5; 
Bd. 12 ©. 77 und 114; Bd. 13 ©. 63 Nr. 5; Bd. 14 ©. 60. Bb. 17 ©. 753). 
63 liegt hierin, da mit den Apothefen und Droguengeihäften häufig die Ge: 





') Anderer Meimung das Urteil bes kgl. bayerijhen Verwaltungsgerichts— 
hofs, 2. Senat, v. 15. Juni 1891 („Arb.Verſ. Bd. 10 S. 5 ff.), nach welchem bei Rechts— 
irrtum über Fortbeſtand des Unterftüßungsaniprucs die Bezahlung des Nichtkaſſenarztes 
gefordert werden kann. 

2) Mal. den Aufſatz: „Wer ijt erwerbsunfähig ?“ in der Volkstüml. Zeitihrift 
für Arbeiterverfiderung (Kottbus) 7. Jahrgang, Nr. 8 ©. 118; „Arbeiterver:- 
ſorgung“ Bd. 8 ©. 250 fi.; Bd. 13 ©. 140 Nr. 6; Bd. 14 ©. 287, © 283 Nr. 11; 3b. 15 
S. 147 Nr. 1; Urteil des 'Großh. badiſchen Berwaltungsgerihthofes vom 
93. IT. 1893 und v. 3. IV. 1900 (8b. 17 ©. 753 bai.). Hahn ebenda Bd. 10 S 259. Weber 
die Naturheilfundigen und deren Attejte j. oben ©. 324. 





v. Frantenberg. Die Stellung der Nerzte in der deutichen Arbeiterverficherung. 329 


währung beitimmter Rabattjäße auf die von den Kaſſenärzten nad) einem beitimmten 
‘Formular verordneten Rezepte vereinbart ift, jeitens der Krankenkaſſen eine wirt: 
ſchaftlich zweckmäßige Vorſchrift. 

Wenden wir uns nun der Stellung des Arztes in dem Syſtem der Anfall: 
verfiherung zu, jo ergibt es fih von jelbit, daß die erite Hilfe regelmäßig 
nicht auf Rechnung der berufsgenofjenichajtlichen Organe oder Jonjtiger Träger 
der Unfallfürforge (Staats-, Kommunalbehörden als Unternehmer größerer Baus 
und Unterhaltungsarbeiten in eigener Regie) gewährt wird, weil das Vierteljahr 
nad Eintritt eines Unfalls eine Karenzzeit daritellt, innerhalb deren die Kranken: 
kaſſen thätig zu werden verpflichtet find. Wo eine Krankenkaſſe nicht zuftändig 
it, da hat man dem Unternehmer jelbit die Koften der ärztlichen Behandlung 
nebit Zubehör auferfegt,') und in diefer weiſen Maßregel liegt ein Antrieb für 
die Arbeitgeber, daß ſie nach Möglichkeit fi) die Aufnahme der von ihnen be: 
ihäftigten Perſon in einer Krankenkaſſe angelegen fein laſſen. Es kann Dies 
durch freiwilligen Beitritt in Hilfs: oder aud in Zwangskaffen *) geichehen, es 
it aber eine noch umfaffendere Sicheritellung dadurd zu erzielen, daß die 
Krankenverficherungspflicht ortäftatutariich (8 2 Abi. 1 Mr. V.G.) auf die für 
vorübergehende Zeit (unter einer Woche) angenommenen Arbeitskräfte erſtreckt 
wird. Hoffentlich entjchließt man fich bei der bevorjtehenden Novelle zu einer 
gejeßlichen, durchgreifenden Erweiterung in derjelben Richtung, wie dies von 
verihiedenen Seiten wiederholt dringend befürwortet ilt. 

Der Grundjaß, daß in den erften 13 Wochen die Berufsgenoffenichaft Feine 
ag Hilfe zu gewähren habe, ift indes im Laufe der Zeit mehrfach durch: 
rochen. 

Die wichtigſte, allerdings nicht auf Zwang, ſondern nur auf wohl: 
verftandenem freien Entgegentommen beruhende Abweichung ijt darin enthalten, 
dab die Berufsgenoffenichaften die Befugnis haben, ſchon vor Beginn des 
zweiten Vierteljahrs nad dem Unfalle helfend einzugreifen, wenn fie 
fih davon einen beijeren Erfolg und größere Zuverläfligkeit in der Durchführung 
des Heilverfahrens verſprechen. Durch $ 76e Kr. V. G. iſt diefe Möglichkeit, 
betreffs deren früher mancherlet Zweifel beftanden, geleglic; anerfannt. Den 
weiteren Ausbau geben jett 88 11 ff. des G.U.B.G. in der Faſſung vom 
30. Juni 1900. 

Schon jeit mehr als einem Jahrzehnt hat das Reichsverſicherungsamt die 
Berufsgenofienihaften immer wieder darauf hingewieſen, wie jehr eine wohl- 
wollende Wahrnehmung der mit jener Möglichkeit verbundenen Befugnifle in 
allſeitigem Intereſſe Liege.) Mit großem Eifer hat ſich die ärztliche Wiſſen— 
haft, durch die deutſche Arbeiterverficherungsgeleßgebung gefördert und an— 
geipornt, der Unfallheilfunde in mwachlendem Umfange zugewendet. Mit ihren 
yortichrit ten iſt aber auch die Erkenntnis verbunden geweſen, daß möglichit 
frühzeitig und nachdrücklich die Fürſorge für die Verlekten erfolgen müſſe. Auf 


8 12 des 6.1.8.6. An Stelle des Unternehmers tritt bei Regiebauten und in land» 
und forftwirtfchaftlichen Betrieben die Gemeinde ein, vgl. $ 10 Bau-ll.B.G,, $ 27 2. U. V. G. 
984 Abi. 2 Kr. V.G. in Verbindung mit $ 1 Abi. 1, $ 2 Nr. 1, 19 Abſ. 3 gibt 
nichtverficherungspflichtigen Perfonen, die in Gewerbe: und ähnlichen von dem Gejeße erfaßten 
Betrieben beichäftigt werden, die Möglichkeit freiwilligen BeitrittS zu der Gemeindefranfen- 
verfiherung, Ortskrankenkaſſe und fonftiger Zwangskaſſe, jofern ihr jährlihes Gejamt- 
einfommen 2000 Dit. nicht überfteigt. 

) Amtlihe Nahrihten des Reihsveriiherungamts" 1837 ©. 54, 120: 
1889 ©, 133, 358; 1896 S. 159; 1897 ©. 279 u.a. m. 
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diefem Gebiete iſt dem Arzte eine jchwierige, aber auch äußerſt dankbare Auf: 
gabe geſtellt. Bom Standpunkte der Krankenkaſſe aus würde, finanziell be: 
trachtet, kaum ein Anlaß vorliegen, ‚in den erften 13 Wochen unter bejonderen 
Kuraufwendungen darauf hinzuwirken, daß nachher der Zuftand des Verletzten 
ein möglichit befriedigender, und daß feine Erwerbsbeſchränkung jo viel als an- 
gängig befeitigt werde. Denn die Kaſſe darf ja von der Berufsgenoffenichait 
Erjat ihrer ohne Auftrag im erften Vierteljahr gemachten Eoftjpieligen Aus: 
gaben nicht erwarten. Hat fie 3. B. den Patienten nad) rajcher Ausheilung 
ſeines Armbruches bei Beginn der 10. Woche in ein mediko-mechaniſches In— 
ſtitut geichict, ohne die Berufsgenofienichaft vorher zu fragen, jo wird fie die 
erheblichen Koften einer derartigen Behandlung allein tragen müffen, falls nicht 
der Genoflenichaftsvorftand ein billiges Einjehen hat. Bier it es Sache des 
Arztes, vermittelnd einzugreifen und bei Zeiten die Stellung geeigneter Anträge 
an die Berufsgenoffenichaft wegen der Genehmigung folder Mehraufwendungen 
zu veranlaffen. 


Viele Berufsgenoſſenſchaften haben freilich ihre eigenen VBertrauensärzte, 
und fie werden ſich der Hilfe derjelben bei ſolchen Anträgen gewiß häufig be: 
dienen. Die Behandlung felbit aber werden fie verftändigerweile dem Arzte der 
Krankenkaſſe überlaffen, wenn nicht bejondere Gründe dagegen ſprechen (Ein: 
weilung in eine Privatklinit, nachgewieſene Fehler u. dgl). Bon dem Tafte 
der Aerzte darf erwartet werden, daß ſie ſich gegenjeitig die erforderliche Aus: 
funft über den Stand des Falles in geeigneter Weife erteilen. Zur Sontrollierung 
der Kranken im erften Bierteljahre it die Berufsgenoſſenſchaft geſetzlich nicht 
ohne weiteres befugt, wenngleich der Aerztetag im Jahre 1894 dies für jelbit- 
verftändlich gehalten Hat.) Auf alle Fälle wird man, wie eine Reihe von 
ärztlichen Standesordnungen es vorjchreiben, von dem Wertrauensarzte zu ver: 
langen haben, daß er fid) mit dem behandelnden Arzte vorher in Verbindung 
jet, und daß er ein Durchkreuzen der von demielben getroffenen Anordnungen 
zu vermeiden bemüht iſt. Für ganz jelbitveritändlih muß man es halten, daß 
der Vertrauensarzt fein abichlieendes Urteil im Gegenjate zu jeinem behandelnden 
Kollegen fällt, ohne den Berleßten gejehen zu haben. 


Auch dem Patienten gegenüber vermag der Arzt in Unfallfachen einen jehr 
wejentlihen Einfluß auszuüben, um ihn vor erheblichen dauernden Nachteilen 
zu bewahren: es gilt dabei viele Vorurteile zu überwinden, die im Volke um: 
ausrottbar fortzuleben jcheinen. Bejonders ſchwer entichließt fid) auf dem Lande 
und in Heinen Städten ein Verlegter zur Aufnahme im Krankenhauſe, und im 
Zujammenhange damit fteht eine faum zu befiegende Scheu vor operativen Ein- 
griffen jedweder Art. Jetzt hat $ 22 des G. U.V. G. flarer und zwedmäßiger 
als bisher den Berufsgenoflenichaften die Möglichkeit gegeben, einen gewiſſen 
Zwang zur Herbeiführung der Kranfenhausbehandlung anzumenden. Sie fünnen 
an Stelle der freien ärztlihen Behandlung nebit Zubehör in Verbindung mit 
der Nente die Unterbringung in einer Heilanftalt anbieten, und zwar für Ver: 
legte, die verheiratet find oder eine eigene Haushaltung befigen oder Mitglieder 
der Haushaltung ihrer Familie find, mit deren Zuftimmung, für jonftige Ver: 
legte aber aud) gegen deren Willen. Auch bei der erjtgenannten Gruppe ift die 
Einwilligung nicht erforderlich, wenn die Art der Verlegung Anforderungen an 


) Mugdan in der „Medizinifhen Reform“, 9. Jahrgang Nr. 14 v. 6. April 
1901 ©. 107. 
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die Behandlung oder Verpflegung ftellt, denen in der Familie nicht entiprochen 
werden fann, oder wenn der für den Aufenthaltsort des Verletzten amtlich be- 
ftellte Arzt (Phyſikus u. ſ. w.) bezeugt, daß der Zuftand oder das Verhalten 
des Verletzten eine fortgelegte Beobachtung erfordert. Die Begründung!) führte 
dazu aus, es entipreche ebenſo jehr dem wahren Intereſſe der Verlekten als dem 
Bedürfniſſe der Genofjenichaften, wenn leßteren die Befugnis beigelegt werde, 
Verlegte, die einer bejonders jchwierigen Behandlung benötigten oder dauernd 
überwacht und zur Befolgung der ärztlichen Anordnungen angehalten werden 
müßten, in einer geeigneten Seilanjtalt unterzubringen. Die Vorausjegungen 
jeien in Anlehnung an die Faſſung des $ 7 Kr. V. G. feitgeftellt. Die wörtliche 
Uebertragung der dortigen Beltimmungen empfehle ſich aber nicht, da das Zu: 
widerhandeln gegen ärztliche Anordnungen jelbit im Wiederholungsfalle unter 
Umftänden nicht ehr ſchwerwiegend ſei; ſchon die Reichstagskommiſſion habe 18397 
darauf hingemwiejen, daß dit von verichiedenen Aerzten wideriprechende Anord— 
nungen getroffen würden. Man müſſe deshalb den Verlegten gegen Nachteile 
in diefer Beziehung ſchützen. Ebenſo biete nur die Zuziehung des zuftändigen 
Amtsarztes hinreichende Gewähr dafür, daß die Zweckmäßigkeit einer u ae 
pflege bei angeblid) nötiger fortgeletter Beobachtung eine jachgemäßige Beur: 
teilung finden werde. 

In der Reichstagstommilfion”) wurde zwar diefer Anficht von einigen 
entgegengehalten, es werde mit derartigen Beicheinigungen beamteter Aerzte einem 
unlauteren VBigilantentum Vorſchub geleistet. Schon bisher ſei e8 vorgefommen, 
daß Spitel den Berlekten veranlaßten, etwas zu arbeiten, und daß er dann 
als Simulant verdächtigt oder in eine Anstalt geſteckt werde. Sollte aljo eine 
jolhe Einrichtung getroffen werden, jo müfle fie mit wirfjamen Rechtögarantien 
umgeben und gegen Mißbrauch geichüßt werden; namentlich jei es auch bedenklich, 
wenn der beamtete Arzt in einem Vertragaverhältnis zur Berufsgenoſſenſchaft 
ftehe. Außerdem entipreche es der Gerechtigkeit, in ſolchen Fällen, in denen die 
Anftaltspflege dringend wünjchenswert jei, das Beſtimmungsrecht nicht aus: 
ſchließlich dem Ermeſſen der Berufsgenoſſenſchaften zu überlaſſen: nad) der einen 
wie nach der anderen Richtung jei jede Willfür zu verhindern; es müſſe deshalb 
auf Verlangen des Verletzten das Schiedsgericht die Befugnis haben, ihm die 
Krankenhausbehandlung zuzubilligen. 


Dieſe Anſchauung fand indeß nicht die Mehrheit. Es wurde ihr mit 
vollem Rechte entgegengehalten, daß fich eine beffere Gewähr für unparteitiche 
Beurteilung des Verletzten vom ärztlichen Standpunfte aus in Bezug auf jein 
Verhalten, als fie durch Zuziehung eines beamteten Arztes geboten werde, 
Ihlechterdings nicht erreichen lafje; übrigens dürfe man vereinzelte ungünftige 
Erfahrumgen nicht verallgemeinern, da man durch die beiten Gejeße dody nicht alle 
Ausichreitungen unmöglich machen fünne. So ift denn der Regierungsvorichlag 
Gejeg geworden, und man hat ferner fein Bedenken getragen, die Einweilung 
in Heilanftalten aller Art grundiäglich zuzulaffen, während von den Gegnern 
der Vorlage die Ausichliegung derjenigen Anftalten gefordert wurde, welche nicht 
auf Rechnung des Staats oder eines Kommunalverbandes (Provinz, Kreis, 
Stadt u. ſ. w.) verwaltet werden. 


1) Nr. 523 der Reichstagsdruckſachen 1898/1900 ©. 62 ff. Im Reichstage ift an ber 
Beitimmung des Entwurfs (dort 8 7) nichts von Belang geändert. 
2) Bericht der Reichstagsfommiffion Nr. 703a der Drudiadhen von 1898/99 S 
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In einer anderen Richtung kann das ärztliche Gutachten bei Unfallverlegten 
ſchon während der eriten 13 Wochen für die Gewährung der Rente maßgebend 
werden: in 8 13 G.U. V. G. ift beitimmt, daß die Berufsgenoſſenſchaft zur 
Zahlung der Rente unter gewiſſen Vorausſetzungen bereits eher, und zwar von 
dem Tage ab verpflichtet jein joll, an welchem der Krankengeldanipruch in Weg: 
fall gefommen iſt. Die Negierumgsvertreter haben es allerdings für unannehm: 
bar erflärt, die Karenzzeit in der Weile zu durchbrechen, daß die Berufs: 
genoflenichaften jchlechthin zur Leitung der Unfalfrente nach dem Aufhören des 
Krankengeldes angehalten würden. Sie find mit dieler Anfiht auch im 
mejentlihen durchgedrungen. Nur wenn bei dem Werlegten eine noch über 
die 13. Woche hinaus andauernde Beſchränkung der Erwerbsfähigkeit zurück— 
geblieben it, oder wenn das Statut ganz allgemein die Rentenzahlung, abgejehen 
von dieſem Fortbeſtehen, vorjchreibt, muß die Genoſſenſchaft dieſelbe zubilfigen. 
Dabei wird der Arzt jehr jorgjam abwägen müſſen, ob die Erwerbsunfähigfeit 
im Sinne des Kranfenverficherungsgejeges geſchwunden ift.”) ob alſo der Ver— 
letzte jetzt wieder Arbeit derjenigen Art zu verrichten vermag, wie ſie Kaſſen— 
mitglieder in ähnlichen Lebensverhältniſſ en zu leiſten pflegen. Die nicht gerade 
glücklich zu nennende Regelung, wie fie jetzt 513 G.U.B.G. enthält, bringt die 
Krankenkaſſen in Verluchung, das fernere Een auf die Berufsgenoffenichaften 
abzumälzen, während die Ießteren oft behaupten werden, die Krankenkaſſe habe 
ihre Zahlungen zu Unrecht vor Ablauf der 13. Woche eingeltellt und müſſe für 
die dadurch veranlaßte Nentenzahlung bis zu deren Höhe Eriat leisten (S 13 
Abi. 3). Zwiſchen dem Vertrauensarzt der Berufsgenoilenichaft und dem Kaſſen— 
arzt der Krankenkaſſe find Mleinungsverichiedenheiten über diejen heiflen Punkt 
unausbleiblid. Nur wenn die Behandlung des Verletzten, wie dies aus 
medizinischen Gründen ebenfalls wünjchenswert ift, von demjelben Sachver— 
ftändigen über die Leiltungspflicht der Krankenkaſſe hinaus fortgejegt wird, wird 
fich die Frage verhältnismäßig glatt erledigen. 

Was joll man aber dazu jagen, daß eine erhebliche Anzahl von Aerzten 
erklären, es jet nicht ihres Amtes, darüber ein Gutachten abzugeben, ob jemand 
erwerbsunfähig jei oder nicht, und wie groß das Maß der Erwerböbeihränfung 
jei?! Zum Glüd fehlt es nicht an tüchtigen Gutachtern, die ihre Stellung als 
medizinische Sacjverftändige richtig auffallen und ſich nicht auf eine mehr oder 
weniger eingehende fachmäßige Aufzählung der Beichtwerden des Patienten be— 
ichränfen. Es kann nicht davon die Nede fein, daß dem Genofjenichaftsvoritande, 
dem Schiedögerichte und dem Neichöverficherungsamte ihre Aufgabe möglichit 
leicht gemacht werden muß; jchwerlich aber wird man in Abrede ftellen, da 
ein Schlüffiges, die obigen Fragen auf Grund eigener Beobachtung beitimmt be= 
antwortendes Gutachten dazu geeignet it, eine Fülle von Streitigkeiten und 
MWeiterungen abzuichneiden und dem Verletten alsbald zu jeinem Rechte zu ver— 
helfen. Je höher der Arzt feine eigene Wiſſenſchaft ſchätzt, deſto bereitwilliger 
jollte er jein, der Rechtiprehung in derartigen Zweifelsfällen den Weg zu zeigen. ” 
Man wirft dem Juriſten häufig vor, daß er jein Urteil über das des Fach— 


" onwittlonabiride Nr. 7034 a.a.dQ. S. 43 ff 

2) Weber den Unterichied zwiichen der Erwerbsunfähigfeit des Kranfenverfiherungsgeießes 
und der Erwerbsbeihränfung nah unfallrehtlichen Beariffen vgl. den Aufſatz: „Wer ıjt er- 
werbsunfähig?“ in dev „Volkstüml. Monatsichrift für praft. Arbeiterver- 
ijiherung, 7 Jahrgang "Nr. 8 ©. 117 fr. 

HNgl. ©. 124 der „Mediziniichen Neform“ Jahrg. IX Nr. 16 vom 20. April 1901, 
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manns zu ftellen geneigt jei: hier bietet ſich den ärztlichen Sacjverjtändigen die 
dankbarite und ergiebigite Gelegenheit, den rechtsfundigen Mitgliedern der Spruch— 
behörden durch entſprechende Ausfunfterteilung eine ſichere Unterlage zu verichaffen, 
von der fie nur aus ganz bejonderen Gründen abweichen werden. 


Einen vermittelnden und mohlthätigen Einfluß werden vorausſichtlich im 
Laufe der Zeit die Bertrauensärzte der Schiedsgerichte ausüben, betreffs 
deren die Unfallnovellen mit Beginn des Jahres 1901 Beltimmung getroffen 
haben. Nach $ 8 des ſog. Mantelgejeßes (Gei. betr. Abänderung der Unfall: 
verfiherungsgejege, v. 30. Jumi 1900, R.G.B. ©. 335 und 578) haben die 
Schiedsgerichte für Arbeiterverficherung, die befannntlich jet die Angelegenheiten 
der Unfall neben denen der npalidenverjicherung erledigen, zu Anfang eines 
jeden Geichäftsjahres aus der Zahl der am Schiedögerichtäfige wohnenden appro— 
bierten Aerzte diejenigen auszuwählen, welche als Sadjverftändige bei den ſchieds— 
gerichtlichen Verhandlungen regelmäßig nad) Bedarf zuzuziehen find. Der Wahl 
joll die Anhörung der betreffenden Standeövertretung (Aerztefammern, Bezirks: 
vereine u. dgl.) vorangehen. Den zugezogenen Gutachtern ift Einficht in Die 
genoflenichaftlichen und Ichiedsgerichtlichen Akten zu gewähren, damit fie ſich für 
die von ihnen erfolgende Meinungsäußerung an der Hand des Prozepmaterials 
vorbereiten können. 

Diefe Regelung ſteht allerdings in einem gewiſſen Widerjpruche mit den 
Ausführungen der Motive zu der Unfallnovelle‘). Dort wurden die Beichlüfie 
der Reichstagskommiſſion von 1897, wonad) bei jedem Schiedsgerichte eine größere 
Anzahl von Vertrauensärzten zur Auswahl für die Verlegten als Obergutachter 
in Vereitichaft gehalten werden jollten, als zumeitgehend bezeichnet; denn es gebe 
zweifellos eine große Anzahl von Fällen, 3. B. die ungerechtfertigten Entſchãdigungs⸗ 
forderungen wegen allmählid) auögetretener Unterleibsbrüche, in denen die Heran— 
ziehung eines zweiten ärztlichen Zeugnifjes entbehrlich jei. Auch das Wahlrecht 
könne mißliche FFolgeericheinungen hervorrufen. Häufig bedürfe es dagegen der 
Anhörung beitimmter Spezialijten, und e8 müſſe jtatt der Beitellung ſchieds— 
gerihtlicher Vertrauensärzte als ausreichend angejehen werden, daß dem Schieds: 
gerichte die Verpflichtung obliege, gleich anderen Beweiserhebungen aud die Ein— 
holung von weiteren ärztlichen Gutachten anzuordnen. — Die Reichstagskommiſſion 
beharrte indeß auf dem früheren Standpunfte (vergl. Seite 12 des Berichtes 
Nr. 703 a.a. O.). Es wurde in ihrer Mitte darauf hingewiejen, daß die neuen 
Schjiedsgerichte für Arbeiterverfiherung durchweg große, reihbeichäftigte Gerichte 
ſein würden. In den meijten Unfalljachen, aber auch in zahlreichen Streitfällen 
aus der nvalidenverficherung jei die Beurteilung der ärztlichen Seite der Sache 
von enticheidender Bedeutung, und wenn die Schiedsgerichte auf der Höhe ihrer 
Aufgabe ſtehen joltten, jo mühe von vornherein dafür gejorgt werden, daß ihnen 
auf dem fait täglid) vorfommenden ärztlichen Gebiete tüchtige Hilfskräfte zur Seite 
itünden, die fie jederzeit ohne irgend welche Weitläufigfeiten auögiebig zu Rate 
ziehen könnten. Das laſſe fih nur erreichen, wenn regelmäßig ein ärztlicher Sad): 
verftändiger den jchiedögerichtlichen Sigungen beimohne, in denen er metitens 
den Verlegten vor fic) habe und die Ausführungen von beiden Seiten höre. Den 
Bedenken, die neuerdings von den Regierungsvertretern geltend gemacht wurden, 
iſ entgegengehalten, daß die Wahl der Schiedsgerichtsärzte in der erſten Spruch— 


7 Begrä ndung, bejonderer Teil, bei $ 8 des Geſetzes betr. Abänderung der Unfall 
verſicherungsgeſetze, S. 29 
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figung nur jcheinbar einen zufälligen Charakter habe. Die Vorbereitung durch 
den Borfigenden, der ſich an ſachkundiger, geeigneter Stelle über die betreffenden 
Perjönlicykeiten Auskunft holen werde, bürge gewiß dafür, daß man nicht 
blindlings die ‚Gutachter beſtimmen werde, ganz abgeſehen von der Garantie, 
die in der Durchführung der Vorſchrift unter Aufſicht der Landeszentralbehörde 
liege. Uebrigens entſpreche die Einrichtung dem Verfahren, wie es ſchon bisher 
bei einigen größeren Schiedsgerichten geübt ſei, und es ſtehe ſelbſtverſtändlich 
nichts entgegen, für den einzelnen Fall ſtatt des Vertrauensarztes oder neben dem— 
ſelben einen andern Arzt, insbeſondere einen Spezialiſten zuzuziehen. So iſt 
dann, nachdem die Kommiſſion einſtimmig der ſchließlich angenommenen 
Faſſung zugeſtimmt hat, die Angliederung der Vertrauensärzte an das Schieds— 
gericht Geſetz geworden, und es iſt kaum zu bezweifeln, daß die Neuerung 
noch mehr als bisher einen Stamm von Aerzten heranziehen wird, die in der 
jozialen Heilkunde hervorragend bewandert find, und mit den Urhebern des 
Gedanfens darf man bei der zunehmenden Bedeutung diejes neuen Zmweiges der 
ärztlichen Wiſſenſchalt fich hierüber von Herzen freuen! 

Im Zufammenhange mit der vorjtehenden Aenderung jteht die Beitimmung 
in $ 69 Abſatz 3 Gew.U.B.G., wonach ftets, wenn auf Grund eines ärztlichen 
Gutachtens die Gewährung einer Entihädigung abgelehnt oder ftatt der „Boll- 
rente“ nur eine Teilrente zugebilligt werden joll, vorher der behandelnde 
Arzt zu hören if. Schon hierdurch wird dafür Sorge getragen, daß bie 
Ipäteren Inſtanzen in den Alten eine möglichſt erichöpfende Darlegung der Sad): 
lage vom ärztlichen Standpunkte aus finden. Da indes die Möglichkeit in 
Betradt kam, daß ein mit der Behandlung befaßter Arzt wegen jeiner nahen 
Beziehungen zu der Berufsgenofjenichaft das Vertrauen des Berlegten nicht be— 
fügt, jo ift ferner angeordnet, daß jtatt des behandelnden Arztes, jofern diejer 
zu der Genojjenihaft in einem Wertragsverhältnifie fteht, auf Antrag ein 
anderer Arzt gehört werden muß. Wenn aud) die regelmäßige Yeititellung des 
Thatbeftandes durch eine Verhandlung vor der unteren VBerwaltungsbehörde, 
wie fie ſich die Reichſtagskommiſſion gedacht hatte, an dem Wideripruche der 
Regierung und einem Teile des Reichstages geicheitert und zur Musnahme ge: 
worden ijt‘), jo bietet doc auch die in Kraft getretene Faſſung des Gejetes 
für den ärztlihen Stand die Gewähr, daß jeine Vertreter ausreichend Gehör 
finden, und daß nicht über ihren Kopf hinweg in einjeitiger Weile entichieden 
werden wird. Bor allem ift es wichtig, daß dabei die beiden Hauptzweige der 
ärztlichen Willenihaft in Bezug auf Unfallverlegungen, die Heilkunde und 
die begutadhtende Thätigfeit, zwedmäßig in einander eingreifen. Was 
helfen die gediegenften Gutachten, wenn nicht gleichzeitig der Frage volle Auf: 
merfjamfeit zugemwendet wird, durch welche Mittel die Erwerbsfähigfeit des Be— 
ihädigten nachhaltig gebeifert werden kann! Die oberen Renteninftanzen 
(Schiedsgericht, Reichsverficherungsamt) haben freili mit der Gewährung der 
Heilmaßregeln unmittelbar und von Amtswegen nichts zu thun. Zu einer Ans 
regung in diefer Hinficht Find fie aber jehr wohl in der Lage. Bon dem Ge: 
nofjenichaftsvorftand darf dagegen beitimmt erwartet werden, daß er die in einem 
Obergutachten enthaltenen Winke ſich für die fernere Behandlung des Patienten 
zu Nutze macht und gegebenen Falls eine Aeußerung des angerufenen Sad)ver: 
tändigen hierüber herbeizuführen beftrebt iſt. 


') Beridt a. a. DO. Nr. 703 a ©. 83 fl. 
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Seit elf Jahren ift den Aerzten als drittes Gebiet auch das Bereich der 
Anvalidenverfiherung erſchloſſen. Die in der Zwilchenzeit gelammelten 
Erfahrungen berechtigen zu dem Urteile, daß hier ebenfalls die verftändnisvolle 
Mitwirkung der mediziniihen Sadperjtändigen von außerordentlicd, großem Werte 
für die richtige, jegenbringende Durchführung des Gejeßes iſt. Wenngleich bei 
der Kranfenverficherung die Aerzte nad) der Art und dem Umfange ihrer Be: 
teiligung geradezu die Hauptperjonen find, fällt doch aud für das J. V. — 
ihr Gutachten (von den Altersrenten und den Beitragserſtattungsfällen abgeſehen 
entſcheidend ins Gewicht. Die Feſtſtellung, ob die Erwerbsunfähigkeit im Sinne 
des JV.Geſetzes eingetreten iſt, läßt ſich allerdings viel einfacher bewirken, als 
die Abmeſſung der Zeile einer Unfallrente, die im Verhältnis zu dem Reſte 
der Erwerbsfähigfeit ftehen muß. Sobald die in $5 Abſatz + J.V. G. gegebene 
Grenzlinie nad) unten hin überjchritten wird, ift die Vorausjegung für den 
Eintritt der „Erwerbsunfähigfeit“ gegeben. Wie bei der Unfallverficherung, jo 
it auch) in Invalidenrentenſachen häufig darüber geftritten, immieweit es dem 
Arzte zukomme, fic über das Maß der Erwerbsbeichränkung zu äußern. Die 
Begründung zu der J. V. Novelle !) Hatte erwähnt, daß aus ärztlichen Streifen 
mannigfache Bedenken gegen eine ziffermäßige Berechnung der Erwerbsunfähigkeit 
geltend gemacht jeien, und daß ſich die mediziniichen Gutachter häufig hätten 
weigern müffen, einem entſprechenden Erſuchen nachzukommen. In der Reichs— 
tagstommiſſion wurde darauf erwidert, daß nad) wie vor dad Gutachten des 
Arztes in der Hauptjache den Ausichlag dabei geben müſſe, ob jemand erwerbs- 
unfähig jei, und daß man deshalb nicht umhin könne, bon dem Arzte Auskunft 
darüber zu verlangen, ob der Antragiteller noch die in $5 J. V. G. bezeichnete, 
jeßt übrigens nad) ſehr vereinfachten Grundſätzen zu berechnende Summe durch an— 
gemeſſene Thätigkeit zu verdienen vermöge. Es ſei verfehlt, die Aufgabe des Arztes 
mehr auf die willenichaftliche Seite der Sadye zu beſchränken, wie dies der Re: 
gierungsauffaſſung entſpreche. Von einer haarſcharfen Trennung könne füglich nicht 
die Rede ſein; der Unterſchied ſei theoretiſch, denn im praktiſchen Leben flöſſen die 
hier einihlagenden ärztlichen Fragen mit den thatlächlichen und wirtichaftlichen 
Gejihtspunften ineinander. Mean dürfe von dem Arzte annehmen, daß er diejen 
gegenüber ebenjo viel Sachkunde beſitze, wie die meiften andern Perſonen. 
Unter Hinweis auf das oben betreffs der Unfallverfiherung (S. 332) Gejagte 
pflichte id) dieſer Anſchauung volltommen bei und hoffe, daß troß der inzwilchen 
bei der Haushaltsberatung im Reichstage wieder laut gewordenen abweichenden 
Meinung die Ausarbeitung der Gutachten nad) der angedeuteten praftijchen 
Richtung hin immer mehr ſich einbürgern wird. Sollte dies unterbleiben, jo 
wird mancher Invalide wochenlang auf die erjehnte Rente warten müffen. Der 
Vorſtand der angerufenen Landesverficherungsanftalt, der in den vorgedrudten 
Entwürfen für ärztliche Atteſte meiſtens eine direkte Beantwortung der aus— 
ſchlaggebenden Frage anheimgibt, vermag ſchwerlich auf Grund der unbeſtimmten, 
ausweichenden Beantwortung ſeine Entſchließung zu treffen, wenn er nicht 
Gefahr laufen will, entweder leichtſinnig Renten zu bewilligen oder hartherzig 
begründete Anſprüche abzulehnen. Die Nachteile in beiden Fällen wären jehr 
groß; bedauerlich ift aber auch die Verzögerung, die fi) aus dem Umgehen 
einer Elaren Antwort betreffs der Erwerbsunfähigfeit jeitens des Arztes ergibt. 
Daß ein nachträglid) befragter Vertrauensarzt auf Grund ber Akten Auf: 


) ©. 248 der Reichätagsdrudjadhen von 1898/99. 
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ihluß gewähren kann, ift zwar möglich, doch ift die von ihm gebotene Aus: 
kunft im Zweifel nicht jo zuverläflig, ald wenn fie fi auf unmittelbare An- 
ſchauung des Patienten ftügen könnte. Es bleibt aljo nur das unfichere Mittel 
der Rückfrage bei dem urſprünglich begutachtenden Arzte, und zur Ergänzung 
die Einholung einer Aeußerung der unteren VBerwaltungsbehörde, jowie der Ber: 
treter der Arbeitgeber und der Verficherten über das Maß des Erwerbsfähig- 
feit übrig ($ 59 J. V.G.). Bon den Koften einer derartigen Maßregel mag 
ganz geſchwiegen werden; e8 leuchtet ohne weiteres ein, wie viel Aufenthalt durch 
ſolche Erhebungen geſchafft wird, während der Arzt mit einem Worte alle 
Zweifel hätte bannen können: er hatte nur nötig, als Mann des praftichen 
Lebens die Summe deſſen zu ziehen, was ſich für ihn aus feinen Betrachtungen 
in Verbindung mit der Lehre der Wiſſenſchaft ergab. 

Nicht ganz leicht wird es oft dem Arzte, ſich darüber auszujprechen, ob 
die Erwerbsunfähigfeit eine dauernde ift. Dem Patienten jelbjt eine bezüg- 
liche Mitteilung zu machen, ericheint faſt wie eine Härte, weil damit die Hoff: 
nung der Wiederherftellung, an der ſich die meiften Kranken gern emporrichten 
möchten, jo gut wie ganz vernichtet wird. Auch läßt es ſich begreifen, wenn 
manche Aerzte ſich auf Grund ihrer wiſſenſchaftlichen Erfahrungen zu einem gewiſſen 
Optimismus beredhtigt glauben und deshalb längere Zeit Bedenken tragen, be: 
jahend auf die Frage nad) dem Eintritte der Invalidität zu antworten. Trotzdem 
muß es jorglam vermieden werden, den Zeitpunkt der Invalidität hinauszu— 
ſchieben. Für den Antragfteller kann ſonſt leicht eine Schädigung um den et: 
iprechenden Rentenbetrag eintreten. Denn nad 8 41 J. V. G. gilt im Zweifel 
der Antragstag als maßgebend für den Rentenbeginn, und für Zeiten, die 
weiter als ein Jahr zurüdliegen, darf nad) der durchaus zweckmäßigen Novellen: 
vorſchrift) überhaupt feine Rente mehr gefordert werden. Die Spruchbehörden 
find hier faſt ausſchließlich auf das ärztliche Gutachten angewiefen. Derjenige, 
welcher es eritattet, wird deshalb um jo gewiljenhaiter prüfen müſſen, von 
wann ab die Invalidität beiteht. Dabei fommt e8 feineswegs darauf an, von 
welchem Zeitpuntte ab die volle Gewißheit der dauernden Einbuße von mehr 
ala */s der Erwerbsfähigfeit beiteht; es genügt feitzuitellen, wann die Wahr: 
ſcheinlichkeit diefer Thatjache gegeben war. Wie damals der Arzt jelbjt den 
all beurteilte, ijt nicht ausjchlaggebend. Es iſt ja nicht jelten infolge einer 
unrichtigen Diagnoſe zunächſt die Anficht vorherrichend, daß die Erkrankung 
bald wieder gehoben werden fönne; ftellt ſich dann jpäter heraus, daß hinter 
den an ſich unverfänglichen Krankheitseriheinungen ein jchweres unbeilbares 
Leiden ftedte, jo wird der Patient nicht dadurch benachteiligt werden dürfen, 
daß der Arzt ſich nicht von vornherein über die Natur der Erkrankung Klar: 
heit zu verichaffen vermodht hat. Noch weniger kann er dadurd geichädigt 
werden, daß bei der Behandlung anfänglich eine falſche Heilmethode angewandt 
wurde, vor der ſich der Arzt ficheren Erfolg verjprad, während in Wirklichkeit 
der Fall ausfichtslos lag. Freilich bietet ja $ 16 J.V. G. die Möglichkeit, daß 
aud) bei vorübergehender Erwerbsunfähigteit die Invalidenrente als og. 
„Krankenrente“ nad) Ablauf von 26 Wochen *) zu gewähren if. Es wäre aber 
unbillig, im Sinblid hierauf und auf die mindeitens bis zu 13 Wochen (dem: 


I Vgl die Begründung, Nr. 93 der Reihstagsdrudjahen von 1898/99 ©. 270 
zu $ 29. 

2, Nah S 10 des alten Invaliden- und Altersverfiherungsgeiehes betrug die Frift ein 
volles Jahr. 
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nächſt hoffentlich reichögejeglih 26 Wochen!) Laufenden Kranfenkaffenbezüge 
einem Antragiteller, bei dem die Wiedererlangung des gejeglihen Maßes 
der Erwerböfähigfeit nicht wahrſcheinlich ift, ein hierauf bezügliches Gutachten 
vorzuenthalten. 


Eine praftiich jehr wichtige Frage, über welche das nvalidenverficherungs: 
geieß unmittelbar feine Auskunft gibt, betrifft die Koſten des ärztlihen 
Zeugniljes bei Invalidenrentenanträgen. Formell it gegen die Auffaſſung 
nichts einzumenden, nad) weldyer die Rentenbewerber grundjäßlic) verpflichtet 
iind, aus eigenen Mitteln derartige Beicheinigungen zu bezahlen ; ſchreibt doch 
s 112 Abſ. 1 J.V. G. vor, daß der Anſpruch auf Bewilligung einer Rente 
unter Einreihung der zur Begründung dienenden Beweisjtüde 
bei der unteren VBermwaltungsbehörde oder Nentenitelle anzumelden iſt. Es kann 
feinem Zweifel unterliegen, daß das nvaliditätsatteft zu den fraglichen Ur: 
funden gehört; wird es nicht alsbald eingeliefert, jo hat die zuftändige Behörde 
den Antragiteller zur Beibringung aufzufordern. Mit Freude it es indes zu 
begrüßen, daß diejer formale Standpunkt mehr und mehr verlafjen wird.) Sehr 
viele Verficherungsanftalten haben ſich inzwijchen bereit erklärt, jedem Arzt, der 
für Antragiteller ihres Spruchbereichs derartige Zeugniſſe ausftellt, mangels be- 
jonderer abweichender Vereinbarung einen bejtimmten Baujchbetrag (3. B. von 
5 ME. für jeden Fall) auszuzahlen. Es wird zu diefem Zwecke für alle Aerzte 
des Bezirks ein Sammelfonto angelegt, nad) welchem halbjährlich oder jährlich 
die Abrechnung erfolgt. VBorausgejeßt iſt dabei, daß die Aerzte zur Bes 
antwortung etwaiger Rüdfragen ohne weitere Honorarforderung ſich bereit 
finden laflen. Wo dieſe Praris befteht, da wird e8 den Nentenbewerbern jelten 
begegnen, daß fie bei dem Antrage auf Erteilung des Zeugniffes mit Schwierig: 
feiten zu kämpfen haben, die in ihrer Zahlungsunfähigfeit begründet find. Die 
Krankenkaſſen find ihrerjeits nicht verpflichtet, die entitehenden Koſten zu 
bemnhlen, weil jie zwar für die Behandlung, nicht aber für die Ausfunfterteilung 
einzutreten haben. Immerhin wird ein Kranfenfaffenvoritand bei Annahme von 
Kaſſenärzten ſehr wohl in der Lage fein, von dieſen die Ausftellung der erwähnten 
Atefte für die Mitglieder ohne Gewährung einer weiteren Vergütung, als fie 
etwa von der Landesverficherungsanitalt gemährt wird, kontraktlich auszubedingen. 


Ein verwandtes Gebiet ift die ärztliche Fürlorge bei der Beantragung des 
Heilverjahrens durch die Verficherungsanftalten (SS 18 ff. 3.8.6). Die 
Rechtslage ift hier einfacher als bei den Berufsgenoſſenſchaften (oben S. 329 f}.): 
niht nur in den eriten 13 Wochen, jondern für die geſamte Dauer des 
Krankheitsfall ift das Eingreifen der Yandesverjicherungsanftalten ein voll: 
fommen freiwilliges. Mit Recht hat man alle bei der Invalidenverſicherungs— 
novelle gemachten Verjuche, eine Berpflidhtung der Anjtaltsvorftände zu diejen 
oder jenen Maßnahmen in das Geſetz hineinzubringen, als zu weitgehend ab: 
gelehnt. Gerade in der unabhängigen, der Nachprüfung im Inſtanzenzuge ent: 
zogenen Befugnis der Vorftände, die Gewährung der Fürſorge, ihre Art und 
ihren Umfang frei zu bejtimmen, liegt für die Fortentwicklung dieſes Zweiges 
jozialer Heilkunde ein hochbedeutjames Moment. Es würde bei den heutigen 
Verhältniffen nicht ausbleiben, daß mancher Kranke, durch Ratgeber zweifel: 


‚Krbeiterverforgung‘ Bd.9 S. 169, 577, Bb. 13 ©. 47. Von beionderem 
Ontereft it das Vorgehen der Candesverfiherungsanitalt Djtpreußen, vie duch Ver— 
trauenäärzte in deren Spredjtunden unentgeltlidy ſolche Attejte ausfertigen läßt. 
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hafteſter Sorte veranlaßt, zur Erlangung der von ihm gewünschten, vielleicht 
ganz unzwedmäßigen Kur den Prozeßweg beichritte; der Segen der Fürſorge, 
die heute von Tauſenden als Wohlthat empfunden wird, könnte fich durch die 
mit derartigen NRectöftreitigkeiten verknüpfte Erbitterung leicht in das Gegenteil 
verwandeln. So wenig ich mich daher mit einem „Rechte auf das Heilverfahren“ 
bejreunden kann, jo lebhaft begrüße ich e8 mit Freuden, daß der ärztliche 
Stand die Wichtigkeit feiner Aufgabe in diefer Hinſicht Schon feit Jahren erfaßt 
und damit das Volfswohl nad Kräften gefördert hat. Die Rechtzeitigkeit 
des Antrages auf Zubilligung der Fürſorge feitens der Yandesverfiherungsanftalt 
hängt wejentlicdy von dem Arzte ab. Vor allem auf dem Felde der Bekämpfung 
eines unferer jchlimmften Feinde, der Qungentuberfulofe, ift der Erfolg 
nur dann zu erwarten, wenn früh genug und energiich Die Abwehrmaßregeln 
ergriffen mwerden.') Der mediziniiche Sadjverftändige muß auch hier die Brücke 
von der Krankenkaſſe zur Landesverfiherungsanftalt Schlagen, er darf nicht ab: 
warten, bis von außen her die Anregung an ihn berantritt, jondern er hat 
jelbjtändig zu beftimmen, wann der geeignete Zeitpunkt gefommen ift, um die 
Hilfe des Anftaltsvoritandes anzurufen. Daß Attefte diefer Art von letzterem 
zu vergüten find, ift eine durchaus billige Forderung, vorausgejegt, daß das 
Heilverfahren daraufhin eintritt;”) dieſe Einſchränkung muß wohl gemacht werden, 
um einer mißbräuchlichen Handhabung vorzubeugen. 

Wenn wir jchließlic die Aufgaben des Arztes auf dem gejamten Felde der 
Urbeiterverfiherung in Deutjchland unter gewiſſe einheitliche Geſichtspunkte 
bringen wollen, jo fällt dies gegenüber der Zeriplitterung der Fürſorge in die 
drei dargeftellten Abteilungen nicht leicht, und der Wunſch wird dabei ganz 
von jelbjt rege, es möge in nicht zu ferner Zeit eine Zujammenlegung der 
verjchiedenen Arten der Arbeiterverjiherung erfolgen, die ſich natur: 
gemäß an die territorialen Verbände, aljo an die Landesverfiherungs: 
anftalten anſchließen und die Ortskranfenfaffen, die Hauptträger der Krankan— 
verficherung, al3 Unterbau benügen müßte. Der Kranke würde dann nicht aus 
einer Hand in die andere wandern, jondern es wäre möglich, von vornherein 
nad) gleichmäßigen Grundjägen die Behandlung zu regeln. 

Eines aber vermag der Arzt, und ganz vornehmlich der zu einer Kranken: 
fafie oder Berufsgenoſſenſchaft in einem Bertragsverhältnis ftehende, ſchon Heute 
zu thun, um allen Organen der Verficherung zu dienen: jein Rat und jeine 
Hilfe jollten fich nicht auf den einzelnen Fall beichränfen, jondern er joll aus 
der täglichen Praris die Anregung zu allgemeinen Vorſchlägen ſchöpfen, 
um in Zukunft Erkrankungen, Verletzungen, dauernde Gejundheitsnadhteile und 
Zodesfälle nad; Möglichkeit zu verhüten. Es iſt den Krankenkaſſen allerdings 
gejeglich nicht das Recht gegeben, Vorſchriften zur Verhinderung von Erkrankungen 
in ähnlicher Werje zu erlaffen, wie dies den Berufsgenoſſenſchaften binfichtlich 
der Unfallverhütung möglid it.) Im Gebiete der Krankenverfiherung muß 
aljo in anderer Form ein Drud auf diejenigen Unternehmer verjudht werden, 
bei denen auffällig oft Itrankheitsfälle vorkommen. Der Arzt, und wäre es 
auch der Betriebskrankenkaſſen-Arzt einer großen Fabrik, darf hier ein offenes 





') Dgl. die Verhandlungen des Kongrefjes deutſcher Naturforſcher 
und Aerzte zu Braunidmweig von 20.—24. September 1897. 
2) „Arbeiterverjorgung” Bd. 17 ©. 656. 
— 88 112 fi. des Gewerbe- U.B. G.; $ 40 Bau-U.V.G.; $ 120 im Landw. U. V.G.; 8 118 
ee ⸗/ U.BG. 
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Wort nicht ſcheuen, damit Abhilfe geihaffen wird. Nötigenfalls muß er ſich mit 
dem Gewerbeinipettor oder der Polizeibehörde verftändigen, damit im Intereſſe 
der Berficherten, joweit e8 die Natur des Betriebes zuläßt, gejundheitliche Ver: 
befferungen, Lüftungsvorrichtungen, Bejeitigung gefährlicher Dünfte, Gaje, Ab: 
fälle u. dal. durchgeſetzt werden ı$$ 120 a—e R.Gew. Ordnung). Bei den Orts: 
frantenfafjen ift eine jernere Handhabe in der Möglichkeit geboten, die Beiträge 
für diejenigen Gewerbszweige und Betriebsarten, mit welchen eine erheblid) ge: 
fteigerte Erkrankungsgefahr verbunden ift, entiprechend höher zu bemeſſen ($ 2 

Nr. 3 Kr. B. G.). Der Krankenkaffenarzt kann auf ein ftarfes Mitwerhältnis, 
das in ſolchen Fällen obwaltet, den Kafjenvorftand aufmerkſam machen; hilft 
dann ein Vorftelligwerden bei den betreffenden Betriebsinhabern nicht, jo wird 
durch die Beitragäfteigerung ein Ausgleich herbeigeführt. Um jo geeigneter er: 
Icheint der Arzt zu Vorjchlägen in der geichilderten Richtung, wenn er ſich häufig 
an den Sigungen des Kaflenvoritandes und an den Generalveriammlungen be: 
teiligt. Auch über etwaige Aenderungen des Kafjenftatut3 wird er dabei Veran: 
laſſung finden, ſich gutachtlicdy zu äußern und fein gewichtiges Wort in die Wag- 
ihale zu werfen. Die Mitglieder find ſich der hygieniſchen und finanziellen 
Tragweite eines Beſchluſſes wegen Herabjegung oder Erweiterung der Leiftungen 
(3. ®. betreffö der Familien-Krankenpflege) oft nicht bewußt, und werden eine 
Aufklärung von fachverjtändiger Seite qut gebrauchen können.) Die meilten 
Kranlkenkaſſen haben heute noch auf Grund des $ 26a Ziffer 2 Kr. V. G. in ihren 
Sagungen die Beftimmung, daß Krankengeld nicht gezahlt wird bei der durch 
geihlehtlihe Ausihmweifungen hervorgerufenen Erwerbsunfähigkeit. 
Aerztlihe Behandlung, Arznei u. ſ. w. ift allerdings auch in derartigen Fällen 
unbedingt zu gewähren. Die Aerzte haben häufig diefe ftrenge Vorſchrift, die 
ihre Entitehung offenbar fittlihen Erwägungen verdankt, als verfehlt und höchſt 
gefährlich bezeichnet. Die internationale Konferenz zur Bekämpfung der 
Syphilis- und Geichledhtäfrantheiten, die vom 4.—8. September 1899 in 
Brüſſel tagte, hat ſich hiermit übereinftimmend geäußert, und es iſt wohl 
anzunehmen, daß bei der Aenderung des Kr. V.Geſetzes die — der 
Ausnahmevorſchrift empfohlen werden wird, nachdem auch in $ 30 3.8.6. 
die Gleichitellung dieſer Fälle mit den durch ſchuldhafte Beteiligung an 
Raufhändeln, durch Trunffälligkeit und böjen Vorſatz verurſachten Krankheiten 
troß des Widerſpruchs einzelner Reichstagsparteien bejeitigt ift. Einftweilen indes 
it der Statutargejeßgebung noch jreie Hand gelafien, und jo erwächſt dem Arzte, 
der es mit der Volksgeſundheit wohl meint, die ernſte Pflicht, auf die Nachteile 
hinzuweiſen, die fi) bei Verſagung des Krankengeldes aus der Verichleppung 
derartiger Gejchlehtsfrankheiten ergeben können ?). — Das Spitem der freien 
Arztwahl hat große Vorzüge; die enge Verbindung aber, der rege Meinungs: 
austaujch des Kaflenarztes mit dem Kaſſenvorſtande auf Grund der nad und 
nad in demjelben Mitgliederkreis gefammelten Erfahrungen vermag gewiß Diele 
Vorzüge aufzuwiegen, wenn der rechte Mann am rechten Platze fteht. In ähn— 
liher Weife eröffnet ſich auch in der Unfall und der Jnvalidenverficherung den 
Aerzten die Gelegenheit, ven Vorftänden ihren Rat zukommen zu laſſen (vgl. 
„Arbeiterverjorgung” Bd. 11 ©. 216; Bd. 17 ©. 737). Es it freilich 


) Bgl. die beherzigenswerten Anregungen des Großherzogl. badijden Minis 
— bes Innern vom 28. Oftober 1898 („Arbeiterverjorgung* Bd 176 ©. 40). 
123 ff. der „Zeitihrift für Babe IALDELE Bd. 4 Heft 2; ab- 
weichend die Inval. und Altersverjiherung“ Bd. 10 ©. 166. 
92% 
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bei der Beratung des neuen Invalidenverficherungsgeießes jchließlic davon Ab: 
ftand genommen, die in zweiter Lelung von der Kommilfion genehmigten 
Schutzvorſchriften ($$ 130a bis f des Entwuris) in das Gejeß aufzunehmen. 
Die Verteidiger der Neuerung, die nicht nur den Vorftänden der Verſicherungs— 
anftalten, jondern aud den Zwangslaſſen und den auf enge Bezirke beſchränkten 
freien Hilfskaſſen im Sinne des $ 75a Kr. V.G. die Befugnis des Erlaſſes von 
Beitimmungen zum Schuße der Verficherten gegen gefundheitsihädliche Einflüffe 
geben wollten '), beriefen ji) darauf, daß hierin eine notwendige Ergänzung zu 
der Fürſorgepflicht in derjelben Weiſe liege, wie dies bei den Berufögenofjen: 
ihaften zur Durchführung der Unfallverficherung der Fall ſei. Wenngleich ſich in 
der Kommiſſion nad; Ausmerzung der Krankenkaſſen als Träger der vorgeichlagenen 
Befugnis eine Mehrheit gefunden hatte, jtieß im Plenum der Gedanke auf jehr 
erhebliche Bedenken (Stenogr. Bericht vom 8. Juni 1899) und wurde gegen 
die Stimmen der Sozialdemokraten, eines Teils des Zentrums und des Abo. 
Röſicke abgelehnt. Es wurde von verichiedenen Seiten, auch vom Regierungstifche, 
geltend gemadt, daß die Einführung einer neuen Inſtanz zum Erlaſſe von 
Schutzvorſchriften nicht zweckmäßig jei, da jchon jet bei der ineinander greifenden 
Zuftändigkeit des Bundesrats, der Landeszentralbehörde, der Ortspolizei, der 
Innungen und der Handwerferfammern, der Gewerbeauffichtsbeamten und der 
Berufsgenoffenichaften leicht Mleinungsverichiedenheiten entjtänden; wenn nun 
nod) eine neue Gruppe von Auflichtsbeamten hinzutrete, die von den Ber: 
fiherungsanftalten zu ernennen und je nad den einzelnen Bezirken mit 
ganz verjchiedenen Dienſtanweiſungen zu verjehen jeien, jo würde daraus Ver: 
wirrung auf der einen, Beläftigung auf der andern Seite erwadhlen, ganz 
abgejehen von der Unzufriedenheit und den Nachteilen, die bei ungleich— 
mäßiger Handhabung vorausfichtlih in imduftriellen Kreiſen hervorgerufen 
würden. Das Gewicht diejer Gegengründe it nicht zu verfennen. Der Arzt 
wird ſich, wie demnad) die Lage der Gejeßgebung iſt, ala praftiiher Mann 
jagen müſſen, daß es weniger darauf andommt, ob von der Verſicherungs— 
anftalt oder ob von einer anderen Stelle (Zentralbehörde u. ſ. w.) die Ver: 
hütungsvorichriften erlaffen werden, ſondern vielmehr darauf, daß ihre Ein: 
führung überhaupt erfolgt und nachher nicht lediglich auf dem Papiere ftehen 
bleibt. Indem er die Lehren feiner Wiſſenſchaft und die täglichen Beobachtungen 
jeiner Praris miteinander zwedmäßig in Verbindung bringt, wird er Die 
Nutzanwendung dadurch am beſten ziehen, daß er auf die Unternehmer, auf 
die Verſicherungsorgane, die Aufſichtsbehörden und nicht zum geringſten Teile 
auf die Arbeiterſchaft ſelbſt durch Wort und Schrift einzuwirken beſtrebt 
iſt. Nicht die einzelne Krankenkaſſe, Berufsgenoſſenſchaft oder Landesver— 
ſicherungsanſtalt ſoll es ſein, deren Gedeihen ihm am meilten von Bedeutung 
ericheint: die Hebung der Volfswohlfahrt, die Schaffung geſunder Lebenäver: 
hältniffe für die gefamte arbeitende Bevölkerung wird jein Hauptziel jein. 
Möchte die heute bereits nicht unbeträdhtliche Zahl derjenigen Aerzte, die ihre 
Stellung in der deutichen Arbeiterverfiherung nad) diejem Gefichtspunfte wählen, 


) Dal. Kommiſſionsbericht, Nr. 270 der Reihstagsdrudjadhen von 1898/99 ©. 173— 75. 
Es jollte die Genehmigung des Neichsverficherungsamtes zu den Vorjchriften, im welden die 
ſäumigen Arbeitgeber mit Gelditrafen bis zu 300 ME. bedroht wurden, erforderlich jein. Die 
Antragfteller wiejen zur Unterftügung darauf hin, daß in ähnlicher Weife der Regierungs— 
entwurf im dem uriprünglichen AJnval.» und Alteröverfiherungsgejeße den Anftaltsvoritänden 
das Recht zum Erlaſſe ſolcher Beitimmungen und zur Ueberwachung der Betriebe gewahrt hatte. 
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von Jahr zu Jahr wachſen. Die Klagen über die Schädigung des ärztlichen 
Standes durch die Verſicherungsgeſetze werden damit von ſelbſt verſtummen und 
dem Anſehen der mediziniſchen Wiſſenſchaft iſt mit dieſer Auffaſſung des Berufs 
am beſten gedient. Ihre Jünger aber dürfen ſich dann rühmen, ein Hauptſtück 
des Werkes geſchaffen zu haben, an deſſen Vollendung noch manches Jahr zu 
arbeiten ſein wird: die deutſche Arbeiterverſicherung ſteht im Begriff, ein 
neues, widerſtandsfähigeres Geſchlecht heranzuziehen, ſtark und wehr: 
haft, tüchtig für die Werke des Friedens und die Aufgaben des Krieges. Aud) 
der Arzt kann, wenn er jeine jegenjpendende Wiſſenſchaft um ihrer jelbftwillen 
liebt, mit Stolz und Befriedigung von feinem Wirken jagen: Einer für 
alle und alle für Einen! 


Die Bevifion der Grund- und Hausftener in Bayern. 
Bon Dr. Karl Theodor Ehebera, Profeſſor in Erlangen. 





ESchluß.) 
J. 


Wir wenden uns nunmehr zu einer Beſprechung der auf die Hausſteuer 
bezüglichen Beſtimmungen der er ige Es dürfte aber zum befferen Ber: 
ftändnis des folgenden angebracht jein, einige Thatjadhen aus der Gejchichte des 
Hausſteuerweſens in Bayern voraus zu jchiden. 

Die Hausfteuer ’) war urſprünglich nad) dem Steuerproviforium vom 
13. Mai 1808 eine nad) dem Kurrentwert bemeffene Steuer von den Wohn: 
gebäuden ; die Häufer auf dem Lande wurden in der Regel, d. 5. wenn ein 
landwirtichaftlicher Betrieb damit verbunden war, mit dem Grundbefig zujammen 
geihäßt und beiteuert. Daneben ging aber auf Grund einer föniglichen Ge: 
nehmigung vom 5. Juli 1808 eine andere Art der Befteuerung einher, indem 
die Hausbeſitzer der vier Hauptjtädte München, Nürnberg, Augsburg und NRegens: 
burg nad) dem wirklichen Mlietertrag befteuert wurden. Daß auf folche Weile 
die größten Ungleichheiten entitanden, ift jelbitverftändlicdh. Indes jcheiterte ein 
Gejegentwurf von 1819, nad) weldhem die Hausfteuer allgemein nad) Kurrent: 
werten durchgeführt werden jollte, an dem Widerſtand der Kammer der Reichd: 
räte. Erſt im Jahre 1828 erfolgte die definitive Regelung der Hausfteuer in 
dem Sinne, wie jte heute noch beiteht und oben in dem erſten Artifel S. 164 
furz bejchrieben worden ift. 

Anfangs hatte die Hausfteuer auch in ihrer definitiven Geftaltung große 
Anfechtungen erfahren und Unzufriedenheiten erzeugt, vornämlich wegen der 
Zwiejpältigfeit ihres Maßſtabes.“ Bei der Arealhausfteuer war nad) dem Gejek 
die Steuerverhältniszahl zu bilden, indem die überbaute Fläche mit Hofraum 
(mindeftens "/ıo, höchſtens ”/ı Tagwerk) mit der 30. Bonitätsklaſſe multipliziert 
wurde, jo daß die Steuerverhältniszahl zwiihen 3 Guld. und 22,5 Guld,, 
das GSteuerfimplum zwiſchen ebenjo vielen Kreuzern fi) bemegte. Bei 
der Miethausfteuer war die geringite Miete für Hauptgebäude auf 20 Guld,, 
das geringite Simplum auf 20 Kreuz. feftgejeßt, ohne Begrenzung nad) 
oben. Eine Gejeßesnovelle vom 28. Dezember 1821 Hatte, um die große 
Kluft zwiſchen Areal: und Miethausfteuer zu vermindern, den niederjten Miet: 
jag für Hauptgebäude auf den der Nebengebäude, nämlid auf 5 Guld., herab: 
geſetzt. Troßdem blieb ein jtarkes Mißverhältnis zwiſchen den beiden Maßſtäben 
der Area und der Miete, das zu fortwährenden Klagen Beranlafjung gab. 
In einem am 26. Januar 1846 der Kammer vorgelegten Novellenentwurf 
brachte die Regierung bei der Arealſteuer an Stelle der 30. Bonitätsflaffe den 
ſünffachen Betrag der Bonität der beften Grundftüde der Ortsflur als Steuer: 


!) Bergl. zum Folgenden bejonders: G. Schanz, Das bayeriſche Ertragsſteuerſyſtem 
und feine Entwiclung, im Finanzarchiv XVIL, 2, ©. 26 ff. 
2) G. Schanz a. a. O. ©. 64. 
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verhältniszahl in Vorſchlag. Allein diefer Entwurf wurde abgelehnt. Ebenſo 
führte ein im Jahre 1849 unternommener Verſuch, der wieder an die Verfünf— 
fachung der beiten Bonität der Ortöflur anknüpfte, aber außerdem das Marimum 
für die Kyläche aufheben, das Minimum etwas umgeftalten und die Steuerver: 
hältniszahl Für jedes auf das Erdgeihoß aufgebaute Stodwert noch um die 
Hälfte erhöhen wollte, zu feinem Ergebnis. Das gleiche Schidjal traf einen 
nod) in derjelben Seſſion eingebrachten neuen Entwurf, der für die Arealiteuer 
an die Durchichnittsbonität der betreffenden Ortsflur anfnüpfte und deren zehnfachen 
Betrag als jteuerbare Summe zu Grunde legen wollte, für die Miethausiteuer 
einige Erleichterungen vorſah. Das Nefultat der ziemlich umfangreichen Ver: 
handlungen war die Novelle vom 25. Juli 1850. Darnad) wurde an den 
gejeßlichen Grundlagen jelbft nichts geändert, dagegen durch Abänderung der 
Simpla ein Ausgleich herbeizuführen geſucht. Indem man ftatt der bisherigen 
3 Simpla bei der Arealhausfteuer deren 6, bei der Miethansftener 2 Simpla 
erhob, wurde im ganzen das bisherige Erträgnis der Hausſteuer nicht alteriert, 
dagegen den Miethaussteuerpflichtigen eine Erleichterung ihrer Steuerlaft um 27°/o 
verſchafft. Charakteriftiich ift die von dem damaligen Ausſchußreferenten der 
Kammer, von Koch, gemachte Aeußerung: daß er die beftehenden hausfteuer: 
geſetzlichen Beſtimmungen für jo verfehlt eradhte, daß die Fehler durch Modififationen 
nicht beieitigt werden Eönnten,; es fomme nur darauf an, augenblicliche Hilfe 
zu gewähren und einer befleren Zukunft die radikale Aenderung vorzubehalten. 

Einige wejentlihe Aenderungen brachte die Revifionsgejeßgebung von 1881 
auch für die Hausfteuer. Bei den der Miethausftener unterliegenden Gebäuden 
war ſchon durch das Gejeß vom 25. Juli 1850 das Minimum des Mietertrages 
auf 9 Guld. = 15,43 ME. feitgejeßt worden, das nun auf 15 ME. abgerundet 
wurde. Auf den gleichen Betrag wurde das Minimum der Steuerverhältnis: 
zahl bei der Arealiteuer feſtgeſetzt. Da in den neuen gejeßlichen Beftimmungen 
die durch das Gejeß vom 25. Yuli 1850 angeordnete Verdreifachung der Areal: 
fteuer bereits verwirklicht wurde, jo konnte dieſe ganz bejeitigt werden. Das 
bisherige Simplum mußte damit naturgemäß auch fallen; das Finanzgeſetz be: 
ftimmte fortan, wie viel Pjennige oder Bruchteile eines Pfennigs von 1 Mark 
der Steuerverhältniszahl als Steuer zu erheben jeien. Eine andere Neuerung 
bezieht fich auf. die Verfegung einer Gemeinde aus der Miethausfteuer in bie 
Arealhausfteuer und umgekehrt. Nach einem Geſetz vom 10. Januar 1856 
joflte eine örtliche Revifion der Hausfteuer von der Regierung angeordnet werden, 
wenn die Verhältniffe, unter denen in einer Gemeinde entweder die Miet: oder 
Arealhausfteuer eingeführt worden war, ſich jo wejentlich verändert hatten, daß 
eine diejer Arten an die Stelle der andern zu treten hat. Die Verjegung 
wurde vom Staatsminifterium der Finanzen jelbit verfügt; ein Rechtsmittel 
gegen deſſen Ausſpruch gab e8 nicht. Den beteiligten Steuerpflichtigen war jede 
Geltendmahung ihrer Intereſſen im Wege des Antrages oder der Anrufung 
einer höheren Inſtanz verjagt. Gegen dieſe gejegliche Regelung wurden ver: 
Ihiedentlich Klagen erhoben, zu deren Bejeitigung ein neuer Paragraph ($ 30) in 
das Gejeh aufgenommen wurde. Danach kann eine örtliche Reviſion der Haus: 
fteuer, d. h. die Heberführung aus der Areal: in die Miethausfteuer und um: 
gekehrt, jomohl von den Beteiligten ala von der Steuerbehörde beantragt werden. 
Die Entſcheidung fteht der einichlägigen Regierungsfinanzkammer und auf er: 
folgte Berufung dem Finanzminiſterium zu. Auch die Frage periodiicher 
Revifion der Steuer, die einer Regelung dringend bedürftig war, wurde neu 
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geordnet. Nah $ 31 und 32 des derzeit geltenden Hausſteuergeſetzes, die das 
Reſultat der darauf bezüglichen Verhandlungen daritellen, hat in Orten, in 
welchen die Mietſteuer eingeführt ift, eine Revifion derjelben, in der 16. Finanz— 
periode beginnend, ftattzufinden, wenn fie von der einjchlägigen Regierungs: 
finanzfammer angeordnet und- von der betreffenden Gemeindevertretung oder 
mindeltens dem dritten Teile der Mietitenerpflichtigen beim Rentamte beantragt 
wird. Zehn Jahre nad) Vollendung der eben bemerften  Revifion oder, wo 
ſolche nicht eintrat, nad) dem Beginne der Wirkſamkeit dieſes Gelege und von 
da ab in Abjtänden von zehn zu zehn Jahren findet eine periodiihe Reviſion 
der Mietiteuer für jene Gemeinden oder Ortichaften ftatt, für welche ſie von 
der einichlägigen Regierungsfinanzlammer angeordnet oder von mindeitens dem 
dritten Zeile der Miethausfteuerpflichtigen beim Rentamte beantragt wird. 
Endlich juchte man auch die Normen’ der Revifion jelbit zu verbeſſern, in eriter 
Linie die Auswahl der Mufterhäufer. Bisher geihah diefe Auswahl durch den 
Kommiſſär der Regierungsfinanztammer, der unmwillfürlid) im Intereſſe des 
Fiskus Miethäufer mit günftigen Mietverhältniffen ausſuchte. Die Taratoren 
und Haudbefiker hatten fein Einſpruchsrecht. Die letzteren Fonnten zwar 
reffamieren, falls ihre Häufer im Verhältnis zu den Mufterhäufern irrig ein: 
geihäßt waren, fie konnten aber die Wahl der Mufterhäufer ſelbſt nicht anfechten. 
Die gegen die bisherigen Normen erhobenen Einwände führten in der Kammer 
jelbft zu Vorſchlägen, die aucd in das Gejeß übergingen und dahin lauteten, 
dag in Zukunft zu Mufterhäufern nur ſolche Gebäude zu wählen jeien, welche 
ganz oder zum größten Teile vermietet find, und daß Gebäude, bei denen außer: 
gewöhnlich günftige oder ungünftige Verhältniſſe beftehen und auf die Höhe der 
Mietzinie Einfluß haben, von der Aufnahme unter die Mufterhäufer aus: 
geichloffen bleiben jollen. Ferner wurde den Hauseigentümern ein Einſpruch 
nicht blos gegen die Feſtſetzung des Mietertrages, jondern auch gegen die Aus: 
wahl und gegen den Geltungsbereich der Mufterhäufer geftattet. Auch bezüglich 
der nicht vermieteten oder nur zum Zeil vermieteten Gebäude, welche teilmeile vom 
Eigentümer jelbft benüßt oder vermietet wurden, teilweile aber dauernd un— 
vermietet waren, wurde, da die Praris rüdfichtlic ihrer Behandlung vielfach 
auseinander ging, in dem neuen $ 15 beitimmt, daß ihre Einihätung nad dem 
für die Muftergebäude ausgeiprochenen Mietertrage zu erfolgen habe. 


1. 


Auch des derzeitigen Verhältniffes der zwei Dauptiteuergattungen, der 
Areal: und der Mlietfteuer, zu einander muß mit einigen Worten gedacht werden. 

Der Arealhausfteuer, d. bh. der Steuer von der Nußung von Gebäuden auf 
dem platten Lande, wird ein Haudertrag von nicht weniger als 15 und nicht 
mehr als 125 ME. je nach der Area der Gebäude und Hofräume zu Grunde 
gelegt. Hievon werden 3,85 Prozent Steuer erhoben. Der Mietjteuer Liegt der 
fatierte, bezw. geichäßte Mietwert der Häufer er Au welchen Abzug zu 
Grunde, wobei der geringite Ertrag gleichfalls auf 15 Mk., der Steuerſatz auf 
3,85 Prozent feſtgeſetzt iſt. 

Ueber das Verhältnis der beiden Steuergattungen zu einander unterrichten 
die zwei folgenden Tabellen:) 


1) ©. Statiftiihes Jahrbuch des KHönigreih Bayern 1898 ©. 204, 1899 5. 175, 1901 
©. 181. 
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Tabelle I. 
Zahl der Zahlder Zahl der Durchſchnittsbetrag 
Gemeinden Gebäude Pflichtigen Jahresſteuer pro Bean 
t tk. 
1. Arealhausſteuer. 
88... 7536 695 436 629 828 736 636 1,06 
18... 7540 703 604 634 070 747 545 1,06 
10... 75% 706 723 634 821 15764 1,09 
2, Miethausjteuer.!) 
1893... 619 235 443 202 326 4800 451 20,77 
1897... 620 243 029 207 551 5460 HUT 22,47 
190. . . 595 250 029 211300 6387 258 235,30 
Tabelle II. 





Zahl der Pilichtigen | Yahresiteuer ME. u Durhichnitt ME. 


' 1893 | 1897 1000 | 1893 1897 | 1900 | 1895 1897. 1900 
Arealhausfteuer. 

Größere Städte?) . 6516 6533| 7904| 5713 5813 7114] 0,88 0,89. 0,90 

lebrige Gemeinden ‚623312.627337 626917 130923 141732 750530 117 1,18 1,20 

Zufammen 629828 634070 634821| 736636 747545. 757644 | 1,17 1,18! 1,20 


Miethausjteuer, 


Größere Städte . | 72717 76168) 83538]4137344 14643331 [5517612 156,90 60,96 166,05 

Uebrige Gemeinden 129609 131383128262] 753107 817273 | 819646 | 5,81 6,22. 6,40 

Infammen 202920 2076611211800 4890451 5460607 pastase 24,17 26,31 29,92 
) 





Aus diejen jtatiftiichen Ueberfichten geht hervor, dab im Jahre 1900: 
706 723 Gebäude in 7525 Gemeinden der Arealfteuer unterlagen, von denen 
mögelfamt 757644 ME. — 1,07 ME. vom Gebäude an Steuer erhoben wurden. 
Dieſe 706 723 Gebäude gehörten 634821 Eigentümern, auf deren jeden demnad) 
1,20 ME. Steuer entfiel. Dagegen brachte die Mietiteuer in 595 Gemeinden 
von 250 029 Gebäuden und 211300 Steuerpflichtigen 6337258 ME., jo daß 
auf das Gebäude durdjichnittlih 25,30 ME., auf den Pflichtigen 29,92 ME. 
Steuer trafen. Obwohl die Veranlagung in vielen Fällen jeit einem Jahrzehnt 
und länger nicht erneuert worden ijt und die Hauserträge demnach zur Zeit, 
namentlidy in beionders günftigen Lagen der Großftädte, Tteuerlich nicht voll 
ausgenützt find, ift mit der Ausdehnung der Bauthätigkeit doc der Ertrag der 
Mietiteuer fetig gewachſen. Dieſem Umftande it e8 zu verdan:n, daß Die 
Einnahme aus den beiden Grunditenergattungen zufammen jeit 1882 bis 1900 
von 3799642 ME. auf 7033970 ME. gewachſen iſt. 


) Nah der eingehenden „Steueritatiftif“ im der Zeitichrift des F. bayer. Statiftiichen 
Bureaus, Jahrgang 1901, Heft 3 und 4, ift der durdhichnittliche Betrag der Arealfteuer am 
höhjften in Oberbayern mit 1,41 ME. ; es folgen: Niederbayern mit 1,32, die Oberpfalz mit 
1,14, Mittelfranten mit 1,07, Schwaben mit 1,02, Oberftanten mit 0,98, Unterfraufen mit 
0,84, die Pfalz mit 0,75 Mt. 

*; Unter den größeren Städten werden bie unmittelbaren rechtörheiniichen und die 1. 
über 5000 Einwohner zählenden pfälziichen Städte veritanden, 
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III. 


Bei einen Vergleich der beiden Steuergattungen mit einander 
erhellt, daß die Arealhausfteuer jo niedrig bemeſſen ift, daß der Thatiache, daß 
die ländlichen Gebäude nur zum Heinften Teile zur menſchlichen Nutzung, zum 
weitaus größeren Zeile für den landwirticaftlichen Betrieb beitimmt find, ge 
nügend Rechnung getragen ift. Vergleicht man die in Bayern herrichende Be: 
fteuerung der ländlichen Gebäude mit der in unjeren Nachbarländern, jo muß 
man den Worten der Motive: daß den Landwirten die jehr niedrige Gebäude: 
fteuer auch an der Grunditeuer zu gute fomme, recht geben. Das prinzipiell 
Bedenklihe an der bayerischen Grundfteuer beiteht zweifellos darin, daß die 
Mapitäbe der beiden Steuergattungen jo grumdverjchiedene find und ein leichter 
Uebergang von der einen zur andern, der in vielen Fällen angezeigt und jteuer: 
lic) ergiebig wäre, fehlt. Es ift erflärlich, daß, da die beiden Beitenerungsarten 
räumlich ſich aufs nächfte berühren und der Unterjchied der Steueranlage nicht bloß 
das 10 und 12 fache, jondern oft das 30 bis 40 fache beträgt, die Mietſteuer— 
pflichtigen Vergleiche anftellen und nad Erleichterungen rufen. 

Es hat aud nicht an Verfuchen gefehlt, die Ungleichheit zu mildern. Wie 
oben bereits erwähnt worden ift, Juchte Schon das Geſetz vom 25. Yuli 1850 
den Starken Abſtand zwiſchen den fiktiven Anjchlägen der Arealhausfteuer und 
den Mieterträgnillen in den Miethausfteuergemeinden abzuſchwächen, indem die 
Steuerfimpla bei der erjteren verdreifacht gerechnet wurden. Allein troßdem be: 
trug das Minimum. der Nrealfteuer nur 59 Pf., das Marimum 4,44 Mi. 
Die Regierung wies bei Gelegenheit der Steuerrevifion von 1879/81") nad), 
daß um 1879 das Wohnungsbedürfnis in den Arealftenergemeinden von einer 
weit größeren Anzahl von Perſonen befriedigt wurde als in den Meietfteuer: 
gemeinden, auch der Verficherungsmwert dort größer war als hier?) (1,479 
Millionen ME. gegen 1,297 Millionen ME.), gleichwohl aber die beiderfeitige 
Belaftung ſich verhielt wie 6 : 26. 

In der Frage, wie ein Ausgleich zwiichen den beiden Kategorien herbei: 
geführt werden könne, war die Regierung der Anficht, daß dies nicht im Wege 
der SHerabminderung der Mietiteuer geichehen könne, ſolange nidyt in einer 
Einfommenfteuer Erſatz geſchaffen ſei. Auch die Belteuerung der Gebäude nad) 
ihrem SKapitalwert, an die man nad) dem Vorgang anderer Staaten denken 
fonnte, hielt fie, abgejehen vor den Rückwirkungen auf das Syftem der Miet: 
jteuer, wegen der Umftändlichkeit und Koitipieligkeit des Ermittelungsverfahrens 
nicht für geeignet. Sie ſchlug dagegen eine Art Klaffenitener vor, bei welcher 
„Gebäude von geringerer Beichaffenheit und mäßigen Raumverhältniffen“ wie 
bisher mit dem einfachen Anſatze, „Gebäude von mittleren Umfange und beijerer 
baulicher Beichaftenheit" mit dem doppelten Anſatze, endlich „Gebäude, welche 
nad Umfang, Beichaffenheit und ar age an höher bejteuerte Mietgebäude 
ſich angleichen“ mit dem dreifachen Anſatze der regelmäßigen Verhältniszahl be: 
legt werden jollten. Auf diefem Wege ließe ſich für Gebäude, „die unzweifel— 
haft nach ihren Raumverhältniffen und ihrer baulicher Beichaffenheit einen 


!) Einzelheiten bit Schanz, a. a. ©. ©. 107. 

) Schon G. v. Schlör hat übrigens in feiner Schrift: Ueber Steuerreform in Bayern, Nörd— 
lingen 1881 ©. 51 darauf hingemwieien, daß es ein Irrtum ei, die Brandaſſekuranzſumme der 
Arealfteuergemeinden als beiläufigen Wert der von Menschen bewohnten Gebäude in jenen 
Gemeinden zu erachten, da dieien vielleicht nicht der dritte Zeil vor jener Summe aufgebürdet 
werden fann. 
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höheren Nutzungswert als den nad) dem Maßſtab des Flächeninhalts ſich er: 
gebenden haben”, die Unverhältnismäßigfeit der Belaftung ausgleichen. Eine 
drüdende Steuer ergebe fi) aud) bei ſolcher Neuordnung nicht, da die hödjit- 
mögliche Steuer 3 X 4,44 ME. = 13,32 ME. nicht überfteige.') Aber dieler 
Antrag der Regierung fand feine Zuftimmung. Man ftieß fi an der Un: 
beitimmtheit der Begriffe, welche für die Einreihung in die höheren Steuer: 
Hafen maßgebend jein jollten, jodann daran, daß aud die Landmwirtichaftlichen 
und gewerblichen Gebäude darunter fielen, von denen die erfteren ſchon durch 
die Grunditeuer, injoferne dieje eine Rohertragiteuer fei, getroffen würden. Auch 
ein aus der Abgeordnetenfammer ſelbſt gemachter Vorſchlag, wenigitens die 
Villen und Lurusgebäude auf dem Lande mit dem doppelten oder dreifachen 
Steuerbetrage zu belegen, drang nicht durch. Endlich ſcheiterte auch eine andere 
von dem damaligen Abgeordneten dv. Hörmann vorgeichlagene Ausgleichung, die 
dahin ging bei der Miethausftener eine Art Degreifion zur Geltung zu bringen. 
Nach einem Vorſchlag follten die den Kandwerfbetriebe dienenden Neben: 
gebäude und Gebäubdeteile, ferner die im Eigentum von Taglöhnern oder Fabrik— 
arbeitern befindlichen und ausichließlic; von ihnen und ihren Familien benußten 
Gebäude nur mit der Hälfte der Verhältniszahl für die Beſteuerung in An: 
ichlag gebracht werden. Der Antragiteller ging dabei von dem Gedanken aus, 
daß die Gebäude von Handwerkern diejelbe milde Behandlung genießen jollten 
wie die der Landwirte, die Jelbit in Miethausſteuergemeinden nur mit der Areal: 
jteuer für ihre Gebäude angelegt werden, und andererjeitd da eine Korrektur 
einzutreten habe, wo das Mihverhältnis zwiſchen Miethausfteuer und Areal: 
iteuer am ſchärfſten hervortritt, weil die Betreffenden die Mtiethausfteuer auf 
Niemanden abwälzen fünnen. Ein großes Schloß, eine Reihe von Fabrik: 
gebäuden oder das Wohnhaus eines reichen Defonomen zahle bisher in einer 
Arealfteuergemeinde höchſtens 2 Guld. 35"/a Kreuz., während das Haus eines 
Zagelöhners oder Fabrikarbeiters in einer Mietfteuergemeinde, jelbft wenn es 
nur mit 30 Guld. Miete eingeichäßt ſei, 1 Guld. 9 Kreuz. zu zahlen babe. 
Allein auch diefer Antrag fand feine Billigung. 


So ift das Verhältnis der zwei Steuergattungen bis zum heutigen Tage 
fo geblieben, wie e8 im Geſetz vom Auguft 1828, bezw. 25. Juli 1850 geregelt 
worden war, obwohl mandje der eben erwähnten Ausitellungen und Anträge der 
Berückſichtigung wohl wert geweien wären. Es iſt ficherlich nicht normal, daß 
die auf dem Lande gelegene Villa eines vermöglichen Mannes, die nur zu Wohn- 
zweden dient, mit dem Sat der Nrealiteuer belegt wird, wie es umgekehrt eine 
unverhältnismäßig ſtarke Belaftung des im eigenen Häuschen im Stadtgebiete 
wohnenden Taglöhners oder des in eigenen Räumen haujenden und arbeitenden 
Handwerfers ift, wenn er in vollem Betrage zur Mietiteuer herangezogen wird. 
Aber es iſt zuzugeben, daß die Ertragäfteuer all’ diefen feineren individuellen 
Unterſchieden nicht zu folgen vermag, weil ihr jchwerjälliger Apparat zu vielen 
Reibungen ausgejeßt iſt. 


IV. 


Nach diejen allgemeinen Bemerkungen ſoll auf die dermalen vorliegenden 
Gelegentwürfe noch im einzelnen eingegangen werben. 


) Sans, a.a. D. ©. 108. 
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Gewiſſe Erleichterungen beziehen fich auf die beiden Unterarten der Haus— 
fteuer. Sp die Beitimmung, daß im falle des gänzlichen Abbruches oder der 
gänzlichen Zeritörung von Gebäuden die Steuer vom nächften Quartale an in 
Abgang zu bringen ift; ferner die Beitimmungen über die ftenermäßige Behand: 
lung von Veränderungen, welche einzelne Gebäudeteile betreffen. Aus dem 
Entwurf des Nachlaßgeſetzes gehört hieher der Artikel, nad weldem in Zukunft 
ein Steuernachlaß gewährt werden fann, wenn infolge von auferordentlichen 
Elementar:Ereignifjen ein Gebäude oder Gebäudeteil im Laufe eines Kalender: 
jahres ununterbrochen mindeftens ein Vierteljahr unbenüßt gewejen und hiedurch 
bei Arealiteuerobjekten der Nutungswert, bei Mietſteuerobjekten der fatajtermäßige 
Mietertrag des Gebäudes um mindeftens den vierten Teil verringert worden 
it, ohne daß die Vorausſetzungen für eine Steuerabichreibung in dem vorhin 
erwähnten Umfang gegeben find. 

Gegen dieje Beftimmungen ift nichts zu erinnern. 

In den weiter folgenden Ausführungen jollen die beiden Unterabteilungen 
der Hauöfteuer getrennt behandelt werden. 


1. Die Arealhausfteuer. — Bezüglich diefer können wir uns furz 
faſſen. Bei der allgemeinen anerfannten Niedrigfeit diefer Steuer fünnen die bei 
der Mietſteuer fich vordrängenden Tragen der Berüdfichtigung der individuellen 
Leiltungsfähigfeit, der Schuldzinfen, der Unterhaltsfoften u. j. w. auf ji) beruhen. 

2. Die Mietfteuer. — Bezüglic der Mietjteuer laſſen ſich die Ab— 
änderungsvorichläge der Staatöregierung kurz im folgenden zuſammenfaſſen: 


1. Das Inſtitut der Mufterhäufer ſoll bejeitigt werden, vielmehr jollen in 
Zukunft jelbitbewohnte, oder unvermietete Häufer und Haußteile, ebenjo Gebäude 
und Gebäudeteile, die unter abnormen Berhältniffen vermietet find, von den 
Taratoren je nad ihrer Mietfähigkeit und den Verhältniffen des einzelnen Falles 
eingeichäßt werden. 

2. Bon dem feftgeftellten Mietertrag jollen 10 Prozent für Unterhaltsfoften 
u. ſ. w. der Gebäude in Abzug gebracht werden. 

3. In allen Gemeinden oder Ortichaften, in welchen die Mtietjteuer ein— 
geführt ift, ſoll eine Reviſion derjelben im Laufe der Jahre 1903 und 1904 
und jodann weiter in Abftänden von 10 zu 10 Jahren ftattfinden; auf Antrag 
der betreffenden Gemeindevertretungen fann in einzelnen Gemeinden oder Ort: 
ihaften jchon vor Ablauf der 10 jährigen Periode eine Steuerrevifion vorge: 
nommen werden. 

4. Im Halle des gänzlichen Abbruches oder der gänzlichen Zerftörung von 
Gebäuden it die Steuer vom nächſten Quartale ab in Abgang zu bringen. 
Veränderungen, welche nur einzelne Gebäubdeteile betreffen, bewirken eine Minderung 
oder Mehrung der Steuer lediglich in Anjehung der von der Aenderung berührten 
Teile; Veränderungen geringeren Umfanges bleiben unberüdfichtigt. Die Ab— 
gangführung der Steuer erfolgt vom nädjitfolgenden Quartale ab, die Zugang: 
führung bei großen Menderungen mit dem Ablauf des dem Jahre der Baus 
vollendung folgenden Kalenderjahres, ſonſt von dem nädjitfolgenden Quartale an. 

5. Außer den oben erwähnten Nachläſſen tritt bei der Mtietjteuer des weiteren 
ein Nachlaß ein, wenn die Leiftungsfähigkeit des Steuerpflichtigen infolge von 
außerordentlicher Belaftung durdy Unterhalt und Erziehung der Kinder ac. beein- 
trächtigt erſcheint, ſoferne der Pilichtige aus anderen Erwerböquellen als aus dem 
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Hausbefige Fein höheres Einfommen als 2000 ME. bezieht und der kataſter— 
mäßige Mietertrag jeines Hausbeſitzes nicht mehr ala 3000 ME. beträgt. Als 
Nachlaßgrund ift auch die Thatſache zu verftehen, daß Wohnungen und Geichäits: 
räume, welche nachweislich zur Vermietung beftimmt find und unter gewöhnlichen 
Berhältniffen hätten vermietet werden können, im Laufe eines Kalenderjahres 
mindeftens ein Vierteljahr unvermietet und unbenußt geblieben find, ſofern der 
ae der Miete mindeitens den vierten Teil des kataſtermäßigen Mietertrages 
eziffert. 

Dem Berichte des Abgeordneten Neuner an den XVII. Ausihuß der 
Kammer der Abgeordneten ift zu entnehmen, daß er im ganzen und von un: 
weientlichen Einwendungen abgejehen, mit dem Gefeßentwurje einverftanden ift. 
Nur beantragt er, daß für die auf die Gebäude erwachſenen Ausgaben fünfzehn 
Prozent ſtatt zehn im Abzug gebracht werden jollen. Als Begründung zu diejem 
Antrag wird ausgeführt, daß der Betrag von 10 Prozent, wie ihn die Regierung 
vorichlägt, thatſächlich als zu nieder gegriffen erjcheine, was jchnn aus dem 
Umſtande hervorgehe, daß bei einer Rentenberechnung eines dem Verkaufe unter: 
ftellten Haujes 18 bis 20 Prozent in Berüdfichtigung gezogen werden. Zehn 
Prozent des Mietertrags beanjpruchten faſt ſchon die Steuern und Imlagen, jo 
daß für den übrigen Hausaufwand, wie Brandverficherungsbeiträge, Waflerzinfe, 
Unratabfuhr, wenig mehr übrig bleibe. Die Berüdfihtigung der Steuer: und 
Umlagenzahlung jcheine aber injoferne als nicht unberechtigt, ala auch bei der 
Gewerbeiteuer ein analoges Verfahren ftattfinde. Endlich wird von diejer Seite 
die Aenderung des $7 des Hausftenergejeges in dem Sinne beantragt, daß, 
wie beider Grunditeuer, an Stelle der durch) jedesmaliges Finanzgeſetz erfolgenden 
Feſtſetzung des Jahresjtenerbetrages in Zukunft im Hausſteuergeſetze ſelbſt die 
Erhebungsquote in Prozenten feitgelegt werde. Und zwar jolle für jede Mark 
der Hauptiteuer-Verhältniszahl der Befrag von 3,75 Pfennig zur Erhebung 
gelangen. | 


Erheblic weiter gehen erflärlicherweije die Wünſche der Hausbeſitzer jelbit. 
In zahlreichen Petitionen an den Landtag haben dieje ihre Klagen und Be: 
ihwerden teils jchon früher, teils im Hinblid auf die vorliegenden Geſetzentwürfe 
zum Ausdrud gebradht; es mag insbejondere auf die Kleine Schrift des In— 
genieurs K. Stierötorfer ') verwiejen werden. 


Die Petitionen der Hausbefiger wenden ſich gegen die Höhe der Miet: 
hausfteuer an ſich, von der behauptet wird, daß fie die hödjite unter allen 
Steuern jei, fie fordern ferner Abzug der Schuldzinjen von dem Mlietertrag, 
Berückſichtigung der auf den Hausbeligern liegenden allgemeinen Laften, jorie 
der leerftehenden Wohnungen und der perfönlichen VBerhältniffe, endlich eine Ab- 
fürzung der Fatierungsperioden. 


Die erjte und widtigite Frage ift die nad) der Höhe der Steuer. 


In einer Petition von 12 parteilofen und freien Bezirkävereinen Münchens 
it auseinandergejeßt, daß auf einen Steuerzahler durchſchnittlich entfallen: bei 
der Einfommenfteuer 3,79 ME., bei der Grundfteuer 13,68, bei der Gewerbe: 
fteuer 15,82, bei der Kapitalrentenſteuer 20 und bei der Hausiteuer 24,17 ME.,?) 


K. Stierstorfer, Was fordern wir von der Hausjteuerrevifion und was bietet 
uns die Regierung, Münden 1902. 
2), Die Zahlen find nicht ganz richtig. 
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daß demnach die Durchſchnittszahl für die Hausſteuer die höchſte jei. Es it 
aber far, daß dieſe Vergleihung fein Bild von der vergleichsweiſen Belaftung 
der Mietjteuerpflichtigen gibt. Man muß vielmehr die Steuerfäße der ver: 
ichtedenen Ertragsfteuern (ohne Grundfteuer, die wegen der Art ihrer Ber: 
anlagung nicht herangezogen werden kann) mit einander in Vergleich) jeßen. 
Nimmt man Erträge von 1000, 5000 und 10000 Me. an, jo ftellt ſich die 
Steuer wie folgt: 


1000 Mt. 5000 BE. 10 000 DIE. 
Einlommenfteuer . 3.— Mt. 0,3 Pro. 45.— ME. 0,9 Proz. 150.— Mf. 150 Proz. 
Gewerbejteuer . — , 0838 ,)598— „116 „ 210.— , 0 „ 
Kapitalrentenfteuer 30,— „ 30 „ 15.—- „ 350 „ 30- „ 350 „ 
Hausfteuer . . . 3850 „385 „ 19250 335. 385. — .„ 385 „ 


Es ift demnad) unbeftreitbar, daß der Mietertrag mit dem höchſten Steuer: 
jage belegt ift; dabei iſt mod; bejonders zu beachten, daß das Hleinfte Miet: 
erträgnis mit dem gleichen Prozentjaß belegt ift, wie das größte, während bei 
allen anderen Steuern eine Progreifion ftattfindet. Nun läßt ſich zu gunſten 
einer höheren Belteuerung der Hausrente Manches vorbringen. Die Hausrente 
ift ein fundiertes Einkommen, bei ihrer Steigerung wirken gejellihaftlicye Ver: 
hältniffe, Konjunkturen in höherem Maße mit als bei den anderen Einkommens: 
arten; der Hausbefig läßt ferner, wenn auch jeine Verwertung mit manchen 
Verdrießlichkeiten, Unbequemlichkeiten und größeren oder geringeren Arbeits: 
aufwendungen verbunden tft, do in den meilten Fällen die Arbeitskraft des 
Befigers ganz oder zum größten Teile jrei und geftattet deren lohnende ander: 
weitige Verwendung. Die Haudbefiger haben es aud, da fie der Zahl nad) 
weit weniger find als die Mieter, in viel höherem Make in der Hand, ſich zu 
vereinigen und den Mietern Vorſchriften zu machen. Bei langfrijtigen Revifionen 
oder beim Unterbleiben von ſolchen wird, unter der Vorausſetzung allgemein 
günstiger Verhältniffe, der erklärliche Verjud, die Steuer auf den Mieter oder 
durch Preisabichlag auf den Vorbefiger zu überwälzen nicht jelten ganz oder 
teilmeile gelingen. 

Uber man darf eines vor allem nicht überjehen: Die Miethausfteuer ift 
reine Rohertragäiteuer, während die anderen Steuern Reinertragsfteuern 
find oder fich diejen wenigftens nähern. Selbſt die Grundfteuer ift, da fie den 
Abzug des Saatgutes, der Brachfrüchte und der Nebennußungen zugefteht, ein 
Mittelding zwiihen Roh: und Reinertragsfteuer. Bei der Mietfteuer dagegen 
darf nad) ihrer dermaligen Ordnung gar nichts, weder der Aufwand für die 
Unterhaltung des Gebäudes, noch der Betrag der Schuldzinfen, nod eine ſonſt 
mit dem Gebäude verbundene Ausgabe in Abzug gebradht werden. Ein Bei— 
ipiel wird dies noch deutlicher maden. Nehmen wir an, ein Hausbefiter be: 
zieht eine Mietrente von 3000 ME. aus einem Gebäude im Werte von 
50 000 ME. Auf dem Gebäude liegen 25000 ME. Schulden zu 4/0 = 1000 Mt. 
Für Bauunterhalt, Verficherung und öffentliche Laften aller Art, von denen wir 
annehmen wollen, daß der Eigentümer fie ganz allein trägt, werden 500 Mt. 
aufgewendet. Es bleibt aljo ein Einkommen von 1500 ME., während die 
Rente von 3000 ME. mit jährlih 115 Mf. 50 Pf. verfteuert werden muß. 
Der Kapitalrentenfteuerpflichtige kann die Zinjen der Palfivfapitalien von jeinem 
Bruttoertrag kürzen, er hätte aljo in dem vorliegenden Fall nur eine Nente 


+) Dazu kommt allerdings, was bei Stierötorfer überfehen ift, die Normalanlage mit 
ihren wechjelnden Süßen. 
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von 1500 ME. mit 52 DE. 50 Pi. zu verfteuern.‘) Der Gewerbefteuerpflichtige 
darf nad) Art. 10 Ziff. 2 neben den eigentlichen Produftionskoften auch Zinſen 
oder ähnliche geldwerte Vergütungen, die er infolge der Gründung, Erwerbung, 
Erweiterung jeines Geſchäftes oder für zum Gejchäftsbetriebe geliehenen Kapi— 
talien zu leiften hat, in Abzug bringen. Nun kann bier eingewendet werden, 
dab der Haußfteuerpflichtige ſoweit ald möglich die Laſten für Kanaliſation, 
Wafferleitung, Unratabfuhr, Straßenreinigung u. |. w., jowie Teile feines Bau: 
aufwandes auf die Mieter überwälzen wird, daß er ferner in Zeiten bes 
Wohnungsmangels und günftiger Konjunkturen beim Mangel regelmäßiger 
furzer Revifionsperioden erhöhte Renten bezieht, ohne eine dem Rentenzumachs 
entiprechende Steuermehrung zu tragen, — nichtsdeſtoweniger bleibt ein Mip- 
verhältnis zwiſchen der Belaftung des Hauseigentümerd und der der anderen 
Stenerpflichtigen mit fundiertem Eintommen.’) Auch muß bejonders bemerkt 
werden, daß der Eapitalbefigende Hauäbefiger, der auf feinem Kaufe aus irgend 
welhen Gründen Hypothekenſchulden ftehen läßt, gegenüber einem verichuldeten 
und fein Kapitalvermögen bejigenden Hausbeſitzer weſentlich im Vorteil ift. Der 
eritere fann nad) dem Kapitalrentenſteuergeſetz den Betrag jeiner. Hypotheken: 
ihuldzinfen von feiner Kapitalrente in Abzug bringen und iſt aljo wenigitens 
bei der Kapitalrentenfteuer begünjtigt, der zweite muß Schuldzinfen bezahlen 
und doc den vollen Betrag der Mietjteuer entrichten. 


Die eben gemachten Ausführungen nötigen zu dem Schluſſe: 

1. Daß der Mietjteuerpflichtige höher belaftet ift, als die Angehörigen der 
anderen Steuergattungen, 2. daß der mit Schuldzinjen belaftete Hauseigentümer 
‘in beionderem Mae beichwert erjcheint. 


Die Thatjadye der höheren Belaftung der Miethausbefiger ift ſelbſtverſtändlich 
ihen früh erkannt worden. Schon im Jahre 1834 hatte der Abgeordnete 
Schwindl im Namen der Stadtgemeinde München den Antrag geitellt, daß von 
leeren Mietwohnungen feine Steuer genommen und daß nicht der Bruttoertrag 
jondern der Nettoertrag befteuert werden ſolle. Auch jeitens der Regierung wird 
dieſe Thatjache nicht in Abrede geitellt. Sie befürwortet ſelbſt einen Abzug 
von 10° von der Mietrente mit der Motivierung, daß die dem Hausbeſitzer 
obliegenden mit den Gebäulichkeiten verbundenen Yaften für Bauunterhaltung, 
Straßenreinigung u. j. mw. im Laufe der Zeit erheblich; größer geworden jeien. 
Dagegen ift von einem Abzug der Schuldzinien nicht die Rede. 


Mas zunächſt den 10'/oigen Abzug von der Mietrente anlangt, jo ift gegen 
deflen Berechtigung nichts einzuwenden. Wünfchenswert wäre es freilich, wenn 
die Ausgaben für Bauunterhaltung, Straßenreinigung, Unratabfuhr, Waflerzinie 
u. ſ. w. bei jedem einzelnen Mietobjefte nach dem thatjächlichen Anfalle berüd: 
hchtigt werden könnten, denn es ift befannt, wie verjchieden die Verhältnifie 
liegen. In einzelnen Städten werden die Koften der Unratabfuhr durd) Gebühren 


')W.Loß madt in jeiner Heinen Edhrift, Tie Nejorm ber direkten Steuern in Bayern, 
Münden 1898, S 12, aud) darauf aufmerffam, dak ein Haus-(und Grunds)befißer mir einer, 
jährlichen Zinjenlaft von 10000 ME., wenn ihm dur Erbichaft Wertpapiere zufallen, die 
10000 Mt, Rente bringen, troß dieſer Bereicherung feinen Pfennig Steuer mehr wie zuvor 
zu zahlen hat, da er von der Rente die Schuldzinjen abziehen kann. 

*, Am ftärkften tritt dies Mißverhältnis für den Alleinbewwohner eines eigenen Hauſes 
hervor, der die mit dem Hausbeſitz verbundenen Laften wicht überzumälzen vermag. Dan 
denfe vor allem am die Fleinen Hausbefiger, Tagelöhner, Fabrikarbeiter ıc. 


J 
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aller Wohnungs- und Ladeninhaber gedeckt, ſo daß den Hausbeſitzer hier nur 
ſein Anteil trifft, während in anderen die Beiträge vom Hausbeſitzer er— 
hoben werden. In manchen Städten wird die Straßenreinigung ganz oder zum 
größten Teil von der Gemeinde beſorgt und aus den Umlagen beſtritten. 
Beſonders aber kommt in Betracht, daß bei den Hauseigentümern die Neigung, 
alle dieſe Laſten auf die Mieter überzuwälzen in verſchieden ſtarkem Maße aus— 
geprägt und daß auch die Möglichkeit ſie überzuwälzen, ortweiſe, gegendweiſe 
und klaſſenweiſe ſehr ungleich iſt. Vom-Hausbeſitzer, der den Wünſchen ſeiner 
Mieter nach Möglichkeit Rechnung trägt, bis zu jenem, der gar nichts thut, 
ſondern alle Laſten den Mietern zuſchiebt, iſt eine reiche Skala, deren einzelne 
Eremplare jedem Mieter hinreichend bekannt find. Es iſt aber zuzugeben, daß 
der Feſtellung der thatſächlichen Aufwendungen ſeitens der einzelnen Hauseigen— 
tümer ſolche Schwierigkeiten entgegenitehen, daß darauf verzichtet werden muB. 
Ob 10 oder 15”/o, wie der Abgeordnete Neuner will, an Unterhaltungskoiten 
in Abzug gebradjt werden jollen, hängt davon ab, ob es gelingt, bei der Reviſion 
des Hausiteuergejeßes die Hypothekenzinſen in irgend einer Form zu berüd: 
fichtigen. it dies der Fall, dann könnte man ſich mit 10°/o begnügen, ift dies 
nicht der Fall, dann könnte den Hausbejigern wohl durch einen größeren Abzug 
eine Erleichterung bereitet werden, die dann freilich dem jchuldenfreien Befiger 
ebenſo zu Gute fämen wie dem mit Schuldzinjen belafteten. Es mag bemerft 
werden, daß bei einem 10°/o Abzug der Ausfall an der Hausftener ſich auf 
rund 630 000 ME., bei 15" auf 915000 ME. ftellen würde, daß diejer Aus: 
fall wohl aber dur die nad) dem Geſetze in Ausfiht genommene Reviſion 
Dedung finden würde.') 


Die wichtigite Frage it hier ebenjo wie bei der Grunditeuer die nad) der 
Berüdiihtigung der Shuldzinjen. 


Es iſt ſchon vorhin ausgeführt und an praftiihen Beilpielen erwieſen 
worden, wie ungleich die Nichtberüdjichtigung der Schuldzinjen auf die Steuer: 
pflichtigen wirft. Der Mlinderbemittelte ift höher belaftet als der Bemitteltere; 
dem vermöglichen Befiger, der neben dem Hausbefig noch über Bargeld und 
Wertpapiere verfügt, werden etwaige Hypothefenzinien bei der Verſteuerung feiner 
Kapitalien in Anja gebradt. Der Kapitaliſt, der Gewerbetreibende fann die 
Schuldzinſen an jeinem jteuerbaren Ertrag abziehen; er iſt ebenjo wie der Ein: 
fommensteuerpflichtige unter Umftänden ganz von der Steuer befreit; beim Haus: 
fteuerpflichtigen ift von all dem feine Rede. Man bedenfe auch bier, wie jehr 
die Mehrbelaftung der Hausbefiger gejteigert wird durch die Zujchläge für Ge: 
meinde- umd Kreiszwecke, namentlid; für erſtere. Dieſes Mipverhältnis wird 
noch drücdender werden, wenn die geplante regelmäßige Revifion der Mkietfteuer 
den wirklichen, in der Regel doch jteigenden Mieten auf den Fuß zu folgen ge- 
ftattet. Die Berüdfichtigung der hypothekariſch eingetragenen Schulden würde 
zwar mancherlei Schreibwerf, aber feine umüberwindlichen Schwierigkeiten verur: 
ſachen. Selbſtverſtändlich könnten, wie jhon der Augsburger Bürgermeilter 
Wolfram in feinem Referat über die Steuer: und Umlagen:Reform auf dem 
4. bayeriichen Städtetag in Würzburg hervorhob, nur Schulden berüdjichtigt 
werden, die auf dem Objekt als ſolchen lajten. Sole Schulden dürften auch 


') Schon in der Sejfion des Landtages 1849/50 hatte Die Regierung vorgeichlagen, dat 
bei der Mietſteuer „im Rückſicht auf die Unterhaltungskfojten und Abnützung der Sebäude” 
der Betrag von 20”/o des Mietiteuervetrages in Abzug gebracht werden jollte, 
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nur einmal berüdfidtigt werden; fie dürften bei der Berechnung der etwaigen 
Kapitalsrente des Hausbefigerd in Zukunft nicht mehr in Abzug gebracht werden. 
Das gleiche gilt von Schulden, welche auch bei der Gemwerbeiteuer berüdjichtigt 
werden fünnen. 

Dom Standpunkte der Gerechtigkeit aus kann, wie die Steuerverhältniffe 
in Bayern zur Beit liegen, die Forderung des Schuldzinjenabzuges von. der 
Mietrente nicht als unbillig bezeichnet werden. Aber ebenjowenig darf verfannt 
werden, daß ihrer Verwirklidiung in der Praxis jchwerwiegende finanzielle Be— 
denfen gegemüberftehen. Der Ausfall, der durch die Berückſichtigung der Schuld: 
zinfen an dem Ertrag der Mietjteuer eintreten würde, müßte ein jo beträdht- 
licher jein, daß es erklärlich ift, daß die Staatäregierung an diejer Frage mit 
einer kurzen Ablehnung vorübergeht. Ein Teil des Ausfalles ließe ſich wohl 
durch die beablichtigte Neuanlage der Steuer in kurzen Zeiträumen wieder ein= 
bringen ; auch fönnte der Steuerfuß bei größeren Reinerträgen etwas höher jein 
als bisher; nichts deito weniger bliebe ein aller Vorausſicht nad) erheblicher Teil 
des Ausfalles ungededt. 


Völlig klar zeigt ſich auch bei diejer Gelegenheit, daß die Steuerreform 
von 1899, jo wohlthätig fie nad) vielen Richtungen hin wirkte, doch nur eine halbe 
Mahregel war, da man an einzelnen Gliedern zu furieren unternahm, während 
doch der ganze Körper an merklichen Gebrechen leidet. Es iſt begreiflic, daß 
nah der Durchführung der Reform die Haus: (und Grunde) jteuerpflichtigen 
aus der Reformgeſetzgebung fich diejenigen Beitimmungen anmerften, die auch 
ihnen als zuträglich ericheinen, und daß fie deren Durchführung anjtreben. Es 
wird ſich aber zeigen, daß hier, wo analoge Reformen vorausſichtlich mit Aus- 
fällen im Staatseinnahmemwejen verbunden jein werden, die im Intereſſe der 
Ausgleihung anzuftrebende Durchführung an dem Mangel von Dedungsmitteln 
wird icheitern müſſen. Eine gründlide, allen Steuergattungen 
gereht werdende und zugleih aud dem gemeindlihen Umlage: 
weien förderliche Reform ift eben niht möglich ohne die all: 
gemeine progrejjive Einfommeniteuer. 


Nach) diefen Erörterungen über die wichtigſten Punkte der Geleßentwürfe 
fönnen wir und bezüglid) der anderweitigen Beltimmungen der Gejegentwürfe 
furz fallen. 

Die Berückſichtigung der individuellen Verhältniffe der einzelnen Steuer: 
pflichtigen in dem vorgeichlagenen Umfange ericheint der Billigkeit entiprechend, 
doh muß auch hier die Frage aufgeworfen werden, ob die darauf bezüglichen 
Beſtimmungen nicht pafiender im Hausftenergejege jelbjt ftatt im Nachlaßgeſetz 
Aufnahme zu finden hätten. Auch die Trage drängt ſich auf, ob nicht für den 
Fall, daß ein Abzug der Schuldzinien von der Mietrente ſich als undurchführ— 
bar erweilen jollte, die Belaftung mit Hypothekſchuldzinſen als ein weiterer die 
individuelle Leiftungsfähigfeit mindernder und deshalb mit Steuernadhlaß zu 
bedenfender Umftand den übrigen anzureihen wäre. In dieſer Beziehung mag 
an das bei der Grundſteuer in gleichem Betreffe Angeführte zurücvermiejen 
werden. Daß aud) das Leerjtehen von Wohnungen als Nachlaßgrund in Vor: 
ſchlag gebracht wird, iſt gleichfalls zu begrüßen. Im allgemeinen dürfte auch 
die ſeitens der Staatsregierung in dieſer Beziehung beantragte Beſchränkung, 
wonach das Leerſtehen nur dann als Nachlaßgrund berückſichtigt werden ſoll, 
wenn Wohnungen und Geſchäftsräume mindeſtens ein Vierteljahr unvermietet 
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geblieben find und die entgangene Miete mindeitens den vierten Teil des fatafter: 
mäßigen Mietertrages beziffert, gutzubeißen fein. Den gegen eine weitergehende 
Berückſichtigung leerftehender Wohnungen vorgebradhten Bedenken der Staats 
regierung, daß nämlich in zahlreichen Fällen, namentlid bei Spefulationsobjeften, 
das Nichtvermieten auf die zu hohe Bemeſſung des Mlietzinjes durd die be: 
treffenden Mietgeber zurüdzuführen it, kann die Berechtigung nicht abgeſprochen 
werden. Auch die Bejeitigung des veralteten Inſtituts der Mufterhäufer und 
die in Ausficht genommene regelmäßige Reviſion der Steuer iſt zu begrüßen. 
Bezüglid) des Antrags des Abgeordneten Neuner, den Steuerſatz künftig im 
Hausſteuergeſetz ſelbſt Feitzuftellen, gilt aud) hier das bezüglich des gleichen An: 
trags bei der Grundſteuer Bemerfte. 

Die übrigen in den Gejeßentwürfen enthaltenen Beſtimmungen jtehen an 
Bedeutung und Tragweite hinter den bisher beiprochenen erheblich zurüd und 


fünnen deshalb hier, wo es mehr auf die Hervorhebung prinzipieller Fragen, 
ankam, übergangen werden. 


Die Organifation der inneren Derwaltung 
auf redjtsvergleichender Grundlage 
(Deutſchland, Frankreich, England und Vereinigte Staaten). 


Von Conrad — Profeſſor in Berlin. 
Fortſetzung; vgl. Jahrgang 1901 ©. 801 und Jahrgang 1902 ©. 55, 3. 198 u. 286.) 


ESchiuß. ) 


$ 2. Die Blüte des engliſchen Selfaovernment.') 


Trotz anfänglicher Aufrechterhaltung der überkommenen angelſächſiſchen Ver— 
waltungsorganiſation als der äußeren Form, die nad) der normanniichen Er- 
eberung nur mit einem neuen Inhalt ausgefüllt wurde, hatten doch allmählic) 
die angelſächſiſchen Bildungen unter den Plantagenets eine wejentlich andere Ge- 
Halt erhalten. Es war dies mit jener Schonung des hiſtoriſch Ueberlieferten ge: 
ihehen, die überhaupt dem englischen Nationalcharakter eigentümlich ift. Die 
älteren Inſtitutionen wurden nicht aufgehoben, fie ftarben neben den neuen 
Schöpfungen, die ſich als lebenskräftiger erwiejen, allmählich von jelbit ab. 

In der lokalen Verwaltung war die neue Grafſchaftsverfaſſung jeit Be- 
gründung des Friedensrichteramtes zu einem vorläufigen Abſchluſſe gelangt. Die 
Friedensbewahrung in der Grafichaft wird von den in die Friedenskommiſſion 
aufgenommenen Berjonen im Ehrenamte geübt und zwar derartig, daß ein jeder 
von ihnen innerhalb der ganzen Grafichaft zuitändig it. Die höhere Inſtanz 
über den einzelnen Friedensrichtern und gleichzeitig den Gerichtshof für ſchwerere 
Straffachen bilden die vierteljährlichen Quartaliigungen Jämtlicher Friedensrichter 
der Grafichaft. Unter den Tudors erfährt das Friedensrichteramt nur nad ein: 
zelnen Richtungen hin noch eine weitere Ausbildung, indem einem oder zwei 
priedensrichtern die jummariiche Enticheidung bei Uebertretungen, namentlid) 
gegenüber den zahlreihen Strafflauieln der Verwaltungsgeiege, und indem den 
einzelnen FFriedensrichtern die Vorunterſuchung in allen Straffahen übertragen 
wird. Dazu kommt die Stellung der Tyriedensrichter als vorgeſetzter Inſtanz 
der örtlichen Selbitverwaltung, die jpäter noch näher zu erörtern ſein wird. 

Das FFriedensrichteramt war geichaffen worden und wurde verwaltet im all: 
gemein Staatlichen Intereſſe, zur Friedensbewahrung einjchließlich der Handhabung 
der Strafrechtäpflege innerhalb der Grafihaft. Es war nicht ein perlönliches 
Recht, welches der einzelne Friedensrichter ausübte, jondern eine ſchwere ftaatliche 
Derpflichlung, die er mit Wahrnehmung der friedensrichterlichen Funktion er— 
füllte. Da das Amt unentgeltlich zu verwalten war, jo beitimmte ſich damit 
von ſelbſt der Kreis von Perjonen, denen es übertragen werden konnte. Die 
driedensrichter mußten in der Lage jein, ihre Zeit dem Amte widmen zu können, 


') Bgl. Gneiſt, Engliihe Verfaſſungsgeſchichte S. 461 ff. und die dort angegebene Fach- 
literatur, jowie die betreffenden Abſchnitte in den hiſtoriſchen Werfen, namentlih von Rande 
und Macaulay; VBauthier a. a. O. 
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ohne durd) die Notwendigfeit eigenen Erwerbes abgehalten zu werden. In den 
Grafichalten konnte man daher das Trriedensrichteramt nur den arößeren Grund: 
bejigern übertragen. Damit werden die befigenden Klaſſen zum Dienfte für den 
Staat herangezogen, aber nicht wie in dem Patrimonialftaate des Kontinents 
zur Bethätigung eigener ererbten Rechte, jondern zur Erfüllung jchwerer Pflichten 
gegen den Staat. Thatjächli wird aber damit ebenio wie durch die patri- 
monialen Bildungen den größeren Grundbefißern als joldhen die lokale Ver: 
waltung des Staates überlaffen und dadurd ein jchwerwiegender Einfluß auf 
das gejamte öffentliche Leben eingeräumt. 

Die Grafichaltsverwaltung umfaßt im wejentlichen nur die Friedensbe— 
wahrung, aljo die notwendigfte und uriprüngliche jtaatlihe Aufgabe. Daneben 
find jedod der Grafichaft als ſolcher gewiſſe Kalten auferlegt, wie Unterhaltung 
der Grafſchaftsgefängniſſe, Jrrenhäufer, Brüden x. Auch in diefer Beziehung 
als Korporation und Trägerin eigener Rechte und Pflichten wird die Grafichaft 
durch die Friedensrichter in den Cuartalfigungen vertreten. Sie haben nament: 
lich; zur Dedung diefer Laiten eine bejondere Kommunalfteuer der Grafichait, 
County rate, von deren Eingejeflenen auszuichreiben und zu verwenden, Die er: 
forderlichen Beamten anzustellen und zu beauflichtigen. 

Die Grafichaftsverwaltung genügte für die Friedensbewahrung im mittel: 
alterlichen Sinne, d. h. für die Strafrechtöpflege und Sicherheitspolizei. Seit der 
Reformation traten jedoch weitere jtaatliche Aufgaben hinzu, für deren Erfüllung 
eine lebensfähige Gemeindeverwaltung nicht entbehrt werden fonnte. Die Kirche 
war durch die Reformation dem Staate einverleibt, und ſomit die geſamte bis- 
her Eirchliche Verwaltung eine ftaatliche geworden. Dadurd) ergab ſich insbejondere 
die Notwendigkeit einer ftaatlihen Armenpflege an Stelle der kirchlichen. Auch 
für die Wegeangelegenheiten konnte man Kleinere Bildungen innerhalb der Graf: 
ſchaft nicht entbehren. 

Auf die einst das ganze flache Land beherrichende Gutsherrlichkeit brauchte man 
dabei feine weitere Rücdficht zu nehmen. Denn das Friedensrichteramt hatte 
allmählich die meiſten obrigkeitlichen Befugniſſe der Gutsherren über ihre Hinter: 
jaffen aufgefaugt, während gleidyzeitig die auffommende Geldwirtichaft durdh die 
Ablöſung der Naturaldienite das gutsherrlich;:bäuerliche Band loderte. Die neuen 
jtaatlihen Aufgaben, für melde e3 innerhalb der Grafſchaft noch einer Organi— 
ſation bedurfte, auf patrimoniale Herrſchaften zu übertragen, war unter dieſen 
Umſtänden weder geboten noch auch überhaupt durchführbar. 

Wohl aber konnte man eine bisher rein kirchliche Bildung, das Kirchſpiel, 
den ftaatlichen Zweden dienfibar machen, umjomehr, als von Rechtswegen 
die geſamte Bevölkerung der Staatökirdhe angehören mußte. Das Kirchipiel in 
Stadt und Land wird alſo jeßt zur Grundlage der gejamten Lofalverwaltung. 
Als Organe hatte es zunächſt den Pfarrer, außerdem für die wirtichaltlichen Anz 
gelegenheiten des Kirchſpiels zwei Kirchenvorfteher, Churchwardens, deren einen 
der Pfarrer, den andern die Gemeindeverfammlung beitellte, und eine Gemeinde: 
verjammlung, Vestry. Die hauptlächlichiten Aufgaben des Kirchſpiels find aller: 
dings kirchlicher Natur und beitehen in der Aufrechterhaltung der kirchlichen Or: 
ganiſation. Da aber die Kirche nunmehr dem Staate einverleibt it, jo find 
ihre firhlichen Aufgaben gleichzeitig ſtaatliche. Nur nebenbei werden die Kirch: 
ipieldorgane auch für andere ftaatliche Zwede, jo namentlid der Pfarrer zum 
Aushauen der Vagabunden, Einregiftrierung der Gefindezeugnille, die Kirchen: 
vorſteher zur Einziehung gewiſſer Polizeibußen und zur Handhabung der niederen 
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DOrtöpolizei im Anjchluffe an die Kirchenzucht benußt. Die wirtichaftlichen Laſten 
des Kirchipiel3 werden durch eine beiondere Kommunaljteuer, Church rate, auf: 
gebraht, welche die Gemeindeverfammlung nad) dem Jahresbedürfniſſe beichließt. 

Das Kirchſpiel wird aber weiterhin die Grundlage für die von der Kirche 
nunmehr auch äußerlich getrennte Armenpflege. Nach einigen unzureichenden 
Anjägen unter den früheren Tudors ergeht ſchließlich das umfaljende Armen: 
geieg 43 Elizabeth ch. 2. Die Armenpflege wird Yait des Kirchſpiels, in 
welchem der Arme geboren oder ſeit drei Jahren wohnhaft iſt. Für die Ver— 
waltungsgeſchäfte werden in jedem Kirchſpiele Overseers of the poor vom 
Friedensrichter beitellt, die in Gemeinſchaft mit den Kirchenvorftehern für Be: 
Ihältigung und Berpflegung der Armen zu jorgen haben. Die Mittel zur 
Armenpflege werden durd) eine Armenfteuer, Poor rate, aufgebradht, welche die 
Armenauffeher von den Inhabern eines Hausſtandes oder Grundbeſitzes im Kirch— 
ipiele nach) dem Grund und Boden einihäßen und erheben. 

Endlih wird auch die Wegeverwaltung an — Kirchſpiel angeſchloſſen. 
Durch das Wegegeſetz 2 et 3 Phil. & Mary ch. 8 wird das Amt eines Wege: 
aufjehers, Surveyor of highways, geichaffen, der für die Inſtandhaltung der 
Wege in dem Gemeindebezirfe zu jorgen hat. Für die Zwecke der Wegever: 
waltung haben die Gemeindemitglieder Sand: und Spanndienite nad) Maßgabe 
ihres Beſitzes zu leiften und, ſoweit dieje nicht ausreichen, eine bejondere Kom: 
munalfteuer, Highway rate, nad) Analogie der Armenfteuer aufzubringen. 

Zu dieſen Ehrenämtern der Churchwardens, Overseers of the poor und 
Surveyor of highways werden weniger die durch das FFriedensrichteramt bereits 
hinreichend belaſteten größeren Grundbefißer, als die Mittelitände des flachen 
Landes herangezogen. Die kommunalen Aemter des Kirchſpiels umfaſſen in 
Gemeinihaft mit der polizeilichen Erefutive der Constables diejenigen Dienfte, 
welche die Mittelklaſſen für die Erfüllung der ftaatlihen Aufgaben leiten. Die: 
jelben, innerhalb eines Eleineren Kreiſes erfordert, verlangen weniger Aufwand 
an Zeit als die des Friedensrichters und können daher noch von den ſozial unter 
den Großgrundbefigern jtehenden Klaſſen getragen werden. 

Die ganze Kirchipielsverwaltung ſteht aber unter der Aufſicht des Friedens— 
tihteramtes. Die Friedensrichter haben teils einzeln, teils in den Quartals— 
ungen die Kirchſpielsverwaltung zu beauffihtigen und auf Beichwerden über 
die Anordnungen der Kirchipielsorgane zu enticheiden. — 

In den Städten wurden die wirtichaftlichen Laſten der Gericht: und Polizei: 
verwaltung von der Stadtgemeinde jelbit getragen. Bei dem ehlen einer all: 
gemeinen Städteordnnung richtet fich die ftädtiiche Berfaffung nad) den Inkorporations- 
arten der einzelnen Städte. Ebenjo bleibt ihr Verhältnis zur Grafichaft auf 
dem Gebiete der Friedensbewahrung verjchieden. Die ftädtiichen Laften werden 

duch eine bejondere Kommunalfteuer, Borough rate, aufgebradt. 

Die Zentralverwaltung ift vereinigt im dem nunmehr als Privy Council 
bezeichneten königlichen Rate, in dem der König alle Reichsangelegenheiten er: 
ledigt. Herkömmlich wird jeßt ein befonderer Präfident des Geheimen Rates 
als Vorfigender beftellt. Der Geheime Rat hatte von jeher als unmittelbaren 
— der königlichen Gewalt eine außerordentliche Strafbefugnis für ſich in 

Anſpruch genommen. Unter den Tudors wird dieſe Strafgerichtsbarkeit, die 
namentlich gegenüber politiſchen Ausſchreitungen gehandhabt wurde, einer beſonderen 
Kommilfion des Geheimen Rates übertragen, die nad) ihrem Situngszimmer 
die Bezeichnung Sternfammer, Star Chamber, erhielt. 
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Ein Glied der Verwaltungsorganiſation bilden auch die drei oberften Gerichts: 
höfe. Denn da in dem FFriedensrichteramte Justiz und Verwaltung nicht getrennt 
jind, vielmehr auch die Verwaltung in der Form einer Rechtſprechung ausgeübt 
wird, jo geht auch gegenüber Berwaltungsaften der Quartalfigungen wie der 
einzelnen FFriedensrichter der Rekurs an die NReichögerichte, welche damit eine 
Nechtsfontrolfe über die gefamte Verwaltung ausüben, zumal jeit 16 Charl. I 
ch. 10 die Jurisdiftion der Sternfammer aufhörte. Seit der Reformation trat 
neben das Privy Council ala höchſte weltliche Behörde ein High Commission 
Court zur Ausübung der auf den Monarchen übergegangenen geiftlichen Autorität. 
Er übte diefe in der unbeſchränkteſten Form und fonnte ſelbſt über Gedanken 
dem einzelnen einen Eid abfordern. 

Dieje mit der Periode der Tudors zum Abſchluſſe gelangte Verwaltungs— 
organilation in Gemeinde, Grafihait und Gentralinitanz hat während des 
17. Jahrhunderts troß der gewaltigften Ummälzungen des ganzen Staatswejens 
nur nod) ganz unerheblihe Anderungen erfahren. Die engliihe Revolution 
wurde, juriftiich betrachtet, lediglich auf dem Gebiete der Verfaſſung ausgefodhten. 
Das mittelalterliche Verfaſſungsrecht mit feiner unbeftimmten Kompetenzregulierung 
zwilchen den Faktoren der Verfaſſung war nicht länger aufrecht zu erhalten und 
mußte einer feſt umjchriebenen Abgrenzung der beiderjeitigen Rechte von Königtum 
und Parlament weichen. 

Die Dynastie der Stuarts unternimmt nun den Verſuch, in mwechjelvollen, 
den Zeitraum von drei Generationen umfpannenden Kämpfen die abjolute 
Monarchie nad) fontinentalem Vorbilde in England berzuftellen. Sie befand 
fi) dabei in einer ähnlichen Lage wie die deutichen Landesherren im ftändiichen 
Patrimonialftaate, ſie hatte feine anderen Organe zur Ausführung ihres Willens 
al3 die bejigenden Klaſſen, die fie befämpfen wollte. Denn dieje befehligten die 
Miliz, welche neben einigen unbedeutenden Soldtruppen die einzige bewaffnete 
Macht des Landes bildete. Sie führten in dem FFriedensrichteramte die Graf- 
ihaftsverwaltung und die Aufficht über die Gemeindeverwaltung und, wenn auch 
der Ttaatliche Charakter diejes Amtes chart ausgeprägt und das föniglide Ent— 
laffungsrecht gewahrt blieb, jo war doc) die Krone damit wenig gebejlert, da 
jie die neuen Friedensrichter aus derjelben Klaſſe wählen mußte. Die beftgenden 
Klaſſen, welche das Heer befehligen und die lofale Verwaltung führen, haben 
endlich auch die Vertretung in beiden Häujern des Parlaments. 

Wollte die Monarchie die parlamentarische Macht brechen, jo mußte fie 
entweder ein allein von ihr abhängiges ftehendes Heer, oder eine unbedingt zu 
ihrer Verfügung ftehende Verwaltung, oder noch beifer beides ſchaffen. Die 
Stuarts haben bei ihrem Kampfe mit dem Parlamente das Hauptgewicht auf 
die Schaffung eines ſtehenden Heeres gelegt und find hierbei zweimal unterlegen. 
An eine organiiche Neubildung der Verwaltung im Sinne des abjoluten Beamten 
ſtaates fonnten fie zunächſt gar nicht denfen, da ihnen dazu das erforderliche 
Beamtenmaterial fehlte. So wurden nur eimige ſchwache Verſuche zu Gunſten 
de3 Ablolutismus unternommen. Die ftädtiichen Inkorporationscharten wurden 
namentlich) unter Karl II. maſſenhaft für verfallen erflärt und neue erlafien, 
welche den Tories dem Beſitz der ftädtiichen Verwaltung ficherten. Der Zweck 
war aber hierbei weniger, eine abhängige Verwaltung zu ſchaffen, als für die 
Mahl zum Parlamente die Vertretung der Stadt von den Whigs auf die Tories 
zu übertragen. Auch in der Bejegung der Neichögerichte wurden mannigfache 
Perfonenwechiel vorgenommen, vermöge deren die Regierung die Gewißheit einer 


auf rechtövergleichender Grundlage. 359 


ihr günftigen Mehrheit bei Entſcheidung zweifelhafter jtaatsrechtlichen Tragen 
zu gewinnen hoffte. 

Schließlich war es aber doch nicht die Monarchie, ſondern das Parlament, 
welches während der revolutionären Kämpfe einige wichtige organilatoriiche Ver— 
änderungen vornahm. Die gefürchteten VBerwaltungsorgane des Föniglichen 
Abiolutismus, Star Chamber und High Commission Court, verjchwanden jchon 
während der eriten Revolution. Gleichzeitig wurde für die Zukunft jede Straf: 
gerichtsbarfeit des Füniglichen Rates und die Wiedererrichtung der Firchlichen 
Oberbehörde für verfaffungswidrig erklärt, ein Grundjaß, den die zweite Revo: 
Iution nad) der Wiederheritellung des High Commission Court dur Jakob II. 
lediglich beftätigte. Da das Mtilitärregiment Cromwells nur eine vorübergehende 
Grideinung war und feine dauernden Spuren hinterließ, rettete fich die Ver: 
waltungsorganijation der Tudors nad) Beleitigung von Star Chamber und 
High Commission Court unverändert in das 18. Jahrhundert hinüber. 

Durch den endgiltigen Sieg des Parlaments über die Krone erfuhr jedod) 
die Zentralverwaltung eine wejentliche Umgeitaltung. Wenn auch die gejamte 
Verwaltung in dem Privy Couneil vereinigt jein jollte, jo wurden doch ſchon 
bisher die laufenden Verwaltungsgeſchäfte von einzelnen Mitgliedern, jo die der 
oberften Gerichtshöfe vom Kanzler, die der Finanzen vom Schakamte, der 
Marine von der Admiralität, die äußeren und inneren Angelegenheiten von 
den Staatäjefretären verjehen. Immerhin war die Gelamiheit des Privy Council 
der Brennpunkt geblieben, in dem ſich alle Einzelrefforts zujammenfanden. 
Wenn Karl II. die Regierung zeitweife nur mit einzelnen Mitgliedern des Privy 
Couneil als jeinem derzeitigen Kabinette führte, jo galt dies als ein Mißbrauch. 
Unter Wilhelm 111. kehrte daher die Verwaltung durch das gejamte Privy 
Couneil zunächſt zurüd. 

Bei der zweifellos durch die Revolution hHerbeigeführten Suprematie des 
Parlamentes über die Monarchie ergab ſich aber jehr bald die Unmöglichkeit, 
durch ein großes Kollegium, wie das Privy Couneil, in dem beide Parteien 
vertreten waren und durch fortgeießte Befehdung die Verwaltung lahm legten, 
die Geichäfte in Ulbereinftimmung mit der ‘Barlamentsmehrheit zu führen. Schon 
Wilhelm II. jah ſich daher genötigt, die wichtigften Staatsämter den leitenden 
Perlönlichkeiten der im Parlamente vorwiegenden Partei zu übertragen und 
dieje wenigen Perjonen zur Beſchlußfaſſung über die zu befolgende Politik als 
Kabinett zu einem engeren Nate zu vereinigen, der nunmehr thatjählid an 
die Stelle des Privy Council tritt. 

Die Eriftenz des Kabinetts ift aber niemals geſetzlich anerfannt worden. 
Die große Ratöverfammlung de Privy Couneil befteht daher fort, und Die 
fönigliche Regierung wird nominell nad) wie vor in ihm geführt. Soweit ge: 
jeglih ein Order in Couneil gefordert wird, muß daher nod) eine Berufung 
des Privy Couneil ftattfinden, deifen Situngen aber nur nod die Bedeutung 
von Sollennitätsaften haben. 

Die eigentliche Verwaltung ruht nunmehr in den einzelnen Minifterien, 
deren Zahl und Zuitändigkeit je nad) den politischen Bedürfniffen wechjeln. Die 
politiiche WBerantwortlichkeit der Zentralbehörden gegenüber dem Parlamente 
machte jedoch auch bei denjenigen, welche kollegialiſch zulammengejeßt waren, 
wie Shakamt und Admiralität, den Übergang zur bureaufratiichen Organifation 
mit einem einzigen verantwortlichen Chef notwendig. So wird im Schakamte 
der First Lord of the Treasury Premierminifter und hat mit der laufenden 
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Verwaltung nichts mehr zu thun. Dieſe geht vielmehr auf den Schafkanzler über 
und neben ihm werden die Junior Lords zu bloßen Hilfsarbeitern. In gleicher 
Weije wird der First Lord of the Admiralty zum allein verantwortlichen Chef. 

Unter den verjchiedenen Minifterien, eine Bezeichnung, die übrigens in 
England nie offiziell Eingang gefunden hat, fommen für die innere Verwaltung 
bejonders in Betraht dad Home Office unter einem Principal Secretary, 
dem namentlich die geſamte friedensrichterliche Verwaltung und damit mittelbar 
die der Kirchipiele untergeordnet ift, und der Lord Chancellor al3 der oberite 
Chef der Juftiz, welche durch die Reichsgerichte eine Rechtsfontrolle über die 
geiamte Verwaltung auszuüben berufen iſt. Die oberiten Verwaltungsämter 
haben ihre Verwaltungsaufgaben unabhängig von einander zu erledigen. Nur 
verfaffungsrechtlic und politiſch werden die Chefs derjelben in dem SKabinette 
zufammengefaßt, um eine einheitliche Politit und Vertretung dem Parlamente 
gegenüber zu ermöglichen. 


$ 3. Die Dermwaltungsreformen des 19. Jabrbunderts.') 

Ungefähr um diejelbe Zeit, da die engliſche Verwaltung wie ein Jahr: 
hundert früher die engliiche Verfaffung das bewunderte Vorbild für die Staaten 
des Kontinents wurde, erfuhr dieje Berwaltungsorganilation eine vollitändige 
Umgeftaltung. Werjchiedene Gründe wirkten hierzu mit. Ginmal verlangten 
die aufitrebenden Mittelklaſſen, nachdem fie durd) die Reformbills eine bedeutende 
Erweiterung des parlamentariichen Wahlrechts erlangt hatten, aud) einen größeren 
Einfluß auf die Verwaltung, als er ihnen bisher in den unter Aufficht der 
triedensrichter zu führenden Eleinen Gemeindeämtern zu Zeil geworden war. 
Dabei dachten fie aber nicht an die Uebernahme neuer Pflichten im perjönlichen 
Dienfte für den Staat, jondern nur an ein Recht zu beraten, zu beichließen und 
bejoldete Beamte für die eigentlichen Verwaltungsgeſchäfte anzujtellen. Dazu 
fam, daß in den wirtichaftlic, entwidelteren Gegenden, bejonders in den Städten 
und in den Snduftriediftriften, die Verwaltung Aufgaben gegenüberitand, die 
durd) Ehrenbeamte überhaupt nicht mehr erfüllt werden fonnten, fondern ein 
geichultes, bejoldetes Beamtentum erforderten. Endlich bot die innere Reform: 
bedürftigfeit einzelner Verwaltungszweige den äußeren Anlaß, um die alte Organi— 
jation des Selfgovernment allmählich abzutragen. 

In der neuen Verwaltungsgeießgebung fann man drei verichiedene Stadien 
unterſcheiden. Während des erjten, welches mit der Armengeleßgebung des 
Jahres 1834 beginnt, durch die Sanitätös, Wege, Schul: und Stadtverfaflungs: 
gejeße der folgenden Jahrzehnte weitergeführt wird, ohne bisher zu einem for: 
mellen Abjichluffe gelangt zu jein, wird das Selfgovernment in der Gemeinde 
und damit die Selbitändigfeit der Mlittelklafien in der Verwaltung befeitigt. 
Auf dem flachen Yande verichwindet die Yandgemeinde überhaupt und wird durch 
eine Reihe von Verwaltungsverbänden erießt. Während in diefem erſten Stadium 
die friedensrichterliche Verwaltung der Grafihaft unberührt geblieben war, drängt 
die Geleßgebung von 1888 das Selfgovernment der FFriedensrichter auch in der 
Grafihait zurüd, ohne es jedod) ſchon vollitändig zu bejeitigen. In dem dritten 


) Val. Gneiſt, Engl. Verfafiungsgeihichte S. 716 ff.; Stuart Mill, Representative 
Government 3. U. London 1875; Bornhaf, die neueren Verwaltungsreformen in England 
in den Preuß. Jahrbühern Bd. 63, ©. 54 f.; Vauthier a.a.Q. 

[Das wichtige Werk: Redlich, engl. Lofalverwaltung erichien erit, ald das Manujtript 
gegenwärtiger Abhandlung bereits der Redaktion vorlag. Anm. d. Red.] 
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Stadium ſtellt endlich die Geſetzgebung von 1894 die Landgemeinde wieder her, 
jedoch in dem Rahmen des neuen Verwaltungsorganismus, d. h. mit beſchlie— 
henden Gemeindeverſammlungen, aber ohne perſönlichen Dienſt der Gemeindeglieder. 


Aeußere Umſtände erforderten zunächſt 1834 die Reform der Armenver— 
waltung. Das verwickelte Niederlaſſungsrecht, welches ſich aus der Auferlegung 
der Armenlaſt anf die einzelnen Kirchſpiele ergeben hatte, ließ ſich der fluk— 
tuterenden Bevölkerung der nduftriebezirfe gegenüber nicht aufrecht erhalten. 
Außerdem erichwerte die Kleinheit der Bezirke die Tragung der Armenlaft. Das 
Armengejeß von 1834 begründete daher ala Zentralbehörde ein Armenamt mit 
allgemeinen Verordnungs- und Kontrollbefugniffen. Das Armenamt erhält ins: 
bejondere die Befugnis, mehrere Kirchipiele zu einer jogenannten Union zwecks 
gemeinfamer Tragung der Armenlaft, mit einem gemeinjamen Werkhauſe zu ver: 
einigen. Für jeden Verband wird eine Vertretung, Board, gebildet, beitehend 
aus einem oder mehreren Bertretern jedes dazu gehörigen Kirchſpiels und den 
Friedensrichtern des Bezirks. Die eigentlichen VBerwaltungsgeichäfte beforgen aber 
nicht mehr Ehrenbeamte, jondern vom Board angeftellte und aus den Mitteln 
des Verbandes beioldete Berufsbeamte. Die laufende VBerwaltungstontrolle Fällt - 
der Zentralbehörde anheim, welche fie durch reijende Inſpektoren ausüben läßt. 


Den gleichen Weg ſchlug man auf einem zweiten Gebiete ein, ‚auf das ſich 
die Staatäthätigfeit bisher überhaupt nicht eritredt hatte, der Bau: und Gejund: 
heitspolizei, durch die Gejeßgebung von 1848. Auch hier wird die Verwaltung 
auf gewählte Boards des Verbandes und von dem Board anzuftellende bejoldete 
Beamte übertragen. Die Geſetzgebung von 1875 vereinfacht die Organilation 
dadurch, daß in den Städten die ftädtiichen Gemeindeorgane, auf dem flachen 
Lande die Organe der Armenpflege auch mit der Bau: und Gejundheitspolizei 
betraut werden. 


Ebenjo war bei der MWegeverwaltung die Kleinheit der Bezirke, auf denen 
die Wegelaſt ruhte, hinderlih. Die Wegeordnung von 1836 ermäcdhtigte daher 
tafultativ die Gemeindeverfammlungen, jtatt der bisherigen Chrenbeamten be: 
joldete Wegeaufeher anzuftellen und entweder für ein einzelnes Kirchſpiel oder 
für mehrere, zu einer Samtgemeinde zu vereinigende Kirchſpiele eine beichließende 
Vertretung, ein Board, zu bilden. Durch die Wegegejeßgebung von 1862 und 
1864 geht man jedoch zur zwangsweilen Bildung jolcher Wegebezirke über, in: 
dem die Quartalfigung auf den Antrag von wenigitens fünf Friedensrichtern 
dieſe Einrichtung für die ganze Grafihaft einführen kann. Die Aufjichtsbefug: 
niffe der Friedensrichter blieben jedod) hier erhalten. Ein Wegegeieß von 1875 
endlich befiehlt den Quartalfigungen, die Wegebezirke in möglicjite Ueberein: 
ftimmung mit denen für die Baus und Gejundheitspolizei zu bringen und jtellt, 
ſobald dies geichehen ift, der mit der Armenbehörde ſchon identischen Sanitätsbe— 
hörde anheim, aud) die Wegeverwaltung zu übernehmen, 

Die Einführung der allgemeinen Schulpflicht im Jahre 1870 machte auch 
eine beiondere weltlihe Schulverwaltung notwendig. Wenn in einer Ortichaft 
für den Schulunterricht genügend gejorgt ift, wird von einer ſolchen Abftand 
genommen. Im übrigen werden ein oder mehrere Kirchipiele zu einem Schul: 
diftrikte vereinigt, vertreten durch ein gewähltes Board, welches über die Ein: 
nahmen und Ausgaben des Verbandes beichließt und das erforderliche Perjonal 
anſtellt. Die Aufficht findet auch Hier durd eine Zentralbehörde und deren 
Kommijjare ftatt. 
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Für die Städte endlich traten an die Stelle der veralteten Inkorporations— 
harten allgemeine Städteordnungen zunächſt von 1835 und demnächſt von 1882. 
Die aktive Bürgerichaft, beitehend aus den Steuerzahlern der Stadt, deren Lifte 
zugleich) ala Geichworenenlifte dient, wählt die Mitglieder der Stadtverordneten: 
verjammlung, Town Council, deren paſſives Wahlrecht durch einen gemiiien 
Zenjus bedingt ift. Aus diefer Verfammlung geht der engere Ausihuß der 
Aldermen hervor, welche, unbeichadet ihrer Mitgliedichaft beim Town Couneil, 
bet der Gemeindeverwaltung aktiv beteiligt find. Der Mayor endlid), welcher 
das Haupt der gejamten Gemeindeverwaltung und Vorfigender des Town Council 
ift, wird von diefem auf je ein „Jahr gewählt. Die Städte erhalten für die 
Polizeiverwaltung und Rechtſprechung eine beiondere Friedenskommiſſion, d. 6. 
es werden für die Stadt bejondere ?rriedensrichter ernannt. Der Mayor ift 
jedod) während jeines Amtsjahres ohne weiteres Friedensrichter. 

Das alte erefutive Poltzeiamt der Gonftables, weldes im Ehrenamte zu 
verjehen war, wurde jeit 1829 für London und jeit 1856 allgemein durch eine 
bejoldete, militäriich organifierte Gendarmerie erjett. 

Das zweite Stadium bildet die Umgeitaltung der Grafidaftsverwaltung. 
Troß des Untergangs des Selfgovernment in den einzelnen Gemeinden hatte 
ih) die Verwaltung der Grafichaft durch das Ehrenamt der FFriedensrichter 
bisher ziemlich unberührt gehalten. Das Grafichaftsgejeg von 1888 bringt 
aud) hier eine völlige Neubildung. 

An die Stelle der 40 Grafichaften von England und 12 Grafidaften von 
Wales treten 122 Berwaltungsgrafichaften, welche ji) daraus ergeben, daß 62 
größere Städte für jelbitändige Verwaltungsgrafſchaften erklärt und ſechs größere 
Grafſchaften in mehrere Berwaltungsgrafichalten geteilt werden. Die alten Graf: 
ihalten mit Ausnahme des Gebiet3 von London, das nunmehr eine belondere 
Grafichaft bildet, bleiben aber auch jernerhin für gewiſſe Zwecke, wie 3. B. 
Abhaltung der Aſſiſen. 

Für jede Verwaltungsgrafſchaft wird zur Handhabung der inneren Landes— 
verwaltung ein County Council gebildet, beſtehend aus dem Chairman, den Al— 
dermen und den Councillors, deren Wahl und Geicäftsgang fi) nach den 
Grundiägen der Städteordnung richtet, und die in den jelbitändigen Städten 
mit den entjprechenden ſtädtiſchen Organen identiih find. Die Kommunalver: 
waltung der Grafichaft geht auf diefe neuen Organe und die von diejen anzu: 
ftellenden Beamten über, während die allgemeine Yandesverwaltung den Friedens: 
richtern, allerdings teilweife unter Mitwirkung des neuen County Couneil, ver: 
blieben iſt. 

Gleichzeitig wurde für die Stadt London eine Samtgemeindeverfafjung 
innerhalb des Rahmens der neuen Grafſchaftsverfaſſung geichaffen. 

Die alte Kirchſpielsverfaſſung war durch diefe neuen Bildungen vollftändig 
überwachen. Allerdings beitand fie noch weiter fort, jeder Zmedverband für 
Erfüllung einzelner Verwaltungsaufgaben war ja aus Kicchipielen zuſammen— 
geießt. Aber dem Sirchipiele jelbit fehlte jede zeitgemäße Organifation für die— 
jenigen Obliegenheiten, die es noch zu verjehen hatte, wie 3. B. in einigen 
Landesteilen die Wegeverwaltung. Erſt ein Gejeß von 1894 gibt auch den 
Kirchſpielen eine neue Organilation und bringt damit die Gemeindegejeggebung 
zu einem vorläufigen Abſchluſſe. 

In der Bentralverwaltung find die durch die parlamentariicdhe Praris 
des 18. Jahrhunderts gelegten Grundlagen im wejentlichen erhalten geblieben. 
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Dod ergab ſich mit Rüdficht auf die Entwidlung einzelner VBerwaltungszweige 
die Bildung verjchiedener neuen Mlinijterialdepartements als notwendig. So 
wurde insbejondere bei Erlaß des neuen Armengejeges ein beionderes Poor Law 
Board als Bentralbehörde errichtet, die jpäter unter der Bezeichnung Local 
Government Board ihre Zuftändigfeit auch über andere Zweige der inneren 
Verwaltung, wie Bau: und Gejundheitspolizei und Wegeangelegenheiten ausdehnte. 
Für andere Reſſorts half man ſich zunächit noch in unvollfommener Weije, in: 
dem man, wie 3. B. für das Unterrichtswejen geichah, eine Abteilung des Privy 
CGouneil mit den Verwaltungsgeichäften betraute. 


Rap. Tl. Die gegenwärtige VBerwaltungsorganijation.‘) 
8 1, Rirdipiele und Swedverbände.?) 


Das Kirchipiel ift, wie jchon der Name bejagt, ein von Haufe aus kirch— 
licher Gemeindeverband, der unter den Tudors auch für ſtaatliche Zwede, wie 
3. B. die niedere Ortöpolizei, Armenpflege und Wegeverwaltung herangezogen 
wurde. Nachdem dem Kirchipiele durdy die neuere VBerwaltungsgeießgebung die 
meiiten ftaatlichen Aufgaben zu Gunsten größerer Zweckverbände entzogen worden 
waren, fam es für die Verwaltung faſt nur nod) ala Beitandteil der größeren 
Verbände in Betradht, und es fehlte eine eigentliche Landgemeinde vollftändig. 
Das Local Government Act 1894 (56 und 57 Vict. ch. 73) gibt jedoch dem 
Kirhipiel eine neue Organijation und kommunale Aufgaben. — 

An die Stelle der einheitlichen Yandgemeinde treten aljo für England zwei 
verſchiedene Formationen, einmal das Kirchſpiel ala Grundlage der Verwaltungs: 
organifation des flachen Landes und außerdem eine Reihe von Zwedverbänden 
zur Erfüllung einzelner Verwaltungsaufgaben als ergänzende Formation. 

Wenn die neuere Verwaltungsgefegung dem Kirchſpiele auch die meijten 
Verwaltungsaufgaben zu Gunjten der Zwedverbände entzogen hatte, jo ift doch 
immerhin die Grundlage der ganzen Ländlichen Kommunalverfaffung geblieben. 
Tie Bedeutung der neuen Kirchſpielsordnung beiteht nun darin, daß fie dem 
Kiripiele als weltlichen Gemeindeverbande eine von der kirchlichen Gemeinde 
verichiedene Organijation gibt, und damit in der Yandgemeinde die Trennung 
des Staates von der Kirche bewerfftelligt. Die alte kirchliche Organijation, 
welche einst die Tudors für ftaatliche Zwecke benutt hatten, bleibt daneben erhalten, 
aber auf die firchliche Sphäre beichräntt. Wir haben es daher im folgenden 
nur mit dem neuen, vein weltlichen Kirchipiele zu thun. 

Die Kirchſpiele bleiben in ihrer bisherigen Umgrenzung als weltliche Gemeinde: 
bezirfe beftehen. Nur Toll für die Zukunft ein Kirchipiel nur nod in einer 
Grafihaft liegen, und eine Uebereinſtimmung der Kirchſpiels- und Grafſchafts— 
grenzen herbeigeführt werden. Auch ſonſt find Beränderungen der Kirchſpiels— 
grenzen zuläſſig. Dielelben werden vom Grafichaftsrate mit Genehmigung des 
Local Government Board verfügt. 

Eine bejondere Gemeindemitgliedichaft im Sinne der deutichen und franzö— 
fihen Gemeindegejeggebung gibt es nicht, fondern die Mitgliedichaft fällt im 
weientlihen mit dem Wahlrecht zujammen. Das Gejeß enthält ſich einer all- 
gemeinen Beftimmung darüber, wer Gemeindewähler ift, jondern verweilt auf 


1) [Bgr. die Anm. der Redaktion auf ©. 360]. 
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zwei andere MWahlliften, die für die Parlamentswahlen und die des Yocal 
Government Board für die verichiedenen Zwedverbände. Wer in einer dieler 
beiden Liſten eingetragen ift, joll auch Gemeindewähler des Kirchſpiels fein. Nur 
fällt jede Disqualifitation wegen Geſchlecht oder Heirat fort. Es find aljo 
aud) die Frauen, verheiratete wie unverheiratete, wenn fie abgejehen von diejer 
ihrer Eigenihaft in eine der beiden Lilten eingetragen werden fünnten, voll: 
berechtigte Kirchſpielswähler. 

Alle Wähler des Kirchſpiels bilden zulammen die Kirchipielsverfammlung 
(Parish Meeting). Dod) können größere Kirchſpiele in mehrere Bezirke (Wards) 
vom Grafichaftsrate eingeteilt werden, deren jeder eine bejondere, aus den Wählern 
des Bezirks zujammengejegte Kirchipielsverfammlung bat. Die Kirchſpielsver— 
jammlung tritt jährlich wentgftens einmal unter Leitung ihres gewählten Vor: 
figenden zujammen. Ihre Hauptaufgabe befteht in dev Wahl der Mitglieder 
des jogleicy zu erwähnenden SKirchipielsrates. In Eleineren Gemeinden verfieht 
fie außerdem deſſen Stelle. 

In den größeren Kirchipielen von mindeitens 300 Einwohnern wird die 
Gemeinde durch einen bejonderen Kirchipielsrat Parish Couneil repräjentiert. 
Er beiteht aus dem Vorfigenden (Chairman) und, je nad) der Größe des Kirch— 
ſpiels 5—15 Mitgliedern, welche jämtlih von der Kirchipielsverfammlung ge: 
wählt werden. MWählbar find alle mit Ausnahme der Kinder und Tyremden, 
der unterjtüßten Armen, der jchweren Verbrecher und Banferotteure, der be- 
joldeten Beamten des Kirchſpiels und derjenigen, welche mit dem Kirchſpiele in 
Kontraftsverhältnifien ftehen. Insbeſondere it den Frauen hiernad) das paſſive 
Wahlrecht gleichtalls nicht entzogen. Die Wahlperiode dauert ein Jahr. inner: 
halb einer Woche nach der Wahl tritt der KHirchjpielsrat zufammen, um aus 
der Mitte jeiner Mitglieder den Vorfigenden (Chairman) zu wählen. Außerdem 
beſtellt er entweder aus der Zahl jeiner Mitglieder oder als bejoldete Beamte 
einen Gemteindeichreiber (Glerk) und einen Gemeinderendanten (Treasurer), der 
die erforderte Kaution jtellen muß. 

Ein ftändiger Gemeindevorfteher ift hiernad) nicht vorhanden. Der Kirch: 
Ipielarat bildet vielmehr das mit der Beſchlußfaſſung in Gemeindeangelegenheiten 
wie mit der Verwaltung betraute Organ des Kirchſpiels. Da jedocd die laufenden 
Berwaltungsgeichäfte durdy eine beichliegende Gemeindeverfammlung nicht geführt 
werden fünnen, muß Diele hierzu bejondere Organe beitellen. Hierher gehören 
namentlid; die Armenaufleher, von deren Ernennung der kommunalen Armen 
vertretung (Board of Guardians) Stenntnis zu geben ift. Aber auch ſonſt kann 
der Kirchſpielsrat nad) Bedürfnis ein bejoldetes Beamtenperfonal anftellen, welches 
die Vermwaltungsgeichäfte zu führen hat. 

Das Kirchipiel hat Korporationsrechte und bildet einen Kommumalverband, 
dagegen feinen Bezirk der allgemeinen Landesverwaltung, Eine erichöpfende 
Beitimmung über die Gegenftände der Kommunalverwaltung läßt ich nicht 
geben, dieſe find vielmehr dem materiellen Berwaltungsrehte zu entnehmen. 
jedenfalls joll das Kirchjpiel mit feinen neuen Organen alle fommunalen Ob: 
liegenheiten des alten Kirchſpiels übernehmen, ſoweit fie nicht rein Eirchlicher 
Natur find und deßhalb dem kirchlichen VBerbande überlaflen bleiben. Außerdem 
fann das Kirchſpiel alle innerhalb jeines Bezirkes bejtehenden gemeinnüßigen 
Einrichtungen übernehmen, welche nicht einen kirchlichen Charakter haben. 

Die Beſchlußfaſſung über Korımunalangelegenheiten liegt lediglich bei den 
Kirchſpielsorganen. Diejelben find dabei an die NRegulative des Miniſteriums 
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und an die Anordnungen jeiner Organe injoweit gebunden, als die betreffenden 
Verwaltungsgelege ſolche Bethätigungen der Aufichtsbehörde zulaſſen. Jedenfalls 
enthält ſich das Gejeß über die Kirchenſpielsverfaſſung in diefer Hinſicht einer 
allgemeinen Beftimmung. 

Die Kosten der Kirchipielaverwaltung werden aus dem Gemeindevermögen 
und, ſoweit dieſes nicht ausreicht, durch eine Gemeindeiteuer aufgebracht. Auch 
ift die Aufnahme von Anleihen zu Laſten des Kirchipiels zuläſſig. Doch dürfen 
Ausgaben und Verbindlichfeiten, welche eine Steuer von mehr als drei Pence 
auf das Pfund Sterling oder eine Anleihe notwendig machen, nicht ohne Zu: 
ftimmung der Kirchipielaverfammlung bejchlofen, Anleihen außerdem nur mit 
Genehmigung des Grafichaftsrates aufgenommen werden. Der Höchſtbetrag der 
Steuer überhaupt beträgt ſechs Pence auf das Pfund. Die Steuer kommt 
jedoh dem Steuerpflichtigen gegenüber nicht bejonders zur Ericheinung, Jondern 
die Ausgaben des Kirchſpielsrates und der Kirchipieldverfammlung werden aus 
der Armenftener, die unter Berüdlichtigung dieſer Bedürfniffe zu bemeſſen iſt, 
mit gededt. 

Eine allgemeine Beitimmung über die Handhabung der Aufficht über die 
Kirchipielaverfammlung fehlt gleichfalls. In einigen bereit3 hervorgehobenen 
Fällen stehen dem Organe eines weiteren Kommunalverbandes, der Grafſchaft 
oder des Armenverbandes, Befugniſſe gegenüber dem Kirchſpiele zu, die nad) 
deuticher Auffaſſung unter den Begriff der Aufficht über die Kommunalverwaltung 
fallen. Im übrigen müſſen die Kontrollbefugniffe des Mlinifteriums auf den 
einzelnen Gebieten der Kommunalverwaltung die Staatsaufficht erſetzen. 

Mehrere Kirchipiele bilden zufammen einen weiteren Verband für die ver: 
Ihiedenen fommunalen Zwede, für welche das alte Kirchipiel jeines geringen Um— 
fanged wegen nicht leiftungsfähig genug erſchien. Dieje Verbände wurden jeit 
dem neuen Armengejege von 1834 für die verjchiedenen kommunalen Aufgaben 
derart organifiert, daB jeder Verband nur einen einzigen Zwed zu erfüllen hatte. 
Die verſchiedenen Zwedverbände jtanden aljo in ihrer Ocganijation unabhängig 
nebeneinander, jo daß namentlih ein Kirchſpiel verichiedenen Verbänden ans 
gehören konnte. Erft in neuerer Zeit hat man fich bemüht, die einzelnen Zweck— 
verbände unter einander zu fonjolidieren und fie auf diefe Weile zu Samt: 
gemeinden zu entwideln. Das Local Government Act 1894 enhält auch für 
die Verfaflung diefer Samtgemeinden einzelne Beitimmungen, vermöge deren 
ihre Verfaſſung mit derjenigen der Kirchſpiele in Uebereinftimmung gebradjt wird. 

Den Ausgangspunkt bilden die Armenverbände (Poor Unions), welche durd) 
das Armengeie von 1834 durd) Zujammenlegung mehrerer Kirchipiele gebildet 
waren, und deren e8 gegenwärtig in England und Wales 650 in möglichiter 
Anlehnung an die friedensrichterlichen Divifions gibt. Daran ſchloß ſich 1848 
die Bildung von Verbänden für die Bau: und Gejundheitäpolizei, deren Ber: 
waltung 1875 für das flache Land den Organen der Armenpflege übertragen 
wurde. Die auf Grund der Wegeordnung von 1836 jakultativ gebildeten Wege 
verbände jollen ebenfalls nad) einem Wegegejeße von 1878 in möglichfte Ueber: 
einftimmung mit denen für die Bau: und Gejundheitspolizei gebracht werden. 
Eobald dies geichehen ift, fünnen die Organe des leßteren Verbandes auch die 
Wegeverwaltung übernehmen. In einem Drittel des Yandes find jedoch bejondere 
Wegeverbände, wie fie die Wegeordnung von 1836 zuläßt, überhaupt nicht ges 
bildet worden, ſondern die Wegeverwaltung ift Aufgabe der Kirchipiele geblieben. 
Endlich Find diejenigen Ortichaften, in denen für den Schulunterricht nicht 
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genügend gejorgt war, ſeit Einführung der allgemeinen Schulpfliht im Jahre 
1870 zu bejonderen Schuldiſtrikten vereinigt. 

Im folgenden werden daher zunächit die innerhalb des ganzen Gebietes 
von England und Wales für das flache Land beitehenden Diftrikte zu behandeln 
jein, denen die Armenpflege, vie Bau: und Gejundheitspolizei, zum Teil die 
MWegeverwaltung obliegt, und denen neuerdings auch verſchiedene polizeiliche 
Funktionen ald Gegenitand ihrer Kommunalverwaltung übertragen find. Daran 
ichließen fi) die nur in einzelnen Zeilen des Landes bejtehenden bejonderen 
Zweckverbände für Tragung der Wege: und Schullait an. 

Die Diftrifte werden gebildet durch Zuſammenlegung mehrerer Kirchipiele. 
Die Diftriktsgrenzen jollen gleichfalls mit den Grafidaftsgrenzen in Ueberein— 
ftimmung gebradjt werden. Doch ind Grenzveränderungen auch aus anderen 
Gründen zuläſſig. Solche Veränderungen werden wie die der Kirchſpiels— 
grenzen vom Grafichaftsrate beichloffen und bedürfen der Genehmigung des 
Local Government Board. 

Die Gemeindemitgliedichaft fällt wie in dem Kirchſpiele im weſentlichen mit 
dem Wahlrechte zulammen. Da man die neue Organifation auf die Kirchipiele 
aufbaute zu einer Zeit, ala dieje eine neue Verfaffung noch nicht erhalten hatten, 
jo konnte man den Diftrift nicht zu einer kommunalen Verbindung machen, 
ſondern mußte die Diftritsorgane von den Eingejeflenen direft wählen Lajfen.') 

Wähler iſt jeder Inhaber eines Realbefites, der zu den Gemeindebedürf: 
niffen beiträgt. Ein jteuerpflichtiger Realbefig bis zu 50 Pfund NReinertrag 
gibt eine Stimme, bis 100 Pfund zwei Stimmen zc., bis zu jechs Stimmen. 
St der nußende Inhaber zugleid) Eigentümer, jo werden ihm die Stimmen in 
beiden Eigenjchaften gezählt. Weibliche Perſonen, verheiratete wie unverheiratete, 
find jeßt auch in dem Diſtrikte ausdrüdlich für wahlberechtigt erklärt worden. 
Die Kategorien von Perjonen, denen die politischen Rechte entzogen werden, find 
im wejentlichen diejelben wie in den Kirchſpielen. 

Der Diftrift wird vertreten durdy ein Board oder Conneil. Die Wahl 
der Mitglieder diejes Rates erfolgt nach den einzelnen Kirchipielen oder Kirch— 
ipielöbezirken durch die Wähler desjelben. Im allgemeinen können alle Wähler 
auch gewählt werden. Namentlich it hiernach auch den rauen das paſſive 
Wahlrecht zugeitanden. Die Wahlperiode beträgt drei Jahre mit jährlidy er: 
folgendem Ausicheiden eines Drittel3 der Mitglieder. Mitglieder von Amts 
wegen oder ſonſt ernannte Mitglieder gehören der Verlammlung nicht mehr an. 
Damit hat das Recht der Friedensrichter ala ſolcher, Mitglieder der Verſammlung 
zu fein, aufgehört. Die Verſammlung wählt aus ihrer Mitte einen Vorfigenden, 
der, wenn er ein Mann ift, von Amts wegen Friedensrichter iſt. 

Die Berfammlung bejchließt über alle Kommunalangelegenheiten des Ber: 
bandes. Die wirkliche VBermwaltungsthätigfeit wird jedoch durch das bejoldete 
Beamtenperjonal ausgeübt, welches die Verlammlung anitellt. 

Gegenitand der Kommunalverwaltung it zunächſt die Armenpflege, Tür 
welche die Zwecverbände in eriter Linie gebildet wurden. Dazu fommt ſeit 
1875 die Bau: und Gejundheitspolizei infolge der vollitändigen Verſchmelzung 
diejes Verwaltungszweiges mit der Armenpflege in einer einheitlichen Organijation. 


') Das Verhältnis lag ebenfo wie bei Erlaß der preukiichen Sreisordnung von 1872, 
die gleichfalls vor Neform der Landgemeindeverfaffung erging und deßhalb die kommunale 
Vertretung des Kreiies unabhängig von den einzelnen, ihm angehörigen fommunalen Körpern 
nad Befitklaffen bilden mußte. 
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Das Geſetz von 1894 überträgt den Verbänden ferner einzelne, bisher von den 
Friedensrichtern gehandhabte polizeiliche Funktionen, insbejondere die Erteilung 
gewilfer Licenzen. Endlich ift die Wegeverwaltung Aufgabe des Verbandes, 
wenn nach Heritellung übereinftimmender Bezirfsgrenzen der Diftrilsrat dieſen 
Verwaltungszweig übernommen hat. 

Eine einheitlihe Kommunaliteuer eriftiert nicht, jondern, der hiſtoriſchen 
Entitehung des Diftrikts als eines Zwedverbandes entiprechend, nur eine Kommunal: 
fteuer für einzelne bejtimmte Zwede. Die wichtigite diefer Abgaben iſt die 
Armenfteuer, welche von dem jichtbaren, nußbaren Nealbefige nad) dem Miets— 
und Pachtwerte erhoben wird. Die Armenjteuer hat jedoch injofern einen all: 
gemeinen Charakter angenommen, ala gewiffe Bedürfniffe, für welche feine Spezials 
iteuern beitehen, aus ihr beitritten werden. Für das Gebiet der Gelundheitä- 
und Baupolizei giebt es verjchiedene Abgaben, die zum Zeil der Armenjteuer 
nachgebildet find, eine Generaljteuer von dem Nealbeiite des ganzen Webandes 
zur Beftreitung der Generalfoften der Verwaltung und der Wahlen, eine Spezial: 
fteuer von dem Realbefite des engeren Bezirkes, dem die Anlage dient, bis zum 
Betrage der notwendigen Koften, jo daß Kapital und Zinſen jpäteltens binnen 
30 Jahren gedeckt werden, und endlich Beiträge der Adjacenten (private im- 
provement rates) für Anlagen, welche ausichlieglich zum Beiten eines bejonderen 
Grunditücd dienen. Die MWegeverwaltungskoiten werden, wo die Uebernahme 
der Wegeverwaltung durch die Diftrikte ftattgefunden hat, aus dem allgemeinen 
Fond der Bau= und Gefundheitpolizei bejtritten. Während die Grundjäße über 
die Steuererhebung geſetzlich Feititehen, beſchließt die kommunale Vertretung über 
deren Höhe nad) Maßgabe des jeweiligen Bedürfniſſes. 

Die bejonderen Wegeverbände, joweit ſolche beitehen, haben bejchließende 
Boards, die nad) denjelben Grundjägen gebildet werden, wie Diejenigen der 
Armenverwaltung, während die Verwaltung von beioldeten Beamten des Board 
geführt wird. Die Verwaltungsfoften werden aus den Erträgen der Armen: 
ſteuer mit beitritten. 

Dagegen werden für die bejonderen Schulverbände Vertretungen nad) wejent- 
lich abweichenden Grundjägen gebildet. Für die Wahl dev Mitglieder des Board 
beiteht ein gleiches Stimmrecht, und jeder Wähler kann jo viele Stimmen ab: 
geben, als Mitglieder zu wählen find, insbejondere mehrere oder alle Stimmen 
auf ein Mitglied konzentrieren. Das Board hat 5 bis 15 Mitglieder. Das 
Board jelbit ift das beichließende Organ des Verbandes, ein Spezialfommitee 
führt die Aufficht über den Schulbejud) der einzelnen Kinder. Dagegen werden 
die laufenden Berwaltungsgeichäfte von bejoldeten Beamten erledigt, welche das 
Board anitellt. Die Schullaft wird durd) eine nad) dem Maßſtabe der Armen- 
ftener zu erhebende Gemeindeabgabe und eventuell durch Staatszuſchüſſe aufgebracht. 

Die geſamte Verwaltung der Verbände fteht unter der Aufjicht von Inſpek— 
toren, welche als Kommiſſare des Minifteriums die Einhaltung der gejelichen 
und reglementariichen Vorſchriften zu Eontrollieren und namentlich die Amts: 
führung der bejoldeten Beamten zu beaufjichtigen haben. Nur die bejonderen 
Wegeverbände find diefer Kontrolle noch nicht unteritellt. Ueberdies findet die 
Rehnungsprüfung der Verbände durch bejondere Kontrolleure des Ministeriums 
fait. Ueber die Berechtigung zur Ausichreibung einer kommunalen Steuer 
wird im Verwaltungsrechtsmege durdy die Friedensrichter entichieden. Die be: 
\onderen Wegeverbände ftehen, abgejehen von der Nechnungsprüfung, überhaupt 
unter der Kontrolle der friedensrichterlichen Dekretur. - 
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8 2. Die Stadiverfallung.') 


Wie auf dem Kontinente war auch in England während des Mittelalters 
die Stadt von dem fladyen Lande rechtlich geichieden durd) eine Reihe bejonderer 
Privilegien. Während der normanniichen Zeit beruhte das Stadtrecht auf der 
Verleihung eines Ttädtiichen Polizeigerichtes, Court leet, und auf der Leber: 
lafiung der königlichen Gefälle in Selbſtpacht, feefarm. Mit der Begründung 
des Triedensrichteramtes und dem Verfalle der alter Polizeigerichte erhielten die 
Städte eine bejondere Friedensfommilfion. Für die Zwecke der fommunalen 
Vermögensverwaltung wurden fie als beiondere juriftiiche Perſonen anerkannt, 
deren Verfaſſung ſich nach den ihnen verliehenen Inkorporationscharten regelte. 
Die ſtädtiſche Korporation als ſolche war aber an der ſtaatlichen Verwaltung 
nicht beteiligt. Denn die Friedensbewahrung, Polizei und Strafgerichtöbarkeit, 
lag nicht der Stadtgemeinde als joldher oder einem ihrer fommunalen Organe, 
iondern den in der Friedenskommiſſion für die Stadt benannten Perjonen ob. 
Außerdem wurden die in der Zeit der Tudors neu erwachlenden kommunalen 
Aufgaben auc für die Städte den einzelnen Kirdjipielen und nicht der Stadt: 
gemeinde auferlegt. Der fommunale Wirkungskreis, der ſich meiſt durch Koop— 
tation ergänzenden Stadträte war alſo äußerſt geringfügig. Won erheblicher 
politiicher Bedeutung war die Stadtverfaflung nur dadurch, daß den inforporierten 
Städten in einem das Berhältnis der Bevölkerung weit überfteigendem Maß— 
ſtabe das Wahlrecht zum Parlamente außerhalb des Grafichaftsverbandes bei: 
gelegt worden war. 

Erſt nad) der eriten Neformbill erging an Stelle der einzelnen Städten 
verliehenen Inkorporationscharten, welche vollitändig veraltet waren, die erite 
allgemeine Städteordnung für England und Wales von 1835, 5 et 6 Will. 
IV ch. 76. Un deren Stelle it jeßt die neue Städteordnung von 1882, 45 
Viet. ch. 50, getreten. 

Durd) dieſe Reform der Stadtverfajlung iſt allerdings das veraltete Syſtem 
der nforporationscharten bejeitigt. Eine Selbitthätigfeit der Bürgerichaft im 
Dienite der Gemeinde und ein wirkliches fommunales Leben ift aber nirgends 
bergeftellt. Vielmehr ift der Grundtypus der flädtiichen Verfaſſung derjelbe, wie 
derjenige der ländlichen Zwedverbände, eine gewählte Vertretung der Steuer: 
zahler, welche die Verwaltungsgeſchäfte durch bejoldete Unterbeamte wahrnehmen 
läßt. Gleichwohl ift dabei der kommunale Wirkungsfreis wejentlic) erweitert, 
jo daß der Stadtgemeinde als jolder eine Reihe wichtiger Staatsaufgaben 
übertragen find. 

Durch Verleihung der Städteordnung jcheint das Etadtgebiet mit jpäter 
näher zu erörternden Wirkungen von dem umgebenden flachen Lande aus und 
bildet einen bejonderen, der ſtädtiſchen Obrigkeit unterftellten Stadtbezirf. 


Eine eigentliche Gemeindeangehörigfeit beiteht ebenjo wenig, wie auf dem 
flachen Lande. Rechtlich fommen nur die in der Gemeinde politich berechtigten 
Perſonen, die Bürger, in Betracht. Wahlberechtigter Aktivbürger iſt jeder Eigen: 
tümer oder Mieter eines Wohnhaufes, Warenhaujes, Comptoir® oder Ladens, 
jofern er jeit anderthalb Jahren anſäſſiger Hausbewohner gewelen, die ſtädtiſchen 
Abgaben bezahlt hat und in die Bürgerlifte, welche zugleich) die Gejchworenen: 


') Val. Gneift, Selfgoverument, Berlin 1873 88 100 ff. ; Gneift, Engl. Verwaltungsrecht 
33.2 8879 ff.: Vauthier a.a. O. ©. 162 ff. 
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fifte bildet, eingetragen ift. Alle Bürger find bei Gelditrafe auch zur Übernahme 
der ftädtiichen Aemter verpflichtet. 

Die Bürger haben in geheimer und direkter Wahl die Mitglieder des 
Etadtrat3 (Town Couneil) zu wählen. Wählbar iſt jeder Bürger von 500 
Prund Vermögen oder 15 bezw. 30 Pfund Mtietswert. Die Wahlperiode beträgt 
drei Jahre derart, daß alljährlidy ein Drittel der Gewählten ausicheidet. Außer 
den Mitgliedern des Stadtrats haben die Bürger beiondere Rechnungsrevijoren 
zu wählen zur Vertretung der Bürgerichaft bei Abnahme der ftädtiichen Rechnungen. 
Größere Städte werden für dieje Wahlzwede durd ernannte Kommiſſarien nad) 
Maßgabe minifterieller Regulative in Bezirke (wards) eingeteilt. Die Zahl der 
Mitglieder des Stadtrat beträgt je nach der Größe der Stadt zwölf bis acht: 
undvierzig. Die Geichäftsordnung des Stadtrats ift durch einen Anhang der 
Städteordnung geregelt. 

Der Stadtrat bildet aus jeiner Mitte den engeren Ausihuß der Aldermen, 
deren Zahl ein Drittel der Mitglieder des Stadtrats beträgt. Die Wahl er: 
folgt auf ſechs Jahre derart, daß alle drei Jahre die Hälfte ausfcheidet. Die 
Aldermen bilden fein bejonderes Magiſtratskollegium, jondern bleiben Mitglieder 
des Stadtrats. Doc haben fie vor den anderen Mitgliedern einen Ehren: 
vorrang, find unter Umſtänden zur Bertretung des Mayors berechtigt und an 
den verichiedenen ftädtiihen Verwaltungskommiſſionen beteiligt. Nur in der 
City von London bilden die 26 Aldermen ein bejonderes Kollegium, deſſen Mit: 
glieder auf Lebenszeit gewählt werden. 

Das Haupt der ftädtiichen Verwaltung ift der Mayor, welcher alljährlich) 
von dem Stadtrate aus jeiner Mitte gewählt wird. Der Wtayor it insbejondere 
während feiner Amtsperiode Borjigender des Stadtrates, 

Der Stadtrat beitellt zur Führung der Berwaltungsgeichäfte das erforder: 
lie beioldete Beamtenperional. 

Die Stadtgemeinde bildet eine kommunale Korporation, welche durch den 
Stadtrat vertreten wird. Der Stadtrat hat demnach über alle Kommunal— 
angelegenheiten zu beichließen. Nach Maßgabe feiner Beſchlüſſe wird die Kommunal- 
verwaltung unter oberiter Leitung des Mayors entweder durch beiondere Berwaltungs- 
kommiſſſonen oder durch die bejoldeten Beamten der Stadtgemeinde geführt. 

Die Kommunalverwaltung der Stadt beichränft fich im wejentlichen auf 
die jogenannte Wohlfahrtspflege, greift aber neuerdings mit dem Verfalle des 
riedensrichteramtes auch in das Gebiet der alten Friedensbewahrung, d. h. der 
Sicherheitspolizei über. Obgleich die Stadt nicht wie die Zweckverbände des 
flachen Landes auf einzelne kommunale Aufgaben beſchränkt, jondern ihr kom— 
munaler Wirfungsfreis ein allgemeiner it, jo laſſen ſich doch die wichtigeren 
Zweige der jtädtiichen Verwaltung eher hervorheben als bei den Eontinentalen 
Verwaltungsiyitemen. Doc) erihöpft die Aufzählung der wichtigeren Verwaltungs- 
zweige feineswegs den Kreis der fommunalen Thätigfeit überhaupt. 

Auf die Stadt ift zunächſt ein erheblicher Teil der Polizei übergegangen. 
Demnach kann der Stadtrat Polizeiverordnungen, Byelaws, erlaſſen, für die 
gute Ordnung und Verwaltung der Stadt und zur Verhütung und Unterdrüdung 
alles jolchen Polizeiunfugs, welcher Eraft einer in der Stadt geltenden Parlaments— 
akte jummariich jtrafbar it. Die Strafandrohung kann bis zu fünf Pfund, 
ev. einem Monat Gefängnis gehen. Die Polizeiverordnung ift jedoch dem Staats- 
rate einzureichen, der ſie innerhalb vierzig Tagen entweder ganz oder bezüglic) 
einzelner Klauſeln kaſſieren kann. Im übrigen ernennt der Stadtrat aus jeiner 

Annalen des Deutfden Reichs. 1902, 24 
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Mitte eine Polizeikommiſſion, an deren Spite der Mayor fteht. Deren Haupt: 
aufgabe ift die Anjtellung der Gonftables, während der Stadtrat die Gehälter 
normiert unter einem Staatszuijhuß von einem Biertel. Außerdem gehen die 
Dienitinitruftionen von der Polizeikommiſſion aus, und fie kann die Conftables 
wegen Dienjtvernadjläffigung und Unbrauchbarfeit entlafjen. 

Die Stadt als Kommunalverband erjegt ferner zum größten Zeile die auf 
dem flachen Lande beitehenden Zwedverbände, indem fie für den Stadtbezirk die 
entjprechenden fommunalen Aufgaben übernimmt. Unbedingt gilt dies von der 
Armenpflege und von der Bau: und Gejundheitspolizei, welche allgemein fom: 
munale Laſten der Stadtgemeinde find. Die Wegelaſt liegt dagegen der Stadt: 
gemeinde nur injoweit ob, als die Reform der Wegevermwaltung durchgeführt 
it, was allerdings für die Städte zum großen Zeile zutrifft. Endlich hat in 
der weitaus überwiegenden Mehrheit die Stadtgemeinde auch die Schulunter: 
haltung übernommen und verwaltet das Schulweſen durch die kommunalen 
Organe, jo daß ſich die Bildung bejonderer Schulverbände ala überflüjfig erweift. 

Die Koften der ſtädtiſchen Verwaltung werden zunächſt aus den Erträgen 
des ſtädtiſchen Vermögens und, ſoweit dieje nicht ausreichen, durch eine bejondere 
ftädtiiche Kommunalfteuer, Borough Rate, aufgebradt. Dieje Steuer kommt 
nad denjelben Grundjägen zur Hebung wie die Armenfteuer und wird ihrer 
Höhe nad) vom Stadtrate ausgeichrieben. Soweit die Stadt die fommunalen 
Aufgaben erfüllt, fallen die Spezialfteuern für einzelne Verwaltungsaufgaben, 
wie Armenjteuer zc. fort. Der ftädtiiche Etat wird vom Stadtrate beichlojjen. 
Zahlungsanweifungen erfolgen durch drei Mitglieder des Stadtrates unter 
Gegenzeihnung des Stadtichreibers. Nur in gerichtlichen und polizeilihen An— 
gelegenheiten erlaſſen Stadtrichter und Friedensrichter die Zahlungsanweilungen 
unmittelbar. 

Die Handhabung der Staatsauffiht richtet ſich nach den Grundjäßen, 
welche für den betreffenden fommunalen Verwaltungszweig überhaupt maßgebend 
find. Die Regel bildet aljo wie gegenüber den Zweckverbänden die Kontrolle 
durch Inſpektoren ala Kommiſſare des Minifteriums. Für Steuerreflamationen 
ift jedoch der Verwaltungsrechtsweg vor den Friedensrichtern beibehalten worden. 

Im weſentlichen losgelöft von der Kommunalverwaltung ift die allgemeine 
Landesverwaltung des Stadtbezirke. Der Grundzug der älteren Stadtverfafiung, 
die Erteilung einer bejonderen Friedenskommiſſion für die Stadt, ift auch jett 
erhalten geblieben. Während aber nad) den alten Inkorporationscharten der 
Modus für die Beſtellung der Friedensrichter ein jehr verjchiedenartiger, Wahl, 
Kooptation ꝛc. war, ift jetzt das für das flache Land geltende Syſtem der könig— 
lihen Ernennung aud für die Städte ziemlich konſequent durchgeführt. Nur 
der vom Stadtrate gewählte Mayor ift für jein Amtsjahr und das diefem folgende 
Jahr von Rechts wegen jtädtiicher Friedensrichte. In der City von London 
haben alle Aldermen die Rechte der Friedensrichter. Für die ernannten ſtädtiſchen 
Friedensrichter, welche ihr Amt unentgeltlich; zu verjehen haben, wird die An- 
jäjfigkeit im Stadtbezirke erfordert. 

Der Stadtrat kann jedoch zur Wahrnehmung der jriedensrichterlichen Funk— 
tionen durch Bye-law die Beftellung eines bejoldeten Polizeirichters beichließen 
und fein Gehalt unter Beitätigung des Minifters des Innern feitjegen. Dann 
wird ein für das Nichteramt qualifizierter Advokat zum königlichen Polizei: 
richter ernannt. 
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Die ſtädtiſchen Friedens- und Polizeirichter haben nur die Befugniſſe der 
einzelnen Friedensrichter. Das früher einzelnen Städten verliehene Recht der 
Quartalſitzungen iſt durch die Städteordnung abgeſchafft, ſo daß die Stadt grund— 
ſätzich det Quartalſitzung der Grafſchaft unterworfen bleibt. Eine Stadt kann 
jedoch bei dem Könige im Rat um Verleihung eines Gerichtshofes der Quartal- 
fitungen einfommen. Wird diejes Gefuch gewährt, jo ernennt der König zur 
Wahrnehmung der entiprechenden richterlichen Funktionen einen zum Richteramte 
befähigten Advofaten zum Stadtrichter (Recorder) auf Lebenszeit. Diejer darf 
weder Mitglied des Stadtrates noch bejoldeter Bolizeirichter jein, nod) die Stadt 
im Parlamente vertreten. Die Bürgerlijte bildet zugleich die Geſchworenenliſte. 
Diejenigen Städte, welche eine Grafſchaſt für ſich find, haben jelbitveritändlich 
auch das Recht der Quartalſitzung. 

Eine befondere Stellung nimmt London mit jeiner Gemeindeverfaffung ein. 
Bis in die neuejte Zeit bildete das Gebiet der Metropolis einen einheitlichen 
bommunalen Verband überhaupt nicht. In mehreren Grafichaften zerjtreut waren 
eine Reihe von Städten und jelbftändigen Kirchipielen, die nur thatjächlic in 
räumlichen Zujammenhange mit einander ſtanden und äußerlid) den Eindrud 
einer einzigen Großftadt machten, was ſie jedoch vechtlid nicht waren. Die 
Bill über die Metropolis von 1890 wollte die City und das übrige Gebiet 
von London zufammen in 13 Municipal Boroughs, deren Verfaſſung ſich, vor: 
behaltlich einiger Abweichungen zu Gunſten der City, nad) der Städteordnung 
von 1882 regelte, einteilen. Diefer Entwurf ift nicht zur Durchführung gelangt. 
Wohl aber hat ſich nunmehr eine fommunale Einheit Londons hergeftellt im 
Rahmen der Grafichaitsverfaflung. 

Bon einer Handhabung der laufenden Berwaltungsgeichäfte durch perfönliche 
Ehrenämter, welche ſchon die Städteordnung nur noch in jehr geringen Umfange 
kennt, konnte jelbitverjtändlich in einer Samtgemeindeverfaffung, die ſich nur ala 
eine Potenzierung der ftädtiichen Verfaſſung darftellt, nicht mehr die Rede fein. 
Die Verwaltungsgeſchäfte bleiben daher auch hier einem bejoldeten Subaltern- 
beamtentume überlafjen. 


$ 3. Die Grafibaftsverfafiung.') 


Die Grafichaftseinteilung ftammt nod) aus der angeljächitichen Zeit. Während 
aber auf dem Kontinente die alten Grafichaften durch das Feudalſyſtem zeriprengt 
und aufgelöft wurden, verhinderte in England die durdy die normanniiche Er: 
oberung hergeftellte abjolute Staatsgewalt eine ſolche Entwicklung. Die 40 Graf: 
Ihaften von England und 12 Grafichaften von Wales konnten daher das Mittel: 
alter überdauern und bis in die Gegenwart beitehen bleiben. Wenn nunmehr 
das Grafichaftsgeje von 1888 die bisherigen Grafihaften durch 122 Verwaltungs: 
grafſchaften erjett, jo beruht auch dies nicht auf einer Neueinteilung des Staats- 
gebietes. Es werden nur für Verwaltungszwede 62 größere Städte für jelbit- 
Händige Verwaltungsgrafichaften erklärt und ſechs größere Grafichaften in mehrere 
Verwaltungsgrafichaften geteilt. Für alle übrigen Zwede, namentlich für die 
Abhaltung der Aſſiſen, find jedoch die alten Grafſchaften unverändert geblieben. 
Nur das Gebiet der Metropolis Icheidet unbedingt aus den vier Grafichaften, 


u Bar. Gneift, Selfgovernment, jowie Engl. Verwaltungsreht Bd. 1, S. 256, die aber 
beide vor 1888 gefchrieben find, fowie Bornhaf, die neueren Verwaltungsreformen in England 
in den Preuß. Jahrb. Bd. 63, S. 84 ff.; Vauthier a. a. D. ©. 47 ff. 
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zu denen es bisher gehörte, aus und bildet eine befondere Grafſchaft London. 
Wenn im folgenden von Grafichaften die Rede iſt, jo find immer die neuen 
Verwaltungsgraficaften gemeint. 

Seit Einführung des FFriedensrichteramts im Jahre 1360 hatte diejes die 
älteren Grafihaftsämter allmählich überwachſen und auf einzelne, unbedeutende 
Funktionen beichränft. Bis in die neueſte Zeit waren daher Grafichaftsverwaltung 
und friedensrichterliche Verwaltung identiiche Begriffe. Erſt das neue Graf: 
ichaftögefeg von 1888 hat, den Forderungen der außerhalb der friedensrichter: 
lien Gentry ftehenden Bevölferungsklaffen entiprechend, durch Einführung ge: 
wählter fommunaler Organe der Grafichaft die Alleinherrichaft des Friedens— 
richtertums gebrochen. Immerhin iſt aber diefem doch nod) ein erheblicher Teil 
der Grafichaftsverwaltung geblieben, und das Ant bildet auch heute noch die 
Grundlage für die allgemeine Landesverwaltung des flachen Landes. 

Für jede Grafichaft wird eine Friedenskommiſſion ausgefertigt, durch welche 
eine größere Anzahl von Friedensrichtern, die ſich nach Hunderten bemißt, beftellt 
wird. Die Ernennung erfolgt auf Vorſchlag des Lordlieutenant der Grafſchaft 
unter dem Großen Siegel. Als Miniitertalinitanz ift das Home Office unter 
Mitwirkung des Lordfanzlers zuitändig. Zeitweile wird die Friedenskommiſſion 
erneuert, wobei neue fyriedensrichter ernannt und ungeeignete Berjönlichkeiten 
weggelaffen werden fünnen. Thatſächlich it die Stellung des Friedensrichters 
durchgängig eine lebenslängliche. Die Führung der Amtsgeichäite geichieht voll: 
ftändig unentgeltlich. Doc tritt nur ein Zeil der Friedensrichter wirklich in 
Thätigkeit. 

Die Zuſtändigkeit jedes einzelnen Friedensrichters umfaßt rechtlich die ganze 
Grafſchaft, für welche er ernannt it. Er kann alſo in jedem ihrer Teile die 
friedensrichterlichen Amtsbefugnifie wahrnehmen. Thatſächlich fungiert aber jeder 
Friedensrichter nur innerhalb eines engeren Amtsbezirfes, früher als Hundred. 
jet als Division bezeichnet. Der riedensrichter tritt entweder als Einzel: 
beamter in IThätigfeit oder im Zuſammenwirken mit anderen Friedensrichtern. 

Der einzelne FFriedensrichter führt das laufende ‘Polizeidezernat, und zwar 
it derjenige Friedensrichter zuftändig, welcher zuerſt mit der Sache befaßt wird. 
Diefe Seite der friedensrichterlichen Thätigkeit umfaßt im allgemeinen die 
Funktionen eines preußiichen Amtsvorjteherd. Der fyriedensrichter hat ferner die 
niedere Strafgerichtöbarfeit bei allen Mlebertretungsjachen in Form einer summary 
eonvietion. Endlich führt er das Amt eines Unterfuchungsrichters. 

Bei einzelnen Verwaltungen | müſſen zwei Friedensrichter in einer jogen. 
pelty session zulammenmirfen. Für wichtigere Angelegenheiten, wie Ernennung 
der Constables, Erlaß der Megereparatur-Orders, Seitiegung von Zeugen: und 
Anmwaltsgebühren der Strafverfolgung, Erteilung gewilfer Konzeſſionen und Erlaß 
von Polizeiregulativen, genügt auch dies nicht, Jondern über die betreffenden 
Angelegenheiten muß von den Friedensrichtern eines Eleineren Bezirks innerhalb 
der Grafichaft, der division, follegialiich in den jogen. special sessions ent: 
ichieden werden, 

Endlich treten die jämtlichen aktiven Friedensrichter der Grafſchaft viertel: 
jährlih in den General and Quarter Sessions unter Vorfiß des Custos 
Rotulorum, der mit dem Yordlieutenant der Grafichait, d. h. dem Kommandanten 
der Grafichaftsmiliz, identilch ift, zulammen. Der Wirkungsfreis der Quartal» 
figungen war bisher ein dreifacher. Sie bildeten zunächſt die zweite Inſtanz 
gegenüber den polizeilichen Verfügungen, orders, wie gegenüber den Strafurteilen, 
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convietions, der einzelnen Friedensrichter. Sie waren ferner unter Zuziehung 
einer Jury die Strafgerichte für minder ſchwere Strafdelifte, während die 
ſchwerſten Strafthaten der Aburteilung durch die Aſſiſen vorbehalten find. End: 
lich bildeten fie die kommunale VBerwaltungsbehörde für die Grafichaft und hatten 
als joldhe das Jogen. County business wahrzunehmen. In letzterer Eigenichaft 
hatte die Quartalfitung insbejondere zur Dedung der kommunalen Bedürfnijie 
die Grafſchaftsſteuer, County rate, auszujcreiben. Die Zuftändigfeit der 
Quartalfigung eritredte ſich jelbitverjtändlich über die Städte nur injoweit, als 
diefe nicht durch Verleihung des Rechts der Quartalfigung von der Grafichaft 
erimiert waren. Dies war in kommunaler Beziehung für die inforporierten 
Städte überhaupt der Fall. 

Das Grafichaftsgeieg von 1888 läßt nun die Zuftändigfeit der einzelnen 
riedensrichter, der petty umd special sessions faſt vollſtändig unberührt. 
Ebenio find die Quartalſitzungen die höhere Inſtanz gegenüber jenen, ſowie die 
Strafgerichte für mittlere Strafſachen geblieben. Dagegen ſind die Kommunal: 
angelegenheiten der Grafichaft auf die nun gebildeten Organe der Grafichafts- 
verwaltung, teilweiſe allerdings noch unter Mitwirkung des Tyriedensrichteramtes, 
übergangen. 

Für jede Grafihaft wird zur Handhabung der inneren Landesverwaltung 
ein Grafichaftsrat, County Couneil, gebildet. Der Grafichaftsrat beſteht aus 
dem Chairman, den Aldermen und den Councillors. Wahl und Geihäftsgang 
des Council jollen ſich nad) den Beitimmungen richten, welche die Städteordnung 
binfichtlich der ftädtiichen Council trifft, mit einigen unbedeutenden Abänderungen, 
insbeiondere der, dat die Wahlperiode eine andere ift, und daß der Titel nicht 
Town-Councillors, Town-Aldermen und Mayor, Tondern County Councillors, 
County-⸗-Aldermen und Chairman lautet. Der Chairman, gleich dem Mayor 
Chef der Verwaltungsexekutive und Vorſitzender des Couneils, iſt von Amts 
wegen ein Friedensrichter der Graſſchaft, ohne daß es dazu einer königlichen 
Ernennung bedarf. In den Städten, welche eine VBerwaltungsgrafichaft für ſich 
bilden, it da8 Town-Council gleichzeitig County-Council der Verwaltungsgraf- 
haft mit allen Befugniſſen eines ſolchen. 

Auf den Grafichaftsrat werden nun eine Reihe namentlich) aufgezählter Zu: 
fändigkeiten übertragen, die bisher von anderen Organen, bejonders den Quartal: 
figungen der Friedensrichter ausgeübt waren. So geht auf den Grafſchaftsrat 
namentlich das ganze jogen. County business der Quartalfigungen, aljo die 
Verwaltung der Kommunalangelegenheiten der Grafichaften, über. Nach der 
Weile englischer Gejeßgebungstehnif grenzt man jedod) die beiderjeitige Zu: 
fändigfeit nicht von dieſem prinzipiellen Gefichtspuntte aus ab, jondern zählt 
kajuiftiich diejenigen Fälle auf, in denen der Grafichaftsrat an die Stelle der 
Quartalſitzungen oder der einzelnen Friedensrichter treten joll. Das Ergebnis 
ift aber im wejentlichen dies, daß der Grafichaftsrat die Kommunalverwaltung 
der Grafichaft erhält. Es liegt ihm daher ob die Unterhaltung der jchon be— 

Hehenden kommunalen Inftitute der Grafſchaft, wie Gefängniſſe, Irrenhäuſer, 
Drüden, die Aufbringung der Polizeiverwaltungstoiten der Grafſchaft und der— 
gleichen mehr. Außerdem wird noch bejonders für eine kommunale Yait der 
Graſſchaft erklärt die Unterhaltung der Hauptlanditraßen, in den jtädtiichen Be— 
zirfen jedod nur dann, wenn die Stadt diejen Zweig der Wegeverwaltung nicht 
für fi) in Anfpruch nimmt, und die Vorjorge gegen Verunreinigung der Flüſſe. 

it der Kommunalverwaltung geht aud die Verfügung über das bewegliche 
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und unbemwegliche Vermögen der Grafihaft und deren vermögensrechtliche Ber: 
tretung auf den Graficaftsrat über. Soweit die Vermögenserträge nicht aus- 
‚reihen, kann er eine Grafichaftöfteuer ausjchreiben oder auch eine Anleihe auf: 
nehmen. Die Grafichaftöfteuer ſelbſt wird nach den bisher beftehenden gejeßlichen 
Grundfäßen von dem fichtbaren, nußbaren Eigentume innerhalb des Grafichafts- 
verbandes in der Perſon des nußenden Inhabers erhoben. Der Berwaltungs- 
rechtöweg bei den Friedensrichtern gegenüber der Steuereinſchätzung ift aud 
bier vorbehalten. 

Die laufenden Geichäfte der Kommnnalverwaltung werden unter Leitung 
des Chairman von befoldeten, feitens des Grafichaftsrates anzuftellenden Beamten 
wahrgenommen. Insbeſondere jollen von jeder Grafichaft die erforderlichen 
Sanitätöbeamten bejtellt werden. 

Erhalten geblieben ift auf dem Gebiete der Kommunalverwaltnng der Gral: 
ichaft die Verwaltungsgerichtsbarfeit der einzelnen Friedensrichter wie der friedens: 
richterlichen Seſſionen in den geſetzlich beitimmten Fällen. Von bejonderer Be: 
deutung ericheint diejelbe hinfichtlich der Reklamationen gegen die Veranlagung 
zur Grafichaitsftener (County rate). 

Die Zuftändigfeit des Grafichaftsrates beichränft ſich aber nicht auf die 
Kommunalangelegenheiten, fondern greift auch in die allgemeine Landesverwaltung 
über. Die Befugniffe der Quartalfißungen und einzelner Friedensrichter hinficht: 
lich der Grafichaftspolizei haben Friedensrichtertum und Grafichaftarat mit 
einander zu teilen in der Weile, daß dieſe Funktionen durch einen Ttändigen, 
gemiſchten Ausſchuß der Quartalfigung und des Grafichaitsrates gehandhabt 
werden. Diejer Ausſchuß beiteht aus einer gleichen Anzahl von Friedensrichtern, 
welche von der Quartalfitung, und von Mitgliedern des Graficaftsrates, 
welche von diejem gewählt werden. Weber die Zahl enticheidet die Vereinbarung 
zwiichen beiden Behörden und in Ermangelung einer joldhen einer der Staats: 
jefretäre. Dieſer Ausihuß hat über alle der Quartalsfigung und dem Graj- 
ichaftsrate gemeinichaftlih übertragenen Angelegenheiten zu befinden und das 
für die laufende Verwaltung erforderliche bejoldete Beamtenperjonal anzuftellen. 

Komzetenztonflifte zwiichen den beiden Behördenorganilationen, der Quartal: 
figung bezw. einzelnen Friedensrichtern und dem Grafichaltsrate, enticheidet das 
Reichsgeriht in einem ſummariſchen Verfahren, welches das Gericht ſelbſt durch 
allgemeine Verfügung zu regeln hat. 

Das Frriedensrichteramt ift allo in der Grafſchaftsinſtanz vorläufig als 
(fetter Reit des alten Selfgovernment beitehen geblieben, nur dijtriftsweije erwies 
ſich auch hier den geiteigerten Anforderungen gegenüber das Ehrenamt ala 
leiftungsunfähig, jo daß deilen Erſetzung durch berufungsmäßige Beamte erfolgen 
mußte. Sobald dies der Fall ift, löſt ſich das Friedensrichteramt in feine 
Elemente auf, ein NRichteramt und ein Polizeiamt. Während der Friedensrichter 
vermöge jeiner ehrenamtlichen Stellung eine Unabhängigkeit genießt, welche die 
unpartetiiche Handhabung des Amtes gewährleiftet, muß diefe dem berufsmäßigen 
Nichter durch die Dienitpragmatit gegeben werden. Bei dem Berwaltungs- 
beamten dagegen beiteht die Verpflichtung, höheren Anweilungen Folge zu leiſten, 
im Intereſſe der notwendigen Einheitlichkeit in der Verwaltung. 

Eine grundiäßliche Regelung der Handhabung der Staatsaufjicht über die 
Grafichaftsverwaltung hat nicht jtattgefunden. Sie richtet ſich nach den Grund» 
jägen, welche für die einzelnen Verwaltungsziweige maßgebend find. Insbeſondere 
iſt gegenüber dem Friedensrichtertum die ftaatlihe Auffiht in dem Maße ab- 
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geſchwächt, daß fie ſich auf eine Korreipondenz des Staatsjefretärd des Innern 
mit dem Lordlieutenant der Grafſchaft beſchränkt, in der erfterer den Friedens— 
richtern jeine Ratichläge erteilt. 

Eine eigentümliche Stellung nimmt dabei, unbeichadet der alten Privilegien 
der City, die Londoner Grafihaftsverfaflung ein. In ihr ift die Organijation 
der Londoner Samtgemeinde unter Leitung der hauptitädtiichen Demokratie ge: 
geben. Der Londoner Grafichaftsrat bildet daher die politiiche und kommunale 
Vertretung der Samtgemeinde. Ihr Beitreben geht dahin, die Privilegien der 
City zu brechen, das reiche Vermögen der Gilden und die hauptitädtiiche Polizei 
in die Hand zu befommen und damit einen Staat im Staate zu bilden, der 
die oberiten Staatsgewalten feiner Botmäßigfeit unterwerfen kann. 


$ 4. Die Sentralverwaltung.') 


Nah der Blackſtone'ſchen Lehre von den königlichen Näten ift der König 
zur Ausübung jeiner hohen Prärogative beraten von dem Parlamente ala höchſtem 
königlichen Rate, von den Peers als erblichen Räten der Krone, von den fünig- 
lichen Gerichtshöfen und ven dem föniglichen Staatsrate, Privy Comneil. Für 
uns fommen jedoch die föniglichen Räte nicht ala verfaffungsmäßige Faktoren 
bet Ausübung der füniglichen Prärogative, jondern als jelbjtändige Organe der 
Staatsverwaltung in Betracht. Dabei verjchiebt ſich ihr Verhältnis zu einander 
etwas. Das Parlament als ſolches, wern es auch den Mittelpunkt der gefamten 
Staatsverfaſſung bildet, ift fein Organ der Verwaltung. Selbjt wo es die 
Verwaltungsorgane fontrolliert, ſelbſt wo es in der form der Private Bills 
Konzeflionen und Diipenjationen erteilt, die auf dem Kontinente Akte der Ver: 
waltungsbehörden jind, handelt es nicht als Zentralbehörde, jondern in Ausübung 
jeiner verfaflungsmäßigen Befugniſſe. Das Oberhaus bildet allerdings injofern 
auch eine Sentralbehörde des Reiches, ald es oberiter Gerichtshof ift. Dod) 
kann bei einer Beichränfung auf die innere Verwaltung don diejer Stellung des 
Oberhauſes abgejehen werden. So bleibt denn von den königlichen Räten für 
die Verwaltung nur übrig einerjeits der Staatsrat und andererjeits die könig— 
lihen Gerichtshöfe als Verwaltungsgerichte. 

Noch immer ift rechtlich) die geſamte Zentralverwaltung vereinigt in dem 
Staatsrate oder Privy Couneil, der die unmittelbare Fortſetzung des einft von 
den Plantagenet3 errichteten Permanent Couneil bildet. Die Mitglieder des 
Staatsrates werden in formlofer Weile von dem Könige ernannt aus der Zahl 
der engliſchen Unterthanen und haben einen Amtseid zu leiten. In gleicher 
Weile können fie formlos durch Streichung von der Kite jederzeit wieder ent: 
lafien werden. Die Chefs der wichtigiten Aemter und eine größere Anzahl von 
Peers einichließlih der Mitglieder der königlichen Familie werden herkömmlich 
berufen. Im ganzen umfaßt die Staatöratslifte ungefähr 200 Namen. Sämt: 
liche Mitglieder führen gleic) den Lords das Prädifat „Right Honourable.“ 

Daß eine Berfammlung von 200 Mitgliedern nicht ein ordentliches Organ 
des Verwaltungsorganismus fein kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Es ericheinen da= 
her in den Staatöratsfikungen nur Diejenigen, welche eingeladen werden. Regel: 
mäßig find dies die Mitglieder des derzeitigen Kabinett umd einige der zeitigen 
Verwaltung nahe ftehende Perſönlichkeiten. Zur Beihlußfaffung genügt die 


) Bgl. Gneift, Engl. Verwaltungsreht Bd. 1, ©. 172 fi. 
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Anweſenheit von ſechs Privy Councillord. In der Situng ift der König jelbft 
anmwejend. Die Vorlage der Saden und die Berichteritattung an den König 
erfolgt durch den Lord Prälidenten des Privy Council. 

Der Staatsrat hat die erforderlichen Bureaubeamten, inöbejondere zmei 
Glerks of the Council. Das Bureau ift dem Lord Präfidenten unteritellt. 

Der Staatsrat iſt die geſetzlich allein anerkannte oberſte Berwaltungsbehörde 
des Reiches. Es müſſen daher, wenn aud die oberfte Verwaltung jetzt auf 
andere Zentralbehörden übergegangen iſt, doch noch gewiffe Akte formell im 
Staatsrate vorgenommen werden. Hierher gehört der Erlaß königlicher Ver— 
ordnungen, Orders in Council, die oberſte Jurisdiktion in den Kolonien, der 
Erlaß von Proklamationen, der Miniſterwechſel, die königlichen Beſchlüſſe über 
Einberufung, Vertagung und Schließung des Parlaments, die Ernennung der 
Sheriffs und die Erteilung gewiſſer Konzeſſionen. 

Da verfaſſungsmäßig nad) wie vor in dem Staatsrate die oberſte Ver: 
waltung verkörpert it, jo bot jein Beitand die Handhabe zur Bilduug neuer 
Sentvalbehhroen zweds Befriedigung neu auftauchender Bedürfniffe der Verwaltung. 
Das Mittel dazu war die Beitellung dauernder Committees des Staatärates. 
In dieſer Weiſe entſtanden das Handelsamt und das Unterrichtsdepartement, 
die jetzt im weſentlichen die Stellung ſelbſtändiger Miniſterien erlangt haben. 
Vor allem aber beſteht eine Juſtizabteilung, Judieial Committee of the Privy 
Gouneil, zujammengejeßt aus dem Lord Präfidenten und juriftiih gebildeten 
Mitgliedern des Staatsrates, zur Ausübung der dem Staatsrate verbliebenen 
Gerichtsbarkeit. Hierher gehören Appellationen gegen die Admiralitätsgerichte, 
gegen die Gerichte in den Kolonien und Oftindien, über Wahn: und Blödfinnig- 
feitserflärungen und gegen die geiftlichen Gerichte. 

Eine eigentliche Verwaltung hat hiernach der Staatsrat überhaupt nicht 
mehr. Er ift weder hödjites beratendes Organ der Verwaltung wie in Frank: 
reich und einigen deutjchen Staaten, noch aud) ein Vereinigungspunft der ein- 
zelnen Reffortchefs im Sinne der deutichen Staatsminifterien. Hiſtoriſch das 
föniglihe Organ für die Zentralverwaltung des Reiches, hat der Staatsrat 
rechtlich dieje Stellung gewahrt, während fie ihm thatjächlich entzogen tft. Ledig— 
lid aus diefem Grunde beiteht er formell fort, und es werden einzelne Staats: 
akte formell in ihm vorgenommen, während die VBerlammlung der Staatsrats- 
mitglieder auf den Inhalt diejer Akte Eeinerlei Einfluß hat. 

Aus dem Staatsrate heraus haben ſich zunächſt eine Reihe oberiter Ver— 
waltungsämter entwidelt, die man furzweg als Minifterien bezeichnen kann, ob: 
gleich der engliſche Sprachgebrauch Diefe Benennung nicht Fennt. Wenn aud) in 
dem Staatörate der Plantagenets und Tudors die geſamte Zentralverwaltung 
geführt wurde, jo war doch dadurd) feineswegs ausgejchloffen, daß einzelne Mit— 
glieber kraft ihres bejonderen Amtes einzelne Verwaltungsgeichäfte für den 
Staatörat vorbereiteten und jeine Beſchlüſſe ausführten. So war der Kanzler 
vorzugsweife mit den Angelegenheiten der Rechtspflege befaßt, dad Schakamt 
war als organifierte Behörde älter als der Staatsrat jelbit, Staatsjekretäre 
bearbeiteten nad) den Anmweifungen des Königs die laufenden Angelegenheiten der 
inneren und auswärtigen Verwaltung. Es ift num eine allgemeine, durch die 
fontinentale Entwidlung beitätigte Erfahrung, daß allmählich bei der Zunahme 
der Geichäfte die einzelnen Nemter innerhalb der kollegialen Zentralverwaltungs⸗ 
behörde ſich zu ſelbſtändigen Behörden herausbilden. In England iſt dieſe 
Entwicklung ſogar äußerlich ſichtbar, indem verſchiedene Miniſterien, die aus jener 
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lebergangsperiode ftammen, nicht al3 Behörden, jondern noch jeßt als „Aemter“ 
toftices) bezeichnet werden. Die Ausbildung der oberjten VBerwaltungsämter zu 
Miniſterien und damit zu jelbitändigen Zentralbehörden war von dem Zeitpuntte 
an formell abgeichloffen, wo infolge des parlamentarifchen Syitems der Staatsrat 
überhaupt aufhörte, den Mittelpunkt der Zentralverwaltung zu bilden und durd) 
das moderne Kabinett erießt wurde. 

Das ältejte der heutigen Miniiterien, welches noch aus der normanniichen 
Zeit ſtammt, it das Schakamt, Treasury. Das alte Staats: und Hofamt des 
Lord High Treasurer wurde jeit dem 18. Jahrhundert dauernd in eine Kom— 
miſſion aufgelöft, deren Mitglieder der First Lord of the Treasury, der 
Chancellor of the Treasury und drei Junior Lords waren. Diele Verwaltung 
durdy ein dirigierendes Finanzkollegium ift nun zwar in einem abſoluten Staate 
ſehr wohl angebracht, jtand jedoch durchaus im MWiderfpruche mit dem Prinzipe 
der parlamentariihen Verantwortlichkeit, welche nur von einem einzigen Chef 
der Behörde getragen werden kann. Durch die Praxis der parlamentariichen 
Regierung ergab fich nun einerjeits, daß der erfte Yord des Schakamtes (First 
Lord of the Treasury) als das wichtigite Mitglied des Habinetts ſich des Ein- 
Huffes auf die laufende Finanzverwaltung enthielt und zum Premierminifter 
wurde, andererjeits die Junior Lords nur noch nominell Kollegen des Schatz— 
fanzlerö (Chancellor of the Treasury) blieben. So war diejer zum allein ver: 
antwortlicyen Finanzminister geworden. Der erjte Lord des Schakamtes und 
Premierminifter kann jedoch mit dem Schagfanzleramte zugleich die Verwaltung 
des Finanzminiſteriums übernehmen, wenn er Commoner, nicht dagegen, wenn 
er Lord iſt. 

In ähnlicher Weile ift die aus dem Mittelalter überfommene Admiralität 
formell noch heute follegialiich organifiert mit einem First Lord of the Ad- 
miralty und mehreren Junior Lords. Thatſächlich haben jedoch die Bedürfniſſe 
der parlamentariichen Regierung auch bier zur Leitung der Marineverwaltung 
dur den eriten Lord der Admiralität als den allein verantwortlichen Chef 
geführt. In dem gleichfalls ſchon im Mittelalter vorhandenen Amte des Lord- 
— liegt die Aufſicht über die Reichsgerichte, zum Teil auch der Vorſitz 
in ihnen. 

Eine zweite Gruppe von Miniſterien bilden die Aemter der Staatsſekretäre, 
welche ſich mit dem Fortfalle des Staatsrates zu ſelbſtändigen, ſtreng bureau— 
kratiſch organiſierten Zentralbehörden entwickelten. Im Anfange dieſes Jahr: 
hunderts beſtanden drei derartige Staatöjekretariate, für Inneres (Home Office), 
dem die gejamte friedensrichterliche Verwaltung und Rechtſprechung unterftellt 
war, für Auswärtiges (Foreign Office) und für Kolonien und Krieg (Secretary 
of War). Dazu kam nod ein beionderer Finanzſekretär für das Kriegsweſen 
(Secretary-at-War). In neuerer Zeit find jedoch an Stelle der letzteren ein 
befonderer Secretary for War als Kriegaminifter und ein Secretary for 
Colonies als Kolonialminifter getreten. Bejondere Staatsjekretariate erwieſen 
fih dann als notwendig für Irland nad) deſſen Union mit Großbritannien, für 
Dftindien nad deffen Uebernahme von der oftindiichen Kompagnie und neuer: 
dings bei der Zunahme der jeparatiftiichen Beitrebungen aud für Schottland. 
Die Staatsjefretariate find ftreng bureaufratiich unter parlamentariicyer Ver: 
antwortlichkeit des Chejs organifiert. Eine Folge der früheren Stellung der 
Staatsjefretäre im Staatsrate bildet es, daß die einzelnen Staatsiefretäre ſich 
mwechielieitig vertreten fünnen. 
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Als eine dritte Gruppe kommen hiezu die jogenannten Parliamentary 
Boards, neu begründete Zentralbehörden zur Befriedigung von Bedürfniffen der 
Verwaltung, weldhe in früherer Zeit noch nicht vorhanden waren. Teilweiſe find 
dieje Boards zuerft begründet worden im Anichluffe an den Staatsrat und als 
Abteilungen desjelben und haben ſich hieraus zu jelbitändigen Mtinifterien ent: 
widelt. Hierher gehört das Handelsamt (Board of Trade) unter einem Präfidenten, 
das aus dem früheren Armenamt erwachſene Yofalverwaltungsamt (Local Govern- 
ment Board), gleichfall® von einem Präfidenten geleitet und jeit 1900 das 
Board of Education. 


Für die innere Verwaltung fommen vorwiegend zwei Minifterien in Betradjt, 
da8 Home Office und das Local Government Board. Die Zuftändigfeit 
zwijchen beiden jcheidet fi) im allgemeinen danad), ob die Verwaltung eine 
friedensrichterliche oder eine fjoldhe durch die modernen Kommunalvertretungen, 
“ die Boards ift. Die gefamte friedensrichterliche Verwaltung und Rechtiprechung 
rejfortiert von dem Home Office und zwar einichließlic) der von den Friedens— 
richtern gehandhabten Strafigerichtsbarfeit, jo daß das Home Office zum Zeil 
auch die Stelle eines Yuftizminifters vertritt. Dagegen ftehen alle diejenigen 
Verwaltungszweige, für welche in den legten Jahrzehnten bejondere Kommunal: 
vertretungen nad) dem Syiteme der Boards errichtet worden find, mit Ausnahme 
des Unterrichtsweſens, jo namentlich die Armenpflege, die Bau: und Gejundheits- 
polizei und die MWegeverwaltung unter der Leitung des Local Government 
Board. Die Auflichtsbefugniffe des Home Office gegenüber den riedensrichtern 
find außerordentlich) abgeichwächte und bewegen fid) nur in den Formen einer 
Korreipondenz, in der der Staatsjefretär den Friedensrichtern eine Ratjchläge 
erteilt. Dagegen find die Aufſichts- und Kontrolfbefugnifie des Local Government 
Board ziemlich ausgedehnte. Das Amt kann nicht nur allgemeine Ausführungs- 
beitimmungen erlaffen, e8 überwacht auch die durch die berufsmäßigen Beamten 
der Boards geführte Verwaltung fortgeſetzt durch jeine Inſpektoren und kontrolliert 
namentlich die Rechnungsführung der Verbände. 


Innerhalb jedes Minifteriums find der Chef und einige höhere Beamte 
dem Parlamente entnommen und werden daher durch den Mlinifterwechjel mit 
betroffen. Die übrigen Beamten der Minifterien find dagegen im permanenten 
Dienſte alö berufsmäßige Beamte. 

Für die verichiedenen Minifterialdepartements bedurfte es nun aber zur 
Beſchlußfaſſung über gemeinjame Angelegenheiten eines Vereinigungspunftes, den 
nad Annahme des parlamentariichen Syſtems der Staatsrat nicht mehr gewährte 
und nach der Art jeiner Zufammenjegung auch gar nicht gewähren konnte, In 
dieſe Lücke trat das Kabinett ein, welches allerdings geleglic) eine Anerkennung 
nicht erlangt hat. Das Kabinett umfaßt die Chefs der verichiedenen Zentral- 
behörden und einige Inhaber von Nominalämtern, wie den Lord: Privatjiegel- 
Bewahrer, den Kanzler des Herzogtums Lancafter unter dem Vorſitze und maß- 
gebenden Einfluffe des eriten Schatlords als Premierminifter. Da das Kabinett 
rechtlich eine Eriftenz überhaupt nicht befikt, jo hat es aud) feinerlei Zuftändigkeit 
auf dem Gebiete der Verwaltung. Die KHabinettsfigungen dienen zur Wer: 
jtändigung über ſchwebende politische (Fragen und fihern die Einheit der zeitigen 
BZentralverwaltung in politiicher Dinficht gegenüber dem Parlament. Das Kabinett 
hat alſo eine erhebliche verfaflungsrechtliche und politiihe Bedeutung, dagegen 
fehlt ihm jede Stellung innerhalb der Verwaltung. 
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Troß der ftarfen Ausbildung der Rechtiprehung auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes jehlt es an eigentlichen Verwaltungsgerichten. Wie die 
lofale Berwaltungsgerichtöbarfeit durch die friedensrichterlichen Organe gehandhabt 
wird, jo bildet die oberſte Inſtanz das Reichägericht, Supreme Court of Judicature, 
in welches jeit 1873 die verichiedenen oberften Gerichtshöfe zufammengeichmolzen 
find. Das Reichsgericht enticheidet jedod) über ftreitige VBerwaltungsjachen nicht 
in den Formen eines gewöhnlichen Fivilrechtäftreites, jondern in denen eines 
beionderen Reſkriptenprozeſſes. Den Mtinifterien jelbit iſt dagegen jede Recht: 
ſprechung über ftreitige Rechtsfragen entzogen. 


IV. Die Umbildung der englischen Verwaltung in den „Vereinigten 
Staaten von Amerika“. 


$ 1. Die Lokalverwaltung in den Sidftaaten.') 


In England ruht der Schwerpuntt der Verwaltung des flachen Landes in 
der Grafſchaft. Es ift dies die natürliche Folge des Vorherrichens des Groß: 
grundbeſitzes, welcher allein materiell in der Lage ift, die Laſten der Grafſchafts— 
verwaltung zu tragen und eben vermöge feines Vorwiegens die Grafichaft zum 
Angelpuntte aller Verwaltung macht, wogegen die Ortöbezirfe nur eine unter: 
geordnete Stellung einnehmen. Grundbefik und Verwaltungsbezirk bedingen ſich 
alio gegenfeitig.. Es läßt fich hieraus die allgemeine Negel ableiten, daß, je 
größer die Beſitzmaſſen find, in die das flache Land zerfällt, ein um jo größerer 
Bezirt die Grundlage der Selbitverwaltung bilden muß. 

Die engliiche Selbitverwaltung konnte daher in Nordamerifa am veinften 
dort zur Durchführung fommen, wo diejelbe Beſitzſchichtung vorhanden war wie 
in England, wo alſo der Großgrundbeſitz vorherrſchte. Seit dem Entſtehen der 
nordamerikaniſchen Kolonien trennte nun ein ſchroffer Gegenſatz den Norden und 
den Süden. Es war nicht die Sklaverei, welche dieſen Gegenſatz zwiſchen Nord 
und Süd hervorgerufen, die Sklaverei war vielmehr nur ein Ausfluß, ein 
Sympton dieſes Gegenſatzes. Der Süden der Vereinigten Staaten eignete ſich 
vermöge ſeines Klimas faſt nur zum Plantagenbau, es mußten hier größere 
Güterkomplexe entſtehen, der Norden mit ſeinem dem mitteleuropäiſchen ähn— 
lichen Klima gejtattete dagegen die Bewirtſchaftung in europäiſcher Weiſe durch 
Heine Grundbeſitzer, die perſönlich fi bei der Arbeit beteiligten. Auf diejen 
verichtedenen Grundbefikverhältniffen im Norden und Süden baut ſich die ver: 
ſchiedene Verwaltungsorganiſation beider Teile der Union auf, das altengliſche 
Selfgovernment erfuhr in beiden Gebieten eine ganz verſchiedene Entwicklung. 


Die Beiitihichtung im Süden der PVereinigten Staaten war der Alt: 
englands am ähnlichjten. Die Veränderungen, welche das engliiche Selfgovern= 
ment bier erfuhr, waren deshalb auch weit geringer al3 im Norden. Bei dem 
Vergleihe muß man ſich aber immer die engliihe Verwaltung zur Zeit der 
Rolonifation, nicht die der Gegenwart vor Augen halten. 


') Bal. Johns Hopkins University Studies in Historical and Political Science, 
Baltimore 1883 ff; I.N. Pomeroy, Munieipal Law, New-Yort 1864; I. F. Dillon, 
Munieipal Corporation, 3d ed., 2 vols., Bofton 1881; v. Holſt, Staatsreht der Vereinigten 
Staaten S. 173 ff. in Marquar dien’ 8 Handbuh; Bornhaf, La transformation du 
selfgovernment anglais dans l’Amerique du Nord in der Revu@ de droit public, Paris 
1895, ©. 468 ff. 
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Die unterfte Stufe der engliichen Berwaltungsorganiation bildete das 
Kirchſpiel, Parish. Urſprünglich nur eine kirchliche Gemeinde, war das Kirch— 
jpiel jeit der Zeit der Tudors für das weltliche Selfgovernment in hervor: 
ragendem Maße herangezogen worden, indem Armenpflege und Wegebau dem 
Kirchſpiele als Kommunallaften aufgebürdet wurden. Die Gemeindeverjamm: 
lungen, Vestries, beſchloſſen über die wirtichaftlichen Aufgaben der Gemeinde: 
verwaltungen, die laufende Berwaltung der Eirchlichen ökonomiſchen Angelegen: 
heiten führten die Kirchenvorſteher, Churchwardens, die des Armenweiens die 
Overseers of the poor, die der Wegeangelegenheiten der Surveyor of high- 
ways unter Kontrolle der einzelnen yriedensrichter und weiterhin der Quartal: 
figungen. Immer noch war die kirchliche Seite des Kirchſpiels ftärfer entwidelt 
als die weltliche. 

Dieje Kicchipielverfaffung brachten die engliſchen Koloniſten mit nad) Nord— 
amerika. In den ſüdlichen Kolonien, beſonders in Virginien, gehörten die neuen Anz 
ſiedler faſt ausſchließlich der engliichen Staatskirche an, die kirchliche Verwaltung 
des Kirchſpiels konnte alſo dieſelbe bleiben wie in England. Dagegen mußten 
die weltlichen Aufgaben des Kirchipiels, Armenpflege und Wegebaulait, im An: 
fange der folonialen Entwidlung in den Hintergrund treten, da der Arme bei 
dem hohen Werte der Arbeitskräfte in den Kolonien für ſich und feine arbeits: 
unfähigen Angehörigen mit Yeichtigfeit den notwendigen Lebensunterhalt ge: 
winnen fonnte, und als Verkehrswege noch fait ausſchließlich die Waſſerſtraßen 
benußt wurden, an deren Ufern auch die eriten Anfiedlungen entitanden waren. 
Als in jpäterer Zeit auch in den Solonien Armenpflege und Wegebau not: 
wendige Aufgaben des Staates bezw. der innerhalb desjelben beitehenden 
Kommunalverbände wurden, da hatte sic) die Grafichait bereitS derart als 
Grundlage aller weltlihen Verwaltung entwidelt, daß wenigſtens die Wege: 
verwaltung auf die Grafichaft überging. Dagegen überließ man die nod) jehr 
unbedeutende Armenpflege den Organen des Kirchipiels. 

Das Kirchipiel der Südftaaten ift daher das englische Kirchſpiel ohne defien 
weltliche Funktionen. Einzige Aufgabe des Kirchſpiels wurde die Unterhaltung 
der Kirche und des Pfarrers. Schon bei der Koloniſation waren zu letzterem 
Zwecke in jedem Kirchſpiele mehrere hundert Acres Land zurückbehalten worden, 
deren Nießbrauch dem Pfarrer zuſtand. Außerdem war jeder Bewohner des 
Kirchſpiels zu gewiſſen Abgaben an die Pfarrer verpflichtet, die in der Kolonial— 
zeit meilt in Naturalien, Tabak und Korn, beitanden, aber ſehr bald in Geld- 
feiftungen verwandelt wurden. 

Das weltliche Organ des Kirchſpiels war die Gemeindevertretung, Vestry, 
in der Regel beitehend aus zwölf Mitgliedern, „The twelve lords of the 
parish“. Sie wurden unter Vorſitz des Sheriffs auf unbeftimmte Zeit gewählt 
und fooptierten ich, nachdem die Gemeinde einmal organiſiert war, jelbit. 
Zweimal jährlich hielt die Gemeindevertretung Sigung, zu Oſtern, um die 
Kirchenvorfteher zu beitellen und die Rechnungen des vergangenen Jahres zu 
prüfen, und im Serbite, um die jährliche Gemeindefteuer feitzujegen. Letzteres 
geihah, indem jämtliche Ausgaben zufammengezählt, und diefe Summe durd) 
die Zahl der Gemeindemitglieder nad) Abzug der Geiftlihen, der armen und 
franfen Perſonen geteilt wurde. 

Die laufende ökonomiſche Verwaltung der Kirchipielangelegenheiten, ſowie 
die bei höherer Hulturentwidlung auch in den Kolonien notwendig werdende 
Armenpflege führten die alljährlih von Gemeinde und Geiftlichen gewählten 
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Kirchenvorjteher, Churchwardens. Daneben lagen ihnen verjchiedene polizeiliche 
Funktionen ob, die bei der engen Berbindung von Staat und Kirche damals 
nod) der firchlichen Sphäre zugerechnet wurden. So hatten fie alle Perjonen zur 
Anzeige zu bringen, die ein gottloles Leben führten, wie Schwörer, Trunfen: 
bolde, Sabbatihänder, Saframentöverächter, Ehebrecher x. Auch zogen fie die 
Buben ein, welche ſolche Perſonen verwirkt hatten. 

Diefe enge Verbindung der kirchlichen und politiſchen Verwaltung hörte erſt 
auf, als nad) der Revolution eine größere konfeſſionelle Miſchung der Be: 
völferung auch im Süden der Vereinigten Staaten eintrat und damit die 
Alleinherrihaft der biiöflichen Kirche unhaltbar geworden war. Den kirchlichen 
Organen wurde eine ihrer politiichen Funktionen nad der anderen entzogen. 
Die Armenpflege ging nad) engliihem Vorbilde auf bejondere Overseers of the 
poor über, die polizeiliche Thätigkeit der SKirchenvoriteher verſchwand, und 
ſchließlich hörte das Kirchſpiel, einftmals die Grundlage des ganzen Der: 
waltungsorganismus, auf, überhaupt eine polizeiliche Inſtitution zu bilden. 

Die zweite Stufe des engliichen VBerwaltungsiyftems, die Hundertichaft, 
war zur Zeit der Koloniſation Nordamerifas durch England von jehr geringer 
Bedeutung. Die Hundertſchaft bildete nur den Bezirk für die verfallenen und 
vom Friedensrichteramte vollitändig überwachienen Ortspolizeigerichte, die Court 
leet, und für die kleinen Bezirksfißungen der Friedensrichter. Dem entjprechend 
ft aud in Amerika die Hundertichaftseinteilung für die Verwaltung nie von 
großem Gewichte gewelen. In Virginien wurden die Bezeichnungen Parish und 
Hundred häufig als gleidhwertig gebraucht, offiziell kommt der letztere Name 
hier nur vor, um den Wahlbezirk für die Stolonialrepräfentation zu bezeichnen. 

Bon größerer Bedeutung war die Dundertichaftseinteilung in Maryland 
und Delaware, wo fie auch allein allgemein durchgeführt war. Die Hundert: 
ihaft diente hier nicht nur als Wahlbezirk, jondern, mit einem eigenen Ber 
amten, dem High constable of the hundred, an der Spite, als Bezirk für 
die Einziehung der direkten Steuern und für das Mlilizweien. In Maryland 
ließ aber das in allen Südftaaten vorhandene Streben nad) Konzentration der 
Verwaltung in der Grafſchaft die Hundertichaften noch im 18. Jahrhundert all: 
mählich abiterben. Steuerverwaltung und Mlilizweien gingen vollitändig auf die 
Grafihaften über, für die Wahl zur Staatslegislatur wurden, als die Be— 
völferung in den einzelnen Hundertſchaften eine zu ungleiche wurde, bejondere 
Wahlkreife gebildet, jo daß jchliehlich die Hundertichaft nur noch Amtsbezirk 
für den Conſtable war, der lediglich) zum Erefutivorgan für den Friedensrichter 
herabſank. Ein Geſetz von 1824 beſeitigte endlich die Hundertſchaften in 
Maryland auch dem Namen nach, indem es für Amtsbezirke des Conſtables 
die neuen Wahlkreiſe erklärte. Dagegen blieben in Delaware die Hundertſchaften 
als Wahlkreije für die Staatslegislatur bis auf dem heutigen Tag beitehen. In 
den übrigen Südftaaten, wo infolge der größeren Grundbefigmaflen das Streben 
nad) größeren Verwaltungsbezirken noch viel ſtärker war, it die Hundertſchafts— 
einteilung, ſoweit ſich überhaupt vereinzelte Spuren davon finden, nie zu irgend 
welcher Bedeutung gelangt, gegemwärtig jedenfalls bejeitigt. 

Dagegen ruht der Schwerpuntt der gelamten Juſtiz und Verwaltung für 
die Südjtaaten in der Grafſchaft. Von Anfang an herrichte Schon im Süden 
der Plantagenbau und infolgedejien der Großgrundbefig vor. Dieſes Bewirt— 
ſchaſtungsſyſtem würde hier ſogar noch ſtetig mehr hervorgekehrt, da die Pflanzer 
ih immer größere Teile der Wildnis aneigneten und urbar machten, während 
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wenigſtens in den Stolonialzeiten die ftrenge Durchführung der Primogenitur eine 
Zerjtüdelung des Grundbefiges verhüteten. Mit der Zurüddrängung der 
Indianer hörte auch die Notwendigkeit auf, in engen Dörfern beieinander zu 
wohnen, und jo jaß jeder Kolonift allein inmitten feines Beſitztums. Wie bei 
den Germanen Norddeutichlands zur Zeit des Tacitus war eine dünne Be: 
völferung über ein weites Land ausgebreitet. Deshalb mußte auch der unterfte 
Gerichts: und Verwaltungsbezirf jehr groß ſein. Es war dies die Grafichaft, 
innerhalb derer Eleinere politiiche Einheiten fih nur mit Mühe Anerkennung 
verichaffen, niemals jedoch ſich an die Stelle der Grafſchaft jegen konnten. 


Der Urjprung der Grafihaftsverwaltung in den Kolonien ift militäriſch. 
Der Gouverneur als commander-in-cnief der Miliz der Kolonie beftellte für 
jede Grafichaft einen Chef der Graffchaftsmiliz mit dem Titel Leutnant. Die 
Milizeinrihtung, auf die hier nicht näher einzugehen ift, entjpricht im allgemeinen 
der engliichen. Der Leutnant war aber gleichzeitig Mitglied des Councils der 
Kolonie und als jolder ein Mitglied des oberjten Gerichtshofes. Er ftand 
außerdem an der Spite der Grafichaitsjuftiz, indem er mit dem vom Gouver: 
neur ernannten Kommiſſioners das County Court bildete. Dieje Kommifftoners 
erhielten jpäter nad) engliichem Vorbilde den Titel Justices und jeit 1770 in 
Virginien den Titel Magistrates. Die Zahl der Hommiffioners war zuerft un: 
beftimmt, jeit 1661 murde fie auf acht feftgejeßt, die der Reihe nach das Sheriff: 
amt befleideten. Bei Erledigung einer Stelle ſchlug in der Regel der Gerichts: 
hof einen Nachfolger vor, den der Gouverneur ernannte. Häufig erneuerte auch 
der Gouverneur die Kommiljion, ſei es aus eigenem Antriebe, jei e8 auf An- 
juchen des Gerichtähofes. Es war dies ein beliebtes Mittel, Richter aus ihrer 
Stellung zu entfernen, indem einfach der Name des Betreffenden aus der, neuen 
Kommiſſion weggelaſſen wurde. 


Monatlich hielt das County Court Sitzung und entſchied unter herfümm: 
licher Zuziehung einer Jury alle Strafſachen. Abweichend von den engliſchen 
Quartalſitzungen wurde dem County Court aber auch die Zivilgerichtsbarkeit in 
gewiſſem Maße übertragen. Die noch aus der normaniſchen Zeit ſtammende 
Zentraliſation der Zivilgerichtsbarkeit in den Reichsgerichten Englands war bei 
den zerſtreuten Anſiedlungen und den ſchlechten Kommunikationen in den Kolonien 
nicht durchführbar. Das County Court erhielt deshalb auch die Zivilgerichts— 
barkeit in Prozeſſen von 20 Schilling Wert an und zwar bis zu einem Objekte 
von 16 Lſtrl. endgiltig, in größeren Prozeſſen vorbehaltlich der Berufung an 
den oberſten Gerichtshof der Kolonie. 


Das County Court war ferner wie die engliſchen Quartalſitzungen der 
Friedensrichter auch die oberſte Verwaltungsbehörde der Grafſchaft, insbeſondere 
führte es deren Kommunalverwaltung. Bei der aus den ſozialen Verhältniſſen 
des Südens ſich ergebenden Neigung nach möglichſt großen Verwaltungsbezirken 
wurden hier ſelbſt ſolche Einrichtungen auf die Grafſchaft baſiert, die in England 
an kleinere Bezirke angeknüpft waren. Abgeſehen davon, dab jede Grafſchaft 
ihren Anteil an den allgemeinen Steuern aufzubringen und die Grafſchafts— 
gefängniffe zu unterhalten hatte, lag ihr die Ausbeilerung der Wege und Brücken, 
die Freihaltung der Ströme ob. Die Brüden und Wege ftanden unter der Auf: 
fiht der alljährlid) vom County Court beitellten Surveyors of highways, deren 
jedem ein bejtimmter Bezirk angewielen war. Der Bau erfolgte durch perfönliche 
Dienjte der Einwohner der Grafichaft unter Leitung der Auffeber. Die für die 
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Kommunalverwaltung erforderlichen Geldmittel wurden durch Steuern aufgebradt, 
die das County Court als Kommunalbehörde der Grafichaft ausjchrieb. 

Außer dem allmonatlicd) zujammentretenden County Court war aber nod) 
ein Organ für die laufende Verwaltung namentlich der ‘Polizei erforderlich. Wie 
fich einft in England aus der Vereinigung aller TFriedensrichter der Grafichaft 
die Quartalfigung als oberfte Juſtiz- und Verwaltungsbehörde der Grafichait 
entwidelt hatte, jo vollzog ſich ein ähnlicher Vorgang, aber in umgekehrter Weife, 
in Amerifa. Die Mitglieder des County Court wurden, jo lange diejer Gerichts: 
hof nicht beifammen war, zu FFriedensrichtern. Jeder von ihnen hatte daher in 
der ganzen Grafihaft die Zivilgerichtsbarfeit bi8 zu Objekten von zwanzig 
Schilling, die Polizeigerichtsbarkeit und das laufende Polizeidezernat. Nur in 
einigen wichtigeren Sachen mußten zwei Friedensrichter zuſammenwirken. Bon 
allen Enticheidungen der einzelnen FFriedenärichter ging die Berufung an das 
County Court, doch hatte fich hier der FFriedensrichter, deſſen Entſcheidung an: 
gefochten wurde, der Mitwirkung in zweiter Inſtanz zu enthalten. 

Das polizeiliche Erefutivorgan bildeten die von England nad Amerika ver: 
pflanzten Conftables, welche ihr Amt unentgeltlich) verwalteten. 

Bei den eigentümlichen jozialen Verhältniffen der jüdlichen Kolonien konnten 
Städte lange Zeit nicht auffommen. Und doch waren jolche für die weitere 
wirtihaftliche Entwidlung eine Notwendigkeit. Wie im deutjchen Meittelalter 
madte man daher jeit den Zeiten der Königin Anna wiederholt WVerjuche, die 
Bildung von Städten dur Verleihung ausſchließlicher Gemwerbeberehtigungen 
und durch Werbot des Handels- und Gemerbebetriebes auf dem flachen Lande 
herbeizuführen. Dieje Verſuche mißlangen zwar, aber im Laufe des 18. Jahr: 
hundert entjtanden aud) im Süden einzelne größere zufammenhängende Anjied- 
lungen, die nad) engliihem Vorbilde durch bejondere nkorporationscharten das 
Stadtrecht erhielten. 

Das Stadtredht beitand in der Verleihung von Korporationsrechten und 
einer eigenen Verwaltung, wodurd eine jelbftitändigere Stellung der Stadt zum 
Grafihaftsverbande geichaffen wurde. Die Stadt Norfolt in Virginien erhielt 
B. durch die ihr am 15. September 1736 von König Georg III verliehene 
‚ntorporationscharte als Verwaltungsbehörde einen Mayor, ein rechtsgelehrtes 
Magiftratsmitglied mit dem Titel Recorder, acht in der Charte namentlich auf: 
geführte Aldermen und jechzehn von diefen Beamten gewählte Councilmen. Der 
Mayor wurde alljährlid) von allen genannten Behörden aus der Zahl der Aldermen 
neu gewählt, die Stellen des Recorder und der Aldermen waren [ebenslänglid) 
und wurden im Falle der Erledigung durd) gemeinfame Wahl jämtlicher ftädti- 
ihen Behörden neu beſetzt. Mayor, Recorder und Aldermen, denen für das 
Stadtgebiet die Befugnifie von FFriedensrichtern beigelegt wurden, verjammelten 
ſich monatlich zu einer Gerichtsfigung unter dem Namen Hustings Court, um 
Rechtöftreitigkeiten bis zu zwanzig Pfund Wert zu enticheiden, jeit 1765 jedoch 
mit allen Befugnifjen eines County Court. Der Gerichtöhof beitellte ala Erefutiv- 
organ einen Town sergeant mit denjelben Befugniſſen wie der Sheriff und 
einen Town constable. 

Die ftädtiichen Tyriedensrichter übten ferner ausſchließlich die Polizei und 
die wirtichaftliche Selbitverwaltung der Stadt aus. Mayor, Recorder und Al— 
dermen oder drei von ihnen, unter denen fich jedod) immer der Mayor oder der 
Recorder befinden mußte, waren befugt, Constables, Surveyors of highways 
und die übrigen, für die ftädtiiche Verwaltung erforderlichen Beamten zu er: 
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nennen. Bei der wirtichaftlichen Selbjtverwaltung waren die ſtädtiſchen Behörden 
jedod) in den meijten Beziehungen, bejonders bei Ausjchreibung ſtädtiſcher Steuern 
Fr von Ausgaben an die Zultimmung der Zentralbehörden ge: 
bunden. 

Die Stadt iſt alfo in wirtichaftlicher Beziehung vollitändig aus dem Graf: 
ihaftsverbande ausgeichieden, auf dem Gebiete der Juftiz und ‘Polizei ijt je nad 
den den ſtädtiſchen Behörden verliehenen Befugniſſen die Zuftändigfeit auf ge 
ringere Sachen beichräntt, während die wichtigeren vor das County Court ge 
hören, oder die Stadt jteht auch hier der Grafichaft gleich, ift alſo aus ihr voll: 
ſtändig ausgeſchieden. 


82 Die Lotätverwaltung in den Korditaaten.') 


Ganz anders als im Süden der jegigen Vereinigten Staaten waren die 
lozialen und wirtichaftlichen Berhältnifie des Nordens. Während im Süden eine 
Ariftofratie von Grundbeſitzern herrichte, die an Umfang ihres Befites die eng: 
liche Pairie und Gentry weit übertraf, wurde der Norden durd) Leute folonifiert, 
die nad) dem Ausdrude Iocquevilles weder Lords nod) Pöbel, weder reich nod) 
arm waren. So entitanden im Norden Gemeinden, deren Bewohner in Erztehung 
und Anſchauungsweiſe, in Eigentum und gejellichaftlicher Stellung einander voll: 
ftändig glichen. Die Bildung eines Großgrundbeiißes wie im Süden war da: 
durch ausgeichloffen. Die Koloniften waren Stleinbauern, die dicht beiſammen 
jagen und bei Vermehrung der Bevölferung immer neue Gemeinden nad) dem 
Weiten jandten. Das Beiſammenwohnen rief bald einen lebhaften Handel und 
einen anjehnlichen Gewerbebetrieb in den einzelnen Ortichaften hervor, ſchon unter 
— — Herrſchaft traten auch die Anfänge einer amerikaniſchen Großinduſtrie 
zu Tage. 

Auf dieſen ſozialen Grundlagen mußte ſich das engliſche Selfgovernment 
ganz anders entwickeln als im Süden. Zunächſt fiel der Unterſchied von Stadt 
und Land fort. Jede Ortſchaft trieb im Anfange ebenſo Handel und Gewerbe 
wie Ackerbau und, wenn ſich ſpäter größere Städte entwickelten, war eine 
Scheidung von Stadt und Land, eine verſchiedene Gemeindeverfaſſung für beide 
gleichwohl nicht nur kein Bedürfnis, ſondern geradezu unmöglich. Denn aus 
der kleinſten Ortſchaft konnte in kürzeſter Friſt durch irgend welche zufälligen 
Umftände eine bedeutende Handels: und Induſtrieſtadt werden. Die ſozialen 
Gegenjäße waren im Norden jo ausgeglichen, die Grenzlinien jo verwiſcht, daß 
es nur eine einzige Gemeindeverfaſſung geben konnte, bejondere Stadtgemeinden 
wie im Süden ein Unding gewelen wären. 

Noch in einer anderen Richtung mußte die Verwaltung der nördlichen 
Staaten ſich abweichend von dem engliichen Eelfgovernment entwideln. Der 
kleine Grundbefiß, die Heinen Handel: und Gewerbetreibenden des Nordens, unter 
denen es noch feine Madays oder Vanderbilts gab, waren materiell außer Stande, 
fi) an der Verwaltung größerer Bezirke, wie 3. B. der Grafichaften zu beteiligen, 
da eine ſolche Beteiligung eine längere Abwelenheit vom Wohnſitze für die nicht 
am Eiße der Grafichaftsverwaltung Wohnenden notwendig gemacht hätte. Da- 
gegen war für jenen Mittelitand des Nordens jehr wohl eine Teilnahme an der 
Gemeindeverwaltung möglich. Während daher im Süden infolge des Vorherrſchens 
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des Großgrumdbejiges bie Grafihaft zum Mittelpunkt der Verwaltung wurde, 
abjorbierte im Norden die Gemeinde, das Townſhip, den größten Teil der in 
England an die Grafichaft gefnüpiten Berwaltungsthätigfeit. 

Bei der von Anfang an vorhandenen ſtarken Eonfeljionellen Miſchung der 
nördlichen Kolonien, wo zahlloſe Sekten ihr Weſen trieben und eine Staats— 
kirche gar nicht aufkommen ließen, war ferner eine Verbindung kirchlicher und 
weltlicher Funktionen in derſelben Korporation nicht möglich, noch viel weniger ' 
fonnte, wie im Süden der Vereinigten Staaten die kirchliche Verwaltung einzige 
Aufgabe der Gemeinde werden. Wenn die Puritaner Neuenglands aud) ver: 
ſchiedentlich den Verſuch machten, die Kirche zum Mittelpunfte aud) des poli= 
tiihen Lebens zu erheben, den ganzen Staat mit ihrem Geiſte zu durchdringen, 
jo, ſcheiterten dieſe Verſuche doch jtets. Als 1631 in Maſſachuſetts ein Geſetz 
durchging, daß nur der ein Stimmredt haben jolle, welder Glied einer Kirche 
der Stolonie jei, da jtellte fic) heraus, daß nur ein Viertel der Bevölkerung aus 
Gemeindemitgliedern beitand. Bei der allgemeinen konfeſſionellen Zerjegung war 
die Trennung von Staat und Kirche das einzig Mögliche. Während daher das 
Kirchſpiel der Südſtaaten das engliiche Kirchipiel ohne deſſen weltliche Funktionen 
war, iſt das Townſhip Neuenglands und der übrigen nördlichen Stuaten das 
engliihe Kirchſpiel ohne deſſen kirchliche Bedeutung. 

Jedes Townſhip iſt im Beſitze von Korporationsrechten und bildet einen 
Kommunalverband. Gleichzeitig ſind daran aber auch die wichtigſten Funktionen 
der allgemeinen Landesverwaltung geknüpft. Die Gleichheit von Beſitz und 
Stellung in den kolonialen Zeiten läßt keine geſellſchaftlichen Gegenſätze auf: 
kommen, die einer Ausgleichung und Leitung ſeitens des Staates bedurft hätten. 
Die in ſich einige Geſellſchaft konnte vielmehr mit voller ungeſchwächter Kraft 
Ihren Einfluß auf Staat und Gemeinde geltend machen, ſich einfach im den 
Beſitz der Regierungsgewalt ſetzen. Die geſellſchaftliche Gleichheit führte zur 
Souveränität der Geſellſchaft, zur reinen Demokratie. Nicht die Pflichten gegen 
den Staat wie in England und den Südſtaaten, ſondern die Rechte des Indivi— 
duums am Staate bilden das Charakteriſtiſche in dem öffentlichen Leben des Nordens. 

Der Schwerpuntt der Verwaltung ruht meift in dem Town-meeting, 
welches alljährlih einmal zujammentritt. In ihm find in der Regel ſtimm— 
berechtigt alle männlichen Bürger der Vereinigten Staaten im Alter von mindejtens 
21 Jahren, die wenigftens jeit einem Jahre in dem Staate, jeit neunzig Tagen 
in der Grafichaft und jeit dreißig Tagen in dem Townſhip ihren Wohnfit haben. 
Diefes Town-meeting, welches ſich jelbit den Vorſitzenden, Moderator, wählt, 
bildet die Quelle und den Mittelpunkt der Gemeindeverwaltung. Es beitimmt 
über Erwerb, Gebraud; und Verkauf des Gemeindeeigentums, leitet die Beamten 
in der Ausübung ihrer Pflichten, jchreibt Steuern aus für Wege, Brüden und 
andere Gemeindezwede, ordnet die Verfolgung von Prozelfen namens der Ge: 
meinde an, erläßt Verordnungen über die Feld-, Forſt- und Mlarktpolizei und 
wählt Jämtliche Gemeindebeamte. Außer der jährlichen Hauptverfammlung 
fommen im alle des Bedürfniſſes aud noch bejondere Verfammlungen vor. 
In einigen nördlichen Staaten, 3. B. Penniylvanien, beitehen derartige Town- 
meetings, welche unmittelbar über die Gemeindeangelegenheiten beichließen, nicht, 
vielmehr beteiligen jich hier die Bürger nur durch die Wahl der Beamten an 
der Gemeindeverwaltung. 

Die Beamten des Townſhips find ein Supervijor, welcher gleichzeitig von 
Amtswegen Armenaufjeher ift, ein Clerk, ein Aſſeſſor und ein Collector, welche 
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jährlid gewählt werben; drei Commissioners of highways, auf drei Jahre 
gewählt derart, daß jedes Jahr einer jein Amt niederlegt, und endlich zwei 
‚sriedensrichter und zwei Conftables, welde ihr Amt vier Tage lang bekleiden. 
Wo ein Town-meeting nicht beiteht, tritt an die Stelle des einzelnen Super: 
viſors zum Zwecke der befferen Kontrolle ein follegialiicdyes Board of Supervisors. 
R Der Supervifor ift aleichzeitig Beamter der Gemeinde und der Grafichait. 

Als Gemeindebeamter empfängt er alle Einkünfte und madt alle Zahlungen 
namens der Gemeinde, ausgenommen in Wege: und Schulſachen. Sein Finanz 
bericht wird durd) den Glerf dem Town-meeting vorgelegt. Der Clerk hat 
außerdem alle Protokolle, Bücher und Papiere der Gemeinde in Verwahrung. 
Als Rechnungshof fungiert ein Board of Town Auditors, bejtehend aus dem 
Supervilor, dem Clerk und den TFriedensrichtern, welches jämtlihe Rechnungen 
der Gemeinde einer Prüfung unterzieht. Der Superpifor, der Aſſeſſor und der 
Clerk bilden ferner ein Gejundheitsamt, welches die Gejundheitspolizei auszuüben 
hat. Die Rechtſprechung der Friedensrichter des Townſhip erſtreckt ſich über 
unbedeutendere Straffälle und kleinere Zivilprozeſſe, in Illinois 3. B. bis zu 
200 Dollars Wert. Mit dem Friedensrichteramte verbunden ift nad) altenglifcher 
Sitte, weldye eine Trennung von Juſtiz und Verwaltung in unjerem Sinne be: 
kanntlich nicht zuläßt, das laufende Polizeidezernat, während ala Erefutivbeamte 
den Friedensrichtern die Conſtables untergeordnet find. 

Da das Townſhip die wichtigiten Verwaltungsangelegenheiten bereits an 
ſich geriffen hat, jo bleibt für die Grafichaft und deren Organe eigentlich nichts 
anderes übrig als eine fontrollierende Stellung. Den Mittelpunkt der Graf: 
ichaftsverwaltung bildet da8 County Board, in New-York, Michigan, Illinois 
und den meilten anderen Staaten des Nordens und Nordweſtens beftehend aus 
den Supervifors der einzelnen zur Grafichaft gehörigen Tomnihips. Verſchiedentlich, 
namentlid) da, wo es in den Townſhips feine einzelnen Supervilors, jondern 
follegialiiche Boards of Supervisors gibt, ift das Townſhip nicht beim County 
Board durch jeinen Supervilor vertreten, jondern die Mitglieder des County 
Board werben direft durch die Grafichaftseingejeflenen gewählt. 

Das County Board verwaltet alles Grafichaftseigentum, errichtet ein Ge: 
richtögebäude, Gefängnis und die jonft erforderlichen Gebäude, erhebt die Graf: 
ichaftöfteuern, nimmt alle Rechnungen ab und führt die Aufficht über die Wege: 
verwaltung und Armenpflege der einzelnen Townſhips. Alle Berhandlungen des 
County Board werden protofolliert durch den County Clerk. Außerdem hat 
jede Grafichait als bejondere Beamte einen Treasurer, Sheriff, Coroner und 
einen Surveyor, deren Funktionen die allgemein hergebradhten find. 

Jede Graſſchaft wählt ferner einen Richter zur Rechtſprechung in allen 
denjenigen Sachen, in denen auch die Friedensrichter der Townſhips zuſtändig 
ſind, und in kleineren Zivilprozeſſen bis zu 100 Dollars Wert. Die wichtigeren 
Rechtsſtreitigkeiten ſind dagegen den für das ganze Staatsgebiet beſtehenden 
oberſten Gerichtshöfen vorbehalten. 

Abweichend von den engliſchen Einrichtungen beziehen ſowohl die Gemeinde— 
wie die Grafſchaftsbeamten teils feſtes Gehalt, teils Diäten. Es iſt dies einer— 
ſeits eine Folge davon, daß die Verwaltung nicht wie in England und den 
Südftaaten auf den Großgrundbefiß, jondern auf die Mittelftände baftert ıft, 
die zur Tragung der mit der Uebernahme der Verwaltungsämter verknüpften 
Kojten außer Stande find, andererjeits macht ſich hier das Streben der zahl: 
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reichen Parteichef3 und ihrer Anhänger geltend, ihre Stellung auch materiell 
zu verwerten. 

Innerhalb dieſes DVerwaltungsorganismus von Townſhip und Grafichaft 
beftehen nur noch in den meilten nördlichen Staaten Dörfer, villages, und 
Städte, eities. Eine Bevölkerung von mindeftens 300 Seelen, welche ein Gebiet 
von nicht mehr als zwei Quadratmeilen bewohnen, kann dur ihren Beſchluß 
Korporationsrechte verlangen als ein „village”. Es werden in diefem Falle 
ichs Bevollmächtigte, village Trustees, gewählt, welche einen unter fich zum 
Präfidenten mit den Befugniſſen eines Mayor ernennen. Die Bevollmächtigten 
beftellen nach ihrem Gutdünfen einen Clerk oder Dorfichreiber, einen Straßen: 
kommiſſar, einen Schagmeijter, einen Dorfkonſtabler und andere Beamte. Das 
Volt fann einen „police magistrate“ erwählen, deſſen Jurisdiktion der eines 
Friedensrichters entjpricht. 

Umjaßt ein Gebiet nicht mehr als vier Quadratmeilen mit wenigſtens 
1000 Einwohnern, jo fann es Korporationsrechte als Stadt verlangen. Seine 
Regierung befteht dann aus einem Mayor und Aldermen, welche ein City 
Couneil ernennen. Städte, deren Einwohnerzahl 3000 nicht überfteigt, werden 
in drei Wards eingeteilt, deren jedes zwei Aldermen erwählt. Die Zahl der 
Wards und Aldermen fteigt im Verhältnis zur Bevölkerung. Mayor und 
Adermen werden auf zwei Jahre gewählt. Der Mayor hat ein Veto gegen 
die Beichlüffe des Council, diefes Veto kann aber durch deffen Zmeibrittel- 
mehrheit bejeitigt werden. Der Geichäftsfreis der ftädtiichen Behörden erftredt 
ſich über die ftädtiiche Finanzverwaltung, Straßen, Gas: und Wafleranftalten, 
Parks, Märkte, öffentliche Vergnügungen, Spirituojenhandel, Polizei, Gefäng: 
niffe, Arbeitshäufer u. a. m. Den ftädtifhen Behörden fteht ferner ein Polizei: 
verordnungsrecht in gewilfem Umfange zu. 

Die Dörfer und Städte bleiben Beftandteile de8 Townſhip und nehmen 
an allen Rechten und Pflichten der Werwaltung Teil. Der Grund für die 
Bildung diefer Verbände, die feineswegs eine allgemeine Einrichtung find, ift 
eben nur, für gewiſſe fommunale Bebürfniffe, beſonders Straßen, Erleuchtungs— 
und Waileranftalten, in denen einzelne Zeile des Townſhip fein Intereſſe 
haben, bejondere Genofjenihaften zu bilden. Für die allgemeine Landesver- 
waltung dagegen find die Dorf: und Stadtverbände faft vollftandig bedeutungslos. 


$ 3. Derbindungen der beiden Verwaltungsipfteme. 


Die Grenze zwilchen den beiden Verwaltungsſyſtemen der Union, die dem 
altengliichen Selfgovernment entiprojjen find, dem Graficaftsiyftem und dem 
Townſhipſyſtem, entipricht im allgemeinen der zwiſchen den ehemaligen Sklaven: 
faaten und den freien Staaten. Ausnahmen kommen nur vereinzelt vor. In 
Illinois 3. B., welches vor der Revolution einen Teil Virginiens bildete, herrichte 
deshalb das Grafſchaftsſyſtem. Durch das Verbot der Sklaverei in den nord— 
weitlichen Territorien und die Einwanderung aus den nördlichen Staaten voll: 
30g ſich jedoch eine Ummälzung der Grundbefitwerhältniffe, infolge deren das 
Grafihaftsiyftem nicht mehr haltbar war. Seit 1847 wurde daher den ein: 
zelnen Grafichaiten geftattet, dad Townſhipſyſtem anzunehmen. Von dieſer Er: 
laubnis machten auch die nördlichen Grafichaften, in denen durch die Einwanderung 
aus dem Norden eine ſtarke Zerjplitterung des Grundbefites ftattgefunden hatte, 
Gebrauch, während die ſüdlichen Grafichaften ihre bisherige Verwaltung beibe— 
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hielten. Gegenwärtig haben ein Fünftel der 102 Grafichaften von Illinois noch 
das alte Grafſchaftsſyſtem, vier Fünftel dagegen die Townſhips. 


Zu Kompromiffen anderer Art, die nicht auf einer geographiichen Scheidung 
beruhen, kann es in Ohio und Indiana, vor der Revolution ebenfalls Zeilen 
Virginiens, und in Penniylvanien, welches bis zur Koloniſation durch William 
Benn einen Zeil Marylands bildete. Es wurde, hier zwar ebenfalls das Town— 
ſhipſyſtem angenommen, aber mit bedeutenden Anderungen, vermöge deren ein 
gewiſſes Gleichgewicht zwiſchen Townſhip und Grafichaft hergeitellt, und in feinen 
der beiden Bezirfe der Schwerpunkt der Verwaltung gelegt wurde. 


Ein ähnlicher Kompromiß vollzieht ſich jeit dem Bürgerfriege in den Süd- 
itaaten. Die Abſchaffung der Sklaverei hat der bisherigen ertenfiven Boden: 
bewirtihaftung ein Ende gemacht, ſtatt der großen ‘Plantagen entjtehen fleine 
armen. Mit der Sklaverei hat auch die Einjeitigkeit der Produktion aufgehört, 
ihon gleidy nad) dem Bürgerfriege jtrömten Handel: und Gewerbetreibende des 
Nordens nad) dem Süden, um ſich bier anzufiedeln. Auch jüdliche Pflanzer, die 
ſich abgewirtichaitet haben, greifen wohl, jeit e8 nicht mehr als Schande gilt, 
„to labour like a nigger“, zum Gewerbebetriebe, ftatt, wie früher nad) 
dem Weften zu wandern. E3 vollzieht jih damit im Süden eine ähnliche 
Miſchung der Gejellihait wie im Norden. Der Großgrundbefiger wird durch 
den Kleingrundbefiger, den Handel- und Gewerbetreibenden verdrängt. Diele 
neue Gejellichaft, welche ficd) nad) dem Bürgerfriege gebildet, kann das alte Graf: 
ſchaftsſyſtem, welches einen jtarfen Großgrundbefig zur VBorausjegung hat, nicht 
mehr ertragen. Seit Jahren macht ſich daher bejonders in den nördlichen Süd: 
itaaten, Maryland und Virginien, wo die neue Gejellihaftsbildung am meitelten 
vorgefhritten ift, das Beitreben geltend, die Townihips nad) dem Süden zu ver: 
pflanzen. In Maryland 3. B. wurde die Einführung 1864 von der Staats 
legislatur beichlofjen, der etwas verfrühte Verſuch aber 1867 wieder aufgegeben. 
Jene Beitrebungen haben aljo zu einem Abichluffe noch nicht geführt, werden 
aber unzweifelhaft in fürzerer oder längerer Zeit ihr Biel erreichen. 


Der Rip, der jeit Alters den Norden und Süden der Union getrennt, wird 
dann infolge der gleihmäßigen Miichung der Gelellichaft verihwinden. Aber 
es ift damit auch der reinfte Ausdruck des engliſchen Selfgovernment in Amerika, 
das Grafihaftsiyften, dem Untergange geweiht. Die Grafihaften werden den 
Townſhips Pla machen müſſen, in deren Verwaltung die gejellicaftlichen Be: 
ſtrebungen fid unmittelbar Geltung verihaffen und Einfluß auf den Staat ge 
winnen können. Der Wert der Selbtverwaltung ift damit bejeitigt, das öffent: 
liche Leben bildet den Tummelplaß der Parteifämpfe, in der Verwaltung fönnen 
die gewaltigen gejellichaftlichen Gegenſätze, welche die Großinduftrie auch in Amerika 
geschaffen, ungehindert auf einander ftoßen. Dem demofratiihen Verwaltungs: 
ſyſteme Nordamerikas, welches die gejellichaftliche Gleichheit, wenigftens das Nicht: 
vorhandenjein großer gejellichaftlicher Gegenjäße zur Vorausſetzung hat, ift damit 
der Boden unter den Füßen entzogen. Erſt die Zukunft wird lehren, ob bie 
amerikanischen Staatsmänner im ftande find, die Verwaltung den veränderten 
geſellſchaftlichen Verhältniſſen entſprechend umzugeſtalten, oder ob auch Amerika 
wie England in der normanniſchen Zeit, der Kontinent Europas im 17. und 
13. Jahrhundert den Durchgang durch die abjolute Monarchie als Netterin von 
Staat und Gefellichaft erfahren muß. 


auf rechtsvergleichender - Grundlage. 38) 


$ 4. Die Sentralverwaltung.!) 


Die Zentralverwaltung verteilt ſich bei der bundesftaatlicen Organilation 
naturgemäß zwiichen dem Einzelſtaate und dem Bundesftaate. 

Das verfaffungsmäßige Organ der Erefutive bildet in den Einzelitaaten 
der periodiich vom Wolfe gewählte Gouverneur. Diejer ift daher aud) das ver: 
faffungsmäßige Haupt der Verwaltung. Doch beruht die Organifation der Ver: 
waltungsbehörden auf Gejeß, und aud die Ernennung der Beamten der Zentral: 
verwaltung geht nur zum Zeil von dem Governor aus. 

Zunächſt fehlt in dem Einzeljtaate eine Zulammenfaffung der Chefs der 
Zentralbehörden in einem Kabinette mit politischer Verantwortlichkeit. Die Zahl 
der oberen Beamten, die unmittelbar unter dem Governor ftehen, iſt feine be- 
ſonders erhebliche. Es kommen unter ihnen namentlid) in Betracht der Staats: 
jefretär als Chef des Bureaus des Governors und Siegelbewahrer, der Auditor, 
Treasurer, Comptroller General, Solicitor General und Surveyor General. 
Diele Beamten werden nad) den Beitimmungen der einzelnen Verfaſſungsurkunden 
entweder vom Volke oder von der Legislatur des Staates auf einige Jahre ge 
wählt oder vom Governor ernannt. Für die innere Verwaltung kommt bejonders 
der Staatsjefretär in Betracht. Da jedoch die Lofalverwaltung durchweg von 
der Erefutive unabhängig ift, und ihre Organe vom Volke gewählt werden, da 
ferner der Staat ſelbſt jeine Thätigkeit auf das Außerſte beichräntt, jo ift der 
Umfang der Thätigfeit der Zentralverwaltung ein jehr geringer und mit der 
Minifterialverwaltung eines europäiichen Staates in feiner Weiſe zu vergleichen. 

Dem Bundesitaate fehlt ebenfalls ein Stabinett im europätichen Sinne, 
wenn auch die Gejamtheit der Chefs der oberiten Verwaltungsbehörden als 
Kabinett bezeichnet wird. Die Chefs der oberiten Verwaltungsämter, welche 
den Titel Sefretäre führen, werden vom Präfidenten für feine Amtsperiode mit 
Zuftimmung des Senates ernannt. Dod kann der Präfident die ernannten 
Sefretäre während jeiner Amtsperiode einfeitig entlaſſen. Die Sefretäre haben 
einzeln wie in ihrer Gelamtheit den Präfidenten zu beraten. Doc) bleibt diejer 
allein verantwortlicher Chef der Adminifiration. Insbeſondere eriftiert Feine 
politiihe DVerantwortlichfeit des jog. Kabinetts gegenüber dem Kongreſſe, jo daß 
grundjäglic; die Exekutive den geießgebenden Organen vollitändig unabhängig 
gegenüberjteht. 

Urſprünglich beitanden vier Departements, das des Staates (Nuswärtiges), 
des Echakamtes, des Krieges und der Juſtiz (Altorney General). Dazu kamen 
1794 das Poftdepartement (Postmaster General), 1798 das der Flotte umd 
1849 das des Innern. An der Spike des 1862 geichaffenen Agrikultur— 
departements ftcht bloß ein Commissioner, der nicht Mitglied des Kabinetts 
üt. Dasjelbe gilt von dem 1867 geſchaffenen Erziehungsamte (Office of 
educalion). 

Das Departement des Innern umfaßt den Genfus, öffentliche Ländereien, 
Indianer:Angelegenheiten, das Patentweien, das Erziehungsbüreau, die geologiſche 
Yandesaufnahme, Penfionen, Aufbewahrung und Verteilung der Regierungs: 
publifationen. Eine unmittelbare VBerwaltungsthätigfeit und eine Eimwirkung 
auf die örtlichen Verwaltungen fteht auch dem Departement des Innern im 
allgemeinen nicht zu. 


') DL. v. Holft, a. a. O. S. 50 ff., 154 ff. 
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Gothaer Bertrag und Bürgerliches Geſetzbuch. 


Bon Dr. Karl Neumeyer, Privatdozent an der Univerfität München. 





1.') Der Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 „wegen Uebernahme von 
Ausgewieſenen“ ift (von Eljaß-Lothringen einftweilen abgejehen) für alle deutichen 
Bundesftaaten verbindlih. Er gilt für Holitein-Lauenburg ſeit ihrer Einver: 
leibung in Preußen, im übrigen für die jämtlichen Staaten des heutigen Reiches 
als DVertragsteile. Und er wurde, was nicht immer beachtet wird, 1855 aud 
von Luremburg unterzeichnet.”) In Elſaß-Lothringen ift der Vertrag durd $ 7 
des Freizügigkeitsgeſetzes in Geltung gejegt worden, damit aber auch nur in den 
Schranken, die durd den Inhalt dieſes Gejeges im allgemeinen und feines $ 7 
im bejondern gezogen werden, aljo nur im Verhältnis zu den deutjchen Bundes: 
Staaten, nicht auc) gegenüber Quremburg; nur in Bezug auf Deutiche, nicht aud 
für andere Perfonen; und nur bei armenpolizeilihen Ausweiſungen, nicht auch 
bei Ausweilungen aus jonftigen Gründen. Doch erftredt ihn die Praris dort 
auch auf die Uebernahme von Ausländern, inbejondere von SHeimatlofen, die 
früher eine deutiche Staatsangehörigfeit beſeſſen haben,) und durd) das gleich) 
zu erwähnende Abkommen von 1894 ift der Vertrag aucd bei Ausweilungen 
aus ficherheitspolizeilichen Gründen für anwendbar erklärt worden. 

Nach feinem Inhalt begründet der Gothaer Vertrag eine Uebernahmepflicht 
binfichtlic; der eigenen Unterthanen und derjenigen heimatloſen Perſonen, die 
früher diefem Staat angehört haben ($ 1); eine jubfidiäre Lebernahmepflicht 
wird aber auch durch fünfjährigen Aufenthalt, durch den erjten Ehemohnfik, 
eventuell dur; Geburt im Lande bewirkt ($ 2); und durch Tyamilienzugehörig: 
feit (88 3—6) fann der Kreis der zu übernehmenden Perſonen erweitert und 
beijchränft werden. Sind die Vorausſetzungen des Vertrages gegeben, jo iſt ein 
Staat zur Aufnahıne verpflichtet, ohne Unterjchied, warum die Ausweiſung der 
aufzunehmenden Berfonen erfolgt ift. 

Die Reichsgründung hat nun diefem Stand der Dinge jehr erhebliche Ver: 
ſchiebungen gebracht, vor allem das Gejeß über die yreizügigkeit, das eine 
Ausweiſung deuticher Staatsangehöriger lediglich aus Gründen der Sicherheits: 
polizei und der Armenpolizei geftattet. Und wenn eine Ausweifung in anderen 
als den genannten Fällen nicht erfolgen fafın, jo ift aud) die Uebernahmepflicht 
injomweit gegenjtandslos geworden. 

a) Ausweilungen deuticher Staatsangehöriger aus Gründen der Sicherheit 
find an die Vorausſetzungen des $ 3 Fr.®. geknüpft. Gelangt eine derart aus— 
gewiefene Perſon in einen anderen Bundesftaat, jo hält fie fi) dort zunächſt 
nicht auf Grund einer Uebernahmepflicht diejes Staates, ſondern fraft eigenen 
Nechts auf, in Ausübung der reichsrechtlich gewährleifteten Freizügigkeit. Aber 
derjelbe Rechtsgrund, der die ficherheitspolizeiliche Ausweilung aus dem einen 


) Vgl. zum folgenden vornehmlich Seydel, Annalen 1890 ©. 178 ff. 
2) Preußiſche Geſetzſammlung 1855 ©. 36; bayriiches Negierungsblatt 1855 ©. 1. 
) Leoni und Mandel, Das öffentliche Hecht von Elſaß-Lothringen Bd. II 1895 ©. 179. 
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Staat veranlaßt hat, berechtigt auch) jeden andern Bundesjtaat zur Ausweilung, 
von beftrittenen Ausnahmen abgeiehen, die für den Staat zu machen find, in 
den der Sicherheitsgefährliche beftrait worden it, in dem er die Staats— 
angehörigkeit oder den Unterſtützungswohnſitz befist. Und das hat 1894 zu 
einem Uebereinkommen der deutjchen Bundesftaaten geführt '), wonach ſich der 
Bundesitaat, in dem der Ausgewiejene die Staatsangehörigkeit befitt, und der: 
jenige, in dem er den Unterftüßungsmwohniig hat, zu jeiner Duldung verpflichten. 
63 wurde damit neuerlich eine Webernahmepfliht von Staat —F Staat ge— 
ſchaffen. Und hatte die Praxis ſchon bisher Alusweiſungen nad) 83 die Geſtalt 
einer Uebergabe an einen aufnehmenden Staat gegeben?), jo Tertinent nun 
Ziff. 4 des Abkommens übereinstimmend: „Bei Ausweilungen auf Grund des 
33 Abi. II Fr.G. find bezüglich des Verfahrens die Beitimmungen des Gothaer 
Vertrags (SI 8—12).. . zur Anwendung zu bringen.“ Someit das eine Be: 
Ihräntung des Ausgewiefenen in feiner perjönlichen Freiheit bedeutet, iſt die 
Geltung der Abrede zweifelhaft. In jedem Fall aber handelt e8 ſich dabei, wie 
ihon die Anführung der 88 8—12 zeigt, nur um eine Serübernahme des 
modus procedendi aus dem Gothaer Vertrag, nicht auch um eine Anwendung 
feiner materiellen Beitimmungen. Die Frage, welder Staat übernahmepflichtig 
it, enticheidet nicht der Gothaer Vertrag, Tondern eben das Abkommen von 
1894. Auf Tyamilienangehörige aber, bei denen die Vorausjegungen des $ 3 
nicht perfönlich gegeben find, kann ſich Ichon die Ausweiſung nicht eritreden, 
und wenn fie den Aufenthalt des Uebernommenen teilen, jo thun fie das im 
Ausübung ihres Freizügigkeitsvechtes. 

b) Eine Ausweilung aus armenpolizeilihen Rückſichten kennt das Frei— 
zügigkeitsgeſetz zunächſt nur im Hinblid auf die Gemeinde. Da dem Hilfs: 
bedürftigen die Ausweilung aber aud) in jeder andern Gemeinde droht, die 
nicht nach ihrer Armengefeßgebung zu jeiner Aufnahme verpflichtet iit, der Aus— 
zuweifende aber der Fürſorge bedarf, jo erklärt $ 7 des Gefeßes, wenn ſich eine 
jolhe Gemeinde im jelben Bundesftaat nicht befindet, die Uebernahme als eine 
Pliht von Staat zu Staat, und es wird damit rücwirfend die Ortöverweilung 
in jolhem Fall zur Landesverweilung erweitert. Wer aus dem einen Staat 
- nicht ausgewieſen werden fann, der braucht im andern Staat nicht aufgenommen 
zu werden, und inſofern iſt für die armenpolizeiliche Uebernahme Deuticher 
heute allerdings das Fyreizügigfeitsgejeg maßgebend. Aber es folgt daraus nod) 
nicht, dab alle die, die nach SS # 5 Fr. G. der Ausweiſung unterliegen, von 
einem andern Bundesftaat nım auch aufgenommen werden müſſen — e8 fan 
ſich insbeſondere ergeben, daß eine andere zur Aufnahme de3 Ausgewieſenen 
arınenrechtlich verpflichtete Gemeinde im Reich gar nicht vorhanden iſt — und 
8 beitimmt darum $ 7 des Gejeßes, daß ſich „das Verfahren“ in ſolchem Fall 
nad) dem Gothaer Bertrag richten jolle, und nicht blos formell für die Ab: 
widelung des Uebernahmeverfehres, jondern auch materiell für jeine Voraus: 
jegungen, und wie für die übrigen Vorausjegungen einer Uebernahme, jo auch 
für die Frage, wie weit ſich die Uebernahmepflicht auf die — des 


Preuß. Miniſterialblatt für die ar Berwaltung 1894 ©. 147; bayr. Amtsblatt 
des Miniiteriums des Innern 1894 ©. 

Bgl. darüber Neger, — Bd.2 S. 221; Küchler, Berfajlungs- und 
Verwaltungsrecht des Großh. Heſſen 3. Aufl. 1804 3 2S. "de: aber auch Neger, Kleinere 
Reichsverwaltungsgejepe 2. Aufl. 1897 ©. 9; Küchler jelbit und Zeller, Verfaſſung und 
Verwaltung im Großh. Heſſen 1885 Bd. 1 5.52 nehmen bei Ausweilungen nah $ 3 
fogar die materielle Weitergeltung des Gothaer Vertrags an. 
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Auszumeiienden erftredt'). Das Reichögefek über den Unterftigungsmohnfig 
freilich hat in feinem $ 1 die Anmwendbarfeit des Gothaer Vertrags innerhalb 
ſeines Geltungsbereiches aufgehoben, und jo ift eine armenpolizeiliche Uebernahme 
Deuticher auf Grund des Vertrages heute nur mehr im Verhältnis der Staaten 
des Unterftügungsmohnfißgejeßes zu Bayern und zu Eljaß:Lothringen in Geltung 
geblieben, für Eljaß:Lothringen überdies noch eingeſchränkt durd eine Reihe von 
Uebereinfommen, die das Reichsland feit 1896 mit Baden, Württemberg, Heflen, 
Preußen und Oldenburg geichloffen hat, und in denen auf Ausweiſung in ge: 
willen Fällen verzichtet wird?). 

ce) Die Schranten des Freizügigfeitögejeges gelten nur für Deutjche. Für 
die Uebernahme von Ausländern und vornehmlich für diejenige von heimatlofen 
Perſonen, die früher eine deutiche Staatsangehörigkeit beiefien haben, ift der 
Vertrag unter den deutichen Bundesstaaten in voller Wirkſamkeit verblieben, 
gleichviel warum deren Ausweiſung erfolgt ift. Und vollwirkſam iſt der Vertrag 
auch noch im Verhältnis der deutichen Staaten zu Luremburg, als Gegenftüd 
zu den Uebernahmeverträgen, die Deutjichland mit einer Anzahl anderer euro: 
päiſcher Staaten geichloflen hat. 


II. Die jüngite Veränderung hat der Gothaer Vertrag durch die Einführung 
des Bürgerlichen Geleßbuches erfahren. Der Anhalt des Bertrags und der des 
Geſetzbuches gehören freilich völlig verjchiedenen Gebieten an. Aber an einer 
Stelle jchneiden ſich die beiden Kreiſe, nämlich injoweit der Gothaer Vertrag 
die Uebernahmepflicht durch die Familienzugehörigfeit begründet oder ausſchließt. 

Der Vertrag kennt einen doppelten Grund zur Uebernahme: Die Ber: 
wirflihung der Vorausjegungen einer Uebernahme in der Perſon des zu Ueber: 


) Wenn $ 7 in Uebernahmefällen für das „Verfahren“ auf den Gothaer Vertrag 
verweijt, jo joll das (vgl. die Motive) offenbar auch eine „Enticheidung“ nad) dieier 
Rechtsquelle, wie der parallele Ausdrud in $ 6 lautet, mitumfailen. Und daß die Re: 
gierungen bei Einführung des Fr.®. in Süddeutſchland an die Fortdauer des Vertrags 
als eines Ganzen gedacht haben, zeigt neben 3. III des Schlukprotofolle® zum Bertrag 
vom 23. November 1870 insbejondere das Geſeß betr. Einführung des R.G. über die 
Freizügigkeit in Eljah-Lothringen (Bejegblatt für E.-L. 1873 ©. 1 ff.), das in Art. 1 be: 
züglich der nah $ 7 „mahgebenden Beitimmungen“ auf die Anlage verweiit und bier 
den Gothaer Vertrag in feinem vollen Wortlaut folgen läßt. Bol. auch Blätter für 
adminijtrative Praxis Bd. 24 ©. 407, Bd. 31 ©. 283, Entiheidungen des Bundesamts 
für Heimatwejen Bd. 28 ©. 158, und aus der zahlreichen Litteratur bejonders Leoni und 
Mandel a.a.D. Bd.2 ©. 178. Gegen die materielle Weitergeltung des Vertrags haben 
jih für den bezeichneten Fall ausgeiprohen Seydel, Annalen 1890 ©. 182, 184, 188, 
190 f. und darnach bayr. Staatäredt 2. Aufl. 1895 Bd. 3 ©. 32, 33, 36; Dames, Frei— 
zügigfeit und Aufenthalt 1893 S. 109, 111, 113; Cahn, Geſetz über die Staatsangehörig— 
feit 2. Aufl. 1895 ©. 15; Neger a. a. O. ©. 14 und 72; Grill, Geſetz über die Staats— 
angehörigfeit 2. Aufl. 1901 ©. 154. Und Seydel und Dames haben dies ausdrücklich 
auch auf die für das folgende interejlierenden Bejtimmungen des Vertrags über Familien— 
zugehörigfeit erjtredt, da ji der Umfang, in dem die ‚samilienglieder von einer Aus— 
weilung (NB.!) ergriffen werden, aus dem Fr.G. ergebe. Gegen den Berjuh Müniter- 
berg3 in Schmollers Jahrbuch 1887 2.360 Anm. 1, die Familienfolge in Uebernahme— 
fällen nad den Grundjägen über Familiengemeinſchaft zu bemejien, die das Bundesamt 
jür Heimatweien aufgrund des Gejeges über den Unterſtützungswohnſitz aufgeſtellt bat, 
vgl. Schon Tourbie, Arhiv für öffentlihes Neht Bd. 3 ©. 412 Anm. 1 und Seydel 
Annalen 1890 S. 191. 

) Fleiihmann und Ruland, Die wecjelieitige Unterjtüßung von Neihsangebörigen, 
in den einzelnen Bundesjtaaten 1898 S. 88 f.: Krech, Gejep über den Uuterjtügungs: 
wohnjig, 5. Aufl. 1901 S. 17. Der Familiengemeinichaft wird in diejen Hebereinfünften 
nad den Grundjägen Nehmung getragen, die das Bundesamt für das Gebiet des Unter: 
ſtützungswohnſitzes feitgeitellt hat. 
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nehmenden; und Yyamilienverbindung mit einer aufzunchmenden Perfon, aud) 
wenn die Borausjegungen einer Mebernahme bei den einzelnen yamilienmitgliedern 
nicht gegeben find. Diele abgeleitete Uebernahmefähigkeit wird begründet durch 
Cheihliegung und Abſtammung, für Ehefrauen durch den Status des Mannes, 
für eheliche Kinder durch denjenigen des Waters, für uneheliche durch jenen der 
Mutter. Ehefrauen teilen den Status des Mannes durchaus, und fie behalten 
ihn bei Auflöfung der Ehe, jo lange nicht in ihrer Perſon ein jelbititändiger 
Uebernahmegrund wirkſam wird ($ 3). Ebenſo folgen auch eheliche Kinder und 
jolhe, die ihnen gleich Stehen, dem Status der Uebernahmefähigfeit, wie ihn der 
Vater befit, jofern ihre Uebernahme vor vollendetem 21. Jahre begehrt wird 
(5 4. Füur umeheliche Kinder dagegen joll lediglich die Staatsangehörigkeit der 
Mutter zur Zeit der Geburt eine Hebernahmepflicht begründen, im übrigen aber 
der eigene Status des Kindes maßgebend jein ($ 5). Und wo eine Uebernahme 
von Frauen und Kindern nicht durd) die Verhältnifie des Ehemanns oder Vaters 
(bezw. der Mutter) begründet wird, kann fie immer noch auf grund der eigenen 
Rechtslage diejer Perjonen in Frage fommen. Aber wenn in den Fällen der $$ 3—5 
die Familienzugehörigkeit als Veranlaffung zur Uebernahme von Bedeutung wird, 
jo fann fie hier umgefehrt ala Schranke von Belang fein. Denn Ehefrauen 
und Kinder unter 16 Jahren, gleichviel ob ehelicher oder unehelicher Geburt, 
dürfen durch eine Uebernahme nicht von ihren Ehemännern und Eltern getrennt 
werden ($ 6). 

Eheihließung und Ehetrennung, die eheliche Geburt und die ihr gleich: 
wertigen Akte find nun aber Rechtöbegriffe, Begriffe, deren Inhalt dem jeweils 
geltenden Zivilrecht zu entnehmen ift. Die nächſte Wirkung, die das Bürgerliche 
Gejegbuc auf den Vertrag übte, ift die, daß die Werichiedenheit der deutichen 
Partifularrehte in dieſen Materien ein Ende genommen hat, und es gelten 
nunmehr einheitlid für die Eingehung der Ehe die 883 1303—1347, für ihre 
Löſung 88 13—19, 1348—1352, 1564—1587, und es wird wohl auch die 
Aufhebung der ehelichen Gemeinichaft als eine Scheidung im Sinne des Vertrags 
zu erachten ſein, jo daß eine nad Aufhebung der Gemeinschaft erfolgte Ver: 
änderung im Status des Mannes auf die Frau feinen Einfluß übt.) Für die 
eheliche Abftammung find zunächſt die SS 1591—1600 einichlägig. Aber nicht 
alle Kinder, die im Sinne diefer Paragraphen nicht eheliche Find, jollen darum 
als unehelich behandelt oder von der Uebernahme völlig ausgeſchloſſen jein. Die 
durch nachfolgende Ehe Iegitimierten Kinder (B.G. B. 88 1719—1722) ftelft 
34 des Vertrages den ehelichen ausdrüdlich gleich, und daß auch dieie Auf: 
zählung nicht limitativ fein jollte, zeigen die Protokolle der Konferenz”), nad) 
denen eine Erwähnung der durch Rejfript (egitimierten oder adoptierten Kinder 
im Vertrag nur deshalb unterblieben it, weil es der in den einzelnen Staaten 
geltenden Gejeßgebung überlaflen jein jollte, zu enticheiden, ob jolche ehelichen 
Kindern gleichzuftellen jeren. Das Bürgerliche Geſetzbuch aber gibt den Kindern 
aus einer Putativehe (SS 1699— 1704), den burd) Reſkript Tegitimierten 
(58 1723 —1740) und den adoptierten Kindern (SS 1741— 1772) die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes. 

1. Alle dieje neuen Beftimmungen gelten, wenn deutiches Recht auf den 


” Bl. dazu Sartorius, Der Einfluß des Familienſtandes auf die Staatsangehörig: 
feit 1899 ©. 30 ff. 

N A. Müller, Die Uebereintunft deuticher Bundesjtaaten vom 15. Juli 1851. Stutt: 
gart 1861. ©. 39. 
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Beitand der fraglichen Familienbeziehung zur Anwendung kommt. Doch das 
Bürgerliche Geſetzbuch ıjt weit davon entjernt, das einzige Zivilrecht zu jein, 
das bei der Handhabung des Gothaer Vertrages Anwendung findet. Denn ift 
der Vertrag gerade aud für die Uebernahme von Ausländern in Geltung ge: 
blieben, jo wird es häufig ausländiiches Zivilrecht fein, das bei der Beltimmung 
der ebernahmepflicht maßgebend ift, und eben hier, in der Trage, weldyes Recht 
bei der Beurteilung des Familienbandes den Ausichlag geben joll, iſt es, wo 
der Einfluß der neuen Kodififation auf den Vertrag jeinen Schwerpunft hat. 
Denn das Einführungsgejeg zum Bürgerlichen Gejeßbud) hat das internationale 
Familienrecht völlig neu geordnet. 


Die rehtöwirfiame Begründung einer Ehe ift von Bedeutung als Voraus: 
jegung für die Uebernahme der Ehefrau, wenn der Ehemann übernahmefähig 
it; fie it von Einfluß als Hindernis der Uebernahme, wenn fie eine Trennung 
ber übernahmefähigen rau von ihrem Ehemann zur Folge hätte, und fie iſt 
von Belang, wenn die Ehelichkeit eines Kindes davon abhängt, ob die Ehe feiner 
Eltern rechtögiltig gemeien ift. Die frage nun aber, welches Necht für die Be: 
urteilung der Giltigfeit einer Ehe maßgebend jein jolle, it vom Vertrag jelbit 
in einer ganz eigentümlichen Vorſchrift feitgelegt worden. Es bejtimmt nämlich 
833 Abſatz Il: „Die Frage, ob eine Ehe vorhanden jei, wird im Falle des S1 
nad) den Gejeßen desjenigen Staates beurteilt, welchem der Ehemann angehört, 
im alle des $ 2 aber nad) den Geſetzen desjenigen Staates, wo die Eheſchließung 
erfolgt ift.“ Wo aljo die Frau eines gegenwärtigen oder vormaligen Staats: 
angehörigen übernommen werden joll, ift die Giltigfeit der Ehe nad) dem Recht 
des Heimatitaats des Mannes zu bemeffen. Und zwar, fünnte man verjucht jein, im 
Anſchluß an die heutigen Regeln des internationalen Privatredjts beizufügen, nad) 
dem Recht des Staates, in dem der Mann zur Zeit der Eheichließung die Staats: 
angehörigfeit bejah.') Allein das trifft ſchwerlich die Abficht der Vertragsteile. Denn 
in den Yändern der Kontrahenten von 1851 wurde die Giltigfeit einer Ehe ſonſt 
überhaupt nicht nad) dem Recht der Staatsangehörigfeit, jondern nad) jenem des 
eriten ehelichen Wohnfiges beurteilt, und es war offenbar die Abficht, die Giltig- 
feit der Ehe nad) dem Recht des Staates zu fordern, der das Ehepaar über: 
nehmen (oder nad) $ 6 behalten) joll, jo daß aljo die „Staatsangehörigkeit zur 
Zeit der Uebernahme das maßgebende Recht beftimmt.”) Bei Heimatlojen, die 
jrüher einem der Vertragsftaaten angehört haben, wird das Recht des Staates, 
dem ſie zuleßt angehört haben, enticheiden müflen. Handelt es ſich aber um 
einen der Fälle des 8 2, ſoll eine Ehefrau übernommen werden, weil ihr Mann 
ji) 5 Jahre im Land aufgehalten (a), weil er dort geheiratet und die erften 
6 Moden jeiner Ehe Wohnung gehabt hat (bh), oder weil er im Lande geboren 
iſt (ec), jo joll die Giltigfeit der Ehe nad) den Geſetzen des Staates beurteilt 
werden, in dem die Eheſchließung erfolgt iſt. Für den Fall b führt das zu 
ee Ergebnis wie bei $ 1: es enticheidet über die Giltigfeit der Ehe das 


) So anſcheinend der bayr. Verwaltungsgerichtshof, Entſcheidungen Bd. 8 ©. 131. 

?) Da das Recht im Zeitpunkt der Uebernahme entſcheidet, ſteht es der Anwendbar— 
feit des S 3 auch nicht entgegen, wenn ein Gebiet zur Zeit der Eheſchließung dem 
Vertrag noch nicht angeichloffen war; val. den Erlah des preuß. Minijteriums des Innern 
vom 21. März 1810 bei Cahn a. a. ©. ©. 237 über einen llebernahmefall zwiichen Bayern 
und Holjtein. Würde das anwendbare Recht durch den Zeitpunkt -der Eheichliehung be: 
ſtimmt, jo wäre die Enticheidung troß $ 13 des Vertrages faum haltbar, denn neue 
Regeln über internationales Privatrecht iwirfen nicht zurück. 
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Net des Staates, der das Ehepaar aufnehmen (oder behalten) joll, für die 
Fälle a und c aber bedeutet die Vorjchrift eine wunderliche Willtürmaßregel, 
die weder in den Protofollen begründet wird, noch in der preußiichen Gejeß- 
gebung jener Zeit — 8 3! heruht auf einem Antrag Preußend — oder in der 
gleichzeitigen Litteratur des internationalen Privatreht3 ihre Erklärung findet.’) 

Das Einführungsgeleß zum Bürgerlichen Gejegbuche bringt num aber für 
die Beurteilung der Giltigfeit einer Ehe in Art. 13 völlig andere Grundjäße: 
es entiheidet bezüglich der materiellen Vorausſetzungen der Ehe für jeden der 
Eheleute das Recht des Staates, in dem er zur Zeit der Eheichließung die 
Staatsangehörigkeit befigt, die Form der Eheichließung aber muß, wenn Die 
Ehe in Deutichland geichloffen wurde, dem deutichen Recht entiprechen, wenn im 
Ausland geichloffen, wahlweiſe dem Recht des Heiratsortes oder demjenigen im 
Heimatitaat der Brautleute.) Welche Wirkung üben nun dieſe neuen Mor: 
ſchriften des internationalen Privatrechts (Kollifionsnormen) auf die Fort: 
geltung des H 3U2? Mir gelangen da zu merkwürdigen Unterjcheidungen. 
Für das Verhältnis der deutichen Staaten zu Luremburg greift Art. 56 E. G. 
ein: Staatöverträge der Bundesftaaten mit dem Ausland bleiben unberührt, 
auch wenn fie Beitimmungen enthalten, die im Gejeßbucd oder im Einführungs- 
geleß abweichend geregelt find. Im Verhältnis der deutichen Bundesitaaten zu 
einander handelt es fich dagegen um die bloße Fortdauer deutichen Partikular: 
rechts, und wir ftehen damit vor der Frage: inwieweit haben die partifularen 
Kollifionsnormen des älteren Rechts neben den Kollifionsnormen des Einführungs: 
geſetzes Geltung behalten? Ihre Fortdauer wird an zwei Vorausjegungen ge: 
fnüpft werden müſſen. Sie dürfen fich nicht auf Gegenftände beziehen, die, 
wenn deutiches Recht auf fie zur Anwendung kommt, unter Reichsrecht ſtehen. 
Und fie dürfen nicht bloß in einer jpeziellen Anwendung allgemeingiltiger 
Kolliſionsnormen beftehen, die durch das neue Kolliſionsrecht abweichende 
Regelung erfahren haben, fondern müſſen auf den bejonderen Eigentümlichkeiten 
des Rechtsftoffes beruhen, zu deifen Ordnung fie aufgeftellt find.) Die zweite 


) Die Vorſchrift des $ 3 reicht nicht weiter, al3 ihr Zwed erfordert, und jo kann 
es vortommen, daß die Giltigfeit derjelben Ehe, joweit fie eine Uebernahmepflicht be- 
gründet, nach $ 3, joweit fie etwa die Staatdangehörigfeit vermittelt, nad einen ganz 
anderen Srundjaß beurteilt werden muj. So hat das Bundesamt für Heimatweſen, Ent- 
Iheidungen Bd. 12 ©. 145 durchaus folgerichtig entichieden, daß die Ehe einer Nord- 
deutichen mit einem Bayern, die, bei Anwendung des $ 3 ungiltig, zu einer Uebernahme 
der rau nach Bayern nicht führen fonnte, dennoch als giltige Ehe den Verluſt des 
Unterftügungsmwohnfiges der Frau bewirkt hat, weil fie nad) dem Recht am Wohnfit des 
Mannes rechtöverbindlih war. Dagegen bejtehen erhebliche Bedenken gegen ein Urteil 
des bayr. Verwaltungsgerichtöhofes, Entiheidungen Bd. 8 ©. 131, das ausipricht, e8 habe 
eine bayeriiche Frau, die einen Württemberger geheiratet hatte, durch ihre Eheihliehung 
Staatsangehörigfeit und Heimat in Bayern deshalb nicht verloren, weil die Ehe nad) 
S 3 des Vertrages ungiltig war. Aucd in dem Blätter für adm. Praxis Bd. 31 ©. 283 
mitgeteilten alle jcheint der Verluſt der heſſiſchen Staatsangehörigkeit durch Verheiratung 
lediglich im Hinblid auf $ 3 des Gothaer Vertrags geprüft worden zu jein, da die An— 
wendung der jonft in Heilen geltenden Negeln des internationalen Brivatrehts zu 
einem abweichenden Ergebnis geführt hätte. 

) Val. Art. 11 E.G. Dazu die Behandlung von in Deutichland wohnenden Aus: 
ländern ald Deutſchen nad Art. 27 und die Beurteilung Heimatlojer nad) Art. 29 E.G. 
Der erſle diejer Sätze gründet ſich auf die ftantsrcchtliche Erwägung, daß es nicht 
einer partitularen Nechtögemeinihaft überlaſſen jein kann, die Grenzen des Reichs— 
reits gegenüber dem Ausland zu bejtimmen, und er entnimmt dem Art. 55 E.G., daß 
mit dem Landesprivatreht auch diejenigen VBorichriiten des öffentlichen Rechtes außer 
Kraft getreten find — internationales Privatrecht iſt öffentliches Recht —, die die Geltung 
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dieſer Vorausſetzungen wird in unſerm Fall nun — gegeben ſein. Denn 
wenn ihr Zweck auch unklar genug zum Ausdruck gefommen ift, hat die Kolli— 
ſionsnorm des $ 3 doch offenbar mit Nüdficht auf die Bejonderheiten des 
Nebernahmeverfehrs ihre von allen ſonſt herkömmlichen Kollifiongregeln ab: 
weichende Geftaltung erfahren. Anders aber wird es bei der eriten der auf: 
geftellten Vorausſetzungen liegen. Das was die Kollifionsnorm des 8 3 regeln 
will, ift unmittelbar nicht die Uebernahmepflicht, jondern die Giltigfeit einer 
Ehe, aljo einer Einrichtung, für die das Vürgerliche Geſetzbuch materielles Recht, 
und das Einführungsgeieß Kollifionsnormen vorjieht. Und man könnte eine 
Fortgeltung des $ ZU innerhalb der deutichen Bundesftaaten nur dann für 
möglich halten, wenn man etwa annehmen wollte, die Ehe, die eine ftaatliche 
Uebernahmepflicht begründet, ſei nicht die Ehe der Zivilgejege, jondern eine be: 
jondere ftaatsrechtliche Form der Ehe, wie fie gerade für die Zwecke des Ueber: 
nahmeverfehrs anerfannt wird.) Aber für eine derart eigentümliche Auslegung 
dürften doc nicht leicht ausreichende Gründe beizubringen jein, umjomehr als 
es bei anderen öffentlichrechtlichen Statusverhältnifien, bei denen die Familien— 
zugehörigfeit von Einfluß ift — Staatsangehörigfeit, Heimat, Unterftügungs- 
wohnſitz — unbeftritten gilt, dat die entjprechenden Begriffe den Zivilgeſetzen 
und bem auf fie bezüglichen Ktollifionsrecht zu entnehmen jeien. Und jo ergibt in. 
dag H 3 im Verhältnis zu Luxemburg giltig geblieben, im Verhältnis der 
deutichen Bundesitaaten zu einander aber durch Art. 13 E. G. erſetzt worden ift. 
Wenn ein Holländer in Luremburg eine Holländerin geheiratet hat, und fie 
joffen aus Preußen nad) Luremburg übernommen werden, jo enticheidet über 
die Giltigkeit diefer Ehe luxemburgiſches Recht; wenn aber die Ehe — nad) 
dem 1. Januar 1900 — in Preußen geichloffen worden ift, und Sachſen be: 
gehrt die Uebernahme des Paares von Preußen, jo ift die Geltung der Ehe 
materiell nad) niederländiichem Recht zu beurteilen. 


Das nad) $ 3 mahgebende Recht it auch zur Enticheidung darüber be: 
rufen, ob die Nichtigkeit einer Ehe, um rechtliche Wirkungen üben zu fönnen, 
zuvor gerichtlich feitgeitellt jein müſſe. Soweit die Antwort verneinend lautet, 
it fie für die Anwendung des Vertrags ohne weiters verbindlich), und aud) ſolche 
Borichriiten des mahgebenden Rechtes, welche die Anfechtung der Ehe an den 
Willen beitimmter Perſonen binden, verlangen unbedingte Geltung, Wollte man 
für den Uebernahmeverfehr aber darüber hinaus das Erfordernis einer vorherigen 
Nichtigkeitserklärung durch die Gerichte feithalten, jo hätte das — im Zeitalter 
der polizeilichen Verehelichungsbewilligungen — praktiſch eine Preisgabe des Ver: 
langens bedeutet, daß eine Ehe, um die Uebernahme zu bewirken, vechtsgiltig 
jein müfje. Und jo geltattet eine ergänzende Vereinbarung von 1854,*) von 
einer gerichtlichen Beurteilung der Nichtigkeit „nach den bejonderen Umftänden“ 


des YandesprivatredhtS zur unmittelbaren Borausiegung haben. Der zweite Grundiag 
knübft an Art. 4 E.G. an. Denn mit dem ntrafttreten des B.G.G. haben die Landes 
privatrechte zujamt den zugebörigen Teilen des öffentlichen Rechtes aufgehört, ein ge 
ſchloſſenes Ganzes zu bilden, ihre allgemeinen Regeln werden durch diejenigen des B. 8.8. 
erjegt, und wie auf anderen Öebieten, jo haben fi) auch die Negeln des internationalen 
Privatrehtö nur joweit erhalten, als fie durch den ipeziellen Inhalt der vorbehaltenen 
Materien veranlaft find. 

Wie $ 52 St G.B. einen bejonderen jtrafrechtlihen Begriff des Verlöbniſſes, 
s 217 „einen felbftändigen Begriff ehelicher Geburt vorausjept. 

9 Müller a. a. O. S. 66. Pal. auch den Schiedsſpruch bei Seydel, Annalen ©. 189 

Anm. 8. 


Neumeyer. Gothaer Vertrag und Bürgerliches Geſetzbuch. 397 


des alles abzufehen. Wird von diejer Erlaubnis Gebrauch gemacht, jo handelt 
es jih dabei allerdings um eine bejondere vom Zivilrecht abweichende und 
für die Zwede des Vertrags erfolgende, ſtaatsrechtliche Form der Nichtigkeit: 
erflärung und e3 wird darum der Zujakvereinbarung von 1854 aud) neben 
Art. 13 E.G. fortdauernde Geltung einzuräumen fein. 

IV. Wenn $ 3 für die Frage, „ob eine Ehe vorhanden jei”, das maß: 
gebende Recht feſtſetzt, ſo fünnte ji) das nach feinem Wortlaut nicht nur auf 
die Frage beziehen, ob eine Ehe rechtswirkſam zuftande gefommen, jondern aud), 
ob fie rechtswirkſam aufgelöft worden it. Und auch bei der Auflöfung einer 
Ehe ichlagen zum Teil Rechtsbegriffe ein, die nad) verichiedenen Rechten verjchieden 
geordnet fein können, nämlich Zodeserflärung und Scheidung. Die Frage tt 
von Belang für 83 Abſatz Il, denn eine Statusänderung in der Perjon des 
Mannes wirkt auf die Ehefrau, aber nicht auf die Frau eines Gejchiedenen oder 
für tot Erklärten. Allein an eine Erftrefung auf den Fall der Auflöfung der 
Ehe ijt bei Aufftellung des $ 3 ficher nicht gedacht worden, und e& würde eine 
Anwendung der Regel auf diefen Fall auch zu völlig ungereimten Ergebniffen 
führen. Man nehme an, nad) $ 2a des Vertrages verlange Baden von Bayern 
die Uebernahme einer Frau, die in Dejterreih einen Fatholiichen Dejterreicher 
geheiratet hatte und 1890 in Deutichland geichieden worden it; wollte man bier 
die Rechtöwirkjamkeit der Scheidung gemäß 8 3"! nad) dem Recht des Ehe- 
Ihließungsortes bemefjen, jo müßte man die Scheidung auf grund öfterreichiichen 
Rechtes für ungiltig erklären, obwohl die Uebernahme zwiſchen zwei deutichen 
Staaten fraglich ift, und die Scheidung in Deutichland in aller Form Rechtens 
ftattgefunden hat. 

Sp werden wir die Anwendbarkeit des $ 31T auf den Fall der Auflöjung 
der Ehe aljo ausfcheiden müſſen. Und da eine ſonſtige vertragsmäßige Verein— 
barung über das anzumendende Recht nicht vorliegt, jo wird man die Voraus: 
fegungen einer llebernahmepflict nur dann für gegeben halten dürfen, wenn 
der eine Teil die Uebernahme zu fordern nach jeinen Kolliſionsnormen bered): 
tigt ift, zugleich aber aud) der andere Zeil auf Grundlage feines eigenen Kolli— 
fonsrechtes verpflichtet ift, die Uebernahme zu vollziehen. Für das Verhältnis 
der deutichen Bundesjtaaten zu einander hat ſich die Anwendung dieſes Grundes 
jeßt jehr vereinfacht. Denn für die Wirkung einer Todeserklärung auf den Be: 
ſtand einer Ehe iſt nunmehr einheitlic) Art. 9 E.G. maßgebend,') für die Wirf- 
lamfeit einer Scheidung $$ 606, 328 E.P.O. Im Verhältnis zu Luxemburg 
aber müflen Scheidung und Todeserflärung nad) deutichen und luxemburgiſchem 
internationalem Privatrecht anerkannt jein, und fie müſſen in jedem nach diejen 
Rollifionsnormen maßgebenden materiellen Recht (mindeftens präjumtiv) ehe: 
trennende Wirkung beſitzen. 

Ganz diejelben Grundſätze gelten für die übrigen Fälle des Vertrages, in 
denen die Wahl des anmwendbaren Zivilrecht3 fraglich jein kann, bei den ver: 
Ihiedenen Möglichkeiten des $ 4. Für den Hall, daß die Ehelichkeit eines Kindes 
deswegen angeftritten wird, weil die Ehe jeiner Eltern ungiltig jei, iſt auf die 
Ausführungen unter III zu verweilen. Die Wirkungen einer Putativehe aber, 

Y Buftändigfeit zur Todeserklärung im Heimatjtaat des Verſchollenen. Ein zulept 
in Deutihland wohnhaft geweiener Ausländer kann aber auch in Deutichland für tot er= 
Märt werden, unbeichränft im Fall des Abi. III, im Uebrigen (Art. 27), wenn der Heimat— 
jtaat die deutiche Zuftändigfeit anerkennt. Für Heimatloje greift Art. 29 ein. Wirkungen 
der Todeserflärung nad dem Recht des Staates, der fie ausipricht. 


— 


wie überhaupt die Frage, ob ein Kind als ehelich gelten ſoll, bemeſſen ſich 
bei einem Uebernahmefall zwiſchen zwei deutſchen Bundesſtaaten nunmehr 
nad) Art. 18 €G.') die Giltigkeit einer Legitimation und Adoption nad 
Art. 22.°) Im Verhältnis zu Luxemburg aber müfjen Ehelichkeit, Legitimation 
und Adoption, um eine Verpflichtung erzeugen zu fünnen, wiederum nicht nur 
nad) den deutichen Kollifionsnormen rechtsbeſtändig jein, ſondern zugleich auch 
nad jenen des Iuremburgiichen d. h. des franzöfiichen Rechts. Und es kommen 
dabei Kinder aus einer Putativehe, durch Nejkript legitimierte und adoptierte 
nur ſoweit ala eheliche Kinder in Betracht, als die nad) dieſen Kollifionsnormen 
maßgebenden Rechte ihnen die Stellung eines ehelichen Kindes gewähren. 


) Anwendbarleit des Rechts des Staates, in dem der Ehenann der Mutter zur 
Zeit der Geburt die Staatsangehörigfeit bejigt oder, wenn vorher gejtorben, zulegt be 
jejlen hat. Deutiches Necht für Ausländer, die in Deutichland wohnen, unter der Voraus: 
jegung des Art. 27; Necdt für Heimatloje nah Art. 29. — An das Erfordernis einer 
vorgängigen gerichtlichen Entiheidung wird der Uebernahmeverfehr hier wohl unbedingt 
gebunden fein, wenn das mahgebende Zivilrecht ein jolches Erfordernis aufitellt. 

Es enticheidet das heimatliche Hecht des Vaters oder Adoptierenden, itber das 
Erfordernis einer Einwilligung des Kindes oder jeiner Angehörigen das Hecht des Kindes, 
und zwar das Net zur Zeit der Legitimation oder Annahme, bei Wiederaufhebung einer 
Adoption ihr Recht zur Zeit der Wiederaufhebung. Zuftändigfeit zur Reffriptslegitimation 
im Heimatjtaat des Vaters (val. $ 1723 B.G.B.); Wirkungen nad) dem Recht des Staats, 
der jie ausſpricht. YZuftändigfeit zur Dispenfation von Hindernifien der Adoption im 
Heimatjtaat des Ndoptierenden (vgl. $ 1745 B. G. B.); Zujtändigfeit zu ihrer jtaatlichen 
Betätigung nad $ 66 ©. iiber die freiiw. Serichtöbarfeit, unter entiprehender Anwendung 
auf Bejtätigungen im Ausland. Deutihes Recht und deutiche rg ler für Aus: 
länder, die in Deutichland wohnen, unter der Vorausſetzung des Art. 27; für Heimat- 
loſe vgl. Art. 29, 
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Aus den Gefekblättern, 


(Das Gentralblatt für das Deutſche Reich, Dtinifterialblätter zc, find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt des Beidys-Gefekblattes. 


Ar. IL: Vereinbarung zwiihen dem Deutihen Reiche und den Niederlanden über 
den grenzüberjpringenden Fabrikverkehr v. 5. 6. 1901. S. HH—HT. — Nr. 12: Bel., betr. 
Einrichtung u. d. Betrieb gewerblicher Anlagen zur Bnlfanifierung von Gummitwaren v. 
1.3. 1902 ©. 59—63. — Bek, betr. den Fett: und Waflergehalt der Butter v. 1. 3. 1902 
S. 64. — Nr. 13: Bel, betr. die Beichäftigung von Mrbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeitern in Glashütten, Glasjcleifereien und Glasbeizereien ſowie Sandbläjereien v. 
5.3.1902 ©. 65— 71. — Bet, betr. die Beihäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeitern in — ar Auderraffinerien und Melaſſeentzuckerungsanſtalten 
v.5.3:1902 ©. 72. — Wr. 14: Bel, betr. die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter auf 
Steintohlenbergwerfen in d. Bergbaubezirfen von Preußen, Baden u. Eljaß-Lothringen 
v. 15. 3.1902 ©. 73. — Ar. 15: Geſ. betr. die Feititellung eines zweiten Rachtrags zum 
Reichshaushalts-Etat Für d. Rechnungsjahr 1901 v. 15. 3. 1902. [335250 M. in Einnahme 
und Ausgabe, den Reichs-Invalidenfonds betr.) ©. 75, 76. — Nr. 16: Bel., betr. die Be- 
ihäftigung von Arbeiterinnen auf Steintoblenbergwerten, Zint- und Bleierzbergwerten im 
Reg. Bez. Oppeln v. 20. 3. 1902 ©. 77. — Bel., betr. die Einrihtung und den Betrieb 
von Steinbrühen und Steinhanereien (Steinmegbetrieben) vd. 20. 3. 1902 ©. T8—80. — 
Ar. 17: Geſ. betr. d. Feititellung d. Neichöhanshalts:&tats Für das Nechnungsjahr 1902 
v. 20. 3. 1902 Ausgaben: 2303183115 M., nämlich 1971527823 M. an fortdauernden, 
180560473 M. an einmaligen Ausgaben des ordentlichen Etats, und 151094 819 M. 
an einmaligen Ausgaben des auferordentlichen Etats, Einnahmen: 2303183115 M. — 
Ermädtigung zur Anlehensaufnahme: 113200439 M. und zur Ausgabe von Schapan- 
weilungen bis 275 Millionen Markt. — Beilage II d. Geſ. v. 26. Juli 1897 betr., den Servis- 
tarif u. die Sllafjeneinteilung der Orte, erhält eine neue Faſſung. — $ 6 enthält Bes 
ſtimmungen üb. die Chinatruppen). S. 81—113. — Gef. betr. die Feititellung des Hans: 
halts:Etats für die Schubgebiete auf d. Nechnungsjahr 1902 v. 20. 3. 1902 [Einnahme und 
Ausgabe 37402496 M.] ©. 114— 123. 


II. Inhalt des Gefekblattes für Elfaß-Lothringen. 


Ar. 3: Kaiſ. B.O., betr. die Teilung der Gemeinde Detringen im Bezirf Lothringen 
in die Gemeinden Detringen und Entringen v. 26. 2.1902 ©. 5. — Kaiſ. V. O., betr. die 
Genehmigung zu dem Bau und Betrieb einer jchmaljpurigen Eiienbahn von Diedenhofen 
bis zur Yuremburgiichen Grenze bei Mondorf dv. 28. 2. 1902 ©. 6 [Beide B.D. vom Statt- 
halter aus Auftrag vollzogen.) — Nr. 4: Geſ. betr. die Feititellung des Yandeshaushalts- 
Etats von Elſaß-Lothringen für das gr 1902 v. 21. 3. 1902 ©. 7— 27. Aus— 
gaben: 71378811 M., nämlich 58720422 M. an fortdauernden, 1936770 M. an ein 
maligen Ausgaben des ordentlihen Etats, 10721619 M. im auperordentlihen Etat, Ein- 
nahmen: 71378811 M., nämlich 60 956 649 M. im ordentlichen und 10422162 M. im aufer- 
ordentlichen Etat. Nentenbegebung bis zu 10422162 M. Ausgabe von Schapanweijungen 
bis zu 8 Millionen Mart.] 


III. Gefebe, Stantsverträge und landesherrlice Verordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einwohnern : 


Geſetz Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Ar. 4: Gej. über die Aenderung der Landesgrenze gegen das Königreich Dänemark 
an der Nordernau und der Kjärmühlenau v. 9. 2.1902 ©. 17—23. 
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Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreih Bayern. 


Nr. 11: Geſ., das Erſatggeld und das Pfändungsreht und die Verfolgung von Erjat: 
anjprüchen aus eldpolizeiübertretungen betr. (Feldch hadengeieß) v. 6. 3. 1902 S. 99—105. 
— fir. 15: Königl. BD, die Gebühren der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der 
Rechtspflege betr. v. 26. 3. 1902 ©. 133—143. Königl. BO., die Gebühren der Nedhte: 
anwälte in den ANGFEGERBEIER der Verwaltung und der Berwaltungsrehtöpflege betr. 
v. 26.3. 1902 S. 144—150. — Berichtigung zur Wehrordnung v. 19. 1. 18839 im der 
Faflung von 1901 ©. 152. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen. 


Nr. 11: Sei. betr. die Erhöhung der [nad landesgejeglichen Vorſchriften zu erhebenden] 
Gerichtögebühren v. 1.3. 1902 S. 35, 36 [um 25°%/0 erhöht). 


Negierungsblatt für das Königreich Württemberg." 

Nr. 7: Gej. betr. Nenderungen des Gef. über die Bewirtihaftuug und Beaufſichtigung 
der Waldungen der Gemeinden, Stiftungen und jonstigen öffentlichen Körperſchaften nun 
„Körpericaitsforitgejeß“) v. 16. 8. 1875, des Forſtſtrafgeſetzes v. 2. 9. 1879 und des Forft- 
polizeigejehes v. 8. 9. 1879. Vom 19. 2.1902 S. 37—61. Aniclieend hieran find ©. 45 
bis 64 die neuen Terte des Körperichaftsforftgejeges und des Forſtpolizeigeſe es bekannt 
gemadtt.| = Nr. 8: Geſ. betr. me des Gef. zur Ausführung der Zivilprogeh- 
ordnung v. 20. 2. 1902 ©. 65, 66. [Mahnverfahren vor dem Vorftand des Gemeindegerihte.. 
— Geſ. betr. den Bau von Nebeneiienbahnen und die Beſchaffung von Geldmitteln hiefür, 
ſowie für weitere Bedürfniſſe der Eiſenbahnverwaltung in der Finanzperiode 1901/02 v. 
21. 2.1902 ©. 66-68. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Nr. 13: Bet., die Ergänzung der Schiffahrts-Bolizeiordnung für den fanalifierten 
Rein betr. v. 15. 3. 1902 S. 73— 75. Zwiſchen den Mainuferjtaaten vereinbart. 








Landesherrliche Erlafie über Ermädtigungen zur Erhebung von Gebrauchs— 
abgaben, zu Grunderwerbungen im Wege der Zwangsenteignung u. dgl. werden unter 
NRubrit III nicht aufgeführt, auch wenn jie, wie in Württemberg, als „Berordnungen“ ber 
zeichnet werden. 
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Die Ausfonderung anvertranter Werte, 


Von Dr. jur. Alois Weinberger in Würzburg. 





81. 
Bedeutung des Rechtsgeſchäftes zur treuen Hand. 


Sormulierung der Streitfrage. 
I. 


Der ftarre Formalismus des altrömiichen Rechtes vermochte den mit dem 
Wachſen der römischen Macht fi) fteigernden Bedürfnifien des Verfehres auf die 
Dauer nicht zu genügen. „Alle die Fälle, in denen es darauf ankam, jemanden 
über eine bisher uns rechtlich) unterworfene Perjon oder Sache eine Verfügungs- 
gewalt zu verichaffen, ohne damit vollftändig und endgültig jene rechtliche Zus 
ftändigfeit aufzugeben, in denen jener aljo teils im eigenen teil in unjerm 
Intereife Die Verfügung über die Sache ausführen jollte, ſcheiterten damals in 
ihrer direkten Herjtellung an der Ungeichidlichkeit der Rechtsformen. Der bloß 
formloje Vertrag, einerlei welches jein Inhalt war, erzeugte für ſich feinerlei 
rechtliche Wirkungen in einer Zeit, welche nur nexum, mancipatio und jpäter 
stipulatio fannte. Mandatum, commodatum, depositum, pignus ete., obzwar 
wirtichaftlich ficher mwohlbefannt, ergaben feinerlei Verpflichtung; nur die vin- 
dieatio Führte zum Ziel, während e8 gegen Verſchulden des Empfängers nur ſchwer 
Hilfsmittel gab.“ ') 

Aus dem Beftreben diefer Zwangslage zu entgehen, entitand im Laufe der 
Zeit das Inſtitut „fiducias'. Man jchlug einen Umweg ein, indem ınan den 
Vertragsgegner (Fiduziar) zum vellen Herrn über den betreffenden Gegenstand 
machte, aber ſich durch ein obligatorijch wirfendes pactum fiduciae gegen einen 
Mißbrauch der anvertrauten Gewalt zu fihern juchte. Mit der fortichreitenden 
Rechtsentwicklung trat jodann eine Wenderung ein. Die Rechtsgeichäfte, welche 
bisher nur unter dem Dedimantel der „fiducia“ Anerfennung fanden, konnten 
die Maske abwerfen und im eigenen Gewande im Nechtöleben auftreten. So 
aber fam es, dab das Fiduziargeſchäft im Laufe der Zeit aus dem Rechtsleben 
verihwand und jet längft zu den „hiftoriichen Antiquitäten“ ?) zählt. 

Unjer modernes Recht krankt nun zweifellos nicht mehr an dem ftrengen 
Formalismus des altrömiichen; es herricht vielmehr das Beſtreben, für jedes 
wirtihaftliche Bedürfnis nad) Möglichkeit auch das geeignete Mittel zu jchaffen. 
Irogdem ift es aber aud heute nody für den Gefeßgeber unmöglid), in minutiöjer 
Kaſuiſtik jedem einzelnen wirtſchaftlichen Zwed mit dem entiprechenden Mittel ent: 
gegenzufommen und insbejondere, wenn die vorhandenen Mittel nicht mehr genügen 
oder unbeliebt jind, neue gejeglich jeitzulegen. Dies ift auch abjolut nicht not- 


) gl. Dertmann, Fiducia 18W ©. 118 ff. 
) Bgl. Dertmann a. a. D. ©. 257. 
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wendig. Das Verkehrsleben greift hier vielmehr ſelbſt korrigierend eim und 
ihafft fi einen Ausweg. 

In den ebenerwähnten fällen, in denen die für den betreffenden Zweck 
beftimmten Mittel nicht beliebt find oder nicht genügen, helfen fich die Parteien da: 
mit, daß fie dem Wertragägegner eine Rechtsmacht anvertrauen, weldje über die 
zur Erreichung des Zwedes an ſich notwendige hinausreiht. Es beiteht ſonach 
eine Divergenz zwiichen Mittel und Zweck. Dieſe it das charakteriftiiche Kenn: 
zeichen der „fiduziariichen Nechtsgejchäfte”, wie fie Regeläberger Ardiv F. civil. 
Praris Bd. 63, ©. 173 nennt. 

Um Mipdeutungen zu vermeiden, inöbejondere aber um Verwechslungen 
mit der fiducia zu vermeiden, empfiehlt es ſich, dieſe Rechtsgeſchäfte als „Rechts: 
geichäfte zu treuer Hand“ (Zreuhandverhältniffe) zu bezeichnen. Die beteiligten 
Berfonen jeien Treugeber (Fiduziant) und Treuhänder (Fiduziar) benannt. 


UI. 


Die Hohe wirtichaftliche Bedeutung der Rechtsgeſchäfte zu treuer Hand 
wird Klar, wenn man einige typilche Fälle derjelben ins Auge faßt: 

Das bürgerliche Gejetgbud) bat die Verpfändung von Dobilien durch con- 
stitutum possessorium nad) $ 930 ausgeſchloſſen und in $ 1205 lediglich das 
Fauſtpfand und die ee koging des mittelbaren Befihes der Pfandſache zu: 
gelajfen. Es unterliegt nun feinem Zweifel, daß die als Pfand dem Gläubiger 
übergebenen Gegenstände für die Wirtichaft des Echuldners lediglich totes Kapital 
find. Diefen Nachteil fann aber der Schuldner dadurch vermeiden, daß er die 
betreffenden Gegenftände fiduziariich nad) $ 930 B.G.B. dem Gläubiger der: 
geftalt übereignet, daß dieſer den mittelbaren Beſitz derjelben erlangt. 

Eine derartige fiduziariſche Uebereignung erweiſt ſich als beſonders praktiſch 
“in dem gewiß nicht allzu jeltenen Falle, daß ein Gewerbetreibender ohne Grund: 
befi zur Ausbeutung einer Erfindung oder zur Vergrößerung feines Vetriches 
einer größeren Summe baren Geldes bedarf. Was ijt bier naheliegender, als 
daß er feine Maſchinen und jeine Arbeitsgeräte nad) $ 930 B.6.B. feinem 
Geldgeber zu treuen Händen übereignet? 

Ein weiterer Fall ift der, daß eine größere Zahl von Miterben, um den 
mit der Nachlafregulierung verbundenen Unannehmlicjkeiten zu entgehen, einem 
Vertrauensmann den Nachlaß zu treuer Hand übereignet. 

Das Profuraindoffament ift nicht beliebt; man redet ihm nad), es zeige 
dem Profuraindoffatar einen gewiſſen Mangel an Vertrauen jeitens des In— 
doffanten. Ob dies richtig ift oder nicht, mag dahingeitellt bleiben. Jedenfalls 
it es Thatſache, daß Wechſel auch lediglicd zur Einkaſſierung ſtets mit Voll- 
indoſſament begeben werden. 

Einem Gläubiger iſt die Beitreibung ſeines Guthabens infolge weiter Ent: 
jernung vom Wohnort des Schuldners jehr erichwert; er cediert die Forderung 
einem dort wohnenden Geſchäftsfreund behufs Einziehung zu treuer Hand. 

Der Gutsherr ift genötigt, eine längere Reife anzutreten, die ihm die Ver: 
waltung feines Gutes unmöglid macht; um jeinen ihm treuergebenen Ver: 
walter möglichit frei zu ſtellen, läßt er ihm fiduziariſch das Gut auf. 

Ein Erblaſſer hat ſeinen Erben eine Fabrik hinterlaſſen; dieſelben wollen 
aus irgendwelchen Gründen z. B. aus Standesrückſichten als Offiziere oder 
Beamte Dritten gegenüber ihre Teilhaberſchaft geheim halten und übertragen 
daher einem Miterben als Treuhänder ihren Anteil. 
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III. 


Im Folgenden ſoll die Rechtslage des Treugebers im Konkurs des Treu: 
händers einer Unterſuchung unterzogen werden. 

Kann der Treugeber im Konkurs des Treuhänder den ans 
vertrauten Gegenjtand ausjondern oder ſteht ihm lediglich eine 
Konfursforderung zu? 

Dat die Beantwortung diejer Frage je nach ihrem Ausfall von ein— 
Ichneidender Bedentung für die Anwendung der Rechtsgeichäfte zu treuer Hand 
im täglichen Werfehr it, bedarf feines bejonderen Hinweiſes. 

In Theorie und Praris wird die Frage bald in dem einen, bald in dem 
anderen Sinne beantwortet. 

Nachstehend joll zunächſt eine geordnete Ueberſicht der verichiedenen Mein: 
ungen folgen, und im Anſchluß hieran der Verſuch einer Enticheidung der 
Streitfrage gemacht werden. 


I. Teil. 
Die Streitfrage in Theorie und Praris. 


82. 
Theorie und Rechtſprechung. 


A. Anhänger des Ausfonderungsrechtes. 


Hier laſſen ſich zunädhit zwei Dauptgruppen unterjcheiden. 

I. Gruppe derjenigen, welche annehmen, daß das anvertraute Necht im 
vollen Umfang auf den Treuhänder übergeht, jo daß dieſer nur obligatoriſch 
gehalten ift, die ihm amvertraute Rechtsmacht nicht zu mißbrauden. 

Il. Gruppe derjenigen, welche annehmen, daß der Treuhänder nur zur 
Geltendmachung des anvertrauten Rechtes legitimiert wird, während das Recht 
jelbjt beim Treugeber verbleibt. 

Außer diejen zwei Haupttheorien befteht noch eine Reihe einzelner bejonderer 
Vegründungen des Ausfonderungsrechtes ; diejelben jollen in einer Il. Gruppe 
dargeftellt werden. 

I. Gruppe. 

Das Recht geht im vollen Umfange über, der Treuhänder 

iſt lediglich obligatoriſch gebunden. 


A. Die einzelnen Anjidten. 

1.Regelöberger, Pandekten 1893, Bd. 18 141 S.519. Derjelbe billigt unter Auf: 
gabe jeiner bisherigen im Ardiv f. civil. Praris Bd. 63 ©. 186 vertretenen Anjicht dem 
„Rehtsüberträger im Konkurs des Fiduziars ein Ausſonderungsrecht auf den fiduziariich 
übertragenen Gegenjtand“ zu, indes ohne eine Begründung anzufügen. 

2. Kohler, Iherings Jahrbücher 1878 Bd. 16 ©. 347 fi. (Speziell über das Boll: 
indofjament zum Inkaſſo.) 

„Der Bollindoliatar wird wahrer und voller Gläubiger, mögen die Abreden zwiichen 
ihm und dem Indoſſanten lauten, wie fie wollen; man fann audy nicht zwiichen dem Ver— 
hältnis des Indoſſatars zu dem Wechjelichuldner und dem Berhältnis des Indoſſatars zum 
Indojianten untericheiden, denn das lettere ift nur die logiiche Folge des eriteren: ijt 
der Indofjatar dem Wechielihuldner gegenüber Gläubiger geworden, jo ijt er überhaupt 
Gläubiger geworden, die Gläubigerichaft ijt auf ihm übergegangen, und der Indoſſant tft 
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nicht mehr Gläubiger.“ Im Konkurs des Indoſſatars hat allerdings „der Indoſſant die 
actio mandati auf Rüdübertragung des Wechſels bezw. des in ihm verförperten Gläubiger: 
xechtes. Allein dieje actio mandati ift an ſich nur ein gewöhnlicher obligatorifcher An- 
ſpruch ohne jedes Vorgangsrecht; . ... der Mandant verlangt eine der Konkursmaſſe 
Dre Sadje, einen im Eigentum der Konkursmaſſe jtehenden Wechjel oder ein der 
onfursmajje und nur diejer zuftehendes Gläubigerrecht. Eine ſolche rechtliche Konſequenz 
widerjpricht aber derjenigen Gejtaltung der Vermögenslage, welche die Parteien bezwedten 
und auf welche fie zu bauen berechtigt waren... . . Die Konjequenz wäre noch um jo 
härter, als das Recht eine jolhe Gejtaltung des Mandatsverhältniſſes nirgends mihbilligt, 
und diefelbe im Verkehr allgemein üblich und durch die dringenden Interejien des Ver: 
kehrs geboten üft., Daher ift es ein einleuchtendes Poſtulat der Gerechtigkeit, daß dad 
Recht dem Indofjanten eine rei vindicatio utilis auf Rüdübertragung des Wechſels ge: 
währt d. h. daß es den obligatorischen Anſpruch bis zum dinglichen fteigert und bdieien 
vollfommen außer Konkurrenz ftellt mit den übrigen obligatorischen Aniprüchen.“ 

©. 353 fi. äußert fih Kohler nochmals dahin, die vindieatio utilis ergebe ſich von 
jelbjt daraus, „daß es der Sejamtgeitaltung des vorliegenden Verhältnijies entipricht, daß 
der Indoſſant den ‚vollen Bert des Wechſeis in jein Vermögen erhält und nicht mit den 
Ehirographargläubigern des Indofiatars zu Teil geht, daß der Indoſſant als ein folder 
behandelt wird, welcher aus jeinem Vermögen nichts entäußert hat, und daß durch die zu: 
fällige Zerteilung des Geihäfts in zwei Alte, in einen Veräußerungs⸗ und Rüchver— 
äußerungsaft der Indoſſant feinen unverdienten Verlujt erleidet und die Chirographar— 
gläubiger feinen unverdienten Gewinn machen.“ 

Im gleihen Sinne ſpricht fih Kohler noch aus in jeinem Lehrbuch $ 35, bejonders 
S. 177 ff. und feinem Leitfaden $ 12 ©. 47 ff. 

3. Enneccerus, Bürgerliches Necht I. Bbd., 2. Aufl. 1901 S. 242 billigt dem Fi- 
duzianten im Konkurs des Fiduziard ebenfalld auf Grund einer rei vindicatio utilis ein 
Ausjonderungsredt zu, „da ſonſt die Gläubiger auf Koſten des Fiduzianten befriedigt 
werden würden.” 

4. Urteil des Reichsgerichts v.23. Dezember 1899 (Enticheidungen Bd. 45 ©. 80.) 

Es handelt jich Hier um den Fall einer fiduziariichen Auflafiung an einen Bevoll- 
mächtigten durd) eine Mehrheit von Erben behufs Erleihterung der Erbichaftsregulierung. 
Feitgejtellt war vor allem, daß der Fiduziar Eigentümer der aufgelajienen Grundjtüde 

eworden war. „Die Kläger... . haben . . ausdrücklich erflärt, daß fie fein dingliches 
echt geltend machten, jondern die Ausjonderung nur auf Grund ihres perjönlichen Rechts 
aus dem VBollmadtsauftrage beanjprudten. Es läht ſich aud nicht etwa geltend maden, 
da der Fiduziar nur nach außen hin, Dritten gegenüber, dagegen nicht in jeinem Ber: 
hältnis zu den Klägern (d. i. den Erben) Eigentümer geworden jei; in diejer Weije läht 
jih der Eigentumsbegriff nicht jpalten.” 

Da der erteilte Verkaufsauftrag nah S 197 ALERT. 13, $ 20 8.D. erloſch, jo 
bejtand „von den beiden in $ 35 K. O. aufgejtellten Borausiegungen des Ausſonder— 
ungsrechtes: 

1. ein dem Gemeinjchuldner nicht gehörender Gegenitand, 

2. ein dinglicher oder perjönliher Aniprud auf deſſen Herausgabe 
zweifellos die zweite.” 

Daß auch die erjte gegeben, nimmt das Urteil aus folgender Erwägung an: 


„Es handelt ſich um ein fibuziariiches Rechtsgeſchäft, um eine Eigentumsübertragung, 
die nicht einen Vermögenszuwachs für den Empfänger bezwedte, Jondern lediglich im 
Intereſſe der Kläger vorgenommen wurde, um die von ihnen beabjichtigte Veräußerung 
der Grundjtüdsanteile an dritte Berjonen durch Vermittlung des Fiduziars zu erleichtern. 
E3 bejtand Einverjtändnis darüber, daß der Fiduziar nur Eigentumsträger für die Kläger 
jei, und in weiterer Folge davon, dab er verpflichtet jei, den Klägern das Eigentum 
(zurücd) zu übertragen, wenn der Berfaufsauftrag dor jeiner Ausführung widerrufen 
werde oder jonjtwie erlöfche, wie es jeßt durch die Konfurseröffnung über (H.) den Fidu— 
— geſchehen iſt. Wenn alſo nicht die Koönkursordnung etwas anderes anordnet, muß 
er Konkursverwalter zur Herausgabe der Grundſtücksanteile an die Kläger für verpflichtet 
erachtet werden, denn ohne eine abweichende gejepliche Regelung können den Konkursgläubigern 
zu deren Bejriedigung an dem Vermögen des Gemeinjchuldners nicht mehr Nechte zu: 
itehen, als der Gemeinſchuldner jelbit beſaß; fie dürfen dann insbejondere über das 
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Grundeigentum des Gemeinjhuldners nicht in einer Weile verfügen, die dem Gemein— 
ihuldner jelbjt nicht zuftand und jogar den Vorwurf des dolus begründen würde.“ 


Das Urteil führt jodann aus, daß die 88 21 und 35 (jebt 26 u. 43) K.O. einer 
Ausjonderung nicht entgegeniteben. 

Denn: „ES kann nicht behauptet werden, daß die Ausdrücke (diejer Paragraphen) 
notwendig in dem Sinne veritanden werden müßten, als ob das formale Eigentums— 
oder ſonſtige Recht des Gemeinichuldners das Enticheidende fein jolle. Ein Gegenſtand, 
der dem Gemeinjchuldnner zwar zum Eigentum übergeben worden it, jedoch mit der Abs 
machung, daß derjelbe gleichwohl von ihm nicht wie jein Eigentum behandelt werden 
dürfe, jondern wirtichaftlid ein VBermögensbejtandteil des früheren Cigentümers bleiben 
folle, „gebört” dem Semeinichuldner zwar formell und juriftiich, aber nicht materiell und 
wirtichaftlich.” 

Die Entiheidung betont endlich, daß dieje Löſung der Ausfonderungsfrage in be— 
jabendem Sinne aud im Einklange ſtehe mit der Meinung der geiehgebenden Faktoren 
und insbejondere der Konjtatierung der Neichstagstommiffion zu $ 35 K. O. 


B. Krilik. 


Die hier vertretene Anſchauung muß um deswillen als irrig bezeichnet werden, 
weil fie die „fiducias‘ des altrömiſchen Rechtes und das fiduziariſche Rechts— 
geſchäft der Jetztzeit identifiziert. Sie überſieht, daß die Zwangslage, welche es 
nicht zuließ, daß der Fiduziant in ſtärkerem Grad als durch ein obligatoriſches 
pactum fiduciae ſich ſicherte, heute nicht mehr beſteht. Die Thatſache, daß bei 
dem Rechtsgeſchäfte zu treuer Hand im modernen Recht die Verhältniſſe zwiſchen 
Treugeber und Treuhänder einerſeits, und zwiſchen Treuhänder und dritten 
Perſonen andrerſeits ſcharf auseinanderzuhalten ſind, wird völlig außer Acht 
gelaſſen. Darüber $ 4. 

Die Gegner der Ausfonderung, welche gleichtalls an dem altrömiichen Fi— 
duziarbegriff feithalten, find fich wenigftens fonjequent geblieben. Sie verneinen 
die Möglichkeit einer Ausfonderung, da der Treugeber nur obligatorisch berechtigt 
it. Dieſe Folgerung hätten auch Regelsberger u. j. w. aus ihrer Konftruftion 
ziehen müflen. 

Es fehlt bei derielben an den allgemeinen Erforderniffen der Ausionderung, 
wie ſie $ 43 K.O. normiert. Der Treugeber hat zwar auf Grund des zwijchen 
ihm und dem Treuhänder beitehenden Rechtsverhältniſſes einen periönlichen An— 
ſpruch. Allein derjelbe iſt Fein Herausgabeanſpruch, Tondern lediglich auf 
Rüdübertragung des anvertrauten Rechtes gerichtet und kann daher nur eine 
Konkursforderung begründen. Bol. hiezu $ 4, 1. 

Noch viel weniger kann der Treugeber behaupten, der anvertraute Gegen: 
ftand „gehöre“ dem Gemeinſchuldner nicht. Das Eigentum der 'anvertrauten 
Sache, die anvertraute Forderung ftehen nicht mehr dem Treugeber, jondern dem 
Treuhänder zu; er ift Eigentümer und Gläubiger. 

Im einzelnen ift zu bemerken, daß Kohler mit der Konjtruftion jeiner 
rei vindicatio ulilis die Frage nicht löſt. Denn eine ſolche bedarf, um durch: 
greifen zu können, pofitiver Anerkennung ſei e8 gejeßlicher, jei ed gewohnheits— 
rechtlicher. Anhaltspunkte für das Vorhandenſein fjolcher Anerkennung laſſen 
ſich indes nirgends finden. 

Die von deriEnticheidung des Reihsgerichtes in Bd. 45 auf Grund einer 
Unteriheidung von formellsjuriftiiher und materiell-wirtſchaftlicher Vermögens: 
zugehörigfeit verjuchte Löfung beruht auf einer Verwechslung der Begriffe „wirt: 
Ichaftliches“ und „rechtliches" Vermögen: Wirtichaftlic) befindet ſich der an- 
vertraute Gegenstand allerdings im Vermögen des Treugebers, nicht aber rechtlich. 
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Im Rechtsleben aber kann die wirtichaftliche Zugehörigkeit niemals enticheidend 
jein. Im übrigen ſei noch bemerkt: Wenn auc das Urteil ausdrücklich eine 
Trennung zwiſchen Innen- und Außen:Verhältnis hinfichtlidy des Eigentums 
ablehnt, jo nimmt es mit der eben erörterten Untericheidung doc) eine jolde 
vor. Denn wenn man dem formelljuriftiihen Eigentum des Treuhänders das 
materiellzwirtichaftlicye des Treugebers gegenüberftellt, jo gibt man damit zu, 
daß das Eigentum derfelben Sache nad) außen und innen verjchiedenen Per: 
ſonen zuitehen kann. 


I. Gruppe. 


Der Treuhänder wird nur zur Geltendmadhung des ander: 
trauten Rechtes legitimiert, das Recht ſelbſt verbleibt beim 
Treugeber. 


A. Die einzelnen Anjichten. 


1. Dernburg vertritt in feinen Bandeften (vgl. Dernburg-Biermann Pandekten I, 
8 100 3. 3) den Standpunft, dab beim fiduziariichen Nechtögeichäft der Fiduziar nach aufen 
die Stellung des Eigentümers bezw. Gläubigers des fiduziariich iibereigneten Gegenſtandes 
erhält, nad innen aber bloßer Bevollmädtigter bleibt, und daß infolge diejer Gejtaltung 
Ausjonderung im Konkurs des Fiduziars möglich ift. 

Weiter nimmt Dernburg Stellung zu unjerer Frage in jeinem preußiichen Pri— 
batreht Bd. ITS 117 Nr. 8, wo er jagt, „die Vindikation iſt . . . . nicht ausgejchlojien, 
wenn man dem Semeinichuldner Jnhaberpapiere übergeben hat, ohne die Abjicht fie ihm 
fofort zu Übereignen 3. B. als Pfand oder zum Verkauf noch auch, wenn man ihm ohne 
die Uebereignungsabiicht Wechiel oder andere indojjable Papiere mit Vollindoſſament zum 
Inkaſſo oder zur Dedung künftiger Forderungen des Empfängers übermachte. Nach außen 
bin iſt zwar in derartigen Fällen die Legitimation eine vollkommene: unter den Be 
teiligten aber ijt die Abjicht bei der llebereignung das Maßgebende.“ In Note 8a. a. O. 
erflärt Dernburg insbejondere die Annahme, der Inkaſſomandant müſſe, um feinen 
Mandaten voll zu legitimieren, denjelben zum Eigentümer des Wecjeld machen für un: 
begründet, „da das Geſetz die Rechte aus dem Indoſſament nur an den Beſitz der Ur 
funde, nicht an deren Uebereignung fniüpft”.') 

Den gleihen Standpunft nimmt Dernburg endlich ein in jeinem Bürgerlichen Redt 
Bd. II S. 304 binfichtlic der „iduziariihen Abtretung einer Forderung“, welche in der 
Meinung vorgenommen wird, daß zwar der Erwerber gegenüber dem Schuldner die Rechts— 
ftellung eines Gläubigers haben joll, im Verhältnis zum Webertragenden aber nur jog- 
Treuhänder ijt, derart, daß er dieſem das Beigetriebene zu erjtatten und deſſen Anwei— 
fungen bezüglich der Geltendmachung der Forderung nachzukommen hat. 


2.v. Wilmomäfi, Reihstonkursordnung. V. U. 1896, 8 35 ©. 174 ff. 

„Der Anſpruch auf Ausjonderung ift hinſichtlich aller Gegenstände zuläjfig, welde 
der Bemeinjchuldner gemäh den Nechtsverhältnijien der Parteien zur Zeit der Konkurs 
eröffnung nicht als die jeinigen zu bejigen berechtigt war.“ 

©. 175 heißt es, „daß Wechjel, Wertpapiere 2c., welde dem Gemeinjchuldner zur 
Verwahrung oder zur Ausführung eines Auftrages .. ., mit der Bedingnug zugeicidt 
find, daß der Gemeinichuldner nit Eigentümer werden fol, wenngleich dazu der Wechſel 
ohne Einſchränkung giriert, oder die Forderung jtatt einer Vollmacht cediert iſt, aus: 
geiondert und zuriüdgegeben verlangt werden fünnen“. 

„Ob und unter welhen Umitänden dann, wenn den Gemeinjhuldner zur Sicherung 
feiner Forderung formell Sahen und Rechte zu Eigentum übertragen, find, die Eigen« 
tumsübertragung ernjtlich gewollt oder al3 dem Mitkontrahenten gegenüber wegen Simu— 
lation oder Gejegesumgehung in fraudem legis unwirkſam behauptet werden fann, iſt 
nach dem bürgerlichen Recht und entiprechender Vertragsauslegung zu enticheiden.“ 


„In allen Fällen, wo der Verwalter dem Ausjonderungsprätendenten gegenüber 
nicht aufredht erhalten kann, daß der Bermögensgegenitand dem Gemeinjduldner 


Vgl. Dernburg, bürgerl. Recht Bd. II, ©. 330 8 5. 
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gehöre — mag der Anjpruc auf einem dinglichen oder perjönlihen Recht gegründet jein 
— it der Ausfonderungsanipruch begründet. 

Für das Verhältnis des Indojjanten und des Andoflatars unter einander entjcheidet 
indes hinfichtlih der Anwendung des S 35 (jept 43) ihre Vereinbarung darüber, ob der 
Indojiant noch Eigentümer und rüdjorderungsberechtigt fein jol. Da $ 35 (43) die An— 
iprüche auf Ausionderung auf Grund eines berjönlichen Rechtes einichließt, mithin aud), 
jofern fie gegen den Gemeinichuldner dahin begründet find, da; der Gegenſtand für das 
Verhältnis des Beanſpruchenden gegen den Gemeinichuldner als ein dem lepteren nicht 
geböriger verlangt werden fann, jo ijt der Inhalt der Konftatierung der Reichstags: 
fommillion, wie der Motive auch im $ 35 ausgedrüdt zu finden.') 

3. dv. Sarwey=Bojjert 4. N. 1901 ©. 205 fi. zu $ 48. 

„ . . . Bei der ganzen Frage fommt ed nur darauf an, ob im einzelnen Fall nad 
dem Willen der Parteien der betreffende Wechjel ıc. in das Eigentum des Gemeinihuldners 
übertragen, das betreffende Recht aus dem Papier dem Semeinjchuldner wirklich verichafft 
werden jollte, aljo aus dem Vermögen des Dritten ausgeichieden ift oder nicht. Letztern— 
jalls iſt Ausſonderungsrecht begründet, erfterenfalls nicht. Der Zwed der Sicherung ſchließt 
an jich den Willen der vollen Webertragung des Rechts nicht aus: ebenjo wie jemand 
einem anderen zum Zweck der Sicherung eine Sahe zu wahrem Eigentum übertragen 
fann, kann er ihn mit dem Zweck der Sicherung auch zum wirflihen Wecjelgläubiger ꝛc. 
maden wollen. it mit diejer Abjicht dem Gemeinichuldner ein Wechjel ıc. übergeben 
und von ihm angenommen worden, jo fann von einem Ausjonderungsredt nicht mehr 
die Rede jein. War dagegen der Parteiwille bei Ueberlafiung des Wechſels ıc. an den 
Gemeinihuldner nicht auf Uebertragung des Eigentums und des Gläubigerrechts, jondern 
lediglih darauf gerichtet, dem Gemeinfchuldner das Papier zum Zwed feiner Sicher: 
ftelung in Verwahrung zu geben („nur zur Sicherſtellung“) oder denjelben mit der Ein« 
fajlierung zu beauftragen, jo ijt das Ausjonderungsrecht zu bejahen. Dabei iit, joweit es 
ih um ein Indoſſament Handelt, die Form desjelben nicht unbedingt maßgebend: aud 
durh ein ohne bejonderen Beijaß („zur Einkaſſierung“, „in Prokura“) auf einen Wechſel 
geiehtes Indoſſament geht, wenn die Abſicht der Parteien nur auf ein Einkajfierungs: 
mandat oder eine Anvertrauung zur Aufbewahrung zum Zweck der Sicheritellung gerichtet 
war, dad Eigentum am Wecjel und das Recht aus demfelben nicht über. Nur die 
Legitimation des Indoſſatars „als Eigentümer“ des Wechſels gegenüber dem Wedhiel- 
derpjlidhteten, die wechjelmähige Befugnis des Indofiatars wird durc das Vollindofiament 
allerdings (gemäß Art. 36 W.D.) als unbejtreitbar hergeitellt, und dieje Legitimation ift 
es au, welche die . . . Entiheidung des NeichSoberhandelsgerihts (Bd. 6 ©. 53 ff.) 
jedenfalls unmittelbar im Auge bat.“ 

4. Peterſen-Kleinfeller 4. A. 1900, $ 43 3.9. ©. 228. 

.#:.. Wenn nad der W.O. der Indoſſatar, jofern im Giro eine Beſchränkung 
nicht beigefügt wurde, Dritten namentlih dem Wechielihuldner gegenüber unbedingt als 
Eigentümer gilt, jo folgt daraus nicht, daß er auch dem Indoſſanten gegenüber als 
Eigentümer gelten muß. Vielmehr ijt für das materiellrehrlihe Berhältnis zwiſchen dem 
Indoſſanten und dem Indoſſatar das dem Indoſſament zu grund liegende Geſchäft ent- 
Iheidend. Liegt nad diefem bloß ein Profura: oder Inkaſſoindoſſament vor, jo fann der 
Indofiant vom Indojiatar jederzeit die Rückgabe des Wechſels verlangen; er ift 
demnach diefem gegenüber und folgeweile aud der Maſſe gegenüber, joweit es ſich 
um das rein civilrechtliche Verhältnis handelt, ald Eigentümer anzuichen. Es fehlt auf 
beiden Seiten der nah $ 929 B.6.B. erforderliche Wille, da Eigentum übergehen joll.“ 

5. Cojad, Bürgerliches Recht Bd. ITS 254, z. Nr. 9 nimmt für den Fall, daß der zur 
Verfügung über ein Wertpapier Berechtigte „einen anderen ermächtigt, dad Recht aus dem 

apier im eigenen Namen aber für jeine, de8 Machtgebers —— geltend zu machen“, 
an, „daß hierin nicht notwendig eine Uebereignung des Papieres liegt”, und daß dem— 
gemäk im Konkurs des Ermädtigten dem Machtgeber jehr wohl ein Ausſonderungsrecht 
am Papier zujtehen kann. 

6. Staub, Kommentar zur Wecjelordnung 4.9. 1901, Art. 17 Zuſ. 1, vertritt die 
Anſicht, daß es ſich beim Vollindoſſament zum Inkaſſo oder dem verſteckten Inkaſſogiro, 
wie er es nennt, weder um ein reines Eigentums-, noch um ein Vollmachtsindoſſament 
fondern um ein Eigentumsindofjament bejonderer Art handelt: „es joll weder das 
Eigentum übertragen noch eine Bollmacht erteilt werden, jondern es joll der Indoſſatar 
nad außen ald Eigentünter gelten, in jeinem Namen ein fremdes Recht geltend maden. 


) Bgl. Protofolle der Neihstagstonturstommiiiion S. 172. 
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Das Wechſeleigentum ijt beim Indoſſanten verblieben, der Indoſſatar ericheint als 
Eigentümer, der Indoſſant ift es.“ SS Su. 9. 5 j 

„Der Indofjant kann den Wedel vindizieren, wenn er beim Indoſſatar gepfändet 
ift, er fann ihn im Konkurſe des Inkaſſomandatars als Ausjonderungsberectigter 
herausfordern.“ S 14a. 

7. Bernſtein, Wechſelordnung 1898. Art. 17,83 ©. 112 fi 

„Beim verjtedten Profuraindofjament (fiduziariihen Indoſſament) iſt die Form der 

Eigentumsübertragung gewählt (Art. 10), gewollt aber it VBollmachtserteilung mit der 
Mahgabe, daß der Bevollmädhtigte nad augen als Eigentümer erſcheine. Eigentum er: 
langen kann der Indoſſatar jedoh nur, wenn er jedem, demnach jelbit dem Indoſſanten 
gegenüber, Herr der Forderung wird. Es gibt fein Eigentum, das bejtimmten PBerionen 
egenüber ſich nicht als ſolches zeigt und zeigen fol. Darnach it gejepten Falls die 
— — ein Scheingeihäft, es ſcheint etwas anderes, als es thatſächlich iſt. 
Nach allgemeinen Grundjägen iſt ein Scheingeihäft nicht vollitändig ungiltig; es gilt 
vielmehr das thatjählih Gewollte. . . .. Troß des ihm mangelnden Eigentums iſt der 
verjtectte Profuraindojiatar nad Art. 36 WO. wie ein Eigentümer legitimiert... . .- 
Die vom Indofianten dem Inkaſſomandatar nad) außen eingeräumte Stellung des Eigen: 
tümers erweitert die Vollmachtsgrenzen nad) außen auf alle einem Eigentümer zujtcehenden 
Befugnijie. . ... Das Wechſeleigentum iſt dem Indoſſanten verblieben. Er kann es 
bei der gegen den Indoſſanten ausgebrachten Wechſelbeſchlagnahme geltend machen und 
iſt im Konkurje des Indoſſatars rückſichtlich des Wechſels oder des nach Konkurseröffnung 
eingezogenen Wechſelbetrages ausſonderungsberechtigt.“ 

8. Jacobi, Die Wertpapiere im bürgerlichen Recht 1901, nimmt den Standpunft 
ein (S. 45 ff.), dab das Vollindofjament zum Inkaſſo in der Mitte jteht zwiichen dem 
gewöhnlihen Voll- und Profuraindofjanent. Er geht dabei davon aus, dab jedes Voll: 
indofjament einmal den Zwed der Legitimation und dann den, Wechſeleigentumsüber— 
tragungsmittel zu jein, erfüllen kann, aber nicht immer muß. Beim Inkaſſovollindoſſament 
wollen die Parteien den Indofjatar lediglich legitimieren, feineswegs aber Eigentum am 
Papier und Gläubigerreht übertragen. „Mit dem Vollindojjament zu Inkaſſozwecken 
wollen die Parteien . . einen weiteren Zweck erreihen, den ihnen cin bloßes Prokura— 
indofiament nicht verichaffen könnte: Der Indoſſatar joll im eigenen Namen Hagen können!“ 

Nacobi zieht aus jeiner Entwidlung die Konjequenz: 

„Keiner Ausführung bedarf es hiernady, da der Indoſſant im Konkurſe des In— 
dojiatars ein Ausionderungsrecht hat, da er Eigentümer des Wechſels geblieben ijt.“ 

9. v. Kanftein, Lehrbuch des Wechſelrechts 1890 S. 112, 451 vertritt folgende Anſicht: 

„Oft wird . . . das Brofuraindofiament ohne Proturaklauiel, alſo in der Form eines 
Eigentumsindofjaments aber mit dem Willen gegeben und genommen, daß der Indoſſatar 
nit Eigentum an dem Wechſel erwerbe, jondern bloß als Bevollmädtigter die Zahlung 
einziehe: fiduziariiches (jtilles Profura-) Indoſſament oder Sceingiro. Cigentümer des 
Wechſels bleibt der Indoſſant, er kann deshalb aud gegenüber der Konkursmaſſe des 
Indoſſatars den Wechſel vindizieren.“ 

10. Urteil des Reichsgerichts v. 18. Juni 1896 (Seufferts Arhiv Bd. 46 Nr. 90). 

Diejer Entſcheidung liegt folgender Thatbejtand zu grunde: 

Der Beklagte T hatte jein Gejchäft nebjt Firma und verichiedenen Aktiven dem jpäter 
in Konkurs geratenen B verkauft. Außenſtände jollte B für Nechnung des T einziehen 
und die Beträge an T abliefern. Bor dem NRegijterrichter hatten beide Kontrahenten die 
demnächit veröffentlichte Erflärung abgegeben, das Geſchäft jei mit feinen jämtlichen Attiven 
und Paſſiven dem B übertragen. B fam in Zahlungsjchwierigkeiten und forderte die 
früheren Schuldner des T auf, direft an diejen zu zahlen, was geihah. Die vom Kon: 
furöverwalter auf Herauszahlung der dergeitalt von T eingezogenen Beträge geitellte 
Klage wurde abgewiejen unter anderem auch aus dem Grunde, daß fein Bedenfen vor 
liege, „nach, Analogie des Art. 365 Abi. 2 des H.G. B. im Verhältnis des Beklagten zu 
den Gläubigern des B die hier fraglichen Forderungen als ſolche des Bellagten anzuiehen. 
Da nadı dem Bertrage die Einziehung der Ausjtände dur B auf Koſten und Gefahr 
des Bellagten gejcheben jollte, jo war erjichtlich der Wille der Kontrahenten gar nicht auf 
eine wirkliche Uebertragung der Ausftände an B gerichtet, und würde diejer daher auch 
durch die Ceſſion nur formell (wie bei der tiducia des älteren röm. Nechts) Eigentümer derjelben 
geworben jein, während fie materiell Eigentum des Beklagten geblieben wären. Nad dem 
Willen der Kontrahenten wäre B nicht procurator in rem suam, jondern lediglich materiell 
Mandatar des Bellagten gewejen, welch legterem ungeachtet der formellen Ceſſion das Aus: 
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ſonderungsrecht nad 8 35 der K.O. zuſtehen würde, da in Wirklichkeit die Ausſtände 
nicht in das Vermögen des B übergeben jollten und übergegangen wären, und deshalb 
auch nicht zu feiner Konkursmaſſe gehören. .... 

3. Urteil des Oberlandesgerichts Oldenburg vom 21. Oktober 1891 (Seufferts 
Archiv Bd. 49 Nr. 113.) 

Hier wird die Frage erörtert, ob- Wechfel, die mit Vollgiro, aber nur zum Inkaſſo 
übergeben werden, im Konkurſe des Indoſſatars _ausgejondert werden fünnen oder nicht. 

Die Entigeidung nimmt Bezug auf die Stellung der geiepgebenden Faktoren zu 
diejer Frage und führt dann fort: 

„Man muß in Gemähbeit der feitgeftellten Anjicht der gejepgebenden Faktoren unter 
Unteriheidung des Verhältnijies des Indoſſatars zu Dritten und zu dem Indoſſanten 
zu der Annahme gelangen, daß der Indoſſatar durch das Bollindojjament nicht uns 
bedingter Eigentiimer des Wechjeld und unbejchränfter Inhaber der Wechjelforderung, 
jondern nur berechtigt werden joll, wie ein Eigentümer gemäß der W.D. über den Wechſel 
zu verfügen, jo daß, wenn er dies gethan hat, der legitimierte Beliper nur etwa in Ges 
mähheit des Art. 74 der WO. zur Herausgabe angehalten werden fanıt, dal; aber, wenn 
er nicht verfügt bat, dem Vertrage gemäß zwiſchen ihm und dem Indoſſanten das Ver— 
hältnis eintreten ſoll, das im Art. 17 d. W.O. für den Fall feſtgeſetzt iſt, daß die Be— 
merkung „zur Einkaſſierung“ dem Indoſſament beigefügt iſt, daß alſo für dieſen Fall der 
Wechſel Eigentum des Indoſſanten bleibt und dieſer zur Zurückſendung berechtigt iſt. Die 
Klage iſt daher an ſich begründet.“ 


B. Kritik. 


Die eben dargeſtellte Theorie hat richtig erkannt, daß auf dem Boden der 
altrömiſchen fidncia eine den Forderungen der Gerechtigkeit entſprechende Löſung 
der Streitfrage nicht zu erzielen ift. Im richtiger Würdigung des Umſtandes, 
daß für die moderne ZTreuhänderichaft das Innen- und Außenverhältnis ſcharf 
zu trennen iſt, fam fie zu dem MRejultate, daß der Treuhänder nur 
zur Geltendmadhung des amvertrauten Rechtes legitimiert wird, während 
dad Necht ſelbſt nach wie vor beim Treugeber verbleibt. Der Treuhänder 
macht ſonach fremde Rechte im eigenen Namen geltend, d. h. er handelt als 
Vertreter des Treugeberd. Damit it ein Vertreterbegriff geichaffen, den unjer 
modernes Recht nicht kennt. Maßgebende Beitimmung it hier $ 164 B. G. B. 
Tarnad) muß jeder, der als Vertreter fremde Rechte geltend machen will, im 
Namen des Wertretenen handeln, nicht aber im eigenen Namen. Uebrigens 
fteht die ganze Konftruftion mit dem Weſen der modernen Ireuhänderichaft im 
Widerſpruch. Hier nur joviel: der Treugeber will den Treuhänder nicht nur 
legitimieren, er will ihn vielmehr Dritten gegenüber zum Herrn des anvertrauten 
Gegenftandes machen. Das Nähere hierüber fiehe $ 4. 

Die Schwächen jeiner Theorie bat Staub a.a. O. jelbit zugegeben. Er 
ſagt, die rechtliche Zuläffigkeit eines beionderen Inkaſſo-Indoſſaments könne 
erheblichen Smeifel unterliegen, vgl. Art. 17 86. „Denn ein joldhes Giro ent: 
jpriht prima facie den in der Wechſelordnung vorgeichriebenen Exfordernifien 
eines Indoſſaments nicht, denen des eigentlichen Indoſſaments um deswillen 
nicht, weil ja das Eigentum am Mechjel und die Rechte aus dem Wechſel nicht 
auf den Indoſſaten übergehen jollten, während dies zu den Erfordernifjen des 
eigentlichen Yndolfaments unbedingt gehören zu ſcheint (Art. 9 und 10), denen 
des Profuraindofjaments nicht, weil der Indoſſatar zwar im Auftrag und für 
Rechnung des Indoſſanten, aber niht im Namen desjelben, jondern 
Im eigenen Namen den Wechſel geltend maden joll.“ Staub 
beruft fih für die Zuläffigfeit eines ſolchen Giros auf Wechielverfehr und 
Gerihtspraris. Nun wird freilich niemand behaupten wollen, ein Bollindoifa: 
ment zum Inkaſſo eriltiere überhaupt nicht. Eine ganz andere Frage iſt es aber, 
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wie dadjelbe rechtlich zu Eonftruieren jei. Darüber herrichen die verſchiedenſten 
Anſichten. Daß fich gerade im Sinne der von Staub verjuchten Konſtruktion 
ein Gemwohnheitsreht gebildet hat, iſt nicht erwielen. Es beitehen jonad) die 
von Staub jelbft vorgebradhten Bedenken im vollen Umfange zu recht; die 
Theorie Staubs iſt und bleibt ebenjo wie die der mit ihm im Prinzip einigen 
übrigen hier aufgeführten Autoren, eine „Anomalie”. 

So anerfennenswert e8 ilt, daß die hier beiprochene Gruppe zwiſchen Innen: 
und Außenverhältuis unterjcheidet, jo muß ihr Reiultat doch als unbrauchbar 
bezeichnet werden, weil ſie ſich ſcheute, den Kleinen Schritt, der fie von der rich— 
tigen Erfaſſung des Begriffes der moderneren Treuhänderjchaft trennte, zu thun 
und den Zreuhänder nicht nur nad außen zu legitimieren, jondern ihn aud 
zum Herrn des anvertrauten Gegenftandes zu machen. Ä 

Bezüglid) des Vollindoffaments zum Inkaſſo ſei noch verwiejen auf die ' 
Einwendungen, welche Schulte, Treuhänder im geltenden bürgerlichen Recht 1901 
gegen die Legitimationstheorie erhebt. Schulte rügt ebenfalls den Mangel des 
Begebungsvertrages. „Der Schuldner kann dem Indoſſatar gegenüber unter 
Aufdelung des Inkaffomandatsverhältniffes einwenden: Du haft gar fein 
materielle Recht. Nur dein Auftraggeber hat ein ſolches. Aber in deſſen 
Namen trittit du nit auf. Ja, wenn du es thätejt würde es euch doc nicht 
helfen, denn an deinen Auftraggeber brauche ich gleichfalls nicht zu zahlen; er 
hat zwar die materielle Berechtigung, nicht aber die formelle Legitimation.“ 

Es ergibt id) jomit, daß die hier in Trage ftehende Gruppe nicht nur 
einen dem modernen Net unbekannten Bertreterbegriff geihaffen hat, jondern 
nicht einmal die Erreichung des beim Inkaſſoindoſſament verfolgten Zieles ficher 
zu ftellen vermag. 

Bezüglich) der Entiheidung in Seufferts Archiv Bd. 46 ſei bemerkt, daß 
fie den Begriff der altrömilchen fiduceia völlig verfennt, der, richtig erfaßt, un— 
bedingt zu einer Verwerfung des Ausjonderungsanipruches hätte führen müſſen. 

Was endlich die Entſcheidung in Bd. 49 ebendort anlangt, ſo muß es als 
unzuläſſig bezeichnet werden, eine nicht Geſetz gewordene Anſicht geſetzgebender | 
Faktoren als enticheidende Grundlage bei der Beurteilung eines Redjtsverhält- 
niſſes zu benüßen. 








III. Gruppe. 
Don den bier aufgeführten Autoren gelangt jeder auf Grund einer ge 
londerten Theorie zur Bejahung der Streitfrage. 


1. Stonietfy, Gruchots Beiträge, 29. Jahrgang 1885, ©. 231 ff. 

A. Sfoniepgfy vertritt die Anficht, „da don den Merkmalen, aus denen jich der 
Eigentumsbegriff nach römischen Recht zuiammeniegte, dad Merkmal der Unteilbarteit 
injoweit weggefallen ijt, als durch dejien Aufjtellung für das römijche Recht die Zuläfjig- 
feit der Abtrennung einzelner im Eigentum liegender Berugnijie von dem legtern bat 
verneint werden jollen. War es jchon nach dem jpätern römiſchen Recht möglich, daß an 
einer und derjelben Sache der eine die Proprietät, der andere das Nutzungsrecht hatte, 
jo fann heutzutage auch ein Eigentum ohne Dispofitionsrecht bejtehen. Na es kann jogar 
vorkommen, daß dem Eigentum Nupungs: und Pispofitionsrecht gleichzeitig fehlt.“ 

Seine Theorie überträgt Stoniepfy von fürperlicen Sachen auch auf Forderungs— 
rechte: „Wird z. B. ein Wechſel unter Vollgiro zu Inkaſſozwecken, kommiſſionsweiſe, 
behufs ÿᷣſandbelellung begeben, ſo bleibt das Eigentum beim Indoſſanten zurück, wogegen 
der Indoſſatar durch ein ſolches fiduziariſches Indoſſament ein ſelbſtändiges Dispo— 
ſitionsrecht erwirkt, vermöge deſſen er ohne Rückſicht auf den gänzlichen Mangel oder die 
beſchränkte Wirkſamkeit ſeines Eigentums die Forderung auf Dritte zu unbeſchränktem 
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Eigentum übertragen und gegen den Schuldner unbejchränft im eigenen Namen aus- 
üben darf.“ 


B. Dieſe Eigentumsteilungs:Theorie hat in unjerm bürgerlichen Recht feinen 
Platz. Es jei hier vor allem verwiejen auf die Motive zum B.G.B. Bd. HI, 
©. 262 ff. welche ausdrücklich; bemerken, daß das Eigentum „nicht die Summe ein= 
jener Befugniſſe“ iſt. Das Eigentum ift ein einheitliches Recht. Mag der 
Eigentümer im einzelnen Falle auch noch jo jehr in der Dispofitionsfähigfeit 
beichränft fein, deshalb kann man nicht behaupten, daß ihm diejelbe fehlt. 
Er ift lediglich in der Ausübung gehindert, fein Recht ruht, um mit Wegfall der 
Beihränfung jofort wieder aufzuleben. Skonietzkys Konftruftion fußt offenbar 
auf den Beitimmungen des allgemeinen Landrechts I SS 16 ff. Diele aber 
haben ihren Urſprung in der im Mittelalter entitandenen und von der italienijich- 
deutihen Jurisprudenz fortgebildeten Theorie, welche bejonderd weitgehenden 
Nugungsrechten den Eigentumscharakter verlieh und jo den Gegenſatz zwiſchen 
dominium direel"m und ulile, zwilchen Ober: und Untereigentum ſchuf. Unfer 
Bürgerlihes Geſetzbuch hat dieje Unterjchiede endgültig bejeitigt und lediglich für 
einige der Landesgejeßgebung vorbehaltenen Gebiete in den Art. 57 ff. EG. 
2.6.8. Ausnahmen geltattet.') 


2. Dungs, Ueber die Nectsitellung des Gläubigers für fremde Rechnung, Gruchots 
Beiträge, 32. Jahrgang 1877, ©. 8 fi. 

A. Dungs verleiht dem Treugeber oder, wie er ihn nennt, dem „Geſchäftsherrn“ 
ein Ausjonderungsrecht auf Grund folgender Erwägungen: 

„Nicht das jurtftiihe Band zwiichen Gläubiger und Schuldner, die Unterwerfung 
des Willens des Lepteren, ift für und das Wejfentliche an der Obligation (scl. de modernen 
Rechts), jondern die Leiftung, derenwegen diejes Band geſchaffen, der in der Obligation 
verförperte Wert“... . . „Für die juriftiiche Auffafiung liegt (aber) der Wert der Obligation 
in ihrer Eigenichaft, das rechtlich garantierte Mittel zu jein zur Derbeiführung eines ver- 
mögensrehtlihen Zweckes“. (S. 17.) 

Dungs jtellt jodann das „Poſtulat“ auf, „es muß derjenige der Herr über 
dad Mittel jein, deſſen Zwecken eben diejed zu dienen bejtimmt ift; bievaus ergibt fi, 
dab auch rechtlich die Obligation dem angehört, dejien Zwed nad der Rechtsordnung 
durch diejelbe verwirklicht werden fol. Und dies auch dann, wenn er ein anderer it, als 
* welcher, formal betrachtet, Gläubiger der Forderung, die letztere geltend zu machen 
efugt iſt. ... 

Nach außen hin ſteht die Forderung dem Gläubiger für fremde Rechnung zu, er 
hat nicht nur die formale Legitimation, er iſt Gläubiger. . .. 

Nah innen it der Gläubiger gebunden durch die Thatjache, daß die Obligation 
den Zweden des Geſchäftsherrn dient. . . . 

(Eine unmittelbare Wirkung gegenüber den Konfursgläubigern) wäre der Gebunden= 
heit des Gläubigers für fremde Rechnung zu verjagen, wenn diejelbe bloß obligatorijcher 
Natur wäre. . .. Doch jene Borausjegung dürfte nicht zutreffen. Iſt es richtig, daß die 
Lbligation des Gläubigers für fremde Rechnung nach der inneren Seite den Zwecken des 
Geſchäftsherrn dient, ferner daß für die Zugehörigkeit der Obligation entſcheidend iſt, 
weſſen Zweck ſie erfüllen ſoll, ſo geht die Gebundenheit des Gläubigers ihrem Inhalt nach 
zunächſt dahin, jederzeit zuzugeben, daß die Obligation ſubſtanziell dem Geſchäftsherrn 
zugehörig iſt. Der Anſpruch des letzteren geht alſo darauf, daß der Gläubiger für fremde 
Rechnung die Obligation als ſein — des Geſchäftsherrn — ſubſtanzielles Recht anerkenne. 
Ein ſolcher Präjudizialanſpruch iſt kein obligatoriſcher, er iſt ein abſoluter, quaſiding— 
licher. Er wirft daher gegenüber den Konkursgläubigern und begründet das Ausſonderungs— 
tet im Konkurſe.“ 

') Vgl. auch: Pland:Achilles, Kommentar 5. BGB, II T, 3. Abichnitt, 1. Titel 
Vorbem. v. $ 903; Endemann, Lehrbuch, VI. A, III. Bd., S. 266, Staudinger-Kober, 
Kommentar z. B. G. B., II. T, 3. Abjchnitt, 1. Titel, Vorbem. 5. $ 903: Dernburg, 
ea Recht, II. A., Bd. II, $ 61; Windſcheid-Kipp, Pandelkten, VII. W., $ 107, 

1. S. 1. 
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B. Bei Dungs iſt anzuerkennen, daß er die Stellung des Gläubigers für 
fremde Rechnung nad außen jcharf trennt von der Stellung nad) innen, dem 
Geichäftsheren gegenüber. Statt num aber aus der Scheidung zwiichen Innen: 
und Außenverhältnis die Konſequenz zu ziehen, daß die Parteien für das innen: 
verhältnis überhaupt feinen Rechtsübergang beabfichtigen, ſucht er unter aus: 
ihließlicher Betonung der wirtichaftlihen Zugehörigkeit der anvertrauten For— 
derung jeinem „quafidinglichen Ausionderungsrecht“ eine Stüße zu bieten. Die 
wirtichaftliche Zugehörigkeit als ſolche kann niemals die Nichtzugehörigkeit im 
rechtlichen Sinne begründen. Der „quafidingliche” Anſpruch des Gläubigers für 
fremde Rechnung it in Wahrheit nichts anders als die bereits abgelehnte 
Kohlerſche rei vindicatio ulilis. (Vgl. Gruppe 1.) 


3. Jaeger, Konfursordnung, 1902, $ 43 Anm. 17 ff. 


A. Im Falle der fiducia vereinbaren die Parteien „bewuht ein in jeinen Wirkungen 
über den erjtrebten, praftiihen Zwed hinausgehendes Rechtsgeſchäft. . . . Das fiduziariſche 
Geſchäft ijt ernitlih und nach außen vollwirfiam. Der Erwerber (Fiduziar, Treuhänder) 
wird dementibrehend zur Geltendmachung des ihm übertragenen Rechts unbeichränft 
legitimiert. Allein er ift gegenüber dem Veräußerer obligatoriih gehalten, das ihm ge: 
jchenfte Vertrauen nicht zu mipbrauchen. “ Naeger behandelt im folgenden unter aus 
giebigen Litteraturnacdweiien die Frage der Ausjonderung im Konkurs des Fiduziars. 

Er bezieht fi) biebei vor allem auf die bereit8 erwähnte Konitatierung der Reichs— 
tagstommiffion mit dem Beifügen: „Man darf alio wohl behaupten, daß die Kon— 
ftatierung den Willen der gejepgebenden Faktoren ausdrüdt und darım nicht einfach in 
den Wind geichlagen werden kann.“ Anm. 18. 

„Anm, 19: „Auch der Wortlaut des Geſetzes läßt jih mit der Beziehung des Aus— 
fonderungsanipruches vereinigen. Mag man die Rechtsſtellung des Konkursverwalters 
auffaſſen, wie man will, das iſt gewiß, daß der Verwalter Vermögensrechte des Gemein: 
ihuldners grundiäglid nur in den Grenzen ausüben darf, in denen jie dem leßteren zus 
jtehen. Für das Verhältnis der Parteien untereinander iſt der Treuhänder nur er— 
mächtigt, nicht jelbit berechtigt. . . Er darf ſich alio dem Bertragsgenofien gegenüber 
auf das ihm anvertraute Eigentum oder ſonſtige Necht nicht berufen. Wie der Geichäfts- 
herr den der Rüdjorderung eines nur zur Einfaijierung übereigneten Wertpapiers ent 
gegengehaltenen Einwand des Eigentums entlräften würde, fall$ diejen der Gemein— 
ſchuldner jelbjt geltend machte, jo bietet er durch eine replicatio doli ($ 157 8.6.8.) dem 
gleihen Einwand des Berwalters die Spitze. . . 

Der Ausjonderungsaniprud iſt bier ein perjönliches Recht, 3. B. die actio mandati 
auf Grund deſſen geltend gemacht wird, daß der fiduziariich übertragene Gegenjtand 
für das Verhältnis der Parteien untereinander dem Treuhänder nit „gehört“. Der 
Wortlaut des 5 43 dedt aljo volllommen unjeren Fall. Wenn Lang im Archiv für civil. 
Praris (Bd. 83, S. 343 ff.) einwendet, ein „relatives Eigentum oder Gläubigerrecht jei 
juriftiich unmöglich“, jo überfieht er, daß ein ſolches auch jonjt, namentlich im Fall der 
Berfügung entgegen einem relativen Veräußerungsverbot (vgl. $ 71K. O.) vorfommt, und 
daß, wenn dieje Unmöglichkeit bejtände, insbejondere auch die Normen der 88 251 Sap 2, 
392 II 9.6.8. juriſtiſch unmöglich jein müßten.“ 


B. Ein Eingehen auf die eben vorgetragene Anficht, Die ala in der Haupt: 
jache zutreffend bezeichnet werden muß, erſcheint an dieler Stelle mit Rückſicht 
auf die jpäter folgenden Ausführungen in $ 4 überflüllig. 


4. Sch ultze, „Treuhänder im geltenden bürgerlichen Recht“, Jena 1901, 

A. Die Hennzeihen der Rechtsmacht des Schultzeſchen „Treuhänders“ find: 

1. Er hat eigene, ihm im eigenen Namen zujtebende Nedhte. 

2, Er hat dieje Rechte nicht im eigenem Intereſſe. 

3. Er hat dieie Rechte empjangen mit der Bejtimmung des Nichtgebrauch® im eigenen 
Intereiie. 

Die Fälle der, wie er es nennt, „gemiichten Treuhänderichaft”, bei welcher die über: 
tragenen Rechte „mit einem beitimmten Teile dem eigenen und nur mit dem überjchießenden 
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Teile nicht dem eigenen Intereſſe ihres Trägers dienen jollen“, jcheidet Schulße von vorn— 
herein aus jeiner Betrachtung aus. Schulte behandelt zunächit den Unterjchied zwiichen dem 
altrömiihen und dem germanijchen Treuhänder, den er dahin fixiert, daß eriterer eine den 
geſetzten Zweck überſchießende Rechtsmacht hat, für die es nur einen obligatorischen Aus— 
leid gibt, während die des lepteren unter einer mit ihrem Eintritt in rem wirkenden 
Reiolutivbedingung jteht. Das Eigentum des germaniichen Treuhänders iſt nah Schultze 
ein refolutiv bedingtes. Im folgenden wird dann auch für das Recht des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs der Nachweis einer Eigentumsübertragung zu erbringen gejucht, dergeitalt, 
dak dem Treuhänder Eigentum zugeiprocdhen wird, dieſes Eigentum jelbit aber unter eine 
auflöjende Bedingung geitellt wird, in der Art, daß Tod, Wegfall des Treuhänders, ein— 
tretende Umerreichbarteit des Zweckes, insbejondere Verfügung zu anderem als dem geſetzten 
Zwed ohne weiteres den Rüdfall an den Treugeber oder auch an einen anderen herbei- 
führen. (S. 20 ff.) 

Schultze behandelt in einem jpeziellen Teil jodann von jeinem Standpunft aus die 
Fälle der fiduziariichen Stiftung, die Sammlung von Beiträgen und das VBollgiro zum 
Inkaſſo. Seine übrigen Beiipiele bedürfen, als zu unjerer Frage in feiner Beziehung 
ftehend, bier feiner Erwähnung. 

B. Schulte hat vor allem jchon deshalb feine Löſung der Streitirage zu 
bieten vermocht, weil er lediglich die „reine Treuhänderichaft”" im Auge hat, die 
Fälle der „gemiſchten Treuhänderſchaft“ dagegen völlig ignoriert. Damit bleibt 
unjere Frage hinſichtlich der praftiic jehr häufig auftretenden cessio in securi- 
tatem nach wie vor offen. Schultze's Theorie ſtützt ſich auf eine jeiner früheren 
Arbeiten: „Die langobardiihe Treuhand“ Breslau 1895. Schon das dort ge: 
wonnene Rejultat ift aber nicht unangefochten geblieben, wie fid) aus einer Kritik 
Pappenheims, Kritiſche Vierteljahrsſchrift 1897, ©. 331 erjehen läßt: „Wir 
hätten es Lieber gejehen, wenn Schulge bei der juriftiichen Konftruftion des 
Treuhändereigentums die Kategorie der Rejolutivbedingung nicht zur Verwendung 
gebracht hätte, da hiedurch nicht eine Klärung, jondern nur eine Verdunkelung 
des wahren Weſens unjeres NRechtsinftituts herbeigeführt werden kann.“ 

Uebrigens kann Schulße feine Anficht nicht einmal für alle Fälle der 
reinen Treuhänderſchaft zur Durchführung bringen. Sie verjagt bei der Auflaſſung 
eines Grundftüdes zu treuer Hand, da das Bürgerliche Geſetzbuch in dieſem Fall 
Relolutivbedingung und dinglichen Rüdiall nicht kennt. Hier ift nur unbedingte 
Auflaffung möglid. Schultze kann feinen Treugeber hier nur durd Eintragung 
einer Vormerkung nad) Bürgerlichem Geſetzbuch fihern. Dies ift gewiß zuläſſig und 
zwedentiprechend. Es widerjtreitet jedody eine ſolche äußerliche Kenntlichmachung 
des Treuhandverhältniffes der Abſicht der Parteien, welche doch wollen, daß 
nad außen die Auflaſſung zu treuer Hand fi) durch nichts von einer gewöhn— 
lihen Auflaffung unterjcheide. 

Bei Treuhänderfällen des Mobiliarverfehrs beitehen allerdings feine Hinder: 
nifje gegen die Anwendbarkeit von Schulges Konitruftion. Allein unſer bürger: 
lies Recht kennt weder eine gejeßliche noch eine gemohnheitsrechtliche Norm, 
aus welcher ſich entnehmen ließe, dat die Uebertragung eines Rechtes zu treuer 
Hand ſtets unter einer dinglich wirkenden Rejolutivbedingung erfolge. Es wäre 
vielmehr für den jeweiligen einzelnen $yall der Nachweis zu liefern, daß die 
Parteien eine ſolche Verabredung getroffen haben. Die Fälle aber, in welchen 
dies thatjächlich geichieht, werden im praktischen Leben jehr jelten vorfommen. 

Wenn Schule endlid S. 23 behauptet, die Eröffnung des Konkurjes über 
das Vermögen des Treuhänders berühre das Ireuhandverhältnis nicht, jo ift 
dem zu widerjprechen. Unberührt bleiben allerdings diejenigen Beziehungen, 
welche ih aus dem zwiichen den Parteien bejtehenden Rechtsverhältnis (Auftrag, 
Verwahrung u. j. mw.) ergeben. Dagegen das unter Normierung einer dinglid) 
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wirkenden Nejolutiobedingung anvertraute Necht bildet einen Bejtandteil des 
gemeinjhuldnerijchen Vermögens und gehört daher zur Konkursmaſſe, jolange 
die Bedingung in der Schwebe ift. Gemäß $ 117 RD. muß der Vermalter 
das zur Mafje gehörige Vermögen in Beſitz nehmen und verwerten, folglich 
auch den anvertrauten Gegenjtand. Es berührt jomit die Komkurseröffnung 
das Treuhandverhältnis wohl. Vom Standpunft Schultze's aus müßte der 
Konkursverwalter den anvertrauten Gegenitand dem Gemeinjculdner belaſſen 
und dürfte denjelben niemals zur Maſſe ziehen. 


5. Wieland, Der Wedjiel und jeine civilrehtlihen Grundlagen, Bajel 1901 ©. 280 fi. 

A. Wieland behandelt u. a. die Frage nah der Natur des Vollindojjaments zu 
Inlaſſo zweden Er gibt eine zuſammenfaſſende Darſtellung der hierüber herrſchenden 
Meinungen. Seine eigene Anſicht geht dahin, daß der Inkaſſoindoſſatar zwar Eigentum 
nicht aber Gläubigerrecht am Wechſel erlange; er ftüpt ſich hiebei insbeſondere auf das 
Andojjament des code de commerce. Der Intkaſſoindoſſatar ijt formell legitimiert, er 
hat den Schein der Gläubigerichaft für fih. Weiſt der Schuldner das Intaſſoverhältnis 
nad, jo ſind Einreden ex persema indossantis unbeſchränkt zuläſſig. Wieland weiſt be— 
ſonders auf die Verichiedenheit des internen und externen Berhältnijies hin. Im 
Konkurs des Indojjatars ijt der Indoſſant ausionderungsberechtigt, nicht weil er Eigen: 
tümer des Wechſels, jondern weil er forderungsberedtigt ift. 


B. Vor allem ift darauf hinzumeiien, daß das Vollindoſſament der WO. 
und dad endossement regulier des franzöſiſchen Rechtes keineswegs identiſch 
find, wie Wieland annimmt. Während (eßteres nur eine Vermutung der 
Gläubigerichaft erzeugt, bewirkt eriteres, wie ſich aus dem Wortlaut des Art. 10 
W.O. ergibt, den Uebergang ſämtlicher Rechte auf den Indoſſatar. „Die ding: 
lihen Wirfungen des Webertragungsaftes ziehen die obligatorischen von Gejeßes: 
wegen nad) fich.“ ') 

Mer Eigentümer des Papieres wird, wird auch Forderungsgläubiger. 

Der Mangel des eigenen Intereſſes kann dieje Folgen nicht hindern. Auch 
entipriht Wielands Konftruftion niemals der Abficht der Parteien, die doch 
darauf geht, daß der Indofjatar für den Schuldner nicht nur Eigentümer des 
— ſondern auch Gläubiger der durch denſelben verbrieften Forderung 
werden ſoll. 


Stammler, Recht der Schuldverhältniſſe in ſeinen allgemeinen Lehren 1897, 
S. 1 

A. „Bei einer fiduziariſchen Ceſſion . . . erklären die Kontrahenten beſonders durch 
den Zuſatz „zur Einziehung“, „zum Inkaſſo“), daß die Abtretung nur zu einem bejtimmten 
Zwed geiheben joll, nicht aber als unbejchränfte Ceſſion zu gelten habe.“ 

Im Folgenden wendet fih Stammler bei. gegen Dernburg, Pandelten, Bd. TS 100 

„ . . Wenn jemand ald Nusionderungsberechtigter auftritt, jo macht er.... das ihm 
zuitehende Recht „nad außen“ hin geltend. Es iſt nicht ein Austrag des zwijchen ibm 
und dem Kridar intern beitehenden Rechtsverhältnijjes, jondern er behauptet ein von den 
Konfursgläubigern zu rejpektierendes Ausſchließungsrecht. Bat er wirklich „nad außen“ 
das Eigentum weggegeben, jo iſt auch nicht einzujehen, wie er noch als Bindifant auf: 
zutreten in der Lage jein ſoll.“ 

Stammiler bejtreitet überhaupt die Möglichkeit einer fiduziariſchen Ceſſion: 

„Wenn eine fiduziariiche Ceſſion einen jelbjländigen Sinn haben joll, jo könnte es 
nur folgendes Geſchäft jein: Der Fiduziar befommt das Recht des Gläubigers, zur jelbs 
ftändig berechtigten Einziehung überlaſſen. 

Dies wäre dann ein eigenartiges Rechtsinſtitut . . . . das zwiſchen einer einfaden 
Ceſſion und der bloßen Bevollmäcdtigung in der Mitte ſtünde.“ 

Daß ein ſolches Institut für das Recht des Bürgerlichen Gejegbuches unzuläſſig jei, 
folgert Stammler aus 8 409 B. G. B. 


) Vgl. Staub a. a. O. Art. 10 $ 2, Coſack a. a. O. II. Boa. $ 354 IV 2 S. 330. 
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.. .. „Prüft man G. B. 409, jo zeigt ſich, daß es den Schuldner ſichern und ihn 
bei der Abtretung ſchützen wolle. Der Schuldner hat das Recht unter den in 409 ge— 
nannten näheren Modalitäten an die ihm als neuen Gläubiger vorgeitellte Perſon zu 
zahlen; — nicht aber die Pfliht dazu. Soll der Schuldner verpflichtet jein, an einen 
neuen Gläubiger zu zahlen, jo muß eine wirfiame Abtretung der Forderung nad $ 398 
itattfinden.“ . . . . 

„Daß in Fällen, in welchen eine fiduziarijche Ceifion verjucht wird, der Gedent bei 
einem etwaigen Konkurſe des „zur Einziehung“ Beitellten ein Ausjonderungsrecht hat, 
unterliegt allerdings feinen Zweiſel.“ 

Gegen ein fiduziariiches Indoſſament dagegen beftehen für Stammler feine 
Bedenken. (S. 196 N. 3.) Bier hält er Ausfonderung für richtig. 


B. Stammler irrt vor allem darin, daß er in der Geltendmachung des 
Austonderungsanipruches etwas weſentlich Erternes erblidt. Der Anſpruch wird 
nicht erhoben auf Grund des erternen, jondern auf Grund des internen zwiſchen 
Fiduziar und Fiduziant beftehenden Rechtsverhältnifies (Auftrag u. |. w.). Im 
übrigen verfennt Stammler das Mejen der modernen Treuhand. Die von ihm 
angenommene Konftruftion ift freilich nicht möglid. Es würde hiedurch aller: 
dings ein Inſtitut gebildet, das in der Mitte zwiichen Ceſſion und Bevoll— 
mächtigung fteht. Deſſen Unzuläffigkeit ergibt fid) aber nicht aus $ 409 B. G. B., 
jondern, wie jchon früher betont, aus $ 164 B. G. B.!) 


1. Fuß, Die Nehtönatur des Vollgiro zu Inkaſſozwecken 1899. 

8. Rehbein, Wedjelordnung V. U. 19C0. 

A. Beiden iſt gemeinjam, daß fie neben dem Bollgiro zum Inkaſſo noch ein fiduziariiches 
Vollindojjament unterjcheiden. 

„) Fuß a. a. O. ©. 172 fi. ijt der Anficht, dak dad Bollindofiament als jolches weder 
Vecfeleigentum noch die Gläubigerihait aus dem Wechſel noch auch das Recht, die 
Släubigerihaft geltend zu machen, jondern lediglih die Gejamtheit der formellen 
Befugniſſe übertrage. 

Beim Bollgiro zu Inkaſſozwecken jei gewöhnlich von einer Tradition zu Eigentum 
feine Rede, es dürfe aud eine —— nicht vermutet werden. Dagegen jtehe 
niht3 im Wege den Giratar zu Inkaſſozwecken durd wahre Eigentumstradition zum 
Wechſeleigentümer zu machen. In diejem Fall, dem fiduziariichen Giro, greifen „bie 
Rechtsfolgen der Eigentumsübertragung über den Inkaſſozweck weit hinaus.“ 

Im erjteren Falle nun ift der Siratar „jeinem Siranten gegenüber nach dinglichem 
Rechte Detentor des Wechſels, nad obligatoriihem Recht ift er Inkaſſomandatar. Er 
unterliegt jtet3 der Vindifation des Giranten, . . . In jeinem Konkurſe hat der In— 
dojiant ald Eigentümer ein Ausjonderungsreht am Wechſel.“ (5. 131.) 

Tagegen „als fiduziariiher Wechieleigentümer hat der Indoſſatar zunächſt durchaus 
die Stellung des gewöhnlichen Eigentümers. . . . Im Konkurs des Indoſſatars hat der 
Indofiant fein Ausſonderungsrecht.“ 

P) Rehbein a. a. D. ©. 32 ff. präzifiert jeinen Standpunkt folgendermajen: Gr 
iheidet zwei Fälle: 

a) Es wird Bollindojjament erteilt, obwohl der Indoſſatar nach der Abrede 
materiell nur Profuraindojjatar ift, weil er die Wechjelforderung nur für Rechnung des 
Indoſſanten einziehen ſoll. Bier iſt im Berhältnis zwiihen Indoſſanten und Indoſſatar 
das materielle Rechtsverhältnis mahgebend, und es kann dem Indoſſanten gegenüber der 
Indoſſatar nicht als Eigentümer des Wechſels angeiehen werden. Im Konkurs des 
Indoſſatars vindiziert der Indoſſant deshalb den Wechſel troß des Vollindoſſaments, da 
die Konfursgläubiger fein Recht haben, das der Gemeinichuldner nicht hat. 

b) Der Fall des fiduziariihen Vollindoſſaments, durch das der Indoſſatar Eigen 
tümer werden joll, wenn auch mit Beichränfung (Beijpiele: Beitellung eines Pfandrechts 
nah 8 1294 B.5.B. oder Vollindoſſament zur Einziehung für eigene Nehnung). Dieher 
zählt Rehbein auch das Bollindofjament zum Zweck der Diäfontierung, des Verkaufs. 
„Das Indofiament ijt hier zur Eigentumsübertragung erteilt, ohne die der Auftrag nicht 
zu erfüllen iſt.“ 
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416 Weinberger Die Ausjonderung anvertrauter Werte. 


In dieſem Fall „kondiziert der Indoſſant den in der Konkursmaſſe jeines Indoſſa— 
tars befindlichen, noch nicht disfontierten Wechſel nah K.O. $ 43.“ 

B. Die bejondere Scheidung von Bollindofjament zum Inkaſſo und 
fiduziariichem Indoſſament erjcheint nicht zulälfig, da es fich ja in beiden Fällen 
um ein ZTreuhandverhältnis handelt, für deſſen rechtliche Konftruftion nur ein: 
heitliche Geſichtspunkte in Betracht kommen fünnen. Entweder lehnt man den 
Begriff der alten fiducia ab oder man erklärt ihn aud) jet noch für allein 
maßgebend. Aber für eine und diejelbe Erſcheinung des Rechtslebens zwei ſich 
gegenfeitig ausichliegende Konftruftionen aufzuftellen, ift unrichtig. 

Eine bejondere Würdigung der Theorie ift nidyt notwendig, da die Be: 
merfungen zu Gruppe II bezw. I aud) hier einichlägig find. 

Es jei hier nur noch bemerkt, daß mit einer condictio (Rehbein all b) 
ein Ausſonderungsanſpruch grundjäglich nicht gerechtfertigt werden kann. „Die 
eondictio sine causa bildet eine bloße Konkursforderung im Konkurſe des un: 
gerechtfertigt Bereicherten. Zwar geht der Anſpruch primär auf Herausgabe in 
Natur (SS 828, 818 BGB.) Allein zur Zeit fteht die Leiltung ungeadtet 
des Mangels der causa nicht nur thatjächlich, jondern dem Rechte nad) beim 
Empfänger. Sie „gehört“ vorerft zu feinem „Vermögen“, wenn auch der 
Bereicherte zur Rücübertragung, insbejondere zur Rüdübereignung verpflichtet 
iſt.“ (Daeger a.a. ©. $ 43 Anm. 10.) — Uebrigens fann man gar nicht be: 
haupten, der Vollindoflater habe deshalb sine iusta causa erworben, weil 
die Möglichkeit beitand, daß er einmal in Konkurs gerate und jo der Wechſel 
zur Maſſe jalle. Es fehlt alfo jedenfalla an einem Thatbeſtandsmerkmal der 
eondictio sine causa. 


Anhang. 


Für Bejahung der Streitfrage haben ſich endlich auch ausgeſprochen Ende— 
mann und Fitting, ohne jedoch ihren Standpunkt näher klar zu legen. 


a) Endemann, Das deutſche Konkursverfahren 1889. 

„Es bedarf der Erwägung, daß die Uebertragung von Wechſeln und anderen eine 
Forderung enthaltenden Ordrepapieren, ſowie die Begebung von Inhaberpapieren keines— 
wegs immer, ſelbſt wenn erſtere durch Indoſſament übertragen worden ſind, eine definitive 
Veräußerung an den Gemeinſchuldner darzuſtellen braucht, ſondern nur zur Sicherheits— 
leiſtung, zur Einziehung u. dgl. erfolgt ſein kann. . . .. 

Für die Beurteilung dieſer und anderer Fälle, in denen es genauerer Unterſuchung 
bedarf, kann nur auf das bürgerliche Recht verwieſen werden.“ (Vgl. ©. 345 ff.) 

b) Fitting, Reichskonkürsrecht 1883 $ 22 Nr. 5. 

„Insbeſondere it als berechtigter Ausionderungsanipruch zu betrachten die Zurüd: 
forderung von Wecjeln und anderen durch Indoſſament übertragenen Urkunden, wenn 
fie dem Gemeinichuldner blo zum Zwecke der Einziehung oder mit der Beitimmung, nur 
zu jeiner Sicherheit zu dienen, übertragen worden find, jollte auch das Andofjament den 
Zuſatz „zur Einkaffierung“, „zur Sicherung“ oder eine ähnliche beſchränkende Beifügung 
nicht enthalten“.- 


B. Gegner der Ausfonderung. 


A. Die einzelnen Anfidten. 
Die Schriftſteller dieſer Gruppe verneinen die Möglichkeit einer Aus— 
ſonderung, weil das Recht vollinhaltlich und mit Wirkſamkeit gegenüber jeder: 
mann auf den Treuhänder übergehe. 


1. v. Lang, „Die Wirkungen der fiduziarifchen Geſchäfte“, Archiv für civil. Praxis 
Bd. 23 ©. 336 ff. 
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" Re fiduziariſche Geichäft ift ein Rechtögejchäft, welches über den beabfichtigten Zıved 
inausgeht. .... 

Auf den Fiduziar geht .. das Eigentum der Sache, der Forderung, des Wechſels 
über und jeine etwaige Verpflichtung aus dem Vertrage . .... it nur eine obligatorijche ; 
er kann jein Recht mißbrauchen und, wenn er dies thut, jo it das Geſchehene giltig, er 
aber erjagpflichtig.” 

Im Anichlu hieran erörtert Rang die Frage, welde Einwendungen der Dritt— 
ihuldner dem Fiduziar entgegenjegen fann und kommt biebei zu dem Neiultate, daß dem 
Schuldner nur diejenigen Einreden zuſtehen, „welche er gegen jeden Eigentümer der 
Forderung oder des Wechjeld geltend machen fann, nicht aber diejenigen, welche nur der 
Perion des Gedenten oder Indoſſanten gegenüber erhoben werden fünnen. Insbeſondere 
alio fanı der Schuldner Einreden der Kompenjation, welche erit nad) jeiner Benachrich— 
tigung von der Ceſſion entitanden find, dem Ceſſionar nicht entgegeniegen, und ebenjo 
kann der Wechſelſchuldner diejenigen Einreden, welche ihm gegenüber dem Jndojjanten 
jeibit als Kläger zugeftanden wären (Art. 82 WO.),... . gegenüber dem gutgläubigen 
Vollindoſſatar nicht geltend machen.“ 

Für den Konkursfall verweigert Lang die Ausionderung und jpricht dem Fiduzi— 
anten nur eine Konfursforderung zu, „da der Gläubiger (d. i. der Fiduziant) font... . 
nur die Vorteile von beiderlei, ihm zur Wahl ſtehenden Rechtsgeſchäften hätte, nicht aber 
auch die Nachteile. — Er hätte einerjeit den Vorteil, daß fein Schuldner gegenüber dem 
Ceſſionar oder Jndofjatar die ihm gegen feine (des Gläubigers) Perſon zujtehenden Ein- 
reden jo wenig vorbringen dürfte, als wenn er jeine Forderung gegen Zahlung einer 
Ceſſionsvaluta oder gegen Verrechnung mit einer eigenen Schuld abgetreten, den Wechſel 
verfauft oder an Zahlungsjtatt gegeben bätte u. ſ. we; andrerjeit® aber wäre (während 
eriterenfall® die Zahlung der Ceijionsvaluta möglicherweije von der Solvenz des Ceſſi— 
onars abhängen würde) der Einzug des Geldes vom Schuldner hier ebenjo ficher, wie 
wenn er bloß ein Mandat zum Einzug gegeben hätte, der Mandatar aljo bei Vermeidung 
der Strafe der Unterichlagung und Untreue das Geld an ihn abzuliefern hätte, bei un— 
vermutet ausgebrochenem Konkurs des Gejjionard oder Indoſſatars aljo er Schuldichein, 
Wechſel oder Geld mit Ausjonderungsrecht anipredhen könnte,“ 

Lang meint, dies wäre des Guten zuviel, und der Gläubiger jolle nit nur den 
Vorteil, jondern aud den Nachteil der gewählten Form auf fich nehmen. Dann bilde aud) 
der Ausſchluß der Bindifation im Sant „ein Korreftiv gegen die Möglichteit des Miß— 
brauchs diejer Form zur Abjchneidung begründeter Einreden des Schuldners.” 


. 2. Seuffert, Deutiches Konkursprozeßrecht 1899, 8 16 ©. 10 verneint die Aus— 
ſonderungsmöglichkeit bei fiduziariicher Uebertragung eines Gegenſtandes; denn „wer fidus 
ziariich überträgt, hat die übertragene Sade ıc. dem Bermögen des Fiduziars einverleibt.“ 


3. Zeit, Die Sicherung von Forderungen durch Vebereignung von Mobilien 1889, 
erflärt (S. 82): „ . . jo bedauerlich es jein mag, daß der Indoſſant und der Tradent 
ihwer geihädigt werden, wenn ihnen ein Ausjonderungsrecht nicht, wie auch die Motive 
zur Konfursordnung als jelbitverjtändlich annehmen, zujteht, jo wird man doch nicht ver— 
geilen dürfen, daß fie fich jelbjt in Gefahr begeben haben, indem fie anderer Borteile 
wegen das über ihren Zwed hinauswirkende Mittel der Eigentumsübertragung wählten.“ 


4. Haas, Sicherjtellung durch Uebereignung einer Geldjumme 1899 (vgl. ©. 14 ff., 
©. 30, ©. 65) erblidt in einer Barkaution eine dem Fauſtpfand zu foordinierende zweite 
Form des Sachenpfandes, bei der dem Kautionsempfänger eine Geldſumme zu Eigentum 
übertragen wird. Für den Fall, daß der Kautionsempfänger in Konkurs gerät, billigt 
Haas dem Kautionsempfänger eine bloße Konkursforderung, feinen Ausjonderungsanipruc 
zu, „da die Kaution ja dem Gemeinjchuldner gehört.“ 


5. Schollmeyer, Allgemeiner Teil des Rechts der Schuldverhältnijie in Hölders 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch, 1900 $ 398 ©. 4 iſt der Anficht, dab bei einer 
cessio fiduciae causa „die vollfonnmene Uebertragung der Forderung auf den Gejjionar, 
wenn auch nur fiduziariich, itattfindet. Er fann deshalb entgegen den Bejtimmungen des 
Grundvertrages handeln und erlangtaud) das Beigetriebene, jo daß e8 Teil jeines eigenen Ver: 
mögens wird... - » Wegen der abjtraften Natur des Ceſſionsvertrages und der lediglid) obliga= 
toriihen Bedeutung des Srundvertrages fan dem Cejjionar der Cejius feine Einwendungen 
aus dem Grundvertrag entgegenjegen. Fällt der Cejiionar nach der Beitreibung in Konkurs, jo 
gebört das Beigetriebene zu feiner Konkursmafje. Der Cedent hat aljo fein Ausjonderungs- 
teht. Immerhin hat der Geffionar im Verhältnis zum Cedenten (nad) innen) gar nidt die Stell 
ung des Gläubigers erlangt. Deswegen jind auch die Gläubiger des Ceſſionars, welche die 

Annalen des Deutſchen Reis, 1902. 27 
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abgetretene Forderung piänden oder fie als Bejtandteil jeiner Konkursmaſſe verwerten 
liegen, verpflichtet, dem Gedenten die Forderung oder ihren Wert zurüdzugewäbhren, da 
fie fich jelbit zum Nachteil des Gedenten, dem die Forderung materiell gehört, ohne zu- 
reihenden Grund bereihern würden. Dieſer Bereiherungsaniprud gehört nad) $59 3.3 
K.O. zu den Majjeihulden.“ 

6. Goltz. Das fiduziariiche Rechtsgejchäft mit befonderer Berüdfichtigung des Wedel: 
und Konfursrechtes, Marburg 1901. 

Nah Golt it das fiduziariiche Rechtsgeſchäft „zuiammengejegt aus einem politiv 
dinglihen Bertrag, verbunden mit einem negatoriicheobligatoriihem Bertrage.“ Durd 
erjteren wird dev Fiduziar Eigentümer des anvertrauten Gegenjtandes, durch lepteren üt 
er verpflichtet, die anvertraute Macht nicht zu mihbrauden. Ausſonderung it nicht 
möglich. Bejonders hervorzubebende Geſichtspunkte zur Löſung unjerer Streitirage find 
nicht geltend gemadt. Zu erwähnen ijt lediglich, da auf den im heutigen Mechtsleben 
ſich oft icharf geltend madenden Gegenjag zwiichen Wirtihaft und Necht ausführlich bin: 
gewieſen wird. 

Speziell zur Frage des Vollindoſſaments zum Inkaſſo äußern ſich: 

7. Goldjhmidt, Zeitichrift für das gejamte Handelärcht. 28. Bd., 1882. S SL fi. 

... „Wer im Orderwechſel — beziehungsweiie in einem fonjtigen wahren Order: 
papier — als Nemittent oder dur ein gehöriges Eigentumsindojjament als Indoſſatar 
bezeichnet ift, hat eben durch dieje Bezeichnung, welche ein lediglich durch ihre Form ohne 
Riüdjiht auf den Grund der Begebung, ja ohne Nüdjicht auf den nächſten Vertragszwed 
(Eigentumsübertragung — Wiandbeitelung — Bevollmädtigung 20.) der Paziszenten 
wirtender Rechtsalt it, das Eigentum an dem Bapier, und mit diejem die Forderung 
aus dem Papier erworben. — — — — — — — — — — — — — — — — — — 
Der Rechtsakt, durch weldhen jemand als Nehmer (Indofjatar) eines Orderpapiers obne 
einen die Wirkung des Eigentums bezw. ‚Forderungsübergang® unzweideutig aus: 
ſchließenden Zuſatz . . . bezeichnet wird, mag unter Umjtänden ein nur fiduziariicher 
jein, fann aber niemal3 weniger jein und äußert auch als nur fiduziarischer Alt alle 
Rechtswirkungen, welche ibm jeiner Natur nad zufommen, vorbehaltlich der unter den 
Paziszenten gebotenen Ausgleihung. Daß beim „fiduziariihen“ Geihäft der Indoſſatar 
(Remittent) Eigentümer werde gegenüber dritten, nicht aber gegenüber dem Indoſſanten, 
verjtöht wider die yundamentaljäge unieres Rechts.“ 

8. Werthauer, Der fiduziariiche Indoſſatar und die Einrede des dolus im deutihen 
Wechſelrecht (Zeitichrift für das Privat: und öffentliche Necht der Gegenwart 13. Bd., 1886 
©. 586 ff.), vertritt den Standpunft, daß bei dem Indoſſament ald einem formellen Rechts: 
geichäft lediglich die Form mahgebend, eine Verabredung der Parteien, möge jie lauten 
wie jie wolle, unerheblich iei. Damit füllt vor allem die Zuläffigfeit der Simulations- 
einrede. „Das Rechtöverhältnis zwiſchen Indoſſant und Indoſſatar ijt jo zu denken, daß 
der Indoſſatar zwar Eigentümer des Wechſels wird, aber hinfichtlih des Wechſels obli- 
gatorijche Werbindlicheiten auf fih nimmt.“ Vgl. ©. 635. — Im Fall, daß der Indoſſatar 
in Konkurs fällt, it „dem Indoſſanten die Bindifation des indojfierten Wechſels zu verjagen“. 

9. Wulff, Das Vollindoſſament zu Inkaſſozwecken 1892, ertlärt ©. 70 ff. als „wejent: 
lihe Eigenichaften des fiduziariichen Nechtsgeichäftes das Nebeneinanderbeitehen des ding: 
lihen und obligatoriihen Vertrages“. „Der fiduziariiche Riandgläubiger wird Eigentümer 
der verpfändeten Sache und zugleih Schuldner des Pfandſchuldners.“ Beim fiduziariihen 
Indoſſament überträgt der Indoſſant „das Eigentum an dem Wechielbrief auf den In— 
doflatar, verpflichtet ihn aber gleichzeitig, den Erlös dem Indoſſanten zurüdzueritatten.“ 
S. 71. Hieraus ergibt fid, „daß der Indoſſant in feinem Fall die rei vindicatio gegen 
den Indoſſatar auf Herausgabe des Wechſels anitellen darf.“ Im Konkurs konkurriert 
der Anſpruch des Indoſſanten „aus dem Inlajiomandat mit allen übrigen For— 
derungen.“ ©. 82, 

10. Grünhut, Wecjelrecht 1897, 8 89 ©. 143 ff. ſcheidet ſcharf zwiichen fiduziariihem 
Indoſſament, bei welchem „der Wechſel behufs Einkaſſierung durch ein Eigentums 
indojjiament übertragen wird, das materiell bloß die Zwede eines Profuraindojiaments 
erfüllen ſoll“ und Sceingiro, bei welchem verabredet worden, „dab troß des Eigentums 
indojjaments der Indoſſant jelbjt Eigentümer und Wechielgläubiger bleiben folle.“ 

Bein fiduziariihen Indoſſament iſt der Indoſſatar „Wecjeleigentümer, jedermann, 
auch dem Indoſſanten gegenüber.“ Daher kann der Indoſſant, wenn der Indoſſatar in 
Konkurs gerät, den Wechſel nicht vindizieren; er ijt gegenüber dem Jndofjatar und dejien 
Gläubigern nicht als Eigentümer anzujeben. 
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11. Urteil de3 Wiener Landesgerichtes v. 1854, Seufferts Archiv, Bd. 17, ©. 349. 

Dieſe Entiheidung iteht einem Musjonderungsaniprud ablehnend gegenüber, da 
beim Bollgiro zum Inkaſſo „das Eigentum des Wechſels durch das mit allen Rechts— 
förmlichkeiten verjehene Giro de8 Mandanten nah Art. 9, 10 u.36 der WU. d. W.O. an 
jeinen Bevollmächtigten ald Giratar und bezw. dejien Konkursmaſſe übergegangen“ war. 
„Dieier Wechſel erſcheint aber ald nichts anderes als ein barer Geldbetrag, der eben mur 
wieder eine Verrehnungspoft dem Mandanten gegenüber bildet und aud nur in diejer 
Weile in der Nechnung angejegt ericheint. Es ift daher die Uebertragung des Rechtes auf 
die Wecfelvaluta an den Giratar erfolgt, und legterer wurde, da die Valuta von jeiner 
Seite dem Mandanten nicht verrechnet ericheint, demielben eben nur in Anjehung des 
Betrages verantwortlich.” 


B. Kriltik. 


Bereitö bei Beiprechung der I. Gruppe der Anhänger des Ausionderungs- 
rechtes wurde betont, dal die Gegner der Ausfonderung von ihrem Standpunfte 
aus fonjequent find, wern fie im Konkurſe des Treuhänder dem Treugeber die 
Ausfonderung verfagen. Zugleich wurde aber auc betont, daß für die alt: 
römische fiducia im modernen Recht fein Plat mehr gegeben iſt. 

Im einzelnen ift zu bemerfen: 

Lang erblidt in der Zuläjfigkeit der Ausionderung bejonders deshalb eine 
unbillige Bevorzugung des Treugebers, weil nad) jeiner Anficht bei der Geifton 
oder dem Indoſſament zum Inkaſſo dem Treuhänder Einreden aus der Perſon 
des Treugebers nicht entgegengehalten werden fünnen. Dieſer Einwand ift nicht 
ftihhaltig. Mit Recht hat E. Mayer in der Kritiichen PVierteljahrsichrift 1894 
©. 410 darauf hingewielen, daß derjenige dolos handelt, qui petit, quod 
redditurus est (l. 8 pr. D. 44,4). Diejer Grundjaß des gemeinen Rechtes hat 
auch für unjer jegiges Necht nichts an Bedeutung verloren. Man erfüllt daher 
nur eine Forderung der Gerechtigkeit, wen man annimmt, daß der Treuhänder 
dolos handelt, wenn er vom Schuldner des indojfierten Wechjels bezw. der 
cedierten Forderung nachweislich Tür feinen Treugeber Zahlung fordert, obwohl 
diefer auf grund eines anderen Rechtes denjelben Betrag an den Schuldner 
zurüädzahlen muß. 

Allein jelbit wenn man ſich diefer Argumentation nicht anſchließen wollte, 
jo wird doch jpeziell für den Fall des Vollindoffaments zum Inkaſſo die Bil- 
dung eines Gewohnheitsrechtes im Sinne der Einwandazuläfiigkeit nicht in Ab- 
rede geftellt werden fünnen. 

Das Reichsgericht hat den ertremen Standpunkt des Reichsoberhandels- 
gerihts (vgl. €. d. R.O.H.G. Bd. VI ©. 54) längſt verlaffen und geftattet 
heute, obwohl es dem Indoſſatar Alleineigentum und Gläubigerichaft zujpricht, 
Einreden ex persona indossantis unbeichränft. 

Auch die Theorie, mag fie bezüglic) der Konftruftion des Vollindoffaments 
zum Inkaſſo noch jo verichtedener Meinung jein, nimmt fait einhellig diejelbe 
Stellung ein. 

Beripielöhalber jei verwiejen auf: Grünhut (fiduziariiches Indoſſament) a. a. O. 
Bd. IIS. 147, Schulße (rejolutiv bedingtes Recht) a. a. O. ©. 36, Staub (Legiti: 
mation zur Geltendmachung im eigenen Namen) a. a. DO. Art. 17 $ 11, Mayer 
(verftecftes Prokuraindofiament) a. a. O. S. 409.') 

Gegenüber den weiteren Einwendungen Langs ei bemerkt: Wenn er S. 343 
jagt, daß der Ausſchluß der Vindikation im Konkurſe ein Korrektiv gegenüber 


) Vgl. auch die bei Lang a. a. O. citierten Enticheidungen, jowie R.G. Bd. 32, 
S. 129, Bd. 41 ©. 116. 
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der Möglichkeit des Mißbrauches des fiduziariſchen Rechtsgeſchäftes zur Ab— 
ſchneidung begründeter Einreden des Schuldners bildet, ſo trifft dies von 
ſeinem Standpunkt aus allerdings zu; allein es wäre doch auch hier immerhin 
zu bedenken, daß ſolche Fälle jelten vorfommen, und daß es daher unbillig 
ericyeint, diejenigen Fälle, bei welchen fein dolus jeitens des Fiduzianten vor: 
liegt, mitbüßen zu Laffen. 

Der von Haas vertretenen Anficht, daß die Beitellung einer Barkaution fid 
als Uebertragung einer Geldiumme zu Eigentum des Kautionsempfängers dar: 
ſtellt, ift beizupflichten unter dem Vorbehalt, daß e3 ſich hier um eine Uebertragung 
zu treuer Hand handelt. Im übrigen ſei auf die allgemeinen Bemerkungen 
verwielen. Dann allerdings, wenn der KHautionsempfänger die Kaution mit 
jeinen Geldern untrennbar vermiſcht hat, ift eine Ausjonderung nicht mehr möglid). 
Denn $ 43 hat lediglich die Ausjfonderung von Gegenftänden im Auge. Dieje müflen 
aber genau beitimmbar jein, es darf ſich nicht lediglich um eine Mafje von Fungi— 
bilien handeln. „Der Anſpruch auf Herausgabe einer von einem größeren Vorrat erft 
auszufcheidenden Quantität fungibler Sachen fann nicht zur Ausfonderung be: 
nußt, ſondern nur als Konfursforderung geltend gemacht werden.“ Endemann, 
Reichskonkursverſahren S. 341, auch Sarwey-Bofjert 1901 $ 43. Die Frage, 
wie die Enticheidung zu lauten hat, wenn die Kaution noch erfennbar in specie 
vorhanden, wird Ipäter ihre Beantwortung finden. - 

Wenn Schollmeyer dem Eedenten einer fiduziariſch cedierten Forderung im 
Konkurje des Ceſſionars einen Anſpruch aus $ 59 3.3 K.D. wegen ungeredjt: 
fertigter Bereicherung der Maſſe zubilligen will, jo ift dem vor allem entgegen: 
zuhalten, daß dieſer Anſpruch aus 8 59 3. 3 nur dann gegeben iſt, wenn die 
Maſſe als ſolche eine Bereicherung erfahren hat. Im vorliegenden Falle aber 
befindet ſich die Forderung doch ſchon vor Eröffnung des Konkurſes im Vermögen 
des Gemeinſchuldners. Durch ihre Umſetzung in Geld tritt etwas vollkommen 
gleichartiges an ihre Stelle, die Maſſe erhält dadurch kein Plus. Es könnte 
höchſtens eine ungerechtfertigte Bereicherung des Gemeinſchuldners in Betracht 
kommen. Vgl. hiezu A Gruppe III, 7, 8, B. 
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53. 
Die Geſehgebung. 


I. Inland. 


Die Stellungnahme der geleßgebenden Faktoren zu unjerer Trage dedt ſich 
mit der Anficht der in $ 2 vorgetragenen Anficht der Il. Gruppe der Anhänger 
des Ausſonderungsrechtes und bedarf daher feiner bejonderen Würdigung. 


* Quellen kommen in Betracht: 


. Motive zur Konkursordnung 8 35, Reichstagsdruchſachen, 2. Legislatur⸗ 
— Il. Seſſion 1874/75, Bd. IV (ditiert = = Motive). 
2. Protofolle der zur Vorbereitung der Konkursordnung und des Ein: 
führungägejeßes gewählten Kommiſſion des deutichen Reichstags. Berlin 1876 
(eitiert — Protokolle). 


3. Reichstagsverhandlungen; Stenographiihe Berichte, 2. Vegislaturperiode 
IV. Seſſion 1876, Bd. 1. 
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I. Die Motive. 


Die Motive lehnen e8 ab (S. 157 ff.) die Fälle, in welchen ein Aus— 
ſonderungsanſpruch begründet ilt, einzeln aufzuführen und jtellen lediglich das 
allgemeine Prinzip auf: 

„Der (Ausſonderungs-)Anſpruch gründet fi entweder auf ein Eigentum 
an dem zu gewährenden Gegenjtand . . . oder der Anſpruch verfolgt die Rück— 
gabe des Gegenftandes auf Grund eines perjönlichen Nechtes. Das gemeinfame 
Kriterium liegt darin, daß der Gegenftand ein fremder ift, dem Gemein— 
ſchuldner nicht gehört.” 

„Die Anjprüche (auf Ausfonderung) bleiben dem außerhalb des Konkurs— 
verfahrens geltenden Recht unterworfen. Der Berechtigte macht die Anjprüche 
gegenüber der Konkursmaſſe nach demjenigen Recht geltend, welches maßgebend 
jein würde, falls der Gemeinjchuldner nicht in Konkurs geraten wäre.“ 

Entiprechend den hier firterten Prinzipien lehnen es die Motive ab 
(S. 159 f}.), eine dem $ 24 der preußiichen Konkursordnung entiprechende Be: 
ſtimmung aufzunehmen. ') 

Denn „die Konkursmaſſe it feine vom Gemeinſchuldner verichiedene Perſon. 
Diejer jollte durch die Uebergabe der ihm in Verwahrung zur Einlöfung oder 
zur Ausführung irgend eines anderen beitimmten Auftrages oder zur Sicherung 
übergebenen Aktien, Scheine, Handelspapiere — girierten Wechſel, cedierten 
Forderungen, Hypotheken u. }. w. — nicht Eigentümer derjelben werden und ift 
es nicht geworden ; jedenfall wäre er und an feiner Stelle der Konkurs: 
verwalter dem Kontrahenten gegenüber nad) allen bürgerlichen Rechten zur Rück— 
gabe verpflichtet.“ 


1. Die Reihstagsfommifjion. 


Die Reichstagskommiſſion hat ſich jehr eingehend mit unjerer Trage 
beſchäftigt.“) 

Es ſtanden ſich zwei Parteien gegenüber. Die eine, Goldſchmidt an der 
Spike, war der Anficht, daß die Beitimmungen der Konkursordnung nicht 
genügen für den Fall, daß Wechſel, Handelspapiere und andere Urkunden über 
Forderungen, welche dem Gemeinſchuldner nur behufs Einziehung oder mit der 
Beitimmung übertragen worden find, daß fie zur Sicherung gewiller, bei der 
Uebertragung bezeichneter, fünftiger Zahlungen dienen ſollen, zur Zeit der 
Konkurseröffnung noch unbezahlt bei dem Gemeinjchuldner oder bei einem Dritten 
vorhanden find. Es bedürfe hier einer bejonderen, das Ausjonderungsrecht ge: 
währleiftenden Bejtimmung. 


Hiefür wird geltend gemacht: 

Wenn ein Mechjel mitteld Vollgiros zum Inkaſſo überichiet werde, jo 
geihehe alles, was formell erforderlich jei, um Eigentum am Wechjel zu über 
tragen ; aber bei dem materiellen Erfolge jollte doch nad) Abficht beider Teile 


) 8 24 der preuf. Konfursordnung lautete: „Wechſel, Handelöpapiere und andere 
Urfunden über Forderungen, welche dem Gemeinſchuldner nur behufs der Nealifierung 
oder mit der ausdrüdlichen Beitimmung übermacht worden jind, dah fie zur Deckung ges 
wijier, bei der Uebermahung bezeichneter künftiger Zahlungen dienen sollen, können 
iurüdgefordert werden, wenn fie zur Zeit der Konkurseröffnung noch unbezahlt bei dem 
Gemeinſchuldner oder einem Dritten vorhanden ſind, welcher ſie für den Gemein— 
ſchuldner beſitzt.“ 

2) Bgl. Protokolle S. 28 ff., 127 ff, 164 ff., 172 


es jo gehalten werden, als ob Eigentum nicht übergehe. Das Gleiche wie bei 
Wechſeln könne auch bei Papieren auf den Inhaber, bei Forderungen, ‚die im 
Hypothekenbuch eingetragen find, vorfommen. Finde ſich nun ein ſolcher Wechjel oder 
eine derartige Urkunde noch in der Konkursmaſſe vor, jo erfordere es die Billig: 
feit und die Rückſicht des Verkehrs, daß fie wieder herausgegeben werden müſſen. 
Zu beachten jei, daß beim Vollgiro zu Inkaſſozwecken das Reichsoberhandels— 
gericht annehme, daß der Wechiel in das Eigentum des Empfängers übergeht. 


Konfequenz hieraus jei, daß ein ſolcher Wechſel, wenn er ſich in der Konkurs: 
maſſe vorfinde, nicht herausgegeben zu werden brauche. 


Goldihmidt ftellte daher auch jeinen dreimal modifizierten Antrag auf 
Einichiebung eines $ 35a, der in feiner legten Faſſung lautete: 


„Wechſel oder ſonſtige durch Indoſſament übertragbare Urkunden, 
welche dem Gemeinichuldner nur behufs der Einziehung oder mit der 
Beitimmung übertragen worden find, daß fie zur Sicherung des Gemein: 
ihuldners für eine bei der Uebertragung bezeichnete von ihm oder an 
ihn zu bewirfende Yeiftung dienen jollen, können aus der Konkursmaſſe 
zurücgefordert werden.“ 
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Gegen diejen Antrag wurde jeitens der anderen Partei, bejonders der 
Negierungsvertreter eingemwendet: 


Das Eigentum gehe nur dann auf den Gemeinjchuldner über, wenn bei 
dem Giranten die Abjicht zu übertragen und beim Giraten die Abficht zu em: 
plangen, bejtanden habe. Die Entiheidungen des Neichsoberhandelsgerichts haben 
nur Bezug auf die Lage zwiichen Giratar und Dritten, nicht aber auf das 
Verhältnis zwiſchen Givanten und Givatar. Der Giratar jei nur Dritten gegen: 
über al3 Eigentümer zu betrachten. Der Antrag Goldihmidt jei daher über: 
flüffig, joweit er mit dem Inhalt der Motive ©. 159 ff. übereinitimme. Auch 
fönnte es leicht dahin fommen, daß S 35a als eine Nusnahme wie $ 36 u. 37 
betrachtet werde, endlich könnte die Anmendbarkeit des $ 21 in der Praris 
feicht zweifelhaft werden. 


Der Antrag Goldſchmidt wurde abgelehnt, dagegen als die überein= 
en Auffaſſung der Kommiſſion und der Regierungsvertreter zu Protokoll 
fonitatiert: 


„Durch den 8 35 des Entwurfs ſoll nicht ausgeichloffen fein die 
Zurüdforderung von Wechſeln und anderen durch Indoſſament übertrag- 
baren Urkunden aus der Konkursmaſſe, jofern fie dem Gemeinſchuldner 
nur behufs Einziehung oder mit der Beltimmung übertragen worden find, 
daß fie nur zur Sicheritellung des Gemeinſchuldners dienen jollen, obwohl 
das Indoſſament den Zuſatz „zur Einziehung“, „zur Sicherung“ oder 
eine ähnliche beichränfende Klauſel nicht enthält.” 


IN. 


In der Reichstagsfigung vom 2. Dezember 1876 trug der Beridhteritatter, 
Abgeordneter v. Vahl, die Geichichte des $ 35a vor und mies auf die Kon: 
ftatierung der Reichstagskommiſſion hin mit dem Bemerfen, daß damit die 
Gefahr eines Stonfliktes zwiſchen Rechtiprehung und Intention des Gejches, 
wenn jie überhaupt beitanden, bejeitigt jein werde. 
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II. Ausland. 


Ergänzend folgen hier die Beltimmungen ausländiicher Gefege über die 
Ausionderung anvertrauter Werte. 

l. Engliſche Bankruptey Act 1883, s. 44 Abſ. I, Nr. 1: 

„Unter dem Vermögen des Tyalliten, welches unter deſſen Gläubiger zur 
Verteilung gelangen fann und welches in dem gegenwärtigen Gejeß als das 
Vermögen des Tyalliten bezeichnet wird, find nicht einbegriffen: 

1. Soldyes Vermögen, weldyes der Fallit für irgend eine andere Perſon in 
Verwahrung hält oder verwaltet... .“” 

2. Schweizer. Bundesgejeß betreffend Schuldbetreibung 
und Konfurs. 

Art. 201: 

„Wenn ſich in den Händen des Gemeinjchuldners ein Inhaberpapier oder 
ein Orderpapier befindet, welches ihm bloß zur Einfajfterung oder als Dedung 
für eine beftimmt bezeichnete künftige Zahlung übergeben oder indojfiert worden 
it, jo kann derjenige, welcher das Papier übergeben oder indojjiert hat, die 
Rüdgabe desjelben verlangen.“ ') 

3. Code de commerce (vgl. Borchardt, Handelsgejege des Erdballs, 
Bd. I ©. 618.) 

Art. 574: 

„sm Falle eines Falliments dürfen vindiziert werden: Die Rimeſſen von 
nicht bezahlten Handelseffekten, die fi) in Natur im Portefeuille des Falliten 
zur Zeit des Falliments vorfinden, Falls diefe Rimeffen von deren Eigentümer 
mit dem einfachen Auftrag, diejelben einzuziehen und die Baluta zu feiner Ver: 
fügung zu halten, gemacht oder falls fie von ihm zu beitimmten Zahlungen 
angewiejen worden find.” ?) 

. Italieniſches Handelsgeſetzbuch (Bordyardt III, ©. 337). 

rt. 802: 

„Es können vindiziert werden, die Rimeſſen in Wechieln oder andere Wert: 

titel, welche noch nicht bezahlt oder welche in natura im Befit des Falliten am 


Bgl. Dr. E. Naeger, Kommentar zum Bundesgeiep betr. Schuldbetreibung und 
Konkurs. 1901. Art. 201: 

Note 3.) „. - . Dad Sejep fteht auf dem Boden, daß an diejen Papieren der Gemein 
Ihuldner Eigentum erworben habe.“ 

Note 4.) „Zur Eintajjierung. Bei Orderpapieren kann durd den Zuſatz: zur Ein: 
fajiierung, in Prokura oder eine andere die Bevollmächtigung ausdrüdende Formel auf 
dem Papier jelbit der Zwed des Indoſſaments angegeben werden; Art. 735 ON. Dod 
gilt die Bejtimmung des Artikels auch, wenn die bloße Uebergabe zur Einfaffierung auch 
auf anderem Wege nachgewieſen werden fann. Trägt das Indoſſament feinen ein- 
ihräntenden Vermerk, io ift wohl die Konkuröverwaltung zur Annahme beredtigt, daß 
eine Uebertragung mit der Möglichkeit der freien Verfügung durch den Semeinichuldner 
ftattgefunden habe und kann daher denjenigen, der das Papier für fi) nad Art. 201 
bindiziert, auf den Weg der Klage nach Art. 242 verweilen, wobei die Beweislajt für die 
Uebertragung bloß zur Einkaſſierung dem Vindikanten zuſteht.“ 

Rote 5.) „ALS Deckung . . . . Soviel ijt jicher, dal es ſich um eine Uebertragung 
zu Eigentum handelt . . .“ 

Note 6.) „Durch die Uebergabe eines Inhaberpapieres, wenn fie nicht behufs Ver— 
biändung geichab, erhält der Erwerber Eigentum; ebenſo durd ein Indoſſament ohne 
Veihränfung ; lediglich dad Prokuraindoſſament hat dieje Wirkung nicht.“ 

) Vgl. Lyon-Caen, Traité de droit commercial, VIII Nr. 806: Revendication des 
effets de commerce et autres titres. 
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Tage des das Falliment erflärenden Urteils gewejen waren, wenn dieje Rimeſſen 
von dem Eigentümer mit dem Auftrag, die Eintreibung zu bewirken und den 
Wert davon auf jeine Rechnung zu bewahren, erfolgt find, oder wenn fie von 
demjelben Eigentümer zu beftimmten Zahlungen angewiejen worden find.” 

5. Belgiihes Handelsgeſetzbuch (Bordardt II, ©. 386). 

Urt. 566 entipricht Art. 374 ce. d. com. 

Br FE RCH RSUING S. 331). 

rt. 1517: 

„Wenn in der Fallimentsmaſſe ſich noch nicht fällige oder zwar fällige, 
aber nicht bezahlte Wechjel oder andere Handelspapiere vorfinden, bezüglich deren 
der Fallit feine andere Nechtsftellung einnimmt, als die eines Mandatars zum 
Inkaſſo oder nur, um mit ihrem Betrag beitimmte Zahlungen zu leiten, jo 
können die bejagten Wechiel und ‘Papiere vindiziert werden, jelbjt in dem Fall, 
daß ein Dritter fie im Namen des Tyalliten befigt, jedoch vorbehaltlich des 
Nechtes der Konkursmaſſe, Sicherheit für die Verbindlichkeiten zu fordern, melde 
gegen den Falliten erwachſen können.“ 

7. Brafilianiihes TFallimentsdefret vom 24. Oftober 1890 
Borchardt Nadıtrag IV, ©. 38). 

Art. 68: 

„Bindizierende Gläubiger — mögen fie einen dinglichen oder rei perſeku— 


toriichen Anſpruch haben oder nicht, volles Eigentum oder (nur) ius in re 
haben — jind: 


— — — — — — -— — - — — — — — — — — — — — — 


d) Der Eigentümer einer, wenn auch fungiblen — Sache, die ſich infolge 
eines Mandats in den Händen des Falliten befindet, einſchließlich Geldhandels— 
effekten oder ihnen gleichſtehender Titel, die ohne Eigentumsübertragung in— 
doſſirt ſind, auch wenn fie noch nicht gezahlt find oder zur Zeit des Falliments 
im Befit eines Dritten namens des Falliten ſich befinden.“ 


U. Teil. 
84. | 
Die Entſcheidung der Streitfrage. 
I. Die allgemeinen Erfordernijje der Ausjonderung. 


Die Konkursordnung Hat, abgejehen von den Sondervorſchriften der 
88 44—46, nicht beitimmt, welche Anjprüche ein Ausſonderungsrecht begründen, 
Jondern in diefer Beziehung auf die außerhalb des Konkursverfahrens geltenden 
Gejege“ verwieien vgl. $ 43 K.O.), d. h. auf das jonftige bürgerliche Reichs— 
oder Landesrecht. „Der Berechtigte macht die Anſprüche gegenüber der Konkurs: 
maſſe nach demjenigen Recht geltend, welches maßgebend fein würde, jalla der 
Gemeinichuldner nicht in Konkurs geraten wäre." ') . 

Wohl aber hat die Konkursordnung im $ 43 die allgemeinen Erforder: 
niffe einer Ausjonderung beitimmt. Es find deren zwei: 


’) Bol. Motive S. 158. 
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a) ein pojitives: 
Der Ausjondernde muß nachweiſen, daß ihm ein unmittelbar auf Heraus: 
gabe und nicht etwa erſt auf Verſchaffung gerichteter Anſpruch zusteht. 


b) ein negatives; 


Der Kusiondernbe muß nachweiſen, dab der auszulondernde Gegenjtand 
dein Gemeinjchuldner nicht gehört. 


Bei der Ausjonderung kraft Eigentums bedarf es feines gejonderten Nach— 
weiſes des negativen Erforderniſſes, da der Nachweis des Eigentums zugleid) er: 
gibt, daß der betreffende Gegenjtand feinem anderen und jomit auch nicht dem 
Gemeinichuldner gehört. 
Bei obligatorischen Anjprüchen dagegen ift nicht ſchon deshalb die Aus: 
Jonderung begründet, weil der Prätendent darzuthun vermag, daB ihm ein 
Herausgabeaniprud) zuſteht. Beiſpiel: Dem A ſtiehlt Bein Buch und veräußert 
es an eine Bibliothek; gemäß S 935 B.6.B. verbleibt A, troßdem ber er: 
werbende Bibliothefsbeamte im guten Glauben gemefen, Eigentümer des Buches. 
Die Bibliothek verleiht das Bud) an C, C überläht es wiederum leihweile an A. 
A gerät in Konkurs. Wenn nun C gemäß $ 604 vom Konkursverwalter die 
Rüdgabe des Buches verlangt, jo macht er damit zweifellos einen Herausgabe: 
ER geltend. Gleichwohl wird jein Ausjonderungsbegehren abgemiejen, da 
das Bud) dem Gemeinjchuldner A gehört. 


1. Die Natur des Rechtsgeſchäftes zurtreuen Hand. 


Nach den Ausführungen unter I fan der Treugeber jtet3 dann den an- 
vertrauten Gegenftand im Konkurs des Ireuhänders ausjondern, wenn er nad): 
zuweiſen vermag, 

1. daß ihm ein Herausgabeanſpruch zufteht, 

2. daß der Gegenftand dem Gemeinjchuldner nicht gehört. 

Um die Frage, ob der Fiduziant thatſächlich hiezu im ftande it, beantworten 
zu können, ift es notwendig, das MWejen der modernen Treuhänderſchaft einer 
Betrachtung zu unterziehen. 

Vor allem ift zu betonen, daß die Rechtögeichäfte zu treuer Hand ftreng zu 
— ſind ſowohl vom rechtsgeſchaͤftlichen Schleichweg, wie vom Scheingeichäft. ') 

Die Parteien wollen weder „ein Nechtsgeichäft, das zur Erzielung eines 
heſehwidrigen Erſolges dient, ohne mit dem Wortlaut des Geſetzes in Wider— 
ſpruch zu treten“, noch auch wollen fie lediglich den äußeren Thatbeſtand eines 
Rechtsgeſchäftes hervorrufen, ohne die Abjicht, daß die diefem entiprechende Wirkung 
eintrete. 

Die Abſicht der Parteien geht dahin, daß der Treuhänder den ihm an 
vertrauten Gegenstand dergeitalt erwerbe, daß fein Dritter in der Lage ift, die 
Rechtsmacht des Treuhänders „als beſchränkt oder unvollkommen zu be— 
mängeln.“ Treffend bemerkt Coſack a. a. D.: Gerade deshalb wird der 
Fiduziar mit größerem Recht ausgeftattet, als 8 eigentlich dem zwiſchen den 
Parteien beftehenden Rechtsverhältnis entipricht, damit er Dritten gegenüber freier 


Val. Re elöberger, Archiv j. civil. Praris Bd. 63 ©. 173 und Bandelten I ©. 
518 ff.; Coſack, Bürgerl. Recht I1 %. 8 64 zu N. 8, De Kommentar 3. K.O. 1902 
S 43 Anm. 17. Entſch. d. R.O. H G. vo vI844 f; Kohler, Iherings Jahrbücher Bd. 16 
S. 140; Hellwig, Ardiv f. civil. Braris Bd. 64 ©. 170 ff.; Leiſt, Sicherung von order: 
ungen durch Uebereignung von Mobilien 1889 ©. 80 
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und ficherer auftreten kann.“ Verfügungen, welche der Treuhänder über den 
ihm anvertrauten Gegenitand trifft, mögen fie aud) mit dem Zweck des Treu: 
bandverhältnifies in Widerjpruch ftehen, find vollwirffam und fönnen daher nicht 
vom Ireugeber beanftandet oder gar rüdgängig gemacht werden. 

Während ſonach im Verhältnis zu dritten Perfonen der Treugeber in feiner 
Beziehung zu dem anvertrauten Gut fteht, beſtehen ſolche nad) innen d. h. 
zwilchen Treuhänder und Treugeber in verjchiedener Richtung. Bereits im 81 
wurde hingewieſen auf die mannigfachen Zmede, welche bei fiduziariichen Rechts: 
geichäften verfolgt werden. 

Diejelben find nicht nur wirticaftlid von Bedeutung, jondern fie bilden 
auch den Ausgangspunkt für rechtliche Beziehungen. 

Im allgemeinen laſſen ſich beim fiduziariichen Rechtsgeſchäft hinſichtlich 
des verfolgten Zweckes drei Haupttypen verfolgen: entgeltliche oder unentgeltliche 
Geichäftsbelorgung, Verpfändungsvertrag, Gejellichaitsverhältnis. Seltener wird 
der Berwahrungsvertrag in Frage kommen. 

Je nachdem der eine oder andere Typus in Trage fommt, find die den 
Barteien zufommenden Rechte und Pflichten zu beurteilen. ’) 

Es bedarf feines Beweiſes dafür, daß der Anspruch des Geſchäftsherrn auf 
Nücgabe des dem Geichäftsführer zur Ausführung des Gejchäftes übergebenen 
Gegenjtandes, der Anipruc des WVerpfänders auf Rückgabe des Pfandes nad) 
Beendigung des Piandredjtes und der Anſpruch des Hinterlegers beim regel- 
mäßigen Verwahrungsvertrag ($ 695 B.G.B., $ 422 9.6.8.) auf Herausgabe 
und nicht auf Berihaffung gerichtet it. 

Hieraus Folgt, daß auch dem ZTreugeber gegen den Treuhänder ſtets ein 
Herausgabeanſpruch zuiteht. 

Damit ift das pofitive Erfordernis für die Ausjonderung des anvertrauten 
Gegenftandes im Konkurs des Ireuhänders gegeben. 

Sonad) erübrigt nur, zu unterjudyen, ob aud) das negative d. h. die Nicht: 
zugehörigfeit des Gegenftandes zum Vermögen des Gemeinichuldners vorliegt. 
seitgeftellt it, daß der Treuhänder jedem Dritten gegenüber nad) der Abficht 
der Parteien voll und allein beredhtigt jein ſoll. Läßt fich dies auch behaupten 
für das interne Verhältnis der Parteien? Dieſe Frage ift zu verneinen. Die 
Zwangslage, welche bei der altrömijchen fiducia den Fiduzianten nötigte, ſich 
lediglich mit einem obligatoriichen pactum fiduciae zu feiner Sicherftellung zu be: 
gnügen ($ 1), beiteht für das moderne Recht nicht mehr. Diejes unterjceidet 
ſcharf zwiichen den Verhältniffen nad innen und außen. Infolgedeſſen ift es 
möglich, zu berüdjichtigen, welches die Abficht der Parteien für ıhr Verhältnis 
untereinander, und welches fie für ihr Verhältnis zu dritten Perſonen iſt. 

Nun liegt es aber bei der fiducia ded modernen Rechts 
zweifellos nit in der Intention der Parteien, daß der Treu: 
bänder aud dem Treugeber gegenüber Herr des anvdertrauten 
Gegenstandes werden joll. Für das interne Verhältnis joll 
der Treugeber nad wie vor Eigentümer der anvertrauten Sade, 
Gläubiger der anvertrauten Forderung bleiben. Gerade in der 
auf das erterne Verhältnis beihränkten Wirkſamkeit de3 
Uebertragungsaftes ift das Welen der fiducia des modernen 
Rechtes begründet. 


) Bol. 88 675 ff., 662 ff., 1204 ff., 705 ff., 688 fi. B.G. B. 
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Wenn aber für das Verhältnis nad) innen der anvertraute Gegenftand dem 
Treuhänder nicht gehört, dann iſt auch die negative Vorausſetzung für die Be: 
gründung eines Ausionderungsanipruches gegeben. 

Es wird zwar eingewandt, „ein relatives Eigentum, daß A gegenüber dem 
B Eigentümer der Sache oder Forderung wäre, gegenüber dem C (Jeinem Voll 
machtgeber) aber nicht, jei eine juriftiiche Unmöglichkeit.“ ') 

Werthauer in Grünhuts Zeitichrift Bd. 13, 1886 ©. 622 äußert fid) 
ipeziell zu der Frage des relativen Eigentums, wie folgt: 

„Das Eigentumsrecht iſt eine unmittelbar die Sache ergreifende Verfügungs— 
gewalt. Diejelbe ift dem Willen des Eigentümers ohne Dazwilchenkunft einer 
anderen Perſon unterworfen. Während ſich das Forderungsrecht in den per: 
lönlihen Beziehungen des Fordernden zum Verpflichteten erſchöpft, fteht das 
Eigentum aller Welt gegenüber da wie die Sache jelbit, es lebt überhaupt 
gänzlih ohne periönliche Beziehungen und hat feine Grenze in dem Umfange 
des ihm unterworjenen Objektes. Beziehungen zu Dritten ergeben fi) nur im 
alle der Verlegung feiner Integrität... . . Das Eigentum trägt . . fein 
doppeltes Gefiht. Es gibt beim Eigentum fein nad) innen und nad) außen, 
geihweige denn ein Eigentum, welches nad) innen und außen zu anders wäre.“ 

Nah Goldſchmidt, Zeitichrift F. d. geiamte Handelaredyt Bd. 28, 1882 
©. 83, verftöht es gegen „die Fundamentalfäge unſeres Rechts”, dat beim 
fiduziariſchen Geihäft der Indoſſatar Eigentümer werde gegenüber Dritten, nicht 
aber gegenüber dem Yndoffanten. ?) 

Sämtliche Gegner einer nur relativen Berechtigung des Treuhänders nehmen 
lediglich Stellung zu der Frage des relativen Eigentums. Die dagegen geltend 
gemachten Gründe find aber unanmwendbar auf die Anvertrauung perjönlicher 
Rechte. In diefer Richtung Gründe anzuführen hat bisher niemand verfudt. 
Schon dies äußere Moment iſt ein Zeichen, dad die Ansicht der Gegner auf ſchwachen 
Füßen fteht. VBezeichnend ift hier das Verhalten Schultes. Ihm waren, wie 
fh aus Note 12 a. a. O. ©. 28 und Note 5 a.a. O. ©. 49 ergibt, die Bei 
Ipiele, welche Jaeger als Beweis für das Vorhandenjein relativer Rechte im 
modernen Recht anführt (vgl. Jaeger a. a. ©. $ 43 Anm. 19) wohl befannt. 
Statt nun deren Unrichtigkeit darzuthun, ergeht er ſich in allgemeinen Bemerk— 
ungen über „das vielgeihmähte geteilte Eigentum“ und umgeht jo den Kern 
der Streitfrage.”) 

Unleugbar hat das moderne Recht, indem es in fortichreitender Entwick— 
lung der Berjchiedenheit der Verhältniffe nad) innen und außen Rechnung trug, 
das Vorhandenjein relativer Eigentums und Gläubigerredhte ausdrücklich anerkannt. 


” Bol. Lang, Archiv f. civil. Praxis Bd. 83 ©. 343. 

2) Val. auch Wulf, Das Vollindoſſament zum Nntajio 1892 ©. 70 u. 79, Leiſt 
a. a. O. ©. 82, Golf, Das fiduziariiche Rechtsgeſchäſt S. 28, Schulge, Treuhänder ©. 28 u. 48. 

” Die Polemit Schulges S. 49, jowie auch die Wienjteins in Gruchots Beiträgen 
102 S. 241 ff. gegen die Verweiiung Jaegers auf $251 2. Sag bezw. $ 392 II 9.6.8. 
beruht auf gänzlicher Berfennung der angegriffenen Stellen. Jaeger bat gar nicht bes 
ftritten, daß es fich bier um Filtionen handle, jondern nur betont, dieje Filtionen wären 
juriftiih unmöglich, wenn eine relative Berechtigung der behaupteten Art unmöglich wäre. 

Daß unſer bürgerlihes Recht prinzipiell und nicht, wie Wienjtein S. 276 meint, nur 
in Ausnahmebeſtimmungen und Sonderrechten relative Nechte anerkennt, wird oben dar— 
gelegt. Am übrigen richten jih Wienſteins Bedenken nicht gegen die rechtliche Zuläſſigkeit 
fiduziariicher Rechtsgeſchäfte als jolcher, fie geben vielmehr nur Befürdtungen über einen 
eventuellen Mißbrauch Ausdrud. Deshalb aber kann man niemals eine Nechtsform ver— 
werfen, weil jie Mihbräuchen ausgeſetzt iſt. 
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Beilpiele ergeben die $S 135, 136 B.6.B. 

Nah) $ 135 BGB. iſt eine Verfügung über einen Gegenftand, melde 
gegen ein geleßliches Veräußerungsperbot verjtößt, das den Schuß beitimmter 
Perſonen bezwedt, diejen Perſonen gegenüber unwirkſam. 

Durch $ 136 wird ein von einem Gerichte oder einer anderen Behörde 
innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaſſenes Beräußerungsverbot einem gejeßlichen 
Veräußerungsverbot der im $ 135 bezeichneten Art gleichitellt. 

Wird einem ſolchen Verbote zuwider eine Verfügung über einen Gegenftand 
vorgenommen, jo iſt diejelbe nicht abjolut nichtig, jo daß überhaupt feine Rechts: 
änderung eintritt, ſondern jie iſt nur relativ nichtig d. h. den geſchützten Per: 
jonen gegenüber. 

Der Deutlichfeit halber ſeien nachſtehend drei Einzelfälle dargeftellt : 

1. Ein gejegliches VBeräußerungsverbot im Sinne des $ 135 enthalten die 
SS 6, 7 der Konkursordnung: 

„Rechtshandlungen, welche der Gemeinjchuldner nad der Eröffnung des 
Verfahrens vorgenommen hat, find den Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam.“ 

Angenommen ein Gemeinjchuldner veräußert ein zur Maſſe gehöriges 
Grundſtück und läßt es gemäß $ 925 B.G.B. an den Erwerber auf, obwohl 
der Konfurövermerk') (vgl. $ 113 K.O.) im Grundbuch eingetragen oder, im 
Falle dies noch nicht geichehen, die Konkurseröffnung dem Erwerber anderweitig 
befannt geworden iſt. Der Letztere kann ſich dann nicht auf die Ausnahme: 
bejtimmung des $ 7 Abſ. I Sat 2 berufen, $ 7 Abj. I Saß 1 fommt zur Ans 
wendung. Mit dem VBollzuge der Auflaflung wird der Erwerber zwar Eigen: 
tümer. Er kann das Grundjtüd weiter veräußern oder belaften. Der Gemeinichuldner 
hat aufgehört, Eigentümer zu jein. Den Konfursgläubigern gegenüber it jedoch 
die Veräußerung unwirkſam d. h. die Auflaffung hat ihnen gegenüber den an— 
geftrebten rechtlichen Erfolg nicht erzielt. Tür die Konkursgläubiger bleibt der 
Gemeinjchuldner nad) wie vor Grundjtücdseigentümer. Es bedarf daher weder 
bejonderer Geltendmachung der Nichtigkeit, noch einer richterlihen Nichtigkeits- 
erklärung. Der Konfuröverwalter braucht nicht erſt auf Rückübereignung zu 
Hagen, jondern er kann gegen den Erwerber direft mit dem Eigentumsanjprud) 
vorgehen.”) 

Es fteht jomit das Eigentum an demjelben Grunditüd für jeden Dritten 
dem Erwerber, für die Konkursgläubiger aber dem Gemeinſchuldner zu. 

2. Gemäß. $ 23 I Zw. V. G. hat die Beichlagnahme eines Grundftüces zum 
Zwed der Zmangäverfteigerung die Wirkung eines Veräußerungsverbotes. Das: 
jelbe iſt fein abiolutes, jondern ein relatives, da nad $ 20 I Zw. V. G. der 
Beichlagnahmebeihluß lediglich zu gunften des betreibenden Gläubigers wirkt.”) 

Nimmt man nun an, ein einzelner Gläubiger hat die Beidhlagnahme des 
gefamten Grumdbejiges jeines Schuldners zum Zweck der Zwangsverſteigerung 
erwirft. Da infolge der Belchlagnahme eine Sperre des Grundbuchs nicht be: 
wirft wird (vgl. Henle a. a. O.), jo iſt der Schuldner nicht gehindert, über jeinen 
Grundbefiß nach wie vor weiter zu verfügen. Er fann denjelben veräußern und 
belajten. Der Grundbuchrichter muß troß des Verfteigerungspermerfes die Auf: 


) @rundbuchiperre tritt nicht ein vgl. Kammergericht vd. 6. V. OL, Mugdan-Falkmann, 
Rechtſprechung III 55, Nr. 53e; dagegen Schöller, Juriftenzeitung 1902 ©. 165 fi. 

2) Vgl. Jaeger a. a. O. 5 7 Anm. 1 ff. 

*) Vgl. Jaedel, Kommentar zum Zwangsverſteigerungsgeſetz 1901 823 3.2, Henle 
Tertausgabe d. Zw. V.G. $ 23 Note 1, II. Aufl. 1901. 
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laffungserflärung durch den Schuldner entgegennehmen und den neuen Erwerber 
als Eigentümer eintragen. Ebenfo muß er den Anträgen auf Eintragung von 
Hppothefen, Grundichulden und anderen — Rechten oder auf Eintragung 
einer Veränderung bei diefen Rechten, bzw. jeiner Bewilligung einer ſolchen 
Eintragung, in derjelben Weiſe ftattgeben, wie wenn der Berfteigerungsvermerf 
nicht eingetragen wäre. Desgleichen kann der Sculdner auch die beweglichen 
Sachen, auf welche ſich die Beſchlagnahme erſtreckt, rechtswirfiam veräußern. 
Allein alle diefe Verfügungen find, fofern nicht die Ausnahme des $ 23 
Abi. I 2 Satz Zw. V. G. gegeben iſt, dem Beſchlagnahme-Gläubiger gegenüber 
unwirkſam. Für ihn und nur für ihm bleibt der Schuldner Eigentümer.) 


3. Im Fall der Forderungspfändung erläßt nad) $ 829 E.P.OD. das Ge: 
riht an den Schuldner das Gebot, ſich jeder Verfügung über die Forderung, 
insbejondere der Einziehung derjelben zu enthalten — Beräußerungsverbot nad) 
$ 136 B.6.B. Menn der Eduldner die Forderung an eine andere Perjon 
cediert, Jo tritt nad) $ 398 B.G.B. mit dem Abſchluß des Eeiftonsvertrages an 
die Stelle des Schuldners der Ceſſionar für jeden Dritten; für den Pfändungs— 
gläubiger dagegen ift der Uebergang der Forderung nicht erfolgt, für ihn bleibt 
der Schuldner der Gläubiger. 

In der Anerkennung einer nur relativ wirfjamen Uebertragung von Rechten, 
welche fih aus den angeführten Beiipielen ergibt, liegt die volle Bejtätigung 
des Satzes, daß ein und dasjelbe Recht nad) außen und innen verjchiedenen 
Perlonen zustehen kann. 

Wenn aber ein Rechtsverhältnis für die Anwendung diejed 
Sates in Frage fommt, dann iſt es das Rechtsgeſchäft zur treuen 
Hand. Denn hier wollen die Parteien, wie ja bereitsermwähnt, 
da nah außen, Dritten gegenüber, der Treuhänder im vollen 
Umfang Herr des anvertrauten Gegenftandes werde, für daß 
innere Verhältnis dagegen ſoll derjelbe nicht dem Treuhänder, 
jondern dem Treugeber gehören. 

Es ift ſomit den eingangs normierten Erforderniffen für die Begründung 
eines Ausjonderungsrechtes genüge gethan: 

Der Treuhänder hat einen Herausgabeaniprud) und fann geltend machen, der 
auszuſondernde Gegenjtand gehöre dem Gemeinjicyuldner nicht. 


III. Die Stellung des Konfursverwalters im Konkurs des 
Treuhänder. 


Im nacdhjtehenden it noch zu prüfen, ob auch der Konfuröverwalter, gegen 
welchen der Treugeber jeinen Ausfonderungsanipruc richtet, die verichiedene Ge- 
ftaltung des Treuhandverhältniijes nad) innen und außen anzuerfennen hat. Zu 
diefem Zweck iſt e8 nicht notwendig, zu der vielumftrittenen Kontroverje über 
die Rechtöftellung des Konkursverwalters Stellung zu nehmen. Denn „mag man 
die Rechtaftellung des Konkursverwalters auffaffen wie man will: Das ift gewiß, 
daß der Verwalter Vermögensrechte des Gemeinjchuldners grundjäglic nur in den 
Grenzen ausüben darf, in denen fie dem Gemeinichuldner zuftehen.“ 

Für das Verhältnis zwiſchen Treuhänder und Treugeber iſt aber der 
Treuhänder nicht Herr des anvertrauten Gegenftandes. Er kann und darf 
ſich h daher dem Zreugeber Br nicht auf die ihm nad) außen anvertraute 


) vol hiezu Jaeckel a. a. O. ©. 101 fi. 
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Rechtsmacht berufen. Wie der Treugeber den der Rückforderung des anvertrauten 
Gegenitandes „entgegengehaltenen Einwand des Eigentums entkräften würde, 
falls diefen der Gemeinſchuldner jelbit geltend machte, jo bietet er durch eine 
replicatio doli dem gleichen Einwand des Verwalter die Spite.“') 

Dieje Ausführungen deden ſich im Ergebniffe mit der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts, wie ſich aus nachſtehenden Erkenntniſſen ergibt: 

1. Urteil des Reichsgerichts vom 5. 111.87 Entſcheidungen Bd. 19 5.60 -63). 

Ein Grundſtückseigentümer hat ſich bei Aufnahme eines Darlehens gegen 
Hypothek dem Darlehensgläubiger verpflichtet, eine bereits heimgezahlte or: 
hypothek zur Löſchung zu bringen. Vor der Löſchung fällt der Eigentümer in 
Konkurs. Auch jein Verwalter, der an ſich die Eigentümergrundichuld (S 1177 
B.G. B.) als Beitandteile der Maſſe verwerten fönnte, darf ſolchen Falles dar: 
über nicht zum Nachteil des Darlehensgläubigers verfügen. 

Aus den Gründen ift folgende Stelle von Wichtigkeit: 

„Ein Recht, welches der Gemeinichuldner ſelbſt gegen einen Gegen: 
fontrahenten nicht geltend machen fönnte, ohne den Einwand der Vertrags: 
widrigfeit oder Arglift auf Grund des mit demjelben getroffenen Abkommens 
hervorzurufen, kann auch jeine Konkursmaſſe nicht geltend machen. Die Konkurs: 
mafle jelbit ift fein Dritter.“ 

2. Urteil des Reichsgerichts vom 26. IX, 28. XI. 90. (Bolze, Praris des 
Reichögerichts in Zivilſachen. Bd. 11, Nr. 939.) 

Eine Hypothekarſchuld wird vom belafteten Gigentümer, der zugleich per: 
ſönlicher Schuldner ift, teilweile getilgt. Das jo erworbene Eigentümerteilpfand 
fan zum Schaden der dem Gläubiger verbliebenen Hypothek bei Verteilung 
des KHauferlöjes vom Konkursverwalter des Schuldners ebenjowenig geltend ge: 
macht werden al3 vom leßteren jelbit. Denn „die Einrede der Argliſt“, welche 
dem Recht des Gemeinjchuldners anhaftet, wenn er die Teilhypothef mit gleichem 
Recht beanipruchen will, muß ſich auch, nachdem der Konkurs über jein Ver: 
mögen ausgebrochen ift, der Konkursverwalter gefallen laſſen. 

3. Urteil des Reichsgerichts v. 3. XI. 86 (Bolze Bd. 4 Nr. 1576). 

Die Konkursmaſſe kann nicht eine Hypothek für ſich beanjpruchen, die ihr 
dadurd) zugefallen, daß der Öypothefengläubiger befriedigt wurde mit dem Gelb, 
welches ein Darlehensgeber unter der Bedingung gegeben, daß ihm für jein 
Darlehen eine Hypothek vor der zu löſchenden beitellt werde. 

n —— des Reichsgerichts v. 7. III. 94. (Seufferts Archiv. Bd. 50 ff. 
r. 70. 

„Der Anſpruch auf Herausgabe eines Gegenstandes wird nicht dadurd) ein 
anderer, daß er als Ausſonderungs-Anſpruch gegen eine Konkursmafle gerichtet ift.“ 

5. Urteil des Reichsgerichts v. 1. V. 99. (Seufferts Archiv Bd. 55 Nr. 57.) 

Der verjtorbene W., welcher vom Kläger mit Regelung gewiljer Hypotheken— 
angelegenheiten beauftragt war, hat bei diejer Gelegenheit die im angefochtenen 
Urteil bezeichnete Hypothek in des Klägers Grunditüd rechtswidrig, ftatt fie zu 
tilgen oder dem Kläger zuichreiben zu laſſen, ſich ſelbſt zuichreiben laffen. Es 
wurde zwilchen Kläger und Konkursverwalter des W.ihen Nachlaffes darüber 
geitritten, ob die Konkursmaſſe Anſprüche aus diejer Hypothek gegen den Kläger 
geltend machen fünne, ob fie nicht verpflichtet jei, die Hypothek auf ihn zu über: 


) Vgl. Jaeger a. a. DO. $ 43 Anm. 19. 
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tragen oder aber, ob der Kläger nur als Konkursgläubiger wegen eines perjönlichen 
Anfpruchs auf Tilgung oder Uebertragung der Hypothek in Betracht fommen könne. 


Aus den Gründen ift hier hervorzuheben : 

„Es verjteht fich von jelbit, daß der Kläger gegen die perfönliche wie gegen 
die hypoihetariſche Klage des W. ſelbſt ſich mit Erfolg auf die ihm gegenüber 
widerrechtliche Erwerbung der Hypothek würde haben berufen und darauf eine 
exceptio doli ſtützen können, und ebenſo, daß dem Nachlaß des W. und der aus 
demſelben gebildeten Honkursmaſſe keine weiter reichenden Rechte zuſtehen können, 
als jenem ſelbſt zugeſtanden. Die Auffaſſung . . . wonach es ſich hier um eine 
exceplio de iuré tertii handeln würde, iſt völlig unhaltbar. . 

6. Urteil des Reichsgerichts v. 2. VI. 1900. (Enticheidungen Bd. 46 Nr. 43). 

Hier heißt es: „Es muß davon ausgegangen werden, daß das Vermögen 
des 6 Gemeinſchuldners, ſoweit es an ſich einer Zwangsvollſtreckung unterliegt, der 
Regel nad) jo, wie es ihm ſelbſt zuſteht, alſo auch mit allen daran haftenden 
Rechten, Pflichten und dinglichen Beſchränkungen in die Konkursmaſſe fällt.“ 

Sodann erklärt e8 die Enticheidung für einen „leitenden Gedanken”, „daß 
der Verwaltung und Berfügung des Konfuröverwalters nicht mehr Rechte unter: 
jtellt werden fünnen, als dem Gemeinſchuldner ſelbſt zuftehen.“ 


S 5. 
Anwendungsfälle, 


Nachſtehend jollen die praktiſch wichtigiten Anmwendungsfälle der Nechtögeichäfte 
jur treuen Hand, ſowie einige zur Streitfrage in Beziehung ftehende Fragen er- 
örtert werden: 

1. Uebertragung von Wertpapieren zu treuer Sand. 

Diejelbe findet meiſt ftatt zum Inkaſſo oder zur Sicherung beitehender oder 
künftiger Forderungen. Der Treuhänder wird jedem Dritten gegenüber zur freien 
Verfügung über dad Papier berechtigt. Veräußerungen kann der Treugeber nicht 
rüdgängig machen. Der Treuhänder macht ſich jedod) einer Unterichlagung ſchuldig, 
wenn er das ihm anvertraute Papier zu jeinem eigenen Vorteil verwendet. Denn 
dem nn gegenüber it er nicht verfügungäberedhtigt. 

Durch das Bollindoffament zum Inkaſſo wird der Indoſſatar zwar nicht 
jeinem Indoſſanten gegenüber, wohl aber gegenüber dem Dritten formell und 
materiell legitimiert. Hinſichtlich der Zuläffigkeit von Einreden ex persona 
indossantis vgl. $ 2 der Daritellung. 

Die Verpfändung eines Ordrepapieres zu treuer Hand wird angefichts der 
Beitimmung des $ 1292 B. G. B. praktiſch jelten vorkommen. Uebrigens ſind 
die Meinungen über die Wirkung eines Indoſſaments nad) $ 1292 geteilt: 

Die einen nehmen an, daß durch das Indoſſament Eigentümer: und 
Gläubigerrecht auf den Indoffatar übergehen : 

Biermann, Sa chenrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches $ 1292, Dernburg, 
Bürgerliches Recht, 2. U. II1 83 281 N. 1 ©. 702, Endemann, Bürgerliches 
Recht VI. A. 11 $ 145 S. 575. 

Andere errachten lediglich Pfandindoſſament für gegeben : 

Staudinger, Kommentar 3. B.6.B. 1898, II1 $ 1292, 2, Cojad, Bürger: 
eo Recht 1900, II $ 262 ©. 358 2 la, id, Handelsrecht, IV. 4. 18:8, 

. 304,6, Schule, Treuhänder 1901, ©. 53 ff. 


432 Weinberger. Die Ausjonderung anvertrauter Werte. 


Da faum anzunehmen ift, daß die Parteien, wenn ein Ordrepapier ver: 
pländet wird, die Abficht haben, dem Pfandgläubiger zum Mechjel: ec. Gläubiger 
zu machen, der Inhalt des Begebungsvertrages aber für die materielle Wirkung 
des Indoſſaments maßgebend ift, jo wird man ſich wohl der Anficht derer, die 
im $ 1292 fediglic ein Prandindoffament erbliden, anjchliegen müflen. 

2. Eefjion einer Forderung zu treuer Hand. 


Hauptanwendungställe find Inkaſſo- und Pfandeeſſion. Die Abtretung 
vollzieht fi) nad SS 398 fi. B.G.B. Bei cessio securitalis causa iſt der 
Treuhänder im Konkurs des Treugebers abjonderungs:, nicht ausjonderungs: 
berechtigt.!) 

3. Uebereignung von Mobilien durch constitutum posses- 
sorium nad $ 930 behufs Verpfändung. 


Dieſer Fall dürfte nach dem Vollindoffament zum Inkaſſo praktiſch wohl 
der bedeutjamijte jein. Häufig Stehen den Schuldnern, bejonders kleinen Leuten, 
zur Sicherung ihrer Gläubiger nur ihre zum täglichen Leben unentbehrlichen 
Mobilien zur Verfügung. Das B.G.B. verbietet eine Pfandbeitellung durch 
const, poss, (vgl. $ 1205 B. G. B.). Um nun feine Mobilien nicht aus der 
Hand geben zu müſſen, übereignet der Schuldner diejelben dem Gläubiger nad) 
8 9330 B. G. B. zu treuer Hand derart, daß nad) außen der Gläubiger Eigen: 
tümer wird, der Schuldner aber auf Grund eines nach $ 868 B. G. B. zu ver: 
einbarenden Verhältnifjes unmittelbarer Beſitzer bleibt; nad) innen bleibt der 
Schuldner nad) wie vor Eigentümer.?) 


4. Auflajiung eines Grundftüdes zu treuer Hand.”) 


Da der Treuhänder dem Treugeber gegenüber nicht Eigentümer des Grund: 
jtüdes geworden, fann der Treugeber im Konkurje des Treuhänder vom Kon: 
furöverwalter deſſen Zuftimmung zur Grundbuchberichtigung gemäß $ 894 11. 
BGB. verlangen. Willigt der Konkursverwalter nicht ein, jo kann der Treu: 
geber gemäß $ 899 11 B. G. B. eine einstweilige Verfügung gegen den Konkurs: 
verwalter erwirfen und, geitügt auf dieſe, einen Widerſpruch gegen die Richtigkeit 
des Grundbuches eintragen laſſen. 

5. Das Recht des Vorerben am Nadlaf. 


Dasjelbe jtellt fi) dar als eine Berechtigung zu treuer Hand, welche durch 
pofitive geſetzliche Vorſchrift ihre geionderte Regelung erfahren hat.*) 

Der fiduziariiche Charakter der Stellung des Vorerben ergibt ſich vor 
allem aus der Entwidlungsgeichichte des römijchen Univerſalfideikommiſſes. Um 
es zu ermöglichen, daß der Nachlaß auf einen anderen von dem heres übergebe, 
mußte man ſich urfprünglic) des fideicommissum hereditatis bedienen, auf 
grund defien der heres die Erbichaft dem fiduciarius verkaufte und Rechte wie 
Schulden durch Vertrag übermittelt wurden.) 


u Bat. Naeger a. a. DO. $ 485 Anm. 10 N. 

2) Bol, Endemann, Bürgerlicies Recht VL ü Bd. II S 136 ©. 542 fi, Jaeger a. 
a. 0.848 3. 10, Beder, Sicherſtellung des Gläubigers duch constit. poss. Erlangen 
1899, Fiſcher— Henle, Handausgabe 3. B.G.B. VI. A. 8 1205 Anm. Abweichend Wilupty, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 ©. 710. 

8, Bol. Beijpiele in 8 1, fowie Neichögeriht Bd. 45 Nr. 18; Jaeger a. a. O. 
8 43 Anm. 23. 

3 Bol. Jaeger a. a. D. $ 43 Anm. 24 und $ 128 Anm. 1. 

°) Vgl. Endemann VI R 1900, II.Bd. ©. 164 Nr. 2. 
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Nahdem das 8. C. Trebelliannm beitimmt hatte, daß alle Klagen aktiv 
wie paſſiv mit der Abtretung der Erbſchaft ipso iure auf den ſiduciarius über: 
gehen Follten, war damit das Univerſalfideikommiß entitanden, das in ber 
Rechtsform eines Vermächtniſſes die Univerjaljucceifion vermittelte. 


Der Vorerbe des neuen Rechtes iſt nicht bloß Nubnießer des Nachlaffes, 
Jondern Eigentümer der Nachlaßſachen und Gläubiger der Nachlaßforderungen. 
Er iſt Erbe mit allen einem ſolchen zuftehenden Rechten.') 


Allein feine, Befugniffe jind feine unbeichränkten. Dies ergibt ſich daraus, 
daß er nicht immer, fondern nur bis zum Eintritt der Nacherbfolge Erbe bleibt 
(5 2139 B. G. B.). Damit ift aber auch feiner Berechtigung jchon die Grenze 
gezogen. Diejelbe findet ihre „Schranke einmal in der perfönlichen Haftung des 
Vorerben dafür, daß die Erbichaft in dem Zuftande herausgegeben werde, melcher 
einer ordnungsmäßigen Verwaltung entipricht, daß insbelondere ausjcheidende 
Stüde nicht ohne Erſatz bleiben und ferner in den weiter gehenden Anjprüchen 
des Nacherben auf Sicherheitsleiitung und äußerften Falles auf Entziehung der 
Verwaltung. Dieje Beichränfungen des VBerfügungsrechtes find von der Art, 
daß fie eine kauſale Beitimmung bdesjelben erkennen laffen, aus der letzteren 
aber ergibt ſich, daß es ein Mißbrauch wäre, wenn die Gläubiger des Vorerben 
deilen Verfügungsrecht zu ihren Zweden ausbeuten dürften.“ Brot. V. ©. 113. 

Diefe Ausführungen der Protokolle laſſen es zweifellos, daß der Worerbe 
nur fiduziarifcher Kerr des Nadjlaffes ift; dementiprechend find auch die Sicher: 
ungsbeftimmungen des $ 2112 B.G.B. und die Beltimmungen des 8 128 
RD. und $ 773 C.P.O. welche dem Vorerben und damit aud) deſſen Gläubigern 
lediglich geftatten, fid) an den Ertrag des Nachlaſſes zu halten, ihnen den Zu: 
griff auf die Subftanz aber vermehren. 

Tritt, während das Konkursverfahren über das Vermögen des Worerben 
ſchwebt, die Nacherbfolge ein, jo fällt nad $ 2139 die Erbſchaft dem Nacherben 
an, und diejer fann gemäß $ 43 K.D. diefelbe aus der Konkursmaſſe ausjondern.*) 

7. Jaeger hat in feinem Kommentar die frage berührt, 
ob die Fiktion des 392 IH auch auf dinglihe Rechte Ausdehnung 
finden fönne, und hiebei die weitere Frage aufgeworfen, ob nicht ein be: 
jahendes Rejultat unter dem Gefichtspunft einer fiduziariihen Rechtsſtellung 
des Geichäftsbejorgers zu gewinnen jei. Er bemerkt allerdings dazu, man fann 
„nicht eigentlich von Anvertrauung eine® Gegenftandes reden, der vorher nicht 
im Vermögen des Machtgebers jtand.“ (Vgl. $ 43 Anm. 26). 

Mir glauben ebenfalls, daß die Ausdehnung des Begriffes eines fiduziariichen 
Rechtsgeichäftes auf derartige Fälle zu weit geht und daß, um von Anvertrauung 
reden zu fönnen, doch der anzuvertrauende Gegenftand bereits in Gewalt des 
Anvertrauenden geitanden fein muß und nicht erft unmittelbar durch den Treu: 
händer in eigenem Namen von einem Dritten erworben jein darf. 

8. Es ſeiſchließlich noch die Frage geftreiit, ob der Treugeber, 
wenn außerhalb des Konkurſes ein Gläubiger des Treuhänders 
den anvertrauten Gegenſtand zum Zweck der Zwangsvoll— 
ſtrekung mit Beſchlag belegen ließ, auf Grund des 8771C.P.O. 
die Herausgabe verlangen fann. 


) Vol. Jaeger a. a. ©. $ 123 Anm. 1. 
2) Bol. Jaeger a.a.D. $ 129 Anm. 8. 
Annalen des Deutſchen Reichs, 1902, 28 
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Wenn auch zwiſchen der Ausjonderungsflage des $ 43 K.D. und der 
Erekutionsinterventionsflage des $ 771 C.P.O. nah Zweck und Voraus: 
jegungen die engſte Verwandtichait beiteht, „io läßt fich doch nicht behaupten, 
daß die Ausfonderung mur einen Anwendungsfall der Wideripruchsklage 
bilde. Es handelt fi) um zwei forreipondierende, aber jelbftändige Rechts: 
inſtitute.“ (Dal. Jaeger a. a. DO. $ 43 Anm. 5.) Daß diejelben ſich nicht 
vollfommen deden, ergibt jchon der Wortlaut des Geſetzes. $ 43 verlangt 
Geltendmahung der Nichtzugehörigkeit auf grund eines dinglichen oder perſön— 
lichen Rechtes, $ 771 C.P.O Geltendmahung eines die Veräußerung hindernden 
Rechtes. Bei der Uebertragung zur treuen Hand wird der Treuhänder 
für jeden Dritten Herr des anvertrauten Gegenftandes und damit nad) aupen 
zu defien Veräußerung berechtigt. Der Konkursverwalter hat dem Treugeber gegen: 
über nicht die Stellung eines Dritten, für welchen das Ireuhandverhältnis feine 
Wirkung bat; er ijt vielmehr geſetzlicher Vertreter des Treuhänders (vgl. 
s 4 Ili). Der Bmwangsvollitrefungsgläubiger dagegen iſt Dritter und daher 
fann ihm gegenüber der Treugeber mit der Klage des $ 771 C.P.O. nicht 
durchdringen. 
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Die Tabakbeftenerung in Deutſchland. 


Von Franz Graf, k. Oberzollinfpektor in Poſſau. 


(Schluß. Val. Jahrgang 1893 ©. 521; 1894 ©. 1; 189 ©. 170 1900 ©. 81, 739; 
1901 ©. 751, 818, 891.) 


8. Rapitel. 
Schlußbetrachtung. 


In unſeren vorausgegangenen ſieben Kapiteln haben wir gezeigt, wie 
lange in Deutſchland jchon die Bemühungen dauern, das richtige Syſtem 
einer Tabakbeſteuerung zu finden, nämlich 49 Jahre, wenn wir die eritmalige 
gemeinjame Beratung einer einheitlichen deutſchen Tabakſteuer auf der zehnten 
N in Bollangelegenheiten im Jahre 1853 zum Ausgangspunkt 
nehmen 

Nun ſagt ja zwar das deutſche Sprichwort: „Was lange währt, wird 
endlich gut,“ allein hier iſt dasſelbe bis jetzt nicht zugetroffen. Im Gegenteil: 
wir müſſen an die Spitze der ſolgenden Betrachtungen den Satz ſtellen, daß 
unter allen zur Zeit giltigen deutſchen Verbrauchsſteuern kaum eine andere 
vom finanz- wie vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt aus ſo fehlerhaft und 
ungerecht veranlagt iſt, als die gegenwärtige deutſche Rohtabak-Gewicht-Steuer, 
die wir im fünften Kapitel näher beſchrieben haben. 

Einen Vorzug beſitzt dieſelbe allerdings, den wir hier gleich vorweg— 
nehmen wollen, den der in Einfachheit. Es gibt bei ihr nur zwei 
Hauptkontrolfmittel: die Blätterzählung oder Gewichtsabſchätzung auf dem Felde 
und die fteueramtliche Verwiegung des geernteten Rohtabaks. Dieſe Kontrollen 
treffen lediglich den Tabakpflanzer, laſſen aber den Rohtabakhändler und den 
Fabrikanten völlig frei. Das Syſtem iſt denkbar einfach, erfordert nicht zu 
viele Beamtenkräfte und verurſacht feine hohen Koſten. Jede andere Tabak: 
fteuerform — wenn man nicht zu der noch primitiveren und ſehr unzuverläffigen 
Flächenſteuer zurüdgreifen wollte — bringt viel mehr fteuerliche Beläftigungen 
mit ſich, und ift £oftipieliger durch ſtärkere Inanſpruchnahme von Beamten u. j. w 

Ein weiterer und zwar der Hauptvorzug wird von den Anhängern des der: 
zeitigen Syſtems darin gefunden, daß dasjelbe, wie erwähnt, dem Händler und 
Yabrifanten freieften Spielraum läßt, und man verweift im Gegenjag zu 
anderen Staaten darauf, daß die Steuerliche Unbeengtheit der deutichen Tabak— 
induftrie weſentlich zu deren blühendem Aufichtwung beigetragen habe. Wir 
geben diejen Aufſchwung zu, bezweifeln aber, ob derjelbe nicht audy unter einem 
anderen Syſtem 3. B. einer Fabrikatſteuer möglid) gewejen wäre und finden im 
übrigen in einer ſolchen Einrichtung der Tabakſteuer, welche bloß den Tabak— 
pflanzer, den wirtſchaftlich Schwächſten in der ganzen Erwerbäfette, belajtet, den 
leiftungsjähigeren Händler und Fabrikanten aber frei läßt, feinen Vorzug, 
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ſondern einen Hauptmangel, über welchen wir uns unten (zu 11.) noch näher 
äußern werden. 

Endlich könnte man zu gunften der jegigen Steuer höchſtens noch auf 
den alten Erfahrungsjag verweilen, wonad „jede alte Steuer gut, jede neue 
aber ſchlecht ift,“ da die Mängel ſchon länger bejtehender Steuern häufig duch 
das Sichgewöhnen der beteiligten Kreife ausgeglichen werden, während ja jede 
neue Steuer empfindliche Störungen des Erwerbslebens mit ſich bringt. Allein 
es it das auch einer jener Säße, die nur jehr cum grano salis zu verjtehen 
find, dem manche Mängel find jo empfindlich und drüdend, daß fie bei nod 
jo langer Gewöhnung ſich nicht ausgleichen laffen, vielmehr immer von Neuem 
nad Abhilfe jchreien, und das jcheint uns bei der geltenden deutſchen Tabak— 
fteuer 1 der Fall zu jein. 

Die Hauptfehler derjelben faffen wir in folgendem zufammen : 

I. Ungenügende Ausnügung der vorzüglichen Steuerkraft des Objekts. 

I. Unrichtige und ungerechte Verteilung der Steuerlait. 

11. Mangel jedes Wertiteuerfußes. 

IV. Ungenügender Zollihuß für die Inlandtabake. 

Es jei uns geftattet, diefe unſere Behauptungen in nachitehendem näher 
zu begründen. 

Zu I. Daß der Tabak zur ergiebigen Beiteuerung fi) ganz befonders 
eignet, wird zwar von den Gegnern einer höheren Zabakbejteuerung in Deutid: 
land heftig beftritten’), ift aber deshalb dod eine Thatjache, die von den 
berühmteiten Gelehrten (mir nennen die Volkswirtſchafts- und Finanzwiſſen— 
ſchafts-Lehrer Lorenz von Stein, Adolf Wagner, Albert Schäffle, Wilhelm 
Roſcher. Yeroy:Beaulieu u. ſ. w.) und Staatsmännern aller Länder oft genug 
anerkannt worden it, und die man nicht durch Behauptung des Gegenteils 
einfach aus der Welt Ichaffen kann. 

Als ergiebige Steuerquellen find von jeher joldhe ſtark verbreitete und beliebte 
Verbrauchsgegenſtände erachtet worden, deren Beiteuerung den volfswirtichaftlichen 
Hauptgrumdjaß jeder Steuerlehre, nämlich jenen der Gerechtigkeit am wenigiten ver: 
legt. Unesıtbehrliche Nahrungsmittel, wie Brot, Fleiſch, Milch u. Al w., werden aljo 
niemals als ergiebige Steuerobjefte gedacht werden fünnen. Dazu gehört aber 
fiherlich nicht der Tabak, denn er ift fein unentbehrliches Nahrungsmittel, deſſen 
Verteuerung durch eine Steuer eine drüdende Härte und Ungerechtigkeit gegen 
die ärmeren Volksklaſſen bedeuten würde, — enthält er doch auch feinerlei 
Nährwert, ſondern ein für mandje Körperfonititutionen geradezu jchädliches Gift, 


P Als“ klaſſiſches Beiſpiel hiefür führen wir aus dem Bericht der XII. Kommiffion 
über den TFabrikatiteuergeießentwurf von 1895 — Reichstagdrudiahen 1894/95 ©. 1264 — 
folgende von den Gegnern des Entwurfs herrührende Stelle an: „Es jet ein Vorurteil, wenn 
man behaupte, daß der Zabaf, welder nicht ein Luxus- jondern ein Genußmittel ſei, das 
bifte Steuerobjeft jei. Dies ſteuerpolitiſche Vorurteil habe fi fo feſt eingefreilen, dak man 
all’ die Ericheinungen des öffentlichen Lebens überſehe, die infolge von Erhöhungen der Tabal- 
fteuer eingetreten jeien u. j. mw.“ Dagegen hat in der Reichstaägsſitzung vom 12. Januar 1894 
der fonjerpative Abgeordnete Geſcher Die jehr zutreffenden Worte geiprochen (Sten. Berichte 
©. 612): „Hier iſt eine geradezu jchreiende finanzpolitiſche Anomalie, daß wir in Deutihland 
zur eine jo lächerlich geringe Belaitung des Tabafs haben .. den Saß: der Tabak muß 
mehr biuten, fünnte man wirtichaftlid richtiger dahin ausdrücen : mit ber gänzlih uns 
berehtigten verhältnigmäßigen Immunität, den der Tabak bei und in Deutſchland gegenüber 
der Belaſtung anderer Gebraudhsartifel und gegenüber der Belaftung bes Tabaks in allen 
anderen zivilifirten Yändern genießt, muB, wenigitens zu einem gewiſſen Zeil, endlich einmal 
ein Ende gemacht werden.“ 
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das Nikotin — vielmehr ein Genuß: oder Reizmittel, das ſchließlich Jeder fich 
verfagen oder in deſſen Genuß ſich Jeder einichränfen fann, ohne am Not: 
wendigiten zu leiden. 

Als jolches Genußmittel ift er jehr verbreitet und beliebt, was auf der 
einen Seite die Abneigung weiter Volkskreiſe gegen neue ZTabafjteuer = Projekte 
erklärt, auf der anderen Seite aber gerade ein wertvolles Argument für eine 
höhere Steuer bildet, da dieje Vorliebe der Deutichen für den Rauchgenuß die 
Opfer einer etwas höheren Steuer raſch überwinden helfen wird. 

Steht aljo feit, daß der Tabaf eine ergiebige Steuerquelle it, mehr als 
manch' endere zur Zeit in Deutichland jchon hoch beiteuerte Verbrauchsgegenftände — 
jo iſt anderjeits nicht zu bezweifeln, daß dieſe Ergiebigkeit durch das jetzt 
beitehende Syftem nicht ausgenüßt wird, leßteres vielmehr finanziell völlig un: 
genügende Ergebniſſe liefert. 

Nach Anlage 18 zum Fabrikatſteuer-Geſetzentwurf von 1895 (Reichstags: 
druckſachen 1894/95 ©. 632/33) hat im Jahre 1892 der Reinertrag der Tabat: 
beiteuerung, auf den Kopf ausgerechnet, betragen: in Frankreich 6,56 ME., in 
talien (1892/93) 4,03 ME., in Oeſterreich 3,84 Mk., in Ungarn 3,09 Mk., 
in Spanien (1892/93) 4,37 ME., in Großbritannien (1892/93) 5,32 ME., im 
Deutihen Reiche aber nur 1,00 ME. 

In den genannten außerdeutichen Ländern ift aljo aus der Tabafbefteuerung 
das Vier- Fünf, ja mehr als Sechsfache von dem gewonnen worden, was 
manin Deutjchland erzielt, und dürfte das gleiche Verhältnis auch heute noch beftehen. 

Wenn man dieje deutlichen, unanfehtbaren Zahlen lieſt und dabei daran 
jurücddentt, in welch' maßlos heftiger Weile 3. B. die deutjchen Fabrikatſteuer— 
Geſetzentwürfe von 1893 und 1895, von welchen erfterer nur gegen 2 Mk., 
[eßterer nur gegen 1,70 ME. Tabakiteuer pro Kopf der Bevölkerung einführen 
wollte, im deutjchen Reichstag befämpft wurden und wie die Ngitation damals 
jajt fo weit übertrieben wurde, ala müßten an einer ſolchen hinter der Befteuerung 
in Frankreich, Italien, Oefterreih, Ungarn, Spanien, Großbritannien noch uns 
gemein zurückbleibenden Steuer alle Tabakinduftriellen und Tabakarbeiter Deutich- 
lands. zu Grunde gehen, dann ift man verjucht, ſich zu fragen, wie ſolch' 
Harfe Begriffäverwirrungen entjtehen und in meiteren Streifen ſich behaupten 
Ünnen und ob denn die deutiche Bevölkerung und Industrie den Anſpruch er- 
heben will und kann, in Steuerjahen gegenüber den Völkern anderer Lände 
eine ganz bejondere Ausnahmeftellung einzunehmen. 

Man wird einwenden, daß die Ausnahmeftellung dadurd) begründet jet, 
dab wir in Deutichland im Verhältnis zu anderen Ländern eine ganz außer: 
gewöhnlid; blühende industrie mit einem außergewöhnlich zahlreichen Arbeiter: 
kamm bejigen, weshalb jede Nenderung des Steuerjyitems einen jchmerzlichen 
Eingriff in den Nationalwohlitand und in die Intereſſen meiteiter Volkskreiſe 
bedeute. Allein wir können diejen Einwand nicht gelten lafjen, denn einmal 
ftehen den Intereſſen der Induſtrie und Arbeiterihaft doch auch die gewiß 
berücfichtigenswerten Intereſſen der deutichen Tabakpflanzer gegenüber, welche, 
wie wir unten zeigen werden, unter dem jeßigen Syſtem feit Jahrzehnten leiden, 
und ſodann befteht ja auch nicht die Abficht, (und beitand insbejondere nicht 
bei den letzten Reform:Entwürfen von 1893 und 1895), den deutſchen Tabat 
Jo body zu belaften, wie dies in andern Ländern geichieht. Wenn in Deutſch— 
land eine Steuer von nur 2 ME. pro Kopf eingeführt wird, während 3. B. 
Oeſterreich eine joldhe von gegen 4 ME., England eine jolhe von über 5 Mk., 
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Frankreich eine jolhe von über 6 ME. trägt, dann iſt auf die bdeutichen 
bejonderen Verhältniſſe ficherlih alle im Intereſſe der Gejamtheit mögliche 
Rückſicht genommen. 

Am Interefie der Gefamtheit! Damit fommen wir nod) auf einen weiteren 
Punkt, der volle Aufmerkiamfeit verdient. Wenn nämlid) einem Verbrauchs— 
gegenftand, welcher ſich zur hohen Beiteuerung To jehr eignet, wie der Tabak, 
feine jo hohe Steuer auferlegt wird, als er zu tragen vermag, jo wird in der 
Negel das Manko an Steuern einem andern Verbrauchsartikel auferlegt werden 
oder bleiben, welcher zur hohen Beſteuerung ſich nicht jo jehr eignet, ja welcher 
vielleicht jogar zu den unentbehrlichen Lebensmitteln zählt. 

Das iſt der Tall mit der deutſchen Salziteuer. Zmeifellos wirft Diele 
Steuer durch ihre Belaftung eines für die ganze Bevölkerung und gerade aud) 
für die Armen und Aermiten unentbehrlichen Nahrungsmittels härter und un 
gerechter ala jede nod) jo hohe Tabafiteuer. Man hat deshalb im Jahre 1873 
(fiehe unſer erlies Kapital am Schluſſe) den Gedanken gefaßt, die in Deutich: 
land beitehende Salzjteuer zu befeitigen und dafür eine höhere Tabatiteuer, als 
fie damals beftand, einzuführen. Wäre dies zur Thatſache geworden (ed war 
leider nicht der Fall) und wäre gleich eine Tabakſteuer von geeigneter Höhe 
— etwa von 2 ME. oder etwas darüber pro Kopf — eingeführt worden, jo 
hätte das Reich nicht allein der ärmeren Bevölkerung die Wohlthat der Be: 
jeitigung der Salziteuer erweijen, jondern aud) aus der Zabakiteuer den Ausfall 
der Salziteuer völlig erjegen und darüber hinaus ftändig ein Mehr gewinnen 
fönnen, welches für allgemeine Wohlfahrtszwede verfügbar geweſen wäre. Die 
Tabakinduſtrie aber hätte, davon find wir überzeugt, die mit der Steuererhöhung 
verfnüpften Nachteile — zumal bei dem inzwijchen eingetretenen wirtichaftlichen 
Aufſchwung — jet ſchon längit überwunden und würde fich heute in demjelben 
blühenden Zuftande befinden, als es wirklich der Fall ift. 


Aljo: eine Tabakiteuererhöhung im den angegebenen Grenzen würde nicht 
allein feine Ungerechtigkeit gegen die Intereſſen der ZTabafınduftrie und der 
Zabaf-Arbeiter bedeuten, jondern in der bisherigen Unterlaffung diejer Erhöhung 
liegt geradezu — unter einjeitiger Begünftigung der gedachten Intereſſen — 
eine Ungerechtigkeit gegen die Intereſſen der Gejamtheit und ein Verſtoß gegen 
wichtige jteuerpolitiihe Grundjäge. — 

Es bleibt nun, bei Beiprechung diejes unferes eriten Punktes, noch die 
Frage zu erörtern, ob denn nicht Die Erhöhung der deutichen Tabakſteuer-Ein— 
nahmen im Rahmen de3 gegenwärtigen Syitems denfbar und möglich wäre. 
Das wäre deshalb vorteilhaft, weil dann eher auf eine entgegenftommende Haltung 
der industrie und Arbeiterichaft zu rechnen wäre, welche bei neuen Zabafiteuer: 
Projekten noch jedesmal die ftärkite Agitation entfalteten und durch ihre Beein— 
fluſſung der öffentlichen Meinung thatſächlich alle Reformen zu Fall bradten. 
Daß die Tabak-nterejienten mit einer Erhöhung der Einnahmen aus dem Tabak 
um 20 bis 30 Millionen ME. einveritanden wären, wenn dieje Erhöhung durch 
parallele Steigerung des gegenwärtigen Zolls und der gegenwärtigen Steuer, 
d. h. innerhalb des giltigen Rohtabak-Gewichtſteuer-Syſtems erfolgen würde, hat 
der damalige Staatsjefretär des Neichsichagamtes Graf von Poſadowski am 
21. Februar 1895 (bei der Beratung des zweiten Fabrikatſteuer-Geſetzentwurfes) 
im am deutſchen Reichstag!) ausdrüdlic erwähnt, und auch im Kommiſſionsbericht 
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vom 5. Mai 1895") findet fih im Referat über die erſte Leſung des vor: 
erwähnten Gelegentwurfs, und zwar unter den „Erklärungen der Mitglieder des 
Bundesrats” die Bemerkung, die Tabakinduftriellen hätten neuerdings ver: 
Ichtedentlich zu verjtehen gegeben, daß fie für eine beträchtliche Mlehrbelaftung des 
Tabaks, wenn fie nur in dem beftehenden Steuerjuftem ſich vollziehe, zu haben 
ſeien. Es iſt das ja auch erflärlich, da bei einfacher paralfeler Erhöhung von 
Zoll und Steuer nicht allein die gegenwärtigen Konkurrenzverhältniſſe zwiſchen 
deutihem und ausländiihem Tabak aufrecht erhalten blieben, jondern aud alle 
Kontrollaften auch künftig ausfchließlih den Pflanzer treffen würden. Allein 
dieſer Weg erweiſt ſich als durchaus ungangbar, da die Gewichtiteuer jeßt ſchon 
(fiehe unjere Ausführungen zu Ziff. I unten) mit drüdender Schwere auf den 
geringwertigen Sorten unferer Inlandtabake laftet und gerade leßtere den weitaus 
größten Prozentſatz der gefamten inländiichen Produktion ausmachen (nämlich 
nad) einer auf ſachverſtändigem Gutachten beruhenden Aeußerung des genannten 
Herrn Reichsſchatzſekretärs in der erwähnten Situng vom 21. Februar 1895 
70 Prozent!). Würde diefer ohnehin ſchon fo ſchwer drüdende Steuerjat nod) erhöht, 
dann müßte die den Ruin des inländischen Tabakbaus herbeiführen, derjelbe 
füme „zum Erliegen”, wie jchon bei der gedachten Neichstagäverhandlung 
treffend bemerkt wurde. 


Zu II. Unrichtig ift die Verteilung der Steuerlaft beim geltenden deutjchen 
Tabaffteuergejeß deshalb, weil es ſich um eine Verbrauchsſteuer handelt, welche 
möglichtt nahe dem Uebergang des beiteuerten Gegenftandes in den Verbraud), 
aljo etwa im Stadium der Fabrikation erhoben werden follte, ſtatt deſſen aber 
im Stadium des Rohprodufts, alſo jehr entiernt von jenem Uebergang erhoben 
wird (jehr langer Steuervorihuß), ungerecht aber it die Verteilung deshalb, 
weil die Steuerlaft, wie ſchon erwähnt, dem wirtſchaftlich am wenigiten leiſtungs— 
fähigen Tabakpflanzer aufgebürdet ift. 

z 16 Abſ. 1 des Gejeges lautet wörtlich) : 

„Für die Entrichtung der Steuer iſt diefer (d. h. nad) dem Vorausgegangenen 
Derjenige, welchem die Geftellung des Tabaks zur amtlichen VBerwiegung obliegt, 
alio der Tabakpflanzer) zunächſt haftbar.“ 

Allerdings ift in $ 19 weiter beftimmt, daß „bei der eritmaligen Veräußerung 
des Tabaks der Käufer oder jonftige Erwerber zur Entrichtung der Steuer ver: 
pflichtet wird“, allein der gleiche Paragraph ordnet noch an, daß, falls die Ueber: 
gabe des Tabaks an einen Käufer oder jonitigen Erwerber nicht bis zum Ablauf 
der für die Entrihtung der Steuer feſtgeſetzten Frift ftattgefunden hat, der Tabak: 
pflanzer zur Entrichtung der Steuer verpflichtet iſt. 

Die Steuerlaft trifft alſo primär den Pflanzer nnd bleibt endgültig auf 
ihm haften, wenn er den Tabak nicht bis zum Ablauf des Steuerentrichtungs: 
termins verfauft hat. 

Wir haben in unſerem fünften Kapitel?) die Entjtehungsgeichichte diejer Be: 
ſtimmungen näher verfolgt, und dargethan, wie diefelben ichon bei den Beratungen 
der Tabakſteuer-Enquete-Kommiſſion, dann bei den Beratungen des Reichstags 
und zulegt bei jenen der von leßterem eingejegten Kommiſſion von verichiedenen 
Seiten befämpft wurden, indem die Aufbürdung der Steuerlaft auf den Pflanzer 


) Zweiter Anlageband zu den Sten. Berichten 1894/95, ©. 1262, 
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bei der ſchwachen Fähigkeit des leßteren, dieſe Laſt auf die folgenden Erwerbs: 
freije überzumälzen, höchſt bedenklich Jet. 

Ein Antrag des Enquetesftommijfions: Mitgliedes Felſer bezwedte, daß die 
Steuer erit beim Einbringen des Tabaks in die Fabrifräume fällig werden und 
die Pflicht zur Entrichtung derielben dem Fabrikanten auferlegt werden follte. 

Diefer Antrag wäre zur Beleitigung der Steuerpflicht des Pflanzers (im 
Rahmen des Rohtabak-Gewichtſteuer-Syſtems) der radifalite geweſen, wurde aber 
wegen der damit verfnüpften Bedenken (Fortſetzung der Steuerfontrollen bis zum 
Fabrikanten) noch in der Enquete-Kommiſſion abgelehnt. 

Spätere Anträge hatten die Abficht, den Pflanzer wenigitens von der 
primären Steuerpflicht zu befreien, und ihm dielelbe nur dann zu übermeilen, 
wenn er den Tabak nicht bis zum beitimmten Termin veräußert hätte, allein 
auch diefe Anträge fanden nicht die Zuftimmung der Mehrheit. 

Man jchente ſich davor, die Eteuerentrihtung vom Pflanzer weg zu einer 
ipäteren Station zu verlegen, weil man die notwendig werdenden weiteren Slon: 
trolfen und damit die Schmälerung des Steuerertrags befürchtetete. 

Außerdem nahm man an, daß die Steuerlaft auf dem Pflanzer nicht haften 
bleiben, jondern dem Rohtabafhändler ala eritem Käufer des Tabaks (S 19 des 
Geſetzes, ſiehe oben) zufallen werde, da der Pflanzer von dem Käufer die ſo— 
fortige Regelung des Steuerpunktes verlangen könne, und letzterer beim Kauf 
der Tabake die Steuer einfach in den Preis einrechnen werde, ohne auf letzteren 
einen Druck auszuüben, da ja die inländiſchen Tabake ein notwendiger Arkikel 
für die Herſtellung der billigeren Fabrikate ſeien und die ſtarke Konkurrenz der 
Händler unter ſich die Ausbeutung der Pflanzer fern halten werde. Man be— 
rief ſich dabei beſonders auf die ſegensvollen Wirkungen des freien Verkehrs, 
welcher alle Gefahren für den Pflanzer ausſchließe. 

Ein Optimismus, der jchon damals von Manchen als unberechtigt und ver: 
hängnisvoll erfannt wurde und ſich im ‘der Folge aud) jo erwies! 

Liegt bodh in ſolchen Annahmen ein völliges Ueberſehen jenes Teilfaes der Leber: 
wälzungs-Lehre, daß die Heberwälzung von Steuern in der Regel nur da gelingt, 
wo die Konkurrenten ſich an wirtichaftlihen Kräften und intellektuellen Fähigkeiten 
einigermaßen ebenbürtig find, was bei dem Tabakbauern einerjeitö und dem geichäfts: 
Fundigen und geriebenen Tabafhändler andererjeits meistens ſicherlich nicht zutrifft. 

In den hauptſächlichen Tabakbau:Gegenden it der in dürftigen Verhält— 
niffen lebende Pflanzer, nachdem er monatelang feinen und jeiner Familie Schweiß 
und Mühe auf den Tabafbau, die Ernte u. j. w., verwendet jah, dringend da: 
rauf angewiejen, den Tabak bald zu verfaufen und damit ſich und die Seinen 
bezahlt zu machen. Dies Bejtreben beitand ja nun ſchon vor dem geltenden 
Geleß, ſeit Erlaß desjelben it aber für den Pflanzer die Sorge dazugetreten, 
bei nicht rechtzeitigen Verkauf des Tabaks für die gegen früher ungemein cr: 
höhte und, wie wir unten zu Ziff. III näher zeigen werden, gerade bei gering: 
wertigen Tabafen außerordentlid) drüdende Steuer haften, und bei Nichtentrichtung 
derjelben entweder Steuer-Erefution erleiden oder den Tabak vernichten zu müflen. 
Diefe Umstände wirken derart auf den Pflanzer ein, daß er in vielen Fällen ſich 
willenlos den Bedingungen der Händler ergibt, und lettere müßten nicht „gewiegte 
Geſchäftsleute“ fein, wenn ſie ſolche Verhältniſſe ich nicht zu Nutze machen würden. 

Die Konkurrenz des freien Verkehrs nützt alfo dem Pflanzer nicht viel, 
befindet er ſich doc) feineswegs in freien Verhältniffen, jondern geradezu in einer 
Zwangälage. 
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Aber auch das weitere Argument von der ſtarken Nachfrage nad) inländiichen 
Zabafen zur Heritellung der billigeren Fabrifforten, was zur Verhütung des 
Preisdruds beitragen werde, trifft heutzutage bei der Maſſeneinfuhr billiger und 
billigfter ausländiicher Tabake gewiß nicht mehr zu. 


Wir geben in Nachftehendem an der Hand der Reichstags-Berichte und Druck— 
jachen über verjchiedene Tabakſteuer-Vorlagen eine Zufammenftellung der Ausſprüche 
von Politikern und Parlamentariern, welche fi) ganz im erörterten Sinne bewegen: 


Aus der Reihstaysfigung vom 10. Mai 1879 (Erftmalige Beratung des zur Zeit 
giltigen Gejehes). 

Abgeordneter Frhr. von Marihall hält dafür, daß die dem Pflanzer in der Vorlage 
auferlegte primäre Steuerpflicht unbedingt zu verwerfen ſei; es genüge nidjt, den Pflanzer 
im allgemeinen haftbar zu machen und die Steuerpflicht beim eriten Kauf auf den Erwerber 
übergehen zu laffen. Der Pflanzer jei von allen im Betracht fommenden Intereſſenten am 
wenigiten in der Lage, eine, wenn auch mur eventuell EMI RN Lait tragen zu fünnen, und 
je weiter die Steuer von der Konjumtionalstinie erhoben werde, um jo größer jei die Gefahr, 
dab infolge des durch die Steuer ausgeübten koloſſalen Drucks die Laſt auf dem Pflanzer 
hängen bleibe. Die Friſt bis zum 31. März, bis wohin die Steuerpfliht auf den Käufer 
übergehe, während nad Ablauf derjelben die Pflicht dem Pflanzer treffe, genüge nicht und 
wenn die Motive jagen, der Pflanzer jei ja jederzeit in der Lage, vom Käufer die Regelung 
der Steuer zu verlangen, jo jei das eine gründliche Verfennung der thatlächlichen Verhält— 
niſſe. Der in finanziellen Schwierigkeiten befindliche Pflanzer jei einfah im die Hände bes 
Maklers gegeben, der dieie Situation jelbjtverftändlich auszunügen willen werde. Der Pflanger 
müfle von der Steuerentrichtungspfliht überhaupt befreit und die Friſt des 31. März aus dem 
Gejege entfernt werden. Die Steuerpflicht jei in eriter Linie dem Erwerber des Tabals aufzuerlegen. 

Abg. von Schmid (Württemberg) jpricht ſich für die grundjäßliche Befreiung des Pflanzers 
von der Steuerpfliht und Uebertragung derjelben ausichlieglih auf den erjten Erwerber aus. 

Abg. Lender erwähnt, daß es ja richtig jei, daß der Pflanzer bis zum 31. März, an 
weldem die Steuer bezahlt werden joll, bereits den Tabak verfauft haben werde, weil er 
ja den Gelderlös für den Tabak brauche und mit dem Verkauf alfo gar nicht länger warten 
fünne. Allein gerade deshalb, weil der Pflanzer verkaufen müſſe, jei er gezwungen, Dies um 
jeden Preis zu thun, d. h. den Tabak auch unter dem Preije herzugeben, was ficher der Fall 
jein werde, weil Fabrikaut und Händler mit Nüdfiht auf die Steuer nicht mehr das bis— 
herige Angebot werden machen fünnen. 

Abo. Dr. Buhl meint, der Pflanzer müſſe von der Haftpflicht für die Steuer unbe» 
dingt befreit werben. 

Abg. von Puttlamer (Löwenberg) erflärt, daß die Abfiht der Regierung, nicht der 
Pflanzer, jondern der Konjument jolle die Steuer tragen, nad) populären voltswirtichaftlichen 
Gefihtspunkten betrachtet, in ihrer Durchführbarkeit jehr zweifelhaft ericheine. In dem 
Kampfe zwiichen Pflanzer und Händler laufe erjterer wirflih Gefahr, der Uebervorteilte zu jein. 


Aus der Reichötagsfigung vom 3. März 1385 (Beratung der Novelle zum geltenden Gejeß). 

Abg. Müller (Dtarienwerder) bringt vor, daß die Friſt, binnen welcher der Tabak 
verfauft jein muß, widrigenfall® der Pflanzer die Steuer zu zahlen hat, jo furz jei, daß das 
verfolgte Prinzip im einzelnen Gegenden, wo jchwerer jpätreifender Tabak gebaut wird, 
geradezu illujoriich werde. Der kleine Bauer befinde fih in einer wahren Zwangslage, 
denn entweder müſſe er ſich den niedrigiten Geboten der Händler fügen oder in einer Zeit, 
wo die Wirtjchaftseinnahmen fehlen, die Steuer jelbit zahlen. Redner erinnert daran, daß 
Ihon Frhr. von Marichall bei der Gejegesberatung den Druck des Händiers auf den Bauern 
eine abichredende Daumenfhraube nannte. In dem vom Redner vertretenen Kreife ſei im 
Jahre 1883 die Ernte nur zu Schleuderpreifen verfäuflih geweien, da die Händler Preije 
boten, die nicht einmal die Produftionstojten deckten, ſodaß ein großer Zeil des Zabals 
unverfäuflid blieb. Bei der Provinzialiteuerbehörde in Danzig feien damals nad) dem 
15. Juli Vutzende von Anfragen von Zabakfhändlern eingegangen, warn denn bie Tabafe 
erefutionsweije verkauft würden, fie wollten ſich bei den Lizitationen beteiligen. Daraus 
aehe doch hervor, dab Bedarf nad) Tabak da war und die Händler nur jpekulierten, in der 
Zwangdlage der Tabakbauern den Tabak zu Schleuderpreiien zu erhalten. Als dann Die 
Provinzialiteuerbehörde von der Anordnung zwangsweiler Verkäufe Abjtand nahm, hätten 
die Händler in dem Einjehen, auf Erefution nicht rechnen zu fünnen, erjt annehmbare Preij: 
gegeben. Er glaube, daß günjtigere Konjunkturen nur dann zu hoffen wären, wenn Dieje 
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Swangslage aufgehoben und den Händlern vergegenwärtigt würde, dab fie nicht zu einer 
beitimmten Zeit eine beliebige Preifion ausüben fünnen u. j. w. 


Aus der Reihstagsfigung vom 10. Februar 1891 (Beratung über die beantragte Er: 
höhung des Cingangszolls). 

Abg. von Winterfeld (Menkin, führt aus, daß der Tabakbauer nur bejtehen fönne, 
wenn er mindeftens 15 bis 18 Mark per Zentner erziele. Das jei aber faum mehr möglid, 
weil der Händler mit dem Bemerlen, die Steuer jet jo hoch, daß das inländiiche Produtt fie 
gar nicht tragen fünne, und die billige ausländijche Importware jet viel beffer, den Preis des 
Tabals herabdrüde, und mit der Drohung, der Bauer werde bei Nichteinhaltung des Steuer: 
termins den Tabak verbrennen müflen, die Bauern zwinge, zu nehmen, was fie befommen. 


Aus der Neihstagsfigung vom 12. Januar 1894 (Beratung des Fabrikatſteuer-Geſetz— 
GEntwurfes von 1893), 

Bıundesratsbevollmädtigter Dr. von Jagemann (Baden) erwähnt als Schädigung der 
Landwirtihaft durch das Gewichtſteuerſyſtem vor Alleın die primäre Haftung des Urprodu— 
zenten, des wirtichaftlich meiſt ſchwächſten Gliedes in der Reihe der am Tabak beteiligten 
Perjonen für die Steuer. Später führt er als Neuerung landwirtichaftlier Vereine die 
Bemerkung an, der Hauptvorteil des Fabrikatſteuer-Geſetzentwurfes liege darin, dab der Tabak— 
bauer nicht mehr genötigt fei, feinen Tabat um jeden Preis zu einem bejtimmten Zeitpunkt 
zu verfaufen, wenn er nicht das große Rififo übernehmen wolle, die Steuer jelbft zu zahlen. 
Werde die jegige Steuer bejeitigt, dann werde der Tabakbauer aus diejer Zwangslage befreit, 
er werde dem Händler gegenüber unabhängig, ſodaß er auf einen dem wirklichen Wert des 
Produfts entiprehenden Preis rechnen dürfe, 

Bundesratsbevollmädtigter Unterjtaatsjetretär von Schraut legt dar, daß die geaen: 
wärtige Steuer die Tabafpflanzer in einer unerhörten Weije belajtet, weil fie ihnen die Ber: 
pflihtung auferlegt, die Steuer zu zahlen für den Tabak, der am Verwiegungstermin nod 
nicht verfauft ſei. Jeder, derim ſüdweſtlichen Deutichland die Vorgänge beim Zabathandel kenne, 
müſſe beitätigen, daß je näher der VBerwiegungstermin, deſto mehr die Auffäufer auftreten und 
die Bauern jeien Diejenigen, die in den niedrigen Preifen fchließlich die ganze Steuer zahlen müſſen. 

Aus der Reihstagsfigung vom 13. Januar 1894. (Gleiche Beratung.) 

Abg. Dr. Elemm jpriht: „Nun aber iſt die Steuer von 45 ME. eine jehr hohe, und 
da dieſelbe ein Jahr nad) der Ernte, im erjten Halbjahr, bezahlt werden muß, jo muß not 
wendig der Pilanzer diefe Steuer auslegen, wenn er den Tabak wegen billiger Preiſe nicht 
verfaufen will, oder er ift in die Hände des Malers oder Händlers gegeben und muß mit 
dem Preife, welchen diejelben jtellen, zufrieden fein. Das iſt einer der Hauptübeljtände des 
Geſetzes, weil die Pflanzer von dem Käufer und Makler fürmlich terrorifiert werden und fi 
in vielen Fällen geradezu die Preiie gefallen laſſen müflen, welche diefelben vorjchreiben. 


Aus der Reihstagsfigung vom 21. Februar 1895. (Erjte Beratung des Fabrifatiteuer: 
Geſetz- Entwurfes von 15895.) 

Staatsjefretär des Reihsihakamtes Dr. Graf von Pojadowstis Wehner erwähnt als 
unzweifelhaften Vorzug des Entwurfs, dab die Steuererhebung jo weit vom Pflauzer abge 
rüct wird, da jetzt durch die inländiſche Tabakſteuer der Yflanzer in eine ſehr bedenkliche 
Abhängigkeit vom Käufer gerate, Man habe jelbit in der Sachverſtändigen-Kommiſſion von 
gewifienlofen Agenten gehört, aud davon, daß man mit dem Kauf warte bis zur Steuer 
fälligfeit und danı die Komjunftur benuße, um den Tabak, für den der Pilanzer die Steuer 
zahlen muB, möglichſt billig in die Hand zu befommen. 

Abg. Dr. Elemm betont, daß die Vorlage gegenüber dem Gejek von 1879 große Vor— 
teile habe, beionders weil der Pflanzer vom Stäufer unabhängig werde, worauf Redner als 
Vertreter eines tabafbauenden Bezirkes den größten Wert legt, da er Die durd das jeßige 
Geſetz hervorgerufene Miſere mit durchgefoftet habe Es ſei eim großer Worteil, dab jet 
der Pflanzer feinen Tabak nicht bis zu einem beſtimmten Moment verfaufen müſſe. 

Aus der Reihstagsfigung vom 22. Februar 189. (Gleiche Beratung.) 

Abg. Dr. Schädler fieht einen Hauptvorteil des Entwurfs in der Befeitigung der Steuer. 
‚rreilich jei gejagt worden, ja der Tabakbauer zahlt die Steuer nicht, jondern der Händler. 
Dem gegenüber müſſe aber gejagt werden, dab eben dadurd der Händler den Tabafbauern 
in der Hand hat, gerade diejer Punkt jei es, welcher die Tabakpreiſe drücde, wenn andern« 
falls der Tabafbauer nicht jeldit in die Lage kommen wolle, jeinen Tabak behalten zu müflen 
und dann die Steuer aus Eigenem zu bezahlen. 

Abg. Brünings ſpricht von dem ſchädlichen Eindrud, welchen die Haftung des Tabaf« 
bauern für Die Steuer auf die Preisbildung übt. 

Aus dem Kommiifionsberiht vom 4. Mai 1895 (über den Entwurf von 1895). 
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In der Generaldisfuffion eriter Lejung wird von den freunden der Vorlage hervor: 
gehoben, dab der inländiiche Tabafbau infolge der Kontrollmahregeln und des jtarfen Steuer- 
drucks zurücgegangen ſei. Nicht der Landwirt, jondern der Händler habe ımter den be« 
itehenden Berhältnifien den Vorteil vom Tabakbau gezogen. 

Ein badijcher Bundesratsbevollmähtigter hebt hervor, daß das geltende Syſtem den 
Händlern ermöglicht habe, in der Art der Preisfeftfegung thatſächlich in vielen Fällen einen 
Teil der Gewichtiteuer auf den Pflanzer abzumwälzen. — 


Alle diefe Aeußerungen, die wir deshalb jo ausführlich wiedergegeben haben, 
um diejen mwunden Punkt des Gejeges möglichſt eingehend zu beleuchten, zeigen 
eine gewiß jeltene Uebereinjtimmung der verichiedenften namhaften erg 
über ein und dielelbe Sache und es ift uns troß aufmerfjamfter Durchſicht der 
Reihstagsverhandlungen nicht gelungen, auch nur eine einzige triftige Erwiderung 
oder MWiderlegung zu finden. 

Bei den NReichätagsverhandlungen von 1879 (de lege ferenda) konnte 
man ja die Bedenken über die Ueberbürdung der Steuerlaft auf den Pflanzer 
nod) „Theorie“ nennen, von der abzuwarten jei, ob fie fich bei diefer Steuerart 
aud in der Praxis bewahrheiten würde. 

Bei den Reichötagsverhandlungen von 1885, 1891, 1894 und 1895 dagegen 
(de lege lata) lagen aus allen Tabafbaugegenden bereits veihlihe Erfahrungen 
vor und die oben wiedergegebenen vernichtenden Urteile gründen ſich auf That: 
ſachen; insbejondere beweilen die Neuerungen von 1891, 1894 und 1895, daß 
auch die durch die Novelle von 1885 bewirkte Erleichterung (Hinausrückung des 
Verwiegungd: und Steuerentrichtungstermines) das Hauptübel nicht gehoben hat. 

Es wäre ja auch zu verwundern, wenn der Sat von der Unmöglichkeit 
der Ueberwälzung der Steuerlaft von dem wirtichaftlid Schwachen auf den wirt: 
ihaftlih Stärferen und von der Notwendigkeit, Verbrauchſteuern möglichft nahe 
am Konjum, alſo nicht vom Rohproduft. jondern vom Fabrikat zu erheben, 
oerade auf dem Gebiete der Tabatfteuer ſich unzutreffend erweilen jollte, und 
auf die Außerachtlaſſung dieſer Theorie bei der Gejegberatung von 1879 möchte 
man das Wort Royer-Collards anwenden, weldes von Hock als Motto für jein 
Verf über die öffentlichen Abgaben gewählt hat: „Die Theorie ala überflüſſig 
erflären, heißt den Hochmut haben, man brauche nicht zu willen, was man 
lagt, wenn man jpricht, und was man thut, wenn man handelt“. 

Der bedeutende Rüdgang der Zahl der deutichen Zabafpflanzer und der 
Rüdgang der Anbauflächen (fiehe genauere Angaben hierüber in unſerem fünften 
Kapitel und für die letzten Jahre weiter unten) ſpricht eine ziffermäßige Sprache 
über die Werfehltheit der gegenwärtigen Einrichtung. 

Was den Standpunkt der Reichsregierung binfichtlih dieſer Bedenken an: 
langt, jo verhielt” fich diejelbe noch in der in unjerem fünften Kapitel erwähnten 
Dentihrift vom 7. Februar 1891 gegenüber einer Abänderung des Geſetzes ab- 
lehnend. Dagegen jcheint die oben wie dergebene Aeußerung des Reichsſchatz⸗ 
jefretärs Grafen von Pojadowsti vom 21. Februar 1895 darzuthun, daß das 
Bedürfnis einer Aenderung nunmehr aud) von der Neichsregierung anerkannt wird. 


Zu III. Die geltende deutiche Tabakſteuer wird für jämtlichen im Inland 
gewonnenen Tabak nad) einem einheitlichen Gewichts-Maßſtab, nämlich nad) dem 
Sabe von 45 ME. für 100 kg (fabrifationsreifen) Rohtabak erhoben. 

Solche Einheitölteuern, wenn wir dieſen Ausdrud anwenden wollen, find am 
angezeigteften bei Verbrauchsgegenftänden, melde im Preiſe oder Werte nicht 
oder nicht ſtark differieren, da bei großen Unterjchieden in dieſer Richtung die 
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einheitliche Belaftung naturgemäß ungleich wirft und die Ungleihheiten und 
Ungeredhtigfeiten mit der Zunahme der Wertunterjchiede wachſen. 

So kann 3. B. gegen eine einheitliche Gemwichtiteuer bei den Artifeln Salz 
und Zuder fein großer Einwand erhoben werden, da die Salz: und Zuderlorten 
im Marktpreis nicht jehr erheblich verjchieden find. Ein anderes einichlägiges 
Beiſpiel ift der einheitliche Gewichtzoll auf ausländiichen Kaffee, welcher Artikel 
in den im ftatiftiichen Jahrbuch für das Deutiche Reich, Jahrgang 1900 
©. 155, unter den „Großhandelspreiſen wichtiger Waren“ aufgeführten drei Haupt: 
jorten faft immer annähernd gleiche Marktpreife gezeigt hat. Der Branntmein, 
weldyer im Deutichen Reiche (neben der Maiſchbottich- u. j. w. Steuer) ebenfalls 
mit einer nad) dem Flüffigkeitsmaße erhobenen Einheitsfteuer, der Jog. Branntwein: 
Verbrauchs-Abgabe (50 Pig. für das Liter r. W.), belaftet ift, zeigt zwar, je nad 
der Leiltungsfähigkeit der betreffenden Brennerei (Güte der Rohmaterialien, tedj: 
niſche Einrichtungen u. ſ. w.) große Wertunterjchiede ; allein hier wird jede Ungerechtig: 
feit in der Befteuerung durch die Anwendung eines geiftreich erdachten Inſtrumentes, 
des Alkoholmeters überwunden, welches ermöglicht, jelbit in dem fujelhaltigiten 
Branntwein den Gehalt anreinem Alkohol feſtzuſtellen und damit für die verſchiedenſten 
Wertſorten ein und denjelben zuverläffigen Steuermaßitab zu gewinnen. 

Anders liegen die Verhältniffe beim Tabak, wo in den einzelnen Sorten 
jo ftarfe Wertunterichiede vorfommen, wie bei wenig anderen Verbrauchsartikeln. 
und wo fein techniiches Mittel eriftiert, um die Härten dieſer Unterſchiede bei 
der Anwendung des Steuereinheitsjages zu paralilteren. 

Schon in einer intereffant geichriebenen Abhandlung „Zur Zabakiteuer- 
Reform“, welche in Hirths Annalen Jahrgang 1873 (S. 741 ff.) erſchien, wurde 
auf die Bedenklichkeiten einer einheitlichen Tabat-Gewichts-Steuer und auf die 
Notwendigkeit, in der Wahl der Steuerform dieſer außerordentlihen Wert: 
verichiedenheit der Tabake Rechnung zu tragen, hingewieſen und wurden bie 
Ausführungen hierüber durch reichhaltiges ftatiftiihes Material belegt. Wir 
heben aus denjelben blos das Eine hervor, daß angegeben war, die Wertunterjchiede 
zwilchen den einzelnen Sorten der Inlandstabake ſchwankten zwiichen 2 und 18 
Thaler, alfo zwiihen 6 und 54 Mark pro Zentner. Nach dem Berichte der 
Tabakenguetekommiſſion aber bewegten ſich die Preife für inländiihen Tabak 
(einjchließlich der Stengel) logar zwiſchen 7 bis 90 ME. (Annalen 1879 ©. 457). 

Für uns, die mir die Preie aus neuerer Zeit ins Auge fallen wollen, 
genügt in Kürze die Wiedergabe der Neichäftatiitit über die Großhandelspreije 
von inländilchen Rohtabak, welche das ſtatiſtiſche Jahrbuch 1900 a. a. DO. enthält. 

Dieje Statiftit bezieht ih auf die Hauptſorte inländiihen Tabafes, den 
auf dem Tabafmarkte in Mannheim gehandelten Pfälzer Tabak, und unterjcheidet 
hier wieder zwei Unterforten: Pfälzer Umblatt (Cigarrentabad® und Pfälzer 
„braunes Schneidegut,“ Tür welche Sorten unverfteuert die Preife pro Doppel: 
zentner in den 10 Jahren 1890 mit 1899 ficdh wie folgt, ftellten: 


Umblatt Schneidegut 
EEE — 103,0 60,0 
MEREL 45% 1; 2 at 9,7 92,0 
1: Er 95,5 53,6 
18833 3: 100,0 63,0 
13808088 97,4 65,0 
1895 2.2 2.2... ..1088 70,0 
ODE 2 — 94,9 73,8 
IB . 2... 5% 100,9 68,6 
SB 0 2 2. 101,3 53,3 


12:1,’ 98,7 51,7. 
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Man ficht hieraus fofort den jehr Starken Wertunterjchted zwiſchen beiden 
Sorten, welcher 30 bis 50 Prozent beträgt, wobei zu berüdfichtigen ift, daß 
diefe Preije nur Durchichnittspreiie find, und in der Wirklichkeit noch ſtärkere 
Unterichiede vorfommen. 

Das billige Schneidegut ift, wie ſich durch Berechnung aus obigen Zahlen 
ergiebt, bei dem beftehenden Steuerjag von 45 ME. für den Doppelzentner im 
Verhältnis zu dem teuereren und mertvolleren Umblatt außerordentlich ftarf 
belaitet, denn während bei letzterem die Belaftung 3. B. im Jahre 1898 44 und 
im Jahre 1899 45 Prozent vom Werte (Preije) betrug, belief fie ſich beim 
Scneidegut auf 84 und 87 Prozent, aljo annähernd das Doppelte, und ein 
ähnliches Verhältnis ift bei den meilten anderen oben mitgeteilten Jahrgängen 
zu erfennen. 

Man bedenke, ein fo geringmwertiger und in jo beichränften Umfang verwend: 
barer Artikel, wie ordinärster Pfälzer-Tabaf, ift durch die Steuer mit jajt 90 Prozent 
leines Wertes belaſtet! Faſt horrend möchte man es finden, daß bei jolchen 
Verhältniffen im Jahre 1879 ein noch höherer Steuerjag, nämlich 80 ME. für 
den Doppelzentner in Ausficht genommen war. Dann wäre die Steuer wejentlic) 
höher gewejen, als der Wert des Produfts. 

Da das Schneidegut fast ausjchließlich nicht zu Cigarren, jondern zu Rauch— 
tabaf verwendet wird, erhellt aus dem Erwähnten, daß gerade die gegenwärtige 
Steuer mehr als manch anderes Syitem die Pfeife des armen Mannes 
— ein jo beliebtes Schlagwort bei den jedesmal auftauchenden Einwänden gegen 
die Einführung anderer Befteuerungsarten in Deutichland — verteuert. 

Daß die Steuer nad) dem Maßſtab des Gewichts erhoben wird, verichärft 
nod in, wir möchten jagen, graufamer Weije die bejprochenen Mängel, denn 
befanntermaßen wiegen die allerordinärjten Tabakſorten am allerichwerften, Die 
prozentuale Belajtung nimmt, je weniger Steuerfraft das Objekt hat, deſto mehr zu, 
aljo, wie jchon der damalige Abgeordnete Frhr. von Marſchall bei der Beratung 
des Gewichtftenergejeges am 18. Mai 1879 fich treffend ausgedrüdt hat, „eine 
Progreifiviteuer nad) unten, dad Mufter einer Steuer, wie fie nicht fein joll.“ 
Wahre Notrufe find Schon von den Pflanzern jener Tabakbau-Gegenden, wo der 
ordinäre, jchmwerwiegende, vollſaftige Schneideguttabaf gebaut wird, 3.8. in der 
Weichſelniederung (Mtarienwerder), an den deutichen Reichstag gedrungen, ohne 
dab e8 unter dem Gemichtiteuer-Suftem mönlich wäre, Abhilfe zu Ichaffen. 

Auch das Entrippen und Entlaugen der Tabake, Vorgänge, durch welche 
der Pilanzer fein minderwertiges Produft in der Qualität verbeffern und preis: 
würdiger machen fünnte, find ihm unmöglid) gemacht, weil er ja den Tabak 
nad) dem vollen Gewicht des Nohgutes gleich nach der Ernte, d. h. nad) dem 
Gewicht, welches er mit den Rippen bezw. vor der Entlaugung befißt, ver: 
fteuern muß, und das Gejeß feinen Ausweg läßt, die Steuer für den durch das 
Entrippen und Entlaugen entjtehenden bedeutenden Gemwichtsverluft zu vergüten. 

Diefe Mängel erfordern unſeres Eradjtes gebieteriſch ein anderes Steuer: 
often, bei welchem es möglich ift, die Wertunterichiede beſſer zu berüdjichtigen. 

Zu IV. Das Verhältnis des Zolljages für ausländiihe Tabake zum 
Steuerſatz für inländiiche Tabake hat ſich in Deutichland folgendermaßen entwidelt: 
Vor dem FFlächenftenergejeg von 1868 betrug der Zoll für Auslandtabat 
bi8 zum Jahre 1853 5"/s Thaler, von da an 4 Thaler für den Zentner Tabaf, 
die Steuer aber — eigentlich Flächenſteuer, aber hier umgerechnet nad) dem 
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damals angenommenen Verhältnis von 7 Zentnern auf den Morgen — 20 Silber: 
grojchen für den Zentner Tabaf. 

Dom Jahre 1868 an, bezw. jeit Einführung des Flächenfteuergejeges betrug 
der Zoll für die Auslandtabafe ebenfalls 4 Ihaler für den Zentner, die Inland— 
fteuer aber 6 Thaler für den Morgen oder, ebenfalls wieder nach dem er: 
wähnten Umrechnungsverhältnis, 6 Thaler für 7 Zentner, alfo rund 2 ME. 60 Pig. 
für den Zentner. 

In Doppelzentner (100 kg) und die Markwährung umgerechnet, bejtanden 
alſo folgende Süße; 

Bis 1868 (von 1853 an) 24 ME. Zoll für 100 kg und 4 ME. Steuer 
für 100 kg. 

Seit 1868: 24 ME. Zoll für 100 kg und rund 5 ME. 20 Pig. Steuer 
für 100 kg. 

Dur das NRohtabaf: Gewicht: Steuer: Gejeg von 1879 iſt ein Zoll von 
85 ME. und eine Steuer von 45 ME. für je 100 kg eingeführt worden. 

Das Verhältnis zwifchen Steuer und Zoll war alfo vor 1868 wie 1: 6, 
nad) 1868 bis 1879 wie 1: 4,6, jeit 1879 geftaltet ſich dasjelbe aber wie 
1: 1,9, alio eine wejentliche Verjchlechterung zu Ungunften der inländiichen Tabake. 

Diefe Angaben dürften jchon hinreichend die Ungenügendheit des jetzigen 
Zollſchutzes gegenüber dem früheren beweiſen, denn wenn man Boll und Steuer 
als Bruchteile des jchließlichen Wertes (Kaufpreiſes) der Ware betrachtet, To iſt, 
da der Bollbruchteil gegen früher nur etwas mehr als verdreifacht, der Steuer: 
bruchteil aber gegen früher fait verneunfacht worden iſt, der Wert (Kaufpreis) 
der Auslandtabafe durch das jehige Syſtem weit weniger verteuert worden, als 
jener der Inlandtabake, d. h. legtere find in der Konkurrenzmöglichkeit gegen: 
über erjteren ſtark zurüdgedrängt worden. 

Das Verhältnis von 45 ME. Steuer und 85 ME. Zoll (im Regierungs: 
entwurfe SO ME. Steuer und 120 ME. Zoll) gründet ſich im Welentlichen au! 
das Gutachten der Enquete-Kommiſſion, in welchem folgende Sätze il Pe 


waren: 

bei 70 Mt. Zoll 50 Me, Steuer, 

0: —7 

Br 
wobei eine ftabile arithmetiiche Minus-Differenz von 20 ME. für den Zentner, 
oder 40 ME. für 100 kg zwiſchen Zoll und Steuer ald der allein richtige Maß— 
jtab für die zutreffende Bemeſſung des Verhältniffes zwiichen Zoll und Steuer 
angeſehen wurde (welche arithmetiſche Differenz zwiſchen den beiden Sätzen nach 
Obigem ja auch ſchon vorher beſtanden hatte). 

Im Schoße der Kommiſſion war aber auch noch eine weſentlich andere 
Anſchauung geltend gemacht worden, welche es als Hauptaufgabe betrachtete, 
das Verhältnis zwiſchen Zoll- und Steuerſätzen ſo zu regulieren, daß in den 
bisherigen Konkurrenz-Verhältniſſen keine Aenderung eintreten ſollte, was nur 
dann möglich wäre, wenn das Wertverhältnis der verzollten ausländiſchen 
Tabake zu den verfteuerten inländiichen Tabaken durch die Steuerregulierung nicht 
verichoben würde. 

Wir halten, wie ſchon aus unjerer obigen Bemerkung erhellt, die Iettere 
Anihauung für die richtigere, wobei wir freilich zugeben, daß es bei den außer: 
ordentlich großen Unterichieden in den Qualitäten ſowohl der in- als insbeſondere 
auc der ausländiichen Tabake ungemein jchwierig jein wird, für den inländiſchen 
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und jür den ausländiichen Tabak je einen vollftändig zutreffenden Durchichnittö- 
ja zu finden, welder das Wertverhältnis zwiſchen beiden einwandfrei darftellt. 

Ueberhaupt wird fi) wohl die Frage, wie hoch ziffermäßig der Zollſatz be: 
mejjen jein muß, um die inländiichen Tabake wirfjam gegen die Konkurrenz der 
ausländiichen zu ſchützen, zweifellos und mit Sicherheit nicht beantworten laſſen.) 
Wohl aber bieten die vorliegenden ftatiftiichen Erhebungen ziemlichen Anhalts: 
punkt für die Beantwortung der trage, ob der Zollihuß, insbelondere verglichen 
mit der früheren Zeit, annähernd genügt oder nicht, man braucht zu dieſem 
Zwecke wohl blos für einen längeren Zeitraum die Zahlen des inländijchen An- 
baus mit den Zahlen der Einfuhr aus dem Auslande in Vergleich zu jeßen. 

Wir haben ſolche Vergleiche ſchon am Schluſſe unferes fünften Kapitels gezogen 
und nehmen, um Wiederholungen zu vermeiden, hier 5 Bezug. Wir haben 
damals nachgewieſen (Annalen 1900 ©. 163 ff. 170, 172 und 173), daß der 
Anbau der inländiihen Tabake jeit 1879 ziemlich erheblich abgenommen und 
daß ſich auch die Zahl der Pflanzer gegen früher erheblich vermindert hat, daß 
dagegen die Einfuhr ausländischer Tabake jtändig, in ſtets fteigender Progreffion, 
bi5 auf die Neuzeit zugenommen hat. Der Zujammenhalt diefer Ihatjachen 
gibt wohl Recht zu der Behauptung, daß der jekige Zollihuß ein genügender 
nicht iſt. 

Die in unjerem fünften Kapitel gegebenen Zahlen umfaſſen nur die Jahre 
bis 1897 bezw. 1898. Aber auch in den allerlegten Jahren hat der Rückgang 
ſowohl bei der Zahl der Pflanzer, ala beim Flächeninhalt der Grundftüde noch 
weiter zugenommen, wofür wir an der Hand des ftatiftiichen Jahrbuchs für 
das Deutiche Reich 1900, bezw. der neueren — zur Statiſtik des 
Deutſchen Reichs folgende Ziffern anführen: ? 


Zahl der Pflanzer Flächeninhalt der Grundſtücke 
1897.165855,522 1897... . 21,567 ha, 
1898 . . . 139,171 1898 . . . 171,682 „, 
189 . . . 116,3%0 - 189... 14615 „ 
1900 . „ . 114,716 1900 . . . 14,780 „ 


Wir heben aus dieſen Ziffern insbejondere die beiden bemerkenswerten 
Thatſachen hervor, daß das Jahr 1892 mit der Flächenzahl von 14730 ha, 
welches wir in unjerem fünften Kapitel als das ungünftigite jeit mehr als vierzig 
Jahren bezeichnen mußten, von der noch ungünitigeren Zahl des Jahres 1899 
mit nur 14615 ha noch überholt wird, ferner daß die Zahl der Tabakpflanzer, 
welche in den achtziger Jahren no) immer gegen 200 000 betrug im Jahre 1900 
auf 114716 gefunfen, alſo in einem Zeitraum von etwa fünfzehn Jahren um 
70 bis 30000 zurüdgegangen tft. Und das ift fein bloß vorübergehender 
Rüdgang, die Zifferreihen laſſen vielmehr feinen Zweifel darüber, daß die Ab- 
nahme ſich dauernd, allmählich, aber jicher fortiegt. Kommen zwar aud) nod) 
öfters Jahre mit befferen Ziffern, bleibt doc) der abermalige Rüdichlag niemals aus, 

Man kann nun freilich annehmen, daß diefe ungünftige Lage des inlän= 
diichen Tabakbaues nit allein durch ven ungenügenden Zollſchutz ſondern 
auch durch andere Umſtände und darunter mit durch die in Ziff. II und 
un erwähnten Härten der Inlanditeuer veranlaßt worden ift. Allein gerade 


) Es bebürfte dazu vor Allem eine Gegenüberftellung der inländiſchen und der aus— 
landiſchen Produktionskoſten, welche Koſten ſich mit Sicherheit nicht ermitteln laſſen. 
»Die neueſten Ziffern ſtanden uns beim Schreiben dieſer Zeilen noch nicht zu Gebote, 
ändern übrigens an obigen Darlegungen nichts. 
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weil dieje letzteren Härten Schon den inländischen Bau jo jchwer bedrüden, follte 
ihm doch — wenn es nun etwa einmal bei dem beftehenden Syſtem bleiben joll 
— wenigitens in der Zollfrage alle mögliche Erleichterung zu Zeil werden. 

In der Reichstagskommiſſion zur Beratung des Gewidhtfteuergejegentwurfs 
waren, wie wir in unjerem fünften Kapitel (Annalen 1900 ©. 120) erwähnten, 
in erjter Lelung ftatt der von der Regierung vorgeichlagenen Eäte (120 Mt. 
Zoll und 80 ME. Steuer) 60 ME. Zoll und 25 ME. Steuer mit 17 gegen 
I Stimmen bereits angenommen worden, und hätte fich dabei zwiſchen Steuer 
und Zoll das befier zutreffende Verhältnis von 1:2,4 ergeben. Erſt in der 
zweiten Leſung fam es dann zur Annahme des Zolls von 85 und der Steuer 
von 45 Marf. 

Seitdem hat es an Anträgen im deutſchen Reichstag auf Erhöhung des 
Zolls nicht gefehlt, diefelben wurden aber ftändig abgewieſen. 

In der Reichstagskommiſſion zur Beratung des (zweiten) Fabrikatſteuer— 
Gejegentwuris (Aftenftüd Nr. 306 des zweiten Anlagebands zu den Steno: 
graphiichen Reichstagsberichten 1894/95, ©. 1265 ff.) wurden, als das Fabrikat: 
fteuergejeß jchon ficher als geicheitert angefehen werden konnte, wiederum mehrere 
Anträge auf Erhöhung des Zolld für die Auslandtabake geftellt, wovon uns der 
zweite Antrag: 100 ME. Zoll bei 45 ME. Steuer der beachtenswerteſte erjcheint. 
Für diejen Antrag hatte ſich auch die bayeriiche und badiiche Regierung aus: 
gejprochen, und dürfte, falls nicht überhaupt ein anderes Steuerjyftem zur Ein: 
führung kommt, dieſe Verſchiebung des jetigen Verhältniffes immer wieder zu 
beantragen jein. 

Die geltend gemachten Einwände gegen eine Zollerhöhung waren in der Haupt: 
ſache immer die, daß zu ſtarke Zunahme der inländischen Produktion, Verringerung 
der Einfuhr von ausländiichen Tabaken und infolgedeffen Schmälerung des 
finanziellen Gejamtertrags zu fürchten wäre, zumal bei der Mehrverwendung 
der ſchlechteren Inland- und Minderverwendung der dem Geichmad des Publitums 
befler zu jagenden Auslandsjorten auch Konſumrückgang eintreten müffe. Dabei 
hat ſtets die Rüdfihtnahme auf die Fünfpfennig-Zigarre als Haupttonjumartitel 
und hier wieder jpeziell auf die dieſe Sorte in bejonders ſtarkem Maßſtab 
fabrizierende weitfäliiche Zigarren \fnduftrie eine große Nolle geipielt, indem 
immer wieder behauptet wird, daß ein höherer Zoll hier die ftärfjte Schädigung 
bewirken würde. 

Wir glauben, daß bei einer mäßigen Zollerhöhung in den oben ange: 
gebenen Grenzen, aljo von 85 auf 100 ME., alle dieje Folgen im Ernſte faum 
zu fürchten wären. 

Zunächſt würden bei einer einfachen Zollerhöhung wohl jchon die noch ver: 
bleibenden ſonſtigen Härten des jekigen Syſtems (ſiehe oben) wirkſam genug 
dafür jorgen, daß der inländiiche Anbau fich nicht allzufehr ausdehnt, daß alio 
feine lleberproduftion ftattfindet. Hat doc der .inländiiche Anbau, wie mir 
gezeigt haben, unter den jegigen Verhältniſſen jo jehr gelitten, daß es gewiß 
nicht zu viel wäre, wenn ein etwas höherer Zollſchutz zu einem mäßigen 
MWiedereritarfen beitrüge. An den Inlandtabaten lebt der Schweiß des armen 
Tabakbauern und feiner Angehörigen und alle die Mühſale des ſchwer um jeine 
Eriftenz ringenden kleinen deutichen Landwirts jpielen auch in diejer Frage — 
einer Heinen deutſchen Agrarfrage — mit hinein. Anders mit den Ausland: 
tabafen: jie werden meilt unter der tropiſchen Sonne weit mühlojer gepflanzt 
und geerntet, unterliegen auch, joviel uns befannt, in den Serkunftäländern feinen 
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harten fteuerlichen Maßnahmen, find aber im Ganzen von vorneherein ein weit 
wertvollere® Gut, als das deutiche Schneidegut. 

Ferner wird die unbedeutende Erhöhung des Zoll um 15 ME. bei dem 
jortbeitehenden dringlicen Bedarf an ausländiihen Tabaken zur Heritellung der 
verjchiedeniten Fabrikate eine bedeutendere Abnahme der Einfuhr an jolchen 
nicht befürchten laſſen und insbejondere ift unferes Erachtens auch feine Ver: 
teuerung der YFünfpfennig-Zigarre und fein irgendwie erheblicher Rückgang des 
Konſums zu beforgen. 

In dem jchon erwähnten Aktenſtück Nr. 306 der Reichstags-Druckſachen 
1894/95 ift von den Gegnern der Schußzollerhöhung behauptet worden, daß ein 
um 15 ME. höherer Zoll die weitfäliiche FünfpfennigsZigarre pro Mille um 
1,26 ME. verteuren würde, weldye Berechnung indeſſen übertrieben hoch fein dürfte, 
da zur Heritellung eines Mille Zigarren durchſchnittlich 8 kg Rohtabak erforderlich 
find, wovon jedoch /«=2 kg als verwendbare Abfälle in die Rauchtabak— 
fabrifation übergehen, jo daß nur 6 kz Rohtabak für 1 Mille Zigarren ver: 
bleiben, für welhe 6 kg nad) 15 ME. pro 100 kg ſich bloß eine Verteuerung 
von 90 Pjennig ergeben würde. Dabei ijt überdies vorausgejeßt, daß die 
Fünfpfennig-Zigarre ganz aus ausländiihem Tabak hergeftellt wird, was gleich): 
falls im der Wirklichkeit faum zutrifft, da man 3. B. in Anlage 9 zum 
Fabrifatjteuer-Gejegentwurf von 1893 angenommen bat, daß die Fünfpfennig- 
Zigarre, d. h. die im Detailpreis zu 5 Pfennig verkaufte Zigarre, nur zu 0,6 
Zeilen aus ausländiichem, zu 0,4 Zeilen aber aus inländiihem Tabak beftehe. 
Die Verteuerung würde nach legterer Annahme durchſchnittlich bloß 54 Pfennig per 
Mille betragen, und davon wäre ein wejentlicher Konjumrüdgang gewiß nicht zu 
fürchten, da die Fabrifanten e3 ficher veritehen würden, diejes geringe Mehr in 
anderer Weile wettzumachen (3. B. durch einfachere Ausftattung der Bigarren- 
kiſichen, der Etiketten, durc Aenderung der Typen u. ſ. w.), um den FFünfpfennig- 
Detailpreis aufrecht zu erhalten. Vielleicht würde auc der Mehrzoll ganz vom 
Ausland getragen werden. 

Wir erinnern auch an das oben (bei Ziff. I erwähnte) Geftändnis der 
Fabrikantenkreiſe, daß der Tabak eine Mehrbelaftung um 20 bis 30 Millionen 
ertragen fünne. Mehr würde die Zollerhöhung um 15 ME. ficherlich nicht 
auferlegen. 

Es würde übrigens unjeres Erachtens auch gar nicht ſchaden, wenn dieſe 
Zollerhöhung dazu führen würde, zu den Fünfpfennig- und ähnlichen Zigarren- 
jorten mehr inländiichen Tabak zu verwenden wie biäher. 

Wenn immer davon die Rede iſt, daß bei einer Zollerhöhung ſpeziell die 
norddeutjche Zigarreninduftrie am ſchwerſten geichädigt werde, weil fie ausſchließlich 
auf den ausländiichen Tabak angewiejen jei, jo muß man wohl die Berechtigung 
diejes Einwandes näher prüfen. Der preußiiche Finanzminiſter Dr. von Miquel 
hat in feiner großen Rede vom 15. Januar 1894 zum eriten Fabrikatſteuer— 
geleßentwurf dieſe Frage mit folgenden jehr zutreffenden Ausführungen behandelt : 
„sc habe immer nicht begreifen können, und die Herren Fabrikanten aus Weit: 
falen haben mir auch nicht recht antworten fönnen auf die Frage, warum fie 
denn den füddeutichen Tabak nicht ebenjo gut faufen können, als die ſüddeutſchen 
Yabrifanten. Sie jagen: die jüddeutihen Fabrikanten find da beiler befannt, 
he find der Sache näher; ſetzen Sie dod einen Agenten nad Karlsruhe, der 
dort eingejeifen und befannt iſt und bezahlen Sie einen Pfennig mehr, jo werden 
Sie den Tabak befommen, den die Süddeutichen bisher allein befommen haben.“ 
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Wenn dagegen der Abg. Frhr. von Hammerftein bei der Beratung des zweilen 
Zabaffteuergejegentwurjes von 1895 in der Reichstagsfigung vom 22, Februar 
1895 geltend machte, die norddeutichen Fabrikanten ſeien den jüddeutichen gegen: 
über dadurd im Nachteil, weil die leßteren den in ihrer Nähe wachſenden Tabak 
zu günftigeren Verhältniffen requirieren, die Gemarkung jelbit in Augenjchein 
nehmen und das Wachstum verfolgen fönnten, weil fie ferner durd) ihre unmittel: 
bare Nähe gewiſſermaſſen ein Vorkaufsrecht auf die befferen Sorten bejäßen und 
auch in der Lage jeien, die Tabafe bei ſich zu fermentieren, jo wird darauf zu 
erwidern jein, daß ja aud die ſüddeutſchen Fabrikanten meiſtens den Tabak 
gewiß nicht ſelbſt auf dem Felde inſpizieren und perſönlich einkaufen, ſondern 
letzteres durch die Rohtabakhändler, Makler und Agenten geſchieht, in deren 
Kreiſen doch auch die norddeutſchen Fabrikanten Verbindungen anknüpfen könnten. 
Das einzige Opfer, das die norddeutſchen Fabrikanten zu bringen hätten, wenn 
ſie nicht gleich fermentierte ſüddeutſche Tabake kaufen, wäre hienach wohl die 
Herſtellung von Räumen für die Fermentation, eine einmalige Ausgabe, die ſich 
wieder einbringen würde. 

Man wird nicht anzunehmen brauchen, daß bei einem mäßigen Mehrzoll 
die Fünfpfennig-Cigarren fünftig ganz aus inländiihem Tabak gefertigt werden, 
vielmehr wird auch fünftig ein mehr oder weniger großer Beſtandteil derjelben 
aus ausländiichen billigen Tabaken gefertigt werden, dann würde die Einfuhr: 
menge ausländischen Tabaks nur um einen geringen Bruchteil abnehmen, und 
diefe Abnahme fich finanziell nicht bemerkbar machen, weil der erhöhte Zoll auf 
die fünftig verbleibende Einfuhrmengen fie wieder auögleihen würde. Dem 
deutichen Tabakbau aber würden die Mtehreinfäufe auf dem inländiichen Tabaf- 
marft jehr zu Gute fommen, die inländiiche Produktion würde ſich — nicht über: 
mäßig, aber angemefjen — heben, dad Aufkommen an Inlandſteuer ein höheres 
werden und — last not least — dieje Erfolge würden aud den Pflanzer zum 
rationelleren Betrieb des Anbaus anjpornen, zu dem er unter dem jeßigen ge: 
drüdten Verhältniſſen nicht Luft noch Liebe hat. Der deutiche Tabak ift nicht 
jo arg ſchlecht, wie er gemacht wird, hat dod in früheren Zeiten jogar jtarfer 
Erport jtattgefunden und wiederholte Verſuche landwirtichaftlicher Vereine u. ſ. w. 
haben die Möglichkeit der Erzielung beiferer Qualitäten ergeben. — 

Wir werden auf die Zollirage auch noch unten bei Beiprechung des 
Fabrikatſteuerſyſtems zu ſprechen kommen. 

Damit ſind wir am Schluſſe unſerer Ausführungen zum Beweiſe der von 
uns aufgeſtellten vier Behauptungen über die Mängel des jetzigen Syſtems und 
möchten, bevor wir auf die Frage eingehen, wie dieſen Mängeln abzuhelfen 
wäre, noch kurz die weiteren Einwände ſtreifen, die man gegen das Rohtabak— 
ſteuerſyſtem früher erhoben hat. 

Bei den Beratungen der Enquetefommiifion (5. Kapitel, Annalen 1900 
5.82 ff.) war geltend gemacht worden, daß eine Rohtabafiteuer das Rob: 
material ſtark verteuere, da der Steuervorſchuß dasſelbe lange Zeit, nämlich bis 
zur Fabrikation bezw. bis zum Uebergang in den Konſum nicht allein mit dem 
Steuerbetrag, jondern aud mit Zinfen umd Zinfeszinjen hieraus belafte, und 
den Fabrikanten zwinge, ſelbſt ichlechte und wertloje Zeile, wie Abfälle, Staub 
u. ſ. w. bei der Fabrikation zu verwenden, da ja auch auf diefen Zeilen bei 
hohem Steuerfuß ein bedeutender Steuerwert liege, ja jelbft zur Surrogat: 
verwendung zu greifen. Lebteres aber nötige Staaten mit hoher Robtabaffteuer 
die Surrogatverwendung zu verbieten und zur Durdführung dieſes Verbots 
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zur Kontrolle der Fabriken zu jchreiten, alfo damit Kontrollen einzuführen, 
welche mit dem Syftem einer Rohmaterialfteuer eigentlich nicht vereinbar ſeien. 

In Ihesı betrachtet, find dieſe Einwände richtig, durch die praktiſch ge: 
gebenen Verhältniſſe aber verlieren fie bedeutend an Gewicht. 

Zunächſt bleibt nach unjeren Bemerkungen zu II oben die Steuer häufig 
auf dem Pflanzer haften, und in dieſen Fällen fann von einem Steuervor— 
ſchuß bis zur Herftellung des Fabrikats, bezw. bis zum Uebergang in den 
Konfum überhaupt nicht geiprochen werden. In den Fällen, wo der Rohtabak— 
händler die Steuer auslegt, liegt allerdings ein langer, das Rohmaterial ver: 
theuernder Steuervorihuß vor und im Zujammenhang damit ift ja auch jchon 
die Klage laut geworden, daß im Rohtabakhandel die Kleinen Firmen verſchwunden 
jeten und derjelbe jih auf wenige größere fapitalfräftige Firmen konzentriert habe. 

Die Surrogatverwendung jodann haben wir früher allerdings ala bedenklichen 
Punkt des jeßigen Steueriyitems betrachtet. Aber bei dem in der Neuzeit 
immer mehr zunehmenden Maffenangebot billiger und billigfter ausländijcher 
Tabafe müſſen wir annehmen, daß die Verwendung von Surrogaten in der 
deutichen Fabrikation nur mehr jehr vereinzelt vorfommt und zu grnfteren 
fteuerlichen Maßnahmen hiewegen fein Anlaß mehr beiteht. 

Ein weiteres Bedenken war bei der Tabafenquete das, dat die Nohmaterial- 
fteuer große Schwierigkeiten für die richtige Bemeffung der Rückvergütung der 
Steuer für ausgeführte Yabrifate biete, da die Steuer ohne Rückſicht auf die 
Beitimmung des Fabrifats zum inländiihen Verbrauch oder zur Ausfuhr ent: 
richtet werden müfje und beim jpäteren Erport der Fabrikate dann die zu den— 
jelben verwendete fteuerpflichtige und veriteuerte Rohtabakmenge ſich nicht mehr 
ermitteln laſſe. Eine vollſtändig zuverläſſige Ermittlung der z. B. für ein aus— 
geführtes Mille Zigarren ſeinerzeit verwendeten Menge Rohtabak bezw. des 
dafür gezahlten Steuer: oder Zollbetrags iſt ja num nachträglich wohl nicht mehr 
möglich. Gleichwohl laſſen ſich durch umfichtige Berechnung wohl annähernd 
zutreffende Durchſchnittsſätze der Ausfuhrvergütungen für die einzelnen Fabrikats⸗ 
gattungen berechnen (vgl. unſer 4. Kapitel Annalen 1894 ©. 175/76) und 
unjeres Willens find gegen die Säße der beftehenden Ausfuhrvergütungen er: 
beblichere Bedenken von den Fabrikanten nicht geäußert worden. 

Der weitere Einwand, daß die Rohtabakſteuer die Fabrikanten nötige, ihr 
umlaufende Kapital um den ganzen Betrag der voraus zu entrichtenden 
Steuer zu erhöhen, weshalb fie nicht allein ihre Rohtabakvorräte zum laufenden 
Betrieb in einer für die Fabrikation nachteiligen Weile einfchränfen müßten, 
jondern aud eine Konzentration der Tabafınduftrie auf eine geringe Anzahl 
von Großbetrieben, auf vermögliche Fabrikanten entitehen werde, hat, theoretiich 
betrachtet, gleichfalls Vieles für jich, hat ſich aber, insbelondere im letzten Puntte, 
nicht bewahrheitet. Die Konzentration auf Großbetriebe ift zwar einigermaßen 
(fiehe oben) beim Rohtabafhandel eingetreten, nicht aber bei der Fabrikation ; 
im Gegenteil haben bier die Kleinbetriebe jeit 1879 ftarf zugenommen, was 
folgende wenige Ziffern bemeifen mögen. Zur Zeit der Ermittlungen durch die 
Zabaf-Enquete (vgl. unjer 3. Kapitel, Annalen 1893 ©. 552) betrug (1878) 
die Gelamtzahl der Tabakfabrifationsbetriebe in Deutichland (im Zollgebiet und 
den Zollausſchlüſſen) 15028, darunter befanden ſich Betriebe ohne Gehilfen — 
alſo Hauptbetriebe mit einer Perjon, um den neueren Ausdrudf zu gebrauchen — 
5210 (nämlich 4931 im Bollgebiet und 279 in den Zollausjchlüffen). Im 
Sabre 1895 aber find gezählt worden (wir entnehmen dieje Ziffern dem Werkchen : 
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„Die deutiche Volkswirtſchaft am Scluffe des 19. Jahrhunderts“, bearbeitet 
im kaiſerlichen ftattftiichen Amt, Berlin 1900, Seite 97) in der Tabakfabrikation 
19357 Hauptbetriebe, darunter 11244 Hauptbetriebe mit nur einer Perſon. 
Die Heinen Fabrifationsbetriebe, in denen nur eine Perſon beichäftigt ift, haben 
ji) aljfo jeit 1878 mehr als verdoppelt, während die Großbetriebe abgenommen 
haben. 

Wenn wir nun aber aud) dieje zulegt erwähnten Einwände nicht vollitändig 
gelten lajjen, jo legen wir doch um jo größeres Gewicht auf die gejchilderten 
vier Hauptmängel, welche unjeres Erachtens das beftehende Syſtem für bie 
Dauer unhaltbar machen. 

Zur Beurteilung der Frage, wie denjelben abzuhelfen wäre, wollen wir die 
jonft möglichen Haupt-Tabakſteuerſyſteme betrachten, als welche wir unterjcheiden: 
. die Flächenſteuer, 

. die Gewichtiteuer mit anderer Einrichtung als unter dem jegigen Syſtem, 

. hohe Eingangszölle auf ausländiichen Tabak bei gänzlihem Verbot des 
inländiſchen Anbaues. 

. MWertbeiteuerung des inländiichen Tabaks mit oder ohne Wertzölfen auf 
den ausländiichen, 

. dad Rohtabatınonopol, 

. das reine Tabatmonopol, 

. die Fabrikatſteuer. 


Zu A. Die Flächenſteuer beiteuert nicht das fteuerpflichtige Produkt 
jelbit, den Tabak, jondern die Fläche auf welcher er gewonnen wird. Da nun 
aber auf verichiedenen Tabakfeldern der Ertrag ein höchſt verjchiedener fein fann, 
ergibt ſich die vollitändige Unzuverlälligfeit diejes Syſtems, mit welchem viele 
Härten und Ungerechtigfeiten verfnüpft wären und bei welchem es auch ſchwer 
jein würde, das richtige Verhältnis zwilchen der nach der Fläche zu erhebenden 
Inlandſteuer und dem nad) dem Gewicht zu erhebenden Zoll auf die Ausland: 
tabafe zu finden. Die Kontrolle könnte ſich bloß auf den Anbau bejchränten, 
die wirkliche Ernte würde nicht fontrofliert und das müßte bei einigermaßen 
hohem Steuerfag Defrauden Thür und Thor öffnen. Ein nennenswerter Ertrag 
ift bei diefem Syſtem ausgejichloffen, weshalb dasjelbe wohl von vornherein aus 
der Betrachtung ausjcheiden muß. 

Zu B. Wie oben dargelegt, ift ein Hauptnadhteil des jetzigen Rohtabak— 
Gewichtsſteuer-Syſtems der, daß die Steuerlaft dem Pflanzer aufgebürdet 
it. Um dies zu bejeitigen, wurde in der Tabak-Enquete-Kommiſſion der Vor 
ſchlag gemacht, die Steuerfälligkeit erjt beim Eintritt des Tabaks in das Fabrik— 
lager eintreten zu laffen, d. h. die Steuer dem Yabrifanten aufzuerlegen. Da 
nun aber die Gewichtiteuer jchon bei der amtlichen Berwiegung des Rob: 
tabafs bald nad) der Ernte zu berechnen und zu Soll zu stellen ift, und von 
da an häufig eine jehr lange Zeit vergeht, biß der Tabaf das Stadium des 
Rohtabakhandels durchlaufen hat und zum Yabrifanten gelangt, ergibt fid) der 
Nachteil, daß bei Annahme obigen Vorſchlags die Steuer jehr lange unerhoben 
bleiben, ſozuſagen in der Luft jchweben würde, ohne daß — abgejehen von der 
Haftung des Gutes ſelbſt — Sicherheit für die Steuer verlangt werden könnte, 
da eine ſolche Sicherheit nad Lage der Sadje weder dem Pflanzer nody dem 
Nohtabakhändler auferlegt zu werden vermöchte, die Perſon des Fabrikanten 
aber, an mweldyen der Tabak jchliehlic; gelangt, im Voraus Häufig nody gar nicht 
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befannt ift. Auch die Kette der Kontrollmaßregeln würde, weil fie bis zum 
Nachweis der Steuerzahlung durch den Fabrikanten andauern müßte, eine jehr 
lange fein müſſen und deshalb mit dem einfachen Syſtem einer Rohtabaffteuer 
ſchwer vereinbar fein. 

Der größere Teil diefer Schwierigkeiten würde bejeitigt, wen man die 
Steuerfälligkeit jchon mit der Verbringung des Tabaks in das Nohtabaklager 
eintreten ließe, die Steuerlaft alſo dem Rohtabakhändler, dem ohnehin regel: 
mäßig erften Erwerber des Tabaks, auferlegte. Er fünnte aud), wie in den 
letzten Fabrikatſteuer-Geſe — en vorgeſehen war, verpflichtet werden, den Tabak 
nur in ſteueramtlichen Magazinen zu lagern. Die Friſt zwiſchen Sollſtellung 
der Steuer und Fälligkeit bezw. Erlag derjelben wäre dann, da der Tabak 
meiitens bald an den Rohtabakhändler übergeht, feine jo jehr lange und durch 
die amtliche Lagerung wäre die Sicherheit des Steuerauflommens erhöht. 

Um den Robtabafhändler nicht allein zu belaften, könnte dem Fabrikanten 
nad) dem Mufter der Vereinigten Staaten und Rußlands eine jährliche Bezug: 
abgabe (Lizenzgebühr) auferlegt werden, von welcher indeſſen die Stleinbetriebe, 
und inöbejondere die Betriebe mit nur einer Perfon Freizulaffen wären. 

Der Steuerfag könnte auf der gleichen Höhe bleiben, wie jegt (45 ME. für 
100 kg), der Zoll aber wäre nad) unjeren obigen Bemerkungen von 85 auf 
100 ME. pro 100 kg zu erhöhen. 

Ein joldyes Syftem würde den Pflanzer von der in Ziff. II oben bejchrie: 
benen jchweren Laft befreien, die leiftungsjähigeren Kreife des Rohtabakhandels 
und der tyabrifanten aber nicht über Gebühr belaften. Insbeſondere blieben 
die Fabrikanten, was ihnen jehr erwünjcht fein müßte, von den 3. B. mit einer 
Fabrikatſteuer immer verknüpften läftigen, den Gejchäftsbetrieb ftörenden Kon— 
trolfen befreit. 

Der finanzielle Ertrag würde freilich bei einem ſolchen Syitem faum viel 
höher werden fönnen, als unter dem jeßigen. Auch das ‘Prinzip der Wert: 
beiteuerung bliebe unberüdjichtigt. 


Zu C. Diejes Syſtem ausſchließlicher Zollbefteuerung, weldes in 
Großbritannien mit hohem Ertrag beiteht, fann ohne drücdende Ungerechtigkeit 
nur in Ländern eingeführt werden, in denen der Tabakbau nicht oder nur jehr 
ſchwach entwickelt iſt, alſo nicht wohl in Deutſchland, wo der Anbau von Tabak 
in den verſchiedenſten Gegenden ſeit Jahrhunderten in ſehr nennenswertem Umfang 
beſteht. Es nähren ſich davon ſo zahlreiche kleine Landwirte mit Familien, 
daß ein plötzliches Verbot ohne hinreichende Entſchädigung der Betroffenen gar 
nit denkbar iſt. Dieſe Entſchädigungen würden ziemlich bedeutende Summen 
erfordern und den Steuerertrag auf Jahre hinaus ſchmälern. Sehr viel höhere 
Eingangszölle, als der jetzige Satz, würden auch Fabrikation und Konſum beein— 
traͤchtigen, zumal die größte Menge der gegenwärtig nad) Deutichland eingeführten 
Auslandstabafe geringmwertiger Natur ift und eine befonders hohe Zolllaft nicht 
tragen könnte. Adolph Wagner bemerkt in jeiner Finanzwiſſenſchaft (Ergänzungs: 
heit zum dritten Zeil: Spezielle Steuerlehre, Leipzig 1896) Seite 34, daß das 
britiiche Syftem mit feinen hohen Zolljäßen „auf Qualität und Preiswürdigfeit 
der Fabrikate nicht günftig eingewirkt habe“. Für Deutjchland iſt diejes Syſtem 
nicht geeignet. 


Zu D. Bei den in Ziff. MI oben erwähnten großen Wertverichiedenheiten 
der einzelnen Tabakſorten hat das Syftem einer Rohtabaf:Wertbefteuerung 
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— tir behandeln hier nur die Wertbefteuerung im freien Verkehr, während das 
ebenfalls eine Wertbefteuerung ermöglichende Rohtabafmonopol unten gejondert 
zur Spradhe fommen wird — etwas jehr Beftechendes für fi), da hierdurch der 
unerträglic” harte Drud der Gewichtitener auf die große Mafje der minder: 
wertigen Tabafe vermieden würde. Auc würde für den Pflanzer folder Tabake 
durch die Zahlung einer dem niedrigen Werte entipredhenden niedrigen Steuer 
der in Ziff. II oben erwähnte Nachteil gemildert, da ein geringer Steuerbetrag 
ih naturgemäß leichter übermwälzen läßt, als ein hoher. 

Dean hat die Rohtabaf:Mertbefteuerung vielfach als undurchführbar bezeichnet, 
da eine zuverläffige Ermittlung des Wertes der Tabafe nicht möglich jei. Wir 
meinen aber, daß ſich in den Anbaudiftrikten doch überall PBerjönlichkeiten aus 
den Kreiſen der Pflanzer und Rohtabakhändler würden finden laſſen, welche in: 
folge langjähriger Erfahrung die nötigen Kenntniffe für zuverläflige Wertichäßung 
hätten, auf das Steuerintereffe zu vereidigen und mit der Abſchätzung zu be: 
trauen wären. 

Es fünnte dabei in verichiedener Weiſe verfahren werden, nämlich mittelit 
Abſchätzung jedes einzelnen zur Verwiegung vorgeführten Tabaks auf feinen 
Marktwert und Erhebung der Steuer von diefem Werte nad) einem einheitlich 
zu bejtimmenden Prozentjage, oder aber mitteljt Bildung von drei bis vier Wert: 
klaſſen, in deren eine der vorgeführte Tabak einzuichäßen wäre und für melde 
verichieden abgeſtufte Steuerjäße feſtzuſetzen wären (3. B. bei vier Wertklaſſen 
60 ME, 45 ME, 30 ME. und 15 ME. für je 100 kg Tabak). Auch der 
Monopolentwurf von 1882 war ja jo gedadjt, daß jährlich beitimmte Preis: 
Haflen für die von der Monopolverwaltung anzufaufenden Rohtabafe vom Reichs— 
fanzler feftgejegt und der vorzuführende Tabak von einer beftimmten „Einlöjungs: 
kommiſſion“ in die „Preisklaffen“ eingejchäßt werden jollte. Die ftaatliche Wert: 
jeftfegung wurde aljo bamala ala wohl durchführbar erachtet und aud im Rob: 
tabafmonopol-Entwurf der Enquete-Kommiſſion (j. unten) war fie als möglid) 
gedadht. 

Die konjequente Durchführung des Wertiteuer-Syftems würde nun aber aud) 
die Verzollung der ausländischen Tabake nad) dem Werte (Wertzölfe) verlangen 
und gegen die praftiiche Durchführbarkeit dieſer Maßregel find noch mehr Bes 
denfen erhoben worden, als gegen die inländiiche Wertfteuer. Thatſache iſt, dat 
unter den ausländiichen Tabaken noch größere Wertunterjchiede vorfommen, als 
unter den inländiichen. Auch hier würden fi) aber wohl an den Haupthandels- 
plägen für Auslandstabak (Bremen, Hamburg) aus den Kreifen des Rohtabak— 
handels gewandte und erfahrene, auf das Zollintereffe zu vereidigende Perjonen 
finden laffen, welche ald Sadjverftändige die Wertabihätung zuverläffig vorzu: 
nehmen imftande wären. Auc hier fünnte die Erhebung des Zolls, wie oben 
in zweierlei Art erfolgen; würde das Syitem von Wertflaffen gewählt, jo würde 
die Skala diejer Klaſſen hier eine weit umfangreichere fein müßen. Außerdem 
ift im Jahre 1895 in der Kommiſſion zur Beratung des zweiten Fabrikatiteuer: 
Gejegentwurfs der Vorſchlag gemacht worden, den Zoll für die Auslandstabafe 
nad) dem bisherigen feiten Sate von 85 ME. pro 100 kg zu erheben, dazu aber 
nod einen Zujchlagszoll von 15 Prozent des Wertes der Tabafe (und ein ähn- 
liches Syſtem war aud) beim Rohtabat:Monopolentwurf der Enquete-Kommiſſion 
vorgejehen. S. unten). Das hätte den Vorteil, daß durch den feſten Zollſatz 
ein zuverläffiges Zollauffommen im Voraus gefichert wäre, neben mweldem dann 
noch der Wertzollzuichlag zu erheben wäre. Für die Feſtſtellung des Wertes 
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jollte nach dem Vorſchlage von 1895 in erfter Linie der Faktura-Kaufpreis 
maßgebend jein, was wir weniger ala praktiſch erachten, zumal häufig direkte 
Einkäufe von Rohtabake im Auslande vorfommen und die ausländiiche Faktura 
wenig Gewähr bietet. In zweiter Linie war auch hier die Wertabihägung durd) 
Sadveritändige vorgejehen. 

Da zuverläffige, gewandte und erfahrene Sadjverftändige nur an den haupt: 
lächlichiten Handelspläßen vorhanden find, müßte die Einfuhr auf dieje wenigen 
läge beſchränkt werden, aud) käme als Kontrolmittel wohl der Zwang, die ein— 
geführten Tabake bis zur Wertabihägung in Zolllagern aufzubewahren in 
Frage. Beide Mapregeln brächten Einſchränkung des Handels mit ic. 
Ein weiterer Nachteil wäre wohl auch der nad) dem Vereinszollgefeß dem Im— 
porteur oder Warenempfänger auferlegte Deklarationszwang, welcher, da über den 
Wert der einzelnen Tabake die Meinungen jehr auseinandergehen können, häufig 
unrichtige Deklaration und als Folge derjelben viele Straffälle veranlaſſen würde. 

Eine große Zahl von Refriminationen wäre mit diefem Syſtem wahriheinlich 
verknüpft. 

Die finanzielle Ergiebigkeit desjelben wäre ebenfalls zweifelhaft, da die über: 
wiegend größere Menge jowohl der In- als der Auslandtabake geringmwertig üit, 
die höherwertigen Sorten die Ausnahme bilden und aus leßteren feine hohe 
Einnahme zu hoffen wäre. Man müßte aljo entweder die Wertbeiteuerung bloß 
auf die Inlandtabake beichränten — melde zum Gejamtverbraud) nur etwa 
ein Drittel liefern —, die Auslandtabafe aber nad) wie vor zum  feiten Ge: 
wichtsjage verzollen, oder aber es müßte, wie oben erwähnt, neben und außer 
dem feiten Gewichtözoll noch ein Wertzollzufchlag erhoben werden. 

Zu E. Wir beichränfen uns hier, da das Rohtabafmonopol praftiid 
noch nirgends erprobt worden ift, auf die Beiprechung des von der Enquete= 
Kommilfion ausgearbeiteten Entwurfs. 

Derjelbe enthielt — indem für den inländiichen und für den aus dem Aus: 
lande eingeführten Rohtabak ein verjchiedenes Verfahren vorgeichlagen war — 
folgende Beltimmungen (vgl. Annalen 1894 ©. 10 ff.): 

Der gelamte in Deutjchland geerntete Tabat — für deflen Fyeldfontrole, 
amtliche Verwiegung u. ſ. w. ähnliche Beitimmungen vorgejehen waren, wie fie 
jet gelten — wird vom Reiche erworben, welches denjelben in öffentlichen Auf: 
tionen wieder verkauft. 

Die Ankaufspreiſe des Tabak werden nad) den Erfahrungen der legten 
fünf Jahre unter Berücjichtigung der Derwaltungßfoften im September jeden 
Jahres für die verichiedenen Anbaudiftrifte und Qualitäten im Voraus feſtge— 
jegt, öffentlich befannt gemacht und dem Pflanzer nad Einlieferung und Prüfung 
des Tabaks durch eine befondere Kommiſſion ausbezahlt. 

Die angefauften Tabafe werden in ftaatlihe Sammelmagazine verbradt, 
in welchen auch die Verfteigerungen jtattfinden. 

Für dieſe Berfteigerungen werden Minimalverfaufspreife, nicht unter 
80 Prozent des abzujhätenden Wertes beitimmt, unter welchen Zaren der Ver: 
fauf bezw. Zuſchlag nicht ftattfinden darf. Die bei den Verfteigerungen nicht 
abgeſetzten Tabake werden von der Mlonopolverwaltung entweder freihändig ins 
Ausland verfauft, oder in Termentationsanftalten behandelt und gelagert und 
hierauf nad) Beendigung der eriten Fermentation von Neuem versteigert. 

Al Steuer werden erhoben x Mark vom Zentner (Dachreif) und 50 
Prozent vom Wert des Tabaks. Als Wert gilt der Auftionspreis. 
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Der ausländiiche über die Zollgrenzen eingeführte Tabak darf nur über 
die Hauptzollämter Hamburg, Bremen und Köln abgefertigt werden. Er muß 
an diefen Pläten in Auktionen angefauft werden, welche unter zollamtlicher 
Leitung in bejonderen Auftionsmagazinen von vereidigten Maflern oder Notaren 
abgehalten werden. 

Ueber den zu veriteigernden Tabak ift der Zollbehörde eine Deklaration 
einzureichen, welche außer der Unterichrift des den Tabaf Einliefernden Zahl, 
Zeichen und Gewicht jedes Eollo, die Sorten des Tabaks, die zu einem Auktions— 
[08 zu vereinigenden Colli, und für jedes Los den Preis eines Pfundes anzu: 
geben hat, unter welchem der Zuſchlag nicht verteilt werden darf. Der abge: 
lieferte Tabaf wird von Zollbeamten und Eadjverftändigen revidiert, wobei ins 
bejonders ermittelt wird, ob der bezeichnete Tarpreis dem marftgängigen Wert 
der Ware entipridt. 

Die Zollverwaltung jelbit kann, wenn fie in letzterer Beziehung Zweifel 
hat, vor Erteilung des Zufchlags den Tabak gegen einen das Meiftgebot um 
5 Prozent überjteigenden Preis übernehmen ; der jo erworbene Tabak ift für 
Rechnung der Zollverwaltung auftionsweife zu verfaufen, wobei der dem Ber: 
faufsdeflaranten gezahlte Preis als Tare gilt. 

Die Zulaffung zur Berfteigerung erfolgt nur gegen Kautionsleiftung. Den 
Zuſchlag erhält der Meiftbietende, wenn die Zollbehörde von dem erwähnten 
Vorkaufsrecht feinen Gebraud) madıt. 

Der Käufer hat das Gebot am nächften Tage beim Hauptzollamt bar zu 
erlegen, wenn der Werfaufsdeflarant nicht nad) Vereinbarung mit dem Käufer 
das Hauptzollamt ſchriftlich von allen Verpflichtungen hinſichtlich des Tabaks 
entlaftet, oder bei Einlieferung des Tabaks bejondere Modalitäten über Zahlung 
des Kaufspreiſes ausbedungen hat. 

Der bei den Auftionen nicht abgejeßte Tabak ift vom Verkaufsdeflaranten 
binnen 3 Tagen zurüdzunehmen, —2 — auf ſeine Koſten anderweitige Ein— 
lagerung durch das Hauptzollamt geſchieht. 

Das Eigentum des Tabaks geht erſt nach Einzahlung des Erſtehungspreiſes 
beim Hauptzollamt auf den Erſteher über, der Tabak tritt unter Zollkontrolle 
und der Erſteher, ſowie der Tabak ſelbſt haftet für den Eingangszoll. 

Binnen fünf Tagen nach dem Zuſchlag hat der neue Eigentümer — bei 
Vermeidung der zollamtlichen Einlagerung des Tabaks auf ſeine Koſten — den 
Zoll zu zahlen, oder den Tabak zollamtlich weiter abfertigen zu laſſen (zur 
Niederlage, auf Begleitichein, auf Begleitzettel), oder in das Ausland zurüdzuführen. 

Al: Eingangszoll it feſtgeſetzt x Mark für den Zentner Tabak und 50 
Prozent vom Wert Auftionspreis) 

Als Steuerlag war dann in der Begründung des Entwurfs 36 ME. und 
als Zolljag 60 ME. für den Zentner vorgeichlagen worden, neben welchen Säßen 
nod die fünfzigprozentige Wertabgabe zu entrichten war. — 

(Die oben erwähnte Verſchiedenartigkeit des Verfahrens beim in= und aus: 
ländiſchen Tabake hätte, kurz zufammengefaßt, darin beruht, daß das Neid) den 
inländijchen jelbit erworben und wieder verfteigert, Hinfichtlich des ausländiſchen, 
gleichfalls zu verjteigernden Tabaks aber ſich bloß eine das Zollintereffe ſichernde 
Auffiht und Einwirkung vorbehalten hätte, ohne in den Rechtsbefi des Tabaks 
zu gelangen. Der Selbitanfauf des ausländiichen Tabaks durch das Reich im 
Auslande wurde als zu Schwierig erachtet, aud) nahm man an, daß beim Ankauf des 
ine und ausländiichen Tabaks durch das Reich die freie Preisbeftimmung auf 
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dem inländifchen Markt völlig bejeitigt würde, während bei Freibleiben des 
Handels mit ausländiichen Tabak die Konkurrenz des letzteren aud auf den 
Preis des inländiichen weiter mit einwirken werde). 

Die offenbaren und bedeutenden Vorzüge diejes jehr folgerichtig ausgedachten 
Syftems hätten darin beitanden, daß der inländiliche Produzent, welcher im 
Staate einen reellen und ficheren Käufer gefunden hätte, von jeder Steuerpflicht 
befreit, die Steuerlinie näher an den Konſumenten herangerüdt, und der Wert: 
verichiedenheit jomohl der in- als ausländiichen Tabake ausreichend Rechnung 
getragen worden wäre; dabei wäre der Fabrikant mit feinen Arbeitern von 
jeder ftenerlichen Kontrolle verjchont geblieben. Die Hauptlaft hätte ausſchließlich 
den Rohtabakhändler getroffen. 

Die finanzielle Ergiebigkeit wäre nach diefen Vorichlägen nicht zu bezweifeln. 

Dagegen ergäben fich ähnliche praftiiche Bedenken, wie fie zu D oben ge: 
Ihildert wurden. In der Begründung zum Gejegentwurf von 1879 find diele 
praktiichen Bedenken näher entwidelt worden (Annalen 1900 ©. 101 ff.) und 
nehmen wir um Miederholungen zu vermeiden hierauf Bezug. Dieſe Aus: 
führungen jcheinen uns freilich in manchen Stüden etwas zu ängjtlicher Natur. 

Die Beichränkung des Auslandtabakhandels auf Bremen, Hamburg und 
Köln wurde in den Motiven zum Enqueteentwurf damit erflärt, dab der 
Handel zu 98,6 Prozent über Bremen, Hanıburg und die Niederlande be: 
trieben werde. Falls dieß Verhältnis auch heute noch zutrifft, wäre der Ein- 
griff in die Bewegungsfreiheit des Handels fein jehr großer. 

Ein weiteres Bedenken wäre noch folgendes. Wenn das Reich das Recht 
und die Pflicht hat, den gefamten inländiichen Tabak jedes Erntejahres zu an: 
gemeffenen Preifen anzufaufen, muß ihm, um fich vor Verluſten zu bewahren, 
aud) jederzeit die Möglichkeit gegeben fein, denjelben aud) wieder zu angemefienen 
Preifen zu verkaufen. Das richtet ſich nun aber nad dem Umfang der Nach— 
Trage, aljo einem von dem Willen der Reichsregierung unabhängigen Umstand. 
65 fann aus mancherlei Gründen (3. B wegen inländiicher Ueberproduktion, 
Mibratend der inländiichen Ernte, übermäßiger Konkurrenz des ausländifchen 
Tabaks) die Nachfrage hinter dem Angebot zurüdbleiben, und wäre dann das 
Reid) vor die unangenehme Alternative geftellt, entweder den auf Lager gebliebenen 
Tabaf zu Schleuderpreifen abzugeben, um damit zu räumen, oder aber lang- 
jährige, Eoftipielige Aufbewahrung und Selbftbehandlung zu übernehmen. Wir 
halten ſolche Fälle jedoch im ganzen Großen für Ausnahmefälle, welche durd) 
den normal günftigen Verlauf der Mehrzahl anderer Jahre ausgeglichen würden. 
Speziell einer Ueberproduftion könnte abgeholfen werden, entweder durch Kon— 
tingentierung des inländischen Anbaus auf beftimmte Diſtrikte (was aber die 
dem Inlandbau auf der einen Seite gebotenen Vorteile wieder aufheben hieße) 
oder aber dadurch, daß ala unmittelbare Folge eines Jahres mit allzu ftarfem 
Anbau die den Pflanzern ſonſt gezahlten Durchichnittspreife herabgejegt würden, 
was nad) langjährigen Erfahrungen (Annalen 1900 ©. 162/63) ſchon für das 
nächte Jahr eine ftarfe Wiedereindämmung des Anbaus zur Folge hätte. 

Dem ferner erhobenen Einwand, daß das Rohtabakmonopol nur eine 
halbe Maßregel ſei, und richtiger Erfolg nur dann gehofft werden fünne, wenn 
das Reich) auch auf die Geftaltung der Fabrikation Einfluß auszuüben ver- 
möge, können wir nicht gelten laſſen, da gerade in dem Unbehelligtbleiben der 
Yabrifation, wie oben ſchon erwähnt, ein Kauptvorzug diejes Syſtems liegt. 

Wir halten dafjelbe troß jeiner Mängel für erwägenswert. 
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3u F. Das reine Tabaftmonopol, weldes dem Staate das ausſchließ— 
fihe Recht einräumt, den im Inland erzeugten und den aus dem Ausland ein: 
geführten Rohtabak zu erwerben, aus diejem Rohtabak Fabrikate jeglicher Art 
herzuftellen und leßtere, jowie etwaige importierte Fabrikate an das fon: 
jumierende Publitum zu verkaufen, ift,in Deutichland ſchon öfters Gegenitand 
offizieller Erwägung geweſen, zulegt 1882, wo ein Gejegentwurf darüber an 
den deutichen Reichstag eingebracht, von diefem aber abgelehnt wurde. Wir 
haben das Nähere hierüber in unjerem 6. Kapitel (Annalen ©. 739 ff.) mit: 
geteilt und nehmen hierauf Bezug. 


Die Vorzüge eines deutichen Tabakmonopols laſſen fi in folgendem zu: 
ſammenfaſſen: 

Die Steuerlaſt trifft direkk den Konſumenten, welcher die Steuer in ber 
Form des Kauſpreiſes für das Fabrikat entrichtet.) In dieſer Richtung iſt das 
Monopol das deal einer Verbrauchsſteuer, weil der ſonſt übliche, das Produkt 
immer verteuernde Steuervorihuß und die ſchwierige Ueberwälzung der Steuer 
auf den Konjumenten wegfällt. 

Das Monopol gewährt auch in vorzüglicher, bei feinem anderen Syſtem 
jo einfach möglicher Weiſe die Gelegenheit, die verjchiedenen Wertjorten der 
Tabake verjchieden zu treffen, d. h. die Qualitäten zu bejteuern. Die edlen aus: 
ländiſchen Tabakſorten, welche zur Herjtellung einer Importzigarre oder der 
teuerjten inländifchen Zigarrenjorte verwendet wurden, werden mit dem hödjiten, 
die billigen inländiſchen Tabake und der ausländiiche geringwertige Stengel: 
tabaf, aus welchen die ordinären Maſſenverbrauchsartikel gefertigt wurden, 
werben mit dem niedrigiten Kaufpreis (enthaltend den Steuerfuß) für das 
Fabrikat bezahlt. 

Keine andere Steuerform nüßt die Steuerfraft des Tabaks (wir ge 
brauchen diejes Wort der Kürze halber, obwohl es vor dem finanzwiſſenſchaft— 
lichen Richterftuhl vielleicht nicht beitehen kann) jo ergiebig aus und liefert auf 
die Dauer jo namhafte Erträge als das Monopol, und es gehören jchon be 
ſonders fünftlihe Argumentationen dazu, dieß in Abrede jtellen zu wollen, wie 
dies thatjächlicd; gegenüber der Vorlage von 1882 geſchehen it. Der Staat 
erzielt außer der Steuer durch rationellen Betrieb einen namhaften Unternehmer: 
gewinn, während jonjt bei freiem Verkehr überflüſſig viel Stleinfabrifanten und 
Zwiſchenhändler den Konſum verteuern. 

Der Staatöbetrieb jchließt die Verwendung von Surrogaten, überhaupt 
jede unreelle Geihäftsführung aus (die parlamentariichen Oppofitionsparteien 
würden in Deuticland jeden Mangel in der Organilation und Gejchäfts: 
führung bald an die Deffentlichkeit bringen und für Abhilfe jorgen); der Kon— 
jument bat bei feiner anderen Steuerform die gleiche Sicherheit, unverfälichte, 
gute und gleihmäßige Ware zu befommen. 

Der Pflanzer endlich hat an der Monopolverwaltung einen ficheren Ab: 
nehmer, der ihn nicht übervorteilen wird, und dabei doch feine härteren Kon: 
trollen zu erleiden, als ſchon unter dem jeßigen Syſtem. 


Als Nachteile ftehen dem gegenüber: 
!) Lorenz von Stein bezeichnet in jeinem Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft. 2. Band 


(4, Uuflage 1878 ©. 280) zutreffend als Steuerfuß beim Monopol die Differenz zwiſchen den 
Geftehungstoften der Monopolverwaltung für das einzelne Fabrikat und dem Berfaufspreiie. 
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Das Monopol vernichtet jede private Erwerbäthätigfeit und würde bei feiner 
Einführung in Deutichland, wo Tabafhandel und Tabakfabritation blühen, wie 
faum anderswo, hart und graujam wirken. 

Die Entihädigung der zu erpropriierenden Händler und Fabrifanten, ſowie 
der Arbeiter würde große Schwierigkeiten bieten und jo hohe Summen often, 
daß in der eriten Zeit der Monopol-Ertrag ſtark geichmälert würde. 

Der Eoftipielige Staatsbetrieb würde wohl Berteuerung der Fabrikate im 
Gefolge haben. 

Der erite Grund ift jo gewichtig und durdhichlagend, daß er hinreichen wird, 
um die Einführung des Monopol unter jedem deutichen Reichstag für Menſchen— 
gedenken unmöglidy zu machen. & müßten Zeiten bitterfter finanzieller Not für 
Deutichland kommen, wenn die Möglichkeit dafür entitehen joll. Die Stimmen: 
Mehrheit, mit welcher die Ablehnung des 1882er Entwurfs im Reichstag er: 
folgte, 277 gegen 43, war deutlich genug. 


Ein weiterer jehr beadhteter Einwand wurde 1882 in der Richtung erhoben, 
daß unter dem Reichstabakmonopol die Selbjtändigkeit der Einzeljtaaten beein: 
trächtigt würde. Als Spite der Mtonopolverwaltung war ein Reichstabafamt 
gedacht, dem die Landesmonopolbehörden zu unterjtellen gemwejen wären, und das 
hätte ja allerdings eine Schmälerung der Finanzhoheit der Einzelitaaten bedeutet. 
Vieleicht hätte fih aber doch die Monopol-Berwaltung an die zur Zeit be- 
ftehenden Yandes:Organijationen für Zölle und Reichsfteuern anschließen und 
die notwendige einheitliche Handhabung dadurch herftellen und aufrecht erhalten 
laffen, daß die Kontrole der einheitlichen Praris beim Ankauf der Rohtabake, 
bei der Fabrikation und beim Fabrikaten-Handel durch die dem Reichsſchatzamt 
unterftellten Reichsbevollmäcdhtigten für Zölle und Steuern, und deren Organe 
geübt und außerdem beim Bundesrat ein ftändiger, mit Bevollmächtigten der 
Einzelregierungen zu bejegender Ausihuß für das Tabak-Monopol gebildet 
worden wäre. Gegen eine joldhe Einrichtung hätten wohl feine partifulariftiichen 
Befürchtungen geltend gemacht werden können, und wenn man bedenft, wie ein: 
heitlih in allen Hauptpunften die Zölle und Reichäfteuern in allen deutſchen 
Staaten gehandhabt werden, obwohl das Sache der Landesregierungen iſt, 
hätten auch in der Sade jelbit kaum Bedenken beftanden. 

Die fernere Behauptung von der geringeren Wirtſchaftlichkeit der Monopol: 
verwaltung gegenüber dem Privatbetrieb, da erjtere niemals jene ungeteilte wirt: 
Ihaftlihe Energie entfalten könne, wie leßterer, zumal der im Privatbetrieb vor- 
bandene Anſporn durch die Konkurrenz fehle, halten wir angeficht3 der glänzenden 
Erfolge des Staatöbetriebes 3. B. bei den preußiichen Eifenbahnen, dann ins: 
bejondere aber aud) in den Monopolbetrieben Frankreich u. ſ. w. ebenfalls für 
unzutreffend. Auc die behauptete politische Abhängigkeit der großen Menge 
von Tabakarbeitern von der Reichsregierung bei Wahlen u. dgl. kann heutzutage, 
wo jogar jtaatsfeindliche Parteien unter den niederen Staatsbedienfteten unbean— 
ftandet zunehmenden Einfluß gewinnen, faum mehr ernit genommen werden. 
Die übrigen gegen das Monopol jonit noch erhobenen Einwände waren ſtets 
nur nebenſächlicher Natur und bedürfen einer Erwähnung umſoweniger, als ja, 
wie ſchon erwähnt, das Syſtem ganz ausſichtslos iſt. 


Zu G. Bei Beſprechung des Fabrikatſteuer-Syſtems beſchränken wir 
uns darauf, die einſchlägigen deutſchen Entwürfe von 1893 und 1895, die wir 
im vorigen Kapitel gejchildert haben, nochmals kritiſch zu betrachten, zumal 
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diefe Betrachtung auch Gelegenheit geben wird, die prinzipiellen Vorzüge und 
Mängel überhaupt eines jeden Fabrikatſteuer-Syſtems zu beleuchten. 

Die Beiteuerung war damals in der Weile gedacht, daß die im Inland 
hergeitellten Fabrifate nad) dem Wert beiteuert werden jollten und zwar nad) 
beitimmten Prozenten, welche für die Fabrikatgruppen verjchieden abgeftuft waren. 
Nach dem Entwurf von 1893 betrug der Cat Mr Bigarren und Bigarretten 33%s, 
für Haus und Schnupftabaf 50 und für Rauchtabak 66 °/s Prozent vom Werte‘) 
nad) dem Entwurf von 1895 war für Zigarren und Zigarretten ein Saß von 25, 
für Rauch-, Kau- und Schnupftabaf ein folder von 40 Prozent vom Werte 
porgejehen. Nach dem weiteren Vorſchlag endlich, welchen die Reichsregierung 
in der Kommilfionsberatung des zweiten Entwurfs (Aktenſtück Nr. 306 im 
zweiten Anlageband zu den Stenographiſchen Reichstagsberichten 1894/95) in 
einem lebten Verſuche, diejen zu retten, machte, waren für Zigarren zweierlei 
Sätze, nämlid 15 Prozent für die billigften Sorten (Detail-Preisklaffen von 
3 mit 5 Pfennigen) 18 Prozent für die beiferen Sorten, für Kau-, Rauch und 
Schnupftabak aber 30 Prozent vorgeſchlagen. All dieje Wertſätze jollten erhoben 
werden von dem Faktura-Preis, zu weldem die Zigarren u. ſ. w. ausſchließ— 
(ih Steuer von dem Tabrifanten verfauft werden. 

Alſo eine Fakturen-Wert-Steuer. 

Die ausländiihen Rohtabake jollten nad) dem erften, zweiten und dritten 
Entwurf (wir wollen den erwähnten leßten Antrag der Regierung jo nennen) 
mit 40 ME. für 100 kg verzollt werden. 

Die inländiiche Rohtabat-Gewichtiteuer jollte wegfallen. 

Die ausländischen Fabrikate jollten nad) dem eriten Entwurf für je 100 kg 
tragen: 400 ME. Zoll für Zigarren, 500 ME. für Zigarretten, 250 ME. für 
anderen fabrizierten Tabak, nad) dem zweiten aber 900 ME. für Zigarren und 
Zigarretten und 450 ME. für anderen. Im erften Entwurf war für die aus 
ländiichen Fabrifate neben dem Zoll auch noch die Fabrikatſteuer nad) denjelben 
Sätzen, wie für inländiihe Fabrifate in Ausficht genommen, was im zweiten 
Entwurf, unter entiprechender Erhöhung der Zollſätze (fiehe vorftehend) wieder 
fallen gelaffen wurde und zwar wegen der Schwierigkeit der Kontrolle der im 
Ausland gefertigten Fakturen. 

Die Fabrikatſteuer jollte auf ſechs, der Zoll auf neun Monate gejtundet 
werden fünnen. 


') Hierbei fällt fofort auf, daß der Rauchtabaf, obwohl weit geringwertiger als bie 
Zigarren, doppelt jo jtarf belajtet werden jollte, als leßtere. Das wurde in den Motiven 
damit erklärt, daß beim Rauchtabak wegen der Maichinenarbeit die Herftellungsfoften weit 
geringer jeien, al bei den Zigarren, wo Handarbeit vorwiege. Hiefür wurden Berechuungen 
aufgeftellt, wobei angegeben wurde, daß der Lohn für 1 Mille Zigarren 4 bis 15 ME, 
durchſchnitthich aljo 9’. ME. betrage, woraus fih für 100 kg — 16,7 Mille 66,5 bis 
250,6 ME., durchſchnitlich aljo 158,65 ME. ergäben, während für Rauchtabak die Heritellungs- 
foften pro 100 kg durchſchnittlich nur 13 ME. betrügen, In diefer Berechnung liegt aber, wie ſchon 
bei den Reichätagsverhandlungen 1894 zutreffend von den Abgeordneten Dr. Elemm und 
Weber (Sten. Ber. 1893/94 ©. 623/4 und 667) bemerkt wurde, ein erheblicher Fehler, da 
die Hauptmafje der Zigarren nicht die mit den höchiten, jondern die mit den niedrigiten Ser: 
ftellungstoften (Arbeitslöhnen) bilden, wonad man zu einem weit niedrigeren Durdichnittslohn 
als 9'/s MEf., etwa zu einem joldhen von 6 Mk. pro Dlilfe fommt und demnach auch die Her: 
jtellungstoften pro 100 kg weit unter dem Durchſchnittsſatz von 158,65 ME. bleiben. 
Abg. Dr. Elemm ſprach die Vermutung aus, daß die Bremer und Hamburger Fabrifanten, 
welche in der bezüglichen Enquete vertreten waren, ihre Intereffen auf Koften der Raudtabal« 
Industrie zu ftark geltend gemadt hätten. Beim zweiten Entwurf ift dann ja au, wie 
oben erfichtlich, das Verhältnis zu Gunften der Rauchtabak-Induſtrie verbeflert worden. 
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Dem Pflanzer war, wie unter dem jeßigen Syitem, die Verpflichtung auf: 
erlegt, da8 Tabakgrundſtück anzumelden, die Pflanzungen nad Vorſchrift zu 
behandeln und den geernteten Tabak zur amtlichen Verwiegung vorzuführen, 
außerdem aber auch noch der jog. Räumungszwang, d. h. die Pflicht, den Tabak 
bis zum 1. Auguft des auf die Ernte folgenden Jahres (in Bedürfnisfällen war 
Verlängerung der Friſt vorgefehen) an einen angemeldeten Rohtabathändler 
oder Fabrikanten zu veräußern oder in eine amtliche Niederlage abzuliefern, 
oder ins Ausland auszuführen. 

Der Rohtabakhändler hatte die Pflicht, ſeine Tabakvorräte nur in fteuer: 
amtlichen Niederlagen zu lagern (worin der wejentlichjte Stügpunft der Kontrolle 
erblidt wurde). 

Zur Kontrolle des Fabrikbetriebs war dem Fabrikanten die Anmeldung 
des Betriebs, der Fabrik- und Lagerräume auferlegt, außerdem war ber 
Jabrifant zur obligatorishen Ausftellung von Fakturen über die abgejegten 
Fabrikate, zum Eintrag diefer Fakturen in ein Fakturenbuch und zur Führung 
von Fabrikationsbüchern, ſowie zur periodiichen Vorlage von Auszügen aus dem 
Fakturenbuch an die Steuerbehörde behufs Steuerfeftjegung gehalten. Die Kon: 
trolfe diefer Buchführung ftand der Steuerverwaltung zu, welche auch einmal 
im Jahre Beitandsaufnahme vorzunehmen und den Beitand mit den Büchern 
zu vergleichen Hatte. 

Für Kleinbetriebe waren Erleichterungen in der Buchführung und Steuer: 
erhebung mittelft Abfindung vorgefehen. 

Die Händler mit Fabrikaten (Zigarrenhändler u. j. w.) jollten nad dem 
eriten Entwurf verpflichtet fein, den Betrieb der Steuerbehörde anzumelden, die 
Betriebsräume nachzuweiſen und ſich jederzeit die Revifion der Vorräte gefallen 
zu laffen. Außerdem hatten fie über die empfangenen Fakturen Aufichreib: 
ungen zu führen und dieſelben mit den Fakturen der Steuerbehörde zur 
Fertigung von Auszügen und zur Vergleichung mit den vorhandenen Beitänden 
vorzulegen. Im zweiten Entwurf wurden die erftgedadhten Beichränfungen fallen 
gelafen, dagegen aber die Beltimmung aufgenommen, daß Jeder, der aus 
einer Fabrik Fabrikate bezieht, bei Zwangsmaßregeln gehalten jein jolle, die 
empfangene Faktura mit einem Vermerk über ihre Richtigkeit an den Fabrikanten 
zurüdzujfenden, welcher fie al Beleg dem Fakturenbuche beifügen jollte (Gegen: 
kontrolle über die Richtigkeit der Buchführung der Fabrifanten). — 

Diejes ehr ſorgfältig ausgearbeitete Syitem hätte folgende große unleug: 
bare Vorzüge gehabt: 

Die drüdende Steuerlaft und Pflicht wäre dem Tabakpflanzer abgenommen 
und dem leiftungsfähigeren Yabrifanten auferlegt worden; der Pflanzer hätte die 
jo erwünjchte Freiheit in der Behandlung der Tabake bezw. Verbefferung der: 
jelben durch Entrippen und Entlaugen befommen, was nad) Obigem beim 
jegigen Syſtem unmöglih ift. Die Steuerlinie wäre bedeutend näher an den 
Konſumenten herangerüct worden. 

Es wäre eine weitgehende Abitufung der Steuer nad) dem jehr verichiedenen 
Wert des Steuerobjefts (eine geringere Belaftung der ordinären Sorten und 
eine ftärfere der teueren) möglich geworden. 

Die Steuerkraft des Tabafs wäre beifer ausgenügt worden, als unter dem 
giltigem Syitem, unter welchem 1893, aljo zur Zeit der Einbringung des eriten 
Jabrifatjteuerentwurfs, aus Zoll und Steuer zujammen ca. 54 000 000 ME. ge: 
wonnen wurden, während der Ertrag des Entwurfs mit 99000000 ME. ver: 
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anichlagt war. (Beim zweiten Entwurf war der Ertrag auf rund 87000000 Mt. 
geſchätzt, alſo immer noch ein beträchtliches Mehr.) 

As Mängel des Syſtems wurden im Neichstag und ſonſt folgende 
bezeichnet : 

1. Der Zolljag von 40 ME. für 100 kg ausländiichen Tabak jei zu gering, 
um den inländischen Anbau von der gewaltigen Konkurrenz des erfteren zu ſchützen. 

2. Durch die Fabrikatſteuer werde eine jtarfe Werteuerung der einzelnen 
Fabrikate und vor allem auch der für den Verbrauch der ärmeren Volksklaſſen 
beitimmten Maflenkonjumartifel (billigfte Rauchtabak- und Zigarrenjorten) herbei: 
geführt. Dieje Verteuerung bedrücde einerjeit3 den armen Mann, andererjeits 
werde jtarfe Abnahme des Konſums und als folge letterer wieder die Ent: 
laſſung zahlreicyer Arbeiter aus den Tabakfabriken eintreten. Ferner wurde 
no der TFabrifatiteuer der Vorwurf gemacht, daß fie die zahlreichen Klein: 
betriebe der Zigarreninduftrie, welche unter dem jegigen Syſtem in jegensreicher 
Meile ſich vermehrt und entwidelt hätten, unterdrüden und die Aufſaugung 
derjelben durch die Großbetriebe beſchleunigen werde. (Mljo dreierlei Härten 
gegen die unteren Volksklaſſen: DBerteuerung der Pfeife oder man fönnte beſſer 
jagen der Zigarre de8 armen Mannes, Vernichtung zahlreicher Arbeitereriftenzen, 
Vernichtung der Kleininduftrie, item drei jehr zugkräftige Schlagwörter, welche 
die an der Spike der Agitation ftehenden Fabrikanten trefilid) auszunüßen mußten. 

3. Endlid aber wurden die vorgeſchlagenen Kontrollen auf der einen Seite 
als zu hart und läftig, auf der andern aber als ungenügend bezeichnet. 

Wir müffen ung mit dieſen Einmänden, die bei jeder etwaigen neuen 
Beratung einer Fabrifatiteuer von neuem auftauchen werden, näher bejchäftigen. 

Zu 1. Hier nehmen wir zunächſt Bezug auf unſere Ausführungen zu IV 
oben, und fügen Folgendes bei: 

In der Trage des Zollichußes des inländischen Tabaks gegen die Kon: 
furrenz des ausländiichen ſtehen ſich in Deutichland zwei Hauptjtrömungen gegen: 
über, die man kurz die norddeutiche und jüddeutiche nennen könnte. Während 
der norddeutiche Tabakhandel (Bremen, Hamburg) und die norddeutihe Zigarren: 
induftrie (Weftfalen u. ſ. w.) überwiegend ausländiihe Tabake Handelt und 
fabriziert, handelt und verwendet der jüddeutiche Tabakhandel und die ſüd— 
deutiche Tabakinduſtrie überwiegend inländiihen Tabak; die erftere Gruppe 
wideritrebt natürlich jeder Zollerhöhung, weil te den Bezug ausländiicher Tabate 
verteuert, die zweite Gruppe dagegen tritt energiich für eine ſolche ein, weil fie 
ſich davon Verbeiferung des Abſatzes inländiſcher Tabake erhofft. 

Die NReichsregierung ift in der Tabakzollfrage immer auf Seite der nord: 
deutſchen Anſchauung gejtanden und den Anträgen auf Erhöhung des Zolljages 
immer entgegengetreten. In der Begründung zum Fabrikatſteuergeſetzentwurf 
von 1893 und auch noch in jener zum Entwurf von 1895 machte ſie geltend, 
daß der inländiſche Tabakbau zwar eines wirkſamen Zollſchutzes gegen die aus— 
ländiſchen Tabake bedürfe, daß aber hiefür die bisherige Differenz zwiſchen 
Inlandſteuer und Zoll (85 ME. — 45 ME.) genüge, was, da die Tabakſteuer 
von 45 ME. ganz wegfallen Tolle, auf ben vorgeichlagenen Sat von 40 Mt. 
führe. Der Rückgang des inländijhen Anbaues in manden Bezirken, ins 
bejondere in der Pfalz, habe jeinen Grumd nicht in der unzureichenden Höhe 
des Zoll, jondern in der von Sadpverjtändigen anerkannten Thatjache, dab die 
Tabake vielfach infolge unzweckmäßiger Behandlung des Bodens nicht mehr ihre 
vormalige Brauchbarkeit befäßen, und insbejondere zur Herjtellung von Zigarren, 
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welchen fi) der Konjum auf Koften des Rauchtabaks mehr und mehr zugewendet 
habe, weniger geeignet jeien. In gleicher Richtung bewegten ſich auch die Aus- 
führungen des Reichsſchatzſekretärs Graf von Poſadowski in jeiner großen ein- 
leitenden Rede zu den Reicdstagsverhandlungen über den eriten Yabrifat- 
fteuergefegentwurf in der Reichstagsfigung vom 11. Januar 1894, indem er 
dabei bemerkte, daß die Verwendung des Inlandtabaks quantitativ und quali: 
tativ beichränft ſei und durch allzuhohen Zollſchutz nicht künſtlich großgezogen 
werden dürfe. 

Die Vertreter der Haupttabatbaugegenden aber behaupten, und unſeres Er: 
achtens mit Recht, daß der notoriiche Rückgang des Anbaus und der Zahl der 
Pilanzer neben dem harten Drud der Inlandſteuer wejentlid mit auf die zu 
geringe Höhe des Zolljages für ausländiichen Tabaf und die infolge deſſen 
eingetretene Ueberihwemmung des inländiichen Marktes mit billigen ausländiichen 
Tabaken zurüdzuführen je. Sie meinen, daß der inländiiche Tabakbau nur 
dann wieder eritarken könne, wenn der Zoll erhöht werde, dann aber aud) in 
der Lage ſei, dem inländiichen Produkt durch rationelle Behandlung (beffere 
Düngung u. |. w.) die frühere Güte wieder zu verichaffen. Daß die Aichenbrödel- 
tolle, die man dem deutichen Tabak in der neueren Zeit mehr und mehr zu= 
weiſen möchte, doch nicht jo ganz begründet ift, beweilt die früher in namhaften 
Umfange ftattgehabte Ausfuhr deutichen Tabaks nad) fremden Ländern, - welche 
in den fechziger und fiebziger Jahren noch durchichnittlich über 6000 Tonnen 
jährlich betrug, im Durchſchnitt der achtziger und neunziger Jahre aber auf 
jährlich 1 bis 2000 Tonnen zurüdgegangen ift. 

Reichsſchatzſekretär Graf von Poſadowski machte in der erwähnten Reichs: 
tagafigung noch weiter geltend, daß der im Fabrikatſteuergeſetzentwurf vorge— 
ihlagene Zolljag von 40 ME. auch noch deshalb ala erhöht anzujehen jei, weil 
der zu Zigarren, Zigaretten, Kau:, Schnupf: und Rauchtabak verwendete aus: 
ländiihe Robtabat nicht allein den Zoll, jondern daneben auch nod die 
Fabrikatſteuer (zu 33"/s bezw. 50 bezw. 66*/s Prozent vom Werte beim erften, 
zu 25 bezw. 40 Prozent beim zweiten, und zu 15 und 18 bezw. 30 Prozent 
beim dritten Entwurf) zu tragen habe, was den Zollſchutz vermehre. 

Das war vollſtändig richtig, aber andererſeits ſollte ja auch der inländiſche 
Rohtabak nicht ganz ſteuerfrei belaſſen werden, ſondern — trotz Wegfalls der 
Inlandſteuer — an einer anderen Station, d. h. in der Form des Fabrikats 
doch wieder durch die Fabrikatſteuer belaſtet werden, wodurch der Vorteil der 
Aufhebung der Inlandſteuer wieder einigermaßen abgeſchwächt wurde. 

Was wir ſchon oben über die Geſtaltung des Rohtabakzolls unter Fort⸗ 
dauer des Rohtabakgewichtsſteuerſyſtems ſagten, gilt auch für die gleiche Frage 
unter dem Fabrikatſteuerſyſtem: es wird ſehr ſchwierig ſein, ziffermäßig genau den 
Zollſatz anzugeben, welcher zum wirkſamen Zollſchutz des deutſchen Tabaks ge— 
fordert werden muß; daß indeſſen hiefür der vorgeſchlagene Satz von 40 Mk. 
nicht genügt, iſt unſeres Erachtens zweifellos. 

Wir geben über dieſen Punkt noch nachfolgende zutreffende Ausführungen, 
die wir einem Artikel der „Allgemeinen Zeitung“ über „Reichsfinanzreform und 
Tabakſteuer“ in den Nummern 78 und 80 vom 19. und 21. März 1895 ent: 
nehmen, als deſſen Verfaſſer wir wohl mit Recht den berufeniten und erfahrenften 
Kenner der deutichen Zabakfteuerfrage, kaiſ. Unterjtaatsjefretär 3. D. und Unis 
verfitätsprofeffor Dr. von Mayr in München vermuten dürfen. (Dieje Aus- 
führungen beziehen fi) auf den zweiten Yabrifatjtenergejegentwurf). 
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Es wird darin zur Grundlage genommen, daß das jegige Verhältnis der 
Belaftung des deutichen Rohtabaks durch die Inlandſteuer zur Belaftung des 
ausländiichen Rohtabaks durch den Zoll in der Proportion 45 : 85 — 100 : 189 
ſich ausdrüde. Um das Verhältnis unter der Fabrikatſteuer zu beurteilen, gelte 
es, zu ermitteln, wie hoch dieje fünftige Fabrikatſteuer die Einheit des Rohſtoffs 
belajten werde und der Herr Verfaſſer des Artikels berechnet leteres in der Weile, 
daß er aus der Anlage 2 zum Gejegentwurf von 1895 den durchſchnittlichen 
Rohtabakverbrauch der legten 5 Jahre, nämlich 262276 Doppelzentner inländiichen 
und 479722 Doppelzentner ausländiichen, zujammen 741998 Doppelzentner Rob: 
tabaf in Verhältnis jegt zu der Gelamteinnahme an yabrifatiteuer, wie fie in 
Anlage 8 zum gleichen Entwurf in Ausficht genommen war, nämlich zu 
72087954 ME., wonad) ſich pro Doppelzentner Rohtabak (ſowohl für inländiichen, 
als für ausländiichen) fünftig eine Belaftung von rund 97 ME. ergibt. Der 
inländijche Rohtabaf wäre alfo künftig mit 97 ME, der ausländiiche mit 
97 +40 ME. belaftet, alſo künftige PBroportion 97 : 137 — 100 : 141. Aus 
der Gegenüberftellung der obigen mit der leßteren Proportion ergibt fich eine 
weientlihe Verminderung des Zollſchutzes gegenüber dem jetzigen Verhältnis, 
nämlich; künftig nur mehr 100 : 141, während jeßt 100 : 189. Das biäherige 
Verhältnis bliebe nur dann, wenn der volle bisherige Zoll beibehalten würde, 
dann - würde die Broportion lauten: 97 : 182 (97 + 85) — 100 : 188. 

In dem Artikel wird nun aber zugegeben, daß dieje Berechnungen nad 
zwei Richtungen eingejchränft werden müſſen, nämlich weil die ermittelte fünftige 
Rohftoffbelaftung mit 97 ME. pro Doppelzentner nicht der Wirklichkeit entipricht, 
londern nur eine rechneriihe Durdhichnittsabitraftion it, und dann meil die 
fünftige Fakturenſteuer nicht nah Einheitsjägen erhoben werden joll, jondern 
nad) dem Wert. 

In erfterer Richtung ift zu bemerfen, daß die Rohſtoffbelaſtung nad den 
Hauptgruppen der Fabrikate abgejtuft und beim Rauchtabak geringer iſt als bei 
den Zigarren, jo daß für den zu Rauchtabak verwendeten inländiſchen Tabak 
(und das iſt die größere Menge desſelben) eine Verminderung des bisherigen 
Zollſchutzes zu ertragen wäre, während freilich für den zu Zigarren verwendeten 
inländiichen Zabaf eher nod) eine Erhöhung des bisherigen Zollſchutzes angezeigt wäre. 

In der zweiten Richtung aber fommt in Betradht, daß als Teil des Wertes 
auch der für den ausländiichen Tabak bereits bezahlte Zoll zu rechnen ift, mit 
anderen Worten, daß der bezahlte Zoll durch die Fabrikatſteuer für die aus 
ausländiihem Tabak gefertigten Fabrikate nochmals bejteuert wird, welche nod): 
malige Belteuerung 25 Prozent von dem entrichteten Zoll zu 40 Mk., alio 
10 ME. bei Zigarren und Sigarretten und 40 Prozent von demielben, alio 
16 ME. bei Rauch: Hau: und Schnupftabaf beträgt. (Bol. zu diefem Punkte 
die einichlägige oben wiedergegebene Aeußerung des Free ge Graf 
Poſadowski in der Reichstagsſitzung vom 11. Januar 1894) ird aus diejen 
beiden Zollzuichlägen von 10 und 16 ME. das Mittel mit 13 Mark genommen 
und diejes dem Grundzoll von 40 ME. zugeichlagen, jo käme man zu dem Ver: 
hältnis von 97 :150 (97 + 53) = 160 : 155. 

Es wäre alfo auch bei Berüdjichtigung vorerwähnter Momente künftig der 
Zollſchutz noch immer geringer als jeßt, jedoch Iprechen diefe Erwägungen, und 
insbeſondere die geringere Belaſtung des Rohftoffs beim Rauchtabak dafür, etwa 
die Mitte zwiichen dem bisherigen Zollſatz mit 85 und dem vorgeſchlagenen mit 
40 Mk. oder vielmehr noch etwas weniger, alſo etwa 60 Mk. zu nehmen. 
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Diefer Vorſchlag det fi ganz mit jenem, welchen der Abg. Dr. Elemm 
in der Reichstagsſitzung vom 21. Februar 1895 machte, indem er unter draftilcher 
Hervorhebung der außerordentlich großen Konkurrenz der billigen ausländiichen 
Tabake mit den inländiichen für den Fall des Zuftandefommens des Gejeßes die 
Erhöhung des vorgeichlagenen Zollfages von 40 auf 60 ME. verlangte. 

Auch wir würden bei Wiederaufleben eines Fabrikatiteuer-Entwurfes mit den 
im Jahre 1895 vorgeichlagenen Sätzen dieſe Höhe des Zolls angemeffen finden. 

Zu 2. Während der zu Ziff. 1 behandelte Einwand von den Intereſſenten 
des inländilchen Tabakbaus erhoben wurde, ftanımen die hier zu behandelnden 
Einwände von der weit einflußreicheren Gegengruppe, nämlich von den Fabrikanten 
und Arbeitern. 

Wären die oben in Ziff. 2 erwähnten Vorwürfe wirklich berechtigt, jo müßte 
jeder vaterlandsliebende Deutiche der Einführung einer deutichen Tabak-Fabrikat— 
Steuer auf das heitigfte wibderftreben. Unjere folgenden Ausführungen jollen 
aber zeigen, daß diefe Einwände teil3 volljtändig unrichtig, teils maßlos über: 
trieben waren. 

Wir beihältigen uns zunächft mit der behaupteten jtarfen Berteuerung 
der Fabrikate durch das vorgeichlagene Syitem. In dieſer Richtung enthalten 
jowohl der erjte, als der zweite und dritte Entwurf (die erfteren beiden je in 
Anlage 9, der Iettere in Anlage B) jorgfältige Berechnungen darüber, wie hod) 
bei den einzelnen Fabrikaten die Verteuerung zu veranichlagen jei. Es wird 
darin angegeben, wie ſich der jegige Einfaufspreis pro Fabrikat eritellt, dann — 
auf Grund von durchichnittlihen Schägungen — zu wieviel Teilen das einzelne 
Fabrikat aus in- und aus ausländiichem Tabak beiteht, dann wie hod) ſich hier: 
nad die Entlaftung durch den Fortfall der Inland-Steuer und durch die Ab— 
minderung des Zolljages berechnet, und endlich wie fid) nad) Abrechnung diejer 
Entlaflung und nad) Zurechnung der künftigen Steuer der künftige Einkaufs: 
preis ftellen wird, eine Berechnung, gegen deren Verläffigkeit nicht viel einzu: 
wenden fein wird, zumal dabei die große Wahricheinlichkeit ganz außer Anſchlag 
gelaffen ift, daß der Fabrikant durch verſchiedene Einſparungen (3. B. bei der 
Ausftattung der Emballagen und Etiketten), durch Aenderung des Verwendungs- 
verhältniffes zwiſchen in- und ausländiichem Tabak, durch eine für den Kon: 
Jumenten faft unmerfliche, in der Maſſe aber gewinnbringende BVerfleinerung 
der Zigarren u. j. w. die Verteuerung der Detailpreife überhaupt würde vermeiden 
haben fönnen. Die Anlage 9 zum erften Entwurf ließ außer dem gegen: 
wärtigen und künftigen Einkaufspreis des Detailhändlers pro Mtille bezw. 100 kg 
auh noch den Fünftigen Berfaufspreis (Detailpreis) des Detailhändlers 
eriehen und berechnete daraus die Werteuerung dieſes Detailpreiles per Stück 
bezw. per Pfund gegenüber jeßt. Die Anlage 9 zum zweiten und die Anlage B 
zum dritten Entwurf dagegen ließen dieje leßtere Berechnung (wohl wegen der 
Unficherheit der Schägung des Zujchlags des Detailhändlers zu jeinem Einkaufs: 
preis d. h. zum Faktura-Preis des Fabrikanten) fallen, und verzeichneten nur 
mehr den gegenwärtigen und den fünftigen Einkaufspreis des Detailhändlers 
pro Mille bezw. pro Doppelzentner, weshalb wir uns im folgenden auch nur 
an Yetteres halten wollen. Um uns nicht allzujehr in Einzelheiten zu verlieren, 
greifen wir nur die Haupt-Konſum-Artikel heraus, nämlich die 4, 5 und 6 Pfennig: 
Zigarre und die Rauchtabakſorten zu 55, 70 und 80 Pfennig per Pfund. 

Der weitaus verbreitetite Konjum-Artifel, die Fünfpfennig-Zigarre, d. h. die im Detail 
mit 5 Pfennig verfaufte Zigarre, umfaßt nad) den gedachten Tabellen vier Sorten, nämlid) 
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mit einem Faktura-Preis pro Mille zu 30, 32, 36 und 39 Mark. Nach dem erſten Entwurf 
(Steuer 33'/s Prozent) hätte fich vertenert das Mille erjterer Sorte von 30 auf 35,50, der 
zweiten von 32 auf 38,17, der dritten von 36 auf 43,50, der vierten von 39 auf 47,50 Mt. 
Der Detailverfaufspreis hätte fi dabei für alle 4 Sorten wohl von 5 auf 6 Pf. erhöht, 
und das erjcheint ja bei dieſer verbreitetiten und beliebteiten Sorte eine nicht unbedenkliche 
Erhöhung. Wenn man aber die weitaus höheren Preife in Oeſterreich, Franfreih, talien, 
England betrachtet, und die eingewurzelte Vorliebe des deutichen Rauchers fiir den Zigarren: 
genuß, die zunehmende beflere Lebensführung in den unteren Bolfsklaffen, und die raid 
wachſende Bevölkerung in Erwägung zieht, wird man doch noch feineswegs einen namhaften 
Konſumrückgang und zahlreiche Arbeiterentlaffungen als notwendige Folge dieſer Einführung 
annehmen müflen. Der größere Zeil der Raucher würde wohl das Opfer des llebergangs 
zur SchöpfennigeZigarre gebraht und nur der geringere Zeil ſich der Vierpfennig-Zigarte 
oder den billigen Rauchtabaliorten zugewendet haben. Jedenfalls hätte dieſe Verteuerung die 
deutiche Zigarreninduftrie weitaus nicht jo bedenklich gefährdet, als es dargeftellt wurde. 

Nach dem zweiten Entwurf (Steuer 25 Prozent) wäre die erfte Sorte nur von 30 auf 
33,28, die zweite von 32 auf 35,78, die dritte von 36 auf 40,78, die vierte von 39 auf 
44,53, verteuert worden, eine weit geringer fühlbare Verteuerung, welche gewiß geitattet hätte, 
für den größten Zeil den Detail-Fünfpfennigpreis aufreht zu erhalten, Von einem für Die 
Industrie bedenklichen Rüdgang fonnte hier ſchon gar nicht mehr geiprodhen werden. 

Beim dritten Entwurf endlich (Steuer 15 Prozent) wäre die erjte Sorte von 30 bloß 
auf 30,62, die zweite von 32 auf 32,92, die dritte von 36 auf 37,52, die vierte endlich von 
39 auf 40,97 verteuert worden und jtand mit vollfter Sicherheit feit, daß in jämtlichen Sorten 
feine Details Preiserhöhung nötig jei. 

Nachdem man gegen dieje beiden lehteren Entwürfe den Einwand des jtarfen Konſum— 
rücgangs und der Arbeiterentlafjungen mit Ernſt nicht mehr erheben konnte (Verſchiedene 
erhoben ihn allerdings unentwegt weiter), brachte man neue Befürchtungen vor, dab nämlid) 
diefe mäßigen Süße bald wieder erhöht werden müſſen und fi daraus eine „Steuerichraube 
ohne Ende” ergeben werde, Als ob das mit der Erhöhung jo raid ginge und nicht dazu 
neue Reichstagsbeſchlüſſe nötig wären, wobei die Oppofition die Erhöhung ebenjo wirkſam 
hätte zu Fall bringen fünnen, wie fie den erjten Entwurf mit den höheren Süßen ablehnte. 

Gegen den dritten Entwurf machte man noch jpeziell geltend, dab die geringe gegenüber 
dem jeßigen Steuerjyitem zu erhoffende Mehreinnahme (fie war mit rund 10 Mill. DIE. ver 
anichlagt) jozufagen gar nicht der Mühe wert fei und dab man bei einem „Milliarden:Etat” 
wegen einer jo geringen Mehreinnahme fein Steuerfyitem auf eine andere Grundlage ftelle. 
Alſo zuerit heftigite Befämpfung der angeblich unerträglichen Mehrlait, dann aber, als dieſes 
Mehr auf ein jehr erträglices Ma abgemindert wurde, die ftolzen Worte, daß es wegen 
eines ſolchen Bischens gar nicht der Mühe wert jei! 

Bei der VierpfennigeZigarre waren in den Tabellen zwei Sorten aufgeführt, nämlich 
mit einem Fakturapreis von 25 WE und von 209 Mt. pro Weile. Nach dem erften Entwurf 
hätte fih das Mille erfter Sorte auf 25,83, der zweiten Sorte auf 34,17 ME. und der De 
tailpreis pro Stüd wohl wahriheinlid auf 5 Pfennige verteuert. 

Nach dem zweiten Entwurf hätte fich bei der erjten Sorte eine Verteuerung von 25 auf 
27,03 ME. und bei der zweiten Sorte eine joldhe von 29 auf 32,03 ME. ergeben, wobei eine 
Erhöhung des Detailpreifes ficher nicht nötig gewejen wäre, 

Nad) dem dritten Entwurf aber wäre erjtere Sorte jogar von 25 auf 24,87 Mi. ver: 
billigt worden (ein Umftand, der von den Gegnern dieſes Entwurfs natürlich mit Still« 
ſchweigen übergangen wurde) und die zweite Sorte wäre nur ganz unmejentlid, nämlich von 
29 ME. auf 29,47 vertenert worden! 

Bei der Sechspfennig-Zigarre, wobei drei Sorten mit 40, 44 und 45 ME. pro Mille 
unterschieden wurden, lagen die Verhältniſſe ähnlich, wie bei der Fünfpfennig-Zigarre. Ber: 
teuerung beim eriten Entwurf von 40 auf 44,83, von 44 auf 54,17, von 45 auf 55,50, alſo 
wahricheinlich Verteuerung des Detailpreijes auf fieben Pfennige. Beim zweiten Entwurf nur 
mehr VBerteuerung von 40 auf 45,78, von 44 auf 50,78, von 45 auf 52,03 Mt. und wahr: 
icheinlich Beibehaltung des Scchöpfennig-Detailpreijes für den größten Zeil. Beim dritten 
Entwurf aber (hier 18 Prozent Steuer) Berteuerung nur mehr von 40 auf 43,22, von 44 auf 
ern 45 auf 49,12 und fihere Aufrechterhaltung des Sechspfennig-Detailpreijes für jämt« 
liche Sorten. 

Bei der Rauchtabakſorte zu 55 Pf. pro Pfund im Detailpreis, bezw. zu 80 DE. pro 
100 kg im Fakturapreis war beim erjten Entwurf (Steuer 66°/s Prozent) eine Verteuerumg 
des leßteren Preiies (des Einfaufspreifes) auf nur 81,30 ME. berechnet, was den Detailpreis 
von 55 Pf. auf 56 Pf. pro Pfund verteuert hätte, ein jo äußerſt geringfügiger Aufichlag, 
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daß bei diefer verbreitetjten Raucdhtabaffiorte ein Konjumrüdgang ganz und 
gar ausgeihlofjen war. Beim zweiten Entwurf (40 Prozent Steuer) hätte fi) der 
Einfaufspreis von SO ME. pro 100 kg jogar auf 68,29 ME. (um 11 ME. 71 Pf.) ermäßigt, 
eine für die große Majje der unbemittelten Raucheräußerſt wohlthätige 
Erleihterung, die aber natürlich von den Gegnern des Gejehes mit Stillichweigen über: 
gangen wurde. (Dieje auf den eriten Blick beiremdende ouffallende Berbilligung der billigſten 
Raudtabaljorten — und nad obigem teilweife auch der billigiten Zigarrenforten — unter 
der Fabrilatſteuer erklärt ſich dadurch, daß zu Dielen billigften Sorten ın der Hauptiadhe in- 
ländiiher Tabaf verarbeitet wird, und der Wegfall der Anlanditeuer gegenüber jet, wo der 
Raudtabaf verhältnismäßig am ftärkiten belastet ift — ſiehe oben zu Ziff. III — eine große 
Erleichterung bedeutet, zumal beim Rauchtabak auch die Herjtellungsfoften weit geringer find, 
als bei den Zigarren, und dadurch auch die größere Höhe des für den NRauchtabaf gegenüber 
den Zigarren beftimmten Steuerprozentiaßes mehr als ausgeglichen wird.) Beim dritten Ent- 
wur? (Steuer 30 Prozent) aber jtellte fih die Ermäßigung ned höher, nämlid von SO ME. 
auf 63,41 ME., alfv eine Verbilligung um 16,59 DE. oder um ca. 21 Prozent. Dadurch 
wurde das beliebte Schlagwort von „VBerteuerung der Pfeife des armen 
Mannes" vollends ad absurdum geführt, leider aber find dieſe Umſtände von 
den Anhängern des Geſetzes gar nicht fräftig genug betont und der Agitation entgegenges 
halten worden, 

Bei der Nauchtabaljorte zu 70 Pf. pro Pfund, bezw. zu 110 Mi. pro 100 kg war 
beim erjten Entwurf eine Verteuerung des Einfaufspreiies auf 121,93 ME pro 100 kg, alio 
um etwa 10 Prozent berechnet. Der Detailpreis hätte fih auf etwa 78 Pf. ftatt 70 Pf. ger 
ftellt, wad man auch noch nicht als umerihwingliche Verteuerung bezeichnen konnte. Beim 
zweiten Entwurf hätte jih der Einfaufspreis auf 102,42 ME., aljo um 7,58 ME, und beim 
dritten auf 95,11 Mk., alſo um 14,89 ME. verbilligt! 

Endlich die Rauchtabatjorte zu 80 Pf. pro Piund, Einfaufspreis pro 100 kg 120 Mt. 
hätte fih beim eriten Entwurf auf 138,60 ME. verteuert, beim zweiten auf 116,42 ME. und 
beim dritten auf 107,11 Mt. verbiltigt, 


Dieſe Beilpiele werden genügen, um die Behauptungen von der jtarfen 
Vertheuerung der Fabrikate durdy das 1893 und 1895 vorgeichlagene Fabrikat— 
ſteuerſyſtem ummiderleglid; ala unwahr bezeichnen zu können, womit auch die 
Unwahrheit der Behauptung über ftarfen Konjumrüdgang nacdgemiefen ift. 

Zur Begründung diefer leßteren Behauptung verwies man übrigens aud) 
noch darauf, daß ſchon nach 1879 als Folge der durd) das Rohtabakgewicht— 
ſteuergeſetz bewirkten ſtarken Steuererhöhung ein welentliher Konlumrüdgang 
eingetreten jei und deshalb große Wahricheinlichfeit für einen gleihen Vorgang 
als Folge der durch die Fabrikatſteuer in Ausficht ſtehenden Steuererhöhung beftehe. 

Allein auch diefe Begründung läßt ſich in feiner Weile aufrechterhalten. 
Zunächft wäre zu bemerken, daß durch das Nohtabafgewichtitenergefeg die Steuerlaft 
gegen früher viel mehr erhöht worden war, als fie durch die Fabrikatſteuer 
gegen jeßt erhöht werden jollte, denn wir haben oben (zu IV) ſchon erwähnt, 
daß der Steueriag durd) das 1879er Gele gegenüber dem früheren Flächen: 
fteuergejeß ungefähr verneunfacht und der Zollfaß gegenüber dem früheren mehr 
als verdreifacht worden war, während der erite Fabrikatſteuergeſetzentwurf (von 
1893) gegenüber dem Gemwichtitenergejege (nad) dem veranichlagten Ertrage des 
Entwurfs gegenüber dem damaligen Ertrage des gegenwärtigen Syitems bemeſſen) 
nod nicht einmal eine Verdoppelung der ganzen Steuerlait gebracht hätte, und 
der zweite und dritte Entwurf natürlich noch viel weniger. Selbft wenn man die 
Angabe von dem Konſum-Rückgang nad) 1879 ala richtig annahm, mußte man aljo 
doch nicht bezüglich des Gejegentwurfs von 1893 zur gleichen Folgerung kommen. 

Sodann ift aber diefe Angabe an ſich durchaus unrichtig. 

Die Reichsftatiftit (tat. Jahrbudy für das deutihe Neid 1900 ©. 159) 
gibt allerdings über den angeblichen Verbraud an Rohtabak pro Kopf in 
Deutſchland Hr die Jahre vor und nad) 1879 nachſtehende Ziffern: vor 1879; 
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1875/76: 1,6 kg, 1876/77: 1,6 kg, 1877/78: 2,2 ke, 1878/79: 2,7 kg; 
nad 1879: 1879/80: 0,7 kg, 1880/81: 1,3 kg, 1881/82: 1,6 kg, 1882/83: 
1,2 kg, 1883/84: 1,3 kg, 1884/85: 1,5 kg, 1885/86: 1,4 kg, 1886/87: 
1,5 kg u. j. w., und hieraus wäre, wenn man die Zahlen von 2,2 und jogar 
2,7 kg pro Kopf in den Jahren 1877/78 und 78/79 gegenüber den Zahlen 
von nur 0,7 kg und 1,3 kg pro Kopf in den Jahren 1879/80 und 1880/81 
betrachtet, ein erheblicher Rüdgang als unmittelbare Folge des Geſetzes von 
1879 zu beobadjten. Allein was bier die Reichsſtatiſtik al$ angeblichen Ber: 
brauch giebt, ift nicht der wirkliche Verbrauch, denn eine fortlaufende amtliche 
Statiftif über den leteren befigen wir ebenjowenig, als über die Fabrikation. 
Die amtlichen jährlichen Ermittelungen laſſen lediglich erjehen, wieviel Rohtabak 
im Inlande erzeugt, und aus dem Auslande eingeführt worden ift, und indem 
die Reichsſtatiſtik diefe beiden Summen addiert und davon die Summen der 
Ausfuhr von Rohtabaf nad) dem Ausland abzieht, kommt fie zu jener Ziffer, 
welche fie als Rohtabafverbraudy pro Jahr annimmt. Das ift aber bloß der 
jährliche Zugang an Rohſtoff, der ſich mit dem thatſächlichen Verbrauch deshalb 
in feiner Weile dedt, weil die Rohtabafe oft jahrelang auf den Zoll: und 
Steuerlagern, bezw. auch in den privaten Lagern bleiben, bis fie zur Fabrikation 
verwendet werden und dann erſt — als Fabrikat — in den Verbraud) über: 
gehen. Es fann Jahre geben, in welchen der Zugang an Rohtabak auf den in: 
ländiichen Markt jehr groß, der wirkliche Verbraud) desjelben aber weit geringer 
ift, und zu diefen Jahren zählen auch die unmittelbar dem Jahre 1879 voraus: 
gegangenen, da in diejen Jahren mit Rückſicht auf die ficher in Ausficht ſtehende 
Zollerhöhung außergewöhnlich große Mengen ausländischen Tabaks eingeführt 
wurden (wie ſolche außergewöhnlich ſtarke Einfuhren auch ſchon 1871/72 und 
1872/73 aus Anlaß der damals ſchwebenden Steuerprojefte jtattgefunden hatten), 
welche Mengen aber erit ganz allmählig in den folgenden Jahren wirklich ver: 
arbeitet bezw. verbraucht wurden. Die von der Reichsitatiftif mitgeteilten Zahlen 
find als Verbrauchszahlen nur im Durchſchnitt für längere Jahresreihen an: 
nähernd zuverläjlig, keineswegs aber für das betreffende einzelne Jahr, vielmehr 
ift in dieſer Richtung ficher anzunehmen, daß der wirkliche Verbraudy in den 
legten Jahren vor 1879 weit unter, in den Jahren nad) 1879 aber erheblid) 
über der angegebenen Höhe ftand, d. h. der Verbrauch nad) 1879 gegenüber 
der Zeit vorher ſich in feiner Weiſe vermindert hat. 

Noch zwei andere Geſichtspunkte laſſen erkennen, daß jeit 1879 in feiner 
Weile ein Konjumrüdgang ftattgefunden hat, jondern vielmehr eine Konjum: 
zunahme, nämlid einmal die jchon öfter erwähnte ftarfe und ftetige Zunahme 
der Einfuhr ausländiihen Tabaks jeit 1879 (troß beträchtlicher Zollerhöhung 
gegen vorher), wodurd) der Minderanbau an inländiihen Tabak mehr als aus: 
geglichen worden ift, und welche Zunahme, weil auf längere Zeit Ttändig ſich 
erſtreckend, jicher aud) einer höheren WVerbrauchäziffer entipricht, ſodann aber die 
wichtigen, in dem jchon erwähnten Werkchen: „Die deutiche Volkswirtſchaft am 
Schluſſe des 19. Jahrhunderts“, ©. 202, mitgeteilten Ziffern über die Produktion 
von Tabak-Fabrikaten. Dieje Produktion — ausgedrüdt in Verkaufswerten — 
hatte im Jahre 1897 betragen: 

an Zigarren: 250,000,000 ME. 

„ Bigaretten: 11,000,000 
„ Raudtabaf: 40,000,000 
„ SKautabaf: 13,175,000 
„ Schnupftabat: 10,821,000 


as U 2 u 


Gejamtwert 324,996. 000 Mt. 
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Im Jahre 1877 dagegen, zur Zeit der Tabak-Enquete, hatte diefe Produktion 
betragen : 
an Zigarren: 188,735,000 Mt. 
„ Sigaretten: 2,529,000 „ 
„ Raudtabat: 40,723,000 „ 
„ Kautabat: 6.901,000 = 
„ Schnupftabat: 9,388,000 „ Gefamtwert 245,276,000 DEE. 


Der Gejamtwert der Produktion an Tabakfabrifaten hat ſich alfo in den 
einundzwanzig Jahren von 1877 bis 1897, wovon achtzehn Jahre unter das 
Beftehen des 1879 er Gejeßes fallen, um rund 77 Millionen Mark gehoben, 
gewiß eine erhebliche Summe, welche weit über die natürliche Mehrung infolge 
der Bevölferungszunahme hinausgeht und bemeift, daß die beutiche Tabak: 
Industrie jeit 1879 in erfreulichhtem Aufihwung begriffen ift und alle die Klagen 
über das Darniederliegen derjelben, welche man bei den Tabakiteuer-Beratungen 
von 1894 und 1895 hören mußte, unmwahr, ja geradezu frivol waren. Un— 
günftig ericheint lediglich die Yage der Rauchtabak-Induſtrie, die in dem gedachten 
Zeitraume nicht nur nicht zugenommen, jondern ſogar, allerdings nicht viel, ab- 
genommen bat, was auch unjere obige Bemerkung (zu IM), daß gerade das 
gegenwärtige Syſtem bejonders den Rauchtabak verteuert, bejtätigt. Sehr erheb: 
li) und erfreulich ift die Zunahme der Zigarren: und insbefondere auch der 
Bigaretten-nduftrie. 

Wenn aljo troß der ſtarken Erhöhung der Zoll: und Steuerlait von 1879 
fein Konjum-Rüdgang, ſondern eine Mehrung eintrat, jo war bei der weit 
geringeren Erhöhung der Laft durd) die Fabrikatſteuerentwürfe ein Rückgang umfo 
weniger zu erwarten. 

Mit dem Wegfall der Befürchtung eines Konſum-Rückgangs fielen dann 
auch die Befürdtungen zahlreiher Arbeiter-Entlajjungen infolge der 
Fabrikatſteuer. (Die Zahl der Tabak:Arbeiter war übrigens bei den Reichstags: 
verhandlungen über die Fabrikatſteuer-Entwürfe zwiichen der Regierung und der 
Oppofition ftreitig. Während Iettere das Vorhandenſein von 160,000 Tabak— 
Arbeitern in Deutichland behauptete, nahm die Regierung eine weit niedrigere 
Ziffer an; Graf Poſadowsky jchäßte die Zahl auf 107,000. In dem erwähnten 
Werkchen: „Die deutiche Volkswirtihaft am Schluſſe des 19. Jahrhunderts“ 
werden auf ©. 77 und ©. 97 153,080 Perſonen ala im Jahre 1895 in der 
Tabakfabrikation beichäftigt angegeben, worunter indeflen auch die Fabrifanten, 
Geihäftsleiter u. j. w. begriffen find. Bei der Tabafenquete waren für 1877 
im ganzen rund 140,000 Perſonen als in der Tabakfabrifation erwerbsthätig 
ermittelt worden. Intereſſant ift das aus der erwähnten neueren Reichöftatiftif 
zu entnehmende Ueberwiegen des weiblichen Elements unter den Tabafarbeitern, 
indem von den erwähnten 153,080 Berjonen 78,632 weibliche waren. Man fann 
aljo jedenfalls nicht Jagen, daß in der Tabakinduftrie hauptjächlic Familien: 
väter beichäftigt find, deren Erwerb durch Steuerprojefte beeinträchtigt würde.) 

Wir haben nun nod den Einwand der angeblichen Schädigung der Klein: 
induftrie durd die Tabakfabrifatiteuer (dev theoretiſch beobachtet ja manches 
für fi) zu Haben ſcheint) zu unterjuchen. 

Einer der erfreulichiten Punkte in der bisherigen Entwidlung der deutjchen 
Zabafinduftrie war Itet3 das lebenskräftige Beſtehen, ja die blühende Entwidlung 
des Kleinbetrieb3 (faſt ausschließlich in der Zigarrenzfnduftrie), da ja im den 
meiften anderen Gewerbszweigen der Großbetrieb den Kleinbetrieb mehr und 
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mehr gefährdet und verdrängt. Schon bei der Tabaf-Enquete wurde der blühende 
Stand der Zigarren:Stleininduftrie anerkannt und jeitdem hat fich die Zahl diejer 
Kleinbetriebe, wie wir oben zeigten, mehr als verdoppelt, während die Groß— 
betriebe an Zahl (allerdings nicht an Umfang) abgenommen haben. 

Als Gründe für dieje erfreuliche Erſcheinung wurden bei der Enquete an 
gegeben, daß die Vorteile des Großbetriebs — direkter Einkauf zu geeigneter 
Zeit, Herſtellung eines gleichartigen Fabrifats und feite Kundſchaft — beim 
Kleinbetrieb durch den Mangel der Ausgaben für teuere Geichäftslofale (Laden: 
miete u. ſ. w.), den Umſatz der Waren nur gegen bar, die perjönliche Bekannt: 
ſchaft mit den Kunden nnd deshalb leichtere Möglichkeit, die Geihmadsridhtung 
derjelben zu berüdjichtigen, ausgeglichen werden. Man darf wohl noch hinzu: 
fügen, daß ein Hauptvorteil, den die Großinduftrie vor dem Kleinbetrieb jonit 
voraus hat, die ftarfe Ausnützung majchineller Kräfte, bei der Herftellung von 
Zigarren — wenn auch hieber jet mehr mechanische Mittel verwendet werden, 
als früher — noch immer nicht Die Rolle jpielt, wie in anderen Erwerbszweigen, 
da noch immer ein großer Zeil Handarbeit ift. Das iſt ein großer Vorteil, 
der der Klein-Zigarren-Induſtrie einen ſtarken Schuß gegen die Großbetriebe gibt. 

Diejen blühenden Stand der Kleinbetriebe wollten nun die Gejegentwürfe 
von 1893 und 1895 durch folgende Maßnahmen aufrecht erhalten: der erfte 
Entwurf beitimmte in $ 41, daß für Fabrifationsbetriebe, in denen nicht mehr 
als vier Perjonen beichäftigt jeten und nur Zigarren zum eigenen Vertriebe des 
Unternehmers hergejtellt würden, Erleichterungen in der Buchführung gemährt 
und die Entrichtung der Steuer im Wege der Abfindung jollte angeordnet 
werden können. Der zweite Entwurf jeßte in 5 39 die Grenze für Sleinbetriebe 
auf ſolche mit nicht mehr als jechs Perjonen feit, ging aljo in der Begünftigung 
noch weiter. 

Die „Erleihterungen in der Buchführung“ hätten wohl darin beitanden, 
daß man für diefe Sleinbetriebe von dem für fie in den meilten Fällen un: 
durchführbaren Fakturenzwang, d. h. von dem Zwange über alle verkauften 
Zigarren formgerechte Fakturen auszuftellen und diejelben in eigene Bücher ein: 
zutragen, abgejehen hätte. Die „Entrichtung der Steuer im Wege der Ab: 
findung“ aber war wohl in der Weile gedacht, daß man für jeden einzelnen 
Kleinbetrieb nad) der zu ermittelnden durchſchnittlichen Betriebsführung die Menge 
der in einem bejtimmten Zeitraum zu einer beftimmten ‘Preisklafle herzuftellenden 
Zigarren ſchätzungsweiſe berechnet, und dafür eine bejtimmte Steuer-Pauidal- 
jumme jeitgejeßt und erhoben hätte. Damit wäre denjelben unter dem yabrifat- 
fteueriyitem die volle Eriftenzfähigkeit erhalten geblieben. Uebrigens machte 
Reichsſchatzſekretär Poſadowski bei den Reichstagsverhandlungen auch noch auf 
den beſonderen Vorteil der Fabrikatſteuer für die Kleinbetriebe aufmerkſam, daß 
dieſelbe zum Mehrgenuß von billigen Zigarren drängen und daher den ſolche 
billige Sorten ausſchließlich verarbeitenden Kleinbetrieben zu ſtatten kommen werde. 

Gegen die Möglichkeit der Begünſtigung der Kleinbetriebe unter dem Fabrikat— 
fteuer- Syitem find nun allerdings bei den Neichstagsverhandlungen von 1894 
und 1895 von verjchiedenen Seiten folgende Einwände erhoben worden. 

Adg. Ballermann machte geltend, daß hohe Wertiteuern immer plutofratiid 
wirken, und auch der Sroßinduftrielle der Zigarreninduftrie mit feinem größeren 
Kapital beffer und raſcher im Stande jein werde, die finanziellen Nachteile der 
Stenererhöhung zu überwinden, als der Kleinfabritant, welcher deshalb vom 
Erjteren werde „erdrüct” werden. Durd) die Steueränderung würden andere Zu: 
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lammenjeßungen der einzelnen Sorten und hiezu wieder koſtſpielige Verſuche not- 
wendig, die das Großfapital fich leiſten könne, nicht aber der Kleine Fabrikant. 
Ueberhaupt werde eine für den Kleinen nicht erichwingbare Erhöhung des Be: 
trieböfapital® notwendig werden. Wenn man die Nichtigkeit diefer Behauptung 
bezweifle, weil ja Steuer und Zoll geſtundet werden fünnten, jo glaube er, daß 
die Kleinbetriebe ſich dieſe Stundung nicht verichaffen können, weil fie die von 
den Steuerbehörden geforderten Sicherheiten nicht werden leiften fünnen. Auch 
die Erhöhung der Branntweinfteuer habe jehr ungünftig auf die Eleinen Brennerei: 
betriebe gewirkt, welche ſtark zurüdgegangen jeien, während die großen Brennereien 
fi) ebenſo ſtark vermehrt hätten. 

Abg. Frhr. von Hammerſtein wandte ein, die ge) er Beitimmungen 
lauteten ja nur, daß die Kleinen paufchaliert werden fünnen und äußerte 
Zweifel, ob dies auch wirklich geichehen werde. Die Paufchalierung biete auch 
beiondere Gefahr von Defrauden, da man den Wert der Ware dabei nicht zu— 
verläjfig ermitteln könne, jondern nur die Menge. Auch die Möglichkeit der 
Steuerftundung hält er für ausgeſchloſſen, da der Staat ohne Forderung einer 
— enormes Riſiko laufen werde. 

Aehnliche Bedenken wurden auch von Anderen geäußert. 

Gegen den Entwurf von 1895, in welchem Kleinbetriebe auch noch mit 
ſechs Arbeitern angenommen wurden, äußerte Abg. Freſe die Befürchtung, daß 
dann mittlere Fabriken ſich in mehrere kleine a ſechs Perſonen zerlegen könnten, 
um der Vorteile der Kleinbetriebe teilhaftig zu werden. Der betreffende Fabrikant 
habe nur nötig, den kleinen Fabriken mit ſechs Perſonen das äußere Anſehen 
einer ſelbſtändigen Fabrik durch Nennung eines Namens zu geben, eine ſolche 
in Einzelbetriebe zerlegte mittlere Fabrik könne aber intenſiv arbeiten und den 
ehrlich verfahrenden Großbetrieben weſentlich Konkurrenz machen. 

Auch Abg. Baſſermann hielt dieſe Erweiterung bedenklich, da dann die 
Regel zur Ausnahme gemacht würde, indem von den etwa 16000 Fabrik— 
betrieben in Deutichland bei einer Kleinbetriebsabgrenzung bis zu ſechs Arbeitern 
ca. 12000 paujchaliert werden würden, und ſich bald die Tendenz zu Defrauden 
in der Richtung herausbilden werde, daß man trachten werde, für billigen 
Tabak pauichaliert zu werden und teueren bei der Fabrikation zu verwenden. 
Die Kontrole der Qualität des Tabaks der Kleinbetriebe jei zweifellos ſehr 
ſchwierig. 

Alle dieſe Bedenken ſind ſeitens der Reichsregierung und von Anderen 
ihon bei den Reichstagsverhandlungen vollkommen richtig als unzutreffend 
bezeichnet worden und auch wir halten ſie aus folgenden Gründen für unrichtig. 

Zunächſt muß im Auge behalten werden, daß wenn die Kleinbetriebe auch 
der Zahl nach gegenüber den Großbetrieben überwiegen, letztere doch ſicherlich 
die weitaus größte Menge der Fabrikate und damit auch den weitaus größten 
Teil des Steueraufkommens liefern. Die Regierung wird alſo, ſelbſt wenn den 
Kleinbetrieben weitgehende Erleichterungen geboten werden, welche die Gefahr 
von Defrauden bieten, damit doch nur ein geringes finanzielles Riſiko laufen, 
da die große Menge des Steuerauffommens durch die geregelte Kontrolle der 
Großbetriebe gefichert bleibt. Die im ganzen ſicher nicht hohe Einbuße durd) 
die Defrauden bei Sleinbetrieben würde aber reichlich aufgewogen durch den 
volfswirtichaftlicyen Vorzug der Aufrechterhaltung einer blühenden Kleininduftrie. 

Uebrigens halten wir aus den jchon im vorigen Kapitel erwähnten Gründen 
die Möglichkeit zahlreicher Defrauden bei den Kleinbetrieben ükerhaupt nicht 
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gegeben, da auch hier bald Denunziationen bei den Steuerbehörden einlaufen 
würden, und wenige Fälle, in denen eine eremplariice Strafe ausgejprocen 
würde, vor häufigeren Wiederholungen abjchreden würden. 

Richtig iſt es, daß hohe Steuern „plutofratiich“ wirken, d. h. daß dabeı 
das Großfapital dem Stleinbetrieb gegenüber ſich im Vorteil befindet, weil es 
die Nachteile der Steuererhöhung raſcher und leichter zu überwinden in der 
Lage ift, allein eine hohe Belteuerung war ja — im Vergleich zu anderen 
Staaten, fiehe oben zu I — ſchon durch den eriten Entwurf nicht, noch viel 
weniger aber durd) den zweiten und dritten Entwurf geplant. Webrigens ver: 
weiſen wir auch hier wieder auf den jchon oben erwähnten jpeziellen Vorteil 
der Zigarren-Kleininduſtrie gegenüber anderer Kleininduftrien, indem bei erjterer 
die Konkurrenz des Großbetriebs mittelft Majchinen nicht jo bedeutend im die 
Wagſchale fällt als ſonſt. 

Einen bejonderen Vorteil für die SKleinbetriebe hätte aber die oben er: 
wähnte Beltimmung der Entwürfe gebildet, daß die Fabrikatſteuer auf ſechs 
Monate gejtundet worden wäre, aljo auf jo lange, bis der Kleinfabrifant 
die Fabrikate bereit verfauft hätte und aus dem Erlös dann die Steuer 
ohne Schwierigkeit entrichten konnte (ein großer Vorteil auch gegen das jekige 
Syſtem, bei weldyem der Kleinbetrieb nur mit verjteuertem Material ar: 
beiten fann). Auch der bayerische Malzauficlag mird für das in deu 
Wintermonaten gebraute Bier jedem Brauer, aljo aucd dem kleinen Bier: 
brauer auf dem Lande, ohne jegliche Sicherheit zur Hälfte auf ſechs Monate 
geftundet ſogenannte Nachborge), und der bayeriihe Finanzminiſter Dr. Frhr. 
von Riedel bezeichnete dies in der Reichstagsfigung vom 13. Januar 1894 als 
das „große Geheimnis“, weshalb der bayeriihe Malzaufichlag ſchon ſeit jo 
langer Zeit jo glatt und leicht eingebe, weil nämlich der Bierbrauer den Kauf: 
preis für dad Pier von dem Konfumenten einzieht, und fi) dadurch für den 
Malzaufichlag bezahlt macht, bevor er letteren an die Staatskaſſe entrichtet. 
Er muß diefen Teil des Aufichlags nicht aus eigenen Mitteln vorſchießen, 
jondern befommt die Mittel vom Konjumenten. Ein ähnliches Verhältnis be: 
fteht auch bei den fleinen Branntweinbrennereien (jogenannten Abfindungs: 
brennereien‘, welchen jchon jeit geraumer Zeit die Branntweinfteuer (Verbrauchs— 
abgabe und Zuichlag) ohne jede Sicherheit auf ein Vierteljahr geftundet — d. h. 
eigentlich unerhoben gelaffen — wird. Es ift uns nicht befannt, daß dieje Ein: 
richtung beim bayerischen Malzaufichlag und bei der Reichsbranntweinſteuer dem 
Staat bezw. dem Reich größere Verlufte gebracht hätte, zumal ja bei eintretenden 
VBermögensverfall das Konkurs: und Subhaftationsredht den Staats: und Reichs: 
jteuern genügend fichernde Worzugsrechte einräumt. 

Damit find auch die Einwände widerlegt, welche man gegen die Möglich: 
feit der Steueritundung für die Sleinbetriebe ohne Sicherheitsleiftung mittelit 
Wertpapieren u. ſ. w. vorgebradyt hat. Thatſächlich wäre nad) dem Geiagten 
eine ſolche Sicherheit bei geitundeter Tabakfabrikatiteuer für Zigarren-Stleinbetriebe 
jo wenig nötig, als fie bei geftundetem Mtalzaufichlag für den Kleinen bayeriichen 
Bierbrauer und bei geitundeter Branntweiniteuer für den Kleinen Branntwein: 
brenner nötig ift. 

Unrichtig dürfte auch fein, was Abg. Ballermann Ipeziell über die Abnahme 
der Hleinbetriebe unter den Branntmweinbrennereten jeit der Erhöbung der 
Branntweiniteuer (1387) behauptet hat. Wir verweien hiewegen auf 
die Feine Tabelle, welche das ſtatiſtiſche Jahrbuch für das deutiche Reich 
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(Jahrgang 1900 ©. 48) über die Branntwein-Gewinnung in Deutichland, und 
zwar betrachtet nad) der techniichen Einrichtung der Brennereien, gibt. Danad) 
hat die Zahl der Brennereien, welche Branntwein mit einfacher Brennblaje ohne 
Dampfapparat mittelft einer Deftillation bereiten (das ſind die primitiviten 
Brennereien), betragen: 1890:389, 1891: 383, 1892: 391, 1893: 444, 1894: 
442, 1895: 455, 1896: 520, 1897: 584, 1898: 615, 1899: 618, alio 
feinerlei Abnahme, jondern fteigende Zunahme dieſer Eleinften Brennereien. Eine 
andere Tabelle gibt die Zahl der Brennereien unterichieden nad der Gattung 
der verwendeten Robftoffe, und wenn wir hier wiederum die Brennereien be: 
tradhten, welche „andere nichtmehlige Stoffe” verwenden — da3 dürften haupt: 
ſächlich die Kleinen landwirtichaftlichen Obſt- u. ſ. w. Brennereien jein, wie fie 
beionders zahlreih in Süddeutichland und Eljah-Lothringen vorhanden find — 
jo finden fich hierüber folgende Ziffern: 1889/90: 37431, 1890/91: 45374, 
1891/92: 48255, 1892/93: 47385, 1893/94: 59044, 1894/95: 52 167, 
1895/96: 47103, 1896/97: 48284, 1897/98: 46571, 1898/99: 46233. 
Alſo auch hier feine Abnahme, jondern nur ein Schwanfen zwilchen Zu: und 
Abnahme (je nad) dem Ausfall der Obit: u. |. w. Ernte) dann aber immer 
wieder Zunahme Allen diejen Kleinen Brennereien find unter dem neuen 
Branntweinfteuergejeg aber auch erhebliche Erleichterungen in der Kontrolle und 
Steuerentrichtung gewährt worden, indem für die jogenannte Abfindung förm— 
liche Syſteme mit weitgehender Spezialisierung ausgebaut wurden, welche auf 
die einzelnen jehr verichiedenen Betriebsgattungen die möglichite Nückficht nehmen. 
Wir zweifeln nicht, daß unter einer Tabakfabrifatiteuer für die Kleinbetriebe 
ähnliche Begünftigungen durchführbar wären. 

Den thatſächlichen Beweis dafür, daß unter einer Tabaffabrifatiteuer die 
Kleinbetriebe recht gut eriftieren können, haben wir ja übrigens an den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Neichsichaßlefretär Graf Poſadowski bemerkte dies 
bereits in der Neichstagsfigung vom 11. Januar 1894, indem er die Zunahme 
der Einzelfonten der Zigarren: und Zigarretten-Fabrifanten in den Vereinigten 
Staaten von 1889 mit 22837 auf 1891 mit 24728 erwähnte, und in dem 
gediegenen Werkchen „Zur Reichäfinanzreform“ von Dr. ©. von Mayr, Stutt- 
gart 1893 finden wir hierüber auf ©. 24 folgende Stelle: „Daß der Klein— 
betrieb der Bigarrenfabrifation unter der amerikanischen Beſteuerung nicht leidet, 
it aus der großen Zahl diejer Betriebe erfichtlih. Nad) dem Report des Com- 
missioner of internal Revenue für 1891 waren im Jahre 1890 21337 
Zigarren= und Bigarrettenfabrifanten (d. i. Zahler der Spezialtare als ſolche) vor: 
handen. Mit dem am 1. Mai 1891 erfolgten Wegfall der Spezialtaren 
(Yizenzgebühren) iſt auch die betreffende Statiftit weggefallen. Doch läßt ſich 
aus der verbliebenen Statiftit der Einzelfonten mit den Zigarrenfabrifanten, 
welche eine etwas größere Zahl ala die Lizenzſtatiſtik ergibt, die fortichreitende 
Vermehrung dieler Betriebe erkennen. An ſolchen Konten mit Zigarren: und 
Zigarrettenfabrifanten find nämlich nachgewiejen für 1889: 22837, für 1890: 
23119, für 1891 nad dem Report für 1892: 24728. Davon treffen auf 
den Staat New-York, wo die Klein-Zigarren-Induſtrie bejonderd verbreitet ift, 
nicht weniger als 6153, auf Penniylvanien 5108, auf Jllinois 1941, und Ohio 
1800. Bon einem Privatmonopol einiger weniger Fabrikanten unter dem Syſtem 
der Fabrikatſteuer kann hienach nicht die Rede fein.“ 

Die Befürchtung des Abg. Baflermann, daß der Kleinfabrifant die wegen 
der Steuererhöhung vermutlid; notwendig werdenden Typen-Aenderungen ſich 
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nicht werde leiften fünnen, weil dazu Eoftipielige Berjuche notwendig jeien, möchten 
wir für übertrieben halten, da ſolche Verſuche bei den Kleinbetrieben ſich wohl 
in ziemlich einfacher Weile würden vornehmen laſſen. Es muß auch noch betont 
werden, daß, wie ſchon aus unſeren obigen Ausführungen erfichtlicdh, die beab: 
fichtigte Steuererhöhung nad) allen drei Entwürfen, am meiften nad) dem zweiten 
und dritten, für die billigiten Zigarren (und das find gerade die von der Klein: 
induftrie hergeftellten, denn man nahm vegierungsjeits an, daß von leterer nur 
Zigarren höchſtens zu 3 ME. 50 Pig. per Mille hergeftellt werden) am geringjten 
bemeifen war, was den Kleinfabrifanten im Konkurrenzfampf mit den Großen 
einen weiteren mwejentlichen Vorteil eingeräumt hätten. 

Was aber Ichlieklid; das Bedenken des Abg. Freſe gegen den Vorichlag 
von 1895 anlangt, daß größere Fabriken fich leicht in Keine A ſechs Perſonen 
zerlegen fünnten, jo würden fich doch wohl ſolche Manipulationen nicht häufig 
in aller Stille, und ohne auch den Steuerbehörden befannt zu werden, ermög- 
lichen laſſen. Auf jolches Unternehmen müßte jpezielle empfindliche Strafe gelegt 
werden. MUebrigens würden ja auch ſolche zerlegte Fabriken nicht ganz fteuerfrei 
haben arbeiten können, jondern hätten die Steuer in der Form der Abfindung 
entrichten müſſen, und dabei würde die den Steuerbehörden einzuräumende Nadj: 
ihau umfangreichere Defrauden wohl verhütet haben. 

3u 3. Sinfichtlih des Kontrollſyſtems unter der Fabrifatjteuer müſſen 
wir wieder die drei Glieder: Pflanzer, Händler und Fabrikant untericheiden. 

Den Pflanzer hätten die gleichen Kontrollen getroffen, wie unter der jegigen 
Gewichtiteuer, neu hinzugefommen wäre aber der Räumungszwang, d. h. die 
Prlicht, den Tabak bis zum erften Auguft des auf die Ernte folgenden Jahres 
an einen angemeldeten Rohtabafhändler oder TFabrifanten zu veräußern. Diele 
Friſt war ſchon ziemlich reichlich bemeijen und hätte den Zwang nicht zu einem 
harten gejtaltet, außerdem wurde aber dieje Beläftigung reichlich aufgewogen 
durch den Wegfall der dem Pflanzer jett aufgebürdeten hohen Jnlandfteuer und 
durch die Freiheit des Pflanzers in der Behandlung des Tabaks (fFermentieren, 
Entrippen, Entlaugen). 

Dem Rohtabathändler wurde durd) die Fabrikatſteuer neu die Pflicht auf: 
erlegt, den Rohtabak künftig nur in ſteueramtlich verjchloffenen Räumen zu 
lagern. Auch das wäre feine zu harte Beläftigung geweien, da die Händler 
auch jet Schon ihre Vorräte in ſolchen Lagern aufzubewahren pflegen (con um 
der für ſolche Yager zugeitandenen SKreditierung der Steuer, welche fie als erite 
Käufer des Tabaks zu übernehmen haben, teilhaft zu werden). Eine Erleichterung 
war nod dahin in Ausficht genommen, daß die Abfertigung und Kontrolle in 
diefen Yagern gebührenfrei vorgenommen werden jollte, während die Händler 
jeßt ziemlich erhebliche Gebühren für die Beamten zu zahlen haben. Weiter 
jollte geitattet jein, Rohtabaf aud) zum Zweck des Auslaugens aus den Lagern 
zu unternehmen, während ſolches jet nur zum Zweck des Entrippens und 
Streichens geichehen darf. Alſo aud hier Feine übermäßige Härte, jondern 
manche Erleichterung. 

Die dem Fabrikanten zugedadhten Kontrollen mußten ihm wohl lältig er: 
ſcheinen, da er bisher in feinem Geichäftsbetrieb gänzlich unbehindert war. Allein 
er würde fi) an das Umvermeidliche jo gut gewöhnt haben, wie andere unter 
Steuerfontrofle stehende Betriebe (Zuderfabriten, Branntweininduftrie, Bier: 
brauerei) und die Hauptkontroll-Laft, der Fakturen-Zwang, verlangte doc ſchließlich 
nicht mehr, als was die Vorausſetzung eines jeden ordentlichen Geichäftsbetriebes 





Die FabrifatjteuersGeiegentwürfe von 1893 und 189. 475 


ift. Jedenfalls hätte der Fabrikant ſolche „Mückenſtiche“ der gänzlichen Ber: 
nichtung feiner Exiſtenz vorziehen müſſen, wie fie die etwaige Einführung des 
Monopols bringen würde, und konnte ſich tröften mit feinen Kollegen in Ruß: 
land und den Vereinigten Staaten von Amerika, die ſich an die Fabrikatſteuer— 
Kontrollen längit gewöhnt haben. 

Nun ift allerdings ein Zweifel über die zwedmäßigite Art der Kontrollen 
erlaubt, ob man ſich nämlich für das in den Entwürfen von 1893 und 1895 
vorgeichlagene FFakturen-Syitem oder aber für das in Rußland und Nordamerika 
längft praktiſch erprobte Banderolen:Syitem enticheiden Jolle. 

Wir hegen zwar feinen Zweifel, daß fich das Fakturaſyſtem, wie es im 
Entwurf von 1893 auögearbeitet war, recht wohl hätte durchführen laſſen. (Nur 
die 1895 zugefügte Beltimmung, daß Jeder, alio nicht allein der gewerbs— 
mäßige Zigarrenhändler, jondern auch jeder Privatmann, gehalten jein jollte, die 
Faktura mit einem fchriftlichen Vermerk über ihre Richtigkeit an die Fabrik zurüd: 
zufenden, würden wir bei der Zunahme des direften Bezugs durch Private aus 
den Fabriken als einen zu weitgehenden und beläftigenden Eingriff in die 
Privatiphäre des großen Publitums und deshalb als verwerflich erachten.) 

Indeſſen ift doch nicht zu verfennen, daß bei dieler Fakturenkontrolle das 
Meifte jozulagen bloß „auf dem Papier fteht“, während durd) Banderole 
(Stempelmarfen, durch deren Kaufpreis die Steuer entrichtet wird, und welche 
— unter Entwertung — auf die Behälter der Fabrikate aufzufleben find, 
bevor lettere die Fabrik verlafien) ein fihtbares und wirkſames äußeres Kontroll: 
mittel geichaffen wird. 

Ueber die Gründe, weshalb in dem deutichen Fabrifatiteuerentwurf von 
dem Banderolenſyſtem abgejehen wurde, gab Reichsichagjefretär Graf Poſadowski 
in der Reichstagsligung vom 11. Januar 1894 folgende Aufklärung: „Das 
Banderoleniyftem hat die Gefahr, daß eine Schädigung des Detailverfäufers ein- 
tritt, weil der Käufer im Detail aus dem Banderolenftempel ſofort erjehen kann, 
wie hoch die Zigarre in der Fabrik fakturiert war, und die MWiederverfäufer 
deshalb beichränft werden in dem Verdienſte, den fie den einzelnen Käufern 
beim Detailverfauf abnehmen fünnen. Dieje Härte wollten wir im Intereſſe 
des Detailverfäufers vermeiden, der ja im ntereffe der Steuer günftig wirkt, 
indem er entichieden zur Vermehrung des Konſums beiträgt.“ 

Diefes Bedenken iſt allerdings ausichlaggebend, wenn die Banderolen ganz 
nach den Einzelverfaufspreiien (Fakturapreiſen) der Fabrikate abgeituft werden. 
Wenn aber, wie in Rußland und Amerika, für alle Zigarren nur ein Stempel 
angewendet wird, kann der Detailkäufer den TFabrikpreis der Ware und damit 
den Gewinn des Detailhändlerd nicht genau kontrollieren. Dadurch würde freilic) 
wieder die im Intereſſe gerechter Verteilung der Steuerlait jehr wünjchenswerte und 
beim Fakturenſyſtem in vollendeter Weife erreichbare Abitufung der Steuer nad) 
den verichiedenen Werten der Fabrikate gejchmälert. Allein man bräuchte ja 
rıicht jo weit zu gehen, wie beim ruffiichen und amerifaniichen Syſtem, jondern 
Fönnte, wie dieß in dem jchon erwähnten Artikel der Allgemeinen Zeitung vom 
März 1895 vorgeichlagen war, für jede Fabrifatsgattung einige Wertsabitufungen 
Ihaffen, für welche je gefonderte Stempelgattungen zu verwenden wären, 3. B. 
für die Zigarren vier verjchiedene Stempel, melde zu umfaſſen hätten: die De: 
tailſtückpreiſe 1. bis zu 5 Pfennig einschließlich, 2. bis zu 10 Pfennig einſchließ— 
fi, 3. bi3 zu 15 Pfennig einschließlich, 4. jene über 15 Pfennig. Die Be: 
laſtung wäre für die teueren Sorten progreſſiv höher zu bemejjen. Damit wäre 
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dad Prinzip der Wertabftufung (und der höheren Belaftung der Teiftungs- 
fähigeren Konjumenten) hinreichend gewahrt und zugleich zweierlei erreicht: einer: 
jeits wäre die obige Befürchtung der Kontrolle des Detailhändlers auf feinen 
Gewinn durch den Konſumenten ausgeſchloſſen, da, wenn in einer Stempelklaſſe 
mehrere Detailwerte zufammengefaßt find, der Stempelftreifen niemals genauen 
Aufſſchluß über den Einkaufspreis des Detailhändlers gibt; anbererjeits aber 
würde die Banderole doch Hinreihen, um dem Konjumenten Aufihluß über die 
ungefähre Wertklaſſe zu geben und ihn dadurd) vor Steuerwucher jeitens der 
Händler zu ſchützen, welche die Fakturenſteuer dazu ausnüßen könnten, um die 
Fabrikate ungemefjen zu verteuern, und die Schuld der Verteuerung auf die 
angeblicd; hohe Steuer zu jchieben. 

Der jteuertechniiche Wert der Banderole als Kontrolfmittel ift zweifellos. 
Jeder Steuerbeamte kann fih 3.8. in Zivil in einen beliebigen Zigarrenladen 
begeben und bei jeinem Privateinfauf zugleich ſein Augenmerk auf die Durd: 
führung des Banderoleniyitems d. h. ob die vorhandenen FZigarrenfiftchen mit 
der Stempelmarfe verjehen find, richten. Man kommt da Zumiderhandlungen 
jedenfalls leichter auf die Spur als bei dem Fakturenſyſtem. Letzteres birgt 
überdieß die Gefahr in fih, dat Fabrikanten und Abnehmer fich heimlich ver: 
ftändigen, die Fabrikate billiger fakturieren, als es der Wirklichkeit entipricht und 
lich nachher insgeheim entichädigen. Auf ſolche Weile fünnten bedeutende Hinter: 
ziehungen begangen werden. 

Ob nicht neben der Banderole auch noch das in den Vereinigten Staaten 
weiter übliche Kontroflmittel der Auflage öffentlicher Liften zu Jedermann 
Einficht über die Händler und Fabrikanten, und der leßteren Betriebönachweiie 
und Inventuren anzumenden wäre, fünnte erwogen werden. 

Den Stleinbetrieben wären wohl aud unter dem Banderoleniyitem be: 
ſondere Erleichterungen binfichtlic Kontrolle und Steuererleichterung zuzumenden, 
welche jich in verjchiedener Weiſe denken ließen. Für den Fall der wirklichen 
Einführung einer Banderolenfabrifatiteuer in Deutichland könnten noch nähere 
VBorichläge entworfen werden. — 

Damit find wir am Ende unferer Ausführungen angelangt. 

Wir glauben nachgewieſen zu haben, daß die jeßige deutiche Tabakfteuer 
dringend verbefferungsbedürftig it und wir haben auch die Mittel und Mage 
beiprochen, durch welche dieſe Verbeſſerung erreicht werden kann. Einzelne 
diefer Wege würden auch zu einer jehr wünjchenswerten Stärkung der Reichs: 
finanzen führen. 

Nun mag ja an maßgebender Stelle eine gewiſſe Unluſt herrichen, abermals 
mit Tabakiteuerreformentwürfen hervorzutreten, nachdem ſchon jo viele mühevolf 
vorbereitete, wohl durchdachte Vorſchläge abgelehnt, d. h. eigentlich einer hetzeriſchen 
Agitation zum Opfer gefallen find. 

Allein der richtige Gedanke muß ſich doc aud) hier Bahn brechen, und 
jv geben wir die Hoffnung nicht auf, daß ſich die Mehrheit des deutichen 
Volfes und damit auch die Reichstagamehrheit von der Unhaltbarfeit der jegigen 
Einrichtung und von der Hinfälligkeit der gegen die Reformentwürfe, vor allem 
gegen die Fabrikatſteuerentwürfe, vorgebrachten Einwände überzeugen läßt. 

Freilich jcheint dem ein beſonders mächtiger Umftand entgegenzuftehen — 
der im der Neuzeit immer ftärfer gewordene allgemeine Widerwille gegen eine 
Vermehrung und Ausgejtaltung der indirekten Steuern, welche „den armen Mann 
bedrüden.“ Aber nirgends ift diefer Widerwille jo unbegründet, als gerade beim 
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Tabak. Gerade hier trifft der in der Finanzwiſſenſchaft (vor Allem von Schäffle) 
betonte eigentümliche Vorzug der indirekten Steuern zu, daß bei denjelben, joferne 
fie auf entbehrliche Genüſſe gelegt werden, der Verbraucher, den fich der Gejeßgeber 
als Steuerträger denkt, ſich nad) Belieben von der Steuer entlajten kann, indem er 
auf den Genuß mehr oder weniger verzichtet. Beim Tabak ift es ferner nicht jo, wie 
3.8. bei Salz und Zuder, Mehl und Brot, wo Steuer und Zoll (Salz: und 
Zuderfteuer, Getreidezoll) die ganze Familie, allo auch Frau und Kinder trifft, 
da alle Familienglieder dieſe unentbehrlicyen Lebensmittel benötigen. Tabak wird 
bloß von den Männern fonjumiert und die gefährlichen Wirkungen einer Kopf: 
fteuer find aljo von vornherein vermieden. Wird dann aud noch der im 
modernen Steuerwejen allgemein anerfannte Grundjaß der Progreilion, d. h. der 
progreffiv ftärferen Belaftung der höheren Einkommen gegenüber den niederen 
durchgeführt, indem man, wie es die Yyabrifatjteuergejegentwürfe thatlächlic) 
planten, die billigen Rauchtabate und Zigarren entlaftet, die teueren Zigarren 
dagegen ftärfer heranzieht, dann bildet eine jolche Tabafbefteuerung das deal 
einer Verbrauchiteuer, gegen weldjes die Einwände verftummen müßten. 

Vielleiht fommt doc noch der Tag, an weldem man ſich diefer Einficht 
nicht mehr verſchließt. 


Aus den Gefekblättern, 


(Das Gentralblatt für das Deutſche Reich, Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt des Beidys-Gefeksblattes. 


Nr. 18: Gef. zum Schute des Genfer Neutralitätszeichens v. 22. 3. 1902 S. 125, 
126. — Bet., betr. Menderungen der Anlage B zur Gifenbahn: :Werfehröordunng v. 22. 3. 
1902 ©. 127. — Bet., betr. die Zulafjung zur Führung Hochieefiichereifahrzeugen in der 
elandfahrt v. 22, 3. 1902 &. 127. — Ar. 19: Geſ. betr. die Kontrole des Neichshaus 
kr; des Yandeshaushalt® von Eljah:Lothringen und des Haushalts der Schußgebiete 

24. 3. 1902 ©. 129. — Nr. 20: Vereinbarung zwiſchen dem Deutihen Reihe und 
Franfreich zur Regeluug des Verkehrs mit Branntwein und Spirituojen an der deutſch 
franzöſiſchen Grenze dv. 1. 10. 1901 ©. 131, 132. — Ar. 21: Bek, betr. die Vereinbarung 
erleihternder Borichriften f. den rn Verkehr zwiichen den Eifenbahnen Deutjd)- 
lands und Luxemburgs v. 12. 4. 1902 ©. 133, 


II. Inhalt des Gefebblattes für Ellfah-Lothringen. 


Ar. 5: Kaiß, B.D,, betr. die Abänderung der Verordnung d. 16. 1. 1895 über die 
Einrichtung des Minifteriums für Elfah:Lothringen v. 2. 4. 1902 ©. 29. 


III. Geſetze, Staatsverträge und landesherrliche Verordnungen 
der Bundesfinaten mit mindeftens 1 Million Einwohnern : 


Geſetz-Sammlung für die Königlihen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 6: Gef., betr. den Erwerb von Bergwerkdeigentum im Oberbergamtöbezirte 
Dortmund für den Staat dv. 21. 3. 1902 [Anleihe bis zu 58 Millionen M.] ©. 29, 30. — 
Nr. 7: Jagdorduung für die SHohenzollernihen Lande v. 10. 3. 1902 S 3340. — Hr, 
GSej., betr. das Dienfteintommen der evangelifchen Piarrer des Stonfiftorialbezirkes Sean. 
furt. a. M. v. 24. 3. 1902 ©. 41, 42. — Anlage: Kirchengeſetz betr. dad Dienjteinfonmen 
der ne. n des Konfiftorialbezirtes Frankfurt a. M. v. 24. 3. 1902 ©. 43—49. — Geſ., 
betr. die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der evangeliſchen Geiſtlichen des Ren 
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fiftorialbezirfes Frankfurt a. M. v. 24. 3. 1902 ©. 56, 57. — Anlage: Kirchengeſetz, betr. 
die Fürjorge für die Witwen und Waiſen der evangeliichen Geiftlichen des Konftitorial- 
bezirfes Frankfurt a. M. vd. 24.3.1902 ©. 58-63. — Nr. 9: Geſ, betr. die Heranzichung 
(der Forenjen und juriftiihen Perfonen ꝛc.) zu dem Kreisabgaben v. 1. 4. 1902 ©. 5, 66. 
— Nr. 10: Allerh. Erlaß v. 8. 4. 1902, betr. die künftige Bezeihnung des Verdienjt-Ehren- 
zeihens für Rettung aus Gefahr „Retiungsmedaille am Bande“) ©. 69. — Nr. IT: Sei, 
betr. die Aufhebung des Amtsgerichts in Morditrand v. 16. 4. 1902 ©. 73. — Nr. 12: 
Gei., betr. Einführung einer Schonzeit für das ſchottiſche Moorhuhn v. 15. 4. 1902 ©. 17. 
— Nr. 13: Gkj., betr. die Verlegung des Amtögeriht3 von Tinnum nad Wejterland v. 
16. 4 1902 S. 79. 


Geſetz- und Berordnungsblatt für das Königreich Bayern. 
Nr. 16: Sei. den Bedarf für Nuftizbauten betr. [Anleben 4 450 000 M.] ©. 155, 
154. — Kgl. B.O., die Gebühren der Rechtsanwälte im Verfahren vor dem K. Kandeöver: 
fiherungsamte betr. S. 155. — Nr. 19: Geſ., die Aufnahme von Kreisanlehen für Zwecke 
der Nreißirrenanftalten Eglfing und Gaberjee ſowie für Neuerrihtung eines Gebäudes der 
Streislebrerinnenbildungsanjtalt in München betr. ©. 169. 170. — Gef, die Aufnahme 
eines Kreisanlehens zur Dedung der Koſten der Erweiterung der Heilanſtalt Kaufbeuren 


— 


betr. S. 171. 


Gejeß: und Verordnungsblatt für das Königreich Sadjen. 


Nr. 17: Ge. eine Abänderung der Beitimmungen in 8 65 verbunden mit S 4, 
Lit. ce und e der Nebidierten Städteorduung jowie in $ 53 verbunden mit $ 35 Lit. e und r 
der Nevidierten Landgemeindeordnung betr. v. 21. 3. 1902 ©. 103, 104. 


Gejeg: und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Nr. XI: Landesherrl. V.O. das Statut einer Jubiläumsmedaille betr. v. 25. 4. 1902 
S.65. — Nr. Xıil: Geſ., die Steuerhebung im Monat Mai 1902 betr. v. 30. 4. 1902 ©. 67. 


Großherzoglich Heſſiſches Negierungsblatt. 

Ar. 15: Geſ., die Regentſchaft betr. v. 26.3. 1902 ©. 79—ã82. Dieſes Verfaſſungs— 
geſetz folgt am Schluſſe im Abdruck. — Nr. 16: Finanzgeſetz für das Etatsjahr 1902/1903 
v. 26. 3.1902 Ausgaben 89 871 884.24 M. Anleihen: 6249905 M Schatzanweiſungen 
bis zu 10 Millionen M. innerhalb der bereits bewilligten Anleihefredite] S. 3— 2. — 
Nr. 17: Sei. die Tampflefel und Dampfachähe betr. v. 26. 3. 1902 S. 3—137. — Grohh. 
B.D., betr. die Abänderung der V.O, den Vollzug der Gewerbeordnung für das Deutice 
Neich in der Faſſung des Abänderungsgeſetzes v. 30. 6. 1900 (R.-G.:Bl. S. 321 fi.) betr. v. 
26. 3. 1902 ©. 18, 139. — Wr. 19: Großh. BD. die Abänderung der BD. v. 9. 9. 1879 
über 'die Tagegelder, Neifekoften und Umzugskoſten der Givilbeamten betr. v. 13. 3. 1902 
(Entihädigung wegen doppelter Mietzinszahlung bei Berjegung]) S.149— 150. — Groß. V.O. 
die Bildung der Schöffengerichte bei der Nenerrichtung von Amtögerichten betr. v. 5. 4. 1902 
S. 150-153. — Kr. 21: Großh. BD. zur Ansführung ded Gewerbe: und ded Pan: 
Unfallverfiherungsgeiehes v. 12.4 1902 2. 161, 162. — Großh. B.O. die Vertretung des 
Großherzoglicyen Fiofus als Drittichuldners in dem Verfahren der Zwangsvollitredung 
in Forderungen und andere Bermögensrechte betr. v. 16. 4. 1902 ©. 163, 164. 


Grofherz. heifiihes Gefeh, die Negentihaft betr., vom 26. März 1902, 
Vergl. int allg. Annalen des Deutichen Reichs 1900 S. 287 ff., 323 ff. . 


ENNST LUDWIG von Gotte8 Gnaden Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein ıc. ıc. 


Wir haben mit Zuftimmung Unſerer getreuen Stände verordnet und verordnen 
hiermit, wie folgt: 
Artikel J. 
Iſt der Großherzog minderjährig, jo findet eine Regentſchaft jtatt. 
Eine Negentichaft findet ferner jtatt, wenn der Großherzog dauernd verhindert 
it, die Regierung perjönlicy zu führen, oder wenn bei der Erledigung des Thrones 
die Perjon des Thronfolgers ungewiß tit. 
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Tritt einer der in Abjag 2 vorgejehenen Fälle ein, jo hat das Staats— 
minijterium unverzüglich die Stände zu berufen. Die Stände haben in einer Ver— 
jammlung der vereinigten beiden Kammern unter dem Vorſitze des Präfidenten der 
Eriten Kammer Beihlu darüber zu fajien, ob die in Abjag 2 bezeichneten Boraus- 
jegungen vorliegen. Die Entiheidung erfolgt nad der abjoluten Mehrheit der 


Stimmen. 
Artikel 2. 


Zur Führung der Negentichaft ijt derjenige regierungsfähige (Artitel 1 Ab— 
ja 1 und 2) Agnat berufen, welcher der Krone am nächſten jteht. 

Sit ein regierungsfähiger Agnat nicht vorhanden, oder ſchlagen jümtliche 
regierungsfähige Mgnaten die Annahme der Negentichaft aus, jo wird, fofern für 
diejen Fall dur Geſetz nicht ein Anderes bejtimmt ift, der Negent von den Ständen 
aus den volljährigen, nicht regierenden, männlichen ka a einer landesberr: 
lihen oder vormals reichsjtändiichen ‚Familie erwählt. Auf das Verfahren finden 
die Vorjchriften des Artikels 1 Abſatz 3 entiprechende Anwendung. 

Ein Wechſel in der Perſon des Negenten tritt, abgejeben von den Fällen, in 
denen der Regent regierungsunfähig wird oder die Negentichaft freiwillig nieder- 
legt, nur ein, wenn der Thronfolger nad erlangter Negierungsfähigfeit erklärt, die 
Negentichaft jelbjt führen zu wollen. 


Artikel 3. 


Bis nad erfolgter Beſchlußfaſſung der Stände (Artitel 1 Abjak 3) und im 
alle einer das Vorhandenſein der Vorausfegungen einer Negentichaft anerfennenden 
Enticheidung, biß zur Uebernahme der NRegentichaft durd; den berufenen oder er- 
wählten Negenten fann das Staatsminifterium nicht entlafien werden. 

Bon der Beſchlußfaſſung der Stände, durch welche das VBorhandenjein der 
Vorausiegungen für den Eintritt der Negentichaft anerfannt wird, bis zur Ueber: 
nahme der Kegentichaft hat das Staatdminijterium die Regierungsgeſchäfte jelbit- 
ſtändig zu erledigen. Die gleichen ent bat das Staatöminifterium bis zur 
Uebernahme der Negentihaft auch im Falle des Artikels 1 Abſatz 1. 


Artikel 4. 
Die Uebernahme einer Negentichaft joll im Negierungsblatt befannt gemacht 


werden. 
Artikel 5. 


Sollten bejondere perjönliche Berhältnifie eines nach Artikel 5 der Berfajjungs- 
urfunde vom 17. Dezember 1820 zur Nachfolge in der Regierung Berechtigten die 
Annahme rechtfertigen, daß er eintretenden alles dauernd verhindert jein würde, 
die Regierung perjönlich zu führen, jo funn ſchon im Voraus durch Geſetz über die 
Notwendigfeit einer Negentichaft (Artikel 1 Abſatz 2 und 3) und, für den Fall, dal; 
ein regierungsfähiger Agnat nit vorhanden ijt (Artikel 2 Abjag 2), über die 
Berion des Negenten Entiheidung getroffen werden. 


Artitel 6. 


Der Negent übt die volle Regierungsgemalt im Namen des Großherzogs aus; 
er ift unverantwortlih und unverleglid. 

Der Regent leijtet vor der Llebernahme der NRegentichaft in einer Verſammlung 
der vereinigten beiden Kammern der Stände einen Eid, die Verfaſſung des Groß— 
berzogtums jejt und unverbrüchlich zu halten und in Lebereinjtimmung mit der- 
jelben und den Gejegen zu regieren. 

Artikel J. 

Die Koften der Hofhaltung und Repräſentation des Regenten find aus der 
Eivillifte zu bejtreiten. 

Falls hierdurch eine zu ſtarke Belajtung der Civillifte eintreten würde, ift dem 
Hegenten ein Beitrag zu diejen Koſten aus der Staatskaſſe zu leijten, deſſen Höhe 
mit den Landjtänden zu vereinbaren ift. 


Artifel 8. 
Eine Fürjorge und Aufſicht in Anfehung der Perjon und des Privatver- 
mögens des Großherzogs oder eines Mitgliedes des Großherzoglichen Hauſes iſt 


480 Aus den Gejegblättern. — Miscellen. 


mit der Negentichaft nur injoweit verbunden, als ji dies aus dem Artikel 17 dei 
Geſetzes, den Gerichtäftand und das gerichtliche Verfahren in Anſehung des Yandes- 
herren und der Mitglieder des Großherzoglichen Hauſes betreffend, in der vom 
l. Januar 1900 an geltenden Faſſung ergiebt. 


Artikel 9. 

Eine durd geiftige oder fürberlihe Gebrehen des Großherzogs veranlafte 
Negentichaft endigt, wenn in einer Verſammlung der vereinigten beiden Kammern 
der Stände auf den Antrag des Staatdminiiteriums durch einen Beſchluß fejtgejtelt 
wird, dal der Grund der Negentihaft weggefallen ift. Auf das Verfahren findet 
Artikel 1 Abſatz 3 und Artikel 3 Abſatz 1 entiprehende Anwendung. Zn allen 
übrigen Fällen endigt die Negentihaft mit dem Wegfalle des Grundes, der ihren 
Eintritt veranlaft hat. 

Artifel 10. 


Der Großherzog fann im Falle einer vorübergehenden Verhinderung Boll 
macht fiir jeine Stellvertretung in Ausübung der Regierungsrechte erteilen. 
Artikel 11. 
Segenwärtiges Gejep bilder einen Beftandteil der Verfaſſungsurkunde. 
Der Nrtitel 5 Abſatz 4 der Verfafjungsurfunde vom 17. Dezember 1820 erbält 
folgende Faſſung: 

„Die dieſen Grundſätzen entiprechenden näheren Beitimmungen werden 
durch das Hausgeſetz feitgejegt, welches inſofern einen Bejtandteil der Ver: 
faſſung bildet.“ 

Der Artikel 107 der Verfaſſungsurkunde vom 17. Dezember 1820 wird auf— 
gehoben. 

Urkundlich Unjerer eigenhändigen Unterjchrift und beigedrüdten Großherzog‘ 
lihen Siegels. 

Darmftadt, den 26. März 1902. 


(L. $.) ERNEST LUDWIG 
Rothe. Dittmar. Gnautb. 
Miscellen. 
Abnahme der Sterblichkeit der weiblichen Bevölkerung 
in Bayern. 


Nach Angaben, welche der vor kurzem erichienene 6. Jahrgang des „Sta: 
tiſtiſchen Jahrbuchs für das Königreih Bayern“ enthält, hat die Sterblichkeit 
der weiblichen Bevölkerung dalelbft weſentlich ftärfer abgenommen als die der 
männlichen. Es werden darüber folgende Daten geboten: Auf 1000 Ein: 
wohner trafen 


männl. weibl. männl, weibl. 
Geſtorbene Geſtorbene 

1830/35 30,3 28,0 1865/70 33,9 29,9 
1835/40 30,9 28,0 1871/75 35,5 31,1 
1540/45 30,7 28,0 1876/80 33,5 29,1 
1845/50 29,7 27,3 1881/85 31,8 28,2 
1850/55 30,4 28,0 1886/90 30,5 27,2 
1855/60 29,4 27,7 1881/95 29,2 26,1 
1860/65 31,1 29,3 1896/1900 27,0 23,7. 


Wo aliv bei der Sterblichkeit der männlichen Bevölferung die Abnahme 
3,3 auf 1000 der Bevölkerung ift, ift fie bei der weiblichen 4,3, d. h. faft ein 
Drittel jtärfer. 
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Die Kontrole des Haushalts des Deutſchen Reichs. 


Von W. Thrän, Geh. Oberregierungerat und vortragendem Nat bei 
dem Nechnungshofe des Deutichen Reichs in Potsdam. 


I. Entwidlung des beftehenden Zuftandes. 


Der Entwurf der Berfaffung des Norddeutichen Bundes hatte fi) Hinfichtlic) 
des Rechnungsweſens des Bundes auf die Beltimmung beichränft, dat über die 
Verwendung der gemeinichaftlihden Einnahmen und der Beiträge der Einzel: 
ftaaten von dem Präfidium dem Bundesrat und Reichstag Rechnung zu legen 
jet. Es war aljo hier in allgemeiner Weile die Verpflichtung des Verwalters 
fremden Vermögens zur Rechenſchaft über jeine Verwaltung zum Ausdrud gebradtt. 

Dem Antrag Miquel zufolge ſchrieb jedoch die Bundesverfaflung, entiprechend 
der Einführung von Jahresetats an Stelle der beabjichtigt geweienen länger 
dauernden Finanzperioden, — vgl. Art. 69°) —, durch Artikel 72?) jährliche 
Rechnungslegung vor und zwar Rechnungslegung über die Verwendung aller 
Einnahmen des Bundes zum Zweck der Entlaftung. Hiemit waren die Ver- 
Taffungsbeftimmungen über das Rechnungsweſen denen des Artikel 104 der 
Preugiichen Verfaſſungsurkunde“) näher gebracht. Dagegen hatte der Antrag 
Dunfer, der die weitergehenden Beitimmungen der Preußiichen Verfaffungsurkunde 
in die Bundesverfaffung übernehmen wollte in der Weile, daß der Vorlage der 
Jahresrehnung an den Neichstag die Prüfung durch einen, auf Grund eines 
beionderen Geſetzes zu bildenden, Bundesrechnungshof hätte vorangehen jollen, 
feine Annahme gefunden. — 

So enthielt die Bundesverfaſſung, im Gegenſatz zu der Preußiſchen, über 
die Form der Rechnungslegung und die Behörde für die Prüfung und 
Feſtſtellung der Rechnungen nichts, obwohl einerſeits die richtige Erhebung und 
Verwendung der Einnahmen im Intereſſe der Bundesverwaltung ſelbſt und 
namentlidy deren oberfter Leitung notwendigerweile fontroliert werden mußte 


') Berfafiung des Norddeutihen Bundes Art. 69: „Alle Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes müſſen für jedes Jahr veranschlagt und auf den Bıundeshaushaltsetat 
gebradht werden. Lebterer wird vor Beginn des Etatsjahres nach Folgenden Grundſätzen durch 
ein Geſetz feſtgeſtellt. 

Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes Art. 72: „Ueber die Verwendung 
aller Einnahmen des Bundes ift von dem Präfidium dem Bundesrat und dem Reichstag zur 
Entlaftung jährlih Rechnung zu legen.” 

») Preußifhe VBerfajjungsurfunde Art. 104: „Zu Etatsüberichreitungen ift 
die nachträgliche Genehmigung der Kammer erforderlich. 

Die Rechnungen über den’ Staatshaushaltsetat werden von der Oberrehnungstammer 
geprüft und feitgeftellt. Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres, 
einſchließlich einer Weberfiht der Staatsihulden, wird mit den Bemerkungen der Ober: 
rehnungsfammer zur Entlaftung der Staatsregierung den Kammern vorgelegt. 

Ein bejonderes Gejeg wird die Einridtung und die Befuguifie der Oberrehnungs- 
fammer beitimmen.“ 
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und andererjeit3 ohne vorgängige vorbereitende Prüfung des Bundeshaushalts 
durch eine eigens hiefür beftellte Behörde die aus der Preußiichen Verfaſſung 
herübergenommene „Entlaftung“ für Bundesrat und Reichstag eine inhaltäloie 
Formalität geblieben wäre. 


Dieſe weſentliche Lücke der Bundesverfaffung wurde notdürftig ausgefüllt 
dur) das Gejeß, betr. die Kontrole des Bundeshaushalts für 
die Jahre 1867 bis 1869, vom 4. Juli 1868) — B. G. Bl. ©. 433. — 
(Der am 12. Juni 1868 dem Reichätag vorgelegte Entwurf diejes Gejehes war 
als „Geſetz, betr. die Rehnungsrevilionsbehörde des Nordbdeutichen 
Bundes“ bezeichnet gemejen.) 


Zwiſchen Bundesrat und Reichstag beitand damals Uebereinſtimmung 
darüber, daß eine ſelbſtändige Rechnungsreviſionsbehörde des Bundes nicht ein— 
zuſetzen, vielmehr die von der Bundesreviſionsbehörde zu erfüllende Aufgabe der 
Preußiſchen Oberrechnungskammer zu übertragen ſei. Dieſer Weg erſchien zu: 
nächſt einfacher und auch finanziell vorteilhafter. Ebenjo war man einig darin, 
daß das Geleg nur ein proviloriiches jein follte. Eine Behörde, die damals 
jelbjt für Preußen nur proviloriiche Geltung hatte, konnte man nicht wohl für 
den Norddeutichen Bund als definitive Einrichtung übernehmen. Die Bundes: 
regierung hatte letztere Abfiht durch Aufnahme der Worte „bis auf weitere 
gejegliche Beitimmung“ in 8 1 ausgedrüdt, während der Reichstag die Geltungs— 
dauer des Gejeßes auf eine beitimmte Zeit, und zwar für die „Jahre 1867 —69, 
feſtſtellte. F 2 des Entwurfs nahm, wie die Motive jagen, „eine entiprechende 
Beritärfung der Mitgliederzahl der Oberrehnungsfammer in Ausficht.“ Ta 
die finanziellen Intereffen der übrigen Bundesftaaten durch die Organijation 
der oberiten Rechnungsreviſionsbehörde wejentlicd; mit berührt werden und deshalb 
bei der Wahl der neu hinzutretenden Mitglieder vorzugsweile auf Angehörige 
diefer Staaten zu rüdlichtigen jein werde, jo jei das Recht zur Beitimmung der 
Zahl jener Mitglieder, ſowie zur Wahl derjelben — vorbehaltlich ihrer dem: 
nädjftigen Anftellung durch das Bundespräjidium — dem Bundesrat beizulegen. 
Im Reichstag war zu diefem $ 2 das Bedenken geäußert worden, daß man 


) Gejeß, betr, bie Kontrole bes Bundeshaushalts für bie Jahre 
1867— 1869, vom 4. Juli 1868, 

$ 1. Die Kontrole des gefamten Bundeshaushalts durch Prüfung und Feſtſtellung der 
Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben von Bundesgeldern, über Au und Abgang von 
Bundeseigentum und über die Verwaltung der Bundesichulden wird für die Jahre 1867, 
1868 und 1869 von der Preußiichen Oberrehnungsfammer unter der Benennung: „Red: 
nungsbof des Norddbeutihen Bundes“ geführt. 

$ 2. Die Oberrehnungsfammer wird zu dieſem Zwed (8 1) (der Entwurf hatte 
bier gelautet: „in diejer Eigenichaft*ı durch eine auf Grund näherer Beitimmung des Bundes: 
rats eintretendbe Vermehrung ihrer Mitglieder nach Bedürfnis veritärkt, Die hienach neu 
hinzutretenden Dlitglieder werden vom Bundesrat gewählt und vom Bundespräfidium angeitellt. 

8 3. Die Oberrehnungsfammer führt die nach $ 1 dieſes Gejeßes ihr obliegende Kontrole 
nad Maßgabe derjenigen Vorjriften. welche für ihre Wirtjamfeit als Preußiiche Rechnungs: 
revifionsbehörde gegenwärtig gelten. Diejelben Rechte und Pflichten, welche ihr im dieſer 
legteren Eigenſchaft den Preußiſchen Behörden und Beamten gegenüber beigelegt find, fehen 
ihr in ihrer Eigenschaft als Rechnungshof des Norddeutſchen Bundes den Bundesbehörden 
und Beamten gegenüber zu. 

$ 4. (Megelt den Zeitpunft, mit welchem die Thätigfeit des Bundesrechnungshofs für 
die einzelnen Verwaltungszweige zu beginnen hat.) 

$ 5. Eine Inſtruktion für die Oberrehnungsfammer als Rechnungshof des Nord 
deutihen Bundes erläßt der Bundesfanzler im Einvernehmen mit dem Bundeörate. 

Diefe Inftruftion wird dem Reichstage bei deſſem nächſten Zufaınmentritt mitgeteilt, 
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durch die definitive Anftellung der Mitglieder das Budgetrecht vergebe; nachdem 
aber der Bundesratsbevollmäcdhtigte erklärt hatte, daß den Beamten beftimmte 
Stellen nicht übertragen werden fünnen, jolange nicht durch den Etat Gehälter 
für die betr. Stellen zur Verfügung geitellt jeien, und jomit durd die fragliche 
Beltimmung dad Budgetrecht nicht alteriert werde, verwarf der Reichstag den 
Antrag, die betr. Beamten für das Provijorium auch nur proviſoriſch zu ernennen. 
Es Tieß ſich nicht verfennen, daß ein nur proviſoriſch angeftellter Beamter nicht 
diejelben Garantieen der Unabhängigteit biete, wie ein definitiv angeftellter, und 
daß andererjeitö bei dem in Ausficht zu nehmenden Steigen der Einnahmen 
und Ausgaben des Bundes die demnächſt anzuftellenden Beamten keineswegs 
überzählig werden würden. Die übrigen Beamten des Rechnungshofs (Reviforen ꝛc.) 
erwähnt das Geſetz nicht; es jollte hier das Ichon durd die Inſtruktion für die 
Oberrehnungstammer vom 18. Dezember 1824 dem Chefpräfidenten der Behörde 
eingeräumte Recht zur Anftellung derjelben weiter bejtehen. $ 3 des Entwurfs, 
der für die nächſte Zeit — nicht für die Dauer — die analoge Anwendung 
der für die Preußiiche Oberrechnungskammer ala foldhe geltenden Vorſchriften, 
aljo namentlic) der vorgenannten Inſtruktion, auf die Stellung der genannten 
Behörde ala Rechnungshof des Bundes ausſprach und damit die Uebereinftimmung 
der Entiheidungen diejer Behörde mit dem betr. in Preußen geltenden Recht 
bezwedte, fand, ebenjo wie $ 4, Feinerlei Widerſpruch. $ 5 erhielt vom Reichstag 
den Zuſatz: „Diele Inſtruktion wird dem Reichstag bei deſſen nächſtem Zu: 
jammentritt mitgetheilt.” Wenn aud die Initruftion im welentlichen nur die 
Formen des Geſchäftsgangs bei der Behörde regeln und feine materiellen, für 
die Entiheidungen des neuen Bundesrechnungshofs maßgebenden Beitimmungen 
treffen jollte, jo war doch nicht zu leugnen, daß der für die Verwaltung der 
gelamten Yyinanzangelegenheiten des Bundes verantwortliche Bundeskanzler nicht 
die für die Inſtruierung dieſes Nechnung3hofs, der in genannter Hinficht aud) 
ihn zu Eontrolieren hatte, geeignete Inſtanz ſei. Dieſem Bedenken Rechnung zu 
tragen, war wohl die Abjicht jenes Zujaßes. 

Die jämtlihen obgenannten Nenderungen des Gelegentwurfs wurden durd) 
die Anträge des Abgeordneten Tweften herbeigeführt. Eine bejondere Erwähnung 
verdienen hier noch, mit Rüdjicht auf die jpätere Entwidlung der Angelegenheit, 
die Nenderungsvorichläge von Kirchmann's. Hienach jollten, in der Erwägung, 
daß die Wirkſamkeit einer Behörde, die auch in ihrer jegigen Verfaſſung durd)- 
aus auf abjolutiftiicher Grundlage ruhe, von möglichit kurzer Dauer jein müſſe, 
die Kontrole des Bundeshaushalt der Preußiichen Oberrechnungskammer nur 
bis zum Schluß des Jahres 1863 übertragen werden; ferner jollten für das 
Bundespräfidium die meitergehenden Nechte nicht gelten, welche dem König von 
Preußen binfichtlih der Niederichlagung von Defekten ꝛc. eingeräumt jeien ; 
außerdem war beabfichtigt, den von der Oberrechnungsfammer als Rechnungshof 
des Norddeutichen Bundes aufzuftellenden „Bemerkungen“ gejeglichen Inhalt zu 
geben. Daher wurde u. U. vorgeichlagen, dem $ 3 anzufügen: „an Stelle der 
Rechte, welche in Bezug auf die Oberrechnungstammer in Preußen dem König 
verfaffungsmäßig zuftehen, treten in Bezug auf den Rechnungshof des Nord: 
deutichen Bundes diejenigen Rechte, die dem Bunbdespräfidium nad) der Ver⸗ 
faſſung und den Geſetzen des Bundes zuſtehen,“ ſodann Hinter $ 4 als $ 5 
einzulegen: „Der allgemeinen Rechnung find Bemerkungen des Rednungshois 
beizufügen, die enthalten müſſen 1. ob Uebereinitimmung der Rechnung mit den 
geprüften Kaſſenrechnungen befteht, 2. ob und welche Etatsüberjchreitungen vor- 
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gefommen find. Als ſolche gelten auch Uebertragungen von Einnahmen und 
Ausgaben aus einem Titel oder Kapitel der vom Reichstag genehmigten Haupt: 
und Spezialetat3 und des Mtilitäretat3 auf andere Titel und Stapitel, jomeit 
dies nicht in dem betr. Etat jelbit ausdrüclich geftattet ift. 3. Die Fälle er: 
heblicher Art, in melden bei der Tyinanzverwaltung des Bundes nad) Anficht 
des Rechnungshofs gegen die Gejeße verſtoßen ift, ſoweit nicht dieſe Verſtöße 
in Folge der Erinnerungen des Rechnungshofs bereits vor Aufitellung der 
Bemerkungen bejeitigt find.“ Da der Reichstag vor allem Zeit für die Regelung 
diejer jchwierigen Materie gewinnen und namentlid) das durch die Preußiſche 
Berfaflungsurfunde verheißene Gejeß über die Oberrehnungstammer für Preußen 
abwarten wollte, welches insbejondere aud) den Begriff „Bemerkungen“ feftitellen 
mußte, jo jcheute er vor dem vorgeichlagenen Verſuch, der den einen zu meit, 
den andern nicht weit genug ging, zurüd und lehnte die von Kirchmann'ſchen 
Anträge ab, ebenfo wie den Antrag Hagen, daß außer der Inſtruktion ($ 5) 
auch die in $ 3 gedachten Vorſchriften dem Neicdystag mitgeteilt werden jollten. 
Am 28. Mai 1869 erließ der Bundeskanzler die genannte Inſtruktion für den 
Rechnungshof des Norddeutichen Bundes. 

Diejelben Urſachen, die zur Ablehnung der vorgenannten Anträge geführt 
hatten, bewirkten aud, daß das Kontrolegejeg vom 4. Juli 1868 durd) das Geſetz 
vom 11. März 1870 auf das Jahr 1870 ausgedehnt wurde. 

Die am 16. April 1871 publizierte Verfaſſung des Deutjchen Reichs unter: 
ſchied ſich Hinfichtlidh der Nechnungslegung — Art. 72 — dadurd) von der 
Verfaſſung des Norddeutichen Bundes, daß an die Stelle des „Präfidiums“, 
d. h. der Krone Preußens, der „Reichskanzler“, alſo eine verfaſſungsmäßig ver: 
antwortliche Perſönlichkeit trat. 

Das Geſetz, betr. die Kontrole des Neihshaushalts für das Jahr 
1871, vom 28. Oktober 1871 Hatte aus oben erwähnten Gründen wieder mur 
für ein Jahr Geltung; e8 bejtimmt, daß die Kontrole des gejamten Haushalts 
des Deutichen Reichs für das Jahr 1871 von der Preußiichen Oberrehnungs: 
fammer unter der Benennung „Rechnungshof des Deutſchen Reichs” 
nad) Maßgabe der im Gele vom 4. Juli 1868, betr. die Kontrole des Bundes: 
haushalts für die Jahre 1867—69, enthaltenen Vorſchriften zu führen jei. 

Am 28. April 1872 legte jodann die Reichsregierung in der Abficht, an 
Stelle des bisherigen proviſoriſchen Zuſtands einen definitiven treten zu laſſen, 
dem Reichstag den Entwurj eines Gejeßes, betr. die Einrichtung und die Be: 
fugniffe des Rechnungshofs, vor, nachdem am 27. März; 1872 das Preußiſche 
Gejeß, betr. die Einrihtung und die Befugniſſe der Oberrehnungsfammer, 
erichienen war. Diejer Entwurf gründete ſich auf das betr. Preußiiche Geſetz, 
„da es im Intereſſe des Reichs Liege, jeine Geſetzgebung über dieſe Materie der 
Preußiſchen anzupaſſen.“ Für die damaligen VBerhältniffe traf dieje Begründung 
vollfommen zu. In Preußen waren jeßt durch das genannte Gejeg die Ein: 
richtung und die Befugniſſe der KHontrolbehörde, deren im Mejentlichen auf der 
bereit3 erwähnten Jnftruftion von 1824 beruhende Thätigfeit ſich bewährt hatte, 
den durch die Einführung der Berfaffung von 1850 veränderten ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffen angepaßt worden; diejes den fonftitutionellen Anſchauungen ent⸗ 
ſprechende Geſetz erſchien mit den durch die Verſchiedenheit der ſtaatsrechtlichen 
Natur des Reichs gebotenen Abweichungen für das Reich rechtlich annehmbar. 

Weiterhin ſprachen Erwägungen der Zweckmäßigkeit entſchieden für die 
beabſichtigte Uebereinſtimmung beider Geſetze. Die Reichsverhältniſſe durchſetzten 
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ich auf fait allen Gebieten mit den Preußiichen. Für den weitaus umfang— 
reichiten Zweig der Reichöverwaltung, das Militärweien, waren verfaffungsmäßig 
die preußiichen Einrichtungen verallgemeinert worden; ebenjo regelte ſich das 
Rechnungsweſen der Marines, ſowie der Poſt- und Telegraphenverwaltung ganz 
nad) Preußiichen Vorſchriften. (Bon den fortdauernden Ausgaben des Deutichen 
Reihahaushaltsetats für 1872 mit 97,9 Mill. Thlen. entfielen 93,8 Mill. Thlr. 
auf Reichäheer und Marine; die damals im Etat bei den Einnahmen ab: 
gerechneten laufenden Ausgaben der Poſt- und Telegraphenverwaltung bezifferten 
fi) auf rund 27 Mill. Thlr.) Alle jene Vorſchriften nun waren binfichtlich 
des Rechnungsweſens und der Kontrole aufs Engite verwachſen mit der Jnititution 
der Preußiichen Oberrechnungsfammer. Hienach widerriet ſich zu jener Zeit von 
jelbit, die Reichafontrolebehörde als jelbitändiges Organ auf eine neu zu jchaffende 
Grundlage zu ftellen. So ſchloß fi) der Entwurf jo ſehr ala möglich dem 
Preußiichen Gelege an. 

Damit jodann die Uebereinftimmung der Geſetze nicht durch die Ber: 
ihiedenheit der Praris ihren Wert verliere, wollte der Entwurf die zwilchen der 
Preußiihen Oberrehnungsfammer und dem Rechnungshof des deutichen Reichs 
beitehende Verbindung, aljo namentlich die Vereinigung beider Behörden unter 
einem Cheſpräſidenten, dauernd aufrecht erhalten. Lag doch die Bedeutung des 
gemeinjamen Präfidiums in eriter Linie darin, daß die beiden Behörden, welche 
auf Grund zweier, im ihren Grundlinien und Sauptprinzipien fongruierender 
Gejege die im mejentlichen nad gleihen Grundjägen geführten Verwaltungen 
fontrolieren jollten, durch diefen beitändigen Eonner gegenfeitig ihre Erfahrungen 
bei Führung der Kontrole, jowie ihre Auffaffung der betr. Beitimmungen aus: 
tauſchen konnten. 

Der Geſetzentwurf erhielt durch den Reichstag mehrfache Aenderungen. Die 
einſchneidenſten derſelben beſtanden darin, daß ein Anfrage- und Rückfragerecht 
des Reichstags an den Rechnungshof ſtatuiert wurde, daß ſich die Bemerkungen 
des Rechnungshofs zur allgemeinen Rechnung nicht nur auf die Gejeße, jondern 
auch auf die „Vorſchriften“ über die Reicheeinnahmen und Reichgausgaben, 
jowie über die Erwerbung, Benugung oder Veräußerung von Reichseigentum 
beziehen jollten, und daß vorbehaltlich der anderweiten gejeglichen Regelung der 
Vorſchriften über die Kontrole des Reihshaushalts für den Rechnungshof die 
obgenannte Inſtruktion vom 18. Dezember 1824 Geſetzeskraft zu erhalten habe, 
joweit ihre Beitimmungen der Verfaffung und den beitehenden Reichsgeſetzen, 
insbejondere dem jeßt zu erlaffenden Geje nicht widerſprechen. Der Bundesrat 
lehnte die vom Reichstag beichloffene Faltung des Geſetzes namentlich wegen der 
vorgenannten Erweiterungen ab. Hienach mußte die Geltungsdauer des Gejetes 
vom 4. Juli 1868 durch das Gejeß vom 5. Juli 1872 auf das Jahr 1872 
und durch das Gejeß vom 22. Juni 1873 auf das Jahr 1873 ausgedehnt werden. 

Da eine Verjtändigung der geleßgebenden Faktoren über die Einrichtung 
und die Befugnifje des Rechnungshofs hauptjächlic durch den Mangel gejetzlicher 
Beitimmungen über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
gehindert worden war, jo ging dem Reichstag in der erften und zweiten Seifton 
1874/75 der Entwurf eines Gejeges über die Verwaltung der Einnahmen und 
Ausgaben des Reichs je gleichzeitig mit einem anderweitigen Gejegentwurf über 
den Rechnungshof zu. In letzterem waren einerjeitS die inzwilchen erfolgten 
oder in Ausficht genommenen Aenderungen der mit dem Gegenitand des Entwurfs 
im Zuſammenhang jtehenden jonftigen Gejeßgebung, namentlich das either er- 
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gangene Reichabeamtengejeg vom 31. März 1873, andererſeits verſchiedene im 
Jahr 1872 vom Reichstag beichloffene, oben nicht bejonders erwähnte Ergänzungen 
berüdjichtigt. Die michtigeren Neuerungen beftanden in der Ernennung eine 
eigenen Präfidenten für den Rechnungshof und in den Beitimmungen, dal; dem 
Heer und der Marine Fonds zur Selbftbewirtichaftung „nur nad) Maßgabe des 
Reichshaushaltsetats“ überwiefen werden dürfen, ferner, daß der Rechnungshof 
nicht nur berechtigt, jondern verpflichtet jein jolle, von Zeit zu Zeit Nachweiſe 
über die Verwendung diejer Fonds einzufordern, und endlich, daß die Bemerkungen 
des Rechnungshofs nicht allein die außeretatsmäßigen Ausgaben, fondern aud 
die außeretatsmäßigen Einnahmen ergeben müffen, jowie, daß der Rechnungs: 
hof mit jeinen Bemerkungen eine die hauptjächlichiten Ergebniſſe der Prüfung 
überſichtlich zuſammenfaſſende Denkichrift zu verbinden habe. 

Die Entwürfe famen im Plenum des Reichstags nicht zur Verhandlung. 
Dagegen wurde da3 am 11. (Februar 1875 erjchienene, wieder nur auf 1 Jahr 
— 1874 — geltende Kontrolgeieß auf den Landeshaushalt von Elſaß-Lothringen 
erjtredt, nachdem am 1. Januar 1874 die Reichsverfaſſung daſelbſt in Krait 
getreten war; ferner erhielt das Geſetz auf Antrag des Abgeordneten Ridert 
den — „An die Stelle der im $ 3 des Geſetzes vom 4. Juli 1868 auf— 
geführten Vorichriften treten jedoch die für die Wirkſamkeit der Oberrechnungs: 
fammer als Preußiiche Rechnungsrevifionsbehörde geltenden Beitimmungen, ins: 
bejondere diejenigen des Geleßes vom 27. März 1872, betr. die Einrichtung und 
die Befugnilje der Preußiichen Oberrechnungsfammer.“ Dieſer Zuſatz war not: 
wendig, weil durch die jeit Erlaß des Preußiichen Oberrechnungstammergeiches 
ergangenen Kontrolgeſetze die Wirkſamkeit diejes Preußiſchen Gejeßes auch für 
das Reich nicht ohne weiteres auögeiprochen war, und andererjeit3 der Wunſch 
beitand, daß da3 Reich bezüglich der Grundlagen für die Prüfung der Rechnungen 
nicht ungünftiger geitellt werden folle, ala das Reich. Hinſichtlich der Für die 
Wirkſamkeit des Rechnungshofs geltenden Beltimmungen war das Wort „gegen: 
wärtig“ aus $ 3 des Gejeßes vom 4. Juli 1868 nicht mehr aufgenommen 
worden. Ferner wurde es vom Reichstag, in Hebereinftimmung mit der Reiche: 
regierung, als jelbftverjtändlich erachtet, daß die Situngen des Nechnungshois 
auch weiterhin von denen der Preußiichen Oberrechnungsfammer getrennt ab- 
gehalten werden jollen und daß die im $ 5 der Gejeßes von 1868 genannte 
Inftruftion für den Rechnungshof durch eine neue zu erſetzen jei, welche den 
Beitimmungen des Oberrechnungsfammergejeges von 1872 Rechnung trage und 
— die kollegialiſche Beratung und Beſchlußfaſſung des Rechnungshofs 
einführe. 

Am 5. März 1875 erließ ſodann der Reichskanzler im Einvernehmen mit 
dem Bundesrat diefe jeßt noch geltende Inftruftion für den Rechnungshof des 
Deutſchen Reichs, unter Aufhebung der Inſtruktion vom 28. Mai 1869 und 
alfer der neuen Inſtruktion zumiderlaufenden Vorſchriften. — Hierauf ſtützt ſich 
wohl die Anficht, daß der Rechnungshof formal unter dem (auch die Ernennung 
der Mitglieder des Rechnungshofs gegenzeichnenden) Reichskanzler ftehe. — _ 

In der dritten Seſſion 1875/76 wurde dem Reichstag erneut der Entwur! 
eines Gejeßes, betr. die Einrichtung und die Befugniſſe des Nechnungshois vor: 
gelegt; es waren darin auf der Grundlage des (durch das genannte Reichsgeſetz 
vom 11. Februar 1875 ausdrüdlic; ala maßgebende Norm aufgeftellten) Preußiichen 
Oberredhnungstammergefeßes von 1872 die Ergebniffe der bisherigen Verband: 
lungen thunlichit berüdfichtigt; namentlich jollten hienad) die Bemerkungen des 
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Rechnungshofs ſich auch erjtreden auf Abweichungen von den Beitimmungen der 
auf die NReicheinnahmen und Reichsausgaben oder auf die Erwerbung, Be: 
nügung oder Veräußerung von Neichseigentum bezüglidhen „Verordnungen 
oder allgemeinen Vorſchriften, melde auf Grund einer |peziellen gejeß- 
lichen Ermächtigung durch den Kaijer, Bundesrat, Reichskanzler oder eine oberfte 
Verwaltungsbehörde erlaffen worden find.“ Damit war der jachliche Inhalt des 
Antrags der Reichstagskommiſſion vom 10. Dezember 1874 wiedergegeben. 

Auch diejer Entwurf gelangte im Reichstag nicht zur Beratung. 

Durch Geſetz vom 14. Februar 1876 wurde hierauf die Kontrole des 
Reichshaushalts und des Landeshaushalts von Elſaß-Lothringen für das Yahr 
1875 in der jeitherigen Weile der Preußiſchen Oberrechnungsfanımer übertragen. 

Den im wejentlichen, wie die letzterwähnte Vorlage gefaßten, am 27. Februar 
1877 dem Reichetag zugegangenen Entwurf eines Rechnungshofgeſetzes nahm der 
Reichstag zugleic mit dem Entwurf des Gejeges über die Verwaltung der Ein: 
nahmen und Ausgaben des Reichs in Verhandlung. Hiebei ftanden der An- 
nahme erfteren Entwurfs, der den Wünſchen des Reichstags weit entgegengefommen 
war, feine erheblichen Hinderniffe mehr im Weg; dagegen ließ ſich über den 
legterwähnten Entwurf eine Einigung zwiſchen Neichsregierung und Reichs: 
vertretung nicht erzielen. Da beide Entwürfe mit einander in enge Verbindung 
gelegt worden waren, jo jcheiterte jener mit diefem. Die zwei Entwürfe ge: 
langten im Reichstag nicht zur zweiten Beratung; weitere Vorlagen über die 
genannte Materie jind bisher dem Reichstag nicht wieder zugegangen. 

Nachdem das Gejet vom 29. Februar 1876 den Beginn der Etatsjahre 
auf den 1. April verlegt hatte und hinfichtlich des Rechnungsweſens der Ueber: 
gang von den Kalenderjahren zu den Etatsjahren — 1. April/31. März — 
durch das Geſetz vom 23. Dezember 1876 derart geregelt worden war, daß 
rückſichtlich aller Einnahmen und Ausgaben des Reichs der Zeitraum vom 
1, Januar 1876 bis 31. März 1877 eine Recdnungsperiode bildete, übertrug 
das Gefeg vom 22. Mai 1877 der Preußischen Oberrehnungsftammer in der 
jeitherigen Weife die Kontrole des geſamten Reichshaushalts für die Rechnungs: 
beriode vom 1. Januar 1876 bi8 Ende März 1877 x. Die durd) eritgenannte 
Geiegesbeftimmung nötig gewordenen Wenderungen im Gejchäitäbetrieb des 
Rehnungshofs, aljo der Inſtruktion vom 5. März 1875, traf am 7. April 1877 
der Reichökanzler im Einvernehmen mit dem Bundesrat; insbefondere hatten 
hienach die Geichäftsjahre des Rechnungshofs vom Jahre 1878 ab mit dem 
l. Oftober zu beginnen und mit dem 30. September je des folgenden Jahres 
zu Ichließen. 

Weiterhin Hatte das genannte Gejeg vom 22. Mai 1877 folgenden Zujak 
erhalten: „Ebenjo hat die Preußiiche Oberrechnungsfammer in Bezug auf die 
Rechnungen der Neichsbant für das Jahr 1876 die gemäß $ 29 des Bank— 
geſetzes vom 14. März 1875 dem Rechnungshof des Deutichen Reich obliegenden 
Geihäfte wahrzunehmen.” 

Bekanntermaßen ift das Inftitut der Deutichen Reichsbank in den urſprüng— 
lichen Bankgejegentwurf der Neichöregierung auf Anregung des Reichstags ein: 
gefügt worden. Die demgemäß von der Neichöregierung zum Zweck der Er: 
rihtung der Reichsbank eingebrachten WVorjchläge enthielten die Anordnung, daß 
die Rechnungen der Reichsbank „behufs Prüfung der Feititellung des dem Reid) 
jufallenden Anteil an dem Reingewinn“ der Revifion durch den Rechnungshof 
unterliegen und daß die Form, im welcher die jährliche Rechnungslegung zu 
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erfolgen habe, durch den Reichöfanzler beftimmt werde. Unter Zuftimmung der 
Neichsregierung ftrih die Reichstagskommiſſion die Angabe des Zwecks der 
Revifion und fügte der Beitimmung über die Form der Rechnungslegung die 
weitere bei, „daß die hierüber ergebenden Beitimmungen dem Rechnungshof 
mitzuteilen jeien.“ Im Plenum des Reichstag wurde dieſer Teil des Bank— 
gejeßes ohne Debatte angenommen; jo fam der $ 29 des Banfgejekes vom 
14. März 1875) zu ftande. 

Ueber den oben erwähnten Zujag zu dem Kontrolgeieß vom 22. Mai 1877 
geben die Motive zum Gejeß feinen Aufihluß; vom Reichstag wurde dieſer 
Beiſatz ohne weiteres angenommen. 

Der Natur der Sache nad) konnte ſich das „Ebenjo“ des Zufages nur au) 
die Benennung der Preußiichen Oberrechnungskammer als „Rechnungshof des 
Deutichen Reichs", nicht auch auf die „Maßgabe der im Gejeß vom 11. Februar 
1875 enthaltenen Borichriften” beziehen. 

Die bisherigen Kontrolgefege waren bezüglich der Reichsbank ſtets ebenio 
gefaßt, wie dasjenige vom 22. Mai 1877. Die Form der jährlichen Red; 
nungslegung im Sinne des $ 29 des Bankgeſetzes ift jeither noch nicht be: 
ſtimmt worden. 

Bon 1877 ab wurde das Proviſorium der Reichshaushaltskontrole durd) 
die entiprechenden Gejege je von Jahr zu Jahr, unter Beibehaltung des 
Wortlauts des Geleges vom 22. Mai 1877, verlängert. 

Eine Ausnahme hievon macht nur das betreffende Gejeß vom 14. Mai 
1894, welches die 2 Etatsjahre 1892/3 und 1893/4 umfaßt, weil der Kontrol- 
gelegentwurf für das Etatsjahr 1892/3 nicht rechtzeitig zur Erledigung gelangt 
war. Es hatte aljo das Rechnungsprüfungsgeihäft des Rechnungshofs für das 
Etatsjahr 1892/3 vom 1. Oftober 1893 bis zum Erjcheinen des vorgenannten 
Gejeges vom 14. Mai 1894 eine gejegliche Grundlage nicht gehabt. 

Weiterhin übertrug letteres Gejeß der Preußiichen Oberrechnungskammer 
unter der Benennung „Rechnungshof des Deutjchen Reichs“ für die genannten 
2 Gtatsjahre auch die Kontrole des Haushalts der Schußgebiete von Kamerun 
und Togo, jowie des ſüdweſtafrikaniſchen Schußgebietes. 

Das Gejeß über die Einnahmen und Ausgaben der Schußgebiete vom 
30. März 1892, das jih als ein Verſuch zur Heritellung einer geſetzlichen 
Grundlage für die Finanzverwaltung der Schußgebiete darftellt, und deſſen $ 3 
in Uebereinftimmung mit Artikel 72 der Reichöverfaffung dem Bundesrat und 
Reichstag durd die Anordnung der jährlichen Rechnungslegung die Kontrole 
über die Ausführung der gejeglich feitgeftellten Wirtichaftspläne der Schußgebiete 
ermöglichen jollte, hatte auch die geſetzliche Feſtſtellung der Bejugnifle des Red) 
nungshofs hinfichtlicy der Kontrole des Haushalts derjenigen Schußgebiete, deren 
Verwaltungskoſten nicht ausſchließlich von einer Kolonialgejellihaft zu beftreiten 
waren, notwendig gemadt. Da ſich ein Bedürfnis für bejondere, von den all: 
gemeinen Grundjäßen abweichende Beftimmungen über die Führung der Kontrole 
des Haushalts der Schußgebiete zu jener Zeit noch nicht gezeigt hatte, jo erichten 
es, vorbehaltlid) einer anderen Regelung für die Zukunft, angezeigt, das wegen 


1, 8 29 des Bankgeſetzes: „Die Rechnungen der Reihsbant unterliegen der Revifion 
durch den Rechnungshof des Deutſchen Reichs. 

Die Form, im welcher die jährliche Rechnungslegung zu erfolgen hat, wird durch deu 
Reichskanzler bejtimmt. Die hierüber ergehenden Beitimmungen find dem Rechnungshof mit 
äuteilen.“ 
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der Kontrole des Reichshaushalts zu erlaſſende Gejeß auf die genannten Schuß: 
gebiete auszudehnen. 

Nachdem mit dem 1. April 1894 die Vorjchriften des oben erwähnten Ge: 
ſetzes vom 30. März 1892 über Etatsfeftitellung und Rechnungslegung auch 
für das oſtafrikaniſche Schußgebiet in Geltung getreten waren, bezog ſich das 
Kontrolgeieß für das Etatsjahr 1894/5 vom 9. Juni 1895 auf jämtliche 
Schußgebiete in Afrika. Für die folgenden 4 Jahre lauteten die Kontrolgejege 
in genannter Hinſicht ebenſo, wie für 1894/5. Dagegen betraf das Kontrol— 
geſetz für das NRechnungsjahr 1899 vom 7. Februar 1900 den Haushalt der 
Echußgebiete überhaupt, nachdem vom Rechnungsjahr 1899 ab die Verwaltung 
von Neuguinea auf da8 Reich übernommen worden war. 

Die Kontrolgejege für 1900 und 1901 find gleicdylautend mit demjenigen 
für 1899; e8 gehörten jedoch im Sinne der betreffenden Kontrolgejege weiterhin 
zu den Echußgebieten für 1900: die Karolinen, Marianen und Palauinjeln, 
jowie Kiautſchou, für 1901: Samoa. 

Was die „weiteren“ Aufgaben betrifft, die ala dem Rechnungshof „auf 
Grund bejonderer Gejeße“ zugewieſen bezeichnet worden find, jo verhält es ſich 
damit folgendermaßen. 

Während der Rechnungshof bis zum Jahre 1877 die Berwendung der 
franzöſiſchen Kriegsftoftenentihädigung, weil außerhalb des Etats 
erfolgt, Eraft beionderen gejeßlichen Auftrags zu prüfen hatte, wurde zufolge Geſetzes 
vom 17. Februar 1876 erjtmals für das Jahr 1877 die aus den Reitbeftänden 
der franzöſiſchen Kriegskoſtenentſchädigung z. 3. noch zu beſtreitenden Ausgaben jähr: 
lich im voraus veranſchlagt und mit den erforderlichen Deckungsmitteln auf den 
Reichshaushaltsetat gebracht. Die betreffende Prüfung durch den Rechnungshof 
ergab ſich ſoweit von jetzt ab ohne weiteres aus den jährlichen Kontrolgeſetzen. 

Hinſichtlich des laut Geſetzes vom 11. November 1871 aus der franzöſiſchen 
Kriegsentſchädigung gebildeten Reichskriegsſchatzes beſtimmt u. a. die auf 
Grund des $ 3 des genannten Gejeges ergangene Kaiferliche Verordnung vom 
22, Januar 1874 über die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes, daß der Ren: 
dant nad) dem Schluß jedes Jahres eine Rechnung zu legen habe, weldye dem 
Rechnungshof zur Prüfung und Feititellung vorzulegen jei. Da von Anfang 
an die Ausgaben für die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes im Reichshaus— 
haltsetat (früher unter: „Reichskanzleramt,“ jet unter: „Reichsſchatzamt“) er- 
Iheinen, — vgl. 3. B. tat für das Reichsſchatzamt 1902: Kap. 69 Zit. I1I—, 
jo gründet fich bie Prüfung der betreffenden Ausgaben von Anfang an eben- 
falls auf die jährlichen Kontrolgeieke. 

Das Gleiche trifft zu bei dem Reihsinvalidenfonds, deſſen Ein: 
nahmen und Ausgaben zufolge Geſetzes vom 23. Mai 1873 jährlic) auf den 
NReihshaushaltsetat gebracht werden. Die auf Grund des $ 11 des leßteren 
Gejeges vom Reichskanzler am 11. Juni 1874 erlaſſene Geichäftsanweifung für 
die Verwaltung des Reigjsinvalidenjonds beftimmt u. a., daß die Abnahme der 
Rechnungen und deren Einfendung an den Rechnungshof durch die Verwaltung 
des Reichsinvalidenfonds ir bewirfen jei. 

Um nod) die Ausgaben und Einnahmen „aus Anlaß der Erpedition 
nah Oſtaſien“ zu erwähnen, jo find diejelben in die Reichshaushaltsetats 
eingeftellt und bat jomit der Rechnungshof die Prüfung und Feſtellung der 
betreffenden Rechnungen ebenfalls ohne weiteres auf Grund der jährlichen 
Kontrolgejege zu bewirken. 
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Infolge eines am 27. November 1900 bei Beratung bed Entwurfs des 
en age für das NRechnungsjahr 1900 aus der Mitte des Reichstags 
geäußerten Wunjches nad) einem definitiven Gejeß, „durch welches die Ober: 
rechnungsfammer für Preußen zugleicd zum Rechnungshof des Deutichen Reichs 
gemacht würde,“ jtimmte am 28. November 1901 der Bundesrat einem Geſetz— 
entwurf, betr. die Kontrole des Reichshaushalts, des Landeshaushalts von Eljah: 
Lothringen und des Haushalts der Schußgebiete zu, wonad) zur Vermeidung 
der alljährlihen Erneuerung des betr. Auftrags an die Preußiiche Oberrechnungs: 
fammer der bisherige Auftrag inhaltlid unverändert „bis auf weiteres” 
erteilt werden jollte. „An einer derartigen einjtweiligen Regelung der Haus: 
haltsfontrole werde jeitzuhalten ſein, bis die in Ausficht genommenen Geſetze 
über die Grundjäße der Haushaltsführung und über die Organifation der oberften 
Rechnungsbehörde für das Reich ergangen jein werden.“ 

Ebenjo, wie bei den Eingangs erörterten Verhandlungen im Jahre 1868 
der Vorſchlag der Bundesregierung, den in Rede ftehenden Auftrag „bis auf 
mweitere geſetzliche Beitimmung“ zu erteilen, abgelehnt worden war, verwarf der 
Reichstag Dielen Entwurf eines Proviloriums bei der eriten Beratung am 
10. Februar 1902; es jollte bis zur Vorlage des Entwurfs einer dauernden 
Organijation das Geſetz in der alten Form, allo alljährlich verabichiedet werden, 
damit der Neichötag jedes Jahr jeine Wünſche hinfichtlich eines Reichsrechnungs— 
hoj8= und eines Reichsfomptabilitätsgeieges geltend machen fünne. Hienach erſchien 
das Gele am 24. März 1902, R.G.Bl. Seite 129 wieder in der jeitherigen 
Faſſung. Es lautet: „Die Kontrole des gefamten Neichshaushalts, des Landes: 
haushalts von Eljaß-Lothringen und des Haushalts der Schußgebiete für das 
Rehnungsjahr 1901 mird von der Preußiichen Oberrehnungstammer unter 
der Benennung „Rechnungshof des Deutichen Reichs“ nad) Maßgabe der im 
Gefeß vom 11. Februar 1875 (R.G. Bl. ©. 61), betreffend die Kontrole des 
Reichshaushalts und des Landeshaushalts von Elfaß:Lothringen für das Jahr 
1874, enthaltenen Vorſchriften geführt. 

Ebenjo hat die Preußiiche Oberrechnungsfammer in Bezug auf die Rechnungen 
der Reichsbank für das Jahr 1901 die gemäß $ 29 des Bankgeſetzes vom 
14. März 1875 (R.G.B. ©. 177) dem Rechnungshofe des Deutichen Reichs 
obliegenden Geichäfte wahrzunehmen.“ 

Demgemäß geichieht — und hiemit faſſen wir das Ergebnis, der bisherigen 
Entwidlung kurz zuſammen — die Kontrole des deutichen Reichshaushalts ze. xc. 
bis auf weiteres alljährlid) in folgender Weile. 

Nach dem Wortlaut des vorgenannten Kontrolgejeßes, das ebenjo, wie jeine 
Vorgänger auf dem Bundesgeſetz vom 4. Juli 1868 fußt, wird die Kontrole 
des Reichshaushalts x. ac. von der zu diefem Zweck entſprechend verſtärkten 
Preußischen Oberrechnungskammer unter der „Benennung“: „Rechnungshof des 
Deutſchen Reiche“ geführt. Hienach erfolgt aljo die Kontrole des Preußiſchen 
Staatshaushalts und des Reichshaushalts von einer, Behörde, je unter ver: 
ichiedener Benennung. In Wirklichkeit aber bejtehen die Preußiiche Oberred) 
nungsfammer und der Rechnungshof des Deutjchen Reichs je ald bejondere 
Behörden. Beide Behörden haben zwar in dem — als Preußiicher Beamter — 
vom König von Preußen auf Vorſchlag des Preußiichen Staatsminifteriums unter 
Gegenzeihnung des Vorfigenden des Staatsminifteriums zu ernennenden Chef— 
präfidenten eine gemeinfame Spiße; fie ftehen jedoch in allen andern wejeutlichen 
Punkten rechtlich je auf beionderen Boden. Es ift nicht nur der Gejchäftsbetrieb, 
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wie ſchon bemerkt, für jede Behörde beſonders geregelt, jo daß hienach namentlic) 
die Situngen beider Behörden getrennt ftattfinden — im Gegenjaß zum Reid) 
it für Preußen auf den Bericht des Staatsminiſteriums und auf Grund des 
S 7 des Oberrechnungsfammergejeßes von 1872 durch Königl. Erlaß vom 
22. September 1873 das Regulativ über den Geichäftsgang bei der Oberrechnungs— 
fammer zufolge Vorſchlags der Oberrechnungsfammer und des Staatsminifteriums 
genehmigt und jodann jowohl dem Landtag zur Kenntnisnahme mitgeteilt, als 
auch durch die Geſetzesſammlung veröffentlicht worden —, ſondern es haben aud) 
die Beamten des Rechnungshofs, im Gegenjag zu den als Preußiichen Beamten, 
auf dem Preußiichen Staatshaushaltsetat ftehenden Beamten der Oberrehnungs- 
fammer, als Kaiferliche, auf dem NReichshaushaltsetat ftehende Beamte die Eigen: 
haft unmittelbarer NReichsbeamter im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. März 1873. — (Der Cheipräfident bezieht als Preußiicher Beamter jeine 
Bejoldung und außerdem freie Dienftwohnung von Preußen; ein Drittel des 
Betrags der Bejoldung wird jährli auf Grund des Reichshaushaltsetats an 
Preußen vergütet.) Beim Fehlen der gemeinfamen Spite in Folge von Be: 
urlaubung oder Erkrankung oder des Todes des Cheipräfidenten gehen beide 
Behörden ohne weiteres in der Weije auseinander, daß aladann der Cheipräfident 
bei jeder Behörde je von dem älteften Direktor derjelben vertreten wird. 

Anlangend die Vorſchriften, nad) denen der „Rechnungshof des Deutichen 
Reichs“ die Kontrole zu führen hat, jo find allerdings in dieſer Beziehung jeit 
dem Gejeg vom 11. Februar 1875 die für die Wirkſamkeit der Oberrechnungs- 
fammer als Preußiſche Rechnungsrevifionsbehörde geltenden Beſtimmungen maß— 
gebend, insbeſondere diejenigen des Preußiſchen Oberrechnungskammergeſetzes vom 
27. März 1872. Allein abgeſehen davon, daß von Anfang an die Normen, 
deren Einhaltung der Rechnungshof zu kontrolieren hatte, im Gebiet der 
Reichsverwaltung teilweile andere waren, als im Gebiet der Preußifchen 
Staatöverwaltung, und daß namentlich) aud) das Reichsetatsrecht nad) und 
nah in mehrfacher Sinficht einen andern Gang genommen hat, ala das 
Preußische Etatsrecht, jo blieben die Beftimmungen des letzteren Geſetzes 
von 1872 wegen der beionderen Natur der Militär: und Marineverwaltung 
für zahlreiche Rechnungen dieſer Gebiete bis jett außer Anwendung. Es find 
dies die Rechnungen über diejenigen Beträge, welche den einzelnen Truppenteilen 
des Heeres und der Marine zu der jchon früher erwähnten Selbitbewirtichaitung 
überwiejen werden, und weiterhin die Rechnungen über die etatsmähigen Brot: 
und Futtergebührniffe der Truppen, ſowie einzelner Empfangsberechtigter, welche 
diejelben mährend des nämlichen Rechnungsjahrs je nach ihren wechſelnden 
Aufenthaltsverhältniffen teil® in der Garnifon, teils auf Mtärichen und in 
Kantonnements aus verichiedenen Verabreichungsſtellen empfangen. Entgegen 
den Beflimmungen des Oberrechnungsfammergejeges von 1872, SS 9 und 10, 
($ 11 trifft hier nicht zu, weil die betr. Rechnungen nicht von untergeordneter 
Bedeutung find) beichränft ſich bis jeßt und bis auf weiteres die Prüfung des 
Rehnungshofs, unter Beibehaltung des jchon in der vorkonftitutionellen Zeit 
eingeführten Verfahrens, bei eriteren Nechnungen auf die Kontrole der Veraus— 
gabung der zur Selbitbewirtichaftung übermiejenen Beträge an die Truppen im 
Ganzen, während die Einhaltung der leßgenannten Gebührnisjäge unmittelbar 
von den oberiten Militärverwaltungsbehörden überwacht wird. 

In den mehrfach erwähnten Entwürfen eines Gejeges über die Einrichtung 
und die Befugniſſe des Rechnungshofs war, im Einverftändnis mit dem Reichstag, 
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beabjichtigt, dieſen beitehenden Zuftand gejeßlich Teftzulegen, übrigens mit ber 
Uenderung, daß der Rechnungshof den Verwendungänachweis über die zur Selbit: 
bewirtichaftung übermwiejenen Beträge, jowie die Kontrolnachweiſungen über die 
etatsmäßigen Brot: und Futtergebührnilfe von Zeit zu Zeit einfordern ſolle 
(ftatt „dürfe”), um ſich von der Einhaltung der beſtehenden Vorſchriften x. x. 
zu überzeugen. Da die Entwürfe nicht zu ftande famen, unterblieben jeither 
diefe Einjorderungen. Im übrigen it das beitehende Verhältnis jeither von 
Jahr zu Jahr von den gejeßgebenden Faktoren durd) Erteilung der Entlaftung 
binfichtlih der betr. allgemeinen Rechnungen ſtillſchweigend genehmigt worden. 

So ftehen auch bezüglich der Vorjchriften für die Ausübung der Kontrole 
PS thatjächlichen Verhältniffe mit den geieglichen Beitimmungen nicht in vollem 

inklang. 

Angefügt ſei hier noch, daß das Preußiſche Gejeß betr. den Staatshaushalt, 
vom 11. Mai 1898 nicht unter die im Reichsgeſetz vom 11. Februar 1875 
genannten Beltimmungen fällt. Dieſes Geſetz gibt nicht Vorichriften für die 
Oberrehnungsfammer im Sinn jenes Geſetzes, jondern Grundjäße für die 
Preußiihe Staatöverwaltung; es handelt ſich hier nicht um Vorſchriften, die 
von der Oberrechnungsfammer bei Prüfung und Tyeltitellung der Rechnungen 
einzuhalten find, jondern um Normen, auf deren Befolgung durch die Preußiiche 
Staatsverwaltung die Oberrechnungskammer bei ihrer Kontrole zu halten hat. 

Schließlich mögen no die Ausgaben des Deutſchen Reichs für 
jeine Rehnungsprüfungsbehörde, jowie die ſchon berührte etats: 
rehtlihe Behandlung diefer Ausgaben Erwähnung finden. 

Durh den Nacdjtragsetat zum Haushaltsetat des Norddeutichen Bundes 
für das Jahr 1869 wurden für den „Rechnungshof des Norddeutichen Bundes“ 
an fortdauernden Ausgaben 59700 Thaler und an einmaligen Ausgaben für 
die erſte Einrichtung und Ausftattung der Bureaulofale 4000 Thaler bewilligt. 
Die Etats des Norddeutichen Bundes für 1870 und 1871 jeßten an fortdauernden 
Ausgaben für genannte Behörde 59700 und 63000 Thaler aus. Die Etats 
des Deutichen Reichs für 1872 und 1873 bewilligten unter den fortdauernden 
Ausgaben Kap. 8 „Tür den Rechnungshof“ 76200 und 96000 Thaler, ſowie 
unter den einmaligen Ausgaben, Kap. 7, für diejelbe Behörde als „Dispofitions- 
fonds zu den Ausgaben für die Revifion der Kriegskoſtenrechnungen von 1870/71" 
je 20000 Thaler. Die fortdauernden Ausgaben der folgenden Jahre ftiegen 
nad) und nad, entiprechend dem Anwachſen der Reichshaushaltäetats, auf 
914700 Mark im Jahre 1901. Die einmaligen Ausgaben für die Revifion 
der SKriegöfoftenrechnungen von 1870/71 erichienen letztmals im Etat für 
1881/2; fie haben einſchließlich der Koften der Revifion der Rechnungen 
über die von Frankreich Für die deutjchen Okkupationstruppen gezahlten Ver: 
pflegungsgelder, von 1872 bis 1881/2 zufammen ca. 375 000 Mark betragen. 
Weitere einmalige Ausgaben kamen bis 1901 bei dem Etat für den Rechnungshof 
nicht vor. Der Etat für 1902 bewilligt bei einem ftändigen ‘Berjonal von 
3 Direktoren, 14 vortragenden Näten, 107 Reviloren und Salkulatoren, 7 
Regiftratoren, 5 Sanzleifefretären, jowie 10 Kanzlei und Hausdienern gegen 
1 Direktor, 7 vortragende Räte, wovon einer gegen eine Jahresremuneration 
von 900 ME. zugleich Direktorialgeichäfte zu bejorgen hatte, 42 Reviloren und 
Kalkulatoren, 4 Regiftratoren und 3 Slanzleidiener im Jahre 1874, an fort: 
dauernden Ausgaben für den Rechnungshof = 927390 ME., jodann an ein: 
maligen Ausgaben = 409000 ME. zum Erwerb und zum Umbau der alten 
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Kriegsihule in Potsdam!) behufs Benugung ala Dienftgebäude für den 
Rechnungshof. 

Die Koften der Prüfung der Rechnungen über die oben erwähnte Expe— 
dition nad Oftafien werden, im Gegenjaß zu dem Verfahren bei den Kojten 
des Krieges 1870/71 zu Laften des außerordentlichen Etats im Spezialetat 
betr. die Erpedition nad) Dftafien ausgeworfen. (Vgl. Reichshaushaltsetat für 
1902, einmalige Ausgaben des Außerordtl. Etats, Kap. 15: „Aus Anlaß der 
Erpedition nad Ditafien”, Titel 8: „Koften der Rechnungsprüfung durch den 
Rechnungshof des Deutichen Reiches“ — 36 000 ME.) 

Die Ausgaben für den Rechnungshof werden vom Reich nicht gleihmäßig 
getragen. Beilpielsweife find von den 914 700 ME. der Ausgaben des 
Etats für 1901 nur rund 320 000 ME. gemeinjame Laft des Reichs; an rund 
430,000 ME. jener Summe (470/o derjelben) nimmt Bayern, und an den 
weiteren rund 165,000 ME. (18°/o derjelben) nehmen Bayern und Württemberg 
nicht teil. Von Eljaß-Lothringen wird jährlich ein Averjalbeitrag zu den Ge: 
jamtausgaben de3 Rechnungshof für die von letterem auszuübende Kontrole 
des Landeshaushalts von Elſaß-Lothringen entrichtet; er beträgt für 1901 (ſit 
1898) = 44 213 ME. und ericheint unter den „Verjchiedenen Werwaltungsein- 
nahmen” des Neichöhaushaltsetat3 (Kap. 17 der Einnahmen). In demjelben 
Verhältnis verteilen fi) die fortdauernden und die einmaligen Ausgaben für 
1902; der eljaß-lothringiiche Averſalbeitrag ift aud für 1902 unverändert = 
44213 ME. Das Nähere über dieje eigenartigen Beitragsverhältniffe ergeben die 
jährlichen Berechnungen der Mtatrikularbeiträge, jowie die betr. Spezialetats. 

Die formelle Einrichtung de3 Etats für den Rechnungshof des Deutichen 
Reichs wurde für 1874 in Webereinftimmung mit derjenigen des Etats der 
Preußiichen Oberrechnungsfammer gebradjt und zwar mit der unter „Exläuter: 
ungen” gegebenen Begründung, „weil beide Etats ein gemeinichaftliches "Ganzes 
bilden.“ Im Reichstag ftieß dieſe Begründung auf Widerſpruch; man ver: 
langte, daß in Einvernehmen mit der Preußiichen Staatsregierung die Kaſſen— 
etat3 des Rechnungshofs und der Oberrechnungsfammer entiprechend den je be— 
ionderen Vermwaltungsetat® getrennt und daß weiterhin die Bejoldungen der 
einzelnen Räte des Rechnungshofs jpezialifiert, unter Angaben der Gehaltsjtufen 
und der Zahl der Stellen, in den Etat aufgenommen werden jollen. Die hier: 
über im Anſchluß an die gleichlautenden Beſchlüſſe des preußiichen Abgeordneten- 
hauſes in Vorſchlag gebradhte Rejolution wurde am 10. Juni 1873 an die 
Budgetfommijfion vermiejen, jedoch nicht weiter verhandelt. Der damals, wie 
im Jahr zuvor im Reichstag gerügte Mißſtand, daß infolge des Durcheinander: 
rangierens der Beamten des Rechnungshofs und der Oberrehnungstammer das 
Reich, welchem Durchſchnittsgehalte in Rechnung geftellt würden, mehr zu zahlen 
habe, als die mit niederen Gehaltsklaſſen zugetretenen Beamten des Rechnungs: 
hof befommen, daß aljo Preußen eine Bereicherung auf Koſten des Reichs erhalte, 
war nicht von Erheblichkeit, da die finanzielle Ausgleihung zwiſchen dem Reid) 
und Preußen der Natur der Dinge nad) von jelbjt erfolgte in dem Maße, als 
die Beamten des Rechnungshofs vermöge ihrer Anciennetät im Gehalt vorrüdten. 





) Der Siß der Oberrehnungsfammer wurde durch Kgl. Kabinetsorde vom 28. Oft. 1817 
von Berlin nad Potsdam verlegt, weil damals in Berlin großer Wohnungsmangel herrichte, 
während in Potsdam viele Häufer leer ftanden. „Die Oberrehnungsfammer eigne ih zu 
diefer Verlegung, da deren Gejchäfte nicht geradezu an Berlin gebunden ſeien, jondern auch 
füglich im Potsdam verrichtet werden können.” — 
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Durh Einführung des Syſtems der Dienftaltersftufen (1893/6) wurde dieſe 
Ungleihmäßigfeit bejeitigt. Es blieb aber nad) wie vor der Einwand beftehen, 
daß nad) Maßgabe des Gejeßes v. 4. Juli 1868 und der daraus hervorgegangenen 
Stontrolgejege in den Bundes: und jodann Reichshaushaltsetat eine an Preußen 
für die Belorgung der Kontrole des Reichshaushalts 2c. zc. zu zahlende Summe 
hätte eingeftellt werden müſſen, ebenjo, wie 3. B. im Etat der Reichsjchuld eine 
Vergütung an Preußen für Wahrnehmung der Geſchäfte der Verwaltung der 
Reichsſchuld ericheint, während von Anfang an der NReichshaushaltsetat einen 
ee Verwaltungsetat für den Rechnungshof des Deutichen Reichs 
enthält. 


II. Zur künftigen Geftaltung der Reichshaushaltskontrole. 


Die bisherigen Ausführungen de lege lata führen von jelbit zu Er: 
örterungen de lege ferenda, um jo mehr, als aud) neuerdings wieder durch die 
Reichögeleßgebung jelbit die Notwendigkeit eines beionderen Reichsrechnungshofs 
anerkannt worden it. Die Reichsichuldenordnung vom 19. Mär; 1900 — 
R.G. Bl. S. 129 — ſpricht bei Einjegung einer Reichsſchuldenkommiſſion ($ 12) 
unter Aufnahme der Beitimmungen des Bundesgejeges vom 19. Juni 1868 
betr. die Bundesſchuldenkommiſſion (dort war beiläufig die Errichtung einer be: 
londeren Redynungsbehörde des Norddeutichen Bundes in Ausficht genommen) 
von der Errichtung einer eigenen Rechnungsbehörde für das Neid). 

Daß zweckmäßigerweiſe, wie ſchon früher geplant, gleichzeitig mit dem Ge: 
jeß, betr. die Einrichtung und die Berugniffe des Rechnungshofs — wir nennen 
es der Kürze halber das Reichskontrolgeſetz — auch das Geſetz, betr. die Ver: 
waltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs (Reichöfomptabilitäts-Geieh, 
oder Gejeß, betr. den Reichshaushalt, oder vielleicht furzweg Reichswirtſchafts— 
gejeß), aljo die neue Grundlage für die Thätigfeit der neuen Behörde, in Geltung 
treten jollte, wird einem Zweifel faum begegnen. Da jedod dem Zuftande: 
kommen dieſes Gejeßes größere Schwierigkeiten entgegenftehen, als dem des erfteren, 
jo dürfte nad) dem Vorgang Preußens, wo das Gejeß, betr. den Staatshaus- 
halt vom 11. Mai 1898 26 Jahre nad) dem Gejeß vom 27. März 1872, betr. die 
Einrichtung und die Befugniſſe der Oberrechnungskammer, erichienen iſt, möglicher: 
weile auch für das Neid) zuerft das Sontrolegeieg ins Leben treten. Wir be: 
iprechen hienad) zuerjt das künftige Gele über die Kontrole des Reichshaushalts, 
indem wir dabei davon ausgehen, daß Aenderungen des Beftehenden nur dann 
vorzunehmen find, wenn fie durch die jetigen Verhältniffe geboten erjcheinen. 
Wir teilen nicht die Anficht, daß die dermalige Kontrole des Reichshaushalts ın 
allen Stüden muftergiltig ift. Verſchiedene Staaten haben einzelne Seiten der 
Kontrole jolgerichtiger und zweddienlicher durchgebildet ; beiſpielsweiſe ijt die eigent: 
liche Rechnungsfontrole und zum Zeil aud) die VBerwaltungsfontrole in Frankreich, 
ſowie in Oeſterreich und Bayern, wo die oberjte Rechnungsprüfungsbehörde nur 
die Superrevifion ausübt, während die Mittelbehörden die erite Reviſion beforgen, 
u. €. beſſer geregelt, als im Neid. Allein wir haben hier feine res integra, 
ſondern e8 handelt ſich in erſter Linie darum, das thatſächlich Beftehende unter 
thunlichiter Vermeidung von Mehrkoſten auf einen den jegigen Verhältniſſen ent: 
Iprechenden gejeglichen Boden zu ftellen. Ueberdies liegen ſich die betr. Einrichtungen 
anderer Staaten, wenn fie auch beſſer ericheinen mögen, als die unfrigen, wohl 
nur mit größter Vorſicht auf das Reid) übertragen. In den größeren Staaten 
der Gegenwart ift das Kontrolweſen je in eigenartiger Weiſe aus den hiftoriichen 
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Verhältniſſen herausgewachſen; jo entitand das jetige franzöfiiche, mit dem 
unjern weſtlichen Nachbarn eigenen Geſchick für Formalismus ausgebildete Syitem 
in der Hauptiadhe in der napoleonijchen Zeit (1807), nachdem die finanzielle 
Mißwirtſchaft des Convents und des Direktoriums bejonders aud im Intereſſe 
der Hebung des Staatöfredits eine fichere und ftrenge Ueberwachung der Ver: 
wendung des Eigentums und der Einkünfte des Staats dringend nötig gemacht 
hatte; in ähnlicher Weile zeitigte die aus der Zerrüttung der finanzen ent: 
Iprofjene Sorge um die Zufunft in Bayern, wo Graf von Montgelas unter Be: 
nügung des franzöſiſchen Beiſpiels die Organifation der Nechnungsprüfung ge 
Ihict den heimiſchen Verhältniffen anpaßte, jowie in Oeſterreich und Italien die 
dortigen hochentwidelten Kontroleinrichtungen, während damals, al3 die nad) 
unfern Begriffen jett noch unvollkommene und ſyſtemloſe engliiche Kontrole ihren 
Urſprung nahm (1785), Englands Reichtum in ſolcher Blüte ftand, daß eine 
durchgreifende, rigoroje Prüfung des Staathaushalts fein dringendes Bedürfnis war. 
Auf der anderen Seite zeigt in demjenigen Eleineren modernen Staaten, wie 3. B. 
in Belgien, welde die Kontrole vorausjegungslos nad) ftaatsrechtlichen Ab: 
ftraftionen geihaffen haben, die geſamte finanzielle Lage fein weſentlich günftigeres 
Bild ala in den erjtgenannten Reichen. So dürften auch auf diefem Gebiet 
des Staatälebens nicht Theorien, jondern Zwedmäßigfeitserwägungen in den 
Vordergrund treten und es werden Neuerungen vor allem darauf zu prüfen jein, 
ob jie wirklich praftiichen Nußen bringen. Dabei wäre nicht zu vergefjen, daß 
die Kontrole nicht etwa Selbitzwed, jondern nur ein Mittel zur Förderung des 
Staatszwecks ift, und daß amdererjeits für das ftaatliche Leben guten Finanz: 
gejegen und einer guten Organifation der yinanzverwaltung immerhin eine nod) 
größere Bedeutung zukommt, als der beiten Finanzkontrole. Von diefem Stand» 
punft aus find wir 3. B. gegen die in der Literatur mehrfach behandelte Häufung 
von Kontrole auf Kontrole und insbejondere gegen die bei den früheren Ver— 
bandlungen im Reichtstag wiederholt angeregte Schaffung eines bejonderen 
„Parlamentariichen” Rechnungshofs. Iheoretiich betrachtet möchte wohl, wenn, 
wie damals geihah, die Stellung des Bundesrats außer Betracht bleibt und 
lediglich an den Reichstag gedacht wird, eine Trennung der Kontrolbehörde in 
einen „Parlaments“ und einen „Verwaltungs“rechnungshof richtig fein. Der 
eritere hätte nur die Rechte des Parlaments, alſo, wie früher geäußert wurde, 
das „eigentliche Etatörecht” zu wahren und könnte „in diefem Necht jeine natür- 
lie Grenze finden“ ; der leßtere würde nur für die Erefutive arbeiten. Aber, 
abgejehen davon, daß Grenzitreitigfeiten zwilchen Verwaltung und Parlament 
auch bei dieſer Organilation nicht völlig zu vermeiden wären, und daß ein jolcher 
bejonderer, durch die Sache jelbit kaum ausreichend beichäftigter Parlaments- 
rehnungshof vielfach zu unerſprießlichen Reibungen zwiichen Reichöregierung und 
Reichövertretung führen dürfte, jo würde infolge diefer Einrichtung, falls beide 
Behörden nadjeinander die Rechnungsprüfung zu bejorgen hätten, fich der Ab: 
ſchluß des Rechnungsprüfungsgeichäfts zum Nachteil für Neichsregierung und 
Reichövertretung noch erheblich länger, als jeither, hinausziehen, während die 
gleichzeitige Prüfung der Rechnungen durch beide Behörden eine doppelte Aus— 
fertigung der Rechnungen und Beläge, jomit eine gewaltige Vermehrung des 
beitehenden Schreibweiens, zur Worausjeßung hätte. Entiprechend dem Weſen 
des Konftitutionalismus, welcher die Staat3einheit je durch weiſe Selbjtbeichränfung 
von Seiten der Regierung und der Volfävertretung erhält, wird vielmehr die 
Erfüllung der beiderlei Zwede durch eine Behörde beizubehalten fein, in ber 
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Weiſe, daß der hiftoriic gegebene Verwaltungsrechnungshof kraft Geſetzes bei der 
für die Verwaltung notwendigen Rechnungsprüfung gleichzeitig auch die Kontrole 
für die gejeßgebenden Faktoren (welche diefe der Natur der Sache nach im Ein: 
zelnen nicht jelbft ausüben fünnen) unter dem Gefichtspunft des Axt. 72 der 
Reichsverfaſſung bejorgt und hienach die bei diejer Kontrole fich ergebenden Ab: 
weihungen von der Willensmeinung des Bundesrats und Reidystags diejen beiden 
Körperihaften zur Vorbereitung ihrer die Reichöregierung von der Verantwort: 
(ichkeit für die Führung des Neihshaushalts befreienden Willenserklärung — 
„der Entlaftung® — in Form von „Bemerkungen“ feſtſtellt. 

So jehen denn auch die zu I mehrfady genannten Entwürfe eines Reichs— 
fontrolgeießes für die „VBerwaltungs:” und „Verfaſſungs“ kontrole ein und die: 
jelbe Behörde vor; fie haben fich, wie jchon erörtert, eng an das Preußiſche 
Oberrechnungsfammergejeg von 1872 angeichloffen, und letzteres wiederum ift, 
allerdings mit wejentlichen Veränderungen, aus dem am 21. Januar 1862 dem 
preußiichen Landtag durch den Finanzminister von Patow vorgelegten Entwurf 
eines Gejeßes, betr. die Einrichtung und die Befugniffe der Oberrechnungsfammer, 
hervorgegangen, jo daß als urjprünglihe Grundlage der Entwürfe zum Reichs: 
fontrolgejeß die dv. Patow'ſche Vorlage von 1862 angejehen werden kann; nament: 
lic find die Grundzüge für die Aufitellung jener Entwürfe den Motiven des 
v. Patow’ichen Entwurfs entnommen. Bei der folgenden Beiprechung des zu 1. 
angeführten legten, am 8. März 1877 erſtmals vom Reichstag in Beratung 
genommenen Gejeßentwurfs, betr. die Einrichtung und die Befugniſſe des 
nn (5. Vorlage, Nr. 16/32 der Drudjaden, 3. Legislaturperiode, 

I. Seſſion 1877), bei welcher wir nur auf die wichtigeren, ein allgemeines 
Antereff e bietenden Seiten der Materie näher eingehen, wird daher mehrfach auf 
den vorgenannten v. Patow'ſchen Entwurf zurüdgegriffen werden müſſen. 

$ 1 des letzterwähnten Reichöfontrolgefeßentwurfs gibt nad) dem Vorbild des 
Preußiſchen Oberrechnungsfammer-Gejeges von 1872 zutreffend die Umriſſe für 
die Thätigfeit des Rechnungshofs und für deſſen Stellung im Reichsorganismus. 
Hienach ſoll der Reichsrechnungshof als eine „dem Kaiſer unmittelbar 
untergeordnete, der Reichsverwaltung gegenüber ſelbſtändige 
Behörde” die Kontrole des „gelamten Reihshaushalts durd 
Prüfung und Feititellung der Rechnungen über Einnahmen und 
Ausgaben von Reihsgeldern, über Zugang und Abgang von 
— —— und über die Verwaltung der Reichsſchulden“ 
ühren. 

Deſſen Thätigkeit iſt alſo nicht eine verwaltende, ſondern lediglich 
eine kontrolierende. Der Rechnungshof darf nicht in den Gang der Verwaltung 
eingreifen, er hat feinerlei Vollzugsgewalt. Die Kontrole erftredt ſich auf die 
geſamte Wirtichajt des Reiche, aber nur auf die eigene Wirtſchaft desjelben, 
alſo z. B. nicht auf die Zereinnahmungen der Zölle und Reichsſteuern durch die 
bundesſtaatlichen Behörden. Die Kontrole iſt aber keine unbeſchränkte, ſondern 
fie betrifft nur „Rechnungen“, d. h. in dieſem Sinne zahlenmäßige Dar: 
legungen abgeichloffener Thatſachen; fie ift feine Kontrole ab ante, feine 
„contröle prealable“, wie 3. B. in Italien, Oeſterreich u. j. w., jondern eine 
Kontrole ex post, eine Kritik der Vergangenheit; fie hat in erjter Linie nicht 
Präventiv: jondern Repreifivcharafter und fie wird ausgeübt durch „Prüfung 
und Feititellung“ der Rechnungen, d. h. auf Grund der Prüfung bejtimmt 
der Rechnungshof, ob und inwieweit die Rechnungen „richtig“ find und erklärt 
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zugleih, ob und inwiefern in den der betr. Rechnung zu Grund Tiegenden 
Einzelfällen von den für leßtere geltenden Vorſchriften abgewidhen worden ift, 
jeien Sole nun blos für die vollziehenden Rechnungsleger oder für die an 
mweilenden, den Rechnungslegern vorgejegten Behörden gegeben, jeien es einjeitige 
Anordnungen der Verwaltung oder Beitimmungen der Gejeße oder der Etats. 
Die Kontrole ift aljo gleichzeitig eine jog. „Rehnungsfontrole” im engeren 
Sinn, eine „VWerwaltungsfontrole” und eine „Verfaſſungskontrole.“ 

Bei der Rehnungsfontrole, welche die der Einjendung der Rechnungen 
an den Rechnungshof vorhergehende Vorprüfung, „Abnahme“, durch die Mittel- 
behörden ergänzt und beftätigt, handelt es fi im wejentlihen darum, ob der 
Rechnungsleger richtig gerechnet und die Nechnungsfurmalitäten eingehalten hat, 
jowie ob andererſeits die in der Rechnung aufgeführten Thatſachen den erteilten 
Anweiſungen entiprechend vorgetragen find, während die Verwaltungs: 
fontrole in eriter Linie die anmeifenden, dem Rechnungsleger vorgelegten 
Behörden betrifft und zwar hauptjächlih in der Richtung, ob die der 
— zu Grund liegenden Anordnungen in der vorgeſchriebenen Form den 
für die Verwaltung geltenden Normen und Grundſätzen entſprechen. Die Ver— 
waltungsfontrole wird zur Verfaſſungskontrole, wenn und inſoweit die 
oben genannte „Entlaſtung“ durch die gejeßgebenden Faktoren in Trage fommt. 

Anlangend die Stellung des Rechnungshofs im Reichdorganismus, jo 
war die preußiſche Oberrechnungsfammer durch die Jnftruftion von 1824 ($ 50) 
als ein jelbftändiges, nur dem König untergeordnetes Kollegium 
erflärt worden, nachdem jeit Schaffung der Behörde (1714) ſchon vom Gründer 
derjelben, und jodann von deſſen Nachfolgern deren Selbitändigfeit durd) Unter: 
ordnung unter die Finanzminiſter oder das Staatöminifterium oder den Staatö- 
fanzler wiederholt erhebliche Einſchränkungen erfahren hatte. Der v. Patow'ſche 
Entwurf lautete in gen. Hinſicht: „Die Oberrechnungstammer iſt eine von den 
Miniſtern unabhängige, nur Uns jelbjt untergeordnete Behörde . . . . .“ Hiezu 
hatte die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes zur Vorberatung des Geſetzent— 
wurts, ausgehend von der nicht völlig zutreffenden Annahme, daß das Amt der 
Oberrechnungskammer genau dem der Gerichte entipreche und daß daher die unent: 
behrliche Unabhängigkeit der Behörde mit denſelben Worten jeftzuftellen jei, mit 
denen die Preußiiche Verfaffungsurfunde durch Artikel 86 die Unabhängigkeit 
der Richter ausjpredhe, unter Streihung der Worte betr. Unterordnung unter 
den König, beichloffen, daß die Oberrechnungfammer als eine von den Mliniftern 
unabhängige Behörde „bei der Verwaltung ihres Amtes feiner andern Autorität, 
als der der Geſetze unterworfen jein ſolle.“ Es war bier nicht genügend be: 
rüdjihtigt worden, daß die Behörde außer der Verfaſſungskontrole auch die 
Verwaltungsfontrole auszuüben hatte, und ferner, daß in der Eonftitutionellen 
Monarchie alle ftaatlihen Organe dem Monarchen ald dem Inhaber der voll: 
ziehenden Gewalt im allgemeinen unterjtellt ſein müſſen. Bei dem Preußiſchen 
Oberrehnungstammergejeg von 1872 und ebenjo bei den Entwürfen zum Reichs: 
kontrolgeſetz blieb jener Kommiſſionsbeſchluß mit Recht außer Betracht. Aehnlich, 
wie für Preußen, genügt es auch für das Reich, die Unterordnung der Kon— 
trolbehörde unter die Reichsverwaltung und insbeſondere den Reichskanzler aus— 
zuſchließen, im übrigen aber durch die Einzelbeſtimmungen des Kontrolgeſetzes 
klar zu legen, inwiefern der Rechnungshof, unabhängig vom Kaiſer, aber auch 
abhängig vom Parlament, nur dem Gejeß unterworfen fein joll. 

Die Kontrolbehörde des Reichs ift weiterhin auch für künftig nur als eine 
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Behörde, ohne Unterorgane, in Ausficht genommen. Die dermaligen Berhältnifie 
des Reichs erfordern zur Vermeidung des Zugroßwerdens diejer Behörde eine Ent: 
(aftung derſelben von unerheblichem Detail, nicht aber die Schaffung weiterer 
Kontrolorgane. Die Einführung des öfterreichiich italienischen Syſtems der 
vorgängigen SKontrole, wonach den Rechnungs- und Verwaltungsbehörden be: 
iondere, die jog. Bilafontrole ausübende Behörden beigegeben find, oder die 
Verwirklihung des L. v. Stein’ihen Vorſchlags, jeder Gentralbehörde eine von 
jener völlig unabhängige, dem Rechnungshof unteritellte Anweiſungskontrolbehörde 
zuzuteilen, widerrät ſich ſchon aus finanziellen Rüdfihten. Etatöwidrigfeiten 
würden durch dieje Einrichtung allerdings für die Regel von vornherein ver: 
hindert, allein die mit jenen Unregelmäßigfeiten verfnüpften Nachteile find nad 
den bisherigen Erfahrungen nicht derart, daß fie ſolch Eoftipielige Präventiv- 
maßnahmen ausreichend rechtfertigen fünnten. Auch die in Bayern beftehende, 
mwejentlich auf eigene Anſchauung der fontrolierenden Organe und mündlichen 
Verkehr derjelben mit den Rechnungs: und Berwaltungsitellen gegründete Decen: 
tralilation, der wir an fidy den Vorzug von der preußiichdeutichen Einrichtung 
geben möchten, ließe ſich ohne tiefgreifene, bedeutende Mehrkoſten erfordernde 
Henderungen für den großen Organismus des Reichs faum durchführen. 

Bei der Beſetzung der Mitgliederftellen der Kontrolbehörde 
den Reichstag zu beteiligen, würden wir nad) dem bereit3 Ausgeführten nicht 
für angezeigt eradhten. Eine jog. Präjentation, wie fie etwa bei der altgerma: 
niſchen Ständeverfaſſung beſtand, ſtünde mit dem jetzigen Reichsſtaatsrecht nicht 
im Einklang. Zudem geben Majoritätswahlen für die Beſetzung ſolcher Stellen 
mit den richtigen Perlönlichkeiten wohl feine beſſere Garantie, als die auf Vor: 
ſchlag des Präfidenten der Behörde erfolgenden Ernennungen durch die Krone; 
auch ift fraglich, ob bei Anstellung auf Lebenszeit das Intereſſe für die Reichs: 
vertretung dauernd erhalten bliebe, während bei Wahl etwa nur je für die 
Legislaturperiode die aus langjähriger Erfahrung erwachſende Sachkunde nicht 
immer vorhanden märe. 

Aber ud) hinfichtlich der dur die Entwürfe vorgejehenen Ernennung ber 
Direktoren und Räte des Rechnungshofs auf Borihlag des Bundesrat3 
— das hier noch geltende Gejeß v. 4. Juli 1868 betr. die Kontrofe des 
Bundeshaushalts Für 1867/69 ichreibt die Wahl der Recdnungshofmitglieder 
durch den Bundesrat vor — dürfte die zu leßtgenanntem Gejeß gegebene Bes 
gründung, „daß die Finanzintereſſen der übrigen Bundesſtaaten durch die Or— 
ganiſation der Kontrolbehörde weſentlich mitberührt werden“ jetzt nicht mehr 
ausreichen, um hier eine Einſchränkung des dem Kaiſer durch Art. 18 der 
Reichsverfaſſung beigelegten Rechts zur Ernennung der Reichsbeamten zu recht— 
fertigen. 

Die kaiſerliche Ernennung von einer formellen Qualifikation der Mitglieder 
(Bekleiden einer beſtimmten Stellung im Staats- oder Reichsdienſt ꝛc.) oder von 
einem | Probebienft abhängig zu machen, jcheint uns ohnehin ausgeſchloſſen zu ſein. 

Die Zuteilung eines jtändigen Vertreters der Neichöregierung zu der Kontrol— 
behörde, welcher, wie etwa in Frankreich oder Italien, die Verbindung zwiſchen 
Kontrolbehörde und Regierung zu vermitteln, jowie Pflichtverlegungen der unter: 
jtellten Behörden bei Behandlung der Rechnungsſachen zur Beitrafung zu bringen, 
überhaupt gewiſſermaßen die Rolle eines Staatsanwalts bei der Kontrolbehörde 
zu übernehmen hätte, ließe ich, abgeſehen davon, dat eine ſolche Einrichtung 
das Spitem jener Länder zur Vorausjegung haben würde, mit der für Preußen 
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und das Reich beitehenden Auffaſſung von der Unabhängigkeit der Behörde nicht 
wohl vereinbaren. 

Aus dem an die Spite geftellten Grundiag für den MWirfungsfreis des 
Rechnungshofs — $ 1 des genannten Entwurfs — folgt, daß alles, was im 
Neihshaushaltsetat als Geldeinnahme und Ausgabe ericheint, in jeiner Zus 
ſammenſetzung bis ins Einzelne der rechnungsmäßigen Prüfung und FFeititellung 
der Kontrolbehörde unterliegt. Somit beitimmt $ 9 des Entwurfs: „Der Reviſion 
dur den Rechnungshof unterliegen zuvörderſt alle diejenigen Rechnungen, durd) 
welche die Ausführung des feitgeitellten Reichshaushaltsetats (Art. 69 der Reiche: 
verfaffung) und der ſämtlichen Etats und Unterlagen, auf welchen derjelbe 
beruht, dargethan wird.“ Die Ausdehnung der Wirkſamkeit der Kontrolbehörde 
auf die weiter in diefem Paragraphen genannten, ganz oder teilmeile aus Reichs— 
mitteln unterhaltenen und von Reichsbeamten verwalteten Anstalten, Stiftungen ꝛc. 
it dur) das hier obwaltende finanzielle Intereſſe des Reichs begründet. Ferner 
folgt aus dem genannten $ 1 die Notwendigfeit der Prüfung und Feititellung 
der Rechnungen über das nicht in Geld beitehende Eigentum des Reiche. 
Daher lautet, als Korrelat zu der vorerwähnten Beltimmung des $ 9, $ 11 
Abi. 1: „Zur Nevifion des Rechnungshofs gelangen ferner die Rechnungen der 
Reichsbehörden, Neichöbetriebsanftalten und Reichsinftitute über Naturalien, Vor: 
räte, Materialien und überhaupt das geiamte, nicht in Geld beitehende 
Eigentum des Reiche." Hier trifft die zu dem entiprechenden Paragraphen des 
Preußiichen Oberrechnungstammergefeßes gegebenen Begründung, daß es ſich dabei 
um Rechnungen handle, welche nicht die Ausführung des Etats zum Gegenstand 
haben, nicht zu, weil die betr. Rechnungen der Neichöverwaltung in der Megel, 
wenn nicht unmittelbar, jo dod) mittelbar den Etat und jeine Unterlagen ausführen. 

Die jeßt Ichon beitehenden und auch fernerhin vorgejehenen Abweichungen 
von dem Grundiaß des S 1, und zwar: $ 9 Abi. 3 betr. Ausnahme der 
Rechnungen über geheime Ausgaben von der Nevifion durch den Rechnungshof, 
5 10 betr. die jchon erwähnte anderweite Behandlung der Selbitbemwirt: 
Ihaftungsfonds des Heeres und der Marine, jowie der Kontrole der 
Brot: und Futtergebührnifje der Truppenteile und einzelner Empfangs: 
berechtigter desHeeres, endlich $ 12 betr. event. Ausſchließung unbedeutender 
Rehnungen von der Rechnungsprüfung, ergeben ſich, eritere ($ 9) aus 
politiichen, leßtere (SS 10 und 12) aus Zweckmäßigkeitsgründen. 

Die in den Etats auögejegten Fonds zu geheimen Ausgaben find, 
beiläufig bemerkt, im Verhältnis zu den geheimen Ausgaben anderer Großitaaten, 
wie zu den Gejamtausgaben des Reichshaushalts, Klein. Der Spezialetat des 
Auswärtigen Amtes für 1902 enthält ebenjo, wie die betr. Etat3 der voran: 
gegangenen Jahre jeit 1892/93 unter den Allgemeinen Fonds 500 000 ME. 
„zu geheimen Ausgaben“. Der Etat für 1892/93 hatte diejen, jeit 1870 mit 
48 000 ME. dotierten Fonds auf vorgenannte Summe erhöht, um den dringenditen 
Bedürfniffen des auswärtigen Dienftes zu genügen, ſowie mit Rückſicht darauf, 
daß andern Regierungen für die betr. Zwede weit höhere Summen (Frankreich 
und Rußland je gegen 1 Mill. ME.) zur Verfügung ftanden. Weiter werden 
dem Preußiichen Kriegsminiſterium und der Neichdmarineverwaltung jeit Jahren 
unter den Kapiteln „Zu verichiedenen Ausgaben“ für „geheime‘ Ausgaben“ 
eriterem 34 500 Mk., letzterem 50 000 ME. überwiejen. Der Etat für 1902 
erhöhte letere Summe auf 130 000 ME. Ferner bewilligt erftmals der Etat 
für 1902 unter den fortdauernden Ausgaben (Kap. 22 Tit. 8) für beiondere 
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Zwecke des Generalitabs 350 000 ME. Bei letterem Fonds, jowie bei ben 
zn Fonds des Kriegaminifteriums und der Marine, welche ſämtlich, im 
egenjaß zu den geheimen Fonds des Auswärtigen Amts, übertragbar find, if 
je im Etatsdispofitiv ausgeiprochen, daß die Jahresrechnungen über dieje Fonds 
der alleinigen Prüfung des betr. oberjten Chefs unterliegen, welcher aud) die 
Entlaftung darüber erteile.. (Val. aud) wegen der Ausnahme geheimer fonds 
von der Revifion das Preußiihe Oberrechnungskammergeſetz $ 9 letter Abi.) 
Was jodann die Befugnis des Rechnungshof betrifft, Rechnungen von 
untergeordneter Bedeutung, über Nebenfonds ac. von der regelmäßigen 
Revifion auszuſchließen und leßtere den Berwaltungsbehörden zu überlaſſen, io 
ſoll hiedurch namentlich; einer zu der Bedeutung diejer Rechnungen nicht im 
richtigen Verhältnis ftehende Vermehrung des Perſonals der Prüfungsbehörde 
vorgebeugt werden. Eine ſolche Ausſchließung hat von jeher beitanden und ift, 
wie die Mlotive des in Nede ftehenden Entwurfs mit Recht jagen, „auch fernerhin 
unvermeidlich, um eine gründliche Revifion der wichtigeren Rechnungen nicht zu 
beeinträchtigen.“ Der Entwurf fteht, in Uebereinitimmung mit dem Preußiichen 
Oberrehnungsfammergejeg von 1872, $ 11, eine ſolche Ausſchließung innerhalb 
der bisher beitandenen Grenzen vor. Da nun aber jeit Entjtehung des Reichs 
der Begriff „finanziell untergeordnet“ ſich geändert hat — 1872 balancierte 
der Reichöhaushaltsetat mit rund 117 Mill. Thlrn., 1902 balanciert er mit 
rund 2304 Mill. ME. —, fo wird, unbejchadet des Nechts der Kontrolbehörde, 
die von der regelmäßigen Prüfung ausgejchloffenen Rechnungen von Zeit zu Zeit 
einzufordern, um ſich von der Vorichriftsmäßigfeit der betr. Verwaltung zu über: 
zeugen, zu erwägen fein, ob dieje Grenzen für fünftig nicht weiter zu fteden 
ind. Wenn e8 richtig ift, was bei früheren Parlamentsverhandlungen mehrfach 
betont wurde, daß Preußen und ſomit das Reid durch das Kleine groß geworden 
find, jo folgt unjeres Erachtens daraus noch nicht, daß das Reichswohl gefährdet 
wird, wenn man auch in dieſen Dingen, der Größe des Reichs entſprechend, 
jetzt größere, weitere Gefichtöpunfte aufftellt. Was früher als die Sorgfalt um 
das Kleine jeine volle Berechtigung hatte, möchte unter den jeigen Verhältniffen 
öfters als Kleinlichfeit anzujehen jein. Auch in andern Großftaaten, in denen 
das Kontroliyftem zum Zeil jchärfer ausgebildet ift, ala im Deutichen Neid), 
unterliegen unerhebliche Rechnungen nicht der Reviſion der oberjten Prüfungs: 
behörde ; in Frankreich 3. B. werden Rechnungen unter 30 000 Fres. überhaupt 
nicht dorthin vorgelegt, Jondern in den Provinzialinjtanzen (Departements) er: 
ledigt; ein ähnliches Verfahren beſteht hinſichtlich ſolcher Rechnungen in Italien; 
in mehreren Ländern erfolgt die regelrechte Prüfung namentlid) bei Eleineren 
Rechnungen nicht alljährlich, ſondern von Zeit zu Zeit, nad) Auswahl x. 

Aus Ähnlichen Gründen, wie fie zu den Rechnungen von untergeordneter 
Bedeutung angeführt find, hätte ſich auch fernerhin die regelmäßige Prüfung 
des Rechnungshofs bezüglic) der je nah Maßgabe des Neichshaushalts als 
Pauſchquanten zu gewährenden jog. Selbitbewirtihajtungsfonds des 
Heeres und der Marine, dem Begriff „Pauſchquantum“ entiprechend, unter 
Beibehaltung des bisherigen, auf die Zeit der Entjtehung des ftehenden Heeres 
in Preußen zurüdreichenden Verfahrens nur auf die VBerausgabungen im ganzen, 
nicht aber auf die Verwendung im einzelnen (dev Verwendungsnachweis im 
einzelnen wird durch die KHaflenbücher der Truppen zc. geführt) zu eritreden und 
wäre weiter, wie dies ſchon jeit 1823 in Preußen geichieht, die Innehaltung 
der etatsmäßigen Brot: und Futtergebührniſſe des Heeres für 


I. Zur fünftigen Gejtaltung der Reichshaushaltskontrole. 501 


die Regel von den oberſten Militärverwaltungsbehörden des Reichsheeres un— 
mittelbar zu überwachen und auszugleichen. Bemerkenswert iſt hier 3. B., daß 
in Stalien jeit 1895 nad Auflöſung des Militärrechnungshofs (ufficio di 
revisione delle contabilita militari) als jelbitändige Behörde, die Prüfung der 
Rechnungen der Truppenteile und militäriichen nftitute in ehr großem lm: 
fang unmittelbar vom Kriegsminiſterium erfolgt. 

Bon den auf dieje Selbitbewirtichaftungstonds und die Naturalfontrofe be: 
züglihen Beitimmungen des 8 10 des Entwurfs, welche ein Stüd Wtilitärgeleß: 
gebung in ſich ſchließen und jelbitredend für das Preußiiche Oberrechnungsfammer: 
gejeg nicht in Frage kommen konnten, ift die erftere betr. die Selbitbewirt- 
ihaftungsfonds aus dem v. Patow'ſchen Entwurf von 1862 übernommen worden. 
Bei einer jährlichen Gefamtausgabe des Militäretats von rund 40 Millionen Thlr. 
betrugen jene Fonds damals jährlicd ca. 2 Millionen Thlr. Davon ausgehend, 
daß die Größe diefer Summe eine nur probeweile Reviſion, wie fie der leßt: 
genannte Entwurf vorjah, nicht ausreichend ericheinen Laffe, vielmehr eine regel: 
mäßige Revision durch die allgemein für die Kontrole des Staatshaushalts ein: 
gejegte unabhängige Behörde unumgänglid) made und daß nur eine jolche regel— 
mäßige Reviſion es ermögliche, die Höhe dieſer Paujchquanten rechtzeitig, je nad 
ihren Zwecken, zu regulieren, beichloß die mehrgenannte Kommiffion 1862, es 
Jolfe die jeitherige Einrichtung, aljo die Prüfung und Entlaftung durch die 
militäriſchen Mufterungstommilfionen an Ort und Stelle, aufgehoben und der Ober: 
tehnungsfammer die Rechnungsrevifton auch in diejer Hinficht in vollem Umfang 
übertragen werden. Man hatte dabei nicht genügend beachtet, daß hiedurch (es 
handelte ſich um einen Geichäftszumacs von mehreren Tauſend Jahresrechnungen 
bei der Revifionsbehörde) im ntereife der formalen Ordnungsmäßigfeit dem 
Staat jowohl bei der Prüfungsbehörde, ala bei den Truppen thatſächlich ein 
erheblicher, mit ausgedehnter Vielichreiberei verbundener Mehraufwand erwadjien 
wäre. Zur Zeit dürften die Selbitbewirtichaftungsfonds bei der Preußiichen 
Militärverwaltung zu der jährlichen Gejamtausgabe derjelben ungefähr in dem— 
ſelben Verhältnis jtehen, wie im Jahr 1862. Bei der Marineverwaltung find 
die Selbitbewirtihaftungsfonds nur Hinfichtlich der Schifföverpflegung von Belang ; 
da nunmehr alle Schiffe das Syitem der Selbjtverpflegung angenommen haben, 
ſo beläuft fich zur Zeit die den Schiffskommandos zur Selbtverpflegung der 
Mannſchaft, als Selbitbewirtihaftungsfonds, zu überweilende Summe auf jährlich) 
ca. 4 Millionen ME. (Kap. 52, Tit. 2 des Marineetats). Bei den ökonomiſchen 
Mufterungen des Heeres wird darauf gehalten, daß der Zwed, zu dem die 
Selbſtbewirtſchaftungsfonds beftimmt jind, vollitändig erfüllt und daß mit den 
Einnahmen auögereiht wird. Nicht gehörig belegte oder beitimmungswidrig 
verausgabte Beträge werden ſofort in Einnahme gejtellt. Durch Rückgabe eines 
beiheinigten Fondsabichluffes wird dem ITruppenteil von der, aus einem höheren 
Zruppenbejehlshaber als Vorfigenden und einem Intendanturbeamten gebildeten 
Kommilfion „Entlaftung” erteilt. Es it jchon wiederholt getadelt worden, daß 
bei diefem Verfahren Willkürlichkeiten und Mißgriffe mitunterlaufen; allein 
Fälle diefer Art find doch nur vereinzelt. Wir halten das hier zu Grund 
liegende Prinzip der Feltitellungen auf Grund Augenſcheins und mündlicher 
Verhandlung (vgl. aud) das Verfahren in der bayeriichen Zivilverwaltung) für 
ein gejundes, das nicht eingejchräntt, jondern, wenn irgend thunlich, ausgedehnt 
werden jollte. U. E. würden die Unzuträglichkeiten, die dadurd) entitünden, daß 
die Revifionsbehörde genötigt wäre, hier lediglich nach den Akten zu urteilen, 
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ohne die Beſchaffenheit der betr. Arbeiten und Materialien ꝛc. zu kennen, ſchwerer 
wiegen, als jene Unregelmäßigfeiten. 

Auch die Naturalfontrole der Militärverwaltung hat ſich bewährt und wird 
aus den in der Begründung des Entwurfs ausgeführten Erwägungen beizu: 
behalten jein. 

Der beitehende Zuitand wäre, wie jchon früher erörtert, wohl nur infofern 
zu ändern, als der Rechnungshof verpflichtet fein jollte, von Zeit zu Zeit die 
erforderlichen Nachweiſungen ꝛc. einzuverlangen. 

Eine Ergänzung des in $ 1 aufgeltellten Grundjages enthält der $ 13 
des Entwurfs: „Die Revifion der Rechnungen ift außer der Rechnungsjuftififation 
noch bejonders darauf zu richten, a) ob bei der Erwerbung, der Benutzung und 
der Veräußerung von Reichseigentum, bei der Erhebung von Reichseinnahmen, 
joweit joldye durch Reichsbehörden erfolgt, und bei der Verwendung der Einkünfte 
des Reichs nad) den bejtehenden Gejegen und Borichriften unter genauer Be: 
achtung der mahgebenden VBerwaltungsgrundjäge verfahren worden ift; b) ob 
und wo nad den aus den Rechnungen zu beurteilenden Ergebnifien der Ver: 
waltung zur Beförderung der Reichszwecke Abänderungen nötig oder ratiam find.“ 
Hier wird in veränderter Form das wiedergegeben, was in $ 1 der mehrgenannten 
Inſtruktion von 1824 ala Zwed der Oberrechnungskammer bezeichnet ift. Der 
v. Patow'ſche Entwurf hatte nur den eriten Zeil, zu a, als $ 10 aufgenommen, 
und zwar mit der Begründung, daß die Uberrechnungsfammer, damit die 
Nevifion der Rechnungen ihren Zwed erfülle, ein Urteil über die geführte Ver: 
waltung zu gewähren, nicht auf eine bloß formelle und falkulatoriiche Prüfung 
beichränft jein dürfe; ſo lange die Oberrechnungskammer beftehe, habe fie die 
Beitimmung der materiellen Prüfung und Begutachtung gehabt; im ihr liege 
der wejentlichite Zeil ihrer Bedeutung und die Grundbedingung einer erfolg: 
reihen Stontrole des Staatshaushalts, ſoweit überhaupt die Rechungsreviſion 
das Mittel dazu darbiete.. Von der Kommiſſion war der $ 10 des Entwurjs 
ohne weiteres angenommen worden. Der Entwurf des Oberrechnungskammer— 
Gejeßes von 1872 lautete in genannter Sinficht im weſentlichen ebenjo, wie der 
von 1862 und war ebenjo begründet worden, wie jener. Die Kommilfion des 
Landtags nahm jedody hier troß des anfänglichen Widerſpruchs der Staats: 
regierung aus der nitruftion auch den zweiten Teil, zu b, auf; hienach Tand 
auch diejer zweite Teil Aufnahme in das Geſetz. Der Entwurf des Reichs— 
geſetzes — $ 13 — wiederholt mit der dv. Patow'ſchen Motivierung lediglich 
den genannten $ 12 des Preußiichen Oberrechnungstammer:Gefeges. Anlangend 
den erjten Zeil diefes $ 13 — a —, jo laſſen Faſſung und Begründung deö 
Entwurfs die irrige Annahme zu, ala ob in $ 1 nur die formelle und kalkulatoriſche 
und erſt hier die materielle Prüfung behandelt werde, während, wie bereit3 aus 
geführt, die materielle Prüfung ſchon in $ 1 ausgeſprochen ift. Der Unterichted 
dürjte vielmehr darin liegen, daß außer der Feititellung, ob die Rechnungen im 
einzelnen Fall den für denjelben geltenden Beſtimmungen entiprechen, („Rechnungs: 
juſtifikation“, Recdnungsrichtigitellung), die Prüfung auch darauf zu richten if, 
ob die Verwaltung generell im Sinn der allgemeinen Grundjäße des Staats 
verwaltungsiyitems geführt wurde. Der zweite Teil des $ 12 des preußiſchen 
Oberrehnungstammer:Gefeges — b — hat bis jegt weder für Preußen, nod 
für das Reich große Bedeutung gehabt; letzteres würde, falla die betr. Be: 
ftimmung in das Reichsgeſetz übergeht, wohl auch künftig nicht der Fall fein, weil ſich 
eben das Weſen der Verwaltung für die Negel nicht aus Akten und Rechnungen, 
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jondern nur aus dem Leben jelbit Ichöpfen läßt. Möglicherweiſe erfüllt eine 
rehnungsmäßig ganz forrefte Verwaltung ihre eigentliche Aufgabe ungenügend, 
während eine mit dem Etats- und Nechnungsftandpunft des öfteren follidierende 
Verwaltung durch thatkräftige Verwirklichung fruchtbarer Ideen die Staatö- und 
Reichözwede jördern kann. Ueberhaupt wird man die Bedeutung der Rechnungs— 
revifion für die Verwaltung als joldye nicht üderichäßen dürfen. Der Schwer: 
punft der Verwaltungsfontrole liegt in der Prüfung der Gebührniſſe, alſo auf 
dem Rechtögebiet; hier läßt fich für die Negel auf Grund der Akten die Ent: 
Iheidung treffen und bier bietet die Thätigfeit der Prüfungsbehörde volle Ge: 
währ für die erforderliche rechtliche Ordnung und Gleichmäßigkeit; dagegen kann 
die Zweckdienlichkeit und Wirtichaftlichkeit von Verwaltungshandlungen in vielen 
Fällen aus den Rechnungen allein nicht richtig beurteilt werden. 


Während bezüglich des legterörterten $ $S 13 der Rechnungshof ausſchließlich 
für die Reichsregierung arbeitet — im Gegenjaß zu den $$ 1, 9 u. 11, wo: 
nad) er gleichzeitig für Neichsregierung und Reichsvertretung thätig ift — und 
jeine Vorjchläge auf Grund jenes $ an die Verwaltungsbehörden, in letter In— 
ftanz an den Kaiſer richtet — vgl. über den Geichäftsbericht an den Monarchen 
z 20 des Preuß. Oberrechnungsfammer:Gejeges und $ 21 des Enttourfe — 
wendet er ſich zufolge des dem $ 18 des Preuß. Geſetzes entſprechenden 8 19 
des Entwuris in Ausübung der jog. Staata: oder Verfafiungsfontrole 
an die beiden geleßgebenden Faktoren des Reichs, den Bundesrat und den 
Reichstag. Diefer 5 19 ericheint als der wichtigite Beitandteil des Kontrol: 
geieges, weshalb wir auf deſſen Entwidlung näher eingehen. 


Befanntlih wurde der Begriff „Bemerkungen“ in Art. 104 der 
Preußiſchen Berfaliungsurfunde auf Veranlaſſung des Herrenhaufes namentlich 
zu dem Zweck aufgenommen, um den im anfänglichen Berfaflungsentwurf vor: 
geiehenen unmittelbaren Verkehr zwiſchen Landtag und Oberrechnungskammer zu 
befeitigen ; es jollte diefer mündliche Verkehr durch die jchriftlichen „Bemerk— 
ungen“ erſetzt werden. 

Der mehrgenannte Entwurf des Preußiſchen Oberrechnungkammer— 
Geießes von 1862 wollte u. a. dem verfafjungsmäßigen Begriff „Bemerkungen“ 
ebenſo, wie demjenigen der en einen beitimmten geſetz— 
Iihen Inhalt geben und zwar in folgender Weile. $ 11 desielben bejagte, die 
Oberrechnungskammer habe fid) bei der Revifion * Rechnungen „insbeſondere 
auch“ der Prüfung etwaiger Etatsüberſchreitungen zu unterziehen, und wurden 
ſodann als „Etatsüberſchreitungen“, zu denen nach Artikel 104 der Verfaſſungs— 
urkunde die nachträgliche Genehmigung der Käufer ded Landtags erforderlid) jei, 
alle Mehrausgaben gegen die einzelnen Kapitel und Titel des nad Art. 99 
der V. U. jeftgeftellten (und publizierten) Staatshaushaltsetats, nicht aber aud) 
gegen die ihm zur Grundlage dienenden (nicht publizierten) Spezialetats und 
tahmeijungen erklärt. — Damit ftand der Entwurf auf dem Boden der Ver— 
faſſung. — $ 18 bejtimmte, injoweit Erinnerungen der Oberrehnungsfammer aus 
dem Grund aufgeitellt worden jeien, weil das Verfahren der verwaltenden Be- 
hörden bei der Vereinnahmung oder Erhebung, bei der Verausgabung oder 
Verwendung von Staatögeldern oder bei der Erwerbung, Benugung oder Ver: 
äußerung von Staatäeigentum mit den Beitimmungen des gejeglich jeitgeftellten 
Staatshaushaltsetats im Wideripruch geſtanden habe, werde der König die 
Niederichlagung derjelben nur mit eingeholter Zuitimmung beider Häufer des 
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Landtags verfügen. — Auf diefe Weije war das Kontrolrecht der Volksvertretung 
abgegrenzt. — $ 19 endlich lautete wörtlich: „Die Bemerkungen der Oberred: 
nungafammer, welche nad) Vorſchrift des Art. 104 der Verfaſſungsurkunde mit 
der allgemeinen Rechnung über den Staatshaushalt eines jeden Jahres von der 
Staatsregierung den Häuſern des Yandtags vorzulegen find, müflen ergeben: 
1) ob die in diefer Rechnung in Einnahme und Ausgabe aufgeführten Beträge mit 
denjenigen übereinftimmen, welde in den von der Oberrechnungsfammer te 
vidierten KHaffenrechnungen in Einnahme und Ausgabe nachgewiejen find; 2) ob 
und welche Etatsüberichreitungen im Sinne des $ 11 des gegenwärtigen Gelehes 
jtattgefunden haben; 3) über welche Erinnerungen nad) der Beitimmung in 
$ 18 von beiden Häujern des Landtags zu befinden ift.“ 


Die Kommission fahte den $ 11 folgendermaßen: „Bei der Reviſion 
der Rechnungen hat ſich die Oberrechnungstammer insbejondere auch der Prüfung 
etwaiger Etatsüberichreitungen und ſolcher ertraordinärer Ausgaben, für melde 
der Staatshaushaltsetat feine Dedungsmittel enthält, zu unterziehen. Etats 
überichreitungen im Sinn des Art. 104 der Verſaſſungsurkunde find alle Mehr: 
ausgaben, welche gegen die einzelnen Kapitel, Titel und Titelabteilungen de 
nad) Art. 99 der Verfaſſungsurkunde feitgeitellten Staatshaushaltsetats und der 
ihm zu Grund liegenden zur Prüfung des Landtags gelangten Spezialetats itatt: 
gefunden haben, ſoweit nicht einzelne Titel und Titelabteilungen in den Etats 
al3 übertragbar ausdrüdlicy bezeichnet find und bei joldhen die Mehrausgaben 
bei einem Titel oder bei einer Zitelabteilung durd) Minderausgaben bei andern 
ausgeglichen werden. 


Die Nachweiſung folder Etatsüberichreitungen ift zur Beſchlußnahme der 
Häuſer des Landtags zugleich mit der allgemeinen Rechnung des betreffenden 
Jahres vorzulegen. 


Die Nachweiſung der oben bezeichneten ertraordinären Ausgaben it da 
gegen jpätejtens im nächſten Jahr, nachdem fie entitanden find, zur Erteilung 
der nachträglichen Genehmigung des Landtags dem Staatshaushaltsetat beizu: 
fügen.“ Sodann änderte die Kommiſſion die obengenannte Faſſung des $ 18 
dahin, daß bei Abweichungen von den Beltimmungen der Geſetze, ins— 
bejondere des gejeglic) feitgeitellten Staatshaushaltsetats und der demjelben 
zu Grund gelegten zur Prüfung des Yandtags gelangten Spe 
ztaletats die Niederichlagung nur mit Zuftimmung der beiden Häuſer des 
Landtags geihehen könne. Ferner fügte die Kommiſſion dem $ 19 bei: „4) die: 
jenigen ertraordinären Ausgaben, zu welchen die Genehmigung des Landtags 
etwa noch nicht beigebracht ift; 5) diejenigen Fälle, in welden die Verfolgung 
eines Defekts etwa unterlafjen oder verweigert worden it.“ 


Der Entwurf des Preuß. Oberrechnungskammergeſetzes von 1872 erſcheint 
als Kompromiß zwilchen dem Entwurf von 1862 und den Kommiſſions— 
beihlüffen. Er nahm, hinausgehend über die durch die Verfaſſungsurkunde ge: 
gebene Verpflichtung, den Begriff der Etatsüberjchreitung im weſentlichen nad 
den Beichlüffen der Kommiſſion von 1862 an, nachdem für den Reichähaushalt 
von der Reichsregierung bereits zugeftanden war, daß jede einzelne Nummer, über 
die im Reichstag abgeitimmt worden ſei, die Reichsregierung Binde, und ſaßte 
den die „Bemerkungen“ betreffenden $ 18 — vgl. $ 19 des Entwurfs von 1862 — 
in folgender Weile: „Die nad) Vorichrift des Artikels 104 der Verfaſſungs— 
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urfunde mit der allgemeinen Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres 
von der Staatäregierung dem Landtag vorzulegenden, von der Oberrech— 
nungsftammer unter jelbitändiger, unbedingter Verantwort: 
Lichfeit aufzuftellenden Bemerkungen müſſen ergeben: 1) (wie in $ 19 
des Entw. v. 1862): 2) ob und inmieweit bei der Vereinnahmung und Er: 
hbebung, bei der Verausgabung oder Verwendung von Staatögeldern oder bei 
der Erwerbung, Benußung oder Veräußerung von Staatseigentum Abweichungen 
von den Beltimmungen des geleßlich Feitgeitellten Staatshaushaltsetats oder 
der von der Landesvertretung genehmigten Titel der Spezial: 
etats ftattgefunden haben, insbejondere 3) zu welchen Etatsüberjchreitungen die 
Genehmigung des Landtags nod) nicht beigebradjt iſt. Im Eingang des Paragraphen 
war der Oberredinungsfammer die „jelbitändige, unbedingte Verantwortlichkeit“ 
für die von ihr aufzuftellenden Bemerkungen beigelegt worden, „um zugleid) die 
Bollftändigfeit der Bemerkungen der Oberrechnungsfammer außer Zweifel zu 
ftellen und namentlic die bei verjchiedenen Gelegenheiten fundgegebene Bejorg: 
nis auszuſchließen, ala könne durch jujtifizierende Erlafje vor Aufitellung 
bejonderer Erinnerungen der oberiten Revifionsbehörde irgend eine Abweichung von 
den für die Verwaltung maßgebenden Beitimmungen der Kenntnis des Landtags 
entzogen werden.” Zufolge der Kommilfionsverhandlungen wurde in 2) hinter 
„Spezialetats” eingefügt: „oder von den mit einzelnen Poſitionen 
de3 Etats verbundenen Bemerkungen oder von den Beitimm: 
ungen der auf die Staatseinnahmen und Staatsausgaben oder 
auf die Erwerbung, Benutzung oder Veräußerung von Staats— 
eigentum bezüglichen Geſetze“ und, in 3) hinter „Etatsüberſchreitungen“: 
„im Sinn des Artikels 104 der Verfaſſungsurkunde ($ 19), ſowie zu welchen 
außeretatsmäßigen Ausgaben.” Sp wurde der Entwurf zum Gejeß und in 
dieſer Faſſung ift der 8 18 des preußiichen Gejeßes jeit 187.4 mahgebend für 
die Berfaflungskontrofe” des Reiche. 
Der in Rede jtehende Entwurf zum NReichsfontrolgejeß hat nun hier — 
3 19 — abgejehen davon, daß er als Ausgangspunkt ftatt des Art. 104 der 
Pr. V. U. den Art. 72 der Reichsverfaſſung an die Spige ſtellt, und weiterhin, 
nach dem Kommiſſionsbeſchluß zum eriten Entwurf von 1872, feſtſetzt, daß die 
allgemeine Rechnung jpäteitens in der erften ordentlichen Seifion des auf das 
Etatsjahr folgenden dritten Jahres gelegt werden müſſe, ferner an die Stelle 
von „Landtag” „Bundesrat und Reichsſtag“, und von „Staat“ „Reich“ treten 
lädt, die Faſſung des $ 18 des Preußiichen Gefehes aiff. 1) und 2) beibehalten 
und zugleid die Beitimmungen zu 2), entiprechend den früher erwähnten Be: 
jchlüffen der Reichſstagskommiſſton von 1874, durch den Beiſatz hinter „Geſetze“: 
„oder jolder hierauf bezügliher Verordnungen oder allge: 
meiner Vorihriiten ftattgefunden haben, welhe auf Grund 
einer ſpeziellen gejeglidhen Ermädtigung durd den Kailer, 
Bundesrat, Reichskanzler oder eine oberjte Verwaltungs— 
behörde erlafjen worden jind“, erheblich ermeitert, ferner Ziff. 3), 
ebenfalls nad den Kommilitonsbeichlüffen, ‚folgendermaßen gefaßt: „ins: 
bejondere 3), melde Gtatsüberichreitungen, ſowie welche außeretatsinäßige 
Einnahmen und Ausgaben stattgefunden haben.“ Der Schluß des $ 19 
fautet jodann, als weitere Neuerung gegenüber dem Preußiichen Gejet, zufolge 
des Kommilftonsbeichluffes zum eriten Entwurf von 1872: „Mit den Be: 
merfungen des Rechnungshofes it von demfelben eine Denkſchrift zu ver: 
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binden, weldye die hauptjächlichiten Ergebniffe der Prüfung überfichtlic zu: 


ſammenfaßt.“) 


Unſeres Erachtens laſſen ſich gegen dieſen $ 19 des Entwurfes infolge 
ſeiner eigentümlichen Entſtehung auf Grund von Kompromiſſen Einwendungen 
unter den Geſichtspunkten der Einheitlichkeit und der formalen Gliederung, jo: 
wie der zyolgerichtigkeit erheben und gilt im Uebrigen für ihn ganz bejonders 
das zweifelhafte Yob, das bei Beratung des Preußiſchen Oberrechnungskammer— 
geſetzes der Berichteritatter Yasfer dem ganzen Geſetz zu Teil werden ließ: „Das 


I) Es lauten: 

818 des Preußiſchen Oberrech— 
nungsfammergejeßesv.27. März 1872: 
„Die nach Vorichrift des Art. 104 der Ver: 
faſſungsurkunde mitderallgemeinen Rechnung 
über den Staatshaushalt jeden Jahres von 
der Staatsregierung dem Landtag vorzu— 
legenden, von der Oberrechnungskammer 
unter jelbjtändiger, unbedingter Verant— 
wortlichfeit aufzuftellenden Bemerkungen 
müſſen ergeben: 

1. ob die in der Rechnung aufgeführten 
Beträge in Einnahme und Ausgabe mit 
denjenigen übereinftimmen, welche in den 
von der Oberrehnungsfammer revidierten 
Kallenrehnungen in Ginnahme und Aus« 
gabe nachgewieſen find, 

2. ob und immwieweit bei der PBerein- 
nahmung oder Erhebung, bei der Veraus— 
aabung und Verwendung von Staatsgeldern 
oder bei der Erwerbung, Benußung oder 
Veräußerung von Staatseigentum, Abweich— 
ungen von den Beitimmungen des geſetzlich 
feitgeitellten Staatshaushaltsetats oder der 
von der Landesvertretung genehmigten Titel 
ber Spezialetat3 ($ 19) oder von den mit 
einzelnen Pofitionen des Etats verbundenen 
Bemerkungen, oder von den Bejtimmungen 
der auf die Staatseinnahmen und Staats- 
ausgaben oder auf die Erwerbung, Benußung 
oder Veräußerung von Staatdeigentum be= 
züglichen Gejeße itattgefunden haben, ins— 
bejondere 

3. zu melden Etatsüberichreitungen im 
Sinu des Art. 104 der Berfaflungsurfunde 
($ 19), jomwie zu welchen außeretatsmäßigen 
Auszaben die Genehmigung des Landtags 
noch nicht beigebradpt iſt.“ 

($ 19 d. O. R.K. G. jtellt feit, was Etats: 
überichreitungen im Sinn des Art. 104 d. 
BU. find.) 


$ 19 des leßten Entwurfs beö 
Reichsgeſetzes, betr. die Einrichtung 
und die BefugnijjedesRehmungs: 
hofes, vom 27. Februar 1877: „Die 
Rechnung, weldye nad) Art. 72 der Berfafjung 
dem Bundesrat und dem Reichstag über die 
Verwendung aller Einnahmen des Reids 
jährlich zulegen ift, muB jpäteitens in der 
ersten ordentlihen Seſſion des auf das Etat 
jahr folgenden dritten Jahres gelegt werden. 
Derjelben find die von dem Rechnungshoſe 
unter jelbjtändiger, unbedingter Berant: 
wortlichfeit aufzuftellenden Bemerkungen 
darüber beizufügen: 

1. ob die in der Rechnung aufgeführten 
Beträge in Einnahme und Ausgabe mit den 
jenigen übereinftimmen, welde in den von 
dem Rechnungshof revidierten Kaſſenrech— 
nungen in Einnahme und Ausgabe nadge: 
wiejen find, 

2. ob und inwieweit bei der Verein— 
nahmung und Erhebung, bei der Veraus: 
gabung oder Verwendung von Reichsgeldern 
oder bei der Ernerbung. Benußung oder 
Veräußerung von Reichgeigentum Abwei— 
ungen von den Beitimmungen des geſetzlich 
feitgeitellten Reihshaushaltsetats, oder der 
von dem Reichstag genehmigten Titel der 
Spezialetats oder von den mit einzelnen 
Pofitionen des Etatd verbundenen Pemer: 
fungen, oder Abweihungen von den Be 
ftimmungen der auf die Reichdeinnahmen 
und Neihsausgaben oder auf die Erwerbung, 
Benußung oder Veräußerung von Reis: 
eigentum bezüglicher Geſetze oder jolder 
hierauf bezüglicher Verordnungen oder all: 
gemeiner Vorſchriften ftattgefunden haben, 
welde auf Grund einer ſpeziellen gejeglichen 
Ermächtigung durch den Kaijer, Bundesrat 
oder eine oberite Verwaltungsbehörde er— 
laſſen worden find, insbejondere 

3. welde Etatsüberichreitungen, ſowie 
welche außeretatsmäßige Einnahmen und 
Ausgaben jtattgefunden haben. 

Vlit den Bemerkungen des Rechnungs⸗ 
hofes iſt von demielben eine Denlſchrift zu 
verbinden, welche die hauptiächliditen Er: 
gebniſſe der Prüfung überſichtlich zuſammen- 
jaßt.“ 
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Geſetz iſt ungewöhnlich feiner Natur; die Diftinktionen, die hier in Betracht 
fommen, fordern Berftandesichärfe und Logik in einem Maße heraus, das zum 
Glüd nicht für alle Gegenftände der Gejeggebung nötig iſt.“ 

Mir nehmen an, dab aud für Ddiejes Gebiet die Rechtsbeſtimmungen in 
furze, Har verftändliche und leicht anwendbare Sätze zu fallen find und möchten 
hienach Hinsichtlich der gejeglichen Regelung diefer Materie von folgenden Geſichts— 
punften ausgehen. 

An die Spike des Paragraphen ftellen wir nad) Maßgabe des Art. 72 der 
Verfaſſung den Zweck der Bemerkungen, die Entlaftung des Reichäfanzlers 
durd; Bundesrat und Reichstag. Es ift jomit das, was den Reichsfanzler gegen: 
über dem Bundesrat und dem Reichstag nicht belastet, alſo z B. alles, was 
in der dem Reichskanzler unterjtellten Verwaltung entweder noch jchwebt und 
in der oberiten Inſtanz noch richtig geitellt werden kann oder bereits ordnungs— 
gemäß außgeglichen ift, in die Bemerkungen nicht aufzunehmen. Auf der 
andern Seite müſſen aber die Bemerkungen auch grundiäglic” alles ergeben, 
was den Reichskanzler den gejeßgebenden Faktoren gegenüber belaitet, aljo aud) 
die Gnadenerlaffe, weldye Abweichungen von der in Gejegesform erklärten Willens: 
meinung der geleßgebenden Faktoren in ich ſchließen. 

Der Reichskanzler trägt dem Bundesrat und dem Reichstag gegenüber die Ver- 
antwortlichkeit nidyt nur für die gejamte unmittelbare Reichsverwaltung, jondern 
auch für die mittelbare Reichöverwaltung der Militärkfontingente; als einziger 
NReichsminifter iſt er in leßterer Hinficht zugleich der verantwortliche Reichs: 
friegäminifter. Die jchwierige Frage, ob und inwieweit ihm hier die Kontingents- 
friegäminifter untergeordnet find, kann an diefer Stelle außer Betracht bleiben ; 
jedenfalls hat der verfafiungsmäßig die Oberaufficht über das Militärweſen des 
Reichs führende Reichskanzler gegenüber den gejeßgebenden Faktoren die auf 
Grund der Reicshaushaltsetats erfolgten Einnahmen und Ausgaben der „Ber: 
mwaltung des Reichäheers“ verantwortlich zu vertreten. 

Eine Teilung jener Verantwortlichteit des Reichskanzlers gegenüber 
Bundesrat und Reichstag gibt e8 nicht. Demgemäß erſcheint es nicht richtig, 
wenn dur die Kommilfionsbeichlüffe zu den Entwürfen des Rechnungshofgeſetzes 
verlangt wurde, es jollen „die unter Werantwortlichkeit der Centralbehörden 
erfolgten” Abweichungen von den Geſetzen durch die Bemerkungen mitgeteilt 
werden, weil eben hier nur der Reichskanzler verantwortlid it. Somit 
wäre in der in Rede jtehenden Gejegesbeftimmung lediglich die VBerantwortlichkeit 
des Reichskanzlers, nicht auch diejenige der oberiten Reichsbehörden oder der 
Gentralbehörden gegenüber dem Neichöfanzler, zu behandeln. Ebenjo dürfte an 
diejer Stelle der an fich nicht klare Begriff der „ſelbſtändigen unbedingten Ber: 
antmwortlichfeit“ des Rechnungshofs dadurch zu bejeitigen jein, daß durd die 
Tyaflung des Gejetes die Verpflichtung des Nechnungshofs zur Mitteilung aller 
Abweichungen der genannten Art feftgeitellt wird. 

Mas nun den mejentlichiten Beitandteil des $ 19, d. h. die Beitimmungen 
unter 2) betrifft, jo fragt es ſich zunächſt, ob nicht die Worte: „bei der Verein— 
nahmung und Erhebung, bei der Verausgabung oder Verwendung von Reichs: 
geldern oder bei der Erwerbung, Benußung oder Veräußerung von Reichseigentum“ 
folgerichtig zu eriegen wären durch die Worte: „bei Ausführung der der Rechnung 
zu Grunde liegenden Etats“. Außer Zweifel jteht jodann die Aufnahme der 

„Abweichungen von den Beftimmungen des geſetzlich jeitgeltellten Reichshaushalts— 
etatd oder der vom Reichstage genehmigten Titel der Spezialetat3 oder von den 
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mit einzelnen Pofitionen des Etat3 verbundenen Bemerkungen.“ Nicht ebenſo 
verhält es fid) mit dem Paſſus über die jog. Finanzgeſetze. 

Schon in dad Preußiiche Oberrechnungsfammer:Gejeß war durch die 
Einfügung der mit der -Etatöfeititellung in feinem Zuſammenhang ſtehenden 
„Finanzgeſetze“ ein der Verfaſſungsurkunde fremder Gedanke hereingefommen. 
Als gemeinfamer Gelichtspunft für Etat und Finanzgeſetze ließ ſich wohl nur 
die Vereinbarung zwiichen Regierung und Volksvertretung über finanzielle An: 
gelegenheiten des Staats anführen; allein die „Finanzgeſetze“ enthalten für die 
Regel dauernde, generelle, Für ſämtliche Staatsangehörige geltende Normen, 
während der in Geſetzesform feſtzuſtellende ftaatliche Jahreswirtſchaftsplan nur 
das einzelne Jahr betrifft und nur Recht zwiichen Regierung und VBolfsvertretung 
ſchafft. Die preußiiche Staatörenierung hat denn auch 1872 Einipruch gegen 
die Aufnahme der genannten Beitimmung erhoben; fie gab ihn jedoch auf in 
der durdy die nachfolgende Erfahrung beitätigten Annahme, es werde, wenn eine 
Sache überhaupt jo wichtig Tei, daß deshalb eine Erörterung zwiſchen Staats: 
regierung und Landtag herbeizuführen oder gar die Entlaftung davon abhängig 
zu machen wäre, der Gegenjtand zur Cognition des Landtags fommen, ehe die 
Bemerkungen der Oberrehnungsfammer zur Vorlage gelangen. Die wichtige 
Trage, ob auf jene Weiſe grundjäglid” Meinungsverichiedenheiten zwiſchen der 
Oberrechnungskammer und den Miniſtern über die Auslegung der betreffenden 
Gelege durdy) den Appell an die Landesvertretung zur Enticheidung gebradıt 
werden jollen, wurde nicht weiter verhandelt. 

Für das Neid) läge an ſich noch weniger, als für Preußen eine rechtliche 
Notwendigkeit vor, hier die fyinanzgejege aufzunehmen. Denn, im Gegenjat 
zu Art. 104 der preußiichen Verfaſſungs-Urkunde, hat der Reichskanzler dem 
Bundesrat und Reichstag jährlih nur „über die Verwendung aller Einnahmen 
des Reichs“ zur Entlaftung Rechnung zu legen (vgl. Art. 72 u. 69 d. R.V.) 
es würde ſich hienad) alfo dieſe Entlaftung nur auf dasjenige zu eritreden haben, 
was über jene Verwendung der Reichdeinnahmen zwiſchen Bundesrat und Reichs: 
tag durch den Etat für das betreffende Jahr vereinbart wurde. Num it aber 
Art’72 der R.V. bereits durch Art. 10 des jogenannten Reichseigentumsgeſetzes 
vom 25. Mai 1873 injofern weiter ausgeführt worden, als demgemäß 
eine Nachweiſung der über: und außeretatsmäßigen Einnahmen aus der Ber: 
äußerung von Reichseigentum dem Bundesrat und Reichstag jedesmal jpätejtens 
in dem auf das betreffende Etatsjahr folgenden zweiten Jahr zur nachträglichen 
Genehmigung vorzulegen ift; andererjeits liegt, wenn jchon jeit der Geltung des 
Preußiſchen Oberrechnungsfammer:Gejeßes für das Reich nur wenige Fälle der 
die Reichöregierung belajtenden Abweichungen von den in Rede ftehenden Finanz— 
gefegen in die „Bemerkungen“ aufzunehmen waren, feine Veranlaffung vor, 
bier von dem Preußiichen Recht und dem bisher beitandenen Reichsrecht meient: 
lid) abzugeben. Somit würde ebenjo, wie dad Preußiiche Oberrechnungsfammer: 
Geſetz in $ 18 über die Verfaſſungsurkunde hinausgegangen it, hier auch das 
Reichskontrolgejeß über die Reichsverfaſſung hinausgehen etwa in der Art, daß 
die Aufnahme aller Abweichungen von den die Reichdeinnahmen oder Reid): 
ausgaben berührenden Beltimmungen der Reichögefeße vorzuichreiben wären. Unter 
letztere Beitimmungen Tallen beiſpielsweiſe auch die VBorichriiten der SS 10 und 11 
des Neichseigentumögeleßes v. 1873. Wenn dagegen bei oder durch Ermwerbung, 
Benutzung oder Veräußerung von Reichseigentum Einnahmen oder Ausgaben des 
Reichshaushalts nicht entitehen, jo gelangen der Natur der Sache nad) die betreffenden 
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Verwaltungsakte in der Rechnung über den Reichshaushalt nicht zur Ericheinung 
(vgl. dagegen 3. B. den alljährlich zufolge $ 12 des vorgen. Reichseigentums— 
gejeges von der Reichöregierung, ohne Mitwirkung der Kontrolbehörde, dem 
Reichstag zu liefernden — * — von den im Grundbeſitz des Reichs 
De Veränderungen, worunter aud Schenkungen, Taufchverträge 
x. Tallen.). 

Durch die vorgenannte Faſſung wäre im Mejentlichen Uebereinſtimmung 
mit dem Preußiſchen Geſetz — $ 18 - erzielt; andernteil3 möchten wir aber 
dieje Uebereinftimmung aud dadurch beibehalten, daß ebenjo, wie jeinerzeit die 
Finanzvorſchriften nicht in das preußiiche Geſetz Aufnahme gefunden haben, 
jolche auch hier nicht eingefügt werden. 

Bei den früheren Verhandlungen über das Kontrolgejeß ift mehrfad hervor: 
gehoben worden, daß in allen Fällen, wo die Vorjchriit, von der abgewichen 
werde, in irgend einem finanziellen Zujammenhang mit dem Etat ftehe, oder 
denjelben irgendwie beeinfluffe, die betr. Abweichung durch eine Bemerkung zur 
Kenntnis der gejeggebenden Faktoren gebracht werden ſolle, ohne Unterjchied, ob 
die Vorſchrift durch Gejeß oder einfeitig durch die Verwaltung gegeben jei, weil 
ja überhaupt im Reich die betr. Gejeßes: und Verwaltungsvorichriften aus ein: 
und bderjelben Quelle fließen. Demgegenüber glauben wir, daß hier durd) die 
Nichtbeachtung der Form, in welcher die Vorſchrift ins Leben tritt, die Grenzen 
zwijchen Gejeßgebung und Verwaltung aufgehoben würden; die Bemerkungen 
gelangten damit auf ein unbejtimmtes und unſicheres Gebiet; eine Menge weit: 
läufiger und, wie wir jpäter jehen werden, im Grunde genommen unfruchtbarer 
Erörterungen darüber, ob und inwieweit jene jehr verichiedenartigen, vielfach dem 
Wechſel und der Aenderung unterworfenen Vorſchriften auf den Etat eingewirft 
haben, wären die Folge. Diefem Mißſtand will der Entwurf durch die Be— 
ihränfung auf jog. legislatorische Vorſchriften finanzieller Natur begegnen. Allein 
einerjeitS würden die finanziell jchwerwiegenden „Reglements“ des oberjten 
Kriegäheren für Heer und Marine unter letzteren Begriff nicht fallen und 
andererjeit3 wären auch dieſe auf Grund bejonderer gejegliher Ermächtigung 
gegebenen Vorſchriften ſchließlich doch einfeitige, der Einwirkung der geſetzgebenden 
Traktoren entzogene Anordnungen der Erefutive. 

Laſſen fich hienady theoretiiche Einwendungen gegen das Hereinnehmen der 
Vorſchriften erheben, jo liegt nad) den bisherigen ans auch ein praftiiches 
Bedürfnis hiezu nicht vor, vielmehr dürfte zur Aufrechthaltung der finanziellen 
Ordnung im Reich die Beichränfung der Bemerkungen auf die genannten Be: 
ftimmungen der Etat3 und der Gejehe genügen. 

Wenn durd Abweichungen von jenen Vorſchriften über: oder außeretatsmäßige 
Ausgaben oder Einnahmen oder irgendwelche Verleßungen von Etatsbeftimmungen 
bewirkt werden, jo gelangt die betr. Angelegenheit durch die Haushaltsüberfichten und 
allgemeinen Rechnungen ohnehin zur Kenntnis der gejeßgebenden Faktoren; ander: 
mweitige erhebliche Abweichungen von ſolchen FFinanzvorichriften jozufagen unter der 
Dede der Etatsbeitimmungen find jeither nicht vorgefommen ; bei der weitgehenden 
Deffentlichfeit, die hier im Reiche beiteht, iſt auch für künftig nicht wahrſcheinlich, 
daß derartige Abweichungen, ſofern fie zu einer Schädigung der Allgemeinheit 
oder Einzelner oder zu innern Mipftänden der Verwaltung oder überhaupt zu 
Heritellung von Etatsjummen durch andere, ala die der Bewilligung zu Grund 
gelegten Traktoren führen, bis zur Vorlage der allgemeinen Rechnung, alfo etwa 
3 Jahre lang, ſich der Kenntnis des Bundesrats und Reichstags entziehen 
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würden. Ueberdies hätte bei Zweifeln über die Auslegung — darum wird es 
ſich meiſtens handeln, wenn die Kontrolbehörde eine Abweichung von einer 
Vorſchrift für vorliegend erachtet — nicht das Parlament, ſondern diejenige 
Inſtanz, welche die Vorſchrift erlaſſen hat, autoritativ zu entſcheiden. Allerdings 
ſteht auch bei Abweichungen von Finanzgeſetzen — und hierin liegt ein weſent— 
licher Unterſchied zwiſchen Abweichungen von Etatsbeſtimmungen und Finanz: 
geſetzen — das Recht zur Geſetzesauslegung verfaſſungsmäßig dem Bundesrat zu. 
Allein es wäre fonftitutionell nicht richtig, wenn ein jolches Gejeg im Widerſpruch 
mit der erklärten Willensmeinung des Reichstags, allo des einen Faktors der 
Gejeßgebung, angewendet würde. Hier aljo hat der Reichstag Rechte zu wahren 
und er wird in der Negel in der Lage fein, dies zu thun, noch ehe die betr. 
allgemeine Rechnung an ihn gelangt. Bei den nicht in Geſetzesform zu gebenden 
Vorſchriften dagegen ſteht ein Recht des Reichstags nicht in Frage, weil er eben 
bei Erlaß diejer Vorſchriften nicht mitzuwirken hat. Der Reichstag kann bei 
Feſtſtellung des Etats durch Herbeiführung „dispofitiver“ Beitimmungen aud) 
auf jene Verwaltungsvorichriiten einwirken oder unter Umitänden jolche ver: 
anlafjen; weiter aber geht jeine Befugnis zur Einwirkung auf die Ber 
waltung nicht. 

Bei Itrenger Durchführung des Grundjages, daß alle Abweichungen vom 
Etat den gejeßgebenden Faktoren mitzuteilen find, ergeben ſich natürlich zahl- 
reihe umerheblihe Bemerkungen über die jog. Fondsverwechslungen, d. h. die 
Verrechnung an ſich nicht unberechtigter Ausgaben oder Einnahmen an dem 
Etat nicht entiprechenden Stellen; die jämtlichen Fondsverwechslungen müſſen 
nämlid nad) dem Wortlaut der Beitimmung in die Bemerkungen aufgenommen 
werden, weil fie nicht allein formale, jondern auch materielle Abweichungen vom 
Etat find, infofern hier etatsmähige Mittel für andere, ald die durch den Etat 
vorgejehenen Zwede verwendet wurden. Der Bundesrat und der Reichstag haben 
im Jahre 1879/80 Grundiäße über die Behandlung diejer Fondsverwechslungen 
genehmigt und iſt jeither bei der Nechnungsfontrole danach verfahren worden. 
Durch eine Vorbemerkung des Rechnungshofs zur allgemeinen Rechnung für 
1898 wird eritmals zum Ausdrud gebracht, daß in die Zufammenftellung der 
Fondsverwechslungen, ſofern es ſich in den betr. Fällen nicht um prinzipielle 
tragen handelt, nur Beträge von mindeitens 20 ME. aufgenommen find. Zur 
Vermeidung unmejentliher Bemerkungen über Fälle, in denen mit Heinen Be: 
trägen nicht grundjäßlich, jondern aus Verſehen oder irrtümlich von den Etatö: 
beftimmungen abgewichen worden ift, dürften die gejeßgebenden Faktoren die 
Genehmigung zu der genannten Einſchränkung —- vielleicht genügt es, unter der 
genannten VBorausjegung nur Beträge von mindeftens 100 ME. aufzunehmen — 
alljährlich erteilen; unter Umständen wird durd) das Kontrolgejeß zu beftimmen 
jein, daß von der Mitteilung ſolcher unerheblicher Abweichungen abgeſehen werden 
kann, jo lange und joweit Bundesrat und Reichstag zuftimmen. 

Die unter Ziffer 1 des Entwurfs vorgejehene Beitimmung ift u. E. mit den. 
borerörterten Feſtſetzungen unter Ziffer 2 nicht auf gleiche Linie zu ſtellen. 
Denn bier handelt es ſich lediglich um die Erklärung der Sontrolbehörde, daß 
einerjeits die der allgemeinen Rechnung angefügten Spezialrechnungen mit den 
von der Kontrolbehörde geprüften Kaſſenrechnungen, andererjeit3 die allgemeine 
Rechnung jelbit ſowohl mit der von der Kontrolbehörde geprüften Hauptrechnung 
der Reichshauptkaſſe, als aucd mit den vorgenannten bereits bejcheinigten Zeil: 
rechnungen übereinitimmen. Dieje VBerficherung der Kontrolbehörde wurde jeither 
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zweckmäßigerweiſe nicht unter den „Bemerkungen“ zur allgemeinen Rechnung, 
ſondern je unter den einzelnen vorerwähnten Rechnungen abgegeben. Jene Er— 
klärung iſt bei dem preußiſch-deutſchen Syſtem, wo die allgemeine Rechnung 
ebenſo, wie in Frankreich und Italien von der Finanzverwaltung, nicht, wie in 
Bayern und Deiterreih, von der oberiten Rechnungsbehörde aufgeitellt wird, 
unentbehrlich; das Erforderliche hierüber ließe fich vielleicht mit der Beitimmung 
über die Vorlage der allgemeinen Rechnung verbinden. (Vgl. den erjten Sak 
des in Rede ftehenden Paragraphen des Entwurfs.) 

Die Ziffer 3) des Entwurfs hebt ebenjo, wie die Ziffer 3 des Preußiichen Ge— 
ſetzes, eine „bejondere Art der Abweichungen“ unter Ziffer 2) ausdrücklich hervor, 
unterjcheidet jich jedod) von jener dadurd), daß von der Genehmigung durd) die 
geleßgebenden Faktoren hier nicht mehr die Rede it. Schon bisher wurde von 
der Reichsregierung durch die ohne Mitwirkung dev Kontrolbehörde aufzuftellenden 
und je im nächſten Jahr nad) der Entjtehung den geleßgebenden Faktoren zur 
nachträglichen Genehmigung einzureichenden Etatsüberjchreitungen und außer: 
etatsmäßigen Ausgaben — $ 19 des Preußiichen Oberrechnungsfammer:Gejees 
— nit allein die über: und außeretatsmäßigen Ausgaben, jondern aud) die 
jämtlichen über: und außeretatsmäßigen Einnahmen, alfo nicht nur die jchon er: 
wähnten Einnahmen des $ 10 des Reichseigentumägeleges, für welche die nad): 
trägliche Genehmigung des Bundesrat3 und Reichstags vorgeichrieben ift, den 
gefeßgebenden Faktoren vollitändig darlegt. Bon leßteren iſt ſtets die erforder: 
liche nachträgliche ‚Genehmigung, vorbehaltlid der Rechnungsprüfung, ſowie der 
verfafiungsmäßigen Entlaftung, erteilt worden. Die allgemeinen Rechnungen 
haben das Ergebnis diefer jogenannten Haushaltsüberfichten im mejentlichen nie 
geändert, jo daß in genannter Hinficht etatsrechtlic; der Schwerpunkt in jenen 
Haushaltsüberfichten, nicht in den allgemeinen Rechnungen lag. Es läßt id) 
mit Grund annehmen, daß hierin aud künftig eine Yenderung nicht eintritt. 

Namentlih als Antrieb und Garantie für die richtige Aufftellung der 
Daushaltsüberfichten wird die unter 3) des Entwurfs vorgejehene Vorichrift in 
den in Rede ftehenden Paragraphen aufzunehmen ſein. Es möchte jedoch in 
Frage fommen, ob hier nicht die innerhalb des Rahmens des Etats liegenden 
Abweichungen von den maßgebenden Beitimmungen etwa in der Weile von den 
anßerhalb des Rahmens des Etats fallenden Einnahmen und Ausgaben des 
Reichshaushalts zu unterjcheiden wären, daß mit entiprechenden Venderungen 
die unter 3) vorgejehene Beſtimmung derjenigen unter 2) als bejondere Vorſchrift 
gegenübergeftellt würde, ftatt daß jte ihr untergeordnet oder angegliedert wird. 

Im übrigen werden wir die Begriffe „Beitimmungen“ des Etats, außer: 
und überetatsmäßige Einnahmen und Ausgaben x. bei Beſprechung des Reichs— 
wirtichaftägejeßes, aljo des materiellen Etatsrechts erörtern. Für das Reid) 
(tegt u. €. fein Grund vor, ebenjo, wie dies bei dem Preußiichen Oberrech— 
nungsfammergejeß geichehen iſt, Beitimmungen des materiellen Etatsrecht in das 
Kontrol: oder Rechnungshofgeſetz hereinzunehmen. Unter dem Geſichtspunkt der 
Scheidung zwiſchen formellem und materiellem Recht würden wir auch die Frage 
verneinen, ob das Kontrolrecht und die Kontrolpflicht der geſetzgebenden Faktoren 
auf den Inhalt der Bemerkungen der Kontrolbehörde eingeſchränkt werden ſolle, 
indem wir davon ausgehen, daß dieſe Bemerkungen die Entlaſtung durch den 
Bundesrat und Reichstag lediglich vorzubereiten haben. Die vom Rechnungshof 
geprüfte und mit feinen Bemerkungen verjehene allgemeine Rechnung, welcher 
der Jahresetat zu Grund liegt und zu Grund gelegt werden muß, derart, daß 
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dieje Rechnung ſich darftellt ala die Ausführung des durch den Etat vorgezeid: 
neten Reichshaushalts, ift das weſentliche und haupftſächliche, aber nicht das 
einzige Kontrolmittel der Reichsvertretung hHinfichtlid) der Führung des Reichs— 
haushalts. Die gejeßgebenden Faktoren dürfen nad) unjerer Meinung bei der 
Entlaftung rechtlich nicht auf die Bemerkungen der Kontrolbehörde eingeſchränkt 
werden, ſo daß ſie die Entlaſtung nur auf der Grundlage dieſer Bemerkungen 
zu erteilen hätten; es muß ihnen vielmehr die Befugnis verbleiben, falls außerhalb 
der genannten Rechnungen etwaige bei Führung des Reichshaushalts vorgekommene 
Abweichungen von ihrer durd) die Etats oder durd) Gejege bezüglicdy der Einnahmen 
oder Ausgaben des Reichs ausgeiprodyenen Willensmeinung zu ihrer Kenntnis ge 
langen, joldje mit zum Gegenjtand der Entlaftung zu machen. Daß die Bemerkungen 
der Stontrolbehörde als ſolche für die Reichövertretung bei der Erteilung der 
Entlaftung nicht maßgebend find, iſt ohne weiteres Far. Es zerfallen jene Be: 
merfungen, Jofern es fi um eine Entiheidung der gefeßgebenden Faktoren tm 
Einzelfall handelt, in zwei Zeile, die Mitteilung der thatſächlichen Verhältniſſe 
und die Darlegung der Rechtsanſchauung der SKontrolbehörde bezüglich dieſer 
thatiächlichen Verhältniſſe. Für die gejeßgebenden Traktoren find hier die That: 
jachen das weſentliche; die rechtliche Beurteilung des Einzelfall durch die Kon: 
trolbehörde bindet diejelben bei ihrer Enticheidung in feiner Weile. 

Die in der Schlußbeitimmung de8 Entwurfs — 8 19 — bezeichnete 
Denkſchrift wird nur eine erläuternde Zujammenfafjung der Rejultate der 
Rechnungsreviſion bilden, nicht aber aud), wie der Geichäftsbericht an den Kaiſer, 
gutachtliche Vorſchläge oder etwa eine Kritik der Verwaltung im allgemeinen 
oder Einzelnen enthalten dürfen. Denn die Kontrolbehörde hat, wie ſchon aus: 
geführt, Hinfichtlih der jogenannten Verfaſſungskontrole nur die Aufgabe, den 
gejegebenden Faktoren das zur Beſchlußfaſſung über die Entlaftung des Reichs 
fanzler8 erforderliche Material zu liefern, nicht aber auch „der Initiative der - 
Reichövertretung vorzuarbeiten“, wie fie ſich auch in ihrer Gigenichait als Reid: 
behörde bei Erörterungen ihrer Bemerkungen nicht in unmittelbare Verbindung 
mit der Reichövertretung jeßen fanı. Mit der Austellung der Bemerkungen 
und der Dentichrift ericheint die Thätigkeit der Neichökontrolbehörde für die ge: 
jeßgebenden Organe als abgeſchloſſen. — 

Sowohl im Intereſſe der Verwaltungs, als auch der Staatsfontrofe liegt 
es, daß die Unabhängigkeit und Unparteilichfeit der Kontrole durd) 
entiprehende Einridtung der Kontrolbehörde geleglih ge: 
jihert wird. 

Daß der Reichsrechnungshof unabhängig vom Reichskanzler ſein muß, 
haben wir bereits erörtert. Dieſe Unabhängigkeit der Kontrole erhält ihre feſte 
Grundlage durch die Unabſetzbarkeit der Mitglieder des Rechnungshofs. 
Sie war in der die Unabhängigkeit der Oberrechnungskammer von den Miniſtern 
ausſprechenden abſolutiſtiſchen Inſtruktion vom 18. Dezember 1824 nicht vor— 
geſehen; der Entwurf von 1862 hatte ſie aufgenommen; er ſtellte in genannter 
Hinſicht die Mitglieder der Oberrechnungskammer den Richtern gleich; die be: 
treffenden Beltimmungen des Entwurfs gingen in das Geſetz von 1872 über; 
fie jind unter Berückſichtigung der jeither hierin für die Nichter eingetretenen 
Acnderungen zweifelsohne aud in das Reihökontrolgejeg aufzunehmen. 

Zu diefer äußeren Unabhängigkeit der Mitglieder der Kontrolbehörde jolte 
durch den Entwurf von 1862 ala beiondere Gewähr für die Selbititändigfeit 
und Unparteilichfeit der Entſcheidungen die follegialiiche DVerjaflung der 
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Behörde Hinzugefügt werden. Zwar hatte jchon die Jnitruftion von 1824 die 
follegiale Beratung und Beſchlußfaſſung bei den „zum Vortrag in der Ober— 
rehnungsfammer geeigneten Saden“ ala „Regel“ ausgeiproden; allein durch) 
die Inſtruktion für den Cheipräfidenten der Oberrechnungstammer vom 16. März 
1831 war beftimmt worden: „daß glöichwie bei den Miniſtern, auch bei der 
Oberrehnungstammer dem Eheipräfidenten derjelben ein votum deeisivum, den 
Direftoren und Departementsräten dagegen nur ein votum consultativum zus 
ftehen und eine Abjtimmung und Entiheidung nad) der Mehrheit der Stimmen 
nur ftattfinden jolle, wo es ſich um die Feititellung eines Defefts gegen Be: 
amte, Behörden oder auch Privatperjonen handelt und die Meinung des Chef: 
präfidenten von der des Dezernenten abweicht.“ 

Der Entwurf von 1862 hob den Grundjag der Eollegialiihen Beratung 
und Beſchlußfaſſung der Kontrolbehörde bejonders hervor, weil ihre Thätigfeit 
nicht mit der der Verwaltungsbehörden, londern der der Gerichte zu vergleichen jei, 
bei denen die ftreng kollegialiſche Form mit Recht ald eine Bürgichait gegen Ein: 
jeitigfeit der Auffaſſung und Entſcheidung betrachtet werde. Das Oberrehnungs: 
fammer-Gejeg von 1872 nahm die Faſſung des Entwurfs von 1862 auf, 
— $8 — änderte jedody in jchärferer Betonung der Kollegialität, bei Auf: 
zählung der Fälle, in denen die follegialiihe Beratung und Beſchlußfaſſung er: 
forderlich ſei, die Ziffer 1 de8 $ 6 des Entwurfs von 1862: „wenn an Uns in 
Angelegenheiten, deren Bearbeitung nidt dem Präfidenten 
ausihließlidh übertragen ift, Bericht eritattet werden ſoll“ dahin ab: 
„mern an den König Bericht erjtattet werden joll.“ (Val. in diefer Beziehung 
die ausgedehnteren Befugniſſe des Cheipräfidenten in Bayern und Oeſterreich). 

Der Entwurf des Reichskontrolgeſetzes, — 88 — Ichließt ſich aud hier 
enge dem Preußiichen Gejeß an, indem er ebenjo, wie jenes, mit Recht davon 
ausgeht, daß die Geleßgebung ſich darauf zu beichränfen habe, einzelne An: 
gelegenheiten, welche ihrer Wichtigkeit wegen unter allen Umftänden zur Beratung 
des Kollegiums geitellt werden müſſen, bejonders hervorzuheben und daß es im 
übrigen in erſter Linie Sache des Präfidenten jei, den Grundjag durchzuführen, 
wonach jeder Ausſpruch und jeder Beichluß, der im Namen der Kontrolbehörde 
ergebe, als der Ausdruf und die MWillensmeinung des Stollegiums erachtet 
werden müfle. 

Um ferner „die Mitglieder der Oberrechnungskammer nidt 
in Konflift mit ihren Amtöpflihten zu bringen“ jah der Entwurf 
von 1862 folgende Beltimmung vor: „Die Uebernahme von Nebenämtern 
oder Nebenbeihäftigungen, mit welden die Verwaltung oder Beauf: 
fihtigung einer Kaffe verbunden it, deren Rechnungen der Prüfung der Ober: 
rehnungsfammer unterliegen, bleibt den Mitgliedern der lekteren unterjagt- 
Andere Nebenämter oder mit fortlaufender Renumeration verbundene Neben: 
beihäftigungen können dem Präſidenten der Oberrehnungsfammer nur mit 
Unierer Genehmigung, den übrigen Mitgliedern nur mit Genehmigung des 
Präfidenten übertragen werden.“ Die Kommilfion vertrat jedoch die Anficht, es 
iolfen von „dem Präfidenten und den Mitgliedern der Oberrechnungsfammer“ 
Nebenämter oder mit „Tortlaufender“ Renumeration verbundene Nebenbeichäftigungen 
überhaupt nicht übernommen werden dürfen, damit dieje Beamten nicht mittelbar 
in ein Abhängigfeitöverhältnis von der Staatsregierung geraten, und „ihre ganze 
geiltige und förperliche Kraft ihrem Beruf zuwenden.“ Der hierauf gerichtete 
Beihluß der Kommiſſion von 1862 fand in verichärfter Faſſung — ftatt „fort: 
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laufender Renumeration“ wurde geſetzt „Renumeration“ — Aufnahme in das 
preußiiche Gele von 1872 — 8 4 — und Jodann, indem über $ 16 de 
Reichsbeamtengejeßes von 1873 hinausgegangen wurde, in den Entwurf de 
Reichögeießes — 54 — ; die ebernahme von Nebenämtern oder mit Renumeration 
verbundenen Nebenbeichäftigungen jei mit der Amtöftellung der Mitglieder der 
Kontrolbehörde unvereinbar, „weil diejelben ihre ganze geiftige und körperliche 
Kraft ihrem Beruf zu widmen haben.“ 

Ferner erhielt die betr. Beitimmung des Preußiſchen Gejeßes nad) dem 
Vorgang des belgiichen Geſetzes über die Einrichtung des Rechnungshofs vom 
29. Oktober 1846 den Bujag: „Ebenjowenig fünnen die gebadhten Beamten 
Mitglieder eines der Häufer des Landtags jein,” im ber 
weiteren Erwägung, daß e8 nicht angemefien ericheine, „wenn Mitglieder der 
fontrolierenden Behörde gleichzeitig ſowohl bei Aufitellung der Erinnerungen, als 
aud; bei der wegen Aufrechterhaltung oder Niederſchlagung derſelben gemiiler: 
maßen zwiſchen der Staatsregierung und der Oberrechnungskammer ſpäter zu 
treffenden Entſcheidung mitwirken können.“ (Nach dem Wortlaut des Preußiſchen 
Oberrechnungskammer-Geſetzes von 1872, vgl. mit dem des jährlichen Reichskontrol— 
geſetzes, können aljo jeßt jowohl die „Mitglieder der Preußiichen Oberrechnungs— 
fammer” als diejenigen „des Rechnungshofs des Deutichen Reichs“ zwar nicht 
in den Preußiichen Yandtag, aber in den deutichen Reichstag gewählt werden, 
während nad dem Sinn deö$ 4 des Preußiichen Oberrechnungstammer-Gelekes 
die Mitglieder des „Rechnungshofes des deutichen Reichs“ zwar dem Preußiſchen 
Landtag, nicht aber dem deutſchen Reichstag angehören dürften). Ueberein— 
ftimmend mit dem Preußiichen Geſetz, und mit der gleichen Begründung, beiagt 
auch der Entwurf des Reicherechnungshofsgeieges ($ 4): „Ebenjowenig fünnen 
die gedachten Beamten Mitglieder des Bundesrates oder des Reid: 
tages jein.“ 

Obſchon wir nun weder renumeratoriichen Nebenbeichäftigungen nod einer 
parteipolitiihen Thätigkeit der Beamten das Wort reden wollen, jo halten wır 
doch auch hier Ausnahmen von allgemeinen gejelichen Beſtimmungen durd ein 
Gefeß nicht für gerechtfertigt umd möchten uns, in Uebereinftimmung mit ber 
im Jahr 1862 von der Preußiſchen Staatsregierung vertretenen Anſchauung, be: 
jonder8 dagegen ausſprechen, daß die Mitglieder der Kontrolbehörde umter An: 
wendung prozefjualiiher Grundjäge auf ein Verfahren, das mit einem Prozeß 
nur ſehr entfernte Aehnlichkeit hat, von dem allgemeinen bürgerlichen Recht 
der Wählbarkeit zum Abgeordneten, im Gegenſatz zu den übrigen Beamtenklaſſen, 
ausgeſchloſſen werden. Die etwaige Befürchtung, es könnte infolge Beſeitigung 
der genannten Beſtimmung der eigentliche Dienſt der Behörde beeinträchtigt 
werden, erſcheint wohl faum begründet, während andernteils die Zugehörigkeit 
des einen oder andern Mitgliedes der Kontrolbehörde zum Parlament jowohl 
für die Wirkſamkeit des letzteren, als auch für diejenige der Kontrolbehörde 
nicht ohne Nuten jein würde. 

Das gleichfalls auf Veranlaſſung der Kommijfion von 1862 in das 
Preußiiche Geſetz von 1872, ſowie von da in den Entwurf des Reichsgeſetzes 
übergegangene Verbot, daß Perſonen, die in einem gewilfen Verwandt: 
ſchafts- oder Shwägerihaftsverhältnis ſtehen, gleichzeitig Mitglieder 
der Kontrolbehörde find, in das Reichsgeſetz aufzunehmen, ſcheint uns nicht ge: 
boten. In Frankreich und Oeſterreich wird beiſpielsweiſe auf dieje Verhält: 
niſſe überhaupt feine Rüdfiht genommen. Dagegen dürfte die nad) 
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dem Beihluß der Kommiljion von 1874 dem Entwurf des Reichögejeßes, ab: 
weihend vom Preußiichen Gejeß, eingefügte Beitimmung, daß ein Mlitglied des 
Rechnungshofs, das mit dem Leiter einer oberiten Berwaltungsbehörde des Reichs 
nabe verwandt oder verichwägert ift, an der Beſchlußfaſſung über die zum 
Reflort der betr. oberjten Verwaltungsbehörde gehörigen Angelegenheiten nicht 
teil zu nehmen habe, eher in das auf Vorichlag des Rechnungshofs im Einvernehmen 
mit dem Bundesrat durch Kaijerliche Verordnung zu erlaffende und dem Reichs— 
tag zur Kenntnisnahme mitzuteilende Regulativ über den Geſchäftsgang 
bei dem Rechnungshof ($ 7 des Entwurfs), als in das Gejeß gehören. 

Auf die Befugnifie, die der Kontrolbehörde zur rihtigen Er: 
füllung ihrer oben erörterten Zwecke zuftehen müſſen, aljo namentlich das 
Recht zur Einziehung der bei Prüfung der Rechnungen für erforderlich erachteten 
Informationen, zur Mitwirkung bei dem Erlaß allgemeiner Anorbnungen über 
das Kaſſen- und Rechnungsweſen und zur Feltitellung der Termine für Ein- 
jendung der Rechnungen und Erledigung der Erinnerungen, ſowie das Recht, 
„ergangenen Verfügungen nötigenfalls durch Strafbefehle Folgeleiſtung zu fichern“, 
gehen wir nicht weiter ein; der Entwurf — SS 14—17 — hat hier im mwejent- 
lichen die Beitimmungen des Preußiichen Gejeßes aufgenommen und werden die: 
jelben für das Reich mit den durch die ftaatsrechtlichen Verhältniſſe des Reichs be: 
dingten Aenderungen beizubehalten jein. 

Auch Hinfichtlic der wichtigeren Trage, welhe Rechte und Pflichten 
der Kontrolbehörde nad vollzogener Prüfung der Rechnungen, abgejehen 
von der bereitö erörterten Staatskontrole — es handelt ſich hier um ein Internum 
zwiichen Kontrolbehörde und Verwaltung — beizulegen find, gibt der Entwurf 
des Reichsgeſetzes im wejentlichen die Beitimmungen des Preußiichen Geſetzes von 
1872 — 8 17 — mieder. Es ift bier zu unterjcheiden zwiſchen dem Ber: 
hältnis der Kontrolbehörde zu den Rehnungsführern (die die Rechnung 

„legen“) einerjeitS und andererjeits zu den verwaltenden Behörden (die 
die Rechnungen „abnehmen“ oder diejen vorgeſetzt ſind.) Was die den Rechnungs— 
führern zu erteilende Entlaftung betrifft, jo ging die dem Entwurf von 1862 
entnommene Beitimmung des Preußiichen Gejetes von 1872 in den Entwurf 
des Reichögefeßes über: „Der Rechnungshof erteilt den rechnungsführenden Beamten, 
wenn fie ihren Verbindlichteiten vollftändig genügt und die aufgeftellten Er: 
innerungen erledigt haben, eine Entlaftung mit denjenigen Wirkungen, welde 
in den im Anhang abgedrudten SS 146—153, Zeil I, Titel 14 des preußiſchen 
allgemeinen Landrechts einer Quittung beigelegt ſind.“ Die Bezugnahme auf 
das preußiſche Landrecht wurde damit gerechtfertigt, daß die rechnunglegenden 
Behörden in verſchiedenen Rechtsgebieten verwalten und die Folgen der Ent— 
laſtung verſchieden beurteilt werden können; dem Reich und den Beamten ſei 
aber gleichmäßig gedient, wenn gleiche Folgen für alle an den Abſchluß der 
Rechnungsreviſion und an die Entlaſtung geknüpft werden. Nunmehr wird auch 
an dieſer Stelle das durch die Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchaffene 
Rechtsverhältnis zum entſprechenden Ausdruck zu bringen ſein. Aus der vor— 
Feige Beltimmung ergibt ſich von jelbft, dat die Entlaftung der Rechnungs— 
ührer, die aljo weſentlich eine privatrechtliche Bedeutung hat, nicht abhängig ge: 
macht werden darf von dem lediglich ſtaatsrechtlichen, nur zwijchen Reichäver: 
tretung und NReichöregierung ſich abjpielenden und in jeiner Wirkung auf dieſe 
beihränkten Akt der Entlaftung des Reichskanzlers durch Bundesrat und Reichs— 
tag, ebenjowenig wie ſich auf leßtere Entlaftung die Rechnungsführer oder Die 
33* 


516 Ihrän. Die Kontrole des Haushalts des Deutichen Reiche. 


Beamten überhaupt gegenüber von vermögensrechtlichen Anfprüchen, die der 
Fiskus aus der von ihnen geführten Verwaltung gegen fie erhebt, berufen 
fönnen. Der Rehnungsführer kann verlangen, daß ihm die Entlaftung erteilt 
werde, wenn die noch nicht erledigten Erinnerungen nicht ihn, jondern nur die 
verwaltende Behörde betreffen; ob die Entlaftung unbedingt oder bedingter Weile 
zu erteilen jei, muß dem Ermefien der Kontrolbehörde vorbehalten bleiben, da, 
wie die Motive jagen, eine Legislative Kajuiftit die Verſchiedenheit folder Fälle 
nicht würde erichöpfen können. Bleiben dagegen auf Grund der Verhandlungen 
der Kontrolbehörde vermögensrechtliche Anſprüche des Fiskus gegen den Rechnungs 
führer beftehen, jo ordnet jene, im Gegenjaß zu dem franzöftich italieniſchen 
Syſtem, bei welchem der Kontrolbehörde die Eigenſchaft einer richterlichen Be— 
hörde zukommt, ſo daß hier deren Feſtſetzungen einen „exekutoriſchen Titel ge— 
währen,“ nötigenfalls (wenn alſo z. B. die vorgeſetzte Dienſtbehörde die Bei— 
treibung als begründet anerkannter Anſprüche im adminiſtrativen oder gerichtlichen 
Verfahren unterläßt) die Eintragung dieſer Forderungen in die Solleinnahme 
der ſpäteren Kaſſenetats und Kaſſenrechnungen an. Das gleiche geſchieht, wenn 
zufolge der genannten Verhandlungen Regreßanſprüche gegen verwaltende Be: 
hörden aus der Führung der Verwaltung zu erheben find, jei es unmittelbar 
oder mittelbar 3. B. dadurch, daß jene die Handlungen ihrer Untergebenen gut: 
heißen oder es unterlaflen, für Einzieyung der in die Solleinnahmen ein: 
getragenen „Defekte“ der Rechnungsführer zu jorgen; in legter Inſtanz ift, mie 
in Preußen die Miniſter, jo hier der Reichskanzler, „in deſſen Perjon die Ber: 
antwortlichkeit für die gelamte Reichsverwaltung ihren Gipfelpunkt findet“ (vgl. 
Motive), vertretungspflichtig. 

Der Entwurf von 1862 hatte beim Beltehen ungededter Vertretungen der 
Rechnungsführer oder. anderer Beamter die Kontrolbehörde für berechtigt 
erklärt, „die Eintragung derjelben in das Soll der Einnahme zum Zweck der 
weiteren Berfolgung, welche von der vorgeießten Behörde zu betreiben ift, an: 
zuordnen“. Von der Kommiljion war dieſe Berehtigung in eine Ver: 
pflihtung verwandelt worden. Das Preußiiche Gejeß von 1872 jchlägt hier 
einen Mitttelmeg ein, indem es in $ 17 beiagt: „Stellen ſich Vertretungen des 
Rechnungsführers oder anderer Beamten bei der Redynungsrevifion heraus, deren 
Deckung durd die Notatenbeantwortung nicht nachgewiejen ift, jo hat die Ober: 
rechnungsfammer die weitere Verfolgung, welche von der vorgelekten Behörde 
zu betreiben ift, nötigenfalls durch Eintragung in das Soll der Einnahmen 


anzuordnen.“ 
Der Entwurf des Reichögejeßes zeigt bier, entſprechend dem  beftehenden 
Verfahren, folgende Eorreftere Faſſung: „— — — jo hat ber Rechnungshof 


nötigenfall® die Eintragung derjelben in das Soll der Einnahmen zum Zweck 
der weiteren Verfolgung, welche von der vorgefetsten Behörde zu betreiben ift, 
anzuordnen.“ Die Abweichung von dem preußiſchen Gejeß wird damit be 
gründet, daß die Kontrolbehörde namentlich gegenüber der Verwaltung der 
Kontingente des Neichsheeres nicht das Recht habe, die weitere Verfolgung der 
Vertretungen durch die vorgelegte Behörde anzuordnen. 

Im übrigen wird hier dem Redynungshof zweckmäßigerweiſe auch fernerhin 
der erforderlihe Spielraum gelaffen, von der Verfolgung geringfügiger oder 
nicht einziehbarer Beträge abzujehen. — 

Um endlich noch kurz die Frage zu berühren, ob künftig der Rechnungs: 
bof, wie bisher, außer der Kontrole des Reihshaushalts aud) diejenige des 
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Landeshaushalts für Eljaß-Lothringen und des Haushalts der 
Schußgebiete, jowie der Rehnungen der Reichsbank ausüben joll, 
jo wird hierin, wenn man an dem Prinzip der follegialiichen Beſchlußfaſſung 
der Kontrolbehörde unbedingt jeithält, eine Aenderung vornehmlich aus finanziellen 
Gründen ausgeſchloſſen jein; denn die Schaffung bejonderer Kollegialinitanzen 
für die genannten Materien würde mit Koften verknüpft fein, die zu dem zu 
erreihenden Zweck nicht im richtigen Verhältnis ftünden. Weicht man aber von 
dem Grundſatz ab, daß die Seele der hier in Rede ftehenden Kontroleinrichtungen 
die Kollegialverfaffung der Kontrolbehörde bilden müſſe und legt hier das Haupt: 
gewicht auf einfache Geftaltung und rajche Abwicklung des Rechnungsweſen, dann 
dürfte in genannter Sinficht wohl eine decentrale, für jedes der betr. Gebiete 
je nad der Natur der Sache wieder verichiedene Einrichtung ins Auge gefaßt 
werden fünnen. 

Zum Schluß jei noch angefügt, daß, falls das Reichswirtſchaftsgeſetz nicht 
gleichzeitig mit dem Reichsfontrolegejeg zu ſtande fäme, ev. durch eine Be: 
ftimmung des letteren Gejeges die Vorichriiten, nad) denen der Rechnungshof 
jeither die Kontrole ausgeübt hat, bi8 auf weiteres auch künftig beizubehalten 
wären, ſoweit jie nicht dem Sontrolgejeß jelbit widerſprechen. Der bei der Be: 
ratung des Geſetzentwurfs betr. die Einrichtung und die Berugniffe des Rechnungs— 
hofes, im Jahre 1872 in diejer Beziehung von der Reichstagstommiifion gemachte 
Vorſchlag, es jolle vorbehaltlich der anderweiten gejetlichen Regelung der Vor: 
Ihriften über die Kontrole des Neichshaushalts für den Nechnungshof die Inſtruktion 
für die Preußiiche Oberrechnungsfammer vom 18. Dezember 1824 Geſetzeskraft 
erhalten, jomeit ihre Beltimmungen der Verfaſſung und den beitehenden Reichs— 
gelegen, insbejondere dem zu erlafjenden Gejeß über den Rechnungshof nicht 
wideriprechen, erjcheint aus Gründen, die wir bei der Beiprehung des Reichs: 
wirtihaftägejeges näher erörtern werden, für fünftig ebenjowenig, oder nod) 
weniger durchführbar, ala damals. 





Zur Würdigung der volkswirtfchaftlicen Bedeutung 
des Terminhandels in Brodukten. 


Bon Dr. Georg Wermert in Berlin. 


I. Einleitung. 


Wenn mir die technijche Entfaltung des Handels in hiſtoriſcher Zeit über: 
ihauen, jo können wir vier Entwidelungsperioden wahrnehmen. Sie unterjcheiden 
ich von einander durch Verwendung charakteriftiicher Mittel, welche dazu beitimmt 
find, in der betreffenden Periode eine möglichit vollkommene Zwederfüllung herbei: 
zuführen. Dieſe Perioden find: 1. das Zeitalter de8 Tauſchverkehrs, in 
welhem das Bedürfnis zur Erlangung wirtichaftlicher Güter, welche man nicht jelbit 
hervorgebracht hat oder nicht jelbit hat hervorbringen fünnen, durch Eintauſch 
gegen ſolche wirtichaftlidhe Güter, die das Ergebnis eigener Arbeit darftellen, 
befriedigt wird; 2. das Zeitalter des Geldverfehrs, in welchem jedes zum 
Verkaufe — Gut erſt durch die Geldform getrieben wird, indem es gegen 
ein drittes allgemein beliebtes Tauſchmittel, welches als Geld bezeichnet wird, 
umgetauſcht wird, vermittelſt welches dasjenige Gut, das dem eigenen Bedürfniſſe 
frommt, wieder eingetauſcht werden fann: der Tauſch hat ſich zum Kauf fort 
gebildet; 3. das Zeitalter der Märkte und Meijen, in welchem fic örtliche 
und zeitliche Beranftaltungen entfaltet haben, die dazu bejtimmt find, das gegen: 
jeitige Aufſuchen der Käufer und Verkäufer zu erleichtern, fie bequem zufammen: 
zuführen, wodurch der Verkehr entwidelt, die Gelegenheit zum Abſatze gefördert 
jowie an Zeit gejpart wird umd die Koften des Umſatzes erheblich herabgemindert 
werden; 4. da3 Zeitalter der Börfen, in weldem man bezwedt, die Technik 
des Handels in der vollfommenjten Meile auszubilden, die Geſchäftsabſchlüſſe 
außerordentlich zu erleichtern und zu vereinheitlichen, um mit dem geringiten 
Aufwande die bedeutenditen Umjäße herbeizuführen. 

Dieje vier Perioden haben ſich im Laufe der Jahrtaufende bei wachiender 
Intenſität des Handels naturnotwendig aus einander entwidelt, weshalb die naͤchſt⸗ 
folgende immer einen höheren Grad wirtſchaftlicher Entfaltung darjtellt, zu 
welchem, weil die alten Formen nicht mehr ausreichten, mit Naturnotwendigteit 
jortgeſchritten werden mußte. Wenn nun aber die neue Periode eine höhere 
Form der Technik allmählich verlangte und dieſe ſich an den Konzentrations— 
plägen des Handels durch ſich ſelbſt herausgebar, jo muß es als ſelbſtverſtändlich 
angejehen werden, daß die alten Formen auch neben der jeweiligen neuen rubig 
fortbeftanden und noch wohl eine lange Zeit Hindurd im überwiegenden 
Maße angewandt wurden, aber die Signatur der Zeit gelangte eben durch den neu: 
zeitlichen Fortſchritt zur Charakterifierung. In der Entwidelung der Organismen: 
welt haben wir ein treffendes Analogon. Bei der fortichreitenden Ausgeftaltung 
der Lebewejen zu höheren formen ftarben die Ahnenreihen nicht aus, jondern 
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verharrten jogar bei zahlreicher Vermehrung auf ihrem früheren Stande, und 

als endlich der Menſch, die „Krone der Schöpfung“, in der Zertiärzeit auftrat, 
und ſich ſchließlich jo ſehr vermehrte, daß er fich den ganzen Weltball unterthan 
zu maden im Stande war, fünnen die Organismenreihen dieſer organiichen 
Entwidelung nod) in einer Vollitändigfeit nachgewieſen werden, die der phylo= 
genetiihen Forſchung die fiherften Fundamente bietet. In ähnlicher Weiſe iſt 
es mit der Entwidelung der Formen der Handelsgeſchäfte beitellt, die natur: 
aemäß in den verichiedenen Perioden von einander abweichen. Weil aber hier 
die manigfaltigiten Uebergänge vorhanden find und alle Formen weiter neben: 
einander bejtehen bleiben, jo fann e8 vorfommen, daß Zweifel über die Zugehörigfeit 
der einen oder andern zu einer gewillen Periode auftauchen, die nur dann ver: 
mieden werden fönnen, wenn man feithält, daß jede Periode durch gewiſſe 
cha rakteriſtiſche Geihäftsformen ausgezeichnet it. 

Wenn ſich etwas Neues in der Entwidelung zeigt, jo kann es nicht aus: 
bleiben, daß ſich Geburtswehen bemerkbar madjen, wie auch von weniger fort: 
geichrittenen oder am Alten lebenden Elementen Widerſpruch gegen die Neu: 
bildungen erhoben wird. Sind fie aber zeitgemäß, und entiprechen jte einem 
wirklichen wirtichaftlichen Bedürfniffe, jo können fie durd) das Widerftreben feind- 
licher Elemente wohl für einige Zeit gehemmt, aber nie vollftändig zurüdgedrängt 
werden. Sie müſſen immer wieder hervortreten, bis fie bei fortichreitender 
ökonomiſcher Entwidelung ſchließlich doch ftegreich durchdringen. Das Ankämpfen 
gegen eine volkswirtſchaftlich notwendige Ericheinung, die ſich als ſolche jelbit- 
redend rechtfertigen muß, hat daher nur den Zwed, die natürliche Entwidelung 
aufzuhalten und die wirtichaftlichen Intereſſen des eigenen Landes zu jchädigen, 
ſelbſtverſtändlich zu Nutz und Frommen anderer fonfurrierender Völker und 
Staaten. So hat man befanntlich im letten Decennium des verfloffenen Jahr: 
hunderts gegen die charakteriſtiſche Form des Handels in der vierten Periode, 
gegen den Börjenverfehr einen heftigen und langmwierigen Kampf geführt und 
die ſtärkſten Anflagen gegen gewiſſe bei ihr übliche Geſchäftsformen gerichtet, 
ohne dieſe Inſtitution als joldhe zu erichüttern, oder die Notwendigkeit derjelben 
nur im mindeſten in Frage zu ftellen. Aus allen diejen Kämpfen, welche mit 
einem großen Aufwande von Fanatismus, Geſchick, Beharrlichkeit und Geld 
gerührt worden jind, ift die genannte handelstechniſche Einrichtung gefeſtigter 
als je hervorgegangen, und es iſt keiner urteilsfähigen Perſon auch nur in 
den Sinn gekommen, die Exiſtenzberechtigung der Börſe zu negieren. Sie iſt, 
wie wir hier ausdrücklich feſtſtellen wollen, von allen Parteien wie von allen 
Organen der Regierung, welche ſich mit dieſer Frage befaßt haben, als eine 
durchaus notwendige Inſtitution unſeres wirtſchaftlichen und rechtlichen Geſamt— 
lebens anerkannt worden, deren Fortfall von ſo ungeheueren nachteiligen Folgen 
für unſere Voliswiriſchafi und für den Staat i in jeiner Gejamtheit jein würde, daß 
hieran überhaupt nicht gedacht werden kann.“) Die Börje it aus diefem Kreuz: 
feuer unverjehrt herausgefommen, und jelbjt bei der Vorausjegung jchwärzefter 
Reaftion wird ſich feine Regierung finden, welche ihre Exiſtenz und jomit den 
internationalen Geld:, Wert: und Handelsverkehr, die Zahlungsbilanz und die 
gelamte wirtichaftliche Madıtitellung des eigenen Landes untergraben würde. 
Selbſt land einer Periode der ſtärkſten militäriichen, politiihen oder wirtichaft: 

) Sie wurde in der Börjenenquetefommiffion allgemein als ein „umentbehrlicher Faktor 
in der heutigen Volkswirtſchaft“ bezeichnet. 
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lihen Niederlagen müßte geradezu eine Börje geichaffen werden, falls eine jolde 
nicht mehr vorhanden wäre, um eine gedeihliche wirtichaftlicdye Entwidelung all: 
mählich wieder anzubahnen und zu fürdern. 


Wenn nun aud) die Notwendigkeit einer kräftig funktionierenden Börie 
von feiner Seite in Zweifel gezogen werden fann, "0 vermögen doch gewiſſe 
Einrichtungen an derſelben und Gepflogenheiten ihrer Beſucher Gegen: 
ſtand vieler Aergerniſſe zu ſein, und der objektive Beobachter und Forſcher 
kann mit Recht die Frage aufwerfen, ob nicht ſolche Zuſtände, welche angeblich 
einen größeren volkswirtſchaftlichen Schaden hervorrufen, als ſie auf der andern 
Seite Nutzen ſtiften, beſeitigt oder doch ſo eingeſchränkt werden ſollen, daß ihre 
Schädlichkeit eliminiert wird. Unzweifelhaft würde es die glücklichſte Löſung 
der weitberufenen Frage darſtellen, wenn man immer das Gute, Geſunde und 
Nützliche ausſondern und das Schädliche, Ungeſunde und wirtſchaftlich Nachteilige 
abſtreifen könnte. 

Haupſächlich wandten ſich die Angriffe, in denen wiſſende und unwiſſende 
Gegner der Börje in einträchtiger Harmonie zulammenftimmten, gegen den 
Ierminhandel. Dieſer mußte den Sündenbod abgeben, weshalb er zum 
Zeile verboten, zum Zeile eingejchränft wurde, leßteres jowohl in Bezug auf das 
Objekt des Handels als auch in Hinficht auf das Subjekt, welches die fraglichen 
Geſchäfte ausführt. Gegenüber dem gewaltigen Wuſte, welchen die Börſen— 
enquetekommiſſion und die ſpäteren Verhandlungen zu Tage gefördert haben und in 
dem es von unklaren und falſchen Vorſtellungen geradezu wimmelt — haben je 
doch ſelbſt im Börſengeſetze en masse Aufnahme gefunden — und angeſichts der 
herrſchenden Notwendigkeit der Abänderung des Börſengeſetzes kann eine knappe Dar: 
legung der wirtſchaftlichen Bedeutung des Börſenterminhandels nach dem heutigen 
Stande unſerer Volkswirtſchaft wohl nicht als überflüſſig angeſehen werden, wenn 
die Behandlung auf die Hauptpunkte beſchränkt wird und die Aeußerungen 
von Freund und Feind zu dieſer Angelegenheit einer kurzen objektiven Be— 
trachtung unterzogen werden. 

Der Handel bildet eine handelsgewerbliche Thätigkeit, welche ſich mit dem 
fortgeſetzten Abſchließen von Handelsgeſchäften befaßt und zwar in der Abſicht, 
hieraus einen Gewinn zu erzielen. Gr beiteht jonad) aus einer Mehrheit von 
Handelsgeihäften. Der Börjenhandel jetzt fid) daher aus einer Mehrheit von 
Börjengeihäften zulammen, welche jelbitverftändlic ihrem Weſen nad) Handels 
geſchäfte ſein müſſen. Ihre Abichliegung bezw. Abwickelung an der Börſe ſtempelt 
ſie erſt zu Börſengeſchäften. Da die Börſe zur Erleichterung des Handelsverkehres 
geſchaffen iſt und einen Konzentrationspunkt für dieſen abgibt, ſo iſt anzunehmen, 
daß alle Arten von Handelsgeſchäſten, die außerhalb vorkommen, auch an ihr bethätigt 
werden. Weil fie aber eine Fortbildung der bisherigen Technik des Dandels abgibt 
und die Krönung diejes funftvollen Gebäudes daritellt, jo tft der Schluß a prior 
wohl zuläflig, daß ſich an ihr Formen für den Handelsverkehr ausgebildet haben, 
welche abjeits der Börje nicht ausgeübt werden. Es müſſen daher jpezifiihe 
Börſengeſchäfte vorhanden jein. 

Betradhten wir nun a posteriori alle überhaupt möglichen Handelsgeſchäfte 
in Rückſicht auf ihre Technik, jo können wir fie in drei ziemlich ſcharf geichiedene 
Gruppen trennen, nämlid 1. in Kaſſa- oder Kontantgeichäfte, welche im Produkten: 
handel als Locogeichäfte bezeichnet werden; 2. in Zeitgeichäite oder Lieferungs— 
geichäfte auf Zeit und 3. in Termingeichäfte. 
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Im Kaſſageſchäfte folgen Geſchäftsabſchluß und Erfüllung unmittelbar 
aufeinander. Das Zeitintervall zwiſchen beiden iſt ein unerhebliches, wenn es auch 
durch die Handelsgebräuche mancher Plätze auf einige Tage ausgedehnt wird. 

Das Zeitgeſchäft ſtellt einen Kauf dar, bei welchem die Erfüllung erſt 
eine kürzere oder längere Zeit nach dem Geſchäftsabſchluſſe zu erfolgen hat. Es 
iſt ſonach ein befriſteter Kauf, bei welchem die einzelnen Vertragsbeſtimmungen 
der freien Vereinbarung der Kontrahenten unterliegen und der mithin des 
Charakters der Singularität nicht entbehrt. Die Zeitgeichäfte lafien ſich wiederum 
nad ihrer rechtlichen Natur in zwei Abteilungen gliedern und zwar in einfache 
Cieferungsgeijhäfte, die auf Grund handelsrehtliher Beltimmungen ab- 
geichloffen werden und bei denen im Falle des Verzuges die Folgen des $ 326 
BGB. eintreten, tomit eine Friſt zur Nachlieferung nicht ausichließen, und in 
Firgeſchäfte gemäß $ 376 9.6.8. oder 3 361 B. G. B., welde dann vorhanden 
find, wenn die Geitung des einen Teiles genau zu einer feitbeftimmten Zeit oder 
innerhalb einer feſtbeſtimmten Friſt bewirkt werden joll, eine Nachlieferungsfrift 
beim Verzuge jonady nicht beiteht. 

Die TZermingeihäfte find ihrem Wejen nad Zeitgeihäfte mit dem 
Fixcharakter, weldye meiſt nur an der Börje bethätigt werden fünnen, weil 
fie auf Grund bejtimmter Börjenufancen zuftande kommen, die außerhalb der 
Börſe erft durch bejonderen Bertrag in Geltung treten. Die Vertrags: 
beitimmungen find daher größtenteils der freien Vereinbarung entzogen, weil die 
Ujancen regelnd eingreifen. In dem Zermingeichäfte iſt jomit das ; Zeitgeichäit 
einer weiteren techniichen Vervollkommnung unterzogen worden. Seiner indi: 
viduellen oder jingulären Geftaltung entkleidet, hat es einen gleihmäßigen, mehr 
ihablonenhaften Charakter angenommen, der den denkbar leichteften Abſchluß 
und die bequemite Abwickelung gewährleiſtet. Es iſt daher leicht erſichtlich, daß 
es den Höhepunkt in der bisherigen Entwickelung der Handelstechnik darſtellt. 

Während nun gegen die erſten beiden Gruppen von Geſchäften irgend welche 
begründeten Beſchwerden nicht laut geworden ſind, hat der Terminhandel die 
lebhafteſten Anfechtungen erfahren, und nur dieſer wurde von vielen Seiten, be— 
ſonders von der breiten Maſſe der Bevölkerung in Anklagezuſtand verſetzt. 

Um nun ſolche Anklagen auf ihren Wert oder Unwert prüfen zu können, 
iſt es unumgänglich notwendig, darzulegen, wie ſich die Termingeſchäfte in der 
Praxis abwickeln. Auch läßt ſich ohne eine ſolche Darlegung ihre wirtichaftliche 
Bedeutung nicht Har ermeſſen. Wenden wir unjere Betrachtungen daher zuerit 
der Produftenbörje zu. 


I. Die Technik des Börjentermingeichäftes in Getreide vor dem Verbote. 


—1. Feſtſtellung der Lieferungsqualität. Soll ein Börſentermin— 
handel in einem beſtimmten Artikel ſtattfinden, ſo muß dieſer typenmäßig 
beſtimmbar ſein, d. h. e8 muß eine Qualität feſtgeſetzt werden, welche den ſämt— 
lihen Terminabſchlüſſen zu Grunde liegt. Ware, welche diejer Qualität ent: 
Ipricht, it lieferbar, eine jchlecdhtere dagegen nicht. Ein beftimmter Typus kann 
ſich aber nur dann herausbilden, wenn der betreffende Artikel in großen Mengen 
von thunlichſt gleihmäßiger Beichaffenheit erzeugt und auf den Markt gebracht 
wird, wenn aljo die Vertretbarfeit dieſer Ware einen möglichit hohen Grad 
erreicht hat. Waren, welche in £leineren Mengen gewonnen werden, bei welchen 
die Vertretbarfeit nur einen geringen Grad befitt, oder welche der Fungibilität 
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überhaupt ermangeln, find für den Zerminhandel ungeeignet. Für Weizen, ') 
namentlid für auswärtigen, treten bie Eigenſchaften der Vertretbarkeit in ver— 
hältnismäßig hohem Grade auf, weshalb ſich in dieſem Artikel ein lebhafter 
Terminhandel an der Börſe zu entfalten vermochte. Die Lieferungsqualität 
war wie folgt bejtimmt: Es mußte geſunder, trodener roter (gelber) oder weißer 
Weizen geliefert werden, der ein Mindeitgewicht von 755 Gramm per Liter 
beſaß. Won der Lieferung waren Raubweizen, Kubanka-, friiher, ägyptiſcher 
und La Plala-Hartweizen ausgeichloffen, ferner waren fünftliche Miſchungen von 
weigem und rotem (gelbem) Weizen nicht lieferbar. Da Weizen in diejer Be 
Ichaffenheit in ausreichender Menge vorhanden war oder durd den Börjenverfehr 
regelmäßig beichafft werden fonnte, jo hatte jowohl der Verkäufer als auch 
der Käufer nicht mit der Gefahr des Warenmangeld zu rechnen, weshalb 
ein „Corner“ nicht befürchtet zu werden brauchte. Daher kann von der Schaffung 
einer „tünftlichen“ Yungibilität“ für Weizen nicht die Rede fein, wenn aud) die 
Feftiegung der Lieferungsqualität jeitens des Vorſtandes der Produftenbörie 
ujancenmäßig erfolgen mußte. 

2. Mengeneinheit. Der Zerminhandel löſt fi) von dem individuellen 
Bebürfnifie los, weshalb bei ihm, um dem raſchen Umſatze zu dienen, ein beitimmtes 
Lieferungsquantum feftgejegt werden mußte. Dasjelbe beftand aus 50 Tonnen. 
Jeder Abſchluß rechnete deshalb mit diefer Menge oder einem Vielfachen hiervon. 
Die Menge von 50 Tonnen war allerdings willkürlich beſtimmt. Sie entſprach aber 
für Berlin angeſichts der daſelbſt ſtattfindenden großen Umſätze den kaufmänniſchen 
Bedürfniſſen, weshalb die Uſancen gerade dieſes Quantum als allen Termin: 
geſchäften zu Grunde liegend gewählt hatten. Eine kleinere Summe würde den 
Umſätzen des Platzes nicht entſprochen haben, während bei einer größeren, etwa 
100 Tonnen betragenden, ſich die Berechnung zwar nod) einfacher geftaltet haben 
würde, dagegen aber die Schwierigkeiten ſich vermehrt hätten, bequem einen Ab: 
nehmer zu finden. 


3. Die ieferungsfriſt. Während früher eine zweimonatliche Lieferungs⸗ 
friſt uſancenmäßig feſtgeſtellt war, ging man ſpäter zu einer einmonatlichen 
Friſt über. Gehandelt wurde zu jedem Monate, aber die Haupttermine waren 
naturgemäß Mai, Juli, September, Oktober und zwar, weil im Mai das Früh— 
jahrsgeſchäft durchweg durd) große ausländiſche Zufuhren belebt zu werden pflegte, 
im Juli unmittelbar vor der Ernte eine Knappheit des innern Marktes heror— 
trat, die einen lebhaften Umſatz hervorrief und in den Herbſtmonaten die erſten 
größeren Zufuhren der heimiſchen Produktion zum Verkaufe gelangten. Die 
Lieſerungsfriſt bot mit Abſicht einen größeren Spielraum, weil wegen der 
Unſicherheit der Zufuhren, namentlich bei Verſendungen mittelſt Kehnes, nicht mit 
einer kurzen Friſt oder gar mit einem beſtimmten Termine gerechnet werden 
konnte. Die uſancenmäßige Lieferungsfriſt mußte daher mit etwaigen Zufällig: 
feiten rechnen. Ferner war noch die notwendige Beſtimmung in Geltung, daß 
bei Endigung der Lieferungsfriſt an einem Sonn- oder Feiertage die Abnahme 
am vorhergehenden Werktage zu erfolgen hatte. 


4. Die Kündigung. Der Berfäufer hatte bei der Erfüllung des Ber: 
trages die Wahl der Lieferung vom Kahn oder vom Boden, oder er fonnte von 


) Wir legen bier Weizen als Beiſpiel zu Grunde, bemerken aber, daß aud an der 
Berliner Börfe ein Terminhandel in Roggen, Hafer, Mais, Roggenmehl, Rüböl, Petroleum 
und Epiritus beitand. Val. Handuch der Produftenbörje, Januar 1894, 
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beiden zugleich liefern, letzteres jedody mur in zwei getrennten Poſten, welche 
gleichzeitig anzufündigen waren. Der Lieferungsort für alle Termingeichäfte war 
Berlin. Zum Zwecke der Kündigung hatte der Verkäufer die Ware durd) 
Uebergabe eines Kündigungsicheines zu überweilen. Der Verkäufer war in jedem 
alle ausdrüdlich verpflichtet, Zug um Zug gegen bare Zahlung des Preiſes 
effeftiv zu liefern, wodurch dem Differenzeinwande ein feſter Riegel vorge: 
ichoben wurde, weil niemand ſich ohne weiteres auf den Spieldjarafter des 
Geſchäftes berufen konnte 

Bei Lieferung vom Kahne hatte der Kündigungsichein folgende Bezeichnungen 
zu enthalten: 1. Datum der Kündigung, 2. Namen des Schiffers, welcher aud) 
in da3 an ber Börſe aufliegende Verzeichnis eingetragen fein mußte, 3. Nummer 
des Kahnes, 4. Standort deöjelben — diefer wurde dem Schiffer von dem 
Polizei-Schiffahrts: Bureau als Auslade- oder Anlegeort angewiejen, und der 
Kahn mußte bereits zur Zeit der nach der Andienung stattfindenden Belichtigung 
jeitens de8 Empfängers angefommen ſein — 5. Ort der Abladung, 6. Menge 
der Ladung. Bei der Lieferung vom Boden mußte aus dem Kündigqungsicheine 
folgendes entnommen werden können: 1. Datum der Kündigung, 2. genaue 
Bezeichnung des Poltens Weizen nad Yagerraum und Menge. — Sollte die 
Lieferung zum Teile aus dem Kahne, zum Teile vom Boden erfolgen, jo hatte 
jelbftverftändlicy der Kündigungsſchein dieles zuenthalten. 

Er war in zwei Ausfertigungen herzuitellen, von denen eine an den 
Eınpfänger, die andere an das Kündigungsamt abgegeben werden mußte. Yeßteres 
war zu dem Zwecke geichaffen worden, um die Erfüllung aus Termingeſchäften 
weſentlich zu erleichtern. 

5. Fehlgewicht. Wiancenmäßig war ein Fehlgewicht von 2/2 Tonnen 
für den gehandelten Poſten von 50 Tonnen geitattet. Dasielbe wurde zum 
Durchichnittöpreife, wie er für den laufenden Termin am Tage der Abnahme 
aus der amtlichen Preisjeititellung zu entnehmen war, beredinet. Maßgebend 
blieb für diefe Berechnung der leßte Tag der vertragsmäßigen Abnahmerrift. 

6. Vertragsmäßige Beihaftenheit der Ware. Glaubte der 
Empfänger annehmen zu müſſen, daß die Yieferungsqualität nicht innegehalten 
jei, jo jtand ihm das Recht zu, die vertragsmäßige Beſchaffenheit des gefündigten 
Weizens dem Urteile der vereidigten Sachverſtändigen zu unterwerfen. Die An: 
rufung der Sachverſtändigen mußte jpätejtens am nächſten Werktage nad) der 
Ausftellung des KHündigungsicheines an der Börſe bis 1 Uhr 30 Minuten 
dem Sadjverftändigenamte jchriftlich angezeigt werden. Die gleiche Anzeige war 
bis zur gleihen Zeit an der Börſe dem Aussteller des Kündigungsicheines und 
dem Kündigungsamte zuzuftellen. Der Weizen wurde dann durch drei, auf 
Verlangen durch fünf vereidigte Sadjveritändige für Getreide, wobei beiderjeitige 
Verwandte bis zum 4. Grade auögeichloffen waren, auf feine Yieferbarkeit unter: 
ſucht. Nach der Geihäftsordnung für die Sachverſtändigen wurde Teitgeitellt, 
ob der gefündigte Weizen den Beltimmungen des Vertrages entſpreche oder 
nicht. Wurde er nicht für lieferbar erklärt, jo fielen die Gebühren Tür die 
Unterfuhung dem Ankündiger, im gegenteiligen Falle dem Empfänger zur Laſt. 
Sie betrugen 15 bezw. 25 Marf. 

Ein nicht für lieferbar erklärter Poſten durfte vor Ablauf von 7 Kalender: 
tagen nicht von Neuem zur Kündigung verwendet werden, es jei denn, daß er 
inzwijchen bearbeitet und dadurch eine Qualitätsverbeilerung hervorgerufen worden 
war. Es mußte jedoch eine Beicheinigung der Sachverſtändigen-Kommiſſion 
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beigebradyt werden, durch welche der Weizen nunmehr für lieferbar erklärt wurde. 
Iroß diejer Beicheinigung hatte der Empfänger das Recht, den fraglichen Poſten 
wiederum durch Sacdjverjtändige einer Begutachtung unterziehen zu laſſen. 

Wenn aber die drei Anzeigen innerhalb der feitgeitellten Friſt nicht er: 
folgten, jo war damit die vertragsmäßige Beichaffenheit des gefündigten Poſtens 
Weizen anerkannt. 

Bei Qualitätsmangel und jomit bei Nichtlieferbarfeit des Weizen hatte 
der Empfänger das echt, ihn zu dem durch die Sachverſtändigen abgeichägten 
Minderwerte abzunehmen. Wollte der Empfänger von diefem Rechte Gebraud 
machen, jo mußte ſolches ſpäteſtens bis 12'/s Uhr des der Befichtigung folgenden 
Tages dem Berfäufer erklärt oder schriftlich dem Kündigungsamte mitgeteilt 
werden. Werzichtete der Empfänger auf jein Necht, jo war die Kündigung als 
nicht geichehen zu betrachten. 

7. Annahme undBezahlung. innerhalb 8 Tagen nad) der Kündigung 
hatte der Empfänger die Ware anzunehmen und zu bezahlen, wobei der Tag 
der Kündigung mitgerechnet wurde. Bis zu diefer Zeit mußte der Verkäufer freie 
Lagerung und Berficherung gegen Feuersgefahr gewähren. Im alle der 
Endigung dieſer Friſt am Feiertage, hatte die Annahme am vorhergehenden 
Werktage zu erfolgen. Die Uebergabe bezw. die Empfangnahme geihah auf 
Kojten des Empfängers. Falls es von einem der beiden Kontrahenten verlangt, 
wurde die Uebergabe durch vereidigte Wäger bewirkt. 

8. Verzug. Der Verzug eines der beiden VBertragsichließenden berechtigte 
den andern nicht zum NRüdtritte vom Vertrag. War der Käufer mit der 
Abnahme im Verzuge, jo war der Verkäufer berechtigt, den Weizen am Tage 
nad) der letzten Abnahmefriſt am der Börje durch einen vereidigten Makler für 
Rechnung des Käufers verkaufen zu laſſen. War dagegen der Verkäufer im 
Berzuge, jo fonnte der Käufer nad) jeiner Wahl entweder Weizen für Rechnung 
de3 Verkäufers durch einen vereidigten Makler beitmöglichit ſpäteſtens am 
nächſten Werktage nach dem letzten Erfüllungstage faufen, oder dem Verkäufer 
den Preisunterichied zwilchen dem Wertragapreife und dem amtlich feitgeitellten 
Durchſchnittspreiſe des legten Werktages der Lieferungsfriſt berechnen. 

Die aus der Zwangsregulierung ſich ergebene Forderung war unter Berüd: 
tigung von Porto: und Stempelgebühren, die etwa verauslagt waren, jofort 
zu begleichen. 

Welches von dieſen Rechten gebraucht war, mußte dem Verfäufer jpäteitens 
am nächſten Werktage nad) Ablauf der Lieferungsfrift angezeigt werden. 

9. Zahlungseinftellung. Im Falle der Sahlungseinftellung eine? 
Kontrahenten galt der Lieferungstermin augenblidlich als abgelaufen, Der Er: 
füllungstag trat jofort ein. Beide Teile hatten ſich unwiderruflich der Preis: 
beftimmung zu unterwerfen, welde an derjenigen Börje, wo bezw. während 
welcher die Zahlungseinitellung ſich vollzogen hatte oder befannt geworden war, 
nad) dem Durchſchnitte der amtlichen Preisfeititellung für den im Wertrage be: 
dungenen Lieferungstermin feitgejeßt wurde. Der zur Erfüllung bereite Zeil 
war berechtigt, die übliche Courtage und den Stempel zu berechnen. Ber 
Zahlungseinitellung gleich geachtet galten Umitände, aus denen erhellte, daß der 
Berpflichtete ſich im Zuftande der Zahlungsunfähigfeit befand. Durch die ipäter 
etwa erfolgte Eröffnung des gerichtlichen Konfuröverfahrens wurde eine derartige 
Regelung nicht rüdgängig gemacht. 


u T 
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10. Schiedsgericht. Die Börjenujancen ordneten zwangsweiſe das 
ichiedsgerichtliche Verfahren für jeden Börjenbejucher an. Für alle aus dem 
Bertrage entitehenden Streitigkeiten war das Schiedägericht zuitändig. Hierdurch 
wurde eine Menge von Differenzen erledigt, ohne daß die ordentlichen Gerichte 
angerufen zu werden brauchten. Auf diefe Weiſe wurde dazu eine raſche und 
auch durchweg ſachgemäße Enticheidung herbeigeführt, weil mitten im Börjen- 
verfehr ftehende Perfonen als Richter fungierten. Denn die Schiedsrichter wurden 
in der von den Aelteſten der Kaufmannſchaft einberufenen Generalverfammlung 
der Mitglieder der Produften-Börje auf 3 Jahre gewählt. Die Anrufung des 
Schiedsgerichtes geichah in der Weile, daß eine Klageſchrift in 2 Ausfertigungen 
an das Bureau der Aelteſten der Kaufmannſchaft mit dem Antrage auf Be: 
ftellung des Echiedögerichtes eingereicht wurde. Vom Präfidenten des Kollegiums 
wurden dann 3 Schiedsrichter ad hoc beftellt, von denen der Aelteſte das Ver: 
fahren leitete. Ein Schiedsrichter konnte nur aus ſolchen Gründen abgelehnt 
werden, welche zur Ablehnung eines Richters rechtfertigten. Bei der Ablehnung 
wurde ein Erjagmann bezeichnet. Ueber jeine Zultändigkeit hatte das Gericht 
jelbit zu beitimmen. 

11. Abtretung der Rechte. Im die lebertragbarfeit einer Lieferung 
an einen Dritten zu ermöglichen, mußten die Börlenufancen hierüber eine Be— 
ſtimmung enthalten, aber aud) dafür Vorjorge treffen, daß durd die ebertragung 
der Rechte 3. B. an eine weniger fichere Perſönlichkeit nicht ein Kontrahent ge: 
Ihädigt wurde. Diele Frage war in glüdlicher Weije gelöft: denn es konnten 
die Rechte aus dem Bertrage nur mit Zuftimmung des andern Teiles an 
einen Dritten abgetreten werden. 


III. Anklagen gegen den Terminhandel. 


Nach vorftehenden Bedingungen widelte ſich der Terminhandel an der 
Produften-Börje auch für andere Artifel ab, und hunderte, ja taujende von 
Abihlüffen wurden Tag für Tag auf Grund derjelben vollzogen. Dennod) 
wurde er jo heitig in Anklagezuftand verjeßt und derartig von Beſchuldigungen 
überhäuft, jo daß er faft durch fie erdrüdt wurde. Prüfen wir daher, mas 

en dieſe naturgemäße Fortbildung in der Technit des Handelsverfehrö vor: 
gebracht worden i. 

Die Angriffe gliedern ſich unjchwer in Gruppen, je nachdem fie aus 
egoiftiihen Gründen, aus politischen bezw. jozialpolitiichen Gefichtspunften, aus 
verwerflichen Rafjemotiven oder endlich aus volfswirtichaftlichen Urſachen hervor: 
gegangen find. Die drei erjtgenannten Gruppen laffen wir beijeite, weil ihre 

handlung nicht zu unferer Aufgabe gehört, auch durch eine ſolche ein greifbares 
Ergebnig nicht erzielt werden würde, da bei ihnen die menjchliche Leidenjchaft 
die objektiv urteilende Vernunft beherricht, wie auch der volfswirtichaftliche Wert 
oder Diejer Inftitution hierdurch eine Klärung nicht erlangen fann. 

Welches waren num die hauptiädhlichiten Anklagepunkte, die der volkswirt— 

lichen und der mit ihr verbundenen rechtlichen Betrachtungsweiſe ent: 
? 


find 
Yu hierbei ift wohl zu berüdjichtigen, daß vieles aus mangelnder Kenntnis 
des Meiens der Börje und ihrer Einrichtungen, manches als bloße Behauptung 
ohne den leijeften Berjuch eines Beweiſes, noch anderes, lediglich der Phantafie 
| mit unumftößlicher Sicherheit als wahre Thatſache vorgetragen 
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wird. Was joll man 3. B. dazu jagen, wenn ſelbſt ein ernſter Forſcher wie 
Dr. Baron folgendes jchreibt: „Die Weltjtellung der deutichen Börſen iſt mit _ 
einer bedeutenden Verringerung des Vermögens der mittleren und kleinen 
Kapitaliſten erfauft worden, gerade desjenigen Vermögens, welches die bei weitem 
wichtigite Vorausfegung des Nationalwohlitandes bildet.“) Wenn Dr. Baron 
auch nur einen Schwachen Schimmer volkswirtſchaftlicher Kenntniffe neben jeinem 
juriftiichen Scharfſinne bejeifen hätte, jo hätte er willen müflen, daß das gerade 
Gegenteil während der Zeit hervorgetreten it, innerhalb welcher die deutichen 
Börjen ſich mühjam ihre Weltmadtöftellung ertämpften. In Preußen waren im 
Jahre 1854 44407 Perjonen vorhanden mit einem Eintommen von 3000 Mt. 
bei einer Bevölferungsziffer von 16300000. Im Jahre 1897 hatten ich die 
gleichen Genfiten auf 347328 vermehrt, die Bevölkerung dagegen nur auf 
34 Millionen. Lettere hatte ji) in dem Zeitraume von 43 Jahren verdoppelt, 
die Anzahl der Genfiten verachtfacht.“ In Sachſen vermehrten fid von 
1879 bis 1890, aljo während 11 Jahre die Eenfiten der Einkommenſteuerklaſſe 
von 1600 bis 3300 ME. um 46°/0o, diejenigen der Einkommenſteuerklaſſe von 
3300 bis 9600 ME. um 60°/o bei einer Volfsvermehrung von nur 15°/0.”) Das 
Vermögen der Eleineren und mittleren Kapitaliften hat ſich ſonach nicht ver: 
ringert, jondern erheblich vermehrt, weshalb obiger der Börje von einem erniten 
Gelehrten gemachte Vorwurf völlig in ſich zuſammenbricht. Man könnte indeilen 
mit viel größerem Redjte die Baron'ſche Behauptung in ihr Gegenteil umfehren 
und fejtitellen, daß durd die Weltmachtitellung der deutichen Börjen das Ber: 
mögen der Eleineren und mittleren Kapitaliften außerordentlich gehoben worden 
ift, was aud) zum Teile zutrifft; denn wenn auch Handel, Jnduftrie und Gewerbe 
außerhalb der Börſe nicht zum geringiten Maße nad der bezeichneten Richtung 
eingewirft haben, jo hat doch die Börſe zu einem erheblichen Zeile diejen Auf: 
ihmwung der Volkswirtſchaft gefördert und nicht wenig zu einer günitigen 
Zahlungsbilanz Deutichlands beigetragen, wodurch erjt der Wohlftand in immer 
tiefere Volksſchichten hindurchzufidern vermochte. 

Wenn ſolche unglaublichen Irrtümer einem Juriſten von Ruf begegnen, 
der dem Zuge der Zeit folgend vage Vermutungen als pofitive Thatſachen der 
Melt verfündet, was ſoll man erft dann zu leerem Gerede jagen, das 
von inferioren Geiftern mit der anſpruchsvollen Siegermiene des Kenners vor: 
getragen und von der urteilälofen Mafje als neues Evangelium begrüßt wird, 
obgleich es fi) bei näherer Betrachtung wie Rauch verzieht, weil eine pofitive 
Unterlage nicht vorhanden ift. Wie fann man 3. B. folgender Auslaffung der 
„Zukunft“ begegnen, wenn fie bemerkt, daß die Hauptbeſchäftigung des Staats: 
kommiſſars darin beftehe, von den Vorgängen an der Börje fortlaufend Kenntnis 
zu nehmen und dann fortfährt: „Wenn irgend eine Spefulantengruppe Schweizer 
Nordoft um einen Franken herunterichreien läßt, um — was allerdings nie: 
mand beweilen kann — überhaupt dem Schweizer Marfte einen Stoß zu geben, 


) Die Börjenenquete, Bonn 1894. ©. 29. 

*, Wenn aud durd Ländererwerb gewiſſe Verihiebungen inzwiſchen eingetreten find 
und a ein verändertes Steuerjyiten, insbeiondere durch die Selbitdeflaration eine jchärfere 
Heranziehung der Genfiten ermöglicht wird, jo geben dieſe Zahlen dod den unanfechtbaren 
Beweis, dak von einer Verringerung der Genfiten im Verhältniſſe der Vollsvermehrung auch 
bei weiteſtgehender Berückſichtigung dieſer Umſtände feine Rede ſein kann, wie weiter unten 
noch des näheren dargethan wird. 

) Wir nehmen hier gerade die Zeit, aus welcher die heftige Antibörſenbewegung ber: 
vorgegangen iſt. 
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jo fümmert diejes eine Prozent den Herrn Kommiſſar nicht. Treten dagegen 
bei Gasglühliht Kursſchwankungen von 60°/0 ein, jo it das ein „Vorgang“ 
und die weile Oberaufficht legt ihre Stirn in ſtaatsmänniſche alten. Wie 
ihade, daß das 1°/o bei N. O. B. Zehntaufende an den verichiedeniten Pläßen 
intereffiert, während die 60° bei Gasglühlicht, über die allerdings die Preſſe 
in Ertaje geräth, eine ganz geringe Anzahl von Winkelipefulanten in einer 
einzigen Stadt trifft.“) Zunächſt ift hierzu zu bemerken, daß Schweizer Nordoft: 
Bahn-Aktien, wie für den Sachkenner unleugbar it, nicht eben ein jolides 
Anlagepapier für Kleine Kapitaliften und Mittelftandsperjonen bildeten, während 
gerade Gasglühliht infolge der gewaltigen, in Ausficht stehenden Gewinne 
ihon eher einen Anreiz zur Spekulation für weitere Kreije abgaben. — Sodann 
it es nicht Sache wohlanftändiger Perjonen, einzelne Kaufleute oder eine Gruppe 
derielben unlauterer Machinationen zu verdächtigen, ohne auch nur den Schatten 
eines Beweiſes in Händen zu haben; denn ſonſt trifft einen der Fluch, das: 
jenige, was man jelbit denft und thut, auch andern zuzutrauen. — fyerner, wie 
ftellt fi) der Verfaſſer in Wirklichkeit die Thätigkeit des Staatskommiſſars vor? 
Soll er bei Kursſchwankungen in bewegten Zeitläuften eingreifen? Soll er jelbit 
die fleiniten Menderungen des Kurſes verhindern ? Soll in Zukunft ein Steigen 
und allen der Werte unterbleiben? Wie joll ſich das Eingreifen des Staats: 
fommillard bei jtärferem Angebote, wie bei lebhafterer Nachfrage geitalten ? 
Welche Machtmittel müflen ihm in die Hand gelegt werden, um Angebot und 
Nachfrage zu eliminieren? Selbit die ftärfiten Machtmittel würden feinen Sterb— 
lichen hierzu befähigen; man fünnte nur gleich die Börſe jchließen und es dem 
Publikum überlaffen, anderweitig jeine Käufe und Verkäufe zu bewirken. Ob 
es hierbei aber beſſer fahren würde, als bei der Deffentlichkeit des Börfenverfehrs, 
die noch immer das beite Korreftivmittel gegen alles Umlautere bildet, möchten 
wir jehr bezweiieln. — Aber wern man auch jolche weitgehende Folgerungen bei— 
jeite jegt, mie joll der Staatskommiſſar etwas Ungeziemendes wittern, wenn, 
wie der Verfaſſer jelbit fi) ausdrüdt, niemand den Beteiligten etwas beweijen 
fann? Eelbit die ungewöhnlichite Begabung ift nicht im ftande, jemand auf 
Herz und Nieren zu prüfen, der fich nicht prüfen laffen will, man müßte denn 
den Echreiber ſolcher Auslaffungen zum Staatstommilfar ernennen, und es der 
wenig einfichtigen Staatsregierung als einen groben Fehler aufwälzen, daß fie 
in ihrer unverzeihlihen Werblendung ſolches nicht bereits gethan! — 

Die Börje befindet fich gegenüber derartigen bier nur als Stichprobe an— 
geführten Leiftungen in einer wenig beneidenswerten Lage. Soll fie dieje ernit: 
haft nehmen und fie widerlegen? Sie fann den ganzen Tag hindurch nicht jo 
viele ſolcher Auslaffungen erichlagen, als über Nacht wieder auögehedt werden. 
Der Kampf würde eine wahre Sifyphusarbeit fein. Wenn fich aber die Börje 
mit dem Gedanken tröftet, jeder Einfichtige jei von der Ihorheit fraglicher 
Elaborate überzeugt und fie bedürften feiner Erwiderung, jo gewinnt die Agitation 
gegen diejes Inftitut und den Börjenverkehr immer mehr an Boden. Es finden 
fich viele Leichtgläubige, auch thatſächlich Leidtragende um Verlorenes und jon: 
ftige Perſonen, welche aus manchen anderen Gründen der Börje nicht hold find; 
alles jtimmt ein in den Ruf, und ehe man es fic) verfieht, entiteht eine Agitation, 
der nicht mehr Einhalt gethan werden fann, die alle Wehre durchbricht und 
jelbft die Regierungen zu ſolchen Maßnahmen drängt, von deren Nüßlichkeit 
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fie jelbjt nicht nur nicht überzeugt ift, ſondern welche von ihr geradezu befämpit 
werden, aber jchließlic) infolge der Agitation und der einmal entfachten Bewegung 
doch ihre Zuſtimmung erlangen und gejeglich Eodifiziert werden, wie wir Joldes 
alles fein jäuberlid in den 1890er Jahren des verfloffenen Jahrhunderts erlebt 
haben. Um ſonach ungemeſſenen volfswirtichaftlihen Schaden abzuwehren, fann 
daher nur empfohlen werden, fortgejegt jeden ſachlichen Einwand gegen die Börſe 
oder eine ihrer Inſtitutionen in ruhiger, ſachlicher Form, Har und bejtimmt 
auf jeine Bedeutung zu prüfen, ihn zu widerlegen oder auf jein richtiges Maß 
zurüdzuführen. So angebradht e3 aud iſt, nach innen jeden ungerechtfertigten 
Uebergriff nad) Thunlichkeit zu verhindern, damit mögliche Ausjchreitungen auf 
ein Minimum finfen, jo jehr bat aud) die Börfe als eine der hervorragenditen und 
bedeutungsvolliten volfswirtichaitlichen Inftitutionen der Gegenwart die Pflicht, 
ihre Ehre und ihr Anjehen zu wahren, Angriffen und Verdächtigungen 
gebührend entgegenzutreten und ſich nicht von ſolchen Perſonen, die meiſtens 
ihren Beruf verfehlt haben, auf offener Straße beichimpfen zu laſſen. — 

Nun zu den ſachlichen Einwänden gegen den Terminhandel in Produkten! 
Sie müflen, um ihre ganze Beweisfraft nicht abzuſchwächen, in aller Schärfe 
wiedergegeben werden, was im folgenden geſchehen joll. 

Nachdem die Börjfenenquetefommisjion eine große Menge Sadjver: 
ftändiger vernommen und von dielen das Für und Wider in ausgiebigftem Make 
vorgetragen erhalten hatte, find von den Mitgliedern der Kommiſſion in einer 
ausführlichen Kontroverje folgende Bedenken gegen den Terminhandel geltend 
gemacht worden: 

1. Das Bedürfnis für den Terminhandel iſt jelbjt für Welthandelsartifel 
zu verneinen, weil er zur Vermittelung zwiſchen Produktion und Konjum nicht 
erforderlich it. Wegen der fortgeichrittenen Entwidelung der Zransportmittel 
und des Nachrichtenweſens it der „Effektivhandel“ im Stande, die zweckmäßigſte 
Verteilung der Waren nad) Raum und Zeit in gleicher Weile zu leiten, wie 
es vom Zerminhandel bewirkt wird. Zum Beweiſe für diefe Behauptung wird 
darauf verwieſen, daß in eriten Handelsplägen z. B. London ein Terminhandel 
in Produkten nicht beiteht. 

2. Das Bedürfnis für den Zerminhandel it auch aus dem Grunde zu 
verneinen, weil infolge des beftehenden Nachrichten: und Verkehrsweſens derartige 
folojjale Preisfteigerungen infolge von Mißernten, wie fie in früheren Jahr— 
hunderten hervorgetreten, nicht mehr möglid) ſind. 

3, Ferner iſt ein Bedürfnis für den Terminhandel aus dem Grunde nicht 
vorhanden, weil auch im effektiven Yieferungsgeichäfte eine Erleichterung des 
Handelöverfehrs durh Einführung beitinmter formen, jo 3. B. in Bezug auf 
die Qualität durch Begrenzung auf einen Iypus oder Standard; in Bezug auf 
die Quantität durd) Begrenzung auf eine Mindeftmenge (50 Tonnen) oder deren 
Vielfache möglid) ift. 

4. In Betreff der Ichädlichen Wirkungen des Terminhandels ift darauf hin: 
zuweilen, daß durch ihn fortdauernde Preisichwanfungen hervorgerufen werden, 
die im Loco: oder Effeftivhandel nicht auftreten, weshalb bei dieſem eine ruhigere 
Entwidelung Plaß greift, indem bier die Wellenbewequngen weitere Dimenfionen 
annehmen. Die jtetigen Preisihmwanfungen nötigen die Händler, auf größere 
Vorräte zu verzichten ; denn da fie fich nicht gleichmäßig gededt haben, jo werder 
durd die Echwanfungen diejenigen unter ihnen begünftigt, zu deren Gunften ſich 
die Preije tellen, während die übrigen benachteiligt werden. Eine joldye Schädigung 
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unterbleibt - bei den größeren Wellenbewegungen des Locohandels. infolge 
diefer Schwankungen ift e8 daher dem Händler nicht möglich), ſich jeinen Bedarf 
durch den Terminhandel zu fichern. 

5. Ferner wird dem Effektivhändler in vielen Plätzen das Halten von Vor: 
räten erichwert, weil der Terminhandel die Warenmengen an einem Platze fon: 
zentriert. ‚ 
6. Die Konzentration großer Warenmaffen an einem Orte durd) den 
Terminhandel ift ummwirtichaftlich, weil dadurch unnötige Transporte hervor: 
gerufen werden. R 

7. In Betreff der großen Maſſe des Publitums wird es dem Termin: 
handel zur Laſt gelegt, daß durch ihn weite Kreife zum Börjenipiele verführt werden. 

8. Durd; die Teilnahme des Publitums, der outsiders, wird die ‘Preis: 
bildung verwirrt, weil das richtige Verhältnis von Angebot und Nachfrage ver: 
ichoben wird. Die nicht zutreffenden Terminpreije wirken auf die Locopreije ein. 

9. Des weiteren werden auch durch den Terminhandel unberechtigte ‘Preis: 
ſchwankungen herbeigeführt, indem 3. B. ſchwimmende Ware im voraus verfauft 
wird. Die Blancvabgaben jhädigen überhaupt die Produzenten, weil hierdurd) 
die Preife unter einem Drucde gehalten werden. 

Bor dem Inkrafttreten des Börſengeſetzes bildete die Berliner Börje geradezu 
den Weltmarftspreis für Roggen auf dieje Weile. 

10. Wenn die Börje auch feine bewußte Baifletendenz hat (in Agitations- 
ichriften iſt solches vielfach behauptet worden), jo wird doch die Baiſſe durch 
gewiſſe Lieferungsbedingungen begünftigt. An der Berliner Börje ift der Preis 
aus dem Grunde durch den Terminhandel herabgedrüdt worden, weil die an: 
gefündigte Ware erſt nad) der Ankündigung und auf Verlangen des Empfängers 
in Bezug auf ihre Lieferbarkeit geprüft werden fonnte. In Hamburg war die 
Prüfung vor der Andienung obligatoriich, weshalb der Preis für Lieferungsfaffee 
um 15 bis 20° gegenüber dem Weltmarftspreife in die Höhe getrieben wurde. 

11. Die Anfprüche, welche an die Terminware geitellt werden, find zu ges 
ring. Die wirklichen Verbraucher von effektiver Ware benüßen deshalb nicht 
den Zerminhandel zur Dedung ihrer Bedürfniffe, jondern effektive Lieferungs- 
geihäfte unter Ausſchluß der Berliner Börjenbedingungen. 

12. Die Verfiherungsmöglichkeit, welche jonjt dem Terminhandel innewohnt, 
fommt dem outsider nicht zu gute, ja, fie wird ſogar durd die Beteiligung 
diefer in Frage geftellt, weil das Rififo auf die weniger ſachkundigen und 
kapitalſchwächeren Schultern abgemwälzt wird, wodurd die Verficherung jelbft Ge- 
* laufen kann. Die oulsiders find infolgedeffen vom Zerminhandel auszu— 

ießen. 

13. Sie find auch aus dem Grunde auszujchließen, weil fie vielfach durch 
den Terminhandel dem Ruine zugeführt werden, wodurch der jolide Mtittelftand 
geſchwächt wird. 

14. Durch den Terminhandel werden die Eleineren Kapitalien in den Be— 
fig der börjenfundigen Kommilfionäre gebradjt, deögleichen wird die Plutofratie 
weniger Börjenhändler befördert. UWeberhaupt werden durch den Terminhandel 
mühelos ungeheure Gewinne erzielt. 

15. Vielfach dient der Terminhandel nicht dem Zwecke der effektiven Liefer: 
ung, jondern lediglicd; dem der Differenzgewinnung. Ein Unterjchied zwiſchen 
demjenigen Terminhandel, welcher erjterem dient umd demjenigen, der dem leßt- 
genannten Zwecke huldigt, kann nicht feftgeftellt werden. Wir fügen hinzu, daß 
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hierdurch der Effektivhändler, welcher fi) des Terminhandels bedienen muß, vom 
Spieler abhängig wird. — 

Troß dieſer zum Teile hejtigen Anlagen wurde die Notwendigkeit der Eriftenz 
des Terminhandels durch die Börſenenquetekommiſſion nicht im entfernteften in Frage 
geftellt, fein Mitglied diefer Kommiſſion hat ſich für ein Verbot erklärt, dagegen 
wurde feine Einihränfung als erwünjcht bezeichnet. Dahin zielende Anträge 
fonnten auch die freunde des Terminhandels nicht abwehren. — Wie weit er: 
weiſen ſich nun die vorjtehenden Angriffe als gerechtfertigt ? 

ad 1. Es ift richtig, daß in einem erjten Handelsplatze ein Produftentermin- 
handel während einer langen Periode, ja bis in die legten Jahre, nicht zur Einführung 
gelangt ift, und fid) der Handel mit Locogeichäften begnügen zu wollen jchien, wie uns 
das Beijpiel Yondons lehrt. Dagegen beitand ein Warenterminhandel in Liverpool, 
Amfterdam, Antwerpen, Budapeit, New-York, Chicago, Buffalo, St. Louis, 
Minneapolis, Baltimore, Milwaukee, Doluth, Toledo, Philadelphia, Boiton, 
Cincinnati, Detroit und anderen Städten. London, als erjter Welthandelsplag, 
wird allerdings von diejen Städten bei weiten nicht erreicht, wen aud) manchen 
von ihnen eine hoddanjehnliche Welthandelsbedeutung innewohnt. Obgleidy nun in 
London an der stock exchange ein recht lebhafter Terminhandel in Effekten herrichte, 
ift die produce exchange zu diefem Mittel eine lange Zeit hindurch nicht über: 
gegangen. Weshalb nicht? London fteht jo außerordentlich im Mittelpunkte des 
MWeltverfehrs, es befindet ſich dajelbit eine jo erhebliche Kapitalfülle und die 
Verfehröbeziehungen zu allen Teilen der Welt find jo ungemein entwidelt, ſodaß 
es diejes Mittels nicht bedurite, um die Verjorgung Englands mit den erforder: 
lichen Produkten jederzeit gewährleiiten zu können. So lange die meiften Länder 
ihre überſchüſſigen Produkte in erfter Hinficht nad) London dirigieren und Diele 
Stadt ihre beherrichende Kaufkraft behält, beiteht feine bemerkenswerte Sorge, 
daß andere Städte in den fraglichen Terminhandelsobjetten London den Rang 
ablaufen, aus welchem Grunde aud) das Bedürfnis nad) Einführung des 
Zerminhandels in Waren dajelbjt nicht brennend wurde. Sollte es indeſſen 
einem andern Plage gelingen, den Warenverfehr von Yondon zu einem erheblichen 
Teile zu entfernen und diejen, jowie den Schiffsverkehr an ſich zu reißen, jo müßte 
auch die Stunde geichlagen haben, in weldyer man dem Handel durd Einführung 
der Termingeichäfte eine größere Förderung angedeihen ließ. Dieſes ift für die Gegen: 
wart bereit3 geichehen. Gleichwie England jein veraltetes Maß: und Gewichtsſyſtem 
durch die Hebermacht jeines wirtichaftlichen Verkehrs und die Fülle feines Kapitals 
allen zeitgemäßen Neuerungen gegenüber aufrecht zu erhalten vermochte und — ic) 
erinnere an die Baummollinduftrie — jogar nody andern Völkern fortgeſetzt aufzu— 
drängen imſtande ilt, jo fonnte es aud) gegenüber den Fortſchritten in der Technik des 
Handels an jeiner alten Methode feſthalten, ohne nennenswert geihädigt zu werden. 
Daß andere engliiche Städte nicht jo wie London gefeftigt waren und zeitgemäßen 
Neuerungen nicht abhold gegenüberjtanden, wird durch das Beiſpiel Liverpools 
dargethan. Dann war aud) das Verlicherungsmoment für London infolge der 
unaufhörlichen Zufuhren und der dadurch hervorgerufenen Wirkung auf die Preis: 
bildung, jowie der Feſtſtellung der Welthandeläpreije dajelbit nicht in dem Maße 
erforderlich, ala es für fontinentale Städte Europas der Fall war. Es kommt 
ferner hinzu, daß in London, dem Mlittelpunfte des Welthandels in diejen Ar: 
tifeln alle möglichen Sorten zulammenftrömten, weshalb ſich eine Standardiware 
jehr ſchwer herausbilden lieg. Schon Ende der 1870er Jahre wurden dajelbit 
33 Arten Weizen, 14 Arten Gerfte, 3 Arten Roggen, 17 Arten Hafer und 
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7 Arten Mais angeboten. Mit der weiteren Erſchließung Getreide erzeugender 
Länder hat der Sortenreichtum fortgeſetzt zugenommen. Nichts beweiſt aber 
mehr die Macht der Thatſachen, als der Umstand, daß jelbit London troß aller 
aufgeführten bevorzugten Momente genötigt geweien it, zum Terminhandel in 
Getreide überzugehen. Zu diejem Zwecke ift das London Produce Clearing: 
houje, limited, mit einem Kapitale von 10 Millionen Mark gebildet worben, 
um die Zermingeichäfte zur Abwidelung zu bringen. Die Gejellichaft garantiert 
gleich der Liquidationsfaffe in Hamburg die Erfüllung des Kontraktes beiden Con: 
trahenten. Notiert wurden Terminpreiſe nad) den mir vorliegenden Wtarktberichten 
vom Februar 1902 Für Weizen auf März, Juni und Auguft, für Mais auf Februar, 
April und Juni und zwar mit Ausnahme der Sonn: und Feiertage auf jeden Tag der 
genannten Monate. Bedingungen find: Contracts must be made through 
aulhorised brokers, and registred in the books of the Company, und De- 
posits and margins must be provided in accordance with the Company’s 
Regulations. Die Typen find für Weizen wie folgt beiftimmt: Nr. 1 Northern 
Spring, Doluth Certificate. Seller may tender at Contract price Nr, 1 
Hard Spring, Official Seaboard, or Western Certificate, or Nr. 1 Hard 
Manitoba, Dominion Certificate; für Mais: Mixed American, Sail Grade, 
with the option of delivering at Contract price fair average quality of 
Danube, Odessa, or Galatz, Foxanian, Bessarabian. Die genannten Sorten 
beweijen, wie ſchwierig es noch immer für London ift, eine für den Termin: 
handel geeignete typiiche Sorte als Grundlage für den Geichäftäverfehr aufzuftellen. 

Mit der Einführung des Terminhandels an der Londoner Produften-Börje 
ift dieſe letzte Stüße jeiner Gegner gänzlid) zuſammengebrochen. 

Die Berufung auf London würde, auch wenn ſich dajelbft der Umſchwung 
zum Zerminhandel nicht vollzogen hätte, feineswegs für Deutichland bemeis- 
fräftig jein. Das Bedürfnis für den Zerminhandel wird gerade durd) dieſe 
Hervorhebung für unjer Vaterland ins rechte Licht gerüdt. Hierjelbft fann das 
Verfiherungsmoment nicht entbehrt werden; denn es würde eine regelrechte Ein: 
fuhr unjerer notwendigiten Bedarfsartifel vecht bedenklich) in Frage geitellt werden, 
wenn fi der Importeur nicht auf dem Terminmarkte für feine Bezüge zu 
dedfen vermag, er ſonach das volle Rififo der möglichen Preisſchwankungen bis 
zum Eintreffen der Ware zu tragen hätte. Der Terminhandel fichert ihm aber 
einen beitimmten Preis, indem er das Rififo von feinen Schultern nimmt und 
es einer Menge von Perjonen überträgt, welche ſich an der Börje bethätigen. 
Allerdings wird mit diejer Verficherung gegen Preisrüdgang und Berluft auch 
die Gewinnmöglichkeit bei fteigenden Preifen auf eine größere Menge von 
Perjonen verteilt, während der Importeur ſich nur einen geringfügigen Nuten 
garantieren läßt. Ohne einen jolchen würde natürlicy niemand eine derartige, 
dem unficheren Zufalläloje der Zukunft anvertraute Operation unternehmen. 

Wie notwendig der Terminhandel für Deutichland ift, zeigt auch das Bei— 
jpiel von Hamburg, welche Stadt gezwungen war, ihn für Kaffee einzuführen, 
nachdem Havre und Amfterdam ihn in dieſem Artikel zur Durchführung gebracht 
hatten. Hamburg würde jeine Bedeutung als erſter Kaffeeplag Europas ein- 
gebüßt haben, würde es diejen genannten Städten nicht nachgefolgt jein. 

Wenn nun behauptet wird, der „Effektivhandel“ könne die zwedmäßigite Ver 
talung der Waren nad) Raum und Zeit in gleicher Weile leijten wie der Ter— 


’) — David, Der Getreideterminhandel, Leipzig 1891, S. 61. 
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minhandel, jo enthält dieſe Ausführung einen argen Trugichluß; denn es wird 
der Effektivhandel ohne weiteres dem Terminhandel gegenübergeitellt. Der bier: 
durch bewirkte logilche Fehler wird jofort ar, wenn man daran erinnert, daß 
der Terminhandel jowohl Efjektivhandel als Differenzhandel fein fann. In gleicher 
Weiſe vermag der Zeithandel wie aud) der Locohandel jowohl der Erlangung greif— 
barer Ware ald aud) lediglich derjenigen der Differenz zwilchen den Preiſen zu dienen. 
Demnach Find Effektiv: und Terminhandel feine Gegenjäße, wodurch jchon der 
Einwand zu Falle gebracht it. 

Wenn man nun den Locohandel ins Auge faßt, ſo iſt derſelbe unter keinen 
Umſtänden in der Lage, die Stelle des Terminhandels in Bezug auf die Ver— 
teilung der Waren über Zeit und Raum zu übernehmen, wie ja die Verhält— 
nifle an der Berliner Börje nad) Aufhebung des Terminhandels bewielen haben 
und die ein rajches Sinken des Berliner Plages von der führenden Stelle im 
Welthandel zur Folge hatten. Der Locohandel dient durchweg nur der Be 
friedigung des lofalen Bedürfniſſes, und wenn nicht gerade ähnliche Verhältnifie 
wie früher in Yondon vorhanden find, fann ein entwidelter Terminhandel nicht 
entbehrt werden; ſollen nicht ernite Gefahren für die Volksernährung hervor: 
treten, jo müſſen Käufe und Verkäufe auf eine längere Zeit hinaus abgeichloffen 
werden, um den Warenbezug zu fihern. Nun könnte man einwenden, daß hierzu 
der individuelle Handel auf Zeit ausreichend jei, wie aud) die meiften nduftriellen, 
in deren Rohſtoffen ein Terminhandel nicht befteht, ſich auf eine längere Zeit be 
hufs Bedarfes ihrer Rohſtoffe und Halbfabrifate im voraus zu deden pflegen 
und deden müflen, joll der regelrechte Fortgang ihres Tyabrifbetriebes gefichert 
jein. Allerdings kann der individuelle Zeithandel als Surrogat in ſolchen Welt: 
handelsartifeln, in denen Gattungsware vorliegt, in weitgehender Weiſe dienen, 
und thatſächlich hat man aud) am Berliner Plage nad) Auflöfung der Produkten: 
börje den Handel vorwiegend auf ſolche Weile betrieben, aber er hat nicht den 
gewaltigen Rüdgang des Berliner Verkehrs verhindern können. Da nun der 
Terminhandel weiter nichts ift, al8 ein techniſch vervollfommneter Zeithandel, 
ein Zeithandel, der jic glatt und leicht auf Grund von Börjenufancen abwidelt, 
jo ift nicht einzujehen, weshalb man von der vollendeteren Technif mit aller Ge: 
walt abjtrahieren und zu einem unvollfommeneren Hilfsmittel jeine Zuflucht 
nehmen follte und zwar bei dem Umſatze von fungibler Ware, für welche fich der 
Terminhandel im Laufe der Zeit an faſt allen bedeutenderen Handelsplätzen heraus: 
gebildet hat! Wenn daher nicht andere und durchſchlagende Gründe vorhanden find, 
iſt ein zwangweiſer Rüdjchritt, wie er in dem Verbote des Terminhandels vorliegt, 
nicht zu billigen. Ein folder bildet einen nicht zu rechtfertigenden Eingriff in 
die freie Geftaltung unſeres gewerblichen Lebens und iſt bei dem erreichten 
Stande unjerer wirtichaftlichen Entwidelung unzeitgemäß. 

Solange nun Deutichland ein Brotgetreide einführendes Land bleibt und es 
in Betreff der notwendigiten Lebensmittel auf das Ausland angewiejen ift, kann 
auch der Terminhandel in Produkten nicht entbehrt werden. Daß nad) dieler 
Richtung in Zukunft bei dem Stande unferer Volksvermehrung, unferer indu— 
ftriellen Entfaltung und unjerer auögebreiteten Handelsthätigfeit in allen Kon: 
tinenten und Klimaten das Bedürfnis immer jtärfer hervortreten muß, weil das 
Inland troß aller fünftlichen Veranſtaltungen den Bedarf in der bezeichneten Weiſe 
immer weniger zu deden vermag, braucht bloß angedeutet zu werden. Aus allen diejen 
Gründen muß daher die Bedbürfnisfrage fürden Terminhandel aufs 
Beftimmteite bejaht werden, zumal er durch die Ausgeitaltung des Nach— 
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richtenwejend und der Transportmittel immer vollkommener jeine Aufgabe zu 
erjaffen und zu löſen vermag. 


ad 2. Wenn behauptet worden it, enorme Preisfteigerungen wie in 
früheren Jahrhunderten jeten infolge des ausgebildeten Nachrichten= und Verkehrs: 
weſens nicht mehr möglich, Jo iſt das richtig.') Gänzlich falich ift es aber hier: 
aus den Schluß ableiten zu wollen, daß deshalb das Bedürfnis für den Termin— 
handel verneint werden mühe. Die lebten Jahre vor dem Abſchluſſe des deutich: 
ruſſiſchen Handelsvertrages haben bei der Geltung ungewöhnlicher Zuftände, wie 
fie u. a. durch den Zollkrieg mit Rußland hervorgerufen wurden, Getreideteuerungen 
gezeitigt. die in ihrer Höhe von 250 bis 260 ME. und darüber für 1000 kg 
jelbjt bei Vorfämpfern der Landwirtichaft das Verlangen erwedten, den Zolliag 
von 5 DU. zeitweile ſuſpendiert zu jehen. Trotzdem der Terminhandel ſich red: 
lich bemühte, den Bedarf nach Kräften über eine größere Zeitſpanne zu verteilen 
und durch Heranſchaffung aus allen ſonſtigen Getreide erzeugenden Ländern zu 
decken, konnte infolge der ungewöhnlichen Verhältniſſe zuerſt nicht verhindert werden, 
daß die ernſteſten Beſorgniſſe über die Volksernährung faſt allgemein verlaut— 
barten. Bald gelang es dem Terminhandel, der eine lebhafte Thätigkeit entfaltete, 
die Gefahr zu bannen, und ohne ihn würde zweifellos die Teuerung weit aus— 
gebreitetere Dimenfionen angenommen haben. Es iſt ferner hierbei zu beachten, 
vaß in früheren Jahrhunderten die ftarfen Preisiteigerungen bei Mißernten nicht 
jo unmittelbar und jo intenfiv auf die Ernährungsverhältniffe der Bevölkerung 
einwirften, ald es heutzutage jchon ‚bei weit geringeren Preisjteigerungen der 
Fall ift. Die vorwiegend ländliche Bevölkerung der früheren Zeit, in welcher eine 
Löhnung der Arbeiter in Naturalien ftattfand, war in ſolchen Fällen durchweg 
mit Getreide verjehen und vermochte den Roggen, welcher ſonſt zum Viehfutter ver: 
wendet wurde, noch immer zu Brotfrucht vermahlen zu laſſen, weshalb eine jo lebhafte 
unmittelbare Einwirkung der Teuerungspreife nicht jtattfand. Bei der jett weit 
über die Hälfte ausmachenden induftriellen und Handelsbevölkerung, jerner bei 
der Abihaffung der Naturallöhne auf dem Yande im weiteften Umfange, ift die 
überwiegende Mehrheit des Volkes auf den unmittelbaren Kauf der Gerealien 
oder des Halbjabrifates aus ihnen angewielen, weshalb jtärfere Preisfluftuationen 
ſich jofort fühlbar machen müſſen. Der Locomarkt ift daher nicht ausreichend, um die 
erforderliche Fürlorge zu treffen, und die gegen früher vollftändig veränderten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe verlangen gebieteriſch diejenige Fortentwickelung des 


Folgende Worte des Statiſtikers Engel über die Getreidepreiſe in Preußen von 
1816— 1859 mögen bier rine Stelle finden: 

„sm Yahre 1817, einem Vlangeljahre, fojtete der Scheitel Weizen im Staate durch— 
ihnittlih 122 Sgr., Roggen 85,5 Sgr. Dieje Früchte fofteten aber in der Rheinprovinz 
166'/s bezw. 132"/. Sgr., wogegen in Pojen der Weizen 96°/s Sgr., Roggen in Preußen mit 
56°/s Sgr. bezahlt wurde, ſodaß aljo der Preisunterjchied zwiſchen dieſen Provinzen 69'/e 
bezw. 75°; Sgr. betrug. 

Aber aud) troß diefer beträchtlichen Preisdifferenz war es nicht möglich, die Rheinprovinz 
mit dem verhältnismäßigen Ueberſchuß der öſtlichen Provinzen zu verjehen. Am Sahre 1855 
begegnen wir einer gleichen Teuerung wie 1817; der Durhicnittspreis für Weizen in der 
Monardie betrug 119". Sgr., für Roggen 91’/ıe Sgr. Allein der Unterſchied zwiſchen den 
höchſten und niedrigiten Preiien in den Provinzen war in diefem Jahre nur 17 Sgr. für 
Weizen und 23 Sgr. beim Roggen.“ Tie Entwidelung der Verfehrsmittel und die Ent» 
faltung des Handels haben diejen Ausgleih von 75° der Preiſe hervorgerufen, worin ihre 
große voltswirtichaitlihe Bedeutung begründet it, Der Terminhandel wirft nod viel ftärfer 
nad der Richtung hin, jo dab jowohl für Die teuerjten als auch die billigiten Gegenden ein 
erheblicher Nutzen hervoriprießt. 
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Handels, wie fie im Termingeichäfte ihren neuzeitlichen Ausdrud gefunden hat. 
Den unter Nr. 2 gemachten Einwand fönnen wir daher als ftihhaltig nicht anerkennen. 

ad 3. Wenn auch der Terminhandel aus dem Grunde nicht erforderlich 
it, weil im effektiven Lieferungsgeichäfte die Erleichterung des Handelsverkehrs 
durch Einführung von Qualitäts: und Quantitätsbegrenzungen möglich ift, jo 
it damit jeitens der Terminhandelsgegner der glänzendfte Nachweis erbracht, 
daß der Terminhandel in feiner Weile zu entbehren ift. Will man bei dem 
Lieferungsgeſchäfte auf Zeit einen Typus für die Qualität einführen und 
Mindeſteinheiten den Abichlüffen zu Grunde legen, jo Hat man ihn eben zum 
Zerminhandel fortgebildet und dasjenige zur allgemeinen Durdführung ge: 
bracht, was man bei jeinem teilweilen Beitande befämpfen oder gar aufheben 
zu müſſen meint. Eine durdjichlagendere Verteidigung des Terminhandels könnte 
jelbit von jeinen beiten Freunden und Vorfämpfern nicht erbracht werden, ala 
fie wider Willen durch diefen Einwand bewirkt worden ift. 


ad. 4. Um die zufünftigen Produktions: und Konſumtions-Verhältniſſe zu 
ertorichen, ift es unumgänglich notwendig, aus allen Erzeugungsftätten fortgeiegt 
die genaueften Nachrichten über den Artikel zu erhalten. Die Auskünfte haben 
fi zu eritreden über Produftionsflähen, Saatenitand, Witterungsverhältnifie, 
mutmaßlicher oder wirklicher Ausfall der Ernte, die Ernteverhältniffe benady- 
barter und nahe verwandter Produkte, die vielleiht als Erſatz dienen können, 
Preisftand an den verichiedeniten Märkten und Börjen, mutmaßlicher Verbrauch 
in den Erzeugungsländern, fichtbare Vorräte in den öffentlichen oder privaten 
Lagerhäufern, Menge der Anfuhren auf dem Markte, der Verjendungen bezw. 
Verichiffungen ins Ausland, Lage des Marktes, Höhe der Schiffäfrachten und 
Naumangebot jeitens der Schiffe, Länge des Frachtweges, Heranſchaffungskoſten, 
Ernteftand und Ausfall im Binnenlande, Ihäßungsweiler Bedarf u. ſ. w. Die 
mutmaßlichen wie aud) thatlächlichen Angaben über alle dieje Gegenftände ändern 
jih von Tag zu Tag, weshalb ſich aud) Vorrat und Bedarf, Angebot und 
Nachfrage auf dem heimischen Markte fortgeießt ändern müflen. Wenn Cohn 
meint '), daß es nicht Vorrat und Bedarf find, welche die Grundlage für die 
Preisbildung abgeben, jondern die „Meinung“ die Urſache der Preisgeftaltung 
it, To fünnen wir ihm nicht völlig beipflicdyten. Die Meinung ift etwas Sub- 
jeftives, welches für die Preisbildung nicht beitimmend fein kann, wenn erftere nicht 
auf pofitive Angaben thatjächlicher Art geitügt wird, durch welche die Mehr— 
heit über das hervortretende Angebot oder die Nachfrage ſich orientiert. Da nun 
der Zeithandel bezw. der Terminhandel ſich nicht nur auf die Gegenwart er: 
ſtreckt, ſondern die Zukunft gleichfalls ins Auge faßt, jo kann das augenblicliche 
Angebot und die gegenwärtige Nachfrage nicht allein beitimmend für die Preis: 
bildung jein, jondern e8 muß das wahricheinliche oder mutmaßliche zufünftige 
Angebot bezw. Nachfrage ſtets bei der ‘Preisbildung ala wejentlicher Faktor mit 
in Anſchlag gebracht werden. 

Durch die vielfältige Berüdfichtigung aller obengenannten Umjtände wird 
der Markt gegen früher feinfühliger, weshalb ſich fortgeſetzt Fleinere Preis— 
ſchwankungen zeigen müſſen. Site bilden den Pulsichlag des Verkehrs, und die 
Börje oder der Markt ift um jo empfindlicher, je genauer man an ihnen über 
die geſamte wirtichaftlihe Lage des Artikels unterrichtet ift. Sie find daher 
nicht als einen Nachteil aufzufaſſen, jondern fie bilden thatjächlich einen Vorzug, 
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weil fie zeigen, ein wie feines Präcifionsinftrument die Börfe geworden ift und 
wie genau fie im ökonomiſchen Leben Regen, Wind, Sturm, Winditille, Schön: 
wetter u. dgl. vorher anzeigt. 

An diefen täglichen Schwankungen der Preife nimmt nicht nur der Termin: 
handel teil, jondern das Nachrichtenwejen wirft in feiner Vervolllommnung in 
ähnlicher Weiſe auch auf den Loco: und handelsrechtlichen Zeithandel ein. Auch 
diejer wird feinfühliger, wie die täglichen Preisbewegungen in zahlreichen Artikeln 
darthun, in denen Gattungsware nicht vorhanden ift, in welchen alfo'weder ein Termin: 
handel bejteht noch ſich zu entwideln vermag. Demnad) find die Kleinen täglichen 
Preisihmwanfungen eine naturgemäße Folge der weltballumipannenden Beobachtung 
bei der Thätigfeit des Handel3 und fünnen in feiner Weile dem Terminhandel 
als etwas Schädliches zur Laſt gelegt werden. Diele Ericheinung mußte ſich mit der 
immer weiter fortichreitenden Ausdehnung des Handels naturnotwendia heraus: 
bilden und fann nur von einem weit zurüdgebliebenen Standpunkte aus ala 
ein Fehler angejehen werden. Selbitredend mußte diefe Erſcheinung am ftärkiten 
beim Zerminhandel zum Ausdrude fommen, weil dieſer die weiteſt vorgejchrittene 
Entwidelung und die größte Feinfühligfeit befigt. Durch Syndikate und Preis: 
fonventionen wird allerdings dieje Entwidelung geftört, indem man durd) jte auf 
den etwas barbariſchen Standpunkt zurüdfinkt, den freien Wettbewerb auszujchliegen 
und gewaltiam ohne Rüdjicht auf die Erzeugungsmöglichkeit dem Verbrauche 
Preije zu diftieren, die diejer gezwungen iſt zu entrichten, vielfach zum Schaden 
des induftriellen und gewerblichen Wettbewerbes, falls es ſich um notwendige 
Rohitoffe handelt. Welche Wirkung haben num diefe täglichen Preisichwankungen ? 

Der Händler, welcher etwa Getreide vom Auslande zu 130 ME. zu erlangen 
vermag und gewiß it, daß es in drei Monaten an Ort und Stelle jein kann, 
fichert fi durch Verkauf auf diefe Zeit zu etwa 170 Mk., indem ihm außer 
dem Kaufpreis für Berlin noh 35 ME. Zoll und etwa 4—5 Mi. Spejen 
erwachſen. Durch den Terminverfauf kann er daher das Importriſiko bei einem 
ganz verichwindenden Nuten leicht übernehmen. In der Zwiſchenzeit gilt es 
für ıhn, jeine Intelligenz walten zu laſſen und die Preije aller Länder zu 
ftudieren, um den Dampfer dorthin zu dirigieren, woſelbſt ein gewinnbringender 
Erlös möglid iſt. Steigt 3. B. das Getreide in Amsterdam inzwiichen auf 
132°/s ME. und kann der Händler in Berlin ein Rückdeckungsgeſchäft zu 170 ?/ı ME. 
ausführen, jo würde es für ihm eine Thorheit jein, das Getreide nad) Berlin 
zu führen. Er verfauft es zu dem angegebenen Preije nad Amfterdam und 
det ji in Berlin auf dem Terminmarfte in Betreff der verkauften Waren: 
mengen ein. Der Händler hat daher durch den Terminhandel die Möglichkeit, 
bis zur Abladung die Ware dahin zu vertreiben, woſelbſt die größte Nachfrage 
vorhanden ift und dieſelbe thatſächlich hingehört. Ohne Terminhandel würde 
dieſe naturgemäße Berteilung nicht möglid) jein. Dagegen würde dann da3 
Ausland zu den Konfignationen jeine Zuflucht nehmen, die den Inlandsmarkt 
ſchwer treffen uud ihn unter Umſtänden vollitändig verwüften fünnen. — Die 
gegenteiligen Ausführungen müſſen wir daher als gänzlich irrtümlich auffaſſen 
und fönnen nur einer mißverftändlichen Auffaſſung über die wirtichaftlichen 
Funktionen des Zerminhandel3 entiprungen fein. 

ad 5. Daß dem Effeftivhändler das Halten von Vorräten dadurch erjchwert 
werde, weil der Terminhandel die Vorräte an einem Plate fonzentriere, ent- 
ipricht nicht den Thatſachen. Die Konzentration der Vorräte an einem Börjen- 
plage ift nicht eine Fyolgeeriheinung des Terminhandels, jondern die Urjache, 
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daß er ſich dajelbft zu entwideln vermochte. Ohne einen ſtarken Umſatz, ein be— 
deutendes Zuſammenſtrömen von Produkten an einem Platze, eine beherrſchende 
Preisbildung für ein weiteres Gebiet, erweiſt ſich ein unbedingt erforderliches 
Bedürfnis für den Terminhandel nicht. Erſt wenn der Verkehr eine gewaltige 
Höhe erreicht hat, bildet ſich von jelbit dieſe Erleichterung des Handeläverfehrs 
aus, indem fic) das individuelle Zeitgeihäft in jeiner Technik vervollkommnen 
muß. Wenn ſonach auch am Terminmarkte bedeutende Mengen von Waren 
ſich konzentrieren — übrigens ein Beweis dafür, daß es ſich bei ihm nicht vor— 
nehmlich um die Erlangung der Differenz handeln kann —, jo ilt doch dieler 
nicht die anfängliche Urjache hiefür; denn die natürliche Entwidelung des Geſchäfts— 
verfehr8 hat zuvor Diele Konzentration hervorgerufen. Uebrigens fann der 
Effeftivhändler, dem das Halten von Vorräten durch die Konzentration erichwert 
werden joll und der jonad) im Bereiche der betreffenden Börje jeine Nieder: 
laffung haben muß, ſich auf dem Terminmarkte jederzeit eindecken, weshalb er 
gerade durch ihn ſeine Vorräte nad) Bedarf zu ergänzen vermag, der böſe 
Zerminhandel für ihn jonad von nicht unerheblihem Nugen  ift. 
ad 6. Mit Vorftehendem jällt auch der Einwand, dab die Konzentration 
von Waren unwirtſchaftlich ſein ſell, weil hierdurch unnötige Transporte hervor— 
gerufen werden. Die naturgemäße Entwidelung eines Platzes zum Haupthandels- 
plate hat ſtets ihre guten ökonomiſchen Gründe und kann nie unwirtſchaftlich 
ſein, zumal, wie gezeigt worden, der Terminhandel hieran urſprünglich unſchuldig 
iſt. Im übrigen trägt der Terminhandel ganz im Gegenſatze zu der bezeichneten 
Anſchuldigung dazu bei, daß unnötige Transporte von Waren vermieden werden, 
wodurd er eine hohe wirtſchaftliche Bedeutung erlangt, wie an einem Beiſpiele 
furz gezeigt werden mag. Der Hamburger Kaffeehändler verkauft in Hamburg 
am Terminmarkte eine jhwimmende Ladung Santos zu einem beftimmten Preiſe 
zur Lieferung auf eine bejtimmte Frift, wann nad) jeiner Berechnung der Dampfer 
in Hamburg fällig it. Inzwiſchen herrichen in Havre aus irgend welchen 
Gründen, vielleicht wegen Räumung der Lagervorräte durd) verftärkte Nachfrage 
der fetten Hand im Innern Frankreichs, höhere Preiſe als in Hamburg, wojelbit 
alle Lagerräume überfüllt find. Er verkauft daher ſofort die Ladung in Havre und 
dirigiert den Dampfer anftatt ihn den weiten Weg nad) Hamburg machen zu laſſen, 
direft nad) Havre zur Lölchung, während er in Hamburg behufs Lieferung an 
jeinen Empfänger fid) auf dem Terminmarkte billiger eindedt. Der Terminhandel 
ermöglicht es ſonach, bei Vermeidung unmwirtichaftlicher Transporte zur gegebenen 
Zeit die günftigite Marktlage nad) Kräften auszunügen, wodurd) wiederum der 
volfswirtichaftliche Vorteil erzielt wird, daß ſich die Preiſe auf den Welthandels- 
plägen durch ſolche Arbitrageoperationen nad) IThunlichkeit ausgleichen. 
ad 7. Die Trage, was Börjenjpiel ift und ob ein jolches überhaupt möglich 
ericheint, wollen wir in einem jpäteren Auflage über die Differenzgeichäfte be- 
handeln. Hier mag nur in Kürze betrachtet werden, ob weite Kreije zum Börjen- 
ipiele durch den Terminhandel verführt werden. Eine jolhe Verführung 
größerer Kreiſe des Volkes erachten auch wir für völlig unftatthaft und können 
ihr nur, falls fie wirklich jtattfindet, aufs Schärfite widerſprechen. Allerdings 
joll eine Verführung zum Terminhandel, welche die Möglichkeit der Verleitung 
zum Spiele involviert, früher jtattgefunden haben. Nachdem aber durd) 
5 788.G. eine ſcharfe Beftimmung gegen die Verleitung zu Börjenjpefulations: 
geichäften getroffen worden ift, indem dieſe mit Gefängnis und zugleich mit Geld- 
itrafe bis zu 15000 ME. bedroht ift, hat die „Verführung“ oder die Ausbeutung 
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der Unerfahrenheit und des Leichtjinnes aufgehört. Wenigitens jind meines 
Wiſſens Fälle nicht in die Deffentlichfeit getreten, in welchen von $ 78 B.6 
hat Anwendung gemacht werden müſſen. 

Können wir jonad) von der „Verführung“ abjehen, weil ſolche beim Beitehen 
von $ 78 B.G. nur in vereinzelnten Ausnahmefällen zu befürchten it, jo ift 
es um jo mehr erforderlich zu erwägen, ob auch eine „Beteiligung“ weiterer 
Kreiſe am Zerminhanbdel zu verwerten it. Bei Gelegenheit der Beratung des 
Börienregifterd in der Börſenenquetekommiſſion war es Gamp, welder alle ins 
Handelöregifter eingetragenen Firmen zum Terminhandel zulaſſen wollte. Wenn 
ſich außer den Kaufleuten im handelsrechtlichen S Sinne noch andere Perſonen am 
Terminhandel beteiligen wollten, jo ſeien fie in ein Börſenregiſter einzutragen.’) 
Gegenüber der faktiichen Geftaltung der Verhältniffe durch das Börſengeſetz war 
dieſer Vorſchlag immerhin der Erwägung wert; denn durch ſeine Ausführung, 
die wir keinesfalls für die Zukunft empfehlen wollen und die für einen ent— 
wickelten Handelsverkehr auch als unzulänglich erachtet werden muß, würde das 
Terminregiſter kaum jenen berüchtigten Charakter als Spieler- und Spekulanten: 
regifter erlangt haben, mit welchem behaftet e8 von der Börſenenquetekommiſſion 
in die Welt gejeßt wurde. Dieje faktiiche Facies Hippocratiea wird ihm nun 
bis an jein hoffentlich recht baldiges Ende nicht verloren gehen. — 

Soll aber thatſächlich der Terminhandel die Domäne oder das Monopol 
einiger weniger großfapitaliftiicher Börjenfreile bleiben? Sollen die outsiders 
mit Gewalt ferngehalten werden, damit eritere möglichit ungeftört bleiben, einen 
Wettbewerb nicht zu befürchten haben, und es auch dem geichäftsgewandten aber 
minder fapitalfräftigen Talente unmöglid) gemacht wird, an den Vorteilen des 
Zerminhandels zu participieren und ſich empor zu arbeiten? Oder joll vielleicht der 
Staat eine Art höherer Vormundſchaft ſpielen, damit niemand einen Groſchen 
des im Augenblicke in ſeinem Befitze befindlichen Vermögens zu verlieren ver— 
mag? Sollte man nicht lieber in Wahrung der individuellen Willensfreiheit 
von jedem derartigen Gelüfte obrigfeitlicher Bevormundung abjehen, und es dem 
Staatöbürger ruhig überlaffen, ſich ſein Schickſal jelbit zu wählen? Der Staat 
hat erſt dann einzuichreiten, wenn allgemeine Sntereffen in Frage fommen, zu: 
mal der Einzelne in viel gefährlicherer Weiſe jeinen Leidenſchaften, namentlic) 
denjenigen des Spieles fröhnen kann, und der bejtehende Rechtäjtaat jeinen Bürgern 
durch Unterhalten von Yotterien in Bezug auf die Spielleidenichaft aufs weiteſte 
entgegenfommt, ja dieje jogar in bedenflicher Weiſe durch Beitellung zahlreicher 
Koltefteure, Beröffentlihungen der Gewinnlijten in allen öffentlichen Blättern, 
Anzeigen wegen Erneuerung der Loſe und dergleichen mehr geradezu hervorruft. 
Während die Beteiligung än ftaatlichen oder jtaatlich erlaubten Lotterien nicht den 
mindeften ökonomiſchen Zweck erfüllt und völlig außerhalb des Wirtſchaftslebens ſich 
befindet, ja jogar durch die Abſchwächung des Sparfinnes und die Entziehung eines 
Teiles des Einfommens aus dem Konſume jo unwirtſchaftlich wie möglich wirkt, hat 
die Beteiligung der outsiders im Zerminhandel eine erhebliche volfswirtichaftliche 
Bedeutung ; denn es ſteht jodann eine größere Anzahl von Käufern und Verkäufern 
einander gegenüber, wodurd) die vorliegenden und einlaufenden Aufträge eine 
leichte und jofortige Erledigung finden, die Marktverhältniffe gefeftigt werden 
und eine beijere Preisbildung, als es bei dem Gegenüberftehen weniger Kon: 
trabenten möglich ift, erzielt wird. Doch damit gelangen wir” jchon zu dem 
folgenden Bunte. (Schluß folgt.) 
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Armenunterſtützung nichtbayerifcher Deutſcher 
in Bayern. 


Von Dr. iur. et phil. Süßheim in Nürnberg. 


I. 


Zu den Rejervatrechten Bayerns gehört die Befugnis, die Armengejeggebung 
jelbit zu regeln. (Bündnisvertrag vom 23. November 1870 Ziff. 3, Art. 4 
Ziff. 1 der Reichaverf.). Infolge deſſen hat das bayerische Gejeg über die öffent: 
[ide Armen: und Krankenpflege vom 29. April 1869 aud) nad Inkrafttreten 
der Reichsverfaſſung jeine Geltung beibehalten und findet, wenngleich durch die 
Novelle vom 17. Juni 1896 und den Einfluß des Bürgerl. Gejegb. in einigen 
Punften abgeändert, auch heute nody in Bayern Anwendung. Eine ausgleichende 
prinzipielle Anpaffung an die Armengejeßgebung der übrigen deutichen Staaten 
hat nicht ftattgefunden, jo daß die aus der Zeit vor Schaffung des deutichen 
Reiches herrührende verichiedenartige Behandlung von Bayern und nichtbayeriichen 
Deutichen, welch leßtere im Sinne des bayerischen Armengejeges als Ausländer 
anzujehen find, praftiiche Geltung beanjprucht. 

Grundlage des bayerischen Armenrechtes ift nicht, wie in dem übrigen 
Deutichland mit Ausnahme von Eljah-Lothringen, der Unterſtützungswohnſitz, 
jondern die Heimat des bayerischen Staatsangehörigen in einer bayerifchen Gemeinde. 
Cie gewährt dem in der Gemeinde Beheimateten ein ficheres Aufenthaltsredit ; 
fie ift aber auch im Falle feiner Hilfsbedürftigkeit zu feiner Unterftägung ver: 
pflichtet, ſoweit diefe Pflicht nicht geieglich der Staats: oder einer anderen Kaffe 
obliegt (Art. 11 des Armengejeges). Dem nichtbayeriichen Reichsangehörigen 
fteht ein Anfprud auf Armenunterftügung nie kraft eines Seimatrechtes zu; 
denn eine bayerijche Heimat kann er mangel8 der unbedingten Vorausjegung 
hiefür, der bayeriihen Staatsangehörigfeit, nicht befigen. Art. 11 Abſ. 1 befitt 
daher für Nichtbayern feine praftiiche Bedeutung. Doch ift e8 möglich, daß ein 
Neichädeuticher, der über mehrere Staatsangehörigkeiten, darunter aud) die 
bayerische verfügt, eine Heimat in Bayern beſitzt und daß dieje dann zu jeiner 
Unterftügung nad) Art. 11 verpflichtet iſt. Bemerkt jei, daß der von der Heimat 
gewährten Unterftügung, von Ausnahmen abgejehen, der Charakter einer Armen: 
unterftügung zufommt und ihr dementiprechend deren Nachteile in öffentlic 
rechtlicher Hinſicht folgen. 

Auch für die Unterftügung des in Bayern nichtheimatberehtigten Deutichen 
iſt durch das Armengejeg Vorſorge getroffen. Freilich iſt hier die zu gewährende 
Erle me jowohl nad) Umfang und Zeit eine beichränktere; immerhin ift 
dafür gelorgt, daß der hilfsbedürftige Nichtbayer nicht Ihußlos Not und Elend 
preisgegeben it. Daher wird ihm die erforderliche Fürſorge aud dann zu teil, 
wenn die Aufenthaltsgemeinde jeine alsbaldige Uebernahme durd) feinen Heimats— 
ſtaat betreibt. 
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Der Grundiaß der Freizügigkeit, der für das ganze deutſche Bundesgebiet, 
in Bayern ſeit 13. Mai 1871, in Geltung iſt, gewährleiſtet das Recht freien 
Aufenthaltes im geſamten beutichen Reid. Nur ſoweit ficherheits: oder armen- 
polizeiliche Gründe eine Aufenthaltsverfagung angezeigt ericheinen laſſen, ift das 
Prinzip der Tyreizügigfeit durchbrochen. Daß leßteres ein wirkliches Necht, feine 
von bloßer Willfür des Aufenthaltsftaates abhängige Befugnis zur Folge hat, 
geht deutlicd) daraus hervor, daß die Vorausſe —— unter welchen die Frei— 
zügigkeit entfällt, vom Geſetze ſelbſt genau vorgeſehen ſind und nur ihre Prüfung 
von Fall zu Fall den einzelſtaatlichen Behörden überlaſſen iſt ($ 12 des Geſetzes). 
Dom armenpolizeilihen Standpunkt aus läßt ſich angefichts der SS 4 und 5 
des Freizügigkeitsgeſetzes der Sab aufftellen, daß das Recht der Freizügigkeit 
nicht gilt für den unterftügungsbedürftigen, dem Aufenthaltsftaat nicht angehörigen 
Deutihen. Zwar iſt auch der objektiv Unteritüßungsbedürftige zunächſt nicht 
an die Gemeinde jeines Unterftüßungswohnfiges gebunden. Die Gemeinde hat 
fein Recht, ihn feitzuhalten. Er mag hinwandern, wohin er will. Aber die 
Aufenthaltsgemeinde oder diejenige, welche es werden ſoll, kann fi den un— 
geladenen Gaft fernhalten oder feinem unerbetenen Beſuch durch Einleitung des 
Uebernahmeverfahrens ein Ende bereiten. Es muß daran feitgehalten werden, 
daß dem nichtbayeriichen Deutichen, der nad) Bayern fommt oder ic) bereits 
hier aufhält, unter den Borausfegungen der SS 4 und 5 des Freizügigkeitsgeſetzes 
fein Aniprud auf Duldung im bayeriſchen Staatögebiete zufteht und daß er 
noch viel weniger die Gewährung einer Öffentlichen Armenunterftügung verlangen 
fann. Wenn fie ihm gleichwohl thatjächlich gewährt wird und er auf Tage 
oder Wochen Bflege, Wart und Unterhalt findet, jo entipringt dies keineswegs 
einer ihm gegenüber vorhandenen Verpflichtung, jondern einer im Verhältnis 
zu jeinem Seimatsftaat bejtehenden Verbindlichkeit. Der Heimatsftaat ſchützt 
eben jeine Angehörigen auch im Auslande nad; Möglichkeit vor ſchlimmen Wechiel: 
fällen des Lebens. Der Aufenthaltsitaat bietet durch Verträge dazu die Hand 
und fommt jeiner auf Gegenfeitigfeit beruhenden vereinbarten Verpflichtung zur 
Hilfeleiitung nad), weil aud) er jeinerjeit3 die gleiche Fyürforge feinen Angehörigen 
im Auslande zu fichern bejtrebt iſt. 

Unter dieſen Umftänden erweilt fid) ala notwendig, ungeachtet der Be: 
ftimmungen der SS 4 und 5 des Freizügigkeitsgeſetzes, welche je nur für einen Teil 
der Unterjtüßungsfälle zutreffen, partitulare Vorſchriften aufzuitellen, nad) welchen die 
Unterftügung nichtjtaatsangehöriger Hilfsbedürftiger zu erfolgen hat. In Bayern 
ift dies im allgemeinen Rahmen der Art. 12—14 des Armengeſetzes geichehen. 

Für den unterſtützungsbedürftigen Nichtbayern kommt zunächſt Art. 13 
Ziff. 2 in Betracht. Die darnach gewährte Unterſtützung iſt nicht an die Voraus— 
jegung eines Erfranktjeins geknüpft. Auch gejunde, aber in Not befindliche 
Fremde fönnen ihrer teilhaftig werden, joferne fie der öffentlichen Hilfe bedürfen. 
Wer von privater Seite, ſeien es num Angehörige oder jernftehende Perſonen, 
ausreihend unterftüßt wird, fann ſich nicht an die Armenpflege des Aufenthalts: 
ortes wenden. Arbeitsloſigkeit begründet ebenjowenig wie Mittellofigkeit an fi) 
einen Unterftügungsaniprud). Das Bedürfnis einer öffentlihen Hilfe muß 
während des Aufenthaltes in der Unterftüßungsgemeinde eingetreten jein. Die 
erit bevorjtehende Bedürftigfeit bietet feine Handhabe für eine Unterftügung nad) 
Art. 13 gif. 2; dod) fteht der Armenpflege fein Hindernis im Wege, hier vor- 
beugend einzugreifen (Art. 1 Ziff. 2). Nicht jelten ließe ſich dadurd) mit kleinen 
Mitteln der Eintritt eines wirklichen Unterftügungsfalles abwenden. 
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Gemwährt werden nad) Art. 13 Ziff. 2 die unentbehrlihen Reiſemittel oder 
die erforderliche unverichiebliche Unterftüßung in näher begrenztem Umfange. 
Die Reihung von Reijemitteln wird erfolgen, wenn der zu Unterjtügende ſich 
bereit3 auf der Reife in jeine nichtbayertiche Heimat befindet oder wenn derſelbe 
nunmehr als unterftüßungsbedürftiger Nichtbayer zur Heimreiſe veranlaßt wird. 
Lundftreiher haben feinen Anſpruch auf Reifeunteritügung, ſondern Ausficht auf 
Auswerlung und Haititrafe. Die Prüfung der Legitimationspapiere ift für die 
Geltendmahung etwaiger Erjaßaniprüde von Belang. Reiſemittel find nur 
injoweit zu gewähren, als fie wirklich unentbehrlich find; darüber hinaus beiteht 
feine gejeglic begründete Verpflichtung. 

Iſt die Heimweiſung des Bedürftigen nicht zuläffig, weil feine gejeßliche 
Handhabe zu jeiner Abichiebung vorliegt, oder ift die Heimmeilung nicht thunlich, 
weil die erforderliche Transportfähigkeit jehlt oder der Bedürftige nur vorüber: 
gehend in Not geraten iſt oder weil er begründete Ausficht auf anderweitige 
Unterftügung befißt, jo hat ihm die Aufenthaltsgemeinde die erforderliche Unter: 
ftügung einzuräumen. Eine Pflicht zum Iransport erfrankter Fremder in ihre 
deutihe Heimat iſt nad Art. 13 Ziff. 2 nicht gegeben. Die Unterftügung hat 
fi, wenn nötig, auch auf ärztliche Hilfe zu eritreden; unter Umftänden ift die 
Einihaffung in eine rrenanftalt anzuordnen (Art. 11 Abi. 2 Ziff. 2). 

Sit Arbeits: oder Mittellofigkeit die Urſache der Hilfsbedürftigfeit, gleicjviel 
ob für eritere hohes Alter, Gebrechen oder Mangel der Arbeitsfähigteit oder 
Arbeitögelegenheit den Grund bilden, jo darf die Armenpflege Nahrung, Kleidung, 
Wohnung, Heizung und Pflege nicht verfagen, jedoch nur joweit, als es zur 
Erhaltung des Lebens notwendig ift; der Bedürftige muß außerdem gemärtig 
fein, in ein Armenhaus eingewiejen zu werden. Grundlos verweigerte Arbeits- 
leiftung bat die Ablehnung öffentlicher Unterftügung zur Folge; denn wer 
arbeiten fann, aber nicht will, iſt nicht hilfsbedürftig, jondern arbeitsſcheu. Wer 
die Möglichkeit beſitzt, Fich jelbit zu unterhalten, fann nicht verlangen, daß dies 
jeitend der Allgemeinheit geichehe. Die näheren Anordnungen über eine zu 
gewährende Unterftügung erläßt die Armenpflege, unter Umftänden nad) Anhören, 
nicht aber nad) Wunſch des Bedürftigen. Er muß fi) damit beicheiden, wenn 
ihm die Nahrung durch Turnusverföftigung in der Weile gereicht wird, daß er 
von den Einwohnern einer Landgemeinde mit jelbitändigem Haushalt in einer 
beitimmten Reihenfolge die Nahrung zugewieſen erhält (Art. 19 Abi. 3). Für 
Berihaftung der Wohnungsgelegenheit befteht eine ähnliche Möglichkeit nicht. 
Zugewiejene Arbeiten hat der Bedürftige zu erledigen. 

Arbeitsfähige Perionen befommen zwar an fich feine Unterjtügung ; doch 
it ihnen ſolche, ihre Arbeitswilligfeit vorausgeſetzt, inſoweit zu gewähren, als 
eine dringende Not vorliegt und die Unterjtügung im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit oder Sittlichfeit augenblicklich unentbehrlich ericheint (Art. 11 Abi. 3). 
Dies dürfte vielfach bei entlaſſenen Strafgefangenen der Fall fein, bei denen 
jonit die beitehende Notlage den Anreiz zu neuerlichen Gejegesverlegungen 
geben könnte. 

Die nad) Art. 11 Abi. 3 gewährte Nothilfe entbehrt an ſich des Charakters 
der Armenunterftüßung; fie wird weniger aus Rüdficht auf das Einzelindividuum, 
als aus Gründen des allgemeinen Wohles gewährt. Sie iſt aber ala Armen: 
unterjtügung zu erachten, wenn der Unterſtützte den Rückerſatz jpäterhin mit 
Vorbedacht unterläßt. Auch die auf Grund des Art. 13 Ziff. 2 erteilte Unter: 
jtügung verliert die Bedeutung einer Armenunteritügung, wenn fie als bloße 
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Aushilfe einem bloß augenblicklich Bedürftigen, aber erſatzfähigen Fremden ge: 
währt wurde, der alsbaldigen Erſatz des Empfangenen leiftet. 

Nach Art. 13 Ziff. 2 ift die Unterftügung (Fremder, und damit der, nicht: 
bayeriichen Deutichen, während ihres Aufenthaltes in einer bayeriichen Gerkeinde 
zu leiften. Ob der — —— des Bedürftigen bekannt iſt, bleibt 
gleichgiltig. Die Hilfeleiſtung iſt nach Ziffer 2 auch dann geboten, wenn die 
zuftändige Gemeinde ihre Unterftügungspflicht nicht beitreitet. 

Aehnlich wie nad) Ziffer 2 iſt die Unterftüßung den im Gemeindebezirk 
befindlichen Hilfsbedürftigen zu gewähren, allerdings nur, wenn ihre Heimat um: 
befannt oder beftritten it oder wenn ihre Unterftüßung von der verpflichteten 
Gemeinde oder öffentlichen Kaffe verweigert wird (Art. 13 Ziff. 1). Die Hilfe: 
leiftung bat bei beiden Ziffern aud dann zu erfolgen, wenn dem Unterſtützten 
ein Anſpruch gegen eine in Bayern gelegene Arbeits: oder Wohnfiggemeinde zufteht. 

"Am Bereiche des Art. 13 Ziff. 1 und 2 handelt es ſich durchweg bloß um 
eine proviloriiche Unterſtützung, deren Vorausſetzung Hilfsbedürftigfeit. nicht 
Krankheit it, was natürlich nicht ausjchließt, daß die vorhandene Hilfsbedürftig: 
feit durch eine Krankheit veranlaßt jein fann. Erhebungen darüber, ob der 
Unterftügungswohnfig des Bedürftigen befannt ift oder nicht, brauchen der Inter: 
ftügung jeitens der bayeriihen Aufenthaltsgemeinde nicht vorauszugehen ; doch 
find die zur alöbaldigen Verfügung ftehenden Belege und Nachweiſe des Be: 
dürftigen einzujehen. Ergibt ſich daraus, daß deſſen außerbayeriiche Heimat 
nicht, wie zuerjt angenommen, unbefannt ift, jo fönnen lediglich Unterftügungen 
nad Ziff. 2, alfo Reifemittel oder die erforderliche unverſchiebliche Unterftügung, 
gewährt werden. 

Läßt die Aufenthaltsgemeinde dem Hilfsbedürftigen troß Bekanntſein feines 
Unterftügungswohnfiges Unterftügung zukommen, jo hat dies den Verluft des 
Erjaganipruches injoweit zur Folge, als bie Hilfe jeitend der verpflichteten Ge: 
meinde oder öffentlichen Kaffe nicht verweigert wurde, oder über das nad) Ziff. 2 
gebotene Maß hinausgeht. 

Ob die Heimat des Bedürftigen mit Recht oder Unrecht beitritten wird, 
bleibt ſich glei); die Beitreitung muß aber von zuftändiger Seite auögehen. 
Die Thatſache allein, daß der Bedürftige die Richtigkeit eines Legitimations- 
papieres oder Heimatsausweiles in Abrede jtellt, genügt für die Anwendung der 
Ziff. 1 nicht. Das Angebot nur bedingungsweiler Gewährung der Inter: 
ftügung ſeitens der verpflichteten Gemeinde iſt ebenjo wie das Angebot der 
Leiftung unter Vorbehalt näherer Erhebungen der Beitreitung der Heimatzuge: 
hörigkeit gleich zu achten und berechtigt daher die Aufenthaltsgemeinde zur Dilfe- 
leiftung nad) Ziffer 1. Ebenjo erjcheint, wenn die Heimat des Bedürftigen 
objektiv zwar befannt ift, diefer aber durch Bejeitigung feiner Papiere oder durch 
Berheimlihung oder falſche Angaben der Aufenthaltsgemeinde die Möglichkeit 
genommen hat, mit dem zuftändigen außerbayeriichen Unterftügungswohnfig in 
RO, zu treten oder den Bedürftigen dorthin abzuichieben, Unterftügung 
nah Ziff. 1 am Plate. Wird während der Unterftügungstleiitung die Heimat 
befannt, jo in die Unterftüßung, jalls die Heimat nicht beitritten oder von diejer 
die Hilfe nicht verweigert wird, nach Ziffer 1 einzuitellen. 

Die Rechtslage ift die gleiche, wenn die Unterftügungspflict einer öffent 
lichen Kaffe obliegt (3. B. dem Fiskus), und von diejer die Unteritügung, jei es 
nun wegen mangelnder Vorausjegungen oder mit Nüdficht auf anderweitig be: 
hauptete Unterſtützungsanſprüche abgelehnt wird. 
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Im Hinblid auf die Unsicherheit der Heimatzugehörigfeit oder der nötigen 
Unterftügungsleiftung fieht Art. 13 Ziff. 1 die Gewährung von Reiſemitteln 
nicht ‚vor. Dafür erhält der Bedürftige die bereit? oben angegebene Unter: 
ftüßung an Unterhalt und Verpflegung; außerdem iſt in Anbetracht der mög: 
licherweile längeren Unterjtügungsdauer auch jeinen Kindern die erforderliche 
Erziehung und Ausbildung angedeihen zu laflen. Es fann ſich aber hiebei nur 
um den unbedingt vorgeichriebenen lementarunterriht in Werktags- und 
Sonntags: bezw. Fortbildungsichule handeln. Schulgeld und Lehrmittel find 
von der Gemeinde zu beftreiten. Die Gewährung aus bejonderen Schulitiftungs- 
mitteln würde ſich nicht al3 Armenunterftügung darſtellen. Tritt Unterjtügung 
nah Art. 13 Ziff. 2 ein, jo fommt die Gewährung der Erziehung und Aus— 
bildung der Kinder des Bedüritigen in Wegfall. 

Die Unterftügung des Notleidenden gemäß Ziff. 1 iſt bis zur amtlichen 
Feſtſtellung des verpflichteten Unterſtützungswohnſitzes fortzufegen. Das kann 
allerdings eine beträchtliche Zeit ausmachen, wenn der zuläjlige Inſtanzenzug 
erihöpft wird oder wenn bei Beltrittenheit der Sad): und Rechts— 
lage ſich die jucceifive Anrufung mehrerer Gemeinden als notwendig ermeilt. 
Eine Ausdehnung der Unterftügungspflicht erfolgt ferner dann, wenn zur Zeit 
der amtlichen Feititellung der Heimat des Bedürftigen deifen Heimmeilung aus 
anderen Gründen unthunlid oder unmöglid” wird. MWeiterunterftüßung aus 
bloßen Zwedmäßigfeitserwägungen benimmt den Erjaßanjprud), joweit die Heim: 
weilung zuläjlig geweſen wäre. 

Auch die Unterftügung aus Art. 13 Ziff. 1 ift lediglich eine provijoriiche. 
Sie tritt ein, gleichviel ob dem Bedürftigen ein Unterſtützungsanſpruch gegen eine 
Gemeinde, den Staat, Private oder eine Krankenkaſſe zuſteht; ihre Rechtfertigung 
empfängt fie aus dem Aufenthaltsverhältnis von fürzerer oder längerer Dauer, 
das den Bedürftigen mit der unterjtügenden Gemeinde verbindet. Gleichwohl 
würde es irrig jein, daraus einen Rechtsanipruch ableiten zu wollen, ebenjo wie 
es irrig wäre, zu verfennen, daß die Unterjtüßungspflicht der Aufenthaltsgemeinde 
nur jubfidiärer Natur it, Nur wenn die Vorausjeßungen der Ab: oder Heim: 
weilung nad) 88 4 u. 5 des Freizüggeſ. nicht vorliegen, fommt eine dem Staat 
gegenüber beitehende Ünterftügungspfih der Aufenthaltsgemeinde in Frage. Die 
Beltimmungen der SS 4 und 5 wären fo gut wie wertlos, wenn aus jedem, auch 
noch jo kurzem Aufenthaltsverhältnis eine jofortige, endgiltige Unterjtügungs- 
verbindlichteit erwachien würde. Nur ſoweit und ſolange für die Heimweiſung 
fein Raum ift, tritt eine Unterftügung nad) Art. 13 Ziff. 1 und 2 ein. Das 
Primäre ift das gemeindliche Recht auf Heimmeilung, dad Subfidiäre die gemeind- 
lihe Pflicht zur Unterjtügung. 

An Stelle der Aufenthaltsgemeinde tritt unter gewiſſen Umſtänden die 
Arbeitögemeinde (Art. 12). Während für Art. 13 Beruf und Thätigfeit des Be: 
dürftigen gänzlich befanglos find, jegt Art. 12 des bayr. Armengeſetzes voraus, 
daß es ſich um einen bedürftigen Dienitboten, Gewerbögehilien, Lehrling, Fabrik: 
oder anderen Lohnarbeiter handelt. Für andere Perſonen fommt, jelbft, wenn 
fie in Dienft und Arbeit ftehen, nur die Unterjtügung der Gemeinde ala Auf: 
enthaltsgemeinde, nicht als Arbeitsgemeinde in Frage. Inſoferne ift der Um— 
freis des Art. 12 bloß ein begrenzter. 

Zur weiteren Vorausjegung der Anwendbarkeit des Art. 12 gehört, daß die 
Dienft- oder Arbeitögemeinde außerhalb der Heimat gelegen jein muß; das trifft 
für den in Bayern beichäftigten Nichtbayern immer zu. 
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Als Beihäftigungsverhältnis wird Dienſt oder ftändige Arbeit verlangt. 
Arbeit, die verjchiedenen unbeitimmten Perſonen wechielnd geleitet wird, iſt nicht 
al ftändig anzujehen. Dagegen würde eine im bejtimmten Turnus beftimmten 
Leuten verrichtete Arbeit als ftändige zu erachten fein, auch wenn die einzelne 
TIhätigfeit nur furze Zeit in Anjprud nimmt. Walzende Erntearbeiter ftehen 
in feiner ftändigen Arbeit. Es mag auffallen, daß ſtändige Arbeit, nicht aber 
tändiger Dienſt gefordert wird. Gleihwohl wird man aud) von dem Dienft 
eine gewiſſe Ständigfeit verlangen müſſen; denn offenfichtlich ift mit Rückſicht 
auf die in Betracht fommenden Perjonengruppen nur an ein dauerndes Dienit: 
verhältnis, nicht an vorübergehende Dienftleiftungen gedacht. Die Untericheidung 
zwiſchen Dienft und jtändiger Arbeit nach den Erforderniffen ihrer Dauer ließe 
fi) nicht rechtfertigen. Heimarbeiter fallen in den Bereich) des Art. 12, nicht 
aber die mit einer gewiſſen äußeren Selbitändigfeit ausgeitatteten Hausgewerbe— 
treibenden. Zum Begriffe des Dienjtboten gehört nicht der Empfang von Koſt 
und Wohnung beim Dienftherren; Taglöhner find den Yohnarbeitern zuzurechnen. 

Von mejentlicher Bedeutung it die einichränfende Beitimmung, daß die 
Unterftügungspflicht der Arbeitsgemeinde in Wegfall kommt, joweit die erwähnten 
Perionengruppen der Kranfenverficherungspflicht kraft Gejeßes oder ſtatutariſcher 
Vorſchrift unterliegen. Damit jcheiden Gewerbögehilfen und Fabrikarbeiter jo 
“aut wie vollftändig aus; für die anderen Berufskreiſe ift dies der Fall, ſoweit 
die Berfiherungspflicht auf fie nad) Art. 2 Abi. 2 de3 bayer. Ausführungsgel. 
vom 26. Mai 1892 ausgedehnt worden ift. Hiedurch hat die praftiiche Bedeutung 
des Urt. 12 unbeftrittener Maßen eine jtarfe Beeinträchtung erfahren. 

Soweit die Arbeitsgemeinde ungeachtet beitehender Krankfenverficherungs- 
pflicht Unteritügung gemährt, kann dies immerhin in ihrer Eigenichaft ala Auf: 
enthaltsgemeinde gerechtfertigt jein. Art. 12 jett eine Erfranfung voraus; jo: 
weit anderweitige Hilfsbedürftigfeit beiteht mag eine Unterftüßungspflicht der 
Arbeits-Aufenthaltsgemeinde vorliegen, troß Verſicherung bei einer Krankenkaſſe. 
Nach Art. 12 wird bloß wegen Erkrankung Hilfe geleitet. Art. 12 gewährt 
aber feine Kranfenunterftügung jchlechthin, Tondern Iediglid) dann, wenn der 
Erfrantte der Hilfe bedarf. Inſoferne bleibt aud) hier der Charakter der Armen: 
unterftügung gewahrt; dem entiprechend wird bloß die erforderliche ärztliche Hilfe 
nebit Prlege und Heilmittel geleiftet, während ein Krankengeld nicht gewährt 
wird. Ebenjowenig erhalten die Angehörigen vom Gelichtspunft des Art. 12 
aus eine Unterftüßung. Die Verpflichtung der Arbeitsgemeinde erſchöpft ſich in 
der Berjon des hilfsbedürftigen Kranken. 

Ob der Bedürftige in der Gemeinde jeines Dienft: oder Arbeitöverhält: 
niſſes mohnt, bleibt gleichgiltig. Denn die Unterftüßung gründet ſich auf 
die Beihäftigung, nicht auf den Wohnfig. Die Unterftügungspflicht der Arbeits- 
gemeinde ift auf 90 Tage jeitgejegt; von da an iſt ıhre Verbindlichkeit nur 
mehr jtellvertretender Art. Indes fönnte die Uebernahme des Erkrankten, deſſen 
Hilfsbedürftigfeit nad) Ablauf der 90 Tage noch andauert, von der Gemeinde 
des Unterftüßungswohnfiges jedenfalls auf Grund des Art. 12 Abſ. 2 nicht 
verlangt werden; denn die hier alternativ mit der Erjakleiftung aufgeitellte 
Uebernahmepflicht kann dem örtlichen Geltungsbereich des Armengejeges nad) nur 
bayeriihen Gemeinden auferlegt werden. 

Unabhängig davon ift die Frage, ob nicht etwa mangel3 der Voraus— 
ſetzungen des $ 1 des Eiſenacher Vertrags vom 11. Juli 1853 eine Ueber: 
weifung auf Grund $ 5 des Freizüggeſ. Ttattfinden kann. Ueberhaupt darf auch) 
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bei Art. 12 nicht außer Acht gelaffen werden, daß er zunädjit nur eine Armen: 
unterftügung gewährt. Die Beihäftigung in einer bayeriſchen Gemeinde gewährt 
noch feinen Rechtsanſpruch auf Unterftügung. Die Arbeitsgemeinde ift nur 
gegenüber der Staatöbehörde, nicht gegenüber dem in ihr Beichäftigten zur Hilfe: 
leiftung verpflichtet. Art. 12 trifft infoferne nur Beitimmungen über die Ver: 
teilung und Tragung der Armenlalten; er regelt die Armenlaft der Arbeits: 
gemeinde im Berhältnis zur Aufenthalts: und Heimatögemeinde. Der Umſtand 
allein, daß die Vorausjegungen des Art. 12 gegeben wären, vermag nie einen 
Schuß gegen die primär gebotene Heimweiſung zu gewähren. 

Die Unterftügung nad Art. 12 Hat an fi), ebenjo gut wie die nad) Art. 13 
Ziff. 1 und 2 den Charakter einer Armenunterjtügung. Derjelbe entfällt aber, 
wenn die Gemeinde von der ihr in Art. 21 eingeräumten Befugnis Gebraud 
gemadht hat, die dem Art. 12 unterftellten Perfonen während der Dauer ihres 
Dienit: oder Arbeitöverhältniffes im Gemeindebezirfe zur Leiftung eines Kranken: 
geldes bis zu 15 Pfennige wöchentlich heranzuziehen; für nichtbayeriiche deutiche 
und ſonſtige Fremde ift es dabei völlig gleichgiltig, ob fie bei ihren Eltern 
wohnen und einen eigenen Haushalt haben oder nit. Die auf Grund des 
Art. 21 mit Art. 12 geichaffene gemeindliche Kranfenverfiherung macht es er: 
flärlich, warum eine dem Verficherten gewährte Unterftüßung nicht als Armen: 
unterftügung anzujeben ift (Art. 21 Abi. 7). u 

Erforderlich ift, daß das Arbeits- oder Dienjtverhältnis, durch welches die 
Beitragäpflicht begründet wird, der Gemeindebehörde ordnungsgemäß angezeigt wird. 
Mapgebend für das Recht auf Empfang der Unterftügung ift die Leiftungs: 
pflicht, nicht die thatjächliche Yeiftung der vorgejchriebenen Beiträge. Das bloße 
Recht der Gemeinde auf Erhebung von Beiträgen begründet noch feinen Anſpruch 
der in Art. 12 genannten Perſonen auf Unterftügung (ander die Praris des 
bayer. ge air ee Notwendig iſt, wie die bayertiche Mintfterial: 
Entihliegung vom 1. Dezember 1872 mit Recht verlangt, daB die Gemeinde 
von der ihr in dr. 21 zugeiprodhenen Befugnis der Einführung von Kranken: 
faflenbeiträgen auch wirklich Gebraud) gemacht hat. 

Die ordnungsmäßige Anzeige ift Eriltenzvorausjegung. Unterbleibt fe jo 
ericheint die gereichte Unterjtügung als Armenunterftügung. Der erworbene 
Aniprud umfaßt das Recht auf die erforderliche ärztliche Hilfe nebit Pflege und 
Heilmitteln auf die Dauer von 90 Tagen. Wird eine darüber hinausgehende 
Unterſtützung nötig, jo nimmt dieſelbe den Charakter einer Armenunterſtützung 
an, jomweit die Stranfenverpflegung länger als 90 Tage dauert. Man wird 
darunter auch die ärztliche Hilfe und Heilmittel zu rechnen haben. 

Bon Bedeutung ift der Umſtand, daß Art. 21 feine Hilfsbedürftigfeit, 
jondern übereinjtimmend mit Art. 12 das Erfordernis einer Krankenhilfe voraus: 
jeßt. Daraus folgt, daß einerjeits der Verficherte im Falle der Erkrankung 
troß eigenen Bejiges und Vermögens Unterftügung beanſpruchen kann, anderer: 
ſeits ein Verficherter troß beitehender Hilfsbedürftigfeit feinen Aniprud auf 
Unterftügung hat, wenn feine Krankheit vorliegt oder wenn die Hilisbedürftigkeit 
feine Folge der vorhandenen Krankheit ift. Wird hier Unterftügung geleitet, 
jo iſt diejelbe als Armenunterftüßung zu erachten. 

Ein nach Art. 21 verficherter nichtbayeriicher Deuticher kann, im Falle er 
Krankenhilfe nach Art. 12 mit Art. 21 Abi. 4 benötigt, nit auf Grund des 
$ 5 Freizüggeſ. heimgewielen werden, jelbit wenn jeine Iransportfähigfeit ge: 
geben wäre. Denn als Verficherter befommt er feine „öffentliche Unterjtügung“ 
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($ 5), Jondern die Krankenhilfe, auf deren Bezug ihm ein Rechtsanſpruch zufteht 
und die feine Armenunterftügung darftellt. Dagegen würde Art. 21 troß 
beitehender Verficherung einer Heimweiſung nicht im Wege jein, wenn die Hilfs- 
bedürftigfeit nicht auf Krankbeit zurüdtührt oder wenn die Unterftügungsdauer 
von 90 Tagen bereits erihöpft if. Denn hier würde nur eine Armenunter: 
ftügung in Frage kommen, deren Leitung die Prüfung der Zuläffigfeit und 
Thunlichkeit der Heimweiſung vorauszugehen hat. 

Die Anwendbarkeit des Art. 21 iſt glei der des Art. 12 durch das 
Reichöfranfenverficherungsgejeß weſentlich beichränft worden. Denn joweit nad 
diejem oder den gemeindeitatutariichen Beitimmungen auf Grund des bayerijchen 
Austührungsgefeges ohnehin eine Krankenverficherungspflicht beiteht, entfällt auch 
die Berugnis der Gemeinde zur Beitragserhebung. Es befteht dann ja auch 
feine Verpflichtung der Arbeitsgemeinde zur Hilfeleiftung nad) Art. 12. 


II. 


Das Verhältnis der unterftüßenden bayeriihen Gemeinde zum Unter: 
ſtützungswohnſitz des Bedürftigen wird durch die Eijenacher Uebereinkunft vom 
11. Juli 1853 und das +yreizügigfeitsgejeß beftimmt. Der Gothaer Vertrag 
vom 15. Juli 1851 jcheidet, weil die Erjaßfrage nicht näher berührend, hier aus. 

Einen Rechtsanſpruch auf Unterjtügung bat der nichtbayeriiche Reichsan— 
gehörige nur unter den Vorausjegungen des Art. 12, falls er zur Leiftung 
von Krankenkaſſenbeiträgen nad) Art. 21 verpflichtet iſt. Sonst befteht eine 
Verbindlichkeit der bayeriichen Aufenthaltsgemeinde zu jeiner Unterftügung nur 
gegenüber den bayeriihen Staatsbehörden in Erfüllung der gemeindlichen Armen- 
laften. Der Unterftügungsbedürftige kann ſich auch nicht auf $ 1 der Eifenacher 
llebereinfunft berufen. Denn diefe Beftimmung enthält als Beftandteil eines 
Staatövertrages ausſchließlich eine Verpflichtung für den Staat Bayern, nicht 
aber für deffen einzelne Gemeinden. Nur mittelbar wird dadurch den hilfs— 
bedürftigen Nichtbayern, deren Heimweiſung oder Heimichaffung ohne Nachteil für 
ihre oder anderer Gejundheit nicht möglich ift, die nötige Unterftügung gewährleiitet. 

Wenn aud in $ 1 jelbit das Erfordernis der Krankheit nicht ausdrüdlic) 
erwähnt tft, To geht doch aus der Betonung der Notwendigkeit von Kur und 
Verpflegung, der Berüdjihtigung des Gefundheitäzuftandes im Zufammenhalt 
mit der Inhaltsbezeichnung „Verpflegung erkrankter . . . . Staatsangehöriger“ 
hervor, daß ſich die Eiſenacher Uebereinkunft und damit natürlich auch ihr $1 
auf die Hilfeleiftung für erkrankte Perjonen bezieht. 

Die Uebernahmeverpflihtung des Staates muß feftitehen; demnach würde 
alio an fich fein Hindernis vorliegen, die Ueberweilung des transportfähigen 
Kranken vorzunehmen, aud wenn der einjchlägige Unterſtützungswohnſitz 
unbefannt oder beftritten it. Indeſſen ift ja auch durch Art. 13 Ziff. 1 des 
bayer. Armengejeges die Unterftügungspflicht der bayeriſchen Aufenthaltsgemeinde 
Teitgejeßt worden. Bemerkenswert ericheint, daß die Heimbringung aud) von der 
Unhädlichkeit für die Gejundheit dritter Perfonen bedingt it; es joll damit 
der Möglichkeit einer Anſteckung durch die Reife oder die Veränderung des Auf- 
enthaltes thunlichjt vorgebeugt werden. Die Fürforge des $ 1 bezieht ſich im 
Prinzip nur auf kranke Perſonen; ſchwächliche, alte oder gebrechliche Leute find 
bloß dann vor der Heimweiſung geihüßt, wenn fie fur: und pflegebedürftig 
find und außerdem Bejorgnis für ihren Gejundheitszuftand befteht. 
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Ein Erjaß der im Vollzuge des 5 1 erwachjenen Auslagen findet nicht 
ftatt, ſoweit der nichtbayeriiche Bundesitaat, welchem der Unterjtütte angehört, 
oder andere öffentliche Kaſſen diejes Staates in Trage fommen. Someit die 
Hilfeleiftung auf Anjuchen des Unterjtügungsmwohnfiges ftattgefunden hat, oder 
ausgedehnt wurde, jteht 3 2 der Geltendmadhung eine Erſatzanſpruches nicht 
im Wege; eigenmächtig geleiftete Hilfe berechtigt natürlich erit recht nicht zu einem 
Erjaganjprud) gegen den Unterſtützungswohnſitz. Die Inanſpruchnahme des 
——55* — Hilfsbedürftigen oder anderer privatrechtlich Verpflichteter iſt zu— 
läſſig (8 

Eine Verſtärkung der bereits durch die Eiſenacher Vereinbarung vorgeſehenen 
Unterſtützung des nichtbayeriſchen Reichsangehörigen iſt durch $ 7 Abi. 2 des 
Freizügigkeitsgeſetzes herbeigeführt worden, injofern als dadurch dem bayerijchen 
Staat die Verbindlichteit zur Fürſorge für den Hilfsbedürftigen bis zu feiner 
Uebernahme durch den verpflichteten Staat auferlegt wird. Indes geht die 
Beitimmung des $ 7 Abi. 2, was den Kreis der in Betradt kommenden 
Perjonen anlangt, nicht unmelentlic über die Eifenacher Uebereinkunft hinaus. 

Der Auszumeifende ift nad) den Grundjägen der Armenpflege des bayeriichen 
Staates zu unterftügen. Es ift aljo weder erforderlich, daß Iransportunfähigfeit 
oder daß überhaupt eine Erkrankung vorliegt; einzige Vorausſetzung ift die 
Hilfsbedürftigkeit, daß dieje notwendig iſt, ergibt fi aus der Verweiſung auf 
die landesgejegliche Armenfüriorge, jowie aus dem Zuſammenhalt mit den Vor— 
ausjegungen der hier in Frage jtehenden armenrechtlichen Ausmweilung nad $ 5 
des Freizügigkeitsgeſetzes. 

Zweck des 5 7 Abi. 2 it offensichtlich, dem bedürftigen Angehörigen fremder 
Bundesſtaaten eine gleich günftige Behandlung und Berpflegung zu ſichern, wie 
jie den einheimtichen Hiljsbedürftigen zu Teil wird. Tab quantitativ durd) 
diefe Vorjchrift gerade Bayern in jeiner Eigenihaft als Aufenthaltsftaat nicht: 
bayeriſcher Deuticher eine erhöhte Inanſpruchnahme erfährt, erklärt ſich aus der 
materielfen Ungleichheit der Heimat: und Unterjtügungswohnfiggebung. Bei 
dem erichwerten Heimaterwerb in Bayern fommt dieſer Bundesſtaat viel häufiger 
ald andere deutſche Gebiete, von den Reichslanden abgeſehen, in die Lage, unter 
Berufung auf 8 5 des Freiz.Geſ. Abſchubungen vorzunehmen ; damit wird zwar 
ein großer Zeil der Armenlaft auf die übrigen Bundesitaaten, bei welchen die 
Bedingungen für den Erwerb des Unterftügungsmwohnfiges leichtere find, abgewälzt, 
andererjeits fteigt auch die Anzahl der einzelnen Berpflichtungen zur Fürſorge 
bis zur Uebernahme des Bedürftigen. Wenn auch dadurd) eine erhöhte Inan— 
ſpruchnahme der einjtweiligen Unterſtützung veranlaßt wird, jo bedeutet dies doch 
im Hinblid auf die verhältnismäßig raſch eintretende Unterſtützungsverpflichtung 
der anderen deutſchen Snde ſorten für Bayern kein Mehr, ſondern eher eine 
effektide Minderbelaſtung. Denn viele Perſonen, die in Bayern aus armen— 
polizeilichen Gründen ausgewieſen würden, verfügen im Gebiete des Unterſtützungs— 
wohnſitzes unter den gleichen Verhältniſſen bereits über einen Anſpruch gegen 
den Orts- oder Landarmenverband. 

Ein Erſatz der in Gemäßheit des $ 7 Abi. 2 gemachten Aufwendungen 
findet mangel3 beionderer Vereinbarungen lediglich injoweit ftatt, als die Für— 
jorge für den Auszumeilenden länger als 3 Monate gedauert hat. Vergütet 
werden dabei nur diejenigen Koſten, welche den Grundjägen der Armenpflege 
entiprechend entitanden find. Ueber das gejeklihe Maß hinausgehende Auf: 
wendungen können, auch wenn ihre Gewährung die Zeit von 3 Monaten über: 
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ichreitet, nicht erjagweije verlangt werden. Soweit die Vorausjegungen des $ 1 
Freizüg.Geſ. gegeben jind, ift eine Erjaßverbindlichkeit überhaupt ausgeichloffen ; 
andernfalls ift die primär zur Unterftügung des Bedürftigen verpflichtete öffent: 
liche Kaffe jeines Heimatitaates erjagpflichtig. 

Eine Anzeige über den eingetretenen Unterjtügungsfall im Sinne des Art. 31 
des bayer. Armengejeßes it nicht notwendig; dagegen ift zur Geltendmachung 
des Erjakanjpruches die Stellung des Uebernahmeantrages durd) die Hilfeleiftende 
Aufenthaltsgemeinde bei der zuftändigen Behörde des Heimatitaates erforderlich). 
Erit von dem Momente der Antragitellung an beginnt die dreimonatliche Unter: 
fügungsfriit zu laufen. Der Antrag braucht nicht innerhalb dreier Tage vom 
Eintritt des Unterftüßungsjalles an abgejandt werden. 

Die Aufenthaltsgemeinde hat aber jelbit ein Intereſſe daran, den Ueber: 
nehmerantrag möglichit bald zu ftellen, um die Friſt der 3 Monate in Lauf zu 
ſetzen; fie wird fich auch deshalb bejonders beeilen, weil der angegangene Unter: 
fügungswohnfig des bedürftigen Nichtbayern oder der zuftändige Landarmenverband 
im Vertrauen auf das Nichtbeitehen einer Erjaßpflicht für 3 Mlonate, es mit 
der Beantwortung des Mebernahmeantrages nicht bejonders eilig nehmen wird. 
Je länger diefer hinausgezogen und je länger damit die erlangte Uebernahme 
vermieden wird, deito größer ift die Wahricheinlichkeit, da die Hilfsbedürftigkeit 
wieder in Wegfall fommen wird. 

Art. 12 des bayeriichen Armengejeges Tteht der Geltendmachung eines Er: 
ſatzanſpruches unter der zeitlichen Begrenzung des $ 7 Abj. 2 des Freiz.Geſ. nicht 
im Wege. Denn da die Unterjftügungspflicht der bayeriichen Arbeitsgemeinde 
fih auf dern Zeitraum von 90 Tagen beſchränkt, ift fte nicht gehindert, darüber 
hinaus geleiftete Hilfe unter Wahrung des $ 7 Abi. 2 erſetzt zu verlangen. 
Freilich iſt dabei Vorausſetzung, daß Beginn der Hiljeleiftung und Eintreffen 
des Uebernahmeantrages zufammenfallen, da erit vom leßteren Zeitpunkte an die 
dreimonatliche Unteritügungsdauer, für die fein Erſatz jeitens des Orts: oder 
Landarmenverbandes gewährt zu werden braucht, zu laufen beginnt. 


Art. 16 Abi. 1 des bayer. Armengejeges erkennt die Beſchränkung des Er- 
laganfpruches im Rahmen des $7 Abi. 2 der Freiz.:Gej. und den Ausſchluß 
jenes Anſpruchs nad) $ 2 der Eijenacher Uebereinfunft als wirfiam an. Wenn 
dabei auch nur von Staatsverträgen die Rede iſt, jo wird damit die Geltung 
der einichlägigen Beitimmung des fFreizügigkeitsgejeges, das ja feinen Staats: 
vertrag darftellt, nicht ausgeſchloſſen. Denn dieſes Gejeß gilt ohne vertrags- 
mäßige Vereinbarung in Bayern jeit 13. Mai 1871 in feiner Eigenſchaft als 
deutiches Reichsgeſetz. 

Bon bejonderer Bedeutung für das bayerische Unterſtützungsrecht ift Art. 16 
Abi. 2 des bayer. Armengei., wonach die hiljeleiitende Gemeinde berechtigt iſt, 
den nad) Art. 12 oder 14 begründeten Anſpruch gegen die bayeriiche Staats: 
fafje geltend zu machen, wenn der Erjaganipruch gegen die zuftändigen Gemeinden 
oder öffentlichen Kafjen des Auslandes ausgeſchloſſen ift oder jeine Geltend- 
mahung ohne Erfolg bleibt. Wie Art. 12 die Unterftügungsverpflichtung und 
im Zufammenhange damit den Erſatzanſpruch der Arbeitögemeinde regelt, jo 
beziehen ſich die Vorichriften des Art. 14 auf den Erſatzanſpruch der Aufent: 
baltsgemeinde für die gemäß Art. 13 geleiftete Hilfe (Art. 14 Abſ. 1) und auf 
die weiter unten zu beiprechende Begrenzung der Unterftügungsverbindlichkeit der 
Wohnfiggemeinde (Art. 14 Abi. 4). 
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Die infolge der Beltimmungen ber Eiſenacher Uebereinkunft erwachſenen 
Ausgaben können von der bayeriſchen Staatskaſſe immer erſetzt verlangt werden, 
weil einerſeits ein Erſatz durch den Angehörigkeitsſtaat überhaupt nicht vorgeſehen 
iſt ($ 2), andererſeits der gegen den Hilfsbedürftigen ſelbſt oder ſonſtige privat: 
rechtlich Verpflichtete beftehende Erfaganjprud ($ 3) den in Abi. 1 des Art. 16 
genannten Anſprüchen gegen Gemeinden oder andere öffentliche Kaſſen nicht 
gleichgeitellt und auch nicht gleich zu erachten iſt. Für dieſen Fall ordnet die 
bayer. Minifterialentihließung vom 6. Auguft 1870 Iediglih die Einleitung 
diplomatiicher Vermittlung behufs Inanſpruchnahme der Erjaßpflichtigen an, es ſei 
denn, daß die bisherigen Verhandlungen die Mittellofigfeit des Unterftügten 
und der anderen privatrechtlich erſatzpflichtigen Perjonen ergeben. 

Art. 16 Abi. 2 Ipriht davon, daß der Erſatzanſpruch ausgeichloffen fein 
muß; damit joll aber nicht gejagt jein, daß ein Erſatzanſpruch überhaupt nicht 
zuftehen darf; vielmehr’tritt der Erſatzanſpruch gegen die bayeriihe Staatskaſſe 
auch dann ein, wenn nur teilweie fein Erjat für den gehabten Aufwand geleiftet 
zu werden braudt. Es ift dies im Hinblick auf $ 7 Abi. 2 des Freiz.Geſ. 
wichtig, weil darnad) die kürzer als 3 Monate gereichte Unterftügung nicht ver= 
gütet wird; inſoweit tritt denn ein Erſatzanſpruch der hilfeleiſtenden Gemeinde 
gegen den baheriſchen Staat ein, ſoferne nicht jene Gemeinde auf Grund des 
Art. 12 Armgeſ. als Arbeitsgemeinde zu 9tägiger Unterſtützung verpflichtet iſt. 


Die Erſatzpflicht des bayeriſchen Staates tritt ferner ein, wenn die Geltend- 
madung des Erſatzanſpruches jeitens der unterftügenden Gemeinde ohne Erfolg 
bleibt. Zu beachten iſt der Ausdrud „bleibt“, nicht „geblieben ift“. Diele 
Untericeidung gegenüber dem eriten Sapteil: „Iſt ausgeichloffen“ darf um 
deswillen nicht überjehen werden, weil daraus hervorgeht, daß die Mer: 
bandlungen, welche gegen die verpflichtete außerbayeriiche öffentliche Kaſſe 
einzuleiten find, nicht zu Ende geführt zu jein brauchen. Es wird dies dann 
von Bedeutung, wenn jich bereit3 aus der bezüglid) der Uebernahme- und Unter- 
ſtützungsverpflichtung geführten Korreipondenz und Verhandlung ergeben hat, 
daß die Unterftüungspfliht von dem in Anſpruch genommenen Unterftüßungs- 
wohnfig des Hilfsbedürftigen nichtbayeriihen Deutichen beitritten oder wenigitens 
die Erfagpflicht für die geleiftete Hilfe abgelehnt wird. Ob aus der bürgerlichen 
Stellung des Unterſtützten deſſen Mittellofigkeit und der Mangel zahlungsfähiger 
Verwandter zu entnehmen ift, dürfte, im Gegenſatz zu der bayeriichen Minifterial- 
entſchließung vom 29. Mai 1872, welde auf diejen Punkt Gewicht legt, be— 
langlos jein. Ob dieje Perjonen erjagpflichtig find, bleibt für die primäre 
Erſatzpflicht des bayerischen Staates gleichgiltig; es kann fich dabei höchitens um 
deſſen Regreßrechte gegen die fraglichen Privatperfonen handeln. 


Die Unterftügungspflicht der Arbeitsgemeinde nad Art. 12 ift eine end— 
giltige und kann daher nicht auf den bayeriichen Staat abgewälzt werden. Someit 
die Hilfeleiftung über 90 Tage hinausgeht, wäre an ſich die Heimatgemeinde 
des Bedürftigen zur Uebernahme oder zur Erſatzleiſtung verpflichtet. Dieſe 
Beitimmung kann aber lediglich für das Verhältnis bayeriicher Gemeinden zu 
einander in Betracht fommen. Die Uebernahme: und Erjatverbindlichkeit eines 
außerbayeriichen Gemeindeverbandes richtet ſich auch gegenüber der bayerischen 
Arbeitögemeinde immer nad) den beitehenden Staatöverträgen und Reichsgeſetzen. 
Nur ſoweit diefe eine Erſatzpflicht nicht vorjehen, ift vom bayeriihen Staate bei 
Dauer der Unterftügung über 90 Tage Erſatz zu erlangen. Erſatzfähig find 
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die weiter enftandenen Kojten; eine Beichränfung auf die unbedingt erforderlichen 
Koſten ift nicht feſtgeſetzt. Inſoferne it die Arbeitsgemeinde beſſer geftellt ala 
die Aufenthaltsgemeinde, der lediglich die notwendigen Koften erjegt zu werden 
brauchen (Art. 24 Abi. 2). In diefem alle tritt eine Prüfung des objektiven 
Unterftügungsbedarfes ein; Ueberſchreitungen desjelben, gleichviel aus welchen 
Gründen, fallen der Aufenthaltsgemeinde zur Laſt. 

Die auf Verpflegung hilfsbedürjtiger Geiftestranfer oder Gebärender er: 
wachſenen Koſten treffen die bayeriiche Staatskaſſe von Anfang an, gleichviel ob 
die Verpflegung in der Arbeits- oder Aufenthaltsgemeinde ſtattgefunden hat. 
(Art. 12 Abi. 3). 

Eine weſentliche Begünjtigung hat infolge des $ 11 der Novelle vom 
17. Juni 1896 die rechtliche Stellung der Aufenthaltsgemeinde durch Art. 16 
Abi. 3 des Armengei. erfahren. Während ihr ſonſt gegenüber Perſonen, weld)e 
ſich unmittelbar vor Eintritt der ————— mindeſtens 6 Monate 
lang freiwillig und ununterbrochen in der Gemeinde aufgehalten haben, eine 
bis 4 Wochen dauernde definitive Unterſtützungspflicht obliegt (Art. 14 Abi. 4) 
fommt dieje in Wegfall, wenn die Unterjtügung einem nicht bayerischen Deutſchen 
gewährt wurde (Art. 16 Abi. 3). Bier Het der Aufenthaltsgemeinde ein un: 
umſchränkter Eriaßanipruc gegen die bayeriiche Staatsfaffe zu, der um jo regel: 
mäßiger praftiihen Wert haben wird, als gerade bei der unter 4 Wochen 
dauernden Unterjtügung eines hilfsbedürftigen außerbayeriichen Reichsangehörigen 
die Erjaßpflicht einer anderweitigen bundesjtaatlichen öffentlichen Kaſſe bloß in 
jeltenen Fällen gegeben fein wird. Allerdings jet die Geltendmachung eines 
Eriaganipruchs jeitens der Aufenthaltsgemeinde voraus, daß feine Erjakpflicht 
einer bayeriichen Arbeitsgemeinde beiteht. Pur für die Heimat: nicht, für die 
Arbeitsgemeinde des Bedürftigen tritt die bayeriiche Staatskaſſe ein. 

Nachdem jelbit der Gemeinde, in welcher ich der Unterftüßte mindeitens 
6 Monate lang aufgehalten hat, ein Erſatzanſpruch eingeräumt it, erſcheint es 
um jo begründeter, daß aud den Unterftügungsgemeinden des Art. 13 Ziff. 1 
und 2 mit einer unter Umftänden jehr kurzen Aufenthaltsdauer des Bedürftigen 
das gleiche Recht zuerfannt wurde; denn hier beiteht noch weniger Veranlaflung, 
den betreffenden Gemeinden eine endgiltige Unterftügungspflicht aufzubürden. 

Vorausſetzung für die erfolgreiche Geltendmachung eines Erſatzanſpruches 
iſt die Abſendung einer Anzeige über den Unterſtützungsfall binnen 3 Tagen 
(Art. 31). Soweit eine zeitweilige Unterſtützungspflicht der unterſtützenden 
Gemeinde beſteht, z. B. für die Arbeitsgemeinde auf 90 Tage, gilt als Endtermin 
der rechtzeitigen Anzeige der fünfte Tag vor Ablauf der entſprechenden Friſt 
(Art. 31 Abſ. 2). Wird die Erſatzpflicht der bayeriihen Staatskaſſe in Anſpruch 
genommen, jo wird es zufolge der bayer. Min.» Entihl. vom 8. März 1873, 
um dem gejeglichen Wortlaut zu genügen, jo angejehen, als jei die Heimat de 
Unterftügten „unbefannt“. Die Anzeige ift an die der Hilfeleiftenden Gemeinde 
vorgejegten Berwaltungsbehörde zu eritatten. 

Nur in großen Zügen konnte das derzeit zwilchen Bayern und den übrigen 
deutichen Bundesitaaten geltende Armenunteritügungsrecht dargeitellt werden. 
Aber auch) das wird genügen, um erkennen zu laflen, daß hier die fehlende 
Rechtseinheit durch die ungleichartige Behandlung der gleichen Mtaterie zu 
ziemlich verwidelten Beitimmungen geführt hat. Wenn auch richtig ift, daß 
dad Armenreht auf hiltoriich:partifularer Grundlage erwachlen it, jo dürfte 
doch die Zeit nicht mehr allzufern jein, in welchem ſich der Gedanfe der Rechts: 
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einigung auf Ddiefem für das Wohl des Staates und der Gemeindeverbände 
wichtigen Rechtsgebiete fiegreih Bahn brechen wird. Die Erleichterungen für 
den Erwerb der Heimat, welche in Bayern durd) die Novelle zum Heimatgeſetz 
vom 17. Juni 1896 geichaffen wurden, haben ohnehin der Anpaffung des 
Heimatrechtes an das Recht des Unterjtügungswohniiges, das entichieden dem 
der Freizügigkeit mehr Rechnung trägt, vorgearbeitet und die einheitliche Aus: 
geitaltung des Armenrechts wejentlid näher gerüdt. 


Aus den Gefehblättern. 


(Das Gentralblatt für das Deutſche Reid), Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen.) 
I. Inhalt des Beidys-Gefekblattes. 


Nr. 22: Bek. betr. die dem internationalem Uebereinfommen über den Eifenbahnframhtver: 
fehr beigefügte Lifte v. 30.4.1902 ©. 135.— Nr. 23: Bet., betr. die Vereinbarung erleichternder 
Vorichriften für den wechjeljeitigen Verkehr zwiichen den Eifenbahnen Dentjchlands einerjeits 
und Deiterreihd und Ungarns andererfeits v. 15. 5. 1902 ©. 137—152. — Bel., betr. ein 
Sonderabfommen zum internationalen Uebereinkommen über den Eifenbahnfrachtverfehr für die 
deutich:öfterreichiichen Verkehre v. 15.5. 1902 5. 153. — Ar. 24: Schaumweinftenergejeh v. 9.5. 
1902 8.155 —163. — Gef., betr. die FFeititellung eines Nachtrags zum Reichshaushalts:Etat für 
das Rechnungsjahr 1902 v. 11.5.1902 [1 300 000 M. Reihsinvalidenfond betr.) S. 164, 165. — 
Bek. hetr. die Tyeititellung des Börſeupreiſes für Zuder v. 6. 5. 1902 ©. 166. — Wr. 25: 
Gei., betr. den Gebührentarif für den Sailer Wilhelm-flanal v. 20. 5. 1902 ©. 161. — 
Bel. über die Hinterlegung der Ratifilationsurfunde der Vereinigten Staaten von Amerila 
zu dem auf der Haager fFriedenstonferenz am 29, Auli 1899 unterzeichneten Ablommen, 
betr. die Geſetze und Gebräuche des Landfriegs v. 9.5. 1902 ©. 168. — Bel, betr. das 
Außerkrafttreten des Freundichafts:, Handel: und Schiffahrtövertrags mit dem Freiftaate 
Salvador v. 24.5. 1902 ©. 168%. — Nr. 6: BO. zur Ausführung des Patentgeiches vom 
7. April 1891 v. 26. 5. 1902 ©. 169. — Bek. betr. die Beihäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeitern in Walz: und Hammerwerken v. 27.5. 1902 ©. 170—173. 


11. Inhalt des Gefekblattes für Elfah-Lothringen. 


Ar. 6: Gei., betr. die Zuftändigkeit in Waſſer- und Meliorationsangelegenheiten v. 
22, 4. 1902 ©. 31. — Rail. BO, betr. Erweiterung der Zuftändigkeit des Kaiſerlichen 
Rats v. 22. 4. 1902 ©. 32. — Nail. VBOD., betr. die Teilung der Gemeinde Gandringen, 
Bezirk Lothringen v. 15. 4. 1902 [Bom Statthalter aus Auftrag vollzogen] ©. 34. — Wr. 7: 
Gei., betr. die Disziplin der Gerichtövollzieher v. 20.4. 1902 S. 35— 44. — VBD,, betr. die 
Erhebung von Verbrauhsabgaben in der Stadt Diedenhofen v. 2. 5. 1902 ©. 44. — Aail. 
BO,, betr. die Einberufung der Bezirks: und Kreisvertretungen zu einem außerordentlihen Bezirks: 
und Kreistage v. 13. 5. 1902 [Bom Statthalter aus Auftrag vollzogen) S. 45. — Nr. 3: 
Kai. WO., betr. die Iandesrechtlihe Anwendung des Neichögejehes über Unfallfürjorge fur 
Beamte nnd für Perjonen des Soldatenjtanded vom 18. Juni 1901 in Eljah-Lotbringen 
v. 20.5.1902 ©. 47,48. — Bet., betr. die Redaktion des Gefeßes über die Unjallfürjorge für 
die Landesbeamten in Elſaß-Lothringen v. 20. 5. 1902 ©. 48. Mit „Unfallfürjorgegeich 
für die Landeöbeamten von Elſaß-Lothringen“ v. 20. 5. 1902 S. 49—54. 


III. Gefeke, Stantsverträge und landesherrliche Verordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einwohnern: 
Gejeg- Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 14: Geſ., betr. die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbefierung der Woh 
unngöverhältnifie von Arbeitern, die in ftantlichen Betrieben beichäftigt find, und von 
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ering bejoldeten Stantöbeamten v. 16. 4. 1902 [Anleihe zur Bereitjtellung von 12 Millionen 
J ©.81, 82 — Gef., betr. die Landeskreditkaſſe zu Gaflel v. 16. 4. 1902 S.82—89. — 
Geſ. zur Abänderung der Geſetze, betr. die Landeöbanf in Wieöbaden, vom 25. Dezember 
1869, vom 20. Augujt 1383 und vom 3. Oftober 1889 v. 16. 4. 1902 S. 90—9. — 
Ar. 15: Gemeindeforftgeieh für die rg er Lande v. 22. 4. 1902 S. !5—99. 
— Nr. 16: Gej., betr. die FFeititellung des Staatshaushalts-Etats für das Etatdjahr 1902 
v. 11. 5. 1902 [Einnahmen 2614 167144 M., Ausgaben 2614167144 M., nämlich 
2 467 457 174 M. an fortdauernden und 146 709 970 M. an einmaligen und außerordents 
lihen Ausgaben. Schaanmweifungen bis auf Höhe von 100 Millionen M.) S. 101—122. — 
Allerhöchſter Erlaß vom 14. April 1902, betr. die Rangitellung und den Titel der Abteilungss 
voriteher bei der Staatdanwaltichaft des Landgerichts I in Berlin und ber Allerhödft zu 
Vertretern des Oberjtaatsanwalts beftellten Staatsanwälte bei den Oberlandesgerichten ©. 123. 
— fir. 18: Allerhöchſter Erlaß vom 23. Dezember 1901, betr. die — der Eiſenbahn⸗ 
Telegrapheninſpektionen und Abänderung der Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen 
©. 129 [Mit Verfügung des Minifters der öffentlichen Arbeiten, beir. anderweite Feſtſehzung ber 
VBerwaltungsordnung für die Staatseifenbahnen und Aufhebung der Eijenbahn-Telegraphen- 
injpeftionen v. 17. 5. 1902 ©. 130]. — Nr. 19: Gej., betr. die Ausdehnung der für Die 
Zujammenlegung der Grundjtüde im Geltungsgebiete des Rheiniſchen Rechtes geltenden Zu: 
ftändigfeitö:, Verfahrens: und Koftenvorichriften anf die nad der Gemeinheitsteilungs: 
Ordnung dom 19, Mai 1851 zu behandelnden Teilungen und Ablöiungen in den Landes: 
teilen des linken Rheinufers v. 12. Mai 1902 S. 139— 141. — Kgl. BO., betr. die Ergänzung 
der Beitimmungen über die Umzugskoſten der Beamten der Staatdeifenbahnen und der unter 
der Verwaltung des Staates jtehenden Privateifenbahnen v. 9. 5. 1902 ©. 141, 142. 


Gejeß: und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern. 


Nr. 21: Gei., die Aufnahme eines Kreisanlehens für die Areisgemeinde von Mittel— 
franfen zur Dedung der Kojten der Erridtung einer zweiten Kreisrealſchule in Nürnberg betr. 
S. 179, 180. — Gej., die Zwangderziehung betr. S. 180185. — Kgl. Deflaration, betr. 
die Abänderung des Gejehes über die öffentliche Armen: und Krankenpflege. S. 185, 186. 


Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen. 


Ar. 24: VO. die Anwendung des Gejeßes über die Berihtigung von Wailerläufen 
und die Ausführung von Ente und Bewäflerungsanlagen vom 15. Augujt 1855 auf Thale 
fperren betr. v. 26. 4. 1902 ©. 122 [Deflaration über Ausdehnung eines Gejeßes]. 


Gele: und Verordnungs-Blatt für dad Großherzogtum Baden. 


Ar, XV: VO. die Staatsprüfung der Majchineningenieure betr. v. 15.5.1902 Aen— 
berung der landeöherrl. BO. vom 29. Januar 1897, G B.-Bl. S. 35] S. 101. — Wr. XVI: 
Gej.. die Steuererhebung im Monat Juni 1902 ketr. v. 29. 5. 1902 ©. 107. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Nr. 27: Gei., die Ausführung der Anfall: uud Kraukenverſicherung der in land: 
und foritwirtichaftlichen Betrieben beihäftigten Perſonen betr. v. 10.5. 1902 ©. 183—191 
— Ar. 30: Großh. BO., die organischen Beitimmungen der Landesuniverfität Giehen [hier 
das theologische Defanat] betr. v. 21. 5. 1902 ©. 197. — Nr. 31: Großh. BO., die or: 
ganiſchen Beitimmungen der Landesuniverjität Gieen [hier die Habilitation] betr. v. 
24.5. 1902 &. 199-202. — Nr. 32: VD., die Unfall: und Kranfenverfiherung der in land: 
und forftwirtichaftlichen Betrieben beichäftigten Perjonen betr. v. 31.5.1902 ©, 203—21. 
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Aerzte in Deutſchland. 


Im neueften Heft der „Deutichen medizinischen Wochenſchrift“ veröffentlicht 
der befannte Medizinalftatiftiter G. Heimann eine Statiftif der Aerzte Deutſch— 
lands im Jahre 1901 auf Grund der Angaben des joeben erjchienenen Jahr— 
gangs 1902 des „Reichs-Medizinal-Kalenders“ (Herausgeber: Dr. %. Schwalbe 
in Berlin; Verlag von G. Thieme, Leipzig). Danad) beträgt die Gejammt: 
zahl der Aerzte im Deutſchen Reid 1901 28 174 oder 800 — 2,9° 
mehr al3 im Vorjahre, in welchen gegen 1899 eine Zunahme um 2,6 "/o ftatt- 
gefunden hatte. Die Vermehrung ift demnad) nicht jo beträchtlich wie in den 
einzelnen Jahren 1894 — 99, in denen fie zwilchen 3,6 und 3,9 geichwanft 
hatte. In Preußen wurden 17034 oder 536 = 3,2°/o mehr ala im Vor— 
jahre gezählt; dieje Verhältniszahl hatte fi in den einzelnen Jahren 1894 bis 
99 zwischen 3,2 und 4,2 bewegt und 1900 nur 2,4 ausgemadt. In Bayern 
beträgt die Aerztezahl 3090, d. j. 54 mehr ala im Vorjahre, im Königreid) 
Sadjen 2115 (+ 67), in Württemberg 896 (+ 15), in Baden 1125 
(+ 38), im Großherzogtum Heſſen 699 (+ 16), in Eljaß:Lothringen 
788 (+18). Es find ferner Aerzte in Meklenburg-: Schwerin 279 (1900 270), 
in Braunjchweig 252 (248), in Sachſen-Weimar 212 (208), in Oldenburg 
148 (144), in Anhalt 142 (143), in Sadlien:Coburg-Gotha 114 (109), in 
Sadjen-Meiningen 97 (92), in Sadyjen-Altenburg 77 (72), in Hamburg 
607 (585), in Bremen 140 (141), in Lübeck 71 m. In Lippe find im 
Jahre 1901 55 (im Vorjahre 56), in Reuß j. L. 52 (50), in Schwarz: 
burg-Rodolftadt 40 (40) in Walde 37 (37), in Mtedlenburg:Streli 36 (36), 
in Schwarzburg-Sondershaufen 33 (33), in Reuß ä. 2. 18 (18) und in Schaum: 
burg-Lippe 17 (18) Aerzte vorhanden. In den fleineren Staaten ift demnad 
feine nennenswerte Veränderung eingetreten. 

Bon den preußiihen Provinzen zählt, wie früher, die Rhein: 
provinz die meilten Werzte: 2672 (2583). Nach diejer folgen der Stadtkreis 
Berlin mit 2394 (im Vorjahre 2360) und Schleſien mit 1856 (1836) Aerzten, 
dann Brandenburg mit 1729 (1627), Heſſen-Naſſau mit 1333 (1274), Hannover 
mit 1328 (1259), Sachſen mit 1280 (1264), Weſtfalen mit 1215 (1189), 
Scyleswig-Holitein 776 (702), Pommern mit 687 (665), Oftpreußen mit 682 
(676), Polen mit 543 (538), Weitpreußen mit 512 (495) und Sigmaringen 
mit 27 (30) Aerzten. Es fand alſo in allen Provinzen (abgejehen von Sig: 
maringen) eine mehr oder minder erhebliche Zunahme ftatt. 

Nachdem jett auch die Ergebniſſe der Volkszählung von 1900 veröffentlicht 
find, kann die Berechnung des Verhältnijies der Merzte: zur Ein: 
wohnerzahl auf größere Zuverläfligkeit Anſpruch machen als in den Vorjahren. 
Auf 10 000 Einwohner fommen Merzte: im Deutichen Reiche 5,00, in Preußen 
4,94, in Bayern 5,00, in Sadjen 5,04, in Württemberg 4,14, in Baden 
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6,03, in Helfen 6,24, in Medlenburg- Schwerin 4,59, in Elſaß-Lothringen 4,59, 
in Hamburg 7,90, in Bremen 6,23, in übel 7,34. Die Verhältniszahl für 
die kleineren Bundesftaaten bemegte ſich zwiichen 6,39 (Waldeck, wo ſich einige 
Kurorte befinden) und 2,63 (Reuß ä. 2.). 

Wie in früheren Jahren, it e8 unter den preußiihen Yandesteilen 
der an Kurorten reiche Regierungsbezirt Wiesbaden, in welchem die geringite 
Einwohnerzahl, 1270 (der Staatsdurchichnitt beträgt 2024), auf einen Arzt ent: 
jällt; dann folgt der Regierungsbezirt Köln mit 1443. Dagegen fommen die 
meijten Einwohner auf einen Arzt in den Regierungsbezirfen Gumbinnen (4353), 
Köslin (3918), Oppeln (3868), Mtarienwerder (3788), Polen (3483) und 
Bromberg (3463). Beſonders groß find die Zahlen in drei Streifen des erſt— 
— Bezirkes: in Goldap (7469), Heydekrug (8571) und Johannisburg 
(9638), 

In den preußiihen Großitädten 


Es fommt Es fommt 
find Aerzte 1 Arzt find Werzte 1 Arzt 
in 1901 (1900) auf Einwohner in 1901 ı1900) auf Einwohner 
Berlin . . 239 (2360) 789 Danzig . 153 (145) 919 
Breslau. . 536 (545) 780 Pojen . . 130 (125) 900 
Köln .. 355 (338) 1049 WYMaden. . 113 (110) 1197 
Frantfurt a.M. 347 (334) 833 Kaſſel . 113 (109) 938 
Königsberg 275 (275) 689 Altona . 92 (92 1755 
Dannover . 271 (252) 870 Elberfeld . 84 (74) 1869 
Keil... 21 (159) 489 Dortmund 19 (80) 1807 
Halle a. S. 204 (213) 768 Eiien . . 7 (65) 1585 
Etsttin . . 19 (176) 1103 Barmen . 74 (72) 1918 
Magdeburg 185 179) 1241 Krefeld . 56 59) 1909 
Düfeldorf . 171 (159) 1250 


Auffällig ift, daß nad) diefen Teltitellungen in Breslau eine Abnahme der 
Aerzte ftattgefunden hat; ebenſo ift eine jolche für Halle, Danzig, Dortmund und 
Krefeld verzeichnet. Im Verhältnis zur Einwohnerzahl ift die Aerztezahl jehr 
hoch in den Univerfitäts- und Garnilonftädten, wie z. B. in Kiel, wo zahlreiche 
Marineärzte ihren Wohnſitz haben (deren Vermehrung aud) die Aerztezunahme 
im abgelaufenen Jahre größtenteils zuzuichreiben ift), dann in Königsberg und 
Halle, jehr niedrig in Induftrieftädten wie Dortmund, Elberfeld, Barmen und 
Krefeld. Zu Berlin müſſen die Vororte, deren Einwohner zum teil in Berlin 
ärztliche Hilfe ſuchen und deren Aerzte zum teil in Berlin praktizieren, hinzu: 
gerechnet werden. In Charlottenburg wurden 392 (im Vorjahre 345), in 
Schöneberg 131 (123), in Wilmersdorf 33 (31), in Rirdorf 32 (30), in Lichter: 
jelde 30 (25), in Friedenau 13 (13), in Steglit 16 (15), in Pantow 19 (15), 
in Weißenjee 12 (12), in Spandau 39 (37), in Köpenid 6 (6) Aerzte gezählt, 
außerdem noch in fleineren Ortichaften 173. Von der leßteren Gruppe von 
Aerzten ift ein nicht umbeträchtlicher Zeil in Irren- und anderen Seilanftalten 
thätig. In Berlin mit jeinen VBororten wohnt alfo etwa ein Neuntel 
aller deutihen und über ein Fünftel aller preußiihen Aerzte. 
Von den letzteren wohnen in Städten mit über 100000 Einwohnern leinſchließlich 
Berlin), deren Bevölkerung zujammen etwa 16°/o derjenigen des ganzen Staates 
beträgt, 6511 = 38,2°0, in Orten mit 45 — 100000 Einwohnern 1636 — 
9,6%, in jolchen mit Eleinerer Einwohnerzahl 8887 — 52,2”/o. Dagegen famen 
in Bayern nad) dem „Schematismus der Civil- und Militärärzte” im März 
1891 in den unmittelbaren Städten 8,3 Werzte auf 10000 Einwohner, auf 
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dem Lande nur 2,9, und zwar betrug die Zahl für die Landbevölferung in 
Oberbayern und Unterfranfen 3,8, in Oberfranfen und Niederbayern nur 2,1, 
in den übrigen Landesteilen zwiſchen 3,0 und 2,7. 


Was die außerpreußiichen Großitädte betrifft, jo 
find Aerzte Es fommt 1 Arzt auf 
in 1901 (1900) Einwohner 
Münden .. » » . .. 708 (694) 711 
Dresden . . 22.2. 44 (428) 390 
Leibzig . . ... 43 (416) 1005 
Straßburg i. &....2%06 (213 657 
Stuttgart . » » . . 200 (193) 881 
Nürnberg . » . ... 167 (157) 1563 
EChemnig . . . . . . 121 (116) 1707 
Braunihweig . - 102 (104) 1257 


In Straßburg und Braunfchteig find alfo weniger Aerzte als im Vorjahre 
vorhanden; in erjterer Stadt ift bie — im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
ebenjo wie in Münden, Stuttgart und Dresden groß, in leßterer ebenjo wie 
in Nürnberg und Chemniß klein. 

Wenn man die Verteilung der Aerzte auf den Flächenraum betradtet, 
jo ergibt fich, daß im Deutichen Reiche auf 100 qkm 5,21 (im 2orjahre 5,06) 
Aerzte wohnen. Die günftigiten Verhältniffe beftehen im Königreich Sadjen: 
14,11 (13,66); in Seffen fommen 9,10 (8,89), in Baden 7,46 (7,21), in 
Eljaß- Lothringen 5,43 (5,31), in Preußen 4,89 (4,73), in Würtemberg 4,59 
(4,51), in Bayern 4,07 (4, ho) auf 100 qkm. Wie bisher ftehen von den 
preußiichen Regierungsbezirfen am ungünftigiten da: Köslin mit 1,07, Gum: 
binnen mit 1,15 und Marienwerder mit 1,35, von den bayriichen: Oberpfalz 
und Niederbapern mit 1,67 bezw. 1,73 Aeigten auf 100 ykm. 

Die Ueberfüllung de3 ärztlichen Standes dauert noch immer an; weſent⸗ 
lichen Anteil hat daran der große Zugang von Aerzten während der” achtziger 
Jahre gehabt, als ſich in weiten Streifen die Ueberzeugung befeftigt hatte, daß 
nad dem Erlaß des Krankenverſicherungsgeſetzes (1883) eine weit größere Zahl 
von Aerzten ein Bedürfnis jei und Beichäftigung finden werde. Die Zahl der 
ärztlichen Approbationen im Deutjchen Reiche betrug im Jahre 1877/73 524; 
in den folgenden Jahren war eine jtetige Zunahme bemerkbar ; die Ziffer für 
1885/86 betrug 998, für 1886/87 1224, die Höchitzahl wurde mit 1570 im 
Jahre 1890/91 erreicht. Es hatte ſich inzwiichen die Erfenntnis Bahn gebrochen, 
daß ein Zuviel an Nerzten vorhanden ſei, und die Zahl der Approbationen 
verminderte fi) bis auf 1295 im „Jahre 1896/97, um wiederum einer (nicht 
ehr erheblichen) Vermehrung bis 1384 im Jahre 1899/1900 Platz zu machen. 
Die Nachrichten von den deutichen Univerfitäten ergeben eine Verminderung. 
Die Zahl der Medizin Studierenden ift von 8633 ım Sommerjemefter 1898 
auf 7933 im Sommerjemefter 1901 zurüdgegangen. Dagegen wird die Neu: 
ordnung des Berechtigungsweſens zu Gunsten der Realgymnafiaiten einen ver: 
mehrten Zudrang zum medizinischen Studium zur Folge haben. Allerdings iſt 
die Zahl der Realgymnafien im Verhältnis zu der ber humaniftijchen Gym: 
naſien Elein: im „Juni 1900 78: 248 in Preußen, 5: 42 in Bayern, 37: 
125 in den übrigen deutichen Staaten; inögefammt ftehen im Reiche 120 
Realgymnafien 451 Gymnafien gegenüber. 

Nicht ohne Intereſſe ift ein Vergleich der Zunahme der Aerzte mit der: 
jenigen der Bevölkerung in den Volkszählungsperioden 1890/95 und 1895/1900. 
Es betrug die 
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Zunahme 1890 — 1895 1895 — 1900 
der der der der 
Aerzte Bevölkerung Aerzte Bevölferung 


0 0% 9% %% 


im Deutihen Reich . . 22,5 5,7 18,6 7,8 
in Preußen . » ... 1 6,3 19,7 82 
in Ben . . » . .. 20,8 3,5 18,6 6,1 
in Sadien . .». . ... 23,6 77 19,7 10,9 
in Würtemberg. . . . 14,6 21 12,4 4,1 
in Baden. . ». ...101 4,0 26,1 82 
in Elſaß-Lothringen . . 11,8 2,3 16,5 4,7 


Während die Zunahme der Bevölferung in dem lebten Zeitraum in 
Preußen "5, in Sachſen um die Hälfte höher, in den übrigen Staaten nod) 
einmal jo body war, hat die Zahl der Aerzte überall, mit Ausnahme von Baden 
und Eljaß-Lothringen, um einen geringeren Prozentjag als in der vorhergehenden 
Periode zugenommen, wenn aud) immer nod erheblich mehr, ala im Intereſſe 
der Allgemeinheit notwendig, im Intereſſe der Aerzte wünjchenswert war. 


Gntwidelung der Handelsflotten in den wichtigſten Seehandel 
treibenden Ländern uud Anteil der einheimiſchen Flotten an 
dem Gejamt:Schiffsverfchr ihres Landes 1850 —1900. 


Das engliihe Board of Trade hat kürzlich eine Statiftif über die Ent: 
widelung und den Stand der Handeläflotten und des Sciffbaues in Groß— 
britannien jowie in den wichtigsten anderen Seehandel treibenden Ländern ver: 
öffentlicht, welcher die folgenden Angaben entnommen find. 


Stand der widtigiten Handelsflotten. 


1900 








| 1850 1870 1890 1899 
Staaten en — = 
Regiſter⸗Tons 

Großbritannien © 2 2 2 43565 133 5690 789.7 978 538 _ : 9304 108 
Großbritannien einschließlich Kolonien . | 4232 962 7149134 | 9 688 088 — 10 751 392 
Rußland (Schiffe von 25 Reg.-Ton® u. mebr) | -_— | — | —)) 601 981 — 
Norwegen (Schiffe von 4 Reg-Tons u mehr) 298315 .1022515 1705 699 — 1 499 700 
Schweden (Schiffe von MReg-Tons u mehr) — 346 862 510 947 | — 587699 
Dänemark (Schiffe von 4 Reg-Tons u. mehr) — 178646 30219 423549 — 
Deutſchland Schiffe v. 17'/, Reg-Tons u. m.) — 982 355 , 1433 413 | 1733 798 — 
Niederlande . een.) 292576 389614 | 255 711 | 320320 — 
Belgien (Schiffe von 0 Reg.e-Tons und mehr) 34919, 30149 75946 — 113 259 
Frankreich (Schiffe von 2 Reg⸗Tons u. mebr), | 688 153 1072048 | 944 013 957 T56 — 
Spanien (Schiffe von 50 Reg.:Tons und mehr — — 618 182 — — 
Stalien (Schiffe von 2 Reg. Tons und mehr) — ‚1012164| 820 716 873 054 — 
Oeſterreich) a re a ee \ 329 377 153 476 172286 — 
u 2 BE KT 51523, 60072 — 
Ver.»St. von Amerika (für Ueberſee altein) | 1585 711 1516800. 946 695 — 8386 694 

See- und Flußſchiffe inbegriffen | 

(von 5 Reg -Zons aufwärts) ., 1899555 267790. 3477802 — 4338 145 


Japan (bloß Schiffe europaiſch. Bauart) — — 145692 796 930 — 


') Ausgenommen fleine Küſtenſchiffe und Fiſcherboote. Die Handelsflotte der Donau 
it bei Defterreich inbegriffen. 
2) 1888: 467 884 Reg.Tons. 
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Die Anteile welche von dem Gejamtverfehr der bedeutenderen Seehandel 
treibenden Länder von der einheimiichen Flotte vermittelt werden, veranjchau: 


licht die folgende Tabelle. 


Don einheimiihen Schiffen (Dampf: 


wurden gelölcht : 


und Segelſchiffen) liefen ein und 








1590 ®) 





| 1850 1870 1900 ?) 

Staaten —— — — — 
Tonnen Proz. Tonnen Proz. Tonnen Proz. Tonnen Vroz. 

Großbritannien. 14 505 064 65,1 36 640 182 68,4 74 283 869 72,7 98 523 693 63,7 
Norwegen . 1050 307 75,2 2263288 70,0. 3468381 64,8. 4177900 679 
Schweden . 462884 43,4 1,374433 31,8 3624301. 33,7| 6271 039 38,3 
Dänemarf . — — — — — 4693 308 58,4 | | 6 609 165 58,4 
Deutihland . . . — — 1255 150 35,9 9275 710 43,9 13 383 514 47,5 
Niederlande ,„ . . | 730690 418, 1033965 — , 31221 4697 1 3,0 
Belgien i — — — — | 2611 076 191 | 2765 166 16,3 
Frankreich. — — — 8531 234 30,6 10 137 277 28,4 
Spanien 798 864 30,7 2243 671 33, 9 10473542 43,8 13468 710 47,7 
Stalien. — — 2780078 36,5 3473148 24,4 19028051 48,8 
Ber. St. v. Amerika 5 205 804 59,8 6992967 38,2 8149878 22,5 12344570 21,9 
Japan . ‚ — — — — 701 415 22,2 2853723 36,4 


Bierprodufttion und Bierhandel Bayerns 1891—1900 


(in Beftolitern). 














Gejamtbierverbraud 











Geſamt— zu . 

Jahr | erzeugung Ausfuhr Einfuhr überhaupt aufl Ein- 

| p wohner 
1891 | 14482703 | 2197055 | 48775 12 334 423 22 
1892 15 096 702 2299 916 49 828 12 846 614 23 
1893 15 019 297 2 385 587 51 744 12 685 454 22 
1894 15 179 860 2 384 756 52 860 12 847 964 2,2 
1895 16 034 092 2 469 782 59 150 13 623 460 24 
1896 16 198 126 2540 331 60 629 13 718 224 23 
1897 16 973 700 2580 428 62 284 14 455 556 24 
1898 17 446 074 2 643 301 69 159 14 871 932 2,5 
1899 17 730 571 2 765 392 71444 15 036 623 2,5 
1900 17 935 089 2879523 12485 15 128 051 2,5 





(Nach) dem Statijt. Saprbud für das Kar. Bayern für 1901.) 


Die Ein: und Ausfuhrwerte des Spezialhandels des deutſchen 
Zollgebietes mit den einzelnen Ländern im Jahre 1901 
und Bergleihung mit dem Vorjahre. 


Im „Reichsanzeiger“ 


Nr. 75 dieſes Jahres findet ſich eine Zulammen: 


ſtellung des kaiſ. ſtatiſt. Amtes über die Ein- und Ausfuhrwerte des Spezial: 


') Bei Belgien und Frankreich: 
2) Bei Schweden, Dänemark, 


Japan: 1809, 


1895. 
Deutichland, 


Niederlande, Frankreich, Italien 


und 
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handels des deutichen Zollgebietes für 1901 bezw. 1900, die wir mit den in 
Nr. 76 des „Reichsanzeigers“ beigefügten Ausfüßrungen im worgenben toiebergeben. 


Einfuhr | Ausfuhr 


gänder — J —— — 
der Herkunft bezw. Beſtimmung 1901 R 100 | 1901 Br 1900 . 
1000 Mari. 





1. Europa . ..... 3.481008 3 797 202 3551440 3 699570 


Freihäfen Hamburg, Curbaven . . . . 20 297 20 165 73 304 69 227 
Freihäfen Bremerhaven, Geejtemünde . . 101 56 8935 9467 
Zollausſchluß Helgoland . : » 2 2. . 126 | 157 1354 1594 
Badiſche — IE 3 271 272 270 560 
Belgien. . . 222222. | 186490 | 220507| 235 984| 263 105 
Bulgarien . . a 5621 1616 5 930 4 689 
Gibraltaf, Malte, Eypern ee EL ee 91 913 1 779 1556 
Dänemark . . Se ie Ten 68329 | 71450] 118039. 125 516 
Franfreih . . RE 281 764 305514] 249902. 277629 
Griechenland — — 9180 8542 6543 6 504 
Großbritannien - > 2: 20 nn 657 804 840661] 916382 912219 
DOBBEADE 0 ne ne ra Dr me na A 182580 | 186363] 127249 127311 
Sicheriande aan 203 840 | 215 379| 378997 | 395 868 
NKorwegen . . Ba a re 20 9092| 20629 65033 | 70589 
Deiterreich: Ungarn De a arte te 692 781 | 724332] 491518: 510 730 
BERGE u a a a a nn 18 080 17573 19 899 20 666 
Numänienn. ae zur 47848 35854 34 005 25 396 
J ie 716 154 T716 535) 318418 324 878 
ae en on See? a 13 394 | 12 975 27 486 34 155 
HEBEN: u: re a 34 216 | 104859 | 111397) 138314 
IE 5 26 — 154183 170505 | 264310 292054 
——— oe ae Cana da ea ae 7542 9430 7188 8787 
Spanien . a EEE —— 8347| 82432 50 037 54 329 
Türkei in Europa Da te 6933| 8 350 25 037 23 148 
Türkei in Njien . Be ar: a ee Zi 23144 | 22099 12 175 11 117 
Türkei in Aria. » > 2 2 2 2 2 en 40 | 44 269 162 
| | 

11. Afrifa ..... 126268 147047| 71 et: 73 146 
Abeffynieennnn an a ae 90 104 24 
Egypten. Mech 32 120 40 580 16 * 15 674 
Aigerien . . — — a 6640 8343 536 515 
Britiſch⸗ Oftafrifa . Be a an ae aa de 3 1841 2131 1499, 1 406 
Britiih-Sübdafria . - . 2 > 2 2 en 21949) 18624 19 964 12 459 
Britiih-WVeitafrila . . : 2 2 2 2. 30 899 28224 7600 7640 
Deutih-Oftafria. . . - > 2 2 2 02. 917 1024 2 990 3 797 
Deutih-Südmeltafrila . . . 2 2... 279 329 5654 5 057 
Deutih-Reftafrita . > 2 2 nn 2. 4107 | 4318 5 664 7915 
Franzöfiih-Weitafrila . . . > 2 2 2. 4 994 5334 2193| 3507 
Eongoftaat. . . . Gr a a ae 5856 4651 853 | 1 237 
BIDRE 5 et 1241 1 664 776 | 761 
Madagadlar . » 2 2 2 2 ren 2138 2021 285 303 
Marokkeee. ce 3 580 5341 1457 1 318 
Dranjesgreiftant - . » 2 2 2 20. 1 0 19 6 
RortugieiiiheQftafrila . -. » >» 2 2... 1626 9 607 1757 | 6 099 
Portugieſiſch⸗ Saal: — ——— 6617 6569 1463, 3141 
Tranävaal . . . RAR TG TEN TN: 534 7386 893 1561 
Zuni® . . en A a ee ee 815 652 384 364 


Uebriges — 24 127 564 | 362 
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Einfuhr Ausfuhr 
Ränder — — — 
der Herkunft bezw. Beſtimmung 1901 1900 1901 | 1900 
10 00 Mart. 
III. ME: Eh RR 392 900 370033 | 210 338 230898 
Britiſch-Indien ꝛc. . . TE a Er u 197 193 | 204 855 67 137 56 269 
Aden, Bahrein ©. - > 2 2 2 2 2 0 253 144 58 35 
Geylon . . De 6 292 6598 1157 1664 
Britiſch— Malatta ee ne ae 11 344 13 261 11 264 12 015 
Ebina . . . Be re A a 44 555 35 403 37823 43 676 
GB 33: 1 a ae i 553 1400 3549 
Kiautihou . . ae a 832 5318 5687 
Franzöſiſch— Indien FR ER EEE A AO 538 3 362 288 311 
Sapan . . . a a a ar N 9805 16 373 45 510 70 385 
Korea . Ben Sul ger { 9 192 136 
Niederländiich: Indien x. a a a rn > 141 83 664 26 012 27 349 
Berjien . . ee { 1 282 1 249 824 
Bortugieitich- Indien a — 17 22 
Siam .. ; FE > 17 2084 2823 26% 
Bhilippinen 1c. a ee en Bee 3.066 2 222 7044 6 286 
Uebriges Alien . > > 2 2 2 2 nen 367 141 56 33 
IV. Amerifa . . . . . 11592621 1598413] 623214 698466 
Argentinien.. 200769 234 554 54 222 63 64 
Bellvin . . 3 u ai 7439 7591 3568 4394 
Braiilien . . a en 114132 115479 35 474 45 658 
Britiich- Nordamerika ee 7127 6383 26 491 20 003 
Britiih-Weitindien &.. . 2 2 2 2. 5 905 9543 2017 1509 
le a et a ea et 100 672 89 350 34 037 39 905 
Kohnnnibtfee 6013 6341 4319 2259 
MEERE. 5:6 5403 4589 1360 1798 
Däniih-Weftindien . re armen 142 167 196 185 
Dominicaniiche ——— nee ae ade 6 054 5 356 1403 1 250 
Ecuador . Bean dr ee 8622 10 795 3603 5 483 
Franzöſiſch— Amerila . Et a 35 56 46 68 
Guatemala. . . N 36811! 21857 2546 1586 
Honduras, Nicaragua, Salvador u ch 3142 2473 1971 2199 
Merito . Ä Er aan a 10 798 12 884 25 996 28 140 
Niederländiic Amerita er 173 957 552 420 
Paraguanq... ee 857 701 454 309 
Peru. De ar 7226 6985 11125 9872 
Republik Haiti De area. or. Ga Zi 2204 4657 884 | 1054 
Euba, Bortorico. » 2 2 2 2 nn 12423 | 11842 10524 1178 
Uugunnnn 14527, 1539 9631 11 92 
Benezuela . . ee 9423 9697 7 006 5.037 
Vereinigte Staaten von Amerita . . . . [1042124 ‚1020 764] 385 789, 439648 
V. Auftral:Afien und — 111233 125 3511 54666 50 048 
Britiich-Australien . . . e 107853 | 122157 5226| 47919 
Deutich-Auftraliin - > 2 > 2 2 20a 54 183 759 | 642 
Sranzöfiich-Auftralien . . . 2 2 202. 2574 136 | 80 
Samsoa⸗Inſelllnl 442 5 304 188 
Havaiiſche Inien . : 2 2 2 2 2 nn 43| 3 1193 1162 
Uebriges Polyneſien . . — TE 267 48 57 
Nicht ermittelt (jeewärts) os 1908 473 
Summe . . . 6042 992 |4 512 646 4 752601 


Darunter Edelmetalle (ftat. Nrn. 302—308) 2* 3! 277378 81198 141 2% 
Bleiben für alle übrigen Urtilel . . . . 5420 679 5 765 614 | 4 431 448 | 4611 351 


Miscellen. 559 


Es betrug demnad der Gejamtwert des auswärtigen Handels (Spezial: 
handels) des deutichen Zollgebiets mit den einzelnen Sandelsgebieten im Jahre 
1901 in 1000 Mark: 

in Einfuhr . + 5709782 gegen 6042992 im Jahre 1900, 
in Ausfuhr . - . 4512646 gegen 4752601 im Jahre 1900. 
Daraus ergiebt fi gegen das Jahr 1900 ein Rüdgang von 


333,2 Millionen Mark oder 5,5% in der Einfuhr und 
240,0 Millionen Markt oder 5,0°/ in der Ausfuhr. 


In der fünfjährigen Periode von 1897 bis 1901 find folgende Werte des 
auswärtigen Handels (Spezialhandels) ermittelt worden ; 


Einfuhr Ausfuhr 
in Millionen Mark 
Prozentuales Ber: Prozentuales Ver- 
hältnis des Werts hältnis des Werts 
1897... 48646 100 3786,2 100 
1898 . . 5439,71 112 4010,6 106 
189 .. . 5783,6 119 4368,4 115 
100 . .. .. 6043,0 124 4752,6 126 
101 . . . 57098 117 4512,5 119. 


Der Höhepunkt der Einfuhr ift demnach in ununterbrocdhener Entwidelung 
jeit dem Jahre 1897 in Ein: und Ausfuhr im Jahre 1900 ereicht worden, in 
welchem die Einfuhr eine Steigerung von 24°/o, die Ausfuhr eine ſolche von 
26°/o gegen das Jahr 1897 erreichte. Die günftige Entwidelung des aus: 
wärtigen Handels gibt ſich allerdings jchon in den Zahlen des Jahres 1896 
fund. Die Vergleihbarfeit der Zahlen vor dem Jahre 1897 mit denen. der 
nachfolgenden Jahre ift aber injofern beeinträchtigt, ala vom Jahre 1897 ab 
der Spezialhandel den gejamten Weredelungsverfehr für inländiihe Rechnung 
umfaßt, während vor dem Jahre 1897 nur ein Zeil diejes Verkehrs in den 
Spezialhandel einbezogen worden ift. 

Der Rüdgang des Gejamtwertes im Jahre 1901 ift hauptiächlic in dem 
Fallen der Warenpreife begründet, während die Mengen der umgejegten Waren 
von dem Rückgang weniger betroffen worden find. 


Bei einem Bergleih nad Erdteilen ergibt ji) gegen das Vorjahr eine 
Steigerung des Handelöverfehrs in der Einfuhr aus Aſien (22,9 Millionen 
Mark) gegenüber einem Rüdgang in der Ausfuhr dahin (20,6 Millionen 
Mark), jerner eine Steigerung in der Ausfuhr nad Auftralien und Polynesien 
(4,6 Millionen Mark) gegenüber einem NRüdgang in der Einfuhr von da 
(14,1 Millionen Mark), während die übrigen Erdteile in Ein: und Ausfuhr 
einen Nüdgang aufweilen, und zwar: 


in der Einfuhr in der Ausfuhr 
Europa . » 2» 2... um 316,2 Mill. Mark 148,1 Mill. Mark 
Aria . 2 2 2.2. um 20,8 Mill. Darf 7,1 Mil. Mark 
Amerifa . ». » 2... um 58 Mil. Mart 75,3 Mill. Marf 


Bon europäiſchen Handelsgebieten wird hauptiählid von dem Rüdgange 
in der Einfuhr betroffen: Großbritannien mit 182,9 Millionen Mark, gegen: 
über einer Steigerung der Ausfuhr dahin von 4 Millionen Mark. Ferner 
weilen einen Rüdgang in den beiden VBerfehrsrichtungen auf: 
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in ber Einfuhr in der Ausfuhr 
Millionen Mark 


Belgien . . —40 17,1 
Sefterreih- Ungarn Be en 31,6 19,2 
Frankreich . . — —86 27,7 
Schweden . 2 2 22.2.8006 26,9 
Niederlande. . » . . . 11,5 16,9 


während der Berfehr mit Rumänen in ber er Einfuhr eine Steigerung von 12, in 
der Ausfuhr eine ſolche von 9 Millionen erfahren hat und derjenige mit Rußland 
ſich nahezu gleich geblieben ift. 
Bei Afrika verdient Egypten mit einer Mlindereinfuhr von 8,5 Millionen 
Mark und einer Mehrausfuhr von 0,9 Millionen Mark hervorgehoben zu werden. 
Ber Afien zeigt fi) bei Britiſch-Indien eine Mindereinfuhr von 7,7 Mil. 
Mark und eine Mehrausfuhr von 11,9 Millionen Mark, während ſich ergeben: 


Mehreinfuhr Minderausfuhr 
Millionen Dart 


bei China : - «= » 2 0 2. 890 5,9 
bei Yapan . ee. 24,9 
bei Niederländifc- Indien 44 1,3 


Bei Amerika zeigt ſich: 
Mindereinfuhr Minderausfuhr 
Millionen Darf 


bei Argentinien -. . 2 2 3339 9,7 
bei Braofiliin . - -. - 2... 13 10,3 
Mehreinfuhr Mehrausfuhr 
bei Britifch-Nordamerifa . . 0,7 6,5 
bei Chile . . 11,3 5,9 
bei den Ber. Staaten v. Amerila 21,4 53,9 


Bei Auftral:Aften und Polynefien ift der Verkehr mit Britiſch-Auſtralien 
in der Einfuhr um 14,3 Millionen Mark gefallen, in der Ausfuhr um 4,3 
Millionen Mark geitiegen. 
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Heberblick über die Steuerreform in Elfaß-Lothringen. 


Ton Erich Aron, Landgerihterat in Straßburg in Elſaß. 





In dem legten Jahrzehnt ift in Eljah-Lothringen eine Reform in Angriff 
genommen, welche für die Entwidelung des Landes von großer Bedeutung jein 
wird. Seit einer Reihe von Jahren wurde von allen Parteien im Lande an 
geitrebt, das alte jeit etwa 100 Jahren beftehende franzöſiſche Steuerſyſtem zu 
bejeitigen und an Stelle besjelben ein gerechteres, den Anforderungen der Neuzeit 
und der Billigfeit entiprechenderes zu jegen. Erjt dem jetigen Leiter der Finanz— 
abteilung in dem Minifterium, dem Unterftaatsjefretär von Schraut, ift e8 ge 
lungen, die Steuerreform ind Werk zu jeßen und nad) Bejeitigung mandyer 
Hinderniffe — worüber die vielen Verhandlungen des Landesausjchuffes die befte 
Auskunft geben können — diejelbe auc durchzuführen. Demjelben gebührt das 
unftreitige Verdienſt, mit den alten Zuftänden aufgeräumt und bilfigere, ge 
rechtere Grundjäße zur Anerkennung gebracht zu haben. Derſelbe hat dieje 
Steuerreform nicht auf einmal, plößlic vorgenommen, fondern ift in mohlbe: 
dachter, ficherer Weile von Yahr zu Jahr unter Berüdfichtigung und Schonung 
der eigenartigen Verhältniffe im Lande vorgegangen, jo daß die Reform in 
diefem Jahre durch) Einführung der Kapitalfteuer, einer Steuer, an deren Ein: 
führung vor 10 Jahren im Lande niemand ernftlich gedacht hatte, zu einem gewiſſen 
Abſchluß gebracht iſt. Die von dem Unterftaatsjetretär von Schraut ins Werk 
geſetzte Reform verdient nicht bloß in Elſaß— Lothringen, jondern auch im übrigen 
Deutihland Beachtung, da derjelbe die bereit3 in den meiften deutſchen Staaten 
für die Steuererhebung maßgebenden Grundſätze gegenüber dem noch in Elſaß— 
Lothringen herrſchenden franzöſiſchen Steuerſyſtem zur Geltung gebracht hat, ſo 
* Fr furze Darftellung diefer Reform auch für weitere Kreiſe von Intereſſe 
ein dürfte, 

Die auf Grund der franzöfiichen, bisher noch in Eljah-Lothringen in 
Geltung gemwejenen Gejeßgebung zur Erhebung gelangenden direkten Steuern 
waren: die Grunditeuer, die Thür- und Fenſterſteuer, die Perſonal- und Mobiliar: 
fteuer und die Patentfteuer, die jet neu geregelt find). 


I. Die Grundftener. 


Für die Grundfteuer war bisher das Geſetz vom 3. Frimaire VII betreffend 
die Verteilung, Veranlagung und Erhebung der Grundfteuer mit einzelnen jpäteren 
Abänderungen maßgebend. Hiernach bemißt ſich die Grundſteuer nach dem 
mittleren Reinertrag der Grundſtücke, der nach dem Durchſchnitt einer beſtimmten 
Anzahl von Jahren berechnet wird. Der Reinertrag der Feldgrundſtücke iſt 


u Daneben find die Erbſchaftsſteuer und die Stempelabgaben neu geregelt. Auch die 
Einregritrierungsgebühren werden einer Revifion unterzogen. 
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derjenige Ertrag, weldher dem Eigentümer vom Bruttoertrige nad) Abzug der 
Koften für Bebauung, Ausfaat, Ernte und Unterhaltung verbleibt. Der teuer: 
pflichtige Reinertrag der Häufer bildet die Summe, weldje der Beſitzer hat, 
wenn er don dem nad dem Durchichnitt einer beitimmten Anzahl von Jahren 
berechneten Mlietöwerte den Wert der Abnügung und die Reparatur: umd 
Unterhaltungstoften abzieht. Es beftehen jedod dauernde Berreiungen (3. B. 
Öffentliche Wege, Gebäude ıc.) und zeitweilige (3. B. urbar gemachte Kändereten). 
Zur Zahlung der Grundfteuer ift der Eigentümer verpflichtet; die Pächter oder 
Mieter müfjen aber die Steuer auf Rechnung des Eigentümers oder Nußniekers 
bezahlen, ohne perjönfich haftbar zu jein. Für die Verteilung der Grundfteuer 
auf die einzelnen Eigentümer bildet die Grundlage das Kataſter, in welchem ſämt— 
liche Parzellen unter Angabe des Reinertrages und der Eigentümer eingetragen 
find. Die Verteilung der Grundſteuer auf die Steuerpflichtigen erfolgt durch die 
Steuerverteiler, einem Ausihuß von 7 Mitgliedern, beftehend aus dem Bürger: 
meifter und Beigeordneten oder zwei Mitgliedern des Gemeinderats und fünf 
aus den Steuerpflichtigen der Gemeinde ernannten Bürgern. Die Verteilung 
unter die Bezirke erfolgt durch das Etatsgeſetz, unter die Kreiſe durch die Be: 
zirfstage und unter die Gemeinden durch die Kreistage. 

In Berbindung mit der Gebäudefteuer jtand die Thür- und Fenſterſteuer, 
welche durch das Gejeß vom 4. Frimaire VII eingeführt und durch Art. 24 ff. 
des Etatsgeſetzes vom 21. April 1832 neugeregelt it. Diejelbe war urſprünglich 
dazu beitimmt, eine Art von Einfommenfteuer zu bilden, wie die Perſonal- und 
Mobiliarjteuer. Diejelbe wird von Thüren und Fenſtern von Gebäuden und 
Fabriken, die nad) den Straßen, Höfen oder Gärten gehen, erhoben. Steuerfrei 
find die Thüren und Fenſter der öffentlichen Gebäude bes Reiches, des Landes, 
des Bezirkes, der Gemeinden u. j. w., ferner Thüren und Fenſter, die zur Er: 
leuchtung oder Lüftung von Scheunen, Ställen, Speichern, Kellern zc. dienen. 
Der Veranlagung iſt ein Tarif zu Grunde gelegt, die Säße desjelben find nad) 
der Einwohnerzahl der Gemeinden, der Art und Anzahl der Deffnungen und 
der Stodwerfe, worin fie ſich befinden, bemeſſen; die Süße werden verhältnis: 
mäßig erhöht oder gemindert, je nadydem der Gejamtbetrag die von der Ge: 
meinde aufzubringende Summe nicht erreicht oder überfteigt. Die Zahl der 
fteuerpflichtigen Oeffnungen ift maßgebend für die Verteilung auf die Kreiſe und 
die Gemeinden. Eine von dem Direktor der direften Steuern vorzulegende Tabelle 
dient den Bezirks: und Streistagen als Anhaltspunkt. Die Jndividualverteilung 
wird durch die Steuerverteiler ausgeführt, diejelben ftellen unter Beihilfe der 
Steuerbehörde die jährlichen Beränderungen auf. Die Thür: und Fenſterſteuer 
ift im Laufe der Zeit thatiächlich zu einer die Gebäude belaltenden Grundabgabe 
geworden. Frankreich hat durch das Gejeg vom 18. Juli 1892 dieſe Steuer 
aufgehoben und mit der Neuregelung der Gebäudeſteuer iſt ſie auch in Elſaß— 
Lothringen gefallen. 

Durch das Gejeg vom 31. März 1884 wurde die Bereinigung des Kataſters 
für jämtliche Gemeinden des Landes und in Berbindung hiermit zur Herbei— 
führung eines gleihmäßigen Grundfteuerfußes eine allgemeine Ausgleihung der 
Grunditeuer-Reinerttäge vorgelehen. Im Zujammenhange mit den Bereinigungs: 
arbeiten jollte die Neueinihäung der Grundſtücke erfolgen. Die Notwendigkeit 
einer neuen Reinertragsihägung als Baſis für eine amderweite gerechte Ber: 
teilung der Grunditeuer ergab ſich aus zwei Gründen, einmal weil bei der be 
stehenden Einihägung die Einrichtung des vorhandenen ungenauen Kataſters 
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eine eigentliche Ausgleihung der Ergebniſſe zwiichen den verjchiedenen Gemeinden 
nie ftattgefunden hat, die Verteilung der Grundjtenerfontingente von vornherein 
daher eine ungleihmäßige war und anderſeits weil im Laufe der Zeit die Er- 
tragsfähigfeit der einzelnen Grundftüde durd) Veränderung der wirtichaftlichen 
Verhältniffe jeher erhebliche Aenderungen erfahren hatte.) Durch dieje Neuein- 
ſchätzung jollte die Grunditeuer, die bisher den Charakter einer Repartitionäfteuer 
hatte, in eine Quotitätsiteuer umgewandelt werden: 


Da jedod) die Katafterarbeiten nur langjam vorangingen und dadurd) die 
Neueinihägung der Grunditüde auf einen jehr ſpäten Zeitraum hinaus- 
geichoben worden wäre, jo wurde durch) das Geſetz vom 6. April 1892 vor— 
geſehen, daß ſtatt der Ausgleichung im ganzen Lande für die einzelnen Gemeinden 
mit der Kataſtererneuerung auch ſoſort eine Neueinſchätzung der Reinerträge 
der Grundſtücke vorgenommen werden ſolle. Man iſt dann nach dem Vorbilde 
anderer Staaten noch einen Schritt weiter gegangen und hat die Gebäudeſteuer 
von der Grundſteuer getrennt, da die Werte und Ertragsverhältnifie bei beiden 
Steuern verjchiedene find. Für die Steuereinihägung der Gebäude find bejondere 
Schägungsregeln aufgeitellt. „Durch dieje Neueinihägung jolle eine andere, 
den jegigen und den thatjächlichen Berhältniffen mehr entiprechende Grundlage 
für die Einihägung gewonnen werden, außerdem ſolle dadurch die bisherige 
Repartitionsfteuer von den Gebäuden in eine Quotitätsfteuer umgemandelt 
werden, wonad) jpäter durch das ganze Land ein einheitlicher Prozentjaß für 
Jämtliche Steuerpflichtige Gebäude in Uebung fommen fönne.“ ?) 

Für Die Neueinihäßung der Grunditüde gelten folgende Grundjäße: 
Die ganze Fläche des Yandes wird nad) der Gleichartigfeit der Bodenverhältnifie, 
der Erhebung über dem Meeresſpiegel, der Lage und Bemwirtichaftungsmweile der 
Feldgüter ſowie der Bevölferungs: und Verfehröverhältnijie in eine Anzahl von 
Einſchätzungsdiſtrikten geteilt. Dieje Einteilung erfolgt durch die Kommilfion der 
Landesihäßer auf Vorſchlag des Direktors der direkten Steuern. Dieſelbe beiteht 
aus 15 Mitgliedern einichließlic) des Worfigenden, von denen 9 durch den 
Landesaustchuß gewählt, die übrigen einſchließlich des Vorfigenden vom Miniſterium 
beitellt werden. Die Kommiſſion der Landesichäßer hat in jedem Einſchätzungs— 
diſtrikte die erforderliche Zahl von Gemarfungen auszuwählen, welche Tämtliche 
Bodenarten des Diſtriktes enthalten und zur Vornahme der Muſterſchätzungen 
geeignet ſind. Für dieſe ſogen. Muſtergemarkungen hat die Kommiſſion feſt— 
zuſtellen, inwieweit die nach dem Kataſter beſtehende Einteilung des Grund und 
Bodens in Kulturarten und Klaſſen und die Einreihung der einzelnen Grund— 
ſtücke in die Klaſſen dieſer Kulturart der Gegenwart entſpricht. Das Verfahren 
it in den 88 29—33 des Gejees vom 6. April 1892 näher geregelt. Dieje 
Muſtereinſchãtzungen dienen für die Einihägungen in den übrigen Gemarkungen 
des betreffenden Schäßungsdiitriftes ala Mufter und Anhalt in der Weile, daß 
an der Hand der ——— ſogleich auf den Reinertrag der entſprechenden 
Kulturart und Klaſſen geſchloſſen werden kann. In den einzelnen Gemarfungen 
erfolgt die Einſchätzung durch Schätzungskommiſſionen, welche aus 3 Mitgliedern 
beſtehen, nämlich aus einem vom Miniſterium beſtimmten Beamten als Vor— 
ſitzenden, einem vom Kreistage gewählten Diſtriktsſchätzer und einem für jede 
Gemeinde von den Gemeinderäten gewählten Ortsſchätzer. Der Direktor der 


) Bat. Mot. zu dem Gej. vom 31. März 1884 betreff. die Vereinigung des ——— S. 25. 
) Val. Kommiſſionsbericht zu dem Geſetz vom 6. April 1892, ©. 255 
36* 
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direften Steuern beitimmt die Zahl der Schätzungskommiſſionen. Diejelben 
unterliegen in ihrer Thätigfeit der Aufficht der Kommilfion der Landesichäger, 
welche aud die Schäßungsergebniffe der einzelnen Diftrifte in Bezug auf ihre 
Gleihmäßigfeit und Richtigkeit zu prüfen hat und berechtigt ift, die ermiitelten 
Reinertragsjäge zur Herſtellung der erforderlichen Gleichmäßigkeit zu erhöhen 
oder herabzujegen. Das Schägungsergebniß wird von dem Direktor der direkten 
Steuern nad) vorhergegangener öffentlicher Bekanntmachung während einer Aus— 
ihlußfriit von einem Monat auf dem Bürgermeifteramt der eingeihäßten Ge— 
meinde zur Einfihtnahme offen gelegt. Einwendungen ') gegen die Einihätung 
werden durch den Direktor der direkten Steuern entſchieden, gegen deſſen Ent- 
icheidung binnen einer Ausichlußfriit von einem Monat die Berufung an das 
Minifterium zuläffig ift, welches nötigenfalls nad; Anhörung der Kommiifion 
der Landesichäßer und nad) Herbeiführung einer Nachſchätzung entſcheidet. Das 
Miniſterium bejtimmt den Zeitpunkt, von welchem ab nad) Maßgabe der auf 
Grund der Einihägung berechneten Grundfteuerreinerträge für die einzelnen 
Grunditüde die Gemeinde-Grundfteuer-Hauptiumme auf die einzelnen Grund: 
jteuerpflichtigen zu verteilen ift. 

Die Neueinihägung der Gebäude erfolgt nad) folgenden Grundläßen: 
Jedes der Steuer unterliegende Gebäude mit Einihluß der Grundflähen und 
des dazu gehörigen Hofraumes und 20 Ar nicht überfteigenden Hausgartens 
wird nad) Maßgabe jeines jährlichen Nutungswertes zu einer der in dem Tarif 
beftimmten Stufen eingeihäßt. Zur Wahrung der Gleichmäßigkeit der geſamten 
Schäßungen ift eine Kommiſſion der Landesſchätzer gebildet, die aus 15 Mtit- 
gliedern entiprechend derjenigen für die Grunditüde beiteht. Dieſe Kommilfion 
hat die allgemeinen Grundiäße, welche bei der Schäßung zu beachten find und 
welche der Beftätigung des Minifteriums unterliegen, feſtzuſtellen und die Thätigkeit 
der einzelnen Diſtriktsſchätzungskommiſſionen hinſichtlich der Richtigkeit und 
Gleihmäßigkeit der Echäßungen zu beauffichtigen und zu berichtigen. Die 
Neueinihägung jelbit erfolgt nah Schätzungsdiſtrikten durch Kommiſſionen 
unter dem Vorſitz von bejonderen von dem Minifterium zu beftimmenden Aus- 
führungsfommiljar. Die Zahl der Mitglieder, welche von dem Streistag 
bezw. Gemeinderat gewählt werden, wird von dem Direktor der direkten Steuern 
beitimmt. Zur Beihlußfähigfeit ift die Anmejenheit von mindeitens zwei Drittel 
der Mitglieder erforderlih. Einwendungen gegen die geichehene Einihäßung 
werden von dem Direktor der direkten Steuern entichieden, gegen deilen Ent— 
iheidung die Berufung an das Minifterium geht; die Friſten u. ſ. w. find wie 
bei den Grundſteuerſchätzungen geregelt. In den 88 41, 42 find die Gegen: 
itände der Schäßung genau bezeichnet und in den SS 43 und 44 die Grundjäße 
über die Beitimmung des Nußungswertes aufgeitellt. In den größeren Gemeinden 
und in ländlichen Ortjchaften, in welchen aus wirklichen Mietpreifen ein zus 
reichender Anhalt für die Tyeititelung des Nubungswertes gewonnen werden 
fann, ift der Nutzungswert nad) dem mittleren jährlihen Mietwert feftzuftellen, 
welcher nad) dem durdjichnittlichen innerhalb der legten 5 Jahre in der Gemeinde 
bedungenen Mietpreifen abzumefjen ift. In den übrigen Ortichaften find neben 
den Bevölkerungs- und Verfehröverhältnifien die Größe, Bauart, der Baumert 
und die Beihhaffenheit der Gebäude, ſowie die Größe und Beichaffenheit der zu 
den leßteren gehörigen Hofräume und Hausgärten zu berüdfichtigen. Daneben 


') Wer Einwendungen erheben fann, bejtimmt $ 37 Abj. 2. 
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find die zu den ländlichen Wirtichaften gehörigen Wohngebäude in drei Haupt: 
Haffen eingeteilt. Durch dieſe Vorichrift joll die Einihägung der Gebäude auf 
dem platten Lande zu der Einihäßung der Gebäude in den Städten in ein 
angemejjenes Verhältnis gebracht werden. 

Die Ergebnifje dieſer Schäßung jollen die Grundlage für die Veranlagung 

* Gebäudeſteuer bilden, deren Regelung vorbehalten wurde. 
Auf Grund der Geſetze vom 31. März 1884 und 6. April 1892 wurde 
die Neueinſchätzung der Grundſtücke und Gebäude in Angriff genommen, ſie 
erfolgt hinſichtlich der Grundſtücke in Verbindung mit der Kataſtererneuerung 
nach Maßgabe des Fortſchreitens der Arbeiten. Nachdem die Neueinſchätzung 
der Gebäude ſtattgefunden hatte, wurde auf Grundlage dieſer Neueinſchätzung 
unter Trennung der Grund- und Gebäudeſteuer die Gebäudeſteuer durch das 
Geſetz vom 14. Juli 1895 neu geregelt. Hinſichtlich der Gebäudeſteuer ſind 
nunmehr Steuerobjekte die bewohnbaren, ſowie die zum Gewerbebetrieb dienenden 
Gebäude mit Einſchluß der Grundflächen und der dazu gehörigen Hofräume, 
jowie der 20 Ar nicht überiteigenden Hausgärten. Bon der Gebäudefteuer befreit 
find die Gebäude, welche nad $ 42 des Gejeges vom 6. April 1892 von der 
Einihägung ausgeichloffen find. Außer den öffentlichen und zu öffentlichen 
Sweden dienenden Gebäuden gehören hieher diejenigen unbewohnten Gebäude, 
ſowie die ala jelbitändige Gebäude zu betrachtenden Keller, Speicher, Remiſen, 
Scheunen, Ställe u. dgl., welche nur zum Betrieb der Landwirtſchaft, insbeiondere 
zur Unterbringung des Wirtichaftäviehs, der Wirtichaftsgeräte und der Boden: 
erzeugnifie u. ſ. w. bejtimmt find, ferner die zu gewerblichen Anlagen gehörigen 
Gebäude, welche zur Unterbringung der zum Gewerbebetrich erforderlichen Wagen 
und Viehgeſchirre, ſowie als Stallungen für das lediglich zum Gewerbebetrieb 
bejtimmte Zugvieh dienen, und die zu Ent: und Bewällerungsanlagen dienenden 
unbewohnten Gebäude. 

Die Veranlagung der Gebäudeiteuer erfolgt nad) Maßgabe des jährlichen 
Nußungswerts der Gebäude nebſt Zubehör. Die Höhe der Steuer beträgt 4'/2"/o 
des Nutungswertes nad Maßgabe des durch das Geſetz vom 6. April 1892 
feſtgeſtellten Tarifs, bei Dienſtwohnungen 2'/20/o des Nutzungswertes. Die Ver: 
anlagung der Steuer erfolgt auf Grundlage der Schägungsergebniffe nad dem 
Gejeg vom 6. April 1892. Die Veränderungen, wie fie in $ 6 näher beitimmt 
find, werden alljährlid; durdy den VBeranlagungsbeamten von Amtswegen oder 
auf Grund von Anmeldungen jeitens der Steuerpflichtigen feitgeftellt, erforderlichen 
Falls nad den Beitimmungen des Geſetzes vom 6. April 1892. Die Erhebung 
der Gebäudeiteuer erfolgt auf Grund der von dem Direktor der direkten Steuern 
feſtgeſetzten Heberolle nad) den für die übrigen direkten Steuern maßgebenden 
Vorichriften. Gegen die Feſtſtellung des Nugungswertes der Gebäude, ſowie die 
auf Grund derjelben feitgeleßten Steuerbeträge können innerhalb 3 Monate von 
Bekanntgabe der Heberolle an Einwendungen erhoben werden, über welche, wenn 
fie fi gegen den Nutzungswert richten, in eriter Inſtanz der Direktor der 
direkten Steuern und in der zweiten Inſtanz das Miniſterium nah Anhörung 
der Kommiſſion der Landesihäßer enticheidet. Die Berufung iſt innerhalb einer 
Ausichlußfrift von einem Monat von der Bekanntgabe der Enticheidung ab einzu: 
legen. Für die übrigen Einwendungen gelten die für die Einreihung, Prüfung 
und Entiheidung der Reklamationen gegen die direkten Steuern vorgeichriebenen 
Formen und Friſten.) Das Gejeß ſieht in S 11 vollftändige und teilmeile 


Vergl. das Nähere bei Leoni-Mandel. Verwaltungsrecht von Eljaß-Lothringen II, ©. 25 ff. 
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Gebäubdefteuererlaffe vor, 3. B. bei Zerftörung von Gebäuden dur Brand x. 
Ueber den Antrag auf Steuererlaß enticheidet der Direktor der direkten Steuern, 
gegen deſſen Entiheidung die Beichwerde an das Miniſterium zuläffig it. Nach 
je 15 Jahren ſoll die Einihägung der Nußungsmwerte allgemein einer Prüfung 
unter Beobadhtung der im Gejege vom 6. April 1892 vorgejehenen Schätzungs— 
regeln unterzogen werden, ausnahmsweiſe vorher bei Gebäuden, ſofern infolge 
außergemwöhnlicher Verhältnifie in der Zwiſchenzeit zwiſchen dieſer allgemein 
Einihäßung in einer Gemeinde der Nutungswert jämtlicher Gebäude oder 
eines Teils derjelben um mindeftens ein Fünftel bleibend erhöht oder vermindert 
worden ilt. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ift die Thür: und Tyenfterfteuer auf: 
gehoben, fie wird durd) die Gebäudeiteuer gededt. 

Der Gegenjaß zu dem biäherigen Syſtem beſteht nad) den Haren Ausführungen 
des Unterjtaatsjefretärs von Schraut darin, „daß die einzelnen Gebäude nicht 
mehr im Rahmen eines Kontingentes, deifen Feſtſtellung eine Unmöglichkeit ift, 
jondern nad) ihrem wirklichen Nutungsmwerte zur Steuer herangezogen werden 
ſollen. Die Steuer ift fünftig feine Stontingentiteuer mehr, d. h. das einzelne 
Gebäude wird nicht mehr eingeihäßt innerhalb eines Kontingents, welches für 
eine Gemeinde bejtimmt ift, jondern die einzelnen Gebäude werden im Rahmen 
des ganzen Yandes eingeihägt und zur Steuer im Rahmen des ganzen Landes 
herangezogen“ .') 


II. Batentjtener. Gewerbeftener. 


Für die Gewerbebefteuerung war das Geſetz vom 25. April 1844 mit den 
Ipäter ergänzenden und abändernden Vorichriften der Etats: :Gejeße die Grund: 
lage. Die Gewerbe: Batentiteuer hatte den Charakter einer Quotitätöfteuer, d. h. 
das Gejeß beitimmt das Maß, nad) welchem der einzelne Gewerbetreibende zur 
Steuer herangezogen wird. Dieſe Eteuer jeßt ſich aus einer feſten und einer 
verhältnismäßigen Abgabe zujammen. Die jeite Abgabe iſt für die einzelnen 
Gewerbe mit Abſtufung nad) Ortsklaſſen geſetzlich Teitgelegt, während für Die 
verhältnismäßige Abgabe der Mietwert der Wohnung und der zum Gemerbe: 
betrieb beftimmten Räume die Grundlage bildet. Die Gewerbe find in vier 
Tabellen mit Unterklaſſen eingeteilt. Die Beitimmung der hierunter nicht auf: 
genommenen Gewerbe wird durch Beichluß des Bezirfspräfidenten auf Antrag 
des Steuerdireftors nad) Erhebung des Gutachtens des Bürgermeifters nad 
Analogie der Geihäftsverrichtungen oder der Gegenstände des Geſchäfts jeitgelekt. 
Subjektiv jteuerpflichtig find alle, Inländer oder Ausländer, welche in Elſaß— 
Yothringen ein Handelsgeihäft, eine Jnduftrie oder ein Gewerbe treiben, welches 
nicht zu den in diefem Gejeß bejtimmten Ausnahmen gehört. Zu welchem Zwed 
das Geichäft oder da8 Gewerbe betrieben wird, it gleichgiltig. In Art. 13 des 
Gejeges ſind die Perjonen aufgeführt, welche der Patentiteuer nicht unterliegen. 
Perſonen, die mehrere Geſchäfte betreiben, müſſen die feite Abgabe, welche nur 
einmal zu leiſten it, nur für das am höchſten beiteuerte Geſchäft entrichten. 
Diele Beitimmung tft durch Art. 17 Gejeß vom 15. Mai 1850 dahin geändert 
worden, daß Perlonen, die mehrere Niederlaflungen, Läden oder Magazine be: 
figen, für die Niederlaflung, den Laden oder das Magazin, das zur höchiten 
feſten Abgabe Anlaß gibt, die ganze feſte Abgabe zu zahlen haben und daneben 


) Landesausſchußverhandlungen für Elſaß-Lothrigen, XXII. Seſſion, ©. 49. 
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nah Art. 9 —— vom 4. Juni 1858 für alle anderen Niederlaſſungen ꝛc. die 
Hälfte der jeften Abgabe, welche auf das in diejen Räumen betriebene Geichäft 
fommt 


Die Einihätung und Aufftellung der Gemwerbejteuerrolle erfolgt durch die 
Steuerfontroleure. Der Bürgermeifter, welder von dem Zeitpunkt der Ein= 
ſchätzung in Kenntnis zu jegen ift, fann mitwirken. Die Rolle muß Zweds 
Einfichtnahme während 10 Tage offengelegt werden. 

Hervorzuheben ift noch der Art. 25 des Geſetzes vom 25. April 1844, 
wonach unter Umſtänden die Eigentümer bezw. Kauptmieter für die Entrichtung 
der Patentiteuer ihrer Mieter einzuftehen haben, wenn fie den Umzug derjelben 
nicht rechtzeitig anzeigen. 

Nach den Ausführungen des Herrn v. Schraut!) enthielt der Zarif, nad) 
welchem die Gewerbejteuer erhoben wurde, jchließlic; 1842 Bofitionen. Die Folge 
davon war, daß fortwährend Neflamationen und Anträge auf Abänderung der 
Zarifpofitionen und der Tarifſätze eingingen. In Eljah-Lothringen ift troß des 
Sortichreitens der Gewerbe und des Handels hierin nichts geändert worden. 
Das Tarifſyſtem weiſt in feiner Grundlage und in feinen Einzelheiten ſolche Un— 
feihheiten auf, daß eine Aenderung hat eintreten müflen. Dieje Umſtände 
führten zunächſt zu dem Gele vom 6. Mai 1893, welches den Zweck einer 
Probeeinihäßung hatte. In der Begründung zu dem Gejeß (S. 11) ift gejagt: 
„Es wird anerkannt, daß der feite Sat mit Abftufung nad) Ortsklaſſen feinen 
rihtigen Maßſtab für die Rentabilität der Gewerbe gleicher Gattung, nod) viel 
weniger aber für ſolche verichiedener Gattung bei der Mannigfaltigkeit der in 
deren Betrieb verwendeten Hilfsmittel und Kapitalfräfte abgeben fann. Die zur 
Korrektur diefer Ungleichheit eingeführte proportionale Abgabe nad) Maßgabe 
des Mietwerts ericheint nicht genügend, da das Bedürfnis nad) größeren oder 
fleineren Lofalitäten je nad) der Gattung der Gewerbe ein jebr verjchiedenes, 
feineswegs aber mit der Gejchäftsrentabilität im Verhältnis ftehendes ift. Aehnlich 
verhält es ſich mit der veränderlichen Abgabe nad) der Zahl der Gehilfen.“ 
Durch das Gejeß vom 6. Mat 1893 iſt zur Befeitigung der bejtehenden Mängel 
und zum Zweck der Herbeiführung einer gerechteren und gleichmäßigeren Ber: 
teilung der Steuer ein Tarif zur Einihägung der Gewerbe aufgeftellt und die 
Einihäßung jämtliher in Eliaß-Lothringen der Gemwerbeiteuer unterliegenden 
Gewerbe zu einer der im Zarif bejtimmten Stufen angeordnet. Der Charakter 
des Gejeßes von 1844 jollte beibehalten, nur deſſen Grundlage erweitert werden, 
indem es aud in derielben Kategorie eine beiondere Einihägung Tür jedes 
Gewerbe ermöglicht, deſſen Befteuerung mit jeiner Bedeutung im richtigen Ver: 
bältnis ftehen ſoll. Das Gejeß hat weder den wirklichen Ertrag nocd die 
Deflarationspfliht als Grundlage für die Schägung übernommen, es joll nur 
durch Die Schägung der Ertragsfähigkeit eine gerechtere Verteilung der Steuer 
erreicht werden.) Die wejentlihen Grundfäge diejes Gewerbeſteuer-Einſchätzungs— 
geſetzes Find Folgende: Die Einihägung wird auf Grundlage der Ertragsfähigfeit 
ausgeführt, welche ſich nach derjenigen Ziffer bemißt, welche unter normalen 
Berhältniffen und bei normalem Betrieb nad) Abzug der auf den Betrieb zu ver: 
wendenden Koften erfahrungsmäßig als durchſchnittlich verbleibender Jahresertrag an: 
genommen werden fann. Die Schätung jelbit erfolgt auf Grund von äußeren Merk— 

1) Merhandlungen des Landesausichufles in Elſaß-Lothringen 20. Seſſion, S. 25. 

2) Vergl. das Nähere in dem Kommiſſionsbericht Landesausſchuß-Verhandl., 20. Seſſion, 
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malen und jonftigen für die Beurteilung derjelben verwendbaren Anhaltspuntten ($ 3 
Geſ.), fie joll unter freier Würdigung aller für die Beurteilung der Ertragsfähigteit 
maßgebenden Momente vorgenommen und nicht an die bisherigen Schranken des 
Tarifs gebunden werden. Die Leitung der Schägungsarbeiten liegt dem Direktor 
der direkten Steuern ob. Zur Erzielung einer gleihmäßigen Einihätung iſt 
eine Kommilfion von 15 Landesichäßern gebildet, von welchen der Vorſitzende 
und 5 Mitglieder von dem Minifterium ernannt, die übrigen durch den Landes: 
ausihuß gewählt werden und welde in der Zujammenjegung von mindeitens 
10 Mitgliedern entiheiden. Die Einihägung jelbit erfolgt durch Kreisbezirks— 
Kommilfionen innerhalb bejtimmter Schäßungsdiftrifte, deren Worfitende 
bejondere von dem Minifterium ernannte Ausführungstommiflare find ($ 9). Die 
Kreiskommiſſion befteht aus 6—8 Mitgliedern, deren eine Hälfte den Kreistag 
wählt, deren andere Hälfte von dem Direktor der direkten Steuern ernannt wird. 

Die Bezirkskommiſſionen beitehen aus dem Ausführungskommiſſar und zehn 
Mitgliedern, von denen drei der Bezirkätag, drei die Handelskammer mählt, 
während die übrigen von dem Direktor der direkten Steuern ernannt werden. 
Sie find in der Beſetzung von fieben Mitgliedern beihlußfähig. Die den Gemwerbe- 
treibenden obliegenden Verpflichtungen find in $ 13 näher beitimmt. 

Das Ergebnis der Einihägung wird dem Gewerbetreibenden mittelit einer 
Zufchrift befannt gegeben, wogegen binnen ſechs Wochen Einwendungen erhoben 
werden fönnen, über welche zunächſt der Direktor der direkten Steuern enticheidet. 
Derjelbe legt fie, wenn er fie für unbegründet erachtet, der Reviſionskommiſſion 
vor. Diejelbe bejteht aus jieben Mitgliedern einjchließlic des Vorfigenden und 
it in der Bejekung von fünf Mitgliedern beſchlußfähig. Die Mitglieder, von 
denen mindeltens zwei zum Richteramte befähigt und drei Gewerbetreibende jein 
müſſen, werden vom Statthalter ernannt. Bei Begründetheit der Einwendungen 
entjcheidet der Direktor jelbjt über die Einwendung, gegen deſſen Enticheidung 
binnen ſechs Wochen Berufung an die Reviſionskommiſſion zuläffig ift. 

Nachdem die Neueinihägung der Gewerbe durchgeführt war, wurde an Stelle 
der Patentiteuer durd) das Gele vom 8. Juni 1896 die neue Gemwerbeiteuer 
eingeführt. Die bei der Neueinihäßung gefammelten Erfahrungen hatten gezeigt, 
daß die Prinzipien richtig gewählt find und die Durchführung und Anwendung 
derjelben in der Praxis befondere Schwierigkeiten nicht bieten werden.) Man 
hielt an dem bisherigen Prinzip, die Gemerbejteuer auf die Ertragsfähigkeit zu 
bafteren, jeit, band aber die Ermittelung der Ertragsfähigfeit nicht an die bis: 
herigen Schranfen des Tarif. Man iſt nicht davon ausgegangen, die Patent: 
jteuer in eine den perjönlichen Werhältniffen der Gemwerbetreibenden Rechnung 
tragende Ertragsjteuer, wie das preußiiche Gele vom 24. Juni 1891 vorfieht, 
umzuwandeln ſie tt nach wie vor eine Objektfteuer Die Grundlage der Gewerbe: 
fteuer bildet das Schätzungsſyſtem. Herr von Schraut bemerkte bei Einbringung 
des Gejeßes,?) „es ſei ihm zweifelhaft, ob man eine Steuer auf Grund der Schäßung 
in einem großen Staate anlegen fönne, in einem Eleinen Staate dagegen ſei es 
der Tall, weil man die Notorietät der Gewerbebetriebe habe, weil man wiſſe, 
wie die Gewerbe betrieben würden, für melde die Steuer zu zahlen jei und 
anderjeit3 jei es möglich, die Säbe feitzuhalten und durch eine Zentralkommiſſion 
zu fontrolieren. Das Schägungsprinzip jei die Mitte zwiichen der Starrheit 


') Begründung zu dem Gef. ©. 11 Landesausihuhverhandlungen, Seifion 23, 
2) ©. 403 der Verhandlungen des Landesausihufles (Seifion 23). 
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des Tarifſyſtems und der inquifitoriichen Einfommeniteuer, es jege einen 
Durchſchnitt nad) den normalen Prinzipien, die von Bürgern jelbit aufgeitellt 
jeten, unter Wahrung der Einheitlichkeit durch eine Centralkommiſſion feſt.“ 

Objekte der Steuer find die ftehenden Gewerbe; die Beiteuerung der 
Gewerbe im Umberziehen it durch das Gejeß vom 9. Juni 1896 beſonders 
geregelt. Auch die Liberalen Berufe (Merzte, Gerichtvollzieher, Notare und 
Rechtsanwälte) gehören hierher. Der Geichäftsbetrieb der Erwerbs: und Wirt: 
ſchaftsgenoſſenſchaften ift ebenfalls für jteuerpflichtig erklärt. In den 88 3—5 
find die Steuerbefreiungen in jubjektiver und objeftiver Beziehung aufgeführt. 
In Teßterer Beziehung find bejonders hervorzuheben, die Land: und Forſt— 
wirtihaft, Viehzucht, Jagd, Fiſcherei, Obſt- und Weinbau, Gartenbau mit 
Ausnahme der Kunſt- und Handelögärtnerei, die landwirtichaftlichen Branntwein- 
brennereien, die Privatichulen. 

Subjefte der Gewerbeiteuer find ſowohl Inländer ala Ausländer, die 
ein Gewerbe betreiben. it der Hauptſitz des gemerblichen Unternehmens 
außerhalb Elſaß-Lothringens, jo ift das Gewerbe hier zur Steuer heranzuziehen, 
wenn dur Errichtung von Zweigniederlaffungen, Fabrikations- Ein- oder 
Verfaufsitätten ein Gejchäftsbetrieb unterhalten oder für. Rechnung des Unter: 
nehmens auf ſonſtige Weile hier ein Gewerbe jelbitändig betrieben wird. 

Die Steuer jelbit beitimmt ſich nad) der Ertragsfähigfeit der Gewerbe, 
diejelbe bemißt ſich nad) derjenigen Ziffer, welche unter normalen Verhältniſſen 
und bei normalem Betriebe nad) Abzug der auf den Betrieb zu verwendenden 
Koften erfahrungsmäßig als durdjichnittlid) verbleibender Nahresertrag angenommen 
werden kann. Die Zinjen für das Anlage: und Betriebsfapital dürfen nicht 
ala Koften des Betriebes in Anrechnung fommen, ebenjo wenig die Miets— 
beträge. Um Ungleichheiten zu bejeitigen, iſt ein Echäßungstarif mit einer 
Reihe von Stufen und verjchiedenen Einheitsjägen für die Berechnung der 
Steuer aufgeltellt mit dem Zwecke, die Webertragung der Steuerlaft von den 
fleineren auf die erträgsjähigeren größeren Gewerbe und auf dieje Weije eine 
gerechtere Verteilung der bisherigen Steuerbeträge herbeizuführen. Die Steuer 
beträgt 1,90 von Hundert. Die Veranlagungsgrundfäße find folgende: 

Ort der Veranlagung ift der Gemeindebezirk, in welchem das Gemerbe 
betrieben wird. Bei dem Gewerbebetrieb in mehreren Gemeindebezirken findet 
die Veranlagung für die Gejamtheit der Unternehmung in dem Gemeindebezirk 
ftatt, in welchem die Geichäftsleitung ihren Sit hat und dann tritt eine Teilung 
des Betrages der gelamten Ertragsfähigfeit nad) Maßgabe des Umfangs der in 
den einzelnen Gemeinden betriebenen Zeile der Unternehmung für diefe Ge: 
meindebezirfe ein. Die Veranlagung von Gewerben von Ausländern, bie hier 
weder eine geichäftliche Niederlaffung noch Wohnort haben, erfolgt in dem vom 
Direktor der direften Steuern beitimmten Gemeindebezirt. Sn den 88 9—12 
find danrı nähere Beltimmungen darüber getroffen, wenn das Gewerbe von 
mehreren Perjonen, von juriſtiſchen Perſonen und Vereinen, von einer Ehe: 
frau, und wenn dad Gewerbe zum Zeil in Eliaß:Lothringen, zum Teil in 
einem andern Bundesftaate betrieben wird (vgl. $ 3 Neichögefeg vom 13. Mai 1870 
betr. die Beleitigung der Doppelbeiteuerung). Die Veranlagung findet für jedes 
Steuerjahr ſtatt, allein eine vollftändige Neueinihägung der Gewerbebetriebe 
findet alljährlich nicht ftatt, jondern nur eine Einſchätzung der neu begonnenen 
Gewerbebetriebe, jowie eine Berichtigung der bisherigen Einihäßungen, „.. . jo: 
weit jolhe infolge von Abgängen und nachhaltigen Aenderungen im Betriebe 
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oder von thatjächlichen Jrrtümern notwendig wird.“ Die auf Grund des $ 

des Schägungägeieges vom 6. Mai 1893 feitgeitellten Schägungsgrundjäße End 
hierbei zu beobachten. Die Organe der Veranlagung find diejelben wie bei der 
Einihäßung, Kreiskommiſſionen und Bezirkskommiſſionen, ihre Zuſtändigkeit iſt 
die gleiche wie in dem genannten Geſetz; ebenſo iſt ihre Zuſammenſetzung im 
allgemeinen dieſelbe geblieben. Die Kreiskommiſſion beſteht aus einem Ver— 
treter der Steuerverwaltung ala Vorſitzenden, aus 4 und der gleichen Anzahl 
Stellvertreter von den Bezirkstagen zu wählenden und 2 von dem Direktor der 
direkten Steuern aus den Gemwerbetreibenden zu ernennenden Mitgliedern. Die 
Amtsdauer der Mitglieder beträgt jechs Jahre. Zur Beſchlußfähigkeit ift eine 
Anzahl von mindeitens fünf Mitgliedern einſchließlich des Vorfigenden notwendig. 
Die Bezirkskommiſſion beiteht aus einem von dem Direktor der direkten Steuern 
abzuordnnenden höheren Beamten der Direktion als Vorfitenden, aus 3 von den 
Bezirkötagen und 3 von den Handeläfammern des Bezirks zu mählenden und 
4 von dem Direktor der direkten Steuern zu ernennenden Mitgliedern, deren 
Amtsdauer auch 6 Jahre beträgt. Dieje Kommiſſion beichließt in der Bejegung 
von mindeitens 7 Mitgliedern. Das Amt der Mitglieder it ein Ehrenamt, 
nur für die Dauer der Situngen werden ZTagegelder gezahlt. Die Rechtsmittel 
find wie folgt geregelt: Gegen das Ergebnis der Veranlagung, mweldes dem 
Steuerpflichtigen in der für die übrigen direkten Steuern vorgejchriebenen Weije 
zugleich mit der Belehrung über die zuläffigen Rechtsmittel bekannt zu machen 
it, ſteht demjelben jowie dem Borfigenden ber Veranlagungskommiſſion der 
Einſpruch innerhalb einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten vom Tage der 
Bekanntgabe der Gemerbefteuerrolle bei dem Direktor der direkten Steuern zu. 
Ueber den Einipruch enticheidet die Veranlagungstommilfton, gegen deren Ent: 
iheidung das Rechtsmittel der Berufung gegeben ift und zwar binnen einer 
Ausſchlußfriſt von einem Monat, über diejelbe enticheidet die Berufungstommiliton, 
welche aus 7 Mitgliedern einſchließlich des Borfitenden befteht und in der Be: 
jegung von mindeftens 5 Mitgliedern beichlußfähig iſt. Die Mitglieder, von 
denen 2 zum Richteramt befähigt jein müjlen, werden vom Statthalter ernannt, 
mit Ausnahme von 3 Gemerbetreibenden, welche vom Landesausſchuß gemählt 
werden. Die Steuerpflicht ift nach dem Kalendervierteljahr abgegrenzt, während 
bisher ein Gewerbe, welches am 1. April beitand, die Steuer für das ganze 
Jahr entrichten mußte, wenn e8 auch bald nad) Beginn des Jahres wieder auf: 
gegeben wurde. Steuererlafle fünnen bewilligt werden, wenn durch Krankheit 
oder Tod des Inhabers oder durch jonftige unvorbergejehene Ereigniſſe Die 
Ertragsfähigfeit de8 Gewerbes mejentlich herabgemindert oder das Geſchäft auf: 
gegeben iſt und zwar von dem Direktor der direkten Steuern bezw. auf Be: 
ihwerde vom Miniſterium. Zur ordentlihen Durchführung des il a jind 
in den $$ 32—36 Strafen für den fall der Verlegung der den Gewerbe: 
treibenden bei der Steuerveranlagung obliegenden Pflichten insbejondere auch 
wegen Verlegung des Gelöbnifies der Geheimhaltung durch die Beamten und 
Mitglieder der Kommiſſionen angedroht und das bei Feſtſtellung diejer Strafen 
zu beobadjtende Verfahren geregelt. 


III. Die Berjonal: und ———— — die Kapital-, Lohn- und 
Befoldungsitener. 
Die Grundlage der Perjonal: und Mobiliarfteuer bildete das Geſetz vom 
21. April 1832 Art. 8 ff.). Jeder Einwohner, gleichgültig ob Inländer oder 
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Ausländer, der ſich im Genuß ſeiner Rechte, d. h. im ſelbſtändigen Beſitz von 
Vermögen befindet und nicht für arm gilt, d. h. der in die Liſten der Armen— 
räte eingetragen oder von dem Gemeinderat als arm bezeichnet, iſt) muß bie 
Kopifteuer und die Wohnungsſteuer entrichten. Steuerfrei find die Militär- 
perjonen, jedoch die zum Generaljtab, zur Gendarmerie und zu einem Land— 
wehrbezirföfommando gehörenden Offiziere, jowie die Militärbeamten find 
fleuerpflichtig.?) 

Die Perjonal:Ktopfiteuer beläuft fih nad) dem Wert von 3 Arbeitstagen. 
‚Der Durdjchnittswert des Arbeitstags wird für jede Gemeinde auf Vorſchlag 
des Bezirfspräfidenten durch den Bezirfstag alljährlid) in den Grenzen von 
40 Pig. bis zu 1 ME. feſtgeſetzt. Die Mtobiliarfteuer dagegen wird nad) dem 
Mietswert der Wohnung beftimmt und zwar für jede möblierte Wohnung, die 
der Steuerpflichtige beſitzt, gleichgültig wer Eigentümer der Möbel ift, ob bie 
Wohnung gegen Entgelt oder unentgeltlic) eingeräumt ift. Räume, die in der 
Regel vermietet werden und nur zufällig leeritehen, bleiben bei der Abſchätzung 
des Mietöwerts außer Betracht, ebenfo Magazine, Läden, Herbergräume, Fabrik 
anlagen und Werfftätten, für welche die Gemwerbefteuer entrichtet wird (vgl. 
Art. 8 Gel. vom 26. März 1831). 

Die Verteilung der beiden Steuern auf die Kreiſe und Gemeinden erfolgt 
nad) der Zahl der in Betracht fommenden Perſonen und nad dem Mlietwert 
der Wohnungen. Der Direktor der direkten Steuern legt alljährlich eine Tabelle 
vor, welche die erforderlichen Nachweile enthält. Diefe Tabelle dient den Bezirks- 
und SKreistagen als Anhalt für die Untereinteilung der beiden Steuern. Die 
Ermittlung der Steuerpflichtigen und die Abſchätzung der Mietwerte haben die 
Steuerverteiler unter Mitwirkung des Steuerfontroleurs auszuführen, diejelben 
ftellen auch jährlich ein Verzeichnis der Veränderungen infolge Todes, Wohnfik- 
wechſels x. auf. 

In allen Kreiſen der Bevölkerung hatte fi allmählich die Anſchauung 
verbreitet, daß gegenüber der Ertragäfteuerbelaftung des Grund und Bodens, 
der Gebäude und der Gewerbe, die Befreiung des beweglichen Kapitals von 
einer direkten Belteuerung eine Unbilligkeit enthalte und das bewegliche Kapital 
auf dieſe Ausnahmeftellung feinen Anſpruch habe. Die Berfonal: und Mobiliar: 
fteuer bildet feinen Eriag hiefür, weil dieſe Steuer eine allgemeine, aucd den 
Grundbefiger und den Gewerbetreibenden neben ihren Realjteuern treffende 
PBerjonalfteuer it. Eine Heranziehung des beweglichen Kapitals mußte aud) 
deshalb eintreten, weil dasjelbe in dem gejamten Erwerbs: und Verkehrsleben 
eine immer größere Bedeutung gewinnt.) Dazu fam der allfeitige Wunſch, eine 
Entlaftung der Yandwirtichaft binfichtlich der Beſteuerung eintreten zu laſſen, da 
die direkte Beiteuerung des Grund und Bodend eine zu ſtarke und ungleich— 
mäßige ſei. Dieje Entlaftung war aber nur durch Heranziehung des beweglichen 
Kapitals zur Befteuerung möglih, um den ſich aus der Entlaftung der Land— 
wirtichaft ergebenden Ausfall in den Staatseinnahmen zu bejeitigen. Eine Neu: 
regelung der Perſonal- und Mobiliarjteuer würde zu diefem Zwecke nicht genügen, 
da die Perſonal- und Mobiliariteuer jährlic; dem Staatsbudget nur eine Einnahme 
von etwa 2000000 M. bringt. Andererjeits entſpricht die Perſonalſteuer den 


’) Leoni-Mandel II, ©. 15. 

2) Val. das Nähere bei Leoni-Mandel II, S. 16, Urteil des Kaijerl. Rats vom 15. No— 
vember 1876. 

2 Vgl. die Begründung zu dem Gejeg vom 2. Juli 1898, ©. 6 ff. 
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Anforderungen an eine gerechte Steuerverteilung nicht, da fie ala reine Kopfſteuer 
wirft und jeden trifft, ob er reich oder arm ift. Ebenſo wenig wirkt die Mobiliar- 
fteuer als eine gerechte Steuer, fie ift eine Art Mietsfteuer und trifft diejenigen, 
die eine zahlreiche Familie und infolge deſſen eine größere Wohnung haben, viel 
ftärfer, als diejenigen, die feine oder eine Heine “Familie haben, und fih in 
günftigerer Vermögenslage befinden. Weiter ift in den verichiedenen Gemeinden 
des Landes der Aufwand für Wohnungen gleicher Art ein verjchiedener, jo daB 
ein einheitlicher Betrag für die Steuerpflihtigen nur unter den größten Schwierig- 
feiten jeftgeftellt werden kann und eine gerechte Verteilung ſich ſehr ichwer durch⸗ 
führen läßt. Wlan war daher alljeits einig, daß die ‘Berjonal: und Mobiliariteuer 
nicht mehr in das heutige Steueriyitem paffe und mit der Einführung der Be: 
ſteuerung des beweglichen Kapitals aufgehoben werden müſſe. Bei der Beſteuerung 
des beweglichen Kapitald hat man weder das franzöfiiche noch das preußiiche 
Syftem gewählt, jondern ſich dem in den jüddeutichen Staaten beftehenden an: 
geſchloſſen. In Frankreich; werden die Koupons der inländiichen Anleihen be— 
fteuert (Geje vom 29. Juni 1872), dieſe Kouponſteuer, welche die ausländiſchen 
Papiere nicht trifft, würde hier von einer geringen Bedeutung fein, da bier nur 
eine verhältnismäßig fleine Anleihe beiteht. In Preußen beiteht ſeit der 1890 
eingeleiteten Steuerreform die allgemeine Einfommenjteuer, daneben ala Er: 
gänzungsfteuer eine Steuer auf das geſamte Vermögen zu Gunsten des Staates, 
während die Grund:, Gebäude: und Gemerbeiteuer den Gemeinden überlaſſen it; 
das gejamte Einkommen’) ift der gleihen Einfommenjteuer unterworfen. 


In den Jüddeutichen Staaten dagegen befteht eine Steuer auf den Ertrag aus 
verzinlich angelegten Kapitalien. Diefem Syſtem iſt man bier gefolgt, indem 
diefe Steuerveranlagung nad) dem Ertrag mit dem für die übrigen Ertrags: 
jteuern beitehenden Weranlagungsiyitem übereinftimmt. Vor der definitiven 
Regelung ift wie bei den übrigen Steuerreformen ein jogen. Ermittlungsgeſetz 
vom 2. Juli 1898 geichaffen, um die für die Entlaftung der Landwirtichaft 
und Serbeiführung einer Steuerausgleihung erforderlihen Unterlagen zu ges 
winnen. Die Ermittlung ift aber nit auf Erträge aus Kapital beichräntt, 
jondern auf joldhe aus Lohn und Beloldung ausgedehnt worden, da bei Auf: 
hebung der Perſonal- und Mobiliariteuer fih aud die Notwendigkeit einer 
Lohn: und Bejoldungsiteuer ergab, indem jonjt eine ganze Kategorie von Per: 
jonen fteuerfrei auögehen würden. Nachdem das Ermittlungsgejeß durchgeführt 
war, wurde die entgültige Beiteuerung des Ertrages aus beweglihem Kapital, 
Kohn und Bejoldung durch das Gele vom 13. Juli 1901 geregelt und zwar 
mit Wirlſamkeit vom 1. April 1903 ab. Die das Geſetz beherrſchenden Prinzipien 
find folgende:“) 

1. Die Steuerveranlagung erfolgt auf Grund der Selbſtdeklaration, wobei 
alles für die Bemeſſung der Steuer nicht erforderliche Detail vermieden 
werden ſoll. 

2. Die Steuer wird nicht nad) dem für jeden einzelnen Fall in Detail feſt— 
geitellten Ertrag, jondern nad) einem Tarif beitimmt, welcher für die Er: 
träge innerhalb bejtimmter Stufen einen einheitlichen Steuerſatz feſtſetzt. 

3. Die Steuerveranlagung erfolgt nicht alljährlich ſondern nur für eine Periode 
von 3 Jahren, wenn nicht ganz erhebliche Aenderungen eintreten. 


) Ausführungen des Unterſtaatsſekretärs v. — — en S. 550 ff. 
2) Landesausihußverhandlungen, 25. Seſſion, Bd. I 
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4. Die Veranlagung wird bejonderen Organen, Kommiſſionen übertragen. 

5. Der Zweck der Steuer ift nicht darauf gerichtet, eine Vermehrung der Staats- 
einnahmen herbeizuführen, jondern neben der Entlaftung der Grundfteuer 
die der beitehenden Steuergejeßgebung anhaftenden Härten und Ungleich— 
mäßigfeiten zu bejeitigen. 


Das Geſetz über die Kapitalfteuer hat im einzelnen folgende Vorjchriften : 
Steuerobjeft ilt der Ertrag aus Kapital und Renten. Dahin gehören: 


1. Zinſen oder jonitige Erträge aus verzinslich angelegtem Kapital jeder Art 
(Schuldverichreibungen des Reich und des Landes jowie anderer deutjchen 
und außerdeutichen Staaten, Gemeinden und anderer öffentlichen Verbände, 
Piandbriefe). 

2. Dividenden, Binjen oder jonjtige Bezüge aus Anteilen von Aftiengejell: 
ichaften oder anderen Gejellichaften. 

3. Renten jeder Art (Leibrenten, Beitrenten und Erbrenten). 


Steuerjubjefte find phyſiſche und juriftiiche Perſonen, welche ihren 
MWohnfig bezw. Aufenthalt oder Ei in Elſaß-Lothringen haben, gleihgültig ob 
Inländer oder Ausländer, legtere aud) dann, wenn fie ſich hier des Erwerbs 
megen oder jeit länger als einem Jahre oder jeit 3 Jahren mit Unterbredhungen 
aufhalten. Steuerfrei jind gewiſſe Körperihaften mit Rüdficht auf ihren 
öffentlich rechtlichen Charakter und Zweck ($ 4). ferner find fteuerfrei Er: 
träge aus Kapital und Renten, welche 100 ME. jährlich) nicht überfteigen, ſowie 
Erträge aus Kapital und Renten der Gemwerbetreibenden, aus den in ihrem 
Gewerbe angelegten und zu deren Betrieb erforderlichen Kapitalien oder zum 
Zwecke deö gewerbsmäßigen Umſatzes erworbenen umlaufenden Wertpapieren und 
Wechſeln; auch Renten, welche auf Hingabe von Grund oder Gebäude-Eigentum 
beruhen. Diele Erträge find ſchon von der Gewerbe, Gebäude: und Grund: 
fteuer betroffen. Der ahresertrag der SKapitalien und Renten nad dem 
Beftande zur Zeit der Veranlagung bildet den Maßſtab für die Befteuerung. 
Bon dieſem Betrage dürfen in Abzug fommen: Pajlivfapitalzinjen, ſoweit ſie 
fih auf Kapitalſchulden beziehen, für welche eine Hypothek oder ein Fauſtpfand 
beitellt ift, jowie die den jteuerbaren Kapitalrentenbezug durch bejondere Titel 
oder ſonſtwie zweifellos nachweisſslich auferlegten privatrechtlichen Laften, in 
ihrem jährlichen Geldbetrag. Laſten, melde den Charakter freiwilliger Zu: 
mendungen haben oder auf allgemeinen gejeglichen Verpflichtungen beruhen, find 
ausgeſchloſſen. Demnach find Laften, welche aus Zeftamenten, Schenkungen x. 
entipringen können, als nachweislich auferlegte privatrechtliche anzufehen, während 
3- B. die einem Pflichtigen obliegende Unterftüßung von Verwandten, wenn 
er fie aus dem Ertrag jeined Vermögens beitreitet, oder Gewährung von Bei— 
bilfen an verheiratete Kinder, Zuſchüſſe zu gemeinnüßigen Zwecken, nicht 
abzugsfähig find. Erträge aus Stiftungen, welhe mit der Verpflichtung 
zugewendet werden, Stipendien oder ſonſtige Unterjtügungen zu leiften oder 
Meilen zu lejen, find dagegen Lajten, welche in Abzug gebradjt werden fünnen. 


Feſtſtehende Erträge find mit ihrem Jahresertrage zu berechnen, unbeftimmte, 
jchwantende Erträge nah dem Durdjichnittsergebniffe der unmittelbar vor: 
Hergehenden Steuerperiode von 3 Yahren. | 

Unfichere Forderungen, die jeit mehr als 2 Jahren nicht mehr haben bei- 
getrieben werden können, fommen nicht in Betracht. 


or 
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Bei Naturalleiftungen oder Nutzungen wird der Geldwert der Nukungen 
durch Schäßung, der Geldwert der Naturalien nad) dem mittleren Ortöpreije 
berechnet unter Abzug der etwa damit verbundenen Bezugskoſten. 

Unverzinsliche Anlehensloje find ala 3”/2 prozentige Wertpapiere zu behandeln, 
deögleichen unverzinsliche Forderungen, Zeitrenten und andere Forderungen, bei 
welchen mit den Zinjen auch Kapitalteile entrichtet werden. 

Ausländern, die neben dem inländijchen einen ausländiichen Wohnfik haben 
und nur von Zeit zu Zeit im Lande wohnen und ich) nicht ununterbrochen im 
Inlande aufhalten, fommt die Steuer nur zu demjenigen Zeil des Jahres: 
betrages der Kapital: und Rentenbezüge in Anjaß, der der mittleren Zeitdauer 
des Aufenthaltes derjelben während der legten 3 Jahre in Elſaß— Lothringen ent: 
ſpricht. Der Prozentjag der Steuer beträgt 31/2 und zwar befteht ein Tarif, 
nach welchem die fteuerbaren Beträge in Stufen eingereiht zur Veranlagung 
gebracht ſind. Durch die Einrichtung ſolcher Steuerſtufen wird die Veranlagung 
erleichtert, ein allzuſtarkes Eindringen in die Verhältniſſe der Steuerpflichtigen 
vermieden und zugleich der Anlaß zu begründeten Beſchwerden der Steuer: 
pflichtigen erheblich verringert (vergl. die Motive zu dem Gejegentwurf). Aud) 
it von Bedeutung, daß die den Steuerpflichtigen obliegende Erklärung des 
Kapitalertrages und der Renten eine wejentliche Erleichterung erfährt, und dadurd) 
eine Steuerhinterziehung ausgeihloffen wird, daß beitimmt iſt, daß nur innerhalb 
der für die betreffende Stufe im Tarif bejtimmten Grenzen der Zins oder Renten: 
betrag richtig angegeben zu werden braucht. „Die Annahme der Form des Steuer: 
tarif3 bedingt zugleich, wie die Motive S. 13 hervorheben, daß die Kapitaljteuer 
nicht ala Repartitionöfteuer, jondern als Quotitätöftener erhoben wird.“ Die Ver: 
anlagung erfolgt in der Gemeinde, in welcher der Steuerpflichtige zur Zeit derielben 
feinen Wohnſitz bezw. Aufenthalt hat und zwar auf Grund einer Selbitdeflaration des 
Pflichtigen. Ohne Grundlage der Selbſterklärung ift die Feſtſtellung der Erträge aus 
Kapital insbejondere bei Steuerpflichtigen in größeren Städten ganz außerordentlich 
ſchwierig, und diejelbe iſt unbedingt erforderlich, wenn eine gleihmäßige Behand: 
lung aller Steuerpflichtigen erreicht und die Bevorzugung eines Teiles der Steuer: 
pflichtigen vermieden werden joll, fie it auch von den meijten deutjchen Staaten 
angenommen. Die Selbftdeflaration muß innerhalb eines Monats nad) ergan: 
gener Aufforderung Ichriftlic oder zu Protokoll bei der zuftändigen Steuerbehörde 
auf Pfliht und Gewiſſen über die für ihn zutreffende Tarifſtufe abgegeben 
werden. Die Unterlafjung hat den Verluſt der Rechtsmittel gegen die Veran: 
lagung für das nächſte Steuerjahr zur Folge. Eine weitere Erleichterung tft dadurd) 
eingeführt, daß die Veranlagung nicht jährlich, jondern jedesmal für eine Steuer: 
periode von 3 Jahren ftattfindet. Dadurch wird für dieje Zeit im allgemeinen 
eine Nenderung der veranlagten Steuer nicht herbeigeführt und bleiben die ſich 
in der Zwijchenzeit ergebenden Schwankungen im Zinſen- und NRentenertrage für 
die Beiteuerung während der dreijahrigen Veranlagungsperiode nach oben oder 
unten außer Berüdfichtigung.') 

Nur weſentliche Veränderungen, die die Erhöhung oder Erniedrigung 
des Steuerpflichtigen um zwei Steueritufen bewirken würden, jollen Berüdfichtigung 
während der Steuerperiode finden. Ferner wird eine Steuerpflicht für Perjonen 
neu begründet, welche aus andern deutihen Staaten oder dem Auslande nad) 
Elſaß-Lothringen zuziehen (vergl. das Nähere $ 14). 


) Bergl. Begründung des Gejehes, ©. 16 ff. 
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Hinſichtlich des Gejeges betreffend die Beiteuerung von Lohn und Bejoldung 
unterliegt der Ertrag, welcher aus einer perjönlichen Thätigfeit, einer Arbeitsleiftung 
hervorgeht, der Beiteuerung, es muß aljo eine: Bejhäftigung vorliegen. Bereits in 
dem Kommiſſionsbericht (S. 521) zu dem Ermittlungsgeieg vom 2. Juli 1898 
wurden 3 Gruppen der in Betracht fommenden Beihäftigung unterichieden : 

1. Die öffentlichen und privaten Beamten und Bedieniteten, ſowie die Militär: 
perjonen. 

2. Die Lohnarbeiter. 

3. Die Perjonen, welche einen willenjchaftlichen oder künſtleriſchen Beruf, eine 
ſchriftſtelleriſche, unterrichtende, erziehende oder irgend eine andere ertrag: 
bringende Thätigfeit ausüben. Dieje Gruppe umfaßt die jogenannten libe: 
ralen Berufe. Someit fie der Gewerbeſteuer unterliegen, wie Aerzte, 
Apotheker, Architekten, Gerichtsvollzieher, Notare, Rechtsanwälte, Ihierärzte 
und Zahntechniker, jcheiden fie hier aus. 

Die Begründung zum Geſetz (S. 10) hat in genauer Weiſe die Fälle 
zujammengeftellt, welche unter das Gejeß fallen, nämlid): 

1. Die jämtlichen Arbeitslöhne an Tage: und Akkordlöhnen in allen Betrieben, 

mögen ſie von dem Arbeitgeber in feſten oder wandelbaren Bezügen, in 

Koſt, Logis ac. gewährt werden. 

. Die Bejoldungen, Gehälter, Remunerationen, Wartegelder, Penfionen ꝛc. 

= Beamten jeder Art, jowie der Ofliziere und Beamten des Heeres und der 

arine. 

3. Gehälter, Gratififationen x. von Aufſichtsräten, Direktoren von Handels: 
gejellichaften ac. einſchließlich der ZTantiemen oder Geminnanteile, aud) 
joweit jolche den bei der Gewerbeiteuer als Betriebskoſten in Anrechnung 
zu dringenden Betrag von 10000 Mark überiteigen. 

4. Gehälter, Wartegelder ꝛc. der Geiftlichen und jonjtigen Beamten kirchlicher 
Gemeinichaften. | 

5. Gehälter, Remumnerationen, Penſionen ꝛc. einſchließlich Kollegiengelder, 
Prüfungsgebühren der Voriteher, Lehrer, Gehilfen, Erzieher und jonftigen 
Angeitellten an öffentlichen oder privaten Lehr-, Erziehungs:, Heil:, Kunit- 
und wiſſenſchaftlichen Anftalten. 

6. Gehälter, Löhne und jonjtige Vergütungen der Hausangeftellten, Erzieher, 
Plörtner ꝛc., einichließlic des Werts der Koſt und des Logis. 

7. Penſionen, Erziehungsgelder oder jonitige Vergütungen, welche den Hinter: 
bliebenen der unter 2—6 genannten Perſonen aus dem Dienftverhältnis 
zuftehen und gewährt werden. 

8. Die den unter 2—7 bezeichneten Perſonen aus dem Dienftverhältniffe 
zuftehenden Naturalbezüge und Dienjtwohnungen, ſofern dafür nicht ein 
Abzug an der Bejoldung ꝛxc. ftattfindet. 

9. Die Honorare der Künftler, Schriftiteller, Tondichter, einjchließlich der ihnen 
zuftehenden Zantiemen. 

Subjefte der Bejoldungsfteuer find die Eljaß-Lothringer und andere 
Reichsangehörige, ſowie Ausländer, wie bei der Kapitalfteuer, und außerdem 
ohne Rückſicht auf Wohnfig und Aufenthalt Perjonen, die aus der Landeskaſſe 
Beioldung, Penfion oder Wartegeld beziehen. 

Steuerfrei find Bezüge, welche mit Erträgen aus jonftigen Erwerbs- 
quellen den Betrag von 700 Mark jährlich nicht überfteigen, jomwie Lohn der 
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Dienftboten, jotern fie aud) Wohnung und Belöftigung vom Dienftherrn erhalten, 
ferner Unterftügungen, Einfommen, welche deutiche Zivilbeamte x. aus der Kafle 
eines andern Bundesftaates beziehen, Bejoldungen der Landesbeamten, welche 
außerhalb des Neichögebiet3 zu wohnen und von ihrem Dienjteintommen dort 
Steuer zu zahlen verpflichtet find, jowie Ertrag aus Pachtungen landmwirtichaft: 
licher Grundftüde (vergl. das Nähere $ 4). 

Mapgebend ift der Yahresbetrag nad) dem Beltande zur Zeit der Veran: 
lagung, bei unftändigen Beträgen der Durchſchnitt der letten drei Jahre, in Abzug 
fönnen die zu dem Erwerb des Jahresbezuges nötigen Auslagen gebradht werden. 

Die Steuer beträgt 1,90 vom Hundert nad) Maßgabe eines beitimmten 
Tarifs, nad) welchem die fteuerbaren Beträge in Stufen eingereiht zur Veran— 
lagung gebracht werden. 

Die Veranlagung erfolgt auf Grund einer Selbitdeflaration hinfichtlich der 
Steuerpflichtigen mit Bezügen über 2000 ME. jährlicy innerhalb eines Monats 
nad) ergangener Aufforderung, welche nur erneuert zu werden braudjt, wenn in 
den Bezügen der Steuerpflichtigen eine jolde Aenderung eingetreten ift, daß 
hierdurch eine Aenderung der Zarifftufe bedingt wird. Für die Steuerpflichtigen 
mit Bezügen bis 2000 ME. jährlich erfolgt die Veranlagung auf Grund 
einer von der Gemeindebehörde aufzuftellenden Perſonalnachweiſung unter An: 
wendung von zu ermittelnden Durchichnittslohnjägen. Für die im öffentlichen 
Dienste ftehenden Steuerpflichtigen wird die Erklärung durch eine von der be 
treffenden Behörde vorzulegende Nachweiſung über die der Steuer unterliegenden 
Bezüge erjeßt. Die Folgen der Nichtabgabe der Erklärung find dieſelben wie 
bei der Kapitalfteuer. Die Veranlagung erfolgt in dem Gemeindebezirke, in 
welchem der Steuerpflichtige zur Zeit der Veranlagung feinen Wohnfig bezw. 
Aufenthalt hat. Die Veranlagung erfolgt für je em Steuerjahr. Zu: und 
Abgänge während des Steuerjahres treten durd; Weg: und Zuzug von Steuer: 
pflichtigen ein. 

Gemeinfam bei der Veranlagung der Kapital: und Beſoldungsſteuer ift, 
daß dem Kapitalbezuge und der Einnahme des KHaushaltungsvorftandes aus 
Lohn und Bejoldung die betreffenden Bezüge der Angehörigen der Haushaltung 
zuzurechnen find. Selbitändig veranlagt werden Eherrauen, wenn fie dauernd 
vom Ehemanne getrennt leben und Kinder und andere Angehörige der Haus- 
haltung, wenn ſie einen der Verfügung des Haushaltungsvoritandes nicht unter: 
liegenden fteuerpflichtigen Kapitalertrag bezw. ein Einkommen aus eigenem Er: 
werbe beziehen. 

Die Veranlagung beider Steuern gejchieht durch bejondere Veranlagungs: 
fommifftonen, nämlich durch Kreiskommiſſionen für jeden Steuerveranlagungs: 
bezivk für Veranlagung der Steuerpflichtigen mit Jahreserträgen und Bezügen 
bis 3000 ME. und für jeden Verwaltungsbezirk durch eine Bezirkstommilfton 
für Veranlagung der Steuerpflichtigen mit höheren Jahreserträgen und Bezügen. 
Die Kreiskommiſſion beiteht aus 8 Mitgliedern; aus einem Wertreter der 
Steuerverwaltung als Borfigenden, zwei von den zuftändigen Bezirfötagen und 
zwei von den Kreistagen bezw. Gemeinderat zu mwählenden und drei von dem 
Direktor der direkten Steuern zu ernennenden Mitgliedern auf die Amtsdauer 
von ſechs Jahren. Die Bezirkskommiſſion bejteht ebenfalls aus 8 Mitgliedern, 
aus einem don dem Direktor der direkten Steuern abzuordnienden Beamten der 
Direktion als Vorfigenden, zwei vom Landesausihuß und zwei von den zu: 
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ftändigen Bezirkötagen zu wählenden und drei von dem Direktor der direkten 
Steuern zu ernennenden Mitgliedern auf die Amtsdauer von 6 Jahren. 

Die Kommilfionen find in der Bejegung von fünf Mitgliedern einjchlieglich 
des Vorfigenden beſchlußfähig. Die Veranlagungskommiſſionen haben auf Grund 
der Erklärungen ac. die Steuerftufen für jeden Steuerpflichtigen feitzuftellen, fie 
fünnen eine Vervollftändigung der Erklärungen und Nachmweifungen veranlaifen 
und ſoweit die Angaben der Pflichtigen zu Zweifeln Anlaß geben, Auskunft 
und Neußerungen von ihnen verlangen. Auf Grund der Fyeftftellungen ber 
Veranlagungskommiſſionen hat der Direktor der direkten Steuern die Beträge 
der Kapitaliteuer, der Lohn: und Bejoldungsfteuer dem Tarife entiprechend in 
Anſatz zu bringen und die Heberollen hiernach aufftellen zu lafjen. Die Hebe- 
rollen werden von ihm für vollſtreckbar erklärt, was bekannt gegeben wird, 
und die Erhebung erfolgt nad) den für die direkten Steuern bisher maßgebenden 
Grundjägen. 

Gegen das Ergebnis der Veranlagung fteht jowohl dem Steuerpflichtigen 
als dem Vorfigenden der Kommilfion das Rechtsmittel des Einſpruchs binnen einer 
Ausihlußfrift von 3 Monaten von der Belanntgabe der Rolle an bei dem 
Direktor der direkten Steuern zu, über welches die VBeranlagungstommilfton 
entiheidet. Gegen die Entſcheidung der Ietteren hat jowohl der Steuerpflichtige 
als auch mit Genehmigung des Direktors der direkten Steuern der Vorſitzende 
binnen einer Ausichlußfrift von einem Monat das Rechtsmittel der Berufung an 
die Berufungstommilfion, melde aus 7 Mitgliedern befteht, von denen drei 
vom Landesausihuß gewählt, die drei andern und der Vorfiende vom Statt- 
halter ernannt werden, und zwar auf die Dauer von 6 Jahren, fie ift in der 
Belegung von 5 Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden beſchlußfähig. 

Bei mejentlihen Veränderungen (Berluft des Kapitalvermögens, Tod des 
Pilihtigen zc., vol. $ 25 des Kapitalſteuergeſetzes, $ 20 des Beſoldungsſteuer— 
geießes) kann ein volljtändiger oder teilweiler Steuererlaß von dem Direktor der 
direkten Steuern bezw. auf Beichwerde vom Minijterium getroffen werden. Bei 
unrichtigen, unvollftändigen Angaben tritt außer der Beftrafung die Verpflichtung 
zur Nachzahlung der zu wenig entrichteten Steuer ein. 

Beide Gelege enthalten eine Reihe von Strafbeitimmungen zwecks Durch— 
führung derjelben und Vorſchriften über das bei Feitjegung diefer Strafen zu 
beobahhtende Verfahren (vgl. SS 27—32 Kapitaliteuerge). und 88 22—26 
Lohnſteuergeſetz). Auch die den Mitgliedern der Veranlagungstommilfion, der 
Berufungsfommilftion und den Beamten obliegende Verpflichtung zur Ber- 
ſchwiegenheit ift auch hier ausdrücklich ausgeſprochen und deren Verlegung unter 
Strafe geitellt. Somohl die Kapitaljteuer als die Lohn: und Bejoldungsfteuer 
unterliegen den Bezirkszuichlägen und den Gemeindezujchlägen. 

Da als Zwed der Einführung der Kapital-, Lohn: und Bejoldungsfteuer 
angegeben worden war, nicht eine Erhöhung der Staatseinnahmen, jondern die 
Entlaftung des der Bewirtichaftung dienenden Grund und Bodens und Be— 
ſeitigung von Ungleichheiten und Härten, die dem heutigen Steueriyitem an: 
haften, jo mußten über die Verwendung der Erträge diejer Steuern Beitimmungen 
getroffen werden, was durd) das Verwendungsgeſetz vom 13. Juli 1901 gejchehen 
ft. Das Geieß beftimmt in diefer Richtung folgendes: 

1. Die PBerjonal: und Mobiliarfteuer wird aufgehoben, diefelbe hat neben der 

Lohn: und Beſoldungsſteuer feine Berechtigung mehr. 
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2. Die Grundfteuer wird auf 3"/2"/o ermäßigt. Diefe Ermäßigung kann 
erſt eintreten, wenn die Steuereinihäßung der Grundftüde nad) dem Geſetz 
vom 6. April 1892 durchgeführt iüft. 

3. Die Gebäudelteuer (vgl. S. 5) wird von 4'/2°/o auf 4 °/o herabgeſetzt. 

4. Entſprechend der Lohn: und Bejoldungsiteuer joll die Gewerbeiteuer, deren 
Ertragsfähigkeit mit Bezügen aus anderen Erwerbsquellen zujammen den 
Betrag von 700 ME. jährlich nicht überfteigt, in Wegfall fommen, was 
eine Aenderung des Tarifs notwendig machte. 

Daneben ift beitimmt, daß die Bezirkszuſchläge, wie die Gemeindezuichläge 
nad) $ 66 der Gemeindeordnung nad) einem einheitlichen Satze für alle direkten 
Steuern erhoben werden follen, während bisher für Grundfteuer 48/0, für 
Gebäudeiteuer 32,50, für Perſonal-Mobiliarſteuer 48 %/o und für Gewerbe: 
fteuer 23°/o erhoben wurden. 

Mit diefem Gejege iſt die Steuerreform einjtweilen beendet. Die Ver: 
anlagung der Kapital, Lohn: und Beioldungsfteuer wird in diefem Jahre zum 
erftenmale durchgeführt werden, damit am 1. April 1903 die Gejege in Wirkſamkeit 
treten fünnen. Es jteht zu erwarten, daß diejelbe ohne wejentliche Schwierigfeiten, 
wie bei dem Ermittlungsgejeg, vor fic gehen wird. Kleine Mängel und Uneben- 
heiten haften den jämtlichen genannten Gejegen an, insbejondere gilt dies von 
den NRechtsmitteln und dem Organe, welches in letter Inſtanz über die Steuer: 
beichwerden zu entjcheiden hat und welches in den einzelnen Gejegen verichieden 
zufammengejeßt ift. Diejer Mangel dürfte bejeitigt werden, wenn entweder ein- 
mal die immer notwendiger werdende Reform der Organifation der Verwaltungs- 
gerichtsbarfeit in Eljaß-Lothringen in Angriff genommen oder ein bejonderes ein— 
heitliches Organ zur Enticheidung über Steuerjadhen in leßter Inſtanz geichaffen 
werden wird').” Die Steuergeieße, inäbejondere die zulegt genannten, einer 
allgemeinen Kritik zu unterziehen, dürfte in dem jegigen Zeitpunkt, in welchem 
diefelben noc nicht ihre volle Wirkjamfeit geäußert haben, nicht angezeigt er: 
ſcheinen; es ift daher an diejer Stelle jet davon Abitand genommen. edenfalls 
wird der mit den Geſetzen verfolgte Zwed, die Steuern gerechter zu verteilen 
und die Schwächeren mehr zu entlajten, wie ſich dies jchon bei dem Gewerbe: 
jteuergejeß gezeigt hat, erreicht werden. 


') Ein Geiek in diefer Richtung iſt geplant. 


Zur Würdigung der volkswirtfchaftlidden Bedentung 
des Terminhandels in Produkten, 
Von Dr. Georg Wermert in Berlin. 


Schluß.) 

ad 8. Nun wird im Gegenſatze zum Vorſtehenden behauptet, daß durch 
die Beteiligung der outsiders die Preisbildung verwirrt werden müſſe, weil das 
richtige Verhältnis von Angebot und Nachfrage verichoben werde ; findet aber 
dieje vielfach behauptete Beriihiebung wirklich Statt? Zunächſt ift hierauf zu er: 
widern, daß, wenn an der Börje ein Termingeihäft ausgeführt wird, es dieſem 
Geichäfte nicht angejehen werden fann, ob es von einem outsider oder beruf- 
mäßigen Börjenfaufmann, VBollblutagrarier, bezw. Effeftivhändler ac. abgeichloffen 
worden ift, weil ihm die Börfenujancen zu Grunde liegen, e8 aljo nad) den be— 
fehenden Bedingungen zur Abrwidelung gelangen muß. Won Dielen völlig 
gleichmäßigen Geſchäften kann nun nicht je nah) der Berufsitellung ihrer 
Träger ein Teil zur Verwirrung, ein anderer Zeil zur Klärung der Preis: 
bildung beitragen. Ihre Einwirkung it in allen Fällen eine gleichartige, da 
fie in den ujancenmäßig vorgeichriebenen Formen zur Abwidelung gelangen 
müffen und die verhältnismäßig wenigen Inſolvenzen, die übrigens erſt bei der 
Erfüllung der Geſchäfte in die Erjcheinung treten, für die Preisbildung nicht 
in Betracht fommen. Es ift demnach nicht einzujehen, wie durch die Beteiligung 
der outsiders die Preisbildung verwirrt werden könnte. Sollte aber troßdem 
hierdurch Angebot und Nachfrage verihoben werden? Durch die outsiders 
wird allerdings eine größere Anteilnahme am Termingeſchäfte bewirkt, Angebot 
und Nachfrage müſſen geiteigert, die Umjäe vermehrt werden : der ganze Markt 
nimmt eine größere Lebhaftigfeit und Beweglichkeit an. Bringt nun dieſe Ver: 
mehrung eine Verſchiebung von Angebot und Nachfrage hervor? Wenn eine 
Ladung von 50 000 Tonnen Kaffee, welche früher einmal in einem gewiſſen 
Zeitraume ihren Beſitzer mwechjelte, num im der gleichen Zeit einen 10fachen 
Umjag erfährt, jo ift nicht zehnmal jo viel Ware auf den Markt gebracht wor- 
den und Die Nachfrage zur Dedung des Bedarfes hat ich nicht eigentlich ver- 
zehnfacht, jondern es hat lediglic das gleihe Quantum Ware zehnmal feinen 
Niag gewechſelt, und der jedesmaligen Abficht des Verkaufes ift regelmäßig 
die Abfiht auf Kauf gegenübergetreten. Dadurch hat der Markt eine außer: 
ordentliche Tyeitigung erfahren, weil die Möglichkeit vorhanden ift, ſich jofort zu 
fichern bezw. in jedem Momente feinen Bedarf eindeden zu können. Eine der: 
artige Möglichkeit muß vorhanden fein, falls die Börje bezw. der Markt eine 
erhebliche, über die Lokalen Verhältniffe hinausreichende Bedeutung erlangen joll. 
Sie entipricht den fortichreitenden Wirtſchaftsverhältniſſen, die eine immer weiter 
gehende Arbeitsteilung zur notwendigen VBorausjegung haben, und es ift fein Grund 
vorhanden, dieje den gefteigerten wirtichaftlichen Bedürfniffen des Verfehres Rechnung 
tragende Entwidelung mit jcheelen Augen anzujehen, oder gar hindernd in fie einzu: 
greifen. Tendiert doch nicht allein der Terminhandel, ſondern aud) der gefamte Börjen- 
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verkehr, wie auch unjer ganzer Handel und unjere Jnduftrie in unaufhaltiamer 
Weiſe dahin, fortgejegt größere Umſätze unter ſich unausgejeßt vermindernden 
Unternehmergewinnen bei den einzelnen Transaktionen zu bewirken. „Die Menge 
muß es bringen“, ift zwar eine landläufige Redensart, aber jie ift nichts deito- 
weniger wahr, und jaft jede Beobachtung unjeres Wirtichaftslebens beitätigt es, 
daß der Nußen eines einzelnen Geſchäftes unaufhaltſam geringer wird, aber die 
Umfäße und die Menge der Geſchäfte fort und fort in der — begriffen 
ſind. Warum ſoll dieſe naturgemäße Entfaltung vor der Börſe halt machen? 
Weshalb will man den Terminhandel auf einen geringeren Kreis von Perſonen 
beſchränken? Gerade die Beſchränkung kann gefährlich werden, weil ſie Zu— 
fälligkeiten in der Preisbildung nicht ausſchließt. Je größer aber die Menge 
der ſich beteiligenden Perſonen iſt, je ſtärker fi) Angebot und Nachfrage gegen: 
übertreten, deſto genauer muß ſich die Preisbildung vollziehen und deſto größere 
Sicherheit in Bezug auf die Charakteriſierung der Marktlage muß den Preis— 
notierungen innewohnen. Wenn auch ſtets der Weltmarktpreis unter Berück— 
ſichtigung von Zoll und Fracht die Grundlage für die Preisbildung in Getreide 
bleibt und erhebliche Abweichungen bei freier Geſtaltung des Handels nicht 
möglich ſind, ſo haben wir doch im Terminhandel einen Preisregulatur, welcher 
zwar die Häufigkeit der Preisſchwankungen nicht hindert, ſondern in ſeiner 
Eenfibilität recht feinfühlig zum Ausdrucke bringt, welcher aber die Größe der 
Mellenbewegungen nicht unweſentlich einjchränft, weshalb er von erheblichſtem 
Vorteile für das Publitum ift. Mittlere Preife find aber auch von Nutzen für 
die Landwirtichaft, weil dieſe dann nicht den Zufälligkeiten, die durch wechſelnde 
Erträge in den verichiedenften Erntegebieten hervorgerufen werden, in ſolchem 
Grade ausgeſetzt ift, als e8 ohne dieſen Preisregulator der Fall jein würde. 
Deshalb hat auch die Produktion ein gleiches Intereſſe an einem lebhaften 
Terminhandel wie der Handel und die Konjumtion. 

ad 9. Merden durch Blancoabgaben die Preije unter einem Drude ge: 
halten? Auf den unerjchütterlichen Glauben hieran von Seiten eines großen 
Teiles der Landwirtichaft bafıerte eine ftattlihe Summe der Angriffe gegen das 
ZTermingeihäft, welche in fich zujammenfallen, wenn die Verneinung obiger 
Trage zugeitanden werden muß. s 

Die Blancvabgaben haben nad) zwei Richtungen hin einen nicht zu unter: 
ſchätzenden wirtichaftlichen Vorteil. Falls Blancoverfäufe, wie man es mehrfad 
von landwirtichaftlicher Seite gefordert hat, durch irgend welche Maßnahmen aus: 
geichaltet werden würden, ftünde der Hauffebewegung eine Baiflepartei nicht mehr 
gegenüber, der Handel würde ſich erfterer Bewegung allein hingeben und man würde, 
verftärft durch den Terminhandel, einjeitige, ftark in die Höhe jchnellende Preis- 
fluftuationen erleben, die wiederum ein ftarfes Angebot von effektiver Ware auf 
dem Markte zur Folge hätten, jo daß plößliche Preisftürze nicht vermieden 
werden fünnten. Das Ausland würde hierbei einen mejentlihen Teil dieſer 
fünftlichen Preistreibereien, die nicht der Ausdrudf einer gefunden Marktlage 
wären, für ſich abichöpfen. Durch Blancoverfäufe bildet ſich eine Baiſſepartei, 
welche der einjeitigen Hauffeitrömung entgegenwirft und ſonach willkürliche, nicht 
der wahren Marktlage entipredjyende Preistreibereien ausmerzt. Zum zweiten be 
wirken die Blancoabgaben, daß zu Zeiten fallender Preife Dedungen im wei: 
teften Umfange jettens der Kontermine durchgeführt werden, die Nachfrage erhöht 
ſich hierbei erheblid; und dem Preisfturze wird entgegengewirft. Sie erweilen 
fi) daher als ein bedeutjamer Faktor zur Regulierung der Preiſe und bewirken 
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eine gelunde Tendenz des Marktes. Soll der Terminhandel nad) diejer Beziehung 
jeiner Bedeutung gerecht werden, jo können Verkäufe in blanco unter feinen Um: 
ftänden entbehrt werden. Sie künſtlich ausmerzen, würde heißen, einer höchſt un— 
ejunden Spekulation Thür und Thor zu öffnen und periodenmweile einen gemalt: 
eisen Zujammenbrud) des inneren Getreidemarftes herbeizuführen. Die Haufe 
fann ohne die Baiffe nicht beitehen, wie auch die Baiſſe ohne die Hauſſe eine nor= 
male Gejtaltung des Verkehrs nicht herbeiführen kann. Wie dem MWellenberge 
ein Wellenthal entipricht, wie dem Einatmen ein Ausatmen als notwendiges 
Gorrelat folgen muß, jo bilden auch Hauffe und Baiſſe zwei nicht zu trennende 
Eriheinungen unſeres entwidelten Börjenverfehrs. Wer demnad) behauptet, durd) 
Blancvabgaben werde der Markt unter einem Drude gehalten und die Produ— 
zenten würden infolgedeffen durch fie geihädigt, it nicht imjtande, den Börjen- 
verkehr und feine Technik zu überjchauen, weil er immer nur die eine Seite deö- 
jelben ſieht, wie eine kräftig einjeßende Haufjebewegung allerdings durch die 
Baifje verlangjamt wird. Vom gegenteiligen und gerade jo einjeitigen Stand- 
punkte könnte man mit Fug und Recht behaupten, durch Blancoabgaben und 
deren notgedrungener Dedung werden die Preife erhöht, die Nachfrage fünftlich 
vermehrt und der Marktlage eine treibende Tendenz imputiert. Beide Anichau: 
ungen haben von ihrem jeweiligen einjeitigen Standpunkte aus recht, zuſammen 
ihließen fie aber erjt die Wahrheit ein, weshalb die Wirkung eine nad) allen 
Seiten hin vorteilhafte it und eine geſunde Geftaltung des Handels involviert. 
Beim ruhigen Denken über dieje Thatjachen, noch befjer bei genauejter Beob— 
achtung der einschlägigen Börfenvorgänge wird ſelbſt der eingefleiichteite Agrarier 
nicht mehr die Behauptung von dem Preisdrude, welcher durch die Blancoabgaben 
hervorgerufen wird, aufrecht erhalten fünnen, wie fie aud) in wiſſenſchaftlich ernit 
zu nehmenden Schriften nicht mehr aufgeitellt wird. 
ad 10. Die bewußte oder unbewußte Baifjetendenz der Börſe infolge des 
Zerminhandels ift mit dem Vorftehenden bereits widerlegt. Anjchließend hieran 
ift noch darauf hinzumweifen, daß eine Baifjetendenz auch aus dem Umſtande 
falſch ift, weil nicht allein der Börjenfaufmann jondern aud) jeder outsider jeine 
Thätigfeit à la Baisse erftreden kann, wie auch andererjeits ſtets ein großer 
Zeil der Händler à la Hausse engagiert jein dürfte. Der Händler wie der 
outsider, jomweit beide mit einer lebhaft entwidelten jpefulativen Neigung be: 
gabt find, wird je nad) jeiner Kenntnis der Sachlage von der Hauffelpefulation 
zur Baiffeipefulation übergehen, je nachdem, welche Operation ihm für den 
Augenblid gewinnbringend erſcheint. Es ift daher falſch anzunehmen, daß an 
der Börſe vorwiegend die Baiffepartei herriche und dieje ftets die an Kapital 
ftärkere Partei jei, während die Hauſſe fi) zumeiit aus den outsiders bilde, 
die duch Kapital und Erfahrung weniger gefeitigt jeien und daher von jener 
auögebeutet werden fünnten. Im Gegenteile fann der Händler ebenio oft an der 
Haufe al3 an der Baiffe verdienen, weshalb fein Gruud vorhanden ift, erftere zu 
vernadjläjfigen und lediglicy aus Bosheit gegen die Landwirtichaft jein eigenes 
Geld zu wagen und zu verlieren, damit diejer nur die Preiſe gedrückt werden. 
Der gejunde Egoismus des Handels, welcher in der Abficht Waren auffauft, 
um fie mit Gewinn wieder veräußern zu fünnen, läßt ſolche produftionsfeindliche 
Machinationen nicht auflommen. Außerdem ift e8 doch ganz naturgemäß und 
für jedermann einleuchtend, daß der Händler, der im Belige größerer Waren: 
mengen ſich befindet, dieje möglichit gut zu verkaufen trachtet, weshalb jein 
Intereffe fich weſentlich auf die Haufe fonzentriert. Die Baiffepartei, welche 
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bei fteigender Tendenz verlangjamend auf die Preiserhöhungen einwirkt, die 
demgemäß zu folder Zeit einen Drud ausübt, wenn er am beiten ertragen werden 
fann oder fi) wohl gar als recht notwendig erweilt, welche aber bei finfender 
Tendenz dieje herabmindert, aljo zu Gunſten der Preishaltung in angemefiener 
Höhe einwirkt, kann aud im Intereſſe der Landwirtichaft nicht entbehrt werden. 
Theoretiih mag diejes nun mandem als richtig ericheinen, aber die graue 
Theorie ſtimmt vielfady mit der Praxis nicht überein, weshalb in der Wirk: 
lichfeit doc) alles anders fommen könnte, als es die Theorie voraus verfündet hat. 
Co ift z. B. durd) $ 50 Abja 3 B.G. der börfenmäßige Terminhandel in Getreide 
und Mühlenjabrifaten — worden, die Baiſſe wurde ausgeſchaltet und die 
Folge davon war feine „wilde Preistreiberei” nach oben, wie im Effektenverkehre, 
ſondern ein herrſchender Drud auf die Preife, welcher bewirkte, daß fie ſich auf 
deutihen Märkten nicht den Weltmarftspreijen analog verhielten, jondern auf längere 
Zeit in einem auffallenden Mißverhältniffe zu Ungunften des Inlandes und zu 
Gunſten des Auslandes fid) befanden. Dieje Erjcheinung, welche nicht wegzudispu: 
tieren ift, wird nur dann verſtändlich, wenn man bedenkt, da nicht nur die Baifle, 
ſondern auch die Hauffe mit dem Verbote de8 Terminhandels in Getreide in Wegfall 
kam, die Börje ala Welthandelsplag verichwand, der Preisbildung (fiehe Roggen) 
feine maßgebende Bedeutung mehr innewohnte und,der Verkehr ſich wenig über 
einen Localverfehr erhob. Hieraus geht mit zwingender Beweiskraft hervor, 
welch eine außerordentliche volfswirtichaftliche Bedeutung der TZerminhandel befikt, 
wie jehr er Handel und Mandel belebt, wie ftarf jeine verfehrsfördernde Ein: 
wirkung tft und wie ungewöhnlich wichtig er als Preisregulator wirft, als welcher 
er gar nicht entbehrt werden fann. 

Die ganze Gejchichte der Produften-:Börje ift ein ununterbrochener fort: 
laufender Beweis für diefe ökonomiſche Wahrheit. 

Die Baifjetendenz kann nirgends bewielen werben, dad Gegenteil tritt 
alfenthalben hervor, und fie wird an der Hand der in den lebten Jahren ge 
machten Erfahrungen auch ferner von fenntnisreihen Nationalöfonomen und 
Juriſten mit volfswirtichaftliher Bildung wohl nicht mehr behauptet. Nun 
ſoll aber nad) den früheren Einwänden durch gewiſſe Lieferungsbedingungen die 
Baiſſe begünftigt worden jein. Die Behauptung von der geringen Qualität des 
Lieferungsweizens bezw. -Roggens mag in verflofjenen Zeiten einen Schein des 
Rechtes gehabt haben, wenn aud; hierbei zu berüdjichtigen ift, daß das im In— 
lande erzielte Durchichnittsquantum an Weizen und Roggen eine geringe Qualität 
war und bei hohen Ansprüchen an die Lieferungsqualität aus dem Deutichen 
Reiche eine umfangreihe Menge beider Artikel mit den zu verlangenden Eigen: 
ichaften nicht auf den Markt gebradht werden konnte. Durch Kultur beflerer 
Sorten hat die heimische Landwirtichaft jelbit erft mit Fleiß allmählich den höheren 
Anſprüchen gerecht werden müſſen. Die Verhandlungen, welche hierüber zwilchen 
dem früheren Handelsminifter Freiherrn von Berlepſch, den Herren Aelteſten 
der Kaufmannſchaft zu Berlin und dem deutſchen Landwirtſchaftsrate in den 
erſten 1890er Jahren geführt worden ſind und welche auch eine Heraufſetzung 
der Lieſerungsqualität zur Folge gehabt haben, geben über dieſe Entwickelung 
ein intereſſantes Bild, weshalb wir hierauf in Kürze zurückkommen müſſen, um 
auch ein für allemal den fraglichen Einwand aus der Welt zu ſchaffen. 

Nach voraufgegangenen lebhaften Verhandlungen wurden im Jahre 1891 
Gewichtserhöhungen für die Lieferungsqualitäten durchgeführt. Es betrug nun: 
mehr das Lieferungsgewicht 725 gr. für 1 Liter Weizen, 678 gr für 1 Liter 
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Roggen und 415 gr. für 1 Liter Hafer. Der Vorftand des deutichen Landwirt: 
ihaftsrates war, wie er in feinem Berichte vom 28. April 1891 dem Handels: 
minifter ausdrüdte, mit diefer Erhöhung recht jehr eimverjtanden, weil dieſe 
Gewichte von Seiten der beutichen Produktion gut erreicht würden. Gegen die 
in Ausficht genommenen höheren Gewichte (734 gr. für Weizen, 687 gr. für 
Roggen und 419 gr. für Hafer), welche aber damals nicht zur Einführung ge- 
(angten, hatte dieje Körperichaft gleichfalls feine Bedenken, weil fie „im allge: 
meinen“ von der deutjchen Produktion zu erreichen jeien. Die zur Einführung ge: 
(angte Erhöhung ſoll nicht wieder abgeſchafft werden, weil durch fie die In— 
tereiien der heimiichen Landwirtſchaft nicht geichädigt werden, ferner wirke fie 
der Spekulation in minderwertigem Getreide entgegen und ftelle den gejamten 
Getreidehandel auf eine folidere Baſis. Es werden dann einige Probever: 
wiegungen von heimiſchem Getreide vorgeführt, die aber von den Aelteſten der 


Kaufmannihaft jofort als nicht beweiskräftig abgethan werden mußten, weil 
fie fih nur über ein Jahr erftredten und feine Verwiegungen von wirklichen 
Durhihnittsproben darftellten. Ein genügender Schluß auf das thatjäd): 
liche Gewicht des deutſchen Getreides konnte hieraus nicht gezogen werden. 

Obgleich der Vorftand des deutfchen Landwirtichaftsrates ſich mit dem ges 
nannten Gewichte einverftanden erklärt hatte, wurde jeitens der agrariſchen 
Partei fortgeſetzt weiter gebohrt und die heftigften Agitationsftürme gegen die 
Produftenbörfe entjeffelt. Der angebliche niedrige Stand der Goetreidepreije 
mußte fortgejegt den „produftionsfeindlichen“ Machinationen der Börje in die 
Schuhe gejchoben werden. Es wurden daher mit ungeſtümer Haft zwei Forderungen 
erhoben, damit ferner eine Begünftigung der „Baiffe-Tendenz“ der Börfe nicht 
mehr auf Grund der Lieferungsbedingungen ftattfinden könne, nämlid): 

1. die obligatoriiche Befihtigung des Getreides auf Lieferbarkeit vor jeder 
Lieferung durchzuführen und 

2. das Lieferungsgewicht für Getreide zu erhöhen. 


Die Aelteften der Kaufmannjhaft gaben diefem Drude nad, indem fie 
den Handelsminiſter Brefeld im Jahre 1896 erklärten, daß fie die obli: 
gatoriiche Beſichtigung zwar für eine unwirtſchaftliche Ausgabe erachteten, die 
nicht unbeträchtliche Koften verichlinge; weil aber die Thatſache bedauerlicher 
Weiſe nicht geläugnet werden könne, daß eine Erregung des Mißtrauens hervor: 
gerufen worden jet, jo wolle man fich diefem Verlangen nicht länger widerjegen 
und eine Abänderung der Lieferungsbedingungen in der gemünjchten Weile vor: 
nehmen. Die Nachteile der obligatorischen Beſichtigung beitänden aber in 
folgendem : 

1. die Begutachtung einer erheblich großen Menge von Partien, bei denen 
ein Zweifel an der Lieferbarkeit nicht auffommt, verſchlingt Koften in beträdht: 
lidher Höhe ; 

2. e8 werben größere Lagerjpefen auf den Speichern erforderlich werden, 
weil eine ſchärfere Abgrenzung der gefündigten Partien als jeither erfolgen muß; 

3. der Bau eines öffentlichen Lagerhaufes wird fid) ala notwendig er: 
weilen, weil in einem joldhen die Wahrung der dentität ſich leichter bewerk— 
Relligen läßt; 

4. die Koften, welche hieraus erwachjen, werden nicht vom Händler jondern 
vom Produzenten oder Konjumenten oder von beiden gemeinſam getragen werden, 
weshalb die obligatorijche Befichtigung entgegen den Wünjchen der agrarijchen 


584 Wermert. Zur Würdigung d. vollsw. Bedeutung d. Terminhandels in Produkten. 


Antragiteller die Baiffetendenz nicht aufheben, ſondern dieje hervorrufen oder 
verjtärfen wird. 

In Betreff des Lieferungsgewichtes für Getreide erklären fich die Aelteiten 
ber Kaufmannſchaft am 15. Februar 1896 mit folgender Erhöhung einnerftanden: 
755 gr. für 1 Liter Weizen, 712 gr. für 1 Liter Roggen und 450 gr. für 
1 Liter Dafer. Sie jprechen Hierbei den berechtigten Wunſch aus, mit der Ein: 
führung bis zum Erlaſſe des Börjengeleßes zu warten, weil die durch dasſelbe 
zu erwartenden Aenderungen des bisherigen Geihäftsganges noch nicht überblidt 
zu werden vermödten. Die Verwiegungen von deutichem Getreide möchten 
indeffen einwandsfrei fortgejeßt werden. Später wurde dem Mtinifter eine ein 
wandsfreie Lite von Getreideverwiegungen vorgelegt, welche das Ergebnis von 
von 56 Probeverwiegungen enthält. Hiernach ſchwankte das Gewicht deutichen 
Meizens ganz außerordentlich und zwar zwiſchen 696 gr. biß 782 gr. für 1 Liter. 
Das legtgenannte außerordentlich hohe Gewicht wies der Saaleweizen auf. Nur 
11 mal wurde das Gewicht von 755 gr. überichritten. Das Durchſchnittsgewicht 
aller Berwiegungen jtellte ſich auf nicht ganz 746 gr. 

Einwandsfreie Probeverwiegungen find vom Handelsminiſter an verjchiedenen 
Börjenplägen, jo in Halle a. ©., Stralfund, Neuß und Frankfurt a. ©. ver: 
anftaltet worden, indem man jeitens der Börjenvorftände Kommiſſionen hierzu 
einjeßte, zu welchen Delegierte aus der Mitte der Landwirtichaft entjendet wurden. 
In Halle a. ©., wojelbjt man den Weizen vom beiten Getreideboden zur Verfügung 
hatte, wurden für die Monate September bis einjchl. Dezember 1895, in denen 
zahlreiche VBerwiegungen vorgenommen wurden, folgende Durchſchnittsgewichte 
ermittelt: 762,7 gr. für 1 Liter Weizen, 759,1 gr. für 1 Liter Roggen, 
695 gr. für 1 Liter Gerfte und 487,3 gr. für 1 Liter Hafer. Zu den Ber: 
wiegungen wurde der neueſte geaichte Getreideprober benüßt. 


Das bereit3 gemeldete Ergebnis der Aelteſten der Kaufmannjchaft zu Berlin, 
nad welchem das Saalegebiet den jchweriten Weizen erzeugt, wurde durch Diele, 
an Ort und Stelle vorgenommenen Berwiegungen bejtätigt. Wenn demnad) 
ſeitens der Berliner Börſe 755 gr. ala Lieferungsqualität im Terminhandel an: 
genommen wurde, jo mußte eine jo vorzügliche Sorte Weizen geliefert werden, 
wie fie im Durchſchnitte keineswegs in Norddeutichland erzeugt werden fonnte, 
wie auch von der Landmwirtichaft zugeitanden wurde. Es wurde von jeiten 
hervorragender Vertreter derjelben aber verfichert, daß man fich in der Tyolge 
bemühen würde, eine beffere Sorte Weizen zu gewinnen, um auch diefen Lieferungs 
bedingungen gerecht zu werden. 

Durh $ 50 Abſatz 3 B.G. wurde indeſſen der ZTerminhandel verboten 
und die Produftenbörje durch behördliche Eingriffe zerftört. Nach Wiederber: 
ftellung der Produftenbörje in Berlin find für das handelsrechtliche Lieferungs 
geihäft auf Zeit, ohne welches ein organifierter Getreidehandel nach dem Auf: 
hören des börjenmäßigen Terminhandel® nun einmal nicht beftehen kann und 
welches demnad unter Billigung der Staatsregierung und mit Zuftimmung der 
hervorragenditen Vertreter der Landwirtſchaft an der Börſe ſtattfindet, neue Be— 
dingungen für die Lieferungsqualität in Weizen vereinbart worden. Hierbei bat 
man das Normalgewicht von 755 gr. für den Liter Weizen beibehalten. Ferner 
ift nur ſolcher Weizen lieferbar, der vor der Andienung, jedoch nicht früher als 
an dem der Andienung vorangehenden Werktage von drei Sachverſtändigen begut- 
achtet und vertragamäßig befunden worden ift. Da mit diefen Bedingungen ein 
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alljeitiges Einverjtändnis erzielt wurde, fann die alte Klage, daß durd) gewiſſe 
Lieferungdbedingungen die Baiſſe begünstigt werde, nicht mehr vorgebradht werden. 


ad 11. Mit VBorjtehendem ift auch die Klage der Geringwertigfeit der 
Lieferungsqualität gefallen. Die hohen Forderungen, welche mit obigen Be— 
dingungen an fie geftellt werden, find derart, daß der wirkliche Verbraucher ſich 
jederzeit zur Dedung ferner Bedürfniſſe des Terminhandels bedienen dürfte, falls 
er nicht verboten wäre. Gegenwärtig muß fid) derjelbe mit der meniger voll: 
fommenen Form des handelsredtlichen Lieferungsgeihältes auf Zeit begnügen 
laſſen. Der durdhichnittliche Ertrag der Inlandsernte entjpricht bei weitem nod) 
nicht der verlangten Lieferungsqualität, zumal derjelbe in Deutichland viel mehr 
von Wind und Wetter zur Erntezeit abhängig iſt, als in Staaten mit einer 
jtabileren Temperatur. 


ad 12. Warum die Verminderung des Riſikos durch die Möglichkeit der 
Verfiherung nit aud) dem outsider zu Gute fommen foll, ift ſchlechterdings 
nicht einzujehen, weil derjelbe fich in gleicher Weile nad) vollzogenem Kaufe 
wie Verfaufe bei für ihn günftiger Geftaltung der Preislage durch ein Gegen— 
geichäft zu dedfen vermag, wie der berufsmäßige Börjenfaufmann bezw. Jmporteur 
oder Getreidefonjument. Daß die outsiders in ihrer Gefamtheit nach der einen 
Richtung ihre Engagements eingehen, alle übrigen. nad) der andern Richtung 
und daß erjtere ſtets verlieren müfjen und leßtere gewinnen, ift eine Fiktion, 
welche geradezu als lächerlich betrachtet werden muß, auch wenn man ftatt der 
Gejamtheit der outsiders die Mehrheit jegt. Wenn nad einem Kaufe 
in wirfliher Ware bei günftigen Preisſchwankungen auf Termin verfauft wird, 
wird allerdings der Verluſt ausgeichloffen, aber aud der Gewinn bei fteigender 
Tendenz verringert; im umgekehrten Falle verliert fi die Gewinnmöglichkeit, 
jedoch der Verluft verkleinert fih. E3 tritt demnad auch hier die allgemein im 
Handel bemerfbare Erjheinung zu Tage: Vermehrter Umjag und fallender 
Verdienſt bei den einzelnen Transaktionen. Dadurch ift aber der Importeur 
oder Händler, wozu auch die vielberühmte Klaſſe der outsiders gerechnet werden 
muß, vor ungeheuren Verluſten anläßlich jallender Preife bewahrt. Ye mehr 
Perſonen fi am Zerminhandel beteiligen, deito geficherter wird die Rifiko- 
verminderung, weil ſich die Gefahr auf möglichſt viele Schultern verteilt, wodurd 
fie ſich für den einzelnen verkleinert. Wielleicht ift der eine oder andere Ver— 
pflichtete zur Erfüllungszeit nicht in der Lage, erfüllen zu können, welche Er- 
jcheinung auf allen Gebieten des Wirtichaftslebens vorfommt. Im allgemeinen 
wird fi) der Händler wohl feinen Gegentontrahenten daraufhin anjehen, ob er 
ihn für jolid genug eradhtet, um ein Geihäft mit ihm einzugehen. Die nicht 
jehr häufigen Fälle der Inſolvenz find nun keineswegs dazu angethan, die Ber: 
iherungämöglicjkeit, welche der Zerminhandel bietet, irgendwie abzuſchwächen 
gegenüber den ungemefjenen Worteilen, die durch eine ftarfe Beteiligung 
und einen lebhaften Börlenverfehr hervorgerufen werden. Der prinzipielle Aus: 
ichluß der outsiders, welche nicht immer die weniger ſachkundigen und fapital- 
ſchwächeren Elemente zu fein brauchen, ift daher nicht zu billigen. Ein triftiger 
Grund kann hierfür auch nirgend3 gefunden werden. 

ad 13. Die Schwächung des joliden Mittelitandes durd den Terminhandel 
ift eine Fabel. Ueberhaupt hat eine Schwächung des Mitteljtandes troß der ihm 
wenig günftigen Gejeßgebung und des auch von der Regierung zu gewiſſen Zeiten 
ergangenen Rufes: „Fort mit dem Zwiſchenhandel!“ in den legten Decennien 
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nicht jtattgefunden, wie die Eintommenfteuerftatiftif in Preußen und Sachſen in 
nicht zu bejtreitender Weiſe befräftigt.') 

Freilich hat der eine oder andere, dem die Börje eine terra incognita war, Lehr— 
geld zahlen müſſen. Solches fommt indeffen auf allen Gebieten wirtichaftlichen 
Schaffens, nicht zum wenigften in der Landwirtichaft, jelbft im Pferdehandel vor. 
Wenn nun aud) der Terminhandel nicht als die unbedingte oder alleinige Urſache 
der Eritarfung des Mittelftandes angejehen werden kann, jo vermag body an- 
geficht3 der Ergebniffe der Eintommenfteuerftatiftit niemand zu behaupten, daß 
ein meitgehender Ruin desjelben hervorgetreten it. Während man in andern 
Erwerbsfategorien über Vorkommniſſe, die zum Zuſammenbruche eines Einzelnen 
führen, leicht hinweggleitet und joldyes in einem weiteren Umkreiſe faum befannt 
wird, wird jede gleichartige Erjcheinung an der Börje der ganzen Welt jofort 
offenbart und auch in ſolchen Kreiſen eingehend erörtert, welche völlig abjeits 
des gejchäftlichen Lebens ftehen, weil an der Börſe die weiteftgehende Deffentlichkeit 
gewährleiitet ift und jedermann, der aud nur ein minimales Vermögen hat, 
jeine Blicke nad) der Börſe richtet, weil der Kurszettel ihm über den Stand 
jeiner Papiere von Tag zu Tage den genaueften Aufihluß gibt, und eine fo 
präcile Preisbildung, wie fie an der Börje ftattfindet, nirgends zu finden ift. 
Diefer volkswirtichaftliche Geſichtspunkt ift allein ausreichend, die Unentbehrlichkeit 
der Börje darzuthun. Die Zuftände, welche bei dem Verſchwinden der Kurs: 
zettel für einige Zeit aus den Blättern in faſt allen Bevölkerungsklaſſen einreißen 
müßten, würden jeder Beſchreibung jpotten. Durch den Zerminhandel wird 
u — Funktion der Börſe erhöht, weßhalb er gleichfalls nicht entbehrt 
werden fann. 


ad 14. Die größten Kapitalbildungen im Deutſchen Reiche find meiftens 
nicht durch den Börjenverfehr hervorgerufen worden. Die Abſicht aller Gewerbe 
geht ſtets auf die Erzielung eine8 Gewinnes hinaus. Auch der Handel ſucht 
Waren oder Wertpapiere zc. anzuichaffen, um fie mit einem Gewinne wieder zu 
veräußern. Wo die Abficht auf Erwerb nicht vorhanden ift, hört die Gewerbe: 
mäßigkeit auf. Doc wendet ſich der Vorwurf nicht gegen die Erzielung eines 
Gewinnes im Handel und Wandel, jondern lediglich gegen den Terminhandel, 
welcher die kleineren Kapitalien in den Beſitz der „börſenkundigen Kommiſſionäre“ 
bringen joll. Solches iſt nicht bloß eine Anſchauung börjen: und rechtsunkundiger 
Perjonen, jondern auch namhafter Rechtögelehrter, welche den Börſenverkehr 
lediglich durd) die pathologiiche Brille praftiicher Jurifterei anzujehen gewohnt 
find. Won melden verkehrten Anjchauungen hierbei ausgegangen wird, mag an 
einem, noch in neuefter Zeit hervorgetretenen Beilpiele gezeigt werden. Nach 
Dr. Fels vollziehen fi) die Börjengeichäfte durchweg in der Weile, dab einem 
Bankier oder Börjenfaufmann der Auftrag erteilt wird, Waren oder Wertpapiere 
etwa im Betrage von 100,000 ME. zu faufen. Nah 8 400 9.6.8. tritt 
nun der, Kommiſſionär ala Selbfttontrahent in das Geihäft ein, er kann gemäß 
8 403 9.6.8. aud in dieſem Falle die Provifion und fonftigen Koften 
berechnen, ohne ſich durch ein entiprechendes Gegengeſchäft an der Börſe zu deden. 
Am Ultimo wird das Geichäft entweder prolongiert oder durch Entrichtung der 
Differenz beglicden. Der Kommittent wird nochmals mit Courtage und Provifion 
belaftet, wobei wiederum fein entjprechendes Geſchäft an der Börje abgeichlofien 


1) Wermert, Dr. Georg, Volkswirtſchaftliche Studien, allgemeinverſtändliche Be 
trachtungen aus der Wirtihaftspolitit. Halle a. ©. 1W2. ©. 101. 
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wird. Der Bankier muß faſt immer gewinnen und das Publifum verlieren ; 
denn die Erfahrung lehrt, daß die Verlufte des Publikums überwiegen. Auf 
diefe einfache Weile wird der Börjenfaufmann bald ungeheuer reicd) und das 
Publikum bringt jeine Erjparnifie fortgejegt dem Moloch Börje willig zum Opfer.') 

Solche findlic naive Anfichten werden noch heutigen Tages allen Ernſtes 
ala Wiſſenſchaft verfündet. Sie beweiſen weiter nichts als das erjtaunlich geringe 
Verftändnis, welches in manchen juriftiichen Kreiſen über den Börſenverkehr 
herrſcht. ES müßte doch merkwürdig fein, wenn das Publikum durchweg nad) 
der Richtung des Verluſtes jpefuliert, während der Kommilfionär infolge des 
Selbiteintrittsrechtes gewinnen muß lediglich durch Ueberſchreibung der Aufträge 
ohne Dedung oder Gegengeihäit an der Börſe. Wie nun z. B., wenn zwei 
Aufträge zugleich eingehen, von denen der eine den Kauf von Aktien, etwa der 
Darmftädter Bank, der andere den Verkauf des gleichen Objektes zum Gegen: 
ftande hat? In beiden Fällen joll der Bankier von dem Selbfteintrittärechte 
Gebraud; maden. Hier muß nun jchon der Betrag, den der eine Kommittent 
verliert, vom anderen gewonnen werden, weshalb der Kommiſſionär lediglich) mit 
den üblichen Spejen vorlieb zu nehmen hat, er einen Gewinn überhaupt nicht 
erlangen kann. Da nun die Aufträge nad den verichiedeniten Richtungen 
eingehen, und nad) dem Gejege der großen Zahlen im Laufe eines bejtimmten 
Zeitraumes ſich vielfach ungefähr ausgleichen, indem eben die Meinung über ein 
Papier ungemein mannigfaltig und wechſelnd ift, muß man annehmen, daß der 
Kommilfionär fih im weſentlichen mit den üblichen Spejen zu begnügen hat, 
zumal derartige Geſchäfte auf Grund von Börjenufancen abgeſchloſſen werden, 
demnach wirkliche Lieferung nicht ausgeichloffen ift und am Ultimo verlangt 
werden kann, aus welchem Grunde auch fortgejet Dedungen an der Börje 
ausgeführt werden müſſen. So einfach, wie mancher glauben möchte, wideln 
ſich die bezeichneten Vorgänge nicht ab. Denn wenn es fi) jo verhielte, wie 
oben vorausgejeßt wurde, dann brauchte es feiner Beteiligung des Publikums 
an ——— dann könnte man die outsiders unbedenklich ausſchließen, 
und die Plutofratie der Börjenbejucher müßte fich jortgeje It fteigern.. Denn 
wenn mit einem Geichäfte von 100000 ME. etwa 10000 ME. Differenzgemwinn 
erzielt werden, die faft ftet3 dem Kommiſſionär zufallen, dann bedarf es feines 
Kommittenten, um nod) 200 ME. durch das Kauf: und Verkaufsgeichäft als 
Courtage ꝛc. zu verdienen. Dann allerdings würden durch den Terminhandel 
mühelos ungeheure Gewinne erzielt werden, die aber völlig dahingeſtellt bleiben 
fönnten, weil das Publitum hierbei nicht tangiert würde. Man könnte daher 
aus diefem Grunde der Börje einen Vorwurf nicht machen. Es erübrigt ſich 
aber, ſich mit diefer Chimäre noch weiter zu befaſſen, weil ihre Haltlofigfeit 
aus dem Vorgebrachten ſich für jedermann von ſelbſt ergibt. 

Auch ſollen die Verdienfte aus Termingeihäften mühelos jein. In dieſer 
Behauptung Liegt eine Unwiſſenheit, eine völlige Verftändnislofigkeit für das Weſen 
der jpefulativen Thätigfeit. Die ſchärfſte Anſpannung der Intelligenz, die inten: 
fivfte Beobachtung der Marktlage, die eingehendite Kontrole der Handelöberichte 
und Börjenftimmungen, die unausgejegte Beobachtung der wirtichaftlichen Lage 
nicht nur im Binnenlande, jondern in den hauptiächlichiten Verkehrsſtaaten und 
vieles andere iſt erjorderlid), die für den Börjenverfehr notwendige Geſchäfts— 


) Yuriftiihe Wochenſchrift Nr. 106/107 vom 23. Dezember 1901, XXX. Yahrgang, 
S. 876 ff. — Die Finanz«Ehronif Nr. 2 vom 11. Yanuar 1902, Baden, S.55 f. — Nationalzeitung 
Nr. 24 vom 13. Januar 1902. — Deutſche Juriftenzeitung Januar 1902. 
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fenntnis zu erlangen und zu erhalten. Wer hier von mühelojen Gewinnen ſpricht, 
icheint die geiftige Arbeit noch weniger zu achten, als es bet der Sozialdemofratie 
der Fall ift. Wer aber nur materielle Arbeit für wirkliche Arbeit erklärt, mit 
dem ift über jolche jchwierige, feingeiftige Angelegenheiten, wie fie im Börſen— 
verfehre zu Tage treten, nicht zu rechten. Außerdem find die immer wieder: 
fehrenden Behauptungen, zum Termingeichäfte gehören feine Kenntniffe, jondern 
nur Glück und eine geringe Gewandtheit, äußerft verderblich; denn fie verloden 
geradezu viele Perfonen zum Eingehen von Börfengeichäften, die dann, weil 
ihnen die Kenntniſſe fehlen, nachher oft bittere Erfahrungen machen müſſen. 

ad 15. Es mag vorgefommen jein, daß der TZerminhandel vielfach nicht dem Zwecke 
der effektiven Lieferung diente, Jondern lediglich dem der Differenzgewinnung. Vollzog 
fi) derjelbe aber an der Börje, jo konnte vor dem gejeglichen Verbote jeder Käufer 
auf Grumd von 5 2 der Berliner Bedingungen für den Handel in Weizen (für 
die andern Artikel galten ähnliche Vorjchriften) verlangen, daß ihm derſelbe in 
Poften von 50 Tonnen gegen Zug um Zug zu leiftende bare Zahlung des 
bedungenen Preijes effektiv geliefert werde. Erft wenn ber Verkäufer im Verzuge 
war, hatte der Käufer gemäß $ 13 eit. nad) feiner Wahl das Recht, entweder 
den Weizen für Rechnung des Verkäufers durch einen vereidigten Makler beit: 
möglichſt, jpätejtens am nächſten Werktage nad) dem legten Erfüllungstage zu 
faufen, oder mit dem Verkäufer den Preisunterichied zwiſchen dem Vertrags: 
preife und dem amtlich feſtgeſetzen Durchſchnittspreiſe des letzten MWerf: 
tages der Lieferungsfrift zu berechnen. Ein Gleiches gilt nicht nur für Termin: 
geihäfte, jondern aud für alle handelsrechtlichen Firgeichäfte, bei welchen gemäß 
5 376 Abi. 2 H. G. B. der Schadenserjag wegen Nichterfüllung, falls die Ware 
einen Börſen- oder Marktpreis hat, durch den Unterjchied des Kaufpreiſes und 
des Börjen: oder Marktpreijes zur Zeit und am Orte der geichuldeten Leiftung 
beglichen werden fann. In der Zahlung bejagter Preisdifferenz liegt daher nicht 
eine Bevorzugung des Terminhandel3 oder eine etwaige angreifbare Ausnahme: 
ftellung desjelben, jondern im allgemeinen die Beobachtung einer gejeßlichen 
Vorſchrift. — 

Soll nun der Terminhandel allein der effektiven Lieferung dienen und 
lediglich zur Vervollſtändigung des Locomarktes verwertet werden? Ganz 
und gar nicht! Diejenigen, welche dieſes verlangen, verkennen ſeine 
Aufgabe vollſtändig. Der Importeur, welcher in Riga eine Ladung Getreide 
kauft und zu gleicher Zeit zu ſeiner Deckung in Berlin auf Termin verkauft, 
bei der Löſchung in Stettin aber einen beſſern Preis erzielen kann, als er ihn in 
Berlin erhält und die effektive Ware in Stettin abſetzt, ſich aber in Berlin durch 
ein zweites Termingeſchäft zum Zwecke der Lieferung zurückdeckt, hat in Berlin 
zwei ſogen. „Differenzgeſchäfte“ (Kauf und Verkauf) vollzogen, einen Effektivkauf 
in Riga und einen Locoverfauf in Stettin. Die Berliner Termingeichäft 
dienten nicht der effektiven Lieferung dafelbit, aber ſie ſtanden troßdem im 
Dienjte des Effektivverfehrs überhaupt, was man jchließlic) von jedem Termin— 
geihäfte, ganz ohne Rüdfiht auf die Abficht, mit welcher e8 eingegangen ift, 
jagen kann. Sollen nun ſolche Geſchäfte angefochten werden? Keineswegs; 
denn man fann auf fie nicht verzichten, weil fie dem Handel und der Produftion 
in wirkſamer Weije dienen; weil ihre marftbildende Tendenz nicht entbehrt 
werden fann, indem fie preisausgleichend wirken; weil auch fie die zeitliche und 
örtliche Verteilung der Waren fürdern und ferner in eminentefter Weile das 
Rifito dem Ymporteur abnehmen (indem diefer von weiteren Preisſchwankungen 
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unabhängig wird), und diejes auf eine Vielheit von Perſonen verteilen. Hierbei 
werden die ſonſt unzweifelhaft in erheblihem Umfange zu Tage tretenden Son: 
fignationsjendungen von Waren bejeitigt, welche bei den fichtbaren Mengen der: 
jelben einen ftarfen Preisdrud hervorrufen würden. Da nun bei einem an der Börfe 
eingegangenen Geſchäfte auf Termin von vornherein nicht feſtſteht, ob zur Er: 
füllung effektive Lieferung verlangt oder dieſe durch Zahlung des Preisunterjchiedes 
beglichen wird, jo fann man aud nicht behaupten, daß der Effektivhändler, der 
ſich des Terminhandel3 bedienen muß, vom Spieler abhängig wird, zumal der 
eritere zur Förderung feines Warenumjaßes in jedem Augenblide zum „Spieler“, 
um diejen ominöjen, hier ganz falſch angewandten Ausdrud zu gebrauchen, wird, 
wie in obigem Beijpiele gezeigt worden iſt. Demnad fällt auch diejer Angriff 
in fi zufammen.') 

Der jchneidige Reiterangriff, welcher jeinerzeit von Mitgliedern der Börjen- 
enquetefommijfion gegen den Terminhandel ausgeführt worden it, hat längſt jeine 
Wirkung verfehlt, und da man auch von diefer Seite ihn für unentbehrlich ge 
halten und jein Verbot nicht gewünſcht hat, jo ſteht er als eine Schöpfung des wirt: 
ihaftlihen Verkehrs, ald ein Bedürfnis des Handels gefeitigt da und die Folgen, 
einen jo bedeutjamen wirtichaftlihen Vorgang zwangsweiſe wieder rüdgängig zu 
machen, find in Deutjchland bereit genügend hervorgetreten. Den Terminhandel 
mit einer Laune des Zufall® zu vergleichen, die ein neues Spefulationsobjekt 
haben wollte, davon kann feine Rede jein. Tür jolche Artikel wie Weizen und 
Roggen war der Terminhandel ein viel ftärkeres Bedürfnis, als für Objekte, 
welhe das ganze Jahr hindurd in beliebiger Menge erzeugt werden fünnen ; 
denn für erftere Artikel liegt das Bedürfnis der Verteilung auf Zeit vor, wes— 
halb fi der Terminhandel für fie ganz naturgemäß herausbildet. 


IV. Weitere Angriffe gegen deu Terminhandel. 


Eind nun nicht jchärfere Waffen gegen den ZTerminhandel angewendet 
worden, die im ftande find, feine wirtichaftliche Bedeutung zu erichüttern und 
dad Verbot desjelben zu rechtiertigen ? 

Hierbei fann es, wie wiederholt mit Nachdruck betont werden mag, nicht 
die Aufgabe einer ernften wiljenichaftlihen Betrachtung jein, ſich mit der zahl: 
reihen Pamphlet:Literatur zu beichäftigen, in welcher ohne jeden Beweis Be: 
hauptungen, Berdädhtigungen, ja, geradezu greifbare Unmwahrheiten übereinander 
getürmt werden, die vor dem Blide des objektiven Beobachters ins weſenloſe 
Nichts verfinken, aus welchem eine fanatifierte Phantafie fie geboren hat. Als 
Beiſpiel einer jolhen Schrift mag das Heitchen von F. Hammesfahr dienen, in 
welchem auf 49 Seiten Anklagen auf Anklagen gegen den Terminhandel gehäuft 
werden, ohne den geringiten Verſuch eines Beweiſes, wobei ſchließlich die Abſchaffung 
aller Terminbörſen der Welt als eine volkswirtſchaftliche Notwendigkeit gefordert 
wird und gehälfige Angriffe gegen hochangejehene, ernfte Foricher, wie Dr. Conrad, 
gerichtet werden, die in Nichts eine Stüße finden. Trotzdem wird nicht nur die 
Haufjeipefulation, „welche bei jchlechten Ernten den Bedarf im voraus überfieht 


) „Die Abficht eines Kaufmannes ift auf den Erwerb einer Ware gerichtet, durch beren 
Weiterveräußerung er einen Gewinn erzielen will, Kann er ihn erzielen, ohne und bevor 
er in den phyſiſchen Befitz der Ware gelangt, jo ift jein Gewinn nicht weniger legitim, als 
wenn er in ben phyſiſchen Befik gelangt wäre. Das Recht zur Uebertragung einer Lieferung 
und Uebernahmeverbinbdlichkeit bejteht nicht erjt jeit dem Beginn des Terminhandels." Ausſage 
des Erperten Dr. Horoviß in ber öſterreichiſchen Börjen-Enquete. 
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und für Dedung bdesjelben Sorge trägt”, ſondern aud die Baiſſeſpekulation, 
weil die Vorausverfäufe gewöhnlid in der Vorausſicht günftiger Ernten geichehen, 
und „wenn fie aud naturgemäß niedrigere Preiſe hervorbringen, jo verhindern 
fie anderjeits einen plößlichen Preisſturz durch den Umſtand, daß die gekaufte 
Ware geliefert werden muß und durch Beſchaffung derielben die Preife gehalten 
werden“, ala gut und demnach auch wohl als unentbehrlich bezeichnet. Dennod 
joll der Terminhandel, der beide Spekulationen in ſich jchließt, mit Stumpf und 
Stiel vom Erdboden vertilgt werden! — In diejen Widerjprüchen bewegt fidh die 
ganze Schrift. Erheiternd wirkt gleich zu Anfang die feine Unterjcheidung, der 
an der Terminbörje verfehrenden Perſonen in fünf Gruppen, um dann allen 
etwas am Zeuge zu fliden. Dieje find 1. Spekulanten, die an dem Termin— 
marfte faufen oder verfaufen, um jpäter mit Nuten wieder zu verfaufen oder 
fich einzudeden. Wo iſt ein Kaufmann in der ganzen Welt zu finden, der, ſei 
e8 an den Börjen, auf Meflen oder Märkten, oder im freien Verfehre nicht 
genau jo handelt? Eine andere Abjiht würde ihn vielleicht zum MWohlthäter 
der Menichheit, wenn nicht gar zum Narren jtempeln, aber die Qualität als 
Kaufmann würde er dabei einbüßen. 2. Der Speicherinhaber, welcher Getreide 
fauft und einlagert und Zerminware verkauft, um jeine Speichermiete zu ver: 
dienen und jein Kapital zu verzinfen. Eine thörichtere Handlungsweiſe, ala diele, 
ift wohl faum denkbar. Wenn er Getreide einfauft und Terminware, d. h. nad) 
unjerem Autor „PBapierweizen“ verkauft, jo verdient er nur die Differenz des 
Preiſes. Solche würde er auch verdienen, wenn er lediglih am Terminmarkte 
Kauf und Verkauf ausführt. Wozu daher einen Speicher zu errichten? Das 
Kapital fann befjer anderswo angelegt werden, damit es ich in ſicherer Weije ver: 
zinft. Wo verbleibt die Effeftivware, die eingelagert wird, da nad) der Anjchauung 
von Hammesfahr -an der Terminbörje eine effektive Lieferung nicht ftattfindet ? 
Sie bildet ja, wie die Speicheranlage, lediglich einen Ballaft, der das Geſchäft 
erichwert. Der jogenannte Speicherinhaber iſt aber infolge feiner gejchilderten 
Thätigkeit in Nichts zu unteriheiden vom Spekulanten oder vom Händler, wenn 
er auch neben jeinen Handelsoperationen noch ein Lagerhaus bejigt. 3. Der 
Arbitrageur, der Getreide kauft und gleichzeitig Terminware verfauft oder um: 
gekehrt. Weshalb diejer, der hiernad; genau die Thätigkeit jedes anderen Händlers 
vollbringt, mit dem tönenden Namen Arbitrageur belegt wird, ift nidt ein 
zufehen, außerdem fällt jeine Thätigkeit mit der des jogenannten Speicherinhabers 
zuſammen. 4. Der Getreidehändler, der als eine ganz neue Spezies der Termin: 
geſchäftsleute vorgeführt wird, weil er Getreide fauft und im Terminmarkte 
verfauft, um jein Riſiko oder einen Zeil desfelben zu deden: eine Thätigkeit, 
welche mit der der beiden vorhergehenden Gruppen völlig identiſch iſt. 5. Das 
Kommilfionshaus, welches für Rechnung anderer Terminware fauft und verfauft 
und jeine Kommiſſion berechnet. Weil nun aber der Kommilfionär gemäß 
8 400 9.6.8. das Selbjteintrittsreht hat, jo fällt aud in Bezug hierauf 
wieder die Thätigfeit des Kommiſſionärs mit der der übrigen Gruppen zujammen, 
namentlic) unterjcheidet er fi) von dem jogenannten „Spekulanten“ nur dadurd), 
daß er noch einen Hintermann für feine Geichäftsoperationen beſitzt, während 
diejer mit eigenen Mitteln an der Terminbörſe operiert. — Derartige Spielereien, 
welche noch dazu von einem jogenannten Praktiker erjonnen find, können auf ſich 
beruhen bleiben. Solche Polemiten, welche die Stärke ihrer Beweisfraft und 
die Höhe ihres Standpunktes in folgenden Ausdrüden finden: „ungeheure Ber: 
irrung“, „aus Spiel und Schwindel und Dtanipulation jaugt er feine Lebenskraft', 


IV. Weitere Angriffe gegen den Terminhandel. 591 


„Schmarotzerpflanze, welche den geſunden Stamm umwuchert und ſein Mark 
bedroht“, kann man nur mit Mitleid über die Perſonen verlaſſen, bei denen 
ihr verblendeter Haß jede klare Erkenntnis umdüſtert. 

Es werden aber von der „agrariſchen Wiſſenſchaſt“ (ein Widerſpruch in 
ſich ſelbſt) Einwände erhoben, die nicht ohne weiteres übergangen werden dürfen. 
Mit umfangreichem ftatiftiihem Materiale ſucht man darzuthun, daß z. B. bie 
Welternte in Weizen, Roggen, Hafer, Gerfte, Mais, Kaffee, Baummolle und 
der Jahresdurchſchnittspreis an hervorragenden Handelspläßen für die genannten 
Artikel nicht mit einander in Einklang gebracht werden fünnen, letterer ſich daher 
von der Produktion ziemlich unabhängig erweift. Der Preis joll ſich daher in 
einer recht bedenflichen Weile von den realen Verhältniſſen zwiichen Produktion 
und Konjumtion frei gemacht haben, wie auch eine immer weiter fortichreitende 
Loderung des Zufammenhanges der Preife mit dem Angebot und der Nachfrage 
in Ware ftattfindet. Auch jollen die einmal heruntergegangenen Preiſe ſich nicht 
wieder bejjern fönnen, wie auch bei günftigen Gelegenheiten Ware eingeführt 
wird, ganz ohne Rückſicht, ob im Inlande genügend Ware vorhanden iſt oder 
nicht. Natürlich ift an allem der Handel ſchuld und im letter Inſtanz der 
Terminhandel. Derartige Nachweilungen, die fih, in Zabellenform gebracht, 
recht hübich auf dem Papiere ausnehmen, leiden an jo jchwerwiegenden metho= 
dologijhen Fehlern, daß ihnen irgend weldhe Beweiskraft nicht innemwohnt. 
Denn wenn ich zwei Zahlenreihen (Produktion, bezw. Verbrauch und Preis) 
einander gegenüberitelle und die Schwankungen der eriten Reihe ehren in der 
zweiten nicht in gleichem Grade oder wohl gar in umgefehrtem Verhältniſſe 
wieder, jo ift damit in feiner Weife bewiejen, daß der Preis ſich von Produktion und 
Konjumtion emanzipiert hat, und Angebot und Nachfrage nicht mehr als grund: 
legende Faktoren der Preisbildung erjcheinen. Wenn aud) das Angebot wejentlic) 
von der Jahresproduktion abhängig ift, fo ift letztere doch nicht allein ausichlag- 
gebend; denn es muß 3.8. feitgeftellt werden, wie viel dem Angebote durd) 
Einlagerung entzogen wird, wie jich der Abflug an Ware nad) dem Auslande 
geftaltet, welch ein Quantum, anftatt auf den Markt gebracht zu werden, in der 
eigenen Wirtſchaft verwendet 3. B. verfüttert oder zu Fabrikaten umgewandelt 
wird. Hätte man wirklich eine genaue Produktionsziffer — bis jet kommen nur 
approrimative Schäßungen in Frage, da der größte Teil der Grundbeiiger oder 
Pächter Bücher entweder gar nicht oder nicht mit der erforderlichen Genauigkeit 
führt —, jo müßten für jedes Jahr dieje genannten Erjceinungen und nod) 
vieled andere in Berechnung gezogen werden, um die wirklid für den Markt 
verfügbare Menge feitzuftellen. Sodann fann man nicht erwarten, daß ſich nur 
der Preis analog diefen Mengen geftaltet, jondern er ift außer vom Angebote 
aud von der Nachfrage abhängig. ES müſſen nunmehr alle Momente heran: 
gezogen werden, welche die Nachfrage beeinfluffen, jo bezüglich des Brotgetreides 
die geſamte wirtjchaftliche Lage, die Abjatmöglichkeit aller indujtriellen und 
gewerblichen Waren im In- und Auslande, die Beihäftigung der Arbeitermafien, 
die durchſchnittlichen Lohnverhältniſſe jeden Jahres, von denen der Konjum in 
weientlicher Hinficht abhängt. Ferner fommt zur Erwägung, durd) welche andere 
Artikel der bezügliche Gegenftand verdrängt oder durd die Nachfrage nach ihm 
beichränft werden kann, jo 3. B. vermindert fich bei ftarfer Kartoffelernte und 

') Die Wiſſenſchaft ift frei und unabhängig. Sobald das objektive Forſchen aufhört 
und die Wiſſenſchaft ſich im den Dienjt einer Partei ftellt, ift fie feine Wiſſenſchaft mehr, 
ſondern Tendenz oder Parteiboftrin. 
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billigem Stande der Kartoffeln, noch dazu bei reichlihem Häringsfange der Ver: 
brauch an Brot und Mehl immer ganz bedeutend, wie jeder Großmüller auf 
Grund ihm unliebjamer Erjcheinungen bejtätigen wird. Hierbei fallen oft der großen 
Menge ganz unwichtig ericheinende Dinge erheblich ins Gewicht. So fteht e8 3.2. 
als Erfahrungsthatiadhe feſt, daß bei einer reichlichen Obfternte und bei billigen 
Preijen für Obſt der Getreideverbraudy nicht unmefentlid abnimmt. In Bezug 
auf die Nachfrage ftehen daher Dinge in Korrelation, welche äußerlich anjcheinend 
nichts mit einander zu jchaffen haben. Die Nachfragebeichränfungen, melde 
dur das Angebot eines Artikels in Betreff eines andern hervorgerufen werben, 
find bis jeßt viel zu wenig erforiht. Die Praris weiß mit ihnen zu rechnen, 
aber die Wilfenichaft hat ſich bisher mit ihnen faſt gar nicht befaßt. Alle dieie 
Momente mühten nun hervorgeſucht und ihre Wirkung auf die Nachfrage feft: 
geitellt und nun mit den Preistabellen in Beziehung gebracht werden, jo würde 
fi) in den meiften Fällen ein ganz anderes Bild zeigen, als bei der mechanijchen 
Aneinanderreihung zweier Zahlenreihen, welche ohne Berüdfichtigung der an: 
gedeuteten Momente faum etwas mit einander zu jchaffen haben. 

- Wir fönnen daher joldhe methodologiſch falſchen Tabellennachweiſe ruhig 
verlaffen. Aus ihnen kann irgend etwas Belaftendes für den Handel oder den 
Zerminhandel nicht hervorgehen, zumal die gleichen oder ähnlichen Erſcheinungen 
bei Artikeln wie Kartoffeln und Gerfte, jogar bei Häringen und Schmalz zu Tage 
treten, ebenjo wie bei Weizen, Roggen, Hafer, Mais, in welchen zur Zeit ein 
Zerminhandel, wenn auch nicht in Deutichland, ftattfindet. Auch ift es falſch, zu 
behaupten, daß eine Einfuhr ohne Rückſicht auf die im Inlande vor: 
bandene Menge jtattfindet, - wenn eine günftige Gelegenheit ſich offenbart. 
Wann findel eine günftige Gelegenheit ftatt? Wenn die Preisverhältniffe die 
Einfuhr lohnend erjcheinen laſſen und eine fofortige Sicherung durdy Termin: 
verfauf ermöglichen. Wann ift ſolches wiederum möglih? Wenn die Meinung 
über den Artikel günftig ift, und ſoweit eine ftärfere Nachfrage gegenüber gerin: 
erem Angebote zu erwarten jteht, der Bedarf einer Steigerung ausgelegt if. 
ann {ft jolches der Fall? Wenn die Inlandsvorräte nicht ausreichend er: 
icheinen, demnach eine Einfuhr erforderlich ift. Die agrariiche Logik leidet daher 
bei obigem Ruhland'ſchem Satze völlig Schiffbruch und die Behauptung zehrt 
ſich jelbit auf.) — 

Ein weiterer dur die Statiftif ſtark geftügter Einwand liegt nun in dem 
Nachweiſe, daß die Effektivumſätze im Terminhandel verhältnismäßig gering, die 
„reinen Differenzgeichäfte" dagegen ein Wielfaches jener ausmachen. Die Größe 
und der Umfang der Differenzgeichäfte überragen den Umſatz in wirklicher Ware 
in ganz gewaltigen Proportionen, weshalb die Preisbildung für effektive Ware 
von dem Differenzipiel beherricht wird. Solches tritt am ftärkften an den Termin: 
börjen der Vereinigten Staaten von Amerika zu Tage. So joll nad) Ruhland im 
genannten Staatenbunde zu einer beftimmten Zeit die Maisernte 1936 Millionen 
Buſhels betragen haben, von denen 39 Millionen nad) New-York verjandt wurden. 
Es wurden indeflen für 339 Millionen Termingeichäfte abgeichloffen. Das Ber: 
hältnis der Terminumjäße zu denen in wirklicher Ware war demnad) minbeitens 
wie 8:1. Bon 1885 bis 1890 wurden 162 Millionen Buſhels Weizen nad) New: 
HYork verfrachtet. An der Börje wurden umgejegt 8582 Millionen Bufhels. Das 


1) Ruhland, Dr. Gujtav, Zur Aufhebung der Blancotermingejhäfte in Getreide. 
Berlin 1396. ©. 21. 
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Verhältnis war demnad wie 1:53. An Baumwolle wurden produziert 1892/93 
6 700 000 Ballen, in New-York umgejegt 60900 000 Ballen: Verhältnis wie 
1:9. In Kaffee wurden vom September bi8 Dezember 1888 in Hamburg 
erpediert 412 000 Sad, an der Liquidationskajfe umgejeßt 8 776 000 Sad: 
Verhältnis wie 1:21; desgleichen in den Monaten Januar bi8 April 1889 
87000 Sad, umgejeßt 2 161 000 Sad: Verhältnis wie 1:24. Dergleichen 
Beiſpiele ließen fic leicht häufen. Was beweifen fie nıın? Daß derjenige, welcher fie 
ins Feld führt, in jeinem naiven Gemüte fein Verftändnis vom Wejen des 
Handels und feiner angeblichen Entwidelung befigt. Wenn nämlich ein Bankier 
ein Kapital von 3 Millionen ME. befigt und dieſes einmal während des Jahres 
umjegt, jo hat er in diefem Zeitraume nur für die genannte Summe Gejchäfte 
abgeſchloſſen und realisiert. gr er aber jein Kapital 25mal um, jo beträgt 
die Summe jeiner Geſchäfte 75 Millionen Mt. Da er nur jedesmal 3 Millionen 
umjeßt und für dieſe Dedung hat, ift die Solidität des Geſchäftes in nichts 
gegen früher verändert. Die Leichtigkeit des Umjates bewirkt aber, daß er 
ſich jest mit einem geringen Nuten begnügen fann, um Zins und Unter: 
nehmergewinn in entiprechender Höhe zu erlangen, während er beim einmaligen 
Umſatze einen ungewöhnlich hohen Gewinn zu erzielen beftrebt jein mußte, um 
nur jeine Koften zu deden. Beide Teile haben jonad) einen Nugen, fein Publitum, 
weil es mit geringen Geſchäftsunkoſten belaftet wird, und er jelbit, weil es für 
ihn leichter wird, einen angemefjenen Unternehmergewinn zu erlangen. Die 
Borftellung, daß der Bankier 72 Millionen über jein Vermögen hinaus jpe- 
fuliert, ift grundfalih. Er kann vielmehr jein Kapital mit Fug und Recht jo 
oft umjegen, als die geichäftlichen Verhältniſſe ihm ſolches erlauben. Um ein 
pofitives Beijpiel zu bringen, verweilen wir auf die Centralgenoſſenſchaftskaſſe 
zu Berlin, welche am 1. Vktober 1895 ind Leben getreten iſt und bereits im 
Jahre 1900/01 einen Umjat von über 4 Milliarden ME. erzielt hat. Da ihr 
Grundkapital 50 Millionen ME. beträgt, jo ift dasjelbe von ihr 8Omal um: 
gejeßt worden, was nad) jeder Richtung ein Zeichen für die Lebhaftigfeit des 
Verkehrs und ein jchlagender Beweis für das Bedürfnis der Kaſſe ilt. 

In gleicher Weile verfehlt ift e8 nun, im Terminhandel anzunehmen, daß 
nur bei denjenigen Geichäften, bei welchen endgültig effektive Lieferung jtatt- 
findet, ein „legitimer” Verfehr beiteht, während die übrigen ſämtlich „reine 
Differenzgeichäfte" find. Sole Annahme wäre vollftändig falih! Denn 
es wird im Zerminhandel nicht bloß mit Papier gehandelt, jondern die Ueber: 
tragung des Kündigungsicheines repräfentiert Uebertragung effektiver Ware, die 
thatjähhlid) vorhanden jein muß, wie ja jeder Kaufmann, welcher ein Termin: 
geihäft eingegangen ift, worauf immer wieder verwiejen werden muß, ujancen- 
mäßig Lieferung effektiver Ware verlangen kann. Sollten daher thatſächlich in 
Kaffee 400 000 Sad innerhalb einer beitimmten Zeit angedient werden, während 
in Wirklichkeit bei der Liquidationskaffe 8 Millionen Sad gehandelt worden 
find, jo bat eine 2Omalige Veräußerung diefer Maſſe ſich vollzogen, die nicht 
nur ohne weiteres nicht verwerflich ift, ſondern von der Lebhaftigkeit des Umſatzes 
und Leichtigkeit des Verkehrs ein beredtes Zeugnis ablegt und die Vorzüge des 
Zerminhandel3 erhöht, indem u. a. für eine beffere Preisbildung gelorgt und 
die Verſicherungsmöglichkeit verftärkt wird, weil die Preisihwantungen vom An- 
faufe im Auslande bis zur Andienung der Ware bekanntlich auf eine große 
Menge von Schultern verteilt werden und das Riſiko ſich für jeden einzelnen 
außerordentlich vermindert. Größere Zufuhren ftrömen dem Markte zu und 

Annalen bed Deutfhen Reichs. 1902, 38 
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zahlreihere Kaufaufträge treffen dort ein: die wirtichaftliche Entwidelung wird 
gehoben. Hierzu tragen nicht allein diejenigen Termingeſchäfte bei, bei denen 
Effektiverfüllung in die Ericheinung tritt, fondern auch diejenigen, welche durch 
Begleihung der Preisdifferenz erledigt werden. Der volfswirtichaftliche Nugen 
derielben fann daher nicht beitritten werden, zumal der vervielfadhte Umſatz jtets 
die Garantie bietet, für jeden Auftrag einen Kontrahenten zu finden. Nad) dem 
Gelege der großen Zahlen gleichen ſich Käufer und Verkäufer ziemlich vollitändig 
aus, wodurch die Börſe eine größere jelbitändige Bedeutung erlangt. Der 
Zerminhandel ift als das Schwungrad anzujehen, welches für den Verkehr den 
toten Punkt überwindet. Was man demnach als einen Nachteil des Termin: 
handels perhorreszieren will, ift, handelstechniſch richtig erfaßt, jein großer Vor: 
zug und liegt in jeinem Weſen begründet. Eine Krähminfeliade kann ihm dies 
nur als eine Sünde vorhalten. 


Da nun reine Differenzgeihälte an der Börje nicht vorfommen und nicht 
vorkommen fönnen, weil die Börfenujancen dergleichen verhindern, jo kann aud) 
die effeftive Ware von diefem Terminhandel nicht beherricht werden, oder doc) 
nur inſoweit, als ſich auch beim Locoumſatze die Preisbildung normaler als ſonſt 
geitalten muß. 


Wenn num gar aus den 10fachen Umſätzen der Warenmengen, welde realiter 
vorhanden find, auf ein Fortbeſtehen des reinen Differenzgeichäftes trog der Ans 
wendung der Börſenuſancen auf effektive Lieferung geſchloſſen wird, jo zeugt eine 
ſolche Behauptung von einem recht mangelhaften Berjtändnis der kaufmänniſchen 
Technik der Gegenwart, und der Schluß, es müflen extra protocollum münd— 
liche Nebenabreden bejtehen, welche nur zur Zahlung der Differenz verpflichten, 
fann allein hieraus jeine Erklärung finden. ') 


Es ijt ferner das jogen. Anftellungsgeihäft als den ZTerminhandel 
ftarf belaftend ins Feld geführt worden. Worin beitand vor der Geltung des 
jegigen Börjengejeßes das Anftellungsgeichäft ?°) Der Börjenfaufmann jandte 
nad Schluß der Börſe meiftens auf Grund ber Schlußkurſe beitimmte Angebote 
an jeine Geichäftsfreunde in der Provinz mit der Bedingung, daß dieſe bis zum 
nächſten Mittage 12 Uhr drahtlich zu den namhaft gemachten Preijen nad) 
ihrer Wahl entweder kaufen oder verkaufen konnten. Derartige Anftellungen ſind 
nichts Ungewöhnliches im geſchäftlichen Verkehre und kommen in allen Branchen 
vor, weshalb ſie nicht als etwas dem Terminhandel ſpezifiſch Anhaftendes an: 
gejehen werden fünnen. Der Kaufmann ift ftet3 Käufer und Verkäufer in einer 
Berjon, und wenn in unjerem Falle aud) das Angebot zum Ausjuchen, dem: 
nad als Geld oder Brief galt, jo kommt ſolches auch außerhalb der Börſe vor 
und entjpricht lediglich entwidelteren Geſchäftsverhältniſſen. Selbit die befriitete 
Form diejer Gejchäfte ſtempelte fie nicht zu Termingeihäften, jondern allein die 
Aufhebung des individuellen Charakters und Unterftellung unter die für den 
Terminhandel beitehenden Börjenufancen. In den meilten Fällen waren Briei: 
oder Geldkurſe wohl identiich, während zu Zeiten lebhafteren Geichäftsver: 
fehres beftimmte Spannungen zwijchen ihnen zum Vorſcheine kamen, indem die 
Verkaufsnotiz naturgemäß ſich höher ftellte als die Kaufnotiz. Nach den Ver: 


1) Leiſ, as und Differenzklaufel, in Conrad's Jahrbüchern der Natio— 
nalöfonomie Bd. LVI ©. 

?) Dal. hass ut und Lilienthal 2, Zum Zerminhandel an der Berliner 
ProdufteneBörfe, Berlin 1892 ©. 14 ff. 
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einbarungen waren die Anftellungsgeichäfte provifionspflichtig. Ihre Vor: 
ausjegung war die effeftive Erfüllung. Wurde diejelbe jeitend der Provinz- 
kunden nicht beabjichtigt, jo konnten die notwendig folgenden Dedungsgeichäfte 
nicht nach den vorliegenden Anftellungen ausgeführt werden, jondern es mußte 
ein Kommilfionsauftrag erteilt werden, welcher indejlen nicht proviſions— 
pflichtig war. 

Vom wirtichaftlihen und rechtlichen Standpunkte läßt fid) gegen dieje Anz 
ftellungsgeihälte nur wenig erinnern. Es fann bei ‚ihnen von Kommiſſions⸗ 
geſchäften, welche durch Selbſteintritt erledigt wurden, zwar nicht die Rede ſein; 
denn das Charakteriſtikum dieſer Geſchäfte, gewerbsmäßiger Kauf oder Verkauf von 
Waren in eigenem Namen für Rechnung anderer ($ 385 H.G. B.), war bei den 
Anjtellungsgeichäften nicht vorhanden. Der Börjenkommilfionär, welcher letztere 
ausführte. wurde zum Eigenhändler, welcher auf eigene Rechnung und Gefahr in 
eigenem Namen die Offerten hinausgab, wodurch deſſen Riſiko ſich außerordentlicd) 
vergrößerte. Artikel 376 des Allgem. d. Handelsgeſetzbuches (jet 3 403 9.6.8.) 
fonnte in diefem Falle feine Anwendung finden, weshalb auch gejeglich kaum 
ein Recht vorlag, den Provinzkunden die beim Selbiteintritte übliche Provifion zu 
berechnen. Wenn man, um die Provifion theoretiih zu vetten, dieſe als eine 
eigentümliche Beredynung des Kaufpreiſes, als einen Zuichlag zu den Börſen— 
kurſen, welcher durch das Rifiko der feſten Anftellungen mehr als gerechtfertigt wurde 
hingeſtellt hat, jo it diefe Rechtfertigung wohl nicht durchſchlagend, weil geſetzlich 
niemand, der in eigenem Namen und für eigene Rechnung Geichäfte abſchließt. 
dem Kontrahenten weitere Speſen als die vereinbarten Preiſe aufbürden kann.) 
Da die fraglichen Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches dispoſitiver Natur ſind, ſo 
kann jedoch durch Vertrag die Proviſion ohne weiteres unanfechtbar geſtellt werden. 
Will der Anſtellende für ſein größeres Riſiko irgend eine Entſchädigung erlangen, ſo 
vermag er ſolche auch im Kaufpreiſe zum Ausdrucke zu bringen. Die Proviſion da— 
mit zu begründen, daß das folgende Deckungsgeſchäft proviſionsfrei iſt, erſcheint 
nicht gut angängig; denn wenn in dieſem Falle der Händler in die Eigenſchaft des 
Kommiſſionärs zurücktritt, ſo kann er doch nur für dieſes Deckungsgeſchäft Proviſion 
beanſpruchen. Falls er aber vertraglich hierauf verzichtet hat, ſo iſt es ohne Ver— 
einbarung nicht thunlich, ein völlig anderes Geſchäft mit dieſer Proviſion zu belaſten. 
Außerdem wurden die Anſtellungsgeſchaͤfte nicht regelmäßig durch Deckungsgeſchäfte 
erledigt. Weshalb war nun im Falle der nicht effektiven Erfüllung, ſondern der 
Deckung ein Kommiſſionsauftrag erforderlich und warum konnte keine einfache 
Kompenſation der eingegangenen Kauf- und Verkaufgeſchäfte auf Grund der 
Anſtellungen erfolgen? Ueber diefen Punkt jchweigt ſich die Litteratur aus, und 
ich) finde dieje Frage jogar nirgends aufgeworfen. An allen Liquidationskaſſen, 
Skontrierungsbureaus ꝛc. werden die eingegangenen Termingeſchäfte fompenfiert, 
weshalb hatte man beim Anftellungsgeichäfte nicht den gleichen Modus eingeführt 
und hielt hartnädig an der Abmwidelung zweier gänzlich verjchiedener rechtlicher 
Geſchäftsformen jeit? Der Börjenhändler würde hierdurch nämlich jein ohnehin 
hohes Rififo verdoppelt haben, deshalb wurde das Kompenſationsgeſchäft ohne 
jedes Rififo an der Börſe kommiſſionsweiſe zur Ausführung gebracht. Es liegt 
nahe, zu vermuten, daß in ſolchem Falle auch ohne Proviſion durch den ſogenannten 
Kursſqmitt eine Spekulation auf dem Rüden des Kommittenten ſtattfinden konnte, 


1 3 reit, James, Das ne bes Kommilfionärs nad) dem neuen Deutſchen 
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wodurd das Rififo des Anftellungsgeichäftes teilweiſe auögeglichen wurde. Wenn 
aud nicht geleugnet werden joll, daß in manden Fällen bei gewiſſenloſen Perſonen 
der Kursſchnitt zur Anwendung gekommen ſein mag, jo darf doch der Börſen— 
handel in jeiner Allgemeinheit hierdurch nicht im mindeften belaftet werden. Es 
kann daher auch der Kursſchnitt nicht als Erklärung für die Beibehaltung dieler 
zweifachen Geichäftsart bei ſolchen Börjenhändlern, welche den günftigeren 
Einkauf bezw. Verkauf ihren Kommittenten ordnungsmäßig zu Gute kommen 
ließen, angejehen werden. Als durchſchlagender Erflärungsgrund dürfte daher 
nur die Verringerung des Riſikos dienen. 

Welche wirtichaftlichen Folgen hatte nun das Anftellungsgeihäit? Sie 
liegen in der Gewinnung an Zeit und der glatten Abwidelung des Geſchäfts— 
verfehrs, aus meldyen beiden Faktoren ſich die Möglichkeit der Steigerung der 
Umſätze von jelbit ergibt. Wenn der Jmporteur das Angebot einer Dampfer: 
ladung von Getreide aus Amerifa oder Rußland hatte, brauchte er bei den 
vorliegenden Anftellungen nicht bis zum nädjiten Börſenkurſe zu warten, ob ein 
Sicherungsfauf und infolge deſſen die Acceptierung des Angebotes möglich war, 
jondern er konnte, falls die Anftellungen Rechnung ließen, ſofort die Annahme 
erklären. Sowohl ihm als jeinem Verkäufer wurden auf diefe Weile Mühe und 
Zeit erjpart und der Umſatz vollzog ſich in ſchlankerer Weile, als es durch den 
päteren Kommilfionsverfauf auf Zeit möglich geweſen wäre. Die gleichen Vorteile 
fonnten auch die Fabriken wegen ihrer Deckungskäufe für ihre Lieferungen bei 
Benutzung des Anftellungsgeichäftes id) zu eigen machen, wie auch das gleiche 
bei den Provinzhändlern der Fall war. Vom faufmänniichen Standpunkte aus 
betrachtet, kann es nicht geleugnet werden, daß mit dem Anftellungsgeihäfte eine 
weitere Entwidelung des Handelsverkehrs erreicht war und bieler beweglicher 
wurde, wenn auch nicht verfannt werden kann, daß der Spekulation der 
outsiders thatſächlich erheblich Vorſchub geleiftet werden fonnte. Wenn wir 
diejes aud als einen Vorzug nicht anzuerkennen vermögen, jo muß es dod als 
günstig angejehen werden, daß durch die feſten Anftellungen die Arbitrage erheblich 
erleichtert wurde, weshalb die preisausgleichende Tendenz der Märkte und Börſen 
verjchiedener Länder jtärfer ala beim einfadyen Terminhandel zum Ausdrude 
fommen mußte, wodurch wiederum ein größerer Verkehr in Waren die unaus- 
bleiblie Folge war. Privatwirtihaftlih hatte das Anftellungsgeihäft nicht 
unerbebliche Gefahren für die anftellende fyirma im Gefolge; denn eine vorherige 
Dedung war nicht möglich, weil man nie im voraus willen fonnte, mit welchen 
Mengen die Firma in Kauf oder Verkauf belajtet wurde. Die Möglichkeit, 
bei nachheriger Dedung außer der Provifion am Kurſe zu verdienen, war dem: 
nad) gegeben, weil eine Kompenjation der Geichäfte nur bis zu einem gewiſſen 
Grade ausführbar war; wie es auch nicht ausgeſchloſſen war, nicht unbeträdt: 
liche Verlufte zu erleiden, welche gewöhnlich bei lebhafter Preisbewegung und 
bei Einräumung großer Kredite an die Kunden nicht außblieben. Doch ift dieſes 
Sache jedes Einzelnen, und der Staat hat nicht das Recht, in ſeine wirtjchaft: 
en und vermögensrechtlichen Verhältniffe einzugreifen, falls nicht das Intereſſe 
der Gejamtheit e8 erforderlih madt. Kam nun Ddiejes beim Anftellungs- 
geihäfte nicht in Frage? Gewiß nicht in dem Maße, dab ein Einjchreiten 
überhaupt als gerechtfertigt angejehen werden konnte; denn die anftellende Firma, 
welche ihre Anftellungsbogen ihren Kunden oder ſonſtigen Perſonen übermittelte, 
that bekanntlich nichts anderes, als was jeder Kaufmann, Fabrikant oder Produzent 
auch thut, ſeine Offerten hinauszuſenden und zu den von ihm namhaft gemachten 
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Preifen Aufträge entgegenzunehmen. ‚Auch die Verwendung von Agenten und 
Reijenden zur Erlangung von Aufträgen kann nicht ohne weiteres als verwerflich 
angejehen werden, es ſei denn, daß im nicht zu billigender Weile durch An: 
wendung unerlaubter Mittel Perjonen zur Eingehung fraglicher Geſchäfte ver: 
leitet werden. Hier ift der Punkt gegeben, in welchem die Klagen über ein ges 
wiſſenloſes Agententum anfangen, greifbare Geftalt anzunehmen und das Allgemein: 
wohl einen Eingriff thunlich erjcheinen laſſen konnte. Hat doc) dieſes Agententum 
nicht allein viele outsiders zu Börjengeichäften verleitet und die Spekulation 
in Kreiſe getragen, welche von ihr jonft unberührt geblieben wären, jondern aud) 
ihre Auftraggeber aufs empfindlichite geihädigt, indem Aufträge ohne Unterſchied 
auch von unjoliden und unficheren Perſonen entgegengenommen wurden, lediglich 
zu dem Zwede, um an den zahlreichen Umſätzen den gemährleiiteten Prozentſatz der 
Provifion, der etwa "/s oder "Pa derjelben betrug, zu verdienen, aus welchem 
Grunde auch die Zubilligung weiterer Kredite an die Hunden eritrebt wurde. 
Dadurch zeigten ſich in der That ungejunde Verhältniffe, und das Börjengeieß 
hat in feinem $ 78 eine ſcharfe Strafbeitimmung erlaffen, durch welche die Ver: 
leitung zu Börjenipefulationsgeichäften mit Gefängnis und zugleich mit Gelditrafe 
bis zu 15000 Mark geahndet wird, wie aud) auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden fan: eine Beitimmung, welche in der That den 
angedeuteten Webelftänden mehr als ausreichend entgegenzuwirken im ſtande iſt, 
wenn dieje für den Getreideterminhandel mit deſſen Verbote nicht ein für alle: 
mal abgeichnitten worden wären. Tür den ZTerminhandel in Spiritus und 
Zuder bat ſich $ 78 B.G. als völlig genügend erwieſen, wie auch für den 
geſamten Effektenverfehr. Es liegt daher nicht der mindefte Grund vor, für 
den Getreideterminhandel das Gegenteil anzunehmen, falls derjelbe, was wegen 
jeiner volfswirtichaftlichen Bedeutung unumgänglich notwendig ift, wieder zur 
Einführung gelangt und die einjchlägigen Beitimmungen des Börſengeſetzes einer 
bahingehenden Korrektur unterworfen werden. Das Deranziehen unbefugter Per: 
fonen in die Börjenipefulation ift demgemäß injoweit abgejchnitten, als es mit 
ber Bethätigung der menjchlichen Willensfreiheit, der Entfaltung der individuellen 
Selbitbeitimmung der ‘Perjönlichkeit vereinbar iſt. Eine weitere unnötige Be: 
ichränfung der jogenannten Menjchenrechte kann nicht im Intereſſe des modernen 
Rechtöftaates liegen. Derjelbe hat vielmehr dahin zu wirken, daß die Seiten 
des Lebens, welche nicht vom Staate beherricht werden dürfen, ſondern der Per: 
fönlichfeit des Einzelnen und jeiner Familie freigegeben find, ſoweit es thunlich 
ericheint, verbreitert werden. 

Eine bedenkliche Seite des Terminhandels ift num vielfach in der Einwirkung 
auf die Preisgeftaltung in künſtlicher Weije gefunden worden. Wie bereits 
an einer anderen Stelle ausgeführt worden ift, gehört eine ftarfe geiftige Thätig- 
feit dazu, fich bezüglich der Marktlage fortgejegt auf dem Laufenden zu erhalten. 
Die entiprechenden Nachrichten gelangen von allen Seiten an die Börje und in 
Die Deffentlichfeit und werden zumeiſt telegraphiih über die ganze civilifierte 
Melt verbreitet. Es iſt dabei ganz natürlich, daß hierbei eine Menge Irrtümer 
über den Stand der Verhältniffe mit unterlaufen müſſen, weil objektiv ge: 
naue Angaben jelbft in Berichten offizieller Organe nicht immer zu erlangen 
und die bezüglichen VBerhältniffe auch thatſächlich in raſcher Wandelung begriffen 
find. So fann der Regen’ einer Nacht den Stand der Saaten in einem weiten 
Sändergebiete ſofort umwandeln und eine jtarfe Nachfrage zu einem Ueberangebote 
umjormen. Durchweg tft ein einzelner Berichterftatter nur über ein kleines 
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Gebiet genauer orientiert und muß ſich hierbei auch noch auf ihm vorliegende Be: 
richte verlafjen, die minder oder mehr jubjektiv gefärbt jein fünnen. Wie jehr jogar 
eine eraft verfahrende Regierung ſich täujchen kann, hat die Statiftif Preußens 
bezüglich der Ernteausfälle in den Winterjaaten im Frühjahre 1901 genugiam 
bewiefen. Man wird e8 der Börje oder den an ihr verfehrenden Perſonen 
nicht gleich als Kapitalverbrechen auslegen dürfen, falls etwa unrichtige Nad; 
richten über die wirtichaftliche Lage in öffentlichen Blättern auftauchen, zumal 
diejevon den wirklichen Intereſſenten recht bald einer Korrektur unterworfen werden. 
Außerdem dürfte im zwanzigiten Jahrhundert ein zeitungslefendes Publikum 
ziemlich ausreichend geichult jein, um Wahres vom Falſchem einigermaßen unter: 
icheiden zu können. Die Leichtgläubigen, welche auf jede nicht ausreichend be 
gründete Nachricht ſofort mit ihren Wermögensobjekten reagieren, dürften an 
Zahl doch wohl fortgejegt abnehmen. Dazu känn aud) nichts dagegen erinnert 
werden, daß der Geſchäftsmann Reklame für jein Geihäft madt. Die Reklame 
it erlaubt, und obgleich wohl fein Nationalöfonom ein freund einer allzu auf: 
dringlichen Reklame ift, jo wird doch niemand ihre Unentbehrlichkeit bejtreiten 
wollen. In betreff der Reklame fünnen wir von Nordamerika viel lernen und 
zwar nicht allein, wie man eine wirfiame Reklame madjt, jondern auch wie fie 
nicht gemacht werden joll und zwar aus ethiichen Motiven. Wenn nun 
Munf!) die Reklame auf dem Gebiete des Börjenverfehrs geradezu ald gemein: 
gefährlich bezeichnet, jo ift das eine grenzenloje Webertreibung, melde man am 
wenigſten bei einem jo jcharffinnigen Juristen erwarten jollte.) Nach genanntem 
Autor ſoll die Reklame von einer Anzahl von Bankiers derart betrieben werden, 
daß fie täglich Börjenberichte verjenden, die den Anjchein einer unparteiiichen 
und gründlichen Darftellung der Marktverhältniffe geben, in denen.aber veritedt 
oder offen Propaganda für beitimmte Werte gemacht wird, bei welchen fie 
ſelbſt intereiftert find. Das Publikum befigt nad) Munk meiftens die in Börſen— 
jachen erforderlichen Kenntniſſe nicht und folgt denen, welche ſich den Anjchein der 
Sachkunde geben, außerdem finden bei der Verbindung der Börjen diefe Gerüchte 
den weiteften Wiederhall. — So einfach) ift es dod) nicht, Leichtgläubige zu kapern, 
wie hier vorgeftellt wird. Der praftiiche Jurift fieht allerdings das wirtſchaft— 
liche Yeben mit anderen Augen an, als der Staatsmann, der praftiiche National: 
öfonom oder der Wirtichaitspolitifer.. Während diefe die gelamten Verhältniſſe 
überichauen und vornehmlid) den wirtichaftfichen Vorteil gegenüber dem wirt: 
ſchaftlichen Nachteil einer Maßnahme abwägen, lernt der praftiiche Jurift nur die 
Schattenjeiten des Wirtichaftslebens kennen, er operiert mit der Pathologie desjelben 
und PR immer zu jehr geneigt, die verhältnismäßig wenigen Krankheitsfälle welde 





ı Munf, Mißbräuche an den Börien, Berlin 1892, ©. 42, 

*) Die Motive zu dem Gejegentwurje zur Belämpfung bes unlauteren Wettbewerbes be 
merken über Reklame: „Die Reklame iſt ein im Geihäftsleben allgemein verbreitetes 
und als unentbehrlich geltendes Hilfsmittel zur Heranziehung von Kunden .... Die Ber 
mehrung der Verfehrömittel, mannigfache Erleichterungen in der Benußung derjelben, die 
wachſende Ausbreitung des Zeitungsweiens, die Entwidelung der polygraphiichen Gewerbe 
haben mit andern Umftänden zufammengewirft, um die Publizität geihäftlicher Ankündigungen 
zu erleichtern und hiermit deren Bedeutung für das Verkehrsleben zu erhöhen. | 

Solange die Reklame ji) innerhalb der durch die Anforderungen von Treu und Glauben 
gezogenen Grenzen bewegt, ift fein Grund vorhanden, ihr Hinderniffe in den Weg zu legen... 

Anders liegt die Sade, jobald die Retlame zur Woripiegelung unmwahrer Thatjaden 
greift. Sie hat alsdann nad der allgemeinen Rechtsauffaſſung wie auch nad den Anschauungen 
des Verkehrs die Grenze des Erlaubten überjchritten.“ 
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er jeziert hat, auf die Allgemeinheit zu übertragen und dieje durch jeine gefärbte 
Brille zu betrachten. Die Wirtichaftapolitif würde völlig falſche Wege einjchlagen, 
wollte jie von dieſem Gefichtspunfte aus ihre Maßnahmen treffen. Viele faliche 
geießgeberijche Arbeiten des legten Decenniums des 19. Jahrhunderts find ganz 
allein darauf zurüdzuführen, daß ein mangelnde volfswirtichaftliches Verftändnis 
mit Hilfe der pathologiichen Brille alle Schäden der Staatsmajchinerie aus: 
merzen wollte und bei jeder Kleinigkeit die Klinke der Gejeßgebung in die Hand 
nahm, um ein wenig Vorjehung zu jpielen. Die Herſtellung eines Gemäldes 
ohne Schatten ift jelbjt der Freilichtmalerei nicht gelungen, auch hat fie derartige 
Verſuche, als zu verftändig, wohl niemals angeftellt. Auf dem Gebiete der 
inneren Politik konnte man ſich aber nicht genug thun, den Staat ein Mädchen 
für alles werden zu laffen, indem man unaufhörlic; nad) Staatshilfe rief: ein 
Verfahren, das die facies hyppocratica bald am eigenen Leibe nicht mehr zu 
verdeden vermochte. Jede beftehende menjchliche Inftitution kann mißbräuchlich 
benugt werden, und jeden Mißbrauch abzumenden, Liegt nicht in der Macht 
irgend einer gejellichaftlihen Vereinigung bezw. des Staates. 

Wenn num durch ein falſches Gerücht ein weiter MWiederhall erwedt werben 
joll, jo kann e& wohl nur ein jolcher fein, der die Unrichtigkeit desjelben darthut, 
weil die Intereſſenten bald hervortreten, um nicht zutreffende Angaben richtig 
zu Stellen, und was die erforderlichen Kenntniffe in Börſenſachen betrifft, jo ift 
das Publitum in Geldiragen oft außerordentlih mißtrauiſch und folgt viel: 
fach lieber jeinen eigenen voreingenommenen Anihauungen, als den jachverftändigen 
Erwägungen jeines Kommiffionärs. Was find nun aber die Projpefte über 
Staatsanleihen, über die Emmiſſion von Aktien und jonftigen Effekten anders 
als Reklame, als eine Propaganda für ein beitimmtes Papier? Derartige 
Reklame hat man im Börjengejege nicht verhindert, jondern jogar zwangsweiſe 
durchgeführt ($ 38 Abi. 2 B.G.). Was allerdings jcharf zu verwerfen ift, ift 
die Anwendung von Mitteln, welche auf Täuſchung berechnet find, um be: 
trügeriihe Abfichten zu verwirklichen. Nah) $ 75 B.G. wird diefe Art be- 
trügeriicher Reklame mit Gefängnis und zugleich mit Geldftrafe bis zu 15000 M. 
beftraft, wobei noch die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte Pla greifen 
kann. Indem diefe den Art. 249d des Allg. d. Handelsgeſetzbuches erſetzende 
Strafbeſtimmung die wiſſentlich unrichtigen Angaben in Proſpekten oder in öffent— 
lichen Kundgebungen, durch welche die Zeichnung oder der Ankauf bezw. der 
Verkauf von Wertpapieren herbeigeführt werden ſoll, gleichfalls bedroht, ſind wohl 
jelbit für den ſtärkſten Zweifler genügende Kautelen gegen betrügeriſche Reklame 
geſchaffen worden, zumal wenn man noch $ 76 B.G. mit in Betracht zieht, 
durch welchen auch die unlautere Benügung der Prejfe mit jcharfen und völlig 
geredhtjertigten Strafen geahndet wird. Hiermit aber noch nicht genug, hat das 
Ehrengeriht in $ 10 B. G. eine mächtige Handhabe, um diejenigen Börfen- 
beiuher zur Verantwortung zu ziehen, welche ic) eine mit der Ehre oder dem 
Anipruche auf faufmännifches Vertrauen nicht zu vereinbarende Handlung haben 
zu ſchulden fommen laffen. Diefe Standeövertretung der Kaufmannidaft hat 
es ſonach in der Hand, auch ſolche Fälle zu fallen, auf welche die SS 75 und 
76 8.6. noch feine Anwendung finden fünnen. Zum dritten bietet auch das Geſetz 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes in den SS 1 und 4 Handhaben, 
um die Reklame, welche zur Voripiegelung unwahrer Thatſachen greift, zu treffen. 

Es jind daher gejegliche Mittel in ausreichendem Maße vorhanden, um 
der fünftlichen Einwirkung auf die Preisgeftaltung, der Verbreitung von um: 
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wahren Gerüchten jowie der unerlaubten Reklame wirkfiam zu begegnen. Dieler 
von den Gegnern bed Terminhandels in nicht endenzumollender Breite vorgeführte 
Einwand ift jomit gleichfalls gefallen und kann ferner wohl nicht mehr in be 
gründeter Weile gegen ihn geltend gemacht werden. 

In gleicher Art wohnt den Beichwerden, welche früher gegen die Preis: 
feftftellung an ber Berliner Börfe von verichiedenen nicht immer börjenfeindlichen 
Seiten erhoben worden find,”) eine Bedeutung nicht mehr inne, weil durch 
das Börfengefeß vom 22. Juni 1896 eine völlige Ummälzung der Preiseftftellung 
an den Börjen, ſowie des Maklerwejens hervorgerufen worden ift. Die früheren 
Klagen, denen zum Teile eine Berechtigung innegewohnt haben mag, können nicht 
mehr im Ernfte erhoben werden, jondern es dürfte zu prüfen fein, wie jich die 
neuen geſetzlichen Beftimmungen und Anordnungen der Verwaltung bewährt 
haben und ob ſich vielleicht bei ihnen aud; Mängel zeigen. In Bezug auf den 
Getreideterminhandel ift nun eine ſolche Prüfung ausgeſchloſſen, weil derjelbe 
überhaupt nicht befteht, weshalb aud) die Beitimmungen der $$ 29 bis 35 B.G. 
auf ıhn eine Anwendung nicht haben finden können. Das an der. wiederher: 
geitellten Berliner Produkten-Börſe eingeführte handelsrechtliche Lieferungsgeihäft 
auf Zeit iſt weder nach ſeiner rechtlichen Form noch nach ſeinem materiellen 
Inhalte ein Termingeſchäft, weshalb es in ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung nicht 
mit dieſem verglichen werden kann, wie es auch dieſes zu erſetzen nicht im ſtande 
iſt. Nur von ſeichten Köpfen, welche weder die rechtliche, noch die volkswirtſchaft— 
liche Seite beider Geihäftsarten zu erfaſſen vermögen, werden fie öfters für identiſch 
gehalten, welche Anficht ſich leider hie und da bis in die wifjenjchaftliche Literatur 
verfteigt. Hierzu gejellen ſich leicht wenig günftige Urteile über den Termin— 
handel an Börien, wie ja ein jugendliches Drängertum rajd fertig mit dem 
Worte ift. Der wadere Michaelis hat indeijen ihon bemerkt, daß das Halb: 
willen, welches die Zwede einer Konſtitution nicht ſieht, oder nur die Nachteile, 
aber nicht die Vorteile zu erkennen im ſtande iſt, ſich abſprechend verhält. Der 
ernite Volkswirt ift — a in der Verwerfung eines Vorganges des 
freien Spieles der Kräft e, weil die wirtſchaftlichen Geſetze an ſich ſchon 
das Unnütze ſcharf ausſcheiden.“) 


V. Volkswirtſchaftliche Vorzüge des Terminhandels. 


Während wir im vorſtehenden die hauptſächlichſten Beſchwerden und An: 
griffe gegen den Terminhandel zu unterjuchen uns bemüht haben, ift uns nicht 
nur die Nichtigkeit der meiften Anklagepunkte entgegengetreten, jondern es find 
uns viele- Vorzüge desjelben bereits Elar geworden. Auch hat es ſich gezeigt, 
daß in Wahrheit manches, was von einer börſenfeindlichen Seite als ein Nachteil 
dargeſtellt wurde, ſich thatſächlich als ein Vorzug erwies, wie auch viele Klagen 
lediglich aus mangelhafter Kenntnis des Terminhandels reſultieren. Im Nach— 
ſtehenden ſollen nun in kurzen Zügen außer dem bereits Angeführten volks— 
wirtihaftlihe Vorzüge des Terminhandels beleuchtet werden. 

Das Termingeichäft it ein Gattungsgeichäft, es wurzelt in der Fungibilität 
der Waren und Effekten; in nicht vertretbaren Artikeln oder Werten ift ein 





) Munk, Mibbräude an den Börjen, Berlin 1892, S. 45. Grünwald und 

Silienthal, Zum Zerminbandel an der Berliner Produften-Börfe, Berlin 1892, S. 26 fi. 

) Bol. Michaelis, Otto, Die wirtihaftlihe Rolle des Spefulationshandels, in der 
Siertellahreigrift für Vollswiriſchaft und Kulturgeſchichte, IV. Bb., ©. 130 ff. 
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Terminhandel nicht möglih. Dazu müſſen die Objekte des Terminhandels in 
jo großen Mengen vorhanden jein, daß fie anderer IImlaufsmittel bedürfen, als 
ſolche Objekte, welhe nur in geringen Mengen Gegenitand des Handels bilden 
fönnen. Letztere find für den Terminhandel nicht geeignet, weil eine einjeitig 
hervortretende Nachfrage bezw. ein ſolches Angebot bei der Slleinheit der umlaufenden 
Mengen allerdings im ftande ift, den Marktverkehr zu beherrichen und die 
Preisbildung eigenmächtig zu beeinfluffen. Ein ganz bejonderes Bedürfnis nad) 
Einführung des Terminhandels befteht jedoch, für diejenigen Waren und Produfte, 
welche, wie bereit! berührt, unter jedem Himmelsſtriche nur einmal im Jahre 
erzeugt oder geerntet werden. Für fie iſt nicht nur ein räumlicher, Jondern auch 
ein zeitlicher Ausgleich von Angebot und Nachfrage ein dringendes Bedürfnis, 
weshalb ſich auch 3. B. für Getreide der Terminhandel an faſt allen bedeutenden 
Börjenpläßgen herausgebildet hat. Soweit e3 ſich um Produkte Handelt, bilden 
die Gegenftände des internationalen Großhandel, falls fie ſich dem Charakter 
einer Gattungsware möglichit nähern, zugleid die Objekte des Terminhandels, 
weshalb auch diefem ein internationaler Zug innewohnt, wie er aud) nur im 
Großhandel möglih iſt. Man hat daher nicht mit Unrecht den Terminhandel 
ala „die charakteriftiiche Gejchäftsform des Welthandels“ bezeichnet, aus deſſen 
Bedürfniffen er hervorgegangen und deſſen Bedürfniffen er angepaßt it.) Die, 
Vorausjegung de3 Terminhandels bilden die Güter, welche eines lebhaften 
Umjaßes im Großhandel ſich erfreuen und fortgejegt in erheblichen Mengen 
auf den Markt gebracht werden. In diejen natürlichen Entwidelungsproze kann 
indejjen das Großfapital ftörend eingreifen, und jo zum Schaden weiter Volks— 
freife, ja großer Staaten wie ganzer Kontinente wirfen, wenn es, wie es 3.8. 
beim Petroleum der Fall gewejen ift, den Artikel völlig monopolifiert. Die 
Folge hiervon war das Aufhören des Terminhandels in dieſem Gegenitande, 
womit auch die preißaußgleichende Tendenz in Wegfall geriet und die KRonjumenten 
fait von einem einzigen Willen abhängig gemadt wurden, jo daß in jedem 
Augenblicke die rückſichtsloſeſte Ausnügung der in einer Hand vereinigten Macht: 
mittel zu befürchten jteht. Indem der Zerminhandel ſonach fürdernd auf die 
Volkswirtſchaft eines Landes einwirkt, find die Folgen der fünftlichen Ausichaltung 
desjelben hemmende und direkt jchädigende. 

Während die Termingeihäfte mit Ausnahme dev Vereinbarung der Preiſe 
der Individualität gänzlih ermangeln und in betreff des Gegenitandes eine 
völlige Vertretbarkeit zur Durchführung gelangt, find die Träger diejer Geichäfte, 
die Kontrahenten, individuelle Berjönlichkeiten, deren gegenjeitige Geſchäfts— 
beziehungen auf Treu und Glauben bafieren. Bei weiterer Entwidelung und 
namentlid bei Schaffung von komplizierten Eimrichtungen zur Erleichterung und 
Abwidelung der Termingeſchäfte wird auch die Perjönlichkeit der Individualität 
entkleidet, auch fie wird „fungibel“ gemacht. Bei den Liquidationsfaffen, welche 
dem ZTerminfäufer oder Verkäufer die reelle Abwidelung des eingegangenen 
Geichäftes garantieren, iſt nämlich die Perſon des Gegenfontrahenten ziemlich gleich— 
gültig geworden, die Liquidationskaſſe hat ihm die Sorge für die Kreditwürdigfeit 
desielben abgenommen. Die Liquidationsfaffen, Liquidationsvereine und ähnliche 
Einrihtungen bilden jedoch feine notwendige Ergänzung des Zerminhandels, aus 
welhem Grunde aud) viele größere Börjen ohne ſolche ausgekommen find, wie z. B. 
die Berliner, an welcher im Produktenverkehre die eingegangenen Geſchäfte lediglich 
durch das im Eingange bezeichnete Verfahren zur Abwidelung gelangten. 


) Mund a.a.O,, S. 5. 
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Die Liquidationsfaffen find jonad) nicht abſolut notwendige, aber durdjaus 
berechtigte Fortbildungen des Börjenorganismus, welche }peziell für den Termin: 
handel geichaffen worden find. infolge der befannten Vorgänge auf dem 
Kaffeemarkte in Hamburg im Jahre 1888 hat man gegen die Liquidations 
fajjen im allgemeinen heftige Anklagen geführt und ihre Notwendigkeit oder 
gar ihre Nüßlichfeit beftritten. In diefer Sache ift es gegangen mie jtet3, wenn 
von der Börſe ſeitens urteilslofer Perjonen die Rede ift, man will das Kind 
mit dem Bade ausjchütten. Wie bei dem Zerminhandel überhaupt, wuchert 
auch hier mit dem goldenen Weizen Unkraut empor, und es muß der Weiter: 
entwidelung zur Pflicht gemacht werden, das Tyrudjtield zu jäubern und das 
Unfraut auszujäten. Wie der Terminhandel nad Vornahme aller Anklagen 
und Beihuldigungen alljeitig ala eine durchaus berechtigte und notwendige “Fort: 
bildung des Börjenverfehrs, als ein integrierendes Inſtrument des Welthandels 
anerkannt werden mußte, jo ähnlich ift e8 auch mit der Einrichtung der Liqui: 
dationskaſſen, die als eine berechtigte Einrichtung der Börſe jelbit durh $ 1 B.G. 
betätigt worden find. Zwar müſſen bei einer jolchen Neueinrihtung Erfahrungen 
gejammelt werden, und vollfommene Einrichtungen jpringen nicht ohne weiteres 
aus dem Nichts hervor. Wo ſich daher derartige Neuſchöpfungen ala beijerungs: 
bedürftig ermeijen, ift ohne weiteres die beijernde Hand anzulegen, und es jind 
die Einrichtungen jo zu geitalten, damit eine Schädigung nad) feiner Seite ein: 
treten kann. Welche Forderungen wurden deshalb von fachmänniſcher Seite an 
die Hamburger Liquidationskaffe gerichtet ? Das Aktienkapital zu erhöhen, größere 
Einſchüſſe zu verlangen, ferner Ausſchluß des Selbfteintrittes der Makler in die 
Kontrafte und Nichtbeteiligung der Mitglieder des Auffichtsrates der Kaſſe am 
Termingeſchäfte. Obgleich es in betreff des letzten Punktes ſchwer ift, Auffichtsrats: 
mitglieder mit der erforderlichen Sachkenntnis zu erhalten, dürfte es zmedent: 
iprechend jein, der Anforderung bei der jedesmaligen Wahl der Mitglieder des 
Auffichtsrates nad) Möglichkeit zu entiprechen. Außerdem find die hauptſächlichſten 
berechtigten Beichwerdepunfte erledigt worden und die Kaſſe beiteht anderthalb 
Jahrzehnte hindurch und junftioniert, troßdem fie eine private Erwerbsgeſellſchaft 
iſt und ſein muß, nach dem verwerflichen Kaffee-Corner zur allſeitigen Zufrieden⸗ 
heit, wobei Klagen eine Stelle ferner nicht gefunden haben. Die Kaſſe ſoll 
beſtrebt ſein, ihren Aktionären eine Dividende zu gewähren, weshalb ſie Provi— 
ſionen bezw. flüſſige Mittel erlangen muß. Hierin liegt ein großer Vorzug 
einer rein privaten Einrichtung, ſtatt einer öffentlich-rechtlichen, welche auch die 
im $ 2 der Statuten ausgeſprochene Garantie nicht zu übernehmen im ſtande 
jein würde. Die private Kaſſe hat mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geichälts: 
mannes darauf zu achten, wes Geiſtes Kind ihr Kunde ift, da fie die volle 
Garantie für die Verpflichtungen übernimmt, und fie hat ſich von vornherein 
durch hohe Einſchüſſe dieſerhalb ficher zu ſtellen oder bei deren Weberjchreitung 
Nachſchüſſe zu verlangen, damit die Abwidelung nicht gefährdet wird. Was den 
Einihuß betrifft, jo hat gemäß $ 9 des Regulativs jeder der beiden Kontrahenten 
auf der übernommenen Garantie 3 Marf für den Sad Kaffee und 1 Mark für 
den Sad Zuder zu hinterlegen.) Die Gejellichaft hat jedoch das Recht, in ein: 
zelnen Fällen ohne Angabe von Gründen einen größeren Einfhuß zu verlangen 
oder anderweitige Bedingungen zu ftellen. Weil nun jeder Schluß auf 500 Sad 

i) Vergl. Regulativ für Termingeihäfte in Kaffee vom 1, Juni 1899 und Regulativ 
für Termingeihäfte in Rüben-Rohzuder vom 1. Januar 1897, ſowie Statuten der Waren: 
Liquidationskaſſe vom 1. Januar 1900. 
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oder ein Vielfaches hiervon lautet, jo ift der Spekulation unberufener Kreiſe jchon 
ein Riegel vorgeichoben; denn eine Summe von 1500 Mark für jeden Abſchluß 
zu hinterlegen, it nicht jedermann möglih. Dazu fommt gemäß $ 14 cit. die 
Nachſchußpflicht. Sobald ſich für ein Geſchäft eine Preisſchwankung von 1 Pf. 
für "/e kg oder mehr gegen den Buchwert des Kontraktes ergibt, jo ift bei nicht 
genügendem Guthaben die Gejellichaft berechtigt und verpflichtet, einen entſprechenden 
Nachſchuß oder die Stellung einer Sicherheit von dem Kontrahenten zu verlangen, 
zu deflen Ungunften ſich dieje Preisänderung vollzogen hat. Der Nachſchuß ift 
bei Aufforderung vor 12”/s Uhr nachmittags am gleichen Tage, bei jpäterer 
Aufforderung am nächſten Tage zu leiten. Beträgt die Preisſchwankung jedod) 
3 Pf. oder mehr für "/s kg gegen den Buchwert des Stontraftes, jo fann die 
umgebende Leiftung des eingeforderten Nachſchuſſes verlangt werden. Die 
Einforderung des Nachſchuſſes wird indeſſen fompenftert durch andere auf den 
gleichen Monat laufende Geichäfte, welche bei der Abrechnung einen Gewinn für 
den Kontrahenten ergeben. Es fann von der Leiſtung eines Nachſchuſſes vom 
Verkäufer abgejehen werden, wenn er nachweiſt, daß er im ftande ift, die ver: 
faufte Ware rechtzeitig zu liefern. Es muß dagegen von der Leiftung abgejehen 
werden, wenn der Verkäufer außerdem einen indojlierten Lagerſchein oder ein 
indojfiertes Konnoffement nebſt den erforderlichen indoffierten Policen über eine 
zur Erfüllung des vorliegenden Kontraftes geeignete Ware bei der Gejellichaft 
deponiert. Der Nahihuß wird auf Verlangen zurüdgezahlt, ſoweit ſich der 
Preis wieder zu Gunsten des Kontrahenten geftaltet. Die Preisbeffering hat 
mindeitens 1 Pf. für Ye kg zu betragen. 

Bei Zuder hat die Preisihwanfung, auf Grund welcher Nachſchuß oder 
weitere Sicherheit verlangt wird, mindeitens 25 Pf. für 50 kg gegen den Bud): 
wert des Kontraktes auszumaden. Eine umgebende Leiſtung fann verlangt 
werden, wenn die Preisichwanfung 75 Pf. für 50 kg ergibt, “jowie auch bei 
ftarfen täglichen Schwankungen. Der Vorſtand fann von der Einforderung 
eines Nachſchuſſes abjehen, falls und ſoweit andere Geichäfte, welche mit demſelben 
Kontrahenten abgeſchloſſen find, gegen den Abrechnungspreis einen Gewinn für 
ihn ergeben. \ 

Durch diefe Beitimmungen wirkt fie einer überhandnehmenden Spekulation 
ſcharf entgegen, die jonft durch die feſte Garantie leicht einreißen fünnte. Die 
perjönlichen Beziehungen werden hierdurch zwiichen den Parteien im Allgemeinen 
wohl nicht mehr gefährdet, als es bei Benußgung der Makler beim Börſen- und 
Marktverfehre überhaupt der Fall ift, die bei entwidelteren Handelsverhältnifien, 
namentlich im Welthandelöverkehre nicht zu entÖrhren find, aus weldhem Grunde 
auch hieraus ein Einwand nicht abgeleitet werden fann. Der fortichreitende 
MWeltverfehr verlangt geradezu eine weitergehende Teilung der Arbeit, wie fte ſich 
3. B. an der Londoner Effekten börſe herausgebildet hat, indem ſich die Makler 
nicht mehr direkt mit einander in Verbindung ſetzen, ſondern zwiſchen ſich die 
Klaſſe der Dealers eingeſchoben haben, welche zur Bewältigung des ungeheueren 
Verkehrs ſich ald notwendig erwieſen hat. Bei einer Börſe mit geringeren Um— 
ſätzen iſt dieſe nicht erforderlich.) Sollten indeſſen durch die bequeme Abwickelung 
und die volle Garantie ſonſt der Börſe fernſtehende Kreiſe zur Beteiligung am 
Zerminhandel angeregt werden, jo fann dem, falls die Garantie dadurch ſchwieriger 


1) Lexis, W. in Schönbergs Handbuch der politiichen Oekonomie. Bd. II. Aufl. 2. 
Tübingen 1886. ©. 721. 
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wird und auch ſonſtige Verhältniffe Tolches nicht als wünjchenswert erjcheinen 
laffen, dur Erhöhung der Einihüfle recht bald abgeholfen werden. Die Kaffe 
hat es demnach ſtets in der Hand, in das Börjengetriebe regulierend einzugreifen. 
Für auswärtige Effektiohändler bietet die Kaſſe unfraglic; große Vorteile, indem 
fie ohne Rüdficht auf die Perfon des Verkäufers Lieferungen zu den gewünjchten 
Zeiten regelmäßig fichert, man fich alfo bequem bei ihr eindeden fanı. Aus 
diefem Grunde hat man aud den Selbfteintritt des Maklers nicht völlig be: 
jeitigen können; denn da die Geiellichaft nur in Hamburg anſäſſige Kontrahenten 
annimmt, jo find die Matler, wenn fie unter der VBorausjegung bes eriten 
Abſatzes Geſchäfte für eine Fyirma oder Perſon, die in einem Hamburg benach— 
barten Orte anfällig ift, geichloffen haben, verpflichtet, an Stelle der Betreffenden 
ſich jelbjt als Kontrahenten aufzugeben ($ 5 Abjat 2 des Regulativs). Der 
ungenannte Auftraggeber kann jedody gemäß $ 12 eit. vor gänzlicher Erledigung 
in das Gejchäft eintreten. Zu ihrer Sicherung hat die Gejellihaft hierüber zu 
enticheiden bezw. den Eintritt von Bedingungen abhängig zu machen. — Die 
Koften, welche durch Benugung der Kaſſe entitehen, find nicht erheblich; fie 
beftehen in Provifion für die Kaſſe und Courtage an den Makler, wozu nod 
unter Umſtänden für auswärtige Händler Gebühren an die Kommilfionshäufer 
binzutreten. Sie überjteigen die ſonſt üblichen Kojten faum und werden durd 
die Garantie und die preisausgleichende Wirkung der jtarfen Umſätze, welche die 
Kalle bewirkt, mehr als aufgewogen. .Wie im Sfontrierungäverfahren durch den 
cirkulietenden Kündigungsbogen, jo werden aud von der Kaffe Käufe und Per: 
fäufe eines Kunden fompenfiert, falls nicht effektive Erfüllung verlangt wird. 
Durd) die Zahlung der Differenz werden die vorliegenden Termingeſchäfte nicht zu 
Differenzgeihäften geitempelt, weshalb es auch eine vollitändige Verkennung dieles 
Verkehrs einjchließt, zu behaupten, daß hiermit das Differenzgeihäft zum Prinzipe 
gemacht werde. Auch muß der Terminfäufer bezw. Verkäufer fich nach wie vor 
der geiltigen Anſtrengung unterziehen, aus allen vorhandenen Nachrichten, ein: 
Ihließlid der Meinungen jeiner Konkurrenten, leßteres wenn möglich, ein Bild 
über die wirkliche Marktlage zu verichaffen. Denn jonjt wird er feinen Kon: 
trahenten finden, mit weldem er nad) jeiner Ueberzeugung vorteilhafte Geſchäfts— 
abſchlüſſe eingehen kann. Die Selbitverantwortlichkeit, die perſönliche Vorficht 
it daher niemals ausgejchloffen, wenn die Börfeneinrichtungen auch in weiteſt— 
gehender Weile den Verkehr erleichtern, zu welchem Zwede fie ſich ja heraus: 
gebildet haben und in dem ihre volfswirtihaftliche Bedeutung liegt. Dieje als 
überflüjfig zu erachten, heißt den Börjenverfehr auf eine frühere Stufe zurüd: 
zudrängen, heißt, dem ökonomiſchen Zuge der Zeit widerjtreben, heißt, der ſich 
vollziehenden vollfommneren Ausgeitaltung des Verfehrälebens Steine in den Weg 
zu werfen. Wenn aud Ein: und Nachſchüſſe, welche, wie in Liverpool bei einem 
Glearinghaus deponiert werden, ſich al8 ausreichend ermweilen, oder die früher in 
Berlin im Getreidehandel übliche Skontrierung für einen entwidelten Terminhandel 
genügte, jo kann man mit einer ſolchen Behauptung nichts gegen die Berech— 
tigung der Liquidationskaſſen darthun, wie aud) ihre Einführung an jolden 
Stellen nicht gehindert werden kann, woſelbſt ſich ein Bedürfnis für fie zeigt 
und bei der Beteiligung zahlreicher Perſonen, über deren Solidität nicht jeder 
orientiert fein fann, ſich eine Garantie durch die Kaffe als wünſchenswert erweilt. 
Da nun noch gemäß $ 1 Abi. 3 B.G. die Landesregierungen die weitere Auf: 
fiht über KHündigungsbureaus, Liquidationsfaffen, Liquidationsvereine und ähn: 
liche Anftalten befigen und die Staatskommiſſare über Mängel und die Mittel 
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zu ihrer Abſtellung Bericht zu erftatten haben, außerdem auch die Liquidations: 
faffe ala Acceſſorium der Börje gleich dieſer aufgehoben werden kann, jo ift 
nicht die mindefte Veranlaffung vorhanden, diejen Kaflen noch weiteres Miß— 
trauen entgegenzubringen und veraltete Klagen, die nicht nur theoretiich, jondern 
aud durch die lange praftiiche Thätigkeit längſt widerlegt find, immer wieder 
von neuem aufzumwärmen, um dem Fanatismus gegen die Börje von Zeit zu 
Zeit neue Nahrung einzuflößen. 

Die volkswirtſchaftlichen Vorteile erjtreden ſich aber nicht allein auf den 
vermittelit Liquidationskaſſen zur Abwidelung gebradhten Umjat, jondern aud) 
der einfache Terminhandel fichert dem Abnehmer die Qualität der Ware, er: 
feihtert den Umſatz auf das denkbar möglichite, indem der Weizen oder der 
Roggen in abstracto jeinen Befiger wechlelt, ohne von Speicher zu Speicher 
fortbewegt werden zu müllen. Der Kündigungsichein kann eine lange Kette 
von Kontrahenten durchlaufen, um erſt am Schluſſe derjelben zur Realijation 
zu gelangen. Das letzte Glied in der Kette übernimmt die effektive Ware, 
d. h. derjenige, welcher den Kündigungsichein nicht weiter gibt und ſonach effet- 
tive Ware zu erlangen ſucht. Dieier hat an das erfte Glied der Kette den 
vollen Kündigungspreis zu zahlen, während bei den übrigen die volle Zahlung 
an ihre Kontrahenten Verſchwendung von Zeit und Inanſpruchnahme großer 
Barmittel bedeuten würde, welch beides volkswirtſchaftlich einen Sinn nicht befitt, 
wie ja 3. B. beim Giroverfehr, beim Clearinghausumſatze, beim EChefverfehr wie 
überhaupt im öfonomilchen Leben die baren Zahlungen auf ein immer geringeres 
Map zurüdgedrängt werden, dieje ſonach durch Kompenfation zum Außgleiche 
gelangen. Im ZTermingeichäfte werden daher auch die Glieder einer Kette nur 
die gegenjeitige Differenz von Einkaufs: und Verkaufspreis mit dem Kündigungs: 
preile zu begleichen haben; denn die Differenz zwiſchen Vertrags: und Kim: 
digungäpreis zeitigt das gleiche Ergebnis, als wenn der volle ausbedungene ‘Preis 
vom Nachmanne zum Bordermanne zur Auszahlung gelangt. Es werden dadurd) 
nicht allein unnötige Geldbewegungen, ſondern auch überflüjfige Warentransporte 
vermieden: beides ftellt einen erheblichen volkswirtichaftlichen Gewinn dar. An 
der Berliner Börje wurde im Getreideterminhandel wie auch im Effeftenverfehre 
die Vermittelung der Bank des Berliner Kaffenvereins für die Zahlung in 
Anipruch genommen, bei welcher die Getreibehändler je ein Girokonto bejaßen. 
Eine Liquidationsfafje gleic) der in Hamburg für Kaffee und Zuder erübrigte 
ſich dort ſonach von jelbit. 


Bon Seiten, welche nicht gerade der Börje direkt feindlich gegenüberftanden, 
it nun eingewandt worden, der Terminhandel diene der Spekulation, während 
der Loco bezw. Kaſſahandel dem eigentlihen Handel zu Gute fomme, fonad) 
durchaus jolider jei und deshalb begünstigt zu werden verdiene. Wir wollen 
uns auf das befannte Zugeftändnis nicht berufen, daß an den ungariſchen 
Börſen durch Einführung des Terminhandels der Geichäftsverfehr an Solidität 
erheblicd; zugenommen bat, aud; nicht darauf, daß an amerikanischen Börfen, 
woſelbſt bekanntlich in Effekten ein Terminhandel nicht befteht, fich eine um jo 
gefährlichere Spekulation am Kafjamarkte vollzieht, aber e8 mag in Kürze darauf 
bingewiejen werden, was man unter Spekulation zu verjtehen hat und ob dieſer 
Thätigkeit an ich etwas Anrüchiges innewohnt. Dr. Ehrenberg') hat die 


BR Ehrenberg, Dr. Rihard, Der Handel, feine wirtichaftlihe Bedeutung, feine 
nationalen Pflichten und fein Verhältnis zum Staat. Nena 1897. ©. 31 ff. 
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Spekulation dadurd) zu retten verjucht, indem er die Produftionsarten in 4 Zeile 
gliederte: 1. Urproduftion, 2. Gewerbe, 3. Handel und 4. Spekulation, wodurd 
die Spekulation fid) den übrigen Produftionsarten als völlig gleichberechtigt an- 
reiht. Die Rohproduftion erzeugt die Rohſtoffe, da8 Gewerbe verarbeitet dieſe 
zu Waren, zum menjchlichen Gebrauche, der Handel bewirkt die örtliche Ver: 
teilung und die Spekulation hat als Aufgabe die Sicherung der zeitlid 
ununterbrocdenen Güterverjorgung. Während nad) ihm der Handel diejenige 
Produftionsart ift, welche die örtliche Knappheit der Natur an wirtichaftlichen 
Gütern zu überwinden hat, ift die Spekulation diejenige, welche die zeitliche 
Knappheit der Natur an wirtichaftlichen Gütern zu bejeitigen fich bemüht. Sehen 
wir hier von dem nationalöfonomiichen Fehler ab, daß die Natur wirtichaftliche 
Güter überhaupt nicht erzeugt, weil die Gegenftände der Natur nur injoweit 
wirtſchaftliche Güter find, als Arbeit an ihnen haftet, demnach aud) eine örtliche 
oder zeitliche Anappheit der Natur an wirtichaftlichen Gütern nicht vorhanden 
fein kann, jo war durch dieje Definition bezw. Unterſcheidung aud mit vorftehender 
Korrektur die Spekulation geadelt und niemand konnte einen Stein auf fie werfen. 
Aber vor dem nationalökonomiſchen Gewiſſen läßt ſich die Ehrenberg’iche etwas 
gewaltjame Unterſcheidung nicht rechtfertigen, wie auch diejer Autor ſolches jelbit 
bereit3 empfindet, indem er darauf hinweist, daß ſich eine jcharje Grenze zwiſchen 
Handel und Spekulation nicht ziehen laſſe. Das ift nicht nur richtig, jondern 
wir find geradezu der Anſicht, dab eine Grenze zwiſchen ihnen überhaupt nicht 
gezogen werden kann, indem der Handel nie ohne Spekulation und die Spekulation 
nie ohne Handel zu denken ift, daß faum eine räumliche Verteilung der Güter 
ohne eine zeitliche und kaum eine zeitliche ohne eine räumliche überhaupt möglich 
ilt, weshalb die ganze Untericheidung in fi zujammenbricht, wie aud) bereits 
der wadere Michaelis, lange bevor Ehrenberg jeine ſcharf pointierte Unter: 
ſcheidung aufſtellte, diefe widerlegt hat,') da er bereits auf das Falſche hinwies, 
anzunehmen, die Zeitgeichäfte dienten der Spekulation, die Kaſſageſchäfte dem 
Handel, wobei er jeden Handel als jpefulativ bezeichnet. Was iſt nun aber die 
Spekulation? Nach Leris die Regelung des geihäftlichen Verhaltens oder Ver: 
fahren nad) der Vorausjegung der fünftigen Konjunkturen, insbejondere der 
künftigen ‘Preisgeftaltung, der für den Spefulierenden in Betracht fommenden 
Gegenftände, oder mit anderen Worten, „die Bemühung, die Preisverhältnifie 
der näheren Zufunft ſchätzungsweiſe vorauszufehen und nad) diefen Vermutungen 
die Gegenwart zu benußen“.?) Sie joll gewiffermaßen eine Arbitrage in der 
Zeit daritellen. Während aber bei der eigentlichen Arbitrage die an verichiedenen 
Orten geltenden Kurſe bekannt find, können fie für die Zukunft nur nad) 
Wahricheinlichkeitsgründen eingeichäßt werden, weshalb der Spekulation ein alea> 
toriiher Charakter innemwohnt. 

Entkleidet man dieſe Begriffsbeitimmungen ihrer amphiguriichen Sprache. 
ſo ſchält fi) die nadte Wahrheit heraus, Spekulation iſt die Abſicht 
auf Erlangung eines Gewinnes. Daß diefe Abficht ſich erſt in der 
Zukunft realifiert, ift jelbitverftändlich, weil die menſchlichen Handlungen ſich nur 
in der Zeitjolge abwideln können, jo gegenwärtig der Kauf oder Verkauf 


Michaelis, Otto, Die wirtihaftliche Rolle des Spekulationshandels, in der Viertel: 
jahresihrift für Voltswirtihaft und Kulturgeihichte. IV. Bd. S 1307. 

2) Veris, W., Handel, in Schönberg 's Handbuch deripolitiihen Delonomie, Bd, Il. 
2, Auflage. Tübingen 1886. S. 694. — Wörterbuch der Boltswirtihaft. Bd. II. ©. 587, 
Artikel Spekulation. 
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und in der Zufunft der Verkauf oder der Kauf. Welche Zeitipanne zwiſchen 
beiden Operationen liegt, it unerheblich und fommt für das Weſen der Spe: 
fulation nit in Betracht. Auch ift es naturgemäß, daß man nur dann die 
Geſchäftsabſchlüſſe vollzieht, wenn man mad) ſeiner Ueberzeugung auf eine 
günftige Preisgeftaltung rechnen fann. | 

Wenn e8 num richtig ift — und wir bezweifeln es feinesfalles —, daß der 
Spefulationsbegriff in der Abjicht auf Gewinn auf jeinen einfachſten Ausdrud 
gebracht worden ift,') To Liegt die Spekulation nicht nur dem gejamten Handels— 
gewerbe, jondern dem Gewerbe überhaupt zu Grunde, ja fie bildet einen 
mejentlichen Beitandteil desjelben. Nach den einichlägigen Reichsgerichts— 
enticeidungen gibt e8 nur zwei Grundvorausjegungen der Gemwerbemäßigfeit, 
nämlich) die Abficht auf einen dauernden Abſchluß von Gejchäften, 2. Die 
Abſicht auf die Erzielung von Geminn.’) Andere Erforderniffe der Gewerbe: 
mäßigfeit gibt e8 nit. Es ift daher klar, daß das oben bezeichnete Spekulations— 
moment eine Grundvorausjegung aller Gewerbe einſchließlich des Handelsgewerbes 
bildet, weshalb irgend eine gewerbliche Thätigkeit nicht mit der Bezeichnung 
Spekulation in Mißkredit gebracht werden fann. In der Abficht einen Gewinn 
zu erzielen, wird von jedermann die Spekulation benüßt, und weil nur mit 
diefer Abſicht die Thätigfeit ald eine mirtichaftliche zu bezeichnen ift, jo liegt 
ſie dem gelamten ökonomiſchen Schaffen zu Grunde, fie bildet ein integrierendes 
Wioment alles wirtihaftlichen Thun und Handelns. Namentlicdy kann man nicht 
behaupten, dab e3 einen Gegenſatz zwiichen Spefulationshandel und eigentlichen 
Handel gebe, da jedem Handel in nicht zu verfennender Weile der Spefulations: 
begriff zu Grunde liegt.) Der Kolonialmarenhändler, welcher bei billigem 
Preisitande einen Kahntransport Kaffee einlagert in der Erwartung, ihn nad) 
einigen Monaten zu erheblich geftiegenen Preifen Losichlagen zu können, iſt nicht 
minder jpefulativ thätig al3 derjenige, welcher im Zerminhandel 50 t. Weizen 
oder 500 Sad Kaffee erjteht und am nächſten Tage bei geringer Preisfteigerung 
mit einigen Nugen wieder auf Termin veräußert‘) Zwar fann bei der einen oder 
andern Rechtshandlung das }pefulative Element einen größeren Raum einnehmen, 
ala bei einer dritten, aber es fann nicht behauptet werden, daß diejes unter 
allen Umftänden im Zeithandel oder Zerminhandel der Fall ift, vielmehr ver: 
mag gerade im Bar: oder Kafjageichäfte ſich eine übertreibende jpefulative Kraft 
Bahn zu breden, wie jolches faſt täglich an den amerikaniſchen Effektenbörjen 
ad oculos s bemonftriert wird.?) 


Dy Dal. auh Goldſchmidt Handbuch des Handelsrechtes, Il. Aufl. ®d. I, 1874, 
„Spefulation it Erwerbs« oder Gewerbeabfiht‘, S. 408 ff. 

?, Enticheidung des Reichögerichts in Giviffaden, Bd. 38, S. 0; des Reichsober- 
handelsgerichtes Bd. 14, S. 118; des Reichsgerichtes in Strafjadhen Bd. 27, ©. 227. Bol. auch 
Staub, Kommentar zum Handelegefe buche, Bd. J. Auflage 6/7, Berlin 1900, ©. 45 j. 

9 Val. die gegenteilige Anfiht Roſchers, Syſtem Bd. III, $ 15, S. 121, Aufl. VIL 
Ferner 3 Grundriß Bd. I. Aufl. II, 1897. 

» Cohn, Dr. Gujtav, in den Hildebrandichen Jahrbüdhern, Bd. 7, Jena 1966. 

°, David Kohn jhieht daher völlig ind Blaue, wenn er behauptet, daß die Börje 
das Lebenselement des Handels, Diefe oft verdammte Spekulation geſchaffen hat und 
erhält. Diele Anfiht fügt fi auf die in Manuel du speculateur A la bourse von 
Proudhon ausgeſprochene Anfiht, dab die Spekulation die geijtige Aufarbeitung aller jener 
Faktoren jei, mit deren Hilfe die Arbeit, das Kapital, der Transport, der Tauſch auf die 
Produktion einwirken. Sie ſucht und entdedt ſozuſagen die Lageritätten des Reichtums, fie 
findet die zur Beihaffung beöjelben notwendigen zweckdienlichen Mittel und vervielfältigt 
dieje, ob durch neue Urjahen, ob durch Kombinierung des Kredits, des Zransportweiens, 
des Verkehrs, des Tauſches; ob durh Schaffung neuer Bedürfniſſe, ja jogar durch fort« 
währende Verteilung und Plazierung der Güter. „Der Getreideterminhandel.* ©. 17. 
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Wie fommt nun das jpefulative Element im Terminhandel zur Geltung? 
Aus den individuellen Verträgen auf jpätere Lieferung, die den Abſatz und die 
Gewißheit der Verjorgung des Marktes ſichern jollen, find typiſche Verträge ge: 
worden, 3. T. um die Unſumme von Differenzen, und gerichtlichen Streitigkeiten, die 
aus erfteren rejultieren, zu vermeiden. Bei Er ie dieje3 zuvor nur gewohnbeits- 
rechtlichen Inſtitutes, welches jpäter von der Geſetzgebung anerkannt wird, rechnet 
der Käufer wie der Verkäufer auf wirkliche Umſätze. Erfterer jchließt aus 
jeinen gefamten Wahrnehmungen, daß das Angebot fi in der Zukunft verringern 
wird, während die Nachfrage eine Steigerung erfährt, er fauft deshalb, um 
ipäter mit Nuten wieder zu verfaufen. Lekterer rechnet mit fteigendem Angebote, 
aus welchem Grunde er verkauft unter der Vorausſetzung, Ipäter bei ſich 
häufendem Angebote Ware zu niedrigeren Preijen zu erhalten, fi) aljo günftig 
eindeden zu können. Die Waren melde gehandelt werden, müſſen realiter 
vorhanden jein, am Erfüllungstage müflen fie aus ihren Lagerräumen hervortreten, 
damit die eingegangenen Berbindlichkeiten gelöft werden fönnen. Wer verlangt, 
daß jo viel Waren vorhanden jein jollen, als die Summe aller Umſätze aus: 
macht, befindet fich, wie bereits früher gezeigt und bier nody einmal angedeutet 
werden joll, überhaupt in einem gewaltigen Irrtume über den Handel und jeine 
Technik, indem er nicht in Betracht zieht, daß eine Ware 10, 50, 100 und 
mehrmal ihren Befißer mwechleln kann und auch wechſeln wird, falls fich recht 
viele günftige Preisfonitellationen zeigen. Das einmal vorhandene Quantum 
det jonadı die hundertfachen Umſätze. 

Hieraus einen Vorwurf abzuleiten, ift nicht angängig, weil man niemand 
vorihreiben fanıı, wie lange er im Befite der Ware verbleiben muß. Biel: 
mehr hat jein eigenes privatwirtichaftliches Intereſſe ihn zu treiben, bei jedem 
fi ihm darbietenden günitigen Momente die Ware an einen andern abzujeßen. 
Weniger tief in die Sache Eindringende haben hieraus die Klagen abgeleitet, die 
Termingeſchäfte bewegen fih nur noch um abjtrafte Werte unabhängig von 
den Beligübertragungen effektiver MWarenmengen. Aus dem Warenhandel jei 
ein „Bapierhandel” geworden. Solches ift nicht der Fall, denn auf jeden Abſchluß 
kann effektive Erfüllung verlangt werden. Die Leichtigfeit der Uebertragung 
der einzelnen Abichlüffe bildet aber einen der größten Vorzüge des Terminhandels 
und gibt dem Markte diejenige Beweglichkeit und Präzifton, ohne welche er im 
Zeitalter der Elektrizität nicht mehr beitehen fann. Im Zeichen des Verkehrs 
fann man den Handel nicht auf eine mittelalterliche Stufe zurüddrängen. — 

Die typiiche Geftaltung des Verkehrs macht es auch möglih, daß um: 
gebundenes Kapital vorübergehend im Zerminhandel angelegt werden kann, dem: 
nad) zu Zeiten der Verflauung des Marktes fapitalkräftige Hände einzugreifen 
vermögen, um einer allgemeinen Deroute vorzubeugen. Es iſt hiebei nicht er: 
forderlich, daß dieje Kapitalbefiger unter allen Umständen eine genaue Waren: 
fenntnis befigen, weil die gehandelten Waren bei dem Charakter der Fungibilität 
durch die Ujancen in genau vorgeichriebener Weile geliefert werden müſſen. 
Wenn nun aud) von genauer Warenfenntnis abgejehen werden kann, jo muß 
umlomehr eine Kenntnis der Marktlage jowie der Technik des Terminhandels 
vorhanden fein, wodurch der Geift nicht minder ſcharf al8 bei der Warenfenntnis 
in Anſpruch genommen wird. 

Bei einer falichen Kalkulation it der Händler nicht unter alfen Umständen 
verpflichtet am Termine zu erfüllen, jondern es bietet ſich ihm die Gelegenheit, 
jein Engagement zu verlängern. Der Käufer, der abzunehmen hat, ver: 
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fauft das in Frage kommende Quantum an feinen Kontrahenten mit der 
Maßnahme, e8 am nädjiten Lieferungstermine wieder abzunehmen. Die 
Differenz zwiſchen dem Kaufpreife und dem Uebernahmepreije bildet das Report. 
Es iſt ein Lohn, welcher für die Verlängerung des Engagements gezahlt wird. 
In Wirklichkeit jtellt e8 aber eine Abgabe dar, die für das Bereithalten von 
MWarenvorräten entrichtet werden muß. 

Dem Verkäufer, welher am Erfüllungstage nicht liefern kann oder der im 
Falle der Lieferung einen erheblichen Verluſt erleiden würde, kann auch das 
Engagement verlängert werden.') Ex liefert nicht, jondern kauft das gehandelte 
Quantum von jeinem Kontrahenten zurüd mit der Bedingung, es am nächſten 
Erfüllungstage zu liefern. Den Unterſchied zwiichen dem Werfaufspreije und 
dem Saufpreije bezeichnet man als Deport, es iſt ein Lohn, der ebenjo wie 
vorher für die Verlängerung des Engagements zu entrichten ift. ‘Privat- 
wirtichaftlic; ift das Deport gleichfalls als eine Entihädigung für das Halten 
von Vorräten zu betradjten. Report und Deport find daher in der That nichts 
anderes als Vorrats- bezw. Geldmieten. Man bat beide nicht mit Unrecht ala 
die Statit und Dynamik des Mietspreiſes der Warenvorräte bezeichnet. Report 
bezahlt der Käufer, Deport der Verkäufer für die Verlängerung des Engagements. 
Die volkswirtichaftliche Folge von Report und Deport beiteht darin, daß die 
Ware am Mtarkte feitgehalten wird, wobei dem Zerminhändler die Gefahren 
wie auch die Vorteile der Geltaltung der Marktlage und namentlich der Preis: 
Nuftuationen aufgebürdet werden: eine Rolle, welche die Spekulation gut oder 
übel zu übernehmen hat. 

Was nun die preisausgleihende Wirkung des Terminhandels anbelangt, 
jo wird dieſe wohl faum noch in Zweifel gezogen werden. Von verjchiedenen 
Forichern jo 3. B. von €. 3. ud) 3°) und David Kohn?) ift dargethan 
worden, daß auch die Terminpreile ſich in parallelen Linien zu den Locopretien 
bewegen und daß jene fich den am Termine beftehenden Locopreijen immer mehr 
nähern, wodurd die äußerft günstige Einwirkung des Terminhandel3 auf den 
Locohandel bewielen wird, wie auch die Wechjelbeziehungen beider nicht ab- 
gewiejen werden fünnen. Wie findet num eine ſolche Einwirkung ftatt? 

Nehmen wir den Fall an, dab der Terminkurs höher jteht als der Loco: 
preis, jo mwird der Händler greifbare Ware kaufen und auf Termin verkaufen. 
Ein erhebliches Rififo wird hierdurch nicht hervorgerufen, wie auch verfügbare 
Speiherräume verwertet werden fünnen und eine bejlere Verzinſung des an 
gewandten Kapitald bewirft wird. Die Nachfrage nad wirklicher Ware wird 
hierdurch erhöht, weshalb der Preis eine Steigerung erfahren muß. Die gegen— 


M. Weber bemerkt jehr treffend: „Für die Zwecke der Prolongation iteht aud hier 
die Form des Reports zu Gebote — der Hereinnahme und Einlagerung jeitens eines fredits 
gebenden Kapitaliften, der dur den relativ immerhin hohen Reportzinsfuß jein Kapital 
ziemlich riſikolos privatwirtſchaftlich nutzbar macht und dadurch vollswirtſchaftlich zur Ver— 
teilung der Vorräte über das Jahr hin mitwirkt. Die letzte Wirkung lann in dieſer Art 
nur dur den Terminhandel entſtehen; das Einlagerungsriſiko eines Effektivhändlers bei 
fehblendem Terminhandel tit offenfichtlich ein außerordentlich viel größeres als das des 
Reporteuns, der jeinerjeitd gar fein Preisrififo trägt, während andererjeits der hereingebende 
Zerminjpefulang einen ausgiebigen Zeitraum zur Realifation zur Verfügung hat.“ Die 
tehniiche Funktion des Terminhandels in der deutſchen Juriſtenzeitung 1896 Nr. 11 ©. 248 ff. 

) Fuchs, C. J. Der Warenterminhandel in Shmollers Jahrbuch für Gejeßgebung 
und — XV, Jahrgang, Berlin 1891, ©. 77. 

»s, Kohn, David, Der Getreideterminhandel, Leipzig 1891, ©. 118 ff. Val. auch Cohn, 
Guftao, Unterſuchungen über die engliihe Eifenbahnpolitif, Leipzig 1875, Bd. II, ©. 568 ff. 

Annalen des Deutfchen Reiche. 1902, 39 
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teilige Operation am Terminmarkte bewirkt naturgemäß ein jtärferes An: 
gebot dajelbit mit der Folge der ſinkenden Preije. Es müſſen ſich ſonach, fall 
die Spannung zwiſchen beiden Arten von Preiſen eine erheblichere wird, durch 
die angedeuteten Ihätigfeiten die Preiſe einander nähern. Sie werden alio in 
Wechjelbeziehung gebradt. — Im alle, daß der Terminpreis niedriger it 
als der Locopreis, ift es für den Beſitzer effektiver Ware von Vorteil, dieje zu 
verfaufen, um fie gemäß dem Terminpreiſe wieder zurüdzufaufen, wodurch er 
an Koſten, Riſiko der Lagerung wie aud) an Leihgebühr ſpart. Das Angebot 
auf dem Locomarkte wird hierdurdy vermehrt, die Nachfrage auf dem Termin: 
marfte vergrößert mit der Wirkung, daß ſich bei dem Terminpreife eine jteigende, 
bei dem Locopreiſe eine finfende Tendenz bemerfbar macht, wodurch wiederum eine 
Annäherung beider Preisarten naturnotwendig in die Ericheinung treten muß. 


Durch den Terminhandel werden aber nicht bloß ſolche Ausgleichungen der 
Preife, die ſich vornehmlih an einem und demjelben Handelsplatze abmwideln, 
bewirkt, jondern durch die Arbitrage vollzieht fie ſich im weiteſten Umfange 
in der ganzen civililierten Welt, joweit fie in Handeläbeziehungen zu einander 
tritt und ſolche durch hohe Zollſchranken nicht allzufehr erichwert oder gar um: 
möglich gemacht werden. Die durd den Terminhandel bewirkte Arbitrage leiſtet 
jonad) der gegenleitigen ‘Preisausgleihung die jchäßenswerteften Dienfte und 
fördert in erheblichem Grade die Produktion, indem derjelben die Weltmarkts— 
preije jofort zu Gute fommen.') Durch das Verbot des Börfenterminhandels 
durd; das Börſengeſetz (J 50 Ab. 3) iſt die deutiche Landwirtichaft außer: 
ordentlich geihädigt worden, indem ſich in Deutichland der Getreidepreis zu 
längeren Zeiten erheblih unter dem MWeltmarktpreife befunden hat, demnad) 
feine Parität zu diejem beſtand. Trotz der Wiederherjtelflung der Produktenbörſe 
in Berlin hat ſich diejes Verhältnis bis in die neueſte Zeit erhalten,“ und 
e8 wird die Schädigung dann erit vermieden werden föünnen, wenn 
thatſächlich dieſes widerſinnige Verbot, weldes ein Hohn auf 
die mwirtihaftlide Entwidelung darftellt, in Wegfall ge: 
bradt wird. 


Der techniſch entwidelte Zeithandel, den man als Termingeichäft bezeichnet, 
wird jelbit von Vertretern der Wiſſenſchaft, welche ſich mit den einjchlägigen Fragen 

) Dr. Horoviß bezeichnete es bei der öfterreihiichen Enquete (Bd. I S. 471) als eine 
fire Idee der Agrarier, daß der Zerminhandel die Preife drücke. 

2) Den Beweis leiten wir aus hyperagrariider Quelle her. die wohl von landwirt« 
Ihaftlicher Seite eine Anfechtung nicht erfährt. Es hatte nämlich vom 9. Juli 1901 bis 
zum 28. Dezember 1901 eine Preisjteigerung: 





in Chicago in Berlin 

Artifel von DIE. von Mt. 
Weizen . . | 24,00 | 9,50 
Dafer. . . 42,50 5,00 
Roggen . . 27,25 6,00 


Die Oceanfrahten waren vom 9. Juli 1901 bis zum Jahresjhluffe nur um 1 ME 
für 1000 kg gefunfen. Vgl. Ruhland, Prof. Dr. G., Der Getreidemarft, Nr. 16 vom 
31. Dezember 1901, IT. Jabrgang. Vgl. auch Wermert, Dr. Georg, Ueber die Wirkungen 
des Börſengeſetzes und die Notwendigkeit jeiner Abänderung, in Conrads Jahrbüchern für 
Nationalölonomie und Statiftif III. Jahrgang Pd. XXI. Jena 1901. S. 828 fi. 
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ſcheinbar näher befaßt haben, nicht immer richtig aufgefaßt; wie ſollte es denn im 
Publikum anders ſein, da der großen Waffe vieles, was mit der Börje im Zuſammen— 
hange fteht, ein Buch mit fieben Siegeln ilt. Nach Adler‘) bildet das Verftändnis 
der Verwiſchung des Unterichiedes zwilchen den Kapitaliften, der die Ware belehnt, 
und dem Verkäufer, der fie auf Zeit verkauft, den Schlüffel zum Verſtändnis 
des Börſenweſens. Wenn wir uns nun diejen wichtigen Schlüffel näher anjehen, 
io erfahren wir, daß der Kapitaliſt in die Nolle des Baiſſiers, des Verkäufers 
gedrängt worden ift, während auf primitiven Entwidlungsftufen der Kapitalift 
regelmäßig als jpefulativer Auffäufer der Ware ericheint. Jetzt hat ſich das 
Spiel gewandt, er muß liefern, folglich hat er an niedrigen Preilen ein Intereſſe 
und ſchwächt die Haufe ab. Natürlich ſteht dabei die Bailfetendenz der Börſe 
wieder aus der Berjenfung in voller Leibesgröße da! Welche Unjumme von 
Verfehrtheiten und jchiefen Anſchauungen liegt nicht in diefen wenigen Süßen! 
Der als Kapitalift bezeichnete Händler kann bei unſern meuzeitlihen Börjen- 
verhältniffen naturgemäß der Hauffepartei, wie auch der Baifjepartei angehören. 
Sit erfteres der Fall, jo hat er beim Kaufe an niedrigen Preijen ein Intereſſe 
und beim MWiederverfaufe an hohen Preiſen. Als Mitglied der Baiffepartei hat 
er beim Verkaufe an hohen Preifen, beim Wiederfaufe an niedrigen Preiſen 
ein Intereſſe, wenn er ein vernünftiger Mann ilt, der mit der Sorgfalt eines 
ordentlihen Geichäftsmannes verkehrt. Der Käufer bei niedrigen, der Verkäufer 
bei hohen Preiſen, fie beide und ſomit ſowohl der Hauffier ala auch der Baiſſier 
wirken preisausgleichend, wirken regulierend auf Angebot und Nachfrage ein 
und erzielen damit eine Bewegung der Preisſchwankungen innerhalb mäßiger 
Grenzen, während bei Ausſchaltung dieler beiden Thätigkeiten ftarfe Preis: 
bewegungen, ja jchwindelhafte Preistreibereien mit nachfolgenden ungerechtfertigten 
Preisftürzen ſich nicht vermeiden lafien, wie es zum Beijpiel die Haufje in 
Montanpapieren in der zweiten Hälfte der 1890er Jahre und die Baiſſe gegen 
Ende derjelben wohl mit erſchreckender Deutlichkeit gezeigt haben. Die jagenhafte 
Baifjetendenz des Terminhandels ift nirgends ermwiejen, dagegen fteht an der 
Hand der Erfahrung feſt, daß die Ausihaltung des Zerminhandels eine 
Baiſſe hervorgerufen hat, die von jchwerwiegenden Folgen für die Produktion 
geweien, wobei aud) die Weltmarftitellung der Berliner Produkten-Börje unter: 
graben worden ift. Mit plumper, täppiicher Hand ift dabei unſerm MWirtichafts- 
leben eine Wunde gejichlagen worden, die ſich, wenn überhaupt, exit langſam 
und in langen Zeiträumen wieder gut machen läßt. 

Was nun abgejehen von der Weltitellung die Bedeutung einer einzelnen 
Dörfe auf ihre Umgebung betrifft, jo hängt nad Adler ihre Machtitellung 
davon ab, daß ihren Kurjen Aktualität innemohnt und man thatſächlich nach 
ihnen daſelbſt kaufen und verkaufen kann. Wenn dieſes der Fall iſt, ſo ſoll ſie 
dem Verkehre innerhalb gewiſſer Grenzen Preiſe vorſchreiben können. Die An— 
ſchauung, die Börſe ſei ein unſchuldiges Barometer der thatſächlichen Markt— 
verhaͤltniſſe, enthalte einen gröberen Denkfehler. — Sehen wir uns dieſen kom: 
parativiſchen Denkfehler ein wenig näher an. 

Zum Exempel, die Börſe kauft Getreide zum Preiſe von x, es iſt aber 
wer x + a. Nun find zwei Möglichkeiten vorhanden. Das iſt ſicher feſt— 
geflellt und erheblich. Dann kauft jedermann an der Börſe, erhöht dadurch die 


J Adler, Dr. Karl, Zum Rechte des Termingeſchäftes, im Archive für Bürgerliches 
Recht, Berlin 1900, Bd. 17, ©. 132 ff. Bgl. aud) die nicht üble Le RE DuN in Bachems 
Staatölerifon von Franz Schweper, Freiburg i. Brg. 1901, yF 
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Nachfrage an ihr und der Preis muß an ber Börſe auf x + a ſteigen, der 
Preis von x läßt ſich dajelbit nicht aufrecht erhalten. Die „Baifletendenz” der 
Börſe muß ſonach verichwinden. — Nun fann aber das a Hein und unficher 
jein, dann wird es von der Börſe überwältigt, und man muß fi dem Preiſe 
von x fügen. Die Baiffetendenz der Börfe fommt demnad zum Ausdrude. 

Bei näherer Betrachtung fliegt diefer Denkjehler auf den Schüßen zurüd; 
denn ein a, welches Elein und unficher iſt, iſt fein wirklicher Preis, es 
entipricht nicht der wirklichen Marktlage und befteht bloß in der Meinung 
einzelner und bat feine Berechtigung, wenn man thatſächlich für x Ware in ge 
nügender Menge erlangen kann. Es entipricht ſonach unter diefem Umftande 
dad x den wirfliden Marktverhältniffen, während man beim Mangel an Ware 
an der Börje jelbitverftändlich den Preis auf x + a erhöhen muß, um Ware 
berbeizuziehen und der Nachfrage zu genügen. Wenn man daher zu x Ware 
in ausreichenden Mengen erlangen kann, wird fein Kaufmann oder nduftrieller 
jo thöricht jein, für die gleiche Ware x -+ a zu bezahlen, er müßte denn das a 
geradezu verichenfen wollen, was jeinem braven Herzen alle Ehre machen, aber 
ihn für einen Kaufmann nicht qualifiziert ericheinen laffen würde. Der gröbere 
Dentjehler Adler’3 ftect daher nur in den Gedanken diejes Autors. 

Die Machtſtellung der Börje beruht weſentlich in der Erweiterung des 
Geichäftsverfehrs durch Beteiligung einer großen Zahl berufener Perjonen, und 
die bedeutende Umſätze bewirken, daß dem Markte auch größere Warenmengen 
zugeführt oder entnommen werden fönnen, ohne daß ſich allzuerhebliche Preis: 
erihütterungen zeigen. Die marftbildende Kraft des Terminhandels bewährt fid 
in ſolchen Fällen, Aufträge ftrömen von außen Hinzu, eine gewaltige Konzen— 
tration vollzieht fi, und die Börje erhält durch den Terminhandel eine geradezu 
führende Stelle, die im internationalen Wettbewerbe nicht hoch genug veranſchlagt 
werden kann. Namentlih für Deutichland, woſelbſt die ftroßende Kapitalfülle 
Englands und der Vereinigten Staaten nicht vorhanden ift, follte man fi 
hüten, die Selbitändigfeit des eigenen Marktes, ja die bereits inngehabte domi: 
nierende Stellung zu untergraben und nicht die für die Weltpolitit jo überaus 
wichtigen Intereſſen unferer Volkswirtſchaft zu opfern, gegenüber der Kirchturms— 
politif reiner Sonderintereffen, durd; welche nicht nur das Ausland jeines ge: 
tährlichiten Rivalen entledigt wird, jondern auch das inländiſche Geihäft in das 
Ausland wandert und deſſen Konfkurrenzfähigkeit erhöht. Die Kommiifions: 
gebühren und jonftigen Spejen erhält der ausländiiche Vermittler, welcher ſich 
außerdem gegen Verluste durd) das Margegeſchäft vollkommen jichert, wonad) 
täglich gemäß dem ‘Preisftande Dedung vorgenommen werden muß, weil jolde 
Geichäfte in Deutichland nicht mehr einklagbar find. Wie demnad) immer wieder 
hervorgehoben zu werden verdient, hat das Verbot des Terminhandels die Ber: 
jelbftändigung des Marktes aufgehoben und damit die ökonomiſche Machtitellung 
des Deutichen Reiches herabgedrüdt. Die wachſende Abhängigkeit von fremden 
Börſen fteht in Korrelation zur Abnahme der Bedeutung der deutichen Börſen, 
und da der Produftenverfehr mit dem Geldmarfte eng verbunden ift, jo eritredt 
ji) die nadhteilige Einwirkung auch auf die Fondsbörſe. Und das alles vollzieht 
jih in einem Zeitalter, in welchem durd) die Entwidelung des Nachrichten: und 
Transportwejend der Terminhandel notwendiger ald je zuvor geworden ift und 
die gelamten Mlarktverhältnifje jtets einer genauen Berechnung unterzogen werden 
müflen. Die guten alten Zeiten, in denen die Nachrichten mit den Waren zu 
gleicher Zeit in den Küftenpläßen einliefen, fehren nimmer wieder. 
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Wenn man nicht an Stelle des Terminhandels das Surrogat desjelben, 
dad handelärechtliche Lieferungsgeihäft auf Zeit eingeführt hätte, jo würde der 
Importhandel jeine Zuflucht zu den unfichern Konfignationslagern haben nehmen 
müſſen, durd) welche bei der Sichtbarkeit ihrer Vorräte ein erheblicher Drud 
auf den Preis ausgeübt werden müßte, wohingegen durch die Cif-Abſchlüſſe 
und Rififoverficherung auf dem Terminmarkte ein Schuß gegen die Zufälle in 
der Preisgeitaltung durchgeführt iſt. Durd) den Terminhandel werden daher 
jene vorfündflutlichen Gejchäftsbeziehungen und ihre Gefahren für Produktion 
und Handel bejeitigt. 


VI. Das handelärchtliche Lieſerungsgeſchäft und feine wirtſchaftliche und 
rechtliche Bedeutung. 


Es iſt mehrfach behauptet worden, das handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft 
auf Zeit, welches an der miedererftandenen Berliner Produkten =» Börje unter 
Billigung der Preußiichen Staatsregierung und der zuftändigen landwirtichaft: 
lihen Ssntereffenvertretungen im Schwange ift, jei eigentlich nichts anderes als 
ein Börjentermingeichäft, und auf diefem Ummege habe man $ 50 B. G. durch— 
löhert und das Verbot des börlenmäßigen Zerminhandels in Getreide und 
Mühlenfabrifaten außer Geltung gejeßt. Diele Behauptung, welche ſowohl von 
Börjenfreunden als aud) von Gegnern ausgeſprochen worden ift, involviert eines- 
teilö die Anerkennung, daß der Getreidehandel das Termingeihäft nicht entbehren 
fann, andernteil3 enthält fie die Bezichtigung der Regierung, daß fie ein 
volfswirtihaftlid mwiderjinniges Gejeg aus-Yurdt vor der 
Agitation der Agrarier in Geltung läßt und die ökonomiſch 
notwendige Nihtbeahtung mit ihren Jhüßenden Fittigen dedt, 
ohne jchleunigft auf die Bejeitigung diefer Mißgeburt hinzuwirken. Es darf 
uns daher die Mühe nicht verdrießen zu unterjuchen, ob und wie weit obige 
Behauptung zu recht beiteht. 

Zuvor ift daran zu erinnern, daß das Zeitgeſchäft ſich vom Termingeichäfte 
nicht nur wegen feiner rechtlichen Form londern auch wegen jeines materiellen In— 
haltes unterjcheidet: erjteres ift ein individueller Kauf oder Verkauf, letzteres 
it typenmäßig beitimmt. Das einzige individuelle an ihm ift die Feſtſetzung 
des Kaufpreiſes. Können nun die Zeitgefchäfte an der Berliner Börje als 
börjenmäßige Termingeihäfte gemäß $ 48 B. G. angejehen werden? Unter 
feinen Umftänden, denn fie entbehren jämtlicher Begriffsbeitimmungen dieſer 
Yegaldefinition: 

1. fie find feine Fixgeſchäfte (Kauf: oder jonftige Anichaffungsgeichäfte 
auf eine jeftbeitimmte Lieferungszeit oder mit einer feitbeitimmten Lieferungsftift) ; 

2. fie werden nicht nad) Geihäftsbedingungen abgejchloifen, welche von dem 
gg für den Terminhandel feſtgeſetzt find; 

3. für die an der betreffenden Dörfe geſchloſſenen Geſchäfte ſolcher Art 
erfolgt feine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen. 

ad. 1. Was ben Charafter des Nichtfirgeichäftes betrifft, jo beitimmt die 
Schlußnote für Zeitgeichäfte in effeftivem Getreide, welche gegenwärtig an der 
Berliner Produften:Börje dem Verkehre zu Grunde liegt, daß im Falle des Ver: 
zuges Die Beitimmungen der 88 325 und 326 B.G.B. und 5 373 9.6.2. mit 
der Maßgabe in Anwendung kommen, daß der nicht Säumige dem Säumigen 
zur Bewirfung der Leiftung eine angemeffene Friſt gemäß $ 326 B.G.B. Abjat 1 
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gewähren muß. Damit ift der Nichtfircharafter des Geſchäftes unzweideutig 
dargethan, und ein Zweifel hieran nicht möglich. Bei einem Geſchäfte, welches 
auf Grund diefer Haren Beitimmung abgeſchloſſen worden it, unterftellen zu 
wollen, daß die Vertragsbedingung lediglid pro Forma aufgeftellt ift, um dem 
Geſchäſte eine andere rechtliche Yyorm zu geben, fie aber niemals innegehalten 
wird, daher ein ſtillſchweigendes Einverftändnis in betreff ihrer Ungiltigfeit be: 
ftehen müſſe, die bezüglichen Geſchäfte ſonach als Fixgeſchäfte zur Abwickelung 
gelangen, hieße aus dem Gefühle der Omnipotenz heraus die Verträge nad) 
Belieben, nah Willfür zu deuten, ihren einzelnen Vorichriften eine dem Sinne 
zumwiderlaufende Erklärung zu geben oder dieſe jelbft ganz verichwinden zu 
laſſen; hieße mechjelleitige Obligationen überhaupt auf ſchwankende Unterlage 
zu verweilen, den Geſchäftsverkehr jchlieglih auf den Kopf zu ftellen und den 
Glauben an den Bertragswillen zu erihüttern. Zum mindeitens hat derjenige, 
welcher behauptet, die Nachfriſtklauſel könne nicht ernjt gemeint jein, da der 
Lieferungspflichtige aud) nad) Ablauf der Nachfriſt regelmäßig nicht Tiefern 
werde und von vornherein dazu nicht gewillt jei, was dem andern Teile befannt 
jein müffe, den Beweis hierfür zu erbringen, weil ſonſt alles Mögliche ohne hin: 
reichenden Grund angenommen werden fanı. 

Das Reichögericht hat zwar in einem alle den Nichtfirharakter eines 
ähnlichen Geſchäftes in Effekten beſtritten, welches auf Grund der Bedingungen 
für Lieferungsgeſchäfte in Wertpapieren, welche die Bank für Handel und 
Induſtrie unterm 1. Januar 1897 aufgeſtellt hat, abgeſchloſſen worden mar. 
In dieſem Formulare iſt ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die Bedingungen 
für Zeitgeſchäfte an der Berliner Fondsbörſe ausgeſchloſſen ſind, die Art. 354 
bis 356 des alten 9.G.B. die vertragsmäßige Norm bilden ſollen, der ver: 
einbarte Erfüllungstag nicht als feſt (genau) beftimmter Zeitpunkt der Lieferung 
im Sinne des $ 48 B. G. oder des Art. 357 des alten H.G. B. zu gelten 
habe und der nicht ſäumige dem fäumigen Zeile eine Nachfriſt von zwei vollen 
Börjentagen gewähren müſſe, von dem Tage ab gerechnet, an welchem der nicht 
jäumige Zeil die jchriftliche oder mündliche Anzeige dem andern Zeile durd) die 
Poſt zugejandt oder mündlich gemacht habe.') 

Trotz obiger Bedingungen behauptet dad Neichögericht, daß dieſe Gejchäfte 
in Wahrheit den Fixgeſchäften des $ 43 BG. völlig gleichwertig ſeien. Zwar 
jeien die Geſchäfte äußerlich bes Charakter des Firgeichäftes, den dieſer 
Baragraph für Börjentermingejchäfte fordert, entfleidet, aber nur äußerlid). Die 
Nachfrist, welche dem Verkäufer auf Verlangen gewährt werden müſſe, ſei nicht 
die den Umſtänden angemejjene Friſt zur Nahholung des Verſäumten 
im Einne des Art. 356 des alten 8.G.B Trotzdem das Geichäft durch die 
Nachfriſtklauſel nicht nur eine andere Rechtsform, jondern aud) einen verjchiedenen 
materiellen inhalt erhalten hatte, — fonnte man doch aus den Art. 354 bis 356 
des alten 9.G.B. flagbar vorgehen —, jo wird von jeiten des Reichägerichtes 
furzweg behauptet, daß von einer den Umständen angemefjenen Friſt bei Ultimo— 
geihäften in Wertpapieren an der Börje überhaupt nicht zu reden jei, die Natur 
ſolcher Geichäfte eine Nachfriſt diejer Art überhaupt nicht zulaffe, weshalb aud 
die Vorausfegung, an welche der Art. 356 cit. die Pflicht zur Gewährung der 
Nachfriſt knüpfe, nicht vorliege. Dem gegenüber ift zu betonen, daß thatſaͤchlich 
derartige Geſchäfte nicht nur vereinzelt, ſondern in größeren Mengen abgeſchloſſen 


) Dr. Riefſer, Die handelsrechtlichen Lieferungsgeihäfte, Berlin 1900, ©. 76f. 
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worden find, wenn fie ſich auch zuerft auf den Geichäftsverfehr der Bank für 
Handel und Induſtrie erjtredt haben. Mean kann daher nichtsohne weiteres 
behaupten, daß dieje Geſchäfte wirtichaftlicy) nicht möglih und aud) gegenüber 
dem ausgeſprochenen Vertragswillen beider Stontrahenten nicht ernjt gemeint 
jeien: beide Unterftellungen, für melde eine ausreichende Worausjegung fehlt. 
Wenn die Natur jolher Geſchäfte (Börjentermingeichäfte in weiterem Sinne) 
eine Nachfriſt nicht zuläßt und hier ein Gejchäft mit Nachfrift vorlag, jo mußte 
folgerichtig geichloffen werden, daß diejes Geſchäft fein Börjentermingeihäft und 
der Regiltereinwand nicht zulälfig war. — Des weitern wird dann bemerkt, daß 
die ein für allemal feitbeftimmte Nachfrift von zwei Börfentagen zu weiter nichts 
führe, ala dazu, daß, wenn fie gefordert, das Geſchäft von Ultimo auf 
den dritten Börjentag fir prolongiert werde. Trutz der Unvollfommen: 
heit des Geichäftes gegenüber dem techniſch entwidelten Börjentermingeichäfte, 
der Gefahr, die mit der Nachfrist verbunden ift und die Nachteile, die mit in 
den Kauf genommen werden müſſen, bleibt das Reichögeriht auf dem Stand: 
punkte des sic volo sic jubeo: es iſt ein Börfentermingeihäft, und man hat 
mit ihm das Börfengejeg umgehen, ihm eine Naje drehen wollen. — In wirtſchaft— 
licher Hinſicht mag hier noch bemerft werden, daß bei ſolchen handelsredhtlichen 
Lieferungsgeichäften in Papieren die Preile außerordentlich; wechſeln, und in 
wenigen Stunden ſich der ganze Markt völlig verichoben haben fann: ein Um: 
ftand, der 2 Tage als eine angemefjene Friſt gemäß $ 326 B.G.B. oder in 
dem vorliegenden Falle von Art. 354 des alten H.G.B. erjcheinen läßt. Zugleich 
mag auch darauf hingewieſen werden, daß ein Geichäft mit Nachfrift von 2 Tagen 
einen gänzlich anderen Charakter hat, als ein ſonſt gleiches Ultimogeſchäft, weil die 
Erfüllung für den auf Ultimo Verpflichteten eine Bedeutung nicht mehr hat, da 
es von ihm zur Dedung nicht mehr benußt werden kann. Wird dennoch ein 
ſolches Geſchäft eingegangen, jo Fehlt offentichtlich der Ichablonenhafte Charakter, 
weshalb auch durch diejes Geichäft eine Umgehung des Gejetes nicht bewirkt 
werden kann. Den individuellen Charakter hat e8 feinesfalls abgejtreift, da die 
Nahfrift von jedem Kontrahenten beanfprucdht werden kann und von dem 
Säumigen aud zu feinen Gunften verlangt wird. 

Obgleich dieſes Erkenntnis von fast allen Seiten angefochten und namentlich) 
auch von der Wiſſenſchaft ſcharf befämpft worden ift, jo müſſen wir dod) in Bezug 
auf unjeren Gegenftand unterjuchen, wie weit die Rechtiprechung eine ernfte Gefahr 
für das an der Berliner Produftenbörje übliche handelsredhtliche Lieferungsgeichäft 
in Getreide bildet. 

Selbjt wenn das Reichägericht troß der Kritik auch für die Zukunft die 
obigen Momente für den Nichtfircharafter als nicht beweiſend aufrecht erhalten 
jollte, fönnen ad 1. die fraglichen handelsrechtlichen Lieferungsgeihäfte doch nicht 
ala yirgeichäfte betrachtet werden. Denn die Geichäfte in Produkten dürfen nicht 
mit denen in Effekten in Bezug auf die Gewährung einer Nachfriſt verglichen 
werden, indem Zeitgeichäfte mit Nichtfircharafter durchaus üblih und in zahl: 
lojer Menge täglich abgeichloffen werden. In diefer Beziehung fann nicht be— 
bauptet werden, daß die Natur joldher Geichäfte eine „angemejjene“ Nachfriſt 
überhaupt nicht zulaffe. Ferner bejteht laut der Schlußnote feine ein für alle: 
mal beftimmte Nachfrift, jondern dieſe entipricht genau der Beltimmung des 
3 326 B.G.B., weshalb davon feine Rede jein kann, daß bei Forderung der 
Nachfriſt das Geichäft von Ultimo auf einen beftimmten Börjentag nad) Ultimo 
fir prolongiert wird. Die Nachfriſt muß daher als die gejegliche in aller Form 
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anerfannt werden, weshalb das Yieferungsgeihäit feinen Fixcharakter befikt, 
zumal ihm die Beitimmungen der 88 325 und 326 B.G.B. und 373 9.6.8. 
ausdrüdlic; zu Grunde gelegt werben. 

ad 2. Ein Zerminhandel in Getreide- und Mühlenfabrifaten beiteht an 
der Börje nicht. Deshalb iſt der Börjenvoritand aud) nicht in der Lage, Geichäfts: 
bedingungen für ihn — Thatſächlich ſind derartige Geſchäftsbedingungen 
nicht vorhanden. Die für das handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft angewendete 
Schlußnote iſt von Perſonen außerhalb der Börſe, die ſich aus Regierungs— 
vertretern, Kaufleuten und Landwirten zuſammenſetzten, vereinbart worden. Sie 
hat mit der Vorausjegung des $ 48 B.G. nichts zu ſchaffen. 

ad 3. Für Geſchäfte jolcher Art, d. h. für Fixgeſchäfte, die nach Geſchäfts— 
bedingungen abgeichloffen werden, welche der Börjenvoritand für den Terminhandel 
feſtgeſetzt hat, findet thatjächlicy eine amtliche FFeititellung von Terminpreiſen 
nicht ſtatt. Wie jollte auch eine ſolche Tyeititellung erfolgen können, da der 
börjienmäßige Terminhandel in Getreide: und Mühlenfabrifaten unterfagt ift und 
an dieje Interfagung fich die börjenpolizeilichen Folgen des $ 51 B. G. knüpfen? 

Nun hat das Reichögeriht außer dem Begriffe des $ 48 B.G. noch einen 
erweiterten Begriff der Börjentermingeichäfte aufgeitellt, der angeblidy aus dem 
Zwede des Gejeßes hergeleitet wird und alle diejenigen Geichäfte umfaßt, welche 
nur eine andere Form für die verbotenen Börjentermingeichäfte abgeben, aber 
demjelben wirtichaftlichen Zwede dienen. Zwar hat diejer erweiterte Begriff die 
Ihärfiten Angriffe jeitens der Wifjenichaft erfahren, und die Kritik hat ihn fait 
einmütig verurteilt, ihn ala vom Geſetzgeber nichtgewollt und dem Zwecke des 
Geſetzes direkt zuwiderlaufend nachgewieſen. Nichtsdeſtoweniger iſt es unſere 
Pflicht, zu unterſuchen, ob das handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft in Produkten 
unter dieſen erweiterten Begriff der börjenmäßigeu Termingeſchäfte ſubſumiert 
werden kann. Derjelbe ift nach den Erfenntniffen des Reichögerichts fein feit: 
ftehender, jondern in den jpäteren Erkenntniſſen noch jehr der Wandlung unter: 
worfen. Am genaueften hat ſich hierüber das Reichsgericht in dem Erfenntnis 
vom 1. Dezember 1900 ausgeſprochen, nad) welchem als weſentlich jür den Begriff 
des Börjentermingeichäfts angejehen wird, daß das Geichäft zu einem feiten 
Termine, ohne Rückſicht auf bejondere perjönliche Bedürfniffe der Parteien, alſo 
mit typiichem Inhalte und zu einem Preife geichloffen wird, der ſich an der 
Börje infolge des Zuſammentreffens und Zuſammenwirkens der Börſenbeſucher 
bildet. Wie dagegen der Preis feſtgeſtellt wird und ob das Geſchäft an der 
Börſe ſelbſt zum Abſchluſſe gelangt, iſt nach dem Reichsgerichte unerheblich. 
Dieſen weſentlichen Bedingungen entſpricht nun das handelsrechtliche Lieferungs⸗ 
geſchäft nicht, weil es nicht zu einem feſten Termine abgeſchloſſen wird, ein 
Firgeſchäſt, wie dargethan, nicht vorliegt und ſonach auch dem „erweiterten“ 
Begriffe des börjenmäßigen Termingeſchäftes nicht unterftellt werden kann. Durch 
eine ſcharfe Scheibelinie ift e8 daher von dem Börjentermingeichäfte getrennt 
und zwar durch die rechtliche Form und den materiellen Inhalt, jo daß eine 
Verwechſelung oder gar Sdentifizierung mit ihm nicht angängig ift. Die Be 
hauptung von der Wiedereinführung des verbotenen Terminhandels ift daher 
einfach lächerlich und die hieraus abgeleiteten Vorwürfe find gänzlich ungerecht: 
fertigt und können aud gemäß der jeßigen Rechtſprechung des Reichögerichts, 


) Val. Jahrbücher für Nationalötonomie und Statiftil, III. Folge, Bd. 22, Jena 1901, 
5.795 ff. und bie daſelbſt angegebene Literatur. 
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außer von Ignoranten, von niemand erhoben werden. Ferner entbehren dieje 
Geihäfte nicht des individuellen Charakters, da fie nicht, ohne auf perjönliche 
Bedürfniſſe Rückſicht zu nehmen, geſchloſſen werden, zumal keine feſten Mengen— 
einheiten in der Schlußnote beſtimmt ſind, ſondern die Feſtſetzung ſolcher der 
jedesmaligen Vereinbarung der Parteien unterliegt. Wenn das Reichsgericht 
dieſe behufs der Erleichterung der Abwickelung als zweckmäßig, aber für den 
Begriff des Börjentermingejchäftes nicht ala notwendig betrachtet, jo mag letzteres 
unter Umftänden richtig jein, aber zur Beltimmung des typiichen Inhaltes des 
Geſchäftes muß die Einhaltung einer jeiten Mengeneinheit unbedingt ala wejentlid) 
angejehen werden. Es wäre jonft nicht abzujehen, worin ſchließlich das Individuelle 
eines Geſchäftes jeinen Ausdrud finden ſollte. An der Börje dürfte im gegen- 
teiligen Falle ein jolches mit Fixcharakter wohl nicht mehr möglich jein. 
Mir rejumieren zum Schluffe dahin, daß das handelsrechtliche Lieferungs- 
geſchäft in Produkten jowohl auf Grund des $ 48 B.G. als aud) gemäh des 
„erweiterten“ Begriffes der Börjentermingeichäfte jeitens des Neichsgerichts nicht 
al3 ein börſenmäßiges Termingeihäft angejehen werden darf, weshalb auf es 
die SS 50, 51, 66, 69 B.:G. feine Anwendung finden Fünnen. 


VII. Eind Termingeichäfte Kreditgeſchäfte? 


Dr. Weber behauptet: „Die wejentlicye Funktion (des Terminhandels) ift 
auh im Produftenverfehre die Ermöglihung der Kreditipefulalion. Sie wird 
noch ſtark erleichtert durd) das an mehreren großen Zerminpläßen in den Haupt: 
artifeln beitehende Inſtitut der Liquidationsfafjen, welche den Spekulanten gegen- 
jeitig die Erfüllung ihrer Kontrafte garantieren und ſich ihrerjeits durd) pro— 
zentuale Einihüffe und — bei Kursſchwankungen zu Ungunjten des Spekulanten 
— Nachſchüſſe fichern”. ) Wenn ber Terminhandel die Kreditſpekulation er— 
möglichen ſoll, muß er ſelbſt auf Kredit baſiert ſein, das Rn jelbit 
ein Kreditgeichäft darjtellen. Auch andere Schriftiteller, jo 3. B. David Kohn, 
halten den Kredit für die Grundlage des Terminhandels und das Termingeichäft 
für ein zweiſeitiges Kreditgeichäft oder ala die reine Form desjelben.”) Won 
mandem Nationalöfonomen wird indeflen geleugnet, daß das Termingeihäft mit 
dem Kredite überhaupt etwas zu jchaffen hat, jo 3. B. von dem Altmeifter auf 
dieſem Gebiete, Knie3.’) Es ericheint daher angebracht, innerhalb des Rahmens 
diejer Arbeit genannten Streitpunft einer kurzen Betrachtung zu unterziehen. 


Will man dieje Frage der Löſung mäher bringen, jo muß man vorerft 
jeitftellen, was unter Kredit zu verjtehen ift, wenn anders nicht lediglicdy ein 
Wortjtreit hervorgerufen werden joll. Die älteren Nationalöfonomen und Yuriften 
haben als weſentlichſtes Moment des Kredite das Vertrauen angejehen, aus 
welhen Grunde er bisweilen geradezu mit Vertrauen identifiziert ericheint. So 
wird er von Thöl als das Vertrauen bezeichnet, daß ein Veriprechen erfüllt 
werde.*) Selbit Rau definiert den Kredit noch als das Vertrauen, in welchem 
jemand in Hinſicht auf die Erfüllung von vertragsmäßigen Verbindlichkeiten im 
wirtihaftlichen Werfehre bei andern jteht. Auch dieſe Definition kann in wirt: 


) —— Juriſtenzeitung 1896, ©. 248 fi. 


Kohn, David, Der Getreideterminhandel, Leipzig 1891, S. 54 f. 
) Knies, Kredit. Derjelbe Zeitichrift für die geiamte Staatswilienichaft, Tübingen 1859, 


S. 5376 ff. 
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ihaftlicher Hinſicht keineswegs genügen.’) Erft Knies ift auf unferem Gebiete 
bahnbrechend, indem er klar und beitimmt die wirtichaftlihen Momente des 
Kredites feftitellt und ihn, wie folgt, definiert: „Kredit ift derjenige Verkehr, in 
dem die Leiltung des einen in die Gegenwart, die Gegenleiftung des andern in 
die Zukunft fällt.“ 

Knies ſieht in diefer Begriffsbeitimmung des Kredites von den beiden 
Diomenten, dem Vertrauen und der Freiwilligkeit der Güterübertragung ab und 
zwar mit Recht, weil beide jchon die grundlegende Vorausſetzung bilden, ohne 
welche ein jolcher Verkehr nicht denkbar ift. Denn derjenige, welcher ein beftimmtes 
Kapital oder jonitige wirtichaftliche Vermögensobjekte auf einen andern überträgt, 
ohne eine gleichzeitige Gegenleistung, jeßt in diejen das Vertrauen, daß in Zufunft 
eine Gegenleiftung erfolgt, da ohne dieſe Vorausfegung die Uebertragung nicht 
ftattgefunden haben würde. Weil aber ein jolches Vertrauen nicht nur beim 
Kredite beiteht, jondern einem großen Zeile des wirtjchaftlichen Geſchehens über: 
haupt zu Grunde liegt, jo fann in einer Begriffsbeitimmung, melde die wejent: 
lichſten charakteriftiihen Momente zujammenzufaffen hat, hiervon mit Fug und 
Recht abgejehen werden. Dasjelbe iſt mit der Treimilligkeit der Fall. Auch 
dieje liegt dem Kredite eo ipso zu Grunde; denn ohne ſolche gibt es feinen 
Kredit. Bei Ausübung des Zmanges würde man daher von einer Zwangs— 
anleihe 2c. jprechen können, aber nicht von einem Kredite, der dem andern ein: 
geräumt worden it. Wenn nun Wagner?) die öfonomilche Definition des 
Kredits wie folgt gibt: „Kredit ift derjenige privatwirtichaftliche Verkehr oder 
dasjenige freiwillige Geben und Empfangen wirtichaftliher Güter zwiſchen ver: 
ſchiedenen Perſonen, wo die Leitung des einen im Vertrauen auf die gegebene 
Zuficherung jpäterer (künftiger) Gegenleiftung des andern erfolgt”, jo halten wir 
dieſe nicht nur ftiliftiich für verfehlt, jondern auch jachlic) feineswegs für richtig. 
Wie wohlthuend Kar fticht dagegen die Definition Knies ab, die alles weſent— 
liche in fich ſchließt und doch allgemein verſtändlich bleibt. 

Wenden wir die Knies'ſche Begriffsbeitimmung auf das Termingeſchäft au, 
jo liegt diefem allerdings ein gewiſſes Vertrauen zu Grunde, weil man mit jeder 
Perjon nicht ein ſolches Geſchäft eingeht. Damit wird indeffen dad Termingeichäft 
nod) fein Sreditgeihäft. Denn der befriitete Kauf ſetzt die Erfüllung beider Teile 
in die Zukunft. ine Vorleiftung des einen und eine Nadjleiftung des anderen 
findet überhaupt nicht jtatt. Das, was ſich in der Gegenwart vollzieht, iſt eine 
rein rechtliche Handlung, ein jolort zu ftande gefommener Konjenjualvertrag, 
der ein gegenjeitiges Vertrauen zur Vorausſetzung hat, bei welchem aber nicht 
behauptet werden kann, daß hier eine einjeitige Leitung ftattfindet, geſchweige 
denn ein Kredit gewährt wird. Won einem Kredite würde erſt dann die Rede 
jein fönnen, wenn die Erfüllung für die Zukunft derartig vereinbart worden 
wäre, daß ein Zeil im Termine zu leisten hat, die Leiftung des andern wiederum 
in die jernere Zukunft hinausgerüdt fein würde.’) Solche Termingeichäfte dürften 
aber wohl faum vorfommen; an der Börje find fie fiherlich wegen der geltenden 
Uſancen ausgeichlofjen. 

Nun bat 3. B. G. Cohn behauptet, indem er Worftehendes ala richtig 
zugeben muß, daß die Gleihung des Tauſchwertes, melde durch den 
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gegenwärtigen Vertrag feftgeftellt wird, jofort der Störung unterworfen ift, 
weil die zu liefernde Ware Preisichwankungen unterliegt. Mit der Größe diejer 
Schwankungen vergrößert ſich aud die Störung. Die Störungen ergeben aber 
Preisdifferenzen in Bezug auf die’ Gleihung des Tauſchwertes, weldye im 
Lieferungsvertrage feſtgeſtellt iſt. Dieſe Preisdifferenzen find die Objekte des 
Kredites.') 

Auch diefe Bemühung, dem Termingeſchäfte noch einen Heinen Zipfel des 
Kredits umzuhängen, vermögen wir als richtig nicht anzuerkennen. Scließt A 
al Käufer mit B ala Verkäufer ein Termingeihäft ab, jo finden naturgemäß 
gegen den vereinbarten Preis jofort Preisdifferenzen ſtatt. Neigen ſich dieje zu 
Gunften des A, jo tritt für ihn die Ausficht auf Gewinn ein, den er realijieren 
fann, wenn er jofort mit einer beliebigen Perſon ein Verkaufsgeſchäft auf 
Termin abſchließt. Durch das zweite Geichäft wird das erſte in feiner Weile 
berührt, die Stipulationen desjelben bleiben beitehen und zu dem fejtbeitimmten 
Zeitpunfte hat eine Erfüllung des erſten Geichäftes ftattzufinden. Das gegenjeitige 
Pertrauen auf thatjächliche Erfüllung war bei Eingehung des Geſchäftes auf 
beiden Seiten vorhanden. Wenn aber A bei der Neigung der Wagjchale zu 
feinen Gunften bejorgt wird, B fünne am Erfüllungstage jeinen Verpflichtungen 
nicht nachkommen und nun von ihm eine Sicherung verlangt, zu welcher er 
ohne bejondere Abrede einen Anjpruc überhaupt nicht befigt, jo ift ein ſolches 
Merlangen fein bethätigtes Vertrauen, Jondern geradezu Entziehung eines ſolchen, 
und der Einihuß bezw. der Nachſchuß oder die Marge bezw. die Sicherheit 
oder unter welchen Namen man jeine Zufunftsforderung zu fichern fich beitrebt, 
ift eine direfte Bethätigung des Mißtrauens, indem man Bweifel in die 
Möglichkeit des andern ftellt, zu dem gegebenen Zeitpunkte jeine Verbindlichkeiten 
zu erfüllen. Eine Leitung von irgend einer Seite hat überhaupt nicht ftatt- 
gefunden, weshalb aud von Kredit gar feine Rede jein kann. Das Verlangen 
nad) Sicherung bezw. der Marge ift daher der ftrifte Beweis, daß bei dem 
Zermingefchäfte nicht nur nicht der geringfte Kredit gewährt wird, jondern daß 
ein Starkes Mißtrauen zwiichen den Parteien befteht, welches jogar die zufünftige 
Leiftung Zug um Zug in der Möglichkeit als gefährdet anfieht. Es heißt daher 
alle nationalöfonomiichen Begriffe geradezu auf den Kopf zu ftellen, wenn man 
behauptet, die Preisdifferenzen zwiichen dem Terminkurſe und dem am Lieferungs- 
tage herrichenden Kurſe ſeien Objekte des KHredit3 und die Marge, weldje dod) 
den denkbar größten Gegenjag zum Kredite darftellt, für die Richtigkeit diejer 
Behauptung ins Feld führt. j 

Die gleichen Verhältniffe ergeben fi), wenn fich der Preis zu Gunften des 
B stellt und dieſer nun von A Sicherung der hervortretenden Differenzen verlangt, 
wozu er in gleicher Weiſe berechtigt ift wie jener. Wie ftarf bei einem jolchen 
gegenfeitigen DBerlangen das Mißtrauen jein muß, geht auch daraus hervor, 
daß bei den herrichenden Fluktuationen des Preijes bis zum Lieferungstermine 
nod; Niemand wiſſen fann, wie ſich endgiltig der Preis ftellen wird und ob 
nicht inzwilhen der zu Ungunften einer Partei neigende Preis eine völlig 
rücläufige Wendung einichlägt. 

Nicht anders geitaltet fi die Sachlage, wenn A und B fid) an einen 
Kommijfionär wenden und nun mit diefem zu thun haben. Der Kommijfionär 
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wird von beiden Kontrahenten Sicherung der Erfüllung für die in Zufunft 
Zug um Bug erfolgende Leiſtung und Gegenleiftung verlangen, weshalb aud 
hier von einem Sredite, den er A oder B gewährt, oder der ihm von beiden 
gewährt wird, nicht geiprocdhyen werden fanıı. Auch wenn von C feine Dedung 
verlangt wird und er Vertrauen zu jeinen Kommittenten bejigt, daß jie am 
Lieferungstermine erfüllen, fommt weder Perjonalkredit, noch jonft eine andere 
Art des Kredits zum Vorſchein, weil eben von irgend einer Seite eine Leiftung 
nicht ftattgefunden hat und Leiſtung und Gegenleiftung in der Zukunft 
zujammenfallen., 

Noch ſchärfer kommt dieſes bei der weiteren Entwidelung des Termin: 
handel durch Liquidationskaffen zum Austrage, von denen, wie wir unter 
Hinweis auf die Hamburger Börjenverhältniffe geiehen haben, nicht nur bei 
jedem Schluſſe ein beitimmter Einihuß verlangt wird, jondern auch bei jeder 
Preisihmwanfung, jalls die Dedung nit mehr ausreicht, ein Nachſchuß aus: 
bedungen wird, der bei geringen Preisichwanfungen zum Zeil — wenn er nad 
12'/e Uhr nachmittags verlangt wird — exit am nächſten Tage zu entrichten 
it, bei ftarfen Preisbewegungen aber auch dann jofort geleistet werden muß. 
Hierdurch iſt das Ichärffte Mißtrauen zur Grundlage des Zerminhandels an 
der Börje gemacht worden, was aud) berechtigt ıft, indem in folge der durch die 
Kaſſe bedingten Zwiſchenglieder ſowie der großen Umſätze ein perjönliches 
Bekanntſein der Kontrahenten nicht immer möglich iſt und die Perſon derſelben 
durch die vollftändige Sicherung, welche die Kaffe im eigenen Intereſſe vornehmen 
muß, gleichfalls fungibel geworden ift. 

Hier noch von Kredit zu reden, würde eine vollftändige Verkennung des 
Börjentermingeichäftes involvieren. 

Es bewahrheitet ji” daher die Anfiht von Knies, dab das Termin: 
geſchäft dem Kredite nicht näher fteht ala der Taufch und der Barfauf. Durch den 
Zerminhandel jindetdemgemäß aud fein weitere® Grapitieren 
zur Kreditwirtſchaft jtatt, wie man vielfach befürdtet hat. 

Die Sicherung der Termingejchäfte nötigt uns noch zu einigen Bemerkungen. 

Ein hoher Einſchuß oder eine jtarfe Dedfung bewirken eine Sicherftellung 
der eingegangenen Termingeichäfte und bereiten für den ungeheuren Verkehr an 
großen Börjen einen gelunden Boden vor, wenn alljeitig auf die Einhaltung 
diefer Bedingungen gejehen wird oder Abwidelungsbureaus bezw. Liquidation: 
faffen vorhanden find, welche vermöge ihrer Regulative hiervon nicht abweichen 
dürfen. Dazu werden unberufene und bejonders vermögensloſe Perſonen durch 
dieſe Bedingungen vom Terminhandel ferngehalten, was in betreff ſolcher, die 
über ein entſprechendes Kapital nicht verfügen oder aus ihrem Einkommen einen 
Theil für Termingeſchäfte nicht abzuſondern im ſtande find, wohl als wünſchens— 
wert erjicheinen muß. Sn gleich günstiger Weile kann indeifen die Nachſchuß— 
pflicht nicht immer beurteilt werden, wenn ſie auch nicht entbehrt werden fann. 
Durch den bei Preisihwanfungen verlangten Nachſchuß, der oft jofort zu leiſten 
ift und etwa telegraphiich zur Einziehung gelangt, ift mehrfach eine Schädigung 
des ſich am Börlenterminhandel beteiligenden Publitums hervorgerufen worden, 
wie man aud an auswärtigen Börjen die Nachſchußklauſel früher dazu benußt 
hat, ſchwächere Kommittenten aus ihren Engagements zu werfen, falls fte den 
Nachſchuß innerhalb einer außerordentlich kurz bemeflenen Friſt nicht anzuweiſen 
in der Lage waren. Das Geſchäft wurde ſofort abgewickelt und zwar zu einer 
Zeit, in welcher die Preiſe für den Kommittenten ungünſtig waren, und dieſer 
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mit der Differenz belaftet. Die Berechtigung der Kommiſſionäre ſtand hierzu 
bei den eingegangenen Berpflichtungen außer Frage, aber die Börſe jelbit hat 
ſolche Manipulationen, wenn abfichtlich zu diefem Zwecke vorgenommen, verurteilt. 
So hat der Börjenrat in Budapeft in jeiner Plenarfigung vom 5. Dezember 1888 
dahin Stellung genommen, ſolche geihäftsmäßig mit Individuen jeden Ranges 
und jeder Stellung eingegangenen Geichäfte nicht gut zu heißen, und fie, falls 
unter beliebigen Namen oder Titel eine Marge bedungen jei, nicht als reelle 
Geſchäfte zu betradyten und im -Börjenjchiedägerichtäverfahren in ſolchen Fällen 
feine Forderungen zu beftätigen, wenn fie aus Mangel an Dedung entſtehen.!) 
Durch diefe Maßnahme waren derartige Beichwerden verſchwunden. Durch ent: 
Iprechende Börſenuſancen können fie im Börſenverkehre leicht bejeitigt werden, 
wie aud) die Liquidationskafjen auf Grund ihrer Regulative von dem „Aus: 
dem=Engagement: MWerjen“ faum einen Gebraud) zu machen nötig haben, wenn 
fie den Einſchuß in ſolchem Grade erhöhen, daß fie gegen ziemlidy umfang: 
reihe Preisihwanfungen von vornherein gededt find und zum Nachſchuſſe nur 
dann zu greifen WVeranlaffung haben, wenn ganz ungewöhnlide Preis: 
fluftuationen den Markt beherrichen. Der Selbitverantwortung kann man 
aber da3 Publitum niemals entlaften; denn jedermann, welcher geneigi iſt, 
ſich am Börfenterminhandel zu beteiligen, muß ſich ſtets vor Augen halten, 
wozu er fich verpflichtet und zu welcher Höhe er ſich belaften fann, falls die 
Preisbewegung ganz entgegen jeinen Berechnungen und VBorausjegungen verläuft. 

Während ſonach die Sicherung des Termingejchäftes bei Eingehung des: 
jelben von wohlthätigfter Wirkung iſt, kann die jofortige, aber nicht zu um: 
gehende Leiſtung eines erheblichen Nachſchuſſes bei ungünftiger Preisgeitaltung 
von nachteiligen Folgen für das einzelne Individuum fein, wenn es ſich zu 
hoch verpflichtet Hat, weshalb nicht das Vertrauen jondern das Miß— 
trauen mit Redt a limine zur Grundvorausjeßung eines gefunden und 
für die Bolkswirtihaft unbedingt erforderlihen Börjenterminhandels zu 
machen ift, unter welcher Vorausjegung er ſich fräftig entwideln und jeinen 
Siegeszug über Länder und Meere antreten joll: die Nationalwirt- 
haft der einzelnen Wölfer ftärfend und entwidelnd und dieſe ſchließlich 
wieder zu einer höheren Einheit der Weltwirtſchaft zulammenfafjend, der 
die Zukunft gehört. Nationale Abiperrungsmaßregeln oder Zollmauern fünnen 
den durch die Intelligenz der Völker und die fortichreitende Entfaltung des 
Verkehrsweſens zu Wafler und Lande bedingten unaufhaltiam ſich vollziehenden 
Entwidelungsgang kommender Zeiten faum verlanglamen, feineswegs aber 
berhindern. 
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| Das Berhältnis zwiſchen Luremburg und dem 
Deutfchen Reiche hinfichtlidg des Branntweinverkehrs. 


Ron Dr. Georg Schmanfer, k. Oberzollajjefjor in München. 


Das Reichsgeſetz vom 24. Juni 1887, betreffend die Beſteuerung des 
Branntweins, welchem Bayern, Württemberg und Baden zufolge des in $ 47 
des Geſetzes beftimmten VBorbehaltes beitraten, hat die Branntweinfteuergemein: 
ſchaft auf das deutiche Reichögebiet ausgedehnt. Mit dem von den jüddeutichen 
Staaten erklärten Beitritte zu dieſer Gemeinſchaft trat die Beitimmung in 
Art. 35 Abi. 2 der Reichsverfaſſung, durch welche die Belteuerung des in: 
ländiihen Brannfweins und Bieres der Landesgejeßgebung der ſüddeutſchen 
Staaten vorbehalten wurde, hinfichtlich der Belteuerung des inländiichen Brannt: 
meins außer Kraft. Seit diejer Zeit fommt dem Reiche ausſchließlich die Geſetz⸗ 
gebung über die Branntweinbeſteuerung zu. Auch die in den ſüddeutſchen Staaten 
ſich ergebenden Anfälle an Branntweinſteuern fließen nunmehr in die Reichs— 
kaſſe und zählen zu den „gemeinſchaftlichen“ Reichseinnahmen im Sinne des 
Art. 38 und 70 der Reichöverfaffung. 

Dem Vorgehen Deutichlands, das im Jahre 1887 neben der Maiid 
botti” und Materialjtener die Branntwein-Verbrauchsabgabe ala neue Steuer: 
art einführte, it die Großherzoglih luremburgiiche Regierung nicht gefolgt. 
Hiedurch fielen die Vorausfegungen für die früher verabredete Verkehrsfreiheit 
für Branntweinjendungen zwilchen Luremburg und dem übrigen deutichen Boll: 
gebiete weg. Von dem aus Luremburg nad) Deutichland eingehenden Branntmwein 


wurde daher vom jahre 1887 ab neben der auf dem Vertrage vom er nn 1858 


beruhenden Ausgleichungs- beziehungsweile Uebergangsabgabe die Branntwein- 
re erhoben. Die Uebergangsabgabenerhebung jtügt fi auf S 45 
des Reichögejeßes vom 24. Juni 1887. Nach diefer Vorſchriſt werden von dem 
aus dem freien Verkehr der nicht zur deutichen Branntweinfteuergemeinichait 
gehörigen Teile des deutichen Zollgebietes eingehenden Branntwein an Ueber: 
gangsabgabe 96 ME. für ein Hektoliter reinen Alkohols erhoben; nur der nad} 
weislich verzollte Branntwein ift von der Uebergangsabgabe befreit. Durd den 
Bundesratsbeihluß vom 17. Mai 1888 wurde beichloffen, daß jeder im Gebiete 
der deutichen Branntweinfteuergemeinichaft im freien Verkehre befindliche Brannt: 
wein nad) Luremburg auf Uebergangsichein mit der Wirkung abgefertigt werden 
könne, daß dafür an Luremburg die bisherige vertragsmäßige Stenervergütung 
gezahlt werde. Die diesbezüglichen vertragsmäßigen Abreden gehen auf das 
Jahr 1842 zurüd. Im Vertrage vom 8. Februar 1842 zwiſchen Preußen, 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Kurheſſen, dem Großherzogtum Helen, 
den zum thüringiichen Zoll: und Handelöverein gehörigen Staaten, den Herzog: 
tümern Braunſchweig und Naſſau und der freien Stadt frankfurt einerjeits, 
und Luremburg andererjeits, welcher fih) auf den Anſchluß Luremburgs an das 
Zolliyftem Preußens und der übrigen Zollvereinsftaaten bezog, find zum erften 
Male aud) Vereinbarungen über den gegenfeitigen Branntweinverfehr getroffen 
worden. Die hiſtoriſche Entwidelung diejes Werhältniffes bis zum Jahre 1892 
it im Jahrgange 1893 diejer Zeitichrift gleichzeitig mit der Darftellung der 
„Zölle und Steuern, jowie der vertragsmäßigen auswärtigen Handelsbeziehungen 
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des deutichen Reiches“ geichildert worden. Es wird insbejondere auf die, Aus: 
führungen auf Seite 169 und 415 des Jahrgangs 1893 der „Annalen“ hin— 
gewieſen. | ur wa 

Im Jahre 1896 ift ein neues Abkommen zwiſchen Luremburg und dem 
deutjchen Reiche in der genannten Richtung getroffen worden. Der Zweck dieſes 
Abkommens geht dahin, den gegenjeitigen Branntweinverfehr zwiichen Lurem: 
burg und der deutichen Branntweinfteuergemeinichaft von den im Jahre 1887 
eingeführten Hemmniſſen, ſoweit als möglich, zu befreien. Das Abkommen ift da: 
durch ermöglicht worden, dab im Jahre 1896 in Quremburg ein Branntwein— 
fteuergejeg in Kraft gelegt wurde, deilen Inhalt in der Hauptiadhe mit der 
deutichen Branntweinjteuergefeßgebung übereinftimmt. Dem' Zweck des im Reidhs- 
geiegblatt 1896 auf Ecite 676—679 veröffentlichten Aptommens vom 22. Mai 
1846 joll nad) den getroffenen Abreden dadurch entiprochen werden, daß die 
Vergütungsfähigfeit der Branntweinausfuhrjendungen im gegenfeitigen Verfehre 
‚aufgehoben und die Gewährung der Uebergangsabgabenbefreiung für gewiſſe 
Fälle vereinbart wurde. Zur Hintanhaltung von Schädigungen ſowohl der 
beiden Wertragsteile den Abgabepflichtigen gegenüber, wie auch der Kontra— 
henten im Berhältniffe unter ſich wurden mehrere Sicherungsmaßregeln ver: 
abredet, nämlich die Nebergangsicheinfontrole, ſodann eine gegenjeitige Abrechnung 
unter den Vertragäteilen, jowie die Feſtſetzung der Verpflichtung von eventuell 
zu leiftenden SHerauszahlungen von Luremburg an das deutiche Reich oder 
umgefebrt. 

An die Spige des Abkommens von 1896 wurde als Prinzip die Be— 
ftimmung gelebt, daß binfichtli) des aus Deutichland nad) Luremburg und 
umgefehrt übergehenden Branntweins, ſowie der Branntweinfabrifate aller Art 
eine Rüdvergütung der Branntweinjteuer (Maiſchbottich- oder Materialfteuer, 
Verbrauchsabgabe, Zuichlag und Brenniteuer) an den Ausführenden nicht ge: 
währt wird. Diejes Prinzip fommt aud in den mit Bundesratsbeihluß vom 
28. Juni 1900 feitgejeßten endgültigen Ausführungsbeftimmungen zu den 
Branntweinfteuergejegen zum Ausdrud. In $ 1 der diesbezüglichen Grund: 
beitimmungen it nämlich ausgeführt, daß die Branntweinſteuergeſetze und die 
Ausführungsbeitimmungen zu diejen Gelegen für das Gebiet der Branntwein: 
fteuergemeinichaft gelten, und daß dieje Gemeinschaft das deutiche Zollgebiet mit 
Ausnahme des Großherzogtum. Luremburg umfaßt. Eine Branntweinfteuer: 
Vergütung oder Befreiung joll aber bei der Ausfuhr von Branntwein und 
yabrifaten nad) Yuremburg nicht gewährt werden; eine ſolche joll vielmehr 
nah $ 48 der Branntweinjteuerbefreiungsordnung nur bei der Ausfuhr der 
genannten Erzeugnilfe aus dem deutichen Zollgebiete gewährt werden. 

In dem Abkommen vom 22. Mai 1896 iſt ferner vereinbart worden, 
daß hinſichtlich des aus Deutichland nad) Luxemburg und umgefehrt über: 
gehenden Branntweins ſowie der Branntweinfabrifate aller Art im Lande der 
Einfuhr eine Uebergangsabgabe nicht erhoben werde. Dieſe Abgabenbefreiung 
it für Branntweinfabrifate, die weder in Lifören oder jonftigem Trinkbrannt— 
wein beftehen, 3. B..aljo für Parfümerien, eine unbejchräntte. Bei Branntwein 
aber und Branntweinfabrifaten, welhe in Likören oder ſonſtigem Trinkbrannt— 
wein beitehen, ift die Gewährung der Befreiung von der Uebergangsabgabe eine 
bedingte ; hier ift dieje Befreiung von der Vorausjegung abhängig gemacht, daß die 
eingehenden Gegenftände nachweislich der VBerzollung unterliegen oder unterlegen haben 
oder dat die Einfuhr im freien Berfehre auf Grund eines Uebergangsicheines oder 
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im gebundenen Verfehre auf Grund eines Branntweinverjendungsicheines I er: 
folgt, und daß die aus den fteuerlichen Begleitpapieren ſich ergebenden Ber: 
pflichtungen erfüllt werden. Die Nichterfüllung der genannten Worausjeßung 
ſoll zur Folge haben, daß die nicht nachweislich verzollte, auß dem freien Ber: 
fehre eingebrachte Menge an Branntwein (einjchließlich der Liköre und jonitigen 
Irinfbranntweine) in dem Beftimmungslande der Uebergangsabgabe von 96 Mt. 
für ein Heftoliter reinen Altohols unterworfen wird. In diefem Umfange findet 
auch gegenwärtig nod) eine Lebergangsabgabenerhebung im gegenjeitigen Brannt: 
weinverfehre zwiſchen Yuremburg und dem beutichen Reiche ſtatt. Diejer Rechts: 
zuftand hat eine Aenderung inzwilchen nicht erfahren. Insbeſondere haben 
die oben genannten Ausführungsbeftimmungen zu den Branntweinfteuergejegen 
aus dem Jahre 1900 diefen Zuſtand nicht alteriert. Denn das durch den 
Bundesratsbeihluß vom 2. Juli 1896 beitätigte Ablommen vom 22. Mai 1896 
iſt al3 eine Materie anzujehen, welche durch dieje Ausführungsbeitimmungen 
von 1900 nicht geregelt worden it. Die der Befanntmahung des Reichskanzlers 
vom 9. Juli 1897 beigegebene Ueberfiht über die in Deutjchland beftehenden 
Uebergangsabgaben und Ausfuhrvergütungen führt unter Abteilung II die Ueber: 
gangdabgaben von Branntwein noch auf; ſ. die genannte Ueberſicht auf Seite 600 
des Neichsgeiegblattes von 1897. 

Allerdings ftellen die beteiligten Verjender die Branntweintransporte von 
Luremburg nad) Deutichland und umgekehrt in der Regel unter die inı Abkommen 
von 1896 vereinbarte fteuerliche Kontrole. Der dem Deutichen Reiche an Ueber: 
gangsabgaben für Branntwein zufließende Ertrag it daher faum nennenswert. 
Auf diefen Umstand wird es zurüdzuführen fein, wenn mehrere Autoren das 
Beltehen von Uebergangsabgaben für Branntwein überhaupt negieren, wie dies 
3. B. von Laband auf Seite 402 und 414 des 4. Bandes der 4. Auflage jeines 
Staatörechtes des Deutichen Reichs (1901) und von Hedel auf Seite 239 des 
7. Bandes der 2. Auflage des Handmwörterbuches der Staatswifjenichaften (1902) 
geichieht. 

Die Vereinbarungen über die Trage der Vergütungsfähigfeit der aus: 
zuführenden Branntweinjendungen und über die eventuell zu gewährende Be: 
freiung von der Uebergangsabgabe ſind in Ziff. I und II Ab. 2 des Abkommens 
vom 22, Mai 1896 niedergelegt. Die zur Sicherftellung der beiderjeitigen Brannt: 
weinfteneranfälle unter den Vertragäteilen vereinbarten Abreden enthalten Grund: 
ſätze mehr rechneriſcher und jteuertechnijcher Natur, die hier feiner Erläuterung 
bedürfen. In Ziff. VI des Abkommens wurde vorgejehen, daß die aus Anlaß 
des deutichen Branntweinfteuergejeges vom 24. Juni 1887 an der luxemburgiſchen 
Grenze eingerichtete deutiche Grenzbemahung nad) Erledigung des Nachfteuer: 
geſchäftes in Fortfall komme. Dieje Vereinbarung wurde am 1. Dezember 189 
durch die Aufhebung der Grenzbewachung in Vollzug gefekt. 

Ueber die Giltigkeitsdauer des Abkommens einigten ſich die Vertragäteile 
dahin, dab das Ablommen am 1. Oktober 1896 in Wirkjamfeit trete und für 
die Dauer des beitehenden Vertrages vom 20./25. Oktober 1865 über die fort: 
dauer des Zollanichlufies des Großherzogtums Luremburg an das Zollſyſtem 
Preußens und der übrigen Zollvereinsjtaaten verbindlich bleiben jolle. Für ge 
wiſſe Fälle ift jedem der Vertragsteile ein Recht der außerordentlichen Kündigung 
eingeräumt. 

Charakteriftiih für das Verhältnis des Abkommens von 1896 zu den 
früheren unter den Vertragsteilen vereinbarten Verftändigungen gleichen Inhalts 


Deutihen Neiche hinſichtlich des Branntweinverkehrs. 625 


und für die Natur des Abkommens überhaupt ſind die Vereinbarungen unter 


Ziffer V und VII des Abkommens. In der erſtgenannten Ziffer iſt vereinbart, 


daß die im Protokolle vom n * 1858 und im Separatprotokolle vom 


20./25. Oktober 1865 getroffenen Abreden mit dem 1. Oktober 1896 für die 
Dauer des Abkommens außer Kraft treten. inhaltlich der Vertragsziffer VII 
haben jich ferner die Kontrahenten dahin geeinigt, daß gleichzeitig mit dem 
Aufhören der Wirkſamkeit des Abkommens die Berabredungen in den ‘Pro: 


tofollen vom Ir a 1858 und 20./25. Oktober 1865 wieder in vollem 


Umfange zur Anwendung gelangen jollen. Die im ‘Protofolle von 1858 
niedergelegten, für den gegenjeitigen Branntweinverfehr ald maßgebend erklärten 
Grundjäße Jollten inhaltlich der jeiner Zeit getroffenen Verabredungen für die 
Dauer ded Vertrages vom 26./31. Dezember 1853, die Fortdauer des Anichluffes 
von Luremburg an das Bolliyitem Preußend und der übrigen Zollvereins— 
ftaaten betreffend, verbindlich jein. Zur Zeit der Tyeitiegung der Abreden von 
1858 war der obengenannte Anichlußvertrag von 1853 weder abgelaufen noch 
gekündigt worden. Die 1858er Verabredungen enthielten in der Hauptſache nicht 
neue Vertragspunfte, jondern nähere Beitimmungen zu den beitehenden vertrags- 
mäßigen DBereinbarungen. Vor der Niederlegung des Protofolles von 1858 
hatte nämlich über einige, die Anwendung der Zollvereinigungäverträge betreffenden 
Angelegenheiten zwiichen der Iuremburgiichen und preußiichen Regierung ein 
Schriftenwechſel jtattgefunden, ohne daß auf dieſe Weile eine Verftändigung 
hatte erreicht werden fönnen. Die beiden Regierungen beauftragten daher 
Bevollmädtigte zu VBerhandlungen zum Zwecke der Serbeiführung eines Aus— 
gleiches. Als daB Ergebnis der zwilchen diejen Bevollmächtigten gepflogenen 
Grörterungen über den Verkehr mit Branntwein, welder einen der Vertrags: 
punkte bildete, jtellt fich das Protokoll von 1858 dar. Als jodann im Jahre 
1865 an Stelle des Vertrages vom 26./31. Dezember 1853 ein anderweitiger 
Vertrag über die Tyortdauer des Anjchluffes von Luremburg an das Bolliyftem 
Preußens und der übrigen Bollvereinsftaaten trat, haben ſich die Regierungs- 
bevollmächtigten der Vertragsteile am 20./25. Oktober 1865 dahin geeinigt, 


daß die im Protofolle vom — 1858 niedergelegten Verabredungen während 
der Dauer des Vertrages von 1865 verbindlich bleiben ſollen. Mit den oben 
dargelegten Abreden in Ziffer V und VII des Abkommens vom 22. Mai 1896 
wurde hienach zum Ausdruck gebracht, daß das Abkommen den Inhalt der 
Zollanjchlußverträge unangetaftet lafjen will und dazu bejtimmt ift, die Ver— 
fändigungen von 1858 und 1865 zeitweiſe zu erjeßen. 

Mit dem Ablommen ift im gegenjeitigen Branntweinverfehr zwiſchen den 
Bertragsteilen allerdings nur eine teilweife Verkehrsfreiheit eingetreten. Wenn 
ſich dieſe nicht vollftändig mit dem im Vertrage vom 8. Februar 1842 verein- 
barten Grundjaße dedt, nad) welchem weder eine Rüdvergütung der Branntwein= 
fteuer geleiftet nody eine Uebergangsabgabe für Branntwein erhoben werden joll, 
jo ift dies auf den Umftand zurüdzuführen, daß die gejelichen Grundlagen der 
Branntweinbefteuerung in den beiderjeitigen Gebieten auch jet noch verichiedene 
Abweihungen unter einander aufweilen. Diefe Abweichungen würden vorerft 
auch der Bildung einer Finanzgemeinſchaft hinfichtlid der Branntweinfteuer- 
erträge zwilchen dem Großherzogtum Yuremburg und der deutichen Branntwein- 
ftenergemeinichaft hindernd im Wege ftehen. 
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Aus den Gelehblättern. 


(Das Gontralblatt für das Deutiche Reih, Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen. ) 
I. Inhalt des Beidhs-Gefekblattes. 


Ar. 27: Seemanndordnung v. 2. 6. 1902 ©. 175— 211. — Gei., betr. die Verpflichtung 
der Kauflahrteiichiffe zur Mitnahme heimzuſchaffender Seeleute v. 2. 6. 1902 ©. 212— 214. — 
Geſ. betr. die Stellenvermittelung für Schiffölente v. 2. 6. 1902 S. 215— 217. — Gei., betr. 
Abänderung feerechtlicher VBorichriften des Handelögeichbuds v. 2. 6. 1902 ©. 218—221. — 
Bet., betr. die Erweiterung der Rayons für die Feſtung Straßburg i. E.v. 28. 5.102 ©. 222, 
— Ar. 25: Bek. betr. die dem internationalen Uebereintommen über den Gijenbahnfradt: 
verkehr beigefügte Lifte dv. 2. 6. 1902 S, 223. — Wr. 29: Bek., betr. den Aufruf und Die 
Einziehung der Roten der Bank für Süddentichland in Darmftadt v. 5. 6. 1902 ©. 22. 
— Bet., betr. den Anteil der Reichsbauk an dem Gejamtbetrage de3 jteuerfreien un: 
gededten Rotenumlaufs v. 5. 6. 1902 ©. 236. — Nr. 30: Gej., betr. die Abänderung des 
5 7 der Strafprozekorduung [Aufhebung des jog. fliegenden Gerichtöitandes der Prefie) v. 
13. 6. 1902 Folgt nadjitehend im Abdrud.] S. 227. — Bet. über die Verlegung der 
deutichsöjterreihiihen Grenze längs des Przemſa-Fluſſes v. 7. 6. 1902 [Mit Staatsvertrag 
vom 19. Januar 1898.) S. 228—230. — Ar. 31: Gej., betr. die Aufhebung der aufer: 
ordentlichen Gewalten des Statthalters in Eljah:Lothringen v. 18. 6. 1902 [Folgt nad: 
itehend im Abdrud.]) S. 231. — Abkommen zwifchen dem Dentichen Reiche und dem Grof: 
herzogtum Luxemburg wegen Begründung einer Gemeinichait der Schaumweinftener v. 
10. 5. 1902 S. 232, 233. — Wr. 32: Gej., betr. die geihäftlihe Behandlung des Ent: 
wurfs eines Zolltarifgejeges [Für die Kommiljtonsmitglieder je 2000 M. Diätenaveriumt. 
Daher auheretatsmähige Ausgabe von 56 000 M.] v. 20.6. 1902 S. 255. — Bek, betr. 


— 


Aenderungen der Eiſenbahn-Verkehrsordnung v. 18. 6. 1902 ©. 236. 


II. Inhalt des Gefekblattes für Elfaß-Lothringen. 
Nr. 9: Gej., betr. die gemeinjchaftlihe Ausführung von Wafjerleitungen, Ent: 


— 


wäfſernugen und Bewäſſerungen durch mehrere Gemeinden v. 11. 6. 1902 S. 55, 56. 


III. Gefeke, Staatsverträge und landesherrliche Verordnungen 
der Lundesſtaaten mit mindeſtens 1 Million Einwohnern: 


Gejeg- Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Ar. 20: Gej., betr. Ergänzung ded $ 75 der Landgemeindeorduung für die fieben 
öftlichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie vom 3. Juli 1891 (Geſetz-Samml. S. 233). 
8. 20. 5. 1902 ©. 143. — Nr. 21: Gei., betr. Aenderung der Borjchriften über die om: 
petenztonflitte zwilchen den Gerichten und den Berwaltungsbehörden v. 22. 5. 1902 2. 
145, 146. — Wr. 22: Gei., betr. die Aufhebung des fommunalitändiihen Verbandes der 
Kurmarf v. 22. 5. 1902 ©. 149—152. — Wr. 23: Gei., betr. die Fürſorge für Beamie 
infolge von Betriebsunfällen v. 2. 6. 1902 S. 153— 159. — Geſ. gegen die Verunſtaltung 
landichaftlich hervorragender Gegenden v. 2. 6 1902 S. 159. — Ar, 4: Gef., betr. die 


e n i 24. Februar 1870 
Abänderung ded Gejehes über die Handelsftammern vom 7, —— V. 2. 6. 102 


S. 161. — Geſ. über die Abänderung des Geſetzes, betr. die Errichtung öffentlicher, aus: 
ſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer, vom 18. März 1868. Vom 29.5. 1902 ©. 162.— 
Nr. 25: Gej. iiber die Verlegung der preußiich-öfterreichiichen Grenze längs des Przemſa— 
Fluſſes v. 16. 5. 1902 (Anlage: Staatövertrag vom 19. Januar 1898] S. 163—165. — 
Nr. 26: Bei., betr. die Ueberweiiung weiterer Dotationdrenten an die Provinzialverbände 
v.2.6. 1W2 S. 167-—-171. 
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Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreid) Bayern. 


Ar. 25: Königlich Allerhöchſte Verordnung, betr. leicht entzündliche flüffige Stoffe v. 9. 6. 
1902 S 211—219. — Wr. 27: Gei., die provijoriiche Steuererhebung für das Jahr 1902 
betr. v. 30. 6. 1902 ©. 225, 226. 


Gejeß: und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen. 


Nr. 31: Gej., die Freilafiung der den Militärinvaliden wegen Verftümmelung oder 
Kriegsinvalidität gewährten Penſionderhöhungen und Zulagen (VBerjtimmelungs: und 
Kriegszulagen) ſowie der mit Kriegsdeforationen verbundenen Ehrenfolde nnd der den 
nun ewährten Beihilfen von Steuern und Abgaben betr. v. 25. 5. 1902 
129, 130. — Wr. 33: Gej., die den Abgeordneten zur Synode zu gewährende Uns: 
ng | d. i. Taggeld] betr. v 27.5. 1902 Vorher: Kirchengeſetz gl. Belr. dv. 26. gl Mts.) 
31. — Mr. 35: Gei., die Ausdehnung der Berwaltungsrechtöpflene nad dem Geſetze 
—— 19. Juli 1900 auf kirchliche Angelegenheiten betr. v. 24. 5. 1902 [Es folgt Kircheng eich 
die VBerwaltungsrechtäpflege und den Rekurs in tirchlichen Angelegenheiten betr. v. 
1902) S. 133—135. — Ar 39: Landtagsabihied jür die Ständeverjammlung der Jahre 
1901 und 1902 . 7. 6. 1902 ©. 137—140. — Rr. 40: Finanzgeſetz auf die Jahre 1902 
und 1903 v. 6. . 1908 (Einnahmen und Ausgaben 324 922 859 M. für jedes der Jahre 
1902 und 1908: zu außerordentlihen Staatszweden für dieje beiden Jahre überdies 
noh ein Gejamtbetrag von 64170761 M.]) S. 140—142. — Wr. 42: Landesherrliche 
Belanntmachung, das Ableben weiland Sr. Majeftät, Albert, Königs von Sadjen ꝛc. 2c. 2c. 
betr. v. 20. 6. 1902 ©. 145, 146]. 


Gejeß- und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. XVIL: Gei., die Auflöjung der Gemeinde Handihuhsheim und deren Bereinigung 
mit der Stadtgemeinde Heidelberg betr. v. 1. 6. 1902 ©. 111, 112. — Landesherrliche 
Verordnung die Beſetzung der Kammern für Handelsſachen betr. v. 29. 5. 1902 ©. 112 
—115. — Nr. XVII: Gej., das Wohnungsgeld betr. v. 12.6. 1902 ©. 117—119. — 
Ar. XIX: Bet., die Fortiegung ber Nebeneilenbahn Miltenberg—S Stadtprozelten bis 
Wertheim betr. v. 14. 6. 1902 [Mit Staatövertragq vom 27. 10. 1901] S. 121—124. — 
Ar. XXL: Geſ, die Feititellung des Staatshaushaitsetats für die Jahre 1902 und 1903 
betr. v. 30. 6. 1902 [Der Haushaltsetat der allgemeinen Staatdverwaltung ift wie folgt 
feitgeitellt: Ordentliche Ausgaben für 1902 83 800 489 Mt., desgl. Einnahmen 83 578 147 
M., für 1903 84 633 40 M., bezw. 83 284 779 M. Außerordentliche Ausgaben für 1902/1903 
18 745 575 ME, deögl. Einnahmen 4404 579 M. Feblbetrag 15911962 M. Wegen defien 
Dedung iſt in Art. 4 Borjorge getrofien, dedgl. wegen Dedung des weiteren Fehlbetrags nad) 
Art. 2, 3 von 343 879.93 M. — Etats der ausgeſchiedenen Verwaltungszweige (Verkehrs: 
anitalten, Eiſenbahnbau, Eiſenbahnſchuldentilgung): Beil. 4. — Anlehen Art. 6, Schaß- 
anweijungen bid 5 Millionen M. Art. 7.] ©. 127—178. 


Aus dem Reichs-Geſetzblatt. 
Geiek, betr. die Abänderung ves$ 7 der Strafprojchorpnung v. 13. Juni 1902, 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjher Kaifer, König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Deutſchen Reichs, nach erfolgter Zuftimmung des Bundesrats 
und des Neichdtags, was folgt: 
Einziger Artifel. 
Der $ 7 der Strafprozehordnnung erhält folgende Faſſung: 
87. 

Der Gerichtäitand iſt bei demjenigen Gerichte begründet, in dejien Bezirk die jtraf- 
bare Handlung begangen iſt. 

Wird der Thatbeitand der itrafbaren Handlung durd den Inhalt einer im Inland 
erihienenen Drudigrift begründet, jo iſt al das nad Abi. 1 zuftändige Gericht nur das— 
jenige Gericht anzuſehen, in deſſen Bezirk die Drudſchrift erſchienen iſt. Jedoch iſt in den 
Fällen der Beleidigung, ſofern die Verfolgung im Wege der Privatklage jtattfindet, auch 
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das Gericht, in dejien Bezirk die Drudichrift verbreitet worden it, zuftändig, wenn in 
diejem Bezirk die beleidigte Perion ihren Wohnſiß oder gewöhnlichen Aufenthalt bat. 
Urkundlich unter Unjerer Höcjteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem Kaijer- 
lihen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 13. Juni 1902. 
(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Bülow. 


Gefeh, betr. die Aufhebung der auferordentlihen Gewalten des Statthalter 
in Elfah-Yothringen v. 18, Juni 1902. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaijer, König von Preußen x. 

verordnen im Namen des Neid, nad erfolgter Zujtimmung des Bundesrats und des 

Reichstags, was folgt: 

Die dur $ 2 des Geſetzes, betreffend die Verfajliung und die Berwaltung Eliak- 
Lothringens, vom 4. Juli 1879 GReichs-Geſetzbl. S. 165) in Verbindung mit $ 10 Abi. 1 
des Gejepes für Elſaß-Lothringen, betreffend die Einrichtung der Verwaltung, vom 
30. Dezember 1871 (Gejepblatt für Elſaß-Lothringen 1872 ©. 49) dem Statthalter in 
Eljah-Lothringen übertragenen aufßerordentlihen Gemwalten werden aufgehoben. 

Urtundlih unter Unjerer Höcjfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem Kaiier: 
lihen Inſiegel. 

Gegeben Bonn, den 18. Juni 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Bülow. 
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Geſchlecht, Alter und Familienſtand der Bevöllerung Preußens 
am 1. Dezember 1900, 


Bon der bei der letzten Volkszählung im preußiichen Staate gezählten 
ortsanmwejenden Bevölkerung waren 6 157 788 männliche und 6 099 815 weib— 
liche Perſonen unter 15 Jahre alt, jämtlich ledigen Standes. Unter den älteren 
Perjonen befanden fi) außerdem 4348999 männliche und 3 946 785 weib- 
liche Ledige, jodaß der Anteil der leßteren an der Gejamtbevölferung beim 
männlichen Geſchlecht 61,91, beim weiblichen Geſchlecht 57,41 und im Ganzen 
59,62 von je hundert betrug. 

Demgegenüber wurden bei der letten Volkszählung 5 975 135 (= 35,21 
v. 9.) verheiratete, 469 841 (= 2,77 v. 9.) verwitwete und 19662 (= 0,11 
v. H.) geichiedene Männer neben 5 978842 (= 34,16 v. 9.) verheirateten, 
1438 134 (= 8,22 v. 9.) verwitweten und 37 508 (= 0,21. 9.) geichiedenen 
trauen ermittelt. 

Diefe mindeftens 15 Jahre alte Perjonen verteilten ſich auf die einzelnen 
AUlteröftufen am 1. Dezember 1900 derart, daß in der Gruppe der 15= bis 
20jährigen jelbitverftändlich noch die Ledigen die überwiegende Mehrzahl bilden ; 
immerhin gibt es aber hier jchon 1721 verheiratete, 45 verwitwete und jelbit 
16 geichiedene Männer neben 29 764 verheirateten, 431 vermwitweten und 26 
geichiedenen Frauen. Auch die nächte fünfjährige Altersftufe enthält erit 9,60 
v. 9. verheiratete Männer, dagegen ichon 29,51 verheiratete, 0,27 verwitwete 
und 0,05 v. H. geichiedene Frauen. Vom 25. Jahre ab werden die Zahlen der 
Ledigen raſch Heiner und vom 40. Jahre ab finden fi unter den Männern 
der einzelnen Altersgruppen nur nod 6,64 bis 9,85 v. H. Ledige, unter den 
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rauen etwa 9 bis 12 v. H. Im umgekehrten Verhältniffe wächit die Zahl 
der Verheirateten bei den Männern bis zum 50. und bei den Frauen bis zum 
40. Jahre, um dann in den höheren Altersflaffen wieder zu ſinken, während 
die Zahl der Verwitweten beitändig zunimmt. 

Im einzelnen weit die folgende Weberfiht die Zujammenjegung der Bes 
völferung nad Altersgruppen, Familienſtand und Geichleht nad; in berjelben 
find die Gefchiedenen, deren Anteil in jeder Zeile die Ergänzung auf 100 ift, nicht 
bejonder® aufgeführt. Unter je 100 Angehörigen der Alterögruppen befanden ſich 


im Staate bei der männliden bei der weibliden 
überhaupt Bevölkerung: Bevölkerung: 
Ledige Verheir. Verwitw. Ledige Verheir. Verwitw. 

1885 99,87 0,13 2 98,25 1,73 0,02 
15—20 Jahre alt 900 99.89 011 = 98.13 184 0.03 
1885 92,32 71 0,06 As 4,85 0,27 
20-25 Jahre alt 1300 90.33 9.60 0.06 01 331 027 
1885 5119 46829 0,47 3655 61,99 127 
3530 Jahre alt 1900 4742 52.16 0,37 3368 65.16 0.% 
1885 307° 7,0 1,06 1820 78,23 3,18 
0-35 Jahre alt I) 2116 77% 0,78 1837 78.86 2.38 
2. 1885 1326 84,84 1,67 12,80 80,74 5,98 
540 Jahre alt 90 1271 8581 123 1366 8115 4.68 
1885 962 87.6 2,48 10,69 78,80 9,99 
4045 Jahre alt I) 985 8783 1.99 1159 79.33 847 
1885 8.14 87,64 3,90 986 AI 6542 
35-50 Jahre alt I) 849 81380 3.24 00 58 111 
J 1885 726 68620 6,19 913 6776 22,60 
50-55 Jahre alt 909 8,00 86,10 5,50 9,52 68,50 21,38 
ma 1885 680 82,72 1014 878 5928 3147 
5560 Jahre alt I. 736 83,35 8.91 909 5989 30,50 
N 1885 658 7671 1640 833 8916 44207 
0-65 Jahre alt I 693 7806 14,66 904 415 4137 
z 18855 64 6847 24,81 si 3812 5341 
570 Jahre alt Io) 66 TOM 2 872 3786 53.06 
i 18855 632 4940 44.07 6 2034 TB 
höheren Alters . u 66T 5051 42,58 867 2058 7051 
unbelfannten 1885 63,69 29,02 6,75 41,68 32,55 25,20 
Aterd . : . 100 AB BB 3.43 5016 3134 17,97. 


Vergleiht man die Anzahl der Ledigen, Verheirateten und Verwitweten 
beider Geſchlechter nach den Volkszählungen von 1885 und 1900 mit einander, 
lo ergibt jich, dat die Familie ala jolche in unjerem Staatöleben unzweifelhaft 
an Bedeutung gewonnen hat. Abgejehen von wenigen Ausnahmen, hat in jämt: 
lichen Altersflafjen der vorſtehenden UWeberficht die Zahl der Verheirateten und 
Verwitweten der beiden Geichlechter zugenommen. Die verhältnismäßige Zu: 
nahme der Verheirateten und Verwitweten mußte naturgemäß auf Koften der 
Ledigen vor fich gehen. Dabei ift es num bemerkenswert, daß die Heiratsluſt 
des männlichen Gejchlechts nur im Alter von 20 bis 40 Jahren und des weib— 
lihen nur im Alter von 15 bis 30 Jahren, und zwar, wie die diesbezüglichen 
Zahlenunterjchiede zeigen, nicht unerheblich gewachſen ift, daß dagegen in ben 
anderen Alterögruppen die Abneigung, eine Familie zu begründen, in der Zu: 
nahme begriffen ilt. 

Nicht ohne Intereſſe iſt es, die vorftehend für den gelamten Staat ge- 
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Ichilderten Verhältnifje durch die einzelnen Provinzen hindurch zu verfolgen. 
Lebensgewohnheiten, wirtichaftlihe Werhältniffe, Stammes: und Raſſeneigen— 
tümlicpfeiten, Wanderungen und ähnliches mehr bringen ganz charafteriftiiche 
Unterjchiede in der Zulammenjegung der Bevölferung der einzelnen Landesteile 
hervor. Mit Rüdficht auf die Raumverhältnifje fann bier indeifen aus der 
Menge der Alterägruppen nur ein Beiſpiel herausgegriffen werden. Es wird 
hierzu die Gruppe der 20: bis 30jährigen gewählt. In dieſer befanden 
fi) unter je 100 Perſonen 


, Ib d bei der männliden bei der weibliden 
. ne Bevölkerung: Bevölkerung: 

3 Ledige Verheir. Berwitw. Ledige Verheir. Bermwitw. 

— 18855 6983 29.96 0,17 6137 3785 0,63 
Tftpreußen . . 1900 7254 2732 012 58.60 40,70 057 
— 18855 699 2986 0,19 5428 44,80 0,78 

Br ‚ ’ ’ ’ " ’ 
Wejtpreußen . . 1900 6919 30.64 015 5104 4892 0.66 
z 1885 7746 2220 0.28 6243 3632 0,95 
Stadtkreis Berlin 1900 7441 3531 021 5969 3929 0.66 
1885 7341 2635 0,20 28 4491 0,67 

Brandenburg. . 1900 69.07 3070 u.19 538 4784 0,58 
1885 7227 27,51 0,20 5765 4155 0.68 

Pommern . . . 190 674 3255 0.18 5251 4666 058 
ofen 1885 6657 33.22 0,19 14 4747 0,89 
9091900 6669 3313 0.16 SI 4812 0,67 
Saleſſen 1885 7027 2048 0,22 58.32 40,86 071 
< 1900 659 3376 022 5329 459 0.65 
Soden 1885 6739 3230 0,7 49,15 49,98 0,70 
990° 1900 6338 36.35 0.22 4179 5150 057 
er. 1885 7459 25,14 0,25 55,76 48,38 0,75 
Schlesw.Holſtein 1900 719 BE 08 4888 5041 0,55 
1885 76,20 23,50 0,29 55,09 44,09 0,75 

Hannover . . . 190 7276 MU 021 5184 4749 0.60 
Beitfalen 1855 7430 2537 0,32 5310 411 0,75 
se) “1900 69,95 29,84 0,20 47,53 51,83 0,60 
— 1885 U 335 0,42 5859 40,55 0,80 
Hefien-Nafjau . 1900 7198 27.74 0.26 5798 4138 0,57 
1885 77.05 2264 0,30 6056 38,68 0,71 
Rheinland . 1900 7341 26.36 021 561 439 052 
’ 1885 81,05 18.84 0.08 6620 33, 051 
Hobenzollern . . 1900 8215 17,60 0.23 6884 30,77 0.38. 


Ohne Zweifel ift es bemerfensmwert und von hoher Bedeutung, daß, während 
in Sohenzolfern nur 17,60, in Berlin 25,31, in Rheinland 26,36 und in 
Hannover 27,01 v. 9. der 20: bis 30jährigen Männer verheiratet find, in 
Pommern 32,55, in Poſen 33,13, in Schleſien 33,76 und in Sachſen ſogar 
36,35 v. H. diejer Alterögruppe fich bereits im Stande der Ehe befinden. In 
legterer Provinz wird von den Männern jo früh geheiratet, daß deren Anteil 
an der in Rede ftehenden Alterögruppe noch erheblid; höher ift ala der ber 
rauen in Hohenzollern, während befanntermaßen das Heiratsalter der Frauen 
ſonſt überall weſentlich niedriger ift ald das der Männer. 

Auch der Anteil der verheirateten Frauen an den 20: bis 30jährigen — 
auffallend von Provinz zu Provinz. Hohenzollern und Berlin haben mit 30,7 
bezw. 39,29 hier ebenfalls den niedrigften Prozentjag, dem derjenige von Sf 
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preußen (40,70), Heſſen-Naſſau (41.33) und Rheinland (43,29) naheiteht. 
Weſtfalen, Sachſen und Schleswig-Holftein weilen dagegen die hödjiten Zahlen 
auf mit 51,83 bezw. 51,50 und 50,41 v. H. In erfteren Provinzen heiraten 
aljo die Frauen verhältnismäßig jpät, in letzteren früh. 


Wie jehr die in Nede ftehende Zujammenjegung der Bevölkerung jhon in 
verhältnismäßig eng begrenzten Landesteilen und innerhalb furzer Zeiträume 
wechſeln fann, läßt ſich an zwei weſtfäliſchen Regierungsbezirken, dem ſtark mit 
Landwirtihaft durchiegten Bezirk Münfter und dem ganz überwiegend gewerb: 
lichen Bezirk Arnsberg, beobachten. In jenem fanden fi am 1. Dezember 1900 
bezw. am 1. Dezember 1885 unter den 20: bis 3Ojährigen nur 23,42 bezw. 
16,77 v. 9. verheiratete Männer und 43,03 bezw. 32,73 verheiratete rauen; 
in letzterem betrug der entiprechende Anteil 32,62 bezw. 28,54 und 58,14 bezw. 54,10. 


Die hier gekennzeichneten Gegenſätze find jehr auffallend, beruhen aber ficher 
nicht auf Zufälligfeiten. Die Erklärung für diefe Ericheinung muß ſich indeſſen 
auf eine genaue Berückſichtigung der bejonderen provinziellen Verhältniſſe jtügen ; 
denn in anderen, jedod in wirtichaftlicher Beziehung ähnlichen Landesteilen ent: 
wideln fi die beiprochenen Berichiedenheiten zum Zeil jogar in ganz entgegen: 
geſetztem Sinne, wie die folgenden Weberfichten zeigen. E3 wurden nämlich 
1900 gefunden 

unter je 100 der 20- bis 30jährigen 


Männer Frauen 
in den ledige verheir. verwitw. - ledige verheir. verwitw 
a)landwirtidhaftl. Bezirken: 
1. Königsberg . A 2 27,27 0,12 5949 39,82 0,56 
2. Gumbinnen . . . .... 7246 2741 0,10 57,16 42,12 0,60 
3. Münijter ..... 76,43 3342 0,14 56,44 43,03 0,51 
b) gewerbliden Bezirfen: 
#4. Sppeln . .». » » ».. 6891 3590 0,17 48,99 50,22 0,73 
5. Düledorf . » . ... 7033 29,44 0,21 51,99 47,41 0,53 
6 Arnöberg » » » 2... 6713 32,65 0,21 41,14 58,14 0,66 
dagegen 1885 
a) 1. Königäberg . . . . . 70,24 29,56 0,16 61,39 37,34 0,63 
2. Sumbinnen . -. » » „6922 30,55 0,17 60,55 38,66 0,63 
3. Müniter . -. . 2 »...82392 16,77 0,31 66,77 32,73 0,48 
b)4. Oppeln . . . 2... 6770 332,12 0,17 54,94 4424 0,76 
5. Dülledorff -. . . ... 7345 26,19 0,34 57,67 4152 0,76 
6. Arnsberg.71,11 23,54 0,34 44,965 5410 0,89. 


Die für den Staat oben feitgeftellte Ihatiache, daß während der Jahre 
1885 bi3 1900 unter den Zwanzig: bis Dreißigjährigen die Zahl der Ledigen 
ab= und die der DVerheirateten zugenommen haben, findet man ebenjo in den 
gewerblichen Regierungsbezirken Oppeln, Düſſeldorf und Arnsberg jowie auf: 
Talfender Weile auch in Münſter wieder. Dagegen zeigt ſich dieje Erſcheinung 
in den Bezirken Königsberg und Gumbinnen nur bei dem weiblichen, nicht 
aber bei dem männlichen Geichleht. Müniter nimmt allerdings eine Ausnahme- 
ftellung ein, da in feinem anderen Regierungsbezirk Preußens mährend der 
Jahre 1882 —95 die industrielle Beſiedelung gleich ſchnell vor ſich gegangen iſt. 


Schließlich bringen wir nod) die Verteilung der Bevölferung nad) Alter 
und Familienftand in den Städten und auf dem Lande zur Darftellung. 
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Nach den Ergebnifien der letzten Vollszählung für Preußen fanden 


in den Landgemeinden 


in den Stadtgemeinden und Gutöbezirfen 


im Wlter von 


überhaupt überbaupt 

Rerionen v. H. Perſonen v. H. 
über O bis 15 Jahren . . . 4705469 31,69 7552134 38,48 
über 15 bi8 20 Nahren . + 1479060 9,96 1 7716% 9,03 
über 20 bis 60 Nabren . . . 7652560 51,54 8 696 006 44,31 
über 60 bis 70 Jahren . . . 650896 4,38 1 028 290 5,24 
über 70 Jahren. . 2 3356 168 2,40 573 495 2,92 
unbelfannten Ülterr® . . . . 3 693 0,03 3 048 0,02. 


Bezeichnet man die Alteröflafien von 20 bis 60 Jahren als vollprobuftive, 
diejenigen von 15 bis 20 und 60 bis 70 Jahren als beichränftproduftive und 
diejenigen von O bis 15 und über 70 Jahre als unproduftive, jo ergibt die 
vorjtehende Weberficht die hocybedeutijame Thatſache, daß das platte Land mit 
den unproduftiven Bevölferungsichichten viel ftärfer, dagegen mit den voll 
produftiven jehr viel weniger ſtark bejeßt ift als die Städte. Die Perjonenzabl 
der beichränftproduftiven Jahrgänge ift in Stadt und Land nahezu glei; nur 
überwiegen auf dem Lande die älteren und in den Städten die jüngeren Alters 
klaſſen. Zum Zeil erklärt ſich diefe Ericheinung dadurch, daß die Familien 
vieler Perjonen, welche in den Städten, inöbejondere in den Großftädten, ihrem 
Berufe nachgeben, auf dem platten Lande wohnen. In der Hauptiache dürfte 
fie aber durch die allgemeine Wirtichaftsentwidelung bedingt jein. 

Wie fi) die Bevölkerung nad) dem Tamilienftande in den Städten und 
auf dem Lande verteilte, zeigt die untenstehende Ueberficht. 


in den Stadtgemeinden in dem Landgemeinden 


Es waren und Gutsbezirfen 
überhaupt v. 9. iiberhaupt v. H. 

ledig - -» » .. 8835135 59,50 117182352 59,71 
verheiratet . . 5127 702 34,54 6826275 34,78 
verwitwet. . . 844 876 5,69 1 063 099 5,42 
geihieden. . . 40 133 0,27 17 037 0.09. 


Das Bemerfenswerte an dieſen Ziffern ift ihre nahezu völlige Ueberein— 
ftimmung für die Städte und das Land. Lediglich) die Anteile der Gejchiedenen 
weichen erheblicher ab. Die letzteren bevorzugen anjcheinend das Leben in ber 
Stadt, und Eheſcheidungen mögen unter der ftädtiichen Bevölkerung aud an 
fih häufiger ſein. (Statiftifche Korreipondenz.) 
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Sanierung notleidender Aktiengefellfchaften. 
Don Profeſſor 3. Kohler in Berlin. 


Mehr und mehr tritt die Neberzeugung hervor, daß für unjere Gejellichaits- 
formen die Konkursentwicklung nicht genügt, wenn in Fällen der Not ausreichende 
Hilfe gewährt werden jol. Völlig jahmwidrig war insbejondere der frühere Sat 
unſeres Rechts, daß eine Aktiengejellichait durch Konkurs endgültig erlöfche und 
jelbft im Fall des Zwangsvergleichs und Gantverzichts nicht mehr wieder hergeftellt 
werden fönne; eine Beftimmung, gegen die ih auch ſ. 3. im Lehrbuch des 
Konkursrehts Front gemacht habe und die glüclicherweife in unjerem neuen 
Handelsgeſetzbuch $ 307 und ebenjo im Gejeg über Gejellichaften mit beſchränkter 
Haftung $ 60 3. 4 über Bord geworfen morden ift; denn der Satz heißt 
wirklich, durch eine nicht abzumendende Konkurseröffnung die gejellichaftlichen 
Vermögensverhältniffe dem unbeilbaren VBerderben preisgeben; er heißt, groß: 
artige Anlagen dem Ruin überantworten, wenn es nicht gelingt, für das Unter: 
nehmen einen Käufer zu finden, und auch hier trat wieder die Nechtiprechung 
des Neichögerichts entgegen, welche es verbot, im Konkurs das Geichäft des 
Gemeinihuldners mit der bisherigen Firma zu veräußern, wodurd vielfach der 
ganze Lebensnerv des Unternehmens durchichnitten wurde. 

Allein mit der Möglichkeit eines Zwangsvergleichs und einer Erhaltung ber 
Gejellichaft it den Bedürfniſſen des Lebens noch lange nicht abgeholjen; es 
handelt ji) vor allem darum, den Konkurs zu vermeiden; der Konkurs verfolgt 
zwar den Zwed, das notleidende Vermögen möglichſt billig und gerecht zur 
Verteilung zu bringen; allein in jo großartig angelegten Verhältniffen, wie bei 
Altiengejellichaiten, ift er oftmals durchaus nicht das richtige Mittel, und auf 
anderem Wege fommt man eher zum Ziel. 

Das hat das engliihe Recht ſchon längft richtig erfannt, weshalb es den 
Konkurs von Gejellihaften nicht dem bankruptey-Berfahren, jondern dem 
winding-up-Verfahren (Abwidlungsverfahren) unterwirftt. Mean hat erkannt, 
daß hier auch nod andere Intereſſen beteiligt find, als die der Gläubiger, jo 
insbejondere Intereſſen der Aktionäre, oft auch Intereſſen des Vorftandes; und 
es iſt nicht jelten von der größten Bedeutung, mit einem Schlage alle dieje oft 
einander widerjtrebenden Beteiligungen auszugleichen und die ftreitenden Ver— 
hältnifje im Ganzen zur Erledigung zu bringen. 

Insbeſondere ift die Hineinziehung der Aktionäre mit den Beitragsreiten, 
die Hineinziehung des Vorſtandes mit etwaigen Entichädigungäleiftungen eine 
Sache von hervorragender Wichtigkeit; das kann nicht in der Weile der gewöhn— 
lichen Schuldbeteiligung vollzogen werden. Die Leiftungen der Aktionäre find nicht 
wie die Leiltungen anderer Schuldner; es find Leiftungen zu dem Zweck, damit 
ſich das Aftienvermögen bilde und die Gläubiger eine Grundlage für den von 
ihnen gegebenen Kredit haben; e8 find Leiftungen, die gemacht werden für die 
Entwidlung des Ganzen und für die gelamten ntereffen der Gejellichaft, aud) 
der Aktionäre. Hier lediglich den privatrechtlichen und prozeßrechtlichen Geſichts— 
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punft hervorheben und die einfache zivilrechtliche Schuldbeitreibung annehmen, 
das ift ebenjo, wie wenn man den Boden, auf dem man fteht, nicht höher an: 
ſchlagen wollte, al3 den Teppich, der den Eſtrich, und die Tapete, die die Wand 
bededt. Denn die Aftienbeiträge bilden den Boden, auf dem die ganze Gelell: 
ſchaft — iſt. 

Auch nach anderer Seite hin leiten uns verſchiedene Wege vom Konkurs 
ab. Die furchtbaren Folgen der Konkurseröffnung, die ſchwere Störung des 
Kredits, die weſentliche Unterbrechung aller Geſchäftsverhältniſſe, hat ſchon längſt 
(auch außerhalb des Geſellſchaftsweſens) zu Verſuchen geführt, den Konkurs 
abzuwenden und einen außerordentlichen Vergleich mit den Gläubigern anzuſtreben. 
Dies iſt der ſogenannte Präventivakkord, der in ſo vielen andern, leider 
noch nicht in unſerer Geſetzgebung anerkannt iſt. Er ruht allerdings noch voll: 
kommen auf privat: und prozeßrechtlichem Boden; wie beim Zwangsakkord im 
Konkurs, find es die Einzelgläubiger, welche die ausichlaggebende Stimme haben, 
und der Gedanke der Majorifierung iſt ein völlig prozeßrechtlicher. Aber dat 
auf ſolche Weile der Konkurs abgewendet werden ann, ift ſchon an ſich ein 
außerordentlicher Vorteil und eine Sache von großem jozialen Werte, audy wenn 
damit noch nicht alle Uebeljtände gedeckt werden. 

Dasjenige aber, was allein helfen kann, ift neben einer ſolchen Gläubiger: 
abitimmung das Einwirfen ftaatlicher Auffichtsbehörden und die durch ihre 
Thätigfeit vermittelte Heilung (Sanierung) der notleidenden Verhältniſſe. Aller: 
dings fteht man hier einer langjährigen Borftellung gegenüber, welche vermeint, 
daß jede ftaatliche Aufficht von Uebel jei und ein obrigfeitliches Eingreifen in Ge: 
jellichaftsverhältnifje nur zum Verderben führe. Allen dieſe Meinung ift völlig 
unrihtig und beruht einfad darauf, daß die ftaatlihe Beauffihtigung früher 
nit in der richtigen Weiſe gehandhabt worden ift und darum ihren Zweck nicht 
erfüllt hat; eine Aufſicht aber, die ihren Zweck nicht erfüllt, it nit nur feine 
Aufficht, jondern eine Hemmung und Feſſel. Es iſt ebenjo, wie man ſ. 2. ein 
jelbjtändiges energijches Eintreten des Richter im Civilprozeß einfach deswegen 
ablehnen zu müſſen glaubte, weil es ſich bei den preußilchen Gerichten nicht 
bewährt hatte. Aber es ift immer noch fein Beweis für die Unrichtigfeit einer 
dee, wenn fie bei bisherigen Verſuchen falſch angefaßt worden ift. 

Wie in jo vielem, ift uns auch hier das engliiche Recht vorausgegangen. 
Während die alte Companies Act von 1862 s. 56 f. nur eine gelegentliche 
Nevifion kennt, jo beftimmt die Banking Comp. Act von 1879 (42 und 43 Vict. 
c. 76) s. 7 zunächſt für die Banken, daß ftändige auditors zur Prüfung des 
Geſchäftsgangs ernannt werden müſſen: Once at least in every ycar the ac- 
counts . . . . shall be examined by an auditor or auditors, who shall 
be elected annually by the company in general meeting... . Every 
auditor shall have a list delivered to him of all books kept by the com- 
pany and shall at all reasonable times have access to the books and 
accounts of the company; and any auditor may, in relation to such 
books and accounts examine the directors or any other officer of the 
company . . . Er hat hierüber und über every balance sheet laid before 
the company in general meeting zu berichten und hat zu erklären, ob die 
Bilanz nad) feiner Anfiht a full and fair balance sheet properly drawn 
up, so as to exhibit a true and correct view of the state of the com- 
pany’s affairs as shown by the books of the company ift. Er bat die 
Bilanz zu unterzeichnen. 
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in der Companies Act vom 8. Auguſt 1900 (63, 64 Vict. c. 48) s. 21 f. 
it diefe Einrichtung auf alle Aktiengejellihaften übertragen; jo s. 21: Every 
company shall at each annual general meeting appoint an auditor 
or auditors to hold office until the next annual general meeting. If an 
appointment of auditors is not made at an annual general meeting, the 
Board of Trade may, on the application of any member of the com- 
pany, appoint an auditor of the company for the current year and fix 
the remuneration to be paid to him by the company for his services. 

s. 23: Every auditor of a company shall have a right of access at 
all times to the books and accounts and vouchers of the company, and 
shall be entitled to require from the directors and officers of Ihe com- 
pany such information and explanation as may be necessary for the 
performance of the duties of auditors, and the auditors shall sign a 
certificate at the foot of the balance sheet stating whether or not all 
their requirements as auditors have been complied with and shall make 
a report to the shareholders on the accounts examined by them, and 
on rvery balance sheet laid before the company in general meeting 
during their tenure of office: and in every such report shall state, 
whether, in their opinion, the balance sheet referred to in the report 
is properly drawn up so as to exhibit a true and correct view of the 
state of the company’s affairs as shown by the books of the company; 
and such report shall be read before the company in general meeting. 

Mit Net hat darum das deutiche Geſetz zunädit in einem Fall durch— 
gegriffen und eine Auffichtsbehörde feſtgeſetzt: nämlic; bei den Verficherungs- 
gejellichaften, nachdem bereits im Genoſſenſchaftsweſen der Grundjaß der Revifion 
durchgeführt worden war ($ 53 —64 Genoſſenſchaftsgeſ.). Ich erhoffe von einer 
ftaatlihen Aufficht insbejondere folgendes: eine Verbeſſerung desjenigen, was 
bisher die Thätigkeit des Auffichtsrates bildet. Ich verlange, daß von Seiten 
der Auffichtsbehörde der Auffichtsrat unter eine gewiſſe Kontrole geitellt und 
womöglich ein Mitglied oder Kommiſſär der Behörde mehr oder minder mit 
dem Auffichtsrat thätig wird. Dann wird von jelbit die Bethätigung des Auf: 
fihtsrates eine eindringlichere fein, und namentlih Scheinleiftungen der Aufficht, 
wie fie mandmal vorfommen, werden einer wirkfiameren Kontrole weihen. Man 
muß ja wohl beadjten, daß bei Aftiengejellichaften, wie überhaupt bei allen 
Bereinen, die nur mit ihrem Vermögen haften, das Wohl und Wehe jo 
vieler von der richtigen Bethätigung der Organe abhängig ift. Man muß ferner 
beadhten, daß die Aktionäre jelbit teils von einem vertrauteren Bli in die 
Geihäftsführung ausgeichloffen, teils auch gar nicht in der Lage find, die Ver: 
hältniſſe zu überihauen, jondern einfach ihr Geld der Gejellihaft zur Verfügung 
ftellen, jo daß durch unvorfichtige oder gemillenloje Spekulation Taujende um 
Hab und Gut fommen. Daß hier die Allgemeinheit mit einjchreitet und nicht 
etwa der Privatwirtichaft alles überläßt, bedarf feiner Rechtfertigung. Wo die 
Intereſſen vieler, da jollte die Hilfe der Deffentlichkeit nicht fehlen. 

Dod) hier joll nicht von den jonftigen Thätigkeiten der Auffichtsbehörden, 
londern von der Thätigfeit im Fall des Notleidens der Geſellſchaft die Rede 
jein. Eine jolde Thätigfeit kann ji in folgendem äußern: 1. Eine unbedingte 
Piliht des Vorftandes, unter gewiſſen Borausjegungen bei Gericht den Konkurs 
zu beantragen, iſt von Uebel; denn damit ift die Gejellihaft dem Konkurs aus- 
geliefert und jede Heilung erjchwert ; andererjeits darf der Vorftand auch nicht weiter 
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wirtichaften und dadurd Not und Mipftände vermehren. Das Richtige tft, daß 
er, ebenjo wie es jeßt in unſerem Verſicherungsgeſetz beſtimmt it, der Auffichts: 
behörde Anzeige eritatten und ihr anheimjtellen muß, das Richtige zu verfügen. 
2. Daraufhin ift es Sache der Auffichtsbehörde, zu erwägen, ob eine Konkurs: 
eröffnung geeignet jei oder nit. Der Weg des Konkurſes jollte nur im Falle 
unbedingter Notwendigkeit beichritten werden. Es wird Sadje der Prüfung jein, 
ob nicht auf andere Weiſe über die Schwierigkeit hinwegzukommen ift, insbeſondere 
durch Vereinbarung mit den wichtigiten Gläubigern. Schon das Schweizer Geſetz 
über Obligationen-(Schuld)redht jagt in $ 657, daß es dem Gerichte überlaffen 
bleibe, auf Antrag die Eröffnung des Konkurſes aufzufchieben und inzwijchen 
andere zur Erhaltung des Vermögens dienliche Anordnungen zu treffen. 3. Die 
Auffichtsbehörde kann eine Gläubigerverfammlung berufen und verjuchen, auf 
dem Wege des jogenannten Präventivaffordes eine Löſung der Schwierigkeiten 
herbeizuführen. Auf diefe Weile kann der Auffichtögedanfe und der Gedante 
deö vorbeugenden Zwangsvergleichs mit einander in Verbindung gelegt werden. 
4. Völlig verkehrt ift das bisherige Syitem, daß nun die Aktionäre auf civil: 
rechtliche Weile wegen ihrer rüdſtandigen Aktienbeiträge zu belangen ſind. Dies 
iſt viel zu umſtändlich und koſtſpielig; ) da die Aktionäre ſich aus dem Aktienbuch 
ergeben, die eingezahlten Beträge aus den Einträgen feſtzuſtellen find, jo empfiehlt 
fd) ein Verfahren ganz ähnlich wie nad) dem Genoöſſenſchaftsgeſetze; alio ein 
Verfahren des Beitreibend mit vollitredbarem Zitel, indem einjady eine Lifte 
feftgejegt wird und dieſe nach erfolgter VBorlegung und Verhandlung die Eigen: 
ichaft eines vollitredbaren Ziteld erlangt. 5. Es wird fich mwejentlid darum 
handeln, ob nicht die Schwierigkeiten der Aftiengeiellihaft durd) neue Ausgabe 
von Aktien gehoben werden können, wodurch vielleiht das Unternehmen einen 
größeren Umfang und vielleicht eine gedeihlichere Entwicklung erlangt; oder ob 
nicht etwa durd) Verichmelzung mit einem anderen Unternehmen den Mißſtänden 
zu fteuern oder durch günftigen Verkauf eines Teiles des Unternehmens bie Lage 
zu retten ift. 6. Die lebte und jchwierigjte Frage wird ſein, ob nicht die 
Aufſichtsbehörde von ſich aus durch Machtſpruch eine Herabſetzung der Forderungen 
der Gläubiger bewirken kann, ſofern ein Mehrheitsbeſchluß nicht zu erzielen iſt. 
Es iſt ein ſchwerer Schritt, zu dem ſich das Civilrecht verſteht, wenn es der 
öffentlichen Macht die Möglichkeit gibt, wohlerworbene Rechte, nicht etwa auf 
dem Wege der Enteignung, jondern ohne Entihädigung aufzuheben. Wber auch 
bier müſſen alle Bedenken jcheitern an der Not des Lebens; ebenjo wie man 
es der Gejeßgebung geitattet, Rechte ohne Entihädigung aufzuheben, jo kann 
der Verwaltungsmacht dies nicht unbedingt abgeitritten werden, jofern es nötig 
it, um Intereſſen vieler, die auf der Schneide jtehen, zu retten. Allerdings 
wird man hiergegen auf die Mißſtände verweilen, die früher durch die Moratorien: 
erteilung, durch die obrigfeitlich bewilligten Stundungen herbeigeführt wurden; 
aber bier find es eben Mißbräuche, die eine Einrichtung in Mißkredit 
gebradyt haben, und dieje find zu vermeiden und fünnen vermieden werden. 
Das erſte Recht, welches meines Wifjens dies gewagt hat, ift das englijche Recht, 
welches für Lebensverficherungen in dem Geſetze 33/34 Vict. c. 61 bei dem 
winding-up-Berfahren den Gerichten die freie Befugnis gibt, die Lebens: 


N Sie müff jen jet belangt werden bei dem für dieſe Anſprüche nad prozeſſualen Grund» 
fäßen zuftändigen Gerichte, wobei allerdings der $ 22 E.P.O. unterftüßend in Betracht kommt. 
Dan vergl. die neuerlichen italienischen Entſcheidungen: Trib. Sarzana, 31. XII. 1900; Appelt. 
Genua, 15. VII. 1901; Giurispr. italiana LIII p 51. 839. 
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verſicherungsanſprüche nad) Ermeſſen herabzujegen. Es heißt hier s. 22: The 
Court, in the case of a company which has been proved to be insolvent, 

may, if it thinks fit, reduce the amount of the contracts of the company 
upon such terms and subject to such conditions as the Court thinks 
just, in place of making a winding-up order. Dem tft unjer deutjches 
Privatverficherungsgeieg ( ($ "69) gefolgt mit der Beihräntung, daß die Herab— 
ſetzung nur eine Herabſetzung um ein Drittel, um 33/53 */0 ſein darf. 7. Weſentlich 
wird es aud) jein, daß die Verhältniffe zum Vorſtand und Auffichtsrat und zu 
den Gläubigern durch die Aufjichtsbehörde eine Beleuhtung erfahren. Die oit 
verwidelten Gänge des geichäftlichen Lebens und der oft tief verborgene trügeriiche 
Geiſt läßt ſich am beiten durch die Auffichtsbehörde aufdeden und der Ahndung 
darlegen. ch würde e3 für das Nichtigfte halten, wenn auc der Aufſichts— 
behörde nad gründlicher Prüfung der Sache das Recht gegeben wäre, etwa 
einen Pfleger zu ernennen, der den Prozeß gegen derartige Perjonen führt, im 
Namen der Gejellihaft und im Namen der Gläubigerichaft; und wenn diejem 
insbejondere aud) die Aufgabe obläge, den Strafbehörden Kenntnis zu geben und 
fie durch Darlegung der Sadjlage zum Einſchreiten zu veranlafjen. 

Auf ſolche Were, glaube ich, daß eine Heilung ungejunder Zuſtände ſich 
am beiten erzielen ließe, daß Unternehmungen, die ſonſt zu Grunde gingen, ge— 
halten, unbegründete Verlufte vermieden, unbaltbare Dandlungsweilen und 
jrivole Gefinnungen der gerechten Ahndung überliefert würden und dadurd) dem 
allgemeinen Beiten am meiſten gedient wäre. Mit den Erwerbs: und Wirt: 
ihaftsgernofjenichaften und mit den Verficherungsgeiellichaften hat man begonnen, 
aber man wird auf diefem Wege fortichreiten müſſen: man wird mit der Zeit 
die Gejamtheit der Kapitalsgeiellihaften, namentlidy die Aktiengeſellſchaften, in 
den Kreis der obrigfeitlichen Aufſicht einschließen. Daß auf ſolche Weile die 
Wirkſamkeit des Staates einen gewaltigen Umfang annimmt und weit über jeine 
bisherigert Bethätigungen auf dem Gebiete des Geſellſchaftsweſens hinausgeht, 
it erfichtlich; allein Tolches liegt im Zuge der Zeit, und es beruht darauf, daß 
dem Staate immer neue Aufgaben erwachſen zu dem Zwecke, um joziale Mid: 
fände zu heilen und Schäden unſerer Gejellihaft auf das Mindeitmaß zu 
beihränfen. Jede weitere heilfame Thätigkeit des Staates ift zu begrüßen. 

War jeinerzeit der Konkurs, welcher eine gerechte, verhältnismähige Ver: 
(ujtverteilung anitrebt, eine joziale Einrichtung eriten Ranges und ein großer 
yortichritt gegenüber dem bisherigen Verfahren, bei dem jeder Gläubiger, wie 
er konnte, ohne Rüdficht auf den andern, zugriff, jo wird der Konkurs noch 
weientlich überboten durch die Sanierungsthätigkeit öffentlicher Aufſichtsbehörden. 
In der Aufſichts- und Heilungsthätigteit des Staates liegt hier das Heil der Zukunft. 
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Die wiſſenſchaftliche Bedeutung der allgemeinen 
Stantslehre und Iellineks Recht des modernen Staates. 


Von Profeſſor Dr. Friedrich Tezner in Wien. 


Jellineks Recht des modernen Staates hat durch jeinen erjten nunmehr 
vollendeten Teil, Allgemeine Staatslehre, wohl manchen von jenen, welche feine 
fruchtbare literarische Thätigkeit nicht bloß als literariiche Feinſchmecker, jondern 
mit der ihr gebührenden Vertiefung und fachmänniſchen Aufmerkjamfeit ver: 
folgen, außer hohem Genuß auch große Ueberraſchung bereitet. Denn das neue 
Merk bedeutet gegenüber dem ſcharf umriſſenen willenihaftlihen Programm, mit 
welchen unjer Autor in feiner Lehre von den Staatenverbindungen aufgetreten 
ift, eine ſtarke wiſſenſchaftliche Wandlung in der Richtung einer ganz bedeutenden 
Abſchwächung. Dort erachtete Jellinet für die juriftiihe Durchbildung eines 
Begriffes die Prüfung aller unter denjelben fallenden Erſcheinungen, die Ber: 
gleihung und Zufammenfaffung ihrer gemeinfamen Merkmale unerläßlich, weil 
die Induktion in demielben Mafe für die Fyeititellung der Rechtsbegriffe 
gelte, wie für alle anderen aus der Erfahrung abjtrahierten Be: 
griffe.‘) Danad) hätte man erwarten müffen, daß die Lehre von dem Staate 
und jeinen Einrichtungen von Jellinek als ſtreng induftive Wiſſenſchaft be- 
trahtet werde, welche den ganzen von bderjelben erfaßten Stoff zu erichöpfen 
und jomit Regel wie Ausnahme und Seltenheits: und Einzelericheinung ein 
ander gegenüberzuftellen habe. In der That wenden ſich die Staatenverbindungen 
auch der Erörterung der von Sellinef jogenannten irregulären Berbindungs: 
formen,?) das Jellinek'ſche Syſtem der öffentlichen jubjektiven Rechte der Be: 
trachtung der im ganzen unmodernen Ausübung ftaatlicher Hoheitsrechte durch 
Private, zu.”) In der allgemeinen Staatslehre verwirft nun ellinef diejen von 
ihm ſelbſt aufgeftellten Maßſtab einer ftreng induktiven Wiflenichaft als 
Hemmnis für die Entwidlung einer wiljenichaitlihen Lehre vom Staate, als 
lächerliche Erfindung einer pedantiichen, mikrologiſchen Kleinfrämerei, und zwar 
unter fortgejegten jcharfen Ausfällen gegen den Referenten (©. 37 f., 388 A. 1), 
dem nicht? weiter vorgeworfen werben fann, als daß er in jeiner Kritik des 
Syſtems der jubjeftiven öffentlichen Rechte. diefen von Sellinef für ich jelbit 
aufgeftellten Maßſtab angewendet hat und auf Grund diefer Meffung zu dem 
Ergebniffe gelangt ift, daß der induftive Urjprung jo mancher von Sellinef 
aufgeftellter allgemeiner Säte nichts weniger ala unzweifelhaft ſei.) Nunmehr 
ſchränkt Jellinet die uriprüngliche Erhöhung der Staatslehre bi8 zum Range 
einer wahrhaft induftiven Wiſſenſchaft“) jo weit ein, daß fie nichts als die 


1, S. 1. 

) A. a. O. S. 121 ff. Val. auch die Staatälehre S. 357 über den Seltenheitsfall des 
Condominium. 

9) A. a. O. S. 234 ff. 

+) 21. Bd. der Grünhur'ſchen Zeitſchrift ©. 253 F. 

°, Wal. oben W. 1. 
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Regel der Ericheinungen zu bieten habe und daß jelbit ihren Regeln abjolute 
Verläßlichkeit nicht zufommen müſſe, daß vielmehr die praftiiche Anwendung 
diejer Regeln unter vorfichtiger Wahrung der ihnen anhajtenden clausula 
rebus sie stantibus (&. 38 A. 1) zu erfolgen habe.') 

Die zweite einjchneidende Aenderung der Stellung Jellineks zu jeiner Dis: 
ziplin betrifft folgenden Punkt: In feinen Staatenverbindungen ?) erhebt er mit 
allem Nachdruck die Forderung, daß Staat: und Wölferreht als rein 
juriſtiſche Wiſſenſchaften aufzutreten hätten. Freilich hätten fait alle Willen: 
ſchaften zur Beleuchtung der juriftiichen Konftruftionen zu dienen, ganz jo wie 
die Erkenntnis der Rechtsbegriffe des Privatrecht3 durch Kenntnis der ihnen 
zugrundeliegenden Berhältniffe gefördert werde, aber unmittelbar als Kon— 
ftruftionsmateriale dürften nichtjuriftiiche Vorftellungen nicht verwendet werden; 
vielmehr müſſe ſich die juriftiiche Konftruftion ſcharf von allen nichtjuriftiichen 
Elementen abheben, ein Pöle-mele müßte jorgfältig vermieden werden. Vom 
Standpuntte dieſer methodologiſchen Anſchauung iſt nun eine allgemeine Staats⸗ 
lehre, wie ſie in der Epoche vor Laband im Schwunge war und wie ſie Jellinek 
uns jetzt bietet, ala Wiſſenſchaft unmöglich. Sie erſcheint deshalb hier voll— 
ſtändig preisgegeben und ſozialpſychologiſche Vorſtellungen (S. 304, 321, 383, 434), 
Vorſtellungen ethiſchen Inhalts (S. 437), politiſche (S. 717) hiſtoriſche Reflexionen 
(S. 369 ff. 394 ff.), ja ſelbſt Beobachtungen über Vorgänge in der Kindes— 
und der ZTierjeele (S. 307, 331, 496) werden hier zufammen mit Vorftellungen 
juriftiihen Inhalts in eigenartiger der Natur des Stoffes angepaßter Weile 
zu einem einheitlichen Ganzen mit einander verwoben (S. 7 Abſ. 2, ©. 11, 48), 
aus welchem ſich die nichtjuriftiichen Beitandteile ohne Schaden für die Verſtänd— 
lichkeit des juriftiichen Inhaltes nicht ausſcheiden laſſen. 

Die vom Referenten an Jellineks öffentlichen jubjektiven Rechten geübte 
Kritik gipfelt nun gerade in dem doppelten, gegen die erfenntnistheoretiichen 
Grundjäße der Staatenverbindungen gerichteten Bedenken, daß eritens wahrhafte 
Induktion auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts jehr ſchwer zu erzielen”), und daß 
zweitens auf diefem Gebiete juriftiiche Konftruftionen ohne unmittelbare Mit: 
verwendung und Mitverflehtung von Hilfsvorftellungen nichtjurijtiichen Inhaltes 
nicht herzuitelfen jeien.*) Referent hat ſich gerade, was die große Nelativität 
bes Wertes allgemeiner, das öffentliche Recht betreffender Sätze anbelangt, der 


) Es bleibt da die —— offen, ob das noch eine für die praktiſche Anwendung 
geeignete Regel genannt werden könne? Auch ſonſt noch ftöht man in Jellineks all— 
gemeiner Staatdlehre auf Schwankungen in der Wertung der Ergebnijje der Staatslehre. 
Sp würden die Ausführungen auf ©. 25 fi, 27 fi. den Schlu rechtfertigen, daß die 
Staatdlehre auf wahrhafter Induktion ruhende Durchſchnittstypen nicht zu bieten ver— 
möge. Dagegen jind ©. 34 bi. 3 die Typen der Staatslehre doch wieder Durchſchnitts— 
typen, welche durch ſorgfältige induftive Arbeit gewonnen ſeien. S. 37 werden alle 
Individuen, welche in erheblicher Weiſe von dem Typus der Staatslehre abweichen oder 
die Merkmale widerjprehender Typen an ſich tragen (S. 501 A. oben) als Mihbildungen 
oder als Entartungen des Typus erklärt, mit denen fich die Staatälehre nicht zu be— 
fafien babe. ©. 357 wird jedod wieder die Seltenheitseriheinung de Condominium, 
Z. 723 bie unbefriedigende Staatenverbindungsform des Staatenbundes behandelt und 
Jellinets Staatenfragmente, die doc zweifellos dem Gebiete der allgemeinen Staatölehre 
— nr ” ausſchließlich mit jtaatlihen Abnormitäten im Sinne Jellinets. 

A.a. 8. ? 

) Grünbut 21. Bd. ©. 253. 

9 A. a. O. S. 153 f., 163 ff. Vgl. hiezu auch die nach Anſicht des Referenten noch 

nicht ausreichend ——— Abhandlung Stoerts, Zur Methodit des öffentlichen Rechts, 


Gruͤnhuts Zeitſchrift 12. Bd. 
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Zuftimmung Merkels zu erfreuen gehabt. Nunmehr ftellt auch Jellinek die 
beiden großen jalvatoriihen Klauſeln von der Einengung der Wiſſenſchaft vom 
Rechte des Staates auf die normalen ſtaatlichen Erjcheinungen und von der 
Belaftung aller ihrer Regeln mit der clausula rebus sie stantibus, zwei 
Sphinren vergleihbar, an den Eingang der allgemeinen Staatölehre und madt 
andererjeit8 von dem durch den Referenten aufgeftellten Begriff der Hilf 
vorftellungen wie von einem geläufigen methodiſch techniichen Terminus einen 
ausgedehnten Gebrauch. Unter ſolchen Umftänden wird der gründ: 
lihe Lejer die Annäherung Yellinefs an die Anſchauung des 
Referenten über die Grenzen der Wiſſenſchaft vom NRedte 
des Staates, über den Grad der Giltigfeit ihrer Konftruftionen 
und über die Unjelbitändigfeit ihres juriftiihen Gehalts 
ftärfer finden, als es nad der äußerlich polemiihen Stellung 
Yellinets zum Autor den Anſchein hat. Dieler Eindrud wird Tid 
ganz bejonders verſchärfen, wenn man die nunmehr von Jellinek diefer Wiſſen— 
Ihaft gezogenen Grenzen mit der Beitimmung ihres Weſens und ihrer Aufgaben 
in den Staatenverbindungen, wenn man aljo jeine ehemalige Zuverficht und 
Beitimmtheit mit jeiner jeßigen Reſerve und jeinen Einſchränkungen ſorgfältig 
Punkt für Punkt vergleicht und wenn man außerdem feithält, daß Jellinek jelbit 
die beiden angeführten Klauſeln durchaus nicht als etwas Selbitverftändliches, 
jomit jhon bisher von ihm ala jelbitverftändlid Voraus 
geſetztes erklärt, daß er fie vielmehr einer eingehenden Erörterung bedürftig 
erachtet, die, weil e3 an einer ſolchen noch mangle, zum eritenmale in jeiner 
Staatlehre vollzogen werde. (S. 31 Abi. 3.) 


indes hat Referent aus dem gründlichen Studium des neueſten Jellinef’ichen 
Werkes die Ueberzeugung gewonnen, daß Jellinek den Grad der Gemeingiltigkeit 
der Ergebnifje der allgemeinen Staatslehre, ihre induftive Bedeutung troß der 
einichneidenden Aenderung jeiner Auffaffung über ihre Schranken und Grenzen 
aud) jetzt noch überihäßt. Denn immerhin will er noch den von der Staats: 
lehre aufgeftellten Typen die Bedeutung von Durchſchnittstypen der ftaatlichen 
Ericheinungen beigelegt willen. Nun mag man für welches Induktionsgebiet 
immer Durchſchnittstypen aufitellen wollen, jo ift auch für dieſen Zweck die 
vorangehende gründlichſte Durchforſchung eines möglichſt umfaſſenden Induktions— 
gebietes erforderlich, die Darſtellung mag ſich nach vollzogener Induktion 
auf die Entwicklung des Durchſchnittstypus beſchränken oder die Abnormität und 
die Seltenheitserſcheinung mitumfaſſen. Es werden deshalb die Schwierigkeiten, 
welche ſich wahrhafter Induktion auf dem Gebiete des ſtaatlichen Lebens ent— 
gegenſtellen, nicht dadurch aus dem Wege geräumt, daß man ſich vorſetzt, nur 
das Durchſchnittliche, Regelmäßige zur Darſtellung zu bringen. 

Nunmehr anerkennt aber Jellinek jelbit, daß jolche wahrhafte Induktion 
auf diefem Gebiet nicht nur jchwierig, Jondern geradezu unmöglich jei (S. 19 fr.) 
und darum jchneidet er aus dem unüberjehbaren Beobadhtungsgebiet die abend- 
ländiihe Staatenmwelt als Beobachtungsparzelle heraus (S. 20 f.), ungeachtet für 
die Erfenntnis beitimmter Seiten des modernen ftaatlichen Lebens, man denfe 
an feine bedeutjamen byzantiniichen Elemente, an das Verhältnis der Suzeränität, 
die Kenntnis des orientalischen Staates, ebenjo bedeutiam ift, wie die der 
niederen Menjchenraffen für die Beftimmung der höheren. 


Indes iſt aud) diejes Stück des ungeheuren Ganzen für das Gefichtsfeld 
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eines einzelnen Menjchen zu groß!) und was Sellinet als Grund für die Be— 
ſchränkung der Forſchung auf dieſes Gebiet angibt”), daß wir die ftaatlichen 
Einrichtungen der orientaliihen Staatenwelt, ihre geihichtliche Entwidlung nur 
in den äußerften, eine Beitimmung für Induktionszwecke nicht ermöglichenden 
Umriffen fennen, gilt mit genügender Stärfe aud für das Gebiet der abend- 
ländilchen Staatenwelt. Denn darüber darf man fich feiner Täufchung hingeben : 
Die allgemeine Betradhtung über das Weſen des Staates und jeiner Einricht: 
ungen hat zu allen Zeiten auf einem höchſt Tragmentarischen, die größten Irr— 
tümer nicht ausichließenden Willen von den konkreten ftaatlihen Erſcheinungen 
beruht. In diefem Punkte ſteht e8 aber heute nicht anders als in früheren 
Zeiten. Denn in dem Maße, in welchem ſich der Willensinhalt auf diejem 
Gebiete vermehrt hat, in demjelben Maße ift der Reichtum an neuen, einer 
verläßlichen Beitimmung nod nicht zugeführten Induktionsthatſachen geitiegen ; 
und je mehr andererjeit3 die Einzelforihung auf diefem Gebiete fortichreitet”), 
deito Ichärfer fommt uns die Unmöglichkeit einer wahrhaft induftiven, wenn aud) 
nur auf den abendländiichen Staat beichränften, allgemeinen (!) Staatölehre zum 
Bewußtiein. 

Um Beilpiele von Fehlern im Großen aus alter und neuer Zeit wird man 
nicht verlegen fein. Die ad usum Delphini hergerichtete Darftellung Montes- 
quieus von dem Inhalt und dem MWejen der engliichen Berfaffung hat welt: 
hiſtoriſche Bedeutung erlangt. Aber jelbft die Ergebniſſe der ihrer Gründlichfeit 
wegen einjtens ehrfürchtig angeftaunten*) Forſchungen Gneifts über das engliche 
öffentliche Recht, in welchen ſich durch Decennien das Willen Deutichlands vom 
Seligovernment erichöpft hat, gelten heute, bei aller Anerkennung ihrer literar- 
geihichtlichen und politiichen Bedeutung, als in ihren Fundamenten erichüttert. 
Das deutiche Verwaltungsreht Otto Mayer’3 ruht in zahlreichen und wichtigen 
Punkten auf franzöfitchen Rechtsvorſtellungen. Roſin mwähnte für ſeine 
Differenzierung von Staat und Gemeinde eine wertvolle Stüge im öfterreichiichen 
Gemeinderecht gefunden zu haben. Aber er hatte nur eine doftrinäre Beitimmung 
des öjterreichiichen Gemeinderechts über das Weſen der Gemeinde ind Auge gefaht 
und überjehen, wie viel von derjelben durd die unmittelbare Geftaltung der 
Stellung der öfterreichiichen Genteinde zum Staate und zu den Gelbitver: 
waltungsbehörden höherer Ordnung abgebrödelt worden jei.’) In neuefter Zeit 
agitiert ein gewiſſenhafter und nod dazu öfterreichiicher Foricher für den Ueber: 
gang von dem deutichen Rechte der Gemeinden und jonftiger mit Perjönlichkeit 
ausgejtatteter öffentlicher Körperichaften auf Selbitverwaltung zu den angeblich 
engliſchen paſſiv-öffentlichen Verbänden durch den Hinweis auf die leßte aus 
jenem Rechte folgende und vermeintlic durch die öfterreichiiche Geſetzgebung 


N, Unauffällig nimmt Jelinek zum Schluſſe ſeiner Vorrede noch eine weitere Ein— 
ihräntung des Beobachtungsgebietes für eine induftive Erforſchung des Staates und ſeiner 
Einrichtungen vor, indem er dieſes mit dem Heimatsſtaate des Forſchers zuſammenfallen 
läßt. In der Darſtellung wird aber dieſe Grenze nicht eingehalten. 

2, Es braucht wohl nicht hervorgehoben zu werden, wie viel interejjanted® und 
wertvolle Induktionsmaterial uns durch das Ausicheiden Rußlands, das man ald modernen 
Staat im Jellinef’ihen Sinne i. ®. nicht gelten laſſen fann, verloren geht, wie ganze 
Gruppen von Staatenverbindungen in der morgenländiichen Staatenwelt ihren Uriprung 
genommen haben. 

2) Val. was Fiſchel, Die Verfaſſung Englands 1862), S. VIH über die Unmöglichkeit 
verlählicher Beftimmung | auch nur des engliichen öffentlichen Rechts jagt. 

*# Fiſchel a.a. O. ©. VI. 

®) Tezner, Grünhut 21. Bd. ©. 21 
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wirklich gezogene abjurde Konjequenz, welche darin bejtehe, da ein öſterreichiſcher 
Gemeindeausihuß, der ſich innerhalb der Sphäre „des eigenen Wirkungäfreijes“ 
unthätig verhält, durch feine Macht der Welt zur Thätigfeit rechtlic) gezwungen 
werden fünne. In Wirklichkeit beiteht aber nicht nur die Möglichkeit der Auf: 
löſung des renitenten Gemeindeausichuffes und der Führung der Geſchäfte ber 
Gemeinde dur einen Regierungskommiſſär, jondern 16 Gemeindeordnungen') 
variieren die Vorichrift, daß in einem ſolchen Falle die ftaatliche Bezirksbehörde 
auf Koften und Gefahr der Gemeinde die erforderliche Abhilfe zu treffen, alſo zur 
Erjagvornahme im Erefutionswege zu Ichreiten habe. Und jolde Dinge werden 
mit Emphaje als Belege für Sätze an ſich bedeutiamen Inhaltes angeführt.*) 


Beilpiele diefer Art laſſen fich leicht vermehren und fie erklären ſich mit 
der faum zu bemwältigenden Schwierigkeit, auf dem Gebiete jelbit des pofitiven 
öffentlichen Nechts eines einzigen Staates jene Afribie zu entfalten, die auf 
anderen enger begrenzten und überjehbaren Rechtsgebieten möglich ift. Und doch 
ift eine verläßliche Beſtimmung bedeutjamer jtaatliher Inftitutionen ohne dieſe 
Akribie unmöglich. Dies Veritändnis des Weſens des engliſchen Selfgovernments iſt 
ohne die gründlichite Kenntnis der Entwicklung feines materiellen VBerwaltungsrechtes 
nicht zu gewinnen.”) Auch innerhalb der deutichen Staaten finden ſich grundlegende 
Beitimmungen des öffentlichen Rechts dort, wo fie niemand ſucht, in Verwaltungs: 
Spezialgeleßen, ja jelbit in Kodififationen des Privatredhts. Kann fi) unter 
ſolchen Umftänden der ftaatsrechtliche Erforjcher eines pofitiven Staatsrechts ficher 
nicht ohne Ueberhebung als ganz verläßlichen Kenner desjelben betrachten,*) jo 


) Die 17. Gemeindeordnung, jene von Trieft, gibt es der Staatöregierung ſchlecht— 
bin anheim, in welcher Weije fie in jolden Fällen auf die Erfüllung der Pflichten der 
Gemeinde einwirken wolle. 

*) Neueſtens hält auch mir Otto Mayer im Archiv für öffentliches Recht 17. Bd. 
S. 146 vor, id hätte mich in meinen Theorien der deutichen Berwaltungsrechtspflege durch 
die Feſtſtellung, daß die Gejeßgebung im großen und ganzen bei der Zuteilung des 
Ausdrudes Berwaltungsrehtspflege an eine von ihr eingeführte Prozeßform fi des nadı 
Mayer unrichtigen Maßjtabes bedient, einer groben Unwiſſenheit jchuldig gemadt. Meine 
Bemerkung bezog jih darauf, daß bei der deutichen Neformbewegung die Garantien für 
ein objeltives Verfahren ım VBordergrunde ftanden und die Rechtskraftfrage vernadläfjigt 
wurde. Mayer verweijt dem gegenüber auf das die Rechtskraft des verwaltungägericht: 
lihen Urteil® anerfennende ſächſiſche Gejek, welches 1 Jahr vor meinem Buche erlajien 
worden jei. Ich bemerfe dagegen: 1. Mein Manujfript ift vor dem Ericheinen des Geſetzes 
der Nedaltion des Verwaltungsardivs übergeben worden, welches von demjelben einen 
Separatabdrud veranstaltet hat. 2. Ich habe über das jächfiiche Gejeg im Jänner 1901 
in der Geheitiftung in Dresden einen Vortrag gehalten, der im Berlage von Zahn und 
Jänſch erichienen iſt. 3. Ich finde in der Anführung eines einzigen Falles feine Wider: 
legung meiner Behauptung, daß die Gejeggebung im großen und ganzen die Rechtskraft— 
frage unbeachtet gelajien bat. Auch der deutihe Nuriitentag erachtet dieje Frage durd die 
pojitive Geſetzgebung nit liquid geitellt. Unrichtig it e8 aud, wenn Mayer mic die 
modernen Berwaltungsgerihte von einer Bejtimmung der Frankfurter Reichsverfaſſung 
ableiten läht. Es geht vielmehr aus meinen Ausführungen auf Seite 5 der Theorien 
deutlich hervor, day ich den 5 181 der deutichen Reichsverfaſſung als Ablehnung einer 
Verwaltungsjuftiz und als Ausdehnung der gerichtlihen Kompetenz auf die Verlegung 
öffentlichen Rechts auffafle, da doch die Kompetenz der Gerichte in Privatrechtsſachen auch 
ihon vor dem Frankfurter Barlament unangefochten geweien iei. 

?) Das hat wohl zum Teil ſchon Gneiſt, noch mehr aber Redlich in jeinem Werte über 
die engliihe Lofalverwaltung Far gemacht. 

) Man falle dabei nod die fortjichreitende Spezialifierung der Theorie durch die 
wilienichaftlihe Erforihung der einzelnen Zweige des öffentlichen Rechts ins Auge, welde 
bewirft, daß die genaue Kenntnis des einen oder der anderen den ganzen Naum für ſich 
in Anipruch nimmt. 
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fann man fid leicht vorftellen, wie es um die pojitive Grundlage einer 
Staatälehre bejtellt ſei, welche ihre induftive Arbeit auf die gejamte abend: 
(ändiiche Staatenwelt eritreden will. 

Um nur ein Beihpiel hervorzuheben: Vergleicht man das, was die ältere 
Lehre von den Staatenverbindungen ala pofitive Unterlage ihrer Abftraktionen 
gebracht hat, mit dem Abſtraktionsſtoff des Privat: oder Strafrechts, jo kommt 
dem eine höhere Bedeutung als die von dürftigen und unverläßlichen ftatiftiichen 
Notizen nicht zu. Aber auch die jcheinbare Geichlofjenheit der modernen Lehre 
wird nur durch eine gewiſſe Anipruchalofigfeit im Punkte der Gründlichkeit er: 
zielt. Nur die äußerlich auffälligiten, für einen beitimmten doftrinären Zweck 
verwertbaren Beitimmungen der Konftitutivurfunden werden, losgelöft von ihren 
Zuſammenhängen hiftoriicher und pofttiv:rechtlicher Natur, berüdjichtigt, die einer 
einheitlihen SKonjtruftion miderftrebenden Einrichtungen werden aber überjehen, 
oder al3 untergeordnete Rudimente der Vergangenheit ignoriert (S. 37 Art. 7, 693 
U. 1), die Kontroverjen welche ji) aus den obwaltenden in den konkreten ftaat: 
lichen Einrichtungen verförperten Gegenjäßen ergeben und das wirkliche jtaatliche 
Leben bilden und erfüllen, werden umgangen, der Gang der geihichtlichen Entwid: 
(ung vor wie nad) der Konftituierung der Verbindung, die aus derjelben hervor: 
gegangenen, aus den Konftitutivurfunden nicht erfichtlihen und deshalb dem nur 
im Großen arbeitenden oder dem Stoffe jernerftehenden Forſcher unbekannten 
Einrichtungen werden vernadjläffigt. Die Literatur über die jogenannten Staats: 
unionen liefert biefür reichlich Belege.') 

Hier bieten fich nod; folgende Erwägungen: Den einen der beiden großen 
Traktoren des realen ftaatlichen Lebens bildet der durch die Vorftellungen vom 
Staate beitimmte menſchliche Wille, er mag vom Standpunkt der Betradhtung 
der allgemeinen Staatölehre einen verkehrten, zweckwidrigen, fehlerhaften Inhalt 
haben oder nicht (S.47). Darum ift für das volle Verftändnis des öffentlichen Rechts 
eines Staates die Vertiefung in jene Vorftellungen unerläßlich, welde das. 
durch dieſen Staat geeinte Volk ſelbſt von ſeinem öffentlichen Rechte hat, und 
ferner eine jorgfältige Betrachtung der Art und Weije, wie es diejelben praktiſch 
bethätigt. ) Mer in dem Vorftellungsleben des franzöfiichen, des englilchen 
Staatsrechts aufgewachſen ift, muß gewiffermaßen jtaatsrechtlic) transponieren, 
um jich in jenem des deutichen zurechtzufinden und umgekehrt.) Es gibt feine 
Partie des Nechtes, welche derart glebae adscripta wäre, wie das öffentliche Recht. 
Hier genügt es nicht, in des Dichters Land zu gehen, um ihn ganz zu ver: 
itehen, man muß aud), wie der Dichter, jehen. 

Noch jeltener deshalb als der Nicht:Engländer, der im praftijden 
Leben ganz jo denkt und fühlt wie der Engländer, jo jelten ift der et 
Engländer, der den Geift und das Weſen der englijchen Verfaſſung jo ganz 
begriffen hat, ala es nötig ift, die engliſchen Verfaſſungseinrichtungen mit jener 
Verläßlichkeit zu beftimmen, welche fie für eine wahrhaft induftive Verarbeitung 
geeignet ericheinen läßt. Und nun erft jo eine Art ftaatsrechtlicer Mezzojanti 


) Um ein andered Beijpiel anzuführen, bei der Entwidlung der modernen Monarchie 
an dem Beiipiele Englands wird von Fellinet ©. 623 die wichtige Befugnis des Parla— 
ments, im Falle des Todes des Königs, wenn es vertagt oder provoziert ſein ſollte, ſelbſt 
zuiammenzutreten, (Fiſchel a. a. O. 730) die durch bloßen parlamentarischen Beſchluß er: 
folgte „Berufung der ge ie Dynaitie ignoriert. 

*, Fiſchel a. a. O. S. VII Abi. 2, III, Fellinet ©. VI ©. 5. 

) Man denfe an die eigentümlichen Borftellungen des franzöliihen Rechts vom 
——— publie, welche uns wenigſtens bisher noch fremdartig berühren. 
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ım Geifte, der ſich im jtaatlichen Denken aller abendländiichen, ſtaatlich geeinten 
Völker zurechtfindet! Drüdt ſich nicht die tiefe Werichiedenheit diejes Geiftes 
durch die Berichiedenheit der jedem Verfaſſungsrecht angemeſſenen Behandlungs: 
weile aus? Würde nicht die juriftiiche Methode, wie fie die mwejentlich Juriſten— 
werf verförpernden deutichen Verfaflungen vertragen, auf das engliihe Recht io 
paflen mie die Fauft aufs Auge? Diejes fordert mit unmiderftehlihem Zmwange 
das Vorherrichen der politiichen=hiftoriichen Behandlung, wie fie neueitens von 
Nedli jo fruchtbar geübt worden iſt. Es iſt deshalb fein bloßer Zufall, dat 
von außenftehenden Schriftitellern jehr häufig eine wirkſame Kritik an Geiet: 
entwürfen fremder Staaten zur Reform des Privat: oder des Strafrechts geübt 
worden ift, während ähnliche Verſuche VBerfaffungsentwürfen gegenüber jelten 
unternommen werden und die Beteiligung den Verhältnifien fernſtehender Schrift: 
fteller an den Berfaflungsfontroverjen fremder Staaten meift ohne Wirkung 
bleibt, weil ihnen nicht nur die volle Kenntnis, jondern aud) das volle Ver: 
ſtändnis des Materials abgeht.) Zumeift nämlich bauen fid) Urteile des Aus: 
länders über fremde Berfaffungen auf zufällig gewonnenen, rein literariichen 
Grundlagen auf, welche jelbit wieder der Unmittelbarkeit entbehren, weil fie nur 
die äußerlich auffälligiten Gegenitände des jus sceriptum ins Auge faflen, defien 
unmerklich vollzogene Wandlungen ꝛc. ſowie die unauffällig entitandenen ftaat: 
lihen Einrichtungen überſehen. Someit e8 fih alio um die Kenntnis der In— 
duftionsthatiahen auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts handelt, iſt der mitten 
in demjelben jtehende Praktiker, der theoretijche Anfänger, der die Dinge aus 
unmittelbarer Nähe fennen lernt, dem bedeutendften Theoretifer überlegen, wenn 
derjelbe den Induktionsſtoff aus einer jo großen Entfernung betrachtet, als dies 
in einer allgemeinen Staatälehre geihieht. Wie viel Unbekanntes, für die In— 
duktion Bedeutiames hat uns nicht die aus Jellineks Seminar hervorgegangene 
Abhandlung Hersheys, Die Kontrolle über die Gejeßgebung in den vereinigten 
Staaten von Nordamerika und deren Gliedern, gebracht und eine wie jchlagende 
Widerlegung findet nicht die von ellinef aus dem Wejen der Neal: 
unton abgeleitete Leugnung eines öſterreichiſch-ungariſchen Fiskus durch die 
gerade von Ungarn aus ftaatsrehtlihen wie ökonomiſchen Gründen ſcharf be: 
tonte Sonderung zwiſchen dem ungariichen Fiskus und dem gemeinjamen Militär: 
fisfus, dem Neichäfisfus in jeiner ausgeprägteiten Geftalt, welche beide einander 
als Vertrags- wie als Prozekparteien gegenübertreten! Es Handelt ſich hier 
eben um eine Einrichtung, durch welche der hiftoriiche, rechtliche Zujammenhang 
zwilchen der ehemaligen Ffaijerlihen und der königlich ungariſchen Hoffammer 
in einer der Selbitändigfeit Ungarns entſprechenden Weile reformiert werden 
jollte, und welche den meiſten Darftellern der öſterreichiſch-ungariſchen Staaten: 
verbindung darum entgangen ift, weil ihrer in den Konftitutionsurkunden des 
Yahres 1867 nicht gedacht wird, fie ihre Exiſtenz vielmehr, nur dur Vor: 
gänge des Nechtöverfehrd und des Prozeßlebens geäußert hat.) 


) Bol. auch Fiſchel a. a. O. ©. VII Abi. 2. 

* Jedenfalls entgehen fremde Autoren diefem Vorwurfe jeitens der einheimiſchen 
regelmäßig nicht. Vgl. neuejtens zu den Bemerkungen im Tert den Begriff des Rechts— 
ichußes im öffentlihen Rechte, ©. T1. 

») Vgl. gegen Jellinet, Staatsverbindungen, S. 243, Tejner, Der öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Reichsfiskus, im 1. Bd. des Geller'ſchen Gentralblattes für Verwaltungspraris 
I, S. 119 fi. Ihm ſtimmt nunmehr Ulbrich, von ſeiner urſprünglichen, in der Abhandlung, 
Die rechtliche Natur der öjterreihiich-ungariichen Monarchie, geäußerten entgegengeiehtn 
Ansicht abgehend, im öſterreichiſchen Staatswörterbuch I, S. 523 zu. Hieher gehört auch 
die Bemerkung bei Jellinet S. 316 A 1, dann S 311. 
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Wie fteht e8 aber um die Wiſſenſchaft von den großen, politiſch produftiven 
‘been, welche die Staatlihe Entwidlung des Abendlandes beeinflußt haben und 
von der Art und der Begrenzung ihrer Wirkung, die doch ein unentbehrliches 
Hilfsmittel für die Beitimmung des Weſens diefer Einrichtungen zu fein jcheint ? 
Da ift e8 nun neben Gierfe ganz bejonders Sellinef, welcher gezeigt hat, auf 
einer wie tiefen wiſſenſchaftlichen Stufe die Geichichte von den großen politiichen 
Seen der Menichheit ſich noch befindet, wie viel Falſches wir in wichtigen 
Dingen von den Autoritäten der Vergangenheit ungeprüft und unbejehen über: 
nommen haben und es iſt für den Stand der Dinge in diefem Punkte höchit 
bezeichnend, daß heute noch darüber geitritten wird, wie die Staatölehre von 
Hobbes, Montesquieu, Rouſſeau zu formulieren lei, und daß auf diefem Gebiete 
jede Jahr von einem Seminariften eine neue, nicht zu bejtreitende Entdeckung 
gemacht wird. 


Unter ſolchen Umständen fann es nicht ausbleiben, daß die Typen der all: 
gemeinen Staatölehre, an dem Maßſtabe von induftiv gewonnenen Durchſchnitts— 
typen gemefien, auf einer höchſt beiläufigen ') unvollfommenen Kenntnis der für 
die Induktion maßgebenden Thatſachen beruhen, aljo der Verläßlichkeit —— 
Induktionstypen entbehren und daß die Staatslehre verglichen, mit einer wahrhaft 
induktiven Wiſſenſchaft, mit einer Fehlergrenze ohne Grenze behaftet iſt. Deshalb 
kommt der clausula rebus sie stantibus, welche Jellinek den Typen der Staats— 
lehre anhängt, nicht bloß die Bedeutung bei, daß auf die Wandlungen der 
Anſchauung über das Weſen und die Zwecke eines als typiſch hingeſtellten Rechts— 
inſtitutes Bedacht zu nehmen ſei, ſondern daß überhaupt die Typen der Staats— 
lehre Anſpruch auf volle Verläßlichkeit wegen der Unſicherheit und Zufälligkeit?) 
ihrer thatſächlichen Grundlage nicht erheben können, daß ſie richtig ſind nur 
unter der Vorausſetzung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit 
der ihnen unterlegten poſitiv-rechtlichen Grundlage, für welche 
nun einmal nicht gebürgt werden kann. So gewahren wir insbeſondere, wie hier 
allgemeine Sätze an ſich bedeutijamen Inhalts und jcheinbare Konſtruktionsfein— 
beiten, durch welche ſich die modernite Staatälehre der techniichen Durch: 
bildung des Privatrehts zu nähern fucht,”) auf Koften des Thatjächlichen 


9— Schon Bodin, der fih in jeinen de re publica libri VI 3 W. I. ©. 8 vorießt, 
den Begrif, des Staates induftiv die leges optimas quasque eivitatum florentissimarum 
verfolgend, zu entwideln, fügt vorjichtig und beicheiden hinzu, quantum quidem fieri poterit. 

2) Rehm, Allgemeine Staatölehre (S. 7) bezeichnet die allgemeine Staatälehre, weil 
fie fich aus der ungeheuren Mafje der jtaatlihen Einrichtungen nur die auffälligften, in 
die Augen jpringenden ausſucht und alles übrige unbeachtet läßt, als „Lehre vom 
Staat im allgemeinen“. Da ſie aber auch bei dieſem Eklektizismus zu einer ſchlechthin ver— 
lählichen Beſtimmung der fonfreten Erſcheinungen nicht zu gelangen vermag, jollte die 
Staat3lehre richtiger ald „Lehre vom Staate jo ganz im allgemeinen“ bezeichnet werden. 
Auch Dellinek zeigt jih in der Begrenzung des Beobadhtungsitoffes ſchwankend. ©. 21 
erachtet er für die Gewinnung von Durhichnittätypen eingehende Kenntnis der 
Erjcheinungen, von welden der Durchſchnitt gefunden werden ſoll, unentbehrlich und 
iheidet darum die morgenländiſchen Staaten aus der Betrachtung aus, ©. 37 lehnt er 
Gründlichkeit dieſer Art als pedantiiche Kleinkrämerei ab. 

*) Als Beiipiel einer auf unzulänglicher Induktion beruhenden Abjtraktion ſei bier 
die Lehre vom öffentlichen Schadenerjagreht in Dttv Mayer Deutihem Verwaltungs 
recht II angeführt. Desgleichen läßt jich Iellinet von der Leidenichaft des Differenzierens 
über die Brenzen wahrhafter Konjtruttion hinaus fortreigen, wenn er unter Verjpottung 
der Einwendungen des Neferenten als mifrologijcher Spielereien (S. 303 A. 1) in der 
Richterzwingbarteit der Amts» und Dienjtpfliht einen ſcharfen Unterjchied zwifchen der 

Dienjtgewalt und dem allgemeinen imperium des Staates erblidt. Kann aber nicht der 
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gewonnen werden, und wie ſich aus ſolcher Mebertreibung der Abſtraktions- und 
Konftruftionsthätigkeit ein Scolaftizismus entwidelt, der zu den wirklichen 
Ericheinungen des Staatlichen Lebens im jchroffiten Widerjpruche fteht. Und 
gerade damit, daß die modernite allgemeine Staatölehre gewilje von ihr auf: 
geitellte Kategorien, melde nur der Freude an Symmetrie und an geiftreichen 
Antithefen entiprungen find, . mit der Bedeutung von wahrhaften Induktions— 
typen ausitattet, erfärt es jich, daß ſich die Praris von der allgemeinen Staats: 
lehre ebenjo abwendet, wie die modernen induftiven Disziplinen von der älteren 
rein deduftiven Philolophie. 


Allein es ericheinen in der hier angeſtelllen Betrachtung noch feinesfalls 
alle ftofflihen Hinderniffe für die Aufftellung von wahrhaften Durchſchnittstypen 
der ftaatlichen Gebilde erſchöpft. Es gibt innerhalb ein und desjelben Staates 
wie innerhalb verjchiedener Staaten Einrichtungen, welche einem und demjelben 
Zwede oder ähnlichen Zweden zu dienen bejtimmt find. Einmal ift der Grad 
der Eignung diejer Einrichtungen für die Erreichung eines beftimmten Zweckes 
ein verjchiedener, dann aber kann die Erreihung eines und desjelben Zweckes 
durch die verjchiedenartigiten, zu den verjchiedenartigiten Geitaltungen führenden 
Rechtsvorſtellungen vermittelt werden. Hier fteht nun die Durchſchnittstypen zu: 
ftrebende Induction vor folgendem Dilemma: Entweder beichränft fie ihre 
Abftraktion nur auf die Beitimmung des beftimmten Einrichtungen zugrunde: 
liegenden Zweckes, dann bietet fie für das PVerftändnis der einzelnen konkreten 
Geftaltung jo gut wie nichts, oder fie geht über diefe Grenze hinaus, dann bietet 
fie wieder nichts Gemeinjames.’) Wie viel Tinte it nicht nutzlos verſpritzt 
worden, um zu dem wahren Begriff der Selbitverwaltung, des Ehrenamtes, 
der Verwaltungsrechtspflege zu gelangen und zu welchem anderen Ergebniſſe 
haben die hierauf gerichteten Verſuche geführt, ald daß irgend eine pofitiv- 
rechtliche Einrichtung ohne Bedachtnahme auf die politiiche Möglichkeit ihrer 
Derallgemeinerung zur Grundlage für die Aufftellung des Durchſchnittstypus 
gewählt worden it, dem gegenüber alle von ihm abweichenden, wenn auch nodj jo 


Offizier, der in der Deutſchen Staatsrechtswilienichaft ald Beamter gilt, im Ernitjalle 
durh Androhung ſtandrechtlicher Behandlung zur Erfüllung der Gehorſamspflicht ge— 
zwungen werden, und iſt nicht die Androhung der Entlaſſung für den Fall der Wieder · 
holung einer gerügten Verletzung der Amts- und Dienſtpflicht ein Zwangsmittel von io 
weittragender ſozialer und materieller Wirkung, dab es auch auf dem Gebiete des all: 
gemeinen imperium, auf weldem übrigens die beicheidene Geld- und Arreititrafe, wie 
die Erjagvornahme vorherrichen, fein ichärferes gibt? Hält endlih der Staat nicht da- 
durch, dab er der Rejignation im Zuge des Disziplinarverfahrens jeglihe Rechtswirkung 
abipricht, den Beamten zwangweije im Dienjtverhältnifje zurüd (Syitem 204)? Wohl nur 
Sr Verlegenbeitsargument iſt es aber anzujehen, wenn Fellinef den Referenten durch 
die Bemerkung ad absurdum zu führen vorlucit, daß der Beamte dur eine darauf ab- 
zielende jchlimme Aufführung den Staat vor die Nötigung jtellen könne, ihn dis- 
ziplinariich zu entlajien. Hier jei nur bemerft, dag man mit diefem Argument zur Um: 
erzwingbarfeit aller öffentlichen Pflihten gelangt, da es fein unter allen Umftänden wirt: 
james Mittel gibt, den menſchlichen Willen zu brechen, ferner daß noch niemand die Un— 
erzwingbarfeit der Wehrpflicht behauptet hat, weil man den jtaatlihen Zwang durch 
Selbjtverftümmelung und dur Flucht vereiteln kann, und daß auch die gejeglih ans 
erfannte Erzwingbarfeit der Pilichten des entlaufenen Arbeiters und Dienjtboten durch 
Polizeizwang darunter nicht leidet, dal; e8 regelmähig dem Arbeitgeber oder Dienſtherrn 
nicht jmedmänig erſcheinen wird, ji derart erziwungener Dienjte zu bedienen. 

", Zezner, Der „Öiterreichijge Katiertitel, das Angarifche Staatöreht und die un- 
gariiche Publiziftit S. 104, nunmehr auch Jellinet S. 34 Abſ. 4 
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lebensvollen Bildungen als Abnormitäten, Entartungen, Verfümmerungen jeines 
Weſens zurüdzuitellen find.') 


Wenn nun die Staatslehre feine Durchſchnittstypen bietet, was bietet fie 
ſonſt? Den ungeheueren Reihtum an ftaatlihen Einrichtungen vermag fie nicht 
zu erichöpfen, nicht einmal durch Durchichnittätypen, fie vermag ſich auch nicht 
in das Weſen der einzelnen konkreten Erjcheinungen jo zu vertiefen, ala es für 
den Zweck der Vorbereitung der Induktion erforderlich iſt, wegen der Grenzen, 
welche der menichlichen Kraft durch die Natur gejeßt find. Aus der Not eine 
Tugend machend, verzichtet fie deshalb auf eine induftive Erichöpfung des 
ftaatlichen Lebens, auf die für diefen Zweck gebotene gründliche Erforihung und 
Beitimmung der konkreten ftaatlichen Gebilde und beichränkt ſich auf die Aus: 
leſe der diſtinkten Erjcheinungen, diſtinkt jowohl in pofitiver wie in negativer 
Hinſicht, joweit fie dieſelbe für ihren erften und letzten Zwed, die Darftellung 
der Entwidlung der Staatsidee verwerten zu fünnen glaubt, der Staatsidee, 
deren Inhalt doc) wieder nur vom jubjektiven Standpunkte der zwar herrichenden 
aber nicht unbejtrittenen, gegenwärtig wejentlich von Juriſten beeinflußten, teleo- 
logiichen Anſchauung der ſogenannten modernen Staatslehre beſtimmt wird 
(S.17, 156, 237).°) Die Staatslehre iſt zu allen Zeiten tendenziös geweſen 
und es iſt eine Selbittäufchung, wenn man glaubt, fie in unjeren Tagen anders 
gemacht zu haben (S. 712). Sie arbeitet jo wenig auf die Geminnung von 
Durchſchnittstypen hin, daß vielmehr die Einzel: und Seltenheitsericheinungen, 





) Sp mill es dem Referenten jcheinen, dab Hatſchets paſſiv-öffentliche Werbände, 
die er, Die Selbjtverwaltung in politiicher und juriftiicher Bedeutung ©. 125, bejicheiden 
ald Berbeiferung einer von Jellinek aufgeitellten Kategorie bezeichnet, deren Wejen er aber 
zuerſt unter Verwendung eine von ellinet ganz anders verjtandenen Ausdruds, in 
einer ernfthafte Prüfung fordernden Weije bejtimmt, einen apriorijtiich gebildeten Begriff 
daritellen, unter welchem eine Summe einander widerjtrebender Dinge zujammen ge: 
jwängt wird. Vgl. auch desjelben Autors, Das engliihe Local Government ©. 84 ff. 
In wie ferne die von Preuß in scharfer Weije bejtrittene Eignung des Begriffs für die 
Ertenutnis des Weſens der preußiichen Kreisverbände bejtehe, darüber will jich Referent fein 
Urteil erlauben. Aber der Unterichied zwiichen den den engliihen Verbänden ähnlichen, 
organijierten öjterreichiichen Lajten= und Ywedverbänden, den jogenannten Konkurrenzen, 
Bezirfen, Schulgemeinden u. j. w. und der Ortögemeinde iſt zwar ein quantitativer und 
deshalb politiich bedeutjamer, aber fein juriſtiſch qualitativer. Einmal erweijt fih nad den 
mannigfachſten Beziehungen die Erfaſſung diejer organijierten und individualifierten Ver— 
bände ala Berjonen für den Rechtsverkehr unentbehrlich. Dann aber gibt es keinen organifierten 
öjterreihiichen Laftenverband, dem nicht das durch verwaltungsgerichtliche Beichiwerde ver- 
folgbare Recht zuitände, innerhalb der gejeglihen Grenzen die Modalitäten der Erfüllung 
jeiner Pflichten jelbjt zu bejtimmen, jowie umgefehrt die Gemeinde dem Staate zur Er: 
füllung ihrer Pflichten im eigenen Wirkungskreiſe gejeglih verbunden, alſo in diejem 
Umfange auch paijivsöffentliher Verband iſt Neuejtens zeigt Redlih a. a. D., da dem 
engliihen Borftellungsleben jener Dualismus zwiihen dem Staat und den öffent: 
lihen Berbänden, welcher zur ſcharfen Gegenüberjtellung und Sonderung beider im Deutjchen 
Rechte geführt hat, überhaupt fremd jei, dab das Kirchipiel nur die an dejien Stelle ge- 
tretenen Bildungen, Fleiſch vom Fleiih des Staates, aljo von unmittelbarer jtaat- 
liher Natur und darum wie diefer im höchſten Grade aktive öffentlihe Verbände 
ſeien Um nun zu gleicher Entwidiung in Deutichland zu gelangen, dazu reicht die Auf: 
ftellung einer zweifelhaften juriſtiſchen Kategorie nicht aus, dazu bedürfte es einer Um— 
er g der Auffaſſung der Staatsidee von Grund aus. Vgl. aud Lemayer a. a. O. 

S f. 

) Was ellinet Staatölehre S. 63 von der Herrichaft des Subjeltivismus auf dem 
Bebiete der jociologiihen Theorien jagt, gilt, wie ein flüchtiger Vergleich der bedeutenditen 
bieher gehörigen Werke zeigt, und wie jelbit Jellinek a.a. DO. in der Vorrede andeutet, 
in ſehr bedeutendem Umfange aud für die allgemeine Staatälehre. 
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ja ſelbſt die abgeſtorbenen ſtaatlichen Gebiete (S. 259—301, 629, 649 f.) für 
fie einen ungleich) höheren Wert bejiten als das Gewöhnlich, Durdichnittliche 
und das Lebendige, ſofern ſich jene geeigneter erweiſen für die Veranſchaulichung 
einer beftimmten, vom Schäßungsitandpunft des einzelnen Staatslehrers hoben 
oder niederen Entwidlungsftufe der Staatsidee oder einer eigens gearteten das 
allgemeine Intereſſe herausfordernden Entwidlungsform. So ruhte die Deutjche 
allgemeine Staatslehre bereits auf fonftitutioneller und organiiher Grundlage 
zur Zeit der Vorherrihaft der patrimonial-patriarchaliſchen Auffaffung vom 
Monarchenrecht im pofitiven Staatsredht und ehe noch der Konititutionalismus 
in Deutichland zur Durchſchnittserſcheinung geworden war, und andererjeits 
fann heute noch die Staatälehre der Darftellung des Ständeftaates zur Be: 
wirkung des vollen Verftändnifies der fonftitutionellen Staatsidee, dann des 
ſtändiſchen Weſens überhaupt zur vollen Würdigung der modernen Grund: 
rechte nicht entraten. In neuerer Zeit ziehen aber gerade die Seltenheits- 
ericheinungen der Staatenverbindungen,') das Referendum, der Initiative, der 
Option u. |. w. die Aufmerkſamkeit der Staatslehre auf fid). 

So ſucht denn die allgemeine Staatölehre nicht nad) Durchſchnittstypen, 
ſondern nad) dem für die Entwidlung der Staatsidee Bedeutiamen, mag es 
noch jo vereinzelt dajtehen, nicht nad) dem Gemeingiltigen oder dem durdjichnitt: 
lich Giltigen, jondern nad) dem Muftergiltigen, alfo nicht nah Durdjichnitts: 
typen, jondern nad) Mufter- oder vorbildlichen Entwidlungstypen,’) wie denn 
geraume Zeit das Weſen des Stonititutionalismus von amerikaniſch-franzöſiſchen, 
der wahre Begriff der Selbitverwaltung von engliichen Einrichtungen, der Begriff 
des Bundesjtaates von der nordamerifaniichen Union (S. 36) abgenommen 
worden ift. Diejen vom Standpunkte einer beftimmten teleologiihen Auffaſſung 
gewonnenen Bolllommenheitstypen ftellt fie in gleicher Weile gewonnene Unvoll— 
fommenheitstypen gegenüber (S. 691, 703, 712), gleihviel ob fie ihrer Zahl 
nad die Auffitellung eines Durchſchnittstypus geſtatten oder nicht, ob fie noch 
vorfommen oder nicht. 





ı) € S. 698 führt Jellinet als Grund für die Schwierigfeit der Beitimmung des Wejens 
des Staatenbundes im Wege der Induktion die geringe Zahl joldher Staatenverbindungen 
an. ber fteht es denn in diefem Punkte mit dem Bundesitaate, mit der Realunion 
bejier, und iſt jene Katego rie von Gebietsverbänden, wie es die öſterreichiſchen Kron— 
länder ſind und welche Jellinek ſowohl in ſeinen Staatenfragmenten als auch in der 
Staatslehre der Erörterung würdigt, noch anderswo anzutreffen? Auch der unus casus 
findet jomit in der allgemeinen Staatslehre Plab und er ganz bejonders, wenn er jih 
zur Veranſchaulichung einer vom Standpunkt des Betrachtenden bedeutungsvollen Funttion 
der Staatsidee in hervorragender Weiſe eignet (S. 36). Wenn beiſpielsweiſe heute eine 
Staatenverbindung auf bisher unbekannter Grundlage zu politiſch bedeutſamer Entfaltung 
gelangen würde, ſo müßte ſich die Staatslehre mit derſelben befaſſen. Man kann über 
das Verhältnis der Staatslehre zur indukltiven Forſchung folgendes ſagen: Wahre 
Induktion auf dem Gebiete der ſtaatlichen Einrichtungen ſcheitert das einemal an der 
Seltenheit der fich hier darbietenden Individuen, das anderemal an der Unüberjebbarteit 
und KRompliziertheit der in einem und demjelben Staate vereinigten, ſich wechjeljeitig be: 
itimmenden und beſchränkenden Einrihtungen. Zutreffend würdigt dieje Ueberfülle ſchon 
Wörberz in der Einleitung zu jeinem 1517 erichienenen Tripartitum juris consuetudinarü 
Regni Hungariae, aljo im Sinblid auf einen, verglichen mit dem modernen, hödit 
primitiven Zuſtand des Nechtälebend. Dort heißt ed: Quanquam domestica, ac gentilia 
Regni hujus Inelyti Hungariae Iura certam in seriem formulamque et ordinem redigere, 
ac litterarum monumentis illustrare arduum et perdifficile ac humano propemodum 
ingenio magis esse vietetur. 

2) So auch Jellinet S. 37 im Wideripruh zu ©. 33. Der Muftertypus ift zumeiit 
nur in einem Gremplar vorhanden. 
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Die allgemeine Staatslehre nimmt aber jelbit die für fie bedeutjamen 
ftaatlihen Einrichtungen, nicht wie fie Jind und wie e8 eine wahrhaft induftive 
Forſchung thun müßte, jondern fie löſt von ihnen dasjenige aus, was ihr zur 
Veranſchaulichung einer beftimmten Auffaffungs- und Wirkungsweiſe der Staats- 
idee lehrreich und verwendbar erjcheint unter Vernachläſſigung alles deifen, was 
dieſen Veranſchaulichungszweck zu vereiteln geeignet iſt. So tritt fie denn not— 
wendig mit den wirklichen Erjcheinungen des jtaatlihen Lebens in Widerſpruch, 
und was fie von denjelben ausjagt, bedarf einjchneidender Korrekturen (©. 618). 
Man fann das aud) jo ausdrüden: Die allgemeine Staatölehre geht zwar bei 
der Entwidlung ihrer Typen von fonfreten Ericheinungen aus, nimmt aber die: 
jelben nicht wie fie find, jondern bietet fie nur in doftrinärer Zuridtung. 

Zur Erkenntnis diefer Thatiadhen führen auch folgende Erwägungen: 

ft der Staat das ſtaatlich geeinte Volf, bietet jeder Volkstypus eine eigen: 
artige Vereinigung wideriprechender Charaktermerkmale, wirken auch die nicht 
piychiichen den Staat beitimmenden Faktoren nad) entgegengeiegten Richtungen, 
bewegt ſich aus allen dieien Gründen, wie dies Fürſt Bismard mahnend und 
warnend hervorgehoben hat,') das politijche Leben in jteten Kompromiffen zwilchen 
den einander befämpfenden Beitrebungen (S. 88, 265, 311), jo müfjen fich alle dieje 
Widerſprüche in den pofitiven Einrichtungen der einzelnen Staaten widerjpiegeln. 
Demgegenüber jehen wir aber die allgemeine Staatslehre nach Haren, in ſich 
geihloflenen widerjpruchälojen, einheitlihen Typen (Staatenverbindungen ©. 13 
und Staatälehre ©. 505 A. 1 zu ©. 504 am Schluße ©. 612) ftreben, weil 
fie das Weſen irgend einer die konkreten Geftaltungen erfaſſenden, wenn aud) 
nit vollftändig umformenden politischen Idee anders nicht beitimmen zu fünnen 
vermeint. Sie iloliert deshalb die einzelnen immer nur zu beihränfter 
Wirkſamkeit gelangenden politiihen been, die ſich als bloße Komponenten des 
ftaatlihen Lebens darftellen, von den konkreten Gebilden, auf welche fie ein— 
gewirft haben, betrachtet fie abgejehen von allen ihrer ungehemmten Entfaltung 
entgegenitehenden Hinderniſſen phyſiſcher und pſychiſcher Natur und entwidelt fie 
unerbittlih nad) allen ihren Folgen. Gejtattet das reale Leben kaum jemals 
einen vollftändigen Sieg irgend einer politiichen dee, vermag das Neue niemals 
das Alte vollftändig zu verdrängen (S. 36 Ab. 3), jo wird jedes Staatsweſen 
infolge der unvollkommenen Bernichtung de3 Alten und der unvollkommenen 
Entfaltung des Neuen mit widerſpruchsvollen und mit fragmentariichen Gebilden 
erfüllt.*) Demgegenüber bietet die allgemeine Staatölehre mit ausgeſprochener 
Vorliebe nur Volllommenheit und Harmonie, undurchbrochene Ordnung und 
geichloffenes Syſtem. Sie entwidelt uns den organiſchen und modernen Staat ala 
Muftertypus ohne Bedadıtnahme auf da3 Unorganiiche und Unmoderne, dem 
wir in den Staaten der Gegenwart auf Schritt und Tritt begegnen. Sie entwidelt 
da3 moderne Monarchenrecht auf jtreng organiicher Grundlage und vernadjläffigt 
dad von Bismard der Doktrin gegenüber mit ſtarkem Nachdruck betonte”) 
neueftens von Bernatzik“) in überzeugender Darftellung entwidelte, individual: 


1) Nojin, Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre nach den politiihen Reden und 
Schriftſtücken des Fürjten Bismard, Annalen des Deutichen Reichs. 1898, ©. 89. 

2) Es kommt darum der von ellinef in jeinen Stauienfragmenten entwidelten 
Idee Bedeutiamteit weit über das Webiet der Lehre von den Staatenverbindungen 
hinaus zu. Bgl. übrigens auch Jellinet, Staatslehre S. 618, 680. 

3) Annalen des Deutihen Reichs 1898 ©. 115. 

* Archiv für öffentliches Hecht Bd. V ©. 297 ff. Daß diejes patrimoniale Element mit 
der organischen Stellung des Monarchen, wie e8 jih in einzelnen Verfaſſungsbeſtimmungen 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1902. 42 
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‚ rechtlichpatrimoniale, aljo. unorganiiche Element, welches gerade das deutiche 
Monarchenrecht vermöge jeiner geihichtlichen Entwidlung in ſich birgt und welches 
in dem Herrichaftsrecht des Herrihaftsunfähigen zum anſchaulichſten Ausdrud 
gelangt. Aber auch die konkreten Staatenverbindungen bilden feine Verwirk— 
lihung der doftrinären Typen’), jondern tragen die widerjprechenden Züge von 
Typen an fich, welche die Doktrin als jih ausſchließende Gegenjäte 
einander gegenüberftellt.”) Es gibt feinen Bundesftaat ohne Einricht: 
ungen ausgeprägt vertragsmäßiger, ftaatenbündiicher Natur, feine Realunion 
ohne unioniftiiche, die bedeutjamiten?) ftaatlichen Lebensbedingungen erjajiende 
Einrichtungen. Sowie in den auf vermeintliher Rechtsfontinuität beruhenden, 
biftorijch) gewordenen Verfaſſungen einfacher Staaten ——— Verfaſſungs 
grundfätze aufeinanderſtoßen“), jo iſt auch für den Inhalt der Konſtitutivurkunden 


ausdrückt, in Widerſpruch ſiehe, hebt Jellinek ©. 147 ſeines Syſtems der öffentlichen ſub— 
jeltiven Rechte ganz richtig hervor. Allein der Widerſpruch entſpricht der realen Geſtaltung 
des Deutſchen Monarchenrechts und fann nur koöonſtatiert, nicht aber durch bloße wiſſen— 
ſchaftliche Syntheſe aus der Welt geſchafft werden. Vgl. auch Herrnritt, Die Staatsform 
©. 54, ganz beſonders aber Jellinet ſelbſt a. a. O. ©. 618 f.). 

) Wie dies Jellinek unter ſcharfer Zurückweiſung der entgegenſtehenden Anſicht 
in den Staatenverbindungen ©. 13 behauptet. Vgl. dagegen ebenda ©. 233. 

2) Die Kompromißnatur von Privat: und Strafrecht äußert fich in dem Gegeniage von 
Regel und Ausnahme, die des Staatsrechts in den widerſpruchsvollen Elementen der 
einzelnen Inititutionen. 

+) Referent bat in Grünhut's Zeitichrift 20. Bd. S. 740 und in der Abhandlung, 
Der öjterreichiiche Kaiſertitel, das ungariihe Berfafiungsrecht und die ungariihe Publiziſtit 
S. 198 die unioniftiihen Ginrichtungen der öfterreih:ungariihen Monardie durch den 
doftrinären Typus des Gejamtjtaates veranichaulicht, einer Staatenverbindung, die, jo: 
weit nicht gemeinjame Organe bejtehen, zu einheitlihen Willendatten durch Gejamtafte der 
Organe ihrer Glieder gelangt. Als Schulbeiipiel jolher Willensbildung wurde dort die 
Aenderung der gemeinjamen Verjajiung der Länder der ungariihen Krone hingeſtellt, zu 
welcher die iibereinjtimmenden Beſchlüſſe des ungariichen Reichstags und des froatiichen 
Landtags erforderlich find, Grünhut ©. 733, Es iſt aber dem Referenten nicht im Traume 
eingefallen, wie ihm Jellinet, Staatslehre S. 693 N. 1, vorhält, die öfterreich-ungariiche 
Monarchie als folgerihtige Berwirklihung diejes doftrinären Typus zu bezeichnen, 
vielmehr hat er vom Standpunft jeiner icharf betonten Srundauffaliung, daß ſich die 
Typen der Doktrin niemals voll verwirflidt finden, Grünhut's Zeitichrüit 
20. Bd. ©. 738, die jocietären Elemente der Verbindung hervorgehoben und ihnen das 
Uebergewicht über die unionijtiichen eingeräumt, Grünhut 20. Bd. S. 724, Kaiiertitel 
S. 290 ff. Um diejes Uebergewichtes halber darf man aber nicht mit Jellinef a. a. I. 
die gemeinfame Armee, die als fertiges Gebilde auf rechtseinheitliher Grundlagen rubt, 
den einheitlichen Oberbefehl, der durch feine Kontingentsherrlichkeit beichränft iit, die 
jubjidiäre Beitimmung der Quote durch den Monarchen, die Hechtöjubjeltivität der Monarkie 
auf bedeutiamen Gebieten des Völkerrechts und auf dem Gebiete des Privatrechts als ver- 
nachläſſigte Residua des früheren Zuſtandes einjhägen! Bier handelt es jich vielmehr 
teils um Einrichtungen, welche ala bewährtes Bollwerk für die Selbjtbehauptung beider 
Staaten von der Vergangenheit übernommen und ſorgſam fortgebildet worden find, teils 
um bewuhte durch dieſe Fortbildung nötig gewordene Neuihöpfungen. Jellinet windet 
jih um dieje Erkenntnis in den Staatenverbindungen S. 241 und in der Staatslehre 
S. 691 mit den unklaren Ausdrüden: völferrehtlihe Einheit, Geſamtmacht, Einheit nad 
Außen herum, um feinen Typus der Realunion Realität zu fichern, anitatt zuzugejteben, 
daß es ſich bier überall um die Anerkennung der Berjönlichleit der Berbindung auf eınem, 
wenn auch engen, jo doch bedeutungsvollen Gebiete des jtaatlihen Lebens handle. 

*) Vgl. hiezu Otto Mayer, Deutiches Verwaltungsredt I, S.24, aber auch ſchon die Be 
merkfung von Werböcz über die Jura inclyti Regni Hungariae: Quae cum inter se plerumque 
dissideant et adversis quasi frontibus obluctentur, dann den oft citierten Vergleich 
William Paley's zwiichen der engliihen Verfaſſung und einem alten in verichiedenen 
Perioden erbauten Derreniite, in weldem man vergebens nad Symmetrie und Harmonie 
der Teile juchen werde. 
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gerade der modernſten Staatenverbindungen keinesfalls die Rückſicht auf die 
Erfüllung logiſcher Geſetze, ſondern ausſchließlich jene auf die Erzielung ſeiner 
Anerkennung durch die Konſtituenten maßgebend geweſen und gerade die nicht 
ſelten als politiſches Meiſterwerk geprieſene gemeinſame Verfaſſung der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie birgt die ſchärfſten Widerſprüche in ſich.) 

Weil nun die allgemeine Staatslehre die Aufſtellung von reinen, unge— 
miſchten, logiſch geſchloſſenen Typen, ſowie von Ideal- oder Vollkommenheits— 
typen ſich zur Aufgabe ſetzt, welche der von ihr ſpekulativ gewonnenen Staats: 
idee entjprechen müffen, eine volle Verwirklichung aber nirgend finden, jo gelangt 
fie Schließlich dazu, die Welt des MWirklichen geradezu zu meiftern, das Ens für 
Nonsens zu erklären, was gleichfall® mit den Aufgaben einer wahrhaft induf- 
tiven Wiſſenſchaft in entichiedenem Widerſpruch fteht. Das Beitehende macht 
jo, wenn es durd) den Mahlgang der allgemeinen Staatslehre hindurchgeht, eine 
Art Reuterungsprozeß durch, wobei das, was der Staatölehre als Widerjprud) 
zu ihrer Auffaffung vom Wejen des Staates oder als Ausflug einer veralteten 
Auffaffung desjelben dünkt, möchte es noch jo machtvoll wirken, ausgeichieden 
wird,”) und ala Neinproduft nur der von ihr konſtruierte moderne Staat übrig 
bleibt. Richtiger no: Die allgemeine Staatslehre behandelt ſtaatliche Schöpfungs- 
akte, welche ihr vom Standpunkte ihrer abſtrakten Staatsidee rechtlich unmöglid) 
eriheinen, als Akte mit unmöglichem Inhalt überhaupt, oder als auf Unmög- 
liches gerichtete Akte. Das ehemalige Kaifertum Oeſterreich hat in der Epoche 
feines Beftandes alfo von 1849 bis 1867 einen durd den Fortbeſtand der 
Dynaftie rejolutiv bedingten Einheitsftaat gebildet, injoferne das diejen Einheita- 
ftaat fonftituierende Patent die pragmatiiche Sanktion mit ihrer Anerkennung 
des Wahlrechts der ungariihen Stände für den Fall des Ausfterbens der 
Dynaſtie ala integrierenden Beſtandteil in ſich gufgenommen hat, und e8 würde 
das gleiche Verhältnis für das heutige Oeſterreich obwalten, wenn ſich jemals 
die Wiederheritellung des böhmiſchen Staates vollzöge. Auch fünftighin kann 
fi) die Bildung eines Staates in joldher Weiſe vollziehen, daß jein Beitand an 
den Beftand einer beftimmten Dynaftie geknüpft und daß für den Fall des 
Ausfterbens diejer Dynaftie feine Zerteilung in mehrere Staaten verfaſſungs— 
mäßig vorgejehen, wird. Vom Standpunkte der herrichenden Bundesitaatstheorie 
kann der Bundesftaat die ſtaatliche Natur einer Gliedftaaten nad) und nad) 
aufzehren. (S. 716.) Da nun bei den Bundesftaatsbildungen des europäiſchen 
Kontinents die Glieditaaten ala ehemalige jouveräne Staaten Konftituenten der 
Bundesjtaatsverfaffung geweſen find, jo haben fie in diefer Konftituierung und 
durch diefelbe und Eraft ihrer Souveränität die Möglichkeit ihrer Endigung ſelbſt 
verfaffungamäßig vorgelehen. Nun ift aber vom Standpunfte der Erfüllung 
des theoretiid gewonnenen Weſens des jouveränen Staates derjelbe ewig und 
„feine Staatstheorie, weder eine organiſche nod) eine mechaniſche kann zugeben, () 
daß ein Staat ſelbſt ſein Daſein für ein zeitlich bedingtes erflärt.””) Schon 


" Teaner, Der öſterreichiſche Kaijertitel u. ſ. w. S. 191 ff., 209 ff. 215 ff., 222 fi. 
und Jellinet, Staatenverbindungen ©. 233. 

) Das, was ‘ellinef, Staatenverbindungen ©. 233, Dantſchers Konſtruktion der 
öſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie vorwirft, daß ſie das Reale einem jpefulativ ge: 
wonnenen, logiſch formalen Begriff opfere, fällt zum Teil auch der Jellinek'ſchen 
Konfitutubn zur Laſt. Es handelt ſich hier um eine unſterbliche Funttion der Staats— 
lehre, wie die Zx3ears des Ariſtoteles, die rerum publicarum corruptiones des Bodin, die 
irregularia aliqua corpora et monstro similia des Pufendorf beweiien. 

) Fellinet, Staatenverbindungen 5. 236. 
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die summa potestas des Bodin muß ab omni conditione libera jein oder fie 
ift die summa potestas nicht. Folgerichtig hätten wir, wenn die politiichen 
Berhältniffe dem Fortbeſtand des Kaijertums Oefterreid) günftig gewejen wären, 
was ſicher nicht außer dem Bereiche der Möglichkeit lag, in einem großen und 
machtvollen Staatsweſen eine Staatenentartung beſeſſen und es müßte anderer: 
ſeits den auf die Bildung des Deutſchen Reichs gerichteten Akten der ehemals 
louveränen Staaten wegen der ftaatsrechtlihen Unmöglichkeit ihres Inhalts gerade 
vom Standpunkte der herrichenden Bundesitaatstheorie jede Wirkſamkeit abge 
ſprochen werden.) Der öffentlich rechtliche Vertrag, dem die Praris zu allen 
Zeiten und allenthalben begegnet ift, hat die deutiche Staatölehre geraume Zeit 
als dem Wejen des Staates widerjprechend und darum für unmöglich erklärt, 
bis es den vereinigten Bemühungen Laband’3 und Otto Mayer's gelungen if, 
ihm auch von dieſer Seite Anerkennung zu verichaffen. Der Ständeftaat mit 
jeinem eigenartigen patrimonialen Dualismus ift vom Standpunkte der modernen 
Staatölehre ein unmöglicher Staat, möchte er jih auch ganz oder wenigſtens 
durch einzelne Züge (S. 616 oben ©. 6187.) in einzelnen deutichen Staaten 
bis in unjere Zeit erhalten haben und möchten jelbft heute noch ſtaͤndiſche 
Elemente in zwei ſo bedeutſame parlamentariſche Verfaſſungen wie die engliſche 
und ungariſche hineinragen.“) Aber auch vor der vollſtändigen Deformation 
wirfiamer ftaatliher Einrichtungen und Vorſtellungen jchredt die Staatälehre 
durch die Unterwerfung derielben unter ihren Maßſtab des Weſens der wahren 
und reinen -Staatsidee nicht zurüd. Indem fie die öffentlichen jubjektiven 
Rechte, mit ihrer eigentümlichen Verknüpfung von patrimonialen?) und publi: 
ziftiichen Elementen, ein Ergebnis germaniſcher Rechtsentwidlung, als bloßen 
Schein erklärt, hinter dem nichts ala objektive Schranken der Staatögewalt oder 
bloße rechtliche Zuftände*) gelegen jeien, macht fie die großen organifatoriichen 
Schöpfungen Deutichlands und Oeſterreichs, joweit fie auf der Vorftellung von der 


!, Wenn Jellinek a. a. den jouderänen Staat für ewig, die jouveräne Staatd- 
gewalt mit einem dies für Mate erklärt, jo überjieht er, daß jouveräne Staaten 
fraft ihrer Souveränität fih zu nicht jouveränen umwandeln, alio jelbit ein capitis 
deminntio jei es befriitet, jei es unbefriftet, vollziehen fünnen und im Yaufe der ge 
ichichtlihen Entwidlung wiederholt vollzogen haben. Wäre e8 3. B. ein Widerfinn, wenn 
die lIuremburgiiche Verfaſſung im Einverſtändnis mit dem Deutſchen Reich jejtjegen würde, 
daß Luremburg beim Ausfterben der Dynaſtie mit einem beitimmten deutichen Glieditaat 
vereinigt werden jolle und wirde das Deutjche Reich nur wegen des juriftiihen Wider: 
finnes einer ſolchen Erklärung auf den Zuwachs verzichten ? 

N Die ungariſche Verfaſſung insbeſondere ruht heute noch auf der Annahme eines 
Vertragsverhältniſſes zwiſchen Dynaſtie und Volk. 

) So ſchon Gerber in jeinen Grundzügen eines Syitems des deutichen Staatsrechts 
3. Aufl. € 69.1, ©. 187: „wo die Staatögewalt individuelles Recht vorfindet oder hat 
entjtehen offen, muß fie anerfennen, daß bier eine Subſtanz des öffentlihen Rechts 
privatredht3artig in dem Rechtskreis des Individuums lokaliſiert iſt.“ Das iſt vom logiſch— 
formalen Standpunkt allerdings ein Wideriprucd, aber die ihm zu grunde liegende Bor: 
jtellung entfaltet eine bedeutiame, durch die Schranken: und Status-Theorie nicht erflär: 
bare Wirkſamkeit. 

*) Referent hat in jeiner Kritik des Jellinel ſchen Syſtems der öffentlichen jubjeftiven 
Nechte den von Nellinet dort aufgeftellten vier Status nur terminologiiche Bedeutung für 
die Bezeihnung der denkbaren rechtlichen Beziehungen des Individuums zum Staate zu— 
erfannt, ihnen aber die Fäbigfeit, das Wejen der ihnen zu grunde liegenden deutid: 
rechtlichen, oben im Texte gelennzeichneten Vorſtellung zu erſchließen, abgeſprochen 
In der That gibt es feinen jchärferen Gegenſatz als denjenigen, der zwiſchen dem roma— 
niſtiſchen Statusbegriff und den modernen öffentlichen jubjettiven Rechten beſteht. Nun: 
mehr S. 378 N. 1 jeiner Staatälehre will es Jellinek mit jeinen Status nur auf termine: 
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Realität diejer Rechte als wahrhaft materieller Individualrechte aufgebaut jind, 
und die Art ihres Wirkens unverſtändlich. 

Mit dem hier entwidelten Verhältnis der Staatälehre zu den konkreten 
ftaatlihen Gebilden hängt es zujammen, daß die Darftellung irgend eines poſi— 
tiven Staatärechts auch ihrerjeits ſich Eritiich gegenüber den von der Staatälehre 
für ihre evolutioniftiihen Zwecke aufgeftellten Entwidlungstypen verhalten, daß 
fie im Gegenjag zur Staatslehre das, was gewollt ift und wirft, als real 
behandeln und darum in jedem Falle prüfen muß, immiefern nicht auf dem 
Boden des pofitiven Staatsreht3 doc) das vom Standpunkte der Staatälehre 
Unzulängliche Ereignis geworden iſt (630 4. 2).') 

Es läßt ſich diefer unüberbrüdbare Gegenjag zwiſchen Staatslehre und 
pojitivem Staatsreht an jedem Lehrbuch eines politiven Staatsrechts nachweiſen, 
aber nirgends tritt uns dieje dem Darfteller durch den pofitiven Stoff aufgenötigte 
veriftilde Methode jo anihaulic; entgegen, wie in Seydel's Bayeriſchem 
Staatsrecht. Sowie fie einerjeits ihm infolge ihrer Uebertreibung ſcharfe wiſſen— 
Ihaftliche Angriffe zugezogen hat, jo liegt in ihr auch andererjeits das Geheimnis 
des großen Erfolges diejes Werkes. 

Uebrigens drängt ſich die Erkenntnis von der Unmöglichkeit der Gewinnung 
wahrhafter, widerſpruchsloſer Durchſchnittstypen der ftaatlichen Gebilde, auch der 
geichichtlichen Forihung auf. In neuefter Zeit gelangt von Below ſchon auf 
Grund der Betrachtung der Itaatsrechtlichen Bildung der weitdeutichen Territorien 
zu dem Ergebnis, daß die Mannigfaltigkeit des geichichtlichen Lebens ein zuſammen— 
faſſendes Urteil über jtaatlihe Bildungen fait unmöglich made, daß durch diefelbe 
der Berjuch, ein einheitliches Bild des Daſeins auf ftreng induftiver Grundlage 
zu gewinnen, allenthalben geftört werde,“ daß, wie die geichichtliche Entwidlung 
durhaus nicht bloß logische Bildungen hervorbringe, jo auch das der logiichen 
Bildung Widerſtrebende realen Beſtand beſitze und daß es am wenigſten zuläflig 
jei, eine bejtimmte Verfaffung auf einen einzigen Grund zurüdzuführen.*) 

Unter ſolchen Umftänden fann es nicht ausbleiben, dat zuletzt das Geſetz 
von dem alles ftaatliche Leben beherrichenden Widerſpruch auch über die allgemeine 
Staatslehre jelbit, troß des ftarfen von ihr entgegengejegten Wideritandes, Macht 
erlangt umd ihre denſelben durch alle ‘Poren einpreßt, ohne daß ihr dies recht 
zum Bemwußtjein fomımt. Daß die älteren, von der modernen Staatölehre ala 
aprioriftiich erklärten Staatötheorien des Widerſpruches voll find (S. 1854. 1), 
braucht nicht bejonder3 hervorgehoben zu werden. Da aber mit der fortichreitenden 
ftaatlihen Entwidlung immer mehr einander widerftrebende Faktoren auf die 
fonfrete Geftaltung der ftaatlichen Einrichtungen einwirken und ba fie ganz 
bejonders von den älteren wideripruchsvollen aprioriftiichen Staatstheorien beein: 
flußt worden jind, jo kann ſich aud) in der modernen Staatölehre, will fie nicht 
den realen Boden vollftändig preisgeben, das Streben nad) logilcher Ge: 
ſchloſſenheit, ſo ſtark es gerade in der modernſten ſtaatsrechtlichen Literatur 


logiſche Bwede abgejehen haben. In Wahrheit bilden aber jowohl im Syſtem als in der 
Staatölehre die vier Status feine bloje Nomenklatur für die rechtlihen Poſitionen des 
Individuums gegenüber dem Staate, jondern erihöpfen das Wejen des wejentlich deutich- 
rechtlichen Rectsinititutes der öffentlichen jubjettiven Rechte, womit aber für das Ver— 
ſtändnis der modernen deutſchen Verwaltungsgerichtsorganiſation nichts gewonnen wird. 


— 


) So zutreffend Jellinek ſelbſt in den Staatenverbindungen S. 233. 
?, Territorium und Stadt ©. 227, dann S. 5f., T1 ff, 278. 
2) A. a. O. ©. 249, Jellinet a. a. O. ©. 133. 


4 v. Below a. a. O. 5. 276, 9. 
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bervortritt, nur in beicheidenem Maße verwirklichen. Wenn beiſpielsweiſe Jellinek 
(S. 513) von dem Organe jagt, daß es fein eigenes Recht habe, jondern nur 
fremde Zuftändigfeiten, wenn ihm das Organ (©. 494 f.) nichts it als bloßes, 
der Perſönlichkeit im rechtlichen Sinne diejes Wortes entbehrendes Mittel für 
den Staat zur Bildung feines Willens, und wenn er dann aber doch wieder 
von der Nechtsiphäre des Organes (©. 510 U. 2), von Rechten der ftaatlichen 
Organe (S. 538 f., verglichen mit ©. 533, 538 f.), von dem Rechte des modernen, 
ein Staatsorgan darjtellenden Monarchen, zur Enticheidung über das, was Recht 
werden joll, zur Entſcheidung über Krieg und Frieden (S. 622), wie von irgend 
einem anderen jubjektiven Privatrecht jpricht, jo find das augenfällige Wider- 
Iprüche ; fie finden aber eine reale Unterlage in den wideriprechenden Vorſtellungen 
von der individualredhtlich-patrimonialen Natur des Monarchenrechts und von 
der abitraften ‘Perjönlichkeit des Staates, welche gerade infolge der eigen: 
artigen geichichtlichen Entwicklung des deutihen Monarchenrechts die deutichen 
fonititutionell monarchiſchen VBerfaffungen beherrichen (S. 616, 618), wobei die 
individualrechtliche Auffaſſung nicht bloß, wie Jellinef behauptet (620), eine bloße 
Scheinexiſtenz als theoretiiche, fiktive formel führt, jondern ſich in praftiich 
bedeutſamer Weife zur Geltung bringt.‘) Und ebenjo erklärt ſich der Widerjpruch 
zwiichen der Auffaffung des Parlamentes als eines unmittelbaren?) nur dem 
Stante verantwortlichen, aljo von der Aftivbürgerichait unabhängigen Organs 
(©. 498 7.) und zwilchen der Annahme einer Art von rechtlichen Abhängigkeits-, 


) Vgl. biezu Tezner in Grünhuts Zeitichrift 20. Bd. S. 156 fi. Referent bat a. a. 
O. dad Monarchenrecht gerichtet erflärt gegen die ald Perſönlichkeit gedadte Volks— 
gemeinschaft, deren Persönlichkeit nicht bedingt jei durch eine beftimmte Organijation 
oder durch NRepräjentation mitteld einer individuell beftimmten phyſiſchen Berjon. 
Jellinet, Staatölehre S. 613 A. 1 bemängelt das, weil eine Gemeinſchaft ohne Organijation 
feine rvechtlihe Gemeinschaft, jomit feine Perjönlichkeit jei. Die citierte Stelle jagt doc 
aber das Gegenteil von dem, was Jellinet in fie bineinlegt. Sie jept eine als Perſön— 
lichkeit, jomit als ftaatlich organifiert gedachte Vollsgemeinſchaft voraus und verlangt für 
die Borftellung de Monardienrecht3 nur, bob man jih den Staat hiefür abgeſehen von 
der monarchiſchen Berfajiung oder mindeſtens abgeſehen von der organiihen Stellung des 
zur Herrihaft Berechtigten denken müſſe Ohne dieje Abftraftion läht ſich aud das Recht 
des Anwärters oder des Prätendenten, jowie der von Pellinet angenommene Anſpruch 
des Monarchen auf Anerkennung als oberites Organ, jowie die von Jellinek pojtulierte 
Nedtsiubjektivität ded modernen Staates gegenüber dem modernen Monarden (S. 614 
Abi. 2) nit voritellen. Vgl. übrigens aud Gerber a.a.D., 5. 33 4. 5: „Die gejamte 
Geſetzgebung eines Volkes iſt der praftiihe Niederſchlag jeiner derzeitigen Vorſtellung 
vom Staate.“ Dieje Boritellung entbehrt aber der Einbheitlichkeit. 

2) Der Ausdrud „unmittelbare Organ“ bedeutet bei Jelinek zum Nachteil für eine 
Hare Terminologie ein doppeltes: Einmal ſoll unmittelbar jenes Organ fein, welches un- 
abhängig von der Art jeiner Bejtellung niemanden ald® dem Staate verant- 
wortlic if. Dann aber wieder muß die Urganjtellung unmittelbar durd die 
Verfaſſung des organiierten Verbandes jelbit gegeben, primär jein. Beide etwas 
völlig PVerichiedenes enthaltenden Bedeutungen finden ſich auf S. 498 f., während die 
zweite Bedeutung für ſich allein bei der Darjtellung der unmittelbaren Demokratie ©. 658 F., 
S.663 auftritt. In der That fommt Unmittelbarfeit im zweiten Sinne des Wortes 
außer der Mftivbürgerichaft einer unmittelbaren Demokratie nur dem erblihen Monarchen, 
jowie der von der modernen Staatslehre ald Organ erfahten Aktivbürgerichaft ded repräſen— 
tativen Staates zu, während die Organftellung der repräientativen Kollegien überwiegend 
durch Wahl und Ernennung vermittelt wird und nur ausnahmsweiſe, joweit noch 
ftändiiche Elemente in da8 moderne Berfajiungsleben hineinragen, die Rechtſtellung ein— 
zelner Mitglieder (Biriliiten) in der Verfaſſung jelbjt wurzelt. Die Beitimmung des 
Parlaments als unmittelbaren Organs wideripricht nicht nur der Nepräjentatividee als der 
Vorjtellung don der mittelbaren Volksherrſchaft jondern aud dem von Jellinek an- 
genommenen Abhängigfeitsverhältnis zwiihen Parlament und Bolt (S. 536). 
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jomit Verantwortlichkeitsverhältnifjes zwiichen Parlament und Aktivbürgerſchaft 
(©. 536)') mit dem Verwalten zweier, aus widerjtrebenden politischen Intereſſen 
entiprungenen Boritellungen, aus welchen die pofitive Geitaltung des Parlaments- 
rechts hervorgegangen ift. Der offenkundige Widerſpruch zwiichen der Staatälehre 
von der Unwiderſtehlichkeit und Undurchdringlichkeit wahrhaiter Staatögewalt 
(S. 356 f.) und der von berjelben Lehre angenommenen Coexiſtenz zweier 
Staatögewalten auf ganz demjelben Gebiete innerhalb des Bundesstaates erfährt 
ficher feine den Geſetzen der Logik entiprechende Löſung durch den Hinweis 
darauf, daß der Gliedftaat im Verband des Bunbdesftaates ftehe (S. 357).?) 
Und aud das, mas Sellinet (S. 693) über den Widerſpruch zwiichen den eine 
Perjönlichkeit fonftituierenden und den ftreng jocietären Elementen des Staaten: 
bundes jagt, bildet mehr eine Feſtſtellung als eine Löſung desielben. 

Durch dieje die Staatlichen Einrichtungen beherrichenden Widerjprüche ringt 
fih das Weſen des Staates ala einer einheitlichen Perjönlichkeit in der Weile 
durch, daß. bald das eine, bald das andere der einander widerjprechenden 
Elemente das Uebergewicht erhält (S. 619 fi., 644 ff.), bald aber die wider: 
iprechenden Vorſtellungen in der Form eines wideripruchsvollen Kompromitles ?) 
zu einem modus vivendi gelangen (S. 88, 311, 706, 717). Gelingt ein jolcher 
innerer Ausgleich nicht, dann wird die Einheit des Staates durch jeine inneren 
Gegenjäte geiprengt und es kommt zu neuen Bildungen über jeinen Trümmern. 
Solche gegenlägliche Rechtsvorftellungen find auf der einen Seite die Idee von 
der Herrihaft und dem Vorrang des Geleges im fonftitutionellen Staate und 
auf der anderen Seite die Rechtöverbindlichkeit der notoriſch aus formellen oder 
materiellen Gründen verfafjungswidrigen Gejeßes für den Richter und den 
Unterthan, wie die Rechtöverbindlichkeit des zwar von der kompetenten Behörde 


) Eine eigentümliche Beweisführung unternimmt Sellinet S. 539 für die Recht— 
fertigung der Organnatur der Aftivbürgerichaft im repräjentativen Staate. Dan jei zu 
ihrer Annahme genötigt, weil jonit die repräientative Monardie in der Zeit von der Auf: 
löiung bis zur Erneuerung des Parlaments als intermittierender abiolutijtiiher Staat 
betrachtet werden müßte. Das gilt aber ebenjo während der ferien eines neugebildeten 
Parlaments, ja jelbjt für die Zeit zwiihen dem Schluße der einen und dem Beginn der 
nächiten Sigung, da doc innerhalb diejer Zeit vom Standpunfte der bier von Jellinet 
entwicdelten Bedeutung des Organs nur eine Sunme von Parlamentsmitgliedern aber 
fein organic funktionierendes Parlament vorhanden it, ganz ebenio wie vom Standpunft 
dieser Auffaſſung die Aftivbürgerichaft abgejehen von der Zeit der Ausichreibung und der 
Bornahme der Wahlen nur eine aftionsunfähige, nicht organifierte Maſſe bilden, alſo Nicht: 
organ jein müßte. Indes jpricht man mit Recht dann von einem Organ, wenn duch 
eine im vorhineinaufgejtellte Ordnung bejtimmte Individuen allein oder in Verbindung 
mit einander zu einer ohne jie rechtlich nicht vollziehbaren ftaatlichen Funktion berufen 
find, wenn aljo in jolder Weile für den Vollzug einer jtaatlihen Funktion inftitutionell 
vorgeiehen ift (S. 634), wogegen ununterbrohene Funktionsdauer für den Organ— 
begriff rechtlich nicht gefordert wird und aus phyſiſchen Gründen nicht gefordert werden 
fann. Ein parlamentariiher Staat ijt darum parlamentariich auch während jener Zeit 
organiliert, während welcher fein tagendes Parlament vorhanden ijt. 

*”, Entweder kann der Bundesitaat die Bliedftaatsgewalt rechtlich aufichlürfen (S. 716), 
dann ijt dieſe nicht unmiderjtehlich, oder er fann das nicdt, dann findet er die Grenze für 
jeine rechtliche Unwiderftehlichleit an dieſer. Sehr draftiich drückt das Treitſchle, Politik L, 
S. 37 mit der Bemerkung aus: „. » . es ift ein lächerlicher Denkfehler, von einer ober: 
böchiten und unterhöchſten Staat3gewalt zu iprechen“, wobei er freilich überfieht, daß diejer 
Dentfehler durd die verfafiungärechtlihen Normen des Bundesjtaates begangen wird. 

) Höchſt bezeichnend ijt deshalb der im politiihen Sprachgebrauch übliche Ausdrud 
„Ausgleich“ für das im Jahre 1867 hergeitellte Kompromiß zwiſchen dem altsöjter: 
reichiihen Centralismus und den Unabhängigfeitsbejtrebungen Ungarns. Bol. auch 
Jellinek a. a. ©. ©. 89 und Staatenverbindungen ©. 219. 
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und in formell forrefter Weile erlaifenen aber materiell geſetzwidrigen Dienſt— 
beiehls, die £onjtitutionell-emonarchiiche Idee von der Unverantwortlichkeit des 
Monarchen (sedes regia a nemine judieatur) und die rechtliche Möglichkeit, 
in der Form der Geltendmachung der Eonftitutionellen Verantwortlichkeit der 
Miniſter wenigſtens incidenter einen gerichtlichen Ausſpruch über die Geſetz 
mäßigfeit eines monardjiichen Regierungsaktes herbeizuführen, der im den 
deutichen Eonftitutionellemonardiichen Verfaſſungen niedergelegte Grundias 
von der Vereinigung der gejamten Staatögewalt in der Hand des Monarchen, 
die Jich hierin ausdrüdende Auffaffung der monarchiſchen dee einerjeits, die 
Rechtöftellung des unabhängigen Richters (S. 542, 620), die Art der Bildung 
der Staatögerichtähöfe, die Rechtöftellung der auf dem Bildungsprinzipe des 
logenannten Ehrenamtes ruhenden Verwaltungsorgane (©. 543) andererjeits. 
Die da8 deutſche Budgetrecht beitimmenden Worftellungen Liegen in ſolchem 
Kampfe miteinander, daß man bei dem Verſuche, ihn mittelit logiſch-formaler 
Konftruftionen aufzuheben, im praftiihen Erfolge entweder auf die Leugnung 
des Rechtes des Monarchen zur freien Ernennung jeiner Minifter oder auf 
die Yeugnung des Rechtes des Parlamentes zur Mitwirkung bei der Tyeititellung 
des Staatshaushaltplanes hinauskommt. Wegen diejer jeiner inneren Gegenjäße 
bat das Eonftitutionelle Syitem von feinen Gegnern die Bezeichnung der großen 
fonftitutionellen Lüge erhalten, aber viel ftärfere Wideriprüche erfüllen den 
ſtändiſch-monarchiſchen Staat und es iſt, wenn auch nicht die rechtliche, jo doch, 
was im praftiichen Erfolge ganz gleich wiegt, die politiiche Lüge des abjolutiitiic: 
monarchiſchen Shſtems, deſſen rechtliche Grundidee durch das unvermeidliche 
Vorwalten der Bureaufratie und der Gamarilla zumeilen bis zur Unfenntlichteit 
verwilcht wird (S. 51), nicht geringer. Jederzeit aber und bei jeder Staatätorm 
liegt die Idee der Rechtspflege und jene der Verwaltung in einem Konflikt 
miteinander, welcher von großer hiſtoriſcher Bedeutung ift, eine wideriprudjs: 
(oje Yöjung aber durch den ehemaligen „Machtſpruch“ des abjoluten Fuůrſten 
ebenjowenig erfahren hat als durch die moderne Verwaltungsgerichtsbarkeit.') 


Bon logiſchen juriftiichen Gewiſſensſtrupeln getrieben, hat Lingg in er. 
Erftlingsarbeit, Empiriihe Unterfuchungen zur allgemeinen Staatälehre,’) es 
unternommen, die verichiedenen den modernen Staat beherrichenden Staatälehren 
auf ihre logiſch-juriſtiſche FFolgerichtigkeit zu prüfen und iſt dabei allenthalben 
auf starke logiſche Widerſprüche geitoßen. Die Unterſuchung beſitzt deshalb, 


!) Tezner, Die deutihen Theorien der Verwaltungärechtspflege S. 105, val. aud 
©. 84 ff. Uebrigens birgt auch die privatrechtliche relative Nichtigkeit vom logiſch-formalen 
Standpunkte eine contradietio in adjecto in ſich und ijt ohne jene Abjtraftion, mit welder 
auf dem Gebiete des Staatsrechtes fortwährend gearbeitet werden muß, nicht denfbar. 
Mit Hilfe ſolcher Abjtraftion kann unter anderem auch die von Unger zuerjt im Spitem 
des öjterreihiichen Privatrechts I, ©. 333, 335 aufgejtellte, dann aber, Kritiiche Ueberſchau 
©. 171 fi., 180, als logiſche Unmöglichkeit aufgegebene Kategorie der Geſellſchaft 
mit kolleftiver formeller PBerjoneneinheit. die nach außen Berion, nad innen Perſonen— 
mebrbeit ijt, auf dem Gebiete des jtaatlihen Lebens zur Wirkſamteit gebracht werden. 
Referent bat in jeiner oben citierten Abhandlung über den öſterreich⸗ ungariſchen Reichs— 
fistus Abſchnitt II—VI diejenigen Punkte zuſammengefaßt, in welchen die Perſönlichleit 
der Monarchie angenommen werden muß, ſoll man nicht zum Rechtsſtillſtande oder zu 
anderen unvernünftigen Folgerungen gelangen. Das ſchöpferiſche Genie der Urhebet 
bedeutjamer Staatenbildungen bringt es eben zuwege, auch mit dem Hexeneinmaleins zu 
rechnen. 

2) Hiezu dgl. Tezner im XVII. Bd. der Grünhut'ſchen Zeitichrift und Jellinels 
Staatölchre, S. 127 }. 
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gerade von dieſem Standpunkte aus betrachtet, einen dauernden erfenntnis- 
theoretiihen Wert. Mit Unrecht hat aber Lingg hieraus auf die politiiche 
Unmöglichkeit diejer Lehren geichlofien und dem Wideripruche durch die juriſtiſch— 
fonitruftiv unvoreingenommene nadte Regiftrierung des Thatjähhlichen, Empirischen 
entrinnen zu fönnen vermeint. Er hat eben überjehen, daß der Widerſpruch 
der das ftaatliche Leben beherrichenden und praktiſch wirkſamen Rechtsvoritellungen 
das Thatſächliche oder Empirische und daß gerade in diefer Erfenntnis der von 
ihm gejuchte Verismus gelegen: ift. 

Sporadiſch macht ſich dieje Erkenntnis auch bei „jellinef geltend. „Mag 
die ftrenge Logik des Staatöbegriffs fordern“, jo heißt es in der Lehre von den 
Staatöverbindungen,') „daß die Organe eines Staates auch Bürger desjelben 
jein jollten — das Leben kümmere ſich nun einmal nit um alle theoretiichen 
Konſequenzen“. Und an einer anderen Stelle wird dort mit Nachdruck betont, 
dat das logiſch Unmögliche das real Wirkliche jein könne.) Noch viel all: 
gemeiner aber ſpricht es Jellinek in jeinen Staatsfragmenten aus, daß nicht 
jene ftaatörechtliche Lehre die befte ſei, die in fi) die größte logiſche Voll— 
fommenheit aufweilt, jondern diejenige, welche die politiihe Nealität in un: 
gezwungener Weije, aljo wohl audy mit ihren Widerjprüchen, erfläre.’) Durch— 
ichlagend ift dennoch auch bei Jellinek das Beftreben, auf dem ganzen Gebiete 
des taatlichen Lebens zu ftarren, kantigen Nechtsbegriffen zu gelangen, weil das 
Verihwimmen des einen in den andern nicht nur der Tod der Wiſſenſchaft, 
jondern was nod) viel jchlimmer tft, der Tod des NRechtölebens wäre.““ Darum 
mißt auch er allenthalben die dieje8 Gebiet betreffenden Erfenntniffe an ihrer 
logiſch-juriſtiſchen Folgerichtigkeit.) Demgegenüber ift daran feitzuhalten, 
daß im jchroffiten Gegenjake zum Privatrecht, welches die logiſche Konjequenz 
bis zu den äußerjten Grenzen der Möglichkeit treibt, das Gebiet der jtaats- 
rechtlichen Forſchung den Zummelplag der juriftiihen Inkonſequenz bildet, daß 
deshalb die Typen der Staatälehre, jofern fie wirklich juriſtiſch geichloffen find, 
zumeift Idealtypen“) darftellen, die man als Durchſchnittstypen nicht gelten 
laflen fann, ‚ohne die realen Ericheinungen in Abnormitäten oder Entartungen 
zu verfehren,‘) daß aber andererjeitö dieje Typen, je mehr bei ihrer Aufftellung 
das Beftreben obwaltet, fich der realen Wirklichkeit zu nähern, deito mehr der 
jurijtiichen FFolgerichtigkeit entbehren müſſen, jo zwar, daß jeder Verfuch, diejes 
Verhältnis zu verdeden, auf juriftiiche Equilibriftif Hinausläuft. Da nun ſolche 
Verſuche nicht jelten find und jeder neue Verſuch nur zur Erjegung eines Kunſt— 
ftüces durch ein anderes führt, jo begegnen wir auf feinem Gebiete rechts— 
wiſſenſchaftlicher Forichung dem Vorwurfe der Künftelei jo häufig wie auf dem 
der Itaatörechtlichen Konitruftion. 

Die hier entwidelte Erkenntnis, daß der Staat von feiner rechtlichen Seite 
betrachtet, und Widerjprüche bietet, führt Towenig zum Tod der Wiſſenſchaft 
und des Rechtölebens, daß ihr vielmehr hoher wilfenichaftlicher Wert zukommt. 
Sie lehrt uns, dat den geſchloſſenen widerſpruchsloſen Typen der Staatälehre 

) S. 244. 

2) ©. 233, 

ei. 6 
*) Staatenverbindungen S. 9, 15, 38; Staat3lehre S. 504 f. A. 1, ©. 611. 

5) Vgl. 3.2. Staatälehre ©. 505 zum Schluß, 2.613 und A. 1 derielben © S. 706 f. unten. 
9) So Jellinet jelbit, Staatenverbindungen S. 233. 


) Bal biezu aud) Jellinets Ausführungen Staatdlehre ©. 30 f., Abi. 2, ©. 31 
Abi. 4, — mit denen auf ©. 34 Abi. 3 ichlecht — 
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regelmäßig nur die Bedeutung von Idealtypen zukommt, die für die Vrientierung 
auf dem ungeheuren und die mannigfaltigſten Combinationen der Elemente des 
ſtaatlichen Lebens umfaſſenden Gebiete des öffentlichen Rechtes nur mit Behut— 
ſamkeit und ſtarker kritiſcher Selbſtändigkeit verwertet werden dürfen. Sie 
bewahrt uns vor der Gefahr, welcher gerade die ältere ſtaatsrechtliche Forſchung 
unterlegen ift, die Doktrin zum Doktrinarismus ausarten zu laſſen!, 
indem wir das Beſtehende mit Verletzung ſeines Weſens und der hiſtoriſchen 
Treue unter aprioriftilch gewonnene Begriffe zwängen. Sie lehrt uns endlich, 
daß die pofitiviftiiche Beitimmung der fonfreten ftaatlihen Gebilde und daß 
jomit aud) die allgemeine Staatölehre, jomeit fie pofitiviftiih jein will, der 
Ipringenden Erflärung in zweifacher Richtung bedarf: Einmal muß fie, wo der 
Stoff es fordert, bei der Darftellung eines Rechtsinititutes von einer rechtlichen 
Vorftellung auf eine ihr wideriprechende übergehen ?) oder die ein und dasjelbe 
Rechtsinſtitut beherrichenden widerjprechenden Borftellungen auseinanderlegen, in 
flarer Erkenntnis der Thatſache daß die logiſche Folgerichtigkeit bei der Daritellung 
ſtaatlicher Gebilde häufig an ihrer pofitiven Feſtſtellung eine unüberfteigbare 
Grenze finde. Dann aber muß ſich hier die Forſchung noch nad) anderer Richtung 
im Bidzad bewegen, indem jie von dem juriftijchen Gebiet auf das Gebiet 
nihtjuriftiihen Vorſtellungslebens überjpringt, um immer wieder 
auf jenes zurüdzufehren, weil fie auf andere Weile die Praftifabilität eines 
Rechtsinſtitutes gar nicht begreifllich zu machen vermag. Das hängt damit 
zulammen, daß ein und dasjelbe Rechtsinſtitut auf dem Wege feiner Entwidlung 
differente Elemente in fi aufgenommen hat (©. 618) und deshalb nur durch 
die Geſchichte diefer Entwidlung, nicht aber ausſchließlich mittel juriftijcher 
Syntheſe begriffen werden fann, dann aber audy darin, daß die Möglichkeit 
gleichzeitiger Wirkung widerſprechender Rechtsvorftellungen und die Art Ddiejer 
Wirkung naturgemäß mit Hilfe der Logik und Jurisprudenz nicht erfärt werden 
fann. Das ift es, was Referent mit dem Satze gemeint hat, die Staatslehre 
müſſe unausgejeßt mit Abftraktionen und mit Hilfsvorſtellungen arbeiten °), 
nicht nur, wie Sellinef, diefen methodiichen Wink in jeiner Staatälehre benügend, 
wähnt, mit Silfsvorftellungen juriftiichen Inhalts, jondern auch mit jolchen, die 
den verichiedenartigiten nichtjuriſtiſchen Vorſtellungsgebieten angehören.) Ober 
die Staatälehre ift Jurisprudenz in inniger und unlösbarer Verknüpfung mit 
einer auf die verſchiedenartigſten Vorſtellungsgebiete ſich erſtreckenden Hermeneutik 
und mit der von Jellinek angenommenen Möglichkeit und Notwendigkeit, den 
Staat von ſeiner rechtlichen Seite mittels kantiger logiſch-ſtrenger, und unnach— 
giebiger Begriffe zu beſtimmen und alles Nichtjuriſtiſche bei der juriſtiſchen Be— 
ſtimmung der Natur der ſtaatlichen Einrichtungen fernzuhalten,“) hat es ſeine 
weiten Wege.) Das läßt ſich gerade an den fundamentalen Rechtsbegriffen 
des modernen Staatsrechts zeigen. Für die Erfüllung jener ſtaatlichen Intereſſen, 
weiche zur Entwicklung des Begriffes der Staatsſouveränität geführt haben, für 
die SEITEN der unbedingten verpflichtenden Kraft der vom jouveränen Staate 


— 
he | 


Jellinek, Allgemeine Staatslehre ©. 38. 
) A. a. O. S. 505 oben. 
Vol. oben S 639 4. 4. 
) Tezner, Politiihe Bildung und Patriotismus ©. 49. 
Staatenverbindungen S. 9, 13, 15. 
Es zeigen dies auch die Eingeldaritellungen gewilier Partieen der allgemeinen 
Ztaatölehre wie neueſtens Yemayers, Der Vegriff des Nechtihupes im üffentlihen Rechte. 


a — 
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geichaffenen Geſetze iſt die Vorftellung von der rehtlid unbedingten und 
darum auch rechtlich unbeichränften, unbegrenzten Rechtsmacht des Staates über 
das Recht unentbehrlich (Syitem ©. 205, Staatslehre ©. 391, ©. 439 Abi. 3). 
Gegen einen ſchrankenloſen Staatsabjolutismus jträubt ſich aber der moderne 
Andividualismus und fordert die Anerkennung der Perſönlichkeit ſowohl des 
Individuums als auch forporativer Verbände innerhalb des Staates als ciner 
grundſätzlichen Begrenzung der Macht des Staates über das Necht und die 
Unterwerfung des Staates unter dieſe Redhtsvoritellung. Unbedingte Macht des 
Staates über das Recht (©. 394) und die Macht des Rechtes, dad mit ums 
geboren, über den Staat (S. 440) find nun Borftellungen, welche juriftiich- 
tormales Denken nicht mit einander zu vereinigen vermag, und jo erübrigt für 
die Theorie nichts anderes, als einerjeits die Thatjache des logiſchen Widerſpruchs 
dieſer beiden das politiiche Denken beherrichenden Vorſtellungen feſtzuſtellen, 
andererjeits aber muß fie, um die Wirkungsweiſe und die Wirkungsmöglichkeit 
der Lehre von der Perjönlichkeit der Individuums gegenüber jener von der 
Eouveränität des Staates begreiflich zu machen (©. 440), da8 Gebiet der 
ftreng juriftiichen Vorftellungen verlaffen und auf jene politiichen (S. 111, 441), 
lozialen, ökonomiſchen Geſetze verweilen, welche einer inhaltlich willfürlichen Be: 
thätigung der Rechtsmacht des Staates umüberfteigliche Grenzen jeßen, ſowie 
auf die ethiichen Vorftellungen (S. 437, 439 f.), welche den Staat auf einer be= 
ftimmten Stufe feiner Entwidlung, Zwangsvorſtellungen vergleichbar, beherrichen'), 
und jein rechtliches Wollen im praftiihen Erfolge ebenjo beitimmen wie der 
Staat durch jeine Rechtsvorichriften das Individuum. 


Auf nichts anderes als auf eine Zuſammenfaſſung der teils in der Organis 
jation eines Staates gelegenen rechtlichen?) teils abgejehen von derjelben beitehenden 
Hemm niſſe thatjächlicher Natur für die Erfüllung des ſtaatlichen Willens mit 
einem willfürlihen Inhalt (S.435, 441, 717)°) läuft nun der Lieblingögedanfe 


", Merkwürdig ift 3. B., wie fich die vernewerte LYandesordnung für Böhmen vom 
Jahre 1627, welche aus der volljtändigen Niederlage des böhmischen nationalen Adels 
gegenüber dem Königtum hervorgegangen iſt, von der Vorſtellung nicht löſen kann, daß 
in Sachen des Fistus wider niemanden aus den gehorjamen Ständen von der Erefution 
angefangen und ungejtörter Sahe wider einen verfahren werden dürfe, jondern viel- 
en Mr Rechten ihr gebührender Lauf gelafien werden müßte. Jellinek a. a. O. 

1, 336. 

2, Für bie juriftiich-formale Betrachtung nämlich ift das, was der jouveräne Staat 
zum Rechte erhebt, Recht, qleichviel, ob fich deſſen Feſtſetzung, wie in der abjoluten Monarchie 
vom formalen Standpuntte aus ohne Schwierigteiten, oder ob jie ſich in der jchwerfälligen 
Form der fonjtitutionellen Geſetzgebung vollzieht. Irrtümlich ift übrigens die von Jellinek, 
Staatslehre S. 441 aufgeitellte Behaubtung, das franzöſiſche Gejeß vom 14. Huguit 1884, 
weiches verbietet, Anträge auf Revijion der republifaniihen Verfaſſungsform einzubringen, 
könne nur durch Gewalt geändert werden. Abgeſehen von der Lehre betreffend die Un— 
möglichteit ewiger Geſetze und abgeſehen von der Verbindlichkeit materiell verfaſſungswidriger 
formeller Geſetze bei Einſchränkung der richterlichen Prüfung auf die Einhaltung der Form 
(©. 16) fann das Untragsverbot jelbit auf verfaſſungsmäßigem Wege (vgl. auch Derrnritt, 
Tie Staatsform als Gegenſtand der Verfaſſungsgeſetzgebung und Verfaſſungsanderung 
S. 10) aufgehoben und jo das Hindernis für den Reviſionsantrag im Wege Rechtens 
bejeitigt werden. 

’) Seite 177 im 21. Bd. der Grünhut'ſchen Zeitſchrift bat Referent gegenüber 
Jellinet Syſtem S. 204 f. ausgeführt, daß die ſtaatliche Dienſtgewalt als eine Form 
der Staatsgewalt auch die weſentlichen Qualitäten der Staatsgewalt 
an ſich tr agen müſſe und daß der Unterſchied zwiſchen beiden nicht in ihrer Wirkungs⸗ 
weiſe gelegen ſein könne. Dieſe Bemerkung wird durch die Replik in Jellinets Staats— 
lehre S. 389 Abi. 1 keinesfalls widerlegt. Danach ſoll nur der ſtaatliche Imperium un— 
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Jellinels von der Selbjtbindung und Selbitverpflichtung des Staates hinaus, 
den er als juriſtiſche Lölung des MWiderfpruchd zwiſchen dem Begriffe der 
Staatsjouveränität einerjeits, des Sjndividualrechtes und des nicht Jouveränen 
Staates andererjeits (S. 438 Abi. 2, 440 Abi. 2, S. 717) darbietet. Vom 
juriftiichformalen Standpunkt ift aber die Vorftellung von der Selbitverpflichtung 
oder Selbitbindung des Staates nur juriftiicher Schein, joferne fie hinausläuft, 
entweder auf eine Verpflichtung, der fein Berechtigter gegenüberfteht, oder auf eine 
ſolche Verpflichtung, von welcher ſich der Verpflichtete losmachen kann ohne und 
wider den Willen desjenigen, zu deſſen Gunften der VBerpflichtete gebunden fein joll.”) 


Um nun wieder auf die Umfelbjtändigkeit der Jurisprudenz bei der Be: 
ftimmung der ftaatlihen Einrichtungen, auf die ihr ganzes Weſen erfaliende 
Abhängigkeit von einer nichtjuriftiichen Hermeneutik zurücdzufommen, To jei auf 
die von Seydel gewonnene Erkenntnis verwielen, daß wir die modernen Grund: 
rechte auch juriftiich mur vermittels des hiſtoriſchen Gegenſatzes zwilchen dem 
modernen Staat einerjeitd, dem abjoluten und ſtändiſchen Staat andererjeits 
zu begreifen vermögen. Neueftens lehrt Jellinek, das deutjichrechtliche Recht auf 


bedingt im Sinne von unabhängig jein, und beichränft nur in dem Zinne, als nur der 
Staat jelbjt die Schranfen jeines Jmperium anfjtelle. Allein auch die jtaatliche Dienit- 
gewalt iſt unabhängig, joferne niemand dem Staate vorjchreiben fann, welchen Inhalt er 
jeinem Dienftrechte zu geben habe, und auch fie ift beichränft nur injoweit, ald der Staat 
jelbjt die Schranken der Dienjtgewalt durch das Pienjtreht zieht. Bon politiihen und 
etbiihen Motiven determiniert, hält der moderne Staat niemanden mehr bedingungslos 
in jeinem Verbande zurüd (Auswanderungsfreiheit), andererjeits hält er, joweit sein 
Intereſſe es fordert, das Dienitverhältnis auch wider Willen des von demielben Erjahten 
aufrecht. Ferner, wer das jtaatliche Jmperium als ebenjo determiniert betrachtet wie die 
Dienjtgewalt, vollzieht damit nicht, wie Jellinet a. a. O. behauptet, eine Gleichitellung des 
Staated mit dem Privaten. Um an dem Beilpiel, welches Jellinet für den Zwed der 
deductio ad absurdum hberbeiziebt, zu zeigen, jo iſt der Staat um defientwillen, dab er 
Kraft des Rechtsſatzes: nulla poena sine lege, gewiſſe Handlungen friminell nicht 
ahnden kann, noch nicht dem Privaten gleich. Denn diejer fann eine Kriminalitrafe nies 
mals verhängen, der Staat fann dies im Rahmen jeiner Strafrechtsordnnung- 

) S. 2, S. B3, S. 7, S. 14 ff. der Abhandlung, Die rehtlihe Natur der Staatäver- 
träge, S. 185 des Spyitems ift die Abjicht Nellinets, die Selbitverpflihtung des Staates 
als eine Vorſtellung juriftiich-formalen Inhaltes hinzuftellen, ganz Har. Schwantend 
iſt ihre Bedeutung in der Staatölehre. Nah ©. 331 7. möchte man annehmen, dah 
Jellinek ſich der Erkenntnis nicht verichliehe, daß es jih um eine rechtsphiloſophiſche 
Ertlärung der Boritellung von der individuellen Rechtsſphäre als Grenze jtaatliher Rechts— 
macht handle. Allein S. 333 A. 1 wird doch wieder die Verbindlichkeit des einjeitigen 
privatrechtlichen Berjprechens als ein der Selbjtverpflihtung des Staates zu vergleichendes 
Rechtsinſtitut herbeigezogen und dabei überiehen, daß eine WVergleihung nur dann ſtatt— 
haft wäre, wenn ſich der Offerent von jeiner Offerte ohne und gegen den Willen der 
Adreſſaten losmachen könnte. Bon den beiden Borjtellungen: rechtlihe Unwideriteblichkeit 
der Staatögewalt und Beſchränkung der Staatdgewalt durch die individuelle Rechtsſphäre 
fann durch das juriftiihe Denken immer nur eine, fünnen nicht beide zugleich gedadt 
werden. Da nun Jellinek die Yehre von der Kompetenz des jouveränen Staates für die 
Erflärung der Nechtöverbindlichkeit der jtaatlihen Normen unentbehrlih bält (S. 430), 
da er ferner (5. 282) folgerichtig das Beſtehen abjoluter juriftiiher Schranken für den 
Staat im Berhältnis zum Individuum mit Entichiedenbeit beitreitet, jo fann das, was 
er für die praftiihe Möglichkeit der individuellen dem Staate Schranten jegenden Rechts— 
Iphäre, was er für die Möglichkeit des nichtjouveränen Gliedjtaates anführt, auf nichts 
anderes binauslaufen als auf die Erfenntnis, dab dur die moderne Kultur tauiendiad 
dafür gejorgt jei, da die Staatsgewalt nicht bis zur Vernichtung der Perſönlichkeit jchreite, 
durch die politische Struftur des Bundesitaates, dal jeine centraliftiihen Bäume nicht bis 
in den Himmel wachien (S. TI vgl. auch S. 111). was dann wieder als jurijtiice 
Erklärung nicht gelten fann. 
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Selbftverwaltung jei wegen jeines Widerjpruches mit der Einheit des Staates’) 
nicht mit den Mitteln formaler Jurisprudenz, ſondern nur hiſtoriſch zu begreifen 
(S. 588 Abſ. 3) und allenthalben gewahren wir den Begriff der Souveränität 
auf dem breiten Strom hiſtoriſcher, politiicher, philojophiicher Betradhtungen 
dahintreiben, deren inftruftiver Wert ungleich höher zu veranjchlagen iſt als die 
bis heute noch im höchſten Grade ſchwankende juriftiiche Beltimmung und Ent: 
widlung des Begriffes jelbit. Nichts aber Fennzeichnet das Gefühl höchſter Un: 
ficherheit, welches die juriftiich-konftruftive Thätigkeit auf dem Gebiete der Staats- 
(ehre und des Staatsrechts beherricht in jo auffälliger Weile als die Thatſache, 
daß man nad) Entfaltung des größten Scharffinnes für die Gewinnung lüden= 
lojer juriftiicher Konftruftionen?) der jtaatlichen Einrichtungen doch immer 


1) Nejerent bat bei Grünhut 21. Bd. 214 darauf aufmerfiam gemadt, daß in 
Jellinels Spitem 213 die Möglichkeit von Rechten der Staatdorgane vom Standpunkt der 
organiihen Staatölehre geleugnet, dann aber doch wieder ©. 274 ff. von einem aus dem 
ftaatlihen Imperium abgezweigten Recht der Gemeinde auf Ausübung von Herricdaft 
jtaatliher Natur (a.a.D. ©. 276, 278) geiprocden wird, ohne daß dieje beiden Vor- 
jtellungen als wideriprechend erklärt würden. Hatſchek, Selbitverwaltung ©. 150 rügt 
diefe Bemängelung als unbegreiflih, da Jellinet doch die Gemeinde, jofern fie ihr Hecht 
auf Imperium ausübe, nicht als jtaatliche® Organ betradte und Jelinek erteilt (S. 588 
N. 1 der Staatälehre) diejer Bemerkung das Lob einer treffenden Abfertigung ded Referenten. 
Allein wer das Imperium der Gemeinde als ein Stüd des ftaatlichen Imperiums erflärt, der 
muß fie, will er die organijche Einheit des Staates nicht auflöjen, auch in der Ausübung 
diejed Imperium als Organ des Staates auffajien, und wer den Wähler, jofern er wählt, 
al& jtaatliche® Teilorgan betradhtet, Syſtem ©. 151 f., muß dies umjomehr von der Ge— 
meinde gelten lajjen, jofern fie ihren Anteil an dem ftaatlihen Imperium ent: 
ialtet. In der That ſpricht Jellinet a. a. OD. ©. 258 mwörtlid don der Doppelnatur 
der Öffentlihsrechtlihen Verbände als Perjonen und unperjönliher Organe und führt ala 
Beiipiel Tür eine ſolche Toppelitellung die Thätigfeit der Gemeinden in der Armen- 
pflege, dem unbeftrittenjten Gebiete des Selbjtverwaltungsrecht? der Gemeinde, an. E83 
ericheint aljo bier wie auch jonft auf dem Gebiete der Staatslehre angemeſſener, auf die 
Kombination wideriprehender Boritellungen in einem und demjelben Rechtsinſtitute 
binzumeiien, anftatt durch Leugnung des Widerſpruchs an das logiihe Denken unerfüll 
bare Zumutungen zu jtellen. Vgl. übrigens auch Jellinek ſelbſt, Staatenverbindungen 
©. 40 und Staatslehre ©. 588. 

2) Unzweifelhaft hat Jellinet unter den modernen Staatölehrern die umfafjendite 
fonjtruftive Thätigfeit entfaltet und die Kunſt diefer Thätigkeit bis zu einem bisher nicht 
erreichten Grade der Bollendung geführt. Wenn nun bei aller Meifterichaft die Ergeb: 
nifje diejer Thätigkeit nicht jelten einer jchärferen Prüfung nicht Stand halten, jo darf 
man wohl hierin mindeftens ein argumentum ab homine dafür erbliden, da die höchite 
tonjtruftive Kunſt es bier weiter als zu höchjt relativen Werten nicht zu bringen vermöge. 
Fordert man, daß wir die Staatsgewalt uns jchlehthin als unabgeleitet vorjtellen jollen 
(Staatölcehre S 446; vgl. dagegen Staatenverbindungen ©. 46, 49), jo fünnen wir 
für die Frage nach dem Beginne rechtmähiger Hebung von Etaatögewalt über neues 
Gebiet der alten jchulmähigen Scheidung von originärem und derivativem Erwerb 
jelbjt jouperäner Staatögewalt nicht entbehren (Staatenverbindungen ©. 44). Soll nur 
dagjenige Gemeinweſen Staat jein, deſſen Verfaſſung ausihlieflih auf feinem Willen 
beruht, jo wären die deutihen Gliedſtaaten feine Staaten, jofern ihre glied taatliche 
Natur, alivo ihr organiiher Zuſammenhang unter einander und mit dem Ganzen, den jie 
doc auch bei ihrem organiihen Wejen erfaßt, durch die diejen Zuſammenhang fonftituierende 
Bundesverfajiung geihaffen worden ift (Staatenverbindungen ©. 44 ff.) und aud) 
fernerhin bejtimmt wird, und wenn man folgerichtig die Verfaſſung des Gliedſtaates, der 
durch fremden Willensaft geihaffen worden tft, pro future als ausſchließlich originären 
Willensakt desjelben erklärt, jo wird überall dort dem thatiächlichen Hergang Zwang ans 
gethan, wo, wie dies im Kremſierer Entwurf einer öfterreichiihen Reichsverſaſſung vorgeſehen 
war, jede Berfajjungsänderung eines Gliedftaates zu ihrer Siltigfeit 
der Anerfennung durd die Bundesftaatsgewalt bedarf. Bgl. übrigens zu 
dieſem Punkte neuejten® auch Herrnritt a. a. ©. ©. 10 ff. Andererjeits ijt es ganz gut 
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wieder zu einer mit der gewonnenen Konſtruktion in feinem juriftiichen Zu: 
jammenbang ftehenden politiihen Würdigung derjelben jchreitet, weil man 
bejorgt, mittel3 der juriftiihen Konſtruktion allein ihrer praftiichen Bedeutung, die 
doc) auch einen Zeil ihres rechtlichen Weſens bildet, nicht gerecht werden zu fünnen.') 

So joll es vom rein juriftilchefonftruftiven Standpunkt aus für den Bundes: 
ftaat als jouveränen Staat feine Grenze für die Ausdehnung jeiner Zuftändigkeit 
geben (©. 766). Das muß jowohl für eine Erweiterung wie für eine Ver: 
engerung der Kompetenz gelten, denn die Kompetenz hat eine pofitive wie 
eine negative Seite (S. 441 7.). Mit einem Male erfahren wir, daß der Bundes: 
jtaat gewiſſe nad) ihrer politiichen Bedeutung heransgehobene Kompetenzen haben 
und behalten muß, wenn er auf ftaatlihen Charakter Anſpruch erheben 
will (©. 716), jo daß eine Staatenverbindung Bundesjtaat jein kann vom 
Standpunkte des fonftruftiven Begriffs, und wieder Nicht-Staat vom Stand: 
punkte des Minimums an aktueller Rechtsmacht, das ein wahrer Staat befigen 
muß, alfo vom Standpunfte des jtaatsrechtlichen Eriftenzminimums.?) 


denfbar, daß eine Gejepgebung eine Selbittonjtituierung von Gemeinden in gleichem 
Umfange zuläßt, wie ein Bundesjtaat die Konjtituierung von Staaten innerhald jeines 
Gebietes, jowie umgekehrt es fraalid; ericheint, ob nicht die Bundesitaatäverfafiung eines 
aus bejtimmten ehemals jouveränen Staaten entitandenen Bundesitaates durch eine will: 
fürliche Union oder Dismembration derielben, jowie durch eine anderweite, die Intereſſen 
de8 Bundesjtaates jhädigende BVBerfaliungsänderung, z. B. Einführung einer bundesfeind- 
lihen Dynajtie, berührt wird? Ferner joll nur dem Staate Rechtsmacht über jeine Kom— 
petenz zuftehen (S 456). Aber auch die Gemeinde ftedt innerhalb der ihr gezogenen 
Srenzen das Gebiet der ortöpolizeilihen Normgebung ebenſo jelbitändigq ab, wie der 
Gliedſtaat das Gebiet einer Sejepgebung innerhalb der demjelben durd die Bundes- 
verfallung gezogenen Echranfen. 

) Soferne ein Necdtsverhältnis bejtimmt it, ein Machtverhältnis zum rechtlichen 
zu erheben, fann immerhin im weiteren Verlaufe die Sadılage und die Nedtälage in 
Widerſpruch mit einander treten, allein die jurijtiich formale Beitimmung darf nicht ein 
geradezu falſches Bild bieten von dem Mactverhältnis, welches mitteld desjelben zur 
rehtlihen Entfaltung gelangen foll. So auch Jellinek, Staatenverbindungen ©. 37 unten. 

2) In voller Erkenntnis der Unzulänglichleit der Konftruftionen des modernen 
Staatsrechts hat Referent unter den neueren Scriftitellern zuerjt bei Grünhut 21. Bd 
S.220 5. 2, Bd. S. 724, 734 auf die Notwendigkeit verwieſen, das Minimum an aftiver 
in Kompetenzen fich außdrüdender Rechtsmacht zu bejtimmen, das ein Gemeinwejen bejigen 
muß, um politiih als Staat gewürdigt zu werden. Rehm tadelt dieien 
Vorgang a. a. DO. ©. 55, 112 als altmodiih. Die im Terte angeführten Beijpiele aus 
Jelline!s Recht des modernen Staates bemweijen, dab diejer Vorgang wieder anfängt, modern 
zu werden. Man jepe den Fall, daß die jegigen deutichen Glieditaaten als eigene origi- 
näre,unfontrolierbare Gewalt nur die Jagdgejehgebung behalten hätten, im übrigen 
nur auf Selbjtverwaltung beichränft geblieben wären, daß ihnen alio ein jefundärer 
Anteil an der Reihögejeßgebung mittels de8 Bundesrates, ein Anteil an der Militär: 
boheit nicht gebührt hätte, und frage fi, ob fie dann nod von irgend jemanden als 
Staaten gewürdigt worden wären, troß ihrer originären Staatdgewalt auf dem Gebiete 
des Jagdrechts und troß ihrer eigenen Staatdform ? Fir die Staatönatur einer Gebiete: 
förperichaft genügt eben nicht der bloße Beſitz von eigenem vriginären Imperium, es 
muß jeiner ganzen Bedeutung nach mit dem eines einfahen Staates 
mindejtend annähernd vergleihbar, es muß gewiſſermaßen danad jein. Wal. 
übrigens aud Treitihte a. a. DO. S. 90: Der Staat ift Macht. Daß untgefehrt Gemein: 
weien mit eigener Militärhoheit jemals als Gemeinden eingejrhägt worden wären, wie es 
Rehm a. a. O. ©. 55 für möglich hält, fann Referent nicht finden. Vgl. übrigens den 
ganz an Bodin erinnernden Katalog von Kompetenzen, die nad) Jellinet S. 622 ein 
wahrhafter Monarch befigen muß. Mebitbei irrt Rehm, wenn er den Begriff formeller 
Geſetzgebung, als in beitimmter Form auftretende Feitiegung von höchſter autoritativer 
Kraft, auf den abjoluten Staat unanwendbar erklärt. Auch bier gibt es Rechtsſätze, 
welche durdy Alte von Behörden und Zelbitverwaltungsförpern, aljo in der Form einer , 
Nerordnung oder eines Ortsitatutes und ſolche, welche in der Form eines monardhiichen 
Willensaltes erlajien werden. 


“rs. 


und Sellinet3 Recht des modernen Staates. 665 


Aber auch der entgegengelegten Erjcheinung begegnen wir. Es werden zu— 
weilen die fonftruftiv gewonnenen Forderungen wie bei einer Minuendo-Kicitation 
herabgejeßt, um mit der verfallungsrechtlih praftiichen Würdigung bejtimmter 
ftaatlicher Einrichtungen in Einklang zu bleiben. Strenge genommen müßten 
alle jtaatlihen Organe durch den Monarchen, ala dem vom theoretiichen Stand: 
punfte hödjiten Organe in Bewegung gelegt werden (S. 622). Das jtimmt nun 
nicht zur Verfaſſung einzelner Staaten, die ſich ſelbſt als monarchiſche bezeichnen. 
Darum läßt man von der Tyorderung der monardiichen Prärogative der Ge: 
ſetzesſanktion ab,') man gibt zu, daß in fonftitutionell monarchiſchen Staaten ein 
beichränttes Selbſtverſammlungsrecht der Parlamente beftehen könne,“) daß die 
Beſetzung der zur Entiheidung über Minifteranklagen berufenen Gerichte, der 
Staatögerichte, regelmäßig dem monarchiſchen Einfluß völlig entzogen find, und 
gelangt jo Ichließlich zu der Mindeitforderung, daß Verfaſſungsanderungen ohne 
oder wider Willen des Monarchen nicht möglich ſein dürfen (S. 626).”) 

So beſitzt denn das Jellinek'ſche Werf einen unichägbaren erfenntnis- 
theoretiihen Wert. Als Vollendung jeiner Art läßt e8 und das Weſen der 
allgemeinen Staatslehre, die Grenzen ihrer Leiftungsfähigfeit, ihr Verhältnis zu 
den Gebilden des pofitiven Staatörecht3, die Grenzen der Eignung der formalen 
Jurisprudenz zur Beitimmung des Weſens der ſtaatlichen Einrichtungen viel 
ihärfer erfennen, als alle jeine Vorgänger. Es teilt fich der Nebel, in welchen 
das Mejen, die Ziele der Disziplin bisher eingehüllt waren,*) und welcher nicht 
erfennen ließ, ob man es mit einer allgemeinen auf ftreng induftiver Grundlage 
ruhenden Staatsrechtswiifenichaft zu thun habe oder mit etwas anderem. So reid) 
das Jellinek'ſche Wert an intereffantem pofitiven Material ift, jo ſtark und 
ehrlich das Beitreben des Autors, ein auf verläßlicher pofitiver Grundlage 
ruhendes Syſtem der ftaatlihen Einrichtungen der fulturell Fortgeichrittenften 
Staaten zu bieten, jo wird e8 doc) oder gerade deshalb immer deutlicher, day 
wir es wegen der Unbeherrichbarfeit des Stoffes mit einem unerreihbaren Ziele 
zu thun haben, daß ein ſolches Syftem, an dem Maßitabe einer induf: 
tiven Wiſſenſchaft gemejjen, ein Luftiges Gebäude iſt, welches durch) 
Spezialforihungen jelbjt mittelmäßiger Schriftiteller in jeinen pofitiven Grund: 
lagen erjchüttert werden kann.) Es wird deshalb die allgemeine Staatälehre 
durdy die Eigenart ihres Stoffes, wie das Beilpiel Jellineks beweiſt, ſelbſt wider 
Willen ihrer nad wahrhafter Juduktion ftrebenden Förderer von der induftiv: 
pofitiven Richtung in die evolutioniftiiche gedrängt, aljo zu einem 
PVofitivismus, der von jenem einer ftreng induftiven Wiſſenſchaft weit entrernt 
it. Und dieſe evolutioniftiiche Richtung trennt deshalb auch die Staatölehre 


", Die fehlt dem Könige in Norwegen. 

?) Bgl. Jellinet, Staatslehre S. 647 Abſ. 1; Filchel, Die Verfaſſung Englands 365, 370, 
3) Freilich fommt das Verhalten des engliihen Parlaments bei Berufung des Hauſes 
Dannover zur Thronfolge einer einjeitigen authentiihen Auslegung oder gar Menderung 
des beitehenden Thronfolgerehtes auf ein Haar gleich. 

) Vgl. Nehm, Allgemeine Staatslehre ©. 1 ff. 

) Es iſt doc im großen und ganzen nur äußerlich Aehnliches, was mit gemeinjamen 
Begriffen zufammengefaht wird. In das Weien der einzelnen Ericheinung jo tief einzu— 
dringen, als es für ihre Verwertung. zu induftiven Zwecken erforderlich it, ericheint un 
durchführbar. So mag man beftimmen können, was Urgan, was follegiale und bureaus 
fratiihe Organijation it, aber ſchon die induftive Bejtimmung des Gegenjaßes von 
Monarhie und Republik auf grund eingehender Durhforihung der mahgebenden Ber: 
jaſſungen erweijt jich wegen der ftörenden Einzelheiten im höchſten Grade ichtwierig. Herrn— 


— 


ritt a. a. O. S. Bf. 
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icharf von der Willenichaft des poſitiven Staatsrchts. Während dieje durch 
den pofitiven Stoff gebunden ift, während fie, feinen Spuren getreulich folgend, 
mit größter Behutſamkeit feſtſtellen muß, wie weit das poſitiv ausgeſtaltete 
Rechtsinſtitut durch irgend eine Theorie vom Staate beeinflußt, wie weit es 
originär ſei, während ſie alſo das Seiende, wie es iſt, mit allen ſeinen Wider— 
ſprüchen, Schwächen und Unvollkommenheiten darſtellen muß, nichts hinzufügen 
und nichts wegnehmen darf, gelangt die allgemeine Staatslehre in Folge des 
MWiderftandes, den der pofitive Stoff ihrer weitgehenden VBerallgemeinerungstenden;z 
entgegenjeßt, in letter Linie dazu, das Reale und Wirkungsvolle, weil es die 
von ihr entwidelte begrifflihde Reinheit verlekt, als Entartung oder 
Abnormität zur Seite zu jtellen oder dasjelbe unter Behandlung alles diele 
Reinheit Störenden als zu vernadläjligender Größen mit mehr oder 
minder janfter Gewalt zur Höhe ihrer Betrachtung emporzuziehen. Darum ift 
die allgemeine Staatölehre empiriſch nur jomeit, als jelbit die Entwidlung 
aprioriftiicher Begriffe vom erfahrungsgemäß Gegebenen ausgehen muß, allein 
fie nimmt von der Realität nur dad, was dem von ihr bi8 in jeine leßten 
Folgen entwidelten Wejen einer empirifch gegebenen politiichen dee entipricht, 
oder das, was fie geeignet hält, eine ihr als höher geltende Entwidlung des 
Beitehenden herbeizuführen. Sie folgt dem Gegebenen nicht bedingungslos, 
ſondern faßt es an, um es weiter zu führen. Cuncta trahit, non sequitur. 
Und in diefer Erkenntnis und Pflege der Keime fünftiger Entwidlung, melde 
zumeilen, wie die deutiche Lehre vom Rechtsſtaat beweilt, an Bildungen einer 
überwundenen hiftoriichen Epoche anfnüpft, liegt ihre hohe, pofitive Bedeutung. 
Das alles drüdt die Bezeichnung der allgemeinen Staatslehre ala der Xehre 
vom modernen Staate oder vom Rechte des modernen Staates jehr zutreffend 
aus, jofern das Wort modern auf den Gegenjag zwilchen den niederen und den 
vorbildlichen höheren Entwidlungsformen hinweilt, und man bei dem Worte 
Lehre unwillkürlich an etwas wie Heild- oder Veredelungslehre dent. 


Darum ift die Bedeutung der allgemeinen Staatslehre für die Por: 
bereitung des Kommenden durd Fortbildung des Seienden größer ala für die 
verläßliche Beftimmung des Seienden, die uns dur Einzeldaritellungen des 
pofitiven Staatsrechts in ungleich vollfommener Weije geboten wird, und wir 
dürfen jedes hierher gehörige Werk nicht danach abſchätzen, ob es uns eine Art 
iyftematiich nach Gattungen, Arten, Unterarten geordneten verläßlichen Bilderatlas 
der Staatlichen Einrichtungen der Kulturftaaten bietet, jondern danad), was es 
als praftiiches Bildungs: und Erbauungsbuch leistet; wir dürfen es nicht ab— 
ihäßen nad) der Bollftändigfeit und Berläßlichkeit des uns dargebotenen pofitiven 
iflens, jondern nach der darin enhaltenen Weisheit, nicht nad) der jormal- 
juriftiichen Wollendung jeines Gedanfenganges, jondern nad der Fülle jeiner 
ichöpferiichen, zufunftsreichen Gedanfen. Mit dem hier entwidelten Verhältnis der 
allgemeinen Staatölehre zum pofitiven Stoffe mit ihrer weſentlich evolutioniftiichen 
Tendenz erklären fid die Eigentümlichkeiten aller bedeutiamen hierher gehörigen 
Werke, die Unterordnung des Stoffes unter die joziale, ethijche, politiiche Grund: 
auffaſſung) des Autors, die fundamentalen Berjchiedenheiten der hierher ge: 


') Man vergleiche die Grundauffailung Seydels, Bornhals, Bernapifs, Jellineks 
vom Weſen der monarchiſchen Gewalt. Eine allgemeine Staatslehre eines modernen Stahl 
oder Ludwig von Haller würde ein ganz anderes Geficht haben als die Bluntſchlis und 
Jellinets. 
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hörigen Werke nad) Methode, Syitem, Anlage und Aufbau,') die auf anderen 
Rechtsgebieten ungewöhnliche Mannigjaltigkeit der Konftruftion, Tür welche die 
Lehre von der Monardjie, vom Bundesjtaate, vom Jubjektiven öffentlichen Rechte 
ein anſchauliches Beiſpiel bietet, injoferne fat auf jeden Autor eine bejondere 
Konftruftion fällt, welche jeine politische Stellung genau erfennen läßt. Erfennt 
aus diefem Grunde der einjeitig gebildete Yurift der allgemeinen Staatslehre 
eine weitergehende Bedeutung als die einer unmaßgeblichen jubjektiven Speku— 
lation nicht zu,?) jo rächt fich die allgemeine Staatälehre für diefe Gering- 
Ihägung wieder dadurch, daß ſie die gewaltigiten Veränderungen an jenem 
Rechtsſtoff hervorbringt, an welchem ſich die jormalzjuriftiiche Thätigkeit abmüht.”) 
Alles in allem ift jo die allgemeine Staatslehre, wie fie und in dem neueften 
Werke Jellineks nicht anders als in denen feiner Vorgänger entgegentritt, die 
Lehre von den nad der Auffaffung des Lehrenden‘) zu epochaler Bedeutung 
gelangten Borftellungen vom rechtlichen Weſen des Staates, begleitet von einer 
höchſt jummariichen, auf die Grundauffafiung des Lehrenden vom Staate ab: 
geitimmten, auf Koften des Thatjächlichen logischer Geichlofjenheit zuftrebenden und 
darum nicht ftreng wiſſenſchaftlichen Darftellung der auffälligiten aus diefen Vor: 
ftellungen abgeleiteten Einrichtungen, bejtimmt, das Gegebene zu einer vom Stand: 
punkt des Lehrenden höheren Entwidlungsform hinüberzuleiten (17). Waltet 
auf dem Gebiete der dogmatiichen Darftellung von Privat: und Strafrecht ver: 
tretbare Objektivität vor, ſo jpiegelt fich in jedem bedeutjamen Werk über die 
allgemeine Staatslehre ein jtarfes Stüd der Perſönlichkeit, des Charakters des 
Autord wieder. 

Nachdem fich jo das Welen der allgemeinen Staatslehre mit unwiderſteh— 
liher Gewalt in der hier entwidelten Weije geäußert hat, erlangen wir mittels 
desjelben einen richtigeren Maßſtab für die Würdigung der literariichen Wirk— 
ſamkeit Jellineks ala mittels des von ihm jelbit für die allgemeine Staatslehre 
aufgeftellten wiflenichaftlichen Programms. Jellinek irrt nicht in dem, was er 
bietet, jondern in der Bedeutung, die er dem Gebotenen beilegt, in der Weber: 
Ihäßung des Grades von Giltigfeit der Säße der allgemeinen Staatlehre für die 
Beitimmung der fonfreten ftaatlichen Gebilde. Mit diefem unberechtigten Giltig- 
keitsanſpruch, mit jeiner unleugbaren Pluspetitio wird aber Jellinek zu jeder 
Zeit auf den hartnädigiten Wideritand ſowohl der Praris als der pofitiven 
Staatsrechtäwilfenichait ftoßen, über melde da8 Gegebene immer mehr Macht 
haben wird als die glänzendfte theoretiiche Kunſt und er wird jelbit durch den 
Ihärfiten Spott, den er der von ihm jelbft herausgeforderten Kritif vom Stand- 
punkte des Pofitivismus jeiner Lehrjäge zu teil werden läßt, nicht mehr er: 
reihen als die Stellung eines Caesar supra grammalicos. 


!; Das gilt au von den hieher gehörigen Werfen politiich veriwandter, oder wie 
man zu jagen pflegt, dem modernen Geiſte huldigender Schriftiteller, wie dies ein Ver— 
gleich der Darftellungen Bluntichlis, Gareis, Rehms und Jellineks in auffallender 
Weiſe lehrt. 

) Lemayer a. a. O. ©. 141. 

) Man dente an den Einfluß der Naturrechtälehre auf alle Gebiete ded Rechtslebens, 
der Lehre vom Rechtsſtaate und von den jubjeltiven öffentlichen Rechten auf die Geſtaltung 
Civilprozehiache, der Wandlungen der Staatölehre auf den Begriff des Fiskus, 

) Damit joll verwiejen werden auf die Auffafiung, die der einzelne Schriftiteller von 
dem Weſen der verichiedenen geihichtlichen Staatötbeorien bat, in welchem Punkte gleichfalld 
die erheblichiten Abweichungen beſtehen. Auch hat erjt Nedlich die Bedeutung Bentham's 
für die Entwidlung des Muitertypus des Selfgovernment in dem hier mehrfach erwähnten 
Verfe in volles Licht gerüdt. 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1902. 43 
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Ganz anders fteht aber die Sache, wenn wir bei der Beurteilung der 
literartichen Wirkſamkeit ellinefs den von ihm jelbit aufgejtellten, pedantiſchen 
Mapitab der fantigen, juriftiich vollendeten, im Wege ftrenger Induktion ge: 
wonnenen, jcharf umriſſenen Rechtsbegrifte *) fallen lafjen. Dann werden wir uns 
nicht daran ftoßen, daß jeine lückenloſen, logiſch geichloffenen Typen nicht 
Induktions- oder Durchſchnittstypen, ſondern theoretiiche Entwicklungs-, Mufter: 
oder Idealtypen ſind, oder auf einen beſtimmten Endzweck harmoniſch ab— 
geſtimmte, ſtiliſierte Konſtruktionsbilder, mit welchen verglichen, die Wirklichkeit 
allenthalben erhebliche Abweichungen aufweiſt, ſondern wir werden uns fragen, 
in wie weit dieſe Idealtyppen uns das Weſen einer beſtimmten, ſei es praktiſch 
bereits wirkſamen, ſei es der Wirkſamkeit zuſtrebenden politiſchen Idee durch 
folgerichtige Entwicklung derſelben erſchließen. wie weit fie hiedurch das Ver: 
ſtändnis dieſes oder jenes beſtimmten Einrichtungen innewohnenden, wenn auch 
diejelben nicht ſchrankenlos beherrichenden Elementes fördern; wir werden uns 
fragen, ob den im Wege abitrafter Spekulation zu Tage geförderten neuen 
Nechtsideen die ihr von ihrem Urheber beigelegte Bedeutung für die Fort— 
entwidlung des ftaatlichen Lebens beifomme und wo das pojitive Recht uns 
Anjäge zur Herausbildung dieſes oder jenes ala Entwidlungsziel hingeitellten 
Idealtypus aufweile? (S. 486)*) Sofern aber die Konftruftionen Jellineks der 
ihr von ihrem Urheber beigelegten logiſchen Gejchloffenheit entbehren, *) werben 
wir fte gleichfalls um deſſentwillen allein nicht verwerfen, jondern unterjuchen 
ob nicht Hinter dem bloßen Scheine ſolcher Geichlofienheit eine zutreffende Ent: 
wicklung der einander widerjprecdhenden, ſich mwechjeljeitig bejchränfenden, ein und 
dasjelbe Rechtsinſtitut beherrichenden Rechtsvorftellungen gelegen jei? (S. 619 
Abi. 2, 622 Abi. 2, 625, 542 f., Abf. 2, 381 U. 1.) 

Auf diefem Wege gelangen wir aber zu folgendem abſchließenden Urteil. 
Sicher wird Jellinek dort, wo bei der Beitimmung ftaatliher Einrichtungen die 
formale Jurisprudenz einzujegen bat, von anderen übertroffen, und es ift der 
jtärfere pofitivsjuriftiiche Gehalt, der jeine Darbietungen vor jenen Bluntichlis 
auszeichnet, auf jene an Yabands vorbildliche Thätigkeit anfnüpfende, von 
Yellinef geringſchätzig abgefertigte juriftiiche Kleinkrämerei zurüdzuführen, welde 
nicht die diſtinkten ftaatsrechtlichen Gebilde allein, jondern grundjäßlich jedes 
Rechtsinſtitut des öffentlichen Rechtes konſtruktiver Thätigkeit würdig erachtet ‘) 


", Allgemeine Staatlehre ©. 33 f., Staatenverbindungen ©. 15. 

?, Dieje Stellung bat beiſpielsweiſe die legislative Braris zu der Doltrin vom 
Rechtsſtaate eingenommen. 

2) Eine gründliche Prüfung zeigt, daß dies in weitem Umfang der Fall ift. Der 
Grund biefür liegt aber nicht in der Perſon Jellineks, ſondern, wie bereit® hervor: 
gehoben wurde, in der Natur des Stoffes der Staatälehre, welcher fih für die Ber: 
arbeitung mittels logiſch geichlojiener Konftruftionen zum allergrößten Teile un: 
geeignet erweiſt. 

) Vgl. 3. B. die umfaflenden wilienichaftliden Monographien über Wrbeiterver: 
jiherungsreht, Poste, Telegraphen-, Eiſenbahn-, Zollreht u. j. w. — Bernapit, Recht 
ſprechung und materielle Rechtskraft erachtet S. V das Hinabfteigen zu den von Nellinet 
gering geihägten Detaild oder das Eindringen in das feinjte Geäder des Rechtslebens 
geradezu für unerläßlich, um die Nichtigkeit allgemeiner für das öffentliche Recht auf 
geitellter Sätze zu erproben. Auch Yellinet mühte vom Standpuntte jeiner Behauptung, 
daß die Wiſſenſchaft vom Rechte des Staates nur auf jtreng induftiver Grundlage ent 
itehen könne (©. 34), zu dem gleihen Ergebnis gelangen. Denn für eine wahrhaft in: 
duftive Wiflenichaft beiteht der Unterichied zwiichen Wichtigem und Geringfügigem nicht, da 
ih das Weſen einer Sadıe in allen feinen Eriheinungsformen äußert; freilich geht aber 
die Reduktion der Ueberfülle des pojitiven öffentlihen Rechts auf ganz verläßliche In: 
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und gerade hiedurd die Wiſſenſchaft vom öffentlichen Rechte bis zur Grenze 
deſſen geführt hat, was die Jurisprudenz überhaupt für deſſen Erkenntnis zu 
leiften vermag. Dennod fteht Jellinef in der Entwidlung der Probleme der 
fonititutionelfen Staatsidee, in der Entwidlung der NRechtövoritellungen, aus 
welchen jie fich herausgebildet hat, in der Darbietung hermeneutilcher Vor: 
ftellungen aus dem Gebiete der Philojophie, Geichichte, Politit, Sozialethit, ohne 
welche auch die Darftellung des pofitiven Staatsrechts zu einer unfruchtbaren 
juriftiich-formalen Uebung oder zur ſeichten Gejeßesparaphraje herabfinfen müßte, 
ohne Rivalen — und fügen wir gleich hinzu — ohne einen mit ihm aud) 
nur annähernd zu vergleichenden Jünger da. Denn Jellineks Eigenart, Kunft 
und Geftaltungsfraft hat ihre Wurzeln in einer vielleicht ganz vereinzelt da— 
jtehenden Vereinigung univerjeller und zugleich auch juriftiicher Bildung mit 
hiftoriichem Sinn und mit gründlicher, gerade bei den modernen Juriſten kaum 
mehr anzutreffender philojophiiher Schulung, und darum läuft jeder, der 
Sellinefs Wege wandeln will, ohne die hiefür erforderlichen Qualitäten zu be: 
fen, leicht Gefahr, ſich zu einer bloßen Karrifatur Jellineks auszuwachſen. 
elfinet aber hat kraft feiner Eigenart eine ungewöhnliche Fülle von Hilfs: 
vorjtellungen für das Verſtändnis des modernen Staatörechtes teil aus meta= 
juriftifchen Tiefen hervorgeholt, teil3 aus der Höhe metajuriftiicher Betrachtung 
gewonnen, die er in jeinem Recht des Staates zu einem reihen Strauße mit 
wahrhaft künſtleriſcher Vollendung gewunden hat. Dem WBolitifer wie dem 
Nicht- Politiker, dem wiſſenſchaftlichen Fachmann mie dem Laien hat ellinef 
mit diefem Werke für geraume Zeit ein Bildungsmittel erften Ranges geboten, 
fi jelbft aber dauernde literargeſchichtliche Bedeutung gefichert.") 

Zum Scluffe muß bier nod Stellung genommen werden zu zwei oppor= 
tuniftifchen Erwägungen, welden Jellinek die Bedeutung wahrer Rechtsjäke 
beimißt und die er in die Form derjelben einfleidet. Einmal läßt er die Ver: 
mutung für die Rechtmäßigkeit der Handlungen der oberften Organe der 
Staatögewalt (warum gerade nur diejer?) derart ftreiten, daß Akte derjelben als 
rechtmäßig angejehen werden müſſen, jo lange niemand zur Einjprache Be: 
rechtigter gegen dieſelben Einwendungen erhebt, möchte jelbit eine buchitäbliche *) 
Interpretation der VBerfaffung zu einem anderen Rejultate führen (S. 16), dann 
aber erhebt er das politiſch Unmögliche durch feine Ausichließung von jeder 
juriftifchen Unterfuhung (S. 15) geradezu zur Bedeutung des rechtlich Unmög— 
lichen. Es dürfte nun faum als überflüjfig erachtet werden, beiden Säßen jene 
Einichränfurigen beizufügen, welche geeignet ericheinen, die Gefahr eines bedenf: 
lihen Mißverſtändniſſes von denjelben fernzuhalten. 


duftionstypen über das menjhlihe Vermögen. Auch die gewilienbafteite Forihung kann 
bier immer nur zu höchſt relativen Werten gelangen, von der nur die dijtinktejten Er- 
iheinungen obenhin ftreifenden Staatölehre ganz zu jchmweigen. 

% Ich möchte bier dem Mihverftändnis begegnen, welchem meine Kritit des 
Jellinek'ſchen Syſtems der jubjektiven öffentlihen Rechte anhbeimgefallen ijt, als jei das 
Lob, welches ich demjelben zum Schluſſe der Kritif erteilt, lediglich das im Deutſchen 
Rezeniententum beliebte Pilafter auf die zugefügte Wunde gewejen. Ich weile dieſes 
Mißverſtändnis mit Rückſicht auf die unbejtrittene, durch die Literatur taujendjach belegte 
Bedeutung Jellinels für die Entwidlung des modernen Staatsrechts als kindiſch zurüd. 
Ich wollte nur zeigen, daß die Verlählichfeit und Giltigfeit der von Jellinek jogenannten 
Induttionstypen der allgemeinen Staatslehre vermöge der Eigenart des Induttionsſtoffes 
zu allen Zeiten eine ſehr bejheidene und bedingte jein werde. Die evolutionijtiiche 
Bedeutung der Yellineffchen Lehren habe ich in feinem Augenblide verfannt. ' 

2) Dieje allein kann freilich für die Beſtimmung des Inhalts verfaiiungsrechtlicher 
Normen nicht maßgebend jein. 

43* 
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Bor allem mag man e3 als nüßlichen methodologiihen Wink gelten laſſen, 
daß das öffentliche Recht feinen Tummelplatz für pedentiiche formale Spielereien 
abgeben dürfe, und daß jelbit Verlegungen des formellen Rechts, welche das 
Weſen der Sache unberührt laffen und nad welchen aus diefem Grunde fein 
Hahn kräht, wiſſenſchaftlich nicht allzu tragiicd genommen werden dürfen. Wir 
haben ein Beijpiel hiefür in der Publikation der mit Genehmigung der Parla: 
mente abgeichlojjenen Staatöverträge für den Zweck der Bindung der Staats 
angehörigen, welche korrekter Weiſe durch die formgeredhte Publikation des 
normativen Inhalts als wahre Rechtsnormen vollzogen werden müßte. Aber 
eine Präfumtion für die Rechtmäßigkeit von Akten der Staatsorgane, fie jeien 
die höchſten oder die niebderiten, gegen die von Seite der zur Einiprache Be: 
rechtigten feine Einwendung erhoben oder feine Unwirkſamkeitserklärung erlafien 
worden ift, iſt viel zu unbeftimmt, um nicht die größten Gefahren für die 
Stetigfeit und Sicherheit des öffentlichen Rechts herbeizuführen. Sollen etwa 
nur Organe der öffentlichen Gewalt — und darauf deutet die Unwirkſamkeits— 
erflärung bin — zuftändig ſein, durch ihr Verhalten die Prälumtion zu 
zerftören? Dann müßte die Präjumtion zur Legalifierung brutaler Willkür 
der ftaatlicdyen Organe führen, gegen welche jich zwar fein ftaatlicyes Organ, 
wohl aber ein großer Zeil des unorganilierten und darum vom formaljuriftiichen 
Standpuntt nicht legitimierten Volkes) in der Preffe und in Verfammlungen 
erhebt. Oder jollte ſolcher formloſer Widerſpruch ohne eine ausreichende recht: 
fihe Grundlage die Wirkung einer actio popularis üben? Unb wie, wenn die 
von der Willkür Betroffenen zu ſchwach oder zu furchtſam find, um zu reden 
und die Willkür in vollem Bewußtiein ihrer Widerrechtlichkeit, und unter ihr 
jeufzend dulden? Sollte audy dann der Sat gelten: Etsi coactus voluit tamen 
voluit? Gegenüber einer ſolchen Präjumtion gebührt unzweifelhaft der Vorzug 
der Formulierung Stammlers, welcher Willtür und jomit Unrecht überall er: 
blikt, wo der Staat das Recht ohne Antaftung jeines formalen Beitands in 
bewußter Weile verlegt.) Das anihaulichite Beiſpiel ſolcher Willfür und den 
überzeugendften Beweis für die Bedenklichkeit der Jellinekſchen Präjumtion bietet 
die legislative, und adminiftrative Praris jener Staaten, welche einen verfaffungs: 
mäßigen Katalog von Menjchen: und Bürgerrechten befigen, auf dieſem Gebiete 
des Rechtslebens. Wir haben es hier mit einem Rechte zu thun, das im Gegen: 
jage zu dem jchleihenden und nachhinkenden Rechte Goethes unjerem Kultur: 
zuſtande vorausgeeilt iſt, deifen Macht ſich aber dennoch, wenigſtens vorläufig, 
noch jomweit bewährt, daß fein Staat aus Belorgnis von Schädigung jeines An: 
ſehens es aufzuheben wagt, während jeine offene und brutale Verlegung durch 
die ftaatlihen Organe”) und die Organe der Selbitverwaltung auf feinerlei 
Hinderniffe ftößt. Referent möchte deshalb vom Standpunkte jeiner perfönlichen 


.) Sellinet, Allgemeine Staatslehre S. 9. 

»Recht und Willtür ©. 26, aufgenommen in desjelben Verfaſſers Wirticait 
und Red. 

2) Dazu gehören auch die Fontinentalen Strafgerichte, welche auf dem Gebiete des 
politiichen Rechtslebens viel mehr als Organe polizeilicher Verfolgung wie als Schüßer 
der verfaliungsmähigen Individualrechte fungieren und eine bedenkliche Kühle nicht blob, 
wie von Liſzt bemerkt, gegenüber der magna Charta libertatum, jondern auch gegen- 
über den Bereins-, dem Verſammlungs-, dem Prehrect, gegenüber dem Recht der Ge: 
wiſſens- und Meinungsfreiheit befunden, wenn es zum jtrafgerichtlihen Austrag kommen 
ſoll. Und doc find die Strafgerichte, ſoweit es jich um dieſe Rechte handelt, zugleich aud 
Gerichte zum Schutze öffentliher Nechte oder Verfaſſungsgerichte. 
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Erfahrung die fortichreitende und offenfundige Abſchwãchung des allgemeinen 
Intereſſes für die Staatslehre, auf welche Jellinek in der Vorrede zu ſeinem 
Werke hinweiſt, vorwiegend auf die Staatslehre des Liberalismus beſchränkt 
wiſſen, und ſie deshalb keinesfalls wie Jellinek mit der elementaren Gewalt 
der modernen ſozialen Fragen erklären, da doch für die Einwirkung derſelben 
auf die Geſtaltung des ſtaatlichen Lebens, alſo inſoweit, das allerſtärkſte Intereſſe 
für die allgemeine Staatslehre beſteht; ſondern vielmehr mit dem geradezu als 
Rechtlofigkeit zu bezeichnenden Zuftand, welcher auf dem Gebiete des Rechts des 
Bürgers und Menſchen herricht und der die grundrechtlichen Zuſicherungen und 
Gewährleiftungen der liberalen Verfaſſungen als bloße farbenglänzende Seifen— 
blajen ericheinen läßt.") 


Die allgemeine Staatslehre joll aber nad) Yellinet auch das politiſch 
Unmögliche von dem Kreiſe ihrer rechtlichen Betrachtung ausichließen, aljo wie 
rehtlih unmöglic; behandeln. Leicht könnte da ein Zujammenhang zwiichen 
diejem Saße und der Präjumtion für die Rechtmäßigkeit von Verfaſſungs— 
verlegungen hergeftellt werden, welche — meift wegen der ftarfen, uneinnehmbar 
Iheinenden Pofition der Verlegenden, aljo wegen der politijhen Un: 
möglichkeit ihrer Abftellung — unangefochten hingehen. Aber abgejehen 
von der Möglichkeit jolcher Kombination der Vermutung für die Rechtmäßig— 
keit umangejochtener rechtlich zweitelhafter Akte der Staatögewalt mit der Aus: 
ſchließung des politiſch Unmöglichen von der Betrachtung der Staatslehre, welche 
in allererſter Linie Jellinek ſelbſt mit Entrüſtung von ſich weiſen wird, ſo iſt 
dieſer Satz weit entfernt davon, daß er der allgemeinen Staatslehre eine feſte 
Begrenzung zu bieten vermöchte, geeignet, einerſeits die große Unſicherheit des 
politiſchen Urteils der Staatslehre mitzuteilen, andererſeits ihre Entwicklung zu 
hemmen. Es ſoll hier davon abgeſehen werden, wie viele ſcheinbare Doktor: 
jragen des Eonftitutionellen Staatsrechts jeit deilen Begründung in den weit: 
europäischen Staaten praktiſch geworden find,”) allein zu allen Zeiten ift die all 


) Der antijemitiiche Stadtrat von Wien läßt nicht nur feinen Juden zu jtädtiichen 
Beamtenftellungen zu, was vom politiihem Standpuntte leicht begreiflich ift, jondern läßt 
jelbit jene jüdiichen Beamten, weldhe vor Beginn des antijemitiihen Regimes in 
ſtädtiſche Dienite getreten find, nicht mehr vorrüden. Ob den von diejer ſtaatsgrund⸗ 
geiepwidrigen Praxis betroffenen Unglücdjeligen ein Rechtsmittel zur Abjtellung derielben 
zuſtehe, ift höchſt fraglich, aud wagt es begreifliher Weije niemand unter ihnen, es auf 
eine Brobe antommen zu lafien. Die Regierung findet feinen Anlaß, von ihrem Auf: 
ſichtsrechte zur Derjtellung des verfaſſungsmäßigen Zuſtandes Gebrauch zu machen. Unter 
jo bewandten Umſtänden hätte der Wiener Stadtrat vom Standpunfte Jellineks die 
Präjumtion der Rechtmäßigkeit jeines Vorgehens für ji. 

*, Meferent mödte bier an folgende Beijpiele erinnern: Bis zu den vom Referenten 
hierüber in den juriftiihen Blättern Jahrg. 1887 Nr. 4—9 angeitellten Erörterungen 
wurden gejeggeberiihe Beſchlüſſe der öſterreichiſchen Landtage ganz nad jtändiich- 
monarchiſchem Muſter mit Einſchränkungen und Modifikationen ihres In haltes ſanktioniert 
und in diejer Form publiziert, eine Formverletzung, die zugleich eine Verlegung eines 
fundamentalen Grundiages des fonititutionellen Staatsrecht3 bedeutet. Ferner wäre es für 
die Geſtaltung der politiihen Berhältniije in Dejterreich jehr heiliam geweſen, wenn die 
öjterreichiiche jtaatörechtliche Literatur die Selbitausihaltung des Parlamente® aus dem 
itaatlihen Organismus nicht als Ausgeburt einer franfhaften politiihen Phantaſie be- 
handelt und rechtzeitig die Lehre von der Obſtruktion und von den vedhtlihen Mitteln 
ihrer Befämpfung entwidelt hätte. Die von Laband weges ihrer Kaſuiſtik beripottete 
Monographie Spiegel3 über die jogenannte Notverordnung erweift ſich nach mehr als ein- 
lähriger Herrſchaft des öſterreichiſchen Notverordnungsparagraphen als noch zu wenig 
faiwijtiich, iniofern eine Reihe wichtiger durch dieie Derrichaft hervorgeruſener ſtaatsrecht— 
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gemeine Staatslehre ſich Jelbjt zum Ruhme und der menjchlichen Entwidelung 
zum Seile als eine evolutioniftiiche Lehre’) dem augenblicklich politiich möglich) 
Scyeinenden vorausgeeilt.) Das Ziel ihres Strebens war zu allen Zeiten das 
politijche deal, jei es ein von der Vergangenheit übernommenes, jei e8 ein neu 
geſchaffenes. Es gilt dies von der Naturrechtölehre angefangen bis zur Lehre 
vom Rechtsſtaate. Die letztere galt zur Zeit ihres Auftauchens und gilt zum 
Zeil noch heute ebenjo doftrinär als wie jet noch die Naturrechtälehre. Dürfte 
fie um dejlentwillen irgend ein der Darftellung der allgemeinen Staatälehre 
gewidmetes Werk von jeiner Unterfuhung und Erörterung ausſchließen? eg: 
lihe Staatälehre, auch die als praktiſch vollftommen verwirklicht behandelte Yehre 
von den Staatdorganen oder vom organiihen Staat vermag da und dort über 
die hart im Raume ſich ſtoßenden Sachen nicht hinüberzufommen ?) und birgt 
icon vermöge der Unüberjehbarkeit der Elemente des Staatlichen Lebens und der 
auf dasjelbe wirkenden Kräfte *) ein gutes Stück politischer Unmöglichkeit in ſich. 
Jede Staatslehre ift zur Zeit ihres Auftauchend gerade von hervorragenden 
praftiichen Politikern als politiich unmöglicher Doktrinarismus abgelehnt worden. 
Und welche gewaltige Wirkungen hat dennoch die Doktrin einjchließlich der heute 
nod) veripotteten Naturrechtölehre auf die Geftaltung des ftaatlichen Lebens 
ausgeübt! 


Unter ſolchen Umständen jcheint es dem Referenten, als hätte Jellinek die 
Beobachtung des von ihm für die allgemeine Staatslehre aufgeftellten Verbotes, 
das politiſch Unmögliche ernfthafter juriftiicher Unterfuchung zu unterziehen, zu 
weit getrieben, wenn er die allgemeine Staatslehre über die Bedeutung der 
Sozialiſten für die Entwidlung der Staatsidee nicht mehr ausſagen läßt, ala 
daß fie auf den Zujammenhang zwiſchen Rechtsbildung und der Bewegung in 
der Gejellichaft Hingewiejen haben (S. 89). Ganz abgejehen davon, daß die 
Priorität der Sozialiften, was die Erkenntnis dieſes Zuſammenhangs betrifft, 
fraglich ift, jo hat der materielle Gehalt der jozialiftiichen Lehren eine jo gewaltige 
Ummälzung der bis dahin herrichenden Auffaffung vom Weſen des Staates 
hervorgerufen, daß fie gerade der moderne Staat in allen Gliedern veripürt, und, 
ſoviel Unlogiiches ihnen zufolge des alle Staatölehren beherrichenden Gejeßes an— 
haften mag, gerade dem öffentlichen Rechte haben dieſe Lehren und ganz be: 
jonders in den fonjervativen europätichen Monarchien zu einer jo großartigen 
Erweiterung feines Gebietes verholfen, daß man ihre Vorherſage vor 50 Jahren 
wegen ihres politiſch unmöglichen Inhaltes verlacht hätte. Allerdings bedeutet 
es ſchon einen großen FFortichritt, wenn Sellinet das Schwergewicht der Dar: 
ſtellung der jozialiftiichen Lehren mejentlid in die Hervorhebung ihres toten 


licher ragen darin feine Behandlung erfährt. Der Einfall der Majorität des ungariichen 
Unterhauies, der drohenden Obitruftion durch eine urkundliche anticipative Indemnilierung 
einer budgetloien Regierung die Spige abzubrechen, reicht weit über die Leiftungen der 
erfindungsreichjten Kafuiitif hinaus. Und welhe Fülle von ftaatsrechtliher Doktorfragen 
vermag nicht ein nach allieitiger Entfaltung jeiner Serricherperjönlichleit jtrebender fon: 
jtitutioneller Monarch lebendig zu maden! 

" Tezner, Politiihe Bildung und Batriotismus S. 45, 32. 

2, Nellinet, Allgemeine Staatslehre S. 235 f 319. 

>) Jellinet, Staatslehre S. 89 zum Schluß, S. 111 und Staatenverbindungen © &.244. 

) Hiezu vgl. Tezner, Politiihe Bildung und Patriotismus S. 57, 62 ff., und nun: 
mehr auch Jellinets Eim’häßung der wilienichaftlichen Bedeutung der Sejellichaitslehre im 
allgemeinen und der Soziologie im beionderen. 
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Punktes (S. 89 Abſ. 2)') verlegt, da uns doch feine Vorgänger die Exiſtenz 
diejer Lehren nicht einmal ahnen laſſen und die Entwidlung ihrer poſitiven 
Bedeutung für den modernen Staat ganz den Nationalöfonomen und den Ver: 
waltungslehrern überlafjen; allein die allgemeine Staatälehre Jellineks bliebe 
ein, wenn aud) von genialer Hand ausgeführter, jo doch ein bloßer aus einem 
liberalen Atelier hervorgegangener Torſo, wenn nicht der zweite Teil der pofitiven 
Bedeutung der fozialiftiichen Lehren für die Entwicklung des modernen öffentlichen 
Rechtes einen größeren Raum widmen jollte. 


’) Vgl. auch Tezner a. a. O. 28, 


Die Gleichheit der Kontrahenten und die Geredtig- 
keit im Berfickerungsvertrage. 
Bon I. Auguſt in Wilmersdorf. 


Die Herrmann’sche Klage in jeiner „Theorie der Verfiherung vom wirt: 
ihaftlihen Standpunfte* (Graz 1869), daß „das Verſicherungsweſen das Stiel: 
find der Volkswirtſchaftslehre“ ſei, ift troß der jeitdem verflojlenen drei Decennien, 
wenn auch al3 erheblich abgeihmwächt, jo doch feineswegs ala gänzlich veritummt 
zu betrachten. Zwar haben in der Zmwilchenzeit hervorragende Nationalöfonomen, 
insbejondere Adolph Wagner durch jeine eindringende Unterfuchung im von 
Schönberg’ihen Handbuche, die Lehre vom Berficherungsmwejen vertieft und 
dauernd bereichert, doch im allgemeinen jpielt dasjelbe in der wirtſchaftswiſſen— 
ſchaftlichen Literatur noch immer die Aichenbrödelroffe.*) 


Aber aud aus den Kreiſen der Praktiker, der „Fachmänner“, die vermöge 
ihrer Bildung und Erfahrung hierzu befähigt und jomit in erfter Linie berufen 
find, wie 3. B. die Direktoren, Profuriften, Sefretäre ıc., fließen die einen 
wiſſenſchaftlichen Wert und Anſpruch auf bleibende Beachtung habenden Unter: 
ſuchungen über das Verſicherungsweſen äußerſt ſpärlich. Dieje Thatſache wirft 
befremdend, wenn man ſich die eminent wichtige wirtſchaftliche, ſoziale und 
kulturelle Bedeutung des Verſicherungsweſens vergegenwärtigt. Um ſich von 
dem Umfang und der Bedeutung des Verſicherungsweſens ein annäherndes Bild 
zu machen, ſeien nur die folgenden Daten angeführt. 


In Deutſchland betrugen im Jahre 1895 die Geſamteinnahmen: 


J. bei der ſtaatlichen Verſicherung: 
a) Krankenverfiherung - >» 2 2 . . M. 156,746,236') 
b) Unfallverfihermg > 22200 88,936,707 *) 
e) Invalidität: und Altersverfiherung . . „ _ 115,200,000°) 
Sa. M. 360,882,943 


Ad. Wagner „Berficherungsweien* im von Schönberg’ihen Handbuche 4. Auflage 
Bd. 2, 2. Seite 355 ff. l 

2) Schon ein Blid in die ftaatswifjenichaftlihen Hand» und Lehrbücher beweiit, dab 
darin das Verfiherungswejen meiſtens nur al® quantite negligeable betrachtet wird 
Verſicherungszweige, die jchon jeit längerer Zeit betrieben werden, wurden bisher über- 
haupt noch nicht zum Gegenitand willenichaftliher Unterfuhungen gemadt, jo z. 9. die 
Kurs- und die Waflerleitungsihäden-Verjiherung. (Mittlerweile hat legterer Verſicherungs— 
zweig eine ausführliche Darjtellung erhalten von A. Kleeberg in der Zeitichrift F. d- geſ— 
Staatswiſſenſch. 1902 I. ©. 80 ff.) 

2) Nach Kehm (Eliter), Wörterbuch der Volkswirtſchaft, Band 1, Seite 146. 

) A. a. O. Seite 148. 

YA. a. D. Seite 152. 
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IT. bei der Privatverficherung : ') 


a) Lebenöveriherung -» > > 220202. M.  240,103,348 
b) Seuerverficherung - » > 2 2 20202000. 210,040,569 
e) die übrigen Zweige » > > 2 2 2020 m.  215,690,414 
Sa. M. 665,834,331°) 
hierzu von der jtaatlihen Verficherung „m. 360,882,943 


Zuſammen in 1895: M. 1,026,717,274 


Schon dieje wenigen Ziffern }prechen eine beredte Sprache für das mächtig 
emporgeblühte deutiche Berficherungsmwelen und machen es jedem Nationalöfonomen 
und Bolitifer zur Pflicht, ſich mit demjelben eingehender, als dies bisher wohl 
in vielen Fällen geichehen ift, vertraut zu machen. it auch an guten zuſammen— 
fallenden Unterfuchungen über das Gejamtgebiet des Verſicherungsweſens fein 
Mangel mehr, jo fehlt e& doc auffallender Weile noch an Detailforichungen, 
welche die Prinzipien des Verſicherungsvertrages behandeln. Im nachſtehenden 
ſoll daher der Verſuch unternommen werden, einen Beitrag zu den Prinzipien 
der Gleichheit und Gerechtigkeit im Verſicherungsvertrage zu liefern, ein 
Thema, das unſeres Wiſſens bisher noch feine wiſſenſchaftliche Würdigung ge: 
funden hat. Die Unterſuchung erſtreckt ſich jedoch nur auf die Privat verſicherung 
und auch von dieſer wieder nur auf einen Zweig: die Unfallverſicherung. Dieſe 
Beſchränkungen waren aus zweierlei Gründen geboten, erſtens aus dem inneren 
Grunde, weil die Staats-(Zwangs— Perſicherung mit der Privatverficherung nicht 
jo ohne weiteres in eine Parallele geitellt werden kann, und zweitens aus dem 
äußeren Grunde, weil dem Umfange diefer Arbeit durdy einen Bearbeiter gewiſſe 
Grenzen gezogen find. Bei der großen Anzahl der in Betracht kommenden 
Verficherungsgejellichaften ift e8 einem Einzelnen nämlich nicht möglich, ſich von 
ſämtlichen Gejellihaften das Drudmaterial zu verichaffen, deifen Beſitz die un- 
umgänglich notwendige Vorausjegung für feine Unterſuchungen bildet.) 


Daß die Unfallverfiherung zum Gegenjtand der nachfolgenden Unterſuchung 
gemacht wurde, erklärt fi) dadurch, daß diejer Verficherungszweig ſich infolge 
jeiner relativen Jugend nod im Fluſſe der Entwidlung befindet und daher 
noch nicht jenen einheitlihen Zug der älteren WVerficherungszweige (Transport, 
Teuer und Leben) aufweift, was ihn für unjere Zwecke jehr geeignet ericheinen 
(läßt. Aber noch eine weitere Beſchränkung der Aufgabe war aus Zweckmäßig— 
feitögründen geboten, nämlich: die Beſchränkung auf die deutſchen Unfall 
Verſicherungs-Geſellſchaften. 


Die nachfolgenden Darlegungen ſollen wiſſenſchaftliche ſein, ſie ſind daher 
objektiv und nur von dem aufrichtigſten Streben nad Findung dev Wahrheit 
geleitet, infolgebeffen ift auch jerner jede Parteilichkeit und jede Animofität, aus 


R) Nach Ehrenzweigs Aſſekuranz-Jahrbuch, XVIII. Jahrgang, III. Zeil, Seite 295 

2) Nach Ehrenzweigs Wilefuranz- Jahrbuch 1901, TU. Teil, Seite 284 im Jahre 1899 
auf M. 938,394,664 geitiegen. 

I, Bon den großen Schwierigkeiten der Beihaffung ſelbſt des einfachiten Materials, 
das für die Defientlichfeit bejtimmt iſt, wie z. B. Proſpekte, allgemeine Verſicherungs-Be— 
dingungen 2c., die jomit feine Geichäftsverhältnifie preisgeben, fann ſich nur derjenige 
einen Begriff machen, der jich dieſerhalb behufs Bearbeitung eines verſicherungswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Themas an die Verſicherungsgeſellſchaften gewandt hat. Für derartige noch 
ſo höfliche und begründete Geſuche haben die meiſten Geſellſchaften nur die ſtereotype 
Verfügung: ad acta! 
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welchen Quellen jie auch immer fließen mögen, von vornherein als gänzlich aus: 
geichloffen zu betrachten. Andererſeits muß jedoch hervorgehoben werden, daß 
die Unterjudjungen nicht nur einen rein theoretiichen, jondern aud) einen praf: 
tiihen Zweck verfolgen, indem gezeigt werden joll, wie im Verficyerungsvertrage 
die ‘Prinzipien der Gleichheit und Gerechtigkeit im alljeitigen Intereſſe dem deal 
derjelben näher gebracht werden fünnen. Da dem Reichögelege über die privaten 
Verfiherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 auch baldmöglichſt ein Geſetz 
über die privatrechtliche Seite des Verſicherungsvertrages nachfolgen joll’) und 
Blättermeldungen zufolge jchon demnächſt Einladungen an Sachverſtandige er⸗ 
gehen ſollen, um die Faſſung dieſes Entwurfs endgültig feſtzuſtellen,“) jo dürfte 
zur Zeit auch die Beifteuerung dieſes Scherfleins eines gewiſſen aktuellen Jnterefies 
nit ermangeln. Die Gleichheits: und Geredhtigfeits- Prinzipien werden im 
Verfiherungsvertrage vielfach noch nicht richtig und vollftändig erfaßt, und ift 
es daher nur erwünſcht, daß möglichjt zahlreiche und brauchbare, den volkswirt— 
ſchaftlichen Intereſſen entiprechende Unterfuhungen de lege ferenda zu Tage 
gefördert werden. 

Im BVerfiherungsvertrage jtehen fid) die Kontrahenten: Der Verſicherungs— 
geber und der Verfiherungsnehmer, wie a priori angenommen und a po- 
steriori leicdjt nachgewiejen werden fann, in der Regel nicht als gleichberechtigt 
gegenüber. ) Der Verficherungsgeber iſt meiftens nicht eine phyſiſche, jondern 
eine juriltiiche Perion und bemötigt zur Eingehung von Verficherungsverträgen 
in der Regel eines größeren Garantie und Betrieböfapitals, er ift daher: Ka— 
pitaliftiicher Unternehmer. Der einzelne Verficherungsnehmer befindet ſich daher 
dem - fapitaliftiichen Werficherungägeber gegenüber in einer ähnlichen Lage, 
wie der Arbeiter gegenüber einem großen Arbeitgeber. Der letztere hat aber 
befanntlic eine weit günftigere Pofition als ein Wrbeiter, der ihm ijoliert 
gegenüberfteht. Jener diktiert in der Regel die Arbeitsbedingungen, diejer 
bat häufig nur die Wahl zwiſchen vorbehaltälojer Annahme oder gänzlicher Ab: 
lehnung derjelben. Ahnlich verhält es ih im Verficherungävertrage. Der Ver: 
fiherungsgeber normiert faſt ausnahmlos die Vertragsbedingungen, bei deren 
Redaktion er allerdings, um überhaupt Verfiherungen zu erlangen, den Bedürf- 
nilien und Wünjchen der Verficherungsnehmer Rechnung tragen wird und mit 
Nüdliht auf die oft zahlreiche Konkurrenz auch Rechnung tragen muß. Aus 
Egoismus wird er jedoch beitrebt jein — und hierin liegt hauptiächlich die 
Analogie mit dem Arbeitgeber —, die Verficherungsbedingungen möglichit zu 
jeinen Gunsten auszugejtalten. Mangels gejeglicher Beftimmungen über die Nor: 
mierung des Verſicherungsvertrages einerjeits, und infolge gänzlichen Fehlens 
von mächtigen Verficherten-Verbänden?) andererjeits, fönnen die Verſicherungsgeber 


) Vergl. Reichstagsdruckſache Nr. 290, Seite 2429 ff. 

) Wallmanns Verſicherungs⸗ Zeitſchrift Nr. 5 vom 11. Oftober 1901. Siehe er 
„Das private Berjiherungsweien in Preußen“ von Sinebel, Doeberig und Broeder, Bd. I 
Vorwort. 

®, Vergl. auch Viktor Ehrenberg, Verſicherungs-Recht, Seite 79 fi. 

) Eine Einzelperion als Berjicherungsgeber fommt häufig bei der See: und bei 
der Nuslojungsverfiherung vor. 

°) Erjt neuerdings entitanden in Deutichland Verbände von Berjicherten, um auf die 
Bejeitigung der Mißſtände im Verjicherungsvertrage zu dringen; jo 3. B. der deutiche 
Feuerverſicherungs-Schutzverband in Berlin, der Berliherten-Schugverband und der Ber: 
jiherungsnehmer-Schugverband, beide in Leipzig. Ueber die embryonale Entwidelung 
find jedoch dieſe Schutzverbände bisher nody nicht hbinausgelommen. Siche Wallmann, a. 
a. O. Wr. 26, 101. 
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ihre günftigen Bofitionen ungehindert ausnußen und Die Verfiherungsbedingungen 
einjeitig zu ihren Gunjten feſtſetzen. Der iſolierte Berficherungsnehmer muß die 
ein für allemal feftgejegten Verficherungsbedingungen acceptieren, fall3 er ben 
Verficherungsvertrag eingehen will. Selbjt wenn ihm die eine oder andere Ver: 
tragsbedingung nicht konvenierte, und er eine Abänderung derjelben beantragen 
würde, jo wird er meiſtens beim Berficherungsgeber fein williges Ohr finden, 
da der leßtere wohl ſchwerlich die allgemeinen Verficherungsbedingungen eines 
Einzelfalles wegen, und bejonders wenn es id) um materielle Aenderungen handelt, 
abändern wird; ja er ift auch hierzu jelber in den meiſten Fällen gar nicht im 
ftande. Diejer Tall wird ſtets dann eintreten, wenn der Berficherungsgeber 
durch eine Gegenfeitigfeitsanjtalt repräfentiert wird, da er aladann den betreffenden 
Berficherungsnehmer durch Einräumung günftigerer Vertragsbedingungen gegen: 
über den anderen Verjicherten bevorzugen würde. 


Der Verſicherungsnehmer befindet ſich dem WVerficherungsgeber gegenüber 
noch ferner dadurd in einer ungleihen Lage, als e8 ihm meiſtens an der er: 
forderlichen adj und Geſchäftskenntnis mangelt ; er kann daher die Bedeutung 
und Tragweite der einjeitig von dem Verficherungsgeber zu feinen Gunſten aus: 
geitellten Verficherungsbedingungen nicht oder nicht vollftändig ermeſſen und wird 
oft erſt ſpäter, z. B. beim Eintritt des Berficherungsfalles, feine ungleiche 
Stellung zu jeinem Schaden gewahr werden. Hierin und in Anbetradjt der 
meijt langjährigen, bei Lebenäverficherungen häufig bis ans Lebensende des 
Verficherten‘) dauernden teilweife großen materiellen Verpflichtungen des Ver: 
ſicherungsnehmers ift hauptſächlich die prinzipielle Rechtfertigung des Eingreifen 
de3 Staates in den „freien Verficherungävertrag” enthalten. Die Anerkennung 
diejes Prinzips hat ſich allgemein — mit alleiniger Ausnahme einiger, einjeitig 
den privatökonomiſchen Standpunkt vertretender, meiſt interejjierter Verficherungs- 
praftifer — Bahn gebrodyen, was durch die in nahe Ausficht geitellte und 
boffentlih in Bälde realijierte Regelung des Privatverficherungsvertrages zur 
Genüge bewiejen wird. 

Ob und in wie weit fich der Verficherungsgeber in dem Privat-Unfall— 
Verfiherungsvertrage jeine Vorzugsftellung zu Nuten gemadjt hat, werden die 
nachfolgenden Unterfuchungen ergeben. 

Bevor wir jedoch hierauf eingehen, ericheint es des befferen Verſtändniſſes 
der nachfolgenden Darlegungen wegen geboten, wenigitend in aller Kürze über 
die Entwidlung und den derzeitigen Stand der deutichen Privat-Unfall-Ver— 
fiherung zu orientieren. 


In der geihichtlichen Entwidlung der deutſchen Privat: Unfallverficherung 
laffen ſich zwei Phaſen untericheiden, die ſich ſehr ſcharf voneinander ab: 
heben: Die durd feine gejeglichen Schranken eingeengte „Kollektiv-Arbeiter: 
Unfallverficherung“ und die nad) dem Unfallverficherungsgejege aufgeblühte „Einzel: 
Unfall: und Haftpflichtverficherung.“ 

Die eriten Unfallverfiherungen in Deutichland wurden von der „Concordia“ 
(gegründet 1853), „Ihuringia” (gegründet 1856) und der „Preußiichen Lebens- 
verfiherungögeiellichaft” (gegründet 1865) abgeichloffen. Sie betrieben die Unfall: 
verficherung jedoch nur als Nebenbranche und gewährten lediglich Schuß gegen 


y Auch bei der ſogenannten Unfall-Verſicherung mit Prämien-Rückgewähr iſt der 
Verſicherte meiſtens bis zum 60. oder 70. Lebensjahre zur Prämienzahlung verpflichtet. 
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Reileunfälle, wobei fie die Einrichtungen der im Jahre 1848 gegründeten Railway 
Baflengers Inſſurance Company in London fopierten. Bei dem damals nod) 
unentwidelten Dampflommunifationsweien und infolgedeilen auch geringen Be— 
dürfnifjes eines Verficherungsichußes gegen Reifeunfälle einerjeit3, und infolge des 
beſchränkten Umfanges diefer Verſicherung andererjeits, bewegte ſich das Unfall- 
verfiherungsgeichäft diefer Gelellichaften auch nur in jehr beicheidenen Grenzen. 
Bon einem deutichen Unfallverſicherungsgeſchäft kann eigentlich erit jeit dem Erlaß 
des Neichähaitpflichtgefeges vom 5. Juni 1871 geredet werden.") Diejes Gejek 
auferlegte einer Reihe von Unternehinern (Bergwerfen, Steinbrüchen, Gräbereien 
und Fabriken) die Haftpflicht für Betriebsunfälle ihrer Arbeiter. Um ſich dieſes 
Haftpflichtrififos zu entledigen, entſtand für die in Betracht kommenden Unter— 
nehmer das dringende Bedürfnis eines bezüglichen Verſicherungsſchutzes umſomehr, 
als ſie mangels eines Vorbildes die ihnen durch dieſes Geſetz aufgebürdeten 
materiellen Verpflichtungen vorher nicht annähernd richtig berechnen konnten. 
Es wurden daraufhin eine größere Anzahl Verſicherungsgeſellſchaften gegründet, 
welche die Arbeiter-Unfallverſicherung als Spezialbranche kultivierten; dieſe Geſell— 
ſchaften, von welchen die „Allgemeine Unfallverſicherungsbank“ in Leipzig (1871) 
die bedeutendſte?) und in ihrer Organiſation für alle nachfolgenden Geſellſchaften 
grundlegend war, nahmen raſch einen großen Umfang. 


Infolge des Unfallverficherungsgeleßes vom 6. Juli 1854 wurde im Jahre 
1885 den Gejellichaften die ArbeitersUnfallverlicherung wieder entzogen und den 
Berufsgenofjenichaften übertragen. Das Unfallgeichäft der Privatgejellichaiten 
brödelte jchnell wieder ab und lieferte im Jahre 1837 nur noch eine Gejamt: 
prämieneinnahme von 4,36 Millionen Mark. Der findigen Privat:Affekuranz 
gelang es jedod in der „Einzelunfallverſicherung“, d. i. die Verficherung be: 
ftimmter einzelner, meiſt den beiferen Kreiſen angehörender Perjonen gegen Un: 
fälle aller Art, ſowohl innerhalb wie außerhalb des Berufes, einen Erſatz Tür 
die ihr entzogene Arbeiter-Unfallverſicherung zu entdeden. Der Einzelunfall- 
verficherung ſchloß ſich jpäter die eigentlihe „Haftpflichtverſicherung“ an, die 
ihren Boden aus den Lücden der Sozialgejeggebung und den Haftpflichtbeitim: 
mungen der Landesgejege entnahm.”) Das Geihäft der privaten Unjall:Ver: 
fiherungsgejellichaften hat ſich ſchnell wieder gehoben und jet jchon einen Auf: 
ſchwung genommen, der jelbit die optimijtiichjten Erwartungen weit übertrai. 
So erfuhr die Prämien-Finnahme der deutichen Unfallgeſellſchaften vom Jahre 
1887 nad dem Abfall der Arbeiter-Unfallverficherung bi8 zum Jahre 1900 eine 
10 fache Steigerung. 


Die nachfolgende Tabelle (von Irinyi!) veranſchaulicht in überfichtlicher 
Weiſe die Rejultate der 24 deutichen Privat:Uinfallverficherungsgeiellichaften im 
Jahre 1900. Die Iebte — welche bei Iranyi fehlt, bezeichnet das Jahr. 
jeit welchem die betreffende Gejellichaft die Unfallbranche betreibt: 


i) Bergl. Paul Hiejtand, Grundzüge der privaten IUnfallverjiherung, Stuttgart 
1900, Seite 10. 

2) Dieje Sejellichait zahlte zuiammen mit ihrer Tochteranjtalt der „Deutichen Unfal: 
Berjicherungsgenojjenichaft” rund 21 Millionen Mart Unfallentihädigungen aus. 

) Berge. Manes, rt. Haftpflichtverſicherung im Handwörterbuch der Staatswiſſen— 
ſchaften, 4. Muflage, Band IV, Seiie 950 fi. 

4) Die deutichen Privat: Verficherungsgeiellichaiten im Jahre 1900, Bernhard Iranyi 
Rien 1901. 
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Schon aus diejen Zahlen erhellt ohne weiteres der relativ große Geſchäfts— 
umfang und die hohe wirtichaftliche Bedeutung der Privat:Unfallverficherungs: 
Geſellſchaften, jo daß dieſer Verſicherungszweig nicht mehr länger der Aufmerk— 
ſamkeit des Nationalökonomen entgehen darf.') 


Um eine umfaſſende Darſtellung der Prinzipien der Gleichheit 
und Gerechtigkeit im Privat-Unfallverſicherungsvertrage zu geben, iſt es 
erforderlich, daß ſämtliche deutſchen Unfallgeſellſchaften in den Kreis der Be— 
trachtung gezogen werden. Hierbei läßt es ſich ſelbſtverſtändlich nicht umgehen, 
die Namen der in Betracht gezogenen Geſellſchaften anzugeben, da andernfalls 
die Darlegungen eine Einbuße an ihrem Werte erleiden würden. Es werden 
daher ſämtliche deutſchen Privat-Unfallverſicherungs-Geſellſchaften in die Unter: 
juhung einbezogen und mit pflichtſchuldiger Unbefangenheit gewürdigt, mit 
alleiniger Ausnahme der „Hamburg“, welche Geſellſchaft ihr Unfallgeſchäft im 
Yahre 1901 auf die im Frühjahr des gleichen Yahres gegründete Verficherungs: 
geſellſchaft ‚„Albingia“ übertragen hat. 2) Den hier folgenden Namen der be: 
treffenden Gefellichaften it in Klammern die Formular: und Drudbezeichnung 
der diejer Arbeit zu Grunde liegenden Druditücde beigefügt. 


1. Victoria zu Berlin, Allgemeine Berfiherungs-Aktien-Gejellichaft. (1. 
No. 3.1.9. 98.) 
2. Allgemeiner „Deuticher Verfiherungs-Verein in Stuttgart. (F. N. 251. 
683. 2. m. 7991.) 
8: Frankfurter Transport-, Unfall und Glas-Verficherungs:Aftien-Gefell: 
Ihaft in Frankfurt am Main. (U. 1. 5000. Aug. 01. 7.) 
4. Kölnische Unfall:Berfiherungs:Aktien:Gejellichaft zu Köln am Rhein. 
(Form. U. 3. 1900.) 
. Wilhelma in Magdeburg, Allgemeine Verficherungs-Aktien- Gejellichaft. 
(U. 15. 8699. 15 m.) 
. „Allianz“, Berfikerungs-Attien-Bejelficaft in Berlin. (form. 7.) 
. Zhuringia, Berficherungsgejellihaft in Erfurt. (Form. U. No. 1. 
[Juli 1899] 30000.) 
8. Rhenania, Verficherungs-Aftien-Gefellichaft in Köln a. Rhein. (Unfall 
No. 7. 6./1900.) 
9. „Norbitern”, Unfall: und Alters-Verſicherungs-Aktien-Geſellſchaft. (Form. 
101a 5. 99. 5000.) 
10. Oberrheiniiche Versicherungs: — in Mannheim. (Form. Unfall 


In 


No. 12b neu, 5000 9, 98. 

11. Baterländiihe Lebens— Verficherungs: Aktien-Geſellſchaft zu Elberfeld. 
(Form. 306. 1899.) 

12. Magdeburger Lebens-Verfiherungs-Gefellichaft. (Form. U. 1)/10. 00. 
20 000, 

13. „Securitas“, Verficherungs-Aktien-Gejellihaft in Berlin No. 128. (4. 
ZT. VIII. 00. 13.) 

14. Providentia, Frankfurter Verficherungs:Gejellihaft in Frankfurt a. M. 

U. 2. (7. 99. 2000.) 


') — erwähnt a. a. O. die Privat-Unfallverſicherung nur ganz kurz in der 
Fußnote 200. Im Elſter'ſchen Wörterbuch der Volkswirtſchaft ift der Privat-Unfallver— 
jiherung überhaupt feine Erwähnung gethan. 

) Vergl. „Juriſtiſch⸗techniſche Verſicherungs-Zeitſchrift', 1901, Nrn. 13 und 34. 
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15. Allgemeine — Kapital- und Lebensverſicherungsbank Teutonia 
in Leipzig. (U. 3. 7. 99.)/30 000. 

16. „Neptun“, Hafferleitungsichäben- und Unfall-Verſicherungsgeſellſchaft 
in Frankfurt a. M. (U. 4. 1. 00. 5000.) 

17. en der Bayer. Hypotheken: und Wechſelbank. 
30. 03. 97. 

18. Friedrich) Wilhelm, Preußiſche Lebens: und Garantie-Berficherungs- 
Aktien-Gefellichaft in Berlin. (Form. U. 1. 9. 1899.) 

19. Nürnberger Lebensverficherungsbanf. (Form. U. 1. 014 ın.) 

20. Br. Re ER in Stettin. (U. 1. VI. 1. 1900. 
5000 G 

21. „Atlas“ Deutiche Lebensverfiherungs-Gejellichaft zu Ludwigshafen a./Rh. 
(M. J. Preußen 5. m. 11. 00. W. u. H.) 

22. J—— Aktiengeſellſchaft für Tg Unfalle und Lebens-Ver— 
jiherung zu Dresden. (U. VII. 2. 1.5. 1901. 3000.) 

28. rt Verſicherungsgeſellſchaft in Mannheim. (Form. U. 3. 99. 
15 000. 

Von mweittragenditer Bedeutung für die Verficherten find die Beitimmungen 
des Verficherungsvertrages, welche auf die Wahrung ihrer Intereſſen in Streit: 
fällen Bezug haben. Der Verjicherungsvertrag kann der Gegenftand verichieden: 
artiger Streitigkeiten bilden. So kann e8 ſich 3. B. handeln: um Streitigfeiten 
über das Beitehen und Erlöſchen der VBerfiherung, um Streitigkeiten über die 
Auslegung der allgemeinen und bejonderen Berficherungsbedingungen, um Streitig- 
feiten über die Erjagverbindlichkeit des Verfihererd und um Differenzen über 
die Höhe der Entihädigung. Die Art, wie die Unfallverficherungsgeiellichaften 
alle dieje Streitigkeiten zu erledigen verſuchen, ift feine gleiche. Es laſſen ſich 
hierbei zwei Typen unterjheiden und zwar: 


1. Die Erledigung der Streitigkeiten durch die ordentlichen Gerichte und 
2. Die Beilegung der Streitfälle durch Spezialgeridte. 


Von den oben aufgeführten 23 deutichen Unfallverficherungsgejellichaften 
find bei nur zwei Gejellichaften (Teutonia und Atlas) zur Erledigung der Strei: 
tigfeiten die ordentlichen Gerichte ausſchließlich fompetent, während die übrigen 
21 Geſellſchaften teils die ordentlichen Gerichte, teild Spezialgerichte zur Beilegung 
der Streitfälle anerkennen. Aber auch die Gejellichaften mit den doppelten 
Gerichten zerfallen wieder in zwei Abteilungen, nämlid: a) in Gejelliaiten, 
bei welchen da3 für gewiſſe, in den allgemeinen Verficherungsbedingungen näher 
bezeichnete Fälle vorgejehene Spezialgeriht obligatorijch oder b) mur fakul— 
tativ ift. Obligatoriih it von den in Betracht fommenden 21 Gejellichaften 
das Spezialgericht bei 20 Gejellichaften und nur bei einer Geſellſchaft (Provi- 
dentia) fakultativ. Dieſe eine Gejellihaft läßt bei Unfällen mit vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit, jomit bei Unfällen, die nur eine einmalige, meift geringe 
Entjhädigungsverpflihtung für fie involvieren, den Grad der Arbeitsunfähigfeit, 
der für die Höhe der Entihädigung maßgebend ift, durch ein Spezial:(Schieds-) 
Gericht feftitellen, jofern die Parteien hierzu geneigt find, anderenfall® hat der 
Richter zu enticheiden. Das Spezialgericht it demgemäß bei der Providentia 
nicht nur ein jakultatives, ſondern auch ein jehr beichränftes. Die 20 Geſell— 
ichaften mit dem obligatorischen Sondergericht Ichliegen unbedingt das ordentliche 
Gericht in allen denjenigen fällen aus, in melden das erjtere kompetent ift. 
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Die ausiclieglid vor das Forum des Spezialgerichtes gehörenden Streitigkeiten 
laſſen ſich ebenfalls wieder in zwei Kategorien zerlegen; dieje find: 


I. Die Streitigfeiten, welche fi nur auf den Umfang (Dauer und Höhe) 
der Entihädigung beziehen (Spezialgeriht mit beſchränkter Kom: 
petenz) und 

Il. die Streitigfeiten, welche außerdem nod über die folgenden Fyragen 
entitehen : 

a) ob der Tod oder die Arbeitsunfähigkeit als unmittelbare Folge 
des Unfalls zu betrachten ift, ferner 

b) ob vorübergehende oder dauernde Arbeitsunfähigfeit eingetreten ift 
und endlic) 

c) ob Rentenempfänger wieder arbeitsfähig geworden find. (Spezial: 
gericht mit erweiterter Kompetenz.) 


Zu der Kategorie I (Spezialgericht mit beichränkter Kompetenz) zählen, 
wenn man die Providentia, welche eine aparte Stellung einnimmt, unberüdfichtigt 
läßt, folgende 8 Gelellichaften: 1. Viktoria; 2. Kölniihe; 3. Allianz; 4. Secu: 
ritas; 5. Neptun; 6. Bayeriiche; 7. Urania und 8. Mannheimer. 


In die Kategorie IT (Spezialgericht mit erweiterter Kompetenz) rangieren 
die nachſtehenden 12 Geſellſchaften: 1. Stuttgarter; 2. Frankfurter; 3. Wilhelma; 
4. Thuringia; 5. Rhenania; 6. Norditern; 7. Oberrheiniiche; 8. Vaterländiice; 
9. Magdeburger; 10. Friedrich Wilhelm; 11. Nürnberger und 12. Pr. National. 
Zwiſchen den Sondergerichten mit beichränkter und erweiterter Kompetenz beitebt 
ein fignififanter Unterſchied. Die Streitfragen IIa—c müſſen jomit bei den 
8 Gejellichaften der Kategorie | von dem ordentlichen Richter entichieden werden, 
erjt wenn die Gejellichaft von demielben dem Grunde nad) zur Entſchädigungs— 
leiftung verurteilt worden iſt, muß, mangels gütlicher Einigung zwiſchen der 
Gejelihaft und dem Verficherten, noch das Spezialgericht über den Umfang 
(Dauer und Höhe) der Entichädigung angerufen werden. Diejes umftändlide, 
zeitraubende und foftipielige Verfahren entfällt bei den 12 Gefellichaften der 
Sategorie Il, da hier das Spezialgericht gleichzeitig aud über diefe Fragen ent: 
icheidet. Das Spezialgericht hat bei den Gejellichaften eine verichiedene Benennung 
und zwar: „Schiedögericht“ bei 9 Geſellſchaften (Allianz, Thuringia, Vater: 
ländilche, Magdeburger, Securitas, Providentia, Neptun, Nürnberger, Urania); 
„Aerztlihes Schiedsgericht“ bei 2 Gefellihaften (Stuttgarter und Pr. 
National); „Kommiffion“ bei 4 Geſellſchaften (Nordftern, Oberrheiniſche, 
Bayeriiche, Mannheimer); „Aerztlihe Kommiſſion“ bei 5 Goejellichaften 
(Victoria, Kölnische, Wilhelma, Rhenania, Friedrich Wilhelm) und „Schätzungs— 
Kommission” bei einer Gejellihaft (Frankfurter). Wir reden in nachſtehendem, 
der gebräudhlidhiten Benennung folgend, kurz von „Schiedögericht”. 


Zunächſt find noch einige kurze Bemerkungen über die prinzipielle Berech 
tigung der Schiedögerichte angezeigt. Es laſſen fich hierfür hauptſächlich folgende 
Gründe anführen. Die oben sub I und II angegebenen, der Kompetenz dei 
Schiedsrichter anheimfallenden Tragen find ſämtlich . vorwiegend mediziniſcher 
Natur. Für die ſachgemäße Entſcheidung der bezüglichen Streitpunkte iſt ſomit 
eine gründliche mediziniſche Kenntnis und eine Vertrautheit mit den realen Ver— 
hältniſſen des praktiſchen Lebens unerläßlich, Eigenſchaften, die der berufsmäßige 
Richter in der Regel in dem erforderlichen Umfange nicht beſitzen wird und die 
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man füglid aud) von demjelben nicht verlangen fann. Würde über dieje Fragen 
der ordentliche Richter zu enticheiden haben, jo müßte aud er erft die Gutachten 
ärztlicher, Jowie ſonſtiger Sachverſtändiger einholen und hierauf feinen Richter: 
ſpruch bafieren. Durch diejes Verfahren erleidet einerjeitd der berufsmäßige 
Nichter injofern eine Einbuße an jeiner Selbitändigfeit, als er jein Urteil den 
Anfichten der gehörten Sadjverftändigen anpafjen muß, und andererjeit3 werden 
hierdurch ſachgemäße Urteile keineswegs immer verbürgt, wie auch ferner durch 
diejes Verfahren die Streitiadhen jehr verteuert und unnötigerweile in die Länge 
gezogen werden. Ein meiterer Grund für das Schiedsgericht: die vielfach) 
beobachtete Scheu des Verficherten, den ordentlichen Richter anzurufen, joll hier 
nur angedeutet werden. Alfe dieje Gründe rechtfertigen zur Genüge die Zweck— 
mäßigfeit des Schiedsgerichtes bei Streitigkeiten der vorbezeichneten Art. Ein: 
ichränfend muß jedoch gleich hinzugefügt werden: wenn und jomweit dieje Schieds- 
gerichte jahgemäß und unparteiiih find und die Berufung derjelben, ſowie die 
Urteilverfündung und -Vollſtreckung möglichit jchnell erfolgen, und endlich) das 
Prozebverfahren ein einfaches ift, und die Koften desjelben gering und gerecht 
verteilt find. 


Wie diefe an ein ordnungsmäßiges Schiedsgericht zu ftellenden Poſtulate 
im Privat:Iinfallverfiherungsvertrage bisher realifiert worden find, ſoll jett 
nachgemwielen werden. Zunächſt find jedod noch einige Worte über jeine Be: 
jegung vorauszujcdiden. 


A. Das Schiedsgeriht wird gebildet bei den jämtlichen in Betracht 
fommenden 20 Gejellichaften (die Providentia bleibt in Hinficht auf das oben 
Dargelegte auch hierbei wieder unberüdfichtigt) aus drei Mitgliedern. 
Diefe 3 Mitglieder beftehen: 


a) bei 7 Gejellihaften aus 3 Aerzten (Victoria [aus Doktoren der 
Medizin], Stuttgarter, Kölnische, Wilhelma, Rhenania, Friedrich 
Wilhelm und Pr. National) ; 


b) bei 41 Gejellichaften aus zwei beliebigen Mitgliedern und einem 
ärztlichen Mitgliede. Diejes ärztliche Mitglied ift bei 3 Gelell- 
Ihaften (Allianz, Vaterländiſche) und Urania) ein Kreisphyſikus 
bezw. Gerichtsarzt; bei 7 Geſellſchaften (Frankfurter, Nordftern, Ober: 
rheiniſche, Securitas, Neptun, Nürnberger und Mannheimer) ein Kreis: 
phyſikus bezw. Gerichtsarzt oder eine medizinische Autorität an einer 
öffentlichen Heilanſtalt oder an einer Univerfität; bei einer Gejellichaft 
(Thuringia) ein Kreisphyſikus, event. eine medizinische Autorität einer 
Univerfität oder SHeilanftalt, oder ein PVertrauensarzt einer Berufs- 


genofienichaft ; 


bei einer Gejellichaft (Magdeburger) ebenfalls aus zwei beliebigen 
Mitgliedern, welde möglichſt approbierte Aerzte jein 
müjjen, und einem dritten ärztlichen Mitgliede Kreisphyſikus oder 
Gerichtsarzt) ;”) endlich 


d) bei einer Gejellihaft (Bayerische) aus drei beliebigen Mitgliedern. 
") Die Parteien können im gegenjeitigen Einverjtändnifie auch einen anderen Sad: 
Bla bejtimmen. 
2) Wie vorjtehende Fußnote 1. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1902, »44 


— 


C 
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B. Die Wahl der Schiedsrichter vollzieht ſich folgendermaßen : 


a) bei 4 Gejellichaften (Victoria, Stuttgarter, Pr. National und Bayeriſche) 
wählen die Gejellihait und der Anjpruchhabende je ein Mitglied und 
dieje beiden das dritte; 

b) bei einer Gejellichaft (Thuringia) auf die gleiche Weiſe wie vorftehend, 
jedoch mit dem Vorbehalt, dat die Beitimmung, aus welcher Kategorie 
(j. oben A. b) der Obmann gewählt werden joll, der Gejellichaft zufteht ; 

c) bei 4 Gejellihaften (Allianz, Vaterländiiche, Magdeburger und Urania) 
wählen die Geſellſchaft und der Anfprucherhebende je ein Mitglied, 
während als drittes Mitglied ber betreffende‘) Kreisphyſikus oder 
Gerichtöarzt ohne weiteres hinzutritt; 

d) bei einer Gejellihaft (Mannheimer) wird je ein Mitglied von der Ge: 
jellihaft und dem Werficherten bezw. deifen Rechtsnachfolger gewählt, 
„während ala drittes Mitglied der Gerichtö-, Bezirks-, Kreisarzt oder 
eine mediziniiche Autorität einer öffentlichen Heilanftalt oder Univerfität 
binzutritt.“ Mer das dritte Mitglied zu wählen hat und aus welcher 
Kategorie dasjelbe entnommen werden joll, geht aus den allgemeinen 
BVerficherungsbedingungen nicht hervor; 

e) bei 10 Gefellichaften (Frankfurter, Kölnische, Wilhelma, Rhenania, 
Norditern, Oberrheiniiche, Securitas, Neptun, Friedrich Wilhelm und 
Nürnberger) wählen die Gejellichaft und der Anjprucherheber je ein 
Mitglied, als drittes Mitglied fungiert der betreffende Kreisphyſikus 
oder Gericht3arzt,?) oder auf Verlangen (Antrag) der Geſell— 
ſchaft eine mediziniiche Autorität an einer öffentlichen Deilanftalt oder 
an einer Univerfität. 

C. Den Fall der Nihteinigung der beiden erftgewählten Mitglieder 
über die Berufung des dritten Mitgliedes (Kategorie B, a) haben von den 
vier in Betracht fommenden Gejellihaften nur drei Gejellihaften in ihren all: 
gemeinen Verficherungsbedingungen berüdfichtigt und zwar: . 

1. Victoria: diefelbe überläßt aladann die Wahl des dritten Mitgliedes 

der zuftändigen Mtedizinalbehörde ; 

2. Pr. National: fie fordert, daß in diefem alle die Aerztefammer der 
Provinz bezw. das Medizinal:Follegium des Landes, in welchem der 
Verletzte wohnt, das dritte Mitglied ernennt und 

3. Bayeriiche: wählt alsdann jelbjt das dritte Mitglied, „welches dann 
entweder der Gerichtö:, Bezirks-, Kreisarzt, der Vorſtand oder ein 
höheres Mitglied der Gerichts: oder Verwaltungsbehörde des Wohn: 
ortes oder Wohnbezirkes des Verlegten oder eine mediziniihe Autorität 
einer öffentlichen Heilanftalt oder Univerfität fein muß.“ 


Was zuvörderft die Qualifikation der drei Schiedsrichter anbelangt, 
jo ilt bezüglich der 7 Geſellſchaften der Kategorie Aa., bei welchen diejelben 


) Der „betreffende“ ift bei Allianz und Urania derjenige am Wohnjige des Ver: 
jicherten, bei der VBaterländiihen und Magdeburger derjenige des Wohnfiges, welchen der 
Verjicherte zur Zeit des Unfalls hatte. 

2) Bon den 10 Gejellichaften ijt bei 9 das dritte Mitglied der Kreid- oder Gerichte: 
arzt des Wohnortes des Verſicherten und bei einer Geſellſchaft (Norditern) desjenigen 
Ortes, an welchem der Unfall ſich ereignet hat. 
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nur aus Werzten bejtehen müſſen, zu bemerken, daß die von ihnen zu ent: 
icheidenden Tragen, wenn auch vorwiegend, jo doch keineswegs ausſchließlich 
medizintihe find. So ift beilpielsweije die Trage nach dem Kauſalzuſammen— 
hang zwiſchen Verlegung und Unfall keineswegs immer eine rein ärztliche. Des 
weiteren fann die Feſtſtellung und Abichägung der Invalidität nicht lediglich 
nad; medizinischen Geſichtspunkten erfolgen, jondern es müſſen hierbei auch die 
thatſächlichen Verhältniſſe des BVerlegten gewürdigt werden. Auf die Berüd- 
fihtigung diejes wichtigen Umftandes verweilen von den 20 in Betracht kom— 
menden Gejellichaften auch 17 (ausgenommen: Stuttgarter, Wilhelma und 
Thuringia), indem fie in ihren allgemeinen Verficherungsbedingungen ausdrüdlic) 
beftimmen, daß in allen nicht näher bezeichneten (meiſtens durch die jogenannte 
„Bliedertare” geregelten) Fällen die Feititellung des Invaliditätsgrades davon 
abhängig ift, ob und wie weit die Arbeitskraft und die Erwerbsfähigfeit de3 
Berficherten unter Berüdfichtigung feines Berufes, feiner Yebensftellung, Bildung, 
Kenntniffe und Fähigkeiten durd den Unfall beeinträchtigt worden ift. 
Beitehen die Schiedsrichter nur aus Aerzten, jo liegt hierin das jchwer- 
wiegende Bedenken, daß bei der Abihägung der Unfallfolgen das medizinijche 
Moment zu ftark hervorgehoben und infolgedeilen die oft ausſchlaggebenden that- 
ſächlichen Verhältniſſe nicht, oder nicht genügend berüdfichtigt werden, was große 
Nachteile, ſowohl für den Berficherten, als auch für den Verſicherer im Gefolge 
haben fann. Aus diefem Grunde ift es auch leicht erflärlih, daß die Mehrzahl 
der Gejellichaften (12 von 20 [Kategorie Ab und e]) außer einem ärztlichen 
Mitgliede zwei beliebige Schiedsrichter zuläßt. Wenn Hieftand (a. a. O. Seite 93) 
behauptet, daß das Schiedögericht der PrivatUnfallverfiherungsgejellichaften, 
„wenn dies auch nicht immer ausdrüdlich geſagt iſt, ſich aus Aerzten zuſammen⸗ 
ſetzt', jo iſt dies wenigſtens hinſichtlich der deutſchen Unfallgeſellſchaften, wie 
eben dargethan, unrichtig. Nur ſoviel kann hierbei zugegeben werden, was 
Hieſtand jedoch nicht erwähnt, daß manche Geſellſchaften, auch wenn dies in 
ihren Bedingungen nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, ihrerſeits ſtets einen Arzt 
als Schiedsrichter ernennen werden, in welchem Falle aber der Verſicherte immer 
noch das Recht hat, einen beliebigen Schiedsrichter zu wählen. Eine noch größere 
Freiheit in der Auswahl der Schiedsrichter läßt die eine Gefellichaft (Ad), 
welche bezüglich des Berufes der Schiedsrichter überhaupt feine Vorſchriften macht. 
So beredtigt und geradezu geboten nad) alle dem die Hinzuziehung von 
nichtärztlichen Mitgliedern zum Schiedsgericht erjcheint, jo iſt doc auch Hiermit 
injofern wieder ein unbeftreitbarer Nachteil verbunden, als dadurch die Zahl der 
ärztlichen Mitglieder verkürzt wird. Anfnüpfend an die obige Erwägung, daß 
die durch das Schiedsgericht zu enticheidenden Fragen immerhin überwiegend 
medizinischer Natur, und dieje wieder häufig jehr fompliziert find, und ferner, 
daß von der richtigen Beantwortung diejer ragen die Entichädigung und damit 
im Zujammenhang jtehend die wirtichaftliche Lage des Verficherten, bezw. im 
Zodesfalle die wirtichaftliche Lage derjenigen, für welche der Verficherte zu jorgen 
hatte, abhängen kann, jo ift bei dem großen und immer größer werdenden 
ärztlichen Willensgebiet der Verkürzung der Zahl der drei ärztlichen Mitglieder 
des Schiedögerichtes nicht das Wort zu reden. Und da andererjeitS auch dem 
Schiedsgericht Mitglieder angehören müſſen, die nicht einjeitig den medizinischen 
Standpunkt vertreten, jondern den Schwerpunkt auf die Würdigung der that: 
ſächlichen Verhältniſſe der Verlegten legen, jo kann und muß der Ausweg nur 
darin gefunden werden, daß die Zahl der Schiedsrichter — analog der 
44* 
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ftaatlichen Unjallverjiherung (847 des Unfallverficherungsgejeges vom 6. Juli 1884) 
— vermehrt wird und zwar dergeftalt, daß zu den drei ärzt: 
lien Schiedsrihtern nody zwei andere hinzufommen, die ſich 
aus der Berufsftellung (wenn der Verlegte mehrere Berufe hat, 
aus dem Hauptberuf) des Verlegten refrutieren müſſen. 

Hierdurch wird im Schiedsgericht das ärztliche Element einigermaßen aus: 
reichend vertreten, ohne daß die übrigen, nicht ärztlichen Tragen gänzlich unbe: 
achtet oder hintangejegt werden; durch dieje ſachgemäße Zulammenjegung des 
Schiedsgerichtes werden auch die Anſprüche des Verletzten zweifellos vieljeitiger 
und eingehender geprüft und die Entiheidungen gerechter ausfallen. 

Bei der Trage nad) der Unparteilicdyfeit der Schiedsrichter wirft ſchon 
auf den eriten Blick auffällig, daß ſich die Parteien für jeden Einzelfall ihre 
„Richter“ jelbit wählen. Die Parteien werden jedody in der Regel nur folche 
Richter ſich ausſuchen, zu denen fie das jeite Vertrauen haben, daß fie ihre 
Anfichten auch nachdrücklichſt vertreten. Die Rechtſprecher treten hierdurch nicht 
nur in ein Abhängigkeitsverhältnis zu den Rechtſuchenden, ſie werden ſogar 
direfte Parteinehmer. Dieſe höchſt ſonderbare Einrichtung verſtößt gegen den 
oberſten Grundſatz, welcher an die Richter geſtellt werden muß: daß ſie ſelbſt— 
herrlich über den ſtreitenden Parteien ſtehen ſollen, und iſt daher vom Stand— 
punkte einer gerechten Rechtſprechung auch grundjäßlidy zu verwerfen. Vertreten 
ſomit die von den Parteien nominierten Mitglieder des Schiedsgerichts den 
Standpunkt ihrer Auftraggeber und werden fie ſomit gleichſam deren Verteidiger, 
jo liegt die thatjächliche Enticheidung in den Händen eines Einzelnen, des dritten 
Mitgliedes. Unterfuchen wir nun, ob und event. welchen Einfluß die Parteien 
aud auf die Ernennung dieſes dritten Mitgliedes haben. 

Bon den beregten 20 Gejellihaften wählen bei den 4 Gejellichaften der 
Kategoire: Ba die beiden von den Parteien ernannten Schiedsrichter das dritte 
Mitglied. Hierbei find wieder zwei Gruppen zu unterjcheiden und zwar 1. wenn 
die drei Schiedärichter nur aus Aerzten (Viktoria, Stuttgarter und Pr. National) 
oder 2. wenn dielelben aus drei beliebigen Mitgliedern (Bayerijche) beitehen. Fällt 
die Zujammenjegung der Schiedsrichter unter die erjte Gruppe (drei Aerzte), jo 
wird in allen denjenigen Fällen die Gejellichaft einen nicht unbedeutenden Ein: 
fluß auf die Wahl des dritten Mitgliedes ausüben fünnen, in welchen der von 
ihr ernannte, wohl meiftend routinierte Arzt einem von dem Anjprucherheber 
gewählten und in Unfallſchadenſachen nicht oder wenig erfahrenen Arzt gegen: 
überiteht. Befindet fi) der von dem Berficherten als Schiedsrichter gewählte 
Arzt, was wohl ala die Regel angenommen werden fann, da derſelbe meiftens 
jeinen behandelnden Arzt nimmt, am Wohnfit bezw. im Wohnbezirk des Ver: 
ficherten und fällt der Ort des Schiedögerichtes mit dem Wohnort des Ber: 
ficherten nicht zufammen, jo vermindern ſich Häufig, je weiter die räumliche 
Entfernung der beiden Orte ift, die Beziehungen des Arztes zu jeinen Berufs: 
genofjen am Orte des Schiedögerichtes, infolgedeilen wird derjelbe auch nicht jo 
ſchnell und leicht einen dritten Arzt vorſchlagen fünnen und daher oft und ohne 
weiteres dem von dem Mitglied der Geſellſchaft vorgeichlagenen dritten Schieds: 
vichter jeine Zuftimmung erteilen. Kommt noch hinzu, daß der Gejellichaftsarzt 
das Mitglied zuerjt vorichlägt, jo wird der Arzt des Verficherten und zwar 
häufig ſchon aus Gründen der Kollegialität, die erfahrungsmäßig bei den 
Aerzten jehr ſtark ausgebildet ift, fich mit dem von dem erfteren vorgeichlagenen 
Arzt eimveritanden erklären; da jedoch, wie ferner angenommen werden Fann, 
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der Gelellichaftsarzt nur einen ihm, bezw. jeiner — — der Geſell— 
ſchaft — genehmen, d. h. in ihren Dienſten ſtehenden oder ihr ſonſt verpflichteten 
Arzt vorſchlägt, ſo hat die Geſellſchaft durch dieſe beiden Schiedsrichter von 
vorneherein die Majorität. Der Verſicherte kann in dieſem Falle auf eine 
vollſtändig gerechte Beurteilung ſeiner Anſprüche wohl ſchwerlich rechnen. Einen 
zum mindeſten gleichen Einfluß vermag die Geſellſchaft auch auf die Ernennung 
des dritten Schiedsrichters auszuüben, wenn die Schiedsrichter der Gruppe 2 
(drei beliebige Mitglieder) angehören. 

Derſelben großen Benachteiligung kann der Anſprucherheber bei der einen 
Geſellſchaft der Kategorie Bb ausgeſetzt ſein; die vorjtehend entwickelten Be— 
denken treffen auch für dieſe Geſellſchaft mutatis mutandis zu. 


Weit gerechter verfahren die + Geſellſchaften der Kategorie Be, bei welchen 
das dritte Mitglied ein für alle mal der Kreisphyſikus oder Gerichtsarzt des 
Wohnſitzes des Verficherten iſt. Dieſe Nerzte werden ſich wohl einerjeits jchwer: 
li) jemals in einem Abhängigfeitsverhältnis zu der Gejellichaft befinden und 
andererjeitö gewährleiften diejelben jchon vermöge ihrer amtlichen Stellung und 
infolge ihrer meiſtens großen Kenntnis und reichen Erfahrung in der Unfall: 
ihädenregulierung eine jachgemäße und gerechte Urteilfällung. Das Gleiche trifft 
auch für die eine Gejellichaft der Kategorie Bd zu. 

Die nunmehr noch verbleibenden 10 Gejellichaften der Stategorie Be 
untericheiden ſich hinfichtlich ihres Einfluffes auf die Wahi des dritten Mitgliedes 
des Schiedögerichtes von den joeben beſprochenen Gejellichaiten weſentlich dadurch, 
daß ſie ſich ausdrüdlich das Recht ausbedungen haben, auf ihr Verlangen den 
Schiedsrichter unmittelbar ernennen zu können. Zwar find ihnen hierin 
enge Grenzen gezogen, indem das dritte, von ihnen direkt zu ernennende Mit: 
glied nur eine mediciniiche Autorität an einer öffentlichen Heilanftalt oder an 
einer Univerfität jein darf. Trotz dieſer Begrenzung hat ſich die Gefellichaft 
gegenüber dem Berjicherten eine günftigere Poſition geichaffen, da doch mit der 
Möglichkeit gerechnet werden muß, daß der Betreffende ebenfalls die Intereſſen 
jeiner Mandantin — der Gelellihait — vertritt. Diejer Fall kann noch um 
jo leichter eintreten, wenn ſich die Geſellſchaft häufig oder gar immer bei ihren 
Streitigkeiten der Mithilfe ein und desjelben dritten Schiedsrichter bedient. 
Ohne au nur in die Vertrauenswürdigfeit, Gerechtigfeitsliebe und Gewiſſen— 
haftigfeit diejer Autoritäten auf mediciniihem Gebiete Zweifel zu ſetzen, jo iſt e8 
doch menſchlich, daß fie in dubio leicht die Intereſſen ihrer Auftraggeber ver: 
treten und jomit die berechtigten Anſprüche der Verlegten empfindlich ſchädigen. 
Sei dem, wie ihm wolle, auf alle Fälle wird auch diefen Schiedsrichtern unter 
Umftänden der Vorwurf der Bejangenheit nicht eripart werden fünnen. Die 
Hervorhebung diejer, wie wir gerne zugeben wollen, nicht allzu nahe Tiegenden 
Möglichkeit ift aber u. A. durchaus erforderlich gewejen, um zu zeigen, daß aud) 
diefe Jcheinbar gerechte und unmparteiiiche Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts für 
den Berficherten unter Umjtänden eine nicht zu unterſchätzende Gefahr in ſich 
bergen fann. 

Aber noch mehr! Es kann auch vorfommen, daß die Gejellichait ſämtliche 
Schiedsrichter wählt, wober wiederum zwei Fälle zu unterscheiden find: 1. Wenn 
der Verſicherer ſich dieſes ausdrücklich im Vertrage ausbedingt, oder 2. wenn 
der Anſprucherheber auf ſein Recht, einen Schiedsrichter zu ernennen, freiwillig 
Verzicht leiſtet. 
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Das Recht, auch das dritte Mitglied zu ernennen, haben ſich von den 
20 Gejellichaften 17 für den Fall ausbedungen, daß der Anfprucherheber jein 
Mitglied innerhalb einer beftimmten Friſt nicht namhaft gemacht hat. Diele 
Friſt iſt bei 7 Gefellichaften (Wilhelma, Thuringia, Nordftern, Vaterländiſche, 
Baperiiche, Friedrich Wilhelm und Mannheimer) 8 Tage, bei einer Gelellichait 
(Pr. National) 10 Tage und bei 9 Gefellichaiten (Frankfurter, Kölnische, Allianz, 
Rhenania, Oberrheiniiche, Magdeburger, Securitas, Nürnberger und Urania) 
14 Tage. Dieje Friften find für den Geihäftsunfundigen und in dieſen An: 
gelegenheiten unerfahrenen Verficherten entichieden zu kurz bemeſſen. Eine an: 
gemeſſene Ausdehnung — auf etwa 6 Moden — ift als gerechtfertigt zu 
verlangen. 

Hat der Verficherer das Recht, für den Anfprucherheber das Mitglied zu 
ernennen, falls er innerhalb der geftellten Friſt ſein Mitglied nicht angegeben 
bat, jo muß aud) gerechterweile der Verficherte bezw. Anſprucherheber dasjelbe 
Net haben, für den zögernden Verficherer das Mitglied zu wählen. Dielen 
unftreitig gerechten Standpunft nehmen aber nur 3 Gejellichaften (Allianz, 
Pr. National und Urania) ein. Das Postulat kann und muß für alle Geſell— 
ſchaften ſein: daß jeder Partei das Recht zufteht, aud den Schieds— 
rihter für die Gegenpartei zu wählen, falls die leßtere von 
ihrem bezügliden Rechte innerhalb der geftellten Friſt 6 Wochen) 
feinen Gebraud gemadt hat. 

Die Veranlaffung zu dem zweiten, keineswegs vereinzelt daftehenden all, 
daß der Verſicherte auf jein Recht, einen Schiedsrichter zu ernennen, freiwillig 
verzichtet, ijt teils in der Läffigfeit bezw. Bequemlichkeit des Anjprucherhebers, 
teils in der Unflarheit über die eigenften Intereſſen, die der Verficherte dadurd 
Preis gibt, ſowie endlih — und das trifft meiltens zu — in der großen 
räumlichen Entfernung des Wohnſitzes des Berficherten von dem Orte des 
Schiedägerichtes zu ſuchen. Je größer aber dieje zwiſchen diejen beiden Pläßen 
it, umjomehr wird der Verficherte der großen Koſten wegen davon Abitand 
nehmen, feinen behandelnden Arzt zu feinem Mitglied zu ernennen; hat er 
zudem feine Beziehungen an dem Orte des Schiedägeridhts, jo wird er häufig 
feinen anderen Ausweg willen, als die Gejellichaft vertrauensvoll zur Nam- 
haftmachung aud eines Mitgliedes für ihn anzugehen. Diefem Erſuchen wird 
wohl jede Gejellichaft aus naheliegenden Gründen nicht nur anftandslos, Jondern 
jogar bereitwilligft nadfommen. Hierdurch hat der Anfprucherheber jeine an 
und für ſich Schon ungünftigere Position noch jehr verichlechtert. 

Aus den obigen Darlegungen ergibt fi) zur Genüge, daß das Schieds- 
gericht der Unfallgejellichaften den Anſpruch auf Unparteilichkeit ſchwerlich wird 
erheben fünnen und daß daher vom Standpunkte der Gerechtigkeit die Wahl 
diejer Schiedsrichter dringend der Nenderung heiſcht. Unparteiiich und jelbftändig 
und daher auch relativ gerecht fünnen die Schiedsrichter jedoch nur dann urteilen, 
wenn fie nicht von den Parteien jelbit gewählt und aud nit aus deren 
Intereffentenfreifen entnommen werden. Unſere praftiihe und nad Lage der 
Sade auch nur mögliche Forderung geht daher dahin: daß die Ernennung 
jämtliher Schiedsrichter einer ſachkundigen Behörde zu über- 
tragen iſt. Mit diefer prinzipiellen Forderung fteht und fällt das Schieds- 
gericht. Als hierfür ganz beſonders geeignet it das neue Kaiſerliche Auffichts- 
amt für Privatverficherung. Bei diefem Auffichtsamt müßten die Gejellichaften 
unter kurzer Darlegung des Streitfalles die Ernennung der Schiedsrichter be: 
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antragen, die von Fall zu Fall nad) völlig freiem Ermeſſen des Amtes zu 
erfolgen hätte. Es —* nach den obigen Erwägungen wohl kaum noch der 
Hinzufügung, daß die dergeſtalt gewählten Schiedsrichter mit den Parteien in 
keiner, ſei es direkten oder indirekten Verbindung ſtehen dürfen, ſomit weder 
behandelnde Aerzte, noch Geſellſchafts- oder Vertrauensärzte ſein dürfen. 

Die Streitfälle werden auch auf dieſe Weiſe, wie angenommen werden kann, 
verhältnismäßig abnehmen, da manche Geſellſchaft, zumal bei geringfügigen 
Differenzen, die jchiedsrichterliche Austragung zu vermeiden juchen wird, worin 
vom privatwirtichaftlihem Standpunkte ein Vorteil und vom volfäwirtichaftlichen 
Standpunfte fein Nachteil erblicdt werden kann. 

Da es an jeglihem Thatjachenmaterial zur Beurteilung diefer Schiedägerichte 
gebricht, jo empfiehlt ſich, zunächſt eine jchriftliche Umfrage bei den in Betracht 
fommenden Gejellihaften über die Zahl, Art und Höhe, jowie den Ausgang ꝛc. 
der Schiedögerichte zu halten. Dieje Enquéte, welche bei den wenigen Gejell: 
ihaften nur geringe Koften verurſacht, wird bei richtiger Tyormulierung der 
Fragen zweifellos theoretiſch wie praktiſch gleich wertvolle Aufichlüffe über die 
Schiedsgerichte geben. 

Von der größten Bedeutung für die Verficherten find nun des weiteren 
die Beitimmungen im Berficherungsvertrage über die Berufung bezw. über den 
Zujamınentritt der Schiedägerichte und die Vollſtreckung der jchiedsgerichtlichen 
Urteile. Die Gefellichaften fordern allgemein, um die Berficherung bei ein- 
getretenem Unfalle nicht zur Gewinnquelle für die Verficherten zu machen und 
jomit feinen Anreiz zur Ausbeutung der Gejellichaften zu bieten, daß die Ver: 
fiherungsfummen, insbejondere die verficherte Kurquote, d. h. der bei Unfällen 
mit vorübergehender Ermwerbsunfähigfeit verficherte Entihädigungsbetrag das 
durchſchnittliche Einkommen des Verſicherten nicht überſchreiten darf. Dieſe Be— 
ſtimmung wird auch beim Abſchluß der meiſten Verſicherungsverträge befolgt; 
denn die zuverläſſigen Agenten, die bei den ſoliden Geſellſchaften die Regel bilden, 
wachen ſchon bei der Aufnahme des Verſicherungsantrages darüber, daß die 
Antragſteller keine zu hohen Verſicherungsſummen beantragen, um erſtens dem 
Verſicherungsnehmer die Prämienzahlung ſeinen Einkommensverhältniſſen anzu: 
paſſen und zu erleichtern und zweitens, um ſich ſelber durch die hierdurch er— 
möglichte Aufrechterhaltung der Verſicherung einen dauernden Proviſionsbezug 
zu ſichern. Aber auch die Geſellſchaft kann bei Prüfung der Antragsdeklaration 
aus den Angaben über das Alter, den Beruf ꝛc. des VBerficherungsnehmers 
leiht auf die Angemefjenheit der Verſicherungsſummen jchließen: jcheinen ihr 
diejelben zu body, jo fann fie die beantragte Verficherung a limine ablehnen, 
oder eine angemefjene Reduktion derjelben vorjchreiben. Bildet jomit die Unfall- 
verjiherung in ber Regel für den Verletzten feine Gewinnquelle, jondern erjeßt 
fie ihm nur den durch den Unfall a ine Arbeits- oder Erwerbsverluſt 
bezw. die dadurch erforderlich gewordenen Aufwendungen für Arzt, Apotheker ꝛc., 
ſo muß auch verlangt werden, daß die Entſchädigungsverpflichtung des Verficherers 
moöglichſt bald feſtgeſetzt und die Auszahlung des Entſchädigungsbetrages unver: 
züglich bewerfitelligt wird. 

(Schluß folgt.) 
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Hamburgs Handelsinge nad dem erſten Barifer 
Frieden. 


Von Dr. Geert Seelig, Rehtsanwalt in Hamburg. 


Drei Dinge bejtimmen über eine Handelsblüte. Die geographiide 
Lage muß den Handelöplaß leicht und billig erreihbar für ein großes Ein 
und Ausfuhrgebiet machen; der Geist jeinerBewohner muß Unternehmung 
luft mit einer unerichütterbaren Redlichkeit und einem gemeſſenen Vertrauen 
vereinigen; die politiihe Konitellation muß ihn dauernd vor gemalt: 
jamen Eingriffen von Außen fichern. 

Von den beiden erften Anforderungen ift die eine rein objeftiver, die andere 
durchaus jubjektiver Natur. Die dritte dagegen wird ſchwanken. Gehört das 
Emporium einem großen und machtvollen Verbande an, dann wird e3 in einem 
ſolchen zwar an jeinem Anteil jeine Intereffen berüdfichtigt jehen, ſelbſt und 
jelbitändig wird e8 aber auf die politiichen Kombinationen nicht einwirken können. 
Schwache und Kleine oder Stadtjtaaten — und der Stärfe- und Größenbegriff 
wird davon abhängen, wie jehr ein Handelsplatz wirtichaftlich central gelegen 
und wie weit die ‘Peripherie des von ihm beherrichten Kreiſes gezogen iſt — 
werden ſich hier auf fich jelbit angewieien jehen, um mit den Waffen in der 
Hand, durch Handelsbegünftigungen oder durch die glatten Ueberzeugungsmittel 
von Gold und Silber ſich die gewünichte Freiheit der Handelsſtraße zu verſchaffen. 

Diefe notwendige äußere Gemandtheit im Beherrſchen der mechielnden 
Situation und zugleich ein tief gehendes Anpaffungsvermögen in bezug auf die 
innere Geitaltung feines Handels hatte Hamburg im Verlaufe jeiner taufend- 
jährigen Handelsgeſchichte häufig bewähren müſſen. Seines Handels wegen 
hatte e8 an dem großen Kriege der holfteiniichen Grafen gegen Dänemark um 
Schleswig Zeil genommen, mit der Hanſa hatte es jo gut jeine Kriegsfoggen 
ausgelandt wie e3 jpäter mit dem eritarften England, mit Holland paltiert, ın 
den Neichöfriegen mit Frankreich fi) jeine koſtbare Neutralität gewahrt hatte. 
Daher hatte e8 die veränderten politiichen Konstellationen, an denen andere Handels: 
ftädte zu grunde gegangen waren, fiegreid) überdauert, der Hanſa Niedergang 
hatte ihm erſt recht die Meere geöffnet, aus Antwerpen Verödung zog es 
jeinen Nußen, mit der Navigationsafte verftand es ſich abzufinden. Immer 
mehr war die Elbe die eigentliche Handelspforte Deutichlands geworden. 

Gefteigert wurden alle diefe Anforderungen an Hamburg, ala mit dem 
Emporjteigen Preußens zur Großmacht das Signal zur beginnenden gänzlichen 
Umgeftaltung der politiichen Weltkarte gegeben war, als jeit dem Auftreten 
des großen Königs der mehr ala hundertjährige Gärungsprozeß anhob, der 
die nationale Zujammenfaffung der Kulturländer einleitete und begleitete. Aber 
aud hier wußte der hamburgiiche Handel, ſich jelbit proteusartig nad Innen 
und Außen wandelnd, allen Wandlungen zu folgen. 

Als jeit Mitte des 18. Jahrhunderts der Handel mit Kolonial: 
waren alle anderen Zweige überflügelte, gab er fortan dem hamburgiſchen 
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Geihäft das Gepräge; den damals aufblühenden Erport weitfäliiher und 
ihlefijher Leinwand nah den jpanijchen Ländern riß Hamburg an ſich. 
Neben den reinen Zwijhenhandel der alten Zeit jeßte es den Vertrieb der 
Produkte aus den heimiſchen AZucderfiedereien, dev Tabaksſpinnerei, den 
Kattundrudereien. Ebenso gut wie e8 ſich mit der Verdrängung Frankreichs vom 
Kolonialwarenmarft infolge der Revolution mit deſſen Nachfolgern, England 
und Amerifa, verjtändigte, wußte es nad) dem Niedergang des franzöfifierten 
Amfterdams die bolländiihe Handelserbſchaft zu machen. Neben den 
alten Eigenhandel trat der moderne Kommiſſionshandel in den neuen, 
ungeheuren Warenwerten, am Ende des Jahrhunderts auch vornehmlich die 
gewinnbringende Spedition der aus England eingeführten wejtindijchen 
Produkte. Dem altgewohnten Verkehr mit den Ländern auf der Fahrt die 
Nordieefüfte ſüdwärts ſchloß ſich Jeit der berühmten bewaffneten Neutralität von 
1780 die direkte Verbindung mit Nordamerifa und bald aud mit den 
ipanijchen Kolonien an. So wies Hamburg am Beginn des neuen Jahr— 
hunderts, Freunden und Tyeinden als neutralen Abſatz- und Berjorgungsort 
gleich unentbehrlich, troß der jchweren Krifis von 1799, inmitten des waffen: 
itarrenden Europas eine glänzende Handelsblüte auf. Seine ungemeſſene Baria: 
bilität hatte jeine Vitalität bewielen ! 

Da zog mit dem trügerichen Frieden von Amiens (27. März 1802) für 
Hamburg ein gewiſſes Etwas herauf, gegen deſſen ſchickſalsſchwangere Energie 
es weder das in der Agonie liegende Neich noch der bisher jo jtegreiche gefüllte 
Beutel, nod) jein Anpaflungsvermögen zu Ihügen vermochten. Denn jet wurden 
dem hamburgiichen Handel nicht mehr in der alten Weile nur hindernde und 
daher zu überwindende Schwierigkeiten gemadjt, jondern man trachtete ihm nad 
dem Leben, indem man jeine Ein= und Ausgangspforte, die Elbe, ſchloß! 
Bon 1803 ab blodierte England mit zwei furzen Intervallen die Elb— 
mündung; noch jchwerer traf Napoleons Gegenmaßregel, die mit vielen 
Duälereten vorbereitete Kontinentaljperre, die jeit November 1806 nun 
der Blodade von Außen eine völlige Land: und Seejperre im Innern hinzu— 
fügte! 1810 zogen die Franzoſen jelbit in die unglüdliche Stadt dauernd ein, 
die erklärten Feinde der Handelsblüte „des engliichen Agenten“, um danı noch 
als Schlußglied in der Kette der Trübſale das grauenvolle Elend des Be: 
lagerungswinter® 1813/14 herbeizuführen. Diefem Schlage war das Same 
burger Geichäft nicht gewachſen gewejen! Kriegen um merfantile Ziele hatte es, 
fi anichmiegend, gerecht werden können; als aber nicht mehr um Handels: 
politiihe Maßnahmen, jondern ausſchließlich mit ſolchen geitritten ward, als 
e8 num anjtatt jeines® natürlichen Elbhandels einen fümmerlichen Landhandel 
über Tönning anheben jollte, da war feine Möglichkeit der Häutung mehr 
gegeben, und der langiame Tod war die fichere Perſpektive! 

Nach einem kurzen Befreiungsrauſch im Frühjahr 1813, nachdem dann 
Davouft ſich wochenlang gegen die ihm wohl befannte Wahrheit geſträubt hatte, 
flatterte am 29. April 1814 die weiße Fahne der Bourbonen als Zeichen 
der Erlöjung von den Thürmen der Stadt. Am 2. Mat wurden die erjten 
Päfle ausgegeben, am 4. Mai wurde das nad Holftein führende Dammthor 
dem freien Verkehr von 6 Uhr morgens bi8 7 Uhr abends geöffnet, vom 
nächſten Tage ab fand auf dem Hamburger Berg zwildhen Hamburg und 
Altona ein freier Markt zur Verproviantierung der aller Yebensmittel beraubten 
Hamburger und Harburger ftatt. Davouſt's Generalftabschef, Cäſar de Laville, 
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erließ am 4. ein Dekret, nod) franzöſiſch und deutſch, daß vom nächſten Tage 
ne * Handel gänzlich frei in Hamburg ſowohl zu Waſſer als zu Lande“ 
ein ſolle! 

Der Handel! Gab es noch einen hamburgiihen Kandel oder hatte 
Napoleon ihn zu Tode gejoltert? Die alten Verbindungen waren im Mai 
1814 bis auf die legte radifal verloren gegangen; was immer der hamburgiice 
Handelsgeiſt an Sifemitieln gegen die brutate Gewalt, an Schleichwegen er: 
jonnen hatte, war verbannt. Die Läger waren nad) Bremen, Helgoland, Altona 
getrieben, an Stelle des offenen Handels ein nächtlicher, ſyſtematiſch ausgebauter 
Schmuggel, die Schiffe faulten im Hafen, die Bank ſtand ausgeraubt, die Börſe 
ein Pferdeitall ‚geworben, auf mehr ala 180 Millionen ME. Courant wurde 
der durch die Franzoſen jeit 1806 angeridhtete Schaden geſchätzt. Die beften 
Männer waren freiwillig fortgezogen oder irrten vertrieben und landfremd 
im Elend! 

Am 26./27. Mai übernahmen Rat und Bürgerichaft zögernd wieder das 
Regiment in den alten Formen, raſcher und entichlojfener griff der aus dem 
ZTodtenichlaf erftandene Handel nad) dem ihm entriffenen Scepter ! 

Schon am 7. Mai kamen die erjten Zufuhren, Reis und Zucker, zu 
Wagen von Lübeck, glei darauf regte ſich das alte Handelsbarometer Ham: 
burgs, der Kaffeehandel, und eine Kaffeeauftion wurde, freilich noch erfolglos, 
abgehalten. Am 13. wurde die Börje wieder ihrer urjprünglichen Beitimmung 
zurüdgegeben, Häufer und Speicher waren zu hohen Mieten wieder geſucht, 
eine ganze Reihe neuer Handelsetablifjements, darunter die vielen Schotten und 
Engländer, wurde angezeigt. 

Alsbald fing auch Hamburgs Lebensader, die Schiffahrt, wieder an zu 
ichlagen. Als erites Schiff fam am 17. Mai ein Engländer, die Amalia, von 
Hull, fie war, wie noch andere Schiffe, am 16. vorerft in Altona eingetroffen. 
Noch weitere Segler, die zunächſt in der Nachbarſtadt angelegt hatten, wurden 
dann nad; Hamburg verholt und belebten wieder den verödeten Hafen. Mit 
ihnen trafen zuerſt wieder die lang entbehrten Steinfohlen und größere Maſſen 
von Kolonialwaren ein. Von da ab wuchs der direfte Verkehr nad) Hamburg 
wieder jo, daß die letzte Maimoche ſchon wieder 59 Schiffe von See einlaufen 
jah, die meilten aus England, aber auch ſchon ſolche von der deutichen Oſtſee— 
füfte, au8 dem Norden, aus Spanien. Nach fiebenjähriger Pauſe gingen im 
Juni in Altona die Häringsbuyſen wieder in See, im nädjiten Monat Tiefen 
wieder die preußtichen Häringsjäger im Hafen ein. 

Mit den Zufuhren erwachten die gefamten alten Handelsanftalten, welche 
dem Empfange, der Preisregulierung, der Zahlung, der Verteilung dienten. 

Das erite, ala die Zufahrt nad) Hamburg wieder offen ftand, war, daß 
die in Bremen, Helgoland, Guernjey, Jerſey aufgeitapelten Vorräte, die dort 
ziemlich nutz- und abjaglos lagerten, nad) der Elbe geihafft wurden. Maſſen 
von Solonialmaren aus England, das einzige Land, wohin Jahre lang jolde 
zur See hatten gebracht werden fünnen und das ungeheure Zufuhren empfangen 
hatte, folgten. Zunächſt wurden namentlih Zuder und Kaffee zu Preien, 
die weit über den normalen lagen, gehandelt und an die gänzlich entblößten 
Krämer verteilt. Ordinärer Kaffee, deffen normaler Preis etwa 8—9I 3 das 
Pfund war — bie Mark Eourant zu 16 3 iſt nominell 1,20 Mk. heutigen 
Geldes — koſtete en gros 12°/ı 3, die nn fauften ihn zu 13'4— 13". 
Bon Zudern foitete rohe Waare je nad) Herkunft 11—15 4, von bearbeiteter 
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jtellte fich die feine englische Raffinade auf 20 3, Lumpen auf 16 $ das Pfund. 
Der Eentner engliiher Syrup ward mit 38 Mark bezahlt. 

In diejen eriten Tagen ward die jedes Abſatzes fichere Ware genommen, 
wo man fie fand, und bar in Courant Geld bezahlt zu dem Preife, den man 
ſchien aa zu fünnen. Ihn beftimmten ebenjfowenig Börjenpreis und Preis- 
courant, fie die Zahlung in Bankgeld und nad) den alten Ujancen erfolgte. 
Nachdem aber erjt gemiljermaßen dieſer erite Waarenhunger geftillt war, famen 
Mare und Preis, Angebot und Nachfrage in ein geregeltes Verhältnis zu 
einander. Am 19. Mat gab der Wiafler Govert3 den eriten Waren: Preis: 
courant heraus. Er umfaßte etwa 20 der gangbarjten Kolonialwaren : Kaffee, 
Reis, Gewürze, Baumwolle. Noch fehlen Zuder und Tabak; von nordiichen 
und deutihen Produkten jchweigt er ganz. Im Vergleich zu dem umfaifenden 
der früheren Jahre ericheint er als trauriger Torſo, jowohl in Bezug auf 
die Zahl der Artifel wie die der Sorten. Die Preiſe lagen jedoch, ſoweit 
es ſich nicht um die noch immer teuren Lebensbedürfniffe handelte, bald nicht 
mehr mwejentlicd) entfernt von denen vor der Sperre. 

Um der unbequemen Baarzahlung abzuhelfen, bedurfte es zunächſt der 
MWiederheritellung der Bank und geregelter Wechjelverbindungen. 

Die Hamburger Bank hatte befanntlic von ihren Intereſſenten Rein: 
filber in Barren zu dem feſten Preis von 27 Mark 10 4 die Mark fein in 
Depot genommen und ihnen darüber Tolien eröffnet. Bei der Heraus: 
nahme ward ihnen die Mark fein mit 27 Mark 12 3 berechnet. Diejes der 
Bank anvertraute Eigentum der Deponenten in Höhe von 7'/s Millionen Marf 
Banko Hatten die Franzoſen befanntlicd) geraubt. Um nun vorläufig einen 
Bankfond wieder zu Schaffen, ward am 4. Juni geitattet, einftweilen anftatt den 
Reinfilberbarren Kontanten einzubringen, nachdem die Bank ſchon am Tage vorher 
geöffnet war und neue Folien auögegeben hatte. Allein im Vertrauen auf die 
jiher erwartete Heritellung der Bank hatte man jchon längere Zeit vorher an- 
gefangen in Banfo zu handeln und Zahlung auf Wiederherftellung verjprochen. 

Mit dem Handel in Bankgeld und die dadurd gewährten Friften ward 
es aud) möglich die alten Ujancen beim Warenhandel wieder zu beobadıten. 
Dieje bezogen ſich außer auf die verichiedene Münze, in der je nach der Ware 
gerechnet wurde, und auf die unendlichen Regeln über die Berechnung der Ver— 
packung u. }.w. über die Tara und über das vom Berfäufer zu gewährende 
Gutgemwidt, vornehmlich auf den Defort und den Rabatt. ener ward, 
da die „gewöhnliche Zeit” zur Zahlung in Hamburg 4 Wochen, jpäter 2 Monate, . 
betrug, bei fontanter Zahlung von dem Käufer mit "/2°/o abgezogen; dieſer 
hatte jeinen Urſprung Hiftoriic in den langen Reijen beim Zuder- und Seiden: 
handel gehabt und wurde hauptjählih auf aus Oft: und Weftindien ftammende 
Ware, die zur Fabrikation beftimmt war, mit 4*/s oder 8°/s/o gewährt. 

Eine weitere Folge der Neufhaffung der Bankvaluta war auch die Möglich— 
feit nunmehr die eigentümlihe hamburgiſche Geldberehnung wieder ans 
zuwenden. Die Bankvaluta, die Mark Banko zu 16 3 a 12 Pf. ” N den 
Verfehr nad) England und Holland auch als Pfund vlämiſch (= 7/2 Mark 
Lübſch) zu 20 A vl. a 12 Pf. vl. gerechnet, war nur eine ideale ehe 
münze und als ſolche Wertmeſſer für das wirklich umlaufende Courantgeld. 
Bon diefem gab es den hamburgiichen, den däniſchen, den ſchleswig-holſteiniſchen 
Gourant und die jogenannten neuen */ (Reichathaler). Je nad) dem mußte 
mit einer diefer Münzen effektiv bezahlt werden, 3. B. Abgaben, Hypotheken— 
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zinfen, Gehalte in hamburger Courant, gewiſſe Zölle in */s. Alle dieje Geld: 
jorten jtanden wechſelnd beſſer und jchlechter al8 Banko, und darüber gab ber 
Geldfurszettel Auskunft. Die gelamte übrige in Hamburg umlaufende 
Münze, als jpaniihe Piafter oder Stüde in Achten, Alberts: und Seeländiſche 
Thaler, und alles Gold, alſo Dufaten, Youis: und Friedrichsdor, war Ware, 
die einen beftimmten Kurs zu Banko und zu Gourant hatte, worüber 'gleichfalls 
der Kurözettel wie über den Wert des Barrenfilbers informierte. 

Soweit die Waare nicht in baar oder per Bank bezahlt wurde, mußte auf 
Wechſel zurüdgegriffen werden; denn mit Ware konnte Hamburg jeine Ankäufe 
damals nicht bezahlen. Der hamburgiſche Erport fing erit zehn Yahre jpäter 
an wieder eine Rolle zu jpielen, die erite deutiche Wolle, 11125 114 Pfd., ging 
1822 nad) England. Bor der Sperre war Hamburg der erſte Wechielplak 
Europas gewejen. Die ungeheuren Geldmanipulationen der Kriegsjahre, die 
Subfidienzahlungen der Mächte, ihre Anleihen, die großen Abrechnungen über 
die auf den Kontinent gebrachten Stolonialwaren, in Hamburg, dem damaligen 
Mittelpunkt des fontinentalen Handels, waren fie beſchafft. Der hamburgiſche 
Mechielkurszettel war daher ein jehr vollitändiger gemwejen, verzeichnete aber nur 
europäiſche Plätze, und zwar deutiche, franzöſiſche, italieniiche, ſpaniſche, 
portugiefiiche, holländiiche, engliiche und dänische. Auf Petersburg wurde ein 
Kurs erſt im Jahre 1821 an der hamburger Börje notiert. Die Art der 
Notierung war eine äußerſt fomptizierte und der Kurszettel war gerade wie die 
Warenpreisliite, urſprünglich nicht ohne Abſicht aus Furcht vor allzu großer 
Bublizität der hamburgiichen Handelgepflogenheiten, ein Myſterium. Bei einigen, 
hauptſachlich deutſchen und holländiſchen Wechſelplätzen ward notiert, wie viel eine 
beſtimmte Summe hamburgiſcher Münze dort wert war; bei — z. B. dem 
Kurs auf London, wie viel Geld in hamburger Mährung 3. ® Schilling 
vlämiſch, auf eine beſtimmte dortige Landesmünze gingen. Am 3. Mai 1803 
war z. B. der Kurs auf Amſterdam in Banko für 2 Monate dato 109., 
auf London 2 Monate dato 32 3 6. 

Mit der Wiedereröffnung der Bank gewann Hamburg wieder die alte be 
berrichende Stellung im Wechſelverkehr. Am 10. Juni hatte ſich diejer bereits jo weit 
geregelt, daß zum eriten Male wieder Kurſe notiert werden konnten auf London, 
Paris, Amjterdam, Augsburg, Kopenhagen; am 17. Juni folgte Breslau, am 
21. Yivorno, im Juli Bordeaur und Portugal. Exit im Auguft waren die 
Verbindungen mit dem öfterreichtihen Süden jo weit geregelt, da Notierungen 
auf Wien, Frankfurt und Prag erfolgen konnten. Als dann noch im September 
Genua und die jpanischen Pläße verzeichnet wurden, da war aud) diefer Teil 
der hamburgiichen Notierungen wieder vollftändig. 

Mit Waren — Geld — und Wechjelnotierungen war aber der hamburgiſche 
Kurszettel erihöpft. Das Fondsgeſchäft, wenn überhaupt vorhanden, war 
noch ganz unbedeutend. Erſt 1821 ward an der Börfe über das Spielen in Fonds 
geklagt worden, obſchon Hamburg ſich auch jetzt noch gegen andere Plätze zurüd: 
hielt. Aber jchon im Sommer 1822 nahm das Fonds- und mit ihm das 
Differenzgeichäft, allerdings angeblid) nur von Seiten der jüdiichen Bankiers, 
derart iüberhand, daß die Börſenhalle vom Auguft ab zwei Mal wöchentlich) 
die Fonds notieren lieh. 

Endlich fam auch die jhon lange vor der Sperre erjehnte Neuordnung 
des Zollweſens jeßt zu jtande. Früher waren fünf verichiedene Zölle, von 
Bürgern und Fremden verichieden getragen und verichieden als Stüd:, Gemidt: 
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und Wertzoll erhoben worden. Nach der Sperre waren die Waren unverzollt 
und ungeregelt hineingeitrömt. Aber jchon am 29. Mai wurde zunädjit be- 
ftimmt, daß die aus: und eingehenden Waren bis zu einem demnächſtigen Deft: 
nitivum notiert werden jollten, der Stempel auf Wechlel, Policen und Auktionen 
wurde beibehalten. Eine provijoriihe Zollordnung jegte am 6. Juni die Ab— 
gaben für alle eine und ausgehenden Waren jeewärts auf 1'/2°/o, landwärts 
auf "/2"/o vom laufenden Börjenpreis feit; Leinen, Garn, Kupfer, Getreide und 
hamburgiiche Fabrifate waren zollfrei. 

Mit der Regelung diejer faufmänniichen Grundlagen lebten alle die handels- 
techniſchen Hilfsmittel wieder auf; der hamburgiſche Korreipondent, unten den 
Franzoſen als Moniteur deutſch und franzöſiſch gedrudt, befam wieder jeine 

ewohnte Form, vom 1. Juli ab gab die Börjenhalle ihre hamburgifchen und 

ben Kurszettel, die Schiffsliften, die Ueberficht der Allekuranz- Prämien, die 
Handelöberichte heraus; am 4. Juni erichienen die Brandes'ſchen Einfuhrliften, 
am 1. uni fam die Reichöpoft, der bald die hannoveriche, braunſchweigiſche und 
medlenburgiiche folgten. Als dann von den vielen Aſſekuranz-Kompagnien fünf 
wieder aus dem Staube eritanden, regelmäßig Warenauftionen abgehalten 
wurden, und im September das Maklerweien durd; Ernennung von 96 Maklern 
reftauriert wurde, da war der durch die Franzoſenzeit gänzlich zerftörte 
Mechanismus des hamburgiichen Handels wieder hergeitellt, und dem Kauf: 
mann Itanden jo ziemlich alle Mittel zum Weberjehen der Konjunktur wiederum 
zu Gebote. 

Aber die die Konjunktur EIER politiihenund wirtihaftliden 
Verhältniſſe waren von Grund aus verändert. Wenn die heilige Allianz 
auch mit vorübergehendem Erfolge Europas vorrevolutionäre Geſtalt wieder 
herzuftellen ji) bemühen fonnte, den eigenwilligen und jelbjtändigen Handel 
vermochten die Diplomaten des Wiener Kongreſſes nicht zu zwingen. {früher 
waren die Kolonialprodufte durdy viele Kanäle nad) Europa geſtrömt; jelbft 
wenn ſeeſchwache Staaten ihre Kolonien während des Krieges nicht hatten ihügen 
fönnen, hatten dieſe ihre Erzeugniſſe aufgeftapelt und in Zeiten des Seefriedens 
nad) dem Mutterlande geihafft. Jetzt waren unter dem Drude der übermächtigen 
englijchen Flotte die gejamten ‘Produkte auch aus den franzöfiichen, ſpaniſchen, 
portugiefiichen, holländischen Beſitzungen in den einzigen Abzugsfanal nad) dem 
britiichen Inſelreich gedrängt. Yu nad) der teilweifen Rüdgabe der Kolonien 
behielt der Handel, nicht zum mindeiten wegen der Vernichtung der außereng- 
lichen Handelsflotten, dieje Gewohnheit bei, und England war fortan der Mittel- 
punft, um den fich der Kreislauf des Welthandels drehte. 

Meiter war an Stelle der unausjchließlichen Handelöverbindungen mit den 
Mutterländern der direkte Verkehr mit den Kolonien getreten, und die beginnende 
und zum Zeil ſchon erfolgreihe Emancipation der leßteren verlangte Anpaffung 
an ganz neue Verhältnifie. Dann hatte fi) außer der Herabminderung des 
Geldes, die Produktions: und Konſumtionsfähigkeit der handelsbeherrichten 
Länder erheblid) verjchoben. Man ſchätzte, daß der Wert des Geldes in Hamburg 
auf die Hälfte gejunfen jei; der Verbrauch des Zuckers war in England von 
150 Millionen Pfund im Jahre 1792 auf 300 Millionen, in Rußland von 
12 Millionen 1793 auf 24 Millionen 1814 gejtiegen. Aus Abnehmern waren 
Lieferanten geworden. Die durch den Klammergriff der Kontinentaliperre her: 
vorgeprebte fontinentale Induſtrie begegnete erjolgreid der alten englijchen. 
Daneben Jah man fi) 1814 an Stelle eines langjamen Weberganges plötzlich 
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einer Menge in dem zwanzigjährigen Intermezzo empor gejchoffener Bedürfniſſe 
gegenüber. Und dabei war das friegäzerfleiichte Deutichland arm, bitterarm! 
Endlid war von dem im Werden begriffenen deutichen Bund eine wirtichattliche 
Zujammenfaflung des natürlichen deutichen Hinterlandes Hamburgs ebenjomenig 
zu erhoffen wie eine ftaatliche Einheit. 

Der alte hamburgiſche Handelsgeiſt jah ſich aljo vor die doppelte Aufgabe 
geitellt, die bewährte natürliche Lage des Platzes derart zu benußen, daß dem 
ausländiihen Produzenten der ficherjte und bequemfte Abſatz gemährleiftet und 
dem inländiichen Abnehmer, troß der engliihen und franzöſiſchen Reifenden, die 
fid) damals jchon direft an das deutiche Publitum wandten, der billigite und 
der bejtverjehenite Markt geboten würde. 

In welden Maße das gelang, zeigen am beiten die Schiffäzahlen. 
Angaben über die Tonnage fehlen, man muß ſich mit der Thatjache begnügen, 
daß die Labdeliften jelten Schiffe über 100 Laften, die Schiffslaft zu 6000 Pfund 
gerechnet, anführen. Die hamburgiſche Eigenrhederei war ebenjo wie der Schiffs— 
bau unbedeutend geworden. Die Anzahl der auffommenden großen Seejchiffe 
ward auf 873 für 1814 angegeben, der Hauptiahe nad), nämlich 578 aus 
England; aber jchon fommen aus Spanien und von den fanariihen Inſeln 31, 
18 aus Portugal, 14 aus dem Mtittelmeere, 58 aus franzöfiichen Häfen. Aus 
Südamerika und Weltindien trafen allerdings erft 8 Ladungen ein, Nordamerika 
fehlte gänzlich. Dieje ungünstigen Zahlen beruhen auf dem Kriegszuftande zwiſchen 
England und den Bereinigten Staaten, die Sandelöberichte erzählen fortwährend 
von aufgebradhten Schiffen. Nach dem am 24. Dezember 1814 in Gent geichloffenen 
Frieden kommen 1815 ſchon 32 Nordamerifaner. Der Reit entfiel auf 
Verbindungen mit dem Norden und der Ditjee. Daneben liefen 1406 Kleine 
Fahrzeuge ein. Zum Vergleich) möge dienen, daß für 1815, 1817 und 1818 
die entiprechenden Zahlen 1309 und 1052, 1792 und 1139, 1994 und 1638 
find. Bon 1815 bis 1818 wurden fteigernd 68, 95, 116 und 154 in Ham: 
burg eintreffende außereuropäiiche Ladungen gezählt. Ausklariert wurden 1814 
850 große und 1124 Heine Schiffe. An fremden Flaggen ſah man freilich 
neben der allmächtigen engliihen nur in geringer Anzahl die jpantiche, die 
franzöfiiche, die portugiefiiche und die ragulaniiche im Hafen wehen. Die ham: 
burgiiche war, nachdem fie eine hamburgiiche Neutralität nicht mehr zu einem 
begehrten Schußmittel ftempelte, rapide verſchwunden. 

Die at der Jmporten läßt fih nur annähernd ſchätzen. Die 
Brandes’ihen Einfuhrliften wielen bis zum 31. Dezember 1814 in 93 Nummern 
2022 Zufuhren zu Waffer und zu Lande nad. Genau bekannt ift mur die 
Menge des eingeführten Zuders: 34350000 Pfund. Früher waren es 80 
Millionen Pfund gemejen, die fat ausſchließlich in Hamburger Siedereien ver- 
arbeitet wurden. Immerhin importierte Hamburg ſchon wieder etwa das 
Anderthalbfache des damaligen rujfiichen Bedarfes. Von dem zweiten Haupt: 
artifel, Kaffee, wurden vielleicht 21 Millionen Pfund nad) Hamburg gebradt, eine 
Einfuhr, welche etwa ein Jahrzehnt konſtant blieb. Don Reis, oftindiicen, 
italieniichen und amerifaniihen, kamen zwiichen 2 und 3 Millionen Pfund, 
ebenjo traf eine nicht unbeträchtliche Menge Thee und Tabak ein. Der Baum: 
wollenimport war, weil er unter dem engliſch-amerikaniſchen Krieg ftarf litt, 
nur gering: 3065 Ballen; nad) dem Genter Frieden ftieg er anhaltend und 
betrug 1818 jchon 20555 Ballen. Erhebli war jofort die Menge der en: 
gebrachten Gewürze: Pfeffer 6327 Ballen, Zimmt 5795 Sad, Ingber 1015 


or 
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Sad. Auch der echte Indigo erwies fi mit 3932 Kiſten Einfuhr als ein lang 
entbehrter Artikel. Einen Rückſchluß auf den geſamten Umjaß vermag man viel- 
leicht aus den Aſſekuranz Summen zu maden. Fünf Aſſekuranz-Kompagnien 
und jämtliche Privat-Affekuradeure verfiherten vom 15. Mai ab 41791 693 ME. 
Banko (2 einer Geſamtprämie von 14937 65 ME. Banko, alfo im Durchſchnitt 
zu 3”15”0. Die Affefuranz Summen für 1816 und 1817 find 87379000 
und 150 768 000 Mi. Banko. 

Die Wege, die das zugeführte Gut ging, find jchwer feitzuftellen. Ham— 
burg hatte von jeinen natürlihen Rollen damald nur die des Verteilers der 
Maren an das Binnenland inne. Die früher jo gewinnbringende Leinenausfuhr 
war nod nicht wieder erwacht, deutiche Wolle, Zink, Butter, Lumpen gingen nod) 
nicht, wie jpäter, nad) England, gegen Weizen, Raps, Hafer jperrte ſich diejes 
noch durch feine Korngejeße ab. Lebhaft war die oberelbiihe Schiffahrt, bis 
ins Herz des Kontingent hineinführend, aber faſt ausjchlieglich in den Händen 
preußiicher Schiffer. Eine belebte Handelsſtraße war aud) der ſchleswig-holſteiniſche 
Kanal, viel befahrene Fradtitraßen gingen nad) Lübeck, nad) Leipzig zu, über Heilen 
nah Süddeutſchland. Bedeutend war derzeit noch der jpäter erjchwerte Kandel 
mit den ruſſiſchen Oſtſeeländern, namentlid” gingen dahin die hamburgijchen 
Raffinaden, in deren Herftellung die 80 von den etwa früheren 400 wieder er- 
ftandenen hamburgiichen Fabriken erfolgreich den Kampf mit den engliſchen auf- 
genommen hatten. Bon der Oſtſee wurden die jogenannten nordiichen Produfte : 
Salz, Teer, Hanf, Pottajche, geholt, deren England und Amerifa namentlich 
bedurften. 

Die Preije waren, wie bejprochen, gleich nad) Bejeitigung der Sperre 
ertrem geweſen. Allein die von allen Seiten in das wieder geöffnete Hamburg 
bei gededtem Lofalbedarf zuftrömenden Zufuhren ließen fie alsbald erheblid) 
finken; fie erholten ji) — nachdem allmählich die alten Abzugskanäle nad) 
dem Innern einer nach dem andern wieder geöffnet waren, noch einmal im 
Hochſommer. Mean hoffte aud auf ein ftarkes Herbitgeihäft,; denn das gänz- 
liche Stoden der Schiffahrt in falten Wintern und die Schwierigkeit und Soft: 
barfeit des winterlichen Qandtransportes geboten damals allgemein die reichliche 
Berjorgung mit Kolonialwaren vor Eintritt der jchlechten Jahreszeit. Das er: 
wartete Herbſtgeſchäft blieb jedody aus. Nicht nur hatte man fi im Sommer 
ausreichend verjorgt, jondern aud) die Engländer waren durch die Notwendigkeit 
ſonſt die nod unter Zollverichluß lagernden Kolonialwaren zu verzollen, zu 
ftarfen Berichiffungen nad) dem Kontinent gezwungen, was die Preile abermals 
im Vorwinter erheblid) drüdte. Ym großen und ganzen war am Jahresſchluß 
die Ausnahme-Konjunkftur überwunden, und Hamburg konnte fortan wieder mit 
normalen Berhältniffen in Zufuhr und Abſatz rechnen. Die Extreme der Preis- 
ſchwankungen am Ende Mai bis Jahresſchluß waren für die wichtigiten Kolo- 
nialwaren folgende: Kaffee 7'/e—10'/s, Raffinaden 20—35, weißer Havanna= 
zuder 13—28, Syrup 23—33, Pfeffer 19/.— 26, Baumwolle (Georgia) 31 —50, 
(Bengal) 23—36, Garolina-Reis 33—53. 

Wie das Warengeſchaft. regulierte ſich auch das Geldgeſchäft. Zwei 
Monate ſchon war Napoleons Herrſchaft unrettbar verloren geweſen und noch 
immer hatte wegen Hamburgs Sperre der Preis des Goldes, des Pfundes Sterling 
nicht Teftgeitellt werden können. Das wurde im Mat anders! Wegen des 
alleinigen Warenzufluffes aus England, den das übrige Europa nicht mit 
Waren bezahlen konnte, war der Kurs auf London der allein mahgebende 
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geworden. Europa wäre daher einer engliſchen Finanzherrſchaft hilflos ausge: 
liefert gewejen, wenn nicht England viele Subjidialmechiel hätte umlaufen gehabt. 
Durch dies Moderamen regulierte ſich allmählich mit Hamburgs Vermittlung 
ein zwar hoher, aber einigermaßen feſter Kurs auf London, an den die anderen 
fid) anlehnen konnten. Die Tendenz des Londoner Kurjes zum Steigen madte 
ihn natürlich zu einem Gegenftand der Spekulation, aud) in Hamburg bemühte 
man ſich, ihn zu treiben. Das gelang aber nicht, namentlich weil der wegen 
Ueberfüllung des Marktes im Herbft jtodende Abjag ihn drüdte. Die jo be: 
dingte Unsicherheit des Hauptwertes — der Londoner Kurs erfuhr Schwankungen 
von 26 3 4 bis 32 — erzeugte empfindlihe Rückſchläge. Bon einem großen 
Miptrauen war man gegen Wiener Werte bejeelt, nit nur wegen der 
notoriſch ſchlechten Finanzwirtſchaft, jondern vornehmlich weil der fich unerwartet 
in die Länge ziehende Monarchen-Kongreß den Pla mit Papieren für jein 
fortwährendes Geldbedürfnis überſchwemmt hatte. Ständig gedrüdt blieb aud 
der Kurs auf Paris, weil der Kaufmann nur mit Sorgen dad Verweilen des 
Imperators auf Elba jah. 

Die eigentümliche Stellung Englands auf dem Geldmarft bedrohte Europa 
damit, daß alle Kontanten dorthin abfloffen. Allein das Einfen des Londoner 
Kurjes im Herbit und der Zwang für England, an jeine Truppen in Nord: 
amerifa und Belgien große Barjendungen zu machen, jein Bedarf an Biaftern 
in Indien, ebenjo der Rußlands an diefer Münze verhinderte den völligen Ab: 
fluß der Kontanten nad) dem Inſelreich. Daher hielt ſich auch der Diskont 
auf ber für Hamburg als Mittelitand giltigen Höhe von 4—6°/o. Für das 
einzig vernünftige Maß der Handelöwerte wurde Silber gehalten, und das als 
reine Ware behandelte Gold, deſſen namentlih die Ruſſen ſtändig für ihr 
Heer bedurften, blieb andauernd auf einem jehr hohen Stand. 

Ueber das öfonomiihe Relultat wird man fi) natürlich jchwer be: 
ſtimmt äußern fünnen. Wan wird davon ausgehen müflen, daß nur jolide 
Häufer im Mai 1814 am Plage waren; die ſchlecht fundierten hatten die Jahre 
der Sperre nicht überftehen fünnen. Im großen und ganzen jcheint das Jahr dod; 
recht gewinnbringend gemejen zu jein. Man hört auch nur von drei Zujammen: 
brüchen, der höchſte mit 340000 Markt Banko Pafliven, eine für die Börſe aud 
jener Zeit unbedeutende Sunme, wenn man Zufammenbrüche wie 3. B. in den 
folgenden Jahren in Riga mit 13 Millionen Rubel Paſſiva im Auge behält. 
Auch 1815 traten große Verlufte nicht ein. 

Will man zujammenfalien, was Hamburg in diefen kurzen acht Monaten 
des offenen Handels erreicht hatte, jo läßt ſich das durch Konftatierung von zei 
Ihatjahen thun: Ohne jede fremde Hilfe hatte Hamburg fih im Innern 
völlig der veränderten Weltlage angepaßt und feinen Markt wieder zum erften 
des Sontinenis gemadt, nah Außen waren erft jeit dem Wiedereintritt 
Hamburgs die Verteilung der Handelsgüter, der Preis der Waren und der 
Wert des Geldes auf das Normale zurüdgeführt, zwei Thatjachen, die über: 
zeugend darthun, daß Hamburg nicht, wie man jo oft behauptet hat, nur duch 
eine daterlandsfremde Ausnugung der Situation zu jeinem Handelsflor gelangt 
üt, jondern daß es in Wahrheit ſchon damals die natürliche Handelspjorte jeines 
natürlichen wirtichaftlichen Hinterlandes, das ift jet des gelamten Deutichen 
Reiches, war! 
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(Das Gentralblatt für das Deutſche Rei, Minifterialblätter 2c. find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt des Beichs-Gefekblattes. 


Nr. 33: Geſ. wegen Abänderung des Geſetzes, betr. die Kaijerlihen Schutztruppen 
m den —— en und die Wehrpflicht dajelbft (Neich3-Gejegbi. 1896 
©. 653) v. 2%. 6. IM 237, — Bel., betr. die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Hechelräumen und been —* v. 24. 6. 1902 ©. 238. — Ar. 34: Geſ. betr. den Serbis: 
tarif und die Hlaffeneinteilung der Orte jowie Abänderung des Geſetzes über die Be— 
willigung von Wohnungsgeldzufhüfien v. 7. 7. 1902 S. 239, 240. — Nr. 35: Kaij. BD. 
über die weitere —— des Geſetzes, betr. die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau 
vom 3. Juni 1900. V. 1902. S. 241. — Bek., Bun das Geſetz über die Schlacht: 
vieh: umd Fleifchbefhen a 3. Juni 1900. 3. 10. 7. 1902 ©. 242. — Pr. 36: Gei., 


. 2 24. Juni 1887 5 .n 0 
betr. die Abänderung des rege vom 16. Yunt seh B. 7. 7. 1902. 


©. 243—252. — Süßftofigejeh v. 7. 7. 1902 ©. 253—256. — Bet., betr. die Vereinbarung 
erleihternder Borichriften für den oeietfetigen — zwifchen den Eijenbahnen 
Dentichlands und Luxemburgs v. 9. . 1902 ©. 


II. Inhalt des Gefekblattes für Ellfab-Lothringen. 


Ar. 10: Kaij. BO., betr. dad Straßenbahnunternehmen in der Stadt Mep und 
deren Umgebung v. 27. 6. 1902 Vom Statthalter aus Auftrag vollzogen) ©. 57, 58. 


III. Gefeße, Stantsverträge und landesherrlidge Perardnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einmohnern : 


Gefeg- Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Rr.27: Gej., betr. die Erweiterung und Vervollftändigung des Staateijenbahn- 
netzes und die Beteiligung des Staated an dem Baue von Kleinbahnen v. 20. 5. 1902 
Anleihen zur Aufbringung von 127 686 329.95 M.]. Anlage 2: Staatövertrag zwiichen 
Preußen und Sadjen-Altenburg, betr die im Sacjen-Altenburgiihen Staatögebiete be: 
legene Teiljtrede des Eiſenberg-Croſſener Eijenbahnunternehmens vom 20. Januar 1900. 
Anlage 4: Staatsvertrag zwiihen Preußen, Sachſen-Weimar, Sahjen-Meiningen und 
Sachſen-Altenburg wegen Herſtellung ar url und wegen Erwerb der 
Feldabahn durch Preußen vom 23. April 1901 S. 175—202. — Geſ. betr. die Er— 
weiterung des Dafens in Rubrort v. 2.6. 1902 [Anleihe zur Aufbringung von 7 000 000 I.) 
5. 202, 203. — Königl. BO., betr. die Tagegelder und Neijeloften der —— 
in Berlin, Charlottenburg, Rirborf und Schöneberg v. 2.6.1902 S. 204, 05. — Nr. 2 
Staatövertrag zwiſchen Preußen und Lübeck, betr. die Dinterziehung und — — 
von Verkehrsabgaben auf dem Elbe-Travekanal v. 13. 11. 1901 ©. 07—209. — Wr. 29; 
Allerhöchſter Erlah vom 29. Mai 1902, betr. Bau und Betrieb der in dem Geſetze vom 
20. Mat d. %. Geſetz-Samml. ©. 175) "vorgejehenen neuen Eijenbahnen und Beitimmung 
der Behörden für die Verwaltung der auf Grund desjelben Geſetzes in das Eigentum 
des Staates übergehenden BPrivatbahnlinien S. 211—213, — Nr. 30: Bei. über Mens 
derungen des Geſetzes, betr. das Piandreht an Privateijenbahnen und Hleinbahnen und 
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die Zwangsvollitrefung in diejelben, vom 19. Auguſt 1895. V. 11.6. 1902 ©. 215. 
r. 31: Gef., betr. die Mbänderung von WUmtögerichtöbezirten v. 22. 6. 1902. 2. 

97, 228, — Nr. 32: Geſ., betr. Ausführung des Schlachtvich: und leifäbefchangejee 

v. 28. 6. 1902 S. 229 — 233. — Gef., betr. Maßnahmen zur Stärkung des Deutſch 

in den Provinzen —— und Bofen v. 1. 7. 1902 [Anleihen zur Bereitjtellung von 

0 Millionen M.) S. 234. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern. 


Nr. 28: Königl. Allerh. VO, die Zahl und die Sipe der Notariate betr. v. 28. 6. 


1902 S. 227, 2238. — Ar. 29: Königl. Allerh. VO., den Vollzug des Geſetzes über die 
8 
Wahl der Landtagsabgeordneten vom ,,; Fin na; beit. 8. 3. 7. 1902 ©. 229, 230. 


Geſetz⸗ 2 Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen. 


13. Stud: Nr. 4 Enteiguungsgeieh für das Königreih Sachſen v. 24. 6. 102 
S. 153—19%. — Wr. 4, Gef, die Aufhebung der mit ai ray rg ver: 
bundenen Berbietungöredhte betr. vd. 24. 6. 1902 ©. 1% ed: 50. 
Saale —— — v. 22. 6. 1902 ©. 201-243. — Nr. 53. Gej., die wilden 
aninchen betr. dv. 25. 6. 1902 ©. 246. — Nr. 55. Gej., die Tagegelder der Landtags. 
abgeordneten — v. 50, 6. 1902 (Eriept u. a. den $ 120 der Berj.Urt.] 5.247, 248. — 
Nr 56. Gej., die Unfallfürforge für Beamte betr. v. 1.7.1902 ©. 248-254. — 15. Etüd: 
Nr. 59. Gej., die Mbanderung des Eintommenftenergejehed vom 24. Juli 1900 betr. 3 
1. 7. 1902 ©. 7—259. — Nr. 60. Grgänzungsftenergejeh v. 2. 7. 1902 ©. 39-216. 

— Wr. 61. Gei., die direkten Steuern betr. v. 3. 7. 1902 S. 278, 279. 


Regierungsblatt für das Königreich Württemberg. 


Nr. 19: Königl. VO., betr. Menderungen der Gerichtöfoftenorduung vom 11. No: 
vember 1899. 8. 13. 6. 1902 ©. 215—219. 


Gejeg- und Verordnungs:Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. XXI: Gei., die Bezirke der Grundbuchämter betr. v. 8. 7. 1902 ©. 179, 180. — 
Ar, XXIII: Gei., die u. m des Gehaltötarifö betr. v. 9. 7. 1902 ©. 181, 182. 
— Gei., die wandelbaren Bezüge der Notare betr. v. 17. 7. 1902 ©. — &ki., 
die —— des Geſehhes über den Glementarunterricht betr. v. 17. 7. 102 S 
187—1% 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Nr. 37: Bet den Staatsvertrag über die Bereinigung der Heſſiſchen Banbehlotieris 
und der Thüringifch: :Anhaltiichen Staatslotterie betr. vom 15. März 12. 8. 21.6.1 
Mit dem bez. Staatövertrag und dem Schlußprotokoll hiezu) S. 233—245. — Bel, = 
Staatövertrag zwiſchen dem Großherzogtum Heſſen und dem Großherzogtum Oldenbutg 
über die ausſchließliche Zulaſſung der erg oglich Heſſiſchen Pandeslotterie in dem 
Großherzogtum Oldenburg betr. v. 21. 6. 1902 Alt Staatövertrag nebſt Anlage und 
Schlußprototoll] S. 245—255. — Ar. 38: “ur. die Errichtung einer Heſſiſchen H ug 
banf betr. v. 12. 7.1902 S. 57—2359 [Folgt nachſtehend im Abdrud). — Wr, nd: 
tags: Abjchied v. 11. 7.1902 ©. 261—269. =. W: Großh. BO., die den Mennoniten an 
Stelle des Eides geftattete Betenerungsformel betr. v. 12. 7. 1902 ©. 271, 272. — ei. 
die Nenderung des Gejeges vom 12. Auguft 1896 über den Ban und die Unterpaltung 
der unfiahen im Großherzogtum betr. v. 12. 7. 1902 ©. 272, 273. — Nr. 4: 
den Denkmalſchutz betr. vom 16. 7. 1902 S. 275—290 [Folgt nachſtehend im — _ 
Nr. 42: Gef. zur Ausführung des Artikels 5 des Geſetzes, die Negentichaft betr. vom 
26. März 1902. V. 12. 7. 1902 ©. 291, 292 
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Großherz. heſſiſches Geſetz, die Errihtung einer Heſſiſchen Hypothetkenbaut 
betr. vom 12. Juli 1902, 


Vergl. Annalen des Deutihen Reichs 1901 ©. 350 ff.] 


ERNST LUDWIG von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen und 
bei Rhein ac. x. 


Wir haben mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände verordnet und verordnen 
bierdurd), wie folgt: 


Artikel 1. 


Unjere Regierung wird ermächtigt, zur Förderung des Realkredits im Großherzog: 
tum eine Hypothekenbank in Semeinichaft mit Gemeinden oder Kommunalverbänden des 
Landes oder mit denjenigen Sparkajien des Landes zu errichten, die im Sinne des 
Artiteld 1807 des Dh Geſetzbuchs und des Artikels 125 des Heſſiſchen Aus— 
führungsgeſetzes vom 17. Juli 1899 als öffentliche zu betrachten find. 


Artikel 2. 


Unjerer Regierung wird zu diefem Zwede ein durch Begebung von Sculdver- 
ihreibungen zu beichaffender Betrag von 4 Millionen Mark zur Verfügung geitellt. 

Dieſe Schuldverichreibungen find nad) Bedarf auszugeben und nad) Lage des Geld- 
markts zu verzinien. Dem Staat joll das Recht vorbehalten bleiben, die Schuldver- 
ihreibungen oder einen Teil derjelben zurüdzufaufen oder zur Einlöjung mitteljt Bar- 
zablung des Kapitalbetrags zu kündigen. Den Inhabern der Schuldverjchreibungen joll 
ein Kündigungsrecht nicht zuftehen. 


Artikel 3. 


Die Heifiihe Oypothetenbant iſt in Form einer Aktiengeiellichaft zu errichten, auf 
welhe die Beitimmungen des Hypothetenbanfgejeges vom 13, Juli 1899 Anwendung zu 
finden haben. 

Die Regierung ift verpflichtet, dafür zu forgen, dab in das Statut der Gejellichaft 
eine Bejtimmung aufgenommen werde, wonad fein Aktionär mehr als die Hälfte aller 
Stimmen haben kann. 

Zur Erhöhung der ftaatlichen Beteiligung, zur Erwerbung oder Auflöjung der Banf 
it Zuftimmung der Landjtände erforderlid). 


Artikel 4. 


Die Beamten der Bank haben die Rechte und Pflichten der unmittelbaren Staats 
beamten. Die Beioldungen, Penfionen, Witwen: und Waijfengelder und fonitigen Bezüge 
ind jedoch aus dem Ertrag des Inſtituts zu bejtreiten. Im Falle der Auflöjung der 
Gejellihaft übernimmt der Staat die Penjiond:, Witwen: und Baijenverjorgung der 
Beamten und deren Hinterbliebenen. 


Artikel 5. 
Die Hypothefenbant ift von allen Staats: und Kommunaljteuern befreit. 


Artikel 6. 

Das Berfahren der Zwangsdvollitredung im Verwaltungdweg findet auf die For: 
derungen der Bank in gleiher Weije Anwendung wie auf diejenigen Gemeindeforderungen, 
welche ji nicht auf Umlagen oder jonjtige von der Berwaltungsbehörde genehmigte vder 
gejeglih den Gemeindeabgaben gleich geitellte Anichläge gründen. 


Artikel 7. 

Eine Urkunde, die von der Bank innerhalb ihres Geichäftäfreiies aufgenommen it, 
gilt, fals fie von den. nad) dem Gejellihaftövertrag zuitändigen Vertretern der Bank 
ordnungsmäßig unterichrieben und mit dem Siegel oder Stempel der Bank verſehen ift, 
als eine öffentliche Urkunde. 
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Eine Urkunde der in Abſatz 1 bejtimmten Art jteht, joweit es jih um die Löſchung 
eines der im Artikel 40 Abjap 1 des Geſetzes- vom 10. Mai 1893, Grundeigentum und 
Hypothekweſen in der Provinz Rheinhejien betreffend, bezeichneten Rechte oder um die 
Löſchung einer Beichräntung oder einer Sperre handelt, einer gerichtlichen oder notariellen 
Urfunde gleid). 


Artikel 8. 

Sümtlihe Staatd: und Gemeinde-Behörden und -Beamte jind verpflichtet, dem Bor: 
itand der Bank oder den in feinem Auftrag handelnden Perjonen jede Auskunft zu er- 
teilen über Beichaftenbeit, Wert und Belaftung der zum Unterpfand angebotenen Grund: 
jtüde und über jonftige den Geſchäftskreis der Banf berührende Verhältnijie, ausgenommen 
die perjönlidyen und wirtichaftlihen VBerbältnifie der Darlehensnehmer. Dieſe Vorſchrift 
git jedoch für die Berichte und Notare nur injoweit, ala es fih um das Eigentum, die 

elaftung des Eigentums oder jonjtige Rechte an Grundjtüden handelt. 

Die Auskunft darf nur dann verweigert werden, wenn bejondere dienſtliche Rüd- 
jihten entgegenftehen. Im YZweifelsfalle entjcheidet die zuftändige Aufſichtsbehörde. 

Inwieweit eine derartige Auskunft — oder unentgeltlich zu gewähren iſt, 
wird durch die von Unſerem Miniſterium der Finanzen zu erlaſſenden Ausführungs— 
bejtimmungen feſtgeſetzt. 

Artikel 9. 


Die Aufficht über die Bank jteht Unjerer Negierung zu und wird von Unſerem 
Minijterium der Finanzen ausgeübt. 


Artikel 10, 


Mit der Ausführung diejes Gejepes iſt Unjer Minifterium der Finanzen beauftragt. 

Urfundlih Unjerer eigenhändigen Unterichrift und beigedrüdten Großherzogliden 
Siegels. 

Darmſtadt, den 12. Juli 1902. 


(L. S.) ERNST LUDBIO. 


Gnauth. 


Großherz. heſſiſches Geſe, den Denkmalſchutz betr. vom 16. Juli 1902. 
Dieſes Geſetz dürfte als vorbildlich auch außerhalb Heſſens von Intereſſe ſein. 
Anm. der Red.) 


ERNST LUDWIG von Gottes Gnaden Großherzog von Helfen und 
bei Rhein ac. x. 


Wir haben mit Zujtimmung Unjerer getreuen Stände verordnet und verordnen bier: 
durch, wie folgt: 


Erfter Abfıhnitt. 


Denkmäler im Seht juritifcher Perfonen des öffentlichen Rechts. 


Artikel 1. 


Begriff des Baudenkmals. Genchmigungspflicht. 

Steht einer juriftiihen Perion des öffentlihen Rechts die Verfügung über ein Bau: 
wert zu, deſſen Erhaltung wegen jeiner Bedeutung für die Gejchichte, insbeſondere für 
die Kuͤnſtgeſchichte, im öffentlichen Intereſſe liegt (Baudenfmal), jo darf dasjelbe nur nad 
vorgängiger behördlicher Genehmigung ganz oder teilweije bejeitigt werden. Das Gleide 
gilt von der Veräußerung, Veränderung, Wiederberjtellung oder erheblichen Ausbefierung 
des Baudentmals. 
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Durd; Verordnung kann fejtgeießt werden, daß nur ſolche Bauwerke, welche vor 
einem bejtimmten Zeitpunfte entitanden jind, ald Baudenkmäler gelten. 


Artikel 2. 


Umgebung des Baudenkmals. Gencehmigungspilict. 

Steht einer juriftiichen Perſon des öffentlihen Rechts die Verfügung über Die 
Umgebung eines Baudenkmals zu, jo dürfen bauliche Anlagen oder Veränderungen in 
der Umgebung des Baudenkmals, welche diejes in mißftändiger Weile zu verdeden oder 
dad Baudentmal oder deiien Umgebung zu verunitalten geeignet find, nur nad vor- 
gängiger behördliher Genehmigung ausgeführt werden. 


Artikel 3. 
Bewegliche Dentmäler. 

Die Vorichrift des Artikels 1 findet entiprehende Anwendung auf bewegliche Gegen— 
jtände (auch Urkunden), deren Erhaltung wegen ihrer Bedeutung für die Gejcichte, ins— 
beiondere für die Kunftgeihichte, im öffentlichen Intereſſe liegt (bewegliche Denkmäler), 
joweit dieje Gegenjtände ji im Befige von Gemeinden, Kirhen, Neligionsgemeinden 
oder öffentlichen Stiftungen befinden. 

Die Ausstattung eines Baudenkmals mit beweglichen Gegenjtänden als Zubehör 
darf jeitend einer Gemeinde, Kirche, Religionsgemeinde oder öffentlichen Stiftung nur 
nah vorgängiger behördlicher Benehmigung erfolgen. 


Artikel 4. 


Verſagung der Genehmigung. 

Eine nad Xrtifel 1, 2, 3 beantragte Genehmigung it zu verjagen, wenn der 
beabfichtigten Handlung im Intereſſe der Erhaltung des Dentmald oder ſonſt aus 
fünftleriichen oder geihichtlihen Rüdjichten Bedenken entgegenitehen, welche die anderweiten, 
etwa durch eine Berjagung der Genehmigung berührten, öffentlichen oder privaten Intereſſen 
überwiegen. Eine Berjagung der Genehmigung aus anderen Sründen ift auf Grund 
diejes Gejeges unzuläffig. 

Eine Genehmigung, welche nad Abſatz 1 zu verjagen wäre, kann bedingungsweiie 
erfolgen, falls die entgegenstehenden Bedenten durch geeignete Borichriften bejeitigt werden. 

Die Genehmigung kann insbejondere an die Bedingung gefmüpft werden, dal; die 
Ausführung der Arbeiten, auf welche jich die Genehmigung bezieht, nur nad einem von 
dem Minijterium des Innern gebilligten oder zu billigenden Plan und unter Leitung 
eines dem Minifterium des Innern genehmen Beamten oder Sadjverjtändigen erfolgt. 


Artikel 5. 


Inftanzenzug. 

Für die Erteilung der nach Artikel 1, 2, 3 erforderlichen Genehmigung it das 
Kreisamt zujtändig, in dejien Bezirk fih das Denkmal befindet. 

Nimmt das Kreisamt Anjtand, die Genehmigung zu erteilen, jo enticheidet darüber 
der Kreisausſchuß. Das weitere Verfahren richtet jih nah den in VBerwaltungsiahen für 
diejenigen Fälle maßgebenden Beitimmungen, in welchen das Kreisamt Anjtand nimmt, 
die Staatögenehmigung zu Beihlüffen der Gemeindebehörden und Gemeindevertretungen 


zu erteilen. 
Artikel 6. 
Erleichterung der Gencehmigungspflicht. 


Das Kreisamt hat auf Antrag allgemein im voraus jowohl diejenigen Arbeiten 
zu bezeichnen, welche in feinem Fall der Genehmigungspjlicht unterliegen, als auc für 
er. Arbeiten, welche es in feinem Falle zu beanjtanden findet, die Genehmigung 
zu erteilen. 

Die Entihließung des Kreisamts kann, jolange nicht die nad Abiag 1 von dem 
Kreisamt zugelajienen Scheiten begonnen oder zur Ausführung vergeben worden find, 
widerrufen werden. 
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Artikel 7. 


Handlungen der Stantöverwaltung. 


Handlungen Unjerer Staatöverwaltung unterliegen nicht der in Artifel 1, 2 vor: 
geichriebenen Genehmigungspflicht; das Minijterium des Innern fann jedoch anordnen, 
dah eine Handlung der in Artikel 1, 2 bezeichneten Art erit vorgenommen werden darl, 
nachdem es erflärt hat, daß der beabjichtigten Handlung im Intereſſe der Erhaltung des 
Denkmals oder jonjt aus fünftleriihen oder geihichtlihen Rüdjichten feine Bedenten ent- 


gegenitehen. 
Artikel 8. 


Verzeichnis der Denkmäler. 
Jedes Kreisamt führt ein Verzeichnis, in weiches alle in jeinem Bezirk vorhandenen, 
im Beſitz juriftiicher Berionen des öffentlihen Rechts befindlihen Baudenkmäler und unter 
die Borichrift des Artikels 3 fallenden beweglichen Dentmäler einzutragen find. 
Die Gemeinden, Kirchen, Neligionsgemeinden und öffentlihen Stiftungen find ver: 
pflichtet, bei der Aufſtellung des Verzeichniſſes mitzuwirken. 


Ameiter Ablchnitt, 
Baudenkmäler im Beſih von Privatperfonen, 


Artikel 9. 


Anwendbarkeit der Borjchriften dieſes Abſchnittes. 
Die Vorſchriften dieſes Abjchnittes finden Anwendung, joweit einer Privatperion 
(natürliden Berion oder juriftiihen Perſon des Privatrechts) die Verfügung über ein 
Baudenkmal oder die Umgebung eines jolhen zuitebt. 


Artikel 10. 


Vorausſetzung des Schußes der im Privatbefit; befindlichen Baudenkmäler. Dentmallife. 

Ein Denfmalihug nad) Maßgabe diejes Abichnittes findet in Anjehung eines Baus 
denfmal3 oder der Umgebung eines joldhen nur jtatt, wenn das Baudenkmal jeitend des 
Denkmalrats in die amtliche Liſte der im Privatbejig befindlichen Baudenkmäler (Denkmal: 
lifte) eingetragen worden it, beziehungsweije wenn der Denkmalrat erflärt hat, daß der 
Dentmalihug fih auf die Umgebung erjtredt. 

Der Dentmalrat (Artikel 32) bat vor jeiner Entſchließung das Kreisamt und den 
Dentmalpfleger zu bören. 

Bon der gemäß Abjag 1 erfolgten Eintragung oder Erklärung ifi der Verfügung‘ 
berechtigte zu benachrichtigen. 

Der Berfügungsberechtigte kann gegen die Eintragung oder Erflärung, unbeſchadet 
der vorläufigen Wirkung der Benahrichtigung, binnen einer unerjtredlichen Friſt bon vier 
Wochen von dem Zeitpunkt der erfolgten jchriftlihen Zuftellung an, Beſchwerde bei dem 
Minifterium des Innern erheben. : 
| Sit gegen die gemäß Abjag 1 erfolgte Eintragung oder Erklärung nicht vechtzeitig 
Beſchwerde erhoben oder ift jie durch minijterielle Entſcheidung betätigt worden, jo wird 
der Eintrag beziehungsweiie die Erflärung aud) den Rechtsnächfolgern des Berfügung® 
berechtigten gegenüber wirkſam. 

Die Löihung eines auf Grund des Abjages 1 vollgogenen Eintrags in der Dent- 
mallifte, jowie die Zurüdnahme einer auf Grund des Abjages 1 abgegebenen Erklärung 
erfolgen durch den Denkmalrat nad zuvor eingeholter Genehmigung des Minifteriums 


des Innern. 
Artikel 11. 


Genehmigungspflicht. 

Die Vorichriiten des Artikels 1 Abſatz 1 Sap 1, jowie der Artifel 2, 4, 5 finden, 
unbeichadet des Artikels 12, mit der Maßgabe entiprehende Anwendung, dal; der Ber: 
fügungsberechtigte an Stelle der Genehmigung des Kreisamts diejenige des Denkmal 
bflegers einholen fann. Macht der Berechtigte von dieier Befugnis Gebraud, jo fan 
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er gegen die Enticheidung des Denkmalpflegers binnen einer unerjtredlichen Friit von 
vier Wochen von dem Zeitpunkt der erfolgten schriftlichen Zuftellung an Beſchwerde bei 
dem Miniiterium ded Innern erheben. 


Artikel 12. 


Feſtſtellung bezüglich der ftaatlichen Mittel. 

Trägt das Kreisamt oder der Denkmalpfleger Bedenken, einem nad Artifel 11 ge— 
jtellten Genehmigungsantrag ohne weiteres zu entipredhen, jo iſt von ihm zunächſt feſt— 
äuftellen, ob dem Staat die Mittel zur Verfügung jteben, welche bei Berjagung der Ge— 
nehmigung oder nur bedingungsweiler Erteilung einer jolden zur Befriedigung eines 
etwa nach Artitel 14 Abſatz 1, 2 zu erhebenden Anſpruchs erforderlich jein würden. 

Sind die erforderlihen Mittel nicht vorhanden, jo hat das Kreisamt beziehungs- 
weile der Dentmalpfleger die Genehmigung zu erteilen. 


Artikel 13. 


Vorkehrung gegen Berichleppung. 

Wird auf einen nad Artikel 11 gejtellten Genehmigungsantrag binnen jehs Wochen 
weder die Genehmigung erteilt, noch dem Antragjteller von der Beanjtandung der Geneh— 
migung Kenntnis gegeben, jo iſt der Antragfteller in jeiner Verfügung unbeichräntt. 

Die in Abjag 1 beftimmte Friſt fann ſeitens des Minifteriums des Innern ſowohl bis 
zu drei Monaten verlängert, als auch auf Nachſuchen des Antragitellerd abgekürzt werden. 


Artikel 14. 


Entihädigungsanipruc bei Berfagung der Genehmigung. 

Wird eine nad) Artifel 11 beantragte du durch rechtäfräftige Enticheidung 
verjagt oder nur bedingungsweife erteilt, jo kann der Antragjteller binnen ſechs Wochen 
von der Rechtskraft der Entiheidung an bei dem Minifterium des Innern Erſatz des ihm 
durd; Verſagung der Genehmigung oder durch nur bedingungsweie Genehmigung zus 
gefügten Schadens jeitend ded Staates verlangen. 

Der Eigentümer kann, injofern die Umftände dies rechtfertigen, wahlweije an Stelle 
des in Abjag 1 bezeichneten Schadenerjages verlangen, daß der Staat ihm gegen Ueber— 
tragung des Eigentums an dem Baudenfmal oder dem in dejien Umgebung gelegenen 
Grundſtück Entihädigung leijtet. 

Für die Bemeſſung der nad Abjag 1, 2 dem Staat obliegenden Leiſtungen jind 
die für die Entihädigung im Enteignungsverfahren geltenden Grundjäge maßgebend. 

Kommt in den Fällen der Abjäge 1, 2 eine gütliche Einigung nicht zu Stande, jo 
iteht dem Gejhädigten der Rechtsweg offen. 


Artikel 15. 


Anzeigepflicht. 

Bon jeder beabfichtigten Veräußerung, Veränderung, Wiederberitellung oder erheb- 
lihen Ausbejierung de8 Baudenkmals hat der Verfügungsberechtigte dem Dentmalpfleger 
Anzeige zu ertatten. 

Die Anzeige fann nah Wahl des Verfügungsberedhtigten bei dem Denktmalpfleger 
unmittelbar oder durch VBermittelung des Kreisamts erfolgen. 

Der Anzeige find die zur Beurteilung erforderlichen Pläne und jonftigen Entwurf- 


jtüde beizufügen. 
Artikel 16. 


Grleichterung der Anzeigepflicht. 

Der Dentmalpfleger hat auf Antrag allgemein im voraus diejenigen Arbeiten zu 
bezeichnen, für welche eine Anzeige aus künſtleriſchen oder geſchichtlichen Rückſichten in 
feinem Falle erforderlich ericheint. 

Die Beitimmung des Artikels 6 Abjag 2 findet entiprechende Anwendung. 
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Artikel 17. 


Folgen der Anzeigepflicht. 

Die nad Artifel 15 —— Handlung darf nicht vor Ablauf von ſechs Wochen 
von Erſtattung der Anzeige ab vorgenommen oder in einer den Anzeigepflichtigen bindenden 
Weiſe vorbereitet werden, inſofern nicht dieſem bereits vorher die Mitteilung, daß der 
Vornahme der Handlung nichts im Wege ſtehe, zugegangen iſt. 

Die Beſtimmung des Artikels 13 Abſatz 2 findet entſprechende Anwendung. 

Während der Frift joll der Dentmalpfleger, falls der beabfidhtigten Handlung im 
Interefie der Erhaltung des Baudenkmals oder ſonſt aus fünjtleriichen oder geihichtlichen 
Rüdjichten Bedenken entgegenstehen, den Anzeigepflichtigen zu einer entiprehenden anders 
weiten Entichließung zu veranlafien juchen. 


Pritfer Abſchnilt. 
Sefondere Vorschriften für einzelne Fälle, 


Artikel 18. 


Entihädigungsanipruch der Kirchen ıc. in einem bejonderen all. 

Hat eine Kirche, Religiondgemeinde oder öffentliche Stiftung die behördlide Ge— 
nehmigung nachgeſucht, bauliche Anlagen oder Veränderungen der in Artikel 2 bezeichneten 
Art in der Umgebung eines Baudentmals, welches ihrer Verfügung nicht unterjteht, vor— 
zunehmen, und trägt das Kreisamt Bedenken, dieſem Genehmigungsantrag ohne weiteres 
ftattzugeben, fo finden die Beitimmungen des Artikels 12 entiprehende Anwendung. 
Falls die nahgejuchte Genehmigung durch rechtskräftige Entiheidung verjagt oder nur 
bedingungsweile erteilt wird, finden die Beſtimmungen des Artikels 14 entiprehende 
Anwendung. 


Artikel 19. 


Enteignungsreht im Jutereſſe von Baudenkmälern. 


Der Staat iſt berechtigt, Grundeigentum im Wege des Enteignungsverfahrens inſo— 
weit zu beſchränken, als es erforderlich iſt 

1) zum Zwecke der Erhaltung eines Baudenkmals, deſſen Unterhaltung oder 
Sicherung in einer ſeinen Beſtand oder die Erhaltung weſentlicher Teile ge— 
fährdenden Weiſe vernächläſſigt wird, 

2) zum Zwecke einer durch künſtleriſche oder geſchichtliche Rückſichten gebotenen 
Freilegung eines Baudenkmals, ſofern nicht derſelben überwiegende öffentliche 
oder private Intereſſen entgegenſtehen. 

Der Eigentümer kann, inſofern die Umſtände dies rechtfertigen, verlangen, daß an 
die Stelle der Beſchränkung die Entziehung des Eigentums tritt. 

Der Staat kann durch Entſchließung des Miniſteriums des Innern das ihm nach 
Abſatz 1 zuſtehende Enteignungsrecht auf die Gemeinde, den Kreis oder die Provinz, in 
deren Bezirk das Baudenkmal ſich befindet, übertragen. 


Artikel 20. 


Aufnahme von Baudenkmälern. 


Der Staat kann jederzeit auf ſeine Koſten den Zuſtand eines Baudenkmals durch 
Aufnahmen feſtſtellen laſſen. 

Die gleiche Befugnis ſteht vorbehaltlich der Genehmigung des Miniſteriums des 
Innern den Gemeinden, Kreiſen und Provinzen in Anſehung der in ihrem Bezirk befind— 
lichen Baudenkmäler zu. 

Den mit der Feſtſtellung beauftragten Perſonen iſt ſeitens der Verfügungs— 
berechtigten freier Zutritt zu allen Oertlichkeiten, deren Betretung zum Zweck der Feſt— 
ſtellung erforderlich iſt, zu geſtatten. 

Wird dem Verfügungsberechtigten durch eine der Maßnahmen dieſes Artikels 
Schaden zugefügt, jo iſt der Staat zum Erſatz des Schadens verpflichtet. Im Falle 
des Abſatzes 2 trifft die Schadenserjagpflicht die Gemeinde, den Kreis oder die Provinz. 


I 
je) 
or 
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Artikel 21. 


Anfinnen an die Gemeinden. 

Steht einer Gemeinde die Verfügung über ein Baudenfmal oder bewegliches Dent- 
mal zu, jo fann das Kreisamt, unbeſchadet der Borichriiten des Artifel® 19, der Gemeinde 
anjinnen, für die ordnungsmäßige und würdige Unterhaltung und Wiederberitellung, 
jomwie für eine aus fünjtleriihen oder geihichtlihen Rückſichten gebotene Freilegung des 
Baudentmald Sorge zu tragen. 

Wenn der Gemeindevorjtand der Ausgabe widerspricht, enticheidet der Kreisausſchuß 
unter Berüdjihtigung der Leiftungsfähigfeit der Gemeinde darüber, ob die Ausgabe und 
in welcher Größe fie gemacht werden joll. 

Das Berfahren bei dem Kreisausſchuß und das weitere Verfahren richtet ſich nach 
den in Gemeindeverwaltungsiahen für diejenigen Fälle maßgebenden Beſtimmungen, in 
welchen der Gemeindevorftand einer der Gemeinde von der Negierungsbehörde im öffent— 
lihen Interejie angeionnenen Ausgabe wideripridt. 

Auch wenn in Gemähheit des Abjages 1 ein Anfinnen an die Gemeinde erfolgt iſt, 
bedarf die Art der Ausführung der Arbeiten in jedem Falle der behördlichen Genehmigung 
nad) Mahgabe der Beilimmungen der Artikel 1, 2,3, 4, 5. 


Artikel 22. 


Anfinnen an die Kirchen ıc. 

Serät ein Baudentmal oder bewegliches Denfmal, über das eine Nicche, Religions— 
gemeinde oder öffentliche Stiftung zu verfügen berechtigt it, durch Vernachläſſigung in 
gänzlihen oder teilweiien Verfall, jo fann das Kreisamt, unbeichadet der Borichriften des 
Artikels 19, dem Verfügungsberechtigten anfinnen, für die Verhinderung des Verfalls und 
ordnungsmäßige Unterhaltung Sorge zu tragen. 

Die Beitimmungen des NArtiteld 21 Abjap 2 bis 4 finden entiprechende Anwendung. 


Artikel 23. 
Banpolizeiliche Beſtimmungen. 

Die Feſtſetzung einer Fluchtlinie (Straßen= oder Baufluchtlinie), welche ein Baus 
denfmal gefährdet oder jonft für dasjelbe von Bedeutung it, bedarf in allen Fällen der 
Genehmigung des Miniſteriums ded Innern. 

Zu einer Dispenſation im Sinne des Artikels 72 des Geſetzes vom 0. April 1881, 
die allgemeine Bauordnung betreffend, ift, joweit fie im |nterejie eines Baudenkmals er 
folgen joll, die Zuftimmung de3 Kreisausſchuſſes oder des Gemeinderats in feinem alle 
erforderlih; an Stelle der Zujtimmung genügt vielmehr jtets die Anhörung. 

Im Interefie der Freihaltung eines Baudentmals kann durch Urtsitatut beſtimmt 
werden, dab Gebäude nur in einer bejtimmten Entfernung von dem Baudenfmal errichtet 
werden und die in defien Nähe befindlichen Gebäude eine bejtimmte Höhe künftig nicht 
überjchreiten dürfen. 

Artikel 24. 


Baudentmäler im Brivatbeiit. 


Auf ein Baudenkmal in der Verfügungsgewalt einer Privatverjon finden die Be- 
jtimmungen der Artikel 19, 20, 23 nur Anwendung, wenn es nad) Artitel 10 Abſatz 4, 5 
endgültig in die Dentmallijte eingetragen üt. 


Pierter Abfchnitt. 
Ausgrabungen und Funde. 


Artikel 25. 


Andgrabungen. 


Wer eine Ausgrabung nad verborgenen unbeweglichen oder beweglichen Gegen— 


jtänden von fulturgeichichtliher oder jonjt geichichtliher Bedeutung vorzunehmen beab- 
fihtigt, hat hiervon dem Kreisamt oder einer anderen jeitens des Miniſteriums des 
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Innern zu bezeichnenden Behörde Anzeige zu eritatten und den jeiten® der zuftändigen 
Behörde ergebenden Anordnungen binfichtlih der Ausführung der Ausgrabung, der Ver: 
wahrung und jonjtigen Sicherung, ſowie der Behandlung etiva aufzufindender Gegenitände 
nachzukommen 

Das Gleiche gilt, wenn die beabſichtigte Grabung zwar nicht auf die Auffindung von 
Gegenſtänden der in Abſatz 1 bezeichneten Art gerichtet, dem Grabenden aber bekannt iſt, dab 
gelegentlich der Grabung wahricheinlich die Entdedung folder Gegenjtände ftattfinden wir. 

Die beabjihtigte Ausgrabung oder Grabung darf nicht vor Ablauf von zwei Boden 
von Erftattung der Anzeige ab beginnen, injofern nicht bereits vorber die nach Abſaß 1,2 
zu erlajienden Anordnungen getroffen worden find. 


Artikel 26. 


Funde, 

Werden in einem Grundſtück verborgene unbewegliche oder bewegliche Gegenitändt 
von fulturgeichichtlicher oder ſonſt geihichtliher Bedeutung bei Ausgrabungen nad) jelden 
oder gelegentlidy aufgefunden, jo hat der Eigentümer des Grundjtüd® oder der jonit Ber 
fügungsberedhtigte von dieſem Fund ipäteftens am folgenden Tage der Bürgermeilteret 
oder dem Kreisamt des Fundorts Anzeige zu erftatten und den Anordnungen Folge ji 
leiften, welche entiprechend der Beitimmung in Artifel 25 Abjag 1 getroffen werden. Dit 
gleihe Verpflichtung liegt dem Leiter der Arbeiten, bei denen der Fund gemacht worden 
it, ob. Zur Erfüllung der Anzeigepfliht genügt die Erjrattung der Anzeige jeitens eine 
von mehreren Anzeigepflichtigen. 

Handelt es ſich um gelegentliche Funde, bezüglich deren behördliche Anordnungen 
auf Grund des Abſatzes 1 oder des Artikels 25 Abjap 2 noch nicht ergangen find, 10 
darf der Anzeigepflichtige die begonnenen Arbeiten nicht vor Ablauf von drei Tagen von 
Eritattung der Anzeige ab fortiegen. Der Anzeigepflichtige darf jedody die begonnenen 
Arbeiten weiter führen, fofern ihre Fortiegung die bereitd gefundenen Gegenjtände oder 
nod zu erwartende Funde nicht gefährdet und fofern ibm die Unterbrechung der Arbeiten 
nur mit unverhältnismähigem Nachteil möglich ift. 


Artikel 27. 


Defreinngäbeiugnis des Minifteriums. ‚ 
Das Minifterium des Innern fann ausnahmsweiie die Erfüllung der in Artikel B. 
26 feitgejegten Berpflichtungen erlafien. 


Artikel 28, 
Schadenserjahpflicht des Staates. 


Der Staat iſt zum Erjab des Schadens verpflichtet, welcher einem Beteiligten durch 
Befolgung der auf grund der Artikel 25, 26 getroffenen Anordnung verurſacht worden ! 


Artikel 29. 


Befihtigung von Fundftätten. 
Den mit der Nahforihung nach verborgenen Gegenständen von fulturgejcichtlichet 
oder jont®geichichtliher Bedeutung durch den Staat beauftragten Perſonen ift jeiten® der 
Berfügungsberechtigten die Befichtigung etwaiger Fundſtätten zu gejtatten. 
Artifel 20 Abſatz 4 findet entiprechende Anwendung. 


Artikel 30. 
Enteignungsrecht im Anterefie von Ausgrabungen. 


Der Staat iſt berechtigt, Grundeigentum im Wege des Enteignungäverfahren® un 
weit zu beichränfen, ald es erforderlih it zum Zwecke der Ausführung von gut 
grabungen nach unbeweglichen oder beweglichen, vermutlih in einem Grundftüd J 
borgenen Gegenſtänden von kulturgeſchichtlicher oder ſonſt geſchichtlicher Bedeutung, € * 
durch Grabungen oder ſonſt in ihrem Fortbeſtand gefährdet ſind oder bezüglich melde" 
der Verfügungsberehtigte eine jahgemähe Ausgrabung ohne wichtige Gründe weder v 
zunchmen noch zuzulaſſen gewillt it. 

Die Beitimmungen des Artikels 19 Abſatz 2, 3 finden entiprehende Anwendung 
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Fünfter Abſchnikt. 
Organifation des Denkmalſchuhes. 


Artikel 31. 


Mitwirkung deö —— —— — für Bauweſen und der 


Das Kreisamt, der Kreisausſchuß und der Provinzialausſchuß haben in allen Fällen, 
welche nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen ihrer Entſchließung oder Ent— 
ſcheidung unterliegen, unbeſchadet der Mitwirkung der zuſtändigen Baubeamten, das Gut— 
achten des Denkmalpflegers und in wichtigeren Fällen, inſoſern es ſich um Baudenk— 
mäler handelt, zugleich das Gutachten der Miniſterialabteilung für Bauweſen einzuholen. 
Die vorjtehende Verpflichtung entfällt, wenn das Minifterium des Innern durd alle 
gemeine Anordnung oder in einzelnen Fällen Ausnahmen zugelajien hat. 

Iſt das Gutachten der Minifterialabteilung für Bauweſen einzuholen, jo hat der 
Denkmalpfleger jein Gutachten in der Regel gemeinjam mit diejer zu erftatten. 

Zeitend des Kreisamtes, Kreisausſchuſſes oder Provinzialausihufle® kann nad) 
Maßgabe der vom Minijterium des Innern zu erlaffenden näheren Beitimmungen auf 
Antrag eines Altertums-, Geſchichts- oder Kunſt-Vereins des Bezirks ein von dem Verein 
zu ——— Vertreter ſchriftlich gehört oder zur mündlichen Verhandlung zugezogen 
werden. 

Dem Dentmalpfleger kann jeitend des Minifteriumsd des Innern die Befugnis beis 
gelegt werden, in Fällen dringender Gefahr vorläufig die Einftellung geſetzwidrig be— 
gonnener Arbeiten zu verfügen oder jonft die zur Verhütung gejepwidriger Handlungen 
erforderlihen Maßnahmen anzuordnen. 


Artikel 32. 


Dentmalrat. Minifterium. 


Zur Mitwirkung bei der Ausübung des Dentmalihupes wird für das Großherzog 
tum ein Denfmalrat gebildet. Dieſem jollen jedenfall je ein Vertreter der evangeliichen 
und fatholiihen Kirche, mindeitens zwei Mitglieder von heſſiſchen Altertums-, Geſchichts— 
oder Kunſtvereinen, zwei in Heilen mwohnhafte Baudenfmalbejiger angehören. Die fein 
Staatsamt befleidenden Mitglieder find auf je ſechs Jahre zu berufen. Im übrigen 
wird die Zuiammenjegung und Seichäftsordnung des Denfmalrats durch das Minifterium 
des Innern bejtimmt. 

Das Minifterium des Innern kann in den ihm geeignet ericheinenden Fällen das 
Sutachten des Denkmalrats einholen, auf Verlangen eines Beteiligten muß dies geichehen. 

Auf Berlangen eines Beteiligten ift der Denfmalrat durch zwei Sadhverjtändige zu 
verjtärfen, von welchen der eine durd den Antragjteller, der andere dur dad Minijterium 
des Innern ernannt wird. 

Ausnahmsweije fann neben dem für das Großherzogtum beftehenden Denkmalrat 
auch die Berufung eines bejonderen, lediglich mit der Erftattung von Gutachten zu 
betrauenden Denkmalrats im Einzelfalle ſeitens des Minifteriums des Innern bejchlofien 
werden. 

Die Entſcheidung des Miniiteriums des Innern erfolgt in jämtlichen nad) dieſem 
Geſetz vorfommenden Streitjahen in follegialiiyer Beratung und Beſchlußfaſſung. 


Sechster Ablſchnilt. 
Unturdenkmäler, 


Artikel 33. 


Begriff des Naturdenfmald. Borausichungen des geſetzlichen Schutzes. 
Natürliche Bildungen der Erdoberfläche, wie Waſſerläufe, Felien, Bäume und der: 
gleihen, deren Erhaltung aus geichichtlichen oder naturgeichichtlichen Nüdjichten oder aus 
Rüdjihten auf landſchaftliche Schönheit oder Eigenart im öffentlihen Interejje liegt 
(Naturdentmäler), fünnen auf Antrag des Minijteriums der Finanzen Abteilung für 
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Forſt- und SKameralverwaltung jeiten® des Kreisamts einem bejonderen Schuß unter: 
jtellt werden. 

Diefer Schutz kann aud auf die Umgebung eines Naturdentmals ausgedehnt werden. 

Der Berfügungsberehtigte ift von den nad Abiak 1, 2 getroffenen Anordnungen 
zu benadridtigen. 

Der Berfügungsberechtigte fann gegen dieje Anordnungen, unbejchadet der vorläufigen 
Wirkung der freisamtlihen Benachrichtigung, binnen einer unerjtredlichen Friſt von vier 
Wochen von dem BZeitpunft der erfolgten jchriftlihen Zujtellung an, Einſpruch erheben. 

Nimmt das Kreisamt Anjtand, dem Einſpruch jtattzugeben, jo enticheidet darüber 
der Kreisausſchuß; das weitere Verfahren richtet fi nad den in Verwaltungsjahen für 
diejenigen Fälle maßgebenden Beitimmungen, in weldhen das Kreisamt Anjtand nimmt, 
die Staatögenehmigung zu Beichlüjien der Gemeindebehörden und Gemeindevertretungen 
zu erteilen. 

Die Beitimmungen des Artikels 10 Abjag 5, 6 finden entiprehende Anwendung. 


Artikel 34. 


Folgen des geiehlichen Schutzes. Genehmigungspflidt. 

Arbeiten, welche den Fortbeitand eines nad Artitel 33 amtlich geihügten Natur: 
denfmals zu gefährden oder diejes oder deſſen amtlich geichügte Umgebung zu verunitalten 
geeignet ind, dürfen nur nad vorgängiger Genehmigung des Kreisamts ausgeführt werden. 

Eine nad) Abjap 1 beantragte Genehmigung it unbeſchadet der Vorſchrift des 
Artiteld 12 zu verjagen, wenn der beabjihtigten Handlung im Intereſſe der Erhaltung 
des Naturdentmals oder jonft aus den im Artikel 33 Abſatz 1 angeführten Rüchſichten 
Bedenken entgegenjtehen, welche die anderweiten etwa durch eine Verſagung der Bench: 
migung berührten öffentlichen oder privaten Interejjen überwiegen. Eine VBerjagung der 
Genehmigung aus anderen Gründen it auf Grund diejes Gejepes unzuläfiig. j 

Die Beitimmungen in Artifel 4 Abſatz 2, 3, Artikel 5, 6, 7, 12, 13, 14 finden auf 
die nach Artikel 33 amtlih geſchützten Naturdenfmäler und deren amtlich geſchützte Um— 
gebung entiprechende Anwendung, wobei e3 gleichgiltig iſt, ob eine Privatperjon oder 
eine Perjon des öffentlichen Rechts die Verfügungsberechtigung befigt. 


Artikel 35. 


Berbot von Aufichriften, Reklameſchildern und dergleichen. 


An einem nad Artitel 33 amtlich geihügten Naturdentmal oder in deſſen amtlic 
geihüster Umgebung dürfen feine Aufichriften und dergleihen oder Gegenſtände, wie 
Reklameſchilder, angebracht oder aufgejtellt werden, injofern ſie für jenes mihitändig 
ericheinen. 

Auf Freisamtliche Verfügung find Aufichriften und dergleichen oder Gegenitände 
diejer Art, welche zur Zeit des Inkrafttretens diejes Gejeges vorhanden find, zu entfernen. 
Der Beſitzer fann von dem Staat den Erjag der ihm durd die Entfernung der Gegen: 
jtände erwachſenen Unkoſten verlangen. . 

Durch Lofalpolizeiverordnung kann die Anbringung oder Aufjtellung von Auf: 
ichriften und dergleichen oder Gegenständen, welche in landſchaftlich hervorragenden 
Gegenden für das landichaftliche il mißitändig ericheinen, verboten, ſowie die Ent: 
fernung ſolcher bereitS vorhandenen Aufjchriften und dergleichen oder Gegenjtände vor 
geichrieben werden. 


Artikel 36. 


Organe des gejehlihen Schutzes und deren Mitwirkung hierbei. 

Die Beitimmung in Artikel 31 Abjap 1 findet auf die in Artikel 33 Abjap 1, 2 be 
zeichneten Gegenstände mit der Mahgabe entiprehende Anwendung, dak an Stelle der 
Baubeamten die örtlich zuftändigen oberen Foritverwaltungsbeamten und an Stelle de 
Dentmalspflegers und der Minijterialabteilung für Bauweſen die Minifterialabteilung für 
Forſt- und Kameralverwaltung zu treten haben. . 

Auf Antrag des Verfügungsberechtigten ift in dem Verfahren bei dem Kreisausſchuß, 
Provinzialausſchuß und Minifterium des Innern das Gutachten eines von dem Antrag: 
jteller zu bezeichnenden Sahverjtändigen einzuholen. 
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Siebenter Abfchnitt. 
Schlußbehimmungen, 


Artikel 37. 


Strafbeitimmungen- 

Wer den Vorichriiten der Artikel 1, 2, 3, 11, 15, 17 Abſatz 1, 2, des Artikels 0 
Abſatz 3, der Artifel 25, 26. 29, 34 Abſatz 1, des Artikels 35 zumwiderhandelt, wird mit 
Gelditrafe bis zu 300 Mark und, wenn die Zumwiderhandlung vorjäglich gejchieht, mit 
Seldjtrafe bis zu 1000 Mark oder mit Haft bejtraft. Eine uneinbringliche Gelditrafe iſt 
nach Mahgabe der Borichriften des Strafgejepbudhs in Freiheitäftrafe umzuwandeln. 


Artikel 38. 


Verhältnis zu anderweiten gejehlichen Vorſchriften. 
Diejenigen Borichriften, welche der Staatsauffiht in Anjehung der juriitiichen 
Perſonen des öffentlihen Rechts weitergehende Befugniſſe einräumen, als fie ſich aus den 
Beitimmungen dieſes Geſetzes ergeben, bleiben unberührt. 


Artikel 39. 


Inkrafttreten und Ausführung des Geſetzes. 


Diejes Gejeg tritt am 1. Oftober 1902 in Kraft. 

Unjer Minifterium des Innern ift mit der Ausführung diejes Geſetzes beauftragt. 

Urfundlih Unjerer eigenhändigen Unterjchrift und beigedrüdten Großherzoglichen 
Siegels. 

Darmſtadt, den 16. Juli 1902. 


(L. S.) ERNST LUDWIG. 
Rothe. 


Preisausſchreibung. 


Auf gefällige Zuſchrift der Kaiſer-Wilhelms-Univerſität in Straßburg vom 
18. Juli 1902 geben wir unſeren Leſern von nachſtehender Preisausſchreibung 
Kenntnis: 

Für die Lamey-Preisſtiftung hat die Univerſität Straßburg folgende 
Preisaufgabe geitellt: 

„Kritiihe Darftellung der Organijation des Arbeitsnachweijes in 
„Deutichland und Schilderung des von den großſtädtiſchen Ver: 
„waltungen auf diefem Gebiete bisher Geleifteten.“ 

Der Preis beträgt 2400 Mark. 

Die Arbeiten müſſen vor dem 1. Januar 1904 eingeliefert jein. Die 
Verteilung des Preiſes findet ftatt im Lauf des Jahres 1904. Die Bewerbung 
um den Preis fteht jedem offen, ohne Rückſicht auf Alter oder Nationalität. 
Die Konkurrenzarbeiten können im deuticher, Tranzöfticher und lateiniicher Sprache 
abgefaßt jein. Die Einreihung der Konfurrenzarbeiten erfolgt an den Univerfitäts- 
jefretär. Die KHonfurrenzarbeiten jind mit einem Motto zu verjehen, der Name 
des Verfaſſers darf nicht erfichtlich jein. Neben der Arbeit ift ein verichloffenes 
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Couvert einzureichen, welches den Namen und die Adreſſe des Verfaſſers enthält 
und mit dem Motto der Arbeit äußerlich gekennzeichnet it. Die Verſäumung 
diefer Vorſchriften hat den Ausſchluß der Arbeit von der Konkurrenz zur folge. 
Geöffnet wird nur das Gouvert des Verfaſſers der gefrönten Schrift. Zur 
Zurüdgabe der nicht aefrönten oder wegen Formfehler von der Konkurrenz aus: 
geichlofjenen Arbeiten ift die Univerfität nicht verpflichtet. 


Miscellen. 


Beteiligung der wichtigſten Länder am Außenhandel der 
Schweiz im Jahre. 1901. 
Am auswärtigen Handel der Schweiz waren im Jahre 1901 (und 1900) 


die hauptſächlichſten europätichen Länder und die verjchiedenen Erbdteile, wie 
folgt beteiligt: 


Einfuhr Ausfuhr 
1900 1901 1900 1901 
Wert in tauſend Franfen 

Deutihland . . . 350357 316 992 201 573 192 446 
Dejterreihelingarn . 69142 63 911 45 549 45 315 
Frankreich - -» -» . 207 354 205541 109 933 109 237 
Stalien . . . . . 162009 157 844 44 180 46 182 
Belgien . . ». . . 28132 26 459 14 882 14 522 
Niederlande . . . 3598 3621 5 702 5 754 
Srofbritannien . . 62306 47 024 175 505 188 693 
Uebriges Europa . 76811 79 470 61 985 65 537 
Europa. . . . 99709 900 862 659 309 667 686 
Srila . » -» „. 19%2 16 026 8037 9799 
Wien . » : 831637 33 379 36 949 36 679 
Ameria . . . 92924 93 096 123 221 114 136 
Auftralien. . . 6 848 6641 4181 3657 
Unbeftimmbar . . = -- 4383 4 610 
Zulammen 1111110 1050004 836 080 836 567. 


Deutichland nimmt unter allen Ländern im Jahre 1901 ſowohl in der 
Einfuhr mit 30,19% als auch in der Ausfuhr mit 23,01 °/o die erfte Stelle 
ein. In der Einfuhr folgt an zweiter Stelle Frankreich mit 19,57 0, dann 
alien mit 15,03 °/o und Defterreich-Ungarn mit 6,09%. In der Ausfuhr 
jteht an zweiter Stelle Großbritannien mit 22,55°/o, gefolgt von Frankreich 
mit 13,06 /o und Stalien mit 5,51 °/o. (Schweizeriiches Handelsamtsblatt) 


Die Arbeiterjefretariate im deutſchen Neiche im Jahre 1901. 


In dem „Korreipondenzblatt der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften 
Deutſchlands“ Nr. 18 findet ich eine Ueberficht über Verfaffung und Wirkſam— 
feit, Kaſſen- und Beamtenverhältniffe der in Deutichland beftehenden Arbeiter: 
jefretariate, der wir folgendes entnehmen. 
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Im Jahre 1901 beſtanden 33 Sekretariate (zu denen inzwiſchen noch die 
Sekretariate in Harburg und Neuruppin kamen). Von dieſen 33 Sekretariaten 
haben 29 vollſtändige, 2 teilweiſe Angaben gemacht. 

Gegründet wurden von den im Jahre 1901 beſtehenden 33 Sekretariaten 
1 (Berlin 1889, 1 (Nürnberg) 1894, 1 (Stuttgart) 1895, 5: 1898, 9: 
1899, 10: 1900, 6: 1901. Das ältefte eigentlihe Arbeiterjefretariat, nad) 
deilen Vorbild die anderen gebildet wurden, it dad von Nürnberg. Das 
Berliner war früher als Gewerfichaftsbureau bezeichnet, hat aber thatjächlich 
die Funktionen eines Arbeiterjefretariats verjehen. 

Die Unterhaltung der Sefretariate wird ganz oder zum großen. Teil 
von den Kartellen bejorgt. Die Verwaltung erfolgt bei 16 Sefretariaten 
durch eine beiondere Auffichtstommisfion, bei 12 durd den Kartellvoritand, bei 
2 duch die Generalkommiſſion, bei 2 durch die bejonderen Träger der 
Sefretariate, bei 1 durch den Bergarbeiterverband. 24 Sefretariate erheben von 
den Gewerkſchaften feſte Beiträge (wilden 10 Pig. in Berlin und 1.44 M. 
in Köln pro Jahr). Sonst werden die Koften im Umlagenwege oder durd) 
Zuwendungen ſeitens mancher Redaktionen, Buchhandlungen und Berleger 
aufgebracht. 

Die Hauptaufgaben der Sefretariate beitehen in der Auskunfts— 
erteilung in Gewerkſchaftsſachen und in Rechtsfragen ſowie in der Uebermitte- 
lung von Beichwerden an die Gemerbeinjpeftoren. 20 Sefretariate machen 
ftatiftiiche Arbeiten, zahlreiche betreiben die gewerfichaftlihe Agitation. Das 
Jenaer Sekretariat befaßt ſich auch mit der Arbeitsvermittelung. 4 Sefretariate 
geben ihre Auskünfte an Nicht-Gewerkichaftler nur, wenn für dieſe feine be= 
jondere Organijation vorhanden, die übrigen gewähren fie an alle Intereſſenten. 
Die Auskunftserteilung erfolgt für organifierte Arbeiter meijt unentgeltid); von 
unorganifierten wurden bei einigen Sefretariaten unbedeutende Gebühren er: 
hoben. 19 Sefretariate gaben gedrudte Jahresberichte heraus. 

Bezüglih der Einnahmen und Ausgaben laſſen fi nur einzelne 
Angaben maden, da einige Sefretariate darüber nichts berichten. Die Ein: 
nahmen find am höchſten in Hamburg mit 20 626 M., welche ganz aus 
Organijationsbeiträgen fließen; dann folgen Nürnberg mit 13 432 M. (wovon 
93149 M. aus Organijationsbeiträgen), Bremen mit 11 592 M. (davon 10 725 M. 
aus Organijationsbeiträgen). Die größten Ausgaben Hat Nürnberg, nämlid) 
1 nn M.; dann folgen Stuttgart mit 9246 M., Frankfurt a. M. mit 
151 i 

Hinfichtlih der Verhältniffe der Angeftellten ift zu bemerken, daß 
17 Sefretariate je 1 Angeftellten haben, 8 je 2, 6 je 3, deren Bejoldung 
zwilhen 2500 M. (Hamburg) und 900 M. (Altenburg), bez. 780 M. (Würz: 
burg) ſchwankt. Doch haben die Sefretäre in den beiden legten Fällen ein mit 
Bejoldung verbundenes Nebenamt. Unentgeltli im Nebenamt werden 3 Se: 
fretariate verwaltet. Zwei Sefretäre erhalten neben geringen Paujchalbeträgen 
die Gebühren aus der Auskunftserteilung und Rechtshilfe an nicht organisierte, 
andere wieder erhalten nur dieje Gebühren. Doch haben dieje Sefretäre einen 
Nebenerwerb (als Berichteritatter für Zeitungen oder Gewerbetreibende); zum 
Zeil ftellen fie audy nody den Raum für das Sekretariat. 

Ueber die Frequenz der Sefretariate haben 29 derielben berichtet. Bei 
diejen betrug die Gejamtzahl der Belucher 167 363. Davon entfielen auf 
Frankfurt a. M. 24 247, auf Nürnberg 16 539, Köln 14 352, Beuthen 10 783. 
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Die Auskunftfuchenden find zumeist Arbeitnehmer; doch menden fi auch 
Gewerbetreibende und jonftige Perſonen in nicht unbedeutender Anzahl an die 
Sefretariate. Nach den Berichten von 27 Sefretariaten gehörten 159 530 Be 
jucher einer gewerkſchaftlichen Organifation an. Den höchſten Brozentiag in 
diejer Beziehung weifen Wolgaft und Hamburg auf, wo 100, bez. 86" der 
Beſucher einer Gewerkichaft angehörten ; den geringften Hildesheim mit nur 22,1” ». 

Die Gejamtzahl der Auskünfte betrug bei 29 Sekretariaten 173588. 
Dod) ift dieſe Ziffer viel zu niedrig, da die Sekretariate keineswegs alle Aus: 
fünfte, am wenigften gewerkſchaſtliche Informationen, verzeichneten. Die meilten 
Auskünfte wurden mündlich erteilt, dod) haben 27 Sefretariate zulammen 
19 353 jchriftliche Auskünfte gegeben. Die Zahl der Schriftjäge (Klagen, 
Eingaben, Berufungen ꝛc.) betrug bei 27 Sefretariaten 37128. Die er: 
teilung der Auskünfte auf die einzelnen Rechtögebiete erhellt aus folgender au] 
28 Sefretariate ſich beziehenden Zahlen : 


Bürgerlides NRedt . . > > 2 2 49694 — 28% 
Arbeiterveriherung > 2 2 2 nn 46 741 — 2 
Arbeitd: und Dienjtvertrag - . . » » 31149 = 17% 
Gemeinde: und jtaatSbürgerlihe Angelegenheiten 14169 = 8°’ 
Strafreht > > 2 2 2 nn 2 22. ..12993 = 7% 
Gemwerbeiode - . - > 2 2 2 rn 1959 = 1°% 
Arbeiterbewegung > 22 2u nn en 1319 = 1% 
Sonftige Nedhtögebite . . . » 2: 213770 = 12% 


Von 61 durch Arbeiterjefretariate gepflogenen, bez. bearbeiteten Erhebungen 
waren 14 allgemeiner und 47 beruflicher Natur. Von diejen entfielen 1 al: 
gemeine und 40 berufliche Erhebungen auf Berlin. 
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Zolltarif — Reichsverfaſſung — Geſchäftsordnung 
des deutſchen Reichstags. 


(Abänderung der Beſchlußfähigkeit — Dauer der Legislaturperiode — 
Beſchränkung der Redefreiheit. 


Zeitgemäße ſtaatsrechtliche Betrachtungen 
von Amtsrichter Dr. Ernft Müller, Mitglied des Reichstags für Meiningen, 


Es war in den Iden de8 März 1900, als der Berfafler diejer Zeilen 
bereit3 einmal in den „Annalen des Deutichen Reichs“ zu einer wichtigen Ver: 
faſſungs- und Geihäftsordnungsfrage das Wort ergriff.") Damals galt es nad 
zuweilen, daß $ 36 der Geichäftsordnung des deutjchen Reichstags eine Ver: 
Taffungäverlegung involviere und daß ein auf folder Verlegung zuftande ges 
kommenes Gele Null und nichtig jei. Theorie und Praris ftellten fich in der 
Folge übereinitimmend auf den damals vom Verfaſſer vertretenen Standpuntt. 
Der Reichstag umſchiffte die gefährliche Klippe befanntlid) durch Einbringung 
eines modifizierten, auf KHompromiß beruhenden nitiativantragd unter Aus— 
Ihaltung der befämpften jogen. Kunftparagraphen. Die Situation ift jeßt eine 
wejentlich andere. Galt e8 damals, bereits gefaßte Beſchlüſſe ala verfafjungs: 
widrig zuftande gefommen zu deflarieren, jo gilt es jeßt, vor geplanten 
Verfaffungsänderungen durd Erörterung ihrer prinzipiellen Tragweite zu warnen. 


I. 


Der Thatbeitand ift kurz folgender: Das Plenum des Reichstags fteht in 
ber leßten Tagung vor den Neuwahlen vor der Beratung des Zolltarifgeſetzes 
mit Bolltarif in zweiter Leſung. Die Mehrheit des Haufes fängt an, ungeduldig 
zu werden, da der Gang der Verhandlungen ihr zu langjam erjcheint. Die 
Minderheit dagegen erklärt e3 für ihre Pflicht, in eine genaue Abwägung aller 
in Frage kommenden Intereſſen einzutreten. Es bejteht nach den in den leßten 
Jahren gemachten Erfahrungen die große Gefahr, daß die Hitze des Kampfes 
hüben und drüben die fühle Ueberlegung beileite läßt. Verlangt die Minder- 
heit, daß ein Gejeß, das ihr unheilvoll erſcheint, auch von der Mehrheit ohne 
ihre Mitwirkung zuftande gebracht wird, jo jolgt daraus, daß die beihlußfähige 
Mehrheit gemäß Art. 28 der Verfaſſung von den zollfreundlichen Parteien ge 
ftellt und präjent gehalten werden muß. Die Diätenlofigkeit macht diefe Auf: 
gabe der Mehrheit nicht leicht. Der ſogen. „Landiturm“, deifen Anmejenheit 
vermehrte Ungeduld und kaum zu bemwältigende Unruhe mit fid) bringt, Täpt 
fi) erfahrungsgemäß nur wenige Tage halten, dann padt er den Koffer ‚und 


) „Geheime Reihstagdfigungen — Lex Heinze” ; als Broſchüre vergriffen. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1902. 46 
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reift zu den mütterlichen Fleiſchtöpfen ab. So liegt bei der Mehrheit des 
Reichstags der Gedanke nahe: „Können wir die Verfaffung nicht befriedigen, 
jo kann auch dieje uns nicht befriedigen, ergo wir ändern fie einfach ab.“ 
Das Spielen mit diefem Gedanken ift nicht neu. Der Verfaſſer hat bereits in 
dem erwähnten Auflage darauf verwiejen, daß man mit dem Gedanken lieb: 
äugele, an Stelle der zur Beichlußfähigfeit nötigen Anmejenheit der Mehrheit 
der gejeglichen Anzahl der Mitglieder eine geringere Präjenz zu fordern. Kommt 
es im Laufe der Verhandlungen zu jtürmiichen Geihäftsordnungsdebatten, jo 
liegt die Gefahr einer Abänderung der Verfaſſung ab irato ungemein nahe. 
Die Tragweite einer jolden Maßnahme zu erörtern, ift der Hauptzwed der 
nachfolgenden Zeilen. 

Art. 28 der Verfaſſung beitimmt: „Der Reichötag beichließt nach abjoluter 
Stimmenmehrheit. Zur Giltigfeit der Beſchlußfaſſung it die Anmwejenheit der 
Mehrheit der gejeglichen Anzahl der Mitglieder erforderlich.“ 

Der Abſ. 2 des Artikels, der von Beſchlußfaſſung über Angelegenheiten 
ſprach, welche nad) den Beitimmungen der Verfaſſung nicht dem ganzen Reiche 
gemeinſchaftlich find, ift durch Reichsgeſetz vom 24. Februar 1873 auf: 
gehoben worden. 

Was zunächſt die Auslegung des Art. 28 anlangt, jo jei in Kürze 
folgendes bemerft: 

Der Reichstag beſchließt nah abjoluter Stimmenmehrheit. 
Die Trage, ob die abjolute Stimmenmehrheit der wirklich Abftimmenden oder 
der nur anmejenden Mitglieder zur Beſchlußfaſſung maßgebend jein joll, wird 
wohl nad) dem Wortlaute dahin zu beantworten fein, daß nur die Mtehrbeit 
der wirklich Abitimmenden gemeint ift, da erſt im folgenden Satze ausdrüdlid 
von der Anwejenheit der Mehrheit der gejeßlihen Anzahl der Mitglieder 
die Rede iſt. Sind alfo 3. B. 200 Mitglieder des Reichstags wirklich anweſend, 
jtimmen jedoch nur 160 ab, während ſich die andern der Stimme enthalten, 
jo ilt ein Antrag in geſetzmäßiger Weile mit 81 Stimmen angenommen ſiiehe 
aud) $ 55 Abſ. 1 der Geichäftsordnung). Die Beihlußfailung it aber 
nur dann giltig, wenn die Mehrheit der gejeglichen Anzahl der Meitglieder 
(johin 199 von 397) anweſend iſt. Nicht notwendig it alſo, daß dieje 199 
oder mehr Mitglieder auch an der Abſtimmung ſich beteiligen, es genügt, daR 
fie während der Abjtimmung im Sigungsfaale anmwelend find. Nicht gezäblt 
werden jelbitverjtändlich bei der Prüfung der Beſchlußfähigkeit die in den Fohers, 
in den Lejelälen oder ſonſt irgendwo im Haufe ſich aufhaltenden Mitglieder. 
Andererjeits werden jedoch gezählt die Mitglieder, die anweſend ich der Ab: 
ftimmung enthalten. Nicht nötig ift ferner, daß während der Beratung, 
welche durch die Beſchlußfaſſung abgeſchloſſen wird, die Mehrheit der geielichen 
Anzahl der Mitglieder anmejend it. Satz 2 gilt ausdrüdlid, was nicht 
bloß der Wortlaut, jondern auch die Verhandlungen im fonftituierenden Reich: 
tage Har erſehen Iaffen, nur von den Beſchlüſſen. Die Berhandlungen 
fönnen geichehen aud) in Gegenwart vom Bureau des Reichstags allein, ohne 
daß auf den Abgsordnetenfigen aud nur ein Mitglied des Hauſes meilt. 

Der Neichötag wäre fidherlid in der Lage, gemäß Art. 27 der Berfaffung 
im Wege der geihäftsordnungsmäßigen Feſtſetzung zu beitimmen, daß auch die 
Beratungen nur bei Anmejenheit einer beitimmten Anzahl von Abgeordneten 
ftattfinden dürfen. Nach Einführung von Diäten dürfte eine derartige Ab: 
änderung der Geſchäftsordnung vom Standpunkt der Aufrechterhaltung der 
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Bedeutung des Parlaments viel weniger Widerftand finden ala die Herabjeßung 
der Beſchlußfähigkeitsziffer. 

Die Ungiltigkeit der Beihlußfaffung ohne die Anweſenheit der Mehrheit 
der gejeßlichen Anzahl der Mitglieder ift aber nur eine relative. Wo fein 
Kläger, da fein Richter! Nur wenn der Mangel der Beidhlußfähigfeit nach 
Art. 28 geihäftsordnungsgemäß gerügt wird, nur wenn die Beichlußunfähig- 
feit wirklich amtlich Eonjtatiert wird, tritt die Nichtigkeit des betreffenden 
Beichluffes ein. Diefer Standpunkt zeigt bereits einen ftarfen Einfluß der 
Opportunität gegenüber dem klaren Berfafiungsrehte! Mun hat mit dem 
„Geiſte der Verfaſſung“ operiert und erflärt, der Reichstag habe, da die 
Berfaffung nicht jage, wer zu unterfuchen habe, ob die gejekliche Zahl an 
wejend jei, dieje frage zu enticheiden. Man hat aber, wovon in Art. 28 fein 
Wort zu finden ift, noch viel mehr hineininterpretiert. Die Geihäftsordnung 
des Reichstags fteht nämlich auf dem Standpunkte, daß, wenn unzählige, völlig 
einwandäfreie Zeugen und jonjtige Beweismittel dafür da find, daß bei der 
Beſchlußfaſſung über ein Gejeß nur 20 Mann im Hauje anweſend waren, 
trotzdem der Beweis, dab die beichlußfähige Anzahl von Abgeordneten nicht 
anmejend gewejen, unzuläffig jei. 3 54 Abj. 2 u. 3 der Geſchäftsordnung jagen : 

„Iſt vor einer Abjtimmung infolge einer darüber gemadten Be: 
merfung der ‘Präfident oder einer der fungierenden Schriftführer zweifelhaft, 
ob eine beichlußfähige Anzahl von Mitgliedern anmejend jei, jo erfolgt der 
Namendaufruf. 

Erklärt dagegen auf die erhobene Bemerkung oder dem von einem Mit: 
gliede geitellten Antrag auf Auszählung des Haufes der Präfident, daß fein 
Mitglied des Bureaus über die Anmejenheit der beichlußfähigen Anzahl zweifel- 
haft jei, jo find Bemerkung und Antrag erledigt.“ 

Abi. 2 und 3 des $ 54 J. c. erjchweren johin an ſich die Feſtſetzung der 
Beichlußunfähigkeit des Reichstags aus Nütlichkeitsgründen. Die Mitglieder des 
Bureaus vermögen Jich leicht zu täufchen, auch die Zufammenjegung des Bureaus 
kann vielleicht bisweilen nicht ohne Einfluß fein. In der Praris wird die 
Konftatierung derjelben noch viel jchwieriger gemacht. In den weitaus meiften 
Fällen wird die Bezmweiflung der Beichlupfähigfeit jeitens der Minderheit direkt 
als ein „unfreundlicher Akt“ gegenüber der Mehrheit und dem Präfidium an 
gejehen; ein gewandter, ſtets der Mehrheit des Hauſes ficherer Präfident vermag 
die Treititellung, deren Erſchwerung hie und da geradezu als ein gewifier 
Sport erjcheint, noch weſentlich jchwieriger zu machen, da der Ausdrud „vor 
der Abjtimmung“ vejtriftiv oder extenſiv interpretiert werden kann, jo daß die 
Auslegung, daß unmittelbar vor der Abitimmung die Bemerkung gemacht 
werden müſſe, willkürlich ericheint und zu Chifanen nur zu leicht führen fann. 

Diejes ganze Verfahren, die Zweifel an der Beſchlußfähigkeit möglichit zu 
erichweren, entſpricht in gar feiner Weile dem „Geiſte der Verfaſſung“, mit 
welchem man hier jo gerne operiert. Dem Geifte der Verfaffung entipricht es 
einzig und allein, daß mindeitens die Hälfte der gejeglichen Anzahl der Mit: 
glieder des Parlament? am Orte it. Eine gründliche Beſſerung des Beluches 
des Parlaments ift nur dadurch herbeizuführen, daß rüdjichtslos die Norm des 
Art. 28 der Verfaffung eingehalten und bei jeder wichtigen Verhandlung die 
Beſchlußfähigkeit des Haufes fontrolliert wird. Wer die Mängel der Bejetung 
fünftlich vertuicht und die Feſtſtellung erſchwert, handelt feineswegs im Intereſſe 
des Anjehens des Parlaments. 

46* 
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Sieht man nun aus den Beitimmungen der Geichäftsordnung und aus dem 
Ufus, wie ängftlid) man im Laufe der Zeit dafür jorgte, daß von der abjoluten 
Norm des Art. 23 mur in ganz wenigen Fällen Gebraud; gemacht wird, jo 
würde man den jet beklagten Zuftand nur noch verichlimmern, wenn man 
anftatt dem Art. 28 wieder volle Bedeutung durch Aenderung der Geichäfts- 
ordnung im Sinne einer Erleichterung der Auszählung zu geben, die Beſchluß— 
fähigkeitsziffer noch herunterjegen würde. 

Die Bedeutung des Grundiaßes des Art. 28 der Verfaffung für das ganze 
politiiche Leben erhellt am beiten aus einer kurzen geichichtlihen Betrachtung 
und aus einem Vergleih mit den Verfaſſungen anderer Staaten, jomwohl der 
deutichen Bundesitaaten wie denjenigen Eonftitutionell regierter Länder des Aus: 
landes. 

Die Norm, welche die Rechte der Majorität wie der Minorität in gleicher 
Weile vor Ueberrumpelungen bewahren und das wirkſamſte Mittel zur Er: 
haltung des Elaren Ausdruds der mirklihen Stimmung der Mehrheit des 
Volks bilden ſoll, findet ſich bereits in der Verfaſſung des Deutichen 
Reiche vom 28. März 1849 (Art. 98), wo es heißt: „Zu einem Beichluffe eines 
jeden Hauſes des Neichätags ift die Teilnahme von mwenigftens der Hälfte der 
gejeglichen Anzahl feiner Mitglieder und die einfahe Stimmenmehrheit erforder: 
lich.“ Ganz gleichlautend ſpricht ſich Art. V $ 96 der Entwürfe der jogenannten 
Erfurter Unionsverfaffung aus. Maßgebend für die Aufnahme in die nord: 
deutiche Reichsverfaſſung war, wie der Antragiteller Harnier ausdrücklich betonte, 
das preußiiche Beijpiel. Der von der preußiſchen Staatsregierung vor— 
gelegte Verfaſſungsentwurf vom 20. Mai 1848 8 53 hatte nur die Anweſenheit 
eines Drittel der Mitglieder des Landtags —— allein der Kommiſſions— 
Entwurf der Nationalverfammlung (Art. 74) forderte die Anmejenheit der Mehr: 
heit. Dieje Beitimmung ging dann in Art. 79 der oftroyierten Verfaſſungs— 
urfunde vom 5. Dezember 1848 über und aus diejer in den Art. 80 der Ver: 
fafiungsurfunde vom 31. Januar 1850. Die maßgebenden Wtotive der Ber: 
faſſungskommiſſion der Nationalverfammlung bemerken, daß die Anmejenheit 
der Mehrheit der Mitglieder erfordert werden müſſe, „um Ueberraihungen und 
eigentliche Mtinoritätsbeihlüffe zu verhüten“. Art. 80 der preußiſchen Der: 
faflungsurfunde bejtimmt demnach, daß feine der beiden Kammern einen Be: 
ihluß fallen könne, wenn nicht die Mehrheit der gejeglichen Anzahl ihrer Mit: 
glieder anmejend ift (aljo beim Abgeordnetenhaufe 217 Mitglieder). Jede 
Kammer fat ihre Beihlüffe nad) abjoluter Stimmenmehrheit. Die Beitimmung 
entipricht jonach genau der Norm der Reichsverfaſſung, deren Vorbild ſie war. 
Die Herabſetzung der Beſchlußfähigkeit im preußiſchen Herrenhauje geſchah 
durch das Verfaſſungsgeſetz vom 30. Mai 1885. (Ueber die Gründe für und 
gegen diefe Serabjegung im Kommiſſionsbericht der 2. Kammer ſ. Rönne, 
Staatsreht ©. 344 Anm. 4.) Darnad) verlangt die Geſchäftsordnung des 
preußiichen Serrenhaufes nur noch 60 Mitglieder von den nad) Maßgabe der 
Verordnung vom 12. Oftober 1854 zu Sit und Stimme berufenen Mitgliedern. 
Für das preußische Abgeordnetenhaus gilt auch heute noch die Norm des Art. 80 
der Verfaſſungsurkunde. Die Beſchlußfähigkeit der Kommiſſion iſt gegeben, 
jobald mindeitens die Hälfte der Mitglieder derjelben anweſend ift. (Ebenjo $ 2 
Abi. 1 der Geichäftsordnung des Reichstags.) 

An Bayern beitimmt Art. 25 des Gejeßes betr. den Geihäftsgang des 
Landtags vom 19. Januar 1872: Zur giltigen Abſtimmung wird die Mehrheit 
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jener Mitglieder erfordert, aus welchen verfaffungsmäßig jede der beiden Kammern 
zu bejtehen hat, mit Vorbehalt derjenigen Fälle, in welchen gejeßlich die Anweſen— 
heit einer größeren Anzahl vorgeichrieben iſt. (Ebenſo ilt bei den Ausſchüſſen 
und Abteilungen Anmejenheit der Mehrheit nötig. Art. 5 und 23 der Geichälts- 
ordnung.) Ebenjo jagt die Geihäftsordnung der Württembergijhen Kammer 
der Standesherren vom 23. DOftober 1841: Zur Faſſung eines giltigen Bes 
ihlufjes wird die Anmejenheit der Hälfte der Wtitglieder der Kammer erfordert 
($ 79). Die Beichlüffe werden, jomweit nicht für bejondere Fälle eine größere 
Mehrheit erfordert wird, mit abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt u. j. w. Ab— 
änderungen der Geihäftsordnung können 3. B. nur durch eine Mtehrheit von 
zwei Dritteln der Abitimmenden erfolgen, die gleiche Mehrheit wird erfordert, 
wenn im einzelnen falle von einer Beltimmung der Geichäftsordnung ab— 
gewichen werden joll. Die Geihäftsordnung der Kammer der Abgeordneten 
vom Jahre 1875 jagt in $ 87: Zur Giltigkeit jeden Beſchluſſes ift die An— 
wejenheit von */s der Mitglieder der Verfammlung erjorderlih. Die Beichlüffe 
werden nach der Stimmenmehrheit, welche nach Beichaffenheit des Gegenjtandes 
eine abjolute oder relative ſein kann, abgefaßt, ſodaß im Falle der Stimmen 
gleihheit der Präfident den Ausichlag gibt. Wenn von Abänderung irgend 
eines Punktes der Verfaffung die Rede ift, jo ift die Beiftimmung von */s der 
anmejenden Mitglieder nötig ($ 176 Berfaffungsurfunde). In Sachſen jagt 
übereinjtimmend die Verfaſſungsurkunde ($ 128 Abi. 1): Zur Beſchlußfaſſung 
muß mindeltens die Hälfte der verfafjungsmäßigen Zahl der Mitglieder in der 
Sigung anmejend jein. Die Beichlüffe werden nach abjoluter Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei den Deputationen muß ebenfalls die Hälfte anweſend fein ($ 24 
Abi. 2 der Geihäftsordnung). 8 74 der Badiſchen Berfaffungsurfunde vom 
22. Auguft 1818 beitimmt dagegen, daß jeder giltige Beichluß einer Kammer, 
wo nicht ausdrüdlic eine Ausnahme feitgejegt worden ift, abjolute Stimmen: 
mebhrheit bei vollzähliger Berjammlung finden müſſe. Die 1. Kammer 
wird durch die Anmejenheit von 10, die 2. Kammer durd) die Anmejenheit von 
35 Mitgliedern vollzählig. Bei Verfaflungsänderungen wird in beiden Kammern 
die Anmejenheit von Dreivierteln der Mitglieder nötig. 

Wir jehen aus dieſer Ueberſicht, da jämtliche Volksvertretungen in den 
größeren Staaten Deutichlands mindejtens diejelben, bei Verfaſſungs- und anderen 
wichtigen Beitimmungen aber noch bedeutend verſchärfte Garantien gegen Zufalls— 
beichlüffe befigen. In den Vertretungen der kleineren Bundesftaaten tritt die 
Belorgnis vor des Zufalls Tücke teilweife noch jchärfer hervor. Oldenburg 
($ 42) erfordert zur Beratung die Anmejenheit von ?/s der Abgeordneten ; 
Sahjen-Weimar beftimmte ebenfalls im $ 13 Abi. 2 des Grundgejeßes, 
daß der Landtag feine Sikungen halten kann, wenn nicht mindeftens */» der 
Abgeordneten zugegen find. Ein Beihluß, welcher mit Vernadhläffigung dieſer 
Beitimmung gefaßt wird, ift nad) ausdrüdlicher Vorichrift des Grundgejees 
ungiltig. Die gleiche Beitimmung enthält die Geihäftsordnung für die Landes— 
verjammlung in Braunſchweig. Diele ift dort umſo leichter durchzuführen, 
al3 die ftrenge Beitimmung, daß bei Verſäumnis von drei Situngen und ver: 
geblicher Aufforderung zum Erjcheinen in den nädhiten 8 Tagen ohne Ent: 
Ihuldigung das Mandat erliicht, für die Anmejenheit der Mitglieder jorgt. In 
Hamburg ilt der Bürgerausihuß beſchlußfähig, jobald 12 Mitglieder (von 20) 
anmejend find (S 58 der PBerfaflung). In Bremen jollen Beichlüffe in 
Geſetzgebungs- und ſolchen Regierungsangelegenheiten, welche nicht ihrer Natur 
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nad) dem bejonderen Geichäftsfreiie einer bejonderen Behörde angehören, vom 
Senate in jeiner Gelamtheit nad) Stimmenmehrheit gefaßt werden ($ 33 Ber: 
fallung). In der revidierten Verfaffungsurfunde für die freie und Hanſeſtadt 
Lübed iſt ($ 76) zu einer giltigen Beihlußnahme des Bürgerausichuffes die 
Anmejenheit von mindeftens */s ſämtlicher Mitglieder erforderlih. Bei den Be 
Ihlüffen der Bürgerſchaft (j. Geichäftsordnung nad Beſchluß der Bürgerihaft 
vom 17. März 1851) genügt (aus natürlichen Gründen) die Stimmenmehrheit 
jämtlicher anmwejenden ftimmfähigen Mitglieder der Bürgerichaft. Feſte Ziffern 
mit mehr als der Hälfte der gejeßlichen Anzahl jehen die Geichäftsordnungen 
für die Yandtage des Fürſtentums Shaumburg=Lippe (10) und Schwarz: 
burg:Rudoljtadt (11 Abgeordnete) vor. 

Sehr Ear find die Normen des Coburg-Gothaer Staatsgrundgeiehes 
für die Herzogtümer vom 3. Mai 1852. Dort heißt es: „Zur Giltigfeit eines 
von dem Landtage zu fallenden Beichluffes iſt — ſoferne nicht für bejondere 
Fälle etwas anderes beitimmt iſt — die Anmejenheit und Teilnahme von 
wenigftens */s der verfalfungsmäßigen Gejamtzahl der Mitglieder des betr. 
Landtags und Stimmenmehrheit von mehr ald die Hälfte der Stimmenden 
erforderlich.“ 

Sahjen:Meiningen (Gejeß vom 23. April 1868) beftimmt ebenfalls, 
daß für jede einzelne Sitzung der Landtag beſchlußfähig ift, ſobald mindeftens 
?/s der Mitglieder anweſend find. Ebenjo verlangt $ 42 und 45 der Geichäfts 
ordnung für das Fürftentum Walded die Anmwejenheit von */s der Mitglieder. 
Auch $ 33 der landichaftlihen Geichäftsordnung von Altenburg vom Jahre 
1858 verlangt, wie fait jämtliche anderen Eleineren Staaten, zu einem giltigen 
Beichluffe die Anmwejenheit von mindeitens */s der ftimmfähigen Abgeordneten. 

Faßt man dieje kurze vergleichende Betrachtung, bei welcher die mittelalter: 
lihen Staatsgebilde des Nordens von Deutichland von jelbit ausichalten, mit der 
hiſtoriſchen Entwidlung zujammen, jo ift man zu dem Urteile berechtigt, daß 
die Herabjeßung der Beihlußfähigfeitsziffer des Reichstags 
eine auffallende Durhbrehung der Grundjäße des deutſchen 
Verfaſſungslebens in den legten 50—60 Jahren bedeuten würde. 

Aber aud im Vergleiche mit den Normen der Berfaljungen und Geicäfts: 
ordnungen faſt jämtlicher fonititutioneller Staaten de3 Auslandes würde eine 
ſolche Herabſetzung eine das größte Aufſehen erregende Maßregel bedeuten, die 
um jo auffälliger und gehäſſiger wäre, als die Reichsverfaſſung qualifizierte 
Beſchlußfähigkeitsziffern (d. h. erhöhte Anzahl zur Beſchlußfaſſung nötiger an— 
weſender Mitglieder in beſonderen Fällen) nicht kennt, ſondern ſogar zur Ab— 
änderung ſo wichtiger Normen wie des Art. 28 der Verfaſſung nur die Anweſenheit 
der einfachen Mehrheit des Reichstags vorſchreibt. 

Für Oeſterreich beſtimmt zwar 8 15 des Grundgejeges über die Reichs: 
vertretung, daß zu einem giltigen Beichluffe des Neichörates in dem Haufe der 
Abgeordneten die Anmwejenheit von 100 Mitgliedern (von 353), im Herrenhauſe 
von 40 Mitgliedern und in beiden die abjolute Stimmenmehrheit der Anmwelenden 
genügt, allein es beſtimmt weiter, daß Aenderungen in dieſen Grundgejegen jo: 
wie in den Staatögrundgejeßen über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
u. ſ. w., über die richterliche jowie Ausübung der Regierungs- und BVollzugs 
gewalt, ſohin fait über ſämtliche wichtigeren Angelegenheiten nur mit einer 
Mehrheit von wenigstens */s der Stimmen der Anwejenden und im Abgeordneten: 
hauſe nur bei Anweſenheit von mindeitens der Hälfte der Mitglieder giltig be: 
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ihlofjen werden kann. Auch die Delegationen jtimmen nad) $ 33 des Gejeh- 
artifel8 XII (vom Jahre 1867 über die zwiſchen Ungarn und Defterreic) 
obichwebenden gemeinjamen Angelegenheiten und über den Modus ihrer Be: 
handlung) mit abjoluter Stimmenmehrheit ſämtlicher Delegationsmitglieder. 

Die Geihäftsordnung des ungariſchen Reichstags lehnt ſich ſehr ftarf 
an die engliſche Geſchäftsordnung an, doch ſind zur meritoriſchen Beſchlußfaſſung 
ebenfalls 100 Abgeordnete notwendig im ungariſchen Abgeordnetenhauſe (das 
453 Mitglieder zählt). 

Bezüglich Italiens beftimmt entſprechend den meiſt milderen Normen für 
das Oberhaus das Regolamento del Senato del Regno 1883/1900 in Art. 66: 
Ogni deliberazioni de Senato € presa a maggioranza assoluta dei votanti; 
in caso di paritä di voti la proposta s’intende non approvata. Dagegen 
Art. 53 des Statuto del Regno 4 marzo 1848: 

„Le sedute e le deliberazioni delle Camere non sono legali n« valide, 
se la maggioritä assoluta dei loro membri non & presente, 

Art. 54: Le deliberazioni non possono essere prese se non alla 
maggioritä dei voti.“ 

Die nordamerifaniihe Verfaſſung fieht in verjchiedenen Be— 
ftimmungen (jo Art. 1 Sektion 6) verſchiedene Majoritäten vor 3.8. */s Majorität 
der anmejenden Mitglieder bei der Funktion des Senats als Geriht auf ein 
Impeachment hin; ferner bei der Verurteilung auf Entfernung vom Amte oder 
Erklärung der Unfähigkeit, irgend ein bejoldetes oder Ehrenamt unter den Ber: 
einigten Staaten zu befleiden. Nah Sektion 5 ſoll die Anweſenheit 
der Mehrheit eines jeden Hauſes zur Beihlußfähigfeit genügen 
(and a majority of each shall constitute a quorum to the business), aber 
eine geringere Zahl fanın von Tag zu Tag zujammentreten und ift befugt, 
die Teilnahme abweſender Mitglieder (an den Situngen) in ſolcher Weife und 
unter jolchen Strafandrohungen zu betreiben, wie jedes Haus dies beichließen 
wird. In beiden Käufern des Kongrefjes und in dem größeren Zeile der geleß- 
gebenden Verſammlungen der Einzeljtaaten ift aber, wie erwähnt, die Mehrheit 
der Mitglieder des Haujes zu deſſen Beſchlußfähigkeit nötig. 

Für Frankreich beitimmt, übereinftimmend mit der deutichen Reichöver: 
jaffung, Art. 95 des Reglement de la Chambre des Deputes präzijfe: La 
presence de 291, majoril& absolue de leur nombre legal. est necessaire 
pour la — des votes, und entſprechend die Constitution de la Bel- 


T. Februar 1831 e 
gique vom. ‚September 1803 Art. 38 Abſ. 3: Aucune de deux Chambres 


ne peut ER de resolution qu’autant que la majorit@ de ses membres 
se trouve réunie.“ 

Vor allem interejfieren die eigentümlichen Normen des Elajfiichen Landes 
des Parlamentarismus, Englands: Sie fünnen nur verjtanden werden bei 
einer kurzen Betrachtung der parlamentarilchen Verhältnifie Englands überhaupt. 
Schon der Kommilfions- «Bericht der I. preußiichen Kammer vom 7. Mär; 1855 
(Sten. Ber. 1854—1855 Bd. II ©. 223) bemerkt, daß in England in der 
größeren Madhtitellung bes Barlaments auch ein größerer Antrieb befteht, im 
Parlamente zu ericheinen. Man würde fich aber jchwer täufchen, wern man 
annähme, daß die gewöhnlichen Tagesdebatten des Unterhaujes einen anderen 
Anblick bieten als der deutiche Reichstag. Im Gegenteil, eher noch trauriger 
und leerer iſt für gewöhnlich diejes ftolze, von Niemanden ob folder Saumjal 
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geihmähte Parlament. Es muß mit einem gewiflen Troft erfüllen, wenn man 
die Schilderungen diejes alten, heute noch jo mächtigen Parlaments lieſt, 3. 8. 
die Klagen über die unausgejeßten Auszählungen in den 60er Jahren. Fiſchel 
Ed. („Die Verfaſſung Englands, Berlin 1864“) reproduziert intereifante Briefe 
hervorragender Mitglieder de8 Parlaments (I. c, ©. 426 u. 427). In einem 
derjelben heißt ed: „ch jah das Haus faſt immer leer, während das Scidial 
von Millionen unjerer indiſchen Mitunterthanen erörtert wurde. ch ſah bie 
Bänke verlaflen, während Millionen aus der Tajche des engliichen Volkes be: 
willigt wurden; aber wer darauf aufmerfiam gemad)t hätte, daß die beichluß- 
fähige Anzahl der Mitglieder fehlte, wäre ala Narr oder Wahnfinniger ange 
jehen worden.“ 

Ein anderes Mitglied, das über den „Unfug fortwährender Auszählungen“, 
die damals Sitte wurden, klagt, jchreibt: „Zur Auszählung greift man, wenn 
ein jehr trodener oder einer Sektion des Hauſes bejonders unangenehmer Gegen: 
ftand vorfommt. Man wählt gewöhnlid; die Mittageffenzzeit .... E3 gilt 
für einen geichieten Streih und einen guten Wit (!), eine läftige Diskuſſion 
auf diefe Art totzumachen.“ 

Am 11. Auguft 1859 waren z. B. nicht 40 Mitglieder zugegen, um bie 
widtige Attorneys and Solieitors Bill definitiv anzunehmen, andere wichtige 
Gelege wurden in Anmelenheit von 20—30 Mitgliedern durchberaten. 


Im Mittelalter war das anders; es war ſtets die große Mehrzahl der 
Mitglieder des engliichen Parlaments anmejend, da ſich ein jehlendes Mitglied 
eines der beiden Häufer jchweren Strafen ausſetzte, falls er ohne Urlaubs: 
bewilligung nicht erichien. Prynne erklärte noch die Anzahl von 40 Deitgliedern 
bloß für genügend, um die Gebete anzuhören und geringere Geichäfte zu beginnen. 
Nur die Mehrheit der Mitglieder des Parlaments war befugt, Geld zu bewilligen 
und Gejege anzunehmen (Legal Vindication of the Liberties of England 
j. Dr. Ed. Fiſchel l. c). Fiſchel nennt es daher mit Recht nur eine jpätere 
Praris, welche ſich mit der Anmejenheit von 40 Mitgliedern begnügte. Auch 
Sir Thomas Ersfine May und Late Lord Farnborough nennen in ihrem berühmten 
praftiihen Sandbuhe „Das engliihe Parlament und fein Verfahren“, überſetzt 
von Oppenheim, 3. Aufl., Leipzig 1888, ala Urſprung der Gewohnheit, die An: 
wejenheit von 40 Mitgliedern als das „Quorum“, d. h. die Beſchlußfähigkeit 
aufzuftellen, das Jahr 1640 mit dem Zulage: „Dieje Regel beruht nur 
auf Herfommen und unterliegt beliebiger Abänderung durd 
da8 Haus.“ Die Geihäftsordnung des engliihen Parlaments beruhte be: 
kanntlich jahrhundertelang lediglih auf mündliher Tradition. Erft im Jahre 
1854 erſchien „a Manual of Rules Orders and form of pıoceeding of the 
house of Commons relating to publie business‘, welches über die Beichluß: 
fähigkeit folgende Beitimmungen enthält: 


„53. Nach dem Gebete zählt der Sprecher das Haus: Sind 40 Mit: 
glieder anweſend, jo nimmt er jeinen Sig ein. 

54. Sind nit 40 Mitglieder anmejend, jo zählt der Spreder um 
4 Uhr nochmals auf der oberjten Stufe des Sprecherfiges ftehend, finden ſich 
dann nicht 40 Mitglieder anweſend, jo vertagt er, ohne eine Frage zu ftellen, 
das Haus bis zum nächſten Situngstage. 

55. Tritt das Haus vor der regelmäßig beftimmten Zeit (d. 5. 324 Uhr 
nachmittags) zulammen und find 40 Mitglieder nicht anweſend, jo wird nicht 
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früher zu Gejchäften übergegangen, als bis ſich diefe Zahl nun gefunden hat. 
Der Sprecher vertagt dad Haus jedody nicht vor 4 Uhr. 

57. Ergibt fih nad 4 Uhr infolge einer darüber gemadjten Bemerkung 
oder aus dem Berichte der Zähler bei einer förmlichen Abjtimmung des Haufes, 
daß nicht 40 Mitglieder anweſend find, jo vertagt der Sprecher ohne Stellung 
einer Frage das Haus bis zum nächſten Situngstage. 

58. Wenn der Borfitende des Ausſchuſſes des ganzen Hauſes 
nad) 4 Uhr dem Haufe berichtet, daß nicht 40 Mitglieder anmejend find, jo 
zählt der Sprecher das Haus und find nicht 40 Mitglieder da, jo vertagt er 
ohne Stellung einer Frage das Haus bis zum nächſten Sikungstage. 

59. Ergibt fi vor 4 Uhr infolge einer darüber gemachten Bemerkung 
oder aus einer Abftimmung oder dem Berichte des Ausjchuffes des ganzen 
Haufes, daß nicht 40 Mitglieder anweſend find, jo wird die Verhandlung ein: 
geftellt, bis fih 40 Mitglieder einfinden. Um 4 Uhr zählt der Spreder 
abermals u. j. w.“ (mie oben im Plenum). 

Im weſentlichen gelten modifiziert für den Ausſchuß des ganzen Haufes, 
diefer eigentümlichen Art der Vorbereitung eines Gejetes, diejelben Regeln wie 
für das Plenum. Wenn 3. B. die Bemerkung gemadht wird, daß 40 Mit: 
glieder nicht anmwejend find, jo zählt der Vorſitzende den Ausihuß und verläßt, 
falls weniger vorhanden find, feinen Ei. Der Sprecher übernimmt dann den 
Borfig und zählt das Haus. Sind dann 40 Mitglieder anweſend, jo ver: 
wandelt ſich das Haus wieder in den „Ausichuß des ganzes Hauſes“, andern: 
fall vertagt e3 fih. Das Quorum in den anderen Ausihüflen wird in jedem 
Falle beftimmt. it nichts beftimmt, jo müſſen alle Mitglieder zur Beſchluß— 
fähigkeit anmeiend fein. In den Ausihüflen des Oberhaujes genügen in der 
Regel 3, bei den Gemeinen 5 (mandmal 7, 9 Mitglieder, je nad) Belieben des 
Haujes). Eine Beitimmung vom 25. Juni 1852 jagt, daß Vertagung oder Aus: 
jegung des Ausſchuſſes einzutreten habe, wenn die vom Haufe für die Beſchluß— 
tähigfeit angeordnete Zahl von Mitgliedern nicht gegenwärtig ift. 

Aber nicht blos die bedeutende Machtitellung des engliihen Parlaments, 
jondern auch pofitive Normen des engliſchen Rechtes garantieren, daß der Unfug 
ber Durchpeitichung wichtiger Beratungen zu Ungunften einer Minorität, deren 
Rechte faum in einem anderen Parlamente, jogar nad) den Beſchlüſſen des 
Parlaments in den Jahren 1880 und 1881 ſo hoch geachtet werden, wie im 
engliſchen Unterhauſe, völlig unmöglich iſt. Erskine May jagt in etwas ſehr 
überſchwenglicher Weiſe: „Mit ſeltener Geduld und Selbſtverleugnung iſt die 
Freiheit der Debatte geachtet, nirgends ſind die Grundſätze der Freiheit und 
der Duldſamkeit in hellerem Lichte erſchienen, als innerhalb der Wände des 
engliſchen Parlaments“. Jeromy Bentham vergleicht den freien Geiſt des eng— 
liſchen Parlaments mit der Unduldſamkeit des revolutionären Frankreichs. „In 
Frankreich“, meint er, „mag der entſetzlichen Beſtimmungen über die Dring— 
lichkeit, über den Schluß der Verhandlung (!) gedacht werden; fie wurden ge: 
troffen, um die Minorität zu unterdrüden (gerade wie ipäter im englijchen 
Unterhauje!), um gefürchtete Reden abzufchneiden.“ Die berüchtigten Beſchlüſſe 
vom 23. Februar 1880 und vom 3. Februar 1881 u. ſ. w. und endlich die: 
jenigen vom 18. März 1887 hätten die Begeilterung des jeligen Herrn May 
und des hochedlen Herrn Bentham recht erheblich herabgeitimmt, da auch fie 
den „unduldiamen Schluß der Debatte” einführten. 

Aber trok der Möglichkeit des Antrags auf Schluß der Debatte unter be: 
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ftimmten Sautelen (f. unten) und trog der ujuellen Beſchlußfähigkeit von 
40 Mitgliedern iſt die Abficht, ein größeres Geſetz durchzupeitichen, nach den 
Beitimmungen der Geſchäftsordnung des Unterhaujes undenkbar. 

Meder die Reichsverfaſſung noch die preußiiche Verfaffung haben eine aus 
drüdliche Verpflichtung ftatuiert, daß jedes Mitglied jeder Sigung beimohnen 
müſſe (1. 3. B. auch württembergijche Berfaffungsurfunde vom 25. September 
1819 $ 106). Weder der Reichstag noch das preußiiche Abgeordnetenhaus haben 
daher ein Recht, ein nicht ericheinendes Mitglied zu feiner Pflicht zu zwingen. 
Ganz anders das engliiche Parlament! Es befitt in der Einrichtung des Auf: 
ruf3 (call of the house) ein jehr wirkſames Recht, jederzeit und zu allen 
wichtigen Beratungen ein volles Haus zu erzwingen. Es kann an einem be 
jtimmten Tage der Namensaufruf erfolgen. Diejer kommt auf die Tagesordnung. 
Sit er angeordnet, dann find die nicht ericheinenden Mitglieder zur Haft des 
Serjeant at Arms zu bringen (Nr. 80 der Geichäftsordnung). Beim Namens 
aufrufe, der, wie erwähnt, einen bejonderen Punkt der Tagesordnung bildet, 
wird Mitgliedern, welche an dem bezeichneten Tage auf ihren Pläßen nicht er: 
einen, gewöhnlid) aufgegeben, an einem bejtimmten Tage zu ericheinen. 
Bleiben jie aud dann aus oder entichuldigen fie ihr Ausbleiben nicht in 
genügender Weile, jo wird wider fie wegen ihres Ungehorjams nad) dem Er: 
meſſen des Haujes verfahren (früher jogar Haft: und Gelditrafen, jetzt mur 
Gelditrafe). So hat es jedes Mitglied jederzeit in der Hand, an Stelle der 
„Derlegenheitsziffer” von 40 Mitgliedern, die für die nicht ftrittigen und politiſch 
unmwichtigen Beratungen ujuell für genügend erklärt werden, vor allem zu 
zweifelhaften Abftimmungen ein volles Haus herbeizurufen. Dazu kommt nod 
für das Unterhaus, daß 3. B. bei Auflegung von Laften (wie durch den Zoll: 
tari}) nicht jofort im Unterhauje beraten werden darf. Die Debatte muß bei 
ſolchen wie bei allen Beltimmungen einer öffentlichen Bill, wie aud bei 
Petitionen, Anträgen oder Billa betreffend Geldbemwilligung u. ſ. mw. erſt im 
Ausſchuſſe des ganzen Hauſes beraten werden, bevor fie an das Haus 
jelbit gelangt. 

Berüdfichtigt man ferner, daß das ebenfalls durch Gewohnheit ein: 
geführte, aber jehr beliebte Inſtitut der Abpaarung im Unterhaufe, eine 
unjerm ‘Parlamente unbefannte Einrichtung, ed erflärlih macht, daß nicht 
einmal für jämtliche 658 Mitglieder des engliichen Unterhauſes Plätze vor: 
handen find, jo fann man wohl jagen, daß eine Berufung auf die ujuelle, 
jederzeit durch einen einfachen Beichluß des Unterhaufes abzuändernde Kon: 
zeſſion an das Alltagsbild des Parlaments ohne gleichzeitige Einführung des 
call of the house, der Einrichtung der Abpaarung und Bevollmächtigung (die 
im Oberhauje befteht) und vor allem ohne gleichzeitige Gewährung der gleichen 
Machtitellung, wie fie dem engliichen Parlamente zufommt, ganz abgejehen von 
den ſonſtigen Beitimmungen über die Erjchmwerung der Durcpeitichung wichtiger 
Gelege, von jtarfer Oberflächlichfeit Zeugnis geben würde. 

Man gewähre dem deutichen Neichdtage nur annähernd die Fülle von 
Rechten des engliihen Parlaments, dann kann ein Zwang zum Beſuche des 
jelben um jo ſympathiſcher aufgenommen werden; eine Herabjegung der Beſchluß— 
jähigfeitsziffer, die zudem für jede Sitzung durch jeden Abgeordneten illuſoriſch 
gemacht werden fann, jchredt dann Niemanden mehr! 

Auch in den Vereinigten Staaten werden übrigens auf Antrag der 
in genügender Anzahl Verſammelten die Abweſenden durdy eigene Boten auf 


Müller. Zolltarif — Reichsverfaſſung — Geſchäftsordnung des deutichen Reichstags. 723 


gelucht, verhaftet, und jogar unter Umständen einige Tage im Gefängnis gehalten. 
Dann enticheidet das Haus, ob fie die hiedurch entitandenen Koften zu tragen 
haben (j. auch Rönne preuß. Staatsreht S. 343 Bd. 1). 

Auch die anderen nordiihen Parlamente enthalten binreichende 
und verichärfte Garantien im Sinne des Art. 28 der NReichöverfaffung, jo be: 
u. — * 17. Mai 1814 
ſtimmt z. B. $ 73 des norwegiſchen Staatsgrundgeſetzes vom —— 
und 16. März 1887: „Jedes Thing hält ſeine Verſammlungen getrennt u. ſ. w. 
Keines der Thinge kann abgehalten werden, wenn nicht zwei Drittel jeiner Mit: 
glieder zugegen find.“ Strenge Beitimmungen über Entfernungen vom Reichs: 
tage enthält 3. B. aud) die ſchwediſche Reichdtagsordnung vom 10. Februar 
1810 (5 21 und 53). Auch das holländijche Reglement van Ordre voor 
de Tweede Kamer der Staten-Generaal vom 1. November 1888 enthält 
ftrenge Beitimmungen der Kontrolle über die Anweſenheit der Mehrheit der 
Mitglieder (j. Art. 43 ff.); mac Art. 44 müſſen auf der Lifte 51 Mitglieder 
eingetragen ftehen, bis der Vorſitzende die Verhandlung eröffnen kann; aud) 
Art. 11 des Reglement Van Ordre der 1. Kammer verlangt, daß die Ver: 
handlung erft eröffnet werden kann, wenn die Mehrheit ala anmwelend in die 
Lifte eingetragen ift: ebenjo verlangt $ 65 des dänischen Staatsgrundgejeßes 
vom 5. Juni 1849 Anmejenheit von mehr als der Hälfte. 

Auch dieje Uebersicht über die Geichäftsordnungsbeitimmungen der 
meiften Parlamente Eonftitutionell vegierter Länder, die nocd vermehrt werden 
fönnte durch die Anführung der Beitimmungen der jchtweizeriihen Verfaſſung 
u. ſ. w. zeigt, daß die Herabjetung der Garantien des Art. 28 
ohne gleichzeitige Erweiterung der Rechte des Parlaments eine 
ganz auffallen de, durch die inneren Verhältniſſe dieſes „ruhigſten und 
maßvollſten“ Parlaments in keiner Weiſe gerechtfertigte Maßnahme 
bilden würde, die im Kontraſte ftünde zu den Verfaſſungs- und 
Geihäftsordnungsprinzipien faftjämtliher moderner Staaten: 
gebilde. 

Es zeigt von deuticher Gründlichkeit und Gewilfenhaftigfeit, aber auch von 
einer gewiſſen falichen Nervofität, daß jchon nad) verhältnismäßig furzer Zeit 
nad) Errichtung des Reiches Verſuche, dad diätenlofe Reichstagsſchiff durch Herab— 
jegung der Beihlußfähigfeitsziffer flott zu halten, gemadjt wurden. Ein Antrag 
des Abg. Völk (Nr. 155 der 4. Legislaturperiode 3. Seſſion 1880) ging unterm 
26. April 1880 dahin, den Reichskanzler zu erjuchen, dat er die Vorlage eines 
Gejegentwurfes an den Reichätag veranlaffe, wonad) in Abänderung des Art. 28 
der Verfaffung die Zahl der Reichätagsmitglieder, deren Anwejenheit zur Faſſung 
eines giltigen Beichluffes notwendig ift, herabgeſetzt werde, eventuell: 
wenigftens für jene Beichlüffe, bei welchen es fich lediglich um die Verweiſung 
an eine Kommiſſion oder um eine ſolche Abſtimmung in 2. Beratung handelt, 
wodurd) der Gegenstand nicht endgiltig erledigt wird. 

Trotz der hohen Achtung vor dem Namen des damaligen Antragitellers 
ericheint es dem Verfaſſer einigermaßen fraglich, ob ſich der Liberale Antrag: 
iteller der Tragweite ſeines Wunſches nad allen Michtungen Hin voll bewußt 
war, fraglich erſcheint auch, ob der verehrte Abgeordnete bei der jetzigen Zus 
jammenjegung des Reichstags ihn noch jtellen würde. Auch die Unflarheit des 
Eventualantrags und die Stellung desjelben überhaupt zeigt die ganze Unficher: 
heit des Standpunkts des Antrags Völks, der ohne Verhandlung ſang- und 
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Hanglos in der Verſenkung verichwand, und jo weit dem Verfaſſer befannt, aud) 
nicht mehr erneuert wurde. Die Antwort auf diefen Vorſtoß war ein Ab: 
änderungsantrag Virchow zu diefem Antrage Völk (Nr. 162 der Drudjacden), 
der eine Vorlage verlangte, wonad) in Abänderung des Art. 32 den Mitgliedern 
des Reichstags Diäten gezahlt werden und in Ergänzung des Art. 23 der Ver: 
faflung dem Reichstage das Recht eingeräumt wird, die Gegenwart des Reichs: 
kanzlers im Reichstage zu verlangen. 

Auch dieler Antrag kam nicht zur Verhandlung. Nah der Anſchauung 
des Verfaffers ſollte fich jede Partei ftrenge hüten, an der Norm des Art. 28 
ala einer der Grundbeitimmungen des deutichen Verfaffungsrechts, die auch vom 
hiſtoriſchen Standpunkte aus als ein Eckpfeiler deutſchen Verfaſſungslebens er: 
ſcheint, auch nur theoretiic, oder gar ab irato zu rütteln: „Was heute ihr 
Nachtigall, kann morgen ihr Uhl fein!” Das gilt bei dem raſchen Wechſel 
politiicher Konftellationen für jede Partei. 


II. 


Während die Anregung der Herabjegung der Beichlußfähigkeitsziffer in 
Preßorganen fait aller Parteien auf eine gewiſſe Gegnerſchaft geſtoßen iſt, 
da man wohl erkannt hat, daß diefe Maßregel eine ſehr zmweiichneidige Waffe 
zu fein vermag, jo hat man, um die Durchberatung der Zolltariinovelle unter 
allen Umjtänden nocd in diejer Legislaturperiode zu ermöglichen, eine andere 
und wie e8 auf dem eriten Blick Icheint, einfachere Lölung gefunden. Man hat 
die Anſchauung vertreten, daß der am 16. Juni 1898 gewählte jegige Reichstag 
jein gejegliches Ende nit am 16. Juni 1903, jondern am 6. Dezember 1903 
ala dem Tage der feierlichen Eröffnung des Reichstags fände. Merkwürdiger 
Weiſe hat man aud) in der Preſſe, welche dieſe Auffaſſung nicht teilte, die Frage 
als eine „taatsrechtliche Doktorfrage“ bezeichnet, ob vom Tage der allgemeinen 
Wahl oder von dem des wirklichen Zufammentrittes des Reichstages an deſſen 
Sjährige Dauer laufe. freilich, welche auch noch jo flare Frage kann nicht 
von einem findigen Juriſten zur „Doftorfrage“ gejtempelt werden? Für melde 
Auslegung einer an ſich auch noch jo Haren Norm findet ſich nicht ſchließlich auch 
ein „bekannter Autor?“ Bildet es nicht bisweilen einen Sport für gewiſſe 
Autoren, anderer Anſchauung zu ſein? In der vorliegenden Frage freilich handelt 
es ſich nicht um dieſe Spezies originalitätshaſchender junger Doktoranten, ſondern 
um einige recht klangvolle Namen wie Arndt, Bornhak, von Stengel und Herr: 
furt, welche von der allgemeinen Meinung abweichen. Trotzdem erjcheint für 
den Reichstag die Hauptfrage meines Erachtens jo Har, daß der Verfaſſer fie 
hier um jo fürzer zu behandeln vermag, ala ſie in der Prefje teils — Per: 
faſſer, teils von anderer Seite bereits eingehend behandelt wurde ſ. 

„Voſſiſche Zeitung“ vom 14. Juni 1902 und vom 3. Juli 1902 —  erreifinnige 
Zeitung“ Nr. 164 vom 16. Juli u. A.). 

Art. 24 der Berfaffungsurkunde lautet: „Die Legislaturperio de 
des Neihstags dauert 5 Jahre.“ In gutes Deutich überjett jagt Diele 
furze Norm: Die gewählten Abgeordneten haben 5 Jahre lang die Rechte der 
Volksvertretung auszuüben, jie haben vom Momente der geſchehenen Wahl an 
die Rechte und die Pflichten eines Abgeordneten und zwar in materieller wie 
in perfonaler Richtung: wenn ein am 16. Juni 1898 gewählter Amtsrichter 
am 16. Auguſt 1898 zum Kgl. Landgerichtsrate ernannt wurde, verlor er Sitz 
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und Stimme im Reichstage, auch wenn der Reichstag erſt im Dezember 1898 
einberufen wurde. Die Begründung des Reichswählgeſetzes vom Jahre 1869 
ſagt klar und deutlich, daß die „erſte Legislaturperiode des Norddeutſchen 
Reichstags am 31. Auguſt 1870 ihr Ende erreicht, da die allgemeinen Wahlen 
des Norddeutichen Reichſstags am 31. Auguft 1867 vollzogen worden find.“ 
Die Einberufung dieles erſten Reichſstags war am 10. September 1867 erfolgt. 
Reichätag und Bundesrat waren fi bis zum heutigen Tage über die Richtigkeit 
diefer Auffaſſung volllommen einig, fie entſprach dem übereinitimmenden Willen 
der beiden geleßgebenden Faktoren. Das ergeben nicht bloß die Verhandlungen 
über das Reidjswahlgeieg auf Grund der oben zitierten Motive, jondern vor 
allem aud die Verhandlung vom 21. Juli 1870 über den befannten Zujaß- 
antrag zu Art. 24, der wie folgt lautete: „Die Legislaturperiode des am 
31. Auguft 1867 gewählten (sic!) Reichstags wird für die Dauer des gegen= 
wärtigen Krieges mit Frankreich, jedoch nicht über den 31. Dezember 1870 
hinaus verlängert.” Auch bei der Berhandlung diejes Gejegentwurfes, über 
welchen wir noch unten einige Bemerkungen maden müſſen, wurde allgemein 
der Tag der allgemeinen Wahlen (31. Augujt 1867) als der Beginn der Legis: 
laturperiode angenommen. 

Die fogen. Doktorfrage ift ſohin thatjächlic Lediglich eine Entdedung 
einiger fich jelbft widerjprecdhender Autoren (A. Arndt, E. Bornhak, v. Stengel 
und Herrfurt). Sie treten dafür ein, daß der Reichstag erft „existent“ wird 
mit feinem Zujammentritt, d. 5. aljo mit dem Tage der Sejfionseröffnung. 
Ihnen ftehen als prominente Autoritäten gegenüber u. a.: dv. Kirchenheim, 
Laband, Meyer, v. Mohl, Rönne, Schulze, Schwark, v. Seydel, Thudichum, 
Zorn, welche die hier vertretene Anjchauung teilen. Arndt und v. Stengel 
nehmen meines Wiſſens jelbft richtig an, daß die Auflöfung des Reichstags noch 
vor ſeinem Zuſammentritte möglich iſt, ſie widerſprechen ſich ſohin ſelbſt in 
offenſichtlicher Weiſe, denn ſie können doch wohl ſelbſt nicht annehmen, daß er 
bloß „exiſtent“ wird zur Auflöſung. Der Tod ſetzt doch ein Leben voraus. 
Einen gewiſſermaßen halbtoten Zuſtand anzunehmen (für ſich lebend zur Auf: 
löjung, nad) außen tot), wäre doch auch eine etwas ftarfe Zumutung an die 
fonftruftive Phantafie jelbit des reinen Theoretifers, während ſich der Praktiker 
mit Schaudern vor jolder Kunſt abwenden wird. SHerrfurt folgert aus der 
ausdrüdlichen bayeriichen Verfaſſungsbeſtimmung, dab die Legislaturperiode mit 
dem Tage der Wahl beginnt, daß in Preußen und im Reiche, da eine jolche 
ausdrüdliche Vorihrift Tehle, der Tag der Wahl dort nicht maßgebend jein 
fünne. In anderen Staaten (3. B. in Sachſen-Weimar) iſt beftimmt, daß die 
Legislaturperiode mit dem Zujammentritte ded Landtags beginnt. Nach der 
Herrfurt'ſchen Logik, die die Staatsrechtöbegriffe verichiedener Verfaſſungen in 
einen falihen Zuſammenhang bringt, müßte man flugs jchließen, daß, da 
die Reichsverfaſſung eine ſolche Beltimmung nicht enthält, der Tag der 
Mahl maßgebend jein müſſe. Dieje Logik führt alfo zu zwei ganz wider: 
iprehenden Rejultaten. Der einzige Grund für die gegneriiche Auffaſſung 
fünnte - meined Erachtens aus der Anjchauung des preußiihen Minifteriums 
hergeleitet werden. Das preußiſche Staatsminifterium bat in den 50er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts die Ansicht vertreten, daß die Legislatur: 
periode mit dem Zujammentritte des Landtags beginne. In dem Bericht 
vom 4. Oktober 1873, der in der „Voſſiſchen Zeitung” a. a. O. erwähnt ift, 
beißt es ebenfalls: „Das gegenwärtige Haus der Abgeordneten ift am 
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14. Dezember 1870 zum 1. Male zulammengetreten. Nach Art. 73 erliſcht 
deshalb das Mandat desjelben am 14. Dezember 1873.) Aber wie bereits 
oben erwähnt, hat ſich NReichöregierung, Bundesrat und Reichstag ſtets und 
mit Vorbedacht auf den völlig entgegengelegten Standpunkt geftellt. In der 
Praris ift, Jofern nicht die Legislaturperiode durch Auflöjung verkürzt wurde, 
für den deutichen Reichstag jtet3 die Neuwahl an demjelben Kalendertage oder 
an dem darauffolgenden oder an dem vorhergehenden Kalendertage wie 3 oder 
5 Jahre vorher erfolgt, mit Ausnahme des Jahres 1881. Die damals geltende 
dreijährige Wahlperiode war, nachdem die Wahl am 30. Juli 1878 erfolgt 
war, am 30. Juli 1881 abgelaufen; gleihwohl fanden die Neuwahlen erit am 
27. Oktober 1881 ftatt. Allein die Regierung hat damals nicht das Recht in 
Anſpruch genommen, den im Jahre 1878 gewählten Reichdtag auch noch nad) 
dem 30. Juli 1881 tagen zu laflen. Die Selfion von 1881 erreichte vielmehr 
bereit3 am 15. Juni 1881 ihr Ende (f. Freilinnige Zeitung Nr. 164). 

Diefe jeit mehr als 30 Nahren zur Uebung gebrachte Anſchauung der 
beiden geleßgebenden Traktoren, die ſich dedt mit der Auffaſſung der großen 
Mehrheit der bedeutenditen Autoren, jcheint dem Verfaſſer allein das Richtige 
zu treffen. Der Unterjchied zwiichen Preußen und dem Reiche iſt meines Er: 
achtens nicht ganz unweſentlich. Art. 76 der preußiichen Verfafjungsurkunde 
beftimmt ausdrüdlich, daß die beiden Häuſer des Landtags durd den König 
regelmäßig in einem gewiſſen zeitlichen Spielraume einberufen werden. Art. 76 
enthält genaue Verfaſſungsvorſchriften über die Eröffnung und den Schluß des 
Landtags. Es handelt ſich alſo bei der Eröffnung des preußiſchen Landtags 
gewiffermaßen um einen verfafjungsmäßigen Formalakt, der wohl als Anfang 
der Legislaturperiode angejehen werden fann, wenn auch gegen dieſe minifterielle 
Auslegung ſich noch manches einwenden ließe. Einen ſolchen Formalakt aber 
fennt die Verfaſſung des Deutichen Reichs nicht. Sie ſpricht lediglich in Art. 12 
davon, daß dem Kaiſer zufteht, den Reichstag zu berufen und zu eröffnen; nad 
Art. 13 muß die Berufung des Reichstags jährlich ftattfinden. Weitere Vor: 
ichriften über die Eröffnung fennt die Verfaſſung nicht. Aus welchen nahe: 
liegenden Gründen die Berfaffung des Staatenbunds darauf verzichtet hat, 
braucht Hier nicht im einzelnen erörtert zu werden; die Thatſache genügt. In 
diefem Unterſchiede des Begriffes der „Eröffnung“ Tiegt vielleicht auch der 
Schlüffel zur Erklärung der merkwürdigen, widerjpruchsvollen Haltung des 
Fürſten Bismard, der als preußiicher Meinifterpräfident gleichzeitig eine ganz 
andere Anſchauung vertrat wie als Reichskanzler. 

Das ausihlaggebende Moment ift aber unter allen Umitänden 
das, daß der Abgeordnete ald DBertreter des geſamten deutichen Volkes vom 
Momente der geichehenen allgemeinen Wahl das verfaflungsmäßige Mandat 
erhalten bat: Die Wählerichaft hat ihm diejes nach der Verfaſſung auf 5 „Jahre 
übertragen. Mit Ablauf des letten Tags des fünften Jahres läuft dieles 
Recht der Vertretung ab, falls nicht der Reichstag zuvor verfaſſungsgemäß 
aufgelöft wurde. 

Der beite Beweis für die Richtigkeit ift, wie bereits oben erwähnt, die un 
zweifelhafte Thatſache, daß der Reichstag vor jeinem Zujammentritt aufgelött 
werden kann. Er ift johin „exiſtent“ mit dem Augenblid der Wahl, jonit 


9 Gehandelt hat übrigens aud) die preußiſche Regierung nicht nach diejer Auf: 
faſſung. 


707 


Müller. Zolltarif — Reichsverfaſſung — Geſchäftsordnung des deutſchen Reichstags. 72 27 


könnten überdies, wie mit Recht wiederholt in der Preſſe hervorgehoben wurde, 
die verbündeten Regierungen die Legislaturperiode bis zum Zeitraum von 
5 Jahren und 11 Monaten hinauserſtrecken, die Regierungen könnten 3. B. 
die Berufung eines im April gewählten Reichstags bis zum März des nächiten 
Jahres oder menigitens bis zum Januar hinausichieben, weil auch dann der 
Etat von dem neuen Reichstage noch fertig geitellt werden könnte. Es bildet 
unzweifelhaft “eine Beeinträchtigung der Rechte des mwählenden Volkes, wenn es 
in die Millfür der Regierungen geitellt wird, durch eine beliebige Hinaus— 
ſchiebung des Eröffnungstages die Dauer des von ihnen gar nicht gegebenen 
Mandats zu verlängern und dadurd in die Rechte Dritter einzugreifen. 

Im Zujammenhange mit der Stellung diefer Frage hat man in der Preſſe 
aber mit großem Ernfte die weitere im Zujammenhang ftehende Frage auf- 
geworfen, ob die Legislaturperiode durch ausdrückliches Verfaffungsänderungs- 
gejeg verlängert werden fünne. Im allgemeinen ift die Frage unzweifelhaft zu 
bejahen, da Art. 78 der Verfaſſung aud auf Art. 24 derjelben Anwendung 
findet; firittig ericheint nur, ob dies allein zuläjfig it durch allgemeine, für die 
Zukunft geltende Rechtsnorm oder auch nur ad hoc, für den einzelnen fonfreten 
Fall, z. B. zur Fertigftellung der Zolltarifnovelle. Das eritere iſt formell und 
materiell nicht zu beanftanden, durch die Verlängerung der Legislaturperiode 
(Reichögejeg vom 19. März 1888) ift diefe Anſchauung aud) durd) die Praris 
offiziell approbiert worden. Die Verlängerung ad hoc hat bisher nur einmal 
fattgefunden, als der Ausbruch des deutich-franzöfiichen Krieges die Einbringung 
des oben bereit zitierten Antrags auf Verlängerung der. damaligen Legislatur- 
periode vom 31. Auguſt 1870 bis zum 31. Dezember 1870 nötig machte. Auch 
damals fehlte es nicht an gewichtigen Stimmen, welche die prinzipielle Gefahr 
einer jolchen Verlängerung ad hoc jelbit unter den damaligen ganz erzeptionellen 
Berhältniffen warnend hervorhoben. Allein es beftand bei der am Tage der 
Kriegserflärung ftattfindenden Verhandlung über diefen Antrag allgemeine 
Hebereinftimmung darüber (ſ. Sten. Bericht der Situng vom 21. Juli 1870), 
daß die Verlängerung der Yegislaturperiode nur mit der zu erwartenden 
phyſiſchen Unmöglichkeit der Vornahme von Neuwahlen ent: 
ſchuldigt werden fönnte. 

Man mußte abgejehen von der Abwejenheit der in der Armee ftehenden 
Wähler mit einer Invaſion feindlicher SKeeresteile auf deutichen Boden vom 
Standpunkte des alle Möglichkeiten berüdfichtigenden Gejeßgebers rechnen. Eine 
angejehene politiiche Zeitung jagt daher mit Necht, es lag gewiſſermaßen force 
majeure vor, da es fi) um Hindernilfe handelte, welche das Ausland bereitete, 
welche nicht aus der inneren parlamentarilchen Situation famen, wie dies 
unzweifelhaft auch bei der Trage der Verlängerung der Legislaturperiode zu 
Zweden der Beratung der Zolltarifgelegnovelle der Fall wäre. Es hieße daher 
Worte verihmwenden, wenn man den Verſuch zurückweiſen wollte, jenen Fall des 
Jahres 1870, wo die thatjächliche Unmöglichkeit vorlag, das Volk über die Ver: 
längerung des Mandats zu befragen, mit der jeßigen Situation in Parallele 
zu ftellen. Sobald die thatlächlihe Möglichkeit beiteht, das Volk zu Wahlen 
zulammenzuberufen, ericheint die Verlängerung des Mandats durd) den Beauf: 
tragten, zumal zu jeinen eigenen Guniten, ald eine Berlegung der 
verfaffungsmäßigen Rechte des Auftraggebers. Und darin jcheint mir ſtaats— 
rechtlich das gefährlichite Moment zu fteden, daß der Neichätag Jeine eigene 
Lebensdauer durd ein Spezialgele verlängern würde, wenn er durch Ver— 
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faſſungsänderungsgeſetz die jetige Legislaturperiode — ſei e8 um Tage, Wochen 
oder Monate — verlängern würde zur Durchberatung des vorgelegten Zolltarii: 
gejeßed. Mag man im allgemeinen aud annehmen, daß eine Verlängerung 
der Legislaturperiode durch ein jpezielles Verfafjungsänderungsgejeg ad hoc zur: 
läjfig ift und fieht man von den jchweren, allgemeinen politiichen und ver: 
faffungsrechtlichen Bedenken gegen eine jolche Verlängerung ad hoc überhaupt 
ab, jo muß doch daran feftgehalten werben, daß eine joldhe Verlängerung ad hoc 
und zu jeinen eigenen Gunften nur dann zuläffig ift, wenn die faktiſche 
Unmöglichkeit bejteht, ein neues Parlament wählen zu laffen. Auf diejem 
Standpunkte ftand im Jahre 1870 übereinftimmend die Mehrheit des Reich: 
tags und des Bundesrats. Abg. v. Hoverbed kleidete jeine noch weitergehende 
Anihauung in die Worte: „Das Wahlgeſetz, das Gejeß, auf deflen richtiger 
Ausführung die ganze Kraft, die ganze Legalität einer gejeßgebenden Körperichait 
beruht, unterliegt noch ganz anderen Geſetzen, als gewöhnliche Verfaſſungs— 
beitimmungen . . . Nie und nimmer darf diejenige Verfammlung, welche einen 
ſolchen Beſchluß gefaßt hat, jelbit einen direkten Vorteil daraus ziehen.“ 

Thatſächlich handelt es fi au hier um ein dem Civilrecht analoges. 
unbeftreitbare3 Erg in dem Sinne, daß e3 gar nicht ausdrüdlid 
und urkundlich niedergelegt zu jein braucht, daß der Vertreter des Volkes dieſes 
nicht länger vertreten darf,') als fein uriprünglicher Auftrag ſeitens desjelben 
zeitlich lautet. 

Das auftraggebende Volt muß Gelegenheit befommen, über die Ber: 
ichlechterung jeiner Rechte zu enticheiden. Spricht der Reichstag 3. B. im Jahre 
1902 aus, daß in Zukunft im allgemeinen oder ſpeziell der nächſte Reichstag, 
weil er eine gewiſſe legislatoriiche Aufgabe zu erfüllen hat, nicht auf 5, fondern 
auf 6 Jahre gewählt werden joll, jo fann er dies gemäß Art. 78 der Verfaflung 
thun. Das Volk hat dann bei der Neuwahl des Reichstags die Möglichkeit, 
die Verſchlechterung jeiner Rechte durch die Verlängerung der Legislaturperiode 
rüdgängig zu maden durd die Art der Ausübung jeines Wahlrechts, d. 5. durch 
die Wahl von Vertretern, die bereit find, die Verſchlechterung der Rechte ber 
Mandanten auf geieglihem Wege zu redreifieren; verlängert aber der laufende 
Reichötag zu einem jpeziellen Zwecke feine eigene Lebensdauer, jo hat der Mandatar 
nicht nur in die Rechte des Mandanten eingegriffen, und ſich Rechte beigelegt, 
die ihm bei der Wahl nicht gegeben wurden und gegeben werden konnten, jondern 
er hat aud) de facto dem Volke unmöglich gemacht, das unter diejer ufurpierten 
Lebensdauer Geſchaffene durch Neumahlen wieder zu bejeitigen. Die politiihen 
Konjequenzen einer joldhen eigenmächtigen Verlängerung der eigenen Rechte können 
an diejer Stelle nicht weiter ausgeführt werden; fie find nad) der Anjchauung 
des Verfaſſers faum abjehbar. Auch hier wird jedenfalls der Reichstag gut 
thun, feine Münchhaufiade zu begehen, der Zopf fünnte reißen und der Sumpf 
dem Parlamente gefährlich) werden. 

Nach der bisherigen Praxis der beiden gejeggebenden Faktoren und weitaus 
überwiegenden Theorie iſt ſohin die Lebensdauer des jetzigen Reichstags im 
Juni 1903 abgelaufen; fraglich fünnte nur fein, ob der Tag der allgemeinen 
Wahlen oder der Tag der Stidwahlen für den Anfang der Situngsperiode 
“ enticheidend iſt; praktiſch ijt die Frage von nicht allzu großer Bedeutung emer: 


) Abgeſehen von den exzeptionellen Fällen der Auflöfung ex lege und der oben 
fejtgeitellten Unmöglichkeit der Vornahme der Neuwahlen de facto, 
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jeits, da die Anjeßung des Termins der Stichwahl nad) $ 29 des Neglements 
zur Ausführung des MWahlgejeges höchſtens 14 Tage nad) der Ermittlung des 
Ergebniifes der Hauptwahl erfolgen muß, andererfeits da die verbündeten 
Regierungen jederzeit durch formelle Auflöfung den früheren Termin der Haupt: 
wahl zu Grunde legen können. Nach obigen Ausführungen galt bisher allgemein 
der Tag der eriten allgemeinen Wahlen ala maßgebender Anfangstermin der 
Legislaturperiode. Unzweifelhaft findet ſich in diefer Richtung eine bedauerliche 
Lücke in der Verfaffung, die unter Umftänden recht unangenehme Folgen haben 
kann. Durch die Einjegung der Worte „von dem Tage der allgemeinen Wahlen 
an“ wäre überhaupt allen Zweifeln über die Bedeutung des Sakes 1 des 
Art. 24 gründlich abgeholfen. Eine gründliche Durchſicht und Durchfeilung der 
Berfajlungsurfunde, die in mander Richtung den Stempel der Ymprovijation 
trägt, wäre überhaupt im Intereſſe aller in Betracht fommenden Faktoren.) 


II. 


Ein dritter Vorſchlag, der in letzter Zeit auftauchte, kann nur ſchwer ala 
ganz ernitgemeint behandelt werden. Er joll daher aud nur kurz an dieſer 
Etelle*erörtert werden. Er betrifft die Einfhränfung der Rededauer 
und damit der Redefreiheit in gewiller Richtung ſelbſt, um jogen. Obſtruktions— 
reden zu begegnen. Der Geichäftsordnung des deutſchen Reichstags find 
jolhe Beſchränkungen vollftommen unbefannt.”) 


Es dürfte meines Erachtens faum ein Parlament geben, für welches jo 
wenig Grund zu derartigen Maßregeln beiteht als für den deutſchen Reichstag, 
deffen hervorragende Arbeitsleiftung und Sadlichkeit nur derjenige wirklich zu 
würdigen vermag, der nicht überflug und nervös über ihm perjönlid un— 
angenehme oder wenig interejlierende Reden zu zetern pflegt, ſondern ſich auch 
in der Parlamentsgeihichte und den Gepflogenheiten fremder Parlamente etwas 
gründlicher umgejehen hat. 

Es fann nicht Aufgabe diejer Betrachtung fein, das Recht der Minorität 
zu vertreten, eimerjeits die Mehrheit zu zwingen, dafür zu ſorgen, daß eine 
genügende Anzahl von Mitgliedern derielben zur Stelle it, um eine geleß- 
geberiiche Arbeit zur Vollendung zu bringen, andernfalls jelbjt bei diejer Wer: 
handlung zu abjentieren, um die Annahme einer von ihr verworfenen Gejeges: 
vorlage durd das Tyernbleiben zu verhindern. Poſitive Vorſchriften liegen in 
diefer Richtung weder in der Verfaflung noch in der Geihäftsordnung vor. 
Das allgemeine Recht jedes Abgeordneten, ſich vor oder während einer Be— 


) Der Verſuch, der in den lebten Tagen gemacht wurde, die Verfafjung zu inter- 
pretieren aus der Geſchäftsordnung ded Reichstags, zeugt von joldher Unkenntnis ſtaats— 
rechtlicher Begriffe, dak der Berfafier darauf wohl nicht näher einzugehen braucht. Der 
betreffende \nterpret wird gut thun, fich von einem Studiojus der Nechte ein Privatissimam 
über den Charakter der Geſchäftsordnung erteilen zu lajien. 

) Ein von dem Wbg. Laster unterm 25. Februar 1867 eingereichter Entwurf zu 
einer Sejchäftsordnung enthält folgende interejlante Bejtimmungen, welche eine Berück— 
fihtigung jedoch nicht fanden: 

1. In der allgemeinen Diskuffion über einen Gejepentwurf kann jedes Mitglied 
nur ein Mal zum Worte gelangen. 

2, Iſt ein Mitglied, welches ein Amendement beantragt hat, bei der Beratung des 
Begenitandes nicht zum Worte gelangt, jo erhält dasjelbe nad dem Schluſſe der Debatte 
das Wort auf 5 Minuten zur Erläuterung der Amendements, worauf ein anderes Mit- 
glied 5 Minuten dagegen ſprechen darf. 

Annafen des Deutichen Reichs. 1902, 47 
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ratung oder Abftimmung zu entfernen, kann nicht geleugnet werden, um jo 
weniger als, wie ausgeführt, die Verfaſſung und die Geichäftsordnung auf alle 
Zwangsmaßregeln zum Beſuche des Reichstags überhaupt verzichten. Ueber 
„moraliiche Verpflichtungen“, die von der jeweiligen Mehrheit geltend gemadt, 
von der Minorität naturgemäß negirt werden, bier zu ſprechen, ift ebenfalls 
nicht der Platz. Enticheidend iſt meines Erachtens für die Praris, daß e 
wohl faum ein Parlament gibt, deſſen Minderheit nicht thatſächlich von dieſem 
Nechte der Abjenz Gebrauch madıt. 

Don einer „Obitruftion“ fann in einem ſolchen Falle meines Eradıtens 
überhaupt nicht die Rede jein, da diejelbe eine aktive Bethätigung 
zur abjihtliden Verhinderung der Erledigung eines geiet: 
geberiihen Gejhäfts ohne einen vernünftigen Grund, ſohin 
rein frivol vorausſetzt. 

intereffant find auch hier wieder in eriter Linie die englichen Werhält: 
niffe. Sir Henry Drummond ſprach jeinerzeit das große Wort aus, daß jo 
lange das engliihe Parlament beitehe, jeder eigenfinnige, hartföpfige Mann es 
in jeiner Gewalt habe, unaufhörlih „Nein, Nein“ zu jchreien und unaufbörlic 
die Vertagung zu beantragen und dadurd jedem Tyortgang der Geihäßr ein 
Ende zu maden (ſ. Fiſchel 1. c. ©. 430). 

Noch 1864 jchreibt Filchel, daß ein Antrag auf Schluß der Debatte un: 
uläſſig ſei. Die förmliche Obftruftion wurde von John Ruſſell, Lord Althorp, 
—* u. ſ. w., kurz den berühmteſten engliſchen Parlamentariern für ganz legal 
erklärt, ja ſelbſt angewendet (ſ, auch Bucher, Der Parlamentarismus, wie er 
it, Berlin 1855, ©. 162 u. 163); Burke jagt z. B. über die Verhandlungen 
vom 12. März 1771, wo 23 förmliche Abjtimmungen von der Mlinorität ver: 
anlaßt wurden, um die Beitrafung der Druder zu verhindern: „Die Nachwelt 
wird die an diefem Tage gezeigte Hartnädigfeit jegnen” (May I. c. ©. 359). 
Erit die großen parlamentariihen Kämpfe mit den Iren 1877/78 ſchafften 
aud hier tiefgreifende Aenderungen. Am 25. Juni 1877 erklärte der Spreder: 
„Ein Abgeordneter, welcher abſichtlich und hartnädıg die Erledigung der 
Geſchäfte ohne einen gerehten und vernünftigen Grund hemmt, 
ift der Mißachtung (contempt) des Hauſes ſchuldig und jet ſich der Strafe 
des Verweiſes, der Sufpendirung oder Verhaftung aus, je welche diejer Strafen 
das Haus verhängt.” Am 23. Februar 1880 wurde der Geſchäftsordnung eine 
Beltimmung hinzugefügt, nad) welcher ein Mitglied wegen Mißachtung der 
Autorität des Vorfikenden oder wegen Mißbrauchs der Regeln des Hauſes, 
um fortgejeßt und abfichtlich der Geichäftserledigung auf dieje oder andere Weile 
Hinderniffe in den Weg zu legen, jujpendiert werden könnte. Dieje Beitimmung 
wurde in den folgenden Jahren noch genauer ausgebaut, jo daß auf Antrag 
aus dem Haufe dur Beſchluß desjelben eine Sufpenfion, das erite Mal bis 
zu einer Woche, das zweite Mal 14 Tage und das dritte Mal bis zu einem 
Monat ftattfinden fonnte. Noch weiter ging man in der Rejolution vom 
3. Februar 1881, melde auch bezüglich der Frage der Beichlukfähigfeit von 
großem Intereſſe ift. Darnach joll, wenn ein Minifter den Dringlichkeitsantrag 
ftellt, indem er erflärt, die Lage der Regierungsgeſchäfte erfordere dringende 
Beichleunigung einer Bill, deren unverzügliche Erledigung im öffentlichen Inter: 
effe ift, der Dringlichfeitsantrag ohne Debatte jofort zur Abſtimmung gebradt 
werden; wird derielbe bei Anmejenheit von nicht weniger als 300 Mlitgliedern 
von einer Mehrheit von drei zu eins angenommen, jo geht das Recht des 
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Haujes, die Reihenfolge in der Erledigung der Geichäfte feftzuftellen, auf den 
Sprecher über, um die Verhandlung über eine jolche Bill zum Austrag zu 
bringen. Endlich) wurde nad) langen Verhandlungen (1881) folgende fejtitehende 
Regel über den Schluß der Debatte beichloffen (ſ. I. c. ©. 363): „Gewinnt der 
Sprecher oder der Vorſitzende des Geldbeihaffungsausichuffes im Ausihuffe des 
ganzen Haujes während des Verlaufes der Debatte die Meberzeugung, daß der 
Gegenstand zur Genüge erörtert ift und daß es augenſcheinlich das Verlangen 
des Hauſes iſt, daß nunmehr die Frage geſtellt wird, ſo iſt er befugt, dem 
Haufe Mitteilung von ſeiner Ueberzeugung zu machen. Wenn dann beantragt 
wird, daß die frage jofort geitellt wird, jo muß der Sprecher oder der Vor: 
figende über diejen Antrag ohne weiteres entjcheiden laſſen und falls der 
Antrag angenommen wird, die zur Debatte jtehende Frage ohne weiteres zur 
Entſcheidung jtellen. Jedoch ſoll der Antrag, daß die Frage geſtellt wird, falls 
es über denſelben zu einer förmlichen Abſtimmung gekommen iſt, für an— 
genommen nur gelten, wenn mehr als 200 Mitglieder für den Antrag oder 
wenn weniger als 40 Mitglieder dagegen und mehr als 100 Mitglieder dafür 
geſtimmt haben.“ 

Um den Widerſtand der Iren zu brechen, ließ ſich die Majorität im Jahre 
1887 zu weiteren Maßregeln hinreißen, die freilich mit den Anjchauungen 
Burkes u. U. im jchroffen Widerſpruche ftanden. Das Recht des Antrags auf 
Schluß der Debatte wurde in den Beſchlüſſen vom 28. Tyebruar 1888 in 
folgender Form niedergelegt: Der Antrag auf Schluß der Debatte joll für an- 
genommen gelten, wenn, joferne fürmliche Abjtimmung ftattgefunden, die von 
dem Borligenden verfündeten Zahlen ergeben, daß nicht weniger ala 100 Mit: 

glieder in der Mehrheit für den Antrag geitimmt haben (}. über die Beſchlüſſe 

vom 18. März 1887 und ff. l.c. ©. 364 ff. und Anmerkung). Auch in diejer 
Zeit leidenſchaftlichen Kampfes ging man aljo nit einmal jo weit, wie die 
Geihäftsordnung des deutichen Reichstags, die unangejochten in $ 53 ausſpricht: 
„Der Antrag auf Schluß der Debatte bedarf der Unterftüßung von 30 Mit: 
gliedern. Wenn ſolche erfolgt, jo wird demnächſt ohne weitere Motivierung des 
Antrags und ohne Diskufftion über denjelben abgeſtimmt.“ Bon einer Be: 
ihränfung der Nedefreiheit oder gar einer Abkürzung der Redezeit des einzelnen 
Abgeordneten it jelbitverjtändlich in diefen Beichlüffen des engliichen Unterhaujes, 
die teilmweife das Produkt und der Niederichlag leidenichaftlichiter Kämpfe waren, 
auch nicht eine Spur zu entdeden: Das engliiche Parlament kann nad) jeiner 
ganzen Vergangenheit ähnliche Maulkorb:Beitimmungen jo wenig fennen, wie 
die Berfaffungen und Geichäftsordnungen anderer Eonftitutioneller Staaten ſolche 
enthalten. 

Einige derjelben enthalten wohl Deflimmungen über ganz Ipezielle Fälle, 
die eine gewiſſe Ahnlichkeit mit dem oben zitierten Laskerſchen Vorſchlag befigen ; 
jo enthält 3. B. die Geichäftsordnung der 1. ſächſiſchen Kammer und des württem— 
bergiichen Abgeordnetenhaujes die Beſtimmung, daß ohne Genehmigung ber 
Kammer dad Wort bei der allgemeinen Verhandlung oder bei einem und dem= 
jelben Paragraphen nicht öfter als zweimal erteilt werden joll (auch die braun— 
ſchweigiſche neue Geihäftsordnnung für die Landesverſammlung $ 55); auch Art. 38 
der bayerijchen Geihäftsordnung bejtimmt u. a., daß jedes Mitglied in der 
allgemeinen Diskuffion nur ein Mal das Wort erhalten joll: aber aud) Diele 
Normen haben mit einer jchematiichen und Ichablonenhaften Marimalrededauer für 
den einzelnen Redner nichts zu thun. 

47* 
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Aehnlich hat Fich übrigens auch im engliihen Parlament die alte Regel 
befeftigt, daß fein Mitglied zweimal über diejelbe Frage ſprechen darf, aus: 
genommen 1. um einen mißverftandenen Zeil jeiner Rede zu erklären, 2. in 
gewilien Fällen, um am Ende der Debatte zu entgegnen und 3. im Ausſchuſſe. 
Auch im Haufe der Lords darf nur mit bejonderer Genehmigung des Hauſes 
ein Lord nody einmal über diejelbe Frage ſprechen (j. Ersktine May u. a. ©. 
Seite 340). 

Das ungariihe Abgeordnetenhaus hat gar feine Beichränkungen 
der Rededauer, ebeniomenig wie Beltimmungen über den Schluß der Debatte. 
Eolange ſich dort ein Abgeordneter zum Worte meldet, muß die Debatte fort: 
geführt werden. Doch kann ein Abgeordneter in einer Debatte auch nur ein: 
mal das Wort ergreifen. Gewiſſe wichtige Ausnahmen beftehen auch hier, welche 
völlige Redefreiheit garantieren. Der verehrte ‘Präfident des ungarijchen Ab- 
geordnetenhaujes Graf Apponyi jchreibt dem Berfafler diefer Zeilen über die 
Geihäftsordnung: „Ueberhaupt ift der ganze Geiſt unjerer Geſchäftsordnung und 
dem entiprechend die Handhabung bdesjelben von Seite des Präfidiums der 
Redefreiheit überaus günftig; es gilt das Prinzip: favores ampliandi, odia 
restringenda.” Analog find die Beftimmungen im ungariihen Magnatenhaufe. 

Eine intereffante und anjcheinend exrzeptionelle Beitimmung enthält dagegen 
Art. 89 (bis) des italienischen Regolamento della Camera dei Deputati, wo: 
nad). wenn die Generaldisfujfion eines Gejeges oder die Diskuſſion über einen 
Artikel, Antrag oder Gejegesvorichlag (la discussione generale di una legge 
e la discussione di un articolo, di una mozione o di una proposta) ſich 
jo in die Länge zieht, daß der regelmäßige Gang der parlamentarijchen Arbeiten 
geitört wird, der Präfident der Kammer derjelben vorichlagen kann: 

1. Als höchſte Zeit nicht über 15 Minuten dem einzelnen Redner zu be 
willigen (il tempo massimo non inferiore ac dieci minuti da consentire 
ai singuli oratori); 

2. namentliche oder geheime Abftimmungen bi8 nad) dem Scluffe der 
Tagesordnung aufzujchieben, und 

3. den Endtag für die Diskuffion zu beftimmen (il giorno e l’ora in 
cui ogni discussione dovrä terminare e si procederä alla votazione). 

Die Befugnis der jeweiligen Mehrheit, die auch den Präfidenten ftellt, iſt 
darnad) eine jehr große; fie entipricht freilich der auch in anderer Richtung dem 
italienischen Parlament eingeräumten Machtvolltommenheit. Es ift dem Ber: 
faſſer leider nicht befannt, in welcher Weije die Mehrheit mit diefem Kautſchuk— 
und Maulforbgejeg umgeht: Die Art der Ausführung wird aud hier das 
Enticheidende fein. Aber auch dieje jehr bedenkliche, die Minderheit der Willkür 
der Mehrheit überliefernde Norm foll nur dann eintreten, wenn die Diskuffion 
si prolunghi in modo da turbare il regolare andamento dei lavori par- 
lamentari, während einige deutiche Pregorgane im Ernite eine allgemeine Norm 
über die Marimalrededauer zu befürworten die Kühnheit hatten, ohne zu be 
denfen, daß eine joldhe fingulare Selbitproftituierung des deutichen Parlaments 
diejes zur Sculftube degradieren müßte. Denn darüber möge man, ab- 
gejehen von der Frage der Unzuläffigkeit der Beſchneidung der Rechte des 
auftraggebenden Volkes, das den Abgeordneten gemifiermaßen zum Mundftüd 
jeiner eigenen Wünjche wählt, feinen Augenblif im Unflaren bleiben, daß die 
Ausführung einer ſolchen Norm, die zudem nod) ad hoc et ab irato eingeführt 
würde, im höchſten Grade gehäffig ericheinen würde. Dazu kommt, dab die 
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Umgehung der Norm durd Stellung immer neuer Anträge leicht zu bewirken 
wäre. Auf die materielle Verkehrtheit einer ſolchen ſchablonenhaften Fixierung 
der Redezeit, die dem Antragſteller, der in 5 Minuten ſeinen Antrag erſchöpfend 
behandeln kann, dieſelbe Redezeit gewährt, wie demjenigen, der in ſeinem Antrage 
die wichtigſte, umfangreichſte und ſchwierigſte Materie zu begründen hat, näher 
einzugehen, erſcheint vollkommen überflüſſig. Würde ein ſolcher gefährlicher Weg von 
einer jeweiligen Mehrheit betreten, ſo gäbe es kaum einen Halt mehr. Was aber 
in einem parlamentariſch regierten Staate wie in Italien noch erträglich wäre, 
würde in einem jo eigentümlich konſtruierten ſtaatsrechtlichen Gefüge, Das der 
Volksvertretung verhältnismäßig nur beſchränkte Rechte gegenüber der Macht 
der verbündeten Regierungen gibt, die ſtärkſte capilis deminutio des Volks— 
hauſes zur Folge haben müffen. Nur wer diefe deminutio wünſcht, fann mit 
jo gefährliden Störungen der ruhigen Entwidlung unſerer jtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe kofettieren. 


Anhang. 


Die Kündigung der Handelöverträge ohne Zujtimmung des Neichätags. 


Ich Tolge einer an mic) ergangenen Anregung, dieſe Gelegenheit zu benüten, 
um meine Stellungnahme zu der in der legten Zeit in der Preſſe viel behandelten 
ftaatsrechtlihen und handelspolitiichen „Doktorfrage“ furz zu präzifieren, die 
darüber beiteht, ob die Reichöregierung eine Verlängerung der beitehenden 
Dandelöverträge ohne die Zuftimmung de Reichstags vornehmen dürfe 
oder ob die Nichtfündigung die Zuftimmung des Reichstags notwendig mache. 

Bei der Stellungnahme der Preſſe zu dieſer Frage hieß es jehr oft „Nechter 
Hand — linfer Hand, beides vertauſcht.“ Maßgebend allein darf bier das 
pofitive Staatsrecht jein, nicht die politische Spekulation. Nacd dem pojfitiven 
Rechte ericheint die Löſung der Trage klar genug. 

Art. 11 der Reichöverfaffung jagt, daß der Kaiſer das Necht habe, das 
Reich völferredhtlicy zu vertreten, im Namen des Reich Bündniffe und andere 
Verträge mit fremden Staaten einzugehen. Abj. 3 beitimmt zudem, daß die 
Verträge mit jremden Staaten, joweit fie ſich auf ſolche Gegenftände beziehen, 
welche nad Art. 4 in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören (Art. 4 Ziff. 2 

„Die Zoll und Handelögejeßgebung“) zu ihrem Abichluffe die Zuſtimmung bes 
Bundesrats und zu ihrer Giltigfeit die Genehmigung des Reichstags erforder: 
ih maden. 

Die im Jahre 1892 und 1893 abgeichloffenen Handelsverträge, um 
deren Kündigung es ſich nunmehr handelt, haben verfajiungsmähig die Ge: 
nehinigung des Reichstags gefunden. Die Schlußklauſel derjelben lautet fait 
wörtlich übereinftimmend: „Im alle keiner der vertragsichließenden Zeile 
12 Donate vor dem (etstgedachten Zeitpunfte (31. Dezember 1903) jeine Abſicht, 
die Wirkjamkeit des Vertrags aufhören zu laffen, fundgegeben haben wird, bleibt 
derjelbe in Geltung bis zum Ablaufe eines Jahres von dem Tage ab, an welchem 
der eine oder der andere der vertragsichließenden Zeile ihn gefündigt 
haben wird.“ 

Dieje Klaufel, als ein integrierender Beitandteil der Handelsverträge, hat 
johin ebenfalls die ausdrüdliche Billigung des Neichstags gefunden. Als ver: 
tragsichließender Zeil im Sinne der Beltimmung gilt völkerrechtlich, d. h. nad 


734 Müller. Zolltarif — Reichsverfaſſung — Geſchäſtsordnung des deutichen Reichstags. 


außen das Reich, vertreten durch den Kaiſer. Kündigt diejer „namens de 
Reiches“ den Vertrag nicht, jo bleibt er in Geltung nad) Maßgabe der zitierten 
Klaufel. Das Kündigungsrecht hat nad dem Wortlaute johin allein der Kaiſer 
ald Vertreter des Reichs. Er kann es frei und ohne Einholung der Zuftimmung 
de3 Bundesrats und der Genehmigung des Reichstags ausüben, jo lange er ſich 
innerhalb der Grenzen der vom Reichstag genehmigten, wiederholt zitierten 
Schlußklauſel hält. 

Innerhalb diejer Grenzen ift ein Mitwirkungsrecht der beiden gejeßgebenden 
Traktoren ausgeichloffen, jei e8 nun, daß man theoretiich einen ſtillſchweigenden 
Verzicht jeitens derjelben oder eine Delegation ex, lege an den Kaiſer als völfer: 
rechtlichen Vertreter des Reiches annimmt oder direft ex jure d. h. vor allem 
aus dem ftrengen Wortlaut des Abi. 1 und 3 des Art. 11 der Verfaſſung die 
Mitwirkung verjagt. 

Der Reichstag kann lediglich der Neichsregierung durch Annahme einer 
Refolution den Wunſch zum Ausdrude bringen, die Regierung möge den 2er: 
trag kündigen: Eine Möglichkeit, die Regierung zur Kündigung zu zwingen, 
beiteht durchaus nicht. 

Wenn johin die Reichäregierung ſich mit ihren Gegenfontrahenten einigt, 
von dem Kündigungsrecht vor dem 31. Dezember 1902 feinen Gebraud) zu 
machen, jo läuft der Vertrag einfach weiter, ohne daß der Reichstag irgendiwie 
in Anſpruch genommen zu werden braud!t. 

Bon diejem Standpunkte aus ift aber andererjeit3 auch die in einem Preß— 
organe vertretene Rechtsanſchauung unzweifelhaft richtig, daß, wenn unter den fon: 
trahierenden Zeilen eine neue Vereinbarung über die Geltungsdauer der Vor: 
lage zustande käme, welche von der zitierten Schlußklauſel materiell abweicht, 3. B. 
eine Verlängerung für eine mehr als einjährige Frift vom Tage der Kündigung 
u. ſ. w., jodaß aljo ein integrierender Beftandteil des Vertrags jelbft zur Ab: 
änderung fäme, unzweifelhaft die Zuftimmung des Reichstags zur Giltigteit 
notwendig wäre: Es würde fi) dann um einen neuen Vertrag handeln, auf 
welchen diefelben Bejtimmungen zur Anwendung zu fommen haben, wie auf das 
Zuftandefommen des urſprünglichen Hauptvertrages jelbft. 


-1 
wu 
or 


Die Beorganifation des Aufſichtsratsweſens 
in Deutſchland. 
Von Dr. Graf von Brockdorff in Berlin. 


Die traurigen Erfahrungen, die wir im Laufe des vergangenen Jahres bei 
der Leipziger Bank, der Kaſſeler Trebertrodnungsgejellihait und nod jo manch 
anderer Aktiengejellihaft machen mußten, haben in weiteſten Kreifen ungeheures 
Aufſehen erregt und Veranlaffung gegeben, eingehend zu prüfen, wie joldye Vor: 
kommniſſe überhaupt möglich werden konnten — wie es geſchehen konnte, daß 
jahrelang die Deffentlichkeit in diefer Weile über die wahren inneren Verhält: 
niffe der betreffenden Gejellichaften getäuicht wurde, wie fich eine derartig 
gewiſſenloſe Geichäftsleitung jo lange hat durchführen lafjen. Und da hat ſich 
denn klar gezeigt, daß alles dies nur dadurch ermöglicht wurde, daß bei diejen 
auf jo ſchmähliche Weile zulammengebrochenen Geſellſchaften gerade dasjenige 
Organ volljtändig verjagt hatte, das nad; dem Willen des Gejeßgebers vor 
allem berufen jein jollte, Unregelmäßigfeiten und Unehrlichkeiten im Geichäfts- 
betriebe der Aktiengejellichaiten zu verhindern — der Aufſichtsrat. Es hat 
fi) gezeigt, daß bei vielen Gejellichaften der Auffichtärat in jeiner heutigen 
Zujammenjegung nicht im Stande war, die ihm vom Gejeßgeber zugedacdhten 
Aufgaben zu löſen, — oder richtiger ausgedrüdt, daß die zur Zeit geltenden 
geſetzlichen Beltimmungen nicht ausreichend find, um vom Auffichtsrat die ges 
wilienhafte Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen zu erzwingen. Dieje 
Erkenntnis fann heute wohl von feinem unparteiiichen Fachkundigen mehr 
geleugnet werden und hier gilt es denn, die beſſernde Hand anzulegen und durch 
Anbahnung zwedmäßiger Reformen die deutiche Volkswirtſchaft und die deutichen 
Atienbefiger vor ähnlichen Kataſtrophen für die Zukunft möglichit zu ſchützen. 
So nötig aber ſolche Reformen auf dem Gebiete deö Aufſichtsratsweſens ſind, 
ebenſo ſchwer iſt es für dieſe ſelbſt, die richtigen Wege zu weiſen. Der ſchwierige 
und weitverzweigte Geſchäftsbetrieb unſerer großen Aktiengeſellſchaften, der ſo 
aͤußerſt empfindlich iſt gegen Eingriffe und Beeinfluffungen jeder Art, läßt die 
Gefahr, durch unrichtige und beläftigende Maßnahmen eine Erſchwerung der 
Bewegungöfreiheit und eine Unterbindung des Verkehrs herbeizuführen, groß 
erſcheinen. Es muß daher an dieje jchwierige Materie mit der äußeriten Vor: 
fiht herangegangen werden und nur wenn man fich eng an die thatjächlichen 
Verhältniſſe und Bedüriniffe des Geichäftsverfehrs anichlieht, wird es möglich 
fein, zu brauchbaren Vorichlägen zu gelangen. 

Durch diefen engen Anſchluß an die Praris zeichnet ſich eine vor kurzem 
erichtenene Schrift von Dr. Otto Warichauer, Profeſſor der Staatswiſſenſchaften 
zu Berlin: „Die Reorganiſation des Aufſichtsratsweſens in Deutſchland“ 
(Berlin 1902, Freier Verlag G. m. b. H.) aus, die eine Reihe zum Zeil ganz 
neuer Reformvorichläge bringt ; dieſe Vorſchläge jollen uns im folgenden beichäftigen. 

Die Pflichten und Rechte de3 Auflichtärates finden gegenwärtig ihre geſetz— 
he Regelung im III. Abjchnitte des 2. Buches des Handelögejeßbuches vom 
10. Mai 1897. Danad) hat der Auffichtsrat jeder Aktiengeſellſchaft die Pflicht, 
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den Gejchäftsbetrieb der Gejellihaft in allen Zweigen der Verwaltung zu über: 
wachen. Er kann jederzeit vom Vorſtande genauen Bericht über alle Einzel: 
heiten der Geihäftsführung fordern, kann die Bücher und Schriften einiehen, 
die Kaſſen-, Effekten: und Warenbejtände nadyprüfen ; er hat die Yahresrechnungen 
und Bilanzen auf ihre Richtigkeit zu unterjuchen, die Dividendenvorichläge der 
Direktion zu prüfen und der Generalverfammlung darüber Bericht zu eritatten; 
weitere Obliegenheiten des Auflichtsrates können durch den Gelellichaftävertrag 
beitimmt werden ($ 246). Der Auffichtsrat muß aus mindeitens 3, auf vier 
Jahre gewählten, Mitgliedern beitehen ($ 243). Er ift berechtigt für jeine 
Mühewallung eine Vergütung zu verlangen, deren Höhe die Generalverjammlung 
beftimmt ($ 245). Umgekehrt haftet er bezw. jeine Mitglieder für Prlicht: 
a ie jeder Art für den daraus entjtehenden Schaden, gemeinſchaftlich mit 
den Vorftandsmitgliedern, der Gejellihaft als Geiamtichuldner ($ 249). Für 
abfichtlihe Benachteiligung der Geſellſchaft, wiſſentlich Talihe Angaben zum 
Schaden der Gelellichaft, Stimmenverfauf und Stimmenerichleihung u. j. w. find 
in den 88 312—319 jchwere Strafen feitgejeßt. 

Auf diefen in großen Zügen hier wiedergegebenen Beitimmungen ruht das 
Auflichtsratsmweien in Deutichland. Zunächſt hat es den Anjchein, als müßten 
diefe Beitimmungen vollflommen genügen, um die genaufte Kontrole und die 
rechtliche Sicherheit des Unternehmens zu verbürgen; allein dem ift, mie die 
Erfahrung hinlänglich bewiejen hat, nicht jo. Das Auffichtsratsweien in Deutid: 
land leidet vielmehr, wie Warjchauer in der erwähnten Schrift mit Recht hervor- 
hebt, an der innerlihen Unzulänglichkeit dieſer gejeglihen Beitimmungen. Es 
werden hier Anjprücje geftellt, die in ihrer Allgemeinheit und mangelhaften 
Präziſion als unerfüllbar bezeichnet werden müſſen. Der Auffichtsrat bat 
die Geihäftsführung in allen Zweigen zu überwachen und fich ſtetig über den 
Gang der Geihäftsführung zu unterrichten. Jeder, der den Gejchäftsbetrieb 
einer größeren Aftiengejellichait nur einigermaßen fennt, wird von der Unmög— 
lichkeit, diefer Vorſchrift gerecht zu werden, überzeugt jein. Wie joll ein aus 
mindeitens 3, meilt ja aus viel mehr Mitgliedern bejtehendes Kollegium in alle 
Einzelheiten des Verkehrs eindringen; dies wäre doch nur dann möglich, wenn 
jedes einzelne Mitglied Tag für Tag den Regungen dieſes Verkehrs bis ins 
kleinſte nachforſchen könnte. Abgeſehen von techniſchen Schwierigkeiten würde 
dies mit einem Aufwand von Zeit und Mühe verbunden jein, denn derjenige, 
der noch andere Pflichten zu erfüllen hat, wie dies für die übergroße Mehrzahl 
der Auffichtsräte der Fall jein wird, unmöglich zu leiften vermag. Iſt jo ſchon 
die erſte Vorausjegung für die thatſächliche Erfüllung der gejeglihen Vorſchrift, 
die techniiche und wirtſchaftliche Möglichkeit, nicht gegeben, jo jcheitert dieje weiter 
häufig an der Perſon der Auffichtsräte jelbit. Das Geje trifft ‚heute keinerlei 
Vorſorge dafür, daß die Zuſammenſetzung des Aufſichtsrats in einer Weiſe er— 
folgt, durch die die Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen gewährleiſtet wird. 

Es iſt klar, daß die Wahl der einzelnen Aufſichtsratsmitglieder in das 
Belieben der Geſellſchaft geſtellt werden muß, damit dieſe in der Lage iſt, die: 
jenigen Elemente heranzuziehen, die ihr am geeignetejten ericheinen, d. b. bie 
infolge ihrer Sachkenntnis zu wertvollen Leiftungen für die Gejellichaft befähigt 
find. Wenigftens jollte das der für die Berufung zum Aufjichtsrat ausidlag: 
gebende Geſichtspunkt jein; thatſächlich freilich iſt er es heute meiſt nit; es 
tritt vielmehr bei der Zuſammenſetzung des Aufſichtsrats das Moment 
der „Sachverſtändigkeit und Leiftungsjähigfeit” leider nur allzu oft recht ſehr 
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zurüd hinter Beitimmungsgründen, die mit dem Wohle der betreffenden Gejell- 
ſchaft jelbit nichts zu thun haben, jondern jubjektiver Interefjenpolitif oder einem, 
von Warſchauer jehr treffend als „Eitelfeitstendenz“ bezeichneten Streben nad) 
glänzenden, allgemein geachteten Namen entipringen. Die meift ja recht anjehn= 
lihen und dabei mühelofen Einnahmen, die heute mit der Uebernahme eines 
Auffihtsratspoftens verbunden jind, führen einerjeit3 zu dem Streben nad) 
Vereinigung möglich}t vieler ſolcher Stellen in einer Hand und andererjeits zu 
einer äußerſt bedenklichen Begünſtigung und Verjorgung der freunde und Ber: 
wandten der vorichlagsberechtigten Perlönlichkeiten. Wird Ichon bei den auf dieſe 
Weiſe in den Auffichtsrat gelangten Perjonen auf die geihäftliche Qualifikation 
nur äußerit wenig Gewicht gelegt, jo geichieht dies jo gut wie gar nicht, bei 
allen den Auffichtsratsmitgliedern, deren Wahl das Ergebnis der der Gejell- 
haft innewohnenden Eitelfeitätendenz iſt. Dank diejer Eitelfeitstendenz werden 
in den Auffichtsrat möglichſt auch Perſonen in hervorragender gejellihaftlicher 
Stellung — Angehörige adeliger Familien, inaktive höhere Staatsbeamte und 
Offiziere entjandt —, Perſonen, die dem geſchäftlichen Wirkungsfreis der be— 
treffenden Gejellichaft vollkommen fern ſtehen, die auch nur den einen Beruf 
haben, gerade durch ihre glänzenden Namen und Stellungen ala Reklame für 
die Gejellichaft zu dienen und der lekteren durch ihre unantajtbare perjönliche 
Ehrenhaitigfeit den Anichein einer bejonderen Solidität zu verleihen. 

Treffend weiſt hier Warjchauer darauf hin, daß nad) $ 249 des Handels: 
geiegbuches die Mitglieder des Auffichtsrats bei „Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
die Sorgfalt eines ordentlichen Geihäftsmannes“ anzuwenden haben; die Sorg— 
falt eines ordentlichen Geihäftsmannes wird aber ftet3 nur der anzumenden 
in der Lage fein, der eine Ahnung von dem hat, was ein „ordentlicher Geichäfts- 
mann” überhaupt it und was er zu thun hat, der weiß, was man unter „kauf: 
männiſcher“ Sorgfalt verjteht, kurz nur der, der kaufmänniſch gebildet iſt 
oder für den von der Gejellichait betriebenen Produftionszweig fachkundig iſt. 
Daß die zufällige Verwandtſchaft oder Freundſchaft mit einem bedeutenden 
Kaufmann oder Induſtriellen die perſönliche Sachverſtändigkeit ebenfowenig er: 
legen, alö dies hervorragende Dienfte im Staate oder der Armee thun fünnen, 
it jelbitverftändlich. Die perfönliche Ehrenhaftigkeit des einzelnen Auffichtsrats- 
mitgliedes aber gibt, wenn dieſes nicht nebenbei auch ſachkundig it, für die 
Solidität des Unternehmers jelbjt auch nicht eine Spur von Sicherheit. That: 
ſächlich iſt es ja auch oft genug vorgefommen, daß Gejellichaften jämmerlic) 
zulammen gebrochen find, in deren Auffichtsrat Männer von tadellojer Ehren: 
haftigkeit jagen; mehr ala einmal find auf dieje Weile Angehörige unferer eriten 
Familien, hochverdiente alte Offiziere u. j. w., ohne e& zu wiſſen und zu wollen 
Mitihuldige Schwerer Verbrechen geworden und jelbit in Unglüf und Armut 
geraten. Man hatte ihnen glänzende Auffichtsratspolten übertragen, die Lage 
der Gejellichaft im günftigiten Lichte gezeigt und verlodt durch die zu erwartenden 
hohen Einnahmen hatten fie ſich bereit finden laſſen, dieie Poften anzunehmen ; 
der Gejchäftsfreis des Unternehmens aber war und blieb ihnen fremd und nicht 
allzu ſchwer konnte es fallen, fie im Unflaren über die thatjächlichen Zuftände zu 
lafjen, Unredlichkeiten vor ihnen zu verjchleiern; zu eigener Prüfung konnten 
Ne ja nicht fähig jein und blind mußten fie den Worten der Direktoren und 
der übrigen, zwar weniger ehrlichen, aber gewandteren Auffichtsratsmitglieder 
bertrauen. Kam dann plößlich der Zuſammenbruch der Gejellichaft, dann waren 
fie am meijten erjtaunt und zu ſpät jahen fie nun ein, da fie Mitichuldige 
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an dem Gejchehenen waren, indem fie Pflichten übernommen hatten, die zu er: 
füllen fie niemals im Stande gemwejen waren. Hier muß und fann die beflernde 
Hand des Gejeßgeberd eingreifen und man muß Warichauer Recht geben, wenn 
er fordert, daß im Gelege Worjorge getroffen werde, daß nur ſolchen Perſonen 
Auffichtöratsftellen übertragen werden dürfen, die fach- und ſachkundig find; 
entweder find direkt gejegliche Beitimmungen zu erlaflen, die bier Wandel 
ihaffen oder es muß, was vielleicht zwedentiprecyender, den Aktiengejellichaften 
die Pflicht auferlegt werden, in ihren Satungen Beftimmungen feitzujeßen, die 
eine befriedigende Regelung diejer Frage gewährleiſten. Es ift dies eine For— 
derung, die nicht minder im Intereſſe der gekennzeichneten ungeeigneten Perſön— 
lichkeiten jelbit al8 in dem der Allgemeinheit liegt. 

Und nicht anders verhält es fih mit dem Unfug der Majjenüber: 
nahme von Aufiihtsratspoften, den wir jchon oben furz geftreift haben. 
Wort für Wort muß man unterjchreiben, wenn Warſchauer hierzu auf ©. 17 
jeiner Schrift jagt: „Entweder fiqurieren fie hierbei als offizielle Wertreter 
großer Erwerbögejellihaften, wie 3.8. der Emilfionsbanfen oder aber fie bilden 
eine eigenartige Gruppe von Spezialiften, die ſich gar feiner 
produftiven Thätigfeit hingeben, jondern ihren eigentliden Be: 
ruf in der Uebernahme jelbftverftändlih nur ergiebiger Auf: 
jihtsratöftellen Juden. So kommt es, daß ein einzelner nicht jelten 5, 
10, ja 20 derartige Funktionen ’) gleichzeitig übernimmt, und diefer Umstand ift 
in hohem Maße geeignet, Bedenken zu erregen. ft es für das einzelne Auf: 
ſichtsratsmitglied jchon mit der allergrößten Schwierigkeit verknüpft, den Geichälts- 
gang auch nur eines einzigen, namentlid; großen Unternehmens ordnungsmäßig 
zu fontrolieren, jo entfällt diefe Möglichkeit vollftändig, wenn die Stontrole 
gleichzeitig zehn oder fünfzehnfacd auszuüben ift. Hier hat der Staat die um: 
bedingte Verpflichtung, dem beftehenden Mißbrauch entgegenzutreten." Warſchauer 
macht in feinen weiteren Ausführungen verjchiedene Vorichläge, durdy die diejem 
Mißbrauch gefteuert werden joll. Zunächſt will er eine geſetzliche Vorſchrift da— 
rüber, wie viele Auffichtsratspoften ein Einzelner höchftens bekleiden darf. Dieler 
Anregung wird man jedody in der Praris faum Folge leiften fünnen; es wird 
dem Gejeßgeber nicht möglich jein die Höchitzahl richtig zu begrenzen; je nad 
Umfang und Art des Geichäftsbetriebs der Gejellichaft werden die an einen 
gewiſſenhaften Auffichtsrat geftellten Anforderungen äußerft verichteden jein; es 
läßt ſich denken, daß ein Auffichtsratsmitglied über vielleicht 4 Eleine, in ihrem 
Geichäftsbetriebe ganz einfache Aktiengejellichaften eine genügende Kontrole aus: 
üben kann, während es ausgeichloffen ift das gleiche über nur 2 große Gelell: 
ichaften mit verwideltem Gejchäftsbetrieb, nehmen wir 3. B. eine große Bank 
und eine bedeutende Elektrizitätägejellihaft an, zu thun; auch die verichtedene 
perjönlihe Veranlagung und kaufmänniſche Intelligenz wird hier eine Rolle 
ipielen. Wollte der Gejegeber hier eine Norm ſchaffen, jo müßte er, um fein 
Ziel Ticher zu erreichen, höchſt wahricheinlic noch weiter heruntergehen, ala im 
Antereife der Sache nötig und in manchen Fällen vielleicht auch dienlich iſt. 
Ganz entichieden zu billigen ift aber der andere Reformvorſchlag Warſchauers; 
er verlangt ala geſetzliche Vorichrift, daß ftatutariich feitgelegt werde, daß fein 
Aufiichtsratmitglied ohne Genehmigung des Gejamtkollegiums an der Ber: 
waltung anderer Aftienunternehmen — Warſchauer beichränft jeine Forderung 
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auf gleihartige Unternehmungen, es dürfte aber weſentlich zweckentſprechender 
fein, fie auf die Teilnahme an der Verwaltung irgend welchen Aktienunter: 
nehmens auszudehnen — teilnehmen darf. Dadurdy ergibt fi) einerjeitö Die 
Möglichkeit, einer Maffenübernahme von Auffichtsratspoften vorzubeugen, anderer: 
ſeits kann verhindert werden, daß ein Auffichtsratsmitglied Erfahrungen, die er 
bei einem Unternehmen jammelt, zu Gunften eines anderen verwertet. 

Iſt To Schon die Zufammenjegung des Auffichtsrats und die Vorbedingung 
des Eintritts in das Kollegium von weittragender Bedeutung für das Unter: 
nehmen, jo iſt der Mittelpunkt der nötigen Reform zweifellos in einer Aen— 
derung in der inviduellen Arbeitsleiftung des einzelnen Auf: 
jihtsratsmitgliedes zu ſuchen. Nach der heutigen Faſſung der gejeßlichen 
Beftimmungen hat der Auffichtsrat als Geiamtkollegium die Kontrole über 
das ganze Unternehmen zu führen; wie er dies aber anftellen joll, dafür fehlt 
es an jedem Anhaltspunkte. Daß es unmöglich ift, daß jedes einzelne Mitglied 
des mehrföpfigen Rats Tag für Tag den Regungen de8 gelamten Verkehrs 
nachgehen könnte, wurde ſchon oben angedeutet; gerade dieje Unmöglichkeit aber, 
die Kontrole in erichöpfender Weile auszuüben, gibt häufig Veranlaffung dazu 
fie überhaupt ganz zu unterlaffen. Wereinzelt fommt es ja vor, daß das 
Geſamtkollegium einzelne jeiner Mitglieder zur Einfichtnahme in die Bücher 
des Unternehmens oder zur Revifion beftimmter Geichäftsakte defigniert, meift 
jedoch begnügt man fid) mit der Vornahme abjolut unzureichender Stichproben ; 
in der Hauptiache aber verläßt man ſich auf die Ausjagen des Vorftandes der 
Gejellichaft ; e8 ift eben unbeftreitbar, daß bei der überwiegenden Mehrheit der 
Aktienunternehmungen das ganze Kontrolwerk in jeiner heutigen Handhabung 
oberflächlich und deshalb nußlos ift. 

Um bier die jo dringend nötige Abhilfe zu ſchaffen, macht nun Warjchauer 
einen, wie uns jcheinen will, vorzüglichen Vorichlag; an Stelle der kombinierten 
Erfüllung der Kontrolpflict durdy die Gelamtheit, will er eine Scheidung 
der Funktionen zu Laften des Einzelnen eingeführt willen, eine 
Scheidung der Funktionen in der Weiſe, daß jedem Mitglied des Auffichtsrats 
ein beitimmtes Arbeitägebiet, ein Dezernat überwiejen wird, deſſen Kontrole 
ihm zuvörderſt obliegt; von der Uebernahme eines beionderen Tezernats jollte 
höchſtens der Vorfigende des Kollegiums entbunden jein, dem dafür die Ober: 
aufficht, bezw. die Erledigung der Präfidialgeichäfte obliegt. Die einzelnen 
Dezernate könnten natürlidy nicht Ichablonenhaft, etwa durch Gejeß vorgeichrieben 
fein, fie müßten vielmehr vom Auffichtsratsfollegium jelbit, unter Vorbehalt 
der Genehmigung dur die Generalverfammlung, je nad) Bedürfnis und Eigen- 
art der Unternehmungen gebildet. und unter die verichiedenen Mitglieder, je 
nad) ihrer bejonderen Befähigung für das eine oder das andere Dezernat, ver: 
teilt werden. Für alle Gejellichaften käme wohl die Bildung von Kaſſen-, 
Buchführungs- und Kreditdezernaten in Betracht, daneben würde es fi etwa 
handeln um Dezernate für den Bezug von Rohitoffen und Dezernate für Ganz: 
fabrifate bei induftriellen Unternehmungen, Dezernate für Konjortialgeichäfte 
bei Banken, Grundjtüdsdezernate bei Hypotheken: und Baugefellichaften, Dezer— 
nate für befondere Kontrole des Rejervefonds, Dezernate für Arbeiterwohl: 
fahrtseinrichtungen u. j. w. —, je nad) Art und Umfang des Betriebszwedes. 
jeder einzelne Dezernent hat dann zuvörderſt die Aufgabe, die ſtrengſte Kon: 
trole innerhalb jeines Dezernates auszuführen; für einen einzelnen Zweig des 
ganzen Geicyäftsbetriebes wird es ihm erheblich leichter jein, ſich Ueberficht zu 


740 v. Brockdorff. Die Reorganiiation des Aufſichtsratsweſens in Deutichland. 


verichaffen, der Pflege dieſer Spezialfontrole wird er fi in niel höherem 
Maße und mit mehr Ausfiht auf Erfolg widmen fünnen, als wenn er das 
ganze Unternehmen überwachen joll. Sollte bei großen Unternehmungen aud) 
die Ueberwachung nur eines Dezernats nod zu hohe Anforderungen an die 
Arbeitskraft des Einzelnen jtellen, jo fann dem leicht dadurch abgeholfen werden, 
daß fich zwei oder mehr Auflichtsratsmitglieder in die Führung diejes Dezernat 
teilen; für die Kaſſen- und Kreditdezernate großer Banfen wird dies jogar 
notwendig jein; umgefehrt wird bei Eleinen Unternehmungen ohne Gefahr ein 
Aufſichtsratsmitglied aud) zwei Dezernate übernehmen föünnen. 

Eine Zulammenjaffung der Thätigfeit der einzelnen Dezernenten findet 
dann in der Thätigfeit des Gejamtfollegiums ftatt, die Hand m 
Hand mit diefer Aufteilung der Arbeit weſentlich ftraffer zu organifieren it. 
An Stelle der heute bei den meiſten Gejellichaften üblichen Halb: oder viertel- 
jährlichen NRevifionen, die bei weitem nicht ausreichend find, haben geieglich 
vorgeichriebene Monatsrevifionen durch das Gejamtfollegium zu treten. Dieje 
haben in der Weile vor ſich zu gehen, daß Sich der geſamte Auffichtsrat, mie 
dies 3.2. jeitens des Zentralausichufies der Reichsbank ſchon heute geichieht, einmal 
monatlid) zu einer Situng zu verfammeln bat, um ſich eingehend über die 
Lage des Unternehmens zu informieren. Bei diefer Sigung ift jeder Dezernent, 
unter Androhung hoher Konventionalitrafen bei unbegründeter Abweſenheit, 
zum Erjcheinen verpflichtet und hat er hier über das ihm unteritellte Dezernat 
dem Gejamtfollegium eingehenden Bericht zu erftatten. Dieſe monatlichen 
Revifionen haben auf Grund jeweils für diefen Zweck aufzuftellender Rob: 
bilanzen zu geichehen, deren Veröffentlichung vorzujchreiben tft. Diefe Monats: 
redilionen würden dann den Mittelpunft der Kontrolthätigfeit 
de Auffichtsrats bilden. 

Hand in Hand mit diefer Scheidung der Funktionen, zu der ſich übrigens 
vereinzelt ſchon heute Anſätze finden, hat dann eine Nenderung der finan= 
ziellen Haftpflicht des einzelnen Auffſichtsratsmitgliedes einzutreten. Heute 
haftet das Geſamtkollegium ſolidariſch für denjenigen Schaden, der durch die 
Vernachläſſigung ſeiner Obliegenheiten entſteht; dadurch iſt die Möglichkeit 
gegeben, daß der Umfang der Haftung des Einzelnen in feinem Verhältnis zur 
Größe ſeines Verſchuldens steht, daß der Unichuldige in gleicher Weije zur 
Verantwortung gezogen wird, wie der Schuldige. Wir haben oben gejehen, daß 
es unter den gegenwärtigen Verhältniffen feinem Auflichtsratsmitglied möglich 
ift, in alle Einzelheiten des Verkehrs einzudringen, alles zu fontrolieren; jelbit 
das gewiſſenhafteſte und ſachkundigſte Mitglied des KRollegiums, das auf's 
eifrigite beitrebt iſt, jeine Pflichten zu erfüllen, muß fid) in jeiner Kontrole 
auf einige Zweige des Gejamtverfehrs beichränfen und darauf vertrauen, daß 
jeine Kollegen im Auffichtsrat ſich mit gleicher Sorgfalt wie er, der Pflege der 
anderen Zweige widmen. Geſchieht dies aber nicht und entftehen aus dieler 
Vernachläſſigung Schäden für die Gejellichaft, jo haftet in der Regel das pflicht— 
getreue Mitglied in gleicher Weije wie diejenigen, die die Erfüllung ihrer Pflichten 
verjäumt haben. Hierin liegt zweifellos eine Ungerechtigkeit und eine offenbare 
Lüde im Gejege. Die vorgeichlagene Scheidung in Dezernate ermöglicht es nun, 
die Verteilung der Haftpflicht in gerechterer Weiſe vorzunehmen und jeden für jein 
perjönliches Vergehen verantwortlich zu madyen. „Jedes Auffihtsratsmitglied jolfte 
nömlid) mit feinem gejamten Vermögen zunächſt nur für das ihm übertragene 
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die Solidarhaft nicht vermeiden — für Vergehen anderer Dezernenten, joweit 
nämlich deren Vermögen zur Dedung der VBerlufte nicht ausreicht ; dieſe Reſtſchuld 
an die Gejellihaft wäre zu gleichen Zeilen unter Jämtliche übrigen Mitglieder 
des Kollegiums zu verteilen. Daß durch Maßnahmen, wie fie Warſchauer hier 
vorichlägt, das Gefühl der perjönlichen und finanziellen Verantwortlichkeit, das 
heute bei jehr vielen Auffichtsratsmitgliedern recht wenig ausgeprägt ift, enorm 
gefteigert würde und zu einer welentlichen Verbeſſerung der Kontrolthätigkeit 
führen müßte, liegt klar zu Tage. 

In feinen weiteren Ausführungen wendet ſich Warjchauer dann gegen bie 
heute beftehenden Mißbräuche im Tantiemenwejen; dod) vermögen wir 
ihm bier nicht in allen zu folgen, namentlich nicht in Bezug auf jeinen Vor— 
ichlag, daß ein- für allemal gejeglich jeitgelegt werde, daß die von einem Auf: 
fihtsratsmitglied zu beziehende Tantieme 10000 Mark auf feinen Fall über: 
fteigen ſolle. Daß heute in dem Zantiemenmwejen von einer Wahrung des 
Prinzips von Leiftung und Gegenleiftung feine Rede jein kann, daß hier geradezu 
Ungeheuerlicjfeiten vorgefommen jind, — es genügt wohl der Hinweis darauf, 
dag Warſchauer als ungefähren Jndividualbetrag der Tantiemen bei der ver: 
krachten Kaſſeler Trebertrocknungs-Geſellſchaft für das Geichäftsjahr 1899 die 
Summe von 50900 ME. angeben kann — darüber kann ja gar fein Zweifel 
jein. Trotzdem möchten wir nicht joweit gehen, wie Warjchauer, und den zus 
läſſigen Höchſtbetrag unabänderlich feitlegen, wenigſtens dann nicht, wenn die 
jonftigen Rejormvorichläge Warichauers verwirklicht würden. Diefe Worichläge 
bringen einerjeitS eine Vermehrung der perjönlichen Arbeitsleijtung, andererfeits, 
darüber kann bei der in Ausficht genommenen Aenderung der Haftpflicht fein Zweifel 
fein, für den einzelnen Dezernenten eine größere Vermögensgefahr, die allerdings 
durch treue und gewifjenhafte Pflichterfüllung vermindert werden kann; es 
würde unbillig jein und jedenfall den Widerftand gegen die er: 
ftrebten Neuerungen wejentlih ftärfen, wenn gleichzeitig damit 
die Ausfiht auf eine Minderung der bisherigen Einnahmen erwüchſe. Wir 
glauben aber, daß durch die Durchführung der geichilderten Vorſchläge, die 
PVorfiht in der gejamten Geihäftsführung derart zunehmen würde, daß 
erheblich höhere Beträge ala heute zu Abjchreibungen und Rüditellungen, vor 
allem zur Stärkung des Reſervefonds verwendet würden, jo daß jchon dadurd) 
die Tantiemenbezüge, allerdings aud) die Dividenden — mas aber feines- 
wegs ſchädlich — geringer würden. Die Scheidung in Dezernate gibt dem 
einzelnen Auffichtsratsmitglied mehr als heute Gelegenheit, ſich durch befondere 
Leiftungen um die Gejellihaft verdient zu machen; das wünſchenswerteſte wäre 
es demnad), wenn überhaupt nicht jedes Auffichtsratsmitglied die gleihe Tantieme 
bezöge, jondern auch hier eine Scheidung nad) der individuellen Leiltung möglich 
wäre; allein dieſem Vorſchlag ftehen derartige Schwierigkeiten entgegen, daß 
jeine Durchführung wohl faum möglid) jein wird. Bei hervorragenden Leiftungen 
des Gejamtkollegiums muß aber, nad) dem wohlberedhtigten Grundjaße, außer: 
ordentliche Verdienſte auch außerordentlich zu belohnen, die Möglichkeit gewahrt 
bleiben, aud einmal Zantiemen über 10000 Mi. zu bezahlen. Daß die Tan— 
tieme der Auffichtäräte in einem richtigen Verhältniffe zur Dividende der Aktionäre 
ftehen muß und nicht prozentual der eventuell fteigenden Dividende fteigen, wohl 
aber mit ihr fallen muß, ift jelbftveritändlih. In Yortführung diejes legten 
Gedankens möchten wir jogar weiter wie Warichauer gehen. Im Gegenjaß zu 
ihm fordern wir nämlid, daß in Jahren, in denen die Aktionäre leer ausgehen, 


742 v. Broddorsf. Die Reorganijation des Aufſichtsratsweſens in Deutichland. 


die Tantieme des Auffichtsrats fortfällt.e In jchledhten Zeiten, in denen eben 
ein genügender Geihäftägewinn zur Verteilung an die Aftionäre nicht erzielt 
worden iſt, joll der Auffichtsrat nicht zur weiteren Schwächung der Geſellſchaft 
beitragen; eine gewiſſe Entichädigung für die thatſächlich von ihm geleifteten 
Arbeiten beziebt er ja doc, in den ihm gewährten Anmejenheitsgeldern bei 
den monatlichen — gegen deren reichliche Bemeſſung ſicherlich nichts ein— 
gewendet werden ſoll. 

Erwähnt mag noch werden, daß Warſchauer auch die gewiß berechtigte 
Forderung aufſtellt, daß das, was ſchon heute bei vielen Aktiengejellichaften 
ftatutariich feſtgelegt ift, durch Gejeß allgemein vorgeichrieben werde — daß 
nämlich; jedes Aufiichtsratsmitglied verpflichtet werde, während der Dauer 
jeiner Amtsthätigfeit eine beitimmte Anzahl Anteiliheine feiner Gejell: 
haft zu bejigen; je nad) der Höhe des Aktienkapitals jollte diefe Summe 
zwilchen 5000 und 50000 ME. - Warichauer jchlägt ala oberfte Grenze 
15000 ME. vor, doch dürfte diefer Betrag in Anbetracht des Umftandes, dab 
die Mitglieder des Auffichtsrats, befonderd größerer Gejellichaften, in der Regel 
Perjonen jein werden, die mit größeren Summen zu rechnen gewohnt find, ohne 
Nachteil auf 50 000 ME. erhöht werden — ſchwanken. Dieje Anteilicheine wären 
bei der nächitgelegenen Reichsbankitelle zu hinterlegen und die Verfügung über 
dieſes Depot durch den Befiker wäre an die Genehmigung des gejamten Auf: 
ſichtsratskollegiums zu knüpfen. 

Es iſt kein Zweifel, daß die Durchführung aller dieſer Vorſchläge eine 
weſentliche Aenderung in der heutigen Organiſation der Aktiengeſellſchaften herbei: 
führen müßte und auf den heftigiten Widerftand ftoßen wird. Der Ge: 
danfe einer ſyſtematiſchen Arbeitsteilung wird ſich nur ſchwer und langiam in 
den Reihen der Beteiligten Geltung verſchaffen fünnen; die Direktoren der Ge 
jellichaften werden ſich mit allen Mitteln gegen die Einſchränkung ihrer 
abjoluten Direftorialgewalt, die die Folge der Einführung der Auf: 
fihtsratsdezernate jein müßte, jträuben. Gerade die Erfahrungen der leßten 
Jahre haben aber gezeigt, daß in diefer unumſchränkten Machtbefugnis der 
Direktoren unter Umſtänden die größte Gefahr für das Wohl der Gejellicatt 
liegt, jo daß eine Einjchränfung im allgemeinen Intereſſe nur erwünſcht jein 
fann. Es mag jein, daß ſich mandmal nad) Durhführung der hier befür: 
worteten Reformen der Betrieb um ein fleines jchwerfälliger geftalten würde, 
troßdem aber würde ihre Verwirklichung ohne Zweifel einen gewaltigen ort: 
ichritt bedeuten und die Wiederkehr ähnlicher ſtandalöſer Vorkommniſſe, wie wir 
fie bei der Kafjeler Trebertrodnungsgejellihaft erlebt haben, wejentlich erjchweren. 
Abjolut Liegen ſich Treilicy aucd nicht alle Schäden vermeiden, denn fein nod) ſo 
ſcharf formuliertes Gejeg wird im Stande jein, durchweg Vertrauensbrüche und 
Betrügereien zu vereiteln, Irrungen vorzubeugen und die Aktionäre ftet3 vor 
Berluften zu ſchützen. Falſch aber wäre es, Reformen deshalb zu unterlaffen und 
einen Fortſchritt zu vermeiden, weil er nicht alle Ideale befriedigt; das Beſſere 
it ja befanntlich de Guten Feind. 
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Die Bedentung des Beſchäftigungsortes in der 
deutſchen Arbeiterverficherung. 


Bon Stadtrat H. von Frankenberg in Braunfchweig. 


Bei feiner Verfiherung, die ſich wie die unirige auf der Grundlage des 
reichsgeſetzlichen Zwanges entwidelt hat, wird die Stelle der Arbeits: 
verrihtung vollfommen einflußlos fein. Es ift ja freilich ein jehr ver: 
führerifcher, mit dem Reize der größten Einfachheit ausgeftatteter Gedanke, daß 
der Arbeiter auch in Bezug auf feine wirtichaftlihe Sicheritellung ſich une 
beihränkter Treizügigfeit innerhalb des Reichsgebiets erjreuen und allenthalben 
gleichmäßig Hilfe in Anjpruc nehmen fünne — einjtweilen find wir aber von 
der Verwirklichung dieſes einheitlichen Bildes noch recht weit entfernt, und ich 
bin zweifelhaft, ob jemals auf die Durchführung einer derartigen ſchablonen— 
mäßigen Fürſorge zu rechnen ift. „Leicht bei einander wohnen die Gedanfen, 
doch hart im Raume ftoßen fi) die Sachen.“ Zu tief, zu jeit find ſchon hier 
und da die einzelnen Kaffeneinrichtungen mit dem mannigfaltigen Nußen, den 
ji den Berjicherten und ihren Angehörigen bringen, im Leben des Arbeiter: 
ftandes, im Bewußtſein des Volkes eingewurzelt — bier tabula rasa zu machen, 
ift nicht nur außerordentlich jchmwierig, jondern aud) undankbar und unzweckmäßig. 
Als Unterbau für die Einheitöverficherung werden die Hauptformen der Kranken— 
verficherung (Orts: und Betriebskrankenfajfen) wohl immer bejtehen bleiben 
müſſen, wenn man nicht um der Gleichmacherei willen vielen Taufenden eine 
Reihe von Vergünftigungen für fie jelbit und ihre Familien entziehen mag. 

So darf denn alſo — für abjehbare Zukunft wenigſtens — damit gerechnet 
werden, daß ſich die Arbeiterverjiherung an das Bejhäftigungs: 
verhältnis, in welchem die erwerbsthätige Bevölkerung ſteht, örtlich an- 
gliedert, daß aljo die Fürſorge mwirtichaftlihh dem Plate der Dienitleiftung 
grundſätzlich möglichit nahe gerückt wird. Wir werden indes jehen, daß ſich der 
glatten und volllommenen Durchführung diejer Regel mannigfache Hinderniſſe 
in den Weg Stellen, und daß die von vielen Seiten angejtrebte Einheitlichkeit 
durch die Gliederung in Kranken-, Unfall und Invalidenverſicherung häufig 
geftört wird. Trotzdem wird es möglich jein, ſich über die Hauptgefichtspunfte 
in der Weile zu verftändigen, daß die drei großen Fürſorgegebiete gemeinjchaft- 
lid) auf die Anwendung des Grundgedanfens hin geprüft werden. 

Es iſt in hohem Grade erfreulich, daß in der Geießgebung und Recht: 
ſprechung neuerdings mehr als früher das Beitreben hervorgetreten ift, ‘die für 
die Kranfenverficherung maßgebenden Beltimmungen aud) auf dem Felde der 
Invalidenverſicherung“), ſoweit irgend möglich, anwendbar werden zu laſſen, und 
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bei der Unfallverficherung auf ähnliche Weiſe die Frage nad) dem in Betradt 
fommenden Beichäftigungsorte zu beantworten,') der demnad) keineswegs immer 
mit dem grobjinnlid” wahrnehmbaren Orte der Dienjtverrichtung zujammen: 
zufallen braucht. Der Zerrifienheit unferer Arbeiterfürforge werden dadurd 
manche Härten genommen, ja man darf, ohne allzu hoffnungsfreudig zu er: 
icheinen, in diejer Uebereinjtimmung den Vorläufer für weitere zweckmäßige Ein: 
rihtungen erbliden, deren Anbahnung wohl nur eine Trage der Zeit iſt. 

Wo befindet ſich der Beihäftigungsort des Arbeiters? Dice 
außerordentlidy einfach jcheinende Frage bedarf, um die im Rechtsſinne richtige 
Antwort zu erteilen, der jorgfältigften Aufmerkfamteit. Von der zutreffenden 
Stellungnahme in diejer Beziehung hängen, wie wir jehen werden, eine Reihe 
von verficherungsrechtlidy bedeutfamen Wirkungen ab, da in mehrfacher Hinfidt 
2 ee der Thätigfeit ausjchlaggebend für die weitere Behandlung der Für: 
orge iſt. 

Vorweg muß man fi) darüber Elar werden, daß zur ſachgemäßen Be: 
antwortung zunächſt die Ermittlung desjenigen gehört, welder ala Arbeitgeber 
des Verficherten zu betrachten it. Es wäre eine durch nichts gerechtfertigte, mit 
dem ganzen Wejen der einichlägigen Geſetzgebung ſchlecht zu vereinbarende Ein: 
jeitigkeit, wenn man bei der Feſtſtellung des Beſchäftigungsortes lediglich auf 
die Perjönlichkeit des Arbeiters Rüdfiht nehmen und nicht zugleich prüfen wollte, 
bei wen und in welcher Weile er feinen Dienft verfieht. Ruht doch auf dem 
Arbeitgeber die Laft von An- und Abmeldungen, Beitragszahlungen u. ſ. w., 
alſo die Vermittlung zwilchen dem Träger und dem Gegenftande der Fürſorge 
in der Regel jolange, bis wirklich ein Fürſorgefall eingetreten ift! 

Sehr häufig wird an der Stätte, wo eine Anzahl von Perjonen auf 
längere oder fürzere Zeit ihre Arbeitskraft einzufeßen hat, ſich mit ziemlich weit: 
gehender Selbitändigfeit jemand befinden, der die Aufficht über die gelamten 
Dienftverpflichteten führt, ihre Annahme, Entlafjung, Ablöhnung u. ſ. w. beforgt, 
und der in den Augen der Arbeiterichaft, vielleicht jogar auch in jeiner eigenen Ans 
Ihauung al3 der Herr des Dienjtverhältniffes ericheint, 3. B. bei einem abſchnitt— 
weile erfolgenden Weges, Kanal—-, Eijenbahnbauunternehmen 2). Die Bezeichnung 
als Schadytmeifter, Akkordant u. dgl., ja jelbit die vertragsmäßige Stempelung 
des Betreffenden zum Arbeitgeber ift indeß, wenn nicht gleichgiltig, jo dod 
keinesfalls enticheidend: die wirtichaftliche Lage derartiger Mittelsperjonen, die 
zwiichen Kapital und Arbeit helfend eintreten, gibt den Ausſchlag. Das Reichs— 
verfiherungsamt hat diefe von der Auffafiung des bürgerlichen Rechts oft ab: 
weichende Rechtslage zu feiner Zeit verfannt. Schon feine zur Ausführung des 
alten Invalidität: und Alteröverfiherungsgejeges erlaffene Anleitung ?), betreffend 
den Kreis der verficherungspflichtigen Perjonen (vom 31. Oftober 1890) führte 
unter Nr. XVII. aus, bei jog. Aktordverhältniffen ſei es oft zweifelhaft, ob der 
Alkordant, welcher thatſächlich den Lohn an die Arbeiter zahle, als Arbeitgeber 
im Sinne des Geſetzes oder aber mit Rückſicht darauf, daß er die gezahlten 
Lö hue in dem ihm gewährten Akkordlohne erſtattet bekomme, als Mittelsperſon 


i) v. Woedtfe-Cajpar, Kommentar zu den Unfallverfiherungsgeiegen, 5. Aufl. 
Anm. 4 zu 8 55 EUVBG. ©. 34. 

) „Mabeiterverforgung“ Bd. 15 ©. 10; Bb. 17 ©. 143 Nr. 3, ©. 665; 
Bd. 18 ©. 

5 bgedrudt in den Amtlihen Nadridten des f, Reichsverſiche rungs— 
amts, Invaliditätd- und Niteröverficherung, 1891 ©. 4 fi. 
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des eigentlichen Arbeitgebers anzujehen fei. Nur nad) Lage der gejamten Ber: 
hältniffe des Einzelfalls laſſe fi) die Enticheidung treffen. Dabei würden maß: 
gebende Gefichtspunfte jein: der Umfang der Abhängigkeit oder Selbftändigfeit 
des Akfordanten in Beziehung auf die Arbeitöthätigfeit und ſein perfönliches 
Verhalten bei derjelben, jeine allgemeine joziale Stellung, dad Maß feiner Ver: 
antmwortlichkeit für die Ausführung der ihm übertragenen Arbeit, die Höhe des 
Entgelts, ſowie der Umftand, ob der Entgelt einen eigentlichen Unternehmer: 
gewinn für den Arbeitenden oder lediglich einen dem Durchſchnittswert ent: 
Iprechenden Lohn der Arbeit darftelle; hiernach werde beilpieläweife im all- 
gemeinen der Gutsherr, nicht der Gutstagelöhner (Inſtmann, Katenmann, Frei: 
mann u. dgl.) als Arbeitgeber des auf dem Gute thätigen Hofgängers, Schar: 
werkers u. j. w. anzujehen jein; denn für jeine Rechnung werde die Arbeit bes 
Hofgängers u. ſ. w. gelohnt, wenn aud) der Lohn dem letteren nicht von dem 
Gutäheren ſelbſt, jondern von dem Gutstaglöhner u. |. w., der ihn geftelft habe, 
ausgehändigt werden ſollte. In weiterer Ausgeitaltung diefer durchaus ſach— 
entſprechenden, rein juriſtiſch betrachtet indes wohl anfechtbaren Schlußfolgerungen 
bat das Reichsverfiherungsamt dann in der zum neuen Invalidenverſicherungs— 
geje veröffentlichten Anleitung vom 19. Dezember 1899 °) unter der Weber: 
ſchrift „Mittelbare Arbeitsverhältniffe” (Nr. 32) darauf hingewiejen, daß ſich 
das Schwergewicht der mwirtichaftlichen und thatſächlichen gegenüber den civil 
rechtlichen und formalen Erwägungen bei der Beantwortung der Frage geltend 
mache, wer der Arbeitgeber im verficherungsrechtlichen Sinne ſei. Es handle 
ſich dabei nit nur um die weitere Durchführung der Verficherung, namentlich) 
die Beitragslaft, jondern unter Umftänden aud) um die Berficherungspflicht 
jelbft. An dem oben erwähnten Beijpiele der Hofgänger wird dann unter Bezug 
auf den Beſcheid Nr. 14 und die Revifions:Enticheidung Nr. 223 (Amtliche 
Nachrichten, Invaliditäts- und Alteröverficherung, 1891 ©. 124; 1893 ©. 68) 
gezeigt, wie der Gutsherr es jei, in deſſen Betriebe und nad) defien Weiſungen 
fie beichäftigt würden, dem auch das Ergebnis ihrer Thätigfeit zu gute komme. 
Hierher jeien ferner zu rechnen Beichäftigungsverhältniffe, bei denen Dritte, 
namentlich Familienangehörige des Arbeitnehmers, einen Teil der Arbeiten aus— 
führten, jei es unterftüßend oder ftellvertretend, ohne daß mit ihnen eine un— 
mittelbare Abmachung getroffen oder eine beſondere Vergütung für ihre Leiftungen 
ausgeworfen wäre. Mußte man in einem derartigen Falle, wie er zum Beifpiel 
bei der Beihäftigung vor Eheleuten in demjelben Betriebe nicht jelten vorfomme, 
die Ehefrau als eine Iediglih für Rechnung des Ehemannes thätige Hilfe: 
arbeiterin betrachten, jo jei die Verficherungspflicht zu verneinen. Indeſſen 
ftünde eine ſolche Auffaſſung regelmäßig mit der thatjächlichen Lage der Dinge 
nicht im Einklang; häufig werde von vornherein, aud) ohne ausdrüdliche Er- 
Härung, auf die Mitwirkung der Ehefrau gerechnet. In ähnlicher Weije kämen 
mittelbare Arbeitsverhältniffe vor, wenn jolche Afkordanten, die verficherungs- 
rechtlich nicht als Unternehmer, jondern als Arbeiter gelten (vgl. Nr. 31 der 
Anleitung), ihrerjeits Hilfskräfte beichäftigen, welche äußerlich; betrachtet zu dem 
eigentlichen Betriebsheren in feiner Beziehung ftehen, von dem Afkordanten an: 
genommen, entlafien und gelohnt werden.?) 


) „Amtlide Nachrichten“ 1900 ©. 277 fi. 
2) Vgl. die Revifiond-Entiheidungen Nr. 124, 125, 203 a. E., Amtlihe Nachrichten, 
Invalidität3- und Wlteröverficherung, 1892 ©. 35, 36; 1893 ©. 3. 
Annalen des Deutfchen Reichs. 1902, 48 
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Diefe Grundjäge find auch auf die Kranken- und Unfallverficherung 
anwendbar. Ber den in einem Betriebe beichäftigten Arbeitern findet feine 
Unterjheidung mehr ftatt zwiſchen Verficherten und nicht WVerficherten, es ftehen 
vielmehr unter dem Fürſorgezwange alle in einem verficherungspflichtigen Betriebe 
thätigen Arbeiter, jomweit nicht ihre Beſchäftigung gegen den ausdrüdlicyen Willen 
des Betriebsunternehmers ftattfindet.) Es ift für die Begründung der Unfall: 
verfiherung ausreichend, wenn jemand vorübergehend Aushülfedienite leiſtet, 
fall nur die Ihätigfeit dem zu vermutenden Willen des abmelenden Unter: 
nehmers entipricht;?) ein formaler Arbeitsvertrag ift fein unbedingtes Erfor: 
dernis, obwohl er die Regel bildet, und obgleich ein gewiſſes perjönliches Ver: 
hältnis der Abhängigkeit wohl vorausgelegt werden muß (Amtliche Nachrichten, 
Unfallverfierung, 1888 S. 231; 1897 ©. 262, 346). Bei der Kranten: 
verfiherung darf man nicht unbeadhtet laſſen, daß eine ganz kurzzeitige Be: 
ihäftigung geſetzlich ($ 1 Abj. 1 Kr.B.G.) nicht verfiherungspflichtig ift, ſofern 
nicht durdy den Arbeitsvertrag oder die Natur des Gegenjtandes eine Dauer 
von mindeftens einer Woche gegeben ift. Indes kann dieje Einichränfung, deren 
Aufhebung hoffentlich durch die erwartete Novelle zum Krankenverficherungsgeieh 
erfolgen wird (vgl. „Arbeiterverjorgung” Bd. 16 ©. 445), durd Orts 
ftatut nah $ 2 Nr. 1 dajelbit außer Kraft geießt werden, fo daß jelbft bei 
fürzeiter Yohnarbeit jogleih Kaſſenmitgliedſchaft erzielt wird. 


Am Earjten würde die Regelung des verficherungsrehtlih in Betracht 
fommenden, aljo häufig zu fingierenden Beſchäftigungsortes dadurch werden, 
daß das Geſetz beftimmte, der Betriebsfit jolle unterichiedslos hierfür map: 
gebend jein. So iſt man aud bei der Unfallverjiherung vorgegangen, 
da nah $ 55 Gew. U.V. G. (früher $ 34 U. V. G.) jeder Unternehmer der frag: 
lichen Betriebe, für welche die Berufsgenofjenichaft errichtet ift, deren Mitglied 
wird, jofern jein Betrieb im Bezirke der Genofjenihaft jeinen 
Sit hat. Auf die verjchiedenen, hier und dort in die Ericheinung tretenden 
Verrichtungen und Arbeitsabichnitte kommt e8 nit an: fie gelten nur als 
Anhängjel oder, wie der oft gebrauchte Ausdrud lautet, als „Ausjtrahlungen“ 
der Thätigfeit am eigentlichen Site. Indes jelbft hier hat man ſich gemötigt 
gejehen, der mannigfaltigen Entwidlung gewiſſe Zugefländniffe zu machen und 
nicht unverrüdbar jenen Grundjaß bejtehen zu laflen. Schon in dem Beſcheide, 
welcher in den Amtlichen Nachrichten von 1886 ©. 13 abgedrudt ift, hat das 
Reichsverſicherungsamt ſich dahin geäußert, daß allerdings nicht der Wohnſit 
de3 Unternehmers, jondern der Betriebsfig maßgebend jei, der durch das Por: 
handenjein von Betriebsanlagen, Verkaufsſtätten, Warenlagern, Eintragungen in 
Firmen: oder Gewerberegifter äußerlicd erkennbar jein fünne. Bei Zmeig: 
niederlafjungen Liege jedocd im allgemeinen und vorbehaltlich der Prüfung 
von Fall zu Fall ein jelbjtändiger ZTeilbetrieb mit eigenem Betriebsſsſitze vor; 
nur wenn fie derartig vom Hauptgeſchäfte abhingen, daß die Betrieböhand- 
[ungen der Zweigniederlaffung als vom Hauptbetriebe ausgehend oder nur durd 
diefen möglich gemacht gelten müßten, dann handle es ſich auch hier um einen 
rechtlich bedeutungsloſen, dem Scidjale des Kauptbetriebes folgenden Neben: 
betrieb (dajelbft 1886 ©. 91, 1887 ©. 26). 


Bei der Kranken: und der Invalidenverſicherung haben ſich 


Rv. Woedtke-Caſpara a. D. ©. 156 bei Anm. 12; vgl. ©. 283 Anm. 8. 
») Amtlihe Nachrichten, Unfallverfiherung, 1894 ©. 198; 18% ©. 168 
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die Meinungsverichiedenheiten über die Beitimmung des Beſchäftigungsorts in 
erhöhten Mape ergeben. Es ift anzuerkennen, daß die Novellen vom 


10. April 1892 * Juli 1899  . . 
1. Januar 1893 und vom ; einige Beilerung gebracht und über bie 


1. Januar 1900 
ſchlimmſten Unebenheiten hinweggeholfen haben, es wird aber auch aus dem 
jetzt geltenden Rechte nicht mit völliger Sicherheit die Richtſchnur zu fernerem 
Vorgehen ſich entnehmen lafjen. 

Die alte Faſſung des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 
ſprach bei 88 5, 16 lediglich davon, in welhem Gemeindebezirfe verficherungs: 
pflihtige Perionen beichäftigt jeien, fie überließ es aljo der Entwidlung, ſich 
mit den naturgemäß jofort auftretenden Zweifeln möglichit befriedigend abzu= 
finden. Das war eine unerfüllbare Zumutung: wohl gelang es hin und wieder, 
zwiichen den beiden Seerlagern, deren eines den geichäftlichen Mittelpunkt des 
Gejamtunternehmens, deren anderes den Arbeitsplag des einzelnen Verficherten 
als Beihäftigungsort behandeln wollte, einen annehmbaren Ausgleich zu jchaffen, 
es joll auch gern anerkannt werden, daß das Rundichreiben des Reichs— 
fanzlers vom 8. Oftober 1884") klärend gewirkt und Gerichts: wie Ver— 
waltungsbehörden günjtig beeinflußt bat, es fehlte aber nicht an widerftrebenden 
Anschauungen, die in Schrift und That zum Ausdrude gelangten; die vom 
Reichskanzler empfohlene Einheitlichfeit drohte dadurch zu nichte gemacht zu 
werden, daß man jeinen Hinweis nur auf ländliche Verhältnifie gemünzt 
bezeichnete (vgl. die damalige Stellungnahme der Schriftleitung der „Arbeiter: 
verjorgung” Bd. 6 ©. 114 und die Enticheidungen der Landgerichte zu 
Düjjeldorf und Darmftadt Bd. 6 ©. 276 und Bd. 7 ©. 92 dal.). 
Unter diejen Umftänden war es erfreulich, daß ſich die Kranfenverficherungs: 
novelle von 1892/93 der Sache annahm. Schon der Entwurf von 1890 °) jah 
eine Ergänzung vor, die jaft wortgetreu als $ 5a Gejeß geworden ift. Zur 
Begründung wurde ausgeführt, e8 gebe eine Reihe von Gemerbetreibenden, 
welche die zu ihrem Betriebe gehörigen Arbeiter nur zum Teile in ihren 
Betriebsftätten, zum Zeil bald an diejem, bald an jenem Orte, und zwar jo: 
wohl innerhalb ala auch außerhalb des Gemeindebezirks, in dem ihre Betriebs: 
ftätte belegen jei, ausführen ließen. Die mit Arbeiten der leßteren Art be: 
ihäftigten Arbeiter würden bei jtrenger Anwendung der Regel, nad) welcher 
der Beichäftigungsort enticheibe, ſtets in derjenigen Gemeinde zu verfichern fein, 
in deren Bezirk fie jeweilig die ihnen übertragene Arbeit ausführten; daraus 
würde ji) ein bejtändiger Wechſel des Verſicherungsverhältniſſes ergeben, welcher 
nicht nur für fie jelbft, jondern auch für ihre Arbeitgeber und die beteiligten 


’) In diefem Rundjchreiben des Reichskanzlers war ausgeführt, bei manchen 
Gewerbetreibenden, indbejondere Bauunternehmern u. dergl. finde außerhalb des Ortes, 
an dem jie ihre geſchäftliche Niederlaſſung hätten, zeitweiſe die Beſchäftigung von Arbeitern 
ftatt. Dennod jei als der für die Kranfenverjiherung maßgebende Ort der Beichäftigung 
lediglich die Betriebaftätte, der Ort der gewerblichen Niederlaffung, nicht die jeweilige 
Arbeit3ftätte anzujehen, und zwar wegen der Einheit des Gewerbebetriebes nicht bloß 
für ftändige, jondern auc für unftändige Arbeiter, die lediglich für eine vorübergehende 
Tätigkeit außerhalb "des Betriebsfiges angenommen jeien. Ueber die verjdiedenartige 
Auffaſſung dieſes Schreibens, da3 für Bayern durh Meinifterialentichliefung vom 
23. Oktober 1884 dahin ausgelegt wurde, daß bei allen Arbeitern irgend eines Arbeit- 
en. ——— der Betriebsſitz desſelben entſcheidend iſt, vgl „Arbeiterverjorgung“ 





9 Bde des Reichstages, 8. LegislatursPBeriode, 1. Sejjion 1890 
Nr. 151 ©. 39 zu Art. 2 ($ 5a, vgl. ©. 6 daj.). 
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Gemeindekrankenverfiherungen erhebliche Unbequemlichkeiten und Unzuträglich— 
feiten zur Folge haben würde. Es empfehle ſich daher der Vorjchlag, den Zik 
de8 Gemerbebetriebes für die mit ſolchen Arbeiten betrauten Perſonen ala 
Beihältigungsort gelten zu laffen. Gleichzeitig überzeugte man ſich, daß eine 
ähnliche Regelung, namentlich für gewiſſe Arbeiter öffentlicher Reiche, Staats 
und Kommunalverwaltungen fi ald notwendig herausgeftellt habe. Bei den 
Waſſer- und MWegebau:, jowie den Zelegraphenvermwaltungen ift e8 3. ®. oft 
erforderlich, daß eine Anzahl von Stammarbeitern dauernd, aber in der Weile 
beihäftigt werden, daß fie unter ftetem Wechſel der Arbeitöftelle auf aus: 
gedehnten, durch mehrere Gemeinden fich eritredenden Wege: und Wafjerzügen 
Inſtandſetzungs-, Beſſerungs-, Reinigungsarbeiten u. dgl. zu verrichten haben. 
Es märe außerordentlid” unzwedmäßig, wenn bier mit dem fortwährenden 
Wechſel der als Beihäftigungsort anzufehenden Gemeinde ein entiprechender 
Wechſel des Verficherungsverhältnifies gleihen Schritt halten müßte, denn eine 
Henderung der angegebenen Art vollzieht fi oft an einem Tage mehrere Male. 
Man hat deshalb den Ausweg gefunden, diejenige Gemeinde als Beſchäftigungs— 
ort zu betrachten, in welcher die mit der unmittelbaren Leitung der Arbeiten 
betraute Stelle ihren Sit hat ($ 5a Abi. 2 Kr.B.G.). Welche Stelle dies ift, 
wird meiftens klar erfichtlich jein; jollten aber Zweifel obmalten, oder jollte 
etwa dieje Stelle in einer Gemeinde ſich befinden, auf deren Bezirk ſich die 
Arbeiten der Verficherten niemals eritreden und mit der fie auch ſonſt in feiner 
Beziehung ſtehen, jo tritt der Vorbehalt in Kraft, wonach die höhere Ver: 
waltungsbehörde nad) Anhörung der beteiligten Dienftftellen eine anderweite 
Regelung vornehmen fann. Der Begründung ift darin beizupflichten, wenn fie 
betont, daß ſolche Verhältniffe zwar vorzugsweiſe bei öffentlichen Verwaltungen 
vorfommen, daß fie aber auch bei ähnlichen Privatbetrieben, 3. B. bei Privat: 
bahnen, bei in Aklord übernommenen Wegebauten u. dal. ſich finden; die 
neuen Beitimmungen find deshalb auf private Betriebsverwaltungen mit erftredt. 


Gerade weil der zweite Abjat des $ 5a den anjcheinend im erſten Abſatz 
aufgeltellten Grundjag der einheitlichen Behandlung des Betrieböfiges als Ber 
Ihäftigungsort ausgeiprochenermaßen zu gunften einer nad) Abjchnitten hier und 
da erfolgenden Berficherung durchbricht, it e8 begreiflich, wenn dem geieh- 
geberiihen Wunſche nad) Beleitigung der vorher aufgetaudhten Zweifel nicht 
alfenthalben williges Entgegentommen gezeigt ift. Schon die Begründung und 
der Kommiſſionsbericht ließen Bebenken darüber auflommen, ob nur die ftändigen, 
an mwechjelnden Orten thätigen Arbeiter mit $ 5a getroffen jeien, oder ob er 
auc auf die unftändigen, insbejondere aljo auf die für eine beftimmte Arbeit 
angenommenen Perjonen, die am Orte dieſes auswärtigen Einzelwerks oder in 
der Umgebung mohnten, Bezug haben jolle. Bei der zweiten Beratung des 
Kranfenverficherungsentwurfs im Reichstage hat in richtiger Erkenntnis dieſer 
Gejegeslüde der Abgeordnete Vollrath hinter $ 5a Abi. 1 folgende Ein: 
ihaltung beantragt: 


„Dieje Beitimmung findet hiernady feine Anwendung auf Arbeiter, 
welche von Unternehmern zum Zwecke einer periodiichen Beihäftigung 
außerhalb de8 Domizild der Betrieböftätte angenommen werden, ſofern 
dieje Arbeiter auch außerhalb des Domizild der Betriebsstätte ihren Wohnſitz 
haben. Derartige Arbeiter find in den Gemeinde: bezw. Ortöfranfentafien 
ihre8 Domizils oder ihrer periodiichen Arbeitsitätte zu verfichern.” 
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Zur Unterftügung machte der Antragiteller nach dem ftenographiichen Be— 
richte’) geltend, e8 komme häufiger vor, daß 3. B. eine Maſchinenfabrik in 
irgend einer Stadt außerhalb ihres er eine Majchine aufzustellen habe. 
Es werde in einem jolhen alle an den fremden Ort ein Monteur gejchidt, 
diefer habe erft die Arbeitskräfte zu engagieren, die er nicht vom Wohnſitze 
der Krankenkaſſe mitbringe. Nun bezwede der Antrag, daß diefe in der 
fremden Stadt engagierten Perjonen entweder an der Stätte ihrer periodijchen 
Beihäftigung oder an ihrem Wohnorte, nicht aber bei der Kaſſe des Haupt: 
betriebes der Maſchinenfabrik Eranfenverfiherungspflichtig jein jollten. Gegen 
diefen Antrag ſprach fi) indes der Bundesratsfommiffar von Woedtfe im 
Reihstage aus, weil durch das Gewicht, welches jener auf den Wohnort bei 
Beitimmung der Zugehörigkeit zu einer Krankenkaſſe legen wolle, das ‘Prinzip 
des Geſetzes verlegt würde, nach welchem jederzeit nur der Sitz des Betriebes 
bezw. ber Beihäftigung maßgebend jei. Der Boltratk’ice Vorſchlag 
iſt darauf ohne weitere Verhandlung bei der Abſtimmung in der Minderheit 
geblieben, ſodaß $ 5a unverändert zur Annahme gelangte. 


Es ift unbedingt der Bekämpfung des Antrages zuzuftimmen, da jchon die 
Form der von ihm empfohlenen Faffung, die eine Art von Wahlrecht zwiichen 
der Verfiherung am Arbeitsplage und am Wohnorte des Beichäftigten in ſich 
Ihloß, auf etwas verficherungsrechtlic Unmögliches Hinauslief. Wie hätte 3. 2. 
bei einem Wechſel des Wohnorts durch Meberfiedlung nach dem Betriebsſitze 
verfahren werden, und wer hätte das Wahlrecht ausüben jollen, der Verficherte, 
der Arbeitgeber, eine Kaffe? Dennoch ift die von Woedtke'ſche Entgegnung 
nicht geeignet gewejen, die Sachlage hinreichend zu klären, zumal da fie ohne 
genauere Auseinanderjegung von einem Betriebs: und einem Beſchäftigungsſitze 
redet. Somohl die Vertreter der getrennten wie die der vereinigten, am Betrieb3- 
fie durchzuführenden Krankenverfiherung haben verfucht, aus dem Schidiale 
des Vollrath'ſchen Antrages und aus den begleitenden Umftänden Schluß- 
folgerungen zur Bekräftigung ihrer Anficht zu gewinnen.”) Das Reichsgericht 
trifft angefichts des Ichwanfenden Untergrundes, auf welchem dieſe Meinungen 
fid) aufbauen, ficherlic; das Richtige, wenn es erflärt, man dürfe dem Antrage 
Vollrath feine zu große Bedeutung beilegen (Urteil des 4. Civilſenats vom 
7. Februar 1895, „Arbeiterverjorgung”“ Bd. 12 ©. 189), und wenn e8 
anerkennt, daß die Faſſung des 5a Abi. 1 nicht befonders glücklich erſcheinen 
könne. An Ausführungen, die mit einander in Iebhaftem MWiderftreit ftehen, 
bat e8 denn auch leider bis auf den heutigen Tag nicht gefehlt. Immerhin 
gebührt dem Reihsfanzler das Verdienſt, dat er einige Jahre nad) Erlaß 
der Novelle von 1892/3 ein zweites Mal durch ein Rundichreiben nicht ohne 
Erfolg in die Entwidlung eingegriffen hat. 

Das neue Schreiben (Nr. 829 II vom 11. April 1895), gerichtet an die 
einzelnen Minifterien der Bunbdesregierungen, hat folgenden Wortlaut; 

„Die Frage, welcher Krankenkaſſe ſolche Perſonen anzugehören haben, die von 


Bauunternehmern und ähnlichen Gewerbetreibenden bei Bauten ıc. 2c. außerhalb 

ihres Betriebsſitzes bejchäftigt werden, ijt bisher von Krankenkaſſen, Verwaltungs 

N) Stenographbifhe Berichte 1891/2, Bd. 5 ©. 2956 ff. 

2) Vgl. die nad) einander in der „Arbeiterveriorgung“ Bd. 12 ©. 105 und 
S. 111 abgedrudten Urteile des Rammergerichts, 9. Civiljenat, vom 25. September 1894 
und des Ferienſtrafſenats desjelben Gerichtshofs vom 30. Auguft 1894. Das erjtgedadhte 
Urteil ift reichsgerichtlich bejtätigt (S. 189 dai.). 
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behörden und Gerichten nicht gleichmäßig beantiwortet worden. Es beitand nämlid 
Meinungsverichiedenheit über die Tragweite des $ 5a Abſ. 1 Kr.B.G. in der 
Fallung der Novelle vom 10. April 1892. Insbeſondere ift bei der Auslegung 
diejer Beitimmung mehrfah von der Annahme ausgegangen worden daß die 
ausſchließlich für eine beitimmtegrößere Außenarbeit angenommenen 
Arbeiter folder Gewerbetreibenden nicht der Krankenkaſſe des Betriebsſitzes, jondern 
der Kaſſe des thatjächlihen Beihäftigungsorted anzugehören haben. 

Neuerdings bat der VI. Eiviljenat des Reichsgerichts in einem Rechtsſtreit der 
Ortskrankenkaſſe zu Lichtenberg wider die Baugeihäfte von Streubel u. Gen. zu 
Berlin, und zwar in Lebereinitimmung mit der VBorentiheiduug des Kgl. Preußi— 
ihen Kammergerichts (IX. Givilienat) in Berlin und der von mir feitgebaltenen 
Anficht entichieden, daß die zulept bezeichnete — Sarr berghairern jei. Biel: 
mehr müſſe nah der Entjtehungsgeihichte und dem Wortlaut des $ 5a Mbi. 1 
jowie nach der Abiicht des Sejepgeberd angenommen werden, daß Arbeiter in 
Betrieben der bier bezeichneten Art, zu denen insbejondere die Betriebe der Bau: 
unternehmer gehören, (vorbehaltlich des $ 75) jämtlih und immer in der für 
den Betriebsiiß des Unternehmers zujtändigen Krankenkafſe, 
nicht in der Krankenkaſſe derjenigen wechielnden auswärtigen Orte, an denen ein- 
zelne Bauarbeiter durch den betreffenden Baugewerbetreibenden ausgeführt werden, 
verlichert jeien. 

Inter „Betriebsjtätten” im Sinne des Krantenverfiherungsgeieges jeien nicht 
wechielnde „Arbeitsjtätten“, d. b. diejenigen Stellen, an denen für kürzere oder 
längere Zeit einzelne zum Betriebe gehörende Arbeiten vorgenommen werden, zu 
veritehen, jondern nur die Orte an denen fih ein bleibender Sig und Mittel: 
puntt des Betriebes befindet. Bei Bauunternehmern werde hiernach die 
„Betriebsjtätte* in der Negel mit dem „Betriebsfig" zujammenfallen, wenn es 
auch, wie der Vorderrichter ausgeführt hat, etwa bei einem Zimmermeifter wohl 
vorfommen fünne, dab die Betriebsjtätte (der Zimmerplag), der Sig des Betriebs 
(die Geichäftsräume, don denen aus der Betrieb geleitet wird) und die einzelnen 
Arbeitsftätten (Dausbauten u. dergl.) örtlich auseinanderfallen. Jedenfalls werde, 
wie ebenfalld der Borderrichter ausgeführt hat, eine bejondere „Betriebsitätte“ 
dadurd noch nicht begründet, daß an einer bejtimmten Arbeitsftätte ein beſonderer 
Arbeiterftamm gehalten wird, und daß die einzelnen Arbeiten nah Umfang und 
Dauer von erhebliher Bedeutung find. Allerdings künne unter Umſtänden der— 
jelbe Betriebs3unternehmer auch mehrere Betriebsftätten bezw. Betriebsfige haben; 
dies fünne aber nad den Ausführungen des Neihögericht3 nur dann angenommen 
werden, wenn der betreffende Bauunternehmer die jelbftändige Leitung aus 
wärtiger Bauten in tehniiher und wirtidhaftlider Serlckuns von 
jeinem regelmäßigen Betriebsfig nad) der betreffenden auswärtigen Wrbeitsitelle 
verlegt hat. 

Das Neichigericht führt in der Pegründung feiner Entiheidung ferner aus, 
daß dieje von dem Geſetze gemwollte Regelung fih durch Einfachheit auszeichne 
und die jonft unvermeidlihen Schwierigkeiten und Zweifel verhüte, dab fie 
namentlich den Verkehr der Arbeitgeber mit den Krantentafjen, jowie die Geſchäfts— 
führung der legteren wejentlich erleichtere, während andernfalls Bauunternehmer zu 
‚Meldungen und Einzahlungen bei verjchiedenen Krankenkaſſen, leptere aber zu 
einer oft mühjamen Prüfung der Zugehörigkeit der einzelnen, ihre Arbeitsitätte 
oft wechjelnde „Bauarbeiter“ genötigt jein würden. Im Falle des Bedürfnifies 
ſtehe es aber der höheren Berwaltungsbehörde nad $ 69 ff. jederzeit frei, für 
auswärtige Bauten, bei denen eine größere Zahl von Arbeitern beichäftigt wird, 
die Einrichtung beionderer Baukrankenkaſſen anzuordnen, und jofern dies nicht 

eichieht, würde Uebeljtänden, die etwa aus der weiteren Entfernung der zu— 
Rändigen Krankenkaſſe für die Verfiherten erwachſen fünnten, auf dem in $5Tb 
bezeihneten Wege regelmäßig abzubelfen fein. 

Indem ich mich beehre, die Aufmerfiamkeit des... . Minifteriums auf dieie 
Entiheidung des Reichsgerichts zu lenken, darf ich mir gleichzeitig das ergebenjte 
Erjuchen —— in geeigneter Weiſe Vorkehrung treffen zu wollen, daß nach 
den vom Reichsgericht aufgeſtellten Grundſätzen fortan auch im dortigen Staats— 

ebiet ſowohl von den — —— wie von den Verwaltungsbehörden bder— 
ren werde, damit die von Baugewerbetreibenden wie don den Krankenlaſſen 
mebrjac beklagte Nechtsunficherheit thunlichit befeitigt wird.“ 
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Soweit befannt geworden ift, haben die beteiligten Mtinifterien durchweg 
diefem Erjuchen des Reichskanzlers entſprochen und die Auflichtsbehörden be- 
auftragt, den vom Reichsgerichte aufgeftellten Grundjägen gemäß gegebenenfalls 
fünftig zu verfahren, aud die in Betracht kommenden Krankenkaſſen mit ent: 
iprechender Anweifung zu verjehen (vgl. den Erlaß des Kgl. Preuß. Minifters 
für Handel und Gewerbe vom 25. Mai 1895, „Wrbeiterverjorgung“ 
Bd. 12 ©. 380). 


Wenn trogdem die Handhabung aud) jet noch Feine einheitliche geworden 
ift, jo liegt dies, abgejehen davon, daß einige Schriftſteller) nad) wie vor die 
vom Reichögerichte und vom Reichskanzler gebilligte Anſicht befämpfen, in der 
Hauptiahe wohl an der Schwierigkeit, die Grenzlinie zwilchen einem jelb- 
jtändigen Zmeigbetrieb und einem abhängigen, von dem Hauptorte aus geleiteten 
Teilbetrieb zu ziehen. Es wird gut jein, wenn man fich vergegenmwärtigt, daß 
die einheitliche Verſicherung aller Arbeiter eines Unternehmers am Hauptbetriebs- 
orte die Regel bildet, und daß nur in bejonders gearteten Ausnahmefällen, bei 
welchen die Loslöſung des Zweigbetriebs von dem Hauptunternehmen einen ftarf 
ausgeprägten, deutlich wahrnehmbaren Ausdrud gefunden bat, die Behandlung 
des Tyilialortes als Beihäftigungsort ausnahmsweiſe zuzugeben ift. Eine auf: 
merfjame Auffichtsbehörde wird die Fäden, welche zwiſchen Betriebsfig und 
Arbeitsftätte hin und her laufen, genau genug verfolgen fünnen und zu einer 
Umgehung des Geſetzes durd) Scheinmaßregeln (Gewerbeanmeldung am Orte 
der Abzweigung, Miete eines „Kontors“ u. dgl.) nicht die Hand bieten.?) Vor 
allen Dingen ift auch auf die Dauer der Außenarbeit einiges Gewicht zu legen: 
es mwürde zu den größten Mißſtänden führen, wenn die Thätigfeit weniger 
Moden oder Monate ausreichen jollte, um alle möglidyen „Zweigbetriebe“ ala 
vorhanden zu betradhten. Wenn es fich dagegen um eine bleibende Einrichtung 
handelt, welche häufig die Erzeugung beftimmter Spezialitäten für die Zwecke 
des Hauptunternehmensd zum Gegenjtande hat, jo ergibt ſich die jelbitändige 
Behandlung aus der techniichen und mwirtichaftlichen Unabhängigkeit dieſes Be— 
trieb3 meiſt von jelbft (3. B. bei einer Dampftiichlerei nebit Holzſtapelplatz, 
einem Steinbruch oder einer Ziegelei außerhalb des Betriebsſitzes des gleichzeitig 
da3 Bauunternehmergewerbe betreibenden Eigentümers, „Arbeiterverjorgung” 
Bd. 14 ©. 216 Nr. 3, 17, ©. 44 Nr. 3 ©. 773; vgl. dagegen Bd. 18 
©. 643 daſ.). Auch BVerkaufsfilialen darf man nad) demjelben Gefichtspuntte 
beurteilen, jofern es fi) nicht um ſog. Wanderlager handelt, die von vornherein 
nur auf vorübergehende Wirkjamkeit berechnet waren. Sowohl für die Kranken— 
wie die Invalidenverſicherung find die Kandlungsgehilfen und fonjtigen An— 
geftellten eines Filialgeſchäftes als am Tyilialorte beihäftigt angejehen, wenn nicht 
ganz eigenartige Verhältniſſe (geringe Machtbefugnifie des Leiter des Zweig— 
geihäfts u. dgl.) zu einer abweichenden Auffaffung führten („Arbeiter- 
verjorgung” Bd. 17 ©. 236 Nr. 8, ©. 58, Bd. 18 ©. 649 ff.; anders 
©. 153 daſ. und Urteil des Kal. Baperifchen Berwaltungsgerichtshof dom 
6. März 1899, „Arbeiterverforgung”“ Bd. 16 ©. 651). Nicht nur die 
Kaufleute im engeren Sinne, jondern aud) mande Handwerksmeiſter, Land: 
wirte u. dgl. greifen in unſerer erwerböthätigen, regem Fortichritte Huldigenden 


) So Hahn in der „Arbeiterverjorgung“ Bd. 17 ©.410 und in der In— 
validitätä- und Atersverjiherung B.5 ©. M ff. 
2) Vgl. den Rectsfall in der „Arbeiterverjorgung”“ Bd. 16 ©. 433. 


752 v. Frantenberg. Die Bedeutung des Beichäftigungsortes 


Zeit zu dem Mittel, von ihrem Hauptbetriebe einen Zeil zur befferen Ver: 
wertung der Erzeugniffe abzuzweigen und an eimem anderen Orte eine auf 
Dauer zugeichnittene Abjatitelle zu begründen, 3. B. Fleiſchermeiſter, die aus der 
Provinz, in der fie ihr Gejchäft betreiben, nach Berlin ihre Ware liefern und 
in einem feften Markthallenftand oder Laden verkaufen, Spargel: und Objtzüchter, 
großſtädtiſche Unternehmer, die für die ſommerliche Bejuchszeit in einem Bade: 
orte eine Zweigniederlaſſung zu unterhalten pflegen u. a. m.) 

Bei Bauten, einerlei ob es fih um Hoch-, Eifenbahn:, Wege:, Kanal;, 
Brunnenbauten u. dgl. dreht, ift grundjäßlic; wegen der vorübergehenden Eigen: 
haft diejer örtlichen Ausſtrahlungen des Betriebes der Ort des Sitzes mah- 
gebend. Selbft wenn zufällig gewerbliche Arbeiter an diefem Orte überhaupt 
nicht beichäftigt werden, weil der Inhaber die erforderlichen jchriftlichen Arbeiten 
allein zu bemältigen im ftande ift, fallen die auswärts thätigen Perjonen doch 
der Krankenkaſſe des Betriebsortes zu.) Nur wenn eine Zmeigbetriebsleitung 
mit weitgehenden Machtvollfommenheiten geichaffen ift, fann man auf grund 
des 55a Abſ. 1 und 2 zu einer anderen Meinung gelangen (von Woedtte, 
Kranfenverfiherungsgejeg. 5. Aufl. Anm. 2 zu $ 5a ©. 129). 

Bei der Schiffahrt (See und Binnen) fowie bei der Flößerei führt 
die oben gegebene Richtihnur dahin, daß man im Zweifel den Sit des Ge 
werbebetriebes, in welchem die Beihäftigung ftattfindet, ausſchließlich als Ver— 
fiherungsort anfieht. Das Gejeß über die Ausdehnung der Unfall: und 
Krankenverficherung vom 28. Mai 1885 (R.G.BL. ©. 159), welches jpäter in 
die KHranfenverfiherungsnovelle von 1892/3 hineingearbeitet ift, jchrieb dies in 
8 15 Abj. 3 ausdrüdlic) vor, nachdem in $ 1 unter Nr. 3 der gewerbsmäßige 
Fuhrwerks-, Binnenihiffahrtss, Flößerei⸗ Prahm- und Fährbetrieb, ſowie der 
Gewerbebetrieb des Schiffziehens (ZTreidelei) für verficherungspflichtig erklärt if. 
Die preußiiche Ausführungsanmweilung vom 21. Auguft 1885 bemerkt dazu: 


„Als Beihäftigungsort der in der Binnenjchiffahrt und Flößerei be 
ſchäftigten Perſonen gilt derjenige Ort, von welchem aus das Gewerbe 
betrieben wird. Als jolcher iſt im Zweifelsfall der Wohnort des Betriebs: 
unternehmers oder in deſſen Ermangelung derjenige Ort anzunehmen, in 
welchem derielbe zur Gewerbefteuer von dem in frage kommenden Be: 
triebe veranlagt ijt.“ 


Man wird hinzufügen dürfen, daß der Heimatshafen des Schiffes ebenfalls 
eine wichtige Rolle für die Beſtimmung des Verſicherungsſitzes jpielt, und daß 
aud) Baggereibetriebe meiftens nach dem Orte zu beurteilen find, wo das Unter: 
nehmen jeinen gewerblichen Mittelpunkt hat;?) vgl. auch $ 65 Abi. 4 Ind. V. G. 

Bon den Gegnern der einheitlichen Sranfenverfiherung des Betriebs 
perjonal3 am SHauptbetriebsorte ift verfucht, mwenigftens für jolche Unternehmen 
eine Ueberweiſung an die einzelnen Beichäftigungsorte zu befürworten, melde 
meiftens nur auf einen Gemeindebezirk fich beichränfen, bei denen aljo die Aus 


") Ueber derartige Zweiggeihäfte vgl. „Amtlihe Nachrichten des Reid: 
verfiherungsamts 1886 ©. 13, 1887 ©. %, „Arbeiterverjorgung“ Bo. 18 
©. 461, 579 Nr. 5, 345; Bd. 17 ©. 757; Bd: 14 S 272; Bd. 16 ©. 643 Nr. 6; Bd. 185.720. 

*) Urteil des Preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 25. Juni 1901, „Boltstümlide 
Zeitſchrift für praftifhe Arbeiterverjiherung“ Bd.8 ©; 131, „Arbeiter: 
verjorgung" Bd. 18 ©. 463, 664; Bd. 17 ©. 292. | 

) Mugdan und Freund, Enticeidungen der Sewerbedeputation des Berliner 
Magiftrats Bd. II ©. 52 Nr. 205, „Arbeiterverjorgung“ Bd. 16 ©. 463. 
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dehnung auf mehrere Orte zu den Ausnahmen gehört. So hat man 3.8. bei 
einer Brotträgerin, die ſich täglich zu beftimmter Zeit bei einem Bädermeifter 
einfand, um dort das auszutragende Weißbrot entgegenzunehmen und abzurechnen, 
deren Abjabgebiet aber außerhalb des Gejchäftsortes des Meiſters belegen war, 
feine Verfiherung an legterem annehmen wollen. Dieje Auffaſſung ift mit 
Recht von anderer Seite befämpft.‘) Wenn fi in einem Einzelfalle ein Betrieb 
jo entwidelt hat, daß einzelne Arbeiten an mechjelnden Orten außerhalb der 
Betriebsftätte ausgeführt werden, jo entipriht e8 dem $ 5a Abſ. 1, dieſer 
natürlichen Geftaltung Rechnung zu tragen: man kann ſchlechterdings nicht be= 
haupten, daß es gegen die Natur eines Bäckereibetriebs wäre, in derartiger 
Weile auf Erweiterung des Kundenfreijes hinzuwirken. Es wäre eine ungerecht: 
fertigte Erjchwerung ded Handwerks, wenn man bier die Verfiherung am Orte 
der thatſächlich verbrachten längften Arbeitszeit vorjchreiben wollte. Jeder Be: 
trieb kann ſchließlich einmal es mit ſich bringen, daß Arbeiter dienſtlich außer: 
halb des Betriebsfiges länger oder fürzer zu thun haben, 3.8. bei Gelegenheit 
von Fachausſtellungen, Einkaufsreilen, Belichtigung nahahmenswerter Anlagen 
im Auftrage und auf Rechnung des Arbeitgeberd u. a. m. Nicht engherzig, 
jondern möglichjt weitgehend ift dann die verftändige Vorichrift des $ 5a zur 
Anwendung zu bringen. 

Trotz der Begründung des oben angeführten Reichsgerichtserkenntniſſes zeigt 
ih) in der Handhabung immer noch einiges Schwanfen, wenngleich zugegeben 
it, daß die Unterjcheidung zwilchen felbitändigem Zmweigbetrieb und unmelent: 
liher Außenarbeit nur von Fall zu Fall möglich ift. Von verichiedenen Seiten 
ift der Verſuch gemacht, bejonders für das Baugewerbe die Angelegenheit im 
Wege der Gejeßgebung zu Elären. Hoffmann’) will im Intereſſe der kranken 
Arbeiter, deren Verſorgung durd eine weit entfernte Krankenkaſſe nur mit 
Schwierigkeiten durchführbar ift, den Ort der wirklichen Dienftleiftung dann zu 
Grunde legen, wenn die Arbeitsftätten weit entfernt vom Sitze des Gemerbe- 
betrieb8 liegen. Er ſchlägt deshalb vor, $5a Abi. 1 folgendermaßen zu fallen: 


„Für Perjonen, die zur Verrichtung einzelner Arbeiten von Furzer 
Dauer außerhalb der Betrieböftätte verſchickt werben, gilt auch für die 
Zeit, während welcher fie mit ſolchen Arbeiten bejchäftigt werden, als 
Beihäftigungsort die Betriebsſtätte. Bei Bauten, die in einem Umkreiſe 
bis zu 15 km von der Gemeinde, in deren Bezirk die Betriebsftätte be— 
legen ift, ausgeführt werden, gilt als Beichäftigungsort der hierbei be: 
ichäftigten Perjonen die Betriebsſtätte.“ 


In ähnlicher Weile ift eine an bie Reichöregierung gerichtete Bittichrift 
des Zentralverbandes von Ortskrankenkaſſen) bemüht, aus allen 
Zweifeln herauszufommen. Sie will den Hauptſitz enticheiden laffen auch bet 
Zweigbetrieben im Umfreije von 20 km. 

So verlodend die Ausficht ericheinen mag, mande Streitfrage hierdurch 
aus der Welt zu ſchaffen, muß doch die Löjung mit dem Kilometerzirkel als 
gar zu gewaltiam und willfürlich bezeichnet werden. Das heutige Verfehräleben, 


) Butreifend der Beſcheid des Reichsverſicherungsamts in deſſen Amtliche Nach— 
A von 1901 Nr. 887 ©. 209. 
„Arbeiterverjorgung“ Bd. 12 ©. 364 Hoffmann beflagt mit Recht die 
undeutfich Faſſung des $ 5a Kr. V.G 
®) „Arbeiterverjorgung“ vd. 18 S. 341. 
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die immer mehr ausgebauten Bahnverbindungen, das Fernſprechweſen u. a. m. 
führen dahin, daß Entfernungen von 2—3 Meilen und darüber hinaus feine 
erhebliche Rolle jpielen, und daß das Hauptgewicht auf die innere Beichaffen: 
heit der auswärtigen Abzweigung zu legen ift, wie dies das Neichögericht, der 
Reichäfanzler und das Reichsverſicherungsamt in ihren bereit? erwähnten Ent: 
iheidungen gethan haben. Will man indeß die Nachteile, welche für die Ber: 
fiherten aus der Entfernung vom Kaſſenſitze entitehen können, noch befier als 
bisher ausſchließen (vgl. $ 57a Kr. V. G.), jo empfiehlt ſich vielleicht folgender 
Zuſatz zu $ 5a Kr. V. G. deſſen vieldeutiger zweiter Abjag aladann wohl fort: 
fallen könnte: 

„Auf Antrag eines Arbeitgebers, der außerhalb jeines 
Betriebsjiges Perſonen im Inlande beſchäftigt, fann dem: 
ſelben die untere Verwaltungsbehörde des Betriebsſitzes 
widerruflich geſtatten, die Verſicherung derſelben am Orte 
der thatſächlichen Beſchäftigung zu bewirken.“ 


Damit würde die Frage, ob Zweigbetrieb oder unſelbſtändige Außenarbeit, 
gegenſtandslos werden. Die Aufſichtsbehörden find bei Prüfung derartiger Aus: 
ſcheidungsanträge in der Lage, die einichlagenden Verhältniffe genau zu prüfen 
und fi zu überzeugen, ob triftige innere Gründe für den Antrag ſprechen. 
Die mutmaßliche Dauer der Thätigfeit, der Wohnfig der Arbeiter u. dgl. fpielt 
dabei die Hauptrolle. 

Je zuverläjfiger und genauer es gelingt, die Grenzen feftzulegen, innerhalb 
deren fich die Krankenverſicherung örtlic) zu bewegen hat, deſto günftiger wird 
dieje Handhabung des $ 5a Kr. V. G. ihre Rüdwirkung aud) auf das Nachbar: 
gebiet der Jnpalidenverjiherung ausüben, nachdem die oben ©. 743 er: 
wähnte Wechjelbeziehung zwischen beiden Tyürjorgegejegen, die jchon früher von 
einer veritändigen Auslegung nad) Kräften gefördert war, zur zwingenden Regel 
erhoben ift ($ 65 Abſ. 3 Inv. V. G.). 

Auch hier giebt die Verfolgung der Entjtehungsgeichichte unferer gegen: 
wärtig geltenden Vorſchriſten wertvolle Fingerzeige für deren Tragweite. 

Der uriprüngliche Entwurf zum Invaliden- und Alteröverficherungsgeiege ’) 
enthielt in $ 30 Abi. 3 die Beitimmung: 

„In der Verfiherungsanftalt find alle unter $ 1 fallenden Perſonen 
verfichert, deren Beihäftigungsort im Bezirk der Verfiherungsanftalt liegt. 
As Beihäftigungsort gilt,» joweit die Beihäftigung in einem Betriebe 
jtattfindet, der Si des Betriebes, im Uebrigen der Wohnſitz des Arbeit: 
geberd, oder wenn derjelbe einen mehrjadhen oder feinen Wohnſitz im 
Inlande hat, jein Aufenthaltsort.“ 


Die Begründung?) bemerkte dazu, zur Vermeidung von Zweifeln ent: 
halte der Entwurf nähere Vorjchriften darüber, welcher Ort als Beſchäftigungs— 
ort anzujehen jei; dabei habe man ſich an die Beitimmungen angelehnt, weldye 
hierüber bei der Kranken- und Unfallverfiherung gelten. In der NReichstags- 
fommijffon ?) wurde die vorgeichlagene Faſſung als nicht bejonders klar be— 





ı Wr. 10 der Reichsſstagsdruckſachen von 1888/89 ©. 11. 

2) S. 94 dajelbjt. Eine ausführliche Darlegung darüber, wie jich die jetzigen Vor— 
ihriften aus dem bisherigen Recht und den Anforderungen der Praris geftaltet haben, 
it in der „Arbeiterverjorgung“ Bd. 17 ©. 262 gegeben. 

) Reihstagsdrudiadhen von 1888/89 Nr. 141 ©. 47, 50, 135. 
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zeichnet, namentlid was die in Örenzgebieten bejchäftigten Perſonen betreffe. 
Es jand deshalb in zweiter Leſung die ſpäter unverändert ins Invaliden- und 
Altersverficherungsgejeg (S 41) übergegangene Aenderung Annahme: 


„Soweit die Beihäftigung in einem Betriebe ftattfindet, deſſen Sit 
im Inlande belegen iſt, gilt als Beichäftigungsort der Sit des Betriebes.” 


Die Begründung zur Novelle‘) wie darauf Hin, daß die Abficht 
der Kommillion, Zweifel über den Ort der Verſicherung auszuſchließen, nicht 
in der angenommenen Weiſe erreicht jei; die Praris jei trogdem eine ſchwankende. 
Pofitive und negative Kompetenzkonflifte hätten fic) ergeben, wenn Ber- 
waltungsbehörden zur Entiheidung von Streitigkeiten nach's 122 Inv. und 
A.V. G. angerufen jeien. Auch habe man es, wenn ein Unternehmer vom Siße 
feines Betriebs entfernt liegende ZTeilbetriebe oder unfelbftändige Zweignieder- 
lafjungen befige, mit Recht ald unzwedmäßig empfunden, daß die für den Sit 
des Unternehmens zuftändigen Verwaltungsbehörden alle in Betracht kommenden 
Streitjahen nad) obiger Vorſchrift, auch joweit fie in den räumlich entfernten 
Betriebsteilen der Zmweigniederlaffungen entjtänden, zu enticheiden habe. Aus 
dem bisherigen Recht jeien aber auch den Berficherten infofern Nachteile er: 
wachſen, als für ihre Verficherung häufig eine niedrigere Lohnklaffe enticheidend 
war als diejenige, die an dem thatlächlichen Beihäftigungsorte für fie maß: 
gebend geweſen wäre. Insbeſondere bei den für den Teilbetrieb oder die Zweig— 
niederlafjung angenommenen Stammarbeitern jeien dieje Bedenken zu Tage 
getreten. Im umgekehrten Falle habe der Abzug des auf die Verficherten ent: 
fallenden, entiprechend höheren Beitragsteils Wideriprud erregt. jedenfalls jei 
die bisherige Beitimmung, wenn fie auch für die Arbeitgeber in manchen 
Fällen zu einer geichäftlichen Erleichterung geführt habe, in den Kreiſen der 
Verficherten nicht verjtändlidy geworden. Dazu fomme das Bedenken, daß die 
bisherigen Borichriften, die ſich vornehmlidy an die für die Unfalfverficherung 
geltenden Beitimmungen anlehnten, mit der örtlichen Organifation der Inva— 
lidenverjicherung in gewiſſem inneren Widerſpruch ftänden. Auch ſei zu berüd: 
fihtigen, daß die zur Zeit verichiedene Regelung über den Ort der Verfiherung 
bei der Invalidenfürſorge einerjeits, bei dem Krankenkaſſenweſen andererjeits die 
zu empfehlende weitere Ausbildung des Einzugsverfahrens, insbejondere durch 
Heranziehung der Krankenkaſſen (vgl. jegt SS 148 fi. Inv. V. G.), weſentlich er: 
Ihweren müßte. Aus diefen Gründen wurde eine Abänderung der Normen über 
den Verſicherungsort vorgeichlagen: man wollte ji) dabei den für die Franken: 
verficherung geltenden Vorjchriften nad) Möglichkeit anjchliegen. Deshalb wurde 
davon ausgegangen, daß in der Regel der Beichäftigungsort, d. h. die Arbeits- 
ftätte, für die frage enticheidend jein jolle, an welchem Orte die Verficherung 
Hattfindet. Hiervon find indes mit Recht die Ausnahmen des $ 5a Kr. V. G. 
zugelajfen, und damit ift, wie wir jehen, für jehr viele Fälle die Ausnahme 
zur Regel erhoben. Es ijt dabei ausdrüdlich betont, daß hiernach auch dann 
zu verfahren ift, wenn die verjchiedenen Beichäftigungsorte nicht innerhalb des 
Bezirks der gleichen Verficherungsanftalt liegen. 


$ 41 des Entwurfs (jet $ 65 Inv.B.G.) enthielt demnach in dem ent: 
Icheidenden Abſ. 3 folgende unverändert genehmigte Faſſung: 


1) Nr. 93 der Reichſstagsdruckſachen von 1898/99 S. 282 ff. 


756 v. Frankenberg. Die Bedeutung des Beihäftigungsortes 


„In der Berficherungsanftalt find alle diejenigen Perſonen zu ver: 
fichern, welche in deren Bezirke beichäftigt werden. Auf die Beitimmung 
des Beihäftigungsorts finden die Vorſchriften des $ 5a Kr. V.G. An: 
wendung. Someit die Beihäftigung in einem Betriebe ftattfindet, deſſen 
Sit in dem Bezirk einer anderen Verficherungsanftalt belegen iſt, kann 
mit Zuftimmung der beteiligten DVerficherungsanftalten die Verficherung 
auch bei der Verficherungsanftalt des Betriebsſitzes erfolgen. Diele Zu: 
fimmung muß auf Antrag des zur Beitragsleiftung verpflichteten Arbeit: 
geber3 erteilt werden, wenn die beichäftigten Perſonen Mitglieder einer 
für den Betrieb errichteten Betriebs(Fabrik)Krankenkaſſe find. Findet 
die Beichäftigung vorübergehend im Ausland, aber in einem Betriebe 
ftatt, deifen Si im Inlande belegen ift, jo erfolgt die Verfiherung bei 
der Berficherungsanftalt des Betriebsſitzes.“ 


Die Hoffnung der Begründung (©. 284 a. a. D.), e8 jet eine billige 
Rückſichtnahme auf begründete Wünjche der beteiligten Betriebsunternehmer zu 
erwarten, hat ſich, joweit beobachtet werden konnte, nicht als trügeriſch erwieſen. 
Ein Recht, die einheitlihe Durchführung am Betriebsſitze zu beanfpruchen, 
glaubte man für den vorgedadhten Fall gewähren zu jollen, daß durch Be 
gründung einer umfaſſenden Betriebskrankenkaſſe die Durchführung der Kranken: 
verficherung am Betriebsſitze fonzentriert it. Uebrigens wird — mas bei ber 
Zufammendrängung der einichlagenden VBorichriften in einen einzigen Abjat 
leiht überjehen werden kann und thatjählih von einzelnen Verſicherungs— 
anftalten zeitweilig außer Acht gelafjen ift — die Zuftimmung der Verficherungs: 
anftalt gegenüber dem Inhaber einer Betriebs(Fabrik)Krankenkaſſe dann nicht 
erforderlich fein, wenn jchon aus der Anwendung des 8 5a Kr. V. G. ſich die 
Zugrundelegung des Betriebsſitzes für die geſamte Verſicherung ergiebt.') 
Außerdem muß betont werden, daß die Grundiäße des $ 5a dann ebenfalls 
maßgebend find, wenn die betreffenden Perjonen nur der Invaliden-, nicht 
aud) der Kranfenverfiherung unterliegen, weil das Gejeg in dieſer Beziehung 
feine Ausnahme mad.) Was von Mitgliedern einer Betriebskrankenkaſſe 
geſagt iſt, bezieht ſich nach Anſicht des Reichöverfiherungsamts ſogar auf die 
freiwillig Verſicherten mit.?) 

Der Abi. 4 des 8 65, welcher bei ausländiihen Binnenjchiffen ala 
Beihäftigungsort des Perionals den Sit derjenigen Verſicherungsanſtalt be- 
ftimmt, in deren Bezirk das Schiff bei Ueberfahren der Grenze zuerft eintritt, 
ift durch die Reichdtagstommilfton eingejchaltet (Druckſachen 1898/99 Nr. 270 
©. 117), ohne daß eine Debatte über dieſen zur Bejeitigung praktischer Schwierig: 
feiten geeigneten Zujaß ftattgefunden hätte. 


In diefem Zufammenhange mag auch die Bekanntmachung des Reiche: 
fanzler8 vom 27. Dezember 1899 *), betreffend die Befreiung vorübergehender 
Dienftleiftungen von der Verfiherungspflicht gemäß $ 4 Abſ. 1 Inv. V. G. er: 
wähnt werden. Der Bundesrat hat feine Befugniſſe allerdings ziemlid; weit: 
gehend ausgelegt, indem er gewiſſe, für längere Zeit angenommene, aber im 


Gebhard und Düttmann Anm. 8 zu J 6 — V. G. S. 400. 

2, Weymann, Anm. 6 zu 865 Inv. B. G. S 250 

Amtliche Nachrichten des Reihsverfiherungsamt, 1901 Nr. 90. 

") A a ©. 725; Amtliche Nahridhten des Reichsverſicherungs— 
amts 1900 ©. 1 
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Inlande nur auf vorübergehende Dauer thätige Perjonen als verficherungs- 
frei bezeichnet hat; man muß indes anerkennen, daß jehr gewichtige Zweck— 
mäßigfeitögründe diefe Maßregel erwünjcht erjcheinen ließen. So iſt beitimmt, 
daß dem Merficherungszwang nicht unterliegen die Bedienfteten ausländiicher 
Gifenbahnverwaltungen in Eifenbahnbetrieben des Inlandes, joweit fie in leh- 
teren vorübergehend beichäftigt werden; ebenfo allgemein Bedienftete ausländijcher 
Betriebe, jomweit dieje mit einzelnen Betriebshandlungen vorübergehend in das 
Inland hinübergreifen, und das Perſonal ausländiicher Schiffe, die im Binnen- 
ihiffahrtsverfehre deutſche Waſſerſtraßen befahren, jofern nicht der ſoeben an— 
geführte $ 65 Ab. 4 in Frage fommt, weil die Schiffe nad) der Enticheidung 
der unteren Verwaltungsbehörde des entiprechend ermittelten Beichäftigungsorts 
im Inlande einen regelmäßigen Verkehr von erheblider Dauer 
unterhalten. Die Befreiung gilt ferner für Dienftleiftungen auf Seeſchiffen im 
Auslande, wenn fie von ſolchen Perfonen verrichtet werden, die nicht zur Schiffs— 
befagung gehören, und für Dienftleiftungen von Indiern, Japanern, Ehinejen, 
Malayen, Zanzibariten, Negern und andern farbigen Seeleuten auf deutichen 
Seeſchiffen bei der Küftenichiffahrt in afiatilchen, auftraliichen, oſt- oder weit: 
afrikanischen Gemäflern, jowie in dem Verkehre zwiſchen Häfen diefer Gebiete 
untereinander oder mit europäiichen Häfen, in leßterem Verkehr aber nur, wenn 
es jih um den Dienft in den Kohlen: und Keſſelräumen der Dampficjiffe 
handelt, und wenn bei der Anmufterung im Auslande gleichzeitig die Rüdjahrt 
vereinbart it. 

Nachdem im BVorftehenden die Ermittlung des Beihäftigungsorts für die 
drei Arten der reichögeleßlichen Arbeiterverficherung beiprochen it, ſoll jet dazu 
übergegangen werden, welchen Einfluß der darnach beftimmte, häufig nicht 
mit dem wirklichen Arbeitsort zujammenfallende, jondern fingierte Beſchäf— 
tigung3ort auf die Geftaltung der Berfiderung und auf die 
Durhführung der aus ihr fi ergebenden Anſprüche hat. 

Mit wenigen Worten läht fid) die Bedeutung des Beichäftigungsortes da- 
durch ausdrüden, daß man nad) ihm den Sit des Verſicherungsverhält— 
niljes beitimmen fann. Er fällt nicht immer mit diefem Si zujammen, weil 
viele Fürſorgeeinrichtungen von einem einheitlichen Mlittelpunfte aus ihre 
Thätigkeit nady allen Richtungen ihres Bezirks erjtreden, aber die geographijche 
Lage des Beichäftigungsorts ift maßgebend für die im Wege des Zwanges ge— 
regelte Zugehörigkeit des DVerficherten zu diefer oder jener Krankenkaſſe, Berufs: 
genoſſenſchaft und Landesverficherungsanitalt. 

Was zunächſt die Krankenverſicherung anlangt, jo ift bei dieſer die 
Feſtſtellung der fürlorgepflichtigen Stelle oft am jchmwierigften, weil die Viel 
geftaltigkeit fi) hier am meiſten entwidelt hat. Bevor überhaupt geprüft 
werden kann, melde Zwangsverſicherungsſtelle (Gemeindefranfenverficherung, 
Orts-, Betriebs: (Fabrik-), Anappichafts- oder Innungskrankenkaſſe) etwa für 
den Arbeiter an dem ermittelten Beihäftigungsorte in Trage kommt, ift eine 
Unterfuhung darüber erforderlich, ob nit durch Mitgliedihaft in einer 
eingejchriebenen oder auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hilfe: 
fafle der Betreffende fich der Möglichkeit entzogen hat, ohne weitere8 von der 
Zwangsverſicherung erfaßt zu werden. In diejer Hinficht ift betreffs der Aus: 
wahl desjenigen Ortes, deſſen franfenrechtlihe Mindeftleiftungen von der zu 
prüjenden Hilfskaſſe gewährt werden müfjen, jeit dem Erlaß des urjprünglichen 
Krankenverficherungsgejeßes vom 15. Juni 1883 eine Aenderung eingetreten und in 


758 v. Frankenberg. Die Bedeutung des Beichäftigungsortes 


der Novelle von 1892/93 zum Ausdrude gebracht. E3 fam darauf an, ob man 
die Verhältnifie des Beihäftigungsortes oder die des Sitzes der Hilfs: 
fajie maßgebend jein lafjen wollte. Die Begründung zu dem alten Kranken— 
verficherungsgelege ') führte aus, da die eingeichriebenen Hilfsfaffen ſich vielfad 
über größere Bezirfe erftredten und die hinfichtlih der Höhe und Dauer der 
Unterftügungen zu jtellenden Anforderungen ſich für verichiedene Gemeindebezirke 
verichieden geftalteten, jo jeien diejenigen Anforderungen als maßgebend zu be: 
zeichnen, welche am Site der Kaſſe geitellt würden. In der Reichätags: 
fommilfion erhob ſich Widerjpruch gegen dieje jehr einfache, aber etwas ſchema— 
tiiche Regelung der Sadje, indes wurde ein Antrag, die Mindeſtleiſtungen nad) 
den Verhältniffen des Ortes zu bemeffen, an dem die Mitglieder verficherungs: 
pflihtig find, durch Mehrheitsbeihluß verworfen.?) Ein Regierungsvertreter 
erklärte bei den Beratungen im Reichätage ſelbſt (Stenogr. Berichte von 1833 
©. 2220), es würde zu großen Schwierigkeiten führen, wenn man für die 
Mtindeitleiftungen (Krankengeld in Höhe des halben Lohnſatzes) den ortsüblichen 
Tagelohn des Orts zu Grunde legen wolle, an welchem der Arbeiter zur Zeit 
wohne oder beichäftigt jei. Denn es würden dann die freien Hilfskaſſen, melde 
ja bei der erſten Einrichtung nicht wiffen fünnten, wo demnächſt ihre Mitglieder 
überall zertreut fein würden, überhaupt feinen Maßſtab zur Bemeſſung der 
Kranfenunterftügung zu finden im ftande fein, und doc jei ein ſolcher Maß— 
ftab für fie und für die Behörde unentbehrlid), welche fie anerkennen jolle. 
Dazu könne nicht der ortsübliche Tagelohn irgend eines beliebigen Orts im 
Pag: —— werden, ſondern nur derjenige des Ortes, wo die Kaſſe ihren 
itz habe. 


Dieſe Erwägungen trugen damals den Sieg davon; indes das folgende 
Jahrzehnt der Anwendung des Geſetzes (5 75 Kr. V.G.) bewies, daß man 
den unrichtigen Weg eingeſchlagen hatte. Die Begründung zur Novelle von 
1892/939 kam zu dem entgegengeſetzten Ergebniſſe. Sie hob hervor, die bis 
herige, dem Kaflenfite angepaßte Bemefjung fichere den Mitgliedern derjenigen 
Hülfsfaffen, welche ihre Wirkjamfeit über weitere Bezirke erſtreckten, nicht unter 
alfen Umftänden dasjenige Maß der Unterftügung, welches ihnen beim Eintritt 
des gejeglihen (Zmwangs-)Berficherungsverhältniffes durch die Gemeindefranfen- 
verficherung ihres Beihäftigungsortes gewährt werden würde. Die Unterftügung 
bleibe in allen Fällen hinter diefem Make zurüd, in welchem der ortsüblice 
Tagelohn am Beihäftigungsorte höher ftehe, als an dem Site der Hülfskaſſe. 
Nun könnten ſich bisher die Hülfskaſſen wohl darauf berufen, e8 jet ihnen 
nicht möglich, ſich über die in den einzelnen Gemeinden ihres Bezirks geltenden 
ortsüblichen Tagelöhne zu vergemwiffern. Da aber $ 8 in der Weile geändert 
werden jolle, dab fortan das für die amtlichen Bekanntmachungen mahgebende 
Blatt die Neufeftiegungen der höheren Verwaltungsbehörde zu veröffentlichen 
habe, jo würden die Hülfskaffen danach unſchwer ermitteln können, wie hoch 
ihre Unterftügungen zu bemefjen jeien, damit fie an den einzelnen Orten ihres 
Bezirks ausreichten, um die daſelbſt beichäftigten Mitglieder von der geſetzlichen 
Berfiherung zu befreien. Durch die Bildung abgeftufter Mitgliedklaſſen liehen 
ſich die Unterftügungen jo bemefien, daß fie in der höchſten Klaſſe für die Orte 


ı Mr. 14 der Reihdtagddrudiahen von 1882 ©. 44. 
) Kommiſſionsbericht Nr. 211 daielbit 1852/83, ©. 89. 
) Drudjahen des Reichsſstags 1890 Nr. 151 ©. 30 fi. 
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mit den höchſten ortsüblichen Tagelöhnen genügten, während für Orte mit 
niedrigen ortsüblichen Tagelöhnen jchon die Leiftungen der unteren Mitglieder: 
Hafen ausreichten. Daß jchon der Unterftügungsiag in der unterften Mit— 
gliederflaffe für alle Orte des Kaſſenbezirks, auch die mit den höchſten Tage: 
löhnen, ausreiche, werde nicht zu fordern jei, da in dieſem Falle von den weit: 
verzweigten Kaſſen Unterjftüßungen gewährt werden müßten, welche für die 
meiften Mitglieder viel zu hoch jein würden. Auch im Hinblid auf die er: 
wähnten älteren Kommiſſions- und Reichätagsverhandlungen wurde deshalb die 
Befreiung von der Zmangdverficherung empfohlen, wenn die Hülfskaſſe, der der 
Betreffende angehöre, allen ihren verficherungspflichtigen Mitgliedern oder doc 
derjenigen Mitgliederklafle, zu welcher der Verficherungspflicytige rechnet, im 
Krankheitsfalle mindeitens diejenigen Leitungen gewährt, welche nad) Maßgabe 
des 8 6 Kr. V.G. von der Gemeinde, in deren Bezirk der Ver: 
jiherungspflihtige beſchäftigt ift, zu gewähren find. Dabei wurde 
nod betont, daß nad dem Inkrafttreten des Krankenverſicherungsgeſetzes Fälle 
vorgefommen jeien, in denen Hülfsfaffen ihren Sit an Orte verlegt haben, in 
denen der ortsübliche Tagelohn niedriger bemefjen war, ala an dem bisherigen 
Site der Kaſſen.) 

Der Reichstag, der von vornherein den Hülfskaffen viel Entgegentommen 
gezeigt hat,“ jchloß ſich dieſen Ausführungen zwar an, aber er gejtaltete bie 
Lage der Hiülfskaffenmitglieder in einem wejentlichen Punkte noch günftiger. 
Bei einer klafſenweiſe jeitgejegten Abjtufung der Krankenunterftügungen einzelner 
Hülfskaffen konnte es vorfommen, daß jemand in A. während feiner dortigen 
Beihäftigung noch genügende Anſprüche als Mitglied der unterften Klaſſe 
leiner Hülfskaſſe hatte, weil die Gemeindefranfenverfiherung nur nad) einem 
verhältnismäßig niedrigen Lohnſatze (3. B. 1.50 ME.) das Krankengeld auszahlte; 
wenn er dann aber in eine Thätigkeit nad) B. überfiedelte, wo der ortsübliche 
Tagelohn 2.50 ME. betrug, jo reichte jein Hülfskafienkrankengeld (etwa 1 ME. 
für den Arbeitstag) nicht mehr an den halben Lohnjag (1.25 ME. täglich) 
heran. Die ftrenge Folge würde jein, daß er jofort durd) die neue Beichäftigung 
Mitglied der betreffenden Zwangsverſicherung werden müßte, auch wenn er ſich 
zur Weberführung in eine höhere Stufe jeiner Hülfskaſſe gemeldet hätte. Die 
Aufnahme in dieje höhere Abteilung geht erfahrungsmäßig nicht immer jofort 
vor fih. Im Reichstage hat man deshalb einen Zujag ($ 75 Abi. 2) veran- 
laßt, nad welchem in derartigen Fällen die Befreiung von der Zwangsver— 
fiherung no) für die Dauer von zwei Wochen jeit dem Tage des Eintritts 
in die Beichäftigung an dem höhere Süße zahlenden Orte gilt. Auch die 
Meldepflicht des Arbeitgebers ($ 49 Abſ. 1) ruht folgerichtig während 
diejer FFrift.”) 

So lange der oft beflagte Dualismus zwiſchen Hülfe: und Zwangskaſſen 


1) Ich glaube nicht, daß die hierin halb und halb enthaltene Vermutung, die 
Kajjenverwaltung habe abſichtlich das Maß ihrer Mindejtleiftungen herabdrücken wollen, 
dad Richtige traf. Die Hülfskaſſen find durch die den Zwangäfaflen verwehrte Möglichkeit, 
fränflihen Perjonen die Aufnahme zu verjagen, günjtig genug geitellt, um regelmäßig 
fogar erhebliche Mebrleiftungen bieten und damit eine Anziehungskraft auf die Arbeiter: 
Ihaft ausüben zu fünnen. 

2) Val. Bd. 13 Heft 2 des „Archivs für öffentlihes Recht“ ©. 382. 

5), Auf die große Bedeutung, die biedurd der Beichäftigungsort auch für die Hülfs- 
tajien befommen hat, ift zutreffend in der „Arbeiterverjorgung* Bd. 10 ©. 77 auf: 
mertſam gemacht. 
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geſetzlich unterftügt wird, ift die Prüfung der Befreiungsfrage nad) Dielen 
Grundjägen erforderlid. Erjt wenn die Antwort verneinend ausfällt, weil 
Hülfskaffenmitgliedichaft überhaupt nicht (oder nicht mehr!) befteht, oder meil 
die Leitungen der Hülfskaffe (gegebenen Falls der betreffenden Mitgliedklafle) 
hinter den gejeglichen Mindeftleiftungen am Beichäftigungsorte zurüdbleiben und 
die „Schonzeit“ der beiden erften Wochen unbenußt verjtrichen ift, dann wird 
die Unterfuhung nad der Richtung hin notwendig: welder Zwangsver— 
liherungaftelle gehört der Arbeiter auf Grund feiner Thätig: 
feit an diejem Orte an? 

Abſichtlich ift der etwas jchwerfällige Ausdruf „Zwangsverſicherungsſtelle“ 
gebraudjt, weil unter den in Trage fommenden Einrichtungen ſich eine befindet, 
die man nicht als Zwangskaſſe bezeichnen fann, nämlich” die Gemeindefranfen: 
verfiherung,') ein eigentümliches Anhängjel der Gemeindefafle, ohne eigene Ber: 
waltung, der Selbftändigfeit entbehrend, welches hoffentli mit der nächſten 
Krankenverficherungsnovelle allenthalben zu beitehen aufhören wird. Schon 
jet hat die Gemeindefranfenverficherung nur die Rolle der legten Aushülfe in’ 
der Reihe der Tyürjorgeitellen zu Ipielen, thatſächlich aber find doch leider nod 
in Stadt und Land zahlreiche Perſonen auf ihre unzulänglicen Leitungen 
(ohne Anpaffung an den wirklichen Durdjichnittsverdienft, ohne Erwerbälojen:, 
Wochenbett-, Sterbeunterftügung u. ſ. mw.) angewiejen. 

Unter den Zwangskaſſen, die für den Beihäftigungsort maßgebend jein 
fönnten, ift vor allen Dingen die Betriebs(lfabrif)eKranktenkaffe zu 
erwähnen,?) deren Wirkſamkeit ſich häufig weit über die Grenzen desjenigen Ge 
meindebezirts hinaus eritredt, in weldem das Unternehmen des Inhabers und 
damit die Kaſſe jelbit den Sit hat. Es liegt dies in der oben (S. 748) aus 
geführten Zugehörigkeit der Außenarbeiter (Mtonteure, Bauarbeiter u. j. mw.) zum 
Hauptbetriebe begründet. Nicht der thatjähliche, ſondern der gejetlid 
angenommene Beihäftigungsort ($ 5a Kr. V.G.) ift für die Trage maß— 
gebend, ob ein Arbeiter der für die verficherungspflichtigen Perjonen eines Be 
. trieb8 errichteten Krankenkaſſe angehört. UWebrigens ergibt fich die Zumeilung 
der Außenarbeiter zu diefer Kaffe auch daraus, daß fie regelmäßig nicht für die 
an einem bejtinnmten Orte beichäftigten, jondern für alle in dem Betriebe (inner: 
halb und außerhalb der Hauptarbeitsftätte) thätigen Perjonen ins Leben gerufen 
wird. Man dente beiſpielsweiſe an ein Privat-Eijenbahnunternehmen, deſſen 
Direktion in N. ihren Sit hat. Wo find die Bahnmärter, die Stredenarbeiter, 
ja auch die mit dem Dienft am fahrenden Zuge betrauten Perjonen beicäftigt ? 
Es ift unmöglich, bier nad) anderen Grundjägen zu enticheiden, als nad dem 
urjprünglid” nur für die Gemeindefranfenverficherung erlaffenen $ 5a, wenn: 
glei) die in $ 16 Abi. 2 Kr. V. G. enthaltene Erſtreckung der Vorſchrift auf 
die Ortskrankenkaſſe feine ausdrüdliche Wiederholung betreff3 der Fabrik(Betriebs)- 
Krankenkaſſen erfahren hat.“) Die Wirkjamkeit der Eifenbahnbetriebstrantentafle 
bezieht fich aljo im Fragefalle auf alle bei dem Unternehmen am Betrieböfige 
und außerhalb desjelben beichäftigten Perjonen, e3 fei denn, daß ftatutariich 


) Vgl. den Mufjag „Stimmen zur Reform der Krankenverjiderung 
in Deutihland* in Wolfs Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft ®. # 
Heft 2, S. 119 

2, Hierüber ſ. Schmoller's Jahrbud Bd. 24 ©. 979 ff. 

5) Dem entipricht die herrſchende, wenngleich nicht unbeftrittene Meinung; vgl. 
v. Woedtfe, Krantenverfiherungsgejep, Arm. bei $ 5a. 


in der deutichen Arbeiterverjicherung. 761 


nah Abjchnitten oder nad Abteilungen eine Verfiherung vorgeichrieben iſt 
(3.8. für ben inneren und den äußeren Dienft; bejondere Betrieböfranfenkaffe 
für Reparaturwerkitatt, Waggonbau, Lichtwerk u. dgl.). Auch fteht nichts ent- 
gegen, die Arbeiter einer gewillen Gruppe (3.8. die von einer Stadtgemeinde 
im Betriebe ihrer Licht: und Waſſerwerke beichäftigten Perionen) in einer Betrieba- 
franfenfaffe !) zuſammenzufaſſen, während die übrigen ftädtiichen Arbeitskräfte in 
einer Ortskrankenkaſſe verfichert find. 

Damit find wir bei der Beiprehung der Ortskrankenkaſſen angelangt. 
Ihre Errichtung ift neuerdings mit gutem Erfolge in der Weile erfolgt, daß 
durch fie die Gemeindefranfenverficherung vollitändig ausgeichaltet wird, d. h. 
daß alle nicht in einer bejonderen Orts-, Betriebs(yabrik)-, Bau= oder Innungs— 
krankenkaſſe verficherten Berufszweige einer „allgemeinen“ oder „gemeinjamen“ 
Ortskrankenkaſſe zugeteilt werden ($$ 16 Abi. 4, 17 Abi. 2, 18a Kr. V. G.). 
Es bleibt dann für die Gemeindefranfenverfiherung nichts mehr übrig, jofern 
nur ſtatutariſch Sorge dafür getragen ift, daß auch feine der Nebenaufgaben 
dieſer Einrichtung (SS 4 11 Kr. V. G. betreffend Aufnahme freiwilliger Mit: 
glieder) jeitend der Ortskrankenkaſſe unerfüllt bleibt. Es ift nicht notwendig, 
daß jede Gemeinde für ihren Bezirk allein eine Ortskrankenkaſſe errichte; die 
Lebensfähigfeit würde durch derartige, oft zwergartig ausfallende Gebilde arg in 
Trage geftellt. Nach $ 43 Kr.B.G. können mehrere Gemeinden fi durch 
übereinjtimmende Beſchlüſſe zur Errichtung gemeinfamer Ortskrankenkaſſen für ihre 
Bezirke vereinigen; ebenjo ift e8 den weiteren Kommunalverbänden und Ober: 
auffichtsbehörden freigeftellt, für ihren Bezirk oder Zeile desjelben die Errichtung 
gemeinfamer Ortskrankenkafſen anzuordnen. Es bedarf dazu jelbftveritändlic 
der näheren Bezeichnung der von der Kaſſe zu umfaſſenden Gemwerbözweige und 
Berufsarten, falls es nicht vorgezogen wird, ſämtliche verficherungspflichtige Per: 
jonen einer einzigen Ortskrankenkaſſe zu überweifen; die Zerjplitterung it auch 
bier von Uebel, weil fie die Verwaltung erjchwert und verteuert. Nach der Be— 
gründung zum SKranfenverficherungsgejeg hat man damit gerechnet, daß eine 
Schaffung gemeinjamer Ortskrankenkaſſen jür größere Bezirke namentlid dann 
erfolgen werde, wenn gewiſſe gleichartige Gewerbebetriebe über örtliche Streden 
verbreitet find, die mit den Gemeindebezirfen nicht zujammenfallen. Dabei 
wurde indes von vornherein anerkannt, daß die verichiedenartige Elemente zu: 
lammenfafjenden, organifierten Ortskrankenkaſſen aud dann, wenn die Ber: 
einigung mannigfaher und nötigenfalls ſelbſt allec Gewerbe zu einer ſolchen 
Kaffe erfolgt jei, ihre Aufgabe immerhin noch vollfommener erfüllen würden, ala 
die äußerſtenfalls „jubfidiär” eintretende Gemeindefranfenverfiherung. Exit 
nad) eingehenden Erkundigungen über die Geftaltung der Kranfenkajjenverhält- 
nifje innerhalb des Bezirks, in welchem der Beichäftigungsort eines Arbeiters 
belegen ift, fann man demnad ein feites Urteil über jeine Zugehörigkeit zu 
diejer ober ex jener Verſicherungsſtelle fällen; im Zweifel empfiehlt ſich 3. B. für 


' Eine äbnliche Nolle wie die Betriebs- jpielen die Dautrankentafjen ($ 69 
Kr. V. G.), welche für die bei Eiſenbahn-, Kanals, Weges, Stroms, Deich- und Feitungs- 
bauten, jowie in anderen vorübergehenden Baubetrieben beichäftigten Perſonen von den 
Bauherren oder Bauunternehmern ($ 70) nad Anordnung der höheren Verwaltungs— 
behörde errichtet werden fünnen, wenn zeitweilig eine größere Zahl von Wrbeitern ans 
genommen ijt. Gerade hier ift eines der Hauptanwendungsgebiete des $ 5a bj. 2 
Kr.B.G., da die Arbeiten in einzelnen Abteilungen (Xoojen) ausgeführt werden und aus 
einem Srisgebiete in ein anderes allmählich vorzurücken pflegen, vgl. oben ©. 748; „Ar= 
beiterverjorgung“ Bd. 14 ©. 216 Nr. 7. 
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auswärtige Anmälte oder Armenverbände, welche die Nechtsaniprüche eines Er 
krankten vertreten wollen, die Anfrage bei der Auffichtsbehörde jenes Ortes, 
Durd) Handbücher würde e8 faum möglich fein, zuverläffige Auskunft zu geben, 
da jeden Tag durch Aenderung in den Betrieben und den Kaflenftatuten eine 
Verſchiebung eintreten ann. 

Insbeſondere bereitet Schwierigkeiten da3 Mehrheitsprinzip, weldes 
in $ 19 Abi. 4 Kr. V. G. aufgejtellt ift. Wenn in einem Betriebe mehrere 
Gemwerbözweige oder Betriebsarten zu einem einheitlihen Ganzen verbunden 
find (3. B. SKlempnerei, Zifchlerei, Handelögewerbe), jo gehören die in 
diefem beichäftigten verficherungspflichtigen Perjonen derjenigen Ortskranken— 
fafje an, welche für den Gewerbszweig oder die Betriebsart errichtet ift, in 
dem die Mehrzahl dieſer Perjonen beichäftigt it. Im Zweifel joll nad 
Anhörung des Betriebsunternehmers, der beteiligten Kaffenvorftände und 
der Auffichtsbehörde die höhere Verwaltungsbehörde endgültig enticheiden.') 
Nimmt man den häufig vorfommenden Fall an, daß am Site des Betriebes 
nur eine verhältnismäßig geringe Perſonenzahl (Handlungsgehülfen, =Iehrlinge 
und =diener, Kutſcher u. dgl.) verficherungspflichtig beichäftigt werden, während 
aus Erjparnisrüdfichten die Erzeugung von Gegenftänden in eine billigere 
Gegend (Vorſtadt, Nachbardorf) verlegt ift und reichlich der doppelten Menjchen: 
zahl Nahrung giebt, jo wird die Ihätigfeit der leteren für die Beltimmung 
der Kaſſenart (3. B. Ortskrankenkaſſe für jabritmäßige Betriebe) den Ausſchlag 
geben, während in örtlicher Beziehung nur eine Kaſſe des Betriebsfites maß— 
gebend jein fann. 

Bei Innungskrankenkaſſen wird ſich die Enticheidung ziemlich einfad) 
herauäftellen, weil fie nur auf die in der Innung vertretenen Gemerbe be: 
ihränft find, weil alſo ein bejonderer Erwerbözweig, den ein Innungsmeiſter 
neben dem fraglichen Handwerk betreibt (3. B. Konſervenfabrik eines Klempner: 
meilters, Ziegelei eines Maurereibetriebsinhabers) mit der Innungskrankenkaſſe 
außer Zufammenhang fteht.”) 

Außerordentlih große Bedenken hat die Unterjtellung der land- und 
forſtwirtſchaftlichen Mrbeiter unter den Verſicherungszwang bekanntlich 
verurjacht, vor allen Dingen derjenigen Gruppe von Perjonen, welche nicht 
ftändig in einem beitimmten Betriebe, jondern von ihrem feſten Wohnorte und 
kleinem ländlichen Eigenbefige aus je nad Bedürfnis und Gelegenheit bald in 
diefem, bald in jenem näheren oder entjernteren Anweſen beichäftigt werden. 
Da die Kranfenverfiherungspflicht, abgejehen von landesgejeglichen Ermeiterungen, 
nur auf Grund einer jtatutariihen Vorſchrift (5 2 Nr. 6 Kr. V. G.) begründet 
jein fann, jo lag die Möglichkeit vor, daß dieſe Arbeiter an einem Be 
ihäftigungsorte während der Dauer der Thätigkeit die Kaſſenmitgliedſchaft er- 
werben mußten, um fie alsbald wieder zu verlieren oder mit der an einem 
andern Orte unter völlig abweichenden Bedingungen zu vertauschen. Für fie 
ſelbſt und die meldepflichtigen Arbeitgeber würden hiedurch fortgeſetzte Be 
läftigungen (An: und Abmeldung u. ſ. w.) entitehen, die faft die Neigung zur 
Hineinziehung dieſer Berufsgruppe in die Verficherung vollitändig rauben 
könnten. Und doch wurde in der Begründung zum Geſetz, betr. die Unfall: 
und Kranlenverſicherung der in land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben be 


) Bgl. den Rechtsfall in der ANERENLETDERIDEURNR. Bd. 17 ©. 773. 
), ‚Arbeiterverjorgung“ Bd. 18 ©. 68 
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Ihäftigten Perfonen !) betont, daß gerade für derartige Tagesarbeiter, die in 
der Regel den ärmiten Klafjen der arbeitenden Bevölkerung angehörten, eine 
Fürſorge in Krankheitsfällen ganz bejonders dringlich ſei. Zur wirkſamen 
Durchführung müſſe man dem beſtändigen Wechſel der Krankenkaſſe und der 
zeitweiſen Unterbrechung der Verſicherungspflicht vorbeugen; dies ſei in der 
Land- und Forſtwirtſchaft unerläßlich, während in der Induſtrie ähnliche 
Arbeitsverhältniſſe keineswegs die Regel bildeten. 


5 142 des Landwirtſchaftlichen Kranken- und Unfallverſicherungsgeſetzes 
vom 28. Mai 1885 enthält deshalb die Vorichriit, daß durch ſtatutariſche 
Beſtimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk oder eines weiteren Kommunal: 
verbandes (Kreis u. dgl.) für fein ganzes Gebiet oder Abjchnitte desjelben eine 
eigenartige Lölung der Trage erfolgen darf: Perjonen, welde innerhalb des 
betreffenden Bezirkes wohnen und, ohne zu einem beftimmten Arbeitgeber in 
einem dauernden Arbeitsverhältniffe zu ftehen, vorwiegend in land» und forft: 
wirtihaftlichen Betrieben diejes Bezirkes gegen Lohn beichäftigt find, können 
durch ein ſolches Statut aud für diejenige Zeit, in welcher eine Beſchäftigung 
gegen Lohn nicht ftattfindet, der Krankenverſicherungspflicht unterworfen und, 
fo lange fie nicht zu eimer die. Verfiherungspflicht begründenden Beichäftigung 
in einem anderen Erwerbszweige übergehen oder Mitglieder einer Betriebs: 
franfenfafle werden, in diejem Bezirke zur Verficherung herangezogen werben. 
Was aber die Hauptſache für unfere Frage ift: nicht der jeweilige Be: 
Ihäftigungsort, fondern der Wohnort diefer Arbeiterfategorie enticheidet 
für die Kaffenzugehörigfeit; fie find der Gemeindefranfenverficherung oder Orts: 
franfenfafje, welcher die ſonſtigen verficherungspflichtigen land- und forftwirt: 
Ihaftlichen Arbeiter angehören, durch die Gemeindebehörde zu überweifen. Die 
Verfiherung beginnt mit dem Ueberweilungstage und ift zurüdzunehinen, wenn 
die Vorausjegungen ihrer Zuläffigkeit aufhören.) Hierin liegt allerdings eine 
wichtige Abweichung von den oben dargelegten Grundlägen des Krankenver— 
fiherungsrechts, infofern als für die in Rede ftehenden Perſonen an Stelle des 
Veihäftigungsortes der Wohnort geſetzt ift; indes wurde es bei der Beratung 
im Reichötage namentlich auc von ſüddeutſcher Seite ausdrüdlid) betont, daß 
bei den furz dauernden, jchnell wechielnden Beichäftigungsverhältniiien der 
kleineren Beſitzer eine ſolche Ausnahmebeftimmung unbedingt erforderlich ſei; 
übrigens ift dem verftändigen Ermefjen der Verwaltungsbehörden Spielraum 
genug gelaflen, jo daß Härten und Unzuträglichkeiten nad) Möglichkeit vermieden 
werden fünnen.”) 


Eine andere Vorſchrift ganz allgemeiner Art hat den Zwed, die Brüde 
zwilchen dem Aufenthaltsorte des Erkrankten, der häufig mit dem Beichäftigungs- 
orte zufammenfällt, und dem Site der Kaffenverwaltung zu jchlagen, derart 
daß die Freizügigkeit, die an und für fich zu dem Syſtem der Zwangskaſſen 
nicht pafjen will, wenigftens einigermaßen duch Aushülfe einer andern 
Kaffe erjegt wird. $ 57a Kr. V. G. verfolgt in feinen verichiedenen, hier zu 
beiprechenden Abſätzen diefe Aufgabe, nachdem jchon vor der Novelle von 


1) ©. 73 der amtlihen Ausgabe. Die fragliche Vorſchrift des Geſetzes vom 28. Mai 
1885 (R.G. Bl. ©. 159) $ 142 ijt durch die Sranfenverjiherungsnovelle von 1892/93 
unberührt gelaijen. 
2) Abi. 2 und 3 des 8 142 a. a. O. _ 
3, Zur Ausführung der Beftimmung vgl. „Arbeiterverjorgung“ Bd. 6 ©. 207, 
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1892/93, der er jeine Entftehung verdankt, mehrfach Kartellbeziehungen zwiſchen 
den Kaſſen verjchiedener Orte angefnüpft waren.) 

Der erfte Abjag des 8 57a betrifft diejenigen Unterftügungfälle, melde 
während des Wohnens außerhalb des Kaſſenbezirks vorfommen. Gemeint it 
nad der herrichenden Anſicht nicht der juriftiiche Wohnfig, jondern jeder that: 
ſächliche, nid;t Lediglich) vorübergehende Aufenthalt. Die Beitimmung, welde 
auf Antrag der zuftändigen Zwangskaſſe die betreffende Kaffe des Wohnorts vor: 
läufig zur Fürjorge gegen Erftattung nad) gewiſſen Pauſchſätzen verpflichtet, 
fann aljo gerade in denjenigen Fällen von großer Bedeutung werden, deren oben 
(S. 748) gedacht ift: die zur Ausführung eines Bauwerks, zur Anlage einer 
Wafferleitung, Aufitellung umfangreicher Eijenkonftruftionen vom Hauptbetriebs: 
orte verſchickter Stammarbeiter nehmen oft auf Monate oder PBierteljahre am 
Arbeitsorte Wohnung, während fie Mitglieder der Kaffe am Betriebäfite 
bleiben. Tritt dann in der Fremde ihre Erkrankung ein, jo greift die Aus: 
hülfepflicht des $ 57a Abſ. 1 zu ihren Gunften Plab. 

Sit der Aufenthalt nur auf kurze Zeit bemeffen, handelt es ſich alſo ;. 2. 
um eine Montagearbeit oder eine Kleine Reparatur von wenigen Tagen, fo iſt 
Abi. 2 desjelben Paragraphen maßgebend, der von einem vorübergehenden 
Aufenthalt Spricht. Hier gehört zu den Vorausjegungen der Aushülfe, dab die 
Ueberführung nad dem Wohnorte (nicht nad) dem „Beichäftigungsorte“ im 
inne des $ 5a) nicht erfolgen kann; andererſeits ift in derartigen fällen auch 
der Bitte der Erkrankten jelbit von der Kaſſe des Aufenthaltsortes Folge zu 
geben: eines bejonderen Antrages der Zwangskaſſe, deren Mitglieder fie find, 
bedarf es nicht. 


Bei Erkrankung des Kaſſenmitgliedes im Auslande, wie ſie ebenfalls 
durch Entſendung zu Betriebszwecken nicht ſelten iſt, hat nad $ 57a Abi. 3 
der Betriebsunternehmer dem nicht transportfähigen Kranken diejenigen Unter: 
ftügungen vorſchußweiſe zu gewähren, welche er von feiner Orts- u. j. m. 
Krankenkaſſe zu beanjpruchen berechtigt it; letere muß dem Unternehmer jeine 
Auslagen eritatten. 

Der Beiorgnis, daß es vielfach bei der Durchführung diejer Beitimmungen 
gegenüber einem transportjähigen Kranken Schwierigkeiten geben werde, 
darf man entgegenhalten, daß in dringenden Fällen kein Kaflenjtatut die 
Berugnis hat, die Bezahlung anderer ald der von der Kafje beitimmten Aerzte, 
Apotheker u. ſ. w. abzulehnen ($ 26a Nr. 2b Kr.B.G.). Um ſolche dringende 
Fälle wird es ſich häufig bei Eintritt von SKrankheitsfällen in der Ferne 
handeln; auf Erjtattung der Doktor: und Arzneitoften darf inſoweit gerechnet 
werden, und eine Ablehnung des Krankengeldanſpruchs ift unzuläffig, wenn die 
Erwerböunfähigfeit irgendwie (auch ohne kaſſenärztliches Zeugnis) glaubhatt 
gemacht ift.”) 

Im Gebiete der Unfallverfiherung wirkt der Sit des Betriebes ähn— 
li, wie bei der Stranfenverficherung: die Zugehörigkeit zu dieſer oder jener 
geographiich verichiedenen Berufsgenoſſenſchaft oder Sektion einer ſolchen richtet 
ſich vollftändig nad) der Lage des Betriebsfiges (vgl. ©. 746). Der Beſchäftigungs 
ort der einzelnen-Arbeiter ift hier noch unmejentlicher ala bei den anderen Per: 

Hierüber handelt ausführlich der Aufiap in der „VBolfstümliden Zeit 
ſchrift für praftiihe Arbeiterverjiherung“ Bd. 7 Nr. 19 ©. 299 Fi. 

2) Val. Bd. 7 ©. 118 daſelbſt. 
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fiherungsarten, obgleich die Möglichkeit von jelbitändigen Zweigniederlaffungen 
anerkannt wird. Wenn der Betriebsfit verlegt wird, jo ift der Berufsgenoſſenſchaft 
oder Sektion entiprechende Mitteilung zu machen (Amtliche Nachrichten 
des Reihöverfiherungsamts 1886 ©. 2; 1890 ©. 195; 1892 ©. 201; 
1900 ©. 779). 

Wenn ganz vorübergehende Einwirkungen ausländiſcher Betriebe auf 
dad Inland ftattfinden, jo werden verficherungsrechtliche Folgen dadurch nicht 
hervorgerufen. Dies ift z. B. bei landwirtichaftlich benußten Grundjtüden jen= 
ſeits der deutſchen Grenze der Fall, deren Betrieb hin und wieder ein Be: 
treten des Reichsgebiets durd) die Arbeiter bedingt. Sobald aber das Hinüber— 
greifen nad) dem Inlande irgendwie erheblicher iſt, zieht es auch die Zugehörig— 
keit zur Unfallverſicherung nach ſich. Der alte Satz: „minima non curat 
praetor“ gilt alſo nur mit ſtarken Einſchränkungen.) Dagegen kann man ſich 
die Fortdauer des deutichen Verſicherungsverhältnifſes betreffs der ins Ausland 
verſchickten Arbeitskräfte dadurch klar machen, daß man auch hier das „Jura 
ossibus inhaerent‘* anwendet. Die aus Frankfurt a. M. ftammenden Arbeiter 
einer dortigen firma, welche auf der Weltausitellung in Chicago da8 „deutiche 
Dorf" aufbauen halfen, find in der heimatlichen Werficherung geblieben.”) 
Dienftboten, die ihre Herrichaft auf einer Erholungsreife begleiten, behalten ihre 
Zugehörigkeit zu der bisherigen Vandesverfiherungsanftalt und, wenn Landes: 
gejeglich Krankenverfiherungszwang eingeführt ift, zur Krankenkaſſe des eigent: 
lichen Dienftortes bei; erjt wein die Herrſchaft dauernd irgendwo in der Fremde 
eine Niederlaſſung begründet, tritt eine Aenderung ein. 


Auch für die Leiſtungen der Unfallverſicherung iſt der Beichäftigungsort 
nicht ohne Bedeutung. Nach 5 10 Abſ. 4 Gew.U.B G. gilt bei verficherten Per: 
jonen, die feinen Lohn oder weniger ala den dreihundertiadhen Betrag des für 
ihren Beichäftigungsort feitgeitellten ortsüblihen Tagelohns gewöhnlicher er: 
wachſener Tagearbeiter beziehen ($ 8 Kr. B.G.), ala Jahresarbeitsverdienft das Drei- 
hundertfache diejes Tagelohns. Das Reichsverſicherungsamt hat ausdrückich darauf 
hingewieſen, daß es auf den ortsüblichen Tagelohn am Site des Betriebs 
anfomme, nicht auf den Wohnort des Arbeiter.) Daß die Grundiäße des 
35a Kr. V. G. bei Beihäftigung außerhalb des Betriebsfiges für die Beſtim— 
mung des ortsüblihen Tagelohns vergleichsweile heranzuziehen find, und da 
nicht die verichiedenen Sätze der wechjelnden Arbeitsorte in Betracht kommen, 
it vom Neichsgerichte ausgeiprodhen.‘) Damit ift die Rechtögleichheit zwiſchen 
den drei Gebieten der Arbeiterverficherung hergeftellt; nur eine Beltätigung der 
Regel ift es, wenn das Reichöverfiherungsamt den Vorbehalt gemacht hat,?) 
daß es bei Ausführung einer größeren Arbeit außerhalb der Betriebaftätte im 
obigen Sinne unter Umftänden ſachgemäß jein fünne, bei Mitwirkung einer 
erheblichen Mehrzahl ſolcher Arbeiter, welche nicht dem Betriebsfige entnommen 
find, den Beihäftigungsort enticheiden zu laffen: es wird ein derartiger Fall 
zu den Ausnahmen gehören und die meitgehendite Selbftändigfeit der Zweig: 
thätigfeit zur Borausjegung haben. 


) Amtlihe Nahridhten 1888 ©. 243 Wr. 533; 1889 ©. 346 Nr. 732; vgl. $ 5a 
Abi. 3 Kr. V. G. 

) „Arbeiterverjorgung“ Bd. 11 ©. 60 586. 

9 Amtliche Nachrichten 1887 ©. 31. 

REntſcheidungen in Ziviljadhen Bd. 34 ©. 129, 

®, Umtlihe Nahrichten 1901 Wr. 1840 ©. 178, 
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Dieſelbe Berüdfihtigung des ortsüblichen Tagelohns (hier jedoch nad) den 
einzelnen Gruppen der erwadjjenen und jugendlichen, männlichen und weiblichen 
Arbeiterichaft des „Beichäftigungsortes“) findet man in $ 12 Abi. 2 Gew.U.B.6. 
Demnach ift bei Betrieböunfällen den nicht gegen Krankheit verficherten unfall: 
verficherungspflichtigen Perſonen vom Betriebsunternehmer die Mindeſtleiſtung 
dieſes Ortes (einjchließlic der Erhöhung von "/s auf */s des ortsüblichen Tage: 
lohnes vom Beginn der 5. bis zum Schluffe der 13. Woche) zu gewähren. Aud 
fann die Berufsgenoſſenſchaft für den Unternehmer injomweit eintreten und von 
ihm des ortsüblichen Tagelohnes als Erjaß der ärztlichen Behandlung, Arznei 
u. ſ. w. neben dem verauslagten Krankengeld beanjpruchen. 

Was das Verfahren bei Unfällen anlangt, jo it in praktiſcher Weile die 
Angliederung an die dem Verletzten nächſtliegenden örtlichen Stellen erfolgt. Nicht 
ichlechthin der Beihhäftigungsort, ſondern der Ort, in deſſen Bezirk iid 
der Unfall ereignete, gibt den Ausichlag für die nad) $ 63 Gew. U. V. G. 
an die Ortspolizeibehörde binnen drei Tagen vom Unternehmer zu eritattende 
Unfallanzeige.') Diejelbe Dienititelle hat die Einleitung und Führung der 
Unfallunterjuchung zu bejorgen.?) Nur bei den auf der Reije ſich ereignenden 
Unfällen ($ 68) ift eine andere Regelung vorgeichrieben, um feine unnützen, 
Aufenthalt machenden Weiterungen eintreten zu laffen: hier ift die Anzeige an 
diejenige Ortöpolizeibehörde im Inlande zu richten, in deren Bezirk ſich der Unfall 
zugetragen hat oder der erſte Aufenthalt nad) demjelben (aud) bei ausländiichen 
Unfällen) genommen wird. Für die Feititellung der Entihädigung an 
den Verletzten oder deilen Angehörige hat diejenige Berufsgenoſſenſchaft bezw. 
Sektion einer ſolchen zu jorgen, zu welcher der Betrieb gehört, in dem der Unfall 
vorfam. Ob es fih nur um eine ganz kurzzeitige Beſchäftigung handelte oder 
nicht, ift gleichgültig. Ebenjo kommt nichts darauf an, ob vielleiht nad rid: 
tiger Geſetzesauslegung der Betrieb auf Grund feines Sites oder jeiner Eigenart 
zu einer andern Berufsgenoſſenſchaſt zu rechnen jein würde: die Erteilung eines 
Mitgliedicheines an den Unternehmer hat formale Kraft und ift nur anfechtbar, 
wenn die Mitgliedichaft argliitig erworben ift.”) Belonders in Bezug auf das 
ſchiedsgerichtliche Verfahren ftellt das Recht der Unfallnovellen einen 
Fortſchritt dar. Die Berufung gegen den Genoflenichafts: oder Seftions- 
beſcheid ift bei demjenigen Sciedögerichte für Arbeiterverficherung zu erheben, 
in deffen Bezirke der Betrieb, in welchem der Unfall ſich ereignet hat, belegen ift 
($ 76 Abi. 2 Gew. U. V. G.). Man ift hierbei von der zutreffenden Vermutung 
ausgegangen, daß fi) der Verlegte gewöhnlich in der Gegend diejes Schieds— 
gerichtes aufhalten werde; es ift ihm dadurch möglich gemacht, meiftens zu den 
Sprucdfigungen des Gerichts, welches über jein Wohl und Wehe zu enticheiden 
bat, fich perlönlic) einzufinden und feine Sache zu vertreten. 

Was ſchließlich die Einwirkung des Beichäftigungsortes auf Die Invaliden— 
verjiherung betrifft, jo bereitet das viel angefeindete und dod nicht ent- 
behrlich ericheinende Markeniyftem gerade in diejer Beziehung mande Schwierig: 
feiten, weil die Verwendung von Beitragsmarfen einer unrichtigen Verficherungs- 
anftalt dem Nentenbewerber nicht? nüßt: die Beitragaleiftung ift durch die örtliche 
Einteilung des deutjchen Neiches in 31 Verfiherungsanftalten, zu denen aud) 9 

NY Amtlihe Nachrichten 1885 ©. 365. 

) Dajelbft, 1886 5 292. 

°) yon Woedtte-Caspar Gew.U.B.G.$55 Anm. 5, $ 69 Anm. 4; Amtliche Nach— 
ridten 1886 ©. 55, 1857 ©. 39, 1888 ©. 69. 
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beiondere Kafleneinrichtungen hinzu fommen, ein jo formales Geſchäft, daß ein 
dabei begangener Fehler die Erfüllung der geleßlichen, für Invaliden- und 
Altersrente vorgeichriebene Wartezeit gefährden kann. Die weit durchgeführte 
Selditändigkeit jeder einzelnen Verſicherungsanſtalt erlaubt nad) Anficht des 
Reichsverſicherungsamtes nicht,) daß die Regelung der Sache in Form eines 
ichriftlichen Ausgleiches oder dgl. erfolge. Immerhin ift e8 den Schiedsgerichts- 
vorfigenden und ſonſtigen Dienjtitellen zu empfehlen, auf ſchleunige Richtigftellung 
hinzuwirken. 

Sehr vereinfacht ſind in anderer Beziehung die Beſtimmungen betreffs der 
zuſtändigen Anſtalt dadurch, daß jetzt (oben ©. 756 fg.) Vereinbarungen zwiſchen 
den etwa beteiligten Verſicherungsanſtalten über die Markenverwendung zugelaſſen 
ſind, während früher die Gültigkeit derartiger Abmachungen ſehr beſtritten war.?) 

Gelingt eine derartige Vereinbarung nicht, und bleibt die Frage der Zuftändig- 
feit diefer oder jener VBerficherungsanftalt zwiſchen ihr und den Beteiligten (Arbeit: 
geber und Verficherte) jtreitig, jo fannı der Anftaltsvoritand nad) der zweckmäßigen 
neuen Beftimmung in $ 155 Abi. 2 Inv. V. G. gegebenen Falls, ſofern ſich 
die Zentralbehörden verichiedener Bundesftaaten ebenfalls nicht über ihre Kom: 
petenz verftändigen können, eine endgültige Enticheidung des Reichfanzlers 
hierüber herbeiführen, ebenjo wie die Zentralbehörden jelbit hierzu legitimiert jind.”) 
Die nad) $ 155 Inv. V. G. getroffenen Enticheidungen find endgültig, und ſelbſt das 
Reichöverficherungsamt muß bei einer jpäteren Prüfung der Marfenverwendung im 
Rentenverfahren anerkennen, daß die auf Grund eines derartigen rechtäfräftigen 
Epruches geleisteten Beiträge voll wirkſam find. Webrigens teile ic) die optimi= 
ſtiſche Anficht derjenigen nicht, welche ji) dahin äußern, daß derartige Streitig- 
feiten immer jeltener vorkommen würden (vgl. „Arbeiterverjorgung“ 
B.16 ©. 631). So lange der $ 5a Kr. V. G. noch fort und fort in feiner 
gegenwärtigen Faſſung den Behörden Zweifel verurjadht, wird auch die Hand» 
habung des auf ihn zurücgreifenden $ 65 Inv. V. G. nicht aufhören, bis an die 
oberiten Stellen hinauf Meinungsverichiedenheiten hervorzurufen.*) 


ı) Amtliche Nahrichten 1889 Nr. 750, Wenmann Anm. 4 zu $ 65 Inv. V.G. 
S 248 und Anm Ba zu 8 141 ©.400. Gewiß iſt des legteren Anficht, daß nachträgliche 
Berichtigung der falichen Marfenverwendung dur Eintauſch von Marken der zuitändigen 
Anftalt auch nah Ablauf der Friſt von 2 bezw. 4 Jahren nah Fälligfeit ($ 146) zufäig 
fein jolle, durchaus wohlwollend und an fih ſachgemäß, ich glaube indes faum, daß ſich 
dies Entgegentommen mit der jtrengen Auffaſſung des Reichsverſicherungsamts vereinbaren 
läßt, welches die Erſetzung zu niedriger durch höhere Marken nur in den zeitlichen Grenzen 
des 8 146 geſtattet Amtliche Nachrichten 1900 Nr. 750). 

) „Arbeiterveriorgung” Bd. 16 ©. 275. Die dort wiedergegebene Enticheidung 
der Polizeibehörde in Hamburg vom 15 Februar 1899, welche ſolche — nicht 
anerfennt, iſt jetzt gegenſtandslos geworden, vgl. Gebhard 2. Aufl. S. 397/8. Ausführ— 
liche Mitteilungen, betreffend ein — der angegebenen Art enthält die „Arbeiter: 
verjorgung“ Bd. 17 ©. 526 Wr. 7, jowie die „Invaliditätd= und Altersver— 
jiherung* von Fey und Die Bd. 8 S. 20. Die 18 Verfiherungsanftalten Branden- 
burg, Dannover,Weitfalen, Heſſen— Najjau, Schleswig: Holjtein, Medlen- 
burg, Oldenburg, Braunjhweig, Danjejtädte, DOftpreußen, Bommern, 
Rheinprovinz, x ürttemberg, deren Großherzogtum Helien, Thüringen, 
Eljab:Lothringen und Sadhjen-Anhalt haben danach jhon vor Jahren eine Ab- 
mahung getroffen, welche faft wörtlih mit dem übereinjtimmt, was jebt durch 8 65 
deö neuen Invalidenverjiherungsgeieges allgemeine® Recht geworden ift. 

) ‚Arbeiterverjorgung” Bd. 17 S.262. Auch an das Reichsverſicherungsamt 
lann die Angelegenheit gelangen, wenn es ſich um Fragen von grundjäglicher Bedeutung 
handelt und der AnjtaltSvorjtand die Anrufung in 2. Inſtanz beantragt, jedoch nur, jofern 
nicht verichiedene Zentralbehörden neben einander fich für zuftändig halten. 

Gebhard, a. a. O. S. 678 Anm. 3 af. 
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Zuftändig für die Entiheidung der Streitfrage über die in Betradt 
fommende Anftalt ift zunähft die untere Verwaltungsbehörde dei 
Beihäftigungsortes, jelbit dann, wenn derjelbe außerhalb des Bezirkes 
der im Prozeß befindlichen Verficherungsanitalt liegt. Nur bei freiwilliger Ber: 
fiherung tritt, jofern eine die Selbftverfiherung begründende Beſchäftigung nicht 
oder nicht mehr ftattfindet, der Aufenthaltsort ') an die Stelle, der bei dem 
Tehlen eines Beichäftigungsortes nad) $ 145 Inv. V.G. aud für die Beſtimmung 
der Beitragsmarke die Richtichnur liefert. 

Wie bei der Krankenverficherung ift auch hier der Beichäftigungsort für die 
Feſtſtellung des Lohnſatzes und damit für die Marfenklaffe maßgebend, 
jofern es fi) nicht um Mitglieder von Zwangskaſſen oder Seeleute handelt ($ 34 
Abjag 2 Nr. 2 und 5 Inv. V. G.), alſo 3. B. bei Waſchfrauen, Plätterinnen, 
Ausgehefrauen u. dgl. Ebenjo regelt fi nad) dem Beſchäftigungsorte die Frage, 
in welder Weije die Marfenverwendung zu bewerfitelligen ift, insbejondere 
ob auf Grund örtlicher Vorſchriften ($ 148 Inv. V.G.) die Einziehung der Beiträge 
und die Einklebung der Marken durd eine Zwangskaſſe, durch die Gemeinde 
behörde oder einer Jonitigen Hebeſtelle erfolgt.*) 

Schlieglid it au das Rentenverfahren, ähnlidy wie im Unfallrechte, 
weſentlich durch die Stätte der Arbeit im obigen Sinne beeinflußt. 

Der Rentenanſpruch ift bei der für den Wohn: oder Beihäftigungd: 
ort des Verficherten und, falls er jolchen im Inlande nicht mehr hat, bei der 
für jeinen legten Wohn: oder Beihäftigungsort zuftändigen unteren Verwaltungs: 
behörde anzumelden ($ 112 Inv. V. G.). 

Es hat einigen Kampf gefoftet, bis dieſe Verbeilerung in die Novelle em: 
gefügt ift. Weder in $ 75 des alten Invaliditäts- und Altersverficherungsgejehe 
noch in dem neuen Regierungsentwurf war fie enthalten. In der Reichs— 
tagsfommijjion?) wurde indeilen darauf hingewieſen, daß die ausichlieh: 
liche Zuftändigkeit der unteren Verwaltungsbehörde des Wohnorts zu Un: 
bequemlichkeiten für die Verficherten führen könne, und daß es daneben zweifel- 
haft jei, mie fich die Frage des „Wohnorts“ bei weiblichen Verficherten regle, 
die von dem Ehemann getrennt lebten. Seitens der NRegierungsvertreter wurde 
entgegengehalten, daß es leicht Unzuträglichkeiten zur Folge haben würde, wenn 
es der freien Wahl des Nentenbewerbers überlaffen bliebe, für die Anmeldung 
des Anjpruchs jid entweder den letzten Beſchäftigungs- oder den Wohnort aus: 
zujuchen ; es jei denkbar, daß er aus Gründen, die mit jeinem Rentenanſpruch 
in feinem Zuſammenhang ftänden, den Anſpruch an dem frühern, von jeinem 
Wohnorte vielleicht weit entfernten Beichäftigungsorte anmeldete und dann dort: 
hin reifen wollte, um den Anſpruch perjünlich zu vertreten. Die Mehrheit ver 
Kommiffion hielt indes dieſe Gründe, deren Stichhaltigfeit mit den Be 
obachtungen der Praris und mit der Wahrjcheinlichkeit des Verlaufs ſchwer ın 
Einklang zu bringen ift, nicht für durchichlagend und fügte den Beihäftigungs 
ort, dem Antrage entſprechend, ein; der Reichstag pflichtete dieſer Auffaſſung bet. 

Zwiſchen beiden Orten kann der Bewerber danach wählen; auch wenn die 
Beihäftigung*) aufgehört hat, wie dies bei Invaliden naturgemäß ift, fommt 


) Derjelbe ©. 675 Anm. 9; ©. 632. 

?) Bol. „Archiv für Öffentlihes Net” Bd. 11 Heft 4 ©. 463 ff. 

N) Bericht, Nr. 270 der Reichstagsdruckſachen 1898/99 ©. 144. a 

* Gemeint ift jelbjtveritändlich auch bier eine verfiherungspflichtige oder zur Selb: 
verjicherung berechtigende Beihäftigung, $ 145 Abi. 1, $ 65 Inv.B.G, Gebhard 


Fr 


Anm. 6 zu $ 112 ©. 506 oben. 
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doch noch der „letzte Beichäftigungsort im Inlande“ in Betracht. Unrichtig iſt 
es, wenn dies von Gebhard (Anm. 6 am Ende bei $ 112 Inv. V. G.) für 
den Fall bezweifelt wird, daß ſchon einige Zeit jeit dem Abichluffe der Be— 
ſchäftigung verftrichen ift; das Geſetz macht in diejer Beziehung feinen Unter: 
ſchid (Weymann Anm. 5 zu $ 112), aud ift die Prüfung, ob wirklid) 
Invalidität beiteht, d. h. ob noch ein Drittel des von Perjonen mit ähnlicher 
Ausbildung in derjelben Gegend verdienten Betrages dur angemefjene 
Thätigkeit erworben werden fann, oft von der Behörde des Beichäftigungsortes 
viel ſachgemäßer als von der des Wohnortes zu beantworten. Die gute Abficht 
des Gejetgebers, dem Verſicherten möglichſt viele und bequeme Wege für die 
Durhführung jeines Rentenantrages aufzuichließen („Arbeiterverjorgung“ 
Bd. 17 ©. 781 Nr. 36) verdient vollfte Anerkennung. Unter Umjtänden werden 
Arbeitd: und Heimatsbehörde miteinander in Verbindung zu treten haben, um 
die Vorbereitung der Entjcheidung befjer zu ermöglichen und etwaige Bedenken 
zu bejeitigen. Die zuerft angerufene Behörde bleibt indes gleihwohl zuitändig, 
und nad) ihr richtet fi) dann aud die Zuftändigfeit der Landesverſicherungs— 
anftalt ') und des Schiedsgerichts. 

Allerdings iſt auch hier eine Vereinbarung verjchiedener Verſicherungs— 
anitalten über ihre Zuftändigfeit jtatthaft, doch hat fie für den Rentenbewerber 
feine rechtöverbindliche Kraft; er kann aljo, wenngleich derartige Einwendungen, 
die das Verfahren nur aufhalten, zu den Seltenheiten gehören werden, bei Ein- 
legung der Berufung mit Erfolg die Einrede der Unzuftändigteit geltend machen, 
wenn 3. B. jtatt der Verficherungsanftalt des Beihäftigungsortes die des Wohn: 
ortes entichieden hatte, ohne daß bei der Wohnortsbehörde der Antrag geitellt 
war.”) Von Amts wegen darf indes.das Schiedsgericht die Unzuftändigfeit der 
Berficherungsanftalt feines Bezirks nicht rügen; hat der Berufungskläger feinen 
entiprechenden Antrag geitellt, jo behält e8 bei der Erledigung durch dieſe In— 
ftanzen jein Bewenden, und jelbft das Reichöverficherungsamt fann nicht an die 
Anstalt des Beichäftigungsortes die Angelegenheit zurückverweiſen, weil dieſe zu: 
ſtändig war. Der Verficherte jelbit kann dagegen von der einmal eingeſchlagenen 
Bahn nicht abweichen: die Berufung an ein unzuftändiges Schiedsgericht ift 
nicht von leßterem zu erledigen; da eine Parteivereinbarung in diejer Beziehung 
unftatthaft ift, jo würde jogar die Zuftimmung der Landesverficherungsanitalt 
hieran nichts ändern, vgl. Amtlihe Nahrichten 1898 Nr. 643 ©. 320, 
1901 Nr. 896 ©. 401, erftere für das alte, leßtere für das Novellenredht. Da: 
mit indes durch Inanſpruchnahme des offenbar unzuftändigen Schiedägerichts 
feine Werzögerung der meilt recht dringlichen Rentenanträge entjteht, enthält 
5 114 Abi. 3 nv. V.G. die wohlwollende Beitimmung, daß die Berufungs- 
friſt als gewahrt gilt, wenn das Rechtsmittel bei einer unrichtigen Behörde 
(3. B. bei dem Schiedsgerichte des Beichäftigungsortes, während die Verwaltungs— 
behörde und der Anftaltsvoritand des Wohnorts den Rentenantrag bisher be= 
handelt hatten) eingelegt wird. Das genannte Shiedsgericht hat alsdann un— 
geſaumt die Berufungsſchrift an das nach 8 114 Ab}. 2 daſ. zuſtändige Schieds- 
gericht für Arbeiterverfiherung abzugeben. 


1) Die frühere Vorjchrift, nach der lediglich die Aufichrift der zuleht vor der Antrags 
jtellung geflebten Beitragdmarfe enticheiden tollte, iſt mit Recht beſeitigt. 
Amtliche Nachrichten, 1894 Nr. 349 ©. 119, 
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Die Gleichheit der Kontrahenten und die Geredtig- 
keit im Berfihjerungsvertrage. 
Don 3. Auguſt in Wilmersdorf. 


(Schluß.) 

Wie verhalten ſich nun die Privatgeſellſchaften dieſer offenbar billigen For— 
derung der ſchnellen Unfallregulierung gegenüber? Hierüber genüge das Folgende: 
Die von einem Unfall betroffenen Verſicherten bezw. die Anſprucherheber haben 
der Geſellſchaft innerhalb einer beſtimmten Friſt — bei Todesfällen meiſtens inner— 
halb 24 Stunden, bei ſonſtigen Unfällen innerhalb 8 Tagen — hiervon Anzeige zu 
erſtatten. Ferner ſind die Verſicherten verpflichtet, möglichſt unverzüglich einen 
beliebigen approbierten Arzt hinzuzuziehen und bis zur Erledigung des Falles 
ununterbrochen in ärztlicher Behandlung zu bleiben und den ärztlichen Anord— 
nungen Folge zu leiſten. Der Geſellſchaft ſind die ärztlichen Atteſte in beſtimmten 
Friſten und Zwiſchenräumen einzureichen; ſie hat ſich weiter das Recht vor— 
behalten, die Verletzten von ihren beauftragten Aerzten unterſuchen und von ihren 
Beamten und Agenten kontrolieren und zur Förderung des Heilungsprozeſſes in 
eine Heilanftalt verbringen zu laffen. Iſt der Heilungsprozeß beendet, bezw. 
der Verſicherte aus der ärztlichen Behandlung entlaffen, jo ift er verpflichtet, der 
Gejellihaft das ärztliche Schluß-Atteft zuzuftellen. Auf Grund der ärztlichen 
Atteite und nad) Maßgabe der Verficherungsbedingungen jegt aladann die Ge: 
ſellſchaft die Entihädigung feit. Findet ſich der Verficherte bezw. der Aniprud: 
erheber durch die Entihädigung beichwert, und ift eine gütliche Einigung nicht 
herbeizuführen, jo muß von den 23 deutichen Gejellichaften, wie oben ausgeführt, 
bei 20 Gejellihaften eine Enticheidung über den Umfang der Entihädigung 
durch ein beſonderes Schiedögericht veranlaßt werden. 7 Gejellichaften (Stutt: 
garter, Frankfurter, Kölnische, Nordftern, Bayerische, Pr. National und Mann: 
heimer) jegen für die Beantragung des Schiedsgerichts feine bejondere Friſt; 
eine Gejellihaft (Oberrheinifche) eine joldhe von 8 Wochen; 8 Geſellſchaften 
(Victoria, Wilhelma, Thuringia, Rhenania, Vaterländiiche, Magdeburger, Fried 
rih Wilhelm und Urania) jchreiben 4 Wochen vor und endlich 4 Geſellſchaften 
(Altanz, Securitas, Neptun und Nürnberger) normieren dieje Friſt nur aul 
14 Tage. Werden dieje Friiten nicht innegehalten, jo gilt das Einverftändnis 
mit der Entihädigung der Geſellſchaft als feitgeitellt, und dem, Verſicherten ift 
die Beichreitung des Rechtsweges entzogen. Die Feſtſetzung einer Friſt betreffs 
Erklärung auf die Entſchädigungsofferte der Gejellichaft iſt ala durchaus gerecht: 
tertigt anzuerfennen, da auch den Intereſſen des Verſicherers Rechnung getragen 
werden muß. Der Verficherer hat nämlich ebenfalls ein lebhaftes Intereſſe an 
der baldmöglichiten und definitiven Erledigung der angemeldeten Unfälle. An: 
dererjeit? muß aber auch auf die Angemefjenheit diefer Friſt im Intereſſe der 
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Aniprucherheber Rüdficht genommen werden. Eine Frift von 14 Tagen, wie jolche 
4 Gejellihaften vorichreiben, ift entichieden zu kurz bemeflen und daher zu ver: 
werfen. Der geihäftsunfundige und unerfahrene Verficherte wird, zumal wenn 
er an einem Eleinen Orte wohnt, gewöhnlich einer längeren Zeit bedürfen, um 
fi in einer für ihn jo wichtigen Angelegenheit (3. B. bei Invaliditätsrenten!) 
genügend zu informieren und jeine Entichließung zu treffen. Aus diefem Grunde 
ftellen daher, wie vorbemerft, 7 Geſellſchaften gar feine, 8 Gejellichaften eine 
4 wöchentliche und 1 Gejellichaft eine 8 wöchentliche bejondere Friſt für die Be- 
antragung des Schiedägerichts. Von der Erwägung ausgehend, daß die Gejell- 
haften für die Austragung der vor den ordentlichen Richter gehörenden Streitig- 
feiten eine Friſt von 3—6 Monaten vorjehen, jo ift aud für die Bean: 
tragung eines Schiedsgerichts eine Friſt von mindeitens 3 Mo— 
naten zu verlangen. Diele Friſt beginnt vom Tage der Abgabe der jchrift: 
lichen Entihädigungsofferte der Geſellſchaft ab zu laufen. 

St nun der Zujammentritt des Schiedögerichtes beantragt, jo ergibt ſich 
die weitere, für die Verficherten ebenfalls höchſt wichtige Frage nämlich: innerhalb 
welcher Friſt muß nad) Beantragung bezw. nad) dem erfolgten Einigungsverfuche 
das Schiedsgericht zufammentreten ? 

Keine bejondere Friſt jchreiben 9 Geſellſchaften vor (Victoria, Stuttgarter, 
Kölnische, Wilhelma, Allianz, Teutonia, Securitas, Neptun,’) und Urania). 

Eine Friſt von 4 Wochen ftipulieren 6 Geſellſchaften (Thuringia, Norditern, 
Baterländiiche, Magdeburger, Bayeriihe und Mannheimer); 1 Geſellſchaft (Pr. 
National) beruft das Schiedögericht bereits innerhalb 14 Tagen. Die nod) ver: 
bleibenden 4 Gejellichaften jehen verjchiedene Termine für die Berufung des 
ES chiedögerichtes vor und zwar: 3 Geſellſchaften (Frankfurter, Oberrheiniiche und 
Friedrich Wilhelm) für Todesfälle 4 Wochen, „in jonftigen Fällen, ſobald die 
vorliegenden Tragen mit Sicherheit entſchieden werden können; bei Invaliditäts— 
Anſprüchen jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres, vom ünfalllage ab gerechnet“ 
und eine Geſellſchaft (Nürnberger) für Todesfälle 2 Monate, für ſonſtige Fälle 

„Ipäteitens binnen 3 Monaten, vom Beendigungstag der Hurzeit ab gerechnet.“ 

Um der Forderung einer möglichſt raſchen Erledigung der Schadenfälfe, die 
jowohl im Intereſſe des Verſicherten, als auch des Verſicherers liegt, gerecht zu 
werden, und um einer ungebührlichen Hinausſchiebung der Entſchädigungszahlung 
vorzubeugen, muß der Feſtſetzung einer Friſt, innerhalb welcher nach Beantragung 
eines Kontrahenten die Berufung des Schiedsgerichtes zu erfolgen hat, unbedingt 
zugeſtimmt werden. So wünſchenswert auch die ehethunlichſte ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung iſt, ſo muß doch auch hierbei wieder auf die Innehaltung einer 
angemeſſenen Friſt gebührend Rückſicht genommen werden. Dieſelbe darf nicht 
zu kurz bemeſſen ſein, damit der Verſichette ſich auch in Ruhe einen ihm kon— 
venierenden Schiedsrichter auswählen kann; für die Geſellſchaft hat eine kurze 
Terminierung weniger oder gar feine Nachteile, da fie infolge ihrer ſtetigen Be— 
rührung und Fühlung mit den Aerzten weit leichter und rajcher einen Echied3- 
richter zu ernennen in der Lage ift, ald der in dieſen Angelegenheiten häufig 
gänzlich unerfahrene WVerficherte. Aber auch eine zu lange Ausdehnung diejer 
Friſt hat ebenfalls wieder für den Werficherten die hauptſächlichſten Nachteile, 
denn hierdurch wird ihm der Entjjäbigungsbetrag fange vorenthalten, wodurch 





' Die Bedingungen beftiımmen nur, dab die Geſellſchaft gehalten iſt, nachdem der 
Berfiherte jeinen Schied3mann ernannt bat, binnen 14 Tagen ihrerieit3 ebenfall® einen 
Schiedsmann zu ernennen. 
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er, falls er jih in mißlichen Einfommens: und Vermögensverhältniſſen befinden 
folfte, leicht gezwungen werden fann, die ungünftige Offerte der Geſellſchaft zu 
jeinem Schaden annehmen zu müſſen. Etwaigen Berichleppungsabfichten dei 
BVerficherers muß daher durdy Vereinbarung einer Friſt die Spite abgebroden 
werden. Auch in diejem Falle ift u. E. eine dreimonatlide Frit, 
innerhalb welher nad dem Antrag eines Kontrahenten die Be: 
rufung des Schiedägerihtes erfolgen muß, als ausreichend und 
für beide Parteien als angemejjen zu betradten. 

Die Zahlung der Entihädigung muß möglichjt unverzüglich, nachdem die 
BZahlungsverpflichtung und die Höhe der Entihädigung feitgeleßt it, erfolgen. 
Die meiiten Gejellichaften unterſcheiden hierbei drei Modalitäten und zwar: 

1. bei Todesfallzahlungen, 2. bei Rentenzahlungen und 3. bei Zahlungen 
für vorübergehende Erwerbaunfähigfeit. 

1. In Zodesfällen zahlt 1 Gejellichait (Magdeburger) jofort; 1 Geiell: 
haft (Stuttgarter) innerhalb 4 Wochen und die übrigen 18 Gejellichaften inner: 
halb 14 Tagen nad) Feſtſtellung der Entichädigungsverpflichtung und der Höhe 
der Entihädigung. Dieje Zahlungsmweiie ift als eine befriedigende 
zu bezeihnen, da jelbit gegen die Ausbedingung einer Friſt von längitens 
4 Wochen feine jchwerwiegenden Einwendungen erhoben werden können. Die 
Vorbehaltung einer Friſt ericheint ſchon dadurch gerechtfertigt, daß die Todesfall: 
entihädigungen in vielen Fällen einen hohen Betrag ausmachen und infolgedeilen 
dem Derficherer eine gewiſſe Zeit zur Diiponierung über jeine flüſſigen Mittel 
gelaſſen werden muß. 

2. Ber Invalidität, d. i. eine vorausſichtlich lebenslängliche Beeinträch— 
tigung der Arbeits: bezw. Ermwerbsfähigfeit wird die eritmalige Rente gezahlt: 
von 13 Geſellſchaften (Victoria, Frankfurter, Kölnische, Allianz, Thuringia, Nord: 
ftern, DVaterländiiche, Magdeburger, Bayeriiche, Friedrich Wilhelm, Pr. National, 
Urania und Mannheimer) jofort; von 6 Geſellſchaften (Wilhelma, Rhenanta, 
Oberrheinifche, Securitas, Neptun und Nürnberger) innerhalb 14 Tagen und 
von einer Geſellſchaft (Stuttgarter) „nad Ablauf von 3 Monaten“. Mit 
Ausnahme der legten Gejellihaft ſind aud gegen dieje Zahlungs: 
weijen gewidtige Bedenken nicht zu erheben. 

Die weiter fällig werdenden Renten zahlen 17 Gefellihaften in vierteljähr: 
lichen Raten im voraus; 1 Gejellichaft (Neptun) in gleichen Raten poftnumerando; 
1 Gejellihaft (Stuttgarter) enthält ſich darüber jeglicher Angaben in den all 
gemeinen VBerjicherungsbedingungen. 

Für die Renten ift, wozu ſich aud die überwiegende Mehr: 
zahl der Geſellſchaften Ihon entſchloſſen hat, eine Pränumerando: 
zahlung zu poftulieren; die Gründe hiefür liegen derartig klar auf der 
Hand, daß es feiner weiteren Ausführungen bedarf. 

3. Die Entihädigung fürvorübergehende Erwerbsunfähigkeit 
und Kurkoſten zahlen aus: 17 Gejellichaiten nad) Beendigung der Erwerb’ 
unfähigfeit bezw. Kurzeit und 3 Gejellihaften (Wilhelma, Rhenania und Secu: 
ritas) innerhalb 14 Tagen nad endgültiger Feſtſtellung der Entihädigungs 
verpflihtung und des Betrages. Die Dauer der Entihädigung für vorüber: 
gehende Ermwerbsunfähigfeit bewegt ſich bei den einzelnen Gejellichaften in 
den Grenzen zwiichen 200 und 400 Tagen. “Eine große Härte iſt es fur 
den Verficherten, wenn bei Unfällen, die eine längere Heilungsdauer erfordern, 
die Entihädigung erſt nad) beendeter Kurzeit oder jogar noch jpäter aus 
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gezahlt wird. Diefem Mipftande Helfen auch jchon manche Gejellichaften 
in durchaus zmwedentiprechender Weile dadurch ab, daß fie dem Werficherten 
Abichlagszahlungen fonzedieren. So zahlen 6 Gefellichaiten (Stuttgarter, 
Kölniihe, Allianz, Norditern, Waterländiihe und Urania) auf Wunſch 
des Werficherten demjelben am Scluffe eine8 jeden Monat? auf Grund 
der eingereichten ärztlichen Attefte die Entihädigung aus; 10 Gejellichaften 
(Victoria, Frankfurter, Thuringia, Oberrheiniihe, Magdeburger, Bayerifche, 
Friedrich Wilhelm, Nürnberger, Pr. National und Mannheimer) haben fid) nad) 
ihrem freien Ermeſſen die Gewährung von Abichlagszahlungen oder Vorſchüſſen 
vorbehalten; der Berficherte hat jomit hierauf feinen rechtlichen Anſpruch. Bei 
4 Gejellichaften (Wilhelma, Rhenania, Securitas umd Neptun) find Abſchlage⸗ 
— Me: mern gänzlich ausgeichlofien. 

die Unfallverficherung, wie ſchon vorerwähnt, dem Werficherten nur den 
durch * Unfall entſtandenen Arbeits- bezw. Erwerbsverluſt und die durch den— 
ſelben verurſachten Aufwendungen wie: Arzthonorare, Medikamente ꝛc. erſetzen 
ſoll, ſo kann, wenn Teil- oder Abſchlagszahlungen der ihm vertragsmäßig zu— 
ſtehenden Entſchädigung nicht gewährt werden, der Verſicherte bei Unfällen, 
die eine längere Heilungsdauer erfordern, leicht in eine Notlage geraten. Der 
gewifienloje und ängftlid) nur auf jeinen Vorteil bedadjte Verficherer wird ſich 
diejen Umstand zu Nußen machen und beftrebt jein, den Verſicherten mit einer 
geringen einmaligen Zahlung gänzlid) abzufinden. E& muß daher nad: 
drüdlihit und eindringlidhit gefordert werden, daß dem Ver— 
jiherten bei Unfällen mit längerer Heilungsdauer in furzen 
Perioden (von 4 zu 4 Wochen) angemejjene Abſchlagszahlungen 
geleiftet werden, jelbitverftändlih nur unter der Vorausſetzung, 
daß eine Entihädigungsverpflihtung für die Geſellſchaft über: 
haupt beſteht. Zu letzterem Behufe hat fich die Gejellichaft innerhalb einer 
furzen, etwa auf 8 Tage bemejjenen Friſt nad) Eingang der Unfallanzeige und 
des erften ärztlichen Attejtes über ihre Entihädigungsverpflichtung zu erklären. 

Bezüglich der Koſten des jchiedsrichterlichen Verfahrens ift gleichfalls feine 
Einhelligfeit zu konſtatieren. 

Die Kosten fallen beiden Parteien zu gleichen Zeilen zur Laft bei 3 Ge- 
ſellſchaften (Magdeburger, Neptun und Pr. National). 

Die unterliegende Partei hat die Koften zu tragen bei 5 Gejellichaften 
(Stuttgarter, Kölnische, Seruritas, Bayeriiche und Mannheimer). Hiermit im 
mweientlichen übereinftimmend ift die Beitimmung bei 7 Geſellſchaften (Frank: 
furter, Wilhelma, Allianz, Thuringia, Oberrheinifche, Nürnberger und Urania), 
wonach die Kojten von der Gejellichaft zu tragen find, falls die Entichädigung 
den von ihr angebotenen Betrag überfteigt, im anderen Falle aber von dem 
Aniprucherheber. 

Eine Kombination diefer Syiteme haben die noch verbleibenden Gefell- 
halten angewandt, und zwar bejtimmen 3 Gefellichajten (Norditern, Vater: 
ländiiche und Friedrich Wilhelm), daß die Koften von dem unterliegenden Teil 
zu tragen find; iſt jedody der von dem Schiedögericht erfannte Grad der In— 
validität zwar höher als der von der Gejellichait feitgeftellte, aber geringer als 
der von dem Werficherten behauptete, jo werden die Koften zwiſchen beiden 
Parteien nad) Verhältnis geteilt, und endlich bei 2 Gejellichaften (Viktoria, 
Rhenania) hat der Anjprucherhebende die Koften zu tragen, wenn die Ent: 
heidung der Geſellſchaft beftätigt oder eine geringere Entihädigung feſtgeſetzt 
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wird; falls jedod) die Tyorderung des Anjprucherhebenden beitätigt wird, hat die 
Gejellihaft die Unkoften zu ‘übernehmen. In allen anderen Fällen treffen die 
Kosten beibe Parteien zu gleichen Zeilen. 


Die Analogie in betreff der Koften des Schiedägerichtes mit dem ordent— 
lichen Gerichte, bei welch' letterem regelmäßig die unterliegende Partei die 
Koſten des Rechtöftreites zu tragen hat, it als verfehlt abzumeilen; denn bei 
dem Sciedögericht, das, wie im vorjtehenden dargethan, meiltens nur über 
den Umfang (Dauer und Höhe) der Entihädigung enticheidet, handelt es ſich 
häufig nit um ein „Entweder“ — „Oder“, jondern nur um ein „Mehr“ 
oder „Weniger“. Diejes Mehr oder Weniger der Entihädigung läßt ich nicht 
nad jtarren Rechtsregeln bejtimmen, die Rechtſprecher ſelbſt find auch keine 
Berufsrichter, fie find überwiegend ärztlihe Sachverſtändige, was dem Weien 
der von ihnen zu enticheidenden Fragen entipricht. Während der Verficherer 
dad immanente Beltreben hat, die Entihädigung auf das möglichit niedrige 
Maß herabzudrüden, beabfichtigt der Verſicherte gerade das Gegenteil. Da 
beide Parteien ihre Anfichten auf ärztlihe Gutachten bafieren, jo wird aud 
bier, wie jo häufig in Streitfällen, das annähernd Richtige in der Mitte Liegen. 
Demgemäß ift es — abgejehen von Zweckmäßigkeitsgründen — 
billig und gerecht, daß die Koſten des Schiedägerihts von 
beiden Parteien zu gleihen Teilen getragen werden. Ein frivoles 
vom Zaunbrechen der Streitigkeiten it hierbei nicht zu bejorgen, da die Par: 
teien fi) von vorneherein bewußt ſind, daß fie gegebenenfalls unter allen Um: 
ftänden für die halben Koſten des Verfahrens auffommen müflen. 


Für die Beurteilung der Koftenfrage ift noch ein weiteres Moment von 
der größten Wichtigkeit nämlich: der Ort, an weldem das Schiedsgericht Ttatt: 
findet. Don den 20 Gejellichaften enthalten hierüber nur 5 in ihren all 
gemeinen Verficherungsbedingungen nähere Angaben und zwar: 2 Gejellicaiten 
(Alltanz und Urania) beftimmen, daß das Schiedögeriht am Site derjenigen 
General-Agentur der Gejellichaft zufammentritt, in deren Bezirk der betrerfende 
Berficherte feinen Wohnfi hat; 2 Gejellichaften (Nordftern und Bayeriiche) be 
halten fich die Beitimmung des Ortes des Zujammentrittes des Schiedögerictes 
von Fall zu Fall vor, während bei einer Gejellihaft (Securitas) dasjelbe ftets 
am Site der Geſellſchaft (Berlin) zufammenttritt. 


Was die erſten beiden Gejellichaften betrifft, jo leidet die Betimmung, dab 
das Schiedögeriht am Sitze derjenigen General-Agentur der Geſellſchaft zu: 
jammen zu treten hat, in deren Bezirk der Verficherte wohnt, an großer Un: 
beftimmtheit. Fürs erfte kann hieraus der Verficherte den Ort des Schieds— 
gerichtes nicht erjehen, da er den Sit der General-Agentur, zu welcher er gehört, 
jehr Häufig gar nicht fennen wird und zweitens kann die Gejellichaft den Sit 
der in Betracht fommenden General:Agentur jederzeit verlegen, ein Verfahren, 
das bei den Privatverficherungsgeiellihaften, die ihre General:Agentur:Bezirke 
nicht ftreng territorial begrenzen, oft zu beobachten ift. Deögleichen iſt die Be: 
ftimmung der beiden anderen Gejellihaften, wonach der Ort des Schiedsgerichtes 
von Fall zu Fall von der Gejellichaft feitgeießt wird, zu verwerſfen, da hier: 
durch der Jubjektiven Willfür des Verficherers Thür und Thor geöffnet ift. Zwar 
bejtimmt, aber darum nicht minder verwerflich, ift die Bedingung der nod ver: 
bleibenden Gejellichaft, bei welcher das Schiedsgericht ftets am Domizil derielben 
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ftattzufinden hat.) Dadurch kann der Verficherte gezwungen werden, abgeichredt 
durch die Ungewißheit des Ausganges des Ichiedsrichterlichen Verfahrens und die 
großen Koſten, auf das Schiedögericht gänzlich zu verzichten und ſich lieber mit 
der für ihn ungünftigeren Offerte der Gelellichaft zu begnügen. Wie bedeutend 
die Koften des Schiedögerichts werden fönnen, ſoll an nachſtehendem Beiſpiel 
gezeigt werden. Der in Metz mwohnende Berficherte hat fich entichloffen jeinen 
behandelnden Arzt zum Schiedsrichter zu ernennen, hierdurch erwachlen ihm 
folgende Ausgaben: ME. 150.20 Fahrkoſten (für ihn und jeinen Arzt Il. Klaſſe 
Retourbillet nad Berlin); ME. 96.— Berpflegungskoiten (je 3 Tage, für ihn 
ME. 12.— und für jeinen Arzt ME. 20.— pro Tag); ME. 150.— Stoften für die 
drei Echiedörichter und rund ME. 10.— ſonſtige Ausgaben für die Berufung 
des Schiedögerichts, Urteilsausfertigung, Stempelgebühren zc., jomit zufammen 
Mt. 406.20, 

-  Betradhten wir nunmehr das Verhältnis dieſer keineswegs zu hochgegriffenen 
Koſten zu der Entſchädigung. 

Das Alter des Berficherten joll 30 Jahre und die Verſicherungsſumme 
auf den nvaliditätsfall ME. 15000 betragen. Das Schiedsgericht billigt die 
Offerte der Gejellicyaft und der Verficherte muß bedingungsgemäß die ſchieds— 
richterlihen Koften übernehmen. Die zugebilligte 10°/oige Rente beträgt alsdann 
(nad der Rententabelle der Victoria) ME. 88.71 jährlidy und die erjte viertel: 
jährliche Rente jomit Mk. 22.18. Die von dem Berficherten jofort zu erftatten: 
den Koſten des Schiedögerichts abjorbieren mithin jeine Nente auf 4'/2 Jahre 


hinaus! 
Darüber können die Meinungen — von gemwilfen voreingenommenen, 
einfeitigen WVerfiherungspraftifern immer abgejehen — wohl nicht aus- 


einandergehen, daß derartige Beitimmungen im höchſten Grade ungerecht und 
daher verwerflich find, denn dem gewinnlüfternen Verſicherer wird durd) derartige 
drafoniiche Beitimmungen die Handhabe geboten, den Werficherten mit einer 
winzigen Entihädigung abzujpeiien. Aber auch das Ertrem: ftet3 das Domizil 
des Verſicherten ald Ort des Schiedögerichtes vorzujchreiben, muß vermieden 
werden, da ſich Hierdurd die Koſten, zumal wenn der Berficherte an einem 
Eleinen Orte wohnt, noch erhöhen fünnen. Eine für beide Parteien befriedigende 
Löſung — und dahin geht auch unjere Forderung — beiteht darin, daß als 
Ort des Zujammentritts des Schiedögerichtes ftets die Landes: 
bauptjtadt und bei größeren Staaten (3. B. Preußen) die Pro: 
vinzialhauptitadt des Staates bezw. Bezirkes, in welchem der 
Verſicherte zur Zeit des Unfalles wohnt, vorzujchreiben ift. 
In diefen Städten befinden ſich einerſeits ausreichende ärztliche und jonitige 
Sachverſtändige und andererfeits wird auch der Verſicherte in der Regel jeine 
Landes» bezw. Provinzialhauptitadt Ichon fennen, was für ihn nicht zu unter: 
ſchätzende Annehmlichkeiten hat. 

Um die Berwerflichkeit und Gefährlichkeit des Schiedsgerichts in ſeiner 
jegigen Verfaſſung draſtiſch darzuthun, genügt e8 Schon, ſich die höchſt bedenkliche 
Situation auszumalen, in der fich der ifolierte, unerfahrene, unfundige und 
redeungewandte Verficherte, deſſen Berteidigung in unzulänglicen Händen ift 
oder ganz fehlt, befinden muß, gegenüber einem, wenn auch nicht abjichtlich un— 


) Dieje Beitimmung ift übrigens jegt jhon nad den Konzeſſionsvorſchriften ver— 
ihiedener Staaten unzuläſſig; jo beijpieläweiie im Königreih Sachſen, Württemberg ꝛc. 
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gerechten, jo doch für ein objeftives Urteil keineswegs Gewähr bietenden, zum 
mindeften befangenen, von der Gefellihaft gewählten und jomit in abfichtlicher 
oder umabfichtliher Weije deren Intereſſen wahrnehmenden oder bevorzugenden 
Sciedörichterfollegium. Kommt noch hinzu, daß das Schiedsgericht am Ort 
und in den Räumen der Gejellichaft zulammentritt, dann kann diejelbe die Ver: 
teidigung ihrer Anträge durch ihre routinierten Direktoren, denen häufig nod 
der Rechtöbeiftand der Geſellſchaft (Syndikus) affiitierend zur Seite fteht, führen 
laſſen, was ein weiteres, faſt völliges Schwinden der Ausfichten für eine gerechte 
Beurteilung der Forderungen des Anjprucherhebers bedeutet. Und diejes Urteil 
joll inappellabel ſein! 


Nach derartigen Einrihtungen zu urteilen, wird der Unparteiiiche und in 
der Sache Unintereifierte zu dem Schluffe fommen, daß der Verficherte um des 
Verſicherers willen, und nicht der Verſicherer um des Verficherten willen da ift. 
Vom Standpunkte der guten Sitten und des Gemeinwohles geben dieje Ein: 
richtungen zu den erniteften Bedenken VBeranlaffung und find daher ohne Verzug 
zu bejeitigen bezw. in vernünftiger Weile umzugeftalten. 


Behalten die Gejellichaften für gewiſſe Streitigkeiten das Schiedägericht bei, 
was nad) dem oben von uns über die prinzipielle Berehtigung der Schieds: 
gerichte Gejagten zweckmäßigerweiſe von dem in Ausficht ftehenden Verficherungs: 
gejeß auch fernerhin ihrem freien Ermeſſen überlafjen werden jollte, jo find die: 
jelben zu zwingen, daß fie dieſes Schiedögericht den im obigen dargelegten 
Forderungen gemäß ausgeftalten. Geſchieht dies nicht, jo ift für alfe Streitig: 
feiten der zwar umftändlichere und meift koſtſpieligere, dafür aber auch gerechtere 
ordentliche Prozeßweg vorzuichreiben. Bezeichnend ift, daß die Unfallverficherungs: 
gejellihaften in der Schweiz das Schiedägeriht haben gänzlich fallen laflen, 
ficherlich infolge der muftergültigen, durch das eidgenöfliiche Verficherungsamt in 
Bern über die privaten Verfiherungs-Unternefmungen in der Schweiz ausgeübten 
Staatsaufficht. 


Die Frage einer gerechten Entihädigung ift nicht nur von großer privat-, 
ſondern aud von volfswirticaftlicher Bedeutung. Bezüglich der privatwirt- 
ſchaftlichen Bedeutung bedarf es hier feiner weiteren Ausführungen, dagegen jei 
in volfswirtichaftlicher Hinſicht nur kurz bemerkt, daß beifpielaweile infolge des 
Todes oder der nvalidität des Verficherten die Unterhaltungs: und Erziehungs 
fojten jeiner Kinder aus der Unfallentihädigung beftritten werden müſſen oder 
können. Hiermit iſt aber auch gleichzeitig eine ſoziale Bedeutung iniofern ver: 
fnüpft, als möglicherweile durch eine gerechte Entihädigung einem Herabſinken 
des Verficherten bezw. feiner Deſcendenten in eine fozial tiefere Schicht oder gar 
einem Anheimfallen der öffentlichen Armenpflege vorgebeugt werden kann. Nadı 
alledem hat auch der Sozialpolitifer in diefer Frage ein gewichtiges, wenn nicht 
gar ausjchlaggebendes Wort mitzureden. 

Aus den bisherigen, wenn auch nur mit möglichfter Kürze geführten und 
hiermit abgeſchloſſenen Unterſuchungen über die Schiedögerichte laſſen ſich Folgende 
Poſtulate aufftellen, deren Realifierung geeignet erjcheint, den guten Zuftand 
derjelben herbeizuführen: 

1) Die Wahl der Schiedsrichter muß von einer ſachkundigen Behörde 

ausgeübt werden. Für dieje Behörde fommt in erjter Linie das neue 
kaiſerliche Auffichtsamt für Privatverficherung in Betracht; 
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2) die Zahl der Schiedsrichter ift auf fünf zu erhöhen; hiervon 
müffen drei praftifche Aerzte und zwei aus der (Haupt:)Berufsitellung 
des Verletzten jein; 

3) die Beantragung und der Zuſammentritt der Schieds— 
gerichte muß innerhalb je 3 Monaten erfolgen; dieſe Friſten beginnen 
für die Beantragung der Schiedögerihte vom Tage der Abgabe der 
ſchriftlichen Entihädigungsofferte der Gejellihaft und für den Zuſammen— 
tritt vom Tage der Beantragung derjelben ab zu laufen; 

4) der Ort des Schiedsgerichtes ift ftets die Landeshauptitadt und 
bei größeren Staaten die Provinzial:, Bezirks: ıc. Hauptftadt desjenigen 
Staates bezw. Bezirkes, in weldhem der Wohnort des Verletzten (zur 
Zeit des Unfalles) Tiegt und 

5) Die Zahlung der Entihädigung hat möglichft unverzüglich nach 
deren Feſtſtellung zu erfolgen und zwar bei: 

a) Zodesfällen innerhalb vier Wochen ; 

b) Invaliditätsfällen: «@) die erſte Rentenzahlung innerhalb 14 Tagen und 
P) die weiteren Renten ſofort bei ihrer Fälligkeit in vierteljährlichen 
Vorauszahlungen und 

c) Kurfällen (Unfälle mit vorübergehender Arbeits: bezw. Erwerbs: 
unfähigfeit) innerhalb 14 Tagen; bei Unfällen mit längerer Heilungs— 
dauer find dem Berficherten von vier zu vier Wochen angemeffene 
Abſchlagszahlungen zu leiften. 


Soweit die aus dem Verficherungsvertrage entipringenden Streitigkeiten vor 
den ordentlihen Geridhten zum Austrag gebradyt werden müſſen, wird 
beiden Paciöcenten ihr volles Recht gewährleiftet. Ein bedeutjames Moment ift 
aud hierbei wieder der Gerichtsſtand, d. h. die örtliche Zuftändigfeit, da 
durch die Vereinbarung eines für den Verficherten ungünftig gelegenen Gerichtes 
derjelbe leicht abgejchredt werden fann, feine Rechte auf gerichtlihem Wege 
geltend zu machen. Als oberjter Grundjaß iſt demgemäß — daß der 
Gerichtsſtand für beide Teile örtlich ein gleich günſtiger ſein muß. Sechs 
Geſellſchaften (Victoria, Thuringia, Vaterländiſche, Securitas, Neptun’) und 
Urania) erkennen als ausſchließlichen Gerichtsſtand nur ihr Domizil an ;?) 
5 Gefellihaften (Wilhelma, Rhenania, Oberrheiniiche, Providentia und Friedrich 
Wilhelm) überlaffen die Wahl dem Verficherten bezw. Aniprucherheber, ob er den 
ordentiihen Richter an dem Orte, an welchem die Police ausgeftellt ift, oder 
den Richter am Domizil der Gejellichaft anrufen will; 


2 Gefellichaften (Frankfurter und Kölnische) vereinbaren, daß die klagende 
Partei die Wahl hat zwiichen dem Geriht am Site der zuftändigen General- 
Agentur oder dem des Domizild der Geſellſchaft; 

2 Gejellihaften (Bayeriihe und Mannheimer) überlaffen der klagenden 
Partei die Wahl zwiſchen dem ordentlichen Gerichte des Domizil des Wer: 
ficherten oder des Gejellichaftäfites ; 


») Brämienforderungen fünnen vom Neptun auch bei dem Gerichte des Wohnfiges 
des Verliherten geltend gemacht werden ($ 14). 

?) Die Verjiherungsbedingungen enthalten meijten® nod die (jelbjtverftändliche) 
Bemerkung: „Daß joweit die Konzejlionsbedingungen einzelner Staaten bejondere Be- 
ffimmungen über den Gerichtsſtand enthalten, dieje maßgebend jind.“ 

Annalen des Deutihen Reichs. 1902, 50 
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1 Geſellſchaft (Pr. National) läßt entweder das ordentliche Gericht am 
Wohnſitz ihres General:Agenten, in deſſen Bezirk die Verſicherung abgejchlofien 
worden ilt, oder dasjenige des Domizild der Gejellichaft gelten; 

1 Geſellſchaft (Teutonia) vereinbart das ordentliche Gericht desjenigen 
Drtes, wo ſich die zuftändige General-Agentur befindet; dem Verficherten bezw. 
Aniprucherheber iſt jedoch auch freigeftellt, das Gericht des Domizils der 
Geſellſchaft anzurufen ; 

1 Gejellihaft (Atlas) nimmt Recht entweder vor dem ordentlichen Gericht 
desjenigen Ortes, an welchem die Police auögejtellt ift, oder des Wohnſitzes 
des Verſicherten; 

2 Geſellſchaften (Allianz und Norditern) beftimmen, daß alle Streitigfeiten 

vor die ordentlichen Gerichte der Hauptitadt desjenigen Staates des Deutichen 
Reiches, in welchem der Verficherte nad; Maßgabe der Police jein Domizil hat, 
gehören; 
1 Gejellichaft (Magdeburger) vereinbart, daß die Streitigkeiten vor ben 
ordentlichen Gerichten des Wohnortes desjenigen General-Agenten, zu deſſen 
Bezirk das Domizil der beflagten Partei gehört, zum Austrag zu bringen find. 
Gerichtöftand der Gelellichaft ift Magdeburg ; 

1 Gejellichaft (Nürnberger) vereinbart das ordentliche Gericht „der Haupt: 
ftadt desjenigen Staates des Deutichen Reiches, in welchem der Verficherte nad) 
Maßgabe der Police jein Domizil hat; in Preußen nimmt die Bank auch, je 
nad) Verlangen des DVerficherten, in dem Gerichtsſtande ihres Generalbevoll: 
mächtigten für den betreffenden Staat, in demjenigen des Agenten, welcher die 
Verficherung vermittelt hat, oder im Gerichtöftande des Verficherten Recht. Die 
Bank nimmt aber auch Recht vor dem ordentlichen (nicht Handels-) Gericht 
ihres Domizil. Bei Klagen der Bank fteht diejer in allen Fällen das Recht 
zu, die Verſicherungsnehmer auch vor den Gerichten des Wohnfiges derjelben zu 
verklagen“, und endlid) 

1 Geſellſchaft (Stuttgarter) vereinbart feinen bejonderen Gerichtäftand, es 
haben daher bei ihr die Gerichtäftände der Civil-Prozeß-Ordnung ihre Geltung. 

Zu diefen Beitimmungen über den Gerichtsjtand, die an Buntichedigkeit 
nicht viel zu wünjchen übrig laſſen, ift kurz folgendes zu bemerken. 

Die Vereinbarung des ausichließlichen Gerichtsſtandes am Site der Geiell- 
ihaft ift für den auswärts wohnenden Verſicherten mit mancherlei Nachteilen 
verfnüpft und daher abzulehnen. Durd) das mit dem 1. Januar 1902 in volle 
Wirkſamkeit getretene Reichsgeſetz über die privaten VBerfiherungsunternehmungen 
vom 12. Mai 1901 ift diefe Beitimmung rechtsunwirkſam geworden, denn das 
Gejeß beiagt im $ 115 Abſatz 3: „Für Klagen, die aus dem Verficherungs: 
geichäft innerhalb des Bundesitaates beziehungsweile der zuiammengehenden 
Bundesftaaten gegen die Unternehmung erhoben werden, iſt das Gericht zu: 
ftändig, wo der Hauptbevollmädhtigte jeinen Wohnfig hat. Dieſer Gerichtsitand 
darf nicht vertragsmäßig ausgeichloffen werden.“ Dieler Gerichtäftand, der dem 
Kläger nicht entzogen werden fann, iſt fein ausjchließlicher, denn es können durd) 
den TIhatbeitand oder beiondere Vereinbarung noch andere Gerichtsitände be: 
gründet fein, jo daß dann der Kläger eventuell unter mehreren Gerichten die 
Wahl hat.) Durch dieje gejegliche Beitimmung ift unftreitig einem dringenden 

!) Bergl. die Kommentare zu diejem Gejeß, in&bejondere den vorzüglichen Karl 
Deybeck'ſchen Kommentar (Leipzig, A. Deichert 1902) Seite 148, ferner H. Könige (Berlin 1. 
Suttenberg 1901) 213f.; Alexander-Katz (Berlin, F. Bahlen 1901) Seite 202 11. 
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Bedürfnis in einer im ganzen bejriedigenden Weiſe abgeholfen worden, wenn aud) 
nicht zu verhehlen ift, daß eine genauere Bezeichnung des Gerichtsſtandes erwünſcht 
geweſen wäre, da der Fernſtehende den Ort dev Niederlaſſung der Verſicherungs— 
unternehmung und jomit das zuftändige Gericht hieraus nicht jofort erfieht. 
Unjeres Dafürhaltens verdiente diejer geſetzlichen Vorſchrift gegenüber die jetzige 
Beitimmung der Gejellichaften Allianz und Nordftern den Vorzug, wonach die 
ordentlichen Gerichte der Hauptjtadt desjenigen Staates des Deutichen Reichs, 
in welhem der Verficherte nad) Maßgabe der Police jein Domizil hat, aus- 
Ihlieglich zuftändig find, jedoch mit dem gleichen, von uns oben für die örtliche 
Zuftändigkeit der Schiedögerichte gemachten Zuſatze, daß bei größeren Staaten 
(3. xy Preußen) die Gerichte der betreffenden Provinzialhauptftädte kompetent 
jein follen. — — 

Sämtliche Gafeliſchaften unkerſcheiden beim Unfallriſiko drei Arten und 
zwar: 1. Unfälle, welche den Tod des Verſicherten innerhalb einer beſtimmten 
Friſt (meiftens 1 Jahr vom Tage des Unfalls an gerechnet) zur Folge haben; 
2. Unfälle, welche eine vorausfichtlich lebenslängliche, gänzliche oder teilweije 
Arbeits: bezw. Ermwerbaunfähigfeit (Invalidität) des Verficherten innerhalb einer 
beftimmten Frift (meiften® 1 Jahr vom Tage des Unfalles an gerechnet, mit 
Ausnahme der Magdeburger, welche feine Friſt ftipuliert,) nach ich ziehen und 
3. Unfälfe mit vorübergehender Arbeits: bezw. Erwerbsunfähigfeit (Kurkoften- 
fälle). Für diefe drei ftreng auseinandergehaltenen Eventualitäten verlangen 
alle Gejellichaften gejonderte Prämienjäge, es muß daher auch gefordert werden, 
daß die Entihädigungen ftreng getrennt und nicht mit einander vermengt bezw. 
beim Eintritt mehrerer oder aller drei Eventualitäten dem Werficherten un— 
gerechtjertigte Abſtriche von den Entihädigungen gemadt werden. Wie ſich 
diefer a priori aufzuftellenden Forderung gegenüber die Gefellichaften verhalten, 
ſoll jetzt nachgewieſen werden. 

1. Im Todesfalle zahlen 4 Geſellſchaften (Allianz, Atlas, Urania und 
Mannheimer) die Todesfallverſicherungsſummen voll aus; 15 Geſellſchaften 
(Victoria, Frankfurter, Kölnische, Wilhelma, Thuringia, Rhenania, Norditern, 
Oberrheiniiche, Waterländiiche, Magdeburger, Teutonia, Bayeriiche, Friedrich 
Wilhelm, Nürnberger und Pr. National) ziehen die bereits gezahlten Renten 
oder Kapitalabfindung für Invalidität ab; eine Gejellihaft (Stuttgarter) kürzt 
die Verficherungsjumme um den „zuvor gezahlten Betrag”, mit Ausſchluß einer 
bereits geleiteten Nentenzahlung für teilweile Invalidität; eine Gejellichaft 
(Providentia) bringt alle wegen des gleichen Unfalles bereit3 geleiteten Ent: 
Ihädigungen von der Todesfallſumme in Abzug und endlid) 2 Gejellichaften 
(Securitas und Neptun) ziehen alle von dem Werftorbenen bezogenen Ent: 
Ihädigungen ab. Es bedarf wohl feiner weiteren Begründung, daß nur die 
Einrichtung der erftgenannten 4 Geſellſchaften eine befriedigende it; doch das 
Eine jei nur erwähnt, daß die Todesfalljumme die Sicherftellung der Hinter: 
bliebenen des Verunglücdten bezweden joll, welcher Zweck nicht erreicht wird, 
wenn hiervon Abftriche gemacht werden, die mit dem getrennten Todesfallriſiko 
in feinem Zuſammenhange ftehen. 

2. Im Invaliditätsfalle beginnt der Rentenbezug bei 9 Geſellſchaften 
Pictoria, Trankfurter, Teutonia, Nürnberger, Bayeriiche, Norditern, Ober: 
theinifche, Baterländiihe und Atlas) vom Tage des Unfalles; bei 2 Gejell: 
haften (Kölniihe und Securitas) vom Tage der ärztlichen Behandlung ab; 
bei 10 Geſellſchaften (MWilhelma, Allianz, Thuringia, Rhenania, Magdeburger, 
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Providentia, Neptun, Friedrih Wilhelm, Pr. National und Urania) mit dem 
Eintritt der Invalidität und 2 Gejellichaften (Stuttgarter und Mannheimer) 
geben hierüber in ihren Bedingungen nichts an. 

Da die Invalidität die Folge des Unfalles ift, jo ſcheint es auch geredit, 
daß der Rentenbezug vom Tage bes jchädigenden Ereignifjes, d. i. des Unfalles, 
ab beginnt und nicht erſt mit dem Eintritt der Invalidität. Der Unfalltag 
wird aud wohl in den meiften Fällen leicht mit Sicherheit feftzuftellen jein, 
während der „Eintritt der Invalidität” ein elaftiicher Begriff ift und daher 
leicht zu Streitigkeiten Veranlaflung geben kann. 

Hat jedoch der Verficherte eine KHurkoftenentihädigung von der Gejellichait 
erhalten, jo beginnt die Invaliditätsrente erſt: bei 13 Gejellichaften (Frankfurter, 
Kölnische, Wilhelma, Allianz, Thuringia, Oberrheiniiche, Providentia, Teutonia, 
Friedrich Wilhelm, Nürnberger, Pr. National, Atlas, Urania) mit dem Tage, 
mit dem die Zahlung für Kurkoſten aufgehört bat; bei 4 Gefellichaiten 
(Victoria, Nordftern, Magdeburger und Neptun) mit dem Tage der Feſtſtellung 
der Invalidität. Die Geſellſchaften wollen durch dieje Beitimmungen offenbar 
einer Kumulierung der Entihädigung vorbeugen, wodurd fie jedoch den Ber: 
fiherten in zweifacher Hinſicht benadhteiligen. Erſtens ift, wie ſchon vorbemerft, 
das Invaliditätsriſiko vollftändig unabhängig von dem Eintritt der beiden anderen 
Eventualitäten — Tod und Kurkoſten —, da der Verficherte hiefür eine bejondere 
Prämie entrichtet, infolgedeſſen iſt es auch gerecht, daß der Verficherer die In— 
validitätsentichädigung unbejchadet der etwa gleichzeitigen Entihädigung für den 
Todesfall und oder für die Kurfoften leiftet. Zmeitens bedeutet auch der gleich 
zeitige Bezug der Kurkoſten, welche ſtets nur auf eine beichränfte Dauer 
(200—400 Tage) gewährt werden, und der Invaliditätsrente feine Bereicherung 
für den Verficherten; denn während die Entihädigung für Kurkoſten bei ſchweren 
Unfällen und joldhe find in der Regel diejenigen, die eine Invalidität Hinter: 
(alien, faum oder nicht ausreichend find, joll die Invaliditätsrente, welche unjerer 
Forderung gemäß ſtets vom Unfallstage ab beginnen muß, einen Erjat für den 
dur den Unfall entitandenen Arbeits: bezw. Erwerböverluft bieten; die Ver 
fiherung leiftet in ſolchen Fällen alfo nur den Erjat des durch den Unfall ent: 
ftandenen Schadens. 

2 Geſellſchaften (Stuttgarter und Bayeriiche) leisten überhaupt feine Ent- 
Ihädigung für vorübergehende Erwerbsunfähigfeit und Kurkoften, wenn der Ver: 
fiherte in den Genuß einer Anvaliditätsrente tritt, und 1 Gelellichaft (Securitas) 
zieht, gleich) wie bei der Todesjallentihädigung, aud) von der nvaliditätsent: 
Ihädigung alle von dem Verficherten jchon bezogenen Entichädigungen, alſo Kur: 
foften, ab. Zur Illuſtrierung der Verwerflichkeit dieſer Beitimmung greifen wir 
auf das ſchon von uns im andern Zulammenhang gebrauchte Beifpiel zurüd. 
Da die betreffende Geſellſchaft die Kurkoſten für längftens 200 Tage vergütet 
und der Verficherte einen Betrag von ME. 10.— bei völliger Arbeitsunfähigkeit 
verfichert hat und er infolge des Infalles die erften 100 Tage gänzlich, die 
mweiteren 50 Tage zur Hälfte und die reftlihen 50 Tage zu "/a erwerbsunfähig 
geweſen jein joll, jo beträgt die Entſchädigung für KHurkoften ME. 1000 +MEf.250 + 
Mt. 125 = 1375 ME. Der Unfall joll eine 10 /oige Invalidität hinterlaſſen, 
was eine Jahresrente von Mk. 88.71 ausmacht, und da die Kurfoftenentihädigung 
von der Nente abgezogen wird, jo erhält der Verficherte 15'/s Jahre lang feine 
Rente. Durch eine derartige drakoniſche Beſtimmung ift der Rentenbezug in 
vielen Fällen geradezu illuſoriſch. 
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Aber noch weiter! Auch bezüglich der Höhe der Entichädigung für vorüber: 
gehende Erwerbsunfähigkeit und Kurkoſten verfahren nicht alle Gejellichaften 
gerecht. Der verficherte Entichädigungsbetrag joll, dem Welen der Berficherung 
entiprechend, felbjtverftändlic; nur dann voll ausgezahlt werden, wenn der Ber: 
ficherte infolge des Unfalles gänzlich arbeits- bezw. erwerbsunfähig ift, andern— 
falls joll nur ein dem Grade der Erwerbsunfähigkeit entiprechender Teil ver- 
gütet werden. Sieben Geſellſchaften (Frankfurter, Thuringia, Norditern, Securitas, 
Zeutonia, Atlas und Urania) normieren jedoch, daß bei teilweijer vorübergehender 
Erwerbsunfähigfeit höchſtens die Hälfte des verficherten Betrages entichädigt wird, 
eine Einrichtung, deren Gerechtfertigkeit jchwerlich plaufibel begründet werden 
fann. Es iſt nämlich nicht einzujehen, warum zum Beiſpiel bei einem Ber: 
fiherten, der infolge des Unfalles nur eine oder einige Stunden des Tages jeine 
alfernotwendigften Berufsgeichäfte verrichten kann, die Entichädigung ſogleich auf 
mindeftens die Hälfte herabgejegt werden joll. Die überwiegende Mehrzahl der 
Geiellichaften (16) hat daher auch dieje ungerechte Beitimmung nicht eingeführt 
bezw. wieder fallen laſſen. 

Hiermit find die ungeredhten Beitimmungen im Unfall-Berfiherungsvertrage 
noch nicht erichöpft, e8 find noch folgende drei Fälle hervorzuheben. Die Gejell- 
ſchaften haben ſich ſämtlich das Recht vorbehalten, bei wieder eintretender er: 
böhter oder gänzlicher Arbeits: oder Erwerbsjähigfeit die Rente verhältnismäßig 
oder völlig aufzuheben. 

Das gleiche Recht dem Verſicherten zugeftanden bedeutet: bei zunehmender 
Arbeits: bezw. Erwerbsunfähigfeit die Rente entiprechend zu erhöhen.) Seine 
Gejellichaft hat ſich jedoch bisher zu dieſer gerechten Beſtimmung entichloffen. 
Mag aud der Hauptgrund in affefuranzstechniichen Schwierigkeiten bezüglich der 
hierdurch entitehenden Schwankungen in den Rententejerven zu juchen jein, To 
fönnen und müflen diefe Schwierigkeiten doc, überwunden werden; denn einer: 
jeits ift Diefe Forderung jchon vom Standpunkte der Gerechtigkeit aus geboten 
und andererjeits ift diejelbe für den Verficherten von der allergrößten Wichtigfeit. 
Die affefuranzstehniichen Schwierigkeiten find u. E. feine unüberwindlichen, uns 
will es jcheinen, daß bei einer größeren Zahl von Rentnern im Laufe der Zeit 
zahlreiche Rentenherabjegungen ftattfinden, die ſich mit den Rentenerhöhungen 
annähernd fompenfieren werden, jo daß eine große Fluktuation in den Renten— 
rejerven und hierdurch ein bedeutender Einfluß auf das Geichäftsergebnis des Ver— 
fichererd nicht zu befürchten fteht. Für den Verficherten aber iſt die Renten: 
erhöhung von tiefreichender Wichtigkeit für fein ganzes wirtichaftliches Leben. Verliert 
3. B. der Verficherte infolge eines Unfalles einen Finger, wofür er bedingungs- 
gemäß eine Rente von 5—7”/o erhält, jo kann jpäter auch noch der betreffende 
Arm des Verficherten, nachweislich infolge des Unfalles, gebrauchsunfähig werden. 
Die Rente bleibt trotzdem diejelbe, während der Verficherte vor der definitiven 
Rentenfeitiegung in diefem Falle eine Rente von 50 - 60°/o erhalten hätte. Die 
Privatunfallverfiherung ſollte fih in diefem Punkte die ftaatlihe Unfallver: 
fiherung, welche fie mit ihrem Hohn und Spott überjchüttete und vereinzelt 
aus barer Unkenntnis noch überjchüttet, zum Vorbild dienen laſſen. Gemäß 
3 65 des Unfallverficherungsgejeßes vom 6. Juli 1884 fann nämlich auf Antrag 


!) Bei den Berufsgenojjenihaften ijt es jogar üblich, die Renten nachträglich reis 
willig zu erhöhen, wenn jpäter Thatj achen befannt werden, die auch dem Schiedsgericht 
entgangen waren. Bergl. van der Borg bt, zur Frage der Bewährung der berufsgenojjen- 
Ihaftlihen Verwaltung in Schmoller8 Jahrbücher, 1899, Seite 341. 
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oder don Amtöwegen eine anderweitige Feltitellung der Rente eintreten, Tall 
in den Verhältniffen, welche für die Feſtſtellung derjelben maßgebend geweſen 
find, eine wejentliche Veränderung eintritt. 

Da jedod) aus geichäftlichen Gründen das Verlangen des Verficherers: jeine 
Rentenzahlungen möglichft ziffermäßig genau firiert zu haben, nicht abgewieſen 
werden fann, und es ferner öfters jehr jchwer fallen dürfte mit der Erbringung 
des Nachweiſes, daß die verminderte Arbeits: bezw. Erwerbsfähigkeit mit dem 
vor vielen Jahren erlittenen Unfall im Zujammenhang fteht, jo it ein Ausweg 
in einer für beide Zeile angemefjenen Friſt zu juchen. Innerhalb dieler Friſt, 
die wir auf 5 Jahre vorichlagen, kann auf Antrag der Parteien die Rente er: 
höht oder herabgeſetzt werden. 

Nach jedem Schadenfalle, auch wenn derjelbe eine Entihädigungspflicht der 
Geſellſchaft nicht begründet, haben ſich alle Geſellſchaften das Recht vorbehalten, 
meiltens innerhalb einer näher präzifierten Friſt (14 Tagen) nad) der Ent: 
Ihädigungszahlung oder Ablehnung, vom PVertrage, unter Zurüderftattung der 
vorausbezahlten Prämie, wieder zurüdtreten zu können. Gegen die Berechtigung 
diefer Beitimmung laſſen ſich ſchwerwiegende Einwendungen nicht erheben ; diejelbe 
ericheint vielmehr ſchon dadurch gerechtfertigt, daß der Verſicherer infolge des 
Schadenfalles zu der Einficht gelangen kann, daß ihm das übernommene Riſilo 
in objeftiver oder jubjektiver Hinficht nicht oder nicht mehr zufagend it. Anderer: 
ſeits ift aber auch das gleiche Recht vem Verficherten zu gewähren, denn er kann 
im Schadenfalle die mikliche Erfahrung machen, daß ſich die Gejellichaft ihrer 
Verpflichtungen zu entziehen verjucht oder rigoros oder veratoriich mit ihm ver: 
fährt, was in ihm das naheliegende und berechtigte Verlangen nad) einer vor: 
zeitigen Vertragsauflöjung erweden kann. Nur die Gejellihait „Neptun“ hatte 
früher (Allg. Bed. für die Einzel-Unfall-Berfiherung 5 m. II. 95) auch dem 
Verſicherten das Rücktrittsrecht nach einem Scadenfalle eingeräumt. 

Es ift eine jelbitverjtändliche Forderung, daß der Verficherer nur dann 
einen Anjpruc auf die Prämie erheben fann, wenn die Verficherung valediert. 
Mit dem Erlöſchen der VBerficherung muß daher auch die Verpflichtung zur 
Prämienzahlung aufhören, event. die vorausbezahlte Prämie zurücdvergütet werden. 
Die Hauptiälle des vorzeitigen Erlöfchens der Unfallverficherung, d. h. vor Ablauf 
der urjprünglich vereinbarten Verficherungsdauer find: im Schadenfalle und im 
Falle der Verficherte eines natürlichen, jomit feine Entſchädigungspflicht für die 
Gejellichaft involvierenden Todes jtirbt. Treten die Gejellihaften nad einem 
Schadenjalle vom Vertrage zurüd, welches Necht fie ſich, wie oben dargethan, 
allein ausbedungen haben, jo zahlen ſie ſämtlich die vorausbezahlte anteilige 
Prämie, meiftens unter Abzug von 25 %0 für Verwaltungskoſten, zurüd. In 
alle eines natürlichen Todes dagegen zahlen nur 6 Geſellſchaften die voraus 
bezahlte Prämie zurüd und zwar 5 Gefellichaften (Allianz, Oberrheiniiche, Neptun, 
Friedrich Wilhelm und Urania) rüdvergüten die über das laufende Berficherungs 
jahr Hinausbezahlte Prämie, abzüglih 25 %/ für Verwaltungstoften, und be 
einer Gejellichait (Providentia) erfolgt in foulanter Weiſe ſtets die Rückzahlung 
der anteiligen Prämie — ohne jeglichen Abzug — vom Tage des Todes des 
BVerficherten ab. — — 

Wenn wir auf unſere, allerdings nur mit möglichſter Kürze auf die 
typiſchen Fälle beſchränkten Unterſuchungen zurückblicken, jo iſt das Ergebnis, 
daß von einer Gleichheit der Kontrahenten im Verſicherungsvertrage in vielen 
und dazu noch meiſtens für den Verſicherten bedeutſamſten Punkten nicht ge 
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Iprohen werden kann, daß der Verficherungsvertrag nod zahlreiche ungerechte, 
lediglich) die Intereſſen des Verfichererd wahrende, den Werficherten ſchwer be— 
nachteiligende Beitimmungen aufzuweiſen hat. Hierin ift auch die Hauptquelle 
zu juchen, aus welcher die Animofität gegen die Verficherung im allgemeinen 
und die Privatverfiherung im bejonderen entipringt. Andererſeits hat id) 
aber auch ergeben, daß die Verträge des bejonnenen und einfichtsvollen Ver: 
ficherers ſchon jetzt die hoffnungsvolliten Elemente und Anſätze zu einer gerechten 
Ausgeitaltung derjelben enthalten, welche bei weiterer Ausbildung einen be- 
jriedigenden Zuftand verheißen. 

Infolgedeſſen find auch unjere pofitiven Vorſchläge und Tyorderungen feine 
radikalen, fie knüpfen lediglih an die bejtehenden Zuftände an, eine Weiter: 
und Fortbildung der Gleichberechtigung des Verficherten und die Verwirklichung 
der dee der Gerechtigkeit im Verficherungsvertrage und eine harmonijche Ver: 
löhnung der Intereſſen des Werficherers und des Berficherten bezwedend. 

Da jedody der Verſicherer in der Regel der wirtichaftlic ftärfere Zeil tft 
und als jolcher, ſei es bewußt oder unbewußt, jeine günftigere Poſition zu 
jeinem Vorteil ausnußt und nicht zu erwarten fteht, daß er aus freien Stüden 
allmählich ſämtliche ungerehten Beitimmungen aus dem Berficherungsvertrage 
eliminieren wird, weil ſein Sonderintereffe demjenigen des Verficherten und der 
Gejamtheit oft diametral entgegenläuft, jo muß zur Schlichtung des unvermeid- 
lien Intereſſenkampfes der Gejeßgeber eingreifen. Je eher und je gründlicher 
die entiprechenden Maßnahmen getroffen werden, um jo mehr wird ſich das 
Verfiherungswejen zum Vorteil der direkt Beteiligten und der Gefamtheit entwideln. 
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Aus den Gefekblättern. 


(Das Gentralblatt für dad Deutſche Reich, Minifterialblätter ac. find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt des Beidys-Gefetblattes. 


„ Nr. 37: Bel., betr. die wechjelfeitige Benachrichtigung der Militär: und Poligi: 
behörden über das Auftreten übertragbarer Stranfheiten v. 22. 7. 1902. S. 257, 358. — 
Ar. 35: Bet, betr. die dem internationalen Uebereintommen über den Eifenbahnfradt: 
verkehr beigefügte Liſte v. 27. 7. 1902 ©. 259. 


II. Gefeke, Staatsverträge und landesherrliche Verordnungen 
der Bundesfiaaten mit mindeftens 1 Million Einwohnern: 


Gejeg-Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 33: Bel. des Tertes des Geſetzes betr. das Pfandrecht an Privateijenbahnen 
und Kleinbahnen und die Zwangsvollitredung in diefelben v. 19. 8. 1895 im der nad 
dem Gejege v. 11. 6. 1902 geänderten Faflung v. 8. 7. 1902 Geſ. über die Bahnein 

eiten] ©. 237--253,. — Rr. 34: Gej., betr. die Abänderung einzelner Beſtimmungen dei 
Ugemeinen Berggeiees v. 24. 6. 1865. Bom 7. 7. 1902 S. 55— 257. — Königl, Ver: 
ordnung wegen ftelung der nach dem Gejege, betr. die Ueberweiſung weiterer Dota: 
tionsrenten an die PBrovinzialverbände, vd. 2. 6. 1902 zu gewährenden Jahresrenten D. 
22. 6. 1902 ©. 2358—260. — Wr. 35: Gej., betr. die Abgrenzung und Geftaltung der 
Berufögenofienjchaften auf Grund des 8 141 deö Unfallverfiherungsgejeges für Land: um) 
orjtwirtichaft (Meichd-Gejegbl. 1900 ©. 641) v. 16. 6. 1902 ©. 261—2%64. — Ar. 36: 
ej., betr. die Bildung von Gefamtverbänden in der a Kirche des Konſiſtorial⸗ 
bezirkes Gafjel v. 22 6. 1902 [Unlage: Kichengeieß) S. 265—269. 


< 


Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreicd Bayern. 


Ar. 33: Königl. Deklaration, die Einfommenftener betr. dv. 28. 7. 1902 ©. %1, #2. 
— Nr. 34: Schulbedarfgeieh v. 28. 7. 1902 ©. 265—282. — Nr. 37: Finanzgeich für 
Die XXVI. Finanzperiode 1902 und 1903 v. 10. 8. 1902 [Nach $ 14 Abſ. 2 wird der 
820 Abi. 2 der IX. Verf.Beil. jowie die als Berfafiungsgeieg geltende Verordnung vom 
16. Auguft 1817, die den Bedienjteten bei Verſetzungen zu bewilligenden Umgzugsgebühren 
betr., mit dem Zeitpunkt des nfrafttretens einer neuen Kgl. Verordnung über die 
Umzugögebühren aufgehoben] Beilagen A, Bund C zum Finanzgeſetze: Haupt-Ueberſicht der 
Deren keläcieen Staat3-Einnahmen und Ausgaben für ein Jahr der XXVI. Finanzperiode 
1902 und 1903. [Ordentliche Staatd-Einnahmen 453 404 691 M., Zuſchuß aus den Mebr 
einnahmen des Jahres 1900 1500 000 M., Gejamtiumme der Einnahmen 454 904 691 R 
Ausgaben auf die Erhebung, Berwaltung und den Betrieb 210 208 693 M. Staatsaus- 
aben 244 695 998 M, Gejamtjumme der Ausgaben: 454 904 691 M.]) S. 433. — 
r. 35: Geſ., den Bedarf für Poftbauten, Telegraphen: und Telephonanlagen betr. D. | 
10. 8. 1902 [Unlehen zur Aufbringung von 20619700 M.) S. 451-453. — Königl 
Allerh. Verordnung, die — einer Agrikulturbotaniſchen Auſtalt betr. v. 9. 8. 102 
S. 454-456. — Nönigl. Allerh. Verordnung, die Errihtung von Sektionen für Bil: 
bachverbauungen betr. v. 9. 8. 1902 ©. 456458. — Königl. Allerh, Verordnung, die 
Errihtung neuer Bezirksämter betr. v. 9. 8. 1902 ©. 459, 460. — Wr. 39: Gei., dat 
Nachlaßweſen betr. v. 9. 8. 1902 S. 463—469. — Nr. 40: Königl. Allerh. Verordnung, 
die Neuregelung des kulturtechniſchen Dienftes betr. v. 15. 8. 1902 ©. 471—4ib. — 
Königl. Allerh. Verordnung, die Errihtung neuer Landbauämter betr. v. 15. 8. 1902 
S. 416, 477, 
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Gejeß: und Verordnungsblatt für das Königreih Sachſen. 


16. Stück: Nr. 62. Gei., die Aufnahme einer dreiprozentigen Rentenanleihe betr. v. 
4.7.1902 [Nominalbetrag: 100 Millionen Markt) S. 281—283. — Nr. 65. Landtagsabjchied 
für die außerordentliche Ständeverfammlung des Jahres 1902 [Givillifte, Apanagen ıc.] 
v. 10. 7. 1902 ©. 285. — 17. Stüd: Wr. 68. Gej., die Gewährung von Wohnungsgeld: 
zuſchüſſen betr. v. 16. 7. 1902 S. 259— 293. — Nr. 70. Gej. iiber die Zwangsvollſtreckung 
wegen Geldleiftungen in Verwaltungsſachen v. 18. 7. 1902 ©. 294—313. — Nr. 71. 
Kirhengej., die Gewährleiftung des Stelleneinfommens von Geiftlihen und Kirchendienern 
betr. v. 22. 7. 1%W2 ©. 314—316. 


Gejeg- und Verordnungs-Blatt für da8 Großherzogtum Baden. 


Ar. XXIV: Geſ, die —— des Geſ. v. 15. 8. 1898 über den Beſuch des 
ewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsunterrichts betr. v. 17. 7. 1902 ©. 191. — 
ej., die Nenderung des Landesgeſetzes v. 24. 3. 1888 über die Ausführung der Unfall: und 

Krankenverfiherung und des Landesgejeges v. 7. 7.1892 über die Ausführung der Kranken— 

verfiherung betr. v. 17. 7. 1902 ©. 192— 195. — Landesherrlihe Verordnung, die Koften 

in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarfeit und bei der zum spollftredung in 
dad unbewegliche Vermögen betr. v. 23. 7. 1902 ©. 195 — 197. — Mr. XXY: Gei., die 

Erbauung einer Nebenbahn von Mosbad nah Mudau betr. dv. 23. 7. 1902 ©. 199, 200. 

— Gej., die Erbauung einer Nebenbahn von Biberadh nah Oberharmersbach betr. v. 

27. 7. 1902 ©. 200, 201. — ®ej., die Erbauung einer Nebenbahn von Obericefflenz 

nad) Billigheim betr. v. 27. 7. 1902 S. 201, 202. — Geſ, die Gemeindebeftenerung und 

dad Gemeindewahlredht betr. v. 27. 7. 1902 S. 203—206. — Gej., die Abänderung des 

Fahrniöverficherungsgejehes vom 30. Juli 1840 betr. 8. 27. 7. 1902 ©. 206, 207. — 

Gej., die Fürſorge für Beamte in Folge von Betrieböunfällen betr. dv. 27. 7. 1902 

©. 208—214. — Bel., die Nenderung des Landesgeſetzes vom 24. März 1888 über die 

Ausführung der Unfall und Krankenverſicherung und des Landesgejeßes vom 7. Juli 1892 

über die Ausführung der Kiranfenverficherung betr. v. 31. 7. 1902 [Dieje Bel. bringt den 

Tert des Gejepes, die Ausführung der Unfall: und Krankenverfiherung betr. auf Grund 

Sei. v. 17. 7. 1902] ©. 215—224. — Wr. XXVI: Geſ., die Abänderung des Gebände- 

verficherungögejehes vom 29. März 1852 betr. V. 3. 8. 1902 ©. 225—235. — Gej., die 

Meberleitung der ehelichen Güteritände des älteren Rechts in das Reichsrecht betr. v. 

4. 8. 1902 ©. 235—239. — Nr. XXVIL: Geſ., die Erziehung und den Unterricht nicht 

vollfinniger Kinder betr. v. 11. 8. 1902 ©. 241—246. — Landesherrl. Verordnung, die 

Abänderung ded Fahrnisverfiherungsgejeßes betr. v. 11. 8. 1902 [Inkrafttreten der 

Novelle] ©. 247. — Bel., die Abänderung des Seieaiiteeiberuugtarienn betr. v. 

12. 8. 1902 [Neue Faſſung des Geſetzes] S. 247—253. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 

Nr. 43: Gej., die Herſtellung weiterer Nebenbahnen betr. v. 12. 7. 1902 [Anleihe] 
©. 293, 29. — Wr. 46: Gej., die Ruhegehaltöverhältniffe und die Berforgung der Hinter: 
bliebenen der Beamten der BainRedar-Bahn betr. v. 12. 7. 1902 ©. 325, 326. — Ar. 47: 
Sej., die Herftellung einer VBerbindungsbahn zwiichen der Strede Yampertheim— Mannheim 
und dem neuen Rangierbahnhof Mannheim der Badiihen Staatsbahn betr. v. 19. 7. 1902 
Anleihe: 240 000 M.] ©. 327, 328. — Großh. Verordnung, die Aufhebung der Ver— 
ordnung vom 20. Juni 1900 [über die Eintragung der Grunddienitbarkeiten] betr. v. 
30. 7. 1902 ©. 328. — Wr. 49: Großh. Verordnung, die Gebühren für die Fortführung 
der biöherigen Grundbücder und der Ortögrumdbücer betr. v. 2. 8. 1902 ©. 331, 332. — 
Großh. Verordnung, die Gebühren für die Wahrung der Veränderungen, welche während 
der Offenlegung der nach der bisherigen Geſetzgebung noch aufzuftellenden Grundbücher 
vorzunehmen find, betr. v. 2. 8. 1902 ©. 332, 333. — Wr. 50: Gei., die Aenderung des 
Geſetzes über die Landeöfenerlöfhorduung vom 29. März 1890 betr. V. 2. 8. 1902 
©. 335, 336. — ®ej., über die Ergänzung und Abänderung des Geſetzes vom 28. Sep— 
tember 1890, die Brandverficherungdanftalt für Gebäude betr., in der Faſſung der Be: 
fanntmadhung vom 30. September 1899. Vom 2. 8. 1902 ©. 336—339. — Gef., die Aen— 
derung des br = vom 8. März 1898 über die Bildung der Stadtverordneten-Verſamm— 
lung der Stadt Worms für die Zeit vom 1. April 1898 bis zum 31. Dezember 1902 
betr. v. 2. 8. 1902 ©, 340. — Bel. des Staatdminifteriumd der Juſtiz, betr. den Tert 
des Gejepes, die Gefinde-Ordnung betr. in der vom 1. Januar 1900 an geltenden 
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Faſſung v. 23. 7. 1902 [Bringt den berichtigten Tert des Art. 15, nachdem in der Bel. 
v. 3. 8. 1899 ein Berjeben unterlaufen ift] ©. 341, 342. — Wr. 51: Gei., das Eigentum 
an Slirchen, en ıc. betr. v. 6. 8. 1902 ©. 343—349. — Nr. 52: Gei., die 
Landeöfreditlafle betr. v. 6. 8. 1902 ©. 351-356. — Nr. 53: Gel, die Wohnu 

fürjorge Pe Minderbemittelte betr. v. 7. 8. 1902 ©. 357—361. — Wr. 54: Gei. über 
die Öffentlichen Sparkaſſen v. 8. 3. 1902 (Folgt nachſtehend im Abdruck) S. 263—372. — 
Nr. 55: Gei., die Handelskammern betr. v. 6. 8. 1902 ©. 373—384. — Nr. 61: Gei., 
die Befoldungen der Gendarmen und die Polizeikoften betr. v. 27. 8. 1902 ©. 433435. 
— Gei., die Disziplinarverhältniffe der Gendarmen betr. v. 27. 8. 1902 ©. 435, 436. 


Großh. heifiiches Gefeh Über die öffentlihen Sparkaffen vom 8. Auguſt 1902. 
(Bergl. Annalen des Deutichen Reichs 1901 ©. 161 ff.) 


ERNST LUDWIG von Gottes Gnaden Großherzog von Helfen und 
bei Rhein x. x. 


Wir haben mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände verordnet und verordnen 
hierdurch, wie folgt: 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 1. 


Eine Sparkaſſe iſt eine öffentliche Sparkaſſe, wenn ſie als ſolche ſtaatlich anerkannt iſt. 


Artikel 2. 


Vorausſetzung der ſtaatlichen Anerkennung iſt, daß die Sparkaſſe den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes entſpricht und Gemeinde- oder Kreisanſtalt iſt (Gemeinde-, Kreis-Spartafie) 
oder von einem rechtsfähigen Verein betrieben wird, deſſen Mitglieder ausſchließlich 
Gemeinden oder Kreiſe ſind (Bezirksſparkaſſe). 

Die ſtaatliche Anerlennung erfolgt nur auf Antrag. Sie ſteht dem Miniſterium des 
Innern zu und iſt im Negierungsblatt zu veröffentlichen. 


Artikel 3. 


Die öffentlihen Sparkaſſen ſtehen unter jtaatliher Auffiht. Inſoweit die Aufliht 
nicht dem Minijterium des Innern vorbehalten tft, wird fie unter der oberen Leitung 
.. Minifteriums durch das Kreisamt ausgeübt, in deſſen Kreis die Sparkaſſe ihren 
Sitz hat. . 
Die Nehnungen der Sparkajjen werden von der Ober-Rechnungskammer geprüft 
und abgejchlojien. Die Vorichriften für die Prüfung und den Abſchluß der Gemeinde: 
rehnungen finden hierbei entiprechende Anwendung. 

Die Einrihtungen der Sparkaſſen und die Geihäftsführung derielben in alen 
Zweigen der Verwaltung find mindejtens in jedem zweiten Jahr der Prüfung durd) einen 
der Vertretung und Verwaltung der Kaſſen nicht angehörigen ſachverſtändigen Revier 
zu unterwerfen, den der Kaſſenvorſtand im ftändigen Amte oder von Fall zu Fall er 
nennt. Das Kreisamt, und bei Kreisiparfajien oder Bezirksſparkaſſen mehrerer Kreiſe das 
Minifterium des Innern, hat dieje Ernennung zu beftätigen und, falls der Boritand 
zögert, den Reviſor jelbit zu beitellen. 

Die Jahresbilanzen und Revifionsberichte find auszugsweije in den Amtäblättern 
der Sparlaliebezirfe zu veröffentlichen. 


Artikel 4. 


Die Verfaſſung einer öffentlichen Sparfafie wird, joweit jie nicht auf den Lor 
ichriften dieies Geſeßes oder auf allgemeinen Necdtsvorjchriften beruht, durch die Sapung 
der Sparkaſſe bejtimmt. 

Die Sapung muß Beitimmung treffen über: 

1. die Verwaltung und — ——— der Sparkaſſe, ſowie über die Beſtellung 
und die Rechte und Pflichten der Vertreter; 

2. die weſentlichen Grundſätze für die Kaſſe- und Nehnungsführung; _ 

3. die Anlegung des zum Sparfafienvermögen gehörenden Geldes, jomeit das 
jelbe nicht zur Beitreitung von Ausgaben bereit zu halten ift; 

4. die Berechnung und Verwendung des NReingemwinnes. 
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Artikel 5. 


Die Anlegung des zum Vermögen gehörenden Geldes in heijiihen Staatsſchuld— 
verihreibungen oder in Echuldverjhreibungen der heſſiſchen Hypothekenbant, jowie der 
Vertrieb diejer Papiere ift zuläſſig und darf durch die Sagung nicht ei Ban werden. 

Der Bertrieb der in Abjap 1 genannten Schuldverichreibungen begründet für die 
öffentlichen Spartajien keinerlei Staats- oder Gemeindefteuerpflicht. 


Artikel 6. 


Zur Dedung von Berluften ift eine NRüdlage zu bilden, deren Höhe mindejteng 
zehn Prozent des geſamten Guthabens der Einleger betragen muß. 

Sp lange die Rücklage den in Abjag 1 bezeichneten Betrag nicht erreiht hat, muß 
ihr mindejten® die Hälfte ded Reingewinnes —— werden. 

Die Anlegung des zehnten Teils der Rücklage in Altien der Heſſiſchen Hypothelen— 
bank iſt zuläſſig und darf durch die Satzung nicht beſchränkt werden. 


Artikel 7. 


Das Verfahren der Zwangsvollſtreckung im Verwaltungswege findet auf For— 
derungen der öffentlichen Spartajien in gleicher Weile Anwendung, wie auf diejenigen 
Semeindeforderungen, welche jich nicht auf en oder jonjtige von der Verwaltungs 
behörde genehmigte oder geieglich den Gemeindeabgaben gleichgejtellte Ausichläge gründen. 

Die Aufjichtsbehörde ijt ermächtigt, für die Beitreibung der Forderungen einer 
Öffentlihen Spartafje auf dem Berwaltungswege nur einen Vollzugsbeamten zu bejtellen, 
auch wenn der Bezirt der Sparkaſſe jich über verjchiedene Kreiſe eritredt. Bor der Bes 
ftellung jind die beteiligten Kreisämter zu hören. 


Artikel 8. 


Die Urkunde über eine Erklärung oder ein Erjuchen einer öffentlichen Sparkaſſe, 
auf Grund deren eine Eintragung in das Grundbud, in das Mutationsverzeichnis oder 
in das Hypothekenbuch erfolgen joll, gilt, fall3 jie von dem zuftändigen Vertreter der Spar— 
fafie ordnungsmähig unterichrieben und mit Siegel oder Stempel der Sparkaſſe verjehen 
it, ald eine öffentlihe Urkunde. 

Eine Urkunde der in Abjaß 1 bezeichneten Art jteht, foweit es fih um die Löſchung 
eines der im Artifel 40 Abſatz 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1893, Grundeigentum und 
Hypothekenweſen in der Provinz Rheinheſſen betreffend, bezeichneten Rechte oder um die 
Löſchung einer Beihränfung oder einer Sperre handelt, einer gerichtlichen oder notariellen 


Urkunde gleich. 
Artikel 9. 


Die Staatd- und Gemeindebehörden find verpflichtet, den Erſuchen der Borjtände 
öffentlicher Sparkaſſen in derjelben Weife zu entiprechen, wie den Erſuchen der Gemeinde— 
behörden des Großherzogtums. Inwieweit dieſe Dilfeleiftung entgeltlich oder unentgeltlich 
au gewähren ijt, wird durch die von Unſerem Minijterium des Innern zu erlafienden 
Ausführungsbeitinnmungen fejtgeiegt. 


B. Sefondere beſtimmungen für die Gemeinde- und Kreisfparkafen. 


Artikel 10. 


Die Feitftelung und die Menderung der Sapung erfolgt im Wege ftatutariicher 
Anordnung der Gemeinde oder des Kreiſes. 


Artikel 11. 


Das Vermögen der Sparkaſſe mu von dem übrigen Vermögen der Gemeinde oder 
des Kreiſes getrennt verwahrt, verrechnet und verwaltet werden und fann erjt nach Bes 
friedigung der Sparkafjegläubiger für die übrigen Gläubiger der Gemeinde oder des 
Kreiies Verwendung finden. 
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C. Befondere Behimmungen für die Bezirksſparkaſſen. 
Artikel 12. 


=. Sapung muß, außer über die in Artikel 4 bezeichneten Punkte, Bejtimmungen 
enthalten 

über den Eintritt und Austritt der Mitglieder, 

darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu leiſten find, 

. darüber, ob und welche Anjprüde einem austretenden Mitgliede an den 
Berein zuftehen, 

über die Zeit, auf welche die Vertreter in die Mitgliederverjammlung zu 
wählen find, 

über die VBorausjegungen und die Form der Berufung, jowie die Zuftändig: 
feit und die Beurkundung der Beſchlüſſe der Mitgliederverjammlung, 
über die Rechtsverhältnifie der Beamten der Sparkaſſe, 

über den Sig der Kaſſe, 

über die Verwendung des Vermögens im Falle der Auflöſung des Vereins. 


Artikel 13. 


Der Borftand wird durch die Mitgliederverfammlung gewählt. Wählbar it jeder 
im Bereinsbezirt oder am Siße der Sparkafie Wohnende, welcher die allgemeinen Er: 
fordernifie der Wählbarkeit zum Mitgliede des Gemeinderat® oder der Stadtverordneten: 
verfammlung in der Gemeinde jeines Wohnſitzes befitt. 

Mitglieder des Vorſtandes oder Beamte einer anderen Sparkaſſe oder einer Anitalt, 
welche ähnliche Erwerbszwecke verfolgt, fönnen zu Mitgliedern des Borjtandes der Spar: 
kaſſe nicht gewählt werden. 

Die Borjtandsmitglieder haben Si und Stimme in der Mitgliederverjammlung. 


Artikel 14. 


Die an dem Verein beteiligten Gemeinden oder Kreiſe üben ihr Stimmrecht in 
der Mitgliederverijammlung durch Vertreter aus, melde von den Drtsvorjtänden oder 
Kreidtagen auf die in der Sakung bejtimmte Zeit aewählt werden. 

Mitglieder des Borjtandes oder Beamte einer anderen Sparkaſſe oder einer Anitalt, 
welche ähnliche Erwerbszwede verfolgt, fünnen zu Vertretern nicht gewählt werden. 


Artikel 15. 


Die Sapung joll Beitimmungen darüber enthalten, welche Stimmenzabl jeder 
Gemeinde oder jedem Kreis in der Mitgliederverjammlung zujteht. Mangels jolder 
Beitimmungen bemißt ſich die Zahl der Stimmen, welde jedem Mitgliede in der 
eig: zujteht, nah dem Berhältnifie, nach welchem die Mitglieder zur 

edung eines Fehlbetrags beizutragen haben, falls die bereiten Mittel ded Vereins zur 
Erfüllung jeiner Verbindlichkeiten nicht ausreichen. 


Artikel 16, 


Jedes Mitglied des Vereins fann jo viele Vertreter bejtellen, ald ihm Stimmen in 
der Mitgliederveriammlung zujtehen. Die Koften der Mitgliederveriammlung trägt dit 
Vereinskaſſe. 

Die Mitgliederverſammlung kann zur Vorbereitung ihrer Beſchlüſſe einen oder 
mehrere Ausſchüſſe wählen. 

Artikel 17. 


Beamte des Vereins, deren Nechtöverhältnifie fih auf Grund der Sapung nad den 
gejeglichen Vorſchriften über die Nechtöverhältnifie der Gemeindebeamten bejtimmen und 
deren Anjtellung von der Auffichtsbehörde bejtätigt worden iſt, find den Gemeindebeamten 

leid zu achten und ihre dienstliche Thätigkeit bei der Sparfafje wird bei einem etwaigen 
Eintritt in den Staatsdienit dem Gemeindedienjt gleich geachtet. 
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Artikel 18. 


Inſoweit die bereiten Mittel des Vereins einſchließlich der Mittel der Rüclage zut 
Erfüllung ſeiner Verbindlichteiten nicht ausreichen, werden die zur Erfüllung dieſer Ver 
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bindlichleiten erforderlihen Mittel auf die Mitglieder nah) Maßgabe der Urtifel 19 und 
20 ausgeichlagen. 

Die auf Grund des Abſatzes 1 geleifteten Zahlungen find den Mitgliedern zurück— 
zuerjtatten, jobald da& Vereinsvermögen es geitattet. 


Artikel 19. 


Die Satzung joll Bejtimmungen darüber enthalten, in welchem Berhältnifie die Mit: 
glieder zur Dedung eines Fehlbetrags beizutragen haben, fall die bereiten Mittel des 
Bereind zur Erfüllung feiner Verbindlichfeiten nicht ausreichen (Artikel 18), Mangels 
jolher Bejtimmungen wird diejes Verhältnis in der Weije berechnet, daß zur einen Hälfte 
die leßtmalig amtlich feitgeftellte Bevölferungsziffer der beteiligten Gemeinden oder Kreiſe, 
zur anderen Hälfte die Geſamtſumme der in dieſen Gemeinden oder Kreifen zur Ver— 
mögengjteuer veranlagten Vermögen zu Grunde gelegt wird. 


Artikel 20. 


Der Ausichlag erfolgt durch die Aufjicht3behörde auf Antrag oder von Amtswegen. 

Zur Antragitellung jind der Borftand, die Mitgliederverfammlung, jedes Mitglied 
und jeder Gläubiger des Vereins berechtigt. Der Vorſtand ift zur Untragitellung ver- 
pflichtet, jobald die im Artifel 18 bezeichnete Vorausſetzung vorliegt. Die Verfügung 
der Auffichtöbehörde erfolgt nach Prüfung der Sachlage ichriftlich und ift mit Gründen 
zu verjehen. 

Ueber den Widerfprud einer Gemeinde gegen den Ausſchlag enticheidet in eriter 
Injtanz der Kreisausſchuß des Kreijes, in welchem die Sparkaſſe ihren Sit hat, in zweiter 
Injtanz det Provinzialausihuß, in letzter Anftanz der VBerwaltungsgericht3hof nad) Maß— 
gabe des Artifeld 67 Abſatz 1 des Geſetzes vom 12. Juni 1874, die innere Verwaltung 
und die Vertretung der Kreiſe und der Provinzen betreffend. 

Ueber den Widerjprucd eined Kreiſes gegen den Ausſchlag entiheidet in erfter 
Injtanz der Provinzialausſchuß, in legter Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof nad Maß— 
gabe des Wrtifel3 67 Abſatz 1 des Geſeßzes vom 12. Juni 1874, die innere Verwaltung 
und die Vertretung der Kreiſe und der Provinzen betreffend. 

Auf die Verfolgung des Rekurſes und das Verfahren finden die beftehenden Be- 


flimmungen Anwendung. 
Artikel 21. 


Um dem Berein ald Mitglied beizutreten, oder um mitteljt Kündigung den Austritt 
aus dem Verein zu erklären, bedarf eine Gemeinde der Genehmigung des Kreisamts, ein 
Kreis der Genehmigung des Minifterium des Innern. 

Die Genehmigung zum Austritt ift zu verjagen, wenn der Austritt überhaupt oder 
zur Zeit für die Sparkafie, die Gemeinde oder den Kreis von erheblidem Nachteile fein 
würde. Vor Erteilung oder Berjagung der Genehmigung ift der Vorjtand der Spar— 


fafje zu hören. 
Artikel 22. 


Die Genehmigung zum Austritt einer Gemeinde aus dem Verein joll, unbeichadet 
des Artikels 21 Ablat 2, in der Negel nicht verfagt werden, wenn die Gemeinde nicht 
zu dem Sreije gehört, in welchem der Verein jeinen Sig hat, und fie einem Sparkaſſen— 
verein ihres eigenen Kreiſes ald Mitglied beitreten will, aud) Bedenfen gegen die Ge— 
nehmigung diejes Beitritt3 nicht beſtehen. 

die Vorichrift des Abjages 1 findet auch dann entiprechende Anwendung, wenn 
der Austritt aus einem Verein des Kreiſes erfolgen joll, dem die Gemeinde angehört, 
der beabfichtigte Eintritt in einen anderen Verein desjelben Kreiſes aber im Hinblick auf 
den Ort jeined Sitzes und die bejtehenden Verkehrsverhältnifje mit erheblichen Vorteilen 
für die, Gemeinde verbunden it. 


Artikel 23. 


Die Kündigung, dur welche der Austritt aus dem Verein erflärt wird, ift nur 
für den Schluß eines Geichäftsjahres zuläffig; fie hat jpäteftens drei Monate vor dem 
Schluſſe des vorausgehenden Geihäftsjahres ſchriftlich zu erfolgen. 

Der Borjtand hat die Kiindigung alsbald in den Kreisblättern derjenigen Kreije 
u veröffentlihen, auf welche jich der Bezirt der Sparkaſſe eritredt. In den gleichen 
Blättern hat der Vorſtand demnächſt den erfolgten Austritt zu veröffentlichen. 
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Artikel 24. 


Den Mitgliedern dürfen für den Fall ihres Austritt aus dem Verein weiter 
Anſprüche als jolhe auf Rüdzahlung geleijteter Beiträge und Auszahlung zugefallener 
Anteile an den Ueberſchüſſen nicht eingeräumt werden. Die Befriedigung zuläffiger An⸗ 
jprüche darf nur injoweit erfolgen, als dur fie eine Minderung der Rüdlage unter den 
im Artifel 6 Abſatz 1 bezeichneten Betrag nicht herbeigeführt wird. 


Artikel 25. 


Reicht das bei dem Austritt eines Mitglieds vorhandene Vermögen einſchließlich 
der Rücklage und aller Gejhäftsguthaben zur Dedung der Schulden nicht aus, jo hat 
da8 ausgeſchiedene Mitglied von dem Fehlbetrage den es treffenden Anteil an den 
Berein zu bezahlen; der Anteil wird nach dem Verhältniſſe bejtimmt, in welchem das 
Mitglied zur Dedung eines Fehlbetrags beizutragen hat (Artifel 18 ff.). 


Artikel 26. 


Wird der Verein binnen jech® Monaten nad dem Ausicheiden eines Mitgliedes 
aufgelöft, jo gilt das Mitglied ald nicht ausgeichieden. 


Artikel 27. 


Fällt nah der Safung das Vermögen de3 aufgelöjten Vereins den Mitgliedern 

u, jo ijt es von denjelben zu wohlthätigen oder gemeinnügigen Zweden zu „verwenden. 
ie Verwendung iſt von der Auffichtöbehörbe zu genehmigen und zu überwahen. 

Die Vorſchrift des Abſatzes 1 findet injoweit feine Anwendung, als durch das an 
gefallene Vermögen Eintrittögelder oder Beiträge eines Mitgliedes erjtattet werden. 


Artikel 28. 


Im Falle nad) der Sapung ein Gewinn den Mitgliedern zufließt oder das Ver: 
mögen des aufgelöjten Vereins denjelben anfällt, hat die Verteilung des Vermögens oder 
des Gewinns unter die Mitglieder nach demjelben VBerhältnifie zu erfolgen, nach welchem 
die Mitglieder zur Dedung eines Fehlbetrags beizutrageu haben, wenn die bereiten 
Mittel des Vereins zur Erfüllung feiner Verbindlichkeiten nicht ausreichen (Artikel 19. 


Artikel 29. 

Die Auffihtöbehörde ift berechtigt: 

1. die Geihäftsführung der Organe und der Beamten der Sparfajie, ind 
bejondere des Rechners, zu unterfuchen, 

2. die Einberufung der Mitgliederverjammlung zu verlangen und die Leitung 
der von ihr einberufenen Verſammlung ohne eigenes Stimmredt zu über 
nehmen, 

3. die Ausführung der Beichlüffe über die Verwendung des Reingewinns zu 
beanstanden, 

4. die Ausführung folder Beſchlüſſe zu beanjtanden, welche gelet- oder jagung* 
oder rechtöwidrig find, oder welche geeignet find, die Mitglieder oder die 
Einleger zu jchädigen. , 

Der Erlaß und die Abänderung von Geſchäfts- oder Dienftanweijungen bedürten 
der Genehmigung der Aufiichtsbehörbde. J 

Die in den 88 29 und 37 des Bürgerlichen Geſetzbuchs den Amtsgerichten über 
tragenen Obliegenheiten und Befugniſſe fommen in Anjehung der Spartafien der Auf: 
ſichtsbehörde zu. 

Artikel 30. 

Verſagt das Kreisamt eine von ihm zu erteilende Genehmigung, oder beanjtandet 
es die Ausführung eines Beichluffes, jo enticheidet der Rreisnusihun. Gegen die Ent: 
icheidung des Kreisausſchuſſes findet Rekurs an den Provinzialausihuß und gegen denen 
Entiheidung an das Minifterium das Innern jtatt. Auf die Verfolgung des Rekurſes 
und das Verfahren finden die beſtehenden Beſtimmungen Anwendung. 
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D. Uebergangs- und Schlußbehimmungen. 


Artikel 31. 
Der Tag des Inkrafttretens dieſes Gejepes wird durd Verordnung bejtimmt. 


Artikel 32. 


Nah dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes kann eine Gemeinde oder ein Kreis einer 
anderen alö einer öffentlihen Sparkaſſe nit als Mitglied beitreten und die Haftung 
für die Berbindlichkeiten einer anderen als einer öffentlichen Sparfafje wirfiam nicht 
übernehmen. 

Sit bei dem Inkrafttreten diejes Gejeges eine Gemeinde oder ein Kreis für die Ber: 
bindlichfeiten einer Sparkaſſe haftbar, jo erliicht die Haftbarfeit für alle nad dem Ablaufe 
de3 31. Dezember 1907 entjtehenden Verbindlichleiten der Sparfajie, falls innerhalb diejer 
Friſt die Sparkaſſe die Rechte einer öffentlichen Sparkaſſe nicht erlangt hat. 


Artikel 33. 

Abweichend von der Vorichrift des Artikels 16 Abjap 1 können diejenigen Spar- 
fajien, welche jeither Einzelperjonen al® Mitglieder hatten, bei ihrer Ummwandlung in 
Öffentliche Sparkaſſen beſchließen, daß dieſe Einzelperfonen bis zu der nächiten, nach dem 
31. Dezember 1907 jtattfindenden Neuwahl der Gemeindevertreter zu der Mitgliederver: 
jammlung (Artifel 14) als Vertreter der Gemeinde ihres Wohnortes in der Mitglieder: 
verjammlung gelten. Wird hierdurd die Zahl der nah den Sabungen der Spartaije 
für die Gemeinde jtimmberechtigten Perjonen überichritten, jo bejtimmt in Ermangelung 
einer Verftändigung der Bemeindevoritand die Perionen der zur Stimmführung Berechtigten. 
Die übrigen Berjonen nehmen an der Beratung ohne Stimmrecht Teil; Sap 2 des Artikels 16 
Abjap 1 findet auf fie nicht Anwendung. 


Artikel 34. 


Die am Tage des Inkrafttretens dieſes Gejeges im Amte befindlichen Mitglieder 
des Vorjtandes bleiben in diefem Amt bis zur jagungsmähigen Erneuerung des Vor— 
ſtandes und jind bei diejer und den folgenden Erneuerungen wieder wählbar. 


Artikel 35. 
Unjer Minifterium des Innern ijt mit der Ausführung diejes Gejehes beauftragt. 
Urkundlich Unjerer eigenhändigen Unterichrift und beigedrüdten Großherzoglicdhen 
Siegels. 
Darmſtadt, den 8. Auguſt 1902. 


(L. 8.) ERNST LUDWIG. 
Rothe, 


Misrellen, 


Statiftif der Bierbeftenerung in Bayern 1901. 


Nach der von der Generaldireftion der Zölle und indirekten Steuern ſoeben 
veröffentlichten Statiftit betrug die Zahl der 1901 in Bayern betriebenen Braun: 
bierbrauereien 4495 (1900: 4563) mit einem Gejamtmalzverbraud von 
7463754 hl (1900: 7575 049 hl). Hieraus wurden 17 635 623 hi (17 748 202 hl) 
Bier erzeugt. Weißbierbrauereien beitanden im Berichtsjahre 1347 (1401), 
welche aus 45 104 hi (47 348 hl) Malz, 173 011 hi (186 797 hl) Bier erzeugten. 
Der Gejamtverbraudan Braumalz bezifferte fich demnach auf 7 508 858 hl 
(7622397 hl). Nach der Höhe des Malzverbrauchs berechnet. hatten von 
den insgeſamt 10 278 Braunbierbrauern (10362), darunter 6312 Kommunbrauer, 
6323 (6318) einen Mtalzverbraud) von weniger ala 190 hl, 1073 (1117) 
einen foldhen von 101 — 200 hi, 491 (525) bis zu 300 hl, 325 (314) bis zu 
400 hl, 237 (239) bis zu 500 hl, 295 (313) bis 700 hl, 309 (322) bis 1000 hl, 
550 (565) bis 2000 hl, 247 (223) bis 3000 hl, 123 (125) bis 4000 hl, 82 
(80) bis 5000 hl, 38 (44) bis 6000 hl, 77 (71) bis 10000 hi, 58 (55) bis 
20000 hl, 29 ı29) bis 40000 hl, 16 (16) bis 100000 hi und 5 (6) über 
100000 hl. — Der Anfall an Braumaßaufichlag betrug 43037486 Mi. 
(43 756 664 ME.), wozu noch die Nachborge aus dem vierten Quartal 1900 in 
der Höhe 5462 558 ME. (5544 246) fommt, während die Nachborge aus dem 
vierten Quartal des laufenden Jahres mit 5201216 ME. (5462558 ME.) in 
Abzug zu bringen ift, Jo daß die wirflide Einnahme an Braumalzauficlag 
43298828 ME. (43 838352 ME.) beträgt, d. i. um 539524 ME. weniger als 
im Borjahre. — Malzmühlen ftanden im Jahre 1901 im Betrieb 2626 
(2602), ferner 272 (268) Futterſchrot- und Hausmühlen und 25986 (25575) 
lonftige Mühlen. 

Die Bierausfuhr gegen Malzaufichlagvergütung in das Gebiet ber 
Braufteuergemeinjchaft betrug 1857056 hl (2062137 hi) in Fäſſern, 790 hl 
(1257) in Flaſchen, nach Württemberg, Baden und Eljaß-Lothringen 386 524 hl 
(416617 hl) in Fäflern, 2467 hl (2443) in Flaſchen, in das Zollausland 
2372960 hl (277419 hl) in Fäſſern, 23406 hi (19640) in Flaſchen, eine 
Gelamtmenge von 2643 203 hl (2879523), wofür 7382361 ME. (7 929498) 
vergütet wurden. — Eingeführt wurden nad) Bayern aus den Staaten dei 
deutichen Zollgebiets 59971 hi (63651 hl) Bier, und zwar aus dem Gebiet 
der Brauftenergemeinichaft 7583 hi (8098 hl), aus Württemberg, Baden umd 
Eljaß-Lothringen 52388 hi (55552 hl). Die Biereinfuhr aus dem Zollausland 
gegen Verzollung belief fih auf 7549 hl (8834 hl), d. ı. um 1285 hl weniger 
als 1900. 
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Die Beform der ſüächſiſchen Steuern, 


Bon Dr. Peter Stubmann in Dresden. 


Der am 7. Juni 1902 verabfehiedete Jächftiche Landtag hat noch kurz vor 
feinem Auseinandergehen die lang erſehnte Reform der ſächſiſchen Steuern vollendet. 
Damit ift für das Königreich) Sachſen ein Kompler von Beitrebungen vorläufig 
zum Abſchluß gebracht, den die allgemeine Lage der ſächſiſchen Finanzen und 
deren Abmwärtsbewegung im Ießten Jahrzehnt hervorgerufen hatten. Während 
früher in der Hauptſache die Grundbefiter eine Reform deswegen anftrebten, 
weil fie nad Einführung der allgemeinen Einfommenjteuer von 1878 nod) der 
einzige Stand waren, der eine ‘Präzipualbelajtung zu ‚ragen hatte, begann 
gegen die Mitte der neunziger Jahre die finanzielle Lage des Landes eine 
Aenderung gebieteriich zu fordern. Somit madjte der Finanzminifter von Wab- 
dorf mit dem Dekret vom 9. November 1897 den Verſuch, das ſächſiſche 
Steuergebäude zu renovieren. Dieſer Verſuch mißglückte vollkommen. Trotzdem 
werden wir ihm im folgenden einen breiteren Raum zur Verfügung ſtellen 
müſſen, weil erſt aus ihm zum Teil das letzthin Beſchloſſene erklärlich wird. 
Endlich bedarf es einer kurz überſchauenden Darſtellung der ſächſiſchen Finanzen 
vor der Reform. 


J. Die Entwicklung zur Reform. 


Die Bedürfniſſe des ſächſiſchen Staates wurden ſeither, d. h. ſeit Einführung 
der allgemeinen Einkommenſteuer im Jahre 1878 in der Hauptiache beſtritten aus: 

1. der Grunditeuer vom 9. September 1843, abgeändert durd) das Gejet, 
die direften Steuern betreffend, vom 3. Juli 1878; 

2. der allgemeinen Einkommenſteuer von 1878; 

3. der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umberziehen ; 

4. der Erbichaftsiteuer; 

5. dem Urkundenſtempel. 

Dieje Geldquellen reichten aber neben den laufenden Einnahmen des Staates 
bei weitem nicht mehr aus. Zwar bot das Gejeß eine Handhabe zur Dedung 
außerordentlicher Bedürfniffe, indem es Minifterium und Stände zur Aus— 
ihreibung von Zuſchlägen zur Einkommenſteuer ermädhtigte. Die Gründe dafür, 
daß man diefen Weg nicht beichreiten konnte, werden wir weiter unten zu bes 
rühren haben. Obwohl aljo die nötige Eflaftizität der Dedungsmittel fehlte, 
ftiegen die Anforderungen an die Staatsfafje mehr und mehr. Dieje letzteren 
machten ſich bejonders bemerkbar in + Richtungen : 

1. Verſchlechterung des finanziellen Verhältniſſes zum Reiche. 

2. Steigende Bedürfniffe für die Kulturaufgaben des Staates. 

3. Gleichzeitiges Sinken der Eijenbahnrente. 

4. Steigen der Staatsjchulden und damit der jährlichen Zins: und Amorti- 
jationsquote. 
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Mas das finanzielle Verhältnis zum Reich betrifft, jo haben ſich im Laufe 
ber Jahre die Matrifularbeiträge in höherem Mae gefteigert, als die Ueber: 
weilungen von feiten des Reiches. Die letzteren übertrafen die Matrikular: 
beiträge in der Budgetperiode 1888/89 noh um 10884399 ME.; 1894/95 
nur noch um 882773 ME.; 1898/99 mußte Sachſen bereit? 1209838 Mt. 
an das Reich herauszahlen und im Kalenderjahr 1900 führte das Königreid 
bereits 2329436 ME. an das Neid) ab. Man bedenke, daß fich dieſe letzte 
Summe nur auf eine halbe Budgetperiode erſtreckt. Wenn auch vorläufig zur 
Bezahlung diejer Leiltungen an das Reich nody der früher gebildete Leber: 
weilungsfonds ausreicht, jo hat doch dieje Entwidelung der Dinge und bie vor: 
läufige Unmöglichkeit, auf eine Reichsfinanzreform und damit eine Beflerung 
binzumirfen, die Regierung beftimmt, hierin einen jchwerwiegenden Grund zur 
Neuordnung der Staatöfinanzen zu erbliden. 

Eelbitverftändlicd) war es auch ausgeichloffen, daß fic die ſächſiſche Regierung 
aus finanziellen Gründen der Pflicht entziehen konnte, ihre Kulturaufgaben 
weiter zu fürdern. Und gerade hier haben ſich die Ausgaben weſentlich erhöht. 
MWie greifen im folgenden aus den Rechenichaftsberichten der Budgetperioden 
1880/81 und 1896/97 den Aufwand für einige Pofitionen vergleichsmeije heraus. 
Es wurden verausgabt (Mark): 


nn — — — — Bu ne — — 


für | 1880/81 1896/97 














Landwirtichaftl.:, gewerbl. und Handels- | 
ſchulflee 269 344 595 975 
Univerfität Leipzig und techn. Hochſchule | 
Dresdennn rc 1888773 | 4165232 
Gymnafien, Realgymnafien und Real: | 
ihulen . —— — 1653 528 | 2 789 356 
Lehrerfeminare - > 2 2 2 1838 626 3 142 082 
Bolksiculen > 22. 3 015 657 10 457 973 





Vorausfichtlid; werden fi) die Ausgaben für dieſe Zwecke weiter jteigern. 
So hat 3. B. der lette Landtag die lange geforderten Wohnungszuſchüſſe für 
Staatöbeamte genehmigt. Ebenjo belajten die Staatsbeihülfen zu den Alters 
zulagen für die Lehrer den Etat immer mehr. 

Auf der anderen Seite hat ſich der Ueberſchuß aus den Staatseijenbahnen 
nicht erhöht, die Eijenbahnrente ift gejunfen. Es verzinfte ſich nämlich das 
mittlere Anlagetapital der ſächſiſchen Staatsbahnen 1889 mit 5.38°/o, 1895 
mit 4.52°/o, 1900 mit 3.70°/o. Hierbei ift noch bejonders in Betracht zu 
ziehen, daß der Staat die jeinerzeit mit den Eifenbahnen übernommenen Aktien 
und Prioritäten zum Teil mit 4/0 als Staatsſchulden verzinft. 

Den erhöhten Ausgaben entjpricht es, daß fi) mangels neuer Einnahme: 
quellen die Staatsſchulden vor allem in der letzten Zeit erheblich vermehrten. 
Es betrugen nad) den Angaben des jtatiftiichen Jahrbuchs für das Königreid) 
die Staotsjhulden (in Millionen Mark) im Anfang der Jahre 
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I. Die Entwidlung zur Reform. 


1890 647.9 
1894 669,5 
1900 181.2 


Seitdem hat die Verſchuldung des Staats durd) das Geſetz vom 5. Juli 1900 
und durch die Genehmigung der Aufnahme einer neuen 3oigen Rentenanleihe 
durch den letzten Landtag um weitere 200 Millionen ME. zugenommen. Die 
jeit dem Miplingen der Steuerreform von 1897 kontrahierten Staatsjchulden 
werden den fünftigen ordentlihen Etat mit 12,8 Millionen ME. belaften 
(3/0 Berzinfung und 1/0 Tilgung). — Es ift nad) alledem nicht verwunder— 
ih, wenn das letzte Budget bereit3 mit einem Fehlbetrag von 25,2 Mil- 
lionen ME. abſchließt. 

Bevor die Regierung daran gegangen ift, die bier kurz jfizzierte Entwid: 
lung ihrer Finanzverhältnifie durch eine Reform großen Stils zum Stillitand 
zu bringen, hat fie vorerft erwogen, ob die bis jett Tau gegebenen Mittel 
ausreichen, eine Wendung zum Beljeren eintreten zu laſſen, zum Zeil dur 
Abminderung beitimmter Pofitionen. Es würde ſich aber eine Abminderung 
der Budgetzuihüffe nur bei Pofitionen ermöglicht haben, die man um ihrer 
Kulturaufgaben willen ungern abgemindert hätte, deren Schädigung nicht im 
Verhältnis geitanden hätte zu der Summe, die der Staatskaſſe erhalten ge: 
blieben wäre. Bollswirtichaftli wichtig und finanzpolitiſch nicht unerheblich 
dürfte nur die Erwägung der volljtändigen Abrüftung des ſtaatlichen Exzberg: 
baus jein. Finanzpolitiſch enthält diejer Gedanfe die Thatſache, daß damit eine 
Poſition aus dem Etat verſchwinden würde, die einen großen Minderbetrag 
enthält. Der Fiskus beſitzt bei Freiberg von früher her noch 12 Erzgruben 
(1898), von denen nod) fünf im Betrieb erhalten wurden. Die Erträge diejes 
Erzbergbaues find jeit Jahrzehnten negativ. Sie figurieren im Budget mit 


folgenden Fehlbeträgen: 
3 — h 3 (in 1000 DE.) 


1880/81 — 3934 
1884/85 — 731,5 
1888/89 — 3439,1 
1892/93 — 4634,9 
1896/97 — 5091,4 


Volkswirtichaftlih wird eine gänzliche Abrüftung folgenſchwer, wenn man 
erwägt, daß nod; 1898 in den fünf Gruben 3241 Beamte und Arbeiter be: 
Ihäftigt wurden. Diejer letztere Gefichtspunft hat denn auch die Regierung 
beitimmt, nicht „den rein geichäftlichen Standpunft der Industriellen in den 
Bordergrund zu ftellen”, zumal da aud) der Betrieb der fisfaliichen Erzhütten— 
werke, defjen Erträge zwilchen 1, 2 bis 3 Millionen ME. pro Budgetperiode 
ſchwankten, in eſſentiellen Zufammenhang mit dem Erzbergbau fteht. Trotzdem 
bleibt e8 immerhin — im Gegenjaß zu der Darlegung der Regierung — frag: 
id, ob fich eine zwar allmähliche, aber doch nicht gar zu lang hinausgejchobene 
Aenderung der Verhältniſſe der fiskaliſchen Erzgruben nicht empfiehlt. 

Wir erjehen aljo aus alledem deutlich, daß nichts anderes als eine durch— 
greifende Steuerreform der ſächſiſchen Staatöfaffe eine Mehreinnahme fichern 
kann, wenn die im Mittelpunkt des ſächſiſchen Steuerſyſtems ftehende Einfommen: 
fteuer zu diefem Zweck verjagt. Wir haben jchon oben erwähnt, daß das Geſetz 
bei Bedarf Gelegenheit zu Zuſchlägen bietet. Indes kann es nicht zweifelhaft 
ein, daß diefe vom Gejeßgeber nur als vorübergehende Hilfsmittel gedacht find, 
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aljo zur Dedung dauernden Mehrbedarfs eigentlich nicht benützt werden Jollten. 
Meiterhin läßt die Einfommenfteuer nicht zu, einen Unterſchied zwiſchen fundiertem 
und nichtjundiertem Einfommen zu maden. Die hieraus rejultierende Abneigung 
gegen die Einkommenſteuer und deren geringe Anpaflungsfähigkeit in Zeiten des 
Niedergangs der Staatäfinanzen, die rapide Verjchlechterung der Staatsfinanzen 
ſelbſt und vielleicht auch die günitigen Erfahrungen, die andere Staaten mit der 
Neuordnung ihrer finanziellen Verhältniffe gemadt haben, mußten ſchließlich 
zu einer wirklichen Reform führen. 


II. Der Reformverſuch von 1897. 


Die Regierung ſprach in ihrer Denkichrift vom 9. November 1897 der 
Vorlage, betr. die Reform der direkten Steuern, zwei Aufgaben zu: 1. die all: 
gemeine Einkommensteuer, die an fih der „Grundftod“ des ganzen Syſtems 
bleiben jollte, zu verbeflern, und 2. die Frage der Söherbefteuerung des fun: 
dierten Einkommens befriedigend zu löſen. Die erfte Aufgabe hatte nur Vor: 
ihläge von unmejentlicher Bedeutung gezeitigt (Befreiung der Gemeinden und 
juriftiichen Perſonen des öffentlichen Rechts von der Einkommenſteuer). Die 
Höherbefteuerung des fundierten Einkommens jollte erreicht werden durch: 

a) Erlaß eines Bermögensfteuergeiekes, 

b) Erlaß eines Gejeßes, Erweiterung der Erbſchaftsſteuer um 
Einführung der Schenkungsſteuer betr. 

Gleichzeitig jollte, um die Spezialbeiteuerung des Grundbeſitzes zu bejeitigen, 
die Grundfleuer aus dem Syſtem der Staatsjteuern ausgelondert umd 
den Gemeinden überwiejen werden. 

Mit diejen drei Hauptpunkten werden wir uns im folgenden zu beſchäf⸗ 
tigen haben. 

Zunächſt die Ausicheidung der Grundfteuer. Die ſächſiſche Grumbditeuer 
it eine Abgabe vom Grundbeitge, die berechnet wird nach Ertrag oder Nutzen; 
fie beruht unter Ausichluß des Zinjfenabzugs „auf dem nad) Fläche und Bonität 
ermittelten Neinertrag“ (Defr. Nr. 3 ©. 4). Die Ermittelung diejes Reinertrags 
(ehnt ſich einerjeits an das wirklich erzielte Einfommen aus dem Grundbeitk, 
auf der andern Seite an das in Steuereinheiten ausgedrüdte, unter gewiſſen 
Umftänden mögliche Einfommen an unter Ausihluß des Zintenabzugs. G 
it ohne weiteres Ear, dab jchon die Bonitierung der Grunditüde nad einem 
alten Schema, jowie die durch vielerlei Umstände erſchwerte Abſchätzung de 
Grund und Bodens eine wirklich gerechte Beiteuerung der Grundbefiger unter: 
einander nicht gerade erleichtert. Die Verſagung de3 Zinſenabzugs belaftet 
weiterhin gerade den verichuldeten Grundbeſitzer viel mehr als den ſchuldenfreien — 
die Achillesierje jeder Ertragsſteuer. Es iſt jomit ohne weiteres zuzugeben, daß 
die Grunditeuer in ein modernes Steuerſyſtem nicht hineinpaßt. Indes begegnet 
jede Aenderung erniteiten Gegengründen. Zunächſt bedeutet der Vorichlag der 
Regierung, die Grunditeuer den Gemeinden zu überweilen, in Wahrheit Feine 
Befreiung des Grundbefiges von der Präzipualbelaftung, jondern, wie der 
Freiherr Sahrer von Sahr jeinerzeit in der I. Kammer ganz richtig bemerkte, 
eher eine Verichärfung, da die Vermögensſteuer nod) geiondert hinzukommt. Die 
Regierung überließ es damals den Ständen, ob die Grundſteuer mit 2 Pig. 
oder 4 Pig. pro Steuereinheit den Gemeinden überwieſen werden jollte. Ur 
iprünglich hatte der Steuerjag pro Steuereinheit 9 Pig. betragen, war aber 
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1878 bei Einführung der Einfommenfteuer auf 4 Pig. ermäßigt worden. Seit 
1886 wurde die Hälfte der Grunbdfteuer, aljo 2 Pig. pro Einheit, den Schul: 
gemeinden als „Schuldotation” überwiejen. Hätte man nun die Grundfteuer 
um die Hälfte herabgejeßt und den Gemeinden überwieſen, jo wären diejelben 
ſchlechter geitellt gewejen al8 vorher, da die Hebegebühren den bisherigen Ertrag 
der Grunditeuer (ala Schuldotation) verringert hätten. Immerhin fann man 
den Weg der Herablegung der Grundfteuer auf die Hälfte und Ueberweilung 
an die Gemeinden noch als den gangbarjten bezeichnen. Die Grundfteuer ganz 
aufzuheben, war wohl hauptſächlich deswegen nicht angebradjt, weil damit dem 
Grundbefig ein Wertzuwachs zugeflommen wäre, deſſen Rechtfertigung gerade 
ftädtiichem Grundbefit gegenüber unmöglich geweien wäre. Die Stimmung der 
I. jähliihen Kammer ließ auch darüber feinen Zweifel, daß jelbft der land: 
wirtſchaftliche Grundbefiß eine Aufhebung der Grunditeuer nicht vertrat, weil 
man allgemein eine allmähliche Unterminierung der Grundſteuerverfaſſung 
fürchtete, auf der eine ganze Reihe von Vorrechten hauptſächlich des Groß: 
grundbefiges beruht. Gemäß diejen hier entwidelten Geſichtspunkten fand der 
Borichlag der Ausicheidung der Grundſteuer aus dem Staatsfteuerigitem in den 
beiden Ständefammern wenig Befürworter. Daß damit bereits der Einführung 
einer Vermögensſteuer ein Hindernis in den Weg gelegt ift, erſcheint verſtändlich. 

Der Vermögensſteuer hatte damal die Regierung, ebenjo wie bei 
dem heute zum Gejeß gemadten Vorichlag, ſchon die Rolle als Nebenftener, 
Ergänzungsfteuer zugemwielen. Sie muß aljo als nominelle Vermögensſteuer 
bezeichnet werden, da fie das fundierte Einkommen treffen joll. Da die 
bisherige Einkommensteuer bereit eine Progreffion aufwies, jo war. die Regierung 
darauf zugefommen, die „Bermögensfteuer nicht progreifiv zu -geitalten. Den 
Steuerfag hatte fie auf "/a"/oo bemeilen. Die kleinen Vermögen bis zu 
10000 ME. ſollten frei bleiben. Es jei gleich) an dieſer Stelle bemerkt, daß 
die Vorlage von 1901 dieje wejentlichen Züge der Vermögensſteuer erneut auf 
die Tagesordnung brachte. 

Dieſer Kern der Steuerreform ftieß in der TFinanzdeputation der II. — 
auf energiſchen Widerſpruch. Obwohl die Mehrheit der Deputation den von 
der Regierung eingeſchlagenen Weg prinzipiell als richtig anerkannte, kommt ſie 
doch in ihrem Mehrheitsbericht zu der Ueberzeugung, daß „eine Einigung mit 
der Regierung nicht zu erzielen ſei“. Der erwähnte Bericht machte folgende 
ge gegen eine Vermögensſteuer geltend: 

Mit der Veranlagung werde in die finanziellen Verhältniſſe der 
— Perſon, leicht zum geſchäftlichen Nachteil, noch mehr eingedrungen als 
bisher bei der Einkommenſteuer. Daß dieſer Grund, der ja auch gegen die 
Einſchätzung der Einkommenſteuer vorgebracht worden iſt, bei der Vermögens— 
ſteuer mehr Berechtigung hat, muß man zugeben, wenn man überlegt, daß der 
größte Teil geſchäftlicher Unternehmungen bei weitem mehr nach dem Werte 
des Geſchäftskapitals in der Wertſchätzung der Oeffentlichkeit daſteht, daß alſo 
aus dem Bekanntwerden des Vermögens weit mehr fatale Folgerungen gezogen 
werben fünnen, al® aus dem Belanntwerden des Einfommens des Inhabers. 
Die Regierung glaubte durch Vorichriften diefem an ſich weniger wichtigen Ein— 
wand abhelfen zu fünnen. 

2. Die Vermögensfteuer fünne dazu führen, Vermögenswerte zu beiteuern, 
die überhaupt fein Einfommen geben; jo werde 3. B. landwirtichaftlicher Grund: 
beſitz, der ſich ſowieſo jchon mäßig verzinie und der außerdem zum Zeil verjchuldet 
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jei, aufs äußerfte von einer Vermögensſteuer betroffen. — Diejer letztere Ein: 
wand kann nur mit Recht geltend gemacht werden, wenn die Grundfteuer außer 
der Vermögensſteuer noch beitehen bleibt, denn andernfalls würde eine, Schulden: 
abzug geitattende, Vermögensfteuer für den verjchuldeten Landwirt einen ort: 
ichritt bedeuten. 

3. Die fleinen Vermögen von 10000—20000 ME. würden unverhältnis: 
mäßig jchwer betroffen. Gerade bei diejen jei e8 ungerecht, daß e3 nicht möglid 
jei zu untericheiden, ob der betr. Vermögensbefiger außer dem Einkommen aus 
Vermögen noch Arbeitseintommen habe oder nit. Die Regierung ftellte bier 
eine Verſchiebung der Untergrenze der fteuerpflichtigen Vermögen bis 20 000 Mt. 
in Ausficht. 

4. Ebenfo bemängelt die Mehrheit der Deputation, da die Vermögens: 
fteuer nicht als progreſſive Steuer in Ausficht genommen fei. Die Regierung 
lehnte eine Aenderung in dieſer Richtung ſchon damals ab, weil die Vermögens: 
fteuer nur als Nebenjteuer gedacht jei. 

Hinter diefen mehr allgemeinen Einwänden gegen die Regierungsvorlage, 
die man mehr oder weniger ganz allgemein gegen jede Vermögensbeſitzſteuer 
vorbringen fünnte, Einwänden, die man dur Abänderungen der Vorlage leicht 
hätte bejeitigen fünnen, ftedte das Intereſſe des Einzelnen, des Jnduftriellen, 
dejlen, der Vermögen beſaß. So erflärlih es ift, daß gegen eine neu auf: 
tretende Belaftung des Einfommens ſich der Widerjtand des Betroffenen regt, 
jo wenig entipricht es doch einer richtigen Würdigung der Verhältniffe, wenn 
gegenüber der bedrängten Lage der Staatöfinanzen relativ unweſentliche Differenz: 
punfte ausichlaggebende Faktoren werden. Freilich fann man der Regierung 
von 1897 nicht den Vorwurf erjparen, daß fie diplomatiſch etwas unvorſichtig 
gehandelt hat, indem fie mit der Vermögensſteuer eine Erbſchafts- und Schenkungs— 
fteuer, die doch eine abermalige Belaftung des fundierten Einfommens bedeutete, 
gemeinfam zur Beſchlußfaſſung stellte. Damit wurde das Widerftreben gegen 
die ganze Steuerreform veritärtt. Bon der ENDEN erwartete man 
einen Ertrag von 5 Millionen Mk. von der Erbſchafts- und Schenkungsſteuer 
ein Mehrauftommen von 2,5 Millionen ME. Man fieht, daß die leßtere auch 
finanziell einen wejentlichen Zeil der ganzen Reform ausmadhte. 

Trotzdem wollen wir im folgenden die Aenderung der Erbſchafts- und 
Neueinführung der Schenkungäfteuer nur kurz berühren, da fie im der heute 
Gejeß gewordenen Vorlage von 1901 nicht wieder aufgetreten ift. 

Die Regierung beabfidhtigte, neben dem Vermögens beſittze, aud) den rein 
lufrativen Vermögenserwerb zu beiteuern. Die ſächſiſche Erbſchaftsſteuer beträgt, 
je nad) der Nähe der Verwandtichaftsgrade, 2, 3, 4, 6 und 8° vom Werte 
der Erbihaft; fie wird nur von Seitenverwandten und fremden erhoben. Die 
Vorlage von 1897 nahm progrejfive Ausgeftaltung der Steuer und Ausdehnung 
derielben auf Dejcendenten, Afcendenten und Ehegatten in Ausficht, ebenjo wie 
Erhöhung des obengenannten Prozentiages über 8/0 hinaus bis auf 10°. 
Eine ähnliche Regelung der Bejteuerung von Schenkungen, ſoweit dieje nicht 
vom Urkundenftempel betroffen wurden, jollte im Rahmen der Erbichaftöfteuer 
erfolgen. 

Wie bei der Stimmung der Kammern vorauszufehen war, wurde die 
1897er Steuerreform mit großen Mehrheiten abgelehnt, obwohl fie im all: 
gemeinen einheitlicher und folgerichtiger geplant war, als das, was nad 4 Jahren 
zum Geſetz geworden ilt. Die Mehrheit der Il. Kammer wollte lieber den 
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Bedarf des Staates aus Zuichlägen zur Einfommenfteuer deden, die bei den 
großen Einfommen über 100000 ME. verdoppelt werden jollten. — Wir 
ichließen dieſen Abjchnitt mit dem Urteil, welches Adolf Wagner in jeiner 
Finanzwiſſenſchaft (Eriter Halbband, ©. 118) über den Reformverſuch der 
Regierung gefällt hat: 

„Der ſächſiſchen Regierung gereicht der ſomit Hoffentlih nur einft= 
mweilen gejcheiterte Reformplan zu hohen Ehren. Er zeigt eine ſtaats— 
männiſche Einficht in dem jozialdemokratiih durchwühlten Land, welche 
die Kammern in ihrer ablehnenden Haltung nicht bewielen haben.“ 


III. Die Steuerreform des Landtages 1901/02. 


Die durdy die ſchon oben jfizzierte Entwidelung der Finanzen war eine 
durchgreifende Reorganijation des ſächſiſchen Steueriyitems in der Landtagsſeſſion 
1901/02 zur unbedingten Notwendigkeit geworden. Die Regierung ließ allen 
Ernjtes etwas von einem 50 °%oigen Zujchlag zur Einkommenfteuer verlauten 
für die Zeit, in der die Durchführung der zu beichließenden Reform nody nicht 
möglich war (Budgetperiode 1902/03). Die Kammern ſelbſt hatten Die 
Regierung um eine neue Finanzvorlage erfucht. Die Vorlage der Regierung lief 
am 9. November 1901 ein. Sie erftredte fi) auf: 

1. Aenderung der Einfommenfteuer, 

2. Einführung der allgemeinen Vermögensfteuer unter Aufhebung der 
Grundfteuer. 

Mean erfieht alfo jchon hieraus, daß die Regierung die Erbichafts: und 
Schenfungäfteuer von 1897 hat fallen lafjen. 

Die Aenderung der Einfommenfteuer Jollte diesmal eine weiter: 
gehende jein als nor 4 Jahren. Während man damal3 nur Härten und 
Schwierigkeiten behob, will man jet durch Aenderung’ der Steuerjtala der 
Einfommenjteuer aktiven Anteil an der Erſchließung neuer Finanzquellen zu⸗ 
erteilen. Das ſächſiſche Einkommenſteuergeſetz iſt bekanntlich auf eine Horizontale 
aufgebaut, indem die Einkommen von 9400 ME. bis 25000 Mk. klaſſenweiſe 
3°/o der unteren Grenze jeder Klaſſe ala Steuer bezahlen. Dieje Horizontale joll 
zukünftig in Wegfall fommen. Außerdem joll, mit Ausnahme der drei unteren 
Klaffen, allgemein eine Erhöhung der Steuer um 25 °/o für die Dauer in dem 
neuen Tarif feitgelegt werden. Es beträgt der Steuerjaß 

bei einem Einfommen von über 950 ME. ca. 1/o 


" " 7 7 " 2 200 " " 2 77} 
" " " 4 000 " " 3 Oo 
23000 „ „ 4° 


; 8 „ „100000 „ „5% 
vom Einkommen. 
Damit hofft die Regierung ein Mehr von 9 Millionen ME. aufzubringen. 
Die meiste Gelegenheit zu Differenzen, die teilmeile abermals die ganze 
Vorlage zu gefährden Ichienen, bot wieder die allgemeine Vermögens- 
teuer, unter gleichzeitiger Aufhebung der Grundſteuer. Was zunächſt die 
Aufhebung der Grundfteuer betrifft, jo hat die Regierung, im Gegenjaß 
zu früher, ſich diesmal für die Aufhebung, nicht für eine Ueberweiſung derjelben 
an die Gemeinden entichlojfen, wohl in der Hauptſache deswegen, um den in 
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der ſächſiſchen Ständeverfjammlung stark vertretenen landwirtichaftlichen und 
ftädtiichen Grumdbefißerintereffen Gelegenheit zu dem Vorwurf, fie ſeien prä: 
zipuell belaftet, zu nehmen. Es jei aber gleich hier bemerkt, daß die Grund: 
fteuerverfaflung, die Bonitierung der Grundftücde unbedingt erhalten bleiben 
jol. Die daran gefnüpften Vorrechte jollten gemäß der als meitergezahlt an: 
genommenen Gteuerleiftung weiter beitehen. Da indes die alte Grundfteuer 
mit ihrer veralteten Veranlagung und Bemeſſung mandem Grundbefiger, vor 
allem dem nicht verichuldeten weit günftiger iſt, als die neu vorgelchlagene 
Vermögenöfteuer, jo hatte die Regierung dem Gejegentwurf über die Vermögens 
fteuer einen Paragraphen einverleibt, der diefem Gedanken Redynung trägt. Die 
Vermögensſteuer ſelbſt war, wie jchon oben erwähnt, eine Erneuerung der 
Vorlage von 1897. Alle Bermögen von 10000 ME. an, eingeteilt in Klaſſen 
von 2000 zu 2000 ME., waren zu "/2/oo der unteren Grenze ihrer Klaſſe 
jteuerpflichtig.. Die Vermögen unter 30000 ME. ftehen unter einer Steuer: 
depreifion bis zu 0,020 in der I. Klaſſe (10000 -12000 ME). Bon 
100 000—200 000 ME. fteigen die Klaffen um je 4000, von da ab um je 
10000 ME. Ganz neu im Rahmen einer Vermögensſteuer ift der oben er: 
wähnte als Reſt der Grunditeuer herübergerettete $ 19 der Regierungsvorlage, 
der folgendermaßen lautet: 


„8 19. Grundftüde (Liegenichaften und Gebäude), welche dem Be 
triebe der Land» und Torftwirtihaft oder etwaigen Nebenbetrieben 
dienen, jowie das der Bewirtichaftung derjelben dienende, dem Grund: 
eigentümer gehörige Anlage: und Betriebsfapital werden auf Antrag 
des Eigentümers aus dem nad) dem gemeinen Werte einzujchägenden 
Vermögen desjelben ausgeſchieden und mit 3 Piennigen von 
jeder zur Zeit der Einihäßung auf den Grundftüden haftenden 
Grundfteuereinheit zur VBermögensfteuer veranlangt.“ 


Damit wird alſo eine Ausnahmebeftimmung für den landwirtſchaftlichen 
Grundbeſitz, nicht für den Grundbefig überhaupt getroffen. Begründet wird 
diefelbe damit, daß der Wert landwirtichaftlichen Grundbefiges eher überſchätzt 
als unterjhätt werde, da die Güterpreife oft Wertmomente in fich führen, die 
ſich in Geld nicht veranichlagen laſſen. Damit ift gemeint: Liebhaberwert, der 
Vorteil politiicher und jozialer Vorrechte u. a. Nicht mit Unrecht kann man 
aber hiergegen einmwenden, daß da, mo ſolche Vorteile mit dem Grund und 
Boden, aljo mit der Bewertung des Grundftüds zuſammenhängen, gerade die 
Erleichterung — und eine ſolche joll doch wohl der $ 19 vorftellen — nid 
angebracht ilt. Derjenige Landwirt, der mit zum Zeil geliehenem Kapital ar 
beitet, wird ſowieſo lieber Vermögensſteuer bezahlen, aljo den $ 19 nicht br 
nüßen. Die Herabjegung des Steuerſatzes auf 3 Pig. pro Einheit ift erfolgt 
wegen des bei Veranlagung nad) der Grundfteuerverfaffung verſagten 
Schuldenabzugs. 

Bevor wir zu der Stellungnahme der beiden Ständefammern zu der Por: 
(age übergehen, müffen wir den umfaljenden Vorſchlag, der aus der Mitte der 
Kammern zur Reform hervorging und der als Antrag Mehnert:Georg! 
bezeichnet wird, eines Ueberblids würdigen. Die Antragfteller widerjtreben wegen 
‚der von dem Erſatz der Grundftener durch eine Bermögensfteuer zu erwartenden 
tief einfchneidenden Laſtenverſchiebungen“ der Abſchaffung der Grundſteuer. Sit 
ichlagen vor, „die beitehende Grundfteuer beizubehalten und eine Vermögens 
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fteuer nur auf das bewegliche Vermögen zu legen.“ Außerdem enthielt der 
Antrag noch die Abänderung der Einkommenfteuer, wie wir fie in der 
Regierung3vorlage wiederfinden, ſowie die Forderung, die Kommunalbefteuerung 
zu regeln. Die Regierung wandte gegen den Antrag Mtehnert-Georgi vor allem 
ein, daß eine Ergänzungsjteuer auf das bewegliche Vermögen unter Beibehaltung 
der Grundfteuer deswegen den größten Schwierigkeiten begegne, weil ſich in 
vielen Fällen ſchwer enticheiden Lafje, ob man einen Vermögenskomplex zum 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögen zu rechnen habe. So find 3. 2. 
auc bisher beitimmte Beitandteile des Grund und Bodens von der Grund: 
iteuer nicht betroffen worden, die man feinesfalld mit einer Steuer auf beweg- 
liches Vermögen treffen würde (Kohlengruben u. a.). Immerhin wäre hier 
durch Ergänzungsbeftimmungen der Mangel zu bejeitigen. Auch die Grenze 
zwiichen der Beiteuerung des Grund und Bodens und des beweglichen Ver— 
mögens verliert dann an Wichtigkeit, wenn die Ergänzungöftener der Grund: 
fteuer in dem Maß ihrer Belaftung entipricht, es aljo gleichgiltig wird, wie 
man jeinen Beſitz verfteuert. Freilich find damit nod nicht alle Schwierig: 
feiten behoben. Vor allem wird man der Regierung zugeben müfjen, daß die 
Trage des Schuldenabzugs im Falle des Antrags Mehnert-Georgi eine äußerſt 
ſchwierige iſt.) Hier lückenloſe gejegliche Formulierungen zu finden, ift eine 
derart komplizierte Aufgabe, daß man an der Anwendbarkeit einer derart ge: 
regelten Steuerverfaflung zweifeln kann. Wenigftens dürfte fie feinesfalls als 
eine gerechte und gleichmäßige Löjung des Problems gelten. 


Die Regierung hatte demzufolge erklärt, daß der vom Antrag Mehnert: 
Georgi geratene Weg ungangbar ſei. Die Ständefammern mußten aljo, um 
die ganze Reform nicht abermals zu gefährden, den Negierungsentwurf in 
gründliche Erwägung ziehen. Selbftverjtändlich faffen wir im folgenden nur 
die weſentlichen Beichlüffe und Menderungen von jeiten der Kammern ins 
Auge. Zunächſt formulierte die zweite Kammer die oben erwähnte Fiktion der 
Grundfteuerleiftung noch genauer in Abſ. 3 des Art. 1, wie folgt: 


„Soweit nad) Geſe or Verordnungen oder ortöftatutariichen Be: 
ftimmungen mit der Entrichtung von Grundjteuer oder von direkten 
Staatöfteuern überhaupt gewiſſe rechtliche Wirkungen verbunden find, 
ilt bei der Anwendung diejer Vorſchriften, jolange nicht auf dem für 
die Abänderung derjelben geordneten Wege etwas anderes beitimmt 
wird, an Stelle der bisherigen Staatögrundfteuer ein Betrag von 
4 Piennigen auf jede Steuereinheit als fingierte Steuerleiftung 
in UAnrehnung zu bringen, die Vermögensäfteuer aber 
außer Anjaß zu lafjen.“ 


Es bedarf wohl feines Nachweijes, daß dieler Paragraph ein gemagtes 
gejeggeberijches Erperiment ift, welches dadurd nicht weniger gefährlich wird, 
daß es ein Provijorium darſtellt. Der damit verfolgte Zwed geht abermals 
auf Erhaltung der an die Grundſteuer geheiteten Vorrechte des Grundbefites 





') G3 j jei nur auf die völlig unſichere Art der Beiteuerung bingewiejen, die eine 
jolhergejtalt fopulierte Grunde und Vermögensſteuer bei dem oft jpefulativen jtädtiichen 
Grundbefig bewirkt, wo häufiger Beſitzwechſel jtattfindet, jomit auch Wechſel zwiſchen be= 
weglihem und unbeweglihem Vermögen. Solde Mihjtände würden noch härter wirken, 
wenn man zur bejieren Wahrung der Einſchätzungsergebniſſe dreijährige Veranlagungs- 
berioden einrichten wollte, wie der Antrag vorichlägt. 
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hinaus. — Das Einkommenſteuergeſetz in der neuen Faſſung erfuhr im der 
eriten Kammer infofern eine weſentliche Aenderung, als fich dieje gegen eine 
Erhöhung der Progreifion bis zu 5° bei den größten Einkommen fträubte 
und nur für den Wegfall der Horizontale feine Zuftimmung gab. Den von 
der 2. Kammer eingefügten jogen. „Stleinkinderparagraphen”, der Familien: 
pätern mit einem Ginfommen bis ee ME. das Recht gibt, für jedes 
tyamilienglied unter 14 Jahren 50 . von dem fteuerpflichtigen Einkommen 
abzuziehen, — lehnte die erite Kammer auf Drängen des Finanzminiſters eben: 
falls ab. — Dem oben erwähnten $ 19, der eine Ausnahmeveranlagung ber 
Vermögensfteuer auf dem Ummege über die Grundfteuer zugeftand, jeßte die 
erite Kammer einen $ 19a an die Seite, der „das dem Betriebe eined Gewerbes 
dienende Anlage: und Betriebökapital einjchlieglic; der dem Betrieb gemwibmeten 
Grundjtüde und ſonſtigen Bermögensteile auf Antrag des Beitragspflichtigen 
niht nad dem gemeinen Wert, jondern nad dem Zmwanzigfaden 
des Reinertrags” in Anjchlag gebradht willen wollte. Geſchäſtsſchulden und 
Hypotheken, die auf "den zu dem Betrieb gehörigen Grundjtüden haften, find 
von diejer Summe nicht in Abzug zu bringen. Das ftellt jomit einen zweiten 
Durchbruch des Vermögensfteuerprinzips dar. Die Einfügung des Paragraphen 
erfolgte, um das Bekanntwerden des Geichäftäfapitals und damit Kreditichmälerung 
bintanzuhalten. An ſich muß man auch hier die Bedenken wiederholen, dab 
ſolche Ausnahmeregeln zu Deflarationen und zu einer Belteuerung führen, 
die den Thatſachen nicht entiprechen. Andernjalls hätte die Ausnahme lediglich 
formalen Charakter. Das Gefährlichſte an der ganzen Beltimmung ift aber 
die eben ausgeſprochene Thatſache, daß damit das Prinzip der allgemeinen Ver: 
mögenöfteuer vollkommen zeritört wird. Der $ 19a nimmt zum Mapftab nicht 
das reale Geichäftsvermögen, jondern den Reinertrag des Gewerbes, mit 
anderen Worten: es wird nicht mehr "/s"/oo des Vermögens (jomweit es im 
gewerblichen Betrieb ftedt), jondern 1/0 des Reinertrags als Steuer eingezogen. 
Da logiicherweile bei diejer Beiteuerung auch der Schuldenabzug verjagt jein 
muß, jo hat man ſich mit dieſer Beitimmung vollitändig einer allgemeinen 
Permögensfteuer begeben, jondern diejelbe ftellenmweile mit Ertragäfteuern durch— 
wirft. Daß diefe Ausnahmen ziemlich; weite Kreife der Steuerpflichtigen um: 
faſſen, ergibt die einfache Erwägung, daß an dieſen Ausnahmen nicht berechtigt 
find: der ftädtiihe Grundbefig und Rentenempfänger. Wie kompliziert der 
Steuerapparat dur dieſe Beltimmungen werden kann, liegt damit auf der 
Hand. Nimmt man hinzu, daß der ganze Ertrag der Vermögensfteuer auf 
6 Millionen ME. bemeſſen wird, jo wird weiterhin fraglich, ob ſolche Be 
ftimmungen nicht die Geſamtwirkung der Steuerreform allzujehr beeinträchtigen. 

Somit zerjtörte die erite Kammer feinen Pradtbau, als jie am 17. April 
die ganze Neformvorlage mit großer Mehrheit ablehnte. Die Hauptgründe für 
die Ablehnung brachten mohl der Strafrechtälehrer Prof. Wach:Leipzig und der 
Führer der Deputationsminderheit, Freiherr Sahrer von Sahr, zum Ausdrud. 
Erjterer meinte, die Aufhebung der Grundfteuer jei ein Gejchenf. Herr von 
Sahr überzeugte die erſte Kammer davon, daß die Grunditeuerverfaflung durch 
eine Aufhebung der Grundfteuer eine unhaltbare ‘Pofition würde. 

Die ſächſiſche Verfaſſung Schreibt nun für diefe Sachlage (Zuftimmung 
der II. und Ablehnung dur die I. Kammer) das ſogen. Bereinigungs: 
verfahren vor und in diefem einigte man fich denn auf die Grundzüge des 
Antrags Mehnert:Georgi: Beibehaltung der Grundfteuer, Erhebung 
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einer Ergänzungsfteuer auf beweglidhes Vermögen. Daß diejer 
Verbindung jehr erhebliche Mängel anhaften, haben wir jchon oben gejehen. 
Ammerhin muß man zugeben, daß fie gegen das, was aus der Regierungs- 
vorlage durch die Beratung in den Kammern geworden war, einige Vorteile 
bietet. Sie macht überflüjlig: 

1. den Tiktionsparagraphen, der die Aufrechterhaltung der Grunditeuer- 
verfaffung gewährleiſten ſollte, 

2. die beiden 88 19 und 19a, die dem landwirtſchaftlichen und gewerb— 
hen Vermögen Ausnahmeftellungen außerhalb der Vermögensſteuer verichafft 
hätten. 


Die Einfommenfteuer wurde in der von der Regierung vorgelchlagenen 
auf 5°/o erhöhten Progreffion verändert. Der „Kleintinderparagraph“ wurde 
mit der Maßgabe wiederhergeitellt, daß fi) der Abzug von 50 ME. von der 
fteuerpflichtigen Summe nur auf Kinder zwilchen 6 und 14 Jahren, alſo auf 
ihulpflichtige Kinder beziehen joll. 

Die Vermögens: in Form einer Ergänzungsfteuer enthält im weſent— 
fihen die Grundzüge des NRegierungsentwurfs. Neu ift, daß die Degrelfion für 
fleine Vermögen weggefallen ift. Auch dieſe zahlen "/» "/oo der unteren Grenze 
ihrer Klaſſe. Freilich bietet auch diefe endgiltige Faſſung des Reformmwerfs einen 
Paragraphen, der als ungerecht und unglüdlich bezeichnet werden muß. Auf 
Veranlaffung der eriten Kammer wurde ein $ 16 angenommen, der folgenden 
Wortlaut hat: 


„DaB dem Betriebe der Land: oder Forſtwirtſchaft auf eigenen 
Grundftüden ausjchließlich der Nebenbetriebe derjelben dienenden Anlage: 
und Betrieböfapital gehört nicht zu dem ergänzungöfteuer: 
pflichtigen Vermögen.“ 


Da das Betriebsfapital nicht von der Grunditeuer betroffen wird, jo ift 
jeine Befreiung von der Ergänzungsfteuer nicht berechtigt. Die zweite Kammer 
itellte dies zwar jet, fie war aber nad) der Verfaſſung nur in der Lage, die 
Bereinigungsbeichlüffe der beiden Deputationen entweder anzunehmen oder ab- 
zulehnen. Sie beugte ſich daher dem Willen der eriten Kammer, um das 
ganze Reformwerk nicht zu gefährden. 

Allerdings muß bemerkt werden, daß die oben feftgeftellte Thatſache, day 
der $ 19a, betreffend die Veranlagung gewerblichen Vermögens nad dem 
Imanzigfachen des Neinertrags, in einer Inſtruktion zu dem Geje wieder auf: 
lebt. Immerhin braucht man nicht zu befürchten, daß damit ein Durchbruch 
der Vermögenöfteuer zum Prinzip gemacht wird. 

Ueber die Erfolge der Reform wird man natürlich exit nad) der Er: 
fahrung reden können. Ihre erſte Anwendung erfolgt 1904. Bis dahin it 
ein Steuerzuſchlag von 25° zur Einfommenfteuer auögejchrieben worden. 
Einigermaßen abſchätzen fann man die finanziellen Ergebniffe unter Benugung 
der Regierungsberehnungen in der Denkichrift. Die Regierung berechnete für 
die allgemeine Vermögensfteuer einen mutmaßlichen Gelamtvermögensbeitand 
von 18 Milliarden Mark. Bon diefer Summe wäre im falle einer allgemeinen 
Vermögenäfteuer eine Gejamtichuldenlaft von 4,65 Milliarden ME. abzuziehen 
geweien. Wir nehmen die Gelamtjumme der Hypothefenichulden auf 3 Milliarden 
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an.) Da das Vermögen an Grundbefiß gelondert befteuert wird und da 
landwirtſchaftliche Betriebskapital frei bleibt, jo geht diefes Vermögen (7,15 Wil: 
liarden nad) der Dentichrift) von den 18 Milliarden ab. Es bleibt jonad dus 
der Ergänzungsfteuer unterworfene Vermögen mit 10,85 Milliarden, auf dem 
eine Schuldenlait von 1,65 Milliarden haftet und von ihm noch abzuziehen 
wäre. Wir würden alfo die Gejamtjumme des ergänzungsiteuerpflichtigen Ber: 
mögens mit einiger Wahrjcheinlichkeit auf 9,2 Milliarden ME. zu veranidlagen 
haben. Das entipricht einem jährlichen Ertrag von ungefähr 4,5 Millionen Ml. 
aus der Ergänzungsftener. Da die Mehreinfünfte aus der Einkommenſteuer, 
wie fie die Reform bewirken joll, ca. 9 Millionen Mark betragen werden, ſo 
fann man den finanziellen Erfolg der Reform auf einen Jahresertrag von 
13,5 Millionen ME. abſchätzen. Das entjpricht ungefähr der Summe, die die 
Regierung zur NReorganijation der ſächſiſchen Finanzen als nötig erachtete. In 
diefem Sinne fann man von einem Gelingen der Steuerreform reden, wenn 
ſich aud nicht verhehlen läßt, daß dem neuen Finanzgeſetz techniſche und legale 
Mängel anhaften. 


Eine intereffante ftaatsrechtliche Folge der Reform dürfte die kommende 
Aenderung des Landtagswahlrechts jein, welches auf die Steuerleiftung de 
einzelnen aufgebaut ift. Da die Regierung eine weitere plutofratiice Ver: 
ihiebung der Wahlberehtigung nicht wünjcht, jo find Verfaffungsänderungen ın 
diefer Richtung für die fommende Landtagsperiode (1903/04) wahrieinlid). 


) In Wirklichkeit dürften e8 noch etwas mehr fein. 1890 waren es bereits 
3018104000 Mt. (Handwörterbuc der Staatswifjenihaften II. Aufl. IV. Bd. ©. 1202). 
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Der Konkurs des Derficherungsvereins auf 
Gegenfeitigkeit. 
Bon Dr. jur. Iofeph Thaler in Würzburg. 


I. Die Ronkursvorausſetzungen. 


$ 1. Die Konkursfähigfeit des Verfiherungsvereins a. G. 


Die Konkursjähigfeit des Verficherungsvereins a. ©. ergibt ſich aus 
der Rechtsfähigkeit desielben; denn die leßtere hat die Parteifähigkeit 
($ 50 1. C.P.O.) und damit (nad) $ 72 RD.) aud die Konfursfähigkeit 
zur Folge. 

l. Die Rechtsfähigkeit erlangt ein „Verein von nicht geichloffener 
Mitgliederzahl, welcher die Berficherung feiner Mitglieder nad) dem Grundjaße 
der Gegenjeitigfeit betreiben will” durch die ihm von der Auffichtsbehörde er- 
teilte Erlaubnis zum Gejchäftsbetrieb als „WVerficherungsverein auf Gegenfeitig: 
keit“ (J 15 P. V. G.). 

Schon hierin liegt ein Unterſchied zwiſchen dem Verſicherungsverein a. ©. 
und der Berficherungs:Aftiengejellichaft ) ganz abgejehen vom Prinzip der 
Gegenjeitigfeit, wonach die Verſicherten zugleich die Werficherer find. Bei 
dem Gegenjeitigfeitäverein wird mit der Konzeſſion der Auflichtsbehörde Die 
Rechtsfähigkeit verliehen, bei der Aktiengelellichaft erſt durd) die nad) rechts: 
gültiger Feſtlegung des Gejellichaftsvertrags erfolgende Eintragung der Geſell— 
ihaft in das Handelsregilter des zuftändiaen Amtögerichts *) ($ 200 I 9.6.8., 
$12517%.®.). Die Zuftändigfeit der Aufjichtsbehörde — ob Reichs- oder Landesauf— 
ſichtsbehörde — zur Erteilung der Konzeſſion wird geregelt in den SS 2, 3 P.B.G. 
Sinfichtlih der Konkursfähigkeit der „gemiſchten“ Berficherungsvereine a. ©. 
gilt nichts Belonderes, da auch fie die Nechtsfähigfeit befigen. Man verfteht 
darunter ſolche Vereine, welche ſatzungsgemäß Berficherungsgeichäfte aud) in der 
Art betreiben, daß die VBerfiherungsnehmer nicht Mitglieder des Vereins werden 
($S 21 II B.B.G.). 

Aus der Rechtsfähigfeit folgt 

2. die Konkursfähigfeit des DBerficherungsvereins a. G. Da der 
Konkurs jih nämlich als eine Unterart des Givilprozefjes ’), die Konkursfähig- 
feit als eine Folge der ‘Parteifähigfeit, und dieſe leßtere wiederum als prozeffuale 
Seite der Rechtsfähigfeit darjtellt, jo fteht mit der eben nachgewiejenen Rechts: 
tübigfeit des Verſicherungsvereins a. G. auch dejlen Konkursfähigkeit feit. *) 


) val. R.G. XIV. S. 238. 
”) Kaß Anm. 1 zu $ 30 B.B.6. 
Jaeger K.O. Anm. 1 zu 72. Bal. auch Kopler, Vorrede zu Lehrbuch des Konkurs— 
rechts. Abw. Beteriensfleinfeller Anm. 1 zu $ 72 R.O. 
*) Jaeger Anm. 1 zu $ 213 RO. 
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3. Konkursfähig find aud die niht eintragungspflidtigen oder 
„kleineren“ Berficherungsvereine a. G. Man verfteht darunter ') ſolche 
Vereine, deren „Wirfungsfreis beftimmungsgemäß ſachlich, örtlich” oder Hin: 
fichtlich des Perjonenkreijes engbegrenzt ift”, für welche daher die Beitimmungen 
über den Verficherungsverein a. G., nur teilweiſe Anwendung finden ($ 53 P.B.G.). 


Als Beilpiele werden vieljad) — Krankenverſicherungskaſſen, Sterbe⸗ 
kaſſen, Feuerkaſſen für engere Berufskreiſe z. B. für Geiſtliche und Lehrer an— 
geführt. Ein derartiger Verein erlangt bie Rechtsfähigkeit und damit die 
Konkursfähigfeit (vgl. oben unter 2) in derjelben Weije wie ein großer, d. bh. 
eintragungspflichtiger Verficherungsverein a. ©. mit der Konzeſſion ($ 53 mit 
$ 15 P. V. G.). Auch bei Verluft der Nechtsfähigkeit durch Entziehung, — die: 
jelbe ift möglich, wenn der Verein durch gejeßwidrigen Beſchluß der Mit: 
gliederverfjammlung oder gejegwidriges Verhalten des Vorftandes das Gemein: 
wohl gefährdet ($$ 53 11 P.B.G. mit 43 B.G. B.) — bleibt der Verein 
fonkursjähig, denn nur der Verluſt der palfiven Parteifähigkeit hat auch den 
Verluſt der Konkursfähigkeit zur Folge; palfiv parteifähig, bezw. konkursfähig 
aber ift auch der nicht rechtsfähige Verein (5 50 11 E.B.v., $ 213 mit 207 K.O). 
In der Form des „gemiſchten“ Werjicherungsvereins (vgl. $ 21 II P.B.6.) 
fünnen „Heine“ Vereine nicht vorfommen ($ 53 1 Sat 2 P.V.G.). 


4. Während der Liquidation iſt ebenfalls die Möglichkeit des 
Konkurjes gegeben, und zwar jowohl bei eintragungspflichtigen wie bei nicht 
eintragungspflichtigen Verficherungsvereinen a. ©., obwohl jene fich bei beiden 
Arten nicht gleichmäßig geitaltet. Auf die Liquidation der eriteren finden im 
allgemeinen die Vorſchriften des Aktienrechts (vgl. $ 47 1S. 1P.V.G.), auf 
jene der letzteren die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 3 48, und vom 
PBrivatverficherungsgejeß nur $ 47 IL Anwendung. 

Die Konkurdordnung ($$ 213 mit 207) läßt die Eröffnung des Per 
fahrens aud) nad) der Auflöjung des Vereins injolange zu, als die Verteilung 
des Vermögens nicht vollzogen ift. Alfo ift”) ein Konkurs aud bei dem in 
Liquidation befindlichen Werficherungsverein a. G. möglich, joweit Vermögen 
desjelben noch vorhanden iſt. Zum Antrag auf Eröffnung des Konkursver— 
fahrens find weder Konfursgläubiger noch Liquidatoren berechtigt, ebenlowenig 
wie ein ſolches Antragsreht ſonſt den VBorftandsmitgliedern beim WBerficherungs: 
verein a. G. zufommt. Denſelben obliegt vielmehr unter den im Gele an: 
gegebenen Vorausjegungen eine Anzeigepflicht gegenüber der Auffichtsbehörde 
($ 68 11 B.B.G.). 

Für das Antragsrecht der leßteren und damit auch für die Möglichkeit 
des Konkurſes im Fall der Liquidation befteht aber die erwähnte zeitliche 

Schranke. Die Verteilung des Vermögens der liquidierenden Verſicherungsaktien⸗ 
geſellſchaft (vgl. SS 300 und 301 9.G.B.) iſt im Intereſſe des Schutzes der 
Gläubiger — daher „Gläubigerfhußvorichriitten“ — erit nad Ablauf des 

„Sperrjahres” geitattet, und für die Ausführung der Verteilung desjenigen 
Vermögens, welches nad) Berichtigung der Schulden übrig bleibt, ift bei den 
eingelragenen Vereinen a. G. direft das Sperrjahr der Aktiengeiellichaft 
übernommen ($ 48 111 P. V.G. mit $ 301 H.G. B.). 





) Mot. ©. 41 lehter Abſatz. 
2) Könige Anm. 1 zu $ 49 P. V.G. 
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Nach den legtgenannten Beitimmungen haben zunächſt die Yiquidatoren, deren 
Ernennung nötigenfalls durch das Amtsgericht ftattzufinden hat ($ 47 1 P.V. G, 
mit $ 145 %.©.), die Gläubiger des Vereins unter Hinweis auf die Auf: 
löfung desjelben zur Anmeldung ihrer Anſprüche aufzufordern ($ 48 P.B.G. 
mit 88 301, 297 9.6.8.). Erſt nad) Ablauf eines Jahres jeit dem Zeitpuntt, in 
welchem dieje Aufforderung zum dritten Male ftattgefunden hat, — nad) Ablauf 
des „Sperrjahres“ — ift die Verteilung des Vermögens geftattet (8 48 II P.B.G. 
mit $ 301 9.6.8.). Bis zum Vollzuge dieſer Verteilung ift noch ein konkursfähiger 
Verein vorhanden. Sollte eine Verteilung des Vereinsvermögens früher, ala geſetzlich 
geitattet, erfolgt fein, jo hätte dies eine civilrechtliche Schadenserfagpflicht der Liqui— 
datoren ($$ 34 3. 2 und 47 P.B.G. vergl. mit SS 241 III und 298 II 9.6.8.) 
zur Folge, ganz abgejehen von der eventuellen ftrafrechtlichen Verantwortlichkeit 
($$ 110, 113 P. V. G.). Die Anjprüche des Vereins gegen die Liquidatoren müßten 
vom Auffichtsrate ') geltend gemacht werden ($ 35 P.V. G. mit $ 247 H. G. B.); fo 
könnte durch die Thätigfeit des leteren eventuell dem Vereine neue Mittel zu: 
geführt werden, und fi) die Grundlage für die Eröffnung eines Konkurſes 
finden. Der fragliche Zeitpunkt ift aus dem Handelsregifter zu erjehen, da die 
Liquidatoren das Erlöſchen der Firma nad) Beendigung der Liquidation und 
Legung der Schlußrechnung a zur Eintragung anzumelden haben 
($ 47 I Sat 1 P.V.G. mit $ 302 1 9.6.82.) 

Bei den „Eleineren“ Vereinen, deren Liquidation ſich nad) Bürgerlichen 
Geſetzbuch 3 47 ff. richtet ($ 53 11 P.B.G.) iſt das Sperrjahr nidyt über: 
nommen; jie find jolange fonfursfähig, bis nad) Beiriedigung der Gläubiger 
der Ueberſchuß den Anfallberechtigten ausgeantwortet ift ($ 53 II P.B.G. mit 
$4 16.1 B.6.2.). 

5. Da für einen nihtigen Verjiherungsverein bei dem Prinzip 
des Erwerbs der Rechtsjähigkeit durch Verleihung ($ 15 P.B.G.) fein Raum 
vorhanden iſt“), jo kommt auch die Frage nad) der Möglichkeit eines Kon: 
furjes in das Vermögen eines nichtigen VBerficherungsvereines a. G. in Wegfall ; 
eine nichtige Verficherungsaktiengejellihaft it vor und nad) der Eintragung 
fonfursfähig, weil ſie als Liquidationsgejellihaft behandelt wird’) ($ 311 H.6.8.). 

6. Standpunkt des Gejeges gegenüber den bejtehenden Verſicherungs— 
vereinen a. G. Nad) dem bisherigen Rechte gab es auch Unternehmungen ohne 
Rechtsfähigkeit, jei es, daß ihnen dieſelbe gar nicht verliehen oder nach Ver: 
leifung wieder entzogen war, jei e8, daß fie die Verleihung derjelben *) nicht 
angeitrebt oder troß Nachſuchens nicht erhalten hatten, oder daß ſie troß der 
Entziehung der Rechtsfähigkeit den Gejchäftsbetrieb dennod) fortſetzten. 

Soweit dieſe Vereine darnach „rechtsunfähige Vereine“ ($ 54 B. G. B.) 
find, ift ihnen?) ſchon durch die Borichrift des $ 213 RD. die Konkursfähig- 
feit verliehen ; ala Geſellſchaften“ des Bürgerlichen Geſetzbuches dagegen bleibt 
ihnen dieſe Eigenfchait verjagt"), ebenjo wie auch die Spezialerefution nur auf 


*) Könige Anm. 3 Abj. 1 zu 8 34 P. V. G. 

N Mot. S. 39 zu 88 42—48 Ubi. 1 am Ende. 

2) Jaeger Anm. 2 am Ende, zu SS 207, 208 K.O.; Abw. Beterjen-Kleinfeller 
Anm. 1 am Ende zu 88 207, 208 RD. 

*) Vgl. Könige Anm. zu Ss 103. 

s) Vgl. für das Folgende Jaeger Anm. 8 zu $ 25 RD. 

°) Abweichend Seuffert S. 72 und Könige, welch Legterer in Anm. zu $ 103 nicht 
nur die Spezial:, jondern auch die Univerjalerefution bei der Geſellſchaft des bürgerlichen 
Rechts für möglich hält! 
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Grund eines gegen alle Gejellichafter ergangenen Urteils geftattet ift (3 736 C. P.O.. 
Den bisher beitehenden Gegenjeitigfeitävereinen ohne Rechtsfähigkeit kann nun 
aber von der Auffichtsbehörde eine wenigjtens ſechs Monate betragende Friſt geiegt 
werden, innerhalb deren fie ihre Zulaſſung gemäß den Beitimmungen des Geiehes 
bei Meidung der Unterfagung des Geichäftsbetriebs nachzuſuchen haben (8 103 
©. 2 und 3 P. V.G.). Vom Moment der Zulaffung an fommt den biäherigen 
Geſellſchaften dann die Rechts: und damit die Konkursfähigfeit zu, und es finden 
auch die ſonſtigen, Später näher darzuftellenden Normen über den Konkurs des 
Berficerungsvereins a. ©. auf fie Anwendung. Dagegen unterliegen die bereits 
beitehenden vechtsfähigen Verficherungsvereine a. G. jetzt jchon den Vorjchriften 
des I11. Abjchnitts des Gejeßes mit Ausnahme der Vorjchriften über die 
Bildung eines Gründungs: und eines Rejervefonds (45 101 II P. V. G.); die 
Beltimmungen des Gejeßes über das jpezielle Konkursvorrecht auf die rechnungs: 
mäßige Prämienrejerve bei einer Lebensverfiherungsunternehmung finden, wie 
die Beltimmungen der SS 56—63 P. V. G. überhaupt, nur auf diejenigen Per: 
fiherungen Anwendung, weldhe nad dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab: 
geichloffen werden ($ 99 1 P.B.G.. Für die früher abgeichloffenen Ver: 
fiherungen find bejondere Beltimmungen in $ 99 I—IV P. V. G. aufgeftellt 
(vgl. auch $ 5 unter 7 der Daritellung). 

Die nad) dem ſächſiſchen Gejege vom 15. Juni 1868 beftehenden ein: 
getragenen Bereine, welche auf dem ‘Prinzip der Gegenjeitigfeit aufgebaut find 
(vgl. $ 102 1 P. V. G.), befigen die Konfursfähigkeit als juriftiiche Perjonen. 
Nach der Erklärung des Regierungsvertreters (S. 130 Kom.Ber.) kommt jedoch 
nur ein einziger Verein in Betracht, der ſich den gejeßlichen Beitimmungen 
unterwirft. Der Antrag auf Eröffnung des Konkurſes müßte hier im derielben 
Meile und aus bdenjelben Gründen gejtellt werden wie jonjt ($ 102 I und Il 
mit S 68 I und II P. V. G.). 

Für die bei Inkrafttreten des Geſetzes bereits verganteten oder in Liquidation 
befindlichen Berficerungsunternehmungen beanfprucht unſer Gejeß feine Geltung 
($ 104 P. V. G.). 

7. Ueber ausländiſche Verſicherungsunternehmungen, welche zum 
Geſchäftsbetrieb im Inland bereits zugelaſſen wurden, kann der Konkurs jeder— 
zeit eröffnet werden. Dies hat ſeinen Grund darin, daß ihnen die Konzeſſion 
nicht eher erteilt wird, als bis der Nachweis geführt iſt, daß ſie am Sitze des 
Unternehmens unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten ein: 
gehen, vor Gericht Elagen und verklagt werden können ($ 86 3. 2 P.V.G.. 
Damit it die Konfursfähigkeit der ausländiichen Verficherungsunternehmungen 
von jelbit gegeben. Soll der Konkurs über das Vereinsvermögen im Inland 
eröffnet werden, jo bedarf es nicht des Nachweiles der Zahlungsunfähigteit, 
wenn im Ausland bereits ein Konkursverfahren eröffnet wurde ($ 238 III KO). 
Die Eröffnung des ausländiichen Konkurjes hindert alſo nicht nur nicht die 
Gröffnung eines Konfuröverfahrene im Inland, e3 erleichtert jene vielmehr 
deſſen Eröffnung. 


z 2. Die Konkursgründe. 


1. Im allgemeinen. As Konkursgrund oder jahlide For 
ausjetung des Konkurſes genügt für den Verficherungsverein a. ©. neben 
der Zahlungsunfähigfeit die Ueberſchuldung. Dieſer Satz, der zunädjit blok Mr 
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die Aktiengefellihaft aufgeitellt it ($ 207 K.D.), ergibt jih aus Konkurs: 
ordnung $ 213 mit $ 207 1 weiterhin jowohl für die rechtsfähigen — ein— 
tragungspflichtige und ißteinteagungspfihtige — Vereine, da beide die Rechts— 
fähigkeit bejigen ($ 15 mit 53 P.B.G.), als aud für die nicht vechtsfähigen 
Vereine, ſoweit jolche bereits beftehen (vgl. $ 103 B.B.G.); denn für Die 
pajjivparteifähigen Bereine find in Bezug auf die Konkursgründe feine Aus: 
nahmen von $ 207 K. O. zugelaflen. Das Gleiche gilt aber auch für die nad) 
dem ſächſiſchen Gejeß vom 15. Juni 1868, betr. die juriftiichen Perfonen, be: 
jtehenden eingetragenen Vereine, welche die Verficherung ihrer Mitglieder nad) 
dem Grundjaße der Gegenjeitigkeit betreiben ($ 213 mit $ 207 1 R.O.; val. 
s 102 P. V.G.), während für die Genoffenihaften mit Ausnahme jener mit 
beſchränkter Haftpflicht ($ 140 Gen.G.) die Ueberſchuldung als Konkursgrund 
nur nach Auflöfung der Genofjenichaft in Betracht fommt ($ 98 I Gen.®.). 


2. Unter Zahlungsunfähigfeit') verfteht man das auf voraus: 
fihtlih dauerndem Mangel an Zahlungsmitteln beruhende Unvermögen des 
Schuldners, jeine jofort zu erfüllenden Geldichulden zu berichtigen. Demnad) 
genügt nicht bloße Zahlungsitodung, d. h. ein Unvermögen, das durch Ber 
Ihaffung andrer Zahlungsmittel, ſei es durch eigene oder fremde Hilfe, in 
furzer Zeit wieder behoben werden fann. Ungenügend ift ferner ein auf Bös— 
willigfeit oder Gleichgültigkeit beruhendes Umvermögen zur Berichtigung der 
Berbindlichkeiten, dagegen ift genügend und zwar in der Regel das am häufigften 
nad) außen bervortretende Merkmal der Zahlungsunfähigkeit die Zahlungsein- 
ftellung ?), d. h. die den Gläubigern gegenüber ergebende Erklärung der Zahlungs: 
unfähigfeit, ausdrüdlic; oder durch jchlüffige Handlung 3. B. Flucht, beim 
Verſicherungsverein beſonders andauernde Nichtzahlung fälliger Verſicherungs— 
ſummen. Von größter Wichtigkeit wird der Zeitpunkt der Zahlungseinſtellung 
für die Fälle der Konkurspauliana ($ 30 K.O.). Nach den angegebenen 
Begriffsmerfmalen erfordert die Zahlungsunfähigkeit oder „nfolvenz“ nicht, 
daß die Unfähigkeit, die Schulden zu bezahlen, in dem Ueberwiegen der letzteren 
über da3 Vermögen ihren Grund hat. Dies ijt vielmehr ein begriffliches Merk— 
mal der „Ueberihuldung”. 

3. Ueberſchuldung oder „Inſuffizienz“ it vorhanden, wenn das 
Vermögen nicht mehr die Schulden dedt. Dies kann auch bei Zahlungsfähig- 
feit des Schuldners der Fall fein. Daß in der gewöhnlichen Jahresbilanz eines 
Unternehmens die Paſſiva größer als die Aktiva find, ift ala Konkursgrund 
no nicht genügend; denn in der Bilanz find unter den Paſſivis auch Pojten 
enthalten, welche, wie das Grundkapital bei der Metiengejellihaft (S 261 
3.5 9.6.8.), thatjächlich zum Vermögen, nicht zu den Schulden zu rechnen 
ſind, und nur, um eine richtige Dividendenverteilung herbeizuführen, als fiktive 
Paſſiva in die Bilanz eingeſtellt werden. Daß aber bereits das Vorliegen der 
Ueberſchuldung in Abweichung vom Regelkonkurs, für deſſen Eröffnung die 
Zahlungsunfähigkeit des Gemeinſchuldners verlangt wird ($ 102 I K. O.), ala 
Konkursgrund genügt, hat, wie bei allen juriftiichen Perjonen nad den Dar: 
legungen der Motive”) folgenden Grund: Während bei einem Einzelunternehmen 


) Furt das Folgende: ZUR Anm. 2 ff. zu $ 102 und Seuffert Lehrbuch S. 138 ff. ; 
vgl. auch RG. Bd. XXII ©. 47. 
) Zum Begriff derjelben gu auch Seuffert3 Arhiv Bd. XXXVII Nr. 82, 177 ff., 
356, v. XXXVIII Nr. 88 Bd. LIV Wr. 204. 
2) Mot. zur Konfursordnung ©. 441 ff.; Jaeger Anm. 3 zu 8 102 K. O. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1902. 52 
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zu dem zur Verfügung jtehenden Kapital noch die eigene, am Emporblühen 
des Unternehmens unmittelbar intereifierte Perſönlichkeit mit Anlagen, Leiſtungs— 
fähigkeit und Strebjamteit hinzukommt, ſich alſo auch in der Perſon des 
Schuldners dem Gläubiger eine Garantie bietet, fallen dieſe Momente bei jeder 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsform hinweg. Damit werden die Gläubiger auf bie 
im Vermögen des Unternehmens jelbit gelegene Sicherheit verwiefen. Es wäre 
daher verfehlt, einem ſolchen Schuldner zu geftatten, den in den meilten Fällen 
unausbleiblien Zeitpunkt der Zahlungsunfähigkeit abzuwarten; das Geſetz 
mußte ihn vielmehr zwingen, die vorhandenen, liquiden Mittel noch zur rechten 
Zeit, d. h. bei vorhandener Ueberſchuldung zur gleihmäßigen Befriedigung aller 
Gläubiger zu verwenden. ') 


4. Die Feſtſtellung der Ueberihuldung kann ſich inäbejondere 
ergeben gelegentlih der Aufitellung der Jahresbilanz oder gelegentlich einer im 
Laufe des Geſchäftsjahres aufgeftellten Zwiſchenbilanz. 

Der BVorftand hat aladann die Pflicht, der en entiprechende 
Anzeige zu machen ($ 68 II ©. 1 und 2 P.B.G.). 

Die Notwendigkeit der Aufitellung einer Bilanz am Schluſſe des Geichäfts- 
jahres ergibt ſich für den Berficherungsverein a. G. aus $ 16 P.B.G. mit 
539 119.68. Für die Aufftellung der Bilanz jelbit läßt zunächſt $ 36 P. V. G., 
joweit eintragungspflichtige Verficherungsvereine a. G. in Betracht fommen 
($ 53 I Sat 1 mit $ 36 1 P.B.G.), die für die Aftiengejellichaften map: 
gebenden Borichriften des $ 261 9.6.8. Anmendung finden. Nun find aber 
die für die Aufitellung der Bilanz einer Aktiengejellihaft maßgebenden Vor: 
Ihriften bei der Feſtſtellung der Ueberihuldung der Aftiengejellichaft unan- 
wendbar?) und zwar in der Hauptſache um deswillen, weil die regelmäßige 
Bilanz zum Bwede der Gewinnverteilung erfolgt, Unterbilanz und Ueber: 
Ihuldung aljo verſchiedene Begriffe jind.”) Weil 3. B. das Aktiengrundkapital 
für die Gewinnverteilung völlig ausjcheidet (vgl. $ 241 II 3.5 H. G. B.) muß 
e8 bei der Jahresbilanz ſtets unter den Paſſivis fi vorfinden ($ 261 3.5 8.9.2.) 
Troßdem ift es für die Zahlung der Schulden und daher auch für die rech— 
neriſche Feſtſtellung der Ueberſchuldung der Aftiengejellihaft in jeiner Eigen: 
ſchaft als Vermögensbeitandteil von hoher Bedeutung. Bei der Tyeititellung der 
Bilanz eines Verficherungävereins a. G. behält daher der $ 261 H. G. B. zwar im 
allgemeinen jeine Geltung ($ 36 P.B.G.) — modifiziert wird er aud) hier in der 
Weile, dag an Stelle des Grundfapitals ($ 261 3.5 9.6.8.) der Gründungs: 
fonds ($ 22 P. V. G.) tritt, — ihn bei der Ermittlung einer Ueberſchuldung anzu— 
wenden, verbieten diejelben Gründe, welche ihn bei der Aktiengeſellſchaft zur 
Ermittlung einer Ueberihuldung ald ungeeignet erſcheinen laſſen. Auch die 
Faſſung des Geſetzes ($ 68 11 Sag 2) führt zu dem gleichen Reſultat wie für 
das Aktienreht. Der Vorſtand hat der Aufſichtsbehörde Anzeige zu maden, 
wenn fi die Ueberſchuldung „bei“ der Aufftellung der Jahresbilanz oder einer 
Zwiſchenbilanz ergibt. Dieſe Fa Hung wurde‘) gewählt in Anlehnung an die 
Vorſchrift des $ 240 des neuen Handelsgeſetzbuches (wenn ſich „bei“ der Auf⸗ 


) vol. auch Coſack Handelsrecht $ 119 III I. 

2) Staub Anm. 10 ff. zu $ 240; Coſack, Handelsrecht 5. Aufl. 8 118 i. £; Pinner, 
Altienrecht Anm. Ile zu 8 240; Goldjtein, Konkurs der Altiengejellichaft $ 2 unter 5; 
Jaeger Anm. 3 zu 8 208 K.O 

Jaeger Anm. 3 zu 8 208 K. O. 

* Bol. Goldſtein, Konkurs der Altiengeſellſchaft $ 2, unter 5 be. 
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ſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz ergibt . . . .), nicht im 
Anſchluß an die Faſſung des Art. 240 des allen Handelsgeſetzbuches (wenn ſich 
„aus“ der Jahresbilanz ergibt... . .). Das Geſetz wollte alfo auch hier den 
Schein vermeiden — vgl. Denkſchrift zum neuen Handelsgeſetzbuch S. 141 —, 
als ob auch für die Frage, ob eine Ueberjchuldung anzunehmen jei, unbedingt 
die Vorſchriften enticheiden jollten, welche der Art. 185a (jet 261) 9.6.8. 
binfichtli der Wertanſätze in der Bilanz enthält. Es muß daher unterjucht 
werden, wie hoch dad zum Zweck der Schuldentilgung augenblicklich verwend- 
bare Vermögen des Vereins ſich beziffert, und welcher Schuldenftand ihm 
gegenüber jteht. 


A) Das Vermögen ded PVerficherungsvereind umfaßt 


I. Allgemein die Summe aller ihm zuftehenden Sadıgüter und in Sad): 
gütern angejchlagenen Rechte, angejegt zu dem Verkaufswert, welcher ihnen zu der 
Zeit, für welche die Aufnahme gilt, innewohnt’) ($ 16 P.V.G. mit $ 40 
11 9.6.8.) und zwar umfaßt es bewegliche und unbewegliche Sachen ganz all- 
gemein, Rechte, ſoweit für diefelben Aufwendungen gemacht wurden, demgemäß 
3. B. Anſprüche des Verficherungsvereind gegen den Rückverſicherer, rein wirt: 
ſchaftliche Güter, fojern fie gegen Entgelt von Dritten erworben wurden.?) 

Bei Erörterung des Begriffes der Konkursmaſſe ($ 7 der Darftellung) ift 
auf einzelne Bejtandteile de Vermögens des Vereins zurüdzufommen. Aber 
auch hier müſſen folgende Werte jchon bejonders erwähnt werden, weil gerade 
beim Verficherungsverein a. G. diejelben anläßlich der Ermittlung des Gewinns 
unter den Paffivis erjcheinen und daher vielfach ald Schuldigfeiten des Vereins 
aufgefaßt werden, obwohl fie in Wahrheit zum Vermögen des Verficherungs- 
vereins a. ©. gehören. Zu diefen Werten gehört zunädjit 

1. der Gründungsfonds, der in jeiner Eigenihaft ala „Garantie: 
fonds“ aud bei „Eleineren“ Vereinen ($ 53 mit $ 22 P.B.G.) gerade zur 
Schuldendekung vom Geſetz vorgejehen iſt ($ 22 I ©. 1 P.B.G.). Er bildet 
ein vom Verein für die erſte Zeit des Bejtehens aufgenommenes Darlehen und 
fteht daher im Eigentum des Vereins. 

Begrifflic; wird er nicht für den Beltand desjelben gefordert. Denn die 
Auflichtsbehörde kann Ausnahmen geftatten, wenn nad) der Natur der zu be= 
treibenden Geſchäfte oder durch beiondere Einrichtungen eines Unternehmens 
andermeitige Sicherheit gegeben ift ($ 23 P.V. G.). Auch hat der Gründungsfonds 
infofern nur eine vorübergehende Bedeutung, aß er nah $ 22 IV l. c. all 
mählich mit dem NRejervefonds verjchwindet (Mot. S. 34). Er unterjcheidet 
fi) alſo weſentlich vom Grundkapital der Aktiengejellichaft, das eine begriffliche 
Vorausjegung diefer Gejellihaitsform bildet ($ 178 H.G. B.). Aber wie diejes 
muß aud er bei Feſtſtellung der Ueberſchuldung zum Vermögen gerechnet 
werden. Der Einftellung des Gründungsfonds unter die Aktiva entſpricht auf 
der andern Seite die Einftellung der Ansprüche, welche den Garanten auf 
Tilgung des Fonds zuftehen (Rüdzahlungsforderungen), unter die Palliva, 
obwohl dieſelben allen übrigen Konkursforderungen nachſtehen ($ 51 I 
S. 1 P.V.G.). Nachſchüſſe oder Umlagen dürfen von den Mitgliedern zur 
Tilgung des Gründungsfonds nicht erhoben werden ($ 51 IT P. V.G.). Ob 
bei den zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes beitehenden Berficherungs- 





") So die herrihende Lehre gegen Ring und Peterſen-Pechmann. 
?) Staub Anm. 5 zu $ 40 9.6.8. 
52* 
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vereinen a. ®. ein Gründungsfonds ala Mittel zur Schuldendedung in Betradt 
fommt, richtet fih nad) den bisherigen Rechtsverhältniſſen dieſer Vereine 
($ 101 I P.V. G.). Unter die Aktiva gehört bei Feſtſtellung der Ueber: 
ihuldung aud) 

2. der allgemeine Rejervefonda (in der Literatur, nicht dagegen im 
Geſetz vielfach auch die „Kapitalreſerve“ genannt), da diefe Rücklage zur Dedung 
eines aus dem Geichäftsbetrieb fich ergebenden außergewöhnlichen Verluſtes zu 
dienen hat ($ 37 1BP.B.G.), zu deſſen Dedung der Verein aus Opportunitäts 
gründen Nachſchüſſe oder Beiträge der Mitglieder nicht erheben will. Auch bei 
nicht eintragungspflicgtigen Vereinen wird der Rejervefonds vom Gejeß gefordert 
($ 53 mit $ 37 P. V.G.). Er wird bei der Jahresbilanz mit Rückſicht auf 
jeine Nichtverwendbarfeit zur Gewinn: bezw. Ueberjchußverteilung unter die 
Paſſiva eingeftellt ($ 36 I P.B.6. mit $ 261 3.5 9.6.8.), ftellt aber jeiner 
Natur nad) gleichwohl ein Aktivum dar. Er ift übrigens injofern entbehrlich, als 
die Auffichtsbehörde aus denſelben Gründen wie von der Bildung eines 
Gründungsfonds ($ 23 P.VB.G.) auch von der Bildung eines Rejervefonds ab: 
zufehen geitattet hat ($ 37 IT mit $ 23 B.B.G.); vgl. oben unter 1. 

Für die zur Zeit des Inkrafttretens des Gejeßes beitehenden rechtsfähigen 
Gegenieitigkeitävereine ift $ 101 1 P. V. G. zu beachten. 


3. Neben dem allgemeinen Rejervefonds fommen noch bejon dere Nejerve: 
fonds in der Bilanz eines Verficherungsvereins a. G. vor. Bezüglich diejer be: 
jonderer Rejervefonds ift folgendes zu bemerfen: 


a) Aktivum in dem bier in Betracht kommenden Sinn ift zunächſt der 
Schäbdenrejervefonds.') Mean verfteht darunter einen für bereits eim: 
getretene, aber nod) nicht gededte Schäden, 3. B. Brandſchaden bei der fyeuer: 
verfiherung, beitimmten Fonds, aus dem gewiſſe Beträge im betreffenden Red: 
nungsjahr fällig find, aber noch nicht ausbezahlt wurden. 

Die Einftellung der Schädenrejerve unter das Vereindvermögen und damit 
ihre Verwendung zur gemeinichaftlichen Befriedigung aller Gläubiger ($ 3 K.O. 
verlangt, daß andrerjeits die gegenüber dem Verein fällig gewordenen Anjprüde 
derjenigen Gläubiger, zu deren Befriedigung jene urſprünglich beitimmt war, 
ala Schulden des Vereins Beachtung finden; die Schädenrejerve als ſolche aber 
it nur eine fiktive Schuld, obwohl aud fie bei der Yahresbilanz unter den 
Paſſivis erjcheint. Denn die Thatjache, daß auf einen Vermögensbeitandteil 
bereits fällige Anſprüche bejtehen, nimmt diefem jelbit nicht die Eigenihaft, noch 
im Eigentum des Vereins zu ſtehen. Die Verficherten haben in diejer Richtung 
daher auc fein Ausfonderungs: oder Vorzugsrecht, Tondern find gewöhnliche 
Konfursgläubiger, die fi mit prozentualer Befriedigung begnügen müſſen. 

b) Aktivum in dem für die Feſtſtellung der Ueberſchuldung in Betracht 
fommenden Sinn ift weiterhin der „Gewinnreſervefonds“, der aud 
„Dividendenfonds" genannt wird. Derjelbe umfaßt bei einer Verſicherungs— 
unternehmung die den Berficherten zu gute kommenden, aber nod nicht ge 
währten Gewinnanteile. Diejer VBermögensbeitandteil ſetzt ſich aus Rückſtellungen 
von mehreren (gewöhnlich fünf) Jahren zuſammen, welche bezweden, im bie 


Y) Für die Schädenrejerve und die folgenden Begriffe Kap Anm. 2 zu $ 142 P.B.8.: 
Nehm Anm. 3 und 4 zu $ 14 P.B.9.; Heder, die rechtliche Natur der Prämienrejerve 
bei der Yebensverfiherung in der Zeitichrift für das gefammte Handelsrecht, Bd. 3 
S. 371 fi; Mar von Hedel in Elſters Wörterbuch, Art. Verſicherungsweſen unter II 4. 
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Gemwinnverteilungen der Berficherten eine gewiſſe Regelmäßigkeit zu bringen. 
Nun kommt allerdings ein „Gewinn“ beim Verficherungsverein a. ©. deswegen 
nicht vor, weil derjelbe im Gegenjaß zur VBerficherungsaktiengejellichaft nicht dem 
Erwerbszweck dient. Soweit nicht überhaupt jchon das Umlageverfahren ein: 
geführt iſt, können nur „Ueberſchüſſe“ verteilt werden, wenn nämlich höhere Bei- 
träge al3 zur Dedung nötig eingefordert wurden!) und kommt in diefem all 
für die Verteilung des Ueberſchuſſes $ 48 P. V.G. zur Anwendung. In diejem 
Sinn wird aber dann auch beim Gegenjeitigfeitöverein von einer „Gewinn“: 
reſerve geiprochen, obwohl bei einem Verein eine Anjammlung von „Gewinn“ 
nur dann ftattfindet, wenn der Verein auch Verficherungen gegen fefte Prämie 
mit Nichtmitgliedern abjchließt, ſich alſo als „gemiſchter“ Verſicherungsverein a. ©. 
im Sinn des $ 21 11 P. V.G. darftellt. Auch die Gewinnreſerve fteht ſtets 
unter den Paſſivis bei den Bilanzen eines Verficherungsvereins a. ©. Inwie— 
weit den Mitgliedern des VBerficherungsvereins a. ©. bereits „feftgejegte” An: 
Iprüche auf den genannten Fonds, und damit Konkursforderungen zuftehen, 
richtet fi) nad) Lage des Einzelfalles. Jedenfalls ergibt fich für den Konkurs: 
fall die Verwendung auch dieſes Poſtens zur gemeinſchaftlichen Befriedigung 
aller Gläubiger. 

c) Endlich fommt auch der Prämienrejervejonds bei eltitellung 
der Ueberihuldung in die Aktiva, während in der Bilanz der Lebensver— 
fiherungsunternehmungen die Prämienrejerve als Paſſivum erjcheint. Diejelbe 
bildet nämlich), da fie, wie jpäter (unter $ 5 der Darftellung unter 2) nachzu— 
weiſen ift, im Eigentum des Verfichererd fic befindet, ebenfalls nur eine fiktive 
Schuld“) und dient daher wie die jchon genannten Poſten zur Schuldendedung. 
Begrifflich ftellt die Prämienrejerve ’) den Betrag der in einem gewiffen Zeit: 
punkt über das bisher erwachjene Rifito Hinausgezahlten Prämienanteile jamt 
Zinfen und Binfenszinfen dar, weshalb man auch vielfach paffend von einer 
„antizipierten Prämie” ſpricht. Dadurd), daß die Verficherten ftatt einer mit der 
Sterbenswahricheinlichkeit wachjenden, aljo anfangs niedrigen, aber jpäter höheren 
Prämie eine anfangs im Verhältnis zum Rifito zu hohe, dafür aber gleich: 
bleibende Verſicherungsprämie bezahlen, erhält der Verein beim Empfang der 
Nettoprämie — vgl. $ 5 der Darftellung — um den die Rififoprämie über: 
fteigenden Betrag zuviel und Iufriert auch Zinfen und Zinjeszinfen desjelben. 
Der Zufchlag geht wie die Nififoprämie jelbit in das Eigentum des Ver— 
fiherungävereind über, gehört daher ebenjalls zum „Vermögen“ der Lebens- 
verfiherungsunternehmung. Nur ftehen unter den Verbindlichkeiten des Vereins 
die Anjprüche der Verficherten auf die rechnungsmäßige Prämienrejerve ($ 61 II 
Halbiag 2 P.V. G.) und beiteht wegen derjelben ein Konkursvorrecht an den 
regiftermäßigen Beſtänden des Prämienrejervefonds. 

Es jind deshalb unter den Schuldigfeiten des Vereins die entiprechenden 
Beträge zu berüdfichtigen. Die Höhe des Anſpruchs des Werficherten auf die 
Prämienrejerve richtet ſich nad) der Verficherungsart, dem Beitrittsalter und dein 
Alter feiner Verſicherung. Bei VBerficherungen, bei welchen außer der Verpflichtung, 
die Verfiherungsjumme beim Tode des Verficherten zu zahlen, noch jonftige Ver— 

') Rehm Anm. 3 zu $ 34 am Ende; Kat Anm. 1 zu 8 38 PB. 

2) Bol. AU. Emminghaus im rt. „Lebensverfiherung im Handwörterbuch der 
Staatswiſſenſchaften“ 5. Band, 2. Auflage, ©. 562. 

2) Vgl. Mar v. Hedel in Eljterd Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 1898 II. Band, 
S. 173, Art. Lebensverſicherung. 
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bindlichkeiten übernommen werden, 3. B. Zahlung bei Erreichung eines beftimmten 
Lebensalter, ift der Anſpruch natürlich ein entiprechend höherer. Bei Ver: 
pflichtung zur Tebenslänglichen ‘Prämienzahlung ift die Prämienrejerve Fleiner 
als bei einer joldyen, welche bloß bis zum 60. Lebensjahre dauert. 

Der Anſpruch auf die Prämienrejerve kann jederzeit rechneriih vollkommen 
ficher feitgejtellt werden. Als Hülfsmittel dazu dienen gewilje Formeln, melde 
mit Hülfe der Wahrjcheinlichkeitstafeln, Zinszahl 2. die gewünschten Aufichlüffe 
geben. Mit Rüdfiht darauf, und um der Auffichtsbehörde von Anfang an 
eine gewiſſe Kontrole diejes jchwierigen, fachmänniſchen Details zu ermöglichen, 
jind in dem Geſchäftsplan einer Lebensverfiherungsunternehmung außer den 
von ihr angenommenen Tarifen auch die Grundjäße für die Berechnung der 
Prämien und Prämienreſerven darzuitellen, namentlich” aud) der anzumendende 
Sinshuß und die Höhe des Zuſchlags zur Nettoprämie anzugeben ($ 11 | 

©. DB.G.). Ferner find die als Grundlage der Berechnung dienenden 
Bahriheinfichteitetnfeln, inöbelondere über Sterblichkeit und Invalidität: und 
in asian beizufügen ($ 11 I Eat 3 P.V.G.). Auch find für jede 

Verſicherungsart (VBerficherung auf den Lebensfall — auf den Todesfall, Kapital: 
verfiherung — Rentenverfiherung u. |. mw.) Formeln zur Berechnung der 
Prämien und Prämienreſerven vorzulegen und durch ein Zahlenbeiſpiel zu er— 
läutern (4 11 II P.V.G.). Soweit auch Verſicherungen mit erhöhter Prämie 
übernommen werden jollen, ift im Geichäftsplan ferner anzugeben, ob und nad 
welchen Grundſätzen hiefür eine bejondere Prämienreſerve gebildet werden fol 
($ 11 111 P.V.G.). Soweit Kranken: oder Unfallverfiherungsunternehmungen 
Verfiherungen nad) Art der Lebensverficherung unter Zugrundelegung beftimmter 
MWahricheinlichkeitstafeln betreiben, insbejondere die Verſicherung von Renten, 
Verfiherungen mit Prämienrüdgewähr oder jonftige, die Anfammlung von 
Prämienrejerven erfordernde Verſicherungen übernehmen, finden die angegebenen 
Vorichriften des S 11 P.V. G. entiprechende Anwendung ($ 12 P.B.G.). 


4. Auch die Prämienüberträge!) bilden feinen wirklichen Schuldpoiten. 

Während nämlih die vorhin erwähnte Schädenrejerve einen für bereits 
fällige Verficherungsiummen beftimmten Fonds darftellt, welche noch nicht zur 
Auszahlung gefommen find, ift bei den ‘Prämienüberträgen die Prämie für ein 
noch nicht entftandenes Riſiko bereits vorausbezahlt, mit anderen Worten die 
PBrämienüberträge umfaflen die innerhalb eines Jahres vereinnahmten, aber 
nod nicht verdienten Prämien und fommen bejonders bei der Güterverficherung 
dann dor, wenn die Prämie für mehrere Jahre vorausbe ahlt wurde. Man 
ſpricht dann?) auch von einem „Prämienübertrag im weiteren Sinn“. „m engeren 
Sinn” ift ein joldher dann vorhanden, wenn der Verficherungsvertrag nit am 
1. Januar abgeichloffen wurde, die Rate einer in einem Jahre gezahlten 
Prämie daher zum Zeil dem nächſten Rechnungsjahr zuzumeifen ift. In beiden 
Fällen gehen die vorausgezahlten Beträge aber mit der Zahlung ins Eigentum 
des Verſicherers über, weswegen die Verficherten ihre Anſprüche nur ala Kon: 
fursgläubiger geltend machen fönnen. Die Nüdgabe aus der Konkursmaſſe 
können fie nicht verlangen ($ 26 K. O.). 

Im allgemeinen ift zu den eben unter 1 mit 4 angeführten Vermögens 
maſſen zu bemerken, daß fie nicht in einzelne getrennte Beſtandteile zerfallen, 


) Weber den Begriff Haß er 3 nn s 14 P. V.G. und Kom. Ber. ©. 40 zu $ 14. 
n Mit Rehm Anm. 4 zu 8 14 BB 
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fie bilden vielmehr eine ungeteilte Einheit, die nur rechneriſch durch die Buch— 
führung getrennt wird.) Nur der Prämienrefervefonds ift außerdem auch noch 
gejondert zu verwalten und aufzubewahren (5 57 II P. V.G.). 


11. Bei Feitftellung der Ueberſchuldung fommt bei jämtlihen Aktiven 
jtets der objektive Wert der Vermögensſtücke für das Geichäft, nicht der gemeine 
Wert derjelben in Betracht, der fich bei einer augenblidlichen Zwangsverſilberung 
ergeben würde.) Bei den Forderungen ilt”) die Solvenz des Schuldners und 
die Ausficht auf Realifierung zu beachten; betagte Forderungen find unter 
Berükfihtigung des Zwiſchenzinſes, zweifelhafte nad) ihrem wahrſcheinlichen 
Werte anzujegen, uneinbringlihe — im Gegenſatz zu den Fällen einer zeit: 
weiligen Verhinderung an der Einziehung *) — find abzuſchreiben ($ 40 IIIH. G. B.). 
Zu den uneinbringlicen find verjährte (Forderungen nicht unbedingt zu rechnen, 
londern nur injoweit, als Ausjicht beiteht, daß die Einrede der Verjährung 
auch wirklich geltend gemacht wird.) 


B) Die Paſſiva enthalten diejenigen fälligen und nicht fälligen Ber: 
bindlichkeiten, welche von den Gläubigern des Vereins diejem gegenüber mit 
Erfolg geltend gemacht werden fünnen. Wie die Aktiva müjlen aud fie zu 
dem Werte in Anlaß gebracht werden, den fie zur Zeit der Fyeititellung der 
Ueberſchuldung befiten ($ 16 B.B.G. mit $40 11 9.6.8.) Zu den Pajfivis 
dürfen ficherlic nicht jene vorhin erwähnten fiktiven Paſſivpoſten der Jahres: 
bilanz gerechnet werden, die in derjelben nur deswegen enthalten find, um die 
Bafıs Für eine gejeß- und zweckentſprechende Gewinnverteilung zu bilden. Der 
Gründungsfonds, der allgemeine und die bejonderen Rejervejonds jcheiden 
als Vermögen des Berficherungsvereins unter den Berbindlichfeiten desjelben 
aus. Dagegen find wirkliche Paſſiva diejenigen Anfprüche, welche als 
Konkursforderungen den Gläubigern des Vereins auf die eben erwähnten Fonds 
zuftehen, nämlich inöbejondere: 

1. Aniprüde der Garanten auf Tilgung des Gründungsfonds ($ 51 
©. 1 P2.6.). 

2. Feſtgeſetzte Anſprüche auf die Gewinnreſerve (vgl. oben unter a4). 

3. Die privilegierten Anſprüche der bei einer Lebensverficherungsunter: 
nehmung Berficherten auf die ‘Prämienrejerve (vgl. $ 61 IT P.B.G. und $ 5 
der Daritellung). 

4. Die Anfprüche derjenigen Berficherten, deren Vorausleiftungen zu den 
Prämienüberträgen fielen (vgl. unter a 6). 

5. Auch die Koften der Errichtung und die im eriten Geichäftsjahr ent: 
ftehenden Koften der Einrichtung, inſoweit jie noch thatjächlic; eine Schuld des 
Vereins bilden. Daran hindert auch nicht der $ 36 3. 3 P.V.G. Derjelbe 
geftattet, joweit die bezeichneten Koften weder die Hälfte de gelamten Gründungs- 
tonds, noch den bar eingezahlten Zeil überfteigen, eine Verteilung derjelben auf 
mehrere, höchſtens jedoch die eriten fünf Jahre, und dementiprechend die Ein: 
ftellung bes jedesmal verbleibenden Reſtes als Aktivum in die Bilanz. Es ift 
hiezu aber Genehmigung der Auffichtsbehörde bei der Erlaubnis zum Geſchäfts— 


ı) Heder a. a. O. ©. 373. 
2) Staub Anm. 3 zu $ 40 9.0.8. 
’, Staub Anm. 6 zu $ 40 9.0.8. 

B. 





) R.O.H.G. Bd. XIV ©. 217. 
°) Staub Unm. 3 zu $ 40 9.6. 
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betrieb erforderlich. Die Einftellung des genannten Aktivpoftens ift nur für die 
Verficherungävereine a. G., nicht für die Verficherungsaktiengejellichaften geftattet. 
Tür die leßteren gilt $ 261 3. 4 H.G.B. Bon einem wirklichen Aktivum 
fann aber bei jenen, ſoweit nicht wirkliche Werte 3. B. Einridhtungs: 
gegenftände durch die Organifationstoften gejchaffen wurden '), jowenig wie bei 
der Einitellung des Disagios der Piandbriefe in die Aktiva der Bilanz der 
Hypothekenbank geſprochen werden ($ 25 Hyp. BankGeſ.). 


z 3. Die Konkursveranlaſſung. 


„Formelle Vorausſetzung des Konkurſes“ oder „Konkurs— 
veranlaſſung“ iſt der Antrag auf Konkurseröffnung im Gegenſatz zu den 
Konkursgründen oder ſachlichen Vorausſetzungen des Konkurſes, der Bahlungs 
unfähigfeit und der Ueberſchuldung. Die Konkursveranlaſſung ift für ein: 
getragene, wie für nicht eingetragene Vereine gleihmäßig geregelt, aber aud 
für die nad) dem ſächſiſchen Gejeg vom 15. Juni 1868, betr. die juriftiichen 
Perſonen, eingetragenen Vereine, welche die Verfiherung ihrer Mitglieder nad) 
dem .. der Gegenfeitigfeit betreiben, gelten die folgenden Erörterungen 
($ 102 P.2.6.). 

I. Als „nähere Konfursveranlafjung” iſt zu bezeichnen der Antrag 
auf Konfurseröffnung, welch letztere auch hier nie durch das Konkursgericht von 
Amtswegen, jondern Stets nur auf Antrag geichieht. Der Antrag kann nur 
beim Konkursgericht geitellt werden, d. h. bei demjenigen Gericht, bei meldem 
der Verein feinen allgemeinen Gerichtsftand hat ($ 711 K.O.). Der lettere 
wird durch den Sit des Vereins bejtimmt ($ 71 K.D. mit $ 17 ERO), 
Konkursgericht ift aljo das Amtsgericht des Sites.) Als Sit des Vereins 
gilt der Ort, wo die Verwaltung geführt wird. Bei ausländiichen Verficherungs- 
unternehmungen ift zuftändig das Amtsgericht der inländiichen Niederlaflung 
bezw. der Wohnfit des inländiichen Hauptbevollmächtigten ($ 86 11 3.3 P. V. G.. 
Jede Vereinbarung über ein anderes Gericht wäre nichtig.”) 


a) Das Antragsrecht ſteht ausſchließlich der Aufſichts— 
behörde zu, d. h. dem Kaiſerlichen Aufſichtsamt für Privatverficherung in 
Berlin, bezw. der nad) 88 2, 3 P. V. G. zuftändigen auffichtführenden Landes 
behörde, und zwar aud) dann, wenn es fi um eine Verficherungägeiellichatt 
auf Aktien handelt ($ 68 I Sag 2 P.V. G.). Hiedurch ift das Antragsredt 
entzogen worden vor allem den Gläubigern des Verfiherungsunternehmens (vgl. 
z 10311 8.D.); diefe fünnen eine Konfurseröffnung nur herbeiführen, wenn 
die Auflichtsbehörde einer dahin gehenden Anregung eines Gläubiger entipridt: 
nicht minder ift das Antragsrecht entzogen dem Schuldner jelbit, aljo den Mit: 
gliedern des Vorjtandes bezw. den Liquidatoren, welche jet die Pflicht der An: 
zeige bei Ueberſchuldung und Zahlungsunfähigkeit wahrzunehmen haben (vgl. 
unter II und $ 68 II BP.B.6.). Es stellt fi dadurd eine jchrofte Ab: 
weihung gegenüber dem Genoſſenſchaftskonkurs ($ 100 Gen.®.) ſowie gegen: 
über dem Konkurs der Aktiengejellihaft und jedes andern konkursfähigen Vereins 


) Rehm Anm. 12 zu $ 36. 

2) Jaeger Anm.7 zu 8 213 RD. 

) Beterjen-Ktleinfeller Anm. 4 zu $ 71 RD. 
*) Jaeger Anm, 7 zu 88 207, 208. 
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(6 208 und 213 KO.) heraus. Dies rechtfertigt ſich in folgender Weiſe ): 
Bor allem wird, um eine Ueberihuldung beim Verficherungsverein a. G. recht: 
zeitig und ficher feitzuftellen, genaues Vertrautjein mit den Eigentümlichkeiten 
des Verſicherungsgeſchäftes und eindringende techniiche Prüfung der Gejamt: 
verhältniffe der Unternehmung erfordert. Für die nichttechnifche Beurteilung 
fann nod lange der Schein eines völlig geſunden Betriebs aufrecht erhalten 
und jo eine noch größere Anzahl von Verſicherten in den unvermeidlichen Zu: 
ſammenbruch gezogen werden. Zweitens fann aber aud) eine zu frühe Konkurs: 
eröffnung den Berficherten großen Schaden bringen, wogegen Fortbeſtehen in 
veränderter Weije nach einer von der Auffichtsbehörde durchzuführenden Sanierung 
(vgl. 3 69 P.V. G.) die Verficherten vor unnötiger Schädigung bewahrt und den 
Zulammenbrud; eine möglicherweiſe recht wertvollen Unternehmens verhütet. 
Drittens jollte verhindert werden, daß die Durchführung der Sanierungs: 
maßregeln durch die von irgend einer Seite beantragte Konkurseröffnung durch— 
freuzt werde und war deshalb jowohl den Gläubigern als den bezeichneten Or: 
ganen das Antragsrecht zu entziehen. 


b) Ueber die Stellung des Antrags auf Konkurseröffnung ent: 
jcheidet das Auffichtsamt für Privatverficherung, ſoweit dieſes zuftändig ift auf 
Grund mündlicer Beratung in der Bejegung von drei Mitgliedern (einſchließ— 
lich des Vorfigenden unter Zuziehung von zwei Mitgliedern des Verficherungs- 
beirats) $ 731 3. 8 P. V.G. Die Zuziehung der Ieteren erfolgt ın der Regel 
nad) einer im voraus aufgeltellten Reihenfolge ($ 7311 ©. 1 B.B.G.). Bor 
Erteilung der Entſcheidung find Vertreter der beteiligten Unternehmungen zu 
hören und auf ihren Antrag zur mündlichen Verhandlung zu laden ($ 73 IV). 
Die Entiheidung ift mit Gründen zu veriehen ($ 73 V) und gleichgiltig, ob 
das Auffichtsamt fich für oder gegen die Stellung des genannten Antrags ent: 
ſcheidet,) den Beteiligten zuzuſtellen ($ 73 VII). Dagegen ift eine Bekannt: 
machung der Entiheidung nicht vorgejchrieben. 


Gegen den Beihluß auf Stellung des Konkurseröffnungsantrags ift Rekurs 
möglich, über den ebenfalls das Auffihtsamt für Privatverficherung enticheidet 
in der Bejegung von drei Mitgliedern einjchließlich des Vorſitzenden unter Zus 
ziehung von zwei Mitgliedern des Verſicherungsbeirats ſowie eines richterlichen 
Beamten und eines Mitglieds eines höchſten VBerwaltungsgerichtshofs in einem 
deutichen Bundesftaate ($ 74 I Sat 1 und 2 P.B.G.). Der Rekurs hat feine 
aufichiebende Wirkung. Er ift innerhalb eines Monats nad Zuftellung der 
Entjcheidung bei dem genannten Amte jchriftli” mit Begründung einzulegen 
(8 751 ©. 2 und 1 P.R.6.). 

An der Entiheidung über den Rekurs dürfen außer dem Vorfitenden des 
Amtes Perjonen, die bei der angefochtenen Enticheidung mitgewirkt haben, nicht 
teilnehmen ($ 75 I P. V. G.). 

Ueber die Ernennung zweier Berichterftatter vol. $ 75 III P.B.G. 

Kommt nun die Rekursinftanz zur Aufhebung des Antrags auf Eröffnung 
des Konkurſes, jo hat das Auffichtsamt dem Konkursgerichte hievon Mitteilung 
zu machen, worauf von dem leßteren das Verfahren einzustellen it ($ 751 
©. 2 und 3 P.V.G.). Dadurch ergibt ſich für unferen Konkurs eine Ab: 


) ©. 45 der Mot. 
2, Deybet Anm. 3 zu $ 68 P. V.G. 
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weihung ') vom Regelkonkurs, bei dem eine Zurüdnahme des Antrags auf Konkurs: 
eröffnung nur bis zur Rechtskraft des Eröffnungsbeichluffes, alfo nur noch in der 
Beſchwerdeinſtanz geftattet ift *) (8 53 11 ©.R.G.). Für das Fehlen der letzteren 
(ogl.$ 68 1 ©. 3 P.B.G.) ift demnach in gewiſſer Hinficht ein Erſatz geſchaffen 
worden. Inſoweit eine Beauffichtigung von Berficherungsunternehmungen ledig: 
lich durch die Landesbehörde ftattfindet (vgl. $ 2 und $ 3 IT P.B.G.), der Landes: 
auffichtähehörde daher auch die Stellung des Antrags auf Konkurseröffnung zu: 
fommt, ift für das Verfahren der Auflichtsbehörde das Landesrecht maßgebend 
($ 84 11 B.8B.6.); der Antrag derjelben auf Konkurseröffnung kann innerhalb 
eines Monats nad) der Zuftelung im Wege des VBerwaltungsftreitverfahrens, 
oder wo ein folches nicht beiteht, im Wege des Rekurſes nach den Vorjchriften 
der 88 20, 21 Gew. O. angefochten werden (vgl. $ 841 P. V. G.). 

Der Antrag, über das Vermögen einer zugelaffenen ausländiichen Ber: 
fiherungsunternehmung den Konkurs zu eröffnen, iſt von der Auffichtsbehörde 
bei dem Gerichte zu ftellen, wo die von dem Unternehmen unterhaltene inländiiche 
Niederlaffung fich befindet ($ 71 K.O. mit $ 8611 3.3 P.B.G.). 


II. Als die „entferntere Konfursveranlafjjung“ erſcheint die Anzeige 
der Zahlungsunfähigfeit bezw. Ueberichuldung an die Auffichtsbehörde durch die 
dazu berufenen Organe. Eine pofitive Pflicht zum Antrag auf Konkurs: 
eröffnung beitand bis jeßt mur im Gebiete des Aftienrechts für Vorftands: 
mitglieder und Liquibdatoren ($$ 240 II, 298 Il H. G. B.). Wie erwähnt, erichien 
es im Intereſſe einer jahgemäßen Durchführung der Sanierungsmahßregeln ſowohl 
wie der zuverläffigen Feititellung einer vorliegenden Ueberihuldung unzweckmäßig, 
den Organen des BVerjicherungsunternehmens ein Antragsrecht zuzubilligen (vgl. 
unter I). An Stelle des Antragsrechtes wurde deshalb für alle Arten von Ber: 
fiherungsunternehmungen eine Anzeigepflicht eingeführt bei Zahlungsunfähigkeit 
und Ueberihuldung ($ 68 II 1 und 2 P.B.G-) und damit für Verficherungs- 
aktiengejellihaften die in $ 240 H. G. B. für Verfiherungsgenoffenichaften die 
in $ 99 Gen.G. ftatuierte Antragspflicht bejeitigt ($ 68 II Sag 3 P.2.6.). 
Die Vorftandsmitglieder und Liquidatoren des Verfiherungsvereins a. ©. haben 
außer im Fall der Zahlungsunfähigkeit und Ueberſchuldung, — jofern bei ihren 
Vereinen die Nachſchuß- oder Umlagenpflicht eingeführt ift, — Anzeige an die 
Auffichtsbehörde auch dann zu machen, wenn ausgeſchriebene Nachſchüſſe oder 
Umlagen innerhalb fünf Monaten nad) der Fälligkeit nicht eingehen und nad 
der Prüfung des Vorſtands bei Nichtberücdfichtigung der nicht bar eingangenen 
Nachſchuß- oder Imlagebeträge eine Ueberſchuldung fich herausflellt. Die An- 
zeige ift immerhalb eines Monats nad) dem Ablauf der bezeichneten Friſt zu 
erstatten ($ 68 II Saß 4 und 5 P.B.G.). Die Folgen einer Verlegung 
der Anzeigepflidht find ſowohl civil: als ftrafrechtliche.) Was die civil: 
rechtliche Verantwortlichkeit anlangt; jo tritt diejelbe nicht ſchon mit der 
unterlafjenen Anzeige jelbit, ſondern erft dann ein, wenn infolge der Unter: 
laffung thatſächlich auch Zahlungen geleiftet wurden, nachdem die Zahlungs: 
unfähigkeit des Vereins eingetreten ift, oder feine Ueberſchuldung fich ergeben bat 
(5 343.2 P. V. G. vgl. dazu $ 241 III 9.6.8.) Der Schadenserjaganiprud) 
fann zunächſt vom Verein, dann aber auch von den Gläubigern des Vereins 

) Könige Anm. 2 zu $ 68 B.B6. 


2) Jaeger Anm. 3 Peterſen-Kleinfeller, 3.2 zu 8 103 R.O. 
2) Rehm Anm. 9 zu $ 63 P. V. G. 
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geltend gemacht werden, jomweit leßtere vom erfteren Befriedigung nicht erlangen 
fönnen (4 34 P. V.G. mit $ 241 IV ©. 1 9.6.8.). Der Anſpruch des 
Vereins gegen die Vorſtandsmitglieder bildet mit SKonkurseröffnung einen 
Beitandteil der Konkursmaſſe und kann deshalb von diefem Zeitpunft an nur 
mehr vom Verwalter geltend gemacht werden (vgl. $ 7 der Darſtellung unter 5). 
(Das Gleiche gilt für den Anſpruch gegen die Liquidatoren $ 47 1 Sa 1P.B.G. 
mit $ 298 II 9.6.8.). 

“ Die Auffihtsratsmitglieder find bei Verlegung der Anzeigepflicht durch bie 
Vorftandsmitglieder jo wenig wie diefe erjagpflichtig, dagegen find auch fie zum 
Schadenserſatz verpflichtet, wenn mit ihrem Wiffen und ohne ihr Einjchreiten 
von den ihrer Aufficht unterftellten Organen eine der vorhin erwähnten, im $ 34 
3.2 P. V. G. bezeichneten Handlungen vorgenommen wurde ($ 35 3. 3 P.B.G.). 

In ſtrafrechtlicher Beziehung beftimmt $ 109 P.B.G. wegen Ber: 
[egung der Anzeigepflicht folgendes : 

„Mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und zugleich mit Geldftrafe bis zu 
5000 ME. werden die Mitglieder des Vorftandes oder die Liquidatoren einer Ver: 
fiherungsgelellihait auf Aktien, eines Verfiherungsvereins auf Gegenfeitigfeit, 
einer eingetragenen Genoflenichaft oder eines Vereins der im $ 102 bezeichneten 
Art beftraft, wenn entgegen der Vorichrift des $ 68 II der Auffichtsbehörde 
eine der dort vorgeichriebenen Anzeigen nicht gemacht worden ift. Sind mil- 
dernde Umſtände vorhanden, jo tritt ausſchließlich die Gelditrafe ein. 

Straflos bleibt derjenige, bezüglich deſſen feitgeftellt wird, daß die Anzeige 
ohne jein Verſchulden unterblieben tft.“ 

Zu der Anzeige ift jedes Vorftandsmitglied, bezw. jeder Liquidator für ſich 
verpflichtet, Jodaß die Nichtzuftimmung Mitverpflichteter von Schuld und Strafe 
nicht befreit.") 

Die Aufiihtsratsmitglieder kann event. eine ftrafrechtliche VBerantwortlichkeit 
nur treffen nad $ 110, 111 P.B.G. Die Beſtimmungen über die Anzeige: 
pfliht und die Folgen ihrer Verlegung gelten im Uebrigen auch für die jchon 
erwähnten eingetragenen ſächſiſchen Vereine, welche die Verfiherung ihrer Mit- 
glieder nad) dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit betreiben ($ 102 I und II mit 
5 68 II Sa 1—3, 5 PV. G.). 

Bei auslänbifchen Unternehmungen trifft die Verantwortung den Reichs- 
nal welcher gemäß $ 86 II 3. 3 P.V. G. beitellt wurde 
(5 88 


II. Das Eröffnungsverfahren. Für das Konkursgericht ift der 
Antrag der Auffichtsbehörde Ihledhthin bindend ($ 68 I S. 1P.V.G.); die 
Abweiſung des Antrags mangels einer den Koften des Verfahrens entiprechenden 
Maſſe nad) $ 107 I KD. ift beim Verſicherungsverein a. ©. ebenjo wenig 
wie bei der Genofjenichaft möglid. Zwar ift $ 100 III Gen.®. auf den Ber: 
fiherungsverein a. G. nicht ausdrüdli für anwendbar erklärt. Immerhin 
rechtfertigt ich diefe Annahme aus folgender Erwägung: Das Geſetz beſtimmt 
im $ 50 ausdrüdlid, daß nicht nur die zur Zeit der Konkurseröffnung vor: 
bandenen, jondern auc die innerhalb des letten Jahres von dieſem Zeitpunfte 
ausgeichiedenen Mitglieder dem Vereine gegenüber für deſſen Schulden haften. 
Es iſt Abficht des Gejehgebers, unter allen Umftänden den Gläubigern genügende 
Mittel zu i ihrer Befriedigung zu verihaffen. Man darf alſo wohl annehmen, 





2 Könige Anm. zu $ 109. 
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daß auc bei nicht vorhandener Koſtendeckung die Mitglieder entiprechende Bei: 
träge zu leiften haben. Im Konkurs der Berficherungsaktiengejellihaft findet 
eine ſolche Haftung nicht ftatt; denn $ 50 P. V. G. findet für fie feine Anwendung. 
Demnad) hat die Aufrechterhaltung der Vorichrift des $ 107 IK.O. in $68I 
Sat 1 P.B.6. auch nur für Verſicherungsaktiengeſellſchaften eine Bedeutung.') 
Bei dielen fann, wenn nach dem Ermefjen des Gerichts eine den Koften des Ver: 
fahrens entiprechende Konkursmaſſe nicht vorhanden ift, Abweifung des An: 
trags erfolgen; auch in diefem Wall unterbleibt die Abweifung, wenn ein zur 
Deckung der in $ 58 3.1, 2 RD. bezeichneten Maſſekoſten ausreichender 
Geldbetrag vorgeichoffen wird (SS 68 I Sa 1 P.V.G. mit 107 I K.O). 
Im MUebrigen hat fi?) die Prüfung de8 Antrags der Auffichtsbehörde 
durch das Ronfursgericht nur auf die Frage zu erftreden, ob derjelbe in form: 
gerechter Weiſe — die Er des Rekurſes fteht der Konkurseröffnung 
nicht entgegen ($ 75 1 Eat 2 P. V. G.) erft nach Aufhebung der Entiheidung 
auf Stellung des SU ift das Verfahren vom Konkursgericht ein: 
zuftellen ($ 75 I Sat 4 P. V. G.). 

Gehör ift dem Gemeinden: d. h. hier den VBorftandsmitgliedern bezm. 
Liquidatoren (SS 34, 47 P. V.G., 88 231, 298 9.6.8.) vor Eröffnung des 
Konkursverfahrens nicht wie ſonſt nah) S 105 II K. O. zu gewähren. Dies er 
gibt fi) daraus, daß auch in den anderen fällen dies nur dann ftattfindet 
($ 105 I und II R.DO.), wenn ein Gläubiger einen Antrag auf Eröffnung des 
Berjahrens gejtellt hat, und diejer zugelaflen ift, im Konkurs des Verficherungs- 
vereind a. ©. aber ein ſolcher Antrag der Gläubiger ſchlechthin ausgeſchloſſen it 
($ 68 I Sat 2 P.V.G.). Ein Gehör kann fih daher aud nicht auf die 
Frage eritreden, ob die formellen Vorausjegungen der Konkurseröffnung vor: 
liegen oder nicht.”) 

Der Eröffnungsbeichluß ift Schlechthin unanfechtbar ($ 68 I Sat 3 P.V. G.). 
Eine Anjehtung iſt auch nicht ftatthaft wegen Nichtoorliegens der in den 
ss 68 I, 75 P. V. G. verlangten gejeglihen Borausjegungen. Das Gegenteil 
wird zwar von Könige behauptet, widerjpridht jedody der Haren Faſſung 
des Geſetzes. Wohl aber unterliegt der Konkursantragsbeihluß der Auf: 
lihtöbehörde dem Rekurs (44 75 I B.B.6.); hiedurch ift hinreichender Erſatz 
dafür geichaffen, daß auch bei thatjächlihem Nichtvorliegen der in SS 68 I und 
75 P.V. G. bezeichneten Vorausſetzungen eine Anfechtung des Eröffnungs- 
beichluffes nicht möglich ift; denn die Aufhebung der Entſcheidung infolge Re: 
kurſes führt zur Einftellung des Konkursverfahrens ($ 75 I Sat 4 P.B.6.). 

Im Eröffnungsbeihluß wird der offene Arreft erlaffen und die ee 
jrift für Forderungen jowie die nötigen Termine (vgl. $ 110 I—II RD.) be 
ftimmt. Außerdem hat der Richter insbejondere den Fontursverwalter 8 —* 
K.O., bei Lebensverſicherungsunternehmungen auch einen Pfleger zu ernennen; 
der letztere iſt geſetzlicher Vertreter der Verſicherten und hat die denſelben zu— 
ſtehenden Rechte, insbeſondere den Anſpruch I— 2 rehnungsmäßige Prämien: 
reſerve zu wahren ($ 621 ©. 1 mit $ 61 P. V. G.). 

Der Gerichtöichreiber hat nad) Befanntgabe der Tyormel des Eröffnungs- 
beichluffes, des offenen Arreftes und der Termine im Amtsblatt ($ 76 RD.) 


) vol Könige Anm. 2 zu $ 68 BVG. Jaeger Anm. 1 zu 8 204 K.O. 
* Könige Anm. 2 zu 8 68. 
5) Anderer Ani. Könige Anm. 2 zu 8 68. 
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jowie auszugsweiſe im deutjchen Reichsanzeiger die Eröffnung aud dem Regiiter: 
richter mitzuteilen ($ 112 K.O.); auf Grund der vom Gerichtsichreiber dabei 
mitgeteilten beglaubigten Abjchrift des Eröffnungsbeichluffes wird die Konkurs: 
eröffnung im Handelsregiſter eingetragen ($ 16 P.V.G. mit $ 32 9.6.8.). 


H. Die Bonkursbeteiligten. 
A. Pie Konkursgläubiger. 


$ 4. a) Im allgemeinen. 


1. Rontursgläubiger') des Verſicherungsvereins a. ©. find alle perjön- 
lichen Gläubiger des Vereins, die einen erzwingbaren, bei Konkursbeginn begründeten 
und aus dem Vermögen des gemeinjchuldneriichen Vereins zu erfüllenden Anſpruch 
haben. Die Anſprüche der Mtitglieder müſſen gegen den Verein als ſolchen gerichtet 
jein; denn „Gemeinſchuldner“ iſt im Konkurs des DVerficherungsvereins a. ©. 
lediglich der Verein jelbit, nicht deifen Mitglieder ($ 19 P.V.G.); das Gegen: 
teil würde dem Weſen der juriftiihen Perjönlichkeit des Vereins widerſprechen 
und könnte daher auch nicht durch die Sakung bejtimmt werden.?) Dem 
Verein und nur diefem gegenüber a daher die Mitglieder im all des 
Konkurfes für jeine Schulden ($ 50 1 P.B.6.), aber aud eine Haftung der 
innerhalb des legten Jahres vor der Konkurseröffnung ausgejchiedenen Mit: 
glieder findet ftatt ($ 50 II P.V.G.); um einem Mafjenaustritt bei drohendem 
Konkurje die Spite abzubrechen (Begr. ©. 41). 

Der den Gläubigern allein verhaftete Verein verihafft ſich die zur Be— 
friedigung jeiner Gläubiger nötigen Mittel, joweit die vorhandenen Beftände 
dazu nicht ausreichen, im Wege des Nachſchußverfahrens, welches im Anſchluß an 
den Genoſſenſchaftskonkurs geregelt ift (Vgl. $ 8 der Darftellung). Die Anſprüche 
des Vereins auf die Nachſchüſſe gehören zum Vereinsvermögen, und daher find 
fie dem Zugriff der Vereinsgläubiger unterworfen, jobald fie nad) ihrem Beſtand 
und ihrer Höhe jeftgeitellt ſind.“) Diefer Haltung des Vereins den Konkursgläubigern 
gegenüber entipricht auf der andern Seite, daß das Bereinsvermögen zur Bes 
riedigung der Privatgläubiger eines Mitgliedes nicht verwendet werden darf. Die 
(egteren haben im Konkurs einen Zugriff auf jenes nur inſoweit, als‘) dem 
ſchuldneriſchen Mitglied entweder ein Anſpruch auf die fällige Verſicherungsſumme 
oder im Konkurs der Lebens: und der ihnen im $ 12 P. V.G. gleichgeitellten 
Kranken- oder Unfallverfiherungsunternehmungen ein Recht auf Vorzugs— 
beriedigung aus dem Prämienrejervefonds zufteht (vgl. SS 61—63 P.V.G.). 

2. Konkurägläubiger, aljo Gläubiger des Vereins, find auch diejenigen 
Perjonen, welchen?) gegen den Verein nad) SS 34/35 B.B.G. mit $ 241 IV 
und $ 249 11 9.6.8. ein Aniprud auf Schadenserjaß zulommt. 

Im Anſchluß an die angezogenen Beitimmungen des Handelsgejeßbuches 
für die Altiengeſellſchaften ($ 241 IV und $ 249 I) iſt zunächſt primär 


) Für das Folgende SI Ann. 10 zu $ 213 und 13 ff. zu $3, Peterſen-Klein— 
teller — 3 und 4zu 83 
) Katz Anm. 1 zu 8 19 V.G. 
Katz Anm. 1 zu 819 7.3.8. 
» Bol. Könige Anm. zu $ 19 P.VG. im Abi. 2. 
) Bol. jr das — Staub Anm. 4 fi. zu $ 241 H G. B.; Könige Anm, 3 
Abi. 2 zu $ 34 P V.G 
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(verbo „aud“) eine direfte Klage der geichädigten Gläubiger gegen den Verein 
möglich, andrerjeitS aber aud ein Schadenserjaganiprud, des Vereins gegenüber 
feinem Organe gegeben, wenn entgegen den Vorſchriften des Gejeßes eine Per: 
zinfung oder Tilgung des Gründungsfonds oder eine Verteilung des Vereins— 
vermögen erfolgt, oder wenn Zahlungen geleiftet werden, nachdem die Zahlungs: 
unfähigfeit des Vereins eingetreten ift oder feine Ueberſchuldung ſich ergeben 
hat (5 34 3. 2 P.V.G.). Die Schadenserjaßpflicht der Vorſtands- und Auf: 
jihtöratsmitglieder befteht nun aber nicht nur gegenüber dem Berein (SS 34 
und 35 P.B.G. mit $ 241 Il und $ 249 III Sat 2 9.6.B.). Someit die 
Vereinsgläubiger vom Verein jelbit Befriedigung nicht erlangen — Klage und 
Zwangsvollſtreckung müſſen dabei nicht verjucht worden ſein —, können fie 
ſich Jubjidiär an die Vorſtands- eventuell Auffichtsratsmitglieder halten 
(88 34 und 35 P.B.G. mit $ 241 IV ©. 1 und $ 249 III Sat 2 9.6.8.. 
Durch Verzicht des Vereins und durch Beſchluß des oberjten Organs wird 
der a der Gläubiger gegenüber den bezeichneten Organen in feiner 
Meile aufgehoben ($ 34 P.V.G. mit $ 241 IV Sat 2 9.6.8.. Der Erſatz 
anſpruch des Vereins feinen Organen gegenüber wird dagegen bejeitigt ſowohl 
durch Beſchluß des oberjten Organs ala durch die Weiſung ſonſtiger Organe, 
denen der Vorſtand zu Gehorſam verpflichtet ift, jo insbejondere durch die 
Weiſung der Auffichtsbehörde. 

Auch im Konkurſe des Berficherungsvereind a. G. wird dieſes Recht der 
Gläubiger auf Schadenserja gegenüber den erwähnten Organen ebenjo wie im 
Konkurs der Aktiengefellihaft von den geichädigten Gläubigern jelbftändig,') 
alfo nicht durd den Konkursverwalter geltend gemacht; nur ſoweit das be: 
zeichnete Recht als Recht des Vereins zur Konkursmaſſe gehört ($ 7 der 
Darftellung unter 5), hat hier der Konkursverwalter diejes ala Mafjedisponent 
geltend zu machen?) ($ 6 II R.D.). Die Stellung des Verwalters iſt alſo bier 
verjchieden von jener, welche er bei der fonfursmäßigen Anfechtung ($ 36 K.D.) 
einnimmt, und es ergibt ſich fernerhin, daß der Konkursverwalter zwar in jeden 
vom Verein, nicht dagegen in den von einem einzelnen Gläubiger angeftellten 
Regreßprozeß gegen ein erjaßpflichtiges Organ einzutreten hat. 

Vor und nad Konkurseröffnung kann jeder VBereinsgläubiger, ſoweit Be: 
friedigung noch nicht erfolgt iſt, jelbitändig Klagen. 

Da die Befriedigung der bezeichneten Gläubiger gerade im Konkurs in 
hohem Grade zweifelhaft ericheint, jo ift für diefelben das Klagerecht gegen die 
einzelnen Organe jelbit von hoher Bedeutung. Konkursgläubiger find die 
Gläubiger aber nur, ſoweit ihre Erſatzanſprüche gegen den Verein gerichtet find. 


3. Die Gläubigerftellung der VBereinsmitglieder. Be Er 
örterung der Trage, immieweit die Nechte der Vereinsmitglieder ala Konkurs: 
forderungen geltend gemacht werden können, muß man nad) der in der Literatur‘) 
üblichen Unterjcheidung die Gläubigerredhte von den Mitgliedörechten der 
Dereinsmitglieder jcharf trennen. Unter den eriteren find ſolche Rechte zu ver: 
ftehen, welche ſonſt auch Nichtmitgliedern zufommen können. [Die Mitglieder: 


) Abweichend Könige Anm. 3 Abi. 2 zu $ 34 B.B.G.; für das Altienrecht Staub 
A 16 zu $ 241 9.8.8. und R.G. XXXIX ©. 64.; zuftimmend Jaeger Anm. 20 zu 
ss 207, 208 K.D. am Ende. 

2) Seuffert3 Archiv Bd. XLI 207. 

Coſack, Handelsrecht 5. Auflage ©. 642; Jaeger Anm. 5 zu $FK.D.; aud Gold 
ftein, Konkurs der Altiengejellidait $ 5 unter 2, 
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rechte find diejenigen Rechte, welche kraft der Mitgliedihaft und nur fraft 
einer ſolchen beitehen. Beim Verjicherungsverein a. G. iſt nun nad dem 
PBrivatverficherungsgejeg im Einklang mit der bisherigen Praris des Reichs: 
gerichts (Bd. XI, 182) die Mitgliedihaft und damit ein aus derjelben fich er: 
gebendes Recht nur ſoweit möglih, als ein Verficherungsverhältnis vorhanden 
iſt G 20 Sa 2 P.V. G.) und das leßtere wird mit der Mitgliedihaft durd) 
einen einheitlichen Akt begründet.) Demnach fünnen nur injoweit Anfprüche 
der BVerficherten aus dem Berficherungsverhältnis geltend gemacht werden, als 
ein Mitgliedſchaftsverhältnis beiteht. 

Bon den Mitgliedichaftsrechten fommen die Rechte auf gleihmähige Be: 
handlung ($ 21 I P. V.G.), auf Beobachtung der Statuten durch jämtliche 
Organe ıc., natürlich als Konkursforderungen nicht in Betracht. Dagegen bildet 
eine Konkursforderung das Recht auf die Auszahlung der fälligen Verficherungs- 
ſumme und es muß diejes Recht ebenfalls als ein aus der Mitgliedichaft fich 
ergebendes aufgefaßt werden. 

Auch jonjt gibt es Anſprüche, die aus dem Mitgliedichaftsverhältnis ents 
Ipringen und doch zu Gläubigerredhten, im Konkurs zu Konkursforderungen ?) 
werden. Dahin gehört der Anſpruch der in der Sabung beitimmten Mitglieder 
auf einen „Ueberſchuß“, der fich bereits vor Konkurseröffnung nad) der Bilanz 
ergab, jomweit er nicht nad) der Satzung dem Rejervefonds oder anderen Rüd- 
lagen zuzuführen oder zur Verteilung von Tantiemen zu verwenden, oder auf 
das nächſte Geihäftsjahr zu übertragen ift ($ 38 1 P.B.®.). Eine derartige 
Konkursforderung ift für Vereinsmitglieder erſt denkbar, nachdem die Koſten 
der Errichtung und erften Einrichtung getilgt find (4 38 II P.B.G.) Ein 
Anſpruch auf „Gewinn“ fommt beim gegenjeitigen Verficherungsverein in Weg— 
jall, weil nad, dem Wejen besjelben durch Einforderung zu hoher Beiträge nur 
ein „Ueberjhuß“ entjtehen fan?) (vgl. $ 2 der Darftellung unter 4a sub 4); 
nur ſoweit Berfiherungsgeichäfte gegen feite Prämien beim gemiſchten Ber: 
ſicherungsverein abgeſchloſſen werden, ift aud hier ein „Gewinn“ möglich. 
Inſofern das Umlageverfahren eingeführt ift, find jelbft Ueberichüffe aus: 
geſchloſſen. 

Eine Forderung, welche in der Mitgliedſchaft ihren Grund hat, iſt auch 
der Anſpruch, der den Mitgliedern von Lebensverſicherungs- und der ihnen 
gleichgeitellten Unternehmungen ($ 12 P.V.G.) auf die Technungsmäßige 
Prämienreſerve zufteht ($ 61 II Halbiag 2 B.B.G.) gleichgültig, ob die 
Unternefmungen Aftiengejellihaften oder Gegenjeitigfeitövereine find. Wenn 
wegen dieſes Anſpruchs den VBerficherten, wie jpäter auszuführen jein wird, ein 
Vorrecht am Prämienrejervefonds zukommt, jo wird ihm durd) die Privilegierung 
vor den übrigen SKonfursforderungen die Eigenichaft einer ſolchen nicht ge 
nommen.*) Abgejehen von diejem Konkursrecht bei der Lebensverſicherung ift 
nun aber die Stellung der Mitglieder des Verjicherungsvereins a. G. in ihrer 
Eigenihaft ala KHonfursgläubiger Feine bejonders günftige. Sie ftehen nämlich) 
einerjeitd mit ihren Anſprüchen aus dem Verſicherungsverhäaͤltniſſe hinter 
jonftigen Konkursgläubigern zurück ($ 51 I Satz 2 P. V. G.), andrerſeits iſt 
ihnen gegen eine Forderung des Vereins aus der Beitragspflicht die Auf: 


) Mot. zu $ 20 ©. 31 und 32. 

2) Vgl. Jaeger Anm. 12 zu 88 207, 208 K. O. 
) Rehm Anm. 3 zu $ 34 B.B.G. am Ende. 
*) Jaeger Anm. 2 zu $ 61 RD. 
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rechnung verjagt ($ 26 P.V.G.). Diele Stellung der Vereinsmitglieder im 
Konkurs bejtätigt aber wiederum unſere oben dargelegte Auffaffung vom Per: 
fiherungsverhältnis. Würde dieſes letztere nicht in der ‚Mitgliedichaft jelbit 
jeine Wurzeln finden, jo wäre eine Erklärung der angeführten Vorjchriften 
nicht möglid).') 

Was num Speziell die Beitimmung anlangt, wonad) die Aufrechnung, und 
zwar aud außerhalb des Konkurjes verjagt ift ($ 26 P.B.G.), jo ift dieſelbe 
beim Berficherungsverein a. G. im Gegenjag zum Recht der offenen Handels 
gejellihaft ), dagegen in Webereinftimmung mit — vgl. Mot. ©. 35 — dem 
Genoſſenſchafts— 22 Gen.G.) und Aktienrecht ($ 221 und $ 320 111 9.6.8.))), 
jowie dem Recht der Gejellihaft mit beichränfter Haftung ($ 19 IL Geiet 
betr. Gejellihaft m. b. 9.) aufgeitellt. Bezwedt wird durch die genannte Bor: 
ichrift (vgl. Mot. a. a. D.) die Sicherheit der Drittgläubiger 3. B. der — 
joweit nad) der Sagung zuläffig (4 21 11 P.V. G.) — gegen fefte Prämie Ber: 
jiherten und die Eonjequente Durchführung des Gegenfeitigkeitsgedanfens. Die 
Entiheidung des Reichsgerichts Bd. 41 ©. 124 ff.)9), welche für die Geſell— 
ſchaften mit beſchränkter Haftung die Unzuläfligfeit des Einjchiebens von Zwiſchen— 
perjonen, jowie die Unjtatthaftigkeit eines Aufrechnungsvertrags feititellt, iſt auch 
für unferen Fall anwendbar. Dagegen jteht umgefehrt dem Konkursverwalter 
die Befugnis zur Aufrechnung zu; er wird von derjelben insbejondere gegen: 
über den Anſprüchen eines Mitglieds auf die fällige Verfiherungsjumme und 
auf die Prämienrejerve bei Lebensverfiherungsgejelliaften ) ı$ 61 P.R.G.) 
Gebrauch maden. 


4. Die Neihenjolge, in der die KHonfursgläubiger zur Befriedigung 
fommen, ift für eingetragene wie für nicht eingetragene Vereine ($ 53 mit 
$ 51 P. V. G. in folgender Weije geregelt: 


a) Vor allem kommt das Spezialvorzugsreht am Prämienrejerve 
fonds beim Lebensverficherungsverein, 


b) dann die Generalvorzugsrehte nah $ 61 3.1 mt 5 RD, 


e) endlih die einfahen Konkursforderungen zum Zug. Für 
die Ießteren ift wiederum eine dreifache Abjtufung im 8 51 P. V.G. feſt 
gejegt "), nämlich) : 


1. Konfursforderungen von Nichtmitgliedern aus irgend melden Rechts: 
verhältnifjen alfo aud 3. B. Anſprüche der gegen feſte Prämie verficherten 
SBerjonen, desgleihen Anjprüche von Mitgliedern, welche nicht aus dem Ber: 
ficherungsverhältnifje herrühren ($ 51 I Sat 2 P.B.G. verbo „Tonftigen“). Ehe 
malige Mitglieder, die erſt innerhalb des it Jahres vor der Konkurs 
eröffnung ausgeichieden find, ftehen dabei den Mitgliedern ebenjo wie hinfichtlih 
der Haftung für die Schulden des Vereins ($ 50 II P.B.G.) glei. Unter 
fi) werden dieſe Konkursforderungen nad) der in der Konfursordnung an— 
gegebenen Rangordnung, bei gleichem Range nad) dem Verhältnis ihrer Belräge 


ı) Vgl. Rehm Anm. 2 zu $ 20 B.B.G. und Mot. S. 31/32. 

3), Staub Anm. 13 zu $ 131 9.6.8. und Seuffert3 Ardiv Bd. XL ©. 172. 
5, Seuffertö Archiv Bd. XIX ©. 139, Bd. XXXVII ©. 324. 

Bei Könige Anm. 5 zu $ 26 citiert. 

Katz Anm. 1 zu $ 26 P.3,6 

Jaeger Anm. 3 zu 8 47 K.O. (Ergänzungen, ©. 843). 
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berichtigt ($ 61 1 K.D.), wobei die Rechtsſätze über die Rangordnung zwingender 
Natur find.”) 


2. KRonkursforderungen der Vereinsmitglieder und der ihnen gleichitehenden 
Nichtmitglieder aus dem Verficherungsverhältniffe. 


3. Die Konkursforderungen der Garanten auf Tilgung des Gründungs: 
fonds; hiefür dürfen aber jowenig wie im Liquidationsverjahren ($ 47 11) 
Nachſchüſſe oder Umlager erhoben werden ($ 51 II P.V.G.). Nur durch diele 
Stellung der Garanten kann die Natur des Gründungsfonds als Garantie: 
fonds gewahrt werden. 


$ 5. b) Speziell bei der Lebensverficherung. 


Auch für die Konkursgläubiger einer Lebensverſicherungs— 
unternehmung bejtehen die ſonſt gültigen im vorigen Paragraphen entwidelten 
Regeln; mit Rüdficht auf die bejonderen Verhältniſſe diejer Verficherung jedoch 
ift den bei dieſen Anitalten Verficherten unbeſchadet ihrer jonftigen Anſprüche 
aus dem Verficherungsverhältniffe ein Anjprud auf denjenigen Betrag gewährt, 
der als rechnungsmäßige Prämienrejerve zur Zeit der Konfurseröffnung auf fie 
entfällt ($ 61 IL Halbjat 2 P.V.G.). In Anjehung der Befriedigung aus den 
in das Regifter der Beltände des Prämienrejervefonds eingetragenen Gegen- 
ftänden gehen bie Forderungen auf die rechnungsmäßige Prämienrejerve inſo— 
weit, als für fie die Zuführung zu diefem Fonds vorgejchrieben ift, den Forde— 
rungen aller übrigen Konfursgläubiger vor. Unter einander haben fie gleichen 
Rang ($ 61 IU Sa 1 und 2 P.B.G.). Das Gleiche gilt für Kranken- oder 
Unfaltverfiherungsunternehmungen, welche die VBerficherungen nad) Art der Lebens— 
verficherung unter Zugrundlegung bejtimmter Wahricheinlicjkeitstafeln betreiben, 
insbejondere die Verficherung von Renten, Verfiherungen mit Prämienrüd: 
gewähr oder jonftige, die Anjfammlung von Prämienrejerven erfordernde Ver: 
ficherungen übernehmen ($$ 63 mit 61 und 12 P.B.G.). Mit der Prämien: 
reſerve aber hat es folgende Bewandtnis: Die von dem Verſicherten gezahlte 
„Bruttoprämie“ enthält”) zunächſt die Nettoprämie d. h. denjenigen Betrag, 
welcher dazu dient, die Verbindlichkeiten der Gejellichaft aus den abgejchloffenen 
Berficherungen zu deden, und fodann den jogenannten Berwaltungsfoftenzufchlag, 
der beftimmt ift, die der Gejellihaft durch den Verficherungsabihluß und die 
während der Verfiherungsdauer entitehenden Unfoften einzubringen. Ein Zeil 
der genannten Nettoprämie — die Rififoprämie — iſt der Anteil des Ver— 
ſicherlen an den Schadenzahlungen des Vereins überhaupt, der Reft wird ‘Prämien: 
rejerve genannt. Die lektere umfaßt die jämtlichen Rücklagen, welche bei der 
Lebensverfiherung in den erjten Jahren um deswillen ſich ergeben, weil im 
Gegenjag zur Sadverfiherung”) ftatt einer mit dem Riſiko wachſenden eine 
jährlich gleichbleibende und daher im Anfang im Verhältnis zum Rifito zu hohe 
Prämie gezahlt wird. Der Prämienrejervefonds ftellt aljo ein angejammeltes — 
und zwar dem Verſicherer gehörigeg — Kapital dar, das entiteht aus den ein- 
gezahlten Nettoprämien durch Hinzufügung der alljährlichen Zinjen und durch 





’) Jaeger Anm. 5 zu 8 61 K. O. 
2) Val. für das Folgende Kommiji.Ber. S. 37. Unrichtig ift die Darjtellung der 
Begriffe „Rifitoprämie und „Prämienrejerve“ bei Kap Anm. 1 zu $ 56 P. V. G. 
», Könige Anm. 1 zu $ 56 P. V. G. 
Annalen des Deutſchen Reichs, 1902, 53 
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Abzug des Anteils des DVerficherten an den Schadenzahlungen der Gejellicatt, 
d. h. nad) Abzug der Rififoprämien. 

Bevor wir und mit der vielfady beftrittenen Begründung des Anipruds 
auf die rechnungsmäßige Prämienrejerve (nad) $ 61 II Halbſ. 2 P.B.G.) be 
faſſen, muß erſt die rechtliche Natur des Anſpruchs auf bevorzugte Befriedigung 
aus den in das Regiſter der Beitände des Prämienrefervefonds eingetragenen 
Gegenftänden feftgeitellt werden, der den VBerficherten für ihre Yorderungen auf 
die rechnungsmäßige Prämienrejerve zufommt. 

1. Die rehtlihe Natur des Anjpruhs auf bevorzugte Be: 
friedigung wird 

a) von Rehm durch Konftruftion eines Abſonderungsrechtes erflärt.') Ein 
jolches findet jedoch im Gejet jeldft feine Stüte.?) In der Konfursordnnung find die 
Fälle der Abjonderung EN anfenb geregelt (wgl. $ 4 1 K.D.). Andere Ab: 
jonderungärechte al8 die in der Konkursordnung anerkannten gibt es weder frait 
Reichs⸗, noch kraft Landesrechts.) Von den in den SS 47 ff. K. O. angeführten 
Fällen ift nun aber feiner auf das Vorrecht der Berficherten anwendbar, da 
diejen weder ein durch Rechtögeichäft beftelltes Piandrecht ($ 48), noch ein dielem 
gleichgetelltes ($ 49) Recht zuiteht; von einem Abſonderungsrecht kann daher 
nicht die Nede fein. Als Abjonderungsreht müßte der Anſpruch außerhalb 
des Konkursverfahrens geltend gemacht werden (S 4 II K.O.) Umio aul: 
fallender ift deshalb die Konftatierung Rehms in Anm. 1 zu $ 62 P. V. G. 
daß die Befriedigung aus den regiltermäßigen Beftänden nicht außerhalb des 
Konkursverfahrens ftattfinde. Daraus würde doch folgen, daß ein Abjonderungs: 
recht nicht ınehr angenommen werden kann. Die Verficherten werden denn aud) 
in Anfehung des bezeichneten Anſpruchs ald Konfursgläubiger bezeichnet ($ 61 
III P.V.G. Sa 1 verbo „übrigen“) und gehen mit ihrem Anſpruch den 
Forderungen der übrigen Konkursgläubiger vor (S 61 III ©.1 P.B.G.). Die 
Verſicherten aber in die Kategorien der durch ein Pfandrecht gededter Gläubiger 
zu Stellen, iſt durchaus willfürlih. Denn aus der Thatſache, daß im Betreff 
des Anſpruchs der VBerficherten auf Befriedigung aus dem neben dem Prämien: 
rejervefonds vorhandenen Vermögen der Unternehmung einige der für die Ab 
ionderungäberechtigten geltenden VBorjchriften der Konkursordnung (nämlich die 
SS 64, 153, 155, 156, 168 Nr. 3) entſprechende Anwendung finden ($ 61 11 
©. 2 P.V.G.) kann ein Schluß für die Konftruftion des genannten Anſpruchs 
als eines Abjonderungsrechtes nicht gezogen werden; abgejehen davon, dat nicht 
alle der für die Abjonderungsberechtigten geltenden Vorſchriften der Konkurs 
ordnung, jo insbeſondere nicht $ 48 vom Geſetz für anwendbar erklärt wurden, 
ift hier ausdrüdlid; nur von der Befriedigung aus dem jonftigen Vermögen 
der Unternehmung, nicht von jener aus den in das Regiſter der Beitände des 
Vrämienrejervefonds eingetragenen Gegenftänden die Rede. 

b) Der Anſpruch ift auch fein allgemeines Vorzugsrecht der im S 61 
3.1—5 RD. bezeichneten Art. Denn während die Anjprüche der Liedlöhner, 
des Reichs und der Staatöfaffen wegen öffentlicher Abgaben ꝛc. auf die ganze 
Teilungsmaffe unterjchiedslos ſich erjtreden, ift dies hier nicht der Fall. Trotz 
dein handelt es ſich jo wenig wie bei dem Vorrecht der Pfandbriefgläubiger 
’, Rehm Anm. 12 zu $ 61. 


*, Zuftimmend Könige Arm. 4 zu $ 61 P. V. G. 
2) Jaeger Anm. Uff. zu $4 RD. 
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im Konkurs der Hypothekenbank“)) nad) $ 35 I des Hypothekenbankgeſetzes dom 
13. Juli 1899 um ein Abjonderungsrecht in dem oben angedeuteten Sinn. 


c) Der genannte Anſpruch ift vielmehr ein jpezielles Konfursprivileg. 
Er bezieht ſich“) nur auf einen Zeil der Konkursmaſſe. Die Forderungen auf die 
rechnungsmäßige Prämienrejerve fünnen nämlich aus den in das Regiſter der 
Beitände des Prämienrejervefonds ($ 57 III P.B.G.) eingetragenen Gegen: 
ftänden Befriedigung ſuchen und gehen injoweit, als für dieje die Zuführung zu 
diefem Fonds vorgeichrieben ift (S 57 I), den Forderungen aller übrigen Konkurs: 
gläubiger vor ($ 61 III Satz 1 P.B.G.). 


Mit dem Anſpruch gleichzeitig können”) verlangt werden ($ 62 K.D.) die 
den Verficherten vor Eröffnung des Verfahrens erwachjenen Koften, jowie die 
bis zu diefem Zeitpunkt beredyneten, verwalteten und regijtrierten Zinſen des 
zur Reſerve abgeführten Prämienrejerveanteils. 


2. Die Begründung des Anfprudhs auf die Prämienrejerve. 
Bis zum Erlaß des Privatverficherungsgejeges hat das Vorrecht an der Prämien: 
rejerve eine einheitliche Begründung noch nicht gefunden. In der Literatur 
beitand auch vielfach die Auffaflung, als ob ein Eigentum der Verficherten an 
der Prämienrejerve beſtehe“), und hieraus die zur Sicherung des Fonds dienenden 
Mapregeln, ald mündelfichere Anlage, getrennte Verwaltung, ſowie die Ver: 
pflichtung zur Rüdgabe beim Rücktritt ſich erklären ließen. Auch über die Natur 
der Lebensverficherung beitand und befteht noch lebhafter Streit und gerade 
weil der leßtere Umitand ein KHaupthindernis für die richtige Auffaſſung des 
Konfursprivilegs bildet, muß auc an diefer Stelle die Streitfrage über das 
Weſen des Yebenäverficherungsvertrags berührt werden. Meines Eradjtens iſt 
auch die Lebenäverficherung eine echte Verficherung, d. h. ein gegenfeitiger Ver— 
trag”), fraft deffen die eine Partei ein Entgelt, die andere eine Vermögens: 
leiftung für den Fall veripricht, daß ein ungewiſſes, aber vom Verficherer auf 
jeine durchſchnittliche Wahrjcheinlichkeit hin abgeichäßtes Ereignis eintritt, welches 
für den Verficherungsnehmer oder eine dritte Perjon regelmäßig einen Geld- 
bedarf begründet. 

Es wird damit einerjeitd die Auffaſſung“) zurückgewieſen, ala ob zum Be— 
griff der Verfiherung "notwendig das Verſprechen einer Bermögensleiltung für 
den Fall des Eintritt3 eines wirtichaftlich nachteiligen. Ereigniffes gehöre, und 
die Streitfrage, ob ich die Lebensverſicherung auf ein joldyes Ereignis beziehe, 
ala bei dieſer Begriffsbeftimmung gleihgültig ununterjucht gelaſſen. Andrer: 
ſeits wird aber auch der einheitliche Charakter des Lebensverfiherungävertrags ') 
betont gegenüber der Auffaffung desjelben ala mixtum negotium °), mag nun 
diejes leßtere als ein aleatoriiches Darlehen oder ald ein Sparkfafjenvertrag 


1) Vgl. Jaeger Anm. 3 zu SIT RD. ©. 341. 

?, Ebenjo Könige Anm. 4 zu S61 und Jaeger Anm. 3 (Nachtrag) zu SIT RD. 5.842, 

*) Könige Anm. 6 zu $ 61 P.V.G. 

) Rüdiger, Die Nechtölehre vom Berlicherungsvertrage, ©. 58 und 230, 

», Coſack Handelsrecht $ 129 unter 1. 

°, Ehrenberg, Berfiherungsreht 5.55, Rehm Anm. 4 zu 831P. V.G. 

) Mit Soldichmidt in feiner Zeitichrift für das gejanıte Handelöreht Bd. 35 ©. 280 ff. 
Auch Lewis Berliherungsredt ©. 309; Hecker a.a. O. in der Zeitichrift für das gejamte 
Handeläredt, Bd. 37 ©. 393. 

#) Bei. Rüdinger a.a.O. Weitere Literatur bei Könige Note 1 S. 167 und 168 und 
Coſack S 129 Anm. 15 ff. 
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verbunden mit einem Werficherungsvertrag oder endlih als Kaufvertrag an: 
gejehen werden. Die Unbrauchbarfeit gerade der letzteren Konftruftionen für 
die innere Begründung des genannten Konfursprivilegs ift noch bejonders nad: 
zuweilen. Nach den Ausführungen der Mot. (S. 43) wollte fih unſer Geieß 
weder der in der Literatur mehrfad vertretenen Auffaſſung anſchließen, wonach 
die Prämienreferve nicht im Eigentum der Verfiherungsanitalt jtehe, noch wollte 
e8 Stellung nehmen zu der Theorie von der Doppelnatur des Lebensverſicherungs— 
vertrags, wonach derielbe aus einem Werficherungs: und einem Sparvertrage 
beftehe. Die leßtere Theorie wird von einer Neihe von Schrijtitellern '), be: 
fonderd von Ehrenberg und Rüdiger vertreten; auch der Kommiſſionsbericht 
jagt, daß die Prämienreferve „gewilfermaßen ein Sparkapital darftelle“ ; allein 
diefe Auffaffung wird ſchon dadurd hinfällig, daß das in Rede jtehende Vor: 
zugsrecht an der Prämienreierve im Gejeß eben nur für den Fall des Konkurſes 
gewährt wird. Im Sinne von Rüdiger’) 3. B. fteht dagegen ein joldyes aud) 
außerhalb des Konkurſes den Werficherten zu. Nach der Anſchauung dieſes 
Schriftitellerd wird nämlich durch die Prämienzahlungen ein Sparguthaben ge: 
bildet, welches bis zum Tode des Verſicherers zum Betrage des beabfichtigten 
Sparergebnifies anwächſt; weitere Beiträge werden nur deswegen geleiltet, 
weil der Tod früher, als nad) der Sterblichkeit zu erwarten ift, eintreten 
fann, und in Anbetracht dieſer Eventualität neben dem Sparvertrag ein Per: 
ſicherungsvertrag geichloffen wurde. Es joll aljo durch die Beiträge die Gefahr 
eines zu früh eintretenden Todes dem Verſicherer abgenommen und ihm die 
Auszahlung des Sparfapitals dennod) ermöglicht werden. Aus der Natur diejes 
Sparfafjevertrags jolgt dann nad) diejer Anficht die Verpflichtung des Empfängers, 
die Spareinlagen nebit Zinfen zurüdzugeben. Gegen die Natur des Xebens- 
verficherungsvertrags im angedeuteten Sinne jpricht aber vor allen, daß beim 
Abſchluß der Verficherung feiner der Kontrahenten die Abjicht hat, einen Ber: 
trag in der angegebenen Weiſe zu ichließen. Die Theorie käme auch zu dem Rejul: 
tate, daß die Prümienreierve als Sparguthaben im Eigentum der Berficherten 
ftände, was wiederum zur Annahme eines Ausfonderungsrechtes Führen würde, 
und der Faſſung des Privatverficherungsgejeges direkt widerftreitet. Das legtere 
fennt bloß ein Forderungsrecht der Verficherten und bezeichnet die leßteren als 
Konkursgläubiger ($ 61 I und Il Saß 1). Die Doppelnatur der Lebensver- 
fiherung im Sinne eines Spar: und Verfiherungsvertrags muß daher nad) dem 
jegigen Stand der Gejeßgebung ebenjo wie die Annahme des Eigentums der 
Verficherten an der Prämienreſerve abgemiejen werden. In der ‘Praris ber: 
weigern auch die Verficherungsgejellihaften bei Auflöfung des Verſicherungs— 
vertrags die Rüdzahlung der Prämienrejerve entweder vollftändig oder theil- 
weile, wie Rüdiger ſelbſt zugibt”) und das Gele rechtfertigt ihr Verhalten, 
wenn es das ohnehin nur für den Konkurs bewilligte Vorrecht Lediglich für 
die nad) dem Inkrafttreten des Gejeßes abgeichlofjenen Verträge ſchlechthin gelten 
läßt ($ 99 I P.B.G.). Selbit die Nichtigkeit der Konftruftion zugegeben, muß 
aber endlich diejelbe notwendigerweife in dem Augenblid zulammenfallen, wo 
kraft Gejeges die Lebensverfiherungsverhältniffe erlöfchen, alſo der alte Vertrag 
bejeitigt wird — was durch die Eröffnung des Konkurjes nad) $ 61 II Halb. 1 
P. V. G. geſchieht. Von diefem Zeitpunkt an befteht nicht mehr aus dem Ber: 


1) Vgl. die Bufammenitellung bei Lewis, Lehrbuch $ 27 S. 308. 
8 





2) Rüdiger a. a. O. S. 58. 
) Seite 231 a. a. O. 
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fiherungsvertrag, jondern kraft Geleßes der erwähnte Anſpruch auf die rechnungs— 
mäßige Prämienrejerve für die WVerficherten und dieſe pofitive Norm bildet meines 
Erachtens den einzigen Rechtstitel, auf welchen die Verficherten wirkſam zurücgreifen 
fönnen, jofern nicht ein Recht auf die Prämienreferve — dann aber auch außer: 
halb des Konkurſes — durch die allgemeinen Verficherungsbedingungen (vgl. $ 9 
3.4 P. V.G.) oder den konkreten WVerficherungsvertrag gewährt war. 

Auch die Begründung des Anſpruchs durch Konftruftion eines Verficherungs- 
und Darlehensvertrags ') widerjpriht den thatjächlihen Verhältniffen. Wenn 
aud hier wie beim Darlehen der Empfänger das Eigentum an der Prämie 
befitt, jo wird doch die Hingabe der Prämien feineswegs ala eine Darlehens 
bingabe von den Parteien auigejaßt; die Hingabe der Prämien entipricht auch 
deswegen nicht einem Darlehen, weil mit der Verficherungsfumme oft mehr, oft 
weniger, in der Regel nie das Empfangene in gleicher Menge zurüderftattet 
wird, wie dies dem Begriff des Darlehens entipricht ($ 607 B.G. B.). Wenn 
Thöl dieſe von ihm jelbit erfannten Schwierigkeiten durd) Aufftellung des Be— 
griffs eines „aleatoriichen Darlehens“ bejeitigen will, jo wird damit einfach dem 
Begriff des Darlehens Zwang angethan.”) 

Bei der Konftruftion des Lebensverficherungsvertrags als Kaufvertrag”) ift 
jedenfalls nicht einzufehen, warum der Verficherer bloß an der Prämienrejerve, 
und nicht an der ganzen von ihm angeblich gekauften Verficherungsfumme das 
erwähnte Vorrecht befiten jolle.. Im Uebrigen ſpricht auch gegen dieje Theorie 
wie gegen diejenige Thöls das vorhin jchon gegen Rüdiger erwähnte Argument. 
Mit Konkurseröffnung wird jeder auch noch jo kunſtvoll Eonftruierte Vertrag 
bejeitigt, die Lebensverficherungsverhältniffe erlöfchen ($ 61 II ©. 1) und das 
Konkursprivileg ruht allein im Gejek.*) 

3. Die Sicherung diejes Konkfursprivilegs.’) Außerhalb des 
Konkurjes beiteht Fein Anſpruch der Werficherten auf die Prämienrejerve. 

Da diejelbe vielmehr, wie erwähnt, im Eigentum des Verſicherers fich be- 
findet, jo fteht an und für fich dem letzteren ein beliebiges Verfügungsrecht 
über diejelbe zu. Allein durch eine derartige Regelung würden doch wirtichaft: 
(id die Berficherten ſchwer geichädigt, denn thatſächlich ift von bdenjelben ein 
Aequivalent geleiftet worden, welches nad) rechnerifchen Grundſätzen nicht nur ein 
Entgelt für das Riſiko und einen Beitrag zu den Verwaltungstoften, jondern 
aud) einen an und für fich nicht geichuldeten Zufchlag zu diefen Beträgen enthält.) 


Für die Sicherung des leßteren in ausreichender Weile Sorge zu tragen, war 
daher unabweisbare ‘Pflicht des Geſetzgebers. Bon erhöhter Bedeutung find aber 
Vorſchriften in der angegebenen Richtung bei jolchen Zebensverficherungsunterneh- 
mungen,?) welde gleichzeitig auch andere Verficherungsgeichäfte oder jonftige 
Geſchäfte betreiben, jodaß im Konkurs das Vermögen neben den Anfprüchen 
der Verficherten no einem großen Kreiſe anderer Gläubiger Stand zu halten 
bat. Unſer Geſetz hat diefe Aufgabe in der Weile erfüllt, daß den Lebens- 
verficherungsunternehmungen im wejentlichen folgende Pflichten auferlegt wurden: 


" Thöl, Handelsrecht I 1030, 

) Im gleihen Sinne Lewis, Verſicherungsrecht S. 303/304, 

) König in Endemanns Handbuch für Handelsrecht III 782. 
) Rehm Anm. 3 zu 8 61 P.V.G. 

°) Vgl. für das Folgende Rehm Anm. 1 mit 3 zu $ 56 P.V.G. 
°) In gleihem Sinne Nehm Anm. 1 zu 8 56. 

) Mot. S. 43, 
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a) Richtige Berechnung und Buchung der Prämienrejerve, und Beitätigung 
derjelben bei den eintragungspflichtigen Vereinen durch einen Sachverſtändigen 
($ 561 und II P. V.G.). 

b) Zuführung der beredjneten Beträge zum Beltand des Prämienreierve: 
fonds. Die Zuficherung darf nur inſoweit unterbleiben, als im Auslande zu 
gunften beftimmter Berficherungen beiondere Sicherheit aus der Prämien: 
einnahme gejtellt werden muß ($ 57 I B.B.G.) und 

c) Anlegung % — in vorſchriftsmäßiger Br (8 57 1 Sat 1 P.B.6.), 
worüber das Geſetz ($ 59 I 3. 1—4 und II $ 60 I-V P. V. G) eingehende 
Vorſchriften enthält. 

d) Körperlid) getrennte Verwaltung und Aufbewahrung des Fonds ($ 57 UI), 
der die Eintragung in ein bejonderes Regifter entipriht ($ 57 HI P.B.6.). 

Ferner iſt aufgeitellt 

e) ein Verbot der Entnahme gebundener Beträge (vgl. $ 61 I P.V.G. 
aus dem Fonds. 

Auf ausländiiche Unternehmungen finden die angegebenen Vorſchriften nur 
binfichtlih der im Inland abgeichloffenen Verſicherungen Anwendung. Der 
Prämienrefervefonds für diefe VBerficherungen ift nach näherer Beſtimmung des 
Auffichtsamts für Privatverfiherung in der Weile ficherzuftellen, daß nur mit 
Genehmigung des letteren darüber verfügt werden fann ($ 90 I und II P.B.6.). 

Bei Rüdverfiherungen hat das rüdverficherte Unternehmen die Prämien: 
rejerve auch für die in Rückverſicherung gegebenen Summen nad) den Vorſchriften 
der SS 56, 57 P. V. G. zu berechnen, ſowie jelbjt aufzubewahren und zu ver: 
walten ($ 58 P. V. G.). 

Die Verlegung der oben genannten Pflichten hat zur Folge: 

a) eine ftrafrechtlihe Verantwortung der betreffenden Organe und Sad: 
verständigen ($$ 106, 107, 113 P.B.G.); 

b) eine civilrechtliche Schadenserjaßpfliht der Vorſtände, Auffichtsrats 
mitglieder und Liquidatoren gegenüber dem — unter Umſtänden auch gegen: 
über den geichädigten Gläubigern (SS 34, 35 P. V.G. 88 241 II, IV, 298 U 
9.6.B.), bei „großen“ eine Haftung für aan und Fahrläffigfeit nad) $ 276 
B.6.B., bei den „kleineren“ Bereinen (SS 53 P.V.G. mit 27 B.6.B.); 

ce) event. ein Einjchreiten der Auffichtsbehörde; Ddiejelbe kann Einſicht 
nehmen ($ 65), Zwangsmittel durchführen ($ 64), die Konzeſſion entziehen 
($ 67 P. V. G.). 

4. Die rechtliche Behandlung des Anſpruchs im Konkurs— 
verfahren iſt folgende: 

a) Die Hauptforderungen gehen in Anſehung der Befriedigung aus den in 
dad Regiſter des Prämienreſervefonds ($ 57 I III 9.8.6.) eingetragenen Gegen: 
ftänden injoweit, als für fie die Zuführung zu diefem Fonds vorgefchrieben it 
($ 57 I BB.G.), den Forderungen aller übrigen Konkursgläubiger vor. 
Unter einander haben fie gleichen Rang ($ 61 111 ©. 1 und 2 PB.G.). 

Diele Vorſchriften find wörtlich nachgebildet den Sehimmungen des Hypo⸗ 
thefenbanfgejeges) vom 13. Juni 1899, $ 35, wonach 

in Anfehung der Befriedigung aus den in das Hypothekenregiſter ein: 
getragenen Hypotheken: und Wertpapieren die Forderungen der Pfand: 
briefgläubiger den Forderungen aller andern Konkursgläubiger vorgehen. 
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Das Gleihe gilt von Geld, das dem Treuhänder zur Dedung der 
Sppothefenpfandbriefe in Verwahrung gegeben ift. Auch die Pfandbrief: 
gläubiger haben untereinander den gleichen Rang. 


Aus den zuerſt angeführten Beitimmungen ergibt fih, daß die Aniprüche 
der Verficherten injoweit zu den nicht bevorrechtigten Konkursforderungen ge— 
hören, als eine Zuführung zum Prämienrejervefonds nicht na) $ 57 I Gel. 
vorgeichrieben ift, oder den Werficherten ſonſt ein meitergehender Anſpruch, als 
der auf die rechnungsmäßige Prämienrejerve zufteht. Ihre Rangordnung regelt 
fih dann nah $ 51 P.B.G. 


b) Die Beiriedigung der Anfprüche der Verficherten auf die Prämienrejerve 
hat der Konfursverwalter in der Weile zu veranlaffen,') daß er nad) ben all: 
gemeinen Regeln des Konfurjes den gefamten Prämienrefervefonds in Der: 
wahrung und Verwaltung nimmt ($ 117 R.D.), ihn ev. fiegeln läßt ($ 122 
K.O.), aufzeichnet ($ 123 K.O.) und für Verwertung der Maffe jorgt. Aus 
dem hiedurd) erzielten Erlös find zunächſt Maſſekoſten und Maſſeſchulden zu 
berichtigen, jomweit der Prämienrejervefonds an denjelben verhältnismäßig teil- 
zunehmen bat; insbejondere find dabei die Koften des vom Konkursgericht zu 
beitellenden Pflegers ($ 62 I ©. 1 P.B.G.) nicht zu überfehen. Hierauf werden 
die Zahlungen an die Mitglieder geleistet, deren Aniprüche im Prüfungstermin 
erörtert und feitgeitellt wurden ($ 141 K. O.). Unter fich haben fie gleichen 
Rang ($ 61 III P.B.G.). Erfolgen die Zahlungen unabhängig vom Ver: 
teilungsverfahren, jo iſt zur Verteilung nad der Feſtſtellung des Anſpruchs 
die Ermächtigung des Gericht nötig ($ 170 K.O.). Da nun aber bei ben 
Gegeneitigfeitsvereinen eine Haftung der Verficherten gegenüber dem Verein für 
jeine Schulden ftattfindet ($ 50 P.G. V.), und nur den Mitgliedern, nicht aud) 
dem Konfuröverwalter die Aufrechnung verjagt bleibt ($ 26 P. V. G.), jo hat 
der leßtere dieje Haftung der Mitglieder in der Meile jett ſchon zu berückſich— 
tigen, daß er bei den Gegenjeitigfeitsvereinen den auf das betreffende Mitglied 
entfallenden Zeil der Prämienrejerve jolange zurückbehält, als dasjelbe mit der 
Schuldendeckung noch im Rückſtande ſich befindet. 


Soweit eine Konkurrenz mit nicht bevorrechtigten Konkursgläubigern ſtatt— 
findet, alſo auch bezüglich desjenigen Teils der Forderung auf die rechnungs— 
mäßige Prämienreſerve, für welchen ein Verzicht oder ein Ausfall bei der 
Geltendmachung der Forderung ſtattgefunden hat, kann der Verſicherte eine ver— 
hältnismäßige Befriedigung aus dem neben dem Prämienreſervefonds vorhandenen 
lonftigen Vermögen des Vereins verlangen ($ 61 III Sat 3 P.B.G. mit 
5 64 K.O.). Das Gejeß läßt außer der Beitimmung des $ 64 K. O. nod) 
die weiteren in $ 61 citierten $$ 153, 155, 156, 168 Nr. 3 8.0. Anwendung 
finden, welche im Konkurs ſonſt für die Abfonderungsberetigten allein gelten; 
dagegen iſt insbejondere der nicht angeführte $ 48 K.O. unanmwendbar ?) (vgl. 
oben unter la am Ende). 


Nach den angegebenen Beitimmungen gilt nun in Betreff des Anſpruchs 
der Verjicherten mit Bezug auf den ihrem Vorrecht nicht unterliegenden Zeil 
der Konkursmaſſe noch folgendes: 


) Für das Folgende Könige Anm. 5 zu $ 61 P.B.®. 
N And. Anfict Rehm Anm. 12 zu $ 61. Dagegen Jaeger, Nachtrag ©. 842, 8 47. 
Anm. 3. 


832 Thaler. Der Konkurs des Verſicherungsvereins auf Gegenjeitigfeit. 


1. Vorausſetzung der Berüdfihtigung bei einer Verteilung ift ftets ber 
Nachweis des nad) Maßgabe 8 64 K. O. ftattgefundenen Verzichts oder Aus: 
falls, innerhalb der Ausihlußfrift von zwei Wochen ($ 153 I K.D.). 

2. Nadhträglih kann eine Berüdfichtigung der genannten Gläubiger bei 
Verteilung der Reſtmaſſe dann ftattfinden, wenn die Vorſchriften der SS 152, 
153 K.O. erfüllt find ($ 155 K.O.); dies muß jedoch bis zur Schlußverteilung 
geſchehen fein ($ 156 K. O.). 

3. Die Form der Berüdfichtigung der auf Befriedigung aus dem jonftigen 
Vermögen der Unternehmung gerichteten Anſprüche, für welche Verzicht oder 
Ausfall nah) $ 153 K. O. ftattgefunden hat, ift ftets: Zurücdbehaltung der für 
fie in Anja gebrachten Anteile ($ 168 Nr. 3 R.D.); bei Abjchlagsverteilungen 
find die Beträge für Rechnung der Maſſe verzinslich anzulegen, bei der Schluß— 
verteilung die beim Vollzug derſelben zurüdbehaltenen Beträge für Rechnung 
der Beteiligten zu hinterlegen ’) ($ 169 R.D.). 

4. Endtermin für die Feltftellungen ift die Schlußverteilung (154 II. 156 K. O.. 

c) Das Stimmredt der Mitglieder geftaltet ſich folgendermaßen : 

1. Soweit es fih um Maßnahmen handelt, welche den Prämienrejervefonds 
und die gemeine Konkursmaſſe betreffen, 3.8. Wahl eines anderen Konkurs 
verwalters, ftimmen die Verficherten jelbitverftändlih mit dem Wollbetrag ihrer 
Forderungen. 

2. Soweit die Abſtimmung ſich lediglich auf die gemeine Konkursmaſſe 
bezieht, ſtimmen die Gläubiger nicht bloß mit dem mutmaßlichen Ausfall; To 
wenig wie im Fall des $ 35 Hypothekenbankgeſetzes“?) ift bei Gelegenheit der 
Regelung des Konkursvorrechts an der Prämienrejerve ($ 61 P.V.G.) auf 
$ 96 K. O. verwielen worden. Die Verficherten find daher auch hier zum vollen 
Betrag ihrer Forderungen ftimmberedtigt. 

Bei einem Zwangsvergleich im Konkurs einer Lebensverficherungsunter: 
nehmung findet ein Mitjtinnmen der Verficherten nicht ftatt, weil am Zmwangsver: 
gleich) nur die nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger teilnehmen ($ 173, 193 A.L.). 
Jedoch hat diefer Sat bloß Bedeutung für den Konkurs der Lebensverſicherungs— 
akttiengejellihait, beim Konkurs der WVerjicherungsvereine a. ©. iſt em 
Zwangsvergleich ausgeſchloſſen ($ 52 II P.B.G. mit 116 1 Gen.®.). 

5. Die Geltendmahung der Rechte der Mitglieder und zwar 
jowohl derjenigen auf die rechnungsmäßige Prämienrejerve, als der gewöhnlichen 
Konkursforderungen erfolgt durch einen Pfleger, für deſſen Thätigkeit ſich 
Vorſchriften im $ 62 P.B.G. finden. Während bei den Hypothekenbanken zur 
Wahrung der Rechte der Piandbrieigläubiger ſtets, alſo auch auberhalb dei 
Konkurjes, ein Treuhänder, jowie ein Stellvertreter desſelben zu beitellen iſt 
($ 29 Sppothefenbanfgejeges), hat das Privatverfiherungsgejeg nach dem Wort: 
laut der Motive (Seite 44) „davon Abitand genommen, die Errichtung einer 
dauernden Vertretung der am Prämienrejervefonds beteiligten Verſicherten durd 
Beitellung eines jogenannten Treuhänders vorzufehen. Die Aufficht darüber, 
ob während des Betriebes die vorſchriftsmäßige Prämienreferve vorhanden it 
und zur vorfehriftsmäßigen Verwendung gelangt, Liegt der Auffichtsbehörde ob. 
Es empfiehlt fich jedoch, wenigſtens für den Fall des Konkurjes eine beiondere 


Jaeger Anm. 2 zu $ 168 RO. 
3) Jaeger Anm. 3 zu $ 96 K. O. 
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Vertretung der bevorrechtigten Gläubiger anzuordnen. Den Berficherten wird 
die Höhe der Prämienrejerve und ihr Anteil daran Häufig unbefannt jein, fo 
daß fie nicht zu überjehen vermögen, in welcher Höhe ihnen eine bevorredhtigte 
Forderung nad) $ 61 zufteht. Zur Wahrung ihrer diesbezüglichen Rechte iſt 
daher im $ 62 P.B.G. die Beitellung eines Pfleger vorgeichrieben.“ Won 
Rehm ') wird der letztere zutreffend als „Konkurötreuhänder” bezeichnet. 


a) Die — Stets obligatoriihe — Beftellung?) des Pflegers erfolgt 
(Mot. ©. 44) „durch das Konkursgericht, das auch im übrigen für dieje be- 
jondere Art von Pflegihaft an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts tritt. 
$621P.B.G.; vol. $ 1962 B.6.B. $ 88 F.6.).“ Deswegen, und weil $ 1915 
B.G. B. für die Pilegichaft auf die für die Vormundſchaft geltenden Regeln 
verweilt, finden die einichlägigen Vorjchriften des B.G.B. und des Geſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ($ 1-34, 35—64 7.6.) 
Anwendung. Dem Vorſchlag der Auffichtsbehörde, welche vor Aufitellung des 
Pflegerd wie vor TFeititellung der dem Pfleger gebührenden Vergütung (Val. 
unter d) zu hören ift ($ 62 VI P.V.G.), ſteht das Gericht frei gegenüber. 
Die Beitellung erfolgt durch die Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter 
Führung der Pflegichaft, was mittelft Handichlags: an Eidesjtatt geichehen joll 
$ 1789 8.6.8. Wirkſam wird die Beitellung, wie alle Verfügungen der frei: 
willigen Gerichtsbarkeit mit der Bekanntmachung ($ 16 F. G.). Dieje und die 
Veröffentlihung des Namens des Pfleger kann, nachdem das Konkursgericht 
die Auffichtsbehörde gehört hat ($ 62 VI P. V. G.), ſchon in dem Eröffnungs- 
beſchluß ($ 110 KO.) und in der öffentlichen Bekanntmachung desſelben ($ 111 
K.D.) geichehen. 

Mährend jonit eine erzwingbare Pflicht zur Uebernahme einer vom Gericht 
angejonnenen Vormundſchaft und Pflegichaft beiteht (SS 1785 und 1915 mit 
1785 B.6.B.), findet ein Zwang zur Uebernahme einer Pflegihaft im Sinn 
des $ 62 B.B.G. nicht ftatt. 


b) Die Aufgabe des Pilegers ift durch $ 62 II-IV P.V. G. er: 
ihöpfend geregelt. Darnach hat der Pfleger den Umfang des vorhandenen 
Prämienrelervefonds feitzuftellen, jowie die den Verficherten zuftehenden Aniprüche 
(auch die gewöhnlichen Konkursforderungen) zu ermitteln; vor der Anmeldung 
hat er, ſoweit thunlich, die Verficherten zu hören und dann die Anjprüche an: 
zumelden. Für die Anmeldung empfiehlt ſich Schriftlichkeit ; vorgejchrieben ift 
Angabe des Betrages und des Grundes der Forderung, jowie des beanjpruchten 
Vorrechts $ 139 KR. V; dies ift insbejondere bei den Prämienrejerveanfprüchen 
nicht zu überjehen. Bon Amtswegen wird ein Vorrecht als ſolches nicht be— 
rückſichtigt.) Der Pfleger ift dann weiter verpflichtet zur Mitteilung der ge: 
ſchehenen Anmeldung an die Verficherten, denen aber das Recht zur jelbitändigen 
Anmeldung dadurd) nicht benommen ift. Someit mit der Anmeldung des 
Pflegers eine ſolche des Verſicherten in Widerjpruch ſteht, ift die dem letzteren 
günstigere bis zur Bejeitigung des Widerſpruchs maßgebend. Hieraus ergibt 
ih, daß!) der Pfleger nur im Fall bejonderer Vollmacht befugt ift, auf den 
Anipruc des Verfiherungsgläubigerd oder auf deſſen Vorrecht bevorzugter Be: 


) Rehm Anm. 3 zu $ 62 P.V. G. 

2) Bol. f. das Folgende Könige Anm. 1, Deybet Anm. 2 zu $ 62 P. V.G. 
3) Jäger Anm. 3, Beterjen:Kleinfeller Anm. 5 zu 8 139 K. O. 

) Deybed Anm. 3; Rehm Arm. 6 zu 62 P. V. G. 
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friedigung zu verzichten, ferner auch, daß der Verzicht infoweit feine Wirkung 
hat, alö er der Anmeldung des Verficherten entgegenftebt. 


Die Anmeldung durch den Pfleger muß längftens bis zum Ablauf der 
bei Eröffnung des Verfahrens vom Gericht beftimmten Anmeldefriſt ($ 100 K.O.) 
erfolgt ſein; dieje ift auf mindeitens zwei Wochen und höchſtens drei Monate 
jeit Konfurseröffnung nach richterlihem Ermeſſen feitzufegen ($ 138 K. O.). 


Zur Erfüllung der bezeichneten Aufgaben des Pflegers wird für diefen in 
der Regel Einfichtnahme der Bücher und Schriften des gemeinichyuldneriichen 
Vereins nötig fein; dielelbe muß ihm daher nach $ 62 IV P.B.G. vom Son: 
furöverwalter geitattet werden, auch hat der leßtere jenem auf Verlangen den 
Beitand des Prämienrejervefonds nachzuweiſen (1. c.). 


Bei Durchführung feiner Aufgaben wird der Pfleger — wie der Konkurs: 
verwalter ($ 83 K.O.) — vom Konfurägericht beauffichtigt; das letztere bat 
eventuell gegen Pflichtwidrigfeiten einzuichreiten ($ 62 I ©. 2P.V.G. mit 
8 1837 B.6B8.). 


ec) Die rehtlihe Stellung!) des Pflegers kann eine doppelte jein. 
Zunächſt ift er ftet3 geſetzlicher Vertreter der Verficherten, ſoweit er deren Rechte 
kraft geieglicher Vorſchrift zu wahren hat. Jedoch iſt er nicht „geießlicher Ver— 
treter“ im Sinne des $ 51 C. P.O. da ein Verluft der Prozekfähigfeit bei den 
Verſicherten durch die Konfurseröffnung nicht eintritt; auch ald Vertreter einer 
an ſich prozeßfähigen Partei (im Sinne des $ 53 C. P.O.) kommt der ‘Pfleger 
nicht in Betracht, da die Führung von Prozeffen nicht zur Aufgabe des Pflegers 
gehört. Inſoweit der Pfleger in Ausübung der ihm im $ 62 II P.B.G. an: 
gewiejenen Thätigkeit fich befindet, wirken feine Rechtshandlungen für und gegen 
die Verficherten ($ 164 B. G. B.). Andrerſeits fann ſich die im Geiet feſtgelegte 
Stellung des Pflegers nad) den Beſtimmungen über Auftrag ($ 662 B.GB.), 
bezw. über einen auf Geihäftsbejorgung gerichteten Dienftvertrag ($ 675 B. G. B. 
erweitern. Der Pfleger iſt alsdann ebenfall® Vertreter der Berficherten mit 
der vorhin angegebenen Wirkung, aber nicht mehr Vertreter kraft Geiches, 
londern fraft der ihm erteilten Vollmacht (3 164 B.GB.). In diefem Sinne 
fann der Pfleger an der Verſammlung der Mitglieder ($ 36 I P.B.G. mit 
5 252 11 H. G. B.), bei der Verſicherungsaktiengeſellſchaft an der Generalver: 
fammlung teilnehmen ($ 252 11 9.6.8.) und in den Gläubigerausihuß ſich 
wählen laſſen; den ‘Prämienrejervefonds zu verwalten iſt ihm ebenſowenig wie 
die Verſilberung der au demſelben gehörigen Beſtände?) geſtattet, da beides 
dem Stonfursverwalter obliegt; aufrechnen kann der Pfleger jo wenig wie ein 
Mitglied des DVerficherungsvereins (vgl. $ 26 P.B.G.). 


d) Eine angemeffene Vergütung” kann der Pfleger für die Führung 
jeines Amtes ebenio wie der Konkursverwalter und der Treuhänder beanſpruchen; 
außerdem hat er*) nad) allgemeinen Grundjägen einen Anſpruch auf Erftattung 
jeiner angemefjenen baren Auslagen. Die Koften der Pflegichait find Maſſe— 
koſten ($ 58 Nr. 2 R.O.), für die aber, um einer Benachteiligung der nicht 
bevorrechtigten Gläubiger vorzubeugen, nur der Prämienrejervefonds aufkommen 


) Val. Könige Anm. 2 zu $ 62 P.B.8. 

Kap Anm. 3 zu S 62. 

Val. Könige Anm. 3; Katz Anm. 4 zu $ 62. 

Für das Folgende Mot. S. 44 zu 88 56—63 vorlegter und lepter Abjap. 


>» % 
— — 
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ſoll ($ 62 V Sa 2 P. V. G.). Eine perfönliche Haftung der durch den Pfleger 
vertretenen Verficherten für die Koften der Vertretung findet alfo nicht ftatt. 

Auc hier ift wieder, wie vor der Beitellung des Pflegers die Auffichta- 
behörde zu hören ($ 62 VIB.BG.), weil diefe am beiten den Umfang und die 
Schwierigkeit der Thätigfeit des Pflegerd zu würdigen veriteht. 

Ein Antrag in der Reichstagsfommilfton, welcher für die Pflegichaft 
Gebühren: und Stempelfreiheit verlangte, wurde abgelehnt (Komm.Ber. ©. 80). 

e) Strafvorſchriften. Abfichtliche Benachteiligung der Verficherten 
durch den Prleger fällt unter den Begriff der Untreue ($ 266 3. 1 St. G.B.) 
und nicht unter jenen des Amtsverbrechens, weil die Thätigfeit des Pflegers 
nur eine privatamtliche ift.') 


6. Für ausländiihe Verjiherungsunternehmungen, melde 
die zum Geichäitsbetrieb erforderliche Erlaubnis des Reichskanzlers erhalten 
haben (vol. SS 85, 86 P.V. G.), gelten die Beltimmungen der 88 56, 57 I 
Sat 1, II, III, 58 bis 63 P. V. G. über das Vorrecht auf die rechnungsmäßige 
Prämienreferve, die Anlage und Aufbewahrung des Prämienrejervefonds u. ſ. w. 
nur binfichtlih der im Inland abgeichloffenen Verficherungen ($ 90 I P. V. G.). 

Die Sicheritellung des Prämienrejervefonds erfolgt, wie ihon erwähnt, nad) 
näherer Beitimmung des Auffichtsamtes für Privatverficherung in der Weife, daß 
nur mit Genehmigung des letteren darüber verfügt werden fann (5 90 11 P. V. G.). 


7. Auf bereits beſtehende Unternehmungen finden die angegebenen 
Vorſchriften injomweit Anwendung, als nad) dem Inkrafttreten des Gefeßes neue 
Verfiherungdverträge geichloffen werden. 

Tür die älteren Verträge find die Grundjäße nad; Ablauf von drei Jahren 
anzumenden; jedoch kann dieſe Friſt durd) den Reichskanzler verlängert werden. 

Die Anlegung der Prämienreferve in der durd die SS 59, 60 P.VB.G. 
vorgejchriebenen Weiſe ift für die älteren Verficherungen binnen einer Friſt von 
fünf Jahren zu bewirken. Das Nähere enthält das Privatverficherungsgejeg im 
8 99 I—IV. 


$ 6. B. Der Gemeinjchuldner. 


Durch die Eröffnung des Konkurſes werden die Verficherungsvereine mit 

Eintragungspflicht aufgelöft ($ 49 1 B.B.G.), die nicht eintragungäpflichtigen 
„verlieren die Rechtsfähigkeit“ (S 53 P.V.G. mit $421BGB) Die Be: 

deutung diejes Unterfchiedes wird (in $ 9 der Darftellung) näher erörtert werden ; 
jedenfalls fehlt es aber in feinem * beiden Fälle“) während des Konkurſes an 
einem als Konkursmaſſe den Vereinsgläubigern verhafteten Vereinsvermögen 
(vgl. $ 9 der Darftellung unter I). Denn der Verein bleibt aud während des 
Konkurſes inſoweit beſtehen, als dies der Konkurszweck erfordert. Gemein— 
ſchuldner im Sinne der Konkursordnung ſind daher nicht die einzelnen 
Mitglieder des Vereins, jondern die vermögensrechtliche Perlönlichkeit des Vereins 
jelbit. Es ergeben ſich infolgedeflen ragen in der Richtung, wer an Stelle 
des Kridars dann zu treten hat, wenn die Konkursordnung von gemillen, von 
ihm perjönlic) wahrzunehmenden Rechten und Pflichten ſpricht. 

!) Rehm Anm. 9 zu 862 BB 

?) Abweichend für die kleinen Bereine Rehm Arm. 1 zu 8 4) P. V.G. 
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Mie nun vor Konfurseröffnung der Vorftand, und falls die Eröffnung 
des Konkurſes im Liquidationsftadium ftattfindet '), die Liquidatoren die geſetz— 
lichen Wertreter des Vereines find ($ 34 P.VB.G. mit $ 231 I 9.6.2. und 
8 47 2.8.6. mit 298 11 9.6.8.), jo haben, da ja während des Konkurſes 
ebenfalls eine Tyortdauer der einzelnen Gejellichaftsorgane erforderlich ift, wie 
bei den Aktiengelellichaften”?) Vorftandsmitglieder bezw. Liquidatoren auch hier 
fraft ihrer Vertretungsmacht und Bertretungspflicht gegenüber dem Verein bie 
dem leßteren als „Gemeinjchuldner” zugemwielenen Rechte und Obliegenbeiten 
wahrzunehmen. Soweit dieje Organe notwendig find, kann aud) während des 
Konkurjes eine Ergänzung notwendig werden. 

Andrerjeits erheben fi) auch ‘ragen in der Richtung, wen Diejenigen 
Einſchränkungen treffen, welche der Gemeinſchuldner mit Konfurseröffnung zur 
Sicherung der Erfüllung des Konkurszwecks fid) gefallen laffen muß. Someit 
dem SKonfuröverwalter Obliegenheiten zutommen ($$ 6, 117 R.O.), baben 
jedenfalls die Vereinsorgane ſolche nicht wahrzunehmen. 

l. Die Befugniife des Gemeinihuldners müſſen, fofern nicht in 
der Satzung etwas anders bejtimmt ift, und der Voritand, einzelne Mitglieder 
zur Vornahme bejtimmter Gejchäfte oder beitimmter Arten von Geſchäften er 
mächtigt hat, gemeinlam von Jämtlichen Mitgliedern des Vorſtandes bezw. 
Liquidatoren wahrgenommen werden?) ($ 34 P.B.G. mit 232 I Sat 19.6.2. 
847 P.V.G. mit $ 298 II 9.6.8.). 

Bei Meinungsverichiedenheiten enticheidet Stimmenmehrheit ($ 28 mit 
321€.2986B.). Bon dem Grundiag der Gejamtvertretung find beliebige 
Abweichungen nicht ftatthaft, ſondern nur die in $ 232 9.6.8. erlaubten. 
Darnad) kann die jelbftändige Vertretung des Vereins entweder jedem Vorftands- 
mitglied oder einem ſolchen in Gemeinichaft mit einem ‘Profuriften erteilt werden; 
außerdem fann der Auffichtsrat ermächtigt werden, die Befugnis zur Vertretung des 
Vereins in der angegebenen Weile zu erteilen (5 34 P.B.G. mit $ 232 11 X. 6. 2.). 
Andere Abmahungen find nichtig. 

Die Beitimmungen der Sabung über die Befugnis der Mitglieder des 
Voritandes oder der Liquidatoren zur Vertretung des Vereins jind im Handels 
regifter einzutragen (vgl. 198 119.6.B.). Die Ausübung der Rechte des Gemein: 
ſchuldners hat dann in der dort angegebenen Weiſe zu erfolgen. Auch im all 
der Gejamtvertretung genügt bei Willenserflärungen gegenüber dem Verein die 
Abgabe gegenüber einem Mitgliede des Vorftandes (4 34 P. V.G. mit $ 232 
1 Sat 3 9.6.8.) 

Die im Zweifel gemeinfam auszuübenden Nechte des „Gemeinjchuldners“ 
find nun folgende: 

1. Verjchiedene Antragsredhte, jo das Recht zum Antrag auf vorläufige 
Unterfagung von Rechtshandlungen des Konfursverwalters ($ 135 N. ©.) auf 
Miedereinfegung in den vorigen Stand gegen Verfäumung des Prüfungs 
termins ($ 165 R.D.), auf Einftellung des Konfursverfahrens bei Zuſtimmung 
der Gläubiger ($ 202 KO), und auf Aufhebung des Korreipondenzbeihlags 
nad) Anhörung des Verwalters ($ 121 11 R.D.). 


) Könige Anm. 1 zu 8 49 P. V. G. 

» Vgl. Seufferts Archiv Bd. XXXII Nr. 266, und Bd. XLIII Nr. 134; außerdem 
N. XIV 419 “Könige Anm. ı u 8 49 P. B. G. 

) Könige Anm. la Abſ. 2 zu 8 u P. B.G. 
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2. Das Recht der Erhebung von Einwendungen gegen die Schlußrechnung 
de3 Konkursverwalters ($ 86 K.D.). 

3. Aniprud) auf — jedoch — 5771 K.O. — Mitteilung des Ver: 
walters in den Fällen des $ 135 K 

4. Ein Beſchwerderecht gegen * Eröffnungsbeſchluß (S 109 K.O.), welch 
letzterer nur auf Antrag der Aufſichtsbehörde erlaſſen werden kann, iſt verſagt 
durch — | Sa 3 P.V.G 

Das Recht der Aufnahme von Aktivprozeſſen, wenn dieſelbe vom 
— abgelehnt worden iſt ($ 10 11 K.O.); eine Aufnahme von Paſſiv— 
prozeſſen dagegen findet durd) den Gemeinjchuldner bezw. deſſen Vertreter weder 
bei jenen über die Aktiv» noch über die Paſſipmaſſe ftatt. 

Im Prozeß find die Organe parteieides-, und darum nicht zeugnisfähig 
$ 473/74 EBD. Auch der Auffichtsrat kann als Vertreter des gemein: 
ſchuldneriſchen Vereins in Betracht fommen, jofern er für denjelben gegen die 
Vorſtandsmitglieder Rechtsſtreitigkeiten eingeleitet hat ($ 35 P.B.G. mit 
$ 247 19.6.8. und 361P. V. G. mit $ 268 ll Sat 3 H. G. B.). Ferner können 
bejondere Vertreter zur Geltendmachung von Anſprüchen aus der Gründung 
beitellt werden (3 36 1 P.B.G. mit $ 268 Il Sat 2 und 3 H.G.B.). 

6. Das Mitwirkungsreht bei der Wufzeichnung des ae 
($ 123 K.O.) und Erklärungsrecht im Prüfungstermin ($ 141 K.D 

7. Ein Einfihtsreht in beſchlagnahmte Boftiendungen und ale auf 
Herausgabe derjelben wenn ihr Inhalt nicht die Maſſe betrifit ($ 121 IR.D.). 

8. Das Zuftimmungsredht ') zur Vornahme einer Verfügung, zu welcher der 
Konfuröverwalter jonjt der Mitwirkung des Gemeinjchuldnerd bedarf, 3. B. zur 
Veräußerung der Firma. 


N. Die im Konkurs vom Gemeinihuldner zu erfüllenden 
Pilihten müſſen ebenjo wie im Konkurs der Aktiengejellichaft”) von jedem 
einzelmen Mitglied beobachtet werden. Diejenigen Bejtimmungen, welche 
ſonſt dem Gemeinjchuldner gewiſſe Einſchränkungen jeiner perjönlichen Freiheit 
und Dispofitionsbefugnis auferlegen, treffen hier nicht die unperfönliche, vergantete 
Bermögensmafje des Verſicherungsvereins a. G., jondern die gejeglichen Vertreter 
desjelben und zwar jeden für fi) allein. In diefer Richtung trifft die Vorſtands— 
mitglieder bezw. die Liquidatoren: 

1. Der Verluſt der Befugnis zur Verfügung und Verwaltung der Maſſe— 
gegenftände bei Vermeidung relativer Nichtigkeit (SI 6 — 8 K. O.). Rechts— 
bandlungen der Organe fann jedoch Wirkſamkeit zufommen mit Rückſicht auf 
die Fiktion zu gunften des öffentlichen Glaubens des Grundbuch nad) $ 892 bis 
5 893 B.G.B. Das Berwaltungs: und PVBerfügungsreht wird durch den 
Konkursverwalter ausgeübt $ 6 II K. O. und derſelbe it ?) innerhalb des Bereichs 
jeiner Verfügungs- und Verwaltungsmacht gejeglicher Vertreter des gant— 
Ihuldnerishen Vereins; bei der Ausübung des Anfechtungsredhts (J 29 ff. K.O.) 
it er der Vertreter der Gläubiger. 

2. Die Ausfunftspfliht nad $ 100 K.O. gegenüber dem Verwalter und 
dem Gläubigerausihuß, aud) gegenüber der Gläubigerverfammlung auf Anordnung 
des Gerichts. Die Auskunft ift mündlich zu erteilen. 


) Bgl. Jaeger Anm. 9 zu 88 207, 208 8.0, 
2) Soldjtein, Konkurs der Attiengefellihnft 5 $S 4 unter 2, 
2) Bol. Jaeger Anm. 18 jj. zu $6 K.O. mit Literatur. 
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3. Der Wohnungszwang nad) $ 101 K. O., demzufolge die Organe des 
Vereins fi) von ihrem Wohnort nur mit Erlaubnis des Konkursgerichts ent: 
fernen dürfen. 

Aus dem Zweck des Wohnungszwangs — Sicherung der Erfüllung der 
fonfursmäßigen Obliegenheiten — ergibt fi, daß ohne Erlaubnis des Gerichts 
aud eine Entfernung zu unverdächtigen Zweden den Organen des Verficherungs: 
vereind a. G. während des Konkurſes verboten ift, 3. B. eine Badereife. ntziebt 
fih ein Borftandsmitglied dem MWohnungszwang, oder verlegt es eine der 
ſonſtigen ihm auferlegten Pflichten, insbejondere die Auskunftspflicht, jo kann 
die zwangsweiſe Vorführung desjelben ebenjo wie bei Verweigerung der Zeugnis 
pfliht 38011 EB.O. verfügt, ja jogar die „Beugehaft“ angeordnet werden 
(vgl. $ 904— 913 EP.D.). 

Diejelben Zmwangsmahregeln find auch zuläffig, wenn fie zur Sicherung 
der Mafje notwendig ericheinen $ 101 K. O. 

4. Die Mitwirkung der Vorftandsmitglieder bei Aufzeihnung des Malie 
bejtandes, ftellt fi) nicht nur als Recht (vgl. unter I 6), fondern aud) als Pflicht 
derjelben dar. Ihre Anmelenheit ift im ntereffe einer genauen Aufnahme in 
der Regel erwünscht, notwendig dagegen dann, wenn fie ohne Aufſchub zu 
erlangen find ($ 123 1 Sa 4 K.O.). Die Aufzeihnung der Maflegegenitände 
jelbit hat indeſſen unter Angabe des Wertes durch, den Konkursverwalter zu 
erfolgen (J1123 16. 1K. O.). 

5. Die Leiſtung des Offenbarungseides kann der Verwalter und jeder 
Konkursgläubiger, alſo auch ein Mitglied des Verſicherungsvereins a. G. ſelbſt, 
ſoweit ihm Konkursforderungen zuſtehen, nach der Anfertigung des Inventars 
von den Vorſtandsmitgliedern bezw. Liquidatoren verlangen (4 125 K.O.). In 
dieſem Falle iſt Ladung der letzteren in eine Sitzung des Amtsgerichts nötig, 
bei welchem das Verfahren anhängig iſt. Für das Verfahren find die SS 900 
bis 914 C.P.O. maßgebend. Die Beltimmung, daß bei Verweigerung des 
Dffenbarungseides der Zwangsvergleich unzuläſſig ift, bleibt für die Verſicherungs— 
vereine a. G. S5211P.B.G. mit $ 116 Gen.G.) ohne Bedeutung, nicht aber 
für Verſicherungsaktiengeſellſchaften. 

6. Strafvorichriften. Der $ 112 P. V. G. beftimmt folgendes: 

„Die Vorichriften der $$ 239 mit 241 K. O. finden gegen die Mitglieder 
des Vorſtandes und die Liquidatoren eines Berficherungsvereind auf Gegen: 
jeitigfeit, welcher jeine Zahlungen eingeitellt hat oder über deflen Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet worden ift, Anwendung, wenn fie in diefer Eigenihaft 
die mit Strafe bedrohten Handlungen begangen haben.“ _ 

Es bedurfte diefer ausdrüdlichen Beſtimmung deshalb, weil die drei Konkurs: 
delifte des betrüglichen Banferutts (J 239), des einfachen Banferutts (5 240) 
und der Gläubigerbegünftigung ($ 241) im Gegenfaß zu den Deliften des $ 242, 
(Banferuttunterftügung) und 8 243 (Stimmfauf) im Delikte des „Gemein: 
ſchuldners,“ nicht aber joldhe * Vertreter desſelben darſtellen und eine allgemeine 
Ausdehnung des Konkursſtrafrechts auf die Vorſtände und Liquidatoren juriftücher 
Perſonen, aäbſichtlich unterblieben ift!); die Ießteren find aljo nur fraft der 
angeführten, ausdrücklichen Vorſchrift ftrafrechtlich verfolgbar geworden’). 





) Raeger Anm. 9 zu $ 213 K.O 
) Bgl. Könige Anm. zu $ 112 mit ausführlicher Angabe der Rechtſprechung. 
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Ebenjo find die Organe der Verficherungsaktiengejellichaften und eingetragenen 
Verſicherungsgenoſſenſchaften nur kraft der bejonderen Beftimmung des $244 K. O. 
dem Konkursſtrafrecht unterworfen. 


s112PB.G. findet auch für die Organe eines ſolchen Vereins Anwendung 
der nad) $ 101 P.B.G. als Berficherungsverein a. G. im Sinne diejes Gejeßes 
gilt. $ 113 P.V.G. 

7. Eine Einbuße ihrer ftaatsbürgerlichen Rechte erleiden die Vorſtands— 
mitglieder und Liquidatoren durch die Konkurseröffnung nicht. 


III. Die Bonkursmalle. 
Ss 7, a) Im allgemeinen. 


Die Konkursmaſſe umfaßt das gejamte, der Zwangsvollſtreckung unter: 
liegende Vermögen des Vereins, welches ihm zur Zeit der Eröffnung des Ber- 
fahrens gehört ($ 1 K.O.). Maßgebend iſt diejenige Stunde, melde Äh Zeit⸗ 
punkt der Eröffnung im Eröffnungsbeſchluß angegeben iſt ($ 108 1 K.O.). Das 
Verwaltungs: und Berfügungsreht über diejes Vermögen wird buch den 
KRonkursverwalter ausgeübt (5 6 K.D.). Demjelben unterliegen demnach nicht: 
— die unpfändbaren und die denſelben gleichgeſtellten (ogl. SıI 
und IV K.DO.) VBermögensbeftandteile — „gantfreies Vermögen” —, andrer: 
jeit3? der nad) Konkurseröffnung vollzogene Neuerwerb des gantſchuldneriſchen 
Verficherungsvereind a. G.; doc jpielen') die Pfändungsverbote wie bei 
juriftiichen ‘Berfonen überhaupt auch hier praftiich feine Rolle und auch zu 
einem fonfuräfreien Neuerwerb fommt es während des Verfahrens faum. 


Wichtige Beitandteile des Vermögens des VBerjicherungsvereins a. ©. bilden: 
der Gründungsfonds, der Nejervefonds, der Schädenrejerve- und Gemwinnrejerve- 
Tonds, die Prämienüberträge und der ‘Prämienrejervefonds. Daß diejelben bei 
der Tyeititellung der Ueberſchuldung des Vereins zu berüdfichtigen find, wurde 
bereit3 oben dargelegt (fiehe $ 2 unter 4 der Darftellung). An diejer Stelle 
jet nur noch bemerft: 


1. „Der Gründungsfonds“ ift ein planmäßig zu tilgendes Barfapital, 
welches *) den Zwed hat, zur Dedung der Gründungskoſten, jowie als Garantie: 
und Betriebsfonds jolange zu dienen, als dieſe Zwecke nicht aus den regel: 
mäßigen Beiträgen der Mitglieder erfüllt werden künnen. Derjelbe muß bar 
eingezablt jein, wobei als Barzahlung außer deutihem Geld nur Reichskaſſen— 
Icheine, ſowie geleh! ich zugelaffene Noten deuticher Banken gelten ($ 22 II Halb- 
ja 2 P.V. G.); doch kann ftatt deifen die Hingabe eigener Wechjel durd die 
Satung geftattet werden $ 22 II Halbja 1 P.B.G.. Die Beihaffung eines 
Gründungsfonds wird aud für die nicht eintragungspflichtigen Vereine verlangt 
(5 53 mit 22—27 PB.B.G.). Dieſes Maſſeaktivum kann jedod fehlen. Einmal 
fann mit Genehmigung der Auffichtsbehörde wegen anderweiter Sicherheit (vgl. 
Mot. ©. 33) von vornherein von der Bildung des Gründungsfonds abgejehen 
werden ($ 23 B.B.G.). Sodann wenn er nad Beitreitung der Gründungs- 
(d. h. Errichtungs-, Einrichtungs-, und der erſten Verwaltungs-koſten durch den 


y Jaeger Anm. 18 au 8 207, 208 RD. 
) Mot. ©. 34 bj. 3, Rab Ann. 1, Rehm Aıım.3 zu $S22 8.6, Könige Anm. 2a, 
zu$ 2, 3 P. V.G. 
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Rejerveionds abgelöft wird; mit dem Wachſen des lekteren findet gleichzeitig 
jeine allmählihe Tilgung ftatt (5 22 IV P. V.G.). 


Trotz grundjäglicher Verichiedenheiten hat der Gründungsfonds Aehnlichkeit‘) 
mit dem Aktienkapital. Rein äußerlih hat er mit leßterem (vgl. $ 195 III 
©. 3 9.6.8.) die Zerlegung in Anteile auf grund von Anteilicheinen gemein, 
welche Möglichkeit $ 22 TI S. 3 P. V. G. vorfieht. Durch Kündigung kann: 
diejes Aktivum aus der Konkursmaſſe nicht wegfallen; den Garanten darf näm: 
lich durd) die Sagung ein Kündigungsrecht für den von ihnen zur Verfügung 
geitellten Betrag überhaupt nicyt eingeräumt werden ($ 22 III ©. 1 P.B.6.. 
Auch darin tritt eine Aehnlichkeit des Gründungsfonds mit dem Aktienkapital 
zu Tage. Ein Unterjchied zum Aktienrecht befteht darin, daß dort eine feſte 
Verzinſung in der Regel nicht, ſondern nur für Bauzinjen ($ 115 II 9.6.8.) 
gewährt wird; für den Gründungsionds darf außer den Binjen eine Beteiligung 
an dem aus der Jahresbilanz fid) ergebenden Ueberſchuſſe ſatzungsgemäß be: 
dungen werden ; dabei dürfen aber die * Verzinſung vier Prozent, die geſamten 
Bezüge ſechs Prozent des bar eingezahlten Betrags nicht überſteigen ($ 22 
II ©. 2 P.V.G.). 


Als Mafjebeitandteil fteht der Gründungsfonds im Konkurs injomweit zur 
Verfügung, als die Tilgung bdesjelben noch nicht erfolgt ift. Inwieweit aber 
den Garanten ein Recht auf Tilgung zufteht, ift in der Satung näher feſt— 
zufeßen; jedenfalls darf eine Tilgung nur aus den Jahreseinnahmen erfolgen 
und nur in dem Maße, als die Bildung des Reſervefonds fortgeichritten ift; 
fie muß beginnen, nachdem die Koſten der Erridtung und die im erften 
Geihäftsjahr entjtandenen Koften der Einrichtung getilgt find ($ 22 IV P.B.G.). 
Damit aber durch die Tilgung der Charakter des Gründungsfonds ala 
Garantiefonds gewahrt bleibt, und den übrigen Konkursgläubigern ein jo wichtiger 
Beitandteil der Maſſe nicht entzogen werde, ftehen unter den Konkursforderungen 
die Tilgungsaniprüde an letter Stelle ($ 51 Sat 1 P.V.G.) und zu ihrem 
Gunſten dürfen Nachſchüſſe oder Umlagen nicht erhoben werden ($ 51 II P.R.G.). 
Für die zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes bejtehenden Vereine vgl. 
$ 101 p. V.G. 


2. Der Rejervefonds. Das Gefet bezeichnet ihn als Rücklage, welde 
zur Dedung eines aus dem Geichäftsbetriebe fich ergebenden außergemöhnlichen 
BVerluftes zu dienen hat ($ 37 P.B.G.), unterläßt e8 aber im Gegenjaß zum 
Aktienreht ($ 262 H. G. B.), jedoch in Uebereinftimmung mit dem öfterreichiichen 
Net *), die jährlich einzuftellenden Poften aufzuzählen. Dieje Aufgabe und die 
Feſtſtellung des Mlindeftbetrags bleibt vielmehr den Statuten vorbehalten ($ 37 
1 88.6). Auch die „Leinen“ Vereine müſſen einen NRejervefonds beiten 
($ 53 mit $ 37 P.V.G.), allein notwendiges Requifit des Verficherungs: 
vereind a. G. und daher notwendiger Beftandteil der Konkursmaſſe ift der 
Reſervefonds injofern nicht, als die Auffichtsbehörde aus den Gründen, aus 
welchen fie von Bildung eines Gründungstonds Abftand nehmen dar, auch 
geitatten kann, von der Bildung eines Rervefonds abzujehen ($ 37 II mit 
5 23 P.V.G.). Doch wird die Auffichtsbehörde nur in den jeltenften Fällen, 
bei nicht rechtöfähigen Vereinen und Eleineren Unternehmungen, die nötige 


1) Deybed Anm. 2 Abſ. 1 und 2 zu $ 22 P.V.6. 
) Mot. ©. 38. 
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Erlaubnis dazu erteilen.") Bei den zur Zeit des Inkrafttretens des Gejehes be: 
ſtehenden rechtsfähigen Gegenjeitigfeitövereinen fällt der Rejervejonds als Maſſe— 
beitandteil inſoweit weg, als diejelben nicht jelbit ſchon Beitimmungen über die 
Bildung eines ſolchen getroffen haben; im übrigen find dieje Vereine von der 
Verpflichtung zur Bildung eines Reiervefonds und Gründungsfonds befreit 
($ 101 1 P.V. G.). Tür die nicht rechtsfähigen gilt $ 103 P. V.G. 

3. Auch der Prämienrejervefonds gehört bei Lebensverſicherungs— 
unternehmungen hieher.“) Wie bereit3 oben unter $ 5 der Daritellung nad): 
gewiejen wurde, haben die Verſicherten wegen ihres Anſpruchs in Bezug auf 
die rechnungsmäßige Prämienreſerve ein ſpezielles Konkursvorrecht, kraft deſſen 
ſie aus den in das Regiſter der Beſtände des Prämienreſervefonds eingetragenen 
Gegenſtänden inſoweit Befriedigung verlangen können, als für ſie die Zuführung 
zu dieſem Fonds vorgeſchrieben iſt ($ 61 111 ©. 1 P. V.G. ſiehe $ 5 unter I 
der Darftellung). Ein Ausfonderungsrecht fommt den Verficherten nicht zu; der 
Prämienrefervefonds ift ein Zeil der Konkursmaſſe. 

Eine Eigenart des Prämienrejervefonds iſt aber darin zu finden, daß er 
zunächſt den Charakter einer „Spezialmaſſe“ an fich trägt. Dadurch unter: 
icheidet er ji) in bejonderer Weile von jämtlihen übrigen Mafjebeitandteilen. 
Diele letzteren find gleihmäßig und an eriter Stelle zur Befriedigung der 
Forderungen Jämtlicher Konfursgläubiger beitimmt. Der Prämientejervefonds 
dient nad) Maßgabe des $ 61 III ©. 1 P.B.G. zunächſt eben nur zur Be— 
friedigung derjenigen Gläubiger, deren Forderungen in Bezug auf die red: 
nungsmäbige Prämienrejerve zuftehen, und erjt nad) Berriedigung dieſer letzteren 
fönnen fi) auch die übrigen Konfurdgläubiger an ihn halten. 

4. Die Anſprüche des gemeinjchuldnerischen Vereins auf rüdftändige 
Mitglieberbeiträge find ebenfalld wichtige Maffebeitandteile. 

Aus 8 117 RD. ergibt ſich, daß der Verwalter jofort nad) Eröffnung des 
— die Einziehung derſelben zu bethätigen hat. Der (in $ 9 unter II der 
Darftellung geichilderte) Einfluß des Konkurſes auf die beitehenden Verficherungs: 
verhältnifie ift dabei wohl zu beachten. Aber auch hier iſt ſchon auf die Frage näher 
einzugehen, ob für den Fall, daß zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens vom 
gemeinjcyuldneriichen Verein und von dem Mitglied nody nicht vollitändig er: 
füllt ift, daß aljo der Verein wegen Nichteintritt des Verſicherungsfalles Die 
Berficherungsjumme, das Mitglied hingegen jeinen Beitrag noch nicht oder nicht 
vollftändig geleistet hat, eine Anwendung des $ 17 K.D. ftattfinden fan. Der 
Verficherungsvertrag auf Gegenjeitigfeit ift zweifellos als zweijeitiger Vertrag 
aufzufaflen, da der Beitragspflicht der Mitglieder die Pflicht des Vereins auf 
Auszahlung der Berfiherungsjumme gegenüberiteht. Allen im Verhältnis 
zwilchen Verein und Mitglied jtehen ſich als weitere Verpflichtungen Ges 
währung der Mitgliedihaftsrehte und Erfüllung der Mitgliederpflichten 
gegenüber. Da nun (vgl. Mot. ©. 31/32 und 41) VBerficherungsrechte 
und Berficerungspflihten aus dem Mitgliedichaitsverhältnis hervorwachſen, 
alſo nicht zwei jelbjtändige Verträge, ein Mitgliedichaftsvertrag und ein Ver: 
jiherungävertrag, jondern ein einheitlicher Vertrag vorliegt, durdy) den das 
gegenjeitige Verhältnis begründet wird (vgl. $S 20 B.B.G.), jo find die Bei- 
träge der Mitglieder beim Gegenjeitigfeitsverein nicht nur ein Entgelt für Die 


) Könige Anm. 2 zu $ 37. 
7) Bol. Deybed Anm. 2 zu $ 51 P.V.G. 
Annalen des Deutichen Reiche. 1902. 54 
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ipätere Leiftung der Verſicherungsſumme, jondern gleichzeitig Leiftungen auf 
Grund der Mitgliedihaft. Solange die lettere befteht, ift das Mitglied zur 
Entrihtung des Beitrages verpflichtet, und dieſer kann nicht deswegen ver: 
weigert werden, weil der Konkursverwalter die fällige Verficherungsiumme nod) 
nicht ausbezahlt hat. Anders liegt die. Sache beim gemijchten Gegenfeitigkeitö: 
verein, bei welchem die Verficherungsnehmer gegen feite Prämien in der Art ver: 
fihert werden, daß fie nicht Mitglieder des Vereins werden (vgl. $ 21 II P. V.G. 
und $ 9 der Darftellung unter 11). 

Der einem Mitglied gegenüber dem Verein zuftehende Anjprud auf 
die Verfiherungsjumme ift ſtets als Konkursforderung geltend zu machen 
und diefe wird nah den Anſprüchen der ſonſtigen Konfursgläubiger, jedoch 
vor den Anſprüchen der Garanten auf Tilgung des Gründungsfonds befriedigt 
(8 511 S. 2P. V.G.. Gegen die Aniprüche des gemeinichuldneriichen Vereins 
auf rüdftändige Mlitgliederbeiträge iſt übrigens die Aufrechnung verſagt 
(8 26 P. V.G.). Auch ift eine Anwendung des $ 17 K.O. im Verhältnis 
zwilchen der Tyorderung des Vereins auf die Mitgliederbeiträge und jener der 
Mitglieder auf Auszahlung der fälligen Verſicherungsſumme ausgeichlofien. 

Die Form der geihuldeten Mitgliederbeiträge fanı in dem 
Moment, in weldem fie als rüdjtändig zur Konkursmaſſe gezogen werden, 
nicht mehr zweifelhaft fein. Im Gegenjag zur bisherigen Gepflogenheit vieler 
BVerficherungsvereine a. ©. — vgl. Mist. ©. 34 — muß jeßt jchon in der 
Satung nähere Beitimmung barlber enthalten jein, welche der beiden Grund: 
formen, Vorauserhebung der Beiträge oder Umlageverfahren, in Anwendung 
fommen ſoll (8 24 1 P. V.G.). Bei der Vorauserhebung haben wir ftets ein: 
malige oder wiederkehrende Beiträge, und find Modififationen möglich dur 
Vorbehalt oder Ausihluß von Nahichäffen und durch Vorbehalt der Kürzung 
der Verfiherungsaniprühe im Fall des Eintritt3 eines unerwarteten Bedarfs. 
Beim Umlageverfahren, welches fi — vgl. Mot. a. a. O. — nur für einfachere 
Verhältniffe eignet, wird der eingetretene Bedarf nachträglich auf die Mitglieder 
verteilt. Bei beiden Arten der Erhebung von Beiträgen jind ſatzungsgemäße 
Beſchränkungen zuläſſig der Höhe nad, nicht aber in der Art, daß die Aus: 
icyreibung von Beiträgen nur zum Zwecke der Dedung von Werficherungs: 
anjprüchen der Mitglieder ftattfinden darf ($ 24 II P.B.G.). 

5. Die Schadenserjaganfprühe de3 Vereins aus der Ge: 
ſchäftsführung gegenüber Vorftandsmitgliedern, Liquidatoren und Auffichts: 
ratömitgliedern gehören ebenfalld zur Konkursmaſſe. 

Die REN folgt bei den eintragungäpflichtigen Vereinen aus 

34, 35, 47 I Saß I P.B.6. mit 88 241 II, 249 II, 298 II 9.6.8. 
——— — ſtehen dem Verein gegenüber den Mitgliedern des Vor: 
jtandes insbejondere dann zu, „wenn entgegen den Vorſchriften des Geſetzes 
eine Verzinſung oder Tilgung des Gründungsfonds oder eine Verteilung des 
Vereinsvermögens erfolgt oder wenn Zahlungen geleiftet werden, naddem die 
Zahlungsunfähigkeit des Vereins eingetreten ift oder feine Ueberſchuldung ſich 
ergeben hat“ ($ 34 3. 2 P.V.G.). Das Gleiche gilt für die Liquidatoren 
($ 47 1 P.B.6. mit $ 298 II 9.6.8.) 

Gegenüber den Mitgliedern des Auffichtsrats befteht ein Schadenserſatz— 
anſpruch dann, wenn mit ihrem Willen und in * Einſchreiten dieſe Hand— 
lungen vorgenommen werden ($ 35 3. 3 P.V 
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Der Konkuröverwalter ift zur Geltendmahung der Anſprüche des gant- 
Ihuldneriichen Werficherungsvereins a. ©. als Mafjedisponent ausſchließlich 
berechtigt und verpflichtet (5 6 II R.D.. 

Auch bei nicht eintragungspflichtigen Vereinen gehört der Anſpruch des 
aus der Geichäftsführung jeiner Vertreter geihädigten Vereins zur Konkurs: 
maſſe. Die Schadenserjagpfliht folgt für die Vorjtandsmitglieder aus $ 276 
18.6.B., für die Liquidatoren aus $ 48 II B.G.B., und ſoweit — der 
Eapung ein Auffichtsrat beftellt ift, für diefen aus $ 53 111 P. V.G. mit 

$ 41 II Gen.Gei. 

Die ke verjähren, auch bei den eintragungspflichtigen Vereinen, 
in fünf Jahren ($ 34 P.B.G. mit 88 241 V, 249 IV, 298 II P. V.G., 
41 IV Gen.Gei.). 

Mie im Aktienrecht befteht auch bei den gegenjeitigen Verſicherungsvereinen, 
ſoweit dieſelben eintragungspflichtig find (vgl. $ 53 P. V. G.), ein Erſatzanſpruch 
nicht nur des Vereins, ſondern auch der Vereinsgläubiger gegen die oben be— 
zeichneten Organe, jedoch nur inſoweit, als ſie vom Verein ſelbſt Befriedigung 
nicht erlangen können (SS 34 und 35 P.V.G. mit 88 241 IV S. 1 um 
249 111 ©. 2 und 298 I1 9.6.B.). Nach der Anficht von Könige!) können 
nun dieje Erjaßaniprüd)e der Vereinsgläubiger während des Konfuröverfahrens 
lediglidh vom Konkursverwalter ald Vertreter der Gläubiger, nicht des Vereins 
geltend gemacht werden. Für den Konkurs der Atiengejellihaften ift die welt 
beitritten. Meines Eradıtens aber folgt aus der Norm des $ 217 H H. G. B. 
wonad für den all, daß die Aktionäre den Vorſchriften des Geſetzes entgegen 
Zahlungen von der Gejellihaft empfangen haben, während der Dauer des 
Konkursverfahrens, da8 den Gejellichaftsgläubigern gegen die Aktionäre zu: 
ftehende Recht durch den Konkursverwalter ausgeübt wird, nicht ohne weiteres 
für die andern Fälle”), insbejondere nicht für den Verficherungsverein a. G. 
das gleiche- Es beiteht alſo auch während des Konkurjes ein Anſpruch der 
Gläubiger und ein Anſpruch des Vereins gegen die Borftandsmitglieder ac. 
auf Schadenserjag — ein Anſpruch der Gläubiger allerdings nur injomweit, als 
dieje ihre Befriedigung vom Verein nicht erlangen können — und es ift mangels 
bejonderer Borichriften hierüber unzuläffig, die Mertreterrolle, welche dem 
Konfuröverwalter für die Fälle der Anfechtung ($ 36 K.O.) zukommt, auch für 
unjeren Fall anzunehmen. 

Für unzutreffend halte id — auch ſchon für das Altienrecht — die 
Annahme Coſacks“), daß der Erſatzanſpruch der Gläubiger regelmäßig erft 
dann gelte, wenn Konkurs über das Bereinsvermögen eröffnet ſei. 

6. Auch die vom Konkursverwalter nad) $ 52 P.B.G. auszujhreibenden 
Nachſchüſſe müflen als Beltandteil der Konkursmaſſe hier ihre Erwähnung 
finden. Die Beitragspfliht der Mitglieder erſchöpft ſich nämlih nicht mit 
Leiftung der unter 4 erwähnten rücditändigen Beiträge bezw. Umlagen. Die 
weſentlichſte Vermehrung erfährt die Konkursmaſſe durch das im folgenden nun 
näher zu mürdigende Nachſchußverfahren. Aus der Beitragspflicht erwädhit *) 


") ) Anm. 3 Abi. 2 zu 8 34 P.V.G. 

Für das een Jaeger Anm. 20 zu $$ 207, 208 mit Literatur; Abw. Staub 
Anm. 16 zu $ 241 968. 

2) Eojad, Handelöreht $ 121 IV unter 2d. 

*, Könige Anm. zu $ 50. 
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mit Konkurseröffnung eine Haftung der Mitglieder, wenn auch bisher eine 
ſolche jagungsgemäß nicht beitand. 

Das Nachſchußverfahren, das ſich auch auf die innerhalb des letzten Jahres 
ausgeſchiedenen Mitglieder erjtredt, ift auf dem Genofjenihaftsprinzip aufgebaut 
und bringt den Gegenfeitigfeitsgedanfen zur vollen Durchführung. 


S 8. b) Dad Nachſchußverfahren. 


VBorbemerfung. Der Standpunkt des Geſetzes, welcher auch gegenüber 
den „Eleineren“ Vereinen derjelbe ift ($$ 53 mit 52 P.B.G.) wird am beiten 
durch die Worte der Begründung jelbft ') gekennzeichnet : 

„Die Beſchlußfaſſung über die Einziehung von Nachſchüſſen liegt während 
des Beitehens des Vereins nad) den Statuten meiftend dem oberfien Organ 
ob; im Konkursfall kann es hiebei nicht bewenden, weil ſonſt die Bezahlung 
der Schulden des Vereins von dem guten Willen der Verpflichteten jelbit ab: 
bängig wäre. Das Geſetz legt daher die Feititellung, Ausjchreibung und Ein: 
ziehung der Umlagen oder Nachſchüſſe in die Hand des Konkursverwalters, der 
ihon auf Grund der vorläufigen, in befonderem Verhandlungstermine vor dem 
Konkurögerichte feftgeftellten Berechnung zur Vollſtreckung ſchreiten kann und 
auch die in gleicher Weile vollſtreckbare Schlußrechnung aufſtellt. Das derart 
geordnete Verfahren jorgt für die gleichmäßige Heranziehung jämtlicher Ver: 
pflichteten und beugt dem bisherigen KHauptübelitande vor, daß der Konkurs 
wegen der erforderlichen Klagen gegen die Mitglieder ſich mehrere Jahre hin: 
zieht und die aufgebrachten Beträge durch die Prozeßkoſten zum größten Teil 
wieder verichlungen werden.” 


l. Der Gang des Verfahrens ift zumächft folgender: 

1. Borausjegung weiterer Thätigfeit des Konkursverwalters iſt Anfertigung 
eined Inventars und einer Bilanz. 

Sämtliche Vermögensgegenftände find dabei nach dem Werte anzufeßen, der 
ihnen im Zeitpunft der Aufitellung zutommt ($ 16 B.B.G. mit $ 40 11 9.6.8.. 
Eine vom Verwalter gezeichnete Abjchrift des Inventar und der Bilanz, event. 
die Protokolle über Siegelung und Entfiegelung find auf der Gerichtsjchreiberei 
zur Einficht der Beteiligten niederzulegen (5521 Sat 2 P.V. G. mit$ 124 K.D.. 

2. Die Bilanz bildet aber weiter die Grundlage für die Berechnung dar- 
über, wieviel die Mitglieder zur Deckung des in der Bilanz bezeichneten Fehl⸗ 
betrags auf Grund ihrer Beitragspflicht (vgl. $ 50 P. V. G.) vorſchußweiſe bei: 
zutragen haben ($ 52 1S. 1P.V.G.). Die Aufftelung der Berechnung, ſowie 
die Feitftellung der im Fall des Konkurfes erforderlichen Nachſchüffe Yoder Um: 
lagen erfolgt, wie ſchon erwähnt, durch den Verwalter ($ 52 I Sag 1 P.R.G.) 
und nicht durch die während des Beftehens des Vereins thätigen Organe; Vor: 
ſtand bezw. Liquidatoren haben jedody den Konkursverwalter bei Durchführung 
jeiner Obliegenbeiten zu unterftügen ($ 52 118.2 P.B.6. mit 88 117, 118 Gen.®.). 
Ob „Umlagen“ oder „Nahichüffe” erhoben werden müſſen, richtet fi im Kon: 
furfe wie außerhalb desjelben nad) der Satung. 

Im übrigen wird für die Vorichußberehnung auf die Vorfchriften der 
SS 106, II, III und 107—113 des Gejeßes, betr. die Erwerb3- und Wirtſchafts— 
genofjenichaften vom 1. Mai 1889 verwielen ($ 52 1 ©. 3 P.V.G.. 


) Mot. ©. 41 zu 8 49—52, letzter Abiap. 
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Da nun außer der Vorſchußberechnung infolge von Ausfällen (vgl. näher $ 113 
I Gen.®. und diefen Paragraph der Darftellung unter II 5) eine „Zulaßberechnung“ 
zur Vorſchußberechnung notwendig werden kann, nad) Beginn der Schlußverteilung 
aber in Ergänzung oder Berichtigung der Vorſchußberechnung und deren event. 
Zufagberehnung eine Nachſchußberechnung jelbft wieder event. mit Zuſatzberech— 
nung ftattfindet, und für alle diefe Maßnahmen im wejentlichen gleiche Vor: 
ihriften, nämlich die SS 106—114 Gen.G. Anwendung finden,') jo jollen zu: 
nächſt die für Vorſchuß-, Nachſchuß- und Zuſatzberechnungen gemeinjamen Grund: 
läge unter Il einheitlich dargeitellt werden. 

Il. Die Heranziehung der Mitglieder zu Nachſchüſſen. 

Diejelbe findet ftatt auf Grund der Vorihuß: und Nachſchußberechnung 
und der Zujagberechnungen biezu. 

1. Für jede Berechnung verlangt das Gejeß: 

a) Namentliche Einzelbezeihnung der Mitglieder, 

b) Verteilung der Beiträge auf jedes einzelne Mitglied, 

c) Entiprechende Bemeſſung der Beiträge. Diejelben müſſen daher bei der 
Voͤrſchußberechnung und deren Zulagberehnung in ſolcher Höhe bemeilen werden, 
daß durch ein jpäteres Unvermögen einzelner Mitglieder zur Leiftung von Bei: 
trägen fein Ausfall entſteht ($ 52 1 3 P.V.G. mit $$ 106 II, 113 I Saß 2 
Gen.®.); bei der Nachſchußberechnung dürfen auf Mitglieder, deren Unvermögen 
ſich herausgeftellt hat, Beiträge nicht verteilt werden ($ 114 Il Gen.G.). Bei 
der Aufftellung der Vorſchußrechnung insbeiondere muß e8 Sorge des Konkurs: 
verwalters jein, die Unterbilanz nicht zu niedrig anzujegen, da aus einer zu 
body angenommenen Unterbilanz höchſtens ein fleiner Zinsverluft, aus einer zu 
niedrig angenommenen dagegen nur Zeitverſäumnis und die Schwierigfeit er: 
wachſen, den Ausfall in dem jpäteren Nachſchußverfahren einzuziehen.?) 

Die Vorſchuß-, Nachſchuß- oder Zujagberehnung für ſich allein berechtigt 
jedoch den Konkuröverwalter noch nicht zu einem Vorgehen gegen die Vereins— 
mitglieder. Dazu ift zunächſt erforderlid): 

2. Einreihung der Berechnung an das Konkursgericht jowie Antrag an 
dasjelbe, die Berehnung für vollitrekbar zu erklären, endlich Vorlage einer 
beglaubigten Abichriit der Lijte der Bereinsmitglieder, jofern das Genoſſenſchafts— 
regifter nicht beim Konkursgerichte geführt wird, während im Gegenjat zum 
Genoſſenſchaftskonkurs Vorlage der Sagungen entbehrlid) it?) ($ 52 V/II P.B.G. 
mit $ 106 II, $ 1131 Saß 2, $ 114 II Gen.®.). 

Zu diejer Thätigfeit des Verwalter fommt noch weiterhin: 

3. Die Thätigfeit des Gerichts.“) 

a) Zur Erklärung über die Berechnung beitimmt das Gericht einen Termin, 
welcher nicht über zwei Wochen hinaus anberaumt werden darf, — ſonſt Steht 
den Beteiligten die jofortige Beſchwerde zu ($ 73 II K.D.). 

Der Termin ift öffentlich befannt zu machen; die in der Berechnung auf: 
geführten Genofjen find bejonders, d. h. durch die Poft zu laden ($ 52 I Sak 2 
P. V.G. mit $ 107 I Gen.G.); für die Bekanntmachung und Ladung gelten die 
Beitimmungen der K.O. 88 76, 77 I, insbejondere der Sat des $ 76 II K. O., 


1) Vgl. $ 113 I Sap 2, $ 114 II Sen.®. 

2) Seuffert Seite 332 mit Berweis auf Begründung zum Gen.G. 117. 
s) Deybeck Note zu $ 52 PV.G. Anm. 2 ©. 75. 

+) Für das Folgende Pariſius-Crüger Anm. zu $$ 107 und 108 Gen.®. 
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daß mit der Bekanntmachung die Zuftellung an alle Beteiligte als erfolgt an: 
gejehen wird ($ 52 VII P.B.G., 83 107 I, 113I Sag 2, $ 114 II Gen.G.). 

Die Organe des gantichuldneriichen Vereins, der Konkursverwalter und der 
Gläubigerausihuß erhalten feine befondere Ladung (Begr. 3. Gen.G. II ©. 118) 

Die Berehnung muß auf der Gerichtsjchreiberei mindeitens drei Tage zur 
Einficht der Beteiligten aufliegen, worauf in der Befanntmahung und im den 
Ladungen hinzuweiſen ift ($ 52 U/II P.V.G. mit $ 107 II Gen.G. $ 1131 
Sat 2, $ 114 II Gen.®.). 

b) In der Verhandlung jelbit findet‘) ein förmliches Beweisverfahren nicht 
ftatt; vielmehr ift die Verhandlung eine ſummariſche. Der Richter ift ver: 
pflichtet, Vorſtand und Auffichtsrat des Vereins, ſowie Konkuröverwalter, ferner 
Gläubigerausihuß und — jedody nur jomweit Einwendungen erhoben werden, 
aljo nicht von Amtswegen — die ſonſt Beteiligten, demnach insbejondere die 
Mitglieder des Vereins zu hören ($ 52 1/11 B.B.G. mit $ 108 IS 1131 
Sa 2, $ 114 II Gen.G.). Die erhobenen Einwendungen fünnen fich auf 
Zeilnahme oder Nichtteilnahme einzelner Mitglieder, auf den vorgeichlagenen 
Verteilungsmaßftab, auf die Richtigkeit des vom Verwalter vorgelegten Jnventars 
und der Bilanz beziehen. Soweit die erhobenen Einwendungen vom Geridt 
für begründet erachtet werden, berichtigt dasjelbe die Berechnung, oder ordnet 
die Berichtigung an, und erklärt die Berechnung für vollitredbar (8 521 P.B.6. 
mit $ 108 II ©. 1 Gen.®.). Illiquide Einwendungen müffen der Anfechtungs- 
lage nad) SS 111 und 112 Gen.G. überlaffen bleiben. 

c) Die Entiheidung des Gericht3 darf niemals eine bloße Zurückweiſung 
des Antrags auf Vollſtreckbarkeit enthalten, ſie ift vielmehr zu motivieren. Sie 
wird entweder ofort verfündet, oder in einem jofort anzuberaumenden Termine, 
welcher nicht über eine Woche hinaus angelegt werden joll ($ 52 I—II P. V.G. 
mit 108 11 Sag 2, $ 113 I Saß 2, $ 114 Gen.G.). 

Merl verfünbdet, braucht die Enticheidung nicht zugeitellt zu werden ($ 72 
K.O. mit 329 II C.P.O.). Die Berechnung mit der fie für vollftrefbar er- 
flärenden Entſcheidung ift Stets zur Einficht der Beteiligten auf der Gerichts: 
ichreiberei niederzulegen ($ 52 I P.B.G. mit 88 108 II Sag 3, 113 I Saß 2, 
114 Gen.®.). Ein Rechtsmittel gegen die Enticheidung iſt verſagt ($ 521 
P.B.6., $ 108 III Gen.G.) und da die Anfechtungsklage nur den Mitgliedern 
des Verficherungävereins (arg. $ 111 Gen.G.), nicht auch dem Konkursverwalter 
gewährt it, jo kann der lettere feine Aenderung der Enticheidung herbeiführen, 
aud wenn jeiner Anficht nach die leßtere dem Intereſſe des Vereins wideripricht. 
Unrichtige Feititellungen des Verteilungsmaßitabs, Berüdfichtigung injolventer Mit: 
glieder, jowie zu günſtige Bilanzierung erfordern alsdann event. eine Berichtigung 
durch Zuſatz- und Nachſchußberechnungen. Erſt auf Grund der für vollitredbar 
erklärten Berechnung ift jeitens des Konkursverwalters 

4. die Einziehung der Beiträge von den Mitgliedern des Verfiherungs: 
verein a. G. zu bethätigen ($ 52 I Gen.G. mit $ 109 I Gen.G.). Die gr 
ziehung der Beiträge hat „ohne Verzug“ zu er — ($ 109 I Gen.G.), 
fie muß jofort ihren Anfang nehmen, ohne dag Rüdfiht auf bedrängte Si 
glieder ausgeichloffen wäre”), umſomehr da die eingezogenen Beträge regelmäßig 


”) Für das Folgende — die bei Pariſius-Trüger zu $ 108 Gen.®. eitierte Be: 
gründung zum Gen.G. II 1 
Pariſius-Crüger An. 1 zu $ 109 Gen.®. 
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noch nicht an die Gläubiger verteilt werden, jondern erjt bei der von der Gläu- 
bigerverfjammlung beftimmten Stelle (K.O. $ 132) zu hinterlegen oder an: 
zulegen find (4521P.V.G., $ 110 Gen.G.). Die Verteilung dieſer Hinter: 
legten Beträge an die Gläubiger des Vereins erfolgt, jobald die Verwertung 
der Maſſe begonnen hat ($ 52 II P.V.G. mit $I6LI K.O.). Die Vornahme 
der Schlußverteilung unterliegt, da fie eine Präflufion aller bis dahin nicht 
nad) Vorſchrift des Geſetzes geltend gemachten Anjprüche und Forderungen gegen: 
über der Konkursmaſſe involviert), der Genehmigung des Gerichts ($ 161 II 
K.O.). Mit dem Beginn der Schlußverteilung aber nimmt die Nachſchuß— 
berechnung ihren Anfang ($ 52 II P. V.G.); nachdem diejelbe für vollitredbar 
erflärt worden iſt, hat der Verwalter unverzüglich” den gemäß $ 110 Gen.®. 
vorhandenen Beitand, und, jo oft von den noch einzuziehenden Beiträgen Hin: 
reihender Beltand eingegangen ift, diefen im Wege der Nachtragäverteilung 
(R.D. 8 166) unter die Gläubiger zu verteilen ($ 52 II P.V.G. mit $ 115 1 
Gen.®., vgl. unter III diejes Paragraphen der Darftellung). 

5. Die Notwendigkeit einer Zulaßberehnung ergibt ſich nah $ 52 II 
P. V.G. mit $ 113 I Gen.®. ftets, wenn infolge Unvermögens einzelner Mit: 
glieder zur Leiftung von Beiträgen der zu dedende Gejamtbetrag nicht erreicht 
wird oder in Gemäßheit des auf die Anfechtungsklage ergebenden Urteils oder 
aus anderen Gründen, welche die Notwendigkeit der Aufbringung eines gegen: 
über der für vorläufig vollftrekbar erklärten Berechnung ſich ergebenden Fehl— 
betrags zur Folge haben, worüber das pflihtmäßige Ermeſſen des Konkurs: 
verwalterd und Gläubigerausichuffes zu befinden hat (5 52 1K. O. mit SS 113 I, 
106 Gen.G., $ 88 R.D.). 

II. Die Nachſchußberechnung insbejondere.’) Mit Beginn der 
Schlußverteilung, welche, Jobald die Verwertung der Maſſe beendet ift ($ 52 II 
P. V.G. mit $ 161 RD, ihren Anfang nimmt, hat der Konkurdverwalter 
in Ergänzung von Vorſchuß- und ihrer event. Zujaßberehnung die Nachſchuß— 
beredynung vorzunehmen ($ 52 II P. V.G. mit $ 114 II Gen.G.). Auf dieje 
Nachſchußberechnung finden nun beim Verſicherungsverein a. G. wiederum Die 
Vorſchriften für die Nachſchußberechnung der Genoffenichaften (SI 114 II, 115 —118 
Gen.G.) Anwendung; damit gelten aber auch die eben unter II erörterten Vor: 
ichriften der SS 106—109, 111—113 Gen.®. (arg. $ 114 II Gen.G.), die 
deshalb nicht mehr bejonders dargejtellt zu werden brauchen, weil jich bei der 
Nachſchußberechnung nur die eine Abweichung ergibt, daß im Gegenſatz zu 
$ 106 II Gen.G. auf Mitglieder, deren Unvermögen ſich herausgeſtellt hat, 
Beiträge nicht mehr verteilt werden dürfen ($ 52 II P.V.G. mit $ 114 II Gen.®.). 

Ueberdies werden, wie jchon (oben unter II 3) erwähnt, jet die Beiträge 
nicht mehr nah $ 110 Gen.®. hinterlegt, jondern es erfolgt Verteilung des 
früher gemäß diejer Vorjchrift binterlegten Betrages an die Gläubiger und 
außerdem, jo oft von den noch einzuziehenden Beiträgen hinreichender Beſtand 
eingegangen iſt ($ 52 II P.V.G. mit Gen.G. $ 1151) 

Dieje „Nachſchußverteilung“ kommt aber jelbit einer „Nachtragsverteilung “ ?) 
der K.O. ($ 166) gleich, da es ſich um ein nachträgliches Verfügbarwerden von 
Maffegegenftänden handelt. Wie die Schlußverteilung, zu der fie als Zuſatz 


1) Mot. zur K.O. II S. 380. 
2) Für das Folgende Pariſius-Crüger Anm. Uff. zu $ 115 Gen.G. 
9) Bol. Jaeger Einleitifng und Anm. 1 ff. zu $ 166 K. O. 
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ericheint, der Genehmigung des Gerichts unterliegt, fo darf aud die eg 
verteilung nur nad) Anordnung des Rontuvögerichts ftattfinden ($ 52 II P.B.6 
mit 115 I Gen.®. und diefer mit $ 166 K. O.). 

Grundlage der Nadıtragsverteilung bildet für den Konkursverwalter das 
Schlußverzeihnis, ſodaß Gläubiger, melde in demjelben nicht enthalten find, 
von der Berüdfihtigung ausgeichloffen bleiben ($ 166 II R.D.. Für bie 
bisher dem Verwalter unbekannt gebliebenen Maſſeanſprüche gilt $ 172 K.0. 

Eventuelle Ueberichüffe, welche ſich bei früheren Berechnungen infolge zu 
hohen Anjages der Unterbilanz ergaben, find an die Mitglieder des Vereins 
zurüdzuzahlen ($ 52 II P. V.G., mit Gen.G. 115 II). 

Zurüczubehalten find außer den Anteilen auf die im $ 168 K. O. bezeich— 
neten Forderungen auch die Anteile auf Jolche (Forderungen, welche im Prüfungs: 
termin vom Vorſtand (oder den Liquidatoren $ 118 Gen.G.) als Vertreter des 
Gemeinjchuldners ') ausdrücklich beftritten wurden ($ 52 II P.V.G. mit $ 115 Il 
Sat 1 Gen.G.). Der Widerſpruch derjelben kann jtet3 nur durch Klage des 
Gläubigers gebrochen werden ($ 52 II P.B.6. mit 115 II Sat 2 Gen.G.); dem 
widerſprechenden Vorſtand obliegt e8 aljo, jelbit wenn es ſich um titulierte Aniprüce 
des Gläubigers handelt, nicht, die Fyeititellungen diejer Forderungen zu betreiben, 
wie dies ſonſt Sache des MWideriprechenden a ($ 146 VI K. O.). Erhebt aber 
dann der Gläubiger, dem eine joldhe Forderung zufteht, für welche ein mit der 
Vollſtreckungsklauſel verjehener Schuldtitel, ein Endurteil oder ein Vollſtreckungs— 
befehl vorliegt, die Klage, es wolle der Widerjpruc des Vorſtands für unbe 
gründet erklärt werden, und das Urteil gibt jeinem Antrage ftatt, jo werden 
die Anteile zur Verteilung unter die übrigen Gläubiger frei ($ 52 II P.2.6. 
mit Gen.G. $ 115 II Saß 3). Die zur Befriedigung der Gläubiger nicht er: 
forderlichen Ueberſchüſſe hat der Konkursverwalter an die Mitglieder zurüdzuzahlen 
(852 II Sag 2 B.B.G. mit $ 115 III Gen.G.). Soweit in der Satung andere 
Anfallberechtigte nicht beitimmt find, kommen hier die zur Zeit der Auflölung 
d. h. der SKonfurseröffnung vorhanden geweſenen Mitglieder in Betracht und 
zwar, jofern die Saßung nicht ein anderes bejtimmt, nad demjelben Mapitabe, 
nad) welchem während des Beſtehens des Vereins die Verteilung des Ueberſchuſſes 
ftattfindet. Die Satung fann vorjchreiben, daß die Anfallberechtigten durch 
Beihluß des oberiten Organs beitimmt werden (5 48 I und II P.V.6.). Erit 
nad Auszahlung des Reſtes kann das Konkursgericht die Aufhebung des Kon: 
furies nad) $ 163 RD. beichließen. 

IV. Die Anfehtung der Berehnungen. 


1. Jedem Mitglied ſteht gegenüber einer für vollitredbar erklärten Berech— 
nung eine Anjechtungsflage zu. Nach $ 111 Gen.G. gelten hiefür folgende Vor— 
ausjegungen. 

a) Erhebung der Anfechtungsflage binnen einer Notfrift von einem Monat 
jeit Verfündung der Enticheidung — zugeitellt wird diejelbe nicht. 

b) Geltendmachung desielben Anfechtungsgrundes im früheren Termin ohne 
Erfolg; der Widerſpruch muß *) in dem Verhandlungstermin zu Protofoll ein: 
gelegt und in das legtere aufgenommen worden jein (R.G. XL ©. 157); im Gegen: 
fat dazu ift die Anfechtung eines Beichluffes des oberften Organs, welche wegen 
Verlegung d des Geſetzes oder des Gejellichaftsvertrags ftattfindet, ſchon möglich, 


') Könige Anm. 2 zu $ 52 P. V.G. 
2, Könige Annı. 1 zu 8 52 P.V.G. 
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jobald überhaupt der Widerſpruch, aljo nicht der Grund desjelben zu Protokoll 
erflärt wurde ($ 36 P.B.G. mit $ 271 9.6.8.; vgl. $ 51 Gen.G.). 


c) Nichtgeltendmachung irgend eines Anfechtungsgrundes im früheren Termin 
ohne Verſchulden, obwohl derjelbe ſchon entitanden, oder 

d) Nichtgeltendinachung irgend eines Anfechtungsgrundes im früheren Termin, 
weil derjelbe erit jpäter entſtanden iſt. 

In den Fällen unter e und d ift der Widerſpruch jchriftlich einzulegen.') 


2. Die Natur der Klage ift ftreitig. Gegenüber der Auffaffung derjelben 
als Feitftellungsflage ?) behauptet L. Eeuffert”) mit Recht, daß fie unter die 
Kategorie der „Eonftitutiven Klagen” rd (Rechtsgeſtaltungsklagen) 
falle. Für die letztere Anſicht jpricht insbejondere die Faſſung des Geſetzes 
($ 111 11): „das Ürteil wirkt für und gegen alle beitragspflichtigen Genoſſen“; 
es bringt demnad) eine Aenderung gegenüber der früheren Rechtslage hervor, die 
letztere iſt alſo vorher nicht unficher oder zweifelhaft gewejen, vielmehr fteht ohne 
Anfechtung die Verpflichtung der Vereinsmitglieder in der Weile feit, daß die— 
jelben jchlechthin zur Leiltung verpflichtet find. Solange feine Abänderung diejes 
Rechtözuftandes erfolgt iſt infolge der wirfjamen Durchführung des Anfechtungs: 
prozeſſes, ilt jederzeit die Zwangsvollitrefung gegen die Mitglieder möglich). 
Daran ändert auch die Geltendmahung des Widerſpruchs im Termin nichts, 
und ſteht daher dieje Anfechtungsflage jener Klage gleich, durch welche der Be: 
ſchluß ber Generalverfammlung einer Aktiengejellichaft bezw. einer Genoſſenſchaft 
jomwie der Beſchluß des oberjten Organs bes Derfiherungsvereins a. ©. wegen 
Verletzung des Gejeges oder A Statut? angefochten wird (vgl.$ 27119.68. 
und 8 51 I Gen.®., jerner $ 36 P.B.G. mit 3 271 19.6.8.). Wie die letztere 
führt auch fie ex lune eine Rectsänderung herbei. 


Die Klage muß im ordentlichen Prozeß erhoben werden und iſt gegen ben 
Konfuröverwalter zu richten (5 52 I Sat 3 P.B.G. mit $ 111 I Sat 2 Gen.G.). 
Jedes Mitglied kann dem Prozeß ald Nebenintervenient beitreten, entweder dem 
beflagten Konfursverwalter oder dem Hagenden Mitglied (566 C. P.O.), mehrere 
Mitglieder fünnen als Streitgenofien klagen.“) 


3. Ausſchließlich zuftändig°) für die Klage ift ohne Rüdficht auf den Wert 
des Streitgegenitandes — aljo au bei Werten über 300 Markt — das Amts: 
gericht, welches die anzujechtende Berechnung für vollſtreckbar erklärt hat. 


MWeil nun die Revifion nur gegen die in der Berufungsinftanz erlaffenen 
oberlandesgerichtlichen Endurteile ftattfindet ($ 545 C. P.O.), und für die in 
erſter Inſtanz vor den Amtsgerichten erlaſſenen Entſcheidungen eine dritte Inſtanz 
nur im Beſchwerdeverfahren vorgeſehen iſt ($ 567 mit $ 545 C. P.P.), ſo be: 
ſteht — einerſeits damit durch die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts die Revifions⸗ 
inſtanz bei ſonſt reviſiblen Sachen nicht verloren gehe, andererſeits, damit der 
Möglichkeit verſchiedener Entiheidungen vorgebeugt werde — für das Amts: 
gericht eine Verweilungspflict. Sofern nämlid) eine einzige Partei in einem 
ſolchen Prozeſſe vor der Verhandlung zur Hauptſache darauf anträgt, hat das 
Amtsgericht durch Beichluß die jämtlihen Streitſachen an das übergeordnete 


» Könige Anm. 1 zu $ 52 BVG. 

) R.®. XIV 90; Pariſius-Crüger Gen. G. Erläuterungen zu $ 111 Gen.G. 
s) 8, Seuffert, Kontursrecht Zeite 338. 

*) 2. Seuffert a. a. O. 

>) Für das Folgende Pariſius-Crüger Anm. 1 ff. zu $ 112 Gen.®. 
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Landgericht zu verweiſen, jobald der Streitgegenftand eines Prozeſſes Die jonit 
für die jachliche Zuftändigkeit der Amtögerichte geltende Summe von 300 Marf 
überfteigt ($ 52 1 P.B.G. mit $112 II Gen.G.). Der Beihluß ergeht ohne 
mündliche Verhandlung, wird gleihmwohl verfündet (vgl. 329 I C.P.O.) und 
daher nicht zugeftellt ($ 329 III C.P.O.) Gegen den Beihluß findet Die jo: 
fortige Beichwerde Statt (vgl. 577 C.P.O.), deren Notfriſt mit der Verfündung 
des Beichluffes beginnt (52 I P.B.G. mit $ 112 II Gen.G.). Mit der Rechts: 
kraft des Beſchluſſes gelten die Streitijahen als beim Landgeriht anhängig, 
deſſen Zuftändigfeit nun aud) für die event. jpäter noch zu erhebenden An: 
fechtungsklagen anderer Vereinsmitglieder gegeben iſt. Im Intereſſe der Koſten— 
erſparnis werden die im Verfahren vor dem Amtsgericht erwachſenen Koſten 
als Teil der bei dem N erwachlenen Koften behandelt und gelten ala 
Koften einer Inftanz ($ 52 I B.B.G. mit $ 112 III ©. 2 Gen.®.). 

4. Die Wirkung einer erfolgreich durchgeführten Anfechtung ift die, daß 
der Konfursverwalter zur Rückerſtattung des zuviel gezahlten Anteils verpflichtet 
it. Es ergibt ſich daher für ihn die Notwendigkeit der Aufſtellung einer Zuſatz— 
berechnung ($ 52 1P.V.G. mit $113 I ©. 1 Gen.®.). 

Niemals dagegen kommt der Anjechtungstlage ala jolder ihon Sujpenfiv: 
kraft zu. Will ein Mitglied die Einitellung der Zwangsvollſtreckung und die 
Aufhebung jener Vollſtreckungsmaßregeln herbeiführen, welche der Konkursver— 
walter in Anwendung von $ 109 Gen.G. veranlaßt hat, jo jtehen ihm die 
$$ 769, 770 E.P.D. zu Gebote ($ 52 I P.B.G. mit $ 112 IV. Gen.G.). Dar: 
nad kann das Prozeßgericht, in der Regel aljo das Amtsgericht, im Falle der 
Ueberweifung nad) $ 112 Gen. G. das Landgericht, auf Antrag anordnen, daß bis 
zum Erlaß des Urteils über die Anfehtungsklage die Zmangsvollitrefung gegen 
oder ohne Sicherheitäleiftung eingeitellt oder nur gegen Sicherheitsleiſtung fort: 
gejegt werde, und daß die erfolgten Vollitrefungsmaßregeln gegen Sicherheits— 
feiftung aufzuheben ſeien. Auch diefe Entiheidung kann ohne vorgängige münbd- 
liche Verhandlung erfolgen (vgl. $ 769 I—III E.P.O.; die genannten Anord— 
nungen fönnen aud in dem Urteil über Die Anfechtungsklage jelbit erlafien 
oder beftätigt werden (vgl. $ 770 C.P.O.). 


$ 9. IV. Die Wirkungen des Ronkurfes. 


I. Für den Fortbeftand des Verſicherungsvereins a. ©. find 
die Wirkungen des Konkurſes — nah dem Wortlaut der betreffenden geieß- 
lichen Beitimmungen mwenigitend — verichieden, je nachdem es jih um einen 
„eingetragenen“ oder um einen „Eleineren“ Verein handelt, doch ijt der Unter: 
ichied, wie fich zeigen wird, nur redaktioneller Natur. 

a) Der eingetragene Verein wird mit Eröffnung des Konkurſes auf: 
gelöſt (549 ©. 1P.8.G.) und zwar von der Stunde an, welche im Eröffnungs- 
beihluß angegeben ift. Das Gleiche gilt für die Verfiherungsaktiengeiellichaften 
$ 292 Nr. 3 9.6.8.) und die Genojfenihaften ($ 101 Gen.G.) Die Ein: 
tragung der Konkurseröffnung ind Handelsregiſter erfolgt von Amtswegen 
($S 16 P.V.G. mit $32 98.68. Vol. $ 45 P. V. G.) auf Mitteilung des 
Gerichtöichreibers de Konkursgerichts (8 112 RD. Die Wirkung der Auf: 
löjung kann nicht durch Beſchwerde rüdgängig gemacht werden, denn wie ſchon 
erwähnt, it im allgemeinen Worftandsmitgliedern wie Liquidatoren eine An: 
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jehtung des Eröffnungsbeſchluſſes verjagt ($ 68 I Sat 3 P. V.G.). Die jofortige 
Beſchwerde fteht nur in den verjchwindend jeltenen Fällen zu, wo") der Antrag 
der Auffichtsbehörde auf Konkurseröffnung die erforderlichen gejeglichen Voraus: 
jegungen der 83 75, 68 Abi. 1 P.B.G. vermiſſen ließ. 


Welches ift nun die Bedeutung?) diefer „Auflöfung” des eingetragenen 
Vereins? Da Pflihten und Rechte des Vereins vor und nad) Konkurs: 
eröffnung ein Subjekt haben müffen, und eine mit Konfurseröffnung eintretende 
Sonderrechtsnadhfolge der einzelnen Mitglieder in das Vereinsvermögen allgemein 
verworfen wird”), jo muß der rechtliche Fortbeſtand des Vereins für den Zweck 
des Konkurſes auc nad) Eröffnung desfelben angenommen werden. Der Verein 
wechſelt aljo nur feine Beftimmung. Er dient jeßt vor allem der Befriedigung 
ſeiner Gläubiger, und man ift berechtigt, die Beitimmung des $ 46 II Halb: 
jag 1 P.B.G., wonach der Verein bis zur Beendigung der Liquidation als 
fortbeſtehend gilt, aud) für die Auflöfung, welche durch Konkurseröffnung ein: 
tritt, in analoger Weile anzuwenden. Dieſe „Auflöjung” des Vereins wird 
durch feine Art der Konkursbeendigung wieder bejeitigt, obwohl eine Fortexiſtenz 
des Vereins in dem Sinn, daß derſelbe auch für einen andern als den Konkurs: 
zweck meiterbefteht, unter Umftänden jehr erwünjcht ſein kann; jo, wenn jtatt 
des Konfurjes eine Liquidation, eine Fufton nah) $44 mit $ 14 P.B.G. oder 
eine Wiederaufnahme des Betriebes jtattfinden ſoll. Bei der Aftiengejellichaft 
fann eine Fortſetzung nur nach Beendigung des Konkurſes erfolgen und da dieje 
für ſich allein niemals die durch Konkurseröffnung eingetretene Auflöjung bes 
jeitigt, Jo bedarf es eines bejonderen Beichluffes zur Fortſetzung dieſer Geſell— 
ſchaft. Für den Verſicherungsverein a. G. gelten nun in dieſer Hinſicht eben: 
falls die Beſtimmungen des Aktienrechtes (449 S. 2 P.B.G. mit $ 307 II, III 
9.6.8.) d. h. es kann — hier durch das oberjte Organ ($ 36 P.B.G. mit 
$ 250 9.6.8.) — die Fortſetzung des Verficherungsvereins a. ©. beichloffen werden, 
wenn der Verein „durch die Eröffnung des Konkurjes aufgelöft, der Konkurs 
aber auf Antrag des Gemeinſchuldners — aljo hier der Vorftandsmitglieder — 
eingeftellt worden iſt.“ Bei der Verficherungsaftiengejellichaft ift für die Faſſung 
des Beſchluſſes zuftändig die Generalverfammlung ($ 307 9.6.8.). Zum Be: 
ſchluß ift erforderlich einfache, nicht qualifizierte Mehrheit‘) der abgegebenen 
Stimmen ($ 36 P.V.G. mit $ 251 H.G. B.). Die Iebtere könnte höchitens 
erforderlich jein, wenn qualifizierte Mehrheit auch für die durch Konkurseröffnung 
eingetretene Auflöjung verlangt würde. Dies ift aber nicht der Tall und des— 
halb Iprit die von Staub °) gegebene Begründung der Notwendigkeit einer 
qualifizierten Mehrheit meines Erachtens gerade gegen diejelbe. Wenn nämlic) 
die Aufhebung ded auf Auflöjung des Vereins gerichteten Beſchluſſes „natur: 
gemäß nur mit derjelben Najorität beſchloſſen werden Tann, mit welcher der 
aufgehobene Beſchluß zu faſſen war“, jo fann in dem Fall, wo die Auflöfung 
des Vereins nicht Eraft Beſchluſſes, ſondern kraft Geſetzes eintrat, nicht ein Be— 
ſchluß erforderlich ſein, der für die Rückgängigmachung der Aufloſung ſchwierigere 
Bedingungen aufſtellt, als für die Auflöſung ſelbſt. 


) Könige Anm. 2 zu $ 68 P.V. G. 
» Für dad Folgende Könige Anm. 1 und Rehm Anm. 11 zu $ 48. 
*) Behrend, Handeläreht ©. 920 Nr.5, Jaeger Anm. 9 zu $ 25 KO 
*) Ebenjo Könige Anm. 2 zu 8 49 BR. G. Abweidhend für das Attienrecht Gold⸗ 
ſtein $ 7 unter I und Staub Anm. 12 zu $ 307 9.6.8. 
’) Staub Anm. 12 mit 7 und 8 zu g "307 9.88. 
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Gleich der nicht durch Konkurseröffnung erfolgenden Auflöfung ($ 45 P.VG.) 
it die Fortſetzung des Vereins zum Handelöregifter anzumelden (5 49 P.B.6. 
mit $ 307 III 9.6.8.), wozu Vorftandsmitglieder und Liquidatoren durch Ord— 
nungsſtrafen bis zu 300 Mark angehalten werden können ($S 16 P. V. G. mit 
3 14 9.6.8.), doch ift auch ohne Eintragung der Beſchluß Teihtägiltig. 

Die im angezogenen $ 307 11 9.6.8. erwähnte Beendigung des Kon: 
furies durch Abſchluß eined Zwangsvergleichs kommt für unjere Frage deshalb 
nicht in Betracht, weil $ 52 II P.V.G. mit $ 116 Gen.®. die Unftatthaftigfeit 
gerade diejes Konkursaufhebungsgrundes ausdrüdlicd feſtlegt. Was nun aber 
den Beihluß des oberiten Organs auf Fortiegung des Vereins jelbit betrifft, 
jo hängt die Erörterung der Bedeutung desjelben zujammen mit der Frage der 
Bedeutung der „Auflöfung” des Vereins. Durd den auf die Fortſetzung des 
Verein gerichteten Beihluß wird diefem nicht die verlorene Rechtsperjönlichkeit 
wieder zurüdgegeben. Denn diefe dauert troß der Konkurseröffnung für die 
Zwede des Konkurſes fort‘). Obwohl in $ 49 Sat 1 P.B.G. die Auflöjung 
als Wirkung der Konkurseröffnung bezeichnet ift, hindert dieſe leßtere nicht, das 
Vereinsvermögen auch während des Konfurjes als jelbjtändiges Vermögen zu 
behandeln?) ; nur injoweit, ala mit der Konfurseröffnung bei dem Verein eine 
dem Weſen des Konkurſes entiprechende Veränderung eintrat, wird die leßtere 
durch den genannten Beichluß wieder aufgehoben. Der Fortſetzungsbeſchluß 
macht es dem Gegenjeitigfeitsverein aber auch wieder möglich, neue Berficherungs: 
geſchäfte abzuſchließen. 

Im Uebrigen erhalten ſtatt des gantſchuldneriſchen Vereins deſſen Vertreter 
ſchon mit der Einjtellung des Konkursverfahrens das Recht zurück, über die 
Konkursmaſſe frei zu verfügen ($ 206 1K. O. Val. dazu Seuff. Arch. Bd. VI 
113). Die Gläubiger des Vereins unterliegen mit der Einftellung des Ber: 
fahrens hinfichtli der Geltendmahung ihrer Forderungen nicht mehr den 
Schranken der $$ 12 und 14 RD. ($ 206 II mit $ 164 I KO); rüd: 
ſichtlich der Wirkung der konkursmäßigen Feſtſtellung ae dem Gemein: 
ihuldner fommt $ 164 II III K. O. in Anwendung ($ 206 II K. O.). 


b) Der „Eleinere” Verein „verliert“ durd die Eröffnung des Konkurſes 
— nad) dem Wortlaut des Gejeßes wenigſtens — „die Rechtsfähigkeit“ ($ 53 11 3.1 
P.V.G. mit $42 I B.6.B.). Um die Bedeutung diefer Vorſchrift erkennen zu 
fönnen, ift es nötig, auf die Entitehungsgeichhichte des 5 42 B. G. B. zurüdju: 
gehen”). Nach der Reichstagsvorlage zum B.G. B. ($ 39 I) ſollte mit dem 
Konkurje „die Auflöſung“ des Vereins eintreten; gemäß einem Beſchluß der 
Reichstagskommiſſion, welcher jedoch, wie der Kommiffionsbericht zu $ 39 E. G.B. 
GB. ©. 1941 mitteilt, bloß redaktionelle Bedeutung hat, entzieht das Geſetz 
der in Konkurs verfallenen juriftiichen Perjon „die Rechtsfähigkeit“. Mit Rüd: 
ficht auf die jeititehende Auslegung des Wortes „Auflöfung“ im Sinne der 
Fortdauer der Nechtöperjönlichkeit der aufgelöften Körperichaft für das Stadium 
und den Zweck der Abwidlung, kann daher aud) der Verluſt der Rechtsfähigkeit 
nad) dem jegigen $ 42 1 8.6.2. Iediglih in dem Sinne verftanden werden, 
daß ein folder Verluſt nur infoweit eintritt, als die Fortdauer der Rechts— 


1) Jaeger Anm. 8 zu $ 233 und Anm. 9 zu $ 2 KT. Ungenau Könige Anm. 1 
zu $ 49 P. V. G. 

5 Vol L. Seuffert ©. 236 

) Für das Folgende Jaeger Anm. 9 zu 8 25 K.O. Peterſen-Kleinfeller Anm. 2 
zu 8 213 RO 
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perjönlichfeit mit dem Konkurszweck ala unvereinbarlid; ericheint, d. h. auch beim 
nicht eintragungspflichtigen Verein findet eine „Juflöſung“ ftatt. Es fehlt 
daher trotz der Faſſung des 8 42 B. G. B. aud bei dieſen Vereinen während 
des Konkurſes nicht an einem korporativen Gemeinſchuldner) und es iſt inſofern 
eine veränderte Rechtslage gegenüber dem eintragungspflichtigen Verein nicht 
vorhanden ; ein Unterfchted zwilchen der Auflöjung bei beiden Arten von Ber: 
jicherungävereinen liegt aber in der Unanmentharfeit der SS 307 I III 9.6.8. 
bei den nicht eintragungspflichtigen Vereinen. In diefem Sinn allein iſt die 
Meglaffung des $ 49 P.B.G. im $ 53 P. V. G. aufzufaſſen. 

Im übrigen jpricht für den Fortbeſtand der juriftiichen Perjönlichkeit troß 
der Konkurseröffnung aud bei den nichteintragungapflichtigen Vereinen noch der 
Umſtand, daß kraft ausdrüdlicher gejeglicher Vorjchrift für den Fall der Liquis 
dation auch dieje DBereine bis zur Beendigung der Liquidation ala fortbeitehend 
gelten ($ 53 II 3. 1 P.B.G. mit $ 49 II B. G. B.) eine Vorſchrift, die eine 
analoge Ausdehnung auf die Auflöfung fraft Konkurseröffnung gewiß zuläßt. 


Il. Der Einfluß des Konkurſes auf die beitehenden Verfiherungs 
verhältniſſe. Nad dem Geſetz jollen in den allgemeinen Verſicherungs— 
bedingungen des Vereins Beitimmungen enthalten jein über die Verpflichtungen 
des DVerficherers in den Fällen der gänzlichen oder teilweiien Aufhebung des 
Verficherungsvertrags (Storni, Rückkauf, Ummwandinng der Verſicherung, Reduf: 
tion und dergleihen) $ 9 3. 4 P.V.G. Der Einfluß des Konkurſes auf das 
BVerficherungsverhältnis wird aljo von Geſetz nicht geregelt *). Dasſelbe ver: 
meidet thunlichit jeden Eingriff in das Necht des Verſicherungsvertrags. Bis 
zum Erlaß eines, den Verficherungsvertrag regelnden Geſetzes verbleibt es daher 
abgejehen von den im $ 61 II III P.B.G. für die Lebensverficherungsunter: 
nehmungen gegebenen Sondervorichriiten, wonach einerjeit3 ein Erlöſchen des 
Verficherungsverhältniffes durch die Eröffnung des Konkurſes eintritt, anderer: 
jeit3 für die Verficherten das unter $ 5 der Darftellung genauer behandelte 
Konkursvorrecht auf die rechnungsmäßige Prämienreierve befteht „bei den be- 
treffenden Beitimmungen des Reichs: oder Landesverſicherungsrechts (vgl. $ 898 
9.6.8. 88 2012 — 2015 Preuß. allgemeines Yandredyt II 8) und in Ermangelung 
von ſolchen bei den allgemeinen Vorſchriften der Konkursordnung über den 
Einfluß des Konfurjes auf die Erfüllung zweijeitiger Verträge (SS 17, 
25 RD.) 

1. Nah $ 17 K.O. beiteht im allgemeinen 


a) ein Wahlrecht des Konkursverwalters, wenn e8 fih um einen 
gegenfeitigen Vertrag handelt, und derjelbe von beiden Zeilen nicht oder nicht 
vollftändig erfüllt it. Unzweifelhaft ſchließt auch der einem Verſicherungs— 
verein a. G. Beitretende einen zweijeitigen Vertrag : der Pflicht zur Zahlung 
der Prämien entipricht auf Seite des Vereins die Verpflichtung zur Bezahlung 
der Berficherungsfumme. Sit daher die Verficherungsjumme infolge Eintritts 
des Berficherungsfalles fällig geworden und nod nicht oder nicht vollitändig 
bezahlt, jo fann der Sonfuröverwalter an Stelle des gemeinſchuldneriſchen 
Vereins den Vertrag erfüllen und die Erfüllung vom andern Zeil verlangen 


„ Andere Ani. Rehm Anm. 1 zu $ 49 2 G. zuftimmend Sievers in der Zeit: 
——* Dr das geſamte Handelsrecht 48 Bd. S. 588. Bol. auh RG. III ©. 55, XIV 
S. .XILX ©. 194. 

5 "ar. für das Folg. Mot. ©. 41 Abi. 2 
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($ 171 K.O.) — doch gilt diefer Sat nur injoweit, als es fih um einen 
mit einem gemilchten Gegenjeitigfeitöverein abgeichloffenen Berfiherungsvertrag 
handelt, denn nur injoweit der Verein (vgl. $ 7 der Parftellung unter 4) aud 
Verfiherungsgeichäfte gegen feite Prämien betreibt, derart, daß die Verficherungs- 
nehmer nicht Mitglieder des Vereins werden und dieſes wiederum die Satzung 
ausdrücklich geitattet ($ 21 II P.B.G.), ift die Prämienzahlung des Verficherten 
eine Leiftung, zu welcher derielbesnidht auch ſchon auf Grund der Mitgliedichait 
verpflichtet ift. Nur in diefem Fall kann dann auch 

bı der Verjiherte vom Konkursverwalter, ſelbſt wenn die Erfüllung: 
zeit noch nicht eingetreten ift, unverzügliche Erklärung darüber fordern, ob er 
die Erfüllung verlangen will. Unterläßt der Verwalter eine Erklärung, jo kann 
derjelbe auf Erfüllung nicht beitehen ($ 17 II K. O.). 

2. Soweit das bürgerliche Recht rüdfichtlic der Verficherungsverhältnifie 
bejondere Beitimmungen über die Wirkung der Eröffnung des Konkurſes ent: 
hält, fommen dieſe Beitimmungen zur Anwendung (arg. $ 25 mit $ 18 bis 
24 K.D.). Dabei fommen event. auch landesgejegliche VBorjchriften, welche dem 
Verficherungsrecht angehören, injoweit in Betradht, ala nicht im Bürgerlichen 
Geſetzbuch befondere Beitimmungen getroffen find (Art. 75 E.G. B.G.B.), und 
es fünnen dann dieſe landes: oder reichsgeſetzlichen Vorſchriften auch der Regel 
des $ 17 K.O. derogieren.') 

In diefer Richtung find aber bis jett folgende Beſtimmungen zu beachten :”) 

a) Reihsrechtlic hat im Gebiet des Seeverfihherungävertrags der Per: 
fiherte beim Eintritt der Zahlungsunfähigfeit — umjomehr im Fall der 
Konkurseröffnung — die Wahl zwilchen folgenden Rechten und zwar ohne Rüd: 
ficht darauf, daß ein Zeil des Riſikos vom Verein bereit3 getragen wurde: 

a) Rüdtrittsreht vom Vertrag verbunden mit dem Anſpruch auf die 
ganze Prämie, oder 

P) Eingehung einer neuen Verfiherung auf Koſten des gantichuldmeriichen 
Verfiherungsverein a. G. nad) Maßgabe des 8 789 H.G. B. Durch Eingehung 
einer neuen Verſicherung entiteht eine Maſſeſchuld. 

Die unter @ und P angeführten Rechte kommen in Wegfall bei rechtzeitiger 
Eicherheitsleiftung vor dem Rüdtritt des Verficherten bezw. deſſen Neuverjicherung 
($ 898 9.6.8.). An den durd die lettere entjtehenden Koften hat der 2er: 
fiherte jedocdy injofern wieder mitzutragen, als das Verficherungsverhältnis fd 
von der Mitgliedihaft nicht trennen läßt, ſoweit die Satzung für den gemilchten 
Gegenjeitigfeitsverein dies nicht ausdrüdlich gejtattet ($ 21 I P.B.G.). 

b) Das Preußiihe Landrecht beitimmt in unjerer Frage folgendes: 

Iſt über das Vermögen des Verfichererd vor beendeter Gefahr Konkurs 
eröffnet worden, jo hat der Verſicherte, 

a) wenn er nicht zurücktritt, gegen Erftattung von Prämien und Koften 
einen Anſpruch auf Uebertragung derjenigen Forderung, welche dem Verſicherer 
gegen einen event. Rückverſicherer zufteht ($ 2015 A.L.R. II 8); 

P) wenn der Verficherte vom Vertrag zurüdtritt, dann fann er unter allen 
Umständen die bezahlten Prämien und zwar ohne jeden Abzug, aljo aud der 
Verwaltungskoſten, fondizieren ($ 2013 a. a. O.), und dies aud dann, wenn 
die im neuen Werficherungsvertrag bedungene geringer al8 die frühere Prämte 





) Jaeger Anın. 3 zu S BRD. ß 
2) Kür das Folgende Könige Anm. 2 zu $ 51 P.B.8. 


— 
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ift. Auch eine neue Verſicherung kann der Werficherte eingehen (vgl. ebenjo 
8 898 9.6.8.), muß aber dann von jeiner Abjicht den Konkursvermwalter be- 
— * ($ 2014 a. a. O.). 


4. Hinſichtlich des Einfluffes des Konkurjes ſpeziell auf die Lebens: 
verjiherungsverträge iſt vom Gejeß für Gegenfeitigfeitövereine und Aktien— 
geſellſchaften folgendes beitimmt: 


a) Durch die Konkurseröffnung erlöfchen die Lebensverficherungsverhältnifie 
(6111 ©.1 8.8.6.) und zwar jowohl diejenigen, bei welchen der Verſicherungs— 
fall eingetreten ift, als auch jene, bei welchen dies nicht der Fall if. Soweit 
bereits der Verfiherungsfall eingetreten ift, werden die bereits fälligen Der: 
fiherungsanfprüche nicht bejeitigt, fie werden aber durd die Konkurseröffnung 
Konkursforderungen und müffen daher angemeldet werden (S 61 II Halbi. 2 
P.B.6. verb. „unbejchadet ihrer weitergehenden Anſprüche aus dem Verſicherungs— 
verhältniffe* und $ 138. K.O.). Das Erlöjchen der Verficherungsverhältniffe 
tritt aud für Kranken: und Unfallverfiherungen ein, ſoweit die betreffenden 
Unternehmungen das Verſicherungsgeſchäft nad) Art der Lebensverficherung unter 
Zugrundelegung bejtimmter Wahrjcheinlichkeitstafeln betreiben ($ 63 mit $ 12 
P.B.G.) Der Zeitpunkt, in welchem die bezeichnete Wirkung eintritt, fällt aljo 
mit der „Auflöfung“ des Vereins zufammen; jonft erlöjchen beim Gegenfjeitig- 
feitöverein die Verjiherungsverhältnifie, jomweit dieje nicht die Lebensverficherung 
zum Gegenftande haben, erft in demjenigen Zeitpunkt, welcher dafür in dem auf 
die Auflöfung gerichteten Beichluß des oberiten Organs bejtimmt ift, früheftens 
jedod mit dem Ablauf von vier Wochen jeit der Auflöfung, mit der Wirkung, 
daß die bis zu diefem Zeitpunkt entitandenen Berficherungsanjprüche geltend 
gemadt, im übrigen aber nur die für fünftige Verficherungsperioden voraus: 
bezahlten Beiträge abzüglid der hiefür aufgewandten Koſten zurüdgefordert 
werden können ($ 43 IV und VP.V.G.). Eine unmittelbare Anwendung 
derjenigen Vorſchriften, welche für die durch Beſchluß des oberften Organs er: 
folgende Auflöſung getroffen wurden, auf die kraft Konfurseröffnung ſich voll: 
ziehende Auflöfung iſt durchaus ungerechtfertigt ). Dies ergibt ſich nit nur 
aus den Darlegungen der Motive ©. 41 Abi. 2, wonad) im allgemeinen jeder 
Eingriff in das Recht des Verficherungsvertrags vom Gejeg vermieden werben 
will, jondern auch aus der Faſſung des Gejeges jelbit. Diejes beftimmt näm— 
(ich) einerjeits ($S 43 V Sat 2), daß durch die Auflöfung bei Gegenjeitigfeits: 
vereinen die Qebensverficherungsverhältniffe unberührt bleiben jollen, ſoweit nicht 
die Saßung ein anderes bejtimmt, andererjeitS tritt nad) $ 61 II Halb}. 1 
desjelben Gejeges durch die Eröffnung des Konfurjes bei jeder Art von Lebens— 
verfiherungsunternehmungen, alſo bei Aktiengejellichaiten und Gegenjeitigfeits- 
vereinen ein Erlöjchen der Lebensverficherungsverhältnifie ein. Eine Vereinigung 
diefer anjcheinend ſich widerjprechenden Vorſchriften ift nur in der Weile mög: 
lich, daß die erftere Norm im Sinne der durch Beſchluß des oberften Organs 
und nicht für die durd andere Gründe erfolgende Auflöjung des Vereins ver: 
ftanden wird, die lettere dagegen nur für die Auflölung kraft Konkurs— 
eröffnung gilt. Durch dieſe wird 


b) ein Anſpruch auf die rechnungsmäßige Prämienrejerve erzeugt ($ 61 
11 Halbj. 2 P.V. G.). Wal. darüber $ 5 der Darftellung. 


N And. Anſicht Rehm Anm. 14 zu 8 43 P. V. G. 
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5. Nach ausländiihem Recht ift der Einfluß des Konkurjes auf das 
Berficherungsverhältnis in ähnlicher Weife geregelt. Val. Kohler, Konkurs: 
recht ©. 151. 


z 10. V. Die Beendigung des Ronkurfes, 


I. Im allgemeinen. Der Konkurs des Verficherungsvereins a. ©. 
endigt wie jeder andere durch Aufhebung oder durch Eintellung des Verfahrens. 

Allein die Gründe, aus denen zunächft die Aufhebung ftattfindet, find 
in unjerem all nicht diejelben wie ſonſt.) Die Aufhebung kann nämlich beim 
Konkurs des Verficherungsvereins a. G. nur beichloffen werden nad) normaler 
Durhführung des Konkurjes u. Abhaltung des Sclußtermins ($ 163 K. O.. 
Dagegen ift der Zwangsvergleich beim gegenjeitigen WBerficherungsverein nicht 
möglid (5 52 P.B.6. mit $ 116 Il Gen.G., vgl. diefen Paragraph der Dar: 
ftellung unter Ila). Nichtvorhandenfein einer genügenden Maſſe zur Dedung 
der Kojten bildet feinen Grund zur Einjtellung des Konkursverfahrens ?) wie 
fonit nad 3 204 K.O. Dies folgt aus der Haftung der Mitglieder des 
Verficherungsvereins a. ©. für den Fall des Konkurjes nad) $ 50 P.V. G. 

Einstellung findet lediglich ftatt auf Grund eines Konkursverzichts, d. b. 
wenn der Vorſtand als Vertreter des gemeinjchuldneriichen Vereins nad) dem 
Ablauf der Anmeldeirift die Zuftimmung aller am Verfahren beteiligten Gläubiger 
beibringt, oder wenn nad) dem Ablauf der Anmeldefrift außer den zujtimmenden 
Gläubigern andere nicht vorhanden find ($ 202 K.O), und der Vorftand einen - 
diesbezüglichen Antrag jtellt. Die Einftellung ift jedoch erſt zuläffig, nachdem 
mit dem Vollzuge der Schlußverteilung begonnen worden ift (5 52 11 P.R.G. 
mit $ 116 11 Sat 1 Gen.G.). Hiebei ift die Zuftimmung aller bei der 
legteren berüdfichtigten Konkursgläubiger beizubringen (Gen.G. $ 116 II Sag 2): 
denn jonft „würden ?) diejenigen, welche fich noch weiterhin hätten melden können, 
ohne vorheriges Gehör von der Befriedigung ausgeichloffen jein, welche die 
Fortſetzung des Verfahrens bis zur perſönlichen Heranziehung der Mitglieder 
ihnen verichaffen Fonnte.“ Inwieweit es bei der Einftellung der Zuftimmung 
oder Sicheritellung von Gläubigern bedarf, deren Forderungen nicht feitgeftellt 
find, enticheidet das Konkursgericht nad freiem Ermeſſen ($ 52 11 P.B.6. mit 
z 116 II Saß 3 Gen.G.). Nach Abhaltung des Schlußtermins iſt der Beſchluß 
und der Grund der Aufhebung öffentlich befannt zu machen $ 163 II K.D.; 
das Gleihe gilt von dem Einjtellungsbeihluß $ 205 K.O. Weiter it die 
Konfursbeendigung von Amtswegen ins Sandelsregijter einzutragen ; eine 
öffentliche Befanntmadhung der Eintragungen findet jedody nicht jtatt ($ 16 P. V. G. 
mit 5 32 Saß 2 und 3 9.6.B.). Sonſt wird bei Vereinen ind Vereinsregiſter 
außer der Konkurseröffnung nur die Aufhebung des Eröffnungsbeichluffes, nict 
aud die Konkursbeendigung eingetragen *) ($ 75 B.6.B.). 


Il. Im einzelnen ift nun beim Berficherungsverein a. 6. 

a) durch Zwangsvergleicd eine Aufhebung des Konkurſes wie bei ber 
Genofjenihaft ausgeichloffen kraft der‘ pofitiven Beitimmung des $ 52 U 

) Bgl. Jaeger Einl. zu $ 203 K. O. 

3; Jaeger Einleitung zu $ 203 und Anm. 1 zu $ 204 8.D.; Könige Anm. 2 zu 
$ 68 P.V.G. 

2) Begr. zum Gen.G. II, 125. 

*) Jaeger Anm. 13 zu $ 213 K. O. 
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S. 2 P.V.G. mit $ 116 I Gen.G. und außerdem, wie folgende Erwägung 
zeigt, auch jchon begrifflih. Da ein Zwangsvergleich ſich notwendig auf die 
Mitglieder des Vereins eritreden müßte, jo würde durch den Zwangsvergleich 
au deren Haftung aufgehoben oder beichränkt. Dies miderjpräche aber 
dem Welen des Gegenieitigfeitsvereins deswegen, weil die 88 19, 24 ff., 
$ 50 P. V. G. die Haftung der Mitglieder gerade auch für den Konkursfall ver- 
wirklichen wollen, diefer aber durd) einen Zwangsvergleich illuſoriſch gemacht 
wird.) Dagegen ift der Zwangsvergleich zuläſſig beim Konkurs der Per: 
ficherungsaftiengejellichaften. An den Wirkungen desjelben nehmen jedod) bei 
Lebens: und den ihnen gleichitehenden (vol. $ 12 P.B:G.) Verfiherungsunter: 
nehmungen die Berficherten binfichtlic ihrer Spezialvorzugsrechte am Prämien: 
rejervefonds nicht teil, denn der rechtskräftig bejtätigte Zwangsvergleich iſt 
wirfjam nur für und gegen die nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger ($ 193 I 
Sat 1 Halbj. 1 P.V. G.), und zu den bevorredhtigten gehören, wie unter $ 5 
unter 1 der Darftellung gezeigt, gerade die Verficherten Hinfichtlic) ihres An— 
ſpruchs auf die rechnungsmäßige Prämienrejerve. Nur injomeit wirft der 
Zwangsvergleich auch für die Verficherten, als fie in ihrer Eigenihaft als 
Gläubiger mit Spezialvorzugsrechten auf Vorrechtsbefriedigung verzichten, oder 
bei diejer Beiriedigung ausfallen?) ($ 61 II S. 3 P.B.G. mit \ 64 RD.) 
Inſoferne ſtehen fie den abjonderungsberechtigten Konkursgläubigern glei). Der 
S 35 II Sppothefenbanfgejeges vom 13. Juli 1899 bejtimmt Aehnliches. 


b) Ein weiterer Konfursbeendigungsgrund ift die Zurüdnahme bes 
Antrags auf Konkurseröffnung durd die Auffichtsbehörde ſelbſt infolge 
eingelegten Rekurſes ($ 74 mit $ 73 13.8 P. V. G.). Gegen den Antrag der: 
jelben auf Eröffnung des Konkurſes fteht den Beteiligten der Rekurs innerhalb 
eines Monats nad Zuftellung der Enticheidung über die Stellung des Antrags 
zu; derſelbe ift jchriftlich beim Aufſichtsamt für Privatverſicherung einzulegen 
und zu begründen; dem Rekurs kommt eine aufſchiebende Wirkung nicht zu 
(6 75 I Sat 2 P.V.G.). Dagegen kann das Konkursgericht zur Abwendung 
unwiderbringlicher Nachteile hinſichtlich der Maſſeverwertung durch Verfügungen 
vorſorgen. ) Kommt die Aufſichtsbehörde in ihrer weiteren Entſcheidung, welche 
gemäß $ 74 II 1. c. von einem fünfköpfigen Kollegium gefällt wird, zur Auf: 
bebung ihres Antrags, jo obliegt der Auffichtsbehörde, dem Konkursgericht 
bievon Mitteilung zu machen, worauf diejes das Verfahren einzuftellen hat. 
Es iſt aljo der Eröffnungsbeihluß aufzuheben, wenn ein joldher bereits er: 
laſſen ift ($ 75 1 P. V.G., vgl. $ 3 I unter b der Darftellung); jonft ift das 
„Eröffnungsverfahren” einzuftellen. Nad der Einftellung tritt der Verein von 
neuem in Wirkfjamkeit zur Erfüllung der Erwerbs-, dagegen nicht der Abwick— 
lungszwecke; er fann aljo wieder Berficherungsverträge abichließen und neue 
Mitglieder aufnehmen. Die durd) die Konkurseröffnung eingetretene „Auflöjung“ 
(vgl. $ 49 Sag 1 P. V. G., $ 9 I der Darftellung) gilt dann als nicht erfolgt; 
die Aufhebung des Eröffnungsbeichluffes muß im Sandeläregijter eingetragen 
werden ($ 16 P.V.G. mit $ 32 ©. 2 9.6.8... Dagegen wird die Auf- 
löſung des Vereins nicht rüdgängig gemacht *) durd) Aufhebung des Konkurjes 

% Bol. 2. Seuffert, Konkursrecht S. 410, Begründung zum Gen.G. ©. 125 und 
Jaeger Anm. 18 zu 8 173 RD. 

9) Jaeger Anm. 10 zu $ 193 RD. 

2) Könige Anm. 2 zu 8 75 B.B.8. 

) Jaeger Anm. 13 zu$ 213 RD. 
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nad Abhaltung des Schlußtermins, auch nicht durch die Einftellung desjelben 
wegen Gläubigerverzichts auf Antrag der Vertreter. Soll in dem letzteren Fall, 
nachdem der Konkurs auf Antrag der Vertreter des gantſchuldneriſchen Vereins 
eingeftellt worden ift, die Wirkung der durch Konkurseröffnung eingetretenen 
Auflöſung befeitigt werden, jo ift zur Fortſetzung bes Vereins für den Erwerb: 
zwed ein Beſchluß des oberften Organs erforderlich ($ 49 Sat 2 P.B.G. mit 
$ 307 19.6.8.) Die Fortjegung des Vereins ift von den Vertretern dei: 
jelben zum Handelsregiſter anzumelden ($ 49 ©. 2 P.V.G. mit 5 307 
HI 9.6.8.). Der auf Fortſetzung des Vereins gerichtete Beihluß ermöglidt 
es diejem, außer der Yiherautalne des Geſchäftsbetriebs auch eine Liquidation 
oder Fuſion Herbeizuführen.!) Will oder fann ein ſolcher Beſchluß nicht gefaßt 
werden, jo bedarf es zur Erlangung der Rechtsfähigfeit erneuter Verleihung 
derielben durch die von der Auffichtsbehörde zu erteilende Erlaubnis zum 
Geichäftsbetrieb ($ 15 P.B.G.). Soweit jedody die Erfüllung von Erwerb: 
zweden nicht beabjichtigt wird, beiteht der Verein nach Konkursbeendigung für 
den Abwicklungszweck weiter, d. h. es findet inſoweit eine Liquidation ftatt °), 
als noch Aktienvermögen vorhanden ift, und dasfelbe nicht an den Fiskus jällt 
($ 47 B.G. B.). Für den Zweck der Liquidation gilt bis zu deren Beendigung 
der Verein ala fortbejtehend ($ 49 II B.G.B.), während in den Fällen, in 
denen die Liquidation nicht ftattfindet, ein neuer Verein entfteht, welcher nur 
kraft bejonderen Rechtsakts für die alten Vereinsverbindlichkeiten haftet. 


III. Ein Bergleihsverfahren zur Abwendung eines drohenden 
Konkurjes— „Präventivakkord“ — ift in der deutſchen Konkursordnnung nicht 
vorgejehen?). Die Vorſchriften der Landesgeſetze über gerichtliche, zur Abwendung 
oder Einleitung eines ſolchen Verfahrens dienende Stundungsverhandlungen, 
fonkursmäßige Einleitungen, Vermögensunterſuchungen wurden mit der Konkurs: 
ordnung — ($ 4 E. G. K.O.). Im Gegenſatz zu dieſem Standpunkt 
der Konkursordnung wurden dennoch mit Rückſicht auf die Nachteile, die ſtets 
mit einem Konkurs, insbeſondere für größere Unternehmungen, verbunden ſind, 
in neuerer Zeit gewiſſe Einrichtungen geſchaffen, durch die ein drohender Konkurs 
abgewendet werden ſoll. 

So ſehen die $$ 11—13 des Schuldverſchreibungsgeſetzes vom 4. Dezember 
1899 die Möglichkeit der Aufgabe oder Beſchränkung von Rechten der Gläubiger 
vor, insbejondere die Ermäßigung des Zinsfußes oder die Bewilligung einer 
Stundung, wenn diefe Mahregeln zur Abwendung einer Zahlungseinftellung 
oder des Konkurjes des Schuldners von der Gläubigerverfjammlung beſchloſſen 
werden. Auch duch das Privatverfiherungsgefeg murde bei Berficherungs 
unternehmungen zur Abwendung eines bevorftehenden Konkurjes die Möglichkeit 
einer Zwangsſtundung oder eines Zwangserlaſſes geihaffen ($ 69 P.B.G.). 

Hinfichtlic jener juristischen Natur nähert fi) der Präventivakford der 
Enteignung, deckt ſich aber nicht mit ihr.*) 

a) VBorausjegung des Verfahrens ift, daß ſich bei der Prüfung 
der Geihäftsführung und der Vermögenslage eines Unternehmens ergibt, dab 
diejes zur Erfüllung feiner Verpflichtungen für die Dauer nicht mehr im jtande 


) Könige Anm. 2 zu $ 49 B.B.6. 

) Naeger Anm. 12 zu 8 213 K. O. 

) Val. für das Folg. Jaeger Anm. 15 mit 17 zu $ 173 K.O 

*) Alfred Manes in Zeitſchrift für das gejamte Handelsrecht 52. Bd. (1902) ©. 113. 
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ur die Vermeidung des Konkurjes aber im Intereſſe der Verſicherten geboten 
ericheint. 
Die Auffichtsbehörde kann dann 


b) die zur Sanierung erfordberliden Anordnungen treffen, 
jowie auch die Vertreter des Unternehmens auffordern, binnen einer beftimmten 
Friſt eine Aenderung der Geihäftsgrundlagen oder die ſonſtige Beleitigung der 
Mängel herbeizuführen. Ein Rechtsweg gegen ey Anordnungen ift verjagt 
($ 77 mit 8 73 13. 9 und $ 74 I Sa 1 P.V. G.). 

Insbeſondere können von der Auffichtsbehörde 

a) zeitweilig „beitimmte Arten von Zahlungen, insbefondere Gewinn 
verteilungen, und bei Lebensverficherungen der Rückkauf oder die Beleihung des 
Verſicherungsſcheins, ſowie Vorauszahlungen darauf verboten werden” ($ 69 I 
Satz 2 PB. ®.). 

Die Entiheidung der Auffichtsbehörde erfolgt auf Grund Eollegialer Be— 
ratung in der Belegung von 3 Mitgliedern ($ 73 3. 9 P.B.G.). Bor ber 
Erteilung einer Entiheidung find Vertreter der Unternehmung zu hören und 
auf ihren Antrag zur mündlichen Verhandlung zu laden ($ 73 IV P. V. G.). 
Die Entiheidung jelbit ift zu begründen ($ 73 V BP.B.G.) und den Beteiligten 
zuzuftellen ($ 73 VII P.V.G.) Weiterhin it die Auffichtsbehörde berechtigt 

P) endgiltig nötigenfalls die Verpflichtungen einer Lebensverficherungs- 
unternehmung aus ihren laufenden Verficherungen, dem Stand ihres Vermögens 
entiprechend, jedoch um höchſtens 33%/s Prozent zu ermäßigen ($ 69 1 P.B.G.). 

Gegen den Erlaß der unter @ und 3 angegebenen Anordnungen fteht den 
Beteiligten der Rekurs zu ($ 7313.9 P. V.G.). Durch die Ermäßigung 
der Pflichten des Verſicherers werden jene der Verficherten nicht berührt?). 

c) Der Zweck der angeführten Beitimmungen wird von der Begründung 
(S. 45/46) ungefähr in folgender Weije erörtert: 


„In den Kreiſen der Fachmänner wird Wert darauf gelegt, daß die Auf: 
fichtsbehörbe in die Lage gejegt wird, im Intereſſe der Verſicherten unter Um: 
itänden dem Konkurs einer notleidenden Anſtalt vorzubeugen, indem fie durd) 
Sanierungsmaßregeln die jonit gefährdete Durchführung der übernommenen 
Verſicherungen möglich macht. Die zur Sanierung erforderlichen Maßregeln 
laſſen ſich nicht im Einzelnen aufzählen, ſie richten ſich nach der Lage des 
Einzelfalls. Hält die Aufſichtsbehörde die Vermeidung des Konkurſes für 
möglich und im Intereſſe der Verſicherten für geboten, ſo müſſen bis zum Ab— 
ſchlufſe der Sanierungsverſuche gewiſſe Zahlungen (ogl. unter ba) einſtweilen 
ſiſtiert werden, damit nicht eine Befriedigung einzelner auf Koſten der künftigen 
Anſprüche anderer, oder eine Vergrößerung der Ueberſchuldung herbeigeführt 
wird. Bei der Lebensverſicherung kann unter Umſtänden auch eine vorſichtig 
eingerichtete und ſolid verwaltete Anſtalt durch unverſchuldete Verhältniſſe, z. B. 
durch fortgeſetztes Sinken des Zinsfußes, in die Unmöglichkeit geraten, ihren 
vertragsmäßigen Verpflichtungen auf die Dauer gerecht zu werden. 

Unter jolden Umftänden kann dann durd) Ermäßigung der Verſicherungs— 
anfprüche der Fortbeſtand der Anſtalt erreicht werden. Die Aufrechterhaltung 
der Verſicherungen, wenn auch in etwas verminderter Höhe, iſt für zahlreiche 
Verſicherte ein erheblicher Vorteil, weil ſie ſonſt im Konkurs von empfindlicheren 


) Kap Anm. 2 zu $ 69 P.V. G. 
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860 Thaler. Der Konkurs des Verſicherungsvereins auf Gegenjeitigfeit. 


Nachteilen betroffen würden und für fie wegen hohen Alters oder verjchlechterten 
Gejundheitszuftandes eine anderweite Lebensverficherung nicht mehr möglich wäre. 

Das Ermäßigungsredht hat jein Vorbild in der engliſchen Gejeggebung, wo 
übrigend die vom Richter auszuſprechende Herabſetzung der Anjprüche feiner 
Beſchränkung unterliegt (Act to amend the law relating to Life assurance 
Companies vom 9. Auguft 1870 Nr. 22)." 

Als weiteres Vorbild kommt in Betracht: $ 17 Abi. 4 eines im Vereins— 
blatt für deutiches Verfiherungsmeien 28. Jahrgang (1900) ©. 61 ff. veröffent: 
lichten däniſchen Geſetzentwurfs über das Lebensverjicherungsweien (cit. bei Der 
bet Note 1 zu Anm. 3b $ 69 P.B.G.). 


Beilage 


Die Beitimmungen des Geſetzes betr. die Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
vom 1. Mai 1889 in der Bekanntmachung des Reichdfanzlerd vom 20. Mai 1898 mit den 
nach $ 52 des Geſetzes über die privaten — vom 12. Mai 1001 
für den Konkurs des Verlicherungsvereins auf Begenjeitigfeit fih ergebenden Menderungen. 

Die legteren find gejperrt gedrudt. 


8 106. Die Feititellung und Ausſchreibung derim Falle des Kon- 
kurſes erforderliden Nachſchüſſe oder Umlagen erfolgt durd den 
Konkursverwalter. Diejer hat jofort, nahdem die Bilanz auf der 
Gerihtsihreiberei niedergelegt worden iſt Koöonkursordnung $ 124), 
zu berechnen, wieviel die Mitglieder zur Deckung des in der Bilanz 

ezeichneten Fehlbetrags auf grund ihrer Beitragspflicht vorſchuß— 
weiſe beizutragen haben. 

In der Berechnung (Vorſchußberechnung) find die ſämtlichen Mitglieder nament 
lich zu bezeichnen und auf fie die Beiträge zu verteilen. — Die Höhe der Beiträge iſt 
jedoch derart zu bemefjen, da durch ein vorauszujehendes Invermögen einzelner Mitglieder 
zur Leitung von Beiträgen ein Ausfall an dem zu dedenden Gejamtbetrage nicht entiteht. 

Die Berehnung iſt dem Konkursgerichte mit dem Antrage einzureichen, diejelbe für 
vollftrefbar zu erflären. 

Tem Antrage ijt eine beglaubigte Abjhrift des Statut und der 
Lifte der Mitglieder beizufügen. 

$ 107. Zur Erklärung über die Berechnung bejtimmt das Gericht einen Termin, welder 
nicht über zwei Wochen hinaus anberaumt werden darf. Derjelbe ift öffentlich befannt 
zu machen; die in der Berehnung aufgeführten Mitglieder find befonders zu laden. 

Die Berechnung iſt jpätejten® drei Tage vor dem Termine auf der Gerichtsichreiberei 
Be Einfiht der Beteiligten niederzulegen. Hierauf ift in der Bekanntmachung und den 
tadungen hinzumeijen. 

$ 108. In dem Termine find Vorſtand und Auffihtsrat des Verſicherungs— 
verein® auf Gegenjeitigleit, ſowie der Konkursverwalter und ber Gläubiger: 
ausſchuß und, joweit Einwendungen erhoben werden, die jonft Beteiligten zu hören. 

Das Gericht enticheidet über die erhobenen Einwendungen, berichtigt, ſoweit er 
forderlid, die Berehnung oder ordnet die Berichtigung an und erflärt die Berechnung 
für vollſtreckbar. Die Enticheidung ift in dem Termine oder in einem jofort an 
zuberaumenden Termine, welcher nicht über eine Woche hinaus angejept werden joll, zu 
verfünden. Die Berechnung mit der fie für vollftredbar erflärenden Entſcheidung ift zur 
Einſicht der Beteiligten auf der Gerichtsjchreiberei niederzulegen. 

Gegen die Enticheidung findet ein Rechtsmittel nit jtatt. 

$ 109. Nahdem die Berechnung für vollitredbar erklärt ift, hat der Konkurk 
verwalter ohne Verzug die Beiträge von den Mitgliedern einzuziehen. u 

Die Zwangsvollitredung gegen ein Mitglied findet in Gemäßheit der Civil- 
prozehordnung auf grund einer vollſtreckbaren Ausfertigung der Entiheidung und eines 
Auszuges aus der Berechnung jtatt. 

Für die in den Fällen der $$ 731, 767, 768 der Givilprozehordnnng zu erhebenden 
Klagen ijt das Amtsgericht, bei welchem das Konkursverfahren anhängig it, und, wenn 
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der Streitgegenitand zur Zuftändigkeit der Amtsgerichte nicht gehört, das Landgericht 
ausjchließlich zuftändig, zu deſſen Bezirke der Bezirk des Konkursgerichts gehört. 

$ 110. Die eingezogenen Beträge find bei der von der Släubigerverjammlung be— 
ftimmten Stelle (Rontursordnung $ 132) zu Hinterlegen oder anzulegen. 

$ 111. Jedes Mitglied ift befugt. die für volljtredbar erklärte Berehnung im 
Wege der Klage anzufehten. Die Klage ijt gegen den Konkursverwalter zu richten. Sie 
findet nur binnen der Notfrift eine® Monats jeit VBerfündung der Entiheidung und nur 
infoweit ftatt, al® der Kläger den Anfechtungsgrund in dem Termine ($ 107) geltend ge= 
macht bat oder ohne fein Verſchulden geltend zu machen außer jtande war. 

Das rechtöfräftige Urteil wirft für und gegen alle beitragspflichtigen Mitglieder. 

$ 112. Die Klage ift außjchließlich bei dem Amtsgerichte zu erheben, welches die 
Berehnung für vollftredbar erklärt hat. Die Mündliche Verhandlung erfolgt nicht vor 
Ablauf der bezeichneten Notfriſt. Mehrere Anfechtungsprozefie find zur gleichzeitigen Ver— 
handlung und Entſcheidung zu verbinden. 

Ueberiteigt der Streitgegenjtand eines Prozeſſes die jonjt für die ſachliche Zuftändig- 
feit der Amtsgerichte geltende Summe, jo hat das Gericht, jofern eine Partei in einem 
ſolchen Prozeſſe vor der Verhandlung zur Hauptjahe darauf anträgt, durch Beichluß die 
jämtlihen Streitjahen an das Landgericht, in dejien Bezirke e8 jeinen Sitz hat, zu ver: 
weifen. Gegen diejen Beichluß findet die jofortige Beſchwerde ftatt. Die Notfrift beginnt 
mit der Verkündung des Beichlujies. 

Iſt der Beſchluß rechtskräftig, fo gelten die Streitfahen als bei dem Landgerichte 
anhängig. Die im Verfahren vor dem Amtsgerichte erwachienen Koften werden als Teil 
der bei dem Landgerichte erwachſenen Koſten behandelt und gelten als Koſten einer Inſtanz. 

Die VBorichriften der Civilprozehordnung 88 769, 770 über die Einftellung der 

wangsvollitredung und die Aufhebung der Vollſtreckungsmaßregeln findet entiprechende 
nwendung. 
113. Soweit infolge des Unvermögens einzelner Mitglieder zur Leiſtung von 
Beiträgen ber zu deckende Geſamtbetrag nicht erreicht wird, oder in Gemäßheit des auf 
eine Anfehtungsflage ergebenden Urteild oder aus anderen Gründen die Berehnung ab» 
zuändern ijt, hat der Konkursverwalter eine Zujagberehnung aufzuſtellen. Rückſichtlich 
derjelben fommen die Borjchriften in SS 106—112 zur Anwendung. 

Die Aufjtellung einer Zufagberehnung ijt erforderlichenfall3 zu wiederholen. 

8 114. Sobald mit dem Bollzuge der Schlufverteilung (Konfurs- 
ordnung $ 161) begonnen tft, hat der Konkfursverwalter in Ergänzung 
oder Berihtigung der Borjhußberehnung und der etwa ergangenen 
Sufäpe die von den Mitgliedern zu leiftenden Beiträge zu berednen. 

ie Berechnung (Nachſchußberechnung) unterliegt den VBorjchriften in SS 106—109, 
111—113, der Vorſchrift im $ 106 Abſ. 2 mit der Mahgabe, daß auf Mitglieder, 
deren Unvermögen zur Leiftung von Beiträgen ich herausgeftellt hat, Beiträge nicht ver— 
teilt werden. 

$ 115. Der Verwalter hat, nachdem die Nahihuhberehnung für vollitredbar er— 
klärt ift, unverzüglicd; den gemäß $ 110 vorhandenen Beitand und, jo oft von den noch 
einzuziehenden Beiträgen binreichender Beſtand eingegangen ift, diefen im Wege der 
Nachtragdverteilung (Konkursordnung $ 166) unter die Gläubiger zu verteilen. 

Außer den Anteilen auf die im $ 168 der Konkursordnung bezeichneten Forderungen 
find zurüdzubehalten die Anteile auf Forderungen, welche im Prüfungstermine von dem 
Borftande ausdrüdlich bejtritten worden jind. Dem Gläubiger bleibt iüberlafien, den 
Bideriprud des Vorſtandes durch Klage zu bejeitigen. Soweit der Widerſpruch rechts— 
a für begründet erklärt wird, werden die Anteile zur Berteilung unter die übrigen 
Gläubiger frei. 

Die zur Befriedigung der Gläubiger nicht erforderlichen Ueberſchüſſe hat der Konkurs: 
verwalter an die Mitglieder zurüdzuzahlen. 

$ 116. Eine Aufhebung des Konkursverfahrens durch Zwangsvergleich findet nicht ftatt. 

Eine Einftellung de3 Verfahrens ift erit zuläffig, nachdem mit dem Vollzuge der 
Schlußverteilung begonnen ijt. Die Zuftimmung aller bei der legteren berüdjichtigten 
Konfursgläubiger ift beizubringen. Inwieweit e8 der Zuftimmung oder der Sicherftellung 
von Gläubigern bedarf, deren Forderungen nicht feitgeftellt find, enticheidet das Konkurs— 
gericht nad) freiem Ermejien. 

117. Der Borjtand iſt verpflichtet, den Konkursverwalter bei den diejem in 8 106 
Abiag 1, $ 109 Abjag 1, 88 113, 114 zugewieienen Obliegenheiten zu unterftüßen. 

$ 118. Die in dieſem Abſchnitte Hinfichtli des Borftandes getroffenen Be: 
ftimmungen gelten auch binfichtlich der Liquidatoren. 





862 


Aus den Gefehblättern, 


(Das Gentralblatt für das Deutiche Reih, Minifterialblätter 2c. find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt des Reichs-Geſeublattes. 


Ar. 39: BO. zur Ausführung des Gejeges, betr. die Freundichaftäverträge mit 
Tonga und Samoa und den Freundſchafts?, Handels- und Sciffahrtövertrag mit Zanzibar 
v. 26. 6. 1902 ©. 2361. — Wr. 40: Bel., betr. die dem internationalen Uebereinfommen 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte Lijte v. 10. 9. 1902 ©. 263. 


II. Inhalt des Gefekblattes für Elfaß-Lothringen. 


Nr. 11: Kaiſ. BO., betr. die Genehmigung von Beranftaltungen zur Waflerbeunkung 
v. 1. 9. 1902 ©. 59—61. — BOD,, betr. die Einberufung der Bezirkstage und der Kreis: 
tage dv. 2. 9. 1902 ©. 61. — BO., betr. die Erhebung von Verbrauchdabgaben in der 
Stadt Colmar, Bezirk Ober-Elſaß, v. 16. 7. 102 ©. 62. 


III. Geſetze, Stantsverträge und landesherrlicye Derordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einwohnern: 


Geſetz Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 37: Geſ. betr. die Umlegung von Grundftüden in yranffurt a. M. v. 28. 7. 1902 
S. 273— 291. — Ar. 38: Gej. zur Ausführung des S 7 Abi. 2 des Reichsgeſetzes, betr. 
die Unfallfürforge für Gefangene v. 28. 7. 1902 ©. 293, 294. — Königl. Verordnung 
über die a der Verwaltungsgerichte und den Inſtanzenzug für Streitigkeiten, 
welche nad dem Reichögeiehe, betr. die Unfallfürforge für Gefangene, im Berwaltungs: 
ftreitverfahren zu emticheiden find, v. 28. 7.1902 ©. 294, 295. — Wr, 39: Geſ. betr. die 
Neuregelung der Bertragäverhältnifie der Main:Nedarbahn v. 7. 7. 1902 [Mit Staat 
vertrag zwiſchen Preußen, Baden und Heſſen über die Vereinfahung der Verwaltung der 
Main:Nedarbahn]) S. 297-306. — Nr. 4: Königl. Verordnung, betr. das Inkrafttreten 
des Gejeges [iiber Aufhebung des Amtsgericht in Norditrand] vom 16. April 12. 
®. 8. 9. 1902 ©. 311. — Ar. 42: Gef., betr. die Vorausleiſtungen zum Wegeban 
v, 18, 8. 1902 ©. 315—318. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern. 


Nr. 42: Gei., betr. die Herftellung einer Lofalbahn von Miltenberg nad Stadt: 
prozelten v. 15. 8. 1902 ©. 611, 612. — Gef., betr. den Hanptetat der Militärverwaltung 
des Königreichs Bayern für das Necdnungsjahr dv. 1. April 1902 bis 31. März 1908. 
V. 24.8. 1902[77 606441 M. in Einnahme und Ausgabe) S.613—620. — Nr. 44: Königl. 
Allerh. Verordnung, betr. die außerordentliche Zunahme der Forftfrevel durch Entwendung 
von Chriſtbäumen im Regierungsbezirfe von Oberfranken v. 22. 9. 1902 ©. 675, 676 
— Nr. 45: Urkunde über die Errichtung einer Prinz-Regent Luitpold-Stiftung für arme 
Kinder der Gemeinde Oberjtdorf v. 27. 9. 1902 ©. 677—679. — Urkunde über die 
Errihtung einer Prinz-Regent Luitpold-Stiftung für arme Kinder der Gemeinde Kindes 
lang v. 29. 7. 1902 ©. 679—681. 


Gejeß: und Verordnungsblatt für das Königreih Sachſen. 


19, Stück. Nr. 82: Gef., die Unfall: und Sranfenverfiherung der in land: umd 
forftwirtichaftlihen Betrieben beihäftigten Perfonen betr. v. 18. 8. 1902 ©. 357-362 — 
>. Stüd. Nr. 89: Gei., die Einrichtung eines Adelsbuches und die Führung dei Wels 
ınd der Wdelözeichen betr. v. 19. 9. 1902 ©. 381—384. — Allerh. Berordnung, Die 
Auerkennung nichtſächſiſcher Adelöverleihungen betr. v. 19. 9. 1902 ©. 387. 


Aus den Geſetzblättern — Miscellen. 863 


Gejeß- und Verordnungs-Blatt für dad Großherzogtum Baden. 


Nr. XXIX: Bel, die Vereinfachung der Verwaltung der Main:Redarbahn betr. 
v. 6. 9. 1902 [Mit Staatsvertrag zwiſchen Baden, Preußen und Heilen über die Verein; 
fahung der Verwaltung der Main-Nedarbahn] S. 301—310. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 

Ar. 63: Großh. Verordnung, die allgemeinen Staatöprüfungen für das Hochbau-, 
Ingenieurbau: und Maſchinenbaufach betr. v. 6. 9. 1902 ©. 441. — Nr. 67: Bek., die 
Vereinfachung der Verwaltung der Main:Redarbahn betr. v. 18. 9. 1902 [Mit Staats- 
vertrag zwiihen Heflen, Preußen und Baden über die Vereinfachung der Verwaltung 
der Main-Nedarbahn] S. 507—518. 


Misrellen. 


Statiftit der Einlommenbeftenerung in einzelnen Ländern, 
Einer ſoeben erjchienenen Heinen Arbeit von Dr. Otto Müller über 
„Die Einktommenfteuergejeßgebung in den verjchiedenen Ländern“ (Jena, Guft. 
Fiſcher), das wir in den diefer Nummer beiliegenden „Literariſchen Mitteilungen“ 
furz angezeigt haben, entnehmen wir die folgenden Angaben über das Erträgnis 
der Einfommenfteuer in einzelnen Yändern abjolut und pro Kopf der Cenſiten 
bezw. Bevölkerung. 


Steuerbetra pro Kopf pro Kopf 
Jahr 8 der Genfiten der Bevölkerung 
Mt. Mt. Me. 
Preußen 
1898/99 146 738 875 50,4 4,60 
1899/1900 159 555 722 51,2 4,97 
Sachſen 
1896 26 052 250 16,47 6,88 
1898 29 907 515 17,94 7,9% 
Seifen 
1898 8 396 261 24,18 4,76 
1899 7748 820 17,60 4,39 
Baden 
1892 4952592 13,01 2,95 
1593 5031642 13,01 2.99 
Sahfjfen:Meiningen 
1894 886 162 26,76 3,36 
1895 _ 918.603 27,27 4,11 
Samburg 
1890 11135 336 73,09 18,59 
1891 11 176035 69,55 17,91 
1892 10 738 386 64,91 16,78 
Berlin (Stadfreis) 
1898 22 369 065 65,38 13,05 


1899 23462 717 66,42 13,35 
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In Oefterreich ftellte fi das Erträgnis der Eintommenfteuer im Jahre 1897 
auf 36869498 Gulden, d. i. 19,80 Gulden pro Genfiten und 1,44 Gulden 
pro Kopf der Bevölkerung. 

In England kamen durd die Einfommenfteuer im Jahre 1897 em: 
20284000 Pfund Sterling, im Jahre 1898: 20633000 Pfund Sterling. 


In Italien im Jahre 1897/98: 287707090 Lire, im Jahre 1898/99: 
286249000 Lire. 


Die Anleihen bayerifcher Städte und Märkte 
nad dem Stand von Mitte Juli 1902. 


Der „Bayerifhen Handelszeitung“, 1902, Nr. 33 entnehmen wir folgende 
intereffante Zufanmenftellung über die von den bayeriſchen Städten und Markt: 


gemeinden aufgenommenen und noch in Tilgung begriffenen Anleihen. 





Oberbayern: Mittelfranten: 
Aibling . 390 000 Mt. Berolzheim 28 600 Mt 
Altötting . 450 000 „ Erlangen . 1 000 000 , 
Berchtesgaden 427000 „ Fürth . . 6 000 000 „ 
a — 38: 
ieſſen J 
Freiſing 445 000 „ Langenaltheim 36 000 „ 
— | nee. 44200902 
andsberg z ; A 290 02 , 
Laufen. . 165 000 „ Stand Yuni . . 51994 802 Mt 

rei 150.000 — Unterfranken 

oosburg t — 
Miühldorf . R 320 000 „ Aſchaffenburg. 2 507 000 Mt. 
Münden . .160 222 018 „ Brüdenau. . 60 000 , 
Pafing . - 1000000 „ Kiffingen . 1270000 , 
Nojenheim. 2937600 „ Kitzingen . 1850 000 , 
zig . - 800 000 „ Bone: 2% 1160000 , 
Waflerburg . 800 000 , ' Schweinfurt . 3 775800 , 
MWolfratshaufen . 150 000 „ Boltach. 450 000 , 
Stand Mitte Juni . 170 416 618 Mt. Würzburg . 15 800 000 , 
Stand Yuni . . 26 872 800 ME. 

Niederbayern: Schwaben: 

er nn nie ' Augsburg . . 18 298 614 Mt. 
andöhut . 5 # '  Burgau . 115000 „ 
Pafjau . 4450000 „ | Dillingen 1 1 512500 ; 
Straubing . 550000 „ Donauwörth . 250 00) , 
Stand Ende Juni . . . 11.000 000 ME. a . 
undelfingen . 2 . 
2 ö Harburg 33 000 . 
Oberfranten: ettingen . 50 000 , 
Bamberg » » + +. 8266 000 Mt. Immenftadt . 300 000 , 
Bayreuth . 3 500 000 N Kempten 47417 , 
RE 9 | Amar. 800.000 
rona j 4} z ir z 
Kulmbad) . 974000 „ Memmingen . 1 000 000 , 
Lichtenfels. 400 000 „ | Mindelheim . 400 000 — 
* — SE 
\ f % erie.. » | A 
2 22.272.200.000 , | Sonthofen . ...%000 „ 
Stund Aumi. .» . . „17345 000 DIE. Stand Yuni . 29 00 814 MM. 
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Pfalz: Uebertrag 29 107 300 Mt. 
Annweiler — * 80 000 Mt. Pirmaſens 2 400 000 
Dürkheim . 25000 „ Speyer . 647580 „ 
Frantenthal . 1972800 „ Zweibrüden 2158000 „ 
Grünftadt . 210000 , Stand Juni . . 34312 880 Mt. 
St. Ingbert . 254000 „| 3 
Kaijerdlautern 8515500 „ | Oberpfalz: 
Landau . 4810000 „ ' Amberg ern 400 000 Mt. 
Ludwigshafen. . 11310000 „ |  Beilngries 130 000 „ 
Homburg . . . 30000 „ | Regenöburg . 7 700 400 
Neuſtadt a. 9. 1900 000 „ Weiden 1500 000 „ 
Uebertrag . 29 107 300 Mt. Stand Juni . 9 730 400 ME. 
Hauptzufammenjtellung: 
Oberbayern a ar na ee ae 170 416 618 Mt. 
Niederbayern . 11000 000 „ 
Oberfranten . 17345 000 , 
Mittelfranken 51 994 802 „ 
Unterfranfen 26 872800 „ 
Schwaben = 29090 814 „ 
Pla . . 34 312880 „ 
Oberpfalz 9730400 „ 
Gejamtbetrag Ende Juni 1902 350 763 314 ME. 


Die Erträgniffe des Einfuhrzolles in den wichtigften Ländern. 
I. Die Einfuhrzölle 1881—1900. 
Aus dem Dejterreichiichen Wirtichaftspolitiichen Archiv 2. Jahrg. Nr. 4 nad „Statistie 














Tidskrift“, Stodholm 1902.) 
Durchſchnitt der Einfuhrzölle in 1000 Frks. a der | Yollerträg- 
Land | pro Jahr in den Jabren in Sen.Jabren 
| . .1891—1895 i 1891—95 
| R n Progenten 
ı 1881/85 | ' 1886/90 | 1891/95 1896/1900 ' 1) in 1000 Srants ), der Einfuhr 
Schweden . 13813 | 50704 | 51947 70082 | 488800 | 10,6 
Norwegen. 23602 ı 205% | 27871 42192 | 282300 9,9 
Dänemart. | 31817 | 31692 | 33698 | 41292 | 410600 8.2 
Finnland. . . | 12691 5, 15557 | 20114 33243 | 141500 | 14.2 
Sroßbritannien. | 495493 503208 | 507731, 558924 9915100 5,6 
Niederlande . ' 10897 | 1095 12560 18584 | 2874700 0,4 
Belgien . . . | 297472 29784) 34499 | 47660 | 1633300 2,1 
Deutfches Reich. | 267089 | 296831 | 482381 60479 | 4995900 9,7 
Tefterr.:UIngarn. | 82101 80120 101745 126231 1404500 72 
Schweiz19110 25988 37645 47927 874300 43 
Sranfreih. . . | 337660 | 351493 428616 | 440462 4076000 10,5 
Jtalien 164874 | 2160388 | 20015 226672 | 1154600 19,1 
panien 90831 | 88669 | 116285 | 115129 789 600 14,7 
Portugal 62800 | 80147 | 75668 77975 206600 | 36,6 
Rußland 246294 | 288870 | 387137 | 561088 | 1251700 30,9 
Rumänien 14415 20760 | 30657 31168 394900 7,8 
Serbien 2627| 2863| 3055| 409 | 38600 | 79 
Bulgarien. 36°6 | 6654| 8422 | 10699 83600 | 10,1 
Griechenland . 18006 ı 23950 | 25636 | 30387 113700 22,5 
Türkei . 34083 34681 | 38737 | 45719 | 547300 7,1 
Europa . 11988837 | 2285454 | 2644414 | 3134322 | 30777600 8,6 
| 
Ber. Staat. v. Am. 1053534 | 1150434 | 874616 | 995569 | 4084400 21,4 


) Teilweije proviſoriſche Zahlen. — ?) Spezialhandel. 
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Il. Die Einfuhrzölle in den Jahren 1895—1900 in 1000 Franks. 


— — — —— —— — — — 











Land 1895 1896 1897 1898 1899 1900) 10019 
Schweden. . . 53858 57773 59681 71395 82580 78981 67800 
Norwegen. . . | 28637) 32152, 37233 46.069 49547 45960 45522 
Dänemart. . . 35750. 37441 39359 42693, 43910) 43058 
Finnland . . . | 23010, 26602 30246 34622) 34681. 40065 
Srohbritannin . 525045. 543967 556366 538650 555635 . 600000 
Niederlande . . 14109 17579 17877 18242 19080 20140 
Belgien . . . 38216 46664 45897 45460 49097 51182. 


Deutihes Rei. | 513300 | 573121, 583275 | 624576 613000, 630000 
Dejterr.-Ungarn. 110530. 109034 129574 | 145546 121225 | 125775 


725000 
Shweis . . . 42839 45817! 47434 48314, 50579| 47492 — 
Frantreich . . | 399868. 423919 432775 | 476416 | 441410| ATTB8| — 
alien. » 2. | 333042 235952) 220898 | 218824 | A558 3132| — 
Spanien . . . | 121289 120267, 105377 | 69260 | 133556 MI — 
Portugal . . . | 90390 | 85841! 72318 66091 BU813 62813 — 
Rukland . . . | 455726 504195 529258 | 595520! 614563 | 563903 — 
Rumänien . 28209 | 32336 32370 33674, 27458 30000 — 
Serbien . . . 2927| 3275 4199| 4144 4872 3 — 
Bulgarien . . ' 9032: 10129) 13809| 11859 9621 805 — 
Griechenland . 25107 27370, W638) 34465 32813 | 30651 - 
Türli. . .. 43700 42189 46608 44600 46600 46600. _ 
Europa . . . 2794585 12975623 3029187 ‚3172420 | 3237601326778) — 


Ber. Staat. v. Am. | 857730 | 747585 | 889204 947315 1162245 | 1231495 1272580 


Hamburgs Schiffahrt im Jahre 1901. 


Den unter dem Zitel „Hamburgs Handel und Schiffahrt im Jahre 1901“ 
vom bandelaftatiftiichen Bureau der Stadt Hamburg bearbeiteten und kürzlich 
veröffentlichten lWeberfichten entnehmen wir folgende Zahlen. 

Die Zahl der in Hamburg angefommenen Seeſchiffe hat fih in 
den leßten Jahren vermindert. Im Jahre 1899 kamen 13312, 1900 nur 
13102 Seeſchiffe an, und 1901 ging ihre Zahl auf 12847 zurüd. Die 
Faſſungskraft der angefommenen Schiffe ift dagegen von Jahr zu Jahr geftiegen. 
Während fie ſich 1899 auf 7765950 und 1900 auf 8037214 Reg.-T. belief, 
jtieg fie 1901 auf 8383365 Reg.-T. Bemerkenswert ift, daß, wenn auch nicht 
die Zahl, jo doch der Tonnengehalt der Segelſchiffe im Jahre 1901 geftiegen 
it. Die Zahl derjelben war von 4862 mit 903508 Neg.:T. im Jahre 1899 
auf 4169 mit 797529 Reg.-T. im Jahre 1900 zurüdgegangen; 1901 ift die 
Zahl weiter auf 4103 gejunfen, die aber 847419 Reg.:T. haben. Die Zahl der 
Dampfer, die von 1899 auf 1900 von 8450 mit 6862442 Neg.-T. auf 
8933 mit 7239985 Reg.-T. geitiegen war, weilt 1901 in der Zahl (8744) 
einen Rüdgang, in der Faſſungskraft dagegen (7 535946 Reg.-T.) wieder eine 
Zunahme auf. Nicht blos die Größe der Dampfidiffe nimmt zu, e8 werden 
auch größere Segelichiffe in Dienst geftellt. 

Diejelben Ericheinungen zeigen fich naturgemäß bei den abgegangenen 
Seeſchiffen. Die Segelichiffe mweilen in der Zahl einen Rückgang (4876, 
4189, 4096), in der Faſſungskraft neuerdings eine Zunahme (889 810, 812 387, 
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844,615 Reg.:T.) auf. Bei den Dampfichiffen zeigt das Jahr 1901 gleichfalls 
einen Rüdgang in der Zahl (8460, 8920, 8727), während das Wachſen bes 
Zonnengehalts (6 889 897, 7237772, 7507202 Reg.-T.) anhält. Die Zahl 
der abgegangenen Seeſchiffe iſt von 13336 im Jahre 1899 auf 13109 im 
Jahre 1900 und 12823 im — 1901 zurückgegangen, ihr Tonnengehalt von 
7779707 auf 8050159 Reg.T. im Jahre 1900 und 8351817 Reg.T. im 
Jahre 1901 geftiegen. 

Die Flußſchiffahrt von der Oder-Elbe brachte im vergangenen Jahre 
18542 Fahrzeuge mit einer Tragfähigkeit von 5010892 t gegen 18740 Yahr- 
zeuge mit 4584392 t nad) Hamburg; es gingen ab 18279 Fahrzeuge mit 
4913457 t gegen 18517 Tyahrzeuge und 4567205 t im Jahre zuvor. Der 
Verkehr zeigte demnach wieder eine Steigerung, wobei freilich zu bemerfen ift, 
daß ſowohl Zahl, als aud) Tragfähigkeit der angefommenen und abgegangenen 
leeren Eciffe größer war ala 1900. Die Zahl der angefommenen leeren Fluß— 
ſchiffe belief fih auf 6732 mit 1665675 t gegen 5797 mit 1341244 t die 
der abgegangenen leeren Flußſchiffe auf 2738 mit 576963 t gegen 2723 mit 
550407 t im Jahre zuvor. 

Im Hamburger Hafen nahmen früher die fremdländiichen Flaggen einen 
größeren Zeil des Schiffsverkehrs als die deutjche Flagge für fi in Anſpruch, 
und zwar faſt ausichließlich infolge der außerordentlichen Ueberlegenheit der 
engliihen Flotte. In jahrelangem, zähem Wettbewerb hat aber endlich die 
deutiche Schiffahrt die erfte Stelle errungen. Ihre Tonnage wuchs im Jahre 
1899 über die fremdländilche empor, und in demjelben Jahre drängte jpeziell 
die hamburgiſche Flagge die großbritanniiche aus der eriten in die zweite Reihe 
des hamburgiſchen Schiffsverkehrs. Im Jahre 1901 überwiegt die deutſche 
Flagge mit 4,5 Mill. Regiſtertons weitaus im Hamburger Hafen; alle Schiffe 
fremder Nationen zuſammen hielten nur 3,9 Mill. Regiſtertons. Und die 
hamburgiſche Flagge hat mit 3,6 Mill. Tons ihren Vorrang vor der britiſchen, 
die im letztvergangenen Jahre über 2,9 Mill. Tons gebot, ſiegreich behauptet 
und befeſtigt. 

Die hamburgiſche und die engliſche Tonnage ſtehen im Hamburger Hafen— 
verkehr ſo weit voran, daß ſie einzeln die den dritten Rang beanſpruchende 
Tonnage Norwegens um das Zehn: und Zmölffache übertreffen. Norwegen 
ſchickte 296000, Dänemarf 137000, Holland 116000 Wegiftertons. Alle 
übrigen Länder, wie Schweden, Spanien, Frankreich, Rußland u. ſ. w., bleiben 
mit ihrem Anteil unter 100000 Tons zurüd, während die 1901 angefommenen 
Kohlenſchiffe Großbritanniens allein 774763 Tons maßen. Außereuropätjche 
und exotiſche Flaggen find eine jeltene Erjcheinung im Hamburger Hafen; in 
1901 find nur 4 nordamerikaniſche Schiffe mit 5984 Tons und 2 argentintjche 
mit 3180 Tons zu nennen, chileniche und brafilianiiche Schiffe blieben in dem 
Jahre ganz aus. 

Das Net regulärer Linien, das fi) von Hamburg aus über alle Meere 
nad) allen Ländern der Erde jpannt, zeigt die Farben der verjchiedenen Nationen 
in ähnlicher Häufigkeit und Reihenfolge. 74 regelmäßige Linien gehen unter 
deuticher Flagge, 37 unter englischer, 8 unter norwegiicher, 6 unter dänischer, 
je 3 unter bolländiicher und ruffticher, je 2 unter jchwediicher und ſpaniſcher, 
je eine Linie unter belgiicher, franzöfiicher und nordamerifaniicher Flagge. Bon 
den deutichen Linien verkehren 13 zwilhen Hamburg und Großbritannien, 31 in 
außereuropäiſcher Fahrt. 56 Linien werden von hamburgiichen Rhedern unter- 
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halten; davon verkehren 10 ausſchließlich zwiichen Hamburg und Großbritannien. 
Bon den 37 engliſchen Linien, welche Hamburg anlaufen, Fıbren 6 über Europa 
hinaus nad) Amerika und Afrika. In außereuropäticher Fahrt berühren Ham: 
burg aud) nod zwei zum Zeil unter norwegilcher Flagge fahrende Linien und 
eine nordamerifaniihe. Von allen regelmäßigen Linien wurden 1901 richt 
weniger ala 7114 Reifen (3882 deutſch) ausgeführt, darunter 969 Reifen, die 
nad) außereuropäiichen Ländern gerichtet waren; für die leßteren wurden 2,6 Mill. 
Regiftertons netto, für alle Reifen insgefamt 5,7 Mill. Regiftertons netto in 
Aniprucd genommen. 


Der Handel Hamburgs mit den Dentichen Schutgebieten 
im Jahre 1901. 


Der Gelamthandel Hamburgs betrug im Jahre 1901 nad der kürzlich 
erichienenen jährlichen Zufammenftellung „Hamburgs Handel und Schiffahrt“ 
ſ. oben): 

Einfuhr: 
ſeewärts . . 97013466 dz i. ®. von 2160 711320 Mt. 
mit der Eifenbahn und von der Oberelbe 49 889 428 dz i. W. von 1437 488 590 Mt. 
Zuſammen 146 902 894 dz i. ®. von 3598 199910 Mt. 


Ausfuhr: 
jeewärtd . +46 954 6% dz i. W. von 1819 547 350 Mt. 
mit der Eifenbahn und von der Oberelbe 47122937 dz i.®. von 1398 833 720 Mt. 
Zufammen 94077633 dz i.®. von 3 218 381 070 Mt. 


Die Beteiligung der deutichen Schußgebiete beträgt an der Einfuhr 
168 624 dz im Werte von 8 034 930 ME. gegen 1900 158 706 dz im Werte 
von 9212 190 ME., an der Ausfuhr 435 705 dz im Werte von 17 502 860 Mt. 
gegen 1900 431 664 dz im Werte von 18.006 740 Mt. Diejelbe ver: 
teilt fi) auf die einzelnen Schußgebiete, wie folgt: 








1901 1900 
dz Me. dz Mt. 
zeige Beftafrifa (Kamerun u. ee) 134443 6075260 118209 7057 740 
Deutih-Südweftafrila . . . 9338 222 940 20 003 329 580 
Deutih-Dftaftila » . » 2123552 1348500 7654 1445 140 
Neuguinea . . DE —— 392 8 300 412 780 
Bismard- Archipel PT Be u ee 7431 262 090 203 72 290 
Karolinensfnien .» » 2 2 22. 68 5940 7372 220 680 
MaridalleInien . . . : 2 2 2. 3 800 111 900 3011 78 930 
Ausfuhr nad) den Schußgebieten: 
1901 1900 
dz Mt. dz Mt. 
Deutih-Wejtafrifa (Ramerun u. rn) 162812 6867 030 161 959 7807720 
Deutih-Siüdmejtafrifa . . . . 229374 7720 520 158590 6171330 
Deutih-Dftafrila. . » 2 2200... 837364 2298 980 106 886 3607840 
Marihallefjnieln-. » . 2 2 22. 1 736 212 640 1529 155 250 
Bismard:Ardipel . » 2. 2 2.2. 4419 403 690 2700 264 600 


Der Handel mit dem deutichen Schußgebiet Kiautſchou ift nicht bejonders 
angegeben, jondern in dem Gelamthandel mit China enthalten. Ueber Ham: 
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burg gelangten zur Ausfuhr nad) Ehina im Jahre 1901: 686 316 dz im 
Werte von 35301 910 ME, gegen 1900: 741541 dz im Werte von 
29 863 170 ME; zur Einfuhr famen 1901: 183625 dz im Werte von 
21 725 040 ME. gegen 1900: 220 415 dz im Werte von 29 075 300 ME. 

Aus dem Handel Hamburgs mit anderen afrikaniſchen Ländern jeien zum 
Vergleich noch einige Zahlen angeführt. Es betrug 1901 die Einfuhr aus 
Weitafrifa ohne die Kolonien 1601255 dz im Werte von 43 844 720 ME, 
die Ausfuhr dorthin 377037 dz im Werte von 17043690 ME. aus Bft: 
afrifa ohne Deutich: Oftafrita und Sanfibar 26 883 dz im Werte von 
2082 430 Mk., die Ausfuhr dorthin 124 687 dz im Werte von 6 877 870 Mk., 
aus Sanfibar 21095 dz im Werte von 2188720 Mk., nad) dorthin 
24 822 dz im Werte von 1879 930 ME. 


Die auf Selbithilfe beruhenden deutſchen Erwerbs: und 
Wirtichaftögenofienjchaiten im Jahre 1901. 


Das joeben erjchienene Jahrbuch des von Schulze-Delitzſch begründeten 
Allgemeinen Verbandes der deutichen Erwerbs- und Wirtichaftsgenoflenichaiten 
für das Yahr 1901 (Herausgegeben von dem Anwalt des Verbandes Dr. Hans 
Crüger, Verlag von %. Guttentag, Berlin) gibt in jeiner ausführlichen 
Statiftit den Beweis von der günftigen Entwidlung und den bedeutenden 
Leiftungen der Schulze-Delitz'ſchen Genoſſenſchaften auf den verichiedenften 
Gebieten. Es enthält eingehende ftatiftiiche Nachweifungen über 904 Kredit: 
genoffenichaften, 23 Handwerkergenoſſenſchaften, 15 Produftivgenoffenichaften, 
638 Konfumvereine und 171 Baugenofjenichaften. Die Gelamtzahl der Mit: 
glieder beträgt bei 1749 Genofjenichaften 1207 573. 

Die 904 Kreditgenofjenihaften hatten 526874 Mitglieder, die ſich 
aus. Gewerbetreibenden aller Kreije zufammenjegen. Nach der bejonderen Mit: 
gliederftatijtit bilden die jelbftändigen Landwirte den größten Prozentſatz der 
Mitgliedihaft mit 28,5°/o, dann folgen die jelbitändigen Handwerker mit 24 ‚T’lo. 

An Krediten wurden im Jahre 1901 in den verſchiedenen Geihäftszweigen 
2525546697 ME. gewährt. Die bedeutenden Umjäge im Diskont- umd 
Kontoforrentgejchäft beweiſen, daß die Genoſſenſchaften mit Erfolg ihren Mit: 
gliedern die Vorteile eines bankmäßigen Verkehrs zugängig machen. 

Das gejamte Betriebsfapital betrug 862113733 ME. Hiervon entfallen 
auf das eigene Vermögen 192835 506 Mk., beitehend aus 142678499 ME. 
Geichäftsguthaben der Mitglieder und 50157007 ME. Aejervefonds, und 
669278227 ME. auf die aufgenommenen fremden Gelder. 

260 Kreditgenofjenichaften haben den Checkverkehr eingeführt. Die 
gejamten Einzahlungen auf 22510 Konten bei 190 Genofjenihaften betrugen 
328497360 ME, die gejamten Abhebungen 316255181 ME. Diefe Zahlen 
geben den beiten Beweis, daß die Genofjenichaften ſich den Zeitverhältnifien 
anpafien, indem fie dem Ched, dieſem angenehmen und hoffentlich ſich im 
Kleinverfehr immer noch mehr einbürgernden Zahlungsmittel, die Wege ebnen 
helfen. 135 Kreditgenofienichaften haben ſich zur gegenjeitigen proviſionsfreien 
Einziehung von Checks im Anſchluß an den Giroverband der Deutihen Genofjen: 
ſchafts-Bank von Sörgel, Parrifius u. Co. Kommandit:Gefellichaft auf Aktien 
in Berlin und Frankfurt a M., bereit erklärt. 
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Die meilten Kreditgenoſſenſchaften konnten das Kreditbedürfnis ihrer Mit: 
glieder zu 4'/2 bis 5°/o befriedigen, weil fie nur mit Spareinlagen und 
Depofiten arbeiteten und unabhängig vom Bankkredit waren. 

65975 ME. wurden zu Volksbildungs- und gemeinnüßigen Zwecken ver: 
wendet, ein Beweis, daß die Schulziche-Delig’ihen Kreditgenofienichaften neben 
der förderung der materiellen Wohlfahrt auch ideelle Zwede im Auge haben, 
die auch Nichtmitgliedern zu gute kommen. 

Nicht minder befriedigend find die Reiultate der Konjumvereine. Zur 
Statiftit haben 638 mit einem Mitgliederbeitand von 630785 berichtet. Auf 
die abhängigen Arbeiter entfallen davon 60,60. Der Verkaufserlös betrug 
155 684 048 Mk., wovon 15188616 ME., alfo ca. "/ıo, als Ueberihüfle an 
den zu Tagespreiſen verkauften Waren, den Mitgliedern wieder zu gute famen. 

Das Betriebsfapital betrug 34 563 788 Mk., beitehend aus 12942 796 ME. 
Geihäftsguthaben der Genoflen, die zumeift aus Kleinen Beiträgen und Gewinn— 
anteilen angejammelt wurden, aus 5 889959 ME. Rejerven und aus 15731 033 ME. 
angeliehenen fremden Geldern, worin 8756221 ME. Anlehen auf eigene Grund: 
ftüde enthalten find; lettere ftehen mit etwa dem doppelten Werte zu Buche. 

Eigene Produktion haben 95 Konjumvereine: 81 Bädereien, 7 Schläcdhtereien, 
1 Kelterei, 5 Deitillationen, 1 Korbwarenfabrifation, 1 Blumenftabfabrifation, 
3 Vereine laflen Hemden und Serrengarderobe anfertigen, 1 Eigarrenfabrif, 
1 Mühle, 1 Wäſchefabrik, 1 Mineralwaſſerfabrik, 1 Käſerei, 1 Räucherei. 

Für Volksbildungs: und gemeinnüßige Zwede wurden wieder 53229 Mi 
aufgewendet. 

Erfreulicherweiſe hat fich die Zahl der Handwerfergenojjenichaften 
nicht unerheblid; vermehrt. Es beftehen 188 Rohſtoff-,81 Magazin: und 
78 Werkgenoſſenſchaften. Leider find dieſe Genofjenjchaften mit Mit- 
teilungen für die Statiftit — aus Furcht, die Konkurrenz herauszufordern — 
no immer jehr vorfichtig. Die vorliegenden Berichte find günftig. 

16 Robftofigenofjenichajten für verichiedene Gewerbe mit 670 Mitgliedern 
erzielten einen Verkaufserlös von 772575 ME. und einen Neingewinn von 
59613 ME 5 Magazingenofjenichaiten mit 173 Mitgliedern hatten einen 
Verkaufserlös von 220445 ME. und 5983 ME. Reingewinn. 15 Produktiv— 
genofjenichaften mit einem Betrieböfapital von 2382524 ME., darunter 
466 321 ME. Geichäftsguthaben von 2093 Mitgliedern, erzielten 2283651 IM. 
Verkaufserlös und 113917 ME. Reingewinn. 

Durd) den immer noch großen Mangel an Kleinen und mittleren Wohnungen 
in vielen Städten wird das Intereffe an den Baugenojjenihaften em 
ftändig regeres. Das Jahrbuch enthält die Geichäftsberichte von 171 Baus 
genofjenichaften. Die Zahl ihrer Mitglieder betrug 46978, die Gejchäftägut: 
haben derjelben beliefen fi) auf 7 954 259 ME. ; zu diefen fommen 1041832 ME. 
Rejerven und 52093991 ME. angeliehene fremde Gelder, das Betriebsfapital 
von 61090082 ME. bildend. Seit ihrer Errichtung wurden von 169 dieler 
Genofienichaften 3449 Häuſer fertiggeitellt, teilmeife zur Vermietung von 
Wohnungen an die Mitglieder, zum Erwerb für die Genofjen. Einen großen 
Anteil an der Bauthätigeit hat das Jahr 1901; in der Statiftif wird hierüber 
ausführlich berichtet. 

Alles in allem ift es ein erfreuliches Bild, das das Jahrbuch des Al: 
gemeinen Verbandes bietet. (Nach) dem Reichsanzeiger 1902, Nr. 213.) 
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Die ungeteilte Arbeitäzeit in deutſchen Taufmännijchen 
Betrieben nad den Erhebungen der Reichskommiſſion für 
Arbeiterftatiftif. 


Die Geſchichte des deutichen Zünfte- und Gildemwejens lehrt, daß aud) bei 
und bereits im frühen Mittelalter zahlreiche rechtliche Beitimmungen über die 
Länge des Arbeitstages beitanden. Die Stunden der täglichen Beichäftigung 
waren in einzelnen Gewerben auf das genauefte geregelt. Ohne Strafe konnten 
dieje Feſtſetzungen ebenſowenig übertreten werden, wie heute in jenen Berufen, 
in denen die Gejeßgebung den Arbeiterichuß nad) den Anjchauungen der Gegen= 
wart geregelt hat. Allerdings entiprang jene mittelalterliche Regelung der Arbeits: 
zeit nicht vorwiegend dem Beitreben, die Arbeiter gegen die geiundheitlichen Ge: 
jahren einer langen Zagesarbeit zu Ihüpen, jondern ihr lag, wie zahlreichen 
anderen Beltimmungen des alten Gewerbeweiens, die Ablicht zu Grunde, dem 
Mitbewerb beitimmte Grenzen zu ziehen. Der Geift unferer heutigen Wrbeiter- 
Ihußgejeßgebung war der „guten alten Zeit“ fremd, und noch an der Schwelle 
der Gegenwart jtößt man auf Berhältniffe, die man eigentlich fennen muß, um 
den Jozialen Fortichritt jeitdem richtig meflen zu fünnen. So berichtet der vor: 
tragende Rat im ſächſiſchen Minifterium des Innern, Geheime Regierungsrat 
Morgenstern in einer Arbeit über das Fabrikinſpektorat im Königreich Sachſen, 
die er in der Zeitichrift des LZentralvereins für das Wohl der arbeitenden 
Klaffen „Der Arbeiterfreund“ veröffentlicht, daß nod in den jechziger Jahren 
des leßtverfloffenen Jahrhunderts auch für Frauen und Mädchen in jächjiichen 
Yabrifen eine Arbeitszeit von 14 Stunden täglich die Regel war; dazu famen 
oft noch ftundenmweite Wege nad) und von der Tyabrif. 

Es iſt befannt, wie erheblich fich jeitdem die Verhältniſſe geändert haben. 
Die Reichsgeſetzgebung hat nicht nur für Frauen, Jugendliche und Kinder einen 
erheblichen Schuß gegen eine Gefährdung der Geſundheit durch lange Fabrik— 
arbeit geichaffen, Jondern fie hat diefen Schuß aud) auf die erwachſenen Männer 
in beſonders gelundheitsichädlichen Berufen ausgedehnt. Jeder Reichstag hatte 
auf diefem Gebiet neue Tragen zu lölen. Das joziale Empfinden, aus dem 
diefe ganze moderne Gejeßgebung heworging, hat auch ganz allgemein die Be: 
itrebungen zur Verkürzung der täglichen Beichäftigungsdauer gefräftigt. Bekannt: 
lic) ſind dieſe Beftrebungen von allen deutichen Arbeitervereinigungen, die jozial: 
politiiche Ziele verfolgen, aufgenommen, darüber hinaus aber von zahlreichen 
Arbeitgebern unterftügt. Die in vielen Fabriken mit einer Verkürzung der 
Arbeitszeit angeftellten Verjuche jind mit wenigen Ausnahmen günftig auöge: 
fallen. es wird in der fürzeren Zeit nicht nur jo viel wie früher bei einer 
um 1 bis 2 Stunden längeren Arbeitsdauer geleiftet, jondern die Unternehmer 
machen auch erhebliche Erjparnifie an Beheizung und Licht. 

Dieje günftigen Erfahrungen haben dahin geführt, auch die Einführung 
der ungeteilten, durchgehenden Arbeitszeit in Fabriken und Werk: 
ftätten zu erörtern. Praktiſche Erfolge in größerem Umfange wird man in 
abjehbarer Zeit mit ihr nicht erzielen, da die Verhältniffe in Induſtrie und 
Gewerbe ſich ihrer Einführung entgegenftellen und eine Umgeltaltung nur auf 
dem Wege langjamer Entwidelung möglich ift. Im kaufmänniſchen Beruf 
hat man jedody in den legten Jahren zahlreiche Verſuche mit der Einführung 
der durchgehenden Arbeitszeit nad) engliichem Vorbild gemacht, und man jcheint 
überall mit dem Erfolge zufrieden zu fein. Die Reihsfommijjion für 
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Arbeiterftatiftif hat im September 1901 eine Erhebung über die Arbeits: 
zeit der Gehilfen und Lehrlinge in ſolchen Komtoren des Handelögewerbes und 
faufmänniichen Betrieben angeftellt, die nicht mit offenen Verkaufsſtellen ver: 
bunden find. Die Ergebniffe diefer Unterfuhung find in den Drucdjachen der 
Kommiſſion ſoeben veröffentlicht. Die Erhebung wurde in der Weiſe veranſtaltet, 
daß in jedem Bundesſtaat etwa 10°/o der in Betracht kommenden Betriebe 
befragt, aljo gewilfermaßen nur eine Stihprobe genommen wurde. Da & 
in Deutichland im vorigen Jahre nad einer Schägung des Kaiferlichen Sta: 
tiftiichen Amts etwa 162500 nicht mit offenen Berkaufsitellen verbundene Kom: 
tore gab, wurden an die Bundesftaaten 16265 Fragebogen und jpäter nochmals 
1690 derartige Bogen verteilt. Dieje Stichprobe ergab, daß in 439 Betrieben 
eine durchgehende Arbeitszeit herrichte; 97,88 °/0 hatten geteilte, 3,210 un- 
geteilte Arbeitszeit. Von den leßteren entfielen 356 auf die Großftädte, 326 von 
ihnen allein auf Berlin und Hamburg. In Mitte und Süddeutſchlaud 
it die Sitte der ungeteilten Arbeitszeit nad diefer Erhebung fait unbekannt; 
fie fommt dort in noch nicht 1/0 der unterjuchten Betriebe vor. 

Wo durchgehende Arbeitszeit üblich ift, pflegt die Dauer der Arbeit fürzer 
als in anderen Betrieben zu fein. Don den ermittelten 439 Betrieben hatten 
32,57 °/o eine Arbeitözeit von acht und weniger Stunden, 43,28 %/o eine jolde 
von acht bis neun, die übrigen eine jolche von mehr als neun Stunden. Etwas 
mehr ald zwei Drittel diefer Betriebe hatten nur eine Arbeitözeit von höchſtens 
neun Stunden. Eine andere Erhebung, die der befannte „Verein für Handlungs: 
fommis von 1858" im vorlegten Jahre über die Arbeitözeit in den Komtoren 
der deutichen Großftädte veranitaltete, ergab, daß von den 3304 befragten Be: 
trieben 426 die durchgehende Arbeitäzeit eingeführt hatten. Jedenfalls fieht man 
Ihon aus dem Ergebnis diejer jtatiftiichen Stichproben, daß die durchgehende 
Arbeitszeit im deutichen Handelögewerbe bereit3 einige Bedeutung erreicht hat. 
Eine reichere Erfahrung hat man in diefer Beziehung in verjchiedenen ftaatlichen 
Verwaltungen jammeln fünnen. In allen Bureaur der engliihen Regierung 
beiteht bereit3 jeit einer langen Reihe von Jahren eine durchgehende Arbeitszeit 
von ſechs Stunden täglid, nämlid) von 10 Uhr Morgens bis 4 Uhr Nach— 
mittagd. Auch jehr zahlreiche deutiche Behörden haben die ununterbrocdhene 
Arbeitszeit ſeit langer Zeit eingeführt, andere machen gegenwärtig einen Verjud) 
damit. E3 wird bei diefen Behörden meistens von 8 bis 3 oder 3". Uhr 
gearbeitet. 

Es ift ſchwer, daran zu zweifeln, daß weitere erhebliche Fortichritte auf 
diefem Gebiet auf dem Wege unjerer fozialen Entwidelung liegen werden. Die 
Vorteile der ungeteilten Arbeitszeit liegen aud auf jozialem und geſundheitlichem 
Gebiet. Sie ermöglicht 3. B. dad Mohnen auf dem Lande, vermindert ben 
Zug nad) den Gaftwirtichaften und ftärkt den Trieb zur Familie und zur Selbft- 
bildung durch längere abendliche Mußeſtunden. Auch ift man fich im allge: 
meinen darüber Far, dab die Leiftungen bei der durchgehenden Arbeitszeit nicht 
geringer find als bei der geteilten. Man bat hier ähnliche Erfahrungen ge: 
macht, wie mit der angemefjenen Verkürzung der Arbeitzeit in manchen in= 
duftriellen Unternehmungen. (Reichsanzeiger 1902 Nr. 219.) 
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Die Ausgabe von Iypothekenpfandbriefen und die 
Iypothekenregifter nad dem Reichshypothekenbank- 


gelch. 


Auf Grund der Gejeßesmaterialien erörtert 
von Regierungsrat Dr. Seidel in Wiesbaden. 


Hypothefenpfandbriefe im Sinne des Reichshypothekenbankgeſetzes find nur 
die auf Grund von Hypotheken oder Grundichulden ausgegebenen Schuldverjchrei: 
bungen, während die gemäß $ 5 Nr. 2, 3 an Kommunen jowie an Kleinbahn: 
unternehmungen gewährten Darlehen nur zur Ausgabe bejonderer, als ſolcher 
zu fennzeichnender Schuldverjchreibungen verpfändet werden dürfen (Hom.Ber. 9). 

Die Ausgabe von Hypothekenpfandbriefen findet ihre Grenze einerjeits in 
dem Umfange der zur Dedung der Prandbriefe vorhandenen Hypotheken oder 
Grundiculden ($ 6), andererjeits in einem Höchitbetrage, der.in den Verhält- 
niffen zu dem eigenen Kapital der Bank feitgejegt ift ($ 7; Begründung 27). 

In der erfteren Hinficht beftimmt der $ 6 Abi. 1, daß der Gejamtbetrag der 
im Umlauf befindlichen Hypothefenpfandbriefe in Höhe des Nennwertes jederzeit 
durch Hypotheken von mindeitens gleicher Höhe von mwenigftens gleichem Zins: 
ertrage gededt fein muß. Das Gleichgewicht zwiſchen Pfandbriefen und Hypo— 
thefen bildet die notwendige Grundlage des ganzen Betriebes. Handlungen, durch 
welche diejes Gleichgewicht beeinträchtigt wird, Tind deshalb im 8 37 unter 
Strafe geitellt. 

Zu den im Umlaufe befindlichen Sypothefenpfandbriefen im Sinne des Ge- 
jeßes gehören auch verlojte oder gefündigte Pfandbriefe, die am Einlölungstage 
nicht bei der Bank vorgelegt find, ferner jolche Piandbriefe, die von der Bank 
gemäß $ 5 Abi. 2 angeihafft, alſo nicht vom Pfandbriefkonto abgeichrieben, 
jondern auf Effeftenfonto gebucht find und demgemäß in der Bilanz jowohl auf 
der Aktiv» wie auf der Paſſivſeite berückſichtigt werden. 

Was die Dedung der Pfandbriefzinſen durch die Hypothefenzinjen betrifft, 
jo fommt, wie die Begründung hervorhebt, in Betracht, daß eine Beziehung 
zwiſchen einzelnen Pfandbriefen und bejtimmten Hypotheken nad) der Einrichtung 
des Geichäftsbetriebes der Hypothefenbanfen nicht beiteht; demzufolge kann auch 
nur der Gejamtbetrag der Sypothefenzinjen dem Gejamtbetrage der Pfandbrief— 
zinjen gegenüber gejtellt werden. 

Nah) 8 6 Abi. 2 müſſen die zur Dedung der Hypothefenpfandbriefe ver: 
mwendeten Hypotheken an landwirtichaftlichen Grundftüden mindeftens zur Hälfte 
aus Amortijationshypothefen beftehen, bei denen der jährliche — des 
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Schuldners nicht weniger als ein Bierteil vom Hundert des Hypothekenkapitals 
beträgt. Nur injoweit al3 eine jolche Hypothek vor der Zeit von dem Schuldner 
zurüdgezahlt wird, darf fie bis zum Ablaufe der uriprünglicd in Ausficht ge: 
nommenen Zilgungszeit durch eine Hypothek anderer Art erjegt werden. 

Die Beitimmung über die Amortijationshypothefen hat von verjchiedenen 
Seiten, insbejondere in der Kommilfion, lebhafte Anfechtung gefunden, ift aber 
ſchließlich mit der den Amortijationszwang erleichternden Aenderung, wonach der 
jährliche Tilgungsbetrag nicht weniger als ein viertel Prozent betragen jolle, 
angenommen worden. Von den Gegnern der Beitimmung wurde hervorgehoben, 
daß die Aufnahme der Zwangshypothek iniofern verfehlt jei, ald die Banken gar 
nicht in der Lage -jeien, einem Darlehensſucher, der fein Amortijationsdarlehen, 
jondern ein für beitimmte Zeit unfündbares, dann aber kündbares Darlehen 
haben wolle, ein Darlehen der erfteren Art aufzuzwingen. Wenn man die 
Banken außer Stand ſetze, dad Kreditbedürfnis der Darlehensjucher in der von 
diejen als ihrem Bedürfnis entiprechend erkannten Form zu befriedigen, jo würden 
ſich die Grundbefiger an andere Kreditgeber wenden, die ähnlihen Beſchränkungen 
nicht unterworfen ſeien; ſolche Inſtitute gebe e8 in Menge, namentlich die 
Verſicherungsgeſellſchaften, Sparkaſſen, Jnvaliditätsanftalten u. j.w. Die Folge 
der Beitimmung würde aljo nicht eine allgemeine Verbreitung der Amortijations- 
bypothefen, jondern lediglich die gänzliche Verdrängung der Hypothefenbanfen vom 
ländlichen Beleihungsgeichälte ſein. Uebrigens ſei es auch nicht richtig, daß die 
Form der Amorfitationshypothef unter allen Umftänden für die Beſitzer land- 
wirtichajtliher Grunditüde zweckmäßig und nüßlich jei; denn wenn die Erträg- 
nifje des Landwirtſchaftsbetriebes ſchlecht jeien, habe der Beliger genug zu thun, 
um fih nur eben auf jeinem Beſitz zu erhalten, und befinde ſich ganz außer: 
ftande, noch Rüdlagen behufs Tilgung jeiner Schulden zu maden. Wenn 
man ihn dazu zwingen wolle, müſſe er ſich die Mittel wiederum im Wege des 
Kredit beſchaffen. Vielſach ſei e8 auch wirtſchaftlich richtiger, dad Erübrigte 
auf Verbeſſerung des Betriebes zu verwenden. Es ericheine überhaupt nicht 
gerechtfertigt, derartige nach dem Bedürfniffe der Beteiligten fi regelnde Ver: 
hältniſſe durch gejegliche Beltimmungen feitlegen zu wollen, man jolle der wirt: 
ihaftlihen Entwidlung Raum geben. Someit die Vorausfegungen für Amor: 
tijationsdarlehen vorhanden jeien, würden die Hypothekenbanken ſchon von jelbit 
ſich bemühen, daß jene Form gewählt werde; denn fie liege in ihrem eigenen 
Intereſſe. 

Dem gegenüber iſt zu betonen, daß die Amortiſationshypothek, die ihrem 
Zwecke nad) zur allmählichen Befreiung des Grundftüdes von der Belaitung 
führt und feitend der Bank unfündbar ift ($ 18 Abi. 1), die für den land: 
wirtichaftlichen Grundbejig zwedmäßigite und erſprießlichſte Form der Kapital: 
verichuldung bildet; e8 empfiehlt ji) daher, ihre Verwendung auch bei den Be 
leihungen der Hypothefenbanfen möglichſt zu fürdern und ficher zu Stellen. Im 
übrigen jtimme id) den in den Kommiſſionsberatungen ſeitens der Regierung‘ 
vertreter und anderen Mitgliedern der Kommilfion gemachten Ausführungen, 
namentlich auch auf Grund meiner bei den Sparkaſſen gemachten Erfahrungen 
bei, daß bei den Beteiligten jelbit feineswegs immer die richtige, Einficht in die 
Vorteile, welche ihnen die Amortilation des Darlehens verichaffte, beſteht und 
häufig bei ihnen der kurzfichtige Wunſch nad einer möglichjt geringen Jahresleiſtung 
überwiegt, ohne daß im übrigen ein zwingender Grund —* vorhanden iſt. 
Da könne es nur, wie weiter geltend gemacht wurde, von Nutzen ſein, wenn 
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die Hypothekenbanken genötigt würden, mit größerem Nachdruck auf der Feſt— 
jegung einer Amortijation des Darlehensfapitals zu beſtehen. Die Vorſchrift 
des Entwurfs gebe ihnen überdies einen mehr wie genügenden Spielraum, um 
in allen Fällen, in welchen die Berhältniffe die Amortijation nicht angängig 
ericheinen lafjen, eine andere Darlehensform zu wählen; denn der Entwurf ver- 
lange nur, daß die Hälfte aller ländlichen Hypotheken aus Amortijations- 
bupothefen beitehe. Die der Begründung des Entwurfs beigefügte Tabelle zeige, 
daß faſt die Hälfte aller, aud) der ftädtiichen, Beleihungen in der Form ber 
Amortifationsdarlehen erfolgt jei; die Amortifationsdarlehen beliefen ſich auf 
faft 3 Milliarden, die jämtlichen Darlehen auf ländliche Grunditüde aber nur 
auf 728 Millionen; dieſe feien unzweifelhaft zum weitaus größten Zeile 
Amortijationsdarlehen, insbejondere in Bayern hätten die Hypothefenbanfen auf 
landwirtichaftliche Grundſtücke bisher nur Amortilationshypothefen gegeben. Von 
einer übermäßigen Beichränfung der Hypothefenbanfen könne jomit bei der Vor: 
ihrift des Entwurfes nicht die Rede jein. Eine mit derjelben übereinftimmende 
Borichrift habe bisher in Preußen nad) den Normativbeftimmungen bejtanden, 
und zwar nicht nur für die ländlichen, jondern auch für die jtädtiichen Be— 
leifungen; für die leßteren habe jie der Entwurf nicht aufgenommen; wolle 
man fie aber noch für die ländlichen Beleihungen, für die fie durchaus am 
Platze jet, bejeitigen, jo jet zu bejorgen, daß die Amortijationshypothef all- 
mählich ganz aus dem Geichäftsbetrieb der Hypothekenbanken verichwinde. 

Die im Geſetze gewählte Bezeichnung „landwirtſchaftliche Grundftüde“ 
ſchließt fich der Ausdrucksweiſe des Bürgerlichen Gejeßbucdhes (SS 582 ff.) an 
und umfaßt wie dort zugleich) die dem forjtwirtichaftlichen Betriebe oder der 
Gewinnung gärtneriicher Erzeugniife dienenden Grunditüde. Sie erjcheint, wie 
der Begründung zuzugeben it und die bisherige Praris ergeben hat, richtiger 
als die bisher übliche Unterjcheidung zwiſchen ländlichen und ftädtiichen Grund: 
ftüden, weil es nicht auf die örtliche Lage, jondern auf die wirtichaftliche Ver— 
wendung der Grundjtüde anfommt. Gegenüber dem anderen Zwecken dienenden, 
inöbejondere dem jtädtiichen Grundbefit, war eine Beichränfung der Hypotheken— 
banfen bezüglich der fyorm der Kreditgemährung nicht angezeigt. Die Amorti- 
Jationsdarlehen der Hypothekenbanken begegnen hier vielfach entichiedener Abneigung 
von ſeiten der SKreditiuchenden, die einer auf beitimmte Zeit unkündbaren 
Hypothek ohne Amortifation den Vorzug geben. Das erklärt ſich jchon aus den 
wirtichaftlihen Verhältniſſen und Bedürfniffen eines großen Teiles diejer Kredit: 
nehmer und aus den Zwecken, zu welchen die Darlehen beitimmt find. Um jo 
weniger ilt den Hypothekenbanken die Möglichkeit zu verſchränken, das Kredit— 
bedürfnis des ſtädtiſchen Grundbeſitzes in der Form, in welcher es auftritt, zu 
befriedigen. Im allgemeinen werden die Banken von ſelbſt geneigt ſein, ſo viel 
als möglich Darlehen auf Amortiſation zu geben, da dieſe ihnen erhebliche Vor— 
teile bringt, insbeſondere ihr Riſiko vermindert. Aus den Bilanzen der Hypo— 
thefenbanfen ergibt Tich denn auch, daß gerade diejenigen Banken, welche ver: 
hältnismäßig den höchiten Beitand an Amortilationshypothefen aufweilen, zu: 
meift Inſtitute find, die irgend einer Beichränfung binfichtlid) der Wahl der 
Darlehensform nicht unterliegen (Begr. 28). 

Steht der Bank eine Hypothek an einem Grumdjtüde zu, das fie zur Ver: 
bütung eines DVerluftes an der Hypothek erworben hat, jo darf dieje nad) $ 6 
Abi. 3 ald Deckung von Hypothefenpfandbriefen höchſtens mit der Hälfte "des 
Betrages in Anja gebracht werden, mit welchem fie vor dem Erwerbe des 
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Grundftüdes durch die Bank als Dedung in Anja gebradht war. Die Hypo: 
thefen unterliegen dann ihrem vollen Betrage nad) dem Vorzugsrechte der Pfand: 
briefgläubiger; aber joweit e& fi) um die Frage handelt, ob das Gleichgewicht 
zwiſchen Pfandbriefen und Hypotheken gewahrt und die Ausgabe weiterer Pfand- 
briefe zuläflig ift, find fie nur mit der Hälfte des Betrages zu berückſichtigen, 
mit dem fie früher in Rechnung geitellt waren. Dieje VBorjchrift findet auch 
im Falle des $ 40 Abi. 2 entiprechende Anwendung, wenn nämlich die Bant 
ein Grundftüd zur Verhütung von Berluften an einer ihr an dem Grundftüde 
zuftehenden Hypothek oder Grundſchuld bei der Zmangäverfteigerung erworben 
und an Stelle der gelöſchten Hypothef oder Grundihuld für ſich eine Grund- 
ſchuld hat eintragen lajjen. 

In der Kommilfion hatte ein Antrag vorgelegen, die Beichränfung des 
Anſatzes nicht auf die Hälfte, jondern auf neun Zehntel des uriprünglich an: 
genommenen Dedungswertes jeitzujegen. Der Antragiteller war der Anſicht, 
daß die von dem Entwurfe vorgejehene Einjchränfung zu weit gehe. Sei aud 
zuzugeben, daß eine Hypothek, die bei der Subhaftation des Grunditüds nicht 
herausgeboten fei, dadurch fi in der Regel als eine nicht vollkommen fichere 
herauägeftellt habe, jo fehle e8 doc) an einem Grund für die Annahme, daß fie nur 
halb jo viel wert jei, als vorauägejeßt worden war. Die Mehrheit der Kom: 
milfion war jedod; meines Erachtens zutreffend der Meinung, daß eine Herab— 
minderung des MWertanjages bloß um ein Zehntel nad) Lage der Verhältniffe 
nicht genüge, da ſolche Grundftüde häufig heruntergewirtichaitet jeien oder ſich 
in der Hand der Bank jchlecht rentieren und alles warte, daß fie noch billiger 
würden. Raſche Realijation jei in der Regel auch für die Bank das beite umd 
dazu könne die Beitimmung ala Kompelle dienen. 

Werden Hhpothefen in großen Beträgen zurüdgezahlt oder wird durd) 
andere Umftände, namentlich durdy Verluſte bei der Zmwangäverfteigerung be: 
liehener Grundftüde der Hypothefenbeftand der Bank vermindert, jo kann die 
hypothefariihe Dedung der Pfandbriefe unzureichend werden. Wie die Be 
gründung annimmt, wird der Fall allerdings nur ſelten eintreten; denn die 
Banken bejähen faft immer einen erheblichen Ueberihuß an Hypotheken gegen: 
über den Pfandbriefen und überdies jei das geftörte Gleichgewicht zwiſchen Hypo— 
thefen und Pfandbriefen in der Regel durch die Einziehung eines entiprechenden 
Betrages von Pjandbriefen alsbald wieder herzuitellen. Immerhin könne aud 
das letztere Mittel verlagen, wenn der Ankauf von Pfandbriefen wegen hoben 
Kursſtandes nicht angängig und ihre Kündigung und Rüdzahlung zufolge zeit: 
mweiligen Verzichtes auf das KHündigungsrecht oder Feſtſetzung einer längeren 
Kündigungsfrift unausführbar jei. Damit in ſolchen Fällen die Pfandbrieigläu: 
biger nicht an ihrem Rechte auf vollftändige Dedung der Pfandbriefe beeinträchtigt 
werden, iſt nah $ 6 Abi. 4 die Erſatzdeckung in Schuldverichreibungen des 
Reichs oder eines Bundesſtaates oder durch Geld (auch Banknoten, Kom.Ber. 12) 
zu Schaffen. Die Schuldverichreibungen dürfen höchſtens mit einem Betrag in 
Anſatz gebracht werden, der um fünf vom Hundert des Nennwerts unter ihrem 
jeweiligen Börjenpreile bleibt. Bei Kursrüdgängen ift die Dedung entiprechend 
zu ergänzen, durch Kursſteigerungen fann ein Teil der Dedung frei werden 
($ 31 Abi. 2). 

Während die preußiichen Normativbeitimmungen vom 27. Juni 1893 den 
Hnpothefenbanfen die Ausgabe von Pjandbriefen bis zum zwanzigfachen Betrage 
des eingezahlten Grundfapitals geftatteten, hat ſich das Reichshypothekenbank⸗ 
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gefeg im $ 7 für dem fünfzehnfachen Betrag des eingezahlten Grundfapitals 
und des ausſchließlich zur Dedung einer Unterbilanz oder zur Sicherung der 
Piandbriefgläubiger beitimmten Rejervefonds entjchieden, welcher lettere als 
beiondere Gewähr für die Pfandbriefgläubiger dient und zu anderen Zwecken 
überhaupt nicht verwendet werden darf, aljo ein unveränderliches Kapitalkonto 
daritellt. Es find diejes aljo Rejerven, welche der beliebigen Verwendung der 
Bank entzogen find. Auf diefe Weile ſollen die Verſchiedenheiten hinſichtlich 
der Vermögenslage und Kreditwürdigfeit der einzelnen Bank befjere Berüd: 
fihtigung finden, ala dieſes geichehen fann, wenn ausſchließlich auf das ein- 
bezahlte Grundkapital Gewicht gelegt wird. Wenn beijpielaweije eine Hhpothefen: 
banf, deren Aktien infolge ihrer günstigen Vermögensverhältniffe hoch im Kurſe 
ftehen, ihr Aktienkapital um 10 Millionen Mark vermehrt und die neuen 
Aktien zu einem Kurje von 140 abjett, aljo 14 Millionen Mark neues Kapital 
erhält, wovon 4 Millionen dem Nejervefonds zufließen, jo wäre ed, wie die 
Begründung betont, nicht gerechtfertigt, ihr auf Grund diejer Kapitalsvermehrung 
die Ausgabe neuer Hypothefenpfandbriefe in feinem höheren Betrage zu ges 
ftatten, als einer anderen Bank, welche die gleiche Kapitalserhöhung vornimmt, 
aber infolge ihrer weniger günstigen Lage die Aktien zum Nennwerte begeben 
muß, alfo nur 10 Millionen Mark an neuem Kapital erhält. 


Das eingezahlte Grundkapital fommt jür die Ausgabe von Hypotheken— 
plandbriefen jelbftveritändlic” nur inſoweit in Betracht, ala es noch vorhanden 
ft. Ergibt ſich infolge von Berluften eine Unterbilanz, jo iſt für die trage, 
ob weitere Pjandbriefe ausgegeben werden dürfen, nur das verminderte Kapital 
maßgebend. Ebenjo folgt aus der Natur der Sadıe, daß eine Zurüdzahlung 
oder eine Verteilung des die gejeglich vorgejchriebene Höhe (Handelsgeſetzbuch 
5 262) überiteigenden Teiles des Aktienkapitales oder Nejervefonds aus: 
geihlofien find. 

Die Erwerber der Hypothefenpfandbriefe haben ein Intereſſe daran, die für 
ihre Rechte mwejentlichen Feſtſetzungen aus den Briefen jelbjt zu entnehmen und 
in diefen Urkunden nicht auf die Satungen der Bank oder auf derartige Be: 
fimmungen verwielen zu werden. Um diefes zu wahren, jchreibt $ 8 Abi. 1 
vor, daß die für das Rechtöverhältnis zwiichen der Bank und den Pfandbrief: 
gläubigern maßgebenden Beltimmungen, insbejondere in Betreff der Kündbar— 
fit der SHhpothefenpfandbriefe, in den Hypothekenpfandbriefen erſichtlich zu 
maden find. 

Durch $ 8 Abi. 2 wird den Hypothekenbanken unterjagt, für einen längeren 
Zeitraum als 10 Jahre auf das Recht zur Rüdzahlung der Pfandbriefe zu ver: 
zihten. Die Vorſchrift joll verhindern, daß die Banken fich des einzigen Mittels 
begeben, das ihnen zu Gebote fteht, um bei anhaltendem Sinken des Zinsfußes 
und bei einer demzufolge eintretenden Verminderung der Einnahmen an 
Hypothekenzinſen das Gleichgewicht zwilhen ihren Ausgaben und Einnahmen 
berzuftellen.. Eine Friit von 10 Jahren dürfte genügen, um dem ungünitigen 
Einfluffe zu begegnen, den die Bejorgnis vor einer jederzeit möglichen Konvertierung 
auf den Kurs der Pfandbriefe auszuüben pflegt. Andererjeits ift die Friſt nicht 
jo lang, daß cine in dieſer Weife begrenzte Befeitigung des Kündigungsrechtes 
Gefahren für die Hypothekenbanken mit ſich bringen fünnte, zumal nad) $ 18 
die Banken befugt find, das Recht der Hypothekenſchuldner auf Rüdzahlung der 
Darlehen ebenfalls während einer 10 Jahre nicht überfteigenden Friſt aus- 
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zuſchließen. Der Bujammenhang beider Beitimmungen wird von jelbit dahin 
führen, daß, wenn eine Hypothekenbank für eine gewiſſe Zeit auf die Rüdzahlung 
ihrer Piandbriefe verzichtet hat, aud) die ald Unterlage dienenden Hypotheken 
im großen und ganzen für den gleichen Zeitraum unfündbar fein werden. 
Eine bejondere Vorſchrift, die den Hypothekenbanken die Einhaltung diejes Ber: 
hältniffes zur Pflicht macht, erjchien nad) der Begründung unter diejen Um: 
ftänden entbehrlid). 

Das Geſetz verlangt übrigens, jowohl was die Pfandbriefe als was die 
Hypotheken betrifft, daß die Rüdzahlung jelbft, nicht lediglich die Kündigung in 
dem Zeitpunfte, mit welchem die zehnjährige Friſt abläuft, möglich jei. Würde 
nur vorgeichrieben, daß auf die Kündigung für nicht mehr als 10 Jahre ver: 
zichtet werden dürfe, jo fünnte durch Feſtſetzung langer Kündigungsfriſten der 
Zeitraum, bis zu deffen Ablauf die Rüdzahlung ausgeſchloſſen ift, nod) erheblid 
verlängert werden. 


Den Piandbriefgläubigern darf nad $ 8 Abi. 2 Satz 2 ein Kündigung 
recht nicht eingeräumt werden. Ein joldyes Recht wäre geeignet, den Bejtand 
der Hypothefenbanf, deren Mittel in der Hauptiadhe in Hypotheken feitgelegt find, 
jederzeit in Frage zu Stellen. Sind vor dem Inkrafttreten des Gejehes 
Hppothefenpfandbriefe auögegeben, die ſeitens der Beſitzer gekündigt werden 
können, jo wird deren Umlauf durch die Vorſchrift des SS Abi. 2, die nur die 
Ausgabe jolher Pfandbriefe unterjagt, nicht berührt. 


Aehnliche Erwägungen, wie die, welche für dad Verbot eines dauernden 
Verzicht der Hypothekenbank auf das Recht zur Kündigung der Pfandbriefe 
beitimmend waren, liegen der Vorjchrift des $ 9 zu Grunde, welche die Aus: 
gabe von Pfandbriefen unterfagt, deren Einlölungswert den Nennwert über: 
fteigt. Die Beitimmming findet fi) auch bereits in den preußiichen Normativ: 
beitimmungen vom 7. Juni 1893 $ 2 Abi. 2. Die Hypothekenbanken haben 
früher, wo letztere Beitimmungen nicht Geltung hatten, vielfach Pfandbrieſe, 
die bei der Auslofung oder Kündigung mit einem Zuſchlage von zehn oder 
zwanzig vom Hundert über den Nennwert zurüdzuzahlen waren, in den Ber: 
fehr gebradjt, um jo einen günftigeren Ausgabepreis zu erzielen. Diejer Bor: 
teil wird indeffen durch die Nachteile, die mit ſolchen Pfandbriefen verbunden 
find, weit überwogen ; denn die Verpflichtung, die Prandbriefe mit einem Kapital— 
zufchlag eimzulöfen, jchließt deren vorzeitige Rückzahlung thatjählih aus, ſie 
wirkt nicht anders, als ein dauernder Verzicht auf die Kündigung außerhalb der 
gleihmäßigen zilgung. 

Dur) die I 22, 23 wird über die Führung von Hypothefenregiftern 
Beitimmung getroffen. 

Das nad) $ 22 Abſ. 1 von jeder Hypothekenbank zu führende Regifter, ın 
welcyes die zur Dedung der Pfandbriefe beitimmten Hypotheken eingetragen 
werden, bildet die Grundlage für die rechtliche Sicherſtellung der Pfandbriel: 
gläubiger; es Voll diejenigen Hypotheken erfennbar machen, welche den Gegen: 
ſtand des im S 35 vorgeſehenen Rechtes der Pfandbriefgläubiger auf vorzugs— 
weiſe Befriedigung bilden. Das Gleiche gilt von den Wertpapieren, welche in 
den Fällen des 5 6 Abſ. 4 als vorläufiger Erſatz für Hypotheken dienen. Auch 
dieſe ſind in das Hypothekenregiſter einzutragen und zwar ſo, daß die einzelnen 
Stücke nach Serie, Nummer oder anderen ſolchen Merkmalen erkennbar 
gemacht werden. 
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Die Bedeutung, welhe dem Hypothekenregiſter für die Rechte der Pfand— 
briefgläubiger zufommt, macht e8 erforderlich, aud für den Fall Vorjorge zu 
treffen, daß das Regilter ganz oder teilmeile verloren geht oder vernichtet wird. 
Zu diefem Zwecke it im $ 22 Abi. 2 vorgeichrieben, daß innerhalb des eriten 
Monats jeden Kalenderhalbjahres eine von dem nad $ 29 beitellten Treu: 
händer beglaubigte Abjchrift der Eintragungen, welche während des letzten Halb- 
jahres in dem Sypothefenregifter vorgenommen find, der Auffichtsbehörde ein= 
zureihen find und daß dieje die Abichriften aufzubewahren hat. Hierdurd wird 
den Pfandbriefgläubigern für den Fall, daß das Register ſelbſt nicht mehr vor: 
handen ift, der Nachweis der Eintragungen gefichert. 


Das Hppothefenregifter it nur dazu beitimmt, die Hypotheken, weldhe dem 
Vorzugsrechte der Pfandbriefgläubiger unterliegen, erkennbar zu machen; da: 
gegen hat es nicht den Zweck, ald mahgebende Grundlage für die Ueberwachung 
des Gleichgewichts zwiſchen Hypotheken und Pfandbriefen durch die Auffichts- 
behörde oder den Treuhänder zu dienen. Es iſt daher auch nicht Aufgabe des 
Regiiters, Auskunft über den jeweiligen Beſtand der eingetragenen Hypotheken 
zu erteilen. Die Buchführung der Hypothefenbanfen muß jelbitverftändlich To 
eingerichtet jein, daß Tih aus den Büchern ftets entnehmen läßt, welche Ab: 
zahlungen auf die einzelnen Hypothekenforderungen geleiitet und welche jonftigen 
Dlinderungen an dem Hppothefenitand eingetreten find. Indeſſen liegt fein 
zwingender Anlaß vor, für diefen Zweck die Benugung des Hypothekenregiſters 
zu verlangen. Die dazu erforderlichen Eintragungen, namentlich diejenigen für 
Amortiſationshypotheken, können überhaupt nicht in einem einzigen Buche derart 
zuſammengefaßt werden, daß „ne jederzeit den genauen Beſtand ohne weiteres 
erjichtlich; machen. Wenn im $ 30 Abi. 3 und im $ 31 Abi. 2 Beitimmungen 
über die Vornahme von Löſchungen in dem Hypothekenregiſter vorgejehen find, 
jo handelt es ſich doch nur um Lölchungen, die das Ausjcheiden eingetragener 
Hypotheken oder Wertpapiere aus den zur Pfandbriefdekung beſtimmten Gegen: 
ftänden und die Beleitigung des durch die Eintragung begründeten Vorzugs— 
rechtes der Piandbriefgläubiger bewirken, alſo um Verfügungen mit jelbitändiger 
rechtlicher Bedeutung. Dagegen brauden nachträgliche Vermerke über geleiitete 
Abzahlungen oder über jonitige Verwendungen der Hypotheken nicht in das 
Hppothefenregiiter aufgenommen zu werden. 

Dagegen hat nad) $ 23 die Bank innerhalb des zweiten Monats eines 
jeden Stalenderhalbjahres den Gejamtbetrag der Hypothekenpfandbriefe, welche 
am leßten Tage des vergangenen Halbjahres im Umlaufe waren, und den nad) 
Abzug aller Rüdzahlungen oder jonftigen Minderungen ſich ergebenden Gejamt: 
betrag der am legten Tage des vergangenen Halbjahres in das Hypotheken— 
regifter eingetragenen Hypotheken, ſowie den Gejamtbetrag der an dieſem Tage 
in das Regifter eingetragenen Wertpapiere und des in der Verwahrung des 
Treuhänders befindlichen Geldes im „Deutichen Reichsanzeiger“ und in den für 
die Veröffentlichung der Bank bejtimmten Blättern bekannt zu machen. 

Auf diefe Weife wird der Auffichtsbehörde die Wahrnehmung ihrer Aufgabe 
erleichtert, zugleich aber allen Beteiligten Gelegenheit eröffnet, ſich über die Ver— 
änderung des Berhältniffes der Hypotheken und der Pfandbriefe fortlaufend zu 
unterrichten. 

Wiſſentlich unwahre Darftellung oder Verjchleierung des Standes der Ber: 
hältniſſe fällt unter die Strafbeitimmung des $ 314 Abſ. 1 Nr. 1 9.68. 
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Sind in dem Regifter Wertpapiere oder ſolche Hypotheken eingetragen, die 
nicht ihrem vollen Betrage nad) zur Dedung von Dypothefenpfandbriefen geeignet 
find, jo ift in der Bekanntmachung anzugeben, mit welchem Betrage die Wert: 
papiere oder die Hypotheken als Dedung nit in Anja fommen ($ 23 Abi. 2). 

Diefer Zulag ift von der Kommilfion eingefügt worden, weil Hypotheken— 
banfen unter Umftänden in die Lage fommen würden, Grunditüde über die 
MWertögrenze hinaus zu beleihen, die, joweit die Hypothek zur Pfandbriefunter: 
lage verwendet werden jolle, nach den $$ 10 bis 13 eingehalten werden müſſe. 
Der Mehrbetrag werde dann aus dem Aktienkapital oder dem jonftigen Ber: 
mögen der Banf entnommen; mit Rüdficht auf die Bermögenslage des Schuldners 
oder aus jonftigen bejonderen Gründen könne dies in mehreren Fällen geredt: 
fertigt und unbedenklich jein. Ebenjo fünne es vorfommen, daß eine Baubypothef 
noch zu einem Teil ihres Betrages innerhalb der im S 12 Abſ. 3 gezogenen 
Grenze des halben Betrages des Aktienkapitals oder des zehnten Teiles des 
Geiamtbetrages der Hypotheken liege, mit dem überichießenden Betrage aber 
nicht, jo daß fie mit dem leßteren Betrag aud nicht als Piandbriefunterlage 
benußt werden dürfe. Solle in einem diejer Tyälle die Hypothek in das Hypo— 
thefenregifter aufgenommen werden, jo fünne dies nicht teilweife geichehen, viel: 
mehr hafte die ganze Hypothek den Piandbriefgläubigern nah) $ 35. Als 
ordnüungsmäßige Dedung zur Aufrechterhaltung des Gleichgewichts zwiſchen 
Piandbriefen und Hypotheken dürfe fie nichtödeitoweniger nur inſoweit in 
Anja gebracht werden, als fie ſich innerhalb der vorgejchriebenen Grenzen halte. 
Dies müfle aber auch in der nad $ 23 bekannt zu machenden Ueberficht er: 
fennbar gemadjt werden, da ſonſt unrichtige Vorftellungen über den Wert der 
in das Regilter eingetragenen Hypotheken gewedt würden. Dasjelbe gelte hin: 
fihtlih) der in das Regilter eingetragenen Wertpapiere, die aushülfsweiſe zur 
Dedung der Piandbriefe verwendet würden; denn ſolche Wertpapiere jeien nad) 
86 Abi. 3 ftets nur mit einem Abſchlage von 5 Prozent von dem Kurswert 
in Anjag zu bringen (Kom.Ber. 23). 

Die Urkunden über die in das Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken 
find nad) $ 31 Abſ. 1 unter dem gemeinfamen Verichluffe des Treuhänders und der 
Hypothefenbanf zu verwahren, jo daß fie feiner von beiden Teilen ohne die Mit: 
wirkung des andern an ſich nehmen kann. Das Gleiche gilt bezüglich der in 
das Hypothefenregifter eingetragenen Wertpapiere und des gemäß $ 6 Abi. 4 
zur Dedung der Hypothefenpfandbriefe beftimmten Geldes. Unter den Hypotheken— 
urfunden im Sinne des Gejeßes find, joweit Briefhypothefen oder Grundichulden 
in Trage stehen, auf welche das Bürgerliche Geſetzbuch Anwendung findet, die 
Hppothefenbriefe oder Grundichuldbriefe zu verjtehen; 88 1116, 1192 B.6.B. 
Art. 192, 193, 195 E. G. 3. B. G. B.; im übrigen find diejenigen Urkunden 
unter den gemeinichaftlihen Verſchluß zu bringen, weldhe zur Bornahme von 
Verfügungen über die Hhpothef erforderlid) find, in Ermangelung ſolcher die 
jenigen, weldje der Banf zum Beweis über Rechte dienen. 

Da Pländungen durch dritte Gläubiger der Bank verhindert werden jollen, 
jo muß der Mitverjchluß des Treuhänders jo beichaffen jein, daß die verſchloſſenen 
Objekte nicht mehr im Gemwahrjam der Hypothefenbant im Sinne des $ 808 
Ubi. 1 der Eivilprozekordnung find. Dazu genügt, daß fie nicht mehr im aus— 
ſchließlichen Gewahriam der Hypothefenbanf find und beiſpielsweiſe ein bejonderer 
Raum im Bankgebäude (Stahltammer oder dergleichen) mit zwei verjchiedenen 
Schlöffern verfehen ift, zu deren einem der Treuhänder den einzigen Schlüffel 
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verwahrt, derart, daß der Eintritt in diefen Raum nur unter Mitwirkung 
des Treuhänders möglich und der Treuhänder dennoch in der Lage it, gegen 
eine troßdem erfolgte Pfändung des Inhalts gemäß $ 766 der Eivilprozekordnung 
im Wege der Beichwerde einzufchreiten. Die Wideripruchöflagen aus $ 805 oder 
aus 8 771 der Givilprozekordnung fommen nidt in Betradht (vgl. auch 
$ 1206 B.6.B.). Eine Zwangsvollitrefung in die Wertpapiere oder das Geld 
it alsdann ausgeichloffen. Bei Briefhypothefen oder Grundichulden, auf welche 
das Bürgerliche Gejegbuch Anwendung findet, kann die Prändung nicht erfolgen, 
weil der Gläubiger fein Mittel hat, die Lebergabe des Briefes zu erzwingen, vgl. $ 820 
Abi. 1 der Civilprozeßordnung. Dabei ift jedoch vorausgejeßt, daß die übrigen 
in das Regiſter eingetragenen Werte oder das zur Pfandbriefdedung dienende 
Geld ohne das Objekt, gegen welches die Zwangsvollſtreckung ſich richtet, eine 
vorſchriftsmäßige Pfandbriefdeckung nicht mehr darftellen würden, andernfalls ift 
der Gläubiger in der Lage, fich die Forderung der Hypothekenbank auf Heraus: 
gabe aus $ 31 Abi. 2 überweilen zu laſſen (vgl. Göppert, Reichshypothefenbanf: 
geile ©. 62). Ohne Schuß bleiben die Pfandbriefgläubiger in Anfehung von 
Hypotheken und Grundichulden, bei welchen die Erteilung eines Briefes aus- 
geichloffen ift, $. 1116 Abi. 2 B.G.B. Die Hypothefenbanfen dürfen daher die 
Erteilung eines Briefes füglich nie ausſchließen. 

Im Weiteren bejtimmt das Geſetz die Worausjeßung, unter welcher der 
Treuhänder verpflichtet ift, Oypothefenurfunden jowie Wertpapiere und Geld aus 
dem gemeinjamen Verſchluß an die Bank herauszugeben. Hierbei iſt zwilchen 
den Fällen einer dauernden ($ 31 Abſ. 2) und denjenigen einer nur vorüber: 
gehenden ($ 31 Abi. 3) Aufgabe des Gemwahrfams zu umtericheiden. Die 
dauernde Herausgabe und zugleich die Mitwirkung des Treuhänders zur Löſchung 
im Hypothekenregiſter kann die Bank ftet3 verlangen, wenn die übrigen in das 
Negifter eingetragenen Hypotheken und Wertpapiere beziehungsmweile das Geld 
zur Dedung der im Umlaufe befindlichen Piandbriefe ausreichen, jei es, daß 
eine Ueberdeckung vorhanden war, jei e8, daß die Einziehung eines entſprechenden 
Betrages von Pfandbriefen nachgewieſen wird. Liegen dieſe Vorausjeßungen 
nicht vor, jo ift der Vertreter zur Herausgabe und zur Mitwirkung bei der 
Löſchung nur verpflichtet, wenn die Banf eine andere vorſchriftsmäßige Deckung 
in mindejtens gleicher Höhe beſchafft ($ 31 Abi. 2 Eat 1). 

Mie die Begründung hervorhebt, läßt ſich die bezeichnete Regel jedoch nicht 
auf den Fall anwenden, daß eine Hypothek von dem Schuldner zurüctbezahlt 
wird und die Banf aus dieſem Grunde die Urkunde dem Schuldner auszu: 
bändigen bat. Das Recht des Hypothekenſchuldners, die Hypothek zurüdzuzahlen 
und hierbei die Aushändigung der Hypothekenurkunde zu verlangen, darf durd) 
die Rüdfiht auf die Pfandbriefgläubiger unter feinen Umständen beeinträchtigt 
werden. Dasjelbe muß aud für die Fälle gelten, in denen die Banf von 
dem Schuldner nur teilweiſe befriedigt wird und daher gemäß 8 1145, 1167 
B.G. B. verpflichtet - ift die teilweiſe Berichtigung auf dem Briefe zu vermerken 
und den Brief zum Zmwede der Berichtigung des Grundbuches oder der Löſchung 
dem Grundbucdamt oder zum Zwede der Herftellung eines Zeilhypothefenbriefes 
der zuftändigen Behörde oder einem Notar vorzulegen. Den Schuldner berührt 
das Rechtsverhältnis zwiichen der Bank und ihren Pfandbriefgläubigern nicht, 
insbelondere kann das Vorhandenjein einer ausreichenden Dedung der Pfandbriefe 
nicht die Bedingung für die Ausübung feiner Rechte bilden. Hier bleibt viel 
mehr nur übrig, die Dedung joweit erforderlich, durd das gezahlte Geld zu er: 
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gänzen. Demgemäß beftimmt der $ 31 Abi. 2 Sat 2, dab infoweit, ala die 
Bank den Hypothekenſchuldnern gegenüber zur Aushändigung der Hypotheken— 
urfunde oder zur Vornahme der im $ 1145 B.G.B. bezeichneten Handlungen 
verpflichtet ilt, der Treuhänder die Herausgabe der Urkunde nicht verweigern 
darf, daß aber, wenn die Hypothek ganz oder teilweiſe zurüdbezahlt wird und 
die verbleibende Pfandbriefdeckung unzureichend ift, die Bank aud) feine andere 
Deckung in Sppothefen oder in Wertpapieren der im $ 6 Abi. 4 bezeichneten 
Art beihafft, das gezahlte Geld dem Treuhänder zur Verwahrung unter Mit: 
verichluß der Banf übergeben werden muß; auf dieſes Geld erftredt ſich dann 
zugleich das Vorzugsrecht der Piandbriefgläubiger ($ 35 Abi. 1 Satz 2). 

Wie die Begründung weiter ausführt, erlangt die Beitimmung voraus: 
fihtlih) nur in Ausnahmefällen praftiiche Bedeutung, da der Regel nad eine 
ausreichende Ueberdeckung vorhanden oder doch die Bank imftande jein wird, 
anderweitige Dedfung in der erforderlichen Höhe zu beſchaffen. Immerhin jei 
mit der Möglichkeit zu rechnen, daß einer Banf die hierzu nötigen Mittel nicht 
zur Verfügung Stehen, und für jolhe Fälle jei eine derartige Beſtimmung nicht 
zu entbehren, wenn die Rechte des Hypothekenſchuldners und der Prandbrief: 
gläubiger gleihmäßig gewahrt werden jollen. Dem ift durhaus zuzuftimmen. 
Zahlt der Schuldner gegen Aushändigung oder Vorlegung der Hypothefenurfunde, 
wozu er nad den SS 1144, 1145, 1167 B.6.B. berechtigt iſt, jo befindet ſich 
der Treuhänder in der Lage, dafür zu jorgen, daß das Geld unmittelbar aus 
der Hand des Schuldners in jeinen Gewahriam kommt. ZThut er dies nicht, 
iondern gibt er die Urkunde früher heraus oder leiftet umgefehrt der Schuldner 
die Zahlung, ohne auf der gleichzeitigen Aushändigung oder Vorlegung der Ur: 
kunde zu beitehen, jo hat die Bank ihrerjeits das gezahlte Geld dem Treuhänder 
zu übergeben. Cine weſentliche Verlegung diefer Verpflichtung ift im $ 37 
Abſ. 2 unter Strafe geitellt. 

Bedarf die Bank einer Sypothefenurfunde nur zum vorübergehenden Ge: 
brauche, jo iſt der Treuhänder ebenfalls verbunden, fie herauszugeben ($ 31 
Abi. 3). Eine Löſchung im Hppothefenregifter findet hier jelbitverjtändlich nicht 
itatt ; andererjeits braucht die Banf auch feine Erſatzdeckung zu beichaffen, denn 
durch die Herausgabe der Urkunde allein wird das Vorzugsreht der Prandbrief: 
gläubiger nicht berührt, und es kann dem Treuhänder überlaffen bleiben, dafür 
zu jorgen, daß die Urkunde nad) gemachtem Gebrauche in den gemeinichaftlichen 
Gewahrjam wieder zurüdgebradht wird. Eine vorübergehende Aufgabe des Mit: 
verichluffes Fan eintreten, wenn die Bank die Urkunden zum Zwecke der Prozeß— 
führung, Beteiligung an einer Zwangsverjteigerung oder Zwangäverwaltung oder 
in den in den 88 62 ff. G.O. bezeichneten Fällen haben muß. 

Uebrigens ift hier zu bemerken, daß nad $ 40 Ab}. 1 die Grundiculden 
den Hypotheken bei der Anwendung gleichgeftellt find, und daher auch auf fte 
die Beitimmungen über das Hypothekenregiſter Anwendung finden. Zwar haftet 
bei ihnen nur das Grundſtück, ohne daß daneben eine gefährliche Verbindlichkeit 
des Eigentümers oder eines andern Schuldners befteht. Dieſer Umſtand würde 
es aber nicht rechtfertigen, die Grundiculden als Unterlage von Pjandbriefen 
auszuſchließen. Die Hypothekenbanken dienen dem Real= nicht dem Perſonalkredite, 
und auch bei den Darlehen, die fie gegen Hypothek gewähren, muß die Sicherheit 
der Forderung durd den Wert des belajteten Grundftüds ohne jede Rückſicht auf 
die jonftigen Wermögensverhältniffe des Schuldners gewährleiftet fein. Uebrigens 
machen aud die Vorſchriften des Bürgerlichen Gefegbuches über die Anlegung 
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von Mündelgeldern ($ 1807 Nr. 1) feinen Unterjchied zwiichen Hypothek und 
Grundichulden. 

Auf die Rentenſchulden (B.G.B. 88 1199—1203) fonnte die Gleich— 
ftellung nicht ausgedehnt werden. Bei ihnen findet unter regelmäßigen Verhält- 
niffen eine Nüdzahlung des Kapital nicht ftatt, und den Hypothekenbanken 
würden daher, wenn fie Hppothefenpfandbriefe auf Grund von Rentenjchulden 
ausgeben, fein Mittel für regelmäßige Tilgung ohne Pfandbriefe erhalten. 
Rentenichulden find demzufolge nicht geeignet, zur Unterlage von Hypotheken— 
pfandbriefen zu dienen. 

Der $ 40 Abi. 2 ergänzt die im $ 6 Abi. 3 enthaltene Vorfchrift, nad) 
welcher die Hypothekenbank, wenn ſie ein von ihr beliehenes Grundſtück zur 
Verhütung eines Verluſtes von ihrer Hypothek erwirbt, dieſe Hypothek als Deckung 
für die Pfandbriefe weiterhin nur mit der Hälfte dee Betrages i in Anjat bringen 
darf, mit welchem fie vor jenem Erwerb als Dedung in Anja gebracht war. 
Wie die Begründung ſelbſt bemerkt, hat die erwähnte Beitimmung an ſich nur 
ein beichränftes Anwendungsgebiet; denn in dem praktisch wichtigiten Falle, daß 
die Bank das Grundſtück bei der von ihr jelbit betriebenen Zwangsverſteigerung 
übernimmt, erlischt die Hypothek, da fie nicht in das geringfte Gebot fällt. Die 
Bank ift dann nur in der Yage, an Stelle der gelöjchten Hypothek eine Grundichuld 
für ſich aufzunehmen, hierbei muß aber die Beſchränkung, welche der $ 6 Abi. 3 
hinſichtlich des in Anja zu bringenden Betrags vorficht, ebenfalls Anwendung 
finden. In diefem Sinne tft die Frage durch das Gejeß geregelt. Bon einigen 
Seiten wird die Anficht vertreten, daß der Bank für Fälle der bezeichneten Art 
die Verpflichtung auferlegt werden müſſe, ſtets eine Grundſchuld für ſich ein: 
tragen zu laffen und fie zur Dedung der Pfandbriefe zu verwenden. Hierzu 
liegt jedoch fein Anlaß vor. it eine Hypothekenbank imftande, die Dedung 
der Piandbriefe in anderer Weile zu beſchaffen, jo entipricht e8 dem Intereſſe 
der Pfandbriefgläubiger nicht, fie zur Verwendung von Grundichulden zu nötigen, 
die ihr an eigenen Grundjtüden zuftehen. 

Für den Fall, daß eine Hypothekenbank gemäß der Beitimmung des $ 5 
Abi. 1 Nr. 2 jog. Kommunalobligationen ausgibt, geitaltet ſich das Ber: 
hältnis diefer Sculdverichreibungen gegenüber den ihnen zu Grunde liegenden 
nicht bypothefariichen Forderungen in derjelben Weiſe mie das Verhältnis der 
Hppothefenpfandbriefe zu den Hypotheken. Die betrefienden Darlehensforderungen 
der Bank bilden die bejondere Dedung der Kommunalobligationen, und den 
Befigern der Obligationen muß daher das Recht, ſich borzugßieile aus Diejen 
Forderungen zu befriedigen, eingeräumt werden. Im $ 41 Abſ. 1 find dem- 
gemäß die für die Pfandbriefe und Hypotheken — Vorſchriften, ſoweit 
ſie ſich zur Uebertragung eignen, auf die Kommunalobligationen und die ihnen 
zu Grunde liegenden nicht hypothekariſchen Forderungen für entſprechend an— 
wendbar erklärt. 

Zur Anwendung kommen hiernach: 

1. die Vorſchriften des $ 6 Abſ. 1 und 4 hinſichtlich der Höhe der 
Dedung für die Kommunalobligationen durch Darlehensforderungen der be— 
zeichneten Art und die Beihaffung einer Erjaßdefung in Ausnahmefällen ; 

2. die Vorſchriften des $ 8 hHinfichtlid) der Ausgabe von Kommunal: 
obligationen, deren Einlöjungswert den Nennwert überjteigt; 

3. die Vorſchrift des $ 22 Hinfichtlih der Anlegung eines Regiſters für 
die zur Dedung bejtimmten Darlehensforderungen, jowie für die zur Erſatz— 
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defung beitimmten Wertpapiere und hinſichtlich der Halbjährlihen Mitteilung 
der Eintragungen an die Auffichtsbehörde ; 

4. die Vorſchrift des $ 23 über die halbjährliche Veröffentlichung des 
Gejamtbetrages der im Umlaufe befindlichen Schuldverichreibungen, ſowie des 
Standes der Dedung; 

5. die Vorichriiten des $ 25 über die bilanzmäßige Behandlung eines bei 
der Ausgabe der Kommunalobligationen entitandenen Disagios und der durch 
die Ausgabe entitandenen Koſten, ſowie die Vorichrift, daß Aniprüce der Bant 
auf Jahresleiſtung der Darlehensichuldner für die auf das Bilanzjahr folgende 
Zeit nicht in die Aktiven der Bilanz aufgenommen werden dürfen; 

6. die Vorjchriften des $ 26 Hinfichtlich der Verwendung eines bei der 
Ausgabe von Kommunalobligationen erzielten Agios; 

7. die Vorſchriften der SS 29—34 infjofern, als der für die Bank be 
ftellte Treuhänder und deifen Stellvertreter die nämlichen Verrichtungen, welche 
ihm zum Zwecke der Sicherung der Privatgläubiger obliegen, auch zum Zweck der 
Sicherung der Obligationsgläubiger auszuüben hat; 

8. die Vorſchriften des 3 35 hinſichtlich der bevorredhtigten Befriedigung 
der Obligationsgläubiger aus den in das Regiſter eingetragenen Darlehens: 
forderungen und Wertpapieren, jowie aus dem unter dem Meitverichlufje des 
Treuhänders befindlichen Gelde, hinfichtlich ihrer Befriedigung wegen ded Aus: 
falls, Hinfichtlid der im Beſitze der Bank befindlichen Obligationen und hin: 
fihtlih der Verſammlungen der Obligationsgläubiger ; 

9. die Strafvorjhriften der SI 36—38. 

Den Hödjitbetrag, bis zu welchem Kommunalobligationen ausgegeben 
werden dürfen, beitimmt das Gejeg nicht in der Weile, daß Kommunal: 
obligationen und Hypothekenpfandbriefe zulammen fich ſtets innerhalb der im 
$ 7 bezeichneten Grenze, nämlich innerhalb des fünfzehnfachen Betrags des ein: 
gezahlten Grundfapitald und gewiſſer Nejerven der Bank, halten müßten. Biel: 
mehr ijt mit Rüdfiht auf den beionderen Grad von Sicherheit, melden 
Torderungen an Gemeinden und andere öffentliche Körperſchaften bieten, im 
8 41 Abi. 2 geftattet, daß die Kommunalobligationen unter Hinzurechnung 
der Sppothefenpfandbriefe den für die legteren im $ 7 vorgejehenen Höchſt— 
betrag um ein Fünftel überfteigen. Kommunalobligationen und Pfandbriefe 
können hiernach zujammen bis zum achtzehnfachen Betrage des eigenen Kapitals 
der Banf ausgegeben werden, jedody mit der Maßgabe, dab die Pfandbriefe 
für ſich aud hier den fünfzehnfachen Betrag nicht überfteigen dürfen. 

Die Vorſchriften der SS 10—21 über die Bedingungen für die Gewährung 
bypothefariicher Darlehen laſſen jelbjtveritändlich feine Anwendung auf die nicht 
hypothekariſchen Darlehen an öffentliche Körperjchaften zu. Die Bedingungen, 
unter welchen dieſe Darlehen zu gewähren find, müſſen der Feſtſetzung im 
einzelnen Falle überlaffen bleiben. 

Aehnlich wie mit den Kommunalobligationen verhält e& ſich im rechtlicher 
Beziehung mit den Schuldverichreibungen, welche eine Hypothekenbank auf Grund 
von Darlehen ausgibt, die an Kleinbahnunternehmungen gegen VBerpfändung 
der Bahn gewährt werden ($ 5 Abi. 1 Nr. 3). Die Boricriften, welche nad) 
$ 41 bezüglic; der Kommunalobligationen und der ihnen zu Grunde liegenden 
Forderungen maßgebend find, bilden aud) für die Regelung des Verhältnifie 
der Kleinbahnobligationen und der ihnen al3 Unterlage dienenden Pfand: 
forderungen die Grundlage und find daher im $ 42 Abſ. 1 auf diejes Verhältnis 
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für anwendbar erklärt. Dagegen iſt die beſondere Beſtimmung, welche der $ 41 
Abi. 2 in Anſehung des Höchttbetrages der Kommunalobligationen enthält, auf 
die Kleinbahnobligationen nicht zu übertragen. Dieje dürfen mit Einjchluß der 
Hypothefenpfandbriefe den fünfzehnfachen Betrag des im $ 7 bezeichneten Kapitals 
der Bank unter feinen Umständen überjchreiten. Sie find deshalb aud), 
wenn neben Kleinbahnobligationen und Hypothekenpfandbriefen zugleich Kommunal— 
obligationen ausgegeben werden, bei Berechnung des Höchſtbetrages der letzteren 
ebenſo wie die Hypothekenpfandbriefe in Anrechnung zu bringen. Darlehen aus 
Kleinbahnunternehmungen werden übrigens nicht ausſchließlich gegen Verpfändung 
der Bahn, ſondern auch gegen Uebernahme einer Garantie ſeitens einer Gemeinde 
oder eines größeren Kommunalverbandes gegeben. Damit eine Hypothekenbank, 
die beide Arten von Darlehen an Kleinbahnunternehmungen gewährt, ſich nicht 
genötigt ſieht, auf Grund dieſer Darlehensforderungen zwei verſchiedene Gattungen 
von Schuldverſchreibungen, nämlich teils eigentliche Kleinbahnobligationen, teils 
Kommunalobligationen, auszugeben, geſtattet der $ 42 Abſ. 2, daß in dem ge— 
dachten Falle, wenn die Satung der Bank eine entiprechende Beitimmung 
enthält, auf Grund beider Arten von Darlehensforderungen nur eine und diejelbe 
Gattung von Schuldverjchreibungen ausgegeben wird, nämlich Kleinbahnobligationen. 
Beide Arten von Darlehensforderungen zulammen ftehen dann ſowohl hinſichtlich 
der Aufrechterhaltung des Gleichgewichts zwiichen Forderungen und Sthuld- 
verjehreibungen ala hinfichtlich der Eintragung in das Regiſter und des Vorzugs- 
rechts der Ecyuldverichreibungsbefiger wie Forderungen einer und derjelben Art 
den Kleinbahnobligationen gegenüber. Für den Höchſtbetrag der ‚Obligationen 
bleibt in einem joldyen Falle die Vorichrift des $ 42 Abi. 1 Sab 2 maßgebend, 
ohne daß zu unterjcheiden wäre, ob die zu Grunde liegenden Darlehensforderungen 
der Bank durch eine Garantie von Gemeinden und jonitigen Kommunalverbänden 
oder durd ein Pfandrecht an der Bahn gefichert find. Auch ſoweit die eritere 
Vorausjegung zutrifft, kann die Vorichrift des S 41 Abi. 2, durch welche den 
Kommumnalobligationen hinſichtlich des zuläfligen Höchitbetrages eine bejondere 
Begünstigung gewährt wird, hier feine Anwendung finden. Da es übrigens 
für die Beurteilung des Wertes der Kleinbahnobligationen von erheblicher Be— 
deutung ift, in welchem Umfange fie durch garantierte oder durd) pfandrechtlich 
gelicherte Darlehensforderungen gededt find, jo ſchreibt das Geje vor, daß die 
Bank in der Bilanz oder in dem ahresberichte die Forderungen der einen wie 
der anderen Art ihrem Gejamtbetrage nad) anzugeben hat. 

Im übrigen konnten die Bedingungen für die Gewährung von Darlehen 
an Kleinbahnunternehmungen, namentlich der auf die Beleihungsgrenze und die 
Mertövermittelung bezüglichen Grundjäße, im Geſetze jelbit feine eingehendere 
Regelung finden. Der $ 42 Abi. 3 beitimmt daher, daß die allgemeinen 
Bedingungen der Darlehensgewährung von der Hypothekenbank feitzuitellen und 
der Auffichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen find. Letztere ift dadurch in 
der Lage, diefe Beleihungen rififofrei zu geftalten. 

Schließlich ift auf Veranlaſſung der Reichſstagskommiſſion $ 13 Abſ. 2 
für entſprechend anmendbar erklärt worden, wonad für den Tall, daß eine 
Hppothefenbanf Darlehen an Kleinbahnunternehmungen in einem Bundesftaat 
gewährt, in dem ſie nicht ihren Si hat, die Einreihung der non der Bank 
feſtgeſetzten Beleihungsgrundjäge auch bei der Auflichtsbehörde diejes Bundes— 
ftaates vorzujchreiben und die Beichlußfaffung über etwaige Beanftandungen dem 
Bundesrate zu übertragen ift. 


Die rechtlichen Grenzen der Gehorfamspflicht und 
die Berantwortlichkeit für auf Befehl begangene 
Handlungen. 


on Dr. jur. Panl Sauer in Münden. 


Die Organifation der menschlichen Gejellichaft auf der Grundlage einer 
bis ins Eleinfte durchgeführten Arbeitsteilung bringt e8 notwendig mit fich, daß 
alle Glieder des Staates und der Gejellihaft in ein Verhältnis der wechjeljeitigen 
Ueber: und Unterordnung zu einander treten, welches allein eine richtige Funktion 
des jozialen Körpers gewährleiitet ; vom Fürſten herab bis zum letzten Bettler: 
überall wo fi eine Anzahl von Menſchen durch Natur, Gejeß oder Bertrag 
zu einem Verbande zulammenjchließt, muß e8 einen gemeinfamen Willen geben, 
dem fich der einzelne beugt, es muß Einen geben, der das Recht hat zu befehlen 
und viele, denen die Pflicht auferlegt ift, zu gehorchen. 

Nun find dieje verjchiedenen Gewalt: und Unterwerfungsverhältnifie, die 
uns im Leben begegnen, injolange ohne hervorragendes rechtliches Intereſſe, als 
der Befehlende thatſächlich im ſtande und gewillt iſt, ſeine Gewalt in den Dienſt 
der Geſamtheit oder doch ſolcher Privatintereſſen zu ſtellen, die dem Wohle der 
Geſamtheit nicht entgegengeſetzt ſind. Aber nicht immer kommt die Macht zu 
befehlen in die richtigen Hände, nur zu oft wird fie von Unfähigen oder Bös— 
willigen zur Erreihung jchädlicher Zwecke mißbraucht. Dieſelbe Macht, die 
— in richtigen Grenzen angewendet — eine joziale Notwendigfeit ift, kann un: 
endlich verderblich werden, wenn fie in den Dienft der Selbftiucht und der 
Leidenſchaft gezwungen wird. 

Dieje Folgen müſſen paralyjiert werden, indem der Pflicht zu gehorden 
das Recht gegenüber gejtellt wird, den Gehorjam zu verweigern, wenn ber 
empfangene Befehl eine Verlegung von Recht und Geſetz bezwedt ; grundjäglid 
ift zu verlangen, daß e3 weder einen unbedingt verbindlichen Befehl, noch blinden 
Gehorjam gibt, vielmehr jeder Menſch für die Rechtmäßigkeit jeiner Handlungen 
verantwortlih it, mag er in Ausführung eines Befehles oder aus eigener 
Initiative thätig geworden ſein.) 

Aber diejer Grundjag, jo einfach und jelbitveritändlic er ericheinen mag, 
genügt feineawegs für alle Verhältniffe. Es gibt zahlreiche Fälle, in denen ein 
raſcher, bedingungsloſer Gehorfam zwingendes Erfordernis ift, wo es ſchlechter— 
dings nicht angeht, daß der Untergebene die Pflicht oder auch nur das Recht 
hat, den erhaltenen Befehl einer ſelbſtverantwortlichen Nachprüfung zu unter: 
ziehen. So ift e& denkbar, daß der im Intereſſe der Allgemeinheit gejeßte 


) Vgl. Zeyier, Med. ad pandectas, spec. 534 Th. 1. 
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Zwang zu gehorchen in Widerſpruch tritt mit der grundjäßlichen Pflicht des 
Individuums, die Gejegmäßigfeit aller feiner Handlungen zu vertreten. 

Bereits jeit Jahrhunderten bemüht ſich die Wiſſenſchaft in Literatur und 
Gejeßgebung, diefen Konflift durch eine Hare, für alle Fälle zur Anwendung 
bereite Formel zu löjen. Schon die leges Bajuwariorum erörtern die Frage, 
inwieweit eine auf Bejehl begangene Handlung ftraffrei iſt) und jeither haben 
Yuriften und Philoſophen aller Richtungen das Thema zu erichöpfen verjucht 
und find — je nachdem fie den Konftitutionalismus oder den Abjolutismus 
auf ihre Fahne gejchrieben hatten, je nachdem fie im Rechts: oder im ‘Polizei: 
ftaat ihr politiiches Jdeal erblicten, zu grundverichiedenen Rejultaten gefommen.?) 

Bei der vieljeitigen literariichen Erörterung, die fi an die Frage nad) 
den Grenzen der Befehlögewalt gefnüpft hat, mag es auffallend ericheinen, daß 
alle Autoren, die diejelbe von der politiihen und jozialen Seite behandeln, fi) 
auf das ftaatsrechtliche Verhältnis zwiſchen vorgejegten und untergebenen Be: 
amten beichränfen, während alle jonjtigen im Xeben vorfommenden Unter: 
werfungsverhältniffe lediglich von den Kriminaliften unter dem Geſichtspunkte des 
Schuldausichliegungsgrundes betrachtet werden. Und doch iſt die ftrafrechtliche 
Seite der Frage von weit geringerem Intereſſe, wie die privat: und ſtaatsrecht— 
liche ; wenn hier durch klare und beitimmte Rechtsregeln feitgelegt iſt, inwieweit 
die Verpflichtung gegeben ift, einen auf Begehung einer rechtswidrigen Handlung 
gerichteten Befehl zu vollziehen, jo jteht für den Kriminaliſten mit voller Sicher: 
heit jeit, warın der Befehl als Schuldausichließungsgrund wirkt und demgegen- 
über haben die Erörterungen, ob der Befehlende Anſtifter oder mittelbarer 
Thäter it, ob der Schuldausichliegungsgrund des $ 52 oder 59 R.St. G. B. in 
Betracht fommt, nur untergeordnete theoretiiche Bedeutung. 


Es ijt deshalb vielleicht nicht ohne nterefje, neben den auf Gele und 
öffentlid) rechtlichem Bertrag?) beruhenden Unterwerfungsverhältniffen aud) die 
fi) auf den Familienverband und Privatverträge gründenden im Hinblid darauf 
zu unterjuchen, inwieweit ein Befehl, der auf Begehung einer rechtäverlegenden 
Handlung gerichtet ift, verbindliche Kraft hat. Bei diefer Gelegenheit wird der 
Berjud gemacht werden, zu zeigen, daß alle derartigen Verhältniffe unter ein 
und demjelben Gefichtswinfel betrachtet und nad) einer Regel behandelt werden 
fönnen, daß die Refultate, welche die juriftiiche Wiffenichaft für die Gehorjams- 
pfliht der Beamten gewonnen hat, in verallgemeinernder Formulierung auf alle 
Unterwerfungsverhältniffe zur Anwendung gelangen können. 


Zu Beginn der Erörterung mag es geftattet fein, einen furzen Weberblid 
über die verjchiedenen Verſuche zu geben, welche die Theorie im Laufe der Zeit 
unternommen hat, um den Widerſpruch zwiichen der Gehorjamspflicht gegenüber 


a Den Befehl ald Schuldausſchließungsgrund beriücdjichtigten: Codex juris bavariei 
eriminalis T. Ic. 1$42; Constitutio eriminalis Theresiana Art. 11 $ 8; frangöi. Code 
penal v. 1810 Art. 327; Code pénal belgue v. 1867 Art. 260; Codice penale italiano 
v. 1889 Art. 49; jowie — deutſche Bartikularitrafgejege. Bal. ferner Preuß. Algen. 
Sandredt T. I Ti. VI 34 

2) Bgl. insbeſondere ER Hobbes, de cive cap. 12; Boehmer, opusculum de jure 
epistalmatis 1735 cap. III; Grotius, de jure belli et paeis lib. I cap. 1; Bufendorf, de jure 
naturae et gentium lib. VIII cap. 1; ®oenner, der Staatsdienit aus dem Gejichtspunft 
des Rechts 2c. 1808 ©. 202 ff.; Seuffert, von den Verhältnijien des Staates ıc. 1793 $ 57. 

°) Dieje Auffafiung des Beamtenverhältnijies vertritt Verfaſſer im Anſchluß an 
Rehms vortrefilihe Ausführungen über die rechtliche Natur des Beamtenverhältnified 
(Annalen des Deutichen Reichs 1884 ©. 565 fi., 1885 ©. 15 ff.), 
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den Oberen auf der einen, ‚gegenüber dem Gejege auf der anderen Seite zu einer 
billigen Löfung zu führen.) 

In älterer Zeit galt im Verhältnis des Staates zu jeinen Dienern und 
Unterthanen unbedingteite Unterordnung und blinder Gehorfam als zwingende 
Norm. Noch Baldus und Hobbes ftehen auf rein abjolutiftiihem Stand: 
punft und jede Auflehnung gegen den Staat und jeine Organe erjcheint ihnen 
als jchwerfte Rechtsverletzung. Mit dem fiegreichen Vordringen der naturredt: 
lihen Anſchauungen macht fid) eine entgegengejegte Richtung geltend, die jeg: 
lichen Befehl, der ſich mit ftaatlichen Rechtsnormen oder anerkannten Rechten in 
Widerſpruch ſetzt, für Ichlechterdings unverbindlid) erklärt. Vielleicht ihren 
ſchärfſten Ausdruck hat dieſe Richtung gefunden in dem Satze Leyſers: ..Inferior 
injusta superioris jussa exsequi nec debet nec potest, si exsequitur pocecat 
contra jus divinum tam naturale quam positivum.“ 

Aber bereits im Schoße der naturrechtlichen — ſelbſt bricht ſich die 
Erkenntnis Bahn, daß in vielen Fällen eine unbedingte Prüfungspflicht des 
Befehlsempfängers mit dem ſtaatlichen Intereſſe unvereinbar iſt und auch die 
Schriftſteller konſtitutioneller Richtung konnten ſich der Einſicht nicht verſchließen, 
daß das Intereſſe an dem wohlgeordneten Gang der Staatsmaſchine unter Um: 
ſtänden höher ftehen fann, als ſelbſt die Heiligkeit der Geſetze. Es ſind im 
wejentlichen zwei Werjuche, welche zur Löjung diejes Widerjpruches unternommen 
wurden: während Grotius, Pufendorf, Leyfer und einige andere ältere Juriſten 
die Anſicht vertreten, es habe der Untergebene einen offenbar geſetzwidrigen 
Befehl gegenüber den Gehorſam unbedingt zu verweigern, derjelbe jei jedoch dann 
zu gehorchen verpflichtet, wenn er über die Geiegmwidrigfeit des erhaltenen Befehls 
im Zweifel jei, wird hauptiächlich von Seuffert und Gönner die Anichauung 
vertreten, es müſſe der Untergebene, der über die Gejegmäßigfeit eines Befehls 
Bedenfen habe, deswegen höheren Ortes vorftellig werden. Werde der Befehl 
daraufhin aufrechterhalten, jo habe er denjelben unverweigerlicy auszuführen und 
jei damit von jeder Verantwortung entlajtet. 

Das Bedenkliche dieler leßtgenannten Anſchauung — man hat fie pafiend 
die Remonitrationstheorie genannt — liegt auf der Hand. Denn ab: 
gejehen davon, daß eine unerhörte Geichäftsverichleppung die notwendige Folge 
wäre, wenn der Untergebene das Recht hätte, jeden erhaltenen Befehl noch ein- 
mal zur Nachprüfung zurüdzugeben, ift es auch logiſch undenkbar, daß ein 
rechtäwidriger Befehl dadurd zum rechtmäßigen wird, daß man ihn zweimal 
erteilt. Nichtödeitoweniger hat ſich nicht nur die Theorie, jondern aud eine 
ganze Reihe deuticher Partikulargejege”), unter anderen aud die preußiiche 
Militärgerihtsordnung ($ 79) diefe Anſchauung zu eigen gemadht. 

Weit mehr Berechtigung hat demgegenüber die ältere Theorie, es mülle 
der Untergebene im Zweifelsfalle gehordhen, fie bat auch einen eigentlichen 
Widerſpruch niemals gefunden und wird nod in jüngfter Zeit von einigen 
Schriſtſtellern aufrecht erhalten.*) Indeſſen wenn dieſe Anſicht auch im Grund 


r) Eine eingehende Darftellung und fritiihe Beiprehung der gejamten Literatur 
findet ich bei Freund, „Die Verantwortlichkeit der Beamten für die Geſetzmäßigkeit ihret 
Amtshandlungen ꝛc.“, im Archiv für öffentliches Recht, Bd. I ©. 108 ff. und 355 ft. 

) A. a. O. Theis I. 

) Sächſiſches Staatsdienergeſetz $ 7; braunſchweigiſches Geſetz über den Civilſtaats— 
dienſt von 1832; ſächſiſch-altenburgiſches Geſetz vom 8, Oktober 1861 $ 11; ſchaumburg— 
lippeſche Verfaſſungsurkunde Art. 63. 

*) Vgl. Georg Meyer, Lehrbuch des deutſchen Staatsrechtes ©. 371. 
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gedanken richtig iſt, jo können doch zwei Bedenken gegen diejelbe nicht zurück— 
gehalten werden. Einmal kommen jämtlice Schriftiteller, welche dieſe Zweifels- 
theorie verteidigen, zu derjelben nicht auf Grund rechtlicher Schlüffe, ſondern 
lediglich aus praftiihen und politiihen Erwägungen, jo daß die Aufitellung der- 
jelben wenigftens vom Standpunfte des Juriften aus weit mehr einer nod zu 
beweijenden pelitio principii, als dem Reſultate wiſſenſchaftlicher Unterfuchungen 
gleiht. Zum anderen aber ift die Enticheidung auch unzulänglich, denn fie 
verichweigt uns vollitändig, wann ber Untergebene berechtigter Weiſe zweifeln 
darf und wann jein Zweifel ausgejchloffen ift, fie gibt feinen Aufichluß über 
die doch jicher möglichen Fälle, in denen der Irrtum des Untergebenen über die 
Rehtmäßigfeit des erhaltenen Bejehls ein pflichtwidriger oder wenigſtens grob 
fahrläfliger it, die Enticheidung darüber ganz dem jubjektiven Ermeſſen des 
Richters überlaffend. Und gerade hier ift dad Bedürfnis nad) einer objektiven 
Norm gegeben, es ift überaus wünjchenswert, daß das Gericht im Einzelfalle 
jofort enticheiden kann, ob hier eine Handlung vorliegt, Hinfichtlich deren eine 
Prüfungspflict des Untergebenen bejtand, oder der Fall wirklich jo zweifelhaft 
lag, daß derjelbe das Recht hatte, zu gehordhen. 

Diefe Norm ſucht Laband') und nad ihm freund?) für das Beamtenrecht 
zu jchaffen. Es habe, jo wird von diejen Autoren ausgeführt, der Untergebene 
lediglich die Pflicht, zu prüfen, ob der Befehl von zuftändigen Vorgeſetzten in 
richtiger Form erteilt war, joferne diefe — rein formellen — Vorausſetzungen 
gegeben jeien, ſei er zu gehorchen unbedingt verpflichtet; fehlten fie, jo handle 
der Gehordende jedenfalls auf eigene Verantwortung. Dieje Formel wird in 
der That den meilten Fällen gerecht werden, gegenüber der Zmeifelätheorie hat 
fie jedoch den Nachteil, daß nad) ihr — joferne nur die formellen VBorausjegungen 
vorliegen — die Gehorjamspfliht auch dann nicht cejfiert, wenn dem Ge- 
horchenden die materielle Rechtswidrigfeit des erhaltenen Befehles pofitiv be: 
fannt war. Eine jolde Möglichkeit widerjpriht aber dem in allen kon— 
ftitutionellen Staaten anerkannten Grundjag von der Verantwortlichkeit jedes 
Bürgers für die nad aller jeiner Handlungen. 

Diefer Schwierigkeit jucht Seydel') dadurch zu begegnen, daß er Gehorjam 
nur für den Dienftbejehl des Vorgejegten beanſprucht und mit Recht aus- 
einanderjegt, ein Dienjtbefehl fünne eine ftrafbare Handlung nicht zum Gegen: 
ftand haben, ein Befehl, der eine ſolche bezwede, ſei fein dienftlicher und ver: 
pflichte daher nicht zu Gehorſam. Dem ift jedod vielleicht zu entgegnen, daß 
damit jojort wieder ein volles materielles Prüfungsrecht des Gehorchenden auäge- 
ſprochen ift; jobald derjelbe in diejem Sinne zu prüfen hat, ob Dienftbefehl vorliegt, 
trifft ihn volle Verantwortung für den Ausfall diefer Prüfung. Es wird daher 
unvermeidlich jein, fortzufahren: Es gibt fälle, in denen der Untergebene im 
Zweifel jein kann, ob ein Dienftbejehl vorliegt. Iſt er diesfalls zu gehorchen 
berechtigt? 

Der einzige Autor, der hierauf eine Antwort gibt, ift Otto Mayer.‘) 
Nach ihm liegt die Gehoriamäapflicht der Beamten nicht in der verbindlichen Kraft 
des Befehles jondern in jeiner eigenen Dienftpflicht begründet. Auf Grund 
dieſer Dienitpflicht ift er berufen, wenn gewiſſe, geſetzlich normierte Voraus: 


1) Laband, Staatörecht des Deutichen Reiches, 3. Auflage, Bd. II. ©. 417 ff. 
) A. a. O. 


2) Bayeriſches Staatsrecht Bb. III ©. 390. 
) Deutſches VBerwaltungsreht Bd. II ©. 239. 
Annalen des Deutfchen Neichs, 1902, HT 


890 Bauer. Die rehtlihen Grenzen der Gehorjamspflicht 


jegungen vorliegen, den Kreis jeiner Zuftändigfeit wahrzunehmen, wozu möglicher: 
weile auch die Ausführung von Befehlen gehören kann. Andere Borausfegungen, 
als die im Gejeß beitimmten, hat er nicht nadhzuprüfen. Unter welchen Um: 
ftänden aber ein Befehl troß PVorliegens aller Borausfegungen eine rechts— 
widrige Handlung bezweden kann, ohne daß der Untergebene dies erkennen muß, 
darüber fehlt aud) bei Otto Mayer die Antwort. 

Wenn die folgenden Ausführungen ſich bemühen, dieje Frage zu enticheiden 
und gleichzeitig — wie ſchon oben erwähnt — die Gehorjamspflicht für alle 
Tälle des bürgerlichen und ftaatlichen Lebens zu begrenzen, jo wird fi) — 
wenn anders die eigene Anſchauung im Zufammenhang entwidelt werden joll — 
nicht umgehen laſſen, vieles deilen, was bei ber Beiprechung der einzelnen 
Theorien vorweg genommen werden mußte, zu wiederholen, um jo mehr, als 
ſich natürlid” die zu entwidelnde Anſicht — insbejondere im Gebiete des 
Beamtenrechtes — in manchen nicht unerheblichen Punkten mit den bejprochenen 
Lehrmeinungen im Einklang befindet. 


Den Ausgangspunkt für die Enticheidung bildet — wie jchon oben an— 
gedeutet -— das Ariom, daß jeder Staatsbürger im Rahmen feiner Handlungs: 
und Geichäjtsfähigfeit für die Gejegmäßigfeit feiner Handlungen verantwortlich) 
iſt, — die Gejeße des Staates find für alle Bürger verbindlich, neben ihnen 
kann weder das Recht beitehen, eine Gejeßesverlegung anzuordnen, noch die Pflicht, 
einem derartigen vechtöverlegenden Befehl nachzuleben. Diefer Sat beanſprucht 
jedenfalls uneingeichränfte Geltung in allen jenen Fällen, wo der Empfänger 
des Befehls die Rechtswidrigfeit der ihm angejonnenen Handlung erkennt, hier 
cejfiert — daran ift troß der entgegenitehenden Anficht einiger Schriftiteller, 
troß dem jcheinbar mwiderjprechenden Zerte des deutichen Militärftrafgeiegbuches') 
unbedingt feſtzuhalten — jchlechterdings jede Gehorſamspflicht. Die folgenden 
Ausführungen jollen zeigen, daß jelbit im Militärrecht, wo dieſe Pflicht im 
Intereſſe der Disziplin eine viel weitergehende ift wie in allen anderen Per: 
hältnifjen, die Berpflichtung, eine als ſolche Klar erfannte Rechtswidrigkeit zu 
begehen, niemals beiteht. 

Es handelt jich ſonach lediglich um diejenigen Fälle, wo die Rechtäwidrig: 
feit der verlangten Handlung nicht jofort in die Augen jpringt, wo demnad 
der Empfänger des Befehls die Verpflichtung hätte, denjelben auf feine Geſetz— 
mäßigfeit zu unterjuchen und je nach dem Ausfall dieſer — auf eigene Verant: 
wortung ausgeführten — Prüfung gehorchen müßte oder aber den Gehoriam 
zu verweigern berechtigt wäre. in derartiges Prüfungsrecht verträgt ſich nun 
in zahlreihen Berhältniffen weder mit dem in Familie und Staat unentbebr: 
lichen Gefühl von Autorität und Disziplin, noch mit dem die Grundlage der 
heutigen Staatäverfaffung bildenden Syitem der Centralijation der Verwaltung. 
Es hieße nicht nur unſere ganze Behördenorganijation, ſondern jchlechterdings 
jedes auf Autorität und Gehorjam beruhende Verhältnis auf den Kopf ftellen, 
wollte man an Stelle der Gehorjamäpflicht allenthalben ein ſelbſtverantwortliches 
Prüfungsrecht jegen. Dann wäre in der That, wie Laband mit Recht bemerft?), 
die höchſte Inſtanz in Civilſachen der Gerichtsvollzieher, in Strafiadyen der 
Gefängnisdiener, und der Rentamtsbote hätte über die Steuererhebung zu befinden. 
Zur Enticheidung dieſes Dilemmas werden wir am beiten von der vor: 





9 N AT. 
?) Bgl. Laband a. a. O. J. ©. 4%. 
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beiprochenen Zweifelötheorie auögehen, melde Leyſer (I. c. Th. XID kurz und 
bündig in den Sat zujammengefaßt: „Inferior jussa superioris de quorum 
justitia dubitat, impune exsequitur.‘* Soweit der Untergebene nicht klar 
erkennen kann, daß ihm eine rechtswidrige Handlung zugemutet wird, iſt er 
zur Vollziehung des ihm erteilten Befehls verpflichtet, e8 fan demnad), wenn 
derjelbe ſich nachträglic doch als rechtswidrig erweiſt, eine ſtraf- und civilvecht- 
liche Verantwortlichkeit nicht in Frage kommen. 

Ein Zweifel über die Rechtmäßigkeit eines erhaltenen Bejehls ift nun jeden: 
falls überall da ausgeſchloſſen, wo derjelbe offenfichtlich die ſachliche und ört- 
liche Zuftändigfeit der Anordnenden überichreitet. Bier ift der Bejehl, mag er 
fih auch durchaus in geſetzlichen Schranken bewegen, nur eine unverbindliche 
Aufforderung, feine Vollziehung eine res merae facultatis. Es jcheint num 
allerdings auf den erjten Blick ein Widerſpruch darin zu liegen, daß auf der 
einen Seite eine Pflicht zu gehorchen und dementiprechend eine Entlaftung von 
Berantwortlichkeit nur dann angenommen wird, wenn der Bejehlende innerhalb 
jeiner Zuftändigfeit, alfo in gejeglicher Weile, von ſeiner Befehlsgewalt Gebraud) 
gemadht hat, andrerjeits auch für rechtöverlegende Befehle unter gewiſſen Voraus— 
jegungen Gehorjam beanjprucht wird. Die Löſung diefer Schwierigfeit finden 
wir darin, daß nicht alle Rechtögüter des Individuums unbedingten Schuß in 
allen Berhältniffen genießen: Staat und Gejellihaft fünnen nur dann ihren 
Aufgaben im vollen Umfange gerecht werden, wenn nicht eine falſche individua= 
liſtiſche Rechtsordnung die Intereſſen des einzelnen jo hoch geftellt hat, daß 
der Gemeinzwed nicht mehr erreicht werden fann, weil gebieteriche Forderungen 
der Gejamtheit an der feitumfriedeten Rechtsiphäre des einzelnen halt machen 
müflen. So ift man allenthalben nad) dem gärenden Uebergang des Revolutions: 
zeitalter8 zu der Ueberzeugung gelangt, daß die Intereſſen des einzelnen — jo 
wünjchensmwert ihr nahdrüdlicher Schuß aud) fein mag — vor dem Staatszweck 
zurüdtreten müſſen, in zahlreichen Fällen fteht die freiheit, das Eigentum, ja, 
das Leben der Staatsbürger zur Verfügung der Staatsgewalt: überall wo das 
egoiltiiche Intereſſe des einzelnen mit dem der Gejamtheit in Widerjpruch gerät, 
müjlen die höheren Zwede den Vorrang behaupten. 

Nur auf diejenigen Verhältniffe, wo ein derartiges Net zur Verlegung 
rechtlich geichüßter Intereſſen beiteht, eine rechtswidrige Handlung ſohin nur 
dann gegeben ift, wenn die VBorausjegungen, unter denen die Recdhtsgüterverlegung 
geftattet ift, nicht vorliegen, beſchränkt ſich die Möglichkeit rechtmäßiger Voll— 
ziehung eines auf eine Rechtsverlegung gerichteten Befehls. 

Denn die verantwortliche Prüfung, ob die eine Nechtsverlegung legalifierenden 
Borausjegungen gegeben find, trifft nicht den ausführenden Bejehlsempfänger, 
jondern den Vorgeſetzten, der zu derartigen Anordnungen berechtigt ift. Würde 
dem lUntergebenen ein weitergehende Prüfungsrecht beigemejlen, jo wäre damit 
der ganze foziale Wert der Befehlsgewalt in Trage geitellt. Die Verantwort- 
lichkeit des Individuums für die Gejeßmäßigfeit feiner Handlungen bejchränkt 
fi) nur auf den ihm durch Gejeg und Sitte angemwiejenen Wirfungsfreis. Wer 
in die Lage fommt, einen Befehl ausführen zu jollen, der die 
Berlegung rechtlich geihüßter Interejjen zum Gegenftand hat, 
muß lediglih prüfen, ob dem Bejehlenden die Befugnis zum 
Eingriff in das betreffende Privatrecht allgemein zufteht und 
ob die Ausführung derartiger Befehle zu jeinen Pflidhten ge- 
hört; die Verantwortung dafür, ob die materiellen Voraus— 

57* 
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jeßungen der Recdtsverlegung im fonfreten Fall vorliegen, 
trifft allein den Befehlenden. 

In allen anderen Fällen — und dies wird im folgenden insbejondere für 
das Verhältnis zwiſchen militärischen Vorgeſetzten und deren Untergebenen nad: 
zumeilen jein — ift der Gemwaltunterworfene zur Gehorjamsverweigerung berechtigt 
und verpflichtet; jobald für ihn die Nechtswidrigfeit des empfangenen Bejehls 
nicht mehr zweifelhaft jein kann, greift die volle ftraf: und civilrechtliche Ver: 
antwortlichkeit wieder Pla. Allerdings wird die Enticheidung darüber, ob der 
Gehorchende die Rechtäwidrigfeit der ihm angejonnenen Handlung erfennen 
fonnte, um jo ichwieriger jein, je umfaflender und allgemeiner die Kompetenz 
der Anordnenden ift und muß bier jedenfalls der Irrtum über die Rechts: 
— als Schuldausſchließungsgrund im weiteſten Umfange Berückſichtigung 

nden. 

Aufgabe des Folgenden wird es num fein, einmal an den verjchiedenen im 
Leben vorlommenden lUnterwerfungsverhältniffen nachzuweiſen, daß die oben 
aufgeftellte Formel thatſächlich alle möglichen Fälle dedt, ſodann zu unterjuchen, 
ob da, wo hienady der Untergebene den Befehl zu rechtswidriger Handlung 
vollziehen mußte, ſich jeine Straflofigfeit nad) geltendem Reichsſtrafrecht be: 
gründen läßt. 


Verhältnismäßig die mwenigiten Schwierigfeiten bereiten die auf dem Fa— 
milienverband und ‘Privatverträgen beruhenden Unterwerfungsverhältniffe. Der 
hauptſächlichſte Fall einer legalen Rechtögüterverlegung ift hier die Verlegung 
der förperlichen Integrität durd; dad mit der Erziehungsgewalt in Zujammen: 
hang ftehende Züchtigungsrecht. Ein ſolches Recht fteht Eltern, Lehrern, unter 
Umftänden auch Dienftherrichaften ihren minderjährigen Dienftboten gegenüber 
zu und es iſt — wenigitens der herrichenden Anficht zufolge — ſowohl quoad 
jus wie quoad exercitium übertragbar. Soweit dasjelbe 3.8. von Eltern an 
Haußlehrer oder Dienftboten übertragen wird, geht natürlich die Verantwortung 
für die Ausübung desjelben in gejeglichen Grenzen an dieje über. Es beichränft 
ſich jonad die Möglichkeit einer Rechtöverlegung infolge rechtmäßiger Aus: 
führung eines Befehls nur auf diejenigen Fälle, wo eine einzelne Züchtigung 
von dem Inhaber der Erziehungsgewalt einem anderen aufgetragen wird. Und 
auch bier wird fie jelten vorfommen! Denn für eine Ueberjhreitung de 
Züchtigungsrechtes ift der Ausführende unbedingt verantwortlich, jelbft wenn ihm 
diejelbe von dem Befehlenden ausdrüdlich aufgetragen wurde, er mußte willen, 
daß die Züchtigung nur in beftimmten Grenzen zuläffig iſt. Bleibt fie aber 
in diefen Grenzen, jo ift nicht anzunehmen, daß die Gerichte ſich damit befafien 
werden, zu entjcheiden, ob die Strafe materiell gerechtfertigt war, e8 wird bier 
wohl der alte pädagogiihe Grundiag in Anwendung fommen: „Dat er’s heute 
nicht verdient, jo verdient er's morgen ganz gewiß.“ 

Eher noch fann eine nad) $ 228 B.G.B. begangene Sachbeſchädigung 
praftiiche Bedeutung gewinnen. Denn diejer Paragraph gibt jedermann das 
Recht, um irgend eine Gefahr von ſich abzumenden, eine fremde Sache zu be: 
ichädigen oder zu zerftören. Bedient er ſich hiezu eimer in einem Dienit: oder 
ſonſtigen Unterwerfungsverhältnis zu ihm ftehenden Perjon, jo trifft die Ver: 
antwortung dafür, ob die zu der Sachbeſchädigung beredhtigende Gefahr vorlag, 


) Bol. darüber die Ausführungen am Schlufie diefer Abhandlung. 
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den Anordnenden; der Gehorchende handelt rechtmäßig, wenn nicht die Abficht 
ber böswilligen Schädigung des Beſitzers der fraglichen Sache klar zu Tage trat, 
er ift insbejondere nicht dafür haftbar, ob der zugefügte Schaden im Verhältnis 
zu der abgewandten Gefahr jteht. 

Im übrigen haben Eltern oder Dienftherrichaften niemals das Recht, in 
den geichüßten nterejjenkreis anderer Individuen einzugreifen — jede dies— 
bezügliche Anordnung iſt ſchlechterdings rechtswidrig. Kinder oder Angeſtellte 
haben niemals eine Pflicht des blinden Gehorſams ); es iſt für fie der Befehl zu 
ftrafbarer Handlung immer unverbindlid; wird er vollzogen, jo trifft den Ge— 
borchenden unbedingt die Strafe des Thäters, es fei denn, daß die Ausführung 
infolge phyſiſchen Zwanges oder gefährlicher Drohung erfolgte.) Dieje Fälle 
gehören aber nicht hieher, denn auf Befehl handeln und gezwungen handeln 
find zwei grundverichhiedene Dinge, im einen Fall hat der Thäter — beitimmt 
durch den erhaltenen Befehl — einen freiwilligen Entihluß gefaßt, für welchen 
ihn volle Verantwortung treffen muß, im anderen falle war jeine Wilfens- 
beitimmung ausgejchlofjen, die Frage nad) feiner Verantwortlichkeit kann daher 
überhaupt nicht aufgeworfen werden. 


Nur ein privatrechtliches Dienitverhältnis kennt unſer Recht, in welchem 
der Untergebene eine weitgehende, durch Strafbeitimmungen garantierte Ge- 
horſamspflicht hat: das Verhältnis zwiſchen Schiffer und Schiffsmann auf hoher 
See. Hier aber iſt das Subordinationsverhältnis das denkbar ftrengite, jegliche 
Form des Ungehorjams wird im fünften Abjchnitt der Seemannsordnnung vom 
2. Juni 1902 mit teilweije jtrengen Strafen bedroht. Ganz erflärlih! Denn 
von der emergiichen und ſachgemäßen Leitung hängt Leben und Exiſtenz aller 
auf dem Schiffe anmejenden Perjonen ab und dieje Leitung ift denkbar nur, 
wenn alle Gewalt in der Hand eines thatkräftigen und entichloffenen Mannes 
vereinigt ift. 

Deshalb gibt es aud, während das Fahrzeug auf hoher See ift, feine 
Inftanz über dem Schiffer, jein Wille ift allein und bedingungslos enticheidend, 
erjt nach der Rüdfehr in den Hafen kann er wegen Mißbrauch feiner Befehls: 
gewalt vor das Seemanndamt gezogen werden. Während der Reife ift 
ihm die gejamte Mannſchaft pünktlichiten Gehorſam jhuldig, Widerjeglichkeit 
wird — von einem einzelnen ausgehend — mit Geld oder Gefängnis, im Falle 
der gemeinichaftlichen Mteuteret mit Zuchthaus bejtraft. Aber jelbftverftändlich 
geht aud) hier die Gehorjamäpflicht nicht weiter, als die vom Geſetz dem Schiffer 
eingeräumten Befugniffe reichen, und dad Gericht, welches angegangen wird, 
um den Ungehorjam zur Beitrafung zu bringen, wird in erfter Linie zu prüfen 
haben, ob der Befehl ein rechtmäßiger war. Denn $ 34 der Seemannsordnung 
verpflichtet den Schiffsmann zu Gehorſam gegenüber den Anordnungen ſeiner 
Vorgeſetzten nur „in Anſehung des Schiffsdienſtes“, korreſpondierend beſtraft 
3 96 Ziff. 2 des genannten Geſetzes ben Untergebenen nur wegen Ungehorjam 
gegen den Dienjtbefehl eines Vorgejekten. Auch die Strafbeitimmung des 
N 101 kann ſich dem ganzen Zujammenhange nad) nur auf derartige in An: 


) Under? im römiſchen Nechte, vgl. 1. 4 D. der reg. jur. und 1. 157 Dig. ibid. 
Ferner — Calker, Die ſtrafrechtliche VBerantwortlichkeit für auf Befehl begangene Hand— 
lungen 

) Im weiteſten Umfang wird bier St.G.B. $ 56 zur Anwendung fommen, denn 
wer ſich noch darüber zweifelhaft iſt, was er thun oder nicht thun darf, wird natürlich 
geneigt ſein, das für geſtattet zu halten, was ihm von feinen Eltern befohlen wird. 
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jehung des Sciffsdienites erteilte Befehle beziehen. Dienſtbefehl ift nun aller: 
dings auf See im mweiteften Umfang jede, nicht nur auf die Leitung, jondern 
ebenſo auf die Inftandhaltung des Schiffes, überhaupt auf jede an Bord er: 
forderliche Verrichtung gerichtete Anordnung, ebenjo alles, was ſich auf das 
Berhalten des Schiffsmannes im Dienft bezieht. Aber jedenfalls Tann ein 
Dienftbefehl an fi eine ftrafbare Handlung nicht zum Gegenftand haben, 
jobald er eine jolche offenfichtlich bezwedt, Tiegt Fein Dienftbefehl vor und die 
Gehorſamspflicht cejfiert. Es kann ſich ſonach auch hier wieder nur um die 
jenigen Fälle handeln, in denen der Vorgeſetzte berechtigt ift, im Dienſte Rechts: 
güter Dritter zu verlegen. Dies ift nad) deutihem Seeredht in zwei Fällen möglid. 


$ 700 des Handelsgeſetzbuchs räumt dem Schiffer die Befugnis. ein, zur 
Errettung aus einer Gefahr vorjäglid” Schiff oder Yadung zu beichädigen und 
nah Seemannsordnung 8 #1 find die Untergebenen ausdrüclich verpflichtet, in 
einer ſolchen Gefahr jede verlangte Hilfe zu leilten. Die Prüfung aber, ob der 
Fall der dringenden Gefahr vorlag. ob die angeordnete Beihädigung (3. B. 
Ueberbordwerfen der Ladung) erforderlih war, iſt Pflicht des Schiffers; 
ſtellt ſich deſſen Vergehen nachträglich als rechtswidrig heraus, jo ift er allein 
verantwortlich. Ferner gibt $ 91 Abi. 2 der Seemannsordnung dem Schiffer 
die Befugnis, gegen hartnädige Widerjeglichkeit alle Mittel anzuwenden, ins 
bejondere den Renitenten während der Dauer der Reife zu feſſeln; nad Abi. 3 
de3 genannten Paragraphen iſt der Schiffsmann verbunden, hiezu auf Ver: 
langen Hilfe zu leiſten. Auch hier ift die oben gefundene Formel ohne weiteres 
anwendbar: der Schiffer ift durch geiegliche Beftimmung unter gewiſſen Voraus: 
jegungen zur Freiheitsberaubung berechtigt, der Untergebene ift verpflichtet, einen 
diesbezüglichen Befehl zu vollziehen, es trifft ihn feine Verantwortung dafür, 
ob derjelbe materiell gerechtfertigt war. 


Die hervorragendite praftiiche Bedeutung gewinnt die Pflicht zu gehorchen 
und demgemäß die Begrenzung diejer Pflicht in den verſchiedenen Unterwerfungs: 
verhältniffen zwiichen Staat und Untertanen. Denn in zahlreihen Fällen fteht 
der Staatögewalt und ihren Organen das Recht zu, in den geihüßten Inter— 
ejlenfreis der Unterthanen einzugreifen ; ſoweit ihre diesbezüglichen Anz 
ordnungen geſetzmäßig find, muß von jedermann Gehorjam verlangt werden — 
aktiver von den zur Vollziehung obrigkeitliher Befehle beftellten Perſonen, 
pajfiver von den dadurd in ihren Nechten betroffenen Privaten. Die leßtere 
Form des Gehorfams hat für die vorliegende frage nur begrenztes Intereſſe, 
da die Wirkung des Befehls hier in der Perjon des Befehlsempfängers ihr Ende 
findet. Diejek wird nie in die Lage fommen, dadurch, daß er fi) einem un: 
gerechtfertigten Befehl unterwirft, jelbjt eine ungejegliche Handlung zu begehen, 
jelbit dann nicht, wenn er die Gejeßmwidrigfeit des Befehles Har erfannte. Nur 
in einem all berührt ſich die Pflicht der Unterthanen, obrigkeitlichen Befehlen 
zu gehorcdhen, mit der Verpflichtung der ftaatlichen Wollzugsorgane, höheren 
Ortes empfangenen Weiſungen nachzukommen: wenn dem in Ausführung eines 
für ihn verbindlichen Befehls handelnden Beamten jeitens des dadurch in feinen 
Rechten Betroffenen Widerftand entgegengejegt wird, weil der Befehl materiell 
ungerechtfertigt jei. 

it der Unterthan hiezu berechtigt? Mit anderen Worten, hat er eim 


weitergehendes, aud die materiellen Grundlagen des Befehls ergreiiendes 
Prüfungsrecht, als die vollziehenden Organe des Staates ? 
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Dieje Frage ift meiner Anficht nad) zu verneinen.') Dies ergibt ſich ſchon 
aus der ganz jelbitverjtändlichen Erwägung, daß die Verpflichtung der Beamten 
zum Bollzuge der ihnen erteilten Befehle vollkommen illujoriih wäre, wenn 
andere Perjonen unter Umftänden berechtigt wären, fie an der Ausführung zu 
verhindern. E3 kann faum zweifelhaft jein, daß die Gehorjamspflicht der Privaten 
und der Beamten fi) in den Hauptpunkten deden muß. Zu dem gleichen 
Refultat Führt die Auslegung des $ 113 R.St.B., der wegen Wideritand gegen 
die Staatögewalt bejtraft, wenn ein Beamter an der rechtmäßigen Aus: 
übung feines Amtes gehindert wird. Daraus folgt mit zwingender Logif, daß 
Diejenigen Süße, die für die Trage enticheidend find, ob ein Beamter einen 
Befehl zu vollziehen berechtigt und verpflichtet ift, auch für die Gehorſamspflicht 
der Unterthanen maßgebend fein müſſen: für Privatperjonen ift ein Befehl der 
ftaatlihen Organe auch dann verbindlich, wenn derjelbe zwar materiell un: 
gerechtfertigt it, jedoch der betreffende Beamte in Ausübung feiner verfaffungs- 
mäßigen Pflicht handelt. 

So wertvoll num aber aud die Gefichtspunfte find, die fi) aus der — 
von Freund (a. a. O.) — gezogenen Parallele zwiichen der Gehorlamspflicht der 
Privaten gegenüber den Amtshandlungen der Beamten und der Gehorjams: 
pflicht dieſer gegen ihre Vorgejegten eröffnen, jo Eorreipondieren diejelben doch 
nicht in allen Punkten. Denn während ich mit Freund darin volljtändig einig 
gehe, dat für Private die Amtshandlungen der Behörden ala rechtmäßig im 
Sinne des $ 113 R.St.G. B. zu gelten haben, wenn ſie vom zuftändigen 
Beamten innerhalb jeiner Kompetenz vorgenommen werden, jo jcheint mir nicht 
zweifelhaft zu jein, daß dad Prüfungsrecht des Beamten ein weitergehendes ift, 
daß er fich gegebenenfall3 auch mit den materiellen Grundlagen des ihm ge: 
wordenen Befehls zu befalien hat. Der mejentliche Unterjchied liegt darin, daß 
der Unterthan dem ungejeglichen Befehl lediglich paſſiv gegenüberjteht, von ihm 
darf verlangt werden, daß er ſich auf kurze Zeit im Intereſſe der allgemeinen 
Ordnung einer Anordnung fügt, die zwar vielleicht einen Eingriff in jeine 
Rechte enthält, aber — wenn materiell ungerechtfertigt? — im wohlgeordneten 
Rechtsſtaat auf erhobene Beichwerde hin unter Schadloshaltung des Betroffenen 
in Kürze wieder aufgehoben werden fann. 

Anders der Beamte! Auch da, wo demjelben aus praktiſchen Gründen die 
Befugnis entzogen ift, einen erhaltenen Befehl in materieller Beziehung zu 
prüfen, darf demjelben niemals das Recht genommen werden, den Gehorjam zu 
verweigern, wenn er die Nechtöwidrigkeit des erteilten Befehles — ſei es auf 
Grund privatim erlangter Sachkenntnis oder anderer Umstände — Har erfennt; 
es gibt im NRechtöftaat feine rechtliche Verpflichtung, willentlih das Recht zu 
verlegen: in allen £onftitutionellen Staaten gilt der Grundjaß, daß jeder Beamte 
für die Gejegmäßigfeit feiner amtlichen Handlungen verantwortlid) ift.”) 

Es wurde nun allerdings bei der Beratung des deutichen Reichsbeamten— 
gejeßes der Verſuch gemacht, dieſe Verantwortlichkeit nicht unerheblich einzu= 
ichränfen. Der dieje Frage behandelnde $ 13 des Gejeßes lautete in der Faſſung 
der Kommilfion: 


) Ebenjo Freund a. a. D. ©. 127 ff.; van alter a. a. O. ©. 44; Entſcheidungen 
des Neichögerihtd IV ©. 418 ff. A. A. wie es jheint nur von Kirchenheim im Gerichts— 
faal Bd. 30 ©. 175 fi. 

) So in jhärfiter Faſſung Martig, „Ueber den fonjtitutionellen Begriff des Gejepes“, 
in der Tübinger Zeitſchrift Bd. 36, 1880 ©. 249. 
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„Jeder Reichsbeamte ift für die Gejegmäßigfeit jeiner amtlichen 
Handlungen verantwortlid). 

Hat derjelbe jedody nad) den Anordnungen eines Vorgejeßten ge: 
handelt, welche innerhalb des Kreiſes der amtlichen Zuftändigfeit des 
legteren und in geſetzlicher Form erlaffen waren, jo trifft die civil: 
rechtliche und dienstliche Berantwortlichkeit dafür den Anordnenden allein.“ 


Der Abi. 2 dieſes Paragraphen wurde dann bei der definitiven Faſſung 
des Gejeßes geftrihen und zwar, wie fih aus den Beratungen im Reichstag, 
insbejondere aus den Aeußerungen des Abgeordneten Dr. Lasker ergibt, Haupt: 
jädhlich deshalb, weil der in diefem Abjag enthaltene Gedanke jelbitverftändlid 
jei und fi) aus Abi. 1 ohne weiteres ergebe. 

Mit diefer auch von Freund (a. a. D.) adoptierten Auffaffung möchte id 
mid) um jo weniger einverftanden erklären, al die interpretation des jetzigen 
z 13 auf grund der im den beiden gejeßgebenden Körpern laut gewordenen 
Anihauungen dazu führen müßte, auch die ftrafrehtliche Verantwortung aus: 
zuichließen, wenn die VBorausjegungen des geftrichenen Abj. 2 vorliegen, während 
dieſer Abiat jelbft doch wenigstens bloß von der civilrehtlihen und dienſt— 
lihen Verantwortlichkeit ſprach. Aber aud) davon abgejehen, führt die fid 
hierauf ftügende Auslegung zu nicht ganz einwandfreien Rejultaten. Denn 
wenn auch unbejtreitbar der genannte Abj. 2 im weſentlichen eine Umjchreibung 
des Begriffes der amtlichen Handlungen enthält, jo ergibt er doch hiefür eine 
ungleid engere Interpretation, als fie auf dem Wege der logiichen und gram: 
matiſchen Auslegung erzielt würde. Es wird hier der Untergebene bezüglid 
aller Handlungen für verantwortungsfrei erklärt, die formell forreft und inner: 
halb des Kreiſes der. Zuftändigfeit des Vorgeſetzten erteilt wurden. Die 
Auslegung des $ 13 in feiner gegenwärtigen Faſſung führt aber zu dem 
Relultat, daß die Zuftändigfeit des Vorgejegten allein nicht genügt, vielmehr 
eine amtliche Handlung im Sinne des Gejeßed nur dann vorliegt, wenn die 
ſachliche und örtliche Zuftändigfeit auf beiden Seiten gegeben ift.‘) Denn bie 
erite Vorausjeßung einer rechtmäßigen amtlichen Handlung ift die Kompetenz 
des Handelnden jelbit. Diefe Kompetenz fehlt dem Handelnden aber, jobald 
ihm befannt ift, daß die ihm angejonnene Handlung gegen das Recht veritößt; 
in diefem Fall ift er nad) dem jeßigen Wortlaut des $ 13 verantwortlich jelbit 
dann, wenn dem anordnenden Vorgeſetzten die Rechtswidrigkeit des erteilten 
Befehles nicht befannt war, joweit nad) alinea 2 die Vorausjegungen gegeben 
gewejen.mwären, die den Befehl zu einem rechtmäßigen machen. 

Ungmweifelhaft jedod) ift das Recht des Beamten, den Gehorjam zu ver: 
weigern, bejchränft auf die Fälle, wo er ohne weiteres erkennen konnte und 
mußte, daß das von ihm Verlangte gejegwidrig war; eine Pflicht, die materielle 
Gejegmäßigfeit der empfangenen Befehle zu unterjuchen, befteht nicht. Es iſt 
auch ganz gut denkbar, die materielle Prüfungspflicht fallen zu laſſen, ohne 
mit dem Grundſatz von der Verantwortlicjkeit der Beamten für die Geſetz 
mäßigfeit ihrer Handlungen irgendwie zu brechen. Die Löſung des Konfliktes 
liegt in dem Worte amtlid. Nur für ihre amtlichen Handlungen find die 


ı) Vgl. Erkenntnis des preußiichen Obertribunal® vom 19. Janırar 1872. Zu gleihem 
Refultat kommt troß jeiner Interpretation des $ 13 jchliehlich auch Freund a. a. O. S 136: 
„Der Beamte . . . hat die Verpflichtung . . . den Geſchäftskreis feiner geſetzlich normierten 
Zuftändigfeit zu verjehen.” 
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Beamten verantwortlih") und zu den amtlichen Handlungen der Bollzugsorgane 
gehört eben nicht die Erteilung und Prüfung der Befehle, jondern lediglich die 
Ausführung derjelben und nur auf dieje, ihre amtlihe Pflicht erftredt ſich 
auch ihre amtliche Verantwortlichkeit. Soweit der Vorgejegte berechtigt 
und zuftändig ift, Eingriffe in die ſonſt geichüßten Rechte der Unterthanen ans 
zuordnen und der Untergebene allgemein zur Ausführung derartiger Befehle ver- 
pflichtet ift, trifft die Verantwortung für die materiellen Grundlagen des Be— 
fehl den Untergebenen nur dann, wenn er far erfennen konnte, daß eine 
widerrechtlihe Handlung beabfichtigt war, grundjäglich erſtreckt ſich ſeine 
Prüfungspflicht nur auf die formellen Vorausjegungen des Befehls.) 

Eine wejentlich weitergehende Gehorſamspflicht und demgemäß eine bedeutend 
geringere Verantwortlichkeit, wie für den Eivilitaatsdiener, nehmen die meijten 
Schriftfteller im Verhältnis zwiſchen militäriichen Untergebenen und deren Bor: 
gejegten an.) In der That ift hier die unbedingtefte Unterordnung nicht nur 
notwendig, jondern geradezu die Grundlage der ganzen Einrichtung. Mit Recht 
bemerkte Moltke jeinerzeit im Neichötage bei der Beratung des Militärftraf- 
geſetzbuches: 

„Autorität von oben und Gehorſam von unten, mit einem Worte Disziplin, 
iſt die ganze Seele der Armee. Die Disziplin macht die Armee erſt zu dem, 
was fie ſein ſoll und eine Armee ohne Disziplin iſt auf alle Fälle eine koſt— 
ipielige, für den Krieg eine nicht ausreichende und im Frieden eine gefahrvolle 
Inſtitution.“ 

Deshalb wird die Verlegung der militäriſchen Gehorſamspflicht nicht nur 
Disziplinär geahndet, jondern diejelbe it im Militärſtrafgeſetzbuch mit teilweiſe 
ftrengen Strafen bedroht.) Auch ſachlich iſt die Gehorſamspflicht eine ungleich 
weitergehende, wie in allen anderen Unterwerfungsverhältnifjen. Für die ganze 
Zeit, in der der Soldat des Königs Rod trägt, ift er nicht nur im Dienft, jondern 
zu jeder Stunde und in allen Stüden unbedingt zu gehorchen verpflichtet. 
Außerdem ift die Zahl der Perſonen, denen er Gehorfam ſchuldet eine meit 
größere, wie in irgend einem &ivilverhältnis, ſeine Gehorjamspflicht ift nicht 
beſchränkt auf die wenigen VBorgejegten, mit denen er dienſtlich unmittelbar in 
Berührung kommt, jondern jeder im Range höher Stehende kann ihm ohne 
weiteres dienftliche Befehle erteilen.’) Dieſe Geborfamspflicht wird dem Soldaten 


i) Uebereinjtimmend Laband I. c. 1418: „Der Beamte ift nicht verpflichtet, Geſchäfte 
auszuführen, welche entweder thatlächlich oder aus Rechtsgründen feine amtlichen find 
oder jein fünnen.” i 

2) Auf den jog. Arnimparagraphen (St.G.B. 8 353a) iſt Hier nicht beionders ein— 
zugehen. Derjelbe enthält lediglih eine dem allgemeinen Reichsbeamtenrecht gegenüber 
geiteigerte Gehoriamspflicht für Beamte im auswärtigen Dienſt; die Grenze der Gehorſams— 
pfliht und demgemäß die Verantwortlichkeit für die Ausführung eines empfangenen Bes 
fehls bemißt jich jedody nad den allgemeinen Normen. Denn „amtlich erteilt” ift eine 
Anweilung nur, wenn jie ji im Rahmen der amtlichen Zuſtändigkeit des Anordnenden 
bewegt. 

®) Ueber die hiſtoriſche Entwidlung der militärischen Gehorjamspfliht vgl. Calker 1. c. 
Kap. 8—13. 

*) Bol. Mil.St.G.B. 88 89-113. 

5) Der von van Calter (a. a. ©. ©. 94/95) weiter bervorgehobene Punkt, es fünne 
der Beamte ſich jederzeit jeiner Gehoriamspfliht entziehen, indem er feine Entlafjung 
nehme, wa3 für den Soldaten nicht angeht, jcheint mir nicht von wejentlicher Bedeutung. 
Denn von rechtlihem Intereſſe iſt hier lediglich die Frage, wie weit die Gehortamspflicht 
des Staatödienerd für die Dauer jeines Dienſtverhältniſſes zum Staate reiht, nicht 
wie und ob er jich derjelben unter Preisgabe von Stellung und Rechten entziehen kann. 
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jo nachdrücklich eingeprägt und geht ihm derart in Fleiſch und Blut über, daß 
er thatſächlich in weitaus den meilten Fällen gar nit auf den Gedanten 
fommen wird, an der Berechtigung eines erhaltenen Befehls zu zweifeln. Diejer 
gefteigerten Subordination glaubte auch die Regierung bei der Beratung des 
Militärftrafgefegbuches Rechnung tragen zu müfjen. Der Entwurf (Drudjachen 
des Neichätags 1872 ©. 80) beitimmte: 

„Wird von einer Perjon des Soldatenftandes durd) Ausführung eines 
Befehls in Dienſtſachen eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen, jo ift der 
Vorgeſetzte, welder den Befehl erteilt hat, als Ihäter zu betrachten. Der 
Untergebene bleibt ftraflos, infoweit er den Befehl nicht überjchritten hat. Er 
iſt jedoch als Mitthäter zu betrachten, wenn die Beiolgung des Befehls eine 
Handlung gegen die militärische Treue in ſich ſchließt.“ 

Diefe Faſſung fand aus der Mitte des Hauſes heraus lebhaften Wider: 
ſpruch; der nachdrücklichen Hervorhebung des Subordinationsgedantens ſeitens 
der Regierung trat das Beitreben entgegen, das Militärftrafrecht thunlichit dem 
allgemeinen anzugleihen. Das Reſultat war jcheinbar ein Kompromiß, der 
unter ausdrüdlicher Hervorhebung der grundiäßlichen Unverantwortlichfeit des 
Soldaten für auf Befehl begangene Handlungen in Ziff. 2 weitgehende Aus: 
nahmen jtatuirt. Der $ 47 des gegenwärtig geltenden Milikärſtrafgeſetz- 
buches lautet: 

Wird durch die Ausführung eines Befehls in Dienftjachen ein 
Strafgeſetz verlegt, Jo ift dafür der befehlende Vorgeſetzte allein ver: 
antwortlid). 
Es trifft jedoch den gehorchenden Untergebenen die Strafe des Teil: 
nehmers 
2. wenn ihm befannt gewejen ift, daß der Befehl des Vorgeſetzten 
eine Handlung betraf, welche ein bürgerliches oder militärifches Ver: 
brechen oder Vergehen bezwedkte. 


Alſo nicht mehr, wie im Entwurf, nur bei Verbrechen gegen die mil: 
täriſche Treue iſt eine Mitverantwortlichkeit des gehorchenden Untergebenen be: 
gründet, jondern allemal dann, wenn ihm befannt war, daß der erteilte Befehl 
ein Verbrechen oder Vergehen zum Zwecke hatte. 

Ich nannte den $ 47 einen ſchein baren Kompromiß und in der That 
enthält dieſer Paragraph nichts anderes, als der jo heftig beanitandete $ 58 des 
Entwurfes und beide Beitimmungen weichen in feinem wejentlichen Punkte von 
den Grundjägen des bürgerlichen Strafredjtes ab. Denn Hier, wie dort — 
dies überfieht van alter I. c. ©. 92, wenn er jagt, $ 58 ftelle die Forderung 
des unbedingten blinden Gehorfams auf — wird Straflofigfeit für die ge 
horchenden Untergebenen nur dann in Anſpruch genommen, wenn er einem 
Beiehl in Dienftjahen gehorchte. Damit wird für dem Untergebenen bie 
Pflicht begründet, den erhaltenen Befehl in materieller Beziehung zu prüfen. 
Denn Befehl in Dienftiachen ?) ift jedenfalls nur der Befehl eines militäriſchen 
Dat; dies auch für die Beurteilung der ftrafrechtlihen Berantworlichleit irrelevant iſt. 
ergibt ſich meines Erachtens daraus, daß ja für Kapitulanten und Offiziere, die doch in 
der gleichen Lage ſind, wie die Beamten, die nämliche Gehorſamspflicht beſteht. 

2) Auf den Unterſchied zwiſchen Befehl in Dienſtſachen und Dienſtbefehl 
braucht hiebei nicht des näheren eingegangen zu werden. Es beſteht über dieſe Unter— 
ſcheidung in der Rechtſprechung und Wiſſenſchaft keineswegs Einigkeit. Während nach 
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Vorgeſetzten, welcher eine mit dem Dienft in Beziehung ftehende Handlung zum 
Gegenftand hat. Somit hat der den Befehl vollziehende Untergebene die jelbit- 
verantwortlihe Prüfung deſſen, ob der ihm erteilte Befehl mit dem Dienft zu— 
jammenhängt oder möglicherweile zufammenhängen fanı, und nur, wenn er 
zu dieſer Ueberzeugung gelangt ift, hat er den Befehl zu vollziehen und zwar 
diesfalls jelbft dann, wenn er über deſſen materielle Rechtmäßigkeit im 
Zweifel ift. 

Unbedingt nicht darf er dem erteilten Befehl jedoh dann gehorchen, wenn 
ihm pojitiv befannt ift, daß berjelbe eine Rechtöverlegung bezwedt und es 
bedurfte keineswegs der Ziffer 2 des $ 47, um diejem wa zur Anerkennung 
zu verhelfen; er läßt ſich ebenfalls aus dem Begriff des Befehles in Dienftjachen 
unſchwer entnehmen. Denn die zweite unbeftrittene Vorausſetzung eines giltigen 
Befehles ift die Zuftändigfeit und zwar neben der perjönlichen in erfter Linie 
die ſachliche Zuftändigkeit de8 Anordnenden. Sobald der Befehl eine durch 
irgend eine gejegliche Beſtimmung unterfagte Handlung zum Gegenitande hat, 
es jei denn, daß die Handlung durch ein anderes Geſetz unter gewiſſen, geſetzlich— 
normierten Vorausjegungen ausnahmsweiſe geftattet ift) liegt eine Ueberſchreitung 
der jahlihen Zuftändigfeit des Befehlenden und ſomit fein Beehl in Dienft- ' 
ſachen vor. Dies gilt jelbftverjtändlich nicht nur für Verbrechen und Vergeben, 
für welche es $ 47 bejonder erwähnt, fondern für jede durd eine giltige Vor— 
Ichrift unterjagte Handlung bis herab zur Webertretung ortöpolizeilicher Vor— 
ſchriften.) 

Von Koppmann wird weiter noch darauf hingewieſen, daß der Befehl 
nur dann nicht als Schuldausſchließungsgrund wirkt, wenn dem Gehorchenden 
bekannt war, daß eine ſtrafbare Handlung bezweckt wurde, mithin Abj. I un— 
eingejchränft in den Fällen gilt, wo der Untergebene nur wußte, daß die ihm 
angelonnene Sandlung ein Verbrechen oder Vergehen zur Folge haben 
mwürde, aljo in den Fällen, wo auf Seite des Befehlenden lediglich eine fahr: 
Läjfige Gejegesübertretung vorliegt. Doch aud) dieje Schwierigkeit erledigt ſich 
aus dem Begriffe des Bejehles in Dienftjachen. Hier ift allerdings der Bor: 
gejegte jubjektiv in dem Glauben, einen redhtsverbindlichen Befehl zu erteilen, 
objektiv jedoch eriftiert ein jolcher nicht, und für den Untergebenen, der den 
rechtöwidrigen Erfolg klar vor Augen fteht, liegt ein verbindlicher Befehl in 
Dienftiadhen nicht vor. 

Die vorstehenden Erörterungen führen zu dem Schluffe, daß genau diejelben 
Grundjfäße, welche auf alle bisher beiprochenen Unterwerfungsverhältniffe zur An— 
wendung famen, aud) für das Gebiet des Militärrechtes uneingeihräntte Geltung 
beanſpruchen. Aucd bier ift der Untergebene für die Gejegmäßigfeit jeiner 
Handlungen grundſätzlich voll verantwortlich und nur dann für eine auf Befehl 


Anfiht der Motive und des bayeriihen Generalauditoriats (ebenjo Koppmann ©. 166) 
der Dienjtbefehl fih vom Befehl in Dienſtſachen dadurch untericheidet, „daß unter erjterem 
ein jeder Befehl irgend eines militäriichen Vorgeſetzten veritanden wird, lepterer dagegen 
nur derjenige Befehl eines dienjtlich Vorgejegten ift, welder eine Dienjtesangelegen- 
beit betrifft,“ nehmen die preußiichen Auditoriate in fonjtanter Nedhtiprehung an, daß 
Befehl in Dienftiahen jeder Befehl irgend eines Vorgeiepten jei, der mit dem Dienſte 
in direlter oder indirefter Beziehung steht. Val. auch Heder, Militärſtrafrecht. 

n Wenn etwa ein Üffiziersburiche in Kenntnis eines bejichenden Berbotes auf 
Befehl jeines Herrn defien Pierde auf einer fremden Wieje zureitet, jo find meines Er— 
achtens unbedingt Herr und Diener in Strafe zu nehmen. Dies überjicht Deder a. a. O. 
©. %W, ebenſo van Ealter a. a. ©. ©. 93. Vgl. auch Koppmann ©. 169 Ab. 1 S. 170 Nr. 12. 
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begangene Rechtöverlegung nicht ftrafbar, wenn er der Lage der Dinge nad) 
nicht vorausjehen konnte, daß die ihm angejonnene Handlung eine rechtswidrige 
Verlegung fremder Intereſſen zum Begenttande haben würde. Derartige Fälle 
fünnen aud im militäriichen Dienftverhältnis in großer Zahl vorfommen, denn 
in einer großen Reihe von Fällen ftehen an ſich geſchützte Privatrechte der 
einzelnen unter gewiſſen Vorausjeßungen zur Verfügung der militärischen 
Gemalthaber. ) Ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, hat der Untergebene nicht 
zu prüfen, einen Befehl, der möglicherweiſe mit dem Recht zuſammenhängen 
kann, deſſen materielle Berechtigung ihm lediglich zweifelhaft erſcheint, hat er 
unweigerlich zu vollziehen, die volle Verantwortung dafür trifft allein den be 
fehlenden Vorgejekten. 

Menn ich das Ergebnis der bisherigen Ausführungen kurz zuſammenfaſſe, 
jo fomme id) zu dem Scluffe, daß in einer ganzen Reihe von Fällen und in 
den verſchiedenſten Verhältnifien der Untergebene die unbedingte rechtliche Pflicht 
hat, eine Handlung zu begehen, durch die ein Strafgeje verlegt wird. Allerdings 
fann niemals auf Seite der Untergebenen eine vorſätzliche Rechtöverlegung 
in Trage fommen; nur durch Unkenntnis des techtöverlegenden Erfolges der 
begangenen Handlung wird die Vollziehung des Befehls für ihn zur recht: 
mäßigen. Es fann nun nicht zweifelhaft jein, daß — ſoweit die Gehorjams: 
pflicht reiht — der Gehordyende von civilrechtlicher Haftung nicht minder wie 
von ftrafrechtlicher Verantwortlichkeit frei bleiben muß. 

Für da8 Gebiet des Civilrechts macht die Erfüllung dieſes Poftulates 
feinerlei Schwierigkeiten. Hier bemißt ſich die Haftung für deliktiiches Handeln 
nah $ 823 B.6.B. Aus diefem Paragraphen wird aber nur gehaftet im 
Falle der vorläßlichen oder fahrläjjigen Begehung, allo nur dann, wenn 
auf Seite des Schadenäftifterd irgend ein Grad von Verſchulden gegeben ift. 
Auch Abi. 2 dieſes Paragraphen beichränft die Haftung ausſchließlich auf den 
Tall des Verihuldens. Hievon kann aber auf Seite des Gehordyenden dann 
feine Rede jein, wenn er nad) Lage der Sache mit Recht glauben durfte, in 
Bollziehuug eines für ihm verbindlichen Befehls zu handeln. 

Schwieriger iſt es, den Ausſchluß der —— Verantwortlichkeit 
nad) unſerem geltenden Reichsrecht zu begründen. Es kann hiebei auf eine dog: 
matiſche Erörterung über die höchſt unfruchtbare Frage, ob der Befehl als 
Schuld- oder als Strafausſchließungsgrund wirkt, ob es nur allgemeine oder 
auch perſönliche Schuldausſchließungsgründe gibt, verzichtet werden;“) es genügt 
zu unterſuchen, auf grund welcher Beſtimmung des Reichsitrafgeießbuches der 
Untergebene, welcher auf Befehl eine Rechtöverlegung begeht, erfulpiert werden fann. 

Nach einer verbreiteten Anficht joll in den einjchlägigen Fällen 8 52 R.St. G. B. 
zur Anwendung kommen. Es liege, ſo macht man geltend, ein Fall der un— 
widerſtehlichen Gewalt vor, der das Vorhandenſein einer ſtrafbaren Handlung 
ausſchließe. Doch iſt dieſe Anſicht meines Erachtens eine irrige. Denn un— 
widerſtehliche Gewalt kann jedenfalls nur dann angenommen werden, wenn der 
Thäter vollkommen unfrei handelt, wenn ſeine Selbſtbeſtimmung aufgehoben 
iſt. Dazu wird ein Befehl aber unter keinen Umſtänden genügen. Denn mögen 
auch dem Ungehorſamen die ſtrengſten Strafen in Ausſicht geſtellt ſein, immer 


) Bat. Militäritrafgejegbud 88 127—136; ferner Recht des Militärs zum ab» 
miniftrativen Waffengebraud im Frieden. 

9) Val. hierüber die eingehenden Ausführungen van Calter’3 a. a. O, mit dem id 
mic freitich im Nefultat niht ganz einverjtanden erflären fann. 


> 
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wird der Befehl und die Furt vor Strafe nur ein Entihlußgrund fein, ber 
zur Entihlußfaffung zwar führen kann, aber niht muß. Auch der zweite 
Schuldausichliegungsgrund des $ 52: Drohung mit einer gegenwärtigen Gefahr 
für Leib oder Leben wird normaler Weiſe nicht zutreffen. Denn der Ungehorſam 
gegen rechtäverbindliche Befehle ift — wenigſtens nad) geltendem Reichsrecht — 
in feinem einzigen alle!) mit Todes- oder Leibeöftrafe bedroht, es fünnte ſich 
aljo hier lediglich um die Fälle handeln, wo der Vorgeſetzte — nicht zufrieden 
damit, gejeßwidrige Befehle zu erteilen — ſich gejegwidriger Mlittel bedient, 
um jeinen Willen zu erzwingen. 


Nicht aus $ 52, jondern aus $ 59 des R.St.G.B. iſt meiner Anficht nad 
die Straflofigfeit auf Befehl begangener Gejegeöverleßungen herzuleiten. Die 
bisherige Unterfuhung hat ergeben, daß der Befehl unter allen Umftänden nur 
dann verbindlih und ſomit Schuldausichließungsgrund ift, wenn der Ge: 
horchende nicht mußte, dab jeine Handlung einen ftrafbaren Erfolg haben 
würde. Somit hat dem Thäter in allen einichlägigen Tyällen das Bewußtſein 
der Rechtswidrigkeit unbedingt gefehlt. Damit ift die Anwendbarkeit des $ 59 
auf die drei hauptjächlichiten Fälle der auf Befehl begangenen Rechtsgüter— 
verletung gefichert: ſowohl im Falle der ?Freiheitsberaubung und des Haus: 
friedensbruches, wie auch der Verlegung von Eigentumsrechten bejtraft das 
geltende Reichsrecht ausdrüdlic nur die „vorſätzlich und rechtswidrig” begangene 
Verlegung ($$ 123, 303, 341). Somit ift hier das Bewußtjein der Rechts— 
widrigfeit ein Merkmal des gejeglichen Thatbeitandes, Irrtum über ein Jolches 
ichließt aber die Beitrafung unbedingt aus. Cchmierigfeiten machen Tediglid). 
diejenigen ftrafrechtlihen Delikte, bei denen im Wortlaute des Gejeßes das 
Mertmal der Recdhtöwidrigfeit nicht erwähnt if. Hier foll dasielbe nad) 
herrſchender Meinung nicht zu den zum geieglichen Thatbeſtande gehörenden 
Thatumftänden zählen, weshalb mangelndes Bewußtſein der Nechtswidrigfeit ala 
Rechtsirrtum hier nidyt beachtlich jein ſoll. 


Doch läßt ſich diefer Auffaffung wohl mit Recht entgegenhalten, daß das 
Erfordernis der Nechtswidrigkeit in jo willfürlicher Weile im Strafgejeßbud) 
bald aufgenommen, bald weggelaſſen ift, daß man auf derartige redaktionelle 
Unregelmäßigfeiten nicht wohl eine dogmatiiche Untericheidung gründen fann. 
Meit richtiger ift meines Erachtens die Auffaffung, es jei das Bemwußtjein der 
Rechtswidrigkeit zu jeder ftrafrechtlic relevanten Handlung erforderlich, das 
Thatbeſtandsmerkmal der Nechtäwidrigkeit ſei in jedem Strafgejeß ftillichweigend 
enthalten, eine Anſchauung, die umiomehr für fid) hat, als mangelndes Bemwußt: 
jein der Rechtswidrigkeit jo ziemlich jedesmal identilch fein wird mit mangelnden 
Vorſatz, vorjägliche Begehung aber in der überwiegenden Anzahl aller Fälle 
Borausjegung der Strafbarkeit it. Soweit aber das Geſetz Tahrläffige Be: 
gehung mit Strafe bedroht, wird eben der Strafrichter an der Hand der oben 
entwidelten Grundiäße zu unterjuchen haben, ob der Gehorchende die Pflicht 
hatte, den erhaltenen Befehl in materieller Beziehung zu prüfen und ihn, 
wenn er zu dem Ergebnis fommt, daß eine derartige Prüfungspflicht nicht 
beftand oder derjelben genügt wurde, ebenfall® wegen mangelndem Bewußtſein 
der Rehtswidrigkeit von Schuld und Strafe freiſprechen. 


9 Höcjfteng fünnte man bier Mil.St.G.B. $ 124 heranziehen. Doch ift, wie van 
Galter a. a. O. ©. 120 richtig bemerkt, hier der Untergebene im Zuftand der Notwehr, 
jobald der Befehl nicht rechtmäßig iſt. 


— 
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Die Trage, ob den befehlenden Borgejegten dann, wenn ber Gehordende 
für ftraffrei erklärt wird, die Strafe des Anftifters trifft, oder ob nicht jener 
vielmehr als mittelbarer Thäter zu betrachten ift, hängt aufs engfte mit der 
obenberührten Unterjcheidung zwiichen Schuld- und Strafausichliegungsgründen 
zuſammen und joll daher, als von im wefentlichen theoretiichem Intereſſe bier 
ebenfalls nicht zur Erörterung fommen. 
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Aus den Gelehblättern. 


(Das Gentralblatt für das Deutiche Rei, Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen.) 


1. Inhalt des Beidhs-Gefekblattes. 


: Bet., betr. den —— — und die — der Maſchiniſten auf 
—— der deutſchen Sandelöflotte v. 16. 10. 1902 


II. Gefeke, Stantsverträge und landesherrliche Derordunungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einmahnern : 


Regierungsblatt für das Königreich Württemberg. 


Ar. 20: Königl. B.D., betr. eine Gebührenordnung für die Gemeindegerichte v. 
28. 6. 1902 ©. 221— 22. — Nr. 22: Königl. B.O., betr. die Reijekoften der Schöffen 
und Geihworenen, fowie der BVertrauensmänner des Ausſchuſſes für die Wahl derſelben 
v. 1. 7. 1902 ©. 231-234. — Nr. 23: * betr. die Abanderung des Umſaätzſteuer⸗ 
geſetzes dom 28. Dezember 1899. 3. 18. . 1902 ©. 265, 266. | 


Gejeß- und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Air. XXXI: Bek. das RP SEEN betr. v. 10. 9. 1902 [Mit der neuen 
Fafjung des Geſetzesſstextes] S. 318—334. — Nr. XXXII: Landesherri, B.O., die Ans: 
bildung des Forſtperſonals betr. v. 9. 10. 1902 ©. 337, 338. — Bet., die Beförderung 
fenerge ährlicher, nicht zu den Sprengitoflen gehörender Gegenftände auf dem Rhein betr. 
v. 9. 10. 1902 [Mit dem Terte einer von den Rheinuferſtaaten vereinbarten Berordnung 
gl. Betr.) S. 338— 343. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Nr. 69: Großh. B.D., betr. das gg dei Gejches, die Handelöfammern 
betr. v. 6. Augujt 1902. 8. 15. 10. 1902 ©. 531, 532. 
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I, Jahresbericht der Handwerkskäammer für Oberbayern. 


Die Handwerkskammer für Oberbayern hat im verfloſſenen Juni ihren der 
K. Regierung von Oberbayern erjtatteten erſten Jahresbericht veröffentlicht, der ein 
äußerft reiches und intereffantes Material enthält zur Beurteilung der Wirkſamkeit 
diefer neuen nftitution wie auch der Lage des Handwerks und jeiner Be 
ftrebungen. Wir wollen im folgenden aus dem reichen Inhalte ein paar Puntte, 
die bejonderes Intereſſe beanſpruchen dürften, herausgreifen. 

Zunächſt wird berichtet über die Berhandlungen zweds Errichtung und 
Konftituierung der Handwerksfammer und ihre innere Einrichtung, ſowie über 
die erhebliche Thätigfeit, die die Handwerkskammer bis jet auf den mannig: 
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fachiten Gebieten der Gejeßgebung und Verwaltung entfaltet hat. Bejonders 
eingehend ift die Regelung des Lehrlingsweſens und der Meifterprüfungen 
behandelt. 

Weitaus das ntereffantefte aber ift der „Bericht über die Verhältniffe des 
Handwerks im Kammerbezirke in den Jahren 1900 und 1901.“ Die Unter: 
lage hiefür bildeten die Berichte, welche auf 24 von der Hammer an die ge: 
werblicyen Mteiftervereinigungen, einzelne Gewerbetreibende und Gemeinden ver: 
jendeten Fragebogen einfamen, die thunlichſt unverändert wiedergegeben find. 
In Fast allen Branchen und an fait allen Orten wird über ſchlechten Geſchäfts— 
gang geklagt. Dabei werden, was bejonders hervorgehoben zu werden verdient, 
die verſchiedenſten Umftände hiefür verantwortlid”) gemadt: Der allgemeine 
Niedergang der Industrie, insbelondere des Baugewerbes, die Eriegeriichen Wirren 
in China und Südafrika, die Kreditfrifis, die Steigerung der Preiſe der Rob: 
materialien und der Arbeitslöhne, die erhöhten Leiftungen, welche die Sozial: 
geleßgebung verlangt, die Konkurrenz des Haufierhandels, der Warenhäujer, der 
Gelängnisarbeit und der ftaatlihen und kommunalen Gewerbebetriebe, das 
Auktions- und Submiſſionsweſen, der Bauſchwindel x. x. Die Klagen und 
Forderungen, die ſeitens einzelner Handwerfsmeifter und ganzer Korporationen 
erhoben werden, find ſymptomatiſch für den zünftlerischen Geilt, der weite Kreiſe 
des Handwerks beherriht. So wird 3. B. von dem Schloffergewerbe an einem 
Orte berichtet, daß es von Jahr zu Jahr Ichlechter werde, weil „die Landichmiede 
auch Schloſſer- und Spänglerarbeiten vornehmen und damit das ganze Geichäft 
verpfuichen“. An einem anderen Orte wird der Gejhäftsrüdgang darauf zurüd: 
geführt, „daß die Schreiner das „Anſchlagen“ bei Bauten häufig nicht mehr 
Sclofjern übertragen, jondern jelbit bejorgen“. Die Hafner auf dem Lande 
Hagen, daß die Maurer au die Defen jegen. Die Konditorinnung wünſcht 
eine genaue Fixierung der Grenze zwilchen Bäder und Konditor. Zur Zeit des 
Verfalls der Zünfte beitanden ſolche Vorichriften; jo war es z. B. noch 1781 
zu gunften der jtädtiichen Kupferihmiede den Schmieden auf dem Lande, ſowie 
den Prannenflidern verboten, kupferne Keffel auszubellern. Die Folge folder 
Abgrenzung der Arbeitögebiete war aber befanntlih die Ausbildung eines 
moraliſch verwerjlichen Aufpaſſerſyſtems, das Brotneid und gegenjeitige Gehäflig: 
feiten erzeugte und eine Maſſe von jog. Gewerbebeeinträdhtigungsprozefien, jo da 
man ſprichwörtlich jagte, im Auslande werde viel fabriziert, in Bayern viel 
prozefliert. 

Die Schuhmaderinnung in München macht für die jchlechte Lage ihres 
Gewerbes die Konkurrenz der Fapitalkräftigen Schuhfabrifen und Schuhhändler, 
der Ramſch- und Partiewarengejchäfte verantwortlich und erwartet eine Befferung 
nur von einer Aenderung der jegigen uneingeichräntten Gewerbefreiheit; und nad 
Anficht eines Schuhmachermeifterd aus der Provinz fann e8 nur beffer werden, 
„wenn an jedem Ort die Zahl der Meifter geſetzlich feſtgeſetzt würde“. Dieler 
Schuhmachermeiſter kann ſich dabei auf MWeitenrieder berufen, der „die Felt: 
jegung der Handwerker auf die Zahl, welche mit den Einwohnern des Ortes 
verhältnismäßig iſt“, für ein Erfordernis erflärte, das „ganz der Natur dei 
bürgerlihen Staatskörpers“ entipredhe. 

Die Münchener Drechilerinnung Elagt über das Vordrängen des modernen 
Stils, durh den Drecjilerarbeiten bei Möbeln mehr und mehr verdrängt 
werden. Das Geihäft der Weihgerber in der Provinz ift notleidend geworden, 
weil der Bauer „um wenige Geld von Haufierern schlechte Beinkleider kauft, 
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ftatt einer zwedmäßigen, dauerhaften Lederhoie”. ;, Ganz jo wie im 18. Jahr: 
hundert die Loderer Elagten, daß der Loden aus’ der Mode gekommen jei und 
nur mehr von armen Leuten getragen werde. 

Solchen Weußerungen des Zunftgeiftes gegenüber darf wohl auf das 
Zeugnis Kreittmayrs verwielen werden, der in jeinen Anmerkungen zum 
Baperiichen Landrecht jagt, wenn es fid) um Neueinführung der Zünfte handelte, 
jo ließe fich zweifeln, „ob es ratiam jei, dergleichen Zünfte und Innungen zu 
geſtatten.“ 

Von Intereſſe iſt auch, daß die von der Handwerkskammer bei ihrer Enquete 
geſtellte Frage: „Halten Sie das Verlangen nach geſetzlicher Legitimationspflicht 
aller Arbeiter für berechtigt?“ von ſämtlichen Korporationen und ſämtlichen 
befragten Handwerksmeiſtern einhellig bejaht wurde. Begründet wird dieſe 
Forderung damit, daß der Meiſter einen Anhaltspunkt benötige, um die hand— 
werkliche Tüchtigkeit, Verläſſigkeit und Solidität des Arbeiters, dem derſelbe oft 
größtes Vertrauen ſchenken müſſe, beurteilen zu können. Dabei denken ſich die 
einen die Legitimation nach Art des für minderjährige Arbeiter vorgeſchriebenen 
Arbeitsbuches, die anderen wünſchen ein Zeugnisbuch, in welches von dem 
Arbeitgeber der Entlaſſungsgrund ꝛc. einzutragen wäre. Für das Arbeitsbuch 
bat fih auch der 18. Allgemeine Bayerische Handmwerfertag zu Regensburg im 
Yahre 1901 ausgeſprochen. Es darf dabei darauf hingewiejen werden, daß eine 
derartige Legitimation aud für die Zwede der gemeindlichen Arbeitävermittlung 
von großer Bedeutung wäre, indem dadurch dem Vermittlungsbeamten jeine 
Aufgabe weientlich erleichtert werden würde. 

Bezüglid) der Kranken-, Unfall: und Jnvaliden:Berficherung wird geklagt, 
„daß die Beiträge zu der Arbeiterverficherung bereits eine Höhe erreicht haben, 
die nahezu unerichwinglih it und duch die neuejte Novelle zum Unfall: 
verjicherungsgejege bis zur Unerträglichkeit geiteigert wurde. Die Beiträge 
werden nicht mehr gerne, jondern mit größtem Unmut bezahlt und die frühere 
Popularität dieſer Geſetze verfehrt id) nad) und nad) ins Gegenteil. Das An— 
wachſen der Reſervefonds zu Rieſenſummen, die zum größten Zeile aus den 
Zajchen des Mtittelitandes jtammen, wird mit Ummwillen angejehen und der 
Zweck nicht begriffen“. 

Mehr Beachtung als dieſe Aeußerungen verdient der von einer großen 
Anzahl von Innungen, Gewerbevereinen und ſonſtigen gewerblichen Korporationen 
geäußerte Wunſch, die drei Verſicherungen zu einer einheitlichen allgemeinen 
Arbeiterverſicherung zu verſchmelzen. Am wenigſten beliebt iſt die Invaliden— 
verſicherung, zum Teil, weil, wie behauptet wird, die Arbeiter ſelbſt auf die 
Verſicherung wenig oder gar keinen Wert legten und nur unwillig ihre Wochen— 
beiträge ſich abziehen ließen, hauptſächlich aber weil die Art der Beitragserhebung 
verhaßt iſt. 

Beſonderes Intereſſe dürften auch diejenigen Berichte in Anſpruch nehmen, 
die ſich mit der künftigen Geſtaltung unſerer Handels- und Zollpolitik beſchäftigen. 
Die Meinungen gehen in dieſem Punkte in Handwerkerkreiſen ebenſo weit aus— 
einander als anderwärts. Uebereinſtimmung beſteht zunächſt nur in dem Ver— 
langen nach dem Abſchluſſe möglichſt langfriſtiger Handelsverträge ſowie nach 
möglichſt ungehinderter Einfuhr derjenigen Rohmaterialen und Halbfabrikate, welche 
im Inlande nicht in ausreichendem Maße erzeugt werden, wogegen ſolche Erzeugniffe, 
die im Zollgebiete in genügender Menge hergeftellt werden, gegen Einfuhr von 
außen durch möglichit hohe Zölle geichütt werden ſollen. Ueber die Trage der 
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Getreidezölle äußerten ſich 50 Korporationen und Handwerksmeiſter. 17 dieſer 
Berichte, die faſt Jämtlih aus Münden ſtammen, ſprachen fic) gegen jede Er- 
höhung der Getreidezölle aus, weil eine ſolche das Brot verteuern, der Landwirt: 
Ihaft aber nichts nüben würde. Dagegen treten jämtliche übrige Berichte teil- 
weile für mäßige, teilmeije für hohe Getreidezölle ein, mit der Begründung, die Land- 
wirte müßten fauffräftig gemacht und erhalten werden, denn: Hat der Bauer 
Geld, hat's die ganze Welt. Die Handwerkskammer jelbit hat in ihrer Sigung 
vom 17. Juni 1901 folgenden Beichluß gefaßt: „Die derzeitigen Handelöverträge 
haben der Landwirtſchaft empfindlichen Schaden zugefügt, worunter naturgemäß 
aud der Handwerker zu leiden hat. Es ift daher die Forderung der Landwirt: 
ſchaft, auf eine angemefjene ergiebige Erhöhung der Zölle auf Getreide und Hopfen 
bei Erneuerung der Dandelsverträge energiſch hinzuwirken, eine vollauf beredy- 
tigte, weöhalb die Hantwerfsfammer für Oberbayern diejelbe unterftügt und be 
fürwortet, damit der jo wichtige, notwendige Bauernftand in jeiner Exiſtenz er- 
halten wird, jeine Verhältniffe verbefiert werden und jo auch dem Handwerker— 
ſtande eine kaufkräftige ſichere Kundſchaft erhalten bleibt.“ Es läßt ſich nicht 
verkennen, daß die Handwerkskammer von Oberbayern agrarfreundlicher iſt als 
die Handels- und Gewerbekammer von Oberbayern, was um jo mehr vermerkt 
werden muß, als der größte Zeil der Mitglieder der Gewerbefammer auch der 
Handwerkskammer, zum Zeil jogar in leitender Stellung, angehört. Wielleicht 
it deshalb der Schluß gerechtfertigt, daß in dieſer Frage die Intereſſen des 
Gewerbes in dem Beſchluſſe der Handwerkskammer befjer zum Ausdruck kommen 
al3 in den bezüglichen Berhandlungen der Handels- und Gewerbefammer. Diefer 
Umstand it auch von Bedeutung für die auf Trennung der Gewerbefammern von 
den Handels- und Gewerbefammern und Bereinigung derjelben mit den Hand— 
werfsfammern gerichteten Beltrebungen des Handwerks, die in dem Berichte 
gleichfalls zur Darftellung gelangen. 

Zum Schluſſe muß nod hervorgehoben werben, daß einzelne Korporationen, 
deren Mitglieder fi aus dem Geſamthandwerk refrutieren, bezüglidy) der neuen 
bayeriichen Gewerbefteuer in ihren Berichten Eonftatierten, dat die Abficht der 
Gewerbeiteuernovelle, die Eleineren und mittleren Betriebe zu entlaften, in der 
Hauptſache erreicht worden ift. Dies hindert natürlich) nicht, daß im einzelnen 
noch mande Wünſche bezüglid) der Höhe und der Art der Veranlagung der 
Steuer beitehen. Dr. 9. Schmelze. 


Statiftiiches Jahrbuch für das Deutſche Reich, herausgegeben 
vom Kaiſerlichen Statiftijchen Amt, 1902. 
(Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht, Berlin.) 


Dom KHaijerlihen EStatiftiihen Amt in Berlin ift wieder das Statiftiiche 
Jahrbuch für das Jahr 1902 herausgegeben worden. 

Das zum 23. Mal ericheinende Jahrbuch für 1902 ſchließt ſich in feiner 
Einteilung genau den Jahrbüchern für 1900 und 1901 an, nur hatte das 
Yahrbucd für 1900 ala erftmaligen Verſuch ein Kapitel über das deutiche 
Genoſſenſchaftsweſen, das im Jahr 1901 und 1902 wohl wegen der 
zu jchwierigen Beſchaffung des Urmaterials wieder in Wegfall gekommen ift. 
Dagegen enthält das Jahrbuch für 1902 eine Zujammenftellung über 
die Finanzen des Reichs und der Bundesftaaten (Abteilung XIV, 11), 
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eine Aufgabe, die vor einigen Jahren nod als zu ſchwierig erachtet wurde, da 
nad Angabe des Vorwortes zum Jahrbuch für 1900 die Finanzen der Einzel: 
ftaaten zu verichiedenartig jeien, um fie in einem einheitlichen Ueberblid ver: 
anichaulichen zu können. 

Nun werden im vorliegenden Jahrgang auf grund der Mitteilungen der 
einzelnen ſtatiſtiſchen Landesbehörden nicht bloß die UWeberfichten über Ein: 
nahmen und Ausgaben des Reiches und der Einzelitaaten mit Angabe der 
wichtigeren Einnahmequellen, jondern auc die Reichs: und Staatsichulden an 
gegeben. Auch find die Einkünfte der Bundesftaaten an direkten und indirekten 
Steuern erſichtlich gemacht. Für das Reich und die Einzelitaaten betragen die Ab: 
gaben der Staatsangehörigen an direkten Steuern zujammen etwa 420 Millionen 
Mark und an Verbrauchs-, Verkehrs: und jonftigen indirekten Steuern und 
Abgaben für das Reid) etwas über 1 Milliarde Mark und für die Einzelitaaten 
etwa 170 Millionen Mark, alio zufammen an Reid: und Staatöfteuern an 
1700 Millionen Mark oder pro Kopf an 30 Mark. Hiezu fommen noch 
die Kommunalabgaben. 

Doch um auf das vorliegende Jahrbuch zurüdzufommen, jo tt zu bemerken : 

Die 19 Abteilungen des Buches behandeln: 

I. die Gebietseinteilung und Bevölkerung des Reiches. 

Der Gebietsumfang des Deutichen Reiches beträgt 540 657 qkm oder 
etwas über 54 Millionen ha, jo daß bis vor einigen Syahren etwa 1 ha auf 
den Bevölferungsfopf Fam. 

Heutzutage beträgt die Bevölkerung des Reiches ſchon 56'/s Mill. Seelen 
und fie wächſt alljährlih um rund 760 000 Seelen. 

Die I. Abteilung behandelt die Bewegung der Bevölkerung, wonach im 
Jahre 1900 476 491 Eheichließungen, 2,1 Millionen Geburten und 1,3 Millionen 
Geitorbene feitgeitellt wurden, es find daher 760 000 mehr Geburten ala 
Eterbejälle zu verzeichnen. Die Auswanderung hat jeit 1882 immer mehr ab— 
genommen, von 4'/s"/o der Bevölkerung auf 0,4 "/o im Jahr 1901, oder der 
Zahl nad) von 203 000 auf 22 000. 

Die Ill, Abteilung begreift die Statiftif der deutichen Land- und Forſt— 
wirtihaft in fih. Wir entnehmen daraus, daß bei etwa 33 Millionen ha 
Ader: und Wieſenland jährlih 85 Millionen dz Roggen, 40 Millionen dz 
Meizen und Spelz, 33 Millionen dz Gerite, 450 Millionen dz Kartoffeln, 
70 Millionen dz Hafer und 225 Millionen dz Heu geerntet werden. 

Im Jahr 1901 ergab die Weizenernte wegen des Auswinterns der Aeder 
im Sahre 1900/1901 nur 25 Millionen dz Weizen, alfo einen Ausfall von 
rund 15 Millionen dz Weizen. Der Verbrauch an Getreide beträgt, wie ſpäter 
nod) des Einzelnen mitgeteilt werden wird, zulammen 425 kg auf den Kopf 
der Bevölkerung, aljo im ganzen etwa 240 Millionen dz, jo daß bei einem 
Durdjichnittsernteertrag an Weizen, Roggen, Gerite, Spelz und Hafer von 
230 Millionen dz immerhin ein Fehlbetrag von 10 Millionen dz Getreide 
vorhanden ift, wozu nod der Wusjaatsbedarf mit etwa 20 Millionen dz 
Getreide binzufommt. 

Die IV. Abteilung zeigt uns den Viehſtand im Deutichen Reid. 

Der Rindviehitand hat ſich jeit 1897 von 18 auf fait 19 Millionen 
Stüd vermehrt, die Zahl der Schweine ift fogar von 14,2 auf 16,8 Mtillionen 
Stüd von 1897 bis 1900 geftiegen. Die Anzahl der Schafe geht immer 
mehr zurüd. 
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In der V. Abteilung werden die ftatiftifchen Angaben über die Gewerbe: 
betriebe und ihr Perſonal, über Streifs und Ausiperrungen, über Berg: 
werfs: und Hüttenbetriebe, über die Hocdofenbetriebe, ferner über 
die Bierbrauereien, die Branntweinbrennereien, die Zuderfabri: 
kation, endlid; über das Patentweſen mitgeteilt. 

Auf die Erzeugung, den Verbrauch und die Beiteuerung von Bier, Brannt: 
wein und Zucker werden wir des Weiteren noch zurüdfommen. 

Die VI. Abteilung it dem Verkehr gewidmet und behandelt die Port 
und Zelegraphie, die Eiienbahnen, die deutihen Waſſerſtraßen, 
den Beftand der Handelsſchiffe und den See: und Flußverkehr, die Havarien. 

Ein wichtiger Abſchnitt ift der VII., betreffend den Auswärtigen Handel 
des deutichen Zollgebiet3, nad) Generalhandel, Gejamteigenhandel und Spezial: ' 
handel dargeitellt. 

Im Spezialhandel ift die deutiche Einfuhr und Ausfuhr für die letzten 
2 Jahre wie folgt zu verzeichnen : 

1900 
Einfuhr. Ausfuhr. 


1901 
Ginfubr. Ausfuhr. 


2,5Millionen Mt. 1,1Millionen Rt. 
1 2 


r " A 2 ” ” 


19 _, Di: R 
5,5Millionen®t. 4,5 Millionen Mt. 
02, „00 _ R 
5,7 Millionen If. 4,5 VWtillionen it. 








1. Rohſtoffe für In— 
dujtriezwede . . 2,8 Millionen Mt. 1,1 Millionen ME. 
2. Fabrifate. . . 1,2 ö „ 30 A * 
3. Nahrungs: und 
Genußmittel, Vieh 1,8 „ 05 —W 
Zujammen . 5,3 Millionen Mt. 4,6 Millionen Mk. 
Hiezu Edelmetalle. 0,2 5 „ 0,2 R z 
Bufammen . 6,0 Millionen Mf. 4,5 Millionen Mt. 





Bon bejonderer Wichtigkeit ift die Daritellung der Einfuhr und Ausfuhr 
an Getreide, Hülienfrüchten und Mehl (S. 145/6), der Anteil der wichtigſten 
Waren an der Einfuhr und Ausfuhr (S. 147—150) und der Anteil der Her: 
funits: und Beltimmungsländer am deutichen Spezialhandel, wonach bei der 
Einfuhr die Vereinigten Staaten von Amerifa und bei der Ausfuhr Groß: 
britannien an der Spitze ftehen. 

Auch die Nachweiſung des Spezialhandels nad) Erdteilen it von hohem 
Intereſſe. 

In Abteilung VIIL findet das Geld: und Kreditweſen eine eingehende 
Darſtellung und in Abteilung IX find die Großhandelspreiſe der wichtigſten 
Waren jeit 1892 nachgewieſen. Bemerkenswert hiebei iſt, daß beilpielaweile der 
Nohzuder von 34 auf 21 ME. per dz gefallen ift, während die Raffinade von 
58 auf 48 ME. bi8 zum Jahr 1899 im Preiſe zurüdgegangen, von da ab 
aber troß der immer mehr jinfenden Rohzuderpreije wieder auf 53 ME. ge: 
ftiegen ift. Diefem Erfolge des Zuderringes ift durch die Annahme der Brüfleler 
Konvention mit einem MUeberzoll von 4,40 ME. ftatt 20 ME. pro dz em 
Ende gemadt. 

Abteilung X jchildert den Verbraucd an Getreide, Branntwein, Bier, 
Tabak, Zucker und Salz, an Kohlen, Eijen, Petroleum, Kaffee, Thee, Reis, 
Butter, Gewürz, Heringen u. |. w. 

Hiezu möge aus Abteilungen V, X und XIV folgende Zujammenitellung 
bier Plaß finden: 
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a) Bier. 
Erzeugung i. 3. 1900. . . . 71 Millionen hl, davon 18 Millionen hl in Bayern 
Verbrauch i. J. 1900 704 J 15 — — 
Steuer- u. Zollertrag i. 3. 1900 96. .„ Me „86 . ME, . 
b) Branntwein. 
Erzeugung i. I. > 2.0.0.0. 400 Millionen | reinen Altohol 
Kontingent i. 3. 1 LEER | nee a 
Berbraud i. F. 500° i 38 an 2 n 
zu Trintbranntwein i. J. 1900 ee | a = 
zu gewerbliden Zweden i. 3. 1900. . 116 — 
Steuerertrag i. J. 1900. .. 1 Millionen Mt. 
c) Sl; 
Erzeugung i. J . 15 Millionen dz 
Verbraud i. 3. 1900 . 10 „ darunter 4'/. Millionen dz zu Speijezweden 
Steuertrag i. X. 1900 . 52 Millionen Mt. 
d) Tabak. 
Erzeugung i. J. 1 - » + 8350000 dz auf 14 751 ha Taballand 
Berbraud i. J. 900. i . 885000 dz aus und inländiiher Tabat 
Steuer und Boll i. J. 1900 667 Millionen ME., davon 13 Millionen Mt. Inlanditeuer 
e) Zuder. 


Erzeugung i. J. 1900 . . . 18%. Millionen dz Robzuder 

Verbraud im Inland i.%.1900 8 „ dz Nobzuder oder 7 Millionen dz Konſumzucker 
Ausgeführt i. 3.1900 . . 10 fi dz Rohzucker (Wert) 

Steuerertrag i. 3. 1900 . . 120 Millionen Mt. 


Ueber den Verbrauch an Getreide ift oben bereits erwähnt worden, daß 
derjelbe ohne Ausjaatquantum 240 Millionen dz beträgt, nämlid: 


an Roggen 2 Millionen dz 
+1 


” „ Ausfaatauantum 

an Weizen 50 r z 
+3 E „ Ausjaatauantum 

an ®erite 37 e ” 
+ 2le „ Ausjaatquantum 

an Hafer 68 " „ 


6 J Ausſaatquantum 


zuſammen 261’/: Millionen dz bei einem Ernteergebnis von etwa 230 Millionen dz 


An jonftigen Verbrauchsziffern find noch anzuführen: 


Verbrauch an Kaffee: 3. kg per Kopf 
[2 " Meis: 2 ” ” ” 
” „ Berroleum: 17° 5 00 
„ „ Südfrühten: 2 „u u 
— „ Salz: 8 u nn (gu Speijezwecen) 
" ” Zabat: 1!/a " ” " 
" 2 Buder : 12’! „ " " 
# „ Bier: 125 1 „u in Deutihland 
r j: 20 u un in Bayern 


„ " Branntwein: Me,» reinen Alkohol, d.h. 15 1 Trintbranntiwein 
— „Kartoffeln: 600 kg „ „ = 12 Btr. (infl. gewerbl. Zwecke). 


, Die Abteilung XI bringt die Angaben über das Juſtizweſen und die 
Kriminalftatiftif, Abteilung XII wiederholt die Notizen über die Reichs— 


tagswahlen und Abteilung XIII enthält die Darftellung über das deutſche 
Kriegsweien, Heer und Marine. 
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Die Abteilung XIV behandelt das Finanzweſen des Reiches, die Reichs— 
ſchulden und ift — wie jchon bemerkt — deshalb von bejonderer Wichtigkeit, weil 
aud die Finanzen der Bundesftaaten mit zur Berüdfichtigung gezogen worden 
find. Die Finanzverwaltung des Deutichen Reiches und der Einzelftaaten if 
bekanntlich wegen der Mtatrifularbeiträge und der Ueberweiſungen jehr verwidelt. 


Die Einnahmen des Reiches ſind etatifiert: 


Zölle und Berbraucsjteuern für. -. . . . 1902 82%0 Millionen Mt, 
Neichsjtempelabgaben . . . RT > * 94 A r 
Poſt und Telegraphen . - » 2» 2 2 4040 J — 
Sonſtige Reichſseinnahmenn. 2... 220 
Matrikularbeiträge. 222. J 580 
Außerordentlihe Dedungsmittel . . » » 150 


Summa 2304 Milionen m. 
Die Ausgaben des Reiches find etatifiert: 





Verwaltung des Neichöheeres für . . . . 1902 570 Millionen Mt. 
Verwaltung der Marine . . 2. 2 2 nm 86 u Fr 
Sonftige Ausgaben . 2 2 2 2 2. * 373 J = 
Roft und Telegraphen ; ; re 387 = r 
leberweijungen an die Bundesſtaaten nn 5656 > 

1972 Millionen vᷣt 
Hiezu Einmalige Ausgaben . . 2... 330 


Summa 2302 Wtillionen Sur 


Die Abteilung XV bringt die ſtatiſtiſchen Nachweiſe über das Per: 
jiherungsmwejen, die SKranfenverfiherung, Unfallverfiherung, Invaliden— 
verfiherung ; die Lebensverfiherungen, die Feuerverſicherungen. 

Abteilung XVI enthält das Medizinal: und VBeterinärmweien; 
auf 2016 Einwohner fommt 1 Arzt, auf 10 317 Einwohner 1 Apothete. 

Abteilung XVII bringt meteorologiſche Nachweile und Abteilung XVII 
behandelt die deutihen Schußgebiete Deutſch-Oſtafrika, Kamerun, Togo, 
Süd-Weſtafrika, Neu-Guinea, Marſchall-Inſeln, Samoa, Kiautſchou, die 
Karolinen, Palau und Mariannen. 

Zum Schluß wird noch ein umfangreicher Quellennachweis gebracht und 
4 graphiſche Karten über die Häufigkeit der Eheſchließungen, Geburten und 
Sterbefälle jeit 1841; Saatenſtandsnoten des Winterweizens von 1893—1900 
und 1901 und über den Auswärtigen Handel des deutichen Zollgebiets von 
1892 — 1901. 

Wenn hier noch des Geheimrats von Scheel, des veritorbenen Direktors 
des Kaiſerlichen Statiftiichen Amts gedacht wird, jo geichieht es deshalb, weil der: 
jelbe für die Vervolllommnung und beffere Ausgeitaltung des Jahrbuchs ein 
ganz bejonderes Intereſſe hegte. Exit dem Forſcher und Arbeiter auf ſtatiſtiſchem 
Gebiet wird es bewußt, melde Unjumme an Wrbeit und Kenntnis in den 
trodenen Zahlenreihen des Buches enthalten it, das bei dem billigen‘ Laden: 
preis von 2 ME. über die verjchiedenartigften Mlaterien erichöpfenden und zu— 
verläffigen Aufihluß gibt. 

Wenn wir noch eine Heine Erweiterung des Buches wünichen dürfen, jo 
wäre es die Darftellung des deutſchen Weinbaus, der Weinproduftion und des 
Weinverbrauchs in Abteilungen II, V, X und XIV, ähnlich wie bezüglich des 
Hopfens, des Tabafs und des Zuders. 

Da vom 1. Juli ds. Irs. ab das Schaumweinſteuergeſetz in Kraft tritt, 
jo bringt uns vielleicht das nädjftjährige Jahrbuch noch folgende Angaben: 
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. Seite 22/23. 8. Weinbau mit 1352 ha Weinbergen. Ernteertrag 
nad) hl. 

b) Seite 41/42, 15. Zahl der deutſchen Schaummeinfabrifen mit Angabe 
der Menge des hergeitellten Schaummeins nad) Flaſchen. 

ce) Seite 171/2, 7. Weinverbraud) mit Angabe der Produktion, Einfuhr, 
Ausfuhr, Verbrauchsmenge. . 

d) Seite 205/6. Steuer: und Zolfeinnahmen vom Wein, mit Angabe 
des Ertrags der Schaummeinfteuer, Zoll für fremde Weine und eventuell der 
Erträge der Weinaccife in Württemberg, Baden und Elfaß-Lothringen. Auch 
der Fleiſchverbrauch wird nad Einführung des Fleiſchbeſchaugeſetzes ſtatiſtiſch 
erfaßt und der Frachtkartenſtempel wird für die Folge auf Seite 206 nod) 
mit vorgetragen werden fünnen. 

Im übrigen ſei das Statiftiiche Jahrbuh ala guter alter Bekannter den 
Intereſſentenkreiſen aufs beite empfohlen. W. 


Der Konjum von Wein, Bier und Spirituoſen in den 
bauptjächlichften Ländern. 


(Aus dem Dejterreihiihen Wirtichaftpolitiihen Archiv 2. Jahrg. Nr. 4, nach dem italieniihen 
Bolletino Uffieiale del Ministero d’Agricoltura, Industria e Commereio, Jahrg. 1902.) 




















Wein Bier | Spirituoien 
Jahr Geſamt⸗ per Ein— Gejamt- | per Ein— | Sejamt:e | per Ein- 
fonjum wohner fonfum  ; wohner }_ fonjum | wohner 
hl ı | hl 1 | hl 1 
Dentiches Reid. 

1884/85 | 4098000 8,8 41 286 000 90,0 — — 
1885/86 1 802 000 3,8 40 719000 | 88,8 — — 
1886/87 276000 | 5,8 44 132000 | 94,5 — — 
1887/88 3 355 000 6,9 46 178 000 | 97,9 1 695 000 | 3,6 
1888/89 2611 000 5,3 49 915 000 | 975 219% 000 | 4,5 
1889/90 3 518 000 1 51911000 | 105,8 2292000 | 47 
1890/91 1 285 000 2,6 52 433 000 105,8 2197 000 4,4 
1891/92 2 323 000 4,6 52 876 000 105.5 210000 | 44 
1892/93 4 404 000 8,6 54 556 000 | 107,8 2 252 000 4,5 
1893/94 3 369 000 6,5 55 461 000 108,5 2 261 000 4,4 
1894/95 2 509 000 4,8 55 258 000 106,9 2219000 4,3 
1895/96 5 497 000 10,4 60 595 000 115,7 2 286 000 4,4 
1896/97 3 249 000 6,1 61518000 | 115,8 | 2281000 4,3 
1897/98 1 892 000 3,5 66 306 000 123,0 2 295 000 4,2 
1898/99 2 609 000 4,7 67 911000 | 124,1 2 446 000 4,4 
1899/1900 3 697 000 6,6 69449 000 | 124,9 2 450 000 4,4 

Großbritannien. 

1885 624 516 1,72 44 255 257 | 122,93 1565646 | 435 
1897 715 781 1,17 56 755 022 | 142,43 1 857 946 4,67 
1898 730 390 1,86 58 172839 144,70 1 891 875 4,12 
1899 152 386 1,86 60 160 015 148,33 2 014 664 4,99 
1900 714 414 1,17 58 912 026 149,79 2 081 570 5,08 








Mein 
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| Bier | Spirituojen 
Jahr Sejamt- | per Ein- | Gejamt: per Ein: | Gejamt- per Ein- 
konſum — wohner J konſum wohner konſum wohner 
ai1 I hl 1 | hl 1 
Rußland. 
1885 3517883 | 3,32 | 3113984) 3,9 
1896 5372449 : 418 | 251760 . 234 
1897 Daten fehlen. 5622734 | 430 | 309001 | 246 
1898 5265079 | 4,06 | 3133908 | 2,46 
Schweden. 
1885 952000 | 20,8 394 000 8,4 
1897 225000 | 45,0 379 000 16 
1898 Daten fehlen. 2533000 | 50.0 407 000 81 
1899 A — 433 U00 8,6 
Norwegen. 
1885 | 332000 | amı 68000 | 35 
1897 376 000 17,8 45000 | 22 
1898 Daten fehlen. 462000 | 21,6 56000 | 26 
1899 503000 | 232 7200 | 33 
Dänemarf. 
1885 5 | 321 427 15,6 
1897 2204724 | 94,60 347 470 150 
1898 Daten fehlen. 2 236 258 | 95,60 355358 147 
1899 2375531 | 9986 | 364395 | 154 
Niederlande. 
1885 | 94000 | 22 392 000 9,2 
1897 90000 | 18 417 000 35 
1898 92000 | 18 Daten fehlen. 414.000 83 
1899 92 000 1,8 409 000 sl 
Belgien. 
1885 | 198.000 3,4 9511000 | 162,0 541 000 9,2 
1898 207 000 40 | 13840000 | 207.0 580 000 86 
1899 282 000 41 14426000 2136 582 000 8,6 
1900 = 14 763000 ; 219.0 647 000 96 
Frankreich. 
1885 37062000 | 97,0 8316000 | 21,0 | 14440004 3,86 
1898 42745000 | 1120 9607000 | 2350 | 1799000 4,0 
1899 43199000 | 113.0 | 10455000 27.0 | 1755000 | 459 
1900 44689000 : 117,0 | 10827000 | 280 | 1783000 | 460 
Schweiz. 
1885 = = 928000 | 320 — = 
1897 2189000 | 71,0 2 060 000 67,0 191 000 6,2 
1898 2078000 | 670 2173000 | 70,0 196 000 62 
1899 2105000 | 670 1198000 | 700 189000 | 61 
Rortugal. 
1890 — 200 | 05 
1897 4718000 | 92,6 Daten fehlen. 19000 | 04 
1898 4 636.000 | 912 19 000 04 





) Heiner Alkohol. 
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Wein Bier Spirituojen 
Jahr Gejamt: | per Ein- | Gejamt: | per Ein | Sejamt: | per Ein- 
fonjum j | wohner fonjum | wohner konſum wohner 
hl | | hl 7 | hl 1 
Spanien, 
1887 14 832000 | 85,0 971000 5,5 
1895 16 225 000 | 89,0 419 000 2,3 
1896 23203000 | 1270 Daten fehlen. 315 000 — 
1898 13 578 000 74,0 — — 
1899 16 268 000 88,0 _ — 
Italien. 
1885 | 23 753 000 81,0 243 000 | 0,8 824 000") 2,82 
1897 23 172 000 74,0 164 000 | 0,5 378 000 1,20 
1898 29 076 000 92,0 174 000 0,5 350 000 1,11 
1899 29 511 000 93,0 186 000 0,6 368 000 | 1,16 
1900 28158000 | 88,0 _ — — | en 
Oeſterreich⸗ Ungarn. 
1885 10 071 000 26,0 12 814 000 | 33,0 3 581 000 90 
1897 5343 000 | 12,0 19 859 000 45,0 4 585 000 10,0 
1898 6878000 | 15,0 20 028 000 45,0 4601000 ; 10,0 
1899 6 638 000 15,0 20 506 000 | 46,0 5 100 000 11,0 
Vereinigte Staaten. 
1885 828 871 1,48 22562404 | 40,19 2672069 | 4,77 
1898 778 420 1,06 44 063 626 60,41 3084158 | 4,24 
1899 997 711 1,32 42977 161 | 57,83 3 304 509 4,43 
1900 1151 601 1,51 46 231 332 | 60,59 3680642 | 481 


Die Bevölferung Chinas. 

Die Aufbringung der Kriegsentihädigung ließ es dem Echabamt in ‘Peking 
erwünjcht ericheinen, eine genaue Aufftellung der Bevölkerung des Reiches zu 
haben. Es ordnete demgemäß eine Volkszählung an, die nunmehr durchgeführt 
iſt. Sie wird ziemlich allgemein überraichen, da fie ungefähr dielelbe Bevölkerung 
ergibt, die nad) den Schäßungen der fünfziger Jahre ſchon vorhanden jein jollte, 
während neuere Schäßungen von einer erheblich geringeren Bevölkerung, nämlid) 
von nur 350 Millionen jprachen. Seht find in den 18 Provinzen allein über 
400 Millionen gezählt worden, und ganz China dürfte rund 425 Millionen 
Einwohner haben. Intereſſant ift dabei auch die außerordentlich verichiedene 
Dichtigkeit der Bevölkerung. Es ergibt ſich das folgende Bild: 


Provinzen qkm Bevölferung Auf 1 qkın 
IE u: u a5 5 300 000 20 937 000 70 
Schantung . » . . 145 000 38 247 000 264 
Shafi. . :» ». 212 000 12 200 456 57 
Honan . 2» 2... 176 000 35 316 825 201 
Kiangfu. . x.» 100 000 13 980 235 140 
Anh . ... 142 000 23 672 314 u 167 I 

Uebertrag 1075 000 144 353 830 899 


') 50 prozentiger Altohol. 
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Provinzen qkm Bevölferung Auf 1qkm 
Uebertrag 1075 000 144 353 830 899 
Kiangfi . —— 180 000 26 532 125 148 
Tihefiang . 95 000 11 580 692 122 
Fukien 120 000 22 876 540 191 
Hupeh 185 000 35 280 685 191 
Human 216 000 22 169 673 10: 
Kanfu . 325 000 10 385 376 32 
Shanfi . 195 000 8450 152 43 
Szetihuan . 566 000 68 724 890 121 
Kuantung . 259 000 31 865 251 123 
Kuangfi . 200 000 5 142 330 26 
KRweitihou . 174 000 7650 282 4 
Yünnau . 380 000 12 721 574 34 
18 Provinzen . 3 970 V00 407 737 305 103 
Mandſchurei 942 000 8 500 000 9 
Mongolei 3 543 000 2 580 000 0,7 
Tibet 1 200 000 6 430 020 5 
Zurfeftan 1 426 000 1 200 000 0,8 
Zujammen 11 081 000 426 447 325 38,5 


Danach iſt die Provinz Schantung die am dichteiten bevölferte in ganz 
China. Zum Vergleich) mag bemerkt werden, daß die Bevölferungsdichtigfeit in 


Sachſen 234 Einwohner auf 1 qkm beträgt. 


Kiangfu, in welcher Provinz 


Schanghai liegt, entipriht in Bezug auf die Bevölferungsdichtigfeit dem räumlich 
allerdings dreimal fleineren Holland. Schanſi ift ähnlich dicht wie Ungarn be 
völfert, Fukien und Hupeh etwa wie England, Tſchili wie Frankreich und Yünnan 
wie Bulgarien. Im Durchſchnitt ift das eigentliche China, d. h. die 18 Provinzen, 
wenig ftärfer ala das Deutiche Reich bevölkert, während die vier großen Außen: 
länder mit ihren weiten Steppen und Wüſten nur jehr dünn befiedelt find. 
(Der Oſtaſiatiſche Lloyd.) 


Alphabetiihes Gejamt-Regifter 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1902 der „Annalen“. 


Borbemerfung. Das folgende Negifter ſoll die Benutzung der ganzen 
Reihe erleichtern. Gegenüber den durchweg ſachverſtändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regiſters, das in pedantiſcher Umftänfichkeit Tauſende 
von Stichwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes ſein, das geſuchte 
Beſondere unter Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedruckten 
Zahlen 68 bis 99, 1900 bis 1902 bedeuten die fünfunddreißig Jahres— 
bände 1868 bis 1902; die mageren die Seitenzahl des Bandes. 

MWirbitten zu Becchien, daßimLaufederverihiedenen Jahr: 
gänge oft derfelbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung geiunden 
bat. Beim Nachſchlagen wird es fich daher empfehlen, die le&ten bezüglichen 
Veröffentlichungen zuerst nachzuſehen, und erft, wenn diefe die gemünjchte Auskunft 
nicht oder unvollitändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurüdzugehen. Man 
wolle aud) die bejonderen alphabetiichen Regiſter nachlehen, welche einzelnen 
größeren Abhandlungen beigegeben find. 


Die Herausgeber. 


Alphabetiſches Gejamt-Regifter. 


Abgaben. Die öffentlichretliche Verjäh— 
—— ——— 
Reiches (Hoffmann) 9S, 184. a. 
Finanzrecht, Steuern, Zölle ꝛc. 

Abrechnungsweſen der Zoll- und Steuer— 
verwaltung 68, 13 und 32 72, 1489. 73, 
487. 74, 97. 93, 385. 
mweien, Jölle. 

Abzahblungsgejihäfte, Negelung der: 
felben (Yudw. Fuld) 94, 653. 

Aderbau: Straffolonien und Fürſorge 
für entlajiene Sträflinge ( (Flärl) 83,1. 73. 

Acquits-ä-caution 47, 530. 


©. aud) Kafien- | 





Adreiie des nordd. Reichstags an den 


König von Preußen in Verjailles 70, 765. 
Antwort des Königs daſ. 767. — Adrejie 
an den Kaiſer 71, 317. 74, 145. 
Aemter, j. Behörden. 
Aerzte, in Preußen 76, 637. Abnahme 
im Neihe 81, 152. Merzte in Deutichland 
1900, 476. Ueber die rechtliche Stellung 


der Ärztliben Standesvertretungen gegen= | 


über den Standesgenofien, den Siranten- 
fajien und den jtaatlichen Aufſichtsbehör— 
den Schanze) 1901, 182. 266 — Die 
Stellung der Aerzte in der deutjchen Ar: 


beiterveriherung (Bd. von ‚Srantenberg) 
1902, 321. — Aerzte in Deutichland 1902, | 


552. — ©. a. Medizinalperionen, Gewerbe— 
ordnung und Freizügigkeit. 
Aeußere Verhältniſſe, ſ. Geſandt— 
ſchaften, Konſulatweſen, Seerecht ꝛc. 
Afrika, internationale Verhältniſſe 85,829. 
S. auch Schutzgebiete. 
Agrarpartei, Programm 76, 103. 
Agrarverhältniſſe, deutſche. Ein fran— 


zöftiches Buch über diejelben (Kaufmann) 


08, 306 
Altiengejellidhaften, 
über diejelben 71, 216 381. 72, 





Sejepgebung ' 
121.— 


Mißbräuche des Altienweiens, Dentichrift | 
der Handeldfammer zu Chenmig 33, 605. | 


— Verhandlung im Reichstag 1873. 74, 
306. — Materialien zur Reform des Altiens 
weiens 74, 359. — (Unterfuhungstoms 
miſſion) Leipziger Handelsfanmmer, Ad. 


Wagner, Ver. f. Sozialpolitif, Juriftentag, 
Berrot. — Erörterungen von W. Ende: 
mann 74, 388. 75, 1196. Statijtit der 
preußiihen A. 76, 640. 892. — Attien— 
grindungswejen 77, 194. 240. — lim: 
wandlung der Altien in Reihswährung 
17, 638. — Statijtit der Kurſe und Dis 
videnden preußiicher Aktiengeſellſchaften 
1858— 75 77, 1075 fi. — Denkſchrift der 
preußiichen Negierung 78, 4. — Gut: 
achten der Handelsfammer zu Stuttgart 
78, 1. — Zur Reform des Aftienrechts 
(Endemann) 81, 417. — Betrieb kon— 
— — Gewerbe durch A. 82, 
Materialien zur Reform dee 
———— 84, 79. — Gut— 
achten der Handelskammer zu Hamburg 
84, 121. — Aeußerungen des rheinl.= 
weitfäl. Sntereilenvereind 84, 139; der 
Leipziger Dandeldfammer daſ. 935: der 
Müncener Handelötammer daj. 247; der 
Breslauer Handelsfammer da. 253; Ber 
richt für den 12. Deutihen Handelstag 
daſ. 265. — Sanierung notleidender Aktien 
geiellihaften (SF. Kohler) 1902, 633. — 
Die Neorganiiation des Auffichtärats- 
weſens in Deutichland (Graf von Brod- 
dorf) 1902, 735. — Vgl. a. Bodenfredit, 
Emiſſionen, Konkurs, Kriſis ıc. 
Aktienkurſe und allgemeine Breisbildung 
(Gärtner) 86, 1. 285. 
Aktienſtempel ſ. Stempeliteuer. 
Alkoholismus und Lebensdauer 1901, 
554. — ©. a. Bier, Branntwein, Wein ꝛc. 
Altersverſicherung, ſ. Invalidenver— 
ſicherung. 
Altersverſorgung derArbeiter in Elſaß— 
Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 
Amerika, Vereinigte Staaten von, Staats— 
angehörigfeitsvertrag vom 22. Februar 
1868, nebjt Erläuterungen und dem Aus: 
lieferungävertrag von 1852, 68, 959 — 
Die Ueberwanderung in der nordameri- 
faniihen Union (von Landgraff) 72, 503. 
— Koniularvertrag 74, 225. — Zur Kritit 
des Staatsangehörigkeitsvertrags (von 
Tan 75, 793. 1113. (9. Wejendond) 
204. — Die wirticaftlihen Zuftände 
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in den Vereinigten Staaten 77, 1052. 
1123. — Wirtichaftlihe Konkurrenz mit 
Deutichland 80, 965. — Die Uniondver- 
fafiung (U. Haenel) 78, 796. — Die Wir 
fungen des Schußzolliyitems in den Ver— 
einigten Staaten 79, 805. Dandelö- 
und Sciffahrtövertrag 93, 439, 44. ©, 
a. Auswanderung, Kriſis, Verwaltungs: 


organijation. 
ſ. Schuldenwejen, 


Unleiben, 
koſten ac. 
Annalen, deren Aufgabe, Vorwort zum 

Jahrgang 1872. — Ein Vorwort aus 
Oeſterreich L. v. Stein) 76, 1. — Wiſſen— 
ichaftliche Weiterbildung des öffentlichen 
Rechts durch Monograpbien i. d. Annalen 
76, 213. — Vorwort (Seydel) 81, 1. — 
Vorwort zum Jahrgang 1901 1901, 1. 
Anjiedlungswejen, j. Rreufen. 
Antragsdelifte 76, 83. 
Anwaltäweien 75, 1205. 
Apothetenmweien, reihsrehtlihe Ord- 
nung 74, 1809. Gejepentwürfe und Dent- 
ichrift vom Jahre 1877 77, 926. 
Arbeit, vollswirtihaftliher Begrifi 72, 
529. 73, 809. 74, 11. Roesler 75, 36. 
Häusliche Arbeit (Wert derjelben, Birth) 


Kriegs⸗ 


75, 912. Preis und Ertrag der Arbeit 


(Birth) 75, 1296. — Preis der Arbeit im 
Staatödienite 78, 439. — Belaftung der 
Arbeit in den zipilifierten Staaten 50, 
79. ©. a. Gewerbeordnung. 
Arbeiter, jugendliche ıc. SI, 69. 
Arbeiterbudgets, Etfähiiche. (Dehn) 79, 
100. Sclefiihe 80, 581. Bayeriiche ib. 
343, 81, 540. ©. a. Löhne. 
Urbeiterfrage, Materialien 73, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. Beidäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
im Großherzogtum Heſſen 77, 258. 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reichs— 
lande (Ch. Brad) 82, 714— 768. — Zur 
Theorie und Praxis des Arbeiterſchutzes 


(Debn) 86, 493. — Wrbeiterfammern. Ges 


jeßentwürfe für Deiterreih 87, 115. — 
Der internationale Schu der Arbeiter 
(Adler) 88, 465. Konferenz von 1890 91, 
235. — Das gewerbliche Arbeitöverhältnis 
(E. Bornhaf) 90, 647. — Yahresarbeits- 
verdienit land» und foritwirtichaftlicher 
Arbeiter in Deutichland 93, 720, — Woh— 
nungsverhältnifie gewerblicher Arbeiter 
in Braunſchweig (Zimmermann) 93, 721. 
925; Gewinnbeteiligung in einer Mas 
ichinenfabrit 93, 888. — Die Arbeits— 
verhältnifje in der Kleider: und Wäſche— 
fonfeltion und die geieglihe Regelung 
der Konfeftionsarbeit (Frankenſtein) 98, 
1. — Die joziale Yage der Heimarbeiter 
(Ruland) 98, 608. — Die Eröffnung des 
öjterreich. Arbeiterbeiratö vom 25. Sep— 
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tember 1898 99, 483. — Zentralverein 
für Arbeitönahweis in Berlin 1898 1909, 
79. — Lage der Kodlenbergarbeiter in 
Oeſterreich — 479. — Die Arbeiter: 
jefretariate im Deutihen Reiche im Jabre 
1901 1902, 710. — Bgl. a. Hilfäfafien, 
„inpalidenverliherung, Koalitionsrecht, 
Kontraktbruch, Krantenverfiherung, Un: 
fallverjicherung. 2c. 

Arbeiterbilfstajien 73, 159. 
1195 Gejegentwurf 75. 873. 

Urbeiterfolonien in Preußen 86, 508 

Arbeiterreht, deutihes (E. Bornbat) 
92, 501. 


Arbeiter: und Arbeitsjtatijtit, 9, 
752 (Regulativ der Kommiſſion für). 93, 
157. 94, 484. 95, 80. 99, 209: die Fabril: 
arbeiterzählungen vom 1. Oftober 1892 
und 1893 in Baden 95, 243. 

AUrbeiterverjihderung N0, 492. Tie 
Urſachen der Arbeiterinvalidität 95, 407. 
— Die Berfiherung der Iendwirticaftl. 
Urbeiter (9. dv. Frankenberg) 1900, 393. 
— Die Bedeutung des Beihäftiqungs 
ortes in der deutichen Arbeiterverfigerung 
H. von Frankenberg) 1902, 743. — 

a. Aerzte, Invalidenverfiherung, Kranfen- 
verjiherung, Unfallverfiherung, Reichs— 
verjicherungsamt, Verjiherungswejen. 

Arbeiterwohnungen in Elſaß-Loth⸗ 
ringen 823, 732: in Braunichweig 9, 
721. 95. — Dejterreichiicher Gejegent- 
wurf über Arbeiterwohnungen 1902, 239. 
— ©, a. Arbeiterfrage. 

"Arbeitgeber, ländliche, Thejen der Ber: 

ı  liner Konferenz derieiben, 73, 15386. 

Arbeitsbücher 74, 427. 119. 

Arbeitslohn 74, 33. 75, 129%. ©. a. 

Löhne. 

Arbeitsteilung im Hauſe 75, 928. 

Urbeit3vertrag 73, 1541. 75, 40. 3. 
a. Koalitionsrecht, Kontraftbrud). 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430. — 
Die ungeteilte Arbeitszeit in deutichen 
faufmänniichen Betrieben nad) den Er 
hebungen der Reichskommiſſion für Ars 
beiterjtatiftit 1902, 871. 

Archivweſen, ]. Neichsarchiv. 

—— Handelsvertrag 9, 174 

Armeekorpsbezirke 73, 91. 1556. 7, 
500. 77, 486. 82, 159. 89, 1020. 92, 746 

| Armenpflege, Organifation (Seyffardt: 

Grefeld) 82, 704. — Statiftif 87, 302 
Ausgaben 1885 in Frankreich und Deutic- 
land 90, 495. NArmenfürjorge für Aus— 
Linder, insbejonderein Deutfchlandeipen- 
ftein) 95, 
— 8, 49. 
Urmenwejen, j. Unteritügungsmohniig- 
Armut und Arbeit 83, 572. 


7, 
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— 


Artillerie, Neuformation 73, 32. 
Militärverwaltung. 

Urzneien, unentgeltlihe Weberlafjung, 
16, 83. 

Aufenthaltsgeſetz, j. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, j. Erporthandel, Zölle. 


Ausgaben des Neihs 73, 490. Bal.a. 


Finanzweſen 2c. 


Austunftsmwejen. Das faufmännijche 


Auskunftsweſen. Seine Entwidlung und | 
feine Beziehungen zu Kaufmannſchaft und _ 


Behörden. (Rohe) 1901. 617, 670, 760. 

Ausland, Bertretung des Reichs, ſ. Aus— 
wärtige Verhältniſſe, Konjulatwejen, Ge— 
jandtichaften. 

Nuslieferungspverträge 75, 1173. 
Die Auslieferungsverträge des Reiches 
(Rei) 95, 397. 

Auswärtiges Amt 70, 165. 71, 300. 
715. Etat 50,20. — ©. a. Verträge, Ge— 
jandtichaften, Konſulate ꝛc. 


Auswärtige Verhältniſſe, verfaſſungs- 


mäßige Regelung und Leitung, 71, 87. 
S. a. Geſandtſchaften, Konſulatweſen, Ver: 
tragsrecht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 


Auswanderung Meßmann) 73, 1455. 75, 


1099. 76, 243. 96, 651. — Berichte der 
Reichskommiſſare 75, 1107. 
699. 78, 461. 79, 552. 80, 
83, 
285. 398. 88, 454. 89, 933. 90, 566. 91, 


593. 81, 345. 


432. 92,441. 93, 609. 94, 462. 95, 804. 


96, 798. 97, 806. 98, 624. 99, 469, 
1900, 795. — Ueberjicht 77, 805. &1, 245. 
246. 350. — Einwanderung in Amerifa 
1874 75, 1549. — Yuswanderung nad 
Umerifa 82, 239. 85, 299. — Gejeß vom 


Y. Juni 1897, Materialien 97, 587, 777. — 


©. a. Neihsangehörigfeit. 
Ausweifung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer 


Vertrag, Oeſterreich, Unterftüpungswohn- 


ſitz 

Averſa für Zölle und Steuern 69, 223. 
71, 593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 
778. 93, 205, 396. — ©. a. Zollausichlüjie. 


B. 


Baden. Beitritt zum Deutſchen Bund 70, 
768 ; zur Verfaſſung des Deutichen Reichs 


70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigkeit 


gebliebene Beitimmungen des Bertrags 
vom 15. November 1870, 71, 359. — Eine 
führung nordd. Bundesgeiepe 71, 389. — 


Berehnung der Matrifularbeiträge 71,702. 


72, 1624. — Bettel und Landitreicherei 


1885, 87, 305. — Verhältnis zum Holle | 


verein und Neid 93, 164. 194. 417. — 


S. a. 


76, 214. 77, 
189. 84, 515. 85, 368. 86, 817. 87. 
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Jahresbericht des Miniſteriums d. Innern 
| 97, 776. Bol. a. Einkommenſteuer, 
Wahlgeiege, Waflerrecht, Zollverein ꝛc. 

' Babhnpolizeireglement 73, 338. 
Bankweſen. Dentichrift von Dr. A. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Sejep über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 Tu, 107. — Pro— 
memoria der Direktoren der Braunschweiger 
Banf 2c, betreffend gemeinjame Noten 
ausgabe der Privatbanten 70, 119. — 
Das Geld, jein Weien und feine wirt: 
Ihaftlihen Funktionen. Ein Beitrag zur 
Löſung der Bank, Münz- und Währungs 
rage von %. Perrot 70, 299. — Die Ber: 
waltung der preußiſchen Banf 70, 216. — 
Erklärung des Miniſters Delbrüd über 
die Zettelbanfen in Württemberg und 
Baden 70, 757. — Reichskompetenz über 
das Bankweſen 71, 192, — Die Bant- 
frage. Bon ©. D. Augspurg 71, 1045. — 
Die Verlängerung der Banktnoteniperre 
72, 1334. — Rechtsgutachten in der Bapier- 
geld: und Banknotenfrage (von W. Ende: 
mann) 73, 361. — Materialien zur Banks 
frage 73, 615: Dentichrift der Banttom= 
million des Handelstags (1870) 73, 617; 
vom fünften deutichen Dandelätag 1872) 
73, 685; vom deutichen Yandwirtichaits: 
rat (Dentichrift Richters) 73, 695; Stati— 
jtiiches über die deutihen Zettelbanfen 
73, 721 (biezu graphiſche Darjtellung am 
Schluſſe des Jahrganges 1873); Geſchäfts— 
verkehr der preuß Bank 1862— 71 73,728; 
der Wechjelverfehr im Deutschen Reiche 1872 
73, 736. — Abermalige Verlängerung der 
Banfnoteniperre 74, 300. Ueberſicht 
der geieglichen 2c. Beſtimmungen über die 
deutichen Zettelbanfen (amtlich) daſ. 633. — 
Statiftit der Notenemillion 1871— 73 (W. 
Herbertz) daj. 709. — Berwaltungsbericht 
der preußiichen Bank 1872/73 74, 1111. — 
Eriter Entwurf eines Reih&banfgeiches 
(Juli 1874) dai. 1611. — Löſung der Bank: 
frage vom rechtlihen Standpunkt (Birth) 
daſ. 1631 und 1816. — Motencirfulation 
der deutichen Banken Mitte 1874, 75, 151.— 
Materialien zum Neihsbantgejeg: Bericht 
der Reichſstagskommiſſion (Bamberger) 75, 
335. 945. Anlage 996. Das Gejep jelbit, 
daſ. 99%. Das preußiſche Geſeß vom 27. März 
1875, daſ. 1019. Vertrag mit der bayer. 
Hypotheken- und Wechſelbank, daſ. 1021. 
Bemerkungen zum Reichsbanktgeſetz (E. 
Sonnemann) 79, 1027. Vertrag über Ab— 
tretung der preuß. Bank an das Neid, 
dai. 1563. Statut der Reichsbank, daj. 1585. 
Statuten der bayer. Notenbant daj. 1581. — 
Tas Banfgejep (leberjiht dv. Endemann) 
75, 1187. — Aus dem Verwaltungs 
\ bericht der preuß. Bank pro 1874, 75, 1385. 


920 


— Berordnung betr. die Anjtellung der 
Reihöbantbeamten 76, 385; Penſionen 


und Kautionen der legteren da. 387. Die 


drei großen fontinentalenBanten (v.Yucam) 
76, 862. -- Die preußiſche Banf in den 
Jabren 1874 und 75, 76, 943. — Ab— 
ichlüffe der deutichen Banfinftitute pro 
1875, 76,986. — Einheit in Münz- und 
Bankweien (Wehrenpiennig) 77, 277. — 
Nahresbericht über Bankweſen und Geld- 
verfebr im Reiche für 1876 (E. Slevogt) 
77, 705. — Berwaltungsberichte der Reichs— 
bant für 1876—1896 77, 736. 78, 673. 
79, 577. 80, 434. 81, 354. 82, 329. 83. 
600. 84, 193. 85, 375. 86, 638. 87, 514. 
SS, 709. 89, 770. 90, 917. 91, 442. 92, 
450. 93, 561 94, 663. 95, 817, 97, 169, 
722. 98, 759. 99, 857. 1900, 601. — 
Die Reichsbank 1876— 1900, 1901, 794. — 
Ueberiicht der Gejege und Verordnungen 
77, 820. — Dividenden der Bantfen. 
1858/75 77, 1075. — Statiſtik der deut: 
schen Notenbanten 83, 646. 86, 824. — 
Organifation der bedeutenderen Zettel— 
banfen Europas (acoby) SS, 368. — 
Ueberiicht der Beitimmungen über Zettel: 
banfen und Banknoten in Deutichland 
90, 1. — Statijtiiche Unteriuchungen über 
die Entwidlung und Wusbreitung des 
Siroverfehrö der deutihen Reichsbank 
(Blum) 96, 165. — Der Streit um die 
Beritaatlihung der Reichsbank (Yop) 98, 
1651. — Entwurf eines Geſetzes, betr. Ab— 
änderung des Bantgejeged vom 14. März 
1875 (1899) 99, 445. — Ueber die An: 
nahme von Banfnoten an öffentlichen 
Kalien (E.K Mayer) 1900, 243. — Gold 
eriparende Zahlungsmethoden in dem 
heutigen Bankvertehr Deutichlands. Unter 
beionderer Berüdiihtiqung des Damburger 
Giro⸗-, Check- und Abrechnungsverkehrs 


Dunker) 1901, 167, 251. 364. HT. — 


Studien über die Diskontpolitikder Zentral— 
notenbanten unter näherer Berüdiichtigung 
der Bank von England, Bank von Frank— 
reich und Reichsbank (Richter) 1901, 417. 
509. 593. — Banfbrübe und Bank 
fontrollen Roſendorff) 1902, 182. — 
Bol. a. Münzfrage, Papiergeld. 
Barzahlung, 3. Yablungsreform. 
Bauffremont (Rehtsiall) 76, 139. 1022. 
Baummollenindujtrie Gejchäftliches 
und Statijtiiches über deren Lage im Zoll— 
verein vor, während und nad der Kriſis 
(Birtb) 70, 533. — Die B. in Elijah: 
Lothringen 71,999. — Deutihe B. 1863 
bis 1874 75, 1391. — Die deutiche Baum: 
wollipinnerei 78, 661. — Motive zum 
neuen Bolltarif 79, 691. — Amerifaniiche 
Baummwollen-Broduftion 82, 615. — Die 
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1902, 239. — ©. a. Tertilinduitrie, Zoll: 
tarif ꝛc. 


Baupolizeireht, das deutiche. Eeuthold) 


9, 


Bayer n. Ausnahmebeitimmungen des Ver⸗ 


trages vom 23. November 1870 70, 746. 
771. 71, 362. 366. 369, — Beitritt zum 
Deutihen Reih 71, 37. — Einführung 
nordd. Bundesgeiege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Reichstage daj. 332. 
Tabellariiche Ueberjicht 389. — Die bayer. 
Geſetzgebung über Gewerbsweſen, Heimat, 
Verebelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehnung der Matritularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erklärung der baper. 
Regierung vom 14. Oltober 1871 Unfehl⸗ 
barfeit betr.) 72, 1—52. — Deutiche Reichs: 
poit und bayeriihe Pojtverwaltung 72, 
597. 82, 617. — Militärverwaltung 73, 
38. — Einführung der Gewerbeordnung 
73, 759. — Kriegsdienitgeieg 7+, 186. — 
Senofienichaitsgeieß dal. 382. — Neform 


- der direkten Steuern K. Burfart) 74, 1681. 


— Bierbejteuerung 76, 61. — Handels— 
und Genojienihaftsregiiter 76, 894. — 
Neihsreht und Landesreht in Bayenı 
(FA. Müller) 76, 840. — Verlehrö- 
anitalten 1877 79, 1077. — Die jtaatlid 
geleiteten Berfiherungsanftalten (Haag) 
84, 65. — YandestultursRentenanitalt 54, 
316. — Berwaltungsrecdtspflege (Seydel) 
s5, 213. — Hwangsweile Veräußerung 
landwirtſchaftlicher Anweſen 85, 842. — 
Heimatreht (Seydel) Sb, 719. — Staatd- 
bahnen 88, 803. — Rechtsſatzung und 
Gejep zunädit nad bayeriichem Staats: 
recht (Dyroff) 89, BIT. — Verhältnis zum 
Zollverein und zum Neich 93, 164. 174. 
194. 417. — Juriſtiſches Prüfungsweien 
95, 910. — Verfafjung und Reform der 
direkten Steuern 98, 79. — Die Schaffung 
eined Neihsmilitärgericht3 und die bayer. 
Reſervatrechte (Seydel) 98, 151. — Die 
Sonderitellung des bayeriichen Heeres und 
das Reihsmilitärgericht (Grapmann) 98, 
721. — Die Reviſion der Grund- und 
Hausijteuer in Bayern Eheberg) 1902, 
161. 263. 342. — Vgl. a. Beamte, Budget- 
recht, Yandwirtichaft, Rejervatrechte, Unter: 
ſtüßungswohnſitz, Verfaſſung, vVolls— 
zählung, Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zoll— 
verein ꝛe. 


Beamte, Reichsbeamte 71, 304. — veſol— 


deutſche Baumwollinduſtrie (1898, 1901) | 


dungöverbeilerungen 73, 80. — Rechts— 
verhältnijie der Reichsbeamten 73. 345. 
74, 223. 254. Erörterungen von ®. Ende 
mann daj. 400. 75, 1201. — Beamtenerd 
76, 84. — Das Reichs-Beamtenrecht (Thu 
dihum) 76, 265, jpezielle Ueberfiht 76. 
397. — Klajfifitation der Reichsbeamten 
76, 361. 374. — Urlaub der Reichs— 
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beamten 76, 376. — Verzeichnis der Reichs— 
behörden 76,378. — Labands Auffaſſung 
des Beamtenrechts Meyer) 76, 667. — 
Ueberficht der über die Reichsbeamten er— 
laſſenen Gejege und Verordnungen 77, 
841. 81, 439 — Witwen= und Waifen: 
fürjorge (Thudihum) SL, 551. — Grund: 
jäße für die Bejegung der Subaltern= und 


Staatsbehörden mit Militäranwärtern 82, 
556.— Die Borentiheidung bez.der gerichtl. 
Berfolgung öffentl. Beamter aus Amts— 
handlungen nad Reichsrecht und bayer. 
Landesrecht (Lippmann) 85, 421. — Reich: 


ejeß vom 15. März 1886, betr. die Für- 


al für Beamte und Berfonen des Sol- 
datenjtandes infolge von Betriebsunfällen 
57, 1. — Haftpflicht des Staates für 
rechtswidrige Dandlungen und Unter— 
fafjungen der Beamten (Piloty) 88, 245. 
— Die Disziplinargewalt des Staates 
über feine Beamten (Xabes) 89, 213. — 
Beamtenbejoldungen in Wreußen und 
Bayern 77, 520; in Bayern 78, 484. 92, 
93. 93. 889 (Gehaltsregulativ); Witwen: 
und Waijenfürforge (Zimmermann) 93, 
140. — Der Beamtenbegriff des Bürgerl. 
Sejegbuches (Herm. Rehm) 1900, 369. — 
Die Haftung des Staates für den durch 
feine Organe und Beamten Dritten us 
gefügten Schaden (Stengel) 1901, 481. 
561. 
den, Benjionen, Zollverwaltung 2c 

Begleitijhein-Negulativ 69, 997.73, 
166. 86 


Berufszä 
Unterbeamtenſtellen bei den Reichs- und 


©. a. Behörden, Disziplinarbehör- 


S6, 60. — Bgl. a. Zollgeieg, Zölle. 


Behörden. Die Kompetenzen und Per— 
fonalien der oberen Behörden des Nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesitaaten 
70, 147. 671. — Die Neihsämter und 


die Reichsbeamten 71, 375. — Bezeicdh- 


nung „Kaiſerlich“ ꝛc. 76, 351. — Ber 


zeichnis der Reichsbehörden 76, 378. — 
Ueberjicht aller Sejege und Verordnungen 
über Neichöbehörden 77, 838. — Die 
— ern 93, 358. — ©. a. 


unter „Beamte“, jowie die einzelnen Be: 


börden und Beamten. 
Belagerungszuftand Das preuf. Ge— 
je vom 4. Juni 1851 68, 1055. 
Belgien, Sandeläverträge 93, 170. 174. 
182. 186. 188. 438. 446. 
Bergwertöprodultion im Deutichen 
Neiche 75, 637. 1728. 78, 664. — Berg: 
arbeiterlöhne 1889 und 18% in Preußen 
90, 574. 93, 718. — Bergbau der Welt 
91, 415. — ©. a. Steintohlenförderung. 
Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868 69, 342; desgl. im Jahre 1869 70, 


437; desgl. im Jahre 1870 71, 833; desgl. 


im Jahre 1871 72, 971. — Berlins Ge— 
werbefleiß 78, 110. — Finanzen von Paris 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1902, 
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und Berlin im Jahre 1888 bezw. 1887/88 
SS, 708. 
Berufsgenosjenihaften, Rehnungs- 
ergebnilie für 1885 —1895 87, 795. 88, 
272. 89, 397. 90, 206. 91. 534. 93, 700. 
742, 94, 443. 95, 785. 96, 307. 97, 147. 
98, 929. 99, 296. 1900, 517. 1902, 314. 
blung, vom d. Juni 1882 84, 
43, Vom 14. Juni 1895 97, 217 
(Preußen), 633 (Reich). — Berufliche und 
joziale Bliederung des deutihen Volkes 
nadı der Zählung 1895 (Dr. 3. W. R. 
Zimmermann) 1900, 195. — Gewerbe 
und Dandelim Deutichen Reich nach der Be— 
—— 1895 Zimmermann) 1900, 
83 


Beſchlagnahme, ſ. Löhne, Poſtverwal— 
tung ꝛc. 

Beſitz, volkswirtſchaftlicher Begriff des— 
ſelben 72, 526. 7%, 849. Geſchichtl. Ent» 
widlung des Beſitzes (Noesler) 75, 27. 

Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 


73, 5. 

Betriebsunfälle (Reichsgeſetz v. 15. März 
1886) 87, 1. 

Bettel und Randftreicherei in Baden 1885 87. 

Bevölterung. Faltiihe und Zollabrech— 
nungs&bevölferung nad der Zählung von 
1867 68, 779. 793. — Staatdangehörige 
Bevölkerung 6%, 1101. — Ueberſicht der 
Bevölferung des Zollvereind (amtliche 
Aufitellung vom Zentralbureau des Zoll 
verein) 69, 855. — Statiftit der Bes 
wegung der Bevölkerung 70, 51. — Bes 
wegung der Bevölterung im preußiichen 
Staate 1885 86, 949. — Die Bevöl— 
ferungszahl in der Bundesverfaflung 70, 
445. Die Bevölterung von Elſaß— 
Lothringen 71, 989. — Bolt3wirtichaft- 
liche Bedeutung der Bevölkerung (Roesler) 
75, 281. — Natürliche Zunahme der preuß. 
Bevölkerung von 1872— 1875 76, 526. — 
Zuiammenjtellung der produftiven Bes 
völferung in Europa 76, 783. — Wan: 
derungen der gewerbtreibenden Bevölte- 
rung Preußens 76, 891. — Die Urt des 
Zujammenleben® der Bevölkerung Preus 
ßens 1885 87, 803. — Bevölferung des 
Bollgebietö 93, 195. 205. — Die groß— 
jtädtiiche Bevölterung al® Teil der ge- 
jamten in Europa und Nordafrika 95, 
815. — Abnahme der Sterblichkeit der 
weiblichen Bevölkerung in Bayern 1902, 
480. — ©. a. Boltszählungen, Statiftik. 

Bibliothefordnung ded Reichstags 
77, 501. 

Bier, Bierproduftion und Bierhandel 
Banerns 1841—1900 1902, 556. — ©. 
a. Wein. 

Bierbefteuerung, ſ. Braumal;. 

Binnenſchiffahrts-Geſetz, ein deuts 
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iches 90, 195. — Die privatrechtlichen | 
Berbältnifie der Binnenihiffahrt und der : 


Flößerei J. Keidel) 97, 289 360. 
Birma, Meiftbegünjtigungsvertrag 93,459. 
Bismard, Fürft, Grundzüge einer allg. 


Staatslehre nad) den politiichen Reden . 


und Schriftjtüüden des Füriten Bismard 
(Rofin) 98, 81. — ©. Reichskanzler. 

Blodade. Korreipondenz der Negierung 
in Wajhington mit dem Miniſter von 
Columbia 85, 812. 


Bodenfredit und‘ Bodenkfreditanftalten | 


mit bejonderer Rückſicht auf Hypotheken— 
banten (8. v. Stengel) 78, 841. — Die 
Landſchaften und die preuf. Onpothefen- 
altienbanfen (Wegener) 98, 544. — Der 
Geſetzentwurf über die Errihtung einer 
heſſiſchen Pfandbriefbank nad) der Be- 
gründung dargeitellt (Seidel) 1901, 350. 
— Der Geſetzestext ſelbſt 1902, 699. — 
Die Ausgabe von Hypothekenpfandbriefen 
und die Hypothekenregiſter nach dem 
Reichshypotbetenbanfgejeg (Seidel) 1902, 
873. 


Bodenjee, Hobeitsrechte über denjelben | 


(vd. Martig) 85, 278; VBerfehr 93, 232. 245. 
Börjen, voltswirtihaftl. Bedeutung 7», 
383. — Die Vorſchläge der Börien-En- 
quete- Nommijjion 94, 470. — Entwurf 
eines Börjengeiepes 95, 863; Reichstags— 
fommiilionsberiht 96, 657. — Börſen— 


ordng. f. Berlin 97, 348. — Begriff und | 


Errichtung einer Börje nad ser Neichs- 
börjengejege vom 22. Juni 1876 (Tiicher) 
99, 1. — Ter Börjenverfehr und jeine 
geſetzliche Regelung (Schweyer) 1902, 81. 
— 2. a. Terminhandel. 

Branntwein. Beitimmungen des Boll: 
vereinövertrags 68, 8. 20. 23. 45. — 
Steuergeieße dv. J. 1868 68, 701. 705. 
723. — Statiſtik der Branntweinjteuer 
71, 588. — Die Beitimmungen über die 
Branntweiniteuer (von dv. Aufſeß) 75, 890. 
76, 795. 93, 307. — Statiftit 74, 920. 
75, 905. 76, 99. 804. 806. — Vertrieb 
und Ausjchant in Preußen 78, 366. — 
Neform der Spiritusbeiteuerung (Perrot) 
78, 613. — Die Branntweinjteuer in 


Württemberg (Reuß) 85, 620. — Reichs: 


einnahmen von 1870— 1883/84 86, 283, 
— Das Branntweinmonopol (Bejegent- 
wurf vom Februar 1886 und ftatiftische 
Materialien) 86, 421. — Reform der 
Branntmweinjtener 87, 30. — Reichsgeſetz 
vom 4. Juni 1887 87, 644. 725; iyitem. 
Daritellung von Haushalter 90, 761. 





Branntweinbrennerei und -Beiteuerung | 


05, 247. — Reichsgeſetz vom 16. Juni 
1895 96, 377. — Das Verhältnis zwi⸗ 
ſchen Luxemburg und dem Deutſchen 
Reiche hinſichtlich des Branntweinverkehrs 


(Schmaufer) 1902, 622. — Vgl. a. Fi— 
nanzweſen, Verbrauchsſteuern, Wein. 


Braumalz. Beſtimmungen, des Zollver— 


einsvertrags 68, 8. 20. 44. — Steuer: 
geiep vom 4. Juli 1868 68, 691, deägl. 
vom 8. Juli 68, 699. — Statiſtik der 
Braumalzjteuer 71, 585. — Reform der 
Bierbejteuerung 72, 609; Geiegentwurf 
636. — Die Bejtimmungen über die 
Brauiteuer (v. Aufiehı 75, 889. 76, 7. 
93, 296. — Statijtit 74, 922. 75, 908. 
76, 98. 807. 97, 248. — Zur Reform 
der Bierbeiteuerung (Boccius) 76, 52. — 
Sur Geſchichte der württemb. Bierfteuer 
(Daudert) 97, 85. — Ueber eine allgem. 
Neichsbierfteuer (Boccius) 97, 109. 651. 
— Staſtitik der Bierbefteuerung in Bayern 
1901 1902, 792. — Bal. a. —— 
ſteuern, Finanzweſen ꝛc. 


Braunihweig. Reſſortverhältniſſe der 


Behörden 70, 671. — Verhältnis zum 
Bollverein 93, 166. 194. 413. — Das 
Schlaigängerweien (Dr. F. W. R. Zimmer: 
mann) 94, 117. — Erziebg. nicht voll 
finniger Kinder (Zimmermann) 95, 64 
— un — (Zimmermann) 

ri a. Kontraftbrud, Wahl— 
ee 


Bremen. Organijation der Handelsitatiitif 


70, 407. — MNefjortverhältnifie der Ber 
börden 70, 699. — Berbältnis zum Zoll 
verein und Reich Aufſeß) 93, 166. 188. 
187. 194. 401. 419. — Bollorganiiation 
93, 359. — Statiftit Aufſeß) 93, 379. 
— S. a. Auswanderung, Handelsitatiftif, 
Preiſe, Zollausſchlüſſe ꝛc. 


Buchführung (häusliche, Hirth) 75, 31. 
Budgetreht, ded Reiches (PB. Laband) 


73, 524. Gejeg, Berordnung, Budget, 
Staatövertrag (Ph. Zorn) 84, 34H. — 
Budget, Geſeß und Verordnung (A. Arndt) 
91, 225. — Das Budgetrecht des bayeri- 
schen Landtages. Zugleich ein da | 
um Budgetrecht der Volksvertretung na 
en älteren deutichen Berfaflunaeu über: 
haupt (Rehm) 1901, 641. — Das redt- 
lihe Zuitandefommen des bayer. Militär 
etats (Rehm) 1901, 792. — ©. a. Finanz 
wejen, Militärbudget. 


Bulgarien, Handelövertrag 93, 438. 
Bund, norddeuticher, j. Verfaſſung, Reidt 


tag u. j. w. 


Bundesatte, deutiche, 71, 4. Der ehe 


malige Deutihe Bund nad der Wiener 
Schlußakte das. 5. Auflöjung des Deutſchen 
Bundes i. J. 1866 71, 19. 


Bundesangehörigfeit, ſ. Reichsan— 


gehörigkeit. 


Bundesbehörden, j. Behörden. 
Bundesgebiet 71, 51. 33. 
Bundesgericht, j. Gerichtshof. 


Alphabetiiches Geſamt-Regiſter. 


Bundedgeiege, morddeutiche, Termine 
der Einführung derjelben 71, 359. 371. 
Zabellariiche Ueberjicht daj. 389. 72, 485. 
©. a. Juſtizgeſetzgebung, Finanzweſen ꝛe. 


Bundesglieder 71, 54 — ©. a. Re 
jervatrechte. 
Bundespräfidium, j. Kailer, Ber: 


fajiung, Thronreden. 


Darlehenskaſſen 72 
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‚1397. — Die länd= 
lichen Darlehenstafienvereine 1875 88,243. 
©. a. Genoſſenſchaftsweſen. 

Dedargierung, j. Kontrolle. 


Defekte der Reichsbeamten 76, 332. 


 Dentmalichug. Heſſ. Gej. den Dentmal- 


Bundesrat, verfaliungsmähige Stellung 


desjelben 71, 221. Seine Tätigkeit dai. 


224. Ueberfiht der Entichliegungen des- | 


felben auf Beihlüjie des Reichstags aus 
der Sejlion von 1372 73, 863; deägl. 
aus der Seſſion von 1873 74, 727. — 
Stellung des Reichskanzlers zum B. 82, 
9. — 5. a. Verfafiung, Verordnungsredt, 
Reichskanzler, Eljah-Lothringen ꝛc. 

Bundesſchulden-Kommiſſion, ij. 
Schuldenweſen. 

Bundesſtaat und Staatenbund 71, 7. 


50. Die neueiten Seitaltungen des Bunz 


desſtaatsbegriffes (Seydel) 76, 641. — 
Labands Auffaſſung des Bundesſtaats 
(G. Meyer) 76, 657. — Zur Kritik der 
Begriffsbeitiimmung des Bundesitaats 
(Hänel) 77, 78. — Neue Beiträge zur 
Lehre vom Bundesjtaat (Horn) 81, 458. 
— ©. a. Yundesrat, Vertragsrecht, Ver: 
faſſung ꝛc. 

Bundesſtaaten, ſ. Verfaſſung, Verord— 
nungsrecht ıc. 

Bundesſteuern, ein ſchweizeriſches Urteil 
über, 75, 785. 

Bundesperfajjung, j. Verfaſſung. 

Bundesverjammlung, j. Bundesafte. 

Bürgerlides Geſetzbuch, Bürger: 
liches Nedt, ſ. Zivilrecht. 


6. 


Camera apostolica 9, 823. 

Chauſſeegelder B, 207. 

EChemitalien. Zölle auf dieſelben, ſowie 
auf Farbwaren 69, 632. Vgl. a. Zolltarif. 

Chemiihe Induſtrie 73, 3. 

Chile, Handelöverträge 93, 174. 438. 460. 

China, Handelsverträge 93, 174. 186. 459. 
— ©. a. Volkszählung. 


Eholera. Unteriuhungsplan zur Erfor: | 


ihung der Urſachen derjelben ıc. 
ichrift der Neich8-Cholerafommijjion) 73, 
1611. Geſundheitspolizeiliche Anord— 
nungen 1892 93, 781. 
GColumbien, Handelsvertrag 95, 465. 
Coſta Rica, Dandelöverträge 93, 183. 
438. 460. 


D. 


Dänemark, Warkenſchutz 81, 404. Zolle 


verhältnifie 93, 439, 466. 


(Denkt: 


ihuß betr. 1902, 700. 

Desinfeltiondverfahren, 
närpolizei. 

Diäten, für den Beiipätag, 74, 159. 166. 
244. — Diätenverbot der Reichsverfaflung 
(Foöl) 86, 613. — Urteil des preufiichen 
Oberlandesgerichts Königsberg v. 14. April 
1886, 86, 624. 

Dienjteid der Reichsbeamten 76, 346. 84. 

D nſtenthebung der Reichsbeamten 76, 
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j. Veteri- 


Dienjtvergehen,j. Disziplinarbehörden, 
Beamte. 
Dienjtbotenfrage (Birth) 75, 97. 
Dienjtinjtruftion für die Konjuln 71, 
595. 72, 1263. Für Bollämter 86, 184. 
Diplomatijher Ausſchuß im Bundes- 
rat 70, 759. 71, 229. 
Disziplinarbehörden 76, 308. 367. Ge— 
ihäftsordnung dal. 369. 377. — Laband 
Auffaſſung der Disziplinargewalt (Mener) 
76, 672. — Geſchäftsordnung für die 
Disziplinarbehörden SU, 489. — S. a. 
Beamte. 
Disposition, Offiziere zur, 71, 1006. 
Dominilanijhe Republik, Handels- 
verträge M, 188, 439, 460. 
Doppelbejtenerung, Beieitigung der, 
71, 168. 76, 177. — Reichsgeſetz vom 
13. Mai 1870 (R. Blohmann) 87, 773. 
Dotation der Kreile und Provinzen in 
Preußen, j. Kreisordnung 73, 1392. 1444. 
75, 1655. In Sadien 75, 1291. 
Dotationen der Feldberren 74, 158. 
Drei-Königs-Bündnisv. Jahre 1849, 


Durdihnittspreiie, f. Preiſe. 


6. 


Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 

Egypten, Dandelävertrag 93, 438, 465, 
j. a. Konſulatweſen 

Eheſcheidungen in Sadien 77, 252. 

u A A Aufhebung der polizei- 
lihen Beichräntungen 68, do. 71, 166. 
Preußiſche Berfügung vom 20. Auguſt 1868, 
68, 327. — Ausnahmebejtimmungen des 
Vertrags mit Bayern 71, 366. — Das 
bayeriiche Gejeß über Heimat, Verehe— 
lihung und Aufenthalt 711,469, 487; 91, 
61, 72 (Seydel), — Geihichtlihes (don 
Friedberg) 74, 485. — Statijtit 75, 1725. 
16, 220. 78, 108. 79, 109, 3785. — Ehe— 

59° 


924 


ichliegungen zwiichen Blutsverwandten 82, 

80. - aa. Zivilebe. 

Ehrenämter. Der Mangel an allgemeinen 
Vorichriften über die Fähigkeit zur Bes 
feidung von Ehrenämtern und die Streit- 
frage über den Einfluß des Konkurſes auf 
die Eigenichaft ald Abgeordneter (Baufe) 

01, 


901, 


Ehrengerichte (j. Offiziere) 74, 1803. 


Gihämter,i. Maah: u. Gewichtdordnung. 


Eid der Beamten 76, 84. 346. 

Einigqungdämter 74, 434. 

u wirtſch. Begriff), ſ. Beſitz; des 

eiches, ſ. Bermögen. 

Einjährigfreiwillige, Lehranſtalt mit 
Zeugnisberechtigung 76, 765. 

Einfüuühr, ſ. Handelsſtatiſtik, Zölle. 

Einkommen, Begriff desſelben, 72, 536. 
74, 997. 1793. (Roesler) 75, 271. Ber: 
teilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Birth) 75, 1270. 1283. 


Die vier Grundtypen der Eint.:Berteilung 


75, 1305. (Dierzu Tafel nad S. 1312.) — 
Eintommensunterihiede in Preußen und 
Sadjen 76, 239. Einkommensverhältniſſe 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbed, 
Geejtemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566. — Die großen Eins 
fommen in Deutichland und ihre Zunahme 
(Beih) 93, 1. Einfommensverhältnijie in 
Preußen 1892—99 1901, 74, 158. — Die 
Mittelllajien in Deutichland 1901, 553. 
Eintommenjteuer 73, 846. 74,2 — 
Materialien zu einer Reichs-Einkommen— 
fteuer: Die Einfommenijteuer in Hamburg 
74, 101, 75, 335. Preußiſche Steuerver- 
waltung 1870/72 daſ. 897. Die preußische 
Klaſſen- und Einfommenjteuer dai. 927, 
944, 1029. Aus den Gutachten des Ber: 
eins für Sozialpolitik daj. 979. Bom lands 
wirtichaftliben Kongreß daj. 985. Die 


Reihseintommenfteuer und ihre Gegner 
Vorichläge zum Progreifions- 


dai. 987. 
modus daj. 1015; zur Selbjteinihägung 
1022. — Die Steuerreform im Königreid) 
Sadien (Senjeli 74, 1373. 75, 1519. — 
Die Reform der direkten Steuern (Burkart) 
daj. 1681. Matritularbeiträge vder 
Reichs-Einkommenſteuer? (Birth) 75, 115. 
— Der deutjhe Steuerreformverein 75, 
453. — Klaſſenſteuer in Berlin pro 1875, 
75, 485. — Ein jchweizerifches Urteil über 
Bırndesitenern dai. 785. — Die Hödjt: 
beiteuerten in Berlin 75, 791. — Ein: 





ſchätzungs-Inſtruktion für das Königreih | 


Sadıjen 75, 1534. — Die bejtehenden Eins 
fommenjteuern (vergl. Daritellung v. K. 
Burlart) 76, 21. 682. 77, 219. 79,1. 80, 
914. 960. — Eintommendunterichiede von 
Stadt und Land in Preufen und Sadien 
76, 239. — Dentichrift und Petition betr. 


Alphabetiihes Gejamt-Regiiter. 


den badiihen Geſetzentwurf über Erwerb: 
iteuer (Hecht) 76, 400; Erwiderung zur 
Rechtfertigung der Regierungsvorlage ib. 
695; Replit der Handeldfammer zu Mann— 
beim (Hecht) daſ. 707. — Die Stellung 
der Bermögend- und Verkehrsſteuern im 
Steueriyiteme (v. Bilinsfi) 76, 719. — 
Veranlagungen in Preußen für 1876 77, 
1014. 78, 262. — Fit die direfte Steuer 
ein überwundener Standpunft ? 79, 153. 
— Eintommenjteuer in Hamburg 1875/76 
79, 600. — Erträge der Einfommeniteuer 
in Sadjien 1877 79, 1066; 1878/79 50, 
833.— Einfommenäverhältnifie des preufi- 
ſchen Volkes 1877—81 82, 484. Preuß. 
Geſetz v. 24. Juni 1891 91, 909. 9%, 816 
Ergebnifje der Veranlagung 93, 791. — 
Statijtif der badiihen Einkommenitener 
1901, 312. — Die höheren Einfommen 
in den Stadtkreijen Breußens 1896— 1900, 
1901, 953. — Statiftif der Einkommen: 
befteuerung in einzelnen Yändern 1902, 
863. 

Einnahmen des Reichs 73, 496. — ©. 
Bölle ꝛe. 

Eijen und Stahl. Zölle und Produktion 
im Bollverein 69, 623. 70, 369. 74, 4. 
Deutſche Eiienindujstrie i. Jahre 1874/75, 
1547. 1661. 1695. 1728. — Bejlemer-Stahl- 
fabrifation 76, 86. 78, 96. Eifeninduitrie 
und Submijfionen 77, 237. 1119. — Lage 
der Eijeninduitrie (Dandeldfammer Köln) 
77, 1054. — Dividenden der Eijenbütten: 
werte :c. 77, 1076. 1078. — Preuß. Eiien- 
industrie im Dezbr. 1875 (Engel) 77, 1099. 
— Ein- und Ausfuhr 1877 78, 446 — 
Eijeninduftrie und Eiſenenquoͤte Phi— 
lippion) 79, 649. — Botum der Minder- 
heit in der Bolltariffommiition 79, 654. 
— Motive zum neuen Zolltarif 79, 713. 
— Deutjchlands Eijeneinfuhr und -Durd- 
fuhr (Laspeyres) 80, 255. — Eiienin- 
dujtrie, Lage 91, 945. — Eiſen- u. Stabl- 
erzeugung der Welt 1902, 73. — Vergl 
a. Bergwerköproduftion, Zolltarif, Zölle. 

Eifenader lebereinfunft W, 178 
(Seydel). 

Eijenbahnen. Reichsgeſetzgebung über 
dad Eijenbabnweien 71, 205. 72, 1 
74, 302. 1087. — Deutihe Eiienbabn: 
ftatijtit für das Betriebsjahr 1867, 69, 
947. — Deutihlands Eijenbabnen 73, 
875. — Eiſenbahnbeſchlüſſe des Handelt 
tags 73, 887. Gründung des Reid 
eiienbahnamts 74, 302. 76, 358. — Eifen- 
bahn-Unterſuchungskommiſſion preußiſche 
74, 359. — Reichs Eiſenbahngeſetzentwurf 
ib. 891. — Die Kontrolle des Reichs über 
das Eijenbahntariiweien (F Perrot) 74, 
1087. — Betrieböreglement für die Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands 73, 340. 74, 1147. 


Alphabetiſches 


75, 1195. — Bericht des Reichs-Eiſen— 
bahnamts 74, 1525. — Die Eiſenbahn— 
tarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritiihe Beiträge zum Berjtändnid des 
Eifenbahnweiens (Trommer) 75, 105. 
(I. Der fommerzielle Betrieb, II. der 
Univerjaltarif). 569. (II. Tarifiyiteme, 
IV. über Güterverficherung, V. Einnahmen 
und Nusgaben, VI. von der Erzielung 
einer guten Bilanz, VII. Vergleichsmaß— 
ftäbe, VIII vom Sparen, IX. Auffaſſung 
des Transportweiens.)75,1057. X. Staat$- 
oder Privatverwaltung ? 
tarif gegen Publifum und Bahnıverwaltung, 
XI. Bolleinrihtungen und Eiienbahn, 
XI. Schluhfolgerungen.) Neue Folge 76, 
121. (I. Bom Nationalismus im Güter: 
Tarif Erpeditionsweien, II. Wertnad- 
nahmen, Ill. An= und Abfuhr, Beladen 
und Entladen der Güter, IV. Trans 
portvorbereitung der Einzelgüter ꝛe. 
V. der Univerjaltarif, VI. der Pfennig: 
tarif, VII. Balet: und Einzelqut = Beför- 
derung, VIII. Wertverfiherung, IX. $ol- 
gen, X. Schluß). — Gutachtliche Ausjagen 
des Präjidenten Maybach vor der Yaster: 
fchen Unterſuchungskommiſſion 75, 403. 
— Dentichrift des Reichs-Eiſenbahnamts 
über die Tarifreform vom 3. Dezember 
1874 75, 551. 1701. — Deuticher Eiſen— 


bahn-Reformverein 75, 935. — Eiſenbahn- 


Polizeireglement 75, 1175. — Vorlänfiger 
Entwurf eines Reichs » Eifenbahngeieges 
(April 1875) nebjt amtlichen Bemerkungen 
75, 1225. — Betriebsergebnifje der Eijen- 
babnen Deutihlands 1875 76, 244, der 
preufiihen Bahnen 1874 76, 245. — 
Kautionen der elſaß-lothringiſchen Reichs— 
eiſenbahnbeawten 76, 352. — Statiſtik 
der preußiſchen Eiſenbahnen für das Be— 
triebsjahr 1875 76, 425, (I. Ausdehnung 
425, II. Anlagefapital 426, III. Trans: 
portmittel und Leiftungen derjelben 427, 
IV. Berfehr 423, V. Finanzergebniſſe 431, 


Sejamt-Negiiter. 


XI. Univerjals | 





VI. Reſerve- 20. Fonds, Beamten ıc., Uns | 


fälle 441). — Ausdehnung und Anlage- 
kojten des deutichen Eilenbahnneges zu 
Anfang 1876 76, 45 — Bericht des 
Reich3-Eijenbahnamtes für 1875 76, 460. 
(Anlage: Gutachten der Tarif= Enquäte- 
Kommilfion vom 13. Dezember 1875 ib. 
463. Unträge de3 Herrn Bergmann ib, 
467. VBerzeihnis der vernommenen Sad): 
verftändigen 468.) — Geſetzentwurf, betr. 
die Erwerbung der ld ar Eiien- 
bahnen durch das Deutihe Reich. Nebſt 
Motiven 76, 470. — Für und wider die 
Erwerbung der Eijenbahnen durch das 
Reich 76, 487. (Borbemertung 487, An— 
faufswert und Börſenkurswert der preus 
Bijhen NAftien-Eijenbahnen 488, Prome- 
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moria des Dr. Biltor Böhmert 489, Nede 
des Grafen Udo Stolberg im preufiichen 
Herrenhauje 494, Rede des Dr. Eiben im 
württembergiihen Landtag 498, Verſuch 
einer objeftiven Erwägung der entgegen= 
ejegten Standpunfte 513, Erklärung des 
— G. Bergmann 523. — Die Geſetz— 
gebung über das Eiſenbahnweſen in 
Preußen und im Deutſchen Reiche 76, 
529: Das preußiiche Gejeg über die Eiſen— 
babhnı-Unternehmungen vom 3. November 
1838 ib. 529, Regulativ, die Eijenbahn- 
Kommifiariate betr. 538. Aus dem all- 
gemeinen deutjchen Handelsgejegbuc 540. 
Aus dem Bundesgeieß, betreffend die 
Kommandit:-Sejellichaften auf Aktien und 
die Aktien « Gejellichaften 542. Aus der 
Verfafiung des Deutichen Reichs 543. Ver— 
fügung des Minifters für Dandel, Ge— 
werbe und öffentliche Arbeiten, d. d. 
Berlin den 6. Sept. 1871 an den Aus— 
ſchuß der Privat-Eijenbahnen im Deutichen 
Neiche 544. Bericht der XII. Kommiſſion 
des preußiſchen Abgeordnetenhaujes über 
den Entwurf eines Geſetzes über die 
Eiienbahn-Kommijjariate 550. Die gegen= 
wärtige Yage der Eiſenbahngeſetzgebung 
Preußens 551, die jeithertge Stellung 
der Eiſenbahn-Kommiſſarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 554. Der Inhalt 
deö Geſetzentwurfs 556, General-Diskuſſion 
557, Spezial-Diskuſſion und Petitionen 
561. Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Re— 
gulativ für das durch Richter verjtärfte 
Reichs-Eiſenbahnamt dai. 563. Eiſenbahn— 
Petrieböreglement vom 11. Mai 1874 564. 
Bahnpolizeireglement für die Eifenbahnen 
Deutichlands vom 4. Januar 1875 564. 
Eiſenbahn-Poſtgeſetz, betr. die Abänderung 
des 5 4 des Gejebes über das Bojtweien 
des Deutihen Reichs vom 8, Oft. 1871, 
vom 20. Dez. 1875 580 (Einleitung aus 
einer Nede des Generalpojtmetiterd Ste: 
phan), 580, das Geſetz 583. Vollzugs— 
bejtimmungen zum Eiſenbahn-Poſtgeſetze 
vom 20. Dezenber 1875 587. Reglement 
über die Benußung der innerhalb des 
deutjhen Neichötelegrapbengebiets gele= 
genen Eijenbahn-Telegraphen zur Beför- 
derung joldher Telegramme, welche nicht 
den Eiienbahndienjt betreffen, dv. 8. März 
1876 595. Aus dem Bericht der Tarif- 
reform-Enquöte-fommiifion vom 13. Dez. 
1875 596. (1. Stellung der Anhänger 
des natürlihen Syitems zu diejer Frage 
596, 2. Stellung der —— der — 
fikation zur Syſtemfrage 609, 3. die Stel— 
lung der Anhänger des gemiſchten Sy— 
ſtems zur Syſtemfrage 620.) — Der Etat 
der preußiihen Eijenbahnverwaltung für 
1876 622. Allgemeine Erläuterungen zum 
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26 Alphabetiihes Geſamt-Regiſter. 


Etat 1876 622. A. Staatd-Eijenbahnen 622. 
B. Privat: Eifenbahnen, bei welchen der 
Staat beteiligt ift 630. Nachweijung über 
das bis zum Schluſſe des Jahres 1874 
auf die Staatdeilenbahnen verwendete 


Anlagelapital unter Bergleihung mit dem | 
etat3mähigen Neinertrage der einzelnen | 


Eifenbahnen für das Jahr 1876 631. 
Ueberſicht der im Beige des Staats be— 
findlichen Eiſenbahn-Aktien 532. Ueber: 
jiht der vom Staate übernommenen Zins- 
garantien für Eiſenbahn-Unternehmungen 
633. — Vergleih der preußiichen und 
engliihen Eiſenbahnen in den Jahren 
1872— 1574 76, 636. — Übjeltive Be: 
merfungen eines Ausländers zur deutichen 
Eiienbahn-Reichöfrage (Al. v. Dorn) 76, 


738. — Ein engliihes Urteil über (für) 


Staatdeilenbahnen 76, 776. — Die Yand- 
wirtichaft und die Eiienbahnen, Nede des 
preuß. Minifterd Dr. Friedenthal 958. 
Aus den Böhmertihen Enquöteberichten. 
5. Die Reichs-Eiſenbahnfrage vor dem 


preuhiichen Yandtage 967. 6. Die Stellung 
des Fürſten BiSmard und des Minijters _ 
Elbzoll, j. Stromidiffahrt 

 Elementaridhulen, j. Volksſchulweſen. 


Delbrüd zur Reihs-Eiienbahnfrage 974. 
T. Die Stellung des preufiichen Abge— 
ordnietenhaujes zur Reichs-Eiſenbahnfrage 
981.) — Gutachten der Münchener Dans 
deldö- und Gewerbefammer 77, 109. — 
Bericht über Eiſenbahn- und Verkehrs— 


weien (Wehrenpfennig) 77, 292. — Ge | 
ichäftstätigfeit des Reichs-Eiſenbahnamts 
bi Ende 1876 77, 683. — Die preufis 
ihen Ztaatdeilenbahnen im Jahre 1875 | 
77, 696 — Ueberſicht der Reichögejege ıc. | 


77, 812. — Tarifvoridiriften für den 
Gütertransport 77, 874. — Enticheidung 
des Yübeder Oberappellgerihts bez. der 


Berlin-Presdener Eiſenbahn 77, 993. — 


abrgeihwindigfeit der Eiienbahnzüge u. 


Dampfſchiffe auf verichiedenen Routen der | 
Erde 77, 1044 — Betriebsergebniiie, 


Kurſe und Dividenden der preuf. Eiſen— 


bahnen 1855—75 77, 1073. 1077. — Das | 


Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 


Submijfionen auf Eifenbahnichienen 77, 


1119. — Neues Spitem der Sekundär— 
bahnen beionder® normal- und jchmal- 
ipuriaer Eilenbahnen mit Dampfbetrieb 
auf Strafen und Chauſſeen 78, 101. — 


Eiſenbahnſtatiſtik für 1876 78, 814 — 


Der zollpflichtige Eiſenbahnverlehr 80, 
618. 659. 86, 20. 61. — Zwangsvoll— 
jtredung gegen Eijenbahnen 81, 402. 411. 
— Der franzöftiche Eiſenbahnausſchuß S1, 
566. — Deutichlands Eiſenbahnen 1868 
bis 1881 83, 642. — lieber einige Er: 
leihterungen in der Perjonenbeförderung 
auf den Eiſenbahnen (Wermert) 88, 624. 





— Die Staatöbahnen in Bayern 88, | 


803. Die Eiſenbahnen Deutichlands, Eng: 
lands und Frankreichs 1888/89, bez. 1886 
— 1888 91, 166. 94, 159. — Die Reform 
der Perjonentarife 91, 490. — Der inter: 
nationale Eijenbahnfradhtvertehr 91, 554. 
— Die Eiienbahnen der Erde 91, 587. 
94, 399 — Das internationale Ueber— 
einfommen über den Eiſenbahnfracht— 
verfehr (©. Eger) 92, 303. 691. 753. — 
Statiftif der preuf. Staatseiſenbahnen 93, 
798. — Denticrift. betr. Umgeitaltung 
der preuß. Eiſenbahnbehörden 94, 610. 
— Die geſchichtliche Entwicklung des Eiſen— 
bahn-Transportrechts in Preußen (G. 
Egeri 95, 333. — Die Eiſenbahnen 
Deutſchlands, Englands und Frankreichs 
1891/93 96, 414. — Die Eifenbahnpolitif 
Frankreichs (v. Kaufmann) 97, 250. — 
Die Tarifgrundjäge der neuen Eijenbahn: 
verfehrsordnung vom 26. Oftober 1899 
(Eger) 1901, 241. — Die Eiienbabnen 
der Erde 1895—1899 1901, 948. Bal. a. 
Eljah-Lothringen, Poſt, Zollgeieg, Hölle. 
Eijenzölle, ſ. Eiſen. 
Efuador, Handelsvertrag 93, 189. 439. 460. 


Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereini— 
gung mit dem Deutſchen Reiche. (Ver— 
handlungen im Reichstage) 71, 545 -958. 
Beſtellung des Bundes-Oberhandelsge— 
richts zum oberſten Gerichtshofe ib. 959. 
— Beſchaffung von Betriebsmitteln für 
die Eiſenbahnen in Elſaß und Lothringen 
ib. 968 — Statiſtiſches über Elſaß und 
Lothringen: natürlide Beichaffenbeit, 
Waſſerſtraßen, franzöfiihe Verwaltung, 
Kreis- und DOrtöbevölferung. Induſtrie 
(Brämer) 71, 969. — Die Geſetzgebung 
vom 9. Juni 1871 bis Mitte Februar 
1872 72, 553—598. — Eriter Bericht ded 
Neichsfanzlerd über Bejepgebung und 
Verwaltung für 1871/72 72, 861. (Res 
gelung der Beziehungen zu Frankreich 
863.) — Gründung der Iniverfität Straß: 
burg 72, 959. — Verlängerung der Dit- 
taturperiode (Geſetz dom 20. Juni 1872) 
72, 1291. — Die Neichs » Eijenbabnen 
(reichs⸗, finanzrechtlichj 73, 414. — Stel: 
lung von Eljah- Lothringen im Reich— 
finanzredht (Kaband) 73, 562. — Geiepe 
und Verordnungen aus dem Verwaltung‘ 
jahr 1872—1813 73, 939. — Zweitt 
Jahresüberficht über die Gejeggebung umd 
Verwaltung für 1872/73 73, 967. — Ber 
bandlungen im Reichstage über Elia 
Lothringiihe Angelegenheiten in den 
Seſſionen 1871—1873 74, 155. 9. — 
Einführung der Reichsverfaſſung 74, DH 
— Die ftaatsrechtliche Giltigfeit der 1870 
bis 1871 von der franzöfiihen Regierung 


Alphabetiſches 


erlaſſenen Geſetze (v. Richthofen) 74, 521. 
— Dritte Jahresüberſicht über Geſetz— 
gebung und Verwaltung für 1873 74, 
773; Geſetze und Verordnungen hierzu 
daſ. 810. — Laband über die Sonder: 
jtelung E.-2.8 im Reiche (Meyer) 76, 
677. — Deffentlihes Recht und Berwals- 
tungsgerichtäbarfeit in E.=L. (v. Stengel) 
76, 808. 897. — Entwidlung der Gejep- 
gebung bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 
272. — Madtbefugnis des Oberpräji- 
denten nad $ 10 des Berwaltungsgejeßes 
(v. Stengel) 78, 113. — Laband über 
das Weſen der reichdländiichen Geſetz— 
gebung 78, 377. — Die direkten Steuern 
in Eljaß:Yothringen (von Ch. Grad) 79, 
114. — Geſetz betr. die Berfafiung und 


Sejamt-KRegiiter. 


Verwaltung Eljaß-Lothringens v. 4. Juli | 


1879 79, 1028. — Die Stiftungen für 
das Arbeiterwohl im Reichdlande 82, 714. 
— Elſ.Loth. Zolle und Steuerweien 93, 


19. 311. 416. 418. — Bewegung der | 


Bevölkerung 93, 837. — Staatsgewalt 
und Gejepgebung in Eljah - Lothringen 
(Ernjt Mayer) 96, 249. — Reichsgeſetze 
und Landesgeiege in Eliak - Lothringen 
(NRoienberg) 99, 382. — Die jtaatsredht- 


lihe Stellung der Reichseiſenbahnen 
(Rojenberg) 1902, 1. — Aufhebung der 
auferordentlihen Gewalten des Statt- 


balter8 (Diktaturparagraph) 1902, 628. 
— S. a. Urbeiterbudgets, Löhne, Unter- 
ſtützungswohnſitz 2c. 


Elſaß-Lothringiſche Geſeßgebung 


und Verwaltung ſeit 1871. GBe— 
richte des Reichskanzlers, Geſetze und Ver: 
ordnungen.) Geſetz, betr. die Verkündung 
der Gejege und Verordnungen 72, 558. 

I. Organijation der Berwaltung im all 


gemeinen. Berichte des Neichdfanzlers: 72, | 


874. 73. 97. 74, 773. BVereidigung 
Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung 
Berwaltung (GGeſetz v. 30. Dez. 1871) 
555. 
5%. Berlängerung der Diltaturperiode 
72, 1291. Berfahren vor den Bezirfsräten 
73, 939, vor dem failerl. Rat daj. 945. 
Befähigung für den höheren Berw.-Dienjt 
73, 31. Umzugskoſten der Zivilbeamten 
73, 91. Amtl. Geſchäftsſprache 73, 957. 


der 
der 
2 


—* 
S⸗ 


Tagegelder der Zivilbeamten 72, 





Kreisdirektoren 74, 774. 811. Rechtsver- 


hältniſſe der Beamten und Lehrer 74, 
813. Penſionen der Witwen und Waiſen 
daſ. 816. Kautionen der Beamten 74, 819. 
823. Verordnung betr. den Landesaus— 
ihuß 75, 481. 

II. Rechtspflege und Juftizverwaltung. 
Berichte des Reichskanzlers: 72, 869. "3 
975. 74, 781. Oberſter Gerichtöhof 71, 
959. 72, 565. Abänderung der Gerichtö- 
verfajiung 72, 566. 570. Etat der Juſtiz— 
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verwaltung für 1871/72 72, 572. Ein: 
führung des Reichsſtrafgeſetzbuchs 72,573. 
Kompetenz der Kriegsgerichte 72. 575. 
Vorbereitung zum höheren uftizdienft 
72, 591. Wedijelordnung und Handels— 
geſetzbuch 72, 1318. Erfordernijje der Ge— 
richtsſchreiber und Gerichtövollzieher 73, 
95. Neijegebühren der Friedensrichter 
da. 957. Verfügungen zur toten Hand ıc. 
74, 810. Aufhebung der Kriegsgerichte 
74, 781. 826. Notariatöordnung 71h, 828. 
Zwangsverkauf von Liegenicaften 74, 
834. Außergerichtliche Teilungen und ge- 
richtlihe Verkäufe von Liegenichaften 74, 
843. VBormundidaftsverwaltung 74, 847. 
Eheiheidung 74, 849. Verſchollenheits— 
erflärung 74, 850. 

III. Militär-Angelegenbeiten. Berichte 
des Reichskanzlers? 72, 867. 73, 973. 74, 
779. Quartierleiftung 72,576. Einführung 
reichsgejegl. Beftimmungen 72, 576. 1329. 
Koiten der Garniſonen 72, 596. Militär: 
erjaginftruftion 72, 868. Kriegsgerichte 
74, 826. 

IV. Finanzwejen, Zölle, Steuern. Bes 
richte: 72, 885. 73, 992. 74, 801. Etat 
für 1872 72, 564. Einführung d. deutichen 
Zoll- und Steuergejeßgebung 72, 578, des 
Urt. 33 der R.-Verf. 72, 579. Zollverkehr 
72, 580. Wedjielitempeliteuer 72, 580. 
Doppelbejteuerung 72, 581. Etat der Zoll: 
verwaltung 72, 581. Yandeshaushalt für 
1872 72, 1299. 1317; für 1874 74, 858. 
Zuwiderhandlungen gegen Zollgeiebe 2c. 
72, 1330. Depofitenverwaltung 73, 959. 


Weinjtener 73, 960. 966. Enregiftrement . 


73, 1001. 74, 802. — lleberblid der 
Steuerreform in Eljah-Lothringen Aron) 
1902, 561. 

V. Innere Verwaltung, Polizei, Kom— 
munalangelegenheiten. Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, 5%, Einrichtung 
der Sendarmerie 72, 1326. Bezirks-, Kreis— 
und Gemeindevertretungen 73, 952. 953. 
74,773. Statijtif 74, 785. 787. Gefängnis: 
weien 74, TW. 

VI. Unterrichtsweien und Kultus = Be- 
richte des Reichſskanzlers: 72, 882. 73, 987. 
74, 795. Gründung der Univerfität Straf- 
burg 72,959. Geſetz betr. das Unterrichts— 
weien 73, 958. Ausführung desielben 74, 
852. Nechtöverhältnifie der Lehrer TH, 
813; deren Witwen und Waiſen daj. 816. 
Witwen Penfionen der Univerfität 74 
856. Kirchenverwaltung 72, 882. 73, 991. 
74, 800. Stiftungen des proteftantiichen 
Seminars 74, 857. 

VI Boltswirtichaftlihe Berwaltung, 
(Forjtwejen, Bergwerfe, Eijenbahnen, Baus 
ten, Yandwirtichaft). Berichte des Reichs— 


— 
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tanzlers: 72, 879. 73, 967. 74, 773. Eins | 


richtung der Forjtverwaltung 72,582. Etat 
derjelben daſ. 584. Einrichtung und Zus 
ftändigfeit der Bergbehörden 72,584. Forit- 
mweien 72, 582. 584. 73, 1001. 74, 805. 
Eijenbahnmweijen 71, 968. 72, 586. 73, 414. 
4, 792. 76, 352. 356. 377. Straßen, 
Wajlerbauten und Kanäle 73, 983. 74, 
790. ‚Bergverwaltung 72, 584. 73, 1004. 
74, 808. Hochbauweſen 72, 561. 587. 


Alphabetiſches Geſamt-Regiſter. 


oder blödſinniger Kinder im Herzogtum 
Braunſchweig (Zimmermann) 95, 64. 


Etatsgeſetze, j. Finanzweſen, Budget: 


recht ꝛc. 


ı Etatsüberihreitungen 73, 337. 


73, 982, 74, 792. Landwirtſchaft 73, 985. 


74, 798. Poſt- und Telegraphenweien 72, 


587. Maß-, Geld- und Bankweien 72, 588. 
73, 984. Batentwejen 73, 985. 74, 798. 
Die 
Katafterwejen (Ch. Grad) 85, 471. Ein 
Beitrag zur Katajter- und Grundbuchs— 
frage (Th. Mayer) 87, 606. 

VII. Regelung der Beziehungen zu 
Frankreich 72, 868. 78, 968. 74, 775. 
Option 72, 1293. 73, 971. 

IX. Bejeitigung 
865. 73, 972. 74, 778. 

Emijitionen von 1870—76 78, 437. 

England. Ueber die Entjtehung und Praxis 
der Boltövertretung (Nugspurg) 499. Bat. 
Banfıweien, Berwaltungsoryanijation. 

Enteignungäredt im Großherzogtum 
Heſſen (2. Fuld) 85, 58. — Das öffent— 
liche Recht bei der Enteignung (Neumann) 
86, 357. 

Entlajjungdzeugnifie, Gejepentwurf 
75, 789. 

Erbrecht (Preisauigabe) 74, 748. Volks— 
wirtichaftlihe Bemerkungen zur Reform 
des E. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerliche Erbfolge (von Helferich) 83, 702. 
— ÜEntwurf eines Gejepes für die bäuer- 
liche Erbfolge von K. Peyrer v. Heimſtätt 


Srunditenerausgleihung und das 


der Kriegsihäden. 72, | 


Erportbandel, deutiher 86, 708. 

Erpropriation, j. Enteignung. 

Erterritorialität der deutihen Yandes- 
herren (Thudichum) 85, 320 


8. 


Fabriken, j. Arbeiterfrage, joziale Frage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Yöhne, Ge 
werbeordnung, Unfallveriiherung ıc. 

Fabrifatiteuer, 93, 271, 277, 32%. 

Fabrifgejeggebung %2, 901. 73, 1471. 
74, 432. 78, 25. — Die verwaltungs 
rechtliche Bedeutung der Fabrikordnung 
(Herm. Rehm) 94, 132. ©. a. Unfallver- 
fiherung ıc. 

Fabrifinjpeftoren, preußiiche 76, 997. 
Die deutihen Fabrikinſpektoren (Ueberſicht 
von P. Dehn) 81, 153, 441. — Geſetz⸗ 
gebung (Seydel) 81, 714. — Die Zukunft 
der deutihen Fabrifinipektion (P. Debn) 
82, 527. — Die deutiche Fabrifinipettion 
im Jahre 18% (K. Frankenſtein) 92, 349. 
©. a. Gewerbeordnung. 


Fabrik: und Warenzeichen 74, 305. 
 Samilienbudget und häusliche Buch— 


84, 482. — Reform des bäuerl. Erbs 


recht in Baden (9. Schulze) +. 484. 


Antrag) 77, 1036. Ueberficht der deutichen 


führung (Hirth) 75, 907. 
Samilienfideifommijie, j. Fideilom— 


miſſe. 
Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hedt) 
80, 304. Endemann) 81, 410. 
Fälſchung von Lebensmitteln 78, 106. 
Feldbereinigungöweien, Neformen 
auf dem Gebiete desielben (Haag) SS, 161. 
Feitungsfommiision, deutjche, 72,1579. 


Feſtungen, Reichseigentum an denielben 
Erbſchaftsſteuer(Hirth)75,1309. Ueber- 
tragung derſelben auf das Reich (preuß. 


Erbſchaftsſteuern 79, 955. Tabelle hinter 


& 990. — Erbſchaften in Frankreich 78, 
260. — Erbſchaftsſteuer in Heſſen 86, 
745. — Eine Erbſchafts- und Schenkungs— 
fteuer im Deutichen Neih (Otto Bader) 
87, 259 
Erfurter Parlament 71, 14. 
Erlajie, j. VBerordnungsredt. 
Ermland, Biihof von, j. iremeng. 
Erntejtatijtif, j. Getreide. 
Eriaggejhäft (Militär) 75, 1447. 1513. 


Erwerbsgenofjenihaften, j. Genojs 


jenichaftsweien und Wirtjchaftögenojjen- 
ichaften. 
Erziehungsweſen, Geſetzgebung über 


die Ausbildung nicht vollſinniger, ſchwach 


73,433. — Umgeitaltung derjelben 74. 262. 
— Sarniionen 74, 263. — Beichränfung 
des ÖGrundeigentums 73, 342. 74, 1066. 
Treitungsbaufonds 77, 387. 982. — Leber 
die Berechnung der Erſatzſumme nah SB 
des Gejepes vom 21. Dezember 1871 (Re: 
geläberger) 80, 241. 
Feuerverjiherung 73, 786. 77, 1117. 
— Denfichrift zur Frage der Perjtaat: 
lihung der Mobiliar: ;Feuerverficherung in 
Bayern 86, 781. — Die Entwidlung des 
Immobiliar-Feuerverjiherungsweiens in 
Preußen (Simon) 88, 62. — Vorzüge und 
Nachteile der Organijation des Feuerver— 
ſicherungsweſens auf öffentlicher und auf 
privatrechtliher Grundlage (Simon) SS, 
231. — Berband deuticher Privatfeuer- 
verfiherungsgejellichaften 98, 464. — Die 
Öffentlichen Feuerverficherungsanftalten in 


Alphabetiſches 


Preußen 1900, 816. — Feuerverſicherung 
in Preußen bei Privatgeſellſchaften auf 
Gegenjeitigfeit 1900, 818.— Die Geſchäfts— 


ergebnijie der deutjchen Feuerverliherungds | 


Attiengeiellicdaften 1899 1900, 916. — 
©. a. Berfiherungäwejen ꝛc. 


Fideifommiß des heiftihen Kurbaujes 77, | 


844. 1040. Die in den deutichen Staaten 
beitehenden geieplichen Bejtimmungen über 
Tramilienfideifommijie (W. Lewis) 79, 465. 
— Die Fideilommißbejige in Preußen 
1902, 80. 

Finanzredt, Finanzmweien. Das 
Finanzweien des Norddeutihen Bundes 
(vollftändige Kodifizierung aller geſetz— 
lihen Bejtimmungen und der Etatö pro 
1868 und 1869 20.) 69, 161. Anhang: 
Die Finanzverhältnifie der Bundesjtaaten 
64, 303. — Dentichrift des Kal. preup. 
Finanzminiſters vom 18. Mai 1869, 69, 
403. — Preußens Staatöfinanzen 1849 
bis 1867, 69, 593. — Inſtruktion für 
den Bundes-Rechnungshof 70, 157. — 
Beriht des Vorſtandes der nationals- 
liberalen Partei 70, 601. — Die ver: 
faſſungsmäßige Regelung der Reichs— 
finanzen 71, 126. — Der Reichshaushalts— 
etat für 1971, nebjt Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzreht des Deutichen Reichs 
(B. Yaband) 73, 405. — Steuerfompetenz 
des Reichs 74, 30. — Verhandlungen des 
Reichdtags über Finanzvorlagen 1871— 73 
74, 167. 206. 274. — Preußens Finanz 
lage 1873 74, 349. 1105. — Einnahmen 
des Reichs 1873, 74, 837.  Eteuerber- 
waltung in Breufen 1870—1872 (Bericht 
des Finanzminiſters) 74, 897. — Zur 
Provinzial-, Kreis: und Kommunalfinanz- 
ftatijtit in Preußen 75, 1261. — Reichs— 


haushalt vom Nahre 1875 77, 409. 422. 


Abſchluß der Reichshauptkaſſe für 
1876/77 77, 1114. — Spezialetat3 des 
Reichshaushalts für 1879/80 80, 1. 104. 
161. — Die Zölle und Steuern, jowie 
die auswärtigen Dandelöbeziehungen des 
Reichs (dv. Aufſeß) 93, S 161 Regiſter 
©. 468). — Einjlu des Reichskanzlers 


auf die Finanzverwaltung 82, 45. — | 
Laband's Finanzredht 82, 776. — Das 


Reichägejep wegen Bejeitigung der Dop- 
pelbejteuerung vom 13. Mai 1870 (MR. 
Blochmann) 87, 773. — Die öffentlihen 
Ausgaben der größeren europäilchen Län— 
der 94, 241. — Die Reichsſteuergeſetz— 
entwürje von 1893 94, 292. 325. 539. 
565. — Reichshaushalt für 1894/95 94, 
737. — Zum Komptabilitätögejeß für das 
Reid. (Joël) 95, 81. — Die geichicht- 
lihe Entwidelung des Kommunalabgabe- 
weiens in Preußen (Schön) 95, 249. — 
Entwürfe zur Reichsfinanzreform von 1895 


Sejamt-Negiiter. 
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95, 454. — Bericht über die Finanzver— 
waltung Preußens vom 1. Juli 1890 bis 
1. April 1897 98, 809. 1900, 234. — 
Preußiſches Gejeß betr. Warenhausſteuer 
vom 18. Juli 1900 1900, 854. Val. a. 
Eintommenfteuer,Kabinett3ordres. Kaſſen— 


weien, Kontrolle, Sriegsentihädigung, 
Kriegskoſten, Matritularbeiträge, Rech— 


nungshof, Reſervatrechte, Schuldenweſen, 
Verfaſſung, Zölle ꝛc. 

Fiskus des Reichs 73, 408. 74, 403. 75, 
1493. 77, 836. 

——— und Fleiſchpreiſe 96, 
57 


Flößerei, Abgaben von der, Aufhebungen 
in Preußen 68, 285; im Nordd. Bunde 
71, 183. 380. 77, 813. ©. a. 
ſchiffahrtsgeſetz, Stromiciffahrt. 

Flotte, j. Marine. 

Flußſchiffahrt, deutiche 75, 332. 

Flüfſſe, zoflpflichtiger Verkehr 95, 226. 

Forſtſtatiſtit, deutjche, 74, 1677. 

Fortbildungsihulen 73, 837. 1504. 
1543. 74, 29 1195. — Berordnung des 
preuß. Kultusminijter 74, 1674. 

Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332. 
74, 143. — Bol. a. Zentrum ıc. 

Frantenheim, traurige Zuftände 76, 247. 

Franffurta.WM,, j. Nationalverjammlung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß ıc. 

Frankreich. Motiz iiber den Handels— 
vertrag 68, 226. 73,326. — Statijtil der 
Zölle und Verbrauchsſteuern 68, 156 bis 
218. — Organijation der Zolle und Hans 
deläftatijtit 70, 410. 76,88. — Die Ver- 
jailler Bräliminarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. — Rede des Fürſten 
Bismarck über den Frankfurter Frieden 
daj. 876. — Wirtichaftlihe Beziehungen 
zu Frankreich 71, 835. 72, 976. — Klone 
vention vom 12. Oftober 1871, 72, 163. 
Dentichrift dazu daſ. 169, Separattonven« 
tion daj. 173, Nede des Fürſten Bismard 
176. Die Zufagtonvention vom 11. Dezbr. 
1871, 72,437. — Beziehungen zu Elijah: 
Lothringen 72, 863. — Die Spezial- 
fonvention vom 29, Juni 1872, 72, 1467. 
— Die Drei-Milliarden:Anleibe das. 1476. 
— Die Uebereinfunft vom 15. März 1873, 
73, 893. — Ordnung der Beziehungen 
Elſaß-Lothringens zu Frankreich 74, 775. 
— Einfluß des Krieg! auf die Bewegung 
der Bevölkerung 75, 626. — —— 
Geſetz zum Schutz der Kinderarbeit 76, 
231. — Die franzöſiſche Rekruteneinſtellung 
76, 233. — Die Pariſer Omnibusgeiell- 
icaft 76, 234. — Die Steuern F.'s im 
Jahre 1875 76, 249. — Finanzielle Lage 
Frankreich 77, 233. — Tabafmonopol 78, 
260. — Erbichaften und Staatdeinnahmen 
78, 262. — Handelsverkehr Deutichlands 


Binnen— 
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mit Frantreih 79, 383. 80, 576. — 
Handelövertrag 93, 172. 438. 455. — 
Eiſenbahn-Ausſchuß 81,566. — Stempel- 
jteuern S1, 799. Bewegung der Bes 


völferung 82 614. — Die Fremden in 


Franfreih NS, 316. — Finanzen von 
Paris und Berlin im Jahre 1888 bezw. 
1887/88 88, 708. 901. — Handelsflotte 
Ende 1887 90, 416. — Franzöſiſche Dans 
deläfammern im Ausland 93, 158. — 
Die Deutihen in Frankreich 95, 405. — 
Das franzöfiiche Fremdenrecht Otto Mayr) 
36,329. — Eiſenbahnpolitik 97, 250. 98, 
127. — Yandwirtichaftliche Produktion 97, 
771. — S. a. Bantwejen, Kriegsentſchä— 
digung, Verwaltungsorganijation. 

Frauenarbeit in den Fabriken 72, 901. 
73, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75, 43. — 
©. a. Tramilienbudget. 

Freibäfen 9, 183. 227. — S. a. Ham— 
burg, Zollausſchlüſſe ꝛe. 

Freihändler, das Programm der deut— 
ſchen 72, 895. 73, 840. 

Freihandel, j. Zolltarif, Zölle ꝛc. 

Freizügigkeit. Geſetz vom 1. Nov. 1867 
nebit Erläuterungen und Ausführungs— 
verordnungen 68. 467. 71, 408. — Die 
Yandesverweilung im Gebiete des Nordd. 
Bundes 68, 923. — Verfügung betr. den 
Ausdrud „Unterfommen“ 68, 928. 
rreizügigfeit der Aerzte 68, 995. — Aus— 
führungen von 2. v. Rönne 71, 161; von 
M. Seydel 76, 159. 90, 90. 173 (zu 83 
des Freiz-Geſ.); von E. Mayer (zu $ 3) 


— 


Alphabetiſches Geſamt-Regiſter. 


Gebiet des Zollvereins 69, 885. 93, 1%. 
— Gebietshoheit (Banfi) 98, 641. 

Beburtöregijter, j. Zivilehe. — Sta 
tiftit 75, 1725. 76, 220. 79, 109. — Ge 
burts⸗- und Sterblichkeitsverhältniſſe in 
den fünf deutſch. Großſtädten im abre 
1593 95, 408. 

Gebühren: und Steuerwejen (das öffent: 
fie Interelie dabei; Neumann) 86. 357. 

Gebührenordnung, j. Redtsanwalts 
ordnung ꝛc. 


Gefangene, Beihäftig- in Preußen 76, 9. 


90, 562. — Einführung in Süddeutich- | 
land 71, 374. — Erläuterungen von H. 
Stolp 71, 408. — Bayeriſche Gejepgebung 


71, 469. 491. — Ueberſicht 77, 804. — 


©. a. Reichsangehörigkeit, joziale Frage, 

Unterjtügungswohniiß. 
Friedensleiftungen (militäriiche) 74, 

1037. 75, 1081. 
Friedensverträge Vom Nahre 1866 

71, 21. 34. Vom Jahre 1871 71, 507. 

876. 72, 163. 447. 1467, © a. Franfreid. 
FriendlySoeietiesin England 76,229. 
Fürſten, deutiche, Erterritorialität der— 

jelben (Thudichum) 85, 320. 
Fürſtenkongreß zu Frankfurt a.M. 71,16. 
Fuhrkoſten, j. Taggelder. 


6 


Garantie zu Laiten 
denweien. 

Gafteiner Konvention 71, 17. 

Gebäude, Zahl der Gebäude in Preufen 
91, 414. — S. a. Volkszählung. 

Sebäudeiteuer in Preußen 74, 901; 
sHebäudeitener in Bayern 74, 1688. 1902, 
161. 263. 342. 


des Bundes, j. Schul- 


Gehorſamspflicht, die rechtlichen ren: 
zen der Gehorſamspflicht und die Ber 
antwortlichkeit für auf Befehl begangene 
Handlungen (PB. Bauer) 1402, 886. 

Geijtige Getränke, j. Branntwein. 

Geiſthiche Amtshandlungen 76, TR. 

Geiſthiche, Vorbildung derjelben 74, 118. 

Geiſthiches Amt, Mißbrauch desjelben 
(Kanzelparagraph) 72, 983. 

Geld, Geldwirtichaft (Hoesler) 75, 5. 
288 ff. (Dirth) 75, 918. 1266. — ©. a 
Bankıveien, Miünzfrage, Papiergeld. 

Gemeindeangehörigfeit, Erwerb H. 
Rehm) 92, 137. 

Gemeindeiteuern, j. Kommunaliteuern. 

Semeindeverwaltung, j. Schulden: 
weien, Selbitverw. 

Seneralzollfonferenzen des Zoll: 
vereind, Aufzählung derielben 93, 167. 

Senojienjhaftsmweien, das, in Deutid- 

land, Franfreih und England (Schulje: 
Deligich) 72, 947. — Geſetz vom 4. Juli 
1868 68, 835; 72, 130. Statijtif für 
1859 —1867 68, 843, für 1873 (Bröbft) 
75, 321, für 1892 93, 939. — Reichs— 
ejeßgebung 74, 152. 382. 77, 637. — 
In Bayern 76, 894. — Reviſion des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes SS, 754 548. 89, 
711. — Gejeg vom 1. Mai 1884 (erläutert 
von M. Joël) 90, 417. — Entwidlung 
d. ©. unter dem neuen Genoiienicdaft!- 
geieß 92, 500. 93, 938. — Die land» 
wirtihaftlihen Genoſſenſchaften im Deut: 
ihen Reihe und ihr derzeitiger Beitand 
99, 950. — Die auf Selbitbilfe beruben- 
den Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
ichaften im Jahre 1901 1902, 869. 

Genußmittel, j. Nahrungsmittel. 

SGerihtiihes Verfahren 72, 141. 73, 
348. 354, Ueberjicht der bis 1877 hierüber 
erlajienen Reich8geiege und Verordnungen 
77, 828. — Der Ausgelieferte vor dem 
Berichte (E. Miller) 87, 565. — Bal. a. 
Zivilprozeß, Schieds- und Handelsgeridte, 
Schöffen: und Schwurgerichte ıc. 

Gerichtsbarkeit, inländiiche, über fremde 
Staaten. Bayer. Erkenntnis 85, 38. 

Gerichtshof, oberiter des Reichs. Die 
Errihtung des Bundes - Oberhandeld- 


Alphabetiiches Geſamt-Regiſter. 


gerihts 69, 1057. 71, 297. 377; Fort— 
entwidlung 72, 150; Perſonal 70, 161. 
— Etat für 1571 71, 722. — Tüätigfeit 
desielben (Kritik) 73, 352. — Disziplinar— 
befugnific desielben 74, 407. — Negulativ 
für den Geichäftsgang desjelben 74, 1537. 
— Das ſchweizeriſche Bundesgericht Land— 


graft) 76, 105. — ©. a. Eljah-Lothringen. | 


Gerihtsverfajiung des Reichs 71, 85. 
72, 150. 73, 348. 354. 75, 420. 1533. — 
in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtöverfallung (Go— 
rius) 75, 97. — Allgemeine Begründung 
zum 1874er Entwurf 75, 169. — Schöffen— 
und Schwurgeridte 75, 239 — Bemer- 
fungen über das Neichsgeriht von W. 
Endemann 75, 1208. — Reichsjuſtizamt 
75, 1216. — Verlauf der Verhandl. 77, 
646. 79, 502. 81, 394. — Uebergang von 
Gejhäften auf das Reichsgericht 81, 397. 


— Bol. a. Juſtizgeſetzgebung, Handels— 


gerichte, Verwaltungsgerichte ıc. 
Geſandtſchaften im Auslande 70, 167. 
72, 1105. 73, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 
»ollfreiheit derjelben 80, 646. 86, 44. — 
eutſches Geiandtichaftsreht (Zorn) 82, 
81. — S.a auswärtige Verhältnifie. 
Geſchäftskriſen, j. Kriſis. 
Geſchäftsordnung, ſ. Reichstag. 


Geſchichte des Deutſchen Bundes, des Nord⸗ 


deutſchen Bundes und des Deutſchen Reiches 


71, 1544. ©. a. Reichstag, Verfaſſung, 


Zollverein ꝛc. 
Geſellen, j. Arbeiter. 


Gejep, Zu den Streitiragen über Geſetz 


und Verordnung (Zorn) 85, 301; 89, 
344 (Urndt). 9, 225. — Rechtsſatzung 
und Gejeg zunädit nad bayerijchem 
Staatöredht (Dyroff) 89, 817. — Be: 
rihtigung eines Reichsgeſetzes 98, 480. 
©. a. Vorderungsrecht ꝛc. 
Geſetzgeber, Begriff (Endemann) 75, 
1206. (Xaband) 78, 369. 
Geſetzgebung, Ueberſicht der Geſetze und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 


ver Reichsverfaſſung 72, 485. — Bericht | 
über die Gejeggebung 1867—T0 (Xaßfer) 


70, 563; 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
257 fi. — Ueberſicht aller Geſetze und Ver— 
ordnungen von 1867 — 1877 (Harburger) 
77, 801. -— Die Santtion der Reichs— 
geſetze (W. Roſenberg) 1900, 577. — ©. 
a. Bundesgejege, Juſtizgeſetzgebung, Ver— 


faſſung, Reichstag, Reichskanzler, Zivil-⸗ 


recht, Zollparlament, Preußen ꝛc. 
AusdenGeſetzblättern. I. Inhalt 
des Reichs-Geſetzblattes. II. Inhalt des 


Geſetzblattes für Elfah-Lothringen. III. Ge= . 
ſetze, Staatöverträge und landesherrlihe | 


Verordnungen der Bunbdesitaaten mit 


mindejtens 1 Million Einwohnern. Zus | 
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jammenjtellungen jeit 1902 fort= 
laufend mitgeteilt. 

Bejundheitsamt, Aufgaben und Ziele 
desjelben 78, 466. Etat 80, 12. 

Getreide, Getreidezölle 78, 839. 80, 
619. 86, 53. — Ernährungsbilan; des 
Deutichen Reichs für 1878/79 79, 462. — 
Erntemengen und Anbaufläcen 1875 79, 
552. — Motive zum neuen BZolltarif 79, 
719. — Internationale Statijtit 79, 1073. 
— Bodenbenugung in Preußen 79, 1075. 
— Ernteertrag 1890 in Preußen und 
Bayern 41, 904. 906. 1892 in Oeſterreich 
93, 944. — Getreidezoll und Identitäts— 
nachweis (W. Tröltih) 92, 709. — Dent: 
ichrift, betr. dad Ergebnis der Verhand— 
lungen des preußiichen Staatsrats über 
Mahregeln zur Hebung des Getreide— 
preiſes 9, 446. — Ernteergebnifje in 
Deutichland 1891—97 98, 160. — Die 
Setreidezölle jeit Begründung des deut: 
ihen Zollvereind 1901, 941. — Das Ge- 
treide im Weltvertehr 1901, 942. — Bgl. 
a. Zolltarif ꝛc. 

Bewerbeanlagen (Seydel) S1, 624. 

Gewerbegerihte. Eine Anregung 73, 
1546. Gewerbliche Schied3gerichte 74, 430. 
434. 1195. Geſetzentwurf u. Kommiſſions— 
bericht daj. 1219. 1317. — Die g. Schieds— 
gerichte in Preußen 77, 96. — Gewerbe 
gerichte in Deutichland (Fuld) 93, 481. 
— Die Zuftändigkeit der Gewerbegerichte 
(v. Frankenberg) 97, 329. — ©. Arbeiter: 
frage. 

Gewerbelammern, Urganijation und 
Verzeichnis derjelben 78, 925. 83, 201. 
714. 54, 294. — ©. a. Handelskammern. 

Gewerbeordnung. Dad Notgewerbe- 
gejeß v. 8. Juli 1868 nebſt Erläuterungen 
und Ausführungsverordnungen 6%, 849. 
— Die Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 (nebjt Grläuterungen und alphas 
betiſchem Sachregiiter) 6%, 441. — Ans 
weijung zur Ausführung derjelben in der 
preuj Monarchie 69, 689. — Vorſchriften 
über die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte 
und Apothefer 69, 919. — Desgl. der 
Seeſchiffer. Seefteuerleute auf deutichen 
Kauffahrteiſchiffen 69, 939. — Anweijung 
der preuß. Minijter für Handel zc. zur 
Ausführung des Tit. III der Gewerbe- 
ordnung (Gewerbebetrieb im Umherziehen) 
68, 987. — Belanntmahung betr. Ärzt« 
lihe und veterinär-ärztliche Prüfungen 
68, 994. — Tätigkeit der Neichdaewalt 
für die Ordnung des Gewerbebetriebes 
71, 194. — Das bayeriiche Gewerbegeiek 
71, 469. — Einführung der deutichen 
Sewerbeordnung in Bayern 73, 759. — 
Materialien zur Reform der Gewerbe— 
ordnung 33, 1471. 74, 425. 1195. 


932 Alphabetiſches 


Geſamt Regiſter. 


Entwurf eines Geſetzes, betr. Abänderung | 


einiger Beitimmungen der Gewerbeord— 
nung 74, 1219. Verhandlungen des Reichs: 
tags darüber daſ. 1233. Kommiſſionsbericht 
darüber daſ. 1317. — Fragen zur Enaquete 
über das Sewerbeweien 75, 940. — Ber: 
bandlungen 1874 75, 1199. — Mufizieren 
im Immherziehen 76, 80. — Die Geſetz— 
aebung 1871-76 (Wehrenpfennig) 77, 
287, ‚Endemann) 77, 643. — Weberficht 
der Sejepe ꝛc. bis 1877 77, 805. — Geſetz— 
entwurf der jozialdemofratiichen ration 
77, 885. — Referate von Schmoller und 
Dannenberg vom Berein für Sozialpolitit 
78, 124, — Novelle zur Gewerbeordnung 
vom 17. Juli 1878 78, 963. 70, 534. — 
Hamburger Denkſchrift 74, 570. — Zur 
Reform der Innungen 81,171. 600. Wort: 
laut der Gew.-Ord. nad dem Stande von 
1880 81, 724 — Gewerbepolizeirecht des 
Reichs (Seydel) 78, 529. 920, 952. 
Nene Bearbeitung (Seydel) 81, 569; al: 
phabet. Regiiter S1, 719. — Der Betrieb 


fonzeilionspflicht. Gewerbe durch juriſt. 
Berionen (Seydel) 82, 620. — Normal: 
Innungsitatut 82, 644. — Bericht der 


Reichstagskommiſſion iiber die Novelle von 
1891 91, 253. — Die Schaffung ärztl. 
Ehrengerichte und deren reihSrechtliche Zu— 
lälligteit (Seydel) 97, 393. — Die Ge- 
richtöbarfeit der innungen und der In— 
nungsiciedsgerichte (D. dv. Frankenberg) 
99, 58. — ©. a. Arbeiterfrage, Arbeiter: 
recht, Kontraftbruc, Fabrikarbeiter, Ges 
werbejtatiftit, Schauftellungen, Strafen: 
musik, ſoziale Frage ꝛc. 
Gewerbeihulen Hirth) 77, 798. 





Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebit jpäteren Berabredungen 68, 478. 
Anwendung in Yayern 71, 366. 472. Sp: 
ftematiiche Darftellung (Seydel) 90, 178. 
Gothaer Vertrag und Bürgerliches Geſetz— 
buch Meumeyer) 1902, 390. — S. a. 
Unterjtüßungswohnitß. 

Gotthardbahn. Dentihriit an den Bun- 
desrat und Reichstag 70, 457. Reiche 
finanzredhtliches darüber 73, 443. 

Srenzbewadhung 9, 225. 252. 360. 


' Griehenland, Handelöverträge 93, 186. 





Gewerbejtatijtif, Grundzüge zur Or 


ganijation derielben 70,58. — Die deut: 
ſchen Gewerbe und ihre itatijtiihe Dar: 
jtellung 72, 363. Spitematiiche Ueberſicht 
der Gewerbe ib. 391. Die Bedeutung 
der Sewerbejtatiftit (Engel) 76, 101. Er: 
gebnilie der Gewerbezäblung in Preußen 
v. 1. Dez. 1875 77, 987. — Die Teilung 
der Arbeit im preuß. Staate (Engel 77, 
1120. Bemerkungen über die preuß. 
Gewerbezählung (Sanıter) 78, 209, (Auf: 
ieh) 98, 369. — Verhältnis der jelbit- 
jtändigen Sewerbetreibenden zu den Ar— 
beituehmern im Slieingewerbe in Preußen 
Sb, 950. — Gewerbe und Handel im 
Deutichen Reid) nad) der gewerbl. Betriebs 
zäblung 189% (HYimmermann) 1900, 483. 
Semwerbeiteuer 74, 905. 999. 16%. 75, 
129. 76, 400. 695. 77, 241. ©. a. Steuern. 
Gewichte, j. Maß- und Gewicdtsordnung. 
Gewinnbeteiligung der Arbeiter 82, 
153. 
Gleichheit, wirtichaftliche (Birth) 75, 1276. 
Goldwährung, ſ. Münzfrage. 


438. 458. 

Großbritannien. Statiſtik der Zölle 
und Berbrauchsiteuern 68, 155— 218. 79, 
571. Organijation der Handelsitatijtif 70, 
407. — Stempeliteuern 81, 803. — Dan: 
delöverträge 93, 174. 454. 

Großinduſtrie, j. Induitrie. 

Großjährigkeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Großſtädte im 19. Jahrhundert 98, 808. 
des Deutichen Reichs 98, 638. 

Sründungswejien,j. Altiengeiellidaften, 
Kriſis ꝛc. 

Grundbeſitz, die drei Fragen desſelben 
und ſeiner Zukunft, von L. v. Stein (beipr. 
v. Stengel)82, 70. — Berteilung in Preußen 
91,498. — Abgabe von Hofübertragungen 
in einer rechtsrheiniſchen Landſchaft des 
vorigen Nahrhunderts 91, 499. — Ber: 
ihuldung in Preußen 92, 9A. — Die 
Verihuldung des Grund» und Gebäude: 
bejipes in den vorwiegend ländlichen Be: 
zirfen des Königreichs Sachſen 18:4—W, 
95, 167. — ©. a. Landwirtſchaft, Statitik, 
Volkszählung ꝛc. 

Grundeigentum, ſ. Feſtungen. 

Grundrechte, Aufnahme in die Bundes— 
verjajiung 70, 750. 71, 50. 329. 74, 146. 

Grundfteuer in Preußen 74, 897. 79, 
991. 81, 95; in Bayern 79. 1682. 1902, 
161. 263. 342. — Grundjteuerausgleihung 
und Satafterweien in Elſaß-Lothringen 
(Ch. Grad) 85, 471. — Zur Kataſter— 
und Srundbuchsfrage in Elijah -Yotb- 
ringen (Th. Mayer) 87, 606. 

Guatemala, Zoll und Handelöverträge 
93, 439. 460. 

Guinea, ſ. Schuggebiete. 

Giterumlauf (Roesler) 75, 263. S.u. 
Arbeit, Produftion, Preisbildung, Wert 

Gymnajien, Reifezeugnifie 74, 1671. 76, 
165. — Statiſtik 96, 243. 


H. 


Hafengelder M, 2307. 

Hafenregulative, Normativbeſtimmun— 
gen für die, 72, 1507. 93, 230. 

Haäftpflicht 74, 150. 81, 413. statiffif 
97, 405. 
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Haftung, des Staates, der Beamten ꝛc ꝛc. 


j. Beamte. 

Hagelverjiherung, Bayeriiher Ent: 
wurf 83, 587. — Deutihe Hagelverfiche- 
rungsanitalten 1900; 888. 

Dagelwetterunddagelihäden in Preußen 
1883/34 85, 843; 1594 96, 328. — Dagels 
jhäden in Bayern Y, 906. 

Hamburg. Handeld: und Verkehrsitatijtit 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112. — Organilation der Handels— 


jtatiftit 70, 407. — Die Hamburger Ein- 
fommenjteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. | 
80, 568. 589. 81, 336. 90, 914. 94, 736. | 


— Gewerbefleiß 78, 110. — Bauptjteuer- 
amt 80, 663. 748. 86, 177. — Hamburgs 
Freihafenjtellung und Zollanſchluß (H. A. 
Buech) I1, 314. (Aufſeß) 93, 183. 187. 
193. 414. — Altenſtücke betr. den Zoll— 
anſchluß 81, 489. 516. — Zollorganiſation 


(Aufieh) 93, 359. 401. 416. — Statiſtit 


(Aufieh) 93, 379. — Das ehemalige Dame 
burger Amtsgericht (Dr. S. Hedicher) 99, 
264. — Hamburgs Handelslage nad) dem 
eriten Pariſer Frieden (Seelig) 1902, 688. 
-— Rql. a. Auswanderung, Bantwejen, 
Handelämarine, Handelsſtaätiſtik, Preiſe, 
Volkszählung, Zollausſchlüſſe ꝛc. 
Handel, Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1870 71, 549. 833; im Jahre 1871 72, 


971. — Der deutihe Handel in jeiner | 


Entwidlung und DOrganijation (Schön: 
born) 86, 683. — ©. a. Berlin, Hamburg, 
Dandelßitatiftit, Zölle ꝛc. 
Handeldamt des Reichs 86, 716. 
Handelsbilanz, deutiche (Naſſe) 75, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 75, 685. — 


Bemerkungen über die 9. Deutichlands 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Dandelsitatijtik. | 
Dandeld- und Zollverträge, j. unter | 
den betr. Staaten, mit denen dieje Ver: | 


träge abgeichlojien wurden 


Ueberjicht 68, 230. 70, 732, 72, 921. 93, | 


455. 94, 7147. — ©. a. Vertragsrecht, 
Bollverein ꝛc. 

Handelsgerichte, Beſchluß des Handels— 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung 
eines oberſten Bundes-Gerichtshofes für 
Handelsſachen 69, 1057. — Die Organi— 
ſation der Handelsgerichte (aus dem 1874er 


Entwurf) 75, 199. — Bgl. auch Gerichts- 


hof, Handelsrecht. 
Handeldfammern. Drganijation und 
Verzeichnis derielben 78, 78. 925. — Die 
Beitimmungen über die Dandeld- und 
Gewerbefammern in den deutichen Bundes: 
jtaaten 83, 201. 714. 84, 294 — Gr 


Vol. die | 


| 





richtung deuticher Hd. im Muslande SY, | 


391. — Franzöfiihe 9. im Ausland 93, 
158. — Die Handeläfammern im Deut- 


ichen Reich 95, 245, in Preußen 95, 483, 
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— Zur Gejchichte und Neform der preuf. 
Dandelöfammern Reitz! 96, 1. — ©. a. 
Dandel, Handelstag. 

Handelsmarine des Reiches, Einheitlich- 
keit derſelben 71, 179. — Dienjtinjtruftion 
für die Konjuln 71, 607. — Gejep, betr. 
die Nationalität der Kauffährteiſchiffe 71, 
657. — Die Rechtsverhältniſſe der deut— 
ihen Handelämarine (F. Reis) 74, 55. — 
Negijtrierung der Kauffahrteiſchiffe 74,306. 
381. — Die deutiche Handeläflotte 1874, 
75, 1709. — Beitand im Jahre 1875, 76, 
216. — Anteil der deutichen an der all- 
gemeinen Dandeldmarine Yl, 80. — Ans 
mujterung von Bollmatrojen und Sciffs- 
jungen 8», 844. — Die europäiiche Han— 
delämarine i. %. 1900, 1902, 71. — Die 
größten Needereien der Welt 1902, 160. 
— Entwidelung der Handelsflotten in den 
wichtigiten Seebandel treibenden Ländern 
und Anteil der einheimiichen ?Flotten an 
dem Sejamt-Schiffsvertehr ihres Yandes 
(1850— 1900) 1902, 555. — Hamburgs 
Schiffahrt im Jahre 1901 1902, 866. — 
©. a. Konſulatweſen, Schiffsunfälle ꝛc. 

Handelspolitit, künftige, mitteleuro— 
päiſche 89, 634; ſ. ferner Handel, Handels— 
verträge, Zölle, Zolltarif, Yollverein, Han— 
delsſtatiſtit 2c. 

Handelsregiſter in Bayern 76, 894. — 
©. a. Handelägericte. 

Dandelsredt. Die Einführung der all— 
— deutſchen Wechſelordnung, der 

ürnberger Novellen und des allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs als Bundes— 
geſetze 69, 1047. — Einführung in Süd— 
deutichland 71, 375. Entwicklung des 
Handelsrechts bis Ende 1871, 72, 125. — 
Zukunft desjelben (Endemann) 74, 417; 
(Juſtizausſchuß) das. 1370. — Ein, Durchs 
und Yusfuhrverbote und deren rechtliche 
Natur (Arndt) 95, 181. — Entwurf eines 
Gejepes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs 95, 427. — Bgl. a. Attien— 
gejellichaften, Handelsgerichte, Schanfges 
werbe, Verfaſſung 2c. 

Handelsjtatijtif. Zur Literatur derjelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutihen Dandelsjtatijtif 
(Birth) 69, 67. Bon Berlin 69, 423. 
70, 437. — Grundzüge zur Organifation 
der Dandelsitatijtif des Zollvereins 70, 
65. — Methoden der Zoll- und Handels: 
ftatijtif in England, Frankreich, Holland, 
Hamburg, Bremen und im Zollverein 
(Dirtb) 70, 407. — Theien zur Reform 
der Dandelsjtatiftif des Zollvereins 70, 433. 
— Rertbetrag der Rareneinfuhr in Ham— 
burg und Bremen 1851—69, 70, 621. 
Deutſche Dandelsitatiitit pro 1872/73, 75, 
685. 731. — Deutiche Handelsbilanz (Soet= 
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beer) 75, 731. — Spezialhandel Frank⸗ 
reich mit Deutichland dai. 943. — Bremens 
Wareneinfuhr 1874, 75, 1358. — Die 
franzöſiſche Kommiſſion des valeurs 76, 
58. — Wert der Warenausfuhr Deutich- 
lands an Ganzfabrifaten 1868—75, 77, 
343. — Handelsverkehr zwiichen Deutſch— 
land und Frankreich im Nahre 1875 77, 
531. — Ein: und Ausfuhr von Halb: 
und Ganzfabrikaten 1875/76 77, 1051. — 
Ueber die ftatiftiihe Gebühr bei der 
Waren-Ein- und Ausfuhr 78, 526. 93, 
375. — Ausweiſe für Januar und Februar 
1878 78, #66. — Ungebliche Zunahmen 
des engliihen Erports nad) Deutichland 
78, 837. Deutichlands Waren-Ein- und 
Ausfuhr 1854— 77 78, 902, 964. — Eins 
und Ausfuhr der wichtigeren Artitel 1877 
und 1878 79, 421; NWadtrag 679. 
Deutihe Handelsbilanz für 1877 79, 697. 
— Bert der Ein- und Ausfuhr 1876/78 
79, 904, — SHandelöverfehr mit Frank— 
reih 79, 383. — Deutiche Dandelöbilanz 
für 1579 81, 249. Ein- und Musfuhr in 
den Jahren 1872— 1879 81, 276. — Ein— 
und Ausfuhr wichtiger Artikel i. J. 1880 
S1, 284. Reform der Handelßitatijtif vom 
1. Januar 1880 81, 279. — Einfuhr und 
Ausfuhr im Jahre 1881 82, 565. 
Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1882 
83, 107. Bremend Dandeld- umd 
Sciffahrtövertehr 1852 83, 390. — Deut- 
ihe Ein» und Ausfuhr, 1883 (Haupt— 
ergebniſſe) 84, 447. (Spezialüberficht) 
daj. 523. Der auswärtige Handel Eng: 
lands und Deutichlands 85, 342. — Ein- 
und Ausfuhr im Jahre 1884, 85. 772. 
775; für 1885, 86, 881; für 1886 87, 
681; für 1887 88, 415; für 1808 89, 
901; für 1590 91, 859. — Spezialbandel 
des öjterreihiich-ungariichen Zollgebietes 
1853 — 1885 über die Grenzen gegen 
Deutichland 87, 562. — Ein: und Aus— 
fuhr fürdie Jahre 1880— 1886 nach Waren- 
gruppen 87, 1007. — Verbrauchsberech— 
nungen des Deutichen Reiches SS, 961. — 
Der auswärtige Handel des Deutjchen 
Bollgebietes 1893 (Wiefinger) 95, 149. — 
Die Handels- und Gemwerbefammern, ſo— 
wie die faufmänniichen Korporatienen des 
Deutihen Reichs 95, 245. — Die Dar: 
jtellung der Handelsſtatiſtik in Oeſterreich⸗ 
Ungarn (Wielinger) 96,26. — Die deut- 
ſche Dandelsitatijtit (Wiefinger) 96,417. — 
Handel Deuticylands mit den notleidenden 
Staaten 97, 243. — Die Grundlagen der 
Dandelsjtatiitif einiger fremden Staaten 
(Otto Richter) 1900, 538. — Die Steiger | 
rung der deutichen Seeinterejien von 1896 
bis 1898 1900, 655. — Nuphenhandel 
Deutihlands im Jahre 1900 1901, 160. | 


Heimatrecht 
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— Welthandelsartikel 1901, 631. — Die 
Ein- und Ausfuhrwerte des Spezialhandels 
des deutſchen Zollgebietes mit den einzel— 
nen Ländern im Jahre 1901, 1902, 556. 
— Beteiligung der wictigiten Yänder am 
Außenhandel der Schweiz im Jahre 1901, 
1902, 710. — Der Handel Hamburgs mit 
den deutichen Schußgebieten im Jahre 1901, 
1902, 568. — Bgl. auch Handelämarine, 
Preije, Statiftif, Wertberehnung, Zölle ıc. 

Handelsſyſtem des Reiches, ij. Zölle, 
Zolltarif, Zollverein, Handelsſtaätiſtit ꝛe. 

Handelstag, deutſcher. Statut und Be— 
ſchlüſſe desſelben im Oktober 1868, 68. 
971. — Statut vom Jahre 1874 78,89. — 
Geſchäftsordnung 78, 91. — Wirfjamteit 
bis 1877 78, 93. — (Vgl. die Denkſchriften 
des Handeldtags bei den betr. Materien.) 

Handelsverträge, internationale 79, 
562. 50, 812. 250. Die Handelöverträge 
der europäiihen Staaten (R. Schreiber) 
0,745. — Die vertragsmähigen Handels: 
beziehbungen der europäiihen Staaten 
(I: Kahn) 94, 485. — Handel&verträge 
und Dandelspolitif (Wiejinger) 1901, 701. 
712. 843, 1902, 32. 114. — (3. a. die 
betr. Yänder und Zollverein.) 

Handlungsgehilfen, Lage der 91, 1. 

Handwerk, moderne Arten 77, 787, deſſen 
Regelung, Handwerferfammern, Fachge— 
noſſenſchaften ꝛe. 74, 1195, 93, 801. — 
Sejepentwurf, betr. die Errichtung von 
Dandwerfstammern 96, 524. — Berhält- 
nilie im bayer. Handwert 96, 816. — 
Nahresberiht der Handwerkskammer für 
Oberbayern 1002, 903. 

Hannover. Die hauptjählichiten Staats: 
einfünfte des chem. Königreihs H 69. 
619. Berhältnis zum Zollverein 93, 166, 
171. — ©. a. Freufen. 

Haushaltungen im Reiche 78, 69. 

Haushalts-Etat j. Finanzweſen. 

Haushaltungsbudgets Dehn9,100 
80, 577. 843. 81, 540. 82, 163. Arbeiter⸗ 
budgets, Buchführung ꝛc. 

Du Sindujtrie im Deutichen Reiche Stieda) 

4, 1. 

Hauſierhandel 81, 665. 93, 760. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

Hausſteuer, ſ. Gebäudeiteuer. 

Hawai, Handelsverträge 93, 183. 438. 461. 

Heilgewerbe 78, 607. 

Wſ. Unterſtützungs— 

Heimatweſen wohnſitz. 

Heere, deutſche, Kriegsitärte 1870/71,72,928. 

Heeresformation, ſ. Militärverwaltung. 

Heeresſtatiſtik 93, 767. 

Herz, Snterpellation betr. das Unfehlbar— 
feitsdogma ac. 72, 8. 

Heſſen. Bertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Beiteuerung des Branntweind und 


Alpbabetiiches 


Pierd betreffend, vom 9. April 1868 68, 
725. — Organijation und Berionalien | 
der oberen Behörden 70, 283. — Bei— 
tritt zum deutihen Bund 70, 768, zur 


Aufrecht erhaltene Bejtimmungen des Ber- 
tragd vom 15. November 1870 71, 359. 
Einführung norddeutiher Bundesgeſetze 
daj. 389. — Militärfonvention mit Preußen 
72,57. — Steuerreform 77, 538. — Erb: 
ſchaftsſteuer 86, 745. — Heſſiſches Geſetz 
vom 15. Mai 1885 über die Wahlen zur 
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Invalidenfonds des Reichs 24. Er 
75, 88. 77, 316. 383. 391. 979. a. 
Penſionen. 


Invalidenſtiftung, Deutſche, 71, 1035. 
Bundesverfaſſung 70, 771. 71, 37. — 


Vertretung und Verwaltung der Ge- 
meinden, Kreiſe und Provinzen (Zeller) _ 


87, 89. — Waſſergeſetz vom 30. Juli 1887 
(Zeller) 88, 635. — Verhältnis zum Yoll- 


verein und Reich 98, 164. 194. 416. Bal. | 
a. Bodentredit, Enteignungsrect, Spar: 


fajien, Vollszählung. Zollverein ꝛc. 
Hejiiihes Kurhaus, j. Fideifommip. 
Deuervertrag 74, 65. 
Hirtenbrief, Fuldaer, dom 11. April 
1872 72, 933. 
Holkendorfi-Stiftung M, 558. 


Holzinduitrie 72, 398. HolzEin- und | 


Ausfuhr 76, 228. 

Hopfen (Produktion und VBerbraud) 75, 
1732. 

Hülfstaſſen (MNrbeiter:)793,1529. 74,322. 
Geſetzentwurf des Reichsfanzleramts 75, 
873. — Statiſtik (Preußen) 75, 1722, 77, 
544. 643. — Der forporative Hülfätajien- 


©. a. Benfionen. 
Invalidenverjiderung, die Alters: 
und Invalidenverſicherung der Arbeiter SS, 
21. 673. 89, 411. 90, 799, (W. Zeller.) 
— Die Verfiherungspflicht der Hauskinder 
(9. Rofin) 90, 910. — Umfang der Ver: 
jiherungspflicht (Fuld) 91, 392. — Denk— 
ichrift über Errichtung der Alters-, In— 
daliden= und Reliftenverjorgung für das 
Arbeiterperional der bayer. Staatsbahn— 
verwaltung 8%, 42. — Invaliden- und 
Alterärenten (1891—1901) 1902, 151. — 
Nachweiſung der Geſchäfts und Rechnungs— 
ergebniſſe der auf Grund des Invaliditäts— 
und Altersverſicherungs-Geſetzes errich— 
teten —— —— für 1892 94, 
710; für 1893 95, 954; für 1895 97, 
920; für 1896 98, 889; für 1897 99, ar 
für 1898 1900, 436; für 1900 1902, 3 
— Entwurf eines —— 
geſeßes (Januar 1899) 99, 546. — S. a. 
Yrbeiterfrage, Berjiherungsweien. 


Irrenanſtalten in Preußen 78, 443. — 


wang 82, 602. — Arbeiterhülfstajjen in | 


Sliah: Lothringen 82, 723. 
Hüttenwerke, j. Eiien. 
Hygieine, ſ. Cholera. 
Hypothekenbanken, ſ. Bodenkredit. 


J. 


Japan, Handelsverträge 93, 164, 461. 
Impfgeſet 75, 1175. 1, 455. 
Indigenat, ſ. Freizügigkeit, Nechtöhülfe, 
Reichs- und Staatdangehörigleit 2c. 
Indujftrie Die Lebensbedingungen der 
deutichen Jnduftrie jonjt und jept (Birth) 
77, 777. — Die deutihe Induſtrie und 
die Reichsregierung 77, 1032. — Umfang 
der Großinduſtrie im deutichen Reiche 82, 


Preuß. Minijt.-Anmweijung dv 20. Sept. 1895 
über Aufnahme u. Entlafjung, Einrichtung, 
Leitung und Beauflihtigung 96, 160. 

Ftalien, Stempeljteuern 81, 808. — Yänge 
der Örenzen Italiens 88, 464. — Handels-, 
Bolle u. Schiffahrtövertrag 92, 852. — 
Dandelsverträge 93, 174. 182. 186. 188. 
438. 444. 

Jejuiten, Petitionen im Reichstage —8 
1121. 74, 230. Das Gneiſtſche Referat 72, 
1121. Das Verbot des Ordens Ralı Kun 
Zur Ausführung daj. 1233. 71, 23 


| Jungholz, öſterr. Gemeinde 93, 19%. "417. 


605. — Die Year der Induitrie | 


in Deutſchland (Fuld) 1902, 252. — ©. 
a. Arbeiterfrage, Yaummollinduftrie, Elſaß— 
Lothringen, Fabriken, Gewerbe, Handel, 
Dandelsjtatijtif, Hausinduſtrie, Löhne ꝛc. 
Infanterie, ſ. Militärverwaltuug. 
Inhaberpapiere 72, 138. 73, 342. 
nnungen,gewerblice, ij. $ewerbeordnung. 
nterejienvertretung, wirtichaftliche 83, 
553. — ©. a. Gewerbe-, Handelsfammern, 
Handwerk, Induſtrie, Yandwirtichaft. 
Interpretation, j. Motive. 





Jura singulorum, j. NRejervatredte. 
Juſtizkommiſſion des Reichstags 75, 1202. 
Juſtizgeſeßgebung, Die F. des nord— 
deutichen Bundes (Endemann) 69, 1. — 
Ueberjicht der Tätigkeit der Juſtizgeſetz⸗ 
gebung im nordd. m nde im Jahre 1869, 
(Endemann) 70,5. — Die Gerichtsorgani⸗ 
jation des Reichs 71, 85. — Ueberſicht 
der Reichs— Juftiggeießgebung 271, 212. — 
Berichte über die Entwidelung der Juſtiz— 
gelebgebung und Rechtspflege (Endemann) 
bis Ende 1871, 72, 113; für 1872 73, 
331; für 1873 74, 379; für 1874 75, 
1171; für 1875/76 77, 631; jür 1877 und 
1878 79, 501; für 1879 und 1880 SL, 
394. — Die großen Gejepentwürfe vom 
Nahre 1874 (Endemann) 75, 1201. — 
Die Rechtseinheit (Webrenpfennig) 77, 274. 
— Anſprache deönationalliberalen we 
fomites 77, 444. — Nüchterne Betradh: 
tungen über die 18 Punfte des Kom: 
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promiſſes (N. Völh 77, 450. — Bericht | 
von W. Endemann 77, 647. — Die Auf: 


gaben des Neichsjuitizamts 77, 680. 
S. a. Finanzrecht, Rechtshülfe, Strafrecht, 
Zivilprozeß, Zivilrecht ꝛc. 


ſt. 


Kabinettsordres, juftifizierende (M. 
Joel) SS, 805. 940. — Der gnadenweiie 
Erlaß von Steuern und Stempeln (M. 
Joel) 91, 417. — Das Gnadenredt in 
Finanzſachen (M. Joöl) 92, 283. — Kron— 
rechte und Steuererlairedht in Preußen 
(Eurtins) 93, 670. 

Kadettenanjtalten 74, 218. 264. 

Kaffee. Ueberſicht der Preiſe, des Ber: 
brauchs und des Zolles von Kaffee 1847 
bis 69, 70, 351; für 1847/77 79, 804. 
Terminhandel in Hamburg (Dentichrift 
der Handeläfammer) 89, 942. Bol. a. 
Zölle, Zolltarif ꝛc. 

Kaiier, deuticher, 70, 764. Aniprade an 
das deutiche Bolf 70, 770. Verfaſſungs— 
mähige ‚Rechte und Pflichten 71, 87. 104. 
335; 72, 434; 76, 666: 78, 374. Seine 
Stellung in Eljaf-Lothringen 7 1,847. 920. 

Val. a. Bundesftaat, Reichskanzler, 
Reichstag, Verfafjung, Berordnungäredt ze. 

Kamerun, j. Scugebiete. 

Kanalſchiffahrt, se 
646; 56, 44. 

Kanzelparagraph. 

Kapital (Begriff) bei Noesler 75 
S. a. Wert, Einfommen. 

Kapitalrentenjteuer(Bayern) 74, 1703. 

Kaſſenſcheine, j. Papiergeld, Wedel. 

Kailenwejen. 
taſſen 72, 1481; 93, 155. 188. 410. 
©. a. Abrehnungsweien, Finanzweien. 

Kathederſozialismus 73, 851. 

Katboliihe Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, Je- 
juiten, Orden u. j. mw. 

Kauffäbigleit, j. Einkommen. 

Kauffahrteiichiffe, ſ. Dandelämarine, 
Koniulatweien. 

Kaufmannsjitand, die Sozialreform und 
der, G. Wdler) 91, 1. — Geſetzentwurf, 
betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf— 
bewahrung fremder Wertpapiere 96, 129. 
©. a. Austunftsweien. 


75. 332; 80, 


j. Strafgeſetzbuch. 
‚33. 396. 


Kautionen 73, 440. Gejep vom 2. Juni | 


1869 76, 341. Sonſtige bez. Beſtim— 
mungen daj. 344. 347. 350. 352. 357. 368. 
375. 387. 

Kinderarbeit in Fabriken 73, 1471. 74. 
1545; 80, 969. Franzöfiiches Geſetz 76, 
231. ©. a. Arbeiter, Gewerbeordnung ꝛc. 

Kirche, Verhältnis des Staats zur, ſ. Je— 
juiten, Namszanowski, Schulauffiht Straf- 
gejeß, Unfehlbarfeit ꝛc. 


Reichskaſſe und Landes- 


Kommunismuß 75. 


— 


Alphabetiſches Gejamt-Regiiter. 


Kirchlich-politiſche Geſetzgebung, Preuß 
rer 74, 117. 187. 228. 1151. 1578. 
1576; 1174; 717, 297. Deiter- 
reichiſche Kirchengeiepe 74, 1584. — Zorn’3 
„Krhenjtaotsrechtliche Geſetze“ 77, 349. — 
S. a. Schulauflicht, Zivilehe ꝛc. 

PETRERTENENIEN EIER in ®reußen 
16, 77 

Kirdhenjtaat. Handeld- und Sciffahrtds 
vertrag mit dem K. 68, 675. 

Kirdenverfaijung, evangeliihel Wehren: 
pfennig) 77, 304. 

Klage, öffentlide, im VBerwaltungsredte 
(Zeuthold) 84, 378. 

Klajienjteuer, j. Eintommenitener. 

Klauenjeucde, j. Beterinärpolizei. 

Knappihaitsvereine in Preußen 76, 
989; 82, 610. 

Koalitiondfreiheit 6, 861. 872; 69, 
475. 507. Das Koalitionsrecht der 
Arbeiter. Ein Beitrag zur Gejchichte un— 
jerer — ———— Goldſchmidt) 1901, 
322. 431. 536. — ©. a. Arbeiterfrage, 
Kontraktbruch ꝛc. 

Koblenz, Kommunalſteuern 76, 91. 

Koburg-Gotha. Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 678. 

Kohlen, Jndujtrie, deren Lage 91, 45. 
Vorräte in Europa u. Nordamerifa 93, 
480. — Lage der Kohlenbergarbeiter in 
Dejterreih 1900, 479. — Kohlenhandel 
1900, 566. — Die Unzuläifigfeit eines 
Koblenausfuhrverbot3 (Fuld) 1901, 3. 

Kolonialſtaatsrecht j. Schußgebiete. 

Kommunaliteuern. Im Reg -Be;. 
Koblenz 76, 91. — Theien und Seioin 
tionen vom Berrin für Sozialpolitit 78, 
248. — Statiftif der Gemeindeabgaben in 
Preußen 78, 265. — Die finanzielle Be- 
drängnis der preuß. Kommunalverbände 
82, 608. — Die ran? der preuß. 
Gemeinden N, 320. 56 

53. 1280. 


- Kompetenz des Reiches und die Ermei- 


| 


— derſelben 71, 62; 74, 193. 240. 
310. 412. — S. a. Berfafjung, Juſtiz— 
—— Reſervatrechte, Schulweſen. 
Finanzweſen ꝛc. 

Konfeſſionen, ſtaatsbürgerliche Gleich— 
berechtigung 71, 169. „Einfluß der Kon⸗ 
feilion bei den Wahlen 72, 338. 359. 1018. 
Konf. in Preußen 75, 634. 

Kongojtaat, Meijtbegünjtigungsvertrag 
y3, 462. 

Kongregation, j. Orden 

Konkurs, Konfursordnung 68, 978; 12, 
149; 75, 1220; 51, 405. — Konlurs der 
Atiengeiellicaft (Goldjtein) 1901, 721. — 
Die Ausjonderung amvertrauter Werte 
(Treuhandverhältnijie) (Weinberger) 1902, 
401. — Der Konkurs des Verſicherung s— 


Alphabetiiches 


vereins auf Gegenfeitigfeit (Thaler) 1902, 
805 


Konſulatweſen. Verzeichnis der nordd. 
Konjuln im Jahre 1870 70, 170. — Eins 
beitliches Reichs-Konſulatweſen 71,183. — 
Abänderung des Beiekes vom 8. November 
1867 71, 376. — Allgemeine Dienſtinſtruk— 
tion für die Konjuln des Deutichen Reichs 
(vom 6. Juni 1871) enthaltend alle bez. 
gejeglihen und BVBerwaltungsvorichriften 


Geſamt-Regiſter. 


71, 59. — Etat für das Konſulatweſen 
69, 171; 71. 719. — Berzeichnis der Konz | 


fulate (Januar 1872) 72, 457. Alpha— 
betiihes Ortsregiſter dazu 72, 481. 
Inſtruktion vom 1. Mai 1872, betr. den 
Schu im türfijhen Neiche, China und 
Japan 72, 1263. — Gejeg, betr. die Ge- 
bühren und Koſten bei den Konjulaten 
72, 1268; 74, 281. — Die Klonjularver- 
träge des Deutichen Reichs von J. Reitz, 
72, 1281. Organijation der Bundeskon— 


julate 74, 70. — Ronjulargerichtöbarteit | 


in Egnpten 75, 1176; 77, 656. — Ueber— 
fiht jämtlicher Geſebe ꝛe. 77, 809. 
Konjulatsetat 80, 26. — Konfularverträge 
70, 827; 86, 271. 
10. Juli 1879 über Konjulargerichtsbar- 
feit Ni, 400. — Das deutiche Konſular— 
recht (Ph. Zorn) 82, 409—483. — Das 
Reichsgeſetz über die Konſulargerichtsbar— 


— 


— Das Geſetz vom | 


337 


Krantenpflege, j. Unterftüßungswohniig. 

Kranfenverjiherung der Ürbeiter. 
Sejep-Entwurf vom April 1882 83, 223, 
Reichsgeſetz vom 15. Juni 1883 84, 728, 
— Statutenentwürfe für Orts- und Bes 
trieböfrantentajien. 84, 750. Statijtif über 
den gegenwärtigen Beitand 85, 418. — 
Die Kranten= und Unjallverjiberung der 
Arbeiter nah der Reichsgeſetzgebung 
(Broebit) 88, 317. — Die Arbeiter-Kranken— 
verliherung nad) deutihem Reichsrecht 
(init. Darstellung von R. Lewed) 90, 101. 
— Die Berjiherungspflicht der Hauskinder 
(9. Roſin) 90, 910. ©. a. MVerzte, 
Arbeiterverliherun 

Kredit (Boltöw. Heien und Bedeutun 
Roesler) 75, 371. Kreditanitalten sig: 
Vereine daj. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 50,649. 775; 86, 48. 203. 209. 
©. a. Zahlungsverfahren. 

Kredite, j. Zoll- und — — 

Kreditlager, M, 233. 2 

Kreisordnung, — Geſetz vom 
13. Dez. 1871 nebſt Inſtruktionen und 
erläuternder Ueberſicht 73, 1271—1456. 
©. a. Propinzialordnung. 


Krement, Biihof von Erinland, 72, 1246. 


feit vom 10. Juli 1879 (Kommentar von | 


Goes) 97, 493. — ©. a. Sejandtichaften, 
Handelsmarine ꝛe. 

Konſumtion (Roesler) 75, 283. (Hirth) 
dai. 126 

Koni umvereinei in Elſaß-Lothringen 82, 

9. — 5..a. Genoſſenſchaftsweſen, Wirt- 

ſchaftsgenoſſenſchaften :c. 

Kontingentsherrlidleit 80, 343. 

Kontraftbruc der Arbeiter 73, 1494. 
1514. 1528. 1541. 1547; 74, 323 (Reichs- 
tagsverh.), 410 (Endemann), 427 Guts 
adıten der Leipziger Handeldfammer), 1219. 
1233. 1340 (Gejeßentwurf, Reichstags— 
verh. und Kommijfionsberiht), — Die 
neuere Spezialgejeßgebung gegen den Ber- 
tragsbrud in lan dwirtſchafilichen Arbeits⸗ 
verhältniſſen unter beſonderer Berückſich— 
uaung der für das Herzogtum Braun— 


Kriegsleiſtungen, 74, 


ſchweig erfolgten Regelung (Zimmermann) 


1902, 211. 
Koalitionsrecht. 
Kontrolle des Bundesfinanzweſens 69, 
283; 71, 146. 689; 73, 552; 74, 9. 
Die Kontrolle des Haushaltes des Deut- 
ihen Reichs. Thrän) 1902, 481. 
©. a. Zollbehörden, Rechnungshof x. 
Konzeiiionspflidtige Gewerbe, Bes 
trieb derielben, 82, 620. ©. a. Bewerbe- 
ordnung 2c. 
Korea, Dandelöverträge 93, 186. 438. 462. 


Annalen des Deutfchen Reihe, 1902, 


©. a. Arbeitsvertrag, 


Kriegsentihädigung, die franzöftiche, 
ihre Verwendung und Verteilung 72, 1417; 
73, 417. 889; 74. 171. 217. 286. Dent- 
ichrift vom Februar 1874 74, 749. 
Einfluß der 5 Milliarden auf die beutiche 
Volkswirtſchaft (Naſſe) 75, 606 (Birth) 
924; 77. 192. Die Milliarden und ihre 
Verwendung (Wehrenpfennig) 77, 260. 265. 
— Amtliche Ueberjiht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberficht vom 
März 1879 79, 1034. Nahweifung gi 
Ausgaben bi8 1378 79, 1042. ©. 
Kriegskoſten. 

Kriegskoſten. Denkſchrift über die Aus— 
führung der den Geldbetrag für die Pe 
führung (pro 1870/71) betr. Geſetze 72, 
1371. Zabellariiche Ueberſicht der Kriegs— 
fojten daſ. 1399. — ©. auch Frankreich, 
Schuldenwejen, Kriegsentichädiqung. 

406. 1050; 75; 
1200; 77, 645. ©. a. Kriegsentihädigung. 

Kriegsminifterium, ſ. Kriegsweien. 

Kriegsihap des Neiches 73, 415. 459, 
74, 169; 77, 986. 

Kriegsweien des Reiches, verfaſſungs— 
mäßige Ordnung desſelben 71, 99. 351. 
Ergänzende Beitimmungen der Verträge 
mit den Südjtaaten 71, 369; 72, 57, 1557. 
Die Präſenzſtärke und die Militäraug- 
ausgaben 72, 426. Die deutichen 
Militärgejepe (Ueberficht) 72, 498. — Das 
Pauſchquantum für 1872—74 73, 2 
Die Nachläſſe an den lets 
73, 17. — Etatsſtärke und Formation 
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des Neichöheeres für das Jahr 1873 78, 
21. — Die propijortiihe Neuformation 
der Artillerie 73, 32. — Der Hauptetat 
für 1873 73, 36. — Das Ertraordinarium 
von 1851— 1873 73, 49. — Militäraus: 
> neben dem Rauichaletat 7, 69. 
eldverpjlegung im Frieden 73, 73. — 
Beioldungsverbejierungen für Offiziere 78, 


Alphabetiiches Gejamt-Regüiter. 


Stimmen über die Kriſis in Deutichland 
77, 346. ©. a. Induſtrie, Kriegsent: 
ſchädigung ꝛc. 
Kulturkampf (Wehrenpfennig) 77, 29. 
Kulturpolizei und Rechtsgleichheit Hirth 
73, 795, 823. — ©. auch Volksbildung. 


Kulturzuſtände (Frankenheim) 76, 24. 


76 ; für Beamte 73, 80. — Geldverpflegung 


für je eines Infanterie-, Kavallerie: und 
Artillerie-Regiments 73, 84. — Naturals 
verpflegung im Frieden 73, 87. 
Einnahmen der Militärverwaltung 73, 
90. — Frriedensdislofation des deutjchen 
Heeres mit Angabe der Bataillons-Stand- 
quartiere 2c. 73, 91. 95. — Neichdeigen: 
tum in der Militärverwaltung 73, 429. 
— Entwurf eines Reichsmilitärgeſetzes 
vom Mai 1873 73, 1549. — Verband: 
lungen des Reichstags über den Militärs 
etat in den Jahren 1871—1873 74, 173. 
264. — Die Organijation des preufiichen 
Kriegäminifteriums 74, 487. — Bevöl— 
ferung der Armeeforpsbezirfe 74, 500. — 
Die preußiichen Offizierö-Ehrengerichte dai. 
1803. Entwurf eines Reichsmilitär— 
geießes 73, 1449. — Das Kriegsweſen 
des Deutichen Reihe (M. Seydel) Inhalt 
75 ©. 1393. — GErgebnifie des Militär: 
Eriapgeihäfts 1871/74 75, 1512. 
KRautionsweien 76, 347. — Ueberſicht der 
auf Widerruf anzujtellenden Beamten dai. 
353. — Entwidlung der Geſetzgebung 
1871— 76 (Wehrenpfennig' 77, 268. -- 
Ueberjicht jümtl. Gejege u. Verordnungen 


77, 833. Etat für die Verwaltung des | 


Neichsheeres 1879/1880 80, 47. 104. 161. 
— Schulbildung der Rekruten 80, 238. 
— Das Kriegsweſen in Laband's Reichs— 
ftaatsredt (Meyer) 80, 337. — Die 
Maricirouten für Kriegsverhältniſſe 82, 
668. — Das Militärjeptennat 87, 123. 
Die Ausdehnung der Wehrpfliht 88, 
236. — Ueber die Verpflichtung der aktiven 
Offiziere, zur Unterhaltung der gemeinen 
(Sozietäts-) Schulen ihres ohnſitzes 
Hausväterbeiträge zu leiſten. (Curtius.) 
91, 947. — Die Militärverhältniſſe der 
Studierenden in Preußen 95, 490. — Die 
preuß. KHabinetsordre vom 7. Juni 1853 
über eidliche Verſprechen evangel. Offiziere 
hinſichtlich der religidien Erziehung ihrer 
Kinder 96, 42. — Zur Entwidlung der 
„Etats j. d. Verwaltung des deutichen 
Reichsheeres“ (W. Thrän 1900, 409. 
81. — S. a. Budgetrecht, Penfionen. 
Kriſis, voll&wirtichaftliche, in Deutichland. 
Ein franz. Urteil 76, 95. — Ameritaniiche 
Geſchäftskriſen 76, 235. — Unſere volls— 


wirtſchaftliche Kriſis Hirth) 77, 
(Wehrenpfennig) 7«, 319. Franzöſiſche 


187. 


— Eigene 


Landesverordnungen 


Kunftbandwert, ſ. Handwerk. 


8, 


Laband's „Reichsſtaatsrecht“ (beiproden 
von Meyer) 76, 656; 78, 369; 80, 337; 
82, 771. 

Ladungspverzeihniije 70, 419. — Vgl. 
a. Bollgejeg, Eifenbahnen ꝛc. 


Lager (zollamtliche) 93, 233. 


Land, Stadt und, 74, 17; 76, 239; 78, 73. 
zu Reichögeiegen 
(Seydel) 74, 1143; 76, 11. 
Landeskaſſen, ſ. Kaſſenweſen. 
Landesverweiſung, j. Freizügigkeit, 
Gothaer Bertrag, 


Landſtreicherei in Baden 87, 305. 
Landſturmgeſetz 75, 655. 
Landtage der Bundesitaaten, Beratungen 





| 


über die Bundesverfajiung 71, 29. Al 

Gleichzeitiged Tagen mit dem Reichstage 

74, 202. 251. — 5. a. Budgetredt. 

Sandwehr, j. Wehrpflicht. 

Landwirtſchaft, Produktion der Welt 9, 
943. — Die Yandwirtihaftgfammern in 
Preußen 95, 75. — Unterjuchung der 
wirtichaftlihen Berbältnifie in 24 Ge 
meinden von Bayern 96, 547, — Stand 
der Landwirtihaft in Württemberg %, 
551. — Landwirtichaftlihe Verſchuldung 
in Baden 96, 565. — Neinerträge in der 
Landwirtichaft 96, 569. — Berbältnis 
des Gebäudefapitals zum Grundkapital W, 
315. — Die Landwirtichait im Deutichen 
Reich nad dem Ergebnis der Betriebe 
zäblung vom 14. Juni 1895 99, 317. 
489, — Die Bodenbenugungsarten in 
Preußen 1902, 318. 320. — Bl. a. 
Arbeitgeber, Land-Getreide, Zölle, Un— 
fallverſicherung ꝛc. 

Lauenburg. Stellung 71, 52. 709; 80. 
622. 792; 86. 15. Behörden 70, 256. 

Lebensmittel, j. Nahrungsmittel. 

Lebensverjiherung, j. Verfiherung®: 
wejen. 

Legitimationprüfung, parlamen: 
tariihe oder richterlihe (M. Sendeli 89, 
273, 

Lehranftalten, j. Schulen, Einjäbrig- 
freiwillige. 

Lehrlingsfrage 77, 790; 78, 25; 8, 
715. — ©. a. Gewerbeordnung, Arbeiter: 
frage, Entlafjungszeugniiie. 





Alpbabetiiches Geſamt-Regiſter. 


Liberalismus, Einfluß auf die Geſetz— 
gebung 77, 259, 

Liberia, Zolle und Handelövertrag 93, 
439. 462. 

Lippe: Detmold. Refjortverhältnifie der 
Behörden 70, 693. VBerfafiungszuftände 
74, 320, 

Löhne. 
(Erläuterungen zum Geſetz vom 21. Juni 
1869) 69, 1069 — Taglohnſätze für länd— 
liche Arbeiter in Deutichland 75, 629. — 
Löhne in Württemberg dai. 633. — Löhne 
in Eljaß-Lothringen (Grad) 77, 722. — 
Löhne für weibl Dandarbeiter im land- 
wirtichaftlihen Gewerbe des Deutichen 
Reichs (v. d. Bulk) 77, 863. — Die Ges 


findelöhne im landwirtichaftl. Gewerbe | 


des Deutihen Reichs (v. d. Goltz) dai. 897. 


— Arbeitslöhne in den Fabriken (Ch. Grad) | 


77, 712; 82, 61. — ©. a. Nıbeit, Arbeit- 
geber u. . w. 
Lothringen, ſ. Elſaß. 
Lotterieſtempel, ſ. Stempelſteuer. 
Lumpenzoll, 80, 623. 
Lübeck. 


70, 696. — Verhältnis z. Zollverein 93, 
194. 309. 414. 

Zuremburg. Eiſenbahnen 74, 226. 291. 
— Auslieferungövertrag 77, 6365. — Ueber 


eintunft betr. Armenrecht 81, 402. — Ber: | 


bältnis zum Sollverein 93, 166. 169, 

193. 415. 423. — ©. a. Branntwein. 
Luxus, Begriff (Roesler) 75, 280. 
urusjteuer (Bilinsfi) 76, 719. 


M. 
Maiihraumiteuer 93, 307. 


Malthujiihes Geſetz (Birth) 75, 1281. 
Malzaufiihlag 9, 416. Malziurrogate 
303. 


93, 298. 

Marine Entwidelungsplan vom Jahre 
1867 69, 194. — Haudbhaltsetat der 
Marineverwaltung 69, 194; 71, 693. 721. 
— Bericht ded Bundesfanzlers über den 


Stand der Kriegsmarine im Beginn des 


Jahres 1870 70, 127. — Neflortverhält- 
nijje und Berjonalien der Zentral-Marine- 
verwaltung 70, 188. — Verfajiungsmähige 
Beitimmungen 72, 125. — Die deutiche 
Marine-Afademie 72, 925. Neuer 
Flottengründungsplan 74, 272, — Eins 
jährig- Freiwillige der Matrojendivijion 76, 


85. — Kautionsweſen 76, 349. — lieber: 


fiht der auf Widerruf anzuitellenden Be— 
amten 76, 354. — lleberfiht der Geſetz— 
gebung 77, 833. — Das Reichsmarine— 
amt 95, 243. — Flottengeſetz US. 336, 
693. — Die Entwidlung des Etats für 
die Verwaltung der Kaiſerl. Deutichen 


Die Beihlagnahme der Löhne | 


Anſchluß an den HYollverein 68, | 
1117. — Refiortverhältnifie der Behörden 
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Marine (Thrän) 1901, 12. 103. 198. 284. 
— Bgl. auch Handelsmarine, Finanzrecht, 
Berfajjung ıc. 

Markenſchutz. Beſchluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Neichögeieg (Endes 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobadtenden Förmlich— 
keiten 77, 527. — Das Gejeg über die 
BWarenbezeihnungen (2. Fuld) 95, 413. 
©. a. Muſterſchutz, Dänemark ꝛc. 

| Marftverfehr 78, 603; 82, 677; 86, 78. 
M = offo, Dandelövertrag 93, 189. 439. 





| Nari hrouten, j. Kriegsverhältnifie 82, 
68. 


Maihinenindujitrie 72, 39. 

Maß- und Gewidhtsordnung vom 
17. Aug. 1868 68, 1007. — Reduftions- 
tabellen zur Einführung derielben von 
Herker und Dusfe, Anhang zu Jahrgang 
1870 der „Annalen“. — Die neuen Maße 
und Gewichte 72, 185. Sonferenz von 
Aichungsbeamten 74, 1813. — Ueberſicht 
aller Gejepe und Verordnungen 77, 817. 
— Die Tätigfeit der deutichen Aichämter 
1870/75 77, 1111. Deögl. im Jahr 1883. 
85, 504, — Tätigkeit der Nichämter in 
Bayern 87, 232. — Abänderungen der 
Mad: und Gewichtsordnung (auch neue 
Aichordnung von 1884) 85, 545—619. 
824 





ı Mahwejen (wirtichaftl. Bedeutung) 75,286. 
ı Matritularbeiträge. tat 69, 258. 
ir Berichte des Ausſchuſſes des Bundes 
rxrats für Nechnungswejen von 1868 über 
die Zuläjjigfeit der Erhöhung derjelben 
69, 274. — Statijtif 72,690; ————— 
| für 1871 72, 698. — Berechnung für 1873 
77, 1621. — Die Matrifularbeiträge vom 
finanzrechtlichen Standpunft (Yaband) 73, 
519. — Statiftit für 1868-1875 74, 
1010. — Erſetzung durd Reichseinkommen— 
jteuer (Dirth) 75, 115. — Berechnung für 
1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 83, 563; fiir 1887/88 87, 624; 
für 1888/89 88, 306; für 1889/90 89, 292. 
' Maturitätszeugnijie der Gymnaſien 
| 74, 1671. 
| Medlenburg. Zoll-llebereinfommen mit 
Frankreich 68, 233. Anſchluß an den Zoll- 
verein 68, 1117. Berhältnis zum Zoll 
verein und Reich 93, 194 416. — Organi- 
jation und Berjonal der oberen Behörden 
70,291. — Militärtonvention mit Preußen 
72, 1569. — ©. a. Auswanderung, Volks— 
vertretungen ꝛc. 
Medizinalperjonen im preuß. Staate 
76, 627, ©. a. Merzte. 
 Medizinalpolizei, Ueberficht 77, 804. 
Kurpfujcherei 81,435. Heilgewerbe 82, 681. 
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Meßkonten 93, 244. 

Metallinduitrie 72,392. — 

Merito, Handeldverträge 93, 174.186. 438. 
463. Staaten 90, 239. 

Militäranmwärter 76, 76. 82,556. ©.a. 
Beamte. 


S.a. Eiſen ac. | 


Militärbudget (Sendel) 75, 1502. — | 


S. a. Budgetrecht, Kriegsweſen. 


Militärgeieggebung, j. Kriegsweſen, | 


Penſionen, Invaliden, Berfafiung (XI. 
Abichnitt). 


Militärbobeit und Bundesfeldherrnamt Ä 


nad deutihem Staatsrecht (Karl Gümbel) 

99, 131. — S. a. Kriegsweſen. 
Militärfonventionen (Preußens mit 

deutichen Bundesitaaten) 71, 99. 72, 1667. 


— Zwiſchen Preußen und Braunihweig 
86, 946. — ©. ferner unter den betrefl 


Bundesitaaten. 


Militärpeniionsrecht (Seydel) 75,58. | 
Körperbeichaffenheit 


1507. 
Miltärpflihtige, 

S1, 483. 
Militärjeptennat, j. Kriegsweſen. 


Militärionderrehte (Sendel)75, 1483. 


Militäritrafgeiepbud 73,337; 74, 220. 
lH erde tn 75, 1492. 
Militärverwaltung, j. Kriegsweſen ıc. 
Milzbrand, j. Beterinärpolizei 
Miniiteranklage nad) geltendem deutichen 
Recht und ihre Unrätlichteit in Reichs— 
ſachen F Thudichum) 85, 637. 
Minijterien derBundesjtaaten,i. Behörden, 
fowie unter Preußen, Sachſen u. j. w. 





Miniiterverantwortlichfeit 1, 280. | 


74, 252. — ©. a. Minifterienflage, Reichs— 
fanzler. 

Mittelberg, öjterr. Semeinde, Zollanſchluß 
93, 157, 194. 196. 204. 

Monopol, ſ. Tabak, Zölle :c. 

Motive zu Gejepentwürfen, Bedeutung 
derielben (Endemann) 75, 1205. 

Münzbobeit des Staats 73, 363. 

—— vom 24. Jan. 1857 68, 
129. 


Münzweſen. Beſchlüſſe des deutichen 
Handelstags vom Öftober 1868 68, 974. 
— Währung und Münze, von John 
Prince-Smithb 69, 143. — 
betr. deutſche Münzeinigung vom Aus» 
ichufie des deutihen Handelstags (Bericht: 
eritatter Dr. Spetbeer), 69, 729. — Er: 
mwägungen und ‚ragen zur Münzenquete 
(Promemoria des nordd. Bundesrats) 70, 
451. — Die wirtichaftlihen Geſetze des 
Uebergangs zur Goldwährung (Augspurg) 
71, 157. — Zur Münzreform, Gutachten 
der Handeläfammer zu Köln 1, 825. — 
Geſetz, betr. die Ausprägung von Reiche: 
goldmünzen, vom 4 Dez. 1571 (voll 
itändige Wiedergabe der Reichstagsver— 


Dentichrift, 
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handlungen) 71, 647—887T. — Ber 
längerung der Banfnoteniperre (Rede 
Bambergers) 71, 1333. — Gutachten der 
Kölner Handeläfammer (Juni 1872) dai. 
1351. — Verhandlungen des Reichstags 
über die Münzfrage 1871—73 74, 1%. 
297. 354. — Münzgeſetz vom 9. Juli 1873 
(erläutert von einem Mitglied des Reichs— 
tags) 74, 545. — Dentichriften iiber Aus: 
führung der Münzgeiege 71, 858; 74, 
618; 76, 180; 77, 353; 79, 905, 923; 
80, 508; 82, 134. — Geſetz betr. Ab- 
änderung des Art. 15 des Münzgeſetzes 
76, 203. — Wertrelation der Edelmetalle 
(wirtihaftsgeihichtlihe Stizze von Soet- 
beer) 75, 297. — Müngreform und Wediel: 
furie (E. Naſſe) 75, 595. — Umrechnung 
der Altien in Reichsmarkwährung 75, 197. 
76, 202. — Silberabfluß nad Diftafien. 
daj. 1708. — Sinten des Silberpreiies 76, 
527. — Einheit im Münzweien (Wehren— 
piennig) 77, 277 — Ueberlicht aller ®e- 
jepe 77, 817. — Das deutihe Münzinitem 
in Gefahr? (Soetbeer) NO, 76. — Deutiche 
Dentichrift zur Barijer Münzkonferenz S1, 
474. — Zur Währungsfrage (vd. Dechend?) 
S1, 401. — Anfechtung der deutichen Gold— 
währung 85, 628. — Ausſichten der bi- 
metalliftiihen Beitrebungen für das Ver— 
fehröfeben (Jacoby) 88, 97. — Gold: und 
Silbergewinnung 1891 und 1892 95, 410. 
S. a. Bankweien, Geld, Papiergeld x. 

Muſterſchutzgeſetz, das Ddeutiche, J. 
Landgraf) 76, 743. — Beriht von ®. 
Endemann 77, 640. 


Nachläſſe an den Militärausgaben 69, 
191; 71, 706; 73, 17. 
Nahrungsmittel, Verfälihung 78, 106. 
(Bresgen) Denkſchrift des d. Landwirt⸗ 
ſchaftsrats 77, 1079. Geſetz von 1879 81, 
433. Geſetz nebjt Erläuterungen 2.82, 7SL. 
Namsdzanomwäti, Armeeprobft 72, 1113. 
Nativonalitätsprinzip, das, in der 
Staatenbildung (Gneiſt) 72, 929. 
— INN, Frankfurter, 
Naturaliſation, ſ. Reichsangehörigleit. 
Naturalleiſtungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200. 
Niederlage-Regulativ 69, 99; 9, 
233. Bgl. a. Zollgejeg, Zölle. 
Niederlande, Zoll- und — 
93, 438. 452. Stempelſteuern 81, 
Norddeutſcher Bund, ſ. Reichstag, Ber- 
faſſung ꝛc. 
Nord-Oſtſee-Kanal 74, 273. 
Normal-Eihungstommijjion 0,11. 
Norwegen, HZollverhältniiie 93, 439. 466. 
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Notariat3ordnung 72, 157. 
Notbedarf, Begriff Hirth) 75, 1295. 


O. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 

Oberkirchenrat, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213. 

Oberrechnungskammer, preußiſche 70, 
218. — ©. auch Finanzrecht, Kontrolle, 
Rechnungshof ꝛc. 

Oeffentliches Intereſſe, das (Neu— 
mann) 86, 357. 

Oeffentliches Recht, das Recht der 
Rückforderung im Gebiete des deutſchen 
öffentlichen Rechts (Gläſſing 96, 46. 81. 


279, — ©. i. übrigen Staat, Verwaltungs- 


recht u. a w. 

Dejterreih-lingarn. Frühere Verträge 
68, 235, Dandeld- und Zollvertrag vom 
9. März 1868, 68, 545; 71, 546; 73, 322. 
— Abkommen wegen Uebernahme Muss | 
zuweiiender 76, 85. — Die öfterreihiihe 
Bank (Lucam) 76, 862. — Denkichrift über 
Abſchluß eines neuen Handelävertrags 78, 
422. — Handeldvertrag vom 16, Dezember 
1878 79, 385. 609. — Uebereinfunft wegen 
Urtundenbeglaubigung »1,404.— Handels: 
vertrag von 1881 81,517. — Zur Frage 
der Zolleinigung ziviichen dem Deutichen 
Reiche und Deiterreich-IIngarn 86,508 ; 87, 


81. — Wrbeiterfammern 87, 115. — Eins | 


und Ausfuhr 1883—85 87, 562. 
Dandels- und Yollverträge 92, 796; 93, 
171. 173 182. 186. 188. 438. 440. — 


Der öjterr. Geſetz-Entwurf betr. die direften | 


Perſonalſteuern (Struß) 93, 108. — Poſt— 
iparfajien 97, 168 — Altohol. Getränte 


und Trunkenheitsgeſetzgebung 97, 773. — | 


Arbeitseinftellungen und Ausiperrungen 
1895 98, — Nrbeiterwohnungen 
1902, 239. 

Offiziere, j. Kriegsweſen. 

Oldenburg (Zollverein) 93, 
194. 416. 

Olympia, Ausgrabungen zu, Reichsſub— 
vention hierzu 80, 35. 

Omnibusgejellihaft, Barijer, 76,234. 

Option in Eljah-kothringen 72, 1293; 
13, 971. 

Orden und Kongregationen der fatholiichen 
Kirche in Deutſchland 75, 1381. — ©. a, 
Sejuiten ꝛc. 


168. 171. 


P. 


Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konſolidation des deutſchen Staats— 


Geſamt-Regiſter. 








bapiergeldes (Hirth) 71, 1103. — Rechts- 


gutachten von W. Endemann 73, 361. — 
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Verhandlungen des Reichstags 1873 74, 
300. — Ausgabe von Reichspapiergeld 
(Birth) 73, 715. — Reichskaſſenſcheine, 
Münzreform und Reichsbanf (Bamberger) 
74, 1601. Weſen des Papiergelds 
(Roesler) 75, 374. — Reichskaſſenſchein— 
gejepß (Endemann) 75, 1186. Ent⸗ 
wickelung der t Piandbriefihuld i in Preußen 
85, 9%. — ©. a. Bankweſen, Miünzfrage. 
PBapit. Die deutihe Gejandtichaft beim 
Papft (Kandidatur des Kardinal Hohen— 
lobe) 72, 1105. — Papſt . IX. und 
das Deutiche Reich (der Koloß und das 
Steindhen) 72, 1227. — Kaiſer Wilhelm 
und der Papſt (Briefwecjel) 74, 135. 


— —— Handelsvertrag 9, 174. 189. 
439. 464. 
Bahwejen. Geſetz vom 12, Oftober 1867 


68, 903. — leberjicht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 90H. — Reichs⸗ 
geiepgebung 71, 210. — Muſterpäſſe 86, 
180, 

Patentweſen, Uebereinkunft wegen Er- 
teilung von Erfindungspatenten und 
Privilegien vom 21. September 1842 65, 
139. — Antrag des Bundesfanzlers be— 
treffs die Neform der Patentgejepgebung 
69, 33, Dentichrift von W, Siemens 6%, 
41. — Reichspatentgeſetz 73, 357. Batent- 
tare im Deutichen Reihe 75, 625. — Ent: 
wurf eines Patentgeſetzes 77, 325 
Dentichrift des Patentſchutzvereins 77, 505. 
— Neich8-Ratentgejeß v. 25. Mai 1877 
nebjt Berordn. 77, 914. 921. 924. 1011. 
Erjabrungen mit dem Geſetz 79, 541. — 
Etat des Patentamtes 80,14. — Bericht 
des Ratentamt3 für 1878 80, 479. — 
Ueberfichten über die Entwidlung des 
deutichen Patentweſens 1877 bis 1889 
91, 240. — Die patentrechtlihen Be— 
ftimmungen des deutich = Öfterreichiichen 
Uebereinftommensd vom 6. Dezember 1891 
(Schanze) 94, 245. — Dentichrift über das 
Patentgeje vom 7. April 1891 und das 
Seiep, betr. den Schuß von Gebrauchs— 
mujtern vom 1. Juni 1891 94, 618. 
Denkſchrift über die Geſchäftstätigkeit des 
Patentamts 1893/95 96, 867. — Der Ans 
ipruch des Erfinders auf Batent (R. Piloty) 
97, 409. — Erfindung und Entdedung 
(Schanze) 97, 653. — 

P ar i * Die Nahrungsiorgen des Pariſers 
77, 

Partei, deutſch-freiſinnige 86, 350. — ©. 
a. Wahlen. 

Pauſchſummen-Etat, ſ. Kaſſenweſen, 
Militärverwaltung, Zollverein u. ſ. w. 
Benjionen. Das Weichs- Militär Pen: 
jionsgejeg vom 27. Juni 1871 und Die 
Kaijer » Wilhelms » Invalidenitiftung 7L, 
1001. — Erlaß des Kriegsminiſters vom 
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27. Juni 1871 72, 181. — Finanzredt- 
lihes über Penſionen 73, 441. — Das 
Militärpenjionsreht 75, 53. 1507. 
Biedergewährung der Penfion 76, 83. — 
Das Penſionsrecht der Neihsbeamten 76, 
22, 357. — Penſionsweſen in Bayern 
78, 484. — Geſetz betr. Verſorgung der 
Kriegsinvaliden und der Kriegshinter- 
bliebenen vom 31. Mai 1901 1901, 556. 
— &.a. Beamte, Invalidenfonds u. j. m. 
Perjien, Handelsverträge 74, 100. 830; 
80,816; 56, 255; 983, 174. 182. 438. 464. 
Berionalunion 71, 60. 
Perſonenſtand, Vorſchrifien zur Feſt— 
ſtellung desſelben in den einzelnen Bun— 
desſtaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 
74, 437. 1551. — Taufen und Trauungen 
in Preußen 77, 245. — Bgl. a. Zivilehe. 
Petroleumlager 80, 665; 86, 70. 
Betroleumfteuer, j. Zolltarif. 
PBfandbriefbanten, ij. Bodentredit. 
Piandbriefe, zur Frage des Fauſtpfand— 
recht (Hecht) 80, 304. 
B — debejtand, militär., in Preußen 77, 
247. 


Photographien, Urheberredt 77, 640. 
Polizeiliche Geſetzgebung des Neiches 
71, 209. ©. a. Gewerbeordnung, Veteri- 
närpolizei zc. 
P r er gal, Handelsvertrag 93, 189. 439. 
57. 


Poſtdampfſchiffverbindung, deutiche, 


mit Dftafien und Auſtralien (Vertrag) 
85, 689. 


Sejamt-Kegijter. 





Poſtſparkaſſen 78, 807. — Zur Frage | 


der Einführung derjelben (Dehn) 83, 649. 


Entwurf eines Hejeges vom Januar 1885, | 


85, 1. Begründung desjelben daſ. 25. 
Staatörechtliche Bemerkungen von Seydel 
85,48. — Oeſterr. B. in %. 1895 97, 168. 

Rojtüberihüjie, Anteile der Bundes- 
jtaaten daran 69, 241; 71, 706; 72, 1627. 
— ©.a. Finanzwejen. 

Poſt- und Telegraphenmwejen, ver 
faſſungsmäßige a? desjelben 71, 
198. Gejeßgebung 72, 494. Reichseigen— 
tum 73, 428. PVerwaltungsfompetenz des 
Reiches 73, 492. — Verichmelzung der 
Telegraphie mit der Poſt 75, 1730; 76, 
205. — Amtsblatt 76, 104. — Abgrenzung 
des Geſchäftskreiſes des General-Poſt— 
meiſters 2c.; 76, 205. — Bezirk3: Poft- und 
Telegrapbenbehörden 76, 210. — Kauti— 
onen der Poſt- und Telegrapbenbeamten 
76, 344, 350. 368. — Ueberſicht aller Ge— 
jepe und Verordnungen bis 1877 77, 815. 
— Mevidierte Reichs = Poftordnung von 
1879,83 83, 491. Berichtigung 83, 765. 


— Deutiches Poſt- und Telegraphenwejen | 
jeit 20 Jahren 91, 955. — Das deutiche 


Neihs-Roft- und Telegraphenwejen 1892 


Poftverwaltung. 


94, 239. — Die Entwidlung des Reichs— 
pojt- und Telegraphenwejens 1896—1M1 
1902, 156. — © a. Poſtverwaltung, 
a 

tat derielben 69, 


224; 71, 693. — Statiftif der Poſtverwal— 
tung pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 
70,493. — Neffortverbältnifie der Bundes— 
poftbehörden 70, 161; 71, 236. — Gehalts 
aufbejjerungen und Reorganijation des 
Beamtenwejens 71, 725. — Auszug aus 
dem Reglement für die Annahme und Ans 
ftellung von Zivil: und Militäranwärtern 
71, 733. — Örundjäße für die eberleitung 
der vorhandenen Beamten in die neue 
Organijation 71, 738. — Heritellung eines 
Dienftgebäudes für dad Generalpojtamt 
daj. 741. — Die gemeinjamen Zentral- 
Rojtverwaltungstoften 71, 746. — Dent- 
ichrift, betr. den allgemeinen Poſtkongreß 
71, 751. — Deutſche Reichspoſt und bay— 
eriihe Poftverwaltung 72, 597. — Das 
Reichspoſtgeſetz vom 28. Oltober 1871 73, 
339; 74, 154. Wortlaut desjelben 73, 
1003. Erläuterungen dazu daj. 1237. — 
Neorganijation des kaiſerlichen General- 
pojtamts 73, 591. — Bejtimmungen über 
den Verkehr mit der Reichspoſt 73, 1003. 
— Mojftreglement nebit Ausführungs- 
beitimmungen 73, 1017. — Bejtimmungen 
über den Boittarif 73, 1127. — Zollamt- 
lihe Behandlung im Poſtverkehr 73, 1147. 
— Geldvermittelungsverfehr daf. 1163. — 
Portofreiheitsweien 73, 1217. — Beſchlag— 
nahme von Poitiendungen 73, 1248. — 
Garantieleiitungen 73, 1250. — Bedjel: 
verfehr mit Bayern, Württemberg, Oeſter— 
reich und Quremburg 73, 1255. — Ber: 
jebung von Poſtſekretären 74, 155. — Fit 
ie Poſt im Sinne des Handelsgeſetzbuches 
ald Kaufmann zu betradten? daj. 1530. 
— Internationaler Bojtvertrag vom 9. Oft. 
74, 75, 451. Bericht de3 Bundesrats— 
ausichufies dazu daj. 464. — Erlaß einer 
neuen Poſtordnung 75, 621. 119%. — 
Neue Poittarifbeitimmungen daj. 622. — 
Ueberficht der auf Widerruf anzuitellenden 
Beamten 76, 355. — Berner Rojtlonfererz 
1876 76, 780. — Ergebnijje der Reichs— 
Boftverwaltung während der Jahre 1872 
bis 1875 77, 120. 1069; im Jahre 1876 
78, 36. — Poſtgeſetz vom 20. Dez. 1875 
76, 583. 587: 77, 642, — Aufnahme von 
Wechſelproteſten durch Roftbeamte 78, +2. 
— Bortofreibeit in Zoll: und Reichsdien ſt⸗ 
ſachen 80, 647. — Zollabfertigung von 
Bojtgütern 80, 662. 750; 86, 65. ITS. 
— Reltpojtverein ; Uebereinkunft betr. Bojt= 
pafete 81, 477. — Die deutihen Roit- 
wertzeihen (Sendel) 82, 617. — Briej- 


poſtverkehr der Erde im Jahre 181 (8. 
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ar 53, 393. — Reltpojtverein 86, 
Wohlfahrteinrihtungen der 
deutfejen Poſt⸗ und — — 
tung im Jahre 1890 9 
Prämienverlojungen 72,138; 74,151. 
P Rh des Reichsheeres 72, 426; 
tärverwaltung. 
Pau 93, 171. 


— Wagfall deri. 


— S. a. Kriegsweien, Mili- | 


Sejamt-Negiiter, 





DIOR NE LRNG der Lamey-Preis- | 


itiftung 1902, 7 

Preiſe. Breißbildung (Roeöler) 75, 392. 
Urjachen der Teuerung (Birth) 75, 918. 
Das jouveräne Geſetz der Rreisbildung 
(Birth) 75, 1265. — Das Gejeg des Preijes 
12, 532. — Warendurdichnittspreije in 


Hamburg (1847—1868) 69, 85 und 435; | 


für 1869 70, 399; für 1870 71, 537; für 


1871— 1875 77, 165 ; für mehrjährige Zeit⸗ 


räume von 1847—75 77, 178; für 1876 
und 1877 79, 81. 87; für 1877—1879, 
80, 81. 856; für 1850 82, 127; für 1881 
82, 676; in Bremen (1851—1868) 69, 
79 und 645. — Vreiſe und Löhne in 
Württemberg 75. 631. — Breije für den 
deutichen auswärtigen Handel 1872/73 
75, 689. 69. Durchſchnittspreiſe 
wichtiger Waren im Großhandel 1879/80 
81, 195; 1881 82, 517; 1882 83, 739. 
— Hamburger Rarendurdichnittäpreife 
1847— 1882 83, 753; 1882/53 84, 560; 
1883/84 85, 628: 1884/85 S6, 877; 
1855,86 87, 720. — Lehre von der Preis: 
bildung auf Grund der Aftienkurje (Gärt- 
ner) z, 285. — S. a. Wertberechnung. 
Brejie. Grundlagen eines Reichsgeſetzes 
über die Preſſe, Referat von K. Bieder— 
mann 72, 85; Entwurf des Vereins „Ber: 
liner Preſſe“ 72, 107; 73, 357. — Ber: 
bandlungen im Reichstag 74, 160. 197. 
314. — Reichspreßgeſetz (Endemann) 75, 
1179. — Deffentlihe Aufforderung zum 
Ungehorjam 76, 84. — Das Reichspreß— 
ejeg (Wehrenpfennig) 77, 178. — Die 
Knmunität der Parlament. Berichterſtat— 
tung (Gubrich) 97, 1. — Aufhebung des 
„Niegenden Gerichtsſtands“ 1902, 627. 
P a Refjortverhältnijie, Berfonalien 
der Minijterien und Provinzialbehörden 
70, 191. — Bericht des Vorjtandes der 


national=liberalen Bartei über die Legis- 


laturperiode 1868—70 des preukiichen 
Abgeordnetenhaujes 70, 563. — Aus dem 
Verwaltungsberiht des Miniſters für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 


für 1867-69 70, 650. — Die Eigenart 
des preuß. Staats (R. Gneift) 74, 503. | 


— Steuerlajt 77, 244. — Beamtenbejols 
dungen 77, 520; 78, 439. — Zur Wohl: 
habenheits- und Steuerſtatiſtik preuß. 
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Städte 78, 442. — Erwerb und Verluſt 
der Staatdangehörigkeit 82, 611. — Ber: 
hältnis zum Zollverein 93, 164. 194. 416. 
— Eijenbahnitatiftit WS, 798. — Zwangs— 
verjteigerungen in Preußen 1881—87 8, 
706. — Was fojtet der öffentliche Unters 
* in Preußen? 88, 802. — Gutsbe— 
zirke in Poſen 90, 663. — Steuerreform 
91, 909; 93, 475. 791; 94, 63. 81. 161. 
Steuerreform (Struß) 94, 207. 405. 
Bevölkerung: Altersſtufen 78, 658; innere 
Banderungen 82, 607 ; Art des Zufammen- 
lebens 1885 87, 803; Stammeszugehörig- 
teit 93, 559. — Statijtiiches Bureau 93, 
797. — Ergebnifje der Gewerbe- und Be— 
triebgjteuerveranlagung für 1893/94 in 
Preußen 94, 400. — Die Amortijation 
der preußiſchen Staats- und Eijenbahn: 
ſchuld 98, 311. — Berteilung des ergän- 
zungsiteuerpjlichtigen Bermögens 98,318. 
Sreuhiiches Gejek, betr. den Staats— 
haushalt vom 11. Mai 1898 94, 197, 
— Preußiſches Geſetz betr. Barenhaus- 
jteuer vom 18. Juli 1900 1900, 884. 
Die Tätigkeit der Anfiedelungstommiifion 
in den Provinzen — J——— und Poſen 
von 1886 -1900 1901, 318. — Die Tätig— 
feit der Bauabteilung des preuf. Minis 
jteriums der öffentlichen Arbeiten im legten 
Jahrzehnt 1901, 395. — Siehe aud 
Banfıwejen, Ehrenämter, Einkommen, 
Einkommenſteuer, Fideikomiſſe, Finanz— 
weſen, Gewerbeordnung, Gewerbeſteuer, 
Grundſteuer, Kabinetsordres, Kirchen— 
politiſche Geſetzgebung, Kommunalſteuern, 
Landwirtſchaft, Provinzial- und Kreisord— 
nung, Reichsangehörigkeit, Schulaufſicht, 
Sparkaſſen, Subhaſtationsordnung, Unter— 
ſtüßzungswohnſitz, Verwaltungsreform, 
Voltsſchulen, Volkszählung, Wahlgeſetze, 
Waſſerrecht ꝛc. 
Privatrecht, Scheidung vom öffentlichen 
Recht (Neumann) 86, 357. — ©. Rechts- 
gebiete, Zivilrecht 2c. 


| Broduftion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. 


©. a. Preisbildung, Wert. 
Produktivität (Roesler) 75, 259. 
Bromulgation (Xaband) 78, 372. 
Provinzialbehörden in Preußen 70, 
219. 249. — ©. a. Kreisordnung. 
Provinzialordnung, preußiſche, 75, 
1593; 77, 305 
Prozegordnung, ſ. Zivilprozeß, Straf- 
prozeß. 
Prüfungsweſen, juriſtiſches in Preußen 
91, 412; in Bayern 93, 910, 


D. 
Duartaldertralfte 93, 388. 
Quartierleijtungen im „Frieden 

1037; 75, 1081. 1201. 


7, 
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N, 


Realunion 71, 60. 

Reaktion, die 
pfennig) 77, 319. 

Neblauseinfuhr 81, 434. — Interna— 
tionale Neblausfonvention 82, 625; 83, 
544 


Rechnungsweſen, ſ. Kajienweien. 

Rechnungshof 70, 157; 74, 214. 257. 
— Inſtruktion 75, 1253. — ©. a. Finanz— 
weſen, Kontrolle ꝛe. 

Rechtsanwaltsordnung 79, 508, Ge— 
bührenordnung 79, 1016; 81, 394. 

Rechtsgebiete, privatrechtliche, in Deutſch— 
land 83, 575. 

Rechtsgheichheit. Ueber Kulturpolizei 
und Rechtsgleichheit (Hirth) 73, 795. 839. 
Grundſätze der Rechtsgleichheit Endemann) 
74, 419. 

Rechtshilfe. Bundesindigenat und Rechts— 
bliege Ausſchußbericht des Bundesrats) 

13. — Die Gewährung der Rechts— 
3. im nordd. Bunde 69, 1031; 71,378; 
72, 158. — Rechtshilfe für Neichsange- 
hörige (Seydel) 76, 170. — Ueberficht 
11, 838. 


Reͤhtspflege. Zur Entwicklung der Un- 


abhängigkeit der Rechtſprechung (Siegel) 
98,221. — S. a. Juſtizgeſetzgebung u. ſ. w. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur 
Volkswirtſchaftslehre 72, 509; 73, 858; 
74, 8. Aufgaben derjelben im Neiche 76, 
6. — Marquardien’s Handbuch des öffent- 
lihen Rechts und die moderne Staats— 
lehre (E. Mayer) 87, 550. 

Reederei, ij. Dandelömarine, Konſulat— 


weien ꝛc. 

Regentſchaft, Megentihaft und Ber | 
tretung des Staatsoberhauptes (M. Zeu-⸗ 
nert) 3900, 287. — Heiliihes Geſetz 
1902, 478. 

Regierung, Ffonititutionelle und parla= 


mentariihe (Seydel) 87, 287. 

Neich, deutiches, Organismus desjelben 
(2. v. Stein) 76, Soziale und öfo- 
nomiihe Bewegung in franzdjiicher Be- 
leuchtung (Wiejinger) 93, 641. — ©.a. 
Neichstag, Verfaſſung. Zollverein u. ſ. w. 

Neihsangebörigfeit. Zum Reichs= und 
Staatsangehörigfeitägejeh Landgraff) 70, 
625. — Neid: und Staatsangehörigfeit 


5. — 


(Rönne) 71, 151. — Abänderung des Ge- | 


jeges 71, 381. Wortlaut des Geſetzes dai. 
653. — Das Redt der Staatsangehörig- 
feit im internationalen Berfehr (v. 
75, 798. 1113. 
und Staatsangehörigfeit (Seydel) 76,135; 
S1, 67; 83, 577. 
fationsurfunden (Landgraff) 76, 729. — 
Das deutihe Maturalilationdverfahren 


wirtichaftlibe (Wehren- | 


Reichsarchiv. 





artig) | 
— Die deutiche Neichd= | 


— often der Naturali- 


Alphabetiſches Geſamt-Regiſter. 


(Seydel) 76, 733. — Der Fall Bauffre— 
mont (Yandgraff) 76, 1022. — Ueber den 
deutich-amerifan. Vertrag vom 22. Februar 
1868 (Wejendond) 77, 204. Zur Frage 
der Entlaſſung von Reierviften ıc. aus 
dem Neichsverbande Si, 67. — Statifti- 
ſches 81, 482; 82, 611. — Erwerb und 
Verluft der Reichs: und —— — 
keit in Preußen 1873 75, 1383; 1885 8 
744; desgl. 1886 87, 724; deagl. 1887 
89,379. — Die deutiche Reichgangebörig: 
feit von: nationalen und internationalen 
Ztandpunft (Bodo Lehmann) 99, 776. — 
©. a. Staatdangehörigfeit. 
Wiederberitellung eines 
R's und Neformen im Ardivmweien (Frhr. 
v. Hagte) 68, 451. 


Reihdarmenredt, j. Unteritügungs 


wohnſitz. 
Reichsbank, ſ. Bankweſen. 
Reichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 


Reichskanzler ꝛc. 

für Zölle und 
Steuern MM, 

Reichsbürge — 74, 20. 
Reichsangehörigkeit ꝛc. 

Reichseigentum 72, 1447; 73, 412. 
422; 74, 255. 408. 


— Bol. a. 


Neihseinfommenjteuer, j. Einkom— 
menjteuer. 
Neihseiienbahnamt, j. Eifenbahnen. 


Reihsgeiepblatt, 71, 48 

Reichsgeſetze, ſ. Gejeßgebung. 

Reichsgericht, j. Gerichtsorganiſation. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei 
2. v. Rönne 71. 45. 62. — S. a. Ver— 
faſſung. 

Reichshaushalt, Reichshaushalts— 
etat, j. Finanzweſen, Kontrolle, Matris 
hularbeiträge. 

Reichsheer, j. — Militärver- 
waltung ꝛc. 

Reihsjuftizamt 75, 1216; 77,335 Die 
Aufgaben desielben re des Präf. Fried⸗ 
berg) 77, 680. 

Reihstfammergericht (9. v. Reigen: 
jtein) 94, 42. 

Neihstanzlei, Etat derjelben 80, 3. 

Reihsfanzler. Berfafiungsmähige Stel: 
lung und Verantwortlichkeit 71,275. Sub: 
ftitutionsbefugni® des Reichstanglers (MR. 
Soel) 78, 402. — Rede des Fürften Bis 
mard 78, 503. — Gtellvertretungägeich 
vom 17. März 1878 78 (M. Joel) 78, 761. 
Das neue der“ Inge des Fürſten 
Bismard 79, 219. — Reden des Fürſten 
Bismard: über die Reviſion der Reichs— 
verjafiung 70, 324. 326; über die Kriegs— 
fojten-Anleihe dal. 686 ; über den Frieden 
mit Frankreich das. 876; iiber den Anſchluß 
von Elſaß-Lothringen daf. 851. 928. MS; 





Alphabetiſches 


über die Konvention mit Frankreich 72, 
176. — FFinanzreformpläne des Fürften 
Ziömard 80, 626; 81,338. — Stellung 
des Reichskanzlers nach deutichem Staats— 


rechte (BP. Henjel) 82, 1—60. -- Materia: 


lien zum Reichöfanzlerrecht :c. 86, 321. — 
©. a. auswärtige Berhältnijie, Bundesrat, 
Elfah-Lothringen, Naiſer, Minifteranflas 
gen, Reichstag, VBerfajjung, Verordnungs— 
recht ꝛc. 
Neihslanzleramt. Etat 69, 165; 71, 
707. — Reſſortverhältniſſe 70, 156; 71, 
285. — Organifation und Etat 77, 335. 
838; 80, 4. 
Reichskaſſe, ſ. Kaſſenweſen. 
Reichskaſſenſcheine, ſ. Papiergeld. 
—— —— für Zölle und Steuern 


v⸗ 


Reichs klin rgeieg, Entwurf desielben 


Reihsmilitärgericht 98, 151. 721. 
Reichsoberhandelsgericht 73, 351 
©. a. Gerichtähof. 
Reichspoſtdampferlinjen 98, 855. 
Reichstag. (©. a. Verfaſſung) Der kon— 
ftituierende nordd. Neichstag 71,28. Recht— 


liche Natur des Reichstags 71, 243. — 


Mitglieder im Jahre 1868 68, 433. Ge— 
ihäft3ordnung vom 6. Juni 1868 68, 913. 
— Gejhäftsordnung des deutichen Reichs— 
tags 71, 267. — Thronreden 68, 1061. 
1066. 1068; 69, 1095; 70, 1. 617. 117; 
93, 171. — Etat des Reichstages 69, 170. 
— Bericht des Borjtandes der national- 
liberalen Partei (Lasker) über die Legis— 
laturperiode 1867/70 70, 563. — lleber: 
fiht der Gejeggebung des nordd. Bundes 
und des Zollvereins 1867 70, 721. 
Die Gründung des neuen Reiches 70, 735. 
— Nidtgemeinichaftlichteit bei den Be: 
ratungen der einzelnen Gegenitände 70, 
735. Eröfinung (Thronrede und Adreſſe) 
und Schluß des erſten deutſchen Reichs— 
tags 71, 313. 1041. — Thronreden von 
1871 und 1872 72, 51 1629. — Die Mit— 
ee des deutichen Reichstags (biograph. 
totizen) 72, 191; Fraftion&verzeichnis 
daſ. 282, — Statiftit der Wahlen zum 
erjten deutichen Reichstag (F. Knorr) 72, 
287, — Thronrede von 1873 73, 1641. — 
Rücdblide auf die I. Legislaturperiode des 
deutichen Reichſstags (1871/73) 74, 130. — 
Borläufiger Bericht über die 1. Seifion 
IV. Legislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede daſ. 1129. — Verhaftung 


Geſamt-Regiſter. 





von Reichstagsmitgliedern während der | 


Sikungsperiode 76, 82. — Bericht über 
die Gejepgebung 1B71— 16 (ehren: 
pfenn 9 77, 257. Geihäftsordnung 
nebjt ibfiothefordnung 77,490. — Ueber: 


licht der Gejepe und Verordnungen über | 
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den Neichdtag 77, 843. Ergebnis der 
Neichdtagswahlen 1878 79, 574. — Etat 
des Neihätags 80, 18. — Die Wablen 
zum Reichstag 1871 bis 1878 80, 333. — 
Der deutiche Reichstag (redhtswifienjchaft« 
lihe Darftellung, Seydel) 80, 352. 
Stellung des Reichskanzlers zum Reiche— 
tag 82, 15. — Statijtif der Reichstags— 
wablen 1881 82, 542. Straffreiheit 
wahrheitsgetreuer Reichstagsberichte Fuld) 
87, 251. — — Aa) Di der 
Reichstagsmitglieder Fuld) 
Reichstagswahl und Mielacceconung 
Jonge) 88, 669. — Beiträge zur Wahl— 
prüfungsitatiftit (Prengel) 92. 1. — Zur 
Wahlſtatiſtit (Siegfried) 98, 483. — Ge— 
heime Neichstagsfigung vom 17. März 1900 
betr. Lex Heinze(Müller-Meiningen) 1900, 
567. Beſchlußfähigkeit, Yegislatur: 
periode, Redefreiheit, Geichäftsordnung, 
(Müller-Meiningen) 1902, 713. — Kün— 
digung der Handelsverträge ohne Zu— 
jtimmung des Reichstags dal. 733. 
Reihdtagsgebäude 44, 289. 
Reihsverordnungsredt, j. Verord—⸗ 
nungsrect. 
NReihsverwaltung, Charakter derjelben, 
6,9. 
Neihsverfaiiung, ſ. Berfaflung. 
Reihsverjiherungsamt, Geſchäfts⸗ 
berichte 91, 521; 92, 421; 93. 618; 94, 
504; 95, 92; 96, 765; 97, 459; 99, 89, 
907; 1900, 819. — Die rechtiprechende 
Tätigfeit des Meichöverfiherungsamtes 
(Fuld) 94, 536. 


Religionsbekenntnis in Preußen 75, 


Religinnsunterrict, preuf. Recht 93, 

Nententonvertierung (Zahn) 96, 222. 

Reſervatrechte in der Neichsverfallung 
72, 423. — Nuthentijche Erflärungen jüdd. 
Minifter 72, 1585. — Begriff der Sonder- 
rechte nach deutichem Reichsrecht (Yaband) 
74, 1487. — Die Sonderrechte der deut- 
ihen Straten und die Reichsverfaſſung 
(Xoening) 75, 337. S. a. Bayern, 
Bundesitaat, Berfafiung, Verordnungs— 
recht ꝛc. 

Neitverwaltung 73, 545. 

Retablifiementstoiten 72, 1371. 1392. 
1466; 73, 261. 

na nsonkatien 83, 41. 

Reuß (Fürftentümer). Reſſortverhältniſſe 
der Behörden 70 691. — Verhältnis zum 
Zollverein und Reich 98, 166. 194. 416. 

Rheinbund, Geſchichte 71, 2. 

Rheinſchiffahrt 9, 825, 9%, 226. 

Ri yr derpeit, Geſetzgebung darüber 71,210; 

‚635. — Dentichrift über deren vor⸗ 
Seen 1872 bis 1877, 8, 512. 629. — 
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Belanntmahung, Bebührnijie und Koften- 
erſtattung betr. «9, 602. S.a. Veterinär- 
polizei. 

Nobben, Sconzeit 77, 636. 

Rom, Casa Zuceari 80, 41. 

R op, j. VBeterinärpolizei. 

Rübenzuder, j. ZJuder. 

Rumänien, Zoll- und Handelsverträge 
93, 186. 189. 438. 458; 94, 747. 

Nufland. Ueber einen Handelövertrag 
mit Rußland 69, 1081. — Binterlajien- 


ihaftsregulierung 75, 1175. — Erbrechts- 


verhältnifie Reichsangehöriger nad) der 
Konvention von 1874 (Frommelt) 78, 355. 
— Bollverhältnijjie 93, 466. — Vertrag 
mit Rußland 94, 853. 


©. 


Sachſen (Königreih). Behördenorgani- 


fation und Berionalien 70, 258. — Mili- 
tärvertrag mit Preußen 71, 106. — Steuer: | 


reform (J. Genjel) 74, 1373; 75, 1519; 
6, 95. — Dotation der Bezirfsverbände 
75, 1391. — Eintommenijteuer 94, 402. — 


Die Neform der jähjtihen Steuern (Stub= 
mann) 1902, 793. — S.a. Aerzte (Schanze). | 
Salvador, Handelövertrag 93 189.439, 


461. 

Salz. Uebereintunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 68, 
119. — Bundesgeieg vom 12. Oktober 
1867 68, 141 — Die Denaturierung des 
Salzes 68, 1097. — Statiftit 71, 575; 
74, 916; 75, 902; 76, 93. 802; 97, 248. 
— Beitimmungen über die Salzjteuer 
(v. Aufjeh) 93, 175. 287. 382. 392. 

Samoa, Zoll und Handelöverträge 93, 
186. 464. 

Sanftion der Geſetze (Yaband) 78, 351. 

Schanfgewerbe, Begriff nah der Ge— 
werbeordnung (Seydel) 85, Hl; 88, 955. 

Schaßanmweijungen 73, 444. — ©. a. 
Anleiben, Schuldenwejen ꝛc. 

Schaujtellungen 76, 79. 

Schiedsgerichte. Das jchiedsrichterliche 
Verfahren nadı dem Entwurf der Zivil— 
prozeßordnung 75, 153. — S. 
verjicherung 2. 


S;hiffer, j. Dandeldmarine, Konjulat: 


weſen ꝛc. 
Schiffahrtsabgaben, Aufhebungen in 
Preußen 68, 238. ©. a. Flößerei. 
Schiffahrtsſtatiſtit. Organiſation der— 
ſelben 70, 70. Beſtand der deutſchen See— 
ichiffe Anf. 1883 84, 62. Dampfkeſſel und 


Dampfmaihinen der Schiffe in Preußen | 


1879 und 1859 90, 99. Die Steigerung 
der deutichen Seeinterejien von 1396— 1898. 
1900, 655. 





a. Arbeiter- | 


Geſamt-Regiſter. 


Schiffahrtsverträge M, 435. 
Schiffsbau. Beſtimmungen über die Ge— 
währung einer Zollvergütung für die ver— 
wendeten Materialien 71, 1530; 73, 186. 
Schiffsmeldungen N, 437, 
Schiffsunfälle an der deutihen Küſte 
1867— 73; 76, 218. — Gejellihaft zur 
Rettung Schiffbrühiger 78. 111. Ber: 
hütung des Zujammenjtoßens auf Se 


Scleswig-Holftein. Anlaß zum Kon: 
flitt zwiihen Preußen und Dejterreich 71, 
17. — Offiziere der ehemaligen Schles— 
wig-Holſteiniſchen Armee 73, 441. 

Schleuſengelder 93, 207. 

Schlußnotenjtempel, ſ. Stempeljteuer. 

Schöffengerichte, Zuftändigfeit nach dem 
74er Entwurf, 75, 239. 

Schulaufjihtsgejeg, preußiihes 72, 
1029; 74, 24. 

Schulbildung, in Preußen 75, 6%. 
Schulbildung der 1875—79 im deutichen 
Heer eingeftellten Refruten 80, 238. — 
Ein Blid auf den Stand des Unterrichts 
im Deutſchen Neiche 1900, 653. 

Schule, j. Fortbildungsihule, Gymnaſien, 
VBollsichule ꝛc. 

Schulgejeggebung 73, 824; 74, 3. 

Schuldenmwejen ded Reiches HU, 287; 
71, 147. Schulden der Bundesitaaten 69, 
309. Preußiſche Staatsihulden 69, 607. 
— Bundesſchulden-Kommiſſion 70, 160. 
— Die eriten drei Berichte der Bundes: 
ihulden-ftommiifton für 1868, 1869 und 
1870 71, 665. — Kriegskoſtenanleihe vom 
Jahre 1871 71,680. — Bericht der Reich 
ihulden-Kommijjion für 1871 72, 1359, 
für 1875/76 und 1876/77 77, 380. 973. 
— Die Reihsihulden Laband) 7%, 435. 
460. — Entwidelung der Biandbriefichuld 
in Preußen 88%, 96. — Die Anleiben 
bayeriiher Städte und Märkte 1002, 864. 

Schuldhaft, Bejep über deren Aufhebung 
vom 29. Mai 1868 68, 806; 72, 135. 
Frage der Wiedereinführung S1, 402. 

Schulzwang, Theorie desjelben 74, 14. 

Schuggebiete, deutihe. Dentſchrift von 
1886 86, 483. — Geſetz, betr. die Rechts— 
verhältnifie der deutihen Scupgebiete, 
vom 17. Mpril 1886 (Joël) N7, 111. — 
Deutſches Kolonialſtaatsrecht (v. Stengel) 
87, 309, 805. Berichtigung SS, 244. — 
Reichsgeſetz vom 15. März 1888 85, 343. 
— Die Deutihen Schupgebiete, ihre recht 
lihe Stellung, Berfafjung und Verwaltung 
(v. Stengel) 89, 1; 95, 493— 152. — Anz 
leihen für die Schußgebiete (Joel 91. 
986. — Geihäftsordnung des Kolonials 
rats 92, 751. — Sammlung der Geſetze :c. 
93, 800. 

Schutzzohl, j. Zolltarif. 


Alphabetiſches Gejamt-Kegiiter. 


Schutz-, und Trupbündniije, Preußens 
mit den Südftaaten 71, 33. 


Schwarzburg-Sondershauſen. | 


Rejiortverhältnifie der Behörden 70, 687. 
S Fi weden, Zoll- und Handelävertrag 73, 
39 


Schwei Zoll- und Handelsverträge 92, | 


881; 93, 183. 186. 188. 438. 448 
Die Bundesverfafjung der Eidgenojjen- 
ichaft (Gareis) 75, 489. — Bundesjteuern 
daj. 785. — Das Bundesgericht (Lands 
139 76, 106. — Refrutenprüfungen 96, 
2. — Bol. a. Handelsjtatiftil, Volks— 
zählung. 
——— (1874er Entwurf) 75, 
239. 


Seebehörden, Seeunfälle (Perels) 76, 
1001. — Verzeichnis der deutſchen See— 
häfen 1900, 654. 

Seeleute, ſ. Marine, 
Konſulatweſen ıc. 


Seemannsordnung 73, 343; 74, 63. 


224. 380. 

Seeredt, j. Strandungsordnung 2c. 

Seeverkehr, j. Haienregulative, Schiff: 
fahrt ꝛc. 

Seide, rohe, Erzeugung jeit 1887 993, 942. 

Grefeld, Seideninduſtrie 1896 97, 
651. — Die Seidenindujtrie der Welt 
1902, 75. 

GSelbjtmorde, ſ. Unfälle. 

Selbjtverwaltung, Begriff 73, 1444; 
74, 28; 83,283; 305. — ©. in Preußen 
(Wehrenpfennig) 77, 305. — Heifiiches 
Sejeg vom 15. Mai 1885 87, 89. 

Serbien, Zoll und Handelöverträge 9, 
186. 438. 458; 94, 747. 

Servis, ij. Militärverwaltung. 


Handeldmarine, | 





Seudengejeggebung, j. Medizinal- | 


und Beterinärpolizei. 
Seydel Mar v., FT, Nachruf (Dyroff) 1901, 
321. 


Siam, Handelöverträge 93, 174. 465 
Silberwährung, j. Münzfrage, 
Sonderredte, Pa 

rechte ıc. 

Sonntagsdarbeit 73, 1471; 91, 236. 258. 

Sonntagsrube, Störung derjelben, 76,76. 

Souveränität und Gelbitverwaltung 
(Rofin) 83, 265. 

Soziale Frage 73, 79. 1471. 1536; 
74,9. 33. 322. — ©. Boltswirtichafts- 
lehre, Arbeiterfrage, Freihändler, Volks— 
bildung ꝛc. 

Sozialdemofratie 73, 812; 74, 33; 
75, 23. 1715. 1716; 76, 226; 77, 885. — 
Geſetz zur Abwehr 
Ausichreitungen: Entwurf vom Mai 1878 
78, 757; Preußiſcher Entwurf vom Auguſt 
1875 78, 921; Vorlagen an den Reichs— 
tag 78, 989; Bericht der Reichstags— 


riegsweſen, Reſervat— | 


jozialdemofratiicher | 
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fommijjion 79, 27; aus den Verhand— 
lungen im Reichsſstage 79, 161. 225; 
Kommentar K. Gareis) 79, 285; Nadı- 
tragägeich von 1380 80,600; Charafterijtif 
ded Gejeped (Endemann) 79, 543; 81, 
437. — lleberjicht der verbotenen Bereine 
und Schriften SU, 295. 324. — Sozialdemt. 
Barteiprogramm 91, 561; 93, 477. 

Sozialgejeggebung j. Arbeiterfrage, Ar— 
beiterverjiherung, Bayern, Gewerbeord— 
nung, Berfiherungswejen ꝛc. 

Spanien. Zoll: und Handelöverträge 68. 
669; 93, 186. 185. 438. 456. 

Spartajien in Preußen 76, 89; 77, 248. 
541. 1115; 80,157; 94, 398; in Württeme 
berg 76, 1057. — Einführung der Poſt— 
iparfafien in Deutichland 78, 807. — 
Sparfafienweien und Volksbanken in Elſaß— 
Lothringen (Ch. Grad) 63, 426. — Die 
preußiihen Sparkaſſen im Rechnungsjahre 
1885 bezw. 1835/86, 77, 303; 1894 bezw. 
1894/95 096, 247; im Jahre 1899, 1901, 
555. — Sculiparkajien in Braunſchweig 
(Zimmermann) 96, 235. — Sparlajien 
in der Schweiz 97, 246. — Der Heſſiſche 
Geſetzentwurf über die öffentlichen Spar- 
fajien (Seidel) 1901, 161; der Sejepes- 
tert jetbit: 1902, 786. — ©. a. Poſtſpar— 
fallen. 

Spielbanten, Geſetz vom 1. Juli 1868 
nebjt Erläuterungen 68, 819. 

— 93, 183. 185. 346. 
09. 


Spiritusbeſteuerung, ſ. Branntwein. 

Staat, Begriff (Hirth) 74,5. — Das Na— 
tionalitäsprinzip in der Staatenbildung 
(Gneiſt) 72, 929. — Der Werdegang des 
Staatögedantens bei den Weltgermanen 
(Dahn) 9, 501. — Idealſtaaten der 
Renaifjance (Dr. Gg. Adler) 99, 409. — 
Regentihaft und Vertretung des Staat?» 
oberhauptes (M. Zeunert) 1900, 287. — 
Die wiſſenſchaftliche Bedeutung der allge- 
meinen Staatslehre und Jellineks Recht 
des modernen Staates (F. Tezner) 1902, 
638. — Staat u. Kirche, ſ. Jeſuiten, Namsza— 
nowsti, Schulaufjicht, Unfeblbarkeit ꝛe. — 
©. a. Bundesitaat, Regentſchaft, Selbſt— 
verwaltung, Souveränität 

Staatdangehörigfeit, das Recht der- 
jelben im internationalen Verkehr (Martitz) 
75, 763. 1113. Ueberſicht der Geſetze ac. 
77, 803. — Der Erwerb von Staatd- und 
Semeindeangehörigfeit nad römiichem und 
deutihem Staatöreht (Nebm) 92, 137. 
S a. Neihsangehörigkeit, Volkszählung. 

Staatöbürgerredt, j. Reichdangehörig- 
feit. 

Staats dienſt, rechtliche Natur desjelben 
nach deutihem Staatäreht (GRehm) 84, 
565. 645; 85, 65. — Staatöbeamte in 
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Preußen 77, 250. — Bejoldung in Bayern 
42,93; 98, 889. 

Staatspapiergeld, j. Bankweſen, Münz— 
frage, Papiergeld. 

Staatsredht, allgemeines (Seydel) 98, 


21.481.641. 746; 99, 249; 1900, 177.351. | 


Staatsihuldentommisiion,i.Schulden- 
weien. 
Staatdvertrag (Zorn) 89, 374. 


' Steuerpolitif, 


Stadt und Land 74, 17; 76, 239; 78,73. 


Städte Die Urganifation der jtädtifchen 
Verwaltung in Preußen (P. Schön) 91, 
407. 

Stände, j. Wahlgeſetze, Volfsvertretungen. 

Stabl, j. Eijen. 

Standarte, failerlidie, 76, 351. 

Standeöbeamte | j. Berionenftand. 

Standeäregiiter 4 Zivilehe. 

Stationdfontrolleure M, 420. 

Statijtif. Beriht an den Zollbundesrat 
über die Reform der EStatijtif des Zoll: 
vereind vom 28. Mai 1869 69, 6411. — 


Kommiſſion zur weiteren Ausbildung der | 
Statijtit des Zollvereind und ihre Ar: 


beiten 70, 21. — Ueber Sründung und 
Einrichtung einer Reichsbehörde für deutiche 
Statiitif 72, 69. 1547. — Urganijation 


der Etatiftit der Zoll- und Steuerver- 
waltung und de& Warenverkehrs (v. Auf— 


ieh) 98, 367. — Organiſation der Statiftit 


in Italien und den Wied erlanden 79, 807, 
— Statiftiiche Gebühr 93, 375. — Die 
Waldungen in Baden 91, 907. — Statiſt. 
Jahrbuch 1899 1900, 75. 815. — Produk 
tionsitatiftit 1900, 737. — Statijtiiches 
Jahrbuch 1902 1902, 906. — Bergl. aud) 
Arbeiteritatiiti, Berufszäblung, Bevöl— 
ferung, Eifenfbahnen, Finanzweſen, Ge: 
werbe, Dandelsitatijtif, Münzfrage, Spar 
falien, Telegraphen- u. Pojtverwaltung, 


Verbrauchsſteuern, Vichzäblung, Volks— 


zählung, Wahlen u. j. w. 

Statiſtiſches Amt des Reiches 72, 69. 
1547; 93. 420. — ©. Statiftif. 

Statiftijhed Bureau in Berlin, Biblio- 
thet 75, 938, Seminar 80, 831. Zeit: 
ichrift 98, 797. 

Stein, &.v., die Zukunft der Staatd- und 
Nechtöwilienichaft in Deutichland, beipr. 
von 8.» Stengel, 76, 251. 

Steinfoblenförderung in Preußen 69, 
639; 75, 637; 77, 1055. Bol. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminiiters :c.) 

- — Steinkohlenbergbau 1881/90 

92, 498. 


Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222. 


Stempeljteuer, Uebertragung a. d. Neid 


77, 1036. Ueberſicht der Stempeliteuer in | 


den deutichen Bundesjtaaten 79, 955. 
Reichsgeſetz und Verordnungen 81, 768. 


53, 198. — lieberfiht ausländiicher Bes | 
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ftimmungen 81, 799. — Abänderung des 
Geſetzes 85, 755 — Geſetz betr. Erhebung 
d. N. 85, 761; 93, 185. 349. 409. 
Sterbregiiter, j. Zivilehe. Statiftit 76, 
220; 79, 109. 
Steuern, j. unter den einzelnen Steuern 
und Staaten, Finanzweſen, Verbrauchs— 


jteuern x. 
Grundſätze (Schäffle), 
beipr. v. Geffden, 82, 681. 

Steuerreform im Neide, Denkſchrift des 
Reichskanzlers vom 17. März 1881 81, 

Strafgefegbud. Aus dem Entwurf 69, 
657. — Zur Kritik des Geſetzes 70, 580. 
— Einführung in Bayern 71, 379. — 
Kanzelparagraph ($ 130a). Mißbrauch des 
geiftlihen Amtes 71, 983; 74, 187. — 
Die a sr vom 26. Febr. 1876 
76, 388. — Vgl. auch Nuftizgeiegaebung. 

Straflolonien und Fürforge für ent: 
lafiene Sträflinge (Flärl) 83, 1. 73. 

Strafprozehordnung, Vorbereitung 
dazu 72, 148; 73, 348; 74, 421. 1533. 
— Einleitung zum 74er Entwurf 75, 31. 
— Bemerkungen zum Entwurf von 
W. Endemann 76, 1218. — Perlauf der 
Verhandlungen 77, 646. — Strafverfahren 
in Bolliahen 80, 679. 685. 696. 712. 730. 
— Strafregiſter und wechielieitige Mit: 
teilung der Urteile im Deutſchen Reiche 
= 635. — Abänderung des $ 7 1902, 

27, 

Strafredt, Entwidlung 72, 121; 73, 
337; 75, 1172; 77, 632; 79, 519. — 
Ueberficht der bis 1877 erlafienen Reichs— 
Bejepe und »VBerordnungen 77, 825. 

Strafregijter (Machmeifung der zur Füb— 
an derielben beitimmten Behörden) S3, 
199. 

Sırandungdordnung 75, 1177; 8b, 
660; 86, 63. 

Straßburg, Gründung der Univerjität 
72, 959. 

Straßenmuiit 76, 80. 

Strikes 74, 33. — Arbeitseinitellungen 
im Gewerbebetrieb in Dejterreih 184 
096, 538. — Die deutiche Streifftatiitif 
(Ei. Heih) 1900, 271. — S. a. Arbeiter 
frage. 

Stromidiffahrt. Beſchlüſſe des Handel 
taqs vom Oftober 1868 68, 975. — Elb— 
zoll 69, 430; Ablöjung (Etat der Ent: 
ihädigungen 71, 709. — Güterverfebr 
auf den Waſſerſtraßen Elſaß-Lothringens 
1880 bi3 97 1900, 77. 

Subhbaftationsordnung, preußiide vom 
15. März 1869 69, 635. 

Südafrikaniſche Republik, »Handels— 
vertrag 93, 188. 465. 

Syrup, ſ. Buder 
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z. 


Zabat. Materialien zur Tabafjteuerfrage 
(Geiepgebung bis zum Jahre 1868 und 
Statiitit) 68,357. Beſteuerungsgeſetz vom 
26. Mai 1868 und Entwurf 683. Statijtif 
1867 68, 1093; 1868 — 1870 71, 578. — 
Zur Tabatjteuerreform (Statiftiihes und 
Beitenerungsmodus) 73, 741; 7+, 93. — 
Statijtit 74, 919; 75, 901. 1712; 76, 801. 
— Der Tabak im deutihen Yollgebiete 


| 





(amtliche Statiftit für 1876/77) 78, 214. | 


bates (Schleiden) 78, 233. 273. — Das 
Tabatmonopol und die amerifanijche 
Tabatiteuer (Felſer) 78, 300. 449. — Das 
Tabatmonopol in Frankreich 78, 260. 
658. 671. — Zur Frage der Einführung 
des amerifaniihen Tabakſtempels in 


Deutichland 78, 621. — Wie fteht fich der | 


Konjument beim Tabatmonopol 78, 672. 
— Ein neues Tabafjteuerprojeft 78, 749. 
— Fragebogen zur Tabafenquöte 78, 834, 
— Aus dem Berichte der Enquète-Kom— 
mifition 79, 456. — Gejegentwurf vom 
April 1879 79, 627. — Die Beiteuerung 
von 1879/80 Gejeß, Belanntmachung, 
Dienſtvorſchriften, Niederlageregulativ SV, 
689, 875. — Strafgejepliche Beitimmungen 
81, 435. — Materialien zur Monopol: 
frage 82, 177. 371. 489; 86, 103. — 


Zur Frage der Beiteuerung des Ta— 
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verkehr in Europa, 1901, 952. — S. a. 
Poſt- und Telegraphenwejen. 

Telephonie 78,254. — S.a. Telegrapben, 
wejen ꝛe. 

Terminbandel, Zur Würdigung der 
volfswirtihaftlihen Bedeutung des Ters 
minhandels in Produkten (Wermert) 1902, 
518, 579. 

Teuerung, j. Preisbildung. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Lage der- 
ıelben 1872—77 78, T5l. — ©. Baum— 
wollipinnerei :c. 

Thüringiiher Zoll: und Handels 
verein 68, 33. 44 241; 93, 358. 413. 
420. 

TZodeserflärung Berichollener nad) dem 
Bürgerlihen Sejegbuce (Lehmann) 1901, 
18. 121. 223. ' 

Tollwut, j. Veterinärpolizei. 

Tranjitlager 3, 233. 

Transportmwejen. Dentſchrift des Dans» 
delstags 69, 51. 

Treuhandverhältniſſe, j.Bodenkredit, 
Konkurs, Piandbriefe. 

Trihinen 9%, 66. 

Türkei, Dandelöverträge 93, 174. 189, 
438. 453. 


u. 


 Üebergangdabgaben 68, 11. 21. 38. 


Ergebnis des öfterreihiichen Tabakverfaufs 
85, 845. — Dentichrift über Uenderungen 
des Sei. 91,933. — Die Tabakbejteuerung 


in Deutichland (Grafı 93, 521; 94, 1; 
95, 170; 1900, 81. 739; 1901, 751. 818. 


891; 1902, 435. — Entwurf eines Tabat- 


jteuergejeßes 95, 458. — Die Beiteuerung | 


des Tabak (Frhr. von Aufieh) 93, 276. 
— GStatijtit des Biterr. Tabafmonopols 
96, 412. — Tabakbau im deutſchen Zoll— 
gebiete 1895/96 97, 247. 

Taggelder der Reihsbeamten 76, 381. 
354. ©.a. Diäten. 


Zara, Veitimmungen über die, 72, 1541; | 


74, 90; 76, 790; 86, 55; 93, 223. 





Zarifrefor m, j. Zolltarif, Eifenbahnen xc | 


Telegrapbenwejen, Etat 69, 243. — 
Statijtit pro 1868 69, 719. — Zentrals 
verwaltung (Perſonalien) 70, 164. — Rang 


der Telegraphendireftoren 76, 351. — | 


Worttarif 77, 1088. — Ergebnis der Ver: 
waltung für 1876 78, 39. — Entwidelung 
des Neichötelegraphenwejens 74, 157. — 
Telegraphenitationen und Wpparate 81, 
486. — Telegraphenwejen im Deutichen 


Reiche 82, 237. — Deutſche Telegraphen= | 


ordnung 73, 3405.76, 761; vom 15. Juni 





1891 91, 690. — Reichs-Telegraphengeſetz 


91, 589; 93, 49. — Der 


elegraphen= 


43; 71, 585; 7+, 98; 75, 893; 98, 185. 
207. 230. 238. 410. 416. — Zur Frage 
derielben (Petition deuticher Handelskam— 
mern) SD, 352. 

Umzugskoſten, j. Taggelder. 

Unfallverjiderung in Preußen 76,99. 
Gejepentwurf nebjt Motiven von Baare— 
Bodum 81, 69. — Reichs-Unfallverſiche— 
rung, eriter Entwurf 81, 97. 139; zweiter 
Entwurf 83, 323; Grundzüge vom Januar 
18854 84, 12; Gejeg vom 6. Juli 1884 
54, 688. — Entwurf eines Gejeges für ' 
die linfallverfiherung der land= und forſt— 
wirtjchaftlichen Betriebe 85, 712. — Gejeß 
über Ausdehnung der Unfallverjiherung 
vom 28. Mai 1885 85, 751. — Verord— 
nung betr. das Verfahren des R.-Ber: 
jiherungsamtes 8, 319. Reichsgeſetz vom 
15. März 1886 (Fürjorge für Beamte und 
Perſonen des Soldatenjtandes) 87,1. — 
Neichsgeieß vom 5. Mai 1886, betr. die 
Unfalle und Sranfenverfiherung der in 
land: und forjtwirticaftlichen Betrieben 
beihäftigten Perjonen (Zeller) 87, 409. 
469. — Reichsgeſetz vom 11. Juli 1887, 
betr. die Unfallverfiherung der bei Bauten 
beichäftigten Berjonen (Zeller) 88, 105. — 
Die Kranken- und Unfallverjiherung der 
Urbeiter nad) der Heichögejeggebung 
(Broebit) 88, 317. — Der internationale 
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Schuß der Arbeiter (Ndler: 88, 465. — 
Neichsgeieß vom 12. Juli 1887 über die 
Unfallverfiherung der Seeleute ꝛc. (Zeller) 
89, 351. — Zur Reform der Unfallver- 
fiherung (Piloty) 92, 290. — Statiſtik 
der Unfälle in der Landwirtſchaft Ludw. 
Fuld) 94,58. — Entwurf eines Geſetzes, 


betr. Erweiterung der Unfallverficherung | 


95. 192. 285. — Die Aufbringung der 
Mittel im Reihsunfallverfiherungsrecht 
(9. Boeverlein) 1900, 1. ©. a. Berufö- 
genojienichaften. 


Unfälle x. in Preußen 1874 75, 1724. 


1879 81, 342. 

Unfeblbarteit, Dogma der päpitlichen, 
Erflärung der bayeriihen Regierung vom 
14. Oftober 1871 72, 5. — Stellung der 
preußiichen Negierung zur fatholiichen Be— 
wegung 72, 1011. Reden des Fürſten 
Bismard ıc. 1015. — Wer bat den Krieg 
begonnen ? (Ein Zeugnis der deutichen 
Biichöfe) 72, 1233. 

Unionsparlament zu Erfurt 71, 14. 


Univerjitäten, Beſuch durd Ausländer 


97, 85. 

Unterhaltspflicht, geiegliche, 
Berihärfung (Fuld) 98, 618. 
Unteroffiziere. Verbeſſerung ihrer Lage 

74, 266. 


deren 


Unterribtsanjtalten für Arbeiter im | 


Neichdlande 82, 715. 


Unterrihtöweien, j. Arbeiterfrage, Kul— 


turpolizei, Volksſchulen ꝛc. 
Unterſtützungswohnſitz 71, 169. Zu— 
ſammenſtellung des Reichsgeſetzes vom 
6. Juni 1807 mit dem breußiſchen Armen: 
pjlegegejep dom 8. März 1871 (Stolp), 
71, 395. — Inſtruktion des preußiichen 
Miniiters des Innern vom 10. April 1871 
71,443. — Das bayeriihe Heimat und 
Armenpflegegeieß 71, 469. 480. 495. — 
Unterſtützung Reihdangeböriger im Aus— 
land 71, 632. — Etat des Bundesamts 
für das Heimatweſen 71, 713. — Prä— 
judifate 76, 81. 86. — Das Neichsarmen- 
recht (Sendelı 77, 545. — Abänderung 
des Gejepes über den U. 77, 1042. — 
Das bayeriiche Heimatrecht Seydel)N6,719; 
91 72. — Armenjtatijtik für Preußen 76, 
141. Statiftit der Armenpflege in 
Koburg:Sotha im Jahre 1885 87, 302. — 
Gothaer Vertrag und Eiſenacher Ueber: 
einkunft (Seydel) 90, 178. — Können 
bayerische — —— oder Elſaß— 
Lothringer, welche den Unterſtützungs— 
wohnſitz erworben haben, wegen dauern— 
der Hilfsbedürftigkeit aus dem Geltungs— 
bereiche des Unterſtützungswohnſitzes aus— 
gewieſen werden ? (Otto) 1901, 355. — 


Urmenunterjtüpung nichtbayer. Deuticher 
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in Bayern (Sühheim) 1902, 538. — ©. 
a. Armenpflege, Gothaer Vertrag ıc. 

Urbeberredt, Geiep zum Schub de 
geiitigen Eigentums 71, 217. 382: 72, 
152; 77, 638. — Ueberſicht der Gejege x. 
77, 809. — Gejeb betr. das Urheberrecht 
an Werfen der Literatur und der Ton- 
funft. Bom 19. Juni 1901. 1901, 711. 

Uruguan, Auslieferungsvertrag 1, 40. 
— Handelsvertrag 93, 182. 


B. 


Verbrauchsberechnungen 88, 961. 
Verbrauchsſteuern. Statiſtik bis zum 
Jahre 1866 68, 155— 218. — Geiſet— 
gebung von 1868 68, 689. Statiſtit für 
1867 68, 727. Statiſtik für das erite 
Semejter 1868 68, 997. — Bundesein— 
nahmen aus denjelben 69, 216. — Geiep- 
ebung des Reiches 71, 30. — Statiftit 
ür 1868 bis 1870 71, 543. 694. — Tie 
Zölle und Verbrauchsſteuern ıc. des Deut: 
ihen Reichs, von Frhrn. dv. Aufſeß 33, 
117; 80, 609; 86, 1; 93, 161. — 8er: 
waltungstompetenz des Reichs (Laband) 
73, 471. — Entwidelung der Gejeggebung 
1837 (v. Aufieh) 74, 81; 75, 881. — Ein: 
fluß der Steuern auf den Familienhaus— 
balt (Birth) 75, 925. — Statiſtik für 
1870/74 74, 914. 887; 75, 897. — Geiep« 
gebung 1871 bis 1876 (Wehrenpfennig) 
47, 282. — Ueberſicht 77, 820. — Zur 
Charatteriftit der VBerbrauchäitenern 38, 
927. — Die Yait der indireften Steuern 
(Koch) 1901, 881. — S. a. Branntwein, 
Bier, Zölle ꝛc. 
Verbredertum in Preußen, Statiitit 79, 
74. — ©. a. Straffolonien. 
Veredlungsverkehr 80, 673: 86, 80. 
Verehelichung, j Eheichliehung. 
Vereinigte Staaten, j. Amerita. 
Vereinsgejegpgebung 72, 131; 73,346; 
7+, 197. 242. 383. — Urteile des preuß 
Obertribunal® über politiiche Vereine 75, 
145. — Das deutſche Vereins: und Ber: 
ſammlungsrecht 96, 817. 
Verfajiung. Gründungsgeidichte des 
nordd. Bundes 71, 22. Verſfaſſung des 
nordd Bundes mit Anmerkungen (Mepel) 
68, 1017. — Gründung des Deutichen 
Neiches (zur Geſchichte und nterpre 
tation der Verträge mit den Süditaaten! 
70, 735. — Verfaſſung des Deutſchen 
Neiches (Zufammenjtellung mit der nord» 
deutihen Bundesverfajlung) daſ. 771. — 
Das Verfaſſungsrecht des Deutſchen Reiches. 
hiſtoriſch-dogmatiſch dargeſtellt (v. Rönne 
71, 1, 72, 421. Revid. Reichsverfaſſung 
vom 16. April 1871 nebjt den ergänzenden 
BVertragsbejtimmungen 71, 321. — Befug— 
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nifje des Reichs 2c. in Bezug auf das 
Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393. — Konſti— 
tutionelle und parlamentariiche Regierung 
(Seydel) 87, 237. — Straffreiheit wahr: 
beitögetreuer Neihstagäberichte (Fuldı 87, 
251. — Berfajjungsänderung während der 
Regentichaft (Kohler) 88, 1. — Zeutiche 
Berfafiungen und Berfafiungsentwürfe 
(Schr. v. Bölderndorff) 90, 241. — ©. a. 
Bayern, Bundesgejeke,Bundesitaat, Elſaß— 
Lothringen, Finanzweien, Juſtizgeſetz— 


gebung, KabinettSordres, Kaijer, Neich®= | 


kanzler, Reichdtag, Nejervatrecht ıc. 
Berjährung. Einjährige Friſt 77, 228. 
— ©. a. Abgaben ıc. 
Verkehr, vollswirtichaftliche Bedeutung des- 
jelben Roesler) 75, 385. — Die Steiges 


rung der deutichen Seeinterejien von 1896 
bis 1898 1900, 655. — ©. Handel, Trans: 





portwejen, Pojtverwaltung, Eijenbahnen, | 


Telegraphen, Stromiciffahrt ıc. -— Die 
Anliegerbeiträge bei Trottoirifierung nad) 
bayeriihem Rechte (5. Rehm) 9%, 50. 
Verlagsrecht. Verleger und Autor nad 
dem Verlagsrehtsentwurft®. Mayer)1901, 
94. — Gejep über das Verlagsrecht. Vom 
19. Juni 1901 1901, 633. 
Vermögen des Reichs 73, 412. 422; 74, 
255. 403; 75, 1498. 
Verordnungädredt 74, 1143; 76,7. — 
Reichsverordnungsrecht (Seydel) 76, 11. 
(Laband, Meyer) 78, 376. — Zu den 
Streitiragen über Gejeg und Verordnung 
(Zorn) 85, 301; 89, 349. — Steht dem 
undesrate ein jelbitändiges V.-Recht zu ? 
(Arndt) 85, 701. — Das preußische Ver: 
ordnungsrecht in feiner Einwirkung auf 
das Reichsrecht (Arndt) 86, 311. — ©. 
a. Geſetz. 


Verſailler Verträge 71,37. 359; 72, 


1585. 
Verſetzung der Reichsbeamten 76, 287. 
Verſicherungsweſen. Beichlüfie des 
Handelätags 1868 68, 979. — Die Lebens: 
verjicherung in Deutichland (Statijtiiches) 
68, 1011. — Geſetzgebung über Ver- 
fiherungsredt 77, 19; 72, 129. — Ueber— 


fiht der Verjiherungsgewerbe 72, 403; | 


13,358. — Zur Neichs-Verfiherungs eſetz⸗ 
gebung (von Sendtner) 73, 773. — Weſen 
und Arten der Verſicherung (Roesler) 75, 
388. — Das Lebensverfiherungsgeichäft 


1878 80, 74. — Reidjögejepliche Regelung 
des Verſicherungsweſens 80, 138. — Die | 


ftaatlih geleiteten Berjicherungsanitalten 
in Bayern (Daag) 84, 65. — Die Ver: 
fiherung der landwirtichaftl. Arbeiter (9. 
von Frantkenberg) 1900, 398. Die 


Frage 
ſchwemmungsſchäden 94, 408. — 


Die 





der Verſicherung gegen Ueber— 
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rechtigkeit im Verficherungävertrage (Aus 
guit) 1902, 672. 770. — S. a. Arbeiter- 
verfiherung, Invalidenverfiherung, Kon— 
kurs, Kranken-, Unfallverfiherung ꝛc. 

Verträge, j. d. einzelnen Staaten, mit 
welden diejelben abgeichlofien wurden. 
Vgl. die Ueberficht 68, 230; 70, 731; 72, 
921; 73, 311; 80, 812; 86, 250. ©. a. 
auswärtige Berhältnifie, Friedensverträge, 
Handelsverträge, Staatövertrag, Zoll— 
verein ꝛc. 

Vertragsrecht des DeutſchenReichs Gorius) 
74, 759; 75, 531. — (Laband u. Meyer) 
78, 378. — Der Abſchluß völterrechtlicher 
Verträge durh das Deutiche Neih und 
dejien Einzeljtaaten (Proebſt) 82, 241. 

Verwaltungstompetenz des Neiches, 
von P. Laband 73, 458. L. v. Stein 76,5. 
— Meyer über Laband 78, 369. — ©. a. 
Verordnungsrecht. 

Verwaltungsgerichte. Uebertragung 
der Verwaltungsrechtſprechung an Die 
ordentl. Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 
1313. — Preuß. Gejeß vom 3. Juli 1875 
75. 1619. — Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in Eljah-Lothringen (Stengel) 76, 808, 
897. — Bejepgebung in Preußen (Wehren- 
piennig) 77, 305. — Verwaltungsrechts— 
pflege in Bayern Seydel) 85, 203. — 
S. a. Verwaltungsorganijation, Verwal— 
tungsrecht ꝛc. 

Verwaltungsorganiſation. — Die 
in Elſaß-Lothringen 72, 554. — Die 
Organiſation der inneren Verwaltung auf 
rechtsvergleichender Grundlage (Deutſch— 
land, Frankreich, England und Vereinigte 
Staaten) [Bornhaf) 1901, 801; 1902, 55. 
198. 286. 355. 

Verwaltungsredht, Reform 72, 538; 
75, 1307. Oeffentl. Interejie und 
öffentl. Klage im VBerwaltungsrechte (Leut— 
hold) 54, 321. — VBerwaltungsrechtöpflege 
in Bayern (Seydel) 85, 213. — Das Ber: 
waltungsitreitverfabren nad) preuß. Rechte 
C. Bornhat) 99, 329. 

Verwaltungdreform in Preußen (lieber: 
blid) 75, 329. — Dentichrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver- 
bände (Kreiſe und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444 ; 75, 1635. — ©. a. Kreis— 
und PBrovinzialordnung. 

Veterinärpolizei. Injtruftion zum Ge— 
jeße vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
Beterinärpolizei-Gejeggebung nah den 
reichögeiegliden Beitimmungen (Pb. 
Söring) 81, 809. — Beterinärpolizeiliche 
Gejeßgebung 81,432. — ©. a. Rinderpeit. 

Viehausfuhr, deutiche, nad England, 
und Yranfreih 90, 236. 

Viehhandel, Gewährleiftung im 73, 359. 


Gleichheit der Kontrahenten und die Ges | Viebjeuchen, j. Veterinärpolizei. 
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Viebtransporte 77, 635. 

Viehzählung. Ergebniſſe der deutjchen 
Viehzählung am 1. Dezember 1892, 95, 
411. — Um 1. Dezember 1897 9%, 888. 
— Um 1. Dezember 1900, 1901, 39. 

Vivijeftion 81, 435. 

Voltsbanken, j. Sparkafienweien, Ges 
nojjenichaften ꝛc. 

Voltsbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
aleichheit (Birth) 73, 795. 823. Das | 
Deutiche Reich und die Schule 74, 3. 

Boltsjhulen, itaatsrechtlihe Stellung 
derielben 73, 823. — Reform der preuß. 
Voltsihule vom 15. Oktober 1872 73, | 
897. — Petition, betr. reichsrechtliche 
Ordnung des Volksſchulweſens 74, 889. 
— Staͤtiſtik der preußiſchen Boltsihuls | 
lehrer 76, 237. — Das Boltsihulweien | 
in Preußen 77, 93, 311; 82, 407. — Was 
koitet der öffentliche Unterricht in Preußen ? 
SS, 502. 

Volksvertretungen in den Bundes- 
ftaaten 74, 195. 319. — Wahlgeſetze 
deuticher Bundesitaaten L. A. v. Müller) 
81. 3. — Immunität der —— Be⸗ 
richterſtattung (Hubrich) 97, 1. 

Voltswirtſchaftslehre, Beziehungen 
zur Rechtswiſſenſchaft (Roesler) 72, 509. 
Ueber die Geſetzmäßigleit der volkswirt- 
ihaftlihen Ericheinungen (Roesler) 75, 
1. 259. 371. — Die Voltswirtichaftsichre 
als Wiſſenſchaft (Birth) 75, 1310. — Der 
Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches 
für das Deutiche Reih. Auf voltäwirt- 
ichaftliher Grundlage beiproden (Jacoby) 
SS, 581. — ©. a. joziale Frage. 

Voltswirtihaftsrat, preußiicer 80, 
961. Ernennungen bierzu 81, 91. 

Bolfszählung. Ergebnifie der B. von 
1864 68, 140; 1867 68, 501. 779; 1871 
72, 902; 73, 1271; 1875 75, 1720; 76, 
888; 77, 471; 78, 49. 178. 491; 1880 | 
82, 146; 1855 89, 1004; 1890 91, 626; 
92, 732. — Die jtaatdangehörige Bes 
völferung jämtliher Staaten des nordd. 
Bundes Engel) 68, 1101. — Die fees 
nänniiche Bevölterung Preußens 68, 1005. 
— lleberfiht der Bevöllerung des Yoll- 
vereind (Aufitellung vom YJentralbureau 
des Zollvereins) 69, 855. — Bollabred: 
nungs-Bevölferung für 1868 - 70 71,544. 
— Drganijation der Volkszählung für 
1571 70, 24. — Bundesverfaflung und | 
Volkszählung (Gutachten der nordd. Mit: 
glieder der Kommiſſion zur weiteren Aus— 
bildung der Statijtit des Zollvereins) 70, | 
445. — Anbäufung und Bewegung der | 
Bevölferung in Preußen 78, 268. — 
Altersitufen der preuß. Bevölkerung 73, 
658. — Bedeutung für die Zollabrechnung 
80, 645, 757. — Städtebevölferungen in 


ur: 


Alphabetiihes Geſamt-Regiſter. 


Preußen 81,92. — Bevölferungsbewegung 
in Deutihland und Franfreih 82. 614. 
— Bollövermehrung 1879/88 in Preußen 
90, 38. — Männliche und weibliche Be- 
völferung Preußens 1890, 91, 586. — 
Großſtädte des Deutihen Reichs IN, 638, 
im 19. Jahrb. 98, 805. — Volfszählung 
1900 im Hamburgiihen Staate 1901, 159 
— im Deutjhen Reid 1901, 237 — in 
der Schweiz 1901, 480. — Flächen, Wohn— 
häuſer, Einwohner des Deutihen Reichs 
(1. Sept. 1900) 1902, 76. — Geſchlecht, 
Alter und Familienſtand der Bevölkerung 
Preußens am 1. Dezember 1900, 1902. 
628 — Die Bevölkerung Chinas 1902, 
913. — Bal. au Berufszäblung, Bevöl- 
ferung, Statiftif, Zollverein ac. 

Vorlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 

Be REIEN: in Frankfurt a. Main 
71,9. 


ahlberechtigung 72, 323. 
abhlen, Statijtil 72. 287. ©. a. Reichstag. 
ahlgeſetze deutiher Bundesjtaaten (X 
A. v. Müller) 81,3. — Preußiſches Reiche: 
tagswahlgeieg vom 15. Oktober 1866 68, 
1053. — Wahlgejeg vom 31. Mai 1869 
71, 245. — Vgl. auch Ehrenämter. 
Wahltkreiſe zum Reichstag 72, 291. 213. 
— —— 2, 347; 80, 386; 
Wahlrecht, Proudhon's Theorie des all 
gemeinen (Miülberger) 91, 169. — Pro: 
portionalwahl und Minoritätenvertretung 
95, 168. 
Wahlzwang durd Gelditrafe für unent- 
ihuldigte Wahlenthaltung ipeziell unter 
Berüdjihtigung der bezügliden Neu— 
regelung im Wahlgeſetz für den Braun— 
ichweigiihen Yandtag Zimmermann) 1901, 
81. 


W 
W 
W 


Waiſenfürſorge, j. Beamte. 

— 1064; 78, 707. 

Wappen, kaiſerliches 76, 351. 

Waren (Em-— und Ausfuhr zc.), ſ. unter 
Dandelsjtatiftit, Preiie, Zölle, Zolltarif »c. 

Warenauftionen 77, 1064; 78, 738. 

Warenverzeichnis, amtliches 75, 583; 
76, 82; 9% 223. 378, 

Warenzeichen, j. Markenſchutz. 

Waſſerrecht, deutſches. (Brüdner) 77, 1. 
— Heſſiſches Waſſergeſeß vom 30. Juli 
1887 (Zeller) SS, 635. - Art. 4. Ziff 9 
der Reichsverfaſſung (Frhe v. Völdern— 
dorff) 90, 825. — Entwurf eines preufi« 
ihen Wajjergeießes (Zeller) 94, 58%. — 
Beihülfen zu den Docdmwajlerihäden vom 
Sommer 1897 99, 456. 

Währung, j. Münzwejen. 


Alphabetiiches Gejamt-Regüter. 


Wechſel (Weien derjelben, Roesler) 75, | 


381. ©. a. Bankweſen, Papiergeld. 
Wechſelakzepte, Einholung durd Poſt— 
auftrag 77, 231. 
Wecielfäbigleit, Beichräntung 81, 418. 
Wechſelturſe (Naiie) 75, 599. 
Wechſelordnung, j. Handelsrecht. 
Wechfelproteſte, Aufnahme derſelben 
durch Poſtbeamte 78, 42. 
Wechſelſtempel. Denkſchrift des Handels— 
tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 





im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, | 


1011. — Mopdifitation ded Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377. — Statiſtit pro 
1870 71, 592. — Berwaltungstompetenz 
des Reichs (Laband) 73, 467. 49T. — 
Statiftit der Wecielitempeliteuer 73, 136; 
74, 725. Präjudilate 76, 81. — Lage 
der Gejepgebung 93, 183. 185. 338. 

Wegabgaben 56, 35. 45. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109; 75, 


1431. — Ausdehnung der Wehrpflicht 88, | 
286. Ueber die Wehrpflicht nad Erwerb 
u. Berlujt der Reichsangehörigkeit (Ziegel) | 


93, 781. 

Wein. Geſetz beir. den Verkehr mit Wein, 
weinhaltigen und weinähnlichen Getränken 
vom 24. Mai 1901, 1901, 475. — Wein>, 


Bier: und Branntwein-Produftion und | 


Verbrauch in den wichtigiten Yändern 
der Erde 1902, 238. — Der Konjum von 
Wein, Bier und Spirituojen in den haupt- 
jächlichiten Yändern 1902, 911. 
Weingroßhandel SV, 666; 56, 71. 


Projett einer Reichsſteuer 74, 1002. — 
Einfuhr und Zollertrag von Bein im 
deutichen Zollgebiet und Elſaß-Lothringen 
1843/77 79, 802. 803. ©. a. Zölle, Boll: 
tarif ꝛc. 

Weltausftellung in Wien 1873 (Pros 
gramm »c.) 72, 910. 

Weltpojtverein, j. Bojtverwaltung. 


feiner volfswirtichaitlichen und geſellſchaft— 
lihen Bedeutung (Md. Samter) 83, 45T. 
— ©. a. Preisbildung. 


Wertberehnung der Ein- und Ausfuhr 
des Zollvereins 69, 67 und 438. — lieber | 


Mertermittelungen in der Handelsitatijtik 
70,429. — Bal.a.Handelsftatiitif, Preilerc. 
Wertpapiere, j. Preiſe, Attienkurſe ıc. 
TWertverteilung (Nester) 75, 268. 
Wettbewerb, unlauterer Fuld) 96, 918. 
Wiener Schlußalte 7I, 4. 
Wirtihaftlide Intereſſenvertre— 
tung, j. Interejienvertr. 


Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, ſ. Ge- 


noſſenſchaftsweſen. 


Unnalen des Deutſchen Reichs. 1902, 
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Wirtſchaftsſyſteme geſchichtl, (Roesler) 
75, 15. S. a. Zollverein. 

Witwenfürſorge, ſ. Beamte. 

Wohnungsgeldzuſchüſſe 74, 267; 76. 
359. 361; 86, 213. 246. 

Wuchergeiehe, Aufhebung derjelben und 
der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 
von 1880 81, 423. — Die Beitrafung des 
Wuchers auf dem Lande (Fuld) 88, 654. 

Württemberg. Anschlu an den deut: 
ihen Bund 70. 769, an die Reichsver— 
faſſung 70, 771; 71, 37. 41. Militärs 
tonvention 71, 120. — Aufrechterhaltene 
Beitimmungen des Vertrags vom 25. Nov. 
1870 71, 359. — Einführung nordb. 
Bundesgejepe 71, 389. — Berechnung der 
Matritularbeiträge für 1871 71, 701. — 
Militäretat 73, 46. — Bierbeſteuerung 76, 
65; 97, 85. — Branntweinjteuer (Neuß) 
85, 6%. — Verhältnis zum Zollverein 
und Neid) 93, 164. 174. 194. 417. — 
Proportionalwahlen zur Abgeordneten— 
fammer 97, 326. S.a Wahlgejepe, 
Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 


Zahlungsverfahren, Reſorm?76, 1031; 


77, 228, vgl. Banfwejen. 
Zanzibar, Handelövertrag 93, 188. 439. 
465 


Zentralbureau des Zollvereins 72, 1556; 
93, 367. 385. 
Zentralgewalt, proviforiiche von 93, 


367. 385; 1848 71, 10. 


w; N Fratti 2. 1. 283. 
Wieinſftener in Elſaß-Lothringen 73,960. | Zentrum, Reicötagd-raftion 72, 1. 288 


335. 1018; 74, 144. 
Fettelbanten, ſ. Banfwejen. 
Zeugenpfliht 82, 776. — Beugnisver- 
—— der Reichstagsmitglieder (Fuld) 
6 


Zintproduttion 1892 93, 797. 
Zinsfuß 76, 882; 91, 959. S. a. Bank 
weſen. 


242.7 ‚ . Zinien, Gejeg. betr. die vertraggmäßigen, 
Wert (Begriff) 75, 10. — Der Wert in | 3 d p 
Zivilehe obligatoriſche 7+, 188. 237. 311. 





von 14. Nov. 1868 68, 800; 72, 134. 


403, Entwurf und Kommiſſionsbericht von 
1873 74, 4357. Preuß. Geſetz von 1874 


74, 1551. Neichögejep vom 6. Februar 
1875 75, 641. 1181. 1553. — Umwand— 
fung von Geld» in Freibeitsitrafen 76, 
34. — Standeramtöbezirfe in Bayern 76, 
85. — Musführungen von Seydel 76, 
172. ©. a. Eheſchließung. 


Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozehordnung 69, 649. Vor— 
arbeiten für dieielbe 72, 143; 73, 348. 
Aus dem 1872er Entwurf 73, 567. — 
Aus dem 1874er Entwurf: Das jchieds- 
richterliche Verfahren 75, 153. 1219. — 

61 
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Verlauf der Verhandlungen (Endemann) 
77, 646. — Bal. a. Juſtizgeſetzgebung. 
Zivilrecht, Entwickelung desjelben 71, 
125; 73, 339; 74, 193. 310. Verband» 
lungen im bayer. Yandtag 74, 330 Mi— 


Sejamt-KRegiiter. 


nijter Fäuſtle), 339 (ReichSrat v. Neumayr). 


— ®. Endemann daj. 412. — Eine Feſt— 
rede Laskers daſ. 743. — Bericht des 
Juſtizausſchuſſes über Plan und Methode 
bei Ausarbeitung eine8Bürgerlichen Geſetz— 
buchs 74, 1329. Die Mitglieder der Zivil: 
geſetzbuch-KRommiſſion daj.1680.— Weiteres 
über den Entwurf des Geſetzbuchs Ende⸗ 
mann) 77, 1222; 77, 678. — Stand ber 
Arbeiten für das Zivilgeſetzbuch im Som— 
mer 1876 (P. v. Notb) 76, 940. — Amt- 
licher Bericht über die Arbeiten der Kom— 


miffion bis 1876 77, 423. — Ueberficht 


der bis 1877 erlalienen zivilrechtlichen 
Gejehe und Verordnungen 77, 822. — 
Der Entwurf eines Bürgerliden Geſetz— 
buches für dag Deutiche Neih. Auf volks— 


wirticaftlihe Grundlage in Einzelerörtes 
rungen bejproden (Jacoby) 88, 581; 89, 


293. 637; 90, 34. 834; UL, 81. — Der 
Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuches und 
das öffentliche Recht (Bornhah 91, 212. 
— ©. a. Gothaer Vertrag, Juſtizgeſetz— 
gebung, SKonfursordnung, Todeserfläs 
rung ꝛc. 

Zivilſtandsregiſter, j. Berjonenftand. 

Zollausidhlüjje, 9, 196 (Nufleh). Bes 
richt der Kommiſſion zur Erörterung der 
Frage betr. die Averſa 80, 531. 

Zoll: und Handelsjyjtem des Neiches, 
Einheitlichleit desielben 71, 171; 93, 196 
(Aufieh). — Ueberficht jämtlicher Geſetze ꝛc. 
77, 807. — ©. a. Zolltarif ꝛc. 

Boll: und Steuertredite, Abbürdung 
derjelben 72, 1481; 74, 170. — Beſtim— 
mungen über diejelben 93, 206. 388. 
©. Kredite. 

Zölle, Statijtit für die Zeit bis 1865 68, 
165— 222. Statiftit für 1867 68, 729. 
— Gtatijtif für das erite Semejter 1868 
68, 998. — Waren:Ein: und Ausjuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organifation der 
Statiitif der Zölle 70, 71. — Statiſtik 
der Zolleinnahmen ꝛc. 1862 — 1869 70, 
343. — Die Reich: jollgejepgebung 71, 
130; 72, 339. — Statiftif der Zölle und 
Waren-Ein- und Ausfuhr 1868—70 71, 
543. — Die Zölle und Berbraucsiteuern ꝛc. 
des Deutichen Reichs, von Frhrn. dv. Aufieh 
93, 161. — Verwaltungstompetenz; des 
Reiches (Labandı 73, 471.498. — Statiftif 
74, 911; 75, 897. 1389. 1701; 76, 799. 
— Wert: oder Gewichtzölle? (Senfardt- 
Krefeld) 77, 155. — Die Gejepgebung 
über Zölle und Steuern 1871 — 1876 


(Wehrenpfennig) 77, 282. — Ueber Schutz— 
ölle Hirth) 77, 896. — Handelöpolitiiche 
rflärung von 203 Reidystagsmitgliedern 

79, 460. — Das handelöpolitiihe Pro— 

gramm des Reichskanzlers (Schreiben an 

den Bundesrat) 79, 219. — Eingabe des 

Freihandelövereind an den Bundesrat 79, 

358. 571. — Rede des Herrn vd. Riede in 

der württembergiichen I. Kammer 79, 370. 

— Die wichtigſten Finanzzölle in F eutich- 

land und Großbritannien 79, 571. — 

Einnahmen 1879/80 80, 591. — Ueber 

die Vorausießungen eines Ausfuhrzolles 

auf Kaliſalze (E. Kohler) 1902, 69. — 

Hölle und Aufwandjteuern, bezw. Mono: 

poleinnahmen in d. Schweiz, im Deutichen 

Neid, in Frankreich, Italien und Deiter- 

reich-Ungarn 1902, 152. — Die Erträg: 

niſſe des Einfuhrzolles in den wichtiaiten 

Ländern 1902, 865. — ©. a. Finanzweien, 

Dandelspolitit, Handelsitatiftil, Handels: 

verträge, Kaſſenweſen, Statijtit, Zollaus— 

ſchlüſſe, Zollgeſetz, Zolltarif, Zollverein x. 


Zollbehörden in Deutichland. Reſſort— 


verbältnifie, Ueberſicht der Aemter ıc. 68, 
405. — Die Vereinsbeamten des deutichen 
Zollvereins (Anfang April 1870) 70, 139. 
— Organiſation der Zolle und Steuer: 
verwaltung und Neichsfontrolle (v. Aufieh) 
93, 367. 420. 


Zollfartell vom 11. Mai 1833 68, 125. 
Zollgebiet 74, 79. 493; 75, 881. — 


Begrenzung und Bevölferung der Zoll 
direftivbezirte 77, 478; 89, 1010. 


Sotigeiet vom 23. Januar 1838 68, 51. 


= — vom 1. a ee 69, 
511. — Zur Ausführung des Zoll 
69, 99%: 93, 211. . er 


3ollordnung vom Nahre 1838 68, 61. 


Denkſchrift des Handelstags betr. Reform 
des Zollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beſtimmungen der 
Zollordnung und der Zollſtrafgeſetzgebung 
vom 18. Mai 1868 68, 679. — Bgl. a. 
Zollgeſetz. 


Zollparlament. (S a. Zollverein.) Mit: 


glieder 1868 68, 433. — Thronreden der 
erften Seſſion 68, 1070. der zweiten Seſſion 
69, 1100, der dritten Sejjion 70, 713. — 
Bericht des PVorjtandes der nationallibe- 
ralen Partei über die Legislaturperiode 
1867 bis 1870 70, 563. — Ueberſicht der 
Sejepgebung des nordd. Bundes und 
F a in den Jahren 186770 
70, 721. 


Zollftrafgeieg, Grundſätze, betr. das 


vom Jahre 1836 68, 115. — Straffälle 
1892/93 98, 940. — Bol. a. golgeieg 
33. 


Zolltarif vom 1. Juli 1865 68. % 


Dentichrift des deutſchen Handelstags über 
Reform des Zolltariis 68, 249. Geieg 


Bollverein, Bollverträge. 
ertrag vom 


Alphabetiiches Geſamt-Regiſter. 


vom 25. Mai 1886 68, 649. Zolltarif 
vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. — 
Material zur Betroleumfteuerfrage 69, 
391. — Ber Bolltarif Anfang des 
Jahres 1870 70, 92. — Ra deö Ber: 
eind=-BZolltarif8 vom Mai 1870 70, 325. 
— Der Zolltarif vom 1. Juli 1870 an 
70, 379. — Beitimmungen über die Tara 
72, 1541. — Tarifreform von 1873 74, 
83. 282, — Redaktion des Zolltarifs vom 
1. Oftober 1873 (in der Markwährung) 
7, 144. — Freihandel oder Schußzoll? 
Dentichrift des Vorjteheramts der Königs— 
berger Kaufmannſchaft 75, 1549. Zur 
Verteidigung gemähigter Schußzölle J. 
Schulze) 75, 1681. Zur Dentkſchrift des 
Vereins der Eiſeninduſtriellen daj. 1695. 
— Ueberſicht der hauptſächlichſten Schuß- 
zölle des Zollvereins 77, Die 
Llauſel der „meiſtbegünſtigten Nation“ 

— Die acquits-A-caution 77, 





535. — Bolltarifentwurf vom 4. April 1879 
mit Motiven 79, 617. 681 (ipezielle Lleber= | 


ſicht im Inhaltsverzeichnis des ran 
1379. Tarifgeſetz vom 15. Juli 1879 
493. — Lage der Gejepgebung 1880 80, 


623. 627.653. — Nbänderungen des Zolls . 


tarifgeieges in den Jahren 1880—82 82, 


674. Abänderungen des Zolltariigeiebes 
vom 15. Juli 1879: Gejege von 1883 bis 


1885, 85, 505. 


tarifs (Mai 1885) 85, 521. — Erörtes 


— Medaltion des Zolle 


rungen von Aufieh 93, 176. 214. — Zur | 


Frage der Zolleinigung zwiichen dem Deut: 
ſchen Reihe und Oeſterreich-Ungarn 87, 
81. Zolltarif — Reichsverfaſſung — 


Seichäftsordnung des deutihen Reichs-— 


tags (E. Müller) 1902, 713. — ©. a. 
Handelsverträge, Zölle, Zollverein ıc. 

Mittel: 
bare Zollvereinsglieder. 
8. Juli 1867, die Fortdauer des Zoll— 
und Handelsvereins betreffend. 
für den nordd. Bundesrat 68, 1. 15. — 
Literatur über den Zollverein 68, 232. — 


Berit 


Der territoriale Abſchluß des Zollvereind 


68, 1109; 71, 171. 
geſetz ebung "als Beitandteil des Reichs— 


— Die Yollvereind- | 


verfaftungsrechts 71, 357. — Bollvereind« | | 


bevollmädtigte 73, 
auete über die Handelöverträge 717, 395 
Gutachten der Handelskammer zu Köln 
daj. 1049. — Ueberſicht der deutihen Hans 


306. — Aus der En: | 


delöverträge 79, 384. 562. — Einige Ber 
trachtungen über einen mitteleuropäiichen | 
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Zollverein 88, 943. — Handels- und Boll 
verträge mit Deiterreic)- Ungarn, Schweiz, 
Stalien 92, 796. — Gedichte des Boll- 
verein® (vd. Aufjeh) 93, 167. — Umfang, 
Größe und Einwohnerzahl des Zoll- und 
Dandelsgebiets des Deutihen Reichs 93, 
194. — Boll-, Handels- und Schiffahrts— 
berträge des Deutihen Reichs mit fremden 
Staaten 93, 435. — Handels-, Zoll- und 
Schiffahrtävertrag mit Numänien und 
Serbien 94, 747. — Bertrag mit Ruß— 
land 94, 853. — Bol. a. Getreidezölle, 
Handelspoliti, Handelsſtatiſtik, Handels— 
verträge, Statiſtik, Verfaſſung, Zollgeſetz 
Zollparlament, Zolltarif ꝛc. 


Zollver * it = n 19. deutiche, Organifation 


Zuder. 


N 


(Aufjen) 9 

— wegen Beſteuerung 
des Rübenzuckers vom 16. Mai 1865 68, 
123. Beſteuerung im Zollverein, in Groß: 
britannien und Frankreich 68, 155. Dent- 
ihriit der Handeläfammer zu Hamburg 
über Reform der YZuderbejteuerung 68, 
3083. — Beſchluß des Handelstags 68, 
983. — Denfichrift zur Reform der Huder- 
Zoll- und Steuergejeggebung von €. 
Zangen 69, 361. — Die Zuderbejteuerung 
im Zollverein nad) dem Geſetz vom 26. Juni 
1869 69, 905. — Rübenzucderjteuerjtatijtit 
für die Jahre 1868— 70 71,573. — Stati— 
jtit 75, 899. 1551; 76, 248. — Dentichrift 
über die Reform der Zucker-Steuer von 
Witte-Roſtock 83, 142. — Amtlihe Be- 
—— zur Rübenzucker-Statiſtik 84, 
445. — Bericht der Enquete-Kommijfion 
vom März 1886 86, 517. — Gej. vom 
1. Juni 1886 und Materialien 86, 826. 
857. 864. 867. — Nachweiſung der vom 
1. Auguſt 1886 bis 31. März 1887 inner 
halb des deutichen Zollgebieted mit dem 
Anſpruch auf Zolle und Steuervergütüng 
abgefertigten Zuckermengen 87, 306. — 
Reform der Zuderfteuer (Neichsgeich vom 
9. Juli 1887) 87, 957; Reichsgeſetz vom 
31. Mai 1891 91, 642. — Die Beſteue⸗ 
rung des Rübenzuckers (Frhr. v. Aufſeß) 
93, 262. — Geſ. vom 27. Mai 1896 und 
Materialien 96, 577. — Zuderftatiftit 
1900, 814. — ‚Juderproduftion in den 
hauptſächlichſten Produftionsländern Eu— 
ropas 1902, 160. 
wangsverſicherung, ſ. Verſicherung ꝛc. 
wangsvollſtreckung gegen Eiſen— 
bahnen 81, 411. 
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3. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München 











Fraäankenburger, Dr. Seinrich, Rehtsanwalt in Münden. 
Handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich (mit Ausnahne 


des Seerechts) nebſt dem Einführungsgejege. KHandausgabe mit Erläuterungen 
und ausführlihem Sachregiſter. 2. vollftändig umgenrbeitete Auflage. 3°. 
(XI, 724 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. 8.60. 


Augsburger Abendzeitung. Nr. 225 vom 16. 8. 1902. 
+, Dad Bud iſt num die aftuellite Ausgabe unſerer Handelögejeßgebung und hat den 
Vorzug, daß es in forgfältiger, gründliher und doc furzer Weiſe die gejamte Literatur und 
Judikatur bis in die allerjüngfte Zeit verwertet. 





2eo, Dr. Martin, Rehtsanwalt in Hamburg. 
Seehandelsrecht Gandelsgeſetzbuch; Buch IV, Seehandel, in der 


Faſſung des Gel. v. 10. Mai 1897 und des Abänderungsgeießes vom 2. Juni 
1902) nebſt einem Anhang, enthaltend die Nebengeſetze. Handausgabe mit 
Erläuterungen und ausführlihem Sadıregiiter. 8°. (X, 417 ©.) 1902, In 
Ganzleinen gebd. ME. 7.60. 

Dr. 4. 6. im Hamb. Fremdenblatt. Nr. 179 vom 2. 8. 1902. 


- .. . Demjenigen aber, ber fi mit einzelnen Fragen eindringender zu beihäftigen wünidt. 
haben die nötigen Fingerzeige bisher gefehlt. Die vorliegende Arbeit des im weıten Kreiſen 
beliebten Verfaſſers entipricht diejen Bedürfniffen vollkommen. 


Kahn, Dr. Jul., Rechtsanwalt und Sekretär der Handels- und Gewerbe: 
fammer für Oberbayern. 


Das Geile zur Befämpfung des unlanteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Handausgabe mit Anmer— 


kungen. 8°. (IV, 115 ©.) 1896. In Ganzleinen gebd. Mt. 2.40. 


Der Handelögejellichafter III. Jahrg. Nr. 12. 
Die Kahn'ſche Bearbeitung des genannten Gejeßes zählt zu denjenigen Ausgaben, die mt 
Erfolg beftrebt find, alle für das Verftändnis und die Auslegung notwendigen Erläuterungen 
zu geben und auf dieſe Weife ein Hilfsmittel bieten, deſſen fih Wiflenichaft und Praris 
gern bedient. 
Dr. Kahn’ Kommentierung zeichnet fich durch eine überfichtliche Klarheit und durd die 
Zuverläffigfeit jeiner Erklärungen im hohen Wrade aus. 





Schweyer, Dr. Fr., Bezirksamts-Aſſeſſor. 
Bankdepotgeſchäfte in geſchichtlicher, wirtſchaftlicher und rechtlicher 


Beziehung dargeitellt. gr. 8°. (IV, 171 ©.) 1899. Mt. 3.50. 


Hamburger Börjen:Halle Nr. 559 vom 29. 11. 1899, 
Ein ganz vortreffliches Buch, das große Bedeutung für alle Bankfachleute und Bant· 
befliſſene hat. Es iſt hier eine Menge belehrenden Stoffes zufammengetragen, der Ab in 
überfichtlicher und leichtfaßlicher Form dem Studium darbietet. 


Literarische 


Mittellungen 


der Annalen des Deutschen Reichs 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 





Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
in Würzburg, Prof. Dr. Philipp Allfeld in 


der Herren Prof. Dr. Ernst Jaeger 
Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 


herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 





Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk, 2.—; für Abonnenten Ei 
XV. der „Annalen des Deutschen Reichs'‘ gratis. 192 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr.1 


Insertionspreis: '/,spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 





Bürgerliches Reichs- und Landesrecht. 


1. Dernburg, Dr. Heinr., Prof., Das Bürgerl. 
Recht des dentschen Reichs u. Preussens. 
I. Bd. Einleitung u. allgemeiner Teil. 


2. Lig. 1. u. 2. Aufl. gr. 8°. (S. 161— 320). | 


Halle (Buchhandlg. d. Weaisenhauses). 
3.— 
Diese Lieferung vollendet die Darstellung 
„der Rechtssubjekte“ (S. 164— 250) und be- 
ginnt mit der Lehre vom „Rechtserwerb 
und Rechtsverlust“ (S. 307—312). Mit be- 
sonderer Freude ist es zu begrüssen, dass 
der Verfasser die einschlägigen Lehren des 
Handelsrechts in den Bereich seiner Dar- 
stellung zieht. Namentlich sind die Grund- 
züge des Aktien- und Genossenschaftsrechtes 
(S. 223— 278) und die Lehre vom „Kaufmann“ 
(S. 289—311) mit der diesem Rechtslehrer 
eisrentümlichen Plastik und Klarheit ent- 
wickelt. Durch die Verbindung des Handels- 
rechts mit dem übrigen Reichsprivatrecht 
unterscheidet sich das Dernburg’sche Lehr- 
buch auf das vorteilhafteste von den anderen 
grossen Systemen des Bürgerlichen Rechts. 
Möge es dem unermüdlichen Meister ver- 
gönnt sein, sein verdienstvolles Werk in 
Bälde zu vollenden. 


2. Eger, Dr. Georg, Das Gesetz üb. d. Ent- 
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 
1874. Erläut. m. Benutzg. d. Akten d. 
Kgl. Preuss. Ministeriums d. öffentl. Ar- 
beiten. I. Bd. 2. Aufl. (XXIV, 612 S.). 
Breslau (J. U. Kern's Vlg.) 

14.— ; geb. 16.— 

Der Eger'sche Kommentar zum preus- 
sischen Expropriationsgesetz bildet die be- 
deutendste und gründlichste Arbeit auf dem 
Gebiete des Enteignungsrechtes überhaupt. 
Das Werk ist nicht bloss für die preussische 


| Praxis, auf die es zunächst berechnet ist, 
sondern auch für den Gebrauch in anderen 
Bundesstaaten und für die Theorie, der das 
Enteignungsrecht viel schwere Probleme 
stellt, von ausserordentlichem Nutzen. Der 
vorliegende Band erläutert das Gesetz bis 
zum $ 14 Die Anderungen der zweiten 
Auflage bestehen namentlich darin, dass der 
Einfluss des B.-G.-B. und seiner Nebengesetze 
auf das Enteignungsrecht mit grösster Sorg- 
falt und Sachkenntnis dargestellt, dass die 
gesamte neuere Rechtsprechung, insbesondere 
des Reichsgerichts und des pteussischen Ober- 
verwaltungsgerichts nachgetragen und dass 
die seit Abschluss der ersten Auflage er- 
schienene Speziallitteratur des Enteignungs- 
rechtes samt den inzwischen erlassenen Aus- 
führungsvorschriften eingehend berücksich- 
tigt worden ist. So steht das Werk in jeder 
Hinsicht auf der Höhe der Wissenschaft. 
Bei der Reichhaltigkeit seines Inhalts möchten 
wir dem Verfasser nahelegen, dem Schluss- 
band ein möglichst ausführliches Sachregister 
heizugeben. 


3. Enneccerus, L., u. H. O. Lehmann, Proff., 
Das bürgerliche Recht. 2. Aufl. 1I. Bd. 

8. Lfg.. Erbrecht von Lehmann. gr. 8°. 
(XV1,5.609— 912). Marburg (N.G. Elwert) 
5.60 

Die Schlusslieferung enthält eine vor- 
treffliche Darstellung des Erbrechts (S. 614 
— 855) und das Sachregister zum II. Bande 
Die neueste Litteratur des Erhbrechts ist 
‚ durehgängig verwertet. Die Streitfrage über 
die grundsätzliche Gestaltung der Erben- 
haftung wird von Lehmann (S. 683 ff.) in 
einer sehr entschiedenen und gründlichen 
Ausführung dahin beantwortet, dass diese 


3 4 
Haftung von vornherein beschränkt ist. Ein | streitigkeiten, wie sie in 88 919 und 9% 
Hinweis auf die — sehr geringe — praktische | B.-G.-B. geregelt sind. Der Verfasser gibt zu- 
Bedeutung der Kontroverse wäre wünschens- nächst einen historischen Überblick über 
wert, desgleichen eine Stellungnahme zu | den bisherigen Rechtszustand in dem Gebiete 
der äusserst streitigen Frage, welchen Sinn | des gemeinen und des preussischen Rechts 
der $ 1989 für den Fall des Zwangsvergleichs | und skizziert in einem Anhang auch die 
hat (S. 716). Sehr förderlich sind die Zahlen- | Grundsätze des französischen und sächsischen 
beispiele, die in 2. Auflage eine erheb- | Rechts, die im ersten Kapitel die Grenzab- 
liche Ausdehnung gefunden haben. Das | markungsklage (& 919 B.-G.-B.), im zweiten 
ganze Werk darf, wie wir schon wiederholt | die Grenzscheidungsklage ($ 920 B.-G.-B.), 
betonten, dem Praktiker und dem Studierenden | behandelt. Die Abhandlung verzeichnet genau 
auf das wärmste empfohlen werden. die einschlägige Litteratur und bringt eine 
\erschöpfende Darstellung des bezeichneten 
4. Fischer-Henle, B.-G.-B. nebst d. E.-G. | Stoffes. Auf S. 83 Anm. 18 wäre wohl auch 
5. Aufl. 8°. (XXXVIIL, 1350 S.). München |bei Bayern das Abmarkungsgesetz vom 

(C. H. Beck) geb. 7.— | 30. Juni 1900 (G.-V.-Bl. S. 553) zu 

h 


Der beispiellose buchhändlerische Erfolg | gewesen. . 


dieser „Handausgabe“ — die vorliegende . 
Auflage enthält das 35. bis 41. Tausend (1), 7. Klingmüller —— Fritz, Privatdoe. u. Ger. 


— ist ein beredtes Zeugnis für ihre Brauch- Ass., Der F des Rechtsgrundes, 
barkeit. Die erheblichste Neuerung der seine Herleitung u. Anwendung. (6. Heft 
5. Auflage besteht in den Hinweisen auf der von Prof. Dr. Leonhard heraus 


die jüngste Rechtsprechung des Reichsge- | geg. Studien zur Erläutrg. d. Bürger! 
richts Et höchster Landesgerichte. Der | Rechts.) gr. 8°. (VII, 117 S.). Breslau 
Umfang des Buches hat sich infolge dieser (M. & H. Marcus) 3.20 
überaus schätzbaren Ergänzung abermals Die gediegenen und tiefgehenden Unter 
um drei Bogen vermehrt. Da die Judikatur | suchungen des Verfassers behandeln zuerst 
rasch anwächst, werden die Herausgeber | terminologische Fragen, sodann die Unter- 
eine Vergrösserung des Formats ernstlich in | scheidung von abstrakten und kausalen Ge 
Erwägung ziehen müssen. Die Anführung der | schäften, hierauf das „Lossagen“ und zuletzt 
landesgesetzlichen Ausführungsvorschriften, | die Abhängigkeit vom Rechtsgrunde. Der 
die schon in 4. Auflage berücksichtigt waren, | Verfasser präzisiert das Ergebnis seiner For- 
ist sorgfältig ergänzt worden. schung in folgenden Sätzen: 

ı 1. Der objektive Rechtsgrund ist ein äu- 
sserer gesetzlich normierter Thatbestand, 
an den die Rechtsordnung bestimmte 


5. Hallbauer, M., Das Hypothekenrecht des 
Deutsch. B.-G.-B. 80. (XI, 218 S.). Leip- 
zig (Rossberg & Berger) geb. 3.— Rechtsfolgen anknüpft. 

Der Verfasser, Oberjustizrat und Rat am | 2, Der subjektive rechtliche Grund ist ein 
Oberlandesgericht Dresden, hat, wie wir innerer psychologischer Vorgang, der 
schon bei Besprechung seines Testamenten- | Beweggrund. Aber nicht jedes Motir 
rechts, seines Vormundschaftsrechts und seines kommt rechtlich in Betracht. sondern 
Eherechts betonten, die seltene Gabe, schwie- Ser saweltee vackälich arkablich ist, d.h: 
rige Materien des B-G.-B. mit juristischer a) soweit es sich bei Vornahme eines 
Korrektheit und zugleich mit einer jedem Veräusserungs- oder Verpflichtungs- 
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1 
| 
| 
| 





gebildeten Laien verständlichen Klarheit geschäfts in der Seele des handelnden 
und Anschaulichkeit zur Darstellung zu | Subjekts auf dessen rechtlichen Zweck 
bringen. Diese Vorzüge weist auch das | bezieht (Erlangung eines Gegenvor- 
neueste Werk, „ein Leitfaden durch das teils oder Schenkung), 
Hypothekenrecht“, auf. Die schlichte und b) soweit es sich bei einem Vermögens- 
doch präzise Fassung und die Fülle treff- | erwerbe ohne Rechtsgeschäft auf die- 
licher Zahlenbeispiele werden zweifellos allen jenigen Umstände bezieht, die für 
Interessenten, dem Civil- wie dem Straf- den Gesetzgeber den eingetretenen 
richter, dem Justiz- wie dem Verwaltungs- Vermögenserwerbals juristisch gerecht- 
beamten, auch dem nicht juristisch geschulten, fertigt oderungerechtfertigterscheinen 
das Verständnis der Grundfragen des Hypo- lassen. 
thekenrechts erschliessen. Auch dem Studenten | Deshalb ist zusammenfassend von 
sei das zuverlässige Buch bestens empfohlen. einem rechtlich zureiche E 
ö ol einer vom Rechte verlangten Moti- 
6. Hoeniger, Dr. Franz, Die Grenzstreitig- | vierung zu reden, als von einem ju 


keiten nach deutschem bürgerl. Rechte ristisch-technischen Begriffe. 

auf histor. Grundlage unter besonder. | 3, Der Gegensatz zwischen kausalen und 
Berücksichtigg. d. preuss. Rechtes. 8". abstrakten Geschäften besteht darin, dass 
(111 S.). Berlin (J. Guttentag) 8.— | bei ersteren der subjektive rechtliche 
Gegenstand dieser Arbeit sind die Grenz- Grund zum Geschäftsinhalte gehört, 





während er bei letzteren als unerheblich . 


ausgeschieden ist. 
. Die Bereicherungsklagen machen einen 
Vermögenserwerb rückgängig, der sich | 


infolge eines objektiven Rechtsgrundes 


| 
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Prof. Dr. Leonhard herausgeg. Studien 

z. Erläutrg.'d. Bürgerl. Rechts.) gr. 8°. 

(XII, 404 S.). Breslau (M. & H. Marcus) 
1 


Der Verfasser entwickelt im I. Teile dieses 


gründlichen Werkes das Verhältnis. der Be- 
' griffe Rechtsgeschäft und Willenserklärung 
‚und geht im I. Teile auf die rechtliche Be- 
‚handlung der Willensgeschäfte ein. Seine 
Studien gipfeln in der Unterscheidung 
zweier Kategorien von Rechtsgeschäften, der 
'„Willensgeschäfte“ und der „Erklärungs- 
Liebmann) |geschäfte“, Das Unterscheidungsmerkmal 
zwischen Rechtshandlung und Rechtsgeschüft 

DieseMiniaturausgabe des B.-G.-B. zeichnet | ist der Erfolgswille (‚Die auf die Rechtsfolgen 
sich trotz ihres geringen Umfangs durch gerichtete Absicht des Handelnden‘“), das 
einen scharfen Druck aus und ist mit grösster Unterscheidungsmerkmal zwischen Willens- 
Sorgfalt auf Reinheit des Textes nachgeprüft. und Erklärungsgeschäften ist die Notwendig- 
Der Fettdruck der Paragraphen und Artikel- keit der Erklärung des Willens. Diese Not- 
ziffern erhöht die Übersichtlichkeit sehr. wendigkeit entfällt, wo der gemäss dem 
Die Ausgahe beginnt mit einem Inhalts- | Willen des Handelnden eintretende Rechts- 
verzeichnis, welches der Anlage des Gesetz- erfolg eine andere Rechtssphäre nicht direkt 
buches selbst entspricht. Es folgt dann der | berührt. So insbesondere bei der Okkupation 
Gesetzestext des B.-G.-B. und des Einf.-Ges.,, und der Dereliktion. Diese Akte sind also 
woran sich ein kleines Sachregister anschliesst. „Rechtsgeschäfte“ im Gegensatze z.B. zur 
Der deutlichste Beweis für die grosse Be- Spezifikation, zur Wohnsitzbegründung, zum 
liebtheit der Liliputausgabe ist der, dass | Fruchterwerbe, zur Geschäftsführung ohne 
von diesem I. Band in ganz kurzer Zeit Auftrag. Das bisher meist für wesentlich 
schon 44 000 Exemplare aufgelegt sind. H. |erachtete Merkmal der Erklärung ist daher 
‚aus dem Begriffe des Rechtsgeschäfts aus- 


9. Magnus, Dr. Eduard, Die Ausgleichungs- zuscheiden. 


pflicht nach dem B.-G.-B. gr.8° (XI, 
120 S.). Breslau (J. U. Kern's Vlg.) 2.50 | 


Die Ausgleichungs- oder Kollationslehre, 


vollzogen hat, aber des subjektiven 
rechtlichen Grundes entbehrt. ' 


. Liliputausgabe des Bürgerl. Gesetzbuchs 
für das Deutsche Reich nebst Einf.-Ges. 
v. 18. VIII. 1896. Textausg. mit Sachreg. 
4. Aufl. 32°. (XII, 599 8). Berlin (0. 

WR 





11. Meikel, G., K. Amtsrichter, Bayer. Aus- 
führungsgesetze zum B.-G.-B., zur Civil- 
prozessordnung u. z. Gerichtsverfassungs- 


welche den Inhalt der vorliegenden Abhand- 
lung (ursprünglich eine Doktorarbeit) bildet, 
ist eines der in Deutschland vor Einführung | 
des B.-G.-B. wohl am verschiedenartigsten , 
geregelten Rechtsgebiete. Verfasser behandelt 
in eingehender Weise dieses sowohl in wissen- 


schaftlicher als auch in praktischer Hinsicht | 


gesetz mit Wiedergabe der eitierten 
Paragraphen, Anmerkungen, Vollzugs- 
vorschriften und einem Gesammtregister. 
2. vermehrte n. verbesserte Aufl. gr. 8”. 
(XVII, 686 S.) München (J. Schweitzer 
Verlag) 6.50; geb. 7.50 


Wenige Monate nach Vollendung der 


bedeutungsvolle und keineswegs einfache ersten Auflage ist bereits die vorliegende 
Thema in einer Einleitung und fünf Kapiteln. zweite Auflage notwendig geworden — ein 
In Kapitel I spricht er von den „Arten der hinreichender Beweis für die Brauchbarkeit 


Ausgleichung“, in Kapitel 1I von den „Sub- 
jekten der Ausgleichungsptlicht“ mit den 
verschiedenen Ausnahmen und Beschrän- 
kungen der $$ 1927, 1935, 2051, 2053, 2095 
B.-G.-B., in Kapitel III von den „Objekten 
der Ausgleichungspflicht“, in Kapitel IV von 
der „Durchführung“ derselben im allgemeinen 
und im besonderen und endlich im V. Kapitel 
von der „Natur des Ansgleichungsanspruchs‘“, 
Praktische, klare Beispiele veranschaulichen 
zweckmässig die Darstellung. Die Arbeit 
ist für den, der tiefer in diese Lehre ein- 
dringen will, von nicht zu unterschätzendem 
Werte. 


10. Manigk, Dr. Alfr., Privatdocent, Das An- 
wendungsgebiet der Vorschriften für die 
Rechtsgeschäfte. Ein Beitrag zur Lehre 
vom Rechtsgeschäft. (5. Heft der von 


‘des Buches. Über seine Anlage sind unsere 
‚ Leser bereits unterrichtet. Es genügt des- 
halb hervorzuheben, dass der Verfasser unter 
‘Abdruck der einschlägigen Stellen anderer 
Gesetze einen knappen, aber zuverlässigen 
Kommentar zum Übergangsgesetz, zum A.-G. 
'z. B.-G.-B., zum A.-G. z. G.-B.-O. u. Z.-V.-G., 
'zum A.-G. z. C.-P.-O. u. K.-O. und zum A.-G. 
ı2.G.-V.-G.bietet. Im Anhang sind 11 Ausfüh- 
rungsverordnungen und Bekanntmachungen 
‚abgedruckt. In der neuen Auflage, die um 
‚etwa drei Bogen angewachsen ist, ist die 
neneste Litteratur und Rechtsprechung sorg- 
fältig verwertet worden. Der bayerischen 
Praxis dürfte namentlich die Citierung der 
‚noch in Betracht kommenden güterrecht- 
‚lichen Entscheidungen des Obersten Landes- 
gerichts erwünscht sein, die bei den ein- 
zelnen Artikeln des Übergangsgesetzes ein- 
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gestellt sind. Das Werk wird in dieser ver- | 
besserten Gestalt den grossen Kreis seiner 
Freunde rasch erweitern. 


12. Mielke, Dr. Fritz, Universalfideikommiss 
u. Nacherbschaft. gr. 5°. (58 8.) Leipzig 
(©. L. Hirschfeld) 1.40 | 


Das Schriftchen bringt eine vergleichende | 
Darstellung der Lehre vom römischen Uni- | 
versalfideikommiss und von der Nacherbschaft | 
des B.-G.-B. Nach einem unverhältnismässig 
kurzen historischen Überblick behandelt Ver- 
fasser die beiden Institute als Produkt der 
Anerkennung wirtschaftlicher Bedürfnisse 
im Rahmen der bestehenden Rechtssysteme. 
Daran reiht sich eine Betrachtung der Be-| 
stimmungen über die Anordnung des Uni- 
versalfideikommisses und der Nacherbschaft 
an. Der den Schluss der Schrift bildende 
Hauptteil ist den Rechtsverhältnissen »ge- 
widmet, wie sie bei diesen Instituten zur 
Entstehung gelangen, insbesondere der Rechts- 
stellung des Vorerben und des Nacherben. 

Die Arbeit ist fliessend geschrieben und 
berücksichtigt die Litteratur des gemeinen 
und des neuen bürgerlichen Rechts. Be- 
dauerlich ist, dass der Hauptteil, der von 
den Rechtsverhältnissen spricht, allzu knapp | 
ausgefallen ist. Hier wäre unbedingt ein 
tieferes Eindringen angezeigt gewesen, das 
auch bei der Fülle des hier gebotenen Rechts- 
stoffes nicht schwierig gewesen wäre. Sch. 


13. Romeick, Landger.-Rat, Zur Technik 

des B.-G-B. Heft II: Die abgeleitete ı 

Schnld. 1. Abschn.: Die abgeleitete Miet- 

schuld. 8”. (117 8.) Stuttgart (Max 

Kielmann) 2.— 

Viel Schwierigkeiten bieten der theore- 
tischen Konstruktion die Bestimmungen der 
SS 556 Abs. 3, 604 Abs. 4 und insbesondere 
571 ff. B.-G.-B., und zwar um deswillen, weil 
es sich hier um Schuldverhältnisse handelt, 
die dem Wesen der Obligation entgegen 
neben den Kontrahenten auch dritte Personen 
in ihren Bereich ziehen. Für diese Erschei- 
nungen sind in der Litteratur bereits die 
verschiedensten Erklärungsversuche zu Tage 
getreten, die sich namentlich um den $ 571 
B.-G.-B. gruppieren. Der Verfasser weist 
die Haltlosigkeit dieser Erklärungsversuche 
nach, stellt seinerseits den Begriff der ab- 
geleiteten Schuldauf, unter deu er die 
genannten Fälle subsumiert, und iaut diesen 
Begriff nach den verschiedenstsu Seiten hin 
aus. Die Ausführungen sind durchweg sehr 
scharfsinnig und zeugen von reicher prak- 
tischer Erfahrung. Gleich der erst vor kurzem 
erschienenen Arbeit des Verfassers über die 
Fristbestimmung bildet die vorliegende Ab- 
handlung eine höchst beachtenswerte Be- 
reicherung der Litteratur unseres neuen 
bürgerlichen Rechts, die in Theorie und 
Praxis gute Aufnahme finden wird, N 
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14. Rosenthal, Heinr., Landger.-Dir., Das 
bürgerliche Gesetzbuch nebst dem Ein- 
führungsgesetze gemeinverständlich er 
läutert, unter besond. Berücksicht. der 
Rechtsverhältnisse des tägl. Lebens m. 
Hinweisen auf die Nebengesetze u. die 
Ausführungsgesetze f. Preussen, Bayer, 
Sachsen, Württemberg, Baden, sowie e. 
Sachregister u. e. Anh.: enth. die f. das 
tägl. Leben wicht. Vorschriften der Aus 
führungsgesetze der genannten 5 Staaten. 
5. Aufl. gr. 5°. (VI, 783 S.). Graudenz 
(G. Röthe) geb. 5.— 

Die Rosenthal'sche Ausgabe des B.-G.-B, 
die unter den vielen populären Erläuterungen 
des neuen Gesetzbuchs obenansteht, liegt — 
zwei Jahre nach dem Erscheinen der ersten 

Auflage — bereits in fünfter erheblich ver 

mehrter Auflage vor. 


Die neue Auflage hat an der bewährten 


‚Grundlage der früheren Auflagen festge 


halten und hat die Vorzüge des Werke 
noch gesteigert. Abgesehen von der Berichti- 
gung einer Anzahl von Versehen in Druck 
und Inhalt enthält die neue Auflage insbe 
sondere eine Neubearbeitung des Hypotheken- 
rechts, einer Materie, die einerseits dem Ver- 
ständnis grosse Schwierigkeiten bereitet, 
andererseits aber als das Recht des Grund- 
kreditverkehrs für weitere Volkskreise von 
besonderer praktischer Bedeutung ist. Die 
Neubearbeitung dieses Abschnittes hat nicht 
nur durch eine grössere Ausführlichkeit der 
Erläuterungen, sondern auch namentlich 
durch Anführung von Beispielen zum b=* 
seren Verständnis des Hypothekenrechts bei- 


getragen. Zur Veranschanlichung sind die 
‚für Preussen vorgeschriebenen amtlichen 


Formulare eines Grundbuchblatts sowie für 
Hypotheken-, Grund- und Rentenschuldbriefe, 
auch einige andere, selbst entworfene For- 
mulare beigefügt. 

Der ungewöhnliche buchhändlerische Er 
folg des Werkes in Verbindung mit der un 
geteilten Anerkennung, welche die Ausgube 
in den Besprechungen der Fachzeitschriften 
wie der Tagespresse gefunden hat, ist wohl 
der beste Beweis für die Brauchbarkeit de 
Buches, das auch durch seinen im Vergleich 
mit anderen kommentierten Ausgaben aussr- 
ordentlich mässigen Preis-in Wahrheit eine 
Volksausgabe des Gesetzbuchs ist. Sch. 


15. Schwarz, Dr. jur. Otto Georg, Grund- 
riss des Bürgerlichen Rechts unter Be 
rücksichtigung d. Pandektenlehre mit 
Einschluss d. Handelsrechts, Wechsel- 
u. Seerechts. Ein Hülfsbuch f. jung® 
Juristen. 2 Bände. 8°. (VII, 24 u. Vl, 
339 S.). Berlin (Carl Heymann's Verlag) 

Pu 


Das Buch will, um das Kind beim rechten 
Namen zu nennen, ein Paukbuch sein. 


9 


will möglichst knapp und klar die Grund | 
begriffe des Bürgerlichen Rechtes mit Ein- 
schluss des Handels-, Wechsel- und Seerechts 
unter steter Berücksichtigung der Geschichte 
darstellen. Auf 538 Seiten mit grossem | 
Drucke hat der Verfasser, der nach dem 
Vorwort seit langen Jahren als Repetitor 
wirkt, die schwierige Aufgabe bewältigt. 
Wir können ihm die Anerkennung nicht 
versagen. Das Buch ist mit grossem Ge-| 
schick verfasst, weiss das Wesentliche sehr | 
wohl vom minder Wichtigen zu trennen und 
zeichnet sich in allen Teilen durch eine ver 
ständliche, klare Darstellung aus. Jedenfalls 
steht es weit über ähnlichen Büchern, die 
zum Teil mit grosser Prätension auftreten 
und das Drei- oder Vierfache kosten. Die 
Ausstattung ist sehr gut. 





16. Türke, R., Assessor, u. Amtsger.-Rat K. 
Niedenführ, Daz bürgerl. Recht, das 
bürgerl. Gesetzbuch nebst Einführungs- 
gesetz und Nebengesetzen, das preuss. 
Ausführungsges. ete. 1. Bd. gr. 8°. (XVITI, 
224 u. 734 S.), 2. Bd. gr. 8°. (XXXIV, 
550 u. 360 8.) 3. Bd. gr. 8°. (XXIV, 
664 u. 534 8.). Leipzig (Rossberg & 
Berger) 23.— 


Das mit erstaunlichem Fleisse angelegte, 


. reichhaltige Sammelwerk stellt das B.-G.-B. 

mit E.-G. und Nebengesetzen, das preussische 
A.G. z. B.-G.-B. und sämtliche vom 1. Jan. 
1900 ab geltenden Reichs- und preussischen 
Landesgesetze mit ergänzenden Erlassen, 
Verordnungen und Anweisungen und der 
noch verwertbaren älteren Judikatur zu- 


sammen. Die Vorschriften des B.-G.-B. sind | 


ausserdem kurz kommentiert. Diesem Pro- 
gramm entsprechend nimmt das Werk einen 
gewaltigen Raum in Anspruch. Bis jetzt 
liegen drei grosse Bände vor, die den all- 
gemeinen Teil, das Recht der Schuldver- 
hältnisse und das Sachenrecht behandeln. 


Um den Text des B.-G.-B. nicht zu weit: 


auseinander zu reissen, sind ergänzende 
Gesetze (u.s. w.) grösseren Umfangs wie 
H.-G.-B., Z.-V.-G. und Versicherungsgesetze 


Handels-, Wechs 


1. Boyens, Emil, Rechtsanw. beim Reichs- 
gericht, Das deutsche Seerecht. Auf 
Grund des Kommentars v. Dr. William 
Lewis unter Berücksicht. ausländ. See- 
rechte neu bearb. Mit e, Einleitg. üb. 
örtl. Geltg. seerechtl. Gesetze. 2 Bde. 
er. 8°. (XX, 460; XXI, 5798.) Leipzig, 
1897 u. 1901 (Duncker & Humblot) 

23.20; gebd. 27.20 


Der erste Band dieses gediegenen Werkes 
war schon 1897 erschienen ; der zweite liegt 
nun vollendet vor; ein dritter Band soll den 
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als Anhang zu den einzelnen Bänden abge- 
druckt. Die ganze im Anhang des I. Bandes 
abgedruckteUnfallversicherungsgesetzgebung 
ist übrigens inzwischen bereits geändert 
worden. Über den Fortgang des Unter- 
nehmens werden wir noch berichten. 9 EB 


17. Turnau, Dr. W., u. K. Förster, Keiche- 
gerichtsräte, Das Liegenschaftsrecht nach 
«den deutschen Reichsgesetzen u. d. Preuss. 
Ausführungsbestimmungen. gr. 8°. 2 Bde. 
(XLVI, 854 S. u. XXIX, 661 S.). Pader- 
born (Ferd. Schoeningh) 265. ⸗ 


Das grossangelegte Werk zerfällt in zwei 
Bände. Der erste behandelt das Sachenrecht 
des B.-G.-B. ($$ 93—103, 854—1296) mit 
den preussischen Ausführungsvorschriften 
und unter Einschaltung von Exkursen über 
den Leibgedingsvertrag (S. 494 ff.), über lan- 
' desrechtliche Servitutvorschriften (8. 498 ff.), 
| über die Zwangshypothek (8. 765 ff.) und über 
die Schuldübernahme nach den 88 414—419 
| B.-G.-B. (8. 837 ff.). Der zweite Band enthält 
zunächst einen ausführlichen Kommentar 
zur Grundbuchordnung mit durchgängiger 
erschöpfender Berücksichtigung der preus- 
sischen Ausführungsbestimmungen, sodann 
eine Reihe preussischer Formulare und einen 
Anhang (für Preussen), der namentlich das 
Bergreeht sowie das Kosten- und Stempel- 
wesen behandelt. Hieran reihen sich Er- 
gänzungen über 1. Enteignung, 2. Sub- 
‚ hastation, 3. Agrarrechtliche Auseinander- 
setzungen und 4. Rentengüter. Den Schluss 
bilden ausführliche Sach- und Quellenregister. 


Diese Darstellung des Liegenschaftsrechtes 
‚ist die vollständigste und eingehendste, die 
zur Zeit vorliegt. Sie hat die Ergebnisse 
der bisherigen preussischen Wissenschaft und 
Rechtsprechung mit grösster Sorgfalt ver- 
' wertet, daneben aber auch Materialien, Litte- 
ratur und Judikatur des neuen Rechtes (zum 
Teil in ausführlichen Nachträgen) berück- 
'siehtigt. So wird das Werk aller Voraussicht 
nach in Theorie und Praxis eine führende 
Rolle einnehmen. 





el- und Seerecht. 


Schluss bilden und unter anderem auch die 
noch zu erwartende nene Seemannsordnung 
bringen. Der erste Band enthält nach einer 
Übersicht über die seerechtlichen Vorschriften 
Deutschlands und fremder Staaten zunächst 
eine überaus gründliche Abhandlung über 
die örtliche Geltung der seerechtlichen Ge- 
setze (8. 16— 81), hierauf einen Kommentar 
zum Titel 1—3 des V. Buches des H.-G.-B. 
alter Fassung samt Nebengesetzen unter 
Angabe der Abweichungen des neuen H.-G.-B. 
und unter Berücksichtigung des B.-G.-B. Da 
beim Erscheinen des ersten Bandes noch das 
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alte H.-G.-B. in Geltung stand, war es damals | 
gerechtfertigt, den alten Text zur Grundlage 
der Erläuterungen zu machen. Inzwischen 
ist das neue H.-G-B. in Kraft getreten. Die | 
Fortsetzung des Kommentars musste deshalb | 
vom Abschnitt (bisher Titel) IV des vierten 
(bisher fünften) Buches ab den neuen Text zur | 
Grundlage der Erläuterungen machen. Um 
nun den neuen Text des H.-G.-B. ganz und 
im Zusammenhange zu bringen, hat der Ver- 
fasser auch die bereits im ersten Bande er- 
läuterten Abschnitte I—III abgedruckt, bei 
jedem Paragraphen auf die einschlägigen 
Stellen des ersten Bandes hingewiesen und 
überall die früheren Ausführungen durch 
Nachträge ergänzt. Ein Missstand ist diese 
Spaltung sicherlich. Allein der Missstand 
wäre nur durch einen überaus kostspieligen 
Nendruck zu vermeiden gewesen und ist 
durch die geschickte Überleitung in das neue 
Recht erträglich geworden. Der zweite Band 
bringt neu den Kommentar zu den Ab- 
schnitten IV—VII Titel 1. Im Anhange 
zum IV. Abschnitt sind die lokalen Verord- 
nungen und Örtsgebräuche über Laden und 
Löschen von Seeschiffen zusammengestellt. 
Im Anschluss an den V. Abschnitt ist das. 
Auswanderungsgesetz, im Anschluss an Titel | 
des VII. Abschnitts sind die Vorschriften des | 
F.-G.-G. über die Bestätigung der Dispachen | 
und die York-Antwerp-Rules von 1890 be- 
handelt. In der Einleitung des zweiten 
Bandes ist eine neue Übersicht über den 
jetzigen Stand der seerechtlichen Gesetz- 
gebung gegeben; hieran reihen sich das neue 
Flaggengesetz und die damit in Verbindung 
stehenden sonstigen Vorschriften über die 
Führung der Schiffsregister. Darauf folgt 
eine Abhandlung über Schiffspfandrecht mit 
den einschlägigen Normen des B.-G.-B, und 
des F.-G.-G. 


Die Darstellung zeugt in allen Teilen 
von vollständiger Beherrschung des Stoffes 
und gehört ohne Frage zu den wertvollsten 
Erscheinungen in der Litteratur des deutschen | 
Handelsrechts. Wir wünschen dem treff- 
lichen Unternehmen eine baldige Vollendung. 





1 
2. Crüger, Dr. Hans, Was jeder vom neuen | 
deutschen Genossenschaftsrecht kennen 
muss. Ausführl. Auskunftsbuch für Ge 
nossen und Beamte der Genossenschaften | 
sowie Kapitalisten. gr. 8°. (107 S.). 
Leipzig (Dr. L. Huberti) geb. 2.75 | 
Das sehr hübsch ausgestattete, preis- 
würdige Büchlein bietet eine von sach- 


gezogen worden. 
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dem Handelsgesetzbuch f. das Deutsche 
Reich vom 10. V. 1897. 4. Aufl. (VII, 
173 8.). Leipzig (J. J. Weber) geb. 2.— 


Der Text lehnt sich in der Hauptsache 
an die Bestimmungen und den Wortlaut 
des Handelsgesetzbuchs an, gleichwohl ist 
die Form eines kleinen Lehrbuches gewählt 
worden. Das Zusammengehörige ist dadurch 
ınehr aneinander gerückt und eine besser 
Übersichtlichkeit erzielt. Wo es nützlich 
erschien, sind die Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuches zur Ergänzung heran- 
Am Schlusse findet sich 
eine Zusammenstellung der Reihenfolge der 
Paragraphen des Handelsgesetzbuchs mit 
Angabe der betreffenden Seitenzahlen de 
Katechismus. Das bereits in 4. Auflage 
vorliegende Bändchen hat seinen Wert nament- 
lich für Kaufleute, die sich weder mit dem 
einfachen Gesetzeswortlaut zu begnügen noch 
mit einem grösseren Kommentar desselben 
zu befassen geneigt sind. Auch für Handels 
lenranstalten kann der Katechismus als ge 
eignete Unterlage zum Unterricht dienen 
und empfohlen werden. 


4. Friedberg, Dr. Emil, Geh. Rath Prof., 
Formelbuch f. Handels-, Wechsel- u. See 
recht. 2. Aufl. unter Mitwirkg. v. Priv.- 
Doc. Dr. Ludw. Beer. gr. 8°. (XVI, 


603 8.). Leipzig (B. Tauchnitz) geb. 9.— 


Die vorliegende 2. Auflage dieser rähm- 
lichst bekannten Formelsammlung berück- 
sichtigt überall das neue Recht. Sie ent- 
hält 286 Nummern (gegen 219 der ersten 
Auflage), von denen 226 auf das Handelsrecht, 
28 auf das Wechselrecht, die übrigen auf 
das Seerecht entfallen. Einzelne Abschnitte, 
wie der über die Börse (Nr. 25, 26, 59, 9% 
—103) sind ganz neu eingestellt. Die 
Muster sind von grösster Zuverlässigkeit und 
Auschaulichkeit und werden dem Juristen, 
namentlich auch dem angehenden, wie dem 
Kaufmanne von erheblichem Nutzen sein. 
Ausführliche Register erleichtern die Hand- 
habung. Die Ausstattung des Werkes ist 
vortrefflich. 


5. Kaufmann, Emil, Rechtsanw., Die wesentl 
Unterschiede d. alten u. neuen H.-G.-B 
Mit ein. Anhange. 2. Aufl. 8°. (2098) 
Berlin (W. Moeser) kart. 3.— 


Ein für die Übergangszeit auf dem 6e 
biete des Handelsrechts sehr brauchbares 


kundiger Hand verfasste gemeinverständliche Hilfsmittel bildet das Büchlein von Kauf- 
Darstellung des geltenden Genossenschafts- mann über die wesentlichen Unterschiede des 
rechtes, die jedem Interessenten bestens em- alten und neuen Handelsgesetzbuchs. Die 
pfohlen werden kann. Ein Sachregister wäre vorliegende Neuauflage schliesst sich nach 
erwünscht. ‘Form und Inhalt der 1. Auflage im wesent- 
‚lichen an. Die inzwischen erschienene, das 

3. Fischer, Rob., Geh. Reg.-Rat, Katechis- neue Handelsgesetzbuch betreffende Littera- 
mus des deutschen Handelsrechts nach | tur und Rechtsprechung konnte keine Berück- 
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sichtigung finden, da andernfalls der Rahmen | Schrift ist der, nicht nur Geschäftsherrn und 
und die Aufgabe des Werkchens überschritten Agenten selbst, sondern auch die Kunden- 
worden wäre. Neu ist das der 2. Auflage | welt mit den für den gesamten Handelsverkehr 
beigegebene Sachregister, das sicherlich allent- | so wichtigen Rechtssätzen überden Handlungs- 
halben als eine willkommene Ergänzung auf- | agenten bekannt zu machen. Das Werkchen 


genommen werden wird. Sch. enthält in ausführlichen und treffenden 
' Bemerkungen zu den vom Agenten handelnden 
6. Methner, B., Landrichter, Der kauf- 88 84—92 H.-G.-B. eine zuverlässige und 


gemeinverständliche Darstellung dieser Vor- 
‚schriften. Dabei sind sowohl die für die 
en Handlungsagenten in 

tracht kommenden Bestimmungen andeıer 
I. Er nz & e —— Gesetze (B-G.-B., St.-G-B., K. 6., Ges. z. 
Ba + Leipzig (Dr. Hu b9 ' Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, 
““ ;ete.) als auch die über diese Materie bisher 

Der Zweck der in Huberti’s „moderner erschienene Litteratur berücksichtigt. Ein 
kaufmännischen Bibliothek“ erschienenen Sachregister erleichtert die Orientierung. H. 


männische Agent. Eine Erläuterung der 
Rechte und Pflichten des kaufmänn 
Agenten auf Grund d. 7. Abschn. d. 


Civilprozessrecht mit Konkurs- und Vollstreckungsrecht. 


1. Betzinger, B., Oberlandesger.-Rat, Hand- | ständlicher Darstellungsweise und übersicht- 
buch der Liegenschaftsvollstreckung f.d. |lichster Anordnung. Die Rechtsprechung 
Grossh.Baden.DasZwangsversteigerungs- | des R.-G. und der Landesgerichte, einschliess- 
gesetz v. 24. III. 97 und dieNamen der lich der noch massgebenden älteren Ent- 
Zwangs- und Arresthypothek nebst den | scheidungen, sowie die sonstige Litteratur 
eingreifenden Vorschriften und Kosten- | ist sorgfältig verwertet und angeführt. Das 
bestimmungen des Reichs- und Landes- | Werk ist nicht allein für juristische Kreise, 
rechts zusammengestellt u. erläutert. insbesondere Gerichte, Notare und Rechts- 
gr. 8°. (X, 425 8.). Tübingen (J.C. B. anwälte, sondern auch für Finanzbeamte, 
Mohr) 8.—; geb. 9.— | Gemeindebehörden, Kassen- und Fondsver- 


Der Verfasser ist in der Litteratur bereits waltungen u. s. w. von grösstem Nutzen. 
rühmlichst bekannt. Seine Befähigung zu 
der vorliegenden Arbeit hat er durch ein) 2. Gaupp, Dr. L., u. Dr. Friedr. Stein, Die 
weitverbreitetes Handbuch des badischen Civilprozessordnung für das Deutsche 
Subhastationsverfahrens (1892) und neuer- Reich. 4. u. 5. Auflage. Auf der Grund- 
dings durch seine vortreffliche „Liegenschafts- lage des am 1. Jan. 1900 in Kraft ge- 
vollstreckung‘‘ (1597) dargethan, die erste tretenen Rechtes neu bearbeitet von 
Schrift, die nach Erlassung des Z.-V.-G. die| Prof. Dr. Stein. 18. Lig. gr. 8°. (8. 321 
Eigenart des neuen Verfahrens an einem | —400). Tübingen (J. €. B. Mohr) 1.35 
aktenmässig durchgeführten Falle darstellte. | , j J 
Das vorliegende Handbuch ist vor allem für _ In dieser Lieferung wird der vorzügliche 
den badischen Praktiker bestimmt. Es ist Kommentar vom $ 697 bis $ 729 fortgeführt. 
Gleichzeitig sind Berichtigungen und Nach- 


aber namentlich wegen der gleichartigen | 1 - 
Heranziehung des Notariats durch die Aus- | träge zum I. Bande beigegeben. Noch vor 


führungsgesetze von Bayern und Württem- 
berg für diese Staaten und in seinem reichs- 


Abschluss der 4. Auflage ist eine 5. erforder- 
lich geworden, was bei der einzigartigen 
Gründlichkeit und Zuverlässigkeit dieses 


rechtlichen Teile für alle Bundesstaaten von j 1 
hohem Werte. Der Stoff ist folgendermassen | Werkes gar nicht zu verwundern ist. 
angeordnet: Den Kern des Werkes bildet 
(S. 160—392) ein ausführlicher Kommentar | 
zum Z.-V.-G. und eine systematische Dar- | 
stellung der Zwangs- und Arresthypothek. 
Dagegen sind die einleitenden Begriffe und 
die nötigen Auszüge aus dem B.-G.-B., der 
C.-P.-O., der bad. Kostenverordnung (letztere Das Vorwort zu dem nun vollendeten 
mit Kommentar) etc. in besonderen Ab- | Werke besagt: Der Kommentar hat es sich 
teilungen (I—X) vorangestellt, damit beim | zur Aufgabe gemacht, die Konkursordnung 
Z.-V.-6, jeweils auf die betr. Seitenzahl |; auf der Grundlage des neugestalteten Bürger- 
zurückverwiesen werden konnte. Bei der lichen Rechts zu erläutern, und deshalb dem 
Anlage, wie bei der Einzelausführung | materiellen Recht, namentlich auch dem 
des Werkes war der Verfasser erfolgreich | Handelsrecht, eine besondere Sorgfalt ge 
bestrebt, nur das Wichtige und Praktische widmet. Die Erläuterungen sind, der be- 
zu bringen, aber dies in allgemein ver- währten Methode Staub'sfolgend, systematisch 


3. Jaeger, Ernst, Prof. in Würzburg, Die 
Konkursordnung auf der Grundlage des 
neudn Reichsrechts erläutert. gr. 8°. 
867 S. Berlin (J. J. Heine's Verlag) 17.50 
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im Rahmen der einzelnen Paragraphen ent- 
wickelt. Auf diese Weise liess sich eine 
Übersichtlichkeit erzielen, die der praktischen 
Anwendung wie dem Studium des Gesetzes 
in gleichem Masse von Nutzen sein dürfte. 
Auch in der Aufnahme rechtsvergleichender 
und statistischer Bemerkungen geht das 
Werk über den Inhalt der älteren Kommen- 
tarwerke hinaus. Von den Landesgesetzen 
sind die preussischen und die bayerischen 
gleichmässig neben einander berücksichtigt. 
Im übrigen sind meist nur die neugefassten 
Ausführungsvorschriften zur Konkursordnung 
selbst herangezogen. Da zwischen dem Er- 
scheinen der ersten und dem der letzten 
Lieferung mehr als zwei Jahre liegen, sind 
Berichtigungen und Ergänzungen notwendig 
eworden. Sie reichen bis zum 15. Oktober 
%1 und enthalten auch die konkursrecht- 
lichen Änderungen des neuen Urheber-, Ver- 
lags- und Privatversicherungsgesetzes. Das 
leztere ist vom $& 168 ab bereits im Texte 
berücksichtigt. Die Strafbestimmungen der 
$S 239— 244 hat der Bruder des Verfassers, 
Carl Jaeger, Staatsanwalt in Metz, erläutert. 


Nachträglich seien noch zwei sinnstörende 
Druckfehler berichtigt: Seite 770 im letzten 
Absatze der Anm. 1 muss es „Vorspiegelung 
der Zahlungs un fühigkeit‘“ heissen. Im Zu- 
satze zu $61 Anm. 28 muss es statt „Tier- 
ärzte“ heissen „Zahnärzte“, 
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| 4. Levis, Dr. Otto, Amtsr., Die Entmündi- 
| gung Geisteskranker. Das Entmändi- 
gungs-Beschlussverfahren gegen Geistes- 
| kranke und Geistesschwache. Nach d. 
| B.-G.-B. u. d. C.-P.-O. gr. 8°. (XII, 3398.) 
Leipzig (C. L Hirschfeld) 8.40; geb. 9.40 


Das Buch von Dr. Levis, welches das 
Entmündigungsverfahren gegenGeisteskranke 
‚und Geistesschwache zum Gegenstand hat, 
‚muss als eine recht tüchtige Leistung er 
‚achtet werden. Die Schrift handelt nach 
einigen allgemeinen einleitenden Erörterungen 
‚von dem nstand und dem rechtlichen 
Charakter des Entmündigungsverfahrens, be 
‚spricht die Voraussetzungen der Entmän- 
digung an der Hand des bürgerlichen Rechts 
und bringt eine sehr eingehende Darstellung 
des Entmündigungsverfahrens. Verfasser 
sucht insbesondere darzuthun, dass das Eut- 
mündigungsverfahren nicht ein Civilprozess, 
sondern ein Rechtspolizeiverfahren ist, somit 
‚auch die Vorschriften des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
' Gerichtsbarkeit subsidiäre Anwendung finden, 
und gelangt infolgedessen bei seinen Aus» 
 führungen oftmals zu Ergebnissen, die von 
der bisher herrschenden Meinung abweichen. 
Die Schrift zeichnet sich durch eine sehr 
| er Gründlichkeit, durch eine erschöpfende 

rücksichtigung der einschlägigen Litteratur 
und Rechtsprechung 
Kasuistik aus. 


| 
| 


sowie durch reiche 
Seh. 





Urheber- und Verlagsrecht. : 


1. Kuhlenbeck, Dr. Ludw., Rechtsanw., Das 


Persönlichkeitsrechtstheorie Gierke's, einer 


Urheberrecht (Autorrecht) an Werken | genaueren Darlegung bedurft. Verfasser selbst 


der Litteratur u. Tonkunst u. das Ver- 
lagsrecht. Unter fortlauf. Erläuterg. der 
neuen einschläg. Reichsgesetze u. um- 


| schliesst sich in der Hauptsache Kohler an, 


möchte aber gerne die Bezeichnung „geistig 


Eigentum“ erhalten wissen. Was die Er 


fass. Berücksicht. der bisher. Praxis u. | läuterung der Gesetze betr. das Urheber- und 


Wissenschaft gemeinverständlich dar- 


‚das Verlagsrecht betrifft, so enthalten diese 


gestellt. Mite. Anh.: Die Staatsverträge | gewiss manche gute Bemerkungen, die Ver 
u. wichtigsten Bestimmgn. der ausländ. fasser aus Eigenem schöpft. Den Schwer 
Gesetzgeb. betr. geist. Eigentum. gr. 8°. punkt bildet aber eine sehr ausgedehnte 
(VI, 354 8). Leipzig (C. L. Hirschfeld) | wörtliche Wiedergabe der Motive und des 

8.—; geb. 10.— Kommissionsberichtes. Weniger hievon, in 
Was dem vorliegenden Werke ein eigen- | gehöriger Verarbeitung, wäre manchmal mehr 


tiimliches Gepräge verleiht, sind die aus- 
führlichen rechtsphilosophischen und dog- 
matischen Erörterungen, welche der Verfasser 
in der ziemlich umfangreichen Einleitung 
dem Kommentar vorausschiekt. Dank einer 
grossen Belesenheit bringt er hier neben 
eigenen mehrfach geistreichen Ausführungen 


gewesen. Bei $ 6 druckt Verfasser alle etwa 
in Betracht kommenden Bestimmungen des 
B.-G.-B. ab. Wie diese Bestimmungen gerade 
auf das Verhältnis der Miturheber Anwen- 
dung finden, ist eine vielfach schwierige 
Frage, zu deren Lösung Verfasser keinen 
| Beitrag liefert. Auch sonst sind häufig 


manche Aussprüche anderer, die bisher LIT beige ing ietlingen deren Beantwortung 


diesem Zusammenhange noch nicht verwertet 
worden sind. Um freilich ein erschöpfendes 
Bild von dem dermaligen Stande der Frage 
zu geben, hätten ausser der näher behandelten 
Immaterialgüterrechtstheorie Kohler's auch 
noch andere Standpunkte, insbesondere die 


en meisten Zweifeln begegnet, übergangen, 
so z. B. bezüglich der Thäterschaft und der 
Teilnahme beim Vergehen des Nachdrucks. 
Neben den Materialien zu’den neuen Gesetzen 
benutzt Verfasser grösstenteils auch die bis 
herige Litteratur und Rechtsprechung. 
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2. Mittelstaedt, Dr. Joh., Landricht., und | 
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Struktur des Gesetzes und seiner Beziehungen 


Rechtsanw. Dr. Curt Hillig, Das Verlags- zum Gesetze betr. das Urheberrecht wie zu 


recht, 


hange, enth. d. Reichsges. betr. d. Urheber- 
recht an Werken der Litteratur u. Ton- 
kunst v. 19. VI. 1901. gr. 8°. (XVIIL, 
189 S.). Leipzig (8. Hirzel) 4.— 


Der vorliegende Kommentar zum Gesetze | 


über das Verlagsrecht ist zweifellos von den. 
—* und demgemäss die auf alles Wesentliche 


bisher erschienenen der ausführlichste und 


Reichsges. üb. d. Verlagsrecht | 
v. 19. VI. 1901 m. Erläntergn. u. e. An- | 


den Sätzen des allgemeinen bürgerlichen 
Rechts, ferner unter Heranziehung und selb- 
ständiger Verwertung der gesamten Litteratur 
und der Ergebnisse der Rechtsprechung aus- 
gearbeitet. Dabei haben die Verfasser einen 
scharfen Blick für die Bedürfnisse des prak- 
tischen Juristen, der über den Willen des 
Gesetzes Aufschluss haben will, bekundet 


nimmt zugleich wohl auch seinem inneren | Bedacht nehmenden Erläuterungen systema- 


Werte nach unter denselben eine der ersten 


tisch und äusserst übersichtlich geordnet. 


Stellen, wenn nicht die erste ein. Er ist auf Überschriften zu den eine gewisse Gruppe 
breiter wissenschaftlicher Grundlage unter | bildenden Paragraphen des Gesetzes fördern 
steter Berücksichtigung der juristischen | die Möglichkeit rascher Orientierung. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Benedikt, Wilhelm, Rechtsanw., Die 


selbständigen Erhebungen des Vertei- 


digers und die Strafprozessreform. (Heft 
14 der Veröffentlichen. d. Berlin. Antwalt- 
Vereins). 8°. (34 8.). Berlin (Franz Vahlen) 
Verfasser ist bemüht, den Nachweis zu 
liefern, dass unser Strafverfahren an einer 
ungenügenden Ausbildung des Entlastungs- 
beweises, zumal im Vorverfahren, krankt. 
Er hält es vom Standpunkte der Berufsehre 
des Anwalts aus für unzulässig, dass dieser 
Zeugen selbständig vernimmt oder durch 
Privatdetektivs vernehmen lässt. Er plaidiert 
für eine Reform des Strafprozesses in dem 


beweises zur absoluten Pflicht des Staates 
erhoben wird. Wir können dem Verfasser 
in der Hauptsache unsere Zustimmung nicht 


versagen und würden mit ihm bedauern, 
wenn die von den Verteidigern geführten 
würden, | 
halten vielmehr dafür, dass die Staatsan- | 
wälte mehr, als es geschieht, gem. St.-P.-O., 
$ 158 Abs. 2 auch die zur Entlastung (dienen- 
‚der Weise, dass das Realprinzip mehr zur 


Nebenuntersuchungen zur Regel 


den Umstände ermitteln sollten. 


2. Kitzinger, Dr. Friedr., Ort und Zeit der 
Handlung im Strafrecht. Zugleich eine | 


Betrachtg. der Erscheinungsformen des 
Deliktes. gr. 8°. (IV, 307 8.). München 
(C. H. Beck) 7.— 


Verfasser gibt zunächst einen guten Über- 
blick über die geschichtliche Entwicklung | 
der behandelten Lehre bis zur Gegenwart. | 


Die dogmatische Darstellung geht aus von 


einer Erörterung über das Wesen des Delikts 


und über die natürliche Anschauung vom 
Begehungsort und von der Begehungszeit; 
hier tritt Verfasser uamentlich der Frage 
nach der Kausalität der positiven Hand- 
lungen wie der Unterlassungen näher. Das 
Thema wird dann der Reihe nach behandelt 


mit Rticksieht auf die räumlichen Grenzen | 





der Strafgewalt, auf den Gerichtsstand der 
begangenen That, auf die zeitliche Herrschaft 
der Strafgesetze und auf den Beginn der 
Verjährung; ferner in Bezug auf besondere 
Begehungsformen, wie Teilnahme, Versuch, 


80 fortgesetzte, fortdauernde, zusammengesetzte 


und sog. repetierende Delikte, Kollektiv- und 
Zustandsdelikte, sowie mit Beziehung auf 


das Pressdelikt, den sog. ambulanten Gerichts- 


stand. Verfasser bekämpft die Ansicht, welche 


'in Ansehung des Begehungsortes den Erfolg 
entscheiden lässt, und tritt dafür ein, die 


persönliche Ausführungsthätigkeit als mass- 
rebend sowohl für den Ort, als auch für die 


' Zeit der Begehung anzusehen. In Anbetracht 
Sinne, dass die Erhebung des Entlastungs- 


der bestehenden Zweifel namentlich hinsicht- 
lich des Gerichtsstandes der begangenen That 
erachtet er eine gesetzliche Regelung für ge- 


boten, die sich aber nicht auf die prozessuale 


Seite beschränken, sondern die materiell-recht- 
liche einbeziehen soll. Hand in Hand mit der 
Feststellung des Begehungsortes im Sinne 
seiner Ausführungen soll nach dem Vor- 
schlage des Verfassers eine Erweiterung der 
deutschen Strafgewalt gehen und zwar in 


Geltung kommt, also inländische Rechts- 
güter auch gegen Angriffe im Auslande ge- 
schützt werden. Die mit Aufwand höchster 
Gründlichkeit verfasste, vielfach auf scharf- 
sinniger Beobachtung der thatsächlichen und 
rechtlichen Verhältnisse beruhende Schrift 
verdient volle Beachtung. Freilich wird sie 
auch da und dort auf Widerspruch stossen 
und zwar teilweise mit Recht. Wir könnten 
uns z. B. mit der Bestimmung des Begehungs- 
ortes nach der persönlichen Thätigkeit nur 
de lege ferenda unter gleichzeitiger Aus- 
dehnung des räumlichen Herrschaftsgebietes 
der deutschen Strafgesetze befreunden, 
während wir für das geltende Recht die 
Notwendigkeit, neben der persönlichen Thätig- 
keit auch den Erfolg zu berücksichtigen, 
nach wie vor als bestehend erachten und 
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trotz der Ausführungen des Verfassers nicht 
davon überzeugt sind, dass diese Berück- 
sichtigung im (resetz keinen Halt finde. Er- 
hebliche Bedenken machen sich geltend gegen 
die Auffassung des „Verbrechens im weiteren 
Sinn“, gegen die Anschauung, als sei der 
Erfolg der Anstiftung nur eine Bedingung 
ihrer Strafbarkeit, gegen die Inkonsequenz 


2 


kaum etwas thun kann, und die Hilfe der 
Gemeinden nicht ausreicht, gehören die 
Vereine zur Fürsorge für entlassene Gefangene 
zu den dankenswertesten Erscheinungen. 
Die überaus umfang- und segensreiche Wirk- 
samkeit des Berliner Vereins zur Besserung 
der Strafgefangenen während eines Zeitraums 
von über siebzig Jahren zu schildern, hat 


in der Behandlung des fortgesetzten Delikts, Verfassser in der vorliegenden Schrift unter- 
welches bald eine Einheit, bald eine Mehr- nommen, die uns ein höchst anschanliches 
heit von Verbrechen darstellen soll u.a. Bild gibt von der Gesamtorganisation dieses 
ı Vereins und von seinen Einzeleinrichtungen, 

3. Meili, Dr. F., Prof., Die Kodifikation des | von den Aufgaben und Leistungen seiner 


schweizerischen Privat- und Strafrechts. | 
gr. 8°. (124 8.). Zürich (Art. Institut 
Orell Füssli) 3.— 


Bekanntlich ist in der Schweiz seit etwa 
drei Jahren durch Volksentscheid bestimmt, | 
dass der Bund zur Gesetzgebung auf allen 
Gebieten des Civil- und des Strafrechts zu- 
ständig ist. Der Vorentwurf zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuch liegt bereits | 
seit 1806 vor. Im Jahre 1900 ist nun auch | 
der Vorentwurf eines schweizerischen Civil- 
gesetzbuchs veröffentlicht worden. Verfasser 
will mit seiner Schrift einerseits orientieren, | 
anderseits kritisieren. Dass beides inner- 
halb des knappen Rahmens der Schrift nur 
in beschränktem Masse geschehen konnte, 
liegt auf der Hand. Mehr ins Detail als 
in der Betrachtung des Strafrechts geht Ver- 
fasser in der Erörterung des Civilrechts; 
ersteres ist überhaupt nur wegen seiner mehr- 
fachen Berührung mit dem Civilrechte in 
die Schrift einbezogen. Aber auch von den 
Bestimmungen des Civilgesetzbuchs konnte 
nur eine allgemeine Charakteristik gegeben 
und daneben Einzelnes mit Auswahl hervor- 
gehoben werden. Da auch die schweizerische 
Kodifikation überwiegend das bestehende 
Recht zusammenfasst, beschränkt sich das 
Interesse in der Hauptsache auf die Frage, 
wie der Entwurf den veränderten Verhält- 
nissen und den modernen Anschauungen | 
Rechnung getragen hat; in dieser Richtung | 
bietet uns die Schrift wertvolle Aufschlüsse. . 


4. Rosenfeld, Dr. Ernst, Ger.-Ass., Die Ge- 
schichte des Berliner Vereins zur Besse- 
rung der Strafgefangenen 1527—1%00. 
Ein Beitrag zur Geschichte d. preuss. 
Gefüngniswesens u. d. Fürsorgewesens | 
für entlassene Gefangene. 8°. (V, 156 8.). 
Berlin (Otto Liebmann) 2.50 

Soll die Freiheitsstrafe durch die trüben 
Schatten, die sie auf die Zukunft wirft, 
nicht das Gegenteil einer heilsamen Wirkung | 
hervorrufen, so muss dem entlassenen Ge- 
fangenen, der sich in der menschlichen Gesell- 
schaft rehabilitieren will, hiebei unter die 





verschiedenen Ausschüsse und Abteilungen, 
von der unermüdlichen Thätigkeit der Mit 


‚ glieder und ihren zum Teil glänzenden Resnl- 


taten. Freilich können alle diese Bestrebungen 
die Kriminalität derjenigen, auf deren Schutz 
sie abzielen, nicht ganz unterdrücken. Aber 
man kann mit Recht sagen: Wie stünde ſ— 
erst mit der Kriminalität ohne diese Be 
strebungen ! 


5. Stenglein, Dr. M., Reichsger.-Rat, Ap- 
pelius, Dr. H., Staatsanw., und Prof. 
Dr. 6. Kleinfeller, Die strafrechtlichen 
Nebengesetze des Deutschen Reichs 
Dritte, gänzlich neubearbeitete u. ver 
mehrte Auflage, bearb. von Dr. M. Steng- 
lein. 1. Lig. gr. 8°. (S. 1—192). Berlin 
(Otto Liebmann) 4.%0 
Seit dem Erscheinen der 2. Auflage (15% 
dieses für die praktische Handhabung der 
neben dem St.-G.-B. geltenden Reichsstraf- 
gesetze unentbehrlichen Kommentars und 
des Supplements hiezu (1898) hat nicht nur 
die Gesetzgebung neue wichtige Erscheinungen 
zu Tage gefördert, sondern auch Litteratur 
und Rechtsprechung unablässig an der Aus 
legung der vorhandenen Gesetze weiterge 
arbeitet. Diesen Veränderungen Rechnung 
zu tragen, ist die nunmehrige 3. Auflage 
bestimmt. Die vorliegende erste Lieferung 
bringt unter dem beibehaltenen Titel „be 
setze zum Schntze des geistigen Eigentums“, 
dem sich freilich manche der eingereihten 
Gesetze etwas gezwungen unterordnen. die 
älteren noch fernerhin geltenden Urheber 
rechtsgesetze, neben dem Patentgesetze das 
Ges. betr. die Patentanwälte, die Gesetze 
betr. den Schutz von Gebrauchsmuster und 
zum Schutze der Warenbezeichnungen, dann 
das neue Gesetz betr. das Urheberrecht an 
Werken der Litteratur und Tonkunst, sowie 
das Gesetz über das Verlagsrecht, welches 
zwar selbst Strafbestimmungen nicht enthält, 
aber vielfach das Urheberrechtsgesetz ergänzt 
und die Anwendung der Strafbestimmungen 
des letzteren beeinflusst. Die Erläuterungen 
zu den neu aufgenommenen Gesetzen weisen 


Arme gegriffen werden ; er würde sonst gegen | dieselben Vorzüge auf, wie die aus der 
die Vorurteile dieser Gesellschaft vergeblich früheren Auflage übernommenen, kurze, be 
ankämpfen. Da nun der Staat in dieser Be stimmte, klare Fassung, Übersichtlichkeit 
ziehung so gut wie nichts thut, wohl auch | und Erschöpfung der wichtigsten Fragen. 
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Kirchenrecht. 


1. Stiegler, Dr. Maria Alb., Dispensation, 
Dispensationswesen u. Dispensationsrecht 
im Kirchenrecht. Geschichtlich dar- 
gestellt. 1. Bd. gr. 8°. (VI, 375 8.) 
Mainz (F. Kirchheim) 1.— 


Eine auf 3 Bände berechnete historisch’ 
dogmatische Monographie über die Dispen’ 
sation im Kirchenrecht hat mit diesem Buche 
zu erscheinen begonnen, was beim Mangel 
einer wissenschaftlichen Durcharbeitung des 
weitschichtigen Materials und der Wichtig- 
keit dieser Lehre für die verschiedensten 
Gebiete des kirchlichen Rechts sehr zu be- 
grüssen ist. Der vorliegende erste Band 
bietet die geschichtliche Entwicklung des 
Begriffes der Dispensation, des Dispensations- 
wesens und der Dispensgewalt (des Dispen- 
sationsrechtes) bis zum Dekret Gratians. 
Der zweite Band soll die Untersuchungen 
für das katholische Kirchenrecht bis zur 
Gegenwart weiterführen und am Schlusse 
eine kritische Zusammenstellung sämtlicher 
über die Dispens geltenden Rechtssätze ent- 
halten. Im dritten Bande will der Verfasser 
die Geschichte des Begriffs und des Rechtes 
der Dispensation für das protestantische 
Kirchenrecht darstellen und einen aus den 


Quellen selbst gewonnenen Überblick über das | 


Dispensationswesen in den verschiedenen 
Ländern der griechisch-orthodoxen Kirche 
geben. 


Von den hauptsächlichsten Ergebnissen 
derim ersten Bande gebotenen rechtsgeschicht- 


lichen Forschungen heben wir folgende her- 


vor: Die Dispensation war gleich von An- 
fang an in der Kirche üblich, und es liegen 
bereits aus dem IV, und V. Jahrhundert 


ziemlich eingehende Theorien über das Dis- 


pensationswesen vor. Der Begriff der Dis- 
pensation ist dabei viel weiter als der heutige; 


er bezeichnet die Gestattung irgend einer 


Ausnahme vom Gesetz (einschliesslich der 
Privilegien sowie der gänzlichen oder teil- 
weisen Aufhebung von Gesetzen, die für 
die veränderten Zeitverhältnisse nicht mehr 
passen). Die Beschränkung des Begriffes auf 
die Aufhebung des Gesetzes in einem kon- 
kreten Einzelfall wird erst allmählich im 
Laufe der im ersten Bande behandelten 
Periode angebahnt und insbesondere durch 
Gratian($. 363,366) gefördert. Dispensationen, 
die im voraus gewährt werden, kommen von 
vornherein, neben den nachträglich erteilten 
vor. Dagegen tritt etwa im XI. Jahrhundert 
ein Umschwung in der Richtung ein, dass 


nicht nur die Interessen der Allgemeinheit, 


der Kirche als solcher, sondern auch private 


‚ Rücksichten den Dispensationsgrund bilden 
können. Schon in jener Zeit (S. 67 ff.) wurde 
‚ übrigens hiegegen, ebenso wie später (8. 345 ff.) 
von Einzelnen und von Konzilien als gegen 
‚einen Missbrauch angekämpft, wie denn auch 
‚die Klagen von kirchlich gesinnter Seite be- 
züglich der Dispensationstaxen (S. 350 ff.) 
weit zurückgehen. Lediglich verweisen können 
‚ wirauf die eingehenden Erörterungen über die 
ı Entwicklung des Dispensationswesens auf den 
‚einzelnen Gebieten des kirchlichen Rechts 
(8. 145—312: Simonieverbot, Zölibatsgesetz, 
Amterkumulation, Residenzpflicht, Ordina- 
tion, Ordenswesen, Gelübde, Eherecht} und 
‚über die Geschichte der Dispensgewalt des 
; Papstes und der Bischöfe (S. 72 ff., 312 ff.), 
welch letztere früher teils auf Provinzial- 
‚synoden, teils selbständig ausgeübt, aber im 
Laufe der Entwicklung zu Gunsten der all- 
gemeinen und exklusiven Dispensgewalt der 
Päpste zurückgedrängt wurde. Die Reduktion 
der 6 Dispensationsgründe Gratians: tempus, 
‚ persona, pietas, necessitas, utilitas et eventus 
‚rei auf die necessitas und utilitas ist nicht 
unanfechtbar, so bestechend auf den ersten 
Blick die Begründung erscheint (S. 364 ff.). 





2, Stutz, Dr. Ullrich, Prof., Das Münster zu 
Freiburg i. Br. im Lichte rechtsgeschicht!. 
Betrachtung. gr. 8°. (368.). Tübingen 
(J. C. B. Mohr) —.80 


Der bekannte Freiburger Kirchenrechts- 
lehrer, dessen Eigenkirchentheorie ein wich- 
tiges rechtshistorisches Problem in einer neuen 
' Beleuchtung gezeigt hat, bietet in diesem 
‚ Heftchen den Wortlaut eines Vortrags, den 
er am 24. September 1901 zu Freiburg i./Br. 
vor der Hauptversammlung der Deutschen 
ı Geschiehts- und Altertumsvereine gehalten 
hat und der die Vergangenheit des berühmten 
Freiburger Münsters vom Standpunkte des 
‚ Rechtshistorikers aus auf Grund des erst 
jetzt’ zugänglich gewordenen reichen, durch 
seine Geschlossenheit ausgezeichneten (Quellen- 
materials in einer für weitere Kreise an- 
ziehenden Weise darstellt. Wie der Verfasser 
mit Recht hervorhebt, wäre es im Interesse 
der Wissenschaft des deutschen Kirchenrechts 
höchst erfreulich, wenn diese Bearbeitung 
zur Nachahmung bezüglich anderer hervor- 
ragender Kirchen reizen würde Für die 
Fachkreise will der Verfasser den Gegen- 
stand des Vortrags demnächst in einem Buche 
über die Freiburger Universitätspfarreien aus- 
führlich und an der Hand des gesamten 
(uellenmaterials nochmals darstellen. 
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Völkerrecht. 


Liszt, Dr. Franz v., Prof., Das Völker- 
recht, systematisch dargestellt. 2. Aufl. 
gr.8°. (XIV, 4128.). Berlin (O. Haering) 

9.—; gebd. 11.— 


Der durch die Gabe klarer, plastischer 
Darstellung ausgezeichnete Verfasser hat sein 
Lehrbuch des Völkerrechts in der vorliegenden 
2. Auflage dem Umfange nach wesentlich 
erweitert und in allen Abschnitten gründ- 
lich umgearbeitet. In dieser Ausgestaltung 
ist es mehr als früher geeignet, auch ausser- 
halb des Kreises der Studierenden, für die 
es zunächst bestimmt ist, zur Orientierung 


Staatsrecht. 


über die Fragen des Völkerrechts zu dienen, 
denen sich in neuerer Zeit aus begreiflichen 
Gründen die Anfınerksamkeit und das Inte 


‚resse weiterer Kreise der Gebildeten mehr 


und mehr zuwendet. Zu begrüssen ist es 
ferner, dass einige der wichtigsten allge 
meinen Staatsverträge in diplomatisch ge 
nauen Abdrücken als Anhang beigegeben sind, 
nämlich die Pariser Traktate vom 30. Mai 
1874 und 20. November 1875, der Pariser 
Vertrag vom 30. März 1856, der Berliner 
Vertrag vom 13. Juli 1878 und die Schluss- 
akte der Haager Friedenskonferenz vom 
29. Juli 1899, 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Binding, Dr. Karl, P’rof., Deutsche Staats- 
grundgesetze in diplomatisch genauem 
Abdruck. Heft I: Die Verfassungen des 
Norddeutschen Bundes v. 17. April 1867 
und des Deutschen Reichs v. 16. April 
1871. 2. Aufl. 2. Abdr. Grössere Ausg. 


8°. (XII, 2188.). Leipzig (W. Engelmann) ; 


kart. 2.60 

Das erste Heft der Binding’schen Samm- 
lung deutscher Staatsgrundgesetze ist in 
zwei Formen erschienen : Die kürzere enthält 
nur die Norddeutsche Bundesverfassung und 
die Reichsverfassung samt dem Wahlgesetz 
vom 31. Mai 1869; die grössere enthält 
ausserdem das Gesetz über Erwerb und 
Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit 
und macht namentlich den Entwicklungs- 
gang des Verfassungsrechts i.e.S. anschaulich 


durch Aufnahme der preussischen Grund- 


züge vom 10, Juni 1866, des Preussischen 


Entwurfs vom 15. Dezember 1866, des Bünd- 
nisvertrags vom 198. August 1866 und des 


Entwurfes der Verbündeten vom 7. Februar 
1867 (der drei ersteren auf Grund von Ab- 
schriften, die dem Verfasser vom Auswärtigen 
Amt zur Verfügung gestellt wurden), dann 
des Zolivereinigungsvertrags vom 8. Juli 
1867 und der Versailler Verträge. Die sorg- 
fältige, verlässige und handliche Ausgabe 
ist besonders für akademische Zwecke sehr 
zu empfehlen. 


2. Dannenberg, Dr. W., Bergamtsassess., 
Das allgemeine Berggesetz f. das Königr. 
Sachsen vom 16. VI. 1868. Nach dem 
derzeit. Stande der Gesetzgebg. bearb. 
(XIX, 661 8.). Leipzig (Rossberg & 
Berger) geb. in Leinw. 12.— 
Das hübsch ausgestattete Buch bringt die 

jetzige Gestaltung des genannten (resetzes 
und seine Beziehungen zu dem neuen bürger- 


lichen und dem heutigen Verwaltungsrecht | 


zur Darstellung, wobei vielfach auf die 
einschlägigen Ausführungen des Kommentars 
von Dr. Wahle (Freiberg 1891) als „die allein 
massgebende Bearbeitung des sächsischen 
Bergrechts aus neuerer Zeit‘ verwiesen ist. 
Auch die bergrechtlichen Vorschriften anderer 
Gesetze und Verordnungen haben Berück 
sichtigung gefunden teils in unmittelbarem 
Anschlusse an die betreffenden Bestimmungen 
des gegenwärtigen (resetzes, teils als Anlagen 
hiezu. Ein ausführlich gehaltenes Inhalts- 
verzeichnis und ein gut au beitetes 
Sachregister erhöhen die Brauchbarkeit des 
Werkes, das allen Beteiligten sicherlich 
hochwillkommen sein wird. M. 


3. Fidler, Dr. F., Amtsger.-R., Reichs-Gesetz 
üb. die Beurkundung des Personenstandes 

u. die Eheschliessung v. 6. II. 1875 in 

der vom 1. I. 1900 an geltenden Fassung, 
nebst den preuss. Ergänzungsvorschriften. 
Textausg. m. Einleitg., Anmerkgn. u. 
Sachregister. (212 3.). Berlin (J. Gutten- 
tar) . 1.80 
Das Werkchen will im Rahmen der 
Grundsätze der Guttentag’schen Sammlung 
deutscher Reichsgesetze die Verbreitung der 
Kenntnis der Vorschriften des Personen 


‚standsgesetzes in den beteiligten Krrisen 


fördern, um sie für den Verkehr mit den 
Standesbeamten zu unterrichten ; zugleich 
soll die Ausgabe Richter und Gerichts 
schreiber über ihre Verpflichtungen orien- 
tieren. Berücksichtigtsind nurdie preussischen 
Ergänzungsvorschriften; die in den anderen 
Bundesstaaten zur Ausführung des (resetzes 
ergangenen Bestimmungen sind in der Ein 
leitung wenigstens kurz angeführt. Der Ab 
druck der einschlägigen Paragraphen des 
B.-G.-B. wäre wohl zweckmässiger im 
sammenhange erfolgt. 
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4. Hamburger, Dr. Geo., Die staatsrecht- gehende Juristen und gebildete Laien wohl 
lichen Besonderheiten der Stellung des geeignet. 


Reichslandes Elsass-Lothringen im deut- | 


Dem 11. Bändchen ist eine kurze Übersicht 


schen Reiche. (VI, 103 S.). gr. 5”, Breslau | über die Verfassungsformen und die gesetz- 


(M. & H. Marcus) 


3.20 | bildenden Organe der deutschen Einzelstaaten 


Diese Arbeit bildet das 5. Heft der! ee 


„Abhandlungen aus dem Staats- und Ver- 

waltungsrecht“, herausgegeben von Prof. Dr. 
Siegfried Brie. Sie gibt zunächst einen 
geschichtlichen Überblick über die staats- 
rechtliche Entwicklung des Reichslandes 
Elsass-Lothringen von 1870 bis zur Gegen- 
wart, 
die rechtliche Natur des Reichslandes unter 
Erörterung der begrifflichen Unterscheidungs- 
merkmale zwischen Staat, Provinz und Kom- 


munalverband eingehend behandelt (30 8.). 


Der Verfasser kommt mit der herrschenden 
Meinung zu dem Ergebnisse, dass Elsass- 
Lothringen kein Staat, sondern nur eine 


Provinz oder genauer ein unselbständiger ı 


Verwaltungsdistrikt des Reiches ohne selb- 
ständige Persönlichkeit sei, während aller- 
dings der elsass-lothringische Landesfiskus 


Sodann wird die Streitfrage über | 





6. Reger’s, A., Handausgabe des bayerise hen 
Verwaltungsgerichtsge setzes. Mit den 
neuen Vollzugsvorschriften, sonst ein- 
schlägigen Bestimmungen u. eingehen- 
den Erläuterungen. Für die zweite Auf- 
lage neu bearbeitet und nunmehr in 
dritter vermehrter Auflage herausge- 
geben von Dr. Anton Dyroff. 8°. (XU, 
493 8.). Ansbach (C. Brügel & Sohn) 
geh. 5.50 

Der Kommentar zum Verwaltungsgerichts- 
hofgesetz von Dyroff hat sich in den Kreisen 


‚der Theorie und Praxis sowohl als auch in 


den Kreisen der 
stehenden Juristen 


im Vorbereitungsdienst 
in solchem Masse die 


‚allgemeine Anerkennung errungen, dass die 
‚neue Auflage, welche den heutigen Stand 


als eigene juristische Persönlichkeit auf dem | 


Gebiete des Privatrechtes anzuerkennen sei. 
Auf Grund dieser Auffassung sind dann im 
einzelnen die für die Sonderstellung des 
Reichslandes charakteristischen Merkmale 


(das Fehlen einer eigenen Verfassung, eines 


selbständigen Gesetzgebungsrechtes, 
eigenen Verwaltung und Justizhoheit, beson- 
derer subjektiver Rechte und Pflichten in 
staats- und völkerrechtlicher Beziehung, einer 
elsass-lothringischen Gebietshoheit etc.) und 
die Besonderheiten seiner Organisation (Reichs- 
organe, Spezialorgane, Beamten -Verhältnis) 
und Gesetzgebung näher dargestellt und be- 
sprochen. 


5. Posener, Paul, a) Staatsrecht. Verfassungs- 
recht. 
deutsch. Rechts in Einzelausgaben.) 8°. 
(IV, 35 8.) Mit Schreibpap. durchsch. 
Berlin (J. J. Heine's Vlg.) kart. —.90 


— b) Verwaltungsrecht. (12. Bd. d. 
Grundriss d. gesamt. deutsch. Rechts in 
Einzelausgaben.) 8°. (IV, 33 $.). Mit 
Schreibpap. durchsch. Berlin (J.J. Heine's 
Vie.) kart. —.% 
Der Verfasser hat einen „Grundriss des 
gesamt. deutschen Rechts in Einzelausgaben“, 
bestehend aus 20 mit Schreibpapier durch- 
schossenen Bändchen zuın Preise von je 90 Pf., 


(11. Bd. d. Grundriss d. gesamt. |, » . 
eine Mehrung von 230 Seiten gegenüber der 


einer | 


der Gesetzgebung, Rechtsprechung und Litte- 
ratur in sich aufgenommen hat, von allen 
Interessenten nur auf das lebhafteste begrüsst 
werden muss, zumal die zweite Auflage ' 


— im Jahre 1894 erschienen — schon längst 


vergriffen war. 

Auch in der vorliegenden Bearbeitung 
wird das Werk sicherlich nicht bloss die 
alten Freunde sich erhalten, sondern zahl- 
reiche neue Anhänger gewinnen, nicht bloss 
innerhalb des eigentlichen Geltungsgebietes 
des Gesetzes, sondern auch darüber hinaus 


‚überall dort, wo die Entwicklung des öffent- 


lichen Prozessrechts mit Aufmerksamkeit 
verfolgt wird. Mit vollem Recht bezeichnet 
der Verfasser die nunmehrige Ausgabe als 
eine stark vermehrte Auflage; diese Be- 


zeichnung gilt aber durchaus nicht allein 


von dem äusseren Umfange des Buches, das 


' vorherigen Auflage aufweist, sondern auch 


herausgegeben. Hievon liegen uns das 11. und | 
12. Bändchen vor, die in knappster Form klar 
‚sprochenen Prozessgrundsätze nicht bloss in 
‚systematischer Ordnung registriert, sondern 
'zu einem Ganzen verarbeitet und in vielen 
und des Verfassungsrechts Preussens, dann Richtungen zu eingehender Darstellung der 


und übersichtlich die Grundzüge des all- 
gemeinen Staatsrechts, der Geschichte und 
des Verfassungsrechts des Deutschen Reichs, 


des preussischen und Reichsverwaltungs- | Prozessrechtsinstitute ausgebaut; 
Die Büchlein sind zur |seien hier nur die Ausführungen über Ge- 


rechts darstellen. 


von der Durcharbeitung des Stoffes und der 
Vervollständigung und dem Ausbaue der 
Theorien des Verwaltungsprozesses. Der 
Text des Gesetzes und seiner Erweiterungen, 
sowie die neuen Vollzugsvorschriften sind 
mit verschiedenen weiteren einschlägigen 
Bestimmungen vor den Erläuterungen des 
Gesetzestextes abgedruckt, was als eine 
praktisch wertvolle Bereicherung der Aus- 
gabe bezeichnet werden muss. 

In den Erläuterungen selbst sind die 
Entscheidungen des bayerischen Verwaltungs- 
gerichtshofes bezw. die in denselben ausge- 


erwähnt 


raschen, allgemeinen Orientierung für an-  richtsstand, Rechtshängigkeit, Rechtskraft, 
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Wiederaufnahme des Verfahrens, iiber das 8. Tezner, Dr. Friedr., Prof., Die deutschen 
Offizialprinzip und über die erux diabolica | Theorien der Verwaltungsrechtspfege. 


des Verwaltungsprozesses — das administra- | Eine kritisch-orientir. Studie. (Aus: „Ver- 
tive Ermessen. Dabei ist auch ausserbayerische waltungsarchiv‘.) gr. 8°. (VII, 311 3.. 
Litteraturund Reehtsprechung in ausgiebigem Berlin (Ü. Heymann) 6— 
Masse herangezogen worden; benützt er. Der als ausserordentlicher Professor an 


scheinen insbesondere die Arbeiten von Le- | der Universität Wien wirkende Verfasser hat 
mayer, v. Sarwey, v. Stengel, Tezner und|sich seit Jahren eingehend mit den there 
Zorn. , j ; tischen Problemen des deutschen Verwaltungs- 
Auf Einzelheiten kann hier nicht näher rechts befasst, hiezu wiederholt das Wort 
eingegangen werden; nur das allgemeine ergriffen und sich schon hiebei mehrfach 
Urteil soll noch Platz finden, dass es in der | gegen die Sneht nach Verallgemeinerungen 
Form eines Gesetzeskommentars kaum ein und Schablonisierung in der Konstruktion 
besseres Hilfsmittel für die Einführung ın und Darstellung gewandt. Die vorliegenden 
die den bayerischen Verwaltungsprozess be- Untersuchungen, die als Sonderabdruck ans 
herrschenden Grundsätze geben dürfte, als Band 8 und 9 des Verwaltungsarchivs er- 
das vorliegende Buch, wenn es im Sinne (scheinen, setzen sich nun ex professo das 
des Verfassers als Anregung zu kritischer 7je], darzuthun, „dass die in der neueren 
Geistesarbeit benützt wird. dentschen Literatur des öffentlichen Rechts 
- ı " eingerissene Jagd nach gemeingülti Be 
. Stier-Somlo, Dr. Fritz, Privatdoc. u. Ger.- griffen, die nes 36 jan 
Tanı ren Pic >. ; Br 1883. Mit tums an inhaltvollen Erscheinungen unter 

: Oas ber Ai v — einen unerbittlichen, mit schematisch-schola- 

0. res. Detr, le Y erTassg. (. VETWAUNES- tischen Figuren arbeitenden Konstruktions 
gerichte = d. Verwaltungs streitverfahren. zwang wissenschaftlich vom Übel sei“. Weiter 
eh 601 5.) Berlin (A. = ayn® will nachdrücklich Verwahrung eingelegt 
Mit diesem Buche beginnt die „Hayn’sche Werden „gegen jeden Versuch, das deutsche 
Saınmlung verwaltungsrechtlicher Gesetze“, | ——— Vorstellungen zu rücken, als es 
herausgegeben und bearbeitet von Dr. Stier- | nach seiner positiven Gestaltung statthaft 
Somlo, zu erscheinen, die den Bedürfnissen |; t“. Endlich will Easadre Fi 
der Praxis und akademischer Kreise durch — ie über die Rechtskraf J 
nicht allzu umfangreiche, praktisch brauch- 7 Are — Pur were te — 
bare und wissenschaftlich gründliche Kom- * 33 tn — 
mentierung der wichtigsten Verwaltungs- | des öffentlichen Rechts das natürliche, den 
gesetze Preussens und des Reichs entgegen- konkreten Erscheinungen unbefangen folgen de 
kommen will. Der Herausgeber, der sich gesetzt werden möge, welches diese syste 
durch seine bisherige literarische Thätigkeit | "\atisch zu ordnenden Erscheinungen bei 


bereits vorteilhaft bekannt gemacht hat, ist | Ihrem Wesen erfasst, weichss sie an dem 


ee Are Unternehmens | yagsstabe des politisch Möglichen, anstatt 
Der vorliegende I. Band bildet einen — eines aprioristischen Doktrinarismus 
mısst. 


gediegenen Anfang. Der wesentliche Inhalt , 

der Rechtssätze ist klar und übersichtlich $ Der Wert des Buches erschöpft sich aber 
herausgestellt, auch durch den Druck hervor- | nicht in dieser im grossen Ganzen berechtigten 
gehoben und nach Zweck und Bedeutung Kritik, sondern er liegt auch namentlich in 


beleuchtet. Die Entscheidungen des Ober. der auf gründlicher Kenntnis der Litteratur 
verwaltungsgerichts sind in ausgiebigster, | beruhenden orientierenden Zusammenfassung 


möglichst lückenloser Weise berücksichtigt. | der hervorgetretenen Theorien und in dem posl- 
Auf die hauptsächlichste Literatur und auf | tiven Hinweisen auf eine rationelle und unge 
theoretische Streitfragen ist hingewiesen. |Künstelte Auffassung der Einrichtungen der 

Bis zum Herbst 1902 sollen die Kom- | Verwaltungsrechtspflege, wenn auch keine 
mentare zum Zuständigkeitsgesetze und zu | Wegs durchweg solche Ergebnisse erzielt 
den Kreisordnungen, nach den gleichen Grund- | werden, die allgemeiner Zustimmung sicher 
sätzen bearbeitet, erscheinen. ‚sein könnten. 





Gewerbe-, Haftpflicht- und Versicherungsrecht. 


1. Bernewitz, Dr. A. v., Öberverwaltgsger.- alien u. der Judikatur der höchsten Ge 
Präs., Die Reichs-Gewerbeordnung in richts- u. Verwaltungsbehörden bearb. 
ihrer dermaligen Fassung, nebst den 7. Aufl., mit ausführl. Sachregister. 1. Bd. 
damit in Verbindg. steh. Reichs- u. sächs. (VII, 750 5.) Leipzig (Rossberg & Berger) 
Landesgesetzen sowie den einschläg. Ver- geb. 11.— 


ordngn. Nach den Gesetzgebungsmateri- Der beliebte Kommentar ist durch die 
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neue Auflage mit dem nunmehrigen Stand | 


der Gewerbegesetzgebung wieder in Einklang 
gebracht worden; die neuere Rechtsprechung 


erscheint allenthalberi berücksichtigt, leider 
gilt das Gleiche nicht für die Rechtsprechung | 


der deutschen Gewerbegerichte, deren Organ 
„Das Gewerbegericht‘‘ wohl zur Erläuterung 


der auf den Arbeitsvertrag bezüglichen Be- 
stimmungen der Reichsgewerbeordnung hätte | 


herangezogen werden sollen. M. 


2. Brandis, Dr. Ferd., Oberamtsrichter, Was 
der Arbeiter von dem B.-G.-B. und den 


einschlägigen Vorschriften der Gewerbe- | 
ordnung und der Landesgesetze wissen 
muss. 8°. (IV, 145 S8.). Braunschweig 


(Selbstverlag des Verf.) 
Unter der Litteratur des neuen bürger- 


lichen Rechts befindet sich eine Reihe von 
Schriften und Broschüren, welche sich die 


Aufgabe gestellt haben, die Kenntnis des 
vaterländischen Rechts der Laienwelt zu 
erschliessen. Zu der Gruppe dieser Bücher 


gehört auch das vorliegende brauchbare und 


empfehlenswerte Werkchen. Es verfolgt das 
Ziel, dem Arbeiterstande in den ihn öfters 
beschäftigenden Rechtsangelegenheiten pri- 
vatrechtlicher Natur als Ratgeber zu dienen 
und ihn über die ihm besonders wissens- 
werten Vorschriften des jetzigen bürgerlichen 
Rechts zu belehren. 
vermögen der beteiligten Volkskreise an- 


gepasste Darstellung zieht nicht nur das, 
B.-G.-B. in den Kreis ihrer Betrachtungen, 


sondern berücksichtigt auch die Ausführungs- 
gesetze der grösseren Bundesstaaten, sowie 


die Vorschriften der Reichsgewerbeordnung. 


Sch. 
3. Deybeck, Dr. Karl, Das Reichsgesetz 
über die privat. Versicherungsunter- 
nehmungen vom 12. Mai 1901, mit Ein- 
leitung, Erläuterungen und Sachregister, 
sowie den einschlägigen Vollzugsinstruk- 
tionen. 8. (268 S.). Leipzig (Deichert 
Nacht.) 2.80; geb. 3.30 
Die Ausgabe will an der Hand der Ge- 
setzesmaterialien und der wissenschaftlichen 
Hilfsmittel etwas tiefer in die Sache ein- 
dringen und insbesondere die beteiligten An- 
stalten und Vereine über die Tragweite und 
Tendenz, sowie den Zusammenhang der ein- 
zelnen Bestimmungen orientieren; eine gut 
ausgearbeitete Einleitung gibt die Geschichte 
des (resetzes sowie dessen Grundzüge in ein- 
zelnen Hauptsätzen wieder; danach beschränkt 
sich das Gesetz im allgemeinen auf die Re- 


gelung der öffentlich-rechtl. Seite des Ver- 


sicherungswesens und behält die dem Civil- 


rechte angehörende Normierung des Rechtes 


des Versicherungsvertrages einem besonderen 


Gesetze vor; die öffentlich-rechtl. Regelung 


des Privatversicherungswesens beruht auf 
dem Prinzip der materiellen Staatsaufsicht, 
daneben fanden sich einzelne materielle Vor- 


Die dem Fassungs- 
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schriften über die technische und rechnerische 
| Geschäftsführung sowie die finanzielle Ge- 
währung der Versicherungsvereine und Ver- 
sicherungsaktiengesellschaften, die Kodifi- 
zierung des Versicherungsstrafrechtes und 
‚die grundsätzliche Regelung der Tragung 
der Kosten des Aufsichtsamtes für Privat- 
versicherung und des Verfahrens vor diesem 
Amte. Die Bemerkungen zu den einzelnen 
| Gesetzesparagraphen bieten mehr als einen 
blossen Auszug aus den Gesetzgebungsver- 
handlungen und den Kommissionsberichten, 
‚sie erfüllen vollständig, was sich der Ver- 
fasser als Ziel seiner Arbeit vorgesetzt hat, 
und sind für die Praxis und für die Wissen- 
schaft des deutschen Privatversicherungs- 
wesens als willkommene Bereicherung zu 
bezeichnen. 

Anhangsweise sind die einschlägigen Be- 
stimmungen des Handelsgesetzbuches und 
des Bürgerlichen Gesetzbuches, sowie die Aus- 
' führangsverordnungen und Vollzugsinstruk- 
tionen der meisten Bundesstaaten abgedruckt; 
das beigegebene Verzeichnis der im Deutschen 
Reiche bestehenden öffentl. Feuerversiche- 
rungsanstalten dürfte bisher in dieser Voll- 
ständigkeit noch nicht veröffentlicht ge- 
wesen sein. 


4. Hahn, Dr. W., Rechtsanw., Die Unfall- 
versicherungsgesetze d. Deutsch. Reiches 
nebst Verordngn., Ausführgsbestimmgn. 
u. Materialien. 1. Bd.: D. Ges. betr. d. 
Abändrg. d. Unfallversicherungsgesetze 
und das Gewerbe-Unfallversicherungsges. 
v. 30. VI. 1900. gr. 8°. (XVI, 3048.). Leip- 
zig (C. L. Hirchfeld) 5.60; geb. 6.60 

Das Werk, dessen erster Band vorliegt, 
will die gesamte Unfallversicherungsgesetz- 
zebung in gedrängter Kommentierung nebst 

‚den Ausführungsbestimmungen und grund- 

'legenden Bekanntmachungen des Reichs- 

 versicherungsamts bringen. Die Motive sind 

eingehend berücksichtigt, daneben erscheint 
aber auch die Rechtsprechung des Reichsver- 
sicherungsamts, namentlich in den neuesten 

‘ Entscheidungen verwertet. Man kann das 

Werk sohin als Handkommentar charak- 
terisieren. 
Der erste Band behandelt das sogen. 

‚ Mantelgesetz und das (Gewerbeunfallver- 

‚ sicherungsgesetz. Der eigentliche Kommentar 

'zu letzterem umfasst einschliesslich des Ge- 

‚setzestextes nur rund 130 Seiten, verwirrt 

‘also jedenfalls nicht durch eine Überfülle 

des Erläuterungsmaterials. 


5. Kayser, Dr. Paul, weiland Sen.-Praesid. 
am Reichsg., Gewerbeordnung für das 
Deutsche Reich. 3. günzl. umgearb. 
Aufl. hrsg. v. Reg.-Ass. Dr. K. Steiniger. 
Ausg. f. das Reich. 8°. (XIV, 783 8.) 

| Berlin (H. W. Müller) geb. 5.50 


Dieser Handkommentar der Gewerbeord- 








| 
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nung ist seit langem als einer der besten 
des Gesetzes anerkannt. Er wird auch in 


der 3., von Reg.-Assessor Dr. Steiniger 
e diesen Ruf bewahren. 


besorgten Aufl 
Die Neuauflage berücksichtigt die gesamte 
nach Vollendung der 2. Auflage erschie- 


nene Gesetzgebung, Litteratur und Recht- 


sprechung. Gleichwohl ist durch geschickte 


Beschränkung auf das Wesentliche und durch | 
knappe Fassung die Kürze und Übersicht 


lichkeit des Werkes erhalten. Von landes- 
rechtlichen Vorschriften sind namentlich die- 
jenigen der vier Königreiche berücksichtigt. 
Im Anhange sind alle für das Reich er- 
lassenen Ausführungsvorschriften und die ein 
allgemeineres Interesse bietende „Technische 
Anleitung“ abgedruckt, die für Preussen 
zu 8 16 Gew.-O. ergangen ist. 


6. Lass, Dr., Geh. Reg.-R., u. Rechtsanwalt 
Dr. Rud. Maier, Haftpflichtrecht u. 
Reichsversicherungsgesetzgebung.2. Aufl. 
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die Gebührenordnung für Zeugen und Sach- 
verständige abgedruckt. Ein gutes Sach- 
register macht den Schluss. Das trefflich 
ausgestattete Büchlein kann allen Inter 
essenten — Juristen und Laien — bestens 
empfohlen werden. 


8. Rüdiger, Dr. W. v., Geh. Reg. n. Ge 
werber., Konzessionirung gewerbl. An- 
lagen in Preussen. Ausführungs- An- 
weisg. zu $$ 16 u. ff. der Gewerbeordng. 
betr. Genehmigg. gewerbl. Anlagen. 
Text-Ausg. mit Anmerkgn. u. Sach- 
register. 2. Aufl. gr. 16°. (197 8. 
Berlin (J. Guttentag') 1901 

geb. in Leinw. 2.— 


Nach dem Vorwort enthält die nun- 
mehrige Auflage gegenüber der im Jahre 
1585 erschienenen alle Anderungen auf ge 
setzlichem Gebiete seit 19. Juli 1884 bis 
zur neuesten preussischen Ausführungsan- 


gr. 8°. 2.Lfg. M. 1.80; 3. Lfg. M. 3.60. | weisung vom 24. August 1900, ferner alle 


München (J. Schweitzer Verlag) 


in Industrie und Technik seit den letzten 


komplett M. 7.20; geb. 8.20 | Dezennien aufgetretenen Fortschritte und 
Die 2., auf der Grundlage der nenen , Neuerungen (!?) und eine ausführliche An 


Reichsgesetzgebung bearbeitete Auflage des | leitung zur vorschriftsmässigen Anfertigung 
trefflichen Werkes liegt nun vollendet vor. von Konzessionsgesuchen. Auch die nun- 
Es zerfällt in zwei Teile, das Haftpflicht- | mehr wieder aufgehobene Bundesratbekaunt- 
recht nach Reichseivilrecht und das Haft- |machung vom 29. November 1900 zu $ 16 
pflichtrecht nach den Reichsversicherungs- R.G.O. (s. Reichsgesetzblatt 1901 ‚Ss. 37) 
gesetzen. Im ersten Teile sind zunächst und Ist aufgeführt. Wünschenswert wäre sicherlich 
hauptsächlich die Vorschriften des B.-G.-B. der Abdruck der einschlägigen Bestimmungen 
über Schadensstiftung und Schadensersatz, der Reichsgewerbeordnung ‚gewesen. In einem 
sodann die einschlägigen Bestimmungen des , weiteren Bändchen soll die Anwendung der 
Haftpflichtgesetzes, des Postgesetzes, des gesetzlichen Bestimmungen in der gewerb- 
See-, Binnenschiffahrts- und Flössereirechts lichen Praxis gezeigt werden durch eine 
und endlich die Haftpflicht im Schlepp- “Sammlung von Beispielen für Konzessions 
schiffahrtsbetriebe dargestellt Derzweite Teil gesuche und Konzessionsurkunden, ferner 
befasst sich eingehend mit den Unfallver- spezieller Genehmigungsbedingungen für die 
sicherungsgesetzen neuester Fassung und einzelnen Anlagen des $ 16 unter Ein 
mit dem Invalidenversicherungsgesetz. Die Schaltung entsprechender Erläuterungen und 
„Schlussbetrachtungen“ geben eine Übersicht Hinweise auf die gesetzlichen Bestimmungen. 
über die Fortgeltung des allgemeinen Haft- M. 
pflichtrechts auf dem Gebiete der Ver- 


sicherungsgesetze und eine Darstellung der 9. Wolff, Emil, Bürgermeister-Beigeordn Ge 


berufsgenossenschaftlichen Haftpflichtver- 
sicherung der Unternehmer. Das Werk wird 
namentlich der Praxis ausgezeichnete Dienste 
leisten. Den Gebrauch erleichtern zuver- 
lässige und eingehende Register. Die Aus- 
stattung ist vorzüglich. j 


7. Menzinger, Dr. Leop., rechtskund. Magi- 
stratsr., u. Dr. J. B. Prenner, Gewerbe- 


werbeger.-Vors., Der (dewerbetreibende u. 
sein Recht. Eine gemeinverständl. syste 
matische Darstellg. des Rechts der Le 
werbe- u. Handeltreibenden für Kauf- 
leute, Fabrikanten, Handwerker u. sonst. 
Gewerbetreibende sowie Behörden. Dr. 
Ludw. Huberti's moderne kaufmänn. Bi- 
bliothek.) gr. 8°. (VIII, 148 S.). Leipzig 
(Verlag der Handels-Akademie) 


gerichtsgesetz i. d. Fassg. v. 24. Sept. geb. in Leinw. 2.0 
1901. Textausg. m. Einleitg., Anmerkgn. Populär im eigentlichen Sinne will die 
u. Sachreg. kl. 8°. (X, 1505.). München | Darstellung nicht sein; bei den zahlreichen 
(C. H. Beck) geb. 2.— | Detailbestimmungen und der präzisen Sprache 
Diese von zwei bewährten Fachmännern des Gewerbeberechts hält der Verfasser & 
verfasste Ausgabe gibt nach einer kurzen für einen Fehler, auch nur zu versuchen, in 
Einleitung sorgfültige und eingehende Er- populärer Sprache und Darstellung ein brauch- 
läuterungen zu den Vorschriften des neuen bares Werk für die Praxis zu schaffen; seın 
Gewerbegerichtsgesetzes. Anhangsweise ist | Bestreben war, Übersichtlichkeit und Syste 
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matik nebst Vollständigkeit in den Vorder- | 
grund zu stellen, im tibrigen aber den Leser | 
und Praktiker in die Gesetze selbst ein- 
zuführen. Ob es bei dem beschränkten Raum 
der vorliegenden Ausgabe diesem Zwecke 
förderlich war, Handel und Gewerbe zu-| 
sammenzufassen, erscheint etwas zweifelhaft. 
Der damit verbundenen Gefahr, dass nur 
Gesetzestexte ohne Erläuterung und diese 
nicht vollständig abgedruckt werden, und 
dass weniger Gewicht auf die Erläuterung 
dessen gelegt wird, was in der Praxis nicht 
beachtet wird, ist das Buch nicht immer 


I 
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entgangen. Dem Prozessverfahren des Ge- 
werberechtes hätte sicherlich auch Beachtung 
zu Teil werden sollen. Die fixierte Ent- 
schädigung für Unternehmer von Fabriken 
beträgt nach $ 134 der G.-O. nicht den Be- 
trag des durchschnittlichen Tage lohnes, wie 
auf S. 103 letzte Zeile zu lesen ist; auch 
wird der Bundesrat gemäss $ 114a kaum 
„schriftliche“ Lohnbücher oder Arbeits- 
zettel vorschreiben (8. 78.) Das Sachregister 
lässt nicht selten die notwendige Übersicht- 
lichkeit und Vollständigkeit vermissen. M. 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Beiträge zur neuesten Handelspolitik 
Deutschlands. 3. Bd. (Schriften d. Ver- 
eins f. Sozialpolit. 92 Bd.) gr. 8°. (VL, 





218 S.). Leipzig (Duncker & Humblot) | 


4.80 


Der vorliegende 3. Band der wertvollen 
Veröffentlichungen des Vereins für Sozial- 
politik über die neueste Handelspolitik ent- 
hält zwei Arbeiten, nämlich die von Paul 
Arndt-Berlin, „Zum Abschluss eines neuen 
deutsch-russischen Handelsvertrages“, 
die von Walther Lotz-München, „Die Handels- 
politik des Deutschen Reiches unter Graf 
Caprivi und Fürst Hohenlohe“. Die letztere 
war von Anfang an als die Hauptarbeit ge- 
dacht. Es mag sogleich festgestellt werden, 
dass sie die auf sie gerichtete Erwartung 
auch durchaus erfüllt. Mit Fleiss und Um- 
sicht ist das Material zusammengetragen, 
welches zur Beurteilung der Handelspolitik 
unter Caprivi und Hohenlohe die nötigen 
Grundlagen bildet, mit ersichtlichem Streben 
nach Objektivität ist es verarbeitet. Lotz ist 
Gegner einer weiteren Erhöhung der Zölle, 
insbesondere der Agrarzölle, er ist überzeugter 
Anhänger der Handelsvertragspolitik; aber 
auch die Vertreter einer anderen Auffassung 
werden anerkennen müssen, dass Lotz in der 
vorliegenden Arbeit streng auf dem Boden 
einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
sich bewegt und seine Meinung mit Geschick 
und guten Gründen vertritt. Auch in Arndt 
findet die Handelspolitik Caprivi's einen 
warmen Verteidiger. 


2. Biedermann, Ernst, kgl. Eisenbahn-Bau- 
u. Betriebs-Insp., Graphische Tafeln zur 
Veranschaulichg. d. wirtschaftl.-sozialen 
Aufbaues des deutschen Volkswirtschafts- 
körpers der Gegenwart und seiner Ver- 
änderungstendenzen auf Grund der Er- 
gebnisse der Berufs- u. Erwerbsstatistik 
nebst kurzen Erläuterungen. 4’. (16 8. 
u. 3 Taf.). Berlin (M. Pasch) 3.— 


In der vorliegenden Schrift wird der Ver- 
such gemacht, die Hauptergebnisse der Be- 
rufs- und Betriebszählungen der Jahre 1882 


und | 


und 1895 in der Form von drei sechsfarbigen 
Steindrucktafeln zusammenzustellen und in 
sinnenfälliger Weise ein Gesamtbild der wirt- 
‚schaftlichen und sozialen Struktur der deut- 
schen Volkswirtschaft zu geben. Dem Be- 
trachter der Tabellen sollen, wie es im Vor- 
worte heisst, „gewissermassen die Mosaik- 
' steine, die uns das statistische Ziffernmaterial 
in gruppenweiser Anordnung für den Aufbau 
bietet, in der Form des zusammengesetzten 
Bildes vorgeführt werden.“ Der Versuch ist 
‚in hohem Masse interessant; die farbigen 
' Tabellen, das Resultat mühevoller Arbeit, 
geben in der That ein lebendiges Bild der 
‚ deutschen Volkswirtschaft. Die Benützung 
‚der Tabellen ist freilich nicht so ganz ein- 
‚fach, wie der Verfasser annimmt; aber die 
'auf ihr Verständnis verwendete Mühe wird 
belohnt durch die Anregung, die sie ge- 
‚währen. Die erste und zweite Tabelle ent- 
hält: Die deutsche Bevölkerung in beruflicher 
'und sozialer Gliederung, die dritte: Das 
Wachstum der deutschen Getreideproduktion 
im Verhältnis zur Bevölkerung sowie die 
Preise der Getreidearten und des Brotes unter 
der Wirkung der Schutzzölle. 





3. Heubach, Dr. Ernst, Die zukünftige Ver- 
kehrsentwicklung auf d. reguliert. Main 
m. besond. Berücksichtigg. d. Stadt Würz- 
burg. gr. 8°. (X, 74 S.). Leipzig (A. 
Deichert'sche Buchh. Nachf.) 1.80 


Eine vortreffliche Untersuchung, deren 
Wert hauptsächlich darin beruht, dass der 
Verfasser die erforderlichen allgemeinen volks- 
wirtschaftlichen Kenntnisse mit gründlicher 
fachmännischer Bildung im Tarifwesen ver- 
bindet. So konnte es ihm gelingen, die 
richtige Methode für seine Untersuchung zu 
finden und den Weg zu weisen, auf welchem 
die Stadt Würzburg die Fortsetzung der 
Mainkanalisierung bis Aschaffenburg für sich 
möglichst nutzbringend gestalten kann. Nach 
‚einer Einleitung über die bisherigen Be- 
‚mühungen, den Main schiffbar zu machen, 
‘und über die Bedeutung, welche die Main- 
ı kanalisierung für Aschaffenburg und Würz- 
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burg hat, sucht der Verfasser im Einzelnen 
aachzuweisen, dass nach Durchführung der 
Kanalisierung Aschaffenburg sich zum wich- 
tigsten Umschlageplatz Bayerns für Steinkohle 
entwickeln werde, Würzburg dagegen der 
wichtigste Hafen Bayerns für Schnittholz, 
Getreide, Petroleum, Stückgüter werden könne. 


4. Maatz, Rich., Reg.-R., Die kaufmännische 
Bilanz u. das steuerbare Einkommen. 

3. Aufl. gr. 8°. (VI, 276 8.). Berlin (C. 
Heymann) 

Die preussische Einkommensteuer vom 
24. Juni 1891 bestimmt, dass der Reingewinn 
im Handel und (iewerbebetriebe nach den 
Grundsätzen zu bestimmen sei, wie sie für | 
die Inventur und Bilanz im Handelsgesetz- 
buch aufgestellt sind und sonst dem Gebrauch 
eines ordentlichen Kaufmanns entsprechen. 
Die Beamten der Steuerverwaltung sind in- 
folgedessen genötigt sich die erforderlichen 
Kenntnisse in der kaufmännischen Buch- 
führung zu erwerben. Ihnen sucht der Ver- 
fasser des vorliegenden Werkes entgegen- 
zukommen. In den beiden ersten Abschnitten 
werden die Grundbegriffe der kaufmännischen 
Buchführung, der einfachen wie der doppelten, 
die Art der Eintragung, der innere Zu- | 
sammenhang der Handelsbücheruntereinander 
sowie die Bildung des Abschlusses, der In- 
ventur und Bilanz, der Gewinn- und Verlust- 
rechnung klargelegt. Der 3. Abschnitt gibt 
Anweisung über die Ausleguig des $ 14 des 
Einkommensteuer - Gesetzes und die Fest- 
stellung des stenerbaren gewerblichen Rein- 
einkommens auf Grund der Bücherabschlüsse. 
Der 4. Abschnitt beschäftigt sich namentlich 
mit der Frage, wie das in die Geschäfts- | 
bücher aufgenommene Einkommen nicht ge- 
werblicher Art für die steuerliche Behandlung 
auszuscheiden ist. Der letzte Abschnitt 
handelt von der Besteuerung der nach dem 
Gesetz steuerpflichtigen nicht physischen 
Personen. Ein Anhang enthält die auf die 
Verpflichtung zur Führung von Handels- | 
büchern bezüglichen Bestimmungen des | 
Handelsgesetzbuches sowie in 5 Beilagen 


! 
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Schrift ist von Mayr, wie er in der Vor 
bemerkung sagt, durch das (refühl veranlasst 
worden, dass es seine Pflicht sei, seiner Über- 
zeugung von der Notwendigkeit des Schutzes 
aller produktiven Kräfte des Vaterlandes 
offenen Ausdrack zu geben, nachdem die 
Vertreter der auf entgegengesetztem Stand- 
punkt stehenden wissenschaftlichen An 
schauung zu den schwebenden Fragen sich 
in ausgiebiger Weise geäussert haben. r. Mayr 
analisiert zunächst die Stellung, welche die 
Wissenschaft zur Zolltarifreform einnimmt 


‚und konstatiert, „dass die Vertreter jener 


Gruppe der deutschen nationalökonomischen 
Wissenschaft, welche es nicht für zutreffend 
hält, die deutsche Volkswirtschaft rücksichts- 





. los in der Weltwirtschaft aufgehen zu lassen, 


nach Schwergewicht der Namen und Zahl 
der Vertreter hinter den Vertretern der Gruppe 


der Nichtschützer der deutschen Volkswirt- 


schaft mindestens nicht zurückstehen‘“, und 
sucht dies durch Bespreehung der in jüngster 


‚ Zeit erschienenen Publikationen handelspoli- 


tischen Inhalts zu erweisen. Im zweiten Teil 
seiner Schrift stellt sich v. Mayr die Auf- 
gabe, kurz die Stellungnahme zu charakteri- 
sieren, die nach seiner Meinung bei der wissen- 
schaftlichen Beurteilung des Zolltarifgesetz- 
Entwurfes geboten erscheint. Der Verfasser 
schildert sodann die Ereignisse, welche der 
augenblicklichen handelspolitischen Lage vor- 
hergegangen sind, bekämpft die Befürch- 
tungen, welche vielfach für den Fall gehegt 
werden, dass neue Handelsverträge nicht zu- 
stande kommen sollten, und erörtert die 
Frage, wie der neue Zolltarif auszugestalten 
sei. v. Mayr ist mit dem Doppeltarif ein- 
verstanden, falls ein genügend grosser Spann- 


rahmen zwischen den Minimal- und Maximal- 


sätzen gegeben ist, tritt für einen Ausfuhr- 
zoll auf Kalisalze ein, fixiert diejenigen 
Grundsätze, welche bei der Wahl der Zoll 
sätze eines grundlegenden allgemeinen Tarifs 
massgebend zu sein hätten, und untersucht 
darauf hin den Zolltarif-Entwurf. Im all 
gemeinen findet dieser die Billigung des 
ı Verfassers; bei manchen Positionen (z. B. 


lehrreiche Aufgaben aus der Stenuerpraxis. | Tabak, Produkte des Gartenbaues) wünscht 
Das Buch ist klar geschrieben, sein Inhalt er eine Erhöhung der Zollsätze. Bezüglich 


ist durch viele Beispiele erläutert; es berlick- 
sichtigt die ganze Rechtsprechung und darf 
als ein zuverlässiger und brauchbarer Rat- 
geber und Belehrer nicht nur den Steuer- 
beamten sondern auch den Richtern, Rechts- 
anwälten, Verwaltungsbeamten und dem 
kafmännischen Publikum warm ‚empfohlen 
werden. 


5. Mayr, Georg von, o. Professor der Stati- 
stik ete. an der Univ. München, kais. 
Unterstaatssekretär z. D., Zolltarif-Ent- 
wurf und Wissenschaft. gr. 8°. (98 S.). 
München (R. Oldenbourg) 1.— 


Zur Abfassung der vorliegenden kleinen 


der Getreidezölle ist der Verfasser der 
Meinung, dass ein Zollsatz von 7 Mk. 50 Pf. 
(bei Gerste etwa 6 Mk.) in den Tarif auf- 
zunehmen sej. Neben den Minimalzöllen für 
Getreide hält der Verfasser auch Minimal- 
viehzölle für erforderlich. Zum Schluss 
wendet sich der Verfasser in kritischer Weise 
gegen Brentano's Schrift „Das Freihandels- 
argument“, um zu zeigen, wie seines Er 
‚achtens „die auf diesem Argument anfge 
bauten wissenschaftlichen Erwägungen nicht 
geeignet sind, die Ziele der beabsichtigten 
neuen Tarifgestaltung als verfehlt erkennen 
zu lassen“; insbesondere sucht v. Mayr 
‚nachzuweisen, dass die von einer Erhöhung 





37 


der Getreidezölle befürchtete Störung des 
Haushalts der Arbeiter, soweit sie überhaupt 
gegeben sei, infolge der Elastizität des 


Privathaushalts überwunden werden könne | 
Wir können bei dem knappen Raum, der. 
uns zur Verfügung steht, anf Einzelheiten 
nicht eingehen; aber die kurzen Angaben | 


aus dem Inhalt der vorliegenden Schrift 


mögen dem Leser doch ein ungefähres Bild. 


geben Die Arbeit ist zweifellos eine ver- 
dienstliche. Gegenüber den vorwiegend zu 
Worte gekommenen Gegnern einer Zoller- 
höhung vertritt sie mit (reschiek, Nachdruck 


| 35) 


I. Bd. : Allgemeine Volkswirtschaftslehre. 
Lex.-8°, (XII, 407 $.). Tübingen (J. C. 
B. Mohr) 9.60; geb. 10.60 


Wir freuen uns, den Lesern der Litter. 
Mitteilungen hiemit das Erscheinen der 
4. Auflage des 1. Bandes von E. ron Philip- 
povich's Grundriss der politischen Ökonomie 
anzeigen zu können. Das Buch ist schon 


‘beim Erscheinen der 1. Auflage von der 


Kritik als eine vortreffliche Leistung, als 


‚eine glückliche Vereinigung theoretisch-sy- 


und in ruhiger wissenschaftlicher Fassung | 


den entgegengesetzten Standpunkt. Sie ge- 
hört zum Besten, was auf seite der Vertreter 
ausgiebiger Schutzzölle geschrieben worden 
ist. Wir können uns freilich dem Verfasser 
nicht anschliessen in seiner günstigen Mei- 
nung über Minimalzölle und vermissen vor 


zolles von 7 Mk. 50 Pf. eine überzeugende 
Begründung, warum ein Zoll gerade von 


dieser überraschenden Höhe der richtige sei. | 


6. Neumann s Börsen - Tabellen 
Tabellen). 1901. 1. Jahrg. Tabellarische 
Zusammenstellg. der vier letzten Bilanzen 
aller an der Berliner Börse gehandelten 
Bank- u. Industrie-Werte nebst höchste 
u. niedrigste Course des lauf, u. letzten 
Jahres m. Termins-Angabe der Divi. 
denden-Auszahlgn. (oursanfstellung Lon 
doner Minen- u. Eisenbahnwerte. Ein- 
nahme- u. Betriebs-Ausweise. Beteili- 
gungsziffern der Aktien-Gesellschaften 
im rheinisch- westfül. Kohlen-Syndikat 
bezw. westfäl. Koks-Syndikat. 3. Tl.gr.S”. 
(102 S.). Berlin (A. Neumann) 3.— 


Der vorliegende 3. Teil der von dem 
Berliner Bankgeschäft A. Neumann ausge- 
gebenen „Börsentabellen“, womit der 1. Jahr- 
gang abgeschlossen ist, bringt die Bilanzen 
der Banken, Brauereien, Bergwerks- und 
Hüttengesellschaften, Zement- und C'hambotte- 
fabriken, chemischen Fabriken, Elektrizitäts- 
gesellschaften, Gas- ren, 
Gummi- und Guttaperchafabriken, Mühlen, 


(Bilanz- 


stematischer Behandlung mit realistischer 
Auffassung der wirtschaftlichen Probleme 
bezeichnet worden. Dass der Verfasser mit 
seiner Behandlungsweise dem Bedürfnis der- 
jenigen entgegengekommen ist, welche an 
der Hand eines zuverlässigen Führers durch 


‘das weite und schwierige Gebiet der all- 


gemeinen Volkswirtschaftslehre wandern 


allem bezüglich des postulierten Gatias. | ren, din rasche Halge der Auf 


lagen. Dass der Verfasser bemüht ist, sich 
für die Teilnahme der Leser erkenntlich zu 
zeigen und diese sich zu erhalten, zeigen 
die mannigfachen Besserungen, die er in 
dieser neuen Auflage vorgenommen hat. 
Die Anderungen sind, wie der Verfasser im 
Vorworte sagt, dem Wunsche entsprungen, 


‚die Darstellung zu vereinfachen und das 


' Wesentliche 


den Vordergrund gestellt als bisher. 


‚enthaltenen 


und Wasseranlagen. 


Papier-, Pappen- und Zellulose-Fahriken, 


Porzellan-, Steingut- und Glasfabriken, Trans- 
portgesellschaften, Terrain-, Immobilien- und 
Baugesellschaften, Textilfabriken, Zucker- 
fabriken sowie diverser Gesellschaften. 


Das ı 
Werk leistet nicht nur Kapitalisten, Bankiers | 


u. s. w. vortreffliche Dienste, sondern auch 


dem Juristen und Volkswirt. Es enthält in 
gedrängter Form eine Aneinanderreihung der 
Bilanzen gleichartiger Gesellschaften und 
lässt die Lage der gesamten Branche wie 


der einzelnen Gesellschaften leicht und klar 


erkennen. 


7. Philippovich, Dr. Eugen von, Grundriss 
der Politischen Öekonomie, 4. Aufl. 


noch stärker hervortreten zu 
lassen. Namentlich hat der Verfasser den 
seiner Ansicht nach entscheidenden Begriff 
der Einkommensbildung gegenüber dem üb- 
lichen der Einkommensverteilung stärker in 
In- 
folgedessen hat er auch die Beziehungen 
zwischen Einkommens- und Preisbildung, 
welche früher an anderer Stelle erörtert 
wurden, in Zusammenhang mit den Be- 
trachtungen über den Anteil der einzelnen 
Einkommenszweige an dem Volkseinkommen 
gebracht. Die in den früheren Auflagen 
Ausführungen über die dem 
Verkehr dienenden Organisationen sind in 
die Volkswirtschaftspolitik verwiesen worden. 
Wir wünschen dem gründlichen und auf der 
Höhe der Wissenschaft stehenden Grundriss 
auch in der neuen Auflage einen recht weiten 
Leserkreis. Der Preis ist im Verhältnis zum 
Umfang und zur Bedeutung des Werkes 
mässig zu nennen. 


8. Ruge, Dr. Sophus, Prof., Die transsibir. 
Eisenbahn. 8°. (52 8.). Dresden (v. Zahn 
& Jaensch) 


Eine klar geschriebene Abhandlung, welche 
mit einem kurzen Überblick über die Aus- 
breitung des russischen Reiches beginnt, die 
wirtschaftliche Entwicklung Sibiriens mit 
einigen Strichen zeichnet und die Länder- 
strecken, durch welche die Bahn bereits geht 
und in Zukunft noch gehen soll, in geogra- 
phischer, politischer und wirtschaftlicher Be- 
ziehung, die Veranlassung zum Bahnban, din 


. 
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Entwicklung desselben und seine Bedeutung | 
schildert. 


9. Silbergleit, Dr. Heinr., Magdeburgs In- 
dustrie, Handwerk und Handel und deren | 
gewerbliche Steuerkraft. Mit 6 graph. 
Tafeln. Anhang: Zur Gewerbesteuer- | 
reform. 4". (VIII, 272 u. 205 8.). Magde- | 
burg (C. E. Klotz) 10.— | 
Der Inhalt des umfangreichen, schön aus- | 

gestatteten und mit 6 lehrreichen Tafeln | 
geschmückten Werkes ist der folgende: 
1. Gliederung des Gewerbes; 2. Die Betriebe; 
3. Die Betriebe nach der Zahl der Beschäf- | 
tigten ; 4. Die im Gewerbe thätigen Personen ; 
5. Der Umfang der gewerblichen Steuerpflicht ; 
6. Die steuerpflichtigen Gewerbe; 7. Die Per- 
sonen der steuerpflichtigen Betriebe ; 8. Die 
steuerpflichtigen Betriebe und die darin be- 
schäftigten Personen nach Steuerklassen der 
Betriebe; 9. Die Steuerkraft des Gewerbes; 
10. Zur Gewerbesteuerreform. H. Silbergleit, | 
der Direktor des statistischen Amtes der 
Stadt Magdeburg, entwirft in dem vorliegen- 
den Band ein Bild von Magdeburgs Industrie, | 
Handwerk und Handel und deren gewerb- 
licher Steuerkraft, indem er sich dabei teils, 
auf die gewerbliche Betriebsstatistik vom 
14. Juni 1895, teils auf die Ergebnisse der 


Gewerbesteuerveranlagung stützt. Aber die | 


Reichsstatistik war nicht so ohne weiteres zu 


benutzen, es mussten vielmehr die besonderen | 
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thoden, im 3. und 4. Kapitel die Ge 
schichte der Gesetzgebung und Verwaltung 
in England und in Deutschland, wendet sich 
im 5. Kapitel den Baugenossenschaften zu 
und sucht im letzten Kapitel die zukünftigen 
Aufgaben Deutschlands auf dem Gebiete des 
Arbeiterwohnungswesens festzustellen. Das 
Büchlein ist aus Vorträgen hervorgegangen, 
die der Verfasser im November und Dezember 
vorigen Jahres im Münchener Volks - Hoch- 
schulverein gehalten hat. Das äussert sich 
auch stellenweise im Mangel an sprachlicher 
Bestimmtheit und in überflüssigen Wieder- 
holungen. Inhaltlich gibt das Büchlein ein 
im allgemeinen durchaus zutreffendes Bild 
von der methodischen Behandlung der Ar- 
beiterwohnungsfrage, von der Entwicklung 
des Wohnungswesens und ihrem Zusammen- 
hang mit der Geschichte der sozialen Be 
wegung überhaupt und eine kritische Be 
trachtung der wichtigsten praktischen Mittel 
zur Abhilfe der bestehenden Missstände. 
Am besten haben uns die Ausführungen des 
Verfassers über „die Methoden zur Beurteilung 
von Wohnungszuständen“ gefallen. 


11. Soetebier, Jos., Redakteur, Zolltarif- 
Handbuch. Im Auftrag des Handels 
vertragsvereins bearbeit. u. hragegb 
gr. 4". (1315.). Berlin (Liebheit& Thiesen) 

4.— 

‘ Dieses „Zolltarif-Handbuch“ stellt eine 


grossstädtischen Verhältnisse berücksichtigt | ebenso schwierige als verdienstliche Arbeit 


und ein System der gewerblichen Gliederung | 


hergestellt werden, das den örtlichen Zu- 
ständen nach Möglichkeit gerecht wurde, 
ohne sich allzu weit von dem System der 
Reichsstatistik zu entfernen. Dabei waren 
zahlreiche und grosse Schwierigkeiten in Be- 
zug auf die Klassifikation der Gewerbe u. s. w. 
zu überwinden. Auch die Anwendung des 
aus der Gewerbesteuerrolle entnommenen 
Materials auf die Ergebnisse der Betriebs- 
zählung, die Vergleichung und die Herstel- 
lang der Übereinstimmung zwischen beiden 
war eine keineswegs leichte Arbeit. Die 
Untersuchung Silbergleit's gibt einen sehr 
wertvollen Einblick in die gewerbliche Struk- 
tur Magdeburgs und in das Gebiet der ge- 
werblichen Besteuerung. Die Resultate, zu 
denen der Verfasser gelangt, sind nicht nur 
für Magdeburg, sondern für alle diejenigen 
Städte, in denen die Frage der Reform der 
Realsteuern eine dringende geworden ist, 
von wesentlichem Interesse. 
® 

10. Sinzheimer, Dr. Ludw., Privatdoc., Die 

Arbeiterwohnungsfrage. 8°. (190 8.). 

Stuttgart (E. H. Moritz) geb. 2.— 


Nach einer Einleitung über die gegen- 
wärtigen Hauptrichtungen in der Beurteilung 
der Arbeiterwohnungsfrage schildert Sinz- 
heimer im 2. Kapitel die bei der Beurteilung 
von Wohnungszuständen anwendbaren Me- 


‚dar. Sein Inhalt ist folgender: 1. Die 
'handels-- und zollpolitischen Beziehungen 
' Deutschlands zum Auslande nach dem Stande 
vom Ende September 1901; 2. Nebeneinander- 
gedruckt der Zolltarifgesetz-Entwurf vom 
26. Juli 1901 sowie das geltende Zolltarif- 
| Gesetz vom 15. Juli 1879; 3. Der Zolltarif. 
In diesem 3. Abschnitt ist eine Vergleichung 
der in Aussicht genommenen Zollsätze mit 
den bisherigen gegeben, was bei der vielfach 
‘abweichenden Anordnung des neuen Tarifs 
‚eine recht mühevolle Arbeit war. Ausserdem 
'sind in einer besonderen Spalte die Länder 
aufgeführt, mit welchen Verträge abge 
schlossen sind, durch welche die Sätze des 
| allgemeinen Tarifs ermässigt, bezw. gebunden 
sind. Ferner sind soweit als möglich für 
‘jede Position die Zahlen der Aus- und Ein 
'fuhr des Spezialhandels des deutschen Zell 
| gebietes sowie die Haupteinfuhrländer und 
| die Hauptausfuhrländer angegeben. Bei der 
| Ausarbeitung des Handbuches ist nach einer 
Vormerkung des Herausgebers das gesamte 
einschlägige amtliche Material, soweit e 
irgend zugänglich war, nach jeder Richtung 
hin auf das sorgsamste zu Rate 5— 
und verwertet worden. So hat ein glücklich 
Gedanke des Handelsvertragsvereins hier ein? 
vortreffliche Verwirklichung gefunden. 

' Interessenten sowie allen denjenigen, 

|sich über Inhalt und Tragweite der beab- 





| 
| 
| 
\ 
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sichtigten Neuordnung des Zollwesens unter- | essante und beachtenswerte litterarische Lei- 
richten wollen, sei das übersichtliche und prak- stung bezeichnet werden. Das Werk greift 
tische Handbuch angelegentlich empfohlen. | zurück auf die ersten Reformversuche zu 
Ende des 18. Jahrhunderts und schildert die 

12. Ssemenow, D. P., u.W. J. Kasperow, Proff., Reformbewegungen und Gegenbewegungen 
Russlands Landwirtschaft und Getreide- bis herab auf Sultan Abdul Hamid. Der 
handel. Autoris. Übersetzg. von Marim Verfasser entrollt ein fesselndes Bild von den 
Blumenau. 8°. (72 8.). München (E. Rein- politischen und Verwaltungszuständen der 
hardt) 1.50 "Türkei, von der Korruption in den höchsten 
Russlands Landwirtschaft und Getreide- Beamtenkreisen, von den Schwierigkeiten, die 
handel spielen in den wirtschafts, nament- jeder ernsthaften Reform entgegenstehen. 
lich den handelspolitischen Erörterangen der | Das gut geschriebene Buch beruht offensicht- 
jüngsten Zeit eine erhebliche Rolle. Es ist lich auch auf guten Quellen und wird jeden 


deshalb mit Dank zu begrüssen, dass die 
Verlagshandlung E. Reinhardt in München 
es unternommen hat, die vorliegenden Ab- 
handlungen Ssemenow's über Russlands Land- 
wirtschaft und Kasperow's über Russlands 
Getreidehandel in der vortrefflichen Uber- 


setzung des Bibliothekars der oberbayerischen 
Handels- undGewerbekammer, Maxim Blumen- 
au's, dem deutschen Publikum vorzulegen. | 
Die beiden Abhandlungen sind dem umfang- | 


reichen amtlichen Quellenwerke „Russland 
am Ende des 19. Jahrhunderts“ entnommen. 


13. Stern, B., Jungtürken u. Verschwörer. | 
Die innere Lage der Türkei unter Abdul | 
Hamid II. Nach eigenen Ermittelgn. u. 
Mitteilgn. osman. Parteiführer. 2. Aufl. 
8°. (X, 263 $.). Leipzig (Grübel & 
Sommerlatte) 6.— 


Das bereits in 2. Auflage vorliegende 
Buch von B. Stern über die jungtürkische | 
Bewegung in der Türkei darf als eine inter- | 


Allgemeines 


Leser befriedigen. 

| 

. 14. Zacher, Dr., Geh. Reg.-R., Die Arbeiter- 
| Versicherung im Auslande. 13. Hft. Die 
| Arbeiterversicherungin denNiederlanden. 
| Lex.-8°. (111 S.). Berlin (Vlg. d. Arbeiter- 
Versorgg., A. Troschel) 3.60 


Den vortrefflichen Darstellungen Zacher's 
von der Arbeiterversicherung in Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Frankreich, England, 
Italien, Österreich, Ungarn, Russland, Finn- 
land, Schweiz und Belgien ist nun im 13. Heft 
eine Darstellung der Arbeiterversicherung in 
den Niederlanden gefolgt. Das vorliegende 
Heft enthält eine Zusammenstellung der in 
Holland vorhandenen Einrichtungen bezüglich 
der Kranken- und Alters- und Invalidenver- 
sicherung, welche bisher noch nicht einheit- 


‚lich für den ganzen Staat geregelt sind, so- 


wie eine Darstellung und den niederländischen 
und deutschen Text des Unfallgesetzes vom 
2. Januar 1901. 


und Varia. 


1. Handbuch der deutschen Gesetzgebung. 
Eine Sammig. aller Gesetze, Verordngn., 
Erlasse, Ausführungs-Anweisgn., Be- 
schlüsse u. Verfüggn. des Deutschen 
Reiches. Zusammengestellt aus dem 
Reichsgesetz-Blatt, dem Centralblatt f. 


‚ Material bieten, darunter z. B. dieim Reichs- 
'gesetzblatt nicht enthaltene neue Wehrord- 
ınung. Da die Sammlung äusserst preis- 
| würdig und dabei gut ausgestattet ist, wird 
|sie sich rasch in den Kreisen der Juristen 
'und der Verwaltungsorgane einbürgern. 


das deutsche Reich, dem Amtsblatt des | Über den Fortgang des Werkes werden wir 
Reichs-Postamts und dem Reichsanzeiger. | von Zeit zu Zeit berichten. 

Hrsg. v. Stadt-Hauptkassen-Rend. E. 
Schönrock u. Stadt-Sekr. M. Weirauch. 
1. Jahrg. 1901. gr. 8°. 1./4. Heft (128 8.) 
Trier (A. Sonnenburg) a —50 


Das Unternehmen verfolgt die dankens- 
werte Aufgabe, vom 1. Januar 1901 ab alle 
im Reichsgesetzblatt, im Centralblatt für das 
deutsche Reich, im Amtsblatt des Reichs- | 

tamts und im Reichsanzeiger zur Ver- 
öffentlichung gelangenden Gesetze, Verord- Die kunstvoll ausgestattete Festschrift 
nungen, Ausführungsvorschriften u. s. w., zum 50. Erscheinen des preussischen Termin- 
soweit sie für das Reich in Betracht kommen, | kalenders führt das gewaltige Stück Kultur- 
nach der Zeitfolge zusammenzustellen. Mo- arbeit vor Augen, an der die preussische 
natlich soll ein Heft im Umfange von 2—4 'Jurisprudenz in den letzten 50 Jahren ge- 
Bogen erscheinen. Bisher liegen uns vier schaffen. In vier Abschnitten gelangen die 
Hefte vor, die bereits eine ganze Menge von mannigfachen Wandlungen zur Darstellung 


2. Holze, Dr., Kammerger.-Rat, 50 Jahre 
Preussischer Justiz. Festschrift zum 
50. Erscheinen d. Terminkal. f. Preuss. 
Justizbeamte, Rechtsanw. u. Notare. 4°. 
(VIII, 60 8.). Berlin (R. v. Decker) 

in Kaliko M. 4.— 
Liebhaberbd. in braun. Leder M. 7.— 
im Schweinsleder M. 12,— 
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welche die Gesetzgebung, die Gerichtsorgani- mässigen Erziehungskräfte‘“, der sechste „Die 
sation, die Fürsorge für den Richterstand nicht schulmässigen Erziehungskräfte“, wäh- 


in Deutschlands grösstem Bundesstaat ge- 
nommen hat. Der erste Abschnitt umfasst 
die mit den Namen Simons, v. Bernnth, Graf 
Lippe eng verbundene Zeit von 1851 bis 1866. 
Die zweite Periode, welche den Inhalt des 
nächsten Abschnittes bildet, schildert die 
unter dem Zeichen Leonhardts stehenden 
Jahre 1867 bis 1879. Daran reiht sich im 
dritten Abschnitt die glänzende, von 1879 bis 
1894 währende Amtsperiode Friedbergs und 
v.Schellings. Der Schlussabschnitt hebt mit 
dem Jahre 1894 an und behandelt die neue 
mit dem Amtsantritt des jetzigen Justiz- 
ministers Schoenstedt zusammenfallende 
Periode. 

Der Wert der vorliegenden Festschrift 
wird noch gesteigert durch die Beigabe zweier 
prächtiger Kunstblätter. Das Titelkunstblatt 
enthält eine modernisierte Nachbildung des, 
Titelblattes der ersten, 1664er Elzevir'schen | 
Ausgabe des Corpus juris eivilis. Ein weiteres | 
Kunstblatt bringt die Porträts der sieben | 
grossen Männer, welche in den letzten 
50 Jahren an der Spitze der preussischen 
Justiz gestanden haben. Dem Porträtkunst- 
blatt folgen einige biographische Notizen über 
die Leiter der preussischen Justiz. 


Durch ihre geschmackvolle, kunstsinnige 
Ausstattung wie durch ihren lehrreichen In- 
halt bildet die vorliegende Festschrift eine 
Zierde des juristischen Büchermarktes. Sch. 


3. Kerschensteiner, Dr. Georg, Stadtschul- 
rat, Staatsbürgerliche Erziehung der 
deutschen Jugend. Gekrönte Preisschrift. 
2. Aufl. gr. 8°. (VI, 788.). Erfurt (Carl 
Villaret) 160 


Vorliegende Schrift des bekannten Münch- 
ner Stadtschulrates wurde durch ein Preis- 
ausschreiben der Erfurter Akademie gemein- 
nütziger Wissenschaften über die Frage: 
„Wie ist unsere männliche Jugend von der 
Entlassung aus der Volksschule bis zum 
Eintritt in den Heeresdienst am zweck- 
mässigsten für die staatsbürgerliche Gesell- 
schaft zu erziehen ”“‘ veranlasst. Sie erhielt 
unter 75 eingelaufenen Bearbeitungen den 


rend der siebente als „Schlussbetrachtungen“ 
die Notwendigkeit einer grossen Erziehungs- 
politik zeichnet und mit einem Aufrufe an 
die oberen Stände schliesst, durch Teilnahme 
und That an dem Erziehungswerke der in 
den verschiedenen (ewerben und in der 
Landwirtschaft thätigen jungen Leute mit- 
zuwirken. 

Der Verfasser, der das gesamte Fort 
bildungswesen von Bayerns Hauptstadt um- 
zugestalten berufen ist, erscheint dadurch 
' gerade hervorragend geeignet, Richtpunkte 
für das grosse Werk der Erziehung der aus 
der Volksschule entlassenen männlichen Ju- 
gend zu geben. 


Leider steht uns hier der Raum nicht 
zur Verfügung, aus dem reichen Inhalte der 
Schrift nähere Mitteilungen zu machen. 


Kerschensteiner fusst in seinen Aus 
führungen vielfach auf dem trefflichen Werke 
H. v. Nostitz's: „Das Aufsteigen des Arbeiter- 
standes in England“, weshalb viele seiner 
Beispiele aus England geholt sind. Vielleicht 


' hätte ein Werk, das französischem Boden 


' und französischen Anschauungen entsprungen 
ist, und das nahezu den gleichen Titel wie 
' Kerschensteiner's Schrift trägt, herangezogen 
‚ werden können. Ich meine das von Edoua 
Petit im Jahre 1894 herausgegebene Buch: 
: De l’eeole au rögiment (Von der Volksschule 
bis zum Heeresdienst), wozu der vormalige 
' Unterrichtsminister L&on Bourgeois die Vor- 
rede schrieb. Kürzer gefasst und weniger 
tief begründet als Kerschensteiner's Schrift 
zeigt es in lebhaftem rhetorischen Stil doch 
vielegleiche Ansichten. Was Kerschensteiner's 
Urteil über englisches Bildungswesen betrifft, 
so lautet es zu günstig. Der Franzose Maı 
Leelerc, der zwei Jahre zum Studium aller 
Anstalten in England weilte und im ganzen 
ein Lobredner englischer Bildungseinrich- 
tungen ist, fällt über Eton ein entschieden 
ungünstiges Urteil, ein wenig besser lautet 
es über Harrow. Von den beiden Universi- 
täten Oxford und Cambridge macht sich 
' Oxford nur schwer aus der mittelalterlichen 
' Umschnürung los. Nicht das Bildungswesen 
‘Londons, sondern das von Birmingham steht 


Preis und ist in der That hoher Auszeichnung jn England auf der Höhe der Zeit, wie 
wert, da sie sowohl nach ihrer stofflichen | [eclere in seinem ausgezeichnet geschriebenen 
Anordnung, wie auch nach ihrer lebendigen, | Werke „L’öduention des classes moyennes et 


mit grosser Sachkenntnis gegebenen Dar- dirigeantes en Angleterre“ geschildert hat. 


stellung jeder Anforderung entspricht. In ’ : j 

sieben Abschnitten hat der Verfasser den _ Hoffentlich wird die sehr bedentsam® 
Gegenstand behandelt. Der erste bespricht | Schrift Kerschensteiner's nicht bloss gelesen, 
„Die bestehenden Erziehungseinrichtungen, sondern auch in die That umgesetzt werden 
ihre Entwicklung und ihre Mängel“, der Der Franzose Guyau hat den richtigen Satz 
zweite „Das Ziel der staatsbürgerlichen Er- *usgesprochen : „Die Zukunft werden wir 
ziehung“, der dritte „Die äusseren Grundlagen | selbst entscheiden durch die Art, wie wir die 
der staatsbürgerlichen Erziehung“, der vierte‘ Neuen Generationen erzogen haben werden. 
„Die inneren Grundlagen der staatsbürger- Dr. phil. J. R. 
lichen Erziehung“, der fünfte „Die schul- 
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4. Kohler, Dr. J., Prof., Einführung in die 
Rechtswissenschaft. gr. 8°. (XI, 208 8.) 
Leipzig (A. Deichert'sche Buchh. Nachf.) 

3.60; geb. 4.50 

Der Überblick über das Ganze der Rechts- 
wissenschaft aus der Feder des bekannten 
Berliner Rechtslehrers hat einen eigenen Reiz, 
da er überall die Stellungnahme des viel- 
seitig forschenden Autors erkennen lässt und 
so nicht nur seinem eigentlichen Zwecke ent- 
sprechend den angehenden Juristen und ge- 
bildeten Laien als orientierender Rundblick 
dient, sondern auch bei reiferen Juristen da 
und dort Interesse zu erwecken vermag. Hin- 
sichtlich der näheren Fundierung von An- 


sichten, die von der gewöhnlichen Meinung ab- 


weichen, namentlich von staats-, verwaltungs- 
und völkerrechtlichen Anschauungen, verweist 
der Verfasser auf „spätere begründende Ar- 
beiten“. 


5. Schatz, Dr. Adelgett, Prof. 0.8. B., Kirch- | 


liche und politische Ereignisse in Tirol 
unter der 


teller Frühmessers.Josef Eberhöfer. 2.Auf- 

lage. ®”. (162 S.) Innsbruck (Vereins- | 

buchhandlung u. Buchdruckerei) 2.— 

Der Inhalt des Buches entspricht nicht 
ganz dem Titel des Buches, das in sechs 
Kapitel zerfällt, von denen das erste „Joseph 
Eberhöfer und sein Frlhmesserbuch“, das 
zweite „Das Gymnasium von Meran im Be- 
ginne des 19. Jahrhunderts“, das dritte „Der 
Clerus von Meran und Vinschgau zur Zeit 
der bayrischen Regierung‘ auf 51 Seiten nur | 
Studien- und Lebensverhältnisse des Früh- 
messers Eberhöfer und der mit ihm in Be- 
rührung gekommenen vielen Persönlichkeiten | 
vorführt. Erst im vierten Kapitel „Die 
Priesterverfolgung in Tirol“ beginnt die 
Schilderung, aber nur eines Teiles der kirch- 
lich politischen Zustände Tirols. Das fünfte 
Kapitel „Die -Katastrophe des Jahres 1809 | 
schildert zumeist die damaligen Vorgänge | 
in und um Innsbruck, wobei Eberhöfer als 
Mitglied des Innsbrucker akademischen Frei- 
korps von 200 Mann nach Mittenwald zieht 
und uns berichtet, dass dieses Korps die Ab- 


| 


| 


yrischen Regierung. Nach | 
schriftlichen Aufzeichnungen des Mar- | 
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waren, so erhielten sie im vorliegenden Werk- 
chen einige Änderungen, Zusätze, Ergün- 
zungen und Datenberichtigungen. Im ganzen 
können die Mitteilungen des Chronisten Eber- 
höfer nur kleine Beiträge zu einer Geschichte 
jener tirolischen Vorgänge genannt werden. 
Dass, wie der Herausgeber, so auch Eberhöfer 
auf österreichischem und strengkatholischem 
Standpuuktesteht, darf nicht Wunder nehmen. 
Gleichwohl muss selbst seine Schilderung 
zugestehen, dass manches sonst in eitel Glanz 
dargestellte Bild der Erhebung Tirols auch 
tiefer Schatten nicht ermangelt. 

Auf die Bayern ist der Verfasser besonders 
übel zu sprechen, die Franzosen, sowie die 
Sachsen erhalten sogar Lob. 

Im Bistum Trient war es bis zum Jahre 
‚1818 üblich, dass die Pfarrer ihre Koopera- 
‚ toren selbst wählten. Kontrakte über Wochen- 
lohn, Verpflegung und Arbeitsleistung gegen 


vierzehntägige Kündigung verpflichteten 
wechselseitig „Prinzipal“ und „Cooperator“, 
| (8. 152.) Dr. phil. J. R. 


6. Schierlinger, Dr. Frz., Oberlandesger.-R., 
Der praktische _ Rechtsbeistand. Ein 
Führer durch die Reichsgesetze. 3. Bd. 
Reichsstaatsrecht, Gewerbewesen, Ar- 
beiterversicherung, Heerwesen, Gesund- 
heitswesen, dargestellt v. e. Verwaltungs- 
beamten. Mit e. ausführl. Sachregister. 
8°, (VII, 204 u. IV S.). München, C. Haus- 
halter geh. 1.50 


Auch dieser III. Band des Schierlinger'- 
schen „Führers durch die Reichsgesetze“ ver- 
dient alle Anerkennung. Von fachkundiger 
Seite ist überall das W.esentliche der be- 
handelten Materien des öffentlichen Rechts 
hervorgehoben. Die Darstellung ist bei aller 
Präzision klar und leicht verständlich. Sie 
beruht — abgesehen von den Ausführungen 
über die Gewerbegerichte — auf der neuesten 
Fassung der Gesetze. Die Ausstattung ist 
vortrefflich. 


7. Schmidt, Dr. Arthur B., Prof., Das Bürger- 
liche Gesetzbuch als Erzieher unseres 
Volkes. gr. 8". (26 8.). Giessen (Ricker) 

—.,50 


Den Inhalt der vorliegenden kleinen 


sicht, von hier aus Müuchen zu überrumpeln (!), | Schrift bildet eine Rektoratsrede, welche an- 
klugerweise aufgibt. Das sechste Kapitel  lässlich der Feier des Jahresfestes der Univer- 
„Die kirchlichen Verhältnisse in Tirol nach | sität Giessen am 1. Juli 1901 gehalten wurde. 
dem Aufstande des Jahres 1809“ geht noch ‚Sie behandelt die erzieherische Kraft des 
über das Jahr 1814 hinaus und zeichnet sehr neuen bürgerlichen Rechts für die Masse des 
kurz die Neugestaltung der tirolischen Bis- Volkes und weist insbesondere auf die För- 
tümer Brixen und Trient, sowie die Los- derung des nationalen Einheitsgedankens, 
lösung des Tiroleranteiles von dem Bistum auf die Mitarbeit des B.-G.-B. an der sozialen 
Chur unter der wiederhergestellten öster- Fortentwicklung Deutschlands, auf die Stär- 
reichischen Herrschaft. 'kung der sittlichen Anschauungen und die 
Die Grundlage des Werkchens bildet das , Erziehung des Volkes zu grösserer Selbstän- 
sogenannte „‚Frühmesserbuch“ d.h.dieeigenen | digkeit im Rechtsleben hin. Die Darstellung 
Aufzeichnungen des Priesters Eberhöfer. Da ist klar und lebendig und zieht eine Reihe 
diese bereits in den „Studien“ des Bene- | von Beispielen aus dem Gesetzbuch zum 
diktiner-Ordens (1898—1900) veröffentlicht , Beleg heran. Sch. 
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Zeitschriften. Sammlungen von Entscheidungen. 


. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v. Dr.@. Hirthu. Dr. M.v.Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyrof. 35. Jahrg. 1902. 
München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 
Das erste Heft des Jahrgangs 1902 ent- 
hält: Die staatsrechtliche Stellung der Reichs- 
eisenbahnen, von Werner Rosenberg, Staats- 
anwalt in Strassburg i. E. — Handelsverträge 
und Handelspolitik, von Oberzollrat €. Wie- 
singer in Altona (Fortsetzung). — Die Ur- 
ganisation der inneren Verwaltung auf rechts- 
vergleichender Grundlage Deutschland, Frank- 
reich, England und Vereinigte Staaten), von 

Professor Conrad Bornhak in Berlin (Fort- 

setzung). — Über die Voraussetzungen eines 

Ausfuhrzolles auf Kalisalze von Ernst Kohler 

in München. — Miscellen. 


2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. 
32. Jahrg. 1901. Nr. 46—48. Leipzig 
(Jüstel & Göttel) vierteljährlich 9.— 


Nr. 46: Das „rechnungsmässige Soll“ der 
Prämienreserve nach dem Pr.-V.-G. bei schon 
bestehenden Lebensversicherungsgesellschaf- 
ten; Bedürfen die ausländischen in Deutsch- 
land arbeitenden Transport-Versicherungs- 
unternehmungen nach dem Gesetz vom 12. Mai 


1901 der Erlaubnis? Nr. 47: „Geschäftsplan“ | 
der Elementarversicherungsgesellschaften ; Bi- | 
Nr. 48: 


lanzen der Aktiengesellschaften ; 
Dürfen deutsche Lebensversicherungsgesell- 


schaften nach dem Pr.-V.-G. einen Teil 
ihrer Prämienreserven auch in inländischen 


Werten anlegen?; Die ausländischen Gegen- 
seitigkeitsgesellschaften und das Pr.-V.-G. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. Centralorgan 
f. d. ges. Kranken-, Unfall- u. Invaliden- 
Versicherungswesen i. Deutsch. Reich. 


den 7. Band dieser wertvollen Zeitschrift ab- 
‚ schliessende Doppelheft folgende: Zöwen- 
'stimm, Eid und Zeugnispflicht nach den 
Ansichten des Volkes; Weingart, Detektiv. 
'institute; Stern, Wohin gelangen wir nach 
ı Lombroso?; Lohsing, Vom Alibi - Beweis; 
| Lelewer, Über den Nutzen schriftstellerischer 
Bethätigung aktiver Kriminalisten ; Kowalski, 
Über den Nutzen des Studiums der gericht- 
dichen Medizin für Juristen und über die 
Notwendigkeit der Anstellung von beamteten 
Arzten bei Landes- und Kreisgerichten auf 
Grund interessanter gerichtsärztlicher Kasui- 
‚stik; Nemanitsch, Ein Kannibale; Stooss, 
‚Ein fataler Indizienbeweis. Bemerkungen 
‘zu diesem Falle; Gross, Ein fataler Indizien- 
beweis. Gegenbemerkungen zu den Bemer- 
kungen zu diesem Falle; Gross, Todesstrafe 
‚und Anarchisten. — Ausserdem finden wir 
‘in dem Hefte eine Reihe kleinerer Mit- 
| teilungen (Lohsing : Sinnestäuschung bei Geld- 
empfang ; Zur Frage der gerichtlichen Grapho- 
logie; Münzbetrug; Zur Charakteristik der 
Zigeuner; Näcke: Gehirn und Irrsinn ; (renie 
und Irrsinn; Macht der Suggestion ; subjek- 
tive Zeitbestimmungen), sowie eine gross 
Anzahl von Besprechungen. Den Schluss 
bilden sehr beachtenswerte Promemoria an 
die Justizverwaltungen von Gross betr. die 
 Centralisation der Arbeiten auf dem Gebiete 
der Kriminalistik im Justizministerium. 











5. Archiv für Strafrecht und Strafprozess 
Begriündet durch Dr. Goltdammer, her- 
ausgegeben von Dr. J. Kohler. 43. Jahrg 
3.u. 4. Heft. gr. 8°. Berlin (R. v. Deckers 
Verlag) Preis pro Jahrgang 12.— 

Dieses Doppelheft bringt folgende Ab 
handlungen: Klee, Selbstverletzung und Ver- 
'letzung eines Einwilligenden; v. Bar, Die 
projektierte Reform des italienischen Straf- 
‚ prozesses; Knapp, Altwürzburger Gefängnis 
ı wesen; Huther, Die Endthatsache der voll- 
endeten strafbaren Handlung, Fortsetzung; 


Hrsg. v. Dr. jur. P. Honigmann. XVII. | Kohler, Nachtrag zu den Dante-Aufsätzen. 

Jahrg. Nr. 32. Hoch 4°. Berlin (Vlg. d. | Ausserdem enthält das Heft Entscheidungen 

Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— | der Strafsenate des R.-G. und Entscheidungen 

Die Nr. 32 enthält: Abhandlungen: Die | des Kammergerichts Berlin, sowie der Ober 
Vermögensanlegung der Versicherungsanstal- | landesgerichte Cöln und Rostock. 


ten und Berufsgenossenschaften innerhalb | 2 | 
des preussischen Rechtsgebiets (Illing). | 6. — — en a art 


Unterbrechung der invalidenversicherungs- —4 
pflichtigen Arbeitsverhältnisse durch Krank- Kolonialgesellschaft. Heft 6 u. 7. Berlin 
(W. Süsserott) jährlich 10.— 


heitsperioden. — Verwaltung und Recht- 
sprechung. — Mitteilungen. — Beantwortung Heft 6: Das Bakwirivolk in Kamerun H, 
von Anfragen. von A. Seidel; Dahome; Marokko, von W. 
'Jaap-Mogador ; Aus Liberia ; Ein Beitrag zur 
4. Archiv f. Kriminal-Anthropologie und ],and- und Völkerkunde von Kamerun-Hinter- 
Kriminalistik, hrse. V. Prof. Dr. H. Gross. | land, von @. Spellenberg ; Heft T: Das Bak- 

7. Bd. 3.u. 4.H. 8°. Leipzig (F. C. W. | wirivolk in Kamerun II, von A. Seidel; 
Vogel) pro Band 12.— Ein Beitrag zur Land- und Völkerkunde von 
An Abhandlungen enthält das vorliegende, | Kamerun-Hinterland II, von @. Spellenberg ; 
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Menelik und Leontiew, von K. von Bruch- 
hausen; Die neueren Bestrebungen zur Be- 
kämpfung der Malaria, von H. Kossel. 


7. Beiträge zur Auslegung des B.-6.-B. Her- 
ausgeg. von den Prof. Dr. Franz Bernhöft 
u. Dr. Julius Binder. 1. Heft. gr. 8°. (86 S.) 
Leipzig (A. Deichert'sche Nachf.) 1.60 


Mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs ist es für den T’heoretiker noch 
mehr als bisher zur unerlässlichen Vorbe- 
dingung gedeihlicher Arbeit geworden, sich | 
mit der Praxis in engster Fühlung zu halten, 
um zu wissen, wie die Bestimmungen des 
neuen Rechts im Leben wirken und welche 
Gestalt die neuen Rechtsinstitute in der 
Rechtsanwendung nehmen. Für den Prak- 
tiker ist es anderseits ein nicht minder, 
unabweisbares Bedürfnis, von allen Fragen, 
wie sie in Zukunft in immer wachsendem 
Masse auftauchen werden, schnell Kenntnis 
zu nehmen, ohne sich jedesmal durch die 
grosse Zahl der erscheinenden Zeitschriften 
durcharbeiten zu müssen. 

Bei dem engen Zusammenhang, wie er| 
gegenwärtig zwischen Theorie und Praxis 
besteht und bestehen muss, ist ein Werk 
freudig zu begrüssen, das die Befriedigung | 
der Anforderungen, welche von seiten der 
Theoretiker wie von seiten der Praktiker 
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B.-G.-B. sich anschliessender Darstellung die 
in Litteratur und Praxis aufgetauchten 
Zweifelsfragen aus dem Gebiete des allge- 
meinen Teils und des Rechts der Schuld- 
verhältnisse. Der den Schluss des Heftes 
bildende Sprechsaal bringt vierzehn inter- 
essante Rechtsfülle, die zu Meinungsäusse- 
rungen anregen und in einem späteren Hefte 
ihre Lösung finden sollen. Sch. 


8. Blätter für administrative Praxis. Hrsg. 
v. K. Krazeisen. Bd. LI. Nr. 10—12. 
1901. 8°. München, (C. H. Beck) 

pro Band 6.— 

Die Nummern 10—12, welche den Jahr- 
gang 1901 zum Abschluss bringen, enthalten: 
Zum Landtagswahlgesetze. Von Karl Kraz- 
eisen. — Die Rechtsverhältnisse der israliti- 
schen Kultusgemeinden und ihrer Mitglieder. 
Von Hans Müller. — Der Arbeiterschutz. Der 


‚Schutz der gewerblichen Arbeiter Deutsch- 
‚lands, soweit es Aufgabe der Gewerbeinspek- 


tion ist. Von Karl Poellath.. — Literatur. 
— Alphabetisches Register- 


9. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
Herausg. von Reg.-Rat Vornkeller. 1901. 
Nr. 17/18. München (C. H. Beck) 

jährl. 6.— 


Die Doppelnummer enthält einen grösseren 


gestellt werden, mit einander in Verbindung Artikel über: Die Gebühren für Versicherungs- 
bringt. Ein solches Werk sind die von der beiträge; ausserdem Mitteilungen über Reichs- 
Deichert'schen Verlagsbuchhandlung in Leip- stempelabgaben, bayerisches Gebührenwesen 


zig veranstalteten, von den Rostocker Pro- 
fessoren Bernhöftund Binder herausgegebenen 
Beiträge zur Auslegung des B-G-B, welche 
in Heften von ca. 5 Bogen und in einem | 
Zwischenraum von etwa zwei Monaten er- | 
scheinen. 

Das vorliegende erste Heft der Beiträge | 
beginnt mit einem Aufsatz von Professor | 
Bernhöft: „Das B.-G.-B. als Grundlage des 
künftigen Rechts“, welcher sich gegen die | 
von Ihering mit Recht getadelte Begriffs- | 
jurisprudenz richtet und die verhängnis-, 
vollen Konsequenzen der Begriffsjurisprudenz 
an dem $ 883 B.-G.-B. über die Haftpflicht | 
für Tiere zu illustrieren sucht. Die sich 
anschliessenden Aphorismen zur Besitzlehre 
von Geheimrat Professor Bekker in Heidel- 
berg bringen wertvolle Erläuterungen zu den 
s8 854, 857, 868 des B.-G.-B. Die Rück- 
wirkung der Aufrechnung nach 8 389 B.-G.-B. 
behandelt ein weiterer Aufsatz von Professor 
Binder, der sich auf einen Rechtsfall aus der 
Praxis des Landgerichts Rostock gründet. Be- 
sonderen Beifall bei Theoretikern wie Prak- | 
tikern werden die beiden folgenden Abhand- | 
lungen: Übersicht über die Zeitschriften des 
Jahrgangs 1900 von Professor Binder und | 
die htsprechung des B.-@.-B. im Jahre | 


u. 8. W. 


10. Blätter für Genossenschaftswesen. Organ 
d. Allgem. Verb. deutscher Erwerbs- u. 
Wirtschafts-Genossenschaften. Herausg. 
v. Dr. Hans Crüger. 1901. Nr. 44—47. 
Berlin (J. Guttentag) halbjährlich 3.— 


Nr. 44: Die Generalversammlung des 
Vereins für Sozialpolitik; Nr. 45; Die Be- 
sprechung der Verbandsrevisoren auf dem 
42. Allgemeinen Genossenschaftstag in Baden- 
Baden, von @. Jäger; Das Erbbaurecht und 
seine praktische Verwertung von Dr. Scholtz; 
Über Werkgenossenschaften; Nr. 46: Die 
genossenschaftliche Bewegung innerhalb der 
katholischen Arbeitervereine, von K. Barth; 
Zur Handwerkerfrage, von Alteneder-Sont- 
hofen; Die beschränkte Haftpflicht von Fr. 


\Pr.; Nr. 47: Hilfskasse und Ruhegehalts- 


kasse; Gegenseitige Kontrolmassregeln der 
Vorstandsmitziieder; Sparkassen als Kredit- 
geber für Genossenschaften, von M. May. 


11. Blätter für Rechtsanwendung, herausgeg. 
von Geheimrat Dr. J. v. Staudinger, 
Erlangen (Palm & Enke) jährlich 12.— 


Die Nummern 13—26 dieser reichhal- 


1900 von Oberamtsrichter Bunsen finden. | tigen Zeitschrift enthalten eine Anzahl 
Dieselben behandeln in prägnanter, {ber- | interessanter und lehrreicher Aufsätze (haupt- 
sichtlicher und an die Legalordnung des |sächlich bayerischer Autoren) und Ent- 
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scheidungen. Von den Abhandlungen seien | 
hervorgehoben: Braun, Negativer Kompetenz- 
konflikt im Sinne des $ 19 der St.-P.-O.; Süss- 
heim, Rechtsfolgen arglistigen Stillschweigens 
bei Kauf, Schenkung und Miete; r. Stengel, 
Die neuen Bestimmungen über das Verfahren 
in Ehesachen; Schmelzle, Verbot der Auf- 
rechnung bei Lohnforderungen und Zurück- 
behaltungsrecht; Meyer, Über die Streit- 
fragen bei der Zwangs- und Arresthrpothek ; 
Alerander, Einstweilige Verfügung gemäss 
& 1716 B.G.-B. gegen den Kindsvater auf 
Vorauszahlung und Hinterlegung von Ent- 
bindungskosten und Unterhalt; Franke, Noch | 
einmal das gesetzliche Pfandrecht des Ver- 
mieters; Bendir, Zur Auslegung des $ 935 
Abs. 1 B-G.-B.; Schäfer, Über die Ausferti- 
gung vollstreckbarer Urkunden, insbesondere 
der vom ersuchten Amtsgericht aufgenomme- | 
nen Verträge über die Alimentation unehe- 
licher Kinder; Bezold, Die Erteilung voll- 
streckbarer Ausfertigungen von Alimenten- | 
versprechungen ; Meikel. Die Vorentscheidung 
des Verwaltungsgerichtshofs; Pritzl, Das 
Recht an Bienen nach dem B.-G.-B. 


1} 


12. Entscheidungen und Abhandlungen, Eisen- 


bahnrechtl. Zeitschrift für Eisenbahn- 
recht, hrsg v. Dr. Georg Eger. XVIIT. Bd. 

1. H. gr. 8°. (S. 1—96). Breslau (J. U. 
Kern's Vlg.) pro Band 10.— 
Inhalt des ersten Heftes des neuen Jahr- 
gangs: Entscheidungen in 62 Nummern. — 
Abhandlungen: Die Stempelpflichtigkeit der 


Strassenbenutzungsverträge der Strassen- und | 


Kleinbahnen (Heinitz). Zum Begriff „höhere 
Gewalt“ im Sinne des $ 1 des Reichs-Haft- 
pflichtgesetzes (Birkenbihl). Die Prüfung 
der Strassenbenutzungsverträge zwischen 
Bahnunternekmern und Gemeinden durch 
die Aufsichtsbehörden (/Hancke). — Litera- 
tur. — (Gresetzgebung. 


| 

13. Entscheidungen d. Gerichte u. Verwal- 
tungsbehörden aus d. Gebiete des auf 
reichsgesetzl. u. gemeinrechtl. Bestim- 
mungen beruhend. Verwaltungs- u. Po- 
lizeistrafrechts (einschliessl. d. gesamten 
Arbeiter-Versicherungsrechts). Herausg. 

v. 4. Reger. 8°. 21. Bd. 3. u. 4 H.: 
München (C. H. Beck) | 
Preis pro Band 10.— 

Auch dieses Heft der vortrefflichen Samm- | 
lung bringt in der bisherigen Gliederung 
(I. Zur Gew.-O. II. Zur Arbeiterversicherungs- 
gesetzgebung. III. Zum B.-G.-B. nebst Neben- | 
gesetzen. IV. Zum Str.-G.-B. nebst Einf.-Ges. 
V. Zu versch. Reichsgesetzen. VI. Gemein- 
rechtliche Normen und allgem. Rechtssätze) 
eine Fülle von interessanten, übersichtlich | 
mitgeteilten Entscheidungen, wobei die Kern- 
sätze in geeigneten Fällen durch den Druck 
hervorgehoben sind  Beigefügt sind, wie 
üblich, Notizen aus der Reichsgesetzgebung | 
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und aktiven Verwaltung nnd Literatur 
notizen. — Die Beilage bringt programmge 
mäss die Rekurs- und Revisionsentscheidungen, 
Bescheide, Beschlüsse ete. des KReichsver 
sicherungsamtes in der gleichen Reiheniolge, 
wie sie in den „Amtlichen Nachrichten“ 
unter Angabe der dortigen Seitenzahlen ab- 
gedruckt sind. — Zu begrüssen wäre es, 
wenn, namentlich auch im Hauptbande, bei 
den aus offiziellen Sammlungen entnommenen 
Entscheidungen Band und Seitenzahl der 
Quelle angegeben würden. 


14. Gemeindezeitung, Bayerische, Organ für 
alle Gemeinde-Angelegenheiten de 
rechtsrheinischen Bayern und der Pialz. 
Herausgegeben von Dr. Th. v. Hauck. 
K. Oberstaatsanwalt am Verwaltungs 
gerichtsbofe a. D., und Dr. @g. Schmidt, 
K. Bezirksamts- Assessor. 11. Jahrg. 
(1901) Nr. 23—36. München (J. Schweitzer 
Verlag) jährlich 8.— 

Aus diesen Nummern nennen wir folgende 

Original-Beiträge : Eingetragene Vereine von 

ÖOftiziant Lindner. — Sparkassen und Spar- 

vermögen in Bayern 1864—1398 von Dr 

R. Hermann. — Die kameralistische und 

kaufmännische Finanz-Buchhaltung im G* 

meindehaushalte von Direktor Ed. Uhland. 

— Lehrlingsverhältnisse und Meistertitel im 

Handwerk von Stadtsekretär Raumer. — 

Das Fund- und Schatzrecht nach d. B.-G.-B 

von Jos. Pritzl. — Das Recht auf Erstattung 

von Beiträgen nach dem Invalidenversiche- 
rungsgesetz von Rechtsrat Fauner. — Über 

Bebauungspläne von Ingenieur FH. Weil. — 

Über örtliche Geschichtsschreibung von Uf- 

fiziant Lindner. — Die veterinärpolizei- 

liche Überwachung der Viehmärkte von 

k. Bezirkstierarzt Reuter, — IV. Bayerischer 

Städtetag. (Schuldotationsgesetz - Entwurf ) 

— Stener- und Umlagen-Reform von Hofrat 

und Bürgermeister @. Wolfram. — Die 

Darlehenskassen - Vereine in Bayern, ihre 

Entwicklung und Geschäftsthätigkeit von 

Direktor Loeweneck. — Die Abänderung des 

bayerischen Zwangsenteignungsgesetzes in 

Verbindung mit Erlassung eines Strassen 

gesetzes unter Zusammenlegung von Bau 

grundstücken von Rechtsrat Weigel. — 


15. Gewerbe-Archiv für das Deutsche Reich. 
Sammlung der zur Reichsgewerbeord- 
nung ergehenden Abünderungsgesetze 
und Ausführungsbestimmungen, der ge 
richtlichen und verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidungen der Gerichtshöfe des 
Reichs und der Bundesstaaten, sowie 
der wichtigsten, namentlich interpreta- 
torischen Erlasse und Verfügungen der 
Zentralbehörden. Hrsg. v. Reg.-Rat Kurt 
von Rohrscheidt. I. Bd. 1. H. 8". (8.1— 
192,. Berlin (Franz Vahlen) 

pro Band (4 Hefte) 12— 
Diese neue Zeitschrift, deren Inhalt ım 
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obigem Titel bereits näher bezeichnet ist, 
will einen fortlaufenden Kommentar zur 
Gewerbeordnung bilden, indem alles ein- 
schlägige Material in jedem der vier Jahres- 
hefte nach den in Betracht kommenden 
Paragraphen der Gewerbeordnung geordnet 
dargeboten wird, wobei, soweit Platz dafür 
vorhanden ist, auch ungedrucktes Material 
aufgenommen werden soll. Gelegentliche 
Anmerkungen, die anf anderweit zustimmende 
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' 18, Jahrb. f. Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 25. Jahrg. 
4, Heft. gr. 8°. (X, 467 8). Leipzig 
(Duncker & Humblot) 8.60 


An grösseren Aufsätzen sind in dem vor- 
‘liegenden Hefte die folgenden enthalten: 
‚ H. Wäntig, Industriekartelle und Trusts und 
| das Problem ihrer rechtlichen Regelung; 


oder abweichende Entscheidungen verweisen 7’. Kalkmann, Hollands Geldwesen im 19. 
und eventuell dazu Stellung nehmen, und Jahrhundert; W. Hirsch, Das Verbot der 
Hinweise auf die frühere Praxis sollen an- | Nachtarbeit; Ä. Pfingsthorn, Die Verhältnisse 
gefügt werden. Auch die Nebengesetze der. kleiner Wohnungen in Alt-Hamburg ; L. Pohle, 
Gewerbeordnung sollen nicht völlig unbe- Die Erhebungen der (ewerbe- Aufsichts- 


rücksichtigt bleiben. | 
Der durch seinen Kommentar zur Ge- | 
werbeordnung vorteilhaft bekannt gewordene 
Verfasser hat in der vorliegenden ersten | 
Lieferung bewiesen, dass er nach diesem | 
Programm eine sehr wohl brauchbare Samm- | 
lung zu begründen vermag. | 
16. Handels-Museum, Das. Mit Beilagen 
Monats-, Quartals- und Jahresberichte‘ 
der k. u. k. öst.-ung. Consular-Amter. 
Hrsg. v. k. k. österr. Handels-Museum. | 
Bd. 16. Nr. 45—47. Wien (Verl. d.k. k. 
österr. Handels-Museums) halbjährl. 8.— | 


In Nr.45 und 46 findet sich ein grösserer 
Artikel über die Fabrikindustrie in Ungarn, | 
in Nr. 47 ein lesenswerter Artikel von dem 
Sekretär der Handelskammer in Offenbach a.M. 
A. Humann über: Die wirtschaftliche Lage 
in Deutschland; durch die drei Nummern 
ziehen sich Aufsätze über: Der Zolltarif 
im Deutschen Reiche. Ausserdem bringen, 
diese Nummern wie die früheren zahlreiche 
Mitteilungen über Handel und Handelspolitik, 
Zollwesen, Industrie und Landwirtschaft, 
Sozialpolitik, Verkehrswesen u. s. w. | 





17. Handelszeitung, Bayerische, Organ f.d. 
Interessen d. Handels, d. Verkehrs u. d. 
Industrie, hrsg. v. d. Handels- u. Ge- 


werbekammer f. Oberbayern. Redig. v. 


Rechtsanw. Dr. Jul. Kahn. XXXI. Jahrg. 
1901. Nr. 44—47. München (©. Haus- 
halter) vierteljährlich 1.50 


Nr. 44: Das Reichsgericht und die Ge- 


| beamten über die Fabrikarbeit verheirateter 
Frauen I; 0. von Zwiedineck, Das Projekt 
einer Zwangspensions-Versicherung für An- 
gestellte in Österreich; W. Mommsen, Wirt- 
schaftliche Entwickelung und englischer Ein- 
fluss in Australien; A. von Wenckstein, Aus 
Dagai Shindais Staats- und Volkswirtschafts- 
lehre; H. von Sieveking, Aus venetianischen 
Handlungsbüchern ; “ Rümelin, Der Vor- 
‚ entwurf zu einem schweizerischen Zivilgesetz- 
buch II. 


19. Praxis, Soziale. Centralblatt f. Sozial- 
politik. Organ des Verbandes deutscher 
Gewerbegerichte. Neue Folge der „Blätter 
f. soziale Praxis“ u. des „Sozialpolitischen 
Uentralblatts“. Hrsg. Prof. Dr. Ernst 
Francke, Xl. Jahrgang. Nr. 7—9. Leipzig 
(Duncker & Humblot) vierteljährlich 2.50 


Aus dem reichen Material der vorliegenden 
Nummern heben wir folgende grösseren 
Artikel besonders hervor : Zur sozialpolitischen 
Lage in Deutschland, von E. Francke-Berlin ; 
Die Ungültigerklärung von Arbeiterschutz- 

esetzen in den Vereinigten Staaten, von 
. Fehlinger-Liesing-Wien; Aus dem Ver- 
waltungsberichte der Gewerbeaufsichtsbe- 
amten in Elsass-Lothringen für 1900 (Nr. 7); 
 Arbeitsverhältnis, Arbeitsrecht, Arbeitsver- 
trag und Arbeitslohn I, von @. Schmoller; 
Österreichische Konferenz über die Ausge- 
‚staltung der Arbeitsvermittlungsstatistik und 
einer Wohnungs- und Werkstättenvermitt- 
"lung; Die Krankenfürsorge in Arbeiter- 
' familien, von A. Fuld-Mombach-Mainz (Nr. 8); 


werbefreiheit, von Z. Fuld-Mainz; „Museen“ | Arbeitsverhältnis, Arbeitsrecht ete. II, von 
für Arbeiterfragen, von L. Katscher; Der | @. Schmoller; Die Jahresberichte der nieder- 
Aussenhandel mit Maschinen; Nr. 4%: Die | ländischen Arbeitsinspektoren für 1899 und 
steuerliche BehandiInng von Ather; Die | 1900, von J. van Zanten-Rotterdam ; Zentral- 
Landwirtschaft in Bayern i. J. 1900; Nr. 46: | verbandstag der 





| deutsch - österreichischen 

Schiffahrtsprämien und wirtschaftlicher Rück- Volksbildungsvereine, von v. Fürth (Nr. 9). 

gang Frankreichs, von 0. Ballerstedt; 

Münchens Handel, Gewerbe und Industrie | 

und der Zolltarif, von A. Creuzbauer; Zoll-| 20. Rundschau, Finnländische. Vierteljahrs- 

gesetz und Zolltarif; Nr. 47: Der deutsche schrift für das geistige, sociale und poli- 

Zolltarif und die Verkehrspolitik, von R. vw. tische Leben Finnlands. Unter Mit- 

Renauld;; Die Landwirtschaft in Bayern 1900, | wirkung in- und ausländischer Gelehrter 
und Schriftsteller. Hrsg. von Ernst 
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Brausewetter. gr. 8°. Heft 4. Leipzig | 


Jahrg. (1901). 4. H., redigiert u. heraus- 
(Duncker & Humblot) 


gegeben von Mitgliedern des K. Über- 
jährlich (4 Hefte) 6.— | bergamts Bonn. (S. 373—496). Bonn 

Inhalt: Friedrich Fröbel als ein Vor- (A. Marcus & E. Weber's Vlg.) 
kämpfer innerer Kultur, von R. Eucken; jährlich 8— 
Finnische Textilornamentik, von J. J. Tik-| Das Schlussheft des 42. Jahrgangs hat 
kanen, II; Die finnländische Wehrpflichts- | folgenden Inhalt: I. Gesetzgebung, Bery- 
frage, von A. Werner; Aus den Februar- und | polizeivorschriften etc. (Baden, Braunschweig, 
Märztagen des Schwarzen Jahres, von Z. Kon- | Frankreich, Niederlande, Österreich, Olden- 
rad, 11; Jean Sibelius, ein finnischer Ton- | burg, Preussen, Sachsen ete.). II. Abhand- 
dichter, von K. Flodin; Alexis Kivi, von lungen: Zur Frage der solidarischen Hafı- 
O0. Manninen; Kapitel aus einem Roman | barkeit für Bergschäden (Westhoff). Die 
von A. Kivi. | rechtliche Bedeutung der in $ 120 e Gew... 
und $& 197 des preuss. Berggesetzes vor 
21. Rundschau, Soziale. Hrsg. vom Arbeits- | geschriebenen Anhörung der Berufsgenossen- 
statist. Amtei.k. k. Handelsministerium. schaften, zugleich ein Beitrag zur Auslegung 
II. Jahrg. Nr. 10. 8°. Wien (Alfred | der Verwaltungsgesetze (Rosin). Hofrat Prof. 
Hölder) jährlich 2. — | Dr. Rosin-Freiburg nimmt unter eingehender 





Die vorliegende Nr. enthält zahlreiche Begründung mit Zandmann’s Kommentar 


| 


Mitteilungen über J,ohnhöhe und Arbeitszeit, 
Arbeiterschutz, Gewerbeinspektion (in Ungarn 
1899 1.1900), Arbeiterorganisationen, Arbeiter- | 





zur Gew.-Ö. und gegen das Urteil des Kam- 
mergerichts vum 27. Dez. 1900 (abgedruckt 
S. 473 des vorl. Heftes) an, dass die An- 


Sekretariate (Gotha), Einigungsämter (im  hörung der Berufsgenossenschaften nach 
Auslande), Soziale Versicherung (darunter: $ 120 e Abs. 2 Gew.-O. nicht Voraussetzung 
Wiener städt. Kranken- und Unfallver- für die Rechtsgültigkeit der dort bezeich- 
sicherung 1899/1900, Wiener Bezirkskranken- | neten Anordnungen und Polizeiverordnungen 
kasse 1900), Wohnungswesen, Arbeitsein- ist; das Gleiche habe für die oberberg- 


stellungen und Aussperrungen, Arbeitsmarkt 
rag, Bozen, Gablonz), Arbeitsvermittlung 
(Ergebnisse der A. in Österreich im Sept. 1901, 
Arbeitsmarkt in Graz, Rhein- und Main- 
gegend u. s. w.), Verschiedenes (darunter: | 
ewerbeförderung in Österreich, land- und, 
forstwirtschaftliche Schulen in Österreich, 
Städtische und ländliche Bevölkerung in 


Württemberg n. s. w). | 
| 
22. Weltmarkt, Der. Zeitschrift für Deutsch- | 


amtlichen Polizeiverordnungen gemäss $ 197 
Abs. 3 des —— Berggesetzes zu gelten. — 
III. Entscheidungen der Gerichtshöfe. — 
IV. Litteratur. — Sachregister. 


24. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. Hrsg. 
von Julius Wolf. 4. Jahrgang. 1%1 

11. Heft. Berlin (G. Reimer) 
pro Quartal 4— 
Inhalt: 1. Aufsätze: R. Thurnwald, Staat 
und Wirtschaft im alten Agypten I; Fri. 


lands Industrie, Innen- und Aussenhandel. | von Zedlitz - Neukirch, Die Vorbildung der 


15. Jahrg. Nr. 18—22 


Die vorliegenden Nummern der gut redi- 
gierten und inhaltsreichen Zeitschrift ent- 
halten folgende grösseren Artikel: Eisen- 
und Stahlmarkt in Chicago i. J. 1900 und 
Aussichten für den deutschen Absatz; Wind- 
kraft für Eisenbahnbetrieb; Zolltarif und 
Weltmarktssorgen; Die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Vereinigten Staaten von 
Amerika in den Jahren 1870 bis 1900; Un- 
erwartete Wirkung der Ausstellungs-Verbote, 
von K. Mirow; Elektrische Bahnen , und 
Hausindustrie, von @. Rothgiesser; Üster- 
reich-Ungarn auf dem Zollkriegspfade ; Eisen- 
und Stahlerzeugung der Welt i. J. 1900; 
Bestechung der Käufer, von H. B.; Gross- 
britanniens Eisen- und Stahleinfuhr, August 
1901. Ausserdem zahlreiche Notizen über 
den Weltmarkt, namentlich den Metallmarkt, 
neue technische Erfindungen u. s. w. 





23. Zeitschr. f. u Bis zu seinem 
Tode hrsg. v. Dr. H. Brassert, Wirkl. 
Geh. Rat u. Berghauptmann a. D. 42. 


jährlich 10.— | höheren Verwaltungsbeamten in Preussen; 


Fr. Prinzing, Die Ehescheidungen in Berlin 
und anderwärts; 2. Sozialpolitik: Georg 
Schanz' Vorschläge zur Arbeitslosenfrage, 
von E. Hoffmann ; Der österr. Gesetzentwurl 
über die Pensionsversicherung der Privat- 
beamten, von K. Mareiner; Eine Umfrage 
beim schweizer. Volk über eine neue Kranken 
und Unfallversicherung; Ergebnisse der 
amerik. Trust-Enqueöte; 3. Miszellen, darunter: 
Millionäre in preussischen Städten: Die Ein 
wanderung nach Nordamerika; Verhältnisse 
der Schweizer Hotelindustrie u. s. w. 


25. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
rg pr J. Neumann in Berlin. 
1901. Nr. 44—46. Berlin (Verlag: „Zeit 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährlich durch die Past 5.— 


Nr.44: Diedeutschen Lebensversicherungs 
Gesellschaften im Jahre 1900, III; Nr. 45: 
Die ausländischen Transportversicherungs 
Gesellschaften und das Reichsversicherung* 
gesetz; Die deutschen Lebensversicherung* 
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Gesellschaften im Jahre 1900 IV; Nr. 46: 
Aufsichtsamt und Feuerversicherungs-Tarife. 
Ausserdem zahlreiche Mitteilungen aus allen 
Gebieten des Versicherungswesens. 


2%. Zeitschrift für Zölle und Reichssteuern. 
Hrsg. von ÖOberzolldirektor Kunckel in 


Schwerin. 1901. Band Nr. 7. Lex.-8°. Berlin | 


(Carl Heymann’s Verlag) jährlich 8.— 


Erwähnenswert sind fvlgende Abhand- 
lungen: Zollausschlüsse und freie Nieder- 
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lagen, von Chr. Beer; Noch einiges über 


Wertzölle, von Oberzollinspektor Graf; Eine 
neue Brennvorrichtung, von Oberzollinspektor 
Werner; Die Prüfung des zur Verwendung 
als Denaturierungsmittel bestimmten Essigs, 
von Hauptzollamtsoffizial R. Hellberg; Die 
Hamburgische Zollverwaltung nach dem 
Jahresbericht für d. J. 1900. Ausserdem ent- 
hält die vorliegende Nummer zahlreiche Mit- 
teilungen über Gesetze und Verordnungen 
im Zollwesen und indirekten Steuerwesen, 


ı Zolltarifentscheidungen u. s. w. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nammer besprochonen Werke haben hier keins Aufnahme gefunden, 
Die Eineihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „‚Allgemeines‘‘ und „Varia‘‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Bolze, A.. Reichsger.-R., Die Praxis des Reichs- 
gerichts in Civilsachen. 24. und 25. (Schlus-)Bd. 
Generalregister. Bearb. v. Amtsrichter Dr. M. Lilia. 
gr.8”. (VIE, 486 u. 533 8.) ——— F. A. Brockhaus 


a 6.—; Be à 7.— 
Corruption, die. Hrag.: S. Agui. Red.: Cöhler. 
Oktbr.—Dezbr. 1901. 6 Nrn. 8”. Wien 


1.50; einzelne Nrn. —.30 
Curti, Pr. E., Rechtsanwalt, Sämtliche Entschei- 
dungen des schweizerischen Bundesgerichts (Bd. I— 
XXIV der amtlichen Sammlung), in abgekürzter 
Fassung u. nach Materien geordnet. (In 2 Bän.) 
U. Bd. Zivilrechtliche Entscheiden. 2.—4. (Schluas-) 
Lig. gr. 8%, (IV u. 8. 161—687.) Zürich, Schult- 
hess & Co. à 2.40 (II. Bd. kplt. 10.—; geb. 11.60) 
Rechtsprechung, die, des königl, preussischen | 
Oberverwaltungsgerichts in systematischer Darstel- 
lung. Hrsg. von Ober-Verwaltungsger.-Riäten B. v. 
Kamptz, Ph. Freytag, St. Genzmer, Landger.-Präs. 
E. Barre, Verwaltgsger.-Dir. A. Germershausen, 
Reg.-R. M. Dirksen. 1. Ergünzungsbd. gr. 8°. (XVI, 
646 8.) Berlin, C, Heymann 
10.— ; geb, in Halbfrz. 12.— 
Becueil général de la legislation et des traitea con- 
cernant la propridts industrielle. Publi6 par le 
bureau international de l’union pour la protection 
de la propriete industrielle avec le concours de juris- 
consultes de divers pays. Tome IV et dernier. 
1. partie: Legislation (supplement). — 2. partie: 
Conventions internationales. Appendice, Table gene- 
rale alphabstique des matidres, gr. 8°. (XLV, ker 8.) 
Berne, Leipzig, G. Hedeler 
— nouveau, general de traites et autres actes velatineı 
aux rapports de droit international. Continuation | 


du grand recueil de @. Fr. de Martens, par Prof. | 


Fel, Stoerk. 2. serie. Tome XXVI, 2. livr. gr. 8°. 
(8. 305—-624.) Leipzig, Dieterich 15.— 
— Dasselbe. Tome XXVII. 2. livr. gr. 8°, (8. 305—608.) 
Leipzig, Dieterich 14.-- 
Sanımel-Akten. 
die gesamten veröffentlichten Entscheiden. u. Notizen 
üb, neu erschienene Abhandign. insbesondere (des 





Zeitschrift. Mittheilungen üb. | 


bürgerl. Rechts u. des Civilprocesses, 2. Jahrg. Oktbr. 
1901—Septbr. 1902, 2 Abthlgn. a 4Nrn. gr. 4‘. (Nr. 1. 
26 p rforierte u. gummierte Bl.) Berlin, K. Hoffmann 
14.— ; einzelne Abthlgn. 8.— 
Sammilang v. civilrechtlichen Entscheidungen des 
k.k. obersten Gerichtshofes. Hreg. v. Leop. Pfaff, 
Jos, v. Schey u. Vine. Krupsky. 34. Bd. gr. 8°. 
(981 8.) Wien, Manz 
12.40; geb in Leinw. 13.60; in Halbfrz. 14.20 
Sammiung der nach gepflogener mündlicher Ver- 
handlung geschöpften Erkenntnisse der k. k. Reichs- 
gerichtes. Begründet von weil. Dr. Ant. Hye Frhrn. 
vr. Glunek, fortgesetzt v. Hofr. Präsidialsekr. Dr. Karl 
Hugelmann. Xi. Tbl. 1. Heft: Jahrg. 1898. gr. 8°. 
(272 8.) Wien, Manz. 4. ⸗ 
Volknkratt. Zeitschrift des internationalen Ordens 
f. Regeneration der Menschheit, Red.: L. Schwiers. 
1. Jahrg. Oktbr. 1901 —Septbr. 1002. 24 Nrn. hoch 4°, 
(Nr, 1. 6 8.) Bremen, O. Melchers 
vierteljährlich 2.— 
Zeit, die. Nationalsoziale Wochenschrift. Hrag. : 
Friär. Naumann. Red. Dr. Paul Rohrbach. Oktbr.— 
Dezbr, 1901. 13 Nrn. gr. 8°. (Nr.1, 308.) Berlin- 
Schöneberg, Buchverlag der „Hilfo‘‘ 
3.— ; einzelne Nrn. —.30 
Zeitsehrift für populäro Rechtakunde f. Männer 
und Frauen aller Stände. Hrsg. v. Dr. Marie Raschke, 
2 Bd. Oktbr. 1901—Septbr. 192. 12 Hfte. gr. 8”. 
(1. u. 2. Heft 48 u. 40 8.) Berlin, E. Ebering 
; einzelne Hefte —,60 
— f. die gesamte Staatswissenschaft. Hrsg. v. DD. 
Minist, a. D. A. Schäffle u. Prof. K. Bücher, 2. Er- 
gänzungsheft gr. 8°. Tübingen, H. Laupp. 
2. Senkel, Dr. Willy, Wollproduktion u. Wollbhandel 
im XIX. Jahrh. m. bosond. Berücksicht, Deutsch- 
lands. Mit 4 Diagr, (VU, 1438.) Für die Abon- 
nenten der Zeitschrift od, der Ergäozungshefte 
; Einzelpr. 5.— 
— f, badische Verwaltung u. Verwaltungsrechtspflege. 
Gesamt-Inhaltsverzeichnis f. 1869 bis einschl. 1900, 
bearb. v. Verwaltungsger.-R. Ernst Müller, gr. 4°. 
(IV, 56 8.) Heidelberg, A. Emmerling & Sohn 3.60 


Sammelwerke, Encyklopädien. 


Busch, L., Kammerger.-R., Die preussischen Aus- 
führungsgesetze zum bürgerlichen Gesetzbuche u. 
den anderen Reichs-Justizgesetzen, : nebst den zu- 
gehör. Verordngn., Ministerialerlassen u. Geschäfts- | 

"ördugn. Text-Ausg. m. ausführl. Sachregister, nach 
Materien geordnet unter Anleitung v. B. 2. [Titel-) | | 
Ausg. 8°. (XIII, 10968.) Berlin (1900) 01, J. a 

geb. 3.— 


Gareis, Dr. Karl, Geh. Justizr. Prof., Deutsche | 





Reichsgesetze in Einzelabdrucken. XVII. Bd, 8», 

Giessen, E. Roth, geb. 
XVII. Die Unfallversicherungsgesetze (m. Aus- 
nahme des Seeunfallversicherungsgesetzes) vom 
80. VI. 1900 bezw. 5. VII. 1900, 1. Bekanntmachung 
des Textes der Unfallversicherungsgesstze. 2. Ge- 
setz, betr. die Abänderg. der Unfallversicherungs- 
gesetze. 3. Gewerbeunfallversicherungsgesetz. 
4. Unfallversicherungsgesetz f. Land- u. Forst- 
wirthschaft. 5. Bau - Unfallversicherungsgesetz. 
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6. Gesetz. betr. die Unfallfürsorgo f. Gefangene. 

(IV, 144 8.) 1.60 
— dasselbe. IV. Bd. 8°. Ebd. geb. 

IV. Gewerbeordnung f, das Deutsche Reich. 3. Aufl., 

nebst allen Verordngn. bis 1, V. 1901. (IV, 200 $.) 


2.— 


Gesetzsammlung f. Elsaes-Lothringen. XIV. 12°. | 
Strassburg, Strassburger Druckerei u. Verlagsanstalt 

kart. —.80 | 

XIV. Verordnung. betr. die Anlage u. den Betrieb 
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v, Dampfkesselu vom 3. XI. 18541, — Onlonnans 
concernant l’etabliesement et le fonctionmemmt 
des chaudiöres & vapeur. 2. Aufl. 498) —.. 


Leemann, Hans. Das Notariats- u. Kataster 
wesen des Kantons Zürich. Eine Sammlg, der b»- 
zügl. Gesetze, Verordngn., Konkordate etc, m 
Entscheidgn. der Gerichts- u. Verwaltungsbehönden 
u. Erläutergn. auf Grundlage der Praxis hreg. gr. 8. 
(300 8.) Zürich, Schulthess & Co. 

3.60; geb. in Leine. 4.9 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Bülow, Dr. Osk., Prof., Heitere u. ernste Be- 
trachtungen üb. die Rechtswissenschaft. Beiträge 
zur Theorie des Gesetzes- u. Gewohnheitsrechte. 
2. [Titel-}Auag. der „Briefe e. Unbekannten üb. die 
Rechtswissenschaft‘‘. gr. 8°. (VI, 140 8.) Leipzig, 
Breitkopf & Härtel 2.— ; geb. 3.— 


Festgznabe der Göttinger Juristen-Faknität f, Ferdi- 


nand Regelsberger zum 70. Geburtstage, am 10. IX. 


1901. gr. 8°. (VIIL, 443 8.) Leipzig, Duncker & Humblot | 


10.— 


Friedmann, Dr. Otto, Prof., Das Recht der 
Wahrheit u. der Schutz des guten Namens vom 
legislativen Standpunkt. Ein Vortrag. gr. 8°. (40 8,) 
Leipzig, Duncker & Humblot 1.20 


Untersuchungen zur deutschen Staat» u. 
' Rechtsgeschichte, hreg. v. Prof. Dr. ttto Gierke, 
64. u. 65. Hft. gr. #*. Breslau, M. & H. Marcus 
64. MHalban, Dr. Alir. v., Prof., Das römische 
Recht in den germanischen Volksstaaten. Ein 
Beitrag zur deutschen Rechtsgeschichte. 2 Thl. 
(XTII, 363 8.) 10.—- 

65. Demuth, Dr. E., Die wechselseitigen Verfügungen 

v. Todeswegen nach alamannisch - zurcherischem 
Recht, in ihrer geschichtl. Eutwickig. bis zur 
Gegenwart nach den Quellen dargestellt. (X, 140 4 

48 

Wenger, Dr. L.. Priv.-Doc,, Rechtshistorische 
‘ Papyrusstudien. gr. 8°. (XV,/173 8.) Graz, Leuschner 
& Lubensky 49 


| 





Bürgerliches Recht. 


Alfolter, Dr. F., Prof., Das intertemporale Privat- 
rocht. Das Recht der zeitlich verschiedenen bürgerl. 
kKechtsordngen. 


rechts 4. (Schluss-)Lfg. gr. 8”. (XIV u. 8. 440652.) 
Leipzig, Veit & Co. 6.— 


Dasbach, G. F.. Abg., Das Gesetz üb. die Für- 


er, 
‘ 


sorge-Erziehung vom 2. VII. 1900. (15 8.) 8°, Tri 
Paulinus-Druckerei 20 
Goltz, Dr. Fritz, Das fidnziarische Rechtsgeschäft 
m. besond. Berlicksicht. des Wechsel- u. Konkurs- 


Rechtes. (Diss.) gr. 8°. (VI, 94 8.) Marburg, N. G, 


Elwert’s Verl. 1.80 
Götte, Heinr., Amtsricht., Der preussische Testa- 
mentsrichter. Ein Handbuch f. Richter, Notare, 
Referendare und Gerichtsschreiber. Nach dem 
Rechte des bürgerl. Gesetzbuchs, der Nebengesetze 
des Reiches u, Preussens u. den preuss. Ausführungs- 
bestimmgm. u. Verfüggn. dargestellt. 8°. (IX, 158 8.) 
Berlin, O. Liebmann kart. 2.60 


Handels-, Wechse 


Bachmann, Dr. G., Die Sonderrechte des Aktio Därz, 
Mit besond, Berücksicht. des deutschen u. schwelZer, 
Rechts. gr. 8°. (226 S.) Zürich, Schulthess& Co. 3-60 

Bürner, Dr. R.. Das neue deutsche Handelsgesatz- 
buch nebst Einführungsgesetz, f. den Handelsstand 
gemeinverständlich erläutert u. m. e. ausführlichen 
Sachregister versehen. (VI, 201 8.) Stuttgart, W, 
Nitzachke 2.— 


Dullo, G., Dispacheur, Haverei. Erläuterungen der 


seerechtl. Vorschriften üb. Haverei u. deren Regulirg., | 


zum prakt. Gebrauch im Geschäftsverkehr dargestellt. 
2. Aufl. gr. 8°”. (53 8.) Königsberg, Hartung 1.— 
Francke,W.Ch.,, Amtsricht. Oberlandesger.-R.a.D* 
Das Recht des Kaufmanns. Einführung in das neue 
deutsche Handelsrecht auf Grund des Handelsgesetz- 
buchs u. der übr, neuen handelsrechtl. Gesetze, Ge- 
meinverständlich f. den gesamten Handelastand dar- 


gestellt. (Dr. Ludw. Huberti's moderne kaufmänn. 
Bibliothek.) gr. 8°. (VIII, 156 S.) Leipzig, Dr. L. 
Huberti geb. 2.75 


Civilprozess- und 


Rintelen jun.,, Ant., Dr., Berufungsgrund u. Be- 
rufungsantrag nach dem neuen österreichischen 
Civilprocessrecht. gr. 8°. (X, 1328.) Wien, Manz 2,80 | 

Mieck, P., Das civilprozessuale Konzentrations- | 


1. Bd. Das intertemporale Privat- 
recht. 1. TI. Geschichte des intertemporalen Privat- 





Schneider, Dr. A., Prof., Privatrechtliches Gesetr- 
buch f. den Kanton Zürich. Auf Grundlage ds 
Bluntschli’schen Kommentars allgemeinfasslich er- 
läutert. Erbrecht. 2. Aufl. gr. 8°. (135 8.) Zürich 
Schulthess & Co. 2.- 

Schwoerer, V., Landger.-R., Bürgerliches Gesste- 
buch m. Nebengesetzen. Handausg. m. Anmerken 
Für Baden bearb. (XVI, 10768.) Karlsruhe, . Lang 

geb. I.— 

: Vorschriften, die landesrechtlichen, üb, die Grand- 

buchführung im Grossherzogt. Baden. Amtliche 

Ausg. vom Juni 1901. Nebst: Amtliche Muster zur 

| Grundbuchdienstweisg. gr. 4°. (XXXVI, 663 u. V. 

' 277 8.) Karlsruhe, Ch. F. Müller geb. 9.- 

‚ Winter, Dr. Paul, Landr., Bürgerliches Gestz- 

buch nebst Einführungsgesetz. Für Prens=u = 

sammengestellt unter Einfügg. der sämmtl. preuss 

Ausführungsbestimmgn. Text-Ausg. m. ansfährl. 

Sachregister.. 2. [Titel-Jausg. 80, (XVI. 97 8) 

Berlin, J. Guttentag geb 3— 


| 


I- und See-Recht. 


'‚Frankenburger, Dr. Heiur. KRechtsan®. 
Handelsgesetzbuch f. das Deutsche Reich {m. Aus- 
nahme des Seerechts) nebet dem Einführungsge=tar. 
Handausg. m. Erläutergn. u. ausführl. Sachregister 
2. Aufl. 1. u. 2. Lfg. ®. (S. 1—160.) München, 
J. Schweitzer Verl. a1 
areis, Dr. Karl, Geh. Justizr. Prof Die aller 
meine deutsche Wechselordnung nebst den Nürn 
berger Novellen u. dem Wechselstempelsteuergesstz. 
Textausg. m. Einleitg. üb. das Wechselrecht sat 
Formularen u. m. erläut, Noten unter Brrü 
des bürgerl. Gesetzbuchs, des neuen Handelggmet-- 
buchs u. der Entscheidgn. der obersten Gerichte des 
Reiches, verbunden m. e. Sachregister. 3. Aufl. I”. 
!_ (X,1818.) München, €. H. Beck geb. in Leinw. 1.” 
| Widemann, A, C., Handelssch.- Vorst. Allgemein“ 
| Handelsrecht, f. d. Uuterricht in Handelsschule 
| _bearb, 3. Aufl. gr. 8°. (62 $.) Basel, B. Schwabe 1.20 
Wieland, Dr. Carl, Prof., Der Wechsel u. sin® 
eivilrechtlichen Grundlagen. gr. $*. (XX, 310 8.) 
Basel, B. Schwabe 8.— 


G 








Konkursrecht. 


prinzip, das Prinzip, in welchem das Bestreben der 
Gesetzgebg wurzelt, Prozessverschleppg. zu Wr 
hüten. gr. 8°. (XI, 96 8.) Berlin, Gose & Tetzlaf 


B 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Danbenspeck, Herm,, Reichsger.-R. a. D.. Re- 
ferat, Votum u, Urtheil. Eine Anleitg. f. prakt. 
Juristen im Vorbereitungsdienst, 8. Aufl. gr. 8", 
(XVI, 302 8.) Berlin, F. Vahlen 5.40; geb. 6.40 

Jonehim, Alb., Rechtsanw., Die Gebührenordnung 
f. Rechtsanwälte vom 7. VII. 1879 in der Fassung 
vom 20, V, 1898 nebst den landesgesetzlichen Ge- 
bühren-Vorschriften der Bundesstaaten, Auf der 


Grundlage des Kommentars von Rechtsanw. Notar | 


Patent-, Urheber- 


Gesetz betr. das Urheberrecht an Werken der Lite- 
ratur u. Tonkunst vom 19. VI. 101. — Gesetz üb. 
* Verlagsrecht vom 19. VI. 1901. Liebhaber-Ausg. 

(67 8.) Berlin, ©. Heymann 1.— 

———— Karl, Die Reichsgesetze üb, das Ver- 
lags- n. Urheberrecht vom 19. VI. 1901, nebst dem 
Literaturübereinkommen zwischen dem Reiche u. 
Österreich-Ungarn. Textausg. m. kurzen Anmerkgn. 


a.D,. Heinr. Walter erläutert, 4. Aufl, des Walter’- 
schen Kommentars (1. Aufl, der Neubearbeitze.). 
1, Abth. gr. 8°. (160 8.) Berlin, H.W. Müller 3. - 
Maznus, Carl, Ger.-Sekr,, Die Geschäftsordnung 
f. die Gerichtsschreibereien der Amtegerichte vom 
26. XI. 1899 m, Erläuterungen u. Musterausfüllungen 
in den Formularen, nebst e. Examinatorium f. Justiz- 
u. Militär-Anwärter,. gr. 8°. (176 8.) Berlin, J. Gutten- 
tag 2.70; geb. 3,— 


und Verlagsrecht. 
| u. Sachregister. (77 8.) Leipzig, Ph. Reclam jun. 
— 20 
Rücker, Dr. H., Die wichtigsten Bestimmungen 
der Warenzeichenrechte aller Länder, nebst dem 
Wortlaut der Markengesetze v. Dentschland, Eng- 
| land, Japan, Österreich - —— u. der Schweiz 
| gr. 8. (VII, 168 8.) Heidelberg, C. Winter 
3,60; geb, in Leinw. 4,60 


Strafrecht und Strafprozess. 


Abhandlungen. strafrechtliche, begründet v. 
Prof. Pr. Hans Benuecke, hreg. v. Prof, Dr. Ernst 


Reling. 32-38. Hft. gr. 8’. Breslau, Schletter 
Für e, Serie v. ca. 6 Hftn. 8.— 
32—24. Kohler, Dr. Mich, Mart., Das Verbrechen 


des ıınlauteren Wettbewerbs. Gekrönte Preisschrift. 


(X, 275 8) 6.—. — 55. Friedenreich, Dr, Heinr., 
Die zu v, den Kosten im Strafprozess, (VII, 
1158) 3—. — 56. Lutz, Dr. Fritz, Der Begrift 


der Öffentlichkeit im Reichsstrafgesetzbuch u. in 
den strafrechtlichen Nebengesetzen des deutschen 
Reichs. (V, 528.) 1.40. — 37. Freudenthal, Dr. Berth., 
Priv.-Doz. Ger.-Assess. Die notwendige Theil- 
nahme am Verbrechen. (VII, 194 8.) 4.80. — 38. 
Riedinger, Paul, Refer. Die Staatsverleumdung. 
($ 131 Reichsstrafgesetzbuchs.) (VII, 52 8.) 1.40 


Begrnadigungsrecht, das. Altes u. Neues aus | 


Leben u Reichstag. Vom Verf. der Schrift ‚Die 
Aufgaben des Verteidigers'‘. 8%. (20 8.) Berlin, 
H. Bermühler — 50 


Fraenkel, Dr. Walt,, Die Delikte der Nötigung, | 
Bedrohung und Erpressung in ihrem Verhältnis zu 


einander. gr. 8°. (53 8.) Berlin, Struppe & Winckler | 


1.50 


Friedmann, Dr. Otto, Prof., Vorschläge zur 


Umgestaltung des österreichischen Pressrechtes so: ' 


wie des Rechtsschutzes iu Beleidigungssachen. Er- 
stattet in Form e, Gesetzentwurfes m. Besründg 
gr. 5. (X111, 2428,) Leipzig, Duncker & Humblot 5.10 

Handaoszgnbe der österreichischen Gesetze u 
Verordnungen, Hft, 59a. 8°. Wien, Hof- u. Staats- | 
druckerei, 

58a. Strafgesetz üb. Gefällsübertretungen u. Amts- 
unterricht f. die zur Anwendung des Strafgesotzes 
üb. Gefällsübertretungen bestimmten Behörden u. 
Ämter, ergänzt durch die wichtigsten —— 
Ano . 1. Thl.. (LXX, 637 8.) 

Hartwig, Fritz, Die Rechte des Angeklagten. 
Ein unentbehrl. Ratgeber nu, Wegweiser im Straf- 
prozess, 7. Aufl, (5U 8.) gr. 8°. Leipzig, R. Lipinski 

— 50 

Heilborn, Dr. Paul, Prof. Priv.-Doz., Der Agent 
provocateur, Eine strafrechtl. Studie. gr. 8°, (III, 
191 .) Berlin, J. Springer 3.— 


Liszt, Dr. Frz. v., Prof. Strafrechtsfälle zum aka- 
demischen Gebrauch. 7. Aufl. gr. 5”. (VIII, 122 8.) 
Jena, G, Fischer 2.00 ; geb. 3.20 


Pannier, Karl, Strafprozessordnung f.dasDentsche 
Reich nebst dem Gesetze, betr. die Entschädigung 
der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen 
Personen. Textansg, m. kurzen Anımerkgn, n. Sach- 
register. 7. Aufl. (158 8.) Leipzig, Ph. Reclam jun. 

0; geb, — 80 

Sammlung ausserdoutscher Strafgesetzbücher in 
deutscher VUebersetzung. Hreg. v. d. Red. d, Zeit- 
schrift f. die gesamte Strafreelhtswissenschaft. XVI. 
gr. 8°. Berlin, J. Gnttentag, 

XVf. Strafgesotzbuch, allgemeines bürgerliches f. 
das Königr. Dänemark vom 10, II 1866, sowie Ge- 
setz, betr die Behandlg. einiger im allgemeinen 
bürgerl. Strafgesetzbuch behandelter Verbrechen 
u. Gesetz üb. Gewalt gegen schuldlose Personen 
vom 11. V, 1897. Übers. v. Rechtsprakt. Dr. Hans 
Bitt!. (60 8.) 1.60 


Schmidt, Guxst,, Red., Die öffentliche Anktündi- 
gung der Arznuei- nu. Geheimmittel u. die Gesetz- 
Gutachten v, Reichsger.-R. a. D. 


gebung m. e, 
Dr. Stenglein. gr. 8°. (45 8.) Hannover, Verein 
deutscher Zeitungsverleger. 1.50 


Strafgesetzbuch f. d, deutsche Reich, Textausg. 
ın. Sachregister, 3, Aufl, gr. 8°. (62 8.) Backnang, 
|  J. Rath — 30 


Strafprozessordnang in der Fassung des E.-G. 
zum B.-G.-B, u. des Gesetzes vom 17. V. 1898, nebst 
dem Gerichteverfassungsgesetz in der Fassg. der 
Bekanntmachg. vom 20. V. 1598 u, dem Gesetz, betr, 
die Entschädigg. der im Wierleraufnahmeverfahren 
freigesprochenen Personen, Textausg. m. kurzen 
Verweisgn, u. Sachregister, 12‘. (V, 1078.) München, 
C. H, Beck geb. in Leinw. 1, 50 

Veröffentlichungen desBerlinerAnwalt-Vereins, 
14. Heft. gr. 8°. Berlin, F, Vahlen. 

14. Benedict, Wilk ,„ Rechtsanw., Die selbständigen 
Erhetsungeu des — u. die ae 
reform. Vortrag. (34 5 


12° 


Kirchenrecht. 


Doemming, A.v., Reg.-R., Die Rechtsstellung 


des Kirchenpatrons im Geltungsgebiete des allge- 
| Islam. gr. 8», 


meinen Landrechts, [Aus: „Verwaltgs. - Archiv‘, 
gr. 8°. (VIII, 36 8.) Berlin, ©. Heymann —. 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Baupolizei-Ordnnng f. die selbständigen Städte | 
des Reg. - Bez. Hannover m. Ausnahme der königl. | 


Keun de Hoogerwoerd, Dr. Selim Klıan, 
Kritische Studien zur Einführung in das Recht des 
(XII, 64 S,) Erlangen, Rudolstadt, 
2 


‚ Müller 


Recht der Verkehrsanstalten. 


Haupt- u. Residenzstadt Hannover vom 28. 111. 1894. 
2, Abdr, gr. 8°. (368.) Hameln, Th. Fuendeling —.50 
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Bergrecht, das in Anhalt geltende, nebst den er- | 
forderlichen Bergpolizei - Verordnungen u. der Ver- 
ordnung, betr. die Genehmigung u. Untersuchung 
der Dampfkessel. 12°. (235 8.) Dessau, E. —— 

geb. 3.— 

Damaschke. Adf., Aufgaben der Gemeindepolitik, | 
(‚, Vom Gemeinde-Sozialiamus‘‘.) 4. Aufl. 9-12. Taus. | 
gr. 8°. (XII, 220 8.) Jena, G. Fischer 1.50 | 

Eger, Dr. &Geo., Reg.-R., Das internationale Ueber- | 
einkommen üb. den Fisenbahn-Frachtverkehr, nebst ' 
Ausführungsbestimmungen, Anlagen u. Formularen | 
in der Fassung des Zusatz-Uebereinkommens vom 
16. VI. 1808 u, in Verbindg. ın. dem neuen Betriebs- 
Reglement des Vereins deutscher Eisenbahn - Ver- 
waltungen gültig vom 10. X. 1901. 2. Aufl. gr. 8". | 
(X, 269 8.) Berlin, J. Guttentag 6.—; geb. 7.— | 

Fischel. Dr.Alfr., Das üsterreichische Sprachen- | 
recht. Eine Quellensammig., eingeleitet u. hrag. 
gr. 8°. (LXXVII, 259 8.) Brünn, F. Irrgang. 4.50 | 

Klein, J., Baupolizei der Stadt Breslau. Ergänzung | 
zur Baupolizei des Reg.-Bez. Breslau, hrag. v. RK. 
2. Aufl. gr. #°*, (68 8.) Gros-Strehlitz, A. Wilpert 1.— | 

Kotze, Otto, Bürgermstr. a. D., Die Polizei-Gesetze 
u. Verordnungen des Reg.-Bez. Frankfurt a.0. 2 Bde, 
gr. ®. Berlin, A. W, Hayn’s Erben 18,—; geb, 20.— 

1. Allgemeine Reiche- u. Landesgesstze, Verord- | 
nungen, Ministerial-Anweisungen, u. s.w. (XXIII, 
726 8.)8.— ; geb. 9.—. — 2, Provinzielle u, Bezirks- 
Verordnungen. Anweisungen, Replements u. Be- 
kanntmachungen. (XXIII, 793 8.) 10,— ; geb. 11.— 

— dasselbe des Reg.-Bez. Posen. 2 Bd, gr. 8”, Ebd. 

19.—; geb. 21.— 
1. Allgemeine Reichs- u. Landesgesetze, Verord- 
nungen, Ministerial-Anweisungen u. #. w. (XXIII, 
7268.)8.—; geb 9.—. 2. Provinzielle u. Bezirk#- 
Verordnungen, Anweisungen, Reglements u. Be- 


kanntmachunugen. {XXIV, 862 8.) 11.—; geb. 12.— | 
Kotze, ©. Bürgermstr. a. D., Reichsgesetz betr. | 


den Verkehr m. Wein. weinhbaltigen u. weinähnlichen 
Getränken. Vom 24. V. 1901. Beilage: Bekannt- 
machung, betr. Bestimmgn. zur Ausführg. des Ge- 


setzes üb. den Verkehr m. Wein, weinhalt. u. wein- | 


äbnl. Getränken. Vom 2. VII. 1901. 12°. (4 8.) 

'Berlin, F. Dümmler’s Verl. —.10 
Für Abnehmer der 1. Ausg. des Hauptwerkes un- 
entgeltlich. 

Kreckeler, Th., Bog.-B., Polizei-Gesetze u. Polizei- 
Verordnungen im Beg.-Bez. Marienwerder. Abge- 
schlossen am 1. V, 1901. Im amtl. Auftrage hrag. 
1. Bd. Allgemeine Polizei-Gesetze, sowie Ministerial-, 
Oberpräsidial- u. BRegierungs- Polizei - Verordnen. 
gr. 8°. (VII. 4878.) Minden, W. Köhler geb. 8. - 


Gewerbe-, Haftpflicht- 


Bau-Unfallversicherungsgesetz. Vom 30. 
VI. 1900. Nach der Bekanntmachung des Reichs- 
kanzlers vom 5. VII. 1900. Mit dem Gesetz, betr. 
die Abänderg. der Unfaliversicherungsgesetze. Vom 
30. VI. 1900. 12°. (45 8.) Dülmen, J. Horstmann —.50 

Elle, @., Geh, Reg.-B., Das Invalidenversicherung»s- 
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. VII. 1899 m. den sämmtlichen im Gebiet der 
thüringischen Staaten anzuwendenden Ausführungs- 
verordnungen etc. gr. 8°. (IV, 355 8.) Eisenach, 
H. Kahle 2.80 


Gewerbeordnung f. das deutsche Reich. Vom | 


80. VI. 1900. Nach der Bekanntmachung des Beichs- 
kanzlers vom 26. VII. 1900, 12°. (163 8.) Dülmen, 
J, Horstmann R 
Gewerbe - Unfallversicherungsuxesetz, 
Vom 30. VI. 1900. Nach der Bekanntmachg. des 
Reichakanzlers vom 5. VII. 1900. Mit dem Gesetz, 
betr. die Abänderg. der Unfallversicherungsgesetze, 


Vom 30, VI. 1900. 12». (100 8.) Dülmen, J. Horst- 


mann — ,50 
Handbuch der Unfallversicherung. Die Reichs- 
Unfallversicherungsgesetze, darzestellt v. Mitgliedern 
des Reichs-Versicherungsamts nach den Akten dieser 
Behörde. Neue, m. dem Wortlaut der Unfallver- 
sicherungsgesetze vom J. 1900 verm., sonst unver- 
änd. Ausg. gr. 8°, (XXUI, CXXXVi, 1074 8.) Leipzig, 
Bieitkopf & Härtel 10.— ; geb. 12.— 
Pannier, Kurl, Gewerbeordnung f. das Deutsche 
Reich (Fassung der Bekanntmachung vom 26. VII. 


4 


Laband, Dr. Paul, Prof. Das Staatarecht des 
Deutschen Reiches. 4. Aufl. in d Bdn. 1.—3. Bd. 
gr.8% Freiburg i/B., J. C. B. Mohr 

31.— ; Einbde. a 2.50 
1. (XII, 501 8.) 13,—. — 2. (IV., 296 8.) 7.—. — 
3. (IV, 500 8.) 12.—. 

Lorenz, Eng., Gen.-Adv., Das Gesetz vom 16. 1 
1896, R.-G.-Bl, Nr. 89 ex 1897, betr. d. Verkehr m. 
Lebensmitteln u. einigen Gebrauchsgegenständen, 
m. Erläutergn. sus den Motiven u. Materialien, nebst 
den einschlag. Landesgesetzen u. Durchführumngs- 
verordngn., zusammengestellt, 2. Aufl. 12», {IV., 
507 8.) Wien, Manz 3.40; geb. 4.— 

Lukas, Dr. Jos., Die rechtliche Stellung des Parla- 
mentes in der Gesetzgebung Österreichs u. der om 
stitutionellen Monarchien des Deutschen Reiche. 
Eine Kritik der herrsch. Lehre. gr. 8°. (XI, 243 &) 
Graz, Louschner & Lubensky 5.— 


Meyer, @.. Das parlamentarische Wahlrecht. Nach 
des Verf. Tode hrag. v. @. Jellinek. Lex.-8’. {VIIL 
734 8.) Berlin, ©. Haering 15.— 


Panneuberg, Gco, Geh. Ob.-Reg.-R., Die Bechts- 
wirknngen der Enteignung im Falle der Einigung 
der Betheiligten. [Aus: „Archiv f. Eisenb.-Wesen‘'.) 
gr.8*, (43 8.) Berlin, J. Springer 1.— 

' Polizei-Verordnung betr den Zwangsanschlus 
der Grundstücke in der Stadt Trier an die städtischen 
Strassenkanäle, 8°. (16 8.) Trier (Paulinus-Druckerei) 


| — 0 
Riemann, Dr, Ernst, Rechtsanw., Das schlerische 
Auenrecht. gr.8. (24 8.) Breslau, Maruschke & 
Berendt 1.— 
Samıminng, neue, der ortspolizeilichen Vorschrif- 
ten, Statuten, Normativbestimmungen ete. der Stadt 
Würzburg. Amtliche Ausg. 1. Nachtrag zum 10. Bächn. 
12°. Würzburg, Stahel's Verl. 
X. 1. Vorschriften üb. den Betrieb der elektrischen 
Strassenbahn in Würzburg. Abünderungen u. Er 
gänzgn. der ortspolizeil. Vorschriften üb, den B» 
trieb der Strassenbahn in Würzburg vom %. M. 
1900. (2 8.) —.10 
Tesch, John., Katechismus der Verfassung u. Ver 
waltung des preussischen Staates u. des deutschen 
Reiches. [Aus: „Katechismus f. die Vorbereitg. zur 
Fachprüfe. I. Klasse der mittleren Beamten der 
Staatseisenbahnen‘.) gr 8°. (688) Leipzig, Luck- 
hardt's Buchh. f. Verkehrswesen. 1.— 
Vaillant, Th., Landger.-R, Die Sonntagsrube in 
Elsass-Lothringen. (Juristisch a Hausbibliothek.) 
8, (274 S.) Metz, Deutsche Buchh. 2 


| 


I 





| 


| 
und Versicherungsrecht. 


1900) nebst dem Gesetze &b. die Beschlagnahme des 
| Arbeitslohnes, dem Einfüh if. Eis 
| Lothringen u. den wichtigsten Ausführungsbestim- 

mungen. Textausg. m. kurzen Anmerkgn, u. Sach- 
register. 13. Aufl. (271 8.) gr. 16%. Leipzig, Ph. 
Reclam jun. geb. -— 8 
RBasp, Karl v., Reg.-Dir. Bankdir., Kommentar 
zum Unfallversiche tz f. Land- u. Forst 
wirthschaft vom 30. VI. 1900 nebst seinen Naben- 
gesetzen. Unter Zugrundelegg. des Kommentars 
zum Gesetz vom 5. V. 1866, betr. die Unfall- u. 
Krankenversicherg. der in land- u. forstwirthschafll. 
Betrieben beschäftigten Personen von v. BR, IE 
2. Aufl. m. besond. Berücksicht. der Verhältnisse i 
Bayern vollständig neubearb. v. Reg.-Assess. Karl 
Meinel. gr. 8°. (X, 520 8.) München, C. H. Beck 
geb. in Leinw. 7.— 
Sanftenberg, Landger.-R., Die deutsche Kranken- 

v ‚ enth. das Krankenversicherungsgeseiz 

vom 15. VL 1883 in der Fassg. der Novelle vom 
10 IV. 1892 u. der Novelle vom 30. VI. 1900, nebst 
Ergänzungsgesetzen u. Anlagen, darunter das Geseiz 
üb. die eingeschriebenen Hülfskassen vom 1 VL 
1884, Textausg. ın. kurzen Anmerkgn. u. 

2. Aufl. (236 8.) gr. 16°. Leipzig, Ph. Reclam jun. 


— 40; geb. - 8 

Stellung, die, kleinerer Versic zul 

dem Reichsgesetze vom 12. V. 1901 üb. die privaten 

Versicherungs-Unternehmungen. 12%. (24 8.) 
E. Herberger 











— 
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Sintfert, Dr., Ger.-Assess,, Das Reichsgesetz betr, 
die Gewerbegerichte vom 29. VII. 1890 in der 
Fassung vom 29. 1X. 1901. Text-Ausg, m Hervor- | 
hebg. der Nenergn., den ergänz. Bestimmgn,. der 
Gewerbeordnung. u. Sachtegister. 8°, (32 8.) Gr.-Lichter- | 
felde, Gesstzverlag Schulze & Co. — 6 

Tauck. W., Rekt., Das Invalidenversicherungsgesetz | 
vom 13. VIL 1899. Hauptsächlich, was cs dem | 
Mittelstande, dem Handwerker u. Landmann ge- | 
wälırt, gr. 8°. (31 8.) Meldorf, H. Brenner —.40 

Unfallfuürsorgeserz f. Beamte u. Personen des | 
Soldatenstandes. Vom 18. VI. 1901, (R.-G.-Bl.S. 29.) | 
Mit Gegenüberstellg. des Gesetzes, betr. die Für- | 
sorge f. Beamte u. Personen des Soldatenstandes | 


Finanzwissenschatt. 


Barthotld, Karl, Die Eisenbalmtariffrage. Tarifie- 
rungskunst u. Tarifreform. gr. 8°. (498) Karlaruhe, | 
(G. Braun’sche Hofbuchdr.) . — 20 
Bnyerl, H., Rentamts- Offiziant, Anleitung zum 
Vollzuge der Persoualsteuergesrtzs4 vom 9. VI. 1809. 
Zum Gebrauche f. die Gemeindebehörden Bayerns 
ir Verkehre in. den königl. Rentämtern zusamınen- | 
gestellt. 3. Aufl. Ergäuzuugsbdehn. gr. 8°. (61 8)! 
München, E. Pohl . —80 
Beiträxe zurGeschichte der Bevölkerung in Dentsch- 
land weit dem Anfange des XIX. Jahrh, Hrer, v. 
Friedr. Jul. Neamann. VI. Bd. gr. s» Tübingen. 
H. Laupp. 
VI. Thissen, Dr. O., Beiträge zur Geschichte des 
Handwerks in Preussen, unter Mitwirkg. des Hresgs, 
bearb. (XX, 250 8.) 8. ⸗ 
Berietit üb. Handel u, Industrie der Schweiz im 
J 1000. Erstattot vom Vorort des schweizer, Handels- 
n.Industrievereine. gr. 4". (V, 2438.) Zürich, Schweizer, ; 
Handels- u. Industrie- Verein 250 | 
Berndt, W., Dur neue dentsche Zelltarif, (Gesetz- 
Entwurf.) Vergleich der gröss-ren Erhöhgn. zwischen 
dem jetz. Vertragszol! u. dem neuen Tarif. nebst e. 
eingeh. Darstellg. der Ein- u. Ausfuhr, sowie der 
Agrarverbältuisse des Deutschen Reichs in populär- 
eraph. Darstelle. gr, 8’, (6 farb. Bl. m. 4 S. Text.) 
Wıon, G. Freytag & Berndt — 80 
Binzener, Reg.-K., Landwirtschaftspolitik. Versuch 
e. Tösg. der Fragen des Schutzes u, ©. besonderen ' 
Landwirtschaftsrechtas durch Organisation der Land- | 
wirte als Berufsstand, gr. 5°, (29 8.) Berlin, K. Hoff- 
mann _ 5 
Braun, Lily, Die Frauenfrage, ihro geschichtliche 


Entwicklung u. wirtschaftliche Seite. gr.8*%. (XII, 
557 8.} Leipzig, 8. Hirzel 10.—; geb. 12.— | 
Compzss. Finanziellee Jahrbuch f. Oesterreich- 


Ungarn. Gegründet v. Gusf, Leonhardt. 1901,2. Hrsg 
v.S. Heller. 35 Jahrg. S'. (XXXIV, 16441 8. ın. 1 Tab.) 
Wien, A. Hölder geb. in Leinw. 18.— 
Ehrtich, Dr. 8., Arbeiterpensionen m. Staatshilfe. 
er. 8’. (Y1I, 327 5.) Wien, Manz 6.- 
Escher, Dr. Conr., Der Finanzhaushalt der Stadt 
Zürich. gr. &. (41 8.) Zürich, €. M. Ebell 1.-- 
Forschungen, staats- 11. sorialwissenschaftliche, 
hreg. v. Gnst, Sehmaller. XIX. Bd. 4. u. 5. Hft. (Der 
ganzem Reihe 85. u, 86. Hft.) gr. 5°. Leipzig, Duncker 
& Humblot. 
4 Gurewitsch, B., Die Entwicklung der mensch- ' 
lichen Bedürfnisse u. die sociale Gliederung der 
Gesellschaft. (V, 129 8.)3.—. — 5 tronsner, Erich, 
Über die Entwicklung u. heutige Organisation des 


Berliner Fischmarktes. (VIL, 93 8.) 2,40 
Gründer, Direktoren, Anufsichtsräte. 
gr. 8°. (78.) Nürnberg, F. Banckwitz -,.20 


Gumplowiez, Ludw., Die sociologische Stants- 
idee. 2. Aufl. er. 8”. (VIIL 224 8.) Innsbruck, 
Wagner 4 80 

Handbuch der Frauenbewegung, hreg. v. MHelene 
Lange u. Gertr. Bäumer. 1.2. Tl. er.8. Berlin, ' 
W, Moeser, 

1. Geschichte, die, der Frauenbewegung in den 
Kulturländern. (X1V, 409 8.) 9.— ; geb. 11.—. — 
2. Frauenbewegung u, soziale Frauenthätigkeit in | 
Dentschland nach Einzelgebieten. (VI, 267 8) 

3.—; geb. 6.50 

Hand- u. Lehrbuch der Staatswissenschaften 
in selbständigen Bänden. Begründet v. Kuno 
Frankenstein, fortgesetzt von Max v. Hecket, I. Abtig., | 
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infolge v. Betriebsunfilien. Vom 15. II. 1886, 
(R.-G.-Bl. 8, 53.) Lex. 8. (8 8.) Berlin, Verlag der 
Arbeiter-Versorgg. A. Vroschel —.20 


Untallversieherungsiıesetzf. Land- u. Forst- 
wirtschaft, Vom 30. VI. 1900. Nach der Bokannt- 
machg. des Reichskanzlers vom 5. VII. 1900, Mit 
dem Gesetz, betr. die Abänderg, der Unfallver- 
sicherungrgosetze. Vom 30. VI. 1900. 12°. «100 8.) 
Dülmen, J Horstmann — 0 

Zucher, Dr., Geh. Reg.-R. Sen.-Vorsitz,, Leitfaden 
zur Arbeiter-Versicherung des Dentschen Reichs. 
Nach dem neuesten Stande der Gesetzgebg. 1901 


gr. 8°. (478. ın. Fig.) Berlin, A. Asher & Co. —.25 
Volkswirtschaftslehre. 
Volkswirtschaftelehre, 1. Bd. gr. 8°. Leipzig, C. L. 


Hirschf-1d, 
1. Lehr, Dr. Jul,, weil. Prof, Die Grundbegriffe 
der Nationslökonomie. Zur Einführg. in das Stu- 
dium der Staatswissenschaften. 2 Aufl, hrag. von 
Prof. Dr, Max vw, Heckel. (XVI, 5067 8.) 

9.— ; geb. 11.— 
Handelsberichte üb. das In- u. Ausland, Sonder- 
abdrücks aus dem im Reichsamt des Innern hrag. 
deutschen Handelsarchiv.‘ I. Serie. Europa. Nr. 41 

46. gr 8, Berlin, E, 8. Mittler & Sohn. 

11. Archangel. Bologna. (118.) —.15. — 12, Nieder- 

lande ı66 8.) — 

43. R val. Rotterdam. (42 8.) — 10. — 41. Neupel. 

(48) —.5. 15. Grossbritannien. (718.) — 40 
- 46. Porto, Livorno, San Feliün des Guixols, 

Liban. (45 5.) —.6U, 

dasseibe, II, Serie. Asien. Nr. 20, u. 21. gr. 8°. Ebd. 

20. Moulmein. Tientsin. Smyrna. (42 8.) —.5. 

”). Hankan, (35 8.) — 4. 

dasselbe, 111, Serie. Afrika, Nr. 7—1l0. gr. 8°. Ebd. 

7. Tanuzer. (7 8.) —.W. 

8. Port Said. (10 83 —.15 — 9. Tımis (68) --.10 

10, Lourenso Maryues 110 8.) —.1b. 

dasselbe. IV, Serie 7 


Amerika. Nr. 27—29. gr. 8’ 

Ebd. 27. San Francisco. Coban. St. Thomas, Parü. 

(74 8.) 

28, Now.-Orleans, Canada. (338.) — 45. — 20, Vera 

Cruz, Pernambuco, (118 —15. 

dasselbe. V Serie, Australivn, Nr. 5.0.6. gr. 8“, 

Ebd. 5. Studanstralien. Fidschi-Inseln (14 8.) —.2U. 

6. Queensland. (12. 8.) —. 1. 

Hofimnokit, Dr. Sixiwm.. Ideon-Skirze zur Pu- 
griffsbestimmung der Ökonomik als Sonderdiseiplin, 


— 95. 


Fine theoret, Studie. gr. S. (XI, 220 8.) Wien, 
Manz 5. 
Jahr’ ıch, finnnzielles, f. Österreich-Ungarn 1902. 


Hreg. v. Bank-Control. (rıret J. Wischniowsky, 5. Jahrg. 
gr. 80, (XXX, 1502 8.) Wien, M, Perles geb, 20, - 
der Hundelskammer zu Greste- 
ınünde (Handelskammer für die Kreise Geevste- 
münde, Lehe, Blumeuthal, Osterholz). Für Ju00. 
2. Teil.: Innere Angelegenheiten der Kammer, Lage 
u. Entwickele. v. Handel u. Industrie im Bezirk. 
Statistische Mitteilgn. gr. 8°. (MW u, Kl 8.) Geeste- 
münde, J. H. Henke 1.— 
Jahresberichte der königl. sächsischen Gewerbe- 
Aufsichtsbeamten f, 1900. Nebst Berichten der künigl. 
sächs, Berginspektoren, betr. die Verwende, jugendl. 
nm. weibl, Arbeiter beim Bergbau, sowie die Beauf- 
sichtigg. der unterirdisch betriebenen Brüche u. 
Gruben. Sonder-Anusg. nach den vom Reichsamt des 
Inneru veröffentlichten Jahresberichten der Gewerbe- 
Aufsichtsboammten, gr. 8°. (VL, 3778. m. 1 Taf.) 
Berlin, Dresılen-A., Zahnse. 24, F. A. Schröer 
kart. 3. 
Jahresbericht über die Untersuchnngen u. Fort- 
schritte auf dem Gesammtgebiete der Zuckerfabri- 
kation, begründet vw. Dr. K, Stammer, Hrsg. v. Dr. 
Joh. Bock. 40. Jahrg. 1900. Mit 35 eingredr. Abbilden., 
2 Curven-Taf. u. alphabet. Suchregister zum 1. bis 
40. Jahrg., 1861 bis 1900 einschliesslich. gr. 8°. (XI, 
533 8.) Braunschweig, F. Vieweg & Sohn 
geb, in Leinw. 15.— 
Iränyi, Bernh., Die in- u, ausländischen Privat- 
versicherungs-Gesellschaften in Oesterreich-Ungarn 
im J. 1900, 7, Jahrg. gr. 8’. (15 8.) Wien (J. Eisen- 
stein & Co.) 1.— 
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Kellermann, Alfr., Versuche zur Herbeiführung Zurugsverhältnisse der Stadt Halle a. 8. im J. 1x\@ 
©. sozialen Versöhnung. Winke u. Ratschlige zur (VL, 80 8. 2.10 
Frage der „Volk<bildg. u. der staatlicherseits zu | Sehäffle, Dr. A., Ein Votum zegen den neuesten 
unterstütz. „Volksvorstellen.‘' gr. 8'. (2358.) Halle, | Zolitarif. gr. 8. (VIII, 232 5.) Tübingen, H. Laupg 
C, A. Kaemmerer & Co. —,50 | 32 

Kempel, Dr. FF, Göttliches Sittengesetz u. neu- | Schippel, Max. Reichst.-Abg., Grundzüge dr 
zeitliches Erwerbsleboen. Eine Wirtschaftslehre in Handelspolitik. Zur Orientierg. in den wirtschaftl. 
sittenorgan. Auffassg, der gesellschaftl. Erwerbsver- Kämpfen. gr. 8°. (352 8.) Berlin, Akademischer 
hältnisse. Mit ». Anlı. üb. die wirtschaftsliberale Verlag f. sociale Wissenschaften 3.— ; geb. 7.0 
Richtg. im Katholizismus n. üb. die Frage der christl. | Schriften des sozialwissenschaftlichen Vereins in 
Gewerkschaften. gr.8’. (XVI, 4508.) Mainz, F. Kirch- Berlin. Hrsg. v. Doz. Dr. Ose. Sfillich. 1. Hit. ar. ®. 


heim 6.—| Frankfurt a.M,, Dr. E. Schnapper. 
Kraus. Dr. ©.. Zur Theorie des Wertes. Eine Bent- | 1. Brelje, Ida v. der, Die Reform der höbenn 
haım-Studie,. gr. 8°. (VI, 145 8.) Halle, M. Niemeyer Mädchenschule. (42 8.) 


—1 8 

3.00 | Soukop, Raim., Rechn.- Assist, Compendinm 

Liebich, Const., Olnlachlos, Bilder aus dem | der Staatsrechnungswisseuschaft in Fragen n. Aut- 
sozialen u. sittl. Elend der Arbeitslosen. Mit e. Vor- worten, Ein Leitfaden üb. diesen Lehrgegenstard 
wort v. Prof. Dr. Adph. Wagner. 2, Aufl. 8°. (XVI, zur Vorbereitg. f. die Staatsprüfg. gr. 8, m, al 


269 8.) Berlin, Wiegandt & Grieben. ' m. VII S. m. 1 Taf.) Wien, C. Konegen in Komm 
2.—; geb. 3.— | 42» 
Loseh, Dr. Herm., Brotwucher od. — kühles Stinneff, Dr, Stoil, Das Gewerbewesn un. die 


Blut? 5 Briefe an Hrn, Friedrich Naumann, Heraus- 
geber der Hilfe. 1—8. Taus, gr. 8%. (16 8.) Berlin, 
W. Baensch --,30 
Mannheimer, Dr. Prof., Die Bildungsfrage als 
soziales Problem. gr. 8°. (VII, 156 8.) Jena, \olkswirtschaft, gr. 8%. (828.) Win, Mauz 10 
G. Fischer 1.50 , Stillich, Dr. Osc., Doc., Die Lage der weiblichen 
Mnzal Karl, Die Aktienbanken Wiens u, Berlins. Dienstboten in Berlin. gr. 9°. (443 8.) Berlin, Akaden. 
gr. 5°. (31 8.) Wien, Gerold & Co. in Komm, 1.— Verlag f, sociale Wissenschaften 5 — ; geb. I 
Nordenholz, A. Allgemeine —— der gesoll- | Verbhandlinngen, Mittnrilunzen u. Br 
schaftlichen Produktion. gr. 8”. (X, 2028.) München, rielıte des Centralverbandes deutscher Inau 
©. H. Beck 7. strieller. Nr. #1. Hrag. v. H. A. Bneck. Oktbr, 10. 
Oncken, Dr. Aug. Prof, Was sagt die Nutional- gr. 8”. (2648.) Berlin, Mitscher & Röstell in Komm. 
Ökonomie als Wissenschaft üb. die Bedeutung hoher 1% 
u. niedriger Getreidepreise’ Eine dogmengeschichtl. | Verwaltnnesberichte der Gewerbe-Aufsicht 
Uebersicht. (Aus: ‚„Monatl. Nachrichten zur Re- beamten in Elsass-Lothringen 1900. gr. 8°. 1®8) 


Gewerbepolitik in Bulgarien. gr. s⸗ (1378) — 
G. Wittrin in Komm. 

Steinbach, Dr. Emil, Genossenschaftliche u 
herrschaftliche Verbände” in der Organisation der 


gulierg. der Getreidepreise*.) gr. 8. (95 8.) Berlin, Berlin, Strassburg, E. d’Oleire 1 
W, lssleib 150. Walter, Frz., Sozialismus u. moderne Kunst. Nach 
Plas=, F., Versichergr,- Ges, - Dir., Geschichte der der neneren sozialist, Litteratur dargestellt. gr, ©° 
Assecuranz u. der hanseatischen Seeversicheruugs- | (VII, 102 8.) Freiburg i B., Herder 1.0 
börsen Hamburg, Bremen, Lübeck, mitbearb. v.; Wirtsehnttis- u, Verwalinnesstnadien m. 
Frir. Rob. Ehlers. Mit Titelbild in Heliograv., | besond,. Berücksicht. Bayerns. Hrsg. v. Prof. Dr. sen. 
80 Text-Abbilden. u. 3 Seeversicherungs-Poliern in |  Schanz, XII—-XIV. gr. 8°. Leipzig, A. Deichert Nackt. 
Fcam. gr. 8°. (XII, 740 8.) Hamburg, L. Friede- | XIl. Maier, Dr. Adam Carl, Der Verband der 
richsen & Co. geb, in Leinw. 20. — Glacähandschuhmacher u. verwandten Arbeiter 
Renunavlid, Edler v. Kelleubnch, Dr. 404. Deutschlands. 1869 - 1900. (VIIL, 302 8, m. 3 Ab 
Ritter v., Oberst a. D., Die finanzielle Mobil- | bilden.) .—. — XL Kusfmnann, Dr. Otto, Zur 
machung dr deutschen Wehrkraft. gr. 8°. (VIL Frage der Mobiliar-Fenerversicherung im Könige. 
112 8.) Leipzig, Duncker & Humblot 2.00 Bayern. (VIIL, 82 S.) 1.50. — XIV, Heubach, Ir 
Sammlusuz na'ionalökonomischer u. statistischer | Ernst, Die zukünftige Verkehrsentwicklung æt 
Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Seminars dem regulierten Main m. besond. Berückscht 
zu Halle a. d. 8. hree. v Prof. Dr. Joh. Conrad. der Stadt Würzburg. (X, 74 8.) 1 
30, Bd. gr 8°. Jena, G, Fischer. Ziegler, Dr. F., Wesen u. Wert kleinindustrilier 


Altendorf, Dr. Hans, Der Zuzug in die Städte, Arbeit, gekennzeichuet in e, Darstellg. der benzischen 
scine Gestaltung u. Bedeutung f, dieselben in Kleineisenindustrie. gr. 8. (VIII, 490 und 5 5 
der Gegenwart. Ein Beitrag zur Statistik der | m. graph, Darstallgn. u. 1 Karte.) Berlin, Bruer & (u 
Binnenwandergn. m. besond. Berücksicht, der | 2- 


Politik. 


Betrachtungxen, politische, zur heutigen Lage. NSonnemann, Leop.. 12 Jahre im Keichstag* 
Zu Nutz u. Frommen aller wahlberecht, Reichs-  Reichstagsreden 1871—1876 u, 1878— 1844. Festgabr 
bürger. Von e. Deutschen u, Konservativen. gr. 8". zu seinem 70, Geburtstage, Im Auftrage des engemu 


(13 8.) Kolberg, Johs, Courtois —,15 |) Ausschusses der deutschen Volkspartei br. "- 
Bötticher, W., Realgymn.- u. Gymn.-Prof,, 104 Alex, Giesen. gr. $”. (X, 389 S, m. Bildnis) Frask 
vom Ultramontanismus! 2. Brief an Herrn Dr. A. | furt aM, Ks Frankfurter Verlag * 


Fritsch, Kaplan in Sirgen. Antwort auf seine | Vallentin, Dr. W., Kapit., Hunnen in sad atcit- 
Schrift: „Unter dem Zeichen der Los-von-Rom-Be- Betrachtungen üb. engl. Politik u Kriegführg. 53 x 
wegung !“* gr. 8°, (100 8.) Gütersloh, €, Bertelemann ; (136 8.) Berlin, E, Hofmann & Co. 
1l.—  Wittmayer, Dr. Leo, Uuser —— 
Hieronymi, Karl, Die Kanalfrage. [Aus: „Pester | recht u. die Taaffe'sche Wahlvorlage. Eine mit 
Lloyd‘‘.| gr. 8°. (29 8.) Budapest, Wien, W. Brau- Abhandlg. gr. 5°. (VII, 188 S.) Wien, Manz Be 
müller 1.— | Zucher, Alb. Aus Vatikan u. Quirinal Bier 
Müller, v,, Oberst a. D., Die Entwickelung des vom Nebeneinanderleben der beiden Höfe gr °- 
Ultramontanismus u, seine Stellung zu Deutschland. (VI, 247 8.) Frankfurt a M,, Neuer Fraukfurter Ver 
gr. 8. (61 8.) Kiel, Universitäts-Buchh, 1.—| lag u—; geb 7 


Statistik. 


Bonhbard, Phpp.,, Amtsricht., Was lehren uns | Handbuch, statistisches, f. das Königr. Württem- 
die Ergebnisse «dur Beichstagswahlen? Wahlsta- berg. Jahrg. 1900, Bearb,. im k. statist. Landesamt. 
tistische Betrachtgn. gr. 8. (VI, 110 8.) Heidel- [Aus: „Württ. Jahrbb, f. Statistik u, 
berg, C. Winter 1.20 Lex.-5°. (XXIII, 500 8.) Stuttgart, W. —— 





u | 
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— österreichisches »tatistisches, f. die im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche u. Länder, Nebst eo. Anh. 
f. die gemeinsamen Angelegenheiten der öster- 
reichisch-ungar. Monarchie. Hrag. v. derk. k. statiat. 


Statistik des Deutschen Reichs. Hreg. vom kaiserl. 
statist. Amt. Neue Folge, 138. Bd. Imp.-4°, Berlin, 
Puttkammer & Mühlbrecht, 

138, Binnen-Schiffahrt, die, im J. 1900, (IV, 





Central-Commission, 19. Jahrg. 1900. Lex.-8°. (III, 227 8.) 5.⸗ 

»75 8.) Wien, C. Gerold’s Sohn in Komm. 6.— | — schweizerische, 113. Lig. 1.u.2. Bd. gr. 4°. Bern, 
Ianudolt, Carl, Die Wohnungs-Enquete in der Schmid & Francke, 

Stadt St. "Gallen vom 2%, III. bis 30. IV, 1807, Im | 113, Statistik, IL schweizerische, der amtlichen 


Auftrage der städt. Behörden bearb, gr. 4°, 
31 0.97 8. m.1 farb, Plan.) St. Gallen, Fehr 
kart. 4,— 
Mitteilungen (des statistischen Landesamtes des 
Herzogth. Bukowina. VIIL Heft. Veröffentlicht v. 
Vorst. Ant. Zachar. Lex.-®*. Czernowitz, H, Pardini 
in Komm. 
VIU. Zachar, Ant. Vorst., Das Vermögen der 
politischen Gemeinden in der Bukowina. II. Thl. | 


(VIII. Armenpflege. Vom statist. Bureau des eidg. De- 
partements des Innern. 1. u. 2. Bd. I. TL.: Die 
Ergebnisse der Erhebg. pro 1810. 1. Abtlg.: Bund 
bis Solothurn m. Vorbericht u. Einleitg, (LII, 
638 8.) ,—. — Dasselbe. 2, Abtlg.: Basel bis Genf 
nebst Generaltübersichten. (8, 639 — 1372.) .— 

Textil-Industrie, die deutsche, im Besitze v. 

Aktien-Gesellschaften. Statistisches Jahrbuch üb, die 

Vermögensverhältnisso u. Geschäftsergebnisse der- 
Die Gemeinden der polit. Bezz. Czernowitz, Gura- , selben im Betriebsj. 1900/1901. 5. Aufl, V. Jahrg. 
humora, Kotzman, Sereth u. Suczawa, — Sta-  gr.8* (XII 208 8.) Leipzig, Verlag f. Börsen- u, 
tistische Darstellg. der autonomen Landesverwaltg. Finanzliteratur geb. in Leinw, D.— 
des Herzogth. Bukowina. — Die direkte Steuer- Zeitschrift des königl. preussischen statistischen 
schuldigkeit des Herzogth. Bukowina im J. 1898, | Bureaus. Hrag. v. dessen Dir. E, Rlenck. 
(VI, 130 8.) | KX. Ergfinzungsheft, Imp.-4*. Berlin, Verlag dos 

— des statistischen Amtes der Stadt Dresden. 10, Hft, königl. statist. Burean. 

gr. 4%, Dresden, v, Zahn & Jsensch, | XX. (uttstadt, Dr. A., Geh. Med.-R., Die Verbrei- 
10, Schöbel, Herm., Dir.-Assist., Dresdner Berufs- | tung der venerischen Krankheiten in Preussen 
u. Gewerbestatistik u. die Aufgaben der Berufs | sowie die Massnahnen zur Bekämpfung dienen 
u. Gewerbe-Zählungen. (42 u. 58 8,) 1— | Krankheiten. (VI, 66 8.) 


Varia. 


Aus dem literarischen Nachlass v. Karl | 
Marx, Friedrich Engels u. Ferdinand Lasalle, Hrag. 
= F. Mehring. IV, gr. 8‘. Stuttgart, J. H. W. Dietz 
2 — 


Mannes an dem Vermögen der Ehefrau u. des Vor 
mundes an dem Mündelvermögen, gr. 8% (72 8.) 
Berlin, H. Steinitz 1.- 
| Mantey, W., Amtsricht. a. D., Gesetzliche Rechte 
. Lasalle, F., Briefe an Karl Marx u. Friedrich u, Pilichten der Frau als Tochter, Gattin, Mutter 
ae 1349 bis 1862. (XVI, 367 8.) 5.— ; geb. | u. Dienstherrin. Allgemeinverständlich erläutert 
Bierer, H., Rechtsanw., Was muss ich wissen üb. (VII, 151 8.) gr. 8°. Berlin, W. Möller 2.—; geb. 2,50 
Erbfolge, Testament, Erbvertrag”? Mit vielen Bei- Minerva, Jahrbuch der gelehrten Welt. Hrag. v. 
spielen u. Formularen gemeinfasslich dargestellt. Dr. K. Trübner. 11. Jahrg. 1901— 1902, 12°. (XXVII, 
Nebst, e. Anh.: Erbschaftse- u. Schenkungssteuer- 1241 8. m. 1 Bildnis.) Strassburg, K. J. Trübner 
En DER Du 5 Fig.) Ulm, J. Ebner 1.50 | 11.—; geb. in Halbperg. 12.— 
snaer, K., Taggeist. Culturglossen. gr. 8°. (393 8.) Patrin, Jahrbuch dar „Hilfe“ 19%2. Hrsg. v. Pfr. a. D. 
Berlin, Dr. J. Edelheim 3.—; geb, 4,50 Fr. Naumann. gr. 8°, (187 8, m. Fig.) Berlin-Schöne- 
Fleischmann, E., Innungs»-Leitfaden. Ein zu- | berg, Buchverlag der ‚Hilfe‘. geb. 3.— 
verläss. Wegweiser f. alle Vorkommnisse im Innungs- | Putz, Dr. C., Juristische Prüfungsfragen m. concisen 
leben, nebst e. Sammig. »ämmtl. einschläg. Formu- Antworten, f. Candidaten der rechtahistorischen 
lare zum —— Gebrauch. 12°. (VII, 1518.) Berlin,  prüfungen systematisch bearb. I. Abt. Prüfungs- 


C. Heym in Leinw. kart. 1.60 | röm. Instit - — 
Fliegenschmidt, C., Strafanst.- n.G = fragen aus dem m. Institutionen - Recht m. con 


t . 2. Aufl. 2 . 19, %: 
Der Beruf des Aufsehers in den Strafanstalten w ar Do gg * — Wan = 
Gefängnissen. gr. 8°. (IV, 928.) Leipzig, B. Konegen 1. Allgemeiner Teil, Sachenrecht, Obligationen- 
as Sa ae; Tales a = | rocht. (VII, 127 8.) 2. Familienrecht, Erbrecht, 
’ -. 4 
Rrlangung a, Invallden- u. Essens BO Bere — u. Formularprozess. (V, 166 8. m. 
* —— tzos vom 13. VIL 1899. 5". (32 5.) Reehts- u. Finanzkalender, schweizerischer, 
eabadan, B. Bechtold $&£ Oo. 410° aufd. 7. 1902. Mit e. Beilage in Lichtdr. : Tabelle 
Hein. Ermst, Die Römer im Kampfe um den Be- | s4mtl. in der Schweiz gült. 5 Fr,-Thaler. 8. (264 8.) 
sitz. 8°. (40 8.) Königsberg, Hartung — 60 | Zurich, Schulthess & Co. geb. in Leinw. 2,— 


Hofrangordnun die königl. sächsische, 1 
ihrer ee Geltung, 7 7. a. erbr 1001. * Schlegel, Karl, Wie treibt man seine Aussenstände 


(36 8.) Dresden, H. Burdach ein? Das Recht der Zwangsvollstreckg. (Pfündg., 
Lehmann, Dr. Osk., Stadtr., Das sächsische = Offenbarungseid n. Haft, Arrest u. einstweil. Ver- 


ko; nsteuer-Gesetz, te raktisch durch. | függn.) u. der Anfechtg. v. Rechtshandlen. des 
ee nn * Schuldners f. den prakt. Gebrauch erläutert. gr. 8°, 


(87 8.) Berlin, H, Steinitz 1.— 


geführten Beispielen. Mit Hülfstafel zur Berechng. 
des Stenerbetrages f. Einkommen bis zu 82000 Mark. | 
(Wie schätze ich mich richtig ein? Wie reklamiere 
ich m. Erfolg?) 4 Aufl. 8, (52 8} Dresden, A. 

50 


Köhler 


Lorenz, Hans, Wie verwalte ich mein Vermögen ? 
Praktische Ratschläge für die vorteilhafte Verwaltg. | 
des Vermögens in Grundbesitz n. Hypotheken, Staats- 
u. Industriepapieren, bei Banken u. Sparkassen ete,, 
sowie die Vorschriften üb. das Verwaltungsrecht des 


Tornier, Gust., Gewerbeo-Iusp,, Die gewerblichen 


Lehrverträge u. der Rechtszustand auf dem Gebiete 
des Schutzgesetzes f. Lehrlinge. Gemeinverständlich 
dargestellt. gr. 16°. (VIII, 72 $S.) Berlin, C. Hey- 
mann kart. —.60 


Weinand, Dr.., Die Rechte und Pflichten der Gast- 


u, Schankwirte. 2. Abdr. 
wied, Heuser's Verl, 


gr. 5°. (ilI, 86 8.) Neu- 
geb. 1.50 


— 
to 





J. Guttentag, Derlagsbuhhandlung, ©. m. b. H. in Berlin W*, 


Die Gejeßgebung, betreffend die 


wangsvollitredung in das 
unbeweglihe Dermögen 


im Reiche und in Preußen 


auf der Grundlage des Kommentars zur preußiichen Gejeßgebung, betreffend die 
Zwangdvollitredung in das unbewegliche Vermögen 





bon 
Dr. 3. Kreh und Dr. ©. Fiſcher 
bearbeitet von 


Dr. ©. Fiſcher, und Dr. £. Schaefer, 
ord, d. Profeſſor der Rechte in Breslau Snndifus des Senats in Hamburg. 
3meite Lieferung 


(umfaffend $$ 39-101). 


Ler. 8°. Preis 4 Mt. 50 Pfg. 





(95) 
Die Schlußlieferung wird im Frühjahr zur Ausgabe kommen. 
Das Kecht Lehrbuch 
des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
in Einzeldaritellungen, des Deutschen Strafrechts. 
Ar, IX: Von . 
Dormundidait und | Professor Dr. Frz. v. Liszt. 
D erwan d t j ch a ft. | Elfte unveränderte Auflage. 
Bon | 
Dr. p.s Preis brosch. 10 Mk., gebd. 12 Mk. 
Pi Dre ai . £ 
Komplett Preis mt, gebd.6Mt.zspre. Die Grenzftreitigkeiten 
ur XI: nad) 
Das Recht deutihem bürgerlichen Recht 


der beweglichen Sadyen. 


auf hiftorifher Grundlage. 





Bon | Dargeitellt von 
Dr. heinrich Buhl | 
——— in ——— Dr. $ranz hoeniger. 


Preis 3 Mt., gebd. 3 Mt. 75 Pfg. 


— gr. 8°. Preis 3 ME. — 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


‚Annalen des Deutschen Reichs 


für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft. 


Rechts- und staatswissenschaftliche 


Zeitschrift und Materialiensammlung, 


Begründet von 
Dr. Georg Hirth und Dr. Max von Seydel 
herausgegeben von 
Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff. 


Halbjährl. Abonnementspreis Mk. 8.—. 
haben in den 12 Heften des Jahrganges 1901 folgende Abhandlungen enthalten: 


Der Mangel an allgemeinen Vorschriften über 
die Fähigkeit zur Bekleidung von Ehren- 
ämtern und die Streitfrage über den Ein- 
fluss des Konkurses auf die Eigenschaft 


als Abgeordneter von Dr. jur. L. Bauke; 


in Berlin. 
Die Organisation der inneren Verwaltung auf 


rechtsvergleichender Grundlage (Deutsch- 


land, Frankreich, England und Vereinigte 
Staaten) von ('onrad Bornhak, Professor 
in Berlin. 

Goldersparende Zahlungsmethoden in dem 
heutigen Bankverkehr Deutschlands. Unter 
besonderer Berücksichtigung des Hambur- 


ger Giro-, Check- und Abrechnungsverkehrs | 


von Dr. R. Dunker in Frankfurt a. M. 
Die Tarifgrundsätze der neuen Eisenbahn- 


Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 


von Dr.G. Eger, Regierungsrat in Berlin. 
Die Unzulässigkeit eines Kohlenausfuhrver- 
bots von Dr. Fuld, Rechtsanwalt in Mainz. 
Das Koalitionsrecht der Arbeiter. Ein Bei- 
trag zur Geschichte unserer Sozialpolitik 
von Otto Goldschmidt, Kgl. Regierungs- 
rat in Posen. 


Die Tabakbesteuerung in Deutschland von 


F. Graf, Oberzollinspektor in Passau. 


Die Todeserklärung Verschollener nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuche von B. Leh- 
mann, Kaiserl. Konsul z. D. in Eberswalde. 


Verleger und Autor nach dem Verlagsrechts- 


entwurf von Dr. E. Mayer, Universitäts- 
Professor in Würzburg. 

Können Bayerische Staatsangehörige oder 
Eisass-Lothringer, welche den Unter- 
stützungswohnsitz erworben haben, wegen 
dauernder Hilfsbedürftigkeit aus dem Gel- 
tungsbereiche des Unterstützungswohn- 
sitzes —— werden? von Hermann 
Otto,Kg 
hofen i. Grabfeld. 


. Bezirksamts-Assessor in Königs- 


Das Budgetrecht des Bayerischen Landtages 
von Dr. H. Rehm, Universitäts-Professor 
in Erlangen. 

Studien über die Diskontpolitik der Zentral- 
notenbanken unter näherer Berücksich- 
tigung der Bank von England, Bank von 

' Frankreich und Reichsbank von Dr. Franz 

Richter in Strassburg i. Els. 


Das kaufmännische Auskunftswesen. Seine 
Entwicklung und seine Beziehungen zu 
Kaufmannschaft und Behörden von Dr. 
Heinrich Roh&@ in München. 


Ueber die rechtliche Stellung der ärztlichen 
Standesvertretungen gegenüber den Stan- 
desgenossen, den Krankenkassen und den 

' staatlichen Aufsichtsbehörden von Dr. jur. 
O.Schanze, Kaiserlicher Regierungsrat 
a.D.in Dresden. 

Der Hessische Gesetzentwurf über die öffent- 
lichen Sparkassen von Dr. Seidel, Re- 
gierungsrat in Wiesbaden. 

Der Gesetzentwurf über die Errichtung einer 
hessischen Pfandbriefbank nach der Be- 
geründung dargestellt von Dr. Seidel, 

' Regierungsrat in Wiesbaden. 


Die Haftung des Staates für den durch seine 
Organe und Beamten Dritten zugefügten 
Schaden von Karl von Stengel, Professor 
in München. 

' Die Entwicklung des Etats für die Verwaltung 
der Kaiserl. Deutschen Marine von W. 
Thrän,Geh.Oberregierungsratin Potsdam. 

Handelsverträge und Handelspolitik von 
U, Wiesinzer, Oberzollrat in Altona. 

Wahlzwang durch Geldstrafe für unent- 
schuldigte Wahlenthaltung speziell unter 
Berücksichtigung der bezüglichen Neu- 
regelung im Wahlgesetz für den Braun- 
schweigischen Landtag von Dr. F. W.R. 
Zimmermann, Finanzrat in Braun- 
schweig. 


=] 
or 
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3. Schweiger Derlag airttur setier, München 
| Dr. Ernft Müller, 


f. Amtsrichter u. Mitglied des Neichstags f. Meiningen 


Das Deutſche Urheber: und Derlagsredht. 


Band I, enthaltend: 


1. Das Reichsgeſetz betr. das Urheberrecht an Werten der Literatur und Tontunft. 
2. Die internationalen Urheberrechtsbeziehungen des Deutichen Reichs. 
3. Das Reichsgejeg betr. das Derlagsredt. 


Preis ME. 7.—, gebunden in Ganzleinen ME. 8.20. 


Band II wird das fünftleriihe und photographiſche Urheberreht und das 
Geſchmacksmuſtergeſetz umfaflen. 


Leder Band ift für fi abgeſchloſſen und einzeln zu beziehen. 


Augsburger Abendzeitung: 


Eminente Beberribung und Durdarbeitung der ganzen Materie, ſchärfſte Begrifis 
beitimmung, überfichtliche, erichöpfende und doch furze und präziſe Faſſung der Erläuterungen 
baben fich vereinigt, um einen ausgezeichneten Kommentar zu ſchaffen. 


Gewerbl. Rehtsihug und Urheberrecht: 


Ebenjo wie in feinem Wettbewerbsfummentar bat der Berfafler auch bier beiunders 
verftanden, eine Fülle der in der Praris auftretenden Fragen in anſchaulicher Weile zu erörtern. 


In der Nationalzeitung jchreibt ein hervorragender Jurift: 


. . Das Werk darf als eine Yierde unferer neuen juriftiichen Literatur bezeichnet werden. 
Man merkt es dem Buche auf Schritt und Tritt an, daß der Verfafler, der an den Beratungen 
des Neihstags bervorragenden Anteil genommen bat, Selegenbeit batte, fich in die Materie im 
eigentlichen Einne des Wortes zu „vertiefen“ und jo wird es faum eine Frage geben, über De 
man vergeblich bei ibm Rat ſucht. 





Kürzlich ift erichienen: 


Dr. Heinr. Frantenburger, 
Rechtsanwalt in München 


handelsgeſetzbuch 
für das Deuhſche Neid 


(mit Ausnahme des Seerechts) nebſt dem Einführungsgefehe. 
Handausgabe mit Erläuterungen und ausführl. Sachregiſter. 
— 9, vollständig umgearbeitete Auflage. — 


8°, 1. u. 2. Lieferung. (10 Bogen). Preis Mi. 2.—. 


Der Gefamtumfang der jetzt ericheinenden zweiten Auflage wird ca. 40-45 
Drudbogen, der Preis etwa ME, 7.— betragen. 


17 18 








24 (Porträts 


der hervorragendften Schriftfteller und Schrift- 
ftellerinnen des In- und Auslandes enthält der ſo— 
eben erjchienene Weihnachts- Ratalog der Verlags: 
buchhandlung Albert Langen in Münchens 
Zufendung unter Areuzband 


arafis und franko 






J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 








Soeben ijt erichienen: 


die gemeinrehtlihe Gntwidelung 


des internationalen Privat- und Strafrecht; 
his Bartolus 


Erſtes Stüd: Die Geltung der Stammrerhte in Italien 
Von 
Dr. Karl Neumeyer 
Privatdozent an der Univerfität München 
— gr. 5°. (VI, 313 ©.) Broidiert M. B,—, — 


0 alte Burschenberrlichkeit! 


Bilder aus dem deutschen Studentenleben. 


Von 
22 Bogen Tert mit über 300 Abbildungen. 
Preis elegant gebunden s M. 







Die Freuden und Leiden des Bruder Studio, von feinem Abgang von der Schule bis zum Eintritt ins 
Poilifterium, werden in obigem Bude in unterbaltender Weiſe vorgeführt. Bon lebenämwabrer 
Beobachtung zeugen Die Schilderungen der vericbledenen Stationen, Die der ſonſt fo „freie Burjch” 
durdblaufen muß, um fein ernites Biel zu erreichen, während ein liebenswiürdiger Humor die Dar: 
ftellungen der ſchönen Selten des flotten Burfchenlebens erfüllt, Der Tert, von einem „alten Herrn“ 
verfaßt, ift mit über 300 Abbildungen nad dem Leben geibmüdt, welche den Wert des Buches noch 
erböben. Dem angebenden Bruder Studio wird cs alſo ein ermwiünichte. Führer in die Gebeimniſſe 
des Burſchenlebens jeln, und der „alte Herr“ wird eine Fülle ſchöner Erinnerungen an die „alte 
Burfchenberrlichkeit” darin finden, 











— 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur sellier) München” 








Dr. Ernst Jaeger, 


ordentl. Professor a. d. Universität Würzburg. 


Das Bürgerliche Gesetzbuch 


mit Nebengesetzen 


und einem Gesamtregister 
für den akademischen und praktischen Gebrauch. 


Erschienen sind die Ausgaben für: 


N ca, 30 Reichsgesetze. gr. 5°. (VI, 801 8.). In Ganzleinen 
Das Deutsche Reich. ©; ”, "4" 


Anı 3 oa. 70 Reichsgesetze und 17 Landesausführungsgesstze. 
Das Königreich Preussen. gr. 8°. (VII, 1408 8.). In Halbfranz geb. Mk. 11.—. 


Ani N ca. 60 Reichsgesetze und 14 Landesausführungsgese tze. gr. ®", 
Das Königreich Bayern. (VIII, 1376 $.). In Halbfranz geb. Mk. 10.50. 


äni 3 ca. 70 Reichsgesetze und 18 Landesausführungagesetze. 
Das Königreich Sachsen. gr. 5°, (VII, 1370 8.). In Halbfranz geb. Mk. 11.—. 


ca. 70 Reichsgesetze u. 18 Landerausführungsgesetze 
Das Grossherzogthum Baden. gr. 8°. (VIII. 1330 8.). In Halbfranz geb. Mk. 11.—. 


N N 4 r ca. 70 Beichsgesetze und 18 Landesaus- 
Die Reichslande Elsass Lothringen. führungsgesetze. gr. 85°. (VII, 1289 8.). 
In Halbfranz geb. Mk. 11. 


Die Ausgaben zeichnen sich durch praktische Anlage, korrekten Gesetzestext, 
grossen, deutlichen Druck, elegante Ausstattung und ausserordentlich billigen Preis 
aus. Sie erfreuen sich infolgedessen in der Praxis grosser Beliebtheit und werden 
auf allen Universitäten den Studierenden empfohlen 


Die Ausführungsgesetze zum Bürgerlichen Gesetzhuche 


Sammlung der von den Bundesstaaten zur Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und seiner Nebengesetze erlassenen Gesetze und mit Gesetzeskraft 
versehenen Verordnungen 


herausgegeben von 


Dr. Heinrich Becher, 
k. Landgerichtsrath in München 




















gr. s°. 2 Bände und Ergänzunesband mit Gesamtregister (ca. 215 Bogen). Brosch. Mk. 32.60, 


in Halbfranz geb. Mk. 38.50. 
Urteile der Presse: 


Neue Badische Landeszeitung. No. 133 v. 18. März 1900. 


. ein Werk, das bald jedem Praktiker unentbehrlich sein wird. In verhältnis- 
mässig kurzer Zeit ist die Vollendung dieser immensen Arbeit gelungen. Wer in seinem 
eigenen Rechtsgebiete sich die einzelnen Gesetze und Verordnungen zusammensucht, die 
zur Ausführung des B.-G.-B. nötig wurden, hat Arbeit genug. Als ein Ding der Unmög- 
lichkeit aber schien es fast, sich in den Ausführungsbestimmungen der übrigen Einzel- 
staaten zurecht zu finden. In der vorliegenden Sammlung ist das ganze Material 
zusammengestellt und systematisch geordnet. Jeder Staat bildet eine Gruppe für sich und 
innerhalb eines jeden Staates sind wieder dessen Gesetze und Verordnungen übersichtlich 
Zusammengestellt. Dabei hat jeder Einzelstaat einen besonderen Titel, der in einem 
Kartonblatt besteht und dadurch das Nachschlagen erleichtert. Kein Zweifel, dass sich 
der Herausgeber den Dank aller mit der Rechtspflege in Berührung kommenden Kreise 
verdient hat. (Hachenburg. 


Blätter für administrative Praxis 1901. No, 1/2. 


Der praktische Wert dieser Sammlung bedarf keiner weitläufigen Erörterung, da das 
hier zusamınengestellte Materinl dem Einzelnen selbst bei erheblichem Aufwande von Zeit, 
Arbeit und Kosten nur sehr schwer erreichbar ist. 


Archiv für bürgerliches Recht. März 1900. 


Der Wert einer derartigen Sammlung für die Wissenschaft wie die Praxis int 
80 unverke nnbar, dass darüber kein Wort mehr verloren zu werden braucht. Eine trefl- 
liche Ausstattung und übersichtliche Anordnung möchten noch als besondere Vorzüge 
einer Arbeit zu nennen sein, die sich gewiss bald zahlreiche Freunde schaffen wird. 
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F Schweitzer Vorlag (Arthur Sole) kinchen | | Carl haushalter nen. 


Soeben erſchienen: 
Dr. Wilh. Zimmermann, 


Rechtsanwalt in München, der praktiſche Fechtsheiſtand. 


Ein Führer durch die Reichsgeſetze. 
— erausgegeben vun 

Die Rechtswirkungen der —— 

Veräusserung 


Dr. F. Scyierlinger, t. Oberlandesgerichtsrat. 
111. Sand. 
Reichsſtaatsrecht, Gewerbeweſen, Arbeiter 
und der Belastung des vermieteten 
Grundstücks auf das Mietverhältnis 
nach Deutschem Rechte. 


Berficherung, Heerweſen, Geſundheitsweſen. 
gr. 8°. (T Bogen) Mk. 2.80. 













































Dargeitellt von einemBerwaltungsbeamten. 
— Dit einem ausfübrliden Sachregiſter. — 
Geheitet M. 1.—, geb. M. 1,50. 

lieber den I. Band jchrieb die Zeitichrift „„ Das 
Recht“ (Heft 1, 1900) u. 9: 

Die Darftelung und Sprade iſt Har, nüchtern 
und vielfach durch gut gewäblte Beiipiele belebt, 
Selbjtredend iſt man nach dem Studium desfelben 
noch fein „guter Eipilift*, aber man bat einen guten 
Ueberblick, ein Mares Bild von dem neuen Givil- 
redıt befommen, man befitt ein folides Fachwert, 
in das man nun je nad Geſchmack einfaches oder 
reichlihes Mauerwerk einfügen kann. Obne folide 
Baſis kann ib mir das Studium des B.G. B. nicht 
vorstellen, Unter Diefem Geſichtswinkel betramtet, ift 
der „praftiihe Nechtsbeiſtand“ auch den Fach 
genoſſen, die noch feine Zeit gefunden baben follten, 
ſich mit dem B. G. B. zu Defcbäftigen, als Eicerone zu 
I empfehlen. Wenn ſie den fleinen Scierlinger durch— 
| gearbeitet baben, ift doch wenigftens einige Garantie 
neneben, daß das „von Fall zu Fall Sicheinarbeiten“ 
nicht zu den ungeabnteiten Refultaten fübrt. 

München. P. J. Celſus. 


Im Januar erſcheinen die drei Theile 
durch die Honfurdordnung verbollitändigt 
Ar einem Bande gebd. M. 3.—. 





Die Bankdepotgeschäfte 


in geschichtl.‚wirtschaftl.u. rechtl. Beziehung 


dargestellt von 


Pr. Fr. Schweyer, 


Bezirksamtsassessor, 


Gr. 8°. (VI, 171 S.) 1899. Mk. 3.50. 















nu 3. 5 cd me iber u erl a8 (Arthur Sellier) au ün dem u 


Das in Bayern geltende Nachbarrecht 
unter Berüdfichtigung des Waſſerrechts 


von 


Ehriftian Meifner 


Rechtsanwalt in Würzburg 


8%. (ca. 21 Bogen) broſch. ME. 6.—, in Ganzleinen geb. Mt. 7.20. 


Kohler’s 
Handbuch des Deutschen Patentrechts 
complett zu Neujahr 1902 
brosch. M. 40.—, in dunkelrotem Ganzlederband M. 45.—. 
Ausführlichen Prospekt direkt. 


Mannheim J. Bensheimer's Verlag. 
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Verlag von Gustav Fischer in Jena. 











Soeben wurde vollständig Band XXI der 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 


Herausgegeben von Prof. Dr. J. Conrad in Halle a.S. 
in Verbindung mit 
Prof. Dr. Edg. Loening in Halle a.S. una Prof. Dr. W. Lexis in Göttingen. 


Nebst Volkswirtschaftlicher Chronik. 


Monatlich erscheint ein Heft im Umfange von mindestens 11 Druckbogen. Sechs Hefte 
bilden einen Band. Preis des Bandes: 18 Mark. 


— Preis eines einzelnen Heftes: 3 Mark 60 Pf. — 


Die Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik erscheinen seit dem Beginne 
des Jahres 1891 in der „Dritten Folge“ und zwar in einem erweiterten Umj ange. 

Die Jahrbücher tragen in ihrer vergrösserten Form mehr als bisher den prak- 
tischen Bedürfnissen des Beamten, Politikers und Geschäftsmannes Rechnung. Der 
neu hinzugenommene Raum wird benutzt, um die wirtschaftlichen und sozialen 
Tagesfragen zu behandeln und namentlich die Diskussion über die Gesetzgebung 
nicht nur zu verfolgen, sondern durch eigene kritische Abhandlungen zu unterstützen. 

Auf diese Weise hoffen die Herausgeber und die Verlagsbuchhandlung ein Organ 
zu schaffen, welches der gebildeten Welt des In- und Auslandes alles bietet, um unser 
soziales und wirtschaftliches Leben richtig beurteilen und in der Entwickelung ver- 
folgen zu können, dann aber speziell allen denen, welche berufen sind, an den Auf- 
gaben der Wissenschaft wie der Gesetzgebung mitzuarbeiten, das ganze Material 
vorzulegen, um auf der breiten Basis internationaler Vergleichung sich ein eigenes 
Urteil über die verschiedenen Fragen zu bilden. Der Beamte soll darin die Gesetze 
‚finden, welche er für seine Amtsthätigkeit braucht, und durch die Darstellung, wie 
sie entstanden sind, über ihre Ziele orientiert werden. Der Geschäftswelt, namentlich 
ihren Organen, den Handelskammern, deren Thätigkeit fortan mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt werden soll, wollen die Jahrbücher durch statistische Zusammenstellungen 
und Berichte, namentlich aus dem Auslande, mehr als bisher nützlich sein. 

Die Berichte der Fabrikinspektoren in Deutschland und Oesterreich werden 
fortan regelmässig in der Rubrik Miszellen auszugsweise wiedergegeben werden. 

Ebenso wird die Gesetzgebung und das Budget von Frankreich, Italien, Eng- 
land, den Vereinigten Staaten, Öesterreich und Deutschland fortlaufend weiter 
besprochen werden. 


Seit dem Januar 1898 wird den Heften der „Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik“ 
eine neue Rubrik beigegeben, in welcher unter dem Titel 


BES Volkswirtschaftliche Chronik — 


über alle neuen Ereignisse auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiete sofort kurz berichtet zeird, um 
so die Leser der „Jahrbticher‘‘, von allen wirtschaftlichen und sozialen Begebenheiten im In- und 
Auslande thunlichst rasch in Kenntnis zu setzen. 

Die „Volkswirtschaftliche Chronik‘ gelangt mit jedem Heft der „Jahrbücher zur Ausgabe 
Sie wird besonders paniniert, um den Abonnenten der ‚Jahrbücher‘ die Möglichkeit zu geben, sie 
getrennt von den übrigen Teilen der Zeitschrift binden zu lassen. 

Die Uhronik wird durch ein Sachregister bereichert und ist selbständig zu haben. 

Die volkswirtschnftliche Chronik behandelt fortlaufend: I) Landwirtschaft und verwandte Ge 
werbe, 2) Industrie, Handel und Verkehr. 3) Geld, Kredit, Währung. 4) Kleingewerbe. 5) Arbeit» 
verhillnisae, 6) Finanzwesen. 7) Verschiedenes. 





Soeben erschienen : 
Hailer Dr. Herm., Landwirtschaftslehrer in Halensee b. Berlin. Der deutsche 
» Brotgetreidehandel in den Jahren 18801899. Preis: etwa 3 Mark. 


H chk Dr. Leo in Lehesten b. Dornburg a. 8. Landwirtschaftliche Rein- 
us b, ertrags-Berechnungen bei Klein-, Mittel- und Grossbetrieb, dargelegt 
an typischen Beispielen Mittelthüringens. 1901. Preis: 4 Mark 50 Pf. 


Köni Dr. Rudolf, Statistische Mitteilungen aus 62 kleinbäuerlichen Betrieben 
(, über Erzeugung, Verbrauch, Verkauf und Zukauf von Getreide. 1%1. 
Preis: 1 Mark 50 Pr. 









Derlag von €. Brügel $ Sohn, Ansbad). 





Soeben gelangte zur Ausgabe: 


4. Reger’s 
andausgabe des Bayeriihen 


Derwaltungsgerichtsgejeßes 


Mit den neuen Vollzugsvorſchriften, 
jonft einſchlägigen Beftimmungen und eingehenden Erläuterungen. 





























Für die zweite Auflage neu bearbeitet und nunmehr in 
dritter vermehrter Auflage 


herausgegeben von 


Dr. Anton Dyroff. 


— XII u. 493 Seiten. 8°. gebd. Mk. 5.50. — 


Die vorftehende, jehnlichit erwartete dritte Auflage ift nicht nur eine 
ftart vermehrte, jondern auch eine aufs neue gründlichſt Durdbgearbeitete 
Ausgabe; der Verfaffer hat unter ausgiebigiter Berüdfichtigung der neueren 
und neueften Litteratur auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts, —— der 
2. Auflage des Staatsrechts von Seydel, der Werke von Lermann, Kahr, Meurer, 
Tezner u. A., die gejamte Rechtiprehung des Verwaltungsgerichtshofes, joweit fie 
auf den Progeh und namentlich auf das fommentierte Geſetz Bezug hat, nicht blos 
in Zitaten zujammengeitellt und bei den einzelnen Gejegesartifeln untergebradt, 
jondern zu einem joitematiihen Ganzen zu verarbeiten verjucht, jo daß darin auch 
eine Reibe aröherer Ausführungen über prozelluale Nechtsinftitute, unter Anderem 
über das Offizialprinzip, über Rechtshängigfeit, über den Gerichtsſtand, über den 
Grundjag der thunlichit umfaſſenden Sachentſcheidung, über Rechtskraft, über 
Miederaufnahme des Verfahrens enthalten find. Allenthalben wird man einer 
ſachlichen kritiihen Witrdigung der beitehenden Anfichten begegnen und vertritt 
der Autor auch gegenüber den Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes und 
gegenüber der herrichenden Yehrmeinung jeine Anſchauung rüdhaltslos. 

Für jeden, der ſich auf dem jchwierigen und nicht jelten unwegſamen Se» 
biete des Prozeſſes für öffentlich vechtlihe Aniprüche gründlich orientieren will, 
wird das Werk ein umentbehrlicher und zuverläjjiger Führer jein, für den Praf- 
tifer wie für den Iheoretifer, nicht minder auch für den Studierenden, für welchen 
es fiherlidh eines der wertvolliten Hilfsmittel zur Vorbereitung auf die juriftiichen 
Staatöprüfungen bilden dürfte. 
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Die Grundbegriffe der 


NATIONALÖKONOMIE. 


Zur Einführung in das Studium der Staatswissenschaften von 
Dr. Julius Lehr, 
weil, Professor an der Universität München, 
Zwelite Auflage 
herausgegeben von 


Dr. Max von Heckel, (97) 
Professor an der Akademie zu Münster i. W. 


Preis «#4 9.—, in elegantem Halbfranzband «4 11.—. 


Verlag von C.L. Hirschfeld in Leipzig. 





——— TEN 


3. 6. Cotta’jhe Buchhandlung Nachfolger 6. m. b. h. Stuttgart und Berlin. 








Soebenerſchienen! 


Snitem der Finanzwiſſenſchaft 


Ein Hand: und Leſebuch für Gefhäftsmänner und Studierende 


von 


Wilhelm Rofcher (100) 


— Fünfte vermehrte Auflage 
bearbeitet von Otto Gerlach 


(Syſtem der Volkswirtſchaft. Vlerter Band) 2 Halbbände. Gebeftet 16 Marl, In 2 Halbfranzbänden DO Mur! 


Die fünfte Muflage des ausgezeichneten Wertes ift von Profeffor Otto Gerlach, einem bemäbrten ab 
mann und Schüler Roſchers, zeitgemäk weitergeführt und ergänzt worden. Gerade auf dem Gebiete 
des Finanzweſens baben in fait allen Atulturftaaten in den legten Nabren widtigne Neformfragen auf der 
Tagesordnung geftanden und teilweife zu neieugeberiichem Vorgeben geführt, aub an tbeoretiihben Unter— 
ſuchungen find die legten Jabre fruchtbar gemweien; alle diefe Eribeinungen bat der Serausgeber eingeben? 
berüdfichtigt und auch die ftatiftiihen Angaben, ſoweit es möglich war, bis zur Gegenwart fortgeführt 


Zu beziehen durch die meiften Buchhandlungen, 


Bayerische 
Die gesammten Materialien .. Handelszeitung 


herausgegeben von der 















J. Sehweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


zu den 
. | 
das Bürgerliche Gesetzbuch und #, ©berb. Handels- u. Gewerbekammer 
. ri | redigiert vom Handelakamımer-Sekretär 
seine Nebengesetze betr. bayerischen # B Ans. Dr. Jule Kahn 
Gesetzen und Verordnungen Vierteljährl. Mk. 1.50. (Post-Zeit.-Kat. 169.) 
nebst den Die bayer. Handelszeitung bringt u. v. a. Original- 


. _s 22 Aufsätze über wirtschaftliche Tagesfragen — volks 
einschlägigen Ministerialerlassen wirtschaftliche Notizen, oberstrichterliche Kntschril- 


. ‚ ungen, die auf die Jahresberichte der Handelskammer 
herausgegeben von | erfolgenden Bescheide und wird von den kgl. Staats 


. mninisterien des Inuern wie der Justiz (Min.-Entschl. 
Dr. Heinr. Becher, v 29. 1.01 u. 20. III. 01) den Behörden empfohlen 


kgl. Landgerichtsrath in München. | — Probenummer gratis und franko. = 
In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62.—. Carl Haushalter ir — 
München. 





i 
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Verlag der Arbeiter-Versorgung. 


A. . Troschel in Berlin Ww 


Die. Arkeiter- Versicherung 





Der 


rose Stieler 


für 30 Mark! 


8) im Auslande. 


— — 


Bearbeitet von 


Dr. Zacher, 
Kal. ‚Geh. Reg.-Rat im Reichs- ———— 








Preis: geb. 24 Mark. 


Hand-Atlas 
in 100 Karten. 


50 Lieferungen 
zu je 60 Pig. 


„Association Berliner Schneider" 


Friedrich Modler & Co. 
BERLIN SW., Johanniterstr. 16. 
Spezialität: 
Amtstrachten 


für 
-_ Professoren u. Justizbeamte, 
! Robe und Barett: 


Für Richter und Rechtsanwälte von 25—45 Mk. 
Für Gerichtsschreiber 23-3 „ 
bei freier Zusendung. (28 





Verlag von Palm & Enke in Erlangen. 


Mr Unentbehrlich für jeden Praktiker! — 


Von der gesammten Presse empfohlen! 


Dr. M. Scherer’s 


Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch 


steht inhaltlich und zeitlich an der Spitze aller diesbezüglichen Kommentare, insbesondere durch 
das kürzlich erschienene Ergänzungsheft. 


„Das Erste Jahr des BGB.“, 


welches alle diesbezüglichen Entscheidungen und Abhandlungen aus dem Jahre 100 in 

kritischer Beleuchtung enthält. Preis der 7 Bünde, broschiert, Mk. 62.60. Jeder Band ist 

mit ausführlichem Register versehen und auch einzeln käuflich. Jetzt : Schr günstige Bezugsbedingungen 
Später: Preiserhöhung des Werkes nicht ausgeschlossen. 





Aus den zahlreichen Besprechungen des Werkes: 


Badische Rechtspraxis: 
„Scherer’s ungewöhnlicher Fleiss und sein nicht zu ermüdendes Interesse an der Sammlung 
praktischer Materialien zeigt sich, wie an seinem Kommentare zum BGB,, anch an dem vorliegenden 
Hefte (Das Erste Jahr des BGB.). Er beze ichnet seine Zusammenstellung mit Recht als eine geistig 
dnrchgearbeitete und kritisch beleuchtete ; hoffentlich setzt der Verfasser #io als ein „Jahrbuch der 
Praxis und Theorie des BGB.‘ weiterhin fort.‘ ” 


Mecklenb. Zeitschr. f. Rechtspflege : 


TR Der Nutzen des Buches liegt auf der Hand; es wäre zu wünschen, dass solche 
Arbeiten, wenn nicht jedes Jahr, doch in bestimmten längeren Zeitabschnitten erschienen.‘ 





. Derlag von FFr. Wilh. Grunow in Leipzig. 


Die Grenzboten 


Zeitſchrift für Politik, Litteratur und Kunſt. 


Die „Grenzboten“ treten im neuen Jahre — eine einzige Erſcheinung 
in dem raſch wechſelnden Leben auch der Zeitſchriften — mit ihrem 61. Jahr— 
gang in das fiebente Jahrzent ihrer Wirkſamkeit und jegen von diejem Zeit: 
punft an bei ermweitertem Umfang ihren Abonnementspreis auf 
6 Mark für das Pierteljahr herab. Das ift ein Preis, zu dem nod 
feine beutiche Revue ähnlicher Art eine ſolche Fülle von mwertvollem Anhalt 
in jo guter Ausjtattung geboten hat, etwa 180 Bogen Xerifonoftavs im 
Jahre. Ein Probeabonnement zu dem Preije von 2 Mark für den Monat 
Dezember kann allen, denen eine allgemeine, die Gebiete der Politik, der 
Lirteratur, der Willenichaften und der Künſte in friicher, objeftiver und un— 
abhängiger Weile beiprehende Wochenſchrift von Wert iſt, und Die die 
Grenzboten noch nicht fennen, einen Begriff von der Art und Weiſe der 
Zeitſchrift geben, die von jeher zu den bedeutenditen Stimmen unjerer Oeffent- 
lichkeit gehört hat und noch gehört. (96) 











_Derlag von Dunder & Humblot in Leipzig. 


pie Bandelspolitit des Deutſchen Reiches 
unter Graf Caprivi und Fürſt Hohenlohe 
1890 —1900. 
Bon Profeffor Dr. Walther Lo in Münden. 


Schriften des Dereins für Socialpolitit. Band 92. 1901. Preis 4 Mt. 80 Pf. 
Der Bandenthältaußerdem: P. Arndt, Zum Abſchluß eines neuen deuticheruff. Handelevertragẽ. 


Grundzüge der deutichen Rechtsgeſchichte. 
Bon Profeffor Dr. Heinrih Brumner in Berlin. 
1901. Gebunden Preis 6 Mt. 80 Pf. 


Grundriß der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre. 
Don Profeffor Dr. Guftav Schmoller in Berlin. 
Erſter Zeil. Vierte bis jechite Auflage. 1901. Preis 12 Mi.; geb. 15 MI. 40 Pf. 
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Verlag von Georg Reimer in Berlin W. 35. 


Unfallversieherungs- 
—V 


Kommentar von E. von Woeditke. 





Soeben erschien: 


as Straf- » 


gesetzbuch 
für das Deutsche Reich 


nebst dem Einführungs-Gesetze vom 
31. Mai 1870 und dem Einführungs- 
Gesetze für Elsass-Lothringen vom 
30. August 1871, 

erläutert durch Dr. Friedrich Oppenhoff, 
fortgeführt von Dr. Theodor Oppenhoff. 
14. verbesserte und bereicherte Ausgabe 
(89) herausgegeben von 

Dr. jur. Hans Delius, Lanägerichtsrat, 


Preis broch. Mk. 18.—; 
gebd. in Halbfrz. Mk. 20.— 








5. Auflage. 





In der Fassung des Gesetzes, betreffend 

die Abänderung der Unfallversicherungs- 

gesetze, vom 30. Juni 19 O als Gewerbe- 
Unfallversicherungsgesetz 









neu bearbeitet von 


F. Caspar, 
Direktor im Reichsamte des Innern. 
Preis brosch. Mk. 15.—. 
Gebd. in Halbfrz. Mk. 17.—. 
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Dieterich'ſche Verlagsbuchhandlung, Theodor Weicher, Leipzig. 








In dem obigen Verlage erſcheint das 


Centralblatt 


für freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat 
herausgegeben von 
Landgerichtsrat Dr. Adolf Lobe. 


Das joeben erjchienene Doppelheft 12/13 des II. Jahrganges enthält: (88) 
Ude, Die amtliche Verwahrung legtwilliger Verfügungen. 
Bötticher, Was geihieht mit einem gerichtlich verwahrten Zeftamente, das in einem 
ipäteren Zejtamente aufgehoben ift? 
Entiheidungen des Reichögerichtd. _Enticheidungen der übrigen Gerichte. 
Bücherbeiprehungen. XLitteraturüberfiht. Überſicht über Gejeße und Verordnungen. 
Überficht über Die Rechtſprechung. Anfragen. Beantwortungen. 


Alle 14 Tage erſcheint eim Heft von mindeftend 2 Bogen Umfang. Der jährliche 
Bezugspreis beträgt 15 ME. 

Der 1. Jahrgang (Juli 1900 bis Juni 1901) ift auch dauerhaft gebunden vor: 
rätig und koftet ME. 17.50. 


— Brobehefte werden gratis und france verſandt. — 
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Das Bürgerliche Geſetzbuch 
für das Yeutiche Reich nebit dem Kinführungsgeiege 
fommentirt von 
Dr. 3. Meisner 
Senatäpräfident am Oberlandesgericht in Poſen 


B. TI: Allgemeiner Theil . . 2.2... 4 Mark 
Bd. II: Recht der Schuldverbältnifie Be 64 
Bd. III: Sadenredt . . ee 


as amtsgerichtliche Im SJanıar 1908 erſcheint: 


eform der Civil: 
v Dee wer N prozehordnung 
Beiipiele und Berfügungsentwürfe für die 











ejamte amtsrichterlihe Thätigfeit unter An— - = 3 
Fahrung der 52558 — Ber Keilrä gen nd Vor ſch lä ge 
ſtimmungen | von 
von Oberlandesgerichterat Eugen Ebert R obert au seller 
Fünfte vermehrte und verbefferte Auflage Gebeimer Juſtizrath 
— Gebunden 10 Mark — — 2 Mark — 


ie Hauptverhandlung 4% eich über die 








vor demSchöffengericht ürjorgeerziehung 
Zum Gebraud für den Schöffenrichter | Minderjähriger 


von Oberlandesgerichterat Engen Ebert vom 2. Aufl 1000 
2. Ju 
— 1,50 Dart — nebſt den Ausführungsbeitimmungen erläutert 


RER von Amisgerichtsratd Dr. GOscar Wittig 
Das Recht | — Preis gebunden 2 Mark — 
| „Das Bud follte in feiner Bidliorbet 

der handlunggagenen an 
von | baupt an feiner Stelle feblen, an der es 


. Velä abriof = 
Dr. jur. et phil. Malter Immerwahr | nn lee Fugen» 


— Mark — Breslauer Ita. vom 21.4. 01. 


Der deutiche Civilprozeß 


ſyſtematiſch dargejtellt von 
Arthur Engelmann 


Oberlandesgerichtärarb 


„Das Werk ift mit all’ den Vorzügen ausgeftattet, die den befannten Arbeiten des Verf. — — 
eigen find. In klarer und anidanlider Schreibweife verſteht es der Verf. liberall die leitenden 
Srundjäge hervorzukehren und fie durch geſchickt einneitreute Beifpiele zu beleben. Er fübrt in die 
Praris ein, obne den Zufammenbang mit der Theorie zu verlieren.“ 

Gentralblatt f. Rechtswiſſenſchaft (XX. 11112). 

„Für die Vorbereitung auf das große Staatseramen kann das Bub warm empfoblen 
werden.“ Juriftifhesd 2itteraturblait v. 1. XI. 01. 











Besonderer Beachtung empfehlen wir r den in dieser Nr. eingehefteten Prospect des 
Verlages Otto Liebmann in Berlin. 


Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 


Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs 


Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem 


Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der Herren Prof. Dr. Ernst Jaeger 
in Würzburg, Prof. Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Jährlich 12 Nummern. Abonnementapreis Mk, 2.—; für Abonnenten 
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XV. der „Annalen des Deutschen Reichs'‘ gratis. 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr. 2 
Insertionspreis: '',spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 
Bürgerliches Reichs- und Landesrecht. 
i. Buhl, Dr. Heinr., Prof., Das Kecht der be- | stehungsgeschichte des B.-G.-B. und der 


weglichen Sachen nach dem B.-G.-B. 

gr. 8°. (130 S.) Berlin (J. Guttentag) 
3.—; geb. 3.75 
Die vorliegende Monographie bildet zwei- 
fellos eine wertvolle Bereicherung der Lite- 
ratur zum Sachenrecht des B.-G.-B. Mit 
grossem Geschick hat der Verfasser die Lehre | 
vom Recht der beweglichen Sachen, die nicht 
gerade zu den einfachen und leichtverständ- 
lichen Partien des neuen Gesetzbuches ge- 
hört, zur Darstellung gebracht. Nach einem 
einleitenden Abschnitt über Begriff und Arten | 
der Sachen behandelt der Verfasser den Be- 
sitz, das Eigentum, den Niessbrauch und das 
Pfandrecht, wobei die Kapitel über das Eigen- 
tum und das Pfandrecht naturgemäss einen | 
breiteren Rahmen einnehmen. Die Darstel- 
lung zeichnet sich durch klare Ausdrucks- 
weise, durch scharfe Betonung der leitenden 
Prinzipien sowie durch stetigen Hinweis auf 
den Zusammenhang der einzelnen Gesetzes- 
bestimmungen aus. Bei Erläuterung der 
Vorschriften ist stets auf die Entstehungs- 
geschichte und das bisherige bürgerliche Recht 
Bezug genommen. Die einschlägige Literatur 

ist thunlichst berticksichtigt. Sch. 


2. Fuchs, Dr. Eugen, Rechtsanw., Grund- 
buchreeht. Komm. z. d. grundbuchrecht!. 
Normen d. B.-G.-B. und zur Grundbuch- 
ordnung. H. 1—6. gr. 8°. (S. 1—528) 
Berlin (J. J. Heines Verlag) 10.— 
Von dem Fuchs’schen Grundbuchrecht 

liegen die ersten sechs Lieferungen (S. 1—528) 
vollendet vor. Das Werk verbreitet sich, 
soweit es bis jetzt fertiggestellt ist, zu- 
nächst in einer Einleitung über die Ent- 


G.-B.-O., tiber den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der beiden Gesetze, über ihr Verhält- 
nis zum bisherigen Recht, über ihr Herr- 
schaftsgebiet und über die Systematik des 
B.-G.-B. Der erste Abschnitt handelt von 
den sachenrechtlichen Grundbegriffen wie 
Sache, Grundstück, Bestandteile, Zubehör, 
Frucht, dingliches Recht, dinglicher Vertrag 
u.s. w. Die folgenden Abschnitte (II— VII) 
bringen eine Erläuterung des dritten Buches 
des B.-G.-B., soweit es das Immobiliarsachen- 
recht betrifft. 

In seiner äusseren Anlage schliesst sich 
das vorliegende Werk dem bekannten Staub'- 
schen Kommentar zum Handelsgesetzbuch 
an. Dem Gesetzestext, welcher der grösseren 
Übersicht wegen in lateinischer Schrift ge- 
druckt ist, folgen zunächst kurze Hinweise 
auf die Entwürfe und Materialien und auf 
die bisherigen Landesgesetze. Hieran reiht 
sich eine prägnante Wiedergabe des Inhalts 
der betreffenden Gesetzesstelle und an diese 
die eigentliche Erläuterung in den einzelnen 
Noten. In letzteren wird zunächst die syste- 
matische und historische Entwicklung der 
Rechtsnorm dargelegt, sodann das Rechts- 
verhältnis juristisch konstruiert und endlich 
eine Fülle von Einzelfragen erörtert, das 
geistig Verwandte zusammengestellt, das be- 
grifflich Verschiedene gesondert. 

Inhaltlich ist die Behandlung der Kon- 
struktionsfragen als die Hauptaufgabe des 
Werkes erachtet worden. Nirgends ist den 
Konstruktionsfragen aus dem Wege gegangen, 
nirgends sind die Lösungsversuche der Mate- 
rialien als ungeprüfte Wahrheit entgegen- 
genommen worden. Die sachenrechtliche Lite- 
ratur ist bei den Erläuterungen stets berück- 


z 


. 


sichtigt; naturgemäss aber konnte nicht jede | 
einzelne Erscheinung der Literatur in der 
Darstellung ausdrücklich berührt werden. 
Stets tritt das Bestreben zu Tage, die inneren 
Beziehungen der einzelnen Paragraphen zu 
dem System aufzudecken und darzuthun, ob 
die einzelne Gesetzesbestimmung einen Grund- 
satz oder die Folge eines Grundsatzes oder | 
eine Ausnahme von einem Rechtssatz statuiert. 
Der Zusammenhang mit dem preussischen | 
Recht ist fast überall aufrechterhalten. | 
Die äussere Anordnung wie der innere | 
Gehalt lassen das Fuchs'sche Grundbuchrecht | 
als ein vorzügliches, auf der Höhe der Wissen- | 
schaft stehendes Hilfsmittel für Studium wie 
Praxis erscheinen. J 


3. Goldmann, E., und L. Lilienthal, Rechts- 
anwälte, Das Bürgerliche Gesetzbuch | 
systematisch dargestellt. I. Bd. 2. Abtlg. 
(Die allgemeinen Lehren des Rechtes der 
Schuldverhältnisse.) 2. Aufl. gr. 8°. (S. 291 
—464). Berlin (Franz Vahlen) 3.40 | 

In dieser Lieferung ist der Hauptsache 
nach der allgemeine Teil des Rechtes der 
Schuldverhältnisse behandelt. Auch hier 
zeichnet sich die Darstellung durch Schärfe, 
Klarheit und Übersichtlichkeit aus. Die 
Noten enthalten eine Fülle anregender 
Beispiele. 


4. Linckelmann, Dr. Karl, Rechtsanwalt u. 


Notar, u. Dr. Ernst Fleck, Das Hannover- 
sche Privatrecht nach dem Inkrafttreten 
des B.-G.-B. Lfg. 6 u. 7. gr. 8°. G. 401 
—560). Hannover (Helwing) 4. ⸗ 
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recht, die privatrechtlichen Vorschriften über 
Tauben, kirchenrechtliche Lasten und 
Nutzungen, das Unschädlichkeitszengnis, die 
Ablösung, Gemeinheitsteilung und Verkoppe 
lung, das eheliche Güterrecht und das Höfe 
recht. 


5. Staudinger, Dr. J. v., kgl. Geh. Rat, Kom- 
mentar z. B.G.-B. f. d. Deutsche Reich 
nebst Einf.-Ges. 18. Liefg. gr. 8°. München 
(J. Schweitzer Verlag) 


In dieser Lieferung sind die $$ 111—133 
-B. von Privatdozent . Biezler, die 
3 2171--2237 B.-G.-B. von Rechtsanwalt 
Pr. Herzfelder kommentiert. Die Erläute- 
rungen sind sehr eingehend und beruhen auf 
sorgfältiger Verarbeitung der Literatur. Dies 
gilt namentlich von den erbrechtlichen Aus- 
führungen, die an Gründlichkeit von keinem 


‚anderen Kommentar des B.-G.-B. erreicht 


Hervorgehoben sei besonders die 
schwierigen 88 2197 ff. 


werden. 
Erläuterung der 


'B.-G.-B. über den Testamentsvollstrecker. Die 


grundsätzliche Frage über die rechtliche 
Stellung des Testamentsvollstreckers wird 
von Herzfelder unter ebenso gewissenhafter 


‚ alsselbständiger Würdigung der verschiedenen 


Theorien zutreffend dahin entschieden, dass 
die Verwaltung des Nachlasses durch den 
Vollstrecker in Vertretung des Erben er- 
folge, der doch unleugbar Subjekt des Nach- 
lasses ist. Mit überzeugenden Gründen wird 
‘dabei namentlich die Ansicht von Schultze 
zurückgewiesen (S. 441 f.). Ebenso sorgfältig 
sind die zahlreichen Einzelfragen behandelt. 
Wir wünschen dem verdienstvollen Unter- 


Die vorliegenden Hefte der wertvollen | nehmen eine baldige Vollendung. 
Sammlung behandeln das Jagd- und Fischerei- | 


Handels-, Wechsel- und Seerecht. 


1. Schaps, Dr. Geo., Amtsricht., Dasdentsche | Bis jetzt sind von dem Kommentar vier 
Seerecht. Kommentar zum 4. Buche des | Lieferungen vollendet; die weiteren Liefe- 
Handelsgesetzbuches vom 10. V. 1897 u. | rungen werden in halbjährigen Zwischen- 
den seerechtl. Nebengesetzen. gr. 8°. Lfg. räumen erscheinen. 

1-4. (8. 1—304). Berlin (J. J. Heines | Das Werk, soweit es bis jetzt vorliegt, be- 
Vlg.) 6.20 handelt einleitungsweise das (frühere) Reichs- 
Die Entwicklung des deutschen Seerechts | gesetz betr. die Nationalität der Kauffahrtei- 
hat in dem letzten Dezennium nicht nur schiffe und ihre Befugnis zur Führung der 
durch die Neuredaktion des Handelsgesetz- Reichsflagge vom 25. Oktober 1867. Daran 
buchs, sondern auch durch theoretische reiht sich die Erläuterung des vierten Buches 
Untersuchungen und insbesondere durch die | des Handelsgesetzbuchs an, die bis $ 559 
Rechtsprechung des Reichsgerichts und des | geführt ist. 
Hanseatischen Oberlandesgerichts grosse Fort- Die Darstellung zeichnet sich durch Voll- 
schritte zu verzeichnen. Die theoretischen | ständigkeit und kritische Sichtung des ein- 
und praktischen Errungenschaften der letzten schlägigen Materials, durch systematischen 
Jahre auf dem Gebiete des Seerechts zur | Aufbau jedes einzelnen Artikels und in« 
Darstellung zu bringen, ist nunmehr dringen- | besondere durch grosse Übersichtlichkeit aus. 
des Bedürfnis geworden. Es ist daher das | Bei der Erläuterung sind auch die seerecht- 





Unternehmen des Amtsrichters Schaps, das 
Seerecht in seiner heutigen Gestalt in einem 
Kommentar zu erläutern, mit grosser Freude 
zu begrüssen. 


‚lichen Nebengesetze und die Bestimmungen 
' des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das Schiffs- 

pfandrecht ($S$ 1259—1272) herangezogen. 
' Das partikuläre Seerecht ist in ausgedehntem 
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Masse berücksichtigt; die wichtigeren Landes- | 
gesetze sind abgedruckt. Das ausländische 
Seerecht konnte naturgemäss keine voll- 
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es zum Verständnis des inländischen Rechts 
erforderlich war. 
Das Werk bildet nach Form und Inhalt 


ständige Darstellung finden; es ist vielmehr | eine treffliche Ergänzung zu dem Staub’schen 
auf dasselbe nur Bezug genommen, insoweit | Kommentar des Handelsgesetzbuchs. Sch. 


Civilprozess- mit Vollstreckungsrecht. 


1. Daubenspeck, Herm., Reichsger.-Rat a.D., | 
Referat, Votum und Urtheil. Eine An- 
leitg. f. prakt. Juristen im Vorbereitungs- 
dienst. 8. Aufl. gr. 8°, (XVI, 302 S.). 
Berlin (Franz Vahlen) 5.40; geb. 6.40 

Das bekannte Werk des Reichsgerichts- 
rats a. D. Daubenspeck ist nunmehr in 8. Auf- 
lage erschienen. Die neue Auflage, die sich 
in ihrem äusseren Aufbau an die bisherigen 
anschliesst, hat wiederum mancheBereicherung 
im Hinblick auf das neue Reichsrecht er- 
fahren. So ist insbesondere die Streitfrage 
über die Eventualaufrechnung behandelt 
worden. Wie bisher, sind die angefügten 
Beispiele nicht ausschliesslich dem neuen 
Reichsrecht entnommen, was auch im Hin- 
blick auf die gegenwärtig noch bestehende 
Übergangszeit gerechtfertigt ist. 

Die Vorzüge des vorliegenden Buches | 
sind längst anerkannt und auch in diesen | 
Blättern wiederholt gewürdigt worden. Kein 
Referendar darf versäumen, dasselbe aufs | 
gründlichste durchzuarbeiten, denn kaum ein 
zweites Buch vermag ihn so gut in die) 
Prozesspraxis einzuführen wie das ee rag | 

h. | 


2. Fischer, Dr. O. Prof., und Dr.S.Schaefer, 
Syndikusd. Senats in Hambg., Die Gesetz- 
gebung, betr. die Zwangsvollstreckung 
in das unbewegl. Vermögen im Reiche 
und in Preussen auf der Grundlage des 
Komm. z. preuss. Gesetzgebg., betr. die 
Zwangsvollstreckung in das unbewegl. 
Vermögen, von Dr. J. Krech und Dr. 
O. Fischer. 2. Lig. gr. 8°. (S. 241—448). 
Berlin (J. Guttentag) 2.40 


Die Lieferung enthält überaus gründliche, 
durch sorgfältig bearbeitete Beispiele ver- 
anschaulichte Erläuterungen zu den $$ 39 
— 131 des Zwangsversteigerungsgesetzes. Der 
günstige Eindruck der ersten Lieferung wird 
durch die zweite vollauf bestätigt. 


3. Pannenberg, Georg, Geh. Ob.-Reg.-Rat., 
Die Rechtswirkungen der Enteignung im 
Falle der Einigung der Betheiligten. 
gr. 8°. (43 S.). Berlin (J. Springer) 1.— 


Die 8$ 16 und 46 des preussischen Ge- 
setzes vom 11. Juni 1874, welche den Er- 
werb des lastenfreien Eigentums an den zur 
Ausführung eines Unternehmens erforder- 
lichen Grundstücken im Falle der Einigung 
der Beteiligten zu erleichtern suchen, sind 


in Theorie wie Praxis der Gegenstand leb- 
haften Streits. Die knappe, das Verständnis 
erschwerende Gesetzesfassung beeinträchtigt 
in nicht unerheblichem Masse eine der Ab- 
sicht des Gesetzgebers und den’vorhandenen 
Bedürfnissen entsprechende Anwendung. Die 
vorliegende kleine Abhandlung, welche einen 
Sonderabdruck aus dem Archiv für Eisen- 
bahnwesen 1901 Heft 6 bildet, bringt eine 
Erläuterung der umstrittenen Gesetzespara- 
graphen unter Darlegung und eingehender 
Kritisierung der verschiedenen Erklärungs- 
versuche. Die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und des preussischen Aus- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch sind sorgsam berücksichtigt. Sch. 


4. Pörschel,Osk.,Ger.-Sekr., Das deutscheGe- 
richtskostengesetz, die Gebtihrenordnung 
für Gerichtsvollzieher u. die Gebühren- 
ordnung f. Zeugen u. Sachverständige m. 
den sämmtlichen zur Veröffentlichung 
gelangten Entscheidungen des Reichs- 
gerichts und der übrigen Gerichte. Nebst 
Sachregister u. ausführl. Gebührentafeln 
hrsg. 2. Aufl. (VIII, 162 8.). Leipzig 
(Rossberg & Berger) geb. in Leinw. 4.— 


Das FPörschel'sche Gerichtskostengesetz 
ist nunmehr in 2. Auflage erschienen. Die 
Neuausgabe zeichnet sich insbesondere darch 
eine umfassende Berücksichtigung der das 
Kostenwesen betreffenden Judikatur aus. 
Nicht bloss die Entscheidungen des Reichs- 
gerichts und der Überlandesgerichte haben 
Aufnahme gefunden, sondern es ist auch, 
soweit möglich, die Rechtssprechung der 
unteren Gerichte berücksichtigt worden. Die 


ı Benützung des handlichen, hübsch ausge- 


statteten Werkchens wird wesentlich ge- 
fördert durch die Beigabe eines ausführ- 
lichen Sachregisters und mehrerer Gebühren- 
tafeln. Sch. 


5. Walter, Heinr., Rechtsanw. u. Notar a. D,, 
und Rechtsanw. Alb. Joachim, Die Ge- 
bührenordnung f. Rechtsanwälte vom 
7. Juli 1879 i. d. Fassg. v. 20. Mai 1898 
nebst den landesgesetzl. Gebühren-Vor- 
schriften der Bundesstaaten. 4. Aufl. d. 
Walter'schen Komm. 1. Abthlg. gr. 8”. 
(S. 1—160). Berlin (H. W. Müller) 3.— 


Die 3. Auflage des bestens bekannten 
Walter schen Kommentars ist 1895 er- 
schienen. Inzwischen wurde die Rechts- 
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anwaltsgebührenordnung, 
Eine Neubearbeitung war daher seit längerer 


Zeit nötig. Die — zur Hälfte vorliegende — 


4. Auflage soll diesem Bedürfnis abhelfen. Sie 


zeugt überall von sorgfältiger, gründlicher 


namentlich aber 
auch die ©.-P.-O. und das G.-K.-G. geändert. 
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namentlich gegenüber der bisherigen Recht- 
sprechung eine anerkennenswerte Selbständig- 
keit. Die Übersicht wird durch Inhalts 
angaben zu den einzelnen P phen und 
durch fettgedruckte Randziffern erheblich 
gefördert. 


Durcharbeitung des Stoffes und bekundet 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Birkenbihl, Landricht., D. Reichsges. ib. | Der rühmlich bekannte Kommentator des 
d. Angeleg. d. freiwill. Gerichtsbark. v. F. G. G. bietet in dem vorliegenden Werkchen 
17. V. 98 (Fassg. v. 20. V. 98). a 5 eine hübsch ausgestattete Textausgabe des 
m. Anmerkgn. u. Sachreg. 16‘. (XVI, Gesetzes mit knappen, aber zuverlässigen 
214 S.). Berlin (Siemenroth & Troschel) und sachgemässen Erläuterungen. Ein aus 

geb. 1.60. führliches Register erleichtert den Gebrauch. 


Warenzeichenrecht. 


Rücker, Dr. H., Die wichtigsten Be-|dem Deutschen Reich und andern Staaten 
stimmungen derWarenzeichenrechte aller | geschlossenen Übereinkommen betr. den gegen- 
Länder nebst dem Wortlaut der Marken- | seitigen Patent-, Muster- und Markenschutz, 
gesetze von Deutschland, England, Japan, | sowie der internationale Vertrag zum Schutze 
Oesterreich- Ungarn u. d. Schweiz. 8°. | des gewerblichen Eigentums abgedruckt sind, 
(VII, 1685.). Heidelberg (C. Winter) 3.60 !auch eine Münztabelle, welche die auslän- 
Der Titel kündigt hier eigentlich alles  dischen Münzen in deutscher Währung be. 
an, was sich zur Uharakteristik des Werkes | wertet, beigefügt ist. Das Werkchen wird 
sagen lässt. Beizufügen ist nur, dass die allen denjenigen, welche in die Lage kommen, 
Namen der Länder alphabetisch reordnet über ausländisches Warenzeichenrecht Auf- 
sind und dass in einem Anhange die zwischen Schluss zu suchen, gute Dienste leisten. 


Strafrecht. 


Abhandlungen, strafrechtliche, begründet | Vergehen bisher in der Regel eingeräumt 
von H. Bennecke, hrsg. von E. Beling. | wurde; nach seiner Meinung nimmt es unter 


38. u. 39. Heft. gr. 8°. Breslau (Schletter'- den gegen den Staat gerichteten Vergehen 
sche Buchh.) Einzelpreis f. e. Serie v. eine ganz besondere Stellung ein, nämlich 
ea. 6 Hftn. 8.— dieselbe, wie unter den Privatdelikten die 


H. 38. Riedinger, Paul, Ret., DieStaats- | Verleumdung. Die einzelnen Merkmale des 


leumdung (8131 Str.-G.B.). (528.). Vergehens werden unter sachgemässer 
verleumdung ($ E X An: Gliederung des Stoffes eingehend erörtert, 


; so namentlich der Begriff der Öffentlichkeit, 
.- men ae er ‚dem Verfasser vielleicht eine zu grosse Aus 
ABUNG. == dehnung gibt. In der Abhandl von 
Dem von Bennecke begründeten, von | Draheim sind in gelungener Weise die beiden 
Beling fortgesetzten Unternehmen verdankten verwandten Thatbestände einander gegen- 
wir schon manche tüchtige Arbeit auf dem | übergestellt und die Grenzen zwischen den 
Gebiete der strafrechtlichen Spezialliteratur. Anwendungsgebieten der 88 246 und 266 
Auch die beiden vorliegenden Abhandlungen St.-G.-B. gezogen. Bringt auch Verfasser 
sind Zeugen der Lebenskraft dieses Unter- hiebei im Einzelnen kaum Neues, so ist doch 
nehmens. Riedinger's Schrift ist wohl die | die Behandlung im ganzen eine eigenartige: 
erste Monographie über das in $ 131 St.-G.-B. durch sie wird zweifellos manche Anregung 
behandelte Vergehen. Verfasser bemängelt zu schärferer Unterscheidung der beiden 
die Stellung im Rechtssystem, welche diesem , Thatbestände gegeben. 


Kirchenrecht. 
Hieber, Dr., Prof., Mitgl. des Reichstags, und Patzig.) gr. 8°. 318. Berlin (Wil- 
Der Toleranzantrag des Centrums. (Heft 2 helm Baensch) 60 


der „Bibliothek für Politik und Volks- 


Das Schriftchen will den Toleranzantrag 


wirtschaft“, herausgeg. von Dr. Hieber und, seine bisherige Behandlung sachlich 
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referierend darstellen und beleuchten, welch’ 
letztere Aufgabe nicht ohne subjektive 
Färbung erfüllbar ist. Die Hauptabteilungen 
sind betitelt: Ultramontanismus und Toleranz. 
a zn Year Wortlaut des Antrags. 
fang un 
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'petenzfrage. Die einzelnen Paragraphen des 


ersten Abschnitts des Antrags in der Kom- 
missionsberatung. Der Wortlaut des ersten 
Abschnitts auf Grund der Kommissions- 


Um- | beschlüsse. Der zweite Abschnitt des Toleranz- 
Bedeutung des Antrags; die Kom- | antrags. 


Völkerrecht. 


| gewesen wäre. Die Anlage und Stoffanordnung 


Gareis, Dr. Karl, Geh. Justizr. u. Prof., 
Institutionen des Völkerrechts. Ein kurz- 
gefasstes Lehrb. d. positiv. Völkerrechts 
in sein. geschichtl. Entwicklg. u. heutig. 
Gestaltg. 2. Aufl. gr. 8°. (XI, 319 S.). 
Giessen (E. Roth) 5.—; geb. 6.— 


Die Institutionen des Völkerrechts von 
Gareis, die erstmals vor 14 Jahren er- 
schienen sind, konnte der Verfasser wegen 
anderweitiger Inanspruchnahme erst jetzt in 
2. Auflage fertigstellen, wiewohl schon seit 
langen Jahren eine Neuauflage notwendig 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


sind beibehalten, die ganze Schrift aber ist 
gründlichst durchgearbeitet und mit dem 
dermaligen Stande der einschlägigen Normen 


‘sowie der Literatur in Einklang gebracht. 


Der bescheidene Titel „Institutionen“ ist bei- 
behalten, um ersichtlich zu machen, dass dem 
Verfasser nach wie vor die Absicht vorschwebt, 
eine orientierende einleitende Einweisung 
akademischer und nichtakademischer Kreise 
in das Studium des positiven Völkerrechts 
zu bieten, ein Zweck, dem das Buch in vor- 
züglicher Weise zu dienen geeignet ist. 


Recht 


der Verkehrsanstalten. 


1. Fidler, Dr. F., Amtsger.-R., Gesetz, betr. 
die ärztlichen Ehrengerichte, das Um 


' Stellen kurze Zusätze“ einzufügen, ‚so die 


lagerecht u. die Kassen der Arztekammern | 


vom 25. XI. 1899. Textausg. m. Einleitg., 
Anmerkgn. u. Sachregister, sowie m. 
Mustern f. die geschäftl. Behandlg. gr.16°. 
(132 S.). Berlin (J. Guttentag) 


Der Verfasser hat sich das Ziel gesetzt, 
eine handliche, praktisch brauchbare und zu- 
gleich billige "Ausgabe des preussischen Ge- 


setzes über die ärztlichen Ehrengerichte, das 


Umlagerecht und die Kassen der Arzte- 
kammern zu schaffen, auch in 


1 


- Notizen über das Wahlrecht in Bulgarien und 


über die neuesten Schicksale der Wahlgesetz- 
gebung in Belgien“. Er konnte daher un- 


 parteiisch aussprechen, dass in der gesamten 
‚ deutschen und ausserdeutschen Literatur sich 


150. 


kein Werk finde, das auch nur annähernd in so 


‚ umfassender und vollständiger Weise alle 
das parlamentarische Wahlrecht betreffenden 


| 


den bei- 


gegebenen Mustern ein anschauliches Bild 
von dem Gange des ehrengerichtlichen Ver- 


fahrens zu geben. Dieses Ziel hat er in der 
That erreicht: Er bietet eine gute, praktische, 
preiswerte Textausgabe mit knappen Er- 
läuterungen und sachdienlichen Beigaben. 


2. Meyer, Georg, Das parlamentarische 
Wahlrecht. Hrsg. von Georg Jellinek. 
gr. 8°. (VIII, 735 8.). Berlin (0. Haering) 

16.— 


Ein Werk von hervorragender Bedeutung 
ist der juristischen und politischen Literatur 
und damit der Wissenschaft und Praxis der 
Kulturnationen aus dem Nachlasse des Heidel- 
berger Publizisten und Parlamentariers Pro- 
fessor Georg Meyer gewonnen worden. Pro- 
fessor Georg Jellinek in Heidelberg hatte bei 
der Herausgabe, wie er selbst konstatiert, 
nur „einige noch vorhandene Lücken, die 
zudem meist Dinge von untergeordneter Natur 
betrafen, auszufüllen“ und „an einzelnen 


Fragen erörtere. Das Werk lässt nicht nur 
die besondere Fähigkeit Georg Meyer's, ein 
ungeheures Material zu einer grossen, klaren 
und übersichtlichen Darstellung zu verweben, 
in glänzender Weise hervortreten, sondern 
anch für die ganze Materie die besonnenen, 
ausgereiften gesetzgebungspolitischen An- 
schanungen eines Mannes ersehen, der lange 


Jahre hindurch den zahlreichen Problemen 
‚ dieses Stoffgebietes einerseits im Partei- und 


Parlamentsgetriebe praktisch nahe stand, 
anderseits Objektivität genug besass, um 
sie auch mit wissenschaftlicher Ruhe und 


-Vornehmheit zu studieren und zu erörtern. 


Das Buch ist so die beste zusammen- 


‚ fassende Darstellung der historischen Ent- 


wicklung und jetzigen Gestaltung des parla- 
mentarischen Wahlrechts in Europa und in 
den Vereinigten Staaten von Amerika, ver- 
bunden mit einer abgeklärten pragmatischen 
Würdigung fast aller einschlägigen Fragen. 
Wirerwähnen beispielsweise die Ausführungen 
bezüglich des allgemeinen und direkten Wahl- 
rechts, der geheimen Abstimmung und der 
Entschädigung der Abgeordneten, die Ver- 
teiligung der Stichwahlen, dann die Er- 
örterungen über Minoritätenvertretung, Pro- 
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portionalwahl und Wahlpflicht sowie die ent- tiert. Die Ausführungsbestimmungen der 
schiedene Befürwortung der dauernden Wahl- | Bundesstaaten sind in den Erläuterungen 
listen. ' gewissenhaft verarbeitet; auch amtlich nicht 

Wir zweifeln nicht, dass dieses letzte | veröffentlichte Dienstanweisungen waren dem 
Werk Georg Meyer’s nicht nurin den Landen | Verfasser zugänglich gemacht. Dass er auf 
deutscher Zunge die Beachtung weiter Kreise den Abdruck der Vollzugsvorschriften der 
finden, sondern auch in fremden Sprachen | Bundesstaaten verzichtete, begründet er da- 


. erscheinen wird. 


3. Sartorius, Dr. Carl, Prof., Komm. z. Per- 
sonenstandsgesetzin der vom 1. Jan. 1900 
an geltenden Fassung sowie zu den auf 
die Eheschliessung bezgl. Bestimmen. d. 
B.-G.-B. unt. Berücksichtigg. d. Aus- 
führungsbestimmungen sämmtl. Bundes- 
staaten. gr. 8°. (XXII, 548 8.). München 
(C. H. Beck) I.— 


Dieser erste auf dem Büchermarkt er- 
scheinende grössere, auf wissenschaftlicher | 


Grundlage bearbeitete Kommentar zum Per- 
sonenstandsgesetz in seiner neuen Gestaltung 


befriedigt ein zweifellos bestehendes Bedürf- 


nis. In zweckmässiger Weise ist bei der An- 


ordnung und Abgrenzung des Stoffes an den | 
der Mehrzahl der Leser geläufigen bisherigen 
Bestand des Gesetzes angeknüpft, sodass auch 


die nunmehr im B.-G.-B. enthaltenen Normen 
iiber die Eingehung der Ehe (IV. Buch 2. Titel) 
ex professo als Gegenstand der Kommen- 
tierang behandelt werden, während die Vor- 
schriften über Anfechtbarkeit und Nichtig- 
keit der Ehe (IV. Buch 3, Titel) sowie son- 
stige die Standesamtsführung mittelbar be- 
rührende Bestimmungen in den Erläuterungen 
berücksichtigt sind. Der staats- und ver- 
waltungsrechtliche Stoff ist in dankenswerter 
Ausführlichkeit und Gründlichkeit kommen- 


mit, dass bei vollständiger Aufnahme der 
‚Umfang des Buches ins Unförmliche ge- 
| wachsen wäre, eine Wiedergabe im Auszug 
aber praktischen Wert nicht habe. Vielleicht 
‚wäre besser der Mittelweg eingeschlagen 
worden, wenigstens die Ausführungsbestim- 
‚mungen der vier Königreiche abzudrucken. 
Das könnte übrigens auch in einem Anhang- 
bande nachgeholt werden. 


4. Schlusser, Dr. Gust., Minist.-R., Die 
deutsche Wehrordnung m. den auf die 
Wehrverfassung bezüglichen Gesetzen 
sowie den weiteren Vollzugsbestim- 
mungen, f. das Grossherzogth. Baden 
hrsg. u. erläutert. (XVI, 320 u. 291 8.\ 
12". Karlsruhe (J. Lang) 6.— 


Der Ministerialrat im badischen Mini- 
sterium des Innern Dr. Schlusser bietet in 
diesem Buche eine sorgfältige, mit trefflichen 
Erläuterungen und dem erforderlichen Ap- 
| parate an badischen Vollzugsvorschriften und 
sonst einschlägigen Normen versehene Aus- 
gabe der deutschen Wehrordnung für den 
Gebrauch im Grossherzogtum Baden. Die gut 
ausgestattete Ausgabe wird in den Kreisen, 
für die sie bestimmt ist, als ein ausgezeich- 
netes Hilfsmittel willkommen geheissen 
' werden, 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Fernow, A., Geh. Finanzr. vortrag. Rath, 
Ergänzungssteuergesetz. Vom 14. VII. 
1893. Text-Ausg. m. Anumerkgn. u. Sach- 
register. 3. Aufl. (1448.). Berlin (J.Gutten- 
tag) geb. 1.50 

Eine vortreffliche Ausgabe, deren Brauch- 
barkeit schon durch das Erscheinen in 3. Auf- 
lage bezeugt wird. Die Einleitung gibt trotz 
ihrer Knappheit eine gute Übersicht über 
Veranlassung und Verlauf der preussischen 
Stenerreform. 


2. Goldberg, Dr. Otto, Handelssch.-Dir., Das 
deutsche Lagerhausgeschäft und Lager- 
hausrecht. gr. 8°. (878.). Zittau (W. Fied- 
ler's Ant.) 2.50 

Wie der Titel der vorliegenden Schrift 
besagt, ist sie sowohl der Schilderung des 
deutschen Lagerhausgeschäfts wie der Dar- 


mungen, die erstere gibt ein auf persönlicher 
Einsichtnahme und sorgfältiger Sammlung 
der einschlägigen Materialien beruhendes Bild 
des deutschen Lagerhauswesens. Die Schrift 
ist, wie der Verfasser selbst sagt, aus der 
Praxis für die Praxis geschrieben, kann aber 
allen empfohlen werden, welche sich tiber 
die Bedentung und die Einrichtungen des 
Lagerhausgeschäfts unterrichten wollen. 


1 
I 


3. Landmann, Dr. Jul., System der Diskont- 
politik. Lex.-8°. (XIII, 1878.). 1900. Kiel 
(Lipsius & Tischer) 3.50 

Das Buch zerfällt in zwei Teile Der 
erste befasst sich mit dem Wesen und der 
wirtschaftlichen Natur des Diskontogeschäfts, 
mit dem Diskontomarkt (Notenbanken, Privat- 
| diskonteure), dem Diskontosatz (Höhe, Schwan- 
‚kungen und Frage der Stabilisierung bezw. 


stellung des Lagerhausrechts gewidmet. Die | Freiheit des Diskonts), dem Verhältnis des 
letztere beschränkt sich im wesentlichen auf | Marktdiskontosatzes zur Bankrate, dem Ver- 
eine Aufzählung und Kommentierung der |hältnis der Diskontosätze zu den Waren- 
im Handelsgesetzbuch enthaltenen Bestim- | preisen, dem Steigen der Diskontosätze als 
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angebliche Folge der Demonetisierung des 
Silbers. Im zweiten ungleich umfangreicheren 
Teile werden die Prinzipien der Diskonto- 
politik erörtert: Wesen und Aufgabe der 
Diskontopolitik, ihr Verhältnis zu den Wechsel- 
kursen und dem Binnengeldmarkt, die Aus- 
wahl des Diskontomaterials, Festsetzung der 
Bankrate, die Beherrschung des Geldmarktes 
durch die Zentralbank in Frankreich, Deutsch- 
land, England, Schweiz, die offizielle Bank- 
rate und der Privatdiskont der Notenbanken, 
Einfluss der Diskontopolitik auf den Binnen- 
geldmarkt, die Diskontopolitik und die 
Handels- und Börsenkrisen, die Diskonto- 
politik und der internationale Geldmarkt, 


das direkte Eingreifen in den Devisenmarkt, 
die Goldprämienpolitik und andere „kleine 
Mittel“ als Ergänzung der Diskontopolitik 


gegenüber dem internationalen Geldmarkt. 


Der Verfasser will eine systematische und 
einheitliche Darstellung aller theoretischen 


und praktischen Fragen des Diskontowesens 


in ihrem Zusammenhange mit den Fragen | 


der Bankpolitik, der Geld-, Kredit-, Krisen-, 
Preis- ete. Theorie geben. Es ist ihm dies 


auch in durchaus befriedigender Weise ge- 


lungen. Die Literatur wie die einschlägigen 


Materialien sind zu einem übersichtlichen, 


klaren Bilde der Vorgänge im Diskontowesen 
verarbeitet. 


4. Lohmann, Dr. F., Die Entwicklung der 
Lokalbahnen in Bayern. Mit e. Karte 
der bayer, Vieinal- u. Lokalbahnen u. An- 


gabe des Anlagekapitals, Verkehrs- u.| 
einzelnen 


der Betriebsergebnisse der 

Linien bis zum J. 1899. gr. »°. (VII, 

240 S.). Leipzig (A. Deichert Nachf.) 6.50 

Dig Arbeit Lohmann's über die Ent- 
wicklung der Lokalbahnen in Bayern ist 
auf eine Anregung des Prof. @. Schanz in 
Würzburg zurückzuführen. Sie schildert im 
1. Teil die staatlichen Bahnen 3. Ordnung, 
also die staatlichen Vizinal- und Lokal- 
bahnen, im 2. Teil die Privatlokalbahnen. 
Die Arbeit ist eine rein deskriptive, beruht 
aber auf eingehendem Studium des ein- | 
schlägigen gesetzlichen und thatsächlichen 
Materials und gibt über die gesetzlichen | 
Grundlagen, das Tarifwesen, Anlagekapital, | 
Verkehr, finanzielle Ergebnisse der Lokal- 
bahnen erschöpfende Auskunft. Zahlreiche 
Tabellen und eine Übersichtskarte der baye- 
rischen Vizinal- und Lokalbahnen sind der | 
fleissigen Arbeit beigegeben. | 


5. Maier, Dr. A.C., Der Verband der Glacc- | 
handschuhmacher und verwandten Ar- 
beiter Deutschlands. 1869— 1900. gr. 8°. | 
(VIIT, 392 8.). Leipzig (A. Deichert'sche 
Nachf.) 

Auch diese Arbeit verdankt wie die oben 
angezeigte Schrift Lohmann’s ihre Entstehung 
einer Anregung des Prof. @. Schanz in Würz- 
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burg. Wir wollen zunächst eine Übersicht 
ihres Inhalts geben. In dem 1. Kapitel wird 
‚eine kurze Schilderung des Glackhandschuh- 
| machergewerbes in Deutschland unter An- 
‚führung der massgebenden Betriebsorte, der 
‚Zahl der beschäftigten Personen, der Zahl 
und Grösse der Betriebe, der Ein- und Aus- 
‘fuhr und eine Darstellung der Technik ge- 
geben. Das 2. Kapitel ist der Gründung des 
' Verbandes und dessen Zielen gewidmet. Das 
'3. Kapitel beschäftigt sich mit dem Ver- 
bandsorgan, das 4. mit der Verbandsorgani- 
sation und ihrer allmählichen Ausgestaltung. 
‚Im 5. Kapitel wird die Thätigkeit des Ver- 
'bandes behufs Hebung der sozialen Lage 
‚seiner Mitglieder und Beseitigung von Miss- 
ständen geschildert (Produktivassoziation, 
‚ Sparkassa- und Vorschusswesen, Teilarbeit, 
‚ Lehrlingswesen, Arbeitslohn, Hausarbeit, 
Überfeierabendarbeit, Streik und Sperre, Ar- 
beitsnachweis); im 6. Kapitel wird das Unter- 
stützungswesen des Verbandes am Ort, auf 
der Reise, bei Streiks, mittels der ver- 
schiedenen Kassen u. s. w., sowie die Ge- 
ı schäfte des Unterstützungswesens dargestellt. 
Das 7. Kapitel gibt ein Bild von der Stellung 
des Verbandes nach aussen, also zur Politik, 
zum Gewerkschaftswesen, zu den Fabrikanten- 
vereinen, zu ausserdeutschen und internatio- 
nalen Fachverbänden. Dazu enthält das Buch 
nahezu 100 Seiten Beilagen, nämlich : ver- 
schiedene Statuten, Reglements, Satzungen 
von Vereinen, deren Kassen u. s. w. Wir 
glauben es dem Verfasser gerne, wenn er in 
der Vorrede erwähnt, dass das Material 
seiner Schrift schwierig zu beschaffen und 
zu meistern war. Es ist ihm aber gelungen, 
‚ eine treffliche, durch wohlthuende Objektivität 
sich auszeichnende Arbeit zu liefern, die 
sich würdig an die Untersuchung Schmöle's 
über denZimmererverband anreiht und Wesent- 
liches zur Erkenntnis und Beurteilung des 
Verbandswesens beiträgt. 


' 
| 


6. Niggl, Ant., Prof., Grundzüge der Sta- 
tistik mit besonderer Berücksichtigung 
derWirtschafts-u.Handelsstatistik. gr.8”. 
(VUI, 178 8.). Leipzig (Dr. L. Huberti) 

geb. 2.75 


Wir waren schon wiederholt in der an- 
genehmen Lage, einzelner Bände der „Mo- 
dernen kaufmännischen Bibliothek“ rühmend 
zu gedenken. Auch die vorliegenden Grund- 
züge der Statistik bilden einen brauchbaren 
Band dieser Bibliothek, der zur Einführung 
in das Gebiet der Statistik wohl geeignet 
ist. Das Buch zerfällt in einen Allgemeinen 
Teil, der vom Wesen, der Einteilung, den 
Methoden der Statistik handelt; der 2. (be- 
sondere) Teil gibt einen Grundriss der Sta- 
tistik des Bevölkerungswesens und des ge- 
sellschaftlichen, politischen und geistig-sitt- 
lichen Lebens, sowie der Wirtschaftsstatistik. 
Über Einzelheiten kann man anderer Meinung 
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sein. So scheint uns das Gebiet der Moral- |an die Arbeiterverbände, die Arbeitslosen- 
statistik - einer eingehenderen Betrachtung | fürsorge mittels der Konsumvereine, die 
würdig; eine Statistik der Edelmetall- Arbeitslosenfürsorge einzelner Unternehmer 
produktion würde die Chronologie der Gold- | und Innungen, die Sparkassen im Dienste 
und Silberfunde passend ergünzen; ferner | der Arbeitslosenfürsorge besprochen werden. 
verinissen wir eine zusammenfassende Dar- | Der zweite Teil, der sich die Schilderung 
stellung der Berufsstatistik und ihrer Er- | der Massregeln zur Verhütung und Unter- 


gebnisse. In der Bibliographie haben sich | 
einige Irrtümer eingeschlichen, die der Ver- 
fasser in einer eventuellen 2. Auflage be- 
seitigen muss. 


drückung der Arbeitslosigkeit zur Aufgabe 
gemacht hat, handelt vom Arbeitsnachweis 
und den sonstigen zum Zweck der Beseitigung 


' geeigneten Mitteln. In einem Schlussabschnitt 


werden die Ergebnisse zusammengefasst. 


7. Rustmann, Dr. O., Zur Frage d. Mobiliar- 
Fenuerversicherung i. Kgr. Bayern. gr. 8”. | 
(VIIL, 81 S.). Leipzig (A. Deichert'sche 
Nachf.) 1.50 

Diese auf Anregung von Prof. Dr. Schanz 
in Würzburg zurückzuführende, sehr dankens- 
werte Arbeit behandelt ein bekanntlich viel- 
umstrittenes Gebiet; denn seit längerer Zeit 
schon wird ein heftiger Kampf über die Frage, 
der Verstaatlichung des Mobiliarfeuerver- 
sicherungswesens geführt. Die vorliegende | 
Schrift will alle, die sich für diese Frage 
interessen, durch Schilderung der thatsäch- 
lichen Verhältnisse in den Stand setzen, sich . 
ein selbständiges Urteil zu bilden. Der 
1. Abschnitt behandelt die Geschichte der 
Mobiliarbrandversicherung in Bayern in den 
verschiedenen Zeitabschnitten; der 2. Ab- 
schnitt gibt eine Statistik des bayerischen 
Mobiliarversicherungswesens; der 3. befasst 
sich mit der Frage der künftigen Gestaltung 
dieses Versicherungswesens in Bayern. Der 
Verfasser vertritt den Standpunkt, den wir 
auch teilen, dass der Staat sich mit diesem | 
Zweig des Versicherungswesens nur befassen 
dürfe, wenn ein dringendes Bedürfnis hiezu | 
vorliegt. Ein solches Bedürfnis sei aber 
um so weniger gegeben, als die vorhandenen 
Missstände sich durch Zusammenschluss der 
Versicherten selbst und entsprechende gesetz- 
geberische Massnahmen und eine die Ver- 
sicherten schützende Rechtsprechung un- 
schwer beheben lassen, und die Einführung 
des Staatsbetriebes (falls man nicht einen 
kaum zu rechtfertigenden Versicherungs- 
zwang einführen wollte) eine nur unbedenu- | 
tende Prämienermässigung bewirken würde. 


8. Schanz, Dr. Gg., Prof., Dritter Beitrag | 
z. Frage d. Arbeitslosen - Versicherung | 

u. d. Bekämpfung d. Arbeitslosigkeit. 
gr.8°. (399 8.). Berlin (C. Heymann) 7.— 
Dieser dritte Beitrag zur Frage der 
Arbeitslosenversicherung von @. Schanz zer- 
fällt in zwei Teile. Der erste Teil handelt | 
von der Arbeitslosenversicherung, ihren For- 
men und Ersatzmitteln und zerfällt wieder | 
in mehrere Kapitel, in denen der Reihe! 
nach: die fakultative allgemeine Arbeitslosen- 
versicherung, die obligatorische allgemeine 
Arbeitslosenversicherung, die Lösung der 
Arbeitslosenversicherungsfrage in Anlehnung 





Dieser neueste Beitrag weist dieselben Vor- 
züge auf, welche die beiden ersten Studien 
Schanz' über dieses schwierige Gebiet des 
Arbeiter-Versicherungswesens auszeichnen: 
Sammlung eines reichhaltigen Materials, ein- 
gehende Prüfung und Besprechung desselben, 
klare Gruppierung und Darstellung. Alle 
neueren Vorgänge, Forderungen und Vor- 


 schläge finden Berücksichtigung und kritische 


Erörterung, und so wird das Buch mit dank- 
barer Anerkennung von allen, die theoretisch 
oder praktisch mit der Frage der Arbeitslosen- 
versicherung sich zu befassen haben, auf- 
genommen werden. Was das Ergebnis der 
Untersuchung anlangt, so hält Schanz die all- 
gemeine fakultative Arbeitslosenversicherung 
für aussichtslos, die obligatorische für kaum 
durchführbar, die fakultative Winterversiche- 
rung nur unter gewissen Voraussetzungen 
für möglich, die Fürsorge grosser Firmen nur 
beschränkt anwendbar, die Lösung der Frage 
durch Arbeiterorganisationen allein für un- 


möglich; nach wie vor scheint ihm sein 


früherer Vorschlag, die Frage durch Ein- 
führung des Sparzwangs zu lösen, als der 
geeignetste; doch hält er unter den mancherlei 
u und Versuchen den bei ———— 
und Dr. Wassilieff aufgetauchten Gedanken 
einer Verbindung von Sparzwang und Ver- 
sicherung als wenigstens diskutabel. 


9. Tiring, Dr. Gust., Die soziale Frage 
u. d. Prinzip der Solidarität. I. Band: 
Grundlegung. 8°. (XIV, 200 8.). Dresden 
(E. Pierson) 3.50 

Die Absicht des Verfassera geht kurz 
gesagt dahin, das Bewusstsein der Tragweite 
der sozialen Pflichten allgemein zu erwecken 
und Aufklärung über die moderne Aufgabe 
der Gesetzgebung zu verbreiten. Diese Auf- 
gabe besteht nach dem Verfasser darin, „die 
Härten der sozialen Verschiedenheiten aus 
zugleichen, den Egoismus, d. i. die niedrigen 
Instinkte durch den Altruismus zu Gunsten 
der Individualitäten, zu Gunsten des all- 
gemeinen Wohles zu bekämpfen“. Es ist 
uns unmöglich, eine Analyse der Schrift zu 
geben, da der Verfasser den Gang seiner 
Untersuchung häufig durch Exkurse über die 
verschiedensten Gebiete der Philosophie, der 
Psychologie u. s. w. unterbricht. Zweifellos 
ist der Verfasser vom besten Willen beseelt 
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und gibt sich als ein vielbelesener, denkender | 
Schriftsteller. Wir vermissen aber vielfach 
die erforderliche Klarheit und eine tiefere 
historische Auffassung. Ein abschliessendes 
Urteil wollen wir uns bis zum Erscheinen 
des 2. Bandes vorbehalten, welcher eine Kritik 
der herrschenden Rechts- und Wirtschafts- 
ordnung bringen soll. 


10. Berthold, Dr. A., Wirtschaft u. Recht 
im XIX. Jahrh. (Das deutsche Jahr- 
hundert in Einzelschriften. IV.) gr. 8°. 
(89 8.). Berlin (F. Schneider & Co.) 2.— 
Eine populäre Darstellung der wichtig. | 

sten Vorgänge und Erscheinungen auf dem 

Gebiete des Wirtschaftslebens und des 


Rechts in Deutschland. Die Schrift ist ob- wart verfolgt; 


jektiv gehalten, geschickt zusammengestellt, 
übersieht nichts Wichtiges, wenn den Vor- 
gängen auch nach der ganzen Anlage der| 
Sammlung, von der sie ein Bändchen bildet, | 
oft nur wenige Worte gewidmet sind. Sie 
gibt eine brauchbare Übersicht über Wirt- | 
schaft und Recht im 19. Jahrhundert. Unter 
dem Text, und meist mehr Raum beanspru- 
chend als dieser, findet sich als Anmerkung 
in fortlaufender Darstellung eine Geschichte 
der volkswirtschaftlichen bezw. juristischen 
Literatur. 


11. Schippel, Max, Grundzüge der Handels- 
politik zur Orientierung in den wirt- 
schaftl. Kämpfen. gr. 8°. (352 S ). Berlin- 
Bern (Akad. Vlg. f. sociale Wissensch.) 

5.— ; geb. 7.50 
Das Buch ist, wie der Verfasser im Vor- 
wort sagt, im wesentlichen eine umfassendere 

Darlegung des Standpunktes und Gedanken- 

ganges, den der Verfasser 1898 in seinem 

dem Stuttgarter sozialdemokratischen Partei- 
tag erstatteten Referat vertrat. Den Haupt- 
zweck des Werkes findet der Verfasser darin, 
die verschiedenen handelspolitischen Strö- 
mungen des letzten Jahrhunderts als Folge- 
und Begleiterscheinungen tieferer wirtschafts- 
geschichtlicher Ursachen und Umwälzungen 
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Deutschland zu und bespricht zunächst im 
2. Kapitel die Zustände in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, die Epoche des Indu- 
strieschntzes vor und nach Gründung des 
Zollvereins, im 3. Kapitel den Sieg des deut- 
schen Freihandels, im 4. die Vereinigung 
des Industrie- und Agrarschutzes, im 5. Kapıi- 
tel die Handelsvertragspolitik, im 6. die Agrar- 
krisis, die Stellung der bürgerlichen Parteien 
dazu und die handelspolitische Lage. Den 
Schluss des Werkes bildet eine Auseinander- 
setzung über die Stellung der Arbeiterklasse 
zur bürgerlichen Handelspolitik. Die Arbeit 
ist eine vorwiegend historische, insofern sie 
die handelspolitischen Vorgänge des abgelau- 
fenen Jahrhunderts bis zur jüngsten Gegen- 
sie erfasst aber nicht nur 


diese, sondern wird, da sie überall die treiben- 
' den Ursachen und Vorgänge mit hereinzieht, 


auch zu einem interessanten Überblick über 
die grossen Umgestaltungen des Wirtschafts- 
lebens im 19. Jahrhundert. Jedem der vier 
ersten Kapitel ist im Anhang eine kurze 
‚Schilderung der führenden Persönlichkeiten, 
‘ihrer Bedeutung und Lebensschicksale bei- 
' gefügt. So bietet Schippel ein reiches Mate- 
rial, mit grossem Geschick zusammengefasst 
‚und in anschaulicher Schilderung dargestellt. 
‚Offensichtlich ist auch das Bestreben des 
Verfassers, objektiv zu sein, d. h. die je- 
, weiligen handelspolitischen Strömungen, also 
‚auch die gegenwärtigen, als den Ausdruck 
‘der wirtschaftlichen Umwälzungen aufzu- 
‘fassen. Zwar meint er schliesslich, dass das 
industrielle Proletariat die Brotzölle als ge- 
wissenlosesten Brotwucher verwerfen müsse, 
‚aber diese Ausserung, die ziemlich unver- 
mittelt kommt, ist wohl nur eine notwendige 
ı Verbeugung vor der Partei, der er angehört, 
und wird mehr als aufgewogen durch die 
'herbe Kritik, die er an dem Manchestertum 
und an der heute üblichen Umwerbung des 
' Proletariats für seine handelspolitischen 
‚Zwecke übt. Für Fr. List findet Schippel 
warme Worte des Verständnisses und der 


und der dadurch geschaffenen wechselnden | Anerkennung. Wir hoffen, dass diese ein- 
sozialenInteressengruppierungen darzustellen. | gehende Analyse von Schippel’s „Grundzügen 
Im 1. Kapitel wird die Entwicklung des eng- | der Handelspolitik“ und die Bemerkungen, 
lischen Freihandels geschildert. In den fol- die wir daran geknüpft haben, dem Buche 
genden Kapiteln wendet sich der Verfasser | manche Leser zuführen wird. 


Encyklopädien. 
Staatslexikon. 2., nenbearbeitete Auf- | umfasst die Artikel von Dienstgeheimnis bis 
lage. Unter Mitwirkung von Fachmän- | Heerwesen und ist IV S. und 1444 Spalten 
nern herausg. im Auftrage der Görres- | stark. Der Preis des Bandes stellt sich auf 
Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft | 13 Mk. 50 Pfg., gebunden 16 Mk. 50 Pfg. 
im katholischen Deutschland von Dr. Mit dem fünften Band wird das allgemeine 
‚Jul. Bachem, Rechtsanw. 18. H. Lex.-8°. | Beachtung verdienende Werk vollständig 
(Sp. 1281— 1444). Freiburg i. Br. (Her- | vorliegen. 
der'sche Verlagsh.) pro Heft 1.50 Ein fatales Versehen ist es, dass zum 
Mit diesem Hefte ist der zweite Band | Artikel „Hand, tote“ (von Biederlack 8. J.) 
des von uns wiederholt empfehlend be- | die neueste Entwicklung des Amortisations- 
sprochenen Staatslexikons der Görres-Gesell- rechtes in Deutschland nicht nachgetragen 
schaft zum Abschluss gekommen. Der Band ist; eine Ergänzung wäre veranlasst. 
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Varia. 


1. Josef, Dr. Eugen, Notar a..D., Rechts- 
fälle zum Zwangsversteigerungsges., zur 
Grundbuchordng., zum Liegenschafts- 
recht, zum Reichsges. üb. d. freiw. Ge- 
richtsbark. unter Berücksichtigg. anderer 
Reichsges. privatrechtl. Inhalts. 8°. (IV, 
97 8.). Berlin (Franz Vahlen) 1.50 


Die Sammlung enthält eine reiche An- 
zahl sorgfältig ausgearbeiteter Rechtsfälle 
zum formellen und materiellen Grundbuch- 
recht, namentlich zum Zwangsversteigerungs- 
gesetze, sowie zum (Gesetz über die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Sie entspricht einem dringenden Bedürf- 
nisse, da das materielle Grundbuchrecht bis- 
her nur unzureichend, das formelle Grund- 
buchrecht und das F.-G.-G. überhaupt nicht 
in brauchbaren Sammlungen dieser Art be- 
rücksichtigt sind. Sehr schätzbar ist die Bei- 
fügung der in Frage kommenden Gesetzes- 
vorschriften und der Hinweis auf benützte 
oberstrichterliche Entscheidungen. DieSamm- 
lung eignet sich besonders auch zum Selbst- 
studium. 


2. Kohler, 3., Vom Lebenspfad. Gesammelte 
Essays. gr. 8°. (VI, 212 S.). Mannheim 
(J. Bensheimer) 5.— 


Die vielseitige Begabung des bekannten - 
Rechtslehrers tritt in dieser interessanten | 


Sammlung klar zu Tage. Besonderes Inter- 
esse erwecken die Aufsätze ästhetischen 
und literaturgeschichtlichen Inhalts (S. 55 
— 140), sowie die wertvollen, ideenreichen 
Abhandlungen über „Das Sinnliche und das 
Unsittliche in der Kunst“ und über Theater- 
censur (S. 195— 212). Schade, dass ein allzu 
scharf ausgeprägtes Selbstbewusstsein die 
Toleranz dieses geistvollen Schriftstellers 
gegenüber Andersgläubigen stark beein- 
trächtigt. Das gilt namentlich von dem 
Kapitel „Begegnungen“. 


XIV. Jahrgang. 2 Bde. (XXXIX u. 6265,, 
XXXIX u. 723 8.). Berlin (Liebel'sche 
Buchh.) geb. 9.—; einzeln 5— 
Dieser Taschenkalender, der schon seit 
‚Jahren aufs beste eingeführt ist, wird der 
ı durch die neueren (sesetze und Entscheidungen 
' geschaffenen Rechtslage in eingehender und 
‚ verständnisvoller Weise gerecht. Er kann 
‚allen beteiligten Kreisen als praktisches 
‚ Nachschlagebuch empfohlen werden. Neben 
‚. der Organisation der Behörden, statistischen 
ı Notizen etc. enthält Teil I die neuen Unfall- 
versicherungsgesetze, sowie die hierauf be 
züglichen Verordnungen in vollständigem 
‚ Text, erläutert und mit ausführlichem Sach- 
‚register, Teil II das Invalidenversicherungs- 
gesetz von 1899, erläutert und mit ausführ- 
‚lichem Sachregister versehen, das Kranken- 
versicherungsgesetz nebst den bezüglichen 
Verordnungen etc. und ausführlichem Sach- 
register, dann die ortsüblichen Tagelöhne, 
ı Jahresarbeitsverdienste der land- und forst- 
wirtschaftlichen Arbeiter, Durchschnittsbe- 
träge des Monatslohns für Seeleute u. s. w. 
auf Grund direkter Mitteilung der zur Fest- 
setzung derselben berufenen Behörden nach 
dem veränderten Stand vom 1. Januar 1902, 


4. Wittmayer, Dr. Leo, Unser Reichsraths- 
wahlrecht und die Taaffe'sche Wahl- 
vorlage. Eine polit. Abhandlg. gr. 8°. 
(VIII, 188 S.). Wien (Manz) 2.50 


Diese „politische Abhandlung“ enthält 
zunächst und hauptsächlich eine kritische 
\ Würdigung der neueren Gestaltung des öster- 
'reichischen Reichsratswahlrechtes, bespricht 
also die Wahlnovelle vom 14. Juni 18%, 
welche namentlich die allgemeine Wähler- 
‚klasse, die fünfte Kurie, geschaffen, dann 
‚die Einwirkungen dieser Novelle sowie der 
lex Dipauli vom 5. Dezember 1896 und der 


| Steuerreform von 1896 auf das Wahlrecht 
‚in der Stadt- und Landgemeindekurie. Im 
3. Taschen-Kalender 1902 zum Gebrauche ganzen wird in überzeugender Weise dar- 
bei Handhabung der Arbeiterversiche- gethan, dass die Wahlreformen von 18% 
rungsgesetze für Behörden, Versiche- einen befriedigenden Zustand nicht herbei- 
rungsanstalten, Berufsgenossenschaften geführt haben. Weiterhin wird sodann die 
(Genossenschafts- und Sektionsvorstands- | seinerzeitige Taafle'sche Regierungsvorlagt 
mitglieder, Vertrauensmänner, Mitglieder als systematisch und technisch musterhaft, 
der Entschädigungs-Feststellungs-Kom- als glücklicher, geistreicher und origineller 
missionen, (enossenschafts- ete. Beamte), Versuch der Lösung des Problems gepriesen. 
Schiedsgerichte, Kranken- und Hülfs- -Darnach sollten alle Personen wahlberechtigt 
kassenvorstände, Rechtsanwälte, Aerzte sein, welche eine landesfürstliche direkte 
u.s. w. Nach amtlichen Quellen zu- Steuer zu entrichten haben, sowie jeder, der 
sammengestellt und herausgegeben von durch ein Arbeitsbuch oder Dienstbotenbuch 
E. @ötze, Generalsekretär der Glas-Be- | oder andere behördlich bestätigte Dokumente 
rufsgenossenschaft und des Verbandes der | nachweist, dass er in einem bestimmten Be 
Glasindustriellen Deutschlands (früher rufe seine ständige Beschäftigung findet. 
im Reichsversicherungsamt', und P. Auch der Besitz als solcher sollte als Grund- 
Schindler, expedirendem Sekretär und lage der Wahlberechtigung in gewissem 
Kalkulator im Reichs-Versicherungsamt. | Masse berücksichtigt werden. Ferner sollte 
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unter Schonung der bereits bestehenden indi- ralisten müssten erst ihre Vertretungskörper, 
viduellen Analphabetenwahlrechte der Nach- die Landtage, demokratisieren und ihnen 
weis der Schulbildung eventuell der Fähig- | dasselbe weittragende Wahlrecht erteilen, 
keit des Schreibens und Lesens gefordert bevor sie es wieder wagen könnten, für ihre 
werden. Politisch bestehe der Wert der Lokalparlamente Stimmung zu machen. Der 
Vorlage darin, dass sie die nötige Noblesse reichsdeutsche Partikularismus habe jeden- 
und Thatkraft aufbringe, die Wahlrechts- falls eine derartige Selbstüberwindung nicht 
frage durch zeitige Bewilligung eines ge- gezeigt. (!) 

milderten allgemeinen Wahlrechts endgültig | Nebenbei enthält übrigens das Buch ein- 
zu lösen und damit viel zur Versöhnung des gehende Erörterungen über allgemeine Fragen 
sozialen Lebens beizutragen, dann dass sie der Wahlgesetzgebung, insbesondere über 
die grossen Massen in den Dienst des Ein- wahltechnische Fragen vom juristischen und 
heitsstaates stelle. Landtage, in denen man | politischen Standpunkte aus. Diese tem- 
nicht vertreten sei, besässen keine solche An- | peramentvollen Ausführungen sind auch für 
ziehungskraft, wie ein Uentralparlament, | denjenigen, dem die österreichischen Wahl- 
welches allen Volksschichten offen stehe. | rechtsfragen ferner liegen, von Interesse und 
Von einzelnen harmlosen Landtagen abge- | regen mehrfach zu selbständiger Nachprüfung 


sehen, sei das Üentralparlament an schlechten 
Landesvertretungen interessiert. Die Föde- 


weit verbreiteter Anschauungen an. 


Zeitschriften. Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 


schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 


gründetv. Dr.@. Hirthu. Dr. M. v.Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902. 
München (J. Schweitzer Verlag) 
halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das zweite Heft des Jahrgangs 1902 ent- 
hält: Der Börsenverkehr und seine gesetzliche 
Regelung, von Bezirksamtsassessor Dr. Fr. 
Schweyer. — Handelsver und Handels- 
politik, von Öberzollrat C. Wiesinger in Altona 
(Schluss). — Miscellen : Invaliden- und Alters- 
renten. — Zölle und Aufwandsteuern, bezw. 
Monopoleinnahmen in der Schweiz, im Deut- 
schen Reich, in Frankreich, Italien und Oester- 
reich-Ungarn — Die Entwicklung des Reichs- 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. Centralorgan 
f. d. ges. Kranken-, Unfall- u. Invaliden- 
Versicherungswesen i. Deutsch. Reich. 
Hrsg. v. Dr. jur. P. Honigmann. XVII. 
Jahrg. Nr. 33—35. Hoch-4°, Berlin (Vlg. 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 

Die Xrn. 33 - 35 enthalten: Abhandlungen: 

Über das Verhältnis der Schiedsgerichte zu 
den Versicherungsanstalten. Nochmals das 
Recht des Arbeitgebers in Fällen der unter- 
lassenen bezw. verweigerten Vorlegung der 
Quittungskarte. In welchem Umfange muss 
‚der in Nr. 11 der A. N. d. R.-V.-A. ent- 
haltene Bescheid des R.-V.-A. vom 30. Juni 
1901 einen Wechsel in der Rechtsauffassung 
‚über die Entstehung eines versicherungs- 
; pflichtigen Arbeitsverhältnisses herbeiführen ? 
— Verwaltung und Rechtsprechung. — Mit- 
'teilungen. — Beantwortung von Anfragen. 


4 
I 


| 


1 


post- und Telegraphenwesens in den letzten 


fünf Jahren. — Zuckerproduktion in den haupt- 
sächlichsten Produktionsländern Europas. — 
Die grössten Rhedereien der Welt. 


2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. 
Nr. 49—52. 32. Jahrg. 1901. Leipzig 
(Jüstel & Göttel) vierteljährlich 9.— 


Nr. 49: Lebensversicherung als Beruf, 
von James H. Hyde; Die englischen Feuer- 
versicherungsgesellschaften im Jahre 1900; 
Nr. 50: Wann müssen Lebensversicherungs- 
gesellschaften die Beträge der Prämienreserve 
dem Prämienreservefonds zuführen? Nr. 51: 
Die Lebensversicherung im Konkurse nach 


dem Privatversicherungsgesetz; Nr. 52: Die 


englischen Lebensversicherungsgesellschaften 
und das deutsche Privatversicherungsgesetz. 
Ausserdem zahlreiche Mitteilungen aus allen. 
Gebieten des Versicherungswesens. 


‚ 4. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k. 
Handelsministerium. I. Jhrg. (1901). 
Statistischer Teil. 3. Lfg. Wien (Manz) 

jährlich 20.— 


Unter den grösseren Artikeln dieser Nr. 
heben wir hervor: Die Produktion, der Ver- 
brauch und der Export von Kohlen in den 
hauptsächlichsten Ländern der Erde 1383 — 
1889; Hauptergebnisse des Aussenhandels 
der wichtigsten Staaten unter besonderer 
Berücksichtigung der Grenzländer Österreich- 
Ungarns; Die Weltproduktion von Blei, Zink, 
Zinn, Nickel, Aluminium und (uecksilber; 
Der Aussenhandel mit Maschinen in den 
wichtigsten Produktionsländern. Ausserdem 
enthält das Heft zahlreiche wirtschafts- 
statistische Mitteilungen über die im Reichs- 
rate vertretenen Königreiche und Länder 
(Zuckerrübenanbau, die landwirtschaftliche 
Industrie im Königreich Böhmen ete.), über 
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die Länder der ungarischen Krone (Gewerbe- 
inspektion 1899 und 1900) und über zahl- 
reiche Staaten des Zollauslandes (bezügl. des 
Deutschen Reiches Mitteilungen über den | 
Anteil Österreich - Ungarns an Hamburgs 
Handel und Schiffahrt, über die Dampfkraft 
in Preussen 1879—1%1, die Elbeschiffahrt | 
im Königreich Sachsen im Jahre 1900 ete.). 





5. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 
Prozess. Hrsg. v. S. Hoffmann, Reichs- 
erichtsrat, BR. v. Sommerlatt u. Dr. 

. Wulfert,Ob.-Landesger.-Räten. XI. Bd. 
5.—10. Heft. gr. 8°. (S. 273—656). Leipzig 
(Rossberg & Berger) jährlich 14.— 


Ausser einer reichen Judikatur und lite- 
rarischen Besprechungen enthalten die Hefte 
folgende Abhandlungen: Coith, Mündlichkeits- 
prinzip; Grohmann, Form der Eintragung der 
Kosten im Grundbuch; Frese, Wirksamkeit 
der gerichtlichen Verfügungen in Angelegen- 
heiten der freiw. Gerichtsbarkeit; du Chesne, 
Anspruch auf Dulden; Liebe, Stellung und 
Befugnisse des Nachlassverwalters; Bruck- | 
mann, Zu a. 171 E.-G. z. B.--G.-B. 


6. Beiträge zur Erläuterung des Deutschen 
Rechts. Hrsg. von Rassow, Küntzel u. 
Eccius. 6. Folge. 5. Jahrg. 6. u. Beilage- 
heft. 8°, 1901. Berlin (Vahlen) 
Subskr.-Preis pro Jahrg. {6 Hefte) 15.— 


Das 6. Heft enthält folgende Aufsätze: 
Kiehl. Exmissionsklausel und Aufrechnungs- 
recht des Mieters; Wolf, Bedeutung des Ka- 
tasters beim Erwerbe von Rechten an Grund- 
stücken; Knitschky, Das vertragsmässige 
Schiffspfandrecht; Kuhbier, Güterrechtliche 
Verhältnisse der von Minderjährigen gemäss 
88 782 ff. II 18 A.-L.-R. geschlossenen Ehen 
nach dem 1. Januar 1900. Dem Heft sind die 
Bildnisse von Rassow und Küntzel beigegeben, 
die vor 25 Jahren die Herausgabe der nun 
an der Spitze der juristischen Zeitschriften 
Deutschlands stehenden, von Gruchot be- 
gründeten „Beiträge“ übernommen haben. 
Das Beilageheft enthält über hundert reichs- 
gerichtliche Entscheidungen. 


7. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
Herausg. von Reg.-Rat Vornkeller. 1901. 
Nr. 19/20. München (C. H. Beck) 

jährl. 6.— 


Das vorliegende Doppelheft enthält einen 
grösseren Artikel über: Umlagenpflicht des 
Staatsärars mit besonderer Berücksichtigung 
der Orts- und Sonderumlagen. Ausserdem 
Mitteilungen über Reichsstempelabgaben und 
aus dem bayer. Gebührenwesen. | 


8. Blätterfür Genossenschaftswesen. Organ | 
d. Allgem. Verb. deutscher Erwerbs- u. 
Wirtschafts-Genossenschaften. Herausg.| 
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v. Dr. Hans Crüger. 1901. Nr. 48—51, 
Berlin (J. Guttentag) halbjährlich 3.— 
An grösseren Aufsätzen erwähnen wir: 
Nr. 48, Diskontierung von Forderungen, von 
L. Stüben; Angriffe auf die Schulze-Delitzsch'- 


schen Kreditgenossenschaften, deren Verwal- 


tung und Geschäftsführung ; Nr. 49, Gewerbe- 
förderung; Nr. 50, Staatliche Darlehns- 


'gewährungen an Baugenossenschaften in 
Bayern ; Nr. 51, Das eheliche Güterrecht nach 


dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 


9. Dokumente des Sozialismus, hrsg. von 
Ed. Bernstein. Bd. 1. H.3. gr. 8°, Berlin 
(Verlag der sozialist. Monatshefte) 

einzeln 1.25; vierteljährl. 3.75 

Inhalt: I. Bibliographie des Sozialismus 
(kritische Anzeigen neuer Werke von Gump- 
lowiez, Koigen, Schippel u a.). U. Aus der 
Geschichte des Sozialismus: Robert Ouen's 
erste geschlossene Abhandlung: Bemerkungen 
über die Wirkungen des Fabriksystems; Aus 
einer deutschen kommunistischen Schrift von 
1792. III. Urkunden des Sozialismus: Das 


neue Parteiprogramm .der Sozialdemokratie 
'in Österreich; Ein Chartistenaufruf gegen 


die Verbindung von Wirtshausbesuch und 
Politik. IV. Der Sozialismus in den Zeit- 
schriften. V. Anfragen und Nachweise. 


10. Handels-Museum, Das. Mit Beilagen: 
Monats-, Quartals- und Jahresberichte 
der k. u. k. öst.-ung. Consular-Amter. 
Hrsg. v. k. k. österr. Handels-Museum. 
Bd. 16. Nr. 48—51 Wien (Verl. d. k. K 
österr. Handels-Museums) halbjährl. 8.— 


In den Nummern 48, 49 und 50 finden 
sich längere Artikel über: Die deutsche Zoll- 
tarifvorlage, in sämtlichen Nummern auch 
Artikel iiber: Die Zolltarifreform im Deut 
schen Reiche. Ausserdem sind erwähnens- 
wert folgende Artikel: Nr. 48, Der neue 
australische Zolltarif; Deutschlands Handels- 
verkehr mit den Vertragsstaaten; \r. 49, 
Der philippinische Zolltarif; Die sibirische 
Eisenbahn; Nr. 50, Serbiens Fleisch- wid 
Viehausfuhr; Nr. 51, Die Meistbegünstigung 


|in den kommenden Handelsverträgen, von 
A. Meyer-Zürich. Daneben finden sich zahl- 
' reiche Notizen über Zollwesen, Handelspolitik, 


Ausstellungen, Handel, Industrie und Land- 
wirtschaft, Sozialpolitik u. s. w. 


11. Handelszeitung, Bayerische, Organ f. d. 
Interessen d. Handels, d. Verkehrs u. d. 
Industrie, hrsg. v. d. Handels- u. G* 
werbekammer f. Oberbayern. Redig. v. 


Rechtsanw. Dr. Jul. Kahn. XXXI. Jahrg. 
1901. Nr. 48—51. München (C. Haus- 
halter) vierteljährl. 1.50 


Nr. 48: Die Errichtung einer Handels- 
kammer Berlin, von O. Ballerstedt; Kalender- 
jahresschluss und Verjährung, von K. Schäfer- 
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München; Zolltarifgesetz und Zolltarif | diskussion; R. Calıwer, Die Forderungen der 
(Fortsetzung); Nr. 49: Anordnung und Inhalt | Konfektionsarbeiter in handelspolitischer Be- 
des Entwurfs zum Zolltarif-Gesetz; Die Er- |leuchtung; P. Hirsch, Das kommunale Wahl- 
richtung einer Handelskammer Berlin, von |recht in Preussen; H. Müller, Karl Bürkli. 
Ö. Ballerstedt (Schluss); Die bayerischen | In der Abteilung „Rundschau“ finden sich 
Staatsbahnen i..J. 1900, I; Zolltarifgesetz und | Aufsätze über Politik, Wirtschaft, Soziali- 
Zolltarif (Schluss); Nr. 50: Kalenderjahres- | stische Bewegung, Gewerkschafts- und Ge- 
schluss und Bilanzaufstellung, von K. Schäfer- | nossenschaftsbewegung, Soziale Kommunal- 
München ; Die bayerischen Staatsbahnen i. J. | politik, Frauenbewegung u. s. w. 

1900, II; Nr. 51: Die Begründung des Zoll- 
tarifentwurfs, von M. Blumenau ; G. v. Scheel 
und G. von Siemens 7, von Fr. Zahn; Berliner 
Handelskammer. 


15. Praxis, Soziale. Centralblatt f, Sozial- 
politik. Organ des Verbandes deutscher 
Gewerbegerichte. Neue Folge der „Blätter 
f. soziale Praxis‘ u. des „Sozialpolitischen 
Centralblatts“. Hrsg. Prof, Dr. Ernst 
Francke. XI. Jahrgang. Nr. 11-14. 
Leipzig (Duncker & Humblot) 

vierteljährl. 2.50 
An grösseren Artikeln vermerken wir: 


| 


12. Jahrbuch derEntscheidungen desKammer- 
gerichts in Sachen der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, Stempel- und Strafsachen, 
herausgegeb. von R. Johow, Geh. Ob.- 
Justizr., und V. Ring, Kammerger.-Rat. 


XXI. Bd. 1. u. 2. H. gr. 8°. Berlin! Nr. 11, Klein- und Grossindustrie in Belgien, 
(Vahlen) Preis des Bandes (3 Hefte) | von Prof. Dr. Wasxweiler-Brüssel; Der Ent- 


Subser.-Pr. 6.—; geb. 7.25 | wurf eines Arbeiterwohnungsgesetzes für 
Das Jahrbuch enthält drei Abteilungen | Österreich, von Dr. E. Löw-Wien; Nr. 12, 


ka ichtlicher Erkenntnisse mit selbst- | Eine Arbeiterfachschule in England, von Dr. 
ee ren 5 S. Schayer-Berlin; Das Heilverfahren der 


Landesversicherungsanstalt Berlin i. J. 1900; 
‚Nr. 13,Volksgesundheitspflege und Wohnungs- 
‚frage, von Dr. Richter-Remscheid ; Staatliche 
‚und städtische Fürsorge für Arbeitslose ; Die 


ständiger Nummernfolge: Die Abteilung A 
betrifft Sachen der freiwilligen Gerichts- 
barkeit {81 Entscheidungen), die Abteilung 
B Kosten- und Stempelsachen (10 Ent- 
scheidungen), die Abteilung U Strafsachen 


(34 Entscheidungen). Eine Abteilung D bringt | gemeinnützige Bauthätigkeit im M.-Glad- 


als Anhang zur Abt. A Entscheidungen ausser- | 
_ preussischer ÖOberlandesgerichte sowie des | 
bayer. Obersten Landesgerichts in Angelegen- 
heiten der freiw. Gerichtsbarkeit. Das Jahr- 
buch ist in allen Teilen vorzüglich redigiert | 
und mit trefflichen Registern ausgestattet. | 





13. Juristen - Zeitung, Deutsche. Hrsg. v. 
r. P. Laband, Dr. M. Stenglein, 

Dr. H. Staub. 1901. Nr. 22—24. Berlin 
(Otto Liebmann) vierteljährl. 3.50 | 


Die Nummern enthalten u. a. folgende 
Aufsätze: Bornhak, Unterbrechung der 
Strafverjährung; Rehm, Tantiemengarantie 
bei Aktiengesellschaften; Romeick, Frist- 
bestimmung; Dronke, Dolmetscherzwang; 
Müller, Neues Urheberrecht; Boethke, Tech- | 
niker und Juristen; Nussbaum, Reform des | 
Gesinderechts; v. Buchka, Gesetzentwürfe | 
über die Sicherung der Bauforderungen ; 
Thomsen, Vernehmung des Angeklagten vor | 
der Beweisanfnahme; Cuno, Das neue Ge- 
werbegerichtsgesetz. 








14. Monatshefte, sozialistische. VII. Jahr- 


gang. 1%1. H. 12. Lex.-8°, Berlin | 


(Administration der Soz. Monatshefte) 
ä Heft —.50 
Aus dem Inhalt dieses Heftes ist hervor- 
zuheben : P. Göhre, Wandlungen der National- 


sozialen; P. Müller, Seemanns Leben und 


Leiden; M. Ellenbogen, Der Partei der 
österreichischen Sozialdemokratie; E. Bern- 
stein, Glossen zur österreichischen Programm- 





bacher Industriebezirk; Nr. 14, Die Frage 
der Arbeitslosenversicherung in Belgien, von 
G. Mayer-Brüssel;; Versuch einer gesetzlichen 
Regelung des kollektiven Arbeitvertrages; 
Die Stadt Berlin als Arbeitgeberin, von Br. 
Porsch-Berlin; Zur wirtschaftlichen Charak- 
teristik des Handwerks. Ausserdem zahl- 
reiche Mitteilungen über Vorgänge auf dem 
Gebiete der Sozialpolitik, der Arbeiterbe- 
wegung und des Arbeiterschutzes, der Wohl- 
fahrtseinrichtungen, des Wohnungswesens ete. 


16. Seuffert’s Archiv d. Entscheidungen d. 
obersten Gerichte in d. dtschn. Staaten. 
Neue, dritte Folge, I. Bd. 6.—12. Heft 
(der ganzen Reihe 56. Bd.). Hrsg. v. 
H. F. Schütt. gr. 8°. München (R. Olden- 
bourg) pro Band 9.— . 
Mit Heft 12, das ein ausführliches syste- 

matisches Inhaltsverzeichnis bringt, schliesst 

der 56. Band der reichhaltigen, vortrefflich 


| geleiteten Sammlung ab. Er enthält im 


ganzen 272 Entscheidungen des Reichs- 
gerichts, deutscher Oberlandesgerichte und 
' des Obersten Gerichtshofs in Wien Darunter 
‚auch eine grosse Anzahl von Entscheidungen 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


17. Weltmarkt, Der. Zeitschrift für Deutsch- 
lands Industrie, Innen- und Aussenhandel. 
15. Jahrg. Nr. 23 u. 24. Braunschweig 
(A. Limbach) jährl. 10.— 
Die vorliegenden Nummern enthalten 

teilungen über die Produktion der deut- 





Mit 
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schen Eisen- und Stahlindustrie mit Einschluss 1901. 4. Heft. gr. 8°. (S. 193—384\. 
Luxemburgs; die Lage des Eisenmarktes in Tübingen (Laupp) pro Jahrg. 16.— 

den Vereinigten Staaten von Amerika zu | : ur u 
Anfang November 1901; ferner Mitteilungen | — v — er 
über den Eisenmrarkt in zahlreichen anderen | arbaltes * Fe ie H Die Fabrike —* 
Ländern, —* RER UHR Verding- dungen in Schlesien nach dem sieben jährigen 
angen im Anegunde A MW: Kriege unter Friedrich d. Gr.; Schmidt, Fr.. 
Zur Auslegung des Artikels 5 der Reichs 
18. re eg ———————— u ' verfassung, dritter Aufsatz; Heiss. Cl.. Ein 
10. Heft. Berlin (G Dane 8. ‘ neuliberaler deutscher Okonomist. Miszellen, 
— —— Oma darunter: Seiffert, K., Beiträge zur bayerischen 
Inhalt: 1. Aufsätze: R Thurnwald a ee De 

:d. 2: En > n halben Jahrhunderts. 
und Wirtschaft im alten Agypten (Schluss); £ 2 

Frhr.von Zedlitz- Neukirch, Die Notwendigkeit 20. Zeitschrift für Versicherungswesen. 


einer Reichsfinanzreform; Fr. Oppenheimer, | 2 — 
Dühring und Henry George; M. v. Brandt. a. — ven — 
Russland und Frankreich in Mittel- und Ost- a wen an CH) 

asien. 2. Sozialpolitik: Die gegenwärtige | vierteljährl. durch die Post 5.— 


Lage der Börsengesetzreform in Deutschland, > ee 
von H. Dove; Zur Unfallstatistik des Reichs- _, An grösseren Artikeln sind in den vor- 
versicherungsamtes, von J. Waldschmidt. liegenden Heften folgende enthalten : \r.48: 
3. Miszellen, darunter: Der italienische | Feuerversicherung und Industrie; Nr. 50: 
Fremdenverkehr; Zur Geschichte der Arbeiter- Der Einfluss der ärztlichen Untersuchung 
bewegung in Australien; Die Katfeespeku- | auf ‚die wachsende Zahl der von Lebens- 
lation; Einkommens- und Vermögensgliede- | versicherungsgesellschaften abgelehnten Risi 
rung im Kanton Bern; Die Grundfläche der ken. Durch sämtliche Nummern ziehen sich 
grössten deutschen Städte etc. ' Fortsetzungen (V—VIII) des Artikels: Die 
deutschen Lebensversicherungsgesellschaften 


19. Zeitschrift für die gesamte Staats- im Jahre 1900. Ausserdem zahlreiche Mit- 
wissenschaft. Herausg. von Dr. A. teilungen ausallen Gebieten des Versicherungs- 


Schaeffle und Dr. K. Bücher. 57. Jahrg. | wesens. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden, 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und ‚‚Varia‘', 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Archiv f. soziale Gesstzgebung n. Statistik, Zeit- u, Beiträge — indirekte u. direkte Gemeindesteuern 
schrift zur Erforschg der gesellschaftl. Zustände — Naturaldienste — Rechtsmittel etce., nebet Bei- 
aller Länder, Hrag. v. Dr. Heinr, Braun. 17. Bd. | spiele f. Berechng. der Gemeindesinkommensteuer. 
6 Hfte. gr. 8°. (1. u. 2. Hft. 250 8.) Berlin, C. Hey- | 8°. (VII, 199 8.) Wiesbaden (Lützenkircken & 

- mann 16.— ; einzelne Hfte. 3.— ' Bröcking) geb. in Leinw. 3.— 

Budwinski’s Sammlung der Erkenntnisse desk. K. Nachrichten üb. Industrie, Handel u. Verkehr. 
Verwaltungsgerichtshofes. 24. Jahrg. 1900. Admini« 76. Bd. 8-10. Hft. Wien, Hof- u. Staatsdrurckerei 


strativrechtlicher Thl. Zusammengestellt üb, Auftrag | a 1.60 
v. Sen.-Präs. Dr, Rud. Alter. gr. 8°. (1296 8.) Wien, | Revue der Gerichtspraxis im Gebiete des Bundes 
Manz 16.20 ; geb. in Leinw. 17.80 eivilrechts, — Revue de la jurisprudence en ma 


— — dasselbe. Finanzreehtlicher Thl. Zusammen- | tiäre de droit civil federal. 19. Bd. Beilage zur Zeit- 
gestellt üb. Auftrag v. Verwaltgs.-Ger.-R. Dr. Heinr. | schrift f. schweizer. Recht. Neue Folge. 20. Bd 
Reissig. gr. 8°. (1020 8.) Ebd. ' gr. 8. (152 8.) Basel, R. Reich 6.— 

12.80; geb. in Leinw. 14.40 Zeitschrift f. Erwerb u. Nebenerwerb. Halbmonats- 

Entscheidungen in Angelegenh. der freiwill. schrift zur Förderg. des Erwerbslebens in u. ausser 
Gerichtsbarkeit. 2. Bd. 4. Hft. Berl., Puttkammer dem Haus, f. Damen u. Herren aller Stände, Ge 
& M. . — 70 sunde u. Kranke, m. u. ohne Capital, in Stadt u. 

Grotefend, @. A., Gesetzgebungsmaterial. 1901.) Land, 1.Bd. Oktbr. -Dezbr. 1901. 6 Nrm. gr. ®. 
5. u. 6. Hft. Düsseld., Schwann 2.— | «(Nr.1. 16 8.) Naunhof, F. Moser L- 

Judenspiegel, der. Eine Monatsschrift. Red.: Zeitsehrift der Savigny-Stiftung f. Rechten 
Frädr. Poppe. Novbr. 1901—Oktbr. 1902. 12 Hifte. schichte, Hrag. v. E. I. Bekker, A. Perncie +, L. 
gr. 8*, (1. Hft. 16 8.) Berlin, Verlag der „Deutschen ı Mitteis, R. Schröder, H. Brunner, U. Stütz. 2. Bd. 


Hochwacht‘' Aa Hft. —.10 35. Bd der Zeitschrift f. Rechtsgeschichte. 2 Hfte. 
Laue, B., Magistr.-Sekr., Massgebende Erkenntnisse gr. 8°, Weimar, H. Böhlau’s Nachf. 19.60 
des königl. preussischen Oberverwaltungsgerichts in 1. Germanistische Abth. (XXII, 465 8.) 1240, — 


Kommunalabgaben - Sachen, umfassend: Gebühren | 2. Romanistische Abth. (XXVI, 249 S.) 7.20. 
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Sammelwerke, Encyklopädien. 


. Acta borussica. Denkmäler der preuss. Staats- Gerichtsbarkeit zur Beurkundg. v, Rechtsgeschäften 
verwaltg. im 18. Jahrh. Hrsg. v. der künigl, Aka- üb. Grundstücke u. zur Beglaubigg. v. Rechtsakten, 
demie der Wissenschaften. Die Behördenorganisation | welche Grundstücke betreffen. II. Die rechtl. Be- 
u. die allgem, Staatsverwaltg. Preussens im 18. Jahrh, deutg. der Eintragg. der Öffentl. Wege u. Gewässer 
II, Bd. Akten vom Jan, 1718 bis Jan. 1723, bearb, | in das Grundbuch. 12°, (26 8.) Stuttgart, W. Kohl- 
vw. @. Schmoller, ©. Krauske u. VW. Loewe. gr. 8‘, hammer —.30 
(V, 767 8.) Berlin, P. Parey geb. in Leinw. 17.— | Kotze, Otto, Bürgermstr. a. D,, Die Polizei-Ge- 

— dasselbe. Die einzelnen Gebiete der Verwaltg., Ge- | setze u. Verordnungen des Reg. "Bez. Magdeburg. 
treidehandelspolitik. II. Bd. Die Getreidehandels- 2 Bde. gr. 8°. Berlin, A. W. Hayn'a Erben 


politik u. Kriegsmagazinverwaltung Brandenburg- | 19,— ; geb. 21.— 
Preussens bis 1710. Darstellung u. statist. Bei- 1, Allgemeine Reichs- u. Landesgesetze. Verord- 
lagen v. W. Naude, Acten bearb. v. @. Schmoller | pungen, Ministerial-Anweisungen u. #. w. (XXII, 
u. WM, Naude. gr. 8’. (XXI, 670 8.) Ebd. 726 8.) 8.--; geb. 9.—. — 2. Provinzielle u. Be- 

geb. in Leinw. 16.— | zirks-Verordnungen, Anweisungen, Reglements u. 


Haudwörterbuch der Btantawissenschaften. | Bekanntmachungen. (XXI, 9138.) 11.— ; geb. 12.— 
Hrsg. v. DD. Prof. J. Conrad, Geh. Ob.-Reg.-R. | Samminng schweizerischer Rechtsquellen. — Les 
—— Rat L. Elster, Proff. V. Leris, Edg. Loe- | sources du droit suisse. Hrsg. auf Veranlassg. des 
ning, 2. Aufl. 23.—25. Lfg. Lex.-8°. (6. Bd. XI u. | schweizer, Juristeonvereins m. Unterstützg. des 
8. 3 - -1187 u. 7. Bd. X, 1120 8.) Jena, G. Fischer | Bundes u. d. Kantone. Il. Abtlg. Die Rechtsquellen 
ak 5.— (7. Bd. : 12,—; kplt. 125.—; Einbde. ü 2. 50) | des Kantons Bern. 1. Tl. Stadtrechte 2, Bd. Das 

#Hlein, E.. Grundb, -Beamt., Samınlung praktisch | Stadtrecht v. Bern I (1218 —1539). Bearb. u. hrag. 
wichtiger Rechtsbestimmungen. Neue Folge: Prak- v. Dr. Fradr. Emil Welti. Lex.-8°. (LXXXII, 428 8.) 
tische Fragen aus dem neuen Recht, I, Die Zu- | Aarau, H. R. Sauerländer & Co, 12.— 
ständigkeit der Behörden u. Beamten der freiwill. 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Bader,Dr. R. Priv.-Doz.Rechtsanw.,Schweizerische , (Causa). gr. 8. (XII, 1308.) Amsterdam, Gebr. 


Rechtsgeschichte u. Kodifikation. Antrittsrede. gr. 8". Schröder 3.— 
(26 8.) Zürich, Art. Instit. Orell Füssli 1.— | Meyer, Dr. Herb., Entwerung u. Eigentum im 
deutschen Fahrnisrecht. Ein Beitrag zur Geschichte 

a } rn aeg — . —— des deutschen Privatrechts u. des Judenrechts im 


1.50; geb. 2.50 | Mittelalter. (XVII, 314 8.) gr. 8°. Jena, G. Fischer 


ler XIX Da 6 Hit (Der ganzen Sertori-Monteeroce, Dr. Tullius n.%. 
Reihe 87 Hft.) xX Ba 1. Hft. (Der "ganzen Reihe Prof., Beiträge zur österreichischen Reichs- u, Rechts- 
88. Hft.) gr. 8°. Leipzig, Duncker & Humblot geschichte. II. Geschichte des landschaftl. Steuer- 

" a F wesens in Tirol. Von K. Maximilian I. bis Maria 
6. Lamp, Dr. K.: Das üsterreichische Arbeiter- Theresia. gr. 8". (VII, 3348.) Innsbruck, Wagner 6.40 ° 
Krankenversicherungs-Gesetz u. die Praxis. Be- Schöffensprüche, Magdeburger. Im Auftrage u. 
obachtungen 0, Verwaltungsbeamten. (V, 161 8.) m. Unterstütze. der Savigny-Stiftg, hrag. u. bearb. 
3.60. — 1, Knipper, Dr. Chr., Berliner Effekten %, y, Friese u. E. Liesegang. 1. Bd. (Abt. I—IV.) 
handel unter dem Einflusse des Reichs-Börsen- Die Magdeburger Schöffensprüche f. Gross- Salze, 
gesetzes vom 22. VI. 1896 (VII, 102 8.) 2.40, Zerbst u. Anhalt, Naumburg u. aus dem Codex 
#Huysiunga, Dr. J. W., Schuld u. Schuldursache Harzgerodanus. gr, 8°. (XI, 8728.) Berlin, G. Reimer 
24. ⸗ 


Bürgerliches Recht. 


Daniel, A. Ger.-Assess,, Das Gesinderecht, Ge- | aut den Kaufpreis e, Theilgrundstücks. Nach früherem 


meinverständliche Darstellg. des gesamten jetzt gelt. preuss. sowie jetzt gelt. Rechte. Diss. gr. 8°. u 
Gesinderechts nebst e, Anh. üb. die Rechts-Verhält- 56 8.) Borna (Zeitz, A. Huch) 1.25 
nisse des Portiers, (115 8.) Berlin, Ullstein & Co. | Mandry, @., Württ. Privatrecht. II. Bd. 2.—4. Lfg. 

geb. in Leinw. 1.— Tübingen, Mohr a l-— 





Fischer-Colbrie, Dr. E., Die Anfechtung v. Hypo- | Reeht, das, des bürgerlichen Gesetzbuchs in Einzel- 
theken durch Nachhypothekare nach österreichischem darstellungen. Nr. 9, II. Lfg. u. 12. gr. 8°. Berlin, 


Rechte, gr. 8°. (V, 118 8.) Wien, Manz 2 ne J. Guttentag. 
Genossenschafts-Bibliothek, hrsg. v. Dr. 9. Spahn, Dr. P., Reichsger.-R., Verwandtschaft 
Glackemeyer. 4. Hit. gr. 16%. Hannover, Manz & Lange | u. Vormundschaft nach dem bürgerlichen Gesetz - 
—. buche f. das Deutsche Reich. II. Lfg. (VII u. 8. 
4. Steinfeld, Dr., Rechtsanw., Die Rechtslage des 137— 291.) 3.— (kplt.: 6.—; geb, in Leinw. 6.75). 
Gläubigers beim Todesfall des Schuldners. (31 8. — 12. Buhl, Dr. Heinr., Prof,, Das Recht der 
m. 1 Bildnis.) beweglichen Sachen nach dem bürgerlichen Ge- 
-Güter- u. Erbreebt, biuerliches, u. bürgerliches | setzbuche. (130 8.) 3.—; geb. in Leinw. 3.75 
Gesetzbuch, v. e. praktischen Juristen. gr. 8°. (60 8.) Rümelin, Dr. Max, Prof, Der Vorentwurf zu 
Hannover, Ü, Meyer geb. in Leinw. 1.50 e. schweizerischen Civilgesetzbuch. (Aus: „Schmol- 
Heiltron, Dr. Ed., Amtsricht., Das bürgerliche ler's Jahrb. f. Gesetzgebg. ete.'‘) gr. 8”. (V, 161 8.) 
Rscht des Deutschen Reichs. I. Thl. Lehrbuch des : Leipzig, Duncker & Humblot 3.60 


bürgerl. Rechts auf der Grundlage des bürgerl. Ge-  Simdon, Dr. P., Landricht., Recht u, Rechtsgang im 
setzbuchs. U. Abtlg.: Recht der Schuldverhältnisse Deutschen Reiche, Handbnch zur Einführg. in das 
a. Handelsrecht. 2. Aufl. 8°. (XIV, 948 S.) Berlin, ,  bürgerl. Gesetzbuch n. seine Nebengesetze. 2. Bd. Die 


Speyer & Peters geb..in Leinw. 9.— , Nebengesetze zum biürgerl. Gesetzbuch, 1. Lfg. 
Hirsch, Dr. Rob., Rechtsanw,, Die Gewährleistung | gr. 8°. (8. 1— —*F Berlin, C. Heymann 1.— 

beim Viehhandel nach dem bürgerlichen Gesetzbuch. Stubenrauch, M. v., Österr. allg. B.-G.-B. 8. Aufl, 

Erläutert in Verbindg. m, Oberumtstierarzt Ludw. |  2.—10. Hft. — Manz a 1.20 


Nagel. 2. Tl. Tierärztlicher Tl., v. Oberamtstierarst Wolfarth. K., Oekon.-Verw., Populäre Vorträge 
L. Nagel. gr. #°. (IV u. S. 207--559.) Stuttgart, W, üb, das bürgerliche Gesetzbuch m. Einschlnas der 
Kohlhammer 6.20 (kplt. in 1Bd.: 10.—; geb. 12.— zutreffenden Ausführungsbestimmungen über das 
ZL.oeblich, Alfr., Ger.-Refer., Ueber Gesammt- Nachlasswesen, die Gesindeordnung, sowie das Ge- 
(Correal-) Hypotheken. Insbesondere: Rechtesverhält- setz über die Liegenschaftsumsatz- u. Erbschafts- 
nisse nach freiwillig erfolgter Uebernahme e. auf u. Schenkungssteuer, 3. Abdr, gr. $". (VII, 148 8.) 
dem Stammgrundstücke haft, Hypothek in Anrechng. Stuttgart, W. Kohlhamımer 1,50 
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Handels-, Wechsel- 


Fischer, Aux., Wechselkunde, 1. Tl, Wechsellehre 
u Wechselrecht nebst 31, die Wechselordng. veran- 
schanlich. Woechselformularen. 2. Tl.: Wechsel- 
korrespondenz. (VI, 1278.) schmal gr. 5°. Berlin, 

H. Spamer web. 2.— 

Fischer, F., Prof., Leitfaden der Wechsellehre auf 
grund der Bestimmungen der allgemeinen deutschen 
Wechselordnung m. 350 Aufgaben u. Wiederholungs- 
fragen ; f. Handelsabteilen. der kgl. b. Realschulen, 
Handelsschulen u. kaufmänn. Fortbildungsschulen | 
bearb. 4. Aufl. gr. 8'. (VI, 100 85.) Nürnberg, F. Korn 

1.20 ; geb. 1.50 

Frankenburger, H., Handelsgesetzbuch, 2, Autl. | 

2. Lig. München, Schweitzer Verl. 1.— 


18 
und See-Recht. 


Gemünd, Dr. W., Rechtsanw., u. Red. Prz. 
Knödgxgen, Wie kann unser Aktienwesen gesunden? 
Mängel im deutschen Aktienrecht u. Vorschläge zu 
ibrer Beseitigg. (63 8.) gr. 8°. Köln, P. Neubner 1.50 

Lehmann, K., Prof., u. Kammerger.-R. V. Ring, 
Das Handelsgesetzbuch f. das Deutsche Beich. 
1. Bd, 3. (Schluss-)Thl. (XXIV u. S. 549-716.) gr. ®. 
Berlin, €. Heymann 4.— 

Wiest, W,, Oberamtsrichter, Das Reichagesstz betr. 
die Erwerbs- u. Wirtschafts-Genossenschaften in der 
vom 1.1. 1900 ab geltenden Fassung. gr. 8”. (VI, 
156 8.) Stuttgart, W. Kohlhammer 2.— ; geb. 2.40 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Heller, Mich,, u. Frz. Trenkwalder, Lan- 
desger.-Secretäre DD., Die Österreichische Exeen- | 
tionsordnung in ihrer praktischen Anwendg. Dar- 
gestellt an Beispielen v. Protokollen u. Beschlüssen. 
gr. 8°. (XLVI, 878 8.) Wien, ©. Konegen 19. — 

Mück, Dr. Heiur., Hof- u. Ger,-Adv., Die einst- 
weiligen Verfügungen nach der ren 
Executionsordnung vom 27. V. 1896, R.-G.-Bl. Nr, 7%, 
unter besond. Berücksicht. der Rechtsprechg. des | 


k. k. obersten Gerichtshofes syatematisch dargestellt 
u. m. e. Anh., entlı. zahlreiche Beispiele v. Siche- 
rungsanträgen u. Rechtsmitteln versehen. 2. Aufl. 
gr. 8°. (VII, 78 8.) Wien, Manz 1.50 
Polink,. Dr. Rud,, Priv.-Doc, Zur Lehre v. der 
Stoffsammlung im Erkenntnissverfahren des Civil- 
" prozesses. [Aus: „Allg. üst. Gerichts-Ztg.‘‘) (25 8.) 
gr. 8°. Wien, Mauz — 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Molitor, Hugo, Überlandesger.-R., Das elsass- 
lothringische Gesetz, betr. die Ausführung des 
Reichsgesstzes üb, die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, vom 6. XI. 189%, nebst den ı 
zugehör. Ausführungsbestimmgn. Auf amtl. Ver- 
anlasag. erläutert. (X, 242 8.) 8°. Strassburg, K.J. | 
Trübner 4.50; geb. in Leinw. 5.— 

Pörschel, Osk., Ger.-Sekr., Der Gerichtsschreiber | 
bei den sächsischen Amtsgerichten. 3. Aufl. 1. Lfg. 
gr. 8°,.(8. 1—80.) Leipzig, Rossberg & Berger 1.50 


Patent-, Urheber- 


Kohler, J., Prof., Handbuch des deutschen Pa- | 
tentrechts in rechtsvergleichender Darmtellung. 
(XVII, 971 8.) gr. 8. Mannheim, J. Bensheimer's 
Verl. 40.— 

Pannier, Karl, Das Pressgesetz, nebst den Ge- | 
setzen üb, das Urhebe rrecht u. den Musterschutz, | 
sowie der Berner Litteraturkonvention (in der 
Fassung der Zusatzakte vom 4. V. 15%). Textausg, 
m. kurzen Anmerkgn. u. Sachregister. 8. Autl. 7 
Leipzig, Ph. Reclam jun. geb. — | 


Strafrecht und 


Liszt, Dr. Frz. v.. Prof., Lehrbuch des deutschen | 
Strafrechts, 11, Aufl, gr. 8°. (XXVI, 678 8) Berlin, ı 
J. Guttentag 10.—; geb. in Halbfrz. 13,— 

Opprenhoff, Dr. Friür.. Das Strafgesetzbuch f. | 
das Deutsche Reich, nebst dem Einführungs-Gesetze 


Spitzer, Dr. Alir. Alex., Ger.-Sekr., Richterliche 
Stundung. (51 8.) gr. 9°. Wien, Manz 1.20 
Vorträge üb. Gesetzeskunde u. Verwaltung. Hülfs- 
ınittel zur Vorbereitg. f. die Beamten-Prüfgmn. Hrsg. 
vom Vereine der Finanz-Beamten zu Dresden. 
33. Heft. Lex.-8°. Dresden, ©. Weiske, 
33, Dr. Rossbach, Amtsricht., Das Gerichtsver- 
fassungsgesetz u. das Gerichtewesen im Deutschen 
Reiche und insbesondere im Königreich Sachsen. 


(21 8.) — .60 
und Verlagsrecht. 
Patentgesetzgebung. Sammlung der wich 


tigeren Patentgosetze, Ausführungsvorschriften, Ver- 

ordngn., welche gegenwärtig in Geltg. stehen. Hr. 
u.m.e, vergl. Uebersicht versehen v. Geh. Jnstiar. 
Prof. Dr. Carl Gareis u. fortgeführt v. Dr. Alb 


Osterrieth. X. 12°. Berlin, C. Heymann. Geb. in 
Leiuw, 
X. Osterrieth, Dr. Alb., Die Patent-, Muster- und 


Markenschutzgesetze des Erdballs.. Nene Folge 
der Patentgesetzgebg. IV. Bd. (XVIIT, 507 8.) 5.— 


Strafprozess. 


vom 31. V. 1870 u. dem Einführungs-Gesstze f, 
Elsass-Lothringen vom 30, VIE. 1871, erläutert, 
fortgeführt v. Dr. Their. Oppenhoff. 14. Aufl., hrag. 
v — -R. Dr. Hans Delius. gr. 8°. (IX, 103 8.) 
Berlin, G. Reimer 18.—; geb. in Halbfrz. D0.— 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Gumplowiez, Ludw., Prof., Das österreichische ı 
Staatsrecht (Verfassungs- u. Verwaltupgerecht): Ein 
Lehr- u. Handbuch, 2. Aufl, er. 8°. (XIV, 6718) 
Wien, Manz 10.80; geb. 12.60 

Herzield, Jow., BReichst.-Abg., Die mecklen- | 
burgische Verfassung. Ein Beitrag zur Geschichte 
des Junkerthums. 1. Tl. Bis zum landesgrundgesstzl. 
Erbvergleich. gr. 8". (76 8.) Stuttgart, J. H. W. Dietz | 
Nachf. 1— 

Loening, Dr. Edg.. Prof., Grundzüge der Ver- 
fassung des Deutschen Reichs. 6 Vorträge. (V, 137 8.) 
Leipzig, B. G. Teubner 1.—; geb. in Leinw. 1.25 


Nöll, F., wirkl. Geh. Ob.-Reg.-R., Das Kommunal- 
abgabengesetz vom 14, VII. 1893 nebst Ausführungs- 


anweisung vom 10. V. 1894. u v. X. 4. Aufl. 
gr. 8°. (XII, 557 8.) Berlin, C, Heymann 
10.— ; geb. 11.— 


Schubart, Dr. P., Geh. Seehandlungsrat a. D., Die 
Verfassung u. Verwaltung des Deutschen Reiches 
u. des Preussischen Staates in gedrängter Darstel- 
lung. 16. Aufl. Abgeschlossen Oktbr. 1901. ®. (IV, 
210 u. 42 8.) Breslau, W. G. Korn geb. 1.0 


Springer, Dr. Bud. (Synopticus), Staat und 
Parlament. Kritische Studie üb, die österreich. Frage 
uud das System der Interessenvertretg. |Erweit 
Sep.-Abdr. aus: „Deutsche Worte‘) gr. 8” (31 8.) 
Wien, Wiener Volksbuchh. in Komm. *0 
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Stadien, Wiener staatswissenschaftliche, hrag. v. 
Edm, Bernatzik u. Eng. vw. Philipporich. IH. Bd. 
3. Hft. gr. ®. Tübingen, J. C. B. Mohr, 

8. Herrmann r. Herrnritt, Dr Rud., Priv.-Doz., 
Die Staatsform als Gegenstand der Verfassungs- 
gesetzgebung u. Verfassungsänderung. Eine Studie 
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aus der allgemeinen Staatslehre, (VIII, 59 8.) 
| Subskr.-Pr. 1,60; Einzelpr. 2.— 
Thomas, Erich, Kefer., Die staatsrechtliche Stel- 
lung des Statthalters v. Elsass-Lothringen. Diss, 
gr. 8°. (VII, 57 8.) Königsberg, F. Beyer 1— 


Gewerbe-, Haftpflicht- und Versicherungsrecht. 


Bernewitz, Dr. A. v., Oberverwaltgsger.-Präs., | 
Das Gewerbegerichtagesetz in der Fassung des Reichs- | 
gesetzes vom 30. VI. 1901, nebst den damit in Ver- | 
bindung stehenden königl. sächsischen Vorschriften, | 
Sonderabdr. aus der Handausg. der Reichs-Gewerbe- 
ordng. m. den damit in Verbindg. steh. Reichs- und 
sächs. Landesgesetzen bearb. 2, Aufl. Mit ausführl. ' 
Sachregister. (VI, 112 S.) geb. in Leinw. 2. 

Haas, J., Öberlandesger.-R., Kommentar zum Ge- 
werbegerichtagesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 29, IX. 1901, nebst 3 Beilagen: 1) die 
f. das Verfahren vor den Gewerbegerichten gelt, Be- 
stimmgn. der Civilprozessordng. u. des Gewerbe- | 
gerichtsgesetzes, 2) die f. Preussen erlassenen Aus- 
führungsbestimmgn. 3) Text des Gesetzes vom 30. 
VI. 1901. 2. Aufl. gr. 8°. (VIII, 323 8.) Göttingen, 
Vandenhoeck & Ruprecht 6.—; geb. in Leinw. 7.— 

Hirsekorn, Dr. 8., Das Gewerbegerichtsgesetz 





Finanzwissenschaft. 


Abhandinngen des 
Seminars zu Jena, hrsg. v. Prof. Dr. J. Pieredorjf, 
I. Bd, 4. Heft. gr. 8“, Jena, G. Fischer. 

4. Huschke, Dr, L., Landwirtschaftliche Reinertrags- 
Berechnungen bei Klein-, Mittel- und Grossbetrieb, | 
dargelegt an typ. Beispielen Mittelthüringens. (VI, 
184 S.) 4.50 

Arndt, Dr. Paul, Die Zweckmässigkeit des Sy- 
stems der Meistbegäinstigung. /Aus: „Mitteilgn. d. 
Vereins z. Förderung {d. Handelsfreiheit‘‘.) gr. 8°. 
(62 S.) Berlin, L. Simion 1.50 


Asnsecuranz-Jahrbuels. Begründetv, A, Ehren- 
zweig. Hreg. v. d. Red. der ‚Österr. Versicherungs- 
Zeitg.‘‘ 23. Jahrg. (IV, 423 8.) gr. 8°. Wien, Manz 

geb. in Leinw. 6.— | 

Baecker, H., Unsere wirtächaftlichen Verhältnisse, | 
Ein Wort zur Verständigg. 8°. (29 8.) Berlin, Sie- | 
menroth & Troschel —,50 | 

Bartmuss, W, Fachschule f. Zoll- und Steuer- | 
beamte od. Handelshochschule? Ein Beitrag zur 
Frage der höheren Ausbildg. der Zoll- und Steuer- 
beamten, nebst Gutachten v. DD. Jacobi u. Prof. 
Gothein. gr. 8°, (40 8.) Düsseldorf, C. Schaffnit —.60 


Bazant, Dr. Otto R. v.. Minist,-Coneip., Das 
Ablaufen der Handelsverträge der üsterreichisch- 
ungarischen Monarchie. (28 8.) gr. &®. Wien, Manz 

0,80 

Böckh, R., Dir., Die Bevölkerungs- und Wohnungs- 
Aufnahme vom 2. XII. 1395 in der Stadt Berlin. 
2. Teil. Imp.-4e. (VI, 78 8.) Berlin, L. Simion 4.— 


Dennert, Dr. E., Arbeitsteilung in Natur- und 
Menschenleben. (47 8.) gr. 8°. Stuttgart, Ch. Belser 
—.50 














Edelheim, Dr. J., Beiträge zur Goschichte der 
Socialpädagogik, m. besond. Berücksicht, des fran- 
zösischen Bevolutionszeitalters, gr. ®»,. (223 8.) 
Berlin, Akadem. Verlag f. sociale Wissenschaften 

3.50; geb. in Halbfrz, 5.— 

Entwurf e. Zolltarif-Gesetzes m. Zolltarif. Reichs- 
tags-Vorlage m. Begründung n. Anlagen. hoch 4°, | 
(91, 551, IV, 155 8. u. 155 Doppels.) Berlin, C. Hey- | 
mann 

Eutwarf e. Zolltarifgesetzes nebst Zolltarif f. das 
Deutsche Reich (Vorlage des Bundesrathes an den 
Reichstag) unter Nebenstellung des geltenden Tarif- 
gesetzes u. der Sätze des bestehenden allgemeinen 
u. des Vertrags-Tarifs. Anh.: Allgemeiner Thl. der 
Begründg. zu dem Entwurf e. Zolltarifgesetzes, 
(Nach dem Wortlant der Vorlage des Bundesrathes | 
an den Reichstag.) gr. 4°. (928.) Berlin, Puttkamme 
& Muhlbrecht — 

Faulhaber, Dr. Carl, Über Handel und Ge- 
werbe der beiden Städte Brandenburg im 14. und 


5. 





staatsewissenschaftlichen | 


vom 29. VII. 1890/80, VI. 1901. In der vom 1.1. 
1902 ab gelt. Fassg. der Bekanntmachg. vom 29. IX. 
1901 (R.-G.-Bl. 1901, 8.358). Erläutert v, H. (VU, 
1485 8.) 12°, Leipzig, C. L. Hirschfeld kart, 2,20 
Hoffmann, Dr. F., Geh. Reg.-R. vortrag. Rath, 
Die Organisation des Handwerks u, die Regelung 
des Lehrlingswesens auf Grund des Reichagesetzes 
vom 26. VII. 1897. Erläutert v. H. 3. Aufl. gr. 8”. 
(vIIl, 383 8.) Berlin, ©. Heymann +4.—; geb. 5.— 
Koehbne, Dr. Carl, Die Arbeitsordnungen im 
deutschen Gewerberecht. gr. 8°, (VIII, 2728.) Berlin, 
Siemenroth & Troschel 5.50 
Schicker, v., Bundesr.-Bevollmächt. Priüs., Die 
Gewerbeordnung f. das Deutsche Reich nach dem 
neuesten Stande m. Erläuterungen u. den Aus- 
führungsvorschriften des Reichs u. Württembergs. 
4. Aufl. 8. (Schluss-Lfg. gr. 8%. (2. Bd.X un. 8. 945— 
1780.) Stuttgart, W. Kohlhammer 8.60; geb, 10,40 


Volkswirtschaftslehre. 


15, Jahrh. gr. 8°. (62 8.) Brandenburg, M. a 

Hammerschlag, Dr. P. Über die Rückforder- 
barkeit der Deckung bei Differenzgeschäften. Mit 
e. Zusammenstellg. der einschläg. Entscheiden. des 
obersten Gericbtshofer. gr. 8°. (III, 79 8.) Wien, 
Manz 1.50 

Handel, auswärtiger, des deutschen Zollgebiets. 
(1880 — 1900.) Bearb. im kaiserl. statist. Amt, hoch 4*, 
(4, 37, 137 u. 150 8.) Berlin, Puttkammer & Mühl- 
brecht 2.— 

Handelsberichte tb. das In- u, Ausland. Sonder- 
abdrücke aus dem im Reichsamt des Innern hrag. 
deutschen Handelsarchiv. I. Serie. Europa. Nr. 47 
-51. gr. 5”. Berlin, E. 5. Mittler & Sohn. 

47. Riga. (68 8.) —.85. — 48. Rumänien. (64 8.) 

-—,80, — 49. Dänemark. (268.) —.55. — 50. Oester- 

reich-Ungarn. (40 8.) —.50. — 51. Boulogne ». 

M. (98) —.15. 

— —— II. Serie. Asien. Nr. 2 u. W. gr. 8". 
Ebd. 

22. Bagdad. (14 8.) —.20. — 28. Beirut. (37 8.) —.50, 
— III. Serie. Afrika. Nr. 11 u. 12, gr. 8", 
Ebd. 

11. Algerien. (23 8.) —.35. — 12. Zanzibar, (35 8.) 

4 


— dasselbe. IV. Serie, Amerika: Nr, 30 u. 31 gr. 8*. 

Ebd. 

30, Mexiko. (10 8.) —.15. — 31. Paraguay. (25 8.) 

—46. 

Handelskrisis, die, u. die Gewerkschaften. Nebst 
Anh. : Gesetzentwurf üb. den $stünd. Normalarbeits- 
tag. Von Parvus. gr. 8°. (64 8.) München, M. zen 

Jahrbueh der Export-Akademie des k. k. Öster- 
reichischen Handels-Museums, 3, Studienj. 1000/1901. 
gr. 8°, (190 8.) Wien, Verlag des österreich. Handels- 
Museums 2,50 

Liman, Carl, Geh. Kommiss.-R., Tagesfragen. Die 
General-Versammilg. der pommerschen Hypotheken- 
Actien-Bank vom 16. X1. er. u. die Scheu vor der 
Liquidation. — Beurtheilung der Entwürfe e, Reichs- 
gesetzes betr. die Sicherg. der Bauforderngn. — 
Hypothekenbanken u, Stastsaufsicht. gr. 8”. (32 8.) 
Berlin, A. Batlı — .50 

Materialien zum Zolltarif, hrug. vom Bund der 
Landwirte. 1—12. Hft. gr. 4°. Berlin, W. Issleib in 
Komm, 

1. Tarifentwurf, der, der Regierung. (22 8.) — 50. 
— 2,8. Anträge des Bundes der Landwirte zum 
neuen deutschen Zolltarife. (Eingabe des Gesamt- 
vorstandes u. Ausschusses des Bundes der Land- 
wirte an den Bundesrat des Deutschen Reiches 
u. den deutschen Reichstag zum Entwurf des 
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nenen Zolltarifa.) (VIIT, 154 8.)2.— — 4. Leistungs- 
fähigkeit, die, 


Landwirtschaft, (22 8.) —.W. — 6. Interesse, das, 
der Kleinbauern n. Landarbeiter am Getreide- 
preise. (31 8.) —.50. — 7, Wer zahlt den Zoll? 
(14 8.) —.50. — 8. Futtermittelzölle. (20 8.) —.50. 
— 9. Brotwucher. (22 8.) —.50. 10. Zoll- 
schutz, der, des Auslander. Auszug aus den ,‚Nach- 


richten vom deutschen Landwirtschaftsrat‘‘, (31 8.) | 
11. Hahn, Dr. Dieder., Landwirtschaft 


—.%. 
u. Industrie, (23 8.) —.50. — 12, Seite, die natio- 
nale, der deutschen Agrarfrage. (15 8.) —.50. 


Mitteilungen üb. den 4). allgemeinen Genowsen- 
schaftstag der auf Selbsthilfe beruhenden deutschen 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften zu Baden- 
Baden vom 4.—7. IX. 1901. Hrsg. v. Anw. Dr. Hana 
Crüger. gr. 8°. (VII, 412 8.) Berlin, J. Guttentag 

= 

Oelsner, Ludw., Volkswirtschaftskunde. Ein Leit- 
faden f. Schulen u. zum Selbstunterricht. gr. 8°. 
(VIII, 236 8.) Frankfurt a./M,, M. Diesterweg 

2.30; geb. 2.60 

Philippi, Geo., Gutabes., Grundbedingungen zur 
zeitgemässen u. rentablen Bewirtschaftung e. Land- 
gutes m, besserem Mittelboden. Die berecht. u. un- 
berecht. Fordergn. unserer Landwirtschaft vom 
Staate, Eine Abhandlg. an der Hand eigener Wirt- 
— s'. (16 8.) Leipzig, R. C. Schmidt 

Co. —. 

Pichinot, A., Bücherrer., Zahlungssch“ ierigkeiten 
im Handelsgewerbe. Winke u. Ratschläge üb. 
Zuhlungsunfähigkeit, Zahlungseinstellung, Unter- 
bilanz. Liquidation, Moratorium, Akkord, Konkurs, 


Zwangsvergleich, gr. 8°, (30 8.) Reinbek, R. Pichinot 


(nur direkt) 2.— 
Possauner, Dr. Benno Freih. v.. Das Tabak- 
verschleisswesen in Österreich, gr. 8°. (VIII, 244 8.) 
Wien, Manz 4.40 
— Derselbe, Systematische Darstellung des öster- 
reichischen Staatscassen- u. Verrechnungswesens. 
gr. 8°. (XV, 351 8.) Wien, A. Hölder 4.80 


Rauchberg, Dr. Heinr., Prof., Steuererklärung 
u. Steuerauflage auf dem Gebiete der direeten Per- 


sonalsteuern in Oesterreich. gr, 8°. (V, 788.) Wien, | 
1,80 | 


Manz 
Röll, Dr. Viet,, Oesterreichische Steuergesetze. 
I. Abth.: Gfund-, Gebäiudesteuer, allgemeine Stener- 
vorschriften. 5. Aufl. (X, 8597 8.) Wien, Manz 
8.—; 
Rosecher, Wilh., System der Volkswirtschaft. Ein 
Hand- u. Lesebuch f. Geschäftsmänner u. Studierende, 
4. Bd. gr. 8°. Stuttgart, J. G. Cotta Nachf. 
4. System der Finanzwissenschaft, 5. Aufl., bearb. 
v. Otto Gerlach. 2 Halbbde. (XII, 511 u. VI, 5238.) 
16.— ; geb. 20.— 
Rothschild’s, L., Taschenbuch f. Kaufleute. Enth. 
das Ganze der Handelswissenschaft in übersicht!. 
u. gedrängter Darstellg. Mit zahlreichen Übersichten 
u. Tabellen, Hrsg. v. Handelssch.-Dir, Aug. Schmidt, 
Jubiläums-Ausg. 44. Aufl. 2 Tle. in 1 Bd. gr. 8%, 
(XI, 690 u. 410 8.) Leipzig, G. A. Gloeckner 
8.—; geb, in Leinw. 9,— ; in Halbfrz 9,50 


Rusa, Dr. Vikt., Der volkswirtschaftliche Wert der 
künstlichen Schiffahrtsstrawsen. (Aus: ‚‚Deutsche 


Arbeit‘‘,) gr. 8°. (15 8.) München (Wien, Lehmann | 


& Wentzel) 1.- 


der dentschen Landwirtschaft. 
(45 8.) —.50. — 5. Rentabilität, die, der deutschen | 


geb. 9.— | 
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'Schigut, Eug., Handelssch.-Hauptlehrer, Ein- u 
Ausfuhr-Atlas v. Österreich-Ungarn, Zum Gebrauche 
f. Handelsschulen aller Kategorien. Zusammenge 
stellt nach den officiellen Daten f. d. J. 1899. gr. 4". 
(5 farb. Bl.) Wien, G. Freytag & Berndt 1.5 

Schmoller, Gust., Grundriss der 
Volkswirtschaftslehre,. 1,, grösserer Tl. Begriff. Psy- 
chologische u. sittl. Grundlage. Litteraturnu. Methode, 
Land, Lente u. Technik. Die gesellschaft. Verfang. 
u. Volkswirtschaft. 4.—6. Aufl. gr. $*. (XIV, 4828.) 
Leipzig, Duncker & Humblot 12.— ; geb. inLeinw. 13.10 

‚Schöppel, Dr. Fritz, Zinstheorie. gr. 8°. (66 8. 

‚, m. Fig.) Wien, A. Hölder 250 
Schriften des deutschen Vereins f. Armenpfege n 

Wohlthätigkeit. 56. Hft. gr. ®. Leipzig, Duncker 

& Humblot. 

56. Bericht, stenographischer, üb. die Verhand- 
lungen der 21. Jahresversammlung des deutschen 
Vereins f. Armenpflege u. Wohlthätigkeit am 12 
u. 13. IX, 1901 in Lübeck. Mit e. die gesanten 
bis 1901 erschienenen Schriften des Vereins um- 
fass, Sachregister. (V, 146 u. XX 8.) 3.0 

‚Sehütz, H,, Steuerinsp., Zoll-Wörterbuch. Alpha- 
betisch geordnete Zusammenstellg. der gesetzl, 
regolativ. u. finanzmiuisteriellen Bestimmgm. üb. 
das Zollwesen n. die Uebergangsabgabe, nebst Sach- 
register zum Gesetz, betr. die Statistik des Waaren- 
verkehrs, den Ausführungsbestimmgn. u. Dienst- 
|  vorschriften. 8°. (119 8.) Breslau, W. G. Korn 

kart. 1.50 

‚Schwarz, ©., u. Dr. 6. Strutz, Geh. Ob. 
Finanzräthe vortrag, Räthe: Der Staatshaushailt u. 
die Finanzen Preussens. I. Bd, 3. I.fg. gr. 8°. Berlin, 
J. Guttentag. 

I. Strutz, Dr.G., Geh. Ob.-Finanzr. vortrag. Rath, 

Die Veberschussverwaltungen. 3. Lfg. Die Eisen- 
bahnverwaltg. (VII, 8. 565—1056 u. 117—268,) 

20.—; geb. in Halbfrz. 2.— 

Staudt, Wilh.,, Consul, Die Handelsverträge, deren 

' Bedeutung u. Wirkung ?. Deutschland. gr. $". (27 8.) 

Berlin, D, Reimer — 

| Vaillant, Th., Landger.-R., Welche Steuern mus 

‚. ich in Elsass-Lothringen bezahlen ? Grundsteuer, 

'  Gebäudestener, Gewerbesteuer, Wandergewerb»- 

| steuer, Kapitalsteuer, Lohn- u. Besoldungssteurr. 
Zum Gebrauche der Steuerpflichtigen bearb. (Juri- 
stische Hausbibliothek.) (38 8.) 12°. Metz, R. — 

Wiener, Rob., Vorschläge zum Schutze der Pfand- 
briefe. gr. 8°. (29 S.) Berlin, ©. Heymann — 50 

Wittich, Dr. Werner, Prof, Die Frage der 

‘  Freibauern. Untersuchungen üb. d. soziale Gliederz. 

des deutschen Volkes in altgern u. frühkaroling. 
Zeit. (Aus: „Zeitschr, d. Savigny-Stiftg. f. Rechts 
gesch.'*) gr. 8°. (111 8.) Weimar, H. Böhlau’s Nachf. 
3.— 

 Zeitfragen, volkswirthschaftliche. Vorträge u. Ab- 
handlen., brag. v. der volkswirthschaftl. Gesellschaft 
in Berlin. 185. u. 186. Hft. 24. Jahrg. 1. u. 2. Hfi. 

gr. 8°. Berlin, L. Simion. Für den Jahrg. v. 3 Hftn. 6.— 
185. 186. Riesser, Dr., Die Nothwendigkeit e. Be 
vision des Börsengesetzes vom 2. VI. 18%. L 
1897. Vortrag. (64 8.) 2 

, Zolltarif f. Peru 1901/1902. (Nach der amtl. Aus. 

‘ı vom J. 1900.) [Aus: „Deutsches Handels-Archiv.”] 

gr. 4°. (8. 870—929.) Berlin, E. 8. Mittler & Sohn 





— 





Statistik. 


Bericht der k. k. Permanenz-Commission f. die 
Handelswerte der Zwischenverkehrsstatistik im k. k. 
Haudelsministerium üb. die Bewertung u. Bewegung 


des Zwischenverkehres zwischen den im Reichrathe | 


vertretenen Königreichen u. Ländern u. den Ländern 
der ungarischen Krone im J. 1900. (XXII, 207 8.) 
Lex.-8°, Wien, Hof- u, Staatsdruckerei 2.— 
Daten, statistische, üb, die Stadt Wien f. d. J. 1899. 
(VIII. 40 8.) 16%, Wien, W. Braumüller in Komm. 
— .40 

Freytng’s, G., Landtags-Wahlkarte v. Böhmen 
1101. Wahlergebnisse, Wabilstatistik u, andere Ver- 
gleiche. 45 mal 34 cm. Farbdr. Wien, G. Freytag 
*& Berndt —,50 


'Jahrbuch, statistisches, des k. k. Ackerbau-Min!- 

|  steriums f. 1899. II. Hft. 3. Lfg. gr. 4". Wien, Hof- 
! u. Staatsdruckerei. 

lI. Der Bergwerksbetrieb Österreichs im J. 18% 

3. Lfg. Die Gebarg. u. die Ergebnisse der Krank- 

heits-, Mortalitäts- und Invaliditätsstatistik der 

Bergwerksbruderladen im J. 1898. 1918) 4 

— dasselbe f. d. J. 1900. II. Hft. 1. Liefg. gr. &. Ebd. 

II. Der Bergwerksbetrieb Oesterreichs im J. 190. 

1. Lfe. Die Bergwerks-Produktion, (19 8.) 37 

— statistisches, der Stadt Wien f. d. J. 1899. 17. Jahre. 

Bearb. v. DD. Magistr.-R, Steph, Sedlaczek, Magistr.- 

| Seer. Wüh. Löwy u. Magistr.-Comm. WüA. Hecke. 

(Mittheilungen des statist. Departements des Wiener 
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Magistrates.) (XII, 928.) Lex.-8*%, Wien, W.Braumüller 
in Komm. geb. in Leinw. 10.— | 
Kollmann, Dr. Paul, Geh. Reg.-R. Vorst., Sta- | 
tistische Beschreibung der Gemeinden des Fürstenth. | | 
Lübeck. Mit 1 (farb.) Karte. Lex.-8°. (VIII, 367 8.) 
Oldenburg, A, Littmann kart. 5.— 
Koeuig, Dr. Rud., Statistische Mitteilungen aus 
62 kleinbäuerlichen Betrieben üb. Erzeugung, Ver- | 
brauch, Verkauf u. Zukauf v. Getreide. gr.8'. (VILL, | 
618.) Jena, G, Fischer 
Protokoll üb. die am 27, u. 28. VI, abgeh. Con- 
ferenz, betr. die Ausgestaltung der Arbeitsvermitt- | 
lungs-Statistik u. das Project der Angliederung e. | 
Wohnungs- u. Werkstätten-Vermittlung an die all-. 
gemeinen Arbeitsnachweis-Anstalten. Hrag. vom k. 
k. arbeitsstatist. Amt imHandelsministerium. Lex.-8°. 
(135 8.) Wien, A. Hölder 
Statistik des Deutschen Reichs. Hrsg. vom kaiserl. 
statist. Amt. Neue Folge, 136. Bd. 2. Thl. Imp.-4*. 
Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 
136. Handel, auswärtiger, des deutschen Zollgebiets 
im J. 1900. Beatb, im kaiserl. statist, Amt, 2. Thl, 


1.60 | 


1— | 
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Darstellung nach Waarengattgn. (IV, 34 u. 28 8.) 
6.— 
— Österreichische. Hreg. v. der k. k. statist. Central- 
Commission. 58. Bd. II. Hft. Imp.-4°. Wien, C. Gerold’s 
Sohn in Komm, 
IL. Ergebnisse, die, des Concursverfahrens in den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen u. 
Ländern im J. 1897. (01. XVI, 57 8.) 2.20 
— schweizerische. Hrsg. vom statist. Bureau des eidg. 
Departements des Innern. 130. u. 131. Lfg. Bern, 
Schmid & Francke in Komm. 
130. Jahrbuch, statistisches, in der Schweiz. 
Annuaire statistique de la Suisse. 10. Jahrg. 1901. 
(II, 367 8.) gr. 8°. 6.— ; geb. — 131. Inbalts- 
verzeichnis, alphabetisches, der Jahrgänge I—X 
(1891—1901) des statistischen Jahrbuches der 
Schweiz nu. des graphisch-statistischen Atlasses 
vom J. 1897. — Index alphabetique de l’annuaire 
statistique de la Suisse, tomes Ia X (1591 a 1001) 
et de l'atlas graphique et statistique annde 1897, 
(9 8.) gr. 8%. —,65 ; geb. —.90 


7.-2. 


Politik. 


Amran, L.v., Englands Land- u. Seepolitik u. die | 
orientalische Frage. Nebst Vorschlägen in Betreff 
der Meerengen u. Isthmen des Mittelländischen n. 
des Roten Meeres. gr. 8°, (48 S.) Berlin, Fussinger | 

1.— 

Bismarck, Otto Fürst v. Gedanken u. Er- 
innerungen, Anhang. 1. u. II, er. 8°, Stuttgart, J. 
G. Cotta Nachf. a 8.50 

geb. in Leinw. a 10.—; 

Liebhab.-Ausg. auf Velinpap., geb. in Halbfrz, a4 15.— 

1. Kaiser Wilhelm I. u. Bismarck. Mit 1 Bildniss 

des Kaisers u. 22 Briefbeilagen in Feam.-Dr, (XL'V, 

360 8.) — II. Aus Bismarcks Briefwechsel. (XLVI, 
567 8.) 

Eynern, Ernst v,, 20 Jahre Kanalkämpfe. Ein 
Beitrag zur Geschichte des deutschen Parteiwesens. 


Nach den Verhandlgn. des preuss. Landtags in deu | 


J. 1882 bis 1901 zusammengestellt, gr. 4°. (165 8.) 
Berlin, Deutscher Verlag 3.— 





Geschäftsübersicht des preussischen Hauses 


der Abgeordneten, 19. Legislaturperiode, Il. Session, 
1901 (8. I bis 3. V. 101). Von Bureau-Dir, Plate. 
3 Hfte. gr. 4°, (254, 112 u. 80 $.) Berlin, W. Moeser 
26.70 

Krone, die, u. die Reichshauptstadt. Allgemein- 
politische Betrachten. u. Erörterg. der Konflikte 
zwischen der Krone u. der Stadt Berlin. Von e. 
Berliner, gr. 4°. (VII, 40 5.) Berlin, H. Bermühler 
—,50 

Protokoll üb, die Verhandlungen des Gesammt- 
parteitages der sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
in Oesterreich, Abgeh. zu Wien vom 2. bis 6. XI. 
1901. gr. 8”, (204 8,) Wien, Wiener Volksbuchh. 1.— 


|Reinecke, Adf., Deutsche Wiedergeburt. Grund- 


legende Baustücke zur jungdeutschen Bewegg. Hrsg. 
auf Veranlassg. des alldeutschen Sprach- u. Schrift- 
vereins, (258 8.) gr. 8°, Lindau, A. Thoma 3. ⸗ 
Roeren, Herm., Öberlanderger.-R. Reichat.-Abg., 
Der Toleranzantrag des Centrums. (#1 8.) Hamm, 
Breer & Thiemann —.50 


Varia. 
Alberti’s, Dr. J., Repertorium der zur Zeit in | Dühring, Dr. Eux., Die Judenfrage als Frage des 


Geltung bestehenden Gesetze u. Verordnungen des 
Fürstenth. Reuss jüngerer Linie m, durchgängiger 
Berücksicht, der Reichs-Gesetzgebung. 6. bis Ende 
Febr. 1%1 fortgeführte Aufl, hrag. v. Geh. Reg.-R. 
Kob. Fischer. gr. 8*. (IV, 136 8.) Schleiz, F. Lämmel 
3.— 

Bibliotheesa juridica. Systematisches Verzeichnis 
der neueren u. gebräuchlicheren auf dem Gebiete 
der Rechts- u, Staatswissenschaft erschienenen Lehr- 





bücher, Kompendien, Gesetzesausgaben, Kommen- 
tare ete, 1901/1902. 12°. (74 8.) Leipzig, Rossberg’sche 
Hofbuchh. —,30 


Brack, H., Polizeichef, Erklärungen zur anthro- 
pometrischen Signalementsaufnahme, soweit solche 
f. den subalternen Polizeibeamten zum Verständnis ' 
e. Signalementes notwendig sind. Zusammengestellt 
nach dem „anthropometr. Signalement‘* v. Alphons 
Bertillon (deutsch von Prof. Dr. v. Sury) u. nach | 
den Aufzeichngn. aus dem f. Polizeibeamte abgeh. | 
Kurs f. Anthropometrie im Frühj. 1900 ın Bern. 8°. | 
(41 8. m. 10 8. Formularen.) Aarau, H. R. Sauer- 
länder & Co, geb. in Leinw. 1.80 


Briefwechsel zwischen dem Bischof v. Rochester 


n. dem Herausgeber der Christlichen Welt Prof. Dr. 
Rade in Marburg, sowie der Artikel „Eine Stimme ' 
aus Stid-Afrika‘‘. gr. 8”. (328.) Berlin, M. John —.80 
Carnegie, A, Die Pflichten des Reichtums. Zwei 
Aufsätze. Deutsche Ausg. m, dem Bildnis des Verf. 
gr. 8”. (46 8.) Stuttgart, Hobbing & Büchle — 
geb. 1.— | 
Chamberlain, der Lügner. Deutsche Volksproteste | 
gegen die Verleumdgn, des engl. Colonialministers | 
Chamberlain, 8°, (32 8.) Leipzig, O. Gracklauer in 
Komm. —.,30 | 


Racencharakters u, seiner Schädlichkeiten f, Völker- 
existenz, Sitte u. Cultur, Mite, deukerisch freiheitl. 
u. praktisch abschliess. Antwort. 5. Aufl. gr. 8°, 
(VO, 156 8.) Nowawes-Neuendorf b Berlin, Ulr, 
Dühring 3.— ; geb. 3.60 
Glossen. zeitgemiässe, üb, Soriales, Musik u. Malerei 
v. E. A. H. ger. 8”. (12 8.) Frankfurt a/M., Mahlau 
& Waldschmidt —,50 


Grünwald-Zerkowitz, Sidonie, Die Schatten- 
seiten des Frauenstudiums, Vortrag. schmal »®., 
(48 8.) Zürich, ©, Schmidt —.,50 


Hinrichs’ Fünfjahrs-Katalog der im deutschen 
Buchhandel erschienenen Bücher, Zeitschriften, Land- 
karten etc. Titelverzeichni«e u. Sachregister, 10. Bd, 
1896—1900. Bearb. v. Heinr. Weise. 4°. (1505 u. IV, 
544 S.) Leipzig, J. C. Hinrichs’ Verl, 100.— 

in ? Bde. geb. 105.— 

Hirsch, Dr. Max, Gen.-Sekr., Volkshochschulen. 
Ihre Ziele, Organisation, Entwicklg., Propaganda. 
8°. (32 8.) Berlin, G. Reimer — ,50 

Hof- u. Stasatshandbuch f. die Herzogthümer 
Sachsen-Coburg u. Gotha 1901. gr. 8°, (VIII, 244 8.) 
Gotha, E. F, Thienemann geb. in Leinw. 5.50 


'Ils, Jak., Ackerbausch.-Oberlehr., Der schriftliche 
Verkehr im geschäftlichen Leben u. m. d. Behörden 
m. den dabei zu beachtenden Bestimmungen des 
bürgerlichen Gesetzbuches. Für Schule u. Haus m, 
besond. Berücksicht. landwirtschaftl. Verhältnisse 
hrag. u. bearb! (VII, 136 8.) 8°, Stuttgart, J. Roth 

L—; geb. !.25 

Katalog der Bibliothek des kaiserl. Patentamtes, 

1. Nachtrag. gr. 8. (VIII, 75 8.) Berlin, W.H. Kühl 
2.70 
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„Kreuzspinne“, Die. Ein Blick hinter die Kulissen 
der Zeitgeschichte.. 4. Zehntaus. gr. 8*, (40 8.) Berlin, 
Verlag der „Deutschen Hochwacht‘‘ —.10 

Krueckemeyer, Dr., Beiträge zur Antiduellbe- 
wegrung. (328.) gr. 8°. Hamm, Breer & Thiemann —.50 

Loewe, Dr. H.. Der Liberalismus maeht selig u. 
der Sonntagsgottesdienst macht liberal. Ein Wort 
zur Verständigg. an Herrn G. Levinstein. Hrsg. v. 
der Berliner zionist, Vereinigg. gr. 8°. (11 8.) Berlin, 
Rechtsanwalt A, Hantke —. 20 

Molenaar, Dr, H,, Alfred der Grosse, der Befreier 
Englands vor 1000 Jahren, dem freiheitmordenden 
England von heute als Spiegelbild vorgehalten. 
er. 8», (10 8.) Leipzig, R. Uhlig 

Reden, geh. in den Öffentlichen Sitzungen n. Be- 
schlüsse der 48. General-Versammlung der Katho- 
liken Deutschlands zu Osnabrück vom 25. bis 28. 
vıII. 1901. gr. 8°. (2288. ın. Bildnissen.) Osnabrück, 
F. Schöningh 1.— 

Rippmann, Frdr., stellv. Amtm., Führer durch 
die Reichs- u. Landesgesetzgebung. 8°. (IH, 156 8.) 
Stuttgart, W, Kohlhammer 1.60; geb, 2.— 

Schuhmeier, F., Reichar.-Abg., Aus der Werk- 


— 25 
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statt des Clericalisnus. Gegen Jesuitismus, Pfäfferei 
u. Aberglauben !' Rede. gr. 8®. (32 8.) Wien, Wiener 
Volksbuchh. —.10 
Termin-Kalender f. Justiz- u. Verwaltungs 
Beamte in Eisas-Lothringen auf d. J. 12, 17. 
(IV, 204 u.101 8.) Strassburg, Strassburger Druckerei 
u. Verlagsanstalt geb, in Leinw. 2.% 
Verhandlungen der 48. General-Versammlung 
der Katholiken Deutschlands zu Osnabrück vom 
25. bis 20. VIII. 1901. Hrag, v. den Lokal-Komitee 
zu Osnabrück, gr. 8°, (5768. m. 8 Taf.) Omabrück 
F. Schöningh 4.—; geb. 5.— 
Verzeichnis der reichsländischen Behörden ı. 
Beamten. (Abgeschlossen 1. XI. 1901, m. Berücksicht 
der während des Drucks bekannt gewordenen 
Aendergn.) gr. 16”. (82 S.) Strassburg, Strassburger 
Druckerei u. Verlagsanstalt l.- 
— wöchentliches, der in deutschen Zeitschriften n. 
Zeitungen erschienenen Aufsätze, Nach Wissen- 
schaften geordnet, m. Sach- und Verfasserregister 
u. in zum Anusschneiden der Titel geeigneter Weim 
gedruckt, 1. Jahrg. 1902. Nr. 1, 4°. (96 Sp. u. XIX &) 
Leipzig, F. Dietrich 1.- 





J. 





Schweitzer Verlag (Arthur ‚Sellier) München 











aftpflichtrecht und Reichs 





versicherungs-&gseizgebung 


2. völlig umgearbeitete Auflage. 


Herausgegeben von 


Dr. jur. Ludwig Lass, 


Kais, Reg.-Rat a. R.-V.-A. und Privat-Dozent 
a. d. Univ. Berlin. 


gr. 8°. (XX, 303 S.). 


Allgemeine Zeitung: 


und 


Dr. jur. Rudolf Maier, 


Rechtsanwalt in München. 


Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20. 


. . Sowohl für den Juristen als für den Laien ist das Werk von hohem Wert, da 
es über alles in dieses weite Gebiet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt. Die beiden 
Verfasser arbeiten bereits jahrelang praktisch im Verwaltungswesen und waren umsomehr 
berufen, sich an die schwierige Aufgabe zu wagen; sie haben dieselbe vorzüglich gelöst. 


Augsburger Abendzeitung: 


+. . Die neueste Gesetzgeburg einschliesslich des Gesetzes vom 18. Juni 1901 und 
die gesammte Literatur und Judikatur sind in sorgfältiger Weise berücksichtigt. Was das 
Werk nach seiner ersten Probe besonders auszeichnet und was durchweg die Sachkunde 
der erfahrenen Fachleute verrät, ist die plastische, klare Darstellung und die ganz her- 
vorragende Casuistik, die erschöpfende Erörterung von Einzelfällen 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur senier München 





















In den nächſten Zagen gelangt zur Ausgabe: 


Das Jagdrecht des — 
_ Königreid) Banern 


für das rechtsrhein. Bayern und die Pfalz 


ſyſtematiſch bearbeitet 


von T. 3. Wirſchinger, 


K. Bezirlsamtmann a: D. 





Gr. 8°. (27 Bogen.) Broſchiert Mf. 6.80; in Ganzleinen gebd. Mt. 8.—. 








Schon nad) Erjcheinen der 1. Lieferung dieſer ausführlichen, ſyſtematiſchen 
Darftellung des Jagdrechtes herrichte in der Preſſe nur eine Stimme 
der Anerkennung. 













U. a. ſchreiben: 


Die „Münchener Neueste Nachrichten‘ Nr. 373 vom 13. Auguft: 


... Das Werk erjegt in feiner umfaifenden Auslefe der Rechtſprechung und Literatur eine 
ganze Bibliothek und erfpart damit dem Leſer Zeit und Mühe. Die Benügung der Rechiſprechung 
des Reihsgerihtd und der Serichtsböfe und Vermaltungsinftanzen —— deutſcher Bundes⸗ 
ſtaaten ſowie verſchledener Jagdfachzeltungen als Quelle bat die Erörterung des Rechts an zabl⸗ 
reihen praktiſchen Fällen ermöglicht, ein Worteil, der namentlich dem nicht Rechtobefliſſenen bei 
Gebrauch des Buches weſentliche Erleichterung im Berftändniffe der Lehrſätze bietet und dadurch 
ion dA8felbe bald zum unentbebrlichen Berater maden wird, 


Zwinger und Feld Nr. 34 vom 25. Auguft 1901: 


. ... Die Benützung der Rechtſprechung des Reichsgerichts und der Gerichtshöfe und Ber: 
mwaltungeinitanzen ſämtlicher deuticher Bundesftaaten ſowle verſchiedener Jagdfachzeitungen ala 
Quelle bat die Erörterung des Rechts an zablreichen praftifchen Fällen ermöglicht, ein Vorteil, der 
namentlich dem nicht Nechtäbefliifenen bei Gebrauch des Buches weſentliche Erleichterung im Ber: 
ſtändniſſe der Lehrſätze Dieter und Dadurch ſchon dasſelbe bald zum unentbebrlien Berater machen wird. 


Der Deutsche Jäger Nr. 25 vom 1. September 1901: 


-... Bon bobem Intereife für den Weidmann, aber auch für das Beritändnis der heutigen 
Geſergebung iſt der einleitende geichichtliche Abriß der Entwidlung des baneriichen Jagdrechts. 

















Augsburger Abendzeitung Nr. 304 von 3. November 1901: 


0. . Das Werk, das unferes Wiffens in der Fachliteratur bisber ohne Konfurrenz ift, 
wird ein vorzügliches Handbuch unferes Jagdrechtes werden und nicht bloß den Fachleuten, den 
Gemeindebebörden uud den Organen des Jagd- und Forſtſchutzes, fondern auch jedem Jagdfreunde 
als Nachſchlagebuch für alle Fragen des Jagdrechtes umſomehr die beften Dienite erweifen können, 
als ein Anhang auch den Wortlaut der Geſetzes- und Vollzugsbeitimmungen wiedergeben mwirb, 
fo dak das mübfame Nachſchlagen in den Geſetzesblättern eripart bleibt. 
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3. Schweißer Derlag airtur senier Münden 
Dr. Ernft Müller, 


f. Amtörichter u. Mitglied des Neihdtags f. Meiningen 


Das Deutſche Urheber: und Derlagsrecht. 


Band I, enthaltend: 


1. Das Reichsgefeg betr. das Urheberreht an Werken der Literatur und Tontunft. 
2. Die internationalen Urheberrechtsbeziehungen des Deutichen Reichs. 
3. Das Reichsgefe betr, das Derlagsredt. 


Preis ME. 7.—, gebunden in Ganzleinen ME, 8.20. 


Band II wird das fünftlerifche und photographiſche Urheberreht und das 
Geihmadsmuftergeieß umfaſſen. 


Jeder Band ift für ſich abgeihhlofien und einzelm zu beziehen. 
















Augsburger Abendzeitung: 
+. &minente Beberrfchung und Durdarbeitung der ganzen Materie, fchärfite Begriffe⸗ 
beſtimmung, überfichtliche, erichöpfende und do kurze und präziie Faſſung der Erläuterungen 

baben fi vereinigt, um einen ausgezeichneten Kommentar zu ſchaffen. 


Gewerbl. Rehtsihug und Urheberrecht: 
+. Ebenfo wie in feinem Wettbewerbsfommentar bat ber Verfaſſer auch bier beiondert 
berftanden, eine Fülle der in der Praris auftretenden Fragen in anſchaulicher Weife zu erörtern. 


In der Nationalzeitung ſchreibt ein hervorragender Jurift: 


.... Das Werf darf als eine Bierde unferer neuen juriftifeben Literatur bezeichnet werden. 
Man merkt es dem Buche auf Schritt und Tritt an, daß der Berfafier, der an den Beratungen 
des Reichetags bervorragenden Anteil genommen bat, Gelegenheit batte, fi in die Materie im 
eigentlichen Einne des Wortes zu „vertiefen“ und fo wird es faum eine frage geben, über die 
man vergeblich bei ibm Rat fucht. 











Soeben iſt erſchienen: 


die gemeinrechtliche Entwickelung 


internationalen Brivat- und Strafrecht; 
his Bartolus 


Erſtes Stück: Die Geltung der Stammrechte in Italien 
Don 


Dr. Karl Neumeyer 


Privatdozent an der Univerfität Münden 
(VII, 313 ©.) Broidiert M. 8,—, — 









— gt. 8". 
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Berlan von C. J. Hirſchfeld in Zipper 





Soeben eridien: 


Das Geiverbegerichtsgeleh 


vom 29. Juli 1890/30. Juni 1901. 


An der vom 1. Yanuar 1902 ab geltenden Faſſung der Belanntmahung vom 
29. September 1901 (R. G. Bl. 1901, Seite 353). 


Erläutert 
von 


Dr. jur. 5. Hirfekorn, 


Berlin, 
— Preis cartoniert Mt. 2,0. — 





3. Schweißer — (Arthur Selier) Münden. 


Das in Bayern geltende ae 
unter Berüdfichtigung des Waflerrechts 


bon 


Ehriftian Meifner 


Rechtsanwalt in Würzburg 


8°. (ca. 21 Bogen) brojd. ME. 6.—, in Ganzleinen geb. Mt. 7.20. 


R e N h t 8 | J ‚Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München | 


praktikantenkurs | Die Bankdenotgeschäfte 














1992/1993. in geschichtl,wirtschaftl. u. rechtl. Beziehung 
Der Justizkurs des Herrn Land- dargestellt von 
gerichtsrats Dr. Becher in München Pr. Fr. Schweyer, 


für Rechtspraktikanten, die im Dezem- Bezirksumtsassessor. 
ber 1903 die Staatsprüfung machen, # Gr. 8°. (VI, 171 S.) 1899. Mk. 3.50. 
beginnt am 1. Oktober 1902, findet i 


wöchentlich dreistündig, und zw 
8 am „Association Berliner Schneider" 


am Dienstag und Donnerstag jeweils, Friedrich Modler & Co. 
früh von 8 bis 9'/s Uhr statt und, — BERLIN SW., Johanniterstr. 16. 
umfasst alle Justizfächer. Für die, x Spezialität: 
Berechtigung auf die einzelnen Plätze | LC Amtstrachten 


(40) entscheidet die Zeit der An- 
meldung. Die Anmeldungen wollen 


[_. Professoren u. Justizbeamte, 


— Robe und Barett: 
us; ur. r inr 
München, Hessstrasse 5/1 adressiert | „a, Richter una Rechtsanwälte von 2545 Mk. 


werden, mündliche Anmeldungen aber , | Für Gerichtsschreiber . . . .„ 25-35 „ 


bei freier Zusendung. (28) 





Justizpalast 94/I eıfolgen. (108) 
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Verlag von Gustav Fischer in Jena. 














Soeben wurde vollständig Band XXU der 


Jahrbücher wiss -r. 


Herausgegeben von Prof. Dr. J. Conrad in Halle a. S. 








in Verbindung mit 
Prof. Dr. Edg. Loening in Halle a.S. und Prof. Dr. W. Lexis in Göttingen. 


Nebst Volkswirtschaftlicher Chronik. 


Monatlich erscheint ein Heft im Umfange von mindestens 11 Druckbogen. Sechs Hefte 
bilden einen Band. Preis des Bandes: 18 Mark, 


— Preis eines einzelnen Heftes: 3 Mark 60 Pf. — 


Die Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik erscheinen seit dem Beginne 
des Jahres 1891 in der „Dritten Folge“ und zwar in einem erweiterten Umfange. 

Die Jahrbücher tragen in ihrer vergrösserten Form mehr als bisher den prak- 
tischen Bedürfnissen des Beamten, Politikers und Geschäftsmannes Rechnung. Der 
neu hinzugekommene Raum wird benutzt, um die wirtschaftlichen und sozialen 
Tagesfragen zu behandeln und namentlich die Diskussion über die Gesetzgebung 
nicht nur zu verfolgen, sondern durch eigene kritische Abhandlungen zu unterstützen. 

Auf diese Weise hoffen die Herausgeber und die Verlagsbuchhandlung ein Organ 
zu schaffen, welches der gebildeten Welt des In- und Auslandes alles bietet, um unser 
soziales und wirtschaftliches Leben richtig beurteilen und in der Entwickelung ver- 
Jolgen zu können, dann aber besonders allen denen, welche berufen sind, an den Auf- 
gaben der Wissenschaft wie der Gesetzgebung mitzuarbeiten, das ganze Material 
vorzulegen, um auf der breiten Basis internationaler Vergleichung sich ein eigenes 
Urteil über die verschiedenen Fragen zu bilden. Der Beamte soll darin die Gesetze 
finden, welche er für seine Amtsthätigkeit braucht, und durch die Darstellung, wie 
sie entstanden sind, über ihre Ziele orientiertwerden. Der Geschäftswelt, namentlich 
ihren Organen, den Handelskammern, deren Thätigkeit fortan mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt werden soll, wollen die Jahrbücher durch statistische Zusammenstellungen 
und Berichte, namentlich aus dem Auslande, mehr als bisher nützlich sein. 

Die Berichte der Fabrikinspektoren in Deutschland und Oesterreich werden 
fortan regelmässig in der Rubrik Miszellen auszugsweise wiedergegeben werden. 

Ebenso wird die Gesetzgebung und das Budget von Frankreich, Italien, Eng- 
land, den Vereinigten Staaten, — * und Deutschland fortlaufend weiter 
besprochen werden. 

















Seit dem Januar 1898 wird den IIeften der ‚Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik‘ 
eine neue Rubrik beigegeben, in welcher unter dem Titel 


BES Volkswirtschuftliche Chronik U 


über alle neuen Ereignisse auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiete sofort kurz berichtet wird, um 
so die Leser der „‚Jahrbücher‘‘, von allen wirtschaftlichen und sozialen Begebenheiten im In- und 
Auslande thunlichst rasch in Kenntnis zu setzen. 

Die „‚Volkswirtschaftliche Chronik‘ oelangt mit jedem Heft der „„Jahrbiücher‘‘ zur Aussabe 
Sie wird besonders paginiert, um den Abonnenten der „Jahrbücher‘‘ die Möglichkeit zu geben, sie 
getrennt von den übrigen Teilen der Zeitschrift binden zu lassen. 

Die Chronik wird durch ein Sachregister bereichert und ist selbständig zu haben. 

Die volkswirtschaftliche Chronik behandelt fortlaufend: 1) Landwirtschaft und verwandte Ge- 
werbe. 2) Industrie, Handel und Verkehr. 3) Geld, Kredit, Währung. 4) Kleingewerbe. 5) Arbeits- 
verhältnisse, 6) Finanzwesen, 7) Versicherungswesen. 8) Verschiedenes. 












24 (Porträfs 


der hervorragendften Schriftfteller und Schrift: 
ftellerinnen des In: und Auslandes enthält der fo- 


eben erfchienene Weihnachts-Ratalog der VDerlags- 
buchhandlung Albert Cangen in München« 
Zufendung unter Kreuzband 


grafis und franko 











Der neueste u. wertvollste Kommentar 7’7.0..x.0. 


ist der soeben erschienene u 
sam Goergel, Rechtsprechung > 


650 Seiten. 8°, gebunden M. 6.—, 
weil bier diese Gesetze nicht durch die Ansicht eines Autors, "sondern dur die Ergeb- 
nisse der ganzen deutschen Rechtsprechung erläutert werden. (107) 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 







Derlag von Dunder & Humblot in Leipzig. 
Seftgabe der Göttinger Juriſten⸗ Falultãt 


für 
Ferdinand Regelsberger 
zum 70. Geburtstage am 10. September 1901. 
Preis 10 Mt. 


Anbalt: Der Anspruch des Sciffägläubigers, fein Anbalt und feine [riRiie Natur. Bon 
B. ar — Quellen des Nürnberger Stadtrects, Bon I Merkel. — Der Begriff der 
Wide rrechtlichkeit im $ 128 des Bürgerlichen Geſezbuchs. Von G. Pland. — Beziehungen zwiſchen 
Staat und Kirche auf dem Gebiet des Eberechts. Bon Paul Schön, — Mediziniiche Forſchung und 
Strafredt. Bon 2.0. Bar. — Ter Makler im Hanfagebiete, Bon F. Frensdorff. — Der Begriff 
des Schusgeſetzes im $ 828 des Bürgerlichen Gejegbuds. Von &. Detmold. — Die Vorftelungs 
tbeorie. Ein keitifcher Beitrag zur ae ee on Robert v. Hippel. 


Drineipien des Entei Enteignungsrechtes. 


Von Mar Laner. 


(Staat3- u. völferrehtl. Abhandlungen, hrsg. v. Yellinek und Anjhüg. IT. 
1%2. Preis 14 Mt. 


Handbuch für das Unterfuhen von Branditiftungen. 


3um Gebraud, für Juriften und Derficherungsbeamte. 
Von Landgerictsrat Dr. Albert Weingart. 
1895. Gebunden. Preis 3 ME. 
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In „Dr. iur. Ludwig Huberti’s Moderner Kaufmänn- 
ischen Bibliothek“ erschienen : 


Grundzüge der Statistik (mit besond. Berücksichtigung d. Wirtschafts- u, Handelsstatistik) f. 
Kaufleute u. Studierende. Von A. Nigel, Professor a. d. Handelsakademie Innsbruck. 


Der Gewerbetreibende und sein Recht. Fine gemeinverständliche systematische Dar- 
stellung des Rechts der Gewerbe- und Handeltreibenden für Kaufleute, Fabrikant-n, Hand- 
werker u. sonstige Gewerbetreibende sowie Behörden von Emil Wolff, Bürgermeisterei-Bei- 
geordneter und Vorsitzender des Gewerbegerichts, Offenbach a, M. 


Das Recht des Kaufmanns. Praktische Einfübrung in das neue deutsche Handelsrecht auf 
Grund des Handelsgesetzbuchs und der übrigen neuen handelsrechtlichen Gesetze. Gemein- 
verständlich für d. gesamten Handelsstand dargestellt von Oberlandesgerichtsrat a. D. Francke, 
Hannover. 


Kaufmännische Rechtskunde. Fine gemeinfassliche Darstellung des Rechts im Handel, Ge- 
werbe und Verkehr. Zugleich ein Abriss der allgemeinen Bürgerkunde, der alles enthält, was 
der Kaufmann als Staatsbürger wissen muss. Auf Grund der neuen Reichsgesetzgebung und 
unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse des Handels- und Gewerbestandes bearbeitet 
von Dr. iur. Max Weiss, Polizei-Rat in Leipzig. 


Was der Kaufmann vom bürgerlichen Gesetzbuch wissen muss. Die für den Kauf- 
mann und Gewerbetreibenden kennenswertesten Bestimmungen des neuen bürgerlichen Rechts. 
In systematischem Abriss zusammengestellt von @. Hack. Vierte Auflage (7.—12. Tausend). 


Was muss der Kaufmann bei Konkursen thun? Fine gemeinverstäudliche Darstellung 
des deutschen Konkursrechts und Konkursverfahrens. Auf Grund der neuen Gesetzgebung 
bearbeitet von Syndikus Hermann Pilz, Leipzig. 


Wie gewinnt der Kaufmann seine Prozesse ? Eine ausführliche Anleitung zur Prozess- 
führung — im besondern bei den Amtsgerichten — auf Grund der neuen Gesetzgebung und 
nach den Regeln der praktischen Erfahrung. Für den Handels- und Gewerbestand gemein- 
verständlich bearbeitet von Hermann Pilz, Syrdikus des „Verbands reisender Kaufleute 
Deutschlands‘‘ in Leipzig. 


Der kaufmännische Agent. Fine kurze Darstellung der Rechte und Pflichten der kauf- 
miännischen Agenten. Für Inhaber von kaufmännischen Agenturen und für Geschäftsherren 
zum prakt. Gebrauche bearbeitet von Landrichter Ü. Methner, Ratibor. 


Das Buchführungsrecht der Aktiengesellschaften, im besondern die Bilanz der Aktien- 
gesellschaften, nach dem neuen Handelsgesetzbuch und der sonstigen neuen kaufmännischen 
Gesetzgebung, Von R. Be'gel, Strassburg. 


Das allgemeine deutsche Buchführungsrecht. Die kaufmännische Buchführung nach dem 
neuen Handelsgesetzbuch und der sonstigen neuen kaufmännischen Gesetzgebung. Mit prak- 
tischen Beispielen, Tabellen und Formularien. Für den Handgebrauch bearbeitet von R. Beigel, 
Strassburg. 


Internationales Buchführungs-Recht. Die gesetzlichen Bestimmungen des Erdballs über 
Buchführung. Für den Handgebrauch zusammengestellt von Dr. iur. Ludwig Huberti, Leipzig, 
und P. Ch. Martens, Handelslehrer in Berlin. 


Die deutsche Genossenschaftsgesetzgebung (in der neuen Textfassung), gemeinverst. dar- 
gestellt f. d. Handels- u. Gewerbestand von Dr. iur. H. (rüger, Red. der „Blätter f. Genossen- 
schaftswesen‘‘, Anwalt des „Allgem, Verbands der auf Selbsthilfe beruhenden deutschen Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften‘‘ in Charlottenburg-Berlin. 


Das deutsche Arbeiterrecht mit besond. Berticksicht. der Arbeiterversicherung auf Grund 
der neuen Gesetzgeb. gemeinverständlich dargest. f. Arbeitgeber u. Arbeitnehmer. Von Alfred 
Wengler, Regierungsrat b. d. Kgl. Kreishauptmannschaft usw. zu Leipzig. 


Das deutsche Konsular- und Kolonialrecht. Far den praktischen Gebrauch bearbeitet von 
P. Ch, Martens, Handelalehrer in Berlin. 


Zollgesetzkunde für Kaufleute. nachschlagebuch für Handels- und Gewerbetreibende, sowie 
Angestellte aller Transportanstalten. Zugleich Leitfaden f. d. Unterr. an höberen Handels- 
lehranstalten. Von Ant. Kralik, Oberamts Controlor b.k K. Hauptzollamt Wien, Dozent für 
Zollgesetzkunde a. d. „Wiener Handelsakademie‘‘, Besitzer d. gold. Verdienstkreuzes. 


Die private Versicherung im Dienste des Kaufmanns. Grundzüge des Versicherungs- 
wesens auf Grund der neuen Gesetzgebung gemeinverständlich dargestellt für den Handels- und 
Gewerbestand. Von Karl Friedrich Leitner, Oberlehrer a. d. höheren Handelsschule zu Mainz. 


Grundzüge der Volkswirtschaftslehre in übersichtlicher Darstellung, zum Gebrauche an 
Handelslehranstalten, Gewerbe- u. Fachschulen, Von Ludwig Fleischner. Prof. a. d. öffentl. 
deutschen Kommunal-Handelsschule in Budweis. 2. verb. u. verm. Aufl. 


— Preis pro Band gebd. Mk. 2.75. — (105) 


Verlag der Modernen Kaufmännischen Bibliothek. 
Dr. iur. Ludwig Huberti, Leipzig. 
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d. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 








Dr. Ernst Jaeger, 


ordentl. Professor a. d. Universität Würzburg. 


Das Bürgerliche Gesetzbuch 


mit Nebengesetzen 


und einem Gesamtregister 
für den akademischen und praktischen Gebrauch. 
Erschienen sind die Ausgaben für: 


N ca. 30 Reichsgesetze. gr. 8. (VI, 801 8.). In Ganzleinen 
Das Deutsche Reich. +}, ,,"% 


Ani r ca. 70 Reichsgesetze und 17 Landesausführungsgesetze. 
Das Königreich Preussen. gr. 8°, (VII, 1408 S.). In Halbfranz geb. Mk. 11.—. 


Ani r ca. 60 Reichsgesetze und 14 Landesausführungsgesetze. gr. 8*. 
Das Königreich Bayern. 1375). In Haibfranz geb. Mk, 10.50. 


N 1 ca. 70 Reichsgesetze und 18 Landesausführungsgesetze. 
Das Königreich Sachsen. ;;; 5. "win 1370 8). In Halbrranz geb. Mk 11. 


ca. 70 Reichsgesetze u. 18 Landesausführungsgesstze. 
Das Grossherzogthum Baden. gr. 8°. (VIII, 1330 8.). In Halbfranz geb. Mk. 11.—. 


i i e N ca. 70 Reichsgesetze und 138 Landesaus- 
Die Reichslande Elsass- Lothringen. me 
In Halbfranz geb. Mk. 11.—. 


Die Ausgaben zeichnen sich durch praktische Anlage, korrekten Gesetzestext, 
grossen, deutlichen Druck, elegante Ausstattung und ausserordentlich billigen Preis 
aus. Sie erfreuen sich infolgedessen in der Praxis grosser Beliebtheit und werden 
auf allen Universitäten den Studierenden empfohlen. 


Die Ausführungsgesetze zum Bürgerlichen Gesetzhuche. 


Sammlung der von den Bundesstaaten zur Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und seiner Nebengesetze erlassenen Gesetze und mit Gesetzeskraft 
versehenen Verordnungen 








herausgegeben von 


Dr. Heinrich Becher, 


k. Landgerichtsrath in München. 


gr. 8°, 2 Bände und Ergünzungsband mit Gesamtregister (ca. 215 Bogen). Brosch. Mk. 32.60, 
in Halbfranz geb. Mk. 38.50. 


Urteile der Presse: 


Neue Badische Landeszeitung. No. 133 v. 18. März 1900, 

Sr . ein Werk, das bald jedem Praktiker unentbehrlich sein wird. In verhältnis- 
mässig kurzer Zeit ist die Vollendung dieser immensen Arbeit gelungen, Wer in seinem 
eigenen Rechtagebiete sich die einzelnen Gesetze und Verordnungen zusammensucht, die 
zur Ausführung des B.-G.-B. nötig wurden, hat Arbeit genug. Als ein Ding der Unmög- 
lichkeit aber schien es fast, sich in den Ausführungsbestimmungen der übrigen Einzel- 
staaten zurecht zu finden. In der vorliegenden Sammlung ist das ganze Material 
zusammengestellt und systematisch geordnet. Jeder Staat bildet eine Gruppe für sich und 
innerhalb eines jeden Staates sind wieder dessen Gesetze und Verordnungen übersichtlich 
zusammengestellt. Dabei hat jeder Einzelstaat einen besonderen Titel, der in einem 
Kartonblatt besteht und dadurch das Nachschlagen erleichtert. Kein Zweifel, dass sich 
der Herausgeber den Dank aller mit der Rechtspflege in Berührung kommenden Kreise 
verdient hat. (Hachenburg.) 


Blätter für administrative Praxis 1901. No. 1/2. 
Der praktische Wert dieser Sammlung bedarf keiner weitläufigen Erörterung, da das 
hier zusammengestellte Material dem Einzelnen selbst bei erheblichem Aufwande von Zeit, 
Arbeit und Kosten nur sehr schwer erreichbar ist. 


Archiv für bürgerliches Recht. März 1900. 
+. . Der Wert einer derartigen Sammlung für die Wissenschaft wie die Praxis ist 
»o unverkennbar, dass darüber kein Wort mehr verloren zu werden braucht. Eine trefl- 
liche Ausstattung und übersichtliche Anordnung möchten noch als besondere Vorzüge 
einer Arbeit zu nennen sein, die sich gewiss bald zahlreiche Freunde schaffen wird, 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


Deutsche Juristen- Zeitung. 


Herausgegeben von 


Dr. LABAND, x Dr. STENGLEIN, x Dr. STAUB, 


Professor. Reichsgerichtsrat aD, Justizrat. 
— Erscheint jeden I. und 15. M. 3.50 vierteljährl. — 


Inhalt der ersten Nummer des VIl. Jahrganges: 

Zum neuen Jahrgange. — Laband, Prof,, Eine staatsrechtliche Erörterung 
z. Entwurf des neuen Zolltarifgesetzes. — v. Bülow, Senatspräs., Schweizerisches 
u. deutsches Strafrecht. Lenel, Prof., Zur Deliktshaftung der juristischen Per- 
sonen. -- Dove, Landgerichterat a. D., Die Unpopularität des Juristenstandes in 
Deutschland. v. Liszt, Prof., Strafrecht u, Psychologie. — Hoffmann, Dr., Die Ver- 
setzung eines Richters an eine nichtrichterliche Stelle. — Staub. Juristische 
Rundschau. — Neue Rechtagrundsätze des Reichsgerichts in Civilsachen. — Vermischtes. — 
Vereine u. Gesellschaften. — Neue Gesetze, Verordnungen u. del. — Sprechsanl: Arndt, Prof., Zur 
Rechtsgültigkeit des Preuss. Trauerreglements. — Eger, Reg.-Rat, Haftung der 
Eisenbahn für Überfüllung der Personenwagen. — Staub, Treu u. Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte. — Erlingehagen, Direktor, Die Tantiemengarantie 
beiAktiengesellschaften. — Samter, Dr,, Ersatz fürden Ausdruck: internationales 
Privat- bez. Strafrecht. — Litteraturübersicht, Mitgeteilt von Dr. Schulz, Prof. — Die Bel- 
lage (Spruchpraxis), enthält eingehende Auszüge neuer Urteile von 11 verschiedenen 
höchsten Gericht»höfen. 

Das Blatt hat seit 1. Jan. 1902 abermals eine Erweiterung erfahren durch Bei- 


fügung einer zweiten Beilage (Litteraturbeilage) und die neue Rubrik „Neue Rechtsgrundsätze des 
Reichsgerichts in Civilsachen*. Probenummer nnd Prospekte gratis und franko. 








Abonnements: Buchhandlungen, Postanstalten, Verlag. 


J. Guttentag, Derlagsbuhhhandlung, 6.m. b. h, Berlin W. 35. 


Zur Verjendung famen: 
Lieferung 19 und 20 von: 


++ 
Bürgerlidhes Gefekbud 
nebſt Einführungsgejet 
erläutert von 
Dr. 6. Blanc, 
Wirkliber Geb, Ratb, ord, Honorarprofeſſor an der Unliverſität Göttingen, 
in Verbindung mit 


Dr. 4. Achilles, Dr. F. Andre, M. Greif, 
Neichsgerichtsratb a, D. T, 0. Profeſſor, Gebeimer Auftizrath, 
F. Nitgen, D. Streder, Dr. $. Unzner, 
Amtörichter, Amtsrichter, Repierungsratb. 
ä &Erfte und ımweite Au [2 . 


Vollftändig liegen vor: 


Band I: Allgemeiner Theil. Preis 6 ME. 80 Pf., geb. in Halbfranz 8 ME. 80 Pi. 
Band II: Recht der Schuldverhältnifie. Preis 14 ME, geb. in Halbfranz 16 Mt. 
Band IV: Tyamilienreht. Preis 15 ME, geb. in Halbfranz 17 Mt. 

Band VI: Einführungsgejeß. Preis 9 Mi., geb. in Halbfranz 11 Mt. 


Die noch fehlenden 2 Lieferungen, Schluß von Band III und V, follen mit dem alle 6 Bände 
umfaiienden Sadıregiiter im Xaufe diejes Bierteljabrs folgen. 





_ Besonderer Beachtung empfehlen wir den beiliegenden Prospect des (igarren- 
Versandhauses J. Braun in Hamburg. 











Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 


Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der Herren Prof. Dr. Ernst Jaeger 


in Würzburg, Prof. Dr. Philipp Allfeld in 


Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 


herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 








Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.-=; für Abonnenten 


XV. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 1902 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5163). Nr. 3 


Jahrgang 





Insertionspreis : '/«spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 








Bürgerliches Recht. 
1. Goltz, Dr. Fritz, Das fiduziarische Rechts- | 3. Hirsch, Dr. Rob., Rechtsanw., u. Ludw. 


geschäft mit besonderer Berücksichtigung | 
des Wechsel- und Konkursrechtes. gr. 8°. | 


(94 8.) Marburg (N. G. Elwert) 1.80 


Die Frage nach dem Wesen der Fidueia 
beantwortet der Verfasser dahin: Das fidu- 
ziarische Rechtsgeschäft ist zusammengesetzt 


Nagel, Oberamtstierarzt, Die Gewähr- 

leistung beim Viehhandel nach dem 

bürgerlichen Gesetzbuch. gr. 8°. (VIII, 
554 S.). Stuttgart (W. Kohlhammer) 

10.—; geb. 12.— 

Der juristische Teil des Werkes ist be- 

reits 1900 erschienen und in dem nun vor- 


aus einem „positiv dinglichen“ und „nega- 
torisch-obligatorischen Vertrag“. Der Aus- liegenden Gesamtwerk ergänzt worden. Der 
druck „positiv‘‘ soll dabei sagen, der Ver- zweite, „thierärztliche‘ Teil des Werkes be- 
trag bringe eine Rechtswirkung und zwar | handelt in überaus eingehender Darstellung 
die in ihm ausgedrückte hervor. Der „nega- | zuerst die gesetzlichen Hauptmängel, sodann 
torische‘‘ Vertrag soll den dinglichen zeit- | bedungene Gewährmängel. Dem Praktiker 
lich begrenzen, seine Wirksamkeit ex nune — Jurist oder Tierarzt — wird das Werk, 
beseitigen, sobald der Zweck der fiduziarischen | das an Ausführlichkeit alle Vorgänger über- 
Übertragung erreicht ist (8. 12 £.). Neu ist | trifft, ein zuverlässiger Ratgeber sein. 

bei dieser Auffassung nur die sehr seltsame, | 
auf die Anvertrauung obligatorischer Rechte | 
nicht passende Formulierung. Oberflächlich 
und unseres Erachtens im Ergebnis unhaltbar 
ist der konkursrechtliche Teil der Arbeit | 
(8. 85 ff), in dem der Verfasser das Aus- | 
sonderungsrecht des Fiduzianten verneint. 


4. Kretzschmar, Ferd., Oberlandesger.-Rat, 
Einführung in das Grundbuchrecht. gr. 8°. 
(VIII, 507 8.). Leipzig (Rossberg & Berger) 

10.—; geb. 12.— 

Das Werk ist für den Praktiker und 
zwar vorwiegend für den sächsischen Prak- 
z .... ‚tiker bestimmt. Es ist aus Abhandlungen 

2. Gradenwitz, Otto, Prof., Wort-Verzeichnis | erwachsen, die der Verfasser im Sächsischen 
zum B.-G.-B. gr. 5°. (XI, 183 5.). Berlin | Archiv 1901 veröffentlicht hat. Das formelle 
(C. Heymanns V]g.) 4.— | Grundbuchrecht ist nahezu erschöpfend be- 

Das unter der Leitung von Professor | handelt. Aus dem materiellen Grundbuch- 
Gradenwitz hergestellteWortverzeichnisbietet ‚rechte hat eine eingehende Darstellung zu- 
ein sehr schätzbares Hilfsmittel für das nächst nur die wichtigste Materie, das 
Studium und die Anwendung des B.-G.-B. Mit | Liegenschaftspfandrecht, gefunden. Die Dar- 
Ausnahme der Artikel, der Hilfszeitwörter, | stellung zeichnet sich in allen Teilen durch 
des Personal- und Relativpronomens, der | Gründlichkeit, praktischen Blick und aner- 
Wörter „dass“, „so“, „und“, „zu‘ weist das kennenswerte Selbständigkeit, auch gegen- 
Verzeichnis jedes einzelne Wort des B.-G.-B. über der Rechtsprechung, aus. Auffallend 
mit grösster Genauigkeit nach. Das Unter- | erscheint indessen die Ablehnung des vom 
nehmen war ausserordentlich mühsam und Kammergericht (6. Mai 1901) vertretenen 
darf dankbarer Aufnahme gewiss sein. ı Satzes, dass der Konkurs das Grundbuch für 
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den Gemeinschuldner nicht sperre. Wenn 
der Verfasser (8. 114 f.) demgegenüber geltend 
macht, der Gemeinschuldner könne in An- 
sehung des konkursgebundenen Vermögens 
„nur noch obligatorische Verpflichtungen ein- 
gehen“, so ist das zweifellos irrig. Der Ge- 
meinschuldner kann über Massegegenstände 
„verfügen“; nur ist die Verfügung den Kon- 
kursgläubigern gegenüber unwirksam. Prak- 
tisch bedeutet das freilich in der Regel 
ebensoviel,wieeineabsolute Nichtigkeit. Allein 
einmal kann die Verfügung volle Wirksam- 
keit ex tunc erlangen, insbesondere bei Kon- 
kursverzicht ($ 202 K.-O.); sodann sagt ja 
der $ TI K.-O0. ausdrücklich, dass die Ver- 
fügungen des Gemeinschuldners den Schutz 
der publiea fides des Grundbuchs geniessen 
(s$ 892f. B.G.B.), was gar keinen Sinn hätte, 
wenn der Kridar nur noch obligatorische 


Verpflichtungen in Ansehung der Masse ein- 


gehen könnte. Doch das nur nebenbei. Das 
Werk verdient volle Anerkennung und wird 
auch dem nichtsächsischen Praktiker wie der 
Theorie treffliche Dienste leisten. 


5. Leske, Dr. Franz, Geh. Ob. -Justizrat, 
Vergleichende Darstellung des Bürger- 
lichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich und des Preuss. Allgem. Land- 
rechts. 1. u. 2. Aufl, 8. Lfg. gr. 8°. Berlin 
(Otto Liebinann) 


Eine dieser Lieferung beigegebene Notiz | 


teilt mit, dass die Vollendung des trefflichen | 


Werkes durch eine schwere Erkrankung des 
Verfassers aufgehalten worden ist. Auch im 
Interesse der Wissenschaft bedauern wir 
diese Thatsache sehr und wünschen dem 
hochverdienten Verfasser eine baldige Wieder- 
herstellung. Das vorliegende Heft enthält | 
den in den $$ 1922— 2006 behandelten Rechts- 
stoff. In der Streitfrage nach dem Grund- 
satze der Erbenhaftung bekennt sich Leske 
als Anhänger der beschränkten Haftung. 


6. Kommentar zum B.-G.-B., Das Familien- 
recht von Privatdoz. 0. Opet und Prof. 
W, von Blum. 1. Theil bearbeitet von 


1.40 
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OÖ. Opet. gr. 8°. (S. 1—216.). Berlin 
C. Heymann) 4.— 


Die Lieferung enthält den Kommentar 


‚der $$ 1297—1429, bearbeitet von Privat- 
dozent Opet in Kiel. 


Der Verfasser ist auf 
dem Gebiete des Familienrechts durch sein 
1899 erschienenes, auch in diesen Blättern 
gewürdigtes „Verwandtschaftsrecht“ rühm- 
lich bekannt. Die vorliegende Arbeit zeichnet 
sich namentlich durch Berücksichtigung einer 
reichen Literatur aus und verdient um ihrer 
Klarheit und Übersichtlichkeit willen alle 
Anerkennung. Auch die prozessrechtlichen 
Fragen sind eingehend behandelt. 


7, Planck, Dr. G. Das Bürgerl. Gesetzh 
nebst Einführungsgesetz. 1. u. 2. Aufl 
Lfg. 19/20. gr. 8°. Berlin (J. Guttentag) 

2.30 
Mit dieser Lieferung hat auch der 
sechste Band des Planck’schen Kommentars 


‚ seinen Abschluss gefunden. Die Erläuterungen 


(vom Herausgeber und vom Reg.-Rat Pr. 
Unzner verfasst) zeichnen sich auch hier 
durch einzigartige (ründlichkeit aus. Die 
Ausführungsgesetze sämtlicher Bundesstaaten 
sind mit grösster Genauigkeit berücksichtigt. 


‘Als Beweis für die Gediegenheit der Arbeit 
‚sei nur die Erläuterung der art. 198—202 


hervorgehoben (8. 349— 375). 


8. Spahn, Dr. P., Reichsger.-Rat., Verwandt- 
schaft und Vormundschaft nach dem 
Bürgerl. Gesetzb. f. d. Deutsche Reich. 
gr. 8°. (VI, 291 S.). Berlin (J. —— 

0: ; geb. 6.75 
Die Abhandlung unterscheidet sich von 
den übrigen Monographien der Guttentag- 
schen Sammlung durch absoluten Verzicht 
auf Literatur- und Materialienangaben. Diese 
Resignation thut dem wissenschaftlichen 
Werte des Buches entschieden Abbruch. Man 
kann an keiner Stelle erkennen, was eigene 
und was fremde Forschung, wäs unstreitig 
und was bestritten ist. Auch die Übersicht- 
lichkeit der Darstellung lässt zu wünschen 
übrig. Von den landesrechtlichen Ans 
führungsvorschriften sind nur die preussischen 
berücksichtigt. 


Rechtsgeschichte. 


Besprochen von Professor Dr. Ernst Mayer, Würzburg. 


1. Neumeyer, Dr. Karl, Privatdoz., Die ge- 
meinrechtliche Entwickelung des inter- 
nationalen Privat- u. Strafrechts bis | 
Bartolus. 1. Stück: Die Geltung der 
Stammesrechte in Italien. gr. 8°. (XIV, 
313 8.). München (J. Schweitzer Verlg.) 
Eine vorzügliche Arbeit. Der Verfasser 

sucht die Geltung des longobardisch-frän- 


kischen Rechts und der römischen Normen, 
in Süditalien auch der normannischen, zu ver- 
‚folgen und damit den Boden zu gewinnen für 
das Verständnis der professiones juris. Von Ar- 
beiten auf diesem Gebiet ist eindringendes 
noch sehr wenig geleistet. Das was Verfasser 
bietet, führt jedenfalls erheblich weiter. Natär- 
lich kann man da und dort eine Anmerkung 
machen und so kommt m. E. auf 8. 45 das 
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venezianische Recht zu kurz, das doch erst 
im Zusammenhalte mit süditalischen und 
sardinischenRechten einerseits,byzantinischen 
andererseits reeht verstanden wird: ich ver- 
weise da auf die Untersuchungen von Besta. 
Zu 8.139 bemerke ich, dass in dem Urkunden- 
buch von Arezzo professiones jurisnicht selten 
vorkommen, vielleicht im Zusammenhang mit | 
den eigentümlichen Siedelungen der Longo- | 
barden in dieser Gegend. Unrichtig ist es, 
wenn der Verfasser (S. 198) in der Normandie 
seit dem Ende des 11. und Anfang des 12. 
Jahrhunderts eine starke Beeinflussung durch 
römisches Recht annimmt; die Rechtsquellen 
reden da eine ganz andere Sprache. Zu den 
Erscheinungen, von denen 8. 54 spricht, ge- | 
hören auch die advocati für die lex und die 
advocati für den usus in Pisa (Statuti Pisani 
8. 25 $4), die constituta de legibus quam 
de usu ebendort (S.9 8 21), oder die judieia | 
de usu und de lege in Pistoja (z. B. Muratori 
antiquit. IV col. 560 $ 131.) — Allein gerade 
wer selber in italienischer Rechtsgeschichte | 
zu arbeiten hat, freut sich immer wieder 
über Fülle und Frische des Gebotenen. Man 
wird die weiteren Teile des Werkes mit den 
besten Hoffnungen erwarten dürfen. 





| 
| 
| 


2. Rechtsquellen, Die, des Kantons Bern. 
I. TI. Stadtrechte. I. Bd. Das Stadtrecht 


158 


dem Germanistischen, etwas eingehender 
erweisen. — Hier steht zu Anfang eine sehr 
interessante Abhandlung über Hagestolzen- 
recht von W. v. Brünneck, der uns ja in 
den letzten Dezennien eine Reihe von so 
wertvollen Untersuchungen über Hörigkeit 
geliefert hat. Brünneck zeigt zunächst, wie 
das Hagestolzenrecht sich gegenüber unfreien 
Leuten entwickelte, dann in sehr viel späterer 
Zeit auch auf Freie ausgedehnt wurde, und 
erst im 18. Jahrhundert abstarb. Nicht ein- 
verstanden bin ich freilich mit der Wort- 
erklärung in S. 22; vgl. dazu meine V. G. 
II, 8. 142 ff, zu der ich übrigens nachtrage, 
dass sich hagustaldir auch schon einmal in 
einer Runeninschrift findet. Auch scheint 
mir die Bedeutung des Hagestolzenrechtes 
daraus sich zu erklären, dass der Herr nur 
mehr den dem Unfreien zukommenden Kopfteil 
in der Familienkommunion einzieht (meine 


'V.G. U, 8. 22 #f.); deshalb fällt ihm der 


ganze Nachlass des Hagestolzen zu, weil 
dieser eben nicht in Hauskommunion lebte, 
Und deshalb bezieht sich das Recht nur auf 
den Mobiliarnachlass, weil in jener ersten 
Zeit ein Recht der Unfreien nur im Rahmen 
der Hauskommunion, d. h. für Mobiliarver- 


‚mögen anerkannt ward. Dass später das 


Hagestolzenrecht nur Leuten über 50 Jahre 
gegenüber geltend gemacht wurde (S. 32), 


von Bern I (1218--1539). Bearb. u. hrsg. | möchte ich nicht so transcendental wie der 





v. Dr. Friedrich Emil Welti. Lex.-8°. 
(LXXXL, 428 8. Aarau (H. R. Sauer- 
länder & (Üo.) 12.— 
Eine wie es scheint ganz vorzügliche und 
für den Rechtshistoriker erwünschte Ausgabe 
der Berner Quellen. An der Spitze steht 
natürlich die Berner Handveste, welche in 
einer genauen einleitenden Untersuchung als 
eine Fälschung vom Ende des 13. Jahr- 


| 
I 
I 


hunderts angesprochen wird. Es scheint da- 


mit eine langjährige Streitfrage entschieden. 


Verfasser begründen, sondern auf die ein- 
‚fache Vorstellung hinführen, dass eben all- 
mählich das Hagestolzenrecht nur mehr als Ab- 
gabe der Junggesellen empfunden wird; und 
steter Junggeselle ist man mit Wahrschein- 
lichkeit erst in jenem Alter. Wenn Brünneck 
‚auch die dänischen Stadtrechte heranzieht, so 
' stimme ich vollkommen bei. Er verpflichtet sich 
aber damit eben auch zu der Auffassung, dass 
die Bürger in Dänemark ursprünglich unfrei 
waren. Welch wichtige Folgen sich daraus 





Dann folgen die Berner Satzungen des 14. 
und 15. Jahrhunderts. Schliesslich die Stadt- | 
satzıng vom 15. Jahrhundert. Die Ausgabe | 
kann sich mit den vortrefflichen holländischen | 
Ausgaben spätmittelalterlicher Stadtrechte 
messen. 


3. Zeitschrift der Savigny-Stiftung f. Rechts- 
geschichte. Hrsg. v. E. I. Bekker, A. 
Pernice 7, L. Mitteis, R. Schröder, 
H. Brunner, U. Stutz. 22. Bd. 35. Bd. 
der Zeitschrift. Rechtsgeschichte. 2Hfte. 
gr. 8”. Weimar (H. Böhlau’s Nachf.) 19.60 

1. Germanistische Abth. (XXII, 465 5.) 
12.40. — 2. Romanistische Abth.(XXVI, 
249 S.) 7.20. 

Die Redaktoren der Zeitschrift können 
sich freuen über die Bände, welche sie hier 
zusammengestellt haben. Sie enthalten eine 
Reihe trefflicher Untersuchungen. Referent 
will das auf dem ihm vertrauteren Gebiete, 


ergeben, hoffe ich anderwärts darzustellen. 
— Nicht auf derselben Stufe ruhiger, metho- 
discher Forschung steht die folgende Ab- 
handlung von Th. Knapp: Grundherrschaft 
im südwestlichen Deutschland vom Ausgang 
des Mittelalters bis zu der Bauernbefreiung 
‘des 19. Jahrhunderts. So bedeutsam das 
Objekt ist — viel von unserer modernen 
ı Bauernbewegung lässt sich nur aus dem 
richtigen Verständnis desselben erklären —, 
so kann Knapp's Untersuchung trotz manchen 
hübschen Details (z. B. 8. 92f.) nicht als 
' Lösung betrachtet werden; dazu stammt die 
' Arbeit vielzusehr aus zweiter Hand ; manches, 
'z. B. S. 73, das über die gutherrliche Gerichts- 
barkeit gesagte, ist sehr dürftig; für die Stel- 
lung der Gutsherrschaft zur Hofteilung — der 
springende Punkt für moderne Verhältnisse — 
‚sind die Rechtsquellen ebenso übersehen, wie 
die gemeinrechtliche Behandlung der Em- 
'phyteuse nicht beachtet ist. — Ein von den 
Skandinavisten schon wiederholt berührtes 
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Thema bespricht der Aufsatz von Boden über sammenhängende Hertschaften; die einzelnen 
das norwegische Odalsreght. Gewiss ist dem | Höfe des Neubesitzes verwalten villiei, ma- 
Verfasser in seinem Widerspruch gegen Heck | jores (der nordische bryti); eine kleine Eigen- 
zuzustimmen, welcher unter den hoeldar die | wirtschaft ist zu vermuten. Ein klassisches 
—— ya will; das zeigt ausser | Exempel gibt das Güterbuch Waldemar IL 
vielem anderen schon die formell isländische, | von Dänemark. Wittich selbst hat ja in 
materiell ganz norwegische Jönebok kaupab seiner früheren Untersuchung wesentlich zu 
24, wo riddara kona steht, während die Vor- | dieser Erkenntnis verholfen. Allein der 
lage (Landsloeg. kaupab. 21) ‚hat: haulz- | Grundfehler ist eben, dass er mit Heck neben 
manns kona. Eine sorgfältige Untersuchung | den nobiles keine freie Bauernklasse kennt 
der nordischen Quellen würde ergeben, dass — Sehr wenig befriedigt die Untersuchung 
der hoeldar dem schwedischen fraelsaemaen von Zycha tiber den t. 37 der | Salica 
entspricht und auch in dänischen Quellen sein | Es ist das eine jener unglücklichen Arbeiten, 
allerdings verwischtes Gegenbild hat. Auch welche eine Frage des primitiven Rechtes 
das ist mit Recht betont, aber nichts neues | aus ein paar volksrechtlichen Stellen zu lösen 
mehr, dass der Kreis der agnatischen odals- | sucht, während gerade dazu der ganze Apparat 
berechtigten enger ist als die spätere Erb- | der späteren Quellen heranzuziehen ist — da 
berechtigung. Allein das steht doch noch | namentlich die französisch-belgischen und die 
dahin, ob wirklich das einzige Merkmal des | nordischen in der Frage sehr ausgiebig sind; 
Odalsrechtes im Stammgutsrecht lag. Die|der Verfasser weiss das —— air 
Ausbildung des Einstandsrechtes aber scheint | Der Versuch, das durch tit. 37 geschilderte 
mir in den nordischen Quellen daher zu Verhältnis in den ersten 3 Tagen auf eine 
rühren, dass hier ein festes Grundeigentum nicht deliktische revocatio zu beziehen 
erst in einer späten Zeit sich ausschied, wo | dann aber die Anfangsklage einsetzen zu 
dann der Gedanke eines Familieneigentums |lassen, ist kaum zu verstehen und wider- 
sich nicht mehr bilden konnte. Jene allem, was wir wissen. — S. Rietschel 

Ich will sofort in diesem Zusammen |hat einen grossen Aufsatz über die Ent 
hange zu einer erst später folgenden umfang. ®tehung der freien Erbleihe geliefert. So 
reichen Untersuchung des bekannten Wirt- | weit er sich in seinem ersten Teil mit all- 
schaftshistorikers Wittich, über die Frage gemeinen Reflexionen den Ausgangspunkt 
der Freibauern — sie ist auch in einem |frei zu machen sucht und damit in jene 
Separatabdruck in gleichem Verlag erschienen | Wnerquickliche Manier der Stadthistoriker 
(3 M.) — übergehen. Wittich geht von der | gerät, wo nicht Quelle gegen Quelle, son- 
schon einmal gestreiften Theorie Heck’s über dern Theorie gegen Theorie gesetzt wird, 
die Ständeverfassung aus: er hält also die | Will ich nicht weiter folgen; z. B. der Satz, 
nobiles der Volksrechte für die Freien; die dass bei der Grundanleihe Leihobjekt nur 
liberi sind freigelassene. Ist diese Theorie un- der Grund und Boden selbst ist, während 
richtig — und sie ist gänzlich verfehlt, gerade das errichtete Gebäude Eigentum des Er- 
auch für Sachsen selber —, so fallen dann | richters wird, ist durch ein paar Citate von 
auch Wittich’s Grundlagen : gerade dieskandi- | Schriftstellern noch lange nicht erwiesen, 
navischen Rechte, besonders die so naheliegen- | Und ich bezweifle seine Erweislichkeit. Wenn 
den dänischen geben ein ganz anderes Bild, dann Rietschel eine öffentliche Grundabgabe 
das der Referent bald vorzuführen hofft. | leugmet, so widerspricht das weiterhin den 
Was Wittich selber beibringt, sind über. Quellen; seine Bemerkungen gegen meine Aus- 
wiegend unbelegte Reflexionen; die Art, wie | führungen (8. 190 N. 2, 3) zeigen, dass er 
er dabei z. B. die ihm offenbar ganz fremden | oberflächlich gelesen; denn was er behauptet, 
skandinavischen Verhältnisse (S. 262 f.) be- |habe ich nicht gesagt und, was ich gesagt, 
rührt, ist charakteristisch. Dagegen denkt | habe ich quellenmässig begründet. In dem, 
er mit der 1. Visigoth, dieser Quelle aus einem | Was dann aber positiv ausgeführt wird, 
ganz romanischen Land (S. 261) zu beweisen ; möchte ich z. T. zustimmen: die privatrecht- 
er führt mit grosser Sicherheit die longo- liche Erbleihe, die nach meiner Meinung 
bardische Ständegliederung vor (8. 265), von | neben der öffentlich- rechtlichen Aeralsteuer 
der wir doch gar nichts sicheres wissen | steht, kommt ganz gewiss nicht von der 
(8. 274 ff.), und sogar die Formel der liber Verleihung der Grundstücke, die zu einen 
Papinesis wird als Beleg angeführt (S. 275 1). | Herrenhof gehören — mag man auch dabei 
Wittich nimmt nun an, dass seine nobiles | die Rietschel’sche Schilderung dieser Verleih- 
kleine Grundherren gewesen seien, mit einer | ung für sehr anfechtbar halten : m. E. einfach 
kleinen Eigenwirtschaft und ein paar ab- | um deswillen nicht, weil städische Hauser 
hängigen mansus, während Heck die nobiles | sich einem solchen Herrenhof nicht unter 
als Bauern betrachtet. M. E. liegt die ordnen lassen. Ob aber die Anknü = 
Sache so, dass die nobiles der herrschenden | die Prekarie richtig ist, die Riet sucht, 
Lehre, mit dem König an der Spitze, that- | ist billig zu bezweifeln. Nicht nur, dass es 
sächlich Grundherren waren und zwar in | Sehr unsicher ist, ob wirklich hinter precarıs® 
der germanischen Form, d. h. es fehlen zu. und beneficia irgend welche feste Begriffe 
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stecken, abgesehen von dem, dass ein solches 
Grundstück nicht der Wirtschaft des Herren- 


hofs dient — Waitz (VIS. 112f.) Ausführungen | 


beweisen das nicht und das Laienrecht weiss 
überhaupt im Süden wie im Norden zunächst 
nur etwas von der Jahresleihe (ganz falsch 
Rietschel S. 207). Vor allem aber sind die 
von Kietschel gegebenen Belege für den 
Zusammenhang gar nicht beweisend: Die 
Würzburger Urkunden, von denen er aus- 


geht, sprechen von precariae oblatae und 


hier liegt es in der geschäftlichen Natur 
der Sache, dass sie stets mindestens auf 
Lebenszeit zurückgenommen wird. Dass sie | 
auch gegen Erbzins zurückgenommen worden | 
ist, 


aber von der ganz singnlaren precaria oblata 
aus ein Schluss auf eine allgemeine Ent- 


wickelung der Erbleihe gewagt werden kann, 


ist mir unverständlich. — Die Wahrheit ist, 
dass man überhaupt gar nicht weiss, ob nicht | 
die Erbleihe schon längst in den Städten 
bestanden hat. — 


Handels- und 


1. Bürner, Dr. R., Das neue deutsche Han- | 
delsgesetzbuch nebst Einführungsgesetz, 
f. den Handelsstand gemeinverständlich | 
erläutert u. m. e. ausführlichen Sach- 
register versehen. (VI, 204 S.). Stuttgart | 
(W. Nitzschke) 


Der Verfasser hat in seinem hauptsächlich 
für den Handelsstand berechneten Werkchen 
in gemeinverständlicher Weise die ersten 


drei Bücher des neuen Handelsgesetzbuchs | 


vom 10. Mai 1897 kommentiert. Das See- 
recht ist nicht mitberücksichtigt, da es für 


den Handelsverkehr im Binnenland von ge- 
ringem Interesse ist. Die Erläuterungen sind 


knapp, aber doch präzis und den Kreisen, 


für welche das Buch geschrieben, vollkommen 


angepasst, Ausserdem sind auch zahlreiche 
Verweisungen auf sonstige einschlägige Be- 
stimmungen des Reichsrechts den einzelnen 
Paragraphen beigesetzt. Zur leichteren 


Orientierung ist bei jeder Gesetzesstelle am | 


Rande in ein paar kurzen Worten der In- 
halt angegeben. Der Gebrauch des Büchleins 
wird durch Beifügung eines Sachregisters 
erleichtert. Sch. 


2. Wieland, Dr. Carl, 
u. 
gr. 8°. (XX, 310 8.). Basel (B. a 


Prof., Der Wechsel 


ist aber ebenso natürlich, und geht 
zeitlich neben der ersten Form einher. Wie‘ 


seine ceivilrechtlichen Grundlagen. | 
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| Ganz vortrefflich sind eine Anzahl zum 
ı Teil sehr ausführlicher Anzeigen : besonders 
betone ich die Besprechung der Abhandlung 
Kjer's durch Pappenheim, die das longobar- 
dische Recht gegen Kjer und Ficker für das 
stidgermanische Gebiet reklamiert. — 

Die romanistische Abteilung enthält eine 
Anzahl textkritischer Untersuchungen von 
Mommsen, dann P. Krüger, sehr wertvolle 
Arbeiten von Mitteis; unter denen ich na- 
mentlich die über das nexum hervorhebe. Von 
direkter Bedeutung für modernes Recht ist 
eine Untersuchung Erman’s über 1.1D.18; 1. 
‚Von Pernice sind noch einmal Parerga er- 
schienen. — Dazu kommen dann noch einige 
kleinere Beiträge. — Zum grossen Teil steht 
die romanistische Forschung unter dem Ein- 
fiuss der Papyriforschung und mehr als je 
'zeigt sich, wie wenig auf die Dauer die 
gegenwärtige Personalunion von Rechts- 
geschichte und geltendem Recht haltbar ist. 
Die Mahnung von jenseits des Rheins, die 
‘da auf 8.195 mitgeteilt wird, sollte die 
Unterrichtsverwaltung sehr beherzigen. 


| 





Wechselrecht. 


zurückzugeben.“ Die Untersuchung ist hiebei 
in zwei Teile gegliedert. Der erste, hier 
vorliegende Teil bespricht die Einwirkungen, 
‚die der Wechselanspruch von Seiten des 
 Kausalverhältnisses erfährt. In einem künftig 
‚ erscheinenden Teil sollen die Modifikationen 
‚des Kausalverhältnisses infolge Ausstellung 
‚und Begebung des Wechsels erörtert werden. 
— Wieland bespricht im 1. Abschnitt die 
Beziehungen zwischen Wechsel und Kausal- 
verhältnis im allgemeinen, im zweiten Ab- 
schnitt wird vom Kausalverhältnis als Grund- 
‚lage wechselmässiger Ansprüche und der 
Lehre von den Wechseleinreden gehandelt. 
Im 1. Kapitel des 2. Abschnittes wird die 
abstrakte Wechselobligation, im 2. Kapitel 
die privatrechtlicheBeschaffenheit und gericht- 
liche Geltendmachung des vom Rechtsgrund 


‚abhängigen Anspruchs des ersten Nehmers 
untersucht. In letzterem Kapitel ist auch 


dem Vollindossament zum Inkasso ein be- 
sonderer Abschnitt gewidmet. Danach er- 
langt der Indossatar zwar Eigentum am 
‚ Wechsel, nicht aber das Gläubigerrecht. Ein- 
reden ex persona indossantis sind zulässig. 
Aussondern kann der Indossant im Konkurs 
des Indossatars nicht weil er Eigentümer, 
wohl aber weil er Gläubiger ist. Wieland 
stützt sich besonders auf einen Vergleich 
mit dem endossement regulier und irregulier 
des französischen Rechtes. Mit diesen sind 


— aber das Voll- und Prokuraindossament unseres 


Das beachtenswerte Werk „stellt sich zur 


Aufgabe, dem Kausalverhältnis den ihm ge- ı 


btihrenden Platz innerhalb des Wechselrechtes 


Rechtes keineswegs identisch, wie Wieland 
annimmt. Während das endossement rögulier 
nur eine Vermutung der Gläubigerschaft er- 
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zeugt, bewirkt das Vollindossament gemäss | 
Art. 10 W.-O. den Übergang sämtlicher Rechte ı 
auf den Indossatar. Die dinglichen Wirkun- | 
gen des Übertragungsaktes ziehen die ob- 
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ab geltenden Fassung. gr. 8°. (VIL, 1568.) 
Stuttgart (W. Kohlhammer) 

2.— ; geb. 2.40 

Die vorliegendeAusgabe des Reichsgesetzes 


ligatorischen von Gesetzeswegen nach sich. betr. die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 


vgl. Staub. W.-O. IV A. Art. 10 82, Cosack, 
Bürgerliches Recht IT A. $ 254 3. 330. Der 
Mangel des eigenen Interesses auf Seite des 


schaften bringt den Gesetzestext, wie er in- 
folge des Gesetzes vom 12. August 1896 und 
des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetz- 


Indossatars kann diesen Rechtsübergang nicht }uch vom 10. Mai 1897 nunmehr in Geltung 
hindern. -— Abgesehen von diesen theoretischen | jst, Den einzelnen Paragraphen sind kurze 
Einwendungen dürfte es praktisch kaum je | Anmerkungen beigegeben, in denen auf ein- 
vorkommen, dass die Parteien sich in schlägige Gesetzesbestimmungen sowie auf 
der von Wieland konstruierten Art und | Entscheidungen der oberen Gerichte hin- 
Weise einigen; eine solche Einigung ist aber | gewiesen ist. Anhangsweise sind beigefügt 
unbedingtes Erfordernis, denn eine Vermutung | die Bundesratsbekanntmachung über die 
dahin, dass der Indossatar zwar Eigentümer, führung des Genossenschaftsregisters vom 


nicht aber Gläubiger werden solle, kennt 
unser Wechselrecht nicht. W. 


3. Wiest, W., Oberamtsrichter, Das Reichs- 
gesetz betr. die Erwerbs- u. Wirtschafts- 
Genossenschaften in der vom 1. I. 1900 


‚1. Juli 1899, die württembergischen Voll- 
| zugsvorschriften und Auszüge aus dem Reichs- 
gesetz tiber die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, der Civilprozess- 
ordnung und der Konkursordnung. Ein 
kurzes Sachregister erleichtert den Gebrauch 
des Büchleins. Sch. 


Civilprozess- mit Konkurs- und Vollstreckungsrecht. 


1. Mieck, P., Das civilprozessuale Konzen- 
trationsprinzip, das Prinzip, in welchem 
das Bestreben der Gesetzgebg. wurzelt, 
Prozessverschleppgn. zu verhüten. gr. 8°. 
(XI, 96 S.). Berlin (Gose & Tetzlaff) 5.— 

In den deutschen Staaten macht sich 
nenerdings eine Strömung geltend, welche 


gegen die allzu lange Dauer der Civilprozesse 


anzukämpfen sucht. Mehrfach wurde ver- 
sucht, Mittel zu einer Beschleunigung des 
Verfahrens ausfindig zu machen. Insbesondere 
hat die bayerische Regierung Ende vorigen 
‚Jahres eine Verordnung des Inhalts erhalten. 
dass bei Vertagungsanträgen stets der Grund 
der Vertagung von den Anwälten anzugeben 
und im Protokolle zu konstatieren ist. 

Es ist demnach ein zeitgemässes Thema, 
wenn Verfasser das civilprozessuale Kon- 
zentrationsprinzip zum Gegenstand einer 
kleinen Untersuchung macht. 

Der Verfasser behandelt nach einer kurzen 
Einleitung in eingehender Weise das eivil- 
prozessuale Konzentrationsprinzip, d. i. das 
Prinzip, in welchem das Bestreben der Ge- 
setzgebung wurzelt, Prozessverschleppungen 
zu verhüten, und zwar zunächst wie es im 
gemeinen deutschen Recht, dann wie es im 
preussischen Recht und endlich im neuen 
deutschen Recht zu Tage tritt. Im Schluss- 
worte macht Verfasser andeutungsweise einige 
Abänderungsvorschläge zu unserer jetzigen 
Uivilprozessgesetzgebung und endet mit dem 
Wunsche, es möge auch für die Jetztzeit der 


Augenblick nicht mehr ferne sein, wo die 
‚auf romanischen, dem deutschen (reiste frem- 
‚den Prinzipien beruhende Reichscivilprozes- 
‚ordnung durch eine Civilprozessordnung ver- 
‘drängt wird, welche auf deutschrechtlichen 
Grundsätzen beruht. Sch. 


} 
I 





' 2, Reinhard, P., Oberlandesgerichtsrat, Das 
Zwangsversteigerungsgesetz m. dem zu- 
gehörigen Einführungsgesetze. Ausführ 
lich erläutert. 9.—11. Lig. (Schlass\ 
gr.8’. Leipzig (Rossberg & Berger) 6.— 
Das in diesen Blättern wiederholt ge- 
würdigte, gründliche Kommentarwerk hat 
mit den vorliegenden Lieferungen seinen 
Abschluss gefunden. Ein ausführliches Sach- 
register erleichtert den Gebrauch. 


3. Schroeter, C., Die öffentlich-rechtlichen 
Folgen der fruchtlosen Pfändung und 
des Konkurses in der Schweiz. 8°, (83 8.\ 
Bern (Schmid & Francke) —.0 


' Die Schrift enthält einesteils eine Zu- 
sammenstellung aller kantonalen Vorschriften 
über die öffentlich-rechtlichen Folgen der 
fruchtlosen Pfändung und des Konkurses, 
sodann aber einen warmen Appell an das 
Schweizervolk, auf eine Gesetzesreform hin- 
zuwirken, die den Verlust staatsbürgerlicher 
Rechte nur noch an verschuldetes Konkurs 
machen knüpft. 


‘ 
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Patent-, Urheber- 


1. Esche, Dr. A., Urheberrecht und Verlags- 
recht (Ges. v. 19. VI. 1901). (H.1 d. Bibl. 
f. Politik u. Volkswirtschaft). 8°. (48 S.). 
Berlin (W. Baensch) —.,60 


Die yorliegende Schrift, deren Verfasser 
selbst als Reichstagsabgeordneter in ver- 
dienstvollster Weise in der Kommission und 
im Plenum an dem Zustandekommen der 
beiden neuen Gesetze mitgearbeitet hat, ist 
trefflich geeignet, über den Inhalt dieser 
Gesetze, über ihr Verhältnis zum bisherigen 
Rechte und über die Punkte, welche haupt- 
sächlich Gegenstand des Streites waren und 
vielleicht auch künftig wieder sein werden, 
in Kürze zu belehren. Der Text der beiden 
Gesetze ist am Schlusse beigefügt. 


% 


2. Kohler, 3., Professor, 
deutschen Patentrechts 
gleichender Darstellung. 5. Lig. 


in rechtsver- 


heimer) 8.— 
Preis d. cpl. Werkes 40.— 


Das hervorragende Werk wird mit dieser | 


Lieferung zum Abschlusse gebracht. Wir 
haben die vorausgehenden Lieferungen in 
Nr. 7 und 11 des XIV. Jahrgangs dieser 
Mitteilungen besprochen und dort die hohen 


Vorzüge des Werkes hervorgehoben. In der, 
vorliegenden letzten Lieferung wird zunächst ' 


Handbuch des 


gr. 8°. 
‘S. 769—971, XVIH). Mannheim (J. Bens- 
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und Verlagsrecht. 


die Darstellung des formellen Patentrechts 
zu Ende geführt. Hieran reiht sich ein dritter 
' Abschnitt mit der Überschrift „Civilprozessua- 
‚ lisches“, der sich mit den Grundsätzen über 
das Verfahren, soweit die Gerichte über patent- 
rechtliche Fragen zu entscheiden haben, ins- 
besondere mit der Ablassungs- und der Fest- 
'stellungsklage beschäftigt. Als vierter Ab- 
schnitt folgt dann das Patentstrafrecht, in 
dessen Rahmen nicht nur der Inhalt der 
SS 36, 37 des Pat.-Ges. erörtert, sondern alle 
einschlägigen strafrechtlichen Fragen, in be- 
zug auf Versuch, Fortsetzung, Teilnahme, 
Antrag, Verjährung etc. eingehend behandelt 
sind. In Konsequenz der Kohler'schen Im- 
materialgüterrechtslehre findet sich nun ein 
eigener (letzter) Abschnitt „Individualrecht 
in Beziehung zum Patentrecht“, in welchem 
' Verfasser das Individualrecht zunächst im 
Gegensatz zum Erfinderrecht zu charakteri- 
sieren sucht und dann noch weiter im ein- 
zelnen verfolgt, soweit es als Recht zum 
Schutz gegen Patentanmassung, gegen patent- 
rechtliche Beleumdung (d. i. Überspannung der 
Tragweite des Patents, der Subsumtion unter 
ein bestehendes Patent) und gegen Patent- 
erschleichung in Betracht kommt. Dem gross 
angelegten und durchgeführten Werke sind 
schliesslich noch einige Nachträge und ver- 
schiedene Register beigefügt. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


l. Grosch, Dr., A. Staatsanw., Das deutsche 
Auslieferungsrecht und die Rechtshilfe 
in Strafsachen im Verhältnis zum Reichs- 
ausland mit den annotierten Ausliefe- 


rungsverträgen des Deutschen Reiches | 
und der Bundesstaaten. 8°. (VIII, 479S.). 
geb. 7.50. 


Karlsruhe (Macklot) 


Der Verfasser will mit dieser Arbeit den 
deutschen Behörden in einem handlichen 
Bande vereint all’ das bieten, was erforder- 
lich ist, um einen Auslieferungs- oder Rechts- 
hilfefall korrekt zu erledigen. Zu diesem 
Behufe stellt er in drei Teilen das materielle 
Auslieferungsrecht, das Auslieferungsver- 
fahren — unter Berücksichtigung der Be- 
sonderheiten einzelner deutscher Bundes- 
staaten einerseits, der verschiedenen Auslands- 
staaten anderseits — endlich die Grundsätze 
über Rechtshilfe in Strafsachen in sehr tiber- 
sichtlicher Weise dar. Der hierauf folgende, 
den grössten Raum des Buches einnehmende 
Anhang enthält den Text der Auslieferungs- 
verträge des Reiches und der Bundesstaaten 
nebst zugehörigen Gesetzen, Verordnungen, 
Verfügungen etc., sowie eine badische Be- 
kanntmachung vom 15. Februar 1888, die 
im Auslande zu erledigenden Ersuchschreiben 
der Justizbehörden betr. Ein alphabetisches 


Inhaltsverzeichnis erleichtert die Benützung 
des sehr praktisch angelegten Werkes. 


2. Lex Heinze. (H. 3 d. Bibl. f. Politik u. 
Volkswirtschaft.) 8°. (47 S.). Berlin 
(Wilhelm Baensch) —.b0 

In dieser Schrift sind die Kämpfe ge- 
schildert, welche sich im Reichstage bei der 

‚ Beratung der bekannten, in Erinnerung an 

‚einen berüchtigten Prozess allgemein als 

„Lex Heinze“ bezeichneten Novelle zum 

St.-G.-B. betr. die Anderung und Ergäuzung 

der Bestimmungen gegen Verletzungen der 

Sittlichkeit, abgespielt haben. In übersicht- 

licher Weise sind die einzelnen Fragen, um 

die es sich dabei gehandelt hat (Prostitution, 

Kuppelei, Zuhältertum, Schriften, Bilder etc.), 

der Reihe nach besprochen. Zum Schlusse 

ist das aus diesen Kämpfen hervorgegangene 

Gesetz vom 25. Juni 1900 abgedruckt, in 

welchem leider die so dringend notwendige 
Einschränkung des Begriffes der Kuppelei 
in Ansehung der Vermietung von Wohnungen 
an Prostituierte, zu vermissen ist, während 
es uns den wenig brauchbaren Begriff der 

„gröblichen Verletzung des Schamgefühls, 

ohne unzüchtig zu sein,‘ bescheert hat. 
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Staatsrecht. Verwaltung. 
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Verwaltungsrecht. Recht 


der Verkehrsanstalten. 


1. Herrnritt, Dr. R. von, Privatdoc., Die | 
Staatsform als Gegenstand der Ver-| 
fassungsgesetzgebung u. Verfassungs- 
änderung. Eine Studie aus d. allgem. 
Staatslehre. (Wiener Staatswissensch. 
Studien III. Bd. 3.H.) gr. 8°. (VIII, 59 8.). 
Tübingen (J. ©. B. Mohr) 2.— 

Der Verfasser, dem wir u. a. auch eine in- 
haltreiche und scharfsinnige Darstellung des 
österreichischen Stiftungsrechtes verdanken, 
untersucht in dem vorliegenden Schriftchen 
in interessanter Ausführung die rechtliche | 
Bedeutung und Tragweite von Verfassungs- 
bestimmungen, welche die Staatsform als 
unabänderlich erklären, und die Gründe dieser 
gesetzlichen Begrenzung der Verfassungs- 
änderung. 

Er sucht darzuthun, dass solche Be- 
stimmungen vorzüglich eine deklaratorische 
Bedeutung haben, des Inhalts, dass die ver- 
fassungsmässig bestehende Staatsform den | 
thatsächlichen Machtverhältnissen im Staate 
entspreche; die Präsumtion für deren that- 
sächliches Vorhandensein werde hiedurch 
gestärkt, und es werde vor Angriffen auf 
die bestehende Staatsform gewarnt. Hierin 
liege aber zugleich ein Einbekenntnis der 
Schwäche. Derartige Vorschriften fänden 
sich daher in der Regel nur bei Staatstypen, 
deren verfassungsmässige Organisation an sich 
keine hinreichende Sicherheit gegen die 
Anderung der thatsächlichen Machtverhält- 
nisse biete, also namentlich bei Republiken. 
Im Zusammenhang mit der Behandlung 
seines Themas hatte der Verfasser aber auch 
Gelegenheit, zu einer Reihe von allgemeinen | 
Fragen Stellung zu nehmen. 


-. ! 








2, Laband, Dr. Paul, Prof. Das Staatsrecht | 
des Deutschen Reiches. 4. Aufl. 4 Bde. 
gr. 8°. Freiburg i/B. (J. C. B. Mohr) 

45.—; geb. 59.— 
Die neue Auflage von Laband’s monu- 
mentalem Werk liegt nunmehr komplet vor. | 
Wir beschränken uns heute auf diese kurze | 
Nachricht, da uns die 4 Bände erst kurz vor 
Abschluss der Besprechungen für diese 
Nummer zugingen. In nächster Nummer | 
werden wir auf diese so wichtige Erscheinung 
ausführlich zurückkommen. 


3. Lukas, Dr. Jos., Die rechtliche Stellung 
des Parlamentes in der Gesetzgebung 
Österreichs u. der constitutionellen Mo- 
narchien des Deutschen Reiches. Eine 
Kritik der herrsch. Lehre. gr. 8°. (XI, 
243 S.). Graz (Leuschner & Lubensky) 

*. — 


Diese Erstlingsarbeiteines österreichischen 





'rührenden Untersuchungen bildet: 


Juristen ist ein beachtenswerter Beitrag zfir 
Gesetzgebungstheorie für Österreich, die 
deutschen konstitutionellen Monarchien und 
für das Deutsche Reich selbst. In der Ein- 
leitung sucht der Verfasser die Bernatzik’- 
sche Theorie über das Wesen der rechtlichen 


ı Persönlichkeit im allgemeinen und der juristi- 


schen Person im besonderen in einer Weise 


'zu modifizieren, die auf dem hier verfüg- 


baren Raume nicht hinreichend klargelegt 
werden kann, und verficht sodann die Theorie 
von der Persönlichkeit des Staates, namentlich 


gegen Seydel und Bornhak. Sodann wirft 


er die Frage auf, die den Gegenstand seiner 
umfänglichen, zahlreiche Streitfragen be 
Ist es 
möglich, dass bei jedem Gesetzgebungsakte 
zwar eine Vereinbarung zwischen Parlament 
und Monarch (bezw. Bundesrat) stattfindet, 
dennoch aber der Monarch (bezw. der Bundes- 
rat) allein als Gesetzgeber erscheint? Diese 
Frage wird verneint und damitdie Laband- 
Jellinek'sche Theorie verworfen, wonach jene 


Faktoren zwar in gleicher Weise das Wollen 


des Gesetzesinhaltes zu erklären haben, die 
Erteilung des Gesetzesbefehls aber vom Mo- 


| narchen (bezw. Bundesrat) allein vorgenommen 
‘wird und das Parlament hiezu lediglich seine 


Zustimmung gibt. Wer die Faktoren in 
bezug auf das Wollen des Gesetzesinhaltes 
juristisch vollkommen gleichstelle (,Verein- 
barungsstandpunkt“), thue dies ebendadurch 


‘anch hinsichtlich der Erteilung des Gesetzes- 
‚befehls. Wer annehme, der Monarch (Bundes- 
' rat) erteile allein den Gesetzesbefehl, und das 


Parlament erteile dazu lediglich seine Zu- 
stimmung, der müsse auch die Abgabe der 
rechtlich relevanten Erklärung des Wollens 
des Gesetzesinhalts dem Monarchen (Bundes- 
rat) zuschreiben, während das Parlament 
lediglich seine Zustimmung zu geben habe. 
Ob das Parlament etwa wirklich auf eine 
solche „bloss negative, hindernde‘“ ‘nicht 
„positive, schaffende“) Thätigkeit beschränkt 
sei, lässt der Verfasser (8. 225) dahinge 
stellt. Referent (Dyrof) hat 1889 (Annalen 
des Deutschen Reichs 1889 5. 842 £.| gegen 
Laband und Jellinek ausgeführt, dass die 
Volksvertretung an der hear des 
Gesetzesinhalts keinen grösseren Anteil habe, 


'als an der Erlassung des (resetzesbefehls, 


dass ihre Mitwirkung nach beiden Richtungen 
die gleiche, oder richtiger eine logisch rin- 
heitliche sei, nämlich die Zustimmung zur 
Rechtssetzung, aber auch nur die Zustimmung, 
und dass es insbesondere irreleitend sei, zu 
sagen, die Volksvertretung habe mit der 
‚ Regierung den Inhalt des Gesetzes „zu ver 
‚einbaren“. Infolge eines Missverständnisses 
der weiteren Darlegungen (8. 845 f.a.a 0 
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kommt Lukas (S. 109) zu der Behauptung, 
Referent stehe „in Wirklichkeit doch auf dem 
Standpunkte der Theorie Labands und zwar 
in der ihr von Jellinek gegebenen Modifi- 
kation“. Eine weitere Auseinandersetzung 


mit dem Verfasser würde hier zu weit führen. 


4. Wehmer, Dr. R., Reg.- u. Medicinalrat. 
Die neuen Medicinal-Gesetze Preussens. 


Unt. Berticksichtigg. d. neuen Reichsges., 


der neuen von Verwaltungsbehörden er- | 


lassenen Bestimmgn. u. d. gerichtlichen, 
sowie verwaltgsgerichtl. Judikatur. gr. 8". 
(VIII, 557 S.). Berlin (Aug. Hirschwald) 
10,— 

Dieses Buch bietet eine Darstellung der 
neuen preussischen Medizinalgesetzgebung 
und damit ein in sich abgeschlossenes Bild 
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der durchgeführten Medizinalreform, dient 
aber zugleich als Fortsetzung und Ergänzung 
zu A. Wernichs Medizinalgesetzen (3. Aufl.). 
Es ist geeignet, nicht nur Medizinalbeamten, 
Gerichten, Verwaltungsbehörden, Rechtsan- 
wälten ete., sondern auch namentlich prak- 
tischen Ärzten, Apothekern und den sonstigen 
Medizinalpersonen als Handbuch zu dienen. 
Die Judikatur ist in kurzen Angaben der 
'ausgesprochenen Grundsätze verwertet. Als 
Beispiele von Erlassen der Bezirksregierungen 
‚sind vorzugsweise jene für den Landespolizei- 
bezirk Berlin gewählt, was als zweckmässig 
‚anzuerkennen ist. . Die typographische An- 
| ordnung erleichtert die Übersicht. Das reich- 
haltige und praktische Buch wird seinen 
Weg in viele Hände finden. 





Gewerbe-, Haftpflicht- und Versicherungsrecht. 


1. Koehne, Dr. Carl, Die Arbeitsordnungen 
im deutschen Gewerberecht. gr. 80. (VIII, 
2728.).Berlin(Siemenroth & Troschel)5.50 


Ein Vortrag des Verfassers über die Ar- 
beitsordnung vom Standpunkte der ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft ist auf 8. 354 
des vorigen Jahrganges dieser Blätter be- 
sprochen. In dem vorliegenden Buche ist 
das wichtige Rechtsinstitut der Arbeitsord- 
nungen im deutschen Gewerberecht in aus- 
führlichen historisch-dogmatischen Unter- 
suchungen dargestellt. Dabei greift der 
Verfasser in seiner Darstellung der Ge- 
schichte der Arbeitsordnung tiber das Gebiet 
des deutschen Gewerberechts in dop- 
pelter Richtung hinaus, indem er sowohl 
für die Zeit vor dem deutschen Arbeiter- 
schutzgesetz von 1891, als auch für die 
spätere Zeit einerseits die Entwickelung der 
gewerberechtlichen Arbeitsordnung ausser- 
halb des deutschen Reiches verfolgt, andrer- 
seits zugleich die Geschichte der Arbeitsord- 
nung des (deutschen und ausserdeutschen) 
Bergrechts in allen Einzelheiten fesstellt. Im 
dogmatischen Teile ist fremdes Recht nur in- 
soweit herangezogen, als es zur Erläuterung 
des deutschen Rechtes erforderlich war. Be- 
sonders hervorzuheben sind die gediegenen 
Ausführungen über den juristischen Charak- 
ter und den Inhalt der Arbeitsordnung. Für 
die Praxis sind namentlich die letzteren von 
hervorragendem Werte. Sehr dankenswert 
ist es, dass das reichhaltige Material, welches 


die Berichte der Fabrikinspektoren und die | 


Judikatur der Gewerbegerichte bietet, in 
ausgiebiger Weise benützt wurde. 


2. Rasp, Karl v., Reg.-Dir. Bank-Dir., Kom- 
mentar zum Unfallversicherungsgesetz 
f. Land- u. Forstwirtschaft vom 30. VI. 
1900 nebst seinen Nebengesetzen. Unter 
Zugrundelegg. des Kommentars zum 


Gesetz vom 5. V. 1866, betr. die Unfall- 

u. Krankenversicherg. der in land- u. 

forstwirtschaftl. Betrieben beschäftigten 

Personen von v. R., in 2. Aufl. m. besond. 

Berücksicht. der Verhältnisse in Bayern 

vollständig neubearb. v. Reg.-Ass. Karl 

Meinel. gr. 8°. (X, 520 8.) München 

(C. H. Beck) geh. T.— 

Die Darstellung beschränkt sich auf das 
bayerische Recht; dabei ist die Recht- 
sprechung des Reichsversicherungsamtes und 
ı des bayerischen Landesversicherungsamtes, so- 
weit sie überhaupt für die Auslegung des 
Gesetzes verwertbar ist, vollständig berück- 
sichtigt; so sind die allerdings grundlegen- 
den Erläuterungen zu $ 1 des Gesetzes von 
13 Seiten in der ersten Auflage in der nun- 
 mehrigen Ausgabe auf nicht weniger als 
40 Seiten angewachsen, was freilich dem 
alten Satze „legibus, non exemplis judican- 
dum“ nicht recht entsprechen will. 

Das bayerische Musterstatut für die land- 
und forstwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften hat im Anhange noch Aufnahme 
gefunden, ebenso seinem Wortlaute nach das 
Gesetz vom 20. Dezember 1901, betr. das 
Verwaltungsstreitverfahren beim Vollzuge 
der Unfallversicherungsgesetze. Die nach 
dem letzten Gesetze erfolgte Aufhebung des 
Art. 23 des früheren Ausführungsgesetzes 
vom 5. April 1888 konnte bei dessen Kom- 
mentierung nicht mehr Vormerkung — 





3. Weinreich, Dr. Alfred von, Die Haftpflicht 
wegen Körperverletzung und Tötung eines 
Menschen nach den i. Deutschen Reich 
geltend. Rechten systemat. dargestellt. 
2. Aufl. gr. 8°. (XII, 201 S.) Berlin 
(C. Heymann's Vlg.). 3.— 
Die vorliegende Monographie, welche im 

Jahre 1883 in erster Auflage erschienen war, 
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hat infolge der in den letzten zwanzig Jah- |scheidungen sorgsam verwertet sind. Das 
ren erlassenen zahlreichen Gesetze und Ver- Schlusskapitel bringt die Grundsätze der 
ordnungen inhaltlich eine derartige Um- | Haftpflicht nach den Unfallversicherungs- 
arbeitung erfahren, dass hier im Grunde gesetzen, zu deren Erläuterung eine Reihe 
genommen nur formell eine zweite Auflage | interessanter Fälle aus der eigenen Praxis 
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vorliegt, und die Arbeit als neues Buch unter 
altem Titel erscheint. Das Buch zerfällt 
nunmehr in zwei Teile, deren erster das 
Bürgerliche Gesetzbuch zum Gegenstand hat, 
während der zweite Teil die Spezialgesetze 
behandelt. In dem ersten Teile weist der 
Verfasser auf den Zusammenhang mit dem 
bisherigen Rechte hin und versteht es, die 
bisherige Judikatur, insbesondere die des 
französischen Rechts, für die Auslegung des 
reinen Privatrechts in ausgezeichneter Weise 
zu verwerten. In dem Abschnitt über die 
Spezialgesetze behandelt der Verfasser zu- 
nächst die Haftpflicht nach dem Handelsrecht 
und den handelsrechtlichen Nebengesetzen. 
Das folgende Kapitel über den Bussanspruch 
des Strafgesetzbuchs verdient wegen seiner in- 
teressanten Ausführungen über den rechtlichen 
Charakter der Busse, die nach dem Verfasser 
eine Abfindung darstellt, besondere Beachtung. | 


In ausführlicher Darstellung werden sodann 
die Bestimmungen des re 
behandelt, wobei die in dieser Materie er- 


gangenen zahlreichen oberstrichterlichen Ent- 


des Verfassers angeführt werden. 

Die Monographie kann wegen ihrer Gründ- 
lichkeit und ihres reichen Inhalts Richtern 
wie Verwaltungsbeamten warm empfohlen 
werden. Sch. 


4. Weyer, Dr. Georg, Bau- Unfallversiche- 
rungsges. nebst Ges., betr. d. Abänderg. 
d. Unfallversichgsgesetze, Verordngn. üb. 
d. Verfahr. vor den Schiedsgerichten u. 
d. Reichs - Versicherungsamt, Ausführgs.- 
bestimmgn. u. Tabellen. 8°. (VI, 122 8.1 
Berlin (Gesetzverlag Schulze & Co.) 

kart. 1.80 


Diese Ausgabe, welche der Brandis’schen 
Gesetzessammlung angehört, ist eine mit 
volksverständlichen Erläuterungen versehene 
Bearbeitung des Bau-U.-V.-G. in mässiger 
Preislage und bescheidener Ausstattung. Die 
wichtigeren Ausführungsbestimmungen und 
Entscheidungen sind mitgeteilt. Sie ist mehr 
für Gemeindeverwaltungen u. dergl. als für 
den Fachmann bestimmt. 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Arbeitseinstellungen, dieu.Aussperrungen | 
in Österreich während des Jahres 1900. | 
Herausgegeben vom arbeitsstatistischen | 
Amte im k. k. Handelsministerium. 
Lex.-8°. (301 S., 1901. Wien (Alfred 
Hölder). 2K. 40 h. 


Das vorliegende statistische Werk bildet 
den 7. Band der früher im statistischen 
Departement des Handelsministeriums, jetzt | 
im arbeitsstatistischen Amte verfassten Sta- | 
tistik der Arbeitseinstellungen und Aus-| 
sperrungen in Österreich. Die Einleitung 
verbreitet sich über Inhalt und Anlage des 
Tabellenwerkes und stellt die Hauptergeb- 
nisse (Umfang der Ausstandsbewegung, be- 
teiligte Betriebe und Arbeiter, Beginn und 
Dauer der Arbeitseinstellungen, Veranlas- 
sungen der Arbeitseinstellungen, Forderungen 
und Erfolge der Streikenden u.s. w.) zu- 
sammen. Es folgen sodann statistische Ta- 
bellen über die Arbeitseinstellungen nach 
territorialen Gesichtspunkten sowie nach Be- | 
triebsklassen, über die Arbeitseinstellungen 
im allgemeinen, und eine vergleichende Dar- 
stellung der Arbeitseinstellungen 1894— 1900. 
Daran schliesst sich eine beschreibende Dar- 
stellung der Arbeitseinstellungen und der 
Aussperrungen, gesondert nach den einzelnen 
Fällen. In einem Anhang finden allgemeine 
Bemerkungen (über die Geschäftslage, die 


wirtschaftliche Lage der Arbeiter u. s. w.), 


sowie die Belege betreffend die Arbeitsein- 
stellungen und Aussperrungen, Platz. Das 
amtliche Werk verdient alle Anerkennung; 
es gibt eine höchst eingehende und erschö- 
pfende Darstellung der behandelten Materie 
in vortrefflicher systematischer Anordnung, 
wie sich kaum ein anderer Staat einer solchen 
rühmen kann. 


2. Braun, Lily, Die Frauenfrage, ihre ze 
schichtliche Entwicklung u. wirtschaft- 
liche Seite. gr. 8°. (XII, 557 S.). Leipzig 
(S. Hirzel) 10.—; geb. 12.— 


Das Buch zerfällt in zwei Abschnitte, 
Der erste handelt von der Entwickelung der 
Frauenfrage bis zum 19. Jahrhundert; der 
zweite Abschnitt schildert die wirtschaftliche 
Seite der Frauenfrage. Dieser zweite Ab- 
schnitt umfasst folgende neun Kapitel: 1. Der 
Kampf um Arbeit in der bürgerlichen Frauen- 
welt. 2. Die treibenden Kräfte der bürger- 
lichen Frauenbewegung. 3. Die bürgerliche 
Berufsthätigkeit von prinzipiellen Gesicht» 
punkten. 4. Die Entwickelung der proletari- 
schen Frauenarbeit. 5. Die Statistik der pro- 
letarischen Frauenarbeit nach den letzten 
Zählungen. 6. Die Lage der Arbeiterinnen 
in der Gegenwart. 7. Die Arbeiterinnen- 
bewegung. 8. Die bürgerliche Frauenbewe- 
gung und ihre Stellung zur Arbeiterinnen- 
frage. 9. Die sozialpolitische Gesetzgebung 
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und ihre Aufgaben. Das vorliegende Buch | 
stellt unter allen Umständen eine anerkennens- | 
werte Leistung dar. Die Verfasserin kennt | 
die Fachliteratur genau, weiss die wirtschaft- 
lichen Triebkräfte der Bewegung klar zu 
legen und hat mit grossem Fleisseihr Material, | 
namentlich das statistische, zusammenge- 
bracht. Am wenigsten hat uns der erste Ab- 
schnitt befriedigt; hier würde eingehenderes 
Studium die Verfasserin vor nicht zu er- 
weisenden Behauptungen bewahrt haben. 
Auch sonst fordert der einseitige Standpunkt 
der Verfasserin zum Widerspruche heraus 
und wir halten viele ihrer Behauptungen und 
Schlüsse für recht diskutabel. Das hindert 
uns aber nicht, anzuerkennen, dass Lilly 
Braun’s Buch eines der besten Werke über 
die Frauenfrage ist. Die Anordnung des| 
Stoffes ist vortrefflich, die Darstellung gut, 
teilweise glänzend und packend. 





3. Eynern, Ernst v., 20 Jahre Kanalkämpfe. | 
Ein Beitrag zur Geschichte des deutschen | 


Parteiwesens. Nach den Verhandlgn 
preuss. Landtags in den J. 1882 bis 1901 
zusammengestellt. gr. 4. (165 S.). Berlin 
(Deutscher Verlag) 


Der Vorsitzende der Kanalkommission | 
des preuss. Abgeordnetenhauses, E.v.Eynern, 
stellt in dem vorliegenden Buche die auf die | 
Kanalfrage und Kanalvorlagen bezüglichen 
Verhandlungen des preussischen Landtages 
in den Jahren 1882 bis 1901 zusammen. Da 
die Kanalfrage mit zu den wichtigsten | 
Fragen nationaler und internationaler Volks- | 


. des | 


wirtschaft gehört, und da das letzte Wort, 


noch nicht gesprochen ist, so erscheint die 
Zusammenstellung aller auf sie bezüglichen 
Verhandlungen des preussischen Landtages 
in hohem Masse dankenswert. 


4. Göhre, Paul, Vom Socialismus zum Li- 
beralismus. gr. 80. (39 8.). Berlin. (Vlg. 
d. Socialist. Monatshefte) —.15 


P.Göhre, der ehemalige Parteigenosse 


der National-Sozialen, pflegt in der vorliegen- | 


den Broschüre eine scharfe Abrechnung mit 
diesen. Er weist auf die Wandlungen hin, 
welche die National-Sozialen vom Sozialismus 
bis zum bürgerlichen Liberalismus mit frei- 
händlerischen Allüren durchgemacht haben. 
Dass Göhre, der Sozialdemokrat, ganz be- 
sonders an den nationalen und weltpolitischen 
Bestrebungen der National-Sozialen Anstoss 
nimmt, ist selbstverständlich. Die Broschüre 


bringt nichts wesentlich Neues; denn die 


Frontänderung der National- Sozialen ist un- 


bestreitbar; sie ist aber ein interessanter Bei- 
trag zur Geschichte der wirtschafts-politischen 


Parteien der Gegenwart. 


5. Halle, Dr. Ernst v., Volks- und 


Seewirtschaft. . Reden 


Prof., 
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2 Bde. gr. 80. (XV, 219; VI, 252 S.). 
Berlin. (E. S. Mittler & Sohn) 
5.50; geb. 7.— 


E. v. Halle, wenn wir nicht irren, der 
| volkswirtschaftliche Berater des Reichs- 


| marineamts in der Flottenfrage, bietet uns 


in den zwei vorliegenden Bänden eine grosse 
Anzahl von Reden und Aufsätzen, die in 
den Jahren 1897—1900 entstanden und teil- 
weise schon veröffentlicht worden sind. Wir 
heben hervor: Die deutsche Volkswirtschafts- 
lehre um die Jahrhundertwende; Deutsch- 
land am Ende des XIX. Jahrhunderts (alle 
Gebiete, wie Landwirtschaft, Gewerbe und 
Handel, Verkehr, Seewesen, Geld und Kredit, 
Aktien- und Börsenwesen, Versicherungs- 
wesen, Kunst, Theater, Heer und Flotte ete. 


| werden hierin behandelt); Deutschlands wirt- 


schaftliche Entwickelung in fremder und 
heimischer Beleuchtung; Die deutschen Ka- 
pitalinteressen in der ostasiatischen Inselwelt 
und die politische Lage; England als ‚Be- 
schützer“ Hollands; Die wirtschaftliche Ent- 
faltung Mexikos und der Weltmarkt; Eng- 
lands Weltmachtstellung auf dem Meere; 
Die Bedeutung des nordamerikanischen Im- 


perialismus; Weltmachtpolitik und Sozial- 


reform. E. v. Halle ist ein kenntnisreicher 
und in den von ihm behandelten Fragen 
ausnehmend unterrichteter Gelehrter, der 
' seine Kenntnisse nicht nur aus der Literatur, 
sondern aus wiederholten Studienreisen ge- 
wonnen hat. Die Reden und Aufsätze ge- 
hören zu dem Besten, was dem deutschen 
Leserkreise in letzter Zeit geboten worden ist. 


6. Issaieff, A. A., Sozialpolitische Essais. 
gr. 8°. (VIII, 351 8.). Stuttgart (Dietz 
Nachf.) 6.50 
Es sind fünf Essais, welche der Verfasser 

'in dem vorliegenden Buche bietet: 1. Technik 
‚und Wirtschaft als Grundlagen der Kultur; 
‚2. Eigennutz, Gemeinsinn, Klasseninteresse ; 
3. Der Kampf der sozialen Gruppen ; 4. Per- 
sönlichkeit und Milien: 5. Gemeinsames und 
Besonderheiten in der Geschichte der Völker. 
Die geistvollen Ausführungen des Verfassers, 
seine feine und vielfach berechtigte Kritik, 
seine beredte und gewandte Darstellung, 
seine zahlreichen Beziehungen auf in Deutsch- 
land weniger bekannte russische Verhältnisse 
machen die Lektüre des Buches in hohem 
Masse auch für denjenigen empfehlenswert, 
der den sozialistischen Standpunkt des Ver- 
fassers nicht teilt. 


7. Lang, Otto, Oberrichter, Der Sozialismus 
i. d. Schweiz. gr. 8°. (27 S.). Berlin 
(Vlg. d. Sozialist. Monatshefte) —.75 


Die vorliegende Schrift füllt eine Lücke 


'in der Literatur aus, insoferne sie uns in 
' gründlicher Weise über die Arbeiterbewegung 
‚der Schweiz unterrichtet, und muss deshalb 


und Aufsätze. | dankbar begrüsst werden. 
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8. Lotz, Dr. Walth., Prof., Zolltarif, Sozial- | desselben erforderlich sei und möchte hie- 
politik, Weltpolitik. gr. 8°. (59 8.). Leip- | bei auf „die Urquellen eines vernünftigen 
zig (Duncker & Humblot) 1.— | Sozialismus“ : die Bibel und die grossen 
Die kleine Broschüre bildet einen Separat- | Politischen Schriften. der griechischen Philo- 

abzug des Vortrages, den W. Lotz auf der sophen, anknüpfen. Der Verfasser . ist 
Versammlung des Vereins für Sozialpolitik | zweifellos ein vielseitig unterrichtete, 
am 24. September 1901 gehalten hat und Kenntnisreicher und von den besten Ab- 
der auch in dem unten angezeigten 107. Bd. sichten beseelter Schriftsteller. Doch ist 
der Schriften dieses Vereins, auf den wir | mir, namentlich in dem historischen Teil, 
hiemit verweisen. enthalten ist. | der Mangel an eigentlich historischem Sinn 
: — er ge re erg rg der 

9M , Dr. Frz., Arbeiterfrage u. Sozia- Quellen aufgefallen. eit besser hat mich 
ide Vorträge. gr. 80. (VIII, 386 8). die zweite Abteilung befriedigt. Ein ab- 
Mainz (F. Kirchheim) 4.50; geb. 5.50 | schliessendes Urteil kann jedoch erst nach 


dem Erschei des 2. Teiles erf: i 
Es sind 15 Vorträge aus den verschie, = iles erfolgen 


densten Gebieten der Arbeiterfrage und des | 
Sozialismus, welche in dem vorliegenden Buche | 11. Obst, G. Bankbeamt., Organisation des 


zusammengefasst sind. Sie verdanken ihre | Zahlungsverkehrs. gr. 8°. (VI, 49.) 
Entstehung einer wissenschaftlichen Kon- Stuttgart (Strecker & Schröder) 
ferenz, zu welcher eine Anzahl Geistlicher —.80; geb. 1.30 


und Laien 1900 sich zusammengefunden Eine tüchtige Arbeit, die auf knappem 
hatte. Die Referate, welche der Verfasser Raume ein anschauliches Bild von der Ent- 
damals erstattet hat, hat er nun veröffent- wickelung des Zahlungs- und Geldverkehres, 
licht in der Annahme, dass sie manchem | der Regulierung der internen wie der inter- 
seiner Konfratres, die als Präsiden von Ge- | nationalen Zahlungen gibt. 

sellen- und Arbeitervereinen tiber die soziale | 

Frage zu sprechen haben, nicht unwillkommen | 

sein werden. Unter den Vorträgen erwähnen | 12, Oelsner, Ludw., Volkswirtschaftskunde. 


wir besonders die folgenden: Maschine und Ein Leitfaden für Schulen und zum 
Kultur, Bilder aus der Geschichte der eng- Selbstunterricht. 8°, (VIII, 236 S.). Frank- 
lischen Arbeiterbewegung, Bilder aus der furt a/M. (Moritz Diesterweg) 

deutschen Industriegeschichte, Marx und 2.30; geb. 2.60 


Engels, Ferdinand Lassalle, Vom Tode Las | Die „Volkswirtschaftskunde“ soll nach 
salles bis zur Bildung der deutschen sozia- Absicht des Verfassers eine Propädeutik für 
listischen Arbeiterpartei, Die Staatsromane, | Schule und Selbstunterricht und bestimmt 
Der Zukunftsstaat. Der Verfasser gibt sich sein, „in die weite Welt der wirtschaftlichen 
als einen wohlunterrichteten, humandenken- Thatsachen, in die Fülle der Erscheinungen und 
den Schriftsteller, der in gewandter und an- Einrichtungen des Wirtschaftslebens einen 
regender Form seine Stoffe behandelt. ‚ernsten, Verständnis und Interesse weckenden 
Einblick gewähren.“ Es ist klar, dass für den 
10. Nossig, Dr. Alfred, Revision des Socialis- | Zweck, welchen der Verfasser im Auge hat, ein 
mus. 1. Bd.: DasSystem des Socialismus. | $ystematisches Lehrbuch mit theoretischen 
1. Teil. gr. 8°. (XXXIX, 277 8.). Berlin | Ausführungen nicht geeignet ist, dass man 
(Akad. Vig. f. sozial. Wissenschaften vielmehr, dem Verständnis der Schüler sich 
Dr. John Edelheim) 4,—  anpassend, mehr das Thatsächliche zu be 
Der Verfasser holt in seinem Werke über Bear re ——— —— 
die Revision des Sozialismus weit aus. Nach | Tarkar nieikaftäken äs au dis. dee — 
einer Einleitung über den Begriff des Sozi- (Gebiete des wirtschaftlichen —— Tr. 
alismus und den Gegenstand seines Buches | __ * 


duktion, Gewerbe und Handel an und 
sowie über die theoretischen Ausgangspunkte ee 3 . A 
des Sozialismus gibt er in dem 1. Abschnitt | macht den Leser mit den Produkten, ihrer 


eine Darstellung der früheren sozialwirt- | Gewinnung und Verarbeitung und mit den 


schaftlichen Organisationen und zwar des — eg Se neigen 
unbeweglichen Eigentums in der Urzeit und, sich oins. kurse: Daretellan ng rer er 
in der feudalen Epoche, des beweglichen er —— 5 Mr hen a 
Eigentumsund des Überganges zur modernen geschickt und —* praktischem Verse 
sozialwirtschaftlichen Organisation. Der | jem Bedürfnis der Mittelschulen (wohl in 


zweite Abschnitt schildert die sozialwirt- ee J 
schaftliche Organisation der Gegenwart und —— re ee und ähn- 


zwar zunächst der Industrie. Das Agrar- 
wesen soll im 2. Bande besprochen werden. | 
Der Verfasser steht dem modernen Sozialis- 13. Rewling, Dr. Wilh., Justizr., Die Grund- 
mus nahe, glaubt aber, dass eine Revision | lagen der Lebensversicherung. gr. %. 
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(XH, 678.). Berlin (E. S. Mittler & Sohn) | gr. 80. (395.). Göttingen (Vandenhoeck & 
2.— | Ruprecht) — 50 
Der Verfasser schickt seiner eigentlichen | Eine lesenswerte Broschüre, welche an 
Abhandlung eine ausführliche Vorbemerkung unserem Wohnungsmietrecht eine unseres 
voraus, in welcher er die in seinem Werk- , Erachtens berechtigte Kritik übt. Der Ver- 
chen 8. 31 u. 32 geübte Kritik an dem zu- fasser verlangt, dass die wichtigsten Be- 
erst von Laplace (1814) aufgestellten üb- stimmungen des B. G.-B., die ihren Zweck 
lichen mathematischen Ausdruck für die nicht erreichen, weil sie durch die bekannten 
„Lebenswahrscheinlichkeit“ motiviert. Im |Mietverträge ausgeschlossen werden, dem 
ersten Kapitel entwickelt er dann den Grund- öffentlichen Recht unterstellt und damit der 
gedanken der Lebensversicherung, legt die Abänderung entzogen werden sollen. 
Ziele der Elementarversicherungen dar und | 
präzisiert am Schlusse den Zweck der Lebens- | |. ; ‚ch. 
versicherung dahin, „solche wirtschaftliche 16. — — a 


Ergebnisse, welche mit der Lebensdauer der 28 37 ui 
Menschen in Beziehungen stehen und welche | — — Hi Ar 
an und für sich (isoliert) für den Einzelnen * Een 
abhängig von seiner individuellen Lebens- Es ist ohne Zweifel ein verdienstliches 


dauer sind, innerhalb eines grösseren Per- | Unternehmen, die Lage der weiblichen Dienst- 
sonenkreises gegenseitig auszugleichen und boten einer gen ir Aa „Betrachtung 
damit zugleich für die Einzelnen unabhängig ZU unterziehen und sie als Teilerscheinung 
von ihrer individuellen Lebensdauer zu der modernen Arbeiterfrage überhaupt zu 
stellen.“ Im zweiten Kapitel behandelt der begreifen. Mit anerkennenswertem Fleisse 
Verfasser unter Zugrundelegung einer ziffer- hat der Verfasser alle auf die Lage der weib- 
mässig bestimmten Absterbeordnung, einer lichen Dienstboten bezüglichen Verhältnisse : 
bestimmten Sterblichkeitstafel, die Kapital- Arbeits- und Freizeit, Lohn, Kost, Schlaf- 
versicherung auf den Todesfall gegen ein- | raum, Vergünstigungen, Behandlung, sittliche 
malige Einzahlung (Misa) und gegen laufende Zustände, Stellenwechsel, Stellenvermittlung, 
Beiträge (sog. „Prämien“ im engeren Sinn), | Dienstbücher, Ausbildung, Gesindeordnung, 
ferner die Leibrenten- und die Aussteuer- Dienstbotenbewegung und -Organisation in 
versicherung, in übersichtlicher ausführlicher | den Bereich seiner Untersuchung gezogen. 
Darstellung, wobei im einzelnen die Ver. Die Ausführungen des Verfassers, die freilich 


sicherung auf einfache Leben und auf zum grossen Teil unkontrollierbar sind, da 
verbundene Leben unterschieden. wird. sie auf mündlichen Berichten und schrift- 
In den Noten ist hierbei stets auf die ent- lichen Mitteilungen an den Verfasser be- 
sprechenden mathematischen Entwicklungs- | ruhen und die Gewährspersonen erklärlicher- 
formeln Bezug genommen. Das dritte Ka- weise nicht genannt werden können, geben 
pitel befasst sich mit den Elementen der stellenweise ein trauriges Bild von der Lage 
Prämie, mit dem Begriff der Nettoprämie, | der weiblichen Dienstboten. Es soll auch 
der Bruttoprämie und dem Wesen der sog. rückhaltlos anerkannt werden, dass eine 
Prämienreserve. Die Abhandlung schliesst im | Besserung dringend wünschenswert ist. Die 
vierten Kapitel mit einer Erörterung des | Schwäche des Stillich’schen Buches liegt einer- 
Risikos aus der Versicherungsunternehmung | seits darin, dass seine Untersuchung sich 
und einer kurzen Darstellung der beiden |nur auf Berlin bezieht, das gewiss nicht in 
Formen, in welchen sich dieselbe wesentlich | jeder Beziehung als typisch angesehen werden 
bewegt, der Gegenseitigkeitsgesellschaften kann, dass auch von den Berliner Dienst- 
und der Aktienunternehmungen. — —* nicht er ein Area zum 
; | : orte gekommen ist, dass nach der ganzen 

en anVerkchen bildet (ot einer Kürze Tendenz des Buches nur die Schattensiten 
Beitrag zur Lebensversicherungslehre | hervorgehoben, die Lichtseiten teils gar nicht, 
88 j teils nur ungenügend berücksichtigt werden, 

und dass der Verfasser in dem Bestreben, 


14. Schuhmacher, Dr. Hermann, Prof., Auto- | die zweifellos vorhandenen Missstände deut- 
nomer Tarif und Handelsverträge. gr. 8°. lich erkennbar zu machen, auch mit dem 
(318.). Leipzig (Duncker&Humblot) —.60 Material und namentlich mit den Zahlen 
; : BA "nicht immer einwandfrei verfährt. Man ver- 

‚ Diese vorliegende Broschüre ist ebenso | gleiche z. B. die Statistik auf Seite 250. 

wie die oben angezeigte Broschilre von W. | mmerhin empfehlen wir das Buch weiten 

Lotz ein Separatabzug aus dem Bd. 107 der Kreisen und namentlich auch den Hausfrauen 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik, über |zu eingehendem Studium. 

den der Leser unten nähere Angaben findet. | ö 

| 17. Verhandlungen des Vereins für Social- 

politik üb. d. Wohnungsfrage und die 


15. Stier-Somlo, Dr. Fritz, Privatdoz., Unser 
Handelspolitik (Schriften d. Vereins 


Mietrechtsverhältnis und seine Reform, 
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f.8. Bd. XCVIII) gr. 8°, 
(Duncker & Humblot) 


In den Tagen vom 23,—25. September 1901 
fanden die Verhandlungen des Vereins für 
Sozialpolitik statt. Die Gegenstände, welche 
zur Beratung standen, haben in seltenem 
Masse die Aufmerksamkeit weitester Kreise 
auf diese Verhandlungen gelenkt. Es waren 
die Wohnungsfrage und die Frage der Handels- 
politik, welche in verschiedenen Referaten 
und einer äusserst lebhaften und anregenden 
Debatte erörtert wurden. In der Wohnungs- 
frage referierten die Professoren (. J. Fuchs 
und E. v. Phillippovich sowie Landesrat 
M. Brandts, über die Frage der künftigen 
Handelspolitik die Professoren W. Lotz, 
H. Schumacher und L. Pohle. Diese Re- 
ferate mit den einschlägigen Debatten und 
einem Anhang, enthaltend: Die Wohnungs- 
statistik, von H. Lindemann, Die Wohnungs- 
frage, von Zizeck, und Der deutsch-öster- 
reichisch-ungarische Handelsvertrag vom 
6. Dezember 1891, von R. Wuttke, bilden 
den Inhalt des vorliegenden 107. Bandes der 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Es 
ist kaum nötig, diesen Band unserem Leser- 
kreis zu empfehlen, denn die Verhandlungen 
haben seinerzeit in der Presse so viel Er- 
örterung gefunden, dass sie im allgemeinen 
als bekannt vorausgesetzt werden dürfen. 
Wer sich über die Fragen des Wohnungs- 
wesens und der Handelspolitik ernstlich unter- 
richten will, muss diesen Band der Schriften 
des V. f. S. zu Rate ziehen, in dem diese 
Fragen von anerkannten Autoritäten nach 
den verschiedenstenGesichtspunkten behandelt 
werden. 


(476 S.). Leipzig 
10.— 


18. Ziegler, Dr. F., Wesen u. Wert klein- 
industrieller Arbeit, gekennzeichnet in 
e. Darstellg. der bergischen Kleineisen- 
industrie. gr. 8°. (VIII, 490 und 89 S. m. 
graph. Darstellgn. u. 1 Karte). Berlin 
(Bruer & Co.) 12.— 
Bei dem knappen Raum, der unseren 
Anzeigen zugewiesen ist, ist es nicht mög- 
lich, eine erschöpfende Übersicht über den 


Inhalt des vorliegenden umfangreichenWerkes 
zu geben. Nur so viel sei bemerkt, dass in 
einem ersten Teil die Lage der Kleineisen- | 
industrie im Allgemeinen geschildert wird; | 


insbesondere werden die Arbeitsverhältnisse 
nach allen Seiten eingehend untersucht und 
die sozialen Verhältnisse, das Familienleben, 
die Lebenshaltung etc. in detaillierter Weise 
beschrieben. Im zweiten Teile wird eine 
gründliche Darstellung der technischen Vor- 
gänge sowohl im Fabrikbetriebe wie im 
früheren handwerksmässigen Betriebe und 
eine Zusammenstellung von Haushaltungs- 
budgets verschiedener Arbeiter und sonstiger 
Angestellter gegeben, welch letztere einen 


wertvollen Einblick in die Lebensgewohn- 
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den Kreise gewährt. Nach einem kurzen 
Blick auf die wirtschaftsgeschichtliche Ent- 
wicklung der bergischen Kleineisenindustrie 
macht der Verfasser in einem Abschnitte 
„Neue Wege“ Reformvorschläge in bezug 
auf die gewerbliche und kaufmännische 
Fachbildung, in bezug auf Verbesserung der 
Produktionsmittel und des kaufmännischen 
Betriebes und hebt insbesondere auch die 
Aufgabe des Staates und der Selbsthilfe her- 
vor. In einem Anhange finden sich zahl- 
reiche statistische und anderweitige Belege. 
Das vorliegende Buch ist in erster Linie 
eine mit grossem Fleisse, mit Sorgfalt und 
Sachkenntnis, auf Grund persönlicher An- 
schauung, Umfragen in Fabriken und Werk- 
‚stätten u. 8. w. verfasste Beschreibung der 
‚ bergischen Kleineisenindustrie, die schon als 
solche Beachtung und Anerkennung verdient. 
‘Der Wert der Arbeit wird aber dadurch er- 
‚höht, dass der Verfasser sich nicht mit der 
blossen Beschreibung begnügt, sondern aus 
der überreichen Fülle seines Materials auch 
‘eine Reihe allgemeingiltiger Schlüsse über 
ı die Entwickelungstendenzen der eine Sonder- 
‚stellung einnehmenden Kleineisenindustrie 
zieht. 


‚ 19. Zimmermann, Dr. Alfred, Kais. Legations- 
| rat, Weltpolitisches. Beiträge u. Studien 
| zur modernen Kolonialbewegung. gr. ®*. 
|  &I, 224 8.). Berlin (Allgem. Verein für 
| Deutsche Literatur) geh. 5.— ; geb. 6.50 


| Der bekannte Verfasser des vorliegenden 
‚ Buches bietet unter einem Sammeltitel eine 
‚grosse Anzahl kleiner, unter einander nicht 
'zusammenhängender Abhandlungen und Ar- 
tikel, die in sechs Gruppen zusammengefasst 
sind. Die erste Gruppe „Aus dem Bereiche 
britischer Überseepolitik“ enthält Abhand- 
lungen über die englischen Charter-Gesell- 
schaften, Wandlungen im Wesen der britischen 
‚ Kolonialpolitik, Mr. Ceeil Rhodes, den Aus 
gang der Buren-Freistaaten u. s. w., die 
zweite unter dem Titel: „Zur französischen 
Kolonialpolitik“ enthält zwei Artikel über 
die Neufundlandfischerei und die Land- 
konzessionen in Westafrika, die dritte fasst 
„Afrikanisches, Amerikanisches, Asiatisches“ 
zusammen und bietet u. a. Abhandlungen 
über den Pan-Amerikanismus, die Monroe- 
doktrin u. s. w., die vierte handelt von den 
Abessinischen Gesandtschaften und dem Ver- 
hältnis Russlands zu Abessinien, die fünfte 
enthält Artikel über das Verhältnis Rus- 
lands zu Indien und China und die deutschen 
Handelsinteressen in China; als letzter Ab- 
schnitt findet sich eine Abhandlung über 
Afrika als Handelsgebiet. Wir können das 
vorliegende Buch warm empfehlen. Es unter- 
richtet in gewandter Darstellung und auf 





‘Grund eingehender Studien über zahlreiche 





historische Ereignisse und brennende Fragen 


heiten und Konsumverhältnisse der betreffen- | der Weltpolitik. 
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Varia. 


1. Brockhaus, Konversationslexikon. 14. 
vollständig neu bearbeitete Auflage. Neue 
revidierte Jubiläumsausgabe. Band V.“ 
Lex.-8°. (1056 S.). Leipzig (F. A. Brock- 
haus) geb. in Halbfrz. 12.— 
Der 5. Band des allbekannten, von uns| 

wiederholt besprochenen grossartigen Werkes 
ist uns zugegangen. Von den juristischen | 
und volkswirtschaftlich interessanten Artikeln | 
heben wir beispielsweise die nach beiden 
Richtungen hin reichhaltigen Abhandlungen | 
über „Deutschland und Deufsches Reich“ 
und über das Eisenbahnwesen hervor. Im 
ganzen umfasst der Band die Artikel von 
„Deutsches Volk“ bis „England“, Er ist mit | 
54 Tafeln, darunter 5 Chromotafeln, 28 Karten | 
und Plänen sowie 283 Textabbildungen aus- 
gestattet. 


2. Burghold, Jul., Über die Entwicklung | 
der Ehe. 8°, (117 8.) Breslau (Schles. 
Verlagsanstalt ete.) 1.50; geb. 2.50 


Der Verfasser geht von der Ansicht aus, 
dass das Mutterrecht die ursprüngliche Form | 
der Familie gewesen ist und dass erst all- 
mählich das Vaterrecht zur Herrschaft ge- 
langt sei. Die Einehe hält Verfasser für 
eine spätere Bildung, welcher die Polygamie 
und die Freiheit des geschlechtlichen Ver- 
kehrs vorangegangen seien. Bei der Ent- 
wicklungsgeschichte der Eheschliessungsform | 
werden insbesondere die Raubehe, die Rauf- 
ehe und die Tauschehe ausführlicher erörtert. | 
Am Schlusse wird die Stellungnahme des | 
B.-G.-B. betont und als bedeutendster Fort- 
schritt das Verschwinden der väterlichen und 
die Begründung der elterlichen Gewalt er- 
wähnt. 

Die lebendig geschriebene Darstellung 
bringt eine Reihe von Beispielen aus Ge- 
schichte und Literatur. Die einschlägigen | 
rechtshistorischen Abhandlungen und Ar- 
Be sind thunlichst berücksichtigt. Wesent- 
ich 
Schriftchen nicht anf. 





neue Ergebnisse weist vorliegendes | 
Sch. 


3. Höpfner, Dr. W., u. K. v. Klaeden, Das 
Referendar- u. Doktorexamen in Frage 
und Antwort unt. Berücksichtigg. alten 
u. neuen Rechts. 8°. (VIII, 241 S.). 
Leipzig (Dieterich) geb. 9.— 

Die Verfasser sind, nach dem Vorworte 
zu schliessen, von der Überzeugung durch- 
drungen, dass mit dieser ihrer Methode eine 
neue Ara des rechtswissenschaftlichen Unter- 
richts anbricht. Sie haben „alle hervor- 
ragenden Lehrbücher vollauf berücksichtigt‘ | 
und bieten „besonders durch die systematische 
und übersichtliche Beantwortung der Fragen 
nicht nur ein Lern-, sondern auch ein Lehr- 





buch“. Um unsern Lesern ein Bild von dieser | 


„Methode“ zu geben, lassen wir die Ver- 

fasser selber reden und zwar drucken wir 

ihre ganze „Lehre“ vom Zwangsvergleich 

und der Kompensation ab (8. 47). 

a) Zwangsvergleich. 

1. Wer schliesst ihn ? „Gemeinschuldner 
mit dem (!) Gläubiger.“ 

2. Weshalb heisst dieser Vergleich 
Zwangsvergleich? „Die Mehrzahl 
der im Zwangstermin erscheinenden 
Gläubiger zwingt bindend (!!) die 
nicht Teilnehmenden, sofern die For- 
derungen der Zustimmenden °/s aller 
Forderungen (qualifizierte Majorität) 
sind.“ 

b) Aufrechnung. 

1. „Kann im Konkurse mit einer noch 
nicht fälligen Forderung kompensiert 
werden? Ja, denn die K.-Eröffnung 
macht ipso iure alle Forderungen 
fällig.“ 

. „Kann man beispielsweise eine Katze 
mit einem Hunde kompensieren ?“ 
„Nein (per species).“ 

. „Kann man nur Geldforderungen mit 
einander kompensieren *‘ „Nein; z.B. 
frumentum cum frumento.“ 

. „Was ist zur Kompensation stets 
erforderlich *‘ «) „Gegenforderung. 

. 8) Gleichartigkeit derselben. 7) Gegen- 
forderung muss wirksam (wenigstens 
als naturalis obligatio) und fällig 
sein. d) Bestritten, ob sie liquide (!) 
sein muss.“ 

Vielleicht verraten uns die Verfasser auch, 
wo man mit diesen Kenntnissen Referendar 
und Doktor werden kann. 


4. Keun de Hoogerwoerd, Dr. Selim Khan, 
Kritische Studien zur Einführung in 
das Recht des Islam. gr. 8°. (XII, 64 S.). 
Rudolstadt (Müller) 2.— 

Das vorliegende Schriftchen, welches das 


‚ Bruchstück einer grösseren Arbeit über das 


Recht des Islam bildet, baut sich auf ein 
eingehenderes Studium der moslemitischen 
Quellen auf. Die Einleitung bringt einen 
Ueberblick über die Geschichte des Islam, 
eine kleine Skizze der Grundzüge der Lehre 
Muhammeds, eine Übersicht über die Rechts- 
quellen und eine kurze Darstellung der Or- 
gane der Rechtspflege. Der erste Teil, welcher 
vom Eherecht handelt, spricht vom Begriff, 
Wesen und Zweck der Ehe, legt eingehend 
dar, dass die moslemitische Ehe keine Kauf- 
ehe, wie vielfach behauptet, sei und betrachtet 
die drei Formen der Ehe im Rechte des 
Islam, nämlich die Dauerehe (Nikah-el-daim), 
die Fristehe (Nikah-el-mut'äh od. Nikah-el- 
mönkete) und die Sklavenehe (Nikah-el-Amma’ 
od. Nikah-el-kenizan). In dem Abschnitt über 
die Dauerehe wird von der Bedeutung der 
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Ehe für den Muselmanu und von der Ein- 
teilung der Ehehindernisse gesprochen. 
Sch. 


5. Liebe, Geo., Soziale Studien aus deut- 
scher Vergangenheit. 8°. (VIL, 119 S.). 
Jena (H. Costenoble) 2.— 


Unter dem etwas irreführenden Titel sind | 


folgende sechs Abhandlungen über verschie- 
dene gesellschaftliche und kulturelle Ver- 
hältnisse der deutschen Vergangenheit zu- 
sammengefasst: Ritter und Schreiber, Die 
soziale Wertung der Artillerie, Die Wall- 


fahrten des Mittelalters und die öffentliche | 


Meinung, Militärisches Landstreichertum, 


Auslandsreisen und nationale Opposition, Die | 


Nonne im Volkslied. Die Abhandlungen, zum 
Teil schon in angesehenen Zeitschriften ver- 
öffentlicht, beruhen auf gründlichem Quellen- 
studium und belehren in anziehender Form 
über interessante Zustände unserer Ver- 
gangenheit. Sie können angelegentlich em- 
pfohlen werden. 


6. Riemann, Dr. Ernst, Rechtsanw., Das 


schlesische Auenrecht. gr. 8°. (24 
Breslau (Maruschke & Berendt) 


8). 
— 


Die vorliegende kleine Arbeit, welche das | 
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schlesische Auenrecht zum Gegenstande einer 
| Besprechung macht, sucht insbesondere das 
'in vielen Büchern zerstreute einschlägige 
Material aus der Literatur und Recht 
sprechung zu sammeln und dabei namentlich 
die aus dem Auenrecht sich ergebenden Be 
rechtigungen und Verpflichtungen darzu- 
stellen. Der Einfluss der neuesten Gesetz- 
gebung auf das Auenrecht ist dabei stets 
an geeigneter Stelle hervorgehoben worden. 
Sch. 


7. v. Welck, M. Freih, Reg.-Rat n. Prof. 
Die Prüfungsordnung für Arzte v. 
28. Mai Gl. Im amtl. Auftrag und auf 
rund amtl. Material. hrsg. 8°. (62 8. 
Leipzig (Rossberg & Berger) geb. 1.50 


Diese verlässige offiziöse Ausgabe der 
neuen ärztlichen Prüfungsordnung, die » 
manche einschneidende Neuerung brachte, 
wird den beteiligten Behörden und Prüfungs- 
kommissionen, den Kandidaten und sonstigen 
‚ Interessenten im ganzen deutschen Reiche 
‚zweifellos sehr willkommen sein. Die er- 
forderlichen Erläuterungen sind knapp und 
ber Eine orientierende Einleitung fehlt 
ı nicht. 





Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v. Dr.@. Hirthu. Dr. M. v.Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyrof. 35. Jahrg. 1902. 
München (J. Schweitzer Verlag) 


halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das dritte Heft des Jahrgangs 1%2 ent- 
hält: Die Revision der Grund- und Haus- 
steuer in Bayern, von Professor Dr. Karl 


‚lichkeit; Prämienreserve und Prämienreserve- 

fonds; Nr. 2: Zur gesetzlichen Regelung des 
‚ Feuerversicherungsvertrages; Nr. 3: Wirk- 
‚liche und vermeintliche Lücken im Privat- 
 versicherungsgesetz; Nr. 4: Versicherungs- 
monopole und Privatversicherungsgesetz. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. Centralorgan 
| f. d. ges. Kranken-, Unfall- u. Invaliden- 

Versicherungswesen i. Deutsch. Reich. 
Hrsg. v. Dr. jur. P. Honigmann. XVII. 


Jahrg. Nr. 36, XIX. Jahrg. Nr. 1—3. 


Theodor Eheberg in Erl Fortsetzung. 
— en = — Hoch 4°, Berlin (Vlg. d. Arbeiterversorgg.) 


folgt). — Bankbrüche und Bankkontrollen, von | terversorg 
Dr. R. Rosendorf' in Berlin. — Die Or- | halbjährlich 1.— 
ganisation der inneren Verwaltung aufrechts- | Inhalt: Abhandlungen: Nochmals die 
vergleichender Grundlage‘Deutschland,Frank- | Kosten für die ersten ärztlichen Gutachten 
reich, England und Vereinigte Staaten), von | bei Gesuchen um Invalidenrente (Seelmann). 
Professor Conrad Bornhak in Berlin (Fort- Die Ausdehnung der Krankenversicherung 
setzung.) — Aus den Gesetzblättern. — | auf die Hausindustrie in Berlin (Rosenberg. 
Miscellen: Oesterreichischer Gesetzentwurf Der Entschädigungsanspruch des Arbeiters 
über Arbeiterwohnungen. — Wein-, Bier- und | bei Augenverletzungen (Becker). Die Ent- 
Branntwein-Produktion und -Verbrauch in den | scheidungen der Aufsichtsbehörden nach 
wichtigsten Ländern der Erde. — Die deutsche | $ 58 K.-V.-G. (von Frankenberg). Zur Rechts 
Baumwollindustrie. lage der Krankenkassen gegenüber den Be 
‚rufsgenossenschaften nach dem neuen Recht 

2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. (Hahn). Rechnungskontrole der Berufs 
33. Jahrg. 1902. Nr. 1—4. Leipzig | genossenschaften. — Verwaltung und Recht- 


(Jüstel & Göttel) vierteljährlich 9.— |sprechung. — Mitteilungen. — Sprechsnal. 


j ö . |— Beantwortung von Anfragen. 
An grösseren Artikeln sind zu erwähnen | 
in Nr. 1: Lebens- und Sterbenswahrschein- | 
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4. Archiv f. ee er gr und 
r. H. Gross. 

8. Bd. 1.H, 8°. Leipzig (F. C. W. Vogel) 
pro Band 12.— 


Kriminalistik, hrsg. v. Prof. 


Dieses Heft enthält an Abhandlungen 
folgende: Schütze, Der Lebensgang eines 


Fälschers von Legitimationspapieren und be- 
hördlichen Stempeln; von Manteuffel, Wett- 
bureaux und Totalisator in Deutschland; | 


Pollak, Betrag in Sinnesverwirrung; von 
Schrenk-Notzing, Die nach der ver- 


minderten Zurechnungsfähigkeit, ihre Ent- | 
Standpunkt 


wickelung und ihr ——— 
und eigene Beobachtungen; Gross, Zur Be- 
weisfrage; Näcke, Bericht über den Verlauf 


des 5. internationalen kriminalanthropologi- | 


schen Kongresses in Amsterdam vom 9. bis 
14. September 1901 nebst wenigen darauf 
bezüglichen allgemeinen und speziellen Rand- 


lossen; dann Kleinere Mitteilungen. nämlich: | 


Näcke, Anarchismus und Selbstmord ; Pribram, 
Die Farbenphotographie im Dienste der Rechts- 
pflege; Näcke, Gefahren des Spiritismus; 
Gross, Beweis durch Photographien;; endlich 


Besprechungen von Näcke, Lohsing und Gross. | 


5. Archiv für Strafrecht und Strafprozess, 
48. Jahrg. 5. Heft. gr. 80. Berlin. (R. v. 
Deckers Verlag) Preis pro Jahrgang 12.— 


Den Inhalt dieses Heftes bilden folgende 
Abhandlungen: Otker, Fragestellung bei 


Wechsel der Strafgesetze zwischen Begehung 
und Aburteilung und bei ausländischem De- | 
likt im Falle des & 4 Nr. 3 St.-G.-B.; Kohler, 


Die Fülscher in Dante's Hölle; Klee, Selbst- 
verletzung und Verletzung eines Einwilligen- 
den; dann Entscheidungen der Strafsenate 
des R.-G., der Öberlandesgerichte Berlin, 
Jena, 
preuss. Oberverwaltungsgerichts; Literatur- 
bericht. 


6. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrag. v. k. k. 
Handelsministerium. I. Jhrg. (1901). 


1. Legislativer Teil. 2. Statistischer Teil. 


4. Lig. Wien (Manz) jährlich 20.— 


In dem legislativen Teil finden sich zahl- 
reiche Mitteilungen über Staatsverträge, Kon- 
ventionen, Übereinkommen auf dem Gebiete 
des gesamten Verkehrswesens, des Zoll- und 
Steuerwesens, des Gewerbewesens, der In- 
dustrie, Handels- und Verkehrsförderung, 
des Patent-, Marken-, Muster-, Modell- und 
Autorrechtes. 

Der statistische Teil enthält folgende 
grössere Artikel und Zusammenstellungen : 
Die Entwickelung der Handelsflotten in 
Grossbritannien und in den wichtigsten an- 
deren Seehandel treibenden Ländern; die 
Getreide-Weltproduktion i. J. 1901; die Roh- 
eisenproduktion der Erde 1871—1899; der 


SpezialhandelÖsterreich-Ungarns 1896— 1900; | 


Darmstadt und Hamburg und des 
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die Fabrikindustrie im Kgr. Ungarn; der 
Verkehr von Schiffen und Flössen auf den 
mit Österreich-Ungarn in Verbindung stehen- 
den deutschen Wasserstrassen mit Angabe 
der hauptsächlich beförderten Woarengat- 
tungen i. J. 1900; Wirtschaft und Handel 
Indiens seit Eröffnung des Suezkanals. Ausser- 
dem zahlreiche Mitteilungen aus der Handels- 
‚und Produktionsstatistik, dem Eisenbahn-, 
 Schiffahrts-, Post- und Telegraphenwesen. 


7. Beiträge zur Erläuterung des Deutschen 
Rechts. Hrsg. von ow, Küntzel u. 
Eceius. 46. Jhrg. 1. Heft. 8°. 1902, 
Berlin (Vahlen) 

Subskr.-Preis pro Jahrg. (6 Hefte) 15.— 


Das Heft enthält ausser einer Reihe von 
Entscheidungen und Rezensionen folgende 
Aufsätze: 1. Die Folgen schuldhafter Nicht- 
erfüllung, insbesondere der Schadensersatz 
wegen Nichterfüllung, bei Kauf, Werkvertrag, 
Miete und Dienstvert nach dem B. G.-B. 
Von Landgerichtsrat Dr. W. Schöller in 
Düsseldorf. 2, Zur Rechtswohlthat des Not- 
bedarfs. Von Dr. Ritter, Rat in der ham- 
burgischen Justizverwaltung. 3. Was ist unter 
dem „jeweiligen Bestande“ der Hauptverbind- 
lichkeit im $ 767 B. G.-B. zu verstehen? 
(Zur Frage des Leistungsorts des Bürgen.) 
‚Von Rechtsanwalt Hugo Türk in Berlin. 
4. Verbürgung für eine künftige Schuld und 
Kreditmandat. Von Oberlandesgerichtspräsi- 
dent Dr. Eccius. 5. Der $ 27 Abs. 1 G.-B.-O. 
im Verhältnisse zu $ 1132 Abs. 2, $ 1175 
Abs. 1 Satz 2 B.G.-B. Von Senatspräsident 
Dr. v. Jacubezky in München. 6. Prinzipielle 
Gesichtspunkte für das Verständnis der privat- 
| internationalen Vorschriften des Einführungs- 
gesetzes zum B.G.-B. Eine Erwiderung auf 
Niemeyers Internationales Privatrecht. Von 
Dr. Hugo Neumann, Rechtsanwalt am 
Kammergericht zu Berlin. 7. Glossen zu 
—— C. P. O. Von Oberlandesgerichtsrat 

imonson zu Breslau. 8. Entgegnung auf 
die Bemerkungen von Skonietzki zu dem 
Aufsatze Nr. 26 des 45. Jahrganges der Bei- 
ee Von Landrichter Werner in Magde- 
urg. 





8. Beiträge z. Kolonialpelitik u. Kolonial- 
wirtschaft. Heft 8. Berlin (W. Süsserott) 
jährlich 10.— 
Inhalt: Die wirtschaftlichen Interessen 
Deutschlands in Guatemala I, von F.E. von 
ı Erckert, Swasiland, von M. Schanz; Ein 
Beitrag zur Land- und Völkerkunde von 
' Kamerun-Hinterland II, von @. Spellenberg; 
' Uber Personen- und Gütertarife afrikanischer 
' Eisenbahnen, von Schwabe. 


9. Blätter für Genossenschaftswesen. Organ 
d. Allgem. Verb. deutscher Erwerbs- u. 
Wirtschafts-Genossenschaften. Herausg. 
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v. Dr. Hans Crüger. 1901. Nr. 52. 1902 denHaftptlientschuldner(/Benno Hilse). Einige 

Nr. 1—3. Berlin (J. Guttentag) Bemerkungen über die ausservertragsmässige 
halbjährlich 3.— | Haftpflicht der Eisenbahnen in Ungarn(Baum- 

In der letzten Nummer des Jahrgangs garten). Die Eisenbahnhaftpflicht (Coer- 
1901 finden sich folgende grössere Artikel; | mann). Die Rechtsstellung der Eisenbahn- 
Mitglieder und Gläubiger von eingetragenen gepäckträger (Gorden). Zur Stempelpflich- 
Genossenschaften ; Gemeinschaftlicher Waren- tigkeit der Strassenbenutzungsverträge der 
einkauf; Die Freunde der Baugenossen- Strassen- und Kleinbahnen (Karl Hülse). — 


schaften; Wieder ein neues Genossenschafts- 
system; im Jahrgang 1902 Nr. 1: Zum 
neuen Jahre, von Dr. Crüger; Die Stellung | 
des Allgemeinen Verbandes zu der sozialisti- ; 
schen Konsumvereinsbewegung, von dems.; 
Nr. 2: Aktionär und Genosse, von L. Stüben; | 
Getreideabsatzgenossenschaften, von M. May; 
Nr. 3: Uber die Inventuraufnahme; Kapital- 
beschaffung bei Konsumvereinen, von Dr. 
Crüger. 


10. Blätter für administrative Praxis. Hrsg. 
v. K. Krazeisen. Bd. LII. Nr. 1. 1902. 
8°. München (C. H. Beck) pro Band 6.— 


Die erste Nummer des neuen Jahrgangs 
enthält: Prüfungsrecht oder Zustimmungs- 
recht? Eine budgetrechtliche Studie. (Piloty.) 
In diesem Aufsatze ist der Nachweis ver- | 
sucht, dass die Kritik, welche Hermann 
Rehm in den Annalen des Deutschen Reichs 
(1901 8. 641 ff.) an Seydel’s Grundauffassung 
vom Budgetrecht des bayerischen Landtags | 
übt, sowie Rehm's Anschauung, wonach die 
Anordnung der Gebühren nicht in der Form | 
des Gesetzes zu erfolgen brauche, sondern 
auch durch Verordnung erfolgen könne 
(a. a. 0. S. 656 ff.), unzutreffend seien. — Der 
Arbeitszzwang bei den bayerischen Ver- 
pflegungsstationen. (Nach amtlichen Quellen.) | 
Anspruch auf Armenunterstützung. | 
(Friedr. Braun.) — Ein Blick auf das Ver- 
einsrecht im Entwurf eines ungarischen all- 
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs. (von der 
Pfordten.) — Literatur. | 





11. Dokumente des Sozialismus, Bd. I. H.4. 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte) | 
einzeln 1.25; vierteljährl. 3.75 

Inhalt: 1. Bibliographie des Sozialismus 
2. Aus der Geschichte des Sozialismus: Über | 
das Verhältnis zu Marx und Engels. 3. Ur- 
kunden des Sozialismus: Der erste sozial- 
demokratische Arbeiterschutzgesetzentwurfin | 
Deutschland. 4. Der Sozialismus in Zeit- 
schriften. 5. Anfragen und Nachweise. | 
6. Notizen. 


12. Entscheidungen und Abhandlungen, Eisen- 
bahnrechtl. XVIII. Bd. 2. H. Breslau 
(J. U, Kern's Vlg.) pro Band 10.— 
Inhalt : Entscheidungen Nr. 62—126. — | 
Abhandlungen: Die Kollision mehrerer Ent- | 
eignungsrechte nach preussischem Rechte 
(Eger). Anspruch der Berufsgenossenschaft 
gegen den schuldhaften Schadensurheber bezw. | 


15. Handels-Museum, Das. 


Literatar. — Gesetzgebung. 


13. Entscheidungen d. Gerichte u. Verwal- 

tungsbehörden. 21. Bd. 5. H. München 

(©. H. Beck) Preis pro Band 10.— 

Mit diesem Hefte liegt der 21. Band der 
vortrefflichen, weit verbreiteten Reger'schen 
Entscheidungensammlung vollständig vor. 
Das Schlussheft des 2. Ergüänzungsbandes 
mit dem Gesamtregister zu Bd. I—XX und 
zum I. u. II. Erg.-Bd. soll anfangs April 
erscheinen. 


14. Gewerbe -Archiv. I. Bd. 2. H. Berlin 
(Franz Vahlen) pro Band (4 Hefte) 12.— 


Heft 2 dieser von uns auf 9.52f. des 
vorigen Jahrgangs besprochenen neuen Zeit- 
schrift ist wieder sehr reichhaltig, so dass 
sich dieselbe in der That als ein fortlaufen- 
der Kommentar zur Reichsgewerbeordnung 
praktisch bewähren dürfte. 


Mit Beilagen: 
Monats-, Quartals- und Jahresberichte 
der k. u. k. öst.-ung. Consular-Amter. 
Hrsg. v. k. k. österr. Handels-Museum. 
Bd. 16. Nr. 52. Bd. 17. Nr. 1—4. Wien 
(Verl. d. k. k. österr. Handels-Museums) 
halbjährl. 8.— 


An längeren Artikeln vermerken wir 


‚Bd. 16 Nr. 52: Die Baumwollindustrie im 
‚ deutschen Zolltarifentwurf; Die wirtschaft- 


liche Lage Belgiens; Bd. 17 Nr. 1—4: Ent- 
wurf eines Gesetzes, betr. den Schutz gegen 


 unlauteren Wettbewerb, von R. Pollak: Die 


Zolltarifreform im Deutschen Reiche; Die 
wirtschaftliche Lage in Südafrika’ Die 
deutsch-russischen Handelsbeziehungen und 
der deutsch-russische Verein; Der Panameri- 
kanische Kongress, von E. S. Fischer-New- 
York; Industrielles aus Kalifornien ; Die 
wirtschaftliche Bedeutung der Bagdad-Bahn, 
von @. Herlt-Konstantinopel; Produktions 
verhältnisse in Argentinien. 


16. Handelszeitung, Bayerische, Organ f.d 


Interessen d. Handels, d. Verkehrs n. d. 
Industrie, hrsg. v. d. Handels- u. Ge 
werbekammer f. Oberbayern. Redig. v. 
Rechtsanw. Dr. Jul. Kahn. XXXI. Jahrg. 
1901. Nr. 52. XXXI. Jahrg. 1902 
Nr 1—2, München (C. Haushalter) 

viertel jährl. 1.50 


An grösseren Artikeln finden sich und 
zwar in Nr. 52 von 1901: Der Veredelungs- 
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verkehr, von M. Schöhn-Berlin; Handelsver- 
auf der Basis der Gegenseitigkeit; Die 


Wohlfahrtseinrichtungen der nordamerika- | 


nischen Bahngesellschaften, von E. Katscher- 
Budapest Nr. 1 und 2 von 1%2: Das 
Wirtschaftsjahr 1901; Münchens Handel, Ge- 
werbe und Industrie und der Zolltarif-Entwurf, 
von R. Ureuzbauer-Nürnberg : Argentinien; 
Der Veredelungsverkehr (Schluss); Bemer- 
kungen zur Zolltariffrage. Nr. 3.: Triumph 
der bayerischen Industrie in Frankreich ; 


Der Staat als Exporteur; Das Wirtschafts- | 


jahr 1901. Nr. 4: Neue Anleihen; Das Wirt- 
schaftsjahr 1901; Münchens Handel, Gewerbe 
und Industrie und der Zolltarif-Entwurf. 


17, Invaliditäts- undAlters-Versicherung, die, 


im Deutschen Reiche mit Ausdehnung | 
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\ Richters an eine nichtrichterliche Stelle; 


 Hübler, Dr., Geh. Oberregierungsrat, Pro- 
fessor, Die Eheirrung im Grossherzoglich 
hessischen Hause und das landesherrliche 
Scheidungsrecht; Pinner, Rechtsanwalt, Zur 
Reform des Börsengesetzes. Ein. Wort in 
letzter Stunde; Mittelstaedt, Dr., Landrichter, 
Das neue deutsche Verlagsrecht; Fleisch- 
auer, Dr., Rechtsanwalt und Notar, Eine 
Lücke unserer Gesetzgebung; Seckel, Dr., 
Professor, Die Neuordnung des juristischen 
Ausbildungsganges in Preussen; Eccius, Dr., 
Oberlandesgerichtspräsident, Bemerkungen 
zur Rechtsprechung des Kammergerichts in 
Grundbuchsachen; Förtsch, Reichsgerichtsrat, 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung bei 
' Zahlungsverzug des Käufers vor Ubergabe 
der Ware, 





auf die Krankenversicherung. Zeitschrift | 


f. d. Durchführung, Förderung u. Weiter- 
bildung der Gesetzgebung auf d. Gebiete 
d. Invaliditäts-, Alters-- und Kranken- 
fürsorge. Sammlg. amtl. Quellen der 
Reichs- und Bundesrats-Gesetzgebung. 
Hrsg. v. Kreisrat Fey und Reg.-Rat 
Dr. Dietz. 12. Jahrg. Nr. 1—4. Mainz 


(J. Diemer) vierteljährl. 2,— 
Abhandlungen: Die Innungskranken- 
kassen (B. Hilse). Verjährung der Straf- 


verfolgung bei unterlassener An- und Ab- 
meldung invalidenversicherungspflichtiger 
Personen (W—g). Die ärztlichen Atteste in 
Invalidenrentensachen/ Tribius). Rechtsfolgen 
einer vereitelten Krankenfürsorge (B. Hülse). 
— Zahlreiche Erlasse, Entscheidungen der 
Gerichte und Verwaltungsbehörden, Materia- 
lien aus dem Verbandsleben der Kranken- 
kassen ete. — Mitteilungen. — Briefkasten. 
— Literatur. 


18. Juristen- Zeitung, Deutsche. Hrsg. v. 
Dr. P. Laband, Dr. M. Stenglein, 
Dr. H. Staub. 1902. Nr. 1—3. Berlin 
(Otto Liebmann) vierteljährl. 3.50 


Der neue Jahrgang bringt zwei sehr schätz- 
bare Erweiterungen der Zeitschrift, nämlich 
einmal eine Rubrik „Neue Rechtsgrundsätze 
des Reichsgerichts in Zivilsachen“ und so- 
dann eine besondere „Literaturbeilage‘, die 
jährlich 6—8 mal erscheinen soll, Unter jener 
Rubrik enthalten die drei ersten Nummern 


des Jahrganges fünfzehn, von Reichsgerichts- | 


rat Planck redigierte prinzielle Entschei- 
dungen. Abhandlungen: Laband Dr., Pro- 
fessor, Eine staatsrechtliche Erörterung 
zum Entwurf des neuen Zolltarifgesetzes. 
ev. Bülow, Dr., Freiherr, Senatspräsident, 
Schweizerisches und deutsches Strafrecht. 
Lenel, Dr., Professor, Zur Deliktshaftung 
der juristischen Personen ; Dove, Landgerichts- 


rat a. D., Die Unpopularität des Juristen- 


standes in Deutschland; v. Liszt, Dr., Geh. 
Justizrat, Professor, Strafrecht und Psycho- 


logie; Hoffmann, Dr., Die Versetzung eines | 


19. Monatshefte, sozialistische. VIII. Jahr- 
gang. 1902. H. 1. Lex.-8°. Berlin (Ad- 
ministration der Soz. Monatshefte) 

à Heft —.50 


Inhalt: J. Auer, Partei und Gewerkschaft; 
Ria Claassen, Stefan George; R. Calwer, Der 
Zolltarifentwurf; Ü. ien, Tarifgemein- 
‚schaften und gemeinsame Verbände von Ar- 
beitern und Unternehmern; E. Bernstein, 
Der Gang der wirtschaftlichen Entwickelung; 
H. Kauffmann, Zur Frage der genossen- 
schaftlichen Produktion durch Produktiv- 
genossenschaften; W. Düwell, Wohlfahrts- 
einrichtungen; €. Schmidt, Ein neues Buch 
über die Frauenfrage; Rundschau. 


20. Praxis, Soziale. XI. Jahrgang. Nr. 15 
bis 18. Leipzig (Duncker & Humblot) 
vierteljährl. 2.50 


Aus dem reichen Inhalt der vorliegenden 
‚ Hefte heben wir nur einige grössere Artikel 
hervor, so in Nr. 15: Augenblickshilfe und 
organische Reform, von E. Francke; die 
Lage der arbeitenden Klassen in Aachen, 
von W. Arens-Aachen; Nr. 16: Das neue 
Gesetz über das Arbeitsamt in Italien, von 
A. Lewin-Padua; die Arbeitslosigkeit in der 





Stadt Zürich 1892—1901, von E. Hofmann- 
Frauenfeld; Kinderarbeit in Chemnitz, von 
'K. Agahd-Rixdorf-Berlin; Nr. 17: Arbeits- 
ı verhältnis, Arbeitsrecht, Arbeitsvertrag und 
Arbeitslohn von @. Schmoller;; Interpellation 
über die Arbeitslosigkeit im Reichstage; 
Die Heimarbeit in Österreich, von E. Löw- 
ı Wien ; Ergebnisse der Invalidenversicherungs- 
anstalten für 1901; Nr. 18: Fortsetzung des 
Artikels von Schmoller; Sozialpolitische 
Debatten im Reichstage; der Arbeiterschutz 
in Gast- und Schankwirtschaften; Rechnungs- 
ergebnisse der Berufsgenossenschaften für 
1900. 





' 21. Recht, Das. Rundschau für den Deutschen 
Juristenstand. Hrsg. v. Dr. Sörgel. 1901. 
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Nr. 23/24. 1902. Nr. 1. Hannover (Hel- | 
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tionen, Soziale Versicherung, Wohnungswesen, 


wing'sche Verl.-B.) vierteljährlich 3.— |(staatl. Förderung der Baugenossenschaften 


Der neue Jahrgang bringt, vielseitigen | 
Wünschen entsprechend, eine wesentliche 
Erweiterung, insofern künftig auch „Die 
wichtigsten Rechtsgrundsätze des Reichsge- 
richts in Strafsachen“ mitgeteilt werden. 





im Deutschen Reich), Arbeitsämter, Arbeits 
einstellungen und Aussperrungen (Üsterreich, 
England, Frankreich), Arbeitsmarkt (staatl. 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Oster- 
reich), Arbeitsvermittelung (Üsterreich, Böh- 


Aus dem reichen Inhalte der drei letzten men, München, Preussen ete.), Wohlfahrts 
Nummern heben wir folgende Aufsätze her- | einrichtungen, Verschiedenes. 
vor: Die internationale Regelung des ge R e 
werblichen Rechtsschutzes, (Rechtsanwalt | 23. Weltmarkt, Der. Zeitschrift für Deutsch- 
ig Wertheimer, Frankfurt a. M.)' lands Industrie, Innen-und Aussenhandel 
— Ist dem Testamentsvollstrecker auf An- | 16. Jahrg. Nr. 1 u. 2. Braunschweig 
trag ein Erbschein zu erteilen? (Dr. von (A. Limbach) jährl. 10.— 
Jacubezky, I. Senatspräsident am Bayer. Nr.1: Aufklärung der allgemeinen in 
Obersten Landesgericht, München.) — Kann | dustriellen Lage, von @. Rothgiesser ; Edi- 
bei vereinbarten kalendermässigen viertel- |sons Verfahren der Eisengewinnung; Haft 
oder halbjährigen Kündigungsfristen noch | pflicht für unbestellte Ware, von @. Röder; 
am ersten auf den ersten gekündigt werden? | Nr. 2: Industrielle Krisis und technische 
(Ministerialrat Dr. Düringer, Karlsruhe.) — ; Verbesserungen von @. Rothgiesser : Die 
Ein Fall aus dem Vormundschaftsrecht. | Lage der britischen Eisen- und Stahlindu- 
(Reichsgerichtsrat Hesse, Leipzig.) — Zwei  strie; Rückgang der Ausfuhr von Industrie 
Fragen aus dem Vertragsrechte. (Reichsge- | erzeugnissen aus den Vereinigten Staaten; 
richtsrat Konrad Förster, Leipzig.) — Zu Lage des Einfuhrhandels in Hongkong. 
88 175 und 269 der Mil.-Str.-G.-O. (Senats- 
—— beim Reichsmilitärgericht CI. von | 24. Zeitschrift f. deutsches Bürgerl. Recht 
oppmann, Berlin) — Zur Reform des u. französ. Civilrecht. Bd. XXXIL 
Irrenwesens. Aufruf des psychiatrischen Ver- Heft 6—12. Mannheim (J. Bensheimer) 
eins der Rheinprovinz. (Geh.-Rat Univ.-Prof. | pro Band 12.— 
Dr. Pelman, Bonn.) — Die Neuerungen der Die Nummern 6—12 bringen, abgesehen 
Gewerbegerichts-Novelle vom 30. Juni 1901. | von einer sehr reichhaltigen Judikatur auch 
(Rechtsrat Dr. Menzinger, München.) — Gilt | ausländischer Gerichte und einer Reihe von 
8 1404 B.-G.-B. auch bei Verfügungen der  Literaturberichten, namentlich folgende Ab- 
Frau über Gesamtgut der ehelichen Güter- handlungen von Scherer, Rechtsanw. beim 
gemeinschaft (&& 1443, 1519, 1549)? (Land- Reichsgericht: 1. Das rheinische Immobiliar- 


gerichtsrat Dr. K. Heinsheimer, Heidelberg.) 
— Hat die Anrufung des Amtsgerichts ge- | 
mäss $ 13 E.-G. z. Zw. V.-G. unbedingten 
Devolutiveffekt? (ÖOberlandesgerichtsrat B. | 


recht in der Zeit vom 1. Januar 1900 bis 
zur Anlage des Grundbuchs. 2. V 
mässige Kündigung eines altrechtlichen Miet 
vertrags. 3. Treppenbeleuchtung. 


Betzinger, Karlsruhe.) — Anfechtung von 

Pfändungen im Konkurse. (Rechtsanwalt am | 25. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. Hr. 
K.-G. Dr. Baum, Berlin.) Die neue, von Julius Wolf. 5. Jahrgang. 192. 
Preussische (erichtsvollzieher - Ordnung. | Heft 1. Berlin (G. Reimer) 
(Rechtsanwalt Kauffmann, Magdeburg.) — pro Quartal 5.— 
Die Zinsen im Kontokurrent vom mathe! 1, Aufsätze: W. Thomas, Der Ursprung 
matischen und juristischen Standpunkt. (Öber- | der Exogamie; Frh. v. Zedlitz-Neukirch, Ziele 
landesgerichtsrat B. Betzinger, Karlsruhe.) | und Wege der Reichsfinanzreform ; Fr. Oppen- 
— Zum $ 957 B.-G.-B. (Senatspräsident am | heimer, Das australische „Arbeiterparadies“; 
Obersten Landesgericht, Dr. von Jacubezky, | Fr. Prinzing, Die uneheliche Fruchtbarkeit 


München.) Die vorübergehende Ver-| 
hinderung des zu Dienstleistungen Ver- 
pflichteten ($ 616 B.-G-B.). (Universitäts- 
Professor Dr. von Blume, Königsberg. — 
Firmenrecht und Etablissementsnamen. (Amts- 
richter Conrades, Meppen.) 


22. Rundschau, Soziale. 2. Jahrg. Nr. 11. 
Wien (Alfred Hölder) jährlich 2,— 


Auch in dieser Nummer finden sich zahl- 
reiche Mitteilungen über: Arbeitslohn, und 
Arbeitszeit, Gewerbe-Inspektion (in Üster- 
reich und Preussen), Genossenschaftswesen 
(landwirtsch. Genossenschaften in Steiermark, 
Deutschland, Frankreich), Arbeiterorganisa- 





in Deutschland; 2. Sozialpolitik: Die Frage 
der Arbeitslosigkeit und die öffentliche Haus- 
haltsführung von @. Schanz; Müssen die 
deutschen Krankenkassen Krankenhauspflege 
gewähren? von H. v. Frankenberg : Verord- 
nung betr. die Haussklaverei in Deutsch- 
Ostafrika; 3. Miszellen, darunter: Zur Be 
völkerungsfrage; die Mittel der Entvölkerung 
Frankreichs; die Arbeiterfrage in den deut- 
schen Schutzgebieten der Südsee; Ein Wort 
zur Leistungsfähigkeit der deutschen Land- 
wirtschaft etc. 


26. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
Herausgeber: J. Neumann in Berlin. 
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1902. Nr. 1—4. Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 
vierteljährl. durch die Post 5.— 


Nr. 1 enthält u. a. die kaiserliche Ver- 


ordnung betreffend das Verfahren und den 


Geschäftsgang des kais. Aufsichtsamtes für 
Privatversicherung ; Nr. 2: ein Verzeichnis 


der in das Aufsichtsamt für Privatversicher- 


ung einberufenen Mitglieder und einen Ar- 
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tikel über die im Jahre 1900 durch elektrische 
Anlagen verursachten Brände; Nr. 3: einen 
Artikel über Rechnungslegung der Hagel- 
‚ versicherungsgesellschaften ; Nr. 4 einen Ar- 
tikel, betitelt: Transportversicherungs-Aus- 
blicke. Ausserdem finden sich in den vor- 
liegenden Nummern zahlreiche Mitteilungen 
aus allen Gebieten des Versicherungswesens. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden, 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und „Varia‘‘. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Entscheidungen des Ober-Seeamts u. der Soe- 
ämter des Deutschen Reichs. Hrsg. im Reichsamt 


des Innern, 13. Bd. Register. (XL 8.) gr. &. Ham- 
barg, L. Friederichsen & Co, —.,75 | 
— — dasselbe. 14. Bd, 1. Hft, (165 8.) gr. 8°. Ebd. 
3 | 


Friedens. Warte, die. Zeitschrift f. internationale | 


Verständigg. Hrsg. u. red. v. Alfr. H. Fried. 4. Jahrg. 
24 Nru. (Nr. 1, 8 8.) Lex. 8°. Berlin, Alfr. H. Fried 


Vierteljährlich 1.50 | 


@Gericht«schreiber, der. Organ des Vereins der 
bad. Gerichtsschreiberei - Beamten. .: 
Schreiber Emil Buselmeier. 6. Jahrg. 1902. 12 Nrn. 
(Nr. 1, 14 8.) gr.4d®e. Freiburg i. B, F. P. Lorenz 


Halbjährlich 1.—; einzelne Nrn. —.20 | 
Nachrichten tb. Industrie, Handel u. Verkehr , 


aus dem statistischen Departement im k. k. Handels- 
ministerium. 77. Bd, 1. u. 2.Hft. Lex. 8°, Wien, 
Hof- und Staatsdruckerei 
1. 2, Statistik des Österreichischen Post- und Te- 
legraphenwesens im J. 1900. Mit e. statist. Ueber- 
sicht üb. d. Post u. den Telegraphen in Europa 
(V, 872 8.) 


5.— 
BRecneil, nouvesu, general des ‚traitds et autres | 


Sammelwerke, 


Gareir, Dr. K., Deutsche Reichsgesetze in Einzel- 
Abdrucken. Nr. 306—314. 8°. Giessen, E. Both 

je —.20 

806. Unfallfürsorge f. Beamte und f. Personen des 
Soldatenstandes. Vom 18./VI 1901. (6 8.) — 307. 
Wein-Gesetz. Gesetz, betr. den Verkehr m, Wein, 
weinhalt. u. weinähnl. Getränken. Vom 24. V. 
1901. Mit den Ausführungsbestimmgn. vom 2. VII. 


1901. (8 8.) — 308, 309, Gesetz über die privaten | 


Versicherungsunternehmungen. Vom 12. V. 1901. 
(28 8.) — 510—312. Urheberrecht an Werken der 
Literatur u. der Tonkunst. Vom 19. VI. 11. — 
Literar-Uebereinkommen (Berner Uebereinkunft) 
1887. Mit allen Abändergn. bis 191. Verlags- 
recht wom ®. VI. 1901. (40 8.) — 313.314. Gewerbe- 
gerichtagesetz, Vom 29, IX. 1901. (19 8.) 


Ger.- | 


actes relatifs aux rapports de droit international. 
Continuation du grand recueil de @. Fr. de Martens. 


par Prof. Fel, Stoerk. 2. serie. Tome XXVı, 3 livr. 
(8. 625—1012) gr. 8°. Leipzig, Dieterich 18.— 
Rundsehan, sorialpolitische. Als Makr. f. Redak- 
tionen gedruckt. 2. Jahrg. 1902. 24 Nrn. (Nr. 1. 


2. Bl.) gr. 4°. Frankfurt a. M., Dr. E. Schnapper 8.— 
Standesamt, das. Zeitschrift u. Ratgeber f. die 
| m. Standesamtsgeschäften beanftragten Beamten. 

Samımlg. der auf dem Gebiete der Personenstands- 

beurkundung u. der Eheschliessung ergeh. Gesetze, 

Verordngn.; Erlasse u. gerichtl. Entscheidgn. Hrag. 

v. L. Schmitz. 1. Jahrg. 1902. 24 Nrn. (Nr. 1, 12 8,) 

hoch 4°, Meiderich, A. Heiland Halbjährlich 250 
Zeit, die, Nationalsoziale Wochenschrift. Hrag. : 

Frär. Naumann. Red.: Dr. Paul Rohrbach, 2.—4. 

Viertelj. Jan.—Sept. 1902. 39 Nrn. (Nr. 14. 30 8.) 

gr. 8°, Berlin-Schöneberg, Buchverlag der ‚Hilfe‘ 

Vierteljährlich 3.— ; einzelne Nrn. —.30 
Zeitschrift f. den internationalen Eisenbahntrans- 


port, hrag. v. dem Üentral-Amt in Bern. (In 
deutscher u. französ. Sprache.) 10. Jahrg. 1902, 
12 Nrn. 


(Nr. 1. 40 u. 20 $.) gr. 4*. Bern. Zürich, 
Art. Institut Orell Füssli 8.— 


Encyklopädien. 


Gesetzsammilung f. das Fürstenth. Schwarzburg- 
Rudolstadt. 1901. 62. Jahrg. 22. Stück. (IV, 162 8.) 
4°. Rudolstadt, Hofbuchdr. 3.— 

Reichs-Gesetzbuch, deutsches, f. Industrie, 
Handel u. Gewerbe, einschlioslich Handwerk u. 
Landwirthschaft. Vollständ. Sammilg. aller einschläg. 
Reichsgesetze, Verordngn., Ausführungsbestimmgen. 
etc., m. Erläutergn., Formularbuch u. Sachregister. 
Bearb. u. hrer. v. d. Red. d. Reichs-Gesetzbuches 
f. Industrie, Handel u, Gewerbe, Bürgermstr. a. D. 
W, Maraun, Geh. Justizr. E. Grünewald. Mit e. 
einleit. Wort v, Prof. Dr. Conr. Bornhak. 2 Bde. 
36. Aufl. (XXXII, 1784 u. XX. 910 Formulare 186 u. 
278 u. Register 321 8.) gr. 8°. Berlin. Bruer & Co. 

| Geb. in Halbfrz. 20.—; in Lex. 8°, geb. in eleg. 

Halbfrz. 35.— 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Budde, Dr. E., Energie u. Recht. Eine physikalisch- 
jurist, Studie. (VII, 9% 8.) gr. 8°. Berlin, C. Hey- 
mann 

Freisen, Dr. Jon., Prof. D., Landeshorpital, Ka- 
puzinessenkloster, Genossenschaft der barmherzigen | 
Schwestern zu Paderborn. Historisch-jurist, Ab- | 
handig. (VIII, 272 8.) gr. 8°. Paderborn, Junfermann 

3.60 | 

Goedechke, Adf., Refer., Der Gefahrübergang beim 
Genmuskaufe. Nach justinian. u. gemeinem Rechte. 
Diss. (86 8.) gr. 8*. Berlin, E. Ebering 


1.60 | 


2.40 | 


Materinl, urkundliches, aus den Brandenburger 
Schöppenstuhlsakten. Unter Mitwirkg. v. Landricht, 
Ernst Deichmann u. Amtsricht. Dr. Vict. Friese 

! hrag. v. Justizprüfgskomm.-Präs. Dr. Adf. Stölzel. 
4 Bde, in % Tin. (VI, 745, 78, 243 u. X, 332 8.) 
gr. 8°. Berlin, F. Vahlen 40.—; geb. 46.— 
 Neabürger, Dr. Frdr., Das Sonderrecht der 
gemeinen Judenschaft zu Fürth u. in dessen Amt 

‚ im 18. Jahrh. I. Das Verfassungsrecht. Historisch- 

' dogmatisch dargestellt. (III, 48 8.) gr. 8°. Fürth, 

G, Rosenberg in Komm, — 
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Stölzel, Adf., Justizprüfgskomm.-Präs,, Die Ent- | 
wicklung der gelehrten Rechtsprechung, untersucht 
auf Grund der Akten des Brandenburger Schöppen- 
stuble. (In 2 Bdn.) 1. Bd. Der Brandenburger 


1% 


Schöppenstuhl. Mit 1 Abbildg. v. Brandenburger 
Schöppenstublssiegeln. (XVIIL, 605.) gr. $", Berlin, 
F. Vahlen 12.—; geb. 14,— 


Bürgerliches Recht. 


Böckel, 
Diss, (92 8.) gr. 8°. Jena. (O. Rassmann) .—| 
Civilgesetzbnech, schweizerisches. Erläuterungen | 
zum Vorentwurf des eidgenöes. Justiz- u. Polizei- 
departements. 2. Hft. Das Erbrecht. (Von Prof. Dr. | 
Eug. Huber.) (IIL, 152 8.) gr. 8°. Bern (Schmid &| 
Francke) — 
Gasser, C., Fürsprech. gewes. Amtsverw., Vor- | 
mundschafts-Ordnung f. den Kanton Bern. Text- | 
ausg. m. Anmerkegn, u. 16 Beilagen. enth. kantonale | 
u. eidgenöss. Erlasse unter Berücksicht,. der sach- | 
bezügl. Entscheiden. v. Administrativ- u. Civil- 
gerichtsbehörden. (VIII, 340 8.) gr. 8°. Bern, E. 
Baumgart in Komm. 4.—; geb, in Leinw. 5.— 


i 








Fritz, Refer, Die Sicherungshypothek. | @erstel, 


Lande, 


Dr. Alfr., Der Ersatz des interdicetum 
quod vi aut elam im neuen deutschen Rechte. (41 8.) 
gr. 8°. Berlin, Struppe & Winckler 1.9 


N Landger.-R. u. Reg.-R., Das 

Landrecht f. die preussischen Stasten 
in dem seit dem 1.1. 1900 gültigen Umfang. Ausg. 
m. Anmerkgn. 4. Aufl, 1. TI. (VII, 244 8.) gr. ®. 
Berlin, ©. Heymann 4.— ; geb. 3.— 


Stubenrauch, Dr. M. v., weil., Commentar zum 


österreichischen allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buche, Hrsg. von DD. Hofr, Mar Schuster v. Bonn! 
u. Sect.-R. Karl Schreiber. 8. Aufl, 1. Ba. (XV], 
1057 8.) gr. 8°. Wien, Manz 16.10 ; geb. 18% 


Handels-Recht. 


Esser, Rob., Gch. Justizr., Das Reichsgesetz betr. | 


1.1.1900. Diss. (518.) gr. 8°. Halle (Zeitz, A. Huch) 1.2 


die Gesellschaften m. beschränkter Haftung vom |, Parisius, Ludf., u. Hans Krüger, Das 


20. IV. 1892 in der am 1.1. 1900 in Kraft getretenen 
nouen Fassung, erläutert. 3. Aufl. (VIIL, 136 8.) 8° | 
Berlin, J. Springer , 2.— 

Kühue, Max, Ger.-Refer., Die ———— des 


Reichsgesetz, betr. die Gesellschaften m. beschränkter 
Haftung. Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. 
6. Aufl., bearb. v. Dr, Hans Crüger. (140 5.) gr. 16". 
Berlin, 3: Guttentag geb. in Leinw. 135 


Einkaufskommissionärs bezüglich der aus der aus- | Simonis. Henry, Die Nichtigkeita- Erklärung €, 


geführten Kommission erwachsenen Forderung u, | 
des aus der Erfüllung des Einkaufs erhaltenen Kom- | 
missionsgutes nach Handelsrecht vor u. nach dem 


Aktien-Gesellschaft nach dem neuen Handels-Gesetz- 
buch. Diss, (52 8.) gr. 8°. Rostock. Berlin, C. Skopnik 
in Komm. 1.20 


Patent-, Urheber- und Verlagsrecht. 


Materialien zu co. Neu-Gestaltung des Gesetzes | Mewes, Rud., Ingen, Physiker, Zur Wehr gegen 


betr, das Urheberrecht an den Werken der bildenden | 
Künste. Hrag, v. der „Werkstatt der Kunat‘‘, Organ 
f. die Interessen der bild. Künstler. (92 8.) 12", 
München, Verlag der ‚Werkstatt der Kunst" — 80 


das kaiserl. Patentamt. Zum Kampf f. die deut- 
schen Erfinder. (80 8.) gr. 8°. Berlin, R. Mewes 1.5 


Strafrecht und Strafprozess. 


Feilitzseh, Dr. Heinr. v., Landger.-Dir., Das 
königl. sächsische Landesstrafrecht. Zusammenge- 
stellt u. erläutert. 2. Bd. (XII, 365 8.) 8°, Leipzig, 
Rossberg & Berger geb, in Leinw,. 8.— 

“Genetze, betr. d. Strafrechtspflege f, den Kanton 
Basel-Stadt. Hrsg. 
Kantons Basel-Stadt (Neue Ausg.) (V, 2228.) gr. 8”, 
Basel, B. Schwabe geb. in Leinw. 2.40 

Kilatt, ©., Kriminalinsp., Die Körpermessung der | 


Verbrecher nach Bertillon u. die Photographie als 
die wichtigsten Hilfsmittel der gerichtlichen Polizei, 
sowie Anleitg. zur Aufnahme v. de er * 
Art. (IV, > 8, m. Abbilden. u. 21 Taf.) er 
Berlin, J. J. Heine 


vom Justizdepartement des | Stein, Dr. Sal, Die Einwirkung des neuen der 


erlichen Rechts auf das Anwendungsgebiet des 
289 des Reichsstrafgesetzbuches. (IV, 728.) gr. 8. 
Fürth, G. Rosenberg in Komm. 1.2 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Abhandlungen, stasts- und völkerrechtliche. Be- | 
gründet v. DD. @. Jellinek u. @. Mewer, hreg. v. 
Proff. DD, @. Jellinek u. G. Anschütz. III. Bd, gr. 8. | 
Leipzig, Duncker & Humblot 

Ol. Layer, Dr. M., Bez.-Kommiss., Principien des 
Enteignungsrechtes. (XVII, 660 8.) 14,— 

Arbeiterschutzvorschriften, landesbehörd- 
liche. Zusammengestellt im Reichsamt des Innern. 
(150 8.) Lex. 8°. R. v. Decker 2.50 


Bestimmungen, gesetzliche, üb. den Handel m. 
Arzneimitteln u. Giften ausserhalb der Apotheken 
im Reg.-Bez. Merseburg. 2. Aufl. (55 8.) 8°, Merse- 
burg, F. Stollberg —,50 

Entwurf e, Gesetzes, betr, die Umlegung v. Grund- 
stücken in Frankfurt a. M. (58 8.) hoch 4°, Berlin, 
C. Heymann 1.50 | 

Flemming, P., Oberförst., Gesetze, Verordnungen | 
u. Instruktionen, welche auf das Forstwesen Bezug | 
haben. 1900. I. Für das Königr. Sachsen. II. Für das 
Deutsche Reich. [Aus: „Tharander forstl. Jahrb.‘') 
(140 S.) gr. 8°, Dresden, G. Schönfeld 1.50 


Fraukenberg, v., Stadtr, Der Schutz der 
Frauen- und Kinderarbeit in Deutschland. Vortrag. | 





[Aus „„Neues Braunschw, Schulbl.‘‘) (20 8.) 
Braunschweig, E. Appelbans & Co, 


Haller, Dr. Friedr,, Reg.-R., Das württember- 
gische Wassergesetz vom 1. XII. 1900. Aus der G- 
setzesbegründg., den Kommissionsberichten u den 
Kammerverhandlgn. erläutert u, m. den Vollzugs- 
vorschriften hrag. 1. Lfg. (S. 1-80). 8*. Stutt- 
gart, W. Kohlhammer 


en 1 
Handbücher des preussischen BE 
u. gr. 8°. Berlin, C. Hoymann 
II. Germershausen, A., Verwaltungsger.-Dir,., Das 
Wegerecht u. die Wegeverwaltung in Preussen. 
2. Bd. 2. Aufl. (XVI, 738 8.) 14.— ; geb. 16.— 
Holtz, Dr. L., Reg.-Assess., Die Fürsorge f. die 
Reinhaltung der Gewässer auf Grund der alle 
meinen Verfügung vom 20. II. 1901. Auf amtl Ver 
anlasag. erläutert. (VIII, 50 8.) gr. 8°. Berlin, ©. 
Heymann l- 
Klössel, W,. Hans, Generalkomm.-Sekr,, Säch- 
sische Agrargesetzgebung. Für Verwaltungsbeamte 
u. Landwirte bearb, (VI, 58 8.) 8°. Berlin, P. Parey 
kart. 1.50 


er. 8. 
1 
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Knischewsky, Dr. Paul, Das preussische Ge- 
eg Eine staatsrechtl. Studie. — 
Berlin, Struppe & Winckler 


uöniz. B. W. v., 7 wirkl. Geh.-R. Pris., Hand. 
buch des deutschen Konsularwesens. 6. Ausg. Hrsg, | 


v. Geh. Leg.-R. vortrag. Rath B. v. König, (XIX, 
7608.) gr.8°. Berlin, R. v. Decker geb. in Leinw. 12.50 
Liste des stations des chemins de fer auxquels 


s’applique la convention internationale sur le trans- | 


port de marchandises par chemins de fer, Publiee 
par l’office central des transports internationaux 
par chemins de fer a Berne. (XVI, 232 8.) gr. 4%, 
Zürich, Art. Institut Orell Füssli 2.— 


Nieder. Abg. Landger.-Dir., Wassergesetz f. Württem- 


berg. Mit Beziehg. aller Vollzugsvorschriften u. unter 
Berücksicht. sämtl. Gesetzesmaterialien hrag. u. er- 
läutert. 1. TI. 1. Hälfte. (XV, 160 8.) gr. 8°, EU- 
wangen, J. Hoss 2.40 
©tt, Dr. Adf., Präbendar, Das Budgetreoht des 
deutschen Reichstages. Eine staatarechtl. 
(32 8.) Hamm, Breer & Thiemann Einzelpr. —.50 
Polizei-Verordnung betr. die Einrichtung n. 
den Betrieb v. Aufzügen (Fahrstühlen), m. Er- 
läutergn., Gebührenordng. u. Dienstvorschriften, 
nebst Anweisg. zur Berechng. der Seile u. Prüfg, | 
der Aufzüge. 2. Aufl. (36 8.) gr. 16°, Hagen, O. Hammer- 
schmidt kart. —.50 
Sammlung der im J. 1900 auf dem Gebiete des | 
Eisenbahnwesens hinausgegebenen Normalien u. 


Gewerbe-, Haftpflicht- 


Becker, Dr. F., Der Entschädigungsanspruch des 


Arbeiters bei Augenverletzungen. Ein neuer Versuch, | 
denselben durch ein einfaches Rechnungsverfahren | 


genau prozentualiter festzustellen, [Aus: „‚Arbeiter- 
Versorgg.‘‘)(128.) Lex. 8°. Berlin, Verlag der Arbeiter- 
Versorgung, A. Troschel — 60 
Hanx’s, &., Rentenfigur. Skala der Einbusse an 
Erwerbsfähigkeit bei Unfallschäden, m. erglinz. Be- 
merkgm. 5. Aufl. (1 Taf.) hoch 4°. München, Seitz 
& Schauer in Leinw.-Decke 1.60 
Jahrbneb f. das deutsche Versicherungswesen. 
1902. Hrag. v. J. Neumann. Lebens-, Renten- u. 
Unfall-Versicherg. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn geb. in Leinw. 10.— 
Knebel-Doeberitz, Hugo v., Geh. Ob.-Reg.-R. 
vortr. Rath, Broeeker, Dr. — — .„ Beg.-R., 
Das private Versicherungswesen in Preussen. 1. Bd 
gr. 8°, Berlin, E. S. Mittler & Sohn. 
1. Knebel-Doeberitz, Hugo v., Die Aufsicht des 
Reichs und der deutschen Bundesstaaten üb. die 
privaten Versicherungsunternehmungen. Das 
Reichsgesetz üb. die privaten Versicherungsunter- 
nehmen. vom 12. V. 1901 nebst Abdr. der zugehör. 
Gesetze u, der Vollzugsverordng, erläutert. (XI, 
207 8.) 6.— ; geb. 6,50 
Muxdan, Leo, Staltr,, Gewerbegerichtsgesetz. In 
der Fassg. der Bekanntmachg. vom 29. IX. 1001, 
Text-Ausg. ın. Anmerkgn. u. Sachregister, 5. Aufl, 
v. 1. Bürgermstr, W, Cuno, (245 8.) gr. 16°. Berlin, 
J. Guttentag geb. in Leinw. 2.— 
Naundorff, Dr. E., Oberverwaltgsger.-R., Reichs- 
gesetz üb. die privaten Versicherungsunternehmungen 


Studie. | 


(vol, 69 8. m. 2 Tab.) 12°. | 
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| Constitutivurkunden, sowie der in diesem Jahre er- 
© theilten u, verlängerten Vorconcessionen. Bearb. 

vom statist, Departement im k. k. Eisenbahn-Mini- 
sterium. (IX, 383 8.) Lex.-8°. Wien, Hof- u. Staats- 
druckerei 3.— 


Schankregnlativ f. die Stadt Leipzig. Gültig 
vorm 1,1. 1902. (148.) 12°. Leipzig, 8.Schnurpfeil —.30 


Stadien, Wiener staatswissenschaftliche, hrag. 
Edm. Bernatzik u. Eug. v. Philipporich. II. 
4. Hft. gr. 8%. Tübingen, J, ©. B. Mohr 

4. teyerhahn, Siegfr., Das Problem der verhältnis- 

‚  miälssigen Vertretung. Ein Versuch seiner Lösg. 

(V, 50 8.) Subskr.-Pr. 1.40; Einzelpr. 1.80 


Übereinkommen, internationales, üb. den Eisen- 
bahn-Frachtverkehr vom 14. X, 1890 m. den Ände- 
rungen u. Ergänzungen in der Zusatzvereinbarung 
vom 16. VII. 1895 u. in dem Zusatzübereinkommen 
vom 16. V1. 1898 u. Zusatzerklärung vom 20. IX. 1893, 

| vereinbart zwischen Belgien, Dänemark, Deutsch- 

land, Frankreich, Italien, Luxemburg, den Nioder- 
landen, Oesterreich u. Ungarn, Russland u, der 
| Schweiz, Vom 10. X. 1901 an gült, Text, zusammen- 

gestellt vom Central-Amt in Bern in Vollziehe. e. 

Beschlusses der Pariser Revisions-Kouferenz. (In 

| deutscher u. französ. Sprache.) (102 Doppels. m. 

| Formularen.) gr. 4%. Zürich. Art, Institut Orell Füssli 

1.90 
| 


* 
Bd. 


und Versicherungsrecht. 


v. 12. V. 1901 nebst Ausführnngsverordnungen. Mit 
erläut,. Anmerkgn. aufGrund der Gesetzesmaterialien. 
(VI, 186 8.) 8°. Leipzig, Rossberg & Berger 
geb. in Leinw. 3.— 
Peitz, R., Red., Reichsgesetz üb. d. privaten Ver- 
sicherungsunternehmungen vom 12. V. 1901, sowie 
Verordng., betr. das Verfahren u. den Geschäfts- 
gang des kaiserl. Aufsichtsamts f. Privat-Versicherg. 
vom 23. XII. 1901, in Kraft getreten am 1. I. 1902. 
Erliäutert u. m. e. Sachverzeichnis versehen. (102 8.) 
| 8°, Flüha, A. Peitz & Sohn kart. 1.50 


| Sammel-Buch der Bescheinigungen üb, die End- 

| zahlen aus den Aufrechnungen der Quittungskarten. 
(54 8.) 12°. Flöha, A. Peitz & Sohn 

geb. in Futteral —.40 

 Tuchatsch, Dr., Landger.-Dir., Gewerbeordnung f. 





“| das Deutsche Reich. Textausg. m. Erläutergn. u. 


Sachregister. 2. Aufl. (VII, 301 8.) 8°. Zwickau, 
|  R. Zückler 4,.— 


| Vorschläge zur Aufstellung v. Orts-(Kreis-)Statuten 
f. Gewerbe-Gerichte auf Grund des Gewerbegerichts- 
Gesetzes vom 30, VI. 1901 (R.G.Bl. 8. 353). Nebst 
Erläutergn. [Aus: „Ministerialbl, der Handels- u. 
Gewerbe-Verwaltg.‘‘) (18 Bl.) Fol. Berlin, ©. Hey- 
mann —.50 


Vorschläge zur Aufstellung v. Orts-(Kreis)-Statuten 
f. Gewerbe-Gerichte auf Grund des Gewerbegerichts- 
Gesetzes v, 80. VI. 1901. (R.G.Bl. 8. 353). Nebst 
Erläutergn. Veröffentlicht auf Anordng. des Hrn. 
Ministers f. Handel & Gewerbe. (22 8.) Fol. Berlin, 

| F. Kortkampf 1l.— 





Finanzwissenschaft. Volkswirtschaftslehre. 


Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Se- | 


minars zu Jena, hrag. v. Prof. Dr. J. Pieredorff‘. 
I. Bd. 2 Hft. gr. 8°, Jena, G. Fischer, 
2. Klien, Dr. Ernst, Minimallobn und Arbeiter- 
beamtentum. (VIII, 232 8.) 6.— 


volkswirtschaftliche, der badischen ——— 
hreg. v. Carl Johs. Fuchs, Karl Rathgen, Gerh. 
Schulze - Gävernitz, Mar Weber. V. Bd. 3. Hft. gr. & 
Tübingen, J. ©, B. Mohr. 

3. Kanter, Hugo, Die Entwicklung des Handels 

m. gebrauchsfertigen Waren von der Mitte des 
18. Jahrh. bis 1866 zu Frankfurt a. M, (VIII, 1438.) | 
Subekr.-Pr. 4.— ; Einzelpr. 5.— 


Allbrecht, Dr. H., Prof., 
be ge in Deutschland. Mit 111 Text- 
abbildgn. u. 1 Mappe m. #87 Taf. (in qu. gr. 4%.) 


Handbuch der socialen | 


(XIII, 496 8.) gr. 8°. Berlin, C. Heymann 
36.—; geb. 39.— 
Arbeitslosen-Unterstützung u. Arbeits- 
' machweis, Bericht an das schweiz. Industrie- 
Departement vom schweizer. Arbeitersekretariat. 
(287 8.) gr. 8°. Zürich, Buchh. des schweiz, Grütli- 
' vereins in Komm. 3.⸗ 
Bausch, J.. Red., Wirtschaftliche Weltlage, Börse 
| u. Geldmarkt im 3: 1901. (12. Folge.) (2. Aufl.) 8, .) 

gr. 8°. Berlin, R. L. Prager 

Berger, Dr. H., Kreisarzt, Die Prostitution “in 
Hannover. Thatsachen und Verbesserungsvorschläge. 


\ [Aus: „Vierteljahreschr, f. gerichtl, Medizin u. 
öffentl, Sanitätswesen‘.] (47 8.) gr. 8°. Berlin, 
A, Hirschwald 1,— 


Bernhard, @., Krach - Krisis u. Arbeiterklasse. 
(48 8.) 8°. Berlin, Buchh. Vorwärts 1.— 
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Biedermann, E., Eisenbahn-, Bau- u. Betriebs- | 
Insp., Graphische Tafeln zur Veranschaulichung des | 
wirtschaftlich-socialen Aufbaues des deutschen Volks- | 
wirtschaftakörpers der Gegenwart u. seiner Ver- 
änderungstendenzen auf Grund der Ergebnisse der 
Berufs- u. Gewerbestatistik, nebst kurzen Erläutergn. 
(3 farb, Taf. m. 16 8. Text.) gr. 4°. Berlin, M. Pasch 

3.— | 

Gesetz, das, üb. die Erhebung der Bieraccise nach 
dem Malzgewicht (Allerhöchst bestätigtes Reichs- | 
rathsgntachten vom 10. Vi. 1900) nebst Instruction | 
zur Anwendung dieses Gesetzes (bestätigt vom 
Finanzminister am 6. IX. 1901) u. e. Anweisg. zur | 
Benutzg. der Tabellen zur Bestimmg. der Extrakt- 
ausbeute aus dem Malz (bestätigt vom i 
minister am 26. VI. 1901). (82 8.) gr. 8°. Riga, N 
K)mmel's Sort. 2.60 

Gothein, Geo., Reichst.-Mitgl. Abg., Der deutsche 
Aussenhandel. Materialien u. Betrachten. 2. Hälfte. 
2 Thble. (XXIMN u. 8. 421-827.) Lex. 8‘. Berlin, 
Siemenrfoth & Troschel. Mit Einbd.-Decke je 6.— 

(Vollständig: 22.— ; geb. in Leinw. 33,—) 


Haberland, Geo., Für das Bauhandwerk! Kritik 
der neuesten Gesetzentwürfe des Reichsjustizamts. 
(54 8.) gr. 8°. Berlin. L. Simion —,50 


Handelsberichte üb. das In- u. Ausland. Sonder- 

abdrücke aus dem im Reichsamt des Innern hrag. 

deutschen Handelsarchiv. 1. Serie. Europa. Nr. 52 

u.58, gr. 8%. Berlin, E. 8. Mittler & Sohn. 

52. Sheffield. (8 8.) —.10. — 53. Konstantinopel. 
(41 8.) —.55. 

dasselbe. II, Serie. Asien. Nr. 24. gr. 9. Ebd. 
24. Bombay. (16 8.) 

Haeneler, Dr. A., Der wirtschaftliche Ruin des 
Aerztestandes. (48 8.) gr. 8°. Frankfurt a.M., Dr. E. 
Schnapper 1— 

Jahrbuch (Aemter. u. Beamten-Verzeichniss) der 
Zoll- u. indirekten Steuer-Verwaltungen des Deut- 
schen Reiches, einschliesslich der in den deutschen 
Schutzgebieten vorhandenen Zollstellen u. des Gross- 
herzogth. Luxemburg f. d. J. 1902. 17. Folge, Zu- 
sarnmengestellt v. Hauptzollamts-Assist, Carl Ulr, 
Treu. (VIII, 278 8.) 8°. Neubrandenburg, C, Brüns- 
low 1.50 

Joachim, Dr. Herm., Staatsarchiv-Assist., Hand- 
buch f. Wohlthätigkeit in Hamburg. (XXXI, 513 8.) 
gr. 8°. Hamburg, L. Gräfe in Komm. 


geb. in Leinw, 3.— 
Lobe, Dr., Landesbankdir,, 





Die Verschuldung des 
ländlichen Besitzes in Folge der Erbtheilungen n. | 
die unkündbare Rentenhypothek der Landesbank. 
(18 8.) gr. 8°. Düsseldorf, H. Hoch —.20| 


Neousig, Dr. Alfr., Revision des Socialiamus. 2. Bd. 
Das System des Socialisınus. 2, TI. (VII, 587 8.) 
gr. 8°. Berlin, Akadem. Verlag f. sociale Wissen- 
schaften 9.— ; geb. in Halbfrz. 12.— 
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Pohle, L., Doz., Prof., Deutschland am Scheide 
wege, Betrachtungen üb. d. gegenwärt. volkswirt- 
schaftl. Verfassg. u. die zukünft, Perg 
Deutschlands. (XII, 242 8.) gr. 8°. Leipzig, 
Teubner 4.30 ; — r 

Prigge,Dr. Paul, Die Volksversicherung als Zweig 
der Lebensversicherung. (61 8.) Lex. 5°, Frankfurt 
a/M. Dr. E. Schnapper 1.60 

Puder, Dr. Heinur,, Die Selbstbilfe der Land- 
wirtschaft, Ein Beitrag zur Zolltarifvorlage. (151 8.) 


gr. 8°, Berlin-Schöneberg. Buchverlag der „Hilfe“ 
1.80 
Reval, Sam., Grundbedingungen der - 
lichen Wohlfahrt. (XXXI, 692 8.) gr. 8°. Leipzig, 
Duncker & Humblot 14 


Rode, Karl, Zur nsuen Zollvorlage. (15 8.) gr. ®. 
Weimar, H. Grome — * 
Schneider, Herm,, Amtager.- -R. a. D., Die Ge 
setzentwürfe zur Sicherung der Bauforderungen vom 
J. 1901. Vorschläge zur Abänderg. u. Gegenentwurf. 
(80 8.) gr. $*. Berlin, J. Guttentag 1.— 
Schriiten des sozialwissenschaftlichen Vereins in 
Berlin, hrag. v. Doz. Dr. Ose. Stillich. 2. Hft. gr. ®*. 
Frankfurt a. M., Dr. E. Schnapper 
2. Bergknecht Joh., Ferienkolonien (& 8.) 1% 
Seust ©. Die Metallepielwarenindustrie un. der 
Spislwarenhandel v. Nürnberg u. Fürth. Diss, (III 
9 8.) gr. 8’. Erlangen. (Fürth, A. Schmittner) 1.% 
Stierstorier, Karl, Ingen., Was fordern wir v. 
der Haussteuer-Revision u. was bietet uns die Re 
gierung ? (328.) gr. 8°. München, O. Th. Scholl — 
Sindien, rechts- und staatswissenschaftliche, ver- 
öffentlicht v. Dr. Emil Ebering. 15. Hft. gr. $. Ber- 
lin, E Ebering 
15. @oto, Dr. Rokuya, Die japanische Seeschif- 
fahrt (XV, 81 8.) 2.80 
Studien. züricher volkswirtschaftliche. Hree. v. 
— Herkner. 2. Hft. gr.5”. Zürich, A. Müller's 
erl. 
2. Gygaz, Dr. Paul, Kritische Betrachtungen üb. 
das schweizerische Notenbankwesen m. Beziehung 
auf den Pariser Wechselkurs. (XIII, 405 8.) 3.— 
Warschauer, Dr, Otto, Prof., Die Beorganiss- 
tion des Aufsichtsratswesens in Deutschland. (61 8.) 
gr. 8°. Berlin, Freier Verlag 1.— 
Zuaeher, Dr.. Geh. Reg.-R., Die Arbeiter-Versicherung 
im Auslande. 14. u. 15. Heft. Lex. 8°. Berlin, Ver- 
lag der Arbeiter-Versorgg., A Troschel 
14. Die Arbeiterversicherung in Luxemburg. (69 8.) 
2- 


15. Die Arbeiterrersicherung in Spanien (63 8.) 2— 
Zusammenstellung, systematische, der Zoll 
tarife des In- u. Auslandes. Hrag. im Reichsamt 
— E. gr. Lex. 8°. Berlin, E. 8, Mittler & 
n 
E. Landwirthschaft, Nahrungs- u. Genussmittel. 
2. Aufl. (XLVII, 392 8.) 3.— 


Statistik. 


Ergebnisse, gültige, der eidgen. Volkszählung vom | 
1. XTI. 1900. Die Gesamtbevölkerg. der Gemeinden 
der Schweiz. Vom statist. Bureau des eidgenöss. | 
Departements des Innern. (In deutscher u. französ. 
Sprache.) (31 8.) gr. 4°. Bern, Schmid & Francke 1.— 

Mitteilung en des bernischen statistischen Bureaus, | 
Jahrg. 1901. 2. Lfg. gr. 8°. Bern, Schmid & Francke | 

1.20 
2. Ergebnisse der eidgenössischen Volkszählung im | 
Kanton Bern vom 1. XI. 1900. — Recensement 
federal de la population du canton de Berne au 
1. XII. 1900, (II u. 8. 161—264,) 

— des statistischen Amtes der Stadt München. 17. Bd. 
4. Hft. gr. 4°. München, J. Lindauer. | 

4. Jahresübersichten, Münchener, f. 1900. (II, | 
1188.) 2— 

— des statistischen Bureaus des herzogl, Stastemini- | 

steriums zu Gotha, Jahrgänge 1898 u. 139. = u. 
42 8.) gr. 4°. Gotha, E. F. Thienemann = 


Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten 
Steuern im preussischen Staute, Statistik der preus. 
Einkommensteuer-Veranlagg. f. d. J. 1901. Im Auf- 
trage des Hrn. Finanzministers bearb. vom königl. 
statist. Bureau. (III, XIV, 215 8.) Fol. Berlin, Ver 
lag des k, statist, Bureaus >.— 

Quante, Dr. Hugo, Cand,, Die Ergebnisse der 
Viehstatistik in den wichtigsten europäischen Ländern 
m. besond. Berücksicht. der deutschen Staaten. (ll, 
121 8.) gr. 8°. Bonn, C. Georgi .— 

Statistik, österreichische. Hrsg. v. der statist. 
Central-Commission. 58. Bd. 5. Hft. Imp. 4°, Wien, 
©. Gerold’s Sohn in Komm. 

5. Nachweisungen, statistische, üb. das cirilge 
richtliche Depositenwesen, die cumulativen Waisen- 
cassen u. üb. den Geschäftsverkehr der Grund- 
buchsämter (Veränderungen im Besitz- u. Lasten 
rg —— Realitäten) im J. 1897 M. XLXUV, 


Politik. 


Hubrich, Dr. Ed.. Prof., Deutsche Worte. I, Was 
ist konservativ ? 11, Die nationale Bedeutg, der Zoll- 
tarifs, (32 8.) er. 8%. Königsberg, Gräfe & Unzer, 
Buchbh, —.75| 





Kahl, Dr. Wilh., Prof. D,, Die Bedeutung de 
Toleranzantrags f. Staat u, ara ur lische Kirche. 
[Aus: „Deutsch-evangel. Blätter‘‘.) (45 8.) e. * 
Halle, E. Strien 


201 


Langwerth v. Simmern, Heinr. Frhr., | 
England in Südafrika u. die grossen germanischen 
Weltinteressen, 2., m. e. Vor- u. e. Nachwort verseh. 
Aufl. (XXVIII, 54 8.) gr. 8°. Wiesbaden, Tan: 
kirchen & Bröücking 1.20 | | 

Mirbt, Dr. C., Prof., Der Toleranzantrag des Cen- 
trums. Vortrag. 2., durch e. Abwehr ultramontaner 
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Angriffe verm. Aufl. (V, 47 8.) gr: $®%. Leipzig, 
Buchh, des ev, Bundes v. C. Braun — 60 


Moeller, Dr. Cajus, Die dänische Frage. (a5 > 
er. 8°, Berlin, C. Heymann 


Roassland am Vorabend des XX. Jahrh.*,* (In russ. 
Sprache.) 4. Aufl. (160 8.) 8°. Berlin, H. Steiuitz 2.— 


Varia. 


Bartel’s P., Unterrichtsbuch f. Grenz- u. Steuer- | 
Aufseber. Zum Selbetunterricht f. die aus dem Militär- | 
anwärterstande hervorgegangenen Grenz- u. Steuer- 
Aufseher, sowie zu deren Vorbereitg. f. die Prüfg. 
zum Hauptamts-Aasistenten bezw. Einnehmer I.Klasse 
nach allgemein zugängl. amtl. Quellen bearb, v. 
Prov.-Steuer-Sekr, W, Manzke. 3. Aufl. (XXIII, 636 8). 
er. 8”. Berlin, E. 8. Mittler & Sohn | 

8.50; geb, in Leinw. 10.— | 

Brose, Max., Hauptm. a. D. Biblioth., Die deutsche 
Koloniallitteratur im J. 1900. Sonder-Heft der Bei- 
träge zur Kolonialpolitik u. Kolonialwirtschaft. Hrag. 
v, der deutschen Kolonialgesellschaft. Schriftleiter : 
A. Seidel, (63 8.) gr. 8°. Berlin, W. Stsserott 1.— 

Enzberg, Eux., v., Protest gegen Chamberlain. 
(1—25. Taus.) (45 8.) gr. 8°. Berlin, Fussinger —.50 

Fuchs, Herm., Motivia,. Die Tragödie v. Konitz. 
Ein Traumgebilde. (65 8.) 8°. Berlin, W. Schröder —.75 

Handbueh des Allerhöchsten Hofes u. des Hof- 
staates Sr. k. u. k. apostolischen Majestät v. 1902. 
(XXIX, 475 8.) Lex.-8°. Wien, Hof- u. Stastsdruckerei, 

geb. in Leinw, 4.— 

Helmes, Dr. A., Doc., Drei Jahre Geschichte der | 
österreichisch-ungarischen Zolltrennung 1907—1910. 
Eine Zukunftsvision. (56 8.) gr. 8°. Wien, J. Eisen- 
stein & Co. 1.— | 

Hindorf, Dr. Rich. Der landwirthschaftliche 
Werth u. die Besiedelungsfühigkeit Deutsch-Südwest- 
afrikas. 3. Aufl, (88 8.) Fol. Berlin, E. 8. Mittler & 
Sohn 2.— 


Hof- u. Staat-Handbach des Grossherzogth. | 


Baden, 1902, (XVI, 977 8.) gr. ®. Karlsruhe, G 
Braun’sche Hofbuchdr, kart. 9, — 
Hof- u. Stant«-Handbuch des Herzogth, 





Braunschweig f. 1902. (VIII, 53 u. 209 8.) gr. ®. 
Braunschweig, J. H. Meyer 
kart, 3.50; auf Schreibpap. 4.— 
m. dem Braunschweiger Adressbuch in 1 Bd. 
geb, 
Jahrbuch 1. den Reg.-Bez. Düsseldorf. Von Reg.- 
Sekr. Rud. Harnisch. 1902. 89. Jahrg. der alten 
Folge. — 9. Jahrg. der neuen Folge. (IV, 2378.) 
12°. Düsseldorf, A. Bagel kart. 
Kalender f. den sächsischen Stautsbeamten 1902. 
Hrag. v. Kanzleir. Chr. Klöfzer, Rechn.-Insp. Herm. 
Wolf, Kontrol. Hugo Puff ete. (II, 1708. m. 1Ab- 
bildg. u. 5 Bildnissen.) 8*. Dresden, W, Baensch —.75 


Lasker, Ed... Aus Ed. Lasker's Nachlass. Hreg. v. | 
| Wolf, Emil, 


Dr. Wih. Cahn. 1. Tl. 
rn (1866—1880.) (I. 168 8.) gr. 80. 
Reimer 
—— Anna, freiresign. Lehrerin, Ueber Frauen- 
bildung u, 
des 19, Jahrh. (VI, 304 8.) gr. 8°. Klagenfurt, 
Kleinmayr 


15 Jahre parlamentar. Ge- 
Berlin, 


4.50 


7.— ; auf Schreibpap. 8.— | 


2.-- | 


2.40 | 


Frauenbewegung in Kärnten zu Ende 
F.v.| 


Muensterberg, E.. Bibliographie des Armen- 
wesens. 1. Nachtrag. (Schriften der Centralstelle f, 
Arbeiter-Wohlfahrts-Einrichten, Abteilg. f. Armen- 
pflege u. Wohlthätigkeit.) (XI, 63 8.) gr. 8°. Berlin. 
©. Heymann 1.20 

Näcke, Dr. P., Oberarzt Med.-R., Die Unterbringung 
geisteskranker Verbrecher, (57 8.) gr. 8°. Halle, 
C, Marhold 2.— 

Pnpe, Rich., Handelsk.-Sekr., Meistertitel u. 
Meisterprüfung (nach dem 1. X. 1901). Laufbahn u. 
Ausbildg. des Handwerkers bis zur Meisterstufe, 
(Dr. Ludw. Huberti's prakt. gewerbl. Bibliothek.) 
(III, 108 8.) gr. 8°. Leipzig, H. Klasing 

geb. in Leinw. 2.— 

Prosch, W., Prof., Englanda Verbrechen an Trans- 
vaal u. M. Chamberlains Verleumdung der deutschen 
Kriegführung. (20 8.) gr. 8*. Offenbach, J. P. Strauss 

—,20 

Reichntags-Faulpelze od. brauchen wir über- 
haupt noch e, Reichstag ? Von Ebenezer Bitterklee. 
(24 8.) 8’. Leipzig, Alldeutscher Verlag —.30 


Rosenberger, Gg.. Lehr., Was der Handwerker 
vom Gewerberecht wissen muss. (Meistertitel, Lehr- 
lingswesen, Arbeitsverhältnis, Sonntagsruhe, Gesellen- 
u. Meisterprüfg., Innungen, Handwerkskammer, Ge- 
werbegericht u. 8, w.) (95 8.) gr. 16°. Würzburg. V. 
Bauch —.75 

Sauer, Karl, Oberamtsricht,, Der Landwirt u. das 
neue Prozessverfahren. Erläuterung des gesamten 
Civil- und Strafprozesses in Beispielen aus dem tägl. 
Leben, m. Mustern f. Klagen, Anträge, Gesuche u, 
del. Für Landwirte bearb, (VIII, 318 8.) 8°. Berlin, 
P. Parey geb. in Leinw. 4,— 


Schutz der Fhre u. Bekämpfung des Duells, Leip- 
ziger Besprechg. am 19, X. 1901. (46 8.) 8°. Köln, 
J. P. Bachem —50 

Schwartz, Dr. v., Gerwerber.. Handbuch zur Er- 
kennung, Beurteilung u. Verhütung der Feuer- u. 
Explosionsgefahr chemisch-technischer Stoffe u. Be- 
triebsanlagen (XIV, 413 8.) gr. 8°. Konstanz, E. 
Ackermann 8.50 


Wimpffen, Dr. Max, Frhr. v, Zweikampf u. 
Wille. (III, 35 8.) gr. 8°. Leipzig, F. Luckhardt —.50 


Wojucki, Dr. Emitinn, Prof., Ueber die Eman- 
cipation der Frauen. Rectoratarede. (318.) gr. 8°. 
Özernowitz, H. Pardini 1.— 

Bürgermeisterei-Beigeordn. Ge- 

werbeger.-Vora., Der Fabrikarbeiter, Systematische 

Darstellg. der RBRechtsverhältnisse zwischen dem 

Fabrikanten u. Fabrikarbeiter nach dem neuesten 

Stande der Gesetzgebg. bearb. 2. Aufl. (Dr. Ludw. 

Huberti’s prakt. gewerbl. Bibliothek.) (VIII, 96 8.) 

gr. ®. Leipzig, H. Klasing geb. in Leinw, 2.20 


]. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 











De mnde hst erscheint: 


Bau- und Gewerhe-Unfall-Versicherungsgesetz 





bearbeitet von F, X. Oefele, k. Regierungs-Rat in Landshut 


— Lieferung 1. gr. 8". 


(5 Bogen.) 


Preis Mk. 1.80, — 


Preis des ganzen gegen 25 Bogen umfassenden Werkes ca, Mk, 8,—., 


Da das ganze Manuskript vollständig vorliegt, 


3. (Schluss-)Lieferung gesichert. 





ist eine schnelle Folge der 2. und 
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P.$ 


Mehrfache Anfragen veranlassen uns zu der ergebenen Mitteilung, dass 
durch den tiefbeklagenswerten Tod des hochverdienten Herausgebers 


k. Geh. Rat Dr. J. von Staudinger 


das Weitererscheinen des seinen Namen tragenden 


Kommentar zum BGB. 


in keiner Weise in Frage gestellt ist. 


Die 19. Lieferung befindet sich im Druck und wird die Fortsetzung des 
I. Bandes, Allgemeiner Teil, erläutert von Privatdozent Dr. Erwin Riezler, und 


des V. Bandes, Erbrecht, erläutert von Rechtsanwalt Dr. F. Herzfelder, bringen. 


Die Schlusslieferungen mit dem Gesammt- Sachregister, werden schnell 
folgen, sodass die Beendigung des ganzen Werkes noch im Laufe des Frühjahrs 
zu erwarten sein dürfte. 

Hochachtungsvoll 


München, J. Schweitzer Verlag 
Arconte. 3. (Arthur Sellier) 





Im unterzeichneten Verlage ist soeben erschienen und durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Das eivilnrocessuale Goncentrationsprineip 


das Princip, in welchem das Bestreben der 
Gesetzgebung wurzelt, Processverschleppungen zu verhüten. 


(115) Von 
P. Mieck 


er. 8”. Preis geheftet: Mk. 5.— 


Berlin W. 35. Gose & Tetzlaff 
Karlsbad 15. Verlagsbuchhandlung. 
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Verlag von C. L. Hirschfeld in Leipzig. 


DAS URHEBERRECHT 


(AUTORRECHT) 
AN WERKEN DER LITTERATUR UND TONKUNST 


DAS VERLAGSRECHT 


UNTER FORTLAUFENDER ERLÄUTERUNG DER NEUEN EINSCHLÄGIGEN REICHSGESETZE 
UND UMFASSENDER BERÜCKSICHTIGUNG DER BISHERIGEN PRAXIS UND WISSENSCHAFT 
GEMEINVERSTÄNDLICH DARGESTELLT VON 


Dr. jur. LUDWIG KUHLENBECK, 
RECHTSANWALT. 
MIT EINEM ANHANGE: 


DIE STAATSVERTRÄGE UND WICHTIGSTEN BESTIMMUNGEN DER AUSLÄNDISCHEN 
GESETZGEBUNG BETR. GEISTIGES EIGENTUM. 


Preis: M. 8.—, in eleg. Halbfranzband M. 10.—. 


Soergel, Rechtſprechung Yon: 


650 Seiten. Gebunden M. 6.— 
Die Sammlung enthält in prägnanten, positiven Sägen die gesamte Rechtsprechung Deutschlands. 


(114) — Unentbehrlich für jeden Juristen. — 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 



















__ Verlag von Dunder & Humblot in Leipiig 


Beiträge zur neuelten Handelspolitik Deutichlands. 


Seranögegeben vom Berein für Socialpolitif. 
Schriften des Vereins, Band 90 bis 92, 


Drei Bände. 1900. 1901. Preis 17 Mt. WO Pi, 


1, Band. 1, Die Handelspolitif der Vereinigten Staaten 1800 bis 1000. Bon G. M, Fistl. — 
2, Die Stellung der landwirtſchaftlichen Zölle In den 1908 zu fchliekenden Handelöverträgen Deutſch— 
lande, Bon J. Conrad. — 3. Zollvolitiſche Einbeitsbeftrebungen in Mitteleuropa während des letzten 
Jahrzehnts, Bon E. Frande — 4. Die deutih s ruſſiſchen Dandelsverträgne. Ron C. Ballod. 
Preis 7 M. Wo Pi. 

U. Band. I. Tie Agrarzölle. Bon H. Dade. — 2. Der Imperialiömus und jeine vorausfichtliche 
Wirkung auf die Handeläpolitif des Bereinigten Sönigreibs. Bon W 9. S. Hewins. — 3, Die 
englijche Handelöpolitif am Ende des 19. Jahrhunderts. Bon 8. Ratbaen. — 4. Die deutic- 
ameritanifhen Sandelsbeziebungen. Bun E. Ballod. Preis 4M. so Bi. 

II. Fand. 1, Zum Abſchluß eines neuen deuticberuffiichen Handelsvertrags. Bon PB. Arndt. 
2. Die Handelspolitif des Deutſchen Reiches unter Graf Kaprivi und Fürſt Hobenlohe (1890-1800). 
on Baltber Log. Preis 4 M. So Vf. 


Solltarif, Socialpolitit, Weltpolitit. 


Sonderabdrud eines auf der Generalverfammlung des Vereins für Socialpolitit am 
24. Septbr. 1901 erftatteten Referats mit mehreren Nachträgen. 


on Profeffor Dr. Walther Log in Münden. 
1902. Preis 1 ME. 
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ROLKHAUS 


IKON Grosse Stele 


für 30 Mark! 


a | 


UBILÄUMS-AUSGABE 


FÜNFTER BAND 
ERSCHIEN 





SOEBEN M. 12. 





I. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 
Die gemeinredhtlihe Entwickelung 
internationalen Brivat- und ötrufrechls 


his Bartolus 


Erſtes Stüd: Die Geltung der Stammesrechte in Italien 


Don 
Dr. Karl Weumeyer 
Privatdozent an ber Univerfität Münden 


gr. 5°, (VII, 313 ©.) Brojdiert M. 8,—. — 
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| Derlag von Stanz Dahlen in Berlin W. 8. 


Soeben find erjchienen: 


Jay. — Rechtsgeſchäft und wirtihaftlihe Macht: 
verſchiedenheit. ortrag gehalten in der Juriſtiſchen Geſellſchaſt“ 


zu Berlin am 11. Januar 1902 von Dr. Hermann 
May, Rechtsanwalt am Kammergericht. Geh. ME. 0,80. 


Kroſchel. — Die Abfafjung der Urtheile in Strafjachen. 
Fuür die Praxis dargeitellt von Dr. Ch. Kroſchel, Yandgerichtsrath. Dritte, ver- 


mebrte und verbefierte Auflage. 1902. Kart. Dit. 1,50 
£uther.— Das Gejet über die Enteignung von Grund: 


vom 11. uni 1874. Tertausgabe mit Anmerfungen und 

eigenthum Sadıregifter von Hans Luther, Gerichtsaſſeſſor, zur Zeit 
juriitiihem Hülfsarbeiter bei der Haiterlichen Werft zu Kiel. 1902. 

* Geb. in Leien Mk. 1,60. 

Eine Mittheilung aus der Juſtizprüfungskommiſſion. 

Uber Proberelationen. Vierte, durchgeſehene und vermehrte Auflage. 1902. 

art. ME. 3,—. 


Wenmann.- Das Invalidenverfiherungsaefch ausm. 


zugehörigen Reihs-Ausführungsbeitimmungen, erläutert von Dr. Konrat Wen: 
mann, failerl. Regierungsrath, ſtändigem Mitgliede des Reichsverſicherungsamts. 
1902. Geh. ME. 12,— ; geb. (Halbiranz) ME. 14,—. 



























Jeder Juriſt 


verlange das neuefte Heft vom „Lentralblatt für freiwillige Gerichts: 
barfeit und Notariat” (herausgegeben vom Kandgerichtsrat Dr. Adolf 
£obe), deflen Zuſendung fofort 


vollig koftenlas 


durch die unterzeichriete Derlagsbuhhandlung erfolgt, die auch für 
freundliche Angabe von Adreffen, an die Probehefte gefandt werden 
fönnen, dankbar ift. 


Dieterich'ſche Verlagsbuchhandlung 
Theodor Weicher. 
Leipzig, 23, Hoſpitalſtr. 27. Gegr. 1760 in Göttingen, 
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IS 
— 
1m 


helwingſche Derlagsbuhhandlung, Bannover. 


Soeben erichienen: 


Der unlautere Wettbewerb 


erläutert durch die Rechtsprechung 
zum Reichsgesetz vom 27. Mai 1896. 


Don 
F. Birkenbibl, Candrichter in Jrankfurt a.M. 


XII und 170 Seiten. Preis in biegfamem Einband ME. 2.50. 


Im Gegenſatz zu der Mebrzabl der übrigen Geſetze bat das Wettbewerbegeſetz, jeiner Eigenart ent: 
ſprechend, weniger in der Wiſſenſchaft als In der Recbriprecbung felbit feine ausgiebigſte Kommentierung erfadter. 
Es iſt dDaber zweifellos ein zeiltgemäßes Unternebmen, wenn der vorteilbaft befannte Verfaſſer in furzen, Plarer 
Rechtsſatzen unter Wiedergabe des zu runde Legenden Sadverbaltcs die bisber au dieſem Geſetze ergangenen 
Entſcheldungen in überſichtlicher Weiſe zufammengetragen bat. Durch den Mbdrud des Geſetzeſstertes umd Dir 
ſtreng ſyſtematiſche Ordnung der einzelnen Erfenntniffe unter Boranitellung von Schlagworten bat Das Auf ıv 
wiffermaßen die Geſtalt eines Kommentars entbalten, Der für den praftiihen Auriften von großem Wert fein wir» 


ss, 


andelsrechtlihe Rechtſprechun 


1900 901. 
Nach dem Syſtem der Geſetze bearbeitet und zujammengeftellt 


von 


Emil Kaufmann, Rechtsanwalt in Magdeburg. 
weiter Band. — 


VII und 242 Seiten. Preis in biegiamem Einband Mt. 3.50. Für die Abonnenten der Zeil: 
ihrift „Das Recht“ (mur, wenn auf der dem Heft 3, Nahrgang 1902, für die Abonnenten 
beiliegenden Karte bejtellt) Mk. 2.50. 


Über den eriten Band ſchreibt die Badifhe Redtspraris: 


„Die Zufammenftellung verdient alle Anerfennung: fie wird bei forgfamer jäbriicher Fortiegung 
ein unentbebrliches Reguiſu Des Praktilers werden.” 


Der zweite Band, zeitlib an den eriten anichließend, untericheider ih von ibm durch cine erbebiide 
Vermebrung der angejugenen Zeitſchriften, dDurb Hinzufüqung der Rechtſprecodung aur Gewerbeordnung und jum 
befeg über die Abzablungsgefdufte, ſowie eines alpbaberiihden Sachtegiſtere. 


Preis von Band I (VIII und 153 Seiten) gebunden ME. 2.50. 
Regelmäßige Fortfegungen fur; nad Jahresihluß. 


TU 1 
„hat nm. E. von allen in Deutsch- 
land erscheinenden juristischen Zeil- 
schriften den reichsten Inhalt, D& 
dient der Praxis in so hervorragender 
Weise, wie keine andere, besomden 
durch die vielen vorzüglichen Anf- 
sätze, dio es bringt, und durch die 
zahlreichen Entscheidungen, de © 
mitteilt," Rei a.D 


Dr. Petersen, München (16.08. 1m. 
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Derlag von Guſtav Fiſcher in Jena. | 


Soeben erichienen: 


Allendorf, zans, or., aus Weineniers. Der Zuzug in die Städte. 


Seine Geitaltung und Bedeutung für diejelben in der Gegenwart. Ein Beis 
trag zur Statiftif der Binnenmanderungen unter bejonderer Berüdfichtigung 
der Zuzugäverhältniffe der Stadt Halle a. S. im Jahre 1899. 

Preis: 2 Marl 40 Bi. 


Bailet, or Dr., german, Studien über dem deutichen Brot: 
Getreidehandel in den Jahren 1880-1899 insbeiondere 


über den Einfluß der Ztaffeltarife und der Aufhebung des dentitäts- 
nachmeijes. Preis: 4 Marf. 


huſchte, Dr., £eo in Leheſten b. Dornburg a. ©. Landwirtſchaftliche 
Reinertrags⸗Berechnungen bei sttein-, Mittel- und Großbetrieb 


— an — Beiſpielen re Preis : 4 Mark 50 Hi 


Klien, or. er, Minimallohn und Arbeiterbeamtentum. 


Preis: 6 Marf. 


Kindermann, Dr., Carl, Profeſſor an der Univeriität Heidelberg 
öwang und Sreiheit, ein Generalfaktor > Dölter: 
leben. Preis: 7 Mart 50 Ti. 


Koenig, Dr., Rudolf, Statiſtiſche mitteilungen aus 62 klein⸗ 
bäuerlihen Betrieben über Erzeugung, Derbrauh, Dertauf und 























Sulauf von Getreide. Preis: 1 Mart 50 Pi. 
Mannheimer, Dr., Prof. in Frankfurt a. M. Die Bildungsftage 
als joziales Problem. Preis: 1 Mark 50 Pi 


Meyer, zerdert, or. jur. Entwerung und Eigentum in 


deutiben Fahrnisrecht. Ein Beitrag zur Gejchichte des deutichen Vrivatrechts 
und des Judenrechts im ne Preis: 10 Marf. 


van Zanten, 3. B., Dr., Amjterdam, Wiſſenſchaftlicher Hilfsarbeiter beim 


ftädtiichen ftattftiihen Bureau und Sekretär der Arbeitäfammer für die Baur 
betriebe in Amjterdam, Die Arbeiterſchutzgeſetzgebung in 
den europäiſchen Ländern. Preis: 7 Marl. 





J. Schweitzer Verlag (Arthur seite) München 


aftpflichtrecht und Reichs- 
versicherungs-@esetzaebung 








2. völlig umgearbeitete Auflage. 


Herausgegeben von 


Dr. jur. Ludwig Lass, und Dr. jur. Rudolf Maier, 


Kais, Reg.-Rat a. R.-V.-A. und Privat-Dozent Rechtsanwalt in München u. 
a. d, Univ. Berlin. Syndik. mehrerer Versich.-Gesellsch. 


gr. 8°. (XX, 303 8.). Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20. 


Allgemeine Zeitung: 
+. . Sowohl für den Juristen als für den Laien ist das Werk von hohem Wert, da 
es über alles in dieses weite Gebiet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt Die beiden 
Verfasser arbeiten bereits jahrelang praktisch im Versicherung#swesen und waren umsomehr 
berufen, sich an die schwierige Aufgabe zu wagen ; sie haben dieselbe vorzüglich gelöst. 





3. Guttentag, Derlagsbuhhandlung, ©. m. b. H. Berlin W. 35. 
(yeiesestafel des — 
— deutſchen Reichsrechts. 


Syſtematiſch geordnete Nachweiſung des zur Zeit geltenden Reichsrechts. 


Ergänzungsband zu der Guttentag'ſchen Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. 


















Herausgegeben von 


hugo Bruhns, 


Syndikus. 
8°. Gebunden in ganz Leinen Preis 2 Me. 50 Bi. 


Zur Dinchologie der Ausſage. 


(srperimentelle Unterſuchungen über Grinnerungstreue. 


Dr. £. William Stern, 


Privardozent ber Pbilvfopbie an der Univerfität Breslau. 


. Mit 3 Bildern. Preis 1 Dit. 50 Br. 









WE Dieser Nummer liegt ein Prospekt der Verlagsbuchhandlung Franz Vahles in 
Berlin bei betr. Preisermässigung für Jahrbuch f. Entscheidungen des Kammergerichts. 


Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie, G. m. b. H., München-Freising. 


Literarische 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 


der Herren Prof. Dr, Ernst Jaeger 


in Würzburg, Prof. Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Prof. Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 





XV. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratia. 1902 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr. 4 


Insertionspreis : '/sspalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 


Bürgerliches Recht. 


1. Gerstel, Dr. Alfred, Der Ersatz des inter- 
dietum quod vi aut clam im neuen 
deutschen Rechte. gr. 8°. (41 8.) Berlin 
(Struppe u. Winckler) 5 


Der Verfasser zerlegt seine Abhandlung | 


in zwei Teile In dem ersten Teile findet 
sich eine Darstellung der Grundzüge des 
Interdietum quod vi aut clam, die ohne 
näheres Eingehen auf die einzelnen Streit- 
fragen die Prinzipien des römischen Rechts 
wiedergibt. In der zweiten Hälfte weist Ver- 
fasser nach, dass ein Röchtsbehelf, der sämt- 
liche Funktionen des Interdietum quod vi 
aut clam enthält, im deutschen Rechte nicht 
existiert. Er legt deshalb dar, inwiefern sich 


bei dem für das Interdikt gegebenen Vorans- ı 


setzungen im neuen Rechte gleiche Erfolge 
wie beim interdietum quod vi aut clam er- 
zielen lassen. Die Arbeit, welche die ein- 
schlägige Literatur berücksichtigt, darf als 
wohlgelungen bezeichnet werden. Sch. 


2. Lande, Landger.-R. u. Reg.-R. Hermes, 
Das allgemeine Landrecht f. die preus- 
sischen Staaten in dem seit dem 1. I. 1900 
giltigen Umfang. Ausg. m. Anmerkgn. 
4. Aufl. 1. TI. (VIII, 244 S.). gr. 8°. 
Berlin (©. Heymann) 4.—; geb. 5.— 


Das Allgemeine Landrecht enthält nicht 
nur in seinen Öffentlich-rechtlichen Vorschrif- 
ten, sondern auch in zahlreichen, durch die | 


Vorbehalte des E.-G. z. B.-G.-B. gedeckten 
privatrechtlichen Normen noch fernerhin gel- 
tendes Recht. 


150 


Die mit der vorliegenden | 


ı Lieferung beginnende 4. Auflage der rühm- 
‚lich bekannten Lande'schen Ausgabe will 
das A.-L.-R. in seiner vom 1. Januar 1900 ab 
geltenden Gestalt, ergänzt durch die Neben- 
esetze und mit Verweisungen aufeinschlägige 
/orschriften, Rechtsprechung, Gesetzesmate- 
rialien und Literatur versehen, zur Darstellung 
bringen. Die neue Auflage wird unter Mit- 
wirkung von Regierungsrat Hermes bearbeitet. 
Das vorliegende Heft enthält die Pablikations- 
patente und den I. Teil mit ausführlichem 
Sachregister. Das Werk wird in dieser neuen 
Gestalt dem preussischen Juristen und Ver- 
waltungsbeamten treffliche Dienste leisten. 


3. Langheineken, Dr. P., Mathematische Be- 
merkungen zum bürgerlichen Gesetz- 
buch. 1. Hft. gr. 8°. (V, 40 8.). Leipzig 
(W. Engelmann) 1.50 


Der Verfasser ist, wie seine bisherigen 
Arbeiten über den Urteilsanspruch (1899) und 
das Potential einer materiellen Kugel (1901) 
beweisen, Fachmann sowohl auf juristischem 
als auf mathematischem Gebiete. Von seinen 
„Mathematischen Bemerkungen zum B.-G.-B.“, 
deren erstes Heft vorliegt, darf man sich 
daher eine besondere Förderung der Gesetzes- 
anwendung versprechen. Aus diesem Hefte 
seien hervorgehoben die Studien über die 
Berechnung der Durchschnittssumme (8317 II 
B.-G.-B.), über Minderung und Wandelung 
beim Kaufe, Finderlohn, Umlageverfahren 
bei Zahlungsunfähigkeit einzelner Gesamt- 
schuldner, Interusurium, Hypothekeintragung 
vor berichtigter Löschung und Rangvorbehalt. 


219 


Rechtsgeschichte. 


Demuth, Dr. E., Die wechselseitigen Ver- gebungen unter Ehegatten in die gemein- 
fügungen v. Todeswegen nach alaman- samen Testamente. Der Prozess ist gut 
nisch-züricherischem Recht, in ihrer ge- | verfolgt; besonders wertvoll sind die urkund- 
schichtl. Entwicklg. bis zur Gegenwart lichen Belege. Auch hier erweist sich das 
nach den Quellen dargestellt. (X, 140 8.. 'Züricher Recht als eine sehr reiche (Quelle. 
Breslau (M. & H. Marcus) 4.80, — Die Schrift gibt einen neuen Beleg dafür, 
Die Arbeit gibt ostalamannische Belege wie wenig das gemeinschaftliche Testament 


für die Umwandlung der wechselseitigen Ver- | auf römischem Boden a 
. Mayer. 


Handelsrecht. 


1. Birkenbihl, F., Landricht. Der unlautere , zwei Lieferungen dieses gründlichen und ein- 
Wettbewerb erläut. durch die Recht- gehenden Kommentars erschienen, die den 
sprechung z. R.-G. v. 27. V. 1896. 16°. | schwierigen Abschnitt über die offene Handels- 
‘X, 170 8.). Hannover (Helwing) geb. 2.50 gesellschaft vom $ 105 bis zum $ 150 H.-G.-B. 

Die vorliegende Ausgabe des Wettbewerb- | erläutern. Auch in diesem Teile des Werkes 
gesetzes unterscheidet sich von den sonstigen hat das einschlägige bürgerliche Recht und 
Ausgaben durch eine vollständige Zusammen- | das Prozessrecht eine sehr sorgfältige Berück- 
stellung der zahlreichen bisher veröffentlichten sichtigung gefunden. Der günstige Eindruck 
Gerichtsentscheidungen. Die Urteile und der ersten Lieferungen wird durch die letzten 
Beschlüsse sind bei den einzelnen Para- Yollauf bestätigt. 
graphen systematisch geordnet unter kurzen | 


änsserlich hervorgehobenen Überschriften zum 
Abdruck gebracht, zumeist unter knapper 
Wiedergabe des zu grande liegenden Sach- 
verhalts. Stets sind die Zeitschriften eitiert, | 
aus denen die betreffende Entscheidung ge- 
nommen ist. Einschlägige Literatur ist, ab- 
gesehen von einigen weniger bekannten 
Sonderaufsätzen, nicht angegeben. Das Büch- | 
lein, dessen Handhabung durch Beigabe 
eines kurzen Sachregisters erleichtert worden | 
wäre, kann Juristen wie Laien vermöge 


4. Lehmann, K., Prof. u. Kammerger.-R. 
V. Ring, Das Handelsgesetzbuch f. das 
Deutsche Reich. 1. Bd. gr. 8°. (XXIV, 
716 S.). Berlin (C. Heymann) 

15.—:; geb. 17.9 

In diesem ersten Bande (S$ 1342) des 
bereits rühmlichst bekannten Kommentars 
zum H.-G.-B. hat Kammergerichtsrat Ring 
das Aktienrecht, Professor Lehmann in 
Rostock die übrigen Teile des Gesetzes kom- 
mentiert. Soweit die Erläuterungen von 


Ring stammen, bilden sie eine völlige Neu- 
bearbeitung seines mehrfach aufgelegten 
Kommentars zum Aktiengesetze. Das 
Ring eine ausgereifte, für Theorie und 
Praxis gleich wertvolle Darstellung des 
schwierigen und wichtigen Aktienrechtes 
2. Esser, Rob., Geh. Justizr., Das Reichs- ‚ bieten werde, stand von vornherein fest. 
gesetz betr. die Gesellschaften m. be- | Nicht minder verdienen aber die von 
schränkter Haftung vom 20. IV. 1892 | Professor Lehmann bearbeiteten Partien 

in der Fassung am 1.1. 1900 in Kraft | Anerkennung. Sie zeichnen sich durch 
getretenen neuen Fassung, erläutert. | sorgfältigste Verwertung und gewissenhafte 

3. Aufl. (VIII, 136 8.) 8°. Berlin (J. Anführung der gesamten Literatur und Judi- 
Springer) kart. 2.— | katur en vr und Pri- 
Diese Handausgabe gibt nacheinerlängeren 7ision der Darstellung aus. So bedeutet das 
systematischen Einleitung — * Werk in der That eine wesentliche Be 
eingehende Erläuterungen zu den einzelnen reicherung der handelsrechtlichen Literatur. 


Paragraphen des (Gesetzes. Die Neuerungen 
der vorliegenden 3. Auflage tragen nament- 
lich den im E.-G. z. H.-G.-B. enthaltenen | 
Anderungen des Gesetzes und dem Einflusse , 
des B.-G.-B. samt seiner Nebengesetze Rech- 
nung. (Rossberg & Berger) 6.— 


>. Goldmann, S., Justizrat, Das Handels- Die beiden vorliegenden Hefte der nenen 
gesetzbuch v. 10. V. 1897 (mit Ausschl. d. | Auflage bringen nach einer systematischen 
Seerechts) erläutert. 5/6. Lig. gr. 80. | Einleitung eingehende Erläuterungen zu den 
Berlin (Franz Vahlen) 4.— .8$1—77 des Binnenschiffahrtsgesetzes. Diese 
Nach einer längeren Pause sind wiederum Erläuterangen beruhen überall auf sorgfäl- 


seines reichen Inhalts und seiner übersicht- | 
lichen Anordnung nur empfohlen werden. 
Es ermöglicht insbesondere auch eine rasche 
Orientierung über den gegenwärtigen Stand 
der Rechtsprechung. Sch. 





5. Mittelstein, Dr. Max, Öberlandesgerichts- 
R., Deutsches Binnenschiffahrtsrecht. 
1. Bd. Reichsrechtliche Bestimmungen. 
2. Aufl. 1/2. Lig. (S. 1— 320.) Leipzig 
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tigster Durcharbeitung der vorhandenen 
Literatur und Rechtsprechung, zeichnen sich 
durch Klarheit der Sprache wie durch prak- 
tischen Blick aus und ziehen auch die ein- 
schlägigen Vorschriften anderer Gesetze, na- 
mentlich des B.-G.-B., des H.-G.-B. und der 
Gewerbeordnung in den Kreis der Darstellung. 


6. Parisius, Ludolf u. Hans Crüger. D. 
Reichsges. betr. die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung. Text-Ausg. m. 
Anmerkgn. u. Sachreg. 6. Aufl. bearb. v. 
H. Criüger. 160. (140 8.). Berlin (J. Gutten- 
tag) 1.25 
Die bekannte kommentierte Textausgabe 

des Reichsgesetzes, betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung, ist nun- 
mehr in 6. Auflage erschienen. Der neuen 
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' Auflage ist die Fassung zu Grunde gelegt, 
wie sie aus der Bekanntmachung des Reichs- 
' kanzlers im Reichsgesetzblatt von 1898 Nr. 25 
(ausgegeben am 14. Juni 1898) sich ergibt. 
| Dabei sind die Anderungen, welche das Ge- 
setz von 1892 durch das Einführungsgesetz 
zum Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897 
erfahren hat, durch den gesperrten Satz 
kenntlich gemacht. Die Hinweise in den 
Anmerkungen beziehen sich stets auf die 
neue vom 1. Januar 1900 ab geltende Fassung 
der verschiedenen Reichsgesetze. Dem Büch- 
‚lein ist eine kleine Einleitung beigegeben, 
ı welche die Geschichte des Gesetzes und die 
‚Stellung der Gesellschaft mit beschränkter 
' Haftung im Gesellschaftsrecht darstellt. Ein 
' Sachregister erleichtert die Handhabung des 
‚gut ausgestatteten Werkchens. Sch. 





Civilprozess- mit Vollstreckungsrecht. 


1. Berger, Dr. Vict., Rechtsanw., Die Rechts- 


anwaltsordnung vom 1. VII. 1878. Hand- 
ausg. m. erschöpf. Wiedergabe der einschl. 
gerichtl. Entscheidgn., insbesondere der- 
jenigen des Ehrengerichtshofes für deut- 


sche Rechtsanwälte. (XII, 988.). Leipzig 
1. 80 


(Rossberg & Berger) 


Dieser inhaltsreiche Handkommentar der 


Rechtsanwaltsordnung gibt eine Übersicht 
über die gesamte einschlägige Rechtsprechung. 
insbesondere des Ehrengerichtshofs für Rechts- 
anwälte. 
die Literatur sind sorgfältig verwertet. Das 


hübsch ausgestattete, preiswerte Buch darf 


bestens empfohlen werden. 


2. Betzinger, B. A., Öberlandesger.- Rat, 
Übersichtstabellen zumZwangsversteiger- 
ungsgesetz v. 24. III. 1897 unt. Berück- 
sichtigung der Ausführungsbestimmgn. 
f. Preussen, Bayern, Sachsen, Württem- 
berg, Baden, Hessen u. Elsass-Lothringen. 
Karlsruhe (J. Lang) ) 


Oberlandesgerichtsrat Betzinger, der vor 
kurzem in einer Güterrechts-Tabelle zum 


B.-G.-B. eine vergleichende Übersicht der 


ehelichen Gütersysteme des B.-G. B veröffent- 


lichte, hat es nunmehr auch unternommen, | 


die Bestimmungen des Zwangsversteigerungs- 
gesetzes in Tabellen darzustellen. In den 
ersten drei Tabellen ist der Gang des Ver- 


fahrens behandelt und in vier parallellaufenden | 
Spalten bei den einzelnen Verfahrensabsehnit- 
ten die Thätigkeit und Rechtsbehelfe des 


Giläubigers, die Thätigkeit des Vollstreckungs- 

richts, bezw. Vollstreckungsnotars, die T'hä- 
tigkeit und Rechtsbehelfe des Schuldners und 
die Thätigkeit und Rechtsbehelfe Dritter an- 
gegeben. Dabei sind die Ausführungsgesetze 
der grösseren Bundesstaaten berücksichtigt. 
Die hier gewählte synoptische Darstellungs- 


Auch die Gesetzesmaterialien und 


weise, welche das praktische Ineinandergreifen 
und die Tragweite der keineswegs einfachen 
Gesetzesbestimmungen graphisch vor das 
Auge führt, dürfte sich nicht nur für das 
Studium besonders dienlich erweisen, sondern 
auch dem Praktiker Anregung und Förderung 
bieten. Sch. 


3. Klein, Dr. Frz., Sektionschef im österr. 
Justizminist., Zeit- u. Geistesströmungen 
im Prozesse. gr. 5°. (36 S.). Dresden 
(v. Zahn & Jaensch) 1.— 


Der Vater des neuen österreichischen Civil- 
prozesses hält in diesem Vortrag (Gehestiftung 
1901) zwar unverkennbar eine oratio pro domo, 
aber eine geistvolle und lehrreiche. Seine 
statistischen Mitteilungen ergeben, dass der 
neue österreichische Prozess eine ungleich 
raschere Streiterledigung bewirkt als der 
deutsche. Ist diese Beschleunigung, wie Klein 
: versichert, ohne Verschlechterung der Qualität 
erzielt worden, so wird das österreichische 
Verfahren der von vielen Seiten geforderten 
Nengestaltung des deutschen Civilprozesses in 
‚ wesentlichen Punkten zum Vorbilde dienen 
müssen. 


4. Moeller, Rob., Geh. Justizrat, Reform d. 

Civilprozessordnung. Beiträge und Vor- 
| schläge. 8°. (VIII, 102 S.). Breslau 
(M. & H, Marcus) 2— 


Seitens der Mehrzahl der deutschen Juristen 
ist die Reformbedürftigkeit unserer gegen- 
wärtigen Civilprozessordnung wiederholt an- 
erkannt worden. In einer Reihe von Schriften 
haben Rechtslehrer wie Praktiker auf die 
wunden Punkte unseres Prozessverfahrens 
hingewiesen und Vorschläge zu ihrer Besserung 
dargelegt. Auch die vorliegende Stadie will 
einen Beitrag zur künftigen Reform der 
Civilprozessordnung bieten. Die Schrift greift 
fünf Punkte des gegenwärtigen Verfahrens 
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als besonders reformbedürftig heraus, be 


spricht ihre Unzulänglichkeit in ausführ- 


licher, klarer und wohlbegründeter Dar- 
stellung und bringt eine Reihe von Vor- 
schlägen zur Besserung des gegenwärtigen 
Rechtszustandes. Die Vorschläge beziehen sich 


insbesondere auf Verminderung der langen 
Dauer der Prozesse, Beseitigung der Ab- 


fassung eines Thatbestandes im Urteile, Ab- 
ändernng der Formalien bei Einlegung von 
Rechtsmitteln, Gleichstellung der Parteien 
im Kontumazialverfahren und Umgestaltung 
des Revisionsverfahrens.. Mögen auch ein- 
zelne Punkte des Werkchens, wie z.B. die 
Erhöhung der Revisionssumme auf 2000 Mk. 
und die Schaffung einer zweiten Revisions- 
instanz neben dem Reichsgericht für die 
unbedentenderen Prozesse, nur geteilten Bei- 


fall finden, so bietet doch die vorliegende 


Schrift infolge der reichen Fülle ihres Inhalts 
so viel Beachtenswertes, dass sie bei einer 
künftigen Revision der C.-P.-O. nicht ausser 
acht gelassen werden kann. Sch. 


5. Pfafferoth, C., Geh. Kanzleir., Die deut- 
schen Gerichtskostengesetze in der Fas- 


sung v. 1898. Textausg. m. Anmerken. 
u. Kostentabellen. 2. Aufl. 12°. (VIII, 

112 S.). Berlin (U. Heymann) 
geb. in Leinw. 1.— 
Eine von berufenster Seite herausgegebene, 
trefflich ausgestatteteHandausgabe derKosten- 
gesetze mit zuverlässigen Erläuterungen und 

Kostentabellen. 
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6. Proberelationen, über. Eine Mitteilung 
aus d. Justizprüfungskommission. 4. Aufl 
8°. (101 S.). Berlin (Franz Vahlen) 

kart. 2.— 

Das vorliegende Werkchen, das sich auf 
eine reiche Erfahrung gründet, will dem 
jungen Juristen eine Anleitung zur Abfassung 
von Referaten und Voten bieten. Dement- 
sprechend wurden zunächst die am häufigsten 
bei Anfertigung solcher Arbeiten vorkommen- 
den Fehler in einer kurzen Darstellung von 
allgemeinen Gesichtspunkten aus besprochen. 


Daran reiht sich eine Sammlung von Bei- 


spielen, welche den angehenden Praktikus 
über alles belehrt, was bei Ausarbeitung einer 
brauchbaren Arbeit zu vermeiden ist. Das 
Büchlein darf den Referendaren und Rechts- 
praktikanten als ein vorzügliches Hilfsmittel 
zur Vorbereitung auf die grosse juristische 





Staatsprüfung warm empfohlen werden. 
Sch 


7. Rintelen jun., Ant., Dr., Berufungsgrund 
| u. Berufungsantrag nach dem neuen 
österreichischen Civilprozessrecht. gr. $°. 
(X, 132 8.). Wien (Manz) 2,80 


' Die Abhandlung (Grazer Habilitations- 
schrift) hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
das Wesen der Berufung des nenen öster- 
‚reichischen Uivilprozesses zu untersuchen. 
Sie behandelt nach kurzen rechtshistorischen 
und rechtsvergleichenden Vorbemerkungen in 
gediegener, anschaulicher Darstellung zuerst 
‚den Berufungsgrund und hierauf den Be 
rufungsantrag. Der Schlussabschnitt betrifft 
Besonderheiten des Eheprozesses. 


Urheber- und Verlagsrecht. 


Materialien zu einer Neu-Gestaltung des 
Ges. betr. d. Urheberrecht an den Werken 
der bildenden Künste Hrsg. v. d. 
„Werkstatt der Kunst“. 8°. (92 8.) 
München (Vlg.d. „Werkstatt d. Kunst“. 

—,80 
Den breitesten Raum der vorliegenden 


lichen Urheberrecht und dem übertragbaren 
Nachbildungsrechte eine scharfe Grenze zu 
‚ziehen. Dabei ist aber in $ 1 der Vorschläge 
„Urheberschaft“ und „Urheberrecht“ ver- 
wechselt; dass die Urheberschaft unver- 
‚äusserlich ist, bedürfte doch kaum eines 
ı gesetzlichen Ausspruchs,. Weitere Anderungen 


Schrift nimmt der Abdruck der zur Zeit werden bezüglich der $$ 2, 4, 5 (Eingang), 
geltenden, auf den Kunstschutz bezüglichen 6, 8, 9, 11, 16 gewünscht. Insbesondere 
deutschen Gesetze und internationalen Ver- soll das Gebiet der erlaubten Nachbildung 
träge ein. (Der bereits seit zwei Jahren | ($ 6) namhaft eingeschränkt werden (Nr. ? 
ausser Kraft getretene Vertrag mit der soll ganz wegfallen, die Nachbildung von 
Schweiz ist wohl nur aus Versehen auf- , Werken, die auf oder an Strassen oder 
genommen.) An das Gesetz vom 9. Jannar öffentlichen Plätzen sich befinden, soll nur 
1876 schliesst sich ein dem „Berliner Kunst- | mehr soweit statthaft sein, als das Kunst- 
herold“ entnommener Bericht über das Er- | werk nur nebensächlicher Bestandteil der 
gebnis der Verhandlungen der vom Vorstand | Darstellung der Strasse, des Platzes ist ete.\ 
der Allzemeinen Deutschen Kunstgenossen- | Zum Schlusse finden sich in der Schrift 
schaft eingesetzten Kommission zur Beratung | Wünsche über die Regelung des Kunst- 
des Urheberrechts nebst den Vorschlägen | verlagsrechtes und ist im Zusammenhange 
dieser Kommission zur Neugestaltung des damit das Gesetz über das Verlagsrecht 
Gesetzes an. Hervorzuheben ist hauptsächlich vom 19. Juni 1901 abgedruckt. 

das Bestreben, zwischen dem höchst persön- 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Engelmann, Dr., Staatsanw., Uebersichtl. | 
Zusammenstellg. der preussischen Ver 
ordnungen über die bedingteBegnadigung | 
u. die Mitteilungen der Justizbehörden | 
in Straf-, Ehe- u. Entmündigungssachen | 
einschliesslich der Verordnungen über | 
das Strafregister. Ein Nachschlagebuch 
f. Richter und Beamte der Staatsanwalt- 
schaft. 8°. (VI, 98S.). Breslau(W. Koebner) 

Der ausführliche Titel lässt den Inhalt 
der Schrift vollständig erkennen und es ist 
nur beizufügen, dass im zweiten Teil, welcher 
die Verordnungen über die Mitteilungen der 
Justizbehörden enthält, auch die Sonder- 
bestimmungen für den Öberlandesgerichts- 
bezirk Breslau Aufnahme gefunden haben. 
Die einschlägigen Vorschriften sind sehr über- | 
sichtlich geordnet; ihre Auffindung wird 
durch ein alphabetisches Sachregister noch 
weiter erleichtert. Das Büchlein wird sicher | 
den preussischen Richtern und Staatsanwälten | 
gute Dienste leisten. 


Beleidigungssachen. Erstattet in Form 
e. Gesetzentwurfes m. Begründg. gr. 80. 
(XII, 242 8.). Leipzig (Duncker & Hum- 
blot) 5.40 


Die zunächst den österreichischen Verhält- 
nissen angepasste Schrift verdient vermöge 
der eingehenden Behandlung einer Reihe von 
Fragen, deren Bedeutung über die Grenzen 
eines bestimmten räumlichen Rechtsgebietes 
hinausragt, das Interesse auch der deutschen 
Juristen. Die vom Verfasser vorgeschlagene 
Neuregelung der persönlichen und sachlichen 
Haftung für den Inhalt der Druckschriften, 
sowie des eigenartigen Verfahrens in Press- 
sachen soll in erster Linie die Presse „von 
den Fesseln, welche eine freie Bewegung und 
‚eine gesunde Entwicklung derselben hemmen, 
möglichst befreien“. Verfasser verkennt nicht, 
dass anderseits auch die „wirksame Bekäin- 
pfung der spezifischen Missbräuche, welche 
das moderne Presswesen mit sich gebracht 
hat“, eine legislative Aufgabe von grosser 


ı Bedeutung ist; er will hier der künftigen 


' Reform des allgemeinen Strafrechts nicht 


2. Friedmann, Dr. Otto, Prof. Das Recht 
der Wahrheit und der Schutz des guten | 
Namens vom legislativen Standpunkt. 
Ein Vortrag. gr. 8°. (49 S.). —— 
(Duncker & Humblot) 1.20 


Vorliegender Vortrag, den Verfasser in der 
internationalen Vereinigung für vergleichende | | 
Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre 
zu Berlin am 18. Mai 1901 hielt, behandelt 
ein Problem aus dem Gebiete des Injurien- 
rechts: Die Frage nach dem Rechtsschutz 

gegen unerweisliche beleidigende Nachreden. | 
Es gelangt die eigentümliche Erscheinung 
zur Darstellung, dass, wo das Recht die | 
Wahrheit zu sagen anerkannt erscheint, die | 
Gesetzgebungen unseres Kulturkreises den. 
noch in weitgehendem Masse öffentliche | 
Bestrafung ohne Beweis der Unwahrheit des 
Vorgebrachten und ohne Beweis des bösen | 
Glaubens, ja sogar ohne Zulassung eines | 
Gegenbeweises des guten Glaubens eintreten | 
lassen. Verfasser sucht den Zusammenhang | 
dieser Erscheinung mit den tiefliegenden 
Gebrechen des modernen Injurienrechts dar- 
zuthun und bringt Vorschläge zu einer be— 
friedigenden Lösung des Problems. Die Ar- 
beit bewegt sich naturgemäss vorzugsweise 
auf dem Gebiete des Strafrechts und ins- | 
besondere des österreichischen Kriminalrechts. 
Eine Heranziehung des Privatrechts war 
nur in einzelnen Beziehungen veranlasst. 


c 


3. Friedmann, Dr. Otto, Prof., Vorschläge 
zur Umgestaltung des österreichischen 
Pressrechtes sowie des Rechtsschutzes in 





ı wiesen haben. 


ı das Hauptgewicht gelegt werden; 


vorgreifen, glaubt jedoch, dass jene Schranken 
der freien Entwicklung, die er beseitigt haben 
ı will, als Garantie gegen wahrhaft schädliche 
Pressprodukte sich bisher durchaus nicht er- 
Dem eigentlichen Gesetz- 
'entwurf, der sich sowohl auf das materielle 
Pressrecht, als auch auf das Verfahren in 
‚ Pressstrafsachen bezieht, dem jetzt schon 
die österreichische St.-P.-O. ein eigenes (das 
27.) Hauptstück widmet, geht eine allgemeine, 
die leitenden Gesichtspunkte aufstellende Be- 
ndung voraus; eine besondere Begründung 

er einzelnen Vorschriften folgt nach. Hervor- 
zuheben ist: der Begriff der Druckschrift und 
des Presswerkes soll ziffernmässig abgegrenzt 
werden, so dass nur Erzeugnisse, von welchen 
mehr als hundert Exem plare gemeinsam her- 
gestellt werden können, darunter fallen; der 
‚ Begriff „verantwortlicher Redakteur“ soll 


‚genau bestimmt und dabei auf die thatsäch- 


liche Funktion, nicht auf die Benennung 
die Be- 
richtigungspflicht soll bei erweislicher Un- 
wahrheit der Berichtigung wegfallen; die 
Beschränkung des Verkehrs mit Druck- 
schriften soll vermindert, die Entziehung 
des Postdebits durch das Verbot der weiteren 
Verbreitung künftiger Nummern ersetzt 
werden. Besonders beachtenswert sind die 
Vorschläge bezügl. der üblen Nachreden, 
welche teils auf eine Einschränkung, teils 
‚auf eine Erweiterung des Schutzes a zielen. 


‘Als Thatort bei Pressdelikten soll für das 
subjektive Verfahren ausschliesslich der Er- 


scheinungsort, für das objektive auch der 
Verbreitungsort gelten u. s. f. 
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4. Gerland, Heinr., Die Geldfülschungs- , gemeinen, welch’ grossen Wert die Photo- 
delicte des deutschen Str.-G.-B. gr. 8°. graphie und die Körpermessung der Ver- 
(181 8.) Stuttgart (Im Handel nicht | brecher für die Lösung der oft so wichtigen 
erschienen.) ‚Aufgabe der Identifizierung von Verbreehern 

Die vorliegende Arbeit, welche als Inau- hat und welch” hervorragenden Dienst die 
gural-Dissertation zur Erlangung der Doktor- | Bertillon’sche Methode der Strafrechtspflege 
würde bei der rechts- und staatswissen- leistet. Dagegen ist die Art und Weise der 
schaftlichen Fakultät der Universität Strass. Verwendung der Photographie und das Ver- 
burg eingereicht wurde, ist nicht die erste fahren bei der — und der Ver- 
wissenschaftliche Kundgebung des Verfassers; wertung ihrer Ergebnisse im Einzelnen wohl 
denn wir begegneten seinem Namen schon Nur Wenigen von denen, die nicht selbst 
früher einmal in der Zeitschrift „Der Gerichts. | unmittelbar damit sich zu befassen haben, 
saal‘‘ und konnten uns damals schon seiner bekannt. Verfasser gibt nun in der vor- 
ausgesprochenen Begabung freuen. Gerlands | liegenden Schrift über diese ihm als Fach- 
Dissertation ist wohl die ausführlichste mann ganz besonders geläufigen Dinge eine 
Darstellung der Lehre von den Münzdelikten eingehende, durch zahlreiche Abbildungen 
nach geltendem deutschen Strafrechte. Ver- und viele dem Leben entnommene Beispiele 
fasser will zunächst die juristische Natur Unterstützte Belehrung. Wir erfahren daraus 
der Geldfälschungsdelikte und ihre Stellung U. A. die Einrichtung der sog. Verbrecher- 
im System bestimmen. Dabei geht er aus albums, die Beschaffenheit der Messgeräte 
von dem Begriffe der Verbrechensobjekte und die verschiedenen Messungsarten, die 
überhaupt. Das Recht erhebt Lebensthatbe- | Vorgänge bei Feststellung der Augenklasse 
ständezu Rechtsthatbeständen. Die hierdurch | und bei der Beschreibung des Körpers im 
geschaffene Rechtsordnung, ein Gesamtzu- Übrigen, die Einrichtung der Messkarte und 
stand oder eine Rechtseinrichtung, setzt sich des Schrankes zur Registrierung derselben 
zusainmen aus einer Menge von Einzel- U. 8. f. Die Schrift eignet sich un A. auch zur 
einrichtungen. Diese „Rechtseinrichtungen“ Benützung beim UnterrichtüberKriminalistik. 
sind die eigentlichen Objekte der Rechts- 
verletzungen. So hat das Recht auch Rechts- 
einrichtungen bezüglich der Beschaffenheit 
der Cirkulationsmittel (des Geldes und der 
ihm gleichgestellten Papiere) getroffen. Diese | 
Rechtseinrichtungen sind die Angrifisobjekte | Io 
bei den Münzdelikten. Letztere missen) Guttentag) 1.50 
daher im System eine besondere Stellung Die Thatsache, dass die Aussagen von 
einnehmen, sie bilden insbesondere nicht eine Zeugen, selbst wenn diese in geistiger Be- 
gemeinsame Gruppe mit den Urkunden- 'ziehung und in Ansehung ihrer Wahrheits- 
verbrechen, die gegen die Rechtseinrichtung | liebe das Durchschnittsmass überragen, von 


6. Stern, L. William, Privatdozent, Zur 
Psychologie d. Aussage. Experimentelle 
Untersuchungen über Erinnerungstreue. 
gr. 8°. (56 8. m. 3 Bildern). Berlin (J. 


des Verkehrs mit Schriftstücken verstossen. 
Die sämtlichen Geldfälschungsdelikte teilt 
Gerland in drei Hauptgruppen ein: Ent- 
stehungsdelikte (das sind die auf fälschliche 
Herstellung oder Verfälschung gerichteten), 
Begebungsdelikte (Verbreitung der Falsifi- 
kateı und Vorbereitungsdelikte (Anfertigung 


der objektiven Wahrheit oft stark abweichen, 
so dass bei Widersprüchen innerhalb der 
Zeugenaussagen und bei Angaben, die sich 
als unwahr erweisen, durchaus nicht immer 
an eine bewusst falsche Aussage, an Meineid 
zu denken ist, kennen wir längst. Bisher 
aber war man zu einer wissenschaftlichen 





von Formen u. dgl.. Auf Grund dieser Methode der Beobachtung solcher Abweich- 
Einteilung werden dann die einzelnen Merk- ungen und ihrer Ursachen noch nicht ge 
male der Münzdelikte einer scharfsinnigen langt. Verfasser ist nun der Erste, der sich 
Erörterung unterzogen, wobei Verfasser in | methodische Forschungen auf diesem Gebiete 
ausgedehntem Masse die vorhandene Literatur | zur Aufgabe gestellt hat; das Ergebnis 
benutzt und auch die älteren deutschen ‘derselben ist in der vorliegenden Schrift 
Gesetzgebungen, sowie ausländisches Recht zusammengefasst. Bei seinen Experimenten 
mit heranzieht. Den Schluss der wertvollen ging er folgendermassen vor: Er liess eine 
Arbeit bilden Bemerkungen de lege ferenda. | grössere Anzahl von meist jüngeren, durch- 
weg den gebildeten Ständen angehörigen 
r Personen beiderlei Geschlechts drei gedruckte 
messung d. Verbrecher nach Bertillon u.  Schwarz-Weiss-Bilder, deren Reproduktionen 
d. Photographie als d. wichtigsten Hülfs- | der Schrift beigefügt sind, °/« Minuten lang 
mittel d. gerichtl. Polizei, sowie An- | betrachten. Dann mussten diese Personen 
leitung z. Aufnahme v. Fussspuren jeder | die Bilder sofort beschreiben. Innerhalb der 
Art er. 8°, (82 8. mit zahlreichen Abb. folgenden drei Wochen veranlasste er die- 
im Text u. 21 Tafln.) Berlin (J. .J. Heine) selben zu Wiederholungsangaben über das 

2.30 Gesehene und zuletzt liess er einen Teil von 
Jeder moderne Kriminalist weiss im All- ihnen nach einer Reihe von Wochen die 


5. Klatt, 0., Kriminalinspektor, Die Körper- 
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Bilder nochmals aus dem Gedächtnisse be-|die für den Juristen an das gewonnene 
schreiben und dabei Dasjenige unterstreichen, | Resultat sich knüpfenden Schlussfolgerungen 
was sie eventuell vor Gericht beschwören | das vorliegende Material noch nicht aus- 
könnten. Wie nicht anders zu erwarten, reicht und begnügt sich einstweilen mit der 


enthalten diese Aussagen bald mehr, bald 


weniger Abweichungen von den zu be- | Probleme. 


schreibenden Bildern und die Fehlerhaf- 
tigkeit nimmt mit der Länge des Zeitraums 
zwischen Wahrnehmung und Aussage konti- 
nuierlich zu. Verfasser gibt eine detailierte 
Fehlerstatistik, teilt die Fehlerarten in ver- 
schiedene Gruppen ein und bespricht dann 


Formulierung einzelner besonders wichtiger 
Es ist zu wünschen, dass auf 
dem vom Verfasser in dankenswerter Weise 
gezeigten Wege fort und fort neue Unter- 
suchungen angestellt werden, damit eine 
möglichst sichere Grundlage für die Beur- 
teilung von Zeugenaussagen gewonnen wird. 
‚Die Bedenken, welche Erfahrungen der ge 





in eingehender, tiberzeugender Darstellung | dachten Art wachrufen, sind nicht gering; 
die Fehlerquellen, die teils in der Auffassung, | der Jurist darf sich ihnen nicht verschliessen. 
teils in der Erinnerung liegen. Die Er- Da wir aber im Prozesse auf den Zeugen- 
innerungsfehler führt er auf einen Mangel |beweis nicht verzichten können, wird es von 
im Willen zurück und glaubt, dass eine in |höchster Wichtigkeit sein, der Erkenntnis 
den Schulen zu treibende systematische Er- der Bedingungen näher zu kommen, unter 
innerungspädagogik hier zum Teil Wandel | welchen die Aussagen geistig und sittlich 
schaffen könnte. Verfasser verhehlt sich normaler Menschen für zuverlässig erachtet 
nicht, dass zu abschliessenden Urteilen über | werden können. 


Kolonial- und Völkerrecht. 


Gareis, Dr. Karl, Geh. Justizr. u. Prof., 


Wenn hiernach das Buch auch die häufig 


Deutsches Kolonialrecht. Mit einer Karte |sich ändernden Erlasse der Gouverneure 
und mit alphabet. Sachregister. 2. Aufl. | programmgemäss nicht wörtlich wiedergibt, 


gr. 8°. (XI, 238 8.). Giessen (Emil Roth) 


4.—; geb. 5.— 


Diese Neuauflage, die gegenüber der 


1. Auflage (1889) sich als ein völlig neues | 


Werk darstellt, ist im Untertitel zutreffend 
bezeichnetals „eine orientierende Schilderung 
der aussereuropäischen Erwerbungen des 
Deutschen Reiches ynd Darstellung ihrer 
Rechtsordnung nebst dem Text und Er- 
läuterungen der diese Schutzgebiete be- 
treffenden Gesetze und kaiserlichen Ver- 
ordnungen“, 


sondern nur in den meisten Fällen andentet, 
so bietet es doch vollständig die reichs- 
gesetzlichen Vorschriften und kaiserlichen 
Verordnungen in ihrer neuesten Fassung mit 
angemessenen Erläuterungen und eine über- 
sichtliche systematische Darstellung des 
Kolonialrechtes nebst geschichtlichem und 
statistischem Material sowie eine eingehende 
Darstellung der Verhältnisse der christlichen 
Missionen in den Schutzgebieten. 





Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


1. Laband, Dr. Paul, Das Staatsrecht des 
Deutschen Reiches. 4. nenbearbeitete 
Aufl. 4 Bde. 
608 8.). Tübingen (J. C. B. Mohr) 

45.—; geb. 55.— 

Eines der hervorragendsten Werke der 
deutschen rechtswissenschaftlichen Literatur 
ist in neuer Auflage erschienen. Dieses hoch- 
bedeutsame Ereignis auf dem Büchermarkte 


ist freilich naturgemäss für die Wissenschaft 


nicht mehr epochemachend, wie es das Er- 


scheinen der ersten, oder hochinteressant, | 


wie es das Erscheinen der zweiten Auflage 
seinerzeit gewesen war. Denn schon seit 
der 2. 
seiner Anlage und in seinen wissenschaft- 
lichen Individualzügen tief einschneidenden 
Veränderungen nicht mehr unterworfen 
worden. Aber das der deutschen Wissen- 
schaft so vertraute Werk ist von seinem 


gr. 8°. (XII, 501, 296, 500, | 


Auflage (1888/91) ist das Werk in 


' Urheber stets gewissenhaft auf jener Höhe 
' erhalten worden, auf die er es erhoben hatte, 
ist heute noch, wie seit Jahrzehnten, die 
‚beste Bearbeitung des Reichsstaatsrechtes, 
'Der vierten Auflage war die Aufgabe ge- 

stellt, das reiche Material, das sich in Gesetz- 

gebung, Judikatur und Literatur seit 1895 
|angehäuft hat, teils in Noten und kleineren 
| Modifikationen und Zusätzen, teils in um- 
fangreichen Veränderungen und Ergänzungen 
einzuarbeiten, namentlich aber die Darstel- 
lung der einzelnen Verwaltungszweige einer 
gründlichen Umarbeitung zu unterwerfen, 
die da und dort als Neubearbeitung bezeichnet 
werden kann. So ist das ewig junge Werk 
; wiederum aufs beste gerüstet, in Praxis und 
' Theorie, Politik und Journalistik tausend- 
‚ fültige Dienste zu leisten. 


' Ausserlich ist eine Veränderung insofern 
eingetreten, als das Werk „zu grösserer Be- 
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quemlichkeit des Gebrauchs“ in vier Bände | 
— wurde, von denen je zwei einem Bande 
er 2. und 3. Auflage entsprechen. Wem es, 
wie uns, bequemer ist, mit den gewohnten 
zwei, wenn auch stärkeren Bänden zu ar- 
beiten, von denen der eine die allgemeinen 
Lehren des Verfassungsrechts, der andere die 
einzelnen Verwaltungszweige umfasst, für | 
den fügen wir an, dass durch das Zusammen- | 
binden von je zwei Bänden (verschiedener | 
Schnitt empfehlenswert ')immerhin noch hand- 
liche Bücher entstehen; die beiden Bände 
werden ungefähr ebenso stark, wie die der 
2. und 3. Auflage. 


2. Layer, Dr. Max, Prinzipien des Ent- 
eigenungsrechtes (Staats- u. völkerrechtl. 
Abhdlgn. Bd. III.) gr. 8”. (XVIII, 660 8.). 
Leipzig (Duncker & Humblot) 14.— 


Der Verfasser, k. k. Bezirkskommissär in 
Graz, hat sich die Aufgabe gestellt, die haupt- ' 
sächlichsten Erscheinungen des Enteignungs- | 
rechtes in juristisch-dogmatischer und rechts- | 
vergleichender eingehender Erörterung dar- 
zustellen. Gerade bei diesem Rechtsinstitute, | 
dessen positive Ausgestaltung im Rechte der 
verschiedenen Staaten in den Grundzügen 
bekanntlich eine bemerkenswerte Überein- 
stimmung zeigt, ist eine solche Arbeit be- | 
sonders dankenswert. Mit grossem Verständ- 
nis, unermüdlichem Fleisse und bestem Er- 
folge hat der Verfasser seine schwierige Auf- | 

be gelöst, wenn auch selbstverständlich | 

i einer zusammenfassenden Verarbeitung | 
des Rechtes so zahlreicher Staaten für alle 
Spezialrechte absolute Zuverlässigkeit des 
Gebotenen in allen Einzelheiten billiger Weise 
nicht erwartet werden darf. Der überreiche 
Stoff ist, wie folgt, gegliedert: Begriff und | 
Wesen der Enteignung. Abgrenzung des 
Begriffs von verwandten Rechtsinstituten. 
Die Elemente des Enteignungsrechtes und 
ihre historische Entwicklung. Die Grund- 
lagen des modernen Enteignungsrechtes. Der 
Rechtsgrund des Enteignungsrechtes (das 
öffentliche Interesse). Subjekte des Enteig- | 
nungsrechtes und ihre Rechtsstellung. Die 
Entschädigung. Objekte der Enteignung. 
Wirkungen der Enteignung. 


3. Nöll, F., Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-Rat, Das 
Kommunalabgabengesetz v. 14. Juli 1893 
nebst Ausführungsanweisung vom 10. Mai 
1894. 4. Aufl. gr. 8°. (XII, 557 S.). Berlin 
(C. Heymann) 10.—; geb. 11.— 


Ein Buch, das seit 1894 vier Auflagen 
erlebt hat, ist in der Feuerprobe der Praxis 
bewährt befunden worden. In der That hat 
das wichtige preussische Gesetz über die 
Kommunalabgaben, das auch für andere 
Staaten vorbildlich ist, hier eine praktisch 
sehr brauchbare, gründliche und gediegene | 
Kommentierang erfahren, in der bei geeig- 
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neten Fragen auch selbständige und ein 


'gehendere wissenschaftliche Erörterungen 


geboten werden. Erwähnenswert ist, dass 
viele noch nicht veröffentlichte Entscheid- 
ungen des Überverwaltungsgerichts benützt 
sind. Gegenüber der 3. Auflage haben sich 
fast überall sehr beträchtliche Ergänzungen 
und mehrfach Neubearbeitungen einzelner 
Teile nötig erwiesen. Im Interesse der 
Übersichtlichkeit sind die Erläuterungen den 
einzelnen Stichworten des Gesetzes, der Aus 
führungsanweisung und der weiteren Anlagen 
adnumeriert, aber auch innerhalb dieser Be 
grenzung möglichst systematisch geordnet. 
Das Werk wird zweifellos seinen ehrenvollen 
Platz in der Reihe der preussischen Ge 
brauchsbücher behaupten. 


4. Sammlung von Gesetzen, Verordnungen 
und Ministerialerlassen für bayerische 
Polizeiorgane. Zweiter Nachtrag mit 
Inhaltsverzeichnis und Sachregister zu 
beiden Nachträgen. 8°. (S. 89—158) 
München (J. Schweitzer) —& 


Durch diesen weiteren Nachtrag wird 
diese bekannte praktische offizielle Sammlung 
in erwünschter Weise evident gestellt. 


5. Windisch, Dr. Karl, Wein-Gesetz. Ges 
betr. d. Verkehr mit Wein, weinhaltiren 
und weinähnlichen Getränken v. 24. Mai 
1901. Vom technischen Standpunkte, 
insbesondere zum Gebrauche f. Praktiker 
erläut. 8°. (XI, 154 S.). Berlin —— 

geb. 4.— 


Diese Bearbeitung des neuen Weingesetzes 
stellt die juristischen Partien des Stoffes 
mehr in den Hintergrund, indem es sie nur 
kurz behandelt, und wendet das Haupt- 
augenmerk der Aufgabe zu, den Praktikern 
auf dem Gebiete des Weinbaues und Wein- 
handels durch eingehende Erörterung der 
technischen Gesichtspunkte zu dienen und 
die Wirkungen darzulegen, die das neue 
Gesetz auf die Technik der Weinbereitung 
' voraussichtlich äussern wird. Dieser Zweck 
‘ist an sich schon ein löblicher; die hier ge 
botene objektive und sachverständige Ver- 
wirklichung desselben durch den Vorstand 
einer staatlichen önochemischen Versuchs 
station wird aber auch für sonstige Inter- 
\essentenkreise, wie Verwaltungs- und Justiz- 
beamte, Rechtsanwälte, Nahrungsmittelche- 
miker etc. sich nützlich erweisen und sei 
‚ihnen daher namentlich zur Information über 
die technischeSeite der in Betracht kommenden 


ı Verfahren der Kellerwirtschaft empfohlen. 





' 6. Wirschinger, L. F., Bez.-Amtmann, Das 


Jagdrecht des Königr. Bayern. Für dss 
rechtsrheinische Bayern und die Pfalz 
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system, bearbeitet 3. (Schluss) Lfg. gr. 8°. 
(8. 161—425). München (J. Schweitzer) 
3.80 

eplt. ungebunden 6.80 

geb. in Ganzleinen 8.— 


Das auf 8. 526 und 583 des vorigen 
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Jahrgangs besprochene und warm empfohlene 
‚Werk ist nunmehr zum Abschlusse gelangt. 
‚Das Buch ist zweifellos die wertvollste, ja 
‚die einzige erschöpfende Bearbeitung des 
‚bayerischen Jagdrechtes. Sie verdient die 
| Beachtung weitester Kreise. 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


1. Haas, J., Oberlandesger -Rat. Komment. 
z. Gewerbegerichtsgesetz i. d. Fassg. d. 
Bekanntmchg. v. 29. Sept. 01. Nebst 3 
Beilagen: 1. Die f. d. Verfahr. v. d. Ge- 
werbegerichten geltenden Bestimmgn. d. 
C-P.-O. u. d. Gewerbegerichtsges. 2. Die 
f. Preussen erlassenen Ausführungsbe- 
stimmgn. 3. Text d. Ges. v. 30. Juni 01. 


2. Aufl. gr. 8°. (VII, 323 8) Göttingen 


‚Vandenhoeck & Ruprecht) 6.—; geb. T.— 


Bei der ausführlichen Kommentierung des 


Gesetzes ist die neue Gesetzgebung, Recht- 
sprechung und Literatur in genügendem 


Masse zur Verwertung gelangt; der Abdruck 


der für das Verfahren vor den Gewerbe- 
gerichten geltenden Bestimmungen, wobei 
die Abänderungsvorschriften des Gewerbe- 
gerichtsgesetzes in die allgemeinen Bestim- 
mungen der C. P. O. eingereiht wurden, und 
überall auf die Bemerkungen des Kommen- 
tars verwiesen wurde, hat wohl für das 
regelmässige Verfahren vor den Gewerbe- 
gerichten weniger Bedeutung als für eine 
Vergleichung derVorschriften des ordentlichen 
Prozesses mit den abweichendenBestimmungen 
des Gewerbegerichtsprozesses, welche viel- 
leicht die Einführung der bewährten Grund- 
sätze des letzteren in die dazu geeigmeten 


Prozesse vor den ordentlichen Civilgerichten 


erleichtern könnte. 


Im zweiten Anhange sind die für Preussen 
erlassenen Ausführungsbestimmungen auf- 


genommen; Anerkennung verdient dasäusserst 
genau ausgearbeitete alphabetische Register, 


bei welchem nur die alphabetische Ordnung ı 


der Unterabteilungen bei den einzelnen Stich- 
worten zu wünschen wäre. Im Ganzen werden 
in der Ausgabe die sozialpolitischen Absichten 
des Gewerbegerichtsgesetzes, insbesondere die 


einigende und gutachtliche Thätigkeit der | 


richte weniger gewürdigt als die 
eite des Prozessrechtes. M. 


Gewerb 
formale 


2, Hirsekorn, Dr. S. Das Gewerbegerichts- 
gesetz v.29 VII. 1890/30. VI. 1901. In 
d. v. 1. Jan. 02 ab geltend. Fassg. d. Be- 
kanntmachg. v. 29. IV.01. kl. so. (VIII, 

148 S.). Leipzig (C. L. Hirschfeld) 
kart. 2.20, 
Die Ausgabe berücksichtigt auf das Ein- 
gehendste die Verhandlungen der Kommission | 
und des Plenums des Reichstags zur letzten 
Novelle, sowie die preussischen Ausführungs- | 


\ erlasse, dagegen ist die Rechtsprechung der 
' Gewerbegerichte nicht zur Erläuterung ver- 
wertet. Im Register wäre eine genauere 
' Spezialisierung bei einzelnen Schlagwörtern 
geboten gewesen, u. A. bei den Wörtern: 
ı Arbeiter, Arbeitgeber, Gericht (ordentliches), 
Vorsitzender des (ewerbegerichts. M. 


3. Hoffmann, Dr. F., Geh. Reg.-Rat. Die 
Organisation des Handwerks und die 
Regelung des Lehrlingswesens auf Grund 
d. Reichsges. v. 26. Juli 1597. 3. Aufl. 
gr. 8°. (VIII, 383 S.). Berlin (C. Hey- 
mann) 4.—; geb. 5.— 

Dieser interessante und praktisch so be- 

‚ deutsame Ausschnitt aus dem neuesten Reichs- 

‚ gewerberecht ist hier namentlich denjenigen 

Interessenten der Handwerksorganisation und 

' des Lehrlingswesens in guter und verlässiger 

kommentatorischer Bearbeitung zugänglich 
gemacht, die einen grossen neuen Kommentar 

‘zur Gewerbeordnung oder das umfangreiche 

‚ Nelken’sche Werk über die Handwerker- und 

‚ Arbeiterschutzgesetze nicht besitzen. Dass 

für eine solche Sonderausgabe ein Bedürfnis 
besteht, beweist die Thatsache, dass Hoff- 
ımanns Buch schon nach so kurzer Frist in 

'3. Auflage vorliegt. 


4. Mugdan, L., Stadtrat und W. Cuno, 
I. Bürgermeister zu Hagen i. W. Gewerbe- 
gerichtsgesetz. In der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 29. September 1901. 
Text-Ausgabe mit Anmerkungen u. Sach- 
register. 5. Aufl. gr. 16°. (245 8.) Berlin 
(J. Guttentag) geb. 2.— 
Erfreulicher Weise hat die neue Auflage 

| mit Erfolg darnach gestrebt, den in den An- 

‚merkungen enthaltenen Stoff möglichst zu 

vermindern, ohne an der seitherigen Brauch- 

barkeit für die Praxis einzubüssen; die Aus- 
| führungen zeigen allenthalben eine grosse 
| Selbständigkeit der Anschauung und nehmen 

‚weithin Bezug auf die Abhandlungen des 

Verfassers über das Recht der Handlungs- 

gehilfen und über das Gesinderecht. In den 

emerkungen zu $2 S. 60 ist aus Versehen 

„in Gemeinden“ statt „für Gemeinden“ 

stehen geblieben; mit Recht wird 8. 168 

Anm. 1 bemerkt, dass das Statut an der Vor- 

schrift des S54 Abs. 1 des Gesetzes nichts 

ändern dürfe, dass es vielmehr dem Ermessen 

des Vorsitzenden überlassen bleibe, ob er im 

ersten Termin Beisitzer zuziehen wolle oder 
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nicht und dass die Zuziehung auch im Wege | 


der Beschwerde nicht erzwungen werden 
könne. M. 


5. Tuchatsch, Dr., Landger.-Dir., Gewerbe- 
ordnung f. das Deutsche Reich. Text- 


ausg. m. Erläutergn. u. Sachregister. 
2. Aufl. (VII, 301 8). 8°. Zwickau 
(R. Zückler) 4.— 


Das für sächsische Verhältnisse berech- 
nete Büchlein erscheint in bedeutend ver- 
grösserter Gestalt; Aufnahme fand die Ge- 
werbeordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 26. Juli 1900 und die hiezu 
erlassene sächsische Ausführungsverordnung; 
bezüglich der einschlägigen reichsgesetzlichen 
Bestimmungen und der sonstigen landes- 

tzlichen Vorschriften wird auf besondere 

eftchen verwiesen. Die Thätigkeit der 
Spruchbehörden, namentlich der sächsischen 
hat eine genügende Berücksichtigung ge 
funden, auch wurde das sehr brauchbare Sach- 
register überarbeitet; nicht benützt ist die 
bekannte Entscheidungensammlung vonReger 


— 


was wohl bei einer neuen Auflage nachgeholt , 
M. 


werden dürfte. 


6. Weymann, Dr. Konr., Kais. Reg.-Rat, Das 


Invalidenversicherungsgesetz v. 13. IV. 
1899 und die zugehörigen Reichs-Aus- 


2% 


führungsbestimmungen. 3. Lig. gr. ®”. 
(S. 289—704; I—XXUN. Berlin (Franz 
Vahlen) TH 


Der von uns auf 8. 78 und 356 des Jahr- 
gangs 1901 angezeigte Kommentar von Re 
gierungsrat Weymann, ständigem Mitgliede 
des Reichsversicherungsamtes, bietet, wie 
wir bereits hervorgehoben haben, eine fiber- 
sichtliche und anschauliche Verarbeitung des 
Erläuterungsmaterials auch für solche Inter- 
essenten, denen der juristische Überblick über 
den ——— Zusammenhang des Gesetzes 
mangelt. Dabei kommt aber auch der Jurist 
in diesem Kommentare zu seinem Rechte 
durch eine gründliche, nach thunlichster 
Vollständigkeit strebende Erläuterung des 
Gesetzes, die sich die Selbständigkeit des 
Urteils wahrt und namentlich auch dem 
Gesichtspunkte Rechnung trägt, dass der 
Buchstabe des Gesetzes da nicht massgebend 
ist, wo ein verständnisvolles Eingehen auf 
die praktische wirtschaftliche Bedeutung 
eines Rechtssatzes oder Rechtsbegriffes eine 
einschränkende oder ausdehnende Auslegung 
nahe legt, die sich immerhin noch als wirk- 
‚liche —— also als Ermittelung des 
' wahren Willens des Gesetzgebers darstellt. 
Wir wünschen dem Buche die wohlverdiente 
Verbreitung. 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Arndt, Dr. Paul, Die Zweckmässigkeit 
des Systems der Meistbeglinstigung. 


sichten J. Basch’s über die wirtschaftliche 
Weltlage, Börse und Geldmarkt sind den 


(Sonder-Abdr. a. d. Mittlgn. d. Ver. z. | Ereignissen des Jahres 1901 gewidmet und 
Förderg. d. Handelsfreiheit.) gr. 8. tragen die gleichen Vorzüge wie die früheren 


(60 8.) Berlin (L. Simion) 1.50 


Die kleine Broschüre P. Arndt's beschäftigt 
sich in kritischer Weise mit den Argumenten, | 
welche gegen die Beibehaltung des Systems 


der Meistbegünstigung geltend gemacht 


worden sind, sucht sodann die Vorzüge 
dieses Systems im Vergleich mit dem der 
Differenzialzölle klarzulegen, 


der Meistbegünstigung und erörtert endlich 
kurz dessen Wirkung nach der deutschen 


Statistik und kommt zu dem Schlusse, dass 


es ein wesentlicher und wertvoller Bestand- 


teil des Systems internationaler Handels- | 


verträge sel. 


in Abrede stellen, meinen aber, dass der 


Verfasser die mit dem System der Meist- 


begünstigung häufig verbundenen Nachteile 
nicht nach ihrer vollen Tragweite würdigt. 


Redakteur, Wirthschaftliche 
Börse u. Geldmarkt i im Jahre 


2 Basch, Jul., 
Weltlage. 


1901. 8°. (68 8.). Berlin (R. L. Prager) 


1.— 


Die nun zum 12. mal erschienenen Über- 


prüft die vor- : : 
geschlagenen Beschränkungen des Systems Stoff ist mit 


Wir wollen das letztere nicht 


Jahrgänge an sich. Im ersten Teile werden 
die geschichtlichen Vorgänge des abgelaufenen 
Jahres, im zweiten die Bewegungen an der 
| Berliner Börse dargestellt. Der dritte Teil 
gibt einen Überblick tiber den Verlauf des 
europäischen Geldmarktes und die Ent 
wickelung des Geldverkehrs.. Das 

brachte Material ist reich und der spröde 
m Geschick zu einem 
lebensvollen Bild der wichtigsten Vorgänge 


‚auf dem Gebiete des Geld- und Börsen wesens 


verarbeitet. Leider ist der Verfasser inzwischen 
mit Tod abgegangen. Hoffen wir, dass es 
dem Verleger gelingen möge, einen geeigneten 
' Ersatz zu finden. 





3. Handbuch der Wirtschaftskunde Deutsch- 
lands. Hrsg. im Auftrage des deutschen 
Verbandes f. das kaufmänn. Unterrichts- 
wesen. I. Bd. Mit zahlreichen Abbildgn., 
Tab. u. Karten im Text u. auf Beilagen, 
Lex.-8°. (VIL3318.). Leipzig (B.G. Teubner) 

10.—; geb. in Halbfrz. 12.— 


Das vorliegende Werk bildet den 1. Band 
eines von’ zahlreichen zumeist dem praktischen 
| Leben angehörenden Schriftstellern bear- 
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beiteten und im Auftrage des deutschen |einschlägigeEinrichtungen dargestellt werden, 
Verbandes für das kaufmännische Unterrichts- sind Belgien, Frankreich, England und Öster- 
wesen herausgegebenen Handbuches der reich. Die Broschüre gibt eine gute Orien- 
Wirtschaftskunde Deutschlands. Es soll in | tierung. 
erster Linie dem in vielen kaufmännischen | 
Unterrichtsanstalten empfundenen Mangel | 5. Renauld, Edler v. Kellenbach, Dr. Jos. 
an einem wirklich brauchbaren Hand- und Ritter v., Oberst a.D. Die finanzielle 
Lehrbuch für den handelsgeographischen | Mobilmachung der deutschen Wehrkraft. 
Unterricht abhelfen. Dieser 1. Band enthält | gr. 8°. (VII, 112 S.). Leipzig (Duncker 
eine Einleitung, die von dem Verhältnis der. & Humblot) 2.60 
Wirtschaftskunde zur Geographie und zu Die Schrift zerfällt in vier Abschnitte. 
den Wirtschaftswissenschaften handelt, von Der erste Abschnitt handelt von den Grund- 
Dr. H. Lehmann in Aachen. In einem Jagen der finanziellen Mobilmachung und 
1. Abschnitt folgt sodann eine Beschreibung | zwar sowohl von den militärischen Grund- 
des Landes nach seiner Lage, Bodenbe- | jagen wie von den finanziellen im Frieden. 
schaffenheit, seinem natürlichen Reichtum | Der zweite Abschnitt sucht auf Grund der 
und seinen natürlichen Vorbedingungen für | Erfahrungen der Kriege der jüngsten Zeit 
Landwirtschaft, Industrie und Handel. Im und teilweise auch früherer Zeiten den Geld- 
einzelnen gliedert sich dieser 1. Abschnitt bedarf für einen künftigen Krieg zu bemessen. 
folgendermassen: Allgemeine geographische | Der dritte Abschnitt bespricht die Frage der 
Beschreibung Deutschlands, von Prof. Blind | Deckung des finanziellen Kriegsbedarfs. Im 
in Köln; die geologischen Verhältnisse | vierten werden die Ergebnisse zusammen- 
Deutschlands, mit besonderer Berücksich- | gefasst und Folgerungen gezogen. Die Arbeit 
tigung der nutzbaren Minerale und Gesteine, |jst mit Dank zu begrüssen; denn sie ist 
von Prof. Dr. Holzapfel in Aachen; die einem Gebiete gewidmet, das zu bearbeiten 
klimatischen Verhältnisse Deutschlands in | nicht jedermanns Sache ist, und sie zeichnet 
ihrer Einwirkung auf die Lebens- und Er- sich durch fleissige Materialiensammlung, 
werbsverhältnisse, von Privatdozent Dr. P. klare und objektive Darstellung und gute 
= in — die un ur Folgerichtigkeit aus. Wir können die Lektüre 
ands in ihrer Einwirkung auf die Lebens- | der i hri 
= Erwerbsverhältnisse, von Dozent Dr. E. nn ann in BD Sn ln 
irn in Leipzig; die Nutztiere Deutschlands, | j r 
von Generalsekretär F. Stegemann in Braun. 6. Russ, Dr. Vikt., Der volkswirtschaftliche 
i : Wert der künstlichen Schiffahrtsstrassen. 
schweig und Referendar Gerhardt in Braun- | i a a * 
————— | (Aus: „Deutsche Arbeit“.) gr. 8°. (15 8.) 
schweig; die Fische, von F. Stegemann. Der Wien (Leh & Wentzel 1 
zweite Abschnitt von Dr. H. Bleicher in cn (sehmann & Wentze) I. 
Frankfurt a./M. gibt eine Darstellung der Die kleine Broschüre beschäftigt sich mit 
Bevölkerung des deutschen Reiches nach | der Frage, welchen volkswirtschaftlichen 
örtlicher Verteilung, sozialem Aufbau und Wert die Schiffahrtsstrassen (Flüsse und 
allgemeinen Erwerbsverhältnissen. Bei dem | Kanäle) und insbesondere die von der öster- 
Mangel eines guten Lehrbuches über die  Teichischen Regierung vorgeschlagenen Kanal- 
Wirtschaftskunde Deutschlands kann der Projekte für die betreffenden Landesteile 
Gedanke des Verbandes für das kaufmännische haben. Die Broschüre ist gut und fber- 
Unterrichtswesen, ein solches zu schaffen, | #eugend geschrieben. 
nur begrüsst werden. Auch kann die Durch- 
führung dieses Gedankens, soweit es den | 7. Schumacher, Dr. Herm., Prof., Zur Frage 
vorliegenden 1. Band betrifft, als eine ge- der Binnenschiffahrtsabgaben. Unt. Be- 
lungene und zweckentsprechende bezeichnet | nutzg. amtl. Materialien. gr. 5°. (IX, 
werden. Besonders lobend möchten wir die 389 8.). Berlin (Julius Springer) 7.— 
Abhandlung Bleichers über die Bevölkerung | | 77, Schumacher entschuldigt sich in dem 
des deutschen Reiches hervorheben Zahl- : r 
- - Vorwort zu dem vorliegenden Werke, dass 
reiche gut ausgestattete Karten unterstützen |, ans sachlichen und persönlichen Gründen 
in trefflicher Weise die Darstellung. nicht das habe bieten können, was er zu 
e , 5 ‚ı bieten beabsichtigt habe. Mag sein, dass 
4. Kreibig, Dr. Jos. Cl., Prof. Staatl. Insti- | der Verfasser sich bei Inangriffnahme seiner 
tutionen f. Lebens- n. Rentenversicherung. | Arbeit noch grössere Ziele gesetzt und noch 
gr. 8°. (35 8.). Wien (A. Hölder) —.70 | Besseres zu leisten vorgenommen hatte; wir 
Der Zweck der kleinen Broschüre Kreibigs wollen aber mit der Anerkennung nicht 
geht dahin, die thatsächlich bestehenden ' zurückhalten, dass das vorliegende Buch eine 
staatlichen Institutionen für Lebens- und wertvolle Bearbeitung eines bis dahin nur 
Rentenversicherung (mit Ausschluss der Ar- wenig beachteten oder vom Interessenten- 
beiter-, Unfall- und Invaliditäts-Versicherung) standpunkt aus betrachteten, jedenfalls aber 
zu schildern und vergleichend zu besprechen. recht wichtigen Gebietes des Binnenschiffahrts- 
Die in Betracht kommenden Länder, deren | wesens ist. Mit grösstem Fleiss und be- 
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wundernswerter Selbstüberwindung hat der erste Hauptabschnitt gibt die Entstehungs 
Verfasser sich in das umfangreiche, leider geschichte der preussischen Staatseisenbahnen 
wenig ergiebige Aktenmaterial versenkt und , bis zur neuesten Zeit und schliesst mit einer 
die zerstreute Litteratur herangezogen. Der Darstellung des gegenwärtigen Umfangs und 


Verfasser begnügt sich auch nicht mit einer 
blossen Aneinanderreihung von Vorgängen 
und Thatsachen, sondern weiss seinen trocke- 
nen Stoff anziehend zu behandeln und ihm 


der geographischen Verteilung der Staats 
 eisenbahnen sowie des Standes des Anlage 
kapitals derselben. Der zweite Hauptab- 
‚schnitt beschäftigt sich mit den Einnahmen 


allgemeine Gesichtspunkte abzugewinnen. der Eisenbahnverwaltung. Im Einzelnen 
Was den Inhalt anlangt, se schildert der werden die Einnahmen aus dem Personen- 
erste Abschnitt die Entwicklung des Binnen- und Gepäckverkehr und dem Güterverkehr 
schiffahrts-Abgabenwesens in Deutschland, sowie die sonstigen Einnahmen aus den vom 
insbesondere in Preussen; der zweite Ab- Staate verwalteten Eisenbahnen behandelt. 
schnitt enthält theoretische Betrachtungen Daran schliesst sich eine Darstellung der 
über das Binnenschiffahrtsabgabenwesen in | Einnahmen aus anderen Quellen als den 


Deutschland ; der Dritte gibt ein Bild von | staatlich verwalteten Eisenbahnen Eir- 


der finanziellen Entwicklung der französischen 
Wasserstrassen. Von besonderem Interesse 
ist der zweite Abschnitt der die vielum- 
strittene Frage des Abgabewesens auf natür- 
lichen und künstlichen Wasserstrassen theo- 
retisch behandelt und nach allen Seiten hin 
eingehend beleuchtet. 


8. Schwarz, 0., u. Dr. 6. Strutz, Geh. Ob.- 
Finanzräthe vortrag. Räthe: Der Staats- 
haushalt u. die Finanzen Preussens. 
1. Bd. 4. fg. gr. S°. Berlin (J. Guttentag). 

I. Strutz, Dr. @., Geh. Ob.-Finanzr. 
vortr. Rath, Die Ueberschussverwal- 
tungen. Die Eisenbahnverwaltg. (VIII, 

8. 565— 1056 u. 117— 268.) 
20.—; geb. in Halbfrz. 22.— 
In der vorliegenden Lieferung 4 des Ge- 
samtwerkes über den Staatshaushalt und die 
Finanzen Preussens behandelt der Mitheraus- 
geber Geh. Oberfinanzrat Strutz die Eisen- 
bahnverwaltung. Das umfangreiche Buch 
ist in vier Hauptabschnitte gegliedert. Der 


nahmen aus der Beteiligung an Privateisen- 
bahnen sowie aus im Eigentum bezw. Mit- 
eigentum, aber nicht in Verwaltung de 
Staates stehenden Eisenbahnen, sonstige und 
ausserordentliche Einnahmen‘. Der dritte 
Hauptabschnitt ist den Ausgaben der Eisen- 
bahnverwaltung gewidmet, die, geschieden 
nach sächlichen und persönlichen Ausgaben 
und unter Berücksichtigung der Ausgaben 
des Anteils Hessens an den Ergebnissen der 
gemeinschaftlichen Verwaltung des preus- 
sischen und hessischen Eisenbahnbesitzes, 
der Ausgaben für Privatbahnen u. s. w, be 
‚ handelt werden. Der vierte Hauptabschnitt 
endlich handelt von den 'hlissen der 
Eisenbahnverwaltung und ihrer Verwendung 
| sowie von den Eisenbahnanleihen. Das vor- 
liegende Werk gibt eine treffliche, gut ze 
gliederte, auf zuverlässigem Material be 
ruhende, erschöpfende Darstellung des preus- 
'sischen Staatseisenbahnwesens nach seiner 
‚finanziellen Seite, wie es zur Zeit kein an- 
| derer deutscher Staat besitzt. 


| 











Gesetzentwürfe. 


Schneider, Hermann, Amtsgerichtsrat 


a. D, Die Gesetzentwürfe zur Sicherung ' 


der Bauforderungen i. J. 1901. her. 
zur Abänderung und Gegenentwurf. 8°. 
(80 S.). Berlin (J. Guttentag) 1.— 
Die interessante, von grossem Sachver- 
ständnisse zeugende Schrift entwickelt zu- 
nächst in einer Vorbemerkung das der Ge- 


ı setzgebung gestellte Problem einer Sicherung 
der Bauhandwerker ohne Schädigung des 
Baugewerbes, empfiehlt als Grundlage den 
vom Preuss. Staatsministerium neuerdings 
veröffentlichten Entwurf B. und schlägt eine 
Reihe von Abänderungen mit eingehender 
Begründung vor. 


Varia. 


1. Aus dem Leben eines Diplomaten alter 
Schule. Aufzeichnungen u. Denkwürdig- 
keiten des Grafen Francois Gabriel de 
Bray. (1165— 1832.) gr. 80. (VI, 287 8.). 
Leipzig (S. Hirzel) 

Das vorliegende Buch ist zusammengestellt 
aus den Aufzeichnungen des Grafen Fr. @. 
de Bray, der als Malteserritter und Mit- 
kämpfer der letzten Karawanenzige dieses 


u, 


Ordens, als Zeuge des diplomatischen Treibens 
am Sitze des deutschen Reichstages und auf 
ı dem Rastatter Kongresse, als Besucher St. 
Petersburgs in den Tagen Pauls I. und als 
‚ vieljähriger Gesandter Bayerns an den Höfen 
‚ von Berlin, St. Petersburg, Paris und Wien 
Gelegenheit hatte mit bedeutenden Zeit- 
' genossen zu verkehren und bei einer grossen 
‚Anzahl geschichtlich bedeutsamer Ereignisse 
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als Zuschauer oder Teilnehmer zugegen zu |sie nirgends störend hervortreten, sie sind 
sein. Aus den sorgfültigen Aufzeichnungen | vielmehr in glücklicher Auswahl und nur 


und Tagebüchern des Grafen hat ein ano- 
nymer Herausgeber die in dem vorliegenden 
Buche enthaltenen Abschnitte teils übersetzt 
(denn die Aufzeichnungen sind ausnahmslos 
französisch abgefasst), teils auszugsweise zu- 
sammengestellt. Die Abschnitte behandeln 
folgende Themata: 1. Malta und die letzte 


soweit eingestrent, als sie zur Klarlegung 
der geschilderten Verhältnisse erforderlich 
oder von besonderer Bedeutung sind. Der 
Verfassser ist ein feingebildeter Beobachter 
und Schriftsteller, dem man auch da noch 
gerne folgt, wo es sich um trockene Materien 
handelt, weil er auch diese anziehend zu 





Malteserkarawane; 2. Frankreich im Jahre | gestalten und in gefälliger Form zu schildern 
1797; Der Rastatter Gesandtenmord; 2. Aus | weiss. Die warme Anteilnahme an den Zu- 
den letzten Tagen des Malteserordens; | ständen des Landes, das er beschreibt, gibt 
5. St. Petersburg (1799/1900); 6. Bericht dem Buche ein freundliches Kolorit, das 
eines englischen Geheimagenten (März 1800); sich namentlich in den Abschnitten Volks- 
7. Napoleon als Erster Konsul in Amiens | tum und Volkscharakter äussert. Der ge- 
(1803); 8. St. Petersburger Briefe vom Jahre bildete Reisende, dem es nicht bloss um Zer- 
1805/6; 9. Berlin in den Jahren (1806/7); streaung und Befriedigung der Reiselust zu 
10. St. Petersburg (1808—1812). Die Auf- | thun ist, wird dankbar sein, wenn wir ihn 
zeichnungen des Grafen de Bray zeigen, | darauf hinweisen, dass er in P. D. Fischer's 
dass ihr Verfasser ein geistreicher, gebildeter Italien ein Werk erwerben kann, welches ihn 
mit guter Beobachtungsgabe ausgestatteter ohne Mühe in die politischen und wirtschaft- 
Mann war. Dass diese Aufzeichnungen nicht lichen Zustände Italiens einweist und in den 
für die Öffentlichkeit bestimmt waren, erhöht Stand setzt, sich neben den Kunstschätzen und 
ihre Unmittelbarkeit und Glaubwürdigkeit. Naturschönheiten auch mit diesen vertraut 
Sie zeigen uns manches in neuer Beleuchtung ' zu machen. 

und verdienen eingehende Beachtung. 


3. Isay, Dr. Herm., Rechtsanw., Rechts- 


2. Fischer, P.D., Italien und die Italiener. geschäft u. wirthschaftliche Machtver- 


Betrachtungen u. Studien üb. die polit., schiedenheit. Vortrag gehalten in der 
wirtschaftl. u. sozialen Zustände Italiens. jurist. Gesellschaft zu Berlin am 


2. Aufl. gr. 80. (VII, 455 S.). Berlin 
(J. Springer) 7.—; geb. in Halbfrz. 9.— | 


Die 14 Kapitel, in welche das vorliegende Der kleine Vortrag erörtert in klarer Dar- 
Buch zerfällt, behandeln: das Königreich | stellung die verschiedenen Arten, in denen 
Italien (Errichtung, Umfang, Grenzen und | die Rechtsordnung die Lösung der Aufgabe 
Einteilung), die Dynastie, die Organisation  yersucht hat, den wirtschaftlich Schwächeren 


der Staatsverwaltung, das Parlament, die jm rechtsgeschäftlichen Verkehr mit dem 
Wehrkraft, die Finanzen, die Landwirtschaft, | Stärkeren zu stützen und zu schützen. Zu- 


Industrie und Handel, das Verkehrswesen, nächst wird untersucht, wie das Recht den 
Unterricht und Volkserziehung, Volkstum Tatbestand der wirtschaftlichen Machtver- 
und Volkscharakter, soziale Gegensätze und gehiedenheit zu erfassen gesucht hat; sodann 
Ausgleichungen, Italien und der Papst, Rom. | dargelegt, welche Rechtsfolgen zum Schutze 
Es ist in hohem Masse erfreulich, dass dieses ges Schwächeren an diesen Thatbestand ge- 
Buch in verhältnismässig kurzer Zeit eine | knüpft worden sind. Sch. 
zweite Auflage erleben durfte. Wir wüssten | 
in der That kein Werk zu benennen, welches 
besser geeignet wäre, denjenigen, der sich 
für Italien interessiert, mit den politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen 
dieses Landes bekannt zu machen, als das| Eine ansprechende Brochüre, in der 
vorliegende. Der Verfasser kennt es nicht F. Lassalles als Gelehrter und Schriftsteller, 
nur aus gründlichem Studium der Litteratur als Dichter, als Begründer der Sozialdemo- 
sondern auch und noch mehr aus persönlicher kratie und als Redner, schliesslich als Mensch 
Anschauung und Wahrnehmung. Zahlen und Charakter in zutreffenden kurzgefassten 
und Zitate sind sparsam verwendet, so dass | Umrissen dargestellt wird. 


11. Januar 1902. 


8°. (84 8. Berlin 
(Franz Vahlen) —.80 


4. Kohut, Dr. Adolf, Ferd. Lassalle. 2. Aufl. 
8°, (27 8). Berlin (Hugo Schildberger) 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 

und Dr. A. Dyrof. 35. Jahrg. 1902. 

München (J. Schweitzer Verlag) 
halbjährlich .(6 Hefte) 8.— 


Das vierte Heft des Jahrgangs 1902 ent- 


1. Annalen des Deutschen Reichs tür Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- | 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr. M. v.Seydel. 
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hält: Die neuere Spezialgesetzgebung gegen | 4. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 
den Vertragsbruch in landwirtschaftlichen Prozess. XI. Bd. 11. u. 12. Heft. gr. ®. 
Arbeitsverhältnissen unter besonderer Bertick- Leipzig (Rossberg & Berger) 

sichtigung der für das Herzogtum Braun- jährlich 14.— 
schweig erfolgten Regelung, von Finanzrat Das Doppelheft bringt zwei Aufsätze: 
Dr. F.W.R. Zimmermann in Braunschweig. Prof. Dr, aepe, Zur Gesetzesauslegung, und 
— Die Organisation der Industrie in Deutsch- R..A. Dr. Thiersch, Juristischer Beitrag zur 
land, von Rechtsanwalt Dr. L. Fuld in Mainz. ärztlichen Standesfrage. Daran reihen sich 
— Die Revision der Grund- und Haussteuer Entscheidungen des Reichsgerichts und ver- 
in Bayern, von Professor Dr. Karl Theodor | schiedener Oberlandesgerichte und mehrere 
Eheberg in Erlangen (Fortsetzung.) — Die  Bitcherbesprechungen. Den Schluss bilden 


Organisation der inneren Verwaltung auf Inhaltsverzeichnis und Sachregisterzu Bd.XL 
rechtsvergleichender Grundlage, von Professor 


Conr. Bornhak in Berlin. (Fortsetzung.)— Aus, goejträge z. Koloniälpelitik u. Kolonial- 


den Gesetzblättern.— Miscellen: DieGeschäfts- . 
und Rechnungsergebnisse der Invaliden- ——— F — u een 
versicherungsanstalten im Jahre 1900. — — N J 
Die Rechnungsergebnisse der Beruf ] £ Nr. 9: Meneliks ‚Machtgebiet und eng- 
nossenschaften im ‚Jahre 1900. — Die Boden- lisch-äthiopische Streitfragen, von @. Singer- 
benutzungsarten in Preussen. — Die wich- Bromberg; Abessinien als Goldland, von B. 


tigsten Bodenbenutzungsarten des Staates | U. Bruchhausen; Die Ereignisse in Nigeria; 
und der Provinzen 1878, 1883, 1893 und  Gterbeförderung mittelsStrassenlokomotiven 
1900 in Hektar. ‚ von Lüderitzbucht ins Innere, von Schwabe; 
' Die wirtschaftlichen Interessen Deutschlands 
'in Guatemala II, von F. ©. von Erckert; 
2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. Nochmals der Wettbewerb in Marokko, von 
1902. Nr. 5—9. Leipzig (Jüstel & Göttel) R. Hermann; Moderne Faustfeuerwaffen zur 
vierteljährlich 9.— Ausrüstung in den Kolonien; Nr. 10: Lagos, 
An bemerkenswerten Artikeln verzeichnen Lehren für die deutsche Kolonialpolitik; 
wir Nr.5: Zum Reichsgesetz über die pri- | Die Welserzüge in Venezuela, von K. Hassert; 
vaten Versicherungsunternehmungen, von Se- | Welches sind die Ursachen der vielen Miss 
natspräsident Fr. K. Müller-Karlsruhe; Nr.6: erfolge bei unseren kolonialen Unterneh- 
Zum Entwurf eines badischen Gesetzes über mungen, von W. Krüger. 
das Fahrnisversicherungswesen; Bayerische | 
Gebäudebrandversicherung; Nr. 7: Die Zill- 6. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 


merei und der Versicherungsbeirat im Reichs- | X. Band. Nr. 1 u. 2. München (C. H 
tage; Bayerische Gebäudebrandversicherung; | Beck) jährl. 6— 
Nr. 8: Die Lücken im Privatversicherungs- In der vorliegenden Doppelnummer ist 


gesetz; Gesetze, Verordnungen und Bekannt- | ein Artikel über: Zuständigkeit zur Vor- 
machungen betr. die Aufsicht über die pri- bereitung der Landratsgegenstände, enthalten 
vaten Versicherungsunternehmungen ; Nr. 9: , Ausserdem ichtliche ete. Entscheidungen 
Zum Braunschweiger Warenhausbrand ; Zen- | auf dem er der Reichsstempelabgaben, 
tralverband deutscher Industrieller und die | Personalsteuern und desbayerischen Gebühren- 


Feuerversicherung. | wesens. 
7. Blätter für Genossenschaftswesen. 1902. 
3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. Nr. 4—9, Berlin (J. Guttentag) 
1902. Nr. 4—6. Hoch 4°. Berlin (Vig. halbjährlich 3— 


d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— Än 'Iiserkeanwerten: Artikels aled iA 


Abhandlungen: Kontrollvorschriften auf den vorliegenden Nummern folgende ent- 
dem Gebiete der Invalidenversicherung. | halten und zwar in Nr. 4: Belastung der 
Die Anerkennung der fortdauernden Giltig- Grundstücke für die Inventur der Bau- 
keit ungiltig gewordener Quittungskarten | genossenschaften; Die Stellung des All 
(Seelmann). Zur Haftpflicht der mit Ein- gemeinen Verbandes zu der sozialistischen 
ziehung derBeiträge zurInvalidenversicherung | Konsumvereinsbewegung ; Nr. 5: Zur Anlage 
betrauten Einzugsstellen. Bemerkungen zu von Mündel- sowie öffentlichen Geldern bei 
einzelnen Best. des 1.-V.-G. und der U.-V--G. | Genossenschaften; Die Stellung des All- 
(Seelmann). Beginn bezw. Wiederbeginn | gemeinen Verbandes ete. (s. Nr. 4); Nr. b: 
der reichsgesetzlichen Invalidenversicherungs- | Zeitliche Grenzen der Bürgschaft, von Mer- 
pflicht. Die nach dem 1.-V.-G. versicherungs- | chand; Die genossenschaftliche Bewegung 
pflichtige Bevölkerung (Hugo Meyer). Kran- | innerhalb der katholischen Vereine; Wie kann 
kenfürsorge für Seeleute. — Verwaltung und | das Genossenschaftsgesetz für die Handwerker 
Rechtsprechung. Mitteilungen. Literarisches. | nutzbar gemacht werden; Nr. 7: Der Zinsfuss 
Sprechsaal. Beantwortung von Anfragen. bei den Handwerker-Kreditgenossenschaften ; 
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Nr. 8: Betrachtungen zu den Verhandlungen | grosse Serie der vom Reichsjustizamt zu- 
der Verbandsrevisoren in Baden-Baden am | sammengestellten oberlandesgerichtlichenEnt- 
4. September 1901; Nr. 9: Betrachtungen etc. scheidungen über Sachen der freiwilligen Ge- 
(s. Nr. 8); Die Genossenschaftsbrauereien und | richtsbarkeit, endlich zahlreiche Rezensionen. 
die Branntweinsteuernovelle, von R. Grätzer. 

11. Dokumente des Sozialismus, Bd. I. H.5 


8. Blätter für administrative Praxis. Bd.LI. 1.6. Berlin (Verlag der sozialist. Monats- 
(1902). Nr. 2, 3. München (C. H. Beck) hefte) einzeln 1.25; vierteljährl. 3.75 
pro Bd. 6.— | Heft 5: 1. Bibliographie des Sozialismus; 


Inhalt: Zu Art. 23 des Landtagswahl- 2 Aus der Geschichte des Sozialismus: Von 
gesetzes (Krazeisen). Zufall,einausschliesslich August Becker, dem Kommunisten; Zwei 
zivilrechtlicher Befreiungsgrund? (Seiler). | Friedrich Engels zugeschriebene Artikel aus 
Versicherungspflicht nach den Arbeiterver- | “er Pariser Reforme; Sozialistisches aus den 
sicherungsgesetzen bei vorübergehender Be- Schriften des Paracelsus; 3. Urkunden des 
schäftigung (Sendtner). Zum Landtagswahl- Sozialismus: Der erste Entwurf eines Pro- 
gesetze. Die Verpflichtung zum Bürgerrechts-  gramms der russischen Sozialdemokraten ; 
erwerb auf Grund Gewerbebetriebs/Ellinger). das Programm der Sozialdemokraten Frank- 
Uber den Gerichtsstand des Zusammenhangs | reichs am Vorabend der Revolution von 1848; 
für armen- und versicherungsrechtlicheErsatz- +. Der Sozialismus in Zeitschriften; 5. An- 
ansprüche (Henle). Die Zwangserziehung im | fragen und Nachweise. z 
Entwurfeines ungarischen allgemeinen bürger- | „ Heft6: 1. Bibliographie des Sozialismus; 


lichen Gesetzbuches. — Bücherbesprechungen, 2. Aus der Geschichte des Sozialismus: 
darunter ein eingehendes Referat von Dr. Friedrich Engels über Bruno Bauer und das 


von Krais über Meurers Pfrlinderecht. ı Urchristentum ; Zur Charakteristik der deut- 
schen Volkserhebungen von 1524 und 1525; 
0 ' : * Francois Vidal und die Arbeitskommission 
9. aa ee A des Luxembourg; 3. Urkunden des Sozialis- 
— aa Te zu mus: Urkunden aus der deutschen Arbeiter- 
um. bewegung 1848—49; 4. Der Sozialismus in 


Berlin. Hrsg. v. Dr. Perl, Rechtsanw., u. Zr r i 
Rechtsanw. Ludwig Wreschner I in Ber- et 5. Anfragen und Nach- 


lin. 13. Jahrg. 1902. Nr. 1/2. Berlin 


re ne jührl. 4-— | 19, Handels-Archiv, Deutsches. Zeitschrift 

Die beiden ersten Nummern des Jahrgangs f. Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 

enthalten folgende Aufsätze: Darf der Voll- amt d. Innern. 1902. Januarheft. Berlin 
streckungsrichter im Zwangsversteigerungs- (Mittler & Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 


verfahren nach erkannter Nichtigkeit, sofern ; - ; — 
diese nicht in einem grundbuchlichen An- Die Zeitschrift, deren zweiter Jahrgang 
stand im Sinne des $ 28 des R.-@. vom mit diesem Hefte beginnt, stellt sich die 
24. März 1897 über die Zwangsversteigerung | Aufgabe, die Gesetze, Verordnungen, Ent- 
und die Zwangsverwaltung besteht, dem j scheidungen, Verträge aller Länder auf dem 
Gläubiger eine Frist zur Beseitigung dieser — des Zoll- und hen der 
Nichtigkeit bewilligen? Von Amtsrichter | , —* rtsabgaben, des Handels- und Ge 
Badstübner in Berlin. Die Haftung der werbewesens, des Urheberschutzes u. 2. w. 
Strassenbahnen für Schäden. Von Rechts- möglichst vollständig zu sammeln und — 
anwalt Senf zu Berlin. Streitwert bei Klagen authentischem Wortlaute oder genauer Über- 
auf Feststellung der Vaterschaft gegen den Bang gps rer — — * 
ausserehelichen Vater in Verbindung mit der „nes und der ndustrie aut rund der 
Klage auf Alimente. Von Justizrat L. Cohn Berichte der kaiserlichen Vertretungen im 
Rechtsanwalt beim Kammergericht zu Daslin, Ausland und amtlicher Materialien zu ver- 
Ausserdem bringen die Hefte eine grosse An- — * ng e — 2— — — 
zahl von Entscheidungen und Büeheranzeigen. 7. x“, 154 ein Ferzeichnis Cer ım eu sehen 
Reich bestehenden Handeskammern und kauf- 
; ! ' männischen Korporationen nach dem neuesten 
10. Blätter für Rechtspflege in Thüringen Stande mitgeteilt. Der Gesetzgebungsteil 
und Anhalt. Der ganzen Folge 48. Bd. enthält neben mannigfachen Zoll- und Steuer- 
Neue Folge. XXVIII. Bd. 3. u. 4.H. 8°. änderungen den Wortlaut der neuen 
Jena (Hermann Pohle) pro Band 10.— | Japanischen Sakesteuer-, Alkohol- und Bier- 
Die Hefte enthalten zunächst mehrere steuergesetze, das Serbische Zollreglement 
Abhandlungen,namentlich Francke,ZurLehre und die Ausführungsbestimmungen zum 
vom Parteieid, und (röckel, Einfluss des Be- | Italienischen Weingesetz in neuer Fassung. 
stehens einer Streitgenossenschaft auf die Aus dem statistischen Teil sind hervorzu- 
Prozesskostenpflicht, sodann Mitteilungen , heben die Statistiken des Aussenhandels der 
aus der Rechtsprechung der Thüringischen Niederlande, Rumäniens und Bulgariens für 
und Anhaltischen Gerichte, sodann eine |das Jahr 1900. Jahresberichte der Kaiser- 
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lichen Konsuln liegen u. a. vor aus Kon- 
stantinopel, Liverpool, Palermo, Sheftield, 
Syra, Turin, Nagasaki, Schanghai, Bombay, 
Mozambique, Galveston (Texas), Lima und 
Rio de Janeiro. Die Berichte aus Kon- 
stantinopel, Sheffield und Bombay sind-auch 
in Sonderausgaben erschienen. 


13. Handels-Museum, Das. Bd. 17. Nr.5—7. 
Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels- 
Museums) halbjährl. 8.— 


Neben zahlreichen wertvollen Mitteilungen 
aus allen Gebieten des Handels-, Verkehrs- 
und Zollwesens sind in den vorliegenden 
Nummern folgende grössere Artikel enthalten: 
Nr. 5: Die handelspolitischen Aussichten in | 
den Vereinigten Staaten von Amerika, von 
W. Grätz; Aussenhandelsbilanzen 1901; Nr. 6 
und 7: Die Industrieförderung in Rumänien 
und ihre Rückwirkungen auf die Warenein- | 
fuhr aus Osterreich-Ungarn von W. Grün- 
berg; Xr. 8: Die wirtschaftliche Lage in 
Deutschland 1901; Nr. 9: Das Schicksal des | 
deutschen Zolltarifs; der Zolltarif der Schweiz. 


14. Handelszeitung, Bayerische. 1902. Nr. 
4—8. München (C. Haushalter) 
vierteljährl. 1.50 


An grösseren Artikeln finden in den 
vorliegenden Nummern folgende, und zwar: 
Nr. 4: Neue Anlehen; Das Wirtschaftsjahr 
1901; Münchens Handel, Gewerbe und In- 
dustrie und der Zolltarifentwurf, von Ureuz- 
bauer; Lohrindengewinnung in Bayern; 
Der Auswärtige Handel Deutschlands; Nr. 5: 
Baugewerkschulen in Bayern ; Die Beschäftig- 
ung von (rehilfen und Lehrlingen in Gast- 
und Schankwirtschaften; Das Wirtschafts- | 
jahr 1901; Münchens Handel, Gewerbe und 
Industrie und der Zolltarifentwurf, von Üreuz- 
bauer; Nr. 6: Das Wirtschaftsjahr 1901; 
Welt-Getreideernte; Konkurse im Königreich 
Bayern i. J. 1901; Bayerischer Handwerker- 
genossenschaftstag; Nr. 7: Ursprungszeug- 
nisse im Aussenhandel in der Zolltarif- 
kommission; Münchens Handel, Gewerbe und 
Industrie und der Zolltarifentwurf, von Üreuz- 
bauer; Nr. 8: Deutschland und die Madrider 
Konvention über Herkunftsbezeichnungen, von 
Fuld-Mainz: Das Wirtschaftsjahr 1901; Die 
sächsisch-thüringische Textilindustrie i. J. 
1901; Deutscher Handelstag. 


15. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 26. Jahrg. 
1. Heft. gr. 8°. (IV, 485 S.). Leipzig 
‚Dnneker & Humblot) 10.40 


Das vorliegende Heft bringt folgende 
grössere Aufsätze: H. Schumacher, Deutsche 
Schiffahrtsinteressen im Stillen Ozean; A. 
Tenney. Die öffentliche Kinderfürsorge der 
Stadt Berlin; A. Leist, Die Strafgewalt mo- 
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derner Vereine; J. Lützeler, Die Schätzung 
von Grundstücken für die Beleihung ; L. Pohle, 
Die Erhebungen der Gewerbeaufsichtsbeamten 
über die Fabrikarheit verheirateter Frauen 
(Schluss); H. Sieveking, Aus venetianischen 
Handlungsbüchern, ein Beitrag zur Ge- 
schichte des Grosshandels im 15. Jahrh. 
(Schluss); A. Lotz, Über die Notwendigkeit 
der Reform der Verwaltungsorganisation in 
Preussen; W. Frisch, Der Unterstützungs 


verein für alle in der Hut- und Filzwaren- 


industrie beschäftigten Arbeiter und Ar 
beiterinnen, I; Z. v. Wiese, Die rheinisch- 
westfälische Eisenindustrie in der gegen- 
wärtigen Krisis; Fr. Zahn, Hans von Scheel 
und die Reichsstatistik; €. Ballod, Richard 
Böckh und das Statistische Jahrbuch der 
Stadt Berlin 1876—19%0; Chr. Eckert, John 
Ruskin; P. OÖrtmann, Neuere Literatur zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch. 


16. Invaliditäts- undAlters-Versicherung. die, 
im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr.5— 7. 
Mainz (Diemer) vierteljährl. 2.— 

Abhandlungen: Können Personen, die 
unter der Herrschaft des alten Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetzes zu den ver- 
sicherungspflichtigen „Gehilfen‘‘ gehörten, 
nach dem Inkrafttreten des neuen I1.V.G. zu 
den „Lehrern und Erziehern“ gerechnet 
werden? (W-—g). Eine Lücke im Kranken- 
versicherungsrecht? (Frankenberg). Die Be 
schäftigung der Pfleglinge in den Lungen- 
heilstätten (Tribius). — Entscheidungen. 

Erlasse. Mitteilungen. Briefkasten. Literatur. 


17. Juristen - Zeitung, Deutsche. Hrsg. v. 
1902. Nr. 4—5. Berlin (Otto Liebmann) 
vierteljährl. 3.50 


Die Nummern 4 und 5 bringen folgende 
Abhandlungen : Dr. Rosin, Hofrat, Professor, 
Das Zwischenzeugnis nach dem neuen preussi- 
schen Gesetzentwurf über die Vorbereitung 
zum höheren Justizdienste. Seine Bedeutung 
für das Rechtsstudium und die deutschen 
Universitäten. Dr. Stölzel, Präsident, 
Wirkl. Geh. Rat, Über das landesherrliche 
Scheidungsrecht seit dem 1. Januar 1900, — 
Dr. Pappenheim, Professor, Das Zurückbehal- 
tungsrecht gegenüber unpfändbaren Forder- 
ungen, Dr. Oertmann, Professor, Ab- 
strakte Versprechen aus rechtswidrigem Ver 
pflichtungsgrunde. — Dr. Lesse, Geh. Justiz- 
rat, Ist der Beruf des Rechtsanwalts mit dem 
des Patentanwalts vereinbar? — Dr. 
mann, Professor, Zum persönlichen Eherecht. 
Dr. Heinemann, Rechtsanwalt, Die recht- 
liche Natur des Streiks. — Die vielseitige 
Rubrik Sprechsal enthält: Dr. Lenel, Pro- 
fessor, Zur Frage des Zwischenzeugnisses. — 
Dr. Eccius, Oberlandesgerichtspräsident, Be 
merkungen zur Rechtsprechung des Kammer- 
gerichts in Grundbuchsachen. — Dr. Simon, 
Oberlandesgerichtsrat, Anderungen im Straf- 
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“ 


verfahren zum Zweck der Verminderung der | ordnung des Bundesrats vom 25. Jannar 1902, 
Daelle. -— Dr. Gumbinner, Landgerichtsrat, von Fuld; Ein Schritt vorwärts in der Frage 
Schadenersatzanspriüche bei Beschädigungen | der Arbeitslosenversicherung, von E. Eyck; 
durch Fuhrwerke. — Dr. Neumann, Rechts- | Invalidenversicherung der Hausgewerbetrei- 
anwalt, Die Rechtsfihigkeit juristischer Per- benden, von R. Mumm; Die Aufgaben der 
sonen. . bbe, Assessor, Zu 8 739 | Gesundheitsbeamten in den grösseren Städten, 
C.P.O. — Dr. Stulz, Rechtsanwalt, Die „vor- von Richter; Nr. 21: Sozialdemokratie und 
sorgliche Berufung‘ der Staatsanwaltschaft. | Arbeiterschaft, von V. Freund ; Jahresberichte 
— Simonson, Öberlandesgerichtsrat, Frist- | der Gewerbeaufsichtsbeamten in Bayern 1901. 
bestimmung und Androhung aus $ 326 B.G.B. 
2 erklärter Erfüllungsweigerung. = Budde, 
ndgerichtsdirektor, Ersatz für den Aus- Ger : Pe 
eng „internationales Privat- und Straf-| (Helwing’sche Verl.-B.) vierteljährl. 3.— 
recht“. — Dr. Staub, Justizrat, Die Be- Abgesehen von einer reichhaltigen Judi- 
steuerung des Emissionsagios. — Dr. Schmidt, katur und zahlreichen Literaturberichten 
Amtsrichter, Die Restitution im richterlichen | enthalten die Hefte folgende Aufsätze: Pro- 
Disziplinarverfahren. — Dr. Rehm, Professor, | zessführungsrecht und blosse Prozessführungs- 
Der Universitätscharakter der Akademie | macht. (Univ.-Professor Dr. Hellwig, Er- 
Münster. — Dr. Wilke, Geh. Justizrat, Zu | langen.) -- Über die Behandlung der Maximal- 
dem landesherrlichen Scheidungsrecht. 'hypothek bei der Verteilung des Zwangs- 
‚ versteigerungserlöses. (Oberlandesgerichtsrat 

18. Monatshefte, sozialistische. 1902. H. 2. Reinhard, Dresden.) — Das Pfandrecht des 





20. Recht, Das. 1902. \r.2u.3. Hannover 


und 3. Berlin (Administration der Soz. 
Monatshefte) ä Heft —.50 


Unter den in den vorliegenden Heften | 
enthaltenen Artikeln heben wir hervor: 
Heft2: P. Müller, Gefährliche Utopisterei, 
Nachklänge zum verunglückten Schiffahrts- 
boycott gegen England; 5. Gunter, Boden- | 
reform und Sozialismus; H. Lindemann 
(ugo), Krise und Wohnungsverhältnisse ; 
E. Gystrow, Sozialformalismus und Kultus- 
realismus; E. Losinsky, Das religiöse Pro- 
blem im Sozialismus; A. Lebius, Der ameri- 
kanische Cigarettentrust und Dresden; F. 
Imle, Die Arbeitslosenunterstützung in den 
deutschen Gewerkschaften. Heft3: J. Jaurös, 
Einbildung oder Wirklichkeit; A. von Elm, 
Neutralität der Genossenschaften; E. Bern- 
stein, Vom deutschen Arbeiter einst und jetzt; 
R. Schmidt, Arbeiterkammern und Arbeits- 
amt; /segrim, Skizzen aus der sozialpolitischen 
Literatur und Bewegung, VIII. Herr Gamp, 
die Regierung, Arbeitsnachweis und Arbeiter- 
vertretung; V. Klein, Die Darmstädter 
Künstlerkolonie; F. Imle, Die Arbeitslosen- 
unterstützung in den deutschen Gewerk- 
schaften. 


19. Praxis, Soziale. XI. Jahrgang. Nr. 19— 
21. Leipzig (Duncker & Humblot) 
vierteljährl. 3.50 


Aus dem reichen Inhalt der vorliegenden 
Nummern heben wir nur die grösseren Ar- 
tikeln hervor und zwar in Nr. 19: Soziale 
Praxis in Australien von Fr. Oppenheimer; 
Der Mitgliederbestand der Krankenversiche- ; 
rungskassen als Massstab für die Beurteilung _ 
des Ganges der Erwerbsgelegenheit, von 
E. Hirschberg: Das deutsche Reich und das 
interriationale Arbeitsamt in Basel; Nr. 20: 
Die Bundesratsverordnung zum Schutze der 
Kellner und Köche, von K. Oldenberg: Die 
Definition der Gastwirtsgehilfen in der Ver- 


Vermieters im Konkurse. (Landgerichtsrat 
Grünebaum, Essen.) — Zu $ 369 der Militär- 
strafgerichtsordnung (Hafis). — Wie schützt 
das B.-G.-B. Minderjährige gegen Misshand- 
lungen ihrer Erzieher? (Amtsrichter Habel, 
München.) — Vier Jahre des österreichischen 
Civilprozesses in der Praxis. (Landgerichtsrat 
Dr. Heinrich Katz, Salzburg.) — Die Rubrik 
„Aus dem Rechtsleben“ enthält namentlich: 


ı Dem Hunde einen Gnadenstoss, dem Menschen 
‘keinen. (Referendar Dr. Roth, Zwickau.) — 


Wechsel über minimale Beträge. — Warnung 
vor dem juristischen Studium. — Der öster- 
reichische Gesetzentwurf über den unlauteren 
Wettbewerb. — Der Entwurf eines neuen 
Strafgesetzbuches für Russland. — Ernst 
Wichert. (Geh. Justizrat Univ.-Professor Dr. 
Felir Dahn, Breslau.) — Standesamtliche Ehe- 
schliessung ohne Genehmigung der Vormund- 
schaftsbehörde. — Vereidigung der Kreis- 
taxatoren. — Mitwirkung der Handelsorgane 


‚bei der Führung der Genossenschaftsregister. 


— Aufhebung des Anwaltszwanges bei Civil- 
prozessen an den Land- und Oberlandes- 
gerichten. — Staatswissenschaftliche Kurse 
für Regierungsreferendare. — Gesetzentwurf 


gegen die Verunstaltung landschaftlich her- 


vorragender Gegenden. — Schwarze Listen. 
— Preisaufgaben. — Unpfändbarkeit von 
Lebensversicherungspolicen in Amerika. — 
Ausland. 


21. Rundschau, Soziale. 2. Jahrg. Nr. 12. 
Wien (Alfred Hölder) jährlich 2.— 


Die vorliegende Nummer enthält Mittei- 
lungen über: Arbeitslohn und Arbeitszeit 
(darunter: Veränderungen in den Löhnen und 
in der Arbeitszeit in England i. J. 1900); 
Arbeiterschutz (im bayerischen Submissions- 
wesen); (renossenschaften (darunter: Thätig- 
keit der österr. Bergbaugenossenschaften in 
den Jahren 1898 und 1899; Genossenschafts- 
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bewegung in England); Unternehmerorgani- | scher Städte mit Notstandsarbeiten. 3. Mis- 
sationen (der Bund österr. Industrieller i. J. zellen, darunter: Über die Wohlthaten des 
1901/01); Arbeiterorganisationen (Gewerk- Rechtsstaats; Zur Frage der Entwickelung 
schaftsbewegung in Dänemark); Soziale Ver- von Handwerk und Mittelstand (nach Fr. 
sicherung(Alters-und Invaliditätsversicherung Neumann und O. Thissen); Strassenbahnen 
in Österreich; Hauptergebnisse der Kranken- | contra städtische Grundrente (nach P. Möller, 
versicherung im Deutschen Reiche, 1899; der | Weiteres zur Wohnungsfrage (nach Franz 
gegenwärtige Stand der Frage der Arbeiter- | und Baumeister); Können die Zollerhöhungen 
pensionen vor dem französischen Parlament); |auf das Brotgetreide durch technische Fort- 
Arbeitsbeirat (10, Sitzung des Arbeitsbeirats); |schritte in der Müllerei und Bäckerei kom- 
Wohnungswesen (Beglinstigungen für Ge- | pensiert werden? (nach J. Wernicke); Der 
bäude mit Arbeiterwohnungen in Österreich; | Preisstand des Jahres 1901; Die Kommunali- 
Baugenossenschaften im Deutschen Reiche; | sierung von Gaswerken; Kosten der Wasser- 
Wohnungswesen und Inspektion in Bayern); kraft. 
Volksbildungswesen ; Arbeitseinstellungen und 
Aussperrungen (in Österreich, Belgien, Frank- 25. Zeitschrift für die gesamte Staats- 
reich, Schweiz 1860—1900, Pennsylvanien); wissenschaft. Herausg. von Dr. A. 
Arbeitsvermittelung (Österreich, Württem- Schaeffle und Dr. K. Bücher. 58. Jahrg. 
berg, Berliner Studentenschaft); Kongresse . 1902. 1. Heft. gr. 8°. Tübingen Laupp 
(Sozialdemokratischer Parteitag in Österreich pro Jahrg. 16.— 
und Deutschland, 34. Gewerbevereinskongress ) 1. Abhandlungen : R. Passow, Die Methode 
in England); Sozialpolitik; Soziale Hygiene; der nationalökonomischen Forschungen J.H. 
Arbeitslosigkeit; Armenwesen u. 5. w. | v. Thunens; A. Schulte, Garbo und Florenz, 
‘zur Geschichte der Wollproduktion im Mittel- 
22. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. Nr. 3 u.4. alter; J. Zmave, Die Geldtheorie und ihre 
Braunschweig (A. Limbach) jährl. 10.— Stellung innerhalb der wirtschafts- und 
In Heft 3 ist ein Artikel über Deutsch- | staatswissenschaftlichen Anschauungen des 
lands Aussenhandel in Eisen, Kohlen und Aristoteles; A. Kleeberg, Wasserleitungsver- 
Maschinen i. J. 1901, in Nr. 4 ein solcher über | Sicherung; F. W. R. Zimmermann, Das 
Deutschlands Eisen- und Maschinenindustrie | Internationale statistische Institut und seine 
i.J. 1901 enthalten. Im übrigen bringen die | Verhandlungen zu Budapest 1901; E. Hof- 
Nummern zahlreiche Mitteilungen aus dem mann, Die Entwicklung des kantonalen 
Gebiete der Metallindustrie einschliesslich | Arbeiterschutzes in der Schweiz; @. H. 


ineni i des Metallhandels. Schmidt, Historische Wohnungsstatistik: 
der Maschinenindustrie und des Metallhande 9. Miszellen: GH. Schmidt Die Bevölkerung 


von Bern und Freiburg i. Br. im 15. Jahrh.: 
3. Literatur. 





23. Zeitschr. f. Bergrecht. Bis zu seinem 
Tode hrsg. v. Dr. H. Brassert, Wirkl. 


Geh. Rat u. Berghauptmann a. D. 43. | 26 
Jahrg. (1902). 1. H., redigiert u. heraus- — ———————— = — ge 
gegeben von Mitgliedern des K. Ober- (J. Guttentag) re Band 
bergamts Bonn. Bonn (A. Marcus & ne k p 
E. Weber's VI iährlich 8.— Das Doppelheft bringt folgende Ab- 
eber's Vlg.) jährlie „® — 
at handlungen: Jakobi, Über Strafgesetze mit 
Inhalt: Gesetzgebung, Bergpolizeivor- multiplikativ gebildeter Strafgrenze; Bar- 


schriften ete. — Abhandlung: Die Gesetz- 
gebung über den Kohlenbergbau in den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika (Tittler). 
— Entscheidungen. — Praxis der Verwaltungs- 
behörden. — Literatur. | 


24. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5. 
Jahrg. 1902. Heft 2. Berlin (G. Reimer) 
pro Quartal 5.— 


1. Aufsätze: R. Lasch, Über Vermehrungs- 





tendenz bei den Naturvölkern und ihre Gegen- 


wirkungen ; J. Beloch, Zur griechischen Wirt- | 


schaftsgeschichte, 1; K. Mareiner, Handels- ' 
statistische Reformgedanken; E. Hirschberg, 
Eine Berliner Dienstbotenenquöte. 2. Sozial- 
politik: Aus der sozialen „Praxis“ (Wohnungs- 
frage, Lehrlingsschutz im Handwerk, Für- 
sorge für erwerbsbeschränkte Rekonvales- ' 
zenten, Das Elend der Frauen und Witwen), 
von Hedwig Lindhamer; Erfahrungen deut- 


tolomäus, Über Zweikampf und Beleidigung: 
Herr, Die Streitfrage über die Vollendung des 
Delikts bei der Kuppelei; Höpfner, Zur Lehre 
von der mittelbaren Thäterschaft; Lehmann, 
Zur Lehre von dem autonomen Strafrecht 
öffentlich-rechtlicher Verbände; Lindenan. 
Kriminalpolizei und Kriminologie; Cwrtius, 
La patronage familial; Stern, Zur Psychologie 
der Aussage; Arndt, Über einige staatsrecht- 
liche Fragen des Strafprozesses; ausserdem 
Literaturberichte von Beling und Lilienthal. 
sowie Bibliographische Notizen ; endlich @e- 
schichtliche Hermäa in bunter Reihe, mit- 
geteilt von Distel. 

Das beiliegende 3. Heft des 9. Bande der 
Mitteilungen der Internat. krim. Vereinigung 
enthält u. a. Berichte über 8 rebung 
in Russland, Griechenland, Schweden, Bra- 
silien, Siam und der Türkei, Berichte über 
Verhandlungen der deutschen und der 
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Schweizer Landesgruppe, einen Bericht über | 
—* dänischen Kriminalistenverein von Franz 
ahl. 


27. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1902. Nr. 5—9. Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährl. durch die Post 5.— 
Neben zahlreichen Mitteilungen aus allen 

Gebieten des Versicherungswesens enthalten 

die vorliegenden Nummern folgende grössere 

Artikel: Nr. 5: Mobiliarversicherung im 

Grossherzogtum Baden ; Nr. 6: Internationaler 

Transportversicherungs-Verband ; Nr. 7: In- 

dustrie und Feuerversicherung ; Nr. 8 und 9: 

Das Schweizerische Bundesgesetz über den 

Versicherungsvertrag. 
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28. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherungs- 
Wissenschaft. Bd. Il. 3. Heft. gr. 8°. 
Berlin (E. S. Mittler & Sohn) jährlich 9.— 


Zur Frage der Besteuerung der Lebens- 
versicherungs-Aktiengesellschaften, von H. 
Heyl; Zur Geschichte der preussischen Asse- 
kurranzkompagnie von 1792, eine archiva- 
lische Studie von W. Altmann; Zur Gesetz- 
gebung über den Versicherungsvertrag: 


| a)Denkschrift desVerbandes deutscher Lebens- 


versicherungs-Gesellschaften vom 15. Februar 
1902, b) Denkschrift der Vereinigung der 
in Deutschland arbeitenden Privat-Feuer- 
versicherungsgesellschaften vom 15. Dezem- 
ber 1901, von A. Rüdiger. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden. 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und Varia‘. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Blätter für zürcherische Rechtsprechung. Nene 
Folge der schweizer Blätter f. handelsrechtl. Ent- 
scheidgn. Red.: Öberrichter DD. H. Wächter u. 
E. Schurter. 1. Bd. 1902, 26 Nrn. (Nr. 1. 16 8.) gr. 8°, 
Zürich, Art. Institut Orell Füssli 8.— 

Entscheidungen des k. k. Obersten Gerichtahofes 
in Civil- u. Justizverwaltungssachen, veröffentlicht 
v. diesem Gerichtshofe. Fortsetzung der v. Dr. 
R. Nowak begründeten Samımlg. der Entacheidim. 
des k. k, Obersten Gerichtshofes in Civilsschen. Neue 
Folge, 2. Bd. (347 8.) 12%. Wien, Manz, 

3.—; geb. in Leinw, 4.— 

— des k. k. Obersten Gerichts- als Cassationshofes, 
veröffentlicht v. der k. k. Generalprocuratur. Fort- 
setzung der v. Dr. R. Nowak begründeten Sammig. 
der Plenarbeschlüsse u. Entscheiden. des k. k. 
Obersten Gerichts- als Cassationshofes. Neue Folge, 
3. Bd. (Entscheidungen Nr, 2519-2653.) (XXVII, 
416 S.) 12°, Wien, Manz 3.—; geb. in Leinw. 4.— 

— des königl. preussischen Oberverwaltungsgerichts, 
Hrsg. v. Oberverwaltgsger.-Räten wirkl. Geh,.-Ober- 
reg.-R. Frevtas, Techow, Dr. Schultzenstein, 
Reichenau. 39 Bd. (XXII, 498 8.) gr. 8°. Berlin, | 
C. Heymann 7.— ; geb. 8.— 

Frauendienst, Zeitschrift f, das Gesamtgebiet der N 
Wohlfahrtspflege an u. durch Frauen. Hreg. u. red. | 
v. Prof. D. Dr. Zimmer. Jahrg. 1902, 12 Nrn. (Nr. 1, 
44 S.) gr. 8°. Berlin, ©. Heymann 4.— 

BRecueil, nouveau, gendral de traites et autres actes 
relatifs aux rapports de droit international. Conti- | 
nuation du grand recueil de G. Fr. Martens, par | 
Prof. Fel. Stoerk. 2. serie. Tome XXVlI. 3. livr. | 
(8. 609 — 928.) gr. 8°. Leipzig, Dieterich 15.— | 

Regierungsbintt, grossh. hessisches,. Neues all- | 





gemeines Sachregister. Die Jahrgänge von 1896 bis 
Ende 1901 umfassend. 4. TI. Zusammengestellt v. 
Ger.-Access. H. Becker. (U. 22 8.) gr. 4*. Mainz, 
J. Diemer 2.40 
Sammiung der nach gepflogener mündlicher Ver- 
handlung geschöpften Erkenntnisse des k. k. Reichs- 
gerichtes. Begründet von weil. Dr. A. Hue Frhrn. 
v, Glunek, fortgesetzt v. Hofr. Präsidialsekr. Dr. 
R. Hugelmann. XL Tl. 2. Hft. Jahrg. 1899 (191 8.) 
gr. 8°, Wien, Manz — 
Schroeder, E., Landger-R., Grundbuch-Ent- 
scheilungen (102 8.) gr. 8°. Colmar i. E. Selbst- 
vorlag 2.—; geb. 2.40 
m. Anlı, f. Elsass-Lothr. (1228) 2.40; geb. 2.80 
Veröffentlichnungen des kaiserl. Aufsichtsamts 
f. Privatversicherang. 1. Jahrg. 1902. 4 Nrn. (Nr. 1 
14 8.) Lex. 80. Berlin, J. Guttentag 
2.50; einzelne Nrn. —.70 
Zeitschrift f. das Armenwesen,. Organ der Zentral- 
stelle f. Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtgn., Abt. f. Armen- 
pflege u. Wohlthätigkeit. Hreg. u. red, v. Stadtr. 
Dr. Münsterberg. 8. Jahrg. 1902, 12 Nrn. (Nr. 1.88.) 
gr. 4°. Berlin, C, Heymann. 
2.—; einzelne Nrn. —,30 
— des k. sächsichen statistischen Bureaus, Red, v. 
Dir. Geh. Reg.-R. Dr. Arth. Geissler, 47. Jahrg. 1901. 
Beilage. Enth.: Das Ergebnis der Vichzählg. vom 
J. 1900. (11, 1798.) gr. 4’. Dresden, v. Zahn u. Juensch 
in Komm, 8.— 
— f. Zollwesen und Reichssteuern. Hrsg. u. red. v. 
Ob.-Zolldir. Kunckel. II. Bd. 1902. 8 Nrn. (Nr. 1. 
32 8.) hoch 4”, Berlin, ©. Heymann 
8.—; einzelne Nrn. 1,25 


Sammelwerke, Encyklopädien. 


Bibliotheen juridica medii aecvi. 
dentius. Vol, II. Fol. Bologna, (Fratelli Treves). 
4 


Ed. Aug. Gau- | 


III. Scripta anecdota glossatorum vel glossatorum 
setate comıposita scilicet Pillii — Iacobi Bertaldi | 
— Alberti de Gandino — lohannis Viterbiensis — 
Vaccellae — aliorumque, prodeunt enrantibus Ioh. | 
Bapt. Palmerio — Franc. Schupfer — Heinr, Solmio 

— Caiet, Salvemini — Carol, Cicognario — Heinr. 
de Besta — Arth, Palmerio, (VIII, 367 8.) | 
Brubns,Synd.Hug®. Geusetzestafel des deutschen 
Reichsrechts, Systematisch geordnete Nachweisg. | 





des zur Zeit gelt. kKeichsrechts. Ergänzungsbd. zu 
der Guttentag’schen Sammlung deutscher Reichs- 
gesetze. (VIII, 135 8.) 8°, Berlin, J. Guttentag 
Geb. in Leinw, 2.50 
Gesetz-Samminng f. die königl. Preussischen 
Staaten. Chronologische Zusammenstellg. der in 
der preuss, Gesetz-Sammilg. u. in dem Bundes- u. 
Reichs-Gesetzblatte veröffentlichten Gesetze, Ver- 
ordngn., Erlasse u. Bekanntmachgn. Mit vollständ. 
alphabet, Sachregister. 13. Bd. 4. Lfg. 1901. 6. neu 
bearb, u. vervollständ, Aufl, Neue bill. Ausg. (8. 237 — 
338 u. 68.) gr.4®. Berlin, C. Heymann. Kart. 2.— 
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— dasselbe. 7. Aufl. Neu bearb. u. hrag. v. Geh. 
Reg.-R. vortr, Rat A. Keil u. Amtsger.-R. Dr. MH, 
Gallenkamp. 7. Bd. 4. Lfg. 1901. (8. 237—328 m. 
68. u. Nachträge zum 1--7. Bd. 1, 1,1, 1, 1,1 
u. 18.) gr. 4°. Ebd. Kart. 2.— 
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Glock, Dr. A.. Landger.-R., Das im Grossherzogt. 
Baden geltende Reichs- u. Landesrecht in übersicht- 
licher Zusammenstellung. Gesamt-Nachtrag auf den 
Stand vom 1. I. 1902, (68 8.) gr. 8°. Karlsrube, 
G. Braun’sche Hofbuchdr, Kart. 14 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Mitteis, Ludw., Zur Geschichte der Erbpacht im | Steinbach, Dr. E., Vertretung der öffentlichen 


Alterthum. (668.) Lex. 8°. Leipzig, B. G. Teubner 
2.= 
Pininski, Dr. Leo Graf, Statthalt,, Begritf und | 
Grenzen des Figenthumsrechts nach römischem | 
Recht. (IV, 118 8.) gr. 5°. Wien, Manz 280 | 


Interessen auf dem Gebiete des Privatrechta. 
Vortrag. [Aus: „Allg. öst, Gerichts-Zeitg.‘' (168.) 
gr. 8°. Wien, Manz —.4 


Bürgerliches Recht. 


Bestgen, Dr. Fritz, Rechtsstellung e. Ehefrau, | 
welche selbständig e, Erwerbsgeschäft betreibt. (458.) 
gr.8°. Halle, ©. A. Kaemmerer & Co. 

Bloch, W., Die Wirkungen des Mobiliar-Pfandver- 
kaufes nach bürgerlichem Gesetzbuche. Diss. (90 8.) | 
gr. 8°. Kirchhain. Berlin, B. Behr's Verl. 2.50 

Code eivilsuisse. Expose des motifs de l’avant- 
projet du departement federal de justice et police. 
Tome II. Des successions, (Par Prof. Dr. E. Huber.) 
(III, 138 8.) gr. ®. Bern, Schmid & Frauke 1.— 

Mietvertrag nach dem neuen bürgerlichen Recht | 





u. Mietzins-Quittungsbuch. 10—15. Taus, (32 u. 168.) 
12°, Kaiserslautern, E. Urusius —.. 


1.— | Sehmid, Dr. &,, Wille n. Erklärung. Ein Beitrag 


zur Johre vom Rechtsgeschäft:: SS 116 Satz 2, 117 
Abs, in, 118 B.-G.-B. in geschichtl. u. vergleich. 
Darstellg. (X, 88 8.) gr. 8°. Halle, C. A. Kasmmerer 
& Co. 1.5 
Woltfenstein, Dr. Emil, Mora accipiendi des 
gemeinen Rechts u. Gläubigerverzug des bürger- 
lichen Gesotzbuchs. (IV, 828.) gr. 8°. Berlin, K. Hof- 
mann 1.60 


Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


Goirand, Leop., avone, Die deutschen, öster- | 
reichischen u. ungarischen Aktien-Gesellschaften im 
französischen Recht. (VI, 1158.) gr. 8°. Wien, Manz | 

1.60 


Handelsgesetzbuch vom 10. V. 1897, nebst 
dem Einführungsgesetze vom 10. V, 1897, Textausg, | 
m. alphabet, Sachregister, 4. Abdr. (VII, 338 8.) 12°, | 
München, ©, H. Beck geb. in Leinw. 1.80 | 


Kaufmann, Emil, Rechtsanw., Handelsrechtliche | 


Civilprozess- und 


Demelius, Dr. E., Prof, Der neue Civilprozess. | 
Iurisdietionsnorm u. Civilprozessordgen. samt Ein- | 
führungsgesetzen. Für den prakt. Gebrauch er- | 
läutert. 15. u. 16. (Schluss-) Hft. (VII, 8. 673—745 
u. XVIU 8.) gr. 8°. Wien, M. Breitenstein —,15 


Konkursordnaung, nebst dem KEinführungs- 
gesetze u. dem Gesetze, betr. die Anfechtg. v. Rechts- 
handlen, e. Schuldners ausserhalb des Konkursver- 
fahrens in der Fassg. der Bekanntmachg. vom 20, | 
V. 1898, Textausg. m. alphabet, Sachregister 2. Aufl, 
(XVI, 87 8.) gr. 16%, München, C. H, Beck 

geb. in Leinw. 1. - 


Pusch, Fr., u. E, Imgardt, Wie klagt man am 


Rechtsprechung 1900/01. Nach dem System der Ge 
setze bearb, u. zusammengestellt. 2. Bd. (VIII, 242 8.) 
gr. 16%. Hannover, Helwing geb. in Leinw. 3.% 
Schaps, Dr. G., Amtsricht., Das deutsche Seerecht. 
Kommentar zum 4. Buche des Handelsgesetzbuches 
vom 10. V. 1897 u. den seerechtl. Nebengesetzen. 
Zugleich als Ergänzg. v. Staubs Kommentar zum 
Handelsgesetzbuch auf Grund des neuesten Standes 
der Gesotzgebg. neu brearb, 5. Lfg. (S. 305-234.) 
gr. 8°. Berlin, J. J. Heine 1.5 


Konkursrecht. 


zweckmässigsten seine Aussenstände ein? 6. Auf 
(III, 63 8.) gr. 8°. Wiesbaden, RB. Bechtold & ©. -.75 
Schneider, Dr. @., Fürsprech., Civilprozess-Ord- 
nung f. den Kanton Aargau. Vom 12. IIL 190. 
Textausg. m. ausführl, Sachregister. (Aus: ‚Taschen- 
ausg. der gebräuchl. Gesetze f. den Kanton Aargau.) 
(122 8.) schmal 8°, Aarau, E. Wirz. 1.20 


— R., Unterstaatssekr., u. Kammerger.-R. 
L. Busch, Konkursordnung u. Anfechtn 
Unter besond. Berücksicht. der Entscheidgm. den 
Reichsgerichtes hreg. m. Anmerkgn. 9, verm. Aufl. 
(XXXIL, 399 8.) Berlin, J. Guttentag 
geb, in Leinw. 25 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Kerschert, Frdr, Karl, Kefer., Der Einfluss | 
einer Streitgenossenschaft auf die Pflicht der Er- 
stattung der Processkosten. Diss. (39 8.). gr. 8’. 
Altenburg, Bonde 1.50 | 

Rottmann, Ed., Oberamtsricht. a. D., Handbuch 
f. den Gerichtsvollzieberdienst nach dem büirgerlichen 
Gesetzbuche m. Nebengesetzen, den revidierten | 
Reichsjustizgesetzen u. den landesrechtlichen Be- 
stimmungen im Königr. Bayern ın. der Neuorgani- | 


Strafrecht und 


Kroschel, Dr. Th., Landger.-R., Die Abfassung | 
der Urtheile in Strafsachen, Für die Praxis darge- 
stellt, 3,, neu bearb, Aufl. (VI, 54 8.) gr. 8°. Berlin 
F. Vahlen Kart. 1.80 

Quaritsch, Dr., Compendium des deutschen Straf- 
rechts, 9, Aufl, Ergänzt un. durchgesehen v. Land- 
ger.-R, a. D. Dr. ©, @oesch (128 8.) gr. 8°”. Berlin, 
W. Weber 3.—; geb. in Leinw. 4.— | 


i 


sation vom J. 1900, 2. gänzlich umgearb. Aufl. m. 
ausführl. Inhalts-Uebersicht, ausführl. Sachregister 
u. 40 Formularien in 25 Beilagen. (In 5 Lim) 
1. Lfg. (968.) gr.8°%. Würzburg Stahel’s Verl. 3. — 

Subskr.-Pr, f. vollständig 1%.— 


' Wagner, Frz., Justizr. Rechtsanw. Not, Buresu- 


buch des Rechtsanwalts u. Notars, 2. verb. Aufl. 
(XXXU, 828 S.) gr. 8°. Berlin, C. Heymann 
10.— ; geb. 11— 


Strafprozess. 


Strafgesetz, das, üb. Verbrechen, Vergehen u. 
Uebertretungen, vom 27. V. 1852. R.G.B. Nr. 117, 
sammt den dasselbe ergänz. u. erläut. Gesetzen u 
Verordngn., unter Anführg. einschläg. Beschlüsse 
u. Entscheidgn. des obersten Gerichts- u, Cassstion® 
hofes, 19. Aufl. (XVIII, 560 8.) 12°. Wien. Manz 3.” 
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Kirchenrecht. 


Fleiuer, Dr. Fr., Prof., Über die Entwicklung des | 
katholischen Kirchenrechts im 19. Jahrh. Rektorats- 
rede. (31 8.) gr. 8°. Tübingen, J. ©. B. Mohr —.60 | 

Luca, 8. J., P. Marianus de, Institutiones iuris | 


ecclesiasticl publici quas iuxta methodum Card, 
Tarquini tradebat in schola institutionum canoni- 
carım L. 2 voll. (41 u. 45% 8.) gr. 8°, Romase. 
Regensburg, iu Komm, bei F. Pustet 5.60 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Brauchitsch, M. v., Die neuen preussischen ' 
Verwaltungsgesetze, Nach dem Tode des Verf. um- | 
gearb., fortgeführt u. hrag. v. Minister Dr. Studt u. 
wirkl. Geh. Rat Unterstaatssekr, a. D. r. Braun- 
behrens,. 3. Bd. 15, bis auf die Gegenwart fort- 
geführte Gesamtaufl, 5. Bearbeitg. (XII, 798 8.) 
gr. 8°. Berlin, ©. Heymann geb. in Leinw. 8.— ı 

Dorner, Dr. E., Landger.-Präsa, Kommentar zur 
badischen Rechtspolizeigesetzgebung. 6. (Schluss-) | 
Lfg. (XVII u. 8. 529—674.) gr. 8°. Karlaruhe, J. Lang 

4.— | 

Gemeindeordnung f. das Grossherzogt. Sachsen- ' 
Weimar-Eisenach vom 17, IV. 1895 nebst Aus- 
fühbrungs-Verorduung vom 18. IV, 1805, 2, Abdr, 
(67 S,) 8’. Weimar, H. Böhlau’s Nachf. —,40 | 


Handbuch f. das Deutsche Reich auf d. J. 1902, 
Bearb. im Reichsamt des Innern. 27. Jahrg. (XXXVL, | 
650 8.) gr. 8°. Berlin, ©. Heymann Kart. 6,— 


Hue de Grnis, Graf, Wirk). Geh. Oberreg.-R. | 
Reg.-Präs. a. D., Handbuch der Verfassung u. Ver- | 
waltung in Preussen u. dem Deutschen Reiche, | 
15. Aufl. (XII, 644 8.) gr. 8”. Berlin, J. Springer, ' 


Geb, in Leinw. 7.50, u. m. Schreibpap. durchsch, 9,— 


EInther, Hans, Ger.-Assess,, Das Gerctz üb, die 
Enteignung v. Grundeigenthum vom 11. VI. 1874. 
Textausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. (XII, 140 8) | 
gr. 16°, Berlin, F. Vahlen geb. in Leinw. 1.60 | 

Mann, R.. Rovie, u. Sibert H., Registr., Das 
württemb, Gemeinderechnungswesen. Lösungen v. 
Rechnungsfällen. (IV, 262 8.) Lex. ®*. Stuttgart, 
W. Kohlhammer 4.80; geb. 5,50 | 





Seelig, Dr. @., Hamburgisches Staatsrecht auf ge- 
schichtlicher Grundlage. (VIII, 141 8.) gr. 8°. Ham- 
burg, L. Gräfe & Sillem 3.— 

Smidek, W., Bez.-Commiss, Gesetz betr. die 
Handels- u. Gewerbe-Kammern in der durch das 
Gesetz vom 30, VI. 1901 R,G.Bl, 108 abgeänderten 
Fassung, nebst den neuen Waldordngn. f, Brünn u. 
Olmtütz. Erläutert durch die wichtigsten einschläg. 
Ministerial-Erlässe, sowie die Entscheidgn. des k. k. 
Verwaltungsgerichtshofes, des k. k. Reichsgerichtes 
u. des k. k. obersten Gerichtshofes. (52 8.) 8°, Brünn, 
Winiker 1.20 

Verwaltaungsberieht, 3. des königl. Polizei- 
Präsidiums v. Berlin f, die J. 1891 bis 1900, (VIII, 
963 8. m. 1 farb. Taf. u. 7 farb, Plänen.) gr. 4*. 
Berlin, ©. Heymann geb, in Leinw. 20.— 

Verwaltungsbericht des Rathes der königl. 
Haupt- u. Residenzstadt Dresden f. d. J. 1900, lege 
614 8. m. 2 graph. Taf.) Fol. Dresden, v. Zahn & 
Jaensch. 3. — 

Wilhelm, E., Sind Frauen Staatsbürgerinnen ? Der 
studier, Jugend gewidmet. (102 8.) gr. 8°. Berlin, 
Rosenbaum & Hart. 1.50 

Winkelmaun, C., Kreisaussch.-Sekr., Reichsgesetz 
betr. die Unterstützung v. Familien der zu Friedens- 
übungen einbernfenen Mannschaften vom 10. V. 1892 
nebst den Ausführungsvorschriften des Bundesraths 
vom 2. VI. 1892 u. 24. XI. 1898. 2, verm. u. verb, 
Aufl. (28 8.) gr. 8°. Berlin. Liebel 1.— 


‚ Wirkungnkreis der Staatebehörden des Königr. 


Württemberg. (Aus: ‚„‚Hof- u, Stastshandbuch‘. (808.) 
gr. 8°. Stuttgart, W. Kohlhammer — 80 


Gewerbe-, Haftpflicht- und Versicherungsrecht. 


Gewerbegerichtsgesetz, das, in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. IX. 1901 nebst den 
Vorschlägen zur Aufstellung v. Orts-(Kreis-)Statuten 
f. Gewerbegerichte. (IV, 78 8.) 12°. Berlin C, Hey- 
mann, —.50 


HKoepper, Gust., Handelsk.-Sckr., Was muss der 
Handwerker bei der Meisterprüfung v. unseren Ge- 
setzen wissen ” Fine leichtfassl, Darstellg. der f. 
das Handwerk wicht. Gesetze zur Vorbereitg. auf 
die Meisterprüfg. (Dr. Ludw. Huberti's prakt. gewerbl. 
Bibliothek.) (VII, 103 8.) gr. 8°. Leipzig, H. Klasing 

Geb, in Leinw. 2.20 


Pnnnier, Karl, Gewerbegerichtsgesetz f. das 
Deutsche Reich. Fassung der Bekauntmachg. vom 
29. IX. 1901, Textausg. m. kurzen Anmerkgn. u. 


Finanzwissenschaft. 


Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Semi- 
nars zu Jena, hrag. v. Prof. Dr. J. Piersdorff. 1. Bd. 
Ss. Hft. gr. 8°, Jena, G. Fischer, 

5. Hader, Dr, Herm., Studien üb. den deutschen 
Brot-Gotreidehandel in den J. 183801899, ins- 
besondere üb. den Einfluss der Staffeltarife u, der 
Aufhebg. des Identitätsnachweises, (V, 1448.) 4.— 


Abhandlungen aus dem staatswissenschaftlichen 
Seminar zu Strassburg i. E. Hreg. v. @. F. Knapp. 
18. Hft, Strassburg, K. J, Trübner. 

18. Tschuprow, Alex. A., Die Feldgemeinschaft. 
Eine morpholog. Untersuchg. gr. 5’.(Xt, 304 8.) 8. — 


Beek, Herm., Ingen., Soclale Aufgaben u. Pflichten 
der Techniker. (47 8.) gr. 8°. Dresden, ©, V. Böhmert 


Bericht üb. die Thätigkeit der Arbeiter-Unfallver- 
sicherungsanstalt f. Mähren u, Schlesien in Brünn 


Sachregister. 5. Aufl. (69 8.) gr. 16°. Leipzig, Ph. 
Reclam jun. Geb. —.60 

Reichngensetz, betr. die Beschäftigung v. Gehülfen 
u. Lehrlingen in Gast- u. Schankwirtschaften nach 
der Bekanntmachung vom 23. I. 1902 u. die Reden 
im Deutschen Reichstage in der Sitzung vom #1. 1. 
1002. (20 8.) 8°. Flöha, A. Peitz & Sohn — 25 

Swinarski,Dr W. V. Ger.-Assess., Die Beleihung 
u. Verpfändung e. Lebensversicherungspolize. 12 
69 8,) gr. $®. Breslau, W. Koebner 

Zehnter, J. A., Landger.-Dir., Das Beichagesste 
üb. die privaten Versicherungsunternehmungen, 
nebst den reichs- u. landesrechtl, Ausführungsbe- 
stimmgn. u. den Versicherungs- Vorschriften der 
Schweiz u. v. Ossterreich. Erläutert v. Z. (XXIV, 
324 8.) 2— 


Volkswirtschaftslehre. 


f, d. Verwaltungsj. 1900. (568. m. 1 Tab.) gr. 4*. 
Brünn, R, M. Rohrer 2. 


Bericht der XIII. Kommission (des Reichstags) üb. 
den Entwurf e. Schaumweinsteuergesetzes — Nr. 127 , 
der Drucksachen —. Berichterstatter : Abg, — 
(17 8.) hoch 4", Berlin, ©. Heymann 1.20 


Bibliothek f. Politik u. Volkswirtschaft, Hreg. v. 
Reichst.-Abg. Prof. Dr. Hieber u. Ü. A. Patzig. 
4. Hft. gr. 8", Berlin, W. Baensch. 

4. FlatAmann, J., Gen.-Sekr., Die Landbevölkerung 
der Prov. Hanover u. die Agrarzölle. (119 8.) 2.— 


Böhmert, Dr. V., Deutschland am Scheidewege 
seiner Wirtschaftspolitik. Zwanglose Hfte. I. u. II. 
gr. 8". Dresden, ©. V. Böhmert. 

I. Entwurf e. deutschen Zolltarifs. (20 8.) —.30 — 
Il. Der Zolltarif vor dem deutschen Reichstag. 
A. Entstehung u. Begründg. des Zolltarifentwurfs. 
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B, Des Reichskanzlers Heimatpolitik n. des Kaisers 
Weltpolitik, ©. Statistische Anlagen. (36 8.) — 60 


Brentnno, Dr. Lujo, Ethik u. Volkswirtschaft 
in der Geschichte. Rektoratsrede. (38 8.) gr. 8", 
München, E. Reinhardt 

Bruschke, A., Berufsgenossensch.-Sekr., Orts- 
übliche Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter, fest- 
gestellt auf Grund des 58 des Gesetzes, betr. die 
Krankenversicherg. der Arbeiter (Reichs-Gesetzblatt 
1892 Seite 355) nach dem Stande vom 1. I. 1902. 


(76 8.) gr. 4°. Dresden, H. Henkler in Komm. 3.— | 
Calwer, Rich., Reichst.-Abg., Die Weltwirtschaft 


im 19. Jahrh. (53 8.) 8. Berlin; Verlag Aufklärung 


Damnitz, Dr. Geo. v., Die volksewirtschaftliche 
Bedeutung der Feldbahnen. Mit 2 Anhängen; 1. Die 
Feldbahnanlagen in Muskau. II. Die Feldbahnan- 
lagen im Bereich der Mecklenburg-Pommerschen 
Schmalspurbahn, (165 8.) er. 8'. Berlin, E, Ebering. 

Dizler, Carl, Sofort beginnende Leibrenten m. 
Rückvergütung der Baareinlagen abzüglich der be- 
reits bezogenen Renten. /Aus: „Oesterr. Ver- 
sicherungs-Zeitg.‘'| (62 8.) boch 4*. Wien, Stuttgart, 
H. Lindemann 1.60 

Eberstadt, Dr. Kud,, Die gegenwärtige Krisia, 
ihre Ursachen u. die Aufgaben der Gesetzgebung. 
Vortrag. (41 8.) gr. 8°. Berlin, K. Hoffmann —,75 

Fernow, A.,Geh. Finanzr. vortr. Rath, Einkommen- 
stenergesetz vom 24. VI. 1891, Text-Ausg. m. An- 
merkgn. u. Sachregister. 5. bedentend verm. n. verb. 
Aufl. (367 8.) Berlin, J, Guttentag geb, in Leinw, 2.50 


Flugschriften, handelspolitische, hrag. vom 
Handelsvertragsverein. 3. Heft. gr. 8°. Berlin, J. 
Springer. 

3, Kurella, Dr. Hans, Der neue Zolltarif u. die 
Lebenshaltung des Arbeiters. (145 8.) 


Forschungen, staate- u. socialwissenschaftliche. 
hrag. v. Gust. Schmoller, XX. Bd. 2. Hft. (Der ganzen 
Reihe 89. Hft.) gr. &°. Leipzig, Duncker & Humblot, 

2. Crotjahn. Dr. Alfr., Über Wandlungen in der 
Volksernährung. (VII, 72 8.) 1,60 

Geering, T., Handelsk.-Sekr, u. Gymn.-Lehr. 
R. Hoiz, DD., Wirtschaftekunde der Schweiz. 
Mit e. geolog, Querprofil u, 1 Eisenbahnkarte der 
Schweiz. Lehrinittelsammlung des schweiz. kauf- 
männ. Vereins.) (XII, 165 8.) gr. 8°. Zürich, Schult- 
hess & Co. geb. in Leinw. 2.40 


Grossmann, Dr. Ludw., Compendium der prak- | 


tischen Volkswirtschaft und ihrer mathematischen 
Disciplinen. Eine Sammlg. populärwissenschaftl. 
Essays, behandelnd das Wesen u. die Fortschritte 
auf dem Gebiete des gesammten Versicherungs-, 
Bank u. Finanzwesens vom prakt. Standpunkte, 
unter Zugrundelege. der mathemat. Gesetze der 
polit, Oekonomie. 3. Thl. (IV, 78 8.) Lex. 8°, Wien 
(IH, Sopbienbrückengasse 14) Selbstverlag. ..— 


Handwörterbuch der schweizerischen Volks- 


wirtschaft, Socialpolitik u. Verwaltung. Hreg. v. 


Prof. Dr. N. Reichesberg. (In 81 Lfgm.) 1—5. Life. 
(1. Bd. S. 1-160.) Lex. 8°. Berlin, Akadem, Verlag 
f. sociale Wissenschaften —_.50 
Heckel, Dr. Max v., Prof., Das Problem der 
Warenhäuser u. der Warenhaussteuer. (46 8.) gr. 8*. 
Dresden, v. Zahn & Juensch. L— 
Meitzen, Aug., Zur Agrargeschichte Norddeutsch- 
lands, [Aus: „Der Boden u. die landwirthschaftl. 
Verhältnisse des preuss, Staates‘‘.] (VIII, 176 8.) 
Lex. 5°, Berlin, P. Parey, 6.— 
Mitteilungen, amtliche, üb, ‚die Umschreibung 
der württembergischen Staateschuldverschreibungen. 
(44 8.) gr. 8°. Stuttgart, O. Gerschel 


Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten 
Steuern im Königr. Sachsen Hrag. vom künigl. 
sächs, Finanzministerium. Vl. Bd. 4. Hit. (8. 277 bis 
244.) Lex, &ä. Dresden, C, Heinrich 


Notschrei aus dem Mittelgebirge. Ein Beitrag zur 
Quebrachozollfrage, (328.) gr. 5°. Köln, J. P. Bachem 
— .20 
preussischen 


Quednau, W.,. Kommentar zum 


Stempeisteuergesetz nebst Tarif vom 3]. VII. 1895. | 


Mit den gesamten (ergäinzten u. bericht.) Ausführ- 
ungsbestimmgn., Tabellen, dem Erbschaftssteuer- 


1.— | 


| Ne 


—— der württembergischen Staatasteuer- 


—.50 | 


1.—| 


230 


gesetz, dem neuen Reichsstempelgesstz nebst Aus 
führungsbestimmgn., dem Wechselstempelsteusr- 
gesetz n. e. Anh. : das preuss. allgemeine Landrecht 
u. der Code eivil in heut. Gestalt, m. Eriäuteren. 
u. Hinweisen versehen. 1]., gänzlich umgearb. 
Aufl. auf Grundlage des bürgerl. Gesstzbuchs, seiner 
tze u. der preuss, Ausführungsgesstze, 
(XVI, 791 8.) gr. 8°. Charlottenburg Selbstverlag 
Geb, in Leinw. 6.— 
Sammlung nationalökonomischer u. statistiacher 
Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Seminars 
zn Halle a. d,8,, hreg. v. Prof, Dr. Joh. Uonrad. 
31. Bd. gr. 8°, Jena. G. Fischer. 


30. 31. Brodnitz, Dr. Geo., Bismarcks nationalöko- 


nomische Anschauungen. (VI, 155 8.) 3.— 
gesetze sowie der wichtigeren Vollzugsvorschriften. 
1. TI. Verbrauchs- un, Verkehrssteuern. Nach dem 
Stande vom 1. X. 1901 neu bearb. im Auftrage des 
k. württ. Finanzministeriums. (IV, 397 8.) ger. ®. 
Stuttgart, W. Kohlhammer 3.80; geb. 1% 
Schomerus, Dr. Frdr., Das Kleingewerbe in- 
sonderheit das Bäcker-, Konditor- u. Fleischerge 
| werbe, monographisch u. statistisch bearb. (VII, 
94 8.) gr. 8°. Stuttgart, W. Kohlhammer 
Schriften der Centralstelle f. Vorbereitung v. 
Handelsverträgen. 18. Hft. gr. 8°. Berlin, J.Guttentag. 
| 18. Vosberg-Rekow Dr., Die Zolltarifvorlage n. 
\ ihre Begründung. Kritische Betrachten. (iX, 628) 
15% 


Schriften der Gesellschaft f. soziale Reform. Hr. 
v. dem Vorstande. 3, u. 4. Hft, gr. 8”, Jena, @. 
Fischer. 

8.4. Oldenbero Dr. K., Prof,, Arbeiterschutz in 
Gast- u. Schankwirtschaften. Referat. Nebst e, 
Korreferat v. Geschäftsf. Gust. Staaka (748.) — 40 


Schriften des Vereins f. Socialpolitik. 108. Ba 
gr. 8°, Leipzig, Duncker & Humblot. 

108, Fiüger, E., Die wirtschaftliche u. technische 

Entwicklung der Seeschiffahrt von der Mitte des 

| 19, Jahrh, bis auf die Gegenwart. Mit e. Var- 

| bemerkg. v. Prof. Dr. E. Francke. (XI, 1418.) 3.— 


‚Simon, A. M., Sollen sich Juden in Deutschland 
| dem Handwerk, der Gärtnerei u. der Landwirtschaft 
widmen? (8 8.) gr. 8°. Berlin, 8, Rosenbaum —.10 


Simon, Osk., Geh. Ob.-Reg.-R. vortrag. Rath, Die 
| Fachbildung des preussischen Gewerbe- u. Handels» 
'  standes im 18, u. 19, Jahrh. nach den Bestimmungen 
; des Gewerberechts und der Verfassung des gewerb- 

lichen Unterrichtswesens. 1, Hft. (96 8.) gr. ®. 
Berlin, J. J. Heine 15% 
Steffen, Gust. F., Studien zur Geschichte der 
englischen Lohnarbeiter, m. besond. Berücksicht. 
der Veränderungen ihrer Lebenshaltungen. II. Ba. 
1. Thl. (160 8.) gr. 8°. Stuttgart, Hobbing & Büchle 
3.- 
"Steinberg, Jul., Die Wirtschaftskrisis 1%1. ihre 
Ursachen, Lehren u. Folgen. (IV, 54 8.) gr. ®. 
Bonn, F. Cohen, 1.— 
Stadien, Münchener volkswirtschaftliche. Hr. v. 
Lujo Brentano u. Walth. Lotz, 46. u. 47, Stück 
gr. 8°. Stuttgart, J. G. Cotta Nachf. 
46. Friedrich, Dr. Arth., Schlesiens Industrie unter 
dem Einflusse der Caprivischen Handelspolitik 
1889 —1900. (VIE, 192 8.) ’02. n 4.50, — 47. Foge- 
stein Dr. Thdr., Die Industrie der Rheinprorinz 
1883—1900. Ein Beitrag zur Frage der Handel- 
politik u. der Kartelle. Mit e. Vorbemerkg. v. 
Prof. Dr. Walth. Lotz. (X, 112 S.) .- 


Tabellen zur Währungs-Statistik Verf. im k E 
Finanz-Ministerium. 2. Ausg. II. Thl, 2, Hft. Fol. 

' Wien, Hof- u. Staatsdruckerei. 

U, 2. 12. Abschn.: „Effeeteucurse‘‘, (Tabellen 

181—223.) (8. 69—211 m. $ graph. Darstellg.) ?.— 

‚Ulrich, A., Oberrev. a.D., Die Reichseinkommen- 
steuer. Möglichkeit u. Notwendigkeit e. solchen. 
Studie. (35 8.) gr. 8°. Dessau, Anhalt, Verlagen 

Verwaltungs-Bericht der königl. würtism- 
bergischen Verkehrsanstalten f. d. Etatsj. 19W. 
(1. 1V. 1900 bis 31. IIL 1901.) Hrag. v. dem kmigl. 
Ministerium der auswärt. Angelegenheiten. Abthrile. 
1. die Verkehrsanstalten. (VI, 433 8. m. 1 farb. Karte.) 
Lex. 8°, Stuttgart, J. B. Metzler 0. 


Dom 
-. 








Winter, M., im Purzlinerlandl. 
das Leben der nordwestböühm. Porzellanarbeiter.  Zolltarif f, Mexiko, 
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Vorträgen. Abhandlangen, hreg. vom sozial- 
wissenschaftlichen Bildungsverein in Wien Nr. 1, 
gr. 8°. Wien, C. W. Stern. 

1. Hertz, Fr. Ö., Wie studirt man Sozialwissen- 
schaft Eine Anleitg. (25 8.) —,50 
Wermert,Dr. Geo., Volkswirthschaftliche Studien. | 
Gemeinverständliche Einzeldarstellgn. aus der — 
Wirthschaftspolitik. (VII, 148 8.) gr. 8°. Halle. ©. h 
Kaemmerer & Co. a: 

Eine Studie ab. 


(81 5.) gr. 8%. Wien, Wiener Volksebuchh. 1,— 
Wüstenberg-Rexin, Ein Grossgrundbesitzer üb. | 
die Resultate seiner Wirthschaft. Die Forderg. nach | 


22 


schiedenart. Verhältnisse u. Bedürfnisse in Deutsch- 
land. (16 8.) gr. 8’. Danzig, (A. W. Kafemann) — .20 


Zeitfragen, volkswirtschaftliche. Vorträge u. Ab- 


handlgn., hreg, v. der volkswirthschaftl. Gesellschaft 
in Berlin. 187. Hft. 24. Jahrg. 3. Hft. gr. 8°, Berlin, 

L. Simion. 
187. Lofz, Dr. W., Prof., Sonderinteressen gegen- 
über der Wissenschaft einst u. jetzt. Ein Beitrag 
zur Beurtheilg. der Wirkgn. des Protektionsasystemes 
auf die Industrie, Vortrag. (31 8.) 1.— 
Abänderung. (Diario official 
vom 12. IX. 1901.) je „Deut Handels-Archiv''.] 
(8. 1102—1110.) gr. 4 . Berlin, E. 8. Mittler & Sohn 
—.20 


e. Enquete, insbesondere m. Rücksicht auf die ver- | 


Statistik. 


Drucksachen der Kommission f. Arbeiterstatistik. Sparig, Osk., Mathemat,, Gedanken üb. Sterblich- 
Verhandlungen Nr, 21. Fol. Berlin, U. Heymann. keit u. Sterblichkeitstafeln. (32 8.) gr. 8°. Dresden, 
21, Protokolle üb, die Verhandlungen der Kom- C, Weiske —.30 
A f. Arbeiterstatistik vom 12. XII. 1901. > Statistik des Deutschen Reichs. Hrag. vom kaiserl. 

30 | statist. Amt. Folge, a 

Jahrbuch, statistischen, des k. k. Ackerbau-Mint- Barim . Imp- 4". 
steriums f. 1900. II. Hft. 2. Lfg. gr. 8°. Wien, Hof- 137. Seeschiffahrt, die, im J. 1900. 1. Abth.: Be- 
u. Staatsdruckerei. j stand der deutschen Seeschiffe (Kanffahrteischiffe). 
u — en) — Schiffsunfälle an der dentschen Küste, — Ver- 
Eumgwerkmmehsstion). Nenktänsietiniik. Schlag |. a men aeutcharx ennchätn (IL LOB.) 0.= 
wetterstatistik. (277 8.) — ' Statistik, preussische. Hrsg. vom königl. statist. 


Jahrbuch, statistisches, f. das Königr. Bayern. Bureau in Berlin. 16%. Hft, Imp. 4°. Berlin, Verlag 
Hreg. vom k. statist, Bureau. 6. Jahrg. 1901. Mit e. des königl, statist, Bureaus. 
Anh : Die Veröffentlichen. des k. bayer, statist, 169, Geburten, Eheschliessungen u, Sterbefälle, die, 


Bureau, nach der Eintheilg, des ‚‚Statist, Jahrbuchs‘*, | 
{XV, 3048.) gr. 8°, München, J. Lindauer in Komm. | 
geb. in Leinw. 8.— 


Politik. 


die engl. Flotte. 


im preussischen Staate während des J. 1900. (XXII, 
352 8.) 9.60 


2. Aufl. (29 8.) gr. 8°. Rostock. €, 
J. E. et — 50 
Petersen, Dr. Jul., Reichsger.-R. a. D,, Das 
Deutschtum in Elsass-Lothringen. Mit 1 (farb.) Karte. 
(138 8.) gr. 8°. Munchen, J. F. Lehmann’s Verl. 
Einzelpr, 2.40 


Gumplowiez, Dr. Ladisl., Nationaliemus u. | 
Internationalismus im 19. Jahrh. (56 8.) Berlin, Ver- | 
lag Aufklärung —.,50 


Jahrbuch, politisches, der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft. Hrag. v. Prof. Dr. Carl Hiltw, 15. | 
Jahrg. 1901. (VIII, 790 8.) 8°. Bern, K. J. Wyss 9,— 


Meyer, Ernst Teja, Los v. England! Flotten- hat ee Bi a re ern | a 
Tabellen u. Gedanken dazu. Scheinwerfer-Blitze auf | (852 8.) Fol. Berlin, C. Heymann 6.— 


Varia. 


»Döll, Dr. Emil, Handelshochsch.-Doc. Handels- * 5118. m. Abbildgen., © Taf. u. 11 farb. Karten.) 
lehranst.-Oberlehr., Die handelspolitische Grund- gr. 8%, Wien, Hof- u. Staatsdruckerei 


frage. Mit entscheid. Gesichtspunkten f. Studium Geb. in Leiuw. 10.— 
u. Urteilsbildg. 2. Hft, des Handelsstudent. (45 8.) Jahresbericht, 74., der rheinisch-westfälischen 
gr. 8°. Leipzig, C. G. Naumann 1.— ; Gefängniss-Gesellschaft üb. d. Vereinsj. 1900/1901, 


Die Mode in ' Im Auftrage des Ausschusses zusammengestellt von 


Ellbogen, Dr. F,, Hof- u. Ger.-Adv,, 
R Y 8. wa i u, dem Geschäftsführ. Gefängnissgeistl. Dr. v. Rohden. 
der Justiz, Vortrag, (168.) ge. 8. Wien, Mamn —.40| e10 5) gr. 8°. Düsseldorf, I. Voss & Oo. in Komm. 


Frank, Dr. F., Pfr., Nachträge zu: ‚Der Ritual- 75 
mord vor den Gerichtshöfen der Wabrheit u. Ge- | Posener, Dr. Paul, Examensfragen f. Rechts- 


rechtigkeit‘‘. I, Die letzten Schlupfwinkel des Ritual- 
mordl-Aberglaubens. li. Der Ritualmord-Aberglaube 
in den letzten Zügen. III. Das Leichenbegängnis | 


kandidaten. 1. Hft. Bürgerliches Recht u. Rechts- 
geschichte. (III, 53 8.) 12°. Breslau, W. Koebner —.50 


Sibert. H., Registr., Anfgaben bei den niederen 


des Ritualmord-Aberglaubens. (100 8.) gr. 8°, Re- Verwaltungsdienstprüfungen 1888— 1901, (V, 79 8.) 
gensburg, Verlagsanstalt vorm. G. J. Manz 1l.— | 8", Stuttgart, W. Kohlhammer geb. in Leinw. 1.20 
Henschke, Margarete. Die weibliche Jugend  Sınnts-Kalender, grossherzogl. mecklenburg- 


schwerinscher, Hreg. vom grossherzogl. statist. Amt. 
1902. 127. Jahrg. (XLIV, 699 u, 455 8. m. 18Stamm, 
taf.) gr. 8°. Schwerin, Bärensprung'sche Hofbuchdr. 
geb. in Leinw. 6.— 

'Stantskonkurs- Aufgaben, die, f. den höheren 
Justiz- u. Verwaltungsdienst im Königr. Bayern. 
des Königr. Württemberg nach der Volkszählung Die Aufgaben im J» 1001. (107 8.) 8°. München, 
vom 1. XH. 1900, (390 8.) J. Schweitzer Verl, 1.50 


n ;, Was wird aus den evangelischen Arbeitervereinen ? 
Hof- u. Stant«-Handbuch der österreichisch- | ji, Beitrag zu den im Verbande der evangel. Ar- 


ungarischen Monarchie f. 1902. (XIX, 1377 8.) Lex.-8", beitervorei , 
” — rvere ine susgebrochenen Differenzen. Von e, 
Wien, Hof- u. Staatsdruckerei 10. ‘ erfahrenen Freunde der guten Sache. (V, -24 8.) 
Jahrbuch des k. u, k. auswärtigen Dienstes 1902. gr. 8°. Bochum, Volmarstein, Buchh. der Verbands- 
Nach dem Stande vom 20. I. 1902, 6. Jahrg. (IV, Anstalt ev. Arbeiter- Vereine —,39 


u. die Aufgaben unserer Zeit. Vortrag. (16 8.) 8”, 
Leipzig, Dürr’'sche Buchh. — 40 
Hof- u. Staats-Hnndbuech des Königr. Würt- | 
temberg. Hreg. v. dem königl. statist. Landesamt | 
1901. 2 Tle, gr. &. Stuttgart (W. Kohlhammer) 4.50 

1. (XXXU, 704 u. 82 8.) — 2. Ortschaftsverzeichnis | 
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3. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 





Nunmehr liegt vollftändig vor; 


Das Jagdrecht des 
_ Königreid) Bayern 


für das redhtsrhein. Bayern und die Pfalz 
ſyſtematiſch bearbeitet 


von T. F. Wirſchinger, 


K. Bezirfsamtmann a. D. 
Gr. 8°. (27 Bogen.) Broſchiert Mf. 6.80; in Ganzleinen gebd. Mf. B.—. 


Schon nad Eriheinen der 1. Lieferung diefer ausführlichen, ſyſtematiſchen 
Darftellung des Jagdrechtes herrichte in der Preffe nur eine Stimmt 
der Anerkennung. 


U. a. jchreiben : 
Die „Münchener Neueste Nachrichten“ Nr. 373 vom 13. Auguit 1901: 


. Das Werf erjegt In feiner umfaflenden Auslefe der Rechtſprechung und Literatur eine 
ganze Bidliordet und erfpart damit dem Leſer Zelt und Mübe, Die Benügung der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts und der Gerichtshöfe und Verwaltungsinftanzen fämtlidher deuticher Bundes 
ftaaten ſowie verjcbiedener Jagdfachzeitungen als Quelle bat die Erörterung des Rechte an zubl: 
reiben praktiſchen Füllen ermöglicht, ein Vorteil, der namentlih dem nicht Nechtäbeflifienen tel 
Gebrauch des Buches weſentliche Erleihterung im Berftändnifie der Lebrſätze bieret und dadund 
ihon dasfelbe bald zum unentbebrlihen Berater maden wird. 


Zwinger und Feld Nr. 34 vom 25. Auquft 1901: 


Die Benügung der Rechtſprechung des Reichsgerichts und der Gerichteböfe und Ber 
waltungsinitangen fämtlicher deutſcher Yundesftaaten fowie verſchiedener Jagdfachzeitungen ale 
Quelle bat die Erörterung des Rechts an zablreihen praktiſchen Fällen ermöglidt, ein Borteil, der 
namentlich dem nicht Mechtsbefllifenen bei Gebrauch des Buches weſentliche Erleichterung im Ber: 
ſtändniſſe der Yebrfüge bietet und dadurch ſchon dasſelbe bald zum unentbebrlidden Berater maden wird. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Soeben wurde ausgegeben : 


Bau- und Gewerbe-Unfall-Versicherungsgesetz 


bearbeitet von F. BR Oefele, k. Regierungs-Rat in Landshut 
— Lieferung 1. gr. 8’. (5 Bogen.) Preis Mk. 1.80. — 


Preis des ganzen gegen 25 Bogen umfassenden Werkes ca. Mk. 8.—-. 
Da das Manuskript vollständig vorliegt, ist eine schnello Folge der 2. und $. (Schluss-) 
Lieferung gesichert. 
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Im unterzeichneten Verlage ist soeben erschienen und durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Das eivilprocessuale Goncentrationsprineip 


das Princip, in welchem das Bestreben der 
Gesetzgebung wurzelt, Processverschleppungen zu verhüten. 


(115) Von 
P. Mieck 


gr. 8°. Preis geheftet: Mk. 5.— 


Berlin W. 35. Gose & Tetzlaff 
Karlsbad 15. Verlagsbuchhandlung. 








u Derlag von D under & h umblot in Leipzig. 





Der moderne Kapitalismus. 


Profeſſor Dr. Werner Sombart (Breslau). 
1902. Zwei Bände. Preis 20 Mk.; gebunden 24 Mt. 


I. Die Genefis des Kapitalismus. (XXXIV, 669 Seiten.) 
II. Die Theorie der fapitaliftiihen Entwidelung. (VIII, 646 Seiten.) 


Sozialdemokratie und Arbeiterſchaft. 


Von Richard Freund. 


Sonderabdruck aus der „Sozialen Praxis“. 
1902. Preis 40 Pi. 


Deutſches Konkursrecht. 


Von Profeſſor Dr. Lothar Seuffert (Münden). 


(Bindings Handbuch d. deutſchen Rechtswiſſenſchaft IX. 3.) 
1899. Preis 11 ME.; gebunden 13.50 Mt. 
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AUMIMONL 


weıtaus beste Schnellschreibmaschine. 











Schnelligkeitsrekord: 1) Buchstaben in eimer Sekunde (203 engl. 
Wörter in einer Minute, An 10 Sekunden ganzer Schriftsatz 
auswechselbar, daher mit einer Maschine alle Sprachen und Schriftarten 
schreibbar 

G«rösste Dauerhaftigkeit: Viele Maschinen in ldjähriger starker Ver- 
wendung noch tadellos und sehönste Schritt liefernd. 

Riesige Verbreitung: Pensylvania-Eisenbahn-Ges. 500 Maschinen, Friedr. 
Krupp, Essen, 100, Prager Eis.-Ind.-Ges. 125 und Tausende erster deutscher 
Firmen. In Verwendnng bei Reichs-, Staats-, Provinzial- und Kommunal- 
Behörden und Instituten, worüber glänzende Zeugnisse vorliegen. 

Prof. Dr. Mehmke ah der techn. Hochschule in Stuttgart (selbst seit 1887 
eine Hammond verwendend) urteilt: „Nach meinem Dafürhalten wird die 
Hammendinihrer jetzigenGestalt von keineranderen Schreibmaschineerreicht.“ #° 


Kostenlose Vorführung und nach Auswärts Probesendung. Prospekte u. Schriftproben gratis u. frank. 
Alleinverkauf für Deutschland, Öesterreich-Ungarn und die Schweiz: 


Ferdinand Schrey, Berlin $W. 19, Wien l, Hamburg. 
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Hermann Böhlaus Nachfolger, Weimar. 





Zeitschrift 


Savignv-Stiftung 


für Rechtsgeschichte 


herausgegeben von 


E. 3. Bekker, A. Pernice tr, L. Mitteis, R. Schröder, 
B. Brunner, U. Stutz. 





— 22. Band. —— 


(Bd. XXXV der Zeitschrift für Rechtsgeschichte.) 
Zwei Hefte in gr. 8°. Mk. 19.60. 


ı. Germanistische Abtheilung XXII u. 465 Seiten Mk. 12.40. 
2. Romanistische Abtheilung XXVI u. 249 Seiten Mk. 7.20. 





Dieser Band der Zeitschrift wird von Professor Dr. Ernst 
Mayer, Würzburg in Nr. 3 der „Literarischen Mitteilungen“ Spalte 
157/162 sehr ausführlich und mit hoher Anerkennung besprochen. 


Der Gesammtpreis der Zeitschrift beträgt: 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte Ba. I—XIII mit Register Mk. 123.30 


Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte 
Bd. I- XXII Germanistische Abtheilung Mk. 154.60 


Romanistische Abtheilung Mk. 183.20. 





W. Moefer Buchhandlung in Berlin 8. 14. 
In unferem Berlage find erichienen: 


Sicher, Dr. R., Das Recht des Deutſchen Kaiſers. Preisgekrönte 
Studie zum deutſchen Verfaflungsreht. 4 Dit., poftirei 4,20 Mt. 

Gall, E., Gehaltstafel für die Beamten in der preußiichen 
Staatsverwaltung. 1901. 1 Mt., poftfrei 1,10 Mt. 


Kaufmann, E., Rehtsanwalt in Magdeburg. Die weientlihen Unter: 
ſchiede des alten und des neuen handelsgeſetzbuchs. 2. Auflage 
Kartonniert 3 ME., poftfrei 3,20 Di. 

Klee, Dr. h. Das preuhijche Königtum und Kaifer Wilhelm |. 
Eine hift.-polit. Studie. 3 ME., geb. 4,50 Mt., poftfrei 30 Pig. mehr. 
Kuhlenbed, Dr. E —— beim Oberlandesgericht in Jena. Die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts in Beziehung auf die wichtigſten Be: 
griffe und Inftitute des Tivilrechts. Bisher find 8 Heften AM. erichienen. 

Lange-Bäumer, Handbuch der Frauenbewegung. I. Teil geh. 9 Mk, 
geb.11Mk. IL. Teilgeh.5 Mk.,geb.6,50Mk II. u. IV.Teilsind inVorbereitung. 

Dfafferoth, C., Gen. Ranzteirat im Reigsiuftizamt. Die Gebührenord: 
nung für Rechtsanwälte in der Faſſung vom 20. 5. 98 nebft 
Landesgebührengejegen. 3. Aufl. Gebunden. 7 ME., poftfrei 7,30 Mt. 





Dieterich'ſche Verlagsbuchhandlung, Theodor Weiher, Leipzig 23. 


Ein Iuftiges Büchlein voll erquidenden Humors, das ein jedes Studentenherz erfreuen 
muß, ſoll in aller Kürze in die Welt binaudflattern : 


Henne deutliche Kechtsſprichwörter 


für jedermann. 


Bon Landgerichtsrath Dr. Ad. Lobe. 


Es find klare fnappe und fröhliche Verſe, in denen Lobe, ber befannte Ber: 
faffer der „Plaudereien über das neue Hecht“, und das bürgerliche Geſetzbuch leicht: 
verftändlich aufrollt, und Verſe vor allem (meift Zweizeiler), die fih dem Gedädtnis 
ohne weiteres einprägen. Auf Die betr. Paragraphen im B. G. B. ift unter jedem 
Verſe hingemiejen. 

Brobevers: 52, 

Nach zehn Monden Tranerzeit 
Junge Witwe wieder freit. 

Eine Frau darf erit zehn Monate nad der Anflöiung ihrer 
früberen Ebe eine neue eingeben, es fei denn, daß fie inzwiſchen ger 
boren bat. Bon diefer Borjchrift kann Befrelung bemilligt werden. 

Der Preis joll troß des verhältnismäßign ftarfen und typographiich — 
und vornehm ausgeſtatteten Bandes Mk. 1.60 feinesfalls überjteigen, ſodaß fich das 
Büchlein ald Dedifationd- und Belegenheitsgeichent in der beutihen Studentenmwelt 
ihnell das Bürgerrecht erwerben dürfte. Ausführlidye Proſpekte koftenfrei. 





Verlag von Austav Fischer In Jena. 


Soeben erschienen: 


ismarcks Nationaj. Einkommen u. Ver- 


ökonomische An. mögen in Preussen 
schauungen. & % & & ihre Entwicklung seit Ein- 


führung der neuen Steuern mit 
Nutzanwendung auf die Theorie 


So der Einkommenentwicklung. 
Dr. jur. et phil. &g. Brodnitz. * 
Preis: Mark 3.00. Dr. Kart DMschkt, 


Preis: 2 Mark 50 Pf. 


Yorar und x + 
Das deutsch JH Tndustriestaat. 
Fleischergewerbe I». zur 2 nme zu 


die Rechtfertigung agrarischen Zoll- 
|schutzes mit besonderer Rücksicht auf 
die Bevölkerungsfrage. 


Von 


Dr. A. Rothe | Zweite, grösstenteils umgearbeitete und 


stark vermehrte Auflage. 
Von 


| 
Preis: Mark 4.00. | Professor Adoiph Wagner, 
| Berlin. 


| Preis: 3 Mark. 


Demnächst erscheint: 


ÜJsikswirtschaftliche Chronik 


für das Jahr 1901. 
Abdruck aus den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik. 
Gegründet von Bruno Hildebrand. 
Herausgegeben von Dr. J. Conrad, Prof. in Halle a. S$., 


in Verbindung mit 
Dr. Edg. Loening, Prof. in Halle a.$. und Dr. W. Lexis, Prof. in Göttingen. 


— Preis: 14 Mark. — 


Derlag von Stanz Dahlen in Berlin W. 8. 


Beiträge zur Erläuterung des Deutihen Redts. 


Begründet von Dr. J. A. Gruchot. Herausgegeben von Dr. Raſſow, Reichsgerichts- 
rat a. D., Dr. Klingel, Unterftaatsiefretär ım Juſtizminiſterium und Dr. Eccius, 
Oberlandesgerichts-Präfident und Wirkt. Geh. Oberjuftizrath. Sehsundvierzigtter 
Yahrg. (1902). Erites Heft. Subjcriptionspreis DI. 15.—. 
— „Fir den Prozeß von bervorragender Wichtigkeit.” 
Bad (im „Handbuch des deutichen Eivilprozehrecdts“). 


Jahrbuch für Enticheidungen des Kammergerichts 


in Sachen der freiwilligen Gerichtäbarfeit, in Koſten-⸗ Stempel» und Strafiahen, 

berauägegeben von Reinhold Johow, Geh. Ober-Juftizrath und Pilter Ring, 

Kammergerichtörath. Dreiundzwanzigfter Band. 1902, Erites Heft. 
Subfertptionspreis pro Band geh. M. 6,—. geb. M. 7,25. 


— „Das Iabrbub wird nicht nur für Preußen von Bedeutung fein, fondern fich bei Der 
Gleichartigkeit der Berbältniffe in den anderen Gtiedftaaten aud dort berechtigte Anerfennung 
und damit Verbreitung verihaffen und jomit für Die gleiche Nechtsanwendung förderlich wirfen.” 

Keyßner (in d. Zeltſchrift f. Handelsrecht). 


Sammlung der zur 
Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Reichsgewerbeordnung 
ergehenden Äbänderungsgeſetze und Ausführungsbeſtimmungen, der gerichtlichen 
und verwaltungsgerichtlichen Entſcheidungen der Gerichtshöſe des Reichs und 
der Bundesſtaaten, ſowie der wichtigſten, namentlich interpretatoriſchen Erlafie 
und Verfügungen der Centralbehörden. Herausgegeben von Kurt von Kohrſcheidt,. 
Regierungsrat. Erfter Band. 1902. Heft 1 u. 2 
Subſeriptionspreis pro Yahrg. (4 Hefte) M. 123,—. 
Die Sammlung wird einen fortlaufenden Kommentar der Gewerbeordnung 
im weiteften Sinne bilden, 


vergel, Rechtſprechung 


S 1901 
650 Seiten. Gebunden M. 6.— 


Die Sammlung enthält in prägnanten, positiven Sägen die gesamte Rechtsprechung Deutschlands. 


(114) — — Unentbebrlich für jeden Juristen. 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 





























Perlaa von €. T. Hirſchfeld in Teipzia. 


Soeben erſchien: 


Die Gefehe des Deutſchen Beides 


betreffend das 


Poſt, Telegraphen- und zernipred- (Telephon-) Veſen 


nebit Ausführung: und Bollzugsbeitimmungen ſowie Erläuterungen 


Grich Aron, 


Yandgerichtärat in Straßburg i. E. 


—— 316 Seiten. Preis Mk. 3.— — 


d Schweitzer Verlag (Arthur sellier) München 








Ich ofleriere und liefere franco, | Die Bankdepotgeschäfte 


solange der Vorrat reicht: 
in geschichtl.,wirtschaftl.u.rechtl. Beziehung 


| dargestellt von 
a acl r I Y | Br. Fr. Schweyer, 


Bezirksamtsassessor, 





Gr. 8°. (VI, 171 S.) 1899. Mk. 3.50. 


Bemerkungen z. d. Entwurfe 


eines Bürgerlichen Gesetz- 
Die 
buches f. d. Deutsche Reich | Werkstatt der Kunst. 


Organ für die 
In'eressen der bildenden Künstler. 
* — Erscheint wöchentli Abonnements- 
München. 8°. (358 $.) 1892 | preis pro Quartal Mk. 1.50, bei Zusen- 
| dung durch Kreuzband Mk. 1.90. Post- 
zeitungs-Liste: Deutsches Reich und 
— — Nr. 7832a, Bayern 
r. 85la. 













Preis M. 4.—, gebunden M. 5.— 


Geschäftsstelle: 
München, Fürstenstrasse 10. 


Jür den bildenden Künstler ist die 
Zeitschrift unentbehrlich, weil sie die 
für ihn wichtigsten ——— 
Preisausschreiben und Jachnachrichten 
schnellstens und übersichtlich bringt 
Für die Kunstforscher, Kunstfreunde, 
Runstvereine, Kunsthändler, Kunstver- 
leger u. s. w. ist das Blatt von hohem 
Interesse, weil in ihm die Künstler- 
schaft selbst zu den schwebenden Jragen 
unseres Kunstlebens Stellung nimmt, 


München J. Schweitzer Sortiment 
Karlsplatz 39. (Arthur Sellier) 
Buchhandlg. f. Rechtswissenschaft. 











Bei uns ist 
antiquarisch, aber tadellos 


Conrad’s 


Handwörterhuch 


der 


Staatswissenschaften 


2. (neueste) Aufl. 


d. Schweitzer Verlag, (Arthur Sellier) München 


Die gesammten Materialien 


zu den 
das Bürgerliche Gesetzbuch und 
seine Nebengesetze betr. bayerischen 
Gesetzen und Verordnungen 
nebst den 
einschlägigen Ministerialerlassen 
herausgegeben von 


Dr. Heinr, Becher, 
kgl. Landgerichtsrath in München, 


In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62.— 


in 7 eleg. u. festen Halbfranzbänden 
| (Subskriptionspreis 142.50) 
für 106 Mk. zu haben. 


' Berlin N.W, n 

‚| Dorotheenstr. a2. Struppe & Winckler 

| Rechts- u, staatswissenschaftl, 
Spezialbuchhandl, n. Mietbücherei, 
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3. Guttentag, Derlagsbuchhandlung, ©. m. b. &., Berlin W. 35. 








dns Eyitem der Heichs-Gewerbeordnung. Si;,der, Audemüden um 


ftellt von Dr. R. Beyendorfi, Dozent der Staatswiflenihaften am Höheren 
Techniſchen Inftitut zu Göthen. 8°. Gebunden 4 Mt. 60 Pi. 


ri vom 26. Juli 1897 MReichs-Geſetzbl. 1897 ©. 663). 
95 Handwerkergeſetz Mit Einleitung und Bemerkungen unter beſonderer 
Berüdfihtigung der Ausführungs » Anweifungen der größeren Bunbesftaaten. 


Bon Dr. jur. 2. Wilhelmi, Präfident des Kaiſerlichen Statiftiihen Amts 
8°. Gebunden 6 ME. 


Konkursorduung und Anferhtungsnejeg. Muter, brionderer Merie 
ungen des Reichögerichtö herausgegeben mit Anmerkungen von R. Sydow, 


Unterftaatsjefretär, und 2, Buſch, Kammergerichtsrath. Reunte vermehrte 
Auflage. Gebunden in ganz Leinen. Preis 2 ME. 25 Pf. 


Gewerbegerichts eſttz In der Faſſung der Bekanntmachung vom 29. Sep: 

f * tember 1901. Zert» Ausgabe mit Anmerfungen und 
Samregifter von Leo Mugdan, Stadtratt; zu Berlin. Fünfte neubearbeitete 
Auflage von W. Cuno, Erſtem Bürgermeifter zu Hagen i. W. Geb. in ganz 
Leinen. Preis 2 Mt. 





Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, | Berlin W. 3. 


Die strafrechtlichen Nehengesetze 
des Deutschen Reiches. 


Dritte. gänzlich neu bearbeitete und vermehrte Auflage 














von 


Reichsgerichtsrat a.D. Dr. M. Stenglein. 


Komplett etwa Mark 28.00. Preiserhöhung nach Vollendung des Werkes (Sommer 
1902) vorbehalten, weshalb sich alsbaldige Subskription empfiehlt. 
Einzelne Lieferungen werden nicht abgegeben. 


Soeben erschien die 2. Lieferung womit bereits 32 Gesetze, also fast 
wieder der dritte Teil der neuen Auflage vorliegt. Diese dritte Auflage stellt 
sich als ein völlig nenes Werk dar, indem ihr Inhalt von 80 Gesetzen der 
ersten und 90 Gesetzen der zweiten Auflage auf 107 Gesetze gestiegen ist, wo- 
von 34 Gesetze völlig neu aufgenommen sind. Ausführliche Prospekte gratis. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen“ sowie > direkt | vom Verlag. 








Eigentum und Verlag von n J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising 





Literarische 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 


der Herren Prof. Dr. Ernst Jaeger 


in Würzburg, Prof. Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Prof. Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 











Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.-; für Abonnenten 


XV, der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 19%? 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr.5 


Jahrgang 











Bürgerliches Recht. 


1. Gierke, Dr. Otto, Geh. Justizrat u. Univ.- 
Prof., Vereine ohne Rechtsfähigkeit nach 


d. neuen Rechte. 2. Aufl. gr. 8°. (52 8.).| 


Berlin (H. W. Müller) 1.20 

Die erste Auflage dieser Abhandlung war 
1900 in der Berliner Festgabe für Dernburg 
erschienen und für die wissenschaftliche Be- 
arbeitung der schwierigen Materie geradezu 
grundlegend geworden. Die zweite Auflage 
berücksichtigt auf das Genaueste und mit 
wohlthuender Objektivität die reiche Literatur 
der Zwischenzeit. Gehandelt wird: 1. vom 
Begritfe, 2. vom Wesen, 3. von der Ver- 
fassung, 4. vom Vermögen, 5. von den inneren 
Verhältnissen, 6. vom Schuldverhältnisse, 
7. von der Stellung im Prozess und Konkurs, 
8. von der Auflösung des Vereins ohne Rechts- 
fähigkeit und 9. vom Übergangsrechte. 


2. Langen, Dr. Arnold, Assessor u. Privat- 
dozent a. d. Univ. Marburg, Die privat- 
rechtliche Stellung d. Wirte u. d. Gast- 
aufnahmevertrag, gr. 8°. (135 8.). Mar- 
burg (N. G. Elwert'sche Verlagsh.) 2.40 


Die Arbeit behandelt in gründlichen 
Untersuchungen zunächst den Begriff der 
Wirte und ihre Stellung im Privatrechte, 
insbesondere ihren Kaufmannscharakter nach 
Massrabe des neuen H.-G.-B., sodann den Gast- 
aufnahmevertrag, seine rechtliche Natur und 
seine besonderen Rechtswirkungen (Grund, 
Umfang, Ausschliessung der Haftpflicht). 
Zuletzt wird das Pfandrecht des Gastwirts 
an den eingebrachten Sachen des Gastes dar- 
gestellt. 


3. Lehmkuhl, P. Aug. S. J., Das Bürgerliche 
Gesetzbuch des Deutschen Reiches nebst 


| Einführungsgesetz. Unter Bezugnahme 
| auf d. natürliche u. göttliche Recht, ins- 
bes. f. d. Gebrauch des Seelsorgers u. 
Beichtvaters erläutert. 8°. (XX, 737 8.). 
Freiburg (Herder'sche Verlagshilg.) 
| 6.—; geb. T.— 
Der Jesuitenpater Lehmkuhl zu Valken- 
burg in Holland hat es in diesem bereits in 
4. und 5. Auflage vorliegenden Werke unter- 
ınommen, das B.-G.-B. im Hinblick „auf das 
‚natürliche und göttliche Recht‘ zu erläutern. 
Er wendet sich vornehmlich an den Seel- 
‚sorger und Beichtvater, erwartet aber auch 
von „juristischen Kreisen“ Beachtung, „weil 
‚es auch diesen von Wert sein muss, die 
katholischen Grundsätze zu kennen.“ Um 
dem ‚Juristen das Verständnis der „Er- 
läuterungen“ zu erleichtern, wird in der Ein- 
leitung der Begriff der „theologischen,“ d.h. 
‚vor Gott und dem Gewissen bestehenden 
Schuld im Gegensatze zu der auf positiver 
ı Rechtsvorschrift beruhenden „juristischen“ 
‚Schuld klargelegt. Mit Hilfe dieses Begriffs 
‚lassen sich „Schulden“ konstruieren, die im 
' Rechtssinne keine Schulden sind. So er- 
'ledigen sich in einfachster Weise die un- 
bequemen Amortisationsverbote (S. 8, 646 ff.). 
Das Vermögen kirchlicher Vereine ist, wie 
zu S 47 B.-G.-B. ausgeführt wird, im Falle 
der Auflösung nach dem Willen der kireh- 
lichen Organe zu verwenden. „Nach katholi- 
schen Grundsätzen würde sich also derjenige 
schwer versündigt haben, der im Kultur- 
kampfe nach staatlicher Auflösung kirchlicher 
Vereine oder Anstalten das betreffende Ver- 
mögen dem Fiskus ausgeliefert hätte. Wenn 
also mutige Männer derartiges Vermögen zu 
verbergen suchten, selbst auf die Gefahr 
schwerer Strafe hin, so konnte der Katholik 
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darin kein Verbrechen, sondern nur heroische 
Pflichterfüllung erkennen.“ Das staatliche 


Eherecht ist dem Verfasser natürlich höchst 


unsympathisch (8. 336 ff., 415). Auch haben 
die Kommentare des B.-G.-B. den wahren 
Sinn der eherechtlichen Vorschriften nur un- 
zureichend erfasst. Insbesondere verkennt 
Planck & 1568 Anm. 1 gänzlich „die Ab- 
sichten einer katholischen Braut“ 8. 357). 
Geradezu als Meisterwerk der Dialektik er- 
scheint gegenüber der Unzulänglichkeit 
unserer Rechtsliteratur die Ausführung zum 
$ 1564 über die Frage, in welcher Weise der 
katholische Richter beim Scheidungsurteile 
mitwirken darf (S. 416 ff.). Vorerst hat der 
deutsche Jurist in seinem Vaterlande noch 
keine Gelegenheit, zivilistische Vorlesungen 
im Geiste Lehmkuhls zu hören. Wenn aber 


erst das Reichsgesetz vom 4. Juli 1872 auf- | 
gehoben sein wird, lässt sich vielleicht auch : 


die Einführung eines konfessionellen Privat- 
rechtsunterrichts durchsetzen. 


4. Meyer, Dr. Paul, Prof. in Marburg, Das 
Erbrecht des B.-G.-B. für das Deutsche 


Reich. Ein Lehrbuch. 3. Lig. gr. 8%. 


(5. 185— 238.) Marburg (N.G. Elwert) 1.60 


Diese Lieferung behandelt die Willens- 
mängel bei letztwilligen Erklärungen, ferner 
die Nebenbestimmungen (Bedingung, Be- 
fristung) bei solchen, endlich Erbeinsetzung 
und Anwachsung. 


5. Pfizer, 6., Das Recht des B.-G.-B. Gemein- ı 


fasslich dargestellt. 4. Aufl. Lig. 10— 14. 
8°. Ravensburg (Otto Maier) ä —.50 


Die Lieferungen enthalten den Schluss 
des Familienrechtes, das Erbrecht und das 


Einführungsgesetz mit Registern. Wie bereits . 


bemerkt, verdient diese nun in 4. Auflage 


' abgeschlossene „gemeinfassliche“ Darstellung 
‚alles Lob. 

6. Rehbein, H. Dr., Reichsgerichtsrat, Das 

Bürgerl. Gesetzbuch mit Erläuterungen 

4. Lfg. (Bd. ITS. 1—160.) Berlin H. W. 

Müller) 3% 


Die Anlage des Werkes ist unseren Lesern 
‚ bekannt. In der vorliegenden Lieferung haben 
‚die $$ 241—312 B.-G.-B. eine eingehende und 
‚auf sorgfältiger Verwertung der älteren Ju 
| dikatur beruhende Erläuterung gefunden. 


7. Schneider, Konr., Öberlandesger.-Rat in 
Stettin, Treu u. Glauben im Rechte der 
Schuldverhältnisse d. Bürg. Gesetzbuches. 
8°. (VIII, 241 8.). München (C. H. Beck) 

50 

Die Grundgedanken der interessanten Ar 
beit sind folgende: „Der $ 157 B.-G.-B. furdert 
eine verständige Auslegung des durch Rechts- 
geschäft gesetzten Rechts von den Beteiligten 
und sichert sie durch den gleichen Befehl 
an den Richter“. Die Vorschrift sorgt aber 
zugleich dafür, „dass die Worte dieses ge 
setzten Rechts nicht für weiter wirkend an- 
erkannt werden, als ihnen nach Treu und 
Glauben zukommt“. Der $ 242 fordert nicht 
nur volle Vertragstreue nach dem gesetzten 
Rechte, sondern auch von den Vertrags 
beteiligten für die Ausführung der Schald- 
rechtsverbindlichkeit eine beiderseitige Be» 
bachtung von Treu und Glauben, soreit das 
gesetzte Recht Pflichten und Rechte nicht 
selbst bestimmt. Ihre Erfüllung hat der 
Richter nach der von ihm in unparteiisch- 
sorgsamer Prüfung zwischen den beiderseitigen 
Rechtsinteressen seinerseits festzustellenden 
Mittellinie, wie es der Gesetzgeber wohl selbst 
gethan hätte, zu beurteilen, unter jede- 
maliger Berücksichtigung einschlagender Ver 
kehrssitte‘“. 


Handels-, Wechsel- und Seerecht. 


1. Bachmann, Dr. 6., Die Sonderrechte des 
Aktionärs. Mit besond. Berücksicht. des 
deutschen u. schweizer. Rechts. gr. $°. 
226 S.). Zürich (Schulthess & Co.) 3.60 


Die gegenwärtige wirtschaftliche Depres- 
sion in Deutschland legt die Frage nahe, ob 
die vorausgehende Zeit des Aufschwungs, 
insoweit es sich um die zahlreichen Neu- 
gründungen und Umwandlungen in die Form 
von Aktiengesellschaften handelt, nicht viel- 
fach einer gesunden Unterlage entbehrt hat. 
Wiederum wie in frühern Dezennien werden 
Stimmen laut, die das Recht der Aktien- 


gesellschaften einer Kritik unterwerfen und 


im Vordergrund der Erörterung steht die 
Rechtsstellung des Aktionärs in der Gesell- 
schaft, sein Stimmrecht, seine Rechte auf 


Dividende und Liquidationserlös, sowie die; 


' von der Rechtsordnung zum Schutz und zur 
Wahrung dieser Einzelrechte aufgestellten 
Normen. Insbesondere steht die zur Zeit in 
Osterreich im besten Gang betindliche, zeit- 
' gemässe Reform des Aktienrechts im Zeichen 
einer eifrigen Diskussion der Rechte des 
. Aktionärs. 

Obiges Buch bietet nun eine Gesamt 
darstellung dieser Rechte unter eingehender 
Erörterung der mannigfachen, von der\Wissen- 
schaft und der Praxis angeregten Streitfragen. 
Alseine Arbeit, welche die so sehr umstrittene 
und doch so wichtige Lehre der unentzieh- 
baren Aktionärrechte auf Grund der deutschen 
 Aktiengesetzgebung früherer und jetziger 

Gestalt unter ausgiebiger Benützung der 
einschlägigen Literatur und Praxis in aus 
führlicher Weise behandelt, dürfte das Werk 
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von den interessierten Kreisen wie von der 
Wissenschaft lebhaft begrüsst werden und 
als praktisches, mit (Gesetzes- und Sach- 
register versehenes Hilfs- und Nachschlage- 
buch insbesondere Aktionären, Banken, Ge— 
sellschaften, Richtern, Anwälten, Finanz- | 
männern etc. gute Dienste leisten. | 
| 

2. Burckas, H.1., Rechtsanw. in Leipzig, | 
Aktionär u. Gläubiger im Konkurse der | 
Aktiengesellschaft. Eine Abhandlg. üb. | 
Reservefonds u. Regressanspruch. gr. 8". 

(75 S.). Leipzig (Feodor Reinboth) 1.50 | 


Die interessante Abhandlung befasst sich 
mit der Frage, ob im Konkurs einer Aktien- | 
gesellschaft die Aktionäre Rechte in Bezug | 
auf den KReservefonds und auf etwaige | 
Regressansprüche gegen Vorstand und Auf- 
sichtsrat geltend machen können. Im Gegen- | 
satze zur gemeinen Lehre wird die Frage 
vom Verfasser in bestimmten Grenzen be- | 
jaht. Eine nähere Würdigung der von, 
Burckas geltend gemachten Gründe muss 
sich der Referent vorbehalten. 


3. Gemünd, Dr. W., Rechtsanw., u. Red. 
Frz. Knödgen, Wie kann unser Aktien- 
wesen gesunden? Mängel im deutschen 
Aktienrecht u. Vorschläge zu ihrer Be- 
seitigung. (63 8.) gr. 8°. Köln (P. Neubner) 

1.50 

Die in letzter Zeit erfolgten zahlreichen Zu- 
sammenbrüchedeutscherAktiengesellschaften, 
die in den meisten Fällen auch den beteiligten 
Aktionären vollständig überraschend gekom- | 
men sind, lenken die allgemeine Aufmerk- 
samkeit auf das geltende Aktienrecht. Es 
kann kein Zweifel bestehen, dass ein Gesetz, 
das solche unheilvolle Ereignisse ermöglicht, | 
nicht ohne Schuld an den Vorkommnissen | 
ist. Dies zu zeigen und gleichzeitig Vor- 
schläge nnd Anregungen zu einer besseren 
Ausgestaltung des Aktienrechts zu geben, ist 
der Zweck der vorliegenden Ausführungen. 


Die Verfasser fordern zunächst eine Ver- 
schärfung und Ergänzung der von der Ver- 
waltung handelnden Vorschriften, insbeson- 
dere durch eine engere Präcisierung der 
Pflichten des Aufsichtsrats und des Vorstands 
und eine Regelung der den Vorstands- und 
Aufsichtsratsmitgliedern zu gewährenden 
Vergütung. Bezüglich der Aktionäre wird 
insbesondere eine Erweiterung ihrer Rechte 
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als dringendes Bedürfnis bezeichnet. Ausser- 
dem wird noch einer schnelleren und ein- 
gehenderen Abfassung der (Geschäftsberichte, 
einer Verstärkung des gesetzlichen Reserve- 
fonds sowie einer grösseren Spezialisierung 
der Bilanz das Wort geredet. 

Das klar und lebendig geschriebene Schrift- 
chen dürfte allseits Interesse erwecken. Sch. 


4. Gütschow, Dr. jur. C., Seer. d. Handels- 
kammer zu Hamburg, Die Beseitigung d. 
Haftung d. Rheders f. Collisions-Schäden. 
gr. 80. (315.). Hamburg (L. Friederichsen 
& Co.) 1.50 


Die Abhandlung kritisiert den vom Comite 
maritime international vorgeschlagenen Code 
international sur l'abordage und macht ein- 
gehend begründete Vorschläge. 


5. Kaufmann, Emil, Rechtsanw. in Magde- 
burg, Handelsrechtliche Rechtsprechung 


1900/01. IL. Bd. 16°. (VIII, 242 S.). 
Hannover (Helwing'sche Verlagsbuch- 
handlung) geb. 3.50 


Das trefflich ausgestattete Bändchen bringt 
einen zweiten Teil zur handelsrechtlichen 
Rechtsprechung 1900/1901, über deren Brauch- 
barkeit wir uns bereits geäussert haben. In 
diesem zweiten Teile sind erheblich mehr 
Zeitschriften benutzt, als im ersten. Neu ist 
auch die Hereinziehung der Gewerbeordnung 


' und des Gesetzes über die Abzahlungsgeschäfte. 
‘ Besonders schätzbar ist die Beigabe eines aus- 


führlichen alphabetischen Sachregisters. 


6. Schaps,Dr.Geo., Amtsricht., Das deutsche 
Seerecht. Kommentar zum 4. Buche des 
Handelsgesetzbuches vom 10. V. 1897 u. 
den seerechtl. Nebengesetzen. gr. 8°. Lig.5. 
(S. 305384.) Berlin (J. J. Heine) 1.50 


Mit der nunmehr erschienenen 5. Lieferung 
ist das Schaps’sche Seerecht bis zur Erläu- 
terung des $ 605 H.-G.-B. vorgeschritten. 
Den 88 592—#605 ist ein Anhang beigegeben, 
welcher die Partikulargesetze betr. die Lö- 
schung der Seeschiffe enthält. Der Schluss 
der Lieferung bringt auch einen Exkurs zu 
den Vorschriften über Ladung und Löschung, 
der sich zunächst über Quaianstalten ver- 
breitet. Sch. 


Civilprozess- mit Vollstreckungsrecht. 


I. Gaupp, Dr. L., u. Dr. Friedr. Stein, Die | 
Civilprozessordnung für das Deutsche 


Prof. Dr. Stein. 19/230. Lig. gr. 8”. 
(8.401560). Tübingen (J.U. B. Mohr) 1.35 


In diesem Doppelhefte wird der Kom- 
729 bis zum 8 815 C.-P-O. 
in den komplizierten 


Reich. 4. u. 5. Auflage. Auf der Grund- | 
lage des am 1. Jan. 1900 in Kraft ge- mentar vom $ 
tretenen Rechtes neu bearbeitet von fortgeführt. Auch 
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Fragen des Vollstreckungsrechtes bewährt ı brauch. Das Werkchen wird dem reichs- 
sich die Meisterschaft des Bearbeiters der ländischen Praktiker gute Dienste leisten. 


4. Auflage. Er beherrscht die gesamte neue 

Literatur und Judikatur, weicht keiner | 4. Rottmann, Ed., Oberamtsricht. a. D, 

Schwierigkeit aus und bekundet bei strengster Handbuch £. den Gerichtsvollzieherdienst 

Wissenschaftlichkeit einen gesunden Sinn für nach dem bürgerlichen Gesetzbuche m. 
| Nebengesetzen, den revidierten Reichs- 


die Bedürfnisse der Praxis. 
| justizgesetzen u. den landesrechtlichen 
| Bestimmungen im Königr. Bayern m. der 
| Neuorganisation vom J. 1900. 2, gänzlich 
umgearb. Aufl. m. ausführl. Inhalts-Ueber- 
sicht, ausführl. Sachregister u. 40 For- 
mularien in 25 Beilagen. (In 5 Lin. 
1. Lfg. (96 8.). gr. 8°. Würzburg (Stahel's 

3 


Verl.) — 
Subskr.-Pr. f. vollständig 13.— 


2. Luks, Waldemar, Justizrat, Das An- 
fechtungsgesetz v. 21. Juli 1879 u. d. 
8 29 ff. d. Konkursordnung v. 10. Febr. 
1877 erl. durch d. Entsch. d. Reichsger. | 
2. Aufl. 8°. (71S.). Berlin H. W. ie 
14 
Der Verfasser hat . a. — —— 
Arbeit die reichsgerichtliche Rechtsprechung e : — 
zu den Vorschriften über die Anfechtung Das inhaltsreiche Handbuch gibt eine auf 
ausserhalb und innerhalb des Konkurses in langjähriger Praxis beruhende Darstellung 
dankenswerter Übersichtlichkeit zusammen- , des gesamten die Thätigkeit der Gerichts 
gestellt. Die Beschränkung auf die Wieder- | Yollzieher betreffenden Rechtsstoffes. Die 


gabe der Judikatur des R.-G. kann indessen | vorliegende erste Lieferung behandelt den 


nieht gebilligt werden, umso weniger, als | ®llgemeinen Teil des Werkes, insbesondere die 


es für grundlegende Entscheidungen fraglich 
geworden ist, ob sie auch unter der Herr- 
schaft des neuen Rechtes noch anwendbar | 
sind. So kommt es, dass die wichtigste 
Frage des Anfechtungsrechtes, die Frage, ob 
die Anfechtung im neuen Rechte dingliche 
oder nur obligatorische Wirkung äussere, 
überhaupt nicht berührt wird. | 
| 
3. Rittmann, Otto, Rechngs.-Rat, Gerichts- 

kostengesetz für Elsass-Lothringen v. 

6. Dez. 1899, Erläutert. 16°. (326 S.). 


Fragen der Ernennung, rechtlichen Stellung, 
Zuständigkeit, Ausschliessung des Gerichts 
vollziehers, die Dienstesvorschriften, das ganze 
Kostenwesen, die Aufsicht u. s. w. Überall 
sind die neuesten Vorschriften berücksichtigt. 
Das Werk dürfte nicht nur für den bayerischen 
Gerichtsvollzieher unentbehrlich, sondern auch 
der Praxis ausserhalb Bayerns von Nutzen sein. 


5. Sydow, R., Unterstaatsseer., u. Kammer- 
ger.-Rat L. Busch, Konkursordnungn. An- 
fechtungsgesetz. 9. Aufl. 16°. (XXX, 
399 S.). Berlin (J. Guttentag) geb. 235 


Strassburg i. E. (W. Heinrich) 


. | 
geb. in Leinw. 4.— Die Sydow-Busch'sche Ausgabe der K.U. 
Der durch seinen Kommentar zum Reichs- | 


‚gehört zu den trefflichsten Werken der 
gerichtskostengesetze bestens bekannte Ver-  Guttentag’schen Sammlung und ist ohne 
fasser gibt in der vorliegenden, gut aus- Frage die beste erläuterte Textausgabe des 
gestatteten und preiswürdigen Ausgabe ein- | Gesetzes. Die neue Auflage hat namentlich 
gehende, sachkundige Erläuterungen zum die seit Erscheinen der 8. Auflage publizierte 
G.-K.-G. für Elsass-Lothringen. Ein sehr aus- Rechtsprechung nachgetragen, im Einzelnen 


führliches Sachregister erleichtert den Ge- auch sonst manche Verbesserung erfahren. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Begnadigungsrecht, das. Altes u. Neues 
aus Leben u. Reichstag. Vom Verf. der 
Schrift „Die Aufgaben des Verteidigers“. 
8°. (29 S.). Berlin (H. Bermühler) —.50 


Dass die Begnadigung vorzugsweise den 
Zweck hat, den Gegensatz zwischen dem 
strengen allgemeinen Rechte und den von 
ihm nicht berücksichtigten, Billigkeit hei- 
schenden Besonderheiten des einzelnen Falles 
auszugleichen, ist eine Auffassung, welche 
wohl als die in der Strafrechtswissenschaft 
und der Rechtsphilosophie herrschende an- 
zusehen ist. Verfasser weist der Begnadigung 
ausschliesslich diese Aufgabe zu, will in erster 
Linie nicht ein Begnadigungsrecht, sondern 
nur eine Begnadigungspflicht gelten lassen, 


von der in allen geeigneten Fällen Gebrauch 
zu machen ist, während ausserdem die Be 
gnadigung ausgeschlossen sein soll und ver- 
langt, dass alle Begnadigungsakte mit Grün- 
den versehen und der vollen Öffentlichkeit 
mitgeteilt werden sollten. Ob sich die Auf- 
gabe der Begnadigung wirklich in der Er- 
füllung ihres Hauptzweckes, das strenge 
Recht zu korrigieren erschöpft, kann hier 
dahingestellt bleiben. Jedenfalls darf sie 
niemals zu einem Mittel persönlicher Be 
günstigung Einzelner auf Kosten der Ge 
rechtigkeit herabgewürdigt werden. Das 
diese Wahrheit wieder einmal mit aller Ent- 
schiedenheit betont wurde, darin gipfelt der 
Wert vorliegender Schrift, wenn auch die 
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Berechtigung der sonst darin ausgesprochenen 
her teilweise in Zweifel gezogen werden 
an. 


2. Brack, H., Polizeichef, Erklärungen 
zur anthropometrischen Signalementsauf- 
nahme, soweit solche f. den subalternen 
Polizeibeamten zum Verständnis e. Sig- 
nalementes notwendig sind. Zusammen- 
gestellt nach dem „anthropometr. Signale- 
ment“ v. Alphons Bertillon (deutsch von 
Prof. Dr.v. Sury)u.nach denAufzeichngn. 
aus dem f. Polizeibeamte abgeh. Kurs f. 
Anthropometrie im Frühj. 1900 in Bern. 
8°. (41 S. m. 10 S. Formularen.) Aarau 
(H. R. Sauerländer & Co.) 

geb. in Leinw. 1.80. 


Der ausführliche Titel gibt den Inhalt 
und den Zweck des Büchleins erschöpfend 
an. Für die Reihenfolge der einzelnen Punkte 
war die vom eidg. Justiz- und Polizeideparte- 
ment herausgegebene Signalementskarte, die 
dem Werkchen beigefügt ist, massgebend. 
Ein alphabetisches Sachregister erleichtert 
die Auffindung dieser Punkte. 


3. Budde, Dr. E,, Energie u. Recht. Eine 


physikalisch-jurist. Studie. (VII, 96 S.). 
gr. 80. Berlin (C. Heymann) 1.60 


Die s. Zt. lebhaft geführte Kontroverse, 


ob widerrechtliche Entziehung von Elektrizi- | 


tät unter die Bestimmungen des St.-G.-B. 
gebracht und ob sie insbesondere als Dieb- 
stahl oder als Betrug oder als Sachbe- 
schädigung bestraft werden könne, ist bekannt- 
lich durch das Erscheinen des Gesetzes v. 
9. April 1900 betr. die Bestrafung der Ent- 
ziehung elektrischer Arbeit zur Ruhe gebracht 
worden. „Elektrische Energie“ ist aber nicht 
das einzige „energetische Wertphänomen,“ 
welches widerrechtlichen Angriffen ausgesetzt 
sein kann. Es jst insbesondere auch mög- 
lich, dass mechanische Energie, über welche 
der Eine verfügt, von einem Anderen zu 
eigennützigen Zwecken abgezweigt oder auch 
boshaft entwertet, z. B. eine rotierende Trans- 
mission benutzt, eine Druckwasser- oder 
Druckluftleitung angebohrt wird u. dgl. Da 
Fälle dieser Art von dem eitierten Gesetze 
nicht getroffen werden, würde ihr Auftauchen 
im praktischen Leben den Juristen, der sie 
zu beurteilen hätte, wiederum vor eine 
höchst schwierige Frage stellen, die nach 
dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung 
wohl meistens dahin zu entscheiden wäre, 
dass solche Handlungen strafrechtlich nicht 
oder doch nicht entsprechend verfolgt werden 
können. Verfasser will nun mit der vor- 
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‚liegenden Schrift zeigen, dass der mit dem 
Gesetz v.9. April 1900 betretene Weg mit 
der Zeit dahin führen muss, allen Energie- 
‚werten ohne Unterschied der Form vollen 
Rechtsschutz zu gewähren. Zu diesem Be- 
hufe beleuchtet er zunächst die Werte, welche 
im Rechtsverkehr eine Rolle spielen, von der 
rein physikalisch-energetischen Seite und zwar 
in einer auch für den Nichtphysiker ver- 
ständlichen Darstellung. Er bespricht der 
‘Reihe nach die mechanische Energie, die 
ı Wärme, die chemische Energie, die Energie 
‚des Lichtes, die tierische Muskelkraft und 
‚die elektrische Energie, wobei er durchweg 
seine Ausführungen mit leichtfasslichen Bei- 
‚spielen illustriert. Der zweite Abschnitt ist 
der Darlegung der wirtschaftlichen Werte 
‚ dieser Energieen, der dritte der Frage ge- 
' widmet, wie der Einzelne diese Werte be- 
herrscht und wie sie ihm entzogen werden 
' können, um schliesslich zu zeigen, dass ein 
ı Bedürfnis nach strafrechtlichem Schutze wenn 
‚auch nicht für alle diese Energiewerte, so 
‚doch für einen grossen Teil derselben besteht. 
Die Abhandlung ist äusserst klar und an- 
regend geschrieben. 
' 4. Stenglein, Dr. M., Reichsger.-Rat, Ap- 
| pelius, Dr. H., Staatsanw., und Prof. 
| Dr. G. Kleinfeller, Die strafrechtlichen 
| Nebengesetze des Dentschen Reichs. 
Dritte, gänzlich nen bearbeitete u. ver- 
mehrte Auflage, bearb. von Dr. M. Steng- 
| lein. 2. Lig. gr. 8°. (8. 193—416). Berlin 
(Otto Liebmann) 5.20 
Die zweite Lieferung dieses Kommentars, 
über dessen Erscheinen in dritter Autlage 
wir bereits in Nr. 2 des laufenden Jahrgangs 
dieser Mitteilungen berichtet haben, enthält 
die Gesetze betr. den Geldverkehr, die Ver- 
'kehrsanstalten und einen Teil der Gesetze 
über das Gesundheitswesen und die Lebens- 
mittel. Auch auf diesen Gebieten hat die 
Gesetzgebung seit Erscheinen des Supplements 
zur zweiten Auflage dafür gesorgt, dass der 
Verfasser seine Sammlung erläuterter Gesetze 
erheblich zu bereichern hatte. Nen sind das 
'Hypothekenbankgesetz vom 13. Juli 1899, 
' die Zusätze zum Postgesetze, die Verordnung 
‚über das Telegraphenwesen im Kiautschou- 
‚ Gebiete, die internationale Sanitätskonvention 
v. 3. April 1894 mit Zusatzerklärung v. 
30. Okt. 1897, das Gesetz v. 3. Juni 1900 betr. 
die Schlachtvieh- und Fleischbeschau, das 
ı Gesetz v. 30. Juni 1900 betr. die Bekämpfung 
‚ gemeingefährlicher Krankheiten, das Wein- 
gesetz v. 24. Mai 1901. 





Kirchenrecht. 


1. Gillmannn, Dr. theol. Franz, Die Resigna- 
tion d. Benefizien. Historisch-dogmatisch 
dargestellt. Sep. Abdruck aus d. Archiv 


f. kath. Kirchenrecht. gr. 8°. (200 8.). 
| Mainz (Franz Kirchheim) 2,80 
Diese tichtige, von der theologischen Fa- 
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kultät der Universität München approbierte 
Inauguraldissertation behandelt ihr "Thema 
in eingehendster historisch-dogmatischer Dar- 
stellung, so dass kaum irgend eine Detail- 
frage unberührt bleibt und namentlich auch 
der geschichtlichen Entwickelung des Instituts 
mit einer bisher ihr noch nicht zugewendeten 
Gründlichkeit nachgegangen ist. Die Lehre 
bietet auch interessante Beispiele für die 
Verweigerung der Annahme (Rezeption) päpst- 
licher Gesetze durch die deutschen Bischöfe 
(8. 40, 61, 167; eonf. 8. 57). 


w2 
zwinglische Richtung. Die Lektüre der leben- 
dig geschriebenen Abhandlung ist in histe- 
rischer, theologischer und juristischer Hin- 
sicht interessant. 


3. Heiner, Dr. Franz, Prof., Katholisches 
Kirchenrecht. II. Bd. Die Regierung der 
Kirche. 3. Aufl. gr. 8°. (IX, 480 8.) 

Paderborn (F.Schoeningh) 4.—; geb. 5.0 
Dieser zweite Band des Heiner’schen Lehr- 
buchs des katholischen Kirchenrechts bestätigt 


das günstige Urteil, das wir im vorigen Jahr- 
'gange dieser Blätter S. 647 f. über das nun 
2. Hans, Dr. Wilh., Gutachten u. Streit- bereits in 3. Auflage komplet vorliegende 
schriften üb. d. jus reformandi des Rates, Werk aussprachen. Der Gesamtpreis für beide 
vor u. während d. Einführung d. offiziellen Bände mit zusammen 853 Seiten beträgt 
Kirchenreform in Augsburg (1534 - 1537). ı 7 M. 60 Pf., geb. 10 M. 
gr. 8°. (85 8.) Augsburg (J. A. Schlosser- Bei der Lehre von der Entstehung des Ps 
sche Buchhandlung) 2.70 tronats ($. 200 ff.) hätten die Untersuchungen 
Den Gegenstand dieser Schrift bilden die von Ulrich Stutz nicht unerwähnt bleibe 
zum Teil noch ungedruckten Gutachten und sollen. 
Streitschriften über das Recht des Rates, — 
also der weltlichen Obrigkeit von Augsburg, 4. Sägmüller, Dr. J.B., Prof., Lehrbuch des 
zur Einführung der Reformation in dem Stadt- katholischen Kirchenrechts. 2. Teil: Ver 
gebiete. Inhalt und Charakter der Schriften fassung der Kirche. gr. 80. (V, 4008.). Frei 
werden, soweit erforderlich, in ihrem Zu-. burg i. Br. (Herder'sche Verl.-Buchh.) 30 
sammenbange mit der Persönlichkeit der, Dem im vorigen Jahre erschienenen ersten 
Verfasser, unter denen sich der Humanist | Teile dieses Lehrbuchs, der neben einer Ein- 
Peutinger, dann die Unterzeichner des Witten- ‚ leitung das erste Buch: „Kirche und Kircher- 
berger Gutachtens: Zuther, Creutziger, Bugen- | politik“ und das zweite Buch: „Quellen des 
hagen, Justus Jonas und .Melanchthon be- | Kirchenrechtes‘ gebracht hatte, ist verhältnis 
finden, sowie in ihrer Beziehung zur Augs- | mässig rasch der zweite (und vorletzte) Teil 
burger Kirchenreform in chronologischer , gefolgt, der das dritte Buch: „Verfassung 
der Kirche“ enthält, Im allgemeinen ver 


Reihenfolge dargestellt. Sodann werden die 
Anschauungen über das Recht, über Kaiser weisen wir auf unsere Anzeige im vorigen 


und Reich, über die Rechte und Pilichten | Jahrgange dieser Blätter S. 457 f. Wir stehen 
der weltlichen Obrigkeit gegenüber der Re- übrigens nicht an, das Werk nunmehr, da 
ligion und damit über das Verhältnis von der grössere Teil desselben vorliegt, als eine 
Staat und Kirche, wie sie in den Schriften klar und durchsichtig geschriebene, inhaltlich 
zu Tage treten, nach den verschiedenen Haupt-  verlässige und besonnene Bearbeitung des 
richtungen der Zeit geordnet, unter Mitteilung katholischen Kirchenrechtes besonders für 
ausführlicher Zitate vorgeführt. Die hervor- Studierende, aber auch für Praktiker zu be 
tretenden Hauptrichtungen sind der von hu- | zeichnen, die ein ausführliches Handbuch ent- 
manistischen und protestantischen Ideen be- | behren können. Wertvoll sind die reichen 
einflusste Reformkatholizismus, die luther- | Literatvrangaben, namentlich für die neuere 
ische Richtung in zwei Spielarten und die | Zeit. 








Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 
Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Arndt, Dr. A,, Geh. u. Öberbergrat, Prof. | der Krone in Preussen und anderen Bundes 
Die Stellung der Krone Preussen zu den | staaten unter Verwerfung der herrschenden 


Universitäten. Festrede. (16 8.) gr. 8”. 
Königsberg (Gräfe & Unzer) —.60 


In dieser akademischen Festrede vertritt 
Arndt mit Beziehung auf die Universitäts- 
statnten und sonstige Regulative über das 
Unterrichtswesen, auf die preussische Ver- 
ordnung über Witwen- und Waisengelder bei | 
Professoren u. s. w. seine bekannten Anschau- | 
ungen über die Begriffe Gesetz und Rechtssatz 
sowie über das selbständige Verordnungsrecht | 


‚ Anschauungen, wonach Rechtssätze nur noeh 

vom Gesetzgeber oder auf Grund gesetzlicher 
‚ Ermächtigung erlassen werden können (vergl. 
‘den vorigen Jahrg. dieser Blätter S. 521 f. 
Anschütz). In einer Anmerkung ist eine aus 
führlichere Begründung in einem demnächst 
erscheinenden Werke über das selbständige 
Verordnungsrecht angekündigt. 


2. Geyerhahn, Siegfried. Das Problem der 
verhältnismässigen Vertretung. Ein Ver 
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such seiner Lösung. (Wiener staats- 
wissenschaftliche Studien. TIL. Bd. 4. H.) 
er. 8°. (50 8.) Tübingen (J. C.B. Mohr) 

im Abonnem. 1.40; einzeln 1.80. 


Die interessante Schrift, der ein Vortrag | 
des Verfassers im staats- und verwaltungs- 
rechtlichen Seminar der Wiener Universität 
zu Grunde liegt, enthält einen Vorschlag | 
zur Verwirklichung des Proportionalwahl- 
systems — zunächst für Parlamentswahlen — 
unter Wahrung der Vorteile, die das bisher 
herrschende System der Einerwahl gegenüber 
der mehrstelligen Wahl sowie die Einteilung 
des Landes in Wahlbezirke bieten. Die 
Grundzüge des theoretisch eingehend be- 
gründeten und in seiner Detaildurchführung 
wie in seinen praktischen Wirkungen be- 
leuchteten Vorschlags sind: Es werden nur 
halb so viele Wahlbezirke gebildet, als Man- 
date zu vergeben sind. Innerhalb der ein- 
zelnen Bezirke herrscht Einerwahl. Die Ab- 
grenzung der Wahlbezirke unterliegt nach 


ischen Gesamtstaatsministeriums 
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'Inhalt der wichtigsten Erkenntnisse näher 
'ein. Das Büchlein wird sicher in den be- 
‚teiligten Kreisen frendig begrüsst werden. 


4. Knischewsky, Dr. Paul, Das preuss. Ge- 
samtministerium. Eine staatsrechtliche 
Stndie. gr. 80. (66 S.). Berlin (Struppe 
u. Winckler) 1.60 
Die staatsrechtliche Stellung des preuss- 

ist 1803 

von Zorn und 1895 von Gneist zum Gegen- 

stand eingehender Abhandlungen gemacht 
worden, wobei sich erhebliche Meinungsver- 
schiedenheiten ergeben haben. Die vorliegende 

Arbeit sucht nun zur Austragung der ent- 

standenen Streitfragen auf Grund einer streng 

rechtshistorischen Untersuchung der bis zum 

Jahre 1808 zurückreichenden Reihe der ein- 

schlägigen Rechtsakte beizutragen. Nach 

einem Überblick über die Zentralverwaltung 
vor 1806 werden die Vorgeschichte der Ver- 
ordnung vom 16. Dez. 1808, diese selbst, die 





jeder Wahl einer Revision. Absolute Mehr- 
heit, eventuell Stichwahl oder Losentscheid 
bestimmt so die Besetzung der ersten Hälfte 
aller Mandate. Nun wird von einer beson- 
deren Zentralstelle, die auch die Kandidaturen 


der als Parteiangehörige oder als „Wilde“ 


aufgetretsnen Mandatsbewerber anzunehmen 
und zu prüfen hatte, berechnet, wie viele 


Stimmen jeder Partei (und den zusammen 


als eine Partei zu behandelnden „Wilden“) 
im ganzen Lande zugefallen sind und wie | 


I 


viele Abgeordnete hienach jede Partei nach 


dem Verhältnisse der erhaltenen Stimmen 
hätte. Hierauf wird jeder Partei die ihr 
proportionaliter noch fehlende Zahl von Ab- 
geordneten aus den in ihren Bezirken nicht- 
gewählten Kandidaten der Partei nach Mass- 
gabe der Zahl der erhaltenen Stimmen zu- 
gewiesen. So wird 
Mandate besetzt. 


3. Holtz, Dr. L., Reg.-Assess., Die Fürsorge | 
f. die Reinhaltung der Gewässer auf 


Grund der allgemeinen Verfügung vom 
20. II. 1901. Auf amtl. Veranlassg. er- 
läutert. (VIII, 50 S.). gr. 8°. Berlin 
(C, Heymann) — 


Die für Preussen praktisch so wichtige | 
allgemeine Verfügung vom 20. Februar 1901, | 
betr. Fürsorge für die Reinhaltung der Ge- 


wässer, ist hier auf amtliche Veranlassung 
behufs Ermöglichung der Verbreitung in 
weiteren Kreisen abgedruckt und unter Be- 


nützung amtlichen Materials für Behörden | 


und Laienkreise erläutert. Sie weisen, wie 
das Vorwort besagt, zu diesem Zwecke auf 
diejenigen praktischen und rechtlichen Ge- 
sichtspunkte hin, die sich erst aus einem 


eingehenden Studium der Verfügung und der 


ihr zu Grunde liegenden Materialien ergeben, 


ergänzen die in der Verfügung angezogene | 
Judikatur und Literatur und gehen auf den | 


die zweite Hälfte der 


Verordnungen vom 27. Okt. 1810, 3. Juni 1814, 
20. März und 3. Nov. 1817, die Zeit von 1822 
(Tod des Staatskanzlers Hardenberg) bis 1850, 
die Verfassungsurkunde und die Zeit nach 
1850 zum Gegenstand der Erörterung ge- 
macht. Der Verfasser kommt zu dem Er- 
gebnisse, dass in Preussen zwischen dem 
Könige und den Ressortministern eine die 
Einheit der obersten Verwaltung sichernde 
Institution weder im Gesamtministerium, 
dem eine die Ressortminister bindende Be- 
schlussfassung nieht zustehe, noch im 
. Ministerpräsidenten, dem bis heute ein Recht 
anf materiellen Einfluss gegenüber den 
Ressortministern versagt geblieben sei, sohin 
weder im Sinne des Kollegial- noch des 
' Präfektursystems verwirklicht sei. Er erblickt 
hierin mit Zorn gegen Gneist den Mangel 
einer für jeden Grossstaat unentbehrlichen 
Institution und smcht die abweichenden 
Schlussfolgerungen Gneists zu widerlegen. 


5. Luther, Hans, Ger.-Ass., Das Ges. üb. d. 
Enteignung von Grundeigentum vom 
12. Juni 1574. Textausg. m. Anmerk. u. 
Sachregister. 16°. (XII, 140 S.). Berlin 
(Franz Vahlen) 1.60 


Eine brauchbare Textausgabe des preuss- 
ischen Enteignungsgesetzes, deren Anmerk- 
ungen die Einwirkungen des B.-G.B. und 
seiner Nebengesetze berücksichtigen, auf die 
sonst einschlägigen Gesetze, dann auf die 
wichtigsten Verordnungen, Erlasse, Ver- 
 fügungen und Anweisungen mit kurzer In- 
haltsangabe verweisen und die wesentlichsten 
neueren Entscheidungen verwerten. 


; 6. Peege, B, Die deutschen Eisenbahn- 
Gesetze sowie d. Einrichtungen d. Eisen- 
bahnen Dentschlands u. d. Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Unter 
Mitwirkung mehrerer Oberbeamten u. 
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Beamten der Kgl. Süchs. Staatseisen- | 
bahnen herausgegeben. 3. neubearb. Aufl. 
8°. (166 8.). Dresden (C. Heinrich) 
geb. 2.— 
Das 1894 erstmalig erschienene und nun 
in 3. Auflage vorliegende Werkchen verfolgt „ou 
den Zweck, „die gesetzliche Grundlage des Königsberg (F. Beyer) 
deutschen Eisenbahnwesens sowie die auf Bau Eine gute Erlanger Inauguraldissertation, 
und Ausrüstung, Betrieb und Verkehr bezüg- | welche zu den zahlreichen Streitfragen der 
lichen Einrichtungen nach ihrem Entstehen, Materie in wohlüberlegter Weise Stellung 
Inhalt u. s. w. in gedrängter Kürze übersicht- | nimmt. Sie behandelt demgemäss zunächst 
lich darzustellen und damit ein Nachschlage- | die Stellung Elsass-Lothringens im Reich 
buch zu schaffen, das zugleich als Führer und die Frage, wer Inhaber der Staatsgewalt 
durch die zahlreichen Dienstvorschriften | über das Reichsland sei, sodann die Frage, 
dienen und eine Vertiefung in die letztere ob der Kaiser verpflichtet sei, einen Statt 
erleichtern soll.“ Die einzelnen Abschnitte be- halter zu ernennen, die rechtliche Natur de 
handeln die gesetzlichen und verfassungs- | Statthalteramtes, die Rechte und Pflichten 
mässigen Normen in 20 Nummern, die Ein- | des Statthalters in seinen verschiedenen Eigen 


fassung aber wesentlich in demokratischem 
Sinne modifiziert sei. 





8. Thomas, Erich, Refer., Die staatarecht- 
liche Stellung des Statthalters v. Elsass 
Lothringen. Diss. gr. 8. (VII, 57 8} 


richtungen der Eisenbahnen Deutschlands in 
9 Nummern sowie den Verein Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen und seine Einricht- 
ungen in 18 Nummern. Ein Verzeichnis der 
Mitarbeiter, dann der benutzten Fachliteratur 
und Quellen sowie ein graphischer Fahrplan 
sind angefügt. 


7. Seelig, Dr. Geert, Hamburgisches Staats- 


reeht auf geschichtlicher Grundlage. gr.8". ı 


(VII, 141 8.). Hamburg (Gräfe & Sillem ) 
3.— 


Aus zehn öffentlichen Vorlesungen hervor- 
gegangen, die der Verfasser im Auftrage der 
hamburgischen Oberschulbehörde im Herbste 
1901 gehalten, bietet das Buch eine anschau- 
liche und fesselnde Darstellung aller wesent- 
lichen Züge des hamburgischen Staatsrechtes, 
ohne alle Einzelheiten erschöpfend vorführen 
zu wollen. Hinsichtlich der mit herangezogenen 
Ausführungen aus der allgemeinen Staatslehre 
steht Dr. Geert Seelig hauptsächlich auf den 
Schultern Jellineks. Die über einen Zeitraum 
von mehr als sieben Jahrhunderten sich er- 
streckende kontinuierliche Entwickelung der 
staatlichen Institutionen Hamburgs wird 
in ebenso anziehender als belehrender Weise 
zur Grundlage der Darstellung gemacht. Das 
Werk kann auch Nichthamburgern warm 
empfohlen werden als trefflicher Überblick 
über dieses eigenartige bodenständige Stadt- 
staatsrecht, das mit dem Staatsrecht der 
deutschen Monarchien mehr gemein hat, als 
mit jenem der romanisch-demokratischen Re- 


‚schaften als Vertreter des Kaisers, als Nach- 
| folger des Reichskanzlers und als Nachfolger 
des Oberpräsidenten (Diktaturparagraph'), 
endlich die Vakanz des Statthalteramtes. 
Hinsichtlich der politisch wichtigsten Streit- 
frage, der beschränkten oder unbeschränkten 
Diktaturgewalt des Statthalters bekennt sich 
Thomas zu der Anschauung, dass der Statt- 
‚ halter in derWahl seiner Massregeln beschränkt 
‚sei, und zwar dass die Grenze seiner Macht- 
befugnis durch die bestehenden Gesetze ge 
zogen werde. Der Statthalter sei befugt, 
‚alle Verwaltungsmassregeln zu treffen, selbst 
wenn sie unter normalen Umständen zur 
| Kompetenz anderer Verwaltungsbehörden ge 
| hörten, soweit sie nicht bestehenden Gesetzen 
; widersprechen. 


| 


' 9. Winkelmann, C., Kreisausschuss- Sekr., 

Reichsges. betr. die Unterstützung von 
| Familien d. z. Friedensübungen einberu- 
| fenen Mannschaften v. 10. V. 1892 nebst 
| d. Ausführungsvorschriften d. Bundes 
| raths v. 2. VI. 1892 u. 24. XI. 1898, 2. Aufl. 
| gr.8°. (288.). Berlin (Liebel) 1.— 


' Das Schriftehen enthält die im Titel be 
zeichneten Normen mit Erläuterungen an der 
Hand der Ausführungsbestimmungen und der 
Erlasse der Zentralinstanzen. Beigegeben 
sind verschiedene Mustereintragungen für 
Empfangsbescheinigungen und 13 Tabellen 
für die Berechnung der Familien - Unter- 
stützungsbeträge. Im Anhange ist das R.-6 
vom 28. Februar 1888 betr. die Unterstützung 


publiken. Der Verfasser bezeichnet Hamburg |, 
als eine aristokratische Republik, deren Ver- 


von Familien in den Dienst eingetretener 
Mannschaften abgedruckt, 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


2. Aufl. Mit ausführl. Sachregister. (VI, 


1. „A. v., Oberverwaltgsger.- m 
Bernewitz, Dr. A. v en eh 1128.). Leipzig (Rossberg & Berger) 


Präs., Das Gewerbegerichtsgesetz in der - > A 
Fassung des Reichsgesetzes vom 30. VI. geb. in Leinw. 2— 
1901, nebst den damit in Verbindung: Dieser Sonderabdruck aus der hier 101 
stehenden könig]. sächsischen Vorschriften S. 241, 1902 S. 27) bereits besprochenen Hand- 
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ausgabe der Gewerbeordnung von Dr. von | 
Bernewitz ist, wie diese, zunächst für den 
Gebrauch in Sachsen bestimmt und hiefür | 
wegen des Abdrucks der sächsischen Aus- | 
führungsverordnungen vom 25. Okt. 1890, 
7. Okt. 1891 und 25. Jan. 1893, des sächs. | 
Gesetzes über die Bergschiedsgerichte und der | 
Dienstanweisung für die Friedensrichter bei | 
Entscheidung gewerblicher RE SE | 
sowie wegen der Berücksichtigung der 
sächsischen Verhältnisse in den Erläuterungen | 
empfehlenswert. Das Buch bildet den 415. | 
Band der Leipziger juristischen Hand- 
bibliothek. | 


| 
2. Iling, Alfr., Landesr., Die gewerbliche 
Unfallversicherung. Gemeinverständl. 
Darstellg. der wichtigsten Bestimmgn. 
des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes | 
vom 30. VI. 1900 in Gesprächsform, (VIII, 
176 8). Leipzig (Rossberg & Berger) 
geb. in Leinw. 2,— 


Diese populäre Darstellung des Rechtes 
der zsewerblichen Unfallversicherung ist 
hauptsächlich für die Zwecke der Versicherten, | 
ihre Arbeitgeber und Berater bestimmt und 
setzt sich das Ziel, in möglichst volkstüm- 
lichem Ton durch Anwendung der Gesprächs- 
form, zahlreiche Beispiele aus dem praktischen 
Leben und Winke für die Verfolgung von 
Entschädigungsansprüchen diesen Kreisen 
das Gesetz und wichtigere Entscheidungen 
des Reichsversicherungsamts näher zu bringen. 
Aber auch anderen Interessenten will das 
Buch ein bequemes Hilfsmittel zur Ein- 
führung in das neue Gewerbe-Unfallver- 
sicherungsgesetz und die damit im Zusammen- 
hang stehenden Bestimmungen des Kranken- 
und desInvalidenversicherungsgesetzes bieten. | 
Zur Erfüllung dieser Zwecke ist das Werkchen | 
wohl geeignet. Selbst mancher Jurist wird 
sich diese eine Reihe praktischer Gesichts- 
punkte in helles Licht setzende Einführung 
in das Studium des neuen Gesetzes gerne 
gefallen lassen, selbst wenn er dies und jenes 
mit in den Kauf nehmen muss, was für ihn 
selbstverständlich ist. 


3. Knebel Doeberitz, Hugo von, Geh. Ober- 
regierungsrat, und kais. Regierungsrat 
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Dr. Herm. Broecker, Das private Ver- 
sicherungswesen in Preussen. 1. Band: 
Die Aufsicht der Reichs- u. d. Deutschen 
Bundesstaaten tiber die privaten Ver- 
sicherungsunternehmungen. Das Reichs- 
gesetz üb. die privaten Versicherungs- 
unternehmungen v. 12. Mai 1901 nebst 
“ Abdruck d. zugehörigen Gesetze u. d. 
Vollzugsverordnung. 8°. (VII, 207 S.). 
Berlin (Verlag der „Zeitschrift für Ver- 
sicherungswesen“) geb. in Leinw. 6.50 


Der oben bezeichnete erste Band bietet 
einen ziemlich ausführlichen Kommentar 
zum Gesetz über die privaten Versicherungs- 
unternehmungen. Eine übersichtliche Dar- 
stellung der Grundzüge des Gesetzes ist 
vorausgeschickt. Die in Betracht kommenden 
Bestimmungen anderer Gesetze sind dem 
Wortlaute nach abgedruckt. Die Anmerk- 
ungen stellen neben dem Reichsrecht vorzugs- 
weise die in Preussen geltenden ergänzenden 
Normen dar. Die weiteren Bände sollen ent- 
halten: Bearbeitungen des Sterbekassen- und 


' Pensionskassenwesens, der Feuerversicherung 


u. 8. W. 


4. Naundorff, Dr. E., Oberverwaltungsger.- 
Rat, Reichsges. ib. d. privaten Ver- 
sicherungsunternehmungen v. 12. Mai 
1901 nebst Ausführungsverordnungen. 
Mit erläut. Anmerkungen auf Grund d. 
Gesetzesmaterialien. 80. (1865.). Leipzig 
(Rossberg & Berger) geb. in Leinw. 3.— 


Diese für Sachsen bestimmte Ausgabe 
(Bd. 141 der Leipziger juristischen Handels- 
bibliothek) reiht sich jenen Bearbeitungen 
des bezeichneten Reichsgesetzes an, die in 
den Erläuterungen das Hauptgewicht auf 
das in den Gesetzesmaterialien Enthaltene 
legen. Daneben wird namentlich auf sonst 
einschlägige gesetzliche Vorschriften ver- 
wiesen, die grossenteils dem Wortlaut nach 
in den Anmerkungen abgedruckt sind. Bei- 
gegeben sind die sächsischen Ausführungs- 
verordnungen vom 29. Juni und 23. November 


1901, sowie die sächsischen Gesetze über das 
' Mobiliar- und Privatfenerversicherungswesen, 


dann über den Urkundenstempel, beide mit 
Ausführungsverordnungen. 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Baecker, H., Unsere wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse. Ein Wort zur Verständigg. | 
80. (298.). Berlin (Siemenroth & Troschel) | 

—.,50 


1 

Eine der vielen Tagesbroschüren gegen | 
die Erhöhung der Getreidezölle und Vor- 
schläge, wie der Landwirtschaft ohne solche | 
geholfen werden könne. Etwas neues ist ihr 
kaum zu entnehmen. 


2. Becker, Dr., Landger.-Direktor, Die Vor- 
teile d. Baugenossenschaften f. d. Gesamt- 
heit u. d. Einzelnen m. bes. Berücksich- 
tigung d. Dresdener Spar- u. Bauvereins 
u. d. Dresdener Verhältnisse, 80. (19 8.), 
Dresıen (Lehmann’sche Buchdruckerei) 

30 


Die vorliegende Broschüre ist zunächst für 
Dresdener Verhältnisse berechnet, für welche 
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sie auch ganz neues amtliches Material aus 
der Wohnungszählung vom 1. Dezember 1900 ı 
beibringt. Sie hat aber weit darüber hinaus 
für jeden Interesse, dem eine Sanierung der 
vielfach ungesunden Zustände im Bau- und 
Mietwesen der Gegenwart am Herzen liegt. 


3. Bericht über Handel und Industrie von 
Berlin nebst einer Übersicht über die 
Wirksamkeit des Altestenkollegiums i. 
J. 1901, erstattet von den Altesten der 





Kaufmannschaft von Berlin. 1. Teil. 
(108 S.). Berlin (Puttkammer & Mühl- | 
brecht) 2.50 


Der vorliegende erste Teil des Berichtes gibt 
eine vorläufige Übersicht über die wirtschaft- 
liche Lage im Jahre 1901, sowie Mitteilungen 
über die Wirksamkeit und die den Wirkungs- 
kreis des Altestenkollegiums berührende Ge- | 
setzgebung und Verwaltung. Der zweite Teil 
soll genauere Berichte über die einzelnen 
Geschäftszweige bringen, sobald die erforder- 
lichen amtlichen statistischen Erhebungen | 
und die Abschlüsse der Versicherungsgesell- 
schaften vorliegen. 


4. Edelheim, Dr. John, Beiträge zur Ge 
schichte der Socialpaedagogik. gr. 8°. 
(223 8.). Berlin (Akad. Vlg. f. sociale | 
Wissenschaften) 3.50; geb. 5.— 

Wenn in dem vorliegenden Werke von 
„Sozialpädagogik“ die Rede ist, so muss bei 
einer Besprechung desselben zunächst fest- 
gestellt werden, was der Verfasser unter 
Sozialpädagogik versteht. Mit diesem Worte 
werden zur Zeit noch verschiedene Begriffe 
verbunden. Edelheim nimmt mit Natorp an, 
dass die Sozialpädagogik es mit den Wechsel- 
beziehungen zwischen Gesellschaft und Er- 
ziehung zu thun hat, und da er die Erziehung 
in eine individuelle und soziale teilt, so leitet 
er daraus die Aufgabe ab, diese Beziehungen 
nach diesen beiden Richtungen hin zu ver- 
folgen, d. h. die Wechselbeziehungen zwischen | 
Gesellschaft und individueller Pädagogik, 
sodann diejenigen zwischen Gesellschaft und | 
sozialer Pädagogik näher zu betrachten. Wie 
man sieht, eine Begriffsbestimmung von frag- 
würdiger Dehnbarkeit. Nach einer Einleitung 
über die Bedeutung der Sozialpädagogik folgt 
im ersten Abschnitt eine gedrängte Über- 
sicht über die öffentliche Erziehung bei den 
Naturvölkern, den Orientalen, den Griechen 
und Römern, des Mittelalters und die Prinzen- 
erziehung (speziell Ludwigs XIV). Der zweite 
umfangreichste Abschnitt beschäftigt sich mit. 
der Darstellung der sozialpädagogischen An- 
sichten undPläne der vorrevolutionären Schrift- 
steller Rousseau, Helvetius, Holbach und der, 
Physiokraten Quesnay, Mirabeau d. A., Mer | 
cier de la Riviöre, Dupont de Nemours. Der 
dritte Abschnitt ist der Revolutionszeit ge 
widmet und verbreitet sich besonders über 
die Ansichten des jüngeren Mirabeau, Talley- 
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rands und anderer Führer jener Zeit, die 
sozialpädagogischen Utopien Rabaud -St.- 
Etiennes, Robespierre's, St. Justs, das Ver- 
halten der Volksvertretung und Gesetz- 
gebung in Erziehungsfragen u. s. w. In 


‚einem Schlussabschnitt wird kurz der gegen- 
wärtige Zustand der Theorie und Praxis 


der „Sozialpädagogik“ gestreift. Wir müssen 
uns in der Hauptsache auf diese Übersicht 
beschränken und sind bei der Knappheit de: 
verfügbaren Raumes nicht in der Lage, auf 
Einzelheiten einzugehen. Dass der Verfasser 
nur einzelne Gebiete der Geschichte für seine 
Zwecke verwertete, dürfen wir ihm nicht 
zum Vorwurf machen, da er sein Werk selbst 
als „Beiträge“ zur (reschichte der Sozial- 
pädagogik bezeichnet. Den besten Teil des 
Werkes bilden die Untersuchungen über die 
Stellung der Physiokraten und der Männer 
der Revolutionszeit. Der Schlussabschnitt 
leidet sehr an Einseitigkeit und fordert zum 
Widerspruch heraus. Aber im ganzen stehen 
wir nicht an, die „Beiträge“ zur Lektüre 
zu empfehlen. Sie sind ein interessanter und 
beachtenswerter Versuch auf einem noch wenig 
beachteten, aber sehr beachtenswerten Gebiete 
der Sozialwissenschaft. 


5. Fernow, A., Geh. Finanzrat u. vortr. Rat, 
Einkommensteuergesetz v. 24. Juni 1891. 
Textausg. m. Anmerk. u.Sachreg. 5. Aufl. 
16°. (376 S.). Berlin (J. Guttentag) 2. 
Der vorliegende Kommentar des prens- 

ischen Einkommensteuergesetzes bedarf keiner 
Empfehlung mehr; er ist hinreichend bekannt, 
wie die Thatsache beweist, dass er bereits 
in 5. Auflage erscheint. Klarheit, Zuverlässig- 
keit, Vollständigkeit machen ihn zu einem 
vorzüglichen Berater in allen auf dieses Ge 
setz bezüglichen Fragen. 


6. Freund, Dr. jur., Richard, Sozialdemokratie 
und Arbeiterschaft. Sonderabdruck aus 
der „Sozialen Praxis.“ (15 S.). Leipzig 
(Duncker u. Humblot) 
Ausgehend von der Thatsache, dass die 

sozialdemokratische Partei mit der conser- 

vativen Partei im Reichstag geschlossen 
gegen den Antrag Rösicke-Pachnicke betr. 

Organisation der paritätischen Arbeitsnach- 

weise gestimmt hat, erörtert der Verfasser 


| die Frage, einerseits was die Arbeiterschaft der 


Sozialdemokratie zu verdanken hat, anderer 
seits inwieferne die sozialdemokratische Partei 
die Arbeiterbewegung diskreditiert. Bei der 
Vortrefflichkeit der Ausführungen ist es 
dankbar zu begrüssen, dass der Verfasser die 
zuerst in der „Sozialen Praxis‘ erschienenen 
Artikel einem weiteren Publikum zugänglich 
gemacht hat. 


7. Geering, Dr. Traugott, Sekretär d. Basler 
Handelskammer und Gymnas.-Lehrer 
Dr. Rudolf Hotz, Wirtschaftskunde der 
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Schweiz. 8”. (XII, 165 8.). Zürich (Schult- 

hess & (o.) geb. 2.40 

Die „Wirtschaftskunde der Schweiz“ von 
Dr. Geering und Dr. Hotz ist aus einem 
Preisausschreiben des Schweizerischen Kauf- 
männischen Vereins hervorgegangen. Das 
Werk ist dazu bestimmt, in erster Linie 
dem Kaufmann, des weiteren aber jedem ge- 
bildeten Bewohner die nötigen Kenntnisse 
des Landes und seiner wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse zu vermitteln. „Es macht uns ver- 
traut,‘‘ wie das als Herausgeber fungierende 
Zentralkomite des erwähnten Vereines in 
einem Vorwort sagt, „mit dem Boden, der 
uns nährt, und mit den Bedingungen, unter 
denen die Bewohner der Schweiz ihren Unter- | 


halt erwerben. Es zeigt, wie Menschen und | 
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auf die Aktiengesellschaften der Stadt Buda- 
ı pest, darf aber doch auch weit darüber hinaus 
Anspruch auf Beachtung erheben, da sie sich 
auch mit Fragen prinzipieller Natur befasst. 
Es geht dies schon aus der Inhaltsübersicht 
hervor, die wir folgen lassen. Das 1. Heft 
zerfällt in zwei Teile, einen allgemeinen und 
einen besonderen. Der erstere handelt von 
der zweifachen ökonomischen Bedeutung des 
 Aktienwesens, von der Kritik und Reform 
der Statistik der Aktiengesellschaften und 
dem bei der vorliegenden Arbeit befolgten 
Plan. Der zweite gibt einen geschäftlichen 
‚ Überblick über die Entwickelung des Buda- 
pester Bankenmarktes und Effektenmarktes 
überhaupt von 1867—98 und eine Darstellung 
der vorhandenen Geldinstitute. Im zweiten 
Heft werden die Industrieunternehmungen 





Naturkräfte, Energie und Intelligenz zu- |! \ I 
sammenwirken, um unseres Vaterlandes An- | (hiervon gesondert die Mühlen-, Eisen- und 
sehen zu festigen, neben der politischen seine , Maschinen- und die Montanindustrie), die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit zu wahren.“ | Assekuranzgesellschaften, die Verkehrsunter- 


Diese Worte enthalten eine zutreffende 
Charakteristik des vorliegenden Werkes. Es 
gibt trotz seiner Knappheit ein völlig er- 
schöpfendes Bild von dem natürlichen Boden 
der Schweiz und ihren Bodenschätzen, ihrer 
Landwirtschaft und Industrie, ihrem Handel 
und Verkehr, ihrem Zollwesen und ihrer 
Handelspolitik und macht in einem letzten 
Kapitel den Versuch, die schweizerische 
Wirtschaftsbilanz aufzustellen. Es kann als 
ein vortrefflicher Grundriss der schweizer- 


ischen Volkswirtschaft bezeichnet und zum 


Selbstunterricht wärmstens empfohlen werden. 


8. Heckel, Dr. Max v., Prof., Das Problem 
d. Warenhäuser u. d. Warenhaussteuer. | 


Vortrag geh. i. d. Gehe-Stiftung zu Dres- 


den am 7. XII. 1901. 80, (46 S.). Dresden | 


(Zahn & Jaensch) 1.— 

In dem ersten Teile des vorliegenden Vor- 
trages wird das Wesen und die wirtschaft- 
liche Bedeutung der Warenhäuser, im zweiten 
Teile werden die Versuche der Besteuerung 


beschreibend und kritisch erörtert. Der Vor- 


trag gibt, ohne wesentlich neues zu bieten, 
eine gute Orientierung in den betreffenden 
Fragen und darf als solche zur Lektüre warm 
empfohlen werden. Der Stellungnahme des 
Verfassers zur Warenhaussteuer können wir 
uns anschliessen. 


9. Körösy, Dr. Jos. von, Direktor des komm.- 
stat. Bureaus, Die finanziellen Ergebnisse 
der Aktiengesellschaften während. des 
letzten Vierteljahrhunderts (1874—98). 
Nr. 29 der Publikationen des statist. 
Bureaus der Haupt- und Residenzstadt 
Budapest. Übersetzung aus dem Unga- 
rischen. 2Hefte. (241 u. 111S.). Berlin 
(Puttkammer & Mühlbrecht) 5.⸗ 


Die vorliegende sehr interessante stati- 
stische Untersuchung bezieht sich zwar nur 


'nehmungen und schliesslich die sämtlichen 
‚lokalen Aktiengesellschaften behandelt. Eine 
| Haupttabelle gibt eine jährliche Nachweisung 
| des Aktienkapitals, des Reingewinnes, der 
Dividenden, des Kurses, des Bürsenwertes 
und der Rentabilität aller vom Jahre 1873 
bis 1898 bestandenen lokalen Aktiengesell- 
' schaften. 

'10. Plass, F., Versichergs.-Ges.-Dir., Ge- 
schichte der Assekuranz u. der hanse- 
atischen Seeversicherungsbörsen Ham- 
burg, Bremen, Lübeck, mitbearb. von 
Frdr. Rob, Ehlers. Mit Titelbild in 
Heliograv., 80 Text-Abbildgn. u. 3 See- 
versicherungs-Policen in Fesm. gr. 8°. 
(XII, 790 S.). Hamburg (L. Friederichsen 
u. Co.) geb. in Leinw. 20.— 


Das vorliegende umfangreiche Werk des 
ı Hamburger Versicherungsdirektors F. Plass 
‚über die Geschichte der Assekuranz und der 
‚ hanseatischen Versicherungsbörsen Hamburg, 
Bremen, Lübeck, ist ebenso ausgezeichnet 
durch seine schöne Ausstattung wie durch 
seinen reichen und vielseitigen Inhalt. Der 
‚1. Teil des Werkes behandelt in zwölf Ab- 
schnitten die Geschichte der Assekuranz und 
der hanseatischen Seeversicherungsbörsen. 
‘ Nach einem kurzen geschichtlichen Ueberblick 
über den Ursprung der Assekuranz und ihre 
erste Ausbreitung werden die Anfänge der 
Hamburgischen Assekuranzbörse (Ende des 
16. Jahrhunderts), die Ergänzung der Asse- 
kuranz durch den staatlichen Convoy, das 
Kapital im Dienste der Assekuranz ge- 
schildert. Weitere Abschnitte beschäftigen 
sich mit den Anfängen und der Ausbildung 
der Assekuranzkompagnien, ihrem Zustand 
in und nach der Franzosenzeit und mit der 
Entwickelung des Assekuranzgeschäftes in 
der neuen und neuesten Zeit. Der zwölfte 
Abschnitt ist den See-Assekuranz-Börsen 
Bremens und Lübecks gewidmet. Im 2. Teil 


| 


| 


N 


| 
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sind zahlreiche statistische Materialien über | viel Material über den Stand des landwirt- 
die Hamburger Seeassekuranzbörse veröffent- schaftlichen Genossenschaftswesens in den 
licht. Den Schluss des Werkes bilden drei eben erwähnten Ländern, ausserdem in 
Seerersicherungspolicen von 1628, 1652 und Frankreich, Italien, Russland, Belgien, 
1765 in vorzüglicher Wiedergabe. Diese | Holland und anderen Ländern, selbstverständ- 
kurze Inhaltsangabe soll den Leser lediglich lich auch über das deutsche Genossenschafts 
ganz im allgemeinen über das unterrichten, | wesen bei. In diesem Material liegt unsere 
was er von dem Buche erwarten darf. Seinen Erachtens der Wert der Schrift. Dem 
Inhalt in einer kurzen Anzeige zu erschöpfen, Wunsche, dass das Genossenschaftswesen in 
ist nicht möglich. Mit Umsicht und ausser- der Form der verschiedenen Produktir- 
ordentlicher Sorgfalt sind die besten (Quellen | genossenschaften auch in der deutschen Land- 
(Sammelwerke und Urkunden der Hamburger | wirtschaft immer mehr Ausbreitung finden 
Kommerzbehörde und des Staatsarchivs, | möge, können wir uns durchaus anschliessen. 
Aufzeichnungen der Firmen, Bureaus u. s. w.) 

benützt worden. Es ist dem Verfasser ge- 13. Quednau, W., Kommentar z. Prenussisch. 


lungen, ein wertvolles Werk zu liefern, das Stempelsteuergesetz nebst Tarif v. 31. Juli 
nicht nur im Kreise der berufsmässigen Asse- | 189%. 11. Aufl. Lex.-8. (XVI, 791 8, 
kuratenre, sondern auch weit darüber hinaus Berlin (Selbstverlag) geb. 6.— 
eingehende Beachtung verdient; denn vom Quednau's Kommentar zum Preussischen 


Hamburger Assekuranzwesen ausgehend bietet Stempelsteuergesetz hat in seinen früheren 
er ein übersichtiiches und fesselndes Bild der | Auflagen allgemeine Anerkennung gefunden. 
Entwickelung der Assekuranz überhaupt von Die vorliegende 11. Auflage bietet eine gänz- 
ihren ersten Anfängen bis zur Gegenwart. liche Umarbeitung, die sich schon äusserlich 
‚in einer bemerkenswerten Vergrösserung de 
11. Prigge, Dr. Paul, Die Volksversicherung | Umfanges kund gibt. Der Verfasser hat er 
als weig der Lebensversicherung. (61 S.). sich zur Aufgabe gemacht, in der neuen Auf- 
Frankfurt a.M. (Dr. Ed. Schnapper) 1.60 age sowohl die Einwirkung des Bürgerlichen 
Eine interessante und lehrreiche Unter- Gesetzbuches, seiner Nebengesetze und der 
suchung über diesen wichtigen, bei uns in preussischen Ausführungsgesetze zur Dar- 
raschem Aufblühen befindlichen Zweig der stellung zu bringen, als auch die seit dem 
Lebensversicherung. Sie bezieht sich haupt- Inkrafttreten des Stempelsteuergesetzes er 
sächlich auf die englische „Prudential wachsene umfangreiche Rechtssprechung, “- 
Assurance (ompany“ und auf die deutschen wie die Entscheidungen und Verfügungen 
Gesellschaften „Viktoria“ und „Friedrich der Verwaltungsbehörden und des Justiz 
Wilhelm“ und behandelt alle einschlägigen ministeriums und die gesamte Literatur zu 
Fragen (Erwerb der Versicherungen, Art der verwerten. Die Anordnung des Kommentar 
Prämienzahlung, Auszahlung und Höhe der ist sehr übersichtlich. Der Verfasser hat sich 
Versicherungssumme, Kosten des Betriebes, mit Erfolg bemüht, auch durch die Anordnung 
Verfall der Policen, finanzielle Ergebnisse) , des Druckes(Marginalien, Überschriften, fetter 
mit grosser Sachkenntnis und Objektivität. | Druck der Schlagworte) den Lesern die Be 
nutzung des Kommentars nach Möglichkeit 
12. Pudor, Dr. Heinr., Die Selbsthilfe der zu erleichtern. Die Gesetzesbestimmungen. 
Landwirtschaft. Ein Beitrag zur Zoll- auf welche Bezug genommen ist, sind, um 
tarifvorlage. gr. 8°. (151 8.). Berlin- lästiges Nachschlagen zu ersparen, zum Ab 
Schöneberg (Buchverlag d. Hilfe) 1.80 druck gebracht. Im Anhange ist das Preus. 
Die vorliegende Schrift ist als Beitrag Allg. Landrecht und der Code civilabgedrackt 
zur Zolltarifvorlage bezeichnet. Der Ver- Den Schluss bildet eine chronologische Uber 
fasser ist ein Gegner erhöhter Getreidezölle, sicht der für das Landesprivatrecht wich 
die er als „repressive“ Massregeln bezeichnet. | tigsten preussischen Ergänzungsgesetze, sowie 
Sein Programm für die Landwirtschaft ist: derjenigen Gesetze, Verordnungen u. s ®, 
Selbsthilfe; innere Organisation; Zusammen- welche am 1. Januar 1900 in Kraft getreten, 
schluss; gegenseitige berufsgenossenschaft- bezw. später erlassen worden sind. Ein sehr 
liche Hilfe: Nutzbarmachung der Ergebnisse | ®usführliches Sachregister erleichtert die Be 
der Wissenschaft und Technik; Ausbau des | nutzung des von ungemeinem Fleiss und 
landwirtschaftlichen Erziehungssystems; An- | grösster Sachkenntnis zeugenden Werkes. 
liederung der landwirtschaftlichen Pro- — we 
Auktion J den städtischen Konsum. DR ge Mn Die erg 1 
jüngste genossenschaftliche Bewegung in ON 00 BOTGENGOBGTEEE VOR ME 
Dakar Irland, Finnland mit der Ver 1896/1. I. 1897. Vortrag. (64 S.). gr. & 
lerung des Schwerpunktes der landwirtschaft- Berlin (L. Simion) 2- 
lichen Produktion nach der Seite der Vieh- Eine gut und überzeugend geschriebene 
zucht schwebt ihm als das Ziel vor Augen, Broschüre, die dazu dienen dürfte, auch des 
dem auch die deutsche Landwirtschaft zuzu- bisherigen Gegnern die Notwendigkeit einer 
streben hat. Die kleine Schrift bringt sehr baldigen Reform des Börsengesetzes klar m 


305 


machen. In einer Anlage findet sich eine 
Zusammenstellung einiger bemerkenswerter 
Fälle der Erhebung des Register- oder des 
Differenzeinwandes. 
15. Schwarz, 0O., u. Dr. 6. Strutz, Geh. Ob.- | 
Finanzräthe vortrag. Räthe: Der Staats- 
haushalt u. die Finanzen Preussens. 
Bd. II. Die Zuschussverwaltungen. II. u. | 
III. Buch : Landwirthschaftl. Verwaltung 
u. Gestütsverwaltung. (XIII S. u. S. 561— 
994 nebst Anlagen.) gr. 8°. Berlin V. 
Guttentag) 16.— 


Von dem ausserordentlich gross angelegten 
Werk „Der Staatshaushalt und die Finanzen 
Preussens“, welches von den Geh. Obertfinanz- 
räten Schwarz und Strutz herausgegeben 
wird, handelt Band II von den Zuschuss- 
verwaltungen und zwar zunächst die vor- 
liegende 2, Lieferung von der landwirtschaft- 
lichenVerwaltung und der Gestütsverwaltung. 
Die Domänen- und Forstverwaltung hat als 
Überschussverwaltung bereits im ersten und 
zweiten Buche des 1. Bandes Darstellung ge- 
funden. Im einzelnen gruppiert sich der 
Inhalt der vorliegenden Lieferung folgender- 
massen. Das 2. Buch handelt von der Land- 
wirtschaftlichen Verwaltung. Nach einer 
kurzen Einleitung über die landwirtschaft- | 
lichen Verhältnisse Preussens überhaupt, 
werden die ordentlichen Stantsausgaben 
(Ministerium, Auseinandersetzungsangelegen- 
heiten, Landesmeliorationen, Landwirtschaft- 
liches Unterrichtswesen, Tierärztliche Hoch- 
schulen, Pflege und Förderung des land- 
wirtschaftlichen Gewerbes, Landwirtschaft- 
liche und Veterinärpolizei, Allgemeine Fonds) 
dargestellt; darzu schliesst sich eine Über- 
sicht über das Extraordinarium der landwirt- 
schaftlichen Verwaltung. Ein 1. Anhang ist 
der innern Kolonisation und der Ansiedelungs- 
kommission für Posen und Westpreussen, ein 
2. dem ländlichen Kredit und der Zentral- 
genossenschaftskasse gewidmet. Das 3. Buch | 
handelt von der Gestütsverwaltung (Haupt- | 
gestiüte, Landgestüte, Einnahmen und Aus- 
gaben der Zentralverwaltung und sonstige | 
Ausgaben, Extraordinariam,Remonteankänfe). 
Diese kurze Inhaltsangabe vermag aber kein | 
Bild von dem reichen Inhalt dieses von dem | 
Mitherausgeber, Geh. Oberfinanzrat Otto 
Schwarz, verfassten Bandes zu geben. Nicht 
bloss die finanziellen Fragen finden ein- 
gehende Erörterung, sondern die Darstellung 
der einzelnen Institute gibt auch über deren 
Entstehung, Geschichte, gegenwärtige Organi- 
sation und Wirksamkeit erschöpfenden und 
zuverlässigen Aufschluss. So bietet der vor- 
liegende Band eine äusserst wertvolle Schil- 
derung der landwirtschaftlichen Verwaltung 
Preussens in allen ihren Teilen. 


16. Staudt, Wilh., Consul, Die Handelsver- 
träge, deren Bedeutung u. Wirkung f. 
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Deutschlaud. gr. 8°. (27 8.). 3. Aufl. 
Berlin (D. Reimer) — 50 


Eine beachtenswerte und, wie die bereits 
erschienenen Auflagen beweisen, auch be- 
achtete Schrift eines seit langen Jahren mitten 
im Betriebe des Welthandels stehenden, viel- 
erfahrenen Praktikers, deren Zweck dahin 
geht, das Wesen des derzeitigen Güteraus- 
tausches und die sich für Deutschland daraus 
ergebenden Lehren für die neu abzuschliessen- 
den Handelsverträge darzulegen. Der Ver- 
fasser verlangt wahre Gegenseitigkeit, na- 
mentlich im Verhältnis zu den Vereinigten 
Staaten, und tritt für Schaffung eines euro- 
päischen Zollbundes ein. Die Schrift zeichnet 
sich durch Klarheit und Folgerichtigkeit aus. 


17. Timm, Johannes, Aus dem Entwicklungs- 
gang der deutschen Gewerkschaftsbe- 
wegung. Mit einem Nachwort von Dr. 
L. Sinzheimer über: Die Stellung der 
obern Klassen und der Wissenschaft zu 
den Gewerkschaften. (49 8.) München 
1902. (E. Reichardt) 


Der in der Gewerkschaftsorganisation viel 
erfahrene Verfasser gibt in der vorliegenden 
Broschüre ein schlichtes und übersichtliches 
Bild von der Entwickelung der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung, ihrer heutigen Be- 
deutung, ihrer Stellung zur sozialdemo- 
kratischen Partei, welches allen denjenigen, 
welche bisher über sie mangelhaft unter- 
richtet sind, zur Orientierung wohl empfohlen 
werden kann. Die Schrift ist aus einem 
Vortrag im Münchener sozialwissenschaft- 
lichen Studentenverein hervorgegangen. Der 
als Gast anwesende Münchener Privatdozent 
Sinzheimer hat in der Diskussion noch einige 
Ausführungen über das Verhalten der obern 
Klassen und der wissenschaftlichen National- 
ökonomie zur Gewerkschaftsbewegung bei- 
gefügt, die in dem Schriftchen als Nachwort 
zum Abdruck kommen. 


— 


18. Ulrich, A., Oberrevisor a. D. in Dessau, 

Die Reichseinkommensteuer. Möglichkeit 

u. Notwendigkeit einer solchen. gr. 8°. 

(35 S.). Dessau (Anhaltische Verlags- 

anstalt) —.60 

Der Verfasser der vorliegenden kleinen 
Broschüre tritt für die Notwendigkeit einer 
Reichseinkommensteuer ein, zu deren Durch- 
führung er mehrere aus einer Vergleichung 
der zur Zeit in Deutschland bestehenden 
allgemeinen Einkommensteuern gewonnenen 
Vorschläge macht. Diese Vergleichung ist 
freilich selbst mangelhaft, insoferne die 
preussische, sächsische und bayerische Ein- 
kommensteuer herangezogen werden, von 
denen die letztere doch nur eine Arbeits- 
ertragsteuer ist. Auch sonst sind recht an- 
fechtbare Behauptungen (so z. B. 8. 18 bezüg- 
lich der Verteilung der Last der indirekten 
Steuern) in der Broschüre enthalten und der 
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Frage, wie die zahlreichen Schwierigkeiten 
der Einführung einer Reichseinkommensteuer 
überwunden werden sollen, ist mit keinem 
Worte gedacht. 


19. Warschauer, Dr. Otto, Prof. der Staats- 
wissenschaften, Die Reorganisation des 
Aufsichtsratswesens in Dentschland. 
61 8.). Berlin (Freier Verlag) 1.— 
Die Broschüre Warschauers verdient Be- 


Fremde 


Klibanski, Rechtsanw. in Berlin, Codex 


des Civilrechts (Russisches Civilgesetz- 
buch) aus dem Russischen übertragen 
u. m. Einleitung versehen. gr. 8°. (XX, 
»04 S.). Berlin (Friedrich Gottheiner) 

10 — 


Dem Verfasser gebührt für die Ausführung 
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‚achtung einerseits wegen der berechtigten 


Kritik, die an dem heutigen vielfach höchst 
mangelhaften Zu$tand des Aufsichtsrats 
wesens geübt wird, andererseits wegen der 
positiven Vorschläge, die zu seiner Re 
formierung gemacht werden, wenn wir uns 
den letzteren auch nicht in allen Punkten 
anschliessen können. 


Rechte. 


die Fortbildung des einheimischen Rechtes 
rechtsvergleichende Studien unerlässlich sind, 
umso mehr tritt das Bedürfnis nach wort- 
getreuen Übersetzungen — nicht blossen Aus- 
zügen oder systematischen Übersichten — der 
grossen Gesetze des Auslandes hervor. Es 
wäre daher sehr erwünscht, wenn sich der 


des vorliegenden Werkes volle Anerkennung. ' Verfasser entschliessen könnte, auch eine 


Je mehr sich in der deutschen Rechtswissen- 
schaft die Erkenntnis Bahn bricht, dass für 


Übersetzung der russischen Prozessgesetze 


folgen zu lassen. 


— 


Politik. 


1. Bonhard, Phpp., Amtsricht., Was lehren 
uns die Ergebnisse der Reichstagswahl ? 
Wabhlstatistische Betrachtungen. gr. 8". 
VII, 1108.) Heidelberg C. Winter) 1.20 

Es ist jedenfalls für alle am politischen 
Leben Interessierten und mit Politik sich 
ernsthaft Beschäftigenden von grossem Werte, 
die Wahlstatistik und ihre Geschichte zu 
kennen. Diese Kenntnis vermittelt die vor- 
liegende Schrift in anziehender und alle An- 


sprüche befriedigender Form. Über alleFragen 
der Wahlstatistik (Grösse der Wahlkreise, | 


Wahlkreise nach dem Bekenntnis, städtische 
und ländliche Wahlkreise, die festen Stamm- 
sitze der Parteien, Wechsel im Besitze der 
Mandate, Wahlbeteiligung, Stichwahlen und 
Stimmenzersplitterung, Nachwahlen und Er- 
satzwahlen) gibt sie kurzen, aber zuverläs- 


'sigen und erschöpfenden Aufschluss. Auch 
die den Politiker besonders interessierenden 


Fragen des Proportionalwahlsystems, der 
‚ Wahlpflicht u. a. werden in die Betrachtung 
‚einbezogen. Das Schriftchen verleugnet den 
nationalen Standpunkt des Verfassers nicht, 
ist aber im Thatsächlichen völlig objektiv. 
Wir wünschen ihm viele Leser. 


2. Roeren, Herm., Mitglied d. deutschen 
Reichstages, Der Toleranzantrag des 
Centrums. 80. (63 S.). Hamm i. W. (Breer 
u. Thiemann) — au 

Das Schriftchen gibt ein gutes Bild von 
den Anschauungen des Zentrums über die 
Ziele und Bedeutung seines bekannten „To 
leranzantrags“, sowie über die dagegen er 
'hobenen Einwendungen. 


Varia. 


1. Bruhns, Hugo, Syndikus, Gesetzestafel 
d. deutschen Reichsrechts. Systematisch 
geordnete Nachweisung des zur Zeit 
geltenden Reichsrechts. Ergünz.-Band z. 
d. Guttentag’schen Sammlg. deutscher 
Reichsgesetze. 8°. (VIII, 135 8.). Berlin 
(J. Guttentag) geb. 2.50, 


praktische Büchlein, sich rasch und leicht 
darüber zu unterrichten, welche Vorschriften 
über eine Materie gelten, wo sie in dem 
Reichsgesetzblatt oder Centralblatt und in 
der Guttentag’schen Sammlung zu finden 
sind und welche Anderungen die (Gesetze, 
Verordnungen etc. erfahren haben. Eine 


Die im Reichsgesetzblatt enthaltenen Ge. | Inhaltsübersicht und ein genaues alpha 


setze, Verordnungen u.s. w. sind hier, soweit 
sienoch gelten und nicht bloss vorübergehende 
Bedeutung haben, vollständig, die im Central- 


betisches Register erleichtern den Gebrauch 
Die Gesetztafel behandelt das bis Ende 191 
angefallene Material. Das Werkchen ist sehr 


blatt des deutschen Reichs enthaltenen Vor- | zu empfehlen. 


schriften mit Beschränkung auf jene von 
allgemeinem Interesse in einer systematischen 
Übersicht aufgeführt. So ermöglicht es das 


2. Fischel, Dr. Alfr., Das österreichische 
Sprachenrecht. Eine Quellensamnlg, 





} 
| 
| 
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eingeleitet u. hrsg. gr. 8°. (LXXVIII, in Österreich auf 78 Seiten (Referat in der 
259 S.). Brünn (F. Irrgang) 4.50 | Beil. zur Allg. Zeitg. Nr. 77 vom 4. April 1902) 
Das klassische Land der Sprachenfrage | und sodann eine chronologisch geordnete 
ist Österreich. Seit Jahrhunderten spielt Sammlung der einschlägigen Quellen, soweit 
diese dort eine bedeutende Rolle. Dort kann | sie zugänglich waren. Ein weiterer selbst- 
auch der Politiker anderer Länder sich | ständiger Band, welcher die „Materialien zur 
aus der geschichtlichen Entwickelung des Sprachenfrage in Üsterreich behandeln 
Sprachenrechtes reiche Belehrung holen. soll, ist (dem allegierten Referate zufolge) 
Wiewohl in Österreich selbst ein befriedigen- | gleichfalls schon erschienen, liegt uns aber 
der Zustand noch nicht erreicht ist, bleibt noch nicht vor. 
doch die Geschichte auch hier die beste Lehr- j 
meisterin. Im Deutschen Reiche, wo man 3. Verhandlungen des 26. Deutschen Juristen- 
von jeher aus nationaler Sympathie der öster- tages. Hrsg. v. d. Schriftführer-Amt d. 
reichischen Sprachenfrage grosses Interesse) ständigen Deputation. I. Bd. (Gutachten). 
entgegengebracht hat, wird das vorliegende gr. 8". (VII, 302 8.). Berlin (J. Gutten- 
Buch aber nicht nur wegen der Nutzan- tag) 6.— 
wendungen, die es für die französische, Der Band enthält folgende Gutachten: 
polnische und dänische Sprachenfrage im 1. Recht am eigenen Bilde (Prof. Gareis und 
Reiche gestattet, sondern auch um des öster- Geh. Justizrat Keyssner), 2. Anderung des 
reichischen Sprachenrechtes selbst willen die '$ 313 B.-G.-B. (Justizrat Dorst), 3. Aus- 
gebührende Beachtung weiterer Kreise finden. | dehnung der Haftpflicht auf Fahrzeuge, die 
Bildet es doch eine dauernde Bereicherung | unabhängig von Schienensträngen auf öffent- 
der einschlägigen Literatur, in der bisher lichen Strassen durch elementare Kraft be- 
ein so vollständiges und zugleich so ver- | wegt werden (Prof. Hilse), 4. Strafbarkeit des 
lässiges Werk über diesen wichtigen Gegen- | fahrlässigen Falscheides (R.-G.-Rat Stenglein), 
stand unseres Wissens nicht existierte, selbst 5. Rechtliche Behandlung der Industrie- 
nicht in dem Werke von Gumplowiez: „Das | Kartelle (Prof. Waentig), 6. Rechtskraft der 
Recht der Nationalitäten und Sprachen in Entscheidungen der Verwaltungsbehörden 
Österreich-Ungarn.‘“ Der oben bezeichnete in (Oberverwaltungsgerichtsrat Schultzenstein), 
sich abgeschlossene, das Sprachenrecht be- 7. Abgrenzung von Richterrecht und Partei- 
handelnde Band gibt eine vortreffliche Über- | betrieb im Civilprozesse (O.-L.-G.-Rat Neu- 
sicht über den Entwicklungsgang der kamp), 8. Revision des Strafgesetzbuchs 





deutschen Regierungs- und Geschäftssprache 


Sammelwerke. 


1. Reichsgesetze, Deutsche, in Einzelab- 
drucken, mit ausführlichen Sachregistern. 
Hrsg. v. Geh. Justizrat Prof, Dr. K. 
Gareis. Nr. 306--314. 80, Giessen (Emil 
Roth) 


setze in korrektem Abdrucke mit Sachre- 


gister. Nr. 306: Unfallfürsorgeges. für Be- 


amte und für Personen des Soldatenstandes 
vom 18. Juni 191. — Nr. 307: Weingesetz 
vom 24. Mai 1901 mit den Ausf.-Best. vom 


a Nr. —.20 
Die praktische Sammlung bringt die Ge- | 


|(Prof. v. Liszt). 


Eneyklopädien. 


2. Staatslexikon. 2., neubearbeitete Auf- 
lage. Unter Mitwirkung von Fachmän- 
nern herausg. im Auftrage der Görres- 
gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft 
im katholischen Deutschland von Dr. 
Jul. Bachem, Rechtsanw. 19.—21. H. 
Lex.-8°. Freiburg i. Br. (Herder’sche 
Verlagsh.) pro Heft 1.50 


Die vorliegenden 3 ersten Hefte des 
'3. Bandes dieses Staatslexikons umfassen die 
Artikel von Hegel bis Kirchenamt. Wir 





2. Juli 1901. — Nr. 308/309: Ges. über die heben hervor die Artikel: Japan, Jesuiten, 
priv. Versicherungs- U nternehmungen vom Inquisition, Israeliten, Italien, Kaiser, Kanäle, 
12. Mai 1901. — Nr. 310/312: Ges. über | Kapital und Kapitalismus, Kartelle, Katho- 
Urheberrecht an Werken der Literatur und  ]ikenemanzipation in Grossbritannien, Kirche 
Tonkunst vom 19. Juni 1901. Literarüber- | Kirche und Staat, Kirchenamt. — Im übrigen 
einkommen mit allen Abänderungen bis 1901. | verweisen wir auf unsere wiederholten Be- 
Ges. über das Verlagsrecht vom 19. Juni | sprechungen. 

1901. — Nr. 313/314: Gewerbegerichtsgesetz | 


vom 29. Sept. 1901. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 


Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr. M. v.Seydel. 
Herausgegeben ‚von Dr. K. Th. Eheberg 
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und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902. 
München (J. Schweitzer Verlag) 
halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das fünfte Heft des Jahrgangs 1902 ent- 
hält: Die Stellung der Arzte in der deutschen 
Arbeiterversicherung, von Stadtrat H. von 
Frankenberg in Braunschweig. — Die Re 
vision der Grund- und Haussteuer in Bayern, 
von Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in 
Erlangen. (Schluss.) — Die Organisation der 
inneren Verwaltung auf rechtsvergleichender 
Grundlage, von Professor Conr. Bornhak in 
Berlin. (Schluss.) — Gothaer Vertrag und 
Bürgerliches Gesetzbuch, von Dr. Karl Neu- 
meyer, Privatdozent an der Universität 
München. — Aus den Gesetzblättern. 


2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. 
1902. Nr.10—13. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 


An grösseren Aufsätzen finden sich in den 
vorliegenden Nummern folgende, und zwar 
Heft 10—13: ein Artikel über Kodifikation 
des Versicherungsvertragsrechts; dazu in 
Heft 10 ein Aufsatz betr. Zuschüsse zur 
bayerischen staatlichen Hagelversicherungs- 
anstalt; in Heft 10 und 11 ein Artikel über 
die Verstaatlichung der Mobiliarversicherung 
in Hessen; Heft12: Aufsätze über die deutsche 


Handelsflotte i. J. 1901, über Versicherung 


von Sturmschäden und über das Versicherungs- 
wesen im Fürstentum Lübeck; Heft 13 ein 
Artikel über den Prometheus - Skandal, und 
kleinere Notizen über den Baustoff der Dampf- 
fässer in Preussen 1901, Feuerversicherungs- 
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' Das Auditorium s. palatii ap. über das Ver- 
hältnis von Kirche und Staat 1606 (E. Krauss). 
Die Besetzung der niederen Kirchendiener- 
stellen (Küster, Organisten ete.) im Gebiete 

' des Preuss. Landrechts, insbesondere die Be 
setzung mit Militäranwärtern (Freisen). Die 

katholische Autonomie in Ungarn, Forts. 

(Günther). Die Entwickelung des Parochial- 

‚systems bis zum Ende der Karolingerzeit 

'(Zorell). — Kirchliche Aktenstücke und Ent- 

‚ scheidungen (13 Nrn.). Staatliche Aktenstücke 
und Entscheidungen (7 Nrn.). Mitteilungen 
(4 Nrn.). Rezensionen (15 Nrn.). 


' 5. Archiv f. Kriminal-Anthropologie und 
Kriminalistik. 3. Bd. 2/4.H. 8". Leipzig 
(F. C. W. Vogel) pro Band 12— 
' Das 2. Heft enthält folgende 4Aöhand- 
‚lungen: Conrad, Vagabundieren mit Vaga- 
bunden ; Stern, Verbrechen und Gesetzwidrig- 
keit; v. Schrenck-Notzing, Eine Freisprechung 
nach dem Tode; Lehmann, Die Polizei und 
| der — im Strafverfahren; Kora- 
feld, Über überflüssige Sektionen; Pollak, 
Ein Fall reflexioden Handelns; dann kleinere 
ı Mitteilungen von Näcke: 1. Noch einmal 
Macht der Suggestion; 2. Die Ziele der 
' Graphologie; 3. Die Funktion des Stirnhirns; 
4. Präderastische Annoncen; von Lohsing' 
Gefahren des Spiritismus; endlich Be 
‚sprechungen von Höfler, Näcke, Keller und 
Water 
' Das den 8. Band der wertvollen Zeitschrift 
abschliessende Doppelheft enthält fulgende 
Abhandlungen: Baumgarten, Polizei und 
' Prostitution; Robins, Eine Studie über Post- 








olicen für Geschäftshäuser u. s. w. 
’  amtsverbrechen; Stern, Das Wesen des Straf- 


— un el Mord an zn 
— — > | Pucher; enyeres, mdkörper in Ver 
—— * une letzungen; van Ledden-Hulsebosch, Eine Ver- 
j gg. " — giftung mit Mohnfrüchten; Lohsing, Be 
Abhandlungen: Die nach den 1.-V.-G. deutung und Vornahme der Werterhebungen 
versicherungspflichtige Bevölkerung (Hugo im österreichischen Strafverfahren; Nems- 
Meyer). Krankenkassen und Volkshygiene nitsch, Ein zerkochter Ermordeter: .räcke. 
(Knieke). Die Krankenversicherung der Dienst- | Angebot und Nachfrage Homosexaeller; van 
boten und die Gemeinden (Kleeis). Zu der An- | Ledden-Hulsebosch und Ankersmit, Uber die 
wendung der Revisionsentscheidung Nr. 928 | Haupteinflüsse, welchen Schriftstücke und 
des Reichsversicherungsamts. Die Vermögens- | Wertpapiere ausgesetzt sind; ferner kleinere 
anlagen der reichsgesetzlichen Invalidenver- Mitteilungen: Nicoladoni, Ein Gauner 
sicherung. — Verwaltung und Rechtsprech- :alphabet (Mit einer Schriftprobe); endlich 
ung. Mitteilungen. Literarisches. Beant- Besprechungen von Näcke. 
wortung von Anfragen. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 
1 





6. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v.kk 
Handelsministerium. Il. Jhrg. (1902) 
1. Legislativer Teil. Nr. 1. Wien (Manz) 


4. Archiv für kathol. Kirchenrecht, mit be- 
sonderer Rücksicht auf Deutschland, 
Österreich-Ungarn u. d. Schweiz. Hrsg. | 
v. Dr. Frz. Heiner. 82. Bd. 1. Quart.- jährlich 0.— 


Heft. Mainz (Franz Kirchheim) Die vorliegende Nummer enthält den 

pro Band 10.— Wortlaut zahlreicher Gesetze, Verordnungen, 

Das erste Heft des neuen Jahrgangs dieser Verfügungen, Bekanntmachungen aus allen 

reichhaltigen und gutgeleiteten Zeitschrift Gebieten des Wirtschaftslebens (Produktim, 

enthält: Abhandlungen: Kann ein Bischof Handel, Verkehrswesen, Zollwesen, Steuer 

Präsentationsrecht auf ein seiner Diözese an- wesen, Patent-, Marken-, Musterschutz- und 
gehörendes Benefizium erlangen? (Bayer). Autorrecht u. s. w.). Besonders ei 
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sind Österreich-Ungarn, das Deutsche Reich, | eine Vieiseitigkeit, die es uns ermöglicht, 
Frankreich und Russland berücksichtigt. auch unserem Leserkreis über sie zu berichten, 
; i wiewohl der grössere Teil der Aufgaben der 

7. Centralblatt, Österr., für d. jurist. Praxis „Gesellschaft“ auf einem dem Zwecke dieser 
nebst Centralblatt f. Verwaltungspraxis. Blätter fremden Gebiete (schöne Literatur, 

Hrsg. v. Dr. Leo Geller. XIX. Bd. 10.— , Kunst ete.) liegt. Die Zeitschrift will näm- 

12. Heft. XX, 1.—3. H. Wien (Moritz lich auch Erörterungen über soziale und 
Perles) halbjährig 10.—  koloniale Politik und andere Kulturfragen 


Abhandlungen: Börsenkommissionsschwin- | bringen und überhaupt ein „Organ für süd- 
del und Deckung (Geller). Die eherechtliche deutsches Geistesleben“ in dem Sinne sein, 
Dispensation (Illasiewiez). Bedingter Rück- dass sie den verschiedensten Diskussionen 
forderungsanspruch oder Vereinbarung tiber | ihre Spalten öffnet, also nicht ausschliesslich 
einen möglichen Rückforderungsanspruch | en Sprachrohr von Jung-München ist. Das 
(Rosmarin). Prozessfähigkeit (Horten). Zur Gebiet dieser Blätter berühren von dem reichen 

e des Pfandprivilegs der Arbeiter- Inhalte der ersten vier Nummern des neuen 
Unfall- und Krankenversicherungsbeiträge Jahrgangs folgende Artikel: 
(Hueber). Vorschläge zu Massnahmen zum | _ Die Amerikanisierung der deutschen 
Schutze gegen unlauteren Wettbewerb Die  Schiffahrts- Gesellschaften („Merkur“). Über 
Grenzen der Staatsverwaltung und der Selbst-  Theaterzensur vom Standpunkte des Zensors 
verwaltung (Lingg). Ein Beitrag zur Aus- (@, Krais). Landwirtschaft, Industrie und 
legung der 88 6 und 15 Anf.-Ges. (Rosmarin). | Handel (Küster). Zur Einheitsschule (Schmid- 
Aus der Wiener Juristischen Gesellschaft. kunz). DeutschlandsinnereVerhältnisse („Veri- 
Die Deckung bei der Börsenkommission‘@eller). | tas“). Uber das Duell vom ethischen Stand- 
Verwaltungsgerichtliche Irrtümer und deren punkte (Hans Fischer). ‚Gobincan (und sein 
Folgen. Rechtsformen der Gebrauchsleihe Problem von der menschlichen Ungleichheit !] 
(Klein). — Literarische Notizen. Rechtsprech- ' (Äretzer‘. Von den Besprechungen : Sozial- 
ung. Miszellen. Eingelaufene Schriften. Aus wissenschaftliches von K. H. Döscher. 


den Zeitschriften. 
GM. EOINBCHEITVON 10. Handels-Archiv, Deutsches, 1902. Feb- 


8. Fischers Zeitschrift für Praxis und Ge- ruarheft. Berlin (E. 8. Mittler & Solın) 
setzgebung der Verwaltung. Hrsg. von jährl. 12 Hefte 18.— 
Geh. Reg.-Rat Dr. Walter Schelcher. Das Februarheft dieser wertvollen vom 
Bd. 24. H. 1/2. Leipzig (Rossberg & Reichsamt des Innern herausgegebenen Zeit- 
Berger) pro Band 8.— | schrift bringt in seinem statistischen Teil 
Das vorliegende erste Doppelheft des u.a. Mitteilungen über die Kaffeeproduktion 

neuen Jahrgangs dieser angesehenen sächsi. | der Welt im Erntejahr 1900/1901, das Haupt- 
schen Zeitschrift bringt den Anfangsabschnitt ergebnis des britischen Aussenhandels im 
einer bedeutsamen Abhandlung des Heraus. | Jahre 1901, die Butter- und Käse-Produktion 

ebers „Zur Neuordnung des sächsischen | sowie die Einfuhr von Butter und Käse in 

Vasserrechtes. I. Einteilung und rechtliche Grossbritannien 1891/92 bis 1900/1901, die 

Natur der Gewässer‘ Diese von grossen | Russische Bergwerks- und Hüttenproduktion 


allgemeinenGesichtspunktenausgehenden und in den Jahren 1597 und 1898. Im Gesetz- 
die gutachtlichen Äusserungen zum sächsi-  gebungsteil sind Zoll-Anderungen und -Ent- 
schen Entwurf von 1899 benützenden Er- scheidungen für das Deutsche Reich, Agypten, 
örterungen werden gerade jetzt, wo in an- die Vereinigten Staaten von Amerika, Däne- 
deren Staaten die Reform des Wasserrechts mark, Frankreich, Grossbritannien. Japan, 
gleichfalls auf der Tagesordnung steht, auch Russland, Schweiz, Serbien, der Zolltarif für 
ausserhalb Sachsens grosses Interesse erregen. ‚den Freistaat Honduras, Abkommen zwischen 
— Weiter enthält das Doppelheft: Verord- Frankreich und Belgien über Handlungs- 
nungen und Entscheidungen sächsischer Ver- | reisende, zwischen Schweden-Norwegen und 
waltungsbehörden, Entscheidungen ausser- | Frankreich über Ursprungszeugnisse u.a.ın. 
sächsischer Verwaltungsbehörden und Ver- mitgeteilt. Ausserdem enthält das Heft 
waltungsgerichte, Urteile in Verwaltungs- Handelsberichte der ‚kaiserl. Konsulate in 
strafsachen, Entscheidungen bürgerlicher Ge- | Ancona, Barcelona, Bilbao, Havre, Lissabon, 
richte, Vermischtes, Literaturanzeigen und | Malaga, Noworossijsk, Rostow am Don, San 
Besprechungen. ‚Sebastian, Triest, Karachi, Hongkong, Ibo, 
Chicago, Guayaquil, Manaos, Mollendo, Port 
9. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- | 0f Spain sowie Spezialberichte aus Kairo, 
schrift. Begr. von M. @. Conrad, hrsg. | Montevideo, Australien und Brisbane. 
v. Dr. Arth. Seidl. XVIII. Jahrg. 1902. pe 
H. 1--4. Dresden (E. Pierson) 11. Handels-Museum, Das. Bd. 17. Nr. 10 
jährl. 16.— | bis 12. Wien (Verl. d. k. k. österr. 


Diese bekannte Münchener Halbmonats- Handels-Museums) halbjährl. 8.— 
schrift entfaltet unter der neuen Leitung| Nr. 10 bringt grössere Artikel über: Der 
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Zolltarif in der Schweiz (Schluss) und: Der 
Seehandel Dalmatiens von R. r. Schlick; 
Nr. 11: Imperialistische Handelspolitik im 
britischen Reiche; Die Brüsseler Zucker- 
konvention; Nr. 12: Die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften in Deutschland; Paris 
als Exporthandelsplatz. Ausserdem bringt 
jede Nummer zahlreiche Mitteilungen über 
Zollwesen, 
Industrie, Technik, Sozialpolitik u. s. w. 


12. Handelszeitung, Bayerische. 1902, Nr. 
9—12. München (C. Haushalter) 
vierteljährl. 1.50 


Unter den grösseren in den 4 vorliegenden 
Nummern enthaltenen Artikeln heben wir die 
folgenden hervor. Nr. 9: Ingenieurausbildung; 
Das Wirtschaftsjahr 1901 (Schluss) ; Nr. 10: 
Die Bagdadbahn ; Die Wasserkräfte i. J. 1901; 
Die sächsisch-thüringische Textilindustrie 
i. J. 1901 (Schluss); Nr. 11: Die Fabriken- 
und Gewerbeinspektion in Bayern i. J. 1901; 
Die Branntweinsteuernovelle ; Nr. 12: Ungarns 
Handel und Industrie i. J.1900, von K. Schäfer; 
Die Brauntweinsteuernovelle (Schluss). 


13. Invaliditäts- undAlters-Versicherung, die, 


im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr.8—9. 
vierteljährl. 2,— | 


Mainz (Diemer) 

Abhandlungen: Grundsätze der 88 46 
und 146 des neuen 1.-V.G. (Appelius). 
Statistik der Krankenversicherung im Gross- 
herzogtum Hessen. — Rechtsprechung. Mit- 
teilungen. Briefkasten. 


14. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1902. Nr.6u.7. 


Berlin (0. Liebmann) vierteljährl. 3.50 


Die Hefte 6 und 7 enthalten folgende 
Anfsätze: v. Liszt, Dr., Geh. Justizrat, Prof., 
Die juristische Studienordnung und die 
Zwangsübungen. — Thonmsen, Landgerichts- 
rat, Zweikampf und Strafrechtspolitik. Zur 
Frage der Prozessverschleppung. Vorbe- 


merkung der Redaktion. — Lau.r, Ober- 
landesgerichtsrat, Die Frage der Prozess- 
verschleppungen in Bayern. — Stooss, Dr., 


Professor, Zur Natur des Strafantrages. — 
Baum, Dr., Rechtsanwalt, Irrtum und Ge- 
währleistung. Löwenbach, Landrichter, 
Bessere Ausstattung der Gerichtsbibliotheken. 
— Neumeyer, Dr., Privatdozent, Eheverträge 
deutscher Staatsangehöriger in Russisch- 
Polen. — -Ramdohr, Amtsrichter, Die Er- 
teilnng des Familiennamens durch den Ehe- 
mann der Mutter eines unehelichen Kindes 
gemäss $ 1706 BGB. — Rathenau, Dr., Ge- 
richtsassessor, Der Zugang der Willenser- 
klärung bei Abholung von Postsendungen. 
— Bamberger, Rechtsanwalt, Ein Missstand 
bei der Zwangsversteigerung von Grund- 
stücken. — Kulau, Gerichtsaecessist, Zur 
Haftptlicht des Unternehmers von Eisen- 


bahnen, — Heymann, Dr., Arzt, Ist eine 


Handelspolitik, Verkehrswesen, 
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Verzichtleistung auf die Approbation als 
‚Arzt rechtlich zulässig? — Johanns, Dr., 
‚ Rechtsanwalt, Die Gasuhren und der $ 48 
‚des BGB. — Wach, Dr., Geh. Rat, Prof, 
‚ Der Strafaufschub ein Akt der Gnade oder 
‚ Rechtspflege? — v. Frankenberg. Stadtrat, 
' Kaufmännische Schiedsgerichte, — Stranz, 
Dr.. Justizrat, Kanfmännische Sondergerichte. 
— Schöller, Dr., Landgerichtsrat, Die grund- 
‚buchrechtliche Bedeutung des Konkursver- 
merks. — Schultzenstein, Vietor Hugo und 
‚das Strafrecht. — Laband, Dr., Professr, 
Veränderung des Rechtsstudiums. — Ale 
xander-Katz, Dr., Rechtsanwalt, Rechtsan- 
‚ waltschaft und Patentanwaltschaft. — Asch- 
'rott, Dr., Landgerichtsrat, Neue Zwangser- 
' ziehungs-Gesetze. — Klingmüller, Dr., Privat- 
‚ dozent, Der Begriff der Vertretungsorgane. 
— Imhof, Dr., Amtsrichter, Kosten für 
' Erbbescheinigungen. — Strauss, Dr., Eide- 
zuschiebung an die uneheliche Mutter. — 
: Friedrichs, Dr. Justitiar, Polizeiliche Anfrage- 
'gebühr und Armenanwalt. — Bresler, Dr, 
‚Oberarzt, Stellung des Strafantrags bei Per- 
sonen, die wegen Geistesschwäche entmän- 
digt sind. 





15. Praxis, Soziale. XI. Jahrgang. Nr. 22 bis 
26. Leipzig (Duncker & Humblot) 

vierteljährl. 5.50 
| Aus dem reichen Inhalt der vorliegenden 
Nummern können wir nur folgende grüssere 
Aufsätze hervorheben: Nr. 22: Das Problem 
der Arbeitslosigkeit in seinen verschiedenen 
. Entwickelungsstufen, von Stadtrat Dr. Flesch- 
' Frankfurt a. M.; Gewerbliche Kinderarbeit 


‚im Kreise Sonneberg, von Mar May-Heidel 
berg; Wohnungszählung in Mannheim, von 
Dr. Pellegrini - Mannheim ; Nr. 23: Die nen- 
este Geschichte des Gewerkvereinswesens im 
; Vereinigten Königreich und ihr vermutliches 
Ergebnis, von Sidney und Beatrice Webhb- 
London (Fortse in Nr. 24, 25 u. %;; 
Der italienische Gesetzentwurf betr. den 
Arbeitsvertrag ; Lage und Arbeitsverhältniss® 
der Dresdener Strohhutnäherinnen, von ZLwis 
Schneider und Julie Salinger-Dresden (Fort- 
setzung in Nr. 24); Nr. 24: Lebensmittel- 
zölle und Witwen- und Waisenversorgung, 
von Düttmann-Oldenburg; Nr. 25: Wohnungs 
reform in Hessen, von Dr. Frenay-Mainz; 
Die letzte Sitzung der Kommission für Ar- 
beiterstatistik; Die Sozialpolitik bei der 
dritten Etatslesung im Reichstag ; Abstinenz 
im Eisenbahndienst, von Otto de Terra- 
Guben ; Nr. 26: Die Thätigkeitsergebnisse 
der allgemeinen deutschen Arbeitsnach weise; 
Ein neuer Schulschein nach sozialpäda- 
gogischen Gesichtspunkten in Berlin, von 
Lehrer O. Pautsch-Berlin. 


16. Recht, Das. 1902. Nr. 4 n.5. Hannover 
(Helwing'sche Verlagh.) vierteljährl. 3.— 
Aus dem Inhalte der Hefte 4 und 5 heben 
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wir hervor: Allgemeines, Vier Jahre des 
österreichischen Civilprozesses in der Praxis. 
(Landesgerichtsrat Dr. Heinrich Katz, Salz- 
burg.) Gesetzesauslegung und Anwendung, 
Beitrag zur Beantwortung der e, wie in 
der Teilungszwangsversteigerung im Falle des 
Beitritts eines Miteigentümers das geringste 


Gebot zu berechnen ist ($ 182 des Gesetzes | 


vom 24. März 1897). (Geh. Oberjustizrat 
Landgerichtspräsident a. D. Julius Günther, 
Friedenau-Berlin.) — Zulässigkeit der Klage 
aus Entscheidungen in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. (Rechtsanwalt Dr. Eugen 
Josef, Freiburg i. B) — Die Konvalescenz 
der Auflassungserklärungen. (Reichsgerichts- 
rat Konrad Förster, Leipzig.) — Die Pfünd- 
barkeit der militärischen Dienstprämien. 
(Rechtsanwalt Dr. van Aken, Karlsruhe.) — 
Gesetzesreform, Die Abgrenzung von Richter- 
recht und Parteibetrieb im Civilprozess. 
(Oberlandesgerichtsrat Dr. Koll, Köln.) — 
Das Recht zur Tötung der neugeborenen 
Frucht. (Prof. Dr. med. et phil, Kossmann, 
Berlin.) — Parallel-Tabelle zum G.-K.-G. und 
zur Geb.-V. f. R.-Anw. (Entworfen von Ober- 
landesgerichtsrat B. Betzinger, Karlsruhe.) 
— Aus dem Rechtsleben, Übersicht über die 
Dauer der Ausbildung flir den höheren Justiz- 
dienst in den deutschen Bundesstaaten. — 
Die Zulassung zum Rechtsstudium in Preussen. 
— Abänderung der Konkursordnung. — 
Kaufmännische Schiedsgerichte. Die 
städtische Handelshochschule in Köln. (Ober- 
landesgerichtsrat Dr. E. Neukamp, Köln.) 
— Unentgeltliche Rechtsauskunft in Russ- 
land. — Die Einführung kaufmännischer 
Schiedsgerichte und der Anwaltsstand. 
(Sitzung des Berlin. Anwaltsvereins vom 
Februar 1902.) (Rechtsanwalt Dr. Korn, 
Berlin.) — Der sächsische Gesetzentwurf, be- 
treffend die Zwangserziehung Minderjähriger. 
Öffentliche Beglaubigung. — Unlauterer 
Wettbewerb durch schwindelhafte Ausver- 
käufe — Gehe-Stiftung und Juristen. — 
Phototypische Reproduktion der Pandekten 
Justinians. — Zulassung zur Rechtsanwalt- 
schaft im Kanton St. Gallen. Für und Wider. 
Ein Beitrag zur Lehre vom konkurrierenden 
Verschulden. (Amtsrichter Rospatt, Eisleben.) 
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(Landesgerichtsrat Brettner, Üottbus.) -— 
Drittschuldnererklärung nach $ 840 0.-P.-O, 
(Amntsrichter Keidel, München.) — Über die 
Heranziehung des Gerichtsschreibers zur 
Kostenfestsetzung. (Landgerichtsrat Karl 
Meyer, München.) — Abnahme beim Handels- 
kauf. (Rechtsanwart Dr. Leo Vossen, Köln.) 
— Die Anrechnung der Detentionszeit in 
|einer Irrenanstalt auf die Strafzeit. (Refe- 
rendar Dr. Alfred Manes, Göttingen.) 


17. Rechtspraxis, Badische (Annalen d. 
Grossh. Bad. Gerichte). LXVII. Jahrg. 
(1902) Nr. 1—6. Karlsruhe (Braun’sche 
Hofbuchdr.) halbjiährl. 5.— 


Die Nummern 1—6 bringen, abgesehen 
von zahlreichen Entscheidungen und Mit- 
teilungen aus der Praxis, namentlich folgende 
| Aufsätze: Betzinger, Zinsen bei der Liegen- 
‚schaftsvollstreckung; Fuchs, Bedeutung des 
'a.2 bad. A.-G. z. B.-G.-B.; Elsner, Zum 
a. 25d dieses Gesetzes; Oeftering, Zwangs- 
'erziehungsverfahren; Betzinger, Zum $ 4 
‚2-V -G.; Kahn, Internationales Privatrecht 
der Übergangszeit; Strübe, Sicheruugshypo- 
thek wegen der auf einen 300 Mk. nicht 
übersteigenden Betrag festgelegten Kosten; 
Wollf, Zurückbehaltungsrecht des Handlungs- 
reisenden; Kahn, Die Kollisionsnormen des 
badischen Entwurfs zum ehelichen Güterrecht 
(mit Entgegnung); West, Verbot der Teilung 
‘eines Grundstücks. 








18. Rundschau, Finnländische. gr. 8°. 1902. 
Heft 1. Leipzig (Duncker & Humblot) 
jährlich (4 Hefte) 6.— 
Inhalt: Der Imperialismus; Göttinger 
ı Professoren und Studenten i. J. 1779; Reise- 
| eindrücke des finnländischen Historikers H.G. 
' Porthan, von Fritz Arnheim; Pro Finlandia, 
Europas gemeinsame Appell zu Gunsten 
Finnlands, von Z. Konrad; Der Volksunter- 
‚richt in Finnland: bei Axel Gallen, von Joh. 
Ohquist; Das finnische Epos Kalevala, von 
Kauko; Kalevala, Finnische Volksdichtung, 
‚36. Rune; Das letzte Kartenspiel, Novelle 
von Mari Michi, übersetzt von E. Brause- 
ı wetter. 





— Über die Form des Klageantrags und 19. Rundschau, Soziale. 3. Jahrg. Nr. 1. 
Urteilstenors bei Wandelungsklagen nach Wien (Alfred Hölder) . jährlich 2.— 
& 465 B.-G.-B. (Amtsrichter Dr. Heuer,) Aus dem reichen Inhalt des 1. Heftes des 


Hamburg.) — Vorlesung von Protokollanlagen. 
(Notar Dr. Kockerols, Coblenz.) — Ist die 
blosse Behauptung des Acceptanten gegen 
den dritten Wechselinhaber zu beachten, 
dass dieser bei Erwerb des Klagewechsels 
Kenntnis gehabt hat. dass der Aussteller zur 
Einlösung verptlichtet sei? (Landgerichtsrat 
Dr. Marcus, Berlin) — Zur Frage der 
prozessualen Vertretung des Kindes bei der 
Geltendmachung der Unehelichkeit aus 81593 | 
B.-G.-B. (Referendar Dr. Gerstel, Berlin.) — | 
Zu $ 99 C.-P.-O., besonders zum Absatz II. 


8. Jahrgangs heben wir folgende Rubriken 
‚hervor: Arbeitslohn und Arbeitszeit (Gesetz]. 
ı Regelung der Arbeitszeit in den Vereinigten 
‚ Staaten); Arbeiterschutz (Regelung der Ar- 
ı beits- und privatrechtlichen Verhältnisse zwi- 
schen Dienstgebern und -nehmern in Öster- 
‚reich; Arbeiterschutzvorlagen im deutschen 
' Bundesrate; Neuregelung der Beschäftigungs- 
dauer von Angestellten in Gast- und Schank- 
wirtschaften im Deutschen Reiche); Arbeiter- 
organisationen (die englischen Gewerkvereine 
i. J. 1900; Die Gewerkvereine im Staate New- 
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york i. J. 1900); Einigungsämter (in den Ver-|und Reichsfinanzreform, von Spektator; 
einigten Staaten‘; Genossenschaftswesen (All- | Nr. 21: Kompromiss in Sicht; \r. 22: Prinz 
gemeiner Verband deutscher Erwerbs- und | Heinrichs Mission nach Amerika, von H.F. 
Wirtschaftsgenossenschaften in Üsterreich | Schlick-Berlin; Gegen das Duellvon O. Raupp- 
i. J. 1900; Berufsständige Organisation der Mundingen; Innerpolitische Umschau: Nr. 23: 
Landwirte in Österreich); Soziale Versicherung Der Reichswahlverband des Herrn Dr. Lange, 
(Ergebnisse der Invaliditäts- und Mortalitäts- von Spektator; Über zwei Ozeanen, von Dr. 
statistik sowie der Gebarung der Provisions- | H. F. Schlick; Der Mindesttarif in der Kom- 
kassen der österreichischen Bergwerksbruder- | mission; Nr. 24: Reichstagsferien; Gewerbe- 
laden i. J. 1898, KnappschaftsvereineinBayern gericht und Sozialdemokratie. Ausserdem 
i. J. 1900; Unfälle in der Fabrikindustrie bringen die vorliegenden Nummern zahlreiche 
Ungarns i. J. 1900); Arbeitsmarkt (Gablonzer | kleinere Artikel über Kirche und Schule, 
Glaswarenindustrie); Auswanderung (Ein- | Soziale Verhältnisse, Handel und Verkehr, 
wanderung nach Nordamerika in dem Fiskal- | Sozialistische Bewegung, Frauenfrage, Litera- 
jahre 1900/01); Arbeitseinstellungen und Aus- | tur und Kunst u. s. w. 
sperrungen (Strikebewegung in Üsterreich | 
i. J. 1901; Strikebewegung in England, | 23. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. N\r.5 u 6 
Frankreich, Blei, Dänemark; Arie‘ Braunschweig (A. Limbach) jährl, 10— 
1 gebnisse ster- | N f » R . — 
reich im Dezember 1901: Thätigkeit der. Nr. 5 enthält Artikel über: Die Eisen- 
r er . 'industriederVereinigten Staaten von Amerika; 
behördlich autorisierten Stellenvermittlungs- er — 
1.725000; Arbeits. Stahlfabrikation in Japan; Der Eisenmarkt 
nz : re ee - im Weltverkehr; Der Eisenmarkt Über- 
losigkeit(ArbeitslosigkeitundArbeitsnachweis | h r —— 
en ‚schlesiens und Rheinland-Westfalens; Die 
in der Schweiz); Wohnungswesen (Wohnungs- F 
u nme N net — Metallmärkte Frankreichs Englands und 
aufsicht in Württemberg); Sozialstatistik (bel- — ae 
4 4 . „. Amerikas; Nr.6: Elektrizität und Elektro- 
gische Gewerbezählung vom 31. Oktober 1596; tsihuik m Diimsls ren: Inıktirie. Warkehr 
Statistik der industriellen Arbeiterschaft in - — a 
England); Soziale Hygiene; Verschiedenes und Leben, von M. Unterbeck; Die Aus 
MEERE er ° stellung Düsseldorf 1902; ausserdem Notizen 
‚über die verschiedenen Eisen- und Metall- 
20. Soergel, Dr. Hs. Th., Rechtsprechung märkte. 
1900/01 zum B.-G.-B., E-G. z. B.-G.-B, 
0.-P.-O., K.-O., G.-B.-O. u. R.-F.-G. nach | 23. Zeitschrift f. deutsches Bürgerl. Recht 
d. Reihenfolge der Gesetzesparagraphen u. französ. Civilrecht. Bd. XXX. 


bearbeitet. 1. u. 2. Jahrg. 4. Aufl. Kl.8. Heft 1—2. Mannheim J. Bensheimer) 
(VI, 642 8.). Stuttgart (Deutsche Verlags- pro Band 12. —- 
anstalt) geb. in Leinw. 6.— Die Nummern bringen Abhandlungen von 


Aus 52 Zeitschriften hat der Verfasser | Regierungsrat Geigel über religiöse Kinder- 
die Judikatur der Jahrgänge 1900, 1901 zu erziehung und von Rechtsanwalt Dr. Scherer 
den bezeichneten Reichsgesetzen zusammen- | über die Auslegung altrechtlicher letztwilliger 
gestellt. Schon der Fleiss, den eine solche | Verfügungen des rheinischen Rechts. 
Arbeit erfordert, verdient den uneingeschränk- | 
ten Dank des deutschen Juristenstandes. Noch 924, Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5. 
in höherem Grade aber möchten wir das Ge- Jahrg. 1902. Heft 3. Berlin (G. Reiner) 
schick anerkennen, mitdem dieGrundgedanken pro Quartal 5— 

& 
der benutzten Entscheidungen gesichtet und 1. Autsätes: BE 0: Brondi Die Kr ie 


formuliert worden sind. Die Sammlung wird 1 i T 
dem Praktiker wie dem Theoretiker vor- der englischen Industrie, I; Lasch. Richard, 
treftliche Dienste leisten. Über Vermehrungstendenz bei den Natur 
: völkern und ihre Gegenwirkungen, II; Baloch, 
. ö Julius, Zur griechischen Wirtschaftsre 
21. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. schichte (Schluss); Exner, Wilh., Staatliche 
vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. Gewerbeförderung in Österreich. 2. Sozial- 
Hrsg. v. Dr. W. Johannes in Köln. politik: Die Fabrikgesetzgebung in Rus 
Il. Jahrg. Nr. 19/22. gr. 8°. Berlin Jand, aus dem Russischen des Dementjew, I; 
(Wilh. Baensch) vierteljährl. 2.50. Äusserungen französischer Korporationen äber 
Die „Deutschen Stimmen“, von deren das Projekt obligatorischer Altersversorgung 
wiehtigsten Artikeln wir unsere Leser von , der Arbeiter in Frankreich. 3. Miszellen: 
nun anregelmässig in Kenntnis setzen werden, darunter: Gesichtspunkte zur Bevölkerung* 
enthalten in Nr. 19 einen Artikel von W. frage (nach G. Blondel); Abnahme der Sterb 
Johannes über: Die Kunst in kirchenpoli- lichkeit der weiblichen Bevölkerung: Der 
tischen Fragen, und einen anonymen Artikel: Fremdenverkehr der Schweiz; Mittel zur 
Deutsche Interessen in der Ostmark. Aus Hebung der Zuckerkrisis; Gemeinde-Ein- 
den folgenden Nummern heben wir die fol- kommensteuern in Preussen 1%1. 
genden Artikel hervor: Nr. 20: Etatsdebatte 





Ficker, Jul., Untersuchungen zur Rechtsgeschichte, 


Niemeyer, Thdr,., Prof., 


Seidler, Roechtsanw., Die Notwendigkeit der prak- 


Brandis, Dr. Ferd,, Oberamtaricht., 


Endemann, Dr. F., Prof, 
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Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werks haben hier keine Aufnahme gefunden. 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt, 
Vgl. auch „Allgemeines und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Bibliographie, allgemeine, der Staats- u. Rechts- 
wissenschaften. Uebersicht der auf diesen Gebieten | 
im deutschen u. ausländ. Buchhandel nen erschie- | 
nenen Literatur. Hrag. : Offo Mühlbrecht. 35. Jahrg. | 
1902. 6 Doppel-Nrn. gr. 8. (Nr. 1u.2, 408.) Berlin, | 
Puttkammer & Mühlbrecht — 


Corrnption, die. Hrag.: 8. Apai. Red.: Alote | 


Köhler. 1. Jahrg. 2.—4. Vierteljahr. Jan. —Septbr. | 
10902. 18 Nrn. (Xr. 7. 168) #* Wien, Leipzig, | 





Literar. Anstalt A. Schulze 

vierteljährlich 1.75; einzelne Nrn. —.30 
Jahrbuch f. Entscheidungen des Kammergerichts 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in Kosten-, 
Stempel- u. Strafsachen, hrag. v. Geh, Ob.-Justizr. 
Rhold. Johorw u. Kammerger -R. Vikt. Ring. 3. Bd, | 


(Neue Folge, 4. Bd.) 2 Hite. (1. Hft. 164; 32 u. 
u.72 8) gr. 8°. Berlin, F, Vahlen 6.— 
Jahrbuch f. Gesetzgebg. u.s.w. im Deutschen Reich. 
26. Jahrg. 1. Hft. Lpzg., Duucker & Humblot 10.40 
Mühlbrecht, Otto, Übersicht der gesammten 
staats- u. rechtswiasenschaftlichen Litteratur des J. 
1991. 34. Jahrg. (XXX'I, 280 S.) gr. 8°. Berlin, Putt- 
kammer & Mühlbrecht 
Revae, sociale. Zeitschrift f. die socialen Fragen 
der Gegenwart. Hrag. v. Dr. Jos. Burg. 2. Jahrg. 
1901. 4 Hfte, (1. Hit. 160 8) gr.®. Essen(-Ruhr, 

Ottilienstr. 12), Verlag der socialen Revue 
4. — ; einzelne Hfte. 1. — 


3; — 


Sammilang v. Entscheidgn. d. bayer. obersten 
Landergerichts in Civilsachen. 2. Bd. 4. Hft Er 
3. ⸗ 


langen, Palm & Enke 


Sammelwerke, Encyklopädien. 


Gesetzwammilung der freien u, Hansestadt Hanı- | 
burg. Amtliche Ausg. 38. Bd. Jahrg. 1901. (XV, 191, 
191, 26, 1 u. 18 8.) 4%, Hamburg, L. Gräfu & nn. 
60 
Grotefend, @. A., Gel. Reg.-R., Das gesammte 
deutsche u. preussische Geretzgebungs-Material. Die 
Gesetze u. Verordngn., sowie die Ausführungs-An- 
weisgn., Erlasse, Verfüggn. etc. der preuss. u. deut- 
schen Ceutralbehörden. Jahrg. 1901. (XXIV, 573 8.) 
gr. 5", Düsseldorf, L. Schwann 
9.—; geb. in Halbfrz. 10.50 
— — Die Erlasse zur Ausführung u, Erläuterung der 





Gesetze des preussischen Staates u. des deutschen 
Reichs. Aus den amtl. Veröffentlichgn. der preuss. | 


u. der Reichs - Central - Behörden zu den einzelnen 
Gesetzen zusammengestellt u. hrag. 3., ganz neu 
bearb. Aufl, v. ‚„Grotefends Kommentar‘. 3. Bd. 
(Ergänzungs-Bd.) 1896—1901. (III, 734 8.), er. 8'. 
Düsseldorf, L. Schwann 10—; geb. in Halbfrz. 12.— 
Rechtsbuch, thurgauisches. Gerichtliche Abtig. 
Sammlung v. Gesetzen u. Verordngn. des Kantons 
Thurgau m. grundsätzl. Entscheiden aus den Rechen- 
schaftsberichten des Obergerichtes, des Kantons 
Thurgau 1862—1899, des Regierungsrates 1869— 1899 
u. den das thurgau, Recht betr. Entscheiden des 
schweizer. Bundesgerichtes 1874—1899. (VIII, 628 8.) 

8%, Frauenfeld, J. Huber in Komm, 
geb. in Leinw. 2.40 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Y, Bd. 1. Abt. Untersuchungen zur Erbenfolge der | 
ostergerm, Rechte. V. Bd. 1. Abt. (X, 324 8.) gr. 8®. 
Innsbruck. Wagner 10.50 


Recht u. Sitte. Rede 
zur Feier des Geburtstages Sr. Maj. des deutschen | 
Kaisers, Königs v. Preussen, Wilhelm II. (16 8.) gr. 8". | 
Kiel, Lipsius & Tischer 1.— 


tischen Begründung der Unabhängigkeit des Richter- 
standes. Dem Hohen Hause der Abgeordneten als 





Petition unterbreitet, 
H. Schönrock’s Nachf. 


(61 8.) gr. 8. Landaberg, 


Stadtrechte, oberrheinische, III. Abtlg.: Elsässische 


Rechte. Veröffentlicht v. der Kommission zur Her- 
ausgabe elsias, Geschichtsquellen. 1. gr. 8°. Heidel- 
berg, C. Winter, 
1. Geny, Jos., Schlettstadter Stadtrechte. 1. Hälfte. 
(XXVIll, 403 8.) 13,— 
Vlieuten, Dr. M, van, Die Grunddienstbarkeiten 
nach altwestnordischem Rechte. Eine rechtsge- 
schichtl. Abhandlung. (VIII, 18538.) gr, 8°. München, 
Th. Ackermann 3.60 


Bürgerliches Recht. 


Was der | 
Arbeiter v. dem Bürgerlichen Gesetzbuche u. den 
einschlägigen Vorschriften der Gewerbeordnung u. 
der Landergesetze wissen muss. 2, Aufl. (IV, 149 8.) 
&. Braunschweig, Selbstverlag 1.10 
Lehrbuch des bürger- 
lichen Rechts. I. Bd, 3. TI. 8. neubearb, Aufl. 
(8. 569-904.) gr. 5°. Berlin, ©. Heymann 4.— 


Melchior, Dr. Carl, Amtericht., Die bamburg- 
ischen Ausführungsgesetze uuf dem Gebiete des 
Grundbuchrechts. Erläutert v. M. (XII, 215 8.) gr. 8°. 
Hamburg, U. Boysen 6.— 

Mengel, Dr. —— Spiel u. Wette, (III, 92 8.) 
gr. 8°. Leipzig, Buchh. G. Fock 2.— 


Simedon, P., Recht u. echtegang im Deutsch. Reiche. 


II. Bd. 2. Lig. Berlin, C. H«ymann 1.— 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


H#Hellwig,Dr. Konr., Prof., Prozessführungsrecht 


u. blosse Prozessführungsvollmacht. [Aus: „Das 
Recht‘‘. (19 8.) ger. 8°, Hannover, Helwing 1.— 
Jaffa, 8., Refer., Was muss man vom Konkursrecht | 
wissen ? (88 8.) gr. 89°. Berlin, H. Steinitz 

1.—; geb. a 


Scherrer-Füllemann, J., Adv., Gesetz betr. 
die Civilrechtspflege f. den Kanton St. Gallen. Mit 
Anmerkgn., Erläutergn., Vollziehungsvorschriften u. 
e, Sachregister hrag. (XI, 177 8.) 8», St, Gallen, 
Zollikofer'sche Buchdr. geb. in Leinw. 2.40 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Christiani, E., Amtager.-R., Wie hat der Schieds- N&emethy, Dr. Frdr. v., Landesger.-R., Die For- 
mann sein Amt zu führen? Eine gemeinverständl. mularien des Verfahrens ausser Streitsachen. In 
Anleitg. Mit Beispielen f. alle beim Schiedemann prakt. Anwendg. gezeigt u. mit Materialien su# 
vorkomm. Protokolle, Vermerke n. sonst, Nieder- gestattet. (XVI, 267 8.) gr. 8". Wien, Manz 
schriften, Formularen, ausführl. Sachregister u. 5.80; geb. 73 
Abdr,. der Schiedsmannsordng. 2., verm. u. verb. 

Aufl. (IV, 116 8.) 8°, Berlin, H. W. Müller kart. 1.50 


Strafrecht und Strafprozess. 


Bauer, Dr. Paul, Der unlautere Wettbewerb u. | betr. den Schutz gegen unlauteren Wettbewerb, sowie 
seine Behandlung im Recht unter besond, Berücksicht, Abänderung u. Ergänzung der Gewerbeordnung. Aus: 
der ausländischen Rechtsprechung, Gesetzgebung u. „Allgem. üst. Ger.-Zeitg.‘‘] (46 8.) gr. 8°. Wien, Manz 


Literatur. (VI, 116 8.) gr. 8° München, Th. Acker- l- 
mann 2.40 | Steinitz, Dr. Kurt, Rechtsanw., Der Verantwort- 


Birkmeyer, Dr. Karl, Prof., Grundriss zur Vor- lichkeitsgedanke im XIX. Jahrh. (m. besond. Bücksicht 
lesung üb. das deutsche" Strafrecht. 5. Aufl. (II, | auf das Strafrecht). Vortrag. [Aus: ‚‚Ztschr. f. pädag, 
61 8.) gr.8°. München, Th. Ackermann 1.— | Psychologie n. Pathologie‘‘.) (32 8.) gr. 8°. Berlin, 

Mayer, Dr. Fel., Ger.-Sekr., Die Gesetzentwürfe | H. Walther. 1.- 





Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Aron, Erich, Landger.-R., Die Gesetze des Deut- | (IV, 71 8. m. 1 Abbildg.) 12*. Ebd. 
schen Reiches betr, das Post-, Telegraphen- u. Fern- Geb, in Leinw. 1% 
sprech-(Telephon-)Wesen, nebst Ausführungs- u. Voll-| Lorenz, H., Ratgeber f. Reichs-, Staats- u. Kom- 
zugsbestimmgn., sowie Erläuteren. ‘VII, 308 8.) munalbeamte. Eine Zusammenstellg. der Beamten- 
Kart. 12°, Leipzgig, C. L. Hirschfeld 3.— | Gesetzgebg. m. Erläutergn. u. 2 Abschnitten: Die 
Auszug aus der allgemeinenBergpolizei- Verordnung Reichs- u, Staatsverfassg. n. Verwaltg. sowie RBechts- 
f. Elsass- Lothringen. — Extrait du reglement general u. Verwaltungs-Gesetze v, allgemeinem Interess, 
de poliee sur les mines pour l’Alsace- Lorraine, 14. verb. u. verm. Aufl. (602 S. m. 1 Karte.) 1. 
(1 Bl.) Imp. Fol. Strassburg, Strassburger Druckerei | Berlin, ©. Nahmmacher in Komm. 
u. Verlagsanstalt —. Geb, in Leinw. 2.— 
Bierer, H., Kochtsanw., Das württembergische | Meili, Dr. F., Prof., Die rechtliche Stellung der 
Wassergesetz vom 1. XII. 1900 m. Ausführungs- Automobile. (52 8.) gr. 85%, Zürich, A. Müllers Verl. 
bestimmungen. (III, 187 8.) 8°. Ulm, J. Ebner 1.» 
Kart. 2— | Meissner, Otto. Kommentar zur kaiserl. Ver- 
Entwurf eines Gesetzes üb, Änderungen des Ge- ordnung vom 22. X. 1901 betr. den Verkehr m. Arz- 
setzes betr. das Pfandrecht an Privateisenbahnen neimitteln ausserhalb der Apotheken. Nebst Anh.: 
u. Kleinbahnen u. die Zwangsvollstreckung in die- Handel m. Giften, m. Branntwein u. Spiritus, m. 
selben, vom 15. VIII. 1895. (28 8.) hoch 4". Berlin, Nahrungsmitteln u. s. w. Unter Benutzg. ergangener 
C. Heymann 1.20 Gerichtsentscheidg. erläutert u. hrag. (VII, 23 &) 
— eines Gesetzes, betr. die Vorausleistungen zum gr. 8°. Leipzig, Expedition der „Drogisten-Zeitg.. 
Wegebau, (11 8.) hoch 4°. Berlin, ©. Heymann —.40 Geb. in Leinw. 14. 
Gemeindeverwaltung nnd Gemeinde- | Münzel, Dr. Gust., Untersuchungen üb. die 
stntistik der Landeshauptstadt Brünn. Bericht Genfer Konvention. Eine Darstellg. u. Kritik des 
des Bürgermstrs. Dr. Aura. R.r. Wieser f, d. J. 1900, nach diesem Vertrage gelt. Landkriegsrechts, m. a 
(XIV, 637 u. III, 165 S. m. 9 Tab.) gr. 8°. Brünn geschichtl, Überblick üb. die Bestreben. bis zum 





C, Winiker geb. in Leinw. 4.— Abschlusss des Vertrages n. üb. die Versuche zu 
Hartmann, Carl, 1. Dampfkessel-Revis., Die ge- | —— Fortbildg. (189 8.) gr. $*. Freiburg i. B. 
setzlichen Bestimmungen betr, die Genehmigung u. G. Ragoczy 2.— 


Untersuchung der Landdampfkessel m. erläuternden | Nieder. Wassergesstz f. Württemberg 1. Tl., 2. Hifte. 
Bestimmtngen. (IV, 68 8. m. 1 Abbild.) gr. 16%, u.If. TI, Ellwangen, Hess 429 
Hamburg, Eckardt & Messdorff 1.—- Weigand, H., Geseizes- u. Stasten-Kunde f, das 
— Die gesetzlichen Bestimmungen betr. die Genchmig- Königr, Preussen. Enth. Reichs- u. Landesgesetze 
ung u, Untersuchung der Schiffsdampfkessel mn, er- In dem Wortlaute der Gesetze bearb, Mit Sach- 
läuteruden Bemerkungen, 4. veränd. Aufl. Im Auf- register, (XX, 318 8.) gr. 8". Hannover, C. Meyer 
trage der Baupolizei-Behörde hrsg. am 28. XII. 1901. ; geb. 20 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Beyendorff, Dr. R., Doz., Das System der Reichs- Handbuch f. Inngn., Innungsausschüsse, Handwerk» 
Gewerbeordnung. Für den akadem. u. prakt. Ge- kammern u. sonst. gewerbl. Korporationen. (Dr. Ludw, 
brauch dargestellt (304 8.) 8°. Berlin, J. Guttentag ' Huberti’s prakt, gewerbl. Bibliothek.) (V, 118 S.) 

4.—; geb, in Leinw. 4.60 , gr.8'. Leipzig, H. Klasing geb. in Leinw. 220 

Halstenberg, Fritz, Arbeiter-Sekr., Katechiamns | Suffert, Dr., Ger.-Assess., Das Reichagesstr betr. 
der deutschen Unfallversicherungs - Gesetzgebung. die Gewerbegerichte vom 29, VI. 1890 in der Fassung 
(46 8.) 8°, Düsseldorf (Adersstr, 2), Selbstverlag —.50 vom 29, IX. 1901. Text-Ansg. m. Hervorhehe. der 

Handwerkerbibliothek. neue. Hrag. v. Dr. A. '  Nenergn., den ergänz. Bestimmgn.der Gewerbsoring. 
Grunenberg u. Jos. Wilden. 1.—5. Bdchn. gr. 8°. | u. Sachregister. (32 $.) 8°. Gr.-Lichterfelde, Gesetz 
Krefeld, J, Greven. F r verlag Schulze & Co. 50 

1.2. Handwerkergesetz, neues. Statat der Hand- 

werkskammer zu Düsseldorf u. Vorschriften der wilhelmi, Dr. L., Das Handwerkergesetz vom 

H 26.!VIL 1897. (Reichs-Gesetzblatt 1397, Nr. 37.5. &&8) 
andwerkskammer zur Regelg. des Lehrlings- 

wesens. (728.) —.50. — 3.4. Gesellen- u. Meister- Mit Einleitg. u. Bomerkgn. unter besond. Berücksicht. 
z eg A — der Ausführungs-Anweisgn. der grössaren Bundes 


prüfung, die, im Handwerk. (83 8.) —.50. — * 
5. Grunenberg, Dr. A., Fürderung des Handwerks | tisatou. (RVI, 34 8.) 8°. —— en — 
in Oesterreich, Bericht tb. e. Studienreise in Vester- m, ge 

reich (46 8.) —.30. Wolf, E., Bürgermeisterei-Beigeordn., Gewerbager.- 


Pape, Rich., Handelak.-Sekr,, Die praktische Durch- Vors., Die deutschen Gewerbegerichte u. Innung* 
führung der Handwerkernovelle vom 26, VII, 1897. Schiedsgerichte sowie deren Rechtsprechung. Syse 
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matische Darstellg. der Verfassg. der reichs- u. landes- 
gesetzl. Gewerbegerichte sowie Innungs - Schirdage- 
richte nebst dem Prozessverfahren u. der Recht- | 


Finanzwissenschaft. 


Abhandlungen, volkswirtschaftliche, der badi- 
schen Hochschulen, hrag. v. Carl Johs, Fuchs, Karl 
Rathgen, “erh. v. Schulze-Gävernitz, 
V. Bd. 4. Hft. gr. 8°. Tübingen, J. ©. B. Mohr. 

4. (rroser, R., Das Postwesen in der Kurpfalz im 
17. u. 18. Jahro. (VII, 67 8.) Einzelpr. 3.—; 
Subskr.-Pr. 2.50. 

Albrecht, ©., Red., Die soziale Frage im Gärtner- | 
beruf. Einiges üb, die Ursachen der gegenwärtig | 
brennendsten wirtschaftl. Berufsfragen. 2. Aufl. 
(16 8.) gr. 8". Berlin, Verlagsbuchh. des allgem. | 
deutschen Gärtnervereins —2 

— — Gartenbaukammern? Ein Wort zur Klärung | 
der schweb. Frage üb. die gesetzl, Organisation der | 
deutschen Gärtnerei, 2. Aufl. (30 8.) gr. 8°. Berlin, 
Verlagsbuchh, d. allgem. deutschen Gärtner-Vereins 

— 50 

Altrock. Dr. Walth. v., Assist, Die Thätigkeit 
der öffentlichen Sparkassen in der Prov. Branden- 
burg f. die Landwirtschaft. (IX. 181 8. m. 1 Tab.) | 
gr.®. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht 3— | 

Auszug, kurzer, aus den Entscheidungen des königl. 
preussischen ÖOberverwaltungsgerichts in Staats- 
steuersachen. 9. Bd. 1. Abth.: Einkommen- u. Er- | 
gänzungssteuer. Von Öberreg.-R. Rohde u. Reg.-R. | 
v. Kameke. Mit ausführl. Sachregister, (59 8.) gr. 8". 
Berlin, C. Heymann --,30 

— dasselbe, 8. u, 9. Bd. 2. Abth.: Gewerbestener. | 
Von Öberreg.-B. Rohde, Mit Sachregister f. den Aus- | 
zug Bd.8 u. V. (48 8.) gr. 8. Ebd. —,80 | 

Behrend, Dr. W,, Landwirthschaftliche u. gewerb- 
liche Brennereien im Lichte der Brauntweinsteuer- 
Gesstzgebung. (35 8.) gr. 8°. Berlin, P. Parey 1.— 

Bericht derk.k. Gewerbe-Inspectoren üb, die Heim- 
arbeit in Österreich. Hreg. vom k. k. Handels-Mini- 
sterium. 3. Bd. (XII, 367 8, m. Taf.) Lex. 8°, Wien, 
A. Hölder 8. 

Berustein, E., Die Voraussetzungen des Sozialis- 
mus u. die Aufgaben.d. Sozialdemokratie. 10. Tausend. | 
(XX, 188 8.) gr. 8°, Stuttgart, J. H. W. Dietz Nachf. 

W— 

Bodisco, Ed. v., Der Bauerland-Verkauf in Est- | 
land u. Materialien zur Agrar- Statistik Estlands, , 
(VI, 123 u. 102 8. m. 1 graph. Darstellg.) gr. 4". Reval, 
Klugo & Strölım in Komm. 10.— 

Bülow, H. v., Österreich- Ungarns Handels- und 
Industrie-Politik. Mit besond. Rücksichtnahme auf 
das in der Monarchie zutage tret. Bestreben nach | 
übersseischer Kulturarbeit. (XXI, 300 8. m. 1 Bildnis.) , 
gr.8. Berlin, W. Süsserott geb. 8.— | 

Conrad, Dr. J., Prof., Grundriss zum Studium der 
politischen Oekonomie. 2. Tl.: Volkswirtschaftspolitik. | 
®. wesentlich erweit. Aufl. (XVI, 544 8.) Lex. 8". | 
Jena, G. Fischer 1.— | 

Erhebungen der königl. bayerischen Fabriken- u. 
Gewerbe-Inspektoren üb. das Müllergewerbe (Bei- | 
lageonheft zu den Jahresberichten f. 1901). (03 8.) 
gr. 8°. München, Th. Ackermann 1.20 | 

Fleischner, Ludw., Handelssch.-Prof., Was der | 
Kaufmann v. der Volkswirtschaftslehre wissen ınuss, | 
Grundzüge der Volkswirtschaftslehre als Einführg. 
in das Studium der Stastswissenschaften. (Dr. Ludır. 
Iluberti’s moderne kaufmänn. Bibliothek.) 2., verm. 
u. verb, Aufl, (VIII, 1328.) gr. 8°. Leipzig, Dr. L. Hu- 
berti geb. in Leinw, 2.75 

Geschäftsthätigkeit, die, —* kaiserl. Patent- 
amts u. die Beziehungen des Patentschutzes zu der 
Entwicklung der einzelnen Industriezweige Deutsch- 
lands in den J. 1891 bis 1900. Bericht an den Staats- 
sekretär des Innern, Staatsminister Grafen v. Posa- | 
dowsky-Wehner, erstattet v. dem Präsidenten des 
kaiserl. Patentamts. (VII. 387 8.) hoch 4°. Berlin, 
©. Heymann — 

Grnf, Mnx, Handelsk.-Synd., Das Genossenschafts- | 
wesen im Handwerk. Die wirtschaft. Bedeutg. der 
Handwerker-Genossenschaften, ihr Zweck, Ziel u. | 
ihre Organisation, nebst Anleitg. zur Gründg. u. 
Leitg. derselben. (Dr. Lud. Huberti's prakt, gewerbl. 
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sprechung üb. d. gewerbl. Arbeitsvertrag. (Dr. L. 
Huberti'’s prakt, gewerb. Biblothek.) (VIII, 147 8.) 
gr. 5°. Leipzig, H. Klasing geb. in Leinw, 2.80 


Volkswirtschaftslehre. 


Bibliothek.) (VIII, 111 S.) gr. 8°. Leipzig, H. Klasing 
geb, in Leinw, 2,40 


Mar Weber. | Guttenberg, Adf. Ritter v., Hofr. Prof., Die 


Holzpreise in Oesterreich in den J. 1348 bis 1898, 
(IU, 144 8. m. Fig.) gr. 5°. Wien, M. Perles in Komm, 
3.— 

Handbuch f. Frauenbildung u. Frauenberuf. Führer 
durch dis Anstalten u. Einrichtgn. zur Ausbildg. v. 
Mädchen u. Frauen in Berlin. (X, 112 8.) gr. d», 
Berlin, ©. Habel kart. 1.20 

Handelsberichte üb, das In- u. Ausland. Sonder- 
abdricke aus dem im Reichsamt des Innern hrag. 
deutschen Handelsarchiv. I. Serie. Europa. Nr. ». 
gr. 8. Berlin, E. 8. Mittler & Sohn 

54. Rostow am Don. (17 8.) —.60, 

Harms, Dr. Bernb., Zur Entwickelungsgeschiche 
der dentschen Buchbinderei in der 2. Hälfte des 
19. Jahrh. Technisch, statistisch, volkswirtschaftlich, 
(VIII, 1848. m, 6 Tab.) gr.8°. Tübingen, J. C. B. Mohr 

7.60; geb. 8.60 


| Hitze,Dr. F., Die Arbeiterfrage u, die Bestrebungen 


zu ihrer Lösung. Nebst Anlage: Die Arbeiterfrage 
im Lichte der Statistik. 15—17. Taus. (177, 16, 23 
u. II $.) gr.8*. Berlin, Germania in Komm 1.— 
Hübel, Dr. Leop., Die Gostaltung des landwirt- 
schaftlichen Betriebes m. Rücksicht auf den herr- 
schenden Arbeitermangel,. Mit dem Reuning-Preise 
gekrünte Preisschrift, (IV. 128 S. m. 1 Taf.} er 8°, 
Dresden, v. Zahn & Jaensch 
Jüger, Dr. Eu Reichst.- u. Landt.-Abg., Die 
Wohnungsfrage. 1.Bd. (VI, 352 8.) gr. ®. Berliu, 
Germania 5. ⸗ 
Jahrbuch des Handelsvertragsvereins f. d. J. 1001. 
Im Auftrag des Handelsvertragsvereins hrsg. v, Ge- 
schäftsf,. Dr. W, Borgius. (XI, 350 8.) gr. 8°. Beeiin, 
Liebheit & Thiesen 4.- 
Jahresberichte, die, der königl, Unyerlschen 
Fabriken- u. Gewerbe-Inspektoren, dann der knigl. 
bayerischen Bergbehörden f. d. J. 1901. Mit e, Anh,, 
betr. das Müllergewerbe. Im Auftrnge des küönigl, 
Stautsministeriums des Innern, Abtheilg, f. Land- 
wirthschaft, Gewerbe u. Handel, veröffentlicht. (XXII, 
300 u. 93 8.) gr. 8°. München, Th, Ackermann 5.— 
Jahresbericht, summarischer, der Handels- u. 
Gewerbekammer in Olmütz üb. die Thätigkeit der 
Kammer u. die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Kammerbezirkes im J. 1900. (XXIII, 163 S. m. 1 Taf.) 
gr. 8°, Olmttz, E. Hölzel — 40 
Kamp, Dr., Prof., Wohnung, Hausrat u. Wirtschaft- 
führung im dentschen Arbeiterhaushalt. (Dr. Ludw. 
Huberti's prakt, gewerbl. Bibliothek.) (IV, 50 8.) 
gr. 8°. Leipzig, H. Klasing Geb. in Leinw, 2.2 
irnemer, Dr. Adf., Prof., Die Landwirtschaft 
im 19. Jahrh. Mit besond. Berücksicht. schweizer. 
Verhältnisse. Ein Rückblick u, e. Ausblick. (Aus: 
„Schweiz. landwirtschaftl. Centralbl.‘‘) (V, 185 8.) 
gr. 8°. Frauenfeld, J, Huber 1.60 
Lorenz, MH. Die Beamten-Besoldungstitel des 
Dentschen Reichs- u. preussischen Staats-Haushalts- 
stats f. d. Rechnungsj. 1902. 11. Jahrg. (128 8.) 12», 
Berlin, O. Nahmmacher in Komm. —. 75 
Lüders, Eiswe, Stand der deutschen Frauenbe- 
wegung im Beginn des J. 1902, (64 8.) sr B*, 
Zurich, Th. Schröter .50 
Lutzau, Herm. v., cand, jur. Not. publ., Alpha- 
betisches Wort- u. Sachregister zum nenen Stempel- 
steuergesetz vom 10. VI. 1900, betr. die der Stempel- 
steuer unterliegenden u. die v. derselben befreiten 
Verträge, Urkunden u. Dokumente. (91 8.) gr. 8°, 
Rigs, Jonck & Poliewsky 2.20 
Muaier-Bode, Fr., Landwirtsch.-Lehr, n. Gen.-Sekr, 
Dr. ©. Neamann, Die Getreideverkaufsgenossen- 
schaften, ihr Nutzen, ihre Gründung n. ihre Ein- 
richtungen, nebst Beschreibg. üb, den Betrieb u. die 
geschäftl. Resultate einzelner besteh. Getreideabsatz- 
u. Kornhausgenossenschaften in Deutschland. (XI, 
354 u. XXVII S. m. 20 Abbildgn.) gr. 8°. Stuttgart, 
E. Ulmer 6.80; geb, 7.50 
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Mitteillnngen des k.k. arbeitastatistischen Amtes 
im Handelsministerium. 2. Hft. Lex. ®*. 
A. Hölder. 

2, Lippert, Dr. Gust., Finanzr.,, 


hältnisse im Liloydarsenale u. Stabilimento 


Teenico Triestino, unter Zugrundelegg. der v. den | 


Direktionen der beiden Anstalten zur Verfügg. ge 
stellten Daten. Mit e. Planbeilage. (97 8.) 1.10 
Nachrichten üb. Industrie, Handel u. Verkehr. 


76. Bd, 11. u. 12, Hft. Wien, Hof- & Staatsdr. Je 1.60 | 
1.60 | 


— dasselbe, 79. Bd. 1. Hft. Ebd, 
Pohl, Otto, Der Arbeiter im kapitalistischen Staate 
u. in der socialistischen Gesellschaft. (15 8.) gr. 8". 
Wien, Wiener Volk#buchh. 
Schmeller, Gust., Die historische Lohnbewegung 
von 1300— 1900 u. ihre Ursachen. [Aus; „Sitzungsber. 
d. preuss. Akad. d. Wiss.) (16 8.) gr. ®*, 
G. Reimer in Komm. — 50 
Sehriften der internationalen Vereinigung für, 
gesetzlichen Arbeiterschutz. Nr. 1. gr. 8*. Jena 

G. Fischer. — Bern, Schmid & Francke. 
1. Vereinigung, die internationale, f. gesetzlichen 


Arbeiterschutz. Berichte u. Verhandign. der kon- | 


stituier. Versammilg., abgeh. zu Basel, am 27. u. 28. 
IX. 1901. Hrag. vom Buresu der internationalen, 
Vereinigg. f. gesetzl. Arbeiterschutz : Gen.-Sekr. : 
Prof. Steph. Bauer, Präs. : Kantonsr. Heinr, Scherrer, 
Vicepräs. : Beg.-R. Nat.-B. Thdr. Curti. (VIV, 2758.) 


Wien, 
Die Arbeitaver- | 


—.10 | 


Berlin, | 
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Sohnrey, Heinur., Die Wohlfahrtspflege auf dem 
Lande. In Beispielen aus dem prakt, Leoben dar 
gestellt. — Hebung der sozialen u. wirtschaftl. Zu- 
stände. (Schriften des Ausschusses f. Wohlfahrts- 
pflege auf dem Lande.) Neue, unveränd. Ausg. 
(VIII, 224 8.) gr. 8*. Berlin, C. Heymann 4- 

'Sombart, Weru,., Der moderne Kapitalismus 

2 Bde. gr. 8°. Leipzig, Duncker & Humblot 

20.—; geb. in Halbfrz. 4.— 
1. Die Genesis des Kapitalismus, (XXXIV, 669 &) 
— 2. Die Theorie der kapitalistischen Entwicklung 

| Mit Registern üb. Bd. I u. IL (VIII, 646 5 


VUebersichten üb. die Arbeiterverhältnisse in den 
Betrieben ]. der Reichsmarineverwaltung, 2. der 
königl. preussischen Heeresverwaltung. 3. der königl. 
bayerischen Heeresverwaltung, 4. der königl. aich- 
sischen Heeresverwaltung, 5. der königl. würtiem- 
bergischen Hesresverwaltung. (327 8.) gr. 4°. Berlin, 

| €. Heymann 6- 
' Veröffentlichungen des Vereins zur Firerie 

| f. kranke Arbeiter zu Posen. 2. Hft. gr. 9”. Pos, 

J. Jolowiez, 
2. Wernicke, E., Dir. Prof., Über Volksernähre. 
ın, besond. Berücksicht. der Posener Verhältuise 
| Vortrag. (24 8.) —.30. 
Wnexner, Dr. K., Ein Besuch beim Versicherungs 
techniker. Plaudereien f. jedermann üb. Grundlas 
u. Bedeutg, der Lebensversichg. (64 S. mm. 4 Taf.) 


4.— ; französ. Ausg. 4.— - 

Senffleben, Otto, Pfr., Unsere Gemeindepfloge, | . 8°. Stuttgart, A. Bergsträsser L- 
Erfahrungen u. Mitteilgn. aus der Arbeit ländl. | Wiedfeldt, Dr., Genossenschaftliche Getreid>- 
Wohlfahrtspflege. Hrag. vom Ausschuss f, Wohlfahrts- verwertung im Königr. Sachsen. Eine agrarpolit. 
pflege auf dem Lande, [Aus: „Das Land''.) (35 8.) Uutersuchg. (47 8.) gr. 8°. Berlin, P. Parer L- 
gr. 8°, Berlin, Trowitzsch & Sohn 0 74 

Statistik. 


Beiträge zur Forststatistik v. Elass- Lothringen. | Hartlebens, A., kleines statistisches Taschen- 


Hrsg. vom Ministerium f. Elsass-Lothringen, Abtheilg. 
f. Finanzen, Gewerbe u. Domänen, XIX. Hft. Wirth- 
schafts- nu. Rechnungrj. 1900. {III, 128 S. m. Tab.) | 
gr. 8°. Strassburg, Strassburger Druckerei u. Vers 
lagsanstalt in Komm. 3.50 


— zur Statistik des Grossherzogtb. Hessen. Hrsg. v. 


der grossberzogl. Centralstelle f. div Landesstatistik, 
45. Bd. 2. u 3, Hft. gr. 4", Darmstadt, G. Jonghaus. 


2, Uebersicht der Geschäfte der ordentlichen strei- | 


tigen Gerichtsbarkeit bei dem grosaherzogl. Ober- 


landesgerichte zu Darmstadt u. bei den Gerichten | 
u. Staatsanwaltschaften im Bezirke desselben wiäh- | 
rend des Geschäftsj. 1900. (26 8.) —.70,. — 3. Ueber- | 


sichten üb. die Todesfälle u. die Sterblichkeit in 
den Gemeinden, Kreisen u. Provinzen des Gross- 
herzogth. Hessen in den J. 1875 bis 1894. (II, VIII. 
89 u.390 8.) 350. 


Bericht des Verbandes der Genossenschafts-Kranken- ' 
der Verbands- ; ' 


kassen Wiens, sammt der Statistik 
kassen f d. J. 190. (205 S. m. 1 Tab.) gr. 8°. Wien, 
(Wiener Volksbuchl.). 2.50 


Hartleben’s A,, statistische Tabelle üb, alle 


buch üb. alle Länder der Erde. 9. Jahre. iM 
Nach den neuesten Angaben bearb. v. Pruf. Dr. Frir. 
Umlauft. (IV, 1038.) 16°. Ebd. geb. in Leinw. 1% 
Jahrbuch, ungarisches statistisches. Nene Folm 
vIm. 1900. Im Auftrage des kön. ung. Handel- 
ministers verf, u, hrag, durch das kön. ung. statist, 
Centralamt, Aıntliche Übersetzg. aus dem ungar 
Originale. (XVII, 453 8.) Lex. 8. Budapest, F. Kiliär's 
Nachf. geb. in Leinw. 10.—- 
Sıntistik, preussische, (Amtliches Quellenwerk.' 
Hrag. in zwanglosen Heften vom königl. statist. Buresu 
in Berlin. 167. Heft. Imp. de, Berlin, Verlag des 
k. statist, Bureaus. 
167. Statistik der preussischen Laudesuniversitäten 
m. Einschluss der theologisch - philosophischen 
Akademie zu Münster u. des Lyceum Hosiasum 
zu Braunsberg, der bischöflichen Klerikalseminar 
u. der Kaiser Wilhelms-Akademie f. das militär 
ärztliche Bildungswesen zu Berlin f. das Stulien) 
Ostern 18991900. {VIIT, 198 u. 213 8.) 10.8. 
'Twardowski, Dr. J. V., Minist.-Coneip., Stati- 
stische Daten üb. Oesterreich. (Mit e. Anh. üb 
Ungarn.) Aus anıtl. Quellen zusammengestellt. (Y. 


- Staaten der Erde, X. Jahrg. 1902. 101 mal 71 cm. 125 8.) gr. 8°. Wien, F. Deuticke 
Wien, A. Hartleben —,50 in Leinw, kart. 2% 
Varia. 


Bürzger-Handbuch, württembergisches. 21. nach | 


dem neuesten Staude ergänzte Aufl. (VIII, 287 8.) 
Stuttgart, J. B. Metzler — ,60 
Coester, Dr. E., Der Krieg in Südafrika nach 


englischen Urteilen. Vortrag. (31 8.) gr. #. = 
' baden, Berlin, O. Janke in Komm. 


Millerand als Gesetzgeber. {39 8.) 8”, 
Puttkammer & Mühlbrecht * 
m 


e 
3 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur Seitier, München 








aftpflichtrecht und Reichs- 
versicherungs-Aesetzgebung 


2. völlig umgearbeitete Auflage. 


Herausgegeben von 


Dr. jur. Ludwig Lass, und Dr. jur. Rudolf Maier, 


Kais. Reg.-Rat a. R.-V.-A. und Privat-Dozent Rechtsanwalt in München u. 
a. d. Univ. Berlin. Syndik. mehrerer Versich.-Gesellsch. 


gr. 8°. (XX, 303 8.). Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20. 
Allgemeine Zeitung: 


». .. Sowohl für den Juristen als für den Laien ist das Werk von hohem Wert, da 
es über alles in dieses weite Gebiet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt. Die beiden 
Verfasser arbeiten bereits jahrelang praktisch im Versicherungswesen und waren umsomehr 
berufen, sich an die schwierige Aufgabe zu wagen; sie haben dieselbe vorzüglich gelöst. 





JS. Schweiger Sortiment aurthur senier, München 


Karlsplat 29, nächſt dem JIuftizpalaft. ? 
Buchhandlung = Antiquariat = Leihinſtitut 
für 


Rechts- und Staatswillenichaften. 


> Kataloge * Bedingungen = foftenlos. — 





oe ben w wur te ausge — er: 


Bat ir — Infall „Vesicherungsgesetz 


bearbeitet von F. X. Oefele, k. Regierungs-Rat in Landshut 


— Lieferung 12. gr. 8°. (10 Bogen.) Preis Mk. 3.60. — 
Preis des ganzen gegen 25 Bogen umfassenden Werkes ca. Mk. 8.- 
Da das Manuskript vi listfin lig vorliegt, ist eine schnelle Folge der 3  (Schluss- )Lieferung 
gesichert. 
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helwingſche Derlagsbuchhandlung, Hannover. 


Soeben erſchien: 


— — Redt, ua. 


ung von Dr. Karl 
Wilhelm Koderols, Notar in Coblenz. 72 Seiten. 8°. Preis Mt. 2 —. 

Gin anſchaulicher geicbichttiher Überblit über eine nunmehr abgeſchloſſene 
Periode der rheiniſchen Recdtsentwidelung- 








Sur Studenten und VRechtspraktikanten: 
Praftiihe Strafanzeigen (Strafrechtsfälle), “: >= 


Praris 
der Staatsanwaltichaft geſammelt u. für den akadem. Unterr. jowie f. Refer. 
der Juſtiz u. Verwaltg. unt. Verüdi. des B-G.«B. u. fortlauf. Anführ. der 
geiegl. Vorjchr., Verordn. u. j.w. bearb. v. Stelling, Staatsanwalticaftsrat 
i. Hildesheim. XI u. 24 S. Geb. Mt. 3.—. 


„Die von St. mitgeteilten über 800 Fälle find Jämtlich der Praris entnommen und mortgetreu, 
wie fie in den Einlauf famen, zum Abdruck gebracht worden. Gerade bierin aber liegt der grofe 
pidagogiiche Wert der Sammlung, da bierdurdd der junge Jurift fofort die Strafanzeigen in der Ferm 
fennen, beurteilen und bearbeiten lernt, in der fie ibm in der Praxis entgegentreten. Aukerdem ſchärft 
die Durdarbeitung derartiger Fälle den juriftiichen Blid und bereitet nicht nur für das Eramen, 
fondern vor allem auch für die ſpätere Praris vor. Ein bejonderer Vorzug des Buches iſt es endlich 
daß der Berfajfer am Schluſſe eines jeden Falles alle die Baragrapben angegeben bat, deren Eerück— 
ſichtigung zur richtigen Bearbeitung notwendig iſt. Einmal bat der Bearbeiter dabei die Möglichkeit, 
zu kontrollieren, wie er die Aufgabe zu Idjen, und vor allem, ob er diejelbe geldit bat, ſodann aber 
arbeitet er jihb an der Hand dieſer Yaragrapben trefflih in die Geſetze jeldit ein. Ich Din übersemgt, 
dab Diefe Paragrapbenangaben dem Büchlein viele Freunde erwerben werden, da der junge Aurtit 
bisber mit Recht geklagt bat, daß er troß feiner gemwifienbaften Bearbeitung einer Aufgabe nie ficber 
jet, vb er nicht danebengebauen babe, weil und folange ihm die Arbeit nicht durchgeſeben worden fei. 
Diefem Uebelitande bat der Verfaſſer abgebolfen. Huften wir, daß die juriftiiche Jugend nun au recht 
flelßig das Buch benußt!“ 

1. Etaatdanwalt Lippe, Franfentbal. (Das Recht, 102, Nr. 7. 





Das neue deutjche Handelsrecht ur Asistih des See 


rechts. Gemeinveritändlic 
für den gejamten Handelsjtand und zum Gebraucdhe junger Nuriften dargeitell: 
von h. Koerner, Gerichtsreferendar. 1901. XII und 292 Seiten. In 
bieggamem Einband ME. 5.20. 


„Unter den aablreidhen gemeinverftändlicden Daritelungen verdient die vorliegende einen 


Ebrenplak”, 
Zeitichr. f. deutich. bürg. Recht u. franz. Eivilrcht. 


„Der Stoff des 9. ©. B. wird in der Legalordnung des letteren inftematiich Mar und im 
präzifen Benriffsbeftimmungen entwidelt. Das gut audgeitattete, preiswerte Hichlein fann den Kehts 
fandidaten vor dem eriien Cramen als verfäßlicher Reperitor gute Dienfte leiſten.“ 

Dad Mecht. 191. Wr. 12. 


„Die Daritellung zeichnet fich Durch eine jtrena durchgeführte Syſtematik, verftändliche Huzdrude- 
weife und große Gründlichkeit vorteilhaft aus. Zie berubt auf erniter Durdbarbeit nicht Dies Ix® 
Dandelsresis, jondern au des Bürgerlichen Geſetzbuches, und weiß Dieje beide Disziplinen in geididier 
Weiſe zu verbinden. Frauffurter Zeitung vom 26. Mai 1. 
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Neue deutiche Kechtsſprichwoͤrter 


VRORORHOR HH THUN 





Preis Mt. 1.60. 


DDDD 


von Dr. Adolf Lobe 


—— 


Wwillft Deine Uhr, die Jochen lieb, an 
Jrigen Du verkaufen, 

Wird gleich fie Jrigens Eigen, heißt Du 
ihn zu Jochen laufen. 


Ut ein Dritter im Befiß der Sache, fo kann die 
Uebergabe dadurch erletzt werden, dak der Eigen- 
tümer dem Erwerber den Anfpruch auf Berausgabe 
der Sache abtritt. D.B.6.-B. 5 931. 


493. 
Jehlt's dem Käufer an dem Geld, 


Das Eigentum man vorbehält. 


Der Uerkäufer kann fich das Eigentum bis zur 
Zahlung des Kaufpreifes vorbehalten. Dann wird der 
Käufer troß der Uebergabe noch nicht Eigentümer. 

D. B. 6.-B. 5 455. 

Tür Grundftücsveräußerungen gilt das nicht. 


494. 
Zehn Jahr befeffen in qutem Glauben, 
Kann riemand mehr die Sach Dir 
rauben. 
495. 
Wer ehrlich beſaß zehn Jahre lang, 
Nicht weiter für fein Eigen bang‘. 


Wer eine bewegliche Sache zehn Jahre im Eigen- 
befige hat, erwirbt das Eigentum, wenn er beim Er- 
werb in gutem Glauben war und nicht Ipäter erfahren 
hat, daß ihm das Eigentum nicht zufteht. 

D. B. 6.-B. 5 937. 
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R ec b 154 Der 
praktikantenkurs Rrosse tieler 


1902/1903. 


Der Justizkurs des Herrn Land- 
gerichtsrats Dr. Becher in München 
für Rechtspraktikanten, die im Dezem- 
ber 1903 die Staatsprüfung machen, 
beginnt am 1. Oktober 1902, findet | Hand-Atlas 
wöchentlich dreistündig und zwar in 100 Karten. 
am Dienstag und Donnerstag jeweils | 50 Lieferungen 
früh von 8 bis 9'/se Uhr statt und zu je 60 Pig. 
umfasst alle Justizfächer. Für die 
Berechtigung auf die einzelnen Plätze 
(etwa 40) entscheidet die Zeit der An- 
meldung. Die Anmeldungen wollen 
München, Hessstrasse 5/1 adressiert 
werden, mündliche Anmeldungen aber 
Justizpalast 94/l erfolgen. (108) 


für 30 Mark! 


Derlag von Franz Dahlen in Berlin W, 8. 





Goldmann, — Das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 mir Ausſchluß di 
Seerechts) erläutert von 2. Goldmann, Juſtizrat, Rechtsanwalt am Kammergeridt. Erſter 
Band. (1. Bud. Handelsitand.) 1901, Geb. M.9.—, Geh M. 1i.— 
Zweiter Band (Liefa. 1 u. 2). 1902. Geb. R.t— 


Jaedcel. — NReihsgefch über die Zivangsverfteigerung und die Zwang 


verwaltung vom 24. März 1897 (Fafſung v. 20. Mat 1898) nebit dem Einfübrunasgeie am 

dem für Preußen ergangenen Ausführungsgeieg vom 283. September 1899 und Koſtenbeſtimmungen 

Mit ausfibrtidem Kommentar von Dr. Baul Jaedel, Reihsgerichttrat. 11. Se > - 

Geh. ME 16.— | 

Neumann, — Handausgabe des Bürgerlihen Geſetzbuchs jür dus Deurice 
Neih unter Berüdfihtigung der fonitigen Reichsgefege Towie der Ausfübrungsgeieggebung vom 
Preußen, Bayern, Sadien, Württemberg und Baden für Studium und Braris bearbeitet von 


Dr. Hugo Neumann, Rebtsanwalt am Kammergericht. Zweite Auflage. Drei Binde. 1 
Geh. M. 24.—, Geh M. 3% 


Olshauſen. — Hommentar zum Strafgefehbud für das Deutiche Reid. Bor 
Dr. Juitus Olsbaujfen, DOberreihsanwalt, Sechſte * Zwei Binde. 1M. 
eh 





. .D— Geb. RB 


Rausnitz. — Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 


Gerichtsbarkeit vom 17. Vai 1898 und das Preuß. Geſetz über die freiwillige Gerihte 
barfett vom 21. September 1999 erläutert von Jullus Rausnig. Redtsanwalı in Berlin. Ir. 
Geb. M. 16.—. Geb. N. 18H 


Weymann. — Das Invalidenverfiherungsgeich vom 13. Zuli 1899 und die w 
nebörigen Neibs-Musführungsbeitimmungen erläutert von Dr. Konrat Weymann, failerl 
Regierungsrat, ftänd. Mitgl. des Reihs:Beriiherungsamts. 1902. Geh. M. 12.—. Web. M. 14. 
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J. Schweitzer Sortiment 
(Arthur Sellier) 
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— — 


München 
Karlsplatz 29. 








Das 


N Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 


von 


Struppe & Winckler 


Berlin, Dorotheenstr. 82 


bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 

teile. Prospekt bitten zu verlangen, 

auch den unserer den grössten An- 
forderungen genügenden 


Juristischen Mietbücherei. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die nesammten Materialien 


zu den 

das Bürgerliche Gesetzbuch und 

seine Nebengesetze betr. bayerischen 
Gesetzen und Verordnungen 

nebst den 

einschlägigen Ministerialerlassen 

heransgegeben von 
Dr. Heinr. Becher, 
kgl. Landgerichtsrath in München. 
In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62.—. 
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Abhandlungen des kriminalistischen Seminars an der Universität Berlin. 
Neue Folge. Band I Heft 2. 
Getreidepreise und Kriminalität in Deutschland seit 1882. Von 
Referendar Hermann Berg. gr. 8° m. 3 Tafeln. Preis 1 Mk. 50 Pi. 


Allgemeine Deutſche Vechſelorduung. Ss ecrans un mine 


anwalt Dr. M. Stranz. Achte Auflage der Borhardt » Bal’ihen Ausgabe 


und das deutſche Neichögeieß Über die Wechielitempelftener. Bearbeitet von 
Regierungsrathp BP. Lord. Siebente Auflage. Zafhenformat. Gebunden in 
ganz Leinen. Preis 3 ME. 


die Gejege des Reiches und Preußens über die freiwillige 


Gerichtsbarkeit Mit Einleitung von Herm. Jaftrow, Amtsgerichts: 
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in ganz Leinen 3 ME. 


die Deutiche Bot: und delegraphen-⸗Geſetzgehung. 
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D. Fiſcher. Fünfte Auflage bearbeite von Geh. Poftrath Dr. M. König. 
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Juristen Zeitung. 


Herausgegeben von 


Dr. LABAND, Dr. STENGLEIN, Dr. STAUB, 





Professor. Reichsgerichtsrat a D. Justizrat, 


— Erscheint jeden I. und 15. Vierteljährlich M. 3.50. — 


Die „Deutsche Juristen-Zeitung“, die verbreitetste juristische Zeitschrift, 


ist nach Inhalt, Zweck und Charakter ein Fachblatt grossen Stiles. Als Central- 
organ für den gesamten deutschen Juristenstand ist sie im Vergleich zu den 
Fachzeitschriften eine Zeitung, im Vergleich zu den Tageszeitungen ein Fachblatt. 


Am 1. April begann ein neues Quartal. 


Abonnements: Buchhandlungen, Postanstalten, Verlag. Probenummer gratis. 


= ' — mn 
Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 





Literarische Mitteil ungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 





Unter ständiger Mitarbeiterschaft der Herren Professoren Dr. Ernst Jaeger 
in Würzburg, Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Jährlich 12 Nummern. _Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 


XV. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 1902 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 


Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr. 6 
Insertionspreis: "/sspalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 


Bürgerliches Recht. 


1. Bestgen, Dr. jur. Fritz, Rechtsstellung Gliederung die Bestimmungen des B.G.B 
einer Ehefrau, welche selbständig ein | über den Mobiliarpfandverkauf, insbesondere 
Erwerbsgeschäft betreibt. gr. 8". (45 8.). | dessen dingliche und obligatorische Wirk- 
Halle C. A. Kaemmerer & Co.) 1.— ungen, dar. Die Arbeit ist sehr gründlich, 
Der Verfasser gibt nach einer historischen | geht auf die einzelnen Streitfragen näher 
Einleitung eine Bestimmung der beiden | ein und versteht dieselben meist glücklich 
Hauptbegriffe „Erwerbsgeschäft“ und „selbst. | zu lösen. Bedenklich erscheinen Jedoch die 
ständiger Betrieb,“ wobei er in geschickter Ausführungen über die rechtliche Kon- 
Weise die von der herrschenden Meinung struktion des Pfandgläubigergebots (S. 28 ff.), 
vertretene Auffassung vom selbständigen Be- | indem hier Verfasser die Existenz eines 
trieb eines Erwerbsgeschäfts mit der Cosacks | Kaufvertrags nachzuweisen versucht und 
zu verbinden sucht. Sodann bespricht er die davon ausgeht, dass es unrichtig sei, den 
Rechte des Ehemannes gegenüber der Er- | Vertrag als zweiseitiges Rechtsgeschäft zu 
werbsthätigkeit der Ehefrau und gelangt zu definieren, da der Abschluss eines Vertrags 
dem Resultat, dass die Ehefrau, die heute | nicht das Vorhandensein zweier Kontrahenten 
unter der Herrschaft des B.G.B. selbständig | voraussetze. Auf einem Versehen beruht die 
ein Erwerbsgeschäft betreibt, ohnehin die Bemerkung 8. 33 Z. 2 v. ob, dass die Ge- 
personenrechtliche Stellung schon hat, die nehmigung innerhalb vier Wochen nach 
älteres Recht der Handelsfrau im Interesse Empfang der Aufforderung erteilt werden 
der Verkehrsfreiheit erst ausdrücklich zu. müsse; es kann sich nach $ 458 S. 2 in Ver- 
weisen musste und dass die Abweichungen | bindung mit $ 177 Abs. 2 B.G.B. lediglich 
von der gewöhnlichen Rechtsstellung der | um eıne zweiwöchige Frist handeln. Sch. 
Ehefrau ausschliesslich auf dem Gebiete des | 
ehelichen Güterrechts gelegen sind. Die 3. Brock, Dr. Walth., Das negative Ver- 


eigenartige Stellung der Handelsfrau weist tragsinteresse. 8°. (VI, 209 S.). Berlin, 
der Verfasser unter Berücksichtigung der ein- (J. Guttentag) 5.— 
schlägigen civilprozessualen und konkurs- | Der Verfasser behandelt in drei Büchern: 


rechtlichen Normen an den verschiedenen |], Grundlage und Aufbau der Theorie vom 
Güterrechtsformen des B.G.B. nach. Sch. negativen Vertragsinteresse (1. römische 
— .. Quellen, 2. v. Ihering's Theorie), II. Kasuistik 

2. Bloch, W., Die Wirkungen des Mobiliar- —* dem B.G.B. | Hi Mangel Fü der — 
Pfandverkaufes nach bürgerlichem Ge- 12. Mangel im Willen, 3. Mangel im Objekt), 
setzbuche. Diss. (90 S.). gr. 8°. Berlin III. Das Haftungsprinzip in der Ersatzpflicht 

(B. Behr's Verl.) 2.50 |(1. Literatur nach Ihering, 2. Prinzip des 

Die vorliegende Abhandlung bringt in | B.G.B.). In einem Schlussabschnitte wird 
einer kleinen Einleitung einen historischen | das Verhältnis der „negativen Vertrags- 
/berblick über die Entwicklung des Pfand- | interessehaftung“ zur allgemeinen Schadens- 
verkaufs und stellt sodann in systematischer | ersatzpflicht erörtert. Die Ausführungen sind 
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gründlich und überragen die bisherige mono- 
graphische Behandlung des wichtigen Themas 
bedeutend. 


4. Endemann, Dr. F., Prof. Lehrbuch des 
bürgerlichen Rechts, I. Bd., 3. Teil. 

8. Aufl. gr. 8°. (S. 567—904). Berlin 
(Carl Heymann) 4.— 
Von Endemanns vortrefflichem Lehrbuch 

ist nun der 3. Teil des 1. Bandes erschienen, 
Das Werk, das bis jetzt die eingehendste 
systematische Gesamtbearbeitung des neuen 
bürgerlichen Rechts darstellt, ist damit in 
8. Auflage bis zum speziellen Teil des Ob- 
ligationenrechts fortgeschritten. Der Aufbau 
lehnt sich an die früheren Auflagen enge 
an. Es gelangen die allgemeinen Lehren 
des Obligationrechts in acht Kapiteln zur 
Darstellung. An die Behandlung der recht- 
lichen Natur und der verpflichtenden Kraft 
der Schuldverhältnisse reiht sich die Lehre 
vom Inhalt der Obligation an. Darauf be 
spricht Verfasser die Bestimmungen über 
Schadensersatz und Vertragsstrafe, Ort und 
Zeit der Leistung sowie Verzug des Gläubigers 
und des Schuldners. Die Schlusskapitel 
handeln vom Erlöschen der Schuldverhältnisse, 
von der Übertragung der Forderung und 
ihrem Gegenstücke, der Schuldübernahme, 
sowie von den Obligationen mit einer Mehr- 
heit von Schuldnern und Gläubigern. Wie 
früher ist auch hier in äusserst belehrender 
und das Verständnis des Gesetzbuchs er- 
leichternden Weise das römische, ältere 
deutsche und gemeine Recht, das preussische 
allgemeine Landrecht und der Code civil 
zum Vergleich herangezogen. Die inzwischen 
erschienene zahlreiche Literatur sowie die 
Entscheidungen der obersten Gerichte sind | 
sorgfültig und in weitem Umfang in ed 
Darstellung verwoben, so dass der Leser ein 
vollständiges Bild von dem Stande der Streit- | 
fragen und den wichtigeren Schriften des 
neuen bürgerlichen Rechts erlangt. Soweit 
das Landesrecht in Frage kommt, hat der 
Verfasser sich nicht mit einem Hinweis auf 
die Bestimmungen der grösseren Staaten be- 
genügt, sondern die sämtlichen Ausführungs- | 
gesetze zum B.-G.-B. berücksichtigt. In 
formeller Hinsicht ist namentlich das Be- 
streben des Verfassers nach möglichster Be- | 
seitigung aller überflüssigen Fremdwörter 
bemerkenswert. Die Thatsache, dass das 
Endemann’sche Lehrbuch in kürzester Zeit 
acht Auflagen erlebte, spricht mehr als alle 
Worte für den hervorragenden Wert des 
Buches. Sch. | 
5. Gradenwitz, Dr. Otto, Prof., Anfechtung 
u. Reurecht beim Irrtum. gr. 8°. (106 S.). | 
Berlin (Carl Heymann) 

Die interessante und gründliche Schrift 
enthält die Ausarbeitung eines Vortrags, den 
der Verfasser im März 1901 in der juristischen | 
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Gesellschaft zu Berlin gehalten hat. Nach 
einer das Problem veranschanlichenden Ein 
leitung behandelt der Verfasser zunächst 


‚ältere Rechte und die Entwürfe zum B.G-B, 


dann dieses selbst und zwar 1. das Prinzip 
zu Gunsten des Irrenden, 2. die Kompen- 
sation für den Gegner, 3. die Anfechtung. 
Überall sind praktische Beispiele, vielisch 


‚aus der Rechtsprechung, zur Veranschau- 


lichung eingefügt. 


6. Heinsheimer, Dr. Karl. Landger.Rat, 
Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch 
mit seinen Nebengesetzen und da 
Badische Recht. II. Bd. 2. Liefg. Familien 
recht. II. Abtlg. 1. u. 2. Aufl. er“. 
(S. 129—224). Karlsruhe (Braun'sche 
Hofbuchdruckerei) 180 


Die Lieferung behandelt das vertrag 
mässige eheliche Güterrecht und die Ehe 
scheidung nach dem B.-G.-B., seinen Neber- 
gesetzen und den badischen Ausführungsvor 
schriften. Der Wert des Buches für die 
badische Praxis wurde in diesen Blätten 
bereits wiederholt anerkannt. 


7. Linckelmann, Dr. Karl, Rechtsanwalt ı. 
Notar, u. Dr. Ernst Fleck, Das Hannosr 
sche Privatrecht nach dem Inkrafttreten 
des B.-G.-B. Lfe. 8. (8. 561— 640). gr.\- 
Hannover (Helwing) 24 

Diese Lieferung bringt den zweiten Teil 
des Meierrechts sowie das Lehn- und Fide 
kommissrecht mit Anmerkungen über die 
Fortgeltung und Bedeutung der einzelnen 
Vorschriften. 


8. Melchior, Dr. Carl, Amtsricht., Die ham- 
burgischen Ausführungsgesetze auf dem 
Gebiete des Grundbuchrechts. Erläutert 
v.M. gr.8°. (XII, 215 S.). Hamburg 
(C. Boysen) geb. i.— 


In Ergänzung zu seiner Ausgabe der6.-B-V 
hat der Verfasser in dem vorliegenden Bank 
folgende hamburgische Ausftihrungsvorschn! 
ten mit Materialien unter kurzer Erläuterung 
zusammengestellt: A.G. z. B.@.-B, &-% 
z. G.-B.-O., G.-K.-G., die Bekanntmachungn 
v. 27. 9.1899 u. v. 11. 12. 1899, die Geschäft: 
anweisung v. Nov.1899, die Verfügung Y. 16.1. 
1900, die Bekanntmachung v. 14. I. IM! 
und die Geschäftsordnung für die Gerichts 
schreibereien des Amtsgerichts Hamburg (dus 
zug). Die Arbeit wird der hamburgischen 
Praxis gute Dienste leisten. 


9, Scherer, Dr. M., Rechtsanw., Das zweit‘ 
Jahr d. B.-G.-B. Die gesamte Recht 
sprechung u. Theorie 1901 zum B.6.B, 
E.-G. z. B-G.-B., C-P.-O., P-G., 6-BP, 
7.-V.-G. u. K-O. Zweites Ergänzungs 
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heft zu meinem Kommentar. 1. Lig. 8°. Untersuchung der Fragen, ob und inwieweit 
(LXXII, 8528.). Erlangen (Palm & Enke) beim Zwiespalte zwischen Willeund Erklärung 
6.— der Wille oder die Erklärung das Entschei- 

Wie in der unseren Lesern bekannten | dende ist, wer von beiden sohin „das rechts- 
Schrift „Das Erste Jahr des B-G.-B.“, stellt verbindliche Element des Rechtsaktes“ dar- 
der Verfasser in diesem Werke für das zweite stellt. Der Verfasser weist zunächst nach, 
Jahr der Herrschaft des neuen Rechts die | dass die römischen Juristen von der Willens- 
Hauptergebnisse der Judikaturund derWissen- | harmonie ausgegangen sind, behandelt sodann 
schaft zu den einzelnen Paragraphen des ausführlich den Zwiespalt zwischen Wille 
B.-G.-B. und seines E.-G., sowie zu den und Erklärung nach: den früheren Partiknlar- 
ss 1—93 C.-P.-O. zusammen. Eine zweite | rechten unter gesonderter Darstellung der 
Lieferung soll den Rest der C.-P.-O., ferner Mentalreservation, der Simulation und des 
F.-G., G.-B.-O., Z.-V.-G. und K.:O. behandeln. Scherzes und legt daran anschliessend dar, 
Die Zusammenstellung bietet ein sehr wert- dass das B.-G.-B. in richtiger Erkenntnis 
volles Material und zeugt von der erstaun- dessen, dass eine einseitige Durchführung 
lichen Arbeitskraft dieses unermüdlichen Prak- | der Willens- oder Erklärungstheorie zu Här- 
tikers. | ten führe, die ausschliessliche Aufnahme einer 
‚ Theorie abgelehnt und sich für eine gesunde 

10. Schmidt, Dr. jur. &g., Wille und Er- Verbindung beider Prinzipien unter Wahrung 
klärung. Ein Beitrag z. Lehre v. Rechts- der prävalierenden Stellung der Willenstheorie 
geschäft: $$ 116 Satz 2, 117 Abs. 1 und entschieden habe. Die übersichtliche Anord- 

118 B.-G.-B. in geschichtlicher und ver- nung des Stoffes und die ausgiebige Heran- 
gleichender Darstellung. gr. 8°. (88 S.). ziehung der einschlägigen Literatur empfehlen 
Halle (C. A. Kaemmerer & Co.) 1.50 die Lektüre des vorliegenden Schriftchens. 


Gegenstand der Abhandlung bildet die | Sch. 


Internationales Recht. 


1. Denzler, Dr. Osk., Die Stellung der Filiale | schwierigste Materie der Jurisprudenz, näm- 
im internen u. internationalen Privat- lich die seit Jahrhunderten berühmte und 
rechte. gr. 8‘. (398 S.}. Zürich (Schult- höchst interessante Lehre über den Zusammen- 
hess & Co.) 6.— | stoss der Gesetze hinsichtlich des Civil- und 

Die vorliegende Arbeit enthält eine Dar- | Handelsrechts auf positiver Grundlage dar- 
stellung der im Wirtschafts- wie im Rechts- zustellen. Zu diesem Zwecke war es nötig, 
leben eine grosse Rolle spielenden Rechts. stets die Gesetzgebung der hervorragendsten 
sätze über dieFiliale. Der Verfasserentwickelt Staaten vor Augen zu führen, und die daran 
zunächst die wichtigen Vorschriften, welche Angegliederte Doktrin und Praxis ausein- 
die Eintragung der Filiale ins Handelsregister anderzusetzen. Eine eingehende Behandlung 
normieren und die hiebei zu beachtenden fand vor allem die neue Gesetzgebung des 
Formen, welche das nene Handelsgesetzbuch | deutschen Reichs, sodann die Frankreichs 
gegenüber dem alten wesentlich vervoll-, und Italiens sowie das im englisch-ameri- 
ständigt und verallgemeinert hat. Bedeutsam Kanischen Gebiete bestehende Recht. Dabei 
sind sodann die Rechtssätze tiber die Firma ist auch das in der Schweiz so tief eingehende 
der Filiale, die Stellung ihrer Leiter im rechts- Bundesgesetz über die eivilrechtlichen Ver- 
geschäftlichen Leben derselben und ihre Be- hältnisse der Niedergelassenen und Aufent- 
deutung im Civilprozess und Konkurs. Der halter von 1891 in den Zusammenhang der 
Umstand, dass die Erörterung der positiven ganzen wissenschaftlichen Lehre gestellt 
gesetzlichen Bestimmungen stets begleitet ist worden. Das Werk ist in zwei Teile geteilt. 
von zahlreichen richterlichen Erkenntnissen | Der zweite Band soll in wenigen Wochen 
ermöglicht nicht nur dem T'heoretiker, son- erscheinen. . i 
dern auch dem Praktiker, den Richtern, Das Interesse für die umfangreiche a. 
Rechtsanwälten, Banken, Aktiengeschäften, terie des internationalen Civil- und — F 
Handelsregisterführern ete., sich rasch und rechts ist in der heutigen Zeit sehr \ebha 


zuverlässig über täglich vorkommende Fragen | Es handelt sich dabei um überaus — 


Er orientieren. Fragen, weil ein grossartiger =. —“ 


stattfindet, kraft dessen auch 


t 1 
beziehungen auf den Weltboden — 


ea? a „ins 
Civil- und Handelsrecht auf Grund der auch auf die weitesten Kreise berechne, rer 


Theorie,Gesetzgebung und Praxis. I.Band. pesondere natürlich in erster Linie U ut die 

. rung: 
Orell Füssli) 10.— Banken, Handelsgesellschaften, Versich? Il we 
Der rühmlichst bekannte Verfasser unter- und Verkehrsanstalten. Speziell Bat A⸗reevt. 


2. Meili, Dr. F., Prof., Das internationale ‚werden. Das vorliegende Werk 
gr. 80, (XIX. 405 S.). Zürich (Art. Institut und Rechtsanwälte, sodann aber aut 


nimmt es in dem vorliegenden Werke, die handelt auch das internationale Han 
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Der Verfasser war der offizielle vom 
Bundesrate ernannte Vertreter der Schweiz 
an den Staatenkonferenzen, die 1893, 1894 
und 1900 im Haag über das internationale 
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Privatrecht stattgefunden haben. Auch hat 
sich Prof. Meili seit langer Zeit mit der 
Materie beschäftigt und wiederholt Detail- 
studien darüber publiziert. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


l. Kroschel, Dr. Th., Landgerichtsrat, Die 
Abfassune d. Urteile in Strafsachen. 


Für die Praxis dargestellt. 3. Aufl. 
gr. 8°. (84 8... Berlin (Franz Vahlen) 
cart. 1.80 


Die Schrift verfolgt hauptsächlich den 
Zweck, die zu ihrer Ausbildung an den 
Gerichten beschäftigten jungen Juristen 
(Keferendare, Rechtspraktikanten) in der 
Abfassung von Strafurteilen zu unterweisen. 
Diesem Zweck dient sie denn auch in vor- 
züglicher Art und es kann nur jedem jungen 
Rechtsbeflissenen, der mit dem Entwerfen 
solcher Urteile betraut ist, geraten werden, 
die Schrift neben anderen Werken, auf 
welche sie vielfach Bezug nimmt, zu be- 
nutzen. Er wird aus ihr insbesondere Be- 
lehrung schöpfen darüber, wie man bei Be- 
gründung eines Urteils allen Anforderungen 
des Gesetzes gerecht werden und doch eine 
gewisse bündige Kürze walten lassen, auch | 
die nicht selten vorkommende Schwerfällig- | 
keit des Ausdrucks vermeiden kann. Ver- | 
fasser gebietet über eine lange und reiche | 
praktische Erfahrung und vermag daher 
vielfach vor Fehlern zu warnen, die er da 
und dort wahrzunehmen Gelegenheit hatte. 
Am Schlusse der Arbeit finden sich Beispiele | 
für Urteile der Schöffengerichte und der‘ 
Strafkammern beider Instanzen. 


2, Olshausen, Dr. Just., Oberreichsanwalt, 
Reichs-Militärstrafgesetzgebung. Text- 
ausg. m. Anmerk. u. Sachreg. z. prakt. 


Gebrauch. 16%. (X, 344 8.) Berlin 'Franz 


Vahlen) geb. 2.50 

Das Werkehen bildet den dritten Band 
der unter dem Gesamttitel „Die Strafgesetz 
gebung des Deutschen Reichs“ erscheinenden 
Ausgabe aller auf Strafrecht und Strafprozess 
bezüglichen Reichsgesetze. Es enthält das 
Militärstrafgesetzbuch und die Militärstraf 
gerichtsordnung. je mit Einführungsgesetz, 
ferner im Anhanır das Gesetz betr. die 
Dienstvergehen der richterlichen Militär 
justizbeamten und die unfreiwillige Ver 
setzung derselben in eine andere Stelle oder 
in den Ruhestand vom 1. Dezember 1898, 
sowie einzelne der ergangenen Ausführungs- 
bestimmungen. Die Anmerkungen be 
schränken sich in der Hauptsache auf Ver 
weisungen, bringen aber auch mitunter kurze 
Erläuterungen. Ein Sachregister schliesst 
die handliche Ausgabe ab. 


3. Stein, Dr, jur. Jul., Die Einwirkung des 
neuen bürgerlichen Rechts auf das An. 


wendungsgebiet d. $ 259 d. Reichsstraf- 
gesetzbuches. gr. 5”. (IX, 72 S.). Fürth 
(Georg Rosenberg) 1.20 


Nach einer Einleitung, welche das Ver- 
gehen nach $ 289 St.-G.-B. im allgemeinen 
charakterisiert und auf die enge Beziehung 
dieser Bestimmung zu den Sätzen des bürger- 
lichen Rechtes hinweist, betrachtet Verfasser 
die rechtliche Stellung jedes einzelnen der 
im $ 289 aufgezählten Nutzbesitzer nach 
dem B.-G.-B. und prüft überall die Frage, 
inwieferne diese Rechtsstellung gegenüber 
dem früheren Civilrechte eine Veränderung 
erfahren hat und, soweit dies der Fall, 
welchen Eintluss dies auf die Auslegung 
des $ 289 ausübt. Die Arbeit zeichnet sich 
durch Gründlichkeit der Stoffbehandlung aus. 


4. Stelling, Staatsanwaltschaftsrat, Prakt 
Strafanzeigen (Strafrechtsfälle) aus der 
Praxis der Staatsanwaltschaft gesammelt 
u. f. d. akademischen Unterricht sowie £ 
Referendare d. Justiz u. Verwaltung unt 
Berücksichtigung des B.-G.-B. und fort- 
laufender Anführung d. gesetzlichen Vor 
schriften, Verordnungen u.s. w. bearbeitet 
16". (X1, 244 8.). Hannover (Helwing 3.— 
Vorliegende Arbeit enthält über 300 Straf- 

rechtsfälle in knapper Fassung, welche, wie 
der Bearbeiter in der Einleitung mitteilt, 
‚ durchweg der Praxis entnommen sind. Die 
Fälle sind in der Form von Anzeigen, wie 
'sie bei der Polizeibehörde oder der Staars- 
anwaltschaft teils aus der Mitte des Publi- 
kums, teils von Hilfsbeamten oder anderen 
Behörden erstattet werden, wiedergegeben. 
Ities hat zur Folge, dass derjenige, welcher 
die Fälle entscheiden will, erst das Über 
tlüssige auszuscheiden und den Kern heraus 
zuschälen, diesen aus der vulgären Sprache 
in die Rechtssprache zu übertragen hat, auch 
initunter gezwungen ist, weitere noch der 
Feststellung bedürfende Momente zu er 
ränzen, wie anderseits nicht selten die Prüf 
ungr des Falles ergibt, dass eine strafrechtlich 
zu verfolgende Handlung überhaupt nicht 
vorliegt. Das Büchlein eignet sich somit 
vor allem zur Vorbereitung für den staats 
anwaltschaftlichen Dienst, ist aber zweifellos 
auch für die praktischen Übungen an den 
Universitäten verwendbar, wenn auch die 
„offensichtliche Lücke“ in den akademischen 
Lehrmitteln, in welche das Buch nach der 
Meinung des Bearbeiters einrücken soll, bie 
her nicht sonderlich fühlbar geworden isf > 
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Kirchenrecht. 


1. Arndt, Aug., S. J., Die kirchlichen Rechts- 
bestimmungen f. d. Frauen - Congre- 
gationen. gr. 8°. (VIII, 360 S.). Mainz 


2. Fleiner, Dr. Fr., Prof, Über die Ent- 
wicklung des katholischen Kirchenrechts 
im 19. Jahrh. Rektoratsrede. (318.). gr.8". 


1901 (Franz Kirchheim) 5.—| Tübingen (J. ©. B. Mohr) —.,60 

Bei der grossen praktischen Bedeutung, Die Rektoratsrede, die Fleiner am 8. No- 
welcheheutzutage den Frauen-Kongregationen  yember 1901 an der Universität Basel gehalten 
zukommt, war es ein verdienstliches Unter- und in der er die Entwickelung des katho- 
nehmen, die kirchlichen Rechtsnormen be- ]Jischen Kirchenrechtes im 19. Jahrhundert, 
züglich derselben einer monographischen wie er sie auffasst, in scharf pointierten Aus- 
Bearbeitung zu unterstellen, deren sie seit führungen darlegt, ist durch vorliegenden 
längerer Zeit nicht mehr teilhaftig geworden Abdruck weiteren Kreisen zugänglich gemacht. 
waren. Der Verfasser hat seine Aufgabe mit Zu Anfang des Jahrhunderts Rerolution: 
Geschick gelöst. Die Darstellung behandelt | Kirchenfeindlichkeit der Aufklärungszeit, 
nach dem einleitenden ersten Abschnitte die | Säkularisation, Zertrümmerung der Kirchen- 
Errichtung und Approbation von Frauen- verfassung. Dann Restauration: Wieder- 
Instituten, ihr Verhältnis zu den kirchlichen herstellung der Universalität des Kirchen- 
Behörden und die kirchlichen Bestimmungen | rechtes und deren Sicherung durch den päpst- 
über die innere Organisation der Frauen- ]ichen Absolutismus, konservatives Zurück- 
genossenschaften in einer auf alle Einzel- greifen auf die kirchlichen Rechtssätze des 
heiten sorgfältig eingehenden Weise. Die | Mittelalters (internationaler und konserva- 
während des Drucks erschienene Konstitution tiver Charakter des Kirchenrechts), Wieder- 
Leos XIII. Conditae a Christo vom 8. De- erweckung der Gewissen u. Wiederherstellung 
zember 1900 ist nicht nur im Wortlaute des rein moralischen Einflusses der katho- 
anhangweise abgedruckt, es ist vielmehr Jischen Glaubenslehre auf die Gemüter. Das 
auch ihr Einfluss auf dje dargestellten Be- sind die Grundzüge der Fleiner’'schen Auf- 
stimmungen in entsprechender, auf die Seiten- fassung, die im Detail in interessanten Thesen 
zahl der einschlägigen Ausführungen ver- durchgeführt wird. 
weisenden Ergänzungen ($. 337 ff.) ersichtlich 
gemacht. | 


Völkerrecht. 


Seekriegsrecht, Das, in d. Vereinigten | die es angeht veröffentlicht. Ausgearbeitet 
Staaten von Amerika gr. 80. (31 S.). ist sie von dem langjährigen Präsidenten und 
Leipzig (Duncker & Humblot) 1.— | Lehrer für internationales Recht an der Ma- 

Eine offizielle Verlautbarung ihrer Auf- | rineakademie in Washington. Dieses bedeut- 

fassung des Seekriegsrechtes seitens der Re- | same Dokument ist nun in vorliegender Schrift 
gierung der Vereinigten Staaten von Nord. in sorgfältiger, von Professor Niemeyer-Kiel 
amerika, ein „Naval War Code“ bietet gewiss | besorgter Übersetzung und im Originaltexte 
grosses Interesse. Das amerikanische Navy | mitgeteilt. Beigegeben ist zu wissenschaft- 


Department hat unterm 27. Juni 1900 eine 
vom Präsidenten der Vereinigten Staaten 
genehmigte Verordnung für den Gebrauch 
der Kriegsmarine und zur Information aller 


Staatsrecht. 


1. Aron, Erich, Landgr.-Rat, Die Gesetze 
des deutschen Reiches betr. d. Post-, 
Telegraphen- u. Fernsprech-(Telephon-) 
Wesen nebst Ausführungs- und Voll- 
zugsbestimmungen sowie Erläuterungen. 
16°. (308 S.). Leipzig (C. L. Hirschfeld) 
Eine sehr brauchbare Handausgabe obiger 

Normen in ihrer geltenden Fassung mit 
knappen Erläuterungen. Die internationalen 


Verträge über den Post- und Telegraphen- 


verkehr sind gleichfalls abgedruckt, die für 
den 1. Januar 1902 getroffene Abänderungen 


licher Vergleichung die auch für die Aus- 
legung der neuen Instruktion wichtige, nun 
als ersetzt anzusehende Blockade-Instruktion 
vom 20. Juni 1898. 


| 
| 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


der Postordnung, sowie die neuesten, bis zum 
Erscheinen des Buches erlassenen Ausfithr- 
ungsbestimmungen sind berücksichtigt und 
aufgenommen. 


2. Bierer, H., Rechtsanw. in Tübingen, Das 
Wiirttembergische Wassergesetz v. 1. 12. 
1900 mit d. Ausführungsbestimmungen. 
8°, (1878.). Ulm (J. Ebner) 

Der Text des württembergischen Wasser- 
gesetzes ist hier unter Einschaltung von Ver- 
weisungen auf die Ausführungsbestimmungen 
sowie unter Hervorhebung von zahlreichen 
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Worten durch Sperrdruck wiedergegeben. ' dieses Büchleins beruht hauptsächlich auf 
Es wäre hiebei übrigens der Gesetzestext der vollständigen Aufnahme der Ausführ- 
durch schärfere Trennung von den Zusätzen ungsbestimmungen. Ein eingehendes Register 
hervorzuheben gewesen. Die Brauchbarkeit ist angefügt. 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


1.. Bauer, Dr. Paul, Der unlautere Wett- seiner von uns seinerzeit angezeigten „Ge 
bewerb u. s. Behandlung im Recht unter schichte der Reichsgewerbeordnung“ eine 
besonderer Berücksichtigung der aus- systematische Darstellung des Inhalts der 
ländischen Rechtsprechung, Gesetz- Gewerbeordnung für angehende Praktiker 
gebung und Literatur. gr.8". (116 S.). und Studierende, namentlich auch für solche 
München (Theodor Ackermann) 2.40 an technischen Hochschulen und Handels 
Der Verfasser bezeichnet in seinem | akademien, unter Mitheranziehung der ein 

interessanten und lehrreichen Werkchen als Schlägigen volkswirtschaftlichen Gesichts 
unlauteren Wettbewerb diejenige Handlungs- punkte. Dr. Beyendorff wirkt selbst als 
weise, vermittels deren ein Gewerbetreibender, Dozent der Staatswissenschaften am höheren 
in der Absieht für seine Leistungen und Er- | technischen Institut zu Cöthen und, hatte 
zeugnisse Absatz vor anderen zu gewinnen, daher mit im Auge, einen Grundriss zu 
durch Vorspiegelung falscher oder durch , Vorlesungen über Gewerberecht und den 


Entstellung oder Unterdrückung wahrer 
Thatsachen einen Irrtum erregt oder unter- 
hält oder zu erregen oder zu unterhalten 


darauf bezüglichen Teil der praktischen 
Volkswirtschaftslehre herzustellen. Der 170 
Seiten starken systematischen Darstellung 


sucht. Er führt treffend aus, dass nur durch | folgt der Text der Gewerbeordnung und ein 


Kriminalstrafe neben dem Schutze der ge- | ausführliches Sachregister. 
fährdeten Interessenten eine durchgreifende 


Besserung des gewerblichen Lebens erreicht 
und die für unseren Handels- und Gewerbe- 


stand dringend notwendige Läuterung der 


gesamten Anschauungen erzielt werden kann. 


Das Civilrecht dagegen hat nach den Aus- 


führungen des Verfassers überall da, wo 
private Interessen unmittelbar geschädigt 
sind, Ersatz und Hilfe zu schaffen. Darnach 
hat das Privatrecht dem unlauteren Wett- 
bewerb mit Bestimmungen allgemeiner Natur 
zu begegnen, während -auf dem Gebiet des 
Strafrechts die einzige wirklich sichere Be- 
kämpfung delictischen Handelns die Regelung 
der Materie in einer immerhin möglichst 
eeringen Zahl von Einzelvorschriften bildet, 
welche den vielfachen Erscheinungsformen 
des unlauteren Wettbewerbs thunlichst nach 
allen Seiten gerecht werden und jeder An- 
forderung in Beziehung auf Schärfe und 
Präcision genügen. 

Nach diesen Erörterungen über die all- 
gemeinen juristischen Grundlagen des un- 
lauteren Wettbewerbs und seine Behandlung 
im Recht schliesst der Verfasser mit einer 
kurzen Besprechung der praktischen Er- 
scheinungsformen und einer kritischen Unter- 
suchung darüber, inwieweit das geltende 
Recht den unlauteren Wettbewerb in allen 
seinen Gestalten zu bekämpfen fähig ist. 
Hierbei findet neben der einheimischen auch 
die ausländische Rechtsprechung und Gesetz- 
gebung entsprechende Berücksichtigung. Sch. 

2. Beyendorff, Dr. R., Das System d. 
Reichs-Gewerbeordnung für d. akademi- 
schen un. prakt. Gebrauch dargestellt. 
kl. 8°. (303 8.). Berlin (J. Guttentag) 4.— 
Der Verfasser bietet hier in Ergänzung 


Für die an 
gegebenen Zwecke ist das Buch sehr ge 
eignet. : 


3. Brandis, Dr. jur. Ferd., Oberamtsrichter, 
Was der Arbeiter v. d. B.-G.B. und de 
einschlägigen Vorschriften d. Gewerbe 
ordnung u.d. Landesgesetze wissen mus. 
2. Aufl. kl. 8°. (IV, 1498.). Braunschweig 
(Selbstverlag) 1.10 


Das vorliegende Büchlein hat sich, wi 
das rasche Erscheinen der 2. Auflage zeigt, 
viele Freunde im Arbeiterkreise errungen 
Die neue Auflage schliesst sich in der Aus 
wahl und Gliederung des Stoffes an die bis 
herige an. Neu sind lediglich die Ver 
weisungen auf das Landesrecht der deutschen 
Bundesstaaten sowie der 39. Abschnitt über 
Vereine. Die in der 1. Auflage befindliche 
Unterabteilung des ersten Abschnitts über 
juristische Personen wurde gestrichen. Sch. 


4. Keidel, J., k. Bez.-Amtsassessor, Das Bau 
Unfallversicherungsgesetz nebst dem G€ 
setze, betr. die Abänderung d. Unfall 
versicherungsgesetze v. 30. VL 1W. 
Handausgabe bearb. u. mit den hiezu 
erlassenen Vollzugsvorschriften hreg. ®. 
(VI, 256 8.). Ansbach (C. Brügel & Sohn. 

geh. 3 
Diese zunächst für den Gebrauch in Bayern 
bestimmte kommentierte Handansgabe de 
Bauunfallversicherungsgesetzes, die zu den 
bekannten blauen Brügel'schen Ausgabes 
zählt, wird in dem grossen Kreise der Freunde 
dieser Bearbeitungen wichtiger Gesetze sicher 
freundliche Aufnahme finden. Die Erläuter 
ungen sind eingehend, dieVollzugsvorschriften 
sind vollständig abgedruckt. 
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5. Oefele, F. X., k. Regier.-Rat in Lands- | tierenden und auf weiteres verweisenden An- 


hut, Vorsitzender des Schiedsgerichts 
d. Arbeiterversicherung f. Niederbayern, 
Gewerbe- und Bau - Unfallversicherungs- 
gesetz i. d. Fassung d. Reichskanzler-Be- 
kanntmachung v. 5. Juli 1900. gr. 8”. 1. 
u. 2. Lfg. (S. 1—160). 
Schweitzer) 


merkungen erläutert. Ein auf den Umfang 


‘der Versicherung sich beschränkender Ans- 
‚zug aus dem Sce-U.-V.-G. sowie die Fürsorge- 


gesetze für Beamte, Soldaten und Gefangene 


‚sind ohne Erläuterungen im Anhang abge- 
München (J. druckt, in dem sich auch das Haftpflicht- 
3.60 | gesetz ete. und die wichtigsten Reichs-Aus- 


Aus der Praxis für den ständigen prak- | führungsbestimmungen finden. 
tischen Gebrauch, auch von Nichtjuristen, | 


und für das Studium des Gewerbe- und Bau- 
Unfallversicherungsgesetzes geschrieben, hält 
dieser Kommentar die Mitte zwischen den 
grossen Kommentaren und den Handausgaben, 
ist also für die bezeichneten Zwecke in be- 
sonderem Masse geeignet. Der Umfang des 
ganzen Werkes ist auf 25 Bogen, der Preis 
aufetwa 8Mk. veranschlagt. Die vorliegenden 
zwei Lieferungen enthalten auf zusammen 
160 Seiten grossen Formats eine übersicht- 
lich und klar geschriebene Einleitung, den 
Kommentar zum Mantelgesetz und jenen 


zu $$ 1-69 Gew.-Unf.-Vers.-Ges. Beispiels- 


weise umfassen die Erläuterungen zu $ 1 
15 Seiten. 


sichert ist. 


6. Piloty, Dr. Rob., Prof. in Würzburg, Un- 
fallversicherungsgesetze v. 30. VI. 1900 


in d. Fassung d. Bekanntmachung des | 


Reichskanzlers vom 5. Juli 1900 (mit 
Ausschluss d. See - Unfallversicherungs- 
gesetzes) erläutert. 16°. (XXI, 664 S.). 
München (C. H. Beck) 4.50 
Von der allbekannnten vortrefflichen 
Piloty'schen Gesamtausgabe der Arbeiter- 
versicherungsgesetze, deren erster die In- 
validenversicherung behandelnder Band i. J. 
1900 erschien, liegt erfreulicherweise nun 
auch der zweite Band vor, der sümtliche 
Unfallversicherungsgesetze mit Ausnahme 
des Seeunfallversicherungsgesetzes zum Ab- 
druck bringt und in klaren, sehr gut orien- 


Das Manuskript liegt nach der 
Ankündigung abgeschlossen vor, sodass das | 
rasche Erscheinen der Schlusslieferung ge- 


7T. Wilhelmi, L., Dr. jur., Präsident d, Kais. 
Stat. Amts, Das Handwerkergesetz v. 26. 
Juli 1897. (Reichs-Gesetzblatt 1897, Nr. 
37, 8. 663.) kl. 8°. (XVI 344 S.). Berlin 
(J. Guttentag) 


Eine empfehlenswerte Handausgabe mit 
‚Erläuterungen, die auch die Ausführungs- 
bestimmungen und Musterstatuten sowie 
‚die Regelung des Prüfungswesens im Hand- 
werk eingehend berücksichtigt. Der Hauptteil 





umfasst 174 Seiten (an Text und Erläuter- 


ungen). 


8. Zehnter, J. A., Landger.-Dir., Das Reichs- 
gesetz iib. d. privaten Versicherungs- 
unternehmungen, nebst den reichs- u. 
landesrechtl. Ausführungsbestimmgn. u. 
denVersicherungs-Vorschriften d. Schweiz 
u. Österreich. Erläutert v. Z. 12°. (XXIV, 
324 S.). Berlin (Carl Heymann). 


Eine Handausgabe mit Erläuterungen, die 
‚der Heymann’schen Taschen-Gesetzsammlung ; 
angehört und von dem Berichterstatter der 
ı Reichstagskommission für das obige Gesetz, 
' Landgerichtsdirektor Zehnter, herrührt. Auf 
Vollständigkeit in der Mitteilung der landes- 
‚rechtlichen Ausführungsvorschriften ist ver- 
'zichtet. Immerhin siud derselben 12 Seiten 
gewidmet, wodurch manchen andern Aus- 
ı gaben gegenüber ein Vorsprung gewonnen ist. 
ı Der Abdruck schweizerischer und österreich- 
‚ischer Vorschriften für private Versicherungs- 
'unternehmungen ist eine bemerkenswerte 
| Beigabe. 





Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Anton, Dr. G. K., Professor der Staats- 
wiss, a. d. Univ. Jena, Ein Zollbündniss 
mitden Niederlanden. (8°. 35 8.). Dresden 
(v. Zahn & Jänsch) .— 

Eine lesenswerte Broschüre, in der der 
Verfasser mit Sachkenntnis und grosser Ob- 
jektivität die Frage eines Zollbündnisses zwi- 
schen Deutschland und den Niederlanden er- 
örtert. 


2. Bibliothek f. Politik u. Volkswirtschaft. 

Hrsg. v. Reichst.-Abg. Prof. Dr. Hieber 

u. C. A. Patzig. 4. Hft. gr. 8°. Berlin 
(W. Baensch) 

4. Flathmann, J., Gen.-Sekr., Die Land- 


bevölkerung der Prov. Hannover u. die 
| Agrarzölle. (119 8.) 


Dieé Schrift von Flathmann verdankt 
ihre Entstehung dem Wunsche der national- 
‚liberalen Partei in Hannover, die Stellung 
der Landwirte der einzelnen Gegenden der 
Provinz gegenüber der geplanten Erhöhung 
‚des Zolles auf die wichtigsten landwirt- 
schaftlichen Produkte kennen zu lernen. Die 
Schrift enthält demgemäss in ihrem Haupt- 
teil das Ergebnis der Umfrage bei mehr als 
200 nationalliberalen Vertrauensmännern in 
allen Landbezirken der Provinz. _Voraus- 
geschickt ist eine agrarstatistische Übersicht 


_—- 
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über die Provinz Hannover und eine Dar- 
stellung der wichtigsten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse und Bedarfsartikel dieser Provinz. 
Der Schluss enthält Tabellen und eine sta- 
tistische Übersicht über die 9 Stadtkreise der 
Provinz. Die Schrift ist also zunächst für Par- 
teizwecke bestimmt, darf aber doch auch auf 
allgemeine Beachtung Anspruch erheben, in- 
soferne sie eingehende Mitteilungen that- 
sächlicher Art über die Provinz Hannover 
in landwirtschaftlicher Beziehung bietet. 


3. Brentano, Dr. Lujo, Prof. Ethik und 
Volkswirtschaft in der Geschichte. 
(Rektoratsrede.) gr. 8°. (88 $.). München 
(E. Reinhardt) 1.— 


In grossen klaren Zügen und unter 
Heranziehung eines reichen Quellenmaterials 


entrollt Brentano in der vorliegenden 
Rektoratsrede ein interessantes Bild der 
Entwickelung der volkswirtschaftlichen 


Theorien auf Grund der jeweils herrschenden 
ethischen und philosophischen Anschauungen 
vom Mittelalter angefangen bis zur Gegen- 
wart. Die leitende Absicht geht dahin, zu 
zeigen, dass bis zur Gegenwart die Ideale 
des Seinsollenden den Massstab bei der Be- 
urteilung der wirtschaftlichen Erscheinungen 
des Lebens gebildet haben, dass aber diese 
Ideale, indem sie den Entwickelungstendenzen 
des wirklichen Lebens häufig geradezu ent- 
gegenliefen und nicht verwirklicht werden 
“konnten, ein Haupthindernis für die Ent- 
stehung und rasche Ausbildung einer selbst- 
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Handelspolitik 1889— 1900. 
Stuttgart (Cotta) 


Nach einer kurzen Einleitung schildert 
A. Friedrich die allgemeine Lage von Handel 
‚und Industrie in der Provinz Schlesien in 
‚den Jahren 1889—1900. Im zweiten Teil 
wird im besonderen die Lage. der Montan- 
‚und Maschinenindustrie, im dritten Teil die 
' Entwickelung der Textilindustrie dargestellt. 
Der vierte Teil ist der Zuckerindustrie ge- 
widmet. Der Verfasser kommt zu dem Er- 
‚gebnis, dass die Caprivischen Handelsverträge 
auf die schlesische Industrie entschieden 
glinstig eingewirkt haben, teils durch 
Steigerung des Exports und Stabilisierung 
der Absatzbedingungen, teils aber und vor 
allem durch den allgemeinen unter ihnen 
erfolgten Aufschwung, der auch solchen 
‚Zweigen des Wirtschaftslebens zu gute ge 
‘kommen sei, welche nicht exportieren. 


gr.8.(191 81. 
4.50 


6. Grotjahn, Dr. med., Über Wandlungen 
in d. Volksernährung) gr. 8°. (72 84 
| Leipzig (Duncker & Humblot) 1.50 
| Eine wertvolle Untersuchung über Er 
nährung in den verschiedensten Gruppen der 
‚arbeitenden Bevölkerung und über die Ver- 
schiebungen des Konsums der einzelnen 
' Hauptnahrungsmittel. Das vorhandene, aller- 
‘dings nicht ganz gleichartige Material ist 
ı von dem erfahrenen und mit Vor- und Um- 
sicht arbeitenden Verfasser zu interessanten 
allgemeinen Schlüssen verwertet worden. 


ständigen Wirtschaftswissenschaft gewesen 
seien. Die Rede schliesst dementsprechend 
mit der Aufforderung an die Studierenden, 
in erster Linie das Seiende in all den Ur- 
sachen, die es bedingen, voraussetzungslos 
zu studieren und die Funktionen der ein- 
zelnen bestehenden Einrichtungen kennen zu 
lernen. 

| 





7. Gurewitsch, B., Die Entwicklung der 
menschlichen Bedürfnisse u. die sociale 
Gliederung der Gesellschaft. (Staats a. 
socialwissenschaftl. Forschgn. Bd. XIX, 
H. 4.) gr.8°. (V,129 S.). Leipzig (Duncker 
& Humblot) 8.— 


Die vorliegende Abhandlung —— 
o aaa vier Abschnitte, von denen der erste das 
arena En 2 A ee ı Wesen und die Bestandteile der Bedürfnisse, 
BB Bei UIE- 36 SONRADIEN) “der zweite das Problem der Bedürfnisent- 
Die Schrift Calıwers über „Arbeitsmarktund wickelung erörtert; der dritte Abschnitt han- 
Handelsverträge“ ist wie dieanderen Schriften delt von der Lösung dieses Problems, der 
des Verfassers gut geschrieben und bietet letzte von der sozialen Notwendigkeit der 
viel wirtschaftspolitisches Material. Calwer Bedürfnisentwickelung. Als Triebkraft für 
widerspricht entschieden der Annahme, als die Ausgestaltung der Bedürfnisse wirkt nach 
ob die Sozialdemokratie eine freihändlerische , Gurewitsch weder der Erhaltungstrieb noch 
Partei sei, ja er meint, dass der Freihandel der freie ästhetische Trieb, sondern das Streben 
dem sozialistischen Gedanken (des Schutzes nach sozialer Macht. Dieser Leitgedanke 
der Schwachen gegen die Starken) geradezu | wird vom Verfasser in anziehender und g*- 
entgegengesetzt sei. Nichts destoweniger dankenreicher Weise weiter entwickelt. Bei 
befürwortet er eine in der Richtung des der vom Verfasser mit Recht hervorgehobenen 
Freihandels gelegene Handelspolitik, weil Thatsache, dass das Problem der Bedürfnis- 
diese dem dentschen Arbeitsmarkte förder- entwickelung in der Nationalökonomie nicht 
lich sei. die ihm gebührende Beachtung gefunden 
habe, darf die vorliegende schartsinnige 
5. Friedrich, Dr. Arthur, Schlesiens In- Untersuchung besondere Anerkennung be 
dustrie unt. d. Einflusse d. Caprivischen anspruchen. 


4. Calwer, R., M. d. R., Arbeitsmarkt u.) 


— Pe 
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8. Hübel, Dr. Leop., Die Gestaltung des 
landwirtschaftlichen Betriebes m. Rück- 
sicht auf den herrschenden Arbeiter 
mangel. Mit dem Reuning - Preise ge- 
krönte Preisschrift. {IV, 128 8. m. 1 Taf.) 

gr. 8°. Dresden (v. Zahn & Jaensch) 3.— 
Der Verfasser bespricht im 1. Abschnitt 
die Einrichtungen zur Verhütung des Ar- 
beitermangels (Lohnhöhe, Wahl unter den 


Stellung das Merkantilsystem, die Physio- 
kratie, das System Adam Smiths, die Nach- 
smith'sche Nationalökonomie und der wissen- 
schaftliche Sozialismus bezüglich der Frage 
der Bedeutung hoher und niedriger Getreide- ' 
preise eingenommen haben, bezw. einnehmen 
und schliesst hieran eine Erörterung über 
„das angebliche Gesetz des abnehmenden 
Bodenertrages.‘“ Der erste Teil der Unter- 
Arbeitertypen, Lohnsysteme, Wohlfahrts- suchung führt zu dem Resultate, dass fast 
pflege), im 2. Abschnitt die Massnahmen zur Alle hervorragenden Nationalökonomen der 
Ersparung landwirtschaftlicher Arbeit bei Ansicht sind, dass höhere Getreidepreise der 
unveränderten Wirtschaftssystemen (Grund- | Volkswirtschaftzuträglicher seienals niedrige. 
stückzusammenlegung, Drainagen, Maschinen. Das gilt auch vom Merkantilismus und von 
verwendung, Benützung starker Zugtiere, | Friedr. List. In der Frage des Gesetzes des 
Anlage zweckmässiger Gebäude). Der 3. Ab- abnehmenden Bodenertrages steht Oncken 
schnitt ist der Frage der Abänderung der | auf dem Standpunkt J. Ziebigs, welcher 
Wirtschaftssysteme unter dem Drucke des lehrte, dass durch Kapitalaufwendungen die 
Arbeitermangels gewidmet. Die vorliegende , Ergiebigkeit des Bodens unbeschränkt ver- 
Arbeit ist durch Verleihung des Reuning. mehrt werden könne. Wir vermögen in 
Preises ausgezeichnet und dadurch besonderer | dieser letzteren Frage die Ansicht Onckens 
Beachtung empfohlen worden. Sie verdient | nicht durchaus zu teilen, müssen aber im 


diese auch in hohem Masse. Ursachen und übrigen seine Schrift als einen verdienst- 
lichen Beitrag zur nationalökonomischen 


Dogmengeschichte bezeichnen. 


Wirkungen des Arbeitermangels in den land- 
wirtschaftlichen Betrieben sind umsichtig | 
und eingehend erörtert. Bezieht sich die 
Arbeit auch in erster Linie auf das König- 
reich Sachsen, so unterlässt es der Verfasser 
doch nicht, auch die Verhältnisse des übrigen | 
Deutschland in allen seinen Erörterungen 
heranzuziehen. | 


9. Kurella, Hans, Dr. med., Der neue Zoll- 
tarif u. d. Lebenshaltung d. Arbeiters. | 
(Handelspolitische Flugschriften H. 3.) 
8°, (45 8.) Berlin (Jul. Springer) —.60 

Die vorliegende, vom Handelsvertrags- 
verein herausgegebene kleine Broschüre sucht | 
die Gefahren nachzuweisen, welche aus einer ı 
Erhöhung der Lebensmittelzölle für die Ar- 
beiter erwachsen. Die Schrift ist beherzigens- 
wert, doch können wir den Vorwurf nicht 
unterdrücken, dass der Verfasser zu Einseitig- 
keiten und Übertreibungen neigt. 


10. Mazal, Karl, Die Aktienbanken Wiens 

und Berlins. gr. 8°. (31 8.). Wien (Gerold 

& Co.) 

Die kleine, gut geschriebene Schrift stellt 
einen Vergleich an zwischen den wirtschaft- 
lichen Kräfteverhältnissen in den beiden 
grossen Nachbarstaaten Österreich - Ungarn 
und Deutschland, konstatiert die überlegenen 
Fortschritte Deutschlands und leitet daraus 
Anregungen und Mahnungen für Osterreich- 
Ungarn ab. 


11. Oncken, Dr. Aug., Prof., Was sagt die 


Nationalökonomie als Wissenschaft üb. . 


die Bedentung hoher u. niedriger Ge- 
treidepreise ? 
bersiceht. (Aus: „Monatl. Nachrichten 
zur Regulierg der Getreidepreise“.) gr. 
80, (95 8.). Berlin (W. Issleib) 1.50 


Der Verfasser untersucht die Frage, welche 


Eine dogmengeschichtl. | 


12. von Oppenried, R.M., Prof, Alters- und 
Invaliditäts-Sparkasse als Übergang zur 
allgemeinen Volksversorgung. gr. 8”. 
(32 S.). Wien (Alfred Hölder) —.80 

Die kleine Broschüre enthält eine recht 
bemerkenswerte Anregung über den Ausbau 
des Sparkassen- und Lebensversicherungs- 
wesens in dem Sinne, dass die Zinsen der 

Sparkassenguthaber zu einer Rentenver- 

sicherung für das Alter aufgespart werden 

sollen. Die Broschüre sei Versicherungs- 
behörden und Volkswirten zu eingehender 

Prüfung empfohlen. 


13. Parvus, Handelskrisis u. Gewerkschaften. 
Nebst Anhang: Gesetzentwurf üb. d. 
achtstündigen Normalarbeitstag. 8°. 
(64 8.) München (M. Ernst) 1.— 


Der Verfasser tritt für ein gemeinsames 
Vorgehen von Sozialdemokratie und Gewerk- 
schaften zu gunsten des Achtstundentages 
ein, da nach seiner Meinung die Einführung 
eines kurzen Normalarbeitstages während 
der Handelskrisis das beste Mittel zur Ver- 
hütung der Arbeitslosigkeit ist. ‚Der 
Broschüre ist ein Gesetzentwurf mit Über- 
gangsvorschriften über den Achtstunden- 
Arbeitstag beigegeben. Die Schrift vertritt 
in leidenschaftlicher Weise den sozial- 
demokratischen Standpunkt. 


14. Revai, Samuel, Grundbedingungen der 
gesellschaftl. Wohlfahrt. gr. 8°. (XXXI, 
692 S.). Leipzig (Duncker & Humblot) 

Der Verfasser sucht in den beiden ersten 

Teilen seines umfangreichen Werkes nach- 

zuweisen, dass die Ursache alles sozialen 
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Elends nicht in natürlichen Ursachen ge- 
legen sei, sondern ausschliesslich in gesell- 
schaftlichen, vornämlich in der Institution 
des Privateirentums. Er fordert, von diesem 
leitenden Gedanken ausgehend, die Um- 
wandlung der bestehenden Gesellschafts- ; 
ordnung in eine auf Gemeinwirtschaft be- 
ruhende, in einen „gemeinwirtschaftlichen 
Staat“, Im dritten Teil wird dann die poli- 
tische Organisation dieses neuen Staates und 
die Umgestaltung des heutigen volkswirt- 
schaftlichen Systems auf friedlichem Wege 
besprochen. Das ist im groben Umrisse der 
Inhalt des grosses Buches. Er vermag freilich 
kein Bild zu geben von der Fülle von An- 
regungen, Ausführungen und Einzelunter- 
suchungen, die es umschliesst. Da es die, 
letzten und wichtigsten Probleme der So- 
ziologie behandelt, so gibt es kaum eine ge- 
sellschaftliche Institution, die der Verfasser 
nicht in den Umkreis seiner Erörterungen ein- 
bezieht: Die Bevölkerungsfrage, Recht und 
Rechtsordnung, das Privateigentum, das 
Kapital, Geld und Geldwirtschaft, freier 
Wettbewerb, Krisis, Arbeiterfrage n. s. w. 
werden mehr oder weniger ausführlich be- 
handelt. Stünde uns ein grösserer Raum 
für die Besprechung zur Verfügung, so wür- 


den wir uns an vielen Punkten mit dem Ver- , 


fasser auseinan.ersetzen missen, namentlich 
erscheint uns der letzte Teil mit seinem 
teilweise utopistischen Charakter anfechtbar. 
So miissen wir uns damit begnügen, diese 
Thatsache zu konstatieren, wollen aber nicht 
unterlassen, das schöne und gut geschriebene 
Werk, das von wohlwollender Gesinnung 
des Verfassers durchdrungen und reich an 


fruchtbaren Anregungen ist, trotz dieser Ein- | 


schränkungen unseren Lesern warm zu em- 
pfehlen. 


15. Roscher, Wilhelm, System der Finanz- 
wissenschaft. Ein Hand- u. Lesebuch 
für Geschäftsmänner und Studierende. 
5. vermehrte Aufl. bearb. v. Otto Ger- 
lach. I. u. II. Halbbd. gr. 8°. (XII,5128.; 
VI, 524 S.). Stuttgart (Cotta) 16.— 


Es kann nicht unsere Aufgabe sein, hier 
eine eingehende Kritik des Roscher'schen 
Systems der Finanzwissenschaft zu geben. 
Vorzüge und Schwächen des in seiner Eigen- 
art unter allen Umständen beachtenswerten 
Werkes 


gewürdigt worden. An der vorliegenden 5. 
Auflage interessiert uns vor allem, was ihr 
Bearbeiter, Professor Otto Gerlach in Königs- 
berg, an ihr gelindert und vermehrt hat. 
In richtiger Erkenntnis der Thatsache, dass 


an einem Roscher'schen Werk, will man nicht 


seine Eigenart zerstören, eine grundsätzliche 
Umgestaltung ausgeschlossen erscheint, hat 
0. Gerlach nur zu verbessern und zu er- 


günzen unternommen. Er hat dies aber, wie: 


sind beim Erscheinen der ersten | 
Auflagen von verschiedenen Seiten gebührend | 
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wir rühmend hervorheben müssen, mit 
grossem Geschick und grosser Sachkenntnis 
gethan. Seine Zusätze machen den Leser 
mit dem heutigen Stand der Gesetzgehung 
und Literatur bekannt und schützen das 

osse Werk vor dem Veralten. Durch 

erlachs Zusätze hat allerdings das Werk 


‚um ein Drittel seines Umfanges zugenonimen. 


16. v. Sartori-Montecroce, Dr. Tullius R., 
Prof., Beiträge z. österreichischen Reich»- 
u. Rechtsgeschichte. II. Geschichte des 
landschaftl. Steuerwesens in Tirol. Von 
K. Maximilian I. bis Maria Theresia. 
gr. 8°. (VII, 334 S.). Innsbruck (Wagner) 
6.40 
Das vorliegende Werk behandelt die Ge 
schichte des landschaftlichen Stenerwesens 
in Tirol, d. h. die Geschichte aller jener 
direkten und indirekten Steuern, welche der 
ständischen Bewilligung unterworfen waren, 
und bei deren Einhebung oder Verwaltung 
die Landschaft in irgend einer Weise mit- 
wirkte. Die Darstellung beginnt mit Kaiser 
Maximilian I., unter welchem das landschaft- 
liche Stenerwesen auch ausgebildet und in 
eine feste Ordnung gebracht wurde und reicht 
bis Maria Theresia Die erste Periode umfasst 
die Zeit von 1490—1573, die zweite die übrige 
Zeit. Die Arbeit v. Sartoris gibt auf Grund 
eines sorgfältigen und mühsamen Akten- 
studiums eine vorzügliche Darstellung der 
territorialen Steuergeschichte Tirols in ihrem 
Zusammenhange mit der Verfassungsent- 
wickelung des ständischen Territorialstaates. 
Wir erhalten einen klaren und sehr belehren- 
den Einblick sowohl in das Wesen und die 
Bedeutung des ständischen Steuerbewillig- 
ungsrechtes, als in die wirtschaftliche Natur 
und die Einrichtung der damaligen Steuer- 
arten und interessante Aufschlüsse über die 
Finanzgebarung und Finanzverwaltung jener 
Zeit. Wir stehen nicht an, dies vorliegende 
Werk als eine der wertvollsten Leistungen 
auf dem Gebiete der Stenergeschichte za be- 
zeichnen. 


17. Schomerus, Dr. Frir., Das Kleingewerbe 
insonderheit das Bäcker-, Konditor- a. 
Fleischergewerbe monographisch n. sta- 
tistisch bearb. (VIII, 94 S.). gr. 8”. Stutt- 
gart (W. Kohlhammer) 3.— 


Das Schwergewicht der vorliegenden Ab- 
handlung liegt in der Erörterung der Frage, 
in wieferne im Gewerbewesen und insbeson- 
dere in den drei im Titel erwähnten Ge 
werben, die Tendenz der Verd ng der 
Kleinbetriebe durch die Grossbetriebe sich 
bisher geltend gemacht habe und ob sich ihr 
Schranken entgegenstellen. Die Arbeit isteine 
Erstlingsarbeit des Verfassers, verdient aber 
wegen ihrer Sorgfältigkeit und Planmässig- 
keit Anerkennung und Beachtung. 
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18. Sonntagsruhe im Handelsgewerbe Mün- schen Reiche entwickelt haben und welche 
chens. Hrsg. von der Kommission z. Ein- handelspolitischen Bedingungen als wesent- 
führung der Sonntagsruhe in München. lich für das Gedeihen der betreffenden Pro- 
gr.8°.(168.). München (Ludwig Bayerle) | duktionsgebiete anzusehen sind. Die Arbeit 

— .10 beginnt mit einer Schilderung der allge- 

Das vorliegende kleine Heftchen verdankt meinen Lage der Industrie der Rheinprovinz 
der Bewegung für Einführung der Sonntags- während der letzten zwölf Jahre, wobei die 
ruhe im Handelsgewerbe Münchens seine Ent- ‚Jahre vor den Handelsverträgen, die ersten 
stehung. Es enthält u. a. einen flott geschrie- Jahre unter diesen und die Jahre vom In- 


benen Weckruf von Otto Hartmann und 
Ausserungen hervorragender Persönlichkeiten 
zu dieser Frage. Wir wünschen, dass das 


Heftchen viele Leser finden und der durchaus | 


berechtigten Bewegung zahlreiche Freunde 
gewinnen möge, 


19. Vogelstein, Dr. Theodor, Die Industrie 
d. Rheinprovinz 1888—1900. Ein Bei- 
trag z. Frage d. Handelspolitik u. d. Kar- 
telle. Mit Vorbem. von Prof. Dr. Walth. 
Lotz. 8°. (112 8.). Stuttgart (Uotta) 3.— 

Die vorliegende Schrift ist ebenso wie 

die oben besprochene Arbeit A. Friedrichs im 

Münchener staatswissenschaftlichen Seminar 

entstanden und soll wie diese zeigen, wie 

sich seit Ende der 80er Jahre bis 1900 be- 
sonders wichtige Erwerbungszweige im deut- 


Sammelwerke. 


1. Brockhaus, Konversationslexikon. 14. 
vollständig nen bearbeitete Auflage. Neue 
revidierte Jubiläumsausgabe. Band VI. 
Lex.-8°. (1050 8.). Leipzig (F. A. Brock- 
haus) geb. in Halbfrz. 12.— 

In erstaunlich rascher Folge erscheinen 
die stattlichen, modernen, inhaltreichen 
Bände des neuen Brockhaus: 6 Bände in 
weniger als Jalıresfrist! Wir heben hervor 
die Artikel über englisches Schul- und 
Unterrichtswesen, Europa, Feuerlöschwesen, 


Feuerversicherung, Finanzen, Flaggen, Fort- | 


bildungsschulen und Frankreich. Die Aus- 
stattung ist die bekannt vorzügliche. Der 
Band enthält 54 Tafeln, darunter 6 Chromo- 
- tafeln, 1 Lichtdruck, 15 Karten und Pläne, 
dann 245 Textabbildungen. 

Die rasche Herstellung sollte aber nicht 
den Nachteil mit sich bringen, dass manche 
Artikel unrevidiert bleiben, so z. B. der 
Artikel: 
Committee of Couneil of Education noch als 
bestehend anführt (S. 26), während es samt 
dem Science and Art Department seit 1900 


„Englische Verfassung“, der das| 


krafttreten des russischen Handelsvertrages 
‚bis zur Krisis von 1900 auseinandergehalten 
' werden. Daran schliesst sich eine Schilderung 
der Textilindustrie sowie der Montan- und 
Eisenindustrie. Das vierte, umfangreichste 
Kapitel ist der Frage des Verhältnisses zwi- 
schen der Handelspolitik und den Kartellen 
der Montan- und Eisenindustrie gewidmet. 
Das letzte Kapitel ist von besonderem Werte; 
es ergänzt die bisherigen Untersuchungen 
‚über die Kartelle, indem es die Frage er- 
örtert, wie angesichts der Krisis in den 
kartellierten Industrien eine Verstärkung des 
Schutzzolles wirken wird und welche Be- 
‚ deutung die subventionierte Ausfuhr in sol- 
chen Industrien hat. Die Arbeit zeigt von 
grosser Hingebung und Sachkenntnis des 
Verfassers. 


Encyklopädien. 
(Board of Education Act 1899, 62 u. 63 Viet. 
c. 33) durch das Board of Education, ein 
selbständisches Ministerium, ersetzt ist, das 
in einem anderen Artikel (S. 20) richtig er- 
wähnt wird. 





2. Grotefend, G. A., Geh. Regier.-Rat, Die 
Erlasse zur Ausführung u. Erläuterung 
d. Ges. d. preuss. Staats u. d. deutschen 


| Reichs. 3. Aufl. 3. Band (Ergänzungs- 
| band) 1896—1%1. gr. 8". (737 SS.) 
Düsseldorf (L. Schwann) 10.— 


 _ Diebewährte @rotefend’sche Sammlung von 
Erlassen der Uentralbehörden des Deutschen 
‚ Reichs und des Preussischen Staates zur Aus- 
‘führung und Erläuterung von Reichs- oder 
‚ preussischen Landesgesetzen ist durch diesen 
'Ergänzungsband bis zum Jahre 1901 ein- 
schliesslich fortgeführt und dadurch wieder 
zur vollen praktischen Brauchbarkeit erhoben 
worden. Die beiden vorausgegangenen Bände 
können zum ermässigten Preise von zusammen 
22 M. (in 2 Halbfranzbänden 26 M.) nach- 
bezogen werden. 





Yaria. 


1. Amran, L. v., Englands Land- u. See- 
politik u. die orientalische Frage. Nebst 
Vorschlägen in Betreff der Meerengen 
n. Isthmen des Mittelländischen u. des 
Roten Meeres. gr. 8°. (48 S.). Berlin 
(Fussinger) 1.— 
Die kleine Broschüre ist sehr anregend 

geschrieben und verrät einen mit den Ver- 


hältnissen vertrauten Verfasser. Ihr Zweck 
geht dahin, die Bedeutung Englands im Welt- 
verkehr darzulegen und die Wege zu weisen, 
welche die anderen am Weltverkehr betei- 
ligten europäischen Grossstaaten zur Wahr- 
ung ihrer eigenen Interessen zu beschreiten 
haben. Was der Verfasser über die Lösung 
der orientalischen Frage, der Neutralisierung 
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der wichtigsten Schiffahrts-Weltstrassen, der 
Schaffung von Neutralstaaten an den wich- 
tigsten Meerengen und Isthmen sagt, ist ori- 
ginell und verdient Beachtung. 


2. Huber, Hugo, Amtsger.-Secr., Alphabet. 
Hanpt-Sachregister zum Justizmini- 
sterialblatt (Jahrgang 1896 bis 1901 ein- 
schliesslich) für das Königr. Bayern nach 
dem Stande d. Gegenwart bearbeitet. 
gr. 8°, (81 8.). Miinchen (‚J. Schweitzer) 

brosch. 2.70 cart. 3.— 


In einem sehr gut gewählten Zeitpunkte 
erscheint dieses neue Hauptregister zu den 
bayerischen Justizministerialblättern für die 
so ungemein fruchtbaren Jahre 1896 mit 1901. 
Es ist ja jetzt ein gewisser Abschluss erreicht, 
und allseitig wird das Bedürfnis hervortreten, 
in Ergänzung des von dem gleichen Be- 
arbeiter herausgegebenen Hauptregisters für 
1563 mit 1895 ein in der gleichen gründ- 
lichen Weise bearbeitetes Register für die 
im Zeichen des B.-G.-B. stehende Periode zu 
besitzen. 


3. Petersen, Dr. Jul., Reichsger.-R.a.D.. Das 
Deutschtum in Elsass-Lothringen. Mit 1 
(farb.) Karte. (138 S.). gr. 8°. München 
(J. F. Lehmaun’s Verl.) Einzelpr. 2.40 

Diese sehr interessante Schrift bildet das 
5. Heft des im Auftrage des Alldeutschen 
Verbandes unter dem Titel: ‚Der Kampf um 
das Dentschtum“ herausgegebenen Werkes, 
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das in 20, auch einzeln käuflichen Heften in 
übersichtlicher und eingehender Weise die 
Lage des Deutschtums auf der ganzen Erde 
schildern soll. Die geschichtliche, volks- 
wirtschaftliche und politische Entwickelung 
des in jedem einzelnen Hefte behandelten 
Landes soll dabei in lebendiger, anregender 
Darstellung vorgeführt werden. Auch werden 
Mittel und Wege zur Förderung einer ge 
deihlichen Weiterentwickelung angegeben. 
Diesem Programme getreu behandelt das vor- 
liegende aus bewährter Feder stammende 
Heft Elsass-Lothringen, bezüglich dessen ja 
die Frage nach den bis jetzt erzielten Er 
folgen des Deutschtums und nach den Mit- 
teln zur Beschleunigung der Verdeutschung 
von hervorragendem, allgemeinstem Interesse 
ist, Die Schrift behandelt diese Frage auf 
der unentbehrlichen Grundlage einer — 
fesselnd geschriebenen — Darstellung der 
Zustände in Elsass und Lothringen vor 
und unter der französischen Herrschaft so- 
wie der Geschichte der Wiedergewinnung 
dieser Länder. Verfasser befürwortet ins 
besondere auch die Einführung des Treu- 
eides für die Pfarrer, die Errichtung einer 
katholisch-theologischen Fakultät an der Uni- 
versität Strassburg und die Aufhebung des 
Diktaturparagraphen Die Vielseitigkeit des 
alle Zweige des öffentlichen Lebens berühren- 
den Inhaltes kann hier auf knappem Raume 
leider nicht veranschaulicht werden. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs rür Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- n. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr. M.v.Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902. 
München (J. Schweitzer) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das sechste Heft des 35. Jahrganges 1902 
enthält: Die Aussonderung anvertrauter 
Werte, von Dr. jur, Alois Weinberger in 
Würzburg. — Die Tabakbestenerung in 
Deutschland, von Franz Graf, kgl. Ober- 
zollinspektor in Passau. (Schluss.) — Aus den 
Gesetzblättern. — Miszellen. 


2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. 
1902. Nr. 14—17. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 


Aus den vorliegenden Nummern heben 


wir folgende grössere Artikel hervor: Nr. 14: 
Zillmerei; Amtliche Statistik betr. die pri- 
vaten Versicherungsunternehmungen in Oster- 
reich i. .J. 18090; Brände in Preussen 1899 
und 1900; Die volkswirtschaftliche Bedeutung 
(des Versicherungswesens; Obligatorische staat- 


liche Mobiliar-Feuerversicherung in Sachsen: 
Nr. 15: Obligatorische staatliche Mobiliar- 
Fenerversicherang in Sachsen; Die nor 
wegischen Feuerversicherungs - Aktiengesell- 
schaften i. J. 1901; Nr. 16: Zur Kodifikation 
des Versicherungsvertrages in der Schweiz; 
Die deutschenöffentlichen Feuerversicherungs- 
Anstalten i. J. 1900; Nr 17: Zum Prome- 
theus - Skandal; Die Rückversicherung bei 
den deutschen öffentlichen Feuerversicherungs- 
Anstalten i.J. 1900; Die ausländischen Lebens- 
versicherungs - Gesellschaften in Schweden 
i. J. 1900. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahre. 
1902. Nr. 10—11. Hoch 4°. Berlin (Vie. 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 


Abhandlungen: Veränderung der Verhält- 
nisse bei Verlust eines Auges (Weymanmı 
Anwendung der reichsgesetzlichen Invaliden- 
versicherung auf blinde Personen. 
ersatzpflicht der Arbeitgeber, die es unter 
lassen haben, für eine — = 
pflichtige Person Beitragsmarken zur 
validenversicherung zu verwenden. — Ver 
waltung und Rechtsprechung. Mitteilugen. 
Beantwortung von Anfragen. 
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4. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 
Prozess. Pie v. 5. Hoffmann, Reichs- 
erichtsrat, R. v. Sommerlatt u. Dr. 

", Wulfert, Ob.-Landesger.-Räten. XII. 

Bd. 1. Heft. gr. 8°. Leipzig (Rossberg u. 
Berger) jährlich 14.— 

An Abhandlungen enthält das Heft: 
Landrichter Dr. Lessing, Privatversicherungs- 
gesetz; R.-A. Dr. Bondi, Zeugnissfähigkeit 
des Prokuristen; Landrichter dw Chesne, 
Schadensersatz bei Verletzung absoluter 
Rechte; Reg.-Assessor Dr. Oertel, Auslegung 
der Worte „bei Beendigung‘ des Dienstver- 
hältnisses G 630 B.-G.-B, $ 73 H.-G.-B.). 


5. Archiv für Strafrecht und Strafprozess. 
48. Jahrg. 6. Heft. gr. 8°. Berlin. (R. v 
Deckers Verlag) pro Jahrg. 12.— 


Das Heft bringt zwei Abhandlungen: 
Olbricht, Verhältnis mehrerer gleichzeitiger 
Haftbefehle zu einander und zur Strafvoll- 
streckung; Kretzschmar, Das Irrenprozess- 
recht im preussischen Disziplinarstrafrecht; 
ausserdem eine Reihe von Entscheidungen 
des Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte 
Jassel und Darmstadt, sowie Literaturberichte 
von Klee, Goldschmid und Weiffenbach. 


6. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. Hrsg. v. Dr. jur. Hatschek. 
I. Jahrg. 
(Reinhold Mahlau) 


Diese seit Oktober 1901 erscheinende 
neue Zeitschrift, mit deren Inhalt wir von 
nun an unsere Leser fortlaufend bekannt 
machen wollen, will, ohne der Vertretung 
von Erwerbs- oder Geschäftsinteressen zu 
dienen, in fachwissenschaftlicher Weise alle 
aktuellen Fragen des Bank- und Börsen- 
wesens behandeln. Die vorliegenden sechs 
Nummern bringen gute Abhandlungen und 
ein reichhaltiges Material und die Redaktion 
des „Bankarchiv“ beweist, dass sie ihre Anf- 
gabe ernst nimmt. Unter den bisher er- 
schienenen Abhandlungen erwähnen wir die 
folgenden: Nr. 1: Welches sind die Ursachen 
der gegenwärtigen Krisis in Deutschland ? 
von Prof. Dr. Gust. Cohn-Göttingen; die 
Zulassung von Wertpapieren an den Börsen, 
von Bankdirektor F. Thorwart - Frankfurt 
a./M.; die Umsatzsteuer und ihre Wirkungen 
auf das Bankgewerbe, von Bankier B. Arons- 
Berlin; Nr. 2: Dr. Georg Siemens, von Bank- 


direktor Dr. Riesser-Berlin; Empfiehlt sich 


eine Verschärfung «der Vorschriften über die 
zivil- und strafrechtliche Verantwortlichkeit 
des Aufsichtsrats von Aktiengesellschaften ? 


von Oberlandesgerichtsrat Simonsen-Breslau; 


Die Zulassung von Wertpapieren an den 
Börsen Il, von Bankldirektor F. Thorwart- 
Frankfurta./M.; Nr.3: Zur Frage der Differenz- 
geschäfte, von Dr. Trumpler-München; Über 
die juristischen und wirtschaftlichen Grenzen 
der Anwendung der verschiedenen Gesell- 


Nr. 1—6. Frankfurt a./M. 
pro Jahrg. 10.— 
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schaftsformen, von Dr. Jos. Landgraf-Wies- 
baden ; Fundierte Bankschuldverschreibungen 
in Österreich, von Dr. @. Tischert-Berlin ; 
Nr. 4: Das Differenzgeschäft im schweize- 
rischen Recht, von Prof. Dr. Georg Cohn- 
Zürich; Finden auf die Aktiengesellschaften 
subsidiär die Vorschriften des Bürg. (resetz- 
buches über die Vereine Anwendung? von 
Justizrat Dr. G. Staub-Berlin; Welche Lehren 
soll der deutsche Kaufmann aus der letzt- 
jährigen Krisis ziehen? von Dr. E. Löb- 
Berlin; Nr.5: Zur Frage der Revision des 
Bürsengesetzes, von Rechtsanwalt Dr. Pfleger- 
Weiden; Das Differenzgeschäft im schweiz. 
Recht, von Prof. Dr. Georg Cohn - Zürich; 
Der Entwurf zur Abänderung des öster- 
reichischen Börsengesetzes, von Geh. Justiz- 
rat Dr. A. Gareis-Königsberg: Nr. 6; Einiges 
über den Ausgleich von Soll und Haben im 
Weltverkehr, von Prof. Dr. W. Lotz-München ; 
Differenzgeschäfte nach englischem Recht, 
von Gerichtsassessor Dr. Siemsen- London ; 
Die Ausbildung und Geschäftsführung des 
Bankiers in früheren Jahrhunderten, von 
Rechtsanw. Dr. A. Dietz-Frankfurt a./M. 
Ausserdem enthält jede Nummer bemerkens- 
werte gerichtliche Entscheidungen, Verbands- 
nachrichten, Mitteilungen im „Sprechsaul“, 
Bücheranzeigen und Vermischtes. 


7. Beiträge zur Erläuterung des Deutschen 
Rechts. 46. Jhrg. 2/3. Heft. 8°. 1902. 
Berlin (Franz Vahlen) 

Subskr.-Preis pro Jahrg. (6 Hefte) 15.— 

Das Doppelheft enthält folgende Auf- 
sätze: Zur Auslegung des $ 17 Abs. 2 les 
Gerichtsverfassungsgesetzes; von Reichsge- 
richtsrat a. D. Boethke. — Zuständigkeit der 
Auseinandersetzungsbehörden bei Stölzel, von 
Dr. Otto, Landrichter. — Rechtsweg und Kom- 
petenzkonflikt in Preussen ; vom Präsidenten 
des Ober-Landeskulturgerichts Rintelen in 
Berlin.—- Die Vollendung empfangsbedürftiger 
mündlicher Willenserklärungen; von Land- 
richter Koppers in Hamm. — Verhinderung bei 
Abgabe einer empfangsbedürftigen Willens- 
erklärung; von Landrichter Dr. Albert 
Darid in Elberfeld. — Bemerkungen zum Be- 
griffe des fiduziarischen „Rechtsgeschäfts“; 
von Kammergerichtsrat Wienstein in Berlin. 
Die Folgen schuldhafter Nichterfüllung, ins- 
besondere der Schadensersatz wegen Nicht- 
erfüllung, bei Kauf, Werkvertrag, Miete und 
Dienstvertrag nach dem B.-G.-B.; von Land- 
gerichtsrat Dr. W. Schöller in Düsseldorf. 
Durch das B.-G.-B. ist keinerlei Vorschrift 
weggefallen, nach welcher ein Gesinde- 
Vertrag mündlich nur mit Geben und Nehmen 
von Miethgeld abgeschlossen wird. Zu Art. 95 
E.-G. z. B.-G.B. und $$ 22 n. 23 Ges.-O. 
vom 8. November 1810 und 10. April 1815; 
von Öberlandesgerichtsrat a. D. MW. Ch. 
Francke in Hannover. — Bedentung und Um- 
fang «der dem Nachlassgericht im Erbscheins- 
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verfahren obliegenden Ermittelungspflicht ; 
von Amtsrichter Boschan in Berlin. — Welche 
Wirkungen treten in den Fällen des Art. 4 
E.-G. z. B.-G.-B. hinsichtlich der bereits be- 
stehenden Rechtsverhältnisse ein? von Amts- 
richter Ramdohr in Posen. — Bemerkungen, 
betreffend die vor dem 1. Januar 1900 ein- 
getragenen Kautionshypotheken preussi— 
schen Rechtes; von Oberlandesgerichtsrat 
Stegemann in Celle. — Kann der Schuldner 
Einwendungen gegen die Zulässigkeit der 
Vollstreekungsklausel erheben, bevor dieselbe 
erteilt ist? Ein Beitrag zur Auslegung der 
ss 732, 797 C-P.-O.; von Alfred Lery. 


. Referendar in Berlin. — Behandlung der 
Sicherungshypotheken in der Zwangsver- 
steigerung; von Amtsrichter Pr. Lafrenz 


in Hamburg. — Das Antrags- und Beschwerde- 
recht des Notars in Beziehung auf Ein- 
tragungen in öffentliche Bücher und Register; 
von Landgerichtsrat Schiffer in Magdeburg. 


8. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. Heft 11. Berlin (W. Süsserott) 
jährlich 10.— 
Inhalt: Die deutsche Regierungsschnule in 
Viktoria, von J. Scholze; Die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse auf den Stationen der 
Missionsgesellschaft Berlin I in Deutsch-Ost- 
afrika, von Pastor €. Höfer; Welcher Dialekt 
der Evhesprache verdient zur Schrift- und 
Verkehrssprache im Evheland (Togo) erhoben 
zu werden? von Missionar @. Härtter; 
Handel und Wandel in Adis Abeba, von 
Major a. D. . v. Bruchhausen; Dr. Max 
Schöllers „Aquatorial-Ost-Afrikaund Uganda“, 
von Eugen Wolf-München. 


9. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
1902. Nr. 3/4. München (C. H. Beck) 
jährl. 6.— 
Diese Doppel-\ummer bringt einen grös- 
seren Artikel über: Pfandrecht und Zwangs- 
vollstreckung an Schiffen, von Rentamtmann 
Stelzer; ausserdem Mitteilungen über Ge- 
richtskosten und aus dem bayerischen Ge- 
bührenwesen. 


10. Blätter für Genossenschaftswesen. 1902. 
Nr. 10—12. Berlin (J. Guttentag) 
halbjährlich 3.— 
In den vorliegenden Nummern sind fol- 
gende grössere Artikel enthalten: Xr. 10: 
Der internationale (renossenschaftskongress 
in Manchester von Dr. ('rüger ; Der Konsum- 
verein als Sparkasse von Mar May; Nr. 11: 
Darlehen von kommunalen Sparkassen an 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften ; 
Umblicke in der (Genossenschaftswelt (das 
Vereinigte Königreich) von Henry Wolff; 
Nr. 12: Welche Anforderungen darf der Ver- 
bandsrevisor an die Genossenschaften stellen? 
von Paul Förster; Die Denkschrift der 
sächsischen Staatsregierung über die Be- 
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stenerung der Warenhäuser und Konsum- 
vereint. 


11. Blätter für administrative Praxis. Bd. LIL 
(1902). Nr. 4/5. München (C. H. Beck) 
pro Bd. 6.— 
Inhalt: Verfahren bei Aufnahme in den 
Staatsverband. Mariä Lichtmess und die 
Tanzmusikveranstaltungen i. J. 192 (Hof- 
mann). Die Elektrizität im Verwaltungs- 
recht ete. (Schlecht). Verehelichung von Deut- 
schen in der Schweiz und von Schweizern in 
Deutschland. Das österreichische Staat» 
bürgerrecht und Heimatrecht (Hans Müller), 
Literatur. 


12. Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
und Anhalt. Der ganzen Folge 49. Ba. 
Neue Folge. XXIX. Bd. 1. u. 2. H. ®°. 
Jena (Hermann Pohle) pro Band 10.— 


Das Doppelhefteenthältabgesehen von einer 
reichhaltigen Judikatur eine Abhandlung von 
Amtsrichter Göckel über den Einfluss des 
Bestehens einer Streitgenossenschaft anf die 
Pflicht zur Tragung und Erstattung der 
Prozesskosten. 


13. Centralblatt für freiwillige Gerichts- 
barkeit und Notariat. Hrsg. von Dr. 
Adolf Lobe, Landger.-Rat. II. Jahrz. 
H. 1/19. 4°. Leipzig (Dieterich) 

jährl. 15.— 

Dieses vortrefflich redigierte Organ für 
freiwillige Gerichtsbarkeit bringt vor allem 
eine ausserordentlich reichhaltige Judikatur, 
sodann zahlreiche AbhandInngen, Übersichten 
‚tiber die Literatur, die Gesetzgebung und die 

Rechtsprechung, Rezensionen, Anfragen und 

Beantwortung, Die vorliegenden 19 Hefte des 

II. Jahrganges enthalten folgende Anfsätze 

Kann für eine den Betrag von 300 Mk. nicht 

übersteigende Kostenforderung eine selbstän- 

dige Sicherheitshypothek eingetragen werden, 
nachdem für die jenen Betrag übersteigende 

Forderung aus dem Urteile bereits früher 

eine solche Hypothek eingetragen wurde? 

Von Amtsrichter Dr. Heslen feld in Sonthofen 

— Hypothekenurkunden älteren Rechts. Von 

Amtseeriehtsrat Dr, jur. Bartsch in Harburg 

a. E. — Inhalt der Auflassungserklärungen. 

Von Amtsriehter Pitel in Homburg (ass 

Zum Streit über die Auflassungserklärung. 

Von Notar Dr. Kockerols in Coblenz — Die 

Reehtsnatar der Auflassung. Von Landriehter 

Au Chesne in Leipzig. — Die Mutter nach 

dem Bürgerlichen Gesetzbuche Von 

richter Pr. Salinger in Konitz. — Die A 

wendung unmittelbaren Zwangs in den A 

zelewenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkaf .. 

nach haverischem Recht. Von Amtsriehter :- 

Dr, Farnbach in Augsburg. — Ist in Preusses |. 


A 
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(las Vormundschaftsgericht befugt, unter ze 


wissen Vorausselzungen geiren. den 
ler elterlichen Gewalt mit Ordnungsstrae 
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vorzugehen? Von Amtsrichter Wilhelm Bo- 
schan in Berlin. — Über die Zulässigkeit 
von Ordnungsstrafen des Vormundschafts- 
gerichts gegenüber dem elterlichen Gewalt- 
haber. Von Amtsrichter Dr. Schultheis in 
Amöneburg (Bez. Cassel). — Westfälisches 
Güterrecht. Von Landrichter Aellerin Münster, 
— Ein Vergleich zwischen der gesetzlichen 
Gütergemeinschaft des code eivil nnd der 
Fahrnisgemeinschaft des B.-G.-B.s im Hin- 
blick auf Art. 1408 c. e. Von Amtsrichter 
Lellbach in Masmünster. — Haftung der 
Beamten der freiwilligen Gerichtsbarkeit für 
Verschulden und Kritik der bisherigen Judi- 
katur über die Beamtenhaftang. Von Assessor 
Dr. Boden in Hamburg. — Die Schrauken 
der amtlichen Berichtigung des Grundbuchs 
nach $ 54 G.-B.-O. Von Landgerichtspräsident 
Frey in Chemnitz. — Der Parteibegriff in 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Von Dr. 


Eugen Josef, Rechtsanwalt in Freiburg im 


Breisgau. — Die amtliche Verwahrung letzt- 
williger Verfügungen. Von Amtsrichter Dr. 
Ude in Vorsfelde (Herzogtum Braunschweig). 
— Was geschieht mit einem gerichtlich ver- 
wahrten Testamente, das in einem späteren 
Testamente aufgehoben ist? Von Amts- 
gerichtsrat Bötticher in Frankfurt a. OÖ. — Die 
Bedeutung der sächsisch-rechtlichen Kosten- 
kautionshypotlieken sowie ihre Behandlung 
im Grandbuchverkehr und im Zwangsverstei- 
en Von Oberlandesgerichtsrat 

inhard in Dresden. — Der unehelichen 
Kinder Namensänderung. (B.-G.-B. $ 1706 
letzter Satz.) Von Landgerichtsrat Bretiner 
in Cottbns. — Der Einfluss des $181 B.-G.-B.'s 
auf die Vertretungsmacht des Gewalthabers, 
des Vormundes und des Pflegers. Von Amts- 
richter Siebdrat in Brand (Sachsen). — Ist 
im Grundbuch auf dem Blatte des mit einem 
subjektiv-dinglichen Recht belasteten Grund- 
stücks ersichtlich zu machen, dass das Recht 
auf dem Blatt des herrschenden Grundstücks 
vermerkt ist? G.-B.O, $ 8. Von Assessor 
Dr. Ladenburger in Mannheim. — Kann auf 
Grand des $ 2353 B.-G.-B!s ein gegenständ- 
lich beschränkter Erbschein erteilt werden? 
Von Sekretär Pfaefflin in München. — Be- 
messen sich die Erbquoten aus einer vor dem 
1. Januar 1900 errichteten letztwilligen Ver- 
fügung, die erst nach diesem Zeitpunkte in 
Wirksamkeit tritt, nach dem alten oder dem 
neuen Rechte? (Art. 213, 214 E.-G. zum 
B.-G.-B.) Von Gerichtsassessor Lebram in 
Köslin i. P. — Kann ein Geisteskranker, bei 
dem die Voraussetzungen der Entmündigung 
vorliegen, einen Pfleger erhalten ? Von Richter 
Th. Hogrefe in Bremen. — Dieselbe Frage 
wird von Landrichter Dr. M. Wittich in 
Hamburg behandelt. — Wie gestaltet sich 
las Erbscheinverfahren des B.-G.-B!'s, wenn 
dem tüberlebenden Ehegatten durch eine vor 
dem Inkrafttreten des B.-G.-B.'s getroffene 
Verfügung von Todeswegen ein Bruchteil des 
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Nachlasses vermacht worden ist, und ihm 
nach damaligem Recht ein gesetzliches Erb- 
recht nicht zustand ? Von Amtsrichter Metzges 
in Elberfeld. — Drei Streitfragen über die 
Bedeutung des $ 177 Abs. 1 Satz 1 und 2 
des F.-G.-G. Von Amtsrichter Güthe in Lähn 
a. Bober. — Bemerkungen über die Führung 
des Vereinsregisters. Von Dr. A. Nussbaum 
in Berlin. — Das Beschwerderecht in Grund- 
buchsachen. Von Landrichter du Chesne in 
Leipzig. — Bericht über die Rechtsprechung 
des Oberlandesgerichts Dresden mit Bemer- 
kungen für die Praxis. Von Überlandes- 
gerichtsrat Kretzschmar in Dresden. — Die 
Pfändung der latenten Eigentümerhypothek. 
Widerspruch und Vormerkung zur Sicherung 
der Pfändung. Von Landgerichtsdirektor Georg 
Hoffmann in Leipzig. Über die Zulässigkeit 
der Beleihung von Erbbaurechten mit Mündel- 


geld. (Aus dem Preuss. Justiz-Ministerialblatt 


1902 Nr. 2.) 


14. Dokumente des Sozialismus, Bd. I. H.7 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte) 
einzeln 1.25; vierteljährl. 3.75 


Inhalt: I. Bibliographie des Sozialismus 
II. Aus der Geschichte des Sozialismus: D. 
W. von Schweitzer gegen Karl Vogt; Robert 
Owens Projekt einer Hauswirtschaftsgenossen- 
schaft; Der Grundtext zu Gerhart Haupt- 
manns Webern. III. Urkunden des Sozialis- 
mus: Die Prinzipienerklärung der Sozialisti- 
schen Partei Frankreichs; Das Reforın- 
programm der Sozialistischen Partei Frank- 
reichs; Der Originalentwurf der Prinzipien- 
erklärung der Sozialistischen Partei Frank- 
reichs. IV.Der Sozialismus in den Zeitschriften. 
V. Anfragen und Nachweise. VI. Notizen. 


15. Finanzarchiv, Zeitschrift für das gesamte 

Finanzwesen. Herausg. von @. Schanz. 

19. Jahrgang 1. Band 8°. Stuttgart 

(Cotta) — 

Der vorliegende 1. Band des 19. Jahr- 
gangs bringt folgende grössere Abhandlungen 
Ueber Stenervergehen, eineStudie von Dr. Jos. 
v. Bauer-Wien; Das Problem der Strassen- 
reform in Bayern, ein Beitrag zur Frage der 
Lastenverteilung zwischen Staat und Selbst- 
verwaltungskörpern von @. Schanz; Die 
Schulden des Dentschen Reiches in recht- 
licher Beziehung; von Dr. Kayser; Der Ab- 
schluss der Steuerreform in Elsass-Lothringen, 
von @. Schanz; Die Kartellorganisation der 
russischen Zuckerindustrie auf Grund des 
Steuergesetzes von 1895 und die vorange- 
gangenen Bestrebungen, von Dr. Herm. 
Sacher: Das russische Stempelstenergesetz 
vom 10. Juni 1900, von Dr. @. Sodofsky; 
Die Personalsteuer (Impöt personel) in den 
Niederlanden, von demselben; Die direkten 
Steuern Belgiens, von demselben. Ausserdem 
enthält der vorliegende Band den Abdruck 
neuer Steuergesetze (darunter die elsass- 
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lothringischen Stenergesetze nebst den Denk- 
schriften und zahlreiche Bücheranzeigen. 


16. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- 
schrift XVII. Jahrg, 1902 H. 5-8. 
Dresden (E. Pierson) jährl. 16.— 


Unter Bezugnahme auf unsere Besprech- 
ung in voriger Nummer (S. 313 f.) konsta- 
tieren wir, dass auch die weiteren Hefte 
5—8 des laufenden Jahrgangs eine staunens- 
werte Vielseitigkeit des Inhaltes erkennen 
lassen, wenn auch unser Gebiet diesmal nur 
von 2 Artikeln berührt wird, nämlich: Wie 
ist der Not der Landwirte zu steuern? 
(Küster). Die Tragweite der Gobineau’schen 
Hypothese [von der menschlichen Ungleich- 
heit). (Kretzer). 


. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift f. 
Handel u. Gewerbe. Hrag. im Reichsamt 
d. Innern. 1902, Märzheft. Berlin (Mittler 
& Sohn) jährl. 12 Hefte 18,— 
Das Märzheft des Deutschen Handels- 
archivs enthält in dem Abschnitt fiber (re- 
setzgebung zahlreiche Mitteilungen über Ver- 
änderungen auf dem Gebiete der Zoll- und 
Handelsgesetzgebung (darunter die nene Zoll- 
ordnung nebst Zolltarif für Bolivien) Der 
statistische Abschnitt bringt ausführliche 
Nachweise über die Entwickelung der Handels- 
flotten in den wichtigsten Ländern 1850 — 
1590, über den Aussenhandel Boliviens, Finn- | 
lands, Griechenlands, das Hauptergebnis des 
Aussenlandes der Niederlande, +esterreich- 
Ungarns, Spaniens, die Alkoholerzeugung und 
-konsumtion in der Schweiz. Ferner enthält 
das Heft einen Bericht über den Schiffsver- 
kehr an den (Quaianlagen Hamburgs i.d. J. 
1901, Berichte über die Bergwerks und Hütten- 
industrie in Belgien, Bosnien und Herzego- 
wina, über die Fabrikindustrie in Ungarn 
u.s. w., endlich Handelsberichte der deutschen 
Konsuln aus Cartagena, Uhristiania (der aus- 
wärtige Handel Norwegens im Jahre 1900), 
Dundee, Florenz, Madeira, Groningen, Hel- 
singör, Roman, Spezia, Amoy, ('anton, Saigon, 
Siam, Ciudad-Bolivar (Venezuela), Curacao. 
Fray Bentos, Guanajuato, Iquitos (Peru). 
Milwaukee (Wisconsin), Oaxaca Mexiko), £ 
Para (Brasilien), Pisagua (Chile), Popayan 
Columbien), Puerto ('abello (Veneznela', San 
Jose de Costa Rica, Santo Domingo. 
18. Handels-Museum, Das. Bd. 17. \r. 13 
bis 17. Wien (Verl. d. k. k. österr. 
Handels-Museums) halbjährl. 8.— 
Ausser zahlreichen Mitteilungen über 
Handel und Handelspolitik, Zollwesen, In- 
dustrie nnd Landwirtschaft, Verkehrswesen, 
technische Neuerungen u. 8. w, in ver- 
schiedenen Ländern finden sich in den vor- 
liegenden Nummern folgende grössere Ab- 
handlungen, und zwar in Nr. 13: Der 
britische Handelskammerkongress; Unser 
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Handel mit Singapore; Nr. 14: Russisch.eng- 


lische Handelsbeziehungen {von Dr. Schilder): 


Die ungarische Industrie i. J. 1901; Nr. 15: 
Frankreich und der dentsche Zolltarifentwurf; 
Uonnossemente und Seefrachtrecht; Nr. Iü: 
Die deutsche Zuekerindustrie und die 
Brüsseler Konferenz; Nr. 17: Englische 
Zölle; Der Handel Maltas. 
19. Handelszeitung, Bayerische. 1%02. \r. 
13—17. München (C. Haushalter' 
vierteljährl. 1.0 
Aus (en vorliegenden Nummern hebsn 
wir folgende Artikel hervor: Nr. 13: Die 
Reichsbank i. J. 1901 (Fortsetzung in Nr. 14 
u. 15); Statistik der Eisenbahnen Dentsch- 
lands für das Rechnungsjahr 1900 Schluss 
in Nr. 14); Ungarns Handel und Industrie 
i. J. 1900; Nr. 14: Das Münchener Bank- 
und Börsengeschäft 1901; Nr. 15: Die zweite 
technische Hochschule für Bayern in Nün- 
berg (Schluss in Nr. 17); Neue Handelsver- 
träge; Nr. 16: Der auswärtige Handel der 


‚ Vereinigten Staaten von Nordamerika nach 


seiner neueren Entfaltung und den Ursachen 
derselben; Aus der Statistik des Deutschen 
Reichs; Nr. 17: Zur Ertragserhöhnng des 
Getreidebaues von L. Koch-Dudenstadt:; Der 
dentsche Handelstag als Beirat der Reich» 
verwaltung für Industrie und Handel 


20. Invaliditäts- und Alters-Versicherung, die, 
im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr. 10:11 
Mainz (Diemer) vierteljährl. 2,— 
Abhandlungen: Wie ist der Verzicht 

anf Rente nach dem I.-V.-G. zu behandeln 

(Appelius). Folgen der verabsäumten Klebe 

pflicht (Hilse). Das Gewerbegerichtagesetz 

und seine Bedeutung für die gegen Krank- 
heit versicherten Personen (Sreelmannı. — 

Entscheidungen, Mitteilnngen ete 


21. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1902.\r.Su.). 
Berlin (0. Liebmann) vierteljährl. 3. 


Die Nummern enthalten folgende Auf 
sätze: Birkmeier, Dr.. Professor, Die Novelle 
über den fliegenden Gerichtsstand. — Zar 
NEUN ARUNK (les juristischen Ausbildungs 

rsanzes. Petition der Kieler Juristenfakultät 
an (las Haus der Abgeordneten. — Kronecker, 
I’>». Kammergerichtsrat. Der Verkehr mit 
Arzneimitteln nach der neuen Kaiserlichen 
Verordnung. — Simeon, Dr. Landrichte, 
(serichtskosten und XNotariatsgeblühren. 
Wechler. Dr., Senatspräsident, Das Sich 
ische Oberverwaltungsgericht. — Stenglein. 

Ir.. Reichsgerichtsrat a. D., Ist das Baur, 
skript eines Zeitungsartikels eine Ü rkunde?— 
Schulz, Dr., Professor, Zum Prozess Peer; ' 

Kare, Landgerichtsrat, Die Notweilie 
keit der völligen Abschaffung des Zee 
eirles. — Koppers. Landrichter, Een ’ 
und Besitzrechtsklage des friiheren je 
West. Geh. Justizrat, Die nn 
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des $ 404 R.-Str.-P.-O. bei Wiederanfnahme- 
anträgen aus $ 399 Nr. 5 ib. — Weil, Dr.. 
Landgerichtsrat, Die Praxis in Armenrechts- 
sachen. — Franck, Dr., Rechtsanwalt, Be- 
glaubigung der Unterschrift unter einer 
Blankozession. Gottschalk. Direktor, 


Das Stimmrecht der Ehegatten beim Zwangs- 


vergleich einer offenen Handelsgesellschaft. 
— Weber, Dr., Assessor, $ 616 des B.G -B. 
und $ 155 des Gewerbeunfallversicherungs- 


Gesetzes. — Mathiass, Dr., Professor. Die 
Wandlung nach dem B.-G.-B. — Schmitz. 


Justizrat, Zur Frage der Prozessverschlepp- 
ungen. II. Die Prozessverschleppungen im 
Bezirke des ÜOberlandesgerichts Köln. 
Goldschmidt, Dr., Privatdozent, Begriff und 
Aufgahe eines Verwaltungsstrafrechts. 
Wilutzky. ‚Oberlandesgerichtsrat, Reputei 
Ownership im deutschen Recht. — Hertzer, 
Dr., Die Überfüllung der Eisenbahnabteile. 
— Kolligs, Landgerichtsdirektor, Die Ver- 
nehmung des Angeklagten vor der Beweis- 
aufnahme. Dronke, Landrichter, Auf- 
rechnung als Prozesshandlung. Brück- 
mann, Referendar, Nachfrist bei Erfüllnngs- 
weigerung. — Simeon, Dr., Landrichter, 
Gerichtskosten und Notariatsgebühren. 
Friedrichs, Dr., Justitiar, Rechtsanwalt 
und Laienvertreter. — Iwand, Dr.. Aımts- 
richter, Eigentümer-Hypothek und Vorrangs- 
bewilligung. 


22. Monatshefte, sozialistische. 1902. H. 4. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) à Heft —.50 


Inhalt: A. r. Elm, Sozialdemokratie und 
Arbeiterschaft; E. Bernstein. Zur jüngsten 
—— der französischen Sozialdemo- 
kratie; Volfy. Heine, Neuestes von unserem 
Vereins- ee Versammlungsrecht; P. (röhre, 
Das religiöse Problem im Sozialismus; Dr. H. 
Lindemann (©. Hugo), Zur Kritik der sozial- 
«lemokratischen Kommunalprogramme; Helma 
Steinbach, Gefährliche Strömungen in der 
(Genossenschaftsbewegung; Dr. A. Südekum, 
Die Zuckergesetzgebung Frankreichs; Heinr. 
Möller, Zur Verstaatlichung des Bergbaues; 
Fanny Imle, Die Arbeitslosenunterstützung 
in den deutschen Gewerkschaften. 


— 


23. Recht, Das. 1902. Xr. 6u. 7. 
(Helwing'sche Verl.-B.) vierteljährl. 3.— 


Die Nummern enthalten abgesehen von 
den Entscheidungen und Besprechungen : 
Das „Hydra - System“, nach einem in der 
Praxis vorgekommenen Falle bildlich dar- 
gestellt. (Landgerichtsrat C. Studelmayer, 
Bamberg.) — Art. 32 E.-G. z. B.-G.-B. und 
Ss 616 B.-G.-B. ıUniv.-Professor W. vr. Blume, 
Königsberg.) -- „Nachweis“ durch öffentliche 
Urkunden gemäss $ 2356 B.-G.-B. (Dr, ( 
Ritter, Rat in der Justizverwaltung, Ham- 
burg \— Die Konvalescenz der Auflassungser- 
klärungen. (Reichsgerichtsrat Konrad Förster, 
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Leipzig.) — Ist $ 241 K.-O. kriminalpolitisch 
gerechtfertigt? (Rechtsanwalt E. S. Fuchs, 
Karlsruhe.)— Neuere Ministerialverordnungen, 
betr. die Entlassung verbrecherischer Personen 
aus öffentlichen Irrenanstalten in Preussen. 
— Das nene sächsische Gesetz, betr. die Er- 
höhung der Gerichtsgebiühren. — Abschaffunz 
der Gerichtsferien. — Schiffsdiebstähle und 


‚ Hehlereien im Stromgebiete der Elbe. — Ein 


Wink und Wunsch 


für den Prozessrichter, 
Zum 8 377 C.-P.O. (Landgerichtsrat Brettner, 


Cottbus. — Rechtslage des zu Unrecht ohne 


Einhaltung einer Kündigungsfrist entlassenen 
Dienstverpflichteten. (Landrichter Dr. David, 
Elberfeld.) — Ein Beitrag zur Lehre vom 
konkurrierertden Verschulden. (Amtsrichter 


‚Dr. Heuer, Hamburg.) — Die Beglaubigung 


zum Zwecke der Zustellung. (Dr. jur. Karl 
Friedrichs. Dortmund.) Rechtsschutz 
der Handschrift. (Rechtspraktikant Hans 


' Schneickert, Gerolzhofen ) — Sind unwahre 


Angaben von Personen des Soldatenstandes 
gegenüber dem Gerichtsoffizier im militär- 


gerichtlichen Ermittelungsverfahren aus $ W 


', zeit, 


des Mil.-Str.-G.-B. strafbar? (Cl. von Kopp- 
mann, Senatspräsident am Reichsmilitär- 
gericht, Berlin.) — Die Anfechtung von Er- 
füllungs- “und Deckungsgeschäften nach $ 31 
K.-O. und $ 3 Nr. I n. 2 Anf.-G. (Land- 
gerichtsrat Karl Meyer, München.) — Zu 


'$ 161 Zw.-V.-G. (Amtsrichter Dr. Lafrenz, 


Hamburg.) — Dauer einer Sitzung in (ivil- 
prozessen vor dem Amtsgerichte. (Amts- 
gerichtsrat Pignol, Charlottenburg.) — Ver- 
einignng für staatswissenschaftliche Fort- 
bildung. — Juristische Gesellschaft in Berlin; 
Sitzung vom 15. März 1902. (Rechtsanwalt 
Dr. Korn, Berlin.) — Berliner Anwaltsverein; 
März 1902. (Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin.) 
— Nochmals das geringste Gebot in der Teil- 
ungszwangsvollstreckungimFalle des Beitritts 
eines Miteigentiimers.‘ Amtsrichter ron Kienitz, 
Steinbach-Hallenberg.) — Gerichtsstand für 
Nachlassverbindlichkeiten. (Amtsrichter Kei- 
del, München.) — Die — bei An- 
wendung des 8 110 C. (Dr. Heinrich 
Scehanz, Würzburg.) — 7 Darlehenszinsen 
des Bankiers. (Gerichtsassessor Dr. Sontag, 
Breslau.) — Ist die Zustimmung des Eigen- 


tümers zur Löschung ($ 27 G.-B.-O.) bei 
Hannover : 


Zerlegung einer Gesamthypothek in Einzel- 
hypotheken und bei Verzicht auf die Gesamt- 
hypothek an einem der Grundstücke ($$ 1132, 
1175 B.-G.-B.) erforderlich ? (Rechtspraktikant 
Dr. Frick, Kaiserslautern.) 


24. Rundschau, Soziale. 3. Jahrg. Nr. 2 u. 3. 
Wien (Alfred Hölder) jährlich 2.— 


Auch diese Nummern bringen zahlreiche 
Mitteilungen über: Arbeitslohn und Arbeits- 
Arbeiterschutz, Genossenschaftswesen, 
Unternehmerorganisationen, SozialeVersicher- 
ung, Arbeitsämter, Arbeitseinstellungen und 
Anssperrungen, Arbeitsmarkt, Arbeitsver- 
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mittelung, Sozialpolitik, Soziale Hygiene, 
Wohnungswesen, 
u. s. w. in verschiedenen Ländern. 


25. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. 


Wohlfahrtseinrichtungen 


vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 


4. Jahrg. Nr. 1. gr. 8°. Berlin (Wilb, 
Baensch) 


Inhalt: Die Einheitsmarke, von Professor 
Dr. Hieber-Stuttgart; Die Zeit der Allianzen, 


von Hugo F. Schlick-Berlin; Wie man mit | 


vierteljährl. 2.50 


dem Masskrug politisiert, von V. Keller- 


München; Zolltarif und Diäten; Zuckernot 
und Abhilfe, I, von Dr. Brukner-Stralsund; 
Der Streit um den persischen Golf, von 
Tegalla von Bieberstein; F. X. Kraus und 


der Ültramontanismus (Schluss), von Rhenanus. | 


26. Volksschularchiv, Preussisches, Zeit- 
schrift für Rechtsprechung und Verwalt- 


ung auf dem Volksschulgebiete. Hrsg. 


v. Kurt vr. Rohrscheidt. I. Jahrg. 1. H. 8°. 
Berlin (Franz Vahlen) pro Jahrg. 5.— 


Diese neue Zeitschrift beabsichtigt, das 
gesamte Material, „das Rechtsprechung und 
Verwaltung auf dem Gebiete der preussischen 
Volksschule bieten, in fortlaufenden Heften 
und nach Materien geordnet zu sammeln 
und dem Kreise der Interessenten darzu- 
bringen. Insbesondere sollen die Urteile des 
Reichsgerichts, des Oberverwaltungsgerichts 
und des Kammergerichts, ferner die mini- 
steriellen Erlasse und Entscheidungen, sowie 
die wichtigsten Verfügungen der Regier- 
ungen“ mitgeteilt werden. Das Material soll 
„gesichtet und nach Bedarf gekürzt“ geboten 
werden. Ausserdem soll jedes Heft einen oder 
mehrere Aufsätze bringen. Soweit Raum vor- 
handen ist, werden allgemein interessante 
Notizen angefügt. So soll das Archiv zugleich 
ein dauernd brauchbares Nachschlagewerk 
werden. — Diese Zeitschrift wird zweifellos 
weiten Kreisen willkommen sein. 

Inhalt des 1. Heftes: Abhandlung: Die 
Haftpflicht des Lehrers (Haase). Ge- 
setze, Entscheidungen, Erlasse, Verfügungen, 
nach 14 sachgemäss gewählten Rubriken ge- 
ordnet. 


27. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. Nr. 7 u. 8 
Braunschweig (A. Limbach) jährl. 1.— 


Die vorliegenden Nummern enthalten ausser 
zahlreichen Notizen über die Metallmärkte 
insbesondere eine Mitteilung über die Kupfer- 
produktion in den letzten Jahren und Artikel 
über: Deutsche Ingenieure und deutsche Ma- 


schinen, sowie über: Die moderne deutsche 


Elektrotechnik in ihrer Bedeutung für Indu- 
strie, Verkehr und Leben (von W. Unterbeck.) 


28, Zeitschr. f. Bergrecht. 43. Jahrg. (1902). 
2.H. Bonn (A. Marcus & E. Weber's 
Vig.) jährlich 8.— 


Abhandlung: Die Bergregalität des Fürst- | 


380 


bischofs von Breslau in dem Fürstentum 
Neisse-Grottkau unter der preussischen Herr 
schaft ( Wutke).— Berggesetzgebung( Deutsche 
Schutzgebiete, Preussen, Russland, Spanien. 
Entscheidungen der Gerichtshöfe. Praxis der 
Verwaltungsbehörden. Literatur. 


29. Zeitschrift f. deutsches Bürgerl. Recht 
u. französ. Civilrecht. Bd. XXX. 
Heft 3. Mannheim J. Bensheimer) 

pro Band 12.— 
Die Lieferung bringt ausser einer Reihe 

Entscheidungen den Schluss des Aufsatzs 

von Scherer über die Auslegung altrecht 

licher Verfügungen des rheinischen Recht: 


30. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5 
Jahrg. 1902. Heft 4. Berlin (G. Reimer) 
pro Quartal 5 — 


1. Aufsätze: Gottstein. A., Die Tode 
ursachen in früherer Zeit und in der Gegen- 
wart und die Beziehungen zwischen Krank- 
heit und Sterblichkeit, I; r. Brandt. W. 
Die Krisis in der englischen Industrie, II: 
Lasch, Rich., Über Vermehrungstendenz bei 
den Naturvölkern und ihre Gegenwirkungen 
(Schluss); Jung, Emil, Die wirtschaftlichen 
Verhältnisse Australiens. 2. Sozialpolitik 
Aus der Geschichte zweier Gefängnisgesell- 
schaften von Dr. ron Rhoden-Düsseldorf: 
Die Fabrikgesetzgebung in Russland au— 
dem Russischen des Dementjew), II; Streik- 
versicherung von Industriellen in Österreich 
3. Miszellen, darunter: Über Bodenwert, 
Wohnungsverhältnisse und stenerliche Be 
lastung in Berlin (nach €. Ballod\: Ent- 
wickelung des Eisenbahnnetzes in Preussen: 
Die landwirtschaftliche Zukunft Südafrikas 
(nach Karl Peters): Die grössten Universi- 
täten der Welt; England gegen Deutschland 
auf dem Eisenmarkte; Gasverbrauch deutscher 
Städte; Zur Geschiche der Löhne in Nord- 
westdeutschland während des letzten Jahr- 
zehnts; Dampfmaschinen in Preussen. 


31. Zeitschrift des k. Sächsischen Statisti- 
schen Bureaus. Redigiert von dessen 
Direktor Geh. Regierungsrat Dr. 4. 
Geissler. 47. Jahrg. 1901. Heft 3 u. # 
(8. 105— 232) und Beilage zum 47. Jahrz 
iS. 1—-179). Ausgeg. Mitte Jaunar 
Dresden (v. Zahn & Jaensch) jährl. 3.— 


Heft 3 und 4 enthalten folgende Auf 
sätze: Die Ergebnisse der Arbeiterzählungen 
im Königreich Sachsen in den Jahren 18% 
bis 1900, von Assessor Dr. @. Lommatzsch; 
Das Ergebnis der Obstbaumzählung im König- 
reich Sachsen im Jahre 1900, von Okunomie- 
rat O. Sieber; Die Säuglingssterblichkeit im 
Königreich Sachsen während der Jahre 191 
bis 1900, von Assessor Dr. G. Lommatzsch; 
Die sächsischen Städte im 19. Jahrh., von 
Dr. @. Wächter. Die Beilage enthält das 
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Ergebnis der Viehzählung vom Jahre 1900, | 
von Okonomierat O. Sieber. 


32. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
stik. 37. Jahrg. 1901. 5. Lieferung 
(S. 497— 576). 38. Jahrg. 1. Lieferung | 
(S. 1—200). Bern (A. Francke) 

4.60 


In der 5. Lieferuug des 37. Jahrgangs 
finden sich Abhandlungen über: Geschichte | 
der Gefängnisreförmen in der Schweiz, von | 
K. Hafner; die Legitimation vorehelich ge- 
borener Kinder in der Schweiz i. J. 1399. 
Die 1. Lieferung des 38. Jahrgangs gibt das 
Protokoll der Jahresversammlung des Ver 
bandes schweizerischer amtlicher Statistiker 
und der schweizerischen statistischen Ge- | 
sellschaft vom 21. und 22. Oktober 1901, 
sowie das Protokoll der Jahressitzung der 
schweizerischen statistischen Gesellschaft v om | 
21. Oktober 1901. 


33. Zeitschrift für — 


1902. Nr. 10—13. Berlin hands „Zeit 


schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 


vierteljährl. durch die * 5.— 


Nr. 10: Zur Kritik des Eutwurfes eines | 
badischen Fahrnisversicherungs-Gesetzes, von 
W. Stroll-Freiburg i. B.; Nr. 11: Über die 
Auslese unter den Versie herten, besonders in 
bezug auf die Tuberkulose ; Nr. 12 und 13: 
Feuersichere Baukonstruktionen und Bau- 
materialien. Ausserdem zahlreiche Notizen 
aus allen Gebieten des Versicherungswesens. 


34. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherungs- 
Wissenschaft. Bd. Il. 2. Heft. gr. 8°. 
Berlin (E. S. Mittler & Sohn) jährlich 9.— — 


Abhandlungen: Wirkliche und vermeint- 
licheLücken imPrivatversicherungsgesetz, von 
H. Elbertzhagen ; Studien zur Entwickelungs- 
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sicherungsagenten bei Vermittelung des Ver- 
le von A. Rüdiger. Literatur. 


' 35. Zeitschrift für Vollstreckungs-, Zu- 
stellungs- und Kostenwesen unter be- 
sonderer Berücksichtigg. d. gesamt. Auf- 


| gaben d. deutsch. Gerichtsvollzieher- 
| standes. Hrsg. von Heinr. Walter, 
Rechtsanw. u. Notar a.D. 4°. 1902, Nr. 


4—6. Berlin (Ruis & Kühn) 

| vierteljährl. 1.60 
' Aus dem Inhalte der Nummern 4—6 
|heben wir hervor: Die neue Gerichtsvoll- 
zieherordnung im bayer. Landtage; O.-L.-G. 
| Schönfeld, Die neue preuss. Gerichtsvoll- 
'zieherordnung; Die neuesten amtlichen Fest- 
‚stellungen und Erörterungen über das prenss. 
' Gerichtsvollzieherwesen; Arens, Gerichtsvoll- 
zieherbezirke in Preussen. 


—* Zeitschrift für Zölle und Reichssteuern. 
Hrsg. von Oberzolldirektor Kunckel in 
Schwerin. 1901. Bd. I Nr. 8. Bd. II Nr. 1. 

| Berlin (Carl Heymann) 

jährlich 8.— 
In den vorliegenden Nummern finden 
‚sich folgende grössere Abhandlungen Ba. l, 
Nr. 8: Zollausschlüsse und freie Niederlagen 
(Schluss), von Chr. Behr; Die Ausbildung 
‚der deutschen Zollbeamten, von Zollrevisor 
Schwemacher-Karlsruhe; die wichtigeren 
\Spinnstoffe und Gespinuste unter Berück- 
sichtigung der zolltarifarischen Unterscheid- 
‚ungen, V, von Stenerrat ÖOtto-Köln; Vor- 
| schriften betr. die vereidigten Wäger und 

Messer in Hamburg ; Bd. II, Nr. 1: Die Landes- 

ı weinsteuern und die Frage der Reichswein- 

‚stener in Deutschland, von ÜObersteuerrat 

Schubert; Über die gegenwärtige Lage der 

‚Ausbildung der deutschen Zollbeamten, von 

Zollrevisor Schuemacher - Karlsruhe; Tech- 

nische Erläuterungen zu dem Bundesrats- 

beschluss vom 29. Juni 1901, betr. Vergütung 
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geschichte der Versicherung IV. Entstehung der Zuckersteuer bei verzuckerten Früchten. 
der Lebensversicherung von Rich. Ehrenberg- In jeder Nummer finden sich ausserdem zahl- 
Rostock; Die Volksversicherung und ihre. reiche Mitteilungen über Gesetze und Ver- 


Fortbildung, von V. Peters-Mannheim; Ge- 
schichte und Grundlagen der sog. Kriegs- | 
versicherung, von P. Brüders. Rechts- 
sprechung: Die rechtliche Stellung der Ver- 


ordnungen, die auf das Zollwesen Bezug 
haben, über Zolltarifentscheidungen und Zoll- 
tarifauskünite sowie über Reichsgerichtsent- 


‚scheiddungen und eine Bichersehan. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden, 


Die Einreihung erfolgt nur uuter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch ‚Allgemeines‘ und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Archiv. österreichisches wirtschaftspolitisches, (vor- 
mals „Austria‘‘). Red. u. hrig. vom k. k. Handels: 


ministerium. 2. Jahrg. (4. Jahrg. der ‚„‚Austria‘‘,) 
1902. (Legislativer Thil. 1. Lfg. IV, 94 8.) gr. 8°, 
Wien, Manz 20,—; m. 3 Beilagen 32.20 


Archiv f. Verwaltungsrecht, begründet v. Dr. Herm. 
Stolp. (Fortgesetzt v. IT, Rousseau.) 27. Bd. (304 8.) 
ar. 8’. Berlin. P. Stankiewiez 8 — 

Biätter, Jeutsch-soziale. Hrsg. v. Max Liebermann 
r. Sonnenberg, Begründet v. Theo, Fritsch. Schrift- 
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leiter: IL. Hoorefe. 17, Jahrg. 1002. 2.—4. Viertel- 
jahr. 39 Nrn. (Nr. 711.128.) gr. 4”. Berlin, Deutsch- 
nstionale Buchh, u. Verlagsanstalt. 
Vierteljährlich 2.—; einzelne Xru. —.25 
Biätter f. Gefäugmiskunde. Organ des Vereins der 
dentschen Strafanstaltsbeamten. Red. vom Reg.-R. 
Gefängn.-Dir. Dr. vr. Engelbern. 35. Bd, Sonderheft. 
(Verhandlungen u. Beschlüsse der Vereinsversamımnig. 
in Nürnberg.) (210 8.) gr. 5°. Kassel, G. Weiss 3.— 


Bulletin des internationalen Arbeitsamts, 1. Bd. 
1902. 12 Nrn. (Nr. 1—3. VI, 130 8.) gr. 8°”. Jena, 
@G. Fischer n 750 

Correspondenz, antisemitische. Hrag. v. Max 


Liebermann v. Sonnenberg. Begründet v. Theod, 
Fritsch. Schriftleiter: L. Hogrefe. 17. Jahrg. 1902. 
2,—4. Vierteljahr. 39 Nrn. (Nr. 711. 128.) gr. 4°. 
Berlin, Dentschnationale Buchh. u. Verlagsanstalt. 
Vierteljährlich 2.— ; einzelne Nrn. —.25 
Entscheidungen, die patentamtlichen u. gericht- 
lichen, in Patentsachen nach der Reihenfolge der 
Bestimmungen der Patentgesstze. Begründet v. Geh. 
Justizr. Prof. Dr. Karl Gareis, fortgeführt v. Dr. 
Alb. Osterrieth. XIV. Bd. 12° Berlin, €. Heymann. 
Geb, in Leinw. 
XIV. Osterrieth, Dr. Alb.: Die patentamtlichen u. 
gerichtlichen Entscheidungen in Patent-, Muster- 
u. Markenschutzsachen, systematisch zusammen- 
gestellt un, hreg. Neue Folge der Entscheidgn. in 
Patentsachen. 4. Bd. (VII, 887 8.) 10.— 
Frauenlebem, neuer. 
Rod.: Adele (erber. 14. Jahrg. 1902. 12 Nrn. (Nr. ]. 
20 8.) gr. 8°. Wien, M. Perlen. 4,— 


Sammelwerke, 


Bornhak,Dr. K.. Prof., u. Justizr. W. Goetze, 
Dentsches Recht, Ein Hilfsbuch f. Beamte, Gewerbe- 
treibende, Kaufleute, Haus- u, Grundbesitzeru. ». w., 
entlı, e. Samımlg. aller, insbesondere f. Industrie, 
Handel, Gewerbe n. Handwerk wicht. Reichsgesetze 
m. Erläuteren. u. e, ausführl. Formularbuche als 
Anleitg. zur selbständ. Anfertigg. v. Klagen, sowie 
anderen geschäftl,. Eingaben, Gesuchen, Rechtsge- 
schäften jeder Art. 2 Bde, (XLVII, 1091 u. VII, 
736 8. u. Formulare VII, 56 8.) gr. 8°. Berlin, Deuts 
sches Verlagshaus Bong & Co. 

Geb. in Leinw, 22,— ; in Halbfrz. 26.— 


Hreg. v. Auguste Fickert. 
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Hochwacht, deutsche, vormals: ‚„Dentsche Re 
form‘. Bundesblatt des Deutschen Volks - Bundes 
(D.V.B.). Red.: H. r. Mosch. 9. Jahrg. 1%2. 52 Nrn. 
(Nr. 1. 8 S.) Fol. Berlin, Deutsche Hochwacht. 

Viertsljährlich 1.%% 

Jahrbnach der internationalen Vereinigung f. ver- 
gleichende Rechtswissenschaft u, Volkswirtschafts- 
lehre zu Berlin, hrag. v. DD. Prof. Bernhöjt und 
Kammerger. -R. Mevwer. V. Jahrg. 1899. 2. Abtig. 
(VII u. S. 401-1374.) gr. ®. Berlin, K. Hoffınann 

2. 

Jahrbücher, landwirtschaftliche. Zeitschrift für 
wissenschaftl. Landwirtschaft u. Archiv des königl. 
preuss, Landes-Ökonomie-Kollegiums. Hreg. v. wirkl 
Geh. Ob.-Reg. Minist.-Dir. Dr. Y. Thiel. 31. Bad. 19. 
6 Hfte. (1. Heft. 234 8. m. 5 Taf. und 1 Bildni«) 
Lex. 8’. Berlin P. Parey B.- 

Samminuzx der nach gepflogener mündlicher Ver- 
handlung geschöpften Erkenntnisse des k. k Raichs- 
gerichtes. Begründet von weil. Dr. A. H. Frärn. 
r. (sluneck, fortgesetzt v. Hofr. Präsidialsekr. Dr 
K. Hugelmann. XI. TI. 3. Hft.: Jahrg. 1900. (317 8.) 
gr.8°. Wien, Manz 5. 

Selbstverwaltung, die. Volkstümliche Wochen- 
schrift f, alle bei der Kommunal- nu. Polizeiverwiie. 
der Kreise, Amtsbezirke u. Gemeinden Beteiligten. 
Red. v. Rob. Faber. General-Register zum 17.— 2. 
Jahrg. 1390—1898, sowie Gesetzes-Übersicht zu den 
Jahrgängen 1—25, 1874—1808, bearb, v. R, t), Woher, 
(II, 174 8.) gr. 4%. Magdeburg, Faber'sche Buchär 

Geb. in Halbldr. u. durchsch. 12— 


Encyklopädien. 


Gesetz-Sammlung vom J. 1%1. Hrsg. v. k. ung. 
Ministerium des Innern. (Red. des ‚‚Orszägos Tor- 
venytär",.) 2 Hfte (436 S.) gr. 9°. Budapest 
L. Toldi, 6.0; geb, 7.8 


Taschenausgabe der gebräuchlichsten Gesetz 
f.den Kanton Aargan. Hrag. v. Fürsprech a. Über- 
richt. Dr. G. Schneider. 2. Bd, 2. verm. Aufl. (IV, 
550 8.) 12%. Aarau, E. Wirz. Geb. in Leinw. 4.5% 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Bilderhnuadsehrift, die Dresdener, des Sachsen- 
spiegels. Hrsg. von Karl r. Amira. 1. Bd. Fesm. 
der Handschrift in 151 Lichtdr.-Taf., nebst 6 Taf, 
in Farbendr. u. 3 Ergäuzungstaf. in Autotyp., sowie 
e. Einleitg. vom Hreg. 1. Hälfte, (90 Lichtdr.-, 3 farb. 
u.2 Autotyp.-Taf.) gr. Fol. Leipzig, K. W. Hierse- 
mann. In Leinw.-Mappe W.— 

Dienstlaufbahn der preussischenRichter u.Staats- 
anwälte. Bearb, im Bureau des Justizministeriums. 
(VIII, 162 S.) gr. &. Berlin, €. Heymann. Kart. 2.— 


Ehrlich, Dr. Eug., Prof., Beiträge zur Theorie der | 


Rechtsquellen. 1. Thl. Das ius eivile, ius publieum, 
ius privatum. (VII, 258 8.) gr. 8°, Berlin, ©. Hey- 
mann. 5. 
Kuhn, F. J., Betrachtungen üb. Majestäten u. 
Majestäts-Beleidigungen der römischen Kaiserzeit. 
(380 u. VIIIS.) gr. 8°. München, L. Burger 
Plam, der neue, f, das juristische Studium in Preussen 
u. seine Bedeutung f. d. Zukunft der Universitäten 


- 
D ana 


u. des Justizwesens, v. Ignotus, (38 8.) gr. >". Leip 
zig, Th. Grieben. - I 
Putz, Dr. C., Juristische Prüfungsfragen m. com 
eisen Antworten, f. Candidaten der rechtahistorischen 
Prüfungen systematisch bearb. II. Abth. Präfung* 
fragen aus den Pandekten m. ooncisen Antworten. 
2. verm. u. verb. Aufl. 3 Bdchn. 12*. Wien, BR. Fraed- 
laender. Je 1.9 
1. Allgemeiner Theil. Civilprozess, Sachenn cht. 
(VIII, 207 8.) — 2. Oblizationen- u. Pfandrecht. 
{151 5.) — 3. Familienrecht, Erbrecht. 15 =.) 
'Salkowski,Dr. Karl, weil. Prof., Institutionen. 
Grundzüge des Systems u. der Geschichte des rom. 
Privatrechts. Für den akadem. Gebrauch. & Auf 
(XXI, 618 8.) gr. $°. Leipzig, B. Tauchnitz. 9- 
Zorn, Ph., Prof., Im neuen Reich. Reden u. Auf- 
sitze zur preussisch-deutschen Staats- und Brchts- 


Bürgerliches Recht. 


Hagena, Dr. Karl, Der Greuzübersan nach ge- 
meinem Recht, proussischem Landrecht u. bürger- 
lichem Gesetzbuch. (VI, 51 8.) gr. 8°, Berlin, Struppe 
& Winckler 180 

Mans, Dr. &eo., Biblioth., Bibliographie des bür- 
gerlichen Rechts. Verzeichnis v, Einzelschriften u. 
Aufsätzen üb, das im bür:erl. Gesetzbuch f. das 
deutsche Reich vereinigte Recht, sachlich geordnct. 
1901. (83 8.) gr. 8°. Berlin, ©, Heymann 1.50 


geschichte, (VII, 412 8.) gr. 8", Bonn, F. Coben. 
9.—; eb 10. 
'Reibnitz, Dr. K. Frhr, v., Der ötfetlichs 


Glaube des Er bscheins im Vergleich m. dem Kent 

lichen Glauben desGrundbuchs. Eine Studie. (UL WS.4 

gr. 8°. Berlin, Struppe & Winckler 20 
Steuer. Dr. Ludw., Die rechtliche Natur ds 

Theaterbillets nach gemeinem u. nach dem 

des bürgerlichen Gesetzbuches. (63 8.) gr. 5°, Berlin, 

Strappe & Winckler. 2 


Handels- und Wechsel-Recht. 


Berding, Dr. E., Doz., Praktische Darstellung des 


Wechselrechts f, Studierende. Kaufleute u. Gewerbe- 


treibende, (39 $.) gr. 8°. Halle, ©. A. Kammer B 
Co. Be 


F 


#._ 
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Löw, Dr. Tibor, Das ungarische Handelsgesetz. 
(Gesstz-Artikel NXXVlI vom J. 1875.) Text-Ansg. in 


deutscher Übersetzg. m. Anmerken u. Sachregister. | 
5.2 


(VIII, 274 8.) pr. 8’, Budapest, C. Grill 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Dienstvorschriften f. die Gerichtsachreibereien 
im Grossherzogt. Baden. Amtliche Ausgab, (XVI, 
262 8.) gr. 8°. Karlsruhe, Ch. F. Müll«r 


Formnlarien, f. Verträge u. f. Eingaben im nicht | 
Ein Handbuch f. Advokaten ı 
Anf Grundlage des Handbuch>s v. Dr. 


streitigen Verfahren. 
u. Notare, 
Jul, Schimkowsky. (111, 622 8.) gr. 8°. Wien, Manz 


9.60; geb. 11.60 


Jastrow, Herm,, Amtager.-R,, Die Gesetze des | 


Reiches u. Preussens üb. die freiwillige Gerichts- 
ba keit, Text-Ausg. m. Einleitg., Anmerkgn. 


Patent- 


Gesetze üb. das Urheberrecht in allen eve! 


nebst den darauf bezüglichen internationalen Ver- 
träi.en u. den Bestimmungen üb. das Verlagsrecht. | 
2. Aufl. Durchgesehsn v. Prof. Ernst. Rüthlisherger., 
(418 8.) gr. 8”. Leipzig, G. Hedeler 
Liste der Patentanwälte u. Gesetz betr, die Patent- 


anwälte vom 21. V. 1000, nebst Prüfungsordng. vom | 
Amtliche Ausg. vom März 1902. (36 8.) 
—.,50 | 
Sanftenberg, Laudger.-R , Deutsches Fatentgesetz | 


25. VII. 1900. 
12°, Berlin, ©. Heymann —,30; 


vom 7, IV. 1891 nebst der Verordng., betr. das Be- 


u, 


10.-— | 
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Saenger, Dr. B., Ger.Assess., Der Verzug beim 


Kaufe nach heutigem Recht unter Vergleichung des 


alt-n Handelsrechts. (II, 40 8.) gr. ®". Berlin, 

Struppe & Winckler 1.50 
Gerichtspraxis. 

Sachregister, 3. verm. Aufl. (XXIV, 418 S.) Berlin 

J. Guttentag 3.— 


Kart, 2. 40 | Mainhard, E., Lardger.-R, Muster 36. Eine An- 


leitg. f. die Hilfsbenmten der Grundbuchätmter,. Nach 
seinen Vorträgen bearb. (V, 122 8.) er. 8". Karls- 
rube, G, Braun'sche Hofbuchdr. In Leinw. kart. 2.— 
Pannier, Karl, Gerichtsverfassungsgesetz f, das 
Deutsche Reich (Fassunz der Bekanntmachung vom 
20. V. 1098) nebst Einführungsgesetz u. Ergänzungs- 
bestimmungen, Textausg. m, kurzen Anmerkgn. ti. 
Sachregister, 2, Aufl. (110 8.) gr. 16°. Leipzig, Ph. 
Reclam jun. Geb, —.60 


und Urheberrecht. 


rufungsverfahren bei dem Reichsgericht, dem Ge- 
setz, betr, die Patentanwälte u. den Reichsgesetzen, 
betr, den Schutz v, Gebrauchsmustern, Schutz der 
Waarenbezeicnngn. u. den Ausführungsbestimmgn. 
dazu Textausg. m. kurzen Anmerkgn. u. Sachregister. 
4. Aufl. (der Berg schen Ausg.) (80 $.) gr. 16°. Leipzig, 
Ph, Reclam jun. Geb, —.60 
Schanze, Osc., Beitrige zur Lehre v. der Patent- 
fühigkeit. Eine krit. Materialiensammig. [Erweit. 
Sonderabdr. aus: „Glaser's Annalen f. Gewerbe u. 
Bauwesen‘‘,) (III, 948. ; gr. 8*. Berlin, G. Siemens. 2.— 


Strafrecht und Strafprozess. 


Abhandinugen des kriminalistischen Seminars 
an der Universität Berlin. Hrag. von Prof. Dr. Frz. 
r, Liszt. Neue Folge. I. Bd, 2. Hit. gr. ®, 
J. Guttentag. 

2, Bera, Herm., Refer., Getreidepreise u. Krimi- 
nalität in Deutschland seit 1582. (49 8. m. 1. Tab.) 
1.50. 


Handnusgnbe der österreichischen Gesetze nn, 
Verordnungen. Hft. 58b. 8", Wien, Hof- u, Staats- 
druckerei 

58 b, Str -fgesetz üb, Gefällsübertretungen u. Amts- 


unterricht f. die zur Anwendung des Strafgeretzes 


üb. Gefällsübertretungen bestimmten Behörden n. 
Ämter, ergänzt durch die wichtigsten nachträgl. | 
Änordngn. 2. Thl. (8. 639-1022) 5.— 


Gerichtliche 


Rudeek. Dr. W., Syphilis u. Gonorrhoe vor Ge- | 
Die sexuellen Krankheiten in ihrer jurist. | 


richt. 
Tragweite nach der Rechtsprechung Deutschlands, 
Österreichs u. der Schweiz. 2. 
148 8.) gr. 8°. Berlin, H. Barsdorf ET geb, 5.— 
— Medizin un. Recht. Geschlechtsleben u. -Krank- 


Berlin, 


Titel-"Auflage. (IX. | 


Janka, Dr. Karl, Das österreichische Strafrecht. 
4. Aufl, durchgesehen u. ergänzt von Priv.-Doc, Dr, 
Emilian Frhr v. Kallina. (VIII, 352 8.) gr. 8°. Wien, 
u. Prag, F. Tempsky, — Leipzig, G. Freytag. 

Geb, in Leinw. 10,— 

Katzenstein, Dr. Rich,, Die Todesstrafe in e, 
neuen Reichsstrafgesetzbuch. (34 8.) gr. 8°. Berlin, 
R. L. Prager 1.20 


‚, Verhandinngen des schweizerischen Vereins f. 


Straf- u, Gefüngniswesen u der interkantonalen 
Vereinigung der schweiz. Schutzaufsichtsvereine in 
Zürich am 14. u. 15. X. 1001. XXII. Versammig. 
2 Hfte, in I Bd.A.ı.d. T: Actes de la -ocıdte suisse 
pour la reforme penitentisire et de l’association 
intercantonale des soclötdes de patronage {155 u. 
146 8.) gr. 8”. Aarau, H. R. Sauerländer & Co. 3.%0 


Medizin. 


Vatoerschaftsklagen, in Sachen des ärztl. Berufs- 
geheimnisser un. des ÖOperationarechtes, bei stritt. 
Dispositionsfähigkelt u. 8. w. Mit den gesetz). Be- 
stimmgn. Deutschlands, Österreichs u. der Schweiz, 
sowie den Entscheidgn. der obersten Gerichtshöfe, 
2. !Titel-'Aufl. (VI. 473 8.) gr. 8°. Berlin, H. Bars- 


heiten in medizinisch - juristisch - kulturgeschichtl. | dorf 10.— ; geb. 11.50 
Redeutg. Ein Handbuch bei Ehescheidungs- und 
Kirchenrecht. 


Brünneck, Dr Wilh. v.. Prof., Beiträge zur 
Geschichte des Kirchenrechts in den deutschen 
Kolonisationslanden. I. gr. 8°. Berlin. F, Vahlen 


I. Zur Geschichte des Kirchenpatronats in Ost- u. 


Westpreussen. (IV, 46 8.) 1.20. 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 
Adickes, Dr. F., Oberbürgermstr, Herrenh.-Mitgl., | 


Kommunalabgabengesetz. Vom 14. VIL. 1803 u. Gesetz 
wegen Anfhebg. direkter en: Vom 14. VL, 
1893. Text-Ausg. m. Anmerkgn. Sachregister, 3. 
erweit. Aufl. (200 8.) gr. 16", Berlin, J. Guttentag | 
Geb. in Leinw. 1.50 

Brauchitsch, M. v., Die neuen preussischen 
Verwaltungsgesetze. Nach dem Tode des Verf, um- 


Pfannmöüller, Gust., Lic.. Die kirchliche Ge- 
‚setzgebung Justinians hauptsächlich auf Grund der 
Norellen. (VIII, 94 8.) gr. 8°. Berlin, C. A. Schwetschke 
& Sohn 3.60 


Recht der Verkehrsanstalten. 


gearb,, fortgeführt u. hrag. v. Minist, Dr. Studt u. 
wirkl. Geh. Rat Unterstaatssekr. a. D. vr. Braun- 
behrens. 6. Bd. 3. bis auf die Gegenwart fortgeführte 
Gesamtanil. 2. Bearbeitg, (XII, 1139 8.) gr. 8°, Berlin, 
©. Heymann, Geb. in Leinw. 8.— 
Dedekind, Adt., Amtsricht., Die Regentschaft f. 
den, welchen es angeht. Versuch e, Kritik der Denk- 
schrift der herzogl. Landes-Regierg. vom März d. J. 
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üb. die rechtl, Stellg. der Regentschaft de- Herzogt. 
Brauuschweig. Nebst 2 Anlagen: 1. Dem Wortlante 
der Deukschrift. 2. Der „‚Erklärg.‘‘ des Präsidenten 
des herzogl. Landgerichts. Dr. jur. 


gegen die Denkschrift. (V, 45 8.) gr. 8°. Braunschweig. | 


R. Sattler —.60 
Fischer, Dr. P.D., wirkl. Geh. Rat., Die deutsche 
Post- u. Telegraphen - Gesetzgebung. Nebst dem 
Weltpostvertrag u, dem internationalen Telegraphen- 


vertrag. Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. | 


Fortgeföhrt v. Geh. Postr, vortr, Rat Dr. M. Könie, 
5. Aufl. (425 8.) Berlin, J. Guttentag 3.— 
Gemeinde-Verwaltnng, die, der k. k. Reichs- 
haupt- u. Residensstadt Wien im J. 1399. Bericht 
des Bürgermstrs. Dr. Karl Luener. (XXI, 471 8. 

m, 8 Abbilden.) Lex. 8°. Wien, W, Braunmüller 
Geb. in Leinw. 6.— 


Goldschmidt.Dr.Jamen, Priv.-Doz. Ger.-Assess,, 


Das Verwaltungsstrafrecht, Eine Untersuchg. der 
Grenzgebiete zwischen Strafrecht u. Verwaltungs- 
recht auf rechtageschichl. u. rechtsvergleich. Grund- 


lage. (XIII, 603 8.) gr. 8°. Berlin. C. Heymann. 12,— | 


Herbatschek, Dr. Alb., Adv., Die Bau Ordnung 
f. das Herzogth. Ober- u. Nieder-Schlesien u. das 
Baugewerbegesetz, m. erläut. Aumerkgn., den ein- 
schläg. Gesetzen u. Verordngn., den Materialien des 
schles. Landtages u. den Frkenntnissen des k. k. 
Verwaltungsgerichtshofes. (X, XIL, 4288.) 8’. Mähr.- 
Ostrau, R. Papauschek 

Koilmer, Dr. &ust.. Parlament u. Verfassung in 
Österreich. 1. Bd. 1848—1869. (X1l, 403 S.) gr. 8°. 
Wien, ©. Fromme — 

Koilze, Otto, Bürgermstr. a. D., Die Polizeigesetz 
u. Verordnungen des Reg.-Bez. Stralsund. 2 Bde, 
gr.8. Berlin, A. W. Hayn’s Erben 16.—; gub, 18.— 


Geb. in Leinw. 5.50 | 
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Kreckeler, Th.. Reg.R., Die Polizei - Verord- 
nungen des Kreises Thorn. Abgeschlowen am IL 
1902. (VII, 144 8.) gr. $®. Minden, W. Köhler 3— 


A. Dedekind, | Kruse, Dr. F., Reg.-Präs., Das Standesamt Hand- 


buch f. Standerbeamte, nach den Ministerialakten 
bearb. u. hreg. 6. Autl. mr. Wohlers, das Reichspesetz 
vom 6. I. 1875. (XVI, 302 8.) 8°, Berlin, F. Vahlen. 
Geb. in Leinw. 5.— 

‚Kurs, Vier... Ueber den Artikel 54 der Reichwer- 
fassung (u, zur Frage der Anwendbarkeit dieses Ar- 
tikels auf die modernen grossen Hafen- und Schif- 
fahrtestrassen-Bauten im Deutschen Reiche). gr. 4". 
Berlin, Deutscher Verlag. 3.— 
Nieder, Abg. Landger.-Dir., Wassergesstz f. Württem- 
berg. Mit Beziehg. aller Vollzugsvorschriften u. 
unter Berücksicht. sämtl. Grsetzesmaterialien hrsg. u. 
erläutert. (XV, 744 8.) gr. 8°. Ellwangen, J. Hem, 
12.—; geb. in Halbfrz. 11.- 

Obst, J.G., Welche Pflichten u. Rechte hat der 
preussische Steuerzahler. Mit den Bestimmen, betr 
das Gemeinde- u. Polizeiwesen, das Reichsinvaliden- 
gesetz u.a, Mit Erklärgn. versehen, {111 8.) gr. ®. 
Berlin, H. Steinitz. 1.- 
Schücking,Dr. W., Prof., Der Staat u. die Agnaten. 
(V. 50 8.) ger. 8°, Jena, G. Fischer. 1.50 
Schult, ©., Refer, Mecklenburg-schwerinische u 
mecklenburg-strelitzsche Gesinde-Ordnung. Für den 
prakt. Gebrauch erläutert. (VIII, 120 8.) Rostock, 
H. Koch. Kart. 2 — 
‚Steip, Dr. H., Ortsgesetze, rtliche Polizei-, Ver- 
waltungs- u. Benutzungs-Ordnungen, Dienst- u. A 
führungs-Anweisungen, wie Satzgn. Öffentl n. ee 
meinnütz Einrichten u. Anstalten, Genossenschaften 

u. Vereine. (Umschlag: Fortgesetzt v. H. Rousseau.) 
32. Jahrg. (607 S.) 12", Berlin, P. Stankiewicz. 4.- 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Agahd, Konr.. Kinderarbeit u. Gesetz gegen die 
Ausnutzung kindlicher Arbeitskraft in Deutschland. 
Unter Berüicksicht. der Gesetzgebg. des Auslandes 


u. der Bachäftigg. der Kinder in der Landwirtschatt. | 


(XII, 206 8 ) gr. 8°, Jena, G. Fischer 2.40 
Entwarf e. Gesetzes, betr. Kinderarbeit in gewerb- 
lichen Betrieben, {24 S.) hoch 4°, Berlin, C. Hey- 
mann —,i5 
Hoffınnann, Dr., F., Geh. Reg.-R. vortr. Rat, Die 
Arbeiterversicherungsgesetze des Deutschen Reiches. 
Erläutert v. H. (XII, 1139 8.) gr. 8°, Berlin, © Hey- 
mann. 1.— 
Kopp, Dr. Phpp., Stadttierarzt Schlachth.-Insp., 
Die Schlachtvichversicherung, ihre Bedeutung, Or- 
ganisation u. Verwaltung. Zugleich e, Mahnwort 
zur Frrichtg. v. lokalen, zu e, Landesverbande zu- 
sammengefasstenSchlachtviebversicherungsver.inen, 


entgegengesetzt den Bestreben. nach Einführg. e. | 


rein staatl. Zwangsschlachtviehversicherg. auf Grund 
e. Zwangsschlachtviehversicherungsgesetze#. 


(60 8. | 
m. 3 Tab) gr. 8”. Metz, Leipzig, R. Ü. Schmidt & Co. | 
> 


Prenner, Dr. J. B., Der gewerbliche Arbeitsrer- 
trag nach deutschem Recht. Ein Leitfaden vor- 
nehmlich f. Arbeitgeber u. Arbeitnehmer. (X, 1565 } 
12°. München, C. H. Beck. Geb. in Leinw. 1 — 

Schubert, L., Magistr.-Beamt, Die Vorteile der 

| Invaliditäts- u. Altersversicherung, gemeinverstäad 
lich dargestellt. 2. Aufl. (24 $) 12”. Erfurt. Keyser. 
—.. 

Usinger, Dr., Ob.-Reg.-R. vortr. Rat, Gewerbe 
ordnung. Fortsetzung I. Die Dampfkessel, deren 
Aulegg., Betrieb u. Beaufsichtigge. nach hess Recht 
(IX, 79 8.) 8°. Mainz, J. Diemer. Geb. in Leinw. 1.0 

| Versicherungsunternehmungen, die pr- 
vaten, in den im Reichsrate vertretenen König- 
reichen u. Ländern im J. 1899. (III, 335 $.) gr. #* 
Wien, Hof- und Staatsdruckerei, 8 — 

| Woedtke,Dr.E. v., Prüs., Krankenversicherungs®- 
gesetz in der Fassung der Novelle vom 10. IV. 1982 
Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. 9. Aufl, 
(Unveränderter Abdr. der8. Aufl.) 16°. (406 S.) Berlin, 
J. Guttentag geb. 22 


Finanzwissenschaft. Volkswirtschaftslehre. 


Abhandlungen, volkswirtschaftliche, der badi- 
schen Hochschulen, hrag. v. Carl Johs. Fuchs, Karl 
Rathgen, Gerh. v, Schulze-Gäarernitz, Max Weber. 
V. Bd. 5. Hft. gr. 8°. Tübingen, J. C. B Mohr. 


5. Ellering, Dr. Bernh., Die Allmenden im Gross- 


herzogt. Baden, Eine histor,, statist, u. wirtschaftl. 
Studie. Mit 5 Tab, u. I Karte. (VIII, 97 8.) Subekr.- 
Pr. 3.— ; Einzelpr. 4.— 

— — dasselbe. VI. Bd. 1. Hft. gr. 8". Ebd. 
1. Berkholz, Leo, Die Wirkung der Handelsverträge 


auf Landwirtschaft, Weinbau u. Gewerbe in Elsuss- | 


Lothringen. Mit e. Vorbemerkg. v. Prof. Dr. €. 
J. Fuchs. Mit Tabellen. (VII, 208 8.) Subskr.- 
Pr. 5.50; Einzeipr. 7.— 


Akademie, die, f. Sozial- u. Hundsiewissenschaften 


zu Frankfurt am Main, (88 8 )gr. 8%. Jena G. Fischer | 
—,50 


Ansecuranz-Compas“, Jahrbuch f. Versiche- 
rungswesen, hrag, v. Bank-Control. @. J. Wisch- 
niowrky, 10. Jahrg. 1902. (XIII, 783 8.) gr. 8°. Wien, 
M. Perles in Komm. 


Geb. in Leinw. 20. — 


Bauer, der deutsche, u, die Getreidezölle. (206 8. 
gr. 8°. Jena, G. Fischer - 
‚Bernstein, Ed., Die heutige Einkommensbewegun 
u. die Aufgabe der Volkswirtschaft. (41 8.) gr- 8. 
Berlin, Ve:lag der socialist. Monatahefte. —⸗ 
‚Borgbt, Dr. R. vau der, Finanzwissenschaft. 
' (180 8.) Leipzig, G J. Göschen geb. in Leinw. —® 


Buchenberger,Dr. Adf., Finanzminist., Finan»- 
politik u, Staatshaushalt im Grossherzogt. Baden in 
den J. 1850-1900. Zugleich e. Beitrag zur deutschen 
Finanzpolitik, (VIII, 264 8.) gr. 8". Heidelberg, © 
Winter Geb. in Lein®. 7 — 

Chronik, volkswirtschaftliche, f. d. J. 1W1. (Aus: 
Jahrbb. f. Nationalökonomie u. Statistik‘‘.) (642 8.) 
gr. 8°. Jena, G, Fischer 14. - 

Czobel, Stef,. v., Die Entwicklung der sozialen 
Verhältnisse. (Die Genesis unserer Kultur IL) 1. Halb- 
band ($. 1—20.) gr. 8°. Leipzig, Lotus-Verlag &- 


Dietzel,Prof.Dr. Heinr., Sozialpolitik u. Handel=- 
politik. (94 S.) gr. 3°. Berlin, L. Simion 2* 
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Ehrenberg. Dr. Rich., Prof., Grosse Vermögen, landwirtschaftl. Grundbesitz so wie aus Kapital u. 


ihre Entstehung u. ihre Bedeutung. Die Fugger — | Arbeit (878.m 1Tab,) gr. 8". Jurjew, J.G. Krüger 
Rotschild — Krupp. (VII, 510 8. m. 11 Abbildgn.) 1.— 
gr. 8", Jena, G. Fischer 3.—  Schlesiuger, Dr. Heinr., Minist.-Vice-Seer., Die 


Fuchs, Geo. Fredr., Die Wohnungsnot und ihre wirtschaftl. Bedeutung des Donau- Moldan- Canales. 
Bekämpfung. (30 8.) gr. 8°. Stuttgart, Ch. Belser —.60 Im Anschlusse an das Projeet der Bau-Unternehmgn. 
Handel u. Wandel. Jahresberichte üb, den A. Lanna (Prag) u. ©, Vering (Hamburg) verf. Hrag. 
Wirtschafts- u. Arbeitsmarkt. Für Volkswirte u. vom Donau-Moklau-Elbe-Canal-Comits (88 8.) gr. 8”. 
Geschäftsmänner, Arbeitgeber u. Arbeiter - Organi- | Wien, Lehmann & Wentzel. 1.60 
sationen. Jahrg. 1901. Hrsg. v. Reichst.-Abg,. Rich, Schriften der Uentralstelle f. Vorbereitung von 
Calwer. (350 8.) gr. 8°. Berlin, Akadem, Verlag f.| Handelsverträgen. 19 Hft gr. ®®. Berlin, J. Gutten- 
soziale Wissenschaften Dr. J. Edelheim. ‚ tag. 19. Bericht üb. d 4 ordentliche Generalversamm- 
Geb. in Leinw. 10.—; in Halbfrz. 12.— lung der Centralstelle f. Vorbereitung v Handels- 
Handelsberichte üb. das In-u,. Ausland. Sonder- verträgen zu Berlin am 22. 11. 1902, (148 Ss) 3.— 
abdrücke ans dem im Reichsamt des Innern hrag. Schriften der Gesellschaft für soziale Reform. 
deutschen Handelsarchiv. II. Serie. Asien. Nr. 25. Heransg v. dem Vorstande, 5. Hft. gr. 8°, Jena, 


er 8°, Berlin, E. S. Mittler & Sohn, G. Fischer. 
25. Britisch-Ostindien. (38 8.) —50. | 5 Tüönnies, F., Vereins- u, Versammlungsrecht 
Harz, H.C.V., Wohnungsfrage u. soziale Frage! wider die Kualitions-Freiheit. Referat. 598) — 40 
(32 8.) gr. 8°. Altona, Gebr. Harz. — 59 Schuhmacher, Prof. Dr. H., Handelshochsch .- 


Studiendir., Zur Frage der Pensionsversicherung der 
Jubresbericht der Handelakammer zu Hambnrg 
üb. d. I. 1901. Nebst Beilage: Hamburg's Handel  ZriYatbeamten. Vortrag. (30 $. mit 1 Bildnis.) gr. 80. 


‚ Brübl—Köln, König & Co. — 50 

- —— Fe neun u 2 Sehutz den Heimarbeitern! Eine Denkschrift des 
* > —— — — R “9. | Verbandes der Schneider, Schneiderinnen u. verw. 
Berufsgenossen an Bundesrat u. Reichstag. Mit e. 

—— — ag F er Mer Anh: Sozialstatistik des deutschen Schneiderge- 
gart, J. H. W. Dietz Nachf. 6.50 | werbes, (306 8.) gr. 8°. Berlin, Buchh. Vorwärts 1,50 


Lnndgraf, Dr. Jos,, vorm. Handelsk. -Synd., Seelig, Jos., ‚„Existenzmaximum‘'. Ein stener- 
Mannheim am Scheidewege ? Gedankenspälme üb polit Vorschlag zu wirkl. Lösg. der socinlen Frage 


«die volkswirtschaftl. Entwicklg. v. Mannheim unter (38 8.) 8°. Salzburg, Mayr. —.60 
Grossherzog Friedrich v. Baden 1852—1902. (57 8.) Seelmaun, H., stellv. Magistr.-Komm., Die be- 
gr. 8”. Mannheim, J. Bensheimer’s Verlag 1.30 schränkt Erwerbfähigen und die Arbeitslosigkeit 


Liebiel, Coust., Das Arbeitsheer. Ein Zukunfte- | \weikorter Abdmıce Ban A et 
bild der "staatl. Beseitigg. der Arbeitslosigkeit. * Versorg. (48 8.) gr. 8° Berlin "Verlag der Arbeiter- 
80 8.) 8°. Berlin, Wiegandt & Grieben Versong. A Troschel ⸗ 0 

Mnatz, Rich., Reg-R., Das ——— Seidel, R., Der Achtstundentag vom Standpunkte 
steuorgesetz. Systematisch dargestellt nach der der Sozialökonomie, der Hygiene, der Moral u, der 
Rechtsprechg. des Oberverwaltungsgerichts. (VIII, Demokratie, (16 $.) 8°. Leipzig, R. Lipinski —.10 
184 8,) gr. 8”. Berlin, C. Heymann 3. ⸗ * 

Moritz, Dr. Euw.. Riseniudustrie, Zolltarif und -.. —— — ———— ae 
Aussenhandel. Ein prakt. Beitrag zur Wirtschafts- =.®*. Ba Hi J H 9. it * hf — —* 
politik nach Informationen aus Industrie- u. Export- BF), „‚erlin, J. Harewitz Nacut, 

ri en 12, Bücher, Prof. Dr. K., Die Allmende in ihrer 
kreisen. (IV, 748.) gr. 8°. Berlin, F. Siemenroth, 1.50 7 . 


wirtschaftlichen u. sozinlen Bedeutung. Referat. 
Mücke, J., Wirkl. Geh. Ob.-Finanzr,, Die Gesetze, (22 8.) —,50 
betr. das preussische Staatsschuldbuch u. das Reichs- | Stresemann, Dr. Gast., Die Entwickelunz des 
schuldbuch, nebst den dazu gehör. Ausführungs- Berliner Flaschenbiergeschäfts. Eine wirtschaft, 
bestimmen. erläutert. (2068.) gr. 16‘, Berlin, J. Gutten- Studie. (VII, 938.) gr. 8°, Berlin, R. F. Funcke 2.— 
tag. Geb. in Leinw. 2.— | Vaillant, Th.. Amtager.-R., Das Erbschaftssteuer- 
Naumann, Fr. Nendeutsche Wirtschaftspolitik, gesetz f. Elsass-Lotliringen. In der Fassg. vom 17. 
(113 8.) gr. 8°, Berlin- ‚Schöneberg, Buchverlag der VI. 1900. Zum Gebrauch der Steuerpflichtigen be- 
„Hilfe‘. 1.—; geb. 150 | arb. (Juristische Hausbibliothek.} (28 8.) Ne, Metz, 
Nitschke, Dr. K,, Einkommen u. Vermögen in BR. Lupus, —,50 
Preussen u.ihre Entwicklung seit Einführung der Walker, Dr. Karl, Priv.-Doz., Geschichte d. Na- 
neuen Steuern m. Nutzanwendung auf die Theorie tionalöksnomie u. des Sozialismus. 5., völlig um- 
der Einkommensentwicklung. (IV, 124 8.) gr. 8°.  gearb, Aufl, (VII, 124 8.) gr. 8°, Leipzig, — 
Jena, G. Fischer. 250 Berger 
Philippi, @ee.. Gutsbes., Dentschland, wohin | Wexweiwer durch die Wohlfahrtseinrichtungen *— 
ateuurst du? Die Einwirkgn. der agrar. Fordergn Stadt Köln f. Katlıoliken. Hrag. v, der sozialen 
auf unsern Staat. (16 8.) gr. 5°. Leipzig, R C.| Konferenz v. Geistlichen der Stadt Köln. (32 8.) 8°, 
Schmidt & Co. —,80° Köln, J. P. Bachem. —.30 
Rosenstand-Wöldike, P., Landeskultur-Insp., | Zetkin, C., Geistiges Proletariat, Frauenfrage u. 
: Einkommen-Versicherung statt Verpfändung. Ein Sozialiamus, Nach e. Vortrage, (32 8.) 8% Berlın, 





Weg zur Erreichung des höchstmögl,. Ertrages aus Buchh. Vorwärts — ..0 
Statistik. 

Arbeitszeit. Verlängerungen (Überstunden) III. Bewegung der Bevölkerung der im Reichsrate 
im J. 1900 in fabrikmässigen Betrieben. Hrsg. vom vertretenen Königreiche u. Länder im J. 1898, 
k. K. arbeitestatist. Amt im Handels - Ministerium. (II, LXXUT, 263 8.) 10,— 

(41 8.) gr. 8*%. Wien, Hof- u, Staatsdruckerei —.50 | Statistik, schweizerische. Hrag. vom statist, Bureau 


Publikationen des statistischen Bureaus der | des eidg. Departements des Innern. 133. Lfg. gr. 4v. 
Haupt- u. Resideuzstadt Budapest (Übersetzung aus | Bern, A. Francke 
dem Ung.). XXIX, 2. Hft. Lex. 8%, Berlin, Putt- 133. Bewegung, die, der Bevölkerung in der 
kammer & Mühlbrecht, Schweiz im J. 1900, (32 8.) 8.— ; französ, Auag. 3.— 
XXIX. Aöröry, Dir. Dr. Jos. v., Die finanziellen , Statistik der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen 
Ergebnisse der Aktienzesellschaften während des Deutschlands, nach den Angaben der Eisenbahn- 
letzten Vierteljahrhunderts (1874—18098). 2. Hft, | Verwaltungen bearb. im Reichs - Eisenbahn - Amt. 
(XU, 8. 9%? —241 u. 111 S. m. 2 graph. Taf.) 3.50 XXI. Bd. Rechnungsj. 1900. Fol. Berlin, E. 8. Mittler 
Stntistik, österreichische. Hrag. v. der k. k statist., & Solım in Konım. 10.— 
Central-Kommission. 55 Bd. 3. Hft. Imp. 4*. Wien, 
©. Gerold’s Sohn. 
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Politik. 


Herre, Dr. Paul, Deutschland u. die politischen 
Allianzen derGegenwart. Eine historisch-polit. Studie. 
(32 8) gr. 8’. Leipzig, Dieterich —,60 

Kirchhoff, Prof. Dr. Alfr., Was ist national ? 
Vortrag. Zum Druck gebracht v, Alfr, Funke. (44 8.) 


Schleebtendahbl, G. A., Ist das Centmm «im 
Gefahr f. das Deutsche Reich ” Vortrag (16 8.) gr.” 
München, J, F. Lehmann’s Verl. -.& 

Sehuchardt, ©. Die deutsche Politik der Zu 
kunft. 3 Bde. (VIII, 384 8.) Celle, Schulbuchh. 3.— 


gr. 8°. Halle, Gebauer- Schwetschke — 80 Stend, W. T. Die Amerikanisierung der Welt 

Potihof, Dr. Heinz, Leutn. d. R., Handelspolitik (VI, 182 8.) 4*. Berlin, Vita I 

u. Wehrkraft. (V, 518. (gr. 8°. Berlin, F. Siemenroth Zeuker, E. V. Reform des Parlameutarismus 
1.20 (93 S) 8”. Wien, Administration ‚„‚Die Wage" 1.— 
Varia. 

Aus dem literarischen Nachlass v. Karl Marx, Fried- Maj., Alt-Englands Ansprüche, geschichtl., stasts 
rich Engels und Ferdinand Lassalle. Hreg von rechtl., volketüml., völk. Abhandlgn. (IV, 4! 8 
Frz. Mehring, 11 gr. 8°. Stuttgart, J. H W, Dietz 8°, Wiesbaden, Nass Central- Buchh — * 
Nachf. Reubeild,Dr. Wilh.. Prof., Geschichtliche Notizen 

11. Mars, Karl, u. Fridr. Enoela, Gesammelte üb Gerichts- n. Gefängniss-Lokale zu Würzbure 
Schriften. 1841 bis 1850 2. Bd. Von Juli 1844 [Aus: „Archiv d. histor. Vereins‘) 8 169-%5) 


bis Novbr. 1847 (VOII, 482 8.) 6.— ; geb 8,50 
Dnden, Dr. Konr., Gynin.-Dir., Orthographisches 
Würterverzeichnis der deutschen Sprache Nach den 


f. Deutschland, Oesterreich u. die Schweiz gült. 
amtl Regeln. (124 S) Leipzig, Bibliogr. Institut 
geb in Leinw - .50 


Handbuch f.den königl. bayer Reg.-Bez. der Pfalz. 
Fine Zusammenstellg. der Beamten u. Angestellten 
im Staats-, Kirchen- u Gemeindedienste, des ärztl. 
Porsonals, des Gesamtoffzierskorps u der Militär- 
beamten, der Eisenbahnbeamten u. Bediensteten, 
der Unterstützungs wu. Wohlthätigkeits-Anstalten, 
der Vereine etc, ete., nebst e satatist. Anh.: Die 
Gemeinden der Pfalz m Annexen, ihrer Soelenzahl 
n polit Einteilg. nach den Ergebnissen der Volks. 
zäble. vom 1, XII 1900. Hrag. v. Rechnungskomm. 
Jul Kranz. (VIl!, 343 u.68) gr 8’. Speyer, Jäger 

kart .4.— 

Handbuch üb. den königl. preussischeu Hof u. 
Staat f.d. Jahr 102. (Schluss der Red 15. XII 1001.) 
(XXXIH, 9118.) gr. 8°. Berlin, R v Decker in Komm. 

kart, 16,— 

Hof- u. Stinats-Handbuch f. das Herzogth. 
Anhalt 1002 Hrag. v. Geh Kanzleir. Trenkel. (XXIV 
662 8.)gr 8”. Dessau, Dünnhaupt geb, in Leinw, 7.50 

Kntslog der Bibliothek des königl Ministeriums 
der öffentlichen Arbeiten. 2. Nachtreg. (1899 —11W01ı. 
Mit e den Hauptkatalog u. beide Nachträge umfass 
alphabet. Inhalts-Verzeichnis. XII u 8. 8303-1082 | 
gr. 8°. Berlin, J. Springer kart. 4 — 

Pfister-Schwailsghnsen, Herm. v., Doz vorm. 


gr. 5%. Würzburg, Stahel’s Verl. 1% 
Seraphim, Dr., Ernst., Im neuen Jahrhundert 
Baltische Rückblicke n Ausblicke. (63 5 ı $*. Riss, 
Jonck & Puliewaky 1% 
Sinats-Handbuch der freien Hansestadt Bremen 
aufd. J.1902 «VIN, 2978) gr 8’. Bremen, C. Schine- 
mann 350; geb. 4— 
Stantshandbuch,. hamburgisches, f. 1902. Amt- 
liche Ausg. (III, 405 8.) 4*. Hamburg, L. Gräfe 
kart, 49 
Kommunal-Handbueh 
der Einzel»taaten (zugleich statist 
Jahrbuch). Hrag. v. Jos Kürschner 1902. 17 Ausg 
Mit Porträts, Flageen-, Wappen- u. Ordenstäfeln. 
(11 8.u.12548p.) 8° Leipzig, G. J. Güschen kart. 6 9% 
Verzeichnis der Advocaten u k. k. Notare in den 
im Bsichsrathe vertretenen Künigreichen u Läudern 
der österreichisch-ungarischen Monarchie 102. Hrsg 


Stants«-, Hof- u. 
des Reichs n. 


vom k.k. Justizministerium XIX Jahrg. (184 5 
gr. 8°, Wien, Hof- u. Staatsdruckerei 20 
Verzeichnis der kaiserl deutschen Konsulat» 


Febr. 1902, Auswärtiges Amt des Deutschen Reich-» 
(63 8.) gr. 4°. Berlin, E. S. Mittler & Sohn 15 
— der Konsuln im Deutschen Reich. Febr. 1902. (98 
4°. Ebd. — * 
Vorlesungs-Verzeichnisse der Universitäten 
technischen u. Fach-Hochschulen von Deutschland 
Deutsch-Oesterreich u. der Schweiz. XX. Aust» 
Sommer-Sem. 1902 Im amtl. Auftrage hrag. v. der 
Red. der „Hochschul-Nachrichten‘. (26 8.) gr. # 
München, Academ. Verlag München _ id 










Die 2. Auflage von: 





Mate aufzumeiten. 


3. Schweiter Verlag Arthur Seltier) Münden 


Dr. heinr. Frankenburger's 
handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich 


wird bis Mitte Juni vollſtändig vorliegen. 


= Die vorzüge, welche der 1. Auflage eine fo raſche Einbürgerung 
in der Praris verichafften, hat die Meubearbeitung in noch weit höherem 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur Seiier) München 


aftpflichtrecht und Reichs- 
bersicherungs-Gesetzgebung 


2. völlig umgearbeitete Auflage. 














Herausgegeben von 


Dr. jur. Ludwig Lass, und Dr. jur. Rudolf Maier, 


Kais. Reg.-Rat a. R.-V.-A. und Professor Rechtsanwalt in München u, 
a. d, Univ. Berlin. Syndik, mehrerer Versich.-Gesellsch, 


gr. 8°. /XX, 303 8.). Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20, 


Allgemeine Zeitung: 

» +... Sowohl für den Juristen als für den Laien ist das Werk von hohem Wert, da 
es über alles in dieses weite Gebiet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt. Die beiden 
Verfasser arbeiten bereits jahrelang praktisch im Versicherungswesen und waren umsomehr 
berufen, sich an die schwisrige Aufgabe zu wagen; sie haben dieselbe vorzüglich gelöst. 


| 3. Schweiger Sortiment qaurthur senier, München } 
oe .. 





Karlsplag 29, nächſt dem Juftizpalaft. en, 


Buchhandlung = Antiquariat * Leihinftitut 


für 


Rechts: und Staatswillenichaften. 
a \ 


| >> Kataloge * Bedingungen = koſtenlos. — 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 














Sovrben wurde ausgegeben : 


Bat und Gewerbe-Unfall- „Versicherungsgesetz 


bearbeitet von F\, x. Oefe le, k. Regierungs-Rat in Landshut 
— Lieferung 12. gr. 5°, (10 Bogen.) Preis Mk. 3.60. — 


Preis des ganzen gegen 25 Bogen umfassend-n Werken ca, Mk, 8. 
Da das Manuskript vollständig vorliegt, ist eine schnelle Folge der: 3. (Schluss- -}Lie — 
gesichert, 
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Verlag von Duncker & Humblot, Leipzig. 


Soeben erschienen: 


Sigmund Adler (Wien): Zur Rechtsgeschichte des adeligen Grund- 
besitzes in Österreich. 19.2. Preis 4 Mk. 40 Pf. 


Hjalmar Schacht (Berlin): Inhalt und Kritik des Zolltarifentwurfs vom 
Standpunkte der deutschen Industrie. S.-A. aus Schmollers 
Jahrbuch XXVI. 2. 1902. Preis 1 Mk. 









Ende Mai wird ausgegeben: 


Philipp Lotmar (Bern): Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des 
Deutschen Reiches. In 2 Bänden. Erster Band. 53 Bogen. 
Royal-8°. Preis 18 Mk.; gebunden 21 Mk. 


Karl Grünberg (Wien): Die handelspolitischen Beziehungen Österreich- 
Ungarns zu den Ländern an der unteren Donau. 20'/» Bogen. 
gr. 8°. Preis 6 Mk. 60 Pi. 






J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


die gemeinrechtliche Entwickelung 


des 


internationalen Brivat- und trafrechl 


bis Bartolus 


Erſtes Stück: Die Geltung der Stammesxrechte in Italien 


Don 


Dr. Karl Neumeyer 
Privatdozent an der Univerfität Münden 


— gr. 8. (VII 313 ©.) Brofchiert M. 8.—, — 
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€. 5. Bed’iche Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 


Soeben lit erfcbienen: 


Arbeiterverfiherungsaefeßke, 
Tertausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und den michtigiten 
Ausführungsvorſchriſten 


von 


Dr. Robert piloty, 


ord. Profeffor der Rechte in Würzburg. 
Zweite vollftändig neu bearbeitete Auflage. 


Bd. TI: — — vom 13. Iuli 1899. Textausgabe mit Einleitung, 
Anmerkungen und den wichtigſten Ausführungsvoricriften von Dr. Robert Piloty, ord. Pro: 
fejlor der Rechte in Würzburg. 33'/. Bog. El. 8°. Roter Yeinwandband 3 ME, 50 Bf. 


Bd. II: Unfallverfiherungsgefege vom 30. Juni 1900 (mit Ausſchluß des Sceeunfall- 
verfiherungsgeieges) erläutert von Pr. Mobert Piloty, ord. Profeifor in Würzburg. 42 Bug. 
ft. 8°, Roter Zeinwandband 4 ME. W Bf. 

Der Piloty’ihen Gejamtausgabe der Arbeiterverfiherungsgejeße 
bat ſchon bei ihrem erjten Ericheinen Prof. Dr. Laband in Straßburg das Zeugnis aus- 
geftellt, fie jei „unter den fast zahllojen Schriften, welde dieje Behre be= 
handeln, bejondershervorzuheben“, und Geheimrat von Seydel nannte fie 
in den „Blättern für adm. Praris* „eine ganz vortreffliche Reiftung von jener 
Klarheit, Knappheit, Überſichtlichkeit, die nur demjenigen gelingt, der 
jeinen Stoff völlig beherrſcht.“ Auch der auf Grund der neuen Geſetze erichienenen 
Neubearbeitung zollen die bis jeßt vorliegenden Kritifen einftimmig ähnliches Lob. 

(Als Bd. III joll die Neubearbeitung des Krankenverſicherungsgeſetzes ericheinen, 
jobald die in Ausficht jtehende Mevifion des Gejehes erfolgt tjt.) 





i Verlag von Gustav Fischer in Jena, 








Soeben erschien: 


das Heft 4/5 (April-Mai) des: 


Bulletin 
Internationalen Arheitsamtes 


Inhalt: 


Fortschritte der Arbeiterschutzgesetzgebung im ersten Quartale des Jahres 
1902. Schiedsgerichte in Lohnstreitigkeiten. Arbeitsämter und Enqueten. 
Il. Arbeiterschutzgesetze und Verordnungen. 1. Deutsches Reich. 
2. Oesterreich. 3. Spanien. 4. Vereinigte Staaten. 5. Frankreich. Französische 
Kolonien. 6. Grossbritannien. Britische Kolonien. 7. Schweiz. II. Parlamen- 
tarische Arbeiten auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes. III. Beschlüsse 
nationaler und internationaler Kongresse, welche den Arbeiter- 
schutz betreffen. IV. Bibliographie (Zeitschriftenschau I.). 


Monatlich erscheint ein Heft. 
Abonnementspreis der deutschen Ausgabe: M. 7.50 jährlich. 
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3. Schweißer Derlag (Arthur Sellier) Münden. 














Soeben erſchienen: 


Jojef Neumiller, 


Rat am fgl. Landgerihte Münden I. 


Civilprogeßordunng 


für das Deutſche Reich. 


In der Faflung des R.-G. vom 17. V. 1898 nad ber Belanntmahung vom 
20. V. 1898. Handausgabe mit Erläuterungen unter bejonderer Berückſichtigung 
der Bayeriſchen Gejeßgebung und Rechtöpflege nebſt einem Anhange, enthaltend das 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz, die Koſtengeſetze und jonjtige wichtige Nebengeſetze. 

1/2. Liefg. 10 Bogen. Ler.»8°. 3 Mi. 60 Pie. 

— Die jchnelle Folge der mweiteren Lieferungen ift gefihert. — 
Der Preis für das ganze etwa 40 Drudbogen umfaſſende Wert 
wird ca. 15 Mark betragen. 

























Befter Behelf 
Meikel, Georg, 


fgl. Amtsrichter in Münden. 


Das Vürgerliche Geſetzbuch 
für das Deutſche Reich nebſt Ein— 
führungsgeſetz 
mit Wiedergabe der ver— 
wieſenen Paragraphen und 
ausführlichem Sachregiſter. 
Auf gutem Druck-Papier im gr. 8"- 
Format in Banzleinen geb. M.3.60, 

Die für die Praris außerordent- 
lich wertvolle 


Ausgabe auf Schreibpapier 


mit breiten Nändern erfreut ſich all: 
gemeiner Beliebtheit. format des 
Reichsgeſetzblattes. Geb. Mi. 6.—. 


Gerade jest, wo die erſten Medhts 
fpredungen der vberiten Gerichteböfe auf 
rund des B.G.9, vorliegen, fit für jeden 
praftiihen Juriſten die Yeit zum bands 
ſchriftlichen Ein- und Nadtragen gelommen, 
Nach dem Urteil zablreiher maßgebender 
Fachleute ift Die Meifel’iche Bearbeitung 
die bequemite Ausgabe zum Nachtragen der 


Aubifatur ze, und als \vlcde welt verbreitet. 


JROCKHAUS 
[PXIKON 


NEUE REVIDIERTE 


UBILÄUMS- AUSGABE 


SECHSTER BAND 
ERSCHIEN 
SOEBEN M. 22. 


München. 


in der Praxis! Ed 
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Derlag von Franz Dahlen in Berlin W, 8. 


Eichhorn. — Dad Zeftament. Hand: und Muſterbuch für letztwillige Verfügungen nad, 
dem B. G.B. mit Hinweis auf die bisherigen Sonderrechte Deutichlands bearb. vun G. Eihborn 
Kammergerichtsrath. Bierte Auflage. 1900, Geh. M. 5,—. Geb. Mi. 5,50, 


Goldmann:Lilienthal. — Das Bürgerliche Geſetzbuch initemartiih dargeſtellt 
von E Goldmann und 2. Lilienthal, Rechtsanwälten in Berlin. Zweite Auflage. 
Eriter Band. 1. und 2. Abtbellung. 1001. Geh. Di. 8,90, 


Mittelftein. — Die Miethe nad) Dem Rechte Des dentichen Reiches von 


Dr. jur, Mar Mittelitein, Oberlandesgerihtsratb. 1900. Seh. DM. 6,—. Geh. M. 7,—. 
yet. — Das Berwandtichaftäredht des Bürgerlichen Geſetzbuchs für 


Das Dentiche Reich. Von Dr. jur. Otto Oper, Gerichtsaſſeſſor. 1899. 
Sch. M. 7,—. Geb. M. 8,—. 


Philler. — Das Bormundichaftörecht des deutſchen Bürgerlichen Geiet: 


buch nebit den verwandten Nechtsitoffen. Mit einem Kommentar unter Berücjichtiaung der 
Preußlſchen Ausfübrungsgeießgebung berausgegeben von ©. Philler, Yandgerichts-Präfident a. D. 
1900. Dritte Auflage des preußlſchrechtlichen Werkes. Seh. M. 8,—. Gb. M. T—. 


Reimer. — Wegweiſer durch die Enticheidungen Des Neichögerichts in 
Civilſachen Band 141. Für die Praris des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufanmengeitellt 
von Dr. Reimer, Rebdtsanwalt am Stammergericht. 1899. Geh. M. 1,50. 


Schultheis. — Der deutſche Vormundichaftsrichter. Cine ſyſtematiſche Dar- 
ſtellung feines gefammten Wirkungskreiſes nach dem Rechte des B. G. B. und deſſen Nebengeſetzen 
von Dr. Rudolf Shultbeis, Amtérichter. 1900. Geh. M. 6,—. Geb. M. T,— 


Soergel, Rechtiprechung 


Die gesamte Rritik erschienene Werk 
bezeichnet das soeben in s. Auflage einstimmig als 


ded Anentbehrlich für jeden Juristen. ' Geyunaen mo— 


—e nen. 
Durch alle Buchhandlungen zu bezſéhen. wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 





1900 
1901 












_ Verlag von €. L. Hirschfeld in Leipzig. 





LEHRBUCH 


der 


NATIONALÖKONOMIE. 


Von 


Dr. jur. Friedrich Kleinwächter, 


k. k. österr, Hofrat und Professor der Staatswissenschaften an der Franz-Josefs-Universität Czernowitz, 





— Preis 4 8.40, in elegantem Halbfranzeinband .# 10.—. == 
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J. 


Schweitzer Verlag (Arınur seiier, München 








K. Maenner, 
kgl. Oberlandeagerichtarath in Zweibrücken. 


Das Recht der Grundstücke 


nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche und der 

Grundbuchordnung für das Deutsche Reich. 
gr. 8°. (VII, 408 8) 189. 

Broschiert Mk. 9.—, in Halbfranz gebd. Mk. 11.—. 


„Maenner's Recht der Grundstücke entstammt zum Theil 
aus Vorträgen, die der Verfasser ala Grundbuchaufsichtsbeamter 
zu halten hatte. Allein es ist eine vollständige ayste- 
matische Bearbeitung des ganzen Sachenrechtes des 
Bürgerlichen Gesetzbuches geworden, die vor Allem 
bestimmt ist, den Bedürfnissen der Praxis zu dienen. Es enthält 
also mehr, als der Titel sagt, und gibt, was so manchem Buche 
fehlt, das jetzt über das neue Recht entsteht und bald wieder 
vergeht, dem, der es beim praktischen Gebrauche oder beim 
Studium benützt, etwas Eigenes: die völlige Verarbeitung des 
Rechtastoffes durch den erfahrenen Praktiker. Wir könnten 
dieser einheitlichen Darstellung des Sachenrechtes, 
des Rechtes der@Grundbuchordnung und der Reichs- 
subhastsationsordnung nichts Besseres an die Seite 
stellan.‘“ 


(Landger.-Rath M. in d. Augsburger Abendzeitung.) 





Karl Meyer, 


k. Landgerichtarath in Landahut. 


Die Konkursordnung 
für das Deutsche Reich 


nebst 


den zugehörigen Einführungsgesetzen 
und das Reichngesetz, 
betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners ausserhalb des Konkursverfahrens 


——— In der Fassung der Bekanntmachung rom 20. Mal 1898. ——— 
Handausgabe 


mit Erläuterungen, ausführlichem Sachregister und 
einem Anhang, enthaltend die konkursrechtlichen Be- 
stimmungen des erregen Im und des Ge- 
setzes, betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
eine vergleichende Zusammenstellung der Paragraphen- 
folgederalten und neuen Konkursordnung und Formulare. 
5°. (VIII, 4598.). 1899. In Ganzleinen gebunden Mk. 6.—. 
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Sichtbare Schrift. Auswechselbarer 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 


Ro vetcıe | 
Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager Ei- 
sen-Ind. Ges, 120 Maschinen etc. 
F.Schrey. Berlins.wıws, 
Wien]. 








N Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 


von 
Struppe & Winckler 
Berlin, Dorotheenstr. 82 
n ac R7 bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 
teile. Prospekt bitten zu verlangen, 


auch den unserer den grössten An- 
forderungen genügenden 


Juristischen Mietbücherei. 


Ich offeriere und liefere franco, 


solange der Vorrat reicht: 


Bemerkungen z. d. Entwurfe 


eines Bürgerlichen Gesetz- 


buches f. d. Deutsche Reich 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die gesammten Materialien 


Preis M. 4.—, gebunden M. 5.— zu den 
das Bürgerliche Gesetzbuch und 


- : seine Nebengesetze betr. bayerischen 
München l. Schweitzer Sortiment Gesetzen und Verordnungen 
Karlsplatz 29. (Arthur Sellier) nebst den 
Buchhandig. 1. Rechtswissenschaft. einschlägigen Ministerialerlassen 


herausgegeben von 
Dr. Heinr, Becher, 
kgl. Landgerichtsrath in München. 
In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62.—. 


München. 8°, (358 $.) 1892 





Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 





Anleitung zur strafrechtlichen Praxis. 


Ein Beitrag zur Ausbildung unserer jungen Juristen 
und ein Ratgeber für jüngere Praktiker 








von 


Dr. jur. Hermann Lucas, | 


Wirki. Geh. Oberjustizrat und Ministerialdirektor im Preuss. Justizministerium. 





Soeben erschienen! 423 S. gross 8°, M. 8,—, geb. M. 9,—. 


Das Werk dient zur Förderung des Verständnisses und zur praktischen 
Einübung des Strafprozesses für Referendare, Rechtspraktikanten, 
Accessisten, Assessoren und ältere Studierende, wird aber auch älteren 
Praktikern ein wertvoller Ratgeber sein und daher von Richtern, Staats- 
und Rechtsanwälten als kurzgefasstes Lehrbuch willkommen geheissen 
werden. 





3. Guttentag, Berlagsbuchhandlung, G.m. b. 9. in Berlin W.35. 











Bollitändig liegt vor: 


Bürgerliches Geſehbuch 


nebſt Einführungsgeſetz 
erläutert von 


Dr. ©. Blank, 


Wirklicher Geheimer Rath, ord. Honorarprofeflor zu Göttingen, 
in Berbindung mit 
Dr. 4. Achilles, Reichsgerichtsrath a.D.+, Dr. F. Andre, o. Profefior, M. Greif, 
Geheimer Juſtizrath, F. Nitgen, Amtsrichter, O. Streder, Amtsricter, 
Dr. St. Unzuer, Regierungsrath. 
Erfie und meite Auflage. 

ter. 9, T Bände inclufive Menifterband. 
Preis broihirt 82 Marl, gebunden in 6 Halbfranzbänden 94 Marl. —— 
(Bei den gebunderen Eremplaren ift der Negiiterband mit dem Band VI vereinigt.) 








— Inhalt: — 
Band I Allgemeiner Theil. Preis 6 M. SO Pf geb. EM. Vf. 
Band II, BRedjt der Schuldverhältniſſe. Preis 14 M,, geb. 16 M. 
Band IH, Sachenrecht. Preis 17 M. 50 Pf., geb. 19 M. dö Bf. 
Band IV, Samilienrechtt. Preis 15 M., geb. i7 M. 
Band V, Erbredit. Preis 16 M. 50 Pr., geb. 18 M. 50 Pf. 
Band VI, Einführungsgefeb. reis 9 M., geb. 11 M. . 
Band VII, Sadregifter, bearbeitet vom Oberamtsrichter 9. Jagomw. Preis 3 M. 20 Pf., geb. 1M. OH. 


BEP” Besonderer Beachtung empfehlen wir den beiliegenden Prospekt der Verlags 
bnchhandlung Emil Roth in Giessen betr. die Gareis’schen Gesetzesausgaben. 





— 


Eigentum und Verlag von F Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 








Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der Herren Professoren Dr, Ernst Jaeger 
in Würzburg, Dr, Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 





Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 


XV. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 12 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516a). Nr. 7 


Jahrgang 





Bürgerliches Recht. 


1. Freund, Dr. Rud., Der Eingriff in fremde 
Rechte als Grund des Bereicherungs- 
anspruchs. gr. 8. (68 8.). Breslau (M. & 
H. Marcus) 2: 


Die Abhandlung bildet das 7. Heft der 
von Professor Dr. Leonhard in Breslau heraus- 
gegebenen „Studien zur Erläuterung des 
bürgerl. Rechts“. Sie befasst sich nach einem 
Rückblick auf das gemeine und preussische 
Recht mit dem wichtigen Bereicherungs- 
anspruch des $ 816 B.-G.-B., besonders mit 
den Voraussetzungen und dem Gegenstande 
dieser Kondiktion. Der Verfasser gelangt zu 
dem Ergebnisse, dass der $ 816 über den Be- 
reich des Schutzes gutgläubiger Dritterwerber 
hinausgehe nnd einen den $ 687 ergänzenden 
Bereicherungsanspruch bei der „unechten Ge- 
schäftsführung‘‘ gewähre, wenn eine Ver- 
fügung über fremdes Vermögen durch Ge- 
nehmigung dingliche Wirksamkeit erlange. 


Gesetzh. 
u. 2. Aufl. 


2. Planck, Dr. G. Das Bürgerl 
nehst Einführungsgesetz. 1. 


Lig. 21/23. gr. 8°. Berlin (J. Guttentag) 
i 15.20 

Mit diesen Lieferungen hat das erste 
grosse Kommentarwerk des B.-G.-B. seinen 
Abschluss gefunden. Das Sachenrecht ist 
nach dem Tode des Reichgerichtsrates Achilles, 
vom Herausgeber, von Reg.-Rat Ünzner, 
Amtsrichter Strecker und Geh. Justizrat @reif 
vollendet worden. Vom Erbrecht hat der 
Herausgeber den Erbschaftskanf, alles übrige 
Amtsrichter Rifgen bearbeitet. Zu den sechs 
Bänden des Werkes hat Oberamtsrichter 
Jatzow ein ausführliches Wort- und Sach- 
register verfasst. 

Die Vollendung des Planck’schen Kommen- 
tars ist für unseren Juristenstand ein literar- 
isches Ereignis ersten Ranges. Unter dem 
Gesamteindrucke des Werkes muss jede klein- 
liche Nörgelei verstummen: eine Meister- 
schöpfung deutscher Wissenschaft und deut- 
schen Fleisses! Möge es dem hochverdienten 
Leiter des Werkes vergünnt sein, in un- 
geschwächter Geisteskraft die Vollendung 
weiterer Auflagen zu erleben. 


Internationales Recht. 


1. Meili, Dr. F., Prof., Das internationale 
Civil- und Handelsrecht auf Grund der 
Theorie, Gesetzgebung und Praxis. II. Bd. 
gr. 8°. (XIX. 405 S.). Zürich (Art. Institut 
Orell Füssli) 10.— 
Das in der vorigen Nummer angezeigte 

Werk des bekannten Züricher Rechtslehrers 


liegt mit diesem Bande vollendet vor. Vom 
Civilrecht enthält der zweite Band noch das 
ÖObligationen- und Erbrecht. Daran reiht 
sich eine sehr wertvolle und eingehende Dar- 
stellung des internationalen Handels-‚Wechsel- 
und Seerechts. 
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Rechtsgeschichte. 


1. Salkowski, Dr. Carl, Prof., Institutionen. 
Grundzüge des Systems u. d. Geschichte 
d. röm. Privatrechts. Für den akadem. 
Gebrauch. 8. Aufl. gr. 8. (XX, 618 3.) 
Leipzig (Bernh. Tauchnitz) 9. ⸗ 


Die achte Auflage dieses trefflichen und 
beliebten Institutionenwerkes zu vollenden, 
war dem verdienten Verfasser leider nicht 
mehr vergönnt. Nach seinem Tode hat der 
Verlag, unterstützt von einem Fachmann 
ersten Ranges, Professor 0. Lenel in Strass- 


burg, die notwendig gewordene Neuauflage 


besorgt. Wesentliche Anderungen waren nicht 
veranlasst. 


2. Stölzel, Dr. Adolf, Präsident der Justiz- 
prüfungskommission, Die Entwickelung 
der gelehrten Rechtsprechung, unter- 
sucht auf Grund der Akten des Branden- 
burger Schöppenstuhls. Bd. 1. Der 
Brandenburger » Schöppenstuhl. (1901.) 
Urkundliches Material aus den Branden- 
burger Schöppenstnhlsakten. Unter Mit- 
wirkung von Ernst Deichmann. Dr. 
Virtor Friese herausgegeben von Dr. 
Adolf Stölzel. Bd. I—IV. Berlin 1901, 
(Franz Vahlen 52.— 


Von den schönen Gaben, welche der Ver- 
fasser zur deutschen Rechtsgeschichte der 
letzten Jahrhunderte gespendet hat, ist die 
gegenwärtige eine «der reichsten. Die 1430 
vereinigten Schöffengerichte der Alt- und 
Neustadt Brandenburg waren schon im spä- 
teren Mittelalter weithin der Oberhof für die 
Mark Brandenburg, wie sie selbst wieder 
zum Magdeburgischen Rechtskreis gehörten. 
Durch die Joachim’sche Konstitution von 
1527 ward diesem ÜOberhof ausschliess- 
lich die oberste Rechtsbelehrung in allen 
eivilrechtlichen Sachen gegeben — so dass 
allmählich die Concurrenz von Magdeburg 
in Wegfall kommt. Dabei soll aber, was be- 
sonders bedeutsam ist, der Oberhof das 
römische Recht zu Grunde legen. Die reiche 
Rechtsprechung, die nach ihrer Hauptimasse 
vor dem dreissigjährigen Krieg liegt, wiewohl 
sie sich bis Anfang des 19. Jahrhunderts fort- 
setzt, wird dann in den 4 Urkundenbänden 
mitgeteilt. Im Einleitungsband aber hat 
Stölzel in eingehendster Weise die sachlichen 
und persönlichen Verhältnisse des Gerichts 
geschildert ; besonders wertvoll ist der Nach- 
weis, wie im 16. ‚Jahrhundert zuerst die 
Magister der Artistenfakultät, dann die 
doctores juris die Laienschöffen beseitigen. 
Eine der grossen Aufgaben der künftigen 
Rechtsgeschichte ist die Darstellung der 


Rezeptionsgeschichte, zu der neben Stintzing. 


Stölzel selber die wertvollsten Untersuchungen 
geliefert hat; sie zu lösen, wird die Recht- 
sprechung eines Öberhofs des gemeinen 


Rechts — auch für die Strafrechtsgeschichte 
— tberans dienlich sein. — Prof. E. Maryer. 


3. Vieuten, Dr. Max, v., Die Grunddienst- 
barkeiten nach altwestnordischem Rechte. 
Eine rechtsgeschichtliche Abhandlung. 
gr. 8°. (VIII, 183 S.). München (Theodor 
Ackermann) 360 

Die namentlich in der Grägäs sehr ein 
gehend dargestellten Grunddienstbarkeiten 
des isländischen und norwegischen Rechtes 
werden hier geschildert. Wer mit diesem 
Rechtsgebiet zu thun hat, wird für die sorg- 
fältige Darstellung einer Materie dankbar 
sein, die namentlich in der technischen 
Detailausgestaltung nicht immer leicht in 
den Quellen zu verstehen ist ; dass der Ver- 
fasser eigentlich über sein Programm hinaus 
Strandrecht und Jagdrecht hereingezogen 
hat, ist nur zu begrüssen, denn da liegen die 
meisten Schwierigkeiten. Nicht selten werden 
die Ergebnisse auch für das südliche Recht 
direkt zu verwerten sein. Soll ein Wunsch 
ausgesprochen werden, so wäre vielleicht der 
Begriff von Cunnendi in den norwegischen 
Quellen noch genauer zu untersuchen ge 
wesen, weil sich hier interessante Beziehungen 
— direkt für modernes Recht verwendbar — 


ergeben zwischen Servituten und anderen 


radizierten Rechten. Jedenfalls ist das Buch 
tüchtig und lässt von dem Verfasser in Zu 
kunft viel gutes erwarten. Prof. E. Mayer. 


4. Wenger, Dr.L., Priv.-Doe., Rechtshistor- 
ische Papyrusstudien. gr.8°. (XV,1733.) 
Graz (Leuschner & Lubensky) 450 

Der Verfasser geht darauf aus, die von 
seinem Lehrer Ludwig Mitteis in seinem grund- 
legenden Werke über „Reichsrecht und Volks 
recht in den östlichen Provinzen des römischen 
Kaiserreichs“ behandelten grossen Probleme 
durch Einzelforschung weiter zu fürdern. In 
der vorliegenden Schrift, die seiner von der 
Kritik sehrbeifälligaufgenommenen Erstling=- 
arbeit „Zur Lehre von der actio indieati“ 
(Graz 1901) auf dem Fusse gefolgt ist, be- 
handelt erzwei durch die griechischen Paprru=- 
urkunden für das hellenistische Aegypten be- 
legte Rechtsinstitute, in denen er römisches 
Prozessrecht wiedererkennt. Im I. Kapitel, 
in dem er über die Gestellungsbürgschaften 
der Papyri handelt, scheidet er unter 
ihnen eine gewisse Gruppe von Urkunden 
aus, deren Verpflichtungen er als Analoga 
zu dem Versprechen des römischen Vindex 
zu erweisen sucht In seiner eindringenden 
Untersuchung über das Wesen des Vindex 
kommt er zu einer Auffassung, die sich im 
wesentlichen mit der früheren Auffassung 
Lenel’s deckt. Es ist inzwischen von eme® 
Recensenten bestritten worden, das alle 
Urkunden dieser Gruppe notwendig. ul 


De 


ET RERER 


* 
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zesse zu beziehen sind (vgl. I]. Wilcken, Deutsch. 
Literaturz. 1902 n. 18 Sp. 1141/ö); aber wenn 
auch nur in dem einen Text (Berlin. griech. 
Urk. 891 Verso) die Beziehung auf einen 
Prozess zweifellos ist, wie der Recensent 
annimmt, so werden die theoretischen Aus- 
führungen des Verfassers über die vindex- 
artigen Verpflichtungen durch diese Minde- | 
rung des Materials nicht wesentlich berührt. 
Im II. Kapitel weist der Verfasser überzeugend 
nach, dass es auch im römisch-ägyptischen Pro- | 
vinzialrecht ein dem römischen Vadimoniuın 
an einen anderen Ort entsprechendes Institut 
gegeben hat — ein vadimonium Alerandriam | 
faciendum. Im III. Kapitel wird anhangs- 
weise die Kompetenz der ägyptischen Gerichts- 
behörden der Kaiserzeit eingehend behandelt, 
wobei es dem Verfasser vor allem darauf 
ankommt, zu erkennen, wie weit Delegation 
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und wie weit selbständige Jurisdiktion an- 
zunehmen ist. Das zur Zeit vorliegende 
Material genügt noch nicht, die Frage für 
alle Beamten zu entscheiden. 

Der Verfasser erweist sich in der vor- 
liegenden Schrift als ein trefflich geschulter 
Jurist, der durch seine Begabung für historische 
Forschung und durch seine für einen ‚Juristen 
besonders anerkennenswerte Sprachkenntnis 
hervorragend qualifiziert erscheint, an der 
Hebung der Schätze, die die griechischen 


ı und lateinischen Papyri auch für das römische 


und griechische Recht bergen, erfolgreich 
mitzuarbeiten. Im II. Bande des „Archivs 
für Papyrusforchung“ hat er soeben in einem 
Aufsatz „Zu den Rechtsurkunden in der 
Sammlung des Lord Amherst“ (S 41 ff.) einen 
neuen wertvollen Beitrag geliefert. 

Prof. Dr. Wilcken, Würzburg, 


Handels- und Wechselrecht. 


1. Mohr, Dr. J., Der Kontokorrentverkehr. Zinsen werden zunächst nicht anf Kapital- 
gr. 8°. (124 S.). Berlin (J. J. Heine) 3.60 |forderung, sondern immer nur auf Zinsen 


Eine höchst interessante und wertvolle | verrechnet — ein Ersatz, den der Zinsen- 
Untersuchung. Das einzige, was an ihr aus- |gläubiger für diese ihm ungünstigere Be- 
zusetzen ist, besteht darin, dass die ein- ‚rechnung erhält, liegt im Zinseszins, der 
dringende Gedankenarbeit des Verfassers | vom Saldo verlangt werden kann. Nach Ab- 
nicht mehr zu einer ganz durchsichtigen ‚lauf des Kontokorrentverhältnisses kann der 
Form sich durchgerungen hat. — Mohr geht Saldo durch Anerkennung festgestellt werden; 
von den Rechnungsformen der Kontokorrenten ‚ob diese privativ. oder kumulativ wirkt, ist 
aus und weist nach, dass die einzige für die | eine Frage des einzelnen Falles. — Referent 
juristische Konstruktion verwendbare Rech- ; bekennt, durch Mohrs Ausführung überzeugt 
nungsform die Staffelrechnung ist; die zu sein. — Jedenfalls eröffnet die Arbeit, 
Kolonnenrechnung ist nur als eine Abkürzung Welche die geschäftlichen Grundlagen des 
bei gleichem Zins auf beiden Seiten ver- | Instituts genau geprüft hat, eine über- 
wendbar. Ferner zeigt nun Mohr, dass die | raschende Reihe von Ausblicken. 
herrschende Theorie und auch das Handels Prof. E. Mayer, Würzburg. 
gesetzbuch seine Konstruktion auf der Ko- 
lonnenrechnung aufgebaut hat und dadurch 
zu einer Stundung der Forderungen bis zum 
Moment der Saldirung gekommen ist. Diese 
Konstruktion widerspricht nach dem Ver- 
fasser nun ganz und gar dem, was im Ver- j = 
kehr üblich ist und operiert mit einem Konto- u. 136 5.). Berlin (J. Guttentag) geb. 3.— 
korrent, der im Verkehr nicht vorkommt. Den ersten Teil des Buches bildet die 
Die Bestimmungen sind deshalb unanwendbar | 8. Auflage der Borchardt-Ball'schen Wechsel- 
und für die wirklich vorkommenden Konto- ordnung, von den Rechtsanwälten J. und M. 
korrenten entscheidet die Auslegung dessen,  Stranz vollkommen nen und äusserst sorg- 
was im Verkehr üblich ist. Demnach findet  fältig bearbeitet — ein knapper, aber selbst- 
während des Kontokorrentverhältnisses eine ständiger und zuverlässiger Kommentar des 
auf-dem gegenseitigen Willen beider Kontra- | wichtigen Gesetzes. Als zweiter Teil folgt 
henten sich vollziehende Tilgung der einen in T7., umgearbeiteter Auflage das Wechsel- 
Forderung durch die Gegenforderung oder 'stempelgesetz, eingehend erläutert von Re- 
Zahlung des andern Teils statt; es bezieht gierungsrat Zoeck. Das Bändchen ist eine 
sich in teilweiser Abweichung von den all-  Zierde der @uftentag’schen Sammlung und 
gemeinen Imputationsregeln die Aufrechnung sei in dieser nenen Auflage aufs Wärmste 
oder Zahlung immer auf dieälteste Forderung. empfohlen. 


2. Stranz, Dr. J. und Dr. M. Stranz, Rechts- 
anwälte, Allgemeine deutsche Wechsel- 
ordnung mit einen Anhang Das Reichs- 
ges. betr. d. Wechselstempelstener v. 
Regier.-Rat P. Loeck. 7. Aufl. 16°. (3852 


Civilprozessrecht. 


das Deutsche Reich. In der Fassung 


Neumiller, Josef, Rat am Landgerichte 
des R.-G. vom 17. V. 1898 nach der 


München I. Die Civilprozessordnung für 
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Bekanntmachung vom 20. V. 1598. 
Handansgabe mit Erläuterungen unter 
besonderer Berücksichtigung der Bayer- 
ischen Gesetzgebung und Rechtspflege 
nebst einem Anhange, enthaltend das 
Gerichtsverfassungsgesetz, die Kosten- 
gesetze und sonstige wichtige Neben- 
gesetze. 1. Lig. gr. 8”. (808.). München | 
(‚). Schweitzer) 1.80 
Nach der dieser Lieferung beigegebenen 
Ankündigung wendet sich dieser Kommentar 
vor allem an die bayerischen Praktiker und 
versucht, in einem mässigen Bande und ohne 
einen ausführlichen Kommentar ersetzen zu 
wollen, die wichtigeren Ergebnisse der ein- 
schlägigen Rechtsprechung des Reichsgerichts 
und des bayerischen Obersten Landesgerichts 
in knapper Form zusammenfassen, Auch die 
Judikatur in Strafsachen sowie des bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofes ist berücksichtigt. 
Daneben wird auf die zugehörigen bayerischen 
‚Justizverwaltungs - Vorschriften und den 
sonstigen Zusammenhang mit den Neben- 
gesetzen bei jedem Paragraphen verwiesen. 
Der Text der Gesetze lässt, entsprechend den 
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Bedürfnissen der auch heute noch fortdauern- 
den Vebergangszeit, jede Abänderung als 
solche durch die Anordnung des Drucks er- 
sehen; innerhalb der (.-P.-O. ist der frühere 
Wortlaut beigefügt. Die Beigabe der Neben- 
gesetze (auch der bayerischen Ansführungs- 
gesetze) wird insbesondere für den Sitzungs- 
dienst willkommen sein. Die Verzögerung in 
der ursprünglich für den Anfang des Jahres 
1900 geplanten Herausgabe war durch das 
Zuwarten auf die Publikation der bayerischen 
Ausfiührungsvorschriften für den Gerichts- 
vollzieher- und Gerichtsschreiberdienst sowie 
der Landes-Gebührenordnung für die Rechts 
anwälte veranlasst. Die Verzögerung ist 
aber dadurch reichlich ausgeglichen, dass 
der neueste Stand der Gesetzgebung und 
Rechtsprechung berücksichtigt werden — 
Die erste Lieferung reicht bis zum $ 166 
Ü.-P.-O. Die Gründlichkeit der Erläuterungen, 
namentlich zu den Paragraphen über den 
Gerichtsstand und über die Parteien ver- 
spricht ein Werk, das der bayerischen Recht- 
sprechung treffliche Dienste leisten wird. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Jastrow, Herm., Amtszer-R., Die Ge- 
setze des Reiches u. Prenssens üb. d. 
freiw. Gerichtsbarkeit. Text-Ausg. m. 
Einltg., Anmerkgn und Sachregister. 
3. Aufl. 16% (XXIV, 418 5.) Berlin 
J. Guttentag) 3. 


In der vorliegenden dritten Auflage hat 


Patent-, Urheber- 


1. Gesetze über das Urheberrecht in allen 
Ländern nebst den «darauf bezüglichen 
internationalen Verträgen u. d. Bestim- 
mungen üb. das Verlagsrecht. 2. Aufl. 
durchgeschen von Prof. Ernst Röthlis- 
herger-Bern. 8°. (418 S.). Leipzig G. 
Hedeler' 10.— 
Das Bedürfnis, sich über Sätze des aus- 

ländischen Rechts rasch und ohne Schwierig- 
keit informieren zu können, besteht für den 
Einzelnen wohl auf keinem Rechtsgebiete 
in dem Masse, wie auf dein Gebiete des Ur— 
heberrechts. Diesem Bedürfnisse dient nun 
das vorliegende Werk in trefflicher Weise, 
da es alle in das Urheberrecht einschlägigen 
Gesetzeund Ausführungsbestimmungen,alpha- 
betisch nach l.ändern geordnet, zusammen: 
fasst. Dabei haben sich «die Herausgeber, ı 
da die Interessenkreise in Ansehung der ver- 
schiedenen Zweige des Urheberrechts ganz 
verschieden sind, mit Recht auf das Urheber- 
recht an Werken der Literatur, Kunst und 
Photographie beschränkt, das sog. gewerbliche 
Urheberrecht also nieht einbezogen. 


diese bestens bekannte Ausgabe des F.-G.-u 
durch die Berücksichtigung der neuesten 
Rechtsprechung sowie durch die Aufnahme 
und Erläuterung des Reichsgesetzes vum 
28. Mai 1%1 (F.-G. in Heer und Marine 
eine erhebliche Erweiternng erfahren. 


und Verlagsrecht. 


2. Guyer, Dr. jur. Ernst, Das schweizerische 
Bundesgesetz betreffend die gewerblichen 
Muster und Modelle v. 30, 3. 1900. gr S”. 
(142 8.). Zürich (Schulthess & ('o.) frs. 3 — 

Das vorgenannte, an die Stelle des (re 
setzes v. 1888 getretene schweizerische Bundes 
gesetz schützt die Urheber gewerblicher 
Muster und Modelle und versteht unter Muster 
„der Mudell „eine änssere Formgebung, auch 
in Verbindung mit Farben, die bei der g# 
werblichen Herstellung eines Gegenstandes 
als Vorbild dienen soll.* Ob damit nur =. 
Geschinacksmuster gemeint sind, entscheidet 
(las neue (resetz ebensowenie wie das frühere 
ıliese Frare bleibt daher streitig. Nach Ar 
sieht «des Verfassers ist das Gebrauchsmuster 
in (len Schutz einbezogen. Dieser ist is 

ivil und strafrechtlicher, hängt von der 

Hinterlegung des Musters beim eidgenössischen - 

Amt für geistiges Eirentum in Bern ab und ; i ’ 
wird im höchsten Falle auf die Dauer var 
1» Jahren gewährt Die systematische Dar 
stellung des Verfassers gibt ein sehr 
Bild von dem Imhalte des Gesetze m 
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zelneu und enthält manche auch für die 
Auslegung unserer deutschen Musterschutz- 
gesetze wertvolle Bemerkung. In der Ein- 
leitung findet sich ein Rückblick auf die ge- 
schichtliche Entwicklung des Musterschntzes, 
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sowie eine Ausführung über die rechtliche 
Natur dieses Schutzes, in welcher sich Ver- 
fasser als Anhänger der Monopol - Theorie 
bekennt. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Berg, Herm., Referendar, Getreidepreise 
u. Kriminalität in Deutschland seit 
1882. gr. 8°. (49 S.). Berlin (J. Gutten- 
tag) 1.50 
Die vorliegende Abhandlung sucht an der 

Hand der Statistik den Nachweis zu er- 
bringen, dass einerseits in Ansehung der 
Vermögensdelikte, zumal der Diebstähle, die 
Kriminalität in Deutschland während der 
Zeit von 1882 bis 1898 von dem Gange der 
Gretreidepreise streng abhängig sich zeigte, 
d. h. mit dem Steigen dieser Preise auf- 
wärts, mit dem Fallen derselben abwärts 
sich bewegte, dass andererseits eine solche 
Abhängigkeit der Kriminalität von «dem 
Gange der (retreidepreise in Ansehung der 
Delikte gegen die Person weder in der an- 
gegebenen Zeit, noch früher bestand. Ver- 
fasser zieht daraus den Schluss, dass vor 
Allem die Quelle der Vermögensdelikte durch 
billigere (retreidepreise verstopft werden 
müsse. Zum Schlusse gibt Verfasser, wie vor 
ihm schon mancher andere, dem sehr gerecht- 
fertigten Bedauern Ausdruck, dass unsere 
Reichskriminalstatistik nicht auch die Über- 
tretungen umfasst. 


2. Binding, Dr. Karl, Prof., Lehrbuch des 
gemeinen deutschen Strafrechts be— 
sonderer Teil. 1. Band. 2. Aufl. gr. 8°. 
(XIL, 545 85). Leipzig (Wilh. Engel- 
mann) Lwd. geb. 11.— 

Das nach seinem erstmaligen Erscheinen 
in diesen Mitteilungen besprochene Lehrbuch 
tritt uns nun in zweiter Auflage vielfach 
verändert entgegen. Während es früher eine 
Fortsetzung des schon in fünf Auflagen er- 
schienenen Grundrisses bildete, ist es jetzt 
„auf eigene Füsse gestellt“, d. h. die Ab- 
hängigkeit vom Grundrisse ist aufgegeben. 
Der Inhalt des Werkes ist aber auch sehr 
bedeutend vermehrt; dies zeigt schon der 
äussere Umfang des ersten Bandes, der von 
19 Bogen auf 34 angewachsen ist. Zunächst 
hat schon die kurze Einleitung eine nam- 
hafte Erweiterung erfahren. In dieser wird 
an erster Stelle die Aufgabe des Buches ab- 
gegrenzt, dann seine systematische Anlage 
gezeigt, hieran anschliessend die Architektur 
der Verbrechensthatbestände dargelegt (die 
Formen des einfachen, des zusammengesetzten 
Verbrechens) und zum Schlusse der vielfach 
fragmentarische Uharakter unserer Straf- 
gesetze und seine Rückwirkung auf die Ge- 
setzesauslegung, die nnwillkürlich zur 


Analogie drängt, bemängelt. Durch die 
Novelle zum St.-G.-B. v. 25. Juni 1900 (sog. 
Lex Heinze), sowie durch zahlreiche straf- 
rechtliche Spezialgesetze (wie das Sklaven- 
raubgesetz, das Depotgesetz, das Gesetz betr. 
Entziehung elektrischer Arbeit, das Börsen- 
gesetz, das neue Urheberrechtsgesetz ete.) 
wurde der systematischen Darstellung viel 
neuer Stoff zugeführt, der in besonderen 
Paragraphen behandelt ist. Ferner ist die 
Rückwirkung des B.-G.-B. auf unser Straf- 
recht, wo dazu Anlass bestand, verfolgt. 
Aber auch der früher schon vorhandene Stoff 
ist gründlich durchgearbeitet und vielfach 
verändert und zum Teile vermehrt. So finden 
wir u. A. in dem Kapitel „Die Verbrechen 
wider Leben und Gesundheit“ einen Exkurs 
über die durch ärztliche Eingriffe begangenen 
Verletzungen. Binding verwirft jetzt die 
früher von ihm selbst vertretene Annahme 
eines ärztlichen Berufsrechtes und erklärt die 
Handlung als unverboten und darum straf- 
los, weil sie zur Erreichung eines rechtlich 
anerkannten Zweckes notwendig ist, gleich- 
viel wer sie vornimmt, gleichgiltig ob der 
Patient einwilligt oder nicht. Bindings 
Lehrbuch, die eingehendste und gründlichste 
Darstellung des besonderen Theiles unserer 
dentschen Strafrechts, wird, man mag sich 
zu einzelnen der darin vertretenen Ansichten 
stellen wie man will, den hervorragenden 
Rang innerhalb der strafrechtlichen Literatur, 
welchen es schon bisher einnahm, nach der 
Neubearbeitung um so sicherer behanpten. 


3. Katzenstein, Dr. jur. Rich., Die Toiles- 
strafe in einem neuen Reichsstrafgesetz- 
buch. gr. 8°. (34 8.). Berlin (R. L. Prager) 

1.20 

Verfasser tritt für Beibehaltung, ja so- 
gar für ansgedehntere Anwendung der Todes- 
strafe in einem künftigen neuen R.-St.-G.-B. 
ein; insbesondere soll diese Strafe auf As- 
eendenten-Todschlag, auf die Fälle des Hoch- 
verrats gemäss $ 81' St.-G.-B. und auf jedes 
anarchistische Verbrechen mit Todesfolge 
angredroht werden. Entscheidend für die Er- 
haltung (dieser so vielfach angegriffenen Straf- 
art ist ihm die Rücksicht auf die Autorität 
der Stantsgewalt, welche im Kampfe gegen 
destruktive Elemente dieses Machtmittels 
nicht entbehren könne Wenn jeder Mord 
oder auch nur ein grosser Teil der Mord- 
Verbrechen auf die Bestrebungen der „de- 
struktiven Elemente“ zurückzuführen wäre, 
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so könnte man allenfalls dem Verfasser bei- 
stimmen. So aber rechtfertigt seine Erwägung 
nur etwa die Bedrohung gewisser anarchisti- 
scher Verbrechen mit dem Tode, wobei es 
dann wohl auf den mehr oder minder zu- 
fälligen Eintritt eines Erfolges nicht an- 
kommen kann. Verfasser wendet sich natür- 
lich auch gegen die verschiedenen Bedenken, 
welche von den zahlreichen Gegnern der 
Todesstrafe seit Langem erhoben worden 
sind. Ob alle diese Bedenken gerechtfertigt 
sind, ist eine hier nicht zu erörternde Frage; 
einzelne sind es sicher und diese vermag 
auch Verfasser nicht zu beseitigen. Mag sein, 
dass das subjektive Empfinden eines un- 
schuldig zu lebenslänglichem Zuchthaus Ver- 
urteilten ebenso schwer oder noch schwerer 
getroffen wird, als das eines unschuldig zum 
Tode Verurteilten. Allein das ist doch nicht 
zu leugnen, dass die Vollstreckung der Todes- 
strafe wegen der objektiven Unmöglichkeit 
einer Beseitigung der Folgen eines Justiz- 
imordes im Falle eines solchen ein ganz un- 
verhältnismässig grösseres Übel ist, als die 
Einleitung oder auch längere Fortsetzung 
des Vollzugs einer Zuchthausstrafe. Ver- 
fasser meint ferner. das Missverhältnis, welches 
darin liegt, dass ein gemeiner Banditenmord 
oder das Abschlachten einer ganzen Familie 
mit der gleichen Strafe, wie ein Mord aus 
edlen Beweggründen bedroht ist, lasse sich 
eben deshalb nicht ausgleichen, weil man 
über das einfache Kopfabschlagen nicht 
hinausgehen könne und beruhigt sich hiebei. 
Dieses Missverhältnis ist aber doch ein 
schlagender Beweis dafür, dass unser Gesetz- 
geber mindestens mit seiner absoluten An- 
drohung der Todesstrafe für jede vorsätz- 
liehe überlegte Tötung zu bald an die 
äusserste Grenze gegangen ist, so dass die 
notwendige Differenzierung zwischen einer 
wirklichen Schandthat und einer aus Ver- 
zweifinng wegen unseliger Verhältnisse von 
einem sonst wackeren Menschen begangenen 
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That unmöglich ist. Noch Manches liess 
sich gegen des Verfassers Ausführungen 
sagen. Nur Eines noch: Soll der Sicherungs- 
zweck die Todesstrafe rechtfertigen, so spricht 
der vom Verfasser erwähnte Fall Kneisl 
dafür, von dieser schwersten Strafe noch 
einen weitaus häufigeren Gebrauch zu machen, 
als Verfasser vorschlägt; denn Kneissl war 
ein überaus sicherheitsgeführlicher Mensch 
auch dann, wenn er die Gendarmen nicht, 
wie angenommen wurde, vorsätzlich und mit 
Überlegung getötet hat. 


4. Weiffenbach, Dr. Jul., Prof., Senatspräsi- 
dent beim Reichsmilitärgericht, Militär- 
rechtliche Erörterungen. 1. Heft. 8°. IV, 
63 S.). Berlin (Mittler & Sohn) 1.50 


Die erste der in diesem Hefte zusammen- 
gefassten Erörterungen zielt auf die Er 
bringung des Nachweises ab, dass trotz der 
weitgehenden Befugnisse des Gerichtsherrn 
dessen Stellung keine (refahr für die mili- 
tärische Strafrechtspflege in sich birgt und 
dass namentlich die eigentliche Recht- 
sprechung seiner Machtsphäre vollständig 
entrückt ist. Hieran reiht sich eine kurze 
Abhandlung über die Stellung der richter- 
lichen Militärjustizbeamten, auf welche als 
dritte Erörterung eine solche über die ordent- 
lichen Rechtsmittel der M.-St.-G.-O. und ihre 
Geltendmachung folgt. Den Schluss bildet 
ein Aufsatz über „Militärische Verbrechen 
und Vergehen“, mit welchem Verfasser dieses 
Gebiet gegenüber den Verbrechen und Ver- 
gehen des bürgerlichen Strafrechts abzu- 
grenzen sucht, wobei einzelne wichtige Streit- 
fragen zur Sprache kommen, denen gegen 
über Verfasser einen wesentlich anderen als 
den bisher in der Literatur vertretenen 
Standpunkt einnimmt. Der weiteren Folge 
solcher Erörterungen auf dem wenig bebauten 
Gebiete des Militärrechts ist mit Intenss 
entgegenzusehen. 


Gerichtliche Mediein. 


Pfister, Dr. Herm., Priv--Doz. 1. Assist.- 
Arzt, Strafrechtlich-psychiatrische Gut- 
achten als Beiträge zur gerichtlichen 
Psvehiatrie, f. Juristen u. Arzte hrsg. 

gr. 8°. (IV, 379 8.). Stuttgart (F. Enke) 
9.— 

Wenn in diesen Blättern medizinisch- 
forensische Werke besprochen werden, so 
kann dies natürlich nur mit Rücksicht auf 
ihre Bedeutung für den Juristen geschehen; 
die Beurteilung des wissenschaftlichen Wertes 
solcher Werke vom medizinischen Stand- 
punkte fällt in eine andere Zuständigkeit. 
Nun sind derartige Sammlungen von Gmt- 
achten über verschieden gelagerte Fälle, in 
(lenen der Psychiater (den Richter zu beraten 


hatte, von juristischer Seite gewiss in hohem 
Masse zu begrüssen. Der Jurist wird 7a, 
selbst wenn er sich, wie es wünschenswert 
wäre, mit Psychiatrie mehr als bisher be- 
schäftigt und wenn er auch al und zu De- 
monstrationen an Kranken anwohnt, ım 
seiner Richterthätigkeit des psychiatrischen 
Sachverständigen niemals entbehren können. 
Allein was ihm unbedingt not thut, ist, dass 
er ungefähr weiss, welche an der Person 
eines Beschuldigten auftretenden Erscheime- 
gen den Verdacht eines psychopathischen 
Zustandes und damit das Bedürfnis 

Beiziehung eines Sachverständigen nahelegen, 
lass er weiss, was er tiber die Person, ihre 
Abstammung, ihr Vorleben, ihre Verhältei® 


—— ——. 


rd 


421 


ete. erheben muss, um für das Sachverstän- 
digengutachten eine gewisse Grundlage zu 
schaffen und auf welche Punkte es bei der 
Befragung des Sachverständigen hauptsäch- 
lich ankommt, um die Zurechnungsfähig- 
keitsfrage klarzustellen. In diesen Richtungen 
kann der ‚Jurist vjel lernen, wenn er eine 
grössere Anzahl von Fällen studiert, in denen 
der Psychiater eingehende Beobachtungen 
über den Geisteszustand des Beschuldigten 
angestellt und sich darüber gutachtlich ge- 
änssert hat. Verfasser bietet uns auf Grund 
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als 24 solche Fälle dar, in denen es sich 
einerseits um die verschiedensten Verbrechen, 
anderseits um die verschiedensten psycho- 
Pathischen Erscheinungen handelt. Zunächst 
wird auf Grund der Akten der Fall in Kürze 
erzählt; sodann wird die eigene Beobachtung 
des Psychiaters wiedergegeben; daran reiht 
sich das Gutachten und zum Schlusse ein 
kıuwzer Vermerk über den Ausgang der 
Sache. Die Ausführungen sind für jeden 
Gebildeten verständlich gefasst und enthalten 
eine Fülle von interessanten Wahrnehmungen. 


reicher eigener Erfahrungen nicht weniger , 


Staatsrecht. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


| Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Adickes, Dr. F., Oberbürgermeister, 


Kommunalabgabengesetz v. 14. Juli 1893 


u. Ges, wegen Aufhebung direkter Staats- 
steuern v. 14. Juli 1893. Textausg. m. 
Anmerk. u. Sachregister, 3. Aufl. 16°, 
(200 =.) Berlin (J. Guttentag) geb. 1.50 


Der als Urheber eines treftlichen Kom- 
mentars zum prenssischen Kommunalabgaben- 
gesetze um die Anwendung dieses wichtigen 
Gesetzes wohlverdiente Verfasser vorliegender 
Textausgabe hat in dieser nach einer 
orientierenden Einleitung gut informierende 


und ziemlich ergiebige Erläuterungen ge- ı 


liefert, die zugleich den Kommentar selbst 
durch Nachweisung der weiter ergangenen 


Erlasse und Entscheidungen in erwünschter 


Weise ergänzen. 


2. Born, A., Polizei-Assess., Das preussische | 


Baupolizeirecht, nebst den einschläg. 
Bestimmgn. des Ansiedelungs-, Feld- u. 
Forstpolizei-, Waldschutz u. Deich- 
gesetzes, sowie dem Fluchtlinien-, Rayon- 


gesetz u. dem Gesetz üb. die Zulässig- 
keit des Rechtsweges gegen polizeil. 


Verfüggn. Kommentar, unter eingeh. 
Berücksicht. der Entscheidgn. des Reichs- 
gerichts, Oberverwaltungs- u. Kammer- 
gerichts hrsg. gr. 8°. (VII, 4918). Berlin 

(J. Guttentag) 
10.—; geb. in Leinw. 11.— 
Bei dem Mangel einer einheitlichen 
Regelung des Baupolizeirechts in Preussen 
ist eine zusammenfassende Darstellung dessen, 
was gleichwohl auf diesem Gebiete allen 
oder den meisten Landesteilen gemeinsam 
ist, von besonderem Interesse und von grosser 
pralftischer Brauchbarkeit. 
des obigen Werkes hat es daher unternommen, 
zunächst im ersten Abschnitte des I. Teiles 
die allgemeinen Normen des Baupolizeirechtes 
zu erörtern, zwar ohne tief in theoretische 
Konstruktionen einzugehen, aber unter aus- 
führlicher Mitteilung dessen, was die Praxis, 
namentlich die Judikatur in der Entwickelung 
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dieser Lehren geleistet hat. Ein zweiter Ab- 
schnitt ist sodann den für die ganze Monarchie 
oder im grössten Teile derselben geltenden 
speziellen baupolizeilichen Bestimmungen, 
insbesondere auch jenen, die mit dem Ge- 
werberecht in Zusammenhang stehen, ge- 
widmet und behandelt ferner die wichtigsten, 
in den einzelnen Bauordnungen stets wieder- 
kehrenden Bezeichnungen und ihre Begriffs- 
merkmale. Ein zweiter Teil bringt die 
wichtigsten, mit dem Baupolizeirecht in 
engem Zusammenhange stehenden gesetz- 
lichen Normen, wie sie in obigem Titel an- 
gedeutet sind, mit entsprechenden Erläuter- 
ungen. Im Anhange ist insbesondere die 
Baupolizeiordnung für den Stadtkreis Berlin 
abgedruckt. 


3. Fischer, Dr. P. D., Geh. Rat u. Geh. 
Postrat Dr. jur. M. Koenig, Die deutsche 
Post- u. Telegraphen-Gesetzgebung nebst 
d. Weltpostvertrag u. d. Internationalen 
Telegraphenvertrag. Textausg. m. An- 
merk. u. Sachregister. 5. Aufl 16°, 
(425 8.). Berlin (J. Guttentag) geb. 3.— 


Die gut eingeführte Fischer'sche Ausgabe 
der Post- und Telegraphengesetzgebung ist 
‚auf Anregung des Verfassers der früheren 
Auflagen in der vorliegenden 5. Auflage von 
dem vortragenden Rate im Reichspostamt 
Geh. Postrat Dr. Koenig bearbeitet worden. 
‘Es ist eine verlässige Textausgabe mit 
kurzen Anmerkungen. 





4. Hayn’sche Sammlung der Polizeiverord- 
| nungen u. polizeilichen Vorschriften f.d. 
Reg.-Bez, Stralsund. Bd. II. Provinzielle 

u. Bezirksverordnungen, Anweisungen, 
Reglements u. Bekanntmachungen. Hrsg. 

v. Bürgermeister a. D. Otto Kotze. gr. 8°. 
(ıXXXI, 677 8... Berlin (A. W. Hayn's 
Erben) — 

Für verschiedene Regierungsbezirke bereits 
erschienen, erstreckt sich die „Hayn’sche 
Sammlung der Polizeiverordnungen und poli- 
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zeilichen Vorschriften für die Regierungs- 
bezirke der östlichen Provinzen der preussi- 
schen Monarchie“ nunmehr auch auf den 
Regierungsbezirk Stralsund. Der I. (gemeim 
same) Band enthält die auf das Polizeiwesen 
bezüglichen allgemeinen Reichs- und Landes- 
gesetze, die Bekanntmachungen und Aus- 
führungsanweisungen der Reichs- und Landes- 
Centralbehörden. Der vorliegende 11. Band, 
speziell für den Regierungsbezirk Stralsund 
bestimmt, ist gleich jenem für andere Re- 
gierungsbezirke so eingerichtet, dass er auch 
als selbständiges Werk, unabhängig von 
Band I benützt werden kann. Da unseres 
Wissens eine solche spezielle Sammlung für 
jenen Regierungsbezirk noch nicht besteht, 
dürfte die Publikation den mit Handhabung 
der Polizei dort betrauten Behörden und 
Beamten, den Rechtsanwälten, Industriellen, 
Innungen, Vereinen ete. willkommen sein. 


5. Kruse, Dr. F., Regierungspräsident in 
Bromberg, Das Standesamt. Handbuch 

f. Standesbeamte nach Ministerialakten 
bearb. u. hrsg. 6. Aufl. von Wohlers, das 
Reichsgesetz v. 6. Febr. 1875. =°. (XVI, 
302 8.). Berlin (Franz Vahlen) geb. 5.— 
Dieses namentlich für preussische Praktiker 
bestimmte Buch verarbeitet zur Erläuterung 


des Personenstandsgesetzes und behufs seiner, 
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praktischen Handhabung in Angliederung an 
den Gesetzestext die Ausführungsbestimmun- 
gen für das Reich und für Preussen, das 
wesentlichste aus den Gesetzesmaterialien, 
die Entscheidungen der Uentral-Aufsichts 
behörden Preussens, des Reichsgerichts, des 
Oberverwaltungsgerichts und des Kammer 
gerichts. Auf sachgemässe Zusammenfassung 
und Kürze in der Darbietung des Materials 
ist besonders Bedacht genommen. Die Aus- 
gabe, die zum sechsten Male vor das Publi- 
kum tritt, ist geeignet, ihren Zweck aufs 
beste zu erfüllen. 


6. Loening, Dr. Edg., Prof., Grundzüge der 
Verfassung d. deutschen Reiches. Sechs 
Vorträge. 8%. (IV, 137 8... Leipzig 
(B. G. Tenbner) 1.25 
Die Schrift bietet frisch sich entwickelnde, 

zur Verbreitung in weiteren Kreisen gebildeter 
Laien geeignete Vorträge über den rechtliceben 
Inhalt der Reichsverfassung, gehalten im 
Januar 1901 im Auftrage der Oberschulbehörde 
Hamburg. Den wichtigsten Streitfragen de 
Reichsverfassungsrechts ist nicht aus dem 
Wege gegangen, wenn auch nur die Stellung: 
nahme des Verfassers zu ihnen mit kurzer 
Begründung dargelegt ist. Auch angehenden 
Juristen wird das Büchlein als Repetitorinm 
dienen können. 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Buchenberger, Dr. Adolf, Finanzminister, 
Finanzpolitik u. Staatshaushalt im Gross— 
herzortum Baden i.d. Jahren 1850 — 100. 
Zugleich ein Beitrag z. deutschen Finanz- 
politik. gr. 8°. ‚VIII, 264 S.). Heidelberg 
U, Winter) geb. T.— 

Das vorliegende Buch gibt einen Über- 
blick über die Entwickelung des Staatshaus- 
halts und die Massnahmen der Finanzpolitik 
im Grossherzogtum Baden in den letzten 
Jahrzehnten. Im einzelnen verbreitet sieh 
der Verfasser über die formelle und materielle 
Ordnung des Staatshaushalts und seine Be- 
werenng in den Jahren 1370—9V, die staat- 
liche Finanzwirtschaft und die Betriebsfonds, 
den Einfluss des Reichsfinanzwesens auf den 
badischen Staatshaushalt, das Anwachsen der 
Ausgaben im allgemeinen und in einzelnen 
Ausgabezweigen, die Staatseinnahmen und 
die Art ihrer Entwicklung, wobei der Ent- 
wiekelung der öffentlichen rechtlichen Ein- 
nahmen und den Steuerreformen besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt wird, endlich über 
das Staatsvermögen und die Amortisations- 
kasse. Im Anhang sind Übersichten über 
die Ergebnisse des badischen Staatshaushaltes 
seit 1870 und der i. J. 1900 geltenden Steuer- 
sätze enthalten. Wie bei dem auch mit der 
Wissenschaft und ihrer Methode so völlig 
vertrauten Verfasser nicht anders zu erwarten 


ist, begnügt er sich nieht bloss mit der Auf- 
zählung und Verbindung von Thatsachen, 
sondern er benützt diese zugleich als Grund- 
lagen zu allgemeinen finanzpolitischen Er- 
örterangen und zu einem Bilde der allge 
meinen wirtschaftlichen Entwickelung. Wir 
wünschen dem verdienstlichen Werke viele 
Leser. 


2. Bücher, Dr. Karl, Prof, Die Allmende 
in ihrer wirtschaft. u. sozialen Be 
deutung. 8°. (22 8.). Berlin (J. Harrwitz 
Nachf.) dh 

Eine kleine, aber wertvolle Broschüre, in 
der der Verfasser in seiner bekannten fein- 
sinnigen Weiseüberdie Bedeutung der Allmend 
für das ländliche Gemeinwesen in wirtschaft- 
licher und sozialer Beziehung sich ausspricht 
und namentlich die Verhältnisse des deutschen 
Südwestens den nordwestlichen gegenäber- 
stellt. 


3. Fürth, Henriette, Die Fabrikarbeit,ver 
heirateter Frauen. 8°.(668 .FrankfartaM. 

(Dr. Ed. Schnapper) l— 

Die bekannte Schriftstellerin tritt mit viel 
Sachkenntnis, Wärme und Beredsamkeit für 
eine Reform der Fabrikarbeit verheirateter 
Frauen ein. Ihre Ausführungen verdienen 
alle Beachtung und mit den meisten ihrer 


— — — 


25 
Vorschläge wird man sich einverstanden er- | 
klären müssen. 


| 
4. Gesetze, betr.die Kapitalsteuer, die Lohn- 
u. Besoldungsstener u. die Verwendung | 
der Erträge der Kapitalsteuer u. der 
Lohn- u. Besoldungssteuer, sowie die 
Erhebung der Bezirkszuschläge vom 
15. VII. 1901, nebst Ausführungsbestim- 
mungen. gr. 8°, (74 S.). Strassburg (Strass- 
burger Druckerei und Verlagsanstalt) 1.50 


Von der Strassburger Druckerei und Ver- 
lagsanstalt wird hier eine gute Textausgabe 
der neuen elsass-lothringischen Stenergesetze | 
nebst den Ausführungsbestimmungen geboten, 
die wir der Beachtung unserer Leser em- 
pfehlen. 


5. Harms, Dr. Bernh., Zur Entwickelungs- 
geschichte der deutschen Buchbinderei 
in der 2. Hälfte des 19. Jahrh. Technisch, 
statistisch, volkswirtschaftlich. VIII, 
184 S. m. 6 Tab.) gr. 8°. Tübingen 
(J. ©. B. Mohr) 7.60; geb. 8.60 

. Die Arbeit beginnt mit einem kurzen 

Rückblick auf die technische Entwickelung 
der Buchbinderei von den ältesten Zeiten bis | 
zur Gegenwart. Daran schliesst sich eine 
Schilderung der Entwickelungstendenzen in 
der deutschen Buchbinderei seit den 70er 
Jahren. Der 3. Abschnitt beschäftigt sich 
mit der Buchbinderei als Handwerk, der 4. 
mit der beruflichen und sozialen Gliederung | 
der Erwerbsthätigen auf Grund der Reichs- 
statistik; im 5. ist eine Zusammenstellung 
der Buchbindereien und Kartonnagefabriken 
in sämtlichen Verwaltungsbezirken der ein- 
zelnen Bundesstaaten gegeben. Dem Werke 
sind zahlreiche statistische Tabellen bei— 
gefügt. In einem Anhang finden sich Mit- 
teilungen zur Geschichte der Buchbinderei- 
Literatur und ein Verzeichnis derselben. Die 
vorliegende Arbeit, die manche Korrekturen 
zu den in den Untersuchungen des Vereins 
für Sozialpolitik enthaltenen Monographien 
über die Buchbindereien gibt, gewährt einen 
guten Einblick in die wirtschaftlichen Ver 
hältnisse und die soziale Struktur dieses 
wichtigen Gewerbes. 


6. Helmes, Dr. A, Docent a. d. Univ. 
Barmen, Drei Jahre Geschichte d. österr.- 
ungar. Zolltrennung 1907—1910. Eine 
Zukunftsvision. 8°. (56 8.). Wien (J. Eisen- 
stein & Co.) 1l.— 


Die kleine Broschüre ist eine Zukunfts- | 


vision; sie will zeigen, welche Zustände in 
Österreich-Ungarn eintreten würden, falls 
eine Zolltrennung zwischen den beiden 
Staaten vollzogen würde Sie will durch 
lebhafte Schilderung der in einem solchen 
Falle sich einstellenden Missstände für die 
Aufrechterhaltung der engen wirtschaftlichen 
Verbindung der beiden Staaten wirken. 
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7. Lamp, Dr. Karl, in (iraz, Das österr. 
Arbeiter-Krankenversicherungsgesetz u. 
d. Praxis. Beob. eines Verwaltungs: 
beamten 8°, (1618.). Leipzig (Duncker 
u. Humblot) 3.60 


Der Zweck des vorliegenden Werkes ist 
eine eingehende Darstellung des österreich- 
ischen Arbeiter-Krankenversicherungsgesetzes 
und seiner Wirksamkeit in der Praxis. Nach 
einer kurzen Einleitung über Motiv und 
Zweck, den Inhalt und die wichtigsten 
Prinzipien des Gesetzes, seine Tragweite und 
sein Verhältnis zur Dienstmiete und zum 
Versicherungsvertrag werden die Grenzen 
der Versicherungspflicht, die Lasten und 
Rechte der Arbeitgeber und die von den 
Krankenkassen zu gewährenden Unter- 
stätzungen erörtert. Daran schliesst sich 
eine Darstellung der rechtlichen Verhältnisse 
zwischen den Krankenkassen einerseits und 
Arzten, Apotheken und Krankenanstalten 
andererseits. Den Schluss bilden statistische 
Angaben und Ausführungen über Ent- 
wickelung und Reform der Krankenkassen. 
Die Schrift Lamps ist also nicht blos eine 
Verarbeitung desGesetzes nach systematischen 
Gesichtspunkten, sondern enthält auch zahl- 
reiche kritische Bemerkungen und Reform- 
vorschläge. Die fortlaufenden Vergleichungen 
mit dem deutschen Krankenversicherungs- 
gesetz werden dem deutschen Leser, besonders 
erwünscht sein. 


8. Lippert, Dr. Gust., Finanzrat in Triest, 
Die Arbeitsverhältnisse im Lloydarsenale 
u. Stabilimento Teenico Triestino. Unter 
Zugrundelegung d. v. d. Direktionen d. 
beiden Anstalten z. Verfügung gestellten 
Daten. Lex. 8°. (978. u. Plan). Wien 
(Alfr. Hölder) 1.10 
Die Abhandlung Dr. Lipperts über die 
Arbeitsverhältnisse im Lloydarsenale und 
Stabilimento Teenico Triestino bilden das 
2. Heft der Mitteilungen des Arbeits- 
statistischen Amtes im österreichischen 
Handelsministerium, Sie gibt im 1. Teil nach 
einem geschichtlichen Rückblick Aufschluss 
über die allgemeine Lage des Lloyd, die Zu- 
sammensetzung des Arbeiterstandes, Arbeits- 
ordnung, Arbeitslöhne, Unfallversicherung, 
Kranken-Versicherung, Altersversorgung, 
Wohnungsverhältnisse und Wohlfahrtsein- 
richtungen. Der 2. Teil ist einer Schilderung 
des Stabilimento Teenico Triestino, d.h. der 
grossen im Stabilimento vereinigten Schiffs- 
‚bauanstalten in 8. Andrea, S. Marco und 
8. Roeco gewidmet. 


9, Mücke, J., Ober Finanzrat, Die (res. betr. 
das preuss Staatsschuldbuch u. d. Reichs- 
schuldbuch nebst d. dazu gehörigen 
Ausf.-Best, erläutert. 16°. (206 S.). Berlin 
(J. Guttentag) 2 

Der vorliegende Kommentar 


beseitigt 
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einen Mangel in der Literatur; denn bisher | schaftliche Verfassung u. d. zukünftige 
hat es an einer erschöpfenden Zusammen- Handelspolitik Deutschlands gr. ®'. 
stellung und Erläuterung der Staats- und (XII, 242 8.). Leipzig (B. G. Teubner 
Reichsschuldbuchgesetze durchaus gefehlt. geb. 5.60 
Der Kommentar Mürkes verdient volle An- Aus der kaum übersehbaren Menge von 


erkennung. Die einschlägigen Materialien S:hriften über die zukünftige Handelspolitik 
sind sehr eingehend benutzt, die Erläuter- Dentschlands hebt sich die vorliegende Arbeit 
ungen zeichnen sich durch Klarheit und, 7, Pohle's durch Ton und Inhalt in höchst 
Vollständigkeit aus. 'anerkennenswerter Weise hervor. Der Ver 
. . .fasser vermeidet alle Schlagworte, bleibt bei 

10. Nitschke, Dr. Kurt., in Breslau, Ein- allen seinen Ausführungen vornehm und 
kommen u. Vermögen in Preussen u. Jeidenschaftslos und weiss der viel erörterten 
ihre Entwicklung seit Einführung d. Materie auch noch zahlreiche nene Seiten 
neuen Steuern mit Nutzanwendung auf abzugewinnen. Was Pohle über den Export- 

d. Theorie d. Einkommensentwicklung. industriestaat, über die Notwendigkeit, die 

s”. (IV, 122 8.). Jena (Gust. Fischer) Landwirtschaft bei ihrem dermaligen Bestand 

j . =>V zu erhalten, vorbringt, verdient die Aufmerk- 

‚Das vorliegende Buch zerfällt in drei samkeit auch der Gegner. Wir können leider 
Teile. In dem ersten Teil wird die Ent-'auf den Inhalt des Buches nicht weiter ein- 
wiekelung der direkten Steuern in Preussen | gehen, glauben aber unseren Lesern einen 


. 


im 19. Jahrhundert und deren gegenwärtiger  [)jenst zu erweisen, wenn wir sie nachdrück- 
Zustand besprochen, insbesondere der Kreis: ich darauf aufmerksam machen. 

der Steuerpflichtigen, die Stenerobjekte und 

das Einsehätzungs und Veranlagungsver __ ‚ : 
fahren sowohl bei der Einkommen- wie bei 12. Ruskin, John, Diesem Letzten, vier Ab 


der Vermögensstener genauer betrachtet. handlungen über die ersten Grundsätze 
Der zweite Teil bringt eingehende statistische d. Volkswirtschaft, aus dem Engl. von 
Nachweise anf Grund des amtlichen Materials. Anna v. Przychowski. 8°. (176 8. Leip- 
Im dritten Teile wird die „Nutzanwendung“ zig (Eugen Diederichs) 2.50 geb. 3.50 
gezogen, d.h. es wird untersucht, zu welchen Das vorliegende Buch bildet den 5. Band 


Schlüssen die Verschiebungen in den Ein- | von John Ruskin’s ausgewählten Werken in 
kommens- und Vermögensverhältnissen der | vollständiger Übersetzung. Es enthält „vier 
preussischen Bevölkerung berechtigen. Der | Abhandlungen über die ersten Grundsätze 
Verfasser setzt sich dabei mit anderen Schrift- der Volkswirtschaft“, wie es auf dem Titel 
stellern fiber die Frage der Einkommens- und heisst. Diese vier Abhandlungen sind zuerst 
Klassenentwicklung, mit den Sozialisten, mit im Jahre 1860 erschienen und haben damals 
Schmoller, Wagneru.a.auseinander. Erkommt . einen grossen Aufruhr sowohl im englischen 
zu der Ansicht, dass die bisher vorliegenden Publikum wie in der Presse hervorgerufen. 
Zahlen der Stenerstatistik keinen Beweis für Die Gedanken, welche damals Ruskin_ mit 
eine stärkere Differenzierung der Einkommen viel Geist aber auch mit mannigfachen Über- 
oder ein Verschwinden des Mittelstandes er- treibungen ausgesprochen hat. sind in ihrer 
geben. Die Arbeit, wenn sie auch zunächst Quintessenz längst Eigentum der deutschen 
nur einen Blick in den allgemeinen Gang Volkswirtschaftslehre geworden : sie enthalten 
der Einkommensentwickelung gewähren kann, die Lehre, dass auch die Nationalökonumie 
ist doch eine sehr verdienstliche und beachtens- von ethisch-sozialen Gesichtspunkten durch 
werte. Sie hebt mit Fleiss und Verständnis drungen und erfüllt sein müsste. Ist so die 
ans dem spröden Material die wichtigsten Grundlehre Ruskin’s für uns nichts Neues, 
Zahlenreihen heraus und gibt für unsere so müssen wir doch auch hente noch mit 
Vorstellungen feste Anhaltspunkte. hoher Anerkennung des Mutes gedenken, 
der den Verfasser als Einzigen gegen das 
il. Pohle, Dr.L., Duzent ander Akademie für damals allmächtige Manchestertum auftreten 
Sozial- u. Handelswiss. in Frankfurt a.M., liess, und uns an der künstlerischen Form 
Deutschland am Scheidewege. Betrach- erfreuen, in der dies geschah. Die Uber- 
tungen über d. gegenwärtige volkswirt- setzung verdient alles Lob, 


Varia. 


1. Report of the commissioner of education schiedensten Gebiete des Unterriehtsweseas 
for the year 1890 — 1900. Vol. 2. 8°. zahlreicher Länder. Besonders hervorzuheben 
VII, $.1283— 2648) Washington (Gover- sind die umfangreichen statistischen Mit- 
nement Printing Office teilungen iber das Schulwesen in den Ver 

Der vorliegende umfangreiche „Report“ einigten Staaten, welche sich über das ganze 
enthält eine grosse Anzahl von Aufsätzen, Gebiet des Schulwesens verbreiten, über die 

Mitteilungen, Berichten u. s. w. über die ver- „Soziologie‘‘ und das Erziehumgswesen 
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der 


berichte über Erziehungswesen in verschie- 
denen Ländern u. a. 


2. 
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Eine von einem Laien verfasste Gesetzes- 
kunde für Laien, die rund S0 Gesetze und 
Verordnungen im Auszuge wiedergibt und 
für Preussen bestimmt ist. Die Normen des 
Reichs und jene Preussens sind durch den 
Druck unterschieden. Da und dort sind 
Gesetze bearb. Mit Sachregister. gr. 8°. eigene Bemerkungen des Verfassers in Klein- 
(XX, 318 8.) Hannover (C. Meyer) ‚druck eingefügt. 

2.—, geb. 250 


Pariser Weltausstellung, die Konsular- 


Weigand, H., Gesetzes- u. Staaten-Kunde 
f. d. Königr. Preussen. Enth. Reichs- u. 
Landesgesetze. In dem Wortlaute der 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- rentenanträge geisteskranker Personen (Seel- 


setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- mann). — Verwaltung und Rechtsprechung. 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche Mitteilungen. Beantwortung von Anfragen. 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- E 

gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M.v.Seydel. 4. Archiv, Osterr. Wirtschaftspolitisches 


Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902| 
Nr. 7. München (J. Schweitzer) | 
halbjährlich (6 Hefte) 8.— 
Die Kontrole des Haushaltes des Deut- 
schen Reichs, von W. Thrän, Geh. Ober— 
regierungsrat und vortragendem Rat bei dem 
Rechnungshofe d. Deutschen Reichs in Pots- 
dam. Zur Würdigung der volkswirt- | 
schaftlichen Bedeutung des Terminhandels in 
Produkten, von Dr. Georg Wermert in Berlin 
(Schluss folgt). — Armenunterstützung nicht- 
bayer. Deutscher in Bayern, von Dr. jur.et phil. 
Max Süssheim in Nürnberg. — Aus den Ge- 
setzblättern. Miscellen. Die Ein- und Aus- | 
fuhrwerte des Spezialhandels des dentschen 
Zollgebietes mit den einzelnen Ländern im ı 
Jahre 1901. Arzte in Deutschland. Ent- 
wickelung der Handelsflotten in den wich- 
tigsten Seehandel treibenden Ländern und 
Anteil der einheimischen Flotten an dem Ge- 
samt-Schiffsverkehr ihres Landes 1850 — 1900. 





(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k. 
Handelsministerium. TI. Jhrg. (1902). 
Statistischer Teil. 1. Lfg. Wien (Manz) 
jährlich 20.— 

Das vorliegende Heft enthält zahlreiche 
statistische Mitteilungen über Produktion, 


Handel, Konsum, Verkehrswesen. Wir heben 


hervor die Artikel über die Unterstützung 
der Handelsmarine freier Schiffahrt in ver- 
schiedenen Staaten ; Das unterseeische Kabel- 
netz der Erde; Entwickelung u. gegenwär- 
tiger Stand der Eisenbahnen in den im 
Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


5. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. Hrsg. v. Dr. jur. Hatschek. 

I. Jahrg. Nr. 7. Frankfurt a./M. (Reinhold 
Mahlau) pro Jahrg. 10.— 
Einiges über den Ausgleich von Soll und 
Haben im Weltverkehr, von Prof. Dr. M. Lotz- 
München (Schluss); Differenzgeschäfte nach 


'englischem Recht. von Gerichtsassessor Dr. 


2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. 
1902. Nr.18—21. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 


An bemerkenswerten Artikeln seien fol- 
gende verzeichnet: No. 18: Zur Kodifikation 
des Versicherungsvertragsrechts; die nor- 
wegischen Lebensversicherungsgesellschaften 
i. J. 1901; Unwetter-Versicherung; No. 19: 
Die Sachverständigen-Beratungen über den 
Entwurf zu einem Gesetze betr. das Ver- 
sicherungsvertragsrecht: No. 20: Zur Lage 
des Fenerversicherungsgeschäfts; No. 21: In- 
dustrie und Feuerversicherung. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 
1902. Nr. 12—14. Hoch 4°. Berlin (Vig. 

d. ArBeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 
‚Abhandlungen: Uber den Begriff u. die 
Feststellung der Invalidität ( Bazille). Zur Ver- 
sicherungspflicht der Versicherungsagenten 
(Fuld). In welchen Lohnklassen sind Bei- 
träge zur Invalidenversichernng für Lehr- 
linge zu entrichten (Appelius). Invaliden- 


Siemsen-London; Die Börsenorganisationen 
und die Börsengesetze der ausserdentschen 
Staaten, I, von Wittner-Berlin. 


6. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. III. Jahrg. Heft 12—1%. 
Berlin W. Süsserott) jährlich 10.— 

Heft 12: Karte des Kivn Sees, von Dr. 
R. Kandt: Versuch einer Monographie des 
Kivu-Sees und seiner Umgebung als Begleit- 
text zu Dr. Kandt's Karte, von A. v. Bockel- 
mann; Heft 13: Die Bahn Swakopmund- 
Windhoek (mit Karte), von @erding; Heft 14: 
Die Besteuerung der Eingeborenen, von Dr. 
Jacobi: Landban in Deutsch-Südwestafrika, 
von E. Hermann; Landban in Deutsch-Süd- 
westafrika, von Prof. Th. Rehbock: Die Rio 
Grande Nordwestbahn als deutsche Kolonisa- 
tionsgesellschaft (Südbrasilien), von A. Pap- 
stein: Einige Bausteine zur Geschichte der 
Evhestämme Togo) I, von Missionar @. Härt- 
ter: Heft 15: Formosa; Südpatagonien, von 
P. Sander; Einige Bausteine zur (reschichte 
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der Evhestämme (Togo) II, von Missionar 
@G. Härtter: Heft 16: Die Heranziehung der 
kolonialen Erwerbsgesellschaften zu den di- 
rekten Steuern in Preussen, von Dr. E. Jacobi; 
Deportation nach Deutsch-Südwestafrika, von 
Gentz: Madagaskar unter französischer Herr- 
schaft, von Dr. E, Jung: Einige Bausteine zur 


Geschichte der Evhestämme (Togo) III, von 


Missionar G. Hürtter. 


7. Blätter für Genossenschaftswesen. 1902. 
Nr. 15—20. Berlin (J. Guttentag) 


halbjährlich 3.— | 


Unter den zahlreichen Artikeln in den vor- 
liegenıen Nummern heben wir hervor: Nr. 13: 
Zur Handwerkergenossenschaftsfrage, von 


Ma:x May; Das Güterzielergeschäft in Baden; 


Nr. 14: Prüfung «der Vermögensverhältnisse 
einer Kreditgenossenschaft für die Erhöhung 
des eigenen Vermögens; Haftpflicht- und 
Unfallversicherung; Denkmal für Eduard 
Guttmann, von ©. J.: Umblicke in der 
Genossenschaftswelt; Nr. 15: Mitteilungen 
zur (Genossenschaftsstatistik, von Dr. Crüger; 
Belastungsliste für Kreditgenossenschaften; 
Nr. 16: Hilfskasse und Ruhegehaltskasse, von 
H. Jäger: 
statistik, von Dr. Crüger; Nr. 17: Gescheiterte 
Gründung eines Verbandes der deutschen 
Schuhmachergenossenschaften; Nr. 18: Die 


Prolongation von Zeitgeschäften und Aus 
leihung von Geldern für feste Termine; Nr. 19: | 


Die Prämiengeschäfte; Entwurf zu einem 


Lehrvertrag; Haftung für Versäumung der 
Nr. 20: Mitteilungen zur Ge- | 


Protestfrist; 
nossenschaftsstatistik, von Dr. Urüger: Aus 
den Jahresberichten der württembergischen 
Fahrikinspektoren pro 1901, von F. A.: Hand- 
werkerrohstoffgenossenschaften, von Max 
May. 


8. Dokumente des Sozialismus, Bd. I. H. 8 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte) 
einzeln 1.25; 

Inhalt: I. Bibliographie des Sozialismus; 
Rede von Pierre Leroux für den Normal- 
arbeitstag; Ein Geidenkblatt aus der 
Revolution von 1848; Eine sozialistische 
Wirtschaftslehre von 1831 in Paragraphen; 
III. Urkunden des Sozialismus: Das Manifest 


der polnischen Sozialrevolutionären Partei 
Proletaryat; IV. Der Sozialismus in Zeit- 
schriften. 


9. Entscheidungen und Abhandlungen, Eisen- 


bahnrechtl. XVIII. Bd. 3. H. Breslau 
U, Kerns Vle.) pro Band 10.— 


Abhandlungen: Das Recht Dritter im 
Haftptlichtgesetz (Weber). Ausschliessung 
oder Beschränkung der Haftpflicht der Eisen- 
bahn für das ihr zur Aufbewahrung über- 
gebene Gepäck /Bundnagel). Die Ver- 
pfüändung und Zwangsliquidation von Eisen- 


Mitteilungen zur Genossenschafts- 


vierteljährl. 3.75 | 
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bahnen in der Schweiz /Fuld). Über die 
Haftung von nicht mit Dampfkraft betriebenen 
Eisenbahnen und von Dampfschiffahrts-Unter- 
nehmungen für körperliche Verletzungen nach 
österreichischem Rechte (Tisch). Die Haftung 
der Eisenbahn für Überfüllung der Per 
sonenwagen (@orden). — Entscheidungen, 
Literatur, Gesetzgebung. 


10. Entscheidungen d. Gerichte u. Verwalt- 


ungsbehörden. /Keger). 22. Bd. 1.H. 
Zweiter Ergänzungsband. H.4 u. 5. 


München (C. H. Beck) 
Preis pro Band 10.— 


Auch in dem neuen Jahrgange zeigt dies 
verbreitete, altbewährte Zeitschrift ihre alten 
Vorzüge. Der zweite Ergünzungsband, dern. a. 
das Gesamtregister für die Bände I, 
d. i. für die Jahrgänge 1581— 1900, sowie 
für den I. und Il. Ergänzungsband enthält, 
liegt nunmehr abgeschlossen vor. Das sorg- 
fältige Generalregister macht die Fülle des 
Inhalts der Zeitschrift anschaulich. 


11. Gemeindezeitung, Bayerische, Organ für 
alle Gemeinde-Angelegenheiten des 
rechtsrheinischen Bayern und der Pfalz 
Herausgegeben von Dr. Th. r. Hauck. 
K. Oberstaatsanwalt am Verwaltungs 
gerichtsbofe a. D., und Dr. Gg. Schmidt. 
K. Bezirksamts-Assessor. 12. Jahrg. 
(1902) Nr. 1—18. München (J. Schweitzer 
Verlag) jährlich 8&.— 

Aus diesen Nummern nennen wir folgende 

Original-Beiträge: Die Kapitalsanlage der 

Gemeinden in Schuldverschreibungen für den 

Inhaber, von Bankdirektor F'rdr. Bonschal 

in München. — Das Recht der Grundstücke, 

von k. Amtsrichter @g. Meikel in München 

— Zu Art. 36 Ziff. 3 des Polizeistrafgesetz- 

buches, von Offiziant Fr. Lindner in Wasser 

burg. Schema für die gemeindlichen 


Rechnungen, von Direktor Ed. Uhland in 
II. Aus der Geschichte des Sozialismus: — Gr a — erg = 


München. — Wohnungs: und Bodenhygiene 
in den Gemeinden, von rechtsk. Bürgermeister 
Mager in Eichstätt. — Das kleinste Volksbad, 
von prakt. Arzt Dr. Gust. Radwansky in 
Neu-Ulm. — Der Industriebezirk von Landan, 
von Stadtbaumeister Schech in Landau i. Pf. 
— Das bayerische Feldschadengesetz, vom 
k. Oberamtsrichter Karl Sauer in Karlstadt. 
— Das Erbbaurecht, von Ingenieur H. Weil 
in Nürnberg. — Örtspolizeiliche Revision 
der gewerblichen Anlagen, von Öffiziant 
Fr. Lindner in Wasserburg. Heimat- 
streitiekeiten, von Polizeioffizfant Hons 
Müller in München. — Wohnungsaufsicht 
in Bayern. von Dr. Georg Schmidt. — 
J. Verbandsversammlung und Arbeitsnach- 
weiskonferenz des Verbandes bayerischer 
Arbeitsnachweise in München, von Inspektor 
Carl Hartmann in München. 
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12. Handels-Archiv, Deutsches, 1902. April- 
heft. Berlin (Mittler & Sohn) 
jährl. 12 Hefte 18.— 


Der Gesetzgebungsteil des Aprilheftes 


enthält ausser zahlreichen Mitteilungen über ı 


Zolltarif-Anderungen und Entscheidungen 
das Bremische Gesetz über die Güterdekla- 
ration für die Bremische Handelsstatistik in 
der Fassung vom 2. Februar 1902, das Öster- 
reichische Gesetz über den Verkehr mit Butter, 
Käse, Butterschmalz, Schweineschmalz und 
deren Ersatzmitteln nebst den dazu erlassenen 
Durehführungsbestimmungen, neue Uster- 
reichische Bestimmungen über das Aufsuchen 
von Bestellungen auf Waren durch (e- 
werbeinhaber und Handelsreisende, Handels- 
abkommen zwischen Frankreich und Gross- 
britannien wegen Zanzibar und zwischen 
Frankreich und Salvador. Ferner finden sich 
ausführliche statistische Mitteilungen über 
den Aussenhandel der Vereinigten Staaten 
von Amerika (1901), Bulgarien (1901), Däne- 
mark (1900), Frankreich (1900), Grosshri- 
tannien (1901), Natal (1901), Italien (1901), 
Portugal (1900) und ‘der Schweiz (1901), 
sowie Handelsberichte der Kaiserlichen Kon- 
suln für das Jahr 10900 aus Odessa, Bombay, 
Calentta (Aussenhandel und Schiffahrt Bri- 
tisch-Ostindieus im Jahre 1900/01), Futsehau, 
Makassar, Kairo, Guatemala, Iquique (Chile), 
Säo Paulo (Brasilien) und Sydney, einen Be- 
richt aus Managua über die Bananenkultar 
Mittelamerikas, einen Bericht aus Paramaribo 
über die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Kolonie Surinam im ersten Halbjalhre 1901, 
eine Mitteilung über Handel und Industrie 
der Schweiz im Jahre 1900 unter Benutzung 
des vom Vorort des Schweizerischen Handels- 
und Industrie-Vereins erstatteten Berichtes 
n.a. m. 


13. Handels-Museum, Das. Bd. 17. Nr. 18 
bis 20. Wien (Verl. d. k. k. österr. 
Handels-Museums) halbjährl. 8.— 


Auch die vorliegenden Nummern bringen 
äusserst zahlreiche Artikel und Mitteilungen 
über Handelspolitik, Ausstellungswesen, In- 
dustrie und Landwirtschaft, Technik, Sozial- 
politik, Verkehrswesen u. s. w. Unter den 
Artikeln heben wir hervor in No. 18: Der 
Kampf um die Zollpolitik in Deutschland; 
No. 19: Die Deutschen Agrarzölle in der Zoll- 
tarifkommission; Die Brüsseler Konvention 
und die dentsche Zuckerstener; No. 20: Die 
Zaniielapaln neue Lage im Deutschen Reiche, 
von Prof. Dr. W. Lotz; Die Zolltarifreform 
in Een 


14. Handelszeitung, Bayerische. 1902. Nr. 
18— 21. München (C. Haushalter) 

vierteljährl. 1.50 

No. 18: Das Kartellwesen; Nr. 19: Der 

amerikanisch-englisch-deutsche Dampfertrust: 

Ein Ring der Ringe; No. 20: Erneuerung 


der Handelsverträge ; 
‚und der unlautere Wettbewerb; Ein Ring 
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der Ringe; No. 21: Zuckerkonvention und 
Zuckersteuernovelle ; die gegenwärtige Krisis, 
ihre Ursachen und die Aufgaben der Gesetz- 
gebung; Japan und der Welthandel, von 
L. Katscher. 


15. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 26. Jahrg. 


2. Heft. gr. 8°. (IV, 485 S.). Leipzig 
‚Dnneker & Humblot) 10.— 
Inhalt: W. Hasbach. Zur Charakteristik 


der englischen Industrie, I; Christ. Eckert, 
Zur Vorgeschichte des deutschen Zollvereins; 
Die preussisch hessische Zollunion vom 
14. Febr. 1828; H. Preuss, Ueber Organper- 
sönlichkeit, eine begriffskritische Studie; 
E. Schwiedland, Behördliche Mindestlohn- 
satzungen in Australien; R. Liefmann, 
Krisen und Kartelle; Walther Frisch, Der 
Unterstützungsverein für alle in der Hut- 
und Filzwarenindustrie beschäftigten Arbeiter 
und Arbeiterinnen, II; A. Spiethoff, Vor- 
bemerkungen zu einer Theorie der UÜber- 
produktion; Iljalmar Schacht, Inhalt und 
Kritik des Zolltarifentwurfes vom Stand- 
punkt der deutschen Industrie; E. Minster- 
berg, Bericht über die 21. Jahresversamm= 
lung des deutschen Vereins für Armenpflege 
und Wohlthätigkeit; J. Reich. Zuschrift zu 
dem Aufsatz: Industriekartelle und Trusts 
und das Problem ihrer rechtlichen Regelung 
von Prof. Dr. H. Wäntig; Erwiderung. 


16. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1902. Nr. 10 
u. 11. Berlin (0. Liebmann) viertelj. 3.50 


Die Nummern 10 und 11 bringen folgende 


Aufsätze: Dr. Laband, Professor, Die Er- 
zwinzung von Nachschiüssen bei Aktien- 
gesellschaften. — Dr Karsten, Kammer- 


gerichtsrat, Der „Verein der Kaufberechtigten 
des Warenhanses für deutsche Beamte“. Ein 
praktischer Beitrag zum Vereinsrecht. 
Weissler, Justizrat, Die Rechtsprechung zum 
Reichsgesetze über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. — Schiffer, Land- 
gerichtsrat, Das Erfordernis der Pflegschaft 
im Preussischen Fürsorgeerziehungsverfahren. 
— Dir. Redakteur, AusderZuchthausstatistik. 
— Dr. Warnatsch, Amtsgerichtsrat, Juristi- 
sche Fortbildungskurse. Anmerkung der Re- 
daktion hierzu. — Dronke, Landrichter, Til- 
gungsbeiträge als Nebenleistungen einer Amor- 
tisationshypothek. — Bitta, Generaldirektor, 
Rechtsanwalt, Die rechtliche Behandlung der 
gewerblichen Kartelle. — Hagen, Landrichter, 
Prometheus. — Weissler, Justizrat, Die Recht- 
sprechung zum Reichsgesetze über die An- 
gelerrenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Schluss). — Dr Hamm. Oberlandesgerichts- 
präsident, Anwendung des 5 404 Str.-P.-O., 
auf Wiederaufnahmegesuche aus Nr. 5 des 
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S 599 Str. P.-0. — Dr. Hangen, Oberlandes- 
verichtsrat, Auseinandersetzung zwischen Min- 
derjährigen ohne widerstreitende Interessen. 
— Dr. Cohn, Justizrat, Die Auflassung eine 
mündliche Willenserklärung? — Dr. Lesse, 
(eh. Justizrat, Unvereinbarkeit des Berufes 
des Reehtsanwalts mit dem des Patentanwalts. 
— Immerwahr, Rechtsanwalt, Zur prozes- 
sualen Bedeutung des $ 1400 Abs.2 B. G. B. 
— Dr. med. Heller, Privatdozent, Zum per- 
sönlichen Eherechte. — Dr. Roth, Gerichts- 
assessor, Verteidigung vor den Militärgerich- 
teu. — Dr. Leo, Rechtsanwalt, Zu 8 99 (.-P.-O. 
— Dr. Klingmüller, Privatdozent, Delikts- 
hartung der juristischen Personen. — Dr. 
Wirthof, Syndikus, Die Gasmessermiete und 
das B. G.-B. — Dr. Epstein, Gerichtsassessor, 
Kann der nicht verhaftete Schuldner Abnahme 
des Öffenbarungseides verlangen? — Dr. 
Mosch, Assessor, Rechtsanwalt und Laien- 


vertreter. — Eissler, Landrichter, Alimenten- 


klage. — Dr. Fraenkel, Apotheker, Zur Ver- 
ordnung, betr. den Verkehr mit Arzneimitteln. 


17. Monatshefte, sozialistische. 1902. H. 5/6. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) ä Heft —.50 


Inhalt: Jean Jaures, Republik und So- 
zialismus; Adolph ron Elm, Staatspflicht 
und Kampforganisation; Paul Kampflmeyer, 
Historisches und Theoretisches zur sozial- 
demokratischen Revisionsbewegung; Mar 
Schippel, Aus dem Nachlass von Marx und 
Engels; Eduard Bernstein, Polemisches über 
Polemik; Dr. Eduard David, Die neuere Ent- 
wickelung des Agrarproblems innerhalb der 
Sozialdemokratie ; (rertrud Kühl, Ein Buch 
vom Leide; Heinrich Kauffmann, Die Gross- 
einkaufsgesellschaft deutscher Konsumvereine 
im Jahre 1901; Siegmnnd Kaff, Ein neuer 
Versuch zur Rettung des Kleingewerbes in 
Oesterreich. Rundschau. 


18. Recht, Das. 1902. \r.8 u.9. Hannover 
(Helwing’'sche Verl.-B.) vierteljährl. 3.— 


Die Nummern 8 und 9 enthalten folgende 
Aufsätze: Aus Italien. (Universitätsprofessor 
Dr. Arnaldo Bruschettini, Messina.) — Welche 
Bedeutung hat für das aburteilende Militär- 
gericht im Falle des$7 Abs. 2 Mil.-Str.-G.-O. 
der Eröffnungsbeschluss des bürgerlichen 
Gerichts? (Hafis.) — Die rechtliche Natur 
der im $ 1010 B.-G.-B. bezeichneten Eintrag- 
ungen. (Oberlandesgerichtsrat Aretschmar, 
Dresden.) — Rechtskraft der Entscheidung 
über die Aufrechnung. (Geh Justizrat Ober- 
landesgerichtsrat Hermann Meyer, Breslau ) 
— Aufgaben der Verteidigung. — Beweis 
der Vertretungsbefugnis des Wechselzeichners 
im Wechselprozess. — Die Berufung in Straf- 
‚sachen. — Strafrechtliche Verfolgung von 
Verbrechen uud Vergehen im Ausland. — 
‚Juristische Gesellschaft zu Berlin. (Rechts- 
anwalt Dr. Korn. Berlin.) — Die VIII. Ver- 
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sammlung der deutschen Landesgruppe der 
I.K.V. — Nationaler Koloniaikongress — | 
Rechtswissenschaft und freiwillige Gerichts- 


barkeit. (Rechtsanwalt Dr. Eugen Josef. 


Freiburg i. B.) — Über die prozessualen Be- 
fugnisse desjenigen, dessen Entmündigang 
wegen Verschwendung oder Trunksueht 
beantragt ist. (Landgerichtspräsident Dr. | 
Bischoff, Schneidemühl.) — Die Zillmerei. 
(Oberlandesgerichtsrat Könige, Karlsruhe 
— Zum 8 873 B.-G.-B. (Justizrat Küchen- 
dahl, Stettin.) — Zur Frage nach dem Erlass 
eines Üheckgesetzes. — Heranziehung des 
bei der Ausgabe von neuen Aktien erzielten 
„Agiogewinnes“ zur Einkommensteuer. — 
Kongress für gewerblichen Rechtsschutz. — 
Zu 8 2 Abs. 2 des Reichsgesetzes über Lohnr- 
beschlagnahme. (Öberlandesgerichtsrat a. D. 
W. Chr. Francke, Hannover.) — Eine Frage 
aus dem Rechte des Agenturvertrages, au 
einem Rechtsfalle erörtert. (Landgerichterat 
Dr. Marcus, Berlin.) — Wechselbeziehung 
zwischen der Fürsorgepflicht des Dienst- 
berechtigten und den Leistungen der Kranken- 
kasse bezw. des Armenverbandes für das er- 
krankte Hausgesinde. (Kreisgerichtsrat a. D. 
Dr. Benno Hilse, Berlin.) — Drittschuldner- 
erklärung nach $ 840 C.-P.-O. (Gerichts | 
sekretär Dr. Käb, Königshofen.) | 


19. Stimmen, Deutsche. Halbinonatschrift f. 

vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. | 

4. Jahrg. Nr. 2u. 3. gr. S°. Berlin (Wilh. | 
Baensch) viertel jährl. 2.0 
Aus den Artikeln der vorliegenden 
Nummern heben wir die folgenden als in 


unser Gebiet einschlagend hervor, und zwar 


in Nr. 2: Grossherzog Friedrich von Baden, 
zum 50 jährigen  Regierungsjubiläum; Zur 
Sprachenfrage in Österreich, von Fr. Beringer- 
Wien; Vom Strassburger Münsterbauverein, 
von Sincerus-Strassburg i. E.; Das neue | 
belgische Militärgesetz, von r. Tossendorf- 
Brüssel; Genesungsheim für deutsche Soldaten, 
von F. Milner; Armeereform in England: 
Zuckernot und Abhilfe, II und II, von 
Brukner-Stralsund ; Stenerlasten in Preuss®z, | 
von €, A. Patzig-Gross-Lichterfelde; Nr. 3: 
Die Niederlage des Centrums in Saarbrücken: | 
Belgische Erfahrungen und Lehren, von | 
R. Keller-München; Das zweite Hundert der | 
Tarifpositionen ; Miliz-Armee und Burenkrieg, 
V, von Oberstlt. a.D. Fabrieius-Berlin; Tabak, | 
von H. Losch-Stuttgart; Zuckernet und Ab 
hilfe (Schluss) von Brukner-Stralsund; Vom 
Industrie- und Geldmarkt, H. Wittner-Berlin. 


20. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. Nr. 9 u. W. 

Braunschweig (A. Limbach) jährl. 1. 

Die- vorliegenden zwei Nummern bringen 
ausser zahlreichen Notizen aus dem Gebiet? 
des Maschinen-, Eisen- und Metallmarkts 
einen Artikel von Patentanwalt # 
L. Gottscho-Berlin: Der Patentverkehr mit 


.& 
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dem Auslande nach dem Beitritt Deutsch- 
lands zur Union, und einen Artikel von 
W Unterbeek, Die moderne deutsche 
Elektrotechnik in ihrer Bedeutung für In- 
dustrie, Verkehr und Leben. 


21. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5. 
Jahrg. 1902. Heft 5. Berlin (G. Reimer) 
pro Quartal 5.— 

Inhalt: 1. Aufsätze: J. Lippert, Über den 
Ursprung des Adels, an der Hand der Ge- 
schichte des Adels in Böhmen; 4A. Gottstein, 
Die Todesursachen in früherer Zeit und in 
der Gegenwart und die Beziehungen zwischen 


Krankheit und Sterblichkeit, II; M.v. Brandt, 


Die Krisis in der englischen Industrie, III; 
H. Schmidt, Die Fruchtbarkeit in der Tier- 
welt, I: 2. Sozialpolitik: Die neueste Phase 
in der Entwickelung der Arbeitsvermittlung 
in Oesterreich, I, von Prof. E. Mischler; 
3. Miszellen: darunter: Die Entstehung der 
Gesellschaft (nach H. Schurtz); Die Ent- 
völkerung Frankreichs (nach Buschan\; Be- 
ziehungen zwischen Kindersterblichkeit und 
Militärtanglichkeit in Deutschland; Güter- 
zertrümmerung und gewerbsmässiger Güter- 
handel in Bayern; Statistik des Rübenzuckers 
in Europa; 4. Buchbesprechungen. 


22. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft. 22. Bd. 4. Hft. Berlin 
(J. Guttentag) pro Band 20.— 


Dieses Heft enthält folgende Abhand- 
lungen: Hagerup, Gedächtnisrede auf Bern- 
hard Getz: Anschütz, Antwort auf „einige 
staatsrechtliche Fragen des Strafprozesses“ ; 
Dieck, Die preussischen disziplinargesetz- 
lichen Bestimmungen über den Amtsverlust 
als Folge einer gerichtlichen Verurteilung; 
Rathenau, Die eidliche Vernehmung des An- 
—— als Zeugen nach englischem Recht; 

’rinzing. Soziale Faktoren der Kriminalität; 
Stielmann, Aus den Arbeiten der russischen 
Kommission zur Revision der Justizgesetze 
vom 20. November 1864; ausserdem einen 
Literaturbericht von Knapp. 


23. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1902. Nr. 14—20. Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährl. durch die Post 5.— 


An grösseren Artikeln heben wir hervor 
in Nr. 14: Reform des Sterbekassenwesens 
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in Preussen; Nr. 15: „Tresor“, Allzemeine 
Versicherungs-Aktiengesellschaft zu Berlin; 
Nr. 16: Zur Lage der Transportversicherung. 
I; Nr. 17: Reichsgesetz über den Versicherungs- 
vertrag; Zur Lage der Trausportversicherung, 
Il, von H. Cohner; Nr. 18; Zur Lage der 
Transportversicherung: Nr. 19 Staatsaufsicht 
in Preussen : Nr. 20: Mobiliarversicherung im 
Grossherzogtum Baden. Ausserdem enthält 
die Zeitschrift zahlreiche Mitteilungen, No- 
tizen und statistische Angaben aus allen Ge- 
bieten des Versicherungswesens. . 


24. Zeitschrift über badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtpflege. Unter Mitwir- 
kung der Mitglieder des Grossh. Ver- 
waltungsgerichtshofes. Herausgegeben 
von F. Lewald, Präsident des Grossh. 
Verwaltungsgerichtshofes. XXXIV. Jahr- 
gang. No, 1—9. Heidelberg (Emmerling 
& Sohn) jährl. 8.50 
Abhandlungen : Zur Lehre von der Rechts- 

kraft auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. 

Das polizeiliche Meldewesen in der Stadt 

Mannheim (Schäfer). Errichtung von Ge- 

schäftsstellen für Sparkassen mit Gemeinde- 

bürgschaft. Können Bayern und Elsass- 

Leothringer einen Unterstützungswohnsitz 

erwerben ? — Entscheidungen und Rechts- 

grundsätze des Grossh. Verwaltungsgerichts- 
hofes. Entschliessungen des Grossh. Min. 

d. Innern. Entscheidungen des Reichs- und 

desLandesversicherungsamts, des preussischen 

Öberverwaltungsgerichts ete. — Literatur. 

Briefkasten. 


25. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 
steuern. Hrsg. von Überzolldirektor 
Kunckel in Schwerin. 1901, Bd. II Nr. 2. 
Berlin (Carl Heymann) 

jährlich 8.— 


I. Abhandlungen: Dingliche und persön- 
liche Zollptlicht, von Oberzolldirektor Kunckel- 
Schwerin; Uber Zweck, Wesen und Umfang 
der Ausbildung der deutschen Zollbeamten, 
von Steuerinspektor Schräber: Die üster- 
reichische Bierbesteuerung, von Revisions- 
Oberkontroleur Weber: Die Glaceehandschuh- 
Fabrikation, von Hauptsteueramts-Assistent 
Griebel. TI. Gesetze, Verordnungen. III. Zoll- 
tarifentscheidungen und Zolltarifauskünfte. 
IV. Vom Reichsgericht. V. Verschiedenes. 
VI. Bücherschau. 
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Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nammer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch ‚Allgemeines‘ und ,Varia‘‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Arbeiterfreund, der, Organ des (entral-Vereins 
f. das Wohld arbeit. Klassen. Beiheft. Bibliographie 
d. Arbeiterfrage f. d.J. 101. Nach Matrrien geor.net. 
Zusammengestellt v. Biblioth. Pet. Sehmid', (40 8.) 

®yr,S’. Berlin, L. Simion — 

Archiv, allgemeines »tatistisches. Hrsg. von Prof. 
Unterstaatssekretär 2. D. Dr. tren. ev, Mawr. 6 Bd. 
1, Halbbd, Mit 3 Kartogrammen und vielen Tab. 
(IV, 368 8.) er. 8°. Tübingen, H. Laupp 12 

Börsenhandels-Zeitung. Urganf.d. Interessen 
der Börse, des Handels, der Industrie, des Hvpo- 
theken- u. Versicherungsweseus. Hrsg.: Fr: Krupke, 
Jahrg. 1902. 52 Xru. (Nr 1.8 8.) Fol, Berlin, Frz 
Krupke & Co vierteljährlich 2. — 

Entscheidunzen (es Reichsgerichts Hrsg. von 
den Mitgliedern des Gerichtshofes n. der Reichs- 
anwaltschaft. Entscheidungen in Strafsachen 35 Bd. 
(1. Hft. 8. 1— 160.) gr.8". Leipzig, Veit& lo, 4.— 

Friede. Unpolitisches Wochenblatt f. die Interessen | 
der Volkes. Red.: Frz. Rrufer, 2. Jahrg. 1902. 52 
Nrn. (Nr. 15. »8.) er 4, Berlin, Verlag der Wochen- 
schrift ‚Friede‘. Viert=ljäbrlich 1.25; f.d Ausland 

1.50; einzelne Nrn. — 10 

Geller, L.. u. H. Joltes, Ilof- u Ger.-Advv., DD., 
Die Praxis des obersten Gerichtshofs. Sammlung 
der obwerstgerichtl. Entscheiden. us den Gebieten 
des bürgerl. Rechts einschliesslich des Wechsel- u 
Handelsrecht#s, dann der freiwill. Gerichtsbarkeit 
n, des Civilprozessrecht=. 3. Bd, Mit Sach-, Quellen- 


n. chronol, Register. (615 8.) gr. 5’. Wien, M, Peries 
10.—; geb. in Halbfrz. 12- 
Mitteilungen des k. k. Finanz-Mınisteriums. Hei 
im Präsidlal-Bureau des k. k. Finanzministeriums 
8. Jahrg. 1.Hft. (481 8.) Lex.-8'. Wien, Hof- u. Staat- 
druckerei 34 
Zeitfragen, volkswirthschaftliche. Vorträge u Ab 
handlen., hrsg. v. der volkawirthschaftl. Gesellschaft 
in Berlin. 191, Hft. 24. Jahrg. 7. Heft. gr. 5’. Berlin, 
L. Simion. 
191. Prager, Dr. M. Die amerikanische Grfahr. 
Vortrag. (33 8.) L- 
Zeitschrift f. internationales Privat- u. öffentliche 
Recht. Begründet v. F. Böhm, hrag. v. Prof. Dr. Teir. 
Niemeyer. 12. Bd. (Jahrg. 1902.) 4 Hfte. (1.u.2 Hit. 
192 8.) gr. 8”. Leipzig, Duncker & Humblot je I- 
Zeitschrift, schweizerische, f. Gemeinnützigiet. 
Organ der achweizer. gemeinnütz. Gesellschaft, Bd: 
Kommission: Prof. Dr. ©. Hunziker, Dr. Hass 
(‘, Müller, Gen.-Sekr. R. Wachter, 41. Jahrg. IR 
4 Hite. (1. Hft. 102 8. m. Abbildgn.) gr. 8”. Zürich 
Gebr. Lehmann & Co. in Komm. 
5.—; einzelne Hfte. 1.9 
Zeitschrift {. die gesammto Staatswissenschaft 
Herausg. v. DD. Minist. a. D. A. Schifle u. Prof 


K. Bücher. 3, Ergänzungsheft. gr. x". Tübinzen. 
H. Laupp. 
3. Sehneider, Dr. Rudi, Der Petrolsumhanei, 


(95 8.) Subskr.-Pr. 2.10; Einzelpr. 275 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Adler, Dr. Sixm., Prof., Zur Rechtsgeschichte des 
adeligen Grundbesitzes in Österreich. (VIL, 167 8.) 


gr. 5°. Leipzig, Duncker & Humblot 440 
Altexander- Katz, Dr. Riech,, Hechtsanw, 
Kechtsanwaltschaft und Patentanwaltschaft, Ein 


Vergleich der Bernfastellg. Beider (VIII, 30 8.) gr. 8°, | 


Berlin, O. Liebmann — .80 
Bayerle, Dr. Konr.. Prof, Grundsigentumsver- 
hältnisse u. Bürgerrecht im ımnittelalterlichen Kon- 
stanz. Fine recht» u. verfassungsgeschichtl. Studie, 
m. e. Urkundenbuche u. e. wpograph Karte. II Bd. 
Die Konstanzer Grundeigentumsurkunden der J. 
1152—1371. (VIL 556 8.) gr 8°. Heidelberg €. Winter 
16.— 

Carolina, die, u. ihre Vorgängerinnen. Text, Er- 
läuterg., Geschichte. In Verbindg. m. anderen Ge- 
lehrten hrag. u bearb v. Prof. „J. Kohler, II. gr. 8” 
Halle, Buchh, des Waisenhauses. Il. Halsgerichts- 
ordnung, die bambergische. Unter Heranziehg. der 
revidierten Fassg. v 150 u. der brandenburg. Hals- 
gerichtsordng, zusammen m dem acgenaunten 


Correetorium, e. romanist. Glosse n. e. Probe der 
niederdeutschen Übersetzg. brag. v. Prof. J. Kalle 
u. Gymm.-Öberlehr. Willy Scheel. Mit 23 Abbikden 
(XC1, 312 8.) 10.- 
Ortioff, Dr. Herm , vorm. Prof. Landger.R a D, 
Zwischenprüfung od Zwischenzeugnis im Recht 
studium ? (77 8.) gr. 8°. Weimar, H. Böhlau's ur 


Posener, Paul, Corpus-iuris-Exegese, (IV. I % 
gr. 8’. Berlin, J. J. Heine. geb. in Halbleinw. 2- 
Schmidt, Dr. Rich., Prof., Die Herkunft des In- 
qnisitionsprocenses. [Aus: „Festschr. d Univ. Frdi- 
burg z. 50jähr, Reg.-Jubil. Sr. Kgl. Hoh. d. Grosber. 
Friedr.‘ (57 8.) hoch 4°. Freiburg i.B. F.P 
Lorenz i1- 
Stadtrechte, oberrheinische. III. Abtlg. Eisi* 
sische Rechte, Veröffentlicht v. d. Kommission zur 
Herausgabe elsäss. Geschichtequellen 1-—2. Hälfte 
gr. 8°. Heidelberg, C. Winter’s Univ.-Buchh. 
1. Geny, Jos, Schlettstadter Stadtrechte. 2. Hälfte 
(XIV u, 8. 407-1172) 2 


Bürgerliches Recht. 


Aron, Erich, Landver,-R., Herrschaft u. Gesinde. 
Die Gesinde-Ordng. vom 19. VII. 1844 f. die Khein- 
provinz, wie sie vom 1. I. 1000 ab Geltg. hat, m. 
den «#inschlag. gesetzl, Vorschriftn u. Bemerken. 
hrag.2., verb, Aufl, (#2 8.) 8°. Düsseldorf, L. Schwann 

—50 

Bender, J., Deutsches Privatrecht, Repetitorium 

n. Examinatorium. 9. verb. Aufl. (VIII, 205 8.) 8, 

Leipzig, G. H. Wigand 4.— 


Uramer, Dr. A., Das Verlöbnis nach dem B,G.B. 
IV, 853 8.) gr. 8%. Würzburg, Gnad & Co. 1.0 


Crome, Dr. C., Prof., System des deutschen bürgzer- 
lichen Rechts, 2, Bd. Recht der Schuldverhältnisse. 
2 Hälften, (XII, 1161 8.) gr. 5‘, Tübinvren, J. . B. 
Mohr 21.25; geb. 23.75 


Jung, Dr. Erich, Prof., Die Bereichemaman- 
sprüche u. der Mangel des ‚rechtlichen Grande 
Ein Beitrag zur Kenntnis das nenen Rechts. (I, 
155 8.) gr. 8°. Leipzig, €. L. Hirschfeld 1 


Klein, Dr. Frz., Die Rechtsformen der Gebrauch“ 
leihe im dentschen bürgerlichen Gasetzbuche. (#3) 
gr. 8’, Wien, Manz 


Marwitz, Dr. Bruno, Rechtsanw, Der Bühne 
engagementsvertrag. Ein Handbuch f. Juristen & 
Laien. Unter Berücksicht. der Rechtsprechg. des 
Bühnenschiedsgerichts. (VIIL, 2228.) gr. $". Berlin, 
R. L. Prager 4.— ; geb. in Leinw. &— 

Nathan, Leop.. Refer., Die juristische Kunstruk- 
tion des Verlöbnisses nach dem bürgerlichen Gel 
buch. Diss, (X, 80 $.) gr. 8. Berlin, Stuhr 


-; 
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Schey. Dr. Jos,, Frhr. v.. Prof., Das allgemeine Trost, &@,, Das Amt des Vormundes, Pilegers. Ge- 
bürgerliche Gesetzbuch f, das Kaiserth. Oesterrsich geiwnvormundes, Beistandes, Waisenratls nach dem 
sammt den einschlägigen Gesetzen u. Verordnungen : B.G.B. (IV, 181 8.) gr. 16°. Berlin, A. W. Hayn’s 


ut. @. Übersicht üb. die eivilrechtliche Spruchpraxis | Erben Kart. 1.50 

des k. k. obersten Gerichtshofes. 17. Aufl. (XI, Weidemann, Dr. Walth., Der mittelbare Besitz 

9% 8.) 12”, Wien, Mauz 6.—; geb. 7.— des bürgerlicheu G asetzbuchs, (72 8.) gr. 8°. Berlin, 
2 


Scholz, Carl, Bursau-Vorst., Die Bestimmungen E. Ebering 2.— 
des bürgerlichen Gesetzbuches üb. den Viehhandel.  Windmiüller, Edg., Refer., Die Bedeutung und 
Zum prakt, Gebrauch m. Formnlaren erläutert. Anwendungsfälle des Satzes pretium succedit in 


2. Aufl. (36 5,) 8°. Breslau, W. Koebner —.80 loeum rei, res in loeum pretii nach gemeinem Recht 

Tochtermann, Dr. Bernh., Beiträge zur Er- u. bürgerlichem Gesetzbuch, (VI, 110 8.) gr. 8”, 
läuterung des & 313 B.G.B. (X, 75 8.) gr. 8°. Han- Heidelberg, ©. Winter 2.80 
nover, Helwing 2— 


Handels- und Wechsel-Recht. 


Bergmann, Aug., Lehr, Doz , Praktische Wechsel- Auslands zum Kontor- u. Schulgebrauch sowie zum 
kunde. Bearb, im Anschluss an die deutsche und Selbstunterricht. Mit e. Anh., 140 Fragen üb. den 
üsterreich. Wechselordng., mit zahlreichen in den gesamten zur Behandlg. gezogenen Stoff. (Dr. Ludw. 
Text gedr. Orig -Beispielen (41 Beproduktionen v. Huberti's moderne kaufmänn. Bibliothek. 2. Ausg. 
Orig.- Wechseln auf photograph. Wege) u, m. Streif- (VMI. 112 8.) gr. 8”. Leipzig, Dr, L. Huberti 


2 758 


lichtern auf die wichtigsten Wechselgesetzgebgn. des geb, in Leinwand 2.75 


Civilprozessrecht. 


Cüppers, Dr. J., Beiträge zur Lehre v. der Be- ordnung u. Jurisdietionsnorm vom 1, VIL. 1805 
weislast, Diss, (76 8.) gr. 8°. Düsseldorf, L. Schwann samt Einführungsgesetzen u, den in Geltung ver- 


2,— bliebenen bezüglichen Gesetzen und Verordnungen, 
Pannier, Karl, Civilprozessordnung f. d. Deutsche Mit Erläutergn, aus den Materialien u. durch Ver- 
Reich in der Fassung des Gesetzes vom 17. V. 1808, weisg. auf im Zusammenhänge steh. Bestimmen. u. 


Textausg. ım. kurzen Anmerkm. u. Sachregister, e. ansführl, Itegister. 3., durchgeseh. u. erglinzte 
> Aufl. (387 8.) gr. 16°, Leipzig, Ph. Reclam jun. Aufl. /Nene Ausg.‘ (Mit e. Nachtrag) #XVI, XXXI. 
geb. 1.— 066 8.) 8°. Wien, Manz 6.—; geb. 7.— 

Schauer, Dr. Hugo, Sektionsr., Die Civilprozess- 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Dorner, Dr. Emil, Landger.-Präs., Das badische (Fassung der Bekanntmachung vom 20. V. 1895), 
Gesetz, die freiwillige Gerichtsbarkeit u. das Nota- nebst den Bestimmgn. des Bundesrats üb. das Ver- 
riat betr. (Rechtspolizeigesetz) vom 17. VI. 189%, eins- u. Güterrechtsregister Textausg. m. kurzen 


nebst den erlassenen Ausführungsverordngn. Text- Anmerkgn. u. Sachregister 2,, durch das Beichs- 
ausge. mit Einleite., Anmerkgn. u. Sachregister, gesstz vom 23. V. 1901 verm, Aufl. (110 8.) gr. 16° 
2, durchgearb. Aufl. (XXIL 390 S.) Karlarııhe, J. Ieipzig, Ph. Reclam jun. geb. —.60 
Laug geb. in Leinw, 3,30 Sanftenberxg, Landger.-R', Das deutsch» Gerichts- 


Gebührenordnung {. Rechtsanwält- in den An- kostenwesen, enth, das Gerichtskostengesetz, die Ge- 
gelegenheiten der Civil- u. Strafjustiz, der Verwalt- bührenordnung f. Gerichtsvollzieher, f. Zeugen u, 
ung u, d. Verwaltungsrechtspflege, (IIL, 105 8.) gr. S’. Sachverständige. Textausr m. kurzen Anmerken, 
Bamberg, ©. ©. Buchner’s Verl, kart, 1.5) u. Sachregister. 3. Aufl. (101 8.) gr. 16°. Leipzig, 

Pannier, Karl, Deutsches Reichsgesetz üb die Ph. Reslam jun. geb, —.60 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 


Patent- und Urheberrecht. 


Herse, Ernst, Patentanw., Dergewerbliche Rechta- Reichsgesetze, die, üb. das Urheber- u, Verlage - 
schutz (Patent-, Muster- n, Warenzeichen.Schutz) in recht vom 19. VI. 1001. Textausg. m, Anmerken. u. 
Frage u. Antwort, 1. Tl.: Deutsches Reich. (XII, Sachregister, Von e. prakt, Juristen. (54 8.) gr. 16%. 
366 8.) 8°. Berlin H. W. Müller kart. 4.— Leipzig, Bibliograph, Institut —.10 

Jahres-Katnlog des k. k. Patentamtes f. d. J. 

1901 (241 8.) Lex. 5°. Wien, Lehmann & Wentzel 6.70 


Strafrecht und Strafprozess. 


Hausen, P., Stock u. Peitsche, Ihre Anwendg. u. Taschenanusgnbe,. Manz'sche, der österreichi- 
ihr Missbrauch im modernen Straf- n. Erziehunge- schen Gesetze, 4. Bd. 2. Abth. 12%. Wien, Manz. 


wesen. 2. umgearb Aufl. (III, 213 S. m. Abbilden ) 4. Strafgesetz, das, üb, Verbrechen, Vergehen u. 
gr. 8”. Dresden, H. R. Dohrn 6. — Uebertretangen, vorm 27. V, 1852. R.G.B. Nr. 117, 

Lucas, Dr. Herm.,, Wirkl. Geh. Oberjnstizr. Minist.- sammt den dasselbe ergänz. u. erläut, Gesetzen 
Dir., Anleitung zur strafrechtlichen Praxis. Fin Bet- u. Verordngn , unter Anführg. einschläg. Beschlüsse 
trag zur Ausbildg. unserer jungen Juristen u. ». Rat- u, Ent-cheidgn. des Obersten Gerichts- u, Cnssa- 
geber f. jüngere Praktiker. (VIII, 415 8.) gr. 8° tionshofes. 2. Abth. 19. Aufl. (XII, 558 8.) 3.50; 
Berlin, ©. Liebmann 8.—; geb. 9,— geb. 1.50, 


Merkel, Dr. Panl, Priv.-Doz., Die Urkunde im Thuroew, Dr. Rich., Beiträge zur Lehre v. der 
deutschen Strafrecht. Eine histor, u. kritisch-dogmat Erpressung. (158 8.) 16. Heft gr 8". Berlin, E. Ebering, 
Untersuchg. (XI, 502 8.) gr. 8°, München, C H. Beck 4.— 


12,— 
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Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Arndt, Dr. Adt., Geh. u. Ob.-Bergr., Verfassung 
des Deutschen Reichs. Mit Einleite. u. Kommentar. 
2. gänzlich umgearb. Aufl. (X, 373 B.) 8°. Berlin, ' 
J. Guttentag 4.—; geb. in Leinw. 4.50 


Bergpolizei-Verordnung vom 28. 111. 1902 
üb. Betriebsanlagen auf Bergwerken, (27 8 
Essen, G. D. Baedeker. —.%0 
Bock, E., Das Stantsrecht des Deutschen Reichen. 
(XIV, 505 8.) gr. 8°. Stuttgart, O. Gerschel 

geb. in Halbfrz. 12.— 

Bötzow, Dr, Conr., Rat, Grundriss der Reich#- 
Verfassung sowie der hamburgischen Verfassung u. 
Verwaltung. (58 8.) 8". Hambure, L. Voss 1.— 

Dedekind, —F Amtarieht. Die Regentschaft ‚im 
Interesse.‘ Nebst 4 Anlagen. gr.’ Braunschweig, 
BR. Sattler — 40 

Hntler, Dr. Fredr.. Rog.-R., 
Wasser gesetz vom 1]. XII. 1900. Aus der Gesetzes- 
begründg., den Kommissionsberichten u. d. Kammer- 


hrsg. 7 Lfen. (XXI, 571 8.) gr. 8° Stuttgart, 
W. Kohlhammer 7. -; geb. 8.— 
Handnusgnbe der österreichischen Gesetze u. 
Verordnungen. 136. Hft. Ss. Wien, Hof- u, Staats- 
druckerei. 
136, Jahn, Dr. A., Minist.-Sekr., 
monopol in Österreich-Ungarn u. die Vorschriften 
üb. die Erzeugung u. den Verkehr v. explosiven 
Stoffen, v. Waffen u. Munitionsagegenständen. 
Bearb. im Vereine m. Artillerie-Oberingen. E. Ritter 
Schleeinger ron Benfeld. (X, 257 8) 2— 
Holigreven, Dr. A., Das Wildschadengesetz vom 
1l. VII. )891, erläutert. A. verm. u verb. Aufl., 


bearb. v.»DD Oberlandesger.-Präs, A Holtgreren u, | 


Oberlandesger.-R Th. Wolff. (VIII, 216 8.) 8°. Berlin 
J. Guttentag 
Kickhetel, Kreisaussch.-Sekr,, Baupolizeiordnng f. 
das platte Land der Prov. Pommern vom 25 IV, 
1899 nebst e. Anh., enth. Auszüge aus dem bürger!l. 
Gesetzbuche, dem allgem. Landrecht, dem Straf- 
gesstzbuche u dem Landesverwaltungsgesetze, m. 
Anmerkgn. 2, verm. u. verb Aufl. (40 u. 41 8.) 8”, 


Cammin, Formazin & Knauff 


se, 


Württembergisches | 
‚ Nieder. Abg. Landger.- Dir., 


verhandlen, erläutert u. m. den Vollzugsvorschriften | 


Das Pulver- 


4.—; geb. in Leinw. 4.50 | 


L= 
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Recht der Verkehrsanstalten. 


Kotze, Otto, Bürgermstr. a. D., Die baupolize- 
lichen Vorschriften f, die Haupt- u. Residenzstait 
Breslau. (IV, 176 8.) gr. 5°. Berlin, A. W. Hamas 
Erben 3.5) 

Kolze, Otto. Bürgermstr.  D., Die bsupollzei- 


lichen Vorschriften im Reg.- Bez. Breslau «IV, 168 | 
er. S”. Berlin, A W,. Hayn's Erben 3. 
— Dasselbe im Reg.-Bez, Liegnitz. (IV, 1588.) gr. %, 
Ebi ZA 


— im Reg.-Bez. Oppeln. (IV, 164 8.) ur 5 
Messerschmidt, Erust, Refer,, Das — 
nungsrecht nach preussischem Staatsrecht. Diss. (V], 
40 8.; gr. 8°. Königsberg, F Beyer 1l,— 
Neuhold, Dr. Ed., Landger.-R., Über die bacher- 
liche Behandlung v. Eisenbahn- Grundstücken vor 
ihrer Eintragung in das Eisenbahnbach. (27 8.) * 
Graz, U, Moser — * 
Gesetz betr. die Ab 
lösung der Realgemeinderechte n. ähnlichen Recht 
Vom 28. XI. 1900. Unter Berücksicht der Gesetzes 
materialien u. der Vollaugsverfügg. a u er 
läutert. (III, 308 8.) gr.$". Ellwangen, J. How 
6.—; geb. in Leinw. bar 7.0 
Polizei-Verordnung betr. das Bauwesen auf 
dem platten Land» in der Prov. Sachsen. Vom 3. 
IV. 1898. In der Fassg. vom 15. XI. 1900. 4. Aut. 
(32 8.) 8°. Merseburg, F. Stollberg — “— 
— betr. den Verkehr m. Kuhmilch u. Sahne, 884 
gr 8°, Berlin, A. W. Hayn’s Erben —_—. 
‚Schenkel, Dr. Karl, Minist.-Präs., Das badiach- 
Wasserrecht, enth. das Wassergesetz vom 26. VI. 194 
nebst den Vollzugsvorschriften u. den sonst. waswer- 
rechtl. Bestimmen. Systematisch dargestellt u er 
läutert, 2. Aufl. (XIII, 774 S.) gr. 8°. Karlerube, 
G. Braun’sche Hofbuchdr. 16.— ; geb. in Halbfre. 1%. — 
Springer, R.. Der Kampf der österreichischeu 
Nationen um den Staat. 1. Tl.: Das nationale Pro» 
blem als Verfassungs- u. Verwaltungsfrage. (IV, 
2528) gr, 8”. Leipzig, F. Deuticke —* 
wild, A., Pir., u. Armensekr. Dr, C. A. Schmid, 
Vademecum f. Armenpfleger, (283 8.) gr. 8°. Zürich 
Fäsi & Beer 3.60; geb. 1— 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Entwurf eines Gebäudebrandversicherungsgesetzes. 
Nach seiner vorläuf, Feststellg. hreg. vom k. Mini- 
sterium des Innern. (25 8.) gr. 4°. Stuttgart, W. Kohl- 
hanımer — ,30 

Goldschmidt, Karl, Red. Wegweiser durch 


die Unfallversicherungsgesetze in der Fassung von 


5. VIL. 1900. (82 8.) ar. 8". Berlin (0. 27, Andreas- 
str. 75), Verband der deutschen Gewerkvereine —.30 
Hiller. Geo., 1. Vorst., Handlungsgehtifenkam- 
mern. Vortrag. (6. Deukschrift des Verbandes deut- 
scher Handlungsgehülfen.) (22 8.) gr. 8”. 
Verband deutscher Handlungsgehülfen —.10 


Hirsch, Dr. Max, Anw.. Leitfaden zum Gewerbe- 


gerichtsgesetze m. besond. Berlicks. der Verhältniss- | 
Berlin, | 


wahl u. der Einigungsimter, (32 8.) ger. 8". 
{0. 27, Andreasstr 75), Verband der deutschen 
Gowerkvereino 
Jacobskötter, J., Reichstags-Mitgl , 
stehungsgeschichte des Handwerkergesetzes. (22 8.) 
gr. s®. Krefeld, J. Greven — .20 
Menzen, Dr.., Amtsger.-Rat, Invalidität«- u. Alters- 
versicherung in der Fassung des Invalidenversiche- 
rungsgesetzes vom 13. V1I. 1809, Gesetzestext nebst 
einleitenden Bemerkgn., Anmerkgen., Ausführunga- 
bestimmgen., Formularen zu Eingaben u. Sachregister. 
(VIII, 214 8.) gr. 8°. Paderborn, F, Schöningh 2.80 
Neuhanes, Dr. Geo., Handwerksk.-Syınd., Die 
Handwerkskammer, 
gaben. (Dr. Ludıe. Huberti’s prakt. gewerbl Biblio- 
thek.) (VIII, 104 8) gr. 8°. Leipzig, H. Klasing 
geb. in Leinw. 3.— 
Pape, Rich.. Handwerksk.-Sekr., Die Regelung des 
Lehrlings- u Gesellenprüfungswesens im Handwerk. 
Als Handbuch für Handwerker u. Leitfaden f. die 
Mitglieder der Gesellenprüfungsausschüsse bearb, 


Die Ent- 


Leipzig, | 


—.50 ' 


ihre Organisation u. ihre Auf- | 


(Dr. Ludw. Biblistbek. 


(VII, 119 8.) gr. 8". 


Recht, das, der Handlungsgehilfen. Eine kurze 
Erläuterg. üb. den 6. Abschnitt des Handeigeestz- 
buches unter Berücksicht. des bürgerl. Gesetzbuchrs, 
der Gewerbeoring. u. der übr. einschläg. Gesetze, 
nebst Sachregister. (Schriften, hrag. v. der Berufs 
genossenschaft Deutschnationaler Handlungweebilien- 
Verband. 4. Bd.) 5. Aufl. 11—20. Taus, (94 8.) gr. 5° 
Hamburg, Deutschnationaler Handlungrgehilfen- —* 

baud —2* 

‚Reger’s, A., Handausga be der Gewerbeordnung für 

| das Deutsche Reich in der Fassg. der Reiehskanzier- 
Bekanntmachung vom 26 VII. 1900. In 3. Aufl. neu 
bearb. v. Reg.-Assess,. Th. Stöhsel. 2. Bd., enth. die 
Vollzugsvorschr, des Reichs u. des Königr. Bayern, 
die preuss. techn. Anleitg. bezgl. der Genehmi. 

gewerbl. Anlagen, Auszug aus dem neuen Gewerb- 
gesetze u. alphabet. Gesammtregister. (XI, 29 3) 
s’. Ansbach, C. Brügel & Sohn geb. in Leinw. 3% 

Scehiedsgerichte, kaufmännische, m. Anh. Ent- 
wurf e. Gesetzes betr. kaufmännische Schiedsgerichte. 
(Schriften, hrsg. v. der Berufsgenossenschaft Donfsch- 
nationaler Handlungsgehilfen-Verband. 7.Bd. 1-10. 
Taus. (68 8.) gr. 8°. Hamburg, — — 
Haudlungsgehilfen-Verband 

Simon, Osk., Geh. Ob.-Reg.-R. vortrag. Rat, 8* 
Fachbildung des preussischen Gewerbe- u. Handels 
standes im 18. u. 19. Jahrh, nach den Bestimmungen 
des Gewerberechts u. d. Verfassung des gewerblichen 
Unterrichtswesens, 14 Hfte. (VII, 928 u. LIXIVI 
gr. 8°. Berlin, J.J. Heine 22. — ; geb. in Halbfrz 

Singer, Panl, Reichst.-MitgL, ‚Der Kampf ums 
Recht‘‘, Eine Rede zur Frage der ‚‚kaufmännischs 
Schiedsgerichte‘‘, Mit e. Anh.: „Zur Geschichte der 


Huberti’s prakt, gewerbl, 


Leipzig, H. Klasing 
geb. in Leinw. 2% 


— 
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kaufmänn. Schiedsgerichte'', 
M. Josephsohn 
wolf, Emil, 


(308) gr.S5®. Hamburg, 
—,15 
Bürgerm -Beigeordn, Gewerbeger.- 


Vors., Der Haudwerker u. seine Arbeiter (Hand werks- | 


Gesellen, -Gehilfen u Lehrlinge). Systematische : 


Darstellg. der Rechtsverhältnisse der selbständigen | | 


Finanzwissenschaft. 


Abhandlungen volkswirtschaftlicheu. wirtschafts- 
geschichtliche, hreg. v. Prof. Dr. W, Stieda. 2. u. 
». Hft. er 8’. Leipzig, Jüäh & Schunke, 

2, Tack, Dr, Jehs,, Die Hollandsgänger in Han- 
nover u. Oldenburg. Ein Beitrag zur Geschichte 
der Arbeiter-Wanderg. (XV, 217 8.)6.—. —3. Drey- 
dorf, Dr Rud., Ein deutsches Reichsarbeitsamt, 
Geschichte u, Organisation der Arbeiterstatistik im 
Iu- n Ausland. (V, 167 8.) 4.— 

Abhandlungen des staatswissenschaftlichen Se- 
minars zu Jena, hrag, Prof. Dr, J. Piersdorsf. I. Bd. 
5 Hft. gr. 8°., Jena, G. Fischer. 

A Wichmann, Dr. Fritz, Der Kampf um die Wein- 
verbesserung im deutschen rn Ein Beitrag 
zur Wirtschaftsgeschichte der Ge 

P.odnktionsstatistik des deutschen Weinbaues. 
(X, 202 8.) 4.50 

Arbeitsnnehweis,. der, im Handelsgewerbe. Ein 
Handbuch zum Gebrauch beim Stellenwechsel. 
(Schriften, hrag. v. der Berufsgenossenschaft Deutsch- 
nationaler Handlungsgehilfenuverband. 9. Bd.) 1— 10, 
Tans, (65 8.) er. 8". Hamburg, Deutschnationaler 
Handlungsgehilfen-Verband 

Bnchmayr, Dr. Leo, Assist., Landwirtschaftliche 
Attaches. (30 8.) gr. ®°, Wien, C. Fromme —,50 

Beck, H.. Gerechter Arbeitslobn ' (VIII, 176 8.) 
gr. 8° Dresden, O, V, Bölmert 3.— 

Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte Thüringens. 
Hrsg. v. der thüring. histor. Kommission, 
gr. 5”. Jena, G, Fischer. 

1. Stirda, Prof. Dr. Wilh,, Die Anfänge der Por- 
zellanfabrikat auf dem Thüringerwalde, Volkswirt- 
schaftlich-histor. Studien. Mit 24 Fig. im Text. 
(vui. 425 8.) 8.— 


Bericht des eidg. Versicherungsamts üb. d. privaten | 


Versicherungsunternehmungen in der Schweiz im 
J. 10909. 


Bundesrates vom 27. III. 102. II, LXII, 13€ 8. m. 


1 Taf.) gr. 4°. Bern, Schmid & Fraucke 3.—! 
Biederinek. Prof. J., Die sociale Frage. Ein 
Beitrag zur Orientierung üb. ihr Wesen u. ihre 
Lösg. 5. Aufl. (X. 280 8.) gr, 8" Innsbruck, J. Rauch 


2.40 

Bierbrauer, Th., Magistr.-Obersekr, Bitreauvorst,, 
Ortsgesetze v. Wiesbaden üb. die direkten u, in- 
direkten Gemeindeabgaben, Gebühren u. Beiträge, 
nebst . Anh, enth. die Vorschriften üb, 
schäftsbetrieb der Vermittlungs-Agenten f. Immo- 
biliarverträge (Immobilienmakler), den Staats-Steuer- 
tarif ete. 2. Aufl. (IV, 801 8.) er. 8°, 
H. Staadt kart. 4.— 
Böttxger, R., Reg.-Sekr., Stenertarif zum Finkom- 
nıenstenergesetze vom 24. VI. 1891 (Gesstz-Sammlg. 
S. 18%), verbunden ın. e. Tabelle zur Berechng. der 
im Laufe des Steuerjahres eingetretenen Einkommen- 
steuer-Zu- u. Abgänge u, -Ausfälle. ®. Aufl. (10 Tans.) 
(6 8.) schmal Fol. Hannover (Wiesenstr. 7 p.) 
Selbstverlag — 0 
— Steuertarif zum Ergänzungssteuergesetze v. 14. VII. 
1843 (Gesetz-Samrmlg. 8, 134) u. zur königl. Ver- 
ordnung vom 25. VI. 1805, verbunden m. e. Tabelle 
zur Berechng. der im Laufe des Stenerjahres ein- 
gotretenen Ergiinzungsstener-Zu- u. Abgäinge u. Aus- 


fälle Anh., Berechnung des Kapitalwertes period. 
Nutzen. u. Leisten. 6. Antl. (6 8.) schmal Fol. 
Ebd. —90 
Bruckner, Dr., Zuckerfabr.-Dir., Zuckernot u. Ab- 
hilfe. [Aus: „Deutsche Stimmen.) (28 8.) gr. 8", 
Berlin, W. Baensch 1.— 


Brrgdort,. A.. Ob.-Steuer-Kontrol., Die Arbeits- 
losen- Versicherung, wie allgemeine Volksversorgung. 
(40 8.) gr. $’. Altona, Ottensen, Selbstverlag —.50 

Cnsun- u Verrechnungsvorschriften, 
allgemeine, f. die Steuerämter. (VIII, 268 8.) Lex. 5", 
Wien, Hof- u. Staatsdruckerei 3.— 

Conrad, Dr. J.. Prof., Leitfaden zum Studium der 


nwart, nebst. | 


— 30 


1. Ba. 


den Ge- | 


Wiesbaden, 
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Handwerker (Handwerksmeister), sowie ihrer Ge- 
sellen, Gehilfen u. Lehrlinge nach dem neuesten 
Stand der Gesetzgebg. Dr. Ludıw. Huberti’s prakt. 
gewerbl. Bibliothek.) (VI, 154 8.) gr. 8. Leipzig, 


H. Klasing geb, in Leinw. 3.— 
Volkswirtschaftslehre. 

Nationaloekonowie. 2. ergänzte Aufl (VIE 218) 

gr. 8°, Jena, G. Fischer 1.80 


Damnschke, Adf., Die Bodenreform. Grundsätz- 
liches u. Geschichtliches. Vorträge. (IX, 230 8, gr. 8°, 
Berlin, J. Räde 2.50 

Eichholtz, Thilo, Laudmess, Bodenreform 
u. neue Grundsteuerveranlagung. Ein Beitrag zur 
Hilfe f. die Landwirtschaft. (VI, 02 8.) gr. 8°. Berlin, 
P. Parey 120 

Eisier, Rob., Studien zur Werttheorie, (XII, 112 8.) 
gr. 8°. Leipzig, Dunker & Humblot 3.— 


Finanzwirtschaft, die Russlands, Aus dem 
Russ. v. E, Daridson. Aus: „Efron u. Brockhaus, 
eneyklopäd, Wörterb.“ (111, 85 8.) gr: 8’. Leipzig, 
O, Wigand 1.50 


Forschungen, staats- n. socialwissenschaftliche, 
hrag. von Guef. Schmoller. XX. Bd. 3. u. 4. Heft. 
(Der ganzen Reihe WO. u. 91. Heft.) gr. 8°. Leipzig, 
Duncker & Humblot 

3. Böhme, Dr. Carl, Gutsherrlich-bäuerliche Ver- 
hältnisse in Ostpreussen während der Reformzeit 
von 1770 bis 1830. Gefertigt nach den Akten der 
Gustarcbive zu Augerapp u. Gr.-Steinort. (VII, 
107 8.) 2.60, — 4. Schreuer, Dr. Hans, Prof,, Unter- 
suchungen zur Verfassungsgeschichte der böhm- 
ischen Sagenzeit. (XXI, 108 8.) 3.—. 

Geschäftsbericht, 3., des Arbeitevernmittlungs- 
amtes der k.k. Reichahaupt- u. Residenzstadt Wien 
f. d. J. 18901. (23 $,) gr. 4*, Wien, W, Braumüller 

1.— 

Gibsone, J.. Stadtverordn., Bodenwncher und 
Wohnnngsnot, Vortrag. (16 8.) gr. 8”. Danzig, A. W. 
Kıfemann —,50 

Hamburg’s Handel im J. 1901. Sachverständigen- 
Berichte, hreg. auf Veranlassg. der Handelskammer, 
(132 8.) 4”. Hamburg, ©. Boysen 1.50 


Veröffentlicht auf Beschluss des schweiz. | Yandelsberiehte üb. das In- u, Ausland. Sonder- 


abdrücke aus dem im Reichsamt des Innern hrsg. 
deutschen Handelsarchiv. I. Serie. Europa. Nr. 55. 
gr. 8". Berlin, E. 8. Mittler & Sohn. 
55. Calais. Havre. Nantes. Dünkirchen. (39 8.) —.50 
— dasselbe. II. Serie Asien. Nr. 26—28 gr 5° Ebd. 
Nr.26 Swatau (25 8.) — .35. Nr 27 Wladiwostok. (14 8.) 
—,20 Nr. 28 Singapur. (34 85.) —.45. 
Hand- u. Lehrbuch der Stastswissenschaften in 
selbständigen Bänden. Begründet von Kuno Fran- 
kenstein, fortgesetzt von Max v. Heckel, I. Abtlg.: 
Volkswirtschaftslehre. 2. Bd. gr. ®. Leipzig, C. L. 
Hirschfeld. 
2, Oncken, Dr Aua,, Prof,, Geschichte der National- 
ökonomie. (In 2 Tin.) 1. Tl.: Die Zeit vor Adam 
Smith. Mit 2 Taf. (X, 516 8.) 16.50; geb. 18.50. 
Jahresbericht, i, des Arbeiter -Sekretariates 
München u. Geschäfts-Bericht des Gewerkschafts- 
vereins München pro 1W01. Urbersicht üb, den Stand 
der Münchener Gewerkschafts-Bewegg., Berichte üb, 
Lohnbeweggn. etc. (IV, 728.) gr. 8. München, Ge- 
werkschaftsverein. — .,30 
Jutzi, W., Deutsches Geld u, deutsche Währung. 
(VII, 232 8.) gr. 8%. Leipzig, Duncker & Humblot 
4,40; geb. 5.40 
Kalle. Stadtr. Prof, u. Beigeordn. Mangold, 
Die Wohlfahrtseinrichtungen Wiesbadens, (154 8 
gr. 8°. Wiesbaden, J. F. Bergmann 1.60 
Kamp, Dr., Prof., Unsere jugendlichen Lohnarbei- 
terinnnen in Arbeit, Unterricht u. Mussestunden. 
(Dr. Ludw. Ilnberti's prakt. gewerbl. Bibliothek.) 
(VIII, 164 8.) gr.5". Leipzig, H. Klasing 
geb. in Leinw. 3. - 
Kellen, 'T.. Red, Die Arbeiter Wohlfahrts-Einrich » 
tungen. Ein Leitfaden zur Orientierg, üb, die Ein- 
riehtgen. u, Bestrebgn. auf dem Gebiete der Arbeiter- 
Wohlfahrt. (Dr. Led, Huberti's prakt, gewerbliche 
Bibliothek.| (VIIL, 1368.) gr. 8°. Leipzig, H. Klasing 
geb. in Leinw, 3.— 
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Kleinwächter, Frdr., Hofr. Prof, Lehrbuch 
der Nationalökonomie. (XIV, 477 8.) gr. 8”. Leipzig, 
©. L. Hirschfeld 8.40; geb. 10.— 


Lnndarbeiter, die, in den evangelischen Gebieten 
Norddeutschlands, In Einzeldarstellen. nach den 
Erheben. des evangelisch-sozialen Kongresses hrsg. 
von Mar Weber. 3 Hft, gr. 8’, Tübingen, H. Laupp. 

b. Klee, Dr. Alir., Die Landarbeiter in Nieder- n. 

Mittelschlesien u der Südhälfte der Mark Bran- 

denburg. Mit vielen Tab. (VIII 167 8) 
Subskr.-Pr. 3.80; Einzelpr. 5.0 

Liebknecht, Dr. W., Zur Geschichte der Wert- 
theorie in England. (V, 1128.) gr.5". Jena, G. Fischer 

2.80 

Maunes, Dr. Alfr., Die Haftptlichtversicherung. Ihre 
Grschichte, wirtschaftl. Bedeutg. u. Technik, in 
besondere in Deutschland. «VII, 272 8.) gr. 8”. 

Leipzig, € L. Hirschfeld 7.20; geb. 8.20 

Nachrichten, amtliche, üb. das preuseische Staats- 
schnldbuch. T. Ausg, 1438.) 12°. Berlin, J.Guttentag 

— 40 

Otto, Berth., Das liecht auf Arbeit u. die Arbeiter- 
Interessen. Soclalpolitische Skizzen, m. «, einleit, 
Artikel üb. Bismarck u, das Recht auf Arbeit von 
Dr. Schetfer. 2 Aufl, (XI, 60 8.) gr.5%, Leipzig, 
K. G. Th. Scheffer ar) 

Rechenberg, E. v., Ueber Einschränkung des 
Getreidebaues zu Gunsten der Viehhaltung Diss 
(IL, 778.) gr. 8°. Neisse, Dresden, v. Zalın & Jaensch 

3.— 

Schacht, Hjalmar, Inhalt u. Kritik des Zolltarif- 
entwurfs vom Standpunkte der «luutschen Industrie. 
Aus: „Schmoller's Jahrb, f. Gesetzgebung. ete.“) 
(46 8.) gr. =‘. Leipzig, Duncker & Humblot 1.— 


Schweitzer, Geo.. Katechismus des Bank- und 
Börsenwesens. 2. Aufl, nach d. neuesten Bestimmen. 
der Gesetzgebg. umgearb. (XII. 242 8.) 12”. Leipzig, 
J. J. Weber geb. in Leinw. 3.50 

Streuli, Dr. Adf.. Die Züricher Liegenschaften- 
Krise, Eine wirtschafts- u. weialpolit. Studie. (Diss.} 
(12% 8.) gr, >". Zürich, Fäsi & Beer 2. ⸗ 

Studien, Münchener volkswirtschaftliche. Hrag. v. 
Lujo Brentano u. Wealth, Lotz, 48 Stück. gr. 8”. 
Stuttgart, J. G. Cotta Nachf, 

48, Busching, Dr. Panl, Die Entwickelung der 
handelspolitischen Beziehungen zwischen England 
u. seinen Kolonien bis zum J. 1560, Mit Anlı, 
Tabellarische Uebersicht 1b. den Kolonialhandel 
1826 — 1000. (IX, 214 8. m. 4 Tab. 7 

Trommer, Ludw. Ed... Eisenbalmn-Zeitfragen., 

Folge der grundleg. Vorarbeiten f. e, neue Verkehrs- 


7 — 


48 


ordng. u, künft. Verkelirswissenschaft. (IV, 180 &.|. 
gr, 8°, Zürich, Art. Institut Orell Füssli ı1- 
Ulm, E.. Der kundige Stener-Reklamant. Eine Ar 
leitg. für alle Stände zur vorschriftsmäss. u. Erfolg 
versprech. Abfassıg. v. Reklamationen gegen alle 
Staats u. Kommunalsteuern, nebst vielen Rekla- 
mations-Formnlaren. 14. Aufl. Unveränderter Abdr 
der 13., unter Berücksicht. der neuen preuss. Stewr- 
gesetze umgearb. u. verm, Aufl, (VL, 151 8. gr, ®. 
Leipzig, G. Weigel 1.50, geb. 1.% 
Vaillant, Th., Das Erbschaftsstenergesrtz f. El- 
sass-Lothringen. In der Fassz. vom 17. VI. 1%W 
Zum Gebrauche der Steuerpflichtigen bearb. (Jur- 
stische Hausbibliothek) i23 8.) gr. 12°. Metz. BE 
Lupus — 8 
Verhandinngsschrift u Zeitungsstim- 
men üb, den 6. deutschen Handlungsgehilfantag 
am 8. IV, 1901 in Mannheim, m. e. Bericht üb. die 
Verhandign. des Verbandstages am dv. IV. Il a 
dem dort genehmigten Geschäftsbericht u. der Ab 
rechng. des Verbandes f. 1400. (Schriften, hr. r. 
der Berufsgenossenschaft deutschnationsler Hand- 


» lungsgebilten-Verband. 8. Bd.) (80 8.) gr. 8°. Ham- 


burg, Deutsghnationaler Handlungsgehilfen-Ver- 
band . — u 
Vixgelias, Dr. Car}, Kreis-Spark.-Vorst. Srmd., 
Hundbuch f, Sparkassen (In 5 Lfen.) 1. Life ®. 
I1—S0.) gr, S Breslau, M. x H. Marcns 1l.— 
Voitl, Karl, Zur Frage unserer Wawerstrassen. 
Gntachten des Vereines der Holzhändler, Holzindu- 
striellen u. Flossfahrtunternehmer im Königreich 
Löhmen üb, die Rückwirkg. u. den Einfluss der zu 
erricht. Wasserstrassen auf die durch den Verein 
vertretene Interessensphäre des Holzhandels, der 
Holzindustrie n, der Forstwirtschaft. (15 S.) gr ” 
Prag, F, Rivnic — 
Vusio, Don E. M., Der Reichtum der Nationen u. 
Staaten nach e. neuen Systeme. (XIII, 16] 8.) gr. . 
Wien, Mayer & Co,, L- 
Weiss, Dr. A, Hundelssch.-Dir., Der Haudwerkir 
sonst und jetzt. (Dr. Ludw. Huberti's prakt. ce 
werbl. Bibliotbek., (VIII, 109 8.) gr. ®”. Leipzig. # 
Klasing geb in Leinw. 2.% 
Zeitlin, Dr, Leon, Fürst Bismarcks sociale, wirt- 
schafts- u. steuerpolitische Anschauungen. Dar 
stellu :e u. Kritik. Mit Buchschmuck v. ©. R. bossert. 
(XIV, 262 8.) gr. ©, R. Wöpke geb. 7,0 
Zimmermann. A. J. 8. Amerikanische Wohl- 
thätigkeits-Anstalten (30 8.) gr. 8°, Hamm. Breer & 
Thiemann Einzelpreis — * 
Zotlordnung u. Zolltarif f. Bolivien. Ans 
‚„ Deutsches Handels-Archiv'.. (8. 163-2% er. #. 
Berlin, E. 8, Mittler & Sohn 19 


6.=; 


Statistik. 


Jahrbneh, statistisches, der autonomen Landes- 
verwaltung in den im Keichsrathe vertretenen König- 
reichen u. Ländern. Hrag. durch die k. k statist, 
Contral-Commission auf Grund der v den Ländern 
selieferten statist,. Tabellen u. Matenalien. 2, Jahrg, 
{XLIV, 5758.) Lex 8‘, Wien, Hof- u. Staatsdruckerel 


20.— 


Kubezanko, Greg. Iwan, Russland in Zahlen. 
Statistisches Sammelwerk. Mit e. farb.) Eisenbahn- 
karte, (VII, 148 8.) gr. 8°. Leipzig, O. Wiegand 3.— 

Mitteilungen des statistischen Amts der Stadt 
£lberfeld. 1, Hft. gr. 4°. Elberfeld, Basdeker 

I. Landsberg, Dr. Otto, Dir., Einige Ergebnisse 
der Volkszählung vom 1. XIL, 190, (45 8.) 1— 

Statistik des Dentschen Reichs. Hrsg. vom kaiserl. 
statist. Amt. Neue Folga, 157. Bd. 2. Abth. Imp. 4°, 
Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. 

137. Seeschiffahrt, die, im J. 1900, 2. Abth.: See- 
verkehr in den deutschen Hafenplätzen. — See- 
reisen deutscher Schiffe. (VII, 128 8.) 4.— 

— österreichische. Hrsg. v. d. k. K. statist Central- 

Commission. 59. Bd. II. n. III. Hft. 1. Abth. Imp. 4°, 


Wien, C. Gerold « Sohn in Komm, 
II Statistik des Verkehrs 1. d, J. 1898 u. IWW. 
1. Abth : Landstrassen, Wassorstrasen, Fla= 
schifffahrt. (XXXIL, 768.) 2,60. — II. Ergebn ises, 
die, der Reichsrathswahlen in den im Beichsrathe 
vertretenen Königreichen u. Ländern £. d.J. 1900 91 
(III, XXXO, 78 S. m. 1 farb. Karte.) 3 — 

— preussische. Hrsg. vom königl. statist. Bursan in 

Berlin. 171 Hft, Imp. 4°. Berlin, Verlag des k. statist. 
Bureaus, 
171. Sterblichkeit, die, nach Todesursachm nmd 
Alteraklassen der Gestorbenen, sowie die Selbe 
morde nu. die tödtlichen Verunglückungen ımı 
preussischen Staute während des J. 190. (IV, 
XXVI, 268 8.) 7 60 

Statistik des Hamburgischen Staates Brarb = 

hrag. v. dem statist. Bureau der Stewer pushen 

XX. Hft. Die Bewegg. der Berölkerg. in den. 159 

bis 1890, Statistik der Wahlen in dea J. 18% 

bis 1901. Die Einkommensteuer in den J. 19 bis 

1899. (III, 131 8.) gr. 4°. Hambarg. 0. — 

Verl. — 


Politik. 


Brix, Th, Nordschleswig u. d. Selbsterniedrigung 
Deutschlands, Ein Protest gegen berrsch. Cours, 
(6 8.) gr. S", Berlin, Hermann Walther —,50 


Evert, Geo., Ob.-Reg.-R., Reichspolitik od. „Fr#+ 
handelsargument‘‘? (IV, 91 8.) er. ®, München. B- 
Oldenbourg 2% 
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Fiugschriften d. politischen Aufklärungsvereines. 
Nr. 1 gr. 8% Wien, ©. W. Stern. D 
1. Teifen, ©. W,, Religion od. K:rehe” (16 8.) —.0 
Gran««mann, Landger.-Dir. Keichst -Abg., Herr 
Reichstagsabgeordneter Roeren u. der Prozess in 
Thorn gegen die polnischen Pennitller, | Aus: „ Deutsche 
Stiimmen’‘.] (11 8.)gr. 8%, Berlin, W. Baensch —.30 
Hartwig. Dr. Past,, War Luther Antisemit” Nebst 
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Schiemann, Pr. 'Th., Prof., Deutschland u. die 
grosse Politik anno 1901. (IV, 450 8.) gr. s°. Berlin, 
G. Reimer 6.—; geb, 7.— 

Schippel, Max, Beiclst.-Abg., Sozialdemokra- 
tisches Beichstags-Handbuch. Ein Führer durch 
die Zeit- u. Streitfragen der Reichsgesetzvgebg. (X, 
1174 S.) gr. S. berlin. Buchh. Vorwärts 

eb. in Leinw, 9 — 


zwei notwend. Vorfragen beantwortet, (72 8.)gr. 5’. Windthorst, Dr. Ludw., Staateminist. a D. 
Leipzig, B. Richter in Komm. 1,20 Parlamentarier, Ausgewählte Reden, geh, in der 
Kraus, F., X... u. d, Ultramontanismus. Von Zeit vom 1851-1891. 2. Bd (350 8) ger 8%, Osna- 
Khenanus,. Aus: ‚Deutsche Stimmen‘. (298. gr. »". brück, B. Wehberg 1.30; geb, 2.— 
Berlin, W, Baensch 1— 
Varia. 


Glaube, der, an unser Volk. Nationale Briefe aus 
Deutsch-Ossterreich (VIII, W 8.) gr. 8”. Linz, 
Oesterreich. Verlagsanstalt 1. 

Heckelmann, Dr. Aug., Haudelsichr. Doz., Bür- 
gerliches Hausbuch, Ein rechts- u. geschäftskund. 
Führer u. Ratgeber f, alle Stände u, Berufsklassen. 
® Aufl. Mit vielen Formularen u. ansführl. Sach- 


Register. (VII, 22% 8.) gr. 5°. Giessen E. Roth 
1.60; geb. in Leinw, 2. 
Herabwürdigung, die, des christlichen Eides 


durch den Rabbiner Dr, Münz in Gleiwitz. Wort- 
la:t des Kabbinerbriefes an den Reichstags-Abge- 
ordueten Liebermann v, Sonnenberg u. Wortlaut v. 
dessen Antwort n. Widerlegg. (13 S.| er. S Berlin, 
Deutschnationale Buchh u. verlugsanstalt —.10 
Hof- u, Staats-Handbuch des Grossherzogth. 
Oldenburg f. 1002. (XVJ, 450 8.) g. 8°. Oldenburg, 
Schulze kart. 180 
Jahresberiult des Vereines f. erweiterte Frauen- 
bildung in Wien. XIII, Vereinsj. Oectbr. 1900 — Oetbr. 
1401. Beilagen: IX. Bericht üb. die gymnasiale 
Mädchenschule. Gedenkfeier f. Marie Bosshardt van 
Demerghel. ‚Islands Frauen u. ihr Anteil an der 
heim, Unltur u. Literatur‘, (62 S. m. I Bildnis.) 
gr. 8°, Wien, A. Bermann. — ‚60 
Martens, P. Ch, Wie regulieren Sie? Eine ge- 
wmeinverständl. Darstellg. der Wege zur Begleiche. 
der Verbindlichkeiten, Einziehg. der Fordergn., so- 
wie alles Wissensnötigen üb. Wechsel, Schecks, 
Bankwesen etc. ete,, nebst beztigl. Schriftsticken. 
(Dr. Ludw. Huberti's prakt, gewerbl, Bibliothek.) 

(VIII, 70 S. gr. X. Leipzig, H. Klasing 
geb, in Leinw, 2,40 


Müller, Jos., Der Beruf u. die Stellung der Frau. 
Ein Buch f. Männer u. Frauen, Verheiratete und 
Ledige, alt u. jung. Mit Buchschmuck v, Marianne 
Fiedler. (160 8.) gr. 5°. Leipzig, Verlag der grünen 

* 


Blätter 2 
Neumann’«, Albr. Börsen-Tabellen (Bilanz- 
Tabellen). 1902. 1. Tl. 2, Jahrg. Tabellarische 


Zusammenstelle. der vier letzten Bilanzen aller an 
der Berliner Börse gehandelten Bank- u. Industrie- 
Werte, nebst deren höchsten u. niedrigsten Coursen 
des lauf, u. letzten Jahres m. Angabe der Divi- 
denden-Auszahlungs-Termine, Eisenbahn-Finnahmen 
u. Bergwerk-Betriebs-Ausweise. (110 8.) hoch 4®, 
Berlin, A. Neumann geb, 4.— 


Schanz, Dr. Mart.. Prof., Die neue Universität 
u. die neue Mittelschule. Festrede. (64 8.) gr. 8, 
Würzhurg, Stahel's Verl, 1.— 


Schiefler, Gust,. Der Kaiser, die none Knltur 
u. die deutschen Einzelstaaten. (808.) 8° Hamburg. 
A. Janssen — 60 


Schlimbach. Aug., Prof. Politische Arithmetik. 
insbesondere Zinseszins-, Sparkassen-, Renten-, An- 
leihe-, Kurs u Rentabilitäts-Rechng,, uebst Fak- 
toren-Zusammenstelgg. (XVl, 288 u. 117 8.1 er. 9. 


Frankfurt a. M., F. B. Anuffarth 10.— ; 
geb. in Leinw, 12.— 
Schorlemer, Hub. Frhr. v., Zur Abwehr u. 


Klarstellung. Meine Klage gegen den k. Gymna- 
siallehrer Dr. Mux Berger (51 8.) gr »®. Traunstein, 
M. Endter ‚60 





Rechtspraktikantenkurs 


1902/35. 


Der Justizkurs des Herrn 


Landgerichtsrats Dr. Becher in München für Rechtspraktikanten, die 
im Jahre 1903 die Staatsprüfung machen, beginnt am 1. Oktober 1902. 
Anmeldungen wollen schriftlich unter der Adresse Hessstrasse 5/I bis 
längstens 1. September 1902 erfolgen. Nach der Zeit der Anmeldung 
richtet sich die Berechtigung auf die Plätze. Ort und Zeit des Kurses 


(wöchentlich 2mal 1'/s Stunden) wird besonders mitgeteilt. (108) 


23. 5chweiber Derlag (Arthur Sellier) Münden. 


Demnädit ericheint: 
0.6. Profeſſor des Strafredhts an 3 - 
Groß, Dr. bans, der Deutfchen Univerfität Prag. Die Erforſch⸗ 


ung des Sachverhaltes ſtrafbarer Handlungen. 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizeis und Sicherheitsdienites des Deutichen Reichs. 
gr. 8°. (12 Bog.) in Ganzleinen geb. ME, 2.50. 
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3. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München. 


In wenigen Tagen gelangt zur Ausgabe: 


rankenburger, dr. geinrin, handelsgeſetzbuch 


Rechtsanwalt in Münden für das Deutſche Reid 
(mit Ausnahme des Seerchts (mebft dem Einführungsgeiege. 
Handausgabe mit Erläuterungen und ausführlihem Sachregiſter. 
2. vollitändig umgearbeitete Auflage. 3". (43 Bog.) in 
Ganzleinen gebd. WIE. 8.60. 


‚ Die Vorzüge, melde der 1. Auflage eine jo raſche Einbürgerung in ber 
Praxis verichafften. hat die Neubearbeitung ın noch weit höherem Maße aufzuweisen 


eo, Dr. martin Deutſches Seehandelsrecht 


Rechtsanwalt in (Handelsgeſetzbuch: Buch IV, Seehandel, in 
Hamburg der Faſſung vom 10. V. 1897 und des Ab— 
änderungsgeſetzes vom 2. VI. 1902) nebſt einem Anhang ent: 
haltend Die Nebengejege. Handausgabe mit Erläuterungen u. 
ausführlichen Sachregiſter. 1. Lieferung. (5 Bog.) 8°. ME. 1.20. 

Das vorliegende Werk enthält, ald Fortiegung zu Frantenburgers Hand- 
ausgabe des Handelsgeiegbuces geichrieben, in gleicher furzer, aber die wichtigiten 
Punkte und namentlich die Hauptergebnifje der Rechtiprehung berüdfichtigender 
Weije eine Ausgabe des vierten Buches des Handelögejepbuches, und zwar 
unter Einfügung der jüngjt mit der neuen Seemannsordnung beichlofienen 
Abänderungen. 

Außer dem vierten Buche des Handelsgeſetzbuchs jind die für das Seerecht 
wichtigiten Nebengeiebe mitaufgenommen. In eriter Linie jelbitredend die neue 
Seemannsordunung, dann das Flaggenrechtögeiet in jeiner erit vor kurzem 
abgeänderten neuejten Faſſung, die Gollifionsperordunng, die Straudungs: 
orduumg u... m. Mit der Scemannsordnung werden auch die mit ibr gleich— 
zeitig verabjdiedeten Gejege: Das SHeimihafiungsgeich und das über die 
Stellenvermittelung fur Seelente abgedrudt. 


efele, Stanz Xaver, Das Gewerbe-Unfallver: 
vw, ze: Jherumgsgefeh und das 


Arbe rg tunginftiederbanern Bau :Unfallverfiherunsgejeß nad 
dem Gelee betr. die Abänderung der Unfallverficherungsgeiege vom 
30. Juni 1900. gr. 8°. (28 Bog.) in Ganzleinen geb. DIE. 10.—. 


Der fgl. Reg-Rat F. X. Defele bat in der vorliegenden Bearbeitung 
de8 Gewerbe: und BausUnfallveriiderungsgeieges nah dem 
Abänderungsgeiebe vom 30. uni 1900 einen jehr ausrührlichen Nommentar 
geihaffen. Die überiihtlihe Gruppierung der an der Hand der Geſetzes— 
quellen, der Litteratur und der umfafienden Redtsiprehung der Verſicherungs— 
ämter bearbeiteten, eingehenden Erläuterungen bietet einen beionderen 
Borzug diejes Kommentars. Es wird dadurch in hervorragender Weile geeignet 
jowohl zum Studium der Gelege, wie auch indbejondere zum praftiiden 
Gebrauch jeitend der mit dem Bollzuge der Geſetze betrauten Behörden 
und berufsgenoiienihafitliden Organe 
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Soergel, Rechtſprechung Yo: 


Die gesamte Kritik erschienene Werk 
bezeichnet das soeben in > Auflage einstimmia als 


is I. Band 048 Sei 8°, 
aa;,; Mnentbehrlich für jeden Juristen. " eebunden m. 6— 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 












Verlag von €. T. Birfchfeld in Teipzia. 


Soeben erſchien: 


Quellenſammlung sum Verwaltungsrecht 


des AAutſchen Reiches. 


Zuſammengeſtellt 


von 


Dr. Rarl Freiherrn von Stengel, 


Profeſſor in Minden, 


— Tıeis ME. 8.40, in elegantem Ganzleinenband Dit. 9.40. — 


„Die Gesellschaft“. 


(Herausgeber: Dr. Arthur Seidl in München.) 


Seit 1, April 1901 wieder Münrhner Halbmonatscehr#ft für Kunst und Kultur, koloninle und soziale 
Politik, Lätteratur, Satire, produktive Kritik ete. — modern»s Diskussions-Organ für süddeutsches 
Geistesleben. — Erscheint um den 1. und 16. jeden Monats. — 

Abonnements werden von jeder Buchhandlung und von jedem Postamt angenommen 
( Postzeitungs-Liste — Bauern: Nr, 1064; Deutsches Reich: Nr. 2924.) 
Münchner Auslieferungstell» : Jos, Anı, Finsterlin Nachf., Salvatorstr., 
Bezugspreis: 4 Mark vierteljährlich. 


Der letzte Jahrgang brachte bezw, bringt noch u. A. folgende Artikel : An den Kaiser (Adresse 
in Sachen einer Begnadigung Maximilian Hardens) ; Arthur Cohen, Sonntagsruhe und Volkswirtschaft ; 
Paul Dehn, Kommende Handelspolitik ; K. H. Döscher, Der Kampf um die Getreidezölle — Wissen- 
schaft und Politik — Sozialwissenschaftliches — Kolonialkritik — Dr. Joh. B. Sigl 7; Else Hass, 
Wandliungen nnd Spaltungen im Sozialismus ; Geheim. Sanitätsrat Dr. Konrad Küster, Die Not der 
Landwirte und der Brotwucher — Landwirtschaft, Industrie und Handel — Wie ist der Not der 
Landwirte zu steuern” — Die Selbsthilfe der Landwirte — Die Kanalfrase ; Prof, Dr. Walter Lotz, 
Ein Rückblick auf Graf Caprivi’s Handelsverträge; Kgl. wirkl. Rat Dr. Friedl Martin, Zur Grup- 
pierung der Mächte in Ostasien — Ein Wort zur dentschen Burenbegeisternng; 8. Masur, Hands off ! 
{zur Burenfrage); Max May, Konsumenten-Vereinigungen — Arbeitiosen-Fürsorge ;, Merkur, Finan- 
zielle Schmerzen — 1001 02 (eine finanzielle Plauderei) — Städtischer Grundbesitz — Amerikani- 
sierung der dentschen Schiffahrtsgesellschaften ; W. Michel, Der Streit der Nationalitäten ; Poly- 
tropos, Kamerun oder Kiautschou ’ Die deutsche ostafrikanische Bahn — China '!; Dr. Mathieu 
Schwann, Wie die Deutschen Chinesisch lernen ; Veritas, Deutschlands innere Verhältnisse — Das 
Kreditunwesen unserer Tage, — Ausserdem noch: vom Kgl. Regierungsassessor G. Krais, Über 
Theaterzensur (vom Standpnnkte des Zensors); vom kk, Major a». D. A, Hoffmann von Vestenhof, 
Das Problem der Luftschiffahrt — Submarine Fahrzeuge und Werkstätten; von Dr. ©, H. Hopfen, 
Dr. med, H. Fischer und Dr, med, Ziegenspeck über das Duell; von Dr, W, Freder, Helene Lange, 
und Helene Bonfort Beiträge zur brennenden Dienstbotenfrage, vom Herausgeber über den Fall 
Spahn und Mommsen, die kaiserliche Aesthetik, sowie reichhaltiges Material in der „Kritischen Ecke*, 

U. A. urteilt die „„Didaskalin** (Frankfurt a. €.) über die „‚Gesellschaft‘‘: ‚Der Politiker 
und der Volkswirtschafter, der Historiker und der Kultur-Psychologe, Philos»ph wie Ästhetiker, 
Dichter, Maler, Bildhauer und Tonkünstler, Lehrer wie Gelehrter, Militär, Jurist. Kaufmann oder 
Arzt, Schriftsteller und Journalist, Beamter, Bürger und Bauer: sie Alle werden in dieser vor- 
züglichen Zeitschrift, einer Art Vereinigung von „Zukunft‘ und „Kunstwart‘‘, ihre Rechnung 
ja, dauk der umsichtigen Leitung, fast in jedem ihrer Hefte sich selber vertreten oder doch etwas 
zu ihrer speziellen Anrezung vorfinden.‘ 

NB. Probehefte unentgeltlich und postfrei vom Verlage E. Pierson in Dresden, 
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Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 


Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des Deutschen Reiches. 
Von 
m Philipp Lotmar, | 


1902. Preis 18 Mk.; gebunden 21 Mk. 


Depositenbanken und Spekulationsbanken. 


Ein Vergleich deutschen und englischen Bankwesena 
Von 


Adolf Weber. 
1902. Preis 6 M. 80 Pr. 


Der moderne Kapitalismus. 
Von 
Werner Sombart. 


I. Die Genesis des Kapitalismus, XNXXII u. 670 Seiten. 
II. Die Theorie der kapitalistischen Entwicklung. VII u. 646 Seiten. 


1902. Preis 20 M., gebunden 24 Mk. 


€. 5. Bed’ihe Derlagsbuhhandlung (Oskar Bed) in Münden. 


Soeben ift ericienen: 


Dr. Philipp Allfeld, ord. Profeſſor der Rechte in —— Kommentar zu 
den Geſetzen vom 19. Juni 1901, betr. dad Urheberreht an Werfen 
der Litteratur und der Tonkunſt, und über Dad Berlags: 
recht, ſowie zu den ANEEFNEIEEBAIE Verträgen zum Schutze des Urheberrechts. 
36'/s Bog. 5°. Geb. I M. 

Dr. jur. Paul Merkel, Privatdozent an der Iniverfität Marburg: Die Urfunude 
im Dentihen Strafreht. Eine biftoriiche und kritiſch-dogmatiſche Unter« 
juhung. 32 Bog. 80. Geheftet 12 M. 

S. Merzbacher, Auftizrat u. Rechtsanwalt in Nürnberg: Die bayerifchen Berorb: 
nungen vom 26. März 1902 über die Gebühren Der Rechtsanwälte. 
Mit Anhang und Tabellen. XIV, 243 ©. 8”. Geb. 3 M. 

Dr. Robert Piloty, Profeſſor der Rechte in Würzburg: Arbeiterverſiche— 
rungsgriceke. Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und den widtigiten 
Ausführungsvoricriiten. Zweite, volljtändig umgearbeitete Auflage. 

Bd. I: Invalidenverfiherungsgejeg vom 13. Juli 1899, 33'/. Bog. I. 8”. Geb. 3,50 Mt. 

Bd. II: Die Unfallverfiherungsgejege vom 30. Juni 1900. 42’/s Bog. FL. s" 

Geb. 4.50 Mi. 

Dr. 3. 3. Brenner, Borfißender d. Gewerbegerihts Münden: Der gewerb- 
liche Arbeitsvertrag nad Deutichem Recht. Ein Leitfaden vornehmlich 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. X, 156 ©. EM. 8°, Geb. 1 Mt. 

Dr. G. Sartorins, o. Prof. d. Rechte in Greifäwald: Hommentar zum 
Perionenitandsgneiek in der vom 1. Januar 1900 an geltenden Faffung 
ſowie zu den auf die Eheſchließung bezüglichen Beitimmungen des B.6B. unter 
Berückſichtigung der Ausführungsbeitimmungen jämtliher Bundesitaaten. XXI. 
548 ©. 8°. Geh. 9 Mi.; geb. 10 Mt. 

Kt. Schneider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin: Treu und Glanben im Rechte der 
Schuldverhältnifle ded Bürgerl. Geſetzbuches. 15° Bog. gr. 8°. Geh. 550 ME 
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Derlag von 5. W. Müller in Berlin, W. 35. 


N -«fähi #4 nad dem neuen Rechte. Von Dr. Otte 
Vereine ohne Redtsfähigkeit Gierfe, Geh. Auftizrat, ord. Profejior 
der Rechte am der Univerfität Berlin. Zweite, ergänzte Aufl. 1902. M. 1.20 


Inbalt: I. Begriff des nicht rechtofahigen Vereins. 11. Weſen des nicht rechtsfahigen 
Vereins. III. Bereinsverfaifung. IV. Vereinsvermögen. V. Innere Rechtsberhältniſſe VI. Schuldens 
verbäftnis. VII. Stellung im Prozeß. VILLE. Aurlöjung. IX. Vereine älterer Herkunft. 


N vom 21. Juli 1879 und die 88 29 ff. der Konkurs» 
Das Anfechtungsgefet, i ſeit 1. 1900 geltenden 


ordnnng im den ſeit 
Faſſungen, erläutert durd die Enticheidungen des Reichsgerichts von W. Luks, 
Yuftizrat. 2. vermehrte Auflage 1902. M. 1.20. 


Die Gebührenordnung für Redtsanwälte vr a DO 
geießlihen Gebührenvorichriften der Bundesitaaten. Auf der Grundlage des 


Kommentars von H. Walter, Nechtsanwalt und Notar a. D., erläutert von 
A. Ioahim, Rechtsanwalt beim Kammergeriht. +. Auflage. 1. Abteilung. 1902, 


M. 3.—. — Die 2. Abteilung eriheint in Kürze. 
3 (Patent, Muſter- und Warenzeichen-Schutz) 
Der gewerbliche ,Kechtsſchutz in Frage und Antwort. Von Eruſt Herſe, 
Patentanwalt. I. Teil; Deutſches Reich. 1902. Kartoniert M. 4.—. 


Das Werlchen dürfte auch allen mit dieien Geſetzen nicht völlig vertrauten Auriften zur 
Orientierung willlommen fein, 





Soeben beginnt der III, Jahrgang von 


Eentralblatt 
freiwillige Gerichtsbarfeit 


und Notariat 


herausgegeben von Überlandesgerichtsraty Dr. Adolf Lobe, 


der durch eine neue Abteilung „Zwangsverfteigerung von Grunditüden‘ 
wieder eine wejentliche Erweiterung erfahren hat. 


Preis für den Jahrgang von 26 Beften 
— 15 Mark — 
durch jede Buchhandlung oder Poltanjtalt (Poitzeitungstiite Nr. 15258). 
Man verlange foitenirei Das Probeheft. 


geipsi Dieterich’jche Verlagsbuchhandlung 
— Theodor Weicher. 
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Perlan von Franı Pahlen in Berlin W. 


Entſcheidungen des — 


Herausgegeben von 
den Senatspräſidenten und dem Obermilitäranwalt 


unter Mitwirkung 
der juriſtiſchen Mitglieder der Ienate und der Mitglieder der Militäranwalifcaft. 


Grfter Band. 
1902. Geheftet M. 4.—. Gebunden M. 5.20. 
— Der zweite Band ericheint im Su 1902. — 


Sabrbnd für Gntfcheidungen des Rammergerihts 


in Sachen der freimilligen Gerichtsbarkeit, 
in Roften-, Stempel: und Straffadhen 
herausgegeben von 


Meinhold Johow, un Wiktor Wing, 
Gebeimer Ober-Auitisrat, KHammergerichtsrat. 
Dreiundzwanzigiter Band. 

1902. Geheftet M. 6.—, Gebunden Dt. 7.25. 


Handwörterhuch zum Bürgerlichen Geſetbuche 


von 


Heinrich Bernhardi, 


Landgerichts-Präfidenten in Marburg a.Y. 2 
Dritte, durd Bezugnahme anf die Nebengeiehe, die Literatur, die Entiheidungen 
des Neichögerihtö und die preußiſchen Ausführungsgeſetze vermehrte Auflage. 


1902. Geheftet M. 6.50. Gebunden M. 7.50. 


Deutſche Reichs- Konkursordnung 


erläutert von 


Dr. G. v. Wiſmowscſti, 


Gebeimer Juſtizrat. 
Nach dem Tode des Verfaſſers fortgeſetzt von 


Dr. R. Rurlbaum. 
Wirklicher Gebeimer Rat und Oberlandesgerichtspräſident in Stettin, 


R. Rurlbaum, und W. Kühne, 
Redtsanmalt in Borsdam, Rechtsanwalt in Berlin. 
Schhite umgearbeitete Auflage. 
Erſte Lieferung. 1902. Geheftet M. 2 —. 
Die Fortſetzung erſcheint in raſch auf einander folgenden Lieferungen. 
Preis des vollitändigen Werkes etwa 12 Marf. 
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J.Schweitzer Verlag (rttur Seien) 


München 





Karl Hartmann, 
Inspektor und Vorstand des städtischen Arbeitsamtes 
München. 


Die gemeindliche 


Arbeitsvermittelung 


in Bayern. 


Mit besonderer Berücksichtigung der 
Verhältnisse bei dem städtischen Ar- 
beitsamte München. 

Gr. 3. (VI, 115 8.) 1900. 

Mk. 3.:—. 


Zum erstenmale werden in diesem Buche 
die praktischen Resultate einer städtischen 
Arbeitsvermittlung ausführlich niedergelegt. 
Bei der Aktualität der behandelten Frage ist 
die Schrift von besonderem Interesse, zumal 
das städtische Arbeitsamt in München — 
eines der ersten in Deutschland — vielfach 
als Vorbild und Muster dient. 





Der 


hrosse otieler 


für 30 Mark! 









Hand-Atlas 
in 100 Karten. 


50 Lieferungen 
zu je 60 Pfg. 









Gotha: Justus Perthes. | 


I ben duch al Buchhandlungen 
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Derlag der Buchhandlung des Waijenhaujes in Halle a. S. 


Heinrich Dernburg, _ Des bürgerlihe Recht des 


Profeiior an der Univerfität Berlin. Deutichen Reichs und Preußens. 


1. Band. Einleitung und allgemeiner Teil. ca. Mt. 12,—; geb. ca. Mt. 14,—. 
II. Band. Die Echuldverhältnifie. Erite u. zweite Auflage ME. 18,— ; geb. Mit. 20,25. 
II. Band. Das Sachenreht. Zweite Auflage. Mt. 12,—; geb. Mt. 14,—. 
Wir glauben feiner der bislang eridienenen ſyſtematiſchen Daritellungen zu nabe zu treten, wenn 


wir fagen, dat Dernburgs Wert von Felnem an wiſſenſchaftlicher Vertiefung, Melfterung 
des Stoffes und praftiidem Musbau erreidht wird. Badiſche Nedhtöpraris. 





Im Verlage von Ferdinand Schöningh in Paderborn it joeben erichienen : 


Invaliditäts: und Altersverjicherung in der Faſſung des 
Invalidenverfiherungsgejeges vom 15. Juli 1899. 


Gejehestert nebſt eimleitenden Bemerkungen, Anmerkungen, Ansführungs: 


beitimmungen, (Formularen zu Eingaben und Sarhregifter. Herqusgegeben von 


Dr. Mensen, Amisgerichtsrat in Franffurt a. M. 222 & gr. 8. Mt. 2.80. 

Tas Wert enthält die Ausführungsvorſchriften initematiih ge: 
ordnet umd iſt Daher zur raſchen Orientierung für jeden Rechtsanwalt, 
Richter jowie Gemeindevoritand geradezu nnentbehrlid. 





463 454 

























Das RECHT 


Rundschau für den deutschen Juristenstand 





Helwingsche Verlagsbuchhandlung, Hannover. 


Herausg.: Dr. Hs. Th. Soergel 





„hat m. E. von allen in Deutschland erscheinenden juristischen Zeitschriften den 
reichsten Inhalt. Es dient der Praxis in so hervorragender Weise wie keine 
andere“. ‘R.-G.-R.a.D.) ‚Dr. Petersen, München.) 


Justizrat Langesee, Passau: Ich halte gerade diese Zeitschrift für die Praxis für 

di 3 f h t und geeignet, alle übrigen zu ersetzen. Mein Urteil 

I& vorzug IC $ b steht übrigens nicht allein da; nicht nur Kolleren, 
sondern auch viele hervorragende Richter teilen meine Anschauung. 


Landgerichtsrat Karl Meyer, München: ... „dass „Das Recht“ nun- 
mehr unter den 


" 8 Stelle er- 
a die führende allererste 


reicht hat.“ 


Reichsanzeirer: „Nach alledem und nach der vortrefflichen Durech- 
führung des Programms ist die Zeitschrift von hohem Werte sowohl für den 


ıraktischen Juristen als auch für den Politiker.“ 
—J 


Bad. Rechtspraxis: „Das Recht“ ist heute 


anewaitene Üie universellste 
deutsche juristische Zeitschrift!“ 





Zahlreiche weitere gleichwertige Beurteilungen liegen vor! 





Bezugspreis: 
Vierteljährlich (6 Hefte a 24—28 8. gr. Quart) Mk. 3.50. 
Für Studenten und Referendare (Rechtspraktikanten) Mk. 2.— vierteljährlich 
(nur vom jeweils laufenden Quartal ab') 


— Probenummern u. ausführliche Prospekte gratis u. franko vom Verlag. — 
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Verlag von Gustav Fischer in Jena. 

















Soeben erschienen: 





Conrad Dr. J., Professor an der Universität in Halle a.S, @rundriss 
—' zum Stadium der politischen ODekonomie. Erster 





Teil: Nationalökonomie. Vierte ergänzte Auflage. Preis brosch. 8 Mark, 
geb. 9 Mark. 


Ueber die dritte Auflage urteilt das Litterar. Centralblatt 1901, Nr. 4: 








Ein zanz hervorragendes Buch, welches in seiner jetzigen erweiterten Gestalt nicht nur 
von Studenten, sondern von allen, die mit nationalökonomischen Fragen sich befassen, mit Nutzen 
gebraucht werden wird, 


Zweiter Teil: Volkswirtschaftspolitik. Dritte wesentlich erweiterte 
Auflage. Preis: brosch. 11 Mark, geb. 12 Mark. 








Ueber die zweite Auflage dieses Teiles urteilt Prof. Dr. C. Menger in Wien: 
Im m — — —ñ —ñ — — — — — — —— — — — — — — — — 


Prof. Conrad in Halle hat dem ersten Teile seines Grundrisses der politischen Oekonomie 
(„„Die Nationalökonomie‘) der im Vorjahre erschien, »nun rasch den zweiten Teil . Die Volks- 
wirtschaftspolitik'*) folgen lassen. Er hat durch diese Publikation nicht nur seinen Hörern einen 
vortrefflichen Grundriss für seine Vorlesungen geboten, sondern auch seinen zablreichen Ver- 
ehrern in Gelehrtenkreisen eine überaus erfreuliche Ueberraschung bereitet, Der Grundriss, wel- 
cher einen intimen Einblick in das Systen und in die Methode des ansgezeichneten, weit über 
die Grenzen seines Vaterlandes bekannten Universitätslehrers gewährt, wiederspiegelt in jeder 
Rücksicht den umsichtigen, alle Seiten der von ihm behandelten Probleme unbefangen erwägenden 
Geist und die mit Vorliebe den praktischen, insbesondere den aktuellen Problemen der Gegenwart 
zugewendete wissenschaftliche Iudividualität des Verfassers. 


Vor kurzem wurde vollständig; 





Cosac Dr. Konrad, Prof. der Rechte in Bonn, Lehrbuch des Deutschen 
— bürgerlihen Rechts auf der Grundlage des Bürgerlichen 





Gesetzbuchs für das Deutsche Reich. Dritte Auflage. 


Erster Band: Die allgemeinen Lehren und das Recht der Forderungen. 
Preis: brosch. 11 Mark 50 Pf., geb. 13 Mark 50 Pi. 

Zweiter Band: Das Sachenrecht. Das Recht der Wertpapiere. Das Ge- 
meinschaftsrecht. Das Familienrecht. Das Erbrecht. Preis: brosch. 15 Mark. 
geh. 17 Mark. 


Preis für das vollständige Werk: brosch. 26 Mark 50 Pf., geb. 30 Mark 50 Pf. 


Archiv für bürgerliches Recht Bd. XVII, Heft 1: 





Dass Cosacks Werk im Ganzen von allen bisher fertig vorliegenden 
Systemen des neuen Rechts die Palme gebührt, geht schon aus meinen früheren 
Erörterungen (so zuletzt XVII, S. 336) hervor; ich möchte es aber nach end- 
gültiger Fertigstellung desselben nochmals in aller Form aussprechen. Die jetzt 
erschienene letzte Abteilung hält sich überall auf der Höhe der früheren und 
zeigt wieder in reichem Masse (die bekannten Vorzüge der Cosackschen Denkkraft 
und Darstellungskunst. Nicht immer wird man den scharfgeprägten Aus- 
führungen beistimmen können — aber auch und gerade wo er zum Widerspruch 
reizt, bewährt Cosack sich als Meister, dessen geschickte Hand reichliche, frucht- 
tragende Samenkörner auszustreuen versteht. Vertmann. 
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_ Verlag von Gustav Fischer in Jena. 











Soeben wurde vollständig : 


Handwörterbuch der Staatswissenschaften. =: 


Prof. der Staatswissenschaften in Halle a. S., Dr.L. Elster, Geh. Ober-Reg.-Rat u. 
vortrag. Rat in Berlin, Dr. W. Lexis, Prof. der Staatswissenschaften in Göttingen 
Dr. Edg. Loening, Prof. der Rechte in Hallea.S. Zweite gänzlich umgear- 
beitete Auflage. 7 Bände. Preis: brosch. 125 Mark, geb. 142 Mark 50 Pf. 


Die Verlagsbuchhandlung behält sich vor, später eine Erhöhung des Preises 


eintreten zu lassen 





Münchener Neueste Nachrichten vom 13./IV. 1900. 





Das Werk beschränkt sich nicht darauf, ein Nachschlagewerk über staat wisenschaftliche 
Worte zu sein, sondern ist bestrebt, formal und inhaltlich vorzügliche Abhandlungen über die 
zeitbewegenden Fragen zu geben. . . . geradezu als ‚Standard-work deutschen Fleisses, deutscher 
Gewissenhaftigkeit und deutscher Wissenschaft.‘' 


Tägliche Rundschau vom 13./V II. 1901: 


Der Ueberblick über die gesamte Erkenntnis der Staatswissenschaften ist in dimem Werk 
so reich, dass man sagen kann, nichts ist verborgen und allaa zerstreute Wissen vor den Augen 
des Suchenden in tagheller Beleuchtung als ein Ganzes ausgebreitet. Gefühl und Geist aller Zeiten 
im Erwerben und Erschaffen des Notwendigen reden aus diesen Bänden zum Leser und machrn 
ihn sicherer im Begreifen #riner eigenen Zeit. 


Deutscher Reichsanzeiger Nr. 268 vom 11./XI. 1901: 


Auch dieser vorletzte Band d.eser grössten staatswissenschaftlicheu Eneyklopädie, welche 
die Litteratur des In- und Auslandes aufzuweisen bat, giebt über ein» Fülle von wirtschaftlichen 
und sozialen Fragen auf Grund des neuesten und besten Quellenmaterials zuverlässigen und 2 
meinverständlichen Aufschluss. .... Für viele von den dargestellten Materien, die in der Oekonomie 
systematischer Bearbeitungen nur schwer zu ihrem Rechte komm-n können, erweist sich «lie Be- 
handlung des Stoffes in lexikwlischer Form als besonders ersprieslich und zweckmäwig.,,.. . Dem- 
jenigen, der nicht als Fachmann irgend welche speziellen Studien treibt, ersstzt das „Handwörter- 
buch‘ nahezu alle andere Litteratur über das behandelte Gebiet. 


Wörterhuch der Volkswirtschaft = 3:4, Bi. Suric: 


Marburg, Prof. Dr. M. Biermer-Greifswald, Geh. Reg.-Rat Prof. Dr. van 
der Borght-Berlin, Prof. Dr. Karl Bücher- Leipzig, Geh. Ober-Reg.-Rat 
Prof. Dr. L. Elster-Berlin, Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Flügge-Breslau, Prof. 
Dr. Fuchs-Freiburg i. Br., (ieh Reg.-Rat Prof. Dr. Freiherrn von derGoltz- 
Bonn, Prof. Dr. Carl Grünberg-Wien, Prof. Dr. Max von Heckel- 
Münster, Forstmeister Dr. Jentsch-Hann.-Münden, Bergrat Lengemann, 
Direktor der Kgl. Berginspektion Clausthal, Geh. Reg.-Rat Prof. Dr. Lexis- 
Göttingen, Bibliothekar Dr Paul Lippert-München, Prof. Dr. Lotz- 
München, Prof. Mischler-Graz, Oberlandesgerichtsrat Dr. Neukamp-Göt 
tingen, Prof. Dr. Pierstorff-Jena, Prof. Dr. Rathgen-Heidelberg, Hofrat 
Prof. Dr. Schanz-Würzburg, Dr. Se hott, Vorstand des stat. Amtes, Mann- 
heim, Prof. Dr. Sering-Berlin, Dr. Wirminghaus, Syndikus der Handels- 
kammer, Köln, Konsul Dr. Zimmermann-Berlin, Prof. Dr. Zucker 
kandl-Prag, herausgegeben von Prof. Dr. Ludwig Elster, Geh. Ober-Reg.- Rat 
und vortrag. Rat im Ministerium der Geistl.-, Unterrichts- und Medizinal 
angelezenheiten in Berlin. Preis für das vollständige Werk in 2 Bänden 
brosch. 20 Mark, eleg. halbfranz geb. 25 Mark. Die Bände werden auch 
einzeln abgegeben. 


Litterarisches Centralblatt: 

. Das „‚Wörterbuch‘‘ kann geradezu eine soziale Mission erfüllen, wenn es dem wi- 
teren, leider noch immer allzusehr mit Schlagworten arbeitenden Pu'blikum die nötigen Kenntnis» 
über die Phänomene des wirtschaftlichen Lebens in bequemer Weise entgegenbringt, 
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Iehreibmaschiner | 


Sichtbare Schrift. Auswechselbarer | 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 





Fr. Krupp Essen 100 Masch. Br Ei- 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen et 


F..Schrey. Berlinsvwıg, 
Wien]. Hamburg, 


N Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 


von 


Struppe & Winckler 


Berlin, Dorotheenstr. 82 


K J | CU h e7Kk bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 
a teile. Prospekt bitten zu verlangen, 


auch den unserer den grössten An- 
forderungen genügenden 


Juristischen Miethücherei. 


Ich offeriere und liefere franco, 


solange der Vorrat reicht: 


Bemerkungen z. d. Entwurfe 


eines Bürgerlichen Gesetz- 


buches f. d. Deutsche Reich 


I 3. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die gesammten Materialien 


Preis M. 4.—, gebunden M.5.— 1 zu den 
'5 das Bürgerliche Gesetzbuch und 


. . Iseine Nebengesetze betr. bayerischen 
München l. sehweitzer Sortiment | Gesetzen und Verordnungen 
Karlsplatz 29. (Arthur $ellier) nebst den 
Buchhandig. 1 Rechtswissenschaft. einschlägigen Ministerialerlassen 


herausgegeben von 
Dr. Heinr. Becher, 
kgl. Landgerichtsrath in München. 
In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62.—. 


München. 8°, (358 $.) 1892 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, 


Lexikon des Deutschen $trafrechts 


nach den Entscheidungen des Reichsgerichts zum StGB, 


zusammengestellt und herausgegeben von 


Dr. M. Stenglein, 


Reichsgerichtsrat a. D. 
1900. Zwei starke Bände, Lex.-5° 11950 Seiten) Mk. 32; hocheleg. geb. Mk. 37. 


Gruchots Beiträge zur Erläuterung des Deutschen Rechts: „.. Ein Blick 
in das Buch und ein Gebrauch von wenigen Tagen lehrt, dass es auf dem Arbeits- 
tische keines Rechtsanwalts und in keinem Beratungszimmer einer Straf- 
kammer fehlen sollte. Der Nichtpraktiker kann sich schwerlich eine 
Vorstellung von den Vorteilen machen, die der Besitz des Werkes 
mit sich bringt. Wer aber fast täglich kämpft, um sich mit lästigem Zeit- 
aufwande diejenigen Bände der Reichsgerichtsentscheidungen zu verschaffen, 
welche er zu brauchen meint — die ja immer gerade ein anderer hat —, um 
nachher zu sehen, dass die eitierte Entscheidung gerade den Rechtsgrundsstz, 
auf welchen es ihm ankommt, nur nebenbei behandelt, also nicht die richtige 
ist, so dass das Suchen von vorn beginnen kann, der wird das Buch mit leb- 
hafter Freude begrüssen .... .“ 


5 Textproben gratis und franko. "ag 








Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direkt vom Verlage. 











Allgemeine Deutſche Vechſelorduung. ST cinn 3 
Q ” Dr). Stranz und Redts- 
anwalt Dr. WM. Stranz. Erſte Auflage der neuen Bearbeitung. (Achte Auf« 
lage der Bordardi » Ball’ihen Ausgabe.) Das Deutſche Reichsgeſetz über Die 
Werhielitempelitener. Bearbeitet von Regierungsrath Loeck Siebente 
vermehrte Auflage. Taſchenformat. Gebunden in ganz Leinen Preis ME. 3.—. 





Die Lehre von dem richtigen Rechte 





von Professor Dr. Rudolf Stammiler in Halle. 


Lex.-8°. Preis 16 Mk. gebd. in Halbfrz. 18 Mk. 


Die Arbeiterfrage. Eine Einführung. Bon Profeffor Dr. Seinrich HSertuer. 


Dritte gänzlich umgearbeitete Auflage gr. 8°, Preis 8 M. 





gebd. I ME. 
Mit Einleitung und Kommentar 


Verfaſſung des Deutſchen Neidhs. vu. urn Drop ern 


in Königsberg. Zweite gänzlich umgearbeitete Auflage. 8°. Preis 4 Mt. 
gebd. 5 Mt, 





Besonderer Beachtung empfehlen wir den beiliegenden Prospekt der Verlage. 

buchhandlung C. L. Hirschfeld in Leipzig betr. Kleinwächter, Lehrbuch der Nationalökonomie 
und Oncken, Geschichte der Nationalökonomie. 

Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 

Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie.. G. m. b. H., München-Freising. 





u 


Literarische 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der Herren Professoren Dr. Ernst Jaeger 
in Würzburg, Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 








Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Ak. 2. _; für Abonnenten 


XV. der „Annalen des Deutschen Reichs'‘ gratis, 1902 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr, 516). Nr. 8 


Insertionspreis: '/„spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft, 


\ 
h 





Bürgerliches Recht. 


1. Bernhardi, Heinrich, Landgerichtspräsi- 
dent, Handwörterbuch zum Bürgerlichen | 
Gesetzbuche. 3. Aufl. 8°. (VIII, 419 S.). 
Berlin (Franz Vahlen) 6.50 


Das Handwörterbuch von Bernhardi ist 
anerkanntermassen das gediegenste Reper- 
torium des B.-G.-B. Bereits bei Besprechung 
der zweiten Auflage haben wir auf die Zu- 
verlässigkeit und Gründlichkeit dieses Nach- 
schlagewerkes hingewiesen. Die dritte Auf- 
lage berücksichtigt ausser den Nebengesetzen 
und den wissenschaftlichen Einzelabhand- 
langen die Rechtsprechung des Reichsge- 
richts und — durch Kursivdruck gekenn- 
zeichnet — die preussischen Ausführungs- 
vorschriften. 


ur. Aug., Das Verlöbnis 

nach dem B.-G.-B. 8°. (838.) Würzburg 

(Gnad & Cie.) 1.50 

Das B.--G.-B. hat eine Begriffsbestimmung 
des Verlöbnisses nicht gegeben und zwar, 
wie es scheint, mit Absicht. Es glaubte 
sich damit zufrieden geben zu können, dass 
es den Ausschluss des Anspruchs auf das 
Erfüllungsinteresse oder eine Abfindung 
statuierte und machte dadurch, wie die 
Motive sagen, „die Aufstellung einer voll- 
ständigen Theorie des Verlöbnisses entbehr- 
lich und vermied die vielen damit ver- 
bundenen Schwierigkeiten“. Es 
Aufgabe der Wissenschaft, den prinzipiellen 
Charakter des Verlöbnisses 
Verfasser bezeichnet die Verlobung — zum 
Unterschied von dem durch sie geschaffenen 
Zustand der „Brautschaft“ — als einen ob- 
ligatorischen Vertrag, durch welchen zwei 
Personen verschiedenen Geschlechts sich ge- 


2. Cramer, Dr. 


festzustellen. | 


'genseitig die künftige Schliessung einer Ehe 

versprechen. Mit dieser Vertragstheorie, die 
im gemeinen Recht und im preussischen 
Landrecht galt, bekämpft Verfasser erfolg- 
reich die Autoren, welche das Verlöbnis teil- 
weise iiberhaupt nur als Probezeit oder ledig- 
lich als ein familienrechtliches Verhältnis 
‚auffassen, wie z. B. L. Jacobi, Hellmann, 
Endemann, Stütz, Weiterhin bespricht Ver- 
fasser in eingehender und klarer Darstellung 
den Abschluss, die Wirkungen, die Endigung 
des Verlöbnisses und zum Schlusse auch 
'noch den Einfluss des B.-G.-B. auf die vor 
seinem Inkrafttreten abgeschlossenen Ver- 
' löbnisse. Sch. 


3. Fuchs, Dr. Eugen, Rechtsanw., Grund- 
buchrecht. Komm. z. d. grundbuchrechtl, 
Normen d. B.-G.-B. und zur Grundbuch- 
ordnung. H. 7. gr. 8°. (S. 529608). 
Berlin (J. J. Heine) 1.50 

Mit der soeben erschienenen siebenten 
Lieferung wird das Fuchs’sche Grundbuch- 
recht vom $ 1164 bis zum $ 1189 B.-G.-B. 
fortgeführt. Es fehlt jetzt nur mehr die 
Bearbeitung der $$ 1190—1203 B.-G.-B. 
welche den Gegenstand der achten Lieferung 
bilden werden; dann liegt das Werk, welches 
wohl die gediegenste Darstellung des schwie- 
rigen Grundbuchrechts bildet, in seinem 
ersten Band vollendet vor. Sch. 


ist daher 


4. Hagen, Dr. jur. Karl, Der Grenzüberbau 
nach gemeinem Recht, preussischem 
Landrecht u. bürgerlichem Gesetzbuch 
(VI, 54 S.). gr. 8°. Berlin (Struppe & 
Winckler) 1.80 
Vorliegende kleine Abhandlung bringt 

eine gute Darstellung der Lehre vom Grenz- 
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überbau. Während der erste Abschnitt aus- 
schliesslich über die Bestimmungen des ge- 
meinen Rechts sich verbreitet, behandelt der 
zweite in systematischem Aufbau und stets 
vergleichender Darstellung das Recht des 
preussischen Landrechts und des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Am Schlusse zieht der Verfasser 
das Resultat seiner vergleichenden Studie 
dahin, dass das B.-G.-B. in seinen $$ 912—916 
mit dem starren Grundsatz des gemeinen 
Rechts: „superficies solo cedit“ gebrochen 
und sich auf den Standpunkt des preussischen 


Rechts, welches in mehrfacher Richtung ver- 


bessert wurde, gestellt habe. Sch. 


5. Liszt, Dr. Franz von, Prof., u. stud. jur. 
Frieda Duensing, Die Zwangserziehung 


nach der im Anschlusse an das B.-G.-B. 


durch die Landes- 


erfolgten Neuregelun 
rlin (E. Ebering) 
J 


gesetze. 8°. (60 8.). 


VorliegendesWerkchen bietet eine klare und 


übersichtliche Darstellung der landesrecht- 


lichen Vorschriften über die Zwangserziehung 
in materieller und formeller Hinsicht. Unter 
Zugrundelegung des preussischen Gesetzes 


über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger 


vom 2. Juli 1900 verweist die Abhandlung 


stets auf die Gesetze der anderen deutschen | 
Bundesstaaten und geht auch auf dieselben 


näher ein, soweit sie charakteristische, vom 
preussischen Rechte verschiedene Vorschriften 
aufstellen. Das bayerische Zwangserziehungs- 
gesetz vom 10. Mai 1902, das erst nach dem 
Erscheinen vorliegender Schrift erschien, 
musste leider unberücksichtigt bleiben. Die 
Darstellung zeichnet sich insbesondere durch 
scharfe Hervorhebung der leitenden Grund- 
sätze, Kennzeichnung der den Gesetzgeber 
bestimmenden Motiven, sowie seine Kriti- 
sierung der einzelnen Rechtssätze aus. Hin- 
sichtlich der von den Bundesstaaten in 


die für und gegen die Giltigkeit der landes- 
rechtlichen Regelung sprechenden Grinde, 
vermieden es jedoch ihrerseits, zu der Streit- 
frage näher Stellung zu nehmen. Sch. 


6. Raschke, Dr. jur. Marie, Das Vormund- 
schaftsrecht. gr. 8°. (104 S.). Berlin 
(E. Ebering) 1.80 


Vorliegendes Schriftcehen gibt eine kurze, 
leicht fassliche Darstellung des deutschen 
Vormundschaftsrechts. Das Büchlein nimmt 
insbesondere auch Gelegenheit, auf die von 
der deutschen Frauenbewegung gestellten | 
Projekte und Anträge hinzuweisen, welche die | 
Ablehnung des Reichstags gefunden haben. 
Seinem Inhalte nach darf das Werkchen dem 
Laien, für den es berechnet ist, als ein zu- 
verlässiger Ratgeber und Leitfaden empfohlen 
werden. Sch. | 


476 


7. Staudinger, Dr.]. v.jkel. Geh. Rat, Kom- 
t mentar z. B.-G.-B. f. 


d. Deutsche Reich 
nebst Einf.-Ges. 19. Liefg. gr.8°. München 
(J. Schweitzer) , :- 
| Diese Lieferung bringt eingehende Er- 
| eg zu den $$ 134— 157 (Privatdozent 
Dr. E. Riezler) und zu den 2235— 3315 
‚B.-G.-B. (Rechtsanwalt Dr. F. Herzfelder) 
Damit sind auch die Bände I und V de 
grossen Kommentarwerkes ihrer Vollendung 
nahegerückt. 


8. Steuer, Dr. Ludw., Die rechtliche Natur 
des Theaterbillets nach gemeinem und 
nach dem Rechte des bürgerlichen Ge 
setzbuches. gr. 8°. (63 S). Berlin (Strup 
u. Winckler) 


| Verfasser sondert bei seiner Beantwortung 
der e nach der rechtlichen Natur des 

' Theaterbillets zunächst zwei Arten von 
Theaterbillets aus: einmal die auf einen be 

stimmten Namen lautenden Billets, die un- 
streitig teils Legitimationszeichen, teils Le 
-gitimationspapiere sind, und sodann die 
meist unmittelbar bei Betreten des Zuschauer- 

raums gelösten Billete, die weder als Be 

weisurkunden noch als Dispositionsurkunden 

in Betracht kommen, In der weiteren Dar- 

stellung beschränkt er sich auf die regel- 

mässige Erscheinungsform des Theaterbillets, 

das sog. „Tagesbillet“, das an der Kasse 

gelöst wird. Hierbei bekämpft nun Verfasser 

zunächst die Theorien, welche das Theater- 

‚billet aus der Reihe der Inhaberpapiere aus- 
‚scheiden und es entweder als Quittung und 
ı Kontrollzeichen oder als Legitimationszeichen 
‚oder endlich als qualifiziertes Legitimations- 
papier auffassen, und sucht sodann den 
Nachweis zu erbringen, dass sowohl nach 

gemeinem Recht als nach den Vorschriften 

des B.-G.-B. diejenige Theorie als die allein 

richtige erscheint, welche das Theaterbillet 
'zu den Inhaberpapieren rechnet, weil sie 
‚allein den Absichten der Beteiligten und 
'einer gesunden Verkehrsanschauung gerecht 
‚wird. Zum — —— —— 
die einzelnen Konsequenzen, die sie s 

von Natar 

h. 


ji 


seiner Auffassung von der rechtlichen 
des Theaterbillets ergeben. 


Sc 


| 
| 


' 9. Trost, G. Das Amt des Vormundes, 

Pflegers, Gegenvormundes, Beistandes, 
| Waisenrats nach dem B.G.-B. f. d. 
| Deutsche Reich. 16°. (IV, 184 S.). Berlin 


(A. W. Hayn’'s Erben) cart. 1.0 


Das Büchlein enthält in gutem Druck 
und zweckmässiger Anordnung den Text der 
das Amt des Vormunds, Pfleger, Gegen- 
vormunds, Beistands und Waisenrats regeln- 
den reichsgesetzlichen und preussischen Vor 
schriften. 
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Civilprozess- mit Vollstreckungsrecht. 


1. Amsberg, F. von, Geschichte, Bedeutung 
und Dogmatik d. Gerichtssprache 
Preussen u. in dem jetzigen Reiche. 
Inaugural-Dissertation. 8°. (53 8.). Greifs- 
wald (Jul. Abel) 

Vorliegende Abhandlung bringt nach 
einer kurzen Einleitung über Nationalität 


in’ 


und Recht, sowie über (Geschäfts und Ge-, 
richtssprache eine geschichtliche Skizze der 


auf die Gerichtssprache bezüglichen Be- 
stimmungen in Preussen, Elsass-Lothringen 
und im Deutschen Reiche. Im dogmatischen 
Teile wird namentlich die unterschiedliche 
Stellung der nicht deutsch sprechenden Per- 
sonen im Prozessrechte (G.-V.-G. $ 187) und 
im Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(B.-G.-B. $ 2244; G.-F.-G. $ 179) dargelegt. 
Ferner wird in einer etwas unklaren Dar- 
stellung auf die Verschiedenheit der Vor- 
schriften imG.-V .-G.,im B.-G.-B.und im@.-F.-G. 


ordnungen vom 26. März 1902 über di» 
Gebühren der Rechtsanwälte. Mit Anhang 
u. Tabellen. 16°. (XIV, 2438.), München 
(©. H. Beck) geb. in Leinw. 3.— 
Das Büchlein gibt — in der bekannten 
trefflichen Ausstattung der Beck’schen Ge- 
setzesausgaben — einen zuverlässigen Hand- 
kommentar zu den Kgl. Verordnungen vom 
26. März 1902 über die Gebühren der Rechts- 
anwälte in Angelegenheiten der Rechtspflege, 


sowie der Verwaltung und der Verwaltungs- 


rechtspflege. Die amtliche Begründung ist 
überall — mitunter in wörtlicher Wiedergabe 
— verwertet. Auch sind die Materialien des 
vorbildlichen preussischen Gesetzes vom 
27. September 1899 berücksichtigt. Im In- 
teresse der Praxis hat der Verfasser eine grosse 
Anzahl von Beispielen für die Berechnung 


‚der Gebühren gegeben. Der Anhang enthält 


in Bezug auf die Sprache, in denen Proto- | 


. kolle abgefasst werden müssen, hingewiesen. 
In einem weiteren Paragraphen über Ge- 
richtssprache und eigenhändig geschriebene 
Testamente gelangt der Verfasser zu dem 
wohl nicht zutreffenden Ergebnis, dass holo- 
graphische Testamente nur dann auf Grund 


der gerichtlichen Thätigkeit praktisch wirk- | 


sam werden, wenn sie in deutscher Sprache 
niedergelegt sind. In seinem Schlusswort 
zeichnet der Verfasser noch kurz die Ziel- 
punkte, welche die legislative Fortbildung 
der geltenden Grundsätze über die Gerichts- 
sprache anzustreben hat; es sind dies ins- 
besondere Beseitigung des inneren Wider- 
spruchs zwischen G.-V.-G. und B.-G.-B. und 
unterschiedliche Behandlung der Auslän- 
der, die selten oder nie eine Gelegenheit 
gehabt haben, deutsch zu lernen und deutsch 
zu sprechen, und Bürgern des Reichs, 
die ihre in Schule und Heer erworbenen 
Kenntnisse des Deutschen absichtlich ver- 
gessen oder verleugnen. Sch. 


2. Gaupp, Dr. L., u. Dr. Friedr. Stein, Die 
Civilprozessordnung für das Deutsche 
Reich. 4. u. 5. Auflage. Auf der Grund- 
lage des am 1. Jan. 1900 in Kraft ge- 
tretenen Rechtes nen bearbeitet von Prof. 
Dr. Stein. 21/22. Lig. gr.8°. (S.561— 720). 
Tübingen (J. ©. B. Mohr) 2.70 


Das Doppelheft enthält den Kommentar 


der 8$ 816—900 C.-P.-O. und bringt das 
durch einzigartige Gründlichkeit und Selb- 
ständigkeit ausgezeichnete Kommentarwerk 
seinem Abschlusse nahe. Rechtsprechung und 
Literatur sind überall bis auf die neueste 
Zeit herab sorgsam berücksichtigt. 


3. Merzbacher, Sigmund, Rechtsanwalt u. 
Justizrat in Nürnberg, Die bayer. Ver- 


landesrechtliche Gebührenvor- 
Ein ausführliches 


reichs- und 
schriften und Tabellen. 


' Sachregister erleichtert den Gebrauch. Für 


den bayerischen Rechtsanwalt dürfte das 
treffliche Werkchen unentbehrlich sein. 


4. Neumiller,Josef,Ratam kgl. Landgerichte 
München, DieCivilprozessordnung für das 
Deutsche Reich. In der Fassung des R.-G. 
vom 17.V. 1898 nach der Bekanntmachung 
vom 20. V. 1898. Handausgabe mit Er- 
läuterungen unter besonderer Berücksich- 
tigung der Bayerischen Gesetzgebung und 
Rechtspflege nebst einem Anhange, ent- 
haltend das Gerichtsverfassungsgesetz, 
die Kostengesetze und sonstige wich- 
tige Nebengesetze. 2. Lig. (S. 81— 160). 
München (J. Schweitzer) 1.80 

Die 2. Lieferung führt die Erläuterungen 


'vom $ 166 weiter bis zum $ 330 C.-P.-O. 


Wie unseren Lesern bereits bekannt, ist der 
Kommentar vorwiegend für die bayerische 
Praxis gemünzt. Diesem Zwecke wird er 
durch eine sonst nirgends erreichte Voll- 
ständigkeit in der Angabe bayerischer Rechts- 
normen und Entscheidungen durchaus gerecht. 


5. Wilmowski, Dr. 6. v., Geh. Justizrat, 
Deutsche Reichs-Konkursordnung. 6. Aufl. 

1. Lfg. (S. 1—%6). Berlin (Franz Vahlen) 
— 


Die Neubearbeitung des vortrefflichen 
Kommentars war längst veranlasst und be- 
reits vor Jahren angekündigt worden. Trotz- 
dem nicht weniger als drei Juristen die 
Besorgung der neuen Auflage übernommen 
haben (R. Kurlbaum, 4A. Kurlbaum und 
W. Kühne), liegt auch heute erst eine bis 
zum $ 17 reichende Lieferung vor. Dabei sind 
die sachlichen Nenerungen gering, die Er- 
läuterung der neuen Paragraphen (Ss 2, 9) ist 
auffallend knapp ausgefallen. Immerhin wird 
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der reiche Schatz der Wilmowski'schen For- 
schungen in einer der neuen Rechtslage an- 
gepassten, übersichtlicher als bisher geord- 
neten Form dem Studium wie der Praxis 
unmittelbar zugänglich gemacht. Bemerkens- 


40 


wert und erfreulich ist, dass die Herausgeber 
die Wilmowski'sche Ansicht von der Ver- 
tretung des Gemeinschuldners durch den 
Konkursverwalter streng festgehalten haben. 


Rechtsgeschichte. 


1. Adler, Dr. Sigm., Prof. in Wien, Zur 
Rechtsgeschichte des adeligen Grund- 
besitzes in Oesterreich. gr. 8°. (167 S.). 
Leipzig (Duncker & Humblot) 


Der Verfasser hat in seiner wertvollen 
Untersuchung die Geschichte des Adelsguts 
in Oesterreich bis zum 19. Jahrh. verfolgt. 
Er trennt — doch so, dass sich die Begriffe 
schneiden — vor allen das Adelsgut und die 
Vogtei. Innerhalb des ersteren aber unter- 
scheidet er Herrschaften, Edelmannssitze, 
wirkliche Freihöfe — letztere beide die Be- 
sitzform der ursprünglich unfreien Ritter- 
schaft, erstere die Steuersitze der Altfreien 
und was ihnen gleichsteht. — Da jetzt gerade 
die Untersuchung der Steuerverhältnisse im 
Fluss ist, so wird man Adlers Buch be- 
sonders begrüssen dürfen: 
im Gegensatz zu mancher Untersuchung, 
voreilige Schlüsse aus den Quellen eines 
kurzen Zeitraums, benützt vielmehr das ganze 
einschlägige Material von Anfang bis zum 
Ende. M. 


2. Alexander-Katz, Rechtsanwalt, Rechts- 
anwaltschaft und Patentanwaltschaft. 
Ein Vergleich der Berufsstellung Beider. 
8°, (30 8.). Berlin (Otto Liebmann) —.80 


Die Schrift hat in der Hauptsache die 


es vermeidet B 


Frage zum Gegenstande, ob es mit Rücksicht ' 


auf die Standespflichten des Rechtsanwalts 
angängig ist, dass derselbe die Eintragung 
in die Rolle der Patentanwälte begehrt und 
durchsetzt. Verfasser erörtert nach einer Ein- 


Patent-, Urheber- 


1. Allfeld, Dr. Phil., Prof., Kommentar zu 
den Gesetzen vom 19. Juni 1901 betr. 
das Urheberrecht an Werken der Litera- 
tur und der Tonkunst und über das Ver- 
lagsrecht sowie zu den internationalen 
Verträgen zum Schutze des Urheberrechts. 


leitung, in welcher die geschichtliche Ent- 
wickelung der deutschen Rechtsanwaltschaft 
und der Patentanwaltschaft in Kürze dar- 


‚ gestellt ist, diese Frage eingehend und kommt 


auf Grund zutreffender Erwägungen zu ilırer 
Bejahung. 


3. Posener, Paul, Cor 183 iuris-Exegese. gr. 
8°, (79 8.). Berlin (. J. Heine) geb. 2.— 


Gewönlich kann man bei einem Werke 
von der äusseren Ausstattung nicht auch 
auf die Güte und den Wert des Inhalts 
schliessen, aber das hübsche Gewand dieses 
Werkchens entspricht vollständig seinem 
Inhalt. Der Verfasser hat nach sorgfältiger 
Auswahl 96 Stellen aus allen Gebieten des 
Corpus iuris civilis, auf dessen grundlegende 
egriffe die juristische Wissenschaft auch 
unter der Herrschaft des B.-G.-B. nicht ver 
zichten kann, zuerst im lateinischen Text 
aufgeführt und dabei Leichtes und Schweres, 
Wichtiges und Nebensächliches unauffällig 
vereint. Den hierauf folgenden Üebersetzungen 
der einzelnen Stellen sind Anmerkungen bei- 
gegeben, welche Fragen aller möglichen Ge- 
biete anregen. Bei den wissenschaftlichen 
Notizen und Citaten ist darauf Bedacht ge 
nommen, den Lesern die ihnen am meisten 
zugängliche Literatur zu nennen. Dem jungen 
Juristen, dem das Werkchen ein Wegweiser 
beim Eindringen in die Quellen des römischen 
Rechts sein soll, kann es nur empfohlen 
werden. Sch. 


und Verlagsrecht. 


das Wesen des Urheberrechts, dem der Ver- 


 fasser als einem Rechte besonderer Art eine 


8”. (X, 570 S.). München (C. H. Beck) 


geb. 9.— 
Der Kommentar bildet, um das Gesamt- 
urteil vorwegzunehmen, in privat- und straf- 


rechtlicher Hinsicht weitaus die gediegenste 
Erläuterung der beiden neuen Reichsgesetze, 


die uns zur Zeit vorliegt. 
matischen Einleitung gibt der Verfasser zu- 


In einer syste- 


Mittelstellung zwischen den Vermögens- 
rechten und den Persönlichkeitsrechten zu 
weist; endlich eine Übersicht über das Sr- 
stem der beiden Gesetze. Hieran reiht sich 
ein ausführlicher Kommentar zum Urheber 
gesetz v. 19. Juni 1901 und zu den Verträgen 
des Deutschen Reiches mit ausländischen 
Staaten zum Schutze des Urheberrechts, 
namentlich zur Berner Übereinkunft. Die 
weittragende Bedeutung dieser Verträge wird 
auf S. 411 in einer sehr anschaulichen Tabelle 


dargestellt. Es folgt der Kommentar zum 


nächst einen interessanten Überblick über die 


Geschichte des Urheber- und Verlagsrechtes; 
sodann 


dogmatische Ausführungen über 


‚führliches Sachreg 


Den Schluss bildet ein aus- 
ister. 
Die Erläuterungen sind allenthalben selbst- 


Verlagsgesetze. 
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ständig, scharfsinnig und erschöpfend. Sie v. Posadowsky-Wehner, erstattet von dem 
gehen vielfach über den Rahmen des Werkes Präsidenten des kaiserl. Patentamts. (VII, 
hinaus. Besonders auf dem Gebiete des all- 387 8.). hoch 4°. Berlin (C. Heymann) 
gemeinen Teiles des Strafrechts nimmt der 5.— 
Verfasser zu wichtigen Streitfragen moti- Den äusseren Anlass für die Herausgabe 


vierte Stellung. So bekennt er sich (S. 222) dieser Denkschrift bilden der Abschluss des 
als Anhänger der auch vom Reichsgerichte Jahrhunderts und der Ablauf von 25 Jahren 
vertretenen Anschauung, nach welcher eine seit der Gründung des Patentamts. Die Ein- 
strafbare Handlung begangen ist sowohl an | leitung gibt einen kurzen Ueberblick über den 
dem Orte, wo die Körperbewegung des Geschäftskreis des Pat.-A., dessen Anwachsen 
Thäters ganz oder teilweise sich vollzieht,  äusserlich in der ausserordentlichen Ver- 
als auch am Orte, wo die That durch den, mehrung der Arbeitskräfte — von 22 Mit- 
Eintritt des Erfolges zur Vollendung kommt. gliedern auf 117, von 40 beschäftigten Per- 
Er führt näher aus, dass die Ansicht, die sonen auf 729 — sich spiegelt. Im Uebrigen 
den Ort der Vollendung als gleichgiltig zerfällt die Denkschrift in fünf Teile. Der 
erachtet, auf dem Gebiete des Urheberrechtes erste, umfangreichste, betrifft das Patent- 
zu unerträglichen Konsequenzen führen würde. wesen und zwar zunächst die Beziehungen 
Bei der Unterscheidung der Thäterschaft von des Patentschutzes zu der Entwicklung der 
der Teilnahme beim Nachdruck schliesst sich | einzelnen Industriezweige Deutschlands, dann 
M. der objektiven Theorie an und be- die Organisation, das Verfahren und den 
zeichnet als Thäter denjenigen, der die zum  Geschäftsumfang des Amts. Gewährt der 
objektiven Thatbestand erforderliche Thätig- | erste Abschnitt dieses Teils einen guten Ein- 
keit persönlich vornimmt, während derjenige, blick in die reiche Thätigkeit des Amts und 
der sie vornehmen lässt, nicht Thäter ist, |in die Bedeutung der geleisteten Arbeit, so 
sollte auch er allein ein Interesse an der That | gibt der zweite Abschnitt wertvolle Auf- 
haben. Durchaus zu billigen sind A. Ausführ- | schlüsse über die Handhabung des Patent- 
ungen über den strafrechtlichen Irrtum und | gesetzes seitens des Amts und damit zugleich 
seine Polemik gegen die Ansicht des Reichs- | Material zur Auslegung dieses Gesetzes. Die 
gerichtes, nach welcher das Strafgesetz, das folgenden Teile behandeln das Gebrauchs- 
in seine Normen Rechtsbegriffe aufnimmt, musterwesen, das Warenzeichenwesen (dieses 
dieselben zum Bestandtteil des Strafgesetzes unter Berücksichtigung aller wichtigen Fragen 
macht, so dass die Unkenntnis des Rechts- des Gebiets, wie z. B. Freizeichen, Wort- 
begriffes Unkenntnis des Strafgesetzes ist, zeichen, Uebereinstimmung der Zeichen ete.), 
die den Thäter vor Strafe nicht schützt. ılann die gemeinsamen Angelegenheiten und 
E. Jaeger. Einrichtungen der Gesamtbehörde, endlich 
das Patentanwaltswesen. Eine grosse Zahl 
3. Geschäftsthätigkeit, die, des kaiserl. von Anlagen, darunter eine graphische Dar- 
Patentamts u. die Beziehungen des Patent- stellung der Anmeldungen, Erteilungen und 
schutzes zuder Entwicklung der einzelnen Löschungen in Patent-, Gebrauchsmuster- und 
Industriezweige Deutschlands in den | Warenzeichensachen von 1877—1900, ver- 
J. 1891 bis 1900. Bericht an den Staats- schiedene Geschäftsübersichten ete. schliessen 
sekretär des Innern, Staatsminister Grafen | die interessante Denkschrift ab. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Beling, Dr. jur. Ernst, Prof., Tabellen zur | 2. Birkmeyer, Dr. Karl, Prof., Grundriss zur 


| 
Reichs - Militärstrafgerichtsordnung. * 9 Vorlesung üb. das deutsche Strafrecht. 
(36 S.). Berlin (0. Häring) | 5. Aufl. (III, 61 8) gr. 8°. München 
Das kleine Schriftchen stellt — (Th. Ackermann) 1. 


grundlegende Bestimmungen der M.-St.-G.-O.| Der Hauptsache nach gibt dieser nur für 
tabellarisch in übersichtlicher Weise zu- | die Zuhörer des Verfassers bestimmte Grund- 
sammen. Es sind dies die Vorschriften be- | riss eine Uebersicht über die Gliederung des 
treffend die der Militärstrafgerichtsbarkeit Systems, welches B. seinen Vorlesungen zu 
unterstellten Personen, die Gegenstände der | Grunde legt, verbunden mit Quellen- und 
Militärstrafgerichtsbarkeit, die Beendigung | Literaturangaben, welche, wie in der Vor- 
dieser Gerichtsbarkeit, die Zuständigkeit der | bemerkung hervorgehoben ist, eine Ergänzung 
Gerichtsherrn, die Einteilung in höhere und | zu den Notizen in der 10. Auflage von Liszt's 
niedere Gerichtsbarkeit, die Zusammensetzung 'Lehrbuch bilden sollen. Ausserdem finden 
der erkennenden Gerichte, das Rechtsmittel | wir in der Schrift Citate aus besonders be 
der Rechtsbeschwerde. Dass durch diese ; deutsamen Entscheidungen desReichsgerichts, 
Tabellen die Benützung des Gesetzes wesent- | sowie wichtigere Parallelstellen aus den Reichs- 
fich erleichtert wird, kann nicht bezweifelt | strafnebengesetzen. Auf S. 54 ff. kennzeichnet 
werden. | Verfasser in Kürze seinen Standpunkt gegen- 
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über der soziologischen Richtung im Straf- zösisch-belgischen System unbekannt und die 
rechte, insbesondere der internationalen Einführung der bedingten Begnadigung in 
kriminalistischen Vereinigung. ‘den deutschen Staaten ganz entgangen ;) 
ferner die Errichtung von Kriminal-Irren- 
3. Lombroso, Cesare, Prof., Die Ursachen anstalten, verlangt bezüglich einer Reihe 
u. Bekämpfung des Verbrechens. Übers. von zur Zeit strafbaren Handlungen, dass 
v. DD. Hans Kurella u. E. Jentsch. sie straflos werden sollen, so bezüglich der 
gr. 8°. (IV, 403 S.). Berlin (H. Ber- Abtreibung und der Kindstötung etc., ver- 
mühler) 8.—; geb. 10,— wirft die Verhängung von Freiheitsstrafen 
Ein Werk von Lombroso bietet stets eine Fan Jugendliche und Gree u... £. Für 
reiche Fülle anregender Gedanken, die an — — sollen eg — 
massenhaftes, mit rastloser Mühe ange- iin Act var ka — re er 
sammeltes thatsächliches Material anknüpfen, ; tl Thaler od an 1 u ee 
wobei nur leider der Verfasser dazu neigt, . * —— ıl . die Dei SR en 
aus, vereinzelten Erfahrungen vorschnell x Pe = — ch ie > m — 
Schlüsse auf allgemeine Regeln zu ziehen. en Me ee ang 
pr n CE ; gegen leidenschafts- und Gelegenheitsver- 
So verhält es sich auch mit dem vorliegenden, precher A d find Il. Schliesslich 
im Original bereits 1899 erschienenen Werke, bar * Ei = — hin. ai 
Es zerfällt in drei Teile: „Ätiologie des Jinen gewissen sozialen Nutzwat des Ven 
Verbrechens“, „Vorbengung und Heilung des yrechens beweisen sollen und eröffnet die 
Verbrechens“, „Zusammenfassung und An- ee ee F —— 
Perspektive auf eine Symbiose des Verbrecher- 


wendung auf den Strafvollzug“. Alle er- ; 
denklichen Umstände zieht Lombroso heran Uns mit den anderen Elementen der Ge 


und untersucht, vielfach an der Hand der 
Statistik, ihren Einfluss auf die Kriminalität. 
Da finden — neben den auch anderwärts 
en Bedingungen des Ver- 
prechens, wie wirtschaftliche Lage, Alko- . 
holismus, Erziehung, gesellschaftliche Um- gr. 8°. (XL 502 8.). München C. H 
gebung — u. A. Berücksichtigung: meteoro- Beck) 12.— 
logische und klimatische Einflüsse, Rassen- Die vorliegende Arbeit befasst sich aus- 
einfluss, Kultur, Presse, Bevölkerungsdichte, schliesslich mit dem strafrechtlichen Be 
Ernährung, Geistesbildung, Religion, Ver- griff der Urkunde überhaupt und den be 
erbung, Alter, Geschleeht, Civilstand ete. ; sonderen Arten von Urkunden in den einzelnen 
Die von Lombroso nun vorgeschlagenen Mass- Verbrechensthatbeständen des R.-St -G.-B. ; da- 
nahmen sollen das Übel in der Wurzel tilgen. ‚gegen ist auf die übrigen Thatbestands- 
Das Verbrechen soll mehr durch Beseitigung | merkmale der Urkundenverbrechen nicht ein- 
«der in ersten Teil der Arbeit aufgedeckten | gegangen. Im ersten Teil ist die geschicht- 
Ursachen, als durch die Strafe unterdrückt ‚liche Entwickelung des Urkundenbegriffs 
werden, die oft nur schädlich wirke und |in Gesetzgebung, Theorie und Praxis ver 
vielfach jedenfalls nutzlos sei. Doch will folgt; der zweite Teil ist dem geltenden 
Lombroso die Strafe nicht völlig beseitigt | Rechte gewidmet. Merkel definiert die Ur- 
sehen; er findet sie vielmehr als notwendig, | kunde als „ein Originalschriftstück, worin 
um das notwendige Phänomen des Ver- deutlich und anscheinend von einem dazu 
brechens abzuwehren. Die Strafe ist also berufenen Aussteller Rechtsvorgänge, Ge- 
nach ZLombroso zu rechtfertigen vom Stand- schäftsangelegenheiten, Zeugnisse, Urteile, 
punkte der natürlichen Notwendigkeit des Gutachten und dergleichen glaubwürdig 
Rechtes der eigenen Verteidigung, da trotz bescheinigt oder festgestellt sind.“ Er will 
aller Vorbeugungsmassregeln das Verbrechen dadurch, wie seine eingehenden Ausführungen 
nie verschwinden wird, zumal in Anbetracht erkennen lassen, einerseits die Urkunde ab- 
der „geborenen Verbrecher“, die 35—40°/, | grenzen gegenüber den blossen Beweiszeichen, 
betragen sollen. Die Strafrechtspflege bedarf | von denen viele in Theorie und Praxis zu 
aber der gründlichsten Umgestaltung. Lom-|den Urkunden gerechnet werden, ander 
broso ist Gegner der Schwurgerichte; nur seits die Forderung weiterer Merkmale, wie 

zu viele Fälle beweisen die „vollständige Rechtswirksamkeit, Beweisbestimmung oder 

Ignoranz der Geschworenen“; Gegner der Verwendbarkeit zum Beweise ablehnen. Die 

Begnadigung, des Prinzips der Mündlichkeit an verwertetem Material tberaus reiche. 

und „sonstiger irrtümlicher Theorien der | alle einschlägigen Fragen mit unermüdlicher 

Juristen“, Er befürwortet die unbestimmte Gründlichkeit und mit Scharfsinn verfolgende 

Verurteilung, die Ersetzung kurzzeitiger . Schrift verdient volle Beachtung. Die Be 

Freiheitsstrafen, insbesondere durch bedingte nützung wird durch die Beigabe von vier Re 

Verurteilung; (merkwürdiger Weise ist ihm gistern (Quellen- Schriftsteller-, Judikater 

der durchgreifende Unterschied zwischen und Beispiel-Register) erleichtert. 

dem englisch-amerikanischen und dem fran- | 


4. Merkel, Dr. jur. Paul, Privatdozent, Die 
Urkunde im Deutschen Strafrecht. Eine 
hist. u. kritisch-dogm. Untersuchung. 
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5. Quaritsch, Dr., Compendium des deut- |! das Studium des Strafrechts oder zur kurzen 
schen Strafrechts. 9. Aufl. ergänzt u. | Repetition unter Beiziehung anderer Lehr- 
a Landger.-R. = D. au mittel erfolgt. 

". Goesch (128 8.). gr. 8°. Berlin (W.| 6. Thurow, Dr. Rich., Beiträge zur Lehre 
7 ‘ ; N i . ‚dr. 2) 

Weber) 8. ; geb. in Leinw. &— | v. d. Erpressung. gr. 8°. (1588.). Berlin 
Das Werkchen ist bekanntlich schon lange | (E. Ebering) 4.— 

in manchen Kreisen der studierenden Jugend | Dem 15. Hefte der von Dr. Emil Ebering 

eingebürgert; es ist dies wohl begreiflich, in Berlin veranstalteten Sammlung rechts- 

denn ein Kompendium, das auf 128 Seiten |und staatswissenschaftlicher Studien reiht 
den ganzen Stoff bewältigen will, lässt sich | sich würdig die vorliegende Abhandlung an, 
in verhältnirsmässig kurzer Zeit durch- Der Verfasser löst im dogmatischen Teil 
arbeiten. Nun soll sofort zugegeben werden, | seiner Arbeit „Mittel der Erpressung‘ die von 
dass das Buch sehr geschickt gemacht ist. | vielen Autoren behauptete scheinbar zwischen 
Es gibt in gedrängter Form eine gute Über- | den $$ 253 u. 255 R.-St.-G.-B. bestehende 
sicht und enthält auch verschiedene ganz | | Antinomie durch Entwicklung des Gewaltbe- 
brauchbare Begriffsbestimmungen. Aber es | griffs auf ganz neuer Grundlage, indem er nach- 
kann natürlich davon nicht die Rede sein, | weist, dass in den Füllen des $ 255 R.-St.-G.-B. 
dass, wer dieses Kompendium studiert hat, | der in Erpressungsabsicht handelnde Thäter 
die Strafrechtswissenschaft beherrscht oder zur Ueberwindung seines Widerstands körper- 
auch nur so viel sich aneignen konnte, als liche Kraft aufwendet, während $ 253 die 
für die erste Prüfung verlangt werden muss. ' Fälle umfasst, in denen der Thäter die zur 

Auf streitige Fragen konnte in diesem be- | Erreichung seiner Absicht notwendige Gewalt 

schränkten Rahmen selbstverständlich nicht | über sein Opfer erlangt, ohne physische Kraft 

eingegangen, höchstens ein oder das andere  aufzuwenden und meistens ohne einen ent- 

Mal hingedeutet werden; auf Literatur- gegenstehenden Willen brechen zu müssen. 

hinweise musste verzichtet werden. Einzelne Er behandelt dann den subjektiven That- 

wichtige Lehren sind ganz übergangen, wie bestand der Erpressung, im kritischen Teil 

z. B. die Lehre vom Kausalzusammenhang. ‘das Verhältnis von Vertragsfreiheit und Er- 

Manches in dem Werkchen ist irreführend, pressung und die Gefährdung der Koalitions- 

so wenn der Irrtum unter die Gründe, welche freiheit durch den $ 253 R.-St.-G.-B. unter 

die Rechtswidrigkeit ausschliessen, eingereiht | Berücksichtigung verschiedener Entschei- 
ist, wenn nur von einer „älteren“ objektiven | dungen des Reichsgerichts. Zum Schluss 

Theorie im Gegensatz zur subjektiven Teil- bespricht der Verfasser in sehr eingehender 

nahmetheorie die Rede ist u. s. f. Die Be- | Weise die Erpressung nach ausserdeutschen 

nützung des Kompendiums kann also nur | Strafrecht und unterscheidet dabei die Länder 
dann von einigem Werte sein, wenn sie ent- mit nicht codifiziertem und solche mit 
weder nur zum Zwecke der Einführung in | eodifiziertem Strafrecht. Sch. 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 
Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Nieder, Landger.-Direktor, Gesetz betr. Natur herrüihrenden Ansprüche auf besondere 
d. Ablösung der Realgemeinderechte u. oder erhöhte Nutzungen“ an dem Eigentum 
ähnlichen Rechte v. 28. Nov. 1900 unter oder an sonstigen Vermögensrechten der 
Berücksichtigung d. Gesetzesmaterialien bürgerlichen Gemeinde der Ablösung auf 
u. d. Vollzugsverfügung hrsg. u. er- Anrufen des berechtigten oder verpflichteten 
läutert. 8°. (308 8.). Ellwangen (J. Hess) | Teils unterworfen. Die vorliegende Ausgabe 

6.— dieses Gesetzes bringt einen eingehenden 
Die württembergische Gesetzgebung, die Kommentar über den in thatsächlicher und 
in der Beseitigung nicht mehr zeitgemässer rechtlicher Beziehung schwierigen Gesetz- 
Rechtsinstitute energisch vorangegangen ist | gebungsstoff und führt die Bestimmungen 
und z. B. die in Bayern z. Z. angestrebte , der Vollzugsverfügung in den Anmerkungen 
Ablösung der sog. Komplexlasten bereits zu den einzelnen Gesetzesartikeln wörtlich 
durch Gesetz vom 19. April 1865, die Ab- an. Das Buch wird allen Interessenten in 
lösung von Leistungen für öffentliche Zwecke Württemberg hochwillkommen sein. Es 
betr., regelte, hat durch obiges Gesetz von bietet aber auch für die rechtliche und volks- 
1900 „die mit Realgemeinderechten oder wirtschaftliche Beurteilung der analogen 
ähnlichen Rechten als bleibende Last ver- Verhältnisse in anderen Staaten vielfache 
knüpften privatrechtlichen Verbindlichkeiten Anregungen und reiches Vergleichungs- 
zu Leistungen für öffentliche Zwecke‘‘, dann material. 
„die aus dem Realgemeinderechtsverhältnis 
oder ähnlicher Verhältnisse privatrechtlicher 
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2. Schenkel, Dr. Karl, Präsident des ba- 
dischen Ministeriums des Innern, Das 


können, wird hier zum Gegenstand ein- 
gehender Erörterungen gemacht. Als der 
badische Wasserrecht, enthaltend das Staat Lippe 1897 durch Staatsgesetz die be 
Wassergesetz vom 26. VI. 1899 nebst | strittene Thronfolgefähigkeit der Söhne des 
den Vollzugsvorschriften n. d. sonstigen Grafregenten anerkennen wollte, wurde be 
wasserrechtlichen Bestimmungen. Syste- kanntlich auf Eingreifen des Bundesrates, 
matisch dargestellt und erläutert. 2. Aufl. | dem ein einschlägiger Antrag Schaumburg- 
Lex. 8°. (XII, 774 S.). Karlsruhe (G. Braun- | Lippe vorlag, das Gesetzgebungsverfahren 
sche Hofbuchd.) brosch. 16.— geb. 18.— | eingestellt. Schücking konımt zu dem Er- 
Ein vortreffliches Buch, das eine wirkliche | gebnisse, dass die Thronfolgerechte der Ag- 
Bereicherung der deutschen wasserrechtlichen | naten, wenn sie auch subjektive öffentliche 
Literatur darstellt! Gegenüber der vor etwa Rechte und wie alle subjektiven Rechte 
25 Jahren erschienenen ersten Auflage liegt wohlerworben seien, nach Überwindung der 
im Grunde ein völlig neues Werk vor, zumal | Patrimonialstaatsidee im modernen Staate als 
da auch das damals geltende badische Wasser- zur Disposition der „allmächtigen“ Staatsge- 








recht nunmehr durch die Gesetzgebung von 
1899 eine wesentliche Umgestaltung erfahren 
hat. 
Verfasser einerseits Jahrzehnte hindurch als 
ministerieller Referent für Weasserwesen 


Es kam dem Werke zu gute, dass sein 


setzgebung stehend erachtet werden müssten 
Es steht also auf dem Standpunkt der herr- 
schenden Lehre und sucht dabei insbesondere 
die abweichenden Ausführungen von Adolf 
Arndt (Lit. Mitt. 1900 S. 85) und Hermann 


thätig war, andererseits aber auch das, was #ehm (in der auf S. 459 des vor. Jahrgangs 
Wissenschaft und Praxis für das ausser- angezeigten Schrift) zu widerlegen. 

badische Wasserrecht geleistet haben, in an- 
sehnlichem Masse mitberücksichtigt hat. So 
werden Praxis und Theorie des ausserbadischen 
Wasserrechtes ihrerseits gleichfalls vielfachen 
Nutzen aus dem Buche schöpfen können, r Jeu! 1 
umsomehr als, wie der Verfasser mit Recht gr. 8°. (X, 5585.). Leipzig (C. L. Hirsch- 
hervorhebt, „den Landesgesetzen in dieser | feld) 8.40 
Materie viele Grundgedanken und Einzelzüge Im vorigen Jahrgange dieser Blätter 
gemeinsam sind, namentlich infolge der Ein- S. 291 haben wir die —— Triepel 
wirkungen, welche „die im deutschen Sprach- in Tübingen herausgegebene „Quellensamm- 
und Rechtsgebiet erlassenen wasserrechtlichen lungen zum Staats-, Verwaltungs- und Völker- 
Gesetze, seitdem zuerst Bayern mit den Ge- rechte als ein sehr zu begrüssendes Unter- 
setzen von 1852 und Österreich mit seinem nehmen bezeichnet, das uns ein corpus inris 
Wassergesetz von 1861 vorbildlich voran- publici für den akademischen und praktischen 
gegangen sind, in zeitlicher Folge aufeinander Gebrauch biete. Erfreulicherweise ist nun 
ausübten.“ Besonders dankenswert sind auch alsbald der vom Herausgeber selbst besorgten 
die eingehendere Behandlung der Fragen des Quellensammlung zum Reichsstaatsrecht eine 





4. Stengel, Dr. Karl Frhr. von, Prof. in 
München, Quellensammlung zum Ver 
waltungsrecht des Deutschen Reiche. 


zwischenstaatlichen Wasserrechtes und die 
fast hundert Seiten umfassende orientierende 
Übersicht über Wasserverwaltung und Wasser- 
recht in Baden. 


2. Schücking, Dr. Walth., Professor, Der 
Staat u. die Agnaten. gr. 8". (50 8.) 
Jena (Gust. Fischer) 1.50 

Die infolge der Lippischen Thronfolge- 
streitigkeiten viel erörterte Frage, ob Rechte 
der Agnaten auf die Thronfolge durch die 
staatliche Gesetzgebung beeinträchtigt werden 


solche zum Verwaltungsrecht des deutschen 
‚Reichs gefolgt. Sie umfasst 111 Nummern 
'und dürfte alles bieten, was auf diesem 
‚Gebiete für den akademischen Unterricht 
und die Praxis der Gerichte, Verwaltungs 
behörden, Anwälte ete. von Bedeutung ist 
Auch die wichtigeren Ausführungsverord- 
nungen und einzelne bedeutsame Staats 
verträge sind aufgenommen. Für die Ver- 
lässigkeit der Ausgabe bürgt der Name des 
Bearbeiters Prof. Frhr. von Stengel. 





Gewerberecht. 


1. Elle, @., Geh. Reg.-R., Das Invaliden- 
versicherungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. VII. 1899 m. 
den sämmtlichen im Gebiet der thüring- 
ischen Staaten anzuwendenden Aus- 
führungsverordnungen ete. gr. 8°. (VI, 
355 S.). Eisenach (H. Kahle) 2.80 

Eine für Thüringen sehr brauchbare Text- 
ausgabe des Gesetzes mit ausführlichster 


Wiedergabe der einschlägigen Vellzugs 
bestimmungen, auf welche ‚beim Gesetzes 
abdruck ständig verwiesen ist. Zusätze und 
Änderungen gegenüber dem früheren Gesets 
sind durch Sperrdruck hervorgehoben. M. 


| 


2. Mugdan, Dr. Otto, Arzt in Berlin, Kom- 
mentar f. Ärzte z. Gewerbe-Unfallver- 


| 
sicherungsgesetze nebst d. Ges, betr. d. 
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Abänderung d. Unfallvers.-Ges. v. 30. VI. | 
1900 im d. Fassung d. Bek. v.5. VII. 1900, | 
gr. 8°. (VII, 215 S.). Berlin (G. Reimer) | 


Der Verfasser hat sich die Aufgabe ge- 
stellt, als Arzt für Arzte einen Kommentar 
zum sog. Mantelgesetz und zum G.U.V.G. zu 
schreiben, dabei die vielfachen regen Be- 


ziehungen zwischen der ärztlichen Thätig- 


keit und der medizinischen Wissenschaft 
einerseits und jenen Gesetzen andrerseits 
besonders hervortreten zu lassen und so dem 
Arzte das zur Ausübung seiner Thätigkeit 
in Unfallversicherungsangelegenheiten not- 
wendige Verständnis der Gesetze und der 
Rechtsprechung zu denselben zu erleichtern. 
Es steht zu erwarten, dass sich sehr viele 


Arzte zur Anschaffung eines derart be, 


arbeiteten Kommentars leichter entschliessen 
als zum Erwerbe einer anderen grösseren 
Ausgabe und dass daher das Buch die so 
sehr erwiinschte Verbreitung einschlägiger 
Rechtskenntnisse in ärztlichen Kreisen wirk- 
sam zu fördern vermag. 


3. Prenner, Dr. J. B., Vorsitzender d. Ge- 
werbegerichts München, Der gewerbliche 
Arbeitsvertrag nach deutschem Recht. 
Ein Leitfaden vornehmlich f. Arbeitgeber 
u. Arbeitnehmer. 16°. (IX, 156 8.) 
München (C. H. Beck) 1.— 

Aus Vorträgen im Volkshochschulverein 
München hervorgegangen, ist dieses sehr 
dankenswerte Büchlein geeignet, den weiten 
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Interessentenkreisen der Arbeitgeber, Arbeit- 
nehmer und Gewerbegerichtsbeisitzer mit 
seiner klaren, fortgesetzt durch Beispiele be- 
leuchteten Darstellung des gewerblichen 
Arbeitsvertrags die besten Dienste zu leisten. 


4. Reger’s Handausg. d. Gewerbeordnung 

für das Deutsche Reich in der Fassung 

der Reichskanzler-Bekanntmachung v. 

26. Juli 1900 mit den Vollzugsvorschriften 

des Reichs und des Königreichs Bayern, 

sowie einem Anhang, enthaltend Auszug 

aus dem bayerischen Gewerbegesetze v. 

30. Jan. 1868, dem Gewerbegerichtsge- 

setze etc. In dritter Auflage neu’ be- 

arbeitet von Th. Stöhsel, Reg.-Ass. II. Bd. 

gr. 8°. (XI, 2838.) Ansbach (C. Brügel 

& Sohn) geb. 3.60 

Der vorliegende zweite Band des bekannten 

und beliebten Werkes enthält die Vollzugs- 

bekanntmachungen zur Gewerbeordnung, s0- 

wohl die reichsrechtlichen als die bayerischen 

Vollzugsvorschriften geordnetnach derReihen- 

folge der Titel und Paragraphen des Gesetzes, 

zu welchen sie erlassen wurden, über 80 an 

der Zahl; anhangsweise ist die preussische 

technische Anleitung zu $ 16 der Gewerbe- 

ordnung und äuszugsweise das Gewerbe- 

gerichtsgesetz zum Abdruck gebracht. Den 

Schluss des Bandes bildet das ziemlich ein- 

gehend gehaltene alphabetische Sachregister 
für die beiden Bände. M. 


Gesetzentwürfe. 


1. Reinhardt, O. gepr. Baumeister, Der Ent- 
wurf B eines Reichsgesetzes: Die Sicher- 
ung der Bauforderungen betr. mit Bezug 
auf die voraussichtlichen Wirkungen in 
der Praxis, sowie einige Vorschläge zur 
Ergänzung desselben, nebst einem An- 
hang: Die Verluste der Baulieferanten 
durch die Zwangsversteigerungen. 8°. 
(54 8.). Dresden (C. Weiske) — .80| 

Die Schrift enthält den wichtigen Gesetz- 
entwurf, welcher noch wenig bekannt zu sein 
scheint, vollständig im Wortlaut. Der Inhalt 
ist klar und mit Sachkenntnis geschrieben, 
so dass das zeitgemässe Werkchen viel zum 
Verständnis der schwierigen, aber wichtigen 
Angelegenheit beitragen wird. Wir schliessen 
uns dem Wunsche des auf diesem Gebiet 
augenscheinlich wohlerfahrenen Verfassers an, 


dass sich die in Frage kommenden Geschäfts- 
kreise behufs Erreichung eines wirksamen, 
gesetzlichen Schutzes und endlicher Rege- 
lung dieser Frage zur Selbsthilfe zusammen- 
schliessen mögen und beziehen uns dabei mit 
dem Verfasser auf die Erfolge, welche In- 
dustrie, Landwirtschaft und Arbeiter auf 
diesem Wege bereits erzielt und durch den 
Einfluss, den sie dadurch auf die Gesetz- 
gebung erlangt haben, noch weiter erzielen 
werden, Auch in dieser Hinsicht gibt uns 
die instruktive Schrift die erforderlichen Auf- 
schlüsse, so dass die Anschaffung derselben 
auch mit Rücksicht auf den billigen Preis 
nieht nur jedem Banhandwerker und Liefe- 
ranten, sondern auch sonstigen Interessenten 
empfohlen werden kann. 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Borght, Dr. R. van der, Finanzwissen- 
schaft. (180 8.). Leipzig (G. J. Göschen) 
geb. in Leinw. —.8 


Auf dem knappen Raum von 180 Seiten 


kleinen Formats eine Finanzwissenschaft zu 
schreiben, die nicht nur alles wesentliche der 
Lehre von den Staatsfinanzen, sondern auch 
noch das wichtigste über das Finanzwesen 
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des Reichs und der Kommmnnalkörper ent- 
hält, ist ein schwieriges Unternehmen, das 
nur demjenigen gelingen kann, der dieses 
Wissensgebiet völlig beherrscht. Das trifft 
bei dem Verfasser des vorliegenden Grund- 
risses zu. Der Grundriss zeichnet sich durch 
klare Begriffsbestimmungen und, soweit dies 
bei dem knappen Raum möglich ist, auch 
durch Vollständigkeit aus, und kann infolge 
dessen zur ersten Einführung in das weite 
Gebiet der Finanzwissenschaft warm em- 
pfohlen werden. 


2. Busching, Dr. Paul, Die Entwicklung der. 


. handelspolitischen Beziehungen zwischen 
England u. s. Kolonien bis zum ‚Jahre 
1860. Mit Anhang: tabellarische Ü’eber- 
sicht üb. d. Kolonialhandel 1826 — 1900. 
8’. (244 8.). Stuttgart (J. (7. Cotta) 7.— 

Auf Grund der englischen Gesetzgebung, 

der Blaubücher und der englischen Literatur 
gibt Busching Beiträge zur Handelspolitik 
Englands, indem er die Entwickelung der 
handelspolitischen Beziehungen zwischen Eng- 
land und seinen Kolonien bis zum Jahre 1800 
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weudbarkeit in kleineren Betrieben: das dritte 
von der Bedeutung der Maschinen für die 
Arbeiterfrage; das vierte von der Elektrizität 
in der Landwirtschaft, endlich das fünfte 
von der Maschinenverwendung in der LanJ- 
wirtschaft Nordamerikas. Die Untersuchung 
ist sorgfältig, durch zahlreiche Beispiele aus 
der Praxis beleuchtet und verdient umsomehr 
Beachtung, als es bisher an einer solchen 
gefehlt hat. 


4. Fleischner, Ludw., Handelssch. - Prof., 
Was der Kaufmann von der Volkswirt- 
schaftslehre wissen muss. Grundzüge 
der Volkswirtschaftslehre als Einführz. 
in das Studium der Staatswissenschaften. 
(Dr. Ludiw. Huberti's moderne kaufm. 
Bibliothek.) 2., verm. u. verbess. Anfl. 
(VIII, 1328.). gr.8°. Leipzig (Dr. L. Hu- 
berti) geb. in Leinw. 2.75 

Der Titel besagt schon, dass man das 
kleine Buch nicht vom Standpankte des 
Fachmanns aus beurteilen darf. Dem Ver- 
fasser kam es offenbar darauf an, seinen 
Lesern in möglichst knapper Form einen 


darstellt. Das Buch zerfällt in zwei Haupt- | Ueberblick über das gesamte Gebiet der all- 
stücke, von denen das erste die Entwicklung ' gemeinen und speziellen Volkswirtschaftslehre 


bis zum amerikanischen Unabhängigkeits- æzu geben. 


Dass er sich dabei an das alte 


krieg, das zweite die Zeit von 1783 bis 1860 Schema der theoretischen Volkswirtschafts- 


schildert. Im Anhang findet sich eine tabel- 
larische llebersicht über den Kolonialhandel 
1826— 1900, Die Arbeit zeugt von grossem 
Fleiss und eingehendem Studium der Quellen. 
Sie schildert in gedrängtem Umrisse, unter 
Hervorhebung der wichtigsten Vorgänge, die 
Wandlungen im britischen Kolonialsystem 
des Merkantilismus und während der Zeit 
des Ueberganges zum Freihandel, und gibt 
einen brauchbaren Leitfaden für dieGeschichte 
der britisch-kolonialen Handelsbeziehungen. 
Dem Urteile des Verfassers können wir uns 
allerdings nicht durchaus anschliessen, na- 
mentlich scheint uns seine Kritik der britisch- 
merkantilistischen Wirtschaftspolitik nicht 
immer zutreffend, im ganzen stehen wir aber 
nicht an, seine Arbeit als einen wertvollen 
Beitrag zur Geschichte der kolonialen Handels- 
politik zu bezeichnen. 


3. Fischer, Gustav, Die sociale Bedeutung 
der Maschinen in der Landwirtschaft. 

S’, (66 8.). Leipzig Duncker & Humblot) 
1.60 

Die vorliegende Arbeit macht den Versuch, 

zu zeigen, welche Bedeutung das Maschinen- 
wesen zur Zeit in der Landwirtschaft hat 
und bei welchen Betriebsgrössen die wirt- 
schaftlichen Grenzen der Maschinenbenutzung 
zu ziehen sind. Die Arbeit zerfällt in fünf 
Kapitel. Das erste handelt von den Kosten 
der Maschinenarbeit und den Grenzen ihrer 
Rentabilität unter besonderer Berlcksich- 
tigung «der einzelnen Arten landwirtschaft- 
licher Maschinen; das zweite von ihrer An- 


lehre gehalten und in dieses die ganze spe- 
zielle Volkswirtschaftslehre (und noch einiges 
mehr) eingezwängt hat, mutet allerdings 
höchst sonderbar an. Auch gegen Einzel- 
heiten in der Stoffverteilung und gegen 
manche Sätze und Definitionen möchten wir 
Bedenken erheben. Es scheint aber, dass das 
Buch, von dem in kurzer Zeit eine zweite 
Auflage erschienen ist, den Bedürfnissen 
der Handelsschulen und Kaufleute nach all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen Kenntnissen 


genügt. 


5. Jäger, Dr. Eug., Reichst.- u. Landt.-Abg., 
Die Wohnungsfrage. 1. Bd, (VII, 352 3. 
gr.£°. Berlin (Germania) 2. 

Der fleissigen Feder Dr. Eugen Jägers 
verlanken wir in dem vorliegenden Buch 
eine zusammenfassende Darstellung der gan- 
zen Wohnungsfrage. Jäger schildert zuerst 
die Thatsachen und Erscheinungsformen der 
Wohnungsnot an der Hand der wichtigsten 
Untersuchungen, die sich damit befasst haben. 
Nich einem kurzen Blick auf die Bedeutung 
(ler Wohnungsfrage für das Volksleben wird 
die Wohnungsgesetzgebung des Auslandes, 
insbesondere die englische dargestellt Ein 
weiterer Abschnitt befasst sich mit der 
Wohnungsfrage in Deutschland und mit der 
Stellung der verschiedenen Parteien und her 
vorragender Sozialpolitiker zu dieer % 
dann werden die Ansprüche erörtert, welche 
im Namen der Gesundheit und Sittliehkeit 
an die Wohnungen gestellt werden müssen, 
und eine Darstellung der amtlichen Wehr 
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nungspflege und Wohnungsaufsicht und der 
polizeilichen Vorschriften über Wohnwesen 
und Wohnungspflege gegeben, wobei die 
wichtigsten derselben im Auszuge abgedruckt 
werden. Daran schliesst sich eine Besprech- 
ung der für Erbauung und Einrichtung von 
Arbeiterwohnungen za Grunde zu legenden 
Normen und eine eingehende Erörterung 
über die Mitwirkung der Arbeitgeber, Ge- 
meinden, Stiftungen, gemeinnützigen Gesell- 
schaften u s. w. beim Wohnungsbau, über 
das Erbbaurecht und die neueren Frank- 
furter Erbbauverträge, tiber die Förderung 
des Wohnungsbaues durch Sparkassen und 
die öffentlichen Versicherungen und durch 
Ermässigung der Steuern und Gebühren. Das 
Buch schliesst mit einer Würdigung der 
sozialpolitischen Bedeutung der Baugenossen- 
schaften und Bemerkungen über die Erbau- 
ungen von Arbeiterwohnungen auf dem Lande. 
Der 2. Band soll nach einer Ankündigung 
des Verlegers die Bauordnung, die Haus- 
spekulation, die Lage des Baugewerbes, die 
Bauordnung der Zukunft, den Städtebau 
und die städtische Bodenpolitik, die Zwangs- 
enteignung und die Umsatzsteuer und andere 
wichtige Fragen des Bau- und Wohnungs- 
wesens behandeln. Wie aus obiger Über- 
sicht des 1. Bandes hervorgeht, enthält dieser 
im einzelnen zwar zumeist Bekanntes und 
oft Besprochenes und Dargestelltes, aber 
sein Wert beruht in der Zusammenfassung 
der einzelnen Untersuchungen und Beschreib- 
ungen zu einem Ganzen, wie es in dieser 
Vollständigkeit und Ausführlichkeit noch von 
keiner Seite geboten wurde. Man kann über 
Einzelheiten mit dem Verfasser verschiedener 
Meinung sein; das Buch als Ganzes stellt 
eine wertvolle Leistung dar. 


6. Jastrow, Dr. J., Privatdozent und Stadt- 
rat, Der öffentliche Arbeitsnachweis in 
der Mark Brandenburg. 8”. (71 8.) 
Berlin (Georg Reimer) 3.— 


Die vorliegende Schrift ist, abgesehen | 
von dem Abschnitt V, der Ratschläge für 
die erste Einrichtung eines Arbeitsnachweises 


enthält, durchaus beschreibend ; sie schildert 
die Entwickelung des öffentlichen Arbeits- 
nachweises in der Mark Brandenburg, gibt 


eine Darstellung von dem Verband märki- | 
scher Arbeitsnachweise und erörtert die Ver- 


fassung und die Erfolge der einzelnen Arbeits- 
nachweise. Die Schrift des um das Arbeits- 
nachweisewesen hochverdienten Verfassers 
gibt ein treffliches Bild von dem unter seiner 
Leitung stehenden Verbande. 


7. Neurath, Dr. Wilh., weil. Professor, ge- 
meinverständliche nationalökonomische 
Vorträge. Geschichtliche u. letzte eirene 
Forschungen. Hrsg. v. Prof. Dr. Edm. 
von Lippmann. gr. 8°. (XIV, 308 8.). 
Braunschweig (Fr. Vieweg & Sohn) 3.60 


Die hier gesammelten Vorträge des ver- 
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‚ dienstvollen früheren Professors an der Hoch- 
schule für Bodenkultur in Wien umfassen 
viele Wissensgebiete. Neben speziellen natio- 
nalökonomischen Fragen, wie sie in den Vor- 
| trägen über die wahren Ursachen der Uber— 
produktionskreisen, sowie der Erwerbs- und 
Arbeitslosigkeit, über das Sinken des Zins- 
fusses, die Wirtschaftskrisen und das Kartell- 
wesen, das Hauptproblem der modernen Volks- 
wirtschaft, über Adam Smith, Franz Quesnay 
und Turgot erörtert werden, finden sich Ab- 
handlungen mehr philosophischen und allge- 
meinen Charakters wie die über Eigentum 
und Gerechtigkeit, das Recht auf Arbeit, das 
Sittliche in der Volkswirtschaft, Moral und 
Politik, die volkswirtschaftliche Sittenlehre 
im Jagendunterrichte. Wir sind dem Heraus- 
geber dankbar, dass er diese zum Teil in 
wenig gelesenen Zeitschriften veröffentlichten 
Vorträge gesammelt und uns neuerdings 
nahe gebracht hat. Sie sind das Ergebnis 
umfassender Bildung und fleisiger Forschung. 
Wenn auch zunächst für ein grösseres Publi- 
kum bestimmt, bieten sie doch auch dem 
Fachmann Förderung und Belehrung. 


8. Rauchberg, Dr. Heinrich, Steuererklärung 
und Steuerauflage auf dem Gebiete der 
direkten Personalsteuer in Osterreich. 8". 
(78 S.). Wien (Manz) 1901 1.80 

In scharfsinniger Weise macht Rauchberg 
auf die wesentliche Bedeutung der Steuer- 
erklärung aufmerksam und sucht nachzu- 
weisen, wie durch die Vollzugsvorschriften 
das Steuergesetz ungünstig beeinflusst worden 
ist, indem das Schwergewicht derVeranlegung 
aus der Kommission wieder an die staatlichen 
Stenerbehörden übergegangen ist, und wie 
darunter auch der finanzielle Erfolg der 
neuen Steuergesetzgebung gelitten habe. Die 
Anderungsvorschläge Rauchbergs erscheinen 
uns sachgemäss und der Berücksichtigung 
wert. 


9. Vandervelde, Emile, ehem. Prof., Die 
Entwickelung zum Socialismus. Auto- 
risierte Übersetzung aus dem Fran- 
zösischen von Pr. Alb. Südekum. gr. 8”. 
(2318.). Berlin (Verlag der Socialistischen 
Monatshefte) 4.50 


Vandervelde, der dem deutschen Publikum 
‚hauptsächlich als Führer der belgischen 
Arbeiterschaft bekannt ist, legt uns hier ein 
| theorethisches Werk über die Entwickelung 
‚des Sozialismus vor, dessen 1. Teil von der 
' kapitalistischen Konzentration, dessen 2. von 
der Vergesellschaftung der Prodnktions- und 
' Austauschmittel handelt. Der 1. Teil ver- 
breitet sich im Einzelnen über den Untergang 
‚des persönlichen Eigentums, die Entwicke- 
lung des kapitalistischen Eigentums, die zu 
: dessen Gunsten vorgebrachten Einwendungen ; 
der 2. Teil erörtert die Elemente des Profits, 
die Vorzüge des gesellschaftlichen Eigen- 
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tums, die Verwaltungsfragen, die Regeln 
der Verteilung, die zur Verwircklichung des 
Kollektivismus vorgeschlagenen Wege, end- 
lich die dagegen erhobenen Einwände, Die 
Schrift steht auf durchaus sozialistischem 
Boden unter starker Anlehnung an Karl 
Marx. Über diesen Standpunkt sich hier 


mit dein Verfasser auseinanderzusetzen, kann | 


4% 


nicht unsere Aufgabe sein. Anerkennend 
müssen wir hervorheben, dass das Buch sach- 
lich und leidenschaftslos geschrieben ist, dass 
es knapp und klar den Entwicklungsgang 
und die Ziele des Sozialismus darstellt und 
einen auch für Andersgläubige wertvollen 
Einblick in die Gedankenwelt des modernen 
Sozialismus gewährt. 


Varia. 


1. Fischel, Dr. Alfr., 
Sprachenfrage in Üsterreich. gr. 8°. 
(VIII, 344 S.). Brünn (Fr. Irrgang) 5.— 
Im laufenden Jahrgange dieser Blätter 

S. 308 haben wir das „österreiche Sprachen- 
recht“ desselben Verfassers besprochen, 
dessen „Materialien zur Sprachenfrage“ in 


Österreich“ uns nun vorliegen. Beide Werke | 
ergänzen sich gegenseitig. Das erstere bringt | 
die Gesetze und Verordnungen auf dem Ge- | 


biete des Sprachenrechts von 1527 bis zur 
Gegenwart und eine ausgezeichnet orien- 


tierende Übersicht über den ganzen Ent- | 


wicklungsgang, in welcher zugleich der im 
vorliegenden Buche enthaltene Stoff kurz 
mitgewürdigt ist. Das letztere bietet die 


Materialien zur 


In einem dritten Abschnitte behandelt der 
Verfasser die Frage: Genügen die vorhan- 
denen Normen für den privatrechtlichen 
und sozialwirtschaftlichen Schutz der Geistes- 
kranken oder ist ein Modus der verantwort- 
lichen Vertreterschaft einzuführen? In 


letzterem Sinne werden eingehende Vor- 


schläge gemacht. 


3. Jahrbuch, statistisches, f. das Deutsche 
Reich. Hrsg. vom kaiserl. statist. Amt. 

22. Jahrg. 1902. gr. 8°. (VII, 254 3. 

m. 4 farb. Taf... Berlin (Puttkammer 

& Miühlbrecht) kart. 2.— 
Die Bedeutung dieses wichtigen Nach- 
schlagewerkes für Politiker, Gelehrte, Ge 


wichtigsten Aktenstücke über die Sprachen- | schäftsleute u. s. w. ist so bekannt, dass es 
kontlikte in Österreich, also die Kund- | keiner weiteren Empfehlung mehr bedarf. 
gebungen der Nationalitäten, der Regierungen | Hervorgehoben zu werden verdient, dass in 
und Parteien für die einzelnen Entwicklungs- | das Buch die Statistik der Wohnhäuser nnd 
phasen der Sprachenfrage von 1848 bis zur | Haushaltungen (Zählung von 1900), die Er- 
Gegenwart. Wir verweisen auf die em- | gebnisse der Obstbaumzählung von 1900 und 
pfehlenden Worte, die wir an der eingangs eine Übersicht der Finanzen des Dentschen 
bezeichneten Stelle dem Unternehmen des Reichs und der Bundesstaaten neu aufge 
Verfassers gewidmet haben und betonen nommen sind. Die am Schluss beigefügten 
nachdrücklich, dass man innerhalb und, kartographischen Darstellungen beziehen sich 
ausserhalb “sterreichs aus dem Werk reiche auf das Bevölkerungswesen, die Landwirt- 
Belehrung und vielfältigen praktischen schaft und den auswärtigen Handel. 
Nutzen zu schöpfen vermag. 
4. Meili, Dr. F., Prof., Die rechtliche Stellung 
der Automobile. (52 8.). gr. 8°. Zürich 


2. Fischer, Dr. Max, Öberarzt in Illenau, 
(A. Müllers Verl.) 1.20 


Der Schutz der Geisteskranken in Person | 

und Eigentum. gr. 8°. (VI, 68 8.). Leip- Der geistvolle Züricher Rechtslehrer, dem 

zig (S. Hirzel) 2.— die Wissenschaft des Verkehrsrechtes schon 

Die interessante und gediegene Arbeit so viel zu verdanken hat, tritt in dieser zeit- 
behandelt zunächst die Stellung der Geistes- gemässen Schrift für die Einführung einer 
kranken im Entmündigungsverfahren (hier  „energischen Haftpflicht“ der Automobile 
seien die sehr beachtenswerten Ausführungen ein. Er behandelt zunächst die Bedeutung 
über „Geistesschwäche“ S. 3 ff, hervor- dieser neuesten Vehikel, dann das geltende 
gehoben), sodann die Thätigkeit der Staats- schweizerische Recht und hierauf die lex 
anwaltschaft im Entmündigungsverfahren. ferenda. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Nr.8. München (J. Schweitzer) 

B halbjährlich (6 Hefte) 8— 
Überblick der Steuerreform in Elsas- 
Lothringen, von Erich Aron, Landgerichts | 
rat in Strassburg i. Elsass. — Zur Würdigung | 
der volkswirtschaftlichen Bedeutung de 

Terminhandels in Produkten, von Dr. Grerg 


" 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr. M. v.Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902. 
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Wermert in Berlin. (Schluss), — Das Ver- 
hältnis zwischen Luxemburg und dem Deut- 
schen Reiche hinsichtlich des Branntwein- 
verkehrs, von Dr. @g. Schmauser, kgl. Ober- 
zollassessor in München. — Aus den Gesetz- 
blättern. Miscellen: Geschlecht, Alter und 
Familienstand der Bevölkerung Preussens 
am 1. Dezember 1900. 


2. Anhalen d. ges. Versicherungswesens. 
1902. Nr.22—24. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 


An grösseren Artikeln verzeichnen wir 
aus Nr. 22: Badisches Gesetz über das Fahr- 
nisversicherungswesen ; die Erzwingung von 
Nachschüssen bei Aktiengesellschaften, von 
Laband; Nr. 23—24: Gesetzgebung gegen 
die Versicherungstrusts in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika; ausserdem zahl- 
reiche kleinere Mitteilungen und statistische 
Angaben aus allen Gebieten des Versicherungs- 
wesens. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 
1902. Nr. 15—17. Hoch 4°. Berlin (Vlg. 

d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 
Abhandlungen: Zu der Ausgestaltung der 
Kontrolvorschriften. Notwendige Streitge- 
nossenschaft auf dem Gebiete der Arbeiter- 
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liche Entscheidungen, Bücherbesprechungen ; 
No. 9: Die Vertretungsmacht des Vorstandes 
einer Aktiengesellschaft, von Prof. Dr. K. 
Lehmann-Rostock ; Deutsche Aktien in aus- 
ländischer Währung, von Dr. R. Rosendor.ff- 
Berlin ; Die Börsenorganisationen und Börsen- 
orten der ausserdeutschen Länder, von M. 
| Wittner-Berlin, II. Belgien, III. Spanien; 
: Gerichtliche Entscheidungen; Verbandsnach- 
‚richten, Sprechsaal, Vermischtes. 


5. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. III. Jahrg. Heft 17—19. 
Berlin (W. Süsserott) jährlich 10.— 


Heft 17: Die Pflanzungen des Kamerun- 
gebirges; Das Fetischessen der Evheneger in 
Togo Angora und der gegenwärtige Stand 
seiner Erschliessung, von G@ustar dengeneyndt; 
Deutsche Interessen in Centralamerika, von 
Emil Jung: Frankreichs koloniale Eisenbahn- 
pläne; Heft 18: Die wirtschaftliche Entwick- 

lang unserer Schutzgebiete in Afrika und der 
‚ Südsee, von Prof. Dr. @.K. Anton; Die Trans- 
' australische Eisenbahn, von Oberleutnant a. D. 
Kürchhoff; Grund und Boden in Nordmerika, 
von Hans Klössel;: Aus dem Bereich der 
' Mission in Deutsch-Südwestafrika, von Pastor 
C. Höfer; Heft 19: Über den Import von 
Kamelen und Dromedaren in unsere Schutz- 


versicherung (Seelmann).. Zu der Anwendung  gebiete, von Dr. Aler. Sokolowsky; Die 
des $ 113, Abs. 3, J.-V.-G. — Abdruck des deutsche Kolonisation in Afrika und ihre sani- 
Entwurfs eines Bundesratsbeschlusses, betr. täre Bedentung, von Dr. Em. Cohn; Abes- 
die Kr.-V. der Hausgewerbetreibenden. — | siniens Grenzen, von Dr. Rud. A. Hermann. 
Verwaltung u. Rechtsprechung, Mitteilungen, 


. s * X. Band. Nr. 7u.8. München (C. H. Beck) 


j . jährl. 6.— 

3a. Archiv f. — —— und In dieser Doppelnummer ist ein Artikel 

Kriminalistik, hrsg. F. Prof. r. H. Gr 088, über: Die Haftung des Staates für Amtshand- 

9. Bd. 1. H. 8°. Leipzig (F.C. W. Vogel) lungen seiner Beamten, enthalten; ausserdem 

pro Band 12.— Mitteilungen aus dem Gebiete des Gerichts- 

Das Heft bringt folgende Abhandlungen: kostenwesens und des bayerischen Gebühren- 
Lohsing, Abschaffg. der Todesstrafe; Markus, , wesens, 

Versicherungswucher; Stern, Über positivi- 

stische Begründung des philosophischen Straf- 

rechts. (Nach Wilhelm Stern’'s „Kritische 

Grundlegung der Ethik als positive Wissen- halbjährlich 3.— 

schaft“.) Gross, Die Autobiographie eines Nr.21: Mitteilungen zur Genossenschafts- 

„Rückfälligen“ ; Otto Gross, Zur Phyllogenese | Statistik, von Dr. Crüger (Schluss aus 

der Ethik; dann eine kleinere Mitteilung von Nr. 20); Nr. 23: Zum Checkverkehr; Nr. 24: 

Mothes. ' Diebayerischen Handwerkergenossenschaften; 

Nr. 25: Genossenschaft für Beleihungen von 

4. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und | Lebensversicherungspolicen. In Nr. 22 ist kein 

Börsenwesen. Hrsg. v. Dr. jur. Hatschek. , grösserer Artikel enthalten, doch finden sich 

I. Jahrg. Nr.8u.9. Frankfurt a./M.(Rein- in dieser wie in den andern Nummern zahl- 

hold Mahlau) pro Jahrg. 10.— reiche Notizen und Mitteilungen aus dem 


Inhalt: Zum Diskontierungsgeschäft der | Fenossenschaftswesen. 
deutschen Reichsbank und der Bank von j . . 
Frankreich, von F. Thorwart, Frankfurt ar 8. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 
Differenzgeschäfte nach englischem Recht u. Notariat, herausgegeben von Ober- 
(Schluss), von Gerichtsassessor Dr. Siemsen- Landesgerichtsrat ‚Dr. A. Lobe. 1902. 
London; Die Börsenorganisationen und Bör- Nr. 20—26. Leipzig (Dieterich'sche Ver- 
sengesetze der ausserdentschen Länder, von lagsbuchh. Jahrg. 15.— 
M. Wittner-Berlin, I. Frankreich; Gericht- Diese vorzüglich redigierte Zeitschrift 


7. Blätter für Genossenschaftswesen. 1902. 
Nr. 21—25. Berlin (J. Guttentag) 
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liegt nun im 2. Jahrgange vollendet vor. 
Ihr Hauptwert besteht — abgesehen von 


trefflichen Abhandlungen — in der reich- 


haltigen, zwecekmässig geordneten und in 
summarischen „Übersichten“ zusammenge- 
fassten Rechtsprechung. Auch Gesetze und 
Verordnungen auf dem Gebiete der F.-G. 
Abhandlungen anderer Zeitschriften und son 
stige literarische Erscheinungen werden in 


geschickt ahgefassten Übersichten zusammen- | 
Ausserdem enthält die Zeitschrift 
Die Nrn. 20—25 | 
bringen folgende Aufsätze: Wann hat die ge- | 
richtliche Beurkundung eines Rechtsgeschäfts 


gestellt. 
zahlreiche Rezensionen. 


gemäss S$ 168 fg. des Reichsgesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit vom 17./20. Mai 1898 zu erfolgen ? 
Von Oberjustizrat Pr. Frese in Meissen. — 
Der Beschluss des Kammergerichts vom 
13. Januar 1902. Abgedruckt im preuss. 


Justiz-Ministerial-Blatt Nr. 34 zu $S 176, 


177 R.-F.-G. Von Landgerichtsrat Brettner 
in Cottbus. — Was geschieht mit einem 
gerichtlich verwahrten Testamente, das in 
einem späteren Testamente aufgehoben ist? 
Von Amtsgerichtsrat Bötticher in Frank- 
furt a.0. — Bericht über die Rechtsprechung 
des ÖOberlandesgerichts Dresden mit Be- 
sprechungen für die Praxis. Von Oberlandes- 
gerichtsrat Kretzschmar in Dresden. — Er- 
streckt sich die Verzeichnispflicht des $ 1640 
B.-G. auch auf das Kindesvermögen, an dem 


der Gewalthaber die Leibzucht nach Nassau- 


ischem Rechte hat? Von Amtsgerichtsrat 
Lieber in Idstein (Taunus), — Nochmals 
westfälisches Güterrecht. Von Landrichter 
Lönwenbach in Duisburg. — Zwei Fragen aus 
dem Grundbuchrechte. Von 


Begriff des Erblassers im Sinne des Art 213 
E.-t:. z. B.-G.-B. Von Landrichter du Chesne 
in Leipzig. — Ist die vormundschaftsgericht- 
liche Genehmigung dem Grundbuchbeamten 
nachzuweisen? Von Gerichtsassessor Dr. 
Schlomka in Pegau. — Zum Begriff „Vereins- 
vorstand“. Von Amtsrichter Metzges in 
Elberfeld. Des Schlussheft (26) enthält sehr 
ausführliche Register. 


Sa. Centralblatt,österr., für die jurist. Praxis 

nebst Centralblatt für Verwaltungspraxis. 

XX. Bd. 4.—6. H. Wien (Moritz Perles) 

halbjährig 10.— 

Abhandlungen: Zwei Fragen aus dem 

Strafrecht und dem Strafprozess (Jolles). 

Die Schenkung auf den Todesfall (Geller). — 

Aus der Wiener jurist. Gesellschaft. Recht- 
sprechung, Literatur ete. 


9. Dokumente des Sozialismus, Bd. TI. H.9 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte) 
einzeln 1.25; vierteljährl. 3 75 

Inhalt: I. Bibliographie des Sozialismus ; 

II. Aus der Geschichte des Sozialismus : Briefe 


Oberlandes- 
gerichtsrat Kretzschmar in Dresden. — Der 
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von Karl Marx an Arnold Ruge (1842—#3): 
Robert Owens Kommunismus; III. Urkunden 
des Sozialismus: Manifeste aus der Bach- 
druckerbewegung des Jahres 1848—49; IV. 
Der Sozialismus in Zeitschriften; V. Ar 
fragen und Nachweise; VI. Notizen. 


| 10. Entscheidungen, Sämtl., d. schweizer. 
| Bundesgerichts. (Bd. I-XXIV der amtl. 
Sammlg.) in abgekürzter Fassung und 
nach Materien geordnet von Dr.’ Eugen 
Curti, Rechtsanwalt in Zürich. II. Band: 
Zivilrechtliche Entscheidungen gr. ®. 
(687 S.). Zürich (Schulthess & Co.) 12 — 


Dieser Band enthält die zivilrechtlichen 
Entscheidungen, worunter hauptsächlich die 
Entscheidungen zu den verschiedenen eisen- 
bahnrechtlichen Gesetzen, zum Fabrikhaft- 
pflichtgesetz, insbesondere zum Obligationen- 
recht einen breiten Raum einnehmen. Das 
Curtische Werk bezweckt, die zahlreichen, 
unhandlichen und unübersichtlich angelegten 
Bände der amtlichen Sammlung der bundes- 
gerichtlichen Entscheidungen möglichst zu 
ersetzen. Von diesem Bestreben geleitet hat 
es der Verfasser unternommen, den auf über 
22,000 Seiten zerstreuten Inhalt der amt- 
lichen Sammlung in kompendiöser Form, ab- 
gekürzt und nach Materien geordnet in zwei 
Bänden von zusammen nur 1300 Seiten zu 
verarbeiten. Wie trefflich der Verfasser seine 
Aufgabe gelöst hat, ist ans dem Beifall zu 
ersehen, mit dem das Erscheinen dieses 
Werkes in der ganzen Schweiz begrüsst 
worden ist. Knappe, präzise Abfassung. 
übersichtliche Stoffanordnung in Verbindung 
_ mit einer typographisch praktischen Ausstartt- 
ung zeichnen das Buch aufsVorteilhafteste aus, 
so dass, wer bis jetzt gezwungen war, mit 
den 24 dickleibigen gelben Bänden zu ar- 
beiten, die Benützung dieses bequemen Nach- 
schlagewerkes als eine wahre Erlösung em- 
pfinden wird. Neben der Erspamis an Zeit 
dürfte aber auch die Kostenerspamis schwer 
ins Gewicht fallen, denn nicht jedermann 
ist in der Lage, die grosse, allein schon ein 
ganzes Bücherregal füllende und entsprechend 
tenre amtliche Sammlung anzuschaffen, und 
werden es namentlich Nichtjuristen lebhaft 
begrüssen, um den vierten Teil der An- 
schaffungskosten der offiziellen Ausgabe eine 
sorgfältige Zusammenstellung der bundes- 
gerichtlichen Praxis in zwei handlichen 
Bänden erwerben zu können. 


10a. Fischers Zeitschrift für Praxis und Ge- 
setzgebung der Verwaltung. Hrsg. von 
Geh. Reg.-Rat Dr. Walter Schelcher 
Bd. 24. H. 3/4. Leipzig (Rosberg & 
Berger) pro Band 8.— 
Abhandlung: Beginn und Ende der Au 
fechtbarkeit vonVerwaltungsakten (Fritsche). 
— Verordnungen und Entscheidungen ete. 
— Vermischtes. Gesetzgebung: Über- 
sicht über das Jahr 1901. — Literatur. 





Bu 
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10b. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- 
schrift XVII. Jahrg. 1902. H. 9—12. 
, Dresden (E. Pierson) jährl. 16.— 
Unser Gebiet berühren die Artikel: Die 
Selbsthilfe der Landwirte (Küster). Spalt- 
ungen und Wandlungen im Sozialismus 
(Hasse), Erziehung und Familienleben 
(Meisel-Hess). 


11. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe, Hrsg. im Reichs- 
amt d. Innern. 1902. Maiheft. Berlin 


(Mittler & Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 
Das vorliegende Heft enthält in seinem 


Gesetzgebungsteil u. A. die Handelsabkom- 
men Frankreichs mit Costa Rica, Dänemark | 
(wegen der Antillen) und dem unabhängigen 
Kongostaat, den Freundschafts-, Handels- und 
Schiffahrtsvertrag zwischen Japan und der 
Argentinischen Republik, den Zolltarif für 
die Philippinen, das Zollgesetz des Austra- 
lischen Bundes, den Zolltarif für Britisch- 
Östindien u. a. m. Im statistischen Teil 
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teren Verwaltungsbehörden nach den Ge 
schäftsberichten der Versicherungsanstalten 
‚(Seelmann). Einfluss des B.-G.-B. S 617 auf 
die Fürsorge für das Hausgesinde in Krank- 
. heitsfällen /Hilse). Zum Begriff des bundes- 
staatlichen Beamten nach 85 J.-V.-G. (Stein). 
Kann ein Schiedsgerichtsbeisitzer während 
des Laufes der Wahlperiode sein Amt nieder- 
legen? (Appelius). — Entscheidungen, Mit- 
teilungen. Briefkasten. Literatur. 


13. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1902. Berlin 
(0. Liebmann) viertelj. 3.50 


Die Nummern 12 u. 13 enthalten folgende 
Aufsätze: v. Calker, Dr., Professor, Die Zei- 
‚tung als Objekt der Beleidigung. — Manigk, 
Dr., Privatdozent, Zum Begriff des Rechts- 
geschäfts. — Isay, Dr., Rechtsanwalt, Zur 
Frage der Prozessverschleppungen. III. Die 
Abgrenzung von Richterrecht und Partei- 
‚betrieb im Civilprozess. — Mittelstaedt, Dr., 
Landrichter, Die akademische Vorlesung und 
das Urheberrecht. Planck, Dr., Wirkl. 


finden sich Mitteilungen über das Deutsche | Geh. Rat, Professor, Gustav v. Mandry t. 
Weinverschnittgeschäft im Jahre 1901, den — Mittelstein, Dr., Oberlandesgerichtsrat, 
Stand der Französischen und Niederländischen: ' Ferneprechanschluss und Miete. — v. Schulte, 
Handelstlotte, Schwedens Aussenhandel im 'Dr., Geh. ‚Justizrat, Professor, Das landes- 
Jahre 1901 etc. Jahresberichte der Kaiser- herrliche Scheidungsrecht. — Nöldeke, Dr,, 
lichen Konsuln liegen vor aus Budapest, Landrichter, Die Zulässigkeit von Beschwer- 
Burntisland, Calais und Havre (Schiffahrts- den und das Reichgericht. — Neumann, Dr., 
berichte), Akyab, Mytilene, Rangun, Singa- Rechtsanwalt, Haftet der eingetragene Verein 
pur, Swatau, W ladiwostok, Cienfuegos, Ma- für die Schulden desselben früher nicht ein- 
ceiö, Ponce (Porto Rico), Tapachula (Mexiko), getragenen Vereins? — Dochnal, Referendar, 
Christchurch (Neuseeland), (ueensland (Nach- Die Rücksichtnahme auf die Verkehrssitte 
trag), ferner ein Bericht des Kaiserlichen bei der Definition des Zubehörs im B.G.B. 
Generalkonsulats in Christiania über den | ($ 97 Abs. I 8.2). — Schnorr v. Carolsfeld, 
Bergwerks- und Hittenbetrieb Norwegens in Dr., Öberbibliothekar, Bessere Ausstattung 
den Jahren 1596—1899 u. a. m. |der Bibliotheken. — Fleischmann, Dr., Re- 


ferendar, Kommt bei Ablehnung eines An- 
12. Handels-Museum, Das. Bd. 17. Nr. 21 trages ein Generalversammlungsbeschluss zu 
stande, und unterliegt eine solche Ent- 
‚scheidung der Anfechtung des $ 271 H.G.B.? 
— Kahl, D., Dr., Professor, Eine Vorfrage 
zur Revision des Strafgesetzbuches. — v. Liszt, 
Dr., Professor, Aeusserung hierzu. — Senler, 
Dr., Rechtsanwalt, M.d. R., Die neue See- 
mannsordnung in ihren juristischen Neuer- 
ungen. — Busch, Kammergerichtsrat, Die 
Klage auf künftige Zahlung von Geldforder- 
ungen aus gegenseitigen Verträgen. — Schell- 
| has, Dr., Amtsrichter, Die Rechtsentwicklung 
im Jahre 1901. — Fuisting, Wirkl. Geh. 
ı Ober regierungsrat, Senatspräsident, Zur Ein- 
 kommenbesteuerung der Erwerbsgesellschaf- 
ten. — Kronecker, Dr., Kammergerichtsrat, 
Der Frühschoppen am Sonntag. — Petersen, 
Dr., Reichsgerichtsrat a. D., Die Urteils- 
verkündung trotz erfolgten Vergleiches. 
' Altvater, Dr., Senatspräsident, Vereinbartes 
Zurückbehaltungsrecht des Vermieters. 
Schücking, Dr., Professor, Zur Theorie 
der erworbenen Rechte. — Stelling, Staats- 
‚ anwaltschaftsrat, Zwei rechtskräftige, nicht 
' gleichlautende Urteile in einer Strafsache: 


bis 26. Wien (Verl. d. k. k. österr. 
Handels-Museums) halbjährl. 8.— 
In der vorliegenden Nummer sind, abge- 
sehen von zahlreichen kleineren Artikeln und 
Notizen aus allen Gebieten des Handels, der 
Industrie und Landwirtschaft, des Verkehrs- 
wesens u. 5. w. folgende grössere Artikel 
enthalten und zwar in Nr. 21: Panama und | 
Nicaragna-Kanal, von Prof. Dr. R. Sieger; 
Nr.22: Die Betriebszählung vom 3. Juni 1902, | 
von Dr. Walter Schiff; Die Wirtschaftslage 
in Südafrika; Nr. 23: Handel und Strafrecht, 
I, von Prof. Dr. Rud. Pollak: Nr. 24: Die 
amerikanische Schiffahrts-Subsidienvorlage : 
„The World's Commerce“; Nr. 25: Die Lage 
unseres Exporthandels; Nr. 26: Der mittel- 
amerikanische Kanal, aus einem Reiseberichte. 
des k. u. k. Legationssekretärs Graf Anton 
Stadnicki-Mexiko. 


12a. Invaliditäts- und Alters-Versicherung,die, 
im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr. 12/15. 
Mainz (Diemer) vierteljährl. 2,— 
Abhandlungen: Die Thätigkeit der un- 
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welches ist zu vollstrecken? — Brückmann, zur Fürsorgeerziehung in Preussen die An- 
Referendar, Die akademische Vorlesung und ordnung einer Pflegschaft nötig? (Referendar 
das Urheberrecht. — Kirschstein, Amts- Walther Voigt, Berlin.) — Über akademischen 
erichtsrat, Zum $ 22 Abs. 2 der Grund- Rechtsunterricht. (Univ.-Professor Dr. Rud. 
uchordnung. — Wittich, Dr., Landrichter, | Stammler, Halle.) — Unter welchen Voraus 
Unterbrechung der Strafvollstreckung bei setzungen können im militärischen Strai- 
(Geisteskrankheit des Verurteilten. — Damme, verfahren Rechtsmittel durch den Verteidiger 
Dr., Regierungsrat, Bemerkungen zu den eingelegt werden? (Senatspräsident b. Reich» 
Institutionen des B.G.B. von Prof. Dr. Krück- militärgericht (7. v. Koppmann, Berlin.) — 
mann. — Flechtheim, Dr., Rechtsanwalt, Streitfragen aus dem Gebiete des Wandlungs- 
Konstruktion des Wandlungsanspruches. rechtes. (Landrichter @. Werner, Magde- 
burg.) — Zur Frage der kaufmännischen 
14. Monatshefte, sozialistische. 1902. H. 6. Schiedsgerichte. Ein Vorschl in letzter 
Berlin (Administration der Soz. Monats- Stunde. (Landgerichtsrat Dr. Delius, Cottbus.) 
hefte) ä Heft —.50 — Duldung „konzessionierter Herbergen“ in 
Inhalt: E. Anseele. Der Kampf um das Hamburg. (Rechtsanwalt Dr. Korn. Berlin.) 
allgemeine Stimmrecht in Belgien; E. Bern- — Deutscher Juristentag 1902. — Sonder- 
stein, Der Kampf in Belgien und der poli- gerichtsbarkeit in Patentsachen. — Zur Ge 
tische Massenstrike; Hjalmar Brantiny, Die heimmittelfrage, — Haftpflicht des Spedi- 
Generalstrikeprobe in Schweden; W. Heine,  teurs. — Kolonialrechtliche Vorlesungen. — 
Arbeiterbewegung und Sozialdemokratie; Oda | Österreichische Anwaltsgebühren. (Rechts 
Olberg. Eine Theorie der sozialen U wälz- anwalt Dr. Schönberger, Prag.) — Aufgaben 
ungen; Dr. H. Lindemann, Unsere Forder- der Verteidigung (Rechtsanwalt Pr. Geiers- 
ungen an die Communen; Dr. Leo Winter, höfer, Nürnberg.) — Eine Frage zu 8. 8 
Die Sprachenfrage in Böhmen; Fanny Imle, | C-P.-O., 1708, 1718 B.-G.-B. (Amtsrichter 
Die Arbeitslosenunterstützung in den dent. | Pr. Heuer. Hamburg.) — Eine Frage aus 
schen Gewerkschaften; Henriette Fürth. Die | dem Rechte des Agenturvertrages. (Gerichts 
soziale Lage der Pforzheimer Bijonterie- assessor Dr. Lubowski. Halle.) — Delikts 
arbeiter. Rundschau. ‚statut und Quasidelikt. (Referendar Klein, 
Bonn.) — Grenze von Strafrecht, Civilrecht, 
15. Recht, Das. 1902. Nr. 10 u. 11. Hannover rechtlicher Irrelevanz. (Rechtsanwalt Dr. Leo 
(Helwing’sche Verl.-B.) vierteljährl. 3.— | Vossen, Köln.) 


Aus dem Inhalte sei erwähnt: Der Gesetz- 
r ih: 16. Die Rechtsprechung der Oberlandes- 
entwurf über die Befühigung für den höheren | gerichte auf dem Gebiete des Civil 


Verwaltungsdienst in Preussen. (Univ.-Prof. rechts. Hrag. von B. Mugdan u. Ä. Falk- 


Gustav Cohn, Göttingen.) — Welches Rechts- : . 
FRE ; ; i mann, Kammergerichtsräte. 1902. \r. 
verhältnis liegt vor, wenn ein Bankier Tresor 1/%. Leipzig (Veit & Co.) 


fächer in seiner Stahlkammer an Geschäfts- Halbjahrespreis 6.— 


freunde zur Aufbewahrung von Wertpapieren | 5 R R 
u. 8. w. gegen Entgelt überlässt? (Reichs- Vom 4. Bande dieser für die Praxis des 


gerichtsrat Brückner, Leipzig.! — Fürsorge- neuen Civilrechtes geradezu unentbehrlichen, 
erziehung und Armenrecht. (Landrichter trefflich geleiteten Sammlung liegen bereits 
Böhner, Bochum.) — Einige Zweifelsfragen wieder 25 Hefte mit 110 Nummern ober 
aus der neuen Unfallversicherungsgesetz- landesgerichtlicher Entscheidungen vor. Wir 
gebung. (Reg.-Rat Wengler, Leipzig.) — | haben es wiederholt als Missstand empfunden, 
Fort mit den Zuchthäusern und Gefäng- | dass Entscheidungen aufgenommen werden, 
nissen ! Zur Reform des Strafvollzugs. (Rechts- | die noch nicht rechtskräftig geworden sind. 
anwalt Ludwig Zoeller, Kaiserslautern.) — | Es wäre doch sehr zu empfehlen, nur rechts 
Juristische Gesellschaft zu Berlin (11. Mai). Kräftige Erkenntnisse mitzuteilen und bei 
(Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin). — Kri- | jeder Nummer den Eintritt der Rechtskraft 
minalstatistik der deutschen Schutzgebiete | ausdrücklich zu konstatieren. 

in Afrika und der Südsee. -— Ein neues ja- | — 
panisches Strafgesetzbuch. — Ist der Kae 17. Rundschau, Soziale. 3. Jahrg. Ar. An, 
schuldner verpflichtet, die Kosten für eine Wien (Alfred Hölder) jährlich 2.— 
vergeblich versuchte Zustellung zu tragen ? Nummer 4 enthält folgende Rubriken: 
(Oberlandesgerichtsrat Schönfeld, Breslan.)| Arbeiterschutz (Regelung der gewerblichen 
— Mit einer Bauforderung geht der An- | Kinderarbeit in Dentschland; Reform der 
spruch auf Einräumung einer Sicherungs- | industriellen Arbeiterschutz-Gesetzgebung in 
Hypothek ohne weiteres über. (Öberlandes- | England ; Internationale Vereinigung für ge 
gerichtsrat a. D. W, Ch. Franke, Hannover). | setzlichen Arbeiterschutz); Schieds- und Ge 
— Das Stimmrecht des Ehegatten eines Ge- | werbegerichte (Österreich 1898— 1900; Gesetz 
sellschafters beim Zwangsvergleich einer | für Neu-Südwales); Arbeiterorganisationen 
offenen Handelsgesellschaft. (Rechtsanwalt (Gewerkschaften in Frankreich und Ungamn'; 
Bendir, Breslau.) — Macht die Überweisung , Soziale Versicherung (Unfall- und Invaliden- 
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versicherung im Deutschen Reich 1900); Ar- 

beitseinstellungen und Aussperrungen (Oester- | 
reich, Deutsches Reich, Belgien, England, 
Frankreich); Arbeitsmarkt (in Deutschland 
1901); internationaler Arbeitsmarkt (Belgien, 
Deutsches Reich, England, Frankreich); Ar- 
beitsvermittelung (Österreich, Wien, Steier- 
mark, Mainz, Bayern, Budapest); Arbeitsbei- 
rat, Sozialstatistik (Betriebsstatistik in Oster- 
reich); Wohnungswesen, Autonome Verwal- 
tung, Vereinswesen, Verschiedenes (Unter- | 
nehmungsformen und Arbeiterverhältnisse 


der Landwirtschaft in Belgien). Nr. 5: Ar- 
beitslohn und Arbeitszeit, Arbeiterschutz 


(Regelung der gewerblichen Kinderarbeit im 
Deutschen Reich); Gewerbeinspektion (fran- 
zösische i. J. 1900); Genossenschaftswesen (in 
Böhmen, Mähren, Schlesien); Soziale Ver- 

sicherung (Krankenkassenwesen in Däne- 

mark); Arbeiterorganisationen (die deutschen 
Arbeitersekretariate c.d. 1900); Schied- und 
Einigungswesen (England, St. Gallen, Nord- 
amerika); Arbeitsämter (zur Arbeitsstatistik 
im Deutschen Reich); Arbeitseinstellungen 
und Aussperrungen (Usterreich, Belgien, Eng- 
land, Frankreich); Autonome Verwaltung, 
Arbeitsvermittelun (Österreich, Prag, Frank- 

reich, Russland, —— "Arbeitsmarkt 


(Belgien, Deutschland, England, Frankreich); ; 
Auswanderung, Arbeitslosigkeit (Deutschland, | 
Sozial- 


Ungarn, Basel); Wohnungswesen ; 
politik ; Soziale Hygiene; Vereinswesen; Ver- 
schiedenes. 


18. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. 
vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 
4. Jahrg. Nr. 4—6. gr. 8°. Berlin (Wilh. 
Baensch) 


enthaltenen Artikeln heben wir folgende 
hervor und zwar in Nr. 4: Obstruktion ?; 
Toleranzantrag, Uentrumsgeschäfte, 
Richter ; Milizwesen und Burenkrieg, II. und 
III, von Oberstleutn. a. D. Fabrieius-Berlin ; 
Schutz der Kolonien durch die Flotte, von 
Graf von Bernstorff; Nr. 5: Die Amerika- 
nisierung der Welt, von H. Losch-Stuttgart; 
Die Abschaffung des Diktaturparagraphen in 


Elsass-Lothringen, von €. Friedrich-Berlin; 
Die dentsche Arbeiterstatistik und der denut- | 


sche Reichstag, von A. 'T.-Berlin. No. 6: Ent- 
scheidung in der Zuckerfrage, von Dr.| 
Brukner-Stralsund ; Die Amerikanisierung der 
Welt, von Dr. H. Losch-Stuttgart; Von der 
Politik im Reiche; 
montanismus, von Sincerus-Strassburg im 


Elsass; Die Eisenbahn-Einheitsbestrebungen | 


in Deutschland, von Dr. zur Nieden-Berlin ; 


Vom Industrie- und Geldmarkt,vonA. Wittner-. 


Berlin; Im Reiche von Kohle und Eisen, von 
Dr. W. Johannes-Köln. 


19. Zeitschrift für Arbeiter-Versicherung. 
Hrsg. von Regierungs-Rat G. Kälber, 


haltig. 


Die Notwendigkeit 
vierteljährl. 2.50 
Aus den in den vorliegenden Nummern | 


Eugen | 


Vom elsässischen Ultra- 1 
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XV, Jahrg. Nr. 1/5. Stuttgart. (W. Kohl- 
hammer). jährl. 5.— 


Diese Zeitschrift widmet sich hauptsäch- 


‘lich der Mitteilung von Entscheidungen aus 


dem gesamten Gebiete der Arbeiterversiche- 
rung und ist in dieser Richtung sehr reich- 
Daneben: Kleine Mitteilungen, 
Literarisches, Beantwortung von Anfragen, 


— 


Anzeigen. 


20. Zeitschrift f. deutsches Bürgerl. Recht 
u. französ. Civilrecht. Bd. XXXIIT. 
Heft 4/5. Mannheim (J. Bensheimer) 

pro Band 12.— 
Ausser einer Reihe von Entscheidungen 
und Bicherbesprechungen enthielt das 

Doppelheft einen Aufsatz von Öberlandes- 

gerichtsrat Dr. Hangen in Darmstadt über 

die auf Grund des a. 1094 code civ. ge- 
troffenen Verfügungen nach Inkrafttreten des 

B.-G.-B. In dieser Abhandlung bekämpft 

Hangen die von Lenel, Habicht und Planck 

vertretenen Ansichten. 


21. Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft. Herausg. von Dr. A. 
Schaeffle und Dr. K. Bücher. 58. Jahrg. 
1902. 2. Heft. gr. 8°. Tübingen (Laupp) 

pro Jahrg. 16.— 


I. Abhandlungen: Wermert, G., Über den 
— re hg rg > und rechtlichen Be- 

griff der Börse; Hermann, V. A., Zur Rege- 
Fr der Landfrage i in den Kolonien; Schäffle, 
exakt entwickelungs- 
geschichtlicher Erklärung und exakt ent- 
wickelungsgesetzlicher Behandlung unserer 
chronischen Landwirtschaftsbedrängnis, 
II. Miszellen: Eine tendenziöse Wohnungs- 
statistik, von S. Schott; Der Verkehr zwischen 
den österreichischen Reichsratländern und 
Ungarn 1900; III. Literatur. 


22, Zeitschrift des k. Sächsischen Statisti- 


schen Bureaus. Redigiert von dessen 
Direktor Geh. Regierungsrat Dr. A. 
Geissler, 48. Jahrg. 1902. (20 u. 138 S.). 
Dresden (v. Zahn & Jaensch) jährl. 3.— 


Das vorliegende Sonderheft enthält die 
| Ergebnisse der sächsischen Volkszählung vom 
1. Dez. 1900, von Reg.-Ass. Dr. @. Wächter 
(S. 158, und dazu das Tabellenwerk (S. 
—138). 


23. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
stik. 38. Jahrg. 2. Lieferung Bern (A. 
Francke). 

Die vorliegende Nummer enthält folgende 
Abhandlungen: Zur Geschichte und Theorie 
des Arbeitsschutzes mit besonderer Berück- 
sichtigung der Schweiz, von M. Büchler-Bern; 
Die ersten Volkszählungen in Graubünden, 
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von Prof. Dr. C. Jeklin; Die Zahl der Stu- 
und Zuhörer an den schweiz. Uni- 
versitäten und Akademien im Winter 1900/01, 
vom eidgenöss. 
Die Lohnverhältnisse des 
Personals der schweiz. Eisenbahnen, von A. 
E. Scherer-Basel; Die Waisenhäuser der Ge- 


denten 


sowie im Sommer 1901, 
statist. Bureau; 
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Die Blitzgefahr im Kanton Bern, von Dr. 
A Bohren; Einige Betrachtungen zum schweiz. 
Ehescheidungsrecht im Anschlusse an den 
Vorentwurf eines schweiz. Civilgesetzbuchs, 
von Dr. A. Silbernagel-Basel ; Die Ausländer 
im Deutschen Reich nach der Volkzählung 
vom 1. Dez. 1900; Todtenliste; Bibliographie. 


meinde Herisau, von Dr, J. Goetz-Herisau; 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keins Aufnahme gefunden. 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch ‚Allgemeines‘ und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Blätter f. Gefängnisskunde. 36. Bd. 1. u. 2. Hft. 
Kassel, G. Weiss 

Entscheidungen in Angrlegenh. d. 
richtsbarkeit 3. Bd. 1. u. 2. Hft. 
kammer & M. 

— des Reichsmilitärgerichts. Hreg. v. 


freiwill. Ge- 
Berl., Putt- 

je —.70 
den Senats- 


präsidenten u. dem Obermilitäranwalt unter Mit- | 


wirkg. der jurist, Mitglieder der Senate u. der Mit- 
glieder der Militäranwaltschaft. 1. Bd. (318 8.) 


gr. 8°. Berlin, F. Vahlen 4.—; geb. in Halbfrz. 5.20. 


Entscheidungen (es Reichsgerichts. Hreg. v. 
den Mitgliedern des Gerichtshofes u. der Reichs- 
anwaltschaft. Entscheidungen in Civilsachen. 50. Bd. 
(XVI, 463 8.) gr. 8°. Leipzig, Veit & Co. 


4.—; geb. 5.50. 


Jahrbneh f. Gesetzgebung u. #. w. im Deutsch. 


Reich. 26. Jahrg. 2. Heft. Leipzig, Duncker & Hum- 


blot 10.40, 
Jugend, nationalliberale, Monatsschrift düs Reichs- 
verbandes der Vereine der nationalliberalen Jugend. 
Hrsg.: Der Pressausschuss des Reichsverbandes der 
Vereine der national-liberalen Jugend. Verantwort- 
lich: Dr. Herm. Fischer, 2 Jahrg. 1902. 
{Nr 1. 12 8.) gr. 4”. Köln (Zülpicher Platz 4), 
Verlag der national-liberalen Jugend 


2— 


Sammelwerke, 


Fechner’s Gesetzgebungs - Bibliothek. 4 Bde. 12°, 
Steglitz-Berlin, K. Fechner geb. in Leinw. 9.—; 
in Pappkarton 10.— ; Einzelpr. 10.50 

1. Fechner's lexikalisches Taschenbuch auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung u. des allgemeinen 
Wissens. Hand- u. Nachschlagebuch f. Jedermann, 


7. Aufl. 16—19, Taus. (576, 60, 48, 25, 31, 70, 27, | 


62 u.24 8. m. 2 farb, Taf.) 4.— — 2. Die Reichs- 
Justizgesetze in der Fassung der auf Grund des 
Gesetzes vom 17. V. 1808 erfolgten Bekanntmachung 
vom 20, V, 1898 — bezw, auch zuf. Art. 13 des 
Einf.Ges. z. Hand.-Ges.-B. (R.-G.-Bl. 1898, 
Ss. 342 u. 8. 460), 4. Aufl. 26, M. u. IV, 


1447, 


378 8.) 3.—. — 3. Fechner, Bürgerliches Gesetz- | 


buch u. Handelsgesetzbuch. 4. Aufl. (470, 280 u. 


38 8) 2.— — 4. Öttermann u. Fechner, Leitfaden | 
zur Vorbereitung f. die Prüfungen auf dem Ge- ' 


biete der Gesetzgebung u. des allgemeinen Wissens. 
Führer durch die Gesetzgbg. u, Staatseinrichtg. 

f. Jedermann. (IV, 159 8.) 1.— ; geb. 1.50 
Fritseh, Benno, Minist. - Yiceseer. u, Minist.- 
Coneip. Leop. Grat Hartig, DD. Judicate 
des Reichsgerichtes, des Verwaltungsgerichtshofes 
u. des obersten Gerichtshofes in Sachen des Uultus, 
des Unterrichtes u, der Stiftungen. 2 Thl.: Unter- 


3.— 1 


12 Nrm. | 


Mitteilungen des bernischen statistischen Buns=: 
Jahrg. 1902. 1. Lfg. gr. &®. Bern, A. Franck, 
1. Ergebnisse der eidgenössischen Viehzählum ı= 
Kanton Bern v. 19. IV. 1901, (I, 88) 12 
Monatsberichte des bremischen statistische 
Amts, (Nr. 1-3 je 12 8.) Lex $*. Bremen, 6.4 
v. Halem et 
‚Praxis, kommunale, Zeitschrift f. Kommunl- 
politik u. Gemeindesozialismus. Hreg. u. Bed 
Dr. Ah. Südekum. 2. Jahrg. 1M2. 24 Nm. INr 
1—10. 188 Sp.) hoch 4", Dresden, Kaden & Lü 
vierteljährlich 1.— ; einzelne Nm. — 
Sammlung v. Entscheidungen d. k k. Gewer- 
gerichte, Hreg. vom k. k. Justizministerium. Be 
lage zu der vom arbeitsstatist. Amte im LE 
‘ Handelsministeriums hrsg. ‚„Socialen Rundschss' 
2. Jahrg. 1901. 11. Bd. Nr. 198-372. (XV 
' 208 8.) gr. 8°. Wien, A. Hölder J 
Sammlung v. Entscheiden. d. bayer. oberskı 
Landesgerichts in Civilsachen. 2. Bd. 5, Hit. gr. 
Erlangen, Palm & E. 36 
Vierteljahrsscheift 1. aargauische Bechtpr 
chung, hrag. vom ÖObergericht des Kantons aatza- 
2. Jahrg. 1902. 4 Hfte (1 u. 2. Hft. SO 5.) gr. ® 
Aarau, H. R. Sauerländer & Co. i- 


Encyklopädien. 


richtswesen, Stiftungswesen. (XXIL, 655 8.) er’ 
Wien, A. Hölder 1. 
. Geseizssammilung f. das Fürstenth. Schw 
burg-Sondershausen vom J. 1901. (XX, 218 u Z28 
, 4°. Sondershausen, F, A. Eupel ve 
Grotefend’s, Geh. Reg.-R. A.G., Gesetz Samnlıs 
1806—1902. 4. Anfl. In systemat. Anoräng. 1. 3 
gegenwärt. Geltg. neubearb. unter Mitwirke ' 
1. Staatsanw, Creischmar, Vortr, Rat Geheimr. Hof 
mann, Vorte. Rat Wirkl. Geh. Krieger. Mielcir, DD. 
Reg.-R. Petersen, Vortr. Rat Geh. Ob.-Finanır. Ir 
Strutz, (In etwa 50 Lfgn.) 1. Lfg. (1.bd.81-#) 
gr. 8°. Düsseldorf, L. Schwann 9 
— Gesetzgebgs.-Material 1902. 1. u. 2. Hft. Ebd. 1” 
Stoepet, Paul, weil. Justizr., Preussisch-deutsche 
Gesetz-Codex. Ein chronologisch a 
druck der in der Gesetzsammmlg. f. die königl. Pros 
Staaten von 1806, im Bundes-Gesetzblatt und i# 
Reichs-Gesetzblatt von 1871 an bis auf die neue" 
Zeit enth. Gesstze, Verordngn., Kabinetsorira P 
lasse etc. m Rücksicht auf ihre noch jetz. Gältig® 
u. prakt Bedeutg. Suppl. 1900-1901 m. Regie. 
bearb. v. Reg.-Arsess. Brach. (520 8.) Lex ®. Frank 
furt a.0., Trowitzsch & Sohn 
6.— ; geb. in Halbfrz. &- 








Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Banke, Dr. Leop., Die sogenannte unwahre That- | 


sache. Eine Untersuchg. üb. die Bedeutg. des 
Scheins im Recht. (71 8.) gr. 8°. Berlin, K. er 
mann 

— Rechtswissenschaftliche Untersuchungen. 1. Yale 
Bestrafg. der Chikane. 11. Der Schutz des 3 188 
Reichsstrafgeretzbuches bei öffentl. Beleidiggn. III 
Bemerkungen zum Begriffe des Versuches. Anh. I 
Zur jurist, Terminologie. Anh. U. Die zeitl. Un- 
begrenztheit der Gesetze. unveränd. Aufl. (VIEL, 
3718.) gr. $®. Ebd. 4.— 

Bellerode, Bruno, Justizr., Beiträge zu Schle- 
siens Rechtsgeschichte 5. Hft. gr. =” 
E. Trewendt. 


2 


22 


Breslau, | 


5 Älteste Urkunde üb. Myslowitz v. 1360 u. Be- 
trachtungen üb. die Terminologie in den schlesi- 


schen Urkunden des Mittelalters. (0 8.) —8%, 
| — E.. Gründe des Interdietenschutzes. (19 8.) 
Königsberg, Hartung —,30 


— Dr. Otto, Prof., Justiz und Verwaltung. 
Rectorats-Rede. (25 S.) gr. s*, Strassburg, J. * FE. 
Heitz 

 Schlossmann, Sigm., Die Lebre von der steil. 

‚  vertretung insbesondere bei obligatorischen Ver- 
trägen. Kritik und wissenschaftl. Grundlegg. 
2. (Schluss-) TL, Versuch e. wissenschaft! Grundlegg 


Bürgerliches Recht. 


Beiträge zur Auslegenng des bürgerliehen Gesetz- 
buches. Hrsg. 
Jul. Binder. 2. Hft. Illu. 
A, Deichert Nachf. 

Brahms. Dr. Willy, Welche Rechte u. Pflichten 
hunben das uneheliche Kind u, die Mutter? Eine 
gemeinverständl. Darstellg. ihrer gegenseit. Rechts- 


S. 87—166.) gr. 9’, Leipzig, 


teziebgn nach den Bestimmgn. des bürgerl. Gesetz- 


buches u. Anleitg. zur welbständ. Vertretg. ihrer 


Rechte vor Gericht. (72 8.) gr. 8°. Berlin, H. Steinitz | 


18 
Brühl, Dr. Ludw,, Das Mietrecht. (IV, 131 —8 


gr. 8. Berlin, FE. Ebering 


Cretischmar, Dr., Das bürgerliche Recht — 
besond. Ber Uekaicht. der preussischen Landesgesetz- 


gebung. Dargestellt u. erläutert. 1. Bd. (B.-G.-B. 

u Einführungs-Gesetz vom 18. VIII. 1896.) (XV, 
8768.) gr. ®°. Düsseldorf, L. Schwann 

18.—; geb. in Halbirz. D.— 

Dernbnurg. Dr. Heinr., Geh. Justizr. Prof,, 

Das bürgerliche Recht des Deutschen Reichs und | 


Preussens I. Bd. Einleitung u. allgemeiner Til. 
8. Lfg. 1. u. 2. Aufl, (S. 321—480.) gr. ®°. Halle, 
Buchh. des Waisenhauses 3.— 


Gesetz üb. die Fürsorgeerziehung Miuderjähriger 


vom 2. VII. 1900, nebst Ausfuhrungsbestimmungen | 


vom 18. VI. 1900. (33 S.) gr. &’. Langensalza, 
H. Beyer & Söhne —.25 
Goldmann, E., u. L. Lilienthal, Rechtsan- 
wälte, Das bürgerliche Gesetzbuch, 
dargestellt. I. Bd, 3. Abth. 
des BGB. bearb.) Aufl. (8, 465—502,) gr. 8° Berlin, 
F. Valılen 2.40 
Heinsheimer, Dr. Karl, Landger.R.,, Das 
deutsche bürgerliche Gesetzbuch m. seinen Neben- 


gesetzen u. das badische Recht. TI. Bd. 2 Lfg. 
Familienrecht. 2. Abtlg. 1. u. 2. Aufl. (8, 1209 — 224.) 
gr. 8°, Karlsruhe, G. Braun’sche Hofbuchdr, 1.80 ı 


von Prof, DD. Frz. Bernhöft u, 
160, 


systematisch | 
2. (nach dem System | 


gr. 8°. (XVI, 739 8.) Leipzig A. Deichert Nachf. 
12,— 
| Jaenbi, Dr. Herb... Der Schadenersatz wegen 


Nichterfüllung nach SS 325, 326 B.G.B. unter besond, 
Berücksichtigung d. Lebre vom Kaufvertrage. (IV, 
88 8.) gr. 8’, Würzburg, Gnad & Co, 1.50 
Inewer, J., u. J. Rosner, DD., Volksthümliches 
Handbuch des österreichischen Rechtes. 2 Bde. (IL, 
XXI, 635 u. III, 634 8.) gr. 80%. Wien, Wiener Volks- 
buchh. 10.— ; geb. 11.— 
Kempner, Dr. Frz., Der rechtliche Charakter d. 
Strassenbahnbillets. (57 8.) gr. 8%. Berlin, C. Hey- 
mann 

| Lotmar, Philipp, Der Arbeitsvertrag nach dem 
Privatrecht des Deutschen Reiches. (In 2 Bdn.) 1. Bd, 
(XXI, 827 8.) gr. 8%. Leipzig, Duncker & Humblot 
18.— ; geb. 21.— 

Mannsen, Jul., Justizr., Grundriss zu den Recht»- 
bestimmungen üb, Pflichttheil u. Erbunwlirdigkeit. 
(Nach dem Systeme des bürgerl. Gesetzbuches.) Ein 
Hülfsmittel zum Studium. (17 8.) gr. 8°. Köln, K. 

A. Staufl! & Co. —.,60 
‚Ramdohr, H,., Amtsricht., Grundriss f. das 
Studium des deutschen Priv atrechts, nach der Legal- 
ordnung d. bürgerlichen Gesetzbuch f. d. Deutsche 

| Reich systematisch dargestellt, (In 2 Bdu.) 2. Bd.: 
Sachenrecht, Familienrecht, Erbrecht. Sachregister 

f. beide Bde, (VIII, 635 S.) gr. 9°. Posen, J. Jolowiez 

| 8.—; geb, I.— 
Rosenteld, Kurt, u. Marie Raschke, DD., 
Das Eherecht. (IV, 148 8.) gr. 8°. Berlin, E. Ebering 


2.20 

Scheiff, Dr. Alfons, Rechtsanw., Praktisches 

Handbuch des bürgerl. Rechts. Fine systemat. 
Darstellg. Lfge. 6b (XXVI u. 


8. 849-1113) gr. 8". 
Köln, P. Neubner 1.— 
‚Zihlmann, Dr. Hans, Der Verlöbnisbruch im 


modernen Recht m. besond. Berückricht. des 
schweiz. Privatrechts. (XL, 156 8.) gr. 8°. Zürich, 


A. Müller’s Verl. 2.— 


Handels- und Wechsel-Recht. 


Eckstein, Dr. Jos., Adv., Erkenntnisse des 


Schiedsgerichtes der Prager Produktenbörse. (40 8.) 


gr. 8°. „Prag, G. Neugebauer —.75. 
Geller Dr. Leo, Österreichische Gesetze m. Er- 
läuternngen aus der Rechtsprechung. 
Österreichische Justizgesetze, Mit Erläutergn. aus 
der Rechtsprechg. u. Einleitgn. 2. Bd. 8°. Wien, 
M. Perles, 
2. Allgemeine Wechselordnung. Allgemeines 
Handelsgesetzbuch, nebst einschläg. Gesetzen. 
Mit Erläutergn. aus der Rechtsprechg. des Obersten 
Gerichtshofs, sowie des deutschen Reichgerichts 
u. des vorm. Reichs-Oberhandelsgerichts ete. 6., 
völlig umgearb. Autl. (X, 738 8.) 6.80; geb. 8. — 
Kostnnecki, Ant, v,, Der Lagerschein als 
Traditionspapier. Im Hinblick auf das kontinentale 
Zweischelusystem u. m. besond. Berücksicht. des 
Österr, Rechts dargestellt. (III, 175 8.) gr. 8”, 
Berlin, ©. Heymann 3. 


I. Abth. 


Küntzel, Dr., Der Aufsichtsrat der Aktiengesell- 
schaft, seine Rechten u, Pilichten. (102 8.) Br. 5, 

| Leipzig, F. Reinboth 
‚Paunier, Karl, Allgemeine erde 
nebst dem Wechselstempelsteuergesetz, den Aus- 

‘ Tührungsbestimmungen dazu u. dem Reichsstempel- 
gesetz, vom 14. V1. 1900, Textausg. m, kurzen An- 
merkgn. u. Sachregister. 9. Aufl. (110 8.) gr. 16°. 
Leipzig, Ph. Reclam jun. geb. —.60 
Stanb, Dr. Herm.. Justizr. Rechtsanw, Notar, 
Kommentar zum allgemeinen deutschen Handels- 

| gesetzbuch. Ausg. f. Österieich, bearb, v. Ger.-Adj. 
Dr. Oscar Pisko. (In etwa 12—15 Lfgn.) 1. Lfe. 
(8. 1-80) gr. $°. Wien, Mınz 1.80 
Steinblinck, Dr. Jul., Das fiduciarische In- 
dossament. (51 S.) gr. $’. Leipzig, F. Reinboth 
1.— 
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Civilprozessrecht. 


Förster, Dr. A.. Die Civilprozessorduung f. das 
beutsche Reich. 1. Bd. 1. Thl. 2. Aufl.,, nach dem 
zu. d. v. 1. I. 1900 an gelt. Gesetzgebg. bearb. 
v. Dr A. Förster u. A. Engelmann. gr. 8°. (344 8.) 
Berlin, © Heymann 8. 

Keller, Dr, Gfr., Fürsprech Not., Die neue Civil- 
prozessordnung f. den Kanton Aargau m, geschichtl. 
Finleitg. und Erläutergn., nebst einigen anderen 
eivilprozessual, Gesetzen hrag. unter Mitwirkung 


v. Fürsprech Not. Dr. Alfr. Keller. (XI, 3839 8.) gr.” 
Aarau, H.R. Sauerländer & Cie. 6. 
Neumann, Dr. Geo., Öberlandesger. -R., Kom- 
mentar zur Exekutionsordnung. (In etwa 12 Ligen.) 
1.Lfg. gr. 8°. (S.1—80.) Wien, Manz 1.50 
Schwarz, Dr. Otto Gen., Grundriss des öffent- 
lichen Rechts. Ein Hülfsbuch f. junge Juristen 
I. Bd., 1. Ti. Civilprozess. (208 S) gr. s*. Berlin, 
©. Heymann 2.40 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Bonusek, Dr. Edm., Verfahren der Bezirksgerichte 
zur grundbücherlichen Durchführung der durch 
öffentliche Weg- u. Wasserbau - Anlagen herbeige- 
führten Besitzveränderungen. (Gesetz vom 11. V. 
184, RG.Bl. Nr. 126.) In Beispielen dargestellt 
(55 8. m. 1 Taf.) 89, Wien, Manz 1.— 

Pitreich, Dr. A., Minist-R., Das allgemeine 


Grundbuchsgesetz sammt der Instruction zu dem- 
selben, die Vorschriften üb, Eisenbahnbücher, Berg- 
bücher n, Naphthabücher, die Gesetze üb. die An- 
legung nenerGrundbücher, nebst allen übr. einschläg. 
Gesetzen u. Verordngn. u den Entscheiden. des 
Obersten Gerichtshofes, 7. Auf, (XVI, 785 8,) Wien. 
Manz 9.0; geb. 6% 


Patent- und Urheberrecht. 


Katalog. der, von dem k. k. Privilegien-Archive 
registrirten KErfindungs- Privilegien für d. J. 1801. 
sr.S°, (637 8.) Wien, Hof- a. Staatsdruckerei 5.— 

Langenhan, Dr. Johs. Ciem., Rechtsanw., Die 
Grenzen des Gebrauch#musterschutzes und seine 
Tragweite, (57 8.) gr. 4”. Leipzig, G. Fock 2.— 

Pantent-Liste. Hrsg. v. dem eidg. Amt f. geist, 
Eigentum, Bern. — Liste des breveta, editee par le 
bnreau föderal de la propriete intellectuelle, Berne. 


Mit: Liste der Muster u. Modelle. Jahre. 1. 
24 Nrn. (Nr. 1. 20 u. 58. m. Abbilden.) gr. X. Bern 
H. Körber “ 


Verzeichniss der v. dem kaiserl. Patentamt im 
J. 1901 ertheilten Patente. A.u.d. T.: Register zu 


den Auszügen aus den + ateutschriften. ag. vom 
kaiserl. Patentamt. Jahrg 1901. (IV, 671 8.) hoch 4". 
Berlin, ©. Heymann 2. ⸗ gb. ⸗ 


Strafrecht und Strafprozess. 


Biuding,Dr. Karl, Prof., Grundriss des deutschen 
Strafrechts, a ge Tl. 6. verb. u. verm. Aufl. 
(X, 2718.) er. Leipzig, W. Engelmaun 

geb. in Leinw. 6.— 

Finger,Dr. Ang.. Compendium des österreichischen 
Strafrechtes. Systematisch dargestellt. 1. Bd. 2, um- 
gearb. Aufl, (X1V, 445 8.) gr. 8°. Berlin, C. Heymann 

geb. in Leinw,. 8.— 


Schupp, Ant., Maj.-Audit. Milit. - Akad. - Lehr, 
Rechtslehre enth. die Grundzüge des Militär-Straf- 
rechter, des Militär-Strafverfahrens, des Privst-, 
Staats- u. Völkerrechtes. II. Österreichisch - ungar. 
Staaterecht. (IV, 9058.) gr.S’. Wien, W, — 

14 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetze, 
betr, die Schlachtvieb- n. Fleischbeschan, vom 3. VI. 
19.0, Reichs-Gesetzbl, 8. 547. (73 8.) 4°. Berlin, C. 
Heymann 1. 

Bötzow, Dr. Conr., Rat, Grundriss der Reichs- 
Verfassung sowie der hamburgischen Verfassung u, 
Verwaltung. 2. Aufl. (55 8.) 8%. Hamburg, L. Voss 

1.— 

Brand, Dr., Amtsricht, Das Reichsbeamtengesstz 
vom 31. 11I. 1573, nebst Erläuterungen m. Erelän- 
zungen. (XI, 344 8.) 5". Berlin, ©. Häring 

6.—; geb. 7.— 

Bnchegzer, C, Polizeilieut. Fabrikpolizeibeamt. 
Alphabetisches Register zum amtlichen Kommentar 
des Fabrikgesetzes, (30 8.) 9, Bern, A. Fraucke —.70 

Dampfkeuselgesetz. Dampfkesselverordnung. 
Abgeänderte Vollzugsverordng. f. die Gewerbeordng. 
[Aus: „BRegierungsbl.‘‘) (47 8.) gr. 4%. Darmstadt, 
G. Jonghaus 1.25 

Delius, Dr. H., Landger.-R, Die Kechtsverhält- 


nisse der geschlossenen Gesellschaften u. Vereine | 


nach preussischem Recht unter besond. Berücksicht. 
der Befugnisse der Polizeibehörden. (VI, 85 8.) 8. 
Berlin, J. J. Heine geb, in Leinw. 1.60 


Enselwesen, das. Gesetz vom 7, VIII, 1001 sowie 
Anweisg. zur Ausführg. dieses Gesetzes vom 30. I. 
1902. (36 8.) gr. 5°. Darmstadt, G. Jonghaus —,30 


Hue de Grais, Wirkl. Geh. 
Pris. a. D. Graf, arundriss der Verfassung u, Ver- 
waltung in Preussen u. dem deutschen Reiche. 
7, Aufl. (VIII, 118 8.) 8. Berlin, J. Springer 

kart, 1,— 


Ob.-Reg.-Rat Reg.- 


Kiefer, Dr. H., Oberamtın., Der Bezirksrat. seine 
Ernennung u. Thätigkeit. Systematisch dargestellt. 
(68 8.) S. Karlaruhe, G. Braun’sche Hofbuchär, 

Geb, in Leinw. 2 

Die Kurtaxe, Betrachtungen 
(III, 48 S.) gr. #. Bertn 
J, J. Heine 1.— 

Körbling, Igun.. Bez. - Amtım., Handbuch der 
öffentlichen Armenpflege im Königr. Bayern. } Ant. 
a 1. Lfg. G. 1--48.) gr. 9. München, 

Abt _ 

— Otto, Bürgermstr. a. D., Landgemeinde 
ordnung für die sieben östlichen Provinzen der 
prenssischen Monarchie u. f. Schleswig-Holstein im 
der Fassung des Gesetzes v. 1902, Nebst Kommun- 
nalabgabengesstz u. Gesetz betr. die Austellg. u 
Versorgg. der Kommunalbeamten. Durch die Eat- 
scheiden. des königl. Ober-Verwaltungsgerichts. die 
einschläg. Gesetze, Ausführungsanweisgu. u. Mi- 
nisterial-Erlasse erläutert. (184 8.) 12. Berlin 
F. Dümmler's Verl. 1.%0; kart. 1% 


Kriegelstein v.Sterufeld, Dr.Karl Ritter, 
Adv., Die Gemeinde -Wahlordunng f. das Könige. 
Böhmen (Gesetz vom 16. IV. (1864 L. G. BL wm 
18. V. 1864, If. Stück, Nr. 7, ergänzt durch die 4b 
änderungsgesetze vom 12. X. 1808, L. G. Bl Ir. 3, 
18.IV 1869, L.G. Bl. Nr. 44.u.28 IX. 189, L.6, Bl 
Nr. 74, nebst e. Auszuge aus dem — vom 

5. UT. 1862, R.G. Bl. Nr, 18) gem«inverständlich em 

läutert. (V, 99 S.) 1%. Wien, Manz 2. 10 


Landgemeinde - Ordnnng, revidiert, fi &s 
Königr. Sachsen vom 24. IV, 1873. Text-Aug. = 


Kohler, J.. Prof.. 
üb. die rechtl. Natur. 
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ausführl. Sachverzeichuis, sowie Abilr. der Gesetze 
betr. die amtl. Verkündigg. der allgemeinen An- 
ordnen. der Verwaltungsbehörden vom 15. IV. 184, 
die Pensionsberechtigg. der berufsmäss. Gemeinde- 
Beamten vom 30, IV, 18%, Verzeichnis der Ritter- 
güter im Königr. Sachsen. (83 8.) 8°. Flöha, A. 
Peitz & Sohn Kart. 1.— 


Laufer, Polizei-Comm. Amtsanw., Deutscher Polizei- 
Almanach. 2. Ausg. (VIII, 337 8) gr. 4", Schwelm, 
M. Scherz geb. in Leinw. 4,— 

Le Fur, Louis, Prof., u. Panı Posener, DD., 
Bundesstaat u. Staatenbund 1, Bd. Bundesstaat 
und Staatenbund in geschichtl. Entwickelg. (XV, 
384 8.) gr. 8°. Breslau, J. U, Kern 11.- 


Mayr, Dr. @eo. v., Prof. Unterstaatssekr. z. D., 
Die Reichsfinanzreforu insbes. vom staatsrechtlichen 


Gesichtspunkte. (IV, 56 5) gr. 5°, München, R. 
Oldenburg 1.- 
Müller. Hans, Polizeioffie. Die Rechtsverhält- 


nisse des bayerischen Wirthes auf Grund der Reichs- 
ut, bayerischen Landesgesetzgebung, sowie der ein- 
schlägigen Rechtsprechung m. e. Anlı.: die Mün- 
chener Verhältnisse, (VIII, 187 8.) 8°, München, 
J. Schweitzer Kart. 2.— 
Offerınann, Alfr. Frhr. v., Das Verhältnis 


I 
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Ungarns zu „Österreich"‘, (158 8.) gr. $". Wien, 
W. Braumöller 1.20. 


Petzl, Heinr.. Landesculturbank - Cassier, Hand- 
"buch Y. die Gemeinden Miährens. Erläuterung der 
Gemeinde - Ordng., Gemeinde - Wahlordng. u. der 
Co atributionnfondsgesetzo. 2. Aufl, 3 Bde. (XI, 379; 
XI, 724 n. VI, 216 8) gr. $®° Brünn, F. Irrgang 

19.— 

Preuss, Dr. Hugo, Das städtische Amtarecht in 

Preussen. (TII, 501 8) gr 8". Berlin, G. Reimer 
10.— ; geb, in Leinw. 11,— 

Sonnenfeld, Hugo, Rechtsanwalt. Gesetz- 
sammlung betr, den Handel mit Drogen und Giften. 
Beichsgesetzliche Bestimmungen und Anh. m. den 
landesgesetzl. Verordnungen sämtl. Bundesstaaten. 
Textausgabe mit Erläuterungen. gr. 16°, (XVI, 313 8.) 
Berlin, J. Guttentag 3.— 

Toploff, H., Landger.-R., Die Rechte des deutschen 
Kaisers. Ein staatswissenschaftl. Versuch, ver- 
öffentlicht zur Begrüssg. der in Münster i./W, er- 
richteten rechts- u, stantswissenschaftl, Fakultät. 
(60 8.) gr. 8°. Stuttgart, J. Roth — 50, 

Verwaltungsbericht der Stadt Nürnberg f. di- 
J. 1898 u. 1899. Mit den Gemeinderechnen. in 
summar, Fassg. (XV, 44 8 m. Tab. u. 8 Taf.) 
Lex. S. Nürnberg, J. L. Schrag 4.— 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Anschinss, der, des Deutschen Reichs an die | 


internationale Union 2 gewerblichen Rechtsschutz. 
In Einzeldarstellen. v. DD. Rich, Alexander Katz, 


Rich. Lau, Alb, Osterrieth, Mart. Wassermann. (1988. ) | 


gr. 5°. Berlin, ©. Heymann 
Knebel-Doeberitz, Hugo v.. Gel. Ob.-Reg.-R, 
vortr, Rath, u Reg.-B. Dr. Herm. Broecker, 
Das private Versicherungswesen in Preussen. 2. Bd. 


gr. 8°. Berlin, E, 8. Mittler & »ohn. 
2. Das Sterbekassenwesen in Preussen. (XI, B. 
m. Tab.) — ; geb, 3.50 


Lass, Ludw., Prof, u. Frdr. Zahn, Reg.- 


Räthe DD., Einrichtung n. Wirkung der deutschen 
Arbeitervrersicherung. 2 nnveränd. Ausg, vermehrt 


durch v. den neuesten Stand der Gesetzgebg u. 
Statistik umfass. Anh. Im Anftrage des Reichs- 
Versicherungsamtes bearb, (IX, 208 8. m. 4 Taf. 
u.1 farb Karte.) er. 8°, Berlin, A. Asher& Cie 4.— 
Rosenthal, Dr. Max, Ger. - Assessor, 
Gewerbe-Ordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 26.V11. 1900, Textansg. nı. Verweisgn., 
Abdr. einschläg. Stellen anderer Gesetze, sowie ein 
Verzeichnis der Ausführungsbestimmungen, nebst 
dem Gewerbegerichtsgesetz in der Fassg. der Be- 
kauntmachg. vom 29. IX. 1901 und einem ausführl. 
Sachregister. 2. Aufl. (VII, 245 8.) 8°. Leipzig, 
Dieterich kart. 2.— 


3.—| 


Reichs- | 


Schriften der Gesellschaft f. soziale Reforın. Hreg. 
v, dem Vorstande. 6. Hft. gr. 8”. Jena, G. Fischer 
6. Schulz, M. v,, Gewerbeger.-Vors., un Frz. Behrens, 
Die Rechtsverhältnisse i. Gärtnergewerbe. Referate. 
(39 8.) — 25 
Schulz, M. v., Gewerbeper.-Vors., Gewerbegerichts- 
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. IX. 1901, nebst 4 Beilagen: 1, Geretz zur Ab- 
änderung des Gesetzes, betr. die Gewerbegerichte, 
vom 20. V]I. 1890. Vom 30. VI. 1001. 2. Gewerbe- 
ordnung f. das Dentsche Reich: Titel VII, Titel X 
Ss 152, 153 u, Schlussbestimmgn. 53 154, 14a, 155. 
8. Gebtihrenordnung f. Zeugen un. Sachverständige. 
In der Fassg, der Bekanntmachg. vom 20. V. 1898, 
4. Sieben ministerielle Erlasse, (XIII, 297 8.) 8”. 
Berlin, ©. Haering 5.— ; geb. 5.80 
Werker, Pet., Itend., Ratgeber f. Handwerker- 
Kranken- u. Sterbekassen sowie f. Innungskranken- 
kassen. (Dr. Ludw. Huberti’s prakt. gewerbl. Biblio- 
thek.) (VIII, 118 8.) gr. 8°. Leipzig, H. Klasing 
geb. in Leinw. 275 
‚Zacher, Dr., Gel. Reg.-R. Sen.-Vorsitz., Leitfaden 
zur Arbeiter- Versicherung des Deutschen Reichs, 
Nach dem neuesten Stande der Reich»-Gesstzgebg. 
u. Statistik 1002 Im amtl. Anftrage verf. 4. Hundert- 
tausend. (48 S. m. Fig.) gr. 8%, Berlin, A. Asher 
& (Co. —.25 


Finanzwissenschaft. Volkswirtschaftslehre. 


Akndemie, die, f. Sozial- u. Handelswissenschaf- 
ten zu Frankfurt am Main. 3. Aufl. (39 8. gr. &°. 
Jena, G. Fischer —.50 

Bnecker, Heinr., Deutschland am Scheidewege. 
Ein letztes Wort zur wirtschaftl. Klärg. (40 8.) gr. 
5%, Remscheid, G. Schmidt — .50 

Bericht üb. die ausserordentliche Hauptversamm- 
lung des rheinischen Vereins zur Förderung des 
Arbeiterwohnungswesens u. üb. die Versammlung 
der rheinischen Bauvereine am 5. und 6. XII. 1001 
im Stäindehaus zu Düsseldorf. 167 8. m. Abbilden.) 
gr 5". Düsseldorf, F. Wolfrum 2.— 

Bericht der XX. Kommission (des Reichstags) üb. 
den derselben zur Vorberatung überwiesenen, am 
5. Il. 1902 in Brüssel zwischen dem Reiche u. 
mehreren anderen Staaten abgeschlossenen Vertrag 
üb. die Behandlung des Zuckers u. d. Entwurf e, 
Gesetzes wegen Abänderung des Zuckersteuergerstzes 
— Nr. 618 der Drucksachen —. Berichterstatter: Ab- 
geordn. Speck (68 8.) Fol. Berlin, C. Heymann 1.70 

Flamerion. 8. J.. P., Die Lage der katholischen 
u protestantischen Völker vom wirtschaftlichen, 
moralischen u. sozialen Gesichtspunkt aus m ein- 
einander verglichen. Aus den Franz 


Stuttgart, J. Rotlı —.60 


4 81er. 80, | 


Forschungen, staunte- u, socialwissenschaftliche 


hrag. v. (rusat, Schmoller. XX. Bd. 5. Hft. (Der 
ganzen Reihe 92. Hft.) gr. %, Leipzig, Duncker & 
Humblot, 


42. Fischer, Gust., Die sociale Bedeutung der 
Maschinen in der Landwirtchaft. (V, 66 8.) 1.60 
Foerster, Prof. Dr., Wilh,,. Gel.-Reg.-Rat, Le- 
bensfragen u. Lebensbilder. Sorialethische Be- 
trachtgn. (324 8.) er. 8°. Berlin, Dr. J. Edelheim 
1,—; grb, 2 


Franke, H,, Kkechn.-R., Die deutschen Zoll- u, 
Steuerstellen. 3. Aufl. 1. u. 2, Nachtrag zu dem 
alphabet, AÄmter-Verzeichnis gr. 8". Berlin, Putt- 


kammer & Mühlbrecht 2.25 
zum Hauptwerk unentgeltlich. 
1. 118 8.) —.75 — 2. (32 5.) 1.50. 

Fuhrmann, B.,, Die wirtschaftliche Lage der Ar- 
beiter Hanans (87 8.) gr. 9. Hanau, Clanss & Fed- 
dersen — 30 

Fuisting, B., Wirkl. Geh. Ob-Reg.-R. Sen.-Prün., 
Die Grundzbge der Stenerlehre. (XVI, 445 8.) gr. ®°. 


Berlin, ©. Heymann 1.— 
Die preussischen direkten Steuern. 4. Bd. Grund- 
zuge der Stenerlehre (XVT, 445 8.) gr. 8°. Ebd. 


geb, in Leinw. 12 — 
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Gally, J. M., Auststellgs.-Dir. a. D, Das Aus | 
stellungswesen u. sein Wert, Erfahrungen, Erleb- 
nisse u. Beform-Vorschlüge (62 8.) gr. 8°. Wien 
(XVII, Schulgasse 68) Selbstverlag 1.80 | 

Goldschmidt, Fritz, Red, Das Schaumwein- 
steuergesetz vom 9. V. 1902, nebst e, Anh., enth.: | 
Ausführaungs-Bestimmjmn., Kommissionsbericht, Re- 
gierungsentwurf, amtl. Begründg,, Auszug aus den 
Reichstagsverhandign., provisor. luxemburg. Schaum- | 
weinsteuergesetz, Begründg. dazu. (V, 126 8.) 12%, 
Mainz, J. Diemer geb, in Leinw. 2 — 

Goiler, Fr. V., Rat Centraldir., Vorschlag zur 
Sanirung der Zuckerkrisis. (36 8.) gr. 9°. Prag, F. 
Rivnic in Komın. 1.20 

Grünberg, Dr. Karl, Prof., Die handelspoliti- 
schen Beziehungen Österreich-Ungarns zu den Län- | 
dern an der unteren Douau (VIL 8317 8.) gr. ®". 
Leipzig, Dancker & Humblot 6,60 

Hans, Dr. Gust., Ein Vorschlag f. d. die gesetz- | 
liebe Kontingentierung der österreichischen Zucker- 
industrie (23 8.) gr ®”. Brünn, lt. M. Rohrer —.60 

Handbuch f, die Handels u. Gewerbekammer in 
Prag. Zusammengestellt anlässlich der Neuconsti- 
tnirg. der Kammer im J. 1902 im Auftrage des 
abtret. Kammerpraesidiums. (VI, 188 S.) gr. 8. 
Prag, F. Rivnde 2.— 

Handbuch der Wirtschaftskunde Deutschlands. 
Hrag. im Auftrage des deutschen Verbandes f, das 
kaufmänn. Unterrichtswesen. 2. Bd. Die land- n. 
forstwirtschaftl. Gewerbe Dentschlands. Mit zalıl- 
reichen Tab,, sowie 5 Karten im Text u. auf Bei- 
lagen. ıV. 253 8.) gr. 8°. Leipzig, B. G. Teubner 

6,— ; geb. in Halbfrz. 8.— 

Hausmann, Wilh., Rechtsanw. Not. a. D. 
Justizr, Die Schädigung der preuss. Staats-Ein- 
nahmen durch Erbschaftssteuerrecht, Börsengesetz 
und Stastswissenschaft,. gr. 8°. (63 8.) Berlin, ©. 
heymann 1.— 

Herkner, Dr. Heinr., Prof., Die Arbeiterfrage, 
Eine Einführg. #3. Aufl. (X, 501 8.) gr. ®. Berlin, 
J. Guttentag 8.—; geb. in Leiuw, 9.— | 

Hermanu, Hans, Die Goldminen in Transvaal, 
Brennende Fragen f. das wahrheitslieb. Publikum. 
(32 8. m. Abbildgn.) gr. 8°. Berlin, Fussinger —.50 

Hieronyıni, Karl, Der deutsche Zolltarif. Vor- 
trag. [Aus „Pester Lloyd.‘') (42 8.) gr. 9. Wien, 
W, Braumiüller L.— | 

Hoffmann,Dr. Ang. u.Gewerbeinsp. H.Simon, 
Wohlfahrtspflege in den Provv. Rheinland, West- 
falen, dem Reg.-Bez, Wiesbaden, den Städten Oilfen- 
bach u. Hanau. Im Auftrage u, unter Mitwirkg. 
des Vorstandes der Gruppe XXI (Gesundheitspflege 
n. Wohlfahrtseinrichtg.) der Industrie-, Gewerbe- 
u. Kunstausstelle. in Düsseldorf 1902 hrag. (217 8.) | 
gr. 4°, Düsseldorf, F. Wolfrum 

Juhresbericht der grossh. hessischen — 
inspektionen f. d. J. 1901. Hrag. im Auftrage des | 
grossh. Ministeriums des Innern. (VII, 1518. m. Tab.) | 
gr. 8°. Darmstadt, G. Jonghaus L— | 

Jahresbericht der Handelskammer für Ostfries- | 
land u. Papenburg f. d. 3. 1901. 1. Th. (II, 18 8.) | 
Fol. Leer. Emden, W. Haynel 2.— 

Jahresberichte der Handelskammern in Würt- | 
temberg f. d. J. 1900. Systematisch zusammen- 
gestellt, veröffentlicht u. m. e. Anh. versehen v. 
der königl. Gentralstelle f. Gewerbe u. Handel. | 
(XV1, 428 8.) gr. 8. Stuttgart, C. Grüninger 1.— 

Jahresberichte der königl. sächsischen Gewerbe- 
Aufsichtsbeamten f. 1901. Nebst Berichten der königl, 
sächs. Berginspektoren betr. die Verwendg. jugendl, 
u. weibl. Arbeiter beim Bergbau, sowie die Beauf- 
sichtigung der unterirdisch betriebenen Brüche u. 
Gruben. Sonder-Ausg. nach den vom Reichsamt des | 
Innern veröffentlichten Jahreos-Berichten der Gewerbe- 


Aufsichtsbeamten. (XVI, 447 8.) gr. 8°. Berlin, ı 
Dresden-A., Zahnag. 24, F. A. Schröer kart, 3— | 


Jaures, Jean, Abg, Aus Theorie u. Praxis. 
cialistische Studien. Aus dem Franz., hrsg. v. 
Reichst.-Abg. Dr. Alb. Südekum. (266 8.) gr. 8°, 
Berlin. Verlag der social. Monatshefte 3.—; geb 4.50 

Johannes, Dr. W., Deutschland als Agrarstaat u. | 
Industriestaat. Eine volkswirtschaftl. Studie. (718.1 
gr. ©’, Köln, P. Neubner 1.20 | 

Jordan, A.@. Th., Reform der Eisenbahntarife. ' 
Ein kleiner Beitrag zu derselben. (44 8.) er. 9%. | 
Leipzig, Amthor 1.— \ 


So- | 
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Kassel, Dr. Carl, Die Hebung des Proletanats 


durch d. Volksschule unter besond. Berücksicht. 
der Verhältnisse Posens. Vortrag. (16 8.) wur = 
Posen, J. Jolowiez — 


'Kreditschutz, der, in Handel u. Gewarbe. Ess 


wirthschaftlich - soziale Zeitfrage u. e. Beitrag zu 
ihrer Lörg. Hrag. : Deutsche Kreditschutz-Vereinigg. 
zu Frankfurt a. M. (64 5.) gr. 9. Frankfurt aM. 
Schirmer & Mahlau -. 


' Leinttz, Dr, L., Wiestudiertman Nationaldkonamle - 


‘31 8.) 8. Leipzig, Rossberg & Berger —.5 
Lieven, Fürst Max, Die Arbeiterverhältuise 
des Grossgrundnesitzes in Kurlanl 1 Abth. 1. Ba, 
Die Enquette vom Frühjahr 1599 u. ihre Resultate, 
5 Lfg. Kreis Grobin, (8. 201—2727.) er. 4%. Beriin. 
Puttkaminer & Mühlbrecht 29 
Meyer, Dr. M., Prof. Die Pfandbriefe der Hrm- 
theken-Banken. 2. Aufl. (47 8.) gr. 8". Berlin 
W. T. Bruer - 
Mitteilungen der Centralstelle der vereinigten 
Handels- u. Gewerbekammern u. des Cantralver- 
bandes der Industriellen Österreichs zur Vork«- 
reitung der Handelsverträge. Nr. 1—3, Zur Vor 
bereitg. der künft. Handelsverträze zusammengestellt 
v. der nied.-Ööst. Hande)s- u. Gewerbekammer. ger. #. 
Wien, W. Braumiller. 
1. Ein- u. Ausfuhr, die, v. Papier u. Papierwares 
in den wichtigsten Staaten sammt den einschläsi- 
gen Zolltarifen. (XXIL 107 8.) 2.50. — 2. Eis 
u. Ausfuhr, die, v. Häuten, Leder u, Lederwarı, 
sowie von Kürschnerwaren in den wichtigstsn 
Staaten sammt den einschlägigen Zolltanfen. 
(XXIV, 137 8..) 2,50. —3. Ein- u. Ausfuhr, die. v. 
Maschinen u. Apparaten, Eisenbahnfahrzeume 
Instrumenten und Uhren in den wichtiemt-“ 
Staaten sanımt den einschlägigen Zolltarifen. Zur 
Vorbereitg. der künft. Handelsverträge zusammen 
gestellt v. der Handels- u. Gewerbekammer in Prax. 
(100 8.) 2.50. 
Müller-Fürer, Dr. Th.. Die Hypothekenhank®s 
und die Siche rheit der Hypotheken - Pfandbrief- 
(147 8.) gr. 8°. Berlin, Herm. Walther. 2 
Nachrichten über Industrie, Handel u. Verkehr. 
79. Bd. 1.—4. Hft. Wien, Hof- u. Staatsdr. je 1.2 
Onbert, Dr. Adolphe, Adv., Arbeitsbedingun «un 
bei Submissionen. (Die zu Gunsten der Arbeiter 
aufgestellten Bedinggn., denen die Behörden bei 
Vergebg. öffentl. Arbeiten die Unternehmer uat®r- 
werfen.) Übers. v. Dr. Frz. Hauptroge. (FL 161 
8.) gr. 8°. Leipzig, Dieterich 3.— ; geb. 20 
Progredior, Dr., Soziale Vervollkommnung. Ein 
Beitrag zur Lösg. der grossen sozialen Aufgaben 
der Gegenwart, Vereinheitlichg. u. Vorallgemeinerz. 
der Arbeiterversicherg , Durchführg. des Rechts auf 
Arbeit, (IV, 64 8.) gr. 8°. Berlin, Ü. Heymann 
1.— 
Reichesberg, Dr. Julian, Zur Frage des Ar 
beiterschutzes bei öffentlichen Submissionen As 
„Schweiz. Blätter f. Wirtschafts- u. Sozialpolitik” 
(89 8.) gr. 8’. Bern, C. Sturzenegger — * 
Reichs-Genetz, deutsches, über die Schautu 
Steuer v, 9. V. 1902. Textausg., nebst Einleitg. und 
Inbaltsverzeichnis (19, 8.) 8». Flöha, A. Peitr 4 
Sohn — 


Rilehter, Dir. Steph., Das landwirtschaftliche 


Vereins- u. Genossenschaftsewesen. (147 8.) Ler. » 
Wien, M. Perles in Komın, i-— 
Roehl, Dr. Hugo. Handelsk.-Synd., Der Berkhir- 
ungsnachweis, Seine gesehichtl. Entwickig. u. eins 
Durchführbarkeit. (Dr. Ludw. Huberti's praki ee 
werbl. Bibliothek.) (VIII, 130 8.) gr. ®. Leipde. 


Klasing geb, in Lein®. 275 
Samınlung gesellschaftswissenschaftlicher Anf- 
sätze. 16. u. 17. Hft. gr. 8°. München, M. Erssi 


16, Frank, Ernst, Die Sklaven - Aufstände de 
Altertums, Vom sozislen Gesichtspunkte ss 
dargestellt. 2. Aufl. (IL, 52 8) —ı. — I. 
Lahautiere, Rich , Kleiner Katechismus der Sozis- 
reform. (23 8) —.30. 
'Schaumweinstenergesetz vom 9 v. ı- 
(Reichs - Gesetzblatt 8. 155) ın. den * 
bestimmungen vom 12, VI. 1902. (VI, 26 S.) gr. f. 
Berlin, ©. Heymann -_ u 
Schrenck, B. v., Zur Frage der Einführung eier 
communalen Einkommenstener in Riga. (IV, 168) 
gr. 8°. Riga, Jonck & Poliewaky 25 
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Seobel, A., Handels-Atlas f. Verkehrs- und Wirt- änderung des Zuckersteuergesetzes m. Denkschrift 
schaftageographie. Für Handelshochschulen, kauf- u Aulagen. (77 8.) gr. 4*. Berlin, ©. Heymann 2.— 


männ., gewerbl. u. landwirtschaftl. Lehranstalten, 

sowie f. Kaufleute un. Nationalökonomen. 68 Haupt- m. cat Meer en gi ge H - 

u. 73 Nebeukarten sowie 4 Diagramme auf 40 farb.) Bankwanns xv 303 8.) gr. 8°. Leipzi ehr 

Kartenseiten. (VIS. Text.) gr.4”. Bielefeld, Velhagen ; & "Humblot ' — B E56 

& Klasing kart. 5.50; geb. in Leinw. 6.— u 
Seidier, Dr. Gust., Prof., Leitfaden d. Staats Zeitfragen, gewerbliche. 18. u. 19, Heft. 4°. Bern, 

verrechnung. 2. Thl, Grundsätze des Staats- Büchler & Com. 


rechnungs- und Controlwesens, 5. Aufl. (VII, 18. Hausierhandel n. unlauterer Wettbewerb. Gut- 
v7 8.) gr. #, Wien, A. Hölder 2.40 achten, erstattet vom Centralvorstand des schwei- 
Simons, Guss,. Die Brotfrage u, die Brotantwort, zer. Gewerbevereins an das eidgen, Handelsdepar- 
. umgearb. Aufl, 11-20, Taus. (36 8.) gr. 8". tement. (62 8.) 1.—. — 19. Boos-Jegher, Ed., 
Berlin (N. 24), G. Simons — .20 Sekr, Die Lage der schweizerischen Baugewerbe 
Staatshnushalts- Etat f, d. Etatsj. 1902. u. die Notwendigkeit eines gesetzlichen Schutzes 
(8. 5—152). Fol, Berlin, ©. Heymann 10,— ihrer Forderungen. — Hellmüller, Th., Oberricht., 
Serinmann- Bucher, Arnold, Ausbau des Das gesetzliche Pfandrecht f. die Forderungen 
Kartellwesens. (42 8.) gr. 8°. Berlin, Deutscher d. Bauhandwerker n. Unternehmer im Vorentwurf 
Verlag L.— des schweizer. Civilgesetzbuches. Zwei Vortrlige. 
Vertrag, Brüsseler, üb, die Behandlung des Zuckers (74 8.) 2.— 
vom 5. III. 1902 u. Entwurf e. Gesetzes wegen Ab- | 
Statistik. 
Drucksachen der Kommission f, Arbeiteratatistik. Jan. bis Dezbr. 1901. (VII, 352 8.) gr, 8°. Darmstadt, 
Erhebungen. Nr. 11. Fol. Berlin, ©. Heymann. G. Jonghaus 4.40 


11. Erhebung üb. die Arbeitszeit der Gehülfen | Statistik, Breslauer. Im Auftrage des Magistrats 
u. Lehrlinge in solchen Kontoren des Handels- der königl. Haupt- u. Residenzstadt Breslau hrag. 
gewerbes u, kaufmännischen Betrieben, die nicht, vom statist. Amt der Stadt Breslau. 21. Bd. 2, n. 
m. offenen Verkaufsstellen verbunden sind, Ver- 8. Hft. gr.#°. Breslau, E Morgenstern. 


anstaltet im Septbr. 1901, Bearb. im kaiserl, statist, 2. Jahresberichte städtischer Verwaltungen f. das 
Amt, Abtheilg. f. Arbeiterstatistik. (IV, 1618.) 1.60 Rechnungsjahr 1900. (330 8.) m. 4 [2 farb.) Taf.. 
— Dasselbe. Verhandlungen Nr.22. Fol. Ebd, | 2.—. — 3. Bevölkerungswechsel, Erkranknngen, 
22. Protokolle üb. d. Verhandlungen der zen | meteorologische und physikalische Verhältnisse, 
mission für Arbeiterstatistik vom 13. III. 1902. Preise f. Nahrungsmittel ete. im J, 1900, (VIIL) 
Erhebungen, betr. die Arbeitsverhältnisse im 104 8) 1.— 
Fleischergewerbe u. im Fuhrwerksgewerbe. (III. | — des Deutschen Reichs Hrsg. vom kaiserl. statist, 
22 8.) — 30. Amt Neue Folge, 142.Bd Imp. 4”. Berlin, Putt- 
Eisenbahn - Statistik, schweizerische, f. das kammer & Mühlbrecht. 
J. 1900. — Statistique des chemins de fer suisses 142. Handel, auswärtiger, des deutschen Zollgebiets 
pour l’annde 1900. 28. Bd. Hrsg. vom schweizer. im J. 1901. Bearb. im kaiserl. statist,. Amt, 1. Thl. 
Post- u. Eisenbahndepartement. (III, 235 S) Fol. Der Verkehr m. den einzelnen Ländern im J. 101, 
Bern, H. Körber 4.— unter Vergleichg. m. den J, 1807 bis 1900. 24 Hfte, 
Ergebnisse, die, der Volkszählung v. 1. XIL 1900 (19. Hft. 78 8.) Vollständig für 10.— 


in der Stadt Leipzig. Bearb. im statist Amt der | — des auswärtigen Handels des österreichisch ungari- 
Stadt Leipzig. It. Thl. [Aus: „Städt. Verwaltgsber. schen Zollgebiets im J, 1901. Verf. u. hrag. vom 
f, d. I. 1900*',) (VII, 1488.) Lex.-$. Leipzig, Duncker statist. Departoment im k. k. Handelsministeriurm. 
& Humblot l.— U. Bd. (Special-Handel,) (VIIL, 829 8.) Lex.-8°., Wien, 
Mitteilumgen des bremischen statistischen Amts | Hof- u. Staatsdruckerei 6.— 
im J, 1902. Die brem. Bevölkerg. nach dem Religions-  — des auswärtigen Handels des österreichisch-ungari- 
bekenntnis. Von Dr. Wilh. Böhmert. (118. Lex.-8. rischen Zollgebietes im J. 1901. Verf. u. hrag. vom 





Bremen, G. A. v. Halem — 70  statist, Departement im k. k. Handelsministerium. 

Mitteilungen der grossherzogl. hessischen Central- IL, Bd. (Vormerkverkehr. — Durchfuhr.) (VI, 491 8.) 

stelle f. die Landesstatistik. 31. Bd. Nr. 7109-740.) Lex.-8. Wien, Hof- u. Staatsdruckerei 6. ⸗ 
Politik. 


Amran, EL. v., Englands Land- u. Seepolitik u. die wart. 2. Aufl., unter Berücksicht. d. Hager Konven- 
Orientalische Frage. Nebst Vorschlägen in Betreff tion von 1899. (III, 173 8.) gr. 8°, Berlin, Herm, 
der Meerengen u. Isthmen des Mittelländischen und Walther 1.50 
des Roton Meeres. 148 3.) gr. 8°. Berlin, Fussinger 1.— | geumpfe, Dr. E., Polenfrage u. Ansiedelungs-Kom- 

Brauer. M., Deutschland in der Hypnose. Vom | mission. Darstellung der staatl. Kolonisation in 
Zolltarif üb, Südafrika zur Versöhng. m. England. | Posen-Westpreussen u. krit. Betrachten. über ihre 
(31 8.) gr.8*. Berlin Verlag ‚The German —— Erfolge. Mit I Übersichtskarte üb. das Nationalititen- 

* | “ 

Göhre, Paul, Vom Soctalismus zum Liberalismus. | (yIT 200 9, vr. Sı. Bodin  Keen Kolonien. 
Wandlungen der Nationalsocisien. (39 8.) gr. 8", w * v 
Berlin, Verlag der sozialist. Monatshefte 75 | Wagner, Frz., Justizr., u. Ger.-Refer. a. D. Vos- 

Ohneland, Hann, Worauf warten wir, Proletarier?! | Perg, Polenstimmen, e. Sammlung von Acussergn. 


Oder: Junker, Wirtschaftskrise u. Weltkrieg. Gewid- der poln. Presse, Hrag. vom deutschen Ostmarken- 
. . t- | verein. (237 8.) gr. 5”. Berlin, Gose & Tetzlaff. 
met allen Arbeitslosen u. allen Gegnern des Bro — Dasselbe. Mit Anh.: Wagner, Fre., Rechteanw., 


wuchers, Hrn. Reichskanzler Grafen v. Bülow, der ä 

die —— m. Fideikommissen bekämpft, zu Der Polenr ng. Mit e. Sammlung poln. Pressstimmen. 

geneigter Lesg. unterthänigst empfohlen. (71 8.) Berlin 18%. (237 u. 90 8.) gr. 8°. Ebd, 2. - 

gr. 8°. Berlin, H. Zitelmann —.30 | „Zweierwahl“, die, e. Schutz f. d. Minoritäts- 
Sehbafter, B.0.T., Hohe Politik. Kritische Rand- Parteien. (Von Hans Knoll.) 115 8.) gr. 5°. Ludwigs- 

bemerkgn. zum internationalen Leben der Gegen-| hafen, A. Lauterborn — 20 





Varia. 


Auigaben, die, der ersten juristischen Prüfung | Aus der revolutionären russischen Literatur, I, (In 
(Yorprüfung) in den J. 1895—1902. (64 5.) . Würz- | russ. Sprache.) (149 $.; 8°. Berlin, H. Steinitz 3.— 
burg, J. Frank L— | 
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Aus der Sprechstunde des Auwalte, Forensische u. 
kriminell-sexuelle Studien. Yon Severseremus. 
(185 8.) gr. 8°, Hannover, M, & H. Schaper 2,50 

Dantcher v. Kollesberg, Dr. Thadr,, Prof., 
Die auswärtigen Reichsangelegenheiten u. die ungari- 
schen Interpellationen betreffs der Petersburger- 
Reise des Erzherzogs Franz Ferdinand. (43 8.) gr. 8". 
Wien, Manz 

Einele. E., Pfr, Thatsachen u. Zahlen zum Nach- 
denken f. Jedermann ı24 8.) gr. 8" Esslingen, W, 


Langjuth —,55 
Gewaltihätigkeiten in Finnland. (In russ. 
Sprache (53 8.) 8%. Berlin, H. Steinitz 1.20 


Hause, Eise, Der Kulturwert der Frau einst u. 
jetzt. Nach e. Vortrage. (30 8.) gr. 9. Dresden, © 
Weiske — 50 

Hertz, Frdr., Recht u. Unrecht im Boerenkriege. 
Fine historisch-polit. Studie. (150 8.) gr. ®°. Berlin, 
Dr. J. Edelheim 1.— ; geb. 2. 

Lang, Dr. H, v ‚Moderne Schlagwörter, Gespräche 
ans der Gegenwart, (Y, 72 8.) gr. 9°, Stuttgart, W. 
Kohlhammer : 

Lnux, Dr. Max, u. Johs. Boock, Überlehrer: 
Die Frziehung des Deutschen zum Staatsbürger. 
Denkschrift üb. die zeitgemässeste Aufgrbe des 
Staates auf dem Gebiete der Volkserziehung. (VII, 


>» 8.) gr. 8% Berlin, Horn & Raasch 1.50 
Mainhard, Landger.-R, Bäuerliche Grenzver- 
hältnisse. Aus: „Landw. Wochenbl.‘, (16 8.) 9. 
Karlsruhe, G. Braun’sche Hofbuchdr, 20 
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Panlzow, Dr. Hans, ÖOberbiblioth., Zur Polen- 
frage, Der Gebrauch der poln. Sprache in pelt. 
Versammlgn. — Die poln. Postadressen. 2. Rechts. 
gutachten. 81 8.) gr. 8‘, Berlin, O. Liebmann 1% 

Rothe, A.. Wirkl. Geh. Rat Unterstaatssekr., Über 
den Kanzleistil. Erweiterter u. ergänzter Vortraz 


11. Aufl. (35 8.) gr. 8°, Berlin, ©, Heymann -.&M 
Schanz, Dr. Martin v., Prof. z. Z. Rekt.. Die 


neue Universität u. die neue Mittelschule. Fetmd 
zur Feier des 3Wjähr. Bestehens der kgel. Juli 
Maximilians-Universität Würzburg. (52 8.) Lex. #. 
Würzburg, A. Stuber 1-— 
Spalding, Dr. J. L., Bisch., Die Frau n. ihr 
wissenschaftliche Ausbildung. Übers. v. Lehreris 
F. Meramann. (19 8.) 12° Münster, Alphonsus-Buchh 
— 1 

Stantshandbuch {. das Königr. Sachsen auf 4 
J. 1902. (Nach dem Stande vom 1. V.) Auf &ı 
ordng. des königl. Gesammtministerinms hr. 
(XXX, 1217 8.) gr. 9°. Dresden, ©. Heinrich *— 
Universitäts-Kalender, deutscher. 61. Aus. 
Sommer-Sem. 1902. Hrsg. v. Prof. Oberbiblioth. em. 
Biblioth. Dr. F. Ascherson. 2 Thie, 12%, (Schreib- 
kalender u. IV, 409 5.) Leipzig, K. G. Th. Schefer 
In 1 Leinw.-Bd. 3.—; ıl. Thl. allein geh. 25 


Veit, E., Ein Wort in 12. Stunde an das deutsche 
Volk. Das gesellschaftl. u. Familienleben der 
Gegenwart im Lichte der hl, 10 Gebote, 2 Auf 
(123 8.) 8%, Bitterfeld, F. E. Baumann l.- 


J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München Karlsplatz 29 


Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und Staatswissenschaften. 


Soeben ist erschienen: 


Antiquariatskatalog Nr. 36 


des 7 kgl. Geheimrat Dr. Julius v 


Antiquariatskatalog Nr. 3% 


mus, Statistik. 1500 Nummern. 








enthaltend: Rechtswissen- 
schaft u.a.: die Bibliothek 
on Staudinger. ca. 5000 Nummern. 
enthaltend: Volkswirtschaft, 
Finanzwissenschaft, Sozialis- 


Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 


I. 6. Cotta'ſche Buchhandlung Nadıfolger 6. m. b. S. 
Stuttgart und Berlin 


Soeben erjdienen: 


Römiſche Rechtsgeſchichte 


von 
Morig Voigt 
Dritter Band 
Preis geheitet 12 Mart 
Mit dieſem Bande ſchließt der Verfaſſer feine 
verdienitvolle Geſchichte des römischen Privat: 
rechtes ab; umfaſſend die Zeit von Diocletian 
bis Juſtinian, ift der Stoff nadı dem Syſteme 
und denGliederungen der früheren Bände geordnet. 


Zu beziehen durd; die meilten Buchhandlungen 








J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die gesammten Materialien 


zu den 


das Bürgerliche Gesetzbuch und 
seine Nebengesetze betr. bayerischen 


Gesetzen und Verordnungen 


nebst den 


einschlägigen Ministerialerlassen 
herausgegeben von 
Dr. Heinr. Becher, 
kgl. Landgerichtsrath in München 
In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62.— 


J. Schweitzer Verlag Arthur Seitier, München 


aftpflichtrecht und Reichs- 
versicherungs-@esetzgebung 


2. völlig umgearbeitete Auflage. 








Herausgegeben von 


Dr. jur. Ludwig Lass, und Dr. jur. Rudolf Maier, 


Kais. Reg.-Rat a. R.-V.-A. und Professor Rechtsanwalt in München u. 
a. d, Univ. Berlin. Syndik. mehrerer Versich.-Gesellsch. 


gr. 8°. (XX, 303 S.). Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20. 


Allgemeine Zeitung: 


». . . Sowohl für den Juristen als für den Laien ist das Werk von hohem Wert, da 
es über alles in dieses weite Gebiet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt. Die beiden 
Verfasser arbeiten bereits jahrelang praktisch im Versicherungswesen und waren umsomehr 
berufen, sich an die schwierige Aufgabe zu wagen ; sie haben dieselbe vorzüglich gelöst. 











WVerlag von Duncker K Humblot in Zeipiig 








Joſef Grunzel, Profeſſor in Wien. Über Kartelle. VIII u. 330 Seiten. 
Preis 6 ME. 80 Pf. 








Schriften des Wereins für Gocialpolitil. Land 99. Unter: 
fuhungen über die Lage der Angeftellten und Arbeiter in den 


Verkehrsgewerben. XVI u. 563 Seiten. Preis 12 ME. 60 Pi. 





Felix Seht, Die Mannheimer Banten 1870 bis 1900. Ein ei- 
trag zur praftiihen Bankpolitif. Preis 3 ME. 80 Pr. 





Mar Lenz, Geſchichte Bismards. VII u. 455 Seiten. 
Preis 6 Mi. 40 Pf.; gebunden 8 ME. 





& Schweißer Sortiment (Arthur Sellier) Münden 


Karlsplag 29, nächft dem Juftizpalal. = 


Buchhandlung + Antiquariat * Leihinftitut 


für 


Rechts- und Staatswiljenichaften. 


— Kataloge * Bedingungen * Toftenlss. — 





3. Schweißer Derlag cirthur Senier, München 


Soeben eridien: 


Groß, Dr. Bans, 


o. ö. Profeſſor des Strafrechts an der Deutſchen Univerfität Prag, 


Die Erforichung des Sadjverhaltes 
ftrafbarer Handlungen. 


Ein Yeitfaden für Beamte des Polizei- und Sicherheitsdienites 
des Deutichen Reiche. 


gr. 8°. (12° Bog.) in Ganzleinen geb. ME. 2.50. 


Verhandlungen 
des Verbandes Bayerischer Arbeitsnachweise Nr. 1: 


Verhandlungen * I. Verbandsversammlung und Arbeitsnachweiskonferenz 
m 26. und 27. Mai 1902 in München. 
(Arbeitslosenzählung — Statistik der Arbeitsnachweise — Län 


dliche Arbeits- 
vermittlung — Örtliche Uentralisierung | (Facharbeitsnach s d 
Umschauen der Arbeitssuchenden entgegengetreten werden 


des Staates auf dem Gebiete der gemeindlichen Arbeitsvermittinng.]” 





gr. 8°. (11 Bogen.) Broschiert Mk. 2.80. 
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Aımmond 


weitaus beste Schnellschreibmaschine, 














— min 


J Mi 7 em IN X 1 Bein = > ; > 
* oe er Ile: E Ne | 


? 2 21 


me) £ 


Schnelligkeitsrekord: 13 Buchstaben in eimer Sekunde (203 engl. 
Wörter in einer Minute, In 10 Sekunden ganzer Schriftsatz 
auswechselbar, daher mit einer Maschine alle Sprachen und Schriftarten 
schreibbar. 

Grösste Dauerhaftigkeit: Viele Maschinen in 1öjähriger starker Ver- 
wendung noch tadellos und schönste Schritt liefernd. 

Riesige Verbreitung: Pensylvania-Eisenbahn-Ges. 500 Maschinen, Friedr. 
Krupp, Essen, 100, Prager Eis.-Ind.-Ges. 125 und Tausende erster deutscher 
Firmen. In Verwendung bei Reichs-, Staats-, Provinzial- und Kommnnal- 
Behörden und Instituten, worüber glänzende "Zeugnisse vorliegen. 

Prof. Dr. Mehmke un der techn. Hochschule in Stuttgart (selbst seit 1887 
eine Hammond verwendend) urteilt: „Nach meinem Dafürhalten wird die 

N Hammond inihrer jetzigenGestalt von keineranderen Schreibmaschine erreicht.“ 


Kostenlose Vorführung und nach Auswärts Probesendung. Prospekte u. Schriftproben gratis u. Iranko. 
Alleinverkauf für Deutschland, ÖOesterreich-Ungarn und die Schweiz: 


Ferdinand Schrey, Berlin $W. 19,, Wien I., Hamburg. 





3. Schweißer Derlag (Arthur Sellier Mündyen. 











Nachſtehende Novitäten gelangten joeben zur Ausgabe: 


tantenburger, or. geinrin, handelsgeſetzbuch 


Rechtsanwalt in Münden für das Deutihe Reid 


(mit Ausnahme des Seerchts (nebſt dem Einführungsgejete. 
Handausgabe mit Erläuterungen und ausführlihem Sadıregiiter. 
2. vollftändig umgearbeitete Auflage. 8°. (43 Bog.) in 
Ganzleinen gebd. ME. 8.60. 


Die Vorzüge, welche der 1. Auflage eine jo rafche Einbürgerung im der 
Praxis verichafften. hat die Neubearbeitung in noch weit höherem Maße aufzuweisen. 


eo, Dr. martin Deutſches Seehandelsrecht 


Rechtsanwalt in (Handelsgeſetzbuch: Buch IV, Seehandel, in 
Hamburg der Faſſung vom 10. V. 1897 und des Ab: 
änderungsgeſetzes vom 2. VI. 1902) nebft einem Anhang ent: 
haltend die Nebengejete. Handausgabe mit Erläuterungen u. 
ausführliciem Sachregiſter. I. Lieferung. (5 Bog.) 8°. ME. 1.20. 

Das vorliegende Werk enthält, ald Fortiegung zu Franfenburger® Hand— 
ausgabe des Handelsgeſetzbuches geichrieben, in gleicher kurzer, aber die wichtigſten 
Punkte und namentlich die Hauptergebnifje der Nechtiprehung berüdjichtigender 
Weile eine Ausgabe des vierten Buches des Dandelsgejekbuches, und zwar 
unter Einfügung der jüngjt mit der neuen Seemannsordnung beſchloſſenen 
Abänderungen. 

Außer dem vierten Buche des Handelsgeſetzbuchs find die für das Seerecht 
wichtigjten Nebengejege mitaufgenommen. In eriter Linie jelbjtredend die meue 
Scemannsordunug, dann das Flaggenrecdhtsgeieh in jeiner erit vor kurzem 
abgeänderten neueiten Faſſung, die Gollifionsverordnung, die Strandungs: 
ordnung v. Aam. Mit der Seemannsordnung werden auch die mit ihr gleic- 
zeitig verabichiedeten Gejepe: Das Heimſchaffungsgeſetz und das über die 
Stellenvermittelung für Scelente abgedrudt. 


efele, sranz xaver, Das Gewerbe-Unfallver: 
tt ererunserat, i Zorvour FÜHELUMASAEICH und das 
Urbeiterberiiherung intiederbanern Bau ’ Unfallverfiherunsgefeß nad) 


dem Geſetze betr. die Abänderung der Unfallverficherungsgelege vom 
30. Juni 1900. gr. 8°. (28 Bog.) in Ganzleinen geb. ME. 10.—. 


Der kgl. Neg.:Rat F. X. Defele hat in der vorliegenden Bearbeitung 
de8 Gewerbe: und Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes nah dem 
Abänderungsgejebe vom 30. Juni 1900 einen jehr ausführlichen Kommentar 
geichaffen. Die überjidhtlihe Gruppierung der an der Dand der Geſetzes— 
quellen, der Litteratur und der umfafienden Rechtsſprechung der Berficherungs: 
ämter bearbeiteten, eingehenden Erläuterungen bietet einen beionderen 
Borzug diejed Kommentars. Es wird dadurd in hervorragender Weije geeignet 
jowohl zum Studium der Gejepe, wie auch insbejondere zum praftiichen 
Gebrauch jeitend der mit dem Vollzuge der Gejege betrauten Behörden 
und berufsgenvojjenidhaftliden Organe. 
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3. Schweißer Derlag (Arthur Sellier) München 












Eoeben erichtenen: 


Joſef Neumiller, 


Rat am gl. Landgerihte Münden TI. 


Civilprozeßordnung 


für das Deutſche Reich. 


In der Faſſung des R.-G. vom 17. V. 1898 nad der Bekanntmachung vom 

20. V. 1898. Handausgabe mit Erläuterungen unter bejonderer Berückſichtigung 

der Bayeriichen Gejeßgebung und Rechtspflege nebjt einem Anhange, enthaltend das 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz, die Kojtengejege und ſonſtige wichtige Nebengeieße. 

1/2. Liefg. 10 Bogen. Lex.8. 3 ME. 60 Pig. 

——— Die 3. Lieferung (15 Bogen) ME. 5.40 ericheint Ende Juli. — 
Der Preis für das ganze etwa 40 Drudbogen umfaſſende Wert 

wird ca. 15 Mark betragen. 









€. 5. Bed'ſche Derlagsbuhhandlung (Östar Bed) in Münden. 
Soeben lit erfcbienen: 


Dr. Philipp Allfeld, ord. Proieiior der Nechte in Erlangen: Kommentar zu 
den Geichen vom 19. Juni 1901, betr. dad Urheberredht an Werfen 
Der Litteratur und der Tomkunft, nud über Dad Verlags: 
recht, jowie zu den internationalen Verträgen zum Schube des Urheberrechts. 
36'/a Vog. 8%. Geb. I M. 

Dr. jur. Paul Merkel, Privatdozent an der Umiverfität Marburg: Die Urkunde 
im Deutihen Strafrecht. Eine hijtoriiche und fritiich-dogmatiiche Unter 
fuhung. 32 Bog. 80, Geheitet 12 M. 

Dr. Robert Piloty, Profeſſor der Rechte in Würzburg: Arbeiterverfiche: 
rungögeiche. Tertausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und den wichtigiten 
Ausführungsvorihriiten. Zweite, vollftändig umgearbeitete Auflage 

Bd. I: Etage Wert hie ls vom 13. Juli 1899, 33/2 Bog. H. 8°. Sen. 3,50 Mt. 

Bd. II: Die — ———— etze vom 30. Juni 1900. 42’ Bog. kl. 8°. 

= 4.50 Me 

Dr. 3. B Brenner, Vorfiender d. Gewerbegerihts Münden: Der gewerb- 
liche Arbeitövertrag nad Dentichem Recht. Ein Leitfaden vornehmlich 
für Arbeitgeber und ee X, 156 © fl. 8°, Geb, 1 Mt. 

Dr. G. Sartorins, o. Prof. d. Rechte in Greifäwald: Kommentar zum 
Derionchknubäntieg. in der vom 1. Januar 1900 an geltenden Faſſung 
fowie zu den auf die Eheſchließung bezüglichen Beſtimmun en des B.G.B. unter 
Berüdfihtigung der Ausführungsbeitimmungen jäntliher Bundesftaaten. XXII, 
548 ©. 8”, Geh. I DE; geb. 10 ME 

KH. Schneider, Oberlandesgerichtsrat in Stettin: Zren und Glauben im Rechte der 
Schuldverhältniffe ded Bürger. Geiehbuches. 15° Bog. gr. 8°. Geh. 5,50 Mt. 

Dr. Lothar Seuffert, o. ö. Prof. der Nechte in Münden: Kommentar zur 
Givilprozehordnung. Achte, neu aan Unflage. 3. Lieferung 


(58 511—T98). Geh. I ME. 20 Pf. I8d. 1 >, Lief. enthaltend die 88 1—510). 
Geb. 14 DIE DO Pf. Geb. 16 ME oO Pr; die A. Ehlupeiet. "erfepeint baldmöglichit. 








Verlag #on C. L. Hirschfeld in Leipzig. 





‚Soeben erschienen : 


Die Haftpflichtversicherung. 


Ihre Geschichte, wirtschaftliche Bedeutung und Technik, insbesondere 
in Deutschland, 


Von 


Alfred Manes, 


Doktor der Philosophie und der Rechte. 


— Preis M. 7.20, in elegantem Ganzleinenband M. 8.20. 














W. Moejer Buchhandlung in Berlin 5.1. 
In unjerem Verlage find erjchienen : 


Fiſcher, Dr. R., Das Recht des Deutichen Kaifers. Preisgefrönte 
Studie zum deutichen Verfafjungsreht. 4 ME., poſtfrei 4,20 Mt. 

Gall, C., Gehaltstafel für die Beamten in der preußifchen 

-  $taatsverwaltung. 1901. 1 ME., poftfrei 1,10 Mt. 


Kaufmann, E., Restsanwalt in Magdeburg. Die wejentlichen Unter: 
ihiede des alten und des neuen handelsgeſetzbuchs. 2. Auflage. 
Kartonniert 3 ME, pojtfrei 3,20 ME. 

Kuhlenbed, Dr. £., Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht in Jena. Die Recht: 
ſprechung des Reichsgerichts in Beziehung auf die wichtigften Be: 
griffe und Inftitute des Civilrechts. Bisher find 8 Hefteä 2 Mt. erichienen. 

Lange-Bäumer, Handbuch der Frauenbewegung. 1. Teil geh. 9 Mk, 
geb. 11 Mk. II. Teil geh.5 Mk., geb. 6,50Mk. IV. Teil geh.8 Mk., geb. 9,60 Mk. 
BE Der III. Teil wird erscheinen, sobald die im preussischen Ministerium 


vorbereitete Neuordnung des höheren Mädchenschulwesens veröffentlicht 
sein wird und zwar voraussichtlich im Herbst 1902. sg 


Diafferoth, C., Geh. Kanzleirat im Reihsiuftizamt. Die Gebührenord: 
nung für Rechtsanwälte in der Saflung vom 20. 5. 98 nebft 
£andesgebührengejegen. 3. Aufl. Gebunden. TME., pojtfrei 7,30 Mt. 


Soergel, Re htiprechung 1 u 


Die aesamte Kritik erschienene Werk 
bezeichnet das soeben in 5. Auflage einstimmig als 


aa; Anentbehrlich für jeden Juristen. ' Gepmamn mo | 


— —— ES Fo TEE — 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in 
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oe, 62 
Juriſt 
findet annenelme, dauernde Stell: 
ung bei einer ſüdd. Verſicherungs— 

Der hg Pr belieben ausf. 

" Off. mit Angabe der Geh.An— 

hrosse ötieler ſprüche zu richten unter M. 2024 

für 30 Mark! an Sanjenitein & Bonler A.G. 
Münden. 


Hand-Atlas 


. Das 
in 100 Karten. 


N Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 


von 


Struppe & Winckler 


50 Lieferungen 
zu je 60 Pig. 


Berlin, lorotheenstr. 82 


bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 

teile. Prospekt bitten zu verlangen, 

auch den unserer den grössten An- 
forderungen genügenden 


Juristischen Miethücherei. 








3. 6. Cotta'ſche Buchhandlung Nachfolger G. m. b. H. Stuttgart und Berlin 


Soeben erjdienen: 


Münchener Volkswirtſchaftliche Studien 


Herausgegeben von 
Lujo Brentano und Walther Lotz: 
49. Stüd: Dr. Robert Herold, Der Schweizerifche Bund und die Eilenbahnen bis zur 
Jahrhundertwende. Der allmähliche Sieg zentraliitiicher Tendenzen und die Durch- 
_ führung der Verſtgatlichung. Mit einer fartographifgen Beilage Geh. M. 8.— 


Stüdf: Dr. — Mombert, Die deutſchen Stadtgemeinden und ihre Arbeiter. 
Geh. M. 

Stück: Dr. Keinhoid Riehn, Das ⸗ in Dentſchland. Seine 
ökonomiſche und ſoziale Bedeutung. Geh. M. 3. 


Zu bezichen durch Die — Buchhandlungen 
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3. Guttentag, Berlagsbuchhandlung, S.m.b G.m. b. 9. H.in n Berlin W.35. 35. 


Das jelbjtändige Derordnungsrecht. 


Zugleih eine Streitihrift für die hiſtoriſch-kritiſche Methode. 


on Dr. Adolf Arndt, o. ö. Profefior in Königsberg. 
gr. 8°, Preis 7 Marf. 


Derfafiung des Deutjchen Reichs. 











mit Einleitung und Kommentar 


von Dr. Adolf Arndt, 
Zweite, gänzlih umgearbeitete Auflage. 8°. Preis gebd. 4 Mt. 50 Pi. 


Allgemeine Deutſche Wechjelordnung. 


Kommentar 
von Dr. J. Stranz und Dr. M. Stranz, Rechtsanwälte in Berlin. 
Erite Auflage der Neubearbeitung. (Achte Auflage der Borchardt -Ball'ſchen Ausgabe. 
Zajchenformat gebunden Preis 3 Mt. 














Soeben ——— 


gie er 


Betrachtungen über ihre rechtliche Matur von 
Prof. Dr. 3. Kohler zu Berlin. 


— Preis 1 Mk. — 
Eine wirflihe Lücke in der juriftifchen Kitteratur wird bier von 


berufenfter Seite ausgefüllt. 

Jahraus — jahrein entftehen in Hunderten von fällen Differenzen 
über die fo eminent wichtige frage der Berehtigung zur Erhebung der 
fogenannten Kurtare, fowie auch über die weit fomplizirtere Frage der 
Berehtigung zur Ausſchließung von der Benußung öffentlicher Anlagen 
und zu ähnlichen MTaßregelungen für den fall der Derweigerung der 
Hahlung u. f. w. 

Jedermann ift an diefen Fragen intereffirt; die lichtvolle Schreib: 
weife Kohlers ift allgemein befannt. 

Preis 1 Mk., zu beziehen durch jede beffere Buchhandlung oder 
direft von 3. 3. Heines Berlag in Berlin W. 35. 





——— 


Eigentum und Verlag ı von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 








Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissensohaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der 


Herren Professoren Dr. Ernst Jaeger 


in Würzburg, Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—: für Abonnenten 


XV. der „Annalen des Deutschen Reichs‘' gratis. 1902 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr. 9 


Jahrgang 





Insertionspreis: '"\,spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 





Bürgerliches Recht. 


1. Crome, Dr. Carl, Prof. in Bonn, System 
des Deutschen Bürgerlichen Rechts. 

II. Band: Recht der Schuldverhältnisse, 

1/2. Hälfte gr. 8°. (XII, 1164 S.). 
Tübingen (J. ©. B. Mohr) 

br. 21.25; geb. 23.75 

In diesem stattlichen Bande bietet uns| 
der Verfasser eine vortreffliche systemati- 
sche Darstellung des ÖObligationenrechts. 
Wie im Allgemeinen Teile wird auch hier 
das Recht der Nebengesetze des B.-G.-B., K.- 
O. Anfechtungsgesetz ete. mit rühmlicher 
Genauigkeit und Vollständigkeit erörtert. 
Die Darstellung ist klar und anschaulich. 
Besondere Sorgfalt hat Crome dem Kapitel 
„Übernahme von Arbeiten und Geschäfts- 
besorgungen“ gewidmet. Die monographische 
Literatur ist gewissenhaft berüicksichtigt. Die 
schon im ersten Band bekundete Schen, den 
Wert der Kommentarliteratur anzuerkennen, 
bat sich bedauerlicherweise auch in diesen 
Band verpflanzt. Dass man grosse Para- 
graphen durchblättern kann, ohne Scholl- 
ıneyer und Planck eitiert zu finden, ist mehr 
als auffallend. Wie viele der angeführten 
Monographieen sind ganz und gar auf dem 
Boden der Kommentarliteratur erwachsen ! 
In einem andern Punkte zeichnet sich der 
zweite Band vorteilhaft vor dem ersten aus: 
die Tonart ist vornehmer geworden. Es 
wäre sehr im Interesse des wertvollen und | 
gediegenen Werkes gelegen, wenn der Ver- | 
fasser auch das Vorurteil gegen die Kommen- 
tare überwinden würde. | 


2. Dernburg, Dr. Heinr., Prof., Das Bürger. 
Recht des Deutschen Reichs u. Preussens. 
I. Bd. Einleitung u. Allgemeiner Teil. 
3/4. Lfg. 1.u.2. Aufl. gr. 8”. (S. 321 —552.). 
Halle (Buchhandlg. d. —— 


Mit diesen beiden Lieferungen liegt der 
Allgemeine Teil des Dernburg'schen Bürger- 
lichen Rechts abgeschlossen vor. Auch dieser 
Band weist alle Vorzüge der Dernburg’schen 
Lehrmethode auf: klar und anschaulich, 
präzis im Ausdruck, selbständig und überall 
bedacht auf die Bedürfnisse der Praxis. 
Möge dem greisen Gelehrten eine glückliche 
Vollendung des gross angelegten Werkes 
beschieden sein! 


3. Goldmann, E., und L. Lilienthal, Rechts- 
anwälte, Das Bürgerliche Gesetzbuch 
systematisch dargestellt. I. Bd. 3. Abtlg. 
(Die allgemeinen Lehren des Rechts 
der Schuldverhältnisse.) 2. Aufl. gr. 8. 
(S. 465—592.). Berlin (Franz Vahlen) 

2.40 
Das Heft enthält die Lehre vom Kauf, 
Tausch, Trödelvertrag, von der Schenkung 
und der Miete. Die Darstellung zeichnet 
sich, wie wir bereits wiederholt betonten, 
durch hohe Gründlichkeit und Stoffbeherr- 
schung aus. Wir zählen das Werk zu den 
besten systematischen Darstellungen des 
Bürgerlichen Rechtes. 
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Civilprozessrecht. 


I. Förster, Dr. A., Die Civilprozessordnung 
f. das Deutsche Reich. I. Bd. 1. Tl. 
2. Aufl, nach dem Stande d. v. 1. I. 1900 
an gelt. Gesetzgebg. bearb. v. Dr. A. 
Förster u. A. Engelmann. gr. 8°. (344 S.). 
Berlin (C. Heymann) 8.— 


Das Werk bildet eine völlige Neube- 
arbeitung des Förster'schen Kommentars zur 
C.-P.-O. Es hält, was die Ausführlichkeit 
der Erläuterungen betrifft, ungefähr die Mitte 
zwischen den grossen Kommentaren des Ge- 
setzes und den Handausgaben. Die vorliegende 
erste Lieferung erläutert die $$ 1—252 (I. Buch 
der C.-P.-O.). Überall zeugen die Ausführun- 
gen von reicher Erfahrung, gründlicher Durch- 
dringung des Stoffes und Selbständigkeit des 
Urteils. Die Nachweise der Literatur und 
Rechtsprechung sind etwas spärlich ansge- 
fallen. Über den Fortschritt des Werkes 
werden wir nach Erscheinen berichten. 


i 


2. Schwarz, Dr. Otto Geo., Grundriss des 
öffentlichen Rechts. Ein Hilfsbuch £. 
junge Juristen. I. Bd., 1. Tl. Civilprozes. 
gr. 8°. (208 S.). Berlin (C. Heymann) 

2.40 
Das Buch ist eine Fortsetzung des unseren 
Lesern bekannten „Grundrisses“, macht aber 
einen weniger günstigen Eindruck als die 
vorausgegangene Darstellung des Privat- 
rechts, Während letztere das \WVesentliche 
mit Geschick hervorhebt, ist der vorliegende 
prozessrechtliche „Grundriss“ auf ein geist 
tötendes Auswendiglernen angelegt. Wir ver- 
weisen in dieser Hinsicht nur auf die S. 17 fi, 
103 ff., 136 ff. Viel wichtigere Dinge, die 
grossen Errungenschaften der modernen Pr» 
zessrechtswissenschaft, sind gar nicht berührt 
Einzelheiten sind fehlerhaft. So sind z.B 
die 8. 10 eitierten Gesetze über Konsular- 
gerichtsbarkeit und Schutzgebietsgerichte 
durch neue ersetzt, 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


Lucas, Dr. jur. Herm., Geh. Oberjustizrat u. 
Ministerialdirektor, Anleitung zur straf- 
rechtl. Praxis. Ein Beitrag zur Aus- 
bildung unserer jungen Juristen u. ein 
Ratgeber f. jüngere Praktiker. gr. 8°. 
(VII, 415 S.). Berlin (Otto Liebmann) 

8.—; geb. 9.— | 

Man könnte das vorliegende Werk ein | 
praktisches Lehrbuch der wichtigsten Materien 
des Strafprozessrechts mit einzelnen kleinen 

Streifzügen in das materielle Strafrecht 

nennen. Verfasser behandelt nämlich in der 

Hauptsache Fälle aus der strafrechtlichen 

Praxis, um an ihnen die Anwendung der 

gesetzlichen Vorschriften und die Wirkung 

dieser Anwendung zu zeigen. Dadurch soll 
dem theoretisch im Straf- und Strafprozess- 
recht vorgebildeten jungen Juristen die Fähig- 


keit verliehen werden, das erlangte Wissen 
im wirklichen Rechtsleben richtig und zweck- 
mässig zu verwerten. Dieser Zweckbestim- 
mung entspricht das Buch in vollstem Masse. 
Wir glauben aber, dass die von einem äusserst 


‚gesunden Sinn für die Rechtsanwendung 


zeugende Arbeit nicht nur dem jungen Prak- 
tiker, sondern nuch dem Studierenden gute 
Dienste leisten wird, da dieser an der Hand 
der lebensfrischen, leicht verständlichen Dar- 
stellung über Sinn und Zweck mancher Ge 
setzesvorschrift am besten sich Aufklärung 
verschaffen kann. Er wird hier finden, was 
ihm kein theoretisches Lehrbuch und keine 
Vorlesung bieten kann: ein anschaulich 
Bild von den verschiedenen Abschnitten und 
Handlungen des Prozesses. 


Kirchenrecht. 


Leitner, Dr. Martin, Subregens am Priester- 
seminar zu Regensburg, Lehrbuch des, 
katholischen Eherechts. gr. 8°. (X, 648 5.). 
Paderborn (Ferd. Schoeningh) 6.— 
Dieses Werk bildet einen Bestandteil der 

bei Schöningh in Paderborn erscheinenden 

„Wissenschaftlichen Handbibliothek‘ ‚welcher 

der Verlag neben dem von uns bereits be- 

sprochenen Lehrbuch des kath. Kirchenrechts 
von Heiner auch ein selbständiges Eherecht 
einverleiben wollte. Der Verfasser des 
letzteren, dessen Ausgabe der Praeleetiones 
juris canonici von Santi wir gleichfalls 
seinerzeit angezeigt haben, war mit Erfolg 
bemüht, einerseits das kirchliche Eherecht 
mit möglichster Vollständigkeit in klarer, | 


übersichtlicher Stoffanordnung und nach 
dem heutigen Stande unter Einfügung 
historischer Rückblicke darzustellen, anderer- 
seits das Wichtigste über den Standpunkt 
der staatlichen Gesetzgebung im Deutschen 
Reiche, in Österreich- Ungarn und in der 
Schweiz mitzuteilen. Besonders zu begrüssen 
ist auch die reichliche Anführung praktischer 
Beispiele und Fälle, die zur Illustrierung 
des Inhaltes und der Tragweite der the» 
retischen Darlegungen sehr geeignet sind. 
Dankenswert sind ferner die Berücksichtigung 
der neuen Formulae Datariae Apostolicae 
(1901) und die eingehende Behandlung der 
Dispensen des Ordinarius, 
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Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 
Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Holtgreven, Dr. A. DasWildschadengesetz 
vom 11. VII. 1891, erläutert. 4, verm. 
u. verb. Aufl., bearb. v. DD. Oberlandes- 
ger.-Prüs. A. Holtgreven u. Oberlandes- 
ger-R. Th. Wolf. 
Berlin (J. Guttentag) 
4.—; geb. in Leinw. 4.50 
Diese geschätzte kommentierte Ausgabe 
des preussischen Wildschadengesetzes hatte 
in der vorliegenden 4. Auflage namentlich 
den Einfluss des B.-G.-B.auf das Wildschaden- 
recht und die sonstige neuere Gesetzgebung 


(VIII, 216 S.). 8°. | 


Sammlung der Rechtsgrundsätze des preuss. 
Oberverwaltungsgerichts, die in 3. gänzlich 
neubearbeiteter Auflage von Kunze und 
Kautz herausgegeben ist, wird durch den 
vorliegenden „Ergänzungsband 1902“ bis 
gegen Ende 1%1 fortgeführt. Der Band 
bringt die Entscheidungen aus Bd. XXXVIII 
und XXXIX der offiziellen Sammlung bezw. 
aus Bd. IX der Entscheidungen in Steuer- 
sachen, dann die seit Abschluss des Er- 
gänzungsbandes 1901 bis Ende 1901 im 
Preuss. Verwaltungsblatt und im Üentral- 


und Rechtsprechung zu berücksichtigen. | blatt der Unterrichtsverwaltung veröffent- 
Ferner sind die einschlägigen neueren Mini. | lichten sowie ungedruckte Entscheidungen 
sterialerlasse im Anhange abgedruckt und wichtigeren Inhalts und einige solche aus 
die Bestimmungen des Jagdpolizeigesetzes| der Deutschen Juristenzeitung. ‚Die Art der 
zur Erläuterung des Wildschadengesetzes | Verarbeitung des reichen Materials verdient 
eingehender herangezogen. Der erste Teil alles Lob. Auch in diesem Bande sind die 
des Buches stellt den älteren Gesetzestext, | Rechtsgrundsätze in übersichtlicher Systema- 
die Vorschriften des B.-G.-B., des E.-G. z. tisierung geordnet, mit aller nur wünschens- 
B.-G -B. und das Gesetz in seinem jetzigen | werten Klarheit und Verlässigkeit wieder- 
Geltungsbestande zusammen; über letzteren | gegeben, auch, soweit nötig, mit ausgiebigen 
sind die näheren Darlegungen auf 8. 50 ff. Mitteilungen aus Thatbestand undBegründung 
zu vergleichen. Das Reichsrecht hätte | ausgestattet. Eine chronologische Zusammen- 
übrigens als solches auch äusserlich bei der stellung der Entscheidungen, ein chronolo- 
Zusammenstellung der geltenden Normen | gisches Normenregister und ein alphabetisches 
gekennzeichnet werden sollen. Sehr gut Register sind angefügt. Bei dem grossen 
orientiert die 86 Seiten umfassende „Ein. Ansehen, dessen sich die Rechtsprechung des 
leitung“, die einen wesentlichen Bestandteil  Preuss. Oberverwaltungsgerichtes überall er- 
des Kommentars darstellt und namentlich freut, wird dieses Buch, das für Preussen 
auch einige wichtige Streitfragen eingehend | einer Empfehlung nicht bedarf, auch ausser- 
behandelt, bezüglich deren den Anschauungen halb Preussens die gebührende Beachtung 
anderer Kommentatoren, dann des Oberver- finden. 
waltungsgerichts ($ 12 betr. s. S. 50—82) 
bezw. des letzteren und des Reichsgerichts 
(rechtliche Natur des Jagdverbandes betr. s. 
S. 89—103) entgegengetreten wird. Diese 
ausführliche „Einleitung“ gestattete es, den Aufenthalt v. 16. 4. 1868 in d. Fassung 
eigentlichen „Kommentar“ (80 S.) verhältnis- d. Bekanntmachung v. 30. 7. 189. 
mässig kurz zu halten. | 6. Aufl. 8”. (VI, 248 8). Ansbach 
(©. Brügel & Sohn) geb. 3.— 


2. Kunze, Fr., wirkl. Geh. Ob.-Reg.-R., u. Die vortreffliche Reger'sche Handausgabe 
Reg.-R. Dr. 6. Kautz, Die Rechtsgrund- zum Heimatgesetz liegt bereits seit — 
sätze des königl. preussischen Ober-Ver- Zeit in VI. Aufl. vor, obwohl die V., die wir 
waltungsgerichts. Begründet v. K. Parey. seinerzeit empfehlend angezeigt haben, erst 
3. Aufl. Ergänzungs-Bd. 1302. gr. 8°. jm Jahre 1900 erschienen war. Die Neu- 
(VII, 504 S.). Berlin (J. J. Heine) 9.-—  auflage ist in gewissenhafter Weise bis 

Die bewährte, allbekannte Parey'sche Ende Sept. 1901 evident gestellt. 


3. Reger, A., Rat. d. Kgl. b. Verwaltungs- 
gerichtshofes, Handausgabe d. bayer. 
Gesetzes üb. Heimat, Verehelichung u. 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


1. Hoffmann, Dr. F., Geh. Reg.-R. vortr. 


eine Sonderausgabe des VI. Bandes des be- 
Rat, Die Arbeiterversicherungsgesetze 


liebten Sammelwerkes: „Die neuen Preussi- 
des Deutschen Reiches. Erläutert. (XII, schen Verwaltungsgesetze von M. von 
1139 S.) gr. 8°. Berlin (C. Heymann) Brauchitsch.“ Die Zugehörigkeit zu dieser 

7.— Sammlung bestimmt die Anlage und Art 

Diese zunächst für Preussen bestimmte der vorliegenden Bearbeitung, die übrigens 
Ausgabe der Arbeiterversicherungsgesetze ist auch ein in sich abgeschlossenes Ganze 
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bildet. Das Werk behandelt die Kranken- ' rungsgesellschaften für die „kleineren Ver- 
versicherung mit Einschluss des Gesetzes | eine“ im Sinne des $ 53 gestaltet hat 
über die eingeschriebenen Hülfskassen, die Insbesondere ist auch die Mustersatzung für 


sämmtlichen Gesetze über Unfallversicherung | Sterbekassen, die vom preussischen Minister 


und Unfallfürsorge, dann die Invaliden- 
versicherung. Die Ausführungsbestimmungen 
des Bundesrats und Reichsversicherungsamts 


des Innern aufgestellt wurde, unter ent 
‚sprechender Erläuterung abgedruckt. Eine 
Anleitung zur versicherungstechnischen Pri- 





sind vollständig abgedruckt, die preussischen fung der Sterbekassen ist beigegeben. Die 
Ausführungsbestimmungen sind entweder | Schrift ist geeignet, den beteiligten Staats- 
gleichfalls wörtlich oder doch in den An- | behörden, Sterbekassenvorständen und Ver- 
merkungen ihrem Inhalte nach mitgeteilt. | sicherten namentlich bei der Umarbeitung 
Die Judikatur des Reichsgerichts und des|alter und Ausarbeitung neuer Satzungen, 
preussischen Oberverwaltungsgerichts, dann | sowie überhaupt beim Vollzuge der nenen 
die Rechtsprechung und Verwaltungspraxis | Vorschriften gute Dienste zu leisten. 
des Reichsversicherungsamts sind ausgiebig 
bei der Erläuterung verwertet, desgleichen, 
soweit veranlasst, die Gesetzesmaterialien. | 
Bei dem Umfang des Werkes (1139 S.) und 
der Fülle des Gebotenen ist der Preis von 
7 Mk. als sehr mässig zu bezeichnen. Das 
gute Sachregister umfasst 75 zweispaltige | 
Seiten. | 
| 
! 


3. Menzen, Dr., Amtsger.-Rat, Invaliditäts- 
u. Altersversicherung in der Fassung des 
Invalidenversicherungsgesetzes vom 13. 
VII. 1899. Gesetzestext nebst ein- 
leitenden Bemerkgn., Anmerkgn., Ans 
führungsbestimmgn., Formularen zu 
Eingaben u. Sachregister. (VIII, 214 S) 
gr. 8°. Paderborn (F. Schöningh) 2% 
Diese für den Gebrauch in Preussen zu 

sammengestellte Ausgabe des Invalidenver 
sicherungsgesetzes enthält orientierende 
„einleitende Bemerkungen“ (13 S. in Klein- 
h sen. | druck), den Gesetzestext mit Anmerkungen, 
8°. (X, 908.). Berlin (Verlag der „Zeit- | die in ihrem grössten Teile den Wortlant 
schrift für Versicherungswesen“) der Ausführungsbestimmungen des Reiches 
geb. in Leinw. 3,50 nd Preussens wiedergeben, eine Gegenüber. 
Das vorliegende 2. Bändchen des von uns ' stellung der Paragraphen des alten und de 
auf S. 297 f. des laufenden Jahrgangs an- neuen Gesetzes und ein Sachregister. In 
gezeigten Werkes enthält eine Darstellung der Form von Anmerkungen sind auch 14 
des Rechtes der Sterbekassen in Preussen, | Formulare zu Eingaben dem Buche ein 
wie es sich nach dem Inkrafttreten des gefügt. 
Reichsgesetzes über die privaten Versiche- 





2. Knebel Doeberitz, Hugo von, (eh. Ober- 
regierungsrat, und Kais. Regierungsrat 
Dr. Herm. Broecker, Das private Ver- 
sicherungswesen in Preussen. 2. Band: 
Das Sterbekassenwesen in Preussen. 








Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Hoffmann, Dr. med., Aug., und Gewerbe- 
inspektor H. Simon, Wohlfahrtspflege 
in den Provinzen Rheinland, Westfalen, 
dem Reg.-Bezirk Wiesbaden, den Städten 
Offenbach und Hanau 4°. (217 8.) 
Düsseldorf (Friedr. Wolfrum) 2— 


Die Schrift ist im Auftrage und unter 


Mitwirkung des Vorstandes der Gruppe 
„Gesundheitspflege und Wohlfahrtseinricht- 
ungen“ der Düsseldorfer Ausstellung ver- 
fasst. Sie stützt sich in der Hauptsache 
auf direkte Umfrage bei den beteiligten Behör- 
den, Vereinsvorständen und Privatpersonen, 
anf Jahresberichte, Vereinsstatuten u. s. w. 
und bietet ein vielfach unbekanntes, wert- 
volles Material zur Beurteilung der Wohl- 
fahrtspflege in den bezeichneten Gebieten. 
Sie zerfällt in folgende Hauptabschnitte: 
Die Träger der Wohlfahrtspflege; die her- 
vorragenden gemeinnützigen Vereine im 
Ausstellungs-Bezirke; Fürsorge für Jugend- 
liche; Fürsorge für Erwachsene; das Wohn- 
ungswesen ; Fürsorge für besondere Notlagen. 


2. Knipper, Dr. Chr., Der Berliner Effekten- 
handel unt. d. Einflusse d. Reichs 
Börsenges. v. 22. VI. 1896. (Staats n 
socialwissenschaftl. Forschgn. Bd. XX 
H. 1.). gr.8°. (102 8.). Leipzig (Duncker 
& Humblot) 240 

Die Arbeit Knippers schildert zuerst die 

' Entstehung des Verbotes des Terminhandels 

in Montan- und Industriewerten und de 

Börsenregisters und umschreibt in einem 2 

Abschnitt die rechtliche Lage des Effekten- 

handels unter dem neuen Börsengesetz. Der 

3. Abschnitt schildert die Technik der neuen 

Formen uud zwar sowohl den Handel ın 

Anteilen von Bergwerks- und Fabrikunter- 

nehmungen (Grosshandel an der Berlmer 

Börse, das Kassakontokorrentgeschäft der 

Maklerbanken, die handelsrechtlichen Liefer 

ungsgeschäfte), als auch den Handel in den 

‚übrigen Papieren. Der 4. Abschnitt ist der 

' Rechtsprechung des Reichsgerichts gewidmet: 

‘der 5. Abschnitt schildert die Wirkungen 

‚des Terminhandelsverhotes und des Birsen 





545 


registers. Der Schrift sind einige Anlagen 
und eine dankenswerte Literaturübersicht 
beigegeben. Das Urteil Knippers geht dahin, 
dass das neue Börsengesetz rücksichtlich des 
Verbotes des Terminhandels verschiedene 
Nachteile gezeitigt habe, denen keine direkten 
Vorteile gegenüberstehen, und dass auch die 
dem Börsenregister zu Grunde liegende Ab- 
sicht, eine reinliche Scheidung zwischen be- 
rechtigter und unberechtigter Spekulation her- 
beizuführen, nicht erreicht worden sei. Die 
Untersuchung Knippers unterscheidet sich 
von anderen Schriften, die den gleichen Stoff 
behandeln, durch wissenschaftliche Sachlich- 
keit und wird deshalb auch besondere Be- 
achtung beanspruchen dürfen, 
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und dessen Angehörige und die sonstigen 
Wohlfahrtseinrichtungen. In den Anlagen 
finden wir neben einem Verzeichnis der be- 
nutzten Drucksachen eine Zusammenstellung 
von Lohntarifen und Lohntafeln deutscher 
Städte und eine Übersicht über die Be- 
stimmungen und Verhältnisse der Versor- 
gungskassen von 38 Städten. Die Arbeit 
war zweifellos eine mühsame und mit vielen 
Schwierigkeiten verbunden. Dem Verfasser 
ist es gelungen, ein getreues Bild von der 
Lage und den Verhältnissen der städtischen 
Arbeiter zu zeichnen. Werden in erster 
Linie die städtischen Verwaltungen und die 
am Gemeindeleben Interessierten dem Ver- 
fasser zu aufrichtigem Dank für seine Arbeit 


ı verpflichtet sein, so wird doch auch der 


3. Lehr, Dr. Julius, weiland, Professor, Die 
Grundbegriffe der Nationalökonomie. 
2. Aufl. Hrsg. von Dr. M. v. Heckel, 
Professor a. d. Akademie zu Münster. 
(XVI, u. 367 S.). Leipzig (C. L. Hirsch- 
feld) 9.— 
Das Werk Lehrs ist bei seinem Erscheinen 
vor neun Jahren von der Kritik durchweg sehr 
zustimmend besprochen worden; esistklarund 
scharfsinnig geschrieben, regt zum selbstän- 
digen Denken an und führt in vortrefflicher 
Weise in die wichtigsten Probleme der allge- 
meinen Volkswirtschaftslehre, insbesondere in. 
die Lehre vom Wert und Preis, ein. Der Her- 
ausgeber der 2. Auflage, Prof. von Heckel, 
hat mit Recht an dem aus einem Guss gear- 
beiteten Werk keine wesentlichen Anderungen 
vorgenommen; er hat sich in der Hauptsache 


Nationalökonom und Jurist dem Buche wert- 
volle Anregungen entnehmen und sein Wissen 
bereichern können. 


5. Oncken, Dr. Aug., Prof. in Bern, Ge- 
schichte d. Nationalökonomie I. Teil: 
Die Zeit vor Adam Smith. gr. 8°. 
(IX, 516 S.). Leipzig (C. L. Hirschfeld) 

16.50 

Nach einer grösseren Einleitung gibt 
Öncken in dem 1. Buch des vorliegenden 
Werkes eine Darstellung der Vorgeschichte 
der nationalökonomischen Wissenschaft (Alter- 
tum, Mittelalter, die neuere Zeit); in dem 
2. Buch wird das physiokratische System als 
das erste eigentlich wissenschaftliche System 
der Nationalökonomie erörtert. Diese von 


auf einige Zusätze und Ergänzungen und | Öncken gezogene Grenze bezüglich des Be- 
eine Einteilung des Buches in Kapiteln und ginnes einer eigentlich wissenschaftlichen 
Paragraphen beschränkt. Auch die Biblio- Nationalökonomie wird nicht unbestritten 
graphie ist anders und zwar, wie uns scheinen "bleiben. In letzter Linie ist die Frage ab- 
will, in befriedigenderer Weise wie in den hängig von der andern, was man unter 
bisherigen Bänden des „Hand- und Lese- | Wissenschaft versteht. Oncken glaubt das 
buches der Staatswissenschaften“ behandelt. Kriterium für die Beurteilung der Frage 
Wer sich eingehender mit dem Studium der nach dem ersten wissenschaftlichen System 
Nationalökonomie beschäftigten will, der in dem ersten Auftreten einer mit vollem 
muss auch Lehrs „Grundbegriffe“ durch- | Bewusstsein aus der Aufgabe der Lehre ab- 
arbeiten. geleiteten Forschungsmethode erkennen zu 
sollen und bezeichnet in diesem Sinne Quesnay 
als den ersten Vertreter unserer Wissen- 
gemeinden u. ihre Arbeiter. gr. 8°. schaft. Es ist hier nicht der Platz, aus- 
(VIII, 261 5.). Stuttgart (J. G. Cotta) 6.—  einanderzusetzen, weshalb wir uns dieser 
Ein interessantes und nicht unwichtiges Auffassung nicht ganz anzuschliessen ver- 
Gebiet des Arbeiterwesens ist hier nach mögen, es kommt dies auch für die Beur- 
zweijähriger Arbeit auf Grund der offiziellen | teilung des Oncken’'schen Werkes unseres 
Mitteilungen und direkten schriftlichen Mit- | Erachtens nicht in erster Linie in Betracht. 
teilungen der betreffenden Stadtgemeinden Mag man bezüglich der vorhin erwähnten 
zur Darstellung gebracht. Die gesamten Frage diese oder jene Stellung einnehmen, 
Verhältnisse der städtischen Arbeiter: die unter allen Umständen wird man das Oncken'- 
persönlichen Verhältnisse, die Arbeitsord- ‚sche Buch als eine sehr bedeutende und 
nungen, die Arbeiterausschüsse, die Ar- wertvolle Leistung anerkennen müssen. Das 
beitszeit, die Bewegung und Örganisation Physiokratische System ist noch niemals so 
der Gemeindearbeiter werden ebenso ein- eingehend auf Grund eines sorgfültigen 
gehend geschildert wie die Lohnpolitik der Studiums des Quellenmaterials dargestellt 
betreffenden Städte, die Fürsorgeeinrich- worden, wie bei Oncken. 
tungen für den arbeitsunfähigen Arbeiter 


4. Mombert, Dr. Paul, Die deutschen Stadt- 
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6. Oubert, Adolphe, Advokat, Arbeitsbe- 
dingungen bei Submissionen. Autorisierte 
Übersetzung von Dr. jur. Franz Haupt- 
vogel. gr. 8*. (VI, 1618.). Leipzig (Diete- 
rich’sche Verlagsbuchh.) 3.—; geb. 3.80 

Es ist ein unbestreitbares Verdienst des 
Übersetzers der Oubert'schen Abhandlung, 
uns mit einem Werke bekannt zu machen, 
das sich sonst leicht unserer Aufmerksamkeit 
entzogen hätte und das doch dieser in hohem 
Masse würdig ist. Oubert macht den Ver- 
such, das spröde Gebiet des „Unterbietungs- 
verfahrens“, wie der Übersetzer die „Sub- 
mission“ bezeichnet, wissenschaftlich und 
systematisch zu behandeln. Es wird in der 
That durch das vorliegende Buch, in dem 
ein reiches Material aus Frankreich, gm 
land und Belgien verarbeitet wird, das Sub- 
missionswesen in eine neue sozialpolitische 
Beleuchtung gerlickt und es sei deshalb der 
Aufmerksamkeit der Nationalökonomen und 
aller derjenigen, die im öffentlichen Leben 
zu wirken bestimmt sind, angelegentlich 
empfohlen. 


7. Riehn, Dr. Reinhold, Das Konsum- 
vereinswesen in Deutschland. Seine volks- 
wirtschaftliche und soziale Bedeutung. 
gr.8'.(XV1,1315.). Stuttgart (J.G.Cotta) 

3.— 


Das vorliegende Buch, das ],. Brentano 
mit einem kurzen Vorwort versehen hat, hat 
folgenden Inhalt. Im ersten Teil wird eine ge- 
drängte geschichtliche Übersicht über die Aus- 


gestaltung des Konsumvereinsprinzips in Eng- 
land und Deutschland und eine Statistik 


tiber die Erfolge des Konsumvereinswesens 
hier und dort gegeben. Der zweite Teil be- 


handelt, nach einer Erörterung des ökonomisch | 
technischen Gebahrens der Konsumvereine, | 


die volkswirtschaftliche Bedeutung der Kon- 
sumgenossenschaft als Interessenvertretung 
der Konsumenten unmittelbar durch die Inter- 
essenten selbst. Der dritte Teil bespricht die 
soziale Bedeutung der Konsumgenossenschaft 
und zwar sowohl die aus der Natur des Kon- 
sumvereins unmittelbar herrührenden sozialen 
Begleiterscheinungen, wie die Stellung des 
Konsumvereins als Arbeitgeber und die Be- 
deutung der Konsumgenossenschaft inmitten 
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lose Kritik. In der Ausbreitung der Konsum- 
vereinsidee unter dem Arbeiterstand seit den 
90er Jahren sieht sie erfreuliche Aussichten 
für die Entwickelung eines „systematischen“, 
d. h. von allen kleinbürgerlichen und mittel- 
standsfreundlichen Tendenzen befreiten Ge 
nossenschaftswesens. Die Schrift zeichnet 
sich durch reiches Material, Klarheit und 
Schärfe des Urteils aus und wird zweifellos 
zur Klärung der allgemeinen Ansichten fiber 
das Konsumvereinswesen erheblich beitragen. 
Allen Urteilen des Verfassers aber vermögen 
wir uns nicht anzuschliessen und insbesondere 
scheint uns das scharfe Urteil des Verfassers 
über das ältere deutsche Konsumvereinswesen 
nicht durchaus begründet. 


8. Schlesinger-Eckstein, Therese, Die Frau 
im 19. Jahrhundert. 8°. (59 S.). Berlin 
(Verlag der Aufklärung) — 

Die Verfasserin will in grossen Zügen ein 
Bild von der Stellung der Frau im 19. Jahr- 
hundert entrollen. Aber sie schildert nicht 
nur, sie kritisiert auch, indem sie zu den 
verschiedenen Bestrebungen in der Frauen- 
frage Stellung nimmt. Die Schrift ist trotz 
des radikalen Standpunktes, auf dem die Ver- 
fasserin steht, sehr beachtenswert. Auf dem 


‚knappen Raum von 59 Seiten sind alle wesent- 


lichen Vorkommnisse, die für die Veränderung 
in der Stellung der Frau von Bedeutung 
waren, erörtert. 


9, Zeitlin,Dr. Leon, Fürst Bismarcks sozial-, 
wirtschafts- u. stenerpolitische Anschau- 
ungen. gr. 8°. (X, 262 S.). Leipzig (R. 
Woepke) 6.— 

Der Verfasser macht in dem vorliegenden 
sehr schön ausgestatteten Werke den Versuch, 
die sozial-, wirtschafts- und steuerpolitischen 
Anschauungen des Fürsten Bismarck in syste- 
matischer Zusammenstellung zu verarbeiten. 
Im einzelnen werden des Fürsten Aussprüche 
über: Sozialpolitik, Versicherungspoelitik, 
Armenpolitik, Agrarpolitik, Gewerbepolitik, 


' Handelspolitik, Kolonial-und Auswanderungs- 


politik, Verkehrspolitik, Währungspolitik und 
Steuerpolitik dargestellt. Als Quellen dienen 


der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen | hauptsächlich die bekannten Werke H. von 
Interessenkämpfe. Ein vierter kurzer Ab- Poschingers. Die Arbeit ist eine deskriptive; 
schnitt befasst sich mit den Voraussetzungen der Verfasser will, wie er im Vorwort be 
und Triebkräften eines systematischen Kon- ı merkt, „Bausteine liefern für eine künftige 
sumvereinswesens in Deutschland. Die Schrift Kritik der Bismarck’schen Anschauungen, die 
athmet durchaus englische Luft: sie hält zu schreiben einem Berufeneren vorbehalten 
nur die dem englischen Muster entsprechenden, bleiben mag.“ Wir wollen nicht unterlassen, 
d.h. von den Arbeitermassen gegründeten und alle diejenigen, welche über eines der oben 
getragenen Konsumvereine für berechtigt und bezeichneten Gebiete die Ansichten des Fürsten 
aussichtsreich. An den deutschen, kleinbürger- Bismarck kennen lernen wollen, auf das 
lichen Konsumgenossenschaften und deren Zeitlin'sche Werk aufmerksam zu machen, 
engherziger Leitung und Bevormundungdurch das diese Kenntnis auf bequeme Weise ver 
die Organe der deutschen Genossenschafts- mittelt und mühsames Nachsuchen erspart. 
bewegung übt sie eine scharfe, rücksichts- 
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Sammelwerke Eneyklopädien. 


1.Brockhaus, Konversationslexikon. 14. voll- 
ständig neu bearbeitete Auflage. Neue 
revidierte Jubiläumsausgabe. Band VII 
u. VIII. Lex. 8°. (je 1040 S.). Leipzig 
(F. A. Brockhaus) geb. in Halbfrz. 24.— 


Der „neue Brockhaus‘, auf dessen rasches 
Fortschreiten wir unsere Leser wiederholt 
aufmerksam gemacht haben, liegt nunmehr 
in nahezu der halben Gesamtzahl seiner | 
Bände, nämlich i in 8 von im ganzen 17 Bänden | 
vor. Der 7. Band umfasst die Artikel von 
„Frankstadt“ bis „Gleyre“, der 8. jene von 
„lied“ bis „„Henares“, Wir nennen, aus dem 
reichen Inhalte weniges herausgreifend, die 
Artikel über die Frauenfrage, die Funken- 
telegraphie, das Gewerbewesen, den Getreide- 
handel, die Getreidepreise, sowie jene be- 
züglich des Handels überhaupt, der Hanılels- 
verträge etc., .dann des Heerwesens. Die 
Leitung des grossartigen Unternehmens ist 
sichtlich und erfolgreich bemüht, überall das 
Neneste mit zu berücksichtigen und nament- 
lich auch aktuelle Fragen innerhalb des ge- 
gebenen Rahmens mit gebührender Aufmerk- 
samkeit zu behandeln. 


‚II. Bandes alle Gesetze finden, 


dar. Der ganze Stoff ist nicht mehr lediglich 
nach dem Datum der Gesetze u.s.w. geordnet, 
sondern nach Materien — also systematisch 
gruppiert. Man wird z.B. im 3. Teil des 
die speziell 
‚auf die Landwirtschaft Bezug haben, geordnet 
nach den Unterabteilungen: Agrar- und 
Anseinandersetzungsgesetzgebung, Ansiede- 


‚ lungswesefi, Landwirtschaftskammer, Landes- 


"kultur, Viehzucht, Viehseuchen, Tierärzte 
u.s.w. In grossen Zügen ist das ganze Werk 
so disponjert, dass der I. Band das Ver- 
fassungsrecht, der II. Band die Verwaltung, 
der III. Band das Bürgerliche Recht, das 
Strafrecht und die Rechtspflege behandelt. 


' Ein IV. Band wird das alphabetische und 


das chronologische Gesamt-Register enthalten. 
Das Ganze ist auf etwa 50 Lieferungen zum 
Preise von je 1 Mark berechnet und soll 
binnen ‚Jahresfrist vollständig sein. Uns 
liegen die beiden ersten Lieferungen vor, 
die den Anfang der beiden Bünde I und I 
darstellen. Die praktische Anordnung, die 
sachgemässe Kürze der verweisenden An- 


 merkungen, nicht zuletzt auch die tüber- 


‚sichtliche, raumsparende typographische Ein- 


2. Grotefend’s, Geh. Reg.-R. A. G., Gesetz- 


Sammlung 1806—1902. 4. Aufl. In 
systemat. Anordng. u. in gegenwärt. 
Geltg. neubearb. unter Mitwirkg. v. 


1. Staatsanw. Üretschmar, Vortr. Rat 
Geheimr. Hofmann, Vortr. Rat Wirkl. 
Geh. Kriegsr. Mielcke, DD., Reg.-R. 
Petersen, Vortr. Rat Geh. Ob. Finanzr. 


Dr. Strutz. (In etwa 50 Lfgn.) 1/2. Lig. 
(1. Bd. S.1—48 u. 2. Bd. 8. 1-48). 
gr. 8°. Düsseldorf (L. Schwann) 1.— | 


Unter 122 Stichworten gruppiert der 
Prospekt den erstaunlich weitschichtigen, 
mannigfaltigen Stoff, dessen Bearbeitung 
diesem Werk zufällt. Es ist in der That 
eine gewaltige Aufgabe, deren Lösung dem 
„Grotefend“ bereits in drei Auflagen gelungen 
ist. Für die hier angezeigte 4. Auflage ist 
die Arbeit infolge eingreifender Änderungen 
unserer Gesetzgebung besonders wichtig ge- 
worden. Namentlich das seit der vorigen 
Auflage in Kraft getretene einheitliche 
Bürgerliche Recht hat den vielgliederigen 
Bau unserer Gesetzgebung vollkommen um- 
gestaltet und in fast alle ihre Gebiete ein- 
gegriffen. Aber auch in anderer Beziehung 
stellt sich diese Neubearbeitung als eine 
vollständige Umwälzung des „Grotefend“ 


Artikel hervorheben : 


richtung machen einen guten Eindruck. Der 
Jurist und der Verwaltungsbeamte, sowie 


‘jeder, der am öffentlichen Leben besonderes 
Interesse hat, wird in diesem Werke eine 


Rüstkammer besitzen, die ihn vermöge ihrer 
Vollständigkeit und Ordnung bei keinem 


' Anlass im Stiche lassen wird. 


‚3. Staatslexikon. 2., neubearbeitete Auflage. 


Unter Mitwirkung von Fachmännern 
herausg. im Auftrage der Görresgesell- 
schaft zur Pflege der Wissenschaft im 
katholischen Deutschland von Dr. Jul. 
Bachem, Rechtsanw. 22—26. H. Lex.-8° 
Freiburg i. Br. (Herder'sche Verlagsh.) 

pro Heft 1.50 


Von dieser wiederholt besprochenen Neu- 
auflage liegen uns weitere 5 Hefte vor, aus 
deren reichem Inhalt wir folgende grössere 
Kirchenpolitik, preus- 
sische, Kirchenrecht, Kirchenstaat, Kolonien, 
Kolonialpolitik, Konkursordnung, Konstitu- 
tionalismus, Konzil, Kornzölle, Korporationen 
und Genossenschaften, Krieg, Kriegsrecht, 
Kulturkampf und Maigssetzgebung, Kurie, 
Landarbeiter, Landwirtschaft, Lehrlings- und 
Gesellenwesen, Mecklenburg und Meinung, 
öffentliche. 


Varia. 


1. Maas, Dr. Geo., Biblioth., Bibliographie 
des bürgerlichen Rechts. Verzeichnis 
v. Einzelschriften u. Aufsätzen üb. das 
im bürgerl. Gesetzbuch f. das Deutsche 


Reich vereinigte Recht, sachlich ge- 
ordnet. 1901. (83 S.). gr. 8°. Berlin 
(©. Heymann) 1.50 


Eine ausserordentlich dankenswerte, zu- 
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verlässige Arbeit und als solche längst an- 
erkannt ist der Maas’sche Jahresbericht über 
die monographische Literatur des B.-G.-B. 
Das vorliegende Heft enthält in systematischer 
Gliederung alle im Jahre 1901 veröffent- 
lichten Einzelschriften und Aufsätze aus 
dem Bereiche des Bürgerlichen Rechts und 
seiner Grenzgebiete. 


2. Müller, Hans, Polizeioffiziant in München, 
die Rechtsverhältnisse des bayerischen 
Wirtes auf Grund der Reichs- und 
bayerischen Landesgesetzgebung, sowie 
der einschlägigen Rechtsprechung, mit 
einem Anhang: Die Münchener Ver- 
hältnisse. 8°. (VIIL 187 8.) München 
(J. Schweitzer Verlag) 2.— 
Es war zweifellos ein guter Gedanke, zu 

Nutz und Frommen der zahlreichen Kate- 
gorie der Hoteliers, Restaurateure, Wirte ete., 
sowie der beteiligten Gemeinde- und Staats- 
behörden die so zerstreuten Vorschriften 
über die Rechtsverhältnisse des bayerischen 
Wirtes zusammenzustellen und zum Gegen- 
stand einer auch die Ergebnisse der Recht- 
sprechung verwertenden systematischen Dar- 
stellung zu machen. Auch für die Vor- 
bereitung auf den Staatskonkurs dürfte sich 
das Werkchen dienlich erweisen. Dem nicht 
weniger als 59 Nummern umfassenden Haupt- 
teile folgt ein Auhang über die Münchener 
Verhältnisse in 31 Nummern. 


3. Rudeck, Dr. W., Syphilis u. Gonorrhoe 
vor Gericht. Die sexuellen Krankheiten 
in ihrer jurist. Tragweite nach, der 
Rechtsprechung Deutschlands, Oster- 
reichs u. der Schweiz. 2. [Titel-JAuf- 
lage. (IX, 148 S.. gr. 8°. Berlin (H. 
Barsdorf) 4.—; geb. 5.— 
Der Gegenstand dieser Schrift ist inter- 

essant genug, um einmal zusanımenfassend 


behandelt zu werden. Natürlich kann e 
sich, wenn ein Arzt ein teils in seine Wissen- 
schaft, teils in die Rechtswissenschaft ein- 
schlagendes Thema aufgreift, nicht um eine 
streng juristische Untersuchung handeln, 
sondern nur um eine für jeden Gebildeten 


verständliche Übersicht über den Stand der 


Gesetzgebung und Rechtsprechung auf dem 
behandelten Gebiete. Eine gute Übersicht 


. dieser Art gewährt denn auch das Buch, 


indem es zeigt, wie in den verschiedensten 
Richtungen das Gesetz im Kampfe gegen 
das Unheil, das der Menschheit aus den 
Geschlechtskrankheiten erwächst, eine Waffe 
an die Hand gibt. Die Arbeit zerfällt in 
zwei Hauptteile.. Zunächst betrachtet sie 
die Geschlechtskrankheiten im Lichte des 
öffentlichen Rechts und zwar im einzelnen 
den Schutz gegen Angriffe auf jugendliche 
Personen seitens Geschlechtskranker, die dem 
Aberglauben huldigen, durch solche Angriffe 
Heilung zu finden; den Schutz, welchen 
gegen Übertragung der Syphilis die Be 
stimmungen über Körperverletzung gewähren; 
den Schutz gegen Verletzung des Berufs- 
geheimnisses der Arzte (Verfasser erörtert 
hier die Bedenken, welche vom ärztlichen 
Standpunkte dagegen erhoben werden, dass 
der Arzt durch Warnung Ehen mit 4er 
schlechtskranken nicht verhindern kann und 
gibt Ratschläge, wie sonst der Arzt hier 
vorbeugend eingreifen soll); die Pflicht der 
Arzte zur Anzeige von Geschlechtskrank- 
heiten; die Sonderstellung dieser Krank- 
heitenim Krankenversicherungsgesetze (zgeren 
welche ebenfalls Bedenken erhoben werden‘. 
Im zweiten Haupteil ist der Einfluss der 
Geschlechtskrankheiten auf den Bestand der 
Ehe dargestellt und zwar nach den beiden 
Seiten der Nichtigkeitserklärung und der 
Scheidung. Eine grössere Zahl gerichtlicher 
Urteile — im ganzen 32 — hat Verfasser 
im Rahmen der Arbeit abgedruckt. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr. M. v.Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902 
Nr.9. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 

Sanierung notleidender Aktiengesell- 
schaften, von J. Kohler, Professor in Berlin. 
— Die wissenschaftliche Bedeutung der all- 
gemeinen Staatslehre und Jellineks Recht des 
modernen Staates, von Dr. Friedrich Tezner, 
Professor in Wien. — Die Gleichheit der 
Kontrahenten und die Gerechtigkeit im Ver- 
sicherungs-Vertrage, von J. Augustin Wilmers- 
dorf. (Schluss folgt.) — Hamburgs Handels- 


lage nach dem ersten Pariser Frieden, von 
Dr. Geert Seelig, Rechtsanwalt in Hamburg. 
— Aus den Gesetzblättern. — Preisausschrei- 
bung. — Miscellen: Beteiligung der wich- 
tigsten Länder am Aussenhandel der Schweiz 
im Jahre 1901. Die Arbeitersekretariate im 
deutschen Reiche im Jahre 1901. 


la. Annalen d. ges. Versicherungswesens. 
1902. Nr.25—30. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 

Nr. 25 u. 26: Zur Lage der Transpart- 
versicherung, speziell in Österreich; Nr. 27: 


'Die Haftang der Reeder aus dem Fracht- 


vertrage; Nr. 28: Vorschläge zur Abänderımg 
der Allgemeinen Feuerversicherungs-Beding- 
ungen ; Die deutschen Transport versi 

gesellschaften i. J. 1901 (Schluss in Nr. ®); 
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Nr.29: Versicherungswesen i. J. 1901; Nr. 30: 
Die Ermittelung des Versicherungswertes 


über die Gewerbe- und Handelssteuer vom 
23. März 1902 in Italien; das Patentgesetz 
von Baulichkeiten; Die deutschen Feuer- von Nicaragua; Errichtung eines Waren- 
versicherungs-Aktiengesellschaften i. J. 1901; schiedsgerichts an der Börse in Christiania; 
DieenglischenTransportversicherungs-Aktien- | Handelsvertrag zwischen Rumänien und der 
gesellschaften i. J. 1901. Ausserdem zahl- Türkei; Gewerbegesetz in Rumänien; Chö- 
reiche kleinere Mitteilungen aus dem Ge-  mageversicherung in der Schweiz u. s. w. 
biete des Versicherungswesens. 
5. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. Hrsg. v. Dr. jur. Hatschek. 
I. Jahrg. Nr. 10 Frankfurt a./M. (Rein- 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— hold Mahlau) pro Jahrg. 10.— 


Abhandlungen: Die Feststellung der In- Inhalt: Der erste deutsche Bankiertag; 
validität (Seelmann). Zum Entwurf eines Reformen auf dem Gebiete der französischen 
Bundesratsbeschlusses über die Krankenver- Aktiengesetzgebung, von 4. Rafalovich- 
sicherung der Hausgewerbetreibenden(Hahn). Paris; Der Handel per Erscheinen, von Dr. 
— Verwaltung und Rechtsprechung. Mit- | E.Jacobson-Berlin; Die Börsenorganisationen 
teilnngen. Beantwortung von Anfragen. ‚und Börsengesetze der ausserdeutschen Län- 

der, IV. Schweiz, von Dr. A. Curti-Zürich ; 


2. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. | 
1902. Nr. 18, 19. Hoch 4°. Berlin (Vlg. 


3. Archiv f. ea und. 
Kriminalistik, hrsg. v. Prof. Dr. H. Gross. 
9. Bd. 2/3. H. 8°. Leipzig (F.C. W. Vogel) 
pro Band 12.— 
Das Heft enthält folgende Abhandlungen: | 
Schütze, Einige Mitteilungen aus der gericht- 
lichen Praxis über den Gebrauch von (re- 
heimschriften unter Verbrechern (Mit 5 Schrift- 
proben); Schütze, Beiträge zur Lehre des. 
Sachbeweises, insbesondere der Fussspuren | 
(Mit 1 Abbildung); Näcke, Die Hauptergeb- 
nisse der kriminal -anthropologischen For- 
schung im Jahre 1901; Näcke, Über „innere“ 
somatische Entartungszeichen; Moll, Wie 
erkennen und verständigen sich die Homo- 
sexuellen unter einander? Siefert, Der Fall, 
Fischer; Pollak, Kriminal oder Irrenhaus? 
Ein Beitrag zur Frage der Trinkerasyle; | 
Lelewer, a) Beweisführung über die Umstände 
einer Schussabgabe aus den Schusserfolgen ; | 
b) Zur Wertung von Zeugenaussagen, 
speziell kindlicher. An einem praktischen 
Kriminalfalle besprochen (Mit 2 Abbildungen); 
dann Kleinere Mitteilungen von Mothes, Näcke | 
und Hahn; zum Schlusse eine grosse An- 
zahl Bücherbesprechungen von Lohsing und | 
Hans Gross. 


4. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches. 


(vorm. „Austria“). Redig. u.hrsg. v.%k.k. 
Handelsministerium. II. Jhrg. 
1. Legislativer Teil. Nr. 2. Wien (Manz) 


jährlich 20.— | 


Die vorliegende Nummer enthält zahlreiche 
Texte von Staatsverträgen und Konventionen, 
sowie von Gesetzen, Verordnungen, Bekannt- 
machnngen u.s. w. aus allen Gebieten des 
Wirtschaftslebens, insbesondere aus dem Ge- 
biete des Handels-, Verkehrs- und Zollwesens 
der verschiedensten Länder. Wir heben 
heraus: Regelung des Konsnlargebühren- 
wesens in Österreich-Ungarn ; Durchführungs- ; 
verordnung zu dem Gesetze über die Zählung 
der gewerblichen und landwirtschaftlichen 
Betriebe in Österreich; Königl. Verordnung 





(1902). | 


Gerichtliche Entscheidungen; Bücherbesprech- 
ungen; Vermischtes. 


6. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. III. Jahrg. Heft 20 u. IV. 
Jahrg. Heft 1. Berlin (W. Süsserott) 

jährlich 10.— 
Inhalt: III. Jahrg. Heft 20: Die Ver- 
kehrsverhältnisse in den deutsch-afrikanischen 
Schutzgebieten, von Geh.-Reg.-R. a. D. 
Schwabe; Der panamerikanische Kongress, 
von Dr. E. Jung; Aus dem Bereich der 
Mission in Deutsch-Ostafrika, von Pastor 
C. Höfer: IV. Jahrg. Heft 1: Von der Ko- 
lonialpolitik der nordamerikanischen Union, 
von Dr. Rud, A. Hermann: Die Insel Guam; 
Auswanderung dentscher Landwirte nach 
Java, von L. Kindt: Der Schutzgebietshaus- 
halt, von Dr. H. Hesse; Deutsche Schulen 
im Ausland, von Prof, Dr. Lang: Die wirt- 
schaftliche Thätigkeit der katholischen 
Mission in Deutsch-Ostafrika, von Pastor €. 
Höfer; Die Arbeiterfrage in unsern afri- 
a ra Kolonien, I, von Generalleutn. z. 
se0. 


7. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
X. Band. Nr. 9 u. 10. München (C. H. Beck) 
jährl. 6.— 

Die vorliegende Doppelnummer enthält 
einen längeren Artikel von Rentamtmann 
Stelzer über: Die doppelte Deckung des 
staatlichen Hypothekentitels nach Art. 123 
des bayer. Ausf.-Ges. zum B.-G.-B.; ausser- 
dem reichsgerichtliche Entscheidungen über 
Reichsstempelabgaben und Gerichtskosten, 
sowie richterliche Entscheidungen aus dem 


Gebiete des Erbschaftsstener- und bayer. Ge- 


bührenwesens und Entscheidungen des Reichs- 
versicherungsamtes. 


s. Blätter für Genossenschaftswesen. 1902. 
Nr, 26—29. Berlin (J. Guttentag) 
halbjährlich 3.— 


An grösseren Artikeln sind in den vor- 
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liegenden Nummern folgende enthalten und 
zwar in Nr. 26: Hilfskasse und Ruhegehalts- 
kasse, von H. Jäger; Zum Inkasso von, 
Wechseln, von Ür.; Nr. 27: Der Postgiro- 
verkehr von H. ‚Jäger; Der Vertrag der 
Konsumvereine mit den Lieferanten, von 
Behrend; Eduard Gutmann; Nr. 28: Die 
Revisionspflicht des Aufsichtsrats der Kre- 
ditgenossenschaft, von L. Mugdan; XIX. 
bayerischer Handwerkertag, von Fr. Pr.; 
Zur Entwickelnng des gemeinsamen (Gross- 
einkaufs, von M. May; Umblicke aus der 
Genossenschaftswelt (Italien) von H. 
Wolf; No. 29: Ein Erlass des Preussischen 
Handelsministers über das Genossenschafts- 
wesen ; Doppelte Buchführung, von H. Jäger; 


Reichsbank und der Bank von Frankreich, 
von 


9. Blätter für administrative Praxis. Hrsg. 
v. K. Krazeisen. Bd. LII. Nr. 6—9. 1902. 


8°. München (C. H. Beck) pro Band 6.— 


Die Regelung des parlamenta- 


rischen Stenographenwesens beim Deutschen , fer soziale Utopismus in den Komödien des 


‚ Aristophanes, I, dieWeibervolksversammlung: 
‚der Geist der deutschen Buchdrucker im Re 


Inhalt: 


Reichstage, in Preussen, Bayern, Sachsen, 
Württemberg, Baden u. Hessen. Nach amt- 
lichen Quellen. Die Mormonensekte (Hans 
Müller). Verehelichungszeugnis bei mehr- 
facher Staatsangehörigkeit. Das Museum für 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen in München 
(Pöllath). Formblätter für gemeindliche und 
kirchengemeindliche Beschlussprotokolle in 
Bayern rechts des Rheins (Henle). Die Un- 


fallfürsorge für das nichtpragmatische status- 
mässige Personal (Reindl). Der bürgerliche 


Tod (Hans Müller). Komplexlasten und 
Reichnisse an Geistliche und niedere Kirchen- 
diener. Das deutsche Notwegerecht (Süssheim). 
Wandergewerbe und Schulpflicht (Kobler). 
Zum Be 
baues“ (Karl Meyer). Literatur. 


10. Bulletin des internationalen Arbeitsamts. 


Band I. Nr. 1/7. 
Fischer) 


Von dem Bulletin 
arbeitsstatistischen Amtes sind nunmehr fünf 


gr. 8°. Jena (Gustav 
jährl. 7.50 


Hefte erschienen. Das internationale Arbeits- 


amt sieht eine seiner Hauptaufgaben in einer 
periodischen Sammlung der Arbeiterschutz- 


Publikation soll dieser Aufgabe dienen. Das 


Bulletin soll die Texte oder Auszüge aus den 


neuen, den Arbeiterschutz und die Arbeiter- 
versicherung betreffenden Gesetzen und Ver- 
ordnungen bringen und durch eine vollstän- 
dige Bibliographie des Arbeiterschutzes und 
der Arbeiterstatistik das quellenmässige 
Studium des Arbeiterschutzes fördern. Die 
vorliegenden Nummern bringen Mitteilungen 
über die Fortschritte der Arbeiterschutzgesetz- 
gebung i. J. 1901 und im 1. Quartale 1902 
über die Thätigkeit von Schiedsgerichten in 


iff „rohe Erzeugnisse des Obst- 
sidenten des K. preuss. Öberverwaltungs 


des Internationalen 
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Lohnstreitigkeiten, über Arbeitsämter und 
Enquöten und über Gewerbeaufsicht. Ferner 
den Text von Arbeiterschutzgesetzen und 
Verordnungen des Deutschen Reichs, Uhster- 
reichs, Spaniens, Frankreichs, und der fran- 
zösischen Kolonien, Grossbritanniens und der 
britischen Kolonien, Belgiens, Dänemarks, 
der Niederlande, der Schweiz, der Vereinigten 
Staaten, Russlands, Schwedens und anderer 
Staaten. Eine zweite Rubrik berichtet über 
die parlamentarischen Arbeiten auf dem Ge 
biete des Arbeiterschutzes. Eine dritte ver- 


M. zeichnet die auf den Arbeiterschutz bezüg- 


lichen Beschlüsse nationaler und inter 
nationaler Kon se. Eine vierte endlich 


‚enthält die Bibliographie. 
Zum Diskontierungsgeschäft der deutschen 


11. Dokumente des Sozialismus, Bd.I. H. 10. 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte 
einzeln 1.25; vierteljährl. 3.75 

Inhalt: I. Bibliographie des Sozialismus; 

II. Aus der Geschichte des Sozialismus: 
„Schelling und die Offenbarung“, auch ein 
Beitrag zur Geschichte der Berliner „Freien“: 


volutionsjahre, ein Kapitel aus der deutschen 
Arbeiterbewegung von 1848—51; II. Ur- 
kunden des Sozialismus. Ein polmisch-soziali- 
stisches Programm aus dem Jahre 1878; die 
Ansprache Borns an die erste Nationalver- 
sammlung der Buchdrucker zu Mainz ; IV. Der 
Sozialismus in den Zeitschriften; V. Anfragen 
und Nachweise. 


12. Gewerbe-Archiv. I. Bd. 3. H. Berlin 
(Franz Vahlen) pro Band (4 Hefte) 12.— 


Dieses Heft des Gewerbearchivs, das von 
dem Regierungsrate Kurt v. Rohrscheidt uun 
unter ständiger Mitwirkung des Senatsprä- 


gerichts Dr. v. Strauss und Torney, sowie 
des Kammergerichtsrats Havenstein herans- 
gegeben wird, zengt wie seine Vorgänger 
von sorgfältiger Redaktion und bringt eine 
Fülle von Material zur Gewerbeordnung, zum 
Gewerbegerichtsgesetz und zum Gesetz über 
den unlauteren Wettbewerb. Die Zeitschrift 
charakterisiert sich bekanntlich als ein fort- 


‚laufender Kommentar zur Gewerbeordnung. 


eset ller Länder und die vorliegende 2 
———33 2 ei ———— 13. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 


für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 
amt d. Innern. 1902. Juniheft. Berlin 
(Mittler & Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 


Das Juniheft enthält in seinem Gesetz- 
gebungsteil: Das deutsche Schaum weinstener- 
gesetz vom 9. Mai 1902, den Freundschafts,, 
Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen 
Belgien und Korea, die Zollordnung und 
den Zolltarif für Eritrea, die Ausführungs- 
bestimmungen zu den italienischen Gesetzen, 
betreffend das Salz- und Tabakmonopel, die 


— — — 
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Zollbehandlung der von Reisenden benutzten 
Fahrräder, sowie die Herstellung und den 
Verkauf von Lymphe, Heilserum u. s. w., 
das russische Hafenabgabengesetz, die russi- 
sche Instruktion, betreffend die von den 
Zollämtern in den Häfen des Reiches zu er- 
hebende Schifts- und Pudabgabe, das luxem- 
burgische Gesetz, betreffend das Regime der 
Weine und der weinähnlichen Getränke, | 
ausserdem zahlreiche zollgesetzliche u. s. w. 
Bestimmungen im Deutschen Reich und in, 
fremden Staaten. Der statistische Teil bringt 
Cubas Aussenhandel im Fiskaljahre 1900/01, | 
die Hauptergebnisse des Aussenhandels im 
Jahre 1901 in Dänemark, Japan, Norwegen, | 
Portugal, Russland und anderes mehr. Aus, 
dem zweiten Teil, in welchem die Berichte | 
der deutschen Konsuln im Auslande ver- 
öffentlicht werden, interessieren besonders 
die Jahresberichte der Kaiserlichen Konsuln 
in Baltimore, Calais, Cincinnati, Madrid, 
Marseille, Messina, Middelsborough, Monte- 
video und Pinang. 


14. Handels-Museum, Das. Bd. 17. Nr. 27, 
bis 30. Wien (Verl. d. k. k. österr. 
Handels-Museums) halbjährl. 8.— 


Wir heben folgende grössere Artikel 
hervor und zwar in Nr. 27: Die Rohr- 
zuckerkonkurrenz (Fortsetzung in Nr. 28 
und 29); Die oberschlesische Eisenindustrie; 
Nr. 28: Der Aussenhandel Bosniens und der 
Herzegowina; Nr. 29: Die neuen Baumwoll- 
zölle in China; Nr. 30: Industrie und 
Arbeitsverhältnisse in Österreich 1901. 
Ausserdem enthalten diese Nummern zahl- 
reiche wertvolle Mitteilungen über Handels- 
wesen und -Politik, Kartellwesen, Verkehrs- 
wesen, Industrie und Landwirtschaft, Sozial- 
politik u. s. w. 


15. Handelszeitung, Bayerische. 1902. Nr. 
22—29. München (Franz'sche Hofb.) 

vierteljährl. 1.50 

An grösseren Artikeln sind zu verzeichnen 

Nr. 22: Die Arbeitszeit in kaufmännischen 

Kontoren; Zuckerkonvention und Zucker- 
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Nr. 29); Lage der Landwirtschaft in Öber- 
bayern; Nr.29: Die Finanzen der deutschen 
Bundesstaaten ; Saisongeschäft oder Wander- 
lager; XIX. Delegiertentag des bayerischen 
Handwerkerbundes (Schluss). 


16. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 26. Jahrg. 
3. Heft. gr. 8°. (IV, 485 S.). Leipzig 
(Duncker & Humblot) 10.— 

Inhalt: Autorität, ihr Ursprung, ihre 

Begründung und ihre Grenzen, von ZLudw. 

Stein; Die verkehrswirtschaftliche Bedeutung 

der Binnenwasserstrassen, von Gust. Seibt: 

Zur U'harakteristik der englischen Industrie, 

II, von W. Hasbach: Der dualistische 

Ständestaat in Deutschland, von Fel. Vach- 

fahl; Das Feudalsystem in Kanada, von 

W. Benett Munro: Der Bauernschutz in 

den deutschen Territorien vom 16. bis ins 

19. Jahrh., von ©. Hötzsch; Zur Kritik der 

ungarischen Industriepolitik, von Jul. 

Bunzel; Die deutsche Zementindustrie, von 

P. Mohr; Frauenarbeit in Frankreich, von 

Käthe Schirrmacher; Kolonisation im spani- 

schen Sitdamerika (I. La Plata-Staaten), von 

C. Ballod; Deutschland am Scheidewege, 

von A. Weber. 


17. Monatshefte, sozialistische. 1902. H. 7. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) ä Heft —.50 
Inhalt: M. Schippel, Politische Be— 

trachtungen zur Brüsseler Zuckerkonvention ; 

E. Vandervelde, Die ländliche Hausindustrie 

'in Belgien; P. Göhre, Materialismus und Re- 

‚ligion; H. Wetzker, Die Zunahme der Ver- 

‚brechen; Ellen Key, Die Frauen und das 

Wahlrecht; W. Kolb, Reichseisenbahnen 

‚oder siddeutsche Eisenbahnselbständigkeit ; 

Fanny Imle, Neueste Versuche zur Ein- 

‚führung der Arbeitslosenunterstützung; 

Therese Schlesinger-Eckstein, Die Wiener 

Frauenpresse; Rundschau. 


| 


1 


18. Rundschau, Soziale. 3. Jahrg. Nr. 6. 


steuernovelle (Schluss in Nr, 23); Japan und | . ir „Irene 
der Welthandel, von Leop. Katscher; Die Wien (Alfred Hölder) jährlich 2.- 
gegenwärtige Krisis, ihre Ursachen und die Aus dem reichen Inhalt dieser Nummer 
Aufgaben der Gesetzgebung; Nr. 23: Unsere | heben wir folgende Rubriken und Mittei- 
Industriekrisis und die Aufgabe der Kartelle, lungen hervor: Arbeitslose und Arbeitszeit 
von Jul. Meyer -München (Fortsetzung in (Neuregelung der Arbeitszeit erwachsener 
Nr. 24 und 25); Die Glasperlenfabrikation | Personen in Frankreich), Gewerbeinspektion 
in Oberfranken; Nr. 24: Die deutschen (Niederlande 1900, Schweden 1900, Norwegen 
Dampferlinien und der Dampfertrust; Die 1900, Queensland 1900), (Genossenschafts- 
Industriekrisis in Russland, von Maxim wesen (Gross-Einkaufsgesellschaft deutscher 
Blumenau - München (Schluss in Nr. 25); Konsumvereine 1901), Schieds- und Einig- 
Nr. 25: Das Schaumweinsteuergesetz; Nr. 26: ungswesen (Neuseeland), Soziale Versiche- 
Die Valutaklausel bei Handelsverträgen, von rungen, (Gebarungsergebnisse der Arbeiter- 
Dr. Fuld-Mainz; Die Schaumweinsteuer, Unfallversicherungs-Anstalten 1901, Novelle 
von Bud. Grätzer - Berlin; Der Friede in | zum französ. Arbeiter-Unfallgesetze), Arbeiter- 
Südafrika; Nr. 28: Auf dem Wege zur Urganisationen (Gesamtverband der christ- 
Eisenbahngemeinschaft (Fortsetzung in lichen Genossenschaften Deutschlands), Ar- 
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beitseinstellungen (Österreich im Mai 1902, 
Belgien, England, Frankreich), Arbeitsmarkt, 
Arbeitsvermittlung (Ergebnisse in Österreich 
im Mai 1902), Arbeitslosigkeit (Begriff, 
Verein für Arbeiterkolonien in Bayern), Ar 
beiterschutz (bei Bauten und Eisenbahnen 
in Osterreich), Gewerbewesen (Förderung der 
Handweberei in Schlesien), Wohnungswesen 
‚österr. Arbeiterwohnungsgesetz, Arbeiter- 
wohnungsfrage in England), K. k. Staats- 
betriebe (Arbeitsverhältnisse im k. u. K. 
See-Arsenal u. s. w. in Pola, Arbeitsverhält- 
nisse in der Heichsmarineverwaltung und 
einigen Heeresverwaltungen Deutschlands); 
Verrchiedenes (französ. Sparkassen 1900). 


1%. Standesamt, Das. Zeitschrift und Rat- 
geber für die mit Standesamtsgeschäften 
heauftragten Beamten. Sammlung der: 
auf dem Gebiete der Personenstands- 
beurkundung und der Eheschliessung 
ergehenden “Gesetze, Verordnungen, Er- 
lasse und gerichtlichen Entscheidungen. 
Herausgegeben unter Benützung amt- 
licher Quellen und unter Mitwirkung 
von Juristen nnd Standesbeamten von 
L. Schmitz. I. Jahrgang 1902. Nr. 1—12. 
Meiderich am Niederrhein (Arthur Hei- 
land) jährl. 5.— 


Der Inhalt dieser neuen Zeitschrift, die 
den Standesbeamten ein praktisches und 
billiges Hilfsmittel für ihre Geschäftsführun 
sein will, soll sich nach dem Prospekt | 
den vorliegenden Nummern, wie folgt, zu- 
sammensetzen: I. Gesetze, Verordnungen | 
und Erlasse für Preussen. II. Kurze Über- | 
sicht über diejenigen in andern Bundesstaaten. 
Ill. Entscheidungen des Reichs, Kammer- 
und Öberverwaltungsgerichts v. 1. 1. 1900 
ab. IV. Sonstige gerichtliche Entscheidungen. 
V. Abhandlungen, auch bezüglich des auslän- 
dischen Eherechts. VI. Konferenz-Berichte. 
VII. Mitteilungen aus der Praxis für die 
Praxis. VIII. Fragebeantwortungen. IX. Sta- 
tistik. X. Personalien, Neneinrichtungen von 
Standesamtsbezirken. XI. Vermischtes, d.h. 
sonst für Standesbeamte Interessantes. XL. 
Bücherbesprechungen. Die bisher vorliegenden 
Nummern sind inhaltsreich und lassen er- 
warten, dass die Zeitschrift sich fortgesetzt 
bewähren werde. Vonden Abhandlungen er- 
wähnen wir beispielsweise: „Die Anerkennung 
der Vaterschaft durch einen Minderjährigen“ 
von Prof. Dr. Sartorius in Greifswald. 


20. Stimmen, Deutsche. Halbınonatschrift f. 
vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 
4. Jahrg. Nr. 7. gr. 8°. Berlin (Wilh. 
Baensch) vierteljährl. 2.50 
Aus dem Inhalt dieses Heftes heben wir 
hervor: Die Gemeinderatswahlen in Elsass- 
Lothringen, von C. Friedrich-Strassburg i.E.; 
Ultramontane Überhebung in den höheren 
Schulen; Baden und die Main-Neckar-Bahn, 1, 
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von Dr. zur Nieden-Berlin; Frauenfrage und 
Armenwesen in Dentschland, von Alice Sa- 
lomon-Berlin; August Reichensperzer als 
Politiker, von A. Römer. 


21. Volksschularchiv, Preussisches. I. Jahrg. 
2,H. 8°. Berlin (Franz Vahlen) 
pro Jahrg. 5.— 


Abhandlungen: Über die Verpflichtung 
der Gemeinden, neue Lehrer herbeizuholen 
(v. Stockhausen). Die Auslegung des Lehrer- 
besoldungsgesetzes in der Ministerialinstanz 
und der Rechtsprechung /v. Doemming). 
(Gesetze, Entscheidungen, Erlasse, Verfüg- 
ungen, in 14 Abt. geordnet. Besprechungen. 


22. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. Nr. 11 u. 14. 
Braunschweig (A. Limbach) jährl. 1.— 


Ausser einigen kleineren Leitartikeln über: 
Deutsche Eisenwaren in Griechenland, Die 
Auffassung des Reichsgerichts über Patent- 
fähigkeit von Erfindungen (von Patentanwalt 
Dr. L. Gottscho - Berlin), Die mpoderne 
deutsche Elektrotechnik in ihrer Bedeutung 
für Industrie, Verkehr und Leben (von W 
Unterbeck), Die Bedeutung des südafri- 
kanischen Friedens für die deutsche Industrie, 
Der Eisenhandel der Vereinigten Staaten 
von Amerika, Vorschläge zur Abänderung 
des deutschen Patentgesetzes. Die Haftung 
des Spediteurs für seine Angestellten, Die 
Eisenindustrie im russischen Weichselgebiet, 
Die Einfuhr von Eisen und Stahl nach Bel- 
gien, Südafrika und die deutsche Industrie, 
Von der Düsseldorfer Ausstellung, bringen 
die vorliegenden Nummern viele Mitteilungen 
über die Maschinen-, Eisen- und Metall- 
industrie und den Handel. 


23. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5 
Jahrg. 1902. Heft 6 u. 7. Berlin (G. Reimer) 

pro Quartal 5— 

Heft 6: I. Aufsätze: Erner, Wilh.. Der 
heutige Stand der Technik und die Auf 
gaben der Staatsverwaltung (Fortsetzung in 
Heft 7); Nitschke, Kurt, Die neuen Einkom- 
mensteuern in Preussen und Üsterreich, nach 
— Statistik und Ergehnissen; 
v. Brandt, M,, Die gelbe Gefahr als Morsl- 
problem; Schmidt, Heinr., Die Fruchtbarkeit 
in der Tierwelt, II (Schluss in Heft 7; 
II. Sozialpolitik: Die neueste Phase in der 
Entwicklung der Arbeitsvermittlung in 
Österreich von E. Mischler; III. Miscellen, 
Darunter: Die Konkurrenz Englands mit 
Amerika und Deutschland /nach Will. Jacks); 
Volkseinkommen und Volksvermögen in der 
Schweiz; Kinderstudien in Amerika (nach 
4A. Mac Donald; Kleinformen der Prostitution 
(nach Heinr. Schurtz) ; Die Kupfergewinnung 


der Welt. Heft 7: I. Aufsätze: Sartorıns 
Freih. von Waltershausen, Bei zur Be 
urteilung einer wirtschaftlichen eration 
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von Mitteleuropa I; Wolf, Jul., Preussische | 
Domänenpolitik; II. Miscellen: Die Neu- 
gestaltung der Wiener Armenpflege nach 
Elberfelder System ; III. Sprechsaal: Die Be- 
handlung der Ehescheidungen in der Schweiz | 
(von A. Reichel-Bern) ; IV. Miscellen, darunter: | 
Der volkswirtschaftliche Wert der Volks- 
hygiene (nach ©. Raymund); Zur Geschichte‘ 
des Weizenpreises in England von 1650 bis | 
1901; Über die Entbehrlichkeit oder Unent- 
behrlichkeit des Terminhandels nach Ländern; 


in Deutschland; Arbeiter contra Maschine; 
Die Rolle der Gewerkschaften im Klassen- 
kampf. : 


24. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1902. Nr. 21—29. Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährl. durch die Post 5.— 


Nr. 21: Löschkosten in Preussen ; Jahres- 
bericht des schweiz. eidgenöss. Versicherungs- | 
amtes in Bern; Nr. 22: Mobiliarversicherung 
im Grossherzogtum Baden; \r. 23: Feuer- | 
löschabgaben in Sachsen ; Nr. 24: Rechnungs- 
legung der vom kais. Aufsichtsamt für Privat- 
versicherung beaufsichtigten grösseren Ver- 
sicherungsunternehmungen; Das österreich- 
isch-ungar. Versicherungswesen i. J. 1901 


(Fortsetzung in Nr. 25); Nr. 25: Die neue 


Satzung der Gothaer Lebensversicherungs- 
bank; Nr. 26: Gleichstellung der privaten 
Feuerversicherungs-Anstalten in Preussen mit 
den öffentlichen Anstalten ; 
Wie ist die Rolle der Erblichkeit und der 
Disposition in der Aetiologie der Tuberkulose 
zu ermitteln? Nr. 29: Die Geschäftsergeb- 


Nr. 27 u. 38: | 
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von Personen in Vertrauensstellungen von Dr. 
Ferd. Hahn-Magdeburg und Th. Klauss-Karls- 
ruhe; Zur juristischen Natur der Kollektiv- 
unfall- und Haftpflichtversicherung, von A. 
von Weinrich; Die Haftung des Reeders 
Dritten gegenüber für Verschulden der Schiffs- 
besatzung bei der Schleppschiffahrt nach 
deutschem Recht, von Dr. P. Brüders; Die 
Wertung der Familiengeschichte gegenüber 
der Lungenschwindsucht, von Dr. Gollmer- 


‚Gotha; Der Begriff „Privat-Versicherungs- 
Die amerikanische Gefahr (nach @. W. Moles- | 
worth); Zur Geschichte des Eisenverbrauchs 


unternehmung“, von Dr. Fuld-Mainz; Die 
wirtschaftliche Bedeutung und Wirkung der 
Gliedertaxe in der Unfallversicherung, von 
A. Kleeberg; Die Volksversicherung und ihre 


| Fortbildung, eine Replik von Dr. V. Peters- 


' Mannheim ; Die Versicherung in den Nieder- 
landen i. J. 1901, von W. Elink-Schuurman- 
Amsterdam. Ergänzungsheft: Der Entwurf 
zu einem schweizerischen Bundesgesetze über 
den Versicherungsvertrag, von A. Rüdiger, 
nebst einem Anhang: a) Berechnung des Ab- 
zugs vom Deckungskapital beim Rückkauf 
einer Lebensversicherung, nach Sprague, 
b) Der schweiz. Bundesratsbeschluss vom 9. Mai 
1902, betr. die Chömageversicherung, und 





' dessen Begründung; Vorschläge zur Anderung 


der gesetzlichen Vorschriften, betr. die Haf- 
tung der Reeder, von Boyens-Leipzig. 


26. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 
steuern. Hrsg. von Oberzolldirektor 
Kunckel in Schwerin. 1902. Nr. 3/4. 
Berlin (Carl Heymann) jährlich 8.— 
Nr. 3:1. Abhandlungen: Zollfreies Mineral- 

‚öl und seine zollamtliche Behandlung, von 

 Oberreg.-R. Volk; Die Ausbildung der Zoll- 

'beamten und die Auskunftsstellen in Zoll- 


nisse der deutschen Transportversicherungs- | tarifangelegenheiten, vom Hauptzollamts- 
Aktiengesellschaften i. J. 1901. Ausserdem | official Osel; Nr. 4: I. Abhandlungen: Zur 
sehr viele kleinere Mitteilungen aus allen | Lehre von Schiffsfrachturkundenstempel, von 
Zweigen des Versicherungswesens. Finanzrat Dr. Hofmann; Das neue Schaum- 
_ j ‚ weinsteuergesetz; Hartesund weichesHolz, von 
25. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherungs- Hauptzollamtskontroleur Grundey; ausserdem 
Wissenschaft. Ba. II. 4. Heft u. Erg.- enthält jede Nummer noch folgende Rubriken: 
Heft. gr. 5°. Berlin (E. S. Mittler & Sohn) T. Gesetze und Verordnungen ; III. Zolltarif- 
ü jährlich 9.— ‚entscheidungen; IV. Vom Reichsgericht; 

Heft 4: Über die Haftpflichtversicherung ' V. Verschiedenes; VI. Bücherschau. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden. 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Archiv, sächsisches. f, bürgerliches Recht n. Pro- Leipzig, Rossberg'sche Verl.-Buchh. 6.60 
zeas, Hrsg. v. Reichsger.-R. 8. Hofmann, Ober- (Vollständig : 16.— ; geb. 18,50) 
landesger.-Räten R. r, Nommerlatt u. Dr. F. Wulfert. Entscheidungen des Reichsmilitärgerichts. Hrag, 
Ergänzungsband. 8. Hft. (III u. 8. 489—026.) gr. 8°. v, den Senatspräsidenten u. dem Obermilitäranwalt 
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unter Mitwirkg. der jurist. Mitglieder der Senate n. 
der Mitglieder der Militäranwaltscbaft. 2. Bd. (3208.) 
gr. 9’. Berlin, F. Vahlen 4.—; geb. in Halbfrz. 5.20 
Nachrichten, amtliche, des Reichs- Versichernngs- 
amts 1902. 1. Beiheft, 4°. Berlin, A. Asber & Co 
1. Statistik der Heilbehandlung bei den Ver- 


sicherungsanstalten u. zugelassenen Kassenein- | 


richtungen der Invalidenversicherung f. die J. 1897, 
1»98, 1890, 1900 u. 1901. Bearb. im Beichs-Ver- 
sicherungsamt. (129 8) 4.— 
Osswoboschdenje. (Die Befreiung.) Hrag. u. 
red. von P, v. Sfruve. (In russ. Sprache.) 1. Jahrg. 
Juli—Dezbr. 1902. 12 Nrn. (Nr. 1. 16 8.) gr. 4”. 


Stuttgart, J. H, W. Dietz Nachf. Vierteljährlich 5.—; | 


einzelne Nrn. —80; auf India-Bible-Pap. in Kou- 


vert 5.50 ; einzelne Nrn. —.90 | 


Recueil, nouveau, general de traites et autres actes 
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par Prof. Fel. Stoerk. 2. serie. Tome XXVII. 1. Bvı- 
(272 8.) gr.8°. Leipzig, Dieterich 12.50 
Recuell des traites et conventions, conclus par ia 
Russie avec les puissances etrangeres,. Public d’ordre 
du ministere des affaires etrangeres par F. de Mer- 
tens. Tome XIII. Lex. 8°, St. Petersburg, A. Zinser- 


ling 12.— 
zu Traites avec la France. 1717— 1807. (LXXXVI, 
338 8.) 


Sammilang v. Entscheidungen des bayerischen 
obersten Landesgerichts in Strafsachen. Unter der 
Aufsicht u. der Leitg. des königl. Staatsıninisteriums 
der Justiz hreg. 1. Bd. 1. Hft. (144 8.) gr. 8’. Er 
langen, Palm & Enke 2.79 

Zeitschrift desk. sächsischen statistischen Büresus. 
Red. i. V. v. Reg.-R, Osk, Sieber, 48. Jahrg. 192. 
Beilage. Enth.: Die sächs. Volkszählg. am 1. XI 


relatifs aux rapports de droit international. Con- | 


tinuation du grand recueil de @. Fr. de Martens, 


1900. (DI, 138 8.) gr. 4%. Dresden, v. Zahn & Jaensch 
in Komm, 156 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Eder, Aug. Paul, 
24 8.) &S. Wien, ©. Stetter —.20 
Gierke, O1to, Johannes Althusius u. die Ent- 
wicklung der naturrechtlichen Staatstheorien. Zu- 
gleich e. Beitrag zur Geschichte der Rechtssyste- 
matik. 2. durch Zusätze verm. Ausg. (XVI, 366 8, 
m. 1 Bildnis.) gr. 9. Breslau, M.& H. Marcus 
9.— ; geb. in Leinw. 10.— 
Schmidlin, Dr. Jos., Priest, Ursprung u. Ent- 
faltung der habsburgischen Rechte im Oberelsass, 


Die Herrschaft des Rechtes, | 


besonders in der ehemaligen Herrschaft Landeser. 
(VII, 244 8.) gr. 8°. Freiburg i.B., Geschäftstilk 
des Charitasverbandes f. das kathol. Deutschland in 
Komm. 36 
Stammiler, Rad,, Die Lehre v. dem richtigen 
Rechte. (VIII, 617 8.) gr. ®%. Berlin, J. Guttentag 
16.— ; geb. in Halbfrz. 18 — 

Voigt, Mor., Römische Rechtsgeschichte. 3.(Schluss ) 
Bd. (VI, 373 8.) gr. 8". Stuttgart, J. G. Cotıs 
Nachf, 2 - 


Bürgerliches Recht. 


Albanus, Dr.. Amtsger.-R., Das Not - Testament, 
welches nach dem bürgerlichen Gesetzbuch vor dem 
Gemeindevorsteher od. dem Vorsteher eines selb- 
ständigen Gutsbezirkes errichtet werden kann. 
Das Privattestament (das eigenhändig geschriebene 
u. unterschriebene Testament) die einfachste und 
billigste Testamentsform. — Das Militär- und Marine- 
Testament. An 29 Beispielen m. Anmerkgn, erläutert 
7. Aufl, (110 8.) gr. 8°. Delitzsch, R. Pabst 1.50 


Chamizer, Dr, Erwin, Natur, Gebiet u. Grenzen | 
der Wahlschuld nach deutschem bürgerlichen Recht. 
(VIII, 88 8.) gr. 8°. Leipzig. W. Drugulin 1.50 

Gerhard, Steph., Rechtsanw., 


1. Bd. enth. die Gesindeordng. f. die altpreuss. Pro- 
vinzen vom 8. XI. 1510, bearb. m. ausführl. Er- 
läuterngn.unter Berücksicht.der Ergünzungsgesetze u. 
der Rechtsverhältnisse der Gesindevermieter, sowie 
der Gesindeordngn. f. Neuvorpommern und Rügen 
u. f. die Rheinprovinz. (XVI, 325 8.) gr. 16°, Berlin, 
J. Guttentag Geb. in Leinw. 
— Dasselbe. 2 Bd., 
Prov. Hannover, Schleswig-Holstein, Hessen-Nassau 
u. d. Reg.-Bez. Hohenzollern. (XII, 338 8.) 2.50 


Gesindeordnung f. das Herzogt. Anhalt m. den 


Nebengesetzen, sowie Gesetz beir. den Vertragsbruch | 
in landwirtschaftl. Arbeitsverhältnissen, (61 8.) 120. | 
—.,50 | 


Dessau, C. Dünnhaupt 
Modersohn, W., Oberlandesger.-R., Vorträge üb, 
das bürgerliche Gesetzbuch, (234 8.) gr. 80, Minden, | 
A. Hufeland 3.50 


Pnech, Dr., Der Leistungsverzug, e. Studie zum 
bürgerl. Gesetzbuch. (V, 1859 8.) gr. 9, Berlin, 
F. Vahlen 4. ⸗ 

Pallaske, A., Rechtsanw. Not., Das Testament. | 
Ein Ratgeber f. Jedermann. Unter Darlege. des 


gesetzl, u. testamentar, Erbganges ‚verf. Mit e. | 
Stammtaf. (VII, 119 8.) 5%, Breslau, Maruschke & 
Berendt Kart. 1.20 | 


Peitz, Rob., Red,, Verordnungen üb, den Ge- 


Handels-, Wechsel- 


Leo,Dr. Mart,, Rechtsanw,, Deutsches Seehandels- 
recht (Handelsgesetzbuch : Buch IV, Seehandel, in 


Die geltenden | 
preussischen Gesindeordnungen. Hrsg. in 2 Bdn. 


2.50 | 
enth, die Gesindeordngn. in den | 


meinde - Waisen - Rat im Königr, Sachsen. Textaus-. 
nebst Einleitg., Anmerkgn. u. Sachverzeichnis 
(52 8.1 120. Ebd. Kart. 1.- 
Pfordten, Thdr, v. der, Amtsr,, Feldschsien- 
gesetz. Bayerisches Gesetz vom 6. III. 1402, das 
Ersatzgeld u. das Pfändungsrecht u. die Verfolze. 
v. Ersatzansprüchen aus Feldpolizeiübertretgu. betr. 
Textausg. m. Einleitg., Anmerkgn. u. Sachregister. 
(IV, 114 8.) 122, München, C. H. Beck. 
Geb. in Leinw. 1.9 
Reis, Dr. Rich., Rechtsanw., Bürgerliches Gestz- 
buch f. das Dentsche Reich, nebst dem Einführung- 
gesetze vom 18. VIII. 1396, unter eingeh. Berück- 
sichtigung des Handelsgesetzbuches. der Konkur- 
ordng., des Gesetzes üb, die Angelegenheiten der 
freiwill. Gerichtsbarkeit, des Gesetzes üb. die Zwang 
versteigerg. u. die Zwangsverwaltg., der Grundbuch- 
ordug., sowie der sonst. kleineren reichsrechtl 
Nebengesetze üb, bürgerl. Recht in gemeinverstäuil 
Weise f. den Gebrauch des Kaufmanns, Landwirts, 
Gewerbetreibenden etc. erläutert, m. e. Übersicht 
üb. die Ausführungsgesetze stimtl. deutscher Einzel- 
staaten u. e. Inhaltsverzeichnis. (686 8.) gr... Beut- 
lingen, Ensslin & Laiblin Geb. in Leinw. 5 — 
Studien zur Erläuterung des bürgerlichen Rechts. 
hrsg. v. Prof. Dr. Rud. Leonhard. 8. Hit. gr. ®. 
Breslau, M. & H. Marcus. 
8. Hesse, Dr. Alb., Die rechtliche Natur der Miete 
im deutschen bürgerlichen Recht. (IX, 388.) 1% 
| Türcke, Dr. R., Amter., * R. K. Nieden- 
führ u. Landricht. Dr. P. Winter, Das bürer- 
Das bürgerl. Gesstzbuch nebst 2 


liche Recht, 
führungrgesetz n. Nebengesetzen, das prens. 
führungsgesctz u. sämtl. vom 1. L 1900 ab ger 
'  Reichs- u. preuss, Landesgesetze m. den dazu er 
gangenen Erlassen, Verordingn., Anweisgn. u, den 
'  Entscheidgn. der höchsten Gerichtshöfe f. den Hand- 
gebrauch in der Praxis zusamm lt u. erläutert. 
4. Bd. (XXVIU, 588 u. 84 S.) gr. 5”. Leipzig. Ross 
berg'sche Verlagsbuchh. 10.—; geb. in Halbfrs. 11 — 


und See-Recht. 


der Fassg. des Gesetzes vom 10. V, 187 u. des Ab- 
änderungsgesetzes vom 2. VI. 1902), nebst « Anl. 
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enth, die Nebengesetze. Handausg, m. Erläutergn. sammengestellt. (71 8.) 8%, Bremerhaven, L. v, 
u. ausführl. Sachregister. (In 3 Ligen.) 1/2, Lig. ; Vangerow — 60 
(8. 1—160.) #0, Mtinchen, J. Schweitzer Verl. 2.40 'Seemanusordnung, deutsche, Gesetz vom 2. 

Purlitz, Dr. Fr., Deutsche Seemannsordnung. Ge- VI. 1902. Nebst Gesetz, betr. die Verpflichtg. der 
setz vom 2. VI.1902, nebst Gesetz betr. die Ver- | Kauffahrteischiffe zur Mitnahme heimzuschaff. See- 
pflichtg. deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme leute. Vom 2. VI. 1902. Gesetz, betr. die Stellen- 
hülfsbedürft. Seeleute u. Gesetz betr, Stellenver- vermittelg. f. Schiffsleute. Vom 2. VI. 1902. Gesetz, 
mittelg. f. Schiffsleute vom 2. VI. 1902, sowie Zu- betr. Abänderg. seerechtl. Vorschriften des Handels- 
sammenstellg. der Bestimmgn. üb. die Miılitärver- gesetzbuchs. Vom 2. VI. 1902. (40 8.) &°. Hamburg, 
hältnisse der seemänn. n. halbaeemänn. Bevölkerg. ; Eckardt & Messtorif . — .45 
u. die Anmusterg. als Schiffsmann. Bearb. u. zu- | 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Canstein, Dr. Baban Frhr. v., Rect, Der | Sammlung der landesrechtlichen Civil - Prozess- 
Zweck des Civilprozesses. Inaugurations - Rede. Normen. (Zugleich als Anh. zu Gaupp - Stein’s 
(25 8.) gr. 8°, Graz, Leuschner & Lubensky —.60 Commentar zur CPO.) I, 2.Tl.; I, 2. Tl. u. III, 


Gaupp, Dr. L., Prof., Die Civilprozessordnung 1. | 2.Tl. gr. 8%, Tübingen, J. C. B. Mohr. 








das Deutsche Reich, Erläutert v.@. 4. Aufl. Auf 1, Betzinger, B., Oberlanderger.-Rat., Die badi- 
der Grundlage des am 1. I. 1900 in Kraft getretenen schen Landesgesetze u. Verordnungen zur Aus- 
Rechtes neu bearb, v. Prof. Dr. F. Stein. 23, bis führung u. Ergänzung der Civilprozessorduung u. 
25. Lfg. /2. Bd. VIII u. 8. 721-960.) gr. 8°. Tübingen, | des Zwaugsversteigerungsgesetzes. Zusammen- 
J. ©. B. Mohr Subscript.-Pr. 4.30 gestellt u. im Anschluss an die CPO, erläutert, 
— «lasselbe. 5. Aufl. Bearb. v. Prof. Dr. Frir. Stein. | 2. umgearb. Aufl. der ‚Normen des bad. Landes- 
2. Bd. (VIII, 960 3.) gr. 8°. Ebd. Subskr.-Pr. 16.45; rechts‘. 2. Tl. Erläuterungen. (IX u, 8. 20— 
geb, in Halbfrz. 18.95 379.) 3.— (Vollständig in 1 Bd.: 6.—; geb. 7,—. 

(Vollständig, erhöhter Pr. 35.—; geb. 40.—) — II, Schierlinger, Dr. F,, Oberlandesger.-R., Die 
Gesetzentwurf e. ungarischen Civilprozessond- bayerischen Landesgesetze u. Verordnungen zur 
nung. Der dem Abgeordnetenhause durch den kgl. Ausführung u. Ergänzung der Civilprozessordnung 
ungar. Justizminister unterbreitete Text. Übers. v.| - u. des Zwangsversteigerungsgesatzes. Zusammen - 
DD. Rechtsanw. Red. Jul. Sqalitzer u. Vertbeid. gestellt u. im Anschluss an die CPO. erläutert. 
Mar Pollak, (223 8.) gr. 8°. Budapest, 8. Politzer | 3. umgearb. Anfl, der „Normen des bayer. Landes- 
& Sohn 2.50 rechts‘‘. 2. TI. Erläuterungen, (VIII u. 8. 119 
Müller, Herm., Justizref., Das Anfechtungsrecht —s1l). 3.20 (Vollständig in 1 Bd.: 5.—; geb, 
der Gläubiger innerhalb u. ausserhalb des Kon- 6.—). — II. Geasler, Rhold., Landger.-R., Die 
kurses m. Beziehung auf die Anfechtungslehre des württembergischen Landesgesetze u. Verordnungen 
bürgerl. Gesetzbuchs, Diss, (IH, 50 8.) em. 9. zur Ausführung n. Ergänzung der Ulvilprozess- 
Tübingen, F. Fues 2.— ordnung u. des Zwangsversteigerungsgesetzes. Zu- 
Rechtsbücher f. - deutsche Volk. Hrsg. v. sammengestellt u. im Anschluss an die CPO. er- 
Dr. Marie Raschke, 6. Bd. gr. 8°. Berlin, E. läutert. 2. umgearb. Aufl. der „Normen des 
Ebering. württemberg. Landesrechts‘' v. L. (aupp. 2. Tl. 
‘dertmann, Dr, Paul, Prof., Das Civilprozessrecht. Erläuterungen. (VIII u. 8. 1993—315.) 240 (Voll- 


(vi, 144 8.) 2.50 ständig in 1 Bd: 5.40; geb. 6.40). 


Strafrecht und Strafprozess. 


Abhandlungen des kriminalistischen or materialgüterschutzes. (VI, 59 8) 2.—. — 
* der Universität Berlin. Hrag. von Prof. Dr. F. 5. Jafa, Dr. 5., Kammerger.-Refer., Der Begriff 
Liszt. Neue Folge I. Bd. 3.—5. Hft. gr. 8°. des Zuhälters im Reichsstrafgesetzbuch. (V, 27 8.) 
Berlin. J. Guttentag. 1.20, 
3.-Radhruch, Dr. @., Refer., Die Lehre v. der ‚Karding, Eru«t, Refer., Straflose vorsätzliche 
adäquaten Verursachung. (V, M 8.) 2.—. - | Körperverletzungen bei a eg a 


4. Dohna, Dr. A. Graf zu, Refer., Die Stellung 


(78 8.) gr. 8°, Freiburg i,B.. C. Troemer 1.20 
der Busse im reichsrechtlichen System des Im- 





Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Arndt,Dr. A.. Prof., Das selbständige Verordnungs- rechtspflege in Württemberg. (XII, 636 8.) gr. 5% 
recht. Zugleich e, Streitschrift £. die historisch-krit, Tübingen, J. ©. B. Mohr 11.— ; geb, 12.— 
Methode (VII, 2798.) gr. 5". Berlin, J. Guttentag 7.— 

Bestimmungen, die, f. das Grossherzogt. Baden ——— —— Mer ne 
geltenden reichs- u. landengesetzlichen, üb. den Nr. 1152 ergänzte Aufl (IV, 48 8) 8. Dessau, C 
Verkehr m. Wein, Nahrungsmitteln, Genussmitteln Dännhau * G b in Law 1 as 
u. Gebrauchsgegenständen (insbesondere auch mit pt. vn. — 
Milch, Honig, Presshefe, Gewürzen, Petroleum, Kickhefel, Kreiraussch.-Sekr., Baupolizeiordnung 
Butter, Margarine, blei- u. zinkhaltigen Gegenständen, | f. die Städte der Prov. Pommern vom 25. IV. 1899, 
künstl. Sürsstoffen u. a.), sowie üb. Schlachtvieh- nebst e. Anh., enth. Auszüge aus dem bürgerl. Ge- 
u. Fleischbeschau, nebst Zusätzen u. Verweisen. setzbuche, dem allgem. Landrecht, dem Strafgesetz- 


(VII, 118 8.) 8°. Karlsrube, K. Scherer. buche u. dem Landesverwaltunggesetze, m.Anmerkgn. 
Geb. in Leinw. 1.50 ° 2, verm. u. verb. Aufl. (42 8.) $°. Cammin, Formazin 
Bodmann, Frhr. v., Geh. Oberregier. - R., Der & Knauff. 1.30 


Verwaltungsaktuar. Leitfaden zur Vorbereitg. auf die | 
Prüfg. der Verwaltungsaktuare, 2. Aufl, Durch- Nötel, 1. Laudesr., Handbuch f. die Verwaltung des 
gesehen v. Oberamtm, Jacob, (IV, 288 8.) gr. &%. Prov.-Verbandes Posen. Im amtl. Auftrage hrag. 
Karlsruhe, G. Braun’sche Hofbuchdr. 1. Bd. (Hauptbd.) (XVi, 1194 8.) gr. 85°. Posen, 
Geb, in Leinw. 2.80 | E. Rehfeld. Geb. in Leinw. 7.— 
ee ee Bi * 'Peitz, Rob. Red., Königl. sichsisches Gesetz, die 
führungsgesetz. (VI, 1798.) $°. Berlin, R. Schoetz 2... | Aufhebung der m. Apothekengerechtigkeiten ver- 
s — buudenen Verbietungsrechte betr., vom 24. VI. 1002, 
Goez, Dr. Karl, Wirkl. Staatsr., Die Verwaltungs- , Nebst e. Verzeichnis der Apotheken im Königr. 
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Sachsen, Text-Ausg. m. Einleitg., Begründgn. u. e. | leitg., Begründggn. u. e. Sachverzeichnis. (35 83 *. 
Sachverzeichnis. (20 8.) S. Flöha, A. Peitz & Sohn Flöha, A. Peitz & Solıu — 
-.75 Schmitz, Ludw., Personenstand u. — — 
Peitz, Rob., Red., Königl. sächsisches Gesetz die in Preussen. Sammlung der darauf Bezug hab, G- 
Ausdehnung der Verwaltungsrechtspflege nach dem setze, Verordngn., Ministerial-Erlasse u. Entscheiden. 
tiesetze vom 19. VII. 1900 auf kirchliche Angelegen- (124 u. 731 8.) gr. 5°. Eberswalde, H. Langewiesche 
heiten betr. vom 22. V. 1902. Nebst e. Verzeichnis , in Komm. 7.—; geb. in Leinw. 7.50; in Halbfrz. 3.50 
der Kirchen im Königr. Sachsen, Text-Ausg. m. Ein- | 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Funke, Ernst, u. Walth. Hering, exp. u. Schadensersatzpflicht * (II, 40 8.) gr. ®. 
Sekretäre, Die gerichtlichen Kosten des Verfahrens Grunewald-Berlin, Verlag der Arbeiter-Versorge. · 
vor dem Reichs - Versicherungsamt u. den Schieds- Verwaltungsberichte der Gewerbe-Aufsichts 
gerichten f. Arbeiterversicherung. Nach amtl.Quellen. beamten in Elsass-Lothringen f. 1901. (II, 119 8) 
(VIII. 219 8.) gr. 8‘. Berlin, A. Asher & Co. gr. 8°, Strassburg, E. d’Oleire 1.9 

geb. in Leinw. 380 Zuacher, Dr., Geh. Reg.-R., Die Arbeiter-Versicher- 

Jehle, J. @., Refer.-Hilfsarb., Wie schützt sich ung im Auslande, 16. Hft. Lex. $°. Grunewald- 
der Arbeiter bei Krankheiten, Unfällen, Invalidität Berlin, Verlag der Arbeiter-Versorgg., A. Troschel. 
un. im Alter gegen Noth u. der Arbeitgeber gegen 16. Rückblick u. Ausblick auf die Entwickelung 
die aus der Sozialgesetzgebung entspringende Haft- der Arbeiterversicherung iu Europa (25 S.) L— 


Finanzwissenschaft. Volkswirtschaftslehre. 


Arndt, Dr. P., Doz., Der Schutz der nationalen  Handelsberichte üb. das In- u. Ausland. Sonder- 


Arbeit. (3€ 8.) gr. 8°. Jena, G. Fischer —. 75 abdrücke aus dem im Beichsamt des Innern ba 
Benz, 6.,Pfr., Die sozialen Pflichten des Studenten. deutschen Handelsarchiv, I. Serie. Europa. Nr. 56 —5#. 

(32 8.) gr. 8", Basel, F. Reinhardt —.,50 gr. 8”. Berlin, E. S, Mittler & Sohn. — 
Bericht üb. Handel u. Industrie v. Berlin, nebst e. 56. Calais. (128.) —.15. — 57. Madrid. (35 8.) —.45 

Übersicht üb, die Wirksamkeit des Ältesten-Kollegiums | — 58. Middliesborough, (7 8.) —.10 

im J. 1901, erstattet v. den Ältesten der Kaufmann- | — dasselbe. IV. Serie. Amerika. Nr. 52 u. 33. gr. ®. 

schaft v. Berlin. 2. Tl. (1V, 234 8.) Fol. Berlin, Ebd. - x 

Puttkammer & Mühlbrecht. 2.50 32. Montevideo. (13 8.) —. DO. — 3. — 
Bibliothek der Volkswirtschaftslehre und Gesell- Staaten von Amerika. (48 8.) 


schaftewissenschaft. Begrlindet von F. Sföpel. Fort- Jahrbuch der Gehe-Stiftung zu Dresden. — 

geführt von R. Prager. XU. gr.$", Berlin, R.L. Prager , staatswissenschaftl. Vorträge, im Auftrag der Gebe 
XI. Kowaleirsky, M., Die ökonomische Entwick- | Stiftg. zu Dresden geh. VII. Bd. 5. Hfi. er. ®. 
lung Europas bis zum Beginn der kapitalistischen Dresden, v. Zahn & Jaensch. 


Wirtschaftsform. Mit Genehmigung des Verf. aus 6. Fuchs, Dr. Karl Johs., Prof., Die Grundprobleme 
dem Russ, übers, v. Lea Motzkin. II. Die Feuda- der deutschen Agrarpolitik in der Gegrnwart. 
lisierg. des Grundbesitzes in ökonom. Beziehg. Vortrag. (47 8.) 1% 
(V, 466 8.) 6.—; gen. .— Jahresbericht der Handels- u. Gewerbekammer 
Biermann, Dr. W. Ed,, Schacflle u. der Agraris- | f. Mittelfranken 1901. (X, 314 S. m. 6 Tab.) er. ® 
mus. (30 8.) gr. 8*. Bonn, Röhrscheid & Ebbecke —80 | | Nürnberg, J. L. Schraz in Komm. .— 


‚Jsnhresberieht der Handels- u. Gewerbekammer 
f. Unterfranken u. Aschaffenburg in Würzburg. 1: 

(VI, 224 8.) gr. 8°. Würzburg, Stahel’s Sort 2- 
ahresberichte der königl. preussischen De 
gierungs- u. Gewerberäte u, Bergbehörden f. 1@1 
Mit Tabellen u. Abbildgn. Amtliche Ausg. (LI, 67 &) 
gr. 8°. Berlin, R. v. Decker. 


Carlyle, Th,, Sozialpolitische Schriften. Aus — 
Engl. v. F. Bremer u. P. Seliger. 2 Bde. gr. 
Leipzig, O0. Wigand * — 

1. Kleinere sozialpolitische Schriften. (X, 293 8.) J 
2. Vom Tage des Gerichts, (389 8.) 

Charlburger, Osk., Was nıuss Jadermann v. der 

Feuerversicherung unbedingt wissen, um sich vor 


Schade u! (15 8 ’ ve 5.16; kart. 6.05; geb. in Leinw. 6.46 
Ulaer Sale. —— —————— aa “| 'Karup, Prof,, Gollmer u. Fiorschütz, DD, 


Conrad, Dr. J., Prof., Grundriss zum Studium « | Aus der Praxis der Gothaer Lebensversicherunge 
polltiec hen Ökonomie. 1. Tl.: Nationalökunomie. | dank. Versicherungs Statistisches u. -Medizinisches. 
4, ergänzte Aufl. (XVI, 3898.) gr. 8°. Jena, G. Fischer | Hrsg. vom Vorstand der Gothaer Lebensversicherungs- 
bank a. G. zur 75 Wiederkehr des Gründungstagrs der 


—; geb. 9,— i 
Dienst-Anweisung f. die Kassenbeamten der „‚Bank. (YIl, 520 8.) gr. 8%. Jens, G. Fischer 13.— 
Stadthaupt- u. der Stadtsparkasse in..... (15 5.) Kantsky, Karl, Die soziale Revolution. 1. Sozial- 
gr. 8”, Merseburg, J. Stollberg. — 30 reform u. soziale Revolution. (48 8.) 8”, — 


Doering, H., Rend., Geschichte der Spar- u. Leih- |, _Buchh. Vorwärts. 
kanse Giessen. ta $.) gr. 8°. Giessen, v. Münchow 3.— | Helles - Krauz, Dr. Casim. v., Prof. Die 


Forschungen, staats- u. sozialwissenschaftliche, — um.19. debelı. (95 5) Deziim, De. 4. 


_— it 
hrag. v. . Währungs-Verhält 
ganzen Reihe 95. u. 9. Hft.) gr. 8°. Leipzig, Duncker | nisse en ae Länder 
& Humblot. E grosse päischer 

6. Hecht, Dr. Fel., Die Mannheimer Banken 1870 | sn — (67 8) — Dar 
bis 1900. Beiträge zur prakt. Bankpolitik. (V, 1538.) stadt, A. Bergstraesser 15% 
3.80. — 7. Bernhard, Ludır,, Die Entstehung u. Martin, Marie, Sem.-Oberlebrerin, Die Frau als 
Entwicklung der Gedingeordnungen im deutschen Gehilfin bei 234 Zeitaufgaben. Vortrag. (4 & 








Bergrecht. (V, 74 8.) 1.80 öttingen, V recht —i# 
Grunzel, Dr. Jos., Über Kartelle. (VIII, 330 8.) a Mer — u An- 
gr. 8°. Leipzig, Duncker & Humblot. 6.80. jeitung zur Durchführung e. besonderen Gemeinde 


Handbuch der deutschen Aktien - Gesellschaften. Grundsteuer nach dem gemeinen Werthe des Grand- 
Jahrbuch der deutschen Börsen. Ausg. 1902/1008, besitzes, gemäss $$ 23, 24 des Communal-Abgaben- 
1. Bd. Nebst e. Anh,: Die deutschen u. ausländ. Gesetzes, nebst e. Anh. m. den gebräuchlichsten 
Staatspapiere sowie die übr, an deutschen Börsen- Formularen. (l4 S. m. 13 Formularen.) ua’ * 
plätzen notierten Fonds ete, 7., vollständig umgearb. Düsseldorf, L. Schwann 
z bedeutend verm. Aufl. (t "XIX, 1947 u. XIII. 435 8.) Rundschreiben, erlassen am 15. V. 1891 v. — 
ar, 8’. Leipzig, Verlag f. Börsen- u. Finanzliteratur serem heiligsten Vater Leo XIIL., durch 

Geb. in Leinw,. 25.— | Vorsehung Papst, üb. die Arbeiterfrage. (Deutsch 
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u. lateinisch.) (3. Abdr.) (85 8.) gr. 8°. Frei-' VerlL,andlungen,die, des 13. evangelisch-sozialen 
burg i. B., Herder — .80 Kongresses, abgeh. in Dortmund vom 21. bis 23. 

Saling’s Börsen - Papiere. 2. (finanzieller Tl. | V.1902. Nach dem stenograph. Protokoll. (III. 160 8.) 
Saling’s Börsen-Jahrbuch f. 1902/1908. Ein Hand- | . 8°, Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht 2.— 
buch f. Bankiers u. Kapitalisten. Bearb. v, Ernst | Wartmann, Dr. Herm., Industrie u. Handel 
Heinemann, Dr. B. Langheld, Th, Stegemann, (XIX, der Schweiz im 19, Jahrh. [Aus: ‚Die Schweiz im 
2136 8.) gr. 8°. Leipzig. Verlag f. Börsen- u. Finanz- 19. Jahrh.‘‘) (III, 104 S. m. 50 Abb: —* ) 2,58 8, 
literatur geb. in Leinw, 15.— Bern, A, Francke 

Sammlung nationsalökonomischer u. statistischer | Wohnungsfrage, die, u. das ARE " Eine 
Abhandlungen des staatewissenschaftlichen Seminars Samrolg. v. Abhandlgn. brag. vom Verein RBeichs- 
zu Halle a.d.8., hreg. v. Prof. Dr. Joh. Conrad. Wohnungsgesetz. 5. u 6. Hft. gr. 8%. Göttingen, 


83. Bd. gr 8". Jena, G. Fischer, Vandenhoeck & Ruprecht. 
3%. Prange, Dr. Otto, Die Theorie des Versicher- | 5 Stübben, Geh. Baur,, Die Bedeutung der Bau- 
ungswertes in der Feuerversicherung. Il. Tl. Die | ordnungen u. Bebaunvugspläns f. das Wohnnngs- 
Praxis der Versicherungswertermittelg. 1. Buch. wesen. Mit e. Literaturverzeichnisse, (55 8.) 1.— 
Die Ermittelg. des Versicherungswertes v. Bau- — 6, Seufemann, Dr. Karl, Die deutsche Woh- 
lichkeiten. (164 S. m. 1 Tab.) 5.— nungsstatistik, ibr gegenwärtiser Stand nu. ihre 
Sehriften des Vereins f. Socialpolitik. 99. Bd. gr. $®, Bedeutung f. die Wohnungsreform. (52 8.) 1,— 
Leipzig, Duncker & Humblot. Zolltarif f, Britisch-Ostindien. [Aus: „Deutsches 
9%, Untersuchungen üb, die Lage der Angestellten | Handels - Archiv‘'.) (8. 414—423.) gr. 4%. Berlin, 
u. Arbeiter in den Verkehrsgewerben. Hrag. vom E. 8. Mittler & Sohn — ,30 


Verein f. Socialpolitik. (XVI, 563 8. m. 1 Taf.) Zolltarife der 18 wichtigsten Handelsstaaten. 
12,60. Spezinlausgabe des II. TIs. des Export-Hand-Adress- 
Schwabe, Herm., Deutsche Zollpolitik II. (16 8.) buch v. Deutschland (internationales Welthandels- 
gr. $&%. Lnxemburg (Hotel de l’Europe), Selbst- Adressbuch) 1902/1908. 9. Ausg. (500 8.) gr. $. 
verlag —,50) Berlin, Lanbsch & Everth 5. ⸗ 


Statistik. 


Conrad, Dr. J., Proi , Grundriss zum Studium der Serie. I. Bd, (Ungarisch u. Deutsch.) Lex. 8, 
politischen Oekonomie. 4. Tl. gr. 5%, Jena, G. Fischer. Budapest, F, Kiliän’s Nachf, Geb. in Leinw. 


4. Statistik, 1. TI. : Die Geschichte u. Theorie der 1. Volkezählung in den Ländern der ungarischen 

Statistik. Die Bevölkerungsstatistik. 2, ergänzte Krone vom J. 1900. 1. Tl. Allgemeine Beschreibg. 

Aufl. (VID, 182 8.) 4.—. der Bevölkerg. nach Gemeinden. (X, 45 u. 6098.) 
Handbneh, statistisches, f Elsass - Lothringen. 6.—. 


Hrsg. vom statist. Bureau des kaiserl. Ministeriums Nachrichten, statistische, v. den Eisenbahnen 
f. Elsass - Lothringen. 1902. (IV, XVII, 776 8.) des Vereins deutscher Eisenbahn-Verwaltungen f.d. 
er. 8. Strassburg, Strassburger Druckerei u. Ver- Rechnungsj. 1900. Hreg. v. der geschäftsführ. Ver- 
lagsanstalt 30.— waltg. des Vereins, 51. Jahrg. (255 8.) Fol. Berlin, 
Hübner*’s OÖ. geogrsphisch - statistische Tabellen A. Nauck & Co. kart. 12,50 
aller Länder der Erde. 51. Ausg. f. d. J. 102. Statistik der Ausverkäufe im J. 1901. Zusammen- 
Hrsg. v. Hofr. Prof. Dr, Fr. v, Juraschek, (VII, gestellt vom statist. Departement im k. k. Handels- 
06 8.) qu. 8”. Frankfurt a.M., H. Keller kart. 1.50 ministerium. (17 8.) gr. 4”. Wien, Hof- u, Staats- 


— »tatistische Tafel aller Länder der Erde, 51. Aufl. druckerei —.60 
f. 1902. Hrsg. v. Hofr. Prof. Dr. Fr. v. Juraschek, — der in den im Reichsrate vertretenen König- 
Imp. Fol. Ebd. —.60 reichen u. Ländern im Betriebe gestandenen elek- 


Jahrbuch f. bremische Statistik. Hrsg. vom brem. trischen Eisenbahnen, Drahtseilbahnen u. Tramways 
statiet. Amt. Jahrg. 1001. 1. Hft. Zur Statistik des ın. Pferdebetrieb f. d. J. 1900. Bearb, im statist. 
Schiffs- u. Warenverkehrs im J. 1901. (VIIL, 322 8.) Departement im k.k. Eisenbahn-Ministerium. (V, 
gr. ®©, Bremen. G. A. v. Halem kart. 7.50 113 8.) gr. 4°. Wien, Hof- u, Staatsdruckerei 2. — 

Jahrbuch statistisches, f. das Deutsche Reich. Statistik des auswärtigen Handels des üster- 
Hrsg. vom kaiserl. statist. Amt. 23. Jahrg. 1902, reichisch-ungarischen Zollgebiete im J. 1901. Verf. 
(VIL, 254 S. m. 4 'lfarb.) Taf.) gr. W. Berlin, u. hrag. vom statist. Departement im k. k. Handels- 


Puttkammer & Mühlbrecht kart. 2, — ministerium. I. Bd. 2 Abtlgn. Lex. $°%. Wien, 

Jahrbücher, württembergische, f. Statistik u. Hof- u. Stautsdruckerei je 4.— 
Landeskunde. Hrsg. v. dem k. statist. Landesanıt. 1. 1. Hauptergebnisse. — Hafenverkehr. (XXXI, 
Jahrg. 1901. 4 Hfte. (1. Hft. V, XXIII, 274 S. m. 5608) 4—. — I, 2. Gesamt - Ein- u, Ausfuhr, 
1 farb. Karte.) gr. 4". Stuttgart, W. Kohlhammer Verkehr m. den einzelnen Staaten u. Gebieten. 
in Komm, 3.— (VI, 748) 4—. 


Mitteilungen des ——— statistischen Amts Statistik des Deutschen Reichs. Hrag. vom kaiserl. 
im J. 1902. Nr. 2. gr. 5 Bremen, G. A. v. Halem statist. Amt, Neue Folge, 148. Bd. Imp. 4°. Berlin, 
2. Bühmert, Dr. W X "Beiträge zur bremischen Puttkammer & Mühlbrecht. 
Wohnungsstatistik. (16 8.) —.70. 148. Streiks u. Aussperrungen im J. 1901. (II, 80, 
Mitteilungen, statistische, üb. Steiermark. Hrsg. 57 u. 169 8.) 2—. 
vom statist. Landesamte des Herzogt. Steiermark. Statistik, österreichische. Hreg, v. der k.k. statist. 
10. Hft. Lex. 9°. Graz, Leuschner & Lubenaky in Central-Commission. 58. Bd. II. Hft. Imp. 4%, 


Komm. Wien, ©. Gerold’s Sohn in Komm, 
10. Besitz- u. Schuldverhältnisse, ländliche, in III. Ergebnisse, die. der Strafrechtspflege im J. 
27 Gemeinden Steiermarks, Erhebung, durchge- 1897. 3. Hft, der „Statistik der Rechtspflege‘ f. 
führt vom statist. Landesamte v. Steiermark unter d.J. 1897. Bearb, v. dem Bureau der k. k. statist. 
der Leitg. v. Dir. Prof. Dr. Ernst Mischler. 2. TL: Central - Commission unter Mitwirkg. des k. k. 
Die Schuldverhältnisse,. (VIII, 123 8.) 2—. Justiz-Ministeriums. (II, IL, XLV, 209 8.) 6.—. 
Mitteilungen, ungarische statistische. Im Auf- — dasselbe», 60. Bd. IN. Hit. 1. Abt. Iımp. 4%. Ebd. 
trage des kön. ungar. Handelsministers verf. u, hreg. II, 1. Viehzählung, die, vom 31, XII, 1900, 1. Abth.: 
durch das kön. ungur, statist. Zentralamt. Neue Summarische Ergebnisse, (III, 95 8.) 2.80. 
Politik. 
Heiner, Dr. Frz., Der sog. Toleranzantrag od. üb, die Religionstbg. in Deutschland. (VII, 515 8.) 
Gesetzentwurf üb, die Freiheit der Religionsübung gr. 8°, Mainz, F. Kirchheim 5.⸗ 


im Deutschen Reiche, enth. die betr. Reichstags- u. Schlechtendahl, &. A., Ist das Zentrum e. Ge- 
Kommissiorsverhandlen., nebst e. Zusammeustellg. fahr f. das Deutsche Reich? Vortrag. (16 8.) Br. 8. 
der besteh,. Reichs-, Bundes- u, Landergasetzgebgn. München, J. F. Lehmann’s Verl, — % 
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Varia. 
Autonomieprojekt, das, v. 1901 des vereinigten recht, Verwaltungsrecht, Völkerrecht, Kircbenrecht 
deutsch - italienischen Landtags - Comites in seiner (DI, 54 8.) 
öffentlichen Erörterung. Ein Beitrag zur Landesge- Potoenjak, Dr. Franko, gex. Landtagsshg 
schichte, (47 8.) gr. 9. Bozen, A. Auer & Co -,60 Aus dem Lande der Rechtslosigkeit u Demoralisation 
Blankenfeld, A., Unser Bundesgenosse im Süden. od. der Statthalter des Königs — e. gemeine B- 
(80 8.) gr. 8". Berlin, Fussinger l.— | trüger. (28 8.) gr. 8°. Laibach, \. v. Kleinmayr & F 
Gedanken üb. die gegenwärtige Lage Russlands. Bamberg — Mh 
Von *,*, Geheimrat, (In russ, Sprache.) (30 8.) gr. $. | Schwab. Dr. Rud,, Der deutsche Nationalvertz, 
Berlin, B. Behr's Verl. 1— seine Entstehung u. sein Wirken. V, 113 8.) gr.» 
Jung, Dr. Emil, Kadfahrseuche un. Automobilen- Berlin, G. Reimer 1- 
Unfug. Ein Beitrag zum Recht auf Ruhe, (47 8.) Selbstherrschatt, Burenukratismus ı 
&%, München, A. Schupp —.60 Landstände. (In russ. Sprache) (48) 2 
Kampf, der, um das Deutschtum. (Hreg. vom All- Berlin, F. Gottheiner 1- 


deutschen Verbande.) 19. Hft. gr. 5°. München, J. F. | „Sperrliugsleben‘ aus dem ‚badischen Kulter 
Lehmann's Verl. | kampf‘ von 1874/76, gepfffen zu Nutz u. Tritt 
1%, Jung, Dr. Emil, ehem. Insp., Das Deutschtum | 3. neu durchgeseh, Aufl. (VII, 102 8.) * at 1 

in Australien u. Ozeanien. (86. 8.) Einzelpr. 1.40; | H. Zuschneid 
Vorzugspr. 1.—  Stehlik, R. K., Deutsch-böhmischer — 
Lasterburg, Otto, gew. Arbeitersekr, Christen- | f. die — — Ein Conversationsbac { 


tum, Arbeiterschaft u. soziale Frage Referat. (328.) Juristen. (VII, ? 8.) 12’. Wien, Manz i- 
gr. 89’, Basel, F. Reinhardt — 50 völdernderif, Dr. Otto Frhr. v.,, Vom Reis 
Posener, Dr. Paul, Examensfragen f. Rechts- kanzler Fürsten v. Hohenlohe. Erinnerungen. Wi 
kandidaten. II. Abteilg. 1. u. 2. Hft, 12°, Broslau, 2 Portr. u. 1 Fksm. (Aus: „Allgem. Zeitg., Beilage" | 
W. Koebner. Je — 50 (IV, 578.) gr. 8’, München, Verlag der Allemens 
1, Prozessrecht u. Strafrecht. ı III, 528.) — 2.Staats- Zeitg. 14 








J Schweiger Sortiment urthut senier) Münden 


Karlsplag 29, nähft dem Juſtizpalaſt. = 


Buchhandlung * Antiquariat * Leihinftitut 
für 
Redhts: und Staatswiſſenſchaften. 


— Kataloge * Bedingungen * Toftenlos. == 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Soeben ist erschienen 


Verhandlungen 
des Verbandes Bayerischer Arbeitsnachweise Nr. I: 


Verhandlungen der I. Verbandsversammlung und Arbeitsnachweiskonferenz 
am 26. und 27. Mai 1902 in München. 


[Arbeitslosenzählung — Statistik der Arbeitsnachweise — Ländliche Arbeit= 

vermittlung — Örtliche Centralisierung (Facharbeitsnachweise) — Wie kann dem 

Umschauen der Arbeitssuchenden entgegengetreten werden — Die Leistungen 
des Staates auf dem Gebiete der gemeindlichen Arbeitsvermittlung.) 


gr. 8°. (11 Bogen.) Broschiert Mk. 2.80. 





a 





Prrlan von C. T. Birfchfeld in Teipzig. 


As Straigeletbud) für das Jeufſche Reich 


nebſt dem Einführungsgeſetze 


herausgegeben und erläutert von 


Dr. Reinhard Frank, 


Profeſſor der Rechte in Tübingen 
Zweite, neu bearbeitete Auflage. 


Preis ME. 9.—, in elegantem Halbfranzeinband ME. 1152. — 








J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München Karlsplatz 29 


Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und Staatswissenschaften. 











Soeben ist erschienen: 


1 j or enthaltend: Rechtswissen- 
Antiquariatskataloe Nr. 36 u.a: die Biiothck 
des + kgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. ca. 5000 Nummern. 


An tiquariatskatal 0g Nr. 3 7 enthaltend: Yolkswirtschaft, 


Finanzwissenschaft, Sozialis- 
mus, Statistik. 1500 Nummern. 


Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 







I. Schweiger Verlag aurthur setier, München 


Soeben erſchien: 





Dr. Hans Groß, 
o. ö. Profeflor des Strafrehts an der Deutſchen Iniverfität Prag, 


Die Erforfcnng des Sachverhalts 


Arafbarer Handlungen. 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizei: und Sicherheitsdienites 
des Deutichen Reichs. 
gr. 8", (12° Bog.) in Ganzleinen geb. Mt. 2.50, 


Landgerichtsrat M. in der Augsburger Abendzeitung v. 16. 8. 1902: 

+ Diefe böchſt inftruftive Darftellung gliedert fi in einen allgemeinen u. befonderen 
Theil nad den einzelnen NReaten, berunter bis zu Unfällen bei großen Betrieben, und ift_eine 
unerichöpiliche Kundarube, ein ficherer Ratgeber, und ein micht boch venug zu ſchätzendes Hilfs- 
mittel auf dem Gebiete der Kriminaliftil, Das Buch follte bei feinem deuiſchen Polizeis und Sicher: 
beiisorgan feblen. 





Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 





Kornzoll, Kornpreis und Arbeitslohn. 


Ein Beitrag zur Handelspolitik und zur Lehre vom Arbeitslehn. 


Von Arthur Schulz. 
1%2. Preis 3.20 Mk. 


Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des Deutschen Reiches. 
Von Philipp Lotmar. 
Erster Band. 1902. Preis 18 Mk.; gebunden 21 Mk. 


Die handelspolitischen Beziehungen Österreich-Ungarns zu den 
Ländern an der unteren Donau. 


Von Karl Grünberg. 
1902. Preis 6.60 Mk. 


Geschichte Bismareks. 
Von Max Lenz. 
1902. Preis 6.40 Mk.; gebunden 8 Mk. 


€. 5. Bed’iche Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 


Neuigkeiten: 


Dr. Philipp Allfeld, ord. Profefior der Rechte in Erlangen: Kommentar ya 
den Geſetzen vom 19, Juni 1901, betr. dad Urheberreht am Werten 
der Litteratur und der Zontumit, nud über Dad Verlage: 
recht, fowie zu den internationalen Verträgen zum Schutze deö Urheberrechte. 
36'/s Bog. 8%. Geb. I M. 

Dr. jur. Paul Merkel, Privatdozent an der Univerfität Marburg: Die Urkunde 
im Deutſchen Strafrecht. Eine hiſtoriſche und kritiih-dogmatiiche Unter: 
juhung. 32 Bog. 80. Geheftet 12 M. 

Dr. Robert Piloty, Profeflor der Rechte in Würzburg: Arbeiterverſiche— 
rungögeiete. Texrtausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und den widtigften 
Ausführungsvorihriiten. Zweite, vollftändig nmgearbeitete Auflage. 

Bd. I: Invalidenverfiherungsgejet vom 13. Juli 1899, 33/2 Bog. H. 8°. Geb. 3,0 Mt 

Bd. II: ge ———— etze vom 30. Juni 1900. 42%. Bog. fi’ 

ed, 44 . 


Dr. 6. Sartorius. o. Prof. d. Rechte in Greifäwald: Aommentar zum 
Perionenitandsgeiet in der vom 1. Januar 1900 an geltenden Faltung 
ſowie zu den anf die Eheſchließung bezüglichen Beftimmungen des B.GB. unter 
Berüdjihtigung der Ausführungsbeitimmungen jämtliher Bundesitaaten. XXL. 
548 ©. 8°. Geh. 9 ME; geb. 10 Mt. 


K. Schneider, Oberlandesgerihtsrat in Stettin: Zren and Glanben im Rechte der 
Schuldverhältnifie ded Bürgerl. Geſetzbuches. 15° Bog. gr. 8”. Geh. 5,50 Mi 
Dr. Lothar Senffert, o. ö. Prof. der Rechte in Münden: Kommentar zur 
Givilprozehkorpnung. Achte, neu bearbeitete Auflage. 3. Lieferung 


(SS 511— 798). Geh. I ME. 20 Pi. ISd. I 1. u. 2, Lief., entbaltend die 88 1-51) 
Geb. 14 ME. 50 Pf. Geb. 16 ME. 50 Pf ; die 4. ShlußrLief. eriheint baldınöglidiit. 
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RAIN 
LEXIKON 


NEUE REVIDIERTE 


Beiter Behelf 


Meikel, Georg, 


£jl. Umtsrichter in Münden. 


dns Vürgerliche Geſetzbuch 


für das Deutſche Reich nebſt Ein— 
führungsgeich 
mit Wiedergabe der ver- 
wiejenen Paragraphen und 
ausführlidem Sadregiite r. 
Auf gutem Druchk⸗Papier im ar. 5° 
Format in Ganzleinen geb. M.3. 60. 
Die für die Praris außerordent— 
(ich wertvolle 


Ausgabe auf Schreibpapier 


mit breiten Nändern erfreut ſich all— 
gemeiner Beliebtheit. Format des 
Reichögeiegblattes. Geb. ME, 6.—. 

Gerade jest, wo die eriten Recht— 
fpredungen der oberiten Gerichtsböfe auf 
(rund des B.8.2, vorliegen, kit für jeden 
praßtiichen Auriiten die Zelt zum banıd« 
schriftlichen Ein- und Nachtragen gelommen. 
Nach dem Urteil zablreider mafgebender 
Fachleute ift die Meitel' ſche Bearbeitung 
die beauemite Ausgabe zum Vachtragen der 
Andifatur 2. und ald foldde meit verbreitet. 


UBILÄUMS-AUSGABE 


VIII. BAND 
ERSCHIEN 
SOEBEN à M. 12. 


J Schweißer Verlag (Arthur Sellier) 
Münden. 





in der Praxis! 


3. Schweißer Derlag (Arthur Sellier) München 


> 





Soeben erſchienen: 


Jojef Heumiller, 


Rat am fgl. Zandgerihte Münden T. 


Civilprozeßordnung 
für das Deutſche Reich. 


In der Faſſung des R.G. . vom 17. V. 1898 nad der Bekanntmachung vom 
20. V. 1898. Bandausgabe mit Erläuterungen unter bejonderer Berückſichtigung 
der Bayerischen Geietgebung und Rechtspflege nebft einem Anhange, enthaltend das 
Gerihtöverfaiiungsgejeß, die Koſtengeſetze und jonftige wichtige Nebengeiege. 












1/3. Liefg.. 25 Bogen. Ler.»5°. ME. 9.— 
DB Mit der aläbald eriheinenden 4. Lieferung findet das jeden 


bayeriihen Praktiker wiiltommene Werk jeinen Abichlun. ng 
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Rundschau für den || Helwingsche 
N AF H deutschen Juristenstand || Verlagsbuch- 
® Herausgeber: handlung, * 


_ Dr. Hs. Th. Soergel, Freilassing Il Hannover, * 


Vierteljährlich 6 Nummern, 20—28 Seiten. gr. 4°. Mk. 3.50. 
Abonnements bei allen Buchhandlungen und Postanstalten. 





== Regelmässige Berichterstattung über die Rechtsprechung des = 


ses Bayr. Obersten Landesgerichts. 


Probenummern und Prospektheft umsonst! 





Deutscher Juristentag 1902. 


Repertorium der im „Recht“ erschienenen Aufsätze zu den in 
Aussicht genommenen Verhandlungsgegenständen. 


Zweckmässigkeit von Zwischenprüfungen: 


Die neue Entwickelung des Rechtsstudiums im Deutschen Reich, besonders in Preussen. 
(Geh, Justizrat, Univ.-Prof. Dr. L. von Bar, Göttingen . . Jahrg. IV S. * 
Ueber akademischen Rechtsunterricht. (Univ.-Professor Dr. Rud. St ammie r, Halle) . WE, 2 


Ausdehnung der Haftpflicht auf Fahrzeuge, die unabhängig von ‚Schienensträngen auf 
öffentlichen Strassen durch elementare Kraft fortbewegt werden: 


Vorschlag zu einem Gesetz betreffs Automobile und Fahrräder, (Oberlandesgerichtsrat a. D. 


Ww.Ch. Fraucke, Hannover) . n . i . : . Jahre. V 8. 5» 
Zur Ausdehnung der Haftpflicht auf Automobil- und Radfahrer. — G. Wirth, 

Mülhausen 1. E.) „. N. 0 
Kraftfahrzeuge und Reichsgesetzgebung. (Amtarichter w. Coermann, " Muihausen i. =). “ m, 58 


Vorschläge für Revision des Strafgesetzbuchs: 
Nochmals zur Berufungsfrage in Strafsachen. (Amtsgerichtsrat Dr. Menzen, Fraukfurta.M.) Jahre. ITS. 7 


Strafrechtliche Fragen. (Stastsanwaltschaftsrat Leggemann, Düsseldorf) . * 12 

Eine Bemerkung zu dem —— vom 20, Mai 1898, betr. die Entschädigung der im W ieder- 
aufnahmeverfahren gesprochenen Personen. (Referendar W. Kuhbier, Calma.W.) a. wu Mi 

Strafvollzug und Strafsystem der Zukunft, (Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin) , F . * in. (he 


Strafrechtliche Fragen. (Rechtsanwalt Dr. Horch, Mainz) x * I > 
Zur Revision des Strafrechts. Entwurf eines Gesetzen, betr. Geldstrafe und "geschärfte 

Strafhaft. (Landgerichtsrat Univers.-Prof. Dr. Medem, Greifswald). (Erschien als 

Sonderabdruck, Preis 1.— Mk.) . > * = 
Die Bestrafung des Diebstahls und der Unters« rschlagung. (Landrichter a. D. Ernst M u mm, 


Altona) A . 5 * v.»> 
Zur Abänderung des Strafgesetzbuchs. (Landrichter [7 D p le er, Metz) A F . A ir 2 
Zur Reform der Geldstrafe. Rechtsanwalt Dr. Friedrichs, Kiel) . . r —— 
Einige Fragen aus der Strafrechtspflege. (Landgerichtsrat K arl Meyer, Landshut) R * * 
Reformbedürftigkeit der Untersuchungshaft. (Landrichter Bozi, Bielefeld) ; e nn AR 
Die Anrechnung der Detentionszeit in einer Irrenanstalt auf die Strafzeit. (Referendar 

Dr. Alfred Mares, Göttingen) u vı . ı3% 


Fort mit den Zuchthäusern und Ge fängnissen ! Zur Reform des Strufvollzugs. (Rechts- 
anwalt Ludwig Zoeller, Kaiserslautern) R . * PP 


Duldung ‚„‚konzessionierter Herbergen‘‘ in Hamburg, (Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin) . er m 
Ist der Zeitpunkt für eine Neubearbeitung des Strafrechts gekommen” (Landgerichtarat 

Baul, DESBM): u... voLe, ee a a a 
Zur Reform des Strafprozesses. (Landgerichtsrat Oppler, Metz) . . . . . u on ih 


Abgrenzung von Richterrecht und Parteibetrieb im Civilprozess: 


Vier Jahre des österreichischen Civilprozesses in der Praxia. — — 

Dr. Heinrich Katz, Salzburg) R . R . Jahrg. VI 8.57, © IB 
Die Abgrenzung von Richterree ht und Parteibetrieb im Civilprozens, (Oberlandes- 

gerichtsrat Dr, Koll, Köln) ü R . . . . PR Er * 
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AUIMMONL 


weitaus beste Schnellschreibmaschine, 


IT 
URN ke (Zr 
ER 


Schnelligkeit«srekord: 13 Buchstaben in einer Sekunde (203 engl. 
Wörter in einer Minute, In 10 Sekunden ganzer Schriftsatz 
auswechselbar, daher mit einer Maschine alle Sprachen und Schriftarten 
schreibbar. 

Grösste Dauerhaftigkeit: Viele Maschinen in ldjähriger starker Ver- 
wendung noch tadellos und schönste Schrift liefernd. 

Riesige Verbreitung: Pensylvania-Eisenbahn-Ges. 500 Maschinen, Friedr. 
Krupp, Essen, 100, Prager Eis.-Ind.-Ges. 125 und Tausende erster deutscher 
Firmen. In Verwendung bei Reichs-, Staats-, Provinzial- und Kommunal- 
Behörden und Instituten, worüber glänzende Zeugnisse vorliegen. 

Prof. Dr. Mehmke an der techn. Hochschule in Stuttgart (selbst seit 1887 
eine Hammond verwendend) urteilt: „Nach meinem Dafürhalten wird die 
Hammond inihrer jetzigenGestalt von keiner anderen Schreibmaschineerreicht.“ 


Kostenlose Vorführung und nach Auswärts Probesendung. Prospekte u. Schriftproben gratis u. franko. 
Alleinverkauf für Deutschland, ÖOesterreich-Ungarn und die Schweiz: 


Ferdinand Schrey, Berlin $W. 19, Wien I., Hamburg. 





J. Schweitzer Verlag (Arınur senier, München 








K. Maenner, 
kgl. Oberlandesgerichtsrath in Zweibrücken. 


Das Recht der Grundstücke 


nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das Deutsche Reich. 


gr. 8°. (VIII, 408 8) 189. 
Broschiert Mk. 9.—, in Halbfranz gebd. Mk. IL—. 


„Maenner's Recht der Grundstücke entstammt zum Theil 
aus Vorträgen, die der Verfasser als Grundbuchaufsichtebsamter 
zu halten hatte. Allein es ist eine vollständige syste- 
matische Bearbeitung des ganzen Sachenrechtes des 
Bürgerlichen Gesetzbuches geworden, die vor Allem 
bestimmt ist, den Bedürfnissen der Praxis zu dienen. Es enthält 
also mehr, als der Titel sagt, und gibt, was so manchem Buche 
fehlt, das jetzt über das neue Recht entsteht und bald wieder 
vergeht, dem, der es beim praktischen Gebrauchs oder beim 
Studium benützt, etwas Eigenes: die völlige Verarbeitung des 
Rechtsstoffes durch den erfahrenen Praktiker. Wir könnten 
dieser einheitlichen Darstellung des Sachenrechtes, 
des Rechtes derGrundbuchordnung und derReichs- 
subhastsationsordnung nichts Besseres an die Seite 
stellen.‘ 


(Landger.-Rath M. in d, Augsburger Abendzeitung.) 


Karl Meyer, 


k. Landgerichtsrath in Landahut. 


Die Konkursordnung 
für das Deutsche Reich 


nebst 


den zugehörigen Einführungsgesetzen 
und das Reichsgesetz, 
betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners ausserhalb des Konkursverfahrens 


nn. ja der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mal 1898, — — 
Handausgabe 


mit Erläuterungen, ausführlichem Sachregister und 
einem Anhang, enthaltend die konkursrechtlichen Be- 
stimmungen des Genossenschaf tzes, und des Ge- 
setzes, betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
eine vergleichende Zusammenstellung der Paragraphen- 
folge deralten und neuen Konkursordnung und Formulare. 
8°, (VIII, 459 8.). 1899. In Ganzleinen gebunden Mk. 6.—. 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Das 


ar uristische Spezial-Sortiment 
Die gesamten Materialien — 


das Bürgerliche Gesetzbuch und 


seine Nebengesetze betr. bayerischen Struppe & Winckler 
Gesetzen und Verordnungen 


nebst den 





on 


Berlin, Dorotheenstr. 52 


. — bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 

einschlägigen Ministerialerlassen teile. Prospekt bitten zu verlangen, 
herausgegeben von auch den unserer den grössten An- 

forderungen genügenden 


Juristischen Mietbücherei. 


Dr. Heinr. Becher, 


kgl. Landgerichtsrath in München. 


In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62. —. 


Soergel, Rechtſprechung 


Die gesamte Kritik erschienene Werk 
bezeichnet das soeben in — Auflage einstimmia als 


| (195, unentbehrlich für jeden Juristen. ' Geyunden m. o— 


En — — — — — —— 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 





1900 
1901 








J. Schweitzer Verlag (Artur Senier München 


aftpflichtrecht und Reichs- 
versicherungs-Gesetzgebung 


2. völlig umgearbeitete Auflage. 


Herausgegeben von 


Dr. jur. Ludwig Lass, und Dr. jur. Rudolf Maier, 


Kais, Reg.-Rat a, R.-V,-A, und Professor Rechtsanwalt in München u 
a, d, Univ, Berlin. Syndik. mehrerer Versich.-Gesellach. 


gr. 8°. (XX, 303 S.). Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20. 


Allgemeine Zeitung: 


* . Sowohl für den Juristen als für den Laien ist das Werk von holum Wert, da 
es über aller in dieses weite Gebiet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt, Die beiden 
Verfasser arbeiten bereits jahrelang praktisch im Versicherungswesen nnd waren umsomehr 
berufen, «sich au die schwierige Aufgabe zu wagen; sie haben dieselbe vorzüglich gelöst 





3. Schweißer Derlag (arthur Sellier) Münden 














Nachftehende Novitäten gelangten foeben zur Ausgabe: 


rankenburger, Dr. heinrich handelsgeſetzbuch 


Rechtsanwalt in München für das Deutſche Reich 


(mit Ausnahme des Seerechts (nebſt dem Einführungsgeſetze. 
Handausgabe mit Erläuterungen und ausführlichem Sachregiſter. 
2. vollſtändig umgearbeitete Auflage. 8°. (46 Bog.) in 
Ganzleinen gebd. Dit, 8.60. 


Die Borzüge, melde der 1. Auflage eine jo. raſche Einbürgerung in ber 
Praxis verihafiten, hat die Neubearbeitung in noch weit höherem Maße aufzuweiſen 


eo, Dr. martin, Deutſches Seehandelstecht 


Rechtsanwalt in (Handelsgeſetzbuch: Buch IV, Seehandel, in 

Hamburg der Faſſung vom 10. V. 1897 und des Ab— 
änderungsgeſetzes vom 2. VI. 1902) nebſt einem Anhang ent: 
haltend die Neben geiehe. Handausgabe mit Erläuterungen u. 
ausführlichen Sachregifter. 1/2. Lieferung. (5 Bog.) 8°. ME. 2.40. 


Das vorliegende Wert enthält, ald Fortfegung zu Frankenburgers Hand— 
ausgabe des Handelsgejepbuces geichrieben, in gleicher kurzer, aber die wichtigiten 
Punkte und namentlich die Hauptergebnifle der Rehtiprehung berüdjihtigender 
Weile eine Ausgabe des vierten Buches des _Dandelögejegbuces, und zwar 
unter Einfügung der jüngjt mit der neuen Ceemanndordnung beidlofienen 
Abänderungen. 

Außer dem vierten Buche des Handelägejepbuchs find die für das Seeredht 
wichtigjten Mebengeiege mitaufgenommen. In erſter Linie jelbjtredend die neue 
Seemaundordnung, dann das Flag ageureatögelen in feiner erjt vor furzem 
abgeänderten neueiten Faſſung, die Gollifionsverordnung, die Strandungs: 
ordnung u. A.m. Mit der Scemanndordnung werden auch die mit ihr gleich» 
ae verabſchiedeten Gejege: Das —— und das über die 
Stellenvermittelung für Seeleute abgedrudt. 





efele, — — Das Gewerbe⸗ Unfallver⸗ 
qerungegeſetz und das 


Arbeiterv erficher ung in) Rleberbanten Bau Unfal verfiherunsgejet nad) 
dem Gejeße betr. die Abänderung der Unfallverfiherungsgeiege vom 
30. Juni 1900. gr. 8°. (28 Bog.) in Ganzleinen geb. ME. 10.— 


Der fgl. Reg.:Rat F. X. Defele bat in der vorliegenden ——— 
des Gewerbe- und Bau— Unfallverſicherungsgeſetzes nach dem 
Abänderungsgeſetze vom 30. Juni 1900 einen ſehr ausführlichen Kommentar 
geſchaffen. Die überſichthiche Gruppierung der an der Hand der Geſetzes⸗ 
auellen, der Literatur und der umfaſſenden Rechtsſprechung der Verſicherungs— 
ämter bearbeiteten, eingehenden Erläuterungen bietet einen bejonderen 
Vorzug diejes Kommentars. Er wird dadurd in hervorragender Weiſe geeignet 
jowohl zum Studium der Gejege, wie auch in&bejondere zum praftiiden 
Gebrauch jeitend der mit dem Vollzuge der Geſetze betrauten Behörden 
und berufsgenoijenjhaftliden Organe. 
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Jaeger, BOB. & 


mit Nebengejegen und einem Gejamtregifter 
=> für den akademiſchen und praftiichen Gebrauch. —— 


Erihienen find die Ausgaben für: 






















Das Deutihe Reich 30 Reichsgeſetze 
——— ©.) In Ganzleinen geb. 


Das Königreich Preußen 70 Geſetze 
(VIIL, 1408 ©.) In Halbfranz gebd. 
Mt. 1.—. 


Das Königreidh Bayern 60 Geſetze 
(VII, 1376 ©.) In Halbfranz gebb. 
Mt. 19.50. 


Das Königreich Sachſen 70 Geſetze 
ua 1370 ©.) Im Halbfranz geb. 


Das Großherzogtum Baden 70@ejee 


(VIII, 1330 ©.) Im Halbfranz gebb. 
Mt. 11.—. 


Die Reihslande Elſaß-Lothringen 


65 Gejeße. (VIII, 1289 ©) In Halbe 
franz gebunden Mt. 11.— 


Die Ausgaben —— ſich durch praltiſche Anlage, korrelten Geſetzes⸗ 
großen, deutlichen * elegante Ausſtattung und außerordentlich 

bi ligen reis aus. Sie erfreuen ſich infolgedeflen in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten dem Studierenden empfohlen. 








3. Schweißer Verlag (Arthur Seltier) München 
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9. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. 9. in Berlin. 











Die Novelle vom 17./20. Mai 1598 


und bie 


künftige Civilproceßreform 


Zohann Chriſtoph Schmark, 


a. o. Vrofeſſor der Rechte an der Univerfität Berlin. 
gr. 8°. Preis gebunden 4 Mart. 


Guttentag’ihe Sammlung Dentfcher Beichsgefebe 


u. Das Weingefek 


vom 24. Mai 1901. 
Mit den ergangenen Ausführungsbeftimmungen 
erläutert von 
Dr. Georg Zebbin. 
Taſchenformat, geb. in ganz Leinen Preis 1 ME. 50 Pr. 


3. 3. Heines Verlag in Berlin W. 35. 
Der Kommentar zur 


BRonknrsordnnuug 


bon 


Prof. Dr. Ernft Iaeger 
Du vollitändin ug 


vor. Preis des kompl. Wertes Mi. 17.50, 
eleg. in Halbfrz. geb. Mt. 19.50. 


NB. Diefer Kommentar ift Seitens des Königl. Banerifhen Minifteriums 
der Juftiz zum Dienftgebraud für ſämmtliche Gerichte angefchafft worden. 
Am Schlufje einer Kritit im „Archiv f. bürgerl. Recht“ heikt es: 


Ich bin gemeigt, dem in jeder Beziehung vortrefflichen Werke Jaegers 
„unter allen Kommentaren wegen jeiner Ausführlichleit, ſtrengſte Wiſſen⸗ 


„Ihaftlicheit mit praftiihem Tafte und großer Ueberfichtlichfeit verbindender 
„Darftellungsweiie den erſten Plaß einzuräumen.“ 


3. 3. Beines Verlag in Berlin W. 35. 








liegt nunmehr 





Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie, G. m. b. H., München-Freising. 


Literarische 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. | 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der Herren Professoren Dr. Ernst Jaeger 
in Würzburg, Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 


herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 








Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 
der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 
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XV. 
Jahrgang 


192 
Nr. 10 











Bürgerliches Recht. 


1. Cohn, Dr. &g., Prof., Neue Rechtsgüter. 
Das Recht am eigenen Namen. 


Recht am eigenen Bilde. KRektorats- 
rede. 8°. (58 S.). Berlin (Otto Lieb- 
mann) 1.50 


Zwei ebenso interessante als zeitgemässe 
Fragen sind in dieser durch mustergültige 
Sprache ausgezeichneten Rektoratsrede be- 
handelt: das Recht am eigenen Namen und 
das Recht am eigenen Bilde. Die Ausführ- 
ungen sind höchst anregend und beruhen, 
wie die fast überreichlichen Citate be- 
kunden, auf der Verarbeitung eines ge 
waltigen Materials. 


2. Gerhard, Steph., Rechtsanw., Die gel- 
tenden preussischen Gesindeordnungen. 


Das 


3. Jacobi, Dr. Herbert, Der Schadensersatz 
wegen Nichterfüllung nach $8 325, 326, 
B.-G.-B., unter besonderer Berücksichti- 
gung der Lehre vom Kaufvertrage. 8°, 
(88S.). Würzburg (Gnad & Cie) 1.50 

Verfasser gibt zunächst eine historische 
Entwicklung und Übersicht über das geltende 
Recht beztiglich der Rechte bei gegenseitigen 
Verträgen im Falle des Verzugs und der 
Unmöglichkeit, entwickelt dann das Wesen 
und die Voraussetzungen des Schadensersatz- 
'anspruchs und erörtert endlich die Frage, 
ob als Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
nach 88 325, 326 B.-G.-B. das positive Er- 
füllungsinteresse des nicht schuldigen Teils 
zu verstehen oder der Ersatzanspruch einer 
als gesetzliches Surrogat an die Stelle der 
ursprünglich geschuldeten Leistung des 





Hrsg. in 2 Bdn. 1. Bd. enth. die Ge-  schuldigen Teils getreten ist, hauptsächlich 
sindeordng. f. die altpreuss. Provinzen mit Rücksicht auf die grosse Bedeutung 
vom 8. XI. 1810, bearb. m, ausführl. | dieser Streitfrage für den Handelsverkehr. 
Erläuterngn. unter Berücksicht. der Er- | Verfasser kommt nach Widerlegung der be- 
günzungsgesetzeu.der Rechtsverhältnisse  gonders von Schöller in Gruchots Beiträgen 
der Gesindevermieter, sowie der Ge- | zur Erläuterung des deutschen Rechts, Bd. 44, 
sindeordngn. f. Neuvorpommern und 45 und 46 vertretenen Ansicht, der Schadens- 
Rügen u. f£. die Rheinprovinz. (XVI, | ersatz gelte als Surrogat des ganzen Ver- 
325 8.). gr. 16°. Berlin (J. Guttentag) trages, zu dem Resultat, dass derselbe vom 

geb. in Leinw. 2.50 | Gesetz als Surrogat der Leistung, die er 


Dasselbe. 2. Bd., enth. die Gesindeordngn. | ersetzen soll, gedacht ist und nicht als eine 
in den Prov. Hannover, Schleswig-Hol- | den ganzen Vertrag auflösende Differenz- 
stein, Hessen - Nassau u. d. Reg.- Bez. forderung auf, das Interesse des Klägers. 
Hohenzollern. (XII, 338 8.) 2.50 | Etwas mehr Übersichtlichkeit in der An- 
j „ ß i ordnung des Stoffes würde das Studium des 
Eine sehr schätzbare, mit ausführlichen | Werkehens nicht unwesentlich erleichtert 
und zuverlässigen Erläuterungen versehene | naben. Sch. 
Sammlung, die der Praxis treffliche Dienste | 
leisten wird, | 4. Koehne, Dr. Paul, Amtsgerichtsrat u. 
| Ger.-Assessor Rich. Feist, Die Nachlass- 
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behandlung. 17. Aufl. gr. 8°. (XIL, 690S.). 
Berlin (R. v. Deckers Verlag) 
geb. in Ganzleinen 9.— 


Das in der preussischen Praxis bestens. 


bekannte Werk liegt bereits in 17. Auflage 
vor. Es behandelt in vier Abschnitten: 
1. das Erbrecht, 2. das Familienrecht, 3. das 
Vormundschaftsrecht, 4. besondere bei Nach- 
lassregulierungen und Vormundschaften in- 
teressierende Kechtsverhältnisse (Volljährig- 
keitserklärung, Personenstand, Fürsorgeer- 
ziehung, Familienstiftungen und Familien- 
fideikommisse, Beschwerdeverfahren). Seiner 
ganzen Anlage nach ist das Werk für die 
Praxis bestimmt. Wie sehr es diesen Zweck 
erfüllt, beweist die hohe Auflagenzahl. Ein 
äusserst reichhaltiges Sachregister kommt 
dem Gebrauche zu statten. Die Ausstattung 
ist vortrefflich. 





5. Maassen, Julius, Justizrat, Grundriss zu 
den Rechtsbestimmungen über Pflicht- 
teil u. Erbunwürdigkeit. 8°. (17 8.). Köln 
(K. A. Stauff & Cie.) —.60 

Eine Darstellung der systematischen Ge- 
staltung der einzelnen Abschnitte des B.-G.-B. 
bildet das Hauptmittel zur klaren Erfassung 
der Einzelheiten und ist auch unerlässlich, 
um sich dieselben durch wiederholte Ver- 
gegenwärtigung dauernd einzuprägen. Dieser 
Aufgabe sollen Grundrisse wie der vor 
liegende über den Pflichtteil und die Erb- | 
unwürdigkeit gerecht werden. Sie sollen | 
dem Studierenden Arbeit ersparen und zu- | 
gleich Freude am Studium des B.-G.-B. selbst | 
bereiten, wozu die knappe und präcise Form | 
der Ausführung ganz geeignet ist. Sch. 


6. Marwitz, Dr. Bruno, Rechtsanwalt, Der 
Bühnenengagementsvertrag. Ein Hand- 
buch f. Juristen u. Laien. Unter Berück- | 
sichtigung d. Rechtsprechung d. Bühnen- 
schiedsgerichts. gr. 8°. (VII, 222 S.). 
Berlin (R. L. Prager) 4. 

Der in der deutschen Rechtsliteratur a 
vernachlässigte Bühnenengagementsvertrag 
hat in der vorliegenden Arbeit die erste, 
auf dem Boden des neuen bürgerlichen Rechtes 
aufgebaute Darstellung gefunden. Mit grosser 
Sachkenntnis und unter sorgfältiger Ver- 
wertung der ausländischen, namentlich der 
italienischen und französischen Literatur, 
sowie der Rechtsprechung des Bühnenschieds- 
gerichts hat der Verfasser das Rechtsver- 
hältnis zwischen Theaterunternehmer und 
Schauspieler erschöpfend erörtert. Das Werk 
füllt eine empfindliche Lücke im System 
unseres bürgerlichen Rechtes aus. 


' 


| 

7. Paech, Dr. jur., Der Leistungsverzug, 
e. Studie zum bürgerl. Gesetzbuch. gr. 8". 
(X, 189 S.). Berlin (F. Vahlen) 4.— 
Seit Kniep’s mora debitoris ist weder in | 
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der gemeinrechtlichen Literatur noch in der 
des B.-G.-B. eine umfassendere Bearbeitung 


des Leistungsverzugs erschienen. Der Ver 
fasser vorliegender Studie kommt daher mit 
seiner Abhandlung über den Verzug einem 
Bedürfnis entgegen. In klarer, übersicht- 
licher Darstellung legt er zunächst den Begriff 
und die Voraussetzungen des Leistung» 


‚ verzugs dar und bespricht sodann die ein- 
zelnen Wirkungen der mora und die Auf- 


hebung des Verzugs. Da der Verfasser in 
erster Linie dogmatische, nicht historisch 
Zwecke verfolgt, so lehnt er eine ausdrück- 
liche Bezugnahme auf den früheren Recht- 
zustand in der Darstellung selbst oder de 
sie begleitenden Anmerkungen ab; immerhin 
aber sind besonders charakteristische Ab 
weichungen und Uebereinstimmungen der 
einzelnen Rechte an geeigneten Stellen her 
vorgehoben worden. Die Literatur zu den 
früheren Partikularrechten wie zum B.-G--B, 
desgleichen die Rechtsprechung des Reichs 
oberhandelsgerichts und des Reichsgericht 
ist überall berücksichtigt. Die einzelnen 
Rechtssätze sind nicht selten durch gut 
gewählte Beispiele erläutert. Ein kleines 
Sachregister erleichtert den Gebrauch de 
Werkchens. Sch. 


8. Pallaske, A., Das Testament. Ein Ratgeber 
f. Jedermann. Unter Darlegung d. gesewl 
u. testamentar. Erbganges verf. Mit e, 
Stammtafel. 8°. (VII, 119 S.) Breslau 
(Maruschke & Berendt) cart. 1.0 


Ein Ratgeber bei der Errichtung vun 
Testamenten zu sein, das ist der praktische 
Zweck des Büchleins, dem auch die Anord- 
nung des Stoffes und die Methode der Dar 
stellung durchaus angepasst sind. In de 
sechs Abschnitten des Werkchens ist as 
lebendigen treffenden Beispielen dargelegt, 
was jeder deutsche Reichsangehörige, der 
nach dem 1. Januar 1900 ein Testament er- 
richten kann und will, von den darauf 
züglichen Bestimmungen des B.-G.-B. wissen 
muss. Jede Weitschweifigkeit ist zweck- 
entsprechend vermieden. Eine beigeheftete 
Stammtafel erleichtert die Orientierung über 
die einzelnen Erbfolgeordnungen. Sch. 


9. Pfordten, Theod. v. d., Amtsrichter in 
München, Feldschadengesetz. Bayer. Ges. 
v. 6. 3. 1902, das Ersatzgeld u. d. Pfän- 
dungsrecht u. d. Verfolgung v. Ersatz- 
ansprüchen aus Feldpolizeiübertretungen 
betr. Textausg. m. Einleitung, Anmer 
kungen u. Sachregister bearbeitet. 16". 
(114 S.). München (C. H. Beck) geb. 1.0 
Ein sehr zuverlässiger und gründlicher 
Handkommentar, der namentlich die privat- 
rechtlichen Vorschriften des Feldschaden- 
gesetzes auf das Eingehendste erörtert. 
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10. Ramdohr, H., Amtsrichter, Grundriss | 


für das Studium des dentschen Privat- 
rechts, nach der Legalordnung des bür- 
gerlichen Gesetzbuchs für das deutsche 
Reich systematisch dargestellt. II. Band: 
Sachenrecht, Familienrecht, Erbrecht. 


Sachregister. 8°. (VIII, 635 S.). Posen 


(Joseph Jolowiez) brosch. 8.— ; geb. 9.— 


Mit diesem Bande liegt der „Grundriss“ 


vollendet vor. Wir können uns mit der) 
Darstellung nicht ganz einverstanden er- 
klären. Anerkannt sei zwar, dass der Ver- 
fasser seinen Stoff in übersichtlicher Anord- 


nung und leicht verständlicher Sprache be- 


handelt. Indessen ist der „Grundriss“ für 
ein Lehrbuch nicht wissenschaftlich genug, 
als Repetitorium aber entschieden zu aus- 
führlich. Es ist dem Verfasser nicht ge- 
lungen, das Wesentliche vom Unwesentlichen 
zu trennen. Der Zweck eines „Grundrisses“ 
aber liegt gerade 
minderwichtiger Fragen. 


lich fühlbar. 


11. Scheiff, Dr. Alfons, Rechtsanwalt, Prak- 


tisches Handbuch des bürgerl. Rechts. 
Eine systemat. Darstellg. gr. 8°. (XXV, 
1113 8.). Köln (P. Neubner) 9.60 


Das Werk enthält eine systematische Dar- 
stellung des bürgerlichen Rechts, die — wie 
der Verfasser sich ausdrückt — zugleich ein | 


in der Ausscheidung 
Auch der Mangel | 
illustrierender Beispiele macht sich empfind- 
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Lehrbuch und ein praktisches Handbuch sein 
soll. Als „praktisches Handbuch“ lassen wir 
es voll gelten. Es zeichnet sich überall 
durch klare und präzise Darstellung aus, 
‚ berücksichtigt ausser dem B.-G.-B. alle wich- 
‚tigen Nebengesetze und birgt eine Fülle vor- 
trefflicher Beispiele. Um dieser Vorzüge 
willen sei das Buch gerade dem angehenden 
Juristen warm empfohlen. Von den Landes- 
rechten ist das preussische berücksichtigt. 
' Beigegeben sind eine Reihe anschaulicher 
‚ Formulare, leider nicht auch das neue preus- 
sische Grundbuchformular. Ein sehr ausführ- 
liches Sachregister erleichtert dieHandhabung 
Besonderes Lob verdient die treffliche Aus- 
 stattung. 


' 12. Scherer, a M., Rechtsanw., Das zweite 
Jahr d. B.-G. $. Die gesamte Recht- 
sprechung u. Theorie 1901 zum B.-G.-B., 
E.-G. z. B.-G.-B., C.-P.-O., P.-G., G-B.-0,, 
Z.-V.G. u. K.O. Zweites Ergänzungs- 
heft zu meinem Kommentar. 2. Lfg. 8°. 
(LXXI, 352 8.). Erlangen (Palm & Enke) 

5 





Diese Lieferung enthält die zweite Hälfte 
des bereits besprochenen Ergänzungsheftes 
zum Scherer'schen Kommentar. Sie berück- 
sichtigt Abhandlungen und Rechtsprechung 
zur C.-P.-O., zum F.-G.-G., zur G.-B.-O., zum 
2.-V.-G. und zur K.-O. Wie bereits bemerkt, 
liefert diese „Ergänzung“ ein reiches und 
| wertvolles Material. 


Handels- und Seerecht. 


1. Beigel,R., Das allgemeine deutsche Buch- 
führungsrecht. Leipzig (Dr. jur. Ludwig. 
Huberti) geb. in Leinw. 2.75 


— Das Buchführungsrecht der Aktien- 
gesellschaften, im besonderen die Bilanz 
d. Aktiengesellschaften. gr. 8°. (VIIL 
125 8.). Ebenda geb. in Leinw. 2.75 


Der Verfasser, der bereits eine Reihe von 
Schriften über Buchführung veröffentlicht hat, 
bietet in den beiden vorliegenden Bündchen 
treffliche und anschauliche Darstellungen, die 


wir namentlich auch dem Juristen empfehlen | 


ınöchten. 


2. Frankenburger, Dr. Heinr., 
in München, Handelsgesetzbuch für das 


Deutsche Reich (mit Ausnahme des See- | 
rechts) nebst dem Einführungsgesetze. | 


Handausgabe mit Erläuterungen und aus- 


führlichem Sachregister. 2. vollständig | 


umgearbeitete Auflage. 8°, (X, 724 S.). 
München (J. Schweitzer Verlag) 

in Ganzleinen geb. 8.60 

Die vorliegende zweite Auflage ist ein 

ganz neues Buch. Sie erläutert in der Gestalt 

eines Handkommentars das H.-G.-B. mit Aus- | 


Rechtsanwalt 


schluss des Seerechts. Die Anmerkungen sind 
sehr eingehend, berücksichtigen überall das 
B.-G.-B. mit seinen Nebengesetzen und ent- 
| halten reichhaltige Judikaturnachweisungen. 
‚Auch die wichtigere monographische Lite- 
ratur ist angegeben. Das Inhaltsverzeichnis 
ist mit grosser Sorgfalt ausgearbeitet. 

Eine wertvolle Ergänzung dieses Werkes 
bietet die im gleichen Verlag erscheinende, 
treffliche Handausgabe des Seehandelsrechtes 
ı von Rechtsanwalt Dr. Martin Leoin Hamburg 
(Preis geb. etwa 7 Mk.), über die wir noch 
berichten werden. 

Beide Werke sind vorzüglich ausgestattet. 





3. Herrmann, K., Rechnungsrat im Reichs- 
amte d. Innern, Kapitänleutnant d. See- 
wehr, die Seemannsordnung v. 2. Juni 
1902, mit Anmerkungen versehen. 8°. 
(57 8.). Berlin (R. v. Decker's Verlag) 1.— 

Das Büchlein enthält in sauberer Aus- 
' stattung die Seemannsordnung in ihrer neuen 
Gestalt mit kurzen, auf einschlägige Vor- 
‚schriften verweisenden Noten und den Text 
des Gesetzes vom 2. Juni 1902, betr. die 
 Stellenvermittelung für Schiffsleute. Ein Sach- 
register fehlt. 
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Civilprozessrecht mit Konkurs- und Vollstreckungsrecht. 


1. Badstübner, Paul, Amtsrichter in Berlin, 
Die Zwangsvollstreckung in das unbe- 
wegliche Vermögen in der gerichtlichen 


Praxis nach d. Reichsges. tiber d. Zwangs- | 


versteigerung ete. 8°, 

Berlin O. Haering) 

Das Buch will nach dem Vorwort eine 
handliche, für den täglichen Gebrauch des 
Richters und Anwalts geeignete und über- 
sichtliche Darstellung der Vollstreckung in 


(XXL, 406 8.). 
8 


— 


das unbewegliche Vermögen bieten. Es war | handelt. 


genannten Personenkategorien gute Dienste 
leisten. Sch. 


4. Schellhas, Dr. Paul, Amtsrichter, Die 
Konkurssachen in d. gerichtlichen Praxis. 
8°. (XIII, 423 S.). Berlin (0. Haering) 8.— 


Das Buch wendet sich unmittelbar an 
die Praxis. Dementsprechend wird im Gegen- 
satze zur Legalordnung erst das formelle 
und dann das materielle Konkursrecht be 
Überall sind Musterbeispiele, ins 


dem Verfasser sonach nicht darum zu thun, | besondere für den Entwurf der erforderlichen 
ein erschöpfendes System zu liefern. Theo- | Protokolle und Entscheidungen, eingeschaltet. 
retische Erörterungen sind vermieden. Dafür Rein theoretische Fragen sind ausser Be 
ist die durchaus klare und sachliche Dar- 


stellung an vielen praktischen Fällen ver- 
anschaulicht und mit brauchbaren Muster- 
entwürfen versehen. 
solche gekennzeichnet. Die wichtigere Lite- 


ı Gesichtspunkten, 


tracht gelassen, Streitfragen unter praktischen 
aber unter kurzer Ver 


‚ weisung auf die Literatur und Rechtsprechung 


Streitfragen sind als 


ratur und Judikatur ist in den Noten an- 


geführt. 


Ein alphabetisches Sachregister 


bildet den Schluss. Dem Praktiker wird das. 


Buch gute Dienste leisten. 
2, Gaupp, Dr. L., u. Dr. Friedr. Stein, Die 


behandelt. ‚Neue und eigene Ansichten zu 
vertreten“, hat der Verfasser „nicht als seine 
Aufgabe betrachtet‘. 

Dem Zwecke „eines Hülfsbuchs für die 
gerichtliche Praxis“ entspricht das Werk 


ı vollkommen. Es bekundet überall ein sicheres 


Civilprozessordnung für das Deutsche 


Reich. 4. u. 5. Auflage. Auf der Grund- 
lage des am 1. Jan 1900 in Kraft ge- 
tretenen Rechtes neu bearbeitet von Prof. 
Dr. Stein. 23.—25. Lfg. 
960). Tübingen (J. C. B. Mohr) 


Mit diesen. Heften liegt das Werk vol- 
lendet vor. In zwei starken Bänden von 


gr. 8°. (8.721 bis. 
4.30, 


insgesamt 2000 Seiten bietet es eine durch | 


seltene (rediegenheit, Begriffsschärfe und 


Selbständigkeit ausgezeichnete Darstellung 


des geltenden Civilprozessrechts. Der wissen- 
schaftliche Wert und die praktische Brauch- 
barkeit des Kommentars sind gleich hervor- 
ragend. Sie sichern ihm einen Ehrenplatz 
in der Rechtsliteratur. 


‚schriften abgedruckt. 


3. Jaffa, S., Refer., Was muss man vom. 


Konkursrecht wissen? (88 S.). gr. 8°. 
Berlin. (H. Steinitz) 


Das Büchlein bildet, wie schon der Name 


1.—; geb. 1.50 


sagt, eine gemeinverständliche Darstellung 


des in Deutschland geltenden Konkursrechts. 
Es behandelt kurz und treffend unter Ver- 
meidung von Erörterungen über wissen- 
schaftliche Probleme und theoretische Streit- 
fragen, welche sich für den Zweck des 
Werkcehens nicht eignen, diejenigen Begriffe 


Urteil und gründliche Sachkenntnis. Die 
Darstellung ist klar und anschaulich. Der 
Gebrauch wird durch ein Sachregister er- 
leichtert. 


5. Scherrer-Füllemann, J., Advokat, (Gesetz 
betr. die Civilrechtspfiege f. den Kanton 
St. Gallen. Mit Anmerkgn., Erläutergn., 
Vollziehungsvorschriften und einem Sach- 
register hrsg. (XI, 177 8.). 8°. St. Gallen, 
(Zollikofer'sche Buchdr.) 

geb. in Leinw. 2.4 


Das neue, seit 1. Januar 1902 in An 
wendung befindliche Gesetz über die Ciril- 
rechtspflege für den Kanton St. Gallen hat 
in der vorliegenden, trefflich ausgestatteten 
Ausgabe eine zuverlässige Erläuterung ze 
funden. Im Anhange sind ergänzende Vor- 
Den Schluss bildet 
ein ausführliches Sachregister. 


6. Seuffert, Dr. Loth., Prof, Komment. z 
Civilprozessordnung in d. Fassg. der Be 
kanntmachg. v. 20. V. 98 nebst d. Ein- 
führungsges. dazu. 8. Aufl. 3. Lig. gr. 8 
(S. 1—448). München (C. H. Beck) 9% 


Die dritte Lieferung enthält den Kom- 


mentar der $$ 511-799 C.-P.-O. und bringt 
‘das durch seine Gründlichkeit und seine 
'stete Bezugnahme auf das materielle Recht 


und Erscheinungen des Konkursrechts, welche 


jeder Kaufmann, jeder Gewerbetreibende, 
überhaupt jeder Laie kennen muss, um sich 
im Konkursrecht zurechtfinden zu können. 


 rücksichtigt. 


Die einschlägige Judikatur des Reichsgerichts | 


ist durchweg berücksichtigt. Es wird den 


ausgezeichnete Werk seinem Abschluss nahe. 
Rechtsprechung und Literatur sind überall 
bis auf die neueste Zeit herab sorgsam br- 
Auch auf die Ausführungs 
esetzgebung der einzelnen Bundesstaaten 
ist stets Bezug genommen. Sch. 
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Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Bauke, Dr. Leop., Rechtswissenschaft- 
liche Untersuchungen. I. Die Bestrafg. 
der Chikane. II Der Schutz des $ 193 
Reichsstrafgesetzbuches bei öffentl. Be- 
leidigungen. III. Bemerkungen zum Be- 
griffe des Versuches. Anh. I. Zur jurist. 
Terminologie. Anh. II. Die zeitl. Unbe- 
grenztheit der Gesetze. 2., unveränderte 
Aufl. gr. 8°. (VIII, 2718.) Berlin (K. 
Hoffmann) 4.— 


Verfasser stellt in seinem interessanten 
Werke Untersuchungen an über die Be- 
strafung der Chikane und den Schutz des 
& 103 R.-Str.-G.-B. bei öffentlichen Beleidi- 
gungen, woran er noch Bemerkungen über 
den Begriff des Versuchs anschliesst. Im 
ersten Teil versucht er nachzuweisen, dass 
die eigenartige Rechtserscheinung der Chi- 
kane und des sog. Notrechts Gegenstücke 
sind und ihre gemeinsame Wurzel in der 
Nichtkongruenz des formellen und materiellen 
Rechts bezw. Unrechts haben. Es ist so- 
wohl die Chikane im Civilrecht als im Straf- 
recht behandelt. Verfasser hält die gesetz- 
gceberische Behandlung der Chikane, wie sie 
sich in den $$ 226 und 826 B-G.-B. findet, 
für nicht genügend und macht für eine ge 
nauere und umfassendere Präcisierung der- 
selben sowie zur Aufnahme einer ganz ge- 
nerellen Bestimmung bezüglich der Chikane 
im Reichsstrafgesetzbuch entsprechende Vor- 
schläge. In der zweiten Abhandlung geisselt 
Bauke die schlechte Formulierung des $ 193 
R.-Str.-G.-B., der in erster Linie an dem 
unbefriedigenden Ergebnisse und den schwan- 
kenden Urteilen des höchsten Gerichtshofs 
die Schuld trage. In dem Abschnitte über 
den Versuch legt Verfasser dar, dass Ver- 
such nicht als „Anfang der Ausführung“, 
sondern vielmehr als „das Schwerste der 
Ausführung“ zu definieren sei, und bringt 
eine dementsprechende Abänderung des $ 43 
R.-Str.-G-B. in Vorschlag. Zwei Anhänge 
behandeln die juristische Terminologie, hin- 
sichtlich deren verschiedene Verbesserungen 
angeregt werden, und die zeitliche Unbe- 
grenztheit der Gesetze, welcher Verfasser 
eine Schranke zu setzen rät durch Ein- 
führung einer Verjährnnz ähnlich der Ver- 
jährung der Rechte. 


Im allgemeinen mag noch hervorgehoben 
werden, dass die einzelnen Reformations- 
vorschläge des Büchleins durch eine an- 
sehnliche Zahl treffender Beispiele unter- 
stützt werden. Mag auch manche Anregung 
nicht Beifall finden, so ist doch zweifellos 
die Bauke’sche Schrift sehr interessant und 
sehr beachtenswert. Sch. 


2. Binding, Dr. Karl, Prof., Grundriss des 
deutschen Strafrechts. Allgemeiner Tl. 


| dentschen 


6. verh. u. verm. Aufl. (X, 2718.) er. N. 
Leipzig .W. Engelmann 
reh. in Leinw. 6.- 

Erst kürzlich befanden wir uns in der 
angenehmen Lage, Bindings Lehrbuch des 
Strafrechts, besonderer Teil, in 
neuer Gestalt zu begrüssen. Nun haben wir 
eine neue Auflage des Grundrisses vom all- 
gemeinen Teil vor uns. Sie erscheint gzegen- 
über der 5. Anflare als eine nicht unbeträcht- 
lich vermehrte und in verschiedenen Be- 
ziehungen veränderte, wenn auch die Anlage 


im ganzen «lie gleiche geblieben ist. Zwei 
Paragraphen sind völlig neu. Zunächst 8 77 
„Anderweite unverbotene Handlungen“. Hier 


ist u.a. der zweekmässige ärztliche Eingriff 
bei Mensch und Tier besprochen und der 
nunnchrige Standpunkt des Verfassers dieser 
Frage gerenüber in Kürze gekennzeichnet, 
während eine ausführliche Darlegung, wie 
früher gezeigt (s. Nr. 7 des laufenden ‚Jahr- 
ganes dieser Mitteilungen), im besonderen 
Teil bei der Lehre vun (der Körperverletzung 
sich findet. Der zweite neue Paragraph ist 
107; Binding hat hier über Wesen und Arten 
der sogenannten Strafündernng sich näher 
verbreitet. Im übrigen ist namentlich die 
Lehre vom Wegfall der Rechtswidrigkeit, 
auch abgesehen von S 17, in gewissem Masse 
umgearbeitet, indem u. a. die Bestimmungen 
des B.-G.-B. tiber Notstand berücksichtigt 
sind. In $ 37 ist die überscharfe Polemik 
gegen ". Liszt geblieben ; sie hat eine kleine 
Erweiterung erfahren durch eine Art von 
Duplik, welche ebensowenig, wie r. Liszt's 
„Replik“, Kraft des Ausdrucks vermissen 
lässt, Ob diese Form „lebhafter Zurick- 
weisung‘“‘ der Anschauungen eines akademi- 
schen Lehrers in einem der akademischen 
Jugend gewidmeten Buche am Platze ist, 
das ist eine Frage ıles Geschmacks. 


3. Weichert, Dr. jur. L., Staatsanwalt in 
Dresden, Grundzüge d. Strafvollstreckg. 
nach Reichsrecht. Eine kurze systema- 
tische Darstellung d. geltenden Reichs- 
vollstreckungsrechts mit Einschluss der 
Rechtshülfe und d. Auslieferung. Zum 
(tebranche f. d. Praxis. gr. 8°. (XIV, 1788). 
Leipzig (Dieterich) 3 : geb. 6.— 


Das Buch verfolgt den Zweck, dem auf 
dem Gebiete der Strafvollstreekung thätigen 
Staatsanwalt oder Richter die Möglichkeit 
zu gewähren, über die zur Entscheidung 
stehenden Fragen sich schnell zu unter- 
richten. Es zerfällt in drei Teile. Der erste 
behandelt die allgemeinen Grundsätze der 
Strafvollstreckung, insbesondere die Organe 
und die Voraussetzungen derselben, dann die 
Gründe, aus denen die Strafvollstreckung 
ausgeschlossen ist (Begnadigung, Verjährung 


Googla 
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etc.), ferner die Rechtshilfe auf dem Gebiete | 
der Strafvollstreckung im In- und Auslande, 
insbesondere die Auslieferung. Im zweiten | 
Teile ist die Vollstreckung der einzelnen 
Strafen dargestellt. Der dritte Teil handelt | 
von den Kosten der Strafvollstreckung. Im 
Anhang sind die in Sachsen geltenden, auf 
die Strafvollstreckung sich beziehenden be- | 


Staatsrecht. Verwaltu 
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sonderen Bestimmungen zusammengestellt. 
Den Abschluss bildet ein alphabetisches Sach- 
register. Verfasser stützt sich in seiner eine 
klare Übersicht bietenden Darstellung nicht 
nur auf das Gesetz, sondern verwertet auch 


' die Rechtsprechung und die vorhandene Lite 


ratur. Das Buch wird dem Praktiker zweifel- 
los gute Dienste leisten. 


ng. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


Goldschmidt, Dr. J., Privatdozent u. Ger.- 
Assessor, Das Verwaltungsstrafrecht. Eine 
Untersuchung d. Grenzgebiete zwischen 
Strafrecht u. Verwaltungsrecht auf rechts- 
geschtl. u. rechtsvergleichender Grund- 
lage. gr. 8°. (XIII, 603 S.). Berlin (Carl 
Heymann) 12.— 

Der Verfasser hat sich für diese seine 

Arbeit das Ziel gesteckt, die Unrichtigkeit 

der im 19. Jahrhundert herrschenden „Rechts- 

theorien“ über die Natur des sog. Polizei- 
unrechts nachzuweisen und darzuthun, dass 
das Verwaltungsstrafrecht vom eigentlichen 

Strafrecht (,„Verfassungsstrafrecht“) völlig 

loszutrennen sei, da zwischen beiden funda- | 

mentale Unterschiede bestünden, welche durch 
die Gegenüberstellung von Rechtsverfassung 
und Staatsverwaltung, von Rechtswidrigkeit 

(Unrecht) und Verwaltungswidrigkeitzu kenn- 

zeichnen seien. Ein Verwaltungsdelikt werde 

ein Rechtsdelikt, sobald es sich nicht mehr 
um die blosse Verwaltungswidrigkeit handle, 
sondern die Machtsphäre des verwaltenden 

Staates als -— reales — Schutzobjekt in 

Frage komme, sobald die Verwaltung im 

Verhältnis zu den Strafandrohungen aus 

einem formellen Element ein materielles 

werde. Das Verwaltungsstrafrecht sei der 

Inbegriff derjenigen Vorschriften, durch 

welche die mit Förderung des öffentlichen 


‚folge knüpfe (S. 577). 


oder Staatswohls betraute Staatsverwaltung 
im Rahmen staatsrechtlicher Ermächtigung 
in der Form von KRechtssätzen an die 
Übertretung einer Verwaltungsvorschrift als 
Thatbestand eine Strafe als Verwaltungs- 
Das Verwaltungs 
strafrecht gehöre zur Verwaltung, nicht zum 
Strafrecht. Es sei aus dem Strafgesetzbuch 
auszuscheiden, in der Wissenschaft als selb- 
ständige Disziplin zu behandeln und den 
Verwaltungsgerichten zur Handhabung zu- 
zuweisen. 

Diese Ergebnisse werden gewonnen auf 
der Grundlage eines umfassenden (525 3.) 
historisch-rechtsvergleichenden Materials, das 


'in zwei Hauptabschnitte („die Verwaltungs 


epoche“ und „die Rechtsepoche“) gegliedert 
ist und dessen Zusammenfassung als sehr 
verdienstlich bezeichnet werden muss, wenn 
auch der Verfasser selbstsich der verbliebenen 
Lücken und Mängel ausgesprochenermassen 
bewusst ist. Auch den dogmatischen Teil 
bezeichnet er selbst als ‚völligen Rohbau“, 
wie denn überhaupt die Arbeit „nicht als 
Abschluss wissenschaftlicher Arbeit gedacht 
sei, sondern als Ausgangspunkt“. 

Die tüchtige Untersuchung bietet mannig- 
fache Anregung und ist als schätzbarer 
Beitrag zur Lösung des schwierigen Problems 
zu begrüssen. 


Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft. 


1. Arbeitszeit-Verlängerungen (Überstun- 
den) i. J. 1901 in fabrikmässigen Be- 
trieben. Herausg. vom k.k. arbeitsstatist. 
Amt im Handelsministerium. (32 8.). 
Wien (k. k. Hof- u. Staatsdruckerei) 


Die vorliegende Darstellung enthält in 


2. Handbuch der Arbeiterwohlfahrt. Hrsg. 
von Dr. Otto Dammer. gr. 8°. 1.Lig. 
(S. 1—160). 2. Lig. (S. 161— 3%). Stutt- 
gart (F. Enke) je 4— 


Es muss als ein glücklicher Gedanke be 
zeichnet werden, das umfangreiche Gebiet 


| 
| 
| 
| 
I 
| 
| 


5 Tabellen eine zusammenfassende Übersicht der Arbeiterwohlfahrt, das heute auf die 
über die Zahl der fabrikmässigen Betriebe, | Beachtung weitester Kreise Anspruch erheben 
welche i. J. 1901 in Österreich Überstunden darf, in Form eines Handbuches zur Dar- 
angemeldet, bez. behördliche Bewilligung | stellung zu bringen. Das Werk erscheint 
dazu erhalten haben, über die Zahl der in | unter der bewährten Leitung von Dr. Otto 
diesen Betrieben überhaupt beschäftigten und | Dammer und zählt viele hervorragende 
zur Überzeitarbeit herangezogenen Arbeiter, | Fachleute zu Mitarbeitern. Das ganze Werk 
über die Zahl der Fülle, die Dauer der täg- |soll nach dem Prospekt folgende Kapitel 
lichen Überzeitarbeit u. s. w. bringen: Arbeiterwohnungen von Architekt 

Fr. Wagner-Rostock, das Schlafstellenwesen 
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von Dr. Ascher-Königsberg, Desinfektion der 
Wohnungen von Privatdozent Stabsarzt Dr. 
Dieudonne-Würzburg, die Ernährung von 
Privatdozent Dr. Hirschfeld-Berlin, die Klei- 
dung von Dr. F. Leppmann-Berlin, die Fabrik 
von Professor Büsing-Berlin, die Beschädi- 
gungen der Arbeiter bei der Arbeit und die 


Gewerbehygiene und Unfallverhütung von 
Gewerbeinspektor Dr. Fischer-Berlin, Haus- 
industrie, Arbeiterschutz von Dr. Ascher, 
staatliche Gewerbeaufsicht von Gewerbe- 
inspektor Dr. Schröder-Magdeburg, Arbeiter- 
rechtsschutz von Amtsgerichtsrat Laubhardt- 
Berlin, Arbeitervertretungen von Dr. Mom- 
bert-Karlsruhe, Arbeitsnachweis von Gewerbe- 
inspektions-Assistent Dr. Glühmann-Berlin, 
Unfall- und Krankenversicherung von Re- 
gierungsrat Klehmet vom Reichsversicherungs- 
at in Berlin, Arbeitsvertrag und Wohlfahrts- 
gg 9 von Gewerbeinspektions-Assi- 
stent Dr. Möller in Altona. Die vorliegenden 
Lieferungen 1 und 2 enthalten die Kapitel 
über Arbeiterwohnungen (mit zahlreichen 
Abbildungen), Wohnungsdesinfektion, Er- 
nährung, Kleidung und einen Teil des sehr 
umfangreichen Kapitels über die Fabrik 
(gleichfalls mit vielen Abbildungen). Die 
einzelnen Kapitel sind eingehend und er- 
schöpfend; auch die rein technischen Ver- 


besitzer, Gewerbebeamten und sonstigen Prak- 
tikern, sondern vornemlich auch den Staats- 
und (Gemeindeverwaltungsbeamten, die ihr 
Beruf mit dem Arbeiterwesen in Berührung 
bringt, ganz hervorragende Dienste leisten, 
indem es sie mit den technischen Details 
vertraut macht. 


3. Handbuch der Wirtschaftskunde Deutsch- 
lands. Hrsg. im Auftrage des deutschen 
Verbandes f. das kaufmänn. Unterrichts- 
wesen. 2. Bd. Die land- u. forstwirt- 
schaftl. Gewerbe Deutschlands. Mit zahl- 
reichen Tab,, sowie 5 Karten im Text 
u. auf Beilagen. (V. 253 S.). gr. 8°. Leip- 
zig (B. G. Teubner) 

6.—; geb. in Halbfrz. 8.— 


Das Handbuch der Wirtschaftskunde 
Deutschlands, dessen 1. Band wir bereits an- 
erkennend und empfehlend besprochen haben, 
bringt in seinem 2. Band eine Darstellung 
der land- und forstwirtschaftlichen Gewerbe 
einschliesslich der verschiedenen Nebenge- 
werbe. Privatdozent Dr. Steinbrück in Halle 
behandelt die deutsche Landwirtschaft und 
die Viehzucht, Forstmeister Dr. Jentsch in 
Hann.-Münden die Forstwirtschaft, Dozent 
Dr. Zürn in Leipzig die Gärtnerei, Dr. Kittel 
in Würzburg den Weinbau, Forstassessor 
Japing in Hann.-Münden die Jagd, Dr. Kreuz- 
kam in Hannover die Hochseefischerei, 
Professor Dr. Halbfass in Neuhaldensleben 


hältnisse sind allgemein verständlich gehalten. | kammer zu Zittau für 1901. 


Das Werk wird deshalb nicht nur dem Fabrik- 
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die Binnenfischerei, und Hauptlehrer Lehzen 
in Hannover die Bienenzucht. Die einzelnen 


‚ Artikel, aus sachkundigen Federn stammend, 
geben ein vortreffliches, durch reichliches 


Zahlenmaterial ergänztes Bild der einzelnen 
Zweige der Land- und Forstwirtschaft. Der 


‘Band ist sowohl als Unterrichtsmittel, wie 
Hilfe bei Unfällen von Dr. Ascher, spezielle | 


als Nachschlagewerk in hohem Masse brauch- 
bar und verdient warme Empfehlung. 


4. Jahres-Bericht der Handelskammer zu 
Köln für 1901. gr. 8°. (XXI, 438 S.). 


| Köln ıM. Du Mont-Schauberg) 


In einem stattlichen Bande berichtet die 

Kölner Handelskammer nach einleitenden 
' Bemerkungen über die allgemeine wirt- 
schaftliche Lage über den Zustand der ein- 
zelnen Geschäftszweige des Kammerbezirkes 
'im Jahre 1901, über die Wirksamkeit der 
‘Handelskammer in diesem Jahr und über 
interne Angelegenheiten. Der Text ist durch 
‘zahlreiche statistische Übersichten vervoll- 
'ständigt. Bei der grossen Ausdehnung und 
Bedeutung des Gewerbe- und Industriewesens 

im Kölner Bezirk darf der vorliegende 
äusserst eingehende und sorgfältige Bericht 
allgemeine Anerkennung beanspruchen. 

5. Jahresbericht der Handels- und Gewerbe- 
gr. 8". 
(XXXIX, 143 u. 187 S). Zittau (R. 
Menzel) 3.— 


Der vorliegende Handelskammerbericht 
bringt neben einer allgemeinen Übersicht 
über das abgelaufene Wirtschaftsjahr eine 
sorgfältige und eingehende Darstellung der 
Thätigkeit der Handelskammer sowie der 
Lage der einzelnen Gewerbe. Zahlreiche 
statistische Mitteilungen sind dem Bande 
beigegeben. Besonderes Interesse dürfen die 
Angaben über die Handels- und Gewerbe- 
schulen in dem Kammerbezirk beanspruchen. 
Der Nationalökonom wie der Geschäftsmann 
können dem Bericht viel Material zur Be- 
urteilung der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Lage entnehmen. 


6. Jaures, Jean, Aus Theorie u. Praxis. 
Socialistische Studien. Autorisierte Über- 

| setzung aus dem Französischen hrsg. 
v. Dr. Albert Südekum. Berlin (Verlag 


der socialistischen Monatshefte) 3.— 


Das vorliegende Buch enthält eine 
Reihe von Abhandlungen, welche Jaures für 
die Cahiers de la Quinzaine der Petite 
Republique geschrieben hat. Sie verbreiten 
sich über zahlreiche Gebiete und Probleme: 
Agrarfrage, Taktik der Sozialdemokratie, 
Revolutionäre Evolution, Vom Endziel, 
Menschenrechte, Vom Privateigentum — das 
sind die Überschriften der einzelnen, teil- 
weise sehr umfangreichen Abhandlungen. 
Sie sind durchaus von sozialistischem Geiste 
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erfüllt, wenn auch der konsequente Marxist 
an ihnen manches wird auszusetzen haben. | 
Über seine Grundauffassung können wir uns, 
mit dem Verfasser nicht auseinandersetzen ; 
wir sind weit von ihr entfernt, müssen aber 
gestehen, dass wir seine Ausführungen mit | 
Interesse und nicht ohne Genuss gelesen 
haben. Der Verfasser schreibt sebr gut, 
mit vornehmer Art und mit sichtlicher Be- 
mühung, alles, was den (regner verletzen 
könnte, zu vermeiden. 


7. Johannes, Dr. W., Deutschland als Agrar- 
staat u. Industriestaat. Eine volkswirt- 
schaftl. Studie. (718.). gr. 8°. Köln (P. 
Neubner) 1.20 


Dr. Johannes will in der vorliegenden 


Broschüre den Nachweis erbringen, dass In- 


dustrie und Landwirtschaft nicht im Gegen- 


satz zu einander stehen dürfen; er will auf | 


die gemeinsamen Berührungspunkte hin- 
weisen und untersuchen, „ob das, was den 
deutschen Osten und Westen, den Agrar- 
staat und den Industriestaat, eint und zu 
einer Verständigung treibt, nicht wirtschaft- 
lich viel bedeutsamer und wesentlicher ist, 
als was sie angeblich trennt‘. Insbesondere 
geht die Absicht des Verfassers dahin, den 
Landwirten klar zu machen, welch grosses 
Interesse auch sie an einer grossen und 
blühenden Industrie hätten. Der Verfasser 
unterstützt seine Ausführungen durch zahl- 
reiche statistische Angaben. Mit besonderer 
Wärme tritt er für den Ausbau der Binnen- 
schiffahrtswege ein. 


8. Leitner, K. F., Oberlehrer, Die private 
Versicherung im Dienste des Kaufmanns. 
Grundzüge d. Versicherungswesens auf 
Grund d. neuen Gesetzgebung gemein- 
verständlich dargestellt f. d. Handels- 
und Gewerbestand. gr. 8°. (IX, 126 S.). 
Leipzig (Dr. jur. L. Huberti) 

geb. in Leinw. 2.75 


Der vorliegendeLeitfaden soll Studierenden 
an kaufmännischen Lehranstalten tiber das 
Wichtigste aus demVersicherungswesen unter- 
richten. Im ersten allgemeinen Teil werden 
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9, Martin, Marie, Oberlehrerin, Die Fran 
als Gehilfin bei sozialen Zeitaufgaben. 
8°, (24 S.). Göttingen (Vandenhoeck & 
Ruprecht) — hi 

Ein Appell an die Männerwelt des evan- 
gelisch-sozialen Kongresses, auf dessen 13. Ver- 
sammlung der Vortrag gehalten worden ist, 
um Unterstützung der Bestrebungen, welche 
die Frau als Gehilfin bei sozialen Zeitaufgaben 
heranziehen wollen. Die Verfasserin beherrscht 
das Wort in seltenem Masse; ihre Ausfüh- 
rungen sind von edlem Feuer belebt, aber sie 
wirken mehr auf das Gefühl als auf den 

Verstand. 


10. Rotholz, Wilh., Bankbeamter, Geld-, Bank- 
| und Börsen-Wesen. Praktischer Ratgeber 
f. d. Verkehr mit d. Bank u. m. d. Börse. 
gr. 8°. (X, 120 S.). Leipzig (Dr. jur. 
L. Huberti) 2.75 
Das vorliegende kleine Buch verdient 
Beachtung und warme Empfehlung. Dem 
auf dem knappen Raum von 120 Seiten bietet 
'es eine klare, eingehende und in hohem 
‚Masse dem praktischen Bedürfnis dienende 
ı Darstellung des Geld-, Bank- und Börsen 
' wesens und der einschlägigen Geschäfte. Der 
‚1. Teil handelt von Allgemeinem und der 
' Kontoeröffnung, der 2. von den Bargeld- und 
|Checkmanipulationen, der 3. vom Wechsel, 





der 4. vom Effektenwesen, der 5. von den 


Börsengeschäften und dem Kursblatt, der 6. 
von der Prüfung des Kontokorrents. Der 
Inhalt ist international gehalten, jedoch unter 
besonderer Berücksichtigung von Deutschland 
und Österreich. Zahlreiche den Text beglei- 
tende Beispiele tragen zum besseren Ver- 
ständnis bei. In einem Anhang bespricht 
der Verfasser das Checkwesen und macht 
beachtenswerte Vorschläge für das projek- 
tierte österreichische Checkgesetz. 


11. Übersichten, tabellarische, des Ham- 
burgischen Handels im Jahre 1%1: 
zusammengestellt von dem handelsstati- 
stischen Bureau. Hamburg (Selbstverlag 
des handelsstat. Bureaus) 


die Grundlagen des Versicherungswesens: Unter obigem Titel veröffentlicht das 
Begriff und Bedeutung, Arten, Organisation, handelsstatistische Bureau der Stadt Ham- 
Betrieb, Versicherungsvertrag, Prämie, Ver- burg, wie schon seit einer langen Reihe von 
sicherungssumme, Schaden, gesetzliche Be- Jahren, so auch heuer ein umfangreiches 
stimmungen behandelt, im zweiten beson- Tabellenwerk. In dem vorliegenden Band 
Zweigen des Versicherungswesens bekannt die See- und Flussschiffahrt, Waren-Ein- und 
gemacht. Die Darstellung ist bei aller Knapp- Ausfuhr, die Seeversicherungen, das Bank- 
heit doch klar und für den bezeichneten wesen. der Wechsel- und Geldverkehr. die 
Zweck genügend ausführlich. Bei der wach- | Auswandererbeförderung Hamburgsenthalten. 
senden Bedeutung des Versicherungswesens | Besonders eingehend ist die Statistik der 
möchten wir das gute und nützliche kleine | Warenbewegung, die allein 277 Seiten füllt 
Buch auch allen Denjenigen empfehlen, welche | , 

sich rasch und zuverlässig über dieses wich- 

tige Gebiet des Wirtschaftslebens unterrichten 12. Verhandlungen, die, des 13. Evangelisch- 
wollen. sozialen Kongresses, abgehalten in Dort- 
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mund v. 21. bis 23. Mai 1902. 8°. (160 8.). 
Göttingen (Vandenhoeck & Ruprecht) 2.— 


Das vorliegende Buch enthält die Verhand- 
lungen des 13. evangelisch-sozialen Kon- 
gresses. Um drei Vorträge, die in gleichem 
Masse das Interesse in Anspruch nehmen 
dürfen, gruppiert sich eine lebhafte nnd die 
behandelten Fragen vielfach fördernde Dis- 
kussion, an der sich die bedeutendsten Mit- 
glieder dieses Kongresses beteiligten. Die 
drei Vorträge sind folgende: Dr. A. Harnack: 
Die sittliche und soziale Bedeutung des mo- 


dernen Bildungsstrebens; Dr. Paul Schub- | 


ring und Dr. von Erdberg: Kunst und Volk; 


Prof. Dr. L. Pohle: Ursachen und soziale 
Wirkungen der modernen Industrie- und 


Handelskrisen. 


13. Walcker, Dr. Karl, Privatdoz. a.d. Univer- 


sität Leipzig, Geschichte der National. 
ökonomie und des Sozialismus. 5., völlig 
umgearbeitete Auflage. (124 5.). Leipzig 
(Rossberg & Berger) 4.— 


Das Buch, dessen 5. Auflage uns vorliegt, 
verrät wie alle Arbeiten Walckers eine grosse 
Belesenheit und reiche Kenntnisse des Ver- 
fassers, lässt aber freilich in systematischer 
wie in stilistischer Beziehung manches zu 
wünschen übrig. Die eigentliche Geschichte 
der Nationalökonomie und des Sozialismus 
ist auf 78 Seiten abgemacht; der Rest ist 
auf Exkurse über das Privateigentum, die 
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ı Frage volkswirtschaftlicher Debattiergesell- 
schaften und eine Reihe anderer mehr oder 
‚weniger wichtiger Fragen der Gegenwart 
‚ verwendet. Walcker ist ein schr temperament- 
voller Schriftsteller, der sich nicht selten von 
Vorurteilen leiten lässt; so wird auch ein 
objektiver protestantischer Gelehrter Walckers 
scharfe Verurteilung des Katholizismus nicht 
teilen. Im übrigen wird man in Walckers 
Geschichte manche wertvolle Zitate und 
Notizen finden, die bisher unbeachtet oder 
‚unbekannt waren. 


14. Zacher, Dr., Geh. Reg.-Rat, Die Arbeiter- 
Versicherung im Auslande. 16. Heft. 
Rückblick u. Ausblick auf die Entwicke- 
lung der Arbeiterversicherung in Europa. 
Lex. 8°. (28 S.) Grunewald-Berlin (Ver- 
lag der Arbeiter-Versorgung, A. Troschel) 

Dr. Zacher schliesst seine höchst ver- 
dienstvollen Darstellungen über die Arbeiter- 

‚ versicherung in den europäischen Staaten 

'im vorliegenden Hefte damit ab, dass er 

| einen Rückblick auf die bisherige Entwicke- 

‚lung und einen Ausblick auf die voraussicht- 

‚liche Fortentwicklung wirft. Die Ansfüh- 

rungen des Verfassers die als Berichte für 

den 5. und 6. Internationalen Arbeiter-Ver- 

'sicherungskongress gedient haben, seien der 

Beachtung unserer Leser angelegentlich em- 


| pfohlen. 





Varia. 


1. Bauke, Dr. Leop., Die sogenannte un- 
wahre Thatsache. Eine Untersuchg. üb. 
die Bedeutung des Scheins im Recht. 
(71 8.). gr. 8°. Berlin (K. Hoffmann) 1.— 


Die vorliegende Broschüre setzt zunächst 
auseinander, dass es sich bei der sog. „un- 
wahren Thatsache‘‘ nicht um eine vereinzelte 
Erscheinung handelt, sondern vielmehr um 
einen von den vielen Fällen, wo sich die 
ausserordentliche Bedeutung des Scheins für 
die Rechtswissenschaft geltend macht. Auf 
Grund weiterer Ausführungen, in denen die 
Daubenspeck’sche Erklärung des Thatsachen- 
begriffes bekämpft und eine Darstellung des 
Scheins im Bürgerlichen Recht, Civilprozess, 
Strafrecht und Strafprozess gegeben wird, 


kommt Verfasser zu dem Ergebnis, dass 


„unwahre Thatsache‘“ gleichbedeutend ist 


mit „unwahrer Behauptung, die den Schein 


einer Thatsache enthält“. Darnach hält der 
Verfasser den von vielen Seiten gemachten 
Vorschlag, die Worte „unwahre Thatsache“ 
mit „unwahrer Behauptung‘ zu vertauschen, 
für durchaus verfehlt. Sch, 


2. Haushofer, Max, der kleine Staatsbürger. 
Ein Wegweiser durchs öffentliche Leben 


f. d. Deutsche Volk. 3. vollst. neu bearb. 
Aufl. kl. 8°. Berlin (Verlag f. Sprach- 
u. Handelswissenschaft) cart. 1.— 


Ein nützliches kleines Buch, dem man 
möglichste Verbreitung in den weitesten 
Volkskreisen wünschen möchte. Frei von 
jeder Tendenz und jedem Parteistandpunkt 
gibt es gedrängten und auch dem nicht 
‚speziell Vorgebildeten verständigen Auf- 
‘schluss über Staat und Volkswirtschaft, Ge- 
‚schichte des Rechts, das heutige Recht (Bür- 
gerliches Recht, Strafrecht, Prozessrecht), 
ı Verfassung, Verwaltung, Aufgaben der Polizei, 
‘die Thätigkeit des Staates gegentiber der 
Landwirtschaft, denGewerben und demHandel, 
über die Finanzen und den Wehrstand. 


3. Herold, Dr. Rob., der Schweizerische 
Bund u.d. Eisenbahnen bis zur Jahr- 
hundertwende. gr. 8°. (VII, 372 8.). 
M. 1 Karte. Stuttgart (J. G. Cotta) 8.— 


Die Arbeit Herolds ist, wie dies von ihm 
selbst in dem Vorwort betont wird, eine 
‚ wesentlich destriptive, sie will das Verhältnis 
des Schweizerischen Bundes zu den Eisen- 
bahnen in historischer Weise darstellen. 
Das Buch zerfällt in zwei Hauptteile: der 
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erste schildert die Entstehung und Ausbildung 
des schweizerischen Eisenbahnwesens und 
die einzelnen Phasen der Eisenbahnpolitik 
des Bundes bis 1891; der zweite Hauptteil 
ist einer Darstellung der Verstaatlichungs- 
aktion gewidmet. Der zweite, weit umfang- 
reichere Teil des Buches handelt im ein- 
zelnen von dem konzessionsgemässen Rück- 
kauf, dem Bundesgesetz betr. das Stimmrecht 
der Aktionäre, dem Riückkaufgesetz vom 
15. Oktober 1897, den Prozessen betr. die 
Festsetzung der Grundsätze für die Ermitte- 
lung des Rückkaufspreises, den weiteren 
Schritten der Eisenbahnp»litik des Bundes 
nach der Rückkaufsabstimmung und endlich 
von der Wendung der Verstaatlichungs- 


politik des Bundes. Wenn die einzelnen | 


Hauptphasen der Eisenbahnpolitik des Bundes 
wohl als bekannt gelten dürfen, so ist dies 
keineswegs bezüglich der Einzelheiten der 
Fall. Es ist das Verdienst Herolds, dass 
er uns mit diesen in eingehenden und ob- 
jektiven Darstellungen bekannt macht und 
damit zugleich einen wertvollen Beitrag zur 
Geschichte und Politik des Eisenbahnwesens 
überhaupt liefert, 


4. Paalzow, Dr. jur. Hans, Öberbibliothekar, 
Zur Polenfrage. 
polnischen Sprache in politischen Ver- 


Zwei Rechtsgutachten. gr. 8°. 
Berlin (0. Liebmann) 

Auf Veranlassung des deutschen Ost- 
markenvereins hat der Verfasser zwei Rechts- 
gutachten über die Frage des Gebrauchs der 
polnischen Sprache in politischen Versamm- 


Der Gebrauch der | 


lungen und der polnischen Postadressen aus- 


gearbeitet. 


Diese Gutachten, unter Berück- | 


sichtigung der Verhandlungen des preussischen 


Abgeordnetenhauses vom 7. 
sonstiger neuester Momente evident gestellt, 
bilden den Inhalt vorliegender Schrift, die 
auch die sächsische und österreichische Praxis 
zur Vergleichung heranzieht. In Uberein- 
stimmung mit dem preussischen Überver- 


waltungsgericht und im Gegensatze zu der 


Abhandlung Zorns über die deutsche Staats- 
sprache (Verwaltungsarchiv Bd. 10 S. 1 ff.) 
kommt der Verfasser auf Grund eingehender 
Untersuchung zu dem Ergebnisse, in Preussen 


Mai 1902 und 
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oft gegeben sein werde. Dieser unklare und 
unzweckmässige Rechtszustand bedürfegleich- 
falls der Anderung. Durch den Reichskanzler 
könne auf grund des $ 50 Postgesetzes die 
Anwendung deutscher Postadressen für den 
inländischen Verkehr vorgeschrieben werden. 
Dies empfehle sich auch, wenn nicht ans 
posttechnischen, so jedenfalls aus nationalen 


Erwägungen. 


5. Universitäts - Kalender, 
Ausg. Sommer-Sem. 1902. Hrsg. v. Prof. 
Oberbiblioth. em. Biblioth. Dr. F. Ascher- 
son. 2 Thle. 12°. (Schreibkalender u. IV. 
409 8.). Leipzig (K. G. Th. Scheffer) 

In 1 Leinw.-Bd. 3.—: 
II. Thl. allein geh. 2% 


Der uns leider verspätet zugeschickte 
II. Teil des Ascherson’schen Kalenders für 
1902 enthält ein erschöpfendes Verzeichnis 
der im verflossenen Sommersemester an den 
deutschen, österreichischen und schweizer. 
Universitäten gehaltenen Vorlesungen. Ba 
jeder Universitätsstadt sind zuverlässige 
Angaben über örtliche Verhältnisse, insbe 
sondere über Wohnungen, Gasthänser, aka- 
demische Vereinigung, Universitätsinstitute 
u.s.w. gemacht. In Hochschulkreisen sehr 
geschätzt, aber nicht vollständig ist die An- 


deutscher. dl. 


sammlungen. Die polnischen Postadressen. | nabe der Geburtedaten bei dem einsolmm 


(84 S.). | 
1.6 


Dozenten. Einige Druckfehler schleppen 
sich von Auflage zu Auflage fort (z. B.S 30 
v. Burckhard geb. 1853 statt 1838). Wenn 
der Verlag Fragebogen bei den Universitäten 
in Umlauf setzt, wird er baldige und sichere 
Auskunft erhalten. 


6. Verhandlungen des 26. Deutschen Juristen- 
tages. Hrsg. v. d. Schriftführer- Amt d 
ständigen Deputation. II. Bd.(Gutachten\ 
gr.8". (392S.). Berlin (J. Guttentag) 7.% 

Der zweite Band enthält: 1. Wach, 
Richterrecht und Parteibetrieb, 2. Bernatzik, 


Rechtskraft der Entscheidungen der Verwal 
tungsbehörden. 3. Harnier, Wucherung der 


‚ Bauforderungen. 4. Stranz, Anderung des 


bestehe absolute Sprachenfreiheit für die 
Versammlungen, und zwar selbst für den 


Fall, dass die zuständige Polizeibehörde nicht 
in der Lage sei, zur Überwachung eine der 
fremden Sprache kundige Person zu ent- 
senden. Dieser Zustand bedürfe gesetzlicher 
Anderung. Die rechtlichen Ausführungen 
über die polnischen Postadressen führen zu 
dem Resultate, die polnische Sprache sei zu- 
gelassen, wenn den betreffenden Beamten 
eine in polnischer Sprache geschriebene 
Adresse verständlich sei, welche Voraus- 
setzung im Orts- und nachbarlichen Verkehr 


8 313 B.-G.-B. 5. Rosen, Zwischenprüfungen. 
6. Freese, Bauforderungen. 7. Van Calker- 
Revision des Str.-G.-B. 8. Hiller, Zwischen, 
prüfungen. 9. Landesberger, Industriekartelle. 
10. Haenschke, Änderung des & 313 B.-G.-B. 


7. Walter, Frz., Sozialismus und moderne 
Kunst. Nach der neueren sozialist. Lit- 
teratur dargestellt. gr. 8°. (VII, 1028. 
Freiburg i/B. (Herder) 150 


Die Broschüre zerfällt in zwei Teile; der 
erste handelt vom Marxismus in seinem Ver- 
hältnis zu Kunst und Geistesleben, der zweite 
von der modernen Kunst im Lichte der 
neueren sozialistischen Literatur. Walter ver- 
sucht, die Ausserungen sozialistischer Pob- 
tiker und Schriftsteller über die Kunst in 
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systematische Ordnung zu bringen. Er glaubt, 
dass die Parteinahme bedeutender Sozialisten 
für die moderne Kunst nur ein agitatorischer 
Schachzug gewesen sei; denn in Wirklichkeit 
verdiene diese den Schutz des Sozialismus 
nicht. Die Meinungsverschiedenheiten inner- 
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halb der Sozialisten selbst über das Verhältnis 
zur modernen Kunst sind anschaulich und 
zutreffend geschildert. Die Urteile des Ver- 
fassers über die moderne Kunst leiden aller- 
dings an starker Einseitigkeit. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902 
Nr. 9. nen (J. Schweitzer Verlag) 


halbjährlich (6 Hefte) 8.— 
Das zehnte Heft des Jahrgangs 1902 ent- 


hält: Zolltarif — Reichsverfassung — Ge- 
schäftsordnung des deutschen Reichstags, 
von Amtsrichter Dr. Ernst Müller, Mitglied 
des Reichstags für Meiningen. — Die Reorga- 
nisation des Aufsichtsratswesens in Deutsch- 
land, von Dr. Graf von Brockdorff in Berlin. 
— Die Bedeutung des Beschäftigungsortes 
in der deutschen Arbeiterversicherung, von 
Stadtrat H. von Frankenberg in Braunschweig. 
— Dre Gleichheit der Kontrahenten und die 
Gerechtigkeit im Versicherungsvertrage, von 
J. August in Wilmersdorf. (Schluss.) — Aus 
den Gesetzesblättern. — Miscellen : Statistik 
der Bierbesteuerung in Bayern 1%1. 


2. Annalen d. ges. Versicherungswesens. 
1902. Nr.31—35. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 
In den vorliegenden Heften sind neben 
„zahlreichen kleineren Mitteilungen aus dem 
Gebiete des Versicherungswesens folgende 
grössere Artikel enthalten, und zwar Nr. 31: 
Die Gefahr und das (Gefahrsobjekt, 
J. @. Nolst Trenite; Die deutschen Rück- 
versicherungsgesellschaften im Jahre 1901; 
Unfallhäufigkeit in der Land- und Forst- 
wirtschaft. Nr. 32: Die Unfallversicherung 
in Europa nach ihren Systemen; Die schweize- 
rischen Transportversicherungs- Aktiengesell- 
schaften im Jahre 1901; Die industrielle 
Feuerversicherung. Nr. 33: Die Unfallver- 
sicherung in Europa nach ihren Systemen. 
Nr. 34: Hausbesitzer und Versicherung. 
Nr. 35: Seerecht, Seerechtskongress und 
Handelskammern, von Dr. R. Möncheberg; 
Die schwedischen Feuerversicherungs-Aktien- 
gesellschaften im Jahre 1901. 


3. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. Hrsg. v. Dr. jur. Hatschek. 
I. Jahrg. Nr. 11 Frankfurt a./M. (Rein- 
hold Mahlau) pro Jahrg. 10.— 


Inhalt: Geldproduktion, internationale 
Geldbewegungen, inländischer Geldbedarf 


von | 


und Diskontsatz, von Prof. Dr. Helfferich- 
Berlin; Aus der Geschichte der Bank von 
England, von Maxim. Clauss-London; Die 
Börsenorganisationen und Börsengesetze der 
ausserdeutschen Länder, V. Österreich, von 
Dr. G. v. Weiss- Wallenstein-Wien. Gericht- 
liche Entscheidungen. Verbandsnachrichten. 
Sprechsaal. Vermischtes. 


4. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 2. Berlin 
(W. Süsserott) jährlich 10.— 


Inhalt: Von der Westküste unserer ost- 
afrikanischen Kolonie, von Dr. Rich. Kandt, 
Die Arbeiterfrage in unsern afrikanischen 
Kolonien, II, von Generalleutnant a.D. Leo; 
Die Fidschi-Inseln im Jahr 1901; Das Schul- 
—— in den amerikanischen Kolonien von 
George Mayhaus; Flottenstützpunkte, von 
Oberleutnant a. D. Kürchhoff. 


5. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
X. Band. Nr. 11u. 12. München (C. H. Beck) 
jährl. 6.— 
Die vorliegende Doppelnummer bringt 
einen längeren Artikel von Reg.-Assessor 
Frhr. a über: Die Haftung des 
Staats für Amtshandlungen seiner Beamten; 
ausserdem Mitteilungen aus dem bayerischen 
Gebührenwesen und eine Entscheidung des 
Reichsversicherungsamtes. 


6. Blätter für Genossenschaftswesen. 1902. 
Nr. 30—34. Berlin (J. Guttentag) 
halbjährlich 3.— 


In der vorliegenden Nummer sind fol- 
gende grössere Artikel enthalten, und zwar: 
Nr. 30: Der Erlass des Ministers für Handel 
und Gewerbe betr. Förderung des Genossen- 
schaftswesens durch Handwerkskammern; 
Rechnung und Voranschlag der Einnahmen 
und Ausgaben des Allgemeinen Verbandes; 
Die Staatshilfe für landwirtschaftliche Ge- 
nossenschaften in Baden, von M. May; Nr. 31: 
Kornhausgenossenschaften; Nr. 32: Das 
Konsumvereinswesen in Deutschland, von 
Dr. Crüger; Nr. 33: Zur Vermeidung rück- 
ständiger Zinsen; Soll das Lieferanten- 

geschäft eine neue Auflage erleben? von 
ir May; Nr. 34: Neue Genossenschafts- 
systeme; Die Bilanzaufstellung bei den 
Konsumvereinen; das Konsumvereinswesen 
in Deutschland und seine Ziele, von Behrend. 
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7. Centralblatt,österr., für die jurist. Praxis 


616 
Mitteilungen über Bremens Einfuhr und 


nebst Centralblatt für Verwaltungspraxis. Ausfuhr im Jahre 1901 und den Aussen- 


XX. Bd. 7. H. Wien (Moritz Perles) handel des Kongostaates, 


halbjährig 10.— 
Abhandlungen: Die Schenkung auf den 


Todesfall (Geller). Die Ansichtspostkarte 


Surinams und 
Spaniens im gleichen Jahre. Im Gesetz 
gebungsteill werden zahlreiche Zolltarif- 
änderungen und Entscheidungen und andere 


(Schuster). — Aus der Wiener Juristischen | den Handel betreffende gesetzgeberische 


Gesellschaft. Rechtsprechung. Aus der Recht- 
sprechung des deutschen Reichsgerichts. 


8. Dokumente des Sozialismus, Bd. I. H. 11. 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte. 
einzeln 1.25; vierteljährl. 3.75 


Inhalt: I. Bibliographie des Sozialismus; 
II. Aus der Geschichte des Sozialismus: 
Ernest Jones über die Agrarfrage, ein Kapitel 
aus der Chartistenbewegung ; der soziale 
Utopismus in den Komödien des Aristophanes ; 
II. Plutus und die Vögel; III. Urkunden des 
Sozialismus: das Programm dersozialistischen 
Partei Brasiliens; die wichtigsten sozial- 
politischen Beschlüsse des vierten Kongresses 
der Gewerkschaften Deutschlands; IV. der 
Sozialismus in Zeitschriften: V. Anfragen 
und Nachweise; VI. Notizen. 


| 
| 


9. Entscheidungen 4. Gerichte u. Verwalt- 
ungsbehörden. /Reger). 22. Bd. 2. H. 
München (C. H. Beck) 


ı Massnahmen des In- und Auslandes 
geteilt. 


mit- 
Ausserdem enthält dieses Heft die 
‚Handelsberichte der Kaiserlichen Konsuln 
'in Amerika, Athen, Candia, Dedeagatsch, 
Dünkirchen, Havre, Coruna, Nantes, Roman, 
Rouen, Santander, Sevilla, Spalato, Akka, 
Colombo, Haifa, Bissao, Mazagan, Port Louis 
(Mauritius), Boston (Massachusetts), Cap 
Haiti, Mazatlan, Quezaltenango, San Pedm, 
Sula (Honduras), Tehuantepee, sowie Spezial- 
berichte aus Neapel (Italiens Zuckerkampagne 
1900/1901), Kiew (Kontraktenmesse 1%2) 
u.a.ın. 


12. Handels-Museum, Das. Bd. 17. Xr 31 
bis 35. Wien (Verl. d. k. k. österr. 
Handels-Museums) halbjährl. 8S— 


Die vorliegenden Nummern enthalten 
wieder zahlreiche Mitteilungen aus dem G* 
biete des Zollwesens, des Handels und der 
'Handelspolitik, der Industrie und Land- 
wirtschaft, des Verkehrswesens, der Sozial- 


Preis pro Band 10.— | politik u.s.w. An grösseren Artikeln sind 


Das vorliegende zweite Heft des laufenden 
Jahrgangs der allbekannten BReger'schen 
Entscheidungensammlung bringt wieder eine 
Fülle von Erkenntnissen zur Gewerbeord- 
nung, zu den Arbeiterversicherungsgesetzen, 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch nebst Neben- 
gesetzen etc. soweit sie das auf reichsge- 
setzlichen und gemeinrechtlichen Bestim- 
mungen beruhende Verwaltungs- und Polizei- 
strafrecht betreffen. Die Notizen aus der 
Reichsgesetzgebung und aktiven Verwaltung 
sind diesmal gleichfalls besonders bemer- 
kenswert.. Dem Hefte ist die bekannte 
Beilage, die Rechtsprechung des Reichsver- | 
sicherungsamtes enthaltend, beigegeben. 


I 
I 
I} 
\ 


10. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- 
schrift XVIII. Jahrg. 1902. H. 13, 14. 
Dresden (E. Pierson) jährl. 16.— 


Unser Gebiet berühren die Abhandlungen: 
Der Ehrenweg [Beleidigungsklage, Duell 
Ehrengerichte betr.| von Privatdozent Dr 
med. Ziegenspeck. Die Kanalfrage von Geh. 
Sanitätsrat Dr. Küster. Über Bildhauerwett- 
bewerbe und das Verfügungsrecht an Werken 
bildender Kunst von Eduard Beyrer jun. 


1 


’ 


11. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 
amt d. Innern. 1902. Juliheft. Berlin 
(Mittler & Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 


Das Juliheft des Deutschen Handels- 
Archivs enthält in seinem statistischen Teil 


ı folgende hervorzuheben : Nr. 31: Eine Handel 
universität in Italien; Die Zwischenverkehrs- 
statistik. Nr. 32: Die kommerzielle Lage 
in Südafrika; Die Textilindustrie in Schlesien. 
Nr. 33: Der Aussenhandel Britisch - Indiens 
1901/1902. Nr. 34: Zur Kartellfrage in 
Deutschland; Vom amerikanischen Textil- 
waarenmarkt. Nr. 35: Die kommerzielle und 
industrielle Lage in Egypten; Der schweize 
rische Aussenhandel im Jahre 1901. 


| 


13. Handelszeitung, Bayerische. 1902. Nr. 
31-—38. München (Franz'sche Hofb.) 

vierteljährl. 1.50 

Die vorliegenden Hefte bringen folgende 

— —— Artikel, und zwar in Nr. 31: Die 

eutsche Handelsmarine (Schluss in ara ; 


‚das Schaumweinsteuergesetz ; » 
‚ Hütten- und Salinenbetrieb in Bayern; 
' Deutschlands Holzeinfüahr. Nr. 33: Der 


deutsche Buchhandel i. J. 1901; Ungarische 
' Hausindustrie. Nr. 34: Deutschland und die 
' Vereinigten Staaten von Nordamerika; das 
Petroleumgebiet Bakus. 


14. Invaliditäts- und Alters-Versicherung,die, 
im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr. 16/18. 


Mainz (Diemer) vierteljährl. 2.— 


Abhandlungen: Zu der Entziehung der 
Invalidenrente im Falle der vorübergehenden 
Erwerbsunfähigkeit (Wg.). Anträge der Ver 
sicherten hinsichtlieh des Beginns der In 
validen- und Altersrenten (Seelmann). In 
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validenversicherung der Lehrlinge (Tribius). Das Vermächtnis der grossen Zeit; Zwischen 
Einfluss des B.-G.-B. $ 1715 auf die Wöch- erster und zweiter Lesung; Die Aufhebung 
nerinnenunterstützung aus Kr.-V.-G. $ 20 der Kongreganistenschulen in Frankreich, 
(Hülse), Entscheidungen des Reichs- von K. Friedrich, Strassburg i. Els.; Unsere 
versicherungsamtes, der Gerichte und Ver- | deutschen Kolonien, I, von H. H. Graf von 
waltungsbehörden. | Schweinitz-Berlin. ’ 


15. Monatshefte, sozialistische. 1902. H. 8. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 


18. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. Nr. 15 u. 16. 
hefte) a Heft —.50| Braunschweig (A. Limbach) jährl. 1.— 


Inhalt: A. von Elm, Rückblick auf den) Die vorliegenden Hefte enthalten neben 
vierten dentschen Gewerkschaftskongress; zahlreichen Notizen über Maschinen-, Eisen- 
Fr. Hertz, Probleme der nationalen Demo- und Metallindustrie und Handel in Nr 15 
kratie in Österreich; E. Bernstein, Die | Artikel über die Entwickelung der Eisen- 
neueste Prognose der sozialen Revolution; | industrie und Weltproduktion und tiber die 
P. Göhre, Christentum und materialistische Düsseldorfer Ausstellung, in Nr. 16 Artikel 
Geschichtsauffassung; H. Wetzker, Der über die österreichisch -ungarische Eisen- 
Punkt 8 unseres Programms; E. Fuchs, Die industrie und über die Düsseldorfer Aus- 
französische Karrikatur i. J. 1870/71; Helma | stellung. 


Steinbach, Die Frauen auf dem Stuttgarter . 
Gewerkschaftskongress. 

| 

16. Recht, Das. 1902. Nr. 13. Hannover | 

(Helwing'sche Verl.-B.) vierteljährl. 3.— | 


Aus dem reichen Inhalt heben wir hervor: 
‚ Gesetzesauslegung und -Anwendung: 
Über den Begriff der zugesicherten Eigen- 


schaften der Kaufsache ($ 459 Abs. 2 B.-G.-B.). 


(Univ.-Prof. Dr. Carl Crome, Bonn.) — Zur 


Frage des $ 269 Abs. 4 der Mil.-Str.-G.-O., 


betreffend die Beantragung der Ladung von 
Zeugen und Sachverständigen durch Ange- 
klagte des aktiven Heeres gegen Kosten- 


erlage. (Hafis). — Streitfragen aus dem Ge- | 
(Landrichter 


biete des Wandlungsrechtes. 
G. Werner, Magdeburg.) 
Gesetzesreform : Ist der Zeitpunkt für eine 
Neubearbeituug des Strafrechts gekommen ? 
(Langerichtsrat Bozi, Bielefeld ) 
Aus dem Rechtsleben: Zur Vor- und Aus- 
bildung der Juristen. — Der fliegende Ge- 


richtsstand der Presse. — Abschaffung der 
Gerichtsferien. — Ein neues norwegisches 
Strafgesetzbuch. 


17. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. 


vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 


4. Jahrg. Nr. 8—10. gr. 8°. Berlin (Wilh 


Baensch) 


Aus den vorliegenden Heften heben wir 
folgende unsere Leser interessierenden Ar- 
tikel hervor, und zwar in Nr. 8: Zur Bonner 
Rede des Generals von Löe; Zur Finanzierung 
des Reichsetats; Etliche Randglossen zum 
Toleranzantrag, von Dr. Hieber-Stuttgart; 
Baden und die Main-Neckar-Bahn, II, von 
Oberbaurat a. D. Dr. Zur Nieden - Berlin. 
Nr. 9: Die ersten Folgen des Zuckerüberein- 
kommens, I, von Dr. Brukner-Stralsund (II 
u. III in Nr. 10); Eisenbahn-Einheitsbestre- 
bungen in Württemberg, von Dr. Zur Nieden- 
Berlin; Die Reorganisation des Aufsichtsrats- 
wesens, von Dr. Ph. Kalkmann-Berlin. Nr. 10: 


vierteljährl. 2.50 


19. Zeitschrift für Arbeiter-Versicherung. 
XV. Jahrg. Nr. 6. Stuttgart (W. Kohl- 
hammer) jährl. 5.— 


Entscheidungen des preussischen Ober- 
verwaltungsgerichts, des bayerischen und 
badischen Verwaltungsgerichtshofs, des säch- 
sischen Ministeriums des Innern, des Reichs- 
versicherungsamts, des bayerischen und würt- 
tembergischen Landesversicherungsamts. — 
Kleine Mitteilungen. Anzeigen. 


20. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5. 
Jahrg. 1902. Heft 8/9. Berlin (G. Reimer) 
pro Quartal 5.— 


I. Aufsätze: Ludw. Fuld, Korporative 
| Mietsverträge; Friedr. Prinzing, Die Wand- 
\lungen in der Heiratshäufigkeit und des 
‚ mittleren Heiratsalters; Sartorius Freih. von 
ı Waltershausen, Beiträge zur Beurteilung 
einer wirtschaftlichen Föderation von Mittel- 
europa, II; Paul Frauenstädt, Die rück- 
fälligen Verbrecher in Deutschland; Nik. 
Karyschew, Der Grundbesitz in Moskau. 
II. Sozialpolitik: Das preussische Rentengut, 
eine Erwiderung von A. Aal in Nürnberg; 
hierzu eine Replik von J. Peltzer-Berlin; 
‚Die Entschuldung des ländlichen Grund- 
besitzes in Preussen; Gesetzliche Beschrän- 
'kung der Einwanderung nach Australien; 
| Preisaufgabe der Strassburger Universität. 
ı III. Miszellen, darunter: Neomalthusianismus, 
‚von E. Jung; Tendenzen in der Erbschafts- 
| bestenerung der Vereinigten Staaten; Strei- 
‚tigkeiten zwischen Arbeitern und Unter- 
nehmern und die Standorte der Industrie 
‚mach W. Hasbach): Zur Geschichte der 
'Ozeanfrachten: Englische gegen preussische 
' Eisenbahnen; Zustände in der rumänischen 
Landwirtschaft; Das Haushaltungsbudget 
zweier Heimarbeiterinnen, von Friedr. Krie- 
gel: Zur Geschichte der Namengebung (nach 
@. Cohn). IV. Buchbesprechungen. 
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21. Zeitschrift für die gesamte Staats- |schäftsergebnisse‘ der deutschen Fenerver 
wissenschaft. Herausg. von Dr. A. sicherungs-Aktiengesellschaften i. J. 101. 
— und Dr. K. Biicher. 58. Jahrg. 
1902. 3. Heft. gr. 8°. Tübingen (Laupp) | 23. Zeitschrift für badische Verwaltung und 

pro Jahrg. 16.— Verwaltungsrechtpflege.e XXXIV. Jahr 


Inhalt: Dr. R. Kaulla, der Wertbegrit  &®M8.No. 10-13. Heidelberg (Emmerling 


im römischen Recht; Dr. F. Prinzing, Die & Sohn) n jähr 

Erkrankungshäufigkeit nach Beruf und Alter, Abhandlungen: Über die Vertretung des 
I; P. Bechler, Zur Fortbildung der öffent. Staatsinteresses im verwaltungsgerichtlichen 
lichen Armenpflege, mit besonderer Darlegung ı Verfahren (. . h). Über die Prüfung der 
der Verhältnisse in Württemberg ; Schäffle, parlamentarischenWahlen. — Entscheidungen 
Die Überholung der öffentlichen Ortsarmen- des Grossh. Verwaltungsgerichtshofs. Rechts 
pflege durch die Entwickelung der modernen grundsätze desselben, Entschliessungen des 
Gesellschaft; Derselbe, Die Notwendigkeit Grossh. Ministeriums des Innern und sonstiger 
exaktentwickelungsgeschichtlicher Erklärung Verwaltungsbehörden, Entscheidungen der 
und exakt entwickelungsgesetzlicher Behand- bürgerlichen und Strafgerichte, des preus 
lung unserer Landwirtschaftsbedrängnis, II. sischen Oberverwaltungsgerichts. Literatur. 





| 24. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 
22. Zeitschrift für Versicherungswesen. steuern. Hrag. ne aiirien 


1902. Nr. 30—34. Berlin (Verlag: „Zeit _Kunckel in Schwerin. 1902. Nr.5. Berlin 
schr. f. — — G. = ” H.) | (Carl Heymann) jährlich 8— 
vierteljährl. durch die Post 5.— |) mhalt: I Abhandlungen: Die Mineralöl 


Ausser zahlreichen kleineren Mitteilungen in chemisch-technologischer und in zolltarifar- 
und statistischen Notizen aus allen Gebieten | ischer Hinsicht, von HütteningenieurSchreiber- 
des Versicherungswesens sind in den vor- Dresden; Jahresbericht des kaiserlichen Ge 
liegenden Heften folgende grössere Artikel sundheitsamtes über die Tätigkeit auf dem 
enthalten, und zwar in Nr. 30: Feuerver- | Gebiet der Branntweinsteuer - Befreiung» 
sicherung i in Österreich-Ungarn 1901. Nr 31: ordnung ; II. Gesetze, Verordnungen; Ill. Zell- 
Feuerversicherung, Landwirtschaft und So- | tarifentscheidungen "und Zolltarifauskäünfte; 
zietäten. Nr. 32: Dispacheure; Versendung |IV. Vom Reichsgericht; V. Verschiedenes; 
von Wertpapieren. Nr. 33 und 34: Die Ge- | VI. Bücherschau. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden. 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berährt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Archiv des deutschen Landwirthschaftsraths. | des Verwaltungsgerichtshofs zu Stuttgart u, des 
XXVI. Jahrg. Bericht üb. die Verhandlgn. der | Vorstandes des württemberg. Anwaltakamımer. i4. Bd 
XXX. Plenarversammlg. des deutschen Laudwirth- 3 Hefte. (1. Heft 127 8.) gr. 9%. Tübingen. H 


schaftsraths vom 6. bis 8. II. 1902. Im Auftrage des | Laupp “- 
Vorstandes hrsg. vom Gen.-Sekr. Dr. Dade. (I, —,— des deutschen Haftpflicht- u. Ver 
8325 8.) Lex. 8°. Berlin, P. Parey d.— | sicherungs-Schutzverbandes. Hrag. v. dem Verbands 


Ent-cheidungen des k. k. Obersten Gerichts- vorstande. Red. v. Dr. Paul Prigge. Nr. 13 u U. 
hofes in Civileachen. Sammlung, begründet v. Dr, | gr. 8°, Berlin, F. Siemenroth. 


R. Nowak, fortgesetzt v. DD. Eduard Coumont u. | 13. März 1902. (145 8.) 3.—. — 14. Denkschrift 
(arl Schreiber. 11. Bd. (Entscheidungen aus den | betr, die allgemeinen Versicherungsbedinguns2 
J. 1897 u. 1808.) I. Judicatenbuch. — 1. Spruch- | der deutschen Privat - Feuer - Versicherunggee=]- 
repertorium. — III. Sonstige amtlich veröffentlichte schaften. (Aus d, J. 1900/01). — Vorschläge zur 
Entscheidgn. — IV. Materienregister. (Mitdoppeltem, Abänderung der allgemeinen Versicherungsb* 
alle 11 Bde. umfass. systemat. Register.) (IV, 4728.) dingungen des Verbandes deutscher Privat-Feuer- 
12°, Wien, Manz 5.—; geb. 6.— | Versicherungsgesellschaften. (Auf Grund der Denk- 
Entscheidnngen des königl. preussischen Ober- schrift, betr. die allgemeinen Versicherungs* 
verwaltungsgerichts,. Hrag. v. Oberverwaltgsger.- dingn. der deutschen Privat-Feuer- Versicherungs 


Räthen Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-R. Freytag, Techow, gesellschaften vom J. 1900/01). (IV, 658) 1% 
Dr. Schultzenstein, Reichenau. 40. = az, 495 = ER — des k. K. Finanz-Ministeriums 


gr. 8°. Berlin, C. Heymann. ; geb. 8.— | Red. im Präsidial-Bureau des k. k. Finanz- Mini 
Getreidemarkt, Wöchentliche Nachrichten zur | ateriums. 8. Jahrg. 2. Hft. (8. 483—1017.) Lex ®. 
Regulierg, der Getreidepreise. Schriftleitung : Prof. Wien, Hof- u. Stastsdruckerei. i- 
Dr. @, Ruhland, 3. Jahrg. 52 Nrn. (Nr. 1-4. 32 s)| — „ses statistischen Amtes der Stadt München. 17. Bi 
gr. 4°, Berlin, Getreidemarkt. Halbjährlich 10.— . Hft. gr. 4°. München, J. Lindauer. 
Jahrbücher der württsmbergischen Rechtspflege, | 2, Geburten u. Sterbefälle im J. 1900, — Steuern 


hreg. v, d. Mitgliedern des Oberlandesgerichts u, | u. Gemeindeumlagen der Einwohnerschaft Mün- 
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chens in den J, 1899 u. 1900. — Steuern u. Ge- | Suppl.-Hft. Jahrg. 1902. Suppl. II. (119 8.) gr. 80. 


meindeumlagen der unmittelbaren Städte Bayerns Berlin, A. Hirschwald 3.60 
(18901900). — Geburten u. Sterbefälle im J. 1901. | Volksanwalt, Unabhängiges Organ f. den Kampf 
(8, 113—234 m. 1 Taf.) 2— um volkstüml, Recht u. zur Abwehr der Juristen- 


Sammilang v. civilrechtlichen Entscheidungen des herrschaft. Reindeutsche Erziehg. u. Volksveredig. 
k. k. obersten Gerichtshofes. Hrag. v. Leop. Pfaff, hrag. v. Prof. Lehmann-Hohenberg. 2. Jahr e. neuen 
Jos, v. Schey u. Vincenz Krupsky, 87. Bd, Neue Zeit (des Wissens vom Leben u. der Kunst zu 
Folge, 3. Bd. (M. e. Verzeichnisse der Gesetzes- leben.) (Nr. 1—11. 88 8.) Lex 8%, Kiel, Verlag des 
stellen u. e. systemat. Register.) (838 8.) gr. $°, Wien, Volksanwalt 2 
Manz 10.60 gob in Leinw. 11 80; in Halbfrz. 12.40 Zeitschrift f. das bayerische Gerichts-Sekretariat 

Uebersiechten der im J. 1902 aus dem deutschen u. verwandte Dienstesasparten. Zugleich Fachschrift 
Reichsgebiete erfolgten Verweisungen v. Ausländern, f. die Praxis der Gerichtssekretäre, Gerichtsvollzieher, 
Nach amtl, Publikationen bisher hrag. v. F. Nonnen- Sekretariatsadspiranten, Sekretariate-Assistenten n. 
macher, übernommen u. fortgeführt v. II. Teucher, -Gehilfen, Strafanstaltskanzleibeamten u. Notariats- 
30. Jahrg. 4 Nrn. (Nr. 1 u. 2. 11 u. 27 8) 5°, Ans- gehilfen ete. brag. u. red. v. Landger.-Sekr, A. 
bach, C. Junge 2.⸗ Wansch. 1. Jahrg. Aug. —Dezbr. 1902. 8 Nrn. (Nr. 1, 

Vierteljahrsschrift f. gerichtliche Medizin n. 12 8.) gr. 4%. München (Löwengrube 18), Verlag 
öffentliches Sanitätswesen. Hrag. v. DD. Geh, Ob.- der Zeitschrift f. das bayer. Gerichts-Sekretariat 
Med.- u. vortr, Rath A. L. Schmidtmann u. Ger.- Postfrei 1.05 
Arzt Prof. Dir. Fritz Strassmann. 3. Folge. 24. Bd. | 


Bürgerliches Recht. 


Civilgesetzbuch, schweizerisches. Erläuterungen | Hankwitz, Kurt, Kammerger.-Refer., Die Ein- 
zum Vorentwurf des eidgendss. Justiz- u. Polizei- | wirkung v. Zuwendungen des Erblassers unter Le- 
departemente, 3. Hft. Das Sachenrecht. (Von benden aut die Gestaltung der Pflichtteilsansprüche 
Prof. Dr. Eug. Huber.) (IV, 425 $.) gr. 8%, Bern, , nach dem bürgerlichen Gesetzbuche f. das Deutsche 
A. Francke 8.— | —— * (98 8.). gr. 8%. Schöneberg - Berlin. 

Deicke, Dr., Amtsricht., Das Testament. Handbuch | n, Dobberke & Schleiermacher 1.80 
zur Testamentserrichtg. f. jedermann. Allgemein Hoffmann, Dr. Rich., Die Haftung des Schuld- 
verständl. Darstellg. der Testamentslehre nach dem | ers f. seine Gehülfen. Eine Studie üb. 5 278 des 
bürgerl. Gesetzbuche m. Beispielen u. Mustern zu bürgerl. Gesetzbuches. (218 8.). gr. 8°. Berliu, Struppe 


ten u. Eingaben. .) 8. Mühlbeima‘R., | „‚£ Winckler pre 
eg n u. Eingaben. (100 3.) 8 nn ‚ Köhler, Dr. Conr., Ger.-Refer., Die Erbenhaftung 


f. Nachlassverbindlichkeiten nach dem neuen denut- 





Eise, Dr. Heinr., Der Gemeindewaisenrat im ; 
deutschen Recht. (IV. 135 8.) gr. 8”. Berlin, Struppe —— —— et aa ce . 2 ir 
& Winckler 3.7 | Riess, Ernst, Der Anspruch des Berechtig.' aus 


Gesetz vom 12. VI. 1900, betr. die besonderen | Rechtshandlungen eines Unberechtigten ($ 816 B.- 
Rechtsverhältnisse geschlossener Höfe, wirksam für G.-B.). Zugleich e. Beitrag zur Lehre v. der un- 
die gefürstete Grafsch. Tirol. (31 8.) 8°. Innsbruck, | gerechtfertigten Bereicherg. (III, 96 S.) gr. 8°. Bres- 
Wagner —,50 lau, M. & H, Marcus! 2,40 


Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


Goldberg, Dr. Otto, Handelssch,-Dir., Das des Deutschen Reiches. Unter Berücksicht, der 
deutsche Lagerhausgeschäft u. Lagerhausrescht. (Dr. Entscheiden. des Beichsoberhandels- u, d. Reichs- 
Ludw. Huberti's moderne kaufmänn. Bibliothek.) | gerichts, des hansest. Oberlandesgerichts u. der 
2, Aufl. (V, 88 8.) gr. 8%, Leipzig, Dr. L. Huberti Seeäimter, Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. 

geb. in Leinw. 2.75 3. verm. u. verb. Aufl.. bearb. v. Öberlandesger.-RB. 

Guttentag’s Sammlung deutscher Reichsgesetze. Otto Rudorff. (XX, 1050 S.}. 4.50, 
Text-Ausgaben m. Anmerkgn. Nr. 19. gr. 16°. Berlin, | Wechselordnung, die russische, vom 27, V. 
J. Guttentag. Geb. in Leinw. (9 VL 1002). Aus dem Ruse. v. Frdr. Nicolaus. 


19. Knitschky, weil. Dr.W. E., Die Seegesetzgebung | (VII, 43 8.) gr. 8%. St. Petersburg, Eggers & Co. 1.— 


Gerichtsverfassung. Civilprozess- und Konkursrecht. 
Darstellang, allgemeine, der Gerichtsverfassung Aufl, 2. Lfg. (8. 173— 276.) gr. 9. Berlin, Siemenroth 


in Preussen. Bearb. im Justizministerium. 1. Thl. & Troschel 2.30 
des Jahrbuchs der preuss.Gerichtsverfansg. (25.Jahrg.) Jahrbuch der preussischen Gerichtsverfassung, 
(VI, 216 8.) gr. 8°. Berlin, R. v. Decker kart. 2.— | bearb. im Justizministerium, 25. Jahrg. (XII, 564 8. ) 

gr. 8°. Berlin, R. v. Decker 6. ⸗ 


Falkmann, R., Kammerger.-R., Die Zwangsvoll- | Schwartz, Joh. Christoph, Prof., Die Novelle 
streckung m. Ausschluss der En | vom 17./20, V. 1898 u. die künftige Civilprozess- 
in das unbewegliche Vermögen. Nach prozess- und | reform. (VII, 205 8.) gr. 8°”. Berlin, J. Guttentag 
bürgerl. Recht dargestellt. 2., gänzlich umgearb. | geb. in Leinw, 4.— 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Dorst, Frz., Not. Justizr., Die notarielle Urkunde | Vollzugsvorschriften, eingeleitet und erläutert. 2,, 
nsch Form u. Inhalt, (X, 251 S.) gr. ®. Köln, unter Mitwirkg. des I. Stantsanw. Otto Dandl bearb,, 
P. Neubner 6.— verb. u. ergänzte Aufl. (XVI, 439 8.) 8%. München, 

Fuchs, Dr. Eng., Rechtsanw,, Grundbuchrecht. C. H. Beck geb. in Leinw. 5.50 
Kommentar zu den grundbuchrechtl. Normen des | Klampp, A., Landger.-R. Amtsger.-R., Das deutsche 
bürgerl. Gesetzbuchs u. zur Grundbuchordng. von Grundbuchrecht und die württembergischen Aus- 
DD. Rechtsanwälten FEug. Fuchs u. Hugo Arnheim. führungsbestimmungen. 2., völlig neu bearb. Aufl. 
1. Hft. (Des ganzen Werkes 9. Hft.) (8. 1-96.) gr 8%.| 3. Lfg. (2.Tl. 8.497—658.) gr. 8°. Stuttgart, W, Kohl- 
Berlin, J. J. Heine 2.— hammer 3. 

Henie, Wilh., Minist.-R., Die Anlegung des Grund- Kössler, Hans, Ger.-Scekr., Die Geschäftsordnung 
buchs in den Landesteilen rechts des Rheins, Bayer- f. die Gerichtsschreibereien im Königr. Bayern. Mit 
isches Gesetz vom 13. VI 1898 u. die hiezu erlassenen e. Anh. üb, die Führg. der särmmtl. gerichtl. Register 
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m. Mustereinträgen. Erläutert. 8. u. 4. Lfg. (8. 129 
—288 u. Formulare 32 8.) gr. 8’. Erlangen, Palm & 
ke 4 


624 


Agrarsachen. — Kosten- u. Stempelwesen.) (XXI, 
1100 8.) 8°. Berlin, C. Heymann geb. in Leinw. 10.— 


En — 
Meyerhoff, Geo., Rechtsanw., Corpus juris civilis | Vorschriften betr. die Dienst- u. Geschäftsverbält- 


f. d, Deutsche Reich u. Preussen, Mit Erläutergn. 
Ill. Bd., 2. Thl, Freiwillige Gerichtsbarkeit. (Freiw. 
Gerichtsbarkeit, — Grundbuchrecht. — Verfahren in 


nisse der. Gerichtsvollzieher in Elsas-Lothringen. 
Amtl. Ausg, (III, 70 8.) gr. 8°. Strassburg, W. Heinrich 
kart. 1.8 


Patent- und Urheberrecht. 


Drathen, Dr., Rechtsanw., Der Recht#e-Schutz des | 
bildenden Künstlers. (VIII, 628.) gr. 8°. München, | 
Verlag der ‚Werkstatt der Kunst‘‘ 2.— | 


Strafrecht und 


Behr, Dr. Alb., Ärztlich - operativer Eingriff u. | 
Strafrecht. (78 8.) gr. 8°. München, A. Buchholz 1.60 | 
Gross, Dr. Haus, Prof., Die Erforschung des. 


Sachverhalts «trafbarer Handlungen. Ein Leitfaden  Stenglein, 


f. Beamte des Polizei- u. Sicherheitsdienstes des | 
Deutschen Reiches. (VIII, 194 8.) gr. $°. München, 
J. Schweitzer Verlag geb. in Leinw. 2.50 
Lentner, Dr. Ferd., Prof., Sebastian Ruf, Irren- 
hans-Kaplan zu Hall i. T., als Seelenforscher. Ein | 


Meyer, Bruno, Entwurf e. Gesetzes, betr. das 
Urheberrecht an Werken der Photographie. Amtlicher 
Text, nebst erläut. Bemerken. (16 $.) gr. &. Weimar, 
Verlag der deutschen Photographen-Zeitg. — 


Strafprozess. 


Strafbarkeit erforderliche Einsicht. 
R.-St.-G.-B.) Diss, (VII, 101 8.) gr. 5°. Barmen, 
Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht 26 
M.. Reichsger.-R., Stastsanw. MH. 
Appelin= u. Prof. &. Kleinfeller, DD., Die 
strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reiches, 
erläutert. 3. gänzlich neubearb. u. verm. Auf, 
bearb, v. Reichsger.-R. a. D. Dr. M. Stenglein. 
3. Lfg. (8. 417—608.) gr. 8°. Berlin, O. Liebmann 4.0 


(8 56-58D. 


Beitrag zur Lehre v. der Zurechng. im Strafrecht, Zueker. Dr. Alois, Hofr. Prof., Über einige Be 


(119 8. m. 1 Bildnis.) gr ®°. Innsbruck, Wagner 2.— 
Schmidt, Herm., Refer., Die zur Erkenntnis der 


formen des Verfahrens im modernen Strafprozesse 
(157 8.) ar. 9°. Wien, M. Perles 4,50 


Gerichtliche Medizin. 


Hofmann’, Eduard R. v., Lehrbuch der ge- 
richtlichen Mediein. m. gleichmässiger Berüicksicht. 
dem’dentschen u. österreichischen Gesetzgebung. 9,, 


verm. u. verb. Anfl., brag. v. Prof. Dr. Alez. Koliske. 
Mit 141 Holzschn. 2. Hälfte. (XI u. 8. 481-1073) 
gr. 8%, Wien, Urban & Schwarzenberg 

12.— (vollständig 23. — ; geb. 3,5) 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Ausführungsbestimmungen vom 30. V. 1902 
zu dem Gesetz vom 3. VI. 1900 betr. die Schlacht- 
vieh- u. Fleischbeschan (Reichs-Gesetzblatt 8. 547.) 
VI, 235 8.) 120, Berlin, C. Heymann . 

Bauordnung der Stadt Chemnitz. (70 S.) schmal 
Lex. 8°, Chemnitz, C. Winter kart, 1.20 

Buchka, Dr. K. v., Geh. Reg. -R. vortrag. Rat, 
Gesetz betr die Schlachtvieh- u. Fleischbeschau 
vom 3. VI. 1900, nebst Ausführungsbestimmungen. | 
Hrsg. u. erläutert. (Zugleich Ergänzg. zu: Die 
Nahrungamittelgesetzgebg. von Dr. K. v. Buchka.) | 
(VIII, 184 8.) 8°. Berlin, J. Springer kart. 240 | 

Bundesgesetz betr. die elektrischen Schwach- u. 
Starkstromanlagen. Vom 24 VI. 1902. (20 8.) gr. 8%, 
Bern, Polytechn. Verlagsanstalt | 

—.40; französ. Ausg. (19 8.) —.40 

Döring, Herm., Prüfungs-Fragen f. Beamte des 
Reichs-, Staats-- u. Kommunaldienstes. (V. 52 8.) 
4°, Berlin, Leipzig, K. R. Vogelsberg 2.— 

Fischer, Dr. Otto, Geh.R., Das Verfassungs- u, 
Verwaltungsrecht des Deutschen Reiches u. des 
Königr. Sachsen, in seinen Grundzügen gemein- 
fasslich dargestellt. 8. Aufl. ı16.—17, Taus.) (VIII, 
132 8.) gr. 8”. Leipzig, Dürr’'sche Buchh. 1.40 

Gesetz üb. die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. VI. 1883, nebst Gesetz vom 27. IV. 15s5, Ver- 
ordnen, vom 28. V. 1800, vom 9. VIIL 1592, vom 
23. VIII. 1899, vom 29. VDI. 1000, vom 30. VI. 1901. 
Mit Anmerkgn. versehen v. Landr. Kurt Hahn. — 
Gesetz üb. die Zuständigkeit der Verwaltungs- n. 
Verwaltungsgarichtsbehörden vom 1. VIIL 1583, 
nebst Verordnen. vom 11. V. 1885, vom 16. VIII. 
1588, vom 31, XII. 1883, vom 24. ID. 1808. 5. rev. 
Aufl. (160 8.) 8”. Berlin, R. v. Decker 1,50 

Haudansgnbe der österreichischen Gesetze u. 
Verordnungen. 138. Hft. 8%. Wien, Hof- u, Staats- | 
druckerei. 

138. Jagdgenetz f. das Erzherzogth. Österreich 
unter der Enns m. Ausnahme des Gemeinde- | 
gebiets der k, k. Reichshaupt- u. Residenzstadt | 
Wien, vom 22, XI. 1%1, L.G. u. V. Bl. Nr. 41 | 





ex 102, nebst den in Gemässheit dieses Gesetzes 
erlassenen Verordngn. des k. k. Statthalters im 
Erzherzogth. Österreich unter der Enns u. Gesetz 
vom 22. XI. 1901 -L. G. n. V. Bl. Nr. %0) wirksam 
f. das Erzherzogth. Österreich unter der Eums 
betr. die Erfordernisse zur Bestätigg. u. Beridier. 
f. das zum Schutze der Landescultur bestellte 
Wacbpersonal. (VI, 150 8.) 1.- 
Hippel. Dr. v., Rog.-Assess,, Das Fleischbeschau- 
gesetz vom 3. VI. 1900, nebst Ausführungsbestim- 
mungen. Textausg. m. Einleitg., Anmerken. Er 
gänzgn. u. Sachregister. (XI, 414 8.) 12%. Berli 
C. Heymann geb. in Leiuw. 2 
Kreckeler,’ Th., Reg.-R., Die Polizei-Verordnungen 
des Kreises Flatow. Abgeschlossen am 1. VI. 18. 
im Auftrage der königl. Regierg. (Marienwerder) 
hrag. (VII, 112 $.ı gr. ®. Minden, W. Köhler 25 
— Die Polizei- Verordnungen des Kreises Löbau 
Westpr. Abgeschlossen am 1. V. 1902. Im Auftrage 
der königl. Regierg. (Marienwerder, hrsg. (VIL 708.) 
gr. 8%. Ebd. Ei 
Lnaue, B., Magistr.-Sekr., Massgebende Erkenninisse 
des könig]l. preuss. Oberverwaltungsgerichts in Kum- 
munslabgaben - Sachen, umfassend: Gebühren u. 
Beiträge — indirekte u. direkte Gemeindesteuern — 
Naturaldienste — Rechtsmittel etc., nebet Beispielen 
f. Berechng. der Gemeinde-Einkommensteuer. Neos 
[Titel-]JAusg.) (VIL, 199 S.) 8°. Berlin, R. v. Decker 
geb, in Leinw. 3— 
Lebbin, Dr. Geo., Handels- u. Ger.-Chem., Das 
Weingesetz vom 24. V. 1%1. Mit den ergangenen 
Ausführangsebestimmgn, erläutert. Text - Ausgabe. 
gr. 16°. (168 8.) Berlin, J. Guttentag geb. in Leinw. 1.” 
Maenner, Carl, Oberlandesger.-R., Jagdrecht der 
Pfalz. Ergänzungsheft. (4, 81 8.| gr. ®, Kirchheim- 
bolanden, Thieme’sche Druckereien 15% 
Meydenbaner, Hans, Ger.-Asseas, Die Stadi 
Düsseldorf u. ihre Verwaltung im Ausstellungs 
1902. Festschrift, im Auftrage des Oberbürgermeisters 
verf. (246 8. m. Abbilden. u. Taf.) gr. 4*, Düsseldorf, 
A. Bagel geb. 3.— 
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Olshanusen, H., Baupolizei - Gesetz der Stadt 


Hamburg vom 20. VIII. 1882. Textausg. m. Einfügg. 


der nachträglich erlassenen, m. dem Baupolizei- 
Gesetze im Zusammenhange steh. Verordnen., An- 
merkgn., 
gr.&°. Hamburg, OÖ. Meisaner's Verl. 2.40; geb. 3.— 
Peitz, Rob,, Red., Die königl. sächsischen Jagd- 
Gesetze einschliesslich Wildschaden- u. Kaninchen- 
Gesetz, nebst den hierzu einschläg. deutschen Reichs- 


Gesetzen. Mit Erläuteren. u. Sachverzeichnis, (70 8.) 


8, Flöha, A. Peitz & Sohn kart. 1.25 
Pensions-Ansprüche, die gesetzlichen, der 
preussischen Staatabeamten u. ihrer Familien-An- 
gehörigen. 7. neubearb. Ausg. (51 8.) gr. 5°. Elber- 
feld, Baedeker — .50 
Schmidt, Dr. Rich., Reg.-R., Die Verfassung der 
rheinischen Landgemeinden nach der Gemeinde- 
Ordnung f. d, Rheinprovinz v. 23. VII. 1845, 15. V. 


nebst Sachregister u. Anh. (VI, 191 8) 
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! 1856 u. die Kommunalabgabengesetze vom 14. VII. 
1893 unter Berücksicht. der abändernden u. er- 
gänzenden Gesetze. 2. vollständig neu bearb. Aufl. 
(8.1 - 224.) gr. 8°. Trier, J. Lintz. Für vollständig 5.50 

Süssntolf- Gesetz f. d. deutsche Reich vom 
7. VIII. 1902. Text-Auag. (8 S.) 8%. Flöha, A. Peitz 
& Sohn 

Verwaltungsbericht des Ratlıes der Stadt 
Leipzig f. d. J. 1900. (IV, 976 8.) Lex. 80. Leipzig, 
Duncker & Humblot geb. in Leinw. 10.— 

‚ Verwesung der Helsingfor'schen Polizei. Von*,*. 

ı (In russ. Sprache.) (87 8.) gr. 16% Berlin, *H. 

Steinitz 1.20 
Zander, Baupolizei-Verordnungen der Prov. Wer 
preussen vom 13. VI. 1891. M. Kommentar u. e. 
Zusammenstellg. v. Entscheidgn. des Ober-Verwal- 
tungsgerichta. (56 8.) 8°. Schwetz, W. Moeser 1.50 


—, 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Hoffmann, Dr. F., Geh. Reg.-R. vortrag. Rath, 


Unfallversicherungsgesetz f. Lund- u. Forstwirth- | 


schaft nebst Gesetz, betr. die Abünderung der Unfall- 
versicherungsgesetze, Erläutert v. HM. (VIII, 404 8.) 
12°, Berlin, C, Heymann geb. in Leinw. 2.— 


l 


Obst, J. @., Fabrikbesitzer u. Fabrikarbeiter, Hand- 
werksmeister u, Geselle, ihre Rechte u. Pflichten, 
Nebst den wichtigsten Bestimmgn. aus den am 1, X. 
1901 in Kraft getretenen Handwerkergesetz, Mit Er- 
läutergn. versehen. (III, 568.) 8°, Leipzig, G. Weigel 


Finanzwissenschaft. Volkswirtschaftslehre. 


Baumgärtel, Gust., Baumstr, Archit., Schlüssel | 


zur Boden-Reform, Die wahren Ursachen der gegen- 
wärt. Krisis sowie Vorschläge zu deren Beseitigg. 
in Baugewerbe, Landwirtschaft, Industrie, Handel, 
Geldverkehr (Denkschrift zu den Entwürfen e. Reichs- 
gesetzes betr. die Sicherg. der Baufordergn.). Enth. 
drei statist. Tabellen, zusammengestellt nach dem 
statist. Jahrbuch f. das Deutsche Reich, Jahrg. 3901. 
(IV, 187 8.) gr. 8°. Dresden, E. Weise 3.— 
Behreund, Dr. W., Die Novelle von 1902 zum 
Brantweinsteuer-Gesetz. Text u. krit. Erläuterg, a 
102 8,) gr. 8°. Berlin, P. Parey 
Dönwes, Dr. Rhard.. Die handelspolitische De 
deutung der Ausfuhrprämien. (VIlI, 138 8.) Frank- 
furt a’M., Gebr. Knauer 3.— 
Flugschrift, kirchlich-soziale. Nr. 4. gr. 8°. Berlin, 
Buchh. der Berliner Stadtmission .15 
4. Alberte, Ilerm., Sozialpolitik u. Kellnernot. (20 8.) 
Flugschriften d. politischen Aufklärungsvereines. | 
Nr. 2. gr.8°. Wien, C. W. Stern, 
2, Weber, Dr. Alfr., Die gemeinsamen wirtschaft- 
lichen Interessen Deutschlands u. ÖOesterreichs. 
(19 8.) —.40 
Fuchs, Carl Johs., Volkswirtschaftslehre. 12°, 
(139 8.) Leipzig, G. J. Güschen geb. in Leinw. —.80 
Handbuch der Arbeiterwohlfahrt. Hreg. v. Dr Otto 
Dammer. 2 Bde. (In etwa 9 Lfgn.) 1. u. 2. Lfg. 
(1. Bd, 8. 1—320 m. Abbildgn.) gr. 8°. — 
F. Enke 
— der Frauenbewegung, hrsg. v. /elene Lange u. Gertr. 
Bäumer, 4. Tl. gr. 9. Berlin, W, Moeser. 
4. * die deutsche, im Beruf. Mitarbeiter am 
4. Tl.: 
418 8.) 


8.— ; geb. 9.60. 


Handelsberichte üb. das In- u. Ausland. Sonder- | 


abdrücke aus dem im Reichsamt des Innern hrsg. 
deutschen Handelsarchiv. 
u. 60. gr. 8°. Berlin, E. 8, Mittler & Sohn. 

59. Griechenland. !14 8.) —.20. — 60. Havre. Dün- 


kirchen. Nantes. St. Nazaire. Rouen. (101 8.) 1.80 


— dasselbe. 11. Serie. Asien. Nr. 29. gr. &°. 
39. Ceylon. (9 8.) —.15. 


Ebd, 


Hanptergebnisse des auswärtigen Waarenver- | 
kehres Bosniens u. der Hercegovina im J. 1901. Hrag. | 


v. der Landesregierg. f. Bosnien u. die Hercegovina. 
(42 8.) Lex.-$". Sarajevo. Wien, ©. Gerold s Sohn 1. — 
Hofmann, Dr. Emil, Nationalr., Die Schweiz 
als Industriestaat, (139 8.) gr. 9. Zürich, Schult- 
hess & Co, 3 — 
Juhresbericht des Gewerbeanfsichtsbeamten des 
Aufsichtsbez. Lübeck f. 1901, (23 8.) gr. 8°. Berlin. 
Lübeck, Lübcke & Nöhring —.70 


Dr. Rob. Wilbrandt, Lisb. Wilbrandt. (XVI, | 


I. Serie. Europa. Nr, 59 ' 


Jahresbericht der Handelskammer zu Leipzig. 
1901. (XII, 239 8.) gr. 8%. Leipzig, J. C. Hinrich’s 
Verl. 160 

Jahresbericht, 15., des leitenden Ausschusses 
des schweiz. Arbeiterbundes u, des schweizerischen 
Arbeitersekretariats f. d, J. 1901, nebst den Proto- 
kollen der Bitzgn. d. Bundesvorstandes. Der Arbeiter- 
tag in Bern am 31. 111. 1002. (126 8.) gr. 80. Zürich, 

Buchh, des schweiz. Grütlivereins 1,20 

Iranyi, kernt,, Die deutschen Lebens- u. Unfall- 
Versicherungs-Gesellschaften. Übersichtl. Darstellg. 
der Geschäftsergebnisse in d. J. 1897— 1901. XI. Jahrg. 
(44 8.) schmal gr. 8. Wien, J. Eisenstein & Co. 1.— 

'Kabler, Fel., Der Arbeitsnachweis. (16 8.) gr. 80. 
Prag, J. G. Calve —.20 

Kraft, Max, Prof., Das System der technischen 
Arbeit. 3, Abth. gr. 5%, Leipzig, A. Felix 6. ⸗ 


Laue, B., Magistr.-Sekr., Ausführungsanweisung 
vom 6 VII. 1900 zum Einkommensteuer-Gesetz vom 
24. VI. 1801 u. zum Ergänzungssteuer-Gesetz vom 
14. VII. 1803 umfassend : die Zu- u. Abgänge, das 
Hebewesen, das Strafverfahren u, die Kosten, m, 
Erläutergn., Steuertarifen, Tabellen ete. 3.. umge- 
arb. Aufl. {neue [Titel-JAuag.) der NE: vom 





31. VII, 1804, (VI, 188 8.) gr. Berlin [1000] 
R. v. Decker rt. 2.70 
Marquard, Altr., Württemberg u. der Brot- 


‚  getreidezoll. Das Interesse des landwirtschaftl. Gross- 
u. Kleingrundbesitzes sowie der nicht landwirtschaftl. 
Bevölkerg. Württembergs an den Zöllen auf Brot- 
‘  getreide. Nach amtl. statist. Material bearb. (VIII, 
71 8.) gr. 80. Stuttgart, O. Gerschel 1l.— 
Pintzmnnn, Dr., Die Getreidehandelspolitik in 
alter u. neuer Zeit u. der Entwurf e, neuen Zoll- 
tarifgesetzes. Vortrag. (24 8. ın. 3 Tab.) gr. 80. Dresden, 
G. Schönfeld — ‚60 
Psenuer, Dr. Lodw., Die Rettung aus dem so- 
cialen Elend. 2. Thl. Die Schulreform. 7. Aufl. (45 8.) 
gr. 8°. Wien, Buchh. ‚‚Beichspost‘' 


Schäffle, Dr. A., Die agrarische Gefahr. Hrsg. vom 
Hundelsvertragsverein. 2. durchgeseh. u. verm. Aufl, 
der „Gefahren des Agrariemus für Deutschland‘, 
(40 8.) gr. 8°. Berlin, F. Siemenroth ‚50 


Schnumweinstenergxensetz, das, vom 26. IV. 
1902 m. den Ausführungrbestimmungen, nebst e, 
Anh. Das Abkommen m. Luxemburg. (228.) gr. 8°, 
Kreuznach, F. Harrach —,50 

Schulz, Dr. Arttı.. Kornzoll, Kornpreis u. Arbeits- 
lobn. Ein Beitrag zur Handelspolitik u. zur Lehre 
vom Arbeitslohn. (VII, 158 8.) gr. 8°. Leipzig, —— 
& Humblot 3.20 





- 
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Tätigkeltsbericht des stadt. Arbeitsvermitt- | 
lungsamtes in Brünn. Für die Zeit vom 1. IV. bis 


Ende Decbr. 1901 erstattet vom Ausschusse des 
städt. Arbeitsvermittinngsamtes. (39 8. m. 9 Tab.) 
gr. 8°. Brünn, C, Winkler —.50 

Verhandiungen des Verbandes bayerischer Ar- 
beitsnachweise, Nr. ], gr. 8°. München, J. Schweitzer 
Verlag 


1. Verhandlungen der I. Verbandsversaammlung u, | 


Arbeitsnachweiskonferenz am 26. u. 27, V. 1902 in 
München. Arbeitslosenzählung. — Statistik der 
Arbeitsnachweise. — Liändl. Arbeitsvermittlig. 


Oertliche Zentralisierg. (Facharbeitsnachweise). — | 
Wie kann dem Umschauen der Arbeitsuchenden | 
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entgegengetreten werden? — Die Leistungen des 
Staates auf dem Gebiete der gemeindl. Arbei- 
| vermittelg. (XIV, 162 8. m. Fig‘) 2.30. 


Warenverzeichnis, amtliches, zum Zolltarif 
vom 1. I. 1896. 5. Nachtrag. (15 8.) gr. 8”. Berlin, 
R. v. Decker -.1 


Zeitfragen, volkswirthschaftliche, Vorträge u. Ab- 
handlen., hrag. v, der volkswirtbhschaftl. Gesellschaft 
in Berlin. 192. Heft. 24. Jahrg. 8. Hft. gr. ®°. Berlin, 
'  L. Simion L- 
8. Crüger, Dr. Hans, Anw., Handel- un Genossn- 
schaftswesen. Nach dem in der volkswirthschaft- 
lichen Gesellschaft in Berlin geh. Vortrag. (38) 





Statistik. 


Beiträge zur Statistik des Königr. Bayern, hrag. 
vom k. statist. Bureau. LXU. u. LXIII. Hft. Lex. »*, 
München, J Lindauer. 


LXII. Tabellen, bayerische, zur Berufs u. Ge 
werbestatistik, bearb. auf Grund der Zählg. vom | 
— LXIH. Ge- | 


14. VI. 1895. (XXV, 697 8.) 12.—. 
meinde-Verzeichniss f. das Königr. Bayern, bearb. 
auf Grund der Volkszählg. vom 1. XII. 1900. Mit 
e. Berichte üb. die Ergebnisse der Volkszählg. 
(LXVU, 323 8.) 6.— 


Ergebnisse, die, der eidgenössischen Volkszählung 


vom 1. XII. 1900 in der Stadt Zurich. Bearb. im 
statist. Amt der Stadt Zürich. 2. Hft. gr. 4°. Zürich. 
E. Rascher's Erben. 
2. Methode u. Ergebnisse der Arbeitslosenzählung 
im Dezbr. 1000 Mit e. Anh.: Zur Frage der Ar- 
beitslosenversicherg. (IV, 36 u. 26 8.) 1.20 


Handbuch, statistisches, f. das Königr. Württem- 


berg. Jahrg. 1901. Bearb. im k. statist. Landesamt, | 


(XI, 
W, Kohlhammer in Komm. 
Jahrbuch, statistischer, f. das Grossherzogth. 
Baden. 32. Jahrg. 1901. (XX, 548 8.) Lex. #°. Karle- 
ruhe, Macklot 16, - 
— statistisches, der Stadt Berlin. 26. Jahrg., enth. 
die Statistik des J. 189%, nebst Theilen von 1900, 
einschliesslich der Volkszähle.. Im Auftrage des 
Magistrats hrag. v. Dir. R. Böckh. (XXXII, 750 8.) 
gr. 5°. Berlin, P, Stankiewicez 


260 8. m. 1 farb. Karte.) Lex. 8°. Stuttgart, 
kart. 2,.— 


kart, 10.— 


Mitteilnngzen des statistischen Landesamtes des 
Herzogth. Bukowina. IX. Hft. Veröffentlicht vw. Vors. 
Ant, Zachar. Lex. g'. Czernowitz, H. Pardini. 

IX. Zachar, Amt. Vorst, Der Grundbesitz im 
Herzogth. Bukowina nach der Stellung der B« 
sitzer u. nach Grüssenclassen des Besitzes bearb. 
vom statist. Landesamte des Herzogth. Bukowina. 
(XXXI, 431, XXXIX u. 51 8.) 6— 

Statistik, österreichische. Hrag. v. der k. k. statist, 

Central - Commission. 57. Bd. 1. Hft. 2. Abih. 
Imp. 4° Wien, C, Gerold’s Sohn. 

1, 2. Statistik der registrierten Consumvereine in 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen u. 
Ländern f. d. J. 1898. 2. Abth. der ‚Statistik der 
registrierten Erwerbs- u. Wirthschaftsgenosser- 
schaften f. d. J. 1808'‘ Bearb. v, dem Bureau der 
k. k. statist. Central-Commission. (II, V. XIUL 
>58) 2» 

Statintik,österreichische. Hreg. v. der k. k. starist. 
Central-Commission. 59. Bd. IV. Hft. Imp. 4*. Wien, 
©. Gerold's Sohn. 

IV. Statistik der Sparkassen f. d. J. 18@. (IL 
LVL 67 8.) >» 

Statimtik des Zwischenverkehres zwischen den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen u. Ländern u. 
den Ländern der ungarischen Krone im J. 1@1. 
Hrsg. vom k. k. zwischenverkehrsstatist. Amte im 
k. k. Handelsministerium. (XXXIV, 8373 8, mit 4 
graph. Darstellgn.) Lex. 5%. Wien, Hof- u. Staats 
druckerei 5. 





Politik. 


Dix, Arth., Die Jugendlichen iu der Sozial- u. 
Kriminalpolitik. (V, 898.) gr. 9, Jena,G. Fischer 2, — 
Ingwer, Dr. J., Die Pressreform. Eine Kritik der 
Regierungsvorlage vom 11. VI. 1902, (47 8.) gr. 9. 
Wien. Wiener Volksbuchh. 1.— 
Muralt, Dr. Johs. v., Die parlamentarische 
Immunität in Deutschland u. der Schweiz m. Be- 
rücksicht,. der Entwicklung derselben in England 
u. Frankreich. (126 8.) gr. ®8°. Zürich, Schulthess 
& Co. 2.80 
Scehinger, Hans, Die polnische Gefahr. (2% 8.) 
gr. 8°, Berlin, H. Schildberger —.60 
Steffen “ust. F., England als Weltmacht n. 


Kulturstaat. Studien üb. polit., intellektuelle u 
ästhet. Erscheingn. im brit. Reiche. Deutsche wa 
Verf. bearb. Auag.. aus dem Schwed. übers. v. Dr 
Osk. Reyher. 2. Aufl.. 2 Bde. gr. S*. Stutigart 
Hobbing & Büchle 
Geb. in Leinw. je 3.50; in Leinw.-Bd. &— 
t 1. Die Weltmacht. — Die Demokratie. (IV, 1:78) 
— 2, Der Kulturstaat. (IV, 218 8.) 
| Woltmann, Dr. Ludw., Die Stellung der Sozial- 
‚  demokratie zur Religion. (32 8.ı gr. ®. Coburg, 
Eisenach, Thüring. Verlags-Anstalt 
1.— ; ermässigter Preis — % 
| 


Varia. 


Bank, die Leipziger, vor Gericht. Der Prozess gegen 
die Direktoren u. Aufsichtsräte vor dem Schwur- 
gericht zu Leipzig. Nach stenograph. Aufzeichngn. 
(165 8.) gr. 8°. Leipzig, Leipziger Verlags-Comptoir 

1.- 

Bernstein, Edunrd, Reichst,.-Mitgl., Die Leiden 
des armenischen Volkes u. die Pflichten Europas. 
Rede. (44 8.) gr. 8". Berlin, Dr. J. Edelheim —-.50 


Dennstedt, Dr. M., Dir. Prof, Die Feuergefahr 


im Hause. Allgemeinverständlich dargestellt. (VII, 
2.50 


160 8.) 8°. Hamburg, L. Voss ‘ 


Eisner, Geo., Brandmstr. Oberleutn. d. R., Hand- 
buch f. Berufs-Feuerwehren. (Offiziere u. Offiziers- 
Aspiranten.) (III, 116 S,) 8*. München, Ph. L. Jung 

geb. in Leinw. 3,— 


| Gras«-Klanin, v., Herrenh.-Mitgl., Naturgeschichts 
| des menschlichen Verkehrslebens. (VIII, 239 8.) gr. ®. 
| Berlin, P. Parey 8,—; geb. 7— 
Hefte derfreien kirchlich-sozialen Konferenz. 3.—®. 
Hft, gr.8°. Berlin, Buchh. der Berliner Stadtmission. 
23. 4. Baumann, Otto, Past., Neue Stimmen tb 
die Konfirmationsfrage. Gesammelt u. gewichtet. 
(176 8.) — 25. Lepeius, Dr., Macht u. Sittlichkeit 
im nationalen Leben. Vortrag. Mit Diskussion 
(518) — 26. Nathusius, Dr. M. r., Christliche 
Liebe u. soziale Hilfe. Vortrag. Mit Diskussion 

u. Pressstimmen. (51 8.) 
Karpowitz u. Balmnschew vor Gericht. L 
russ. Sprache.) (52 8.) 80. Berlin, H. Steinitze 1.— 
Kataloyx der Bücherkammer des deutschen Verediss 
für Versicherungs - Wissenschaft, in systematisch- 


629 


alphabet. Ordng. bearb. v. Rechtsanw. A. Rüdiger. 
(II, % 8.) gr. 8°. Berlin (N. 80, Neue Winterfeld- 
str, 45), Selbstverlag 1.80 
Majunke, Paul, Geschichte des ‚„Kulturkampfes‘' 
in Preussen-Deutschland. Wohlf, Volksausg. 2. Aufl. | 
(IV, 283 8.) gr. 8%. Paderborn, F. Schöningh 1.80 | 
Morris, Willinm, Wahre u. falsche Gesellschaft. 
Übers. v. R. Seliger.) (46 8.) gr. 8°, Leipzig, H. Soe- 
mann Nachf. 
Rechtskunde, kleine, f. Münchener kleinen, 
Verf. v. e. Juristen, hrag. v. Münchener Kellnerinnen- 
verein. Mit e. Anh., enth.: Die bayer. Ministerial- 
bekanntmachg. vom 29, V. 1901 (Stellenvermittlg.) 
u. die Bundesratsverordng. vom 23, I. 1902 (Arbeits- 
zeit). (III, 92 8.) 8°. München, C. Beck 1.— 
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Ritgen, Dr. ©. v., Reg.- u. Baur., Der Schutz der 
Städte vor Schadenfeuer. (Aus: Handb. d. Hygiene. 
2. Suppl.-Bd.'*) (108 8. m. 36 Abbildgn.) gr. 5°, Jena, 
@G. Fischer 3.50 

Samson-Himmelstjerna, H. v., Die Wasser- 
wirtschaft als Voraussetzung u. Bedingung f. Kultur 
u Friede. (VII, 376 8.) gr. 5%, Neudamm, J. Neumann 

geb. 20.— 

Unold, Dr. J.. Die höchsten Kulturaufgaben des 
modernen Staates. (VIII, 171 8.) gr. 8°. München, 
J. F. Lehmann’s Verlag 2.40 

Vester,Dr. Ferd., Prof., Die Schweiz — e. „deutsche 
Provinz‘'? Meine Nürnberger Rede u. ihre Folgen. 
Ein Bekenntnis u. e. Abrechng. (70 8. m. Bildnis.) 
gr. 8°. Berlin, Herm. Walther l.— 








Soeben ist erschienen : 





gr. 8°. 





berlag von Franʒ Dahlen in Berlin W. 8. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Verhandlungen 
des Verbandes Bayerischer Arheitsnachweise Nr. 1: 


Verhandlungen der I. Verbandsversammlung und Arbeitsnachweiskonferenz 
am 26. und 27. Mai 1902 in München. 


[Arbeitslosenzählung — Statistik der Arbeitsnachweise — Ländliche Arbeits- 

vermittlung — Ürtliche Uentralisierung (Facharbeitsnachweise) — Wie kann dem 

Umschauen der Arbeitssuchenden entgegengetreten werden — Die Leistungen 
des Staates auf dem Gebiete der gemeindlichen Arbeitsvermittlung.) 


(11 Bogen.) Broschiert Mk. 2.80. 



























Soeben find erichienen: 





icheidungen. 
1902. 


herausgegeben von Herm. Meyer, 
Sedjte verbefierte Auflage. 1902. 


DIöhanien.— 


lage. 1902. 


Pace. — Der Seiltungdveräng, eine 
Dr. jur. Pa ech. 1902. 


Stölzel. — Schulung für die civiliftiiche Praris von Adolf Stölzel. 


Erjter Theil. Fünfte Auflage. 
— — ‚weiter Theil. Dritte Auflage. 
Werner. — 


Entiheidungen Des Bundesamtes für Dad Seimathweien. 
Auftrage bearbeitet und herausgegeben von Dr. J. Krech, Kaiſerl. Geh. Re— 
gierungsrat, Mitgl. des Bundesamtes f. d. Heimatsw. Heft 34, enthaltend die 
in der Heit v. 1. Juli 1901 bis zum 1. Juli 1902 ergangenen wictigeren Ent: 

Mit einem die 34 Hefte umfafjenden alphabetiichen Sachregiſter. 


5. Meyer. — Anleitung zur Prozekpraris in Beifpielen an Rectsfällen 


Die Reihs:Straf:Nebengeiege — mit Ausſchluß einzelner Ma— 
terien. — Tertausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter zum praftiichen 
Gebraudy von Dr. Ju tus Olshauſen, Oberreicdsanwalt. 


Führer Duch Bürgerliches Recht und Prozeß für Gerichts- 
ichreibereibeamte. Bon G. Werner, Landrichter in a ad ! 
art. 





Im amtlichen 








art. M. 2. 





Seh. Juſtizrath, Oberlandesgerichtärath. 
Seh. M.6,—, geb. M. 7,—. 











Zweite Auf: 
eb. M. 3—. 


Studie zum Bürgerlichen gr Bon 
. M. 4—. 


1902. 
1902. 


Geh. M. 8,—, geb. M. 9,—. 
Beh. M. 9,—, geb. M. 10,—. 


1902. 
M. 1,40. 







Verlag von C. L. Hirschfeld in Leipzig. 


Soeben erschien : 


Das Kirchenverfassungsrecht 


der niederländischen Reformierten 
bis zum Beginne der 


Dordrechter Nationalsynode von 1618/19. 
Von 


Dr. jur. Hermann Edler von Hoffmann, 
Privatdocent an der Universität Göttingen. 


Preis Mk. 3.80. 


Berlag von Ferdinand Schöningh in Paderborn. 
In zweiter vermehrter und verbejjerter Auflage erjchien foeben: 


Das Liegenfcaftsrecht 


nach dem deutichen Reichögeleen und den Preuk. Anusführungöbeftimmungen. 
Für die Praris bearbeitet von (141) 
r. W. Turnau u. K. Förster, Reichsgerichtsräte. 
I. ®.: Das Sachenrecht des Bürgerlichen Geſeubuches. 
61°/s Bogen. Lex-8. A 16,-. geb. M 18,50. 
Gin ausfübrlides Sach- und Quellenregifter wird dem Im Frübjabre erieinenden zweiten Bande beigegeben. 





3. Schweißer Derlag «irthur senierr Münden 


Soeben erſchien: 


Dr. Hans Groß, 
o ö. Profeffor des Strafrehts an der Deutihen Univerfität Prag, 


Die Erforfcung des Sachverhalts 
Arafbarer Handlungen. 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizei und Sicherheitsdienſtes 
des Deutichen Reichs. 
gr. 8°. (1274 Bog.) in Ganzleinen geb. Mt. 2.50. 
Yandgerichtörat M. in der Augsburger Abendzeitung v. 16. 8. 1902: 


Tiefe höchſt inftrultive Darftellung gliedert ib In einen allgemeinen u. Befonderen 
Tbeil nach den einzelnen Reaten, herunter bis zu Unfällen bei großen Betrieben, und tft eine 
unerichöpfliche Fundarube, ein sicherer Ratgeber, und cin nicht hoch nenug zu ihägendes Hilfs 
mittel auf dem Webiete der Kriminatiftil, Das Buch follıe bei feinem deutſchen Polizei- und Sicher: 
beitsorgan feblen. 
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€. 5. Bed’ihe Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 


Soeben ift erſchlenen: 


fr. Brettreich, Oderregierungsrat im f. b. Staatsminifterlum des Innern: Geſetz, betreffend 
die Shladhtvich: und Fleifhbeihau vom 3. Juni 1900. Tertausgabe mit 
nn — — Einleitung und Sachreglſter. 17 Bog. El. 8°, 

.2 Mt 50 Pf. 


Dr. Hermann Seuffert, seh. Justizrat und o. Professor der Rechte in Bonn: Ein 
neues Strafgesetzbuch für Deutschland. 5°, Bog. gr. 8%. Geheftet 2 Mk. 


Dr. A. Thomsen, a. o. Professor der Rechte in Münster: Untersuchungen 
über den Begriff des Verbrechenusmeotivs, 23 Bog. gr. 8°. Geheftet I3Mk, 


Dr. ©. Weigel, sriensgerichtsrat beim fgl. Generallommando IM. b. Armeecorps: Die 
Zufltändigfeitögrensen zwiſchen Militär- und Zipilgerihtö- 
barkeit im Deutihen Reihe. 23 Bog. 8% Leinwandband 6 ME. 80 Pf. 


Dr. Ferd. Englert, Regierungsrat im £ 5b. Staatsminifterium d. I: Das bayerifche 
Swangderziehungsaciet vom 10. Mal 1002 nebit den Ausführungebeitimmungen. Dit 
einer Einleitung, Erläuterungen und einem Anhange. 11 Bogen. 8°. Leinwandbd. 2 ME, 20 Bf. 


Em. Habel, f. Umtsrichter in Münden: Das bayeriihe Hudführungdgefch vom 23. 
bruar 1879 zum Neihö:Gerihtöverfailungsaefete In der jeit dem 1. Januar 1900 
geltenden Faflung. Tertausgabe mit Anmerkungen. 13 Bogen. F.s%, Roter Leinenbd. 2 ME. 


Wilhelm Henle, Dinifterialtat im f. b. Staat$minifterium der Juftiz: Die Unlegung des 
Grundbuchd in den KHandesteilen rchis des Mbeind. Bayeriſches Gefer vom 18. Juni 
1898 und die bieau erlaffenen Vollzugsvorſchriften eingeleltet und erläutert. Zweite umges 
arbeitete und vermehrte Auflage. 27'. Bozen. 8°. Lelnwandband. 5 ME. 50 Bf. 


Gufav Geiler, t. Bezsirtsamtsaffeffor In Hofheim: Das Schulbedarfägeieh für dad 
Hönigreih Bayern vom 28. Juli 1902 mit Einleitung, Erläuterungen, Vollzugsvorſchriften und 
Sadıregiiter bearbeitet und berausgegeben. Erfte Zieferung. (Bog. 1—6.) ME, 0,80, 

Erſcheint in 8—4 Lieferungen, jede zum Preife von etwa 80 Bf.) 


Mar von Müller, Oberftaatsanwalt des f. Verwaltungsgerihtshofes: Bayeriſches Geleh 
vom 8. uguſt über ven Berwaltungdgerihrähof mit fnftematiicher Einhaltung der 
in Band I—XXII der Sammluna von Entfcheldungen des Berwaltungsgerichtöbofes veröffentlichten 
Rechtsgrundfäge. Zweite umgearbeitete und erweiterte Wuflage. 29 Bog. ar. 5". Leinwobd. 10 Mt. 








Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 











Eneyklopädie der Rechtswissenschaft 


in systematischer Bearbeitung. 
Begründet von Franz von Holtzendorff, 
herausgegeben von Professor Dr. Josef Kohler in Berlin. 


Sechste, der neuen Bearbeitung erste Autlage. 


In etwa 21 Lieferungen zum Preise von 1 M. 80 Pf. 
Beginnt im Herbst 1902 zu erscheinen. 


Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des Deutschen Reiches. 


Von Philipp Lotmar. 
Erster Band. 1902. Preis 18 Mk.; gebunden 21 Mk. 


Kornzoll, Kornpreis und Arbeitslohn. 


Ein Beitrag zur Handelspolitik und zur Lehre vom Arbeitslohn. 


Von Arthur Schulz. 
1902. Preis 3.20 Mk. 
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3. Schweißer Derlag (Arthur Sellier München 











Vor Kurzem — — 
rankenburger, dr. heinrich handelsgeſetzbuch 


Rechtsanwalt in München für das Deutiche Reid 


(mit Ausnahme des Seerechts (nebft dem Einführungsgelepe. 
Handausgabe mit Erläuterungen und ausführlihem Sadıregifter. 
2. vollftändig umgearbeitete Auflage. 8°. (46 Bog.) in 
Ganzleinen gebd. Wi. 8.60. 


Die Vorzüge, welde ber 1. Auflage eine jo rajhe Einbürgerung in ber 
Praris verihafften, hat die Neubearbeitung in noch weit höherem Maße aufzumweijen. 


eo, Dr. Martin, Deutſches Secehandelsrecht 


Rechtsanwalt in (Handelsgeſetzbuch: Buch IV, Seehandel, in 
Hamburg ber Faſſung des Gef. v.10. V. 1897 und bes 
Abänderungsgeleges vom 2. VI. 1902) nebft einem Anhang ent: 

baltend die Nebengejete. Handausgabe mit Erläuterungen u. 

ausführlichem Sachregifter. 1/2. Lieferung. (10 Bog.) 8°. ME. 2.40. 

Das vorliegende Wert enthält, als Fortiegung zu Franfenburgers Hand— 
ausgabe des Handelögejegbuces geichrieben, in gleicher furzer, aber die wichtigiten 
Punkte und namentlich die Hauptergebnifie der Rechtſprechung berüdjichtigender 
Weile eine Ausgabe des vierten Buches des Handelsgejepbuches, und zwar 
unter Einfügung der jüngjt mit der neuen Ceemannsordnung beidlofienen 
Abänderungen. 

Außer dem vierten Buche des Handelsgeſetzbuchs find die für das Seerecht 
wichtigjten Nebengejege mitaufgenommen. In erjter Linie jelbitredend die neue 
Seemannsordunng, dann das Flaggenrechtögelet in feiner erft vor furzem 
abgeänderten neueiten Faflung, die Gollifiondverordnung, die Strandungs: 
ordnung u. AU.m. Mit der Seemanndordnung werden auch die mit ihr gleich 
zeitig verabichiedeten Gejege: Das Heimihaflungsgeiet und das über die 
Stellenvermittelung für Seeleute abgedrudt. 


efele, sranz xave, Das Gewerbe-Unfallver: 
ee Jiherungsgejeß und das 
Nrbeiterverfiherung in Rederbayern Bau Unfal verſicherunsgeſetz nach 


dem Geſetze betr. die Abänderung ber gie yes vom 
30. Juni 1900. gr. 8°. (28 Bog.) in Ganzleinen geb. DE. 1 


Der tal. Reg.-Rat 5. X. Defele hat in der vorliegenden Se 
des Gewerbe: und Bau-Unfallveriiherungsgejepes nah dem 
Abänderungsgejepe vom 30. Juni 1900 einen jehr ausführliden Kommentar 
geihaffen. Die überjihtlihe Gruppierung der an der Hand der Geſetzes— 
quellen, der Literatur und der umjaflenden Redtöiprehung der Verſicherungs⸗ 
ämter bearbeiteten, iingehenden Erläuterungen bietet einen bejonderen 
Vorzug dieſes Kommentars. Er wird dadurd) in hervorragender Weije geeignet 
jowohl zum Studium der Gejege, wie auch indbejondere zum praftiiden 
Gebrauch jeitend der mit dem Bollzuge der Geſetze betrauten Behörden 
und berufögenojjenihaftlihen Organe. 














Dieterich’fchye Verlagsbuchhandlung, Theodor Weicher, Leipzig. 


Gegründet im Jahre | 1760 in Göttingen. 








Soeben erjdien: 


Bufammenftellung ſämtlicher 


Keichsgeſetze ſtrafrechtlichen Inhalts 


(mit Ausnahme des Strafgeſetzbuches) 
nebſt Anführung der dazu ergangenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 


von 


Landridter Johannes Ueunberg, 


Unterfuhungsrichter beim Kal. Landgericht in Zwidau, 
Preis gebunden Mk. 6.— 


Inhalt: Gejeß, betr. die Erhebung einer Abgabe von Salz. Vom 12, Of: 
tober 1867. — Gejeß, betr. die Wechjelftempeliteuer im Norddeutihen Bunde. 
Bom 10. Juni 1869. — Bereinszollgejeß. Dom 1. Zuli 1869. — Gejeß, betr. 
die Anhaberpapiere mit Prämien. om 8. Juni 1871. — Gejeg über das Poſt— 
wejen des deutichen Reichs. Vom 28. Oktober 1871 (Auszug). — Reichsrayon— 
geſetz (Auszug). Vom 21. Dezember 1871. — Gejeß wegen Erhebung der Brau— 
jteuer. Bom 31. Mai 1872. — Seemanndordnung (Auszug), Vom 2. Juni 
1902. — Gejeß, betr. die Verpflichtung der Kauffahrteiichiffe zur Mitnahme heim— 
zujchaffender Seeleute. Vom 2. Juni 1902. — Münzgeſetz. Vom 9. Juli 1873. 
— Ampfgejet. Vom 8. April 1874. — Gejeß über die Prejie. Vom 7. Mat 1874. 
— Strandungsordnung (Auszug). Vom 17. Mai 1874. — Bankgeſetz (Auszug). 
Vom 14. März 1875. — Geſetz, betr. das Urheberrecht an Werten der bildenden 
Künſte. Vom 9. Januar 1876. — Gejep, betr. den Schuß der Photographien 
gegen unbefugte Nachbildung. Vom 10. Januar 1876. — Geſetz, betr. das Ur— 
beberrehht an Mujtern und Modellen. Bom 11. Jan. 1876. — Geſetz, betr. die 
Beieitigung von Anſteckungsſtoffen bei Viehbeförderungen auf Eijenbahnen (Aus: 
zug). Vom 25. Februar 1876. — Gejeg, betr. die Schonzeit für den Yang von 
Robben. Bom 4. Dezember 1876. — Geſetz, betr. Zumwiderhandlungen gegen die 
> Abwehr der Rinderpejt erlajienen Vieheinfuhrverbote. Bom 21. Mai 1878. 

azu: Geſetz, Mahregeln gegen die Rinderpgit betr. Bom 7. April 1869. — 
Geſetz, betr. den Spielfartenitempel. Bom 3. Juli 1878. — Gejep, betr. den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsg genftänden. Vom 
14. Mai 1879. — Geſetz, betr. die Beiteuerung des Tabaks. 16. Juli 1879. 
— Geſetz, betr. die Statiftit des Warenverkehrs des deutichen Zollgebiet3 mit 
den Auslande. Vom 20. Juli 1879. u. ſ. w. u. j. w. 


Ausführlihe Profpelte verjendet die Derlagsbuhhandlung Toftenfrei. 


BER” Vorliegende Zujammenjtellung hat den Zwed, eine handliche Aus= 
gabe der Spezialjtrafgejeße in der neueſten Fallung, wie fie Ende Juli 1902 
feftjtand, zu geben. Die zu den Gefeken ergangenen Verordnungen und 
Bekanntmachungen find ebenfalls bis Ende Iuli angeführt, ebenfo find 
Fämtliche in den „Entfcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen“ 

zu den Spezialſtrafgeſehen veröffentlichten Entfcheidungen berüc- 


fichtigt worden, ug 
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Beſter Behelf 


Meikel, Georg, 
fol. Umtsrichter in München. 


Das Vürgerliche Geſetzbuch 
für das Deutſche Reich nebft Ein: | PD 

führungögeieß 
mit Wiedergabe der ver— 
wiejenen Paragraphen und r 
ausfühbrlidem Sadregifter. BUIL 
Auf gutem Drud- Papier im ar. 8" 


— — geb. * ee 
Die für die Praris außerordent« 
—— schreibpapier NEUE REVIDIERTE 


mit breiten Rändern erfreut ſich all— 


gemeiner Beliebtheit. Format des —X 


Reichsgeſetzblattes. Geb. Mt, 6.— 


Gerade jekt, wo Die eriten Nedbi« 
fpredungen ber oberiten Gerichteböfe auf 


Hrund des 3.8.8. vorliegen, iit für jeden 

praftiiden Juriſten Die Seit zum bands vn. BAND 
ſchriftlichen Ein- und Nachttagen gekommen. — 

Nach dem Urteil zahlreicher mäßgebender IERSCHIEN 
Fachleute iſt bie Meikel' ſche Bearbeitung 


die bequemfte Ausgabe zum Nachtragen der SOEBEN AM. 12. 
Jublfatur x. und al® ſoſche welt verbreitet. 


J. Schweißer Berlag (Arthur Sellier) 
Münden. 





in der Praxis! 


=). J. heines Derlag in Berlin W. 35. 








Kommentar 
= zer Wechjelorömn 
Hermann Staub 


Dr. jur., Juftizrarh, Nedtsanwalt und Notar zu Berlin. 
Dierte auf Grund der neuen Gejeggebung umgearbeitete Auflage. 
Preis in elegantem Einbande Mk. 7.50. 


Diefe nene Auflage des befannten Kommentars fann als ein völlig neues Werf dbettachtet 
werden, weil der Einfluß des ®, G.-B, und feine Nebenanefege auf das Wechſelrecht berüdfidhtigt wurden 

Ueber die vorbergebende Auflage des Kommentars fchrieb das 

Burififche Litteraturblatt. .... . . Gegenüber der großen Mlaffe von Gkcietck 
fommentaren, die fich Lediglih darauf beichränfen, zu den einzelnen Wefegesbeitimmungen ein puar 
Erfenntniffe, ein paar Notizen aus den Motiven und parlamentarifhen Berbandlungen und font 
noch einige Bemerkungen beizubringen, ind Diefe prärifen, die Quinteſſenz der Vorſchriften mit 
wenigen Worten erfaffenden und zu Ibren melteren Stonfeauenzen ausgeitalteten Erläuterungen sine 
wahre —— Wenn es der Kommentirungsmethode des Verfaſſers beſchleden fein follte, vor 
bildlich zu wirken, jo wäre dies nur mit Freuden zu begrüßen. 
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J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München Karlsplatz 29 


| Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und Staatswissenschaften. 











Erschienen sind: 


Antiquariatskatalog Nr. Dion 


schaft u.a.: die Bibliothek 
des f kgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. ca. 5000 Nummern. 


4 . enthaltend: Volkswirtschaft 
Antiquariatskatalog Nr. 37 pinanzwissenschaft, Sozalis 
mus, Statistik. 1500 Nummern. 


Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 

















AMMERO — 
* 7 ö 
Schreiltmaschti 
Sichtpare Schrift. Auswechselbarer 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 


Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 


Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager EI- 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen etc. 


F.Schrey. Berlins.r.w. 
Wien]. Hamburg, 








3. Schweitzer Sortiment airtyur seuier) Münden 


Karlsplat 29, nächſt dem Juftizpalal. = 


Buchhandlung * Antiquariat * Leihinftitut 


für 


Rechts- und Staatswiſſenſchaften. 


— Kataloge * Bedingungen * lkloſtenlos. == 
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Rossberg’sche Verlagsbuchhandlung, Arthur Rossberg, Leipzig. 


Einführung in das Grundbuchrecht von Ferdinand Kretzschmar, Oberlandes- 
gerichtsrath in Dresden. In Halbfranz gebunden Mk. 12.—. 

Juristische Wochenschrift: Das vorliegende Buch bietet zunächst dem sächsischen 
Praktiker eine vortreffliche Einführung in das formelle und materielle Grundbuchrecht: 
Es verdient aber auch, da es die gesamte grundbuchrechtliche Rechteprechung und Literatur 
möglichst vollständig berücksichtigt und sich vor anderen Bearbeitungen dieses Rechtsstoffs durch 
eine besonders klare und lesbare Darstellung auszeichnet, ausserhalb Sachsens empfohlen 
zu werden. Es verdient diese allgemeine Beachtung um so mehr, als der Verfasser eich nirgends 
auf eine blosse Wiedergabe der herrschenden Ansichten beschränkt, vielmehr in manchen wichtigen 
Punkten eine selbständige und wohlbegrtindete Stellung einnimmt. Das Buch wird sich überall 
als ein zuverlässiger Führer durch die vielen Schwierigkeiten, die das erst so kurze 
Zeit geltende Recht bereiten kann, bewähren; seine Benutzung wird durch ein gut bearbeitetes 
alphabetisches Sachregister sehr erleichtert. 


Das Hypothekenrecht des Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs. Ein 
Leitfaden durch das Hypothekenrecht und ein Hilfsbuch für alle, die sich 
mit Hypotheken zu befassen haben. Von M. Hallbauer, Oberlandesgerichtsrath. 


Gebunden Mk. 3.—. 
ruchots Beiträge: Das Buch will dem, der sich nicht eingehender mit dem Hypotheken- 
recht zu befassen hat, Juristen und Nichtjuristen, eine Kenntnis des Wichtigen und 
Wesentlichen vermitteln und die leichte Verständlichkeit durch praktische Beispiele fürdern. Es 
scheint diesem Zwecke in vollstem Masse zu genügen und lässt erkennen, dass dem Verfasser 
gründliche Einsicht in die Materie zu Gebote steht. 


Das Zwangsversteigerungsgesetz mit dem zugehörigenEinführungsgesetze. 
Erläutert von Paul Reinhard, Öberlandesgerichtsrath. In Halbfranz gbd. Mk. 24.—. 
Centralblatt f. freiw. Gerichtsbarkeit: Der Reinhard’sche Kommentar ist eine überaus 
wertvolleBereicherung der Literatur über dieses schwierige Gesetz ; er ist der ausführlichste 
der bisher erschienenen Kommentare. Die eingehende Begründung, die Reinhard unter Darlegung 
der abweichenden Meinungen für seine Ansicht gibt, ist so überzeugend, dass man seiner Ansicht 
unbedenklich beipflichten muss. Der Reinhard'’sche Kommentar ist für jeden, der sich eingehend 
mit dem Zwangsversteigerungsgesetze und seiner praktischen Anwendung zu beschäftigen hat, 
unentbehrlich. 














Stabel’ibe Verlags-Anftalt, k. Dof- u. Univ.-Derlag, Würzburg. 
Demnädft wird mit Erfcheinen der 5. Lieferung komplet: 


andbuch für den Gerichtspollzicherdienit 


nach dem Bürgerlichen Gefegbuch, den revidierten Reichsjuftizgefegen und den 
landesrechtlihen Beftimmunaen im Aönigreich Banern mit der Neuorganisation 

vom Jahre 1900 herausgeaeben von Eduard Rottmann, k. Oberamtsrichtera.D 
2. gänzlich umgearbeit. Auflage mit ausführl. InhaltssUeberficht, ausführl. Sachregitter 
und 40 Sormularıen in 25 Beilagen. Dolltändig in 5 Lieferungen a Mt. 3.—. Sub 
ftriptions:Preis giltig bis zum Ericheinen der 5. Efa. Mi. 13.—. 
DB Empfohlen zur Anichaffung für die Gerichtsvolizicherei, Gerichtsjchreiberei 

und den Herren Amtsgerichtsvorftänden, welche die Dienftesaufficht über erjtere führen. 


Sum 101. Male ericheint heuer: 


Stahel’s gemeinnüß. Schreibtalender ein Termintalender, Kaſſabuch 


? Kaushaltungsbuch und Aus 
kunftsbuch für 1903. Preis gebunden Mt. 1.25, mit Schreibpapier durchſchoſſen 
mi. 2.— Altbewährter Terminkalender für Gerichtsftellen, Gerichtsvollzicher, 
Rechtsanmälte, Notare, Rentämter, Aanzleien etc., ſowohl für Katholiken, als Pr» 
teftanten, als Jfraeliten eingerichtet. 


Gemeinde-Lerikon des Dentichen Reiches. Aphasetiis« Sufammentenung x 
* fämtlichen jelbftändigen Ortichaften 

und Öutsbezirke (politifhe Gemeinden) im deutfchen Reichsgebiete nebft Angabe der 
einjchlägigen Amtsgerichte, Derwaltungsbehörden, Landgerichte, Oberlandesgerichte umd 
Regierungsbezirke. Bearb. von V. Grübel, k. b. Regierungs-Regiftrator a. D. 2. verb. Aul. 
Empfohlen von vielen Minifterien, Regierungen, Behörden x. brofch. Mk. 5— 


geb. Mk. 6.20. 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur Sallier) München 


Die gesammten Materialien 
zu den 
das Bürgerliche Gesetzbuch und 
seine Nebengesetze betr. bayerischen 
Gesetzen und Verordnungen 
nebst den 
einschlägigen Ministerialerlassen 
herausgegeben von 


Dr. Heinr. Becher, BR is e 
kgl. Landgerichtsrath in München. Juristischen Mietbücherei. 
In 9 Ganzleinenbänden Mk. 62.—. 


Soergel, Redhtiprechung Yon 


Die gesamte Kritik erschienene Werk 
bezeichnet das soeben in 5. Auflage einstimmig als 


| a) Mmentbehrlich für jeden Juristen. ' gehunaen mo 


Das 


vi Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 








von 


Struppe & Winckler 


Berlin, Dorotheenstr. 82 


bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 

teile. Prospekt bitten zu verlangen, 

auch den unserer den grössten An- 
| forderungen genügenden 









nl — — — — [| — — 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Veriags-Anstalt in Stuttgart. 


J. Schweitzer Verlag (Artur seiier) München 














aftpflichtrecht und Reichs- 
versicherungs-Gesetzgebung 


2. völlig umgearbeitete Auflage. 


Herausgegeben von 


Dr. jur. Ludwig Lass, und Dr. jur. Rudolf Maier, 


Kais,. Reg.-Rat a. R.-V.-A. und Professor Rechtsanwalt in München u, 
a. d, Univ. Berlin, Syndik, mehrerer Versich.-Gesellsch. 


gr. 8°. (XX, 303 8.). Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20. 


Allgemeine Zeitung: 


=... Sowohl für den Juristen als für den Laien ist das Werk von hohem Wert, da 
es über aller in dieses weite Geblet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt, Die beiden 
Verfasser arbeiten bereits jahrelang praktisch im Versicherungswosen und waren umsomehr 
berufen, sich an die schwierige Aufgabe zu wagen; sie haben dieselbe vorzüglich gelöst. 
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RB oltftändig Tiegt: vor: 
Die Gefeßgebung, betreffend die 


Zwangsvollſtrecuung in das unbeweglihe Vermögen 


im Reiche und in Preußen 


auf der Grundlage des Kommentars zur preußiſchen Gejepgebung, betreffend die 
Swangdvollitredung in das unbeweglidhe Bermögen 


Dr. 3. Krech ver Dr. ©. Fiſcher 


bearbeitet von 


Dr. ©. Fiſcher umd Dr. J. Schaefer, 


ord. d. Profeſſor der Rechte in Breslau Spndifus des Senats in Hamburg. 


Ler. 8%, Preis brofhirt 17 Mt. 50 Pf., * in Halbfranz 19 Mt. 50 Pi. 


Soeben erichien: 


Handbuch des Teſtamentsrechts 


mit zahlreichen Beiſpielen und Formularen. 
Dargeitellt von 
Heinrid PBeiler, 
Landgerichtsrath in Danzig. 
gr. 8°. Preis 8 ME., geb. in ganz Leinen 9 Mt. 





Cohn, News Neue Rechtsgüter. Das Recht am eigenen Namen. — Das Recht 
am eigenen Bilde. Rektoratsrede von Prof. Dr. Georg Cohn, Zürich. 
“Soeben erschienen! M. 150. 


Höflın Das Bürgerl. Gesetzbuch in Frage und Antwort. Ein Repe 
N titorium zum Selbststudium von Dr. R. Höfling, Landgerichtsrat in 


Koburg. Band I: Geb. M. 4.—. Bd. II: Geb. M. 3.20. 


„Das Buch gehört zu dem Besten in seiner Art, was wir kennen gelernt haben. Die Anordnung, 
Fragestellung und Beantwortung ist gleich ausgezeichnet.‘ [ iLeipziger Zeitung. 


Liehlin Das Handelsgesetzbuch in Frage und Antwort. Ein Repe 
! titorium zum Selbststudium unter Berücksichtigung des B.G.B., der 
Nebengesetze und der Rechtsprechung. Von Rechtsanwalt Dr. Liebling. 


1901. Geb. M. 4.50. 


„Ein die sonstigen Repetitorien weit überragendes Hilfsmittel für die Kontrolle des Wissens.“ 
Centralblatt für Rechtswissenschaft. 


Liehmann Kommentar zum Gesetz betr. die Gesellschaften m. be- 
schränkter Haftung (Fassung v. 1898). Von Dr. J. Liebmann, 


Rechtsanwalt. Vierte, vollständig umgearbeitete Auflage. 1899. Geb. M. 4.0. 


Der Kommentar ist dem alten Gruudsatze treu geblieben, in erster Linie praktischen 
Bedürfnissen zu dienen, und hat es verstanden, die schätzenswerten Vorzüge niemals preiszegebener 
—— — und mustergültiger Knappheit in sich zu vereinigen... .“ Dresdener Journal. 








Zu beziehen durch alle Buchhandlungen en sowie direkt vom Verlage. 








_ Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 


Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 


Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der 


Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Herren Professoren Dr. Ernst Jaeger 


in Würzburg, Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 





Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 


XV. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 1902 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516a). Nr. 11 


Jahrgang 





Insertionspreis: '/‚spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft, 


Bürgerliches Recht. 


1. Arnold, Dr. Rud., Reehtspraktikant, Der 
Testamentsvollstrecker. gr. 8°. «IV, 
78 Seiten). München (J. Schweitzer Ver- 
lag) 2.— 
Eine sehr verständige Arbeit. Der Ver- 
fasser entwickelt im I. Kapitel den Begriff 
des Testamentsvollstreckers und gelangt nach 
kritischer Würdigung der verschiedenen An- 
sichten zu dem richtigen Schlusse, dass der 
Vollstrecker ein dem Erben als Subjekt des 
Nachlasses kraft erblasserischen Willens be- | 
stellter Vertreter ist. Im II. Kapitel wird 
von der Ernennung, dem Rechts- und Pflich- 
tenkreise des Vollstreckers, insbesondere von 
seinem Einfluss auf die Stellung des Erben 
und von seiner Prozessführungsmacht, ferner 
vom Falle der Mehrheit von Vollstreckern 
und von der Beendigung des Amtes gehandelt. 
Besondere Anerkennung verdienen die prozess- 
rechtlichen Erörterungen im $ 5, namentlich 
die treffenden Ausführungen über das Ver- 
hältnis von Sachlegitimation und Vertretung. 
Von dieser richtigen Erkenntnis aus hätte 
aber das schüichterne „analog“ S. 57) ruhig 
fortbleiben dürfen. Die Benützung des Kom- 
mentars von Staudinger-Herzfelder wird ver- 
misst. 


2. Bernhöft, Franz, Das neue Bürgerliche 
Recht. Einleitg. u. Allgemeiner Teil. 
8°, (204 S.). Stuttgart (E. H. Moritz) 

geb. 1.50 

Das Bändchen gehört zu einer „Bibliothek 
der Volksbildung“, II. Serie „Volksbücher 
der Rechts- und Staatskunde“ und enthält 
dementsprechend eine gemeinverständliche | 
Darstellung. Die „Gemeinverständlichkeit“ 


geht aber hier nicht, wie sonst so häufig, 
auf Kosten der Wissenschaft. Der Verfasser 
ist ein feiner Jurist und bekundet dies über- 
all, besonders in den zahlreichen, interessanten 
Rechtsfüllen, mit denen er seine Darstellung 
belebt. Wir verweisen in dieser Hinsicht 
nur auf die trefflichen Beispiele über die 
Anfechtung (S. 126 ff... Das Büchlein ist 
recht geeignet, den Sinn für die praktische 
Bedeutung der einzelnen Rechtsregeln zu 
fördern, und sei deshalb auch dem Studenten 
warm empfohlen. 


3. Bülow, Dr. jur. Joachim von, Das Vereins- 
recht des B.G.B. gr. 8°. (123 8.). Berlin 
(Carl Heymann) 2.— 

Die Arbeit bringt kaum etwas Neues. Sie 
steht ganz auf dem Boden der „organischen“ 
Theorie. Wichtige Teile, insbesondere die 
prozess- und konkursrechtlichen Erörterungen 
sind recht mager ausgefallen. Die Literatur 
ist ungenügend berücksichtigt. 


4. Englert, Dr. Ferd., Reg.-R. Das Zwangs- 
erziehungsgesetz vom 10. V. 1902, nebst 
den Ausführungsbestimmungen. Mit e. 
Einleitg., Erläutergn. u. e. Anh. hrsg. 8”. 
(III, 1648.) München (C. H. Beck) 
geb. in Leinw. 2.20 
Das Buch enthält zunächst eine wert- 
volle systematische Einleitung, sodann das 
bayerische Zwangserziehungsgesetz vom 10. 
Mai 1902 mit einem erschöpfenden Kommen- 
tar, hierauf die ministeriellen Ausführungs- 
bestimmungen vom 28. Juni 1902 und im An- 
hang einschlägige andere Ministerialerlasse. 
Der Kommentar macht einen vorzüglichen 
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Eindruck. Sein Gebrauch wird durch ein zu- 
verlässiges Sachregister erleichtert. 


5. Esslinger, Dr. Wilh., Der Erbschein nach | 
dem Bürgerlichen Gesetzbuche für das 
Deutsche Reich. gr. 8°. (109 8.). München | 
(J. Schweitzer Verlag) 2.80 


In eingehender und selbständiger Dar- 
stellung behandelt der Verfasser Geschichte, 
Begriff, Form und Inhalt des Erbscheines, 
insbesondere seine Erteilung, seine Rechts- 
wirkungen, seine Unrichtigkeit, Einziehung 
und Kraftloserklärung. Die Arbeit ist unseres 
Erachtens die beste Monographie tiber den 
Erbschein, die zur Zeit vorliegt. 


6. Henle, Wilh., Ministerialrat, Die Anlegung 
des Grundbuchs in den Landesteilen rechts 
des Rheins. 2. Aufl. 8°. (XVI, 439 S.). 
München (C. H. Beck) Ganzleinen geb. 5.50 


Die 2. Auflage bildet ein ganz neues 
Werk. Sie ist äusserlich trotz erheblicher 
Vergrösserung des Formats um mehr als 
hundert Seiten gewachsen. Abgesehen von 
der Berücksichtigung der neuen Literatur 
und Rechtsprechung enthält diese Auflage 
insbesondere neue, sehr gediegene und ein- 
gehende Erläuterungen zur Geschäftsanwei- 
sung vom 1. Oktober 1898 (bearbeitet vom 
I. Staatsanwalt im St.-M.-J. Otto Dandl) und | 
die J.-M.-B. vom 11. Juli 1901 über das 
Anmeldungsverfahren, gleichfalls mit Erläu- 
terungen. Für die rechtsrheinische Praxis 
bildet das Werk einen unentbehrlichen und 
in allen Teilen zuverlässigen Ratgeber. Zu 
S. 403 Note 1 wäre der Abdruck eines aus- 
gefüllten Formulars dringend erwünscht ge- 
wesen. 





7. Jung, Dr. jur. et phil. Erich, Prof. in 
Giessen, Die Bereicherungsansprüche und 
der Mangel des „rechtlichen Grundes“. 
Ein Beitrag zur Kenntnis des neuen 
Rechts. gr. 8°. (155 8.). Leipzig (C.L. 
Hirschfeld) 4.40 


Der Verfasser tritt in gründlichen Unter- 
suchungen der ‚„Verwässerung des Bereiche- | 
rungsanspruchs zu einem allgemeinen Sub- 
sidiärbehelf für positiv rechtlich nicht be- | 
gründbare Billigkeitsausgleichungen“ nach- 
drücklich entgegen. Causa ist ihm nur die 
als direkte Rechtsfolge der vorgenommenen 
Vermögensverschiebung bezweckte Verände- 
rung der relativen Beziehungen des Empfän- | 
gers. Dem Erfordernisse „auf Kosten eines 
anderen erlangt“ ist nach Jung nur genügt, 
wenn eine Wertbewegung direkt zwischen 
dem Kondizienten und dem Bereicherten 
stattgefunden, wenn derselbe Vorgang die 
Vermögenslage des ersteren ungünstig, die, 
des letzteren günstig beeinflusst hat. Die‘ 
selbständige Arbeit verdient volle Beachtung. 





8. Peiser, Heinr., Landger.-Rat in Danzig, 
Handbuch des Testamentsrechts mit zahl- 
reichen Beispielen u. Formularen. gr. ®". 
(XVI, 422 S.). Berlin (J. Guttentag) &— 

In der Literatur des neuen Rechts ist 
der Verfasser durch seine treffliche Arbeit 
üver die Zwangsverwaltung bestens bekannt 
Das vorliegende Werk, ein Band der Guttentag- 
schen Einzeldarstellungen zum B -G.-B,, zeich- 
net sich gleichfalls durch klare und korrekte 
Darstellung aus. Es beruht auf sorgfältiger 
Durcharbeitung der Materialien, berücksichtigt 
überall die einschlägige Rechtsprechung und 
benutzt (freilich mit sparsamen Citaten) die 
wichtigere Literatur. Der Verfasser behandelt 
zunächst das Testament im allgemeinen, 
dann die Erbeinsetzung, die Einsetzung eines 
Nacherben, das Vermächtnis, die Auflage, den 
Testamentsvollstrecker, die Errichtung und 
Aufhebung von Testamenten, die Ablieferung 
und Eröffnung derselben, das gemeinschaft 
liche Testament, endlich die Nichtigkeit und 
Anfechtbarkeit letztwilliger Verfügungen. 
Anhangsweise sind 23 Entwürfe von Testa- 
menten beigefügt. Dem Werke ist ein Sach- 
register beigegeben. 


9. Türcke, Dr. R., Amtsr., Amtsger.-R. K. 
Niedenführ u. Landricht. Dr. P. Winter, 
Das bürgerliche Recht. Das bürgerl. 
Gesetzbuch nebst Einführungsgesetz und 
Nebengesetzen, das preuss. Ausführungs- 
gesetz n. sämtl. vom 1. I. 1900 ab gelt. 
Reichs- u. preuss, Landesgesetze m. den 
dazu ergangenen Erlassen, Verordngn, 
Anweisgn, u. den Entscheidgn. der 
höchsten Gerichtshöfe f. den ass 
brauch in der Praxis zusammengestellt 
u. erläutert. 4. Bd. (XXVIIL, 588 u. 84 
gr. 80. Leipzig (Rossberg'’sche Verlags 
buchh.) 10.—; geb. in Halbfrz. 12.— 


Der vorliegende4. Bd.enthältdas Familien- 
recht des B.-G.-B. mit Erläuterungen und den 
einschlägigen reichsrechtlichen und preussi- 
schen Vorschriften, insbesondere das Personer- 
stands- und das Fürsorgeerziehungsgesetz 
samt den zugehörigen Ministerialerlassen. 
Die Anlage ist unsern Lesern bekannt. Das 
überaus reichhaltige und besonders für die 
preussische Praxis schätzbare Werk soll noch 
vor Ende des Jahres vollendet werden. 


10. Turnau, Dr. W., u.K. Förster, Reichager - 
Räthe: Das Liegenschaftsrecht nach den 
deutschen Reichsgesetzen u. den preussi- 
schen Ausführungsbestimmungen. Fär 
die Praxis bearb. 1. Bd.: Das Sachenrecht 
des bürgerl. Gesetzbuches,. 2, verm. u 
verb. Aufl. gr. 8°. (LI, 935 S.\. Pader- 
born (F. Schöningh‘ 16.—; geb. 18.50 

Das gross angelegte Werk hat sich in 
der Praxis wie in der Theorie rasch eing® 
bürgert. Die überaus eingehende und zu 
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verlässige Darstellung, die in allen Teilen | 
die Ergebnisse der bisherigen preussischen | 
Rechtsprechung und Literatur verwertet hat 
und sich unmittelbar an die Praxis wendet, 
fand bereits in der ersten Auflage vollste 
Anerkennung. Nun liegt der I. Band, knapp 
zwei Jahre nach seinem Erscheinen, neube- 
arbeitet in 2. Auflage vor. Die Materialien- 
wiedergabe ist verkürzt. Die Ausführungen 
über Bergrecht, selbständige Gerechtigkeiten 
und Enteignungsrecht sind ausgeschieden 
und sollen anhangsweise im II. Bande folgen. 
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Trotzdem ist der Umfang des I. Bandes fast 
um 100 Seiten gewachsen. So zahlreich sind 
die auf Grund der neuen Rechtsprechung 


‚und Literatur eingeschalteten Ergänzungen. 


Man muss die gewaltige Arbeitskraft der 
Verfasser bewundern, die bei einer aner- 
kanntermassen höchst anstrengenden Berufs- 
thätigkeit in so kurzer Zeit diese gründliche 
Neubearbeitung liefern konnten. Sie haben 
sich damit ein grosses Verdienst um die 
Förderung der deutschen Rechtswissenschaft 
erworben. 


Geschichte des römischen Rechts. 


Besprochen von Herrn Geheimrat Prof. Dr. v. Burckhard, Würzburg. 


1. Ehrlich, Dr. Eug., Prof., Beiträge zur 
Theorie der Rechtsquellen. 1. Thl. Das 
ins eivile, ius publicum, 
(VII, 268 S.). gr. 8°. 
mann) 

Mit grossem Aufwand von Gelehrsamkeit | 


Berlin (C. Hey- 
5.— 


und eine ichen, den Text vielfach über- | 
a n ‘des Vorhergesagten schliesslich auch der 


wuchernden Apparat von Quellenmaterial be- 
kämpft der Verfasser die herrschende An- 
sicht, welche — die römische Rechtsent- 
wiekelung mit den Augen der Juristen der 
Severischen Zeit betrachtend und spät- 
römische Gedankengänge in frühere Zeiten 
übertragend — ius publicum als das in 
erster Linie öffentliche Interessen wahr- 
nehmende Recht, ius civile als das eigent- 
liche Nationalrecht der Römer auffasse. — 
Kern und Mittelpunkt der Ausführungen 
ist die Bedeutung von ius civil. Daran 
reiht sich die Untersuchung über den Gegen- 
satz dieses Begriffes zu ius gentium und 
honorarium sowie über den Unterschied von 
. ins publicum und ius privatum, bezüglich  ® 
des Verhältnisses von ius publ., 
eivile; den Schluss bildet eine Erörterung 


über die nachrömische Entwickelung, die 


Literatur des Mittelalters bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts in Bezug auf den Begriff 
des ius eivile und dessen Gegensätze sowie 
über Privatrecht und öffentliches Recht des 
heutigen Rechts im Gegensatz zum römischen. 


Ausgehend von der Darstellung des 
Pomponius, die durch andere (Quellen be- 
stätigt werde, sucht der Verfasser darzuthun, 
dass ius eivile das durch die interpretatio 
prudentium entwickelte Recht sei, streng 
geschieden von dem eigentlich positiven 
Recht der leges, $. Cons. u. s. w., die kein ius 
ceivile seien, zugleich sei es aber ein gegen- 
ständlich abgegrenztes Recht, indem es nur 
die bestimmte Materien regelnden Vorschriften 
enthalte: es sei das Recht, welches der 
Thätigkeit der Juristen zu Grunde liege 
und wieder aus dieser Thätigkeit hervor- 
gehe; über das Recht des cavere, respon- 
dere und agere hinaus gebe es kein Recht, 
welches ius civile heisse, 


priv. und 


Die Beweisführung wird nicht jeden 
überzeugen. Viele werden nach wie vor 


ius privatum. | meinen, dass nichts weiter dargethan sei, 


als dass das durch die Juristen entwickelte 
ı Recht auch zum ius civile gehört und dass 
| dies die engste, nicht aber die einzige Be- 
deutung des Ausdrucks ist: das erkennt trotz 


Verfasser 8. 66 selbst an. Wenn es bei 
Pomponius $ 5 heisst: hoc ius (das durch 
die interpretatio entwickelte) propria parte 
aliqua non appellatur, ut ceterae partes 
iuris suis nominibus designantur (datis 
propriis nominibus ceteris partibus), sed 
communi nomine appellatur ius civile, 
so sagt das doch deutlich: das Juristenrecht 
ı gehört wie andere partes iuris mit zum 
ius eivile, für die andern partes sind be- 
sondere Namen gegeben, für diesen Teil 
‚aber nicht, sondern er wird mit dem Namen 
| bezeichnet, der allen Teilen gemeinsam ist, 
mit ius eivile. Und wenn Gaius II. 110 
agt: peregrini sind ratione civili gehindert 
Erhschaften und Vermächtnisse zu erwerben, 
Latini (seil. Juniani) per legem Juniam, so 
liegt darin nur der Satz: die Peregrinen 
sind nach dem allgemeinen Prinzip des 
nationalen, nur für Römer geltenden Rechts 
ausgeschlossen, die Latini aber, die das 
commercium iuris civilis an sich teilhaftig 
sind, durch die spezielle Bestimmung der 
Lex Junia Norbana. Und noch weniger be- 
weist Gaius Il. 202: vor der Lex Papia fand 
nach ius civile Accrescenz statt, nach der 
Lex Papia aber caducorum vindicatio. 





2. Voigt, Moritz, Römische Rechtsgeschichte 
III. Band gr. 8°. (VI, 373 S.). Stuttgart 

(J. G. Cotta) 12,— 
Kurz vor der Feier seines fünfzigjährigen 
Doktorjubiläums hat der Verfasser in dem 
vorliegenden III. Band, der die verdienstvolle 
Geschichte des römischen Privatrechts ab- 
schliesst, einen neuen Beweis seiner geistigen 
Frische und unermüdlichen Arbeitskraft ge- 
liefert. Dieser Band umfasst die Zeit von 
Diocletian bis Justinian. Im I. Kapitel werden 





N * 
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zu werden brauchen. Die Voigt'sche Rechts 
geschichte, in der andere Wege eingeschlagen 

‚sind, „als die gebräuchliche achronistische 
‚ und antiquarische Darstellung, die den histor- 
‚ischen Stoff in erster Linie nach dogma- 

Rechtsfähigkeit und Rechtszuständigkeit, das tischen Gesichtspunkten gruppierend und 

Rechtsobjekt, die Erwerbs- und Verlustmodi, | lediglich Reihen der einzelnen Rechtsinstitute 

Rechtsverletzung und deren Korrektiv. Das in isolierter Darstellung bietend, die histo- 

II. Kapitel behandelt die „dinglichen Rechte“, rischen Einzelvorgänge ohne geschichtlichen 
in einem weiteren und engeren Sinn als das | Zusammenhang anführt und so weder den 

Gajanische ius quod pertinet ad res: einer- | wirkenden Momenten der eintretenden Wand- 


soziale Zustände und allgemeine theoretische 
Verhältnisse geschildert: Die bürgerliche Ge- 
sellschaft, volkswirtschaftliche Verhältnisse, 
Kulturzustände und sittliche Verhältnisse, 
die Familie, dann die Rechtsentwicklung, 


seits ist ausser Sachenrecht und Erbrecht 
hereingezogen das Personenrecht und das 
Familienrecht, andererseits ist ausgeschlossen 


lungen eine Geltung, noch deren allgemeinen 
Zusammenhängen eine Würdigung zu Teil 
werden lässt,‘“ wird jederzeit einen ehren- 


vollen Platz unter den besten Werken über 
die Geschichte des römischen Rechts be 
haupten. 


das Obligationenrecht. Das letztere ist im 
II. Kapitel —— — Die Vorzüge und 
Eigenart der Werke des Verfassers sind so 
bekannt, dass sie hier nicht hervorgehoben 


Rechtsphilosophie. 


Stammier, Rud., Die Lehre v. dem rich- (Treu und Glauben, Missbrauch bei Familien- 
tigen Rechte. gr. 8°. (VIII, 647 8.). Berlin rechten, Thunlichkeit, billiges Ermessen), 
(J. Guttentag) 16.— | Grenzen der Vertragsfreiheit (Verstoss gegen 
In drei Büchern: entwickelt der grosse | Verbotsgesetze, gegen die guten Sitten u.s. w.), 
Rechtslehrer den Begriff, die Methode und Pflichten des richtigen Rechtes(Zuwendungen 
die Praxis des richtigen Rechtes. Ein Satz | entsprechend einer sittlichen Pflicht, eine auf 
kann Rechtsregel und doch inhaltlich un- | den Anstand zu nehmende Rücksicht, Schad- 
richtig sein. Richtiges Recht ist das Recht, loshaltung aus Billigkeit u. s. w.), Feststellen 
das in einer besonderen Lage mit dem Grund- | €ines richtigen Geschäftsinhaltes (Auslegung, 
gedanken des Rechts überhaupt zusammen- wirklicher Wille, verständige Würdigung, 
stimmt. So fragt es sich vor allem, unter Treu und Glauben), begründetes Ende von 


welchen allgemeinen Bedingungen eine 
Rechtsnorm sachlich richtig ist. Diese Frage 
behandelt Stanmler im ersten Buche. Hier 
stellt er dem richtigen Rechte die sittliche 
Lehre, das Naturrecht, die Gnade und die 
ungeprüfte Rechtsauffassung gegenüber. Da- 
ran reiht sich im zweiten Buche die Methode 
des richtigen Rechtes, seine Idee, seine Grund- 
sätze, sein Stoff, seine Mittel und sein Vor- 
bild. Im dritten Buche — Praxis des rich- 
tigen Rechtes — folgt die Nutzanwendung: 
Richtiges Ausflihren von Rechtsverhältnissen | 





Rechtsverhältnissen {wichtiger Grund, Zer- 
rüttung der Ehe, Erfolgsverhinderung wider 
Treu und Glauben u. s. w.). Ein Schlus 
kapitel handelt vom Berufe des-richtigen 
Rechtes. 

Schon diese kurze Übersicht zeigt, welche 
Fülle interessanter und praktischer Fragen 
das geistvolle Werk enthält. Es gehört ohne 
Zweifel zu den wertvollsten Erzeugnissen 
der neueren Literatur. Auch die schöne 
Sprache sei rühmend hervorgehoben. 


Civilprozessrecht mit Konkurs- und Vollstreckungsrecht. 


1. Erlinghagen, Dr. F.W., Der Rückgriff 
des Bürgen auf den Schuldner im Kon- 
kursfalle des letzteren. 8°. (37 8.) 
Elberfeld (Sam. Lucas) 1.— 


Der Verfasser bekämpft die Ansicht der 
Vereinigten Civilsenate des Reichsgerichts 
(Bd. 14 S. 172 ff.), die zur Zeit wohl unbe- | 
stritten anerkannt wird, dass der rückgriffs- 
berechtigte Bürge im Konkurse des Hanpt- | 
schuldners nicht neben dem Gläubiger an- 
melden dürfe. Diese Ansicht sei falsch, weil 
die Forderung des Gläubigers und der Er- 
satzanspruch des Bürgen nicht ein einziges 
Schuldverhältnis bilden, sondern zwei ge- 
trennte, auf selbständigen Rechtsgründen 


beruhende Forderungen darstellen. Weder 
die Begründung noch der Schluss haben eine 
Spur von Originalität. Wenn der Verfasser 
die konkursrechtliche Literatur etwas sorg- 
fältiger studiert hätte, würde er gefunden 
haben, dass die materielle Einheitlichkeit 
des Schuldverhältnisses, die Thatsache, dass 
der Schuldner ausserhalb des Konkurses nur 
einfach, nicht doppelt zu zahlen hat, den 
Ausschlag gibt. Die Arbeit ist wertlos. 


2. Falkmann, R., Kammergerichts-Rat, Die 
Zwangsvollstreckung m. Ausschluss der 
Zwangsvollstreckung in das unbeweg- 
liche Vermögen. Nach prozess und 
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bürgerl. Recht dargestellt. 2. gänzlich | 
umgearb. Aufl. 2. Lfg. G. 173—276.). 
gr. 8°. Berlin (Franz Siemenroth) 2.30 


Die zweite Lieferung hat auffallend lang 
auf sich warten lassen. Dass sie nun end- 
lich doch erschienen ist, begrüssen wir mit 
Frenden, denn das Falkmann’sche Werk ist 
ohne Zweifel die beste monographische 
Bearbeitung des Rechtes der Zwangsvoll- 
streckung. Die 2. Lieferung enthält die Lehre 
von den Parteien im Zwangsvollstreckungs- 
verfahren. Besonders sorgfältig ist — unter 
Mitwirkung des Herrn Landrichters Stein- 
hausen — die Zwangsvollstreckung gegen 
Erben behandelt. Möge das Werk nun rüstig 
fortschreiten. 


3. Fischer, Dr. O. Prof., und Dr. S. Schaefer, 
Syndikus d. Senats in Hamburg, Die 
Gesetzgebung, betreff. die Zwangsvoll- 
streckung in das unbewegl. Vermögen 
im Reiche und in Preussen auf der 
Grundlage des Komm. z. preuss. Gesetz- 
gebg., betr. die Zwangsvollstreckung in 
das unbewegl. Vermögen, v. Dr. J. Krech 
und Dr. O. Fischer. 3. Lfg. gr. 8°. (VIII, 
S. 449— 754). Berlin (J. Guttentag). 


Das umfangreiche Schlussheft enthält 
den Kommentar der $$ 130—184 Z.-V.-G., 
ferner das E.-G., das preussische A.-G und eine 
Reihe ergänzender preussischer Rechtsvor- 
schriften. Wir dürfen unser Gesamturteil 
wohl rückhaltlos dahin fassen, dass dieser 
Kommentar die gründlichste Bearbeitung 
nn Z.-V.-G. enthält, die uns gegenwärtig vor- 
iegt. . 








} 
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vom 5. November 1899. Hieran reiht sich 
ein Verzeichnis der bayerischen Gerichte. 
Den Schluss bildet ein zuverlässiges Sach- 
register. 


5. Neumiller, Josef, Ratam kgl.Landgerichte 
München, Die Civilprozessordnung für das 
Deutsche Reich. In der Fassung des R.-G. 
vom 17.V.1898 nach der Bekanntmachung 
vom 20. V. 1898. Handausgabe mit Er- 
läuterungen unter besonderer Berücksich- 
tirung der Bayerischen Gesetzgebung und 
Rechtspflege nebst einem Anhange, ent- 
haltend das Gerichtsverfassungsgesetz, 
die Kostengesetze und sonstige wichtige 
Nebengesetze. 3. Lfg. G. 161—400). 
München (J. Schweitzer Verlag) 5.40 


Mit dieser Lieferung ist das besonders für 
den bayerischen Juristen schätzbare Werk 
bereits bis zum $ 886 gediehen, so dass 
eine Vollendung bald zu erwarten steht. 


6. Rottmann, Ed., Oberamtsrichter a. D., 
Handbuch f. d. Gerichtsvollzieherdienst 
nach dem bürgerlichen Gesetzbuche m. 
Nebengesetzen, den revidierten Reichs- 
justizgesetzen u. den landesrechtlichen 
Bestimmungen im Königr. Bayern m. der 
Neuorganisation vom J. 1900. 2. gänzlich 
umgearb. Aufl. m. ausführl. Inhalts-Ueber- 
sicht, ausführl. Sachregister u. 40 For- 
mularien in 25 Beilagen. (In 5 Lfgn.) 
2-—4. Lfg. (% 8.). gr. 8°. Würzburg 
(Stahel's Verl.) 8.— 
Die Hefte 2—4 bringen folgende Kapitel: 

Die Ausführung der Zustellungen (auf Partei- 
betrieb und von Amtswegen), die Ausführung 


4. Habel, Eman., Amtsricht., Das bayerische | ger Zwangsvollstreckungen durch die@erichts- 
Ausführungsgesetz vom 23. II. 1879 zum | yollzieher, die Ausführung sonstiger Amts- 
Reichs-Gerichtsverfassungsgesetze in der | geschäfte (Versteigerungen, freihändige Ver- 
seit dem 1. I. 1900 geltenden ‚Fassung. |käufe, Siegelungen, Entsiegelungen, Auf- 
Textausg. mit Anmerkgn. 12°. (XVI, zeichnung von Konkursmassen, Angebot einer 
195 8.) München (C. H. Beck) | Leistung, Anheftungen, Ermittelungen und 

geb. in Leinw. 2.— | Sitzungsdienst, Wechselproteste u. 8. w.). 
Diese vortreffliche Bearbeitung des baye- | Darauf folgen eine Reihe von Formularien. 
rischen A.-G. zum G.-V.-G. in neuester Gestalt | Wir möchten an dieser Stelle hervorheben, 
kommt einem dringenden Bedürfnis entgegen. |! dass dieses gründliche Handbuch in erster 
Das Büchlein enthält zunächst einen durch 'Linie Reichsrecht darstellt und deshalb für 
Gründlichkeit und Begriffsschärfe ausgezeich- das ganze Reich von unmittelbarem Werte 
neten Kommentar des A.-G., der keiner Frage | ist. Der bayerischen Praxis freilich wird in- 
aus dem Wege geht. Sodann folgen die Kgl. | sofern es vom besonderen Nutzen sein, als es 
Verordnungen vom 23. August 1879, vom auch die bayerischen Vorschriften über Or- 
31. August 1879, vom 16. Dezember 1899 und | ganisation, persönliche Verhältnisse und 
vom 18. Dezember 1899 sowie die J. M. B. | Dienstaufsicht berücksichtigt. 


Patent-, Urheber- und Verlagsrecht. 


Anschluss, Der, des Deutschen Reichs | stimmung mit dem Bundesrat den Beitritt 
an die internationale Union f. gewerb- zur Pariser Union für gewerblichen Rechts- 
lichen Rechtsschutz. 8° (197 8.). Berlin schutz beschlossen hat und das Inkraft- 
(Carl Heymann) 3.— | treten der internationalen Übereinkunft vom 
Nachdem der deutsche Reichstag in der |20. März 1883 in der durch die Brüsseler 
Sitzung vom 10. Mai 1901 in Überein- | Konferenz festgestellten Fassung unmittel- 
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bar bevorsteht, ist die Frage, wie sich | Deutschlands zur Pariser Union auf das 
unsere internationalen Beziehungen auf | Patentwesen“. Hinsichtlich des Waren- 
grund dieser Übereinkunft gestalten werden,  bezeichnungsrechtes ist die Frage von Lau, 
bereits eine hoch aktuelle geworden. Die | bezüglich des Musterschutzes ist sie von 
Verfasser der in der vorliegenden Schrift | Osterrieth erörtert, während Wassermann 
zusammengefassten Aufsätze haben mit den internationalen gewerblichen Rechts 
dieser dem Hamburger Kongress für gewerb- schutz in den Konsulargerichtsbezirken be 
lichen Rechtschutz, Mai 1902, dargebrachten | spricht. Sämtliche Aufsätze bekunden Be 
„Festgabe“ wertvolle Beiträge zur Lösung | herrschung der schwierigen Materie und der 
dieser Frage geliefert. „Die Entstehung | bereits zu derselben erschienenen Literatur 
der Union und ihre Grundzüge“ betitelt |und geben für die Auslegung der Überein- 
sich eine von Alexander Katz geschriebene | kunft schätzbare Winke. Der Wortlaut der 
Einleitung. Derselbe Verfasser behandelt | Übereinkunft ist in französischer und 
dann „Die Rechtswirkungen des Beitritts | deutscher Sprache an die Spitze gestellt. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Gross, Dr. Hans, Prof., Die Erforschung | So belehrt Verfasser u.a. über die Behand- 
des Sachverhalts strafbarer Handlungen. | lung der Zeugen und des Beschuldigten 
Ein Leitfaden f. Beamte des Polizei- | und iber die Verwendung der verschiedensten 
u. Sicherheitsdienstes des Deutschen | Sachverständigen je nach dem zu prüfenden 
Reiches. (VIII, 194 8). gr. 8°. München | Gegenstande; er gibt Winke bezüglich einer 
(J. Schweitzer Verlag) Menge von Gaunerpraktiken, insbesondere 

geb. in Leinw. 2.50 | hinsichtlich der gebräuchlichsten Mittel 
Die Bedeutung der „Kriminalistik“, der- | heimlicher Verständi ‚ er unterrichtet 
jenigen Hilfswissenschaft des Strafrechts, | iiber die Gebahrung der Zigeuner, über ge 
welche den praktischen Kriminalisten ge- | wisse Formen des Aberglaubens, über Waffen, 
wissermassen mit der Technik seines Berufes | Fuss-, Blut- und andere Spuren, gibt An- 
bekannt macht, ihm die Wege zeigt, auf|leitung zur Herstellung von Zeichnungen, 
denen er behufs Aufdeckung eines Ver-| welche das bei Augenscheinseinnahmen 
brechens persönliche und sachliche Beweis- | Wahrgenommene in der Regel besser als 
mittel gewinnt und diese am wirksamsten |jede Beschreibung veranschaulichen, zum 
benutzt, ist vornehmlich durch die Werke | Abformen von Spuren u. dergl. Der be 
des Verfassers, insbesondere sein Handbuch | sondere Teil beschäftigt sich mit den bei 
für Untersuchungsrichter und seine Kriminal- | einzelnen wichtigeren strafbaren Handlungen, 
psychologie, ins rechte Licht gesetzt worden. | wie bei Körperbeschädigung, Diebstahl, Be 
Nicht jedem Kriminalbeamten nun, zumal | trug, Fälschung, Brandstiftung, zu treffenden 
nicht den untergeordneten Organen, wie) besonderen Massnahmen. Die- Darstellung 
Gendarmen, Schutzleuten ete., ist es mög-|ist durchweg eine für jedermann leicht ver- 
lich, diese umfangreichen, vielfach an den |ständliche. So wird das Werk nicht ver- 
Bildungsgrad des Lesers höhere Anforde- | fehlen, für die genannten Organe ein aus- 
rungen stellenden Werke zu studieren. Die | gezeichnetes Hilfsmittel zu bilden. Aber 
Abfassung des vorliegenden, in erster Linie | auch höhere Organe der Strafrechtspflege, 
für solche mit dem ersten Zugriff befassten | wie Kriminalkommissare, Staatsanwälte, 
Beamten bestimmten Leitfadens, welche, | Untersuchungsrichter, werden das Buch viel- 
wie wir hören, von den bayerischen | fach mit Nutzen zu Rate ziehen. Wie uns 
Ministerien der Justiz und des Innern ver- | mitgeteilt, wurde es in Bayern für alle Ge 
anlasst wurde, ist daher sehr zu begrüssen. | richte, Staatsanwaltschaften, Gendarmeris- 
Wer das erwähnte Handbuch kennt, wird |stationen und -Schulen angeschafft. 
unschwer entdecken, dass es im grossen und 
ganzen die Quelle dieses Leitfadens bildet.| 2. Roesch, Dr. Ad., Pfarrer in Jmnan, der 


Gross selbst sagt uns in der Einleitung, Klerus u, d. Strafgesetzbuch. Praktischer 
dass er das Notwendigste, was praktisch Kommentar der auf Religion u. Klerus 
bei der Erhebung des Thatbestandes in An- bezüglichen Materien des Reichsstraf 
wendung kommen muss, dem Handbuch gesetzbuches. 16°. 152 S.). Paderborn 
entnommen, für den besonderen Zweck um- (Ferd. Schoeningh) geb. 1.20 


gearbeitet und in möglichst gedrängte Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, 
und einfache Form gebracht hat. Diese | die den Klerus direkt interessierenden Be 
Charakteristik der eigenen Arbeit entspricht | stimmungen des R.-St.-G.-B. in Form eins 
vollständig dem Ergebnisse. Das Buch | fortlaufenden Kommentars zu erläutern. Er 
zerfällt in einen allgemeinen und einen be- | beginnt mit einer Vorschrift des allgemeinen 
sonderen Teil. Ersterer enthält eine Summe | Teiles, $ 42 betr. das objektive Strafverfahren 
von Regeln, welche mehr oder minder in | und lässt dann eine Reihe von Bestimmungen 
jedem Kriminalfalle zu beobachten sind. des besonderen Teiles folgen, insbesondere 
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den Kanzelparagraphen ($ 130a), die Be 
stimmungen über die Religionsvergehen, ein- | 
zelne $$ aus den Gebieten der Sittlichkeits- | 

vergehen und der Beleidigung, die auf die 
kirchliche Trauung bezüglichen Vorschriften | 
(R.-G.-B. & 338, Personenstandsgesetz $ 67) 
n.s. f. Die Erläuterungen stützen sich zwar in 
der Hauptsache auf die Rechtsprechung der 
Gerichte, insbesondere des R.-G. und auf die 
einschlägige Literatur, namentlich auf die 
bekanntesten Kommentare; doch fügt Ver- 

fasser, der auch bei Heranziehung dieses 
Materials durchaus aicht kritiklos verfährt, 
vielfach eigene, nicht selten scharfsinnige 
und juristische Bildung bekundende Bemer- 
kungen bei, welche für den Juristen vor- 
nehmlich desshalb von Interesse sind, weil 
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Auflage, bearb. von Dr. M. Stenglein. 

3. Lfg. gr. 8°. (S. 417—608.). Berlin 
(Otto Liebmann) 4.20 

Die beiden ersten Lieferungen der dritten 
Auflage dieses trefflichen Kommentars haben 
wir in den Nrn. 2 und 5 des laufenden Jahr- 
ganges dieser Mitteilungen besprochen. Die 
vorliegende dritte Lieferung bringt wieder- 
um, abgesehen von Ergänzungen in den Er- 
läuterungen, welche hauptsächlich durch die 
Rechtsprechung der letzten Jahre veranlasst 
sind, verschiedenes Neue; so in der Abteilung 
betr. die Militärverhältnisse das Gesetz zum 
Schutze des Genfer Neutralitätszeichens vom 
22. März 1902, in der Abteilung betr. das 
Seewesen die Novelle zur Strandungsordnung 
vom 30. Dezember 1901, die Verordnungen 


sie die Anschauungen der katholisch-kirch- | vom 9. und 10. Mai 1897 zur Verhütung des 
lichen Kreise über dieselben besonders nahe | Zusammenstossens der Schiffe auf See und 
berührende Fragen des Strafrechts spiegeln. | betr. die Lichter- und Signalführung der 
Dass in dem Werkchen gegenüber der ob- | Fischerfahrzeuge und der Lootsen-Dampf- 
jektiven Auslegung „die Kritik und das | fahrzeuge, das Reichsgesetz betr. das Flaggen- 
Raisonnement“ nicht so sehr, wie in der recht der Kauffahrteischiffe vom 22, Juni 
inleitung angekündigt ist, in den Hinter- | 1899, endlich die Gesetze vom 2. Juni 1902, 
grund tritt, lässt sich bei der "Haltung, welche | nämlich die Seemannsordnung, das Gesetz 
die Kirche manchen dieser Fragen gegen- | betr. die Verpflichtung der Kauffahrteischiffe 
über — so z.B. in Ansehung der sog. lex zur Mitnahme heimzuschaffender Seeleute 
Heinze — stets eingenommen hat, immerhin | und das Gesetz betr. die Stellenvermittlung 
begreifen. ı für Schiffsleute. Da die vorliegende Lieferung 
von der VIII. (früher VII.) Abteilung, „Po- 

3. Stenglein, Dr. M., Reichsger.-Rat, Ap- |lizeigesetze“, erst das Pressgesetz bis zu 
pelius, Dr. H., Staatsanw., und Prof. Dr. '$ 11 enthält, ist in Anbetracht der bereits 

6. Kleinfeller, Diestrafrechtlichen Neben- | erreichten Bogenzahl zu schliessen, dass der 
gesetze des Deutschen Reichs. Dritte, | Umfang der nenen Auflage den der früheren 


gänzlich neu bearbeitete u. vermehrte 


Staatsrecht. 


weit übersteigen wird. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Arndt, Dr. Adf., Geh. u. Ob.-Bergr., Ver- 
fassung des Deutschen Reichs. Mit Ein- 
leitg. u. Kommentar. 2. gänzlich um- 
gearb. Aufl. (X, 373 8.) 8°, Berlin 
(J. Guttentag) 4.— ; geb. in Leinw. 450 


Dem übersichtlichen Gesetzestext folgt 
eine Einleitung über die Entstehungsge- 
schichte des Norddeutschen Bundes und des 
Deutschen Reichs, sowie über dessen recht- 
lichen Charakter, dann eine ziemlich ein- 
gehende, auch zahlreiche Streitfragen näher 
behandelnde Kommentierung der Reichsver- 
fassung. Der Verfasser geht, wie in seinem 
grossen Kommentar, häufig seine eigenen, 





von der herrschenden Meinung abweichenden 
Wege. Als Anlagen sind insbesondere die 
Novemberverträge und das Gesetz über Er- 
werbung und Verlust der Bundes- und Staats- 
angehörigkeit unter entsprechender Er- 
läuterung angefügt. 


2. Arndt, Dr. A., Prof. in Königsberg, Das 
selbständige Verordnungsrecht. Zugleich 


eine Streitschrift für die historisch-kriti- 
sche Methode. gr. 8°. (VII, 279 S.). Berlin 
(J. Guttentag) 


Mit grosser Lebhaftigkeit und Ausführ- 


‚lichkeit sowie unter Beibringung eines an- 


sehnlichen Materials verteidigt hier Arndt 
gegenüber der herrschenden Meinung und 
insbesondere gegenüber dem von uns im 
vorigen Jahrgang 8.521 f. angezeigten Werke 
von Anschütz seine abweichenden Anschau- 
ungen über den Begriff der Gesetzgebung 
und den Umfang des landesherrlichen Ver- 
ordnungsrechts, namentlich in Preussen. Seine 
Hauptergebnisse sind: „Gesetz im Sinne des 
absoluten Preussen ist nur die vom König 
erlassene Anordnung, jede andere ist Ver- 
ordnung. Selbständige An- und Verordnungen 
im absoluten Preussen gibt es nicht; viel- 
mehr sind diese nur soweit gültig, wie sie 
sich auf den Willen des Königs zurückführen 
lassen. Gesetz im konstitutionellen Preussen 
ist, was der König in Übereinstimmung mit 
dem Landtag anordnet, Alles andere ist 
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Verordnung. Auf den Gebieten, wo nach | 
der Verfassung das Gesetz nicht gefordert | 
wird — und das sind allerdings nur kleinere | 
Gebiete noch — ist noch der Wille der Krone 
allein massgebend, dort ist das Bereich der | 
selbständigen Verordnung. Gesetz ist Aus- 
spruch der höchsten Gewalt, die Verordnung 
ist deshalb tiberall da unzulässig, wo sie 
gegen ein Gesetz verstösst. Nach Reichs- 
staatsrecht ist jede Ver- oder Anordnung un- 
zulässig (ebenso wie nach belgisch-franzö- 
sischem Rechte), welche sich nicht auf die 
Verfassung oder ein Gesetz gründet. Ob es 
sich um sog. Rechts- oder Verwaltungsnormen 
handelt, ist überall unerheblich.“ 





3. Böttger, Dr. H., Die reichsgesetzlichen 
Bestimmungen üb. den Verkehr m. 
Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken 
(kaiserl. Verordng. vom 22. X. 1901). 
Nebst e. Anh., enth. die Vorschriften üb. 
den Handel m. Giften u. üb. die Abgabe 
starkw. Arzneimittel in den Apotheken. | 
Unter Benutzg. der Entscheidgn. der | 
deutschen Gerichtshöfe erläutert. 4. Aufl. 
8°. (VIII, 240 S.). Berlin (J. Springer) | 


. 3.60 

Das Büchlein, dessen Inhalt vorstehende 
Titelangabe im allgemeinen kennzeichnet, ist 
von dem Redakteur der pharmazeutischen 
Zeitung bearbeitet. Es bietet insbesondere 
einen Kommentar zur Verordnung vom 22. Okt. 
1901 und zu den einschlägigen Strafbestim- 
mungen unter ausführlicher Mitteilung der 
einschlägigen Entscheidungen der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden. Ferner sind die 
in den meisten einzelnen Bundesstaaten be- 
stehenden Vorschriften über die Ankündigung 
von Arzneimitteln nebst Rechtsprechung 
wiedergegeben und besprochen. Ein weiterer 
Abschnitt behandelt die Zulassung zum 
Drogistengewerbe sowie die Anktindigung, 
Ausübung, Ueberwachung und Untersagung | 
dieses Gewerbebetriebs. 
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veröffentlicht werden, sind mit herangezogen, 
teils nach dem Kommentar von Perels- 
Spilling, teils mit besonderer Genehmigung 
nach einer amtlichen Sammlung. : Die Vor- 
schriften für die Beamten in den deutschen 
Schutzgebieten und in Elsass-Lothringen 
sind einbezogen und jene des preussischen 
Beamtenrechts vergleichend berücksichtigt. 
Ein umfangreicher Anhang bringt in 16 
Nummern die wichtigsten sonstigen Gesetze 
und Verordnungen über die Rechtsverhält 
nisse der Reichsbeamten. 


5. Goldschmidt, Dr. James, Privatdozent, 
Begriff und Aufgabe eines Verwaltungs 
strafrechts Vortrag geh. in der Ber- 
liner jurist. Gesellschaft am 21. 6. 1902 
er. = (26 8.). Berlin (R. v. Deckers 
/er | 
Dieser Vortrag gibt die Grundgedanken 

des Werkes über „Verwaltungsstrafrecht“ 
wieder, das der Verfasser in Karl Heymanns 
Verlag heuer publiziert hat und das von uns 
auf S. 603 f. dieser Blätter besprochen ist. 
Er orientiert gut über die einschlägigen 


Hauptfragen. 


6. Kroidl, Dr. jur. N.L. in Nürnberg, Der 
Umfang d. Polizeigewalt aus Art. 102 
Abs. 1 des bayer. Ausführungsgesetzes 
zur Reichs-Strafprozessordnung. gr. ®° 
(27 8.). Nürnberg (Wilh. Tümmel) 1.— 

In der Untersuchung obiger Frage kommt 
der Verfasser in der vorliegenden Vorarbeit 
zunächst zu dem Ergebnisse, dass der jenem 
Art. 102 Abs. 1 zu Grunde liegende Art. 18 
des II. Teils des bayer. Strafgesetzbuchs von 
1813 wie folgt auszulegen sei: Die Mas 
regeln, welche der präventivpolizeiliche Be 
stand des Art. 18 vorsieht, seien - 
sätzlich nur vorläufige, d. h. Massregeln, die 
in jedem Falle ihrer Vorkehrung ausnahms 
los und ipso iure die Einleitung der Straf- 


' verfolgung gegen den beim Deliktsversuch 


‚Gestörten nach sich ziehen und hiedurch 


4. Brand, Dr., Amtsrichter, Das Reichs- 
beamtengesetz v. 31. 3. 1873 nebst Er- 
läuterungen u. Ergänzungen. 8°. (X, 
344 S.). Berlin (0. Häring) 6.— 

Vorliegende Ausgabe des Reichsbeamten- 
gesetzes eröffnet eine Sammlung, die den 
Titel führt: „Die Gesetze des Deutschen 
Reichs in kurzgefassten Kommentaren“. 
Diese Kommentare sollen unter einheitlicher 
Redaktion erscheinen (und in erster Linie 
den Bedürfnissen der! Praxis dienen, ohne 
die die meisten Gesetze vorhandenen 
grossen Kommentare verdrängen zu wollen. 
So ist denn auch der Brand’sche Kommentar 
bestrebt, klar, kurz und doch möglichst voll- 


ständig unter Berücksichtigung der Literatur 


und Rechtsprechung das Reichsbeamtengesetz 
zu erläutern. Auch die Entscheidungen des 
Reichsdisziplinarhofes, die bekanntlich nicht 


ihrerseits selbst einer Prüfung seitens de 
unparteiischen Gerichts hinsichtlich ihrer 
Rechtmässigkeit unterliegen. Sie seien daher 
ausschliesslich im Interesse der Strafrechts- 
pflege vorzukehren, d. h. es müsse prinzipiell 


‚ ausgeschlossen sein, sich ihrer irgendwie zur 
Erzielung bezw. Förderung von polizeilichen 


oder politischen Zwecken zu bedienen. 
Ein weiteres Heftchen soll den Art. 102 
Abs. 1 selbst behandeln. 


T. Le Fur, Louis, Prof., u. Paul Posener, 
| DD., Bundesstaat u. Staatenbund. 1. Ba. 
| Bundesstaat u Staatenbund in geschichtl. 
| Entwickelg. (XV, 384 S.). gr. 8°, Breslau 
(J. U. Kern) 1L- 

Das bekannte im Jahre 1896 zu Paris 
erschienene Werk von Professor Lowis Le Für 
in Caen: Etat federal et confederation d’Etat: 
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war bald vergriffen, so dass eine Neuauflage | 
nötig wurde. Diese erscheint, im Benehmen | 
mit Le Fur von Paul Posener in Breslau | 
bearbeitet, in deutscher Sprache. Der erste 
Teil ist nunmehr gesondert als in sich voll- | 
ständig abgeschlossener Band erschienen. 
Dieser will die „geschicbtliche Darstellung“ 
der Staatenverbindungen möglichst voll- 
ständig und bis auf die Gegenwart fortgeführt 
bieten. Er lässt übrigens ausser der geschicht- 
lichen Entwicklung auch die Grundzüge des 
geltenden Rechts der noch bestehenden 
Staatenverbindungen ersehen. Es sind im 
einzelnen behandelt: Die Staatenverbindungen 
des Altertums, die Republik der vereinigten 
Niederlande, das alte deutsche Reich, der | 
Rheinbund, der Deutsche Bund, der Nord- | 
deutsche Bund und das Deutsche Reich, die 
Schweiz, die Vereinigten Staaten von Nord- 
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bei der einschlägigen Zuständigkeitsnorm. 
Den beiden Hauptartikeln über die Zustän- 
digkeit (Art. 8 u. 10) sind anhangsweise die 
gesetzlichen Vorschriften über dieErweiterung 
der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts- 
hofes mit den dazugehörigen Rechtsgrund- 
sätzen angefügt. Durch vorausgeschickte 
„Übersichten“ und gleichlautende „Margi- 
nalien‘“ ist die Auffindung der jeweils ge- 
suchten Rechtsgrundsätze wesentlich erleich- 
tert. Ausserdem ist aber auch durchweg 
auf die für die Praxis wichtige Literatur, 
dann in den geeigneten Fällen auf die Gesetz- 
gebungsmaterialien, dieeinschlägigen Gesetze, 
Verordnungen und Vollzugsentschliessungen 
verwiesen. Zu den kommentatbrischen Bear- 
beitungen des Verwaltungsgerichtsgesetzes 
bildet das Buch in seiner ganz abweichenden 
Anlage eine wertvolle Ergänzung. Der glatte 


amerika, Mexiko, Venezuela, Argentinien, Text des Gesetzes ist dem Ganzen voraus, 
Brasilien, England und die englischen Ko- | geschickt. Ein Anhang bringt die wichtigsten 
lonien. Die Schlussabteilung bringt „all- | Vollzugserlasse mit Einschluss der Verord- 
gemeine Betrachtungen über Staatenverbin- | nung über die Rechtsanwaltsgebühren. Das 
dungen“ und zwar Erörterungen über die | Sachregister ist sehr ausführlich. Durch Nach- 
Zukunft der bündischen Staatsformen unter |träge sind auch noch die durch das neue 
historischer Darstellung von Bundesplänen, | Schulbedarfgesetz vom 28. Juli 1902 beding- 
dann kritische Erörterungen über Vorteile | ten Änderungen ersichtlich gemacht. Die 
und Nachteile der bündischen Formen etec., | Ausstattung ist vortrefflich. 

sowie eine kurze Ausführung über „dieStaaten- 
verbindungen als Vorbereiter des Weltfrie- 
dens‘“. Ausser dem Sachregister sind alpha- 
betische Verzeichnisse der Autoren, Zeit- 
schriften und Sammelwerke und eine Über- 
sicht der eitierten Gesetzesstellen beigegeben. 


9. Muralt, Dr. Johannes, v., Die parlamen- 
tarische Immunität in Deutschland und 
der Schweiz mit Berücksichtigung d. Ent- 
wicklung derselben in England undFrank- 
reich. gr. 8°. (VII, 126 8). Zürich 
(Schulthess & Co.) 2,80 

8. Müller, Max, von, Öberstaatsanwalt, Bayer. Nach Darstellung der historischen Ent- 
Ges. v. 8. 8. 1878 üb. d. Verwaltungs- | wicklung der parlamentarischen Immunität 
gerichtshof mit system. Einschaltung | wird die Lehre dogmatisch in jedem Teil 
d. im Band I—XXII d. Sammlung von | der Darstellung zunächst für das deutsche 
Entscheidungen d. Verwaltungsgerichts- | Recht entwickelt und auf Grund der hier 
hofes veröffentlichten Rechtsgrundsätze, | gewonnenenErgebnisse für die schweizerischen 
Unter Mitwirkung des k. Verw.-Ger.- | Zustände behandelt. Schliesslich werden die 
Rates Carl Buchert hrsg. 2. Aufl. gr. 8°. | Ergebnisse kurz zusammengefasst in Ver- 
(XXVIIT, 463 S.). München (C. H. Beck) | bindung mit Erörterungen de lege ferenda. 

geb. in Ganzleinen 10.— = 
Schon in seiner ersten Auflage konnte | 10. Preuss, Dr. Hugo, Das städtische Amts- 
sich dieses praktische Buch allgemeinen Bei- recht in Preussen. gr. 8°. (501 5.). Berlin 

falls erfreuen, in seiner zweiten wird es sich | (Georg Reimer) 10.— ; geb. 11.— 

diesen, wenn möglich, in noch höherem | Ein Buch, das weit mehr enthält, als 

Masse erringen. Sein Hauptzweck ist, einen sein Titel vermuten lässt! Es bietet nämlich 

raschen und zuverlässigen Überblick tiber auch eine grosse Anzahl gelegentlicher Ex- 

die Rechtsgrundsätze zu geben, welche der | kurse über interessante staats- und ver- 
bayerische Verwaltungsgerichtshof auf dem  waltungsrechtliche Fragen, die irgendwie 
gesamten Gebiete seiner Zuständigkeit in | mit dem Thema zusammenhängen oder mit 
formeller und materieller Hinsicht durch die | ihm in Zusammenhang gebracht werden 
der offiziellen Sammlung einverleibten Ent- konnten. So nimmt der Verfasser u. a. 
scheidungen entwickelt hat. Der grosseVorteil, | Stellung gegen das sog, monarchische Prinzip, 
welcher aus einem solchen Gesamtilberblick : erklärt das Deutsche Reich als Monarchie, 
über den Inhalt von 22 Bänden erwächst, setzt sich mit der Unterscheidung der mittel- 
bedarf keiner weiteren Darlegung. Veraltetes | baren und unmittelbaren Staatsdiener aus- 
ist au hieden. Die Rechtsgrundsätze sind | einander, bekämpft die Unterscheidung 
nach den betreffenden Artikeln des Ver- zwischen Dienstverhältnis und Amt, die 
waltungsgerichtsgesetzes eingeschaltet, ins- Theorie, dass ersteres auf öffentlich recht, 
besondere jene aus dem materiellen Rechte  lichem Vertrag beruhe, und diesen Vertrags- 
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begriff im allgemeinen, erklärt den Gehalts- |Organpersönlichkeit“ in Schmollers Jahr. 
anspruch als privatrechtlich ebenso wie den | buch 26 (1902) 8. 103 ff. 

Entschädigungsanspruch bei der Enteignung | 
und überhaupt alle vermögensrechtlichen | 11. Seiler, Gust., Bez.- Amtsassess., Schul 





Ansprüche mit Einschluss der Steuerforde- bedarfgesetz vom 28. VII. 1902, m. 
rungen, erörtert den Begriff der Selbstver- Einleitg., Erläutergn. u. den Vollzug 
waltung, widerspricht der Lehre vom „Herr- vorschriften hrsg. 1. Lfg. 8°. (8. 1-%). 
schaftsmonopol‘“ des Staates, behandelt die | München (C. H. Beck) — 
Unterscheidung der gebietskörperschaftlichen | : 

Beamten in Reichs-, Staats- und Kommunal- Von dieser erläuterten Ausgabe des nen 


— 2 * Schulbedarfgesetzes liegt uns bis jetzt nur 
beamte, die einschlägigen Unklarheiten auf die 1. Lieferung vor —— eine 42 Seiten 
dem Gebiete des Polizei- und Schulrechtes | .rke Einleitun on Text des Gesetz 
in Preussen, wobei die städtischen Schulen ai 32 8. sehr —* ehender Erläuteru 
als Gemeindeanstalten, die Lehrer als Ge- Dis As: abe ante — — —— 
meindebeamte erklärt werden, entwickelt nr Decken * schliessen eine gute werden. Wir 
Unterschied zwischen Aufsicht und Sub- 5 > : 
ordination, seine Anschauung über die Ge-| un — Fortschreiten des Buches 
waltenteilung, über das Disziplinarstrafrecht | j 
als Spezialstrafrecht u.s. w. Das eigentliche | r 
Thema ist gründlich unter eingehender Aus- | 12. Sonnenfeld, Hugo, Rechtsanwalt, Gesetz 


einandersetzung mit der Theorie und der sammlung betr. den Handel m. Drogen 
Judikatur nach allen Richtungen systematisch u. Giften. Reichsgesetzliche Bestim 
vom Standpunkte der organisch sozialrecht- re — Anh. m. den landesgesetz 
lichen Personentheorie durchgearbeitet, zu lichen Verordnungen sämmtl. Bundes 
deren bekannteren Vertretern der Verfasser | staaten. Textausg. m. Erläutergn. 16° 
zählt. Auch die Anhänger anderer Grund- | (XVI, 313 8.). Berlin (J. Guttentag) 3- 


anschauungen werden dem Buche manche Der Verfasser, seit fast 10 Jahren Sr 


Anregung entnehmen können. Jedenfalls ‚dikus der Berliner Drogisteninnung, hat & 
ist der Scharfsinn und das konstruktive Ge- | unternommen. die Vorschriften über de 
schick anzuerkennen, mit dem der Verfasser | Arznei- und Giftverkehr in selbständiger 
seine nicht leichte Aufgabe bewältigt hat. | Weise vom Standpunkte des Juristen am 
Auch die Praxis wird aus dem Werke mehr- |zı erläutern. Auch das Nahrungsmittel 
fachen Nutzen ziehen können. Methodisch gesetz und seine Nebengesetze sind ahge 
hat der Verfasser absichtlich sich nicht auf | druckt und mit Anmerkungen versehen. Der 
die Konstruktion der positiven Rechtssätze Anhang bringt die in den einzelnen Bundes 
beschränkt, sondern auch „die zu ihrer staaten bestehenden Vorschriften über die 
kritischen Würdigung unentbehrlichen histo- | Besichtigung der Drogen- und Gifthandlunga 
rischen, politischen und philosophischen und den Verkehr mit indifferenten Arzei- 
Momente in juristische Begriffe umzusetzen“ mitteln ausserhalb der Apotheken sowie 


versucht. Hinsichtlich der abstrakt-theo- | einige Polizeiverordnungen verschiedenen 
retischen Grundfragen findet das Buch seine | Inhalts. 


Ergänzung in des Verfassers Studie: „Über 


Kirchenrecht. 


Griffel, J. B., Pfarrer, Pfründenutzgenuss | und Benützung der Pfründegebäude mt 

und Baufallschätzung nach den staat- die Instandhaltung der Pfründegrundstück 

lichen Bestimmungen in den altbayer- bei besetzter Pfründe, endlich die Banfall 

ischen Gebietsteilen. 8°. (1118.). München schätzung und Baufallwendung bei Ver 

(J. J. Lentner) in Leinwand geb. 1.60 änderungen im Pfründebesitze mit beson: 

Die dankenswerte Arbeit behandelt den derer Berücksichtigung der Ausscheidung 
Pfründenutzgenuss im allgemeinen, die Rechte | der Baufälle hinsichtlich der en. 
und Pflichten des Pfründebesitzers als Nutz- | Pflichtigkeit nach dermaliger Praxis 
niessers, dann die besonderen rechtlichen Be- einschlägige Literatur ist fleissig benätz 
stimmungen über die bauliche Unterhaltung | 


Kolonial- und Völkerrecht. 


1. Münzel, Dr. Gust., Untersuchungen tiber Abschlusse des Vertrages u. üb. dit 
die Genfer Konvention. Eine Darstellg. Versuche zu seiner Fortbildg. (198! 
u. Kritik des nach diesem Vertrage|l gr. 8°. Freiburg i. B. 1901 (G. Ragvear) 
gelt. Landkriegsrechts, m. e. geschicht!l. | pr 
Ueberblick üb. die Bestrebgn. bis zum Was die Schrift will, sagt obiger Titel 
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Dem Überblicke über die geschichtliche Ent- 


wickelung der Genfer Konvention sind die 


Entwürfe und Beschlüsse selbst als Beilagen 
angefügt. Auch das Kapitel über die Ver- 
suche zur Fortbildung der Konvention ist 
durch Beigabe der Anderungsvorschläge in 
8 Nummern bereichert. Die Kritik der Kon- 
vention erstreckt sich auf die Stellung der 
Verwundeten und Kranken, die Sanitäts- 
anstalten und ihr Material, das Neutralitäts- 
zeichen, die Stellung der hilfeleistenden 


Personen sowie auf die Forderungen, die, 
sich auf die Übereinkunft als Ganzes beziehen. 


2. Noradounghian, Gabr. Effendi, Conseiller 
legiste de la Porte Ottomane, Recueil | 


d’actes internationaux de l’empire Otto- 
man. III Bd. 1856—1878. Lex.-5°. 


(XXXIV, 576 8) Leipzig (Breitkopf & 
16.— | 

Diese Sammlung, deren voriger Band auf 
S. 133 des Jahrgangs 1901 dieser Blätter 


Härtel) 


angezeigt ist, behandelt in dem vorliegenden 
III. Bande die für die internationalen Ver- 
hältnisse der Türkei so ungemein wichtige 
Periode vom Pariser Kongress von 1856 bis 
zum Berliner Kongress von 1878. Nach 
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einer chronologischen Übersicht finden wir 
vor allem die Protokolle des Pariser Kon- 
ı gresses (auf 69 8.) den Pariser Vertrag vom 
30. März 1856 nebst seinen Zugehörungen, 
dann die zahlreichen späteren Verträge etc. 
mit verschiedenen Mächten, die grossen inter- 
‚nationalen Vereinbarungen über Masse und 
Gewichte, (Genfer Konvention etc., ferner 
wichtigere Noten, Firmans, Bérats ete., die 
‚sich auf die auswärtigen Verhältnisse der 
Türkei (namentlich auch auf Egypten) be- 
ziehen, die Protokolle der Londoner Kon- 
ferenz zur Revision des Pariser Vertrags, 
‚den Londoner Vertrag vom 13. März 1871, 
die Protokolle der Konferenz von Konstan- 
tinopel zur Wiederherstellung der Ordnung in 
den Balkanstaaten (94 S.), die Akte bezüglich 
des russisch-türkischen Kriegs und des Frie- 
densschlusses, endlich die Konvention mit Eng- 
land vom 4. Juni 1878 über Abschluss einer 
Defensivallianz und Abtretung von Cypern. 
Den Schluss bildet eine weitere Übersicht, 
geordnet nach dem Alphabet der vertrags- 
schliessenden Staaten. Bei Aktenstücken, 
die der Verfasser nur allegiert, führt er die 
| Hauptsammelwerke an, in denen die Texte 
‚zu finden sind. 





Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Oefele, F.X., K. Regierungsrat in Lands- | Blätter empfehlend besprochen haben, ist 
hut, Vorsitzender des Schiedsgerichts | mit gegenwärtiger Lieferung vollständig ge- 
für Arbeiterversicherung in Niederbayern. worden. Die Fortsetzung des Kommentars 
Das Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz zum Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz und 
und das Bau-Unfallversicherungsgesetz der Kommentar zum Bau-Unfallversicherungs- 
nach dem Gesetze betr. die Abänderung gesetz rechtfertigen vollauf unser auf Grund 
der Unfallversicherungsgesetze vom 30. , der ersten Lieferungen gefälltes günstiges 
Juni 1900. gr. 8°. (VIII, 447 8.). München | Urteil. Der Anhang enthält in 14 Nummern 
(J.Schweizer Verlag) 3. (Schlusslieferung) | Ausführungsbestimmungen, Rundschreiben, 

5.20; eplt. in Ganzleinen geb. 10.— | Formulare und Verzeichnisse der Berufs- 
Dieses Werk, das wir auf 8. 357 dieser | genossenschaften und Ausführungsbehörden. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Arnaune, Aug., Directeur de l’Admini- | Münzkonvention, Englands, Deutschlands, 
stration des Monnaies et Medailles, Prof. der Vereinigten Staaten, französisch und 
etc., la Monaie, le Credit et le Change. englisch Indiens. Im dritten Teile werden 
gr. 8°, (VIII, 430 S.). Paris (Felix Alcan) | die Systeme der Wertpapiere (Banknoten, 

Frs. 8.— | Papiergeld, Checks und Abrechnungswesen) 

Das Buch Arnaun's über Münze, Kredit | erörtert ; leider ist dabei Deutschland nicht 
und Wechsel ist eine Wiedergabe der Vor- | berücksichtigt. Der Verfasser ist zweifellos 
lesungen, welche der Verfasser an der Eeole ein genauer Kenner der von ihm behandelten 
libre des sciences politiquesseit einer Reihe von | Materien. Das Buch ist in der Hauptsache 
Jahren hält. Im ersten Teil behandelt der darstellend und hält sich von der Polemik 
Verfasser das Geld, die Kreditpapiere und den ferne; doch versteht er sehr wohl, an sicheren 


Mechanismus der Cirkulation. Insbesondere 
werden hier die Gründe auseinander gesetzt, 
welche im 19. Jahrhundert eine Verschiebung 
des Wertes der Edelmetalle, vornämlich des 
Silbers herbeigeführt haben. Der zweite Teil 
beschäftigt sich mitden Münz- und Währungs- 
systemen Frankreichs und der lateinischen 


Grundsätzen die Güte der einzelnen Münz- 
systeme und der Systeme der Kreditpapiere 
zu beurteilen. Das Buch ist sehr eingehend 
und verdient die Aufmerksamkeit der National- 
ökonomen und Praktiker. Wir bemerken 
noch, dass die erste, 1895 erschienene Aus- 
gabe vom Institut mit einem Preis aus- 
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gezeichnet wurde und dass die vorliegende | 
zweite Ausgabe bis auf die a an 
fortgeführt ist. 


2. Brandt, Otto, Studien zur | 


und Verwaltungsgeschichte der Stadt 

Düsseldorf im 19. Jahrh. gr. 8°. (XIII, 

436 S.). Düsseldorf (A. Bagel) 6.— 

Die Düsseldorfer Ausstellung hat offen- 
bar die Veranlassung zu dem vorliegenden 
Werke gegeben. Auf Anregung des Ober- 
bürgermeisters hat es der Geschäftsführer | 
der Düsseldorfer Handelskammer Otto Brandt, 
übernommen, die Geschichte der Stadtver- 
waltung in den letzten 30 Jahren zu be- 
arbeiten. Die Arbeit umfasst folgende Ab- 
schnitte: Studien zur Wirtschaftsgeschichte 
Düsseldorfs im 19. Jahrhundert (Zustand 
Düsseldorfs am Anfange des 19. Jahrhunderts, 
Strassen, Schiffahrt, Eisenbahnen, Post, 








Telegraphie,Sprechwesen, Zoll- und Steueramt, | 
Industrie, | 


Provinzialverwaltung, Handel, 
zukünftige Aufgaben der Wirtschaftspolitik); 
Studien zur Verwaltungsgeschichte Düssel- 
dorfs von 1870—1900 (Bevölkerung, Boden 
und seine Bebauung, Stadthaushalt, Spar- 
einrichtungen, Leihanstalt, der Haushalt 
der selbständigen Kassen, Hafenverwaltung, 
Wasserwerk, Gas- und Elektrizitätswerk, 
Schlacht- und Viehhof, Badeanstalten, Markt- 
wesen, Armenwesen, Krankenpflege, Schul- 
wesen, Kunst und Wissenschaft, Anstellung 
und Verso der Beamten und Arbeiter, 
Arbeitsnachweis ete.). Daran reiht sich ein 
Schlusswort, in welchem der Verfasser auf 
mehrere Fragen der Gemeindepolitik eingeht. 
Der Verfasser bezeichnet seine Arbeit 
bescheidener Weise als „Studien“, weil es 
sich „nur um einen ersten Versuch handeln 








er 
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des vorliegeuden Werkes den derzeitigen Zu 
stand der Industrie und des Handels in Öster- 
reich-U ‚ wobei er auf die schwierigen 
Verhältnisse dieses Landes, die Notwendig- 
keit von Reformen und erhöhter Anstrengung 


hinweist und insbesondere auch die Aufgaben 


bezeichnet, welche der Österreichischen Han- 
delspolitik aus der deutschen Zolltarifvorlage 
erwachsen. Der 2. Abschnitt gedenkt der 
Bestrebungen Österreich-Ungarns in Bezug 
auf überseeische Kulturarbeit vom ersten 
Auftreten kolonialer Bestrebungen bis zur 
Gegenwart. Im 3. Abschnitt folgt eine be 
schreibung der Missionsreisen der Marine 
mit Rücksichtnahme auf die Übersee-Handels- 
beziehungen und des Standes der Krieg» 
marine. Der 4. Abschnitt behandelt die öster- 
reichisch-ungarische Wasserstrassenfrage, wo- 
bei der Verfasser die Urteile und Vorstellungen 
verschiedener Persönlichkeiten, Behörden 
u.s. w. wiedergibt. Das Buch enthält sehr 
viel thatsächliches, mit Sorgfalt und Fleis 
esammeltes Material über Industrie und 

andel Österreich-Ungarns. Deshalb mag 
es besonders auch unseren deutschen Lesern, 
die sich mit den dortigen Zuständen bekannt 
machen wollen, bestens empfohlen werden. 


4. Grünberg, Dr. Karl, Prof., Die handels 
politischen Beziehungen ÜUsterreich- 
Ungarns zu den Ländern an der unteren 
Donau. 8. (VII, 317 8). Leipzig 


(Duncker & Humblot) 6.650 


Drei Länder an der untern Donau sind 
es, zu denen Üsterreich-Ungarn besonders 
Geschäfts- und Handelsbeziehungen unterhält, 
so dass man sie als „sein natürliches Absatz 


kann, das ausserordentlich grosse Material | gebiet“ bezeichnet hat: Rumänien, Serbien 


teilweise in eine einigermassen brauchbare | 


und Bulgarien. Die handelspolitischen Be 


Form zu fesseln“, und weil er sich mit | ziehungen Österreich-Ungarns zu diesen drei 
grossen Umrissen begnügen musste. M ‚ Ländern schildert Grünberg in dem vor- 
man die Arbeit so oder so benennen, sie ist liegenden Werke. Auch dieses Werk zeichnet 
jedenfalls ein sehr wertvoller Beitrag zur | Sich, wie alle Arbeiten Grünbergs, durch 
modernen Stadtgeschichte. Wir sind ganz regen di Be ae er 
mit dem Wunsche des Verfassers einver- tung . 3 terial 
standen, dass man der Gemeindeverwaltung | Übersichtlichkeit und geschickte Anordnung 
und ihrer Geschichte in der Wissenschaft | @US. Von besonderem Werte sind auch die 
der Nationalökonomie eine grössere Bedeutung | — — — eier he 
als bisher beimessen möge. Aber das setzt n AALEN. 3 
eine umfangreiche monographische Literatur | Schlussbetrachtungen wird die systematische 
voraus, wie sie nur von mit den örtlichen | Stellung des österreichisch-ungarischen Er- 
Verhältnissen genau vertrauten Persönlich- | Ports nach den Balkanstaaten, die Ziele und 
keiten geliefert werden kann. Hoffentlich | nn en — 
gibt das vorliegende vortreffliche Werk An- | as wirtschaftliche Blachtverhältnis zwischen 
regung zu weiteren ähnlichen Arbeiten. inigflere ——————— 
3. Bülow, H. v., Österreich-Ungarns Handels- satz zwischen Österreich und Ungarn uni 
und Industrie-Politik. Mit besond. Rück | en — ———— eng Wer ba 
sichtnahme auf des in der Monarchie 8po 
zutage tret. Bestreben nach überseeischer örtert. Das Werk bietet auch für den deutschen 
Kulturarbeit. (XXI, 300 8. m. 1 Bildnis.), Leser reiche Belehrung und sei deshalb zur 
gr.8. Berlin (W. Süsserott) geb. 8.— | Lektüre angelegentlich empfohlen. 
Der Verfasser schildert in dem 1. Abschnitt | 
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5. Hofmann, Dr. Emil, Nationalrat in Frauen- 
feld, Die Schweiz als Industriestaat. 
(138 S.). Zürich (Schulthess & Co.) 3.— 

Im ersten Abschnitt behandelt der Ver- 
fasser „Die Entwickelung der Gewerbekraft 
des schweizerischen Volkes“ und zwar sowohl 
der Industrie und Gewerbe als auch der 
Landwirtschaft. Besondere Bemerkungen sind 
der Fremdenindustrie, der Verschiebung der 


Bevölkerung und der Berufsgliederung ge- 


widmet. Im zweiten Abschnitt wird „Der 
heutige Zustand der Gewerbekraft des 
schweizerischen Volkes“ (Arbeitskraft, Mo- 
torenbenutzung, Arbeitsmaschinen, Grossbe- 
trieb, Aktiengesellschaften, Produktenmenge) 


dargestellt. Im dritten Abschnitt wird „Die 


Stellung der Schweiz auf dem Weltmarkt“ 
(Umfang des schweizerischen Handels, Haupt- 
gegenstände desselben, Hauptabnehmer und 
-Lieferauten der Schweiz, Handelsbilanz, 
Handelspolitik) der Erörterang unterzogen. 
Die Arbeit ist sehr sorgfältig und umsichtig 
und gibt ein treffliches Bild von der Ent- 
wickelung, dem heutigen Zustand und den 
Entwickelungstendenzen der Schweizer Volks- 
wirtschaft, insbesondere seiner Industrie und 
seinem Handel. Sie sei unseren Lesern bestens 
empfohlen. 


6. Kalender u. statist. Jahrbuch £.d. Königr. 


Sachsen nebst den Marktverzeichnissen | 


f. Sachsen u. d. Nachbarstaaten auf d. 
Jahr 1903. Hrsg. v. Statist. Bureau d. 
k. sächs. Minist. d. Innern. 
(C. Heinrich) 


Das vorliegende Buch enthält ausser dem 


Astronomischen Kalender mit kirchlichen 
und bürgerlichen Mitteilungen und den Markt- 
verzeichnissen, umfangreiche Mitteilungen 
und Übersichten über den Stand der Be- 
völkerung, die Bewegung der Bevölkerung, 
dasFinanzwesen, den Verbrauch von Nahrungs- 
mitteln, Verkehr und Verkehrsstrassen, Medi- 
zinalwesen, Gewerbe und Handel, Genossen- 
schaftswesen, Versicherungswesen, Landwirt- 
schaft, Forstwirtschaft und den Witterungs- 


verlauf im Königreich Sachsen im Jahre 1901. | 


7. Manes, Dr. Alfred, Die Haftpflichtver- 
sicherung. Ihre Geschichte, wirtschaft- 
liche Bedeutung und Technik, ins- 
besondere in Deutschland. 8°. (VIII, 
272 8.). Leipzig (C.L. Hirschfeld) 7.20 


Das Werk zerfällt in zwei Teile. In dem 
ersten, allgemeinen Teil, welcher der Theorie 
gewidıinet ist, bespricht der Verfasser in ein- 
gehender Weise die Geschichte der Haft- 
pflichtversicherung, sodann die Stellung und 
Bedeutung dieser Branche in der Volks- 
wirtschaft, wobei er mit Recht deren kredit- 
fördernde Eigenschaft in der Privatwirtschaft 
hervorhebt. Der Teil schliesst mit einer sehr 
objektiven Besprechung der Unternehmungs»- 


Dresden | 
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| formen, in welchen die Haftpflichtversicherung 
betrieben wird. 

Der „besondere‘‘, praktische Teil beschäf- 
tigt sich in übersichtlicher Weise mit den 
' einzelnen Arten der Haftpflichtversicherung 
und zwar im I. Kapitel mit den verschie- 
‘denen allen Haftpflichtversicherungsarten 
gemeinsamen Gesichtspunkten (allgemeine 
 Versicherungsbedingungen, Prämien, Ver- 
waltungskosten, Schadenzahlungen, Reserven 
‚ete.), während im II. Kapitel die spezifischen 
Besonderheiten jeder einzelnen Haftpflicht- 
versicherungsart aufgeführt und kritisch be- 
leuchtet werden. 

Die Arbeit bekundet eine intensive Durch- 
dringung des Stoffes sowohl in juristischer, 
technischer als vor allem in volkswirtschaft- 
‘licher Beziehung. Gerade in letzterer Hin- 
‚sicht dürfte sie berufen sein, den miss- 
| verständlichen Auffassungen des Wesens der 
Haftpflichtversicherung bahnbrechend ent- 
gegenzutreten und die mannigfachen Be- 
denken, denen diese Branche noch immer, 
selbst in gebildeten Kreisen begegnet, zu 
'zerstreuen. Sehr wohlthuend wirkt die grosse 
Objektivität bei Erörterung von Fragen 
besonders versicherungstechnischer Natur, 
welche in der Fachpresse durch einseitige 
und leidenschaftliche Stellungnahme mehr 
verwirrt als geklärt wurden. Es wäre zu 
wünschen, dass die vielen gesunden An- 
sichten, die in dem Werk zum Ausdruck 
kommen, sowohl innerhalb der Gesellschaften 
selbst, wie im Publikum immer mehr an 
ı Boden gewinnen, woraus beiden Interessen- 
gruppen, Versicherungsnehmern und Ver- 
sicherten, nur Vorteil erwachsen kann. So- 
weit die Benützung des Werkes für den Laien 
in Betracht kommt, wäre es vielleicht em- 
pfehlenswert gewesen, ein Sachregister bei- 
zufügen. Jedenfalls aber — das kann man 
mit Bestimmtheit behaupten — wird die 
Arbeit in kürzester Frist etwa bestehende 
Vorurteile der „Praxis gegen die Theorie“ 
überwunden haben. Die einschlägige Literatur 
hat bis auf die neueste Zeit eingehende Be- 
rücksichtigung gefunden. Dr. R.M. 


8. Müller, Dr. Otto, Die Einkommensteuer- 
gesetzgebung in d.verschiedenen Ländern. 

gr. 8°. (104 S.). Jena (Gustav 77 

5 

Der Verfasser will in der vorliegenden 
Arbeit, wie er selbst sagt, die Einkommen- 
besteuerung in den verschiedenen Ländern 
darstellen, die einzelnen gesetzlichen Be- 
stimmungen vergleichen und ihre Zweck- 
mässigkeit prüfen. Aus dieser vergleichenden 
Darstellung wird dann das Endergebnis ge- 
zogen und die Frage erörtert, welches Gesetz 
den Anforderungen einer guten und gerechten 
Besteuerung des Einkommens am besten ge 
nügt. Die Darstellung geschieht in der 
Weise, dass der Verfasser zuerst die Frage 
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untersucht, was in den Einkommensteuer- | ganisativn der Volkswirtschaft. gr. *. 
gesetzen der einzeluen Staaten unter Ein- (82 S.). Wien (Manz) 160 


kommen verstanden wird. Daran schliesst Bei Betrachtung der Organisation der 
sich eine Darstellung der Steuerpflicht bei wirtschaftlichen Interessen in der Gegenwart 
den physischen und juristischen Personen, werden in der Regel in erster Linie die 
wobei im einzelnen die Berechtigung der genussenschaftlichen Verbände, Majoritäts 
Besteuerung, die Ausdehnung der subjektiven verbünde berücksichtigt, während den herr- 
Steuerpflicht, die Höhe der Steuerpflicht er- schaftlichen oder Antoritätsverbänden nicht 
örtert wird. Ein weiterer Abschnitt ist der die gleiche Aufmerksamkeit geschenkt wird. 
Veranlagung und Erhebung der Einkommen- Ihren Umfang und ihre Bedeutung in der 
steuer der einzelnen Länder gewidmet. Nach heutigen Volkswirtschaft hervorzuheben, ist 
einer kleinen statistischen Übersicht über die Aufgabe, die sich Steinbach in der vor- 
das Erträgnis der Einkommensteuer in ein- | liegenden beachtenswerten Broschüre gestellt 
zelnen Ländern wendet sich der Verfasser hat. Es ist ein zweifelloses Verdienst des 
in einem kurzen Schlusswort der Vergleichung | Verfassers, die Aufmerksamkeit auf diese 
und Kritik zu. Der Wert der kleinen Arbeit . Herrschaftsverbände gelenkt zu haben. Seine 
liegt in der fleissigen Durcharbeitung der Ausführungen sind klar, und, wenn auch 
einzelnen Steuergesetze und deren syste- nicht immer einwandfrei, doch immer wohl 





matischer Vergleichung. überlegt und originell. 

9. Schwarz, O. u. Dr. 6. Strutz, Geh. Ob.- 11. Verhandlungen des Verbandes bayerischer 
Finanzräthe vortrag. Räthe: Der Staats- Arbeitsnachweise. Nr. 1: Verhandlungen 
haushalt u. die Finanzen Preussens. der I. Verbandsversammlung u. Arbeits 
1. Bd. 6. Lfg. gr. 8°. Berlin (J. Guttentag). nachweiskonferenz am 26. u. 27. V. 1%02 

I. Strutz, Dr. G., Geh. Ob.-Finanzr. | in München. Arbeitslosenzählung. — 
vortr. Rath, die Ueberschussverwal- Statistik der Arbeitsnachweise. — Länd- 
tungen. (XII, 8. 1057—13%9 u. 369 | liche Arbeitsvermittlung. — vÜrtliche 
bis 295.) Zentralisierung (Facharbeitsnachweise) 


— Wie kann dem Umschauen der Arbeit- 


Das vorliegende 8. und 9. Buch des Bu alte man ngetreten werden? — 


r 
1. Bandes des grossen Werkes über den Staats- Die Teiche Be 


haushalt und die Finanzen Preussens be- — 
35 FR: biete der gemeindl. Arbeitsvermittelung. 
handelt die direkten und indirekten Stenern gr. 8°. (XIV, 162 S.m. Fig.) München 


und ist von dem Mitherausgeber Geh. Ober- . j 
finanzrat Dr. jur. @. Strutz bearbeitet. Das (J. Schweitzer Verlag) ZU 
8. Buch handelt von den direkten Steuern. , _ Per Inhalt der zum erstenmal erscheinen- 


Der 1. Hauptabschnitt schildert die geschicht- . den Verhandlungen des Verbandes bayerischer 
liche Gestaltung des direkten Steuersystems Arbeitsnachweise ist im obigen Titel bereits 
von den ältesten Zeiten bis zur Gegenwart; | angegeben. Wie daraus ersichtlich ist, sind 
der 2. Hauptabschnitt: Die Einnahmen der es die wichtigsten mit dem Arbeitsnachweis 
Verwaltung der direkten Steuern; der3. Haupt- | zusammenhängenden Fragen, welche auf der 
abschnitt: Die Ausgaben der Verwaltung der , Verbandsversammlung zur Sprache kamen. 
direkten Steuern. Das 9. Buch handelt in | Die Referate sind sehr eingehend und gründ- 
gleicher Einteilung von den indirekten Steu- | lich und sie wie die daran sich schliessenden 
ern. Mit dieser Lieferung ist zugleich der | Erörterungen haben wesentlich zur Klärung 
ganze 1. Band, welcher die Überschussver- | der in Angriff genommenen Themata bei 
waltungen behandelt, abgeschlossen — eine | getragen. Die „Verhandlungen“ seien der 
ausserordentliche Leistung, wenn man die | Beachtung unserer Leser empfohlen. 


Fülle des Stoffes, der gesammelt, gesichtet . . 
und verarbeitet werden musste, die Neuheit | 12. Wermert, Dr. Geo., Volkswirthschaftliche 





und Schwierigkeit der Arbeit und die Kürze Studien. Gemeinverständliche Einzel- 
des Zeitraumes berücksichtigt, der seit Er- darstellungen aus der prakt. Wirth- 
scheinen der 1. Lieferung verflossen ist. Die schaftspolitik. (VII, 148 S) gr. 8° 
vorliegende Lieferung reiht sich den — Halle C. A. Kaemmerer & Co.) 2— 


gegangenen würdig an: sowohl die histori- Unter dem Titel „Volkswirtschaftliche 
schen Abschnitte wie die Darstellungen des | Studien“ hat Wermert fünf Abhandlungen 
gegenwärtigen Zustandes des preussischen | und Vorträge zusammengefasst, welche sich 
Steuerwesens sind nach den besten Quellen |auf verschiedenen Gebieten bewegen. Di 
bearbeitet, übersichtlich, eingehend, zuver- |1. Abhandlnng beschäftigt sich mit der 
lässig. Wir beglückwünschen den Verfasser | „Grundsätzlichen Stellungnahme zur deut 
aufrichtig zu seiner vortrefflichen und höchst | schen Handelsvertragspolitik“; die 2 gibt 
beachtenswerten Leistung. „Einige Betrachtungen über einen mittel 
europäischen Zollverein“ ; die 3. schildert die 

10. Steinbach, Dr. Emil, Genossenschaftliche | „Entwickelung zweier Zweige der Montan 
u. herrschaftliche Verbände in der Ör- |industrie im 19. Jahrhundert“, nämlich die 
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der Braunkohlenindustrie und der Salzge- | lungen besteht darin, dass sie ein grösseres 
winnung; die 4. handelt „Über die Bedeu- | Publikum in gefälliger Sprache und in an- 
tung der Bewegung des IV. Standes für die |regender Weise mit wichtigen Fragen des 
wirtschaftliche Entwickelung und ökonomi- | volkswirtschaftlichen Lebens bekannt machen. 
sche Gestaltung im deutschen Reiche“; end- Zu rühmen ist die wissenschaftliche, vor- 
lich die 5. „Über Deutschlands politische | urteilslose Art des Verfassers, Auch der 
Entwickelung in der Zukunft und den Kampf ' Fachmann wird, namentlich in der Abhand- 
um die See“. Der Vorzug dieser Abhand- lung 3, Belehrung finden. 


Politik. 


1. Hubrich, Prof. Dr. Ed., Die Diätenfrage | 2. Springer, R., Der Kampf der öster- 
im Reichstag u. das allgemeine Wahl- reichischen Nationen um den Staat. 1. Tl.: 


recht. Vom Standpunkt e. Conservativen Das nationale Problem als Verfassungs- 
beleuchtet. gr. 8°. (32 S.). Königsberg u. Verwaltungsfrage. (IV, 252 S.). gr. 8°. 
(Gräfe & Unzer) — 75 Wien (F. Deuticke) 5.— 
In diesem Vortrag, der vor einem aus) Anders als die zahllosen parteipolitischen 


Konservativen bestehenden Zuhörerkreis im | Broschüren über das österreichische Natio- 
Mai 1902 zu Tilsit gehalten wurde, führt |nalitätenproblem will der Verfasser „die 
der Verfasser insbesondere aus, die von der | wissenschaftliche Methode auf dasselbe an- 
Reichsverfassung angeordnete Diätenlosigkeit | wenden‘, indem er versucht, „die politischen 
habe einen zwar anfechtbaren, aber immerhin | Voraussetzungen und juristischen Formen 
keinen absolut unerträglichen und unhalt- | einer Lösung systematisch zu gewinnen“. Er 
baren Zustand hervorgerufen. Die Einführung |schlägt eine tiefgreifende Reorganisation 
von Reichstagsdiäten müsse daher die kon- | Österreichs in Verfassung und Verwaltung 
servative Partei nicht selbst anbahnen. Sie | vor. Politische Demokratie, nationale Auto- 
könne aber dazu ihre Hand bieten, wenn |nomie und staatliche Union sind die Haupt- 
zugleich eine Wahlpflicht eingeführt werde. | postulate, die Anregungen im einzelnen aber 
Nach Möglichkeit solle sie ferner darauf |sind Legion, sodass sie auf dem hier verfüg- 
hinwirken, dass die öffentliche Stimmabgabe | baren Raum nicht einmal angedeutet werden 
zur Einführung komme und den Reichstags- können. Jedenfalls ist das Buch eine inter- 
wählern über 50 Jahre 2 Stimmen eingeräumt essante, gedankenreiche Arbeit, der es aller- 
werden. Redner erklärte ausdrücklich, dass dings auch an lebhaftesten Widerspruch nicht 
er nur seine Privatansicht ausspreche. fehlen wird. 





Varia. 


1. Bernstein, Ed., Die Leiden des armeni- | des Wichtigsten über das Deutsche Reich, 
schen Volkes. gr. 8°. (44 S.). Berlin (Dr. das Gerichtswesen, Handel, Gewerbe und 
J. Edelheim) — 50 Landwirtschaft, den prenssischen Staat und 
Mit warmen Worten tritt der bekannte | die Rechtsverhältnisse der Familie. 
Sozialist E&. Bernstein in der vorliegenden 
Broschüre als Anwalt der Armenier auf und) „ „x ; ’ 
fordert insbesondere von Deutschland, das 8. EEMTEROUB.DR: 0. en ae —— 
im Berliner Vertrag von 1878 zusammen | —— Mit; EP k ee — 
mit den anderen Vertragsmächten den Schutz ehr ren is zwei .. “a und einem 
Faksimile. gr.8°. (56 8.). München(Verlag 


der Armenier übernommen habe, dass es den | 
Armeniern zu Hilfe komme. Die Absicht | der Allgem. zig.) Au 1.50 
des Verfassers ist eine edle und menschen- Die hochinteressanten Erinnerungen über 


freundliche, aber, abgesehen von anderen | die Thütigkeit des Fürsten Hohenlohe als 
Erinnerungen, die wir beieinereingehenderen leitenden bayerischen Staatsmannes in dem 
Besprechung hervorheben milssten, werden | bedeutungsvollen Zeitraum von 1866 bis 1870, 
die Reibungswiderstände, welche einem ziel- wie sie heuer in der Beilage zur Allgemeinen 
bewussten Vorgehen der Vertragsmächte ent- | Zeitung veröffentlicht wurden, sind hier in 


enstehen, nicht genügend berilcksichtigt. ein handliches Büchlein zusammengefasst; 

geg gentg g ein Bild des Fürsten und Völderndor/ffs, sowie 

2. Griep, Max, Kleine Rechts- und Bürger- | das Faksimile eines Briefes Hohenlohes sind 

kunde. 8°. (154 8.). Leipzig (B.G. Teubner) | erwünschte Beigaben. Die Schrift kann 
geb. 1.40 ' weitesten Kreisen empfohlen werden. 


Eine summarische populäre Darstellung 
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Sammelwerke. Encyklopädien. 


Staatslexikon. 2.,neubearbeitete Auflage. Band des auf fünf Bände berechneten Werke 
Unter Mitwirkung von Fachmännern ı zum Abschluss, Wir erwähnen die Artikel: 
herausg. im Auftrage der Görresgesell- Menschenrechte, Militarismus, Militärstraf- 
schaft zur Pflege der Wissenschaft im verfahren (deutsches), Militärwesen des Dent- 
katholischen Deutschland von Dr. Jul. | schen Reichs, Monarchie, Monopol, Montalem- 
Bachem, Rechtsanw. 27.H. Lex.-8. Frei- bert, Montesquien. — Im übrigen beziehen 
burg i. Br. (Herder'sche Verlagsh.) 1.50 | wir uns auf die wiederholten früheren Be 


Das vorliegende Heft bringt den dritten | Sprechungen. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1896—19%1. Bearbeitet von Dr. J 
Troschel. 1528. Ebenda 6.— 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge-| 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- | 


schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche | 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründetv.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 35. Jahrg. 1902 
Nr. 11. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das elfte Heft des Jahrganges 1902 ent- | 
hält: Die Reform der sächsischen Steuern, 
von Dr. Peter Stubmann in Dresden. — Der 
Konkurs des Versicherungsvereins auf Gegen- 
seitigkeit, von Dr. jur. Joseph Thaler in 


Abhandlungen: In welchem Falle greift 
die Fürsorge der Reichsversicherungsgesetz- 
gebung nicht, wie sonst, ergänzend in das 
Haftpflichtrecht ein? (Rademacher). Zur 
Statistik der Arbeiterversicherung (Klein). 
Das Reichs-Versicherungs-Amt und der Ge 
werkschaftskongress. Gehören die Hausge 
werbetreibenden in Betriebskrankenkassn ? 
(v. Frankenberg). Zu der Verwendung von 


' Beitragsmarken nach Erledigung einer Streit- 


sache. Erstattungsansprüche der Kassen bei 
Wöchnerinnenunterstützung (Fuld). Das Aus 


Würzburg. — Aus den Gesetzblättern. Mis- | scheiden der Altersrentenempfänger aus dem 
cellen: Statistik der Einkommenbesteuerung | Rentengenusse. Unterliegen Schüler höherer 
in einzelnen Ländern. Die Anleihen bayerischer | Lehranstalten, welche Unterricht gegen Ent- 
Städte und Märkte. Die Erträgnisse des gelt erteilen, der Invalidenversicherungs 
Einfuhrzolles in den wichtigsten Ländern. | pflicht? (Seelmann). Wann soll eine Ver 
Hamburgs Schiffahrt im Jahre 1901. Der | sicherungsanstalt die Zahlung ‚ler Invaliden- 
Handel Hamburgs mit den deutschen Schutz- rente in Fällen der Gewährung einer Unfall 
gebieten im Jahre 1901. Die auf Selbsthilfe | rente einstellen? — Verwaltung und Recht 
beruhenden deutschen Erwerbs- und Wirt- sprechung, Mitteilungen, Literarisches, Be 
schaftsgenossenschaften im Jahre 1901. Die antwortung von Anfragen. 
ungeteilte Arbeitszeit in deutschen kauf- Sehr dankenswert ist die Herausgabe 
männischen Betrieben nach den Erhebungen eines Generalregisters zu den letzten 6 Bänden, 
der Reichskommission für Arbeiterstatistik. welches in Verbindung mit dem im Jahre 

1900 erschienenen Generalregister zu Bd.1—12 

' die ausserordentliche Fülle des Inhaltes dieser 


2. Annalen d. ges. Versicherungswesens, 
1902. Nr.36—38. Leipzig (Jüstel & Göttel) | 
vierteljährlich 9.— 
Die vorliegenden Nummern enthalten 
ausser zahlreichen Mitteilungen aus allen 
Gebieten des Versicherungswesens folgende 
grössere Artikel und zwar in Nr. 36: Die 
Ruheklausel: in Nr. 37: Feuerversicherung 
und Industrie; Beseitigung der Haftung der | 
Reeder für Kollisionsschäden; von Dr. Güt- 
schow; in Nr. 38: Die Kapitalsanlage-Ver- 
sicherung mit garantierter 4 proz. Verzinsung 
der New-York, von Dr. Oster-Mannheim; 
Die dänischen Lebensrversicherungsgesell- 
schaften i. J. 1901. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. | 


1902. Nr. 20—26. Hoch 4°. Berlin (Vlg. 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 
Generalregister zum 13.—13. Jahrgang 


allbekannten Zeitschrift in erhöhtem Mas: 
nutzbar macht. 


4. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 
Prozess. Hrsg. v. S. Hoffmann, Reichs- 
ee R. v. Sommerlatt u. Dr. 

. Wulfert, Ob.-Landesger.-Räten. XI 
Bd. Heft 1. gr. 8°. Leipzig (Rossberg’ sche 
Verlagshandlung) jährlich 14.— 


Das Heft enthält: Das Reichsgesetz über 
die privaten Versicherungsunternehmungen 
vom 12. Mai 1901. Von Landrichter Dr. @. 
Lessing. — Kann ein vertretungsberechtigter 
Prokurist etc. als Zeuge vernommen werden? 
Von Rechtsanwalt Dr. Felir Bondi. — Der 
Schadenersatz bei Verletzung absoluter Rechte. 
Von Landrichter du Chesne. — Zur Au 
legung der Worte „bei Beendigung“ de 
Dienstverhältnisses ete. Von Regierungs 
assessor Dr. Oertel. 
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5. Archiv f. Kriminal-Anthropologie und 
Kriminalistik, hrsg. v. Prof. Dr. H. Gross. 

9. Bd. 4.H. 8°. Leipzig (F. C. W. Vogel) 
pro Band 12.— 


Dieses Heft, mit welchem der 9. Band 
des Archivs abschliesst, bringt zunächst an 
Abhandlungen folgende: Gross, Psvcho- 
phathischer Aberglaube; von Oefele, Straf- 
rechtliches aus dem alten Orient; Caeie, 
Kroatische Wörter im „Vokabulare der 
Gaunersprache“ des @ross’schen Handbuches 
für Untersuchungsrichter ; Rösing, Freispruch 
oder Sonderhaft; Näcke, Gedanken eines 
Mediziners über die Todesstrafe; Siefert, 
Rechtswidrigkeit bei der Erpressung; von 
Josch, Ein Fall von Kindsmord; Schneickert, 
Die Beschaffung von Vergleichungsmatenal 
zum Zwecke der gerichtlichen Handsehriften- 
vergleichung; Paul, Zum Wesen des Straf- 
reristers; Richter, UÜberflüssige Sektionen, 
dann eine Erwiderung von Rudolphine 
Poppee, sowie die Antwort hierauf von 
Dr. P. Näcke,; ierner kleinere Mitteilungen 
von Kellner (Leichenkonservierungsverfahren) 
und Näcke (Macht des persönlichen Faktors); 
endlich Besprechungen von Kellner, Näcke 
und Lohsing. 


6. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
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8. Blätter für Genossenschaftswesen. 1902. 
Nr. 35—38. Berlin (J. Guttentag) 
halbjährlich 3.— 


Aus den vorliegenden Nummern heben 
wir folgende Artikel hervor, und zwar in 
Nr. 35: Immer wieder amerikanische Buch- 
führung! von S. Spielhagen Gronau; Nr. 86: 
Jahrbuch des Allgemeinen Verbandes der 
auf Selbsthilfe beruhenden Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften für 1901; Die 
Generalversammlung der Deutschen Ge- 
nossenschaftsbank von Sörgel, Parisius u. Co.; 
Deckung der Unterbilanz. von Dr. Crüger ; 
Worauf kommt es beim Lieferantengeschäft 
des Konsumvereins besonders an? von 
Behrend:; Nr. 37: Die Wohnungsfrage auf 
dem Genossenschaftskongress zu Manchester ; 
Nr. 38: 43, Allgemeiner Genossenschaftstag 
des Allgemeinen Verbandes der auf Selbst- 
hilfe beruhenden deutschen Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften ; Der Allgemeine 
(tenossenschaftsverband und die Konsum- 
vereine, von Dr, Crüger. 


Bulletin des internationalen Arbeitsamts, 
Band I. Nr. 8/9. gr. 8°. Jena (Gustav 
Fischer) jährl. 7.50 
Das Doppelheft 8/9 hat folgenden Inhalt: 


(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k. | Fortschritte der Arbeiterschutzgesetzgebung ; 
Handelsministerium. Tl. Jahrg. (1902). | Schiedsgerichte in Lohnstreitigkeiten; En- 


Statistischer Teil. 2. Lfg. Wien (Manz) 
jährlich 20.— 
Aus den zahlreichen statistischen Mit- 
teilungen der vorliegenden Lieferung aus 
dem Gebiete der Produktionsstatistik, Han- 
delsstatistik, Konsumstatistik und Verkehrs- 
statistik heben wir hervor die umfangreichen 
Tabellen über Produktion, Handel und Ver- 
brauch von Zucker in den wichtigsten Län- 
dern, die Statistik des österreichisch-ungar- 
ischen Aussenhandels, die Statisik der österr. 
Postsparkassen, die Statistik der Alkohol- 
produktion und des Alkoholverbrauchs in 
Frankreich, die Statistik der französischen 
Seeschifffahrt i. J. 1900, die Mitteilung über 
die neuesten Projekte für den Ausbau der 
Wasserstrassen in Europa. 


7. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. I. Jahrg. Nr. 12. Frank- 
furt a./M. (Reinhold Mahlau) 


pro Jahrg. 10.— | 


Die vorliegende Nummer hat folgenden 
Inhalt: Der Frankfurter Bankiertag; Die 
Warrantfrage und die deutsche Landwirt- 
schaft, von Dr. Jos. Landgraf-Wiesbaden ; 
Die Besteuerung der Aktiengesellschaften in 
Österreich, von Dr. Joh. Auspitzer-Wien; 
Die Pariser Börse, von Prof. Dr. A. Sayous- 
Paris; Die Verjährung bei der Bari-Anleihe, 
von Prof. Dr. Ces. Vivante-Rom; Gericht- 
liche Entscheidungen; Verbandsnachrichten; 





Bücherbesprechungen; Vermischtes. 


queten; Arbeiterschutzgesetze und Verord- 


| nungen (Deutsches Reich, Oesterreich, Belgien, 


Spanien, Vereinigte Staaten, Frankreich, 
(rossbritannien, Kumiünien, Russland, 
Schweiz); Parlamentarische Arbeiten auf dem 
Gebiete des Arbeiterschutzes; Beschlüsse 
nationaler und internationaler Kongresse, 
welche den Arbeiterschutz betreffen; Aus 
den Gutachten des internationalen Arbeiter- 
amtes: Ueber den zehnstünd. Arbeitstag; 
Bibliographie. 


10. Deutschland. Monatschrift für die ge- 
samte Kultur hrsg. v. Graf von Hoens- 
broech. Nr. 1. Lex. 8°. (128 S.). Berlin 
(C. A. Schwetschke & Sohn) vierteljährl. 

Die Ziele dieser neuen, von dem bekannten 

Grafen Paul v. Hoensbroech herausgegebenen 

Zeitschrift sind aus der Tagespresse genügend 

bekannt. Das Verzeichnis der Mitarbeiter 

enthält illustre Namen. Von den Artikeln 
des ersten Heftes berühren die folgenden 
unser Gebiet: Die Grenzen der Staatswirk- 
samkeit auf religiösem Gebiet (Pfleiderer), 

Beseitigung des $ 166 St.-G.-B. betr. Von 

der Individualität und ihrem Rechte (Lipps). 

Problem des Verbrechens und der Strafe. I. 

(Tönnies). Das deutsche Volkstum in seiner 


' Bedeutung für Deutschlands Wirtschaftsleben. 


I. (Sombart). Ultramontanismus und Sozial- 
demokratie (Graf v. Hoensbroech). 





‚Google 
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11. Dokumente des Sozialismus, Bd. I. H. 12. | 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte. 
einzeln 1.25; vierteljährl. 8.75 


Inhalt: I. Bibliographie des Sozialismus; | 
II. Aus der Geschichte des Sozialismus: Das | 
jüngste Gericht über die alte soziale Welt, 
eine verschollene Schrift von Moses Hess; 
Aus der Schrift: Schelling und die Offen- 
barung, ein Päan des radikalen Junghegelia- 
nismus von 1842; III. Urkunden des Sozialis- 
mus: Eine Erklärung russischer Sozial- 
revolutionäre in Sachen des Attentats auf 
den Minister Ssipjagin; Erklärung der sozia- 
listischen Partei Spaniens über den General- | 
streik in Barcelona vom Frühjahr 1902; 
IV. Der Sozialismus in den Zeitschriften; 
V, Anfragen und Nachweise; VI. Notizen. | 
Das vorliegende Heft enthält ausserdem Titel 
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bungen; Gust. Sodoffsky, Das russische 
Stempelsteuergesetz vom 10. Juni 11; 
Derselhe, Die Personensteuer (Impöt personel' 
in den Niederlanden; Derselbe, Die direkten 
Steuern Belgiens; Fr. Meisel, Das Strafrecht 
der österreichischen Einkommensteuer; Fran: 
Freih. von Myrbach, Zur Steuergeschichte 
Tirols; Ferd. Kogler, Übersicht über das 
Münzwesen Tirols bis zum Ausgang des 
Mittelalters; Campe, Die direkten Steuern 
im Fürstentum Schaumburg-Lippe; Heinrich 
Sieveking, Die geplante lübeckische Geschäfts 
steuer und ihre Bedeutung in dem Haushalt 
Lübecks; Rud. Sieghart, Das österreichische 
Budget in den letzten 30 Jahren; H. Ortlofl, 
Vorschläge neuer Reichssteuern ; Herm. Knoll, 
Die deutsche Zuckersteuergesetzgebung und 
ihre jüngste Gestaltung; Alb. Manicke, Zur 


und Inhaltsverzeichnis des ganzen 1. Bandes | Reform der deutschen Branntweinstener, mit 
und eine Mitteilung der Redaktion an die besonderer Berücksichtigung des landwirt- 
Leser. Aus der letzteren entnehmen wir, dass | Schaftlichen Betriebes. Ausserdem enthält der 
vom kommenden Jahrgang ab neben anderen vorliegende Band den Abdruck zahlreicher 
Änderungen die Rubrik: „Urkunden des. Gesetze, Denkschriften u. s. w., die sich auf 
Sozialismus“ eine Erweiterung dahin erfahren das Finanz-, insbesondere das Steuerwesa 


soll, dass neben dem Abdruck wichtiger Ur- , beziehen. 
kunden auch der Nachweis . die laufende . 
Registrierung von solchen gepflegt werden , 14. Gewerbe-Archiv. I.Bd. 4. H. Berlin 
soll, für deren Abdruck in der Zeitschrift (Franz Vahlen) pro Band (4 Hefte) 12— 
der Raum mangelt. Diese Neuerung wird; Mit vorliegendem Hefte ist der erste Band 
den Wert der „Dokumente“ wesentlich er- | dieser wertvollen Zeitschrift vollendet. Ihre 
höhen. Die Zeitschrift bietet, wie sich nach | Einrichtung ist aus unseren früheren Anzeigen 
Abschluss des 1. Bandes sagen lässt, auch | bekannt. 
dem nicht sozialdemokratischen National- 
ökonomen und Sozialpolitiker sehr viel wert- | 15. Handels-Archiv, Deutsches, 1902. August- 
volles Material zur Beurteilung der sozialen heft. Berlin (Mittler & Sobn) 
Strömungen und Ideen der neueren Zeit. jährl. 12 Hefte 18.— 
Das vorliegende Heft enthält in seinem 
12. Entscheidungen und Abhandlungen, Eisen- auf die Gesetzgebung bezüglichen Teil zahl- 
bahnrechtl. XVII. Bd. 4. H. Breslau reiche Mitteilungen über Änderungen auf dem 
(J. U. Kerns Vlg.) pro Band 10.— | Gebiete der Zoll- und Handelsgesetzgebung 
des In- und Auslandes (darunter: (resetz 
— — — — betr. Abänderung des dentschen Branntwein- 
ischen En ngsgesetzes vom 26. Juni |< vom 7. Juli 1902, . 
1209 FF6ch). "Die Usftzüleht: Ar Be ee ee en Een ee Dann 


t leichen Datum); in sei stati- 
wagengesellschaft/(Reindl). Ueber dieHaftung a En Des 
von nicht mit Dampfkraft betriebenen Eisen- | 
bahnen und von Dampfschiffahrtsunter- 





nehmungen für körperliche Verletzungen nach 


stischen Teil bietet es Mitteilungen über die 
Ein- und Ausfuhr der hauptsächlichsten 
Waren aus den Vereinigten Staaten von 
Amerika im Fiskaljahr 1900/01, über Chinas 


österr. Recht (Tilsch). — Entscheidungen | Aussenhandel und Schiffsverkehr in den dem 
in 54 Nummern. Literatur. Gesetzgebung. | Verkehr geöffneten Häfen im Jahre 11, 


Der XVII. Band ist nun vollständig. 


13. Finanzarchiv, Zeitschrift für das gesamte 
Finanzwesen. Herausg. von @. Schanz. 
19. Jahrgang. 2. Band. 8°. Stuttgart 
(Cotta) 12.— | 
Der vorliegende Band enthält folgende 
Artikel: Jos. von Bauer, Über Stenervergehen; | 
@. Schanz, Das Problem der Strassenreform | 
in Bayern; Kayser, Die Schulden des Deut. | 
schen Reichs in rechtlicher Beziehung; Herm. | 
Sacher, Die Kartellorganisation der russischen | 
Zuckerindustrie auf Grund des Steuergesetzes 
von 1895 und die vorangegangenen Bestre- | 


| den Aussenhandel Madagaskars im Jahre 191 


u.s.w. Ausserdem finden wir Handelsberichte 
der Kaiserlichen Konsuln für das Jahr 11 
aus Dänemark, Alicante, Archangel, Nikolajew, 
Porto Trapani, Triest, Alexandrette, Bassein, 
East London, Rabat, Buenos Aires (Argen 
tiniens Handel im Jahre 1901\, Montreal (die 
wirtschaftliche Lage Canadas im Jahre 11), 
Rosario de Santa F& und San Josö de Uostarica 


16. Handels-Museum, Das. Bd. 17. \r ® 
bis 38. Wien (Verl. d. k. k. österr 
Handels-Museums) halbjährl. 8— 


Aus dem reichen Inhalt der vorliegenden 
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Hefte, der sich auf die Gebiete des Zoll- 
wesens, Handelswesens, der Industrie und 
Landwirtschaft, der Sozialpolitik, der Technik, 
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erheben, oder muss er als Vertreter seines 
‚Kindes klagen? — Friedeberg, Dr., Gerichts- 
assessor, Erzieherische Aufgaben des Vor- 


des Kommunikationswesens u. s. w. erstreckt mundschaftsrichters. — Hancke, Dr., Syn 
und darüber zahlreiche Notizen bringt, heben | dikus, Rechtsanwalt, Verpfändung für fremde 


wir folgende grössere Artikel hervor, und 
zwar in Nr. 36: Die Londoner Kolonial- 
konferenz; Nr. 37: Unlauterer Wettbewerb, 
von Professor Dr. Huber-Stuttgart; Nr. 38: 
Die Organisation der englischen und deut- 
schen Textilindustrie. 


17. Handelszeitung, Bayerische, 1902. Nr. 
35—37. München (Franz’sche Hofb.) 
vierteljährl. 1.50 


Folgende grössere Artikel heben wir als 
bemerkenswert hervor, und zwar in Nr. 35: 
Friedrich List; Zur Feuerversicherungsfrage; 
Vorschriften für Handelsreisende im Aus- 
lande (Fortsetzung in Nr. 36 u. 37); in Nr. 36: 
Münchener Terrainaktien; Handel und Indu- 
strie in China i. J. 1901; Nr. 37: Streiks 
und Aussperrungen; Die Korbflechterei in 
Bayern. 


15. Invaliditäts- und Alters-Versicherung, die, 


im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr. 19/20. | 


Mainz (Diemer) vierteljährl. 2,— 
Abhandlungen: Ist der im Verwenden 
von Beiträgen auf Grund des J.-V -G. säumige 
Arbeitgeber dem Versicherten gegenüber scha- 
densersatzpflichtig? (Appelius). Der rechts- 
widrige Bezug von Krankengeld (Hilse). — 
Entscheidungen: Verwaltungsbericht der ver- 
einigten Ortskrankenkassen zu Darmstadt, 
Briefkasten, Literatur, Mitteilungen. 


19. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1902. Berlin 
(O. Liebmann) viertelj. 3.50 
Die Nr. 15—19 enthalten: Ritter, Dr., 

Rat in der Justizverwaltung, Die Konkur- 

renz-Klausel im neuen Rechte. — Kade, 

Landgerichtsrat, Zur Frage der Prozessver- 

schleppungen. IV. Uber den Parteibetrieb im 

Civilprozess.— Schneickert, Rechtspraktikant, 

Die Handschriftenvergleichung, deren Begut- 

achtung durch Sachverständige und deren 

eivilrechtliche Verantwortlichkeit. — Wachler, 

Dr., Senatspräsident, Steuerpflichtigkeit des 

bei der Ausgabe neuer Aktien erzielten Agios. 


— Fischer, Dr., Geh. Justizrat, Prof., Ju- 


ristendeutsch. — Motloch, Dr., Oberlandes- 
gerichtsrat, Richterlicher Betrieb oder Par- 
teibetrieb? — Jaeger, Dr., Professor, Kon- 
kursvorrecht der Handlungsagenten. 
Hangen, Dr., Oberlandesgerichtsrat, Aus- 
schluss des Ehegatten von der gesetzlichen 


Erbfolge durch einen Erbvertrag. — Kitzinger, 
Dr., Privatdozent, Die Novelle über den Ge- 


richtsstand der Presse. — Löwenstein, Dr., 
Rechtsanwalt, Kann nach Einführung des 
B.-G.-B. der Vater eines minderjährigen Kindes 
noch kraft eigenen Rechts die Privatklage 
wegen Beleidigung und Körperverletzung 


Schuld.— Haase, Referendar, B.-G.-B.u. Koran. 
— Mayer, Dr., Privatdozent, Das gewerbsmäs- 
sigeVerbrechertum und die Reform desStrafge- 
setzbuches. — Schöller, Dr., Landgerichtsrat, 
ı Zur Frage der Prozessverschleppungen. V. Ein 
(resetzesvorschlag. — v. Gordon, Dr., Justiz- 
rat, Juristische Glossen zum Üasseler Treber- 
‚und zum Leipziger Bank-Prozess. — Lövin- 
‚son, Dr., Rechtsanwalt, Die Preussische No- 
‚ velle zur Kompetenzverordnung. — Mittel- 
' stein, Oberlandesgerichtsrat, Keine Erstreck- 
ung des Sperrechts des Vermieters. — Michels, 
ı Dr., Amtsrichter, Die Gerichtsferien und die 
Amtsgerichte. — Kritzler, Kriegsgerichtsrat, 
Findet $ 4 Militär-Straf-Gesetz-Ordnung auch 
dann Anwendung, wenn eine Militärperson 
in Untersuchung steht wegen einer bürger- 
lichen Strafthat, die sie vor dem Dienst- 
eintritt begangen hat? — Rosendorff, Dr., 
Die ersten praktischen Proben des Gesetzes 
betr. die gemeinsamen Rechte der Besitzer 
von Schuldverschreibungen. — Scheven, Dr., 
Staatsanwalt, Der Einfluss der Real- und 
Beschlagnahme-GläubigeraufdieVersicherung 
eines Grundstücks gegen Feuersgefahr. — 
Schröder, Dr., Amtsrichter, Zwei praktische 
Fälle aus der ©.P.O. — Reinsch, Amtsrichter, 
Erbscheine bei Gütergemeinschaft in Preussen. 
— Träger, Justizrat, Dem Deutschen Juristen- 
tag in Berlin. — Neumann, Dr., Rechts- 
anwalt, Der erste Deutsche Juristentag zu 
Berlin am 28.—380. August 1860. Ein Er- 
innerungsblatt. — Stenglein, Dr., Reichs- 
gerichtsrat a. D., Geschichte des Deutschen 
Juristentages. Ein Rückblick. — Hamm, 
Dr., Wirkl. Geh. Oberjustizrat, Oberlandes- 
gerichtspräsident, Die Zukunft des Deutschen 
Juristentags. Ein Ausblick. — v. Bülow, 
Dr., Freiherr, Senatspräsident, Zur Revision 
des Strafgesetzbuchs. — Gareis, Dr., Geh. 
Justizrat, Professor, Das Recht am eigenen 
Bilde. — v. Hornbostel, Dr., Hof- und Ge- 
richtsadvokat, Zur Frage der Prozessver- 
schleppungen. VI. Die österreichische Civil- 
prozessordnung gegen die Prozessverschlep- 
pung. — Fischer, Dr., Professor, Oberlandes- 
gerichtsrat, Dasselbe. VII. Schlusswort. — 
Oberneck, Dr., Rechtsanwalt, Der gericht: 
liche oder notarielle Verbriefungszwang des 
$ 313 B.-G.-B. und die Notwendigkeit seiner 
Beseitigung. — Staub, Dr., Justizrat, Der 
50. Band der „Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Civilsachen.“ Ein juristisches 
Jubiläum. — Schultzenstein, Dr., Oberver 
waltungsgerichtsrat, Einheitliche deutsche 
' Rechtschreibung. — Müller, Dr., Amtsrichter, 
Zum Entwurf eines neuen Gesetzes betr. das 
Urheberrecht an Werken der Photographie. 
— YVossen, Dr., Rechtsanwalt, Die Haftung 
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für Automobile. — Lindenau, Dr., Gerichts- 
assessor, DieBekämpfung des gewerbsmässigen | 
Verbrechens im künftigen Strafgesetzbuch. — | 


Harnier, Dr., Justizrat, Eigentümer-Grund- 
schuld und Amortisations - Hypothek. 
Fuchs, Dr., Justizrat, Handelskammer und 
Börse. — Wieland, Dr., Oberverwaltungs- 
gerichtsrat, Das Recht der Vorsitzenden der 
Verwaltungsgerichte zur Änderung in den 
Entscheidungs-Entwürfen. — Damme, Dr., 
Regierungsrat, Der XXVT. Deutsche Juristen- 
tag in Berlin. — Meyer, Rechtsanwalt, 
Zwei Fragen aus dem Gebiete der Gehalts- 
und Lohnbeschlagnahme. — Staub, Dr., 
Justizrat, Juristische Rundschau. — Neue 
Rechtsgrundsätze des Reichsgerichts in Civil- 
sachen. Mitgeteilt von Planck, Reichsge- 
richtsrat — Vermischtes, — Neue Gesetze, 
Verordnungen u. dgl. — Best, Dr., Die Aus- 


— 


breitung des gesetzlichen Güterrechts des 


B.-G.-B. in den bisher gütergemeinschaftlichen 
Rechtsgebieten — Schönfeld, Oberlandes- 
gerichtsrat, Eideszuschiebung an die Mutter 
des unehelichen Kindes. — Goldfeld, Land- 
zwei 


von rechtskräftigen, nicht gleich- 





— 


gerichtsrat, Nochmals zur Frage: Welches 


ER 


21. Recht, Das. 1902. Nr. 16—18. Hannover 
(Helwing'sche Verl.-B.) vierteljährl. 3 — 


Die Nummern enthalten: Ueber die Be 


‚ deutung des Studiums der römischen Rechts 


quellen fürden — tsunterricht. (Geh. 
Hofrat Univ.-Prof. Dr. O. Bülow, Tleidelberg.) 
— Das preussische Fürsorgeerziehungsgesetz 
in der Rechtsprechung des Kammergerichts. 


(Landgerichtsdirektor Ludw. Schmitz, Düssel- 
dorf.) — Die Entziehung von Titeln, Orden, 


Amtern und Ehren im Verwaltungswege. 


(Geh. Bergrat Univ.-Prof. Dr. Ad. Arndt, 


Königsberg.) — Bedingung oder Befristung? 
(Geh. Hofrat Univ.-Prof. Dr. E. Hölder, 
Leipzig.) — Die Gesellschaft des B.-G.-B. und 
Dritte, insbesondere bei Hinzutritt eine 
neuen (iesellschafters. (Oberlandesgerichtsrat 
a.D. W. Ch. Franke, Hannover.) — Die Re 
form des Urheberrechts an Werken der Photo- 
graphie. (Univ.-Prof. Dr. Allfeld, Erlangen.) 
— Welche Art der Haftung für Automobile? 
(Rechtsanwalt Dr. Leo Vossen, Köln.) — Ein 


| preussisches Staatsexamen im Jahre 182. 


Mündliches Referieren. (Amtsrichter Dr. 
Schellhas, Rixdorf.)— Kaufmännische Schieds- 


\gerichte. — Die Feuerbestattung. — Das 


lautenden, in derselben Strafsache ergangenen ' Berliner kriminalistische Seminar. — Zu$1% 


Urteilen ist zu vollstrecken? — Gravenhorst, 


Gerichtsassessor, Publikum und Staatsan- 
waltschaft. — Brand, Dr., Amtsrichter, Ist 
der Disziplinarrichter an die Feststellungen 
des Strafrichters gebunden? — Lubowski, 
Dr., Gerichtsassessor, Eidesleistung zu Un- 
gunsten des Eidespflichtigen. — Driessen, 
Amtsgerichtsrat, Ermittelungspflicht des 
Zeugen. — Reese, Dr., Rechtsanwalt, Auf- 
rechnung gegen den Kostenanspruch der 
armen Partei. — Stern, Dr., Zur Frage des 
Strafregisters. 


20. Monatshefte, sozialistische. 1902. Nr. 9. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) à Heft —.50 


Inhalt: Ignaz Auer, Zum sozialdemo- 
kratischen Parteitag in München; Ed. Bern- 
stein, Der Kampf um die Zollpolitik im 
Reich und das Dreiklassenwahlsystem in 
Preussen; Julius Bruhns, Obstruktion bei 
den preuss. Landtagswahlen; Max Schippel, 
Wie steht es in Wirklichkeit mit dem Zoll- 
tarif?; Dr. Konr, Schmidt, Sombarts Buch 
über den modernen Kapitalismus; Paul 
Kampffmeyer, Die Arbeiterversicherung und 
die Sozialdemokratie; Joh. Timm, Die Be- 
deutung und die Aufgaben der Arbeiter- 
sekretariate bei der Ausführung der Ver- 
sicherungsgesetze; Karl Legien, Der Ein- 
tluss der Krise auf die Gewerkschaften; 
Paul Müller, Die neue Seemannsordnung, 
ihre Geschichte und ihre Bedeutung; A. von 
Elm, Auf der Suche nach Gerechtigkeit; 
Dr. Ladisl. Gumplowiez, Emile Vandervelde; 
Tgnaz Daszynski, Nationalität und So- 
zialismus. 





Str.-P..O. (Univ.-Professor Dr. Birkmeyer. 
München.) — Zu $ 196 B.-G.-B. (Geh. Justiz- 
rat Oberlandesgerichtsrat Hermann Meyer, 
Breslau.) Zuweitgehende Neuerungen 
(Landgerichtspräsident a.D. Dr. H. vr. Lang, 
Rottweil.) — Welches Gericht ist als Prozes- 
gericht i.8. &78 C.-P.-O. bei Einlegung einer 
Beschwerdeschrift anzusehen ? (Oberlandes- 
gerichtsrat Seifarth, Jena.) — Zur Notariats- 
Gebührenfrage. (Landgerichtsrat v. Parseral, 
Ansbach.) — Zur Haftpflicht des Grundbnch- 
richters. (Landgerichtsrat Brettner, Cottbus) 
— Kraftfahrzeuge und Reichsgesetzgebung. 
(Gerichtsassessor Dr. Roth, Zwickau.) — Die 
Unzulässigkeit der Erhebung von Kurtaxen 
in deutschen Kurorten. (Referendar Dr. Julius 
von der Wall, Celle) — Aus Italien. (Univ.- 
Prof. Dr. Arnaldo Bruschettini, Messina. — 
Zur Frage der Prozessverschleppung. (Land- 
gerichtsrat Volkmar, Potsdam.) 
preussische Fürsorgeerziehungsgesetz in der 
Rechtsprechung des Kammergerichts. (Land- 
gerichtsdirektor Ludwig Schmitz, Düssel- 
dorf.) — Der Anspruch des Bürgen auf Dili- 
genz des Gläubigers gegenüber dem an 
schuldner nach B.-G.-B. (Landgerichtsrat Dr. 
Marcus, Berlin.) — Zur Reform des Straf- 
prozesses, (Landgerichtsrat Oppler, Metz) 
Der 26. Deutsche Juristentag. — An 
spruchsberechtigte an der Versicherungs 
summe. (Kreisgerichtsrat Dr. B. Hi, 
Berlin) — Die Eventualaufrechnung von 
der anderen Seite aus betrachtet. (Dr. Karl 
Friedrichs, Dortmund.) — Zur Frage der 
freien Beweiswürdigung. (Rechtsanwalt und 
Notar Kuhn, Lüben.) 
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22. Stimmen, Deutsche. Halbınonatschrift f. | 27. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. | stik. 38. Jahrg. 3. Lieferung Bern (A. 
4. Jahrg. Nr. il u.12. gr. 8°. Berlin Francke). 
(Wilh. Baensch) vierteljährl. 2.50 Die vorliegende 3. Lieferung enthält 
Aus den Artikeln der vorliegenden Num- | folgende Aufsätze: Die Tuberkulose in der 
mern heben wir folgende als für unsere Leser Schweiz, deren Verbreitung und bisherige 
bemerkenswert hervor, und zwar in Nr. 11: Bekämpfung, von A. Käppeli sen. in Luzern; 
Auswärtige und Heimatpolitik; Die Kloster- | die schweizerische Mortalitätsstatistik und 
bewegung in Baden, von O.Raupp-Mundingen; Ihre Beziehungen zum Kampfe gegen die 
Unsere deutschen Kolonien II, von H. H. Graf Tuberkulose, von Dr. Hürlimann in Unter- 
von Schweinitz-Berlin; Sachsen und die Ageri; Über die Notwendigkeit einer Enquete 


Eisenbahn-Einheitsbestrebungen in Deutsch- | zur Erforschung der Ursachen der Tuber- 
land, von Oberbaurat a. D. Dr. zur Nieden- | kulosensterblichkeit in der Schweiz und die 


Berlin; Technik und Nationalökonomie, von 
Dr. Herm. Beck-Dresden. Nr. 12: Zweikampf 
nur mit blankerWaffe, von Oberstleutnanta.D. 
Fabrieius-Berlin; Genossenschaften und „Ge- 
nossen“; Wird der Zolltarif Wahlparole?; 
Eisenbahn-Einheitsbestrebungen in Deutsch- 
land (Bayern, Mecklenburg, Oldenburg), von 
Oberbaurat a. D. Dr. zur Nieden - Berlin; 
Schutz der Photographie und der Photo- 
graphierten, von Dr. Arth. Esche, M. d. K., 
Dresden; Vatikanische Haushaltskosten. 


23. Volksschularchiv, Preussisches, I. Jahrg. 
3.H. 8°. Berlin (Franz Vahlen) 
pro Jahrg. 5.— 
Abhandlung: Die gewerbliche Kinder- 
arbeit (v. Rohrscheidt), — Gesetze, Ent- 
scheidungen, Erlasse, Verfügungen, unter 
14 Rubriken geordnet. Besprechungen. 


24. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. Nr. 17 u. 18. 
Braunschweig (A. Limbach) jährl. 1.— 


Heft 17 enthält folgende kleinere, für 
unsere Leser interessante Artikel: Wie schützt 
man kleine wertvolle Neuerungen ? von Patent- 
anwalt Dr. Gottscho-Berlin; Die Absatz- 
gebiete des amerikanischen Maschinenexports. 
Heft 18: Deutsche Metalle und Metallwaren 
in Bulgarien. Beide Nummern enthalten 
ausserdem Artikel über die Düsseldorfer Aus- 
stellung und zahlreiche Notizen aus der 
Maschinen-, Eisen- und Metallindustrie. 


25. Zeitschrift für Arbeiter-Versicherung. 


XV. Jahrg. Nr. 7/8. Stuttgart (W. Kohl- 


hammer) jährl. 5.— 

Zahlreiche Entscheidungen. Kleine Mit- 
teilungen: Verzeichnis der Schiedsgerichte 
für Arbeiterversicherung. Literarisches. Be- 
antwortung von Anfragen. 


Art und Weise ihrer Durchführung, von Dr. 
0O. Merz in Bar. 


28. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft. 22. Bd. 5. u. 6. Hft. Berlin 
(J. Guttentag) pro Band %0.— 


Das den 22. Band abschliessende Doppel- 
heft enthält folgende Abhandlungen: Heinze, 
‚Die Zwangserziehung nach Reichs- und 
Landesrecht. (Unter besonderer Berücksich- 
tigung des badischen Gesetzes vom 16. August 
1900); Mumm, Strafprozessuale Fragen ; 
Ortloff, Entschädigung für eine zu Unrecht 
erlittene Untersuchungshaft; Bartolomäus, 
Die Militärstrafgerichtsordnung vom 1. De- 
'zember 1898; Bercio, Ein praktischer Fall 
zur Streitfrage, ob Anstiftung zur Begehung 
des Verbrechens der unternommenen Ver- 
leitung zum Meineid aus $$ 48, 159 St.-G.-B. 
oder wieder nur aus $ 159 a. ©. zu bestrafen 
sei, ferner einen Literaturbericht über Kri- 
ıminalpsychologie und gerichtliche Medizin 
von Aschaffenburg; Bibliographische Notizen 
von Lilienthal, endlich einen Bericht ber 
die Thätigkeit des kriminalistischen Seminars 
der Universität Berlin während des Geschäfts- 
jahres 1901/1902. Dem Hefte liegt bei 
die bulgarische Strafprozessordnung vom 
3. April 1897. 


29. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1902. Nr. 35—37, Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährl. durch die Post 5.— 


Aus dem reichen Inhalt der vorliegenden 
| Hefte heben wir folgende grössere Aufsätze 
hervor, und zwar in Nr. 35: Die Geschäfts- 
‚ergebnisse der deutschen Feuer-Rückver- 
| sicherungs-Gesellschaften i. J. 1901; Nr. 36: 
Industrie und Feuerversicherung; Nr. 37: 
| Transportversicherung in Österreich-Ungarn 
C 





26. Zeitschr. f. Bergrecht. 43. Jahrg. (1902) 1901 


3. H. 
Ve.) 


Bonn (A. Mareus & E. Weber's 
jährlich 8.— 


Berggesetzgebung (Deutsches Reich, Preus- 


sen, Bayern, Belgien). Abhandlung: Streit- 
fragen über die Rechtsverhältnisse fremder 
Unternehmer auf Bergwerks- und sonstigen 
gewerblichen Anlagen (Bitta). Entschei- 
dungen der Gerichtshöfe. Praxis der Ver- 
waltungsbehörden (Anwendung des preuss. 
Berggesetzes). Literatur. 


30. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtpflege.. XXXIV. Jahr- 
gang. No. 14—18. Heidelberg (Emmerling 
& Sohn) 2 jährl. 8.50 

Abhandlungen: Über die Prüfung der 
parlamentarischen Wahlen (5 Fortsetzungen). 

Zwangserziehungkosten (Heinze). Entschei- 

dungen, Rechtsgrundsätze und Ent- 

schliessungen. Literatur. 


Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keins Aufnahme gefunden. 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und „Varia‘‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Annalen der badischen Gerichte. Jahrgänge 1832 bis | Auftrage bearb, u. hrag. 4. Hft., enth. die in der 
1809, Bd. (1--65). Alphabetisches Generalregister m. Zeit vom 1. VII. 1901 bis zum 1, VII. 1902 ergangenen 
dem Gesetzesregister f. die Jahrgänge 1898 u. 1899. wichtigeren Entscheidg. (Mit e. die 34 Hfte. umfas. 
(Bd. 64 u. 65). Bearb. v. Oberlandesger.-R. Dr. Aug, alphabet. Bachregister.) (XI, 247 8.) 8°. Berlin, F. 
Roller. (X, 240 8.) gr. 4°, Karlsrube, G. Braun’sche® Vahlen Kart. 2.— 
Hofbuchdr. 20.— Becueil des traitös et conventions conclus par 

Jahrbücher f. Nationalökonomie u. Statistik. Ge- l’Autriche - Hongrie avec les puissances #trangeres 
gründet von Bruno Hiüdebrand. Hrag. v. Prof. Dr. Par Minist.-R. Adolphe de Plason de la Wocstyme. 
J. Conrad in Verbinde«. m. Proff. DD. Eda. Loening Nouvelle suite. Tome XIV, (Tome 20. de la siris 
u. W, Lexis. Register zu Bd. I—-XXXIV, neue Folge complete du recneil edit jusqu’ici par Leop. Baron 
Bd. I—XXI, 3. Folge Bd. I-XX = Bd. I—-LXXV nu. de Neumann et Adolphe de Plasom de la Woestyme.) 


! Supplementheft I—XXI, bearb v. Dr. F. Wissowa. (596 8.) gr. 8°. Wien, C. Fromme 3.- 
(IV, 296 8.) gr. ®. Jena, G. Fischer 6.50  Sammilang von Entscheiden. d. bayer. —* 

Krech, Dr. J., Geh. Reg.-R., Entscheidungen des Landesgerichts in Civilsachen. 3. Bd. 1. u. 
Buudesamtes f. das Heimatwesen. Im amtllichen | Erlangen, Palm & E. pi 7 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 

Jahrbuch der Gehe- Stiftung zu Dresden. Samm- ten der Justizaufsicht u. Justizverwaltg. 3. verb. 
lung staat#wissenschtl, Vorträge, im Auftrag der Aufl. (XII, 250 8.) gr. ®. Berlin, H. W. Müller 

Gehe-Stiftg, zn Dresden. geh. VIII. Bd. 6. Hft. gr. 8°. 5.—: geb. 6— 

en v. Zahn & Jänsch Schröder, Dr. Rich., Prof., Lehrbuch der deut 

6. Stammler, Rud., Prof., Die Gesetzmässigkeit in schen Rechtsgeschichte. 4., verb. Aufl. (XII, 970 8. 

Rechtsordnung u. Volkswirtschaft. Vortrag. m m. 1 Abbildg. u. 5 farb. Karten.) gr. 9°. Leipzig, 

— | Veit & Co. geb. in Halbfrz. 4% 

Magunnn, P., Kicht., Der aufsichtführende Richler | Schroeder.Ferd.,Landger.-Dir., Das grenzstreitige 

bei den preussischen "Amtsgerichten, seine — Gebiet v. Moresnet s. g. Neutral-Moresnet. Eine 





u. Pflichten. Eine systemat. Darstellg. der f. den Studie. Materialien u. Rechtsgutachten. (57 8.) gr. ®. 
aufsichtführ. Amtsrichter wissenswerthen Vorschrif- Aachen, R. Barth, Verl. L— 


Bürgerliches Recht. 


Boysen’s Sammlung Hamburger Gesetze. Textausg, Marcus, Conr., Die Nebenmaterien zum bürger- 
Nr. 4. gr. 16%, Hamburg, ©. Boysen kart, —.80 . lichen Gesetzbuch f. das Deutsche Reich, in Frag 
4. Dienstbotenordnung vom 7. XI. 1898 nebst u. Antwort, zur Selbstkontrolle. Bearb. zur Vor 
Abänderungen vom 11, X. 1%1 u. Ausführungs- | bereitg. f. das Referendar-Examen. (V, 402 8.) gr. ®. 
gesetz vom 27. III, 1899. Mit Anh.: Vorschriften Hannover (Gerberstr. 4), C. V. Engelhard & Co. 


f. den Geschäftsbatrieb der Gesindevermiether u. geb. in Leinw. 10.— 
Stellenvermittler vom 30. IV, 1902. Textausg. (IV, Peters, Dr. Waldem.. Die Klagenkonkurrens im 
58 8.) römischen, gemeinen u. neuen bürgerlichen Rechte 
Code civil auisse. Expose des motifa de l’avant-projet (u, 74 8.) gr. 8°. Berlin, O. Häring 1.50 


spartement füderal de justice et police. Tome III. | Sehling, Dr. Emil. Prof, Die civilrechtlichen 
Drolts — (Par Prof. Dr Eug. Huber.) (IV, 3518.) | Gesetze des Deutschen Reiches m. Ausschluss des 
gr. 8°. Bern, A. Francke bürgerlichen Gesetzbuchs u. der handels-, wechsel- 
u. seerechtlichen Gesetze, sowie der in der Gewerb*- 

Dre«wsel, A.. Die Bestimmungen üb, —— — | ordnung, in den Reichsjustizgesetzen im Zwang 
u. Todeserklärung im Code civil, im pr. allzemeinen | versteigerungsgesetze in der Grundbuchordnung 
Landrecht u. im bürgerlichen Gesetzbuch f. das u. in der Reichastrafgesetzgebnng enthaltenen cirü- 
Deutsche Reich. Vergleichende Darstellg. (VII, 8)| rechtlichen Bestimmungen. Für die Praxis un 
Er. 80, Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht 3. zum Gebrauch bei Vorlesen. in zeitl. Folge m- 
Fischer, D. n. Schroeder, Dr. F., Gerichts- | sammengestellt. 3. Aufl. (XII, 692 8.) 8*, Leiprig, 
Assessoren, Preussische bürgerliche Gesetzsammlung. | Reit & Co. geb. in Leinw. 5.— 
Sammlung der noch gelt. Landesgesetze privatrechtl. | Stadien zur Erläuterung des bürgerlichen Recht« 
Inhalts. 2, Bd. 1773 bis 1902. (XX, 13728.) 8%. Berlin, | hrsg. v. Prof. Dr. Rud, Leonhard. 9. Hft. gr. %. 


J. Guttentag geb. in Leinw. 14.— | Breslau, M. & H. Marcus. 
Habn, Dr. Heinr., Der Wiederkauf. Eine eivilist. 9, Othmer, Wilh., Die rechtliche Wirkung der Vor 
Studie. (112 8.) gr. 8%, Berlin, Struppe & Winckler. | merkung nach Reichsrecht. (IX, 116 8.) 3.” 


2.40 | Suppen. Br. * Der Einredebegriff des bürger 
Handbuch, praktisches, f. d. preuss. Staatsbürger. | Diss. (VIL- = 8) nr le, Ver Bun 1% 
Ein Ratgeber in Familien-, Gesinde-, Miet-, Steuer-, | Weiland. Dr. Heinr., Refer., Struktur u. Rechts- 
Vormundschafts-, Eigentums, Erbschafts- u. anderen ; «phäre der Gesellschaftaschulden u. gese 
Angelegenheiten. Nach den einschläg. Gesetzen u.  jhnlichen Verbindlichkeiten im bürgerlichen Gestz- 
der Rechtsprechg. bearb, (VIII, 154 8.) 5°. Arnsberg, | buch. (V, 978.) gr. 8°. Bonn, Röhrscheidt & Ebbeck» 
J. Stahl geb. 1.50 , in 
Horn, Dr. Rich., Schuldübernahme. Eine Studie Werner, &.. Landricht., Führer durch b 
nach Österr. u. deutschem Civilrecht. (III, 79 8.) Recht und Prozess für Gerichtaschreiberelbeamte 
gr. $, Wien, Manz 2.— (VIII, 55 8.) gr. 8°. Berlin, F. Vahlen kart. 1.0 
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Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


Basch, Jul., Justizr. Rechteanw. Not., Handels | Seemannsordnung, neue deutsche, vom 2. VI 
gesetzbuch vom 10. V, 1897 u. allgemeine deutsche | 1902, Nebst Gesetz, betr. die Verpflichtg, der Kauf- 
Wechselordnung, nebst Einführungs- u. Ergänzungs- fahrteischiffe zur Mitnahme heimzuschaff, Seeleute. 
gesetzen, (Ausg. m. Seerecht.) Erläutert durch die Vom 2, VI. 1902. Gesetz, betr. die Stellenvermittelg. 
Rechtsprechg. des Reichsgerichts u. des vormal. f. Schiffsleute. Vom 2. VI. 1902. Gesetz, betr, Ab- 
Reichs- Oberhandelsgerichts. 5., verb. Aufl. (XII, ünderg. seerechtl. Vorschriften des Handelsgesetz- 
643 8.) 120. Berlin, H. W. Müller geb. in Leinw. 4.— buchs, Vom 2, VI. 1902, Text-Ausg. nebst Sach- 

Handlungsgebilte u. Prinzipal, ihre Rechte | register, (488,) ®°. Hamburg, L. Friederichsen & Co. 
u. Pflichten. Nach dem gegenwärt. Stande der Ge- —.,60 
sctzgebg. u. unter Berücksicht. der neuesten höchat- | Seerecht, das allgemeine Öffentliche, im Deutschen 
richterl, Entscheidgn. gemeinverständlich dargestellt Reiche. Sammlung der Gesetze u. Verordngn. m. 
v. e. prakt. Juristen. (518.)8°. Berlin, H.Spamer —.75  Erläutergn, u. Registern, hrsg. unter Leitg. v. Wirkl. 

Rettig, Dr. Wailth., Die stille Gesellschaft des Geh, Rath F. Perels, Ergünzungsbd, gr. 5°. Berlin, 
Handelagesetzbuches im Verhältnis zu der Gesell- | E. 8. Mittler & Sohn. 
schaft des bürgerlichen Gesetzbuches. (IV, 48 8.) | Perels, Dr. L., Die Seemannsordnung vom 2. VI. 
gr.®°. Berlin, Struppe & Winckler 1,50 1902 u. ihre Nebengesetze (XI, 95 8.) 2.—; geb. 2.75 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Hübler, Dr. Gerh,, Die Trennungsbefugnis des vom 2, V. 1898, (X, 163 8.) 8°, Berlin, O. Häring 
Civilrichtere nach $ 145 der Beichs-Civilprozem- | 3.—; geb. 3.80 


ordnung. Diss. (IV, 120 8.) gr. 8%. Leipzig, Veit Meyer, Herm., Geh.-Justizr. Oberlandesger. -R., 


& Co. 3.— Anleitung zur Prozesspraxis in Beispielen an Rechts- 
Marwitz Dr. W., Landger.-R, Das Urtheil in| fällen. 6. verb, Aufl. (In der Reihe der Abdrücke 

bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach der Civil- der 13.) (IV, 3958.)8. Berlin, F. Vahlen 6.— ; geb. 7.— 
prozessordnung f. das Deutsche Reich in der Fassung | e . a 





Patent- und Urheberrecht. 


@ntachten üb. den vom k. k, Handelsministerium | Panaotovie, Dr. Jovan, P.. Assist, Sammlung 
veröffentlichten Entwurf e. Musterschutzgesetzes. deutscher Reichspatente, 1. Bd. Klasse 1, la, Ib, 
Hreg. vom k. k. Handelsministerium. (IV, 317 8.) Aufbereitung v. Erzen u. Brennstoffen. 1877—1M1. 
gr.4*. Wien, Hof- u. Staatsdruckerei 6.— (XV, 2128. m. Diagr.) gr.$°. Berlin, Dr,Panaotovie 9,— 


Strafrecht und Strafprozess. 


Dalcke, Dr. A., weil. Ob.-Staatsanw. Geh. Ob.- | Olshausen, Dr. Just., Oberreichsanw., Die Straf- 
Justizr., Strafrecht u, Strafprozess. Eins Summlg. | gesetzgebung des Deutschen Reichs. 4. Bd, Die 
der wichtigsten, das Strafrecht u das Strafverfahren Reichs-Straf-Nebengesetze — m. Ausschluss einzelner 
betr. Gesetze. Zum Handgebrauche f. den preuss. |, Materien. — Textausg. m. Anmerkgn, u. Sachregister 
Praktiker erläutert u. hrag. 8., verm. u. verb. Aufl., zum prakt, Gebrauch. 2. Aufl, (XVI, 4728.) gr. 16°. 
besorgt v. Amtsricht. P. Dalcke. (VIII, 929 8.) 80 Berlin, F. Vahlen geb. in Leinw. 3. - 
Berlin, H. W. Müller geb. in Leinw. 8.50 | Sammlung ausserdeutscher Strafgesetzbücher in 

Katz, Dr. Edwin, Rechtsanw,, Die strafrechtlichen deutscher Uebersetzung, Hrag. v. d. Red, der Zeit- 
Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs u, das See- | schrift f, die gesamte Strafrechtswissenschaft. XVII. 
handelsstrafrecht, Mit Kommentar und Anmerkgn. | gr. 8°. Berlin, J. Guttentag, 

2., völlig neu bearb. Aufl. (VIII, 122 8.) gr. 8%. Ber- XVo. Strafprozessordnung, die bulgarische, vom 
lin, J. Guttentag B.— | 3. IV. 1897. Übers, v. Prof. Dr. A. Teichmann. 

Meyer, Dr. Bruno, Rechtsanw., Welche Mittel (86 8.) 2.25 
gewährt das gegenwärtig geltende Recht im Kampfe | Seuffert, Dr. Herm.,, Prof., Ein nenes Strafge- 
gegen sittenlose Schriften, Abbildungen u rg '  setzbuch f. Deutschland. (III, 87 8.) gr. 8%, München, 
lungen? Vortrag. (19 8.) gr. 8°. Berlin-Leipzig, H. C, H. Beck 2.— 
G. Wallmann —.0 | Strafanstalten u. Arbeitshäuser, die, in 

Mücke, Frdr,., Gesetz betr. den Forstdiebstahl | Deutschland u. Oesterreich-Ungarn. [Aus: „Blätter 
vom 15. IV. 1878 ın. Erläuterungen. 2. Aufl. (VI, f. Gefüngnisskde.''). (708.) gr. 8%. Kassel, G. Weiss 1,— 
87 8.) gr. 9. Neudamm, J. Neumann kart. 2.410 | Thomsen, Dr. Andr., Prof., Untersuchungen üb, 

Nenberg, Johs., Untersuchgsricht. Landr., Zu- den Begriff des Verbrechensmotive. (VIII, 354 8.) 
sammenstellung sämtlicher Reichrgesetze strafrecht- gr.&°%, München, ©, H. Beck 8. ⸗ 
lichen Inhalts (m. Ausnahme des Strafgesetzbuches), Weigel Dr. @lob., Kriegsger.-R., Die Zuständig- 
nebst Anführg. der dazu ergangenen Entscheidgn. | keitsgrenzen zwischen Militär- u. Zivilgerichtsbarkeit 
des Reichsgerichts. (XV, 448 8.) 9", Leipzig, Dieterich ı im Deutschen Reiche. (IX, 360 8.) 8. München, (C. 

geb, in Leinw, 6.— | H. Beck geb. in Leinw. 6.50 





Kirchenrecht. 


Best, Dr., Minist.-R., Das Gesetz, das Eigentum an | Das Kirchenverfassungsrecht der niederländischen 
Kirchen, Pfarrhäusern ete. betr. Vom 6. VIII. 1902. Beformierten bis zum Beginne der Dordrechter 
Hrsg. u, erläutert. (III, 22 $,) 8°. Mainz, J. Diemer —,80 | en oT: 1618/19. (VIII, 1688.) gr. 8°. 8 


Bossi, Joh.,, Lic., Vermögensrechtliche Anstände | L. Hirschfeld 
bei der Trennung v. Religionsgenossenschaften. Diss. | u Magister, Summa decretorum. Erg v 
(IV, 126 8.) gr. *8 Chur, Hitz Nachf. in Komm, 2,— | Prof. Dr. Heinr. Singer. (OLXXXVIII, 570 8.) gr. —* 
Hoffmann, Dr. Herm. KEdier v., Priv.-Doz., | Paderborn, F. Schöningh 2.— 


Bu. 4 
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Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Bericht des niederösterr. Landesausschusses üb, ‚Kotze, Otto, Bürgermstr. a. D., Die f. d. Strom-, 
seine Amtswirksamkeit vom 1. VII. 1900 bis 30. VI. | Schiffahrts- na. Hsfenpolizei im Rey.-Bez. Stralsund 
1901. 6 Thle. Lex. #*, Wien, Hof- und Staats- ergangenen Polizeiverordnungen, Anweisungen, Be 
druckerei 2.40 gulative u. #. w. (3. Bd, der Polizei-Gesetze u. Ver 

l. Gemeindeangelegenheiten, Gültbuch, Personal- ordnen. f. den Reg.-Bez, Stralsund.) (XI, 788 
angelegenbeiten. Referent: Dr. Jos. Schleicher, gr. 8°. Berlin, A. W, Uayn’s Erben 5.⸗ 
(I, 22 8.) — 2. Unterrichtsangelegenheiten, Stif-  Pletsch, W., Geh. expedir. Sekr,, Die Eisenbahn- 
tungen u, Landesfreiplätze, Landesarchiv u. Bi- Gesetzgebung des Deutschen Reichs. Text-Ausg. ım. 
bliotbek, ständische Agenden. Referent: Dr. Alb, Anumerkgn,. u Sachregister. gr. 16°. (X, 6308. m. 
Gessmann. (III, 166 8.) — 3. Landesculturange- Abbildgn. u. 2 Formularen.) Berlin, J. Guttentag 

legenheiten A, Feuerwehrwesen, Spar- u. Darlehens- geb. in Leinw. 5.— 
cassenvereine u. landwirtschaftliche Genossen- | Revisionen, polizeiliche, der Gast- u. Schank- 
schaften, Localbahnen. Referent: Fre. Richter. wirtschaften. Gratisbeilage zu Schrader „Taschen- 
(III, 160 8.) — 4. Landesculturangelegenheiten B, buch f. polizeil. Revisionen‘. (47 8.) 12%. Dessau. 
Strassen- u. Mautangelegenheiten, Flussbauten. Anhalt. Verlagsanstalt -— 
Referent: Frz. v, Pirko. (IV, 126 8.) — 5. Öffent- | Rohrscheidt, Kart v., Reg.-R., Das Fieisch- 
liche Sicherheit, Cassa- u. Hausadıninistrationsan- beschaugesetz vom 3. VI. 1900, Mit sämmtl. Aus- 
gelegenheiten. Referent: Jos. Schöffel. (III, 120 8.) führungsbestimmgn. f. das Deutsche Reich u. dem 
— 6, Gesundheitswesen, Landes-Wohlthätigkeita- prenas. Ausführungsgesetze vom 28. VL 1902. Für 
anstalten, sonstige Wohlfahrtsangelegenheiten, den prakt, Gebrauch erläutert. 2., sehr verm. Auf 
Militäreinquartierung u. Vorepann. Referent: Leop. (VIII, 201 8.) Leipzig, C. L. Hirschfeld kart. 1 - 
Steiner. (IV, 4341 8.) Samınlung, Stahel'sche, deutscher Reichsgesstzr 


Brettreich, Fr., Oberreg.-R., Gesetz, betr. die | 4. bayerischer Gesetze (Würzburger Volksausg) 
Schlachtvieh- u. Fleischbeschau. Vom 3. VI. 1900. | Nr. 112. 12°. Würzburg, Stahel's Verl. 





Textausgabe m. Erläutergn., Ausführungsbestimmgn., 112. Disziplinar-Satzungen f. = k. bayerischen 
Einleitg. u. Sachregister. MIT, 265 8.) 12°. Mün- Gymnasien u. Realgymnasien. K. Ministerialen- 
chen, ©. H. Beck in Leinw. 2.50 schliessungen vom 24. u. 27. IX. 1874. 3. Auf 
Czernin, Rud., Graf, — u. Ziele des k. (7 8.) —. 


K. Eissabshnmministeriums. Kritische Betrachtgn. üb. Schollienberger, Dr. J., Prof., Das Bunde 
die Eisenbahnen in Österreich. (V, 3128. m. 2 Ted.) staatsrecht der Schweiz. Geschichte u. System. (VII, 


‘, Gerold' 279 8.) gr. ®°. Berlin, O. Häring 7.—; geb. 9.- 
ee Dei en Seydier, Dr. R. ©., Hilfsbuch f. die Burean- 
Flatau, Arth., Die wichtigsten ehren u. | Assistenten-Prüfung beim Magistrat zu Berlin. (VIl 

lokalrechtlichen Bestimmungen des Breslauer Bau- 167 8.) gr. 8. Berlin, J. M. Spaeth 3.60; geb. 4.0 
re er — =... Strassenordnung vom 7. VIL. 1902. — Verord- 
nger * verkehr vom 

Grantzow, Karl, Polizeileutn. Adjut., Der Schutz- — * —— = — —— —— 
mann. Einrichtung u. Dienstbetrieb, Ersatz- u. Be-| Texta (64 8.) gr. 16°. Hamburg, €. Boysen --.w 
amtenverbältnisse deutscher Schutzmannschaften, Useho 1a, @g.. Magistr.-Sekr., Das bayerische Ge 
Berlin, E. 8. Mittler & Bohn, N | der Fassung der Bekanntınschung vom 30. VIL 18% 
Handausgabe der österreichischen Gesetze n. | — — = ae: —— 
— —— 65. Utt. 8°. Wien, Hof- u. Staats- | u. den einschläg. Entscheidgn des k. Verwaltungs 
ruckerei. — 3 —— 
65. Vorschriften üb. die Disciplinerbehandiung | fun Cr Kuba va —— 
der k. k. Beamten u. Diener. (VI, 96 8.) 1.20 Verwaltung, die, der Stadt Essen im XIX. Jahrh, 
Jentsch, Handbuch zur Vorbereitung auf die| m. besond. Beräcksicht. der letzten 15 Jahre. 1. Ver 
Prüfungen der Postbeamten in der Telegraphie (ins- | waltungsbericht der Stadt Essen, erstattet vam 
besondere die Postassistenten u. Postsekretärprüfung). | Oberbürgerinstr. Zweigert, bearb. vom städt. statist. 
2. Aufl. (XIU, 48% 8. m. 279 Abbilden.) Lex. 8°. Amt. (XIX 599 $. m. Abbildgn. u. 54 z. TI. farb 

Leipzig, 8. Hirzel. geb. in Leinw. 12.— | Karten u. Taf.) gr. 4%. Essen, G. D. Basdecker 
Jentsch, Handbuch zur Vorbereitung auf die Prü- geb. in Halbleinw. 4%,— 
fungen der Telegraphenbeamten (insbesondere zum Wiedfeldt, Dr., Frielrich Krupp als Stadtrat in 
Telegraphenassistenten u. zum Telegraphensekretär), Essen. Eine verwaltungrgeschichtl. Studie. |Aw: 
2. Aufl. (XX, 875 8. m. 540 Abbildgn.) Lex. 8°. Ebd. „Beitr. z. Gesch. v. Stadt u. Stift Essen.‘ (1% 8. 
geb. in Leinw. 18,— ın. 1 Fkam.) gr. 8°. Essen, G. D. Basdecker 1.# 


Gewerbe- und Vorsioherungereoht. 


Berger, T. Ph., Reg.-R., u. Geh. Ob.-Reg.-R. A. Grunnenberg u. Jos. Wilden. 7. Bächn. gr. * 
Dr. 1. Wilbselmi, Gewerbeordnung f. d. Deutsche Krefeld, J. Greven. 


Reich, nebet allen Ausführungsbestimmungen. Text- | 7. @runenberg, Dr., u. Wilh. Peters, Die Wirkung 
Ausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. Ursprünglich des Gesetzes vom 26. VII. 1897 auf das Handwerk 
hrag. v. B u.W, 16, verm. Aufl,, bearb. v. Ober- Statistische Darleggn. (35 8.) —.30. 
verwaltungsger.-R. /I. Spangenberg. 16°. En Be Das Gewerbegericht 
773 8.) Berlin, J. Guttentag 3:— Ein Leitfaden zu dem Gewerbegerichtagesetz u. seinen 
Düttmann, Reg.-R., Die deutsche Arbeiterversiche- | Nebengesetzen f. Wähler u. Beisitzer. (9 8.) *. 
rung. Eine gemeinverständliche Darstellzung der Düsseldorf, L. Schwann — 80. geb, 1— 
Bestimmgn. der Krauken-, Unfall- u. Invaliden- | Sonntagsruhe, die. im Handelsgewerbe. 2 Tk 


versicherungsgesetze u. der Wirkgn. derselben. Unter 1—5. Taus. (Schriften, hrag. v. der Berufsgenowses- 
besond. Berücksicht. der Intersssen des Handels- u. schaft Deutsch - nationaler Handlungsgehilfen -Ver- 
Gewerbestandes bearb. (Dr. Ludw. Huberti's moderne band, 10. u. 11. Bd.) gr. 8. Hamburg, Deutsch 


kaufınänn. Bibliothek.) 2 Ausg. (VIH, 124 8.) gr $°. nationaler Handinngsgehilfen-Verband —_— 
Leipzig, Dr. L. Huberti geb. in Leinw. 2.75 1. Wie das Geaetz entstand. (80 8.) — 2. Wie das 
Handwerkerbibliothek, neue. Hrag. v. Dr, Gesetz ausgeführt wird. (128 8.) 
Finanzwesen und Volkswirtschaft. 
Aus dem lite III. Marz, Karl, u. Frdr. — 








Engels : 
rich Engels u, Ferdinand Lassalle, Hreg. v. Frz. | Schriften 1841 bis 1850. 3. Bd. Von Mai 1848 bis 
Mehring. UL (Schluss) ‘gr. 8°, Stuttgart, J. H. W. Oktbr. 1850. ıVI, 491 8.) 7.—; geb. 8.% 
Dietz Nachf, |Bude, Dr. Wilh., Die Macht der Konsumenten 
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(2. Aufl. 4,—10,. Taus.) (8 8.) gr. 8°. Weimar, W, 
Bode 10 
Böhm-Bawerk, Engen v..Prof., Finanz-Minist., 
Capital u. Capitalzins. 2. Aufl. 2. Abth. Positive 
Theorie des Capitales. 2. Aufl. (XXIII, 468 8.) gr. 8°. 
Innsbruck, Wagner 12.— 
Doeuecke, Otto, Rechn.-Rat, Die Branntwein- 


Kontingentierungsordnung. Nach amtl. Quellen zum | 


prakt, Gebrauche der Behörden u. Beamten der Zoll- 
u. Steuer-Verwalten. sowie f. die Brennereibesitzer 


bearb. (64 8.) gr. 8°. Berlin, R. Eisenschmidt 1.20 


Fassbender, Dr. Mart., Prof., F. W. Raiffeisen 
in seinem Leben, Denken u. Wirken im Zusammen- 
hange m. der Gesamtentwicklung des neuzeitlichen 
Genossenschaftswesens in Deutschland, Mit e. Ver- 
zeichnis v. Litterutur üb. Genossenschaftswesen u. 
e. Bildnis v. Raiffeisen. (XV, 285 8.) gr. 8°, Berlin, 
P. Parey 5.— 

Handbnueh d. Arbeiterwohlfahrt. Hrag.v.O.Dammer. 
3. u.4. Lfg. Stuttgart, Enke je 4.— 


Handelsberichte üb. das In- u. Ausland, Sonder- 
abdrücke aus dem im Reichsamt des Innern hrag. 
deutschen Handelsarchiv. II. Serie, Asien. Nr. 30 
u. 31. gr. 8°. Berlin, E. 8. Mittler & Sohn. 

30, Tschifu. (17 8.) — 3. — 31. Formosa (15 8.) 
—.20 


— dasselbe, IV, Serie. Amerika. Nr. 34. gr. 8°. Ebd. 
4. Kanada, (14 8.) —.20 

Handwörterbueb d. schweiz, Volkswirtschaft. 
Hrag. v, Reichesberg. 8.—11. Lfg. Bern, Verl. Encey- 
klopädie je —.80 
Jahrbaeh des Allgemeinen Verbandes der auf 
Selbsthilfe beruhenden deutschen Erwerbs- u. Wirth- 
sch nossenschaften f. 1901. (Des Jahresberichts 
neue Folge.) V. Jahrg. (43. Folge des Jahresberichta.) 
.v, Anw. Dr. Hans Crüger. (XLIX, 315 8.) 
hoch 4°, Berlin, J. Guttentag 10,— 


Jahre-Bericht der Handelskammer zu Kiel f. 
1901. 30. Jahrg. (XXIII, 168 u. 98 8.) gr. 8°, Kiel, 
Lipsius & Tischer 

Jahres-Bericht der Handelskammer Stuttgart f. 
1901. (XX, 295 8.) gr. 8°, Stuttgart, ©. Grüninger 1.— 


Jräuyi, Bernh,, Die Geschäfts-Resultate d. österr.- 
ungar. Lebensversicherungs - Gesellschaften u. der 
ausländischen Lebensversicherungs-Gesellschaften in 
Oesterreich-Ungarn im J. 1901. 26. Jahrg. [Aus: ‚Der 
National-Oekonom‘“‘.) (24 8.) gr. 8°, Wien, J. Eisen- 
stein & Co. 1.50 

Klokow, J., Die wirtschaftliche Lage der Gegen- 
wart. Ihre Wandig. durch den Grundbesitz. Ein 
Beitrag zur Frage der Grundbesitz-Entschuldg. (32 8.) 
gr. 8°. Berlin, L. Frobeen —,50 

Kolleek, Geo, u. Ziegler, Dr. Frz., Priva 
Wohlfahrtspflege f. Fabrikarbeiter, Beamte u. ihre 
Familien im organischen Zusammenhang mit der 
sozialen Reform des Reiches, nebst typischen Bei- 
spielen u. Formularen aus der Praxis. Hrsg. vom 

berg. Verein f. Gemeinwohl. (Düsseldorfer Anusstellg,, 
Gruppe XXI: „Soziale Wohlfahrtspflege im berg. 
Lande‘‘.) (XIX, 255 u. 184 8.) gr. 8°, Berlin, Bruer 
& Co. 3.—; geb. 4.— 
Köppe, Dr. Hans, Ger.-Assess. a. D., Die Reichs- 
finanzreform. (137 8.) gr. 8. Leipzig, C. L. Hirsch- 


feld. 3.— 
Küchler, Frdr,, Ait-Pfr., Die Lehre v. der Er- 
nährung des Menschen für Haus und Schule, Eine 
national-ÖOkonom, Studie. 3. Aufl. Mit ee, color, Tabelle. 
(92 8.) 8°. Zürich, C. Schmidt — 
Lehmann, Bodo, Konsul z. D., Bodenkredit u. 
Hypothekenbanken. (III, 121 8.) gr. 8°. Berlin, Putt- 
kammer M Mühlbrecht 2.80 
Iiny, KR. E., Das Grundgesetz der Wirtschaftskrisen 
u. ihr Vorbeugemittel im Zeitalter des Monopols. 
Mit5 Tab. u. 1 Kurventaf. (VII, 1468.) gr. 8°, Berlin, 
F. Dürnmler's Verl. 2.—; geb. 2,80 
Litteillmngen der Centralstelle der vereinigten 
Handels- u. Gewerbekammern u. des Centralver- 
bander d. Industriellen Oesterreichs zur Vorbereitung 
der Handelsverträge. Nr. 4. gr. 4%. Wien, W, Brau- 
miüller 2,50 
4. Ein- u. Ausfuhr, die, v, Wolle, Wollengarn u. 
Wollenwaren in den wichtigsten Staaten, samt den 
einschläg. Zolltarifen. Zur Vorbereitg. * künft, 
Handelsverträge zusammengestellt v. der Handels- 
u. Gewerbekamimmer in Brünn. (XXI, 178 8.) 


. 
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Müller, Gnst., Geh. Reg.-R. vortrag. Rat, Die 
chemische Industrie in’ der deutschen Zoll- u. Han- 
delsgesetzgebung des 19. Jahrh. Ein Beitrag zum 
Studium der deutschen Wirtschaftsgeschichte. (XI, 

447 8.) Lex. 8°. Berlin, R. Gaertner 24.— 
Nachrichten üb. Industrie, Handel u. Verkehr 

aus dem statistischen Departement im k. k. Handels- 

ministe ium. 80. Bd. 3. Hft. Lex. 8%. Wien, Hof- u. 


'  Staatsdruckerei. 


3. Berichte üb. die Handelsbewegung, sowie Be- 
werturg der im J. 1901 ein- u. ausgeführten Waren 
des österreichisch - ungarischen Zollgebiets. Zu- 
sammengestellt v. der k. k. Permanenz-Kommission 
f. die Handelswerte. (LVII, 351 8.) 2.40 


Nennder, M., Differenztheorie u. Börsengeschäfte. 
Aus den Gesichtspunkten der Praxis beleuchtet auf 
Grund der gegenwärt. Rechtsprechg. des Reichs- 
gerichts (Urtbeile vom 4. I. u. 8. III. 1902. (Die 
beiden Urtheile im Anh.) (II, 46 8.) gr. 8°, Berlin, 
F. Siemenroth 1.— 


No&, Rich,., Was muss man in Baden von den 
Steuergesetzen wissen ? Die wichtigsten Bestimmen. 
üb. Abgaben an Staat, Reich, Gemeinde u. Kirche, 
nebst e. Anleitg.: Wie reklamiere ich? Für den 
bad. Steuerzahler zusammengestellt, (60 8.) gr. 9, 
Freiburg i/B., F. P. Lorenz 1.20 

Peitz, Bed. Rob., Gesetz üb. die Ergänzungs- 
steuer vom 2. VII. 1902 im Königr. Sachsen. Text- 
Auag., nebst Einleitg., Begründgn. u. e. Sachver- 
zeichnis. :67 8.) 8%. Fiöha, A. Peitz & Sohn 

geb, 1, - 

Reiswitz, W. G. H. v., Gen -Sekr., Ca’ canny. 
(Nur immer hübsch langsam!) Ein Kapitel aus 
der modernen Gewerkschaftspolitik. (Il, 98 8.) 
gr. 8. Berlin, O. Elsner 2.— 


Saling’s Börsen-Papiere, 3. (änanzieller TI. Saling’s 
Börsen - Jahrbuch f. 190271903. Ein Handbuch f. 
Bankiers u. Kapitalisten. Bearb. v. Otto Hartberg. 
(XXL, 1220 8.) gr. 8°. Leipzig, Verlag f. Börsen- 
u. Finanzliteratur geb. in Leinw. 12.— 


Schmoller, Gust., Entstehung, Wesen u. Be- 
deutung der neueren Armenpflege. [Aus: „Sitzungs- 
ber. d. preuss, Akad. d. Wiss.'']) (10 8.) gr. 8», 
Berlin, G. Reimer in Komm, 


Sechramm-Macdonald, Dr. Hago, Der Weg 
zum Wohlstand. Nach dem Muster v. Sam, Smiles 
„Thrift‘‘. 4., durchgeseh. Aufl. (XIII, 304 8.) 8, 
Kassel, G. Weiss 2.80 

Schriften der Centralstello f. Vorbereitung v. 
Handelsverträgen. 21. Hft. gr. 8. Berlin, J. 
Guttentag. 

21. Geering, Dr. Traug., Handelsk. -Sekr., Die 
Handelspolitik der Schweiz am Ausgang des XIX. 
Jahrh. (213 8.) 5.— 

Segesser, Dr. Hans A. v., Die Personentarife 
der schweizerischen Privateisenbahnen und die 

(VIII. 137 8. 





Tarifreformen der Bundesbahnen. 
gr. 9. Zürich, ©. M. Ebell 3.50 
Setina, Ottom.. Rechngsrevid., Schlüssel zur 
Berechnung der allgemeinen Erwerbsteuer. (III, 
102 8.) Fol. Wien, Hof- u. Staatsdruckerei 3.— 


Studien, Münchener volkswirtschaftliche. Hrag. v. 
Lujo Brentano u. Walth. Lotz. 52. Stück, gr. ®°., 
Stuttgart, J. G. Cotta Nachf. 

52. Meyer, Dr. Alfr., Die deutschen Börsensteuern 
1581— 1900. Ihre Geschichte u. ihr Einfluss auf 
das Bankgeschäft, (XII, 74 8.) 2.— 


Verhandlungen, Mitteilangen u. Be- 
richte des Centralverbandes deutscher Industri- 
eller. Nr. 93. Hrag. v. A. A. Bueck. Aug. 1902. gr. 
8°. Berlin, Mitscher & Röstell 1.50 

93. Verhandlungen, die, des Centralverbandes 
deutscher Industrieller m, der Vereinigung der in 
Deutschland arbeitenden Privat - Feuerversiche- 
rungsgesellschaften am 29, u. 30. V, 1902 im Hotel 
Kaiserhof zu Berlin. Hrag. v. H. A. Bueck, (274 8.) 


Verhandlungschaft u. Zeitungs«tim- 
men üb. den 7. deutschen Handlungsgehilfentag 
am 30. III. 1902 in Magdeburg, m. e. Bericht üb, 
die Verhandlgn. des Verbandstages am 31. III, 1902 
u. dem dort genehmigten Geschäftsbericht u. der 
Abrechng. des Verbandes f. 1901. (Schriften, hrag. 
v. der Berufsgenossenschaft Deutschnationaler Hand- 


6% 


lungsgehilfen Verband. 12. Bd. (135 8.) gr. 8°. Ham- 
burg, Deutschnationaler Handlungsgehilfen-Verband 
— 50; 
ın. dem 6. Handlungsgehilfentag in 1 Leinw.-Bd, 2.— | 
Wiedemann, Dr. Alb. Die sächsischen Eisen- 
bahnen in historisch-statistischer Darstellung. (263 8.1 | 
gr. 8°. Leipzig, Tb. Thomas | 
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Zusammenstellung, systematische, der Zell 
tarife des In- u. Auslandes. B. Industrie der Metall, 
Steine u, Erden, Hrsg. im Reichsamt des Innern. 
2. Aufl. (LXIL, 540 S.) Lex. 8*, Berlin, E. 8. Mittler 
& Sohn i- 


Statistik. 


Bericht, statistischer, üb. den Betrieb der unter | 
königl. sächsischer Staatsverwaltung stehenden | 
Staats- und Privat-Eisenbahnen m. Nachrichten üb. 
Eisenbahn-Neubau im J. 1901. (Hierzu 1 Uebersichts- 
karte vom Bahnnetz.) Hrag. vom königl. stichs. Finanz- 
Ministerium. (IV, 167 8.) gr. 4°. Dresden, H. Bur- 
dach 12.50 

Ergebnisse der Zivil- und ———— u. 
Bevölkerungsstand der Gerichtsgefüngnisse u. Straf- 
anstalten des Königr. Bayern im J, 1900, (XXXIX, 
101 8.) gr. 4°. München, Ch. Kaiser 3.— 

Jahrbuch, statistisches, f. die Stadt Presden. 
Jahrg, 1901. Hreg. vom statist. Amt der Stadt | 
Dresden im Aug. 1902, Mit e. Chronik f. 1901. (VI, 
(194 8, m. 1 Bildnis.) Lex. 8°. Drerden, v. Zalın 
u. Jaensch kart. 1.— 

Mitteilungen des statistischen Landesamtes des 
Königr. Böhmen. Deutsche Ausg. III. Bd. 2, Hft. 
Lex. 8°, Prag, J. G. Calve, 

2. Museen 1807. Bibliotheken 1807, Mittel- u. 
Specialschulen 1897 resp. 1896/7. Bauten v. Volks- 
u. Bürgerschulen 1868—1898. (III, XXXIIL, 151 8.) 
2.— 

Mitteilungen des statistischen Landesamtes des 
Königr. Böhmen. Deutsche Ausg. IV. Bd. 1. Hft. 

Lex. 8°. Prag, J. G. Calve. 

1. Ernte-Ergebnisse f. d. J. 1901 u. landwirtschaft- 
liche Industrie. (III, LIV, 43 8.) 2.— 

a ee er ungarische statistische. Im Auf- 
trage den l, ungar. Handelaministers verf, u. 


. durch das königl. ungar,. statist. Centralami 

XXVIH. u. XXIX. Bd. (Ungarisch a 
deutsch.) gr. 4’. Budapest, F. Kilian’s Nachf. geb. 
in Leinw. 


XXVII. Eisenbahnen der Länder der ungarischen 
Krone in den J. 1807, 1898 u. 1899. (III, 23 u. 1818 ) 
6.— — XXIX. Handel, auswärtiger, der Länder 
der ungarischen Krone im J. 1900. (V, 87 u. 187 & 


6.— 
Statistik, preussische. (Amtliches Qmellenwerk | 
Hrag. in zwanglosen Heften vom königl. statisı 
Bureau in Berlin. Hft. 1631, 170 u. 173. Imp. #. 
Berlin, Verlag des k. statist. Bureaus. 
168. Statistik der Landwirthschaft (land- u. fors- 
wirthschaftliche Bodenbenutzung) im preussischen 
Staste f. d. J. 1900. I, Die Bodenbenutzg. im 
allgemeinen. (IV, L, 162 8.) 5.60. — 170. Statistik 
der Landwirthschaft (Anbau, Saatenstand Ernte 
erträge, Hagelwetter und Wasserschäden) im 
preussischen Staate f. d. J. 1901. Mit e. graph 
Darstlig. (IV, XL, 468.) 2.60. — 173. Heilanstalten. 
die, im preussischen Staate während d. J. 1%, 
1899 u. 1900 (XX, 195 8.) 5.60 
Statistik, schweizerische. Hrag. vom statist. Buresu 
des eidg. Departement des Innern. 134. Lfg. gr. ®. 
Bern, A. Francke. 
184, Prüfung, pädagogische, bei der Rekrutierung 
im Herbste 1901. (16 8. m. 1 farb. Karte.) 1%; 
französ. Ausg. 1.50 


hrag 
Neue Folge. 


Politik. 


Flugschriften des alldeutschen Verbandes. 14. Hft. | 
gr. 8%. München, J. F. Lehmann's Verl. 
14. Kundgebungen, Beschlüsse u: Forderungen des 
alldeutschen Verbandes 1890—1902, Zusammen- 
gestellt in der Geschäftsstelle des alldeutschen 
Verbandes, Berlin. (131 8.) —,80 
Gurilitt,Dr.Ludw.,Gymn.-Oberlehr., Der Deutsche 
u. sein Vaterland. Politisch-pädagog. Betrachtgn. e. 
Modernen. (VI, 1348.) gr. 8”. Berlin, — 
Grieben 1.20 





Protokoll üb. die Verhandlungen des Parteitages 
der deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
in Oesterreich. Abgeh. zu Aussig vom 15. bis 18. 
VIII. 1902. (140 8.) gr. 8°. Wien, Wiener Volksbuch- 


handlg. L— 
Schriften, Münchener politische. I. gr. 8°. München. 
F. Stein. 
I. Johannsen, Dr. Joh., Gegen die Konfessionen ! 
Eine Mahng. an die Gebildeten unter ihren Ver 
fechtern in Gestalt e. Kampfschrift gegen den 


Professor der kathol. Theologie Albert Eihrhard in 
Wien u. den Professor der protestant. 
Adolf Harnack in Berlin. (VlI, 198 8.) ı- 
Stühran, J., Ueber die Notwendigkeit oder die 
Nichtnotwendigkeit des Krieges. Ein Beitrag zur 
wissenschaftl. Lösg. der Kriegsfrage. (66 8.) gr. & 
Leipzig, A. Wehner 12% 
Ueber die Autonomie des italienischen Lande- 
teiles nach den Verhandinngen des tiroler Land- 
tages. (45 u, 34 8.) 8°, Innsbruck, Vereins-Buchh 
u. Buchdr, L- 
Windthborst, Dr. Ladw., Stastsminist. a D. 
Parlamentarier, Ausgewählte Reden, geh. in der 
Zeit von 1851 - 1801. 3. (Schluss-) Bd. (3685 S m. 
Bildnis.) gr. 8°. Osnabrück, B. Wehberg 1.50 
Winter, Dr. Fritz, Das österreichische Parls- 
ment. Die Gewählten u. ihre Wähler. Parlamen- 
tarisches Handbüchlein nach den Wahlergebnissen 
der allgemeinen Reichsrathswahlen im Jahre 101 
(63 8.) 12°, Wien, Wiener Volksbuchh. 5 


Varia. 


Düssell, Herm, Amtager,-R. a. D., Rechtskarte 
des Oberlandesgerichtsbez. Frankfurt a. M. (m. 


m, 1 Bildnistaf.) gr. 4°. Berlin, O. Liebmann 
kart. 4.— 


Ausschluss der hohenzollernschen Lande) 1:160,000, Festschrift f. d. XXVI. deutschen Juristenteg in 


68,5 mal 74 cm. Farbdr. Nebst Erläutergen. Hrag. 
v. Amtaricht. 0. Sayn. (VIII, 104 8.) 4%, Wiesbaden, 
C W. Kreidel 


Festgabe, dem 26. deutschen Juristentage in Berlin 
am 10. bis 12. IX. 1902 gewidmet vom Verlage der 


deutschen Juristen-Zeitung Otto Liebmann, (48 8. | 


Beiträgen v. H. Dernburg, Frz. v. Liszt, R. Schroe- 
ter, H. Staub. (l1I, 1238.) gr. 8°. Berlin, J. Gutten- 
geb. in Leinw. 1— 

Kaıserreden. Roden u. Erlasse, Briefe u. Tel- 
gramme Kaiser Wilhelms If. Ein Charakterbild des 
deutschen Kaisers. (VII, 438 8.) gr. $, Leipzig. 
J. J. Weber 6.— ; geb, in Leinw. 7.9 
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Roßberg'ſche Berlagsbuhhandlung, Arthur Roßberg, Leipzig. 


Im November diejes Yahres beginnt zu erfcheinen: 


Geſetzgehung des Königreidg bachſen 


ſeit dem Erſcheinen der Geſetzſammlung im Jahre 1818. 


Hene Bearbeitung 


bejorgt von 


Wilhelm Kranichfeld 


Oberamts richter. 


Das Werk wird in Quartformat in etwa 40 halbmonatlichen Lieferungen zu 8 Bogen 
herausgegeben werden. 

Für die bis Ende diefes Jahres beflellten Exemplare beträgt der Subfkriptionspreis 
M. 1.50 für jede Lieferung; fpäter wird der Preis erhöht werden. 





Verlag von Franz Vahlen in Berlin W. 8. 


Saudwärlerbuc sum Bürgerlichen efekbuche 


von 
Beinrich Bernhardi, 
Landgerichts » Präfidenten in Marburg a. £. 
Dritte, durch Bezugnahme auf die Nebengefehe, die Literatur, die Enticheidungen 
des Reichsgerichts und die preußifchen Ausführnugsbeſtimmungen vermehrte Auflage. 


1902. Gcheftet M. 6.50. Gebunden M. 7.50. 








Schulung für die civiliſtiſche Praxis 
Adolf Stötyel, 


[Präfident der Auftlzprüfungstommiffion, Wirflier Gehelmer Rath ꝛc. xc.] 


Erſter Theil: | Zweiter Theil: 
Fünfte Auflage. — 1902. | Dritte Auflage. — 12. 


Gh. M. 8.—. Gb.M.I9—. | GM 9I— Geb. M. 10.—. 
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Verlag von Gustav Fischer in Jena. 


Soeben erschien: 


Die Einkommensteuergesetzgebung 


in den verschiedenen Ländern æ 


Uon Dr. Otto Müller. 
Preis: 2 Mk. 50 Pfa. 





WARLTL 


Sichtbare Schrift. 


Auswechselbarer 


Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 


Buchst. p. Sek. 


10 Jahre Garantie, 


Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager EIi- 


sen-Ind. Ges. 


Wien]. 


120 Maschinen etc. 
EB .Schrey., 


Berl 1 n8.YW. 18 
Hamburg, 





In der herderſchen Derlagshandlung 
It sreiburg im e iſt jveben er 
ſchiene und durch alle Buchhandlungen 
zu Be 


Stantslerikon. 
— — — Auflage. 


Mitwir 1 von Fe ich mannern 
ausgegeben im * trag rGörres⸗ 
Geiellichaft jur M iflege der Rifenicaft 
im fatholiichen Dentichland von Dr. 
Julius bachem, Rechtsanwalt in Nöln 
I; e] wu 
Rand Hegel bis Mormonen. (IV S, 
u. 1444 Zp 47.13 50; geb. in Original 
Dalbiransband M 16; 50 


IK 
Hargan | Deurinhes nei. van 2 
L Y 0:7 16.5 


9 cerweien. (IV 
1— 50. 


Diem ıftgebeimnig 


weile Au ka des atsleritons — 
Baänden — — 








Verlag von Georg Reimer in Berlin. 


Bor kurzem erfcien:; 


Ins ſtädtiſche Amtsredt 


in Preußen 
Ton Dr. Ange Preuß 
Geheftet 10 ME. = Gebunden 11 Mi. 


AInbaltäverzseibnis: 
I. Das Grundprinzip des modernen Amisrchn 
It. Die ftädtifhen Selbftvervaltungsorpan m 
der Staat 
11, Das innere Amrerecht der Häbıiiden Edit 
vermaltung. 


In meinem Verlag lit erſchlenen; 


nterjuchungen über die 


Genfer Convention # 
von Dr. Guftav Münzel 


— ur 


189 Sciten. ME. 2 — 


6. Ragoczy’s Univ.-Buchhandlum 
(E. Jedele) Freiburg i.B,. 





Helwingsche Verlagsbuchhandlung, Hannover. 


Der unlautere Wettbewerh, 


erläutert durch die Rechtsprechung zum R.-Ges. vom 27. Mai 1896 


von 
F. Birkenbihl, Landrichter. 
1902. XII und 170 Seiten. In biegsamem Einbande Mk. 2.50. 
Die Juristische Wochenschrift schreibt am 28. 6. 1902: 


Im Gegensatz zu der Mehrzahl der übrigen 
Gesetze hat das Wettbewerbsgesetz, seiner Eigenart 
entsprechend, weniger in der Wissenschaft als in 
der Rechtsprechung selbst seine ausgiebigste Er- 
läuterung erfahren. Der Verfasser hat die bisher 
zu diesem Gesetze ergangenen Entscheidungen in 
kurzen, klaren Rechtssätzen unter Wiedergabe des 


zu Grunde liegenden Sachverhaltes in übersicht- 
licher Weise zusammengetragen. 


Wir können diese Art der Kommen- 
tierung vom Standpunkte des Praktikers 
aus geradezu als mustergültig bezeichnen. 


Das Buch ist in den meisten Buchhandlungen vorrätig. 


DAS RECHT ein mu 


Herausgeber: Dr. Hs. Th. Soergel, Freilassing (Bayern). 
Erscheint am 10. und 25. jeden Monats. Bezugspreis M. 3.50 vierteljährlich. 


DES Abonnements ohne Aufschlag bei allen Buchhandlungen und 
Postanstalten. eg 


Die Abonnentenziffer steigt rapide! Seit 1. Januar 1902 beträgt 
der Zuwachs mehr als 700 zahlende Abonnenten. 


= Prospekte und Probenummern kostenfrei. &* 
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Centralblatt für 
freiwillige Gerichtsbarteit 


und Notariat jowie Swangsverfteigerung 


herausgegeben von 


Vberlandesgerichtsrat Dr. Adolf Lobe in Dresden. 


3. Jahrgang. (Juli 1902 bis Juni 1903.) 
Alle 14 Tage erfcheint ein Aeft von mindeftens 2 Bogen Umfang. 
Der jährliche Bezugspreis beträgt MI. 15.—. 
Probehefte Toftenfrei. 


Das Gentralblatt bietet unter Mitwirfung hervorragender Gelehrter und 
Praktiker aus allen Ländern Deutichlands eine Sammelftelle für Wiſſenſchaft 
uud Rechtiprehung auf Dem Gebiete der freiwilligen Gerichtöbarfeit 
und des Zwangöverfteigerungsweiens für ganz Deutichland. Der Be- 
deutung des Gebiets der freiwilligen GerichtSbarteit entiprehend it daher eine be: 
fondere Fahzeitichrift für nanz Dentichland angemejien, da andere Zeit: 
ichriften und Entiheidungsjammlungen naturgemäß entweder einem Sondergebiet 
nicht den erforderlihen Naum gewähren können oder in ihrer Beihränfung auf 
einen einzelnen Bundesitaat und auf Landesrecht nicht die Rechtsentwidlung im 
ganzen Reiche wiedergeben. 


Das Centralblatt enthält folgende Abteilungen: 

Abteilung I. Wertvolle Abhandlungen für Wiflenihaft und Praxis, die der theoretiichen Erlenntnis 
und praftiihen Handhabung der Borihriften auf dem weiten Bebiete der freiwilligen Geribtsbarfeit dienen. 

Abteilung II. Anterefjante und wichtige DOriginal:Entiheidungen ſowohl des Reihsgeridts alt dr 
bayriſchen Oberiten Yandesnerichte und der meriten Onerlandrsgrrichte, Yandarrichte und Amtsgerichte 
aller Bund⸗bſtaaten. Für Das Oberſte Kandeögeriht Münden und die Oberlandesgerichte 
eben ftändige Mitarbeiter fortlaufende Berichte. 

Abteilung III. ine fnitematiihe Weberfidit über Die Mehtiveogung, foweit fie in fämtlichen 
übrigen juriftifhen Zeitichriften Deutſchlands veröffentlicht ift, nebit Auszügen biöher um: 
gedrudter Enticdeidungen, unter genauem Quellenrachweis. Dieſe Ueberſicht tft bejonders wertvoll. 

Abteilung IV. Eine Inftematiihe Heberfiht mit kurzer Inhaltdangabe aller in anderen Zeit 
ſchriften erjhtenenen Abhandlungen auf dem Gebiete der freiwilligen Gericdhtäbarteit, 

Abteilung V. Weberfiht über fämtlihe Gelee und Verordnungen aller Bundeöflaaten auf 
dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit genauem Quellennadweis und kurzer Inhaltsangabe, 

Abteilung VI. Bollitändige Litteraturüberfiht über alle Zeitichriften und Bücher, die die freimillige 
Gerichtsbarkeit betreffen, 

Abteilung VIL Bücderbeiprehungen. 

Die Abteilungen VIII. Anfragen und IX. Untworten dienen der Auskunft über Zweifeltfragen, bie 
von den Yejern des Gentralblattes angeregt und von Autoritäten beantwortet werben. 

Die im 3. Jabrgange neu eingeridtete 

Abteilung X wird in gleicher Weife wie die vorftehenden der freiwilligen Gerichtsbarkeit newidmeten Abs 

teilungen das ganze Gebiet des JZwangsverſte gerungsweſens behandeln, ınst-jondere Abhandlungen und 

Entiherdungen bringen, Für dieſe Abtrıluna haben ihre Diitarbeit bereit® folgende Autoritäten auf diriem 

Gebiete zugeſagt: Oberlandrögeribtsrat Behkinger in Starldrube, Aıntögerichtsrat Dr. Freund in Breslau, 

Reihsgridtsrat Dr. Jäcel in Leipzig, Oberlandesaerihtsrat Reinhard in Treiden u. A. Auf Diele 

wertvolle Erweiterung des ‚„‚Gentralblatted‘ maden wir ganz befonderd aufmerfiam! 


Spmit enthält das Gentralblatt alles, was Richter, Notar 
und Rechtsanwalt für die freiwillige Gerichtsbarkeit brauden. 


Leipzig. Dieterih’iche Verlagsbuchhandlung 
Theodor Weider. 
N333333333335333533535333335353533393 
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Stabel’ihe Verlags-Anſtalt, k. Dof- u. Aniv.-Derlag, Würzburg. 


Demnädft wird mit Erficheinen der 5. Cieferung komplet: 


andbuch für den Gerichtspollzieherdienit 


nah dem Bürgerlichen Gejegbuch, den revidierten Reichsjuftizgefegen und den 

landesrechtlichen Beftimmunaen im Aönigreich Banern mit der euorganifation 

vom Jahre 1900 herausgegeben von Eduard Rottmann, k. Oberamtsrichtera.D. 

2. gänzlich umgearbeit. Auflage mit ausführ!. Inhalts=Ueberficht, ausführl. Sachregifter 

und 40 Sormularıen ın 25 Beilagen. Dollftändig in 5 Lieferungen a Mt. 3.—. Sub: 
ftriptions:Preis giltig bis zum Ericheinen der 5. Eis: mi. 15.—. 

Empfohlen zur Anjchaffung für die Geridtspollzieherei, Gerichtsfchreiberei 

und den Herren Anıtsgerichtsvorftänden, welche die Dienftesaufficht über erjtere führen. 


Sum 101. Male erfcheint heuer: 


Stahel’s gemeinnüß. Schreibtalender, ein Termintalender, Kaſſabuch, 


Baushaltungsbuch und Aus: 
kunftsbuch für 1903. Preis gebunden MI. 1.25, mit Schreibpapier durchſchoſſen 
mi. 2.— BEE Altbemährter Terminkalender für Gerichtsitellen, Gerichtsvollzieher, 
Rehtsanmälte, Notare, Rentämter, Kanzleien etc., jomohl für Katholiken, als Pro. 
teftanten, als Jraeliten eingerichtet. 


Gemeinde-Lerikon des Deutichen Reiches. Aphasctig« Suiammenteuung ver 

* jämtlichen jelbftändigen Ortfchaften 
ınd Gutsbezirke (politifche Gemeinden) im deutichen Reichsgebiete nebſt Angabe der 
infchlägigen Amtsgerichte, Derwaltungsbehörden, Kandgerichte, Oberlandesgerichte und 
tegierungsbezicke. Bearb. von V. Grübel, k. b. Regierungs-Regiitrator a. D. 2. verb. Aufl. 
ww Empfohlen von vielen NTinijterien, Regierungen, Behörden x. brojch. Mk. 5.— 


ıeb. Mk. 6.20. 



















C. 5. Bed’ihe Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 


Soeben lit erichienen : 


Kommentar zur Gewerbeordnung 


von Dr. Robert von Landmann, 
Dierte Auflage 


bearbeitet von Dr. Guftan Rohmer, 
Legationsfefretär I. Klaſſe im f. 6. Staatsminifterlum des K. Haufes und des Aufern. 
In zwei Bänden Erſte Lieferung (= Bog. 1-10) 2 ME. 35 Pf. 

v. Zandmaun’s Sommentar zur Gewerbeordnung fit als ein Hauptwerk ber juriftiichen 
Literatur befannt und bedarf keiner Empfeblung mebr, 

Das Manuffript befindet ſich nabezu vollftändig in den Händen der Berlagsbuchbandlung, 
fodaß der Abſchluß der neuen Auflage für Oftern 1903 in fichere Aussicht geitellt werden kann. 

Das dem Reichstag im Entwurf vorliegende Spezial-Geiek über die Negelung ber gewerblichen 
Kinderarbeit, deilen Zuitandefommen in der jegigen Seſſion des Neidhstages erwartet werden darf, 
fol der neuen Auflage als Anbang beigegneben werden. Die neue (4.) Auflage ericbeint in etwa 10 
Lieferungen 4 2 Mf. 25 Pf. und wird um Oſtern 1903 in 2 Bänden vollftändig vorliegen. Zu jedem 
Band wird nad Abſchluß eine @inbanddele zum Preife von 80 Pf. ausgegeben werden. 


Ferner iſt foeben erſchienen: 


fr. Srettreid,, Oberregierungsrat im kabe Staatsminifterlum des Innern: Geſetz, betreffend 
die Schladhivich: und Fleifhbeihau vom 3. Anni 1900. Tertausgabe mit 
regnen, N ala essen Einleltung und Sadregliter. 17 Boa. M. 8, 
Geb. 2 Mt, o Pf. 


Dr. 3. von Staudinger. Straigeicehbuch für das Deutihe Neih nad dem 
neueiten Stande, Nebit Anbang, entbaltend die widhtigiten ftrafredtliden 
Nebengejege Mit Einleitung, Anmerfungenund Sacdregifter 8. durds 
geichene und ergänzte Uuflage. Not kart. 1 Mt. 


Dr. 6. Meigel, Sriegägerichtsrat beim fal. Generalfommando II, b. Armeecorps: Die 


Zuftändtigteitögrengen zwiihen Militär: und Zivilgeridts- 
barkeit im Deutſchen Heide. 23 Bog. 8%. Leinwandband 6 ME. Su Pf. 
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_ > Verlag von ®. E. Hirschfeld in Leipzig. > 


Soeben erschien: 


Die Reichsfinanzreform 


Dr. pbil. Hans Köppe, 


Gerichtsassessor a.D. in Rostock. 
Preis mk. 3. ⸗ñ. 


Soergel, Rechtiprechung 30 


Die gesamte Rritik 5, Auflage erschienene Werk 


bezeichnet das soeben in BE Stecher er — 
1. 64 ten. 8°, 
9, Mmentbehrlich für jeden Juristen. " gepunden m. 6— 


— —— — — — N — —— — 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Veriags-Anstalt In Stuttgart. 
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oıcı Derlag von Gustav Fischer in Jena. ro ro 


Soeben erscien: 


Register 
zu den Jahrbüchern für > 


Nationalökonomie und Statistik. 


Band I-XXXIV, Neue Folge Band I-XXI, 
Dritte Folge I-XX = Band I-LXXV no 
und Supplementheft [-XXI. rorororaoro 


Bearbeitet von 


Dr. F. Wissomwa. 
Preis: 6 Mark 50 Pfennige. 





Neuer nationalökonomischer Verlag von Gustav Fischer in Jena. 

UMdL, und Sanbetsrifentsaten zu ron an der Schutz der 
nationalen Arbeit. 102. Yreis: 5 pi 

Aus der Praxis der Gothaer Lehensversicherungsbank. u... sc. 


tistisches u. Medizinisches. Bearbeitet von Prof. Dr. Karup, Dr. med. Gollmer 
und Dr. med. Florschütz. Herausgegeben vom Vorstand der Gothaer Lebens- 
versicherungsbank a. G. zur Wiederkehr des Gründungstages der Bank. 1902. 
Preis: 13 Mark. 


Bulletin des internationalen Arbeitsamts. vc, "namacmate u 
* dem Internationalen Ar- 

beitsamt in Basel herausgegeben wird, erscheint monatlich und zwar in einer 
deutschen und einer französischen Ausgabe. Der Abonnementspreis der deut- 
schen Ausgabe beträgt 7 Mark 50 Pf. jährlich, derjenige der französischen 
10 Fres. Soeben erschien Heft 8/9. Der Inhalt der Hefte ist gewöhnlich 
der folgende: Fortschritte der Arbeiterschutzgesetzgebung. — Gewerbeauf- 
sicht. — Arbeitsämter und Enqueten. — Arbeiterversicherungsgesetzgebung. 
— Il. Arbeiterschutz- und Versicherungsgesetze und Verord- 
nungen. (1. Deutsches Reich. 2. Oesterreich. (Reichsratsländer). 3. Belgien. 
4. Vereinigte Staaten. 5. Frankreich. 6. Grossbritannien. Britische Kolonien. 
7. Griechenland. 8. Luxemburg. 9. Niederlande. 10. Russland. 11. Schweden. 
12. Schweiz.) — Il. Parlamentarische Arbeiten auf dem Gebiete des 
Arbeiterschutzes. III. Beschlüsse nationaler und internationaler 
Kongresse, welche den Arbeiterschutz betreffen. IV. Bibliographie. 


Dix, Arthur, Dig Jugendlichen in der Sozial- und Kriminalpolitik. 


Jahresbericht über die Fortschritte und Leistungen auf dem 6e- 
biete der Sozialen Hygiene u. Demographie. 4i."Janre 1000 «1007. 


Von Dr. med. A. Grotjahn und Dr. phil. F. Kriegel. 1902. Preis: 7 Mark 50 Pf. 


Prange, vr. or, Die Theorie des Versicherungswertes in der 


: Teil I: Die Theorie in historischer Entwickelung. 
Feuerversicherung. 1895. Preis: 3 Mark. Teil II: Die Praxis der 
Versicherungswertermittelung. I. Buch: Die Ermittelung des Versicherungs- 
wertes von Baulichkeiten. Preis: 5 Mark. 


Schriften der Geſellſchaft für joziale Reform. 


Herauögegeben von dem Borftande. — Heft 5: Dereins: und Derfammlungsrecht 
wider die Koalitionsfreiheit. Neferat, erjtattet dem Ausſchuß der Geſellſchaft 
für foziale Reform von Ferdinand Tönnies, Eutin. 1902. Preis: 40 Pf. — 
Heft 6. Die Rechtsverhältniffe im Gärtnergewerbe. Referate, dem Ausſchuſſe 
der Gejellihaft für joziale Reform in der Sigung vom 6. Mai 1902 erjtattet 
von M. von Schulz, PVorfißender des Gewerbegerihts Berlin, und Franz 
Behrens, Gejhäftsführer des Allgemeinen deutfchen Gärtnervereins. Preis: 25 Pf. 














714 


7115 16 | 





> Verlag von Duncker & Humblot, Leipzig. 








Das Problem der Zentralisation des schweizerischen Banknotenwesens. 
Von Marcel Godet. 
(Schmollers staats- und sozialw. Forschungen XXI. 1.) 1902. Preis 2.%. 


Die kaufmännische Krediterkundigung. 
Von Eugen Sutro. 
(Schmollers staats- und sozialw. Forschungen XXI. 2.) 1902. Preis 2.40. 


Nikolaus Thaddäus von Gönners Staatslehre. 
Eine rechtshistorische Studie 
von Joh. Bapt. Koch. 
(Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen IV. 1.) 1902. Preis 4.20. 


Die Eisenbahnen im tropischen Afrika. 
Eine kolonialwirtschaftliche Studie 
von Hans Meyer. 
Mit einer Karte. 1902. Preis 4.80 Mk.; gebunden 6 Mk. 


> J J. heines Derlag in Berlin W. 365. 


— — 


Von dem ſo ſchnell verbreiteten Werke: 


Vürgerliches Nedhts-Lerikon 


von E. Chriſtiani, Amtsgerichtsrath 
iſt kürzlich eine Zweite vermehrte Auflage erſchienen. 


Schon die erſte Auflage des „Rectsleritons* Hat in den Kreiſen der Juriſten 
lebhaften Anklang und Verbreitung gefunden. Man bat es als ein für Ricter, 
Anwälte, Notare 2c. jehr brauchbares Nachſchlagebuch bezeichnet. 

In der Neuauflage hat das Werk eine erheblihe Erweiterung er: 
fahren. Nicht nur, dag die Ausführungsgejege der 7 größeren deuticen 
Staaten mit verarbeitet find, ijt auch eine große Anzahl von Gejegen in das Kerl 
neu aufgenommen, aud die Prozeßgeſetze find, ſoweit es nüßlich ſchien, 
in größerem Umfang herangezogen. 

Das Rechtslexikon hat keinen weiteren Ehrgeiz, als daß es dem Augenblifs- 
bedürfmiß dienen will; es fol dem von Gefchäften bedrängten Praktiker Mühe und it 
erfparen ; diefe Aufgabe erfüllt es in glänzender Weife. 


Preis fomplet eleg. geb. Mk. 8.50. 

















m Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 


von 


Stempel aller Art 
aus Kautschuk und Metall 


Struppe & Winckler 


Berlin, Dorotheenstr. 82 


bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 

'f teile. Prospekt bitten zu verlangen, 

auch den unserer den grössten An- 
forderungen genügenden 


Troekenstempel 
Siegelmarken 
uassıyladwajssaneg “aljeygs]ad 
usqmorg “usduezusgmolg 
usjseJeyonug-usdÄL 





Perforirer, Paginirer 


G.K. COOKE & WEYLANDT. — En 
Berlin N., Friedrichstr, 105a. Juristischen Mietbücherei. 


Erete und älteste Fabrik Europas, 





J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München Karlsplatz 29 


Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und Staatswissenschaften. 








Erschienen sind: 
® > J enthaltend: Rechtswissen- 
Antiquariatskatalog Nr. 36 {ntent: Rechtewissen- 
des f kgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. ca. 5000 Nummern. 


® . enthaltend: Volkswirtschaft, 
Antiquariatskatalog Nr. 357 Finanzwissenschaft, Sozialls- 


mus, Statistik. 1500 Nummern. 
Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 


3. Schweißer Derlag cirtpur senier, Münden 


Soeben erſchien: 








Dr. Hans Groß, 
o. 5. Profeflor des Strafrehts an der Deutſchen Univerfität Prag, 


Die Erforſchung des Sachverhalts 
Arafbarer Handlungen. 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizei- und Sicherheitsdienſtes 
des Deutichen Reichs. 
gr. 8°. (12% Bog.) in Ganzleinen geb. Mt. 2.50, 


Landgerihtörat M. in der Augöburger Abendzeitung v. 16.8.1902: 

Tiefe höchſt inftruftive Darftellung et fi In einen allgemeinen u. befonderen 
Tbeil na den einzelnen Reaten, berunter bis zu linfälen bei großen Betrieben, und iſt eine 
unerihböpflide Fundarube, ein ficherer Nataeber, und ein nicht bob genug au ſchätzendes Hilfe- 
mittel auf dem @ebiete der Kriminaliftil. Das Buch follte bei feinem deutſchen Polizeis und Sicher: 
beitsorgan feblen. 
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lungsgehilfen-Verband. 12. Bd. (135 8.) gr. 8%, Ham- Zusammenstellung, systematische, 


burg, Deutschnationaler Handlungsgehilfen-Verband | 
—.50; 
m. dem 6. Handlungsgebilfentag in 1 Leinw.-Bd. 2.— 
Wiedemann, Dr. Alb,, Die sächsischen Eisen- 
bahnen in historisch-statistischer Darstellung. (263 8.) 
gr. &. Leipzig, Th. Thomas — 
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der Zoll- 
tarife des In- u, Auslandes. B. Industrie der Metalle, 
Steine u, Erden. Hrag. im Reichsamt des Innern. 
2, Aufl. (LXI, 340 8S.) Lex. 8%, Berlin, E.& ei 
& Sohn — 


Statistil 


1 
Bericht, statistischer, üb. den Betrieb der unter | 
königl. sächsischer Stastsverwaltung stehenden | 
Staats- und Privat-Eisenbahnen m. Nachrichten üb. | 
Eisenbahn-Neubau im J. 1901. (Hierzu 1 Uebersichts- 
karte vom Bahnnetz.) Hrsg. vom königl. stichs. Finanz- 
Ministerium. (IV, 167 8.) gr. 4%. Dresden, H. Bur- 
dach 12.50 | 
Ergebnisse der Zivil- und Strafrechtspflege u. 
Bevölkerungsstand der Gerichtsgefängnisse u. Straf- 
anstalten des Königr. Bayern im L 1900. (XXXIX, | 
101 8.) gr. 4°. München, Ch. Kaiser 
Jahrbuch, statistisches, f. die Stadt Presden. 
Jahrg. 1901. Hreg. vom statist, Amt der Stadt 
Dresden im Aug. 1902, Mit e. Chronik f. 1901. (VI, | 
194 $, m. 1 Bildnis.) Lex. 3°. Dresden, v. Zahn 
u. Jaensch kart. | 
Mitteilungen des statistischen Landesamtes des | 





Königr. Böhmen. Deutsche Ausg. III. Bd, 2 Hft. | 
Lex. 8°. Prag, J. G. Calve, | 
2, Museen 1897. Bibliotheken 1807. Mittel- u. 


Specialschulen 1307 resp. 1896/7. Bauten v. Volks- 
u. Bürgerschulen 1868—1898. (JII, XXXIIL, 151 8.) 


2— 

Mitteilungen des statistischen Landesamtes des 
Königr. Böhmen. Deutsche Ausg. IV. Bl 1 Hft. 
Lex. 80, Prag, J. G. Calve. 

L Ernte-Ergebnisse £. d. J. 1901 u. landwirtschaft- 
liche Industrie. (III, LIV, 42 8.) 2— 

Mitieilluugen, ungarische statistische. im Auf- 

trage des königl. ungar. Handelsministers verf. u. 


—5* durch das königl. ungar. statist. Centralamt 
Neue Folge. XXVIII. u. XXIX, Bd. (Ungarisch u. 
deutsch.) gr. 4°, Budapest, F. Kilian’s Nachf. geb. 
in Leinw., 
XXVI. Eisenbahnen der Länder der ungarischen 
Krone in den J. 1897, 1898 u. 1899. (III, Zu. 148) 
6&,— — XXIX. Handel, auswärtiger, der Länder 
der ungarischen Krone un L 1900. (V, &7 u. 187 8) 


6, 
Statistik, preussische. (Amtliches Quellenwerk.) 


Hreg. in zwanglosen Heften vom königl. statist. 

Bureau in Berlin. Hft. 168I, 170 u. 173. Imp. & 

Berlin, Verlag des k. statist. Bureaus, 
168, Statistik der Landwirthschaft (land- u. forst- 
wirthschaftliche Bodenbenutzung) im preussischen 
Staate f. d. L 1900. L Die Bodenbenutzg. im 
allgemeinen. (IV, L, 162 8.) 260. — LIND. Statistik 
der Landwirthschaft (Anbau, Saatenstand Emte 
erträge, Hagelwetter und Wasserschäden) im 
preussischen Staste f. d. J. 1901. Mit e. graph. 
Darstlig. (IV, XL, 468.) 2.60. — 173. Heilanstalten, 
die, im preussischen Staate während d. J. 18%, 
1899 u. 1900 (XX, 193 8.) &50 

Statistik, schweizerische. Hrag. vom statist. Buresu 

des or Departement des Innern. 134. Lfg. gr. ®. 

Bern, A, Francke, 
134. Prüfung, pädagogische, bei der Rekrutierung 
im Herbste 1901. (16 & m. 1 farb, Karte.) 1.50; 
französ. Ausg. 1.50 


Politik. 


Flugschriften des alldeutschen Verbandes, 14, Hft. | 
gr. 8°. München, J. F. Lehmann’s Verl. 
14. Kundgebungen, Beschlüsse u‘ Forderungen des | 
alldeutschen Verbandes 1890—1902. Zusammen- 
gestellt in der Geschäftsstelle des alldeutschen 
Verbandes, Berlin. (131 8.) —, 80; 
GI ea ee -Oberlehr., Der Deutsche 
u. sein Vaterland. Politisch-pädagog. Betrachtgn. ©. 
Modernen. (VI, 1248.) gr. 8‘. Berlin, Wiegandt & | 
Grieben 120 | 
Protokoll üb, die Verhandlungen des Parteitages 
der deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
in Oesterreich. Abgeh. zu Aussig vom 15. bis 18. | 
VIII. 1902, (140 8.) gr. & Wien, Wiener Volksbuch- | 
handlig. L— 
Schritten, Münchener politische, L gr. 8°. München. 
F. Stein, 
1. Johannsen, Dr. Joh., Gegen die Konfessionen ! 
Eine Mahng. an die Gebildeten unter ihren Ver 
fechtern in Gestalt e. Kampfschrift gegen den 


Professor der kathol. Theologie Albert Eihrhard in 
Wien u. den Professor der protestant, 
Adolf Harnack in Berlin. (VII, 108 8.) 3— 


‚Stühran, J., Ueber die Notwendigkeit oder die 


Nichtnotwendigkeit des Krieges. Ein Beitrag zur 
wissenschaftl. Lösg. der Kriegsfrage. (66 $.) gr. 8 
Leipzig, A. Wehner 
Ueber die Autonomie des italienischen Lande- 
teiles nach den Verhandlnngen des tiroler Land- 
tages, (45 u, 34 8.) 8°, Innsbruck, Vereins-Buchh. 
u. Buchdr, 1.- 
Windihborst, Dr. Ladw., Staateminist. a. D. 
Parlamentarier, Ausgewählte Reden, geh. in der 
Zeit von 181 - 1891. 3. (Schluss-) Bil (363 & m. 
Bildnis.) gr. 8°, Osnabrück, B. Wehberg 1.50 
Winter, Dr. Fritz, Das Österreichische Parla- 
ment. Die Gewählten u. ihre Wähler. Parlamen- 
tarisches Handbüchlein nach den Wahlergebnissen 
der allgemeinen Reichsrathswahlen im Jahre 1®1. 
(63 8.) 12°, Wien, Wiener Volksbuchh. —.50 


—8 


Varia. 


Düssell, Herm, Amtager,-R. a. D., Rechtskarte 
des Oberlandesgerichtsbez. Frankfurt a. M. (m. 
Ausschluss der hohenzollernschen Lande) 1:160,000. 
68,5 mal 74 cm. Farbdr. Nebst Erläutergn. Hrag. | 
v. v. Amtaricht. 0. Sayn. (VIIL, 104 8.) 4%. Wiesbaden, | 
C W, Kreidel De 


Festgabe, dem 26, deutschen Juristentage in Berlin 
am 10. bis 12. IX, 1902 gewidmet vom Verlage der 


deutschen Juristen-Zeitung Otto Liehmann, (48 8. | 


m, 1 Bildnistaf.) gr. 4°. Berlin, O. Liebmann 
kart. 4.— 
ı Festschrift f. d. XXVI. deutschen Juristentag in 
Beiträgen v. H. Dernburg, Frz. v. Liszt, R. Schroe- 
der, IL Staub. (llIL, 1238.) gr. 8°. Berlin, J. .._ 
tag geb. in Leinw. i- 
Kaıserreden. Reden u. — Briefe u. Tele 
gramme Kaiser Wilhelms II. Ein Charakterbild des 
deutschen Kaisers. (VII, 438 8.) gr. $*. Leipzig, 
J. J. Weber 6.— ; gab, in Leiam. 7.4 
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Im November diejes Jahres beginnt zu erjcheinen: 


Geſetzgehung des 33 Lbachſen 


jeit dem Erſcheinen der Geſetzſammlung im Jahre 1818. 
Hene Bearbeitung 


bejorgt von 


Wilhelm Kranichfeld 


Oberamis richter. 


Das Werk wird in Quartformat in etwa 40 halbmonatlichen Lieferungen zu 8 Bogen 
herausgegeben werden. 

Für die bis Ende diefes Iahres beflellten Eremplare beträgt der Subfkriptionspreis 
M. 1.50 für jede Lieferung; fpäter wird der Preis erhöht werden. 








Verlag von Franz Vahlen in Berlin W. 8. 


Handwörlerhuch zum Bürgerlichen Heſchluche 


von 
Beinrich Bernhardi, 
Landgerichts⸗Präſidenten In Marburg a. 2. 
Dritte, durd Bezugnahme auf die Rebengefehe, die Literatur, die Enticheidungen 
des Meichögerichtö und die preußiſchen Ausführungsbeftimmungen vermehrte Auflage. 
1902. Gcheftet M. 6.50. Gebunden M. 7.50. 


Schulung für die civiliſtiſche Praxis 


Adolf Stölzel, 


[Präfident der Juftlspräfungstommiffion, Wirflider Geheimer Ratb x, xc.] 


Griter Theil: | Zweiter Theil: 
Fünfte Auflage. — 1902. Dritte Auflage. — 192. 
Geh. M. 8.—. Geb. M.9.—. Geh. M. 9.—. Geb. M. 10.—. 
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Verlag von Gustav Fischer in Jena. 


Soeben erschien: 


Die Einkommensteuergesetzgebung 


in den verschiedenen Ländern =» 


Uon Dr. Otto Müller. 
Preis: 2 Mk. 50 Pfa. 


2 ae 


Typensatz. 2 
Buchst. p. 

Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager Ei- 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen etc. 
F.Sc hrey. Berlins.w.ıs, 


Sichtbare Schrift. 
Schnelli 


Sek. 


In der herderſchen Derlagshandlung 
zu Freiburg im Breisgan iſt joeben er: 
ihienen und durch alle Buchhandlungen 
zu beziehen: 


Stantslerikon. 


Zweite, nenbearbeitete Auflage. 


Unter Mitwirtung von Fachmännern 
herausgegeben im Auftrage der Görred: 
Gejellfchaft zur Pflege der Wiſſenſchaft 
im Tatholiichen Dentichland von Dr. 
Julius Bachem, Rechtsanwalt in Köln. 
er.=8, 


III. Band. Hegel bis Mormonen. (IV ©. 


u.1444 Sp.) M. 13.50; geb. in Original: 


Halbfrangband M. 16.50. 
rüber find erſchienen: 
1. Band, Yargan bis Deutſches Reich. (vn ©. 
u. 1440 &p.) M. 13.50; geb. M. 16.54 
I. Band, Dienftgeheimnis bie —— (IV 
S. u. 1410 Sp.) M. 13.50; geb. M. 16,50. 
Die zweite Auflage des Staatsleritons ericeint 
in 5 Bänden von je 9—10 Beften à M. 1.50. 





10 Jahre Garantie, 








INN LDD | 







Auswechselbarer 
keitsrecord 1 


Hamburg. 





Derlag von Georg Beimer in Berlin. 


Bor kurzem erſchien: 


dns ffädtiſche Amtsrecht 


in Preußen 
Von Dr. Ange Preuß 
Geheftet 10 Mt. & Gebunden 11 Mt. 


Inbaltéeverzeichniß: 
Das Grundprinzip des modernen Amte rechte 
It. Die ſtädtiſchen Selbitverwaltungsorgane und 
der Staat. 
111. Das innere Amtsrecht der ſiädtiſchen Selbſt 
verwaltung. 


In meinem Berlag iſt eriienen: 


nterjuchungen über die 


Genfer Convention = 
von Dr. Guftav Münzel 
189 Seiten. Mi. 2.— — 


6. Ragoczy’s Univ.-Bucdhhandlung 
(E. Jedele) Freiburg i.B, 


— 8", 
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Helwingsche Verlagsbuchhandlung, Hannover. 


Der unlautere Wettbewerb, 


erläutert durch die Rechtsprechung zum R.-Ges. vom 27. Mai 1896 


von 
F. Birkenbihl, Landrichter. 
1902. XTI und 170 Seiten. In biegsamem Einbande Mk. 2.50. 
Die Juristische Wochenschrift schreibt am 28. 6. 1902: 


Im Gegensatz zu der Mehrzahl der übrigen 
Gesetze hat das Wettbewerbsgesetz, seiner Eigenart 
entsprechend, weniger in der Wissenschaft als in 
der Rechtsprechung selbst seine ausgiebigste Er- 
läuterung erfahren. Der Verfasser hat die bisher 
zu diesem Gesetze ergangenen Entscheidungen in 
kurzen, klaren Rechtssätzen unter Wiedergabe des 


zu Grunde liegenden Sachverhaltes in übersicht- 
licher Weise zusammengetragen. 


Wir können diese Art der Kommen- 
tierung vom Standpunkte des Praktikers 
aus geradezu als mustergültig bezeichnen. 


Das Buch ist in den meisten Buchhandlungen vorrätig. 


DAS RECHT ein men 


Herausgeber: Dr. Hs. Th. Soergel, Freilassing (Bayern). 
Erscheint am 10. und 25. jeden Monats, Bezugspreis M. 3.50 vierteljährlich. 


Bu5- Abonnements ohne Aufschlag bei allen Buchhandlungen und 
Postanstalten. eg 


Die Abonnentenziffer steigt rapide! Seit 1. Januar 1902 beträgt 
der Zuwachs mehr als 700 zahlende Abonnenten. 


— Prospekte und Probenummern kostenfrei. * 
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Gentralblatt für 
freiwillige Gerichtsbarfeit 


und Notariat jowie Swangsverfteigerung 


herausgegeben von 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Adolf Lobe in Dresden. 


3. Jahrgang. (Juli 1902 bis Juni 1903.) 
Alle 14 Tage erfcheint ein Heft von mindeftens 2 Bogen Umfang. 
Der jährliche Bezugspreis beträgt Mt. 15.—. 
Probehefte toftenfrei. 


Das Gentralblatt bietet unter Mitwirkung hervorragender Gelehrter und 
Praktifer aus allen Ländern Deutichlands eine Sammelftelle für Wiflenichaft 
und Rechtiprehung anf Dem Gebiete Der freiwilligen Gerichtöbarkeit 
und des Zwangöverfteigerungsweiens für ganz Dentichland. Der Be- 
deutung des Gebiets der freiwilligen Gerichtsbarkeit entiprehend iſt daher eine be: 
fondere Fachzeitſchrift für nanz Dentichland angemejien, da andere Zeit- 
ihriften und Entiheidungsiammlungen naturgemäß entweder einem Sondergebiet 
nicht den erforderlihen Raum gewähren fünnen oder in ihrer Beihränfung auf 
einen einzelnen Bundesjtaat und auf Landesrecht nicht die Rechtöentwidlung im 
ganzen Reiche wiedergeben. 


Das Centralblatt enthält folgende Abteilungen: 
Abteilung I. Wertvolle Abhandlungen Für Wilfenihaft und Praris, die der theoretiſchen Grfenntnis 
und praktiſchen Handhabung der Borichriften auf dem weiten Webiete ber freiwilligen Gerichtsbarkeit dienen. 
Abteilung II. Interefiante und wichtige Original:Entiheidungen ſowohl des Reichsgerichts als des 
bayriihen Oberiten Yandernerihte und der meiſten Oherlandrsarricbte, Yandarricbte umd Amtsgerichte 
aller Bundrsftaaten., Für Das Oberſte Kandesgeriht Münden und die Oberlandesgerichte 
geben ftändige Mitarbeiter fortlaufende Berichte. 


Abteilung II. @ine fnitemattiihe Weberfidit über die Rechtſprechung, jowrit fie in ſamtlichen 
übrigen juriftiihen Zeitſchriften Deutſchlands veröffentlicht ift, mıbit Muszügen biöher un: 
gedrudter Entiheidungen, unter genauem Quellenrabmweis. Diefe Ueberficht ift beionders wertvoll. 


Abteilung IV. Eine fnftiematiihe Heberfiht mit kurzer Inhaltdangabe aller in anderen Zeit 
ihriften erſchtenenen Abhandlungen auf dem Grbicte der freiwilligen Gerichtöbarteit. 


Abteilung V. Weberfiht über fämtlihe Gelee und Verordnungen aller Bundesftaaten auf 
dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit nenauem Quellennadtveıs und kurzer Inhaltsangabe. 


Abteilung VI. Vollftändige Kitteraturüberfiht über alle Zeitihriften und Bücher, die die jceiwillige 
Gerichtebarkeit betreffen, 
Abteilung VII. Bücerbeiprehungen. 
Die Abteilungen VIII. Anfragen und IX. Untworten dienen der Auskunft über Yweifeläfragen, bie 
von den Yejern des Gentralvlatteß angeregt und von Autoritäten beantwortet werben. 
Die im 3. Iabrgange neu eingerichtete 
Abteilung X wird in gleiher Weife wie die vorfichenden der freiwilligen Gerichtsbarkeit newidmeten Ab- 
teilungen das ganze Gebiet des Dunnpönerieigerungeweient behandeln, ınst-fondere Abhandlungen und 
Entiherdungen bringen, Für dieſe Abtrılung haben ibre Dertarbeit bereits folgende Autoritäten auf dielem 
Gebiete zugeſagt: Oberlandrögeribtsrat Behinger in Starlerube, Umtögeridhtsrat Dr. Freund in Brestan, 
Reihögrridtärot Dr. Aädel in Leipzig, Obrrlandesgerihisrat Reinhard in Dreſsden u. A. uf Diele 
wertvolle Erweiterung des ‚„Gentralblatteö‘‘ maden wir ganz befonderd aufmerfiam! 


Somit enthält das Ventralblatt alles, was Richter, Notar 
und Rechtsanwalt für die freiwillige Gerichtsbarkeit brauden. 


Leipzig. Dieterih’jche Verlagsbuchhandlung 
Theodor Weider. 
333333333333333333333333333333333933335355353 
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Stabel’jhe VDerlags-Anftalt, k. Bof- u. Univ.-Derlag, Würzburg. 


Demnächft wird mit Ericheinen der 5. Lieferung komplet: 
andbuch für den Gerichtspollzieherdienit 


nah dem Bürgerlichen Gejegbuch, den revidierten Reichsjuftizgefegen und den 

landesrechtlichen Beſtimmungen im Königreich Banern mit der MTeuorganifation 

vom Jahre 1900 herausgegeben von Eduard Rottmann, k.Oberamtsrichtera.D. 

2. gänzlih umgearbeit. Auflage mit ausführl. Inhalts-Ueberficht, ausführl. Sachregiſter 

und 40 Sormularıen ın 25 Beilagen. DVollftändig in 5 Lieferungen a Mt. 3.—. Sub: 
— giltig bis zum Erſcheinen der 5. Lfa. Mt. 13.—. 

Empfohlen zur Anfchaffung für die Gerihtsvolisicherel, Gerichtsfchreiberei 

und den Herren Amtsgerichtsvorftänden, welche die Dienftesaufficht über erjtere führen. 


Sum 101. Male ericheint heuer: 
‘ } 
Stahel $ gemeinnüt. Schreibfalender ein Termintalender, Kaſſabuch, 
! faushaltungsbuh und Aus: 
kunftsbuch für 1903. Preis gebunden MI, 1.25, mit Schreibpapier durchſchoſſen 
mi. 2.— BE Altbewährter Terminkalender für Gerichtsitellen, Gerichtsvollzieher, 


Rehtsanmwälte, Notare, Rentämter, Aanzleien etc., ſowohl für Aatholiken, als Pro— 
teftanten, als JIfraeliten eingerichtet. 


Gemeinde-Lerifon des deutſchen Reiches Aras<tiic« Sufammentetung der 
* jämtlichen jelbjtändigen Ortichaften 

und Gutsbezirke (politifche Gemeinden) im deutjchen Reichsgebiete nebjt Angabe der 
einfchlägigen Amtsgerichte, Derwaltungsbehörden, Kandgerichte, Oberlandesgerichte und 
Regierungsbezirke. Bearb. von V. Grübel, k. b. Regierungs-Regiftrator a. D. 2. verb. Aufl. 
Empfohlen von vielen Mlinifterien, Regierungen, Behörden x. broich. MIR. 5.— 


geb. MIk. 6.20. 








J C. h. Bed’iche berlagsbuchhandlung (Ostar Bed) in Münden. 
Soeben lit erſchienen: 


Rommentar zur Gewerbeordnung 


von Dr. Babert von Landmann, 
Dierte Auflage 


bearbeitet von Dr. Guftau Rohmer, 
Zegationsfekretär I. Klaſſe im f. b. Staatdminifterlum des K. Daufes und des AÄußern. 
In zwei Bänden, Erſte Lieferung (= Bug. 1—10) 2 ME. 3 Bf. 

v. Randmann's Kommentar zur Gewerbeordnung lit als ein Sauptwerk der juriftiichen 
Literatur befannt und bedarf feiner Empfeblung mebr. 

Das Manufkript befinder ih nahezu vollitändigq in den Händen der Verlagsbuchhandlung, 
ſodaß der Abſchluß der neuen Auflage für Dftern 1903 In ſichere Ausficht geftellt werden kann. 

Das dem Reichstag im Entwurf vorliegende Spezial-Gejet über Die Hegelung der gewerblichen 
Stinderarbeit, deifen Zuitandefommen in der jesigen Seſſion des NReichätages erwartet werben darf, 
foll der neuen Auflage als Anbang beigegeben werden. Die neue (4.) Auflage erideint in etwa 10 
Lieferungen 4 2 ME. 25 Pf, und wird um Ditern 1903 in 2 Bänden vollftändig vorliegen. Zu jedem 
Band wird nab Abſchluß eine Einbanddecke zum Preife von SO Pf. ausgegeben werden. 
















Ferner iſt foeben erſchienen: 

fr. Brettreid, Oberreglerungsrat im £. db. Staatäminiitertum des Innern: Geſetz, betreffend 
Die Shlahtvich: uud Fleifhbeihau vom 3. uni 1900. Tertausgabe mit 
Erläuterungen, Ausführungsbeftimmungen, Einleitung und Gadregliter. 17 Bog. NM. 8, 
Geb. 2 Me. wo Br. 

Dr. 3. von Staudinger. Straigeiehbudh für dad Deutihe Reih nad dem 
neuejten Stande, Nebit Anbang, entbaltend die wichtigſten ſtrafrechtlichen 
Nebengeſetze. Mir Einleitung, Anmerlungenund Sachregiſter. 8. durch⸗ 
geichene und ergänzte Auflage. Not fart. 1 ME. 

Dr. ©. Weigel, Kriegägerichtsrat beim fal Generalfommando III, b. Armeecorps: Die 

Zuftändigfeitsarengen zwiſchen Militär- und Zivilgeridhts- 
barkeit im Deuiihen Reiche. 23 Bug. 8% KLeinwandband 6 ME. So Pf. 
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Soeben erschien: 


Die Reichsfinanzreform 


Dr. pbil. Hans Köppe, 


Gerichtsassessor a. D. in Rostock. 


Preis mk. 3. ⸗. 
—EE 


Soergel, Rechtiprechung 0 


Die gesamte Kritik erschienene Werk 
bezeichnet das soeben in S. Auflage einstimmig als 


a, Mnentbehrlich für jeden Juristen. ' German mo 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt In Stuttgart. 
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ac PDerlag von Gustav Fischer in Jena. roro 


Soeben erschien: 


Register 
zu den Jahrbüchern für »> 


Nationalökonomie und Statistik. 


Band I-XXXIV, Meue Folge Band I-XXI, 
Dritte Folge I-XX —= Band I-LXXV mo 
und Supplementheft [-XXI. rororororo 


Bearbeitet von 


Dr. F. Wissomwa. 
Preis: 6 Mark 50 Pfennige. 
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Neuer nationalökonomischer Verlag von Gustav Fischer in Jena. 














Dr. Paul, Dozent an der Akademie für Sozial- 
Arndt, und Handelswiſſenſchaften zu Frankfurt a. M. Der Schuß der 


nationalen Arbeit. 102. preis: 5 pr 
Aus der Praxis der Gothaer Lebensversicherungsbank. 1... .x.. 


tistisches u. Medizinisches. Bearbeitet von Prof. Dr. Karup, Dr. med. Gollmer 
und Dr. med. Florschütz. Herausgegeben vom Vorstand der Gothaer Lebens- 
versicherungsbank a. G. zur Wiederkehr des Gründungstages der Bank. 1902. 
Preis: 13 Mark. 


a a n Das Bulletin, welches von 
Bulletin des internationalen Arheitsamts. ac Inerastimaen ar 
beitsamt in Basel herausgegeben wird, erscheint monatlich und zwar in einer 
deutschen und einer französischen Ausgabe. Der Abonnementspreis der deut- 
schen Ausgabe beträgt 7 Mark 50 Pf. jährlich, derjenige der französischen 
10 Fres. Soeben erschien Heft 8/9. Der Inhalt der Hefte ist gewöhnlich 
der folgende: Fortschritte der Arbeiterschutzgesetzgebung. — Gewerbeauf- 
sicht. — Arbeitsämter und Enqueten. — Arbeiterversicherungsgesetzgebung. 
— I. Arbeiterschutz- und Versicherungsgesetze und Verord- 
nungen. (1. Deutsches Reich. 2. Oesterreich. (Reichsratsländer). 3. Belgien, 
4. Vereinigte Staaten. 5. Frankreich. 6. Grossbritannien. Britische Kolonien. 
7. Griechenland. 8. Luxemburg. 9. Niederlande. 10. Russland. 11. Schweden. 
12. Schweiz.) — II. Parlamentarische Arbeiten auf dem Gebiete des 
Arbeiterschutzes. III. Beschlüsse nationaler und internationaler 
Kongresse, welche den Arbeiterschutz betreffen. IV. Bibliographie. 


Dix, Arthur, Die Jugendlichen in der Sozial- und Kriminalpolitik. 


1902. Preis: 2 Mark. 


Jahresbericht über die Fortschritte und Leistungen auf dem Ge- 
biete der Sozialen Hygiene u. Demographie. uie'Janrs 1000 u. 1001. 
Von Dr. med. A. Grotjahn und Dr. phil. F. Kriegel. 1902. Preis: 7 Mark 50 Pf. 


Prange, or. ort, Die Theorie des Versicherungswertes in der 


: Teil I: Die Theorie in historischer Entwickelung. 
FEUBFVERSICHEFUNG. 1x05. Preis: 3 Mark. Teil 11: Die Praxie der 
Versicherungswertermittelung. I. Buch: Die Ermittelung des Versicherungs- 
wertes von Baulichkeiten. Preis: 5 Mark. 


Schriften der Gejellihaft für joziale Reform. 


Herausgegeben von dem Vorſtande. — Heft 5: Dereins: und Derjammlungsrecht 
wider die Koalitionsfreiheit. Referat, erftattet dem Ausſchuß der Gejellichaft 
für foziale Reform von Kerdinand Tönnies, Eutin. 1902. Preis: 40 Pf. — 
Heft 6. Die Redtsverhältniffe im Gärtnergewerbe. Referate, dem Ausſchuſſe 
der Gejellihaft für joziale Reform in der Sifung dom 6. Mai 1902 erftattet 
von M. von Schulz, Vorfigender des Gewerbegerihts Berlin, und Franz 
Behrens, Gejhäftsführer des Allgemeinen deutſchen Gärtnervereins. Preis: 25 Pf. 





714 


715 716 


&> Verlag von Duncker & Humblot, Leipzig. > 


Das Problem der Zentralisation des schweizerischen Banknotenwesens. 
Von Marcel Godet. 
(Schmollers staats- und sozialw. Forschungen XXI. 1.) 1%2. Preis 2.20. 


Die kaufmännische Krediterkundigung. 
Von Eugen Sutro. 
(Schmollers staats- und sozialw. Forschungen XXI. 2.) 1902. Preis 2.40. 


Nikolaus Thaddäus von Gönners Staatslehre. 
Eine rechtshistorische Studie 
von Joh. Bapt. Koch. 
(Staats- und völkerrechtliche Abhandlungen IV. 1.) 1902. Preis 4.20. 


Die Eisenbahnen im tropischen Afrika. 
Eine kolonialwirtschaftliche Studie 
von Hans Meyer. 
Mit einer Karte. 1902. Preis 4.80 Mk.; gebunden 6 Mk. 


=> ).J. heines Derlag in Berlin W. 55. > 


Bon dem jo jchnell verbreiteten Werte: 








Bürgerliches Rechts Lexikon 


von E. Chriſtiani, Amtsgerichtsrath 
iſt kürzlich eine Zweite vermehrte Auflage erſchienen. 


Schon die erſte Auflage des „‚Rechtslexikons“ hat in den Kreiſen der Juriſten 
lebhaften Anklang und Berbreitung gefunden. Man hat e8 als ein für Richter, 
Anwälte, Notare 2c. jehr brauchbares Nachſchlagebuch bezeichnet. 

In der Neuauflage hat das Werk eine erhbeblihe Erweiterung er— 
fahren. Nicht nur, daß die Ausführungsgeiege der 7 größeren deutichen 
Staaten mit verarbeitet find, ift auch eine große Anzahl von Gejegen in das Wert 
neu aufgenommen, aud die Prozeßgeſetze find, ſoweit ed nützlich ichien. 
in größerem Umfang herangezogen. 

Das Rechtslexikon hat keinen weiteren Ehrgeiz, als daß es dem Augenblicds- 
bedürfmiß dienen will; es fol dem von Gefchäften bedrängten Praktiker Mühe und Jeit 
erfparen ; diefe Aufgabe erfüllt es in glänzender Weife. 


Preis fomplet eleg. geb. ik. 8.50. 
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N Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 


von 


Stempel aller Art 
aus Kautschuk und Metall 


Struppe & Winckler 


Berlin, Dorotheenstr. 82 


bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 

teile. Prospekt bitten zu verlangen, 

auch den unserer den grössten An- 
forderungen genügenden 


essıyladwajssaneg "aljeys]ad 
usqworg uouezuoquold 


Siegelmarken 
Perforirer, Paginirer 
-) UH[9JOYOnıq-usdÄL 





@D Trockenstempel 


.K. COOKE & WEYLAND * en 
Berlin N., Friedrichstr, 105a. Juristischen Mietbücherei. 
Erste und älteste Fabrik Europas, 








J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München Karlsplatz 29 


Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und Staatswissenschaften. 








Erschienen sind: 
. 2 enthaltend: Rechtswissen- 
Antiquariatskatalog_Nr. 36 ar u.a.: die Bibliothek 
des f kgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. ca. 5000 Nummern. 
® . J 7 enthaltend: Volkswirtschaft, 
Antiquariatskatalog Nr. 87 yinanzwissenschaft, Sozial, 
mus, Statistik. 1500 Nummern. 


Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 


3. Schweißer Derlag gurthur senier, Münden 


Soeben erichien: 











Dr. Hans Groß, 
o. d. Profefior des Strafrehts an der Deutſchen Univerfität Prag, 


Die Erforſchung des Sachverhalts 
Arafbarer Handlungen. 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizei: und Sicherheitsdienftes 
bes Deutichen Reichs. 
gr. 8°. (12% Bog.) in Ganzleinen geb. Mf. 2.50, 


Landgerichtörat M. in der Augäburger Abendzeitung v. 16.8. 1902: 

Diefe böchſt inſtruktive Darftelung gliedert ſich In einen allgemeinen u. befonderen 
Theil nad den einzelnen Reaten, berunter bis au Unfälen bei großen Betrieben, und iſt eine 
uner ſchöpfliche Fundarube, ein ſicherer Ratgeber, und ein nicht buch genug au iägendes Dilfe« 
mittel auf dem Gebiete der Kriminaliftil, Tas Buch follte bei feinem deutſchen Polizei» und Sicher: 
beitsorgan feblen. 
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Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 








Deutsche Juristen-Zeitung. Herausg. von Prof. Dr. 


Laband, Reichsgerichts- 
rat a. D. Dr. Stenglein, Justizrat Dr. Staub. Erscheint jeden 1. und 15. Viertel- 
jährl. M. 3.50. Die Jahrgänge 1896--1901 auch eleg. geb. a M. 16.—. Abonne- 
ments: Buchhandlungen, Postanstalten, Verlag. Probenummer und Prospekte gratis, 

Die „Deutsche Juristen-Zeitung‘*‘, die verbreitetste juristische Zeitschrift, ist nach Inhalt, 
Zweck und Charakter ein Fachblatt grossen Stiles. Als Centralorgan für den gesamten deutschen 
Juristenstand beschäftigt sie sich mit allen Fragen aus dem Gesamitgebiete der Rechtswissenschatt, 
des Verwaltungsrechts und der angrenzenden Disziplinen. 
Am 1. Oktober begann ein neues Quartal, 


Stenglein Lexikon des Deutschen Strafrechts nach den 

_ —  °% Entscheidungen des Reichsgerichts zum Str&B. zusammen- 
gestellt v. Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Stenglein. 1900. Zwei Bände, 1950 Seiten. 
gr. Lex. 8°. M. 32. Eleg. geb. M. 37. Ausführliche Prospekte mit Textproben gratis. 

Der Präsident des Strafsenates des Kammergerichts Groschuff, Berlin, urteilt im ‚‚Jurist. 
Litteraturbl.‘‘: „Ein grossartiges Werk! Es erleichtert die Einsicht in die Entscheidungen 
des Reichsgericht« #0 erheblich, dass dadurch die Rechtsprechung des RG. Gemeingut aller prak- 
tischen Kriminalisten wird... . ." 


\ 1 Die strafrechtlichen Nebengesetze des 
Stenglein. Deutschen Reiches. Dritte, gänzlich neu bearbeitete 
und vermehrte Auflage von Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Stenglein. Vierte Lieferung 
soeben erschienen. Damit liegen bereits zwei Drittel der neuen Auflage vor. Komplett 
etwa M. 28.—. Preiserhöhung nach Vollendung vorbehalten, weshalb sich als- 
baldige Subskription empfiehlt. Einzelne Lieferungen werden nicht abgegeben. 


Von 80 Gesetzen der ersten und 90 Gesetzen der zweiten Auflage ist der Inhalt dieses 
Hand- und Nachschlagewerkes auf nunmehr 108 (ienetze gestiegen, wovon 35 Gesetze völlig neu 
aufgenommen sind. Daher stellt sich diese dritte Auflage als ein ganz neues Werk dar. Es urteilt 
darüber u.a. das Archiv für bürgerliches Recht: ‚Die Bearbeitung ist mustergültig. Das Werk 
wird nach seiner Vollendung in der neuen Gestalt eine besondere Zierde unserer strafrechtlichen 
kommentierenden Litteratur bilden.‘ 






























3. Guttentag, Verlagsbudhandlung, 6. m.b.9.in Berlin W. 35. 


mit zahlreichen Beiſpielen 

Handhuch des fſtamentsrecht und Formularen. Dargeſtellt 
von Zeinrich Peiſer, Landgerichtsrat in Danzig. gr. 8°. Preis 8 Mt, 
geb. in ganz Leinen 9 ME. J 


Gewerbeordnung für das Deutihe Reich zer 


Ausführungsbeftimmungen. Tert-Ausgabe mit Anmerkungen und Sach— 
regifter. Uriprünglich herausgegeben von T. Ph. Berger, Regierungsrat 
und Dr. 2, Wilhelmi, Geh. Ober-Regierungsrat. Sechjehnte vermehrte Auflage 
bearbeitet von 9. Spangenberg, Oberverwaltungsgerichtsrat. Tajchen- 
format, geb. in ganz; Leinen, Preis 3 Mt. 























Be Itrafrechtlichen Beltinmungen des Handelsgeſeh 
buches und das Sechandelsitrafredt. Di Lamm 
von Dr. Edwin Kat, Rechtsanwalt beim Landgericht I, Berlin. Zweite 
völlig nen bearbeitete Auflage. ar. 8°. Preis 3 Mt. 





BES Besonderer Beachtung empfehlen wir den beiliegenden Prospekt von}. 1. Heines 
Verlag, Berlin W. 35 betr. Staub, Gesellschaften mit beschränkter Haftung ete. 


Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. j 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 





Literarische 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft der Herren Professoren Dr. Ernst Jaeger 
in Würzburg, Dr, Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in München, 
herausgegeben von 


Professor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 





Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 


XV. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis, 19%? 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr. 12 


Insertionspreis: '/,spalt. Petitzeile 40 Pfg. 


Beilagen nach Übereinkunft, 


Bürgerliches Recht. 


1. Brückner, Herm., Reichsger. Rat, Die 
Miete von Wohnungen und anderen 
Räumen nach dem Bürgerlichen Gesetz- 
buche. Unter Berücksichtigung der Aus- 
führungsgesetze f. Richter u Rechts- 
anwälte. 2.Aufl. gr.8°. (X, 2188.) Leipzig 
(Veit & Comp.) 4.— 

Die vorliegende zweite Auflage ist erheb- 
lich vermehrt und vielfach verbessert. Die 
neue Literatur des B.-G.-B. ist ziemlich voll- 
ständig berücksichtigt, desgleichen die neue 
Rechtsprechung. Der Verfasser behandelt 
Begriff und Voraussetzung des Wohnungs- 
mietvertrags, Rechtsverhältnis zwischen Ver- 
mieter und Mieter, Besitzverhältnis, Unter- 
miete, Vermieterpfandrecht, Beendigung des 
Mietverhältnisses, Einfluss der Rechte Dritter, 
Übergangsrecht, Prozessverfahren in Miet- 
sachen und anhangsweise das Rechtsverhält- 
nis zwischen Gastwirt und Gast, zwischen 
Schlafwagen-Unternehmer und Passagieren. 
Die Ausführungen sind klar und zuverlässig, 
aber weniger eindringend als diejenigen von 
Mittelstein (die Miete, 1900). 


2. Dernburg, Heinr., Prof. in Berlin, Pan- 
dekten. I. Bd. Allgemeiner Teil u. Sachen- 
rechte. 7. Aufl. gr. 8°. (XXII, 728 S.). 
Berlin (H. W. Müller) 

Kaum zwei Jahre nach der sechsten er- 
scheint diese „siebente, verbesserte“ Auflage 
der Dernburg’schen Pandekten, wie die vorige 
unter Mitwirkung von Prof. Biermann in 
Giessen bearbeitet. Dass unter der Herr- 
schaft des B.-G.-B. die ganze Auflage eines 
Pandektenlehrbuchs binnen zwei Jahren ab- 
gesetzt werden könnte, hätte wohl niemand 


gedacht. Nur einem Meister wie Dernburg 
konnte dieser Wurf gelingen. In der That sind 
die Anschaulichkeit und Eleganz seiner Dar- 
stellung und seine Fähigkeit, das praktisch 
Bedeutsame in den Vordergrund zu rücken, 
so einzigartig, dass sie auf dem Gebiete des 
Rechtsunterrichts jede Konkurrenz aus- 
schliessen. Diese Lehrgabe hat sich ja auch 
im neuen bürgerlichen Recht auf das Glän- 
zendste bewährt. 

Der vorliegende Band enthält den All- 
gemeinen Teil und das Sachenrecht, nun fort- 
‚laufend paginiert. Der äussere Umfang weist 
keine bedeutende Änderung auf. Wohl aber 
'sind im Einzelnen vielfache Ergänzungen, 
namentlich auf Grund der neuesten Literatur 
| vorgenommen worden. 


3. Fuchs, Dr. Eugen, Rechtsanw., Grund- 
buchrecht. Komm. z. d. grundbuchrechtl. 
Normen d. B.-G.-B. und zur Grundbuch- 
ordnung. Band IIH. 1. gr.8°. (S.529— 608). 
Berlin (J. J. Heine) — 


Moch vor Vollendung des ersten Bandes 
erscheint nunmehr bereits das erste Heft 
des zweiten vom formellen Grundbuchrecht 
handelnden Bandes. Um die Fertigstellung 
des Gesamtwerks nach Möglichkeit zu be- 
schleunigen, ist Herr Dr. Hugo Arnheim, 
Rechtsanwalt beim Landgerichte Berlin I 
als Mitarbeiter eingetreten. Das Heft bringt 
zunächst in einer Einleitung Abhandlungen 
über die Entstehungsgeschichte der Grund- 
bnuchordnung, den Zeitpunkt ihres Inkraft- 
tretens, das Verhältnis zum bisherigen Recht, 
das Herrschaftsgebiet und die systematische 
Gliederung. Hieran reiht sich die Bearbei- 
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tung der ersten vier Paragraphen der Grund- stand des Schutzes des öffentlichen Glaubens, 
buchordnung. Die Erläuterungen zu den seine Voraussetzungen und seine Wir- 
einzelnen Paragraphen, welche sich durch kungen. Hierauf tritt er in eine Erörterung 
Reichhaltigkeit und tiefes Eindringen in die derjenigen Fälle ein, in denen das Uffent- 
Materie auszeichnen, behandeln durchgehend | lichkeitsprinzip ausnahmsweise nicht Platz 
in drei Abschnitten zunächst das Reichsrecht, greift, untersucht den Fall des Vorhanden- 
hierauf das preussische Recht und am Schlusse | seins mehrerer widersprechender Erbscheine, 
das Landesrecht der übrigen Bundesstaaten. | bezw. Grundbucheinträge und bringt eine 
Das Schlussheft des ersten Bandes wird | Darstellung der Ansprüche des Vorletzten. 
in Kürze erscheinen. Sch. ‚Eine Schlussbetrachtung beleuchtet das In- 
einandergreifen des Schutzes des öffentlichen 
4. Köhler, Dr. Conr., Ger.-Refer., Die Erben- | Glaubens des Erbscheines und des Grund- 
haftung f. Nachlassverbindlichkeitennach | buchs. Literatur und Rechtsprechung sind 
dem neuen deutschen internationalen in ausgedehntem Masse herangezogen. Sch. 
Privatrechte. (VIII, 54 S.). gr. 8° Bonn 
(C. Georgi) Li Br 150° 7. na — —— — 
Der Verfasser behandelt die Frage, wie a a ve 
sich nach Deutschem Internationalem Privat- A 5 — — 
recht(a.7—31E.-G.z.B.-G.-B.)dieHaftungder, _— % Wihckle — 
Erben für Nachlassverbindlichkeiten gestaltet, * en , 2 
In dieser kleinen Abhandlung werden 


d liefert insbesond zur Auslegung d 
E 24, 3, 97-31 EG, z. B.G.B, schätzbare die in den Art. 354—356 des alten Handels- 
Beiträge. gesetzbuchs geregelten Verhältnisse in der 
Gestaltung erörtert, welche sie durch die 
6. Peters, Dr. Waldemar, Die Klagenkon. am 1. Januar 1900 in Kraft getretene Ge 
kurrenz im römischen, gemeinen u. neuen $etzgebung erhalten haben. Zunächst werden 
bürgerlichen Rechte. gr. 8°. (74 8.). Berlin , die unmittelbar gesetzlich eintretenden Fel- 
(0. Haering) 1.50 | gen, — — — auf Erfüllung 
Die Arbeit ist zwar in ihrem das geltende “24 der Anspruch auf Schadensersatz wegen 
Recht behandelnden Abschnitt dürftig aus- Nospäteter Erfüllung, besprochen. Hieran 
gefallen, insbesondere macht sich die Nicht- Shasns übe eg, u dien —— 
beachtung von Hellwig Anspruch und Klag- ger Lei ae br Ich: en * =. e 
recht (1900), bes. 88 11—15, recht empfind- | dere Jas Erfordernis der Anzeire und die 
lich fühlbar, allein sie enthält immerhin eine | \Yirkungen des besarten Rechte zum Gegen. 
Reihe guter Gedanken. Verständig sind die | stand ihrer — een En er 
Ausführungen über die Anwendbarkeit der schläriee Liteeet Fu — ist * rt 
allgemeinen Normen im II. Buche des B.-G.-B. —— erg ERAER Eu: eg 
auf Ansprüche aus sachen-, familien- und ’ l . 
erbrechtlichen Verhältnissen ($ 14). 8. Schatzky, Dr. Geo., Die Grundbuch- 
berichtigung zum Zwecke der Immobiliar- 
6. Reibnitz, Dr. Kurt Frhr. v., Der öffent- vollstreckung. gr. 8°. (67 S.). Breslau 
liche Glaube des Erbscheins im Vergleich (M. & H. Marcus) ps 
buchs. Eine Studie. gr. 8. (&, 868) qm ner, grfasser behandelt zunächst die Ein 
—* —— tragung des nichtverbuchten uldnereigen- 
Berlin (Strappe & Winckler) 2.80 | tums als Voraussetzung der Liegenschafts- 
Der Bruch des Bürgerlichen Gesetzbuchs vollstreekung, sodann die Erwirkung der 
mit dem alten Fundamentalsatze: „Nemo Grundbuchberichtigung durch den betreiben- 
plus juris transferre potest quam ipse habet“ den Gläubiger und zwar 1. den Berichtigungs- 
tritt insbesondere scharf und deutlich in den antrag, 2. den Unrichtigkeitsnachweis, 3. die 
beiden für den Rechtsverkehr so hochbe- Berichtigungsbewilligung. Materialien, Lite- 
deutenden Erscheinungsformen des Erb- ratur und Rechtsprechung sind sorgsam ver- 
scheines und des Grundbuchs hervor. Ein wertet. 
Vergleich dieser beiden Institute muss daher 
als besonders lehrreich erscheinen, wenn man 9. Sehling, Dr. Emil, Prof., Die civilrecht- 
sich über das Wesen und die Bedeutung des lichen Gesetze des Deutschen Reiches 








nunmehr geltenden Prinzips des öffentlichen m. Ausschluss des bürgerlichen Gesetz- 
Glaubens ınformieren will. Das vorliegende buchs u. der handels-, wechsel- u. see 
Schriftchen, dessen Thema der öffentliche | rechtlichen Gesetze, sowie der in der 
Glaube des Erbscheins im Vergleich mit dem Gewerbeordnung, in den Reichsjustiz- 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs bildet, gesetzen, im Zwangsversteigerungsg* 
gibt einen brauchbaren Leitfaden an die setze, in der Grundbuchordnung u. in 
Hand. Nach einigen einleitenden Bemer- | der Reichsstrafgesetzgebung enthal- 


kungen behandelt der Verfasser den Gegen- | tenen civilrechtlichen Bestimmungen- 
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Für die Praxis und zum Gebrauch bei 
Vorlesgn. in zeitl. Folge zusammenge- 


stellt. 3. Aufl. (XII, 692 8.). 8°. Leipzig | 


(Veit & Co.) geb. in Leinw. 5.— 

Die Neuauflage dieser Sammlung ist mit 
Freuden zu begrüssen. Sie stellt, wie der 
Titel zeigt, namentlich die kleinen Gesetze 
und Verordnungen civilrechtlichen Inhalts 
zusammen (mit den Auszügen mehr als 200) 
und bildet so eine schätzbare Ergänzung der 
im Schweitzer'schen Verlag erschienenen 
Sammlung des B.-G.-B. und seiner Neben- 
gesetze. Die Ausstattung ist sehr gut, der 
Preis mässig. 


10. Windmüller, Edg., Refer., Die Bedeutung 


und Anwendungsfälle des Satzes pretium | 


succedit in locum rei, res in locum pretii 
nach gemeinem Recht und bürgerlichem 
Gesetzbuch. (VI, 110 8.). gr. 8°. Heidel- 
berg (C. Winter) 2,80 
Eine recht beachtenswerte Abhandlung 
Nach einer Einleitung über das Surrogations- 
prinzip im allgemeinen behandelt der Ver- 
fasser im ersten Abschnitt die Surrogation 
beim Vermögensinbegriff, im zweiten di 
Surrogation bei einzelnen Gegenständen.Seine® 
Ausführungen sind sorgfältig und bekunden 
ein selbständiges Urteil. Hervorheben möchten 
wir, dass der Verfasser im Gegensatze zur 
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' gemeinen Lehre den Ausdruck „Mittel“ im 
'$ 1381 B.-G.-B. anders auslegt als im $ 45 
K.-O,, dort ‚juristisch‘, hier „wirtschaftlich“. 
Sinn und Zweck beider Vorschriften seien 
grundverschieden. 


11. Zihlmann, Dr. Hans, Der Verlöbnisbruch 
im modernen Recht m. besond. Berück- 
sicht. des schweiz. Privatrechts. (XII, 
156 S.). gr. 8°. Zürich <A. Müller's Verl.) 

“) 
Das vorlierende Werkehen liefert einen 

ı wertvollen Beitrag zum schweizerischen Ver- 
löbnisreeht und seiner Geschichte. Es bringt 
eine einerehende Darstellung der Lehre vom 
Verlöbnisbruch, jener Materie, die wohl am 
meisten von allen Partien des Verlöbnis- 
rechtes juristisches Interesse erweckt. Nach 
einer übersichtlichen Darstellung der histor- 
ischen Grundlagen und der Behandlung des 
Verlöbnisbruches in den modernen Kodifika- 
tionen wendet sich Verfasser dem schweizer- 
ischen Rechte zu und bespricht hier in drei 
länreren Abschnitten die kantonale Gesetz- 
gebung, das Bundesrecht und den Entwurf 
eines schweizerischen (ivilgesetzbuchs. In 
einer Schlussbetrachtung folgen dann noch 
einige Ausführungen über die Rechtsnatur 
| des Verlöbnisses im modernen Recht. Sch. 





I 


Handels- und Seerecht. 


1. Hippel, Dr. jur. v., Reg.-Assessor, Die 


Seemannsordnung, das Gesetz, betr. die 
Verpflichtung der Kauffahrteischiffe zur 
Mitnahme heimzuschaffender Seeleute, 
das Gesetz, betr. die Stellenvermittlung 
für Schiffsleute und das Gesetz, betr. 


Texcausgaben un einige systematische Be- 
arbeitungen erschienen Das Buch von 
Hippel enthält die Seemannsordnung selbst 
und drei Nebenresetze mit eingehenden Er- 


läuterungen und Sachregister. Der Kom- 
mentar von Perels (eleichfalls mit Neben- 


Abänderung seerechtlicher Vorschriften | gesetzen und Register) zeichnet sieh vorteil- 
des Handelsgesetzbuches vom 2. Juni haft durch eine gründliche Verwertung der 
1902. Textausgabe mit Einleitung, An- | Literatur und Rechtsprechung aus. Das in 


merkungen und Sachregister. 16°, (167 S.). 
Leipzig (C. L. Hirschfeld) kart. 2.20 


. Knitschky, weil. Dr. W. E., Die See- 
gesetzgebung des Deutschen Reiches. 
Unter Berücksicht. der Entscheidgn. des 
Reichsoberhandels- u. d. Reichsgerichts, 
des hanseat. Oberlandesgerichts u. der 
Seeämter. Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. 
Sachregister. 3. verm. u. verb. Aufl. 
bearb. v. Oberlandesger.-R. Otto Rudorff, 
gr. 16°. (XX, 1050 8.). Berlin (J. Gutten- 
tag) 4.50 


. Perels, L. Dr. jur., DieSeemannsordn ung 
vom 2. Juni 1902 und ihre Nebengesetze. 
gr. 8°. (XI, 94 S.). Berlin (E. S. Mittler 
& Sohn) 2.—; geb. 2,75 


Nach der Publikation der neuen See- 
mannsordnung vom 2. Juni 1902 und ihrer 
Nebengesetze sind eine ganze Reihe neuer 


1% Autlage vorliegende Werk von Knitschky- 
Kudorff enthält in 85 Nummern die gesamte 
'Seegesetzgebung des Reiches (vorwiegend 
nur Texte und oberstrichterliche Entschei- 
dungen, verbindendes Register), Alle drei 
Ausgaben sind gut ausgestattet. 


4, Francke, W. Ch., Das Recht des Kauf- 
manns. gr. S°. (VII, 156 8.) Leipzig 
(Dr. jur. L. Huberti) geb. 2,75 


5. Stern, Rob., Oberlehrer, Theorie und 
Praxis des Seehandels-Geschäfts. gr. 8°, 


(VI, 99 8.). Ebenda geb. 2.75 
Beide Werkehen gehören der Huberti- 


schen „modernen kaufmännischen Bibliothek“ 
an und enthalten dementsprechend gemein- 
verständliche Darstellungen für Handels- 
kreise. Stern’s Seehandelsgeschäft liegt be- 
reits in zweiter Auflage vor. Dem Handels- 
stande werden beide Bücher treffliche Dienste 
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leisten, da sie klar und korrekt geschrieben 
sind. Auch der angehende Jurist wird sie 
mit Nutzen gebrauchen. 


6. Mittelstein, Dr. Max, Öberlandesgerichtes- 
Rat, Deutsches Binnenschiffahrtsrecht. 
1. Bd. Reichsrechtliche Bestimmungen. 


2 


| 2. Aufl. 3. Lfg. (S. 321—478). Leipzig 

(Rossberg & Berger) 3.— 

Mit dieser Lieferung liegt der Kommen 
tar zum Binnenschiffahrtsgesetze selbst voll- 
endet vor. Der vorzügliche Eindruck der 
ersten beiden Hefte wird durch das dritte 
vollauf bestätigt. Die Schlusslieferung sl 
‚noch in diesem Jahre erscheinen. 


Civilprozessrecht mit Konkurs- und Vollstreckungsrecht. 


1. Marwitz, Dr. W., Landgerichtsrat, Das 
Urteil in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten nach der (ivilprozessordnung für 
das Deutsche Reich in der Fassung v. 
20. 5. 1898. 8°. (X, 163 S.). 
(0. Häring) 

Der Verfasser gibt für die Zwecke der 
Praxis, ohne sich in wissenschaftliche Er- 
örterungen einzulassen, einen Überblick über 
die Arten, die Form und den Inhalt des 
Urteils, zieht aber ausserdem auch die Lehre 
vom Klagegrund und der Behauptungslast 
in den Bereich der Darstellung. Die Dar- 
stellung ist klar und vielfach durch Muster | 
veranschaulicht. Die wichtigere Literatur , 
und Rechtsprechung wurde verwertet. 


2. Schierlinger, Dr. F., Oberlandesger. Rat 
in München, Die bayer. Landesgesetze 
u. Verordnungen z. Ausführung und Er- 
gänzung d. Civilprozessordnung u. d. 
Zwangsversteigerungsgesetzes. (Anhang 
7 Gaupp-Stein's Commentar z. O. P.O. 

(vIIl, 311 8). Tübingen (J. €. — 


Der Schierlinger'sche Anhang zur — 
Stein’schen Civilprozessordnung liegt hier in. 
dritter, mit Rücksicht auf die Umgestaltung 
des bürgerlichen Rechtes und des Prozess- 
rechts völlig neu bearbeiteter Auflage vor. 
Das zuverlässige, gründlich und selbständig 
geschriebene Werk ist für die bayerische 
Praxis von hohem Werte, umsomehr als es 
vollkommen konkurrenzlos dasteht. Der Ver- 
fasser stellt im I. Teile den Text der die 
C.-P.-O. ausführenden und ergänzenden bayer- 
ischen Vorschriften zusammen. Der II Teil 
enthält systematische Erläuterungen unter 
Einhaltung der Legalordnung der C. P. O. und 
mit einem Anhang über die Zwangsenteig- 
nung. Die landesrechtliche Literatur ist er- 
schöpfend verwertet. Streitfragen sind kurz 
präzisiert. Mitunter vermisst man eine aus- 
gesprochene Stellungnahme. So in der wich- 
tigen Frage nach der Bedeutung eines Ein- 
wands aus a. 2 A.-G. z. C.-P.-O. u. K.-0.(8.193 
Note 4). Dass es sich hier (gegen Henle- 
Habel, Böhm u. s. w.) um die prozesshindernde | 
Einrede zeitweiliger Unzulässigkeit des 
Rechtswegs handelt, sollte klar au 
sein. R.-G. Bd. 17 8. 416 wäre nac utragen. 
Die Gegenansicht — die offenbar auch von 


esprochen 


| Schierlinger nicht gebilligt wird — verkennt 
die Bedeutung des $ 274 Nr. 2 C.-P.-O. und 
lässt jeden positiven Anhalt für die proze- 
suale Behandlung des Einwands vermissen. 


3. Schwartz, Joh. Christoph, Prof., Die 
Novelle vom 17./20. V. 1898 u. die künf- 

tige Civilprozessreform. (VII, 205 5. 
gr.8°. Berlin (J. Guttentag)geb. in Leinr. 

4 


Berlin 


Der Verfasser beschäftigt sich mit dem 
Schmerzenskinde der neuen Reichsgesetr- 
gebung, mit der Civilprozessnovelle von 

, 1848. Kaum jemals wurde seit der Gründung 
des Deutschen Reiches eine wichtige Vorlag? 

| so unausgereift, lückenhaft und widersprachs 
| voll zum Gesetz erhoben. Der „Hauptvorzug 
dieser Novelle ist der, dass sie die Unver 
meidlichkeit einer Revision der C.-P.0. ir 
' greller Beleuchtung offenbart. Diese Revision 
verlangt eine ernste Vorarbeit. Nach welche 
Richtungen wir in der Hauptsache Abände- 
ungen und Verbesserungen anzustreben habes, 
darüber will uns die vorliegende Schrift Klar 
|heit verschaffen. Schwartz redet einer Reforn 

— |; im Sinne deutschrechtlicher Quellen das Wort 

' und erblickt im neuen österreichischen Prozes 

| ein vielfach empfehlenswertes Muster. Im Eir 

‘zelnen plädiert er namentlich für eine Er 
‚ höhung der Revisionssumme (S. 15 ff.), für 
' Amtsbetrieb im Zustellungswesen (S. #fi., 
für schriftliche Stoffsammlung (S. 44 ff, fr 
einen Vortermin (S. 59 ff.), gegen die vır 
läufige Vollstreckbarkeit (S. 84 ff.), gegen da 
Anwaltszwang (S. 102 ff.). Die Ansführunge 
sind sehr elegant und angenehm geschrieba 
und enthalten viel Beachtenswertes. 


| 4. Stölzel, Adf., Schulung f. die arils 
tische Praxis. 2 Tle. 8°. Berlin 
| (F.Vahlen)17.— ; geb. 19.—. I.Teild.Auf 
| (KLI, 400 u. 28 8). 8.—; geb. I. 
I. Teil 3. Aufl. (XXXV, 465 3. 
| 9.— ; geb. 10.- 
Das rühmlichst bekannte W ak von Adali 
 Stölzel ist gleichzeitig in einer Nenbearbeitung 
beider Bände erschienen. Sein Wert für die 
Praxis wie für den Rechtsunterricht hat schon 
"lange die höchste Anerkennung gefunde. 
Die Fragen, die den Hauptgegenstand de 
Ausführungen bilden Beweislast de 
ı Klägers, wenn Beklagter behauptet, der Ve 
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trag sei anders, als der Kläger geltend |nahme im Streite der Meinungen ist hier 


macht, abgeschlossen (bestimmter Preis, Be- 
fristung, aufschiebende Bedingung, Zusage 
gewisser Eigenschaften); alsbaldige Klage- 
abweisung bei streitiger Klageforderung, aber 
unstreitiger Gegenforderung, falls nicht die 
Parteianträge der Sachlage entsprechend ge- 
ändert werden — haben die grösste prak- 
tische Bedeutung und sind gerade deshalb 


vorzüglich für die juristische „Schulung“ | 
geeignet. Der Verfasser hat in keinem wesent- | 


lichen Punkte seine Ansicht geändert, aber 
überall die neueste Literatur gründlich nach- 
geprüft. Die im I. Bande vertretene Ansicht 
über die Beweislast wurde in der Hauptsache 
auch neuestens vom Reichsgericht gebilligt. 


Die „Klagänderungstheorie‘“‘ des II. Bandes 
kämpft gegen die bisherige Rechtsprechung | 


des Reichsgerichts an. Für eine Stellung- 


Patent-, Urheber- 


Meyer, Bruno, Entwurf e. (Gesetzes, 
betr, das Urheberrecht an Werken der 
Photographie. Amtlicher Text, nebst 
erläut. Bemerkgn. (16 8.). gr. 8°. Weimar 
—— der deutschen Photographen- 
Zeitg.) ; 
Verfasser, welcher selbst seit Jahren für 
die Reform des Urheberrechts an Werken 
der Photographie schriftstellerisch thätig war, 
auf dessen Anregung manche der Neuerungen, 


die der Entwurf bringt, zurückzuführen ist, 
‘(Dies ist nicht, wie Meyer meint, ein blosser 


der im Mai dieses Jahres als Sachver- 
im Reichs- 


und 
ständiger an den Beratungen 








nicht der Raum; aber so viel ist gewiss, 
dass die „Schule“ dieses Meisters gar nicht 
warm genug empfohlen werden kann. 


5. Walter, Heinr., Rechtsanw. u. Notar a. 
D., und Rechtsanw. Alb. Joachim, Die 
Gebührenordnung f. Rechtsanwälte vom 
7. Juli 1879 i. d. Fassg. v. 20. Mai 1898 
nebst den landesgesetzl. Gebühren-Vor- 
schriften der Bundesstaaten. 4. Aufl. 
d. Walter'schen Komm. 2. Abthlg gr. 8°. 
(S. 161—320). Berlin (H. W. Müller) 3.— 

Von dem unseren Lesern bestens bekannten 


' Kommentarwerke liegt hiemit die 2. Ab- 


teilung, enthaltend die $$ 11—37 der Ge- 
bührenordnung mit überaus gründlichen Er- 
läuterungen vor. Der Schluss des Werkes 
soll in Bälde erfolgen. 


und Verlagsrecht. 


mit dem Hinweis auf den geringeren Schutz 
der literarischen Werke bemängelt, so beruhen 
seine Ausführungen zum Teil auf einem Irr- 
tum. Es ist nämlich nicht richtig, dass ein 
Werk der Literatur, auch wenn es nicht 


—.30 veröffentlicht ist, dreissig Jahre nach dem 
: Tode des Urhebers Gemeingut wird, vielmehr 


behalten auch die unter das Gesetz vom 


:19. Juni 1901 fallenden Werke ihren Schutz, 
‚solange sie nieht veröffentlicht sind und 


amte des Innern teilnahm, erklärt in den 


erläuternden Bemerkungen, die er dem amt- 
lichen Text des Entwurfs und der Begrün- 
dung beigefügt hat, in allen Richtungen sein 
Einverständnis 
Regierung, die er, soweit sie von dem gel- 
tenden Rechte abweichen, der Reihe nach 
kurz bespricht. Nur in einem Punkte geht 
nach seiner Ansicht der beabsichtigte Schutz 
der Photographien zu weit: insoferne ein 
nicht erschienenes Werk den Schutz für 
immer behalten soll. Wenn Verfasser dies 


mit den Vorschlägen der 





von der Veröffentlichung an noch zehn Jahre. 


Eu erlagsschutz“.) Geht der Vorschlag der 
Regierung durch, so werden die Werke der 
Photographie künftig i im Verhältnisse zu den 
Werken der Literatur und der Tonkunst nur 
insoferne günstiger gestellt sein, als nur 
das Erscheinen der Photograpbie, nicht jede 
andere Art der Veröffentlichung, die Schutz- 
frist in den Lauf bringt und ferner vom 
Erscheinen an die Frist immer fünfzehn 
Jahre beträgt, während bei den anderen 
Werken diese Frist, wenn der Urheber ein- 
mal dreissig Jahre tot ist, auf zehn Jahre 
beschränkt ist. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Abhandlungen des 
Seminars an der Universität Berlin. 
Hrsg. von Prof. Dr. F. v. Liszt. 


(J. ———— 


3. Radbruch. Dr. G. Reter, 


kriminalistischen | 


Neue | 
Folge. I. Bd. 3.—5. Hit. gr. 8”. Berlin | vor uns. 





Refer., Der Begriff des Zuhälters im 
Reichsstrafgesetzbuch. (V, 27 8.). 1.20 


Wir haben hier Arei tüchtige Arbeiten 
Den ersten Platz unter ihnen 


| verdient unstreitig die Schrift von Radbruch. 
Die In geistvoller Weise kennzeichnet dieser den 


Lehre v. der adäquaten Verursachung. Standpunkt der verschiedenen Vertreter der 


(V, 848) 2— — 4. 
Graf zu, Refer., 


Dohna, Dr. A. Theorie vom adäquaten Kausalzusammenhang 
Die Stellung der, und mit Scharfsinn übt er Kritik daran. 


Busse im reichsrechtlichen System des Er kommt dabei zu dem Ergebnisse, dass 
ie (VI, 59 8.). man von keinem dieser Standpunkte aus zu 


2.— — 5. Jaffa, Dr. S.. Kammerger.- | einer 


sicheren wnd festen Bestimmung 
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des Begriffs, wie sie für das Strafrecht er- nach dem Grunde, der die an sich als Kürper- 
forderlich sei, gelange. Dem geltenden verletzung zu beurteilende Handlung der 
Rechte gegenüber hält er eine Einschränkung , Strafbarkeit entkleidet. Übereinstimmend mit 
der Buri'schen Kausalitätslehre im Sinne der Oppenheim u. A. erblickt er die (Quelle dieses 
Lehre vom adäquaten Kausalzusammenhange, die Strafbarkeit ausschliessenden Grunde 
soweit es sich um schuldhafte Herbeiführung im Gewohnheitsrecht. Man wird ihm auch 
eines Erfolgs handle, für überflüssig, während hierin beizustimmen haben, freilich nicht in- 
er die Notwendigkeit einer solchen Ein- soweit, als er ein negatives Gewohnheitarecht 
schränkung anerkennt bei den durch den gegenüber strafrechtlichen Sätzen annimmt; 
Erfolg qualifizierten Handlungen. Fine denn man wird vielmehr sagen müssen, die 
ähnliche Unterscheidung macht er für das Gewohnheit habe die ausserstrafrechtlich, 
bürgerliche Recht. — Die Abhandlung von auch für das bürgerliche Recht namentlich 
Dohna legt zunächst dar, wie die scharfe für die Frage der Entschädigungspflicht) 
Abgrenzung des öffentlichen Rechts vom bedeutsame Norm geschaffen, dass gewiss 
Privatrecht und der Übergang des Straf- vom Arzt vorgenommene Körperverletzungen 
rechts vom Einzelnen auf den Staat all- nicht rechtswidrig sind. Den Strafaus- 
mählich dazu führte, den Civilanspruch auf schliessungsgrund selbst (richtiger also den 
den Ersatz von Vermögenswerten zu be-. Grund mangelnder Rechtswidrigkeit‘ findet 
schränken und wie sich damit mehr und der Verfasser in der Anwendung der ärzt- 
mehr das Bedürfnis zeigte, der völligen lichen Norm, die aber den Arzt im Falk 
Schntzlosigkeit der idealen Güter des Lebens ausdrücklichen Widerspruchs nicht decke 
entgegenzuwirken. Verfasser vertritt dann soll, während anderseits einen der ärztliche 
den Standpunkt der herrschenden Meinung, Norm widersprechenden Eingriff weder die 
dass die Busse nicht Strafe, sondern Ersatz, Einwilligung noch der ausdrückliche Wunsch 
aber nicht nur des materiellen, sondern auch des Patienten rechtfertigen, bei Unmöglie- 
des ideellen Schadens ist. Zur Lösung der keit der Einwilligungserholung aber da 
Schwierigkeiten, welche daraus erwachsen, objektiv normgemässe Vorgehen zur Begrün 
dass die Busse materiell dem Civilrecht, dung der Straflosigkeit genügen soll. Wie 
formell dem Strafrechte angehört, glaubt ' steht es aber in dem Falle, wenn der Arzt 
Verfasser eine unfehlbare Formel gefunden | einen „normgemässen“ Eingriff in einem 
zu haben. — Jafa gibt in seiner Schrift in Falle macht, in welchem der Patient zwar 
Kürze die Entstehungsgeschichte des $ 11a. nicht widersprochen, aber auch nicht einge 
Im Gegensatze zu einigen anderen Schrift- | willigt hat und die Einwilligung hätte en 
stellern nimmt er an, dieser Paragraph enthalte | geholt werden können, wenn auch die Ein 
eine erschöpfende Definition des Begriffes „Zu-  holung mit Schwierigkeiten verbunden war 
hälter“. Er spricht sich gegen das mehrfach (vgl. den Fall Ihle)? Verfasser ist offenbar 
behauptete Erfordernis eines Abhängigkeits- der Meinung, dass es auf die Einwilligung, 
verhältnisses zwischen Dirne und Zuhälter wenn nur kein Widerspruch erhoben it, 
aus, verlangt aber dafür das Moment der überhaupt nicht ankommt; denn er formuliert 
Schädigung des Vermögens der Dirne, ver- am Schlusse: „Jeder nach Massgabe der ärzt 
bunden mit der Absicht, aus der Dirnen- lichen Norm nicht gegen den ausdräcklie 
eigenschaft der Frauensperson übermässigen geäusserten Willen des Patienten vorge 
Vorteil zu ziehen. ; nommene ärztliche Eingriff ist straflos.“ Auch 
‚darin dürfte er Recht haben; dann ist aber 
2. Behr, Dr. Alb., Ärztlich-operativer Ein- der Leitsatz 3 von der Unmöglichkeit de 
griff u. Strafrecht. (78 8.). gr. 8°. München Einwilligungserholung überflüssig, ja sog 
(A. Buchholz) 1.60 irreführend. 

Die berühmte Streitfrage wird nicht eher z 5 

zur Ruhe kommen, als bis der Gesetzgeber 3. Dalcke, Dr. A., weil. Ob.-Staatsanw. Geh 


ein Machtwort gesprochen hat. Bis dahin Ob.-Justizr., Strafrecht u Strafpruzes. 
aber dürfen wir jedem Schriftsteller dankbar Eine Sammig. der wichtigsten, das Sir 
sein, der zur Klärung dieser Frage beiträgt. recht u. das Strafverfahren betr. (Gesetze 
Verfasser hat zweifellos einen schätzbaren Zum Handgebrauche f. den preus. — 
Beitrag hiezu geleistet. Nach Erörterung und tiker erläutert u. hrsg. S., verm. u. vers 
Kritisierung der bisherigen Ansichten bringt Aufl., besorgt = Amtsricht. P s —— 
er eine Darlegung seiner eigenen Auffassung, | (VII, 929 S.). 8°. Berlin (H. W.M ui 
mit welcher er uns nicht gerade viel Neues geb. in Leinw. 84 


sagt, deren Wert aber darin liegt, dass er, Mit vorliegendem Werke wollte ursprüng 
aus dem, was bisher gesagt wurde, das lich (1879) der Verfasser den mit der H 

Brauchbarste hervorholt und in präcisen, den habung des Strafrechts betrauten preussischen 
Bedürfnissen des Lebens entsprechenden Richtern und Anwälten bei dem Eintritt a 
Sätzen formuliert. Mit Recht bekämpft er die neue Ära der Strafrechtspfiege ein prab 
die Ansicht, der ärztliche Eingriff sei über- tisches Handbuch darbieten, welches in de 
haupt keine Körperverletzung und forscht er weitaus grössten Mehrzahl der Fälle die Zur 
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handnahme noch anderer Bücher entbehrlich 
machen sollte. Verfasser hat zweifellos nicht 
nur diesem mehr vorübergehenden Zwecke 


gedient, sondern für die Dauer ein wert- 


volles, gerne benütztes Hilfsmittel geschaffen; 
dies wird bewiesen durch die Thatsache, dass 
das Buch nunmehr schon in 8. Auflage er- 
scheint und seinen Schöpfer sogar überlebt 
hat. Es bietet in der That viel und, was 


es enthält, in sehr übersichtlicher Anordnung. 


Der erste Teil umfasst die auf den Straf- 
prozess bezüglichen Gesetze und preussischen 
Verordnungen, der zweite Teil das St.-G.-B. 
und die wichtigsten Spezialstrafgesetze des 
Reichs und Preussens. Da die einzelnen 
Bestimmungen mit reichem Material zur Er- 
läuterung auf Grund der Entscheidungen der 
obersten Gerichte und der Literatur, sowie 
mit entsprechenden Verweisungen und An- 
führung korrespondierender Vorschriften ver- 
sehen sind, musste sich Verfasser auf eine 
Auswahl von Gesetzen beschränken, um den 
Umfang des Werkes nicht zu sehr anwachsen 
zu lassen. Die neue Auflage ist nach dem 
Stande der (resetzgebung und Rechtsprechung 
vom Juli ds. Js. vervollständigt. 


Die strafrechtlichen Bestimmungen des 
Handelsgesetzbuchs u. d. Seehandelsstraf- 
rechts. Mit Kommentar u. Anmerkungen. 

2. Aufl. 8°. (VII, 122 S.). Berlin 

(J. Guttentag) 3.— 

Die Schrift enthält die Strafvorschriften 
des neuen H.-G.-B. unter Anführung der zu 
ihrer Ergänzung dienenden Bestimmungen 
in den Anmerkungen, den $ 75 des Börsen- 
gesetzes, welcher an die Stelle des Art. 249 d 
des früheren H.-G.-B. getreten ist, das Gesetz 
betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe 
vom 22. Juni 1899 vollständig, die Straf- 
bestimmungen der Seemannsordnung vom 
2. Juni 1902, wieder unter Abdruck der korre- 
spondierenden Vorschriften des Gesetzes in 
den Anmerkungen, endlich ein alphabetisches 
Sachregister. Verfasser verwertet in seinen 
Erläuterungen die vorhandene Literatur und 
die Rechtsprechung des R.-G. und würdigt 


dieses Material mit scharfsinnigem Urteil. 


In seinen eigenen, zum Teil eingehenden 
Ausführungen zeigt er sich besonders als 
Kenner des Aktienrechts. Was die eigent- 
lich strafrechtlichen Begriffe betrifft, er- 
scheint manche Erörterung als sehr anfecht- 
bar; so namentlich Anm. 2 8. 11, 12 über 
den Begriff „absichtlich“ — wenn dieser 
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' Bestellung den objektiven Thatbestand nicht 
beeinflusst, muss es doch gleichgiltig sein, 
ob der Thäter den Mangel kennt oder nicht, 
während anderseits die Nichtkenntnis des 
Mangels die ordnungsmässige Bestellung 
nicht ersetzen kann. 8. 82 Anm. 10 ist über- 
‚sehen, dass Seemannsordn. $ 93 Abs. 3 von 
'St.-G.-B. $ 298 durch Zulassung mildernder _ 
Umstände abweicht ete. 





5. Neuberg, Johs., Untersuchgsricht. Landr., 
Zusammenstellung sämtlicher Reichs- 

| gesetze strafrechtlichen Inhalts (m. Aus- 
| nahme des Strafgesetzbuches), nebst An- 
| führg. der dazu ergangenen Entscheidgn. 
| des Reichsgerichts. (XV, 448 8). 8°, 
| Leipzig (Dieterich) geb. in Leinw. 6.— 
Das Buch enthält eine Anzahl sog. straf- 
‚rechtlicher Nebengesetze in chronologischer 
‚ Reihenfolge bis zum Süssstoffgesetz. Aber 
es enthält weitaus nicht alle, obwohl im Vor- 
wort gesagt ist, dass es sich um eine Aus- 
gabe der Spezialstrafgesetze handelt und der 
Titel eine Zusammenstellung sämtlicher 





1 
1 


‚ Reichsgesetze strafrechtlichen Inhalts mit 
ı Ausnahme des St.-G.-B. ankündigt. Seite IX 
|bis XI finden wir dann eine Übersicht über 
4. Katz, Dr. Edwin, Rechtsanwalt in Berlin, ; die 


„sonstigen“ strafrechtlichen Bestim- 
mungen der Bundes- und Reichsgesetze, 
welche in der Sammlung weggelassen sind; 
es sind dies nicht weniger als 42, darunter 
die Konkursordnung, die Gewerbeordnung, 
die gewerblichen Versicherungsgesetze, das 
Genossenschaftsgesetz ete. Nach welchen 
Grundsätzen Herausgeber bei dieser merk- 
würdigen Ausscheidung verfahren ist, er- 
scheint ganz unerfindlich. Die Brauchbar- 
keit des im übrigen handlichen und gut 
ausgestatteten Buches wird durch diese Un- 
vollständigkeit erheblich herabgemindert. 


6. Olshausen, Dr. Just., Öberreichsanw., Die 
Strafgesetzgebung des Deutschen Reichs. 
4. Bd. Die Reichs-Straf-Nebengesetze — 
m. Ausschluss einzelner Materien. 
Textausg. mit Anmerkgn. u. Sachregister 
zum prakt. Gebrauch. 2. Aufl. (XVI, 
472 S.). gr. 16°. Berlin (F. Vahlen) 
geb. in Leinw. 3.— 
Wir haben hier eine weitere Fortsetzung 
‘der in diesen Blättern schon besprochenen 
‘handlichen Textausgabe mit Anmerkungen 
|vor uns. Das Bändchen enthält die Reichs- 
Straf-Nebengesetze mit Ausschluss der den 
künftigen Abteilungen vorbehaltenen Ma- 








gleichbedeutend mit „wissentlich“, so ist |terien: des geistigen Eigentums, des Ver- 
nicht erklärlich, warum dolus eventualis nicht | sicherungswesens, der Abgabengesetzgebung 
genügen sollte; die für diese Ansicht eitierten | und des Strafrechts für die Konsular- und 
Urteile des R.-G. beziehen sich auf die $$ 263, , Schutzgebiete. Die Anmerkungen sind auch 
288 St.-G.-B., wo das Wort „Absicht“ eben in diesem Bändchen sehr kurz gehalten, sie 
eine andere Bedeutung hat —; 8.23 Anm. 2 | dienen nicht der Erläuterung, sondern ent- 
— wenn der Mangel der ordnungsmässigen | halten in der Hauptsache nur Verweisungen, 
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7. Seuffert, Dr. Herm., Prof. in Bonn, Ein 
neues Strafgesetzbuch f. Deutschland. 
gr.8°. (87 8.). München (C. H. Beck) 2.— 


Die Strafrechtsreform wird nachgerade 
zur brennenden Frage; wie sich zu ihr Ge- 
lehrte mit dem praktischen Blick eines Her- 
mann Seuffert stellen, ist interessant genug, 
um dem Erscheinen der Schrift Bedeutung 
zu verleihen. Es ist bekannt, dass Verfasser 
Gegner der Vergeltungslehre ist; was nach 
seiner Auffassung mit der Strafe erreicht 
werden soll, ist Verminderung der Verbrechen 
durch Einwirkung auf die Verbrecher. Mag 
aber, sagt er, das künftige Strafgesetzbuch 
von dieser oder jener Grundtendenz ausgehen, 
wenn es nur seinen prinzipiellen Standpunkt 
klar erkennen lässt und diesen auch festhält. 
Sollte der Reichstag die Grundtendenz des 
Entwurfs verwerfen, so würde Verfasser der 
Ablehnung der Vorlage und der Vertagung 
der Reform gegenüber dem Zustandekommen 
eines Geseztes, das nicht aus einem Guss 
ist, den Vorzug geben. Zunächst soll man 
sich, meint Verfasser, über gewisse Grund- 
fragen, wie Zurechnungsfähigkeit, Alters- 
frage, geminderte Zurechnungsfähigkeit, Glie- 
derung der Strafthaten und Umfang des Ge- 
setzbuchs, Eıfolgshaftung und Behandlung 
des Versuchs, schlüssig machen. Die Strafe 
soll überall nur das äusserste Mittel sein; 
nicht auf neue Strafbarkeiten, sondern auf 
Minderung der bestehenden soll der Gesetz- 
geber bedacht sein. Die meisten That- 
bestände des besonderen Teiles unseres bis- 
herigen St.-G.-B, werden freilich auch nach 
Seufferts Ansicht herüberzunehmen, einzelne 
der gebrauchten Begriffe aber genauer zu 
bestimmen sein, so der Urkundenbegriff, die 
Beleidigung, der grobe Unfug ete. Die Polizei- 
übertretungen sollen ausgeschieden, dafür 
aber die Strafbestimmungen der Spezial- 


J 
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satz“ will Sewffert beseitigt wissen ; das Ge 


setz soll die entsprechende Schuldstufe, wenn 
Vorstellung des Erfolges genügt, mit ,„‚wissent- 


lich“, ausserdem mit „willentlich‘‘ oder einem 


ähnlichen Ausdrucke bezeichnen. Die Erfolgs 
haftung ist zu verwerfen, die grundsätzliche 
Milderung der Versuchsstrafe aufzugeben, 
ebenso die grundsätzliche Differenzierung 
von Hilfeleistung und Mitthäterschaft. Ver- 
ıfasser ist Gegner der Todesstrafe, ist sich 
‘aber darüber klar, dass in absehbarer Zeit 
ihre Abschaffung nicht zu erwarten ist; 
jedenfalls muss ihre ausschliessliche An- 
drohung bei Mord etc. fallen. Als weitere 
Ziele der Reform gelten dem Verfasser die 
Vereinfachung des Systems der Freiheits- 
‚strafen (Gefüngnis, Haft, Arbeitshaus), die 
‚gesetzliche Einführung der bedingten Ver- 
urteilung, Anpassung der Geldstrafe an die 
Vermögensverhältnisse des Verurteilten, Weg- 
fall der Umwandlung einer Geldstrafe in 
Freiheitsstrafe, scharfe Behandlung der Rück- 
fälligen, grundsätzliche Verfolgunz der Aus- 
landsthaten, soweit sie inländische Interessen 
berühren. Mehrfach kleidet Verfasser seine 
ı Vorschläge in die Form von klar und scharf 
| gefassten Gesetzesvorschriften. 


8. Stenglein, Dr. M., Reichsger.-Rat, Ap- 
pelius, Dr. H., Staatsanw., und Prof. Dr. 
6. Kileinfeller, Die strafrechtlichen 
Nebengesetze des Deutschen Reichs 
Dritte, gänzlich neu bearbeitete u. ver- 
mehrte Auflage, bearb. von Dr. M. 

| Stenglein. 4. Lig. gr. 8*. (S. 609— 800 

Berlin (Otto Liebmann) 4.20 

Diese neue Lieferung ist der in Nr. 11 

dieser Blätter besprochenen dritten ungemein 

‚rasch gefolgt. Sie enthält einige für das 

ı Strafrecht besonders wichtige Gesetze: das 

ı Pressgesetz (soweit es nicht schon in der 


* 


gesetze in das St.-G.-B. aufgenommen werden. dritten Lieferung enthalten), das Spreng- 
Der Streit über die Willensfreiheit soll ausser | stoffgesetz, das Auswanderungsgesetz, die 
der Erörterung bleiben; Kriterium der Zu- | Strafbestimmungen der Konkursordnung, die 
rechnungsfähigkeit soll einzig und allein die Wuchergesetze, einen Teil der Gewerbeord- 
Bestimmbarkeit durch Normen sein. Im Fall nung in neuester Fassung u. a. Es besteht 
der Freisprechung wegen Geisteskrankheit nunmehr die Aussicht, dass die nene Auf- 
u. dgl. soll das Gericht in der Lage sein, lage dieses für den Praktiker unentbehrlichen, 
sofort über die Verbringung in eine Irren- aber auch für die wissenschaftliche Be 
anstalt zu beschliessen. Die Grenze der handlung des Strafrechts ausserhalb des 
Strafunmündigkeit wünscht Seuffert bis zum | St.-G.-B. wertvollen Hilfsmittels sehr bald 
vierzehnten Lebensjahre hinaufgerückt; bis zum Abschlusse kommt. 

zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 


soll dann nicht mehr die Einsicht in die 9. Thomsen, Dr. Andr., Prof. in Münster, 


Strafbarkeit, sondern die Bestimmbarkeit Untersuchungen üb. d. Begriff d. Ver 
durch Normen entscheiden. Unkenntnis der brechensmotivs. gr. 8°. (VII, 354 S) 
Gesetze soll vor Strafe schützen, wenn die München (C. H. Beck) 8.— 


Kenntnis des übertretenen Gesetzes dem An- Die vorliegende Schrift enthält wohl die 
geklagten nicht zugemutet werden kann.  eingehendste Untersuchung, welche das Ver 
Die geminderte Zurechnungsfähigkeit ist zu  brechensmotiv bisher erfahren hat. Wie 
berücksichtigen ; beruht sie auf krankhafter : schon der Titel zeigt, will Verfasser nicht 
Geistesbeschaffenheit, so soll der Richter etwa darthun, welche Motive zu den ein 
Verbringung desVerurteilten in eine Zwischen- | zelnen Verbrechen führen können oder die 
anstalt anordnen können. Das Wort „Vor- | möglichen Motive eines Verbrechens klassi- 
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fizieren, sondern seine Forschungen gelten 
‚der zweiten Definition sucht er von den ge 


der Frage, welchen Erscheinungen bei dem 


psychischen Werdegang des Verbrechens der 


Begriff des Motivs zukommt. Zu diesem 
Behufe stellte er zunächst drei „Schulbei- | 


spiele“ auf, welche sowohl zur Auffindung 


einer richtigen Detinition, sowie als Prüfstein 
für diese wie für fremde Definitionen dienen 
sollen. Es folgt dann die Kritik der bis- 
herigen Begriffsbestimmungen, wie sie in 
der Rechtswissenschaft und in der Philosophie | 
zu finden sind. Hieran reihen sich die 
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Charaktereigenschaften und Absichten.“ In 
fundenen Einzelvorstellungen die gemein- 
samen Bestandteile zu abstrahieren und zu 
einer Gemeinvorstellung zu vereinigen: 
„Motiv eines Verbrechens ist jedes Glied der 
' Entwieklungskette eines Triebes bezw. einer 
Charaktereigenschaft bis an den Thatbestand 
dieses Verbrechens.“ Die dritte Definition 
gilt der Unterscheidung der Urmotive von 
den Zwischenmotiven. Weiterhin finden wir 
u.a. eine Analyse des Urmotivs und seines 


eigenen Untersuchungen, bei denen Verfasser | Verhältnisses zu den weiteren Motiven, eine 
einerseits den Sprachgebrauch, anderseits die genauere Abgrenzung des Motivs gegenüber 
Etymologie zu Grunde legt. Das Ergebnis | ähnlichen Erscheinungen und eine Erörterung 
fasst er in drei Definitionen zusammen. Die | der gesetzgeberischen Ausdrucksweise hin- 
erste, welche die einzelnen Elemente auf- | sichtlich des Motivs.. Mit einigen Bemer- 
zählt, lautet: „Die Motive eines Verbrechens | kungen über die Schwierigkeit prozessua- 
(einer Handlung) sind die den Thäter zu lischer Ermittelung der Motive schliesst die 
demselben (zu derselben) hinführenden Triebe, treffliche, namentlich sehr gründliche Arbeit. 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 
Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Brettreich, Fr., Oberregier.-Rat, Ges. betr. ! | 
d. Schlachtrieh- u. Fleischbeschau v.3) 


Quellen dargestellt. 8°. (VII, 128 S.). 


6. 1900. Textausg. m. Erläut., Aus- | 
führungsbestimmungen, Einleitung u. 
Sachregister. (XVIII, 265 S.). München 
(C. H. Beck) in Ganzleinen geb. 2,50 


Diese Ausgabe bietet nach einer orien- 
tierenden Einleitung den mit knappen Er- 
läuterungen versehenen Gesetzestext und die 
für das ganze Deutsche Reich erlassenen Aus- 
führungsbestimmungen. Das Gesetz mit An- 
merkungen umfasst 65 Seiten. (In der guten 


Ausstattung der bekannten roten Ausgaben | 


des Beck'schen Verlags.) 


2. Buchka, Dr. K. v., Geh. Reg.-R. vortrag. | 


Rat, Gesetz betr. die Schlachtvieh- u. 


Fleischbeschau vom 3. VI. 1900, nebst | 
Ausführungsbestimmungen. Hrsg. u. er- 


läutert. (Zugleich Ergänzg. zu: Die 
Nahrungsmittelgesetzgebg. von Dr. K. 
v. Buchka.) (VIII, 184 S.). 8°. Berlin 
(J. Springer) kart. 
Dieses Buch bildet eine Ergänzung zu 
der von uns früher besprochenen Ausgabe 
der „Nahrungsmittelgesetzgebung‘‘ desselben 
Verfassers. Einem kurz erläuterten Gesetzes- 
text (27 S.) folgen die für das ganze Reich 
erlassenen Ausführungsbestimmungen. Die 


Ausgabe ist auch ohne das Hanptwerkchen 


verwendbar. 


3. Grantzow, Karl, Königl. Polizeileutnant, | 
Einrichtung und Dienstbetrieb, Ersatz- ' 


und Beamtenverhältnisse dentscher 
Schutzmannschaften. Nach amtlichen 


2.40 | 
ı Reichsgesetze gehörig.) 





Berlin (E. S. Mittler & Sohn) 1.75, geb. 2.60 
Das obige Thema ist mit besonderer Rück- 


‚sicht auf die Berliner Schutzmannschaft unter 


Benützung amtlicher Quellen behandelt. Nach 
einem allgemeinen Überblick sind die Or- 
ganisation der deutschen Schutzmannschaften, 


der Ersatz, der Schutzmannsdienst, die persön- 
‚lichen V erhältnisse und das Ausscheiden aus 


dem Dienst dargestellt. 


4. Lebbin, Dr. Geo., Handels- u. Ger.-Chem., 
Das Weingesetz vom 24. V. 1901. Mit 
den ergangenen Ausführungsbestimmgn. 
erläutert. Text-Ausgaben m. Anmerkgn. 
gr. 16°. (168 S.). Berlin (J. Guttentag) 

geb, in Leinw. 1.50 

Eine recht brauchbare Ausgabe! Die An- 
merkungen sind bei aller Kürze doch ziem- 
lich eingehend (Text mit Erläuterungen 628.). 
Die Ausführungsbestimmungen des Reichs 
und der Bundesstaaten sind abgedruckt. 
(Zur Guttentag’schen Sammlung deutscher 


5. Olshausen, H., Baupolizei-Gesetz der 
Stadt Hamburg vom 20. VIII. 1882, Text- 
ausg. m. Einfügg. der nachträglich er- 
lassenen, m. dem Baupolizei-Gesetze im 
Zusammenhange steh. Verordngn., An- 
merkgn., nebst Sachregister u. Anh. (VI, 
191 S.). gr. 8°. Hamburg (O. Meissner's 
Verl.) 2,40; geb. 3.— 

Diese Zusammenstellung hamburgischer 
Baupolizeiordnungen ist im Auftrage der Bau- 
polizeibehörde hergestellt. Die notwendig- 
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sten Erläuterungen und Entscheidungen sind | 
als Anmerkungen beigesetzt. | 


er 
740 


gebungsmaterialien ist eine Einleitung über 
die Absichten und Ziele des Gesetzes zu- 


' sammengestellt und letzteres selbst erläutert. 


6. Pietsch, W., Geh. exp. Sekretär im Reichs- 
Eisenbahn-Amt, Die Eisenbahn-Gesetz- | 
gebung d. Deutschen Reichs. Textausg. | 
m. Anmerk. u. Sachreg. 16°. (X, 630 S.). 
Berlin (J. Guttentag) 5.— | 

Das vorliegende Buch bietet eine Samm- 
lung der wichtigsten Vorschriften des Reichs 
über das Eisenbahnwesen nebst Auszlgen | 
aus der Reichsverfassung und dem Handels- 
gesetzbuch sowie kurzen Anmerkungen, die 
sich grösstenteils auf Verweisungen u. dergl. 
beschränken. Die Ausstattung ist die be- 
kannte der Guttentag’schen Sammlung deut- 
scher Reichsgesetze. 


7. Rohrscheidt, Kurt v., Regier.-Rat, Das 
Fleischbeschaugesetz vom 3. Juni 1900. 
Mit sämtl. Ausführungsbestimmungen 
f. d. Deutsche Reich u. dem Preussischen 
Ausführungsgesetze vom 28. Juni 1902. 
Für den praktischen Gebrauch erläutert. 
2 Aufl 16°. (VIII 291 8). Leipzig 
(C. L. Hirschfeld) 4.— 

Mit ausgiebiger Benützung der Gesetz- 


Der Gesetzestext mit Anmerkungen umfasst 
63 Seiten. Die Reichsausführungsbestim- 
mungen und das preussische Ausführung» 
gesetz sind abgedruckt. (Zu Hirschields 
Taschengesetzsammlung gehörig.) 


8. Weber, Friedrich, Oberinspektor b.d. 
Generaldirektion d. k. württ. Posten u. 
Telegraphen, Ratgeber für d. gesamten 
Telegraphen- und Telephon-Verkehr. 
gr. 8°. (VI, 818.). Leipzig (Dr. jur. L. 
Huberti) geb. 2.75 


— Der Kaufmann im Verkehr mit der 
Post. gr. 8°. (VIII, 131 S.). Ebenda 
geb. 2.75 


Diese nützlichen, zunächst für den Kauf- 
mannsstand bestimmten Büchlein schildern 
die Post, die Telegraphie und Telephonie 
sowohl hinsichtlich ihres Entwicklungs- 
ganges als auch hinsichtlich ihrer heutigen 
Einrichtung als öffentliche Verkehrsanstalten. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Dove, Dr., Professor, Wirtschaftliche 
Landeskunde d. deutschen Schutzgebiete. | 

8°. (VIIL, 113 S.). Leipzig (Dr. jur. L. 
Huberti) 2.75 

Ein Büchlein, das wir mit grossem Inter- 
esse in die Hand genommen und mit grosser | 
Befriedigung aus der Hand gelegt haben. 
Die Aufgabe, die der Verfasser sich gestellt 
hat, nämlich das über unsere Kolonien vor- 
handene Material zu einem anschaulichen 
und belehrenden Bild der Einzellandschaften | 
zu verarbeiten, ist in trefflicher Weise ge- 
löst. Die Arbeit ist in erster Linie für den 
Kaufmann und verwandte Berufe bestimmt, 
kann aber jedem Gebildeten, der sich für 
unsere Schutzgebiete interessiert, als Ein- 
leitung in das Studium der Wirtschafts- 
geographie derselben warm empfohlen werden. 


2. Kolleck, Georg und Dr. Franz Ziegler, 
Private Wohlfahrtspflege für Fabrik- 
arbeiter, Beamte und ihre Familien im 
organischen Zusammenhang mit der 
Socialen Reform des Reiches nebst typi- 
schen Beispielen und Formularen aus 
der Praxis. gr. 8°. (XIX, 
Berlin (Bruer & Co.) 
Das vorliegende Werk ist herausgegeben 
von dem „Bergischen Verein für Gemeinwohl“ 
und gehört zu den von diesem Verein auf 
der Düsseldorfer Ausstellung vorgeführten 


"Bemerkungen beigefügt. 


285 u. 1848). 
3.— liches Bild von den in vieler Hinsicht muster- 


Druckschriften über seine Thätigkeit und 
seine Erfolge. Es soll Aufschluss geben über 
die private Wohlfahrtspflege im Bergischen 


Lande und ihren Zusammenhang mit der 


staatlichen Sozialreform. Der 1. Teil gibt 
eine Übersicht über Entstehung und Eht- 


' wicklung der als typischer Betrieb gewählten 


Bergischen Stahlindustrie. Der 2. Teil ent- 
hält eine eingehende Beschreibung der ge 


samten Wohlfahrtseinrichtungen für die Ar- 


beiter, Beamten und deren Familien. Im 3. Teil 


‚empfängt der Leser an der Hand des Lebens 


laufes einer Arbeiterfamilie und anderer Bei- 
spiele einen genauen Einblick in die Einzel- 


heiten des praktischen Geschäftsganges und 


des Dienstbetriebes des Wohlfahrtsbureaus 
Zur Erhöhung der praktischen Gebrauchs- 
fähigkeit des Buches sind die zur Anwendung 
gelangenden Formularien mit erläuternden 
In einem umfang- 
reichen Anhang finden wir zahlreiche auf 
den 2. Teil bezügliche tabellarische Über- 
sichten und sonstige statistische Nachweise, 
sowie das Akten- und Bücherverzeichnis der 
Wohlfahrtsverwaltung. Das vorliegende Buch 
gibt uns nicht nur ein klares und anschau- 


gültigen Wohlfahrtseinrichtungen des oben- 
genannten Vereins und seiner Mitglieder im 
Bergischen Lande, sondern es ist auch ein 
treffliches Handbuch der privaten Wohlfahrts- 


741 


pflege für Fabrikarbeiter und Beamte, das 
wir Interessenten aufs wärmste empfehlen 
können. 


3. Kowalewsky, Maxime, Die ökonomische 
Entwicklung Europas bis z. Beginn d. 
kapitalist. Wirtschaftsform. Mit Ge- 
nehmigg. des Verf. aus dem Russ. übers. 
v. Leo Motzkin. II. Die Feudalisierg. des 


Grundbesitzes in ökonom. Beziehung. 8°. 


(V, 466 S.). Berlin (R. L. Prager) 6.—; 
geb. 7 

Wir haben den 1. Band des vorliegenden 
Werkes bereits in einer der früheren Nummern 
angezeigt. 
„Feudalisierung des Grundbesitzes in ökono- 
mischer Beziehung“. Das 1. Kapitel schildert 
die Entstehung 
8. und 9. Jahrhundert, das 2. Kapitel den 
Bildungsprozess der grossen Grundherr- 
schaften in England und die Verdrängung 
des freien Gemeindeeigentums durch ab- 
hängiges gutsherrliches. Das 3. Kapitel ist 
der altgermanischen Mark gewidmet. Kapitel 
4—7 beschäftigen sich mit der Entwicklung 
der Agrarverfassung in Frankreich und be- 
handeln im einzelnen das französische Gut 


| 


Der 2. Band handelt von der, 


des Grossgrundbesitzes im 


142 


und der von den Waren zu entrichtenden 
Abgaben. Das Buch ist sachgemäss einge- 
teilt und gibt einen gedrängten aber klaren 
Überblick über die in Österreich-Ungarn und 
Deutschland bestehenden Verhältnisse. Dass 
dabei die österreichischen Verhältnisse ein- 
gehender berücksichtigt werden als die deut- 
schen erklärt sich aus der Staatsangehörigkeit 
des Verfassers, muss aber vom Standpunkte 
des deutschen Lesers aus bedauert werden. 


5. Wendt, Dr. Oscar, Lübecks Schiffs. und 
Warenverkehr in den Jahren 1365 und 
1369 in tabellarischer Übersicht auf 
Grund der Lübecker Pfundzollbücher 
aus denselben Jahren. 8°. (64 u. Tab.). 
Lübeck (Lübeke & Nöhring) 1.50 


Aus den Lübecker Pfundzollbüchern von 


1368 und 1369, d, h. aus den damals auf- 


im 9.—11. Jahrh., und das- nordfranzösische | 


Gut und das freie Kleineigentum im 11. und 
12. Jahrh., die Gemeindenutzungen in Frank- 
reich im 12, und 13. Jahrh. und die Evolution 
des Hörigkeitsrechtse in Frankreich. Das 
8. Kapitel ist dem Gutssystem und Hörig- 


keitsrecht in der Bretagne, das 9. dem Boden- 


besitz und der Gutswirtschaft in der Nor- 
mandie gewidmet. Auch der 2. Band trägt 
ein reiches Material zur Geschichte der Agrar- 
verfassung zusammen, das vom Verfasser 
gesichtet und zu anschaulichen Bildern ver- 
arbeitet wird. Wenn wir uns auch den An- 
sichten des Verfassers nicht durchweg an- 
schliessen können, so müssen wir doch hervor- 
heben, dass sein Buch ausserordentlich viel 
zur Aufhellung der vielfach verwickelten und | 
dunklen agrarischen Verhältnisse jener Zeiten | 


beiträgt und dass es dem Wirtschaftshistoriker , 


ebensoviel Belehrung wie Anregung bietet. 
Die Übersetzung ist wohl gelungen. 


4. Kralik, Anton, Öberamtskontrolor, Zoll- 
gesetzeskunde für Kaufleute. 8°, (VIII, 
119 S.). Leipzig (Dr. jur. L. Huberti) 

geb. 2.75 


Das vorliegende kleine Buch soll den 
Handels- und Gewerbetreibenden als Nach- | 
schlagebuch, den Schülern der höheren Handels- 
lehranstalten als Leitfaden dienen. Es be- 
schränkt sich streng auf die Zollgesetzes- 
kunde, d.h. auf die Darstellung der Art und 
Weise des 
Waren, der Beschränkungen des Verkehrs 





genommenenVerzeichnissen über dieErhebung 
eines Wertzolles von allen ein- und ausgehen- 
‚den Schiffen und Waren teilt uns der Ver- 
fasser in tabellarischen Übersichten mit er- 
‚ läuternden Bemerkungen interessanteAngaben 
mit, die uns einen erwünschten Einblick in 
den Schiffs- und Warenverkehr Lübecks in 
jenen Jahren gewähren. 


6. Zimmermann, Emil, Finanzrat, Das Ver- 
kehrssteuergesetz vom 6. 5. 1899 nebst 
den Vollzugsvorschriften. 16°. (XXXVI, 
423 S.). Karlsruhe (J. Lang) geb. 5.— 


Es ist das badische Verkehrssteuergesetz 
‚(Gesetz, die Besteuerung des Grundstücks- 


| verkehrs betr.) vom 6. Mai 1899, von dem 


der vorliegende Kommentar handelt. Er ent- 
hält in der Einleitung eine Entstehungs- 


‚ geschichte dieses Gesetzes und eineZusammen- 


stellung der wichtigsten Bestimmungen des- 
selben: ferner den Gesetzestext mit aus- 
führlichen Erläuterungen und die verschie- 
‚ denenVollzugsvorschriften. Die Erläuterungen 
zum Gesetz stützen sich auf die einschlägigen 
Gesetzesmaterialien, die ergangenen Entschei- 
dungen des Verwaltungsgerichtshofes und der 


‚obern Steuerbehörden, sowie auf die noch 


massgebenden Erkenntnisse und Verfügungen 
zur früheren Aceisordnung. Der Verfasser, 


‚der durch seine Stellung als Verkehrssteuer- 


internationalen Verkehrs mit 


referent bei der Stenerdirektion zur Abfassung 
des Kommentars besonders berufen erschien, 
hat mit demselben eine Arbeit geliefert, die 
‘den einschlägigen Behörden, aber auch allen 
Privatpersonen, die unter das Gesetz fallende 
Akte vornehmen, von grossem Nutzen bei 
der Anwendung und Auslegung desselben sein 
werden. Ein ausführliches alphabetisches 
Sachregister erleichtert die Benützung des 
Kommentars. 
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Sammelwerke. 


Brockhaus, Konversationslexikon. 
vollständig nen bearbeitete Auflage. 
Neue revidierte Jubiläumsausgabe. Band 
IX. Lex. 8°. (1056 S.). Leipzig (F. A. 
Brockhaus) geb. in Halbfrz. 12.— 
Zwischen unsern beiden grossen Konver- 
sationslexiken herrscht ein edler Wetteifer, 
immer auf der Höhe der Zeit zu stehen. 


Eneyklopädien. 


14. Jetzt aber, da eine Neuauflage des „Meyer“ 
rockhaus“ 


zu erscheinen beginnt, hat der „B 

bereits den Mittelband seiner stolzen Bände- 
reihe dem Heer seiner Freunde gebracht. 
Freuen wir uns, dass die Deutschen aller 
Länder zwei solche gewaltige Unterneh- 


‚mungen fort und fort zu alimentieren ver- 
‚ mögen ! 


Varia. 


1. Aus dem Berliner Rechtsleben. 
gabe zum XXVI. Deutschen Juristen- 
tage. Überreicht vom Urtsausschusse. 
gr. 8°. (129 S.). Berlin (Franz Vahlen) 

geb. 4 

Die vortrefflich ausgestattete, mit Ab- 
bildungen und Plänen versehene Festgabe 
enthält folgende Aufsätze: 1. Das Berliner 
Stadtgericht von 1272 bis 1879 (Kammer- 
gerichtsrat Dr. Friedr. Holtze), 2. Die recht- 
sprechenden Behörden Berlins (Gerichtsasses- 
soren Fickler und Schroeder), 3. Die Ber- 
liner Justizgebäude (Gerichtsassessor W. eyse), 
4. Die Anwaltschaft in Berlin (R.-A. Dr. Isay), ' 
5. Die juristische Fakultät der Friedrich- 


Wilhelms-Universität (Privatdozent Dr. 
Wolff). 
2. Galle, Dr. R. in Berlin, Pädagogisches 


aus alten deutschen Rechtsdenkmälern. 
Zugleich ein Beitrag zur Geschichte des 
Erziehungsrechts. gr. 8°. (37 S.). Gotha 
(E. F. Thienemann) — 60 


Das kleine Schriftchen bietet für den 
Juristen wie für den Pädagogen eine inter- 
essante Lektüre. In einer Einleitung ver- 
breitet sich der Verfasser insbesondere über 
Sozialpädagogik und die Beziehungen zwischen 
Rechtsleben und Erziehungswesen im Mittel- 
alter. Von den zwei Abschnitten, in welche 
sich die anschliessende eigentliche Abhand- 
lung gliedert, behandelt der erste die öffent- 
liche Tradition des Rechts als sozialpäda- 
gogischer Faktor. Im zweiten Abschnitt 
folgt dann eine Darstellung der pädagogischen 
Bestandteile der älteren dentschen Rechte, 
welche das altgermanische Strafrecht und 
das rechtliche Verhältnis zwischen Mündigen 


Fest- und Unmündigen in pädagogischer Hinsicht 


würdigt. Das Büchlein zieht eine grosse 
Anzahl von Quellenstellen in den Bereich 
seiner Betrachtung und berücksichtigt auch 


‚in entsprechendem Masse die er 


'rechtshistorische Literatur. 


3. Kockerols, Dr. Karl Wilh., Notar, Das 
rheinische Recht, seine zeitliche u. räum- 
liche Begrenzung. 8°. (72 S.). Hannover 
(Helwing) F 


Die interessante Schrift behandelt: die 
Abgrenzung des Gebiets; die Einführung der 
französischen Gesetzgebung in den neun bel- 
gischen und den vier rheinischen Departe- 
ments, die holländischen und altfranzösischen 
' Departements, die Einführung in Berg: die 
Gesetzgebung der deutschen Zwischenrver- 
' waltungen und die Aufteilung des Gebiets; 
Rheinbayern, Rheinhessen, Birkenfeld und 
Baden; Rheinpreussen; die deutschen Aus- 
führungsgesetze. 


4. Werner, G., Landrichter, Führer durch 
bürgerliches Recht und Prozess für Ge 
richtsschreibereibeamte. gr. 8°. (VII 
55 8.). Berlin (F. Vahlen) kart. 1.40 


Der Verfasser will in dieser Zusammen- 
stellung den Gerichtsschreiber-Anwärtern und 
zwar in erster Linie den preussischen einen 
systematischen Überblick über diejenigen 
Stellen geben, an denen die wichtigsten Vor- 
schriften —* 'bürgerliches Recht, Civilprozess 
und freiwillige Gerichtsbarkeit zu finden 
sind. Diesem Zwecke wird das Buch voll 
kommen gerecht. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 


schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche | 


Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 


und Dr. A. if. 35. Jahrg. 1902 
Nr. 12. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) — 
Das zwölite Heft des Jahrganges 12 


gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v.Seydel. enthält: Die Ausgabe von Hypothekenpfand- 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg | briefen und die Hypothekenregister nach dem 


— 
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Reichshypothekengesetz, von Dr. Seidel, kgl. 
Regierungsrat in Wiesbaden. — Die recht- 
lichen Grenzen der Gehorsamspflicht und 
die Verantwortlichkeit für auf Befehl be- 
gangene Handlungen, von Dr. jur. Paul 
Bauer in München. Aus den Gesetz- 
blättern. — Miscellen: I. Jahresbericht der 
Handwerkskammer für Oberbayern. Statisti- 
sches Jahrbuch für das Deutsche Reich, 
herausgegeben vom Kaiserl. Statistischen 
Amt, 1902. Der Konsum von Wein, Bier 
und Spirituosen in den hauptsächlichsten 
Ländern. Die Bevölkerung Chinas. — Alpha- 
betisches Gesamt - Register über die Jahr- 
gänge 1868—1902 der „Annalen“. — Titel 
und Inhalt zum Jahrgang 1902. 


2. cher! sgun. Die. XIX. Jahrg. 
902. Nr. 27—: och 4°. Berlin (Vlg. 

a. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 
Abhandlungen: Der Apothekenboykott 
und die Krankenkassen in Berlin (Unger). 
Welche Haftpflichtansprüche können An- 
gehörige eines bei einem Betriebsunfall Ver- 


— 


letzten geltend machen? (Rademacher). Die | 


Lohnklassen der Invalidenversicherung und 
& 34 Abs. 3 1.-V.-G. (Münzinger). Ist münd- 
liche Verhandlung nach $ 59 L. V.G. er- 
forderlich, wenn ein Rentenanspruch wegen 
Nichterfüllung der Wartezeit abzuweisen ist? 
(Bazille). — Verwaltung und Rechtsprechung. 
Mitteilungen. Literarisches. Beantwortung | 
von Anfragen. Anzeigen. 


3. Archiv f. Kriminal- este und 
Kriminalistik, hrsg. v. Gross. 
10. Bd. 1.u.2.H. 8°, Leipzig (F. C. W. 
Vogel) pro Band 12.— 


Das Doppelheft bringt folgende Abhand- 
lungen: Högel, Die Straffälligkeit der Jugend- 
lichen (mit 4 Kurven); Amschl, Ein Mord 
am eigenen Kinde unter mildernden Um- 
ständen; Rosenberg, Der Fall Martz; Dost, 
Über einen Fall von Saprolvergiftung ; 
Rotering, Kriminalität im Hof- und Dorf- 
system; Hans Gross, Korrigierte Vorstel- 
lungen; Siefert, Zu XIX. Bl, 327 ff. (Rechts- 
widrigkeit bei der Erpressung); Hans Gross, 
Das Erkennungsamt der k.k. Polizeidirektion 
in Wien (mit 2 Abbildungen); ferner Kleinere 
Mitteilungen: Näcke, Selbstmord durch Sug- 
gestion; Erfolgreiche Bemühungen zuGun«ten 
Homosexueller; La bete humaine; Hans 
Gross, Das Irregehen im Kreise; Lohsing, 
Ein eigenartiger Fall einer Entdeckung eines 
Einbrechers im Wege der Photographie; so- 
dann eine Reihe von Besprechungen (von 
Näcke, Lohsing, Matthäi und Hans Gross). 


4. Archiv für Strafrecht und Strafprozess. 
49. Jahrg. 1. u. 2. Heft. gr. 80. Berlin 
(R. v. Deckers Verlag) 

Preis pro Jahrgang 12.— 
Das Doppelheft bringt folgende Abhand- 


| richtsassessor 
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lungen: Kohler, Thatbestandsmerkmal und 
Strafbarkeitsbedingung ; v. Kujawa, Über die 
Wirkungen der Übernahme der Strafverfol- 
gung seitens der Staatsanwaltschaft in dem 
Verfahren auf erhobene Privatklage; Rotering, 
Der grobe Unfug; Hartwig, Die Strafaus- 
schliessungsgründe des chilenischen St.-G.-B. 
Art. 10; Wachenfeld, Zur Frage der Straf- 
würdigkeit des homosexuellen Verkehrs; 
Kohler, Zum Sprachgebrauch der Karolina; 
(roldschmidt, Begriff und Aufgabe eines Ver- 
waltungsstrafrechts. Vortrag, gehalten in 
der Berliner Juristischen Gesellschaft am 
21. Juni 1902; Oetker, Die Rechtsgrundlagen 
der Schöffen- und Schwurgerichtsbildung ; 
dann Entscheidungen der Strafsenate des 
Reichsgerichts und deutscher Oberlandes- 
gerichte, sowie des Oberverwaltungsgerichts 
Berlin; endlich Literaturberichte. 


5. Beiträge zur Erläuterung des Deutschen 
Rechts. 46. Jhrg. 4/5. Heft. 8°. 1902, 
Berlin (Franz Vahlen) 

Subskr.-Preis pro Jahrg. (6 Hefte) 15.— 

Das Doppelheft enthält folgende Ab- 
handlungen: Der Entwurf der ungarischen 
Civilprozessordnung. Von Herrn Geheimen 
Rat Dr. Wach. — Das Recht am eigenen 
Bilde. Von Herrn Referendar Dr. Th 
Olshausen. — Zur Frage nach der recht- 


‚lichen Natur und prozessualen Behandlung 


des Wandelungsanspruchs. Von Herrn Ge- 
r. jur. Franz Haymann in 
Berlin. — Probleme des Sachenrechts. (Sache, 
Sachenrecht, dingliches Recht, Vormerkung, 
Miethe),. Ein Vortrag, gehalten in der 
Juristischen Gesellschaft zu Berlin am 9. No- 
vember 1901. Von Herrn Rechtsanwalt Dr. 
Eugen Fuchs zu Berlin. — Zur Frage von 
der Dinglichkeit der Miete und Pacht. Nach- 
wort zu dem vorstehenden Aufsatze. Von 
Oberlandesgerichtspräsident Dr. Eceius. — 
Datum der Hypotheken-, Grundschuld- und 
Rentenschuldbriefe. Von Herrn Dr. P. Wolf 
in Basel. — Rechtsmissbrauch. Von Herrn 
Amtsrichter Ramdohr in Posen. Über 
den Rechtsschutz der dem Patentamt und 
den Musterregisterbehörden überreichten Be- 
schreibungen, Zeichnungen und Modelle. 
Ein Beitrag zum literarischen Urheberrechte. 
Von Herrn Regierungsrat Dr. F. Damme, 
Abteilungsvorsitzender im Kaiserl. Patent- 
amt zu Berlin. 


6. Blätter für administrative Praxis. Hrsg. 
v. K. Krazeisen. Bd. LI. Nr. 10—11. 
1902. 8°. München (C. H. Beck) pro Band 

— 


Abhandlungen: Die Arbeitsvermittlung 
bei den bayerischen Verpflegungsstationen 
(Nach amtlichen Quellen). Der Art. 5 Abs. 3 
des Schulbedarfgesetzes (Piloty). Das deut- 
sche Notwegerecht /Süssheim). Zum Beur- 
kundungsrecht der Bürgermeister (.Dennler). 
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Wiederannahme des früheren Namens durch 
die geschiedene Frau. Verzicht auf die 
Pfründe /Menzinger). Eine geistesgestörte 
Person als Prozesspartei (Hofmann). — 
Literatur. 


7. Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
und Anhalt. Der ganzen Folge 49. Bd. 
Neue Folge. XXIX. Bd. 3. H. 8°. Jena 
(Hermann Pohle) pro Band 10.— 


Abgesehen von einer reichen Judikatur 
und einigen Rezensionen enthält das Heft 
folgende Aufsätze: Ortloff, Das Leugnen im 
Strafverfahren als Grund der Verdachts- und 
Strafverschärfung? — Francke, Zu den 
$$ 832 und 839 B-G.-B. — Neumann, Noch 
ein Wort zur Aufrechnung gegen Lohn- 
forderung des Gesindes. — Simon, Örtliches 
und zeitliches Anwendungsgebiet des Meinin- 
gischen und Koburgischen Ehegüterrechts- 
gesetzes. 


8. Centralblatt,österr., für die jurist. Praxis 
nebst Centralblatt für Verwaltungspraxis. 

XX. Bd. 8.—10.H. Wien (Moritz Perles) 
halbjährig 10.— 

Abhandlungen: Tarifvertrag (Lotmar). 
Der Wille (@eller). Die Rechtskraft der Ent- 
scheidungen der Verwaltungsbehörden. 
Die Praxis des Obersten Gerichtshofs auf 
dem Gebiete des Civilprozessrechts. Recht- 


sprechung. Literarische Notizen. Eingelaufene | 


Schriften. Aus den Zeitschriften. 


9. Fischers Zeitschrift für Praxis und Ge- 
setzgebung der Verwaltung. Bd. 24. 


H. 5/6. Leipzig (Rossberg'sche Verlags- 
handlung) pro Band 8.— 


ı brauchsrecht belasteten Grundstücken. 


' 13. Recht, Das. 


Abhandlung : Nichtigkeits- und Aufsichts- 


beschwerde im reinen Verwaltungsverfahren 
(Rumpolt). — Verordnungen und Entschei- 
dungen sächsischer Verwaltungsbehörden. 
Entscheidungen aussersächsischer Verwal- 
tungsbehörden und Verwaltungsgerichte. Ur- 
teile in Verwaltungsstrafsachen. Entschei- 
dungen bürgerlicher Gerichte. Literatur. Sach- 
register zum 24. Bd. 


10. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- 
schrift XVIII. Jahrg. 1902. H. 15—19. 
Dresden (E. Pierson) jährl. 16.— 


Unser Gebiet berühren die Artikel: „Der 
Herr Senator“ (Seidl), betr. den „Fall Brenner- 
Chroust“. Toleranz! Kultusdebatte oder 
Kulturkampf! (Seidl). Der sozialdemokra- 
tische Parteitag in München (Döscher). Die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des ärztlichen 
Standes (Siebert). Kritische Ecke, 


11. Invaliditäts- und Alters-Versicherung,die, 
im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr. 21/23. 
Mainz (Diemer) vierteljährl. 2,— 

Abhandlungen: Prämiensystem oder Ka- 


'anwalt, 
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pitaldeckungsverfahren für die Invaliden- 
versicherung der Lehrlinge (Simon). Kranken- 
versicherung ländlicher Arbeiter (Seelmann). 
a ne der Versich 

stalten (Fuld). — Entscheidungen. Briet- 
kasten. ee 


12. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1902. Nr. 21 

Berlin (0. Liebmann) viertelj. 3.50 

Die Nummer 21 enthält folgende Auf- 
sätze: Laband, Dr., Professor, Die Legislatur- 
periode des Reichstags. — Lehmann, Dr. 
' Professor, Die Bedeutung der Ausdrücke 
„Abnahme“ (Empfangnahme) nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuche und dem Handels 
gesetzbuche. — Lenz, Dr., Professor, Zur 
österreichischen Pressreform. -— Staub, Dr., 
Justizrat, Juristische Rundschau. — Steng- 
lein, Dr., Reichsgerichtsrat a. D, Entwurf 
eines Gesetzes betr. das Urheberrecht an 
Werken der Photographie. — Bielefeld, Dr. 
Amtsrichter, Publikum und Staatsanwalt- 
schaft. — Maiweg, Landrichter, Verpflichtung 
der Ausländer zur Zahlung des Ausländer- 
vorschusses. — Hahn, Rechtsanwalt, Haftet 
der rechtsfähige Verein für die Schulden 
desselben, früher nicht rechtsfähigen Vereins? 
— Paech, Dr., Wer hat bei Scheidung der 
Ehe wegen Geisteskrankheit die Prozesskosten 
zu tragen? — Meyer, Rechtsanwalt, Zwei 
Fragen aus dem Gebiete der Gehalts- und 
Lohnbeschlagnahme. — Gundlach, Rechts 
Die Zwangsverwaltung von anti- 
chretisch verpfändeten oder mit einem Niess- 
Netter, Dr., Rechtspraktikant, Kaution des 
Selbstmörders. 


1902. Nr. 19. Hannover 
(Helwing'sche Verl.-B.) vierteljährl. 3.— 
Aus dem Inhalt dieser Nr. heben wir 
‚hervor: Psychiatrie und Strafrechtspflege. 
(Geh. Medizinalrat Dr. K. Pelman, Bonn.‘ 
— Verhältnis der $$ 2314 und 1994 ff. B- 
G. B. (Justizrat Böhm, Sagan.) — Gelegent- 
liche Beobachtungen auf dem Gebiete des 
Civilprozesses. (Öberlandesgerichtsrat K. 
Schneider, Stettin.) — Streitfragen aus dem 
Gebiete des Wandlungsrechtes. (Landrichter 
@. Werner, Magdeburg.) — Gerichtsferien 
und Zuständigkeit. (Dr. Karl Friedrichs, 
Dortmund.) — Die Haftpflicht des Advokaten 
für „schlechte Vertretung‘. — Die Akademie 
für Sozial- und Handelswissenschaften zu 
Frankfurt a. M. — Die ‚Juristen auf den 
deutschen Universitäten — Merkblatt für 
Mündel. — Aufhebung des Gotteslästerungs- 
Paragraphen. — Der Fall Barboux. — Das 
Frisieren der Bilanzen. (Rechtsanwalt b. R-G 
Dr. M. Scherer, Leipzig.) — Eideszuschiebung 
an die uneheliche Mutter. (Amtsrichter Keidd, 
München.) — Eidesleistung zu Ungunsten 
des Eidespflichtigen. (Amtsrichter Kessler. 
Flensburg.) 
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14. Zeitschr. f. Bergrecht. 43. Jahrg. (1902) | 
4. H. Bonn (A. Marcus & E. Weber's. 
Vlg.) jährlich 8.— 


Abhandlungen: Der Schadensersatzan- 
spruch des Bergwerksbesitzers bei Anordnung 
eines Sicherheitspfeilers durch bergpolizei- 
liche Vorschrift (Westhof). Der Bucheigen- | 
tümer und der wirkliche Eigentümer des | 
Kuxes (Löwenberg). — Berggesetzgebung 
(Preussen, Sachsen, Vereinigte Staaten von 
Nordamerika). Entscheidungen. Literatur. 
Sachregister zum 43. Jahrgang. 


15. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft. 23. Bd. 1. Hft. Berlin | 
(J. Guttentag) pro Band 20.— 


Den Hauptinhalt des Heftes bilden fol- 


750 


strafrechtliche Rückwirkung einer ausser- 
‚strafrechtlichen Gesetzesänderung; Tschu- 
‚binsky, Professor Wilhelm Emil Wahlberg 
'und seine Bedeutung in der Strafrechts- 
| wissenschaft; Torp, Die Lehre von der rechts- 
widrigen Handlung in der nordischen Rechts- 
ı wissenschaft; Bonhöffer, Zur Kenntnis des 
grossstädtischen Bettel- und Vagabonden- 
tums. Zweiter Beitrag: Prostituierte; Diek, 
'Die Zuständigkeit der preussischen Diszi- 
' plinarbehörden beim Widerspruche gegen die 
wegen unerlaubter Entfernung vom Amte 
verfügte Entziehung des Diensteinkommens; 
Steidle, Gemischt - gerichtliche Fälle nach 
'$ 4 der Militärstrafgerichtsordnung. Weiter 
‚enthält es Literaturberichte von ohlrausch 
| und Schmidt und bibliographische Notizen. 
Dem Hefte liegt bei: Mitteilungen der Inter- 





gende Abhandlungen: Curtius, Das fran- nationalen krimi-alistischen Vereinigung 
zösische Gesetz vom 8. Dezember 1897 „ayant 'Bd.X Heft 1, worin sich hauptsächlich Be- 
pour l'objet de modifier certaines règles de richte für den IX. Kongress der Vereinigu 
Yinstruetion prealable en matiere de crimes | zu St. Petersburg (17.—21. September ds Js. 


et delits. Seine Geschichte, Untersuchungen. 
über seine Wirkungen; Kohlrausch, Die 


finden. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden, 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘'‘ und ‚Varia‘‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Annalen des königl. sächs. Oberlandesgerichts zu | 
Dresden. Hrag. v. ÖOberlandesger.-Präs. Aug. Jul. 
Lossnitzer u. Oberlandesger.-Sen -Prüs. Karl Bruno 
Kurtz. 24. Bd. 6 Hfte. (1. Hft. 968) gr. 8. —— 
Ro 'sche Verl.-Buchh. 

Arbeitgeber-Zeitung, deutsche. —— 
u. Pnblikations-Organ der deutschen Arbeitgeber- 
Verbände. Chef-Red.: Ludw. Klebinder. Dir.: Geo, 


Elsner. Jahrg. 1902. Oktbr.—Dezbr, 13 Nrn. (Nr. 1 


u. 2. Je 10 8.) Fol. Berlin, O. Elsner Postfrei 1.75 

Bank-Archiv. Zeit-chrift f, Bank- u. Börsenwesen, 
Organ des COentralverbandes des deutschen Bank- u- 
Bankiergewerbese Red.: Dr. Hatschek. 2. Jahrg. 
Oktbr. 1902—Septbr. 1903. Etwa 12 Hfte. (1. Hft. 
16 8.) gr. 4°. Frankfurt a. M., Mahlau & Wald- 
schmidt 


10. 
Frnu, die christliche. Zeitschrift f. höhere weibl, 
Bildg. u. christl. Frauenthätigkeit in Familie u. 
Gesellschaft. Red. v. E. M. Hamann. 1. Jahrg. 
Oktbr 1902- Septbr. 1003. 12 Hfte. (1. Hft. 56 8.) 
gr. 8. Freiburg i. B., Geschäftsstelle des — 
verbandes f. das kathol. Deutschland 
Gemeinde-Vorstand, der österr. Vachzeitschrift 
f. die autonome Gemeinde- u. Bezirks-Verwaltg. ; 


Fachorgan f. die deutschen Stadt-, Markt- u. ehe | 


gemeinden, sowie Bezirks- -Vertretgn. Oesterreichs, 
nebst Beilage: Oesterr. Städte- u. Märkte- -Wappen | 
Chronik. Red.: Theod. Hackenbuchner. 1, 
Oktbr. 1902 Septbr. 1903. 24 Nrn, (Nr. 1. 8 8.) gr 
4°, Linz, E, Mareis 
Gewerbenrebivw f. d. Deutsche Reich. Sammlung | 
der zur Reichsgewerbeordnung ergeh. Abänderungs- 
gesetze u Ausführungsbestimmgn., der gerichtl. u. 
verwaltungrgerichtl. Entscheiden. der Gerichtshöfe 
des Reichs u. der Bundesstaaten, 
tigsten, namentlich interpretator. Erlasse u. Ver- 
függn. der Centralbehörden. 


halbjährl, en — | 


sowie der wich- | 


Unter Mitwirkg. von | 


Oberverwaltgsger. Senatspräs. Dr. v. Strauss u. 

!  Torney u. Kammerger.-R. Havenstein hrag. von 
| Reg.-R. Kurt v. Rohracheidt. 2. Bd. 4 Hft». (1. Hft. 
192 8.) gr. 8‘. Berlin, F. Vahlen 12.—; 

1. Hft. allein 3.— 


Gewerbezericht, das. Monatsschrift des Ver- 
bandes deutscher Gewerbegerichte. Hrsg. v. Stadt- 
| rät-n DD. Priv.-Doz. J. Jastrow u. . Flesch unter 
Mitwrkg. v. I. Bürgermstr. (uno, Rechtsr, Dr. 
Menzinger, Gemeinder, Stockmayer, Finanzr. Amend, 
| 8. Jahrg. Oktbr. 1902—Septbr. 1903, 12 Nrn. (Nr. 1. 
16 Sp.) hoch 4%. Berlin, G. Reimer 
3.—; einzelne Nrn. —.30 
Handels-Archiv, deutsches. Zeitschrift f. Handel 
u. Gewerbe, hrsg. im Reichsamt des Innern. In- 
|  haltsverzeichnis f. die 11 Jahrgänge 1890 bis 1900. 
| (X, 266 8.) gr. 4*. Berlin, E. 8. Mittler & Sohn 6.— 
| Jahrbücher des königl. sächsischen Oberver- 








waltungsgerichts, Hrsg. v. den Mitgliedern des Ge- 
richtshofes. 2. Bd. 4 Hfte. (I. u. 2, Hft, 192 8.) gr. 
8°, Leipzig. Rossberg'sche Verl.-Buchh. ..— 
| Recneil, nouveau, göndral de traites et autres 
actes relatifs aux rapports de droit international. 
' Continnuation du grand recueil de G. Fr. de Martens, 
par Prof. Fel. Stoerk. 2. serie. Tome XXVIIL. 2. livr. 
(8. 278—560.) gr. 5%. Leipzig, Dieterich 13.50 
| Vierteljahrnsechrift f. gerichtliche Medizin u. 
| öffentliches Sanitätswesen, Hrsg. v. DD. Geh. Ob.- 
Med.- u. vortıag. Rath A. L. Schmittmann u. Ge- 
richtsarzt Prof. Dir. Fritz Strassmann, General- 
Register. Jahrg. 1552-11 incl. (30. 8.) ger. 8‘. 
Berlin, A. Hirschwald 8.— 
| Welttbewerb, unlauterer. Monatsschrift f. ge- 
werbl. Rechtsschutz. Hirag. v. Synd, Rechtsanwalt 
Dr. Jul. Lubszynski. 2. Jahrg. Oktbr. 1002 — Septbr. 
1903. 12 Nrn. (Nr. 1. 16 8.) hoch 4°. Berlin, Herm. 
Walther Vierteljährlich 2,— ; einzelne Nrn. 1,— 
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Zeitschrift f. schweizerische Statistik. Journal de 
statistique suisse. Hrag. v. der Centralkommission 
der schweizer. statist. Gesellschaft unter Mitwirkg. | 
des eidg. statist. Bureau. 38. Jahrg. 1902. KBeper- | 
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torium d. h. Inhaltsverzeichnis zu den 37 Jahr- 
gängen 1865 bis u. m. 1%1 der „Zeitschrift 1. 
schweiz. Statitik‘*. (109 8.) gr. 4°. Bern, A. Francke 

1.50 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Abhandlanzen, staats- u. völkerrechtliche. 
gründet von DD. Geo. Jellinek u. Geo. Meyer, hrag. | 
v. Pruff. DD. @eo, Jellinek u. derh. Anschütz. IV. Bd. 
1. Hft. gr. %. Leipzig, Duncker & Humblot. 

1. Koch, Dr. Joh. Bapt., Nikolaus Thaddans v, 
Gönners Staatslehre. Eine rechtshistor, Studie. | 
(V, 1841 8.) 4.20. 

Amira, Karl v., Die Genealogie der Bilderhand- 
schriften des Sachsenspiegels. Aus: „Abhandlgn 
d. bayer, Akad. d. Wiss.‘‘) (8. 325—3%.) gr. 4%. 
München, G. Franz in Komm. 2.— 

Hirzel, Rud., Der Eid. Ein Beitrag zu seiner | 
Geschichte. (v1, 225 8.) gr. 8%. Leipzig, 8. Hirzel 6.— | 

Pflechart, A., Roechtsanw., Die Elektrizität als | 
Rechtsobjekt. II. Spezieller TI. (V, 436 8.) je ®| 
Strassburg, J. H. E. Heitz 


Be- | Rockinger, Ludw. v.. Zu Handschriften der 


jüngeren Gestalt des kaiserl. Land- u. Lehenrechtes. 
[Aus: „Abhbandlgn. d. bayer. Akad. d. Wise.‘ (8, 
577704.) er. 4°. München, G. Franz 4- 


‚Sokolowski, Dr. Paul, Prof., Die Philosophie 


im Privatrecht, Sachbegriff u. Körper in der klası 
Jurisprudenz u. der modernen Gesetzgebg. (XV, 
616 8.) gr. 8°. Halle, M. Niemeyer 16.— 
er Dr. Frz., Über Entscheidungsgründe (32) 
gr. 8°. Wien, F. Tempsky. — Leipzig, G. — 


WMilutziay, Paul, Oberlandesger.-R. — 
des Rechts. Prähistorisches Recht. I. Mann u. Weib. 
Die Eheverfassgn. (VII, 251 8.) gr. 8°. Breslau 03, 
E. Trewendt 6.— 


Bürgerliches Recht. 


Becker, Wiilh., Rechtskonsul., 
nebst Erläuterungen. (55 8.) gr. 8’ 
A. Hoffmann 

Beiträge zur Auslegung des bürgerlichen Gesetz- 
buches. Hrag. v. Proff, DD. Frz. Bernhöft u. Jul. 
Binder. 3. Hft. (III u. 8. 167 —236.) gr. 8°. Leipzig, 
A, Deichert Nachf. 1.60 

Blau, Bruno, Verantwortlichkeit f. fremdes Ver 
schulden nach dem bürgerlichen Gesetzbuch. (X, 
52 8.) gr. 9%. Berlin, F Siemenroth 1.40 

Broecker, H. v., Beclıtsanw., Liv-, est- u. curlän- 
disches Privatrecht, nach der Ausg. v. 1864 u. der 
Fortsetzg. v. 18W hrag. (LI, 806 8.) gr. 8°. Jurjew 
(Dorpat), J. G. Krüger 4.50 

Brunswig, Dr. Pet., Die Handlungsfäligkeit der 
Geisteskranken nach dem bürgerlichen Gesetzbuche. 


Miste n. Pacht, 
Leipzig R., 
—.,s0 


(vIll, 152 8.). gr. 8°. Leipzig, A. Deichert Nachf. 
3.= 
Gesindeordnung, württembergische. Textans- 


gube m. Anmerkgn. u. e. Zusammenstellg. der nach 
Art. 95 des Eintührungsgesetzes zum bürzerl. Gesetz- 
buch auf das Gesinderecht Anwendg. find. reichs- 
gesetzl. Bestimmgn. (31 8.) 8%, Stuttgart, A. Lung 
—.20; kart. —.30 
Josepli, Dr. Eug, Rechteanw. Not. a. D., Rechts- 
fälle zum bürgerlichen Gesetzbuch, 2. auf Grund 
der neuen Bechtsprechg. u. Litteratur verm. u. verb, 
Aufl. (VIII, 209 8.) 8°. Berlin, Franz Vahlen 
Kart. 2.50 | 
Koellner, Amtsger.-R. Grundbuchricht., Die Recht- 
sprechung in grundbuchrechtlichen Fragen unter 
neuem Rechte. Zusammenstellung der wesentlichsten 
das Grundbuchrecht betr. Beschlüsse des Reichs- 
gerichts, Kammergerichts u. der Oberlandesgerichte | 
m. Anmerkgn. Für die Praxis. 1. Jahrg. (XII, 91 8.) | 
gr. 8°. Berlin 08, Puttkammer & Mühlbrecht 


2 — 





Kommentar zum bürgerlichen Gesetzbuch und | 


seinen Nebengesetzen. (Il.) Kommentar zu den Neben- 
gesetzen. Hreg. v. Landger.-R, @. Bossert, Ober- 


landesger.-R. A. Engelmann, Geheim. Ob.-Reg.-Rat 
A. Förster, Prof. K, Lehmann, Rechtsanw. MH. Ober- 
neck, Reichager.-R. ©. Predari, Kammerger.-Rätben 
V. Ring, R. Schultze-Görlitz, Oberlandesger.-R. TA. 
Wolf. gr. 8°. Berlin, C. Heymann. 
Predari, C., Die Grundbuchordnung. 2. Th 
(8. 161— 288.) 2—- 
Leyden, Dr. v., Kammerger.-Refer., Die sogenannte 
Culps-Compensation im bürgerlichen Gesetzbuch. 
(VII, 105 8.) gr. 8%. Berlin, C. Heymann 2— 
Meyerhof, &eo., Rechtsanw., Corpus juris civilis 
f, das Deutsche Reich u. Preussen. Mit Erläuteren 
1. Bd., 1, Thl. Bürgerliches Recht. (Allgemeiner Thl. 
— Recht der Schuldverhältnisse, Abschn. 1. Tit. 
1—5 269.) (224 S.) 8°. Berlin, C. Heymann 2— 
Rabel, Dr. Erunt, Priv.-Doz., Die Haftung des 
Verkäufers n Mangels im Rechte. 1. TI. G=- 
schichtliche Studien üb. den Haftungserfolg, (XV1, 
355 8.) gr. 8". Leipzig, Veit & Cie. 10.— 
Schumneber, Dr. John, Amtsger.-R. Prof., Der 
preussische Hausanwalt. Gemeinverständliche Dar- 
stellg. des in Preussen gelt. bürgeri. Rechts. 2, stark 
verm. u. verb. Aufl. (XIX, 629 8.) gr. ®. Bonn, 
C. Georgi 6.50; geb. L.— 
Stammier, Dr. Rud,, Prof., Uebungen im bürger 
lichen Recht f. Anfänger. Zum akadem, Gebrauch 
u, zum Selbststudium. 1. Bd. Einleitung. Allgem. 
TI. Becht der schuldverhältnise. ?2., verb. Aufl 
Mit e. Karte des im Deutschen Reiche vor 1900 gelt. 
bürgerl. Rechtes. (XX, 3728.) 8°. Leipzig, Veit & Oo. 
Geb. in Leinw. & — 
Stoll, Dr. Wilh., Amtsricht., Der Viehhandel nach 
den Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches 
Ein Vortrag. (56 8.). 8°. Berlin, Meyer & Wunder. 
—.50 
will, Dr. Dionysius, Der Mietvertrag nach deut- 
schem Recht. Eine gemeinverständl. Abhandig. &b 
Miete, Pacht und Arbeitsvertrag. (82 8.) gr. ®, 
Strassburg, Agentur v. B. Herder — v 


Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


Die neueste Bankkrisis u. | 
das deutsches Aktienrecht. (Sonderabdruck.) (IV, | 
30 8.) gr. 8°. Giessen, J. Ricker — 80 

Heinemann, Ernst, Das Grundprinzip der 
Aktienform u. der Nachschusszwang bei Aktienge- 
sellschaften. Eine aktienrechtl. Untersuchg. (72 8.) 
er. 8°, Berlin, Hande & Spener 1.50 

Makower, H.. Handelsgesetsbuch m. Kommentar, 
1. Bd. I. Tl.: Buch III (Handelsgeschäfte), unter 


Biermer, Dr., Prof., 


Zugrundlegg. der Fassg. des Handelsgesetzbachs vom 
10. V. 1897 u. des bürgerl. Gesstsbuchs neu bearb. 
v. Rechtsanw. F. Makoıer. 12. (der neuen Bearbeitg. 
1.) Aufl. 6. Lfg. (IV u. 8. 893—1243.) gr. 9”. Berlin, 
J. Guttentag 6.— 
Riesenfeld, 8., Rechtsanw., Das Wechselrecht in 
Frage u. Antwort. Nach dem der Wechsei- 
ordng. geordnet. (VII, 141 8.) gr. ®. Berlin, 4. 
W. Hayn’s Erben ı— 
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Civilprozess- und Konkursrecht. 


Rintelen, Dr. V., Geh. Ob.-Justiz-R, Das Kon- 
kursrecht, nebst Anh., betr, die Anfechtg. v. Rechts- 
handlen. e. Schuldners ausserhalb des Konkurs- 
verfahrens. Systematischer Kommentar. 2. umgearb, 


Aufl. (XV, 356 8.) gr. 8”. Halle, Buchh, des Waisen- | 


hanses 9,—; geb. 10.— 


Silbermann, Dr. Emil, Die Konkurspauliana. 
Ein Beitrag zur Auslegg. des $ 30 der Konkursordng. 
(VII, 68 8.) gr. 8°, München, Th. Ackermann 1.20 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Danubenspeek, Herm., Reichsger.-R. a.D., Leit- | 
faden f. die Revision der Geschäfte bei den preussi- | 
schen Amts- u. Landgerichten. 2.,, umgearb, Aufl, 
(XV, 423 8.) 8°. Berlin, F. Vablen 8.—; geb. 9.— | 

Dvoräk, lKiarl, Kanzleivorst, Handbuch f. den 
Kanzleidienst der Gerichte I. u. U Instanz sowie 
der Staatsanwaltschaften. (1. Lfg. 48 8.1 Lex. ®., 
Pisch, J. Burian für vollständig 5.— 

Geller, Dr. Leo, Österreichische Gesetze m. Er- 
läuterungen aus der Rechtsprechung. 1. Abthı. Öster- 
reichische Justizgesstze, 3. Bd. Vorschriften in An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Mit 
Erläutergn. aus der Rechtsprechg. u. Einleiten. 6., | 
durchgeseh, u, erheblich verm., Aufl. (XIV, 949 8.) | 
5°, Wien 0%, M. Perles 8.80; geb, in Halbfrz. 10.— 


Joset, Dr. Eug., Rechtsanw, Not. a. D., Lehrbuch 
des Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit im 
Deutschen Reich u. in Preussen. Auf Grund der 
neuesten Bechtsprechg. u. Rechtslehre bearb. (XVI, 
496 S,) 8°. Berlin, F. Vahlen 5.50; geb. 6.50 

Schlier, Alwin, Landger.-Sekr., Gebührenordnung 
f. Zeugen u. Sachverständige vom 30, VI. 1878 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. V. 1598 (R.- 
G.-Bl. 8. 68%),m. besond. Berücksicht. d. Vorschriften 
üb, Tagegelder u. Reisekosten der Beamten u. öffentl. 
Diener sowie der wichtigeren einschläg. Entscheidgn. 
des k. Oberlandesgerichtse München u, des Reichs- 
gerichts hrag. (VII, 106 8.) 8°. Bamberg, €. C. 
Buchner kart. 2.20 


Patent- und Urheberrecht. 


Handausgabe der österreichischen Gesetze u. | 


Verordnungen. 140. Hft. 8°. Wien, Hof- u. Stants- | 
druckerei. \ 
140. Kundmachung des Präsidenten des k. k. 


Patentamtes vom 19. VII. 1902. Z. 189 Präs., betr, | 


Strafrecht und 


Amerika beim Erziehen. Eine Sammilg. Briefe v. 
Anhängern der körperl. Züchtigg. als Strafmittel f. | 
Jung undAlt. Uebers. a, d. „Illustrated Boston Newa‘' | 
v. E. Neumann. (VIII, 99 8.) gr. 5°. Dresden 0, | 
H, R. Dohrn 3.2 

Austerliiz, Fritz, Pressfreiheit und Pressrecht. | 
Eine Studie üb. den Pressgesetz - Entwurf. 1126 8.) 

gr. 9, Wien, Wiener Volksbuchh. — 

Byioi. Dr. Fritz, Das Verbrechen der * 
(erimen magiae). Ein Beitrag zur Geschichte der 
Strafrechtapflege in Steiermark. (VIII, 440 8.) gr. 8. 
Graz, Leuschner & Lubensky 8.⸗ | 

Ferri, Enrico, Die positive kriminalistische Schule | 
in Italien, Aus dem Ital. von E. Müller - Rürder. 
(64 8.) gr. &®. Frankfurt a. M. 03, Neuer Frankfurter 
Verlag 1.20 | 

ron, Dr. Hans, Prof., Gesammelte kriminalisti- | 
sche Aufsätze. (VII, 420 8.) gr. 8°. Leipzig, F.C. 
W. Vogel 14.— | 

Herz, Dr. Hugo, Ger.-Adjunkt Untersuchgsricht., | 
Arbeitsscheu u, Recht auf Arbeit. Kritische Beiträge 
zur Österreich, Straf- u. Socialgesetzgebg. (V, 100 8.) | 
gr. 8°. Wien, F. Deuticke 3.— 

Herz, Dr. Paul, Reichsmilitärzer. - Senats - Prüs., 
Militärstrafgerichtsordnung nebst Einführungsgesetz 
u. Gesetz. betr. die Dienstvergeben der richter!l. 
Militärjustizbeamten u, die unfreiwill. Versetzg. der- 
selben in e. andere Stelle od. in den Ruhestand. | 


die Feststellung e. Tarifes f. Patentanwälte, (14 8.) 

— 410. 
Jahrbuch der internationalen Vereinigung f. ge- 
werblichen Rechtsschutz. 4. Jahrg. 1900. (351 8.) 
gr. 8°. Berlin, ©. Heymann 7. — 


Strafprozess. 


Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. 3., verm. 


u, verb, Aufl. (654 8.) gr. 16%. Berlin, J. Gutten- 
tag 4,— 
Hoegel,Dr. Hugo, Sectionar., Die Straffälligkeit 
der Jugendlichen. (69 8.) gr. 8°. Leipzig, F. C. 
W. Vogel 3.— 


Hniestätshateidiguugen. Randglossen zu der 
v. Sr. Maj. Kaiser Wilhelm am 4. IX. 1902 im Stände- 
haus zu Posen geh. Ansprache. (32 8.) gr. 8. Wien, 
J. Eisenstein & Co. —.,60 

‚O®Overbeck, Alfr. Frhr. v., Das Strafrecht der 
französischen Eucycelopädie. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte der Aufklärg. im 1%. Jahrh. Diss. (128 8.) 
gr. 8. Karlsruhe, G. Braun’sche Hofbuchdruckerei 

3. ⸗ 

Robland, W, v., Prof., Strafrechtsfälle. Zum 
akadem, Gebrauch. (XI, 145 8.) 12°. Leipzig, Duncker 
& Humblot geb. in Leinw. 2.50 

Sıade, Rhold,, Gefängnisbilder. Kritische Blätter 
aus dem Strafvollzuge, an: 361 8.) gr. 8°. Leipzig, 
Dörffling & Franke ; geb. in Leinw. 5.— 

Staudinger, Dr. Jul. F "Geh. Rath, Senats- 
präs, a. D., Strafgesetzbuch f. a. Deutsche Reich nach 
dem neuesten Stande, Nebst Anh., enth. die wich- 
tigsten strafrechtlichen Nebengesetze. Mit Einleitg,, 
Anmerkgn. u. Register. 8. durchgeseh. u. ergänzte 
Aufl. (XXIL, 240 8.} 12», München, ©. H. Beck 

geb. in Leinw, 1.— 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Ausführungsbestimmnngen vom 30. V, 1902 | 
zu dem Gesetz vom 3. VI. 1900 betr, die Schlacht- 
vieh- u, Fleischbeschau (Reichs-Gesetzblatt 8. 547). | 
5. u. 6. Aufl. (Je VI, 234 8.) 12%, Berlin, C, Hey- 
mann 1,— 

Binding, Dr. Karl, Prof., Deutsche Staatsgrund- | 
gesetze in diplomatisch genauem Abdrucke. Zu | 
amtl. u. zu akadem. Gebrauche, 4. u. 6. Hft. 8%, 
Leipzig, W. Engelmann. Kart, ; 


4. Verfassungs-Urkunde f. den prenssischen Staat. 
Vom 31. 1. 1850. Nebst ihren Abäünderen. Samt 
3 Anlagen. 2. verm. Aufl. (VI, 854 8.) 1,40. 

6. Verfassungsurkunde des Königr. Sachsen. Vom 
4, IX. 1831. Mıt allen Abändergn. bis zum Gesetz 
vom 0. VI. 1002. Samt 3 Anlagen. 3. Aufl. Mit 
dem Wahlgesetze vom 28. IIL 1596 u. der Aus- 
führungsverordng. vom 10. X. 1846. (VIII, 258 8.) 
4,— 
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Brandts, Dr. u. Aufsess v., Frhr., Das deutsche 
Armenrecht in seiner Bedeutung 1. die Privatwohl- 
thätigkeits-Vereine u. -Anstalten, Mit e, Anh. über 
die öffentl, Armenpfloge in Bayern. 2., verb. Aufl. 
(XL 9% 8.) Freiburg 1. B., Geschäftsstelle den 
Charitasverbandes — .80 


Einsiedel, H. v., Amtsricht., Gesetz, die Ein- 
richtung e. Adelsbuches u. die Führung des Adels | 
u. der Adelszeichen betr.; nebst Verordng. zur | 


Ausführg. des Gesetzes, die Einrichtg. e. Adels- | 
buches u. die Führz. des Adels u. der Adelszeichen | 


betr.; sowie Allerl,öchste Verordng., die Anerkenng. ' 
nichtsächs. Adelsverleihgn. betr.; sämtlich vom 
19. IX. 1902. 
feld 


#ämtlichen Ausführangsbestimmungen. Textauag, 
m. Anmerkgn., Ergänzgn., Formular-Mustern u. 
ausführl. Inhaltsverzeichniss. (50 8.) gr. 8°. Trier, 
A. Sonnenburg —.60 


Gemeindeordnung, die, f. Elsass-Lothringen 


vom 6, VI. 1805, nebst Erläutergn. u. erläut. An- 


merkgn. sowie den zu denselben ergangenen Aus- 
führungsbestimmgn. 
ganisation municipale pour l’Alsace-Lorraine avec 
les dispositions executives, 2. Aufl. (179 8.) 12. 
Strassburg, E. van Hauten 2.— 


Krick, Dr. Alfr., Der Bundesrat als Schiedsrichter 
zwischen deutschen Bundesstaaten, (VII, 48 8.1 ‚er: 
8°, Leipzig, A. Deichert Nachf. 


(53 8.) gr. 8%, Leipzig, C. L. Hirsch- 
2 | 
Fleinchbeschanugesetz vom 3. VI 1900 nebst 


— La nourelle loi sur l’or- : 
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'Laband, Dr. Paul, Prof., Das Staatsrecht des 
Deutschen Reiches. 3., neubearb, Aufl, (VIL, 3138.) 
gr. &. Tübingen, J. C. B. Mohr 5.—, geb. 9.— 
'Löhnis, Dr. F., Landwirtsch,-Lehr., Grundriss der 
Gesetzes- und Verwaltungskunds. (VII, 102 8) er. 
8°. Leipzig 03, H. Voigt Geb. in Leinw. 1.10 
 Rennert, Rud., Bureauvorst., Die Rechte und 
Pflichten der freiwilligen Feuerwehren in Preusss. 
‘ Darstellung des gesammten Öffentl. u. privaten 
\ Rechts — Ministerial-Erlasse u. Verfüggn. — Muster- 
statuten nebst Erläutergn. (VI, 118 8.) gr. ®., Dar- 
lin, Mayer & Müller 
Scehubart, Dr.: P., Geh. Seehandlunger. a 5 
Die Verfassung u, Verwaltung des Deutschen Reiches 
u. des Preussischen Staates in gedrängter Dar- 
stellung. Nebst e. Abdr. der deutschen u. der preuss 
Verfassungsurkunde u. des Allerhöchsten Erlasses 
vom 4. I. 1882. Mit alphabet. Sachregiater. 17. neu 
durchgeseh. Aufl. Abgeschlossen Aug. 12. (IV, 
210 u. 42 8.) 8, Breslau, W. G. Korn Geb. 1.0 
Seydel, Max v., Stantsrechtliche u. politische 
Abhandinngen. Neue Folge, nach des Verf. Toda 
hrag. v. Ob.-Reg.-R Karl Krazeisen. Mit e. Bilde 
Max v. Seydels in Heliogr. (VIII, 343 8.) vn » 
Tübingen, J. C. B. Mohr 
'Syrovätkn-Päu,Dr. Hans, Bez.-Commias., de 
| österreichische Marktrecht. Aus: Öst. Ztschr. f. Ver- 
| waltg.‘') (56 8.) er. 8°. Wien, M. Perles 1.8 
' Veilth, Max, Der rechtliche Einfluss der Kantone 
, auf die Bundesgewalt nach schweizerischem Bundes 
‚  staatsrecht. Diss. (XII, 153 8.) gr. 8°. Schaffhsusen 
— | (Leipzig, Buchh. G. Fock) 1.60 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Albrecht, Otto, Red., Das Recht des Gärtners | 
in Sachen „Zuständigkeit der Gewerbegerichte‘‘. 
Leitfaden zur Benutzg f. Gewerbegerichte u. Gärt- 
ner. (30 8.) gr. 8°. Berlin, Verlagsbuchh. des 
Allgem. deutschen Gärtner-Vereins —.30 


Bischoff, Dr. Rand,., Stadtr.-Sekr., Die gewerb- 
liche Betriebsanlage vom Standpunkte des Öster- 
reichischen Verwaltungsrechtes, Dargestellt m. 


besond. Rücksicht auf die steir, Landesgesetzgebg. | 


u. die Spruchpraxis des k. k. Verwaltungsgerichts- 
hofes u. ler Zentralstellen- 
Graz, Leuschner & Lubensky 3.— 


Gehrig, Herm.,, Kreisschulinsp. u. Schellen, 
Dr. A. Handwerksk -Sekr., Der Handwerker, Die 
Ausbildg., die Prüfgn. u. die Rechtsverhältnisse der 
Gewerbetreibenden, nach den gesetzl. Bestimmgn. 
bearb. u. hreg. (112 8.) gr. 8°. Leipzig, B. G. Teub- 
ner 1,— 


Hoffmann, Dr. F., Geh. Reg.-R. vortrag. Rath, Die 


Gewerbe-Ordnung m. den gesammten Ausführungs- 
bestimmungen f. das Deutsche Reich u. Preussen. 
Erläutert v. H. 3. Aufl. (XX, 1019 8.) 12°. Berlin, 
OÖ, Heymann 


Geb, in Leinw. 4.—; in 2 Tle. geb. 4.50 


(XI, 207 8.) gr. 8. 


Landmann, Dr. Rob. v., Kommentar zur Ge- 
'  werbeordnung f. das Deutsche Reich. 4. Aufl., b» 
| arb. v. Legationssekr. 1. Kl. Dr. Gust. Rohmer. (In 
| 10 Lfgn.) 1. Lfg. (1. Bd. 8. 1—160.) gr. ®. München 
ı 1903, €. H. Beck 25 


‚Neuhaus, D. Geo., Handelsk.-Synd., Innungen 
u. Innungsausschüsse. (Dr. Ludw. Huberti's prakt. 
gewerbl. Bibliothek,) (VIII, 143 S.) gr. ®. Leipzig, 
H. Klasiug Geb. in Leinw. 3.— 


‚Petersen, Th., Oberinsp., Das Krankenversiche 
rungsgesetz vom 15. VI. 1883 in der Fassung der 
Gesetze vom 10. IV, 1892 u. 30. VI. 1900, nebst dem 
Gesetz üb. die eingeschriebenen Hilfskasen vom 
7. IV. 1876 in der Fassg. des Gesetzes vom 1. VL 
1884 u. den in den Unfallversich u vom 
6. VII. 1884, 5. V. 1886 u. vom 80. VI. 1900, sowie 
in der Invalidenversicherungsgesetz vom 13. VIL 
1599 enthaltenen, die Krankenversicherg. betr. Be 
stimmen. Mit Berücksicht. der Materialien, der Aus 
führur.gsbestimmgn. u, insbesondere auch der Recht- 
sprechg. bearb. 4., neu bearb. u. erheblich verm. 
Aufl, In 6 Lfen. 1. Lig. (8. 1—144.) gr. 3°. — 
Grefe & Tiedemann 





) 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Abhandlungen, volkswirtschaftliche, der badi- 
schen Hochschnlen, hrag. v. Carl Johs, Fuchs, Karl 
Rathgen, Gerh,. v. Schulse- Gävernitz, Max Weber, 
v1. Bd. 2. Hft. gr. $°. Tübingen, J. C. B. Mohr. 

2. Wolff, Hellmuth, Die russische Naphta-Industrie 
u. der deutsche Petroleummarkt. Mit Tab, u. 2 
Kartogr. (VIII, 94 8.) Einzelpr. 3.60; Subakr.- 
Pr. 2.80, 

Arbeitsteilung u. Kulturfortschritt, speziell in 
gewissen, landwirtachaftlichen Konsekutiv-Gewerben. 
Ein Wort üb. die Abhängigkeit sozialer Verhältnisse 


v. den Lebensinteressen einzelner Berufsstände. Von | 
Rusticus, (308.) gr. 8°. Berlin, Herın, Walther —.60 | 


Bericht üb. Handel u. Industrie der Schweiz im J. 


1901. Erstattet vom Vorort des schweizer. Handels- 
u. Industrie-Vereins. (V, 269 8) gr. 4‘. Zürich, 
Schweizer. Hanlels- u. Industrie-Verein 2.50 


Brentano, 4., Die wirtschaftlichen Lehren des 
ebristlichen Altertums. [Aus: „Sitzungsber. d. bayer. | 


Akad. d. Wiss.‘‘) (8. 141—193.) gr. 9. — 
G. Franz 
Brodnitz, Dr. Geo.. Priv.-Doc., ——* 
Studien üb. Betriebsstatistik u. Betriebsformen der 
englischen Textilindustrie, (95 8.) gr. ®. Jen. 
| _@. Fischer 28 
| Budxetreebht, das, und die Steuerreform. Von ®. 





Freunde der Reform. (36 8.) gr. ®. — 
C. Grüninger 

Buimeriueg, Aug. v.. Zwei —— 
der Stadt Riga. Ein Beitrag zur deutschen Wirt- 


schaftsgeschichte. (XI. 279 8.) gr. ®. Leipzig, 
Duncker & Humblot 6.00 
Compass. Finanzielle Jahrbuch f. Oesterrich- 


Ungarn. Gegründet v. Gen.-Secr. Gust. Leonhardl, 
Vereinigt m. dem Jahrbuche des Bank-Control. 9... 
Wischniowsky. 1903, Hrag. v. S. Heller. 36. Jahre. 
(XLIH, 2169 8.) 5°, Wien, A Hölder 

geb. in Leinw. 1&.— 





— — — — — — — — — nn — — 


757 


Czobel, Stef. v., Die Entwicklung der sozialen | 
Verhältnisse. (Die Genesis unserer Kultur 11) 
2. Halbbd, (IV u. 8. 241-474.) gr. 8°. Leipzig, Lotus- 
Verlag 6. ⸗ 

Dinconto-Gesellschaft, die, 13531 - 1901. Denk- 
schrift zum 50 jähr, Jubiläum. ıV, 277 8. m. 1 Ab- | 
bildg. u. 10 Taf.) gr. 4°. Berlin, J. Guttentag 

geb in Leinw. 10.-- | 

Ergebniuswe, die, der Sommerpflege in Deutsch- | 
land (Ferienkolonien, Kinderheilstätten u. s. w.) im 
J. 1900. Bericht der Centralstelle der Vereinigen. f. 
Sommerpflege in Deutschland. Adresse : Berlin, N., 
Auguststr. 91. (53 8.) gr. 8°. Berlin, Puttkammer | 
& Mühlbrecht 1.50 


Forschungen, staats- u. socialwissenschaftliche, 
hrag. v. @ust. Schmoller. XX1. Bd, 3. Hft. (Der 
ganzen Reihe 97. Hit.) gr. 8%. Leipzig, Duncker & 
Humblot. 

Kestner, Fritz, Die deutschen Eisenzölle 1879 bis 
10. (IX, 132 8.) 340 

Franz, Rob.. Die landschaftlichen Kreditinstitute 
Preussens. Ihre recht]. u. finanziellen Verhältnisse 
u. ihre geschichtl, Entwickelg. (XVI, 401 8,) gr. 8%, 
Berlin, F. Schneider & Co. 12.— | 


Frauenbewegung, die, in der Schweiz. 6 Vor- | 
träge, veranstaltet durch die Pestalozzigesellschaft. | 
(1V, 107 8.) gr. 8°. Zürich, Th. Schröter 1.20 | 


Frühanf, Dr. Adalb., Die Gruppenbank. Versuch | 
e. sozialen Umbaues durch genossenschaft). Selbat- 
hilfe. (VIII, 152 8.) gr. 8°. Dresden, E. Pierson 

3.— ; geb. 4.— 

Godet, Marcel, Das Problem der Zentralisation 

des schweizerischen Banknotenwesens. (V, 86 8. | 

gr. 8°, Leipzig, Duncker & Humblot 2.20 


Graf, Max, Handelsk.-Synd., Bedeutung, Zweck 
u. Ziel der Bangenossenschaften, nebst Anleitung 
zur Gründung u. Leitung derselben. (Dr. Ludw. 
Huberti's prakt. gewerbl. Bibliotuek) (V, 90 8.) 
gr. 8", Leipzig, H. Klasing Geb, in Leinw. 2.75 


Handbuch der Arbeiterwohlfahrt. Hrag. v. Dr. 
Otto Dammer. (2 Bde.) 1. Bd. (XI, 880 8. m. 344 
Fig.) gr. 8°. Stuttgart, E. Enke 

22.—; geb. in Halbfrz. 24.50 | 

Handbuch des Grundbesitzes im Deutschen Reiche, | 
Bearb. v. Paul Ellerholz, Dr. E. Kirstein, Dr. Traug. | 
Müller, Oekon.-R. W. Gerland, Geo. Volger u Oekun.- | 
R. Dr. Schleh. I. Das Königr. Preussen. 1. Lig. gr. 
5°, Berlin, Nicolai’s Verl. 

1. Kirstein, Dr. E., Prov. Brandenburg. Mit e. 
Karte der Prov. Brandenburg. 4. verb. Aufl. (LXX, | 
321 8.) | 

Hartung, Gottfr., Die bayerischen Landstrassen, 
ihre Entwicklung im XIX. Jahrh. u. ihre Zukunft. 
Eine historisch-krit. Studie aus dem Gebiete der 
bayer. Verkehrspolitik. (VII, 107 8.) Leipzig, A. 
Deichert Nachf, — 

Hönig, Dr. Frdr,, Die österr.-ungar. Lebensver- 
sicherungs-Gesellschaften im J. 1001. (50 8. m. 4 Tab.) 
12°, Wien, Gerold & Co. 


Janstrow, Dr. J. Priv.-Doz. Stadtr., Sozialpolitik | 
u, Verwaltungswissenschaft. Aufsätze u. Abhandlen. 
1. Bd. Arbeitsmarkt u. Arbeitsnachweis, Gewerbe- | 
gerichte u. Einigungsämter, (XIV, 548 8) gr. 80. 
Berlin, G. Reimer 10.— 


Iränyi, Bernh., Die in- u. ausländischen Privat- 
versicherung»-Gesellschaften in Oesterreich-Ungarn 
im J. 1901. 8, Jahrg. (15 8.) gr. 8%. Wien, J. Eisen- 
stein & Co. 1.50 

Just, Altr., Pfarrvik., Der moderne Arbeiter u. die 
bürgerliche Gesellschaft. Vortrag. {24 8.) gr. 8. 
Görlitz, R. Dülfer —,30 

Knoapp, Dr. Thdr., Gymn.-Rect., Gesammelte Bei- 
träge zur Rechts- u. Wirtschaftegeschichte vornehm- 
lich des deutschen Bauernstandes. (XTI, 485 8.) 
gr. 8°. Tübingen, H. Laupp — 

Lüders, Else, Arbeiterinnenorganisation u. Frauen- 
bewegung, Hrsg. v. der Kommission f. die Arbeiter- 
innenfrage des Vereins „Frauenwohl-Berlin‘‘. (23 8.) 
gr. 8%. Berlin, F. Dümmler —.50| 


Meyer, Rose und Helene Schneidewin, 
Die Wohlfahrts-Kinrichtungen Magdeburg’s. (VI, 
75 8.) gr. 5°. Magdeburg, Heinrichshofen 1.25 | 

Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten 





.— 





‚Strassenbahnen, 


158 


Steuern im preussischen State. Nr. 43 u. 44. gr. 8°, 
Berlin, R v. Decker. 
43, (84 8.) 1.—. — 4. (70 8.) 1.—. 


‚Nenmann, Dr. C., Gen.-Sekr., Das deutsche land- 


wirtschaftliche Genossenschaftswesen. Leitfaden f. 
den Unterricht in mittleren u. niederen landwirt- 
schaftl. Lehranstalten, sowie f. den Selbstunterricht, 
Mit 1 Abbildg. (VII, 82 8.) gr. 8%. Stuttgart, 
E. Ulmer 1.25 

Petritsch, Dr. Leo, Die Theorie v. der sogenann- 
ten günstigen u. ungünstigen Handelsbilanz. Volks- 
wirtschaftliche Studie. (VII, 203 8.) gr. 8°. — 
Leuschner & Lubenaky 

ae. Paul. Das Finanzsystem Witte. Be 
derabdr. „Preuss, Jahrbücher‘, m. e. Nach- 
wort. (nr s) gr. 8" Berlin, G. Stilke 1.— 

Rubland, Dr. &,, Prof., System der politischen 
Oekonomie. 1. u. 2. Bd. Allgemeine Volkswirtschafts- 
lehre. 1. Bd. (VII, 396 S. m. 1 Tab.) gr. 8°. Berlin 08, 
W. Issleib 10.—; geb. in Halbfrz. 12.50 


Schriften der üsterr. Gesellschaft f Arbeiterschutz. 
1—3. Hft. gr. $®, Wien, F. Deuticke. 

1, Arlt, Ilse v., Die gewerbliche Nachtarbeit der 
Frauen in Österreich. Bericht, erstattet der inter- 
nstionalen Vereinigg. f. gesetzl. Arbeiterschutz, 
(87 8.) 1.—. — 2. Konler, Karl, Reg.-R. Dir., u. 
Kommerzialr,. Gust. Pacher v. Theinburg, Bericht 
üb e. einheitliche iutern. Unfallstatistik zuZwecken 
der Verhütung v. Unfällen bei der Arbeit, (22 8.) 
—,80. — 3. Kaup, Dr. Ion, Amtsarzt, Blei- u 
Phosphorvergiftungen in den gewerblichen Be: 
trieben Österr-ichs Tatsachen und Aufgaben der 
Gesstzgrbg. Bericht, erstattet der internationalen 
Vereinigg. f. gesetzl. Arbeiterschutz. (79 8.) 1.80 


Schriften des deutschen Vereins f, Armenpflege u. 
Wohlthätigkeit. 57—60. Hit, gr. 5°. Leipzig, Duncker 
& Humblot 

57. Mehrlein, Frz., Landesr., Die Verteilung der 
Armenlasten. Hauptbericht. Nebst Gutachten v. 
Magistr,- Ansens. Alb Mübradt, Bürgermstr. Ernst 
Hopf u Past. K. Mörchen. (V, 126 8.) 2.60. 
58. Hartmann, Paul, u. Rud. Schwander, Bei- 
s#eordnete DD., Die Einrichtung von Notstands- 
arbeiten u. ihre Erfolge. Gutachten. (67 8.) 1.40. 
— 59. Pütter, Ernst, Stadtr., Das Ziebkinderwesen. 
Gutachten, erstattet im Auftraye des deutschen 
Vereins f. Armenpflege u. Wohlthätigkeit. (V, 106 8.) 
2.40. — 60. Hansen, P. Chr., Landesversichergs.-R., 
Die Erweiterung des Handarbeıtsunterrichts für 
nicht vollsinuige.u. verkröppelte Personen. (e2 n 

Schwabe, Herm., Dentsche Zollpolitik. Der 
autonome Tarif u. die Vertragszölle u. der Status 
quo. (28 8.) gr. 8%. Luxemburg (Hotel de I’ Burope). 
Selbstverlag 


Stieger, Dr., Die Stellung der ———— en 
der deutschen Volkswirtschaft. (,‚‚Industrivstast u. 
Agrarstaat‘‘.) [Aus „Fühling's landw. Zeitg.'') (388.) 
gr. 8°, Stuttgart 03, E. Ulmer 1.— 


die deutschen elektrischen, 
Seknndär-, Klein- u. Pferdebahnen, sowie die elektro- 
technischen Fabriken, Elektricitätswerke samt Hilfs- 
geschäften im Besitze v. Aktien-Gesellschaften. Ausg. 
1902 1903. 6. vollständig umgearb. Aufl. (XII, 404 8.) 
er. 8. Leipzig, Verlag f. Börsen- u. Finanzliteratur 
Geb. in Leinw. 6 — 
Studien zur Alkoholfrage. 3. u. 4. Hft. 8%, Weimar, 
W. Bode. 
3. Rowntree, Jos, u. Arth. Sherwell, Englische Gast- 
hiuser nach Gotenburger System. Deutsche Bear- 
beitg. vr. Wilh. Plesaing, Mit 5 Ilinstr. (4, 92 8.) 
1.50. — 4. Bode, Dr. Wilh., Schule u. Alkoholfrage. 
(IV, 183 8.) 2.40, 


Sindien. Wiener staatswissenschaftliche, hrag. v. 
Edm. Bernatzik u. Eug. v. Philipporich,. IV. Bd. 
1. u. 2. Hft. gr. 8%, Wien, F. Deutick». 

1. Nawiaeky, Hans, Die Frauen im Österreichischen 
Staatadienst. ı VIII, 2468,) Subskr.-Pr. 6.50; Einzel 
pr. 8.—. — 2. Mises, Ludi. 7, Die Eutwicklung 
des gutsherrlich-bänerlichen Verhältnisses in Gali- 
zien (1772—1848). (VI, 144 8.) Subakr.-Pr. 4.—; 
Einzelpr. 5. — 

Sutro, Eug., Die kaufrnännische Krediterkundigung, 
(X, 89 8.) gr. 8°. Leipzig, Duncker & Humblot 2.40 
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Übersicht üb. die in Preussen vorhandenen kom- 
munalen od. m. kommunaler Unterstützung betrie- 
benen allgemeinen Arbeitanachweisestellen nach dem 
Stande am 1. I. 12, (21 8,) gr. 4°. Berlin, C, Hey- 
mann h 

Unger, Heitur., Versich techn., Der Apo- 
thekenboykott u. die Krankenkassen in Berlin. [Aus : 
„Arbeiter-Versorgg.'') (16 8.) Lex. #°. Grunewald- 


Berlin, Verlag der Arbeiter- Versorgg. A. Troschel —.60 | 


Wendt,Dr. Ose., I,übeck’s Schiffs- u. Warenverkehr 
in den J. 1368 u. 1369 in tabellarischer Übersicht 
anf Grund der Lübecker Pfundzollbücher aus den- 
selben Jahren. (65 8. m. 2 Tab.) gr. 8°. Lübeck, 
Lübcke & Nöhring 


Weitzlier, Bernh., Commercialr, Wohnungsnot 
u. Wohnungsreform. Zur Frage der Bekämpfg. der 
Tuberculose. (44 8.) gr. 8°. Wien, F. Deuticke —. 80 


Weyermann, Dr. M. R., Das Verlagssystem der 
Lauschaer Glaswaren-Industrie und seine Refor- 


—.60 
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mierung. (X, 154 8.) gr. $®. Leipzig, A. Deichert 
Nachf 3% 


Wirminghaus, Dr. A., Handelsk.-Synd. Prof, 
Die wirtse litischen Aufgaben der Stadt Köln. 
Vortrag. (43 8.) gr. ®. Köln, P. Neubner — 

Zolltarif, der neue schweizerische. Von der Bunde- 

| versammilg. angenommen am 10. X. 1902. (63 8.) 
ger. %. Zürich, Art. Institut Orell Füssli 1.0 


 Zoepfi, Dr. Gottfr,, Bayerische Schiffahrispro- 
jekte in alter u. neuer Zeit. Ein Beitrag zur dent- 
schen Verkehrsgeschichte. (IV, 89 8.) gr. #, Nüm- 
berg, J. L. Schrag 3.— 


l 
) 


'Zoepfi, Dr. Gottfr.. Handelsattache, National- 
1.50 | 


ökonomie der technischen Betriebskraft 1. Buch: 
|  Grundlegung. (III, 228 8.) gr. 8%, Jens, (. Fischer 
4, 


‚Zur Kritik der Kritik des Systems des russischen 


Finanzministere. Von N.B... 


.0. (3 8) 9 
Berlin, H. Steinitz -— u 


Statistik. 


Bericht der k. k. Permanenz-Commission f. die 
Handelswerte der Zwischenverkehrsstatistik im 
k. k. Handelaministerium üb. die Bewertung u. Be- 


wegung des Zwischenverkehres zwischen den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen u. Ländern ' 


u. den Ländern der ungarischen Krone im J 1901. 
(XXIH, 243 8.) Lex. 8. Wien, Hof- u, Staats- 
druckerei 2.— 
Handbuch, österreichisches statistisches, f, die im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche u. Länder. Nebst 
e. Anh. f. die gemeinsamen Angelegenheiten der 
österreichisch-ungar, Monarchie. Hrag. v. der k. k. 
statist. Oentral-Commission. 20. Jahrg. 1901. (III, 
432 8.) Lex. #°. Wien, C, Gerold’s Sohn 6.— 
Jahrbuch, statistischen, deutscher Städte. Hrag. 
v. Dir. Dr. M. Neefe. 10. Jahrg. (XIII 447 8.) gr. 8°, 
Breslau, W. G. Korn 
Mitteilungen des statistischen Amtes der Stadt 


dauer. 


München. 18. Bd. 1. Hft. gr. 4°. München, J. Lin- 


13.50; kart, 13.70 | 


1. Jahresübersichten, Münchener, f. 1%1. I, 
98 8. m. 1 Taf.) 2- 
Stntintik des Deutschen Reichs. Hrag. vom kaiser!. 
statist. Amt. Neue Folge, 139. Bd. Imp. 4%. Berlin. 
Puttkammer & Mühlbrecht. 
139. Kriminalstatistik f. d. Jahr 1900. Bearb. im 
Reichs-Justizamt u. im kaiserl. statist. Amt. IV, 
55, 50 u. 3383 8.) 10.— 
Statistik der Güterbewegung auf deutschen Fisen- 
bahnen, nach Verkehrsebezirken geordnet. Hrag. im 
königl. preuss. Ministerium der öffentl. Arbeiten. 
68. Bd. 19. Jahrg. 1901, (405 8.) Imp. 4, Berlin, 
C. Heymann 17.—; geb. 13.— 
Statintik, österreichische. Hrag. v. der k. k. statist, 
Central-Commission. 63. Bd. 1. Hft. Imp. 4°. Wien, 
C. Gerold’s Sohn. 
63. Ergebnisse, die, der Volkszählung vom 31. XIL 
1900. 1. Hft. Die summar. Ergebnisse der Volk- 
zählg. (II, CXItI, 131 8. m. 5 farb. Karten.) 9- 


Politik. 


Berger, Herm. A., Gedanken e. Deutech-Oester- | 
reichers üb. Deutschland u. die Polenfrage. (31 8.) 
gr. 8°. Berlin, Herm. Walther —.50 

Brieie, blitzblaue. Absender, Hrag. u. Red. Guat. | 
Davis. 3—5. Brief, 8°. Wien (IX'l1, Hahngasse 12), 
Administration je —. 23 | 

3. An Seine Hoheit den Herrn Staat in Oester- 
reich. (31 8.) — 4. An meine vielen, vielen Herren 
Mitnarren in Oesterreich. (318) — 5. An die sehr 
geschätzten Herren Ausgleichs-Schwöben in Oester- 
reich (36 8.) 

Capper, Sam, James, Deutschland-England, 
wie sie gegen einander stehen sollten. (Rede.) 
(Deutsch u. englisch.) (21 8. m. 1 Abbildg. u. 1 
Bilduis.) gr. 8°. Berlin, Herm. Walther — 50 

Gurlitt, Dr. Luadw., Gymn.-Oberlehr., Der Deut- | 
sche u. sein Vaterland. Politisch-pädagog. Betrachtgn. | 


e. Modernen. 2. Aufl. (VI, 138 8.) gr. 8". Berlin, 
Wiegandt & Grieben 10 
Kautsky, Karl, Das Erfurter Prograrum, in seinem 
grundsätzlichen Theil erläutert 4. Aufl. (VIII, 328.) 
8°. Stuttgart, J. H. W. Dietz Nachf. 1.50; geb. 2— 
Mohr, Dr. Paul, Marokko. Eine politisch-wirt- 
schaftl Studie. (IV, 62 8.) gr. 8°. Berlin, F. Siemen- 
roth 1.0 
Roeren, Herm,, Reichs- u Landtags-Abg., Z 
Polenfrage. (63 8.) gr. 8°. Hamm, Breer & Thie 
mann —* 
Schriften, Münchener politische. II. gr. $. Min 
chen, F. Stein. 
It. Siegfried, Ein jungliberales Programm, m. 
besond. Hinblick auf Bayern u. Baden — 
(#4 8.) — 


Verlag von Franz Vahlen in Berlin W. 8. 








j Vollſtändig ift joeben erjchienen: 
Handansaabe 


Bürgerlichen Geſehbuchs 


für das Deutſche Reich 


unter Berückſichtigung der ſonſtigen Reichsgeſetze und der Geſetzgebungen aller 
Bundesſtaaten insbeſondere Preußens 


für Studium und Praxis 


bearbeitet von 
Dr. Hugo Heumann, 


Redtsunmwalt am Königl. ammergericht zu Berlin. 


1903. Dritte vermehrte und verbeijerte Auflage. 
Drei Bände. 136'/s Drudbogen gr. 8°. 
Preis: Geheitet 26 M., gebunden in Halbiranz 31 M. 


Der diejer Handausgabe jeit ihrem eriten Gricheinen von der Kritik in 
reihem Maße geipendete Beifall hat ſich fortdauernd gefteigert 
und, wie der wiederholte Bedarf an neuen jtarfen Auflagen beweift, einen 
ungetheilten Wiederhall in weiten Kreiſen des juriftiihen Publi— 
fums gefunden. Bon und vor Gerichten aller Initanzen und aller Bundes» 
jtaaten — insbejondere des Neichsgericht3, des Neichsmilitärgerichts, des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgericht3, des Kammergerichts, de3 Bayriſchen Tberiten Yandes- 
gerichts — zitirt und von hervorragenden Rectslehrern und Schriftitellern berück— 
fihtigt und gewürdigt, hat fich die Handausgabe eine angejehene Stellung in Rechts— 
anwendung und Rechtöwifienichaft erworben. 

Wie von mahgebenden Seiten anerfannt wird, hat jich die Handausgabe bei 
Gerichten, Konjulaten und Verwaltungsbehörden jowie in der an- 
waltlihen Braris als ein zuverläjiiged und ungern zu mijjendes 
Hülfsmittel bewährt, das in vielen Fällen einen großen fojtipieligen Kommentar 
eriegt. Die dem Werke mit Recht nachgerühmten Eigenjhaften: Zur 
verläjjigfeit, Neberjihtlihfeit, Klarheit und Präziiion des Aus— 
drucds, unerheblihe Punkte ausjchließende VBollitändigfeit machen die Hand- 
ausgabe zu einem ftet3 auf das Ganze gerichteten 


erfiklaffigen Hülfsmittel 


für das jelbftändige oder durch einen Lehrer geleitete Studium des PBürgerlichen 
Rechtes, wie von Prüfenden und mit Erfolg Geprüften bezeugt wird. 

Ihre bewährten Eigenichaften hat die Handausgabe auch in der neuen 
— dritten — Nuflage beibehalten und weiter entwidelt. Den Bedürfniffen der 
Praris entiprechend find größere und fleinere Umarbeitungen und Ergänzungen er 
folgt. Literatur und Judikatur find bis Mitte Anguft 1902 umfaſſend berüdfichtigt. 
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Perlan von C. Tr. Hirſchfeld in Teipgia. 





Soeben eridhien: 


Unelleniammlung zum Stants- und Verwaltungsrecht 


des Königreichs Bayern. 
Zujammengeftellt 


Dr. — Rehm, 


Profeſſor in Erlangen. 
Preis ME. 6.50, in elegantem Ganzleinenband Mi. 7.50. 
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INAINMONE se 


Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 


Fr. REUDP_ Basen 100 Masch. Prager Ei- 
sen-Ind. 120 Maschinen 
acer Berlins.wıg. 
Wien]. Hamburg, 
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J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) Münden 


Karlsplag 29, nähft dem Juftizpalaft. 


Buchhandlung * Antiquariat * Leihinftitut 


für 


Rechts: und Staatswiſſenſchaften. 


— Kataloge * Bedingungen * Toftenlos.. — 
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verlag von ®. Roeſer Buchhandlung in Berlin $. 14, Stalljgreiberitr. 34, 35. 


D: Gebührenordnung | Ms preubiihe Königthum 
für Redhtsanwälte » J 




















in der Faſſung vom 20. Mai 1898 | Kaifer Wilhelm 1. 
nebit LSandesgebührengejegen. Eine hiftorifch-politifche Studie 
von 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch 
bearbeitet von Dr. Hermann See. 
XIII u. 168 Seiten. gr. 8°. er geheftet 
Earl Pfafferotl, 3 ME, gebunden 4 Mt. 50 Bf. 








Geheimer Kanzleirath im Reichs-Juſtizamt. 






Dritte, durchgeſehene Auflage Inhalt: Einleitung. Das Wefen des König- 
nebjt ausführlihem Sacregifter und? thums. Fur Geſchichte des Königthums und 
Tabellen. der Geſellſchaft. Kaifer Wilhelm und die 






Gr. 8°. 19% Bogen. Preis in Leinen | Mationale Idee. Kaifer Wilhelm und der 
7 mt ; 7.30. Parlamentarismus. Kaiſer Wilhelm und der 
BEREIT PREISER Sozialismus. aiier Wilhelm, der Grofe. 
Das au die Htoftenfeftiegung um: | Die Aufgaben der Zukunft. 
faffende Buch, für deſſen praftiide, — - 
Brauchbarkeit und Zuverläfjigfeit 
der Name des Verfafjers bürgt, hat längft | Das Recht 


den Ruf eines für jede Anwaltsitube 



















— ——* eg — des 

un auch durch ſeine ſachlichen Aus— 

führungen als ein nützliches Hülfs— Deutſchen Kaiſers. 
mittel für die gerichtliche Koſten- Preisgekrönte Studie 





er Werand es | Fu Peuttäien Berjafungsrecie 








Dentihen Anwaltvereind in jeinem j IM 
Organ die Anfhaffung diejes Buches, Dr. jur. Richard Fifdyer. 
empfohlen Hat. ' 19 ©eiten. gr. 8. Preis geh. 4 Mt. 





ie R e ch tj p re ch un g Sun — — ee 
Erfies Kapitel. Die ſtaatsrechtliche Matur des 

d es R ei ch $ 9 e ri ch ts — Hapiel. Das Subjch er kaifer- 
in . *8 auf die wichtigften Begriffe | — Der Inhalt der kaiſerlichen 




















ftitute des Civilrechts * 

in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und A. Perſönliche Rechte des Kaiſers. 
tritiſch beiproden von B. Eigentlide Regierungsredte 

Dr. jur. L. Kuhlenbeck, bes Kaijers. 
Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 1. Der Kalſer ift Berwalter der Machtmittel des 
| Relches, der einziae Kriegsberr des deutſchen 
I. (Allgemeiner) heil Reichsbeeres. II. Dem Kaiſer liegt die bölfers, 
* 2 F ſtaats⸗ und privatrechtlicbe Vertretung des Reiches 
nebfl Zitel, Inhaltsverzeihniß, ver zeichniß der Dritten gegenüber ob. III. Dem Kaiſer gebührt 
eitirten Reichsgerichtsentfcheidungen, Eitate aus —* — —— nn rege nt 
elchs reglerung Im engeren Sinne er Kalſer 
dem 8. 6, 8. und Regifer. beſibt belegte — Eriaß, — *— 
271 o : nungen mit Geſetzeskraft. V. Der Stalfer übt Die 
a7! Bogen. gr. 8°. Preis 10 Mark. Neihsgemwalt über Elſaß⸗Lothringen aus. VI. Der 






Kaiſer übt die Schusgewalt in den deutſchen 
Das Werk kann auch in Heften von Kolonien aus. 
5 Bogen bejo en werden Bisher find Schlußwort. Das fociale Kaifertum der Hohen- 
8 He ie a2 art erjdjienen. jollern. 







Zu beziehen durch alle Buchhandlungen ſowie direft vom Verlage. | 











I. 6. Eotta’fcye Buchhandlung Uachfolger &.m.b.f. 
Stuttgart und Berlin 


ROLKHAUS a a 
LH | ottswitiäntlihe Eiwie 


Herausgegeben von 

3 Lujo Brent d Walther Lot: 
NEUE REVIDIERTE 53. en, Dr. Stk om, * 
—EIX — 1890 1900. cm 


Unterfudung über die Wirkungen der 
beutihen Handels- und Berfehräpolitif 
auf Getreidehandel, Mühleninduftrie, Holy 
IX. BAND handel und Reederei in den größten deut« 

ſchen Oftjeeftädten. Geheftet Preis 2 Marl 
ERSCHIEN 


54. Stüd: Dr. Mar Iörgens, Finanzielle 


SOEBEN M. 12. Truftgefellihaften. Geheftet Preis 
3 Mark 60 Pf. 


Zu beziehen durch die meiften Buchhandlungen 











3. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München 





Fraukenburger, Dr. Seinrich, Nedtsanwalt in Münden. 


Handelsgeſehßbuch für das Deutſche Reich 


(mit Ausnahme des Seerechts) nebſt dem Einführungsgeſetze. Handausgabe 
mit Erläuterungen und ausführlichem Sachregiſter. 2. vollſtändig um— 
gearbeitete Auflage. So. (XI, 724 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. 8.60. 


Augsburger Abendzeitung. Nr. 225 vom 16, 8, 1902. 


Das Bud ift num die aftuellfte Ausgabe unierer Handeldgeiehgebung und hat dem Borzua, 
daß es in lorafältiger, aründlicher und doc kurzer Weije die geiamie Yiteratur und Aubdilatur bis in 
die alerjüngite Zeit verwertet. 





Leo, Dr. Martin, Rechtsanwalt in Hamburg. 


Seehandelsrecht (Handelsgeſetzbuch; Bud IV, Seehandel, in der 


Faſſung des Geſ. v. 10. Mai 1897 und des Abänderungsgeiepes vom 2. Juni 
1902) nebit einem Anhang, enthaltend die Nebengeſetze. Handausgabe 
mit Erläuterungen und ausführlibem Sadregijter. 80. (27 Bogen.) 1902. 
In Ganzleinen gebd. Mt. 7.60. 


Dr. 9. E. im Hamb. Fremdenblatt. Nr. 159 vom 2,8. 1902. 


Demjenigen aber, der ſich mit einzelnen jrragen einbringender zu beichäftigen wünſcht babım 
bie nötigen Fingerzeige bisher gefehit. Die vorliegende Arbeit des in weiten Streiien beliebten Ber 
fasiers entipridht diefen Bedürfniſſen volllommen. 


—— EEE ER CTDCÖBHZ U une une. 
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Helwingsche Verlags-Buchhandlung (ger.vor 1606) 


wm > > sw» Hannover und Leipzig, ww ww wo 





Das Recht 


Rundschau für den 
deutschen Juristenstand. 








Herausgeber: 
Dr. Hs. Th. — — 


Freilassing. 


Erscheint am 10. und 25. jeden Monats, 
je 20 bis 28 S. Gross 4". 


Mk. 3.50 vierteljährlich Mk. 3.50. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen 
und Postanstalten. 


Regelmässige Berichterstattung 
über die Rechtsprechung des 
Bayer. Obersten Landesgerichts. 


Einige Urteile bayerischer Juristen: 


. Ich halte gerade diese Zeitschrift für 
die Praxis für die vorzüglichste und geeignet, alle 
übrigen zuersetzen. Mein Urteil steht übrigens nicht 
allein da; nicht nur Kollegen, sondern such viele 
hervorragende Richter teilen meine Anschauung.‘' 


„... dans „Das Recht‘‘ nunmehr in unserer 
werdenden und gährenden Rechtsentwickelung 
unter den Fachblättern die führende allererste 
Stelle erreicht hat.‘ 

„Gerade für den praktischen Juristen scheint 
mir ‚‚Das Recht‘‘ vor Konkurrenten vieles voraus 
zu haben.‘ 

„Das Recht hat sich nunmehr zu einer Zeit- 
schrift entwickelt, die bald in die sämtlichen Werk- 
stätten unserer Juristen eingedrungen sein wird. 
Ich freue mich bei jedem Erscheinen eines neuen 
Heftes über seine Entwickelung.‘‘ 

„Das Recht‘‘ hat m. E. von allen in Deutsch- 
land erscheinenden juristischen Zeitschriften den 
reichsten Inhalt. Es dient der Praxis in so hervor- 
ragender Weise, wie keine andere, besonders durch 
die vielen vorzüglichen Aufsätze, die es bringt, und 
durch die zahlreichen Entscheidungen, die es 
mitteilt.‘ 

„Als Leiter der praktischen Uebungen, die für 
die vor dem Staatsexamen stehenden Rechts- 
praktikanten vorgeschrieben sind, und eifriger 
Leser des „‚Recht‘‘ muss ich namentlich auch den 
Rechtepraktikanten das sorgfältige Studium dieser 
so Vorzögliches bietenden Zeitschrift immer wieder 
empfehlen, zumal deren Inhalt aus allen Gebieton 
des Reichsrechtes nicht nur den Bedürfniesen der 
Praxis dient, sondern gleichermassen auch den ihrer 
Ausbildung beflissenen jungen Juristen, welch letz- 
teren insbesondere auch die Abhandlungen de lege 
ferenda für die Staatsprüfung von nicht zu unter- 
schätzendem Werte sind.‘ 


Probenummern, Prospekte, Inhalts - Verzeichnis früherer 
Jahrgänge umsonst und postifrei, 


Der unlautere 
&> Wettbewerb 


erläutert durch die Rechtsprechung 
zum R.-Ges. vom 27. Mai 1896. 





Von 
F. Birkenbihl, 


1902. XII u. 170 Seiten. 
In biegsamem Einbande Mk. 2.50. 


Landrichter. 


Die Juristische Wochenschrift schreibt 


am 28.6. 1902: 


andelsrechtliche Recht- 
sprechung 1900 1901. 


Nach dem System der Gesetze bearbeitet 
und zusammengestellt von 


Wir können diese Art der 
Kommentierung vom Stand- 
punkte des Praktikers aus 
geradezu als mustergültig 
bezeichnen. 





E. Kaufmann, 


Rechtsanwalt. 
2 Bde. 1901/1902. VIII, 153 bezw. 


VIII, 242 S. In biegs. Einbd. Mk. 2.50 


bezw. Mk. 3.50. 


„Die Zusammenstellung verdient alle An- 
erkennung, sie wird bei sorgsamer jährlicher 
Fortsetzung ein unentbehrliches Requisit des 
Praktikers werden‘, 

Badische Rechtspraxis. 


„Die Sammiung stellt sich als willkommenes 
Hülfsmittel der juristischen und kaufmännischen 
Praxis dar und verdient Verbreitung und Fort- 
setzung in künftigen Jahren‘. 

Juristisches Litteraturblatt. 1. Okt. 1902. 


Regelmässige Fortsetzungen kurz nach Jahresschluss. 





Dieterih’ihe Derlagsbuhhandlung, Theodor Weiher, Leipzig. 





von Dr. jur. Paul Krüdmann, 


o. Profeffor in Mlänfter i. W. 


— Dauerhaft gebunden I. 6.— cj — 


Der PVerfafier hat den mit vielem Beifall begrüßten Verjuch unternommen, 
das Verftändnis der abitraften Nechtsjäge durch eine möglichit naturgetreue Wieder- 
gabe von rechtägejchäftlihen Akten aller Art zu erleichtern. Dazu fommen eine 
möglichſt auch im Außern naturgetreue Abbildung und Nachbildung von Grund- 
büchern verichiedener Staaten, von Dandeläregiftern, Sciffäregiitern, den ver- 
Ibiedenen beim Patentamt geführten Regiftern, in der Form möglichit den Ori— 
qua entiprechende Abdrüde von inftruftiven Akten aus den verjchiedenen 
rozellen, insbetondere auch aus dem Verwaltungsitreitverfahren u.j. w. wie das 
Inhaltsverzeichnis angiebt: 

Bürgerlihes Geſetzbuch, Handelsgeſetzbuch, Wechjelordnung, Civilprozeß— 

ordnung, Konkursordnung, Verwaltungsſtreitverfahren, Strafprozeßordnung, 

Perſonenſtandsregiſter, Vereinsregiſter, Reichsſchuldbuch, Patentregiſter, Ge— 

brauchsmuſterrolle, Zeichenrolle, Handelsregiſter (Preußen), Genoſſenſchafts- 

regiſter (Preußen), Handelsretiſter (Hamburg), Genoſſenſchaftsregiſter Ham— 

burg), Seeſchiffahrtsregiſter Preußen), Binnenſchiffahrtsregiſter Greußen) 

Die Regiſter ſind alſo ſo inſtruktiv als möglich abgefaßt, ſo daß ſie faſt alle 
wichtigeren materiellen Rechtsſätze in ihrer Anwendung veranſchaulichen. Darum 
eignet ſich das Buch auch hervorragend zum Repetieren des gelernten Stoffes. 


Kür den Recdtsunterriht warm empfohlen and bereits an vielen 
Univerfitäten eingeführt. 


DE Kür jeden Studenten, in jedem Semefter, vom erften 
bis zum legten, empfehlenswert. ug 


„Wenn man e8 durchſetzen fann, daß die Studierenden fib mit diefer oder einer äbnlichen 
Sammlung verieben, jo wird es zweifellos leichter jein, foldhe Dlaterlen wie Wrundbuchrecbt oder 


Mechlelrecht darzuftellen und die Einrichtung und Fedeutung der zablreichen Hegiiter des bürger» 
fiden Nects und Des Handels rechte zu erflären”, Deutide J uriitengzeltung. 


„Das vorliegende Buch bringt (für das Civilrecht) In Außerſt geibidter Anordnung 
Beifpiele und Formularien für alle nur erdenklichen Fälle, inkl. Wechſel, Altien, Kreditbriefe, Zeichens 
rollen x. Dan kann fich faum vorftellen, daß der praftifche Jurift in irgend eine Lage fommen 
fünnte, in der er nit Seicbtfaglihe und vollftändige Belebrung aus diefem 
Bude finden könnte.“ Arhivp für Sriminalantbropolvnie. 


„Die vorliegenden „Anihauungsmittel”* baben die Aufgabe, dem gerügten Grundmangel der 
juriftifchen Lebrmetbode His zu einem gewiſſen Grade abzubelfen, und, das Dürfen wir freudig 
anerfennen, fie erfüllen diefe Aufgabe” Urhto für öffentliches Recht. 








ar 


Man verlange ausführlihe Profpette über 


Das Referendar: u. Dottor:Eramen in Frage u. Antwort 


von Dr. jur. Höpfner und K. von Klaeden. 
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Soergel, Rechtiprechung 


0X 
Die gesamte Kritik 5 Auflage erschienene ‚Werk 


bezeichnet das soeben in nn in i 
ii lJ. 64 iten. 8°, 
9, Mnentbehrlich für jeden Juristen. " genunden m. 6— 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, wie auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgarg, 









€. 5. Bed’jche Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 


Serbft:Rovitäten: 


Ir. Brettreid;, Oberreglerungsrat im £.b. Staatäminifterlum des Innern: Geſetz, betreffend 
Die Shladtvich: uud Fleifhbeihau vom 3. Juni 1000. Texiausgabe mit 
gr — —— Einleitung und Sachregiſter. 17 Boa M. 8°. 

A - . 50 2 





Dr. Ferd. Englert, Regierungsrat Im f. d Staatsminiiterlum d. J.: Das baheriſche 
wangderziehungsneich vom 10. Mai 1902 nebitden Ausfübrungsbeitimmungen. Dit 
einer Einleitung, Erläuterungen und einem Anhange 11 Bogen 8°. Leinwandbd. 2 ME. 20 Pf. 


Em. Habel, f AUmtsrichter in Münden: Dad baneriiche Uusführungdgeleh vom 23, fFer 
bruar 1879 zum NReihd:Gerihtöverfaifungsaeleh im der feitdem 1. Nanuar 1900 
geltenden Faffung Tertausgabe mir Anmerkungen. 13 Bogen. fl.S0. Roter Lwndbd. 2 ME. 


Emanuel Habel, tal Amtsriöter: Die Hinterlegungsordnumg für das König: 
reih Bayern vom 18. Dezember 1849 mit der Hinterlegungsgebübrenordnung und 
den nefamten Yusfübrungsvorjhriften. Tertaudgabe mit Anmerkungen und Sad): 
regiſter 14’ Bog MS. In rotem Lwndbd 2 ME. 


Dr. Albert Haberftumpf, t Amtsricöter in Münden, Bayeriihes Geſetz von 9. Auguft 1902. 

Bas Nadhlaßmwefen betr. Mit Erläuterungen Erſte Lieferung (Bog. 1-8). Geh. ME, 1.20- 

== Bollftändig in 2 Lieferungen. Die 2. Lieferung wird Die noch auzftebende neue Rach⸗ 
lahordnung enthalten. = 


Wilhelm Henle, Minitterialrat im f. 6. Iuftiaminifterium und Dr. gran Scierlinger, 
£, b, Oberlandesgerichitrat: Das Strafgefehbudh für Das Deutfce Reid in 
feiner gegenwärtigen Geſtalt. Handansgabe mit Erläuterungen aus der Rectiprehung bes 
Neihsgerichts forwie aus der Geſetzgebung und Rechtspflege der größeren Bundesitaaten. Zweite 
neubearbeitete Auflage, berausgegeben von Dr. Franz Schierlinger. 28 Bogen. 8. In 
Xeinwandbband Mi. 4.— 


Wilhelm Henle, Minifterialrat im £. b. Staatsmintftertum der Iuftiz: Die Unlegung des 
Grundbuds in den LKandesteilen rechts des Mheind. Baneriiches Geſeß vom 18. Juni 
1898 und die biezu erlaffenen Vollzugsvorſchriften eingeleitet und erläutert. Zweite umger 
arbeitete nnd vermehrte Uuflage. 27's Bogen 8°. Leinwandband, 5 Mi. 60 Pf. 


Dr. Bobert von Landmann, Kommentar ıur Gewerbeordnung fir 
das Deutſche Reib. Bierte Auflage bearbeitet von Dr. Guftav Nohmer, Legationsfelretär 
1. Klaſſe im f. db. Staatsminifterium des Außern. In zwei Bänden. Erſie bis dritte 
Lieferung (Bogen 1-30), — Ericdeint in 10 Lieferungen a Mt. 2.25. — 


Mar von gWüller, Oberftaatsanwalt des f. Verwaltungsgerichtäbofes: Saueriſches Gefek 
vom 8, Auguſt über den Berwaltungegeridhtshaof mit jnitematiicher Einichaltung der 
in Band I—XXII der Sammlung von Entideidungen des Berwaltungsgerichtäbofes veröffentlichten 
— ————— Zweite umgearbeitete und erweiterte Auflage. 29 Bog. gr. 8. 

einm . . 


Eugen Freiherr von Sartor, tal. 1. Staatsanwalt in Münden: Das bayerifdhe 
Bass efeh. Tertausgabe mit Einleitung, Anmerkungen, Vollzugsvorſchriften und 
onftigen einichläpigen Gejegen und Verordnungen, ſowie Sachreglſter. Dritte, neubearbeitete 
Auflage. 16 Bog. Fl. 8%. In rotem Lwndbd. DE. 2,50. 


Guflau Seiler, t. Bezicfsamtsaffeffor in Hofdelm: Dae Shuibedarfegefek für 
das Rönigreidh Bayern vom 28. Juli 1902 mit Einleitung, Erläuterungen, Bollzugs: 
vorfchriften und Sacregifter bearbeitet und herausgegeben. Erſte und zweite Lieferung. 
ME 180, Vollſtändig in 4 Lieferungen, 


Dr. ©. Weigel, Krlegägerichtsrat beim fal. Generalfommando II. 5. Armeecorps: Die 
Zuftändigfeitögrenıen zwifihen Militär: und Zivilgerichts— 
barfeit im Deutihen Reihe. 23 Bog. 8%, Leinwandband 6 ME. wo Pf. 
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Berlag von under & Sumblot in Leipzig und J. Guttentag in Berlin. 


Soeben iſt erihienen die erfte Lieferung von 


(Snenklopädie der Rechtswiſenſchaft 


in fyftematifher Bearbeitung, 


begründet von 


Dr. Franz von Holkendorff. 
=> Sechſte, der Neubearbeitung erſte Auflage, —— 


herausgegeben von 


Dr. Iofef Kohler, 


Profeffor an der Univerfität Berlin. 


An etwa 21 Lieferungen. Yer. 8°. Preis der Lieferung 1 Mi. 80 Big. 





Stabel’ice Derlags-Anitalt, k. Bof- u. Univ.-Verlag, Würzburg. 


Demnächſt wird mit Erfcheinen der 5. Lieferung komplet: 


andbuch für den Gerichtspollzieherdienit 


nach dem Bürgerlichen Gejegbuch, den revidierten Reichsjuftizgefegen und den 

landesrechtlichen Bejtimmunaen im Königreich Banern mit der MTeuorganijation 

vom Jahre 1900 herausgegeben von Eduard Rottmann, k. Oberamtsrichter.a.D. 

2. gänzlich umgearbeit. Auflage mit ausführl. InhaltssUeberficht, ausführl. Sachregiiter 

und 40 Sormularien in 25 Beilagen. Dollftändig in 5 Lieferungen a Mt. 3.—. Sub: 
ftriptions:Preis giltig bis zum Ericheinen der 5. Lfa. MI. 15.—. 

BB Empfohlen zur Anichaffung für die Gerichtsvollzieherei, Gerichtsichreiberei 

und den Herren Amtsgerichtsvorftänden, welche die Dienftesaufficht über erjtere führen. 


Sum 101. Male erjcheint heuer: 


Stahel’s gemeinnüt. Schreibtalender, cr Cermintatender, Aafiasus. 


Baushaltungsbuh und Aus 
kunftsbud) für 1903, Preis gebunden Mt, 1.25, mit Schreibpapier durchſchoſſen 
mt. 2,— BEE Altbewährter Terminkalender für Gerichtsitellen, Gerichtsvollzieher, 
Rechtsanmälte, Motare, Rentämter, Aanzleien etc., ſowohl für Aatholiken, als Pro 
teftanten, als Jiraeliten eingerichtet. 


Gemeinde-Lerifon des deutſchen Jeiches Zurnasctinne Sufammentetung se 

* jämtlichen jelbjtändigen Ortichaften 
und Gutsbezirke (politiihe Gemeinden) im deutichen Reichsgebiete nebſt Angabe der 
einfchlägigen Amtsgerichte, Derwaltungsbehörden, Kandgerichte, Oberlandesgerichte und 
Regierungsbezirke. Bearb. von V. Grübel, k. b. Regierungs-Regiftrator a. D. 2. verb. Aufl. 
BB Empfohlen von vielen Miniſterien, Regierungen, Behörden 2. brojch. Mk. 5.— 
geb. Mk. 6.20. 








J. Schweitzer Verlag (Arınur seiner, München 




































K. Maenner, 
kgl. Landgerichtspräsident in Straubing. 


Das Recht der Grundstücke 


nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche und der 

Grundbuchordnung für das Deutsche Reich. 
gr. 8°. (VIII, 408 S.) 1899. 

Broschiert Mk. 9.—, in Halbfranz gebd. Mk. 11.— 


„Maenner’'s Recht der Grundstücke entstammt zum Theil 
aus Vorträgen, die der Verfasser als Grundbuchaufsichtsbeamter 
zu halten hatte. Allein es ist eine vollständige ayate- 
matische Bearbeitung des ganzen Sachenrechtes des 
Bürgerlichen Gesetzbuches geworden, die vor Allem 
bestimmt ist, den Bedürfnissen der Praxis zu dienen. Es enthält 
also mehr, als der Titel sagt, und gibt, was so manchem Buche 
fehlt, das jetzt über das neue Recht entsteht und bald wieder 
vergeht, dem, der es beim praktischen Gebrauche oder beim 
Studium benützt, etwas Eigenes: die völlige Verarbeitung des 
Rechtsstoffes durch den erfahrenen Praktiker. Wir könnten 
dieser einheitlichen Darstellung des Sachenrechtes, 
des Rechtes derGrundbuchordnung und der Reichs- 
subhastationsordnung nichts Besseres an die Seite 
stellen.“ 

(Landger.-Rath M. in d. Augsburger Abendzeitung.) 


Karl Meyer, 


k. Landgerichtsrath in München. 


Die Konkursordnung 
für das Deutsche Reich 


nebst 
den zugehörigen Einführungsgesetzen 
und das Reichsgesetz, 
betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen eines 
Schuldners ausserhalb des Konkursverfahrens 
——— In der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898, -—— 


Handausgabe 
mit Erläuterungen, ausführlichem Sachregister und 
einem — enthaltend die konkursrechtlichen Be- 
stimmungen des Genossensch esetzes, und des Ge- 
setzes, betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
eine vergleichende Zusammenstellung der Paragraphen- 
folge deralten und neuen Konkursordnung und Formulare. 
8°, (VIII, 45958.). 1899. In Ganzleinen ee Mk.6.— 
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Roßberg ſche derlagsbuchhandlung. Arthur Roßberg, Leipzig. = 
Einführung in das Grumdbuchrecht zur scrhinend Krestamer 


Dresden. In Halbfranz gebunden Mi. 12.—. 

Juriſtiſche Deere: Das vorliegende Buch bietet zunächſt dem ſächſiſchen Prat: 
tifer eine vortreffliche Einführung in das formelle und materielle Grundbuchrecht. Es verdient 
aber auch, da es die gejamte grundbuchrechtliche Rechtſprechung und Literatur möglichſt voll: 
ftändig berückſichtigt und fih vor anderen Bearbeitungen diejes Rechtitoffs durch eine befonders 
Klare und leöbare Darftellung auszeichnet, außerhalb Sachſens empfohlen zu werden. &s 
verdient dieje allgemeine Beahtung um jo mehr, als der Verfaſſer fi nirgends auf eine 
bloße Wiedergabe der herrihenden Anfichten beſchränlt, vielmehr in manden wichtigen 
Puntten eine jelbitändige und wohlbegründete Stellung einnimmt. Das Buch) wird fid überall 
als ein zuverläffiger Führer durch die vielen Schwierigkeiten, die das erjt jo furze Zeit 
geltende Recht bereiten fann, bewähren; feine Benußung wird durch ein gut bearbeitetes 
alphabetiſches Sachregiſter jehr erleichtert. 


Das Swangsverfteigerungsgejeg mit dem zuge 
hörigen Einführungsgefete. Sr, vor Haut, Reingen, 


franz gebunden Mi. 24.—. 

Eentralblatt f. freiw. Gerichtsbarleit: Der Reinhard’ihe Kommentar iſt eine über: 
and wertvolle Bereicherung der Literatur über diejes ſchwierige Gejeß; er ift der aus 
führlichfte der bisher erfchienenen Kommentare. Die eingehende Begründung, die Reinhard 
unter Darlegung der abweichenden Meinungen für feine Anficht giebt, ift jo überzeugend, 
bat man feiner Anſicht unbedenklich beipflihten muß. Der Reinhard'ſche Kommentar ift 
für jeden, der fich eingehend mit dem Zwangsverfteigerungsgejeße und feiner praktiſchen 
Anwendung zu beihäftigen hat, unentbehrlich. 








& ). J. heines Derlag in Berlin W. 55. 











Die Bafpficht der Beamten d 


Sandgerichtärath 

Das Buch erörtert die Fragen: 

wann der Beamte für den durch ihn veranlaßten Schaden perfönlid und 
direft haftet, warın zunächſt der Staat eintritt, und wann diefer gegen 
feinen Beamten Regref nehmen kann. 

Hierbei werden alle Beamtentategorien (Reihsbeamte, Staatsbeamte, Militär: 
beamte, Kommunalbeamte ꝛc. 2c.) berüdjichtigt, und zwar unter Heranziebung pral: 
tifher Fälle aus der bisherigen umfangreichen Rehtiprehung und unter Mittbeilung 
des einjhlägigen Landesrehts der jämmtlihen deutſchen Bundesitaaten. 

Jeder deutiche Beamte iſt alio in der Lage, aus dem Buche den Umfang jeiner 
Erjapverbindlichleit wegen Berjehen in jeiner Amtsführung zu entnehmen. 


Preis gebunden Mk. 2.—. 


Der Kontoforrentverfehr 


von Dr. jur. et rer. pol. 3. Mohr. 


Der Verfaſſer dieſer inter -ellanten Schrift kommt zu dem überraſchenden Ergebniß. 
‚dab die bisherige herrihende Auffaſſung über Inhalt und Weien des 
* ontoforrent! Kin See von Grund aus irrig jei.“ 
Die Dari tellung iſt muſterhaft klar und auch jedem Nichtjuriſten verſtändlich. 
Die Arbeit wird in allen Kreiſen Würdigung finden. 
Preis Mk. 3.60. 
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HL Spezial-Sortiment 
und Antiquariat 


von 


Stempel aller Art 
aus Kautschuk und Metall 


Struppe & Winckler 


Berlin, Dorotheenstr, 82 


bietet als Bezugsquelle besondere Vor- 

teile. Prospekt bitten zu verlangen, 

auch den unserer den grössten An- 
forderungen genügenden 


Juristischen Miethücherei. 


uassıyladwarssangg 'alJeyos]ag 
uoquuo d uasuxꝛuequold 


) UH[8 19 JOnJq-usdAL 


Troekenstempel 
Siegelmarken 
Perforirer, Paginirer 





G. K. COOKE & WEYLAND 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. 
Erste und älteste Fabrik Europas. 





Jd. Schweitzer Sortiment (Arthur Seller) München Karlsplatz 29 


Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und Staatswissenschaften. 








Erschienen sind: 


. ® enthaltend: Rechtswissen- 
Antiquariatskatalog Nr. 36 Page 


schaft u.a.: 
des + kgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. ca. 5000 Nummern. 


Antiquariatskatalog Nr. 97 enthaltend: Volkswirtschaft, 


Finanzwissenschaft, Sozialis- 
mus, Statistik. 1500 Nummern. 
Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 


3. Schweißer Derlag airthur senier, Münden” 


Soeben erſchien: 


Dr. Hans Groß, 
o. ö. Profefior bes Strafredhts an der Deutſchen Univerfität Prag, 


Die Erforſchung des Sachverhalts 
Arafbarer Handlungen. 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizei: und Sicherheitsdienftes 
des Deutjchen Reichs. 
— Zweite Auflage. gr. 8°. (12° Bog.) in Ganzleinen geb. ME. 2.50. 


Landgerichtörat M. in der Augsburger Abendzeitung v. 16. 8.1902 über die I. Aufl.: 

Diefe höchſt Initruftive Darftellung gliedert ſich in einen allgemeinen u. befonderen 
Theil nad) den einzelnen Reaten, berunter bi8 zu Unfällen bei großen Betrieben, und iſt eine 
unerſchöpfliche Fundarube, ein fiherer Ratgeber, und ein nicht hoch genug zu ſchätzendes Hilfs: 
mittel auf dem Gebiete der Kriminaliftil, Das Buch follte bei feinem deutſchen Polizeis und Sicher: 
beitsorgan feblen. 





J. Shweiter Derlag (Arthur Sellier) München 


Die Ausführungs:GHejeße 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 








Samnılung der von den Bundesitaaten zur Ausführung 
des Bürgerliben Geſetzbuches und feiner Nebengejete 
erlafienen Geſetze und mit Geſetzeskraft 
verjebenen Verordnungen 


herausgegeben von 


Dr. 5. Beder 
R. Landgerichtsrat in Münden. 
2 Bände und 


Ein Ergansungsband mit einem Gefamtregifter 
(ca. 215 Bogen). — Broich. Mi. 32.60; in Balbfranz aeb. Mt. 38.50. 


Aus Urteilen der Preije: 
Neue Badiihe Landeszeitung. Nr. 155 8. 18. März 1900. 


. . ein Werk, das bald jedem Praftifer unentbehrlid fein wird. In verhältnismäßig 
kurzer Zeit ijt die Vollendung diejer immenjen Arbeit gelungen. Wer in jeinem eigenen 
Rechtsgebiete jich die einzelnen Gejepe und Verordnungen zufammenjucht, die zur Aus: 
führung des B. G. B. nötig wurden, hat Arbeit genug. Als ein Ding der Unmöglichkeit 
aber ſchien es jajt, jih in den Ausführungsbeftimmungen der übrigen Einzeljtaaten zuredt: 
zufinden. In den vorliegenden zwei Bänden ift das ganze Material zufammengeitellt und 
injtematiich geordnet. Jeder Staat bildet eine Gruppe für fih und innerhalb eines jeden 
Staates find wieder deſſen Sejege und Verordnungen überfichtlich zufammengejtellt. Dabei 
hat jeder Einzeljtaat einen beionderen Titel, der in einem Kartonblatt bejteht und dadurd 
das Nahichlagen erleichtert. Ein präzifes Sachregiſter ift beigefügt. Kein Zweifel, dak 
jich der Herausgeber den Dank aller mit der Rechtspflege in Verbindung fommenden Kreiie 
verdient hat. (Sadenburg.) 


Blätter für adminiftrative Praris 1901. Nr. 1/2. _ 


Der praftiihe Wert dieſer Sammlung bedarf feiner weitläufigen Erörterung, da das bier 
zujammengejtellte Material dem Einzelnen jelbjt bei erheblibem Mufwande von Zeit, Arbeit 
und Kojten nur jehr jchwer erreichbar ift. 


Arhiv für bürgerlihes Recht. März 1900. 


. Der Wert einer derartigen Sanımlung für die Wifjenichaft wie die Praris ift jo un: 
verfennbar, daß darüber fein Wort mehr verloren zu werden braudt. Eine trefflihe Aus— 
itattung und iütberjichtlihe Anordnung möchten noch als bejondere Vorzüge einer Arbeit 
zu nennen jein, die ſich gewiß bald zahlreiche Freunde ſchaffen wird. 


Notariats:3eitjchrift für Eljah:-Lothringen. XXI. Jahrg. 1901. Ur. 5 u. 6. 


. .. Wir halten es für den Praftifer unentbehrlih. Nur wer die Ausführungsgejepe der 
ſämtlichen Bundesitaaten befipt, fann jede im Rechtsverkehr innerhalb des Deutjcgen Reichs 
an ihn herantretende Frage des bürgerlichen Rechts mit Sicherheit beantworten. 





Dr. franz Baul Datterer & Gie., &.m.b. ©., Münden-Freifing. 


J 
* 
—— 





Fünfunddreißigiter Fahrgang. 


12 Jahtlich 12 Hefte. Salbjährl. Nbonnementspreis: 8 ML. N 1.) 
12 Sefte bilden einen Band. T, 


Foftzeitungstifte Nr. 1 27 a. 


Annalen des Deulſchen Reichs 


für Geſehgebung, Verwaltung und Volkswirtfcaft 





Rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Beitfchrift und Materialienfammlung 


Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 





Mit der ftändigen Beilage: 


Literariſche Mitteilungen 
der Annalen des Deutſchen Reichs 
Monatsbericht iiber Neueribeinungen auf dem Gebiete der Rechts: u. Staatswillenibaften 


Unter ftändiger Mitarbeiterichaft der Herren Prof. Dr. Ernſt Jaeger 
in Würzburg, Prof. Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, Dr. Anton Tyroff in Münden, 
berausgegeben von 
Profeffor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen. 


Inhaltöverzeichnis umſtehend. 


Inhalt von Ar. 5: 


Seite 
Die Revifion der Grund: und Haus: 
ftener in Bayern. Bon Dr. Karl 
Theodor Eheberg, Profeſſor in 
Erlangen . 161—181 


Fortſetzung folgt.) 


Baukbrüche und Banklontrollen. 
Bon Dr. R. Rojendorff in 


Berlin. . . . 182— 197 


Die Organifation der inneren Ber- 
waltung auf rechtöpergleichender 
Grundlage. Bon Conr. Born: 
haf, Profeflor in Berlin (Fort: 
feßung) . 198— 236 

(Fortiegung folgt.) 


Erlie 
Aus den Gejegblättern. . - - 237 
Miöcellen. 
Mein, Bier- und Branntwein- 
Produktion und »WBerbraud in 
den wichtigſten Ländern der 
BE 2 an en 238—29 
Die deutihe Baummollinduftrie 239 
Ofterreichiicher Geſetzentwurf über 
Arbeiterwohnungen . 239240 


Die weiteren Hefte des I. Halbjahres 1902 werden u. a. folgende 


Arbeiten bringen: 


Bürgerliches Geſetzbuch und Pfründerecht von 
Dr. Anton Dyroff in Münden. 


Die Dentiche Städteverwaltung von Dr. Kari 
Theodor Eheberg, Profeſſor in Erlangen. 


Die Stellung der Werzte in der deutſchen 
Arbeiterverfiherung von 9.v. Franten: 
berg, Stadtrat in Braunſchweig. 


Die Organifation der Induſtrie in Deutſch— 
land von Dr. 2. Fuld, Rechtsanwalt in 
Mainz 


Zur Frage der Zuftändigkeitsgrenze zwijchen 
Juſtiz und Verwaltung von Heinrich 
Schneider, Minifterialrat in Münden. 


Hamburgs Sandelölage nad; dem erften Pariſet 
Frieden von Dr. Geert Seelig, Amts 
rihter in Hamburg. 


Armenunterftühung nichtbayer. Deutſcher in 
Bayern von Dr. Süßheim in Münden. 


Die nenere Spezialgefehgebung gegen den Ber: 
tragsbruch in landwirtſchaftlichen Arbeits 
verhältnifien unter befonderer Berũckſſich 
tigung der für das Herzogtum Braunjciweig 
erfolgten Regelung von Dr. 3. ®R 
Zimmermann in Braunfchweig. 


Überblid der Steuerreform in Eljah-Lotk 
ringen von Erich Aron, Landgerichtörat 
in Straßburg i. Eljaß. 


LEIEERTTTTTTTTTTTTTTETTTTTTTTTTETETTITEERELTETETTTTTTETETTTITTETSTTETTTETTERTTETTERTETETETETTTSTTTTTTETETTETETTETELTDERTTTTTTTTTTTTETETTLTELERTELELETTETTTTTT EN 0770 
! . BERRETEIEREN 9 ——— 


Abhandlungen volks- und finanzwirtſchaftlichen, ſowie ſtatiſtiſchen Inhalts wollen 
an Herrn Prof. Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, ſolche ftaats- und ver: 
waltungsrechtlichen oder ſonſtigen rechtswiffenichaftlichen Inhalts an Herrn Dr. Anton 
Dyroff, Münden Kobellitraße 4, eingefandt werden. 


Münden 


Arroftrafe 3. 





LRL 


3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 


reisermähigung der früheren Jahrgänge, 


Die früheren Jahrgänge der „Annalen des Dentjchen Reichs“, ſowie 
die „Separatabdrüde" gingen in den Beſitz der umtetzeichneten Syirma über und 
fönnen von dieſer, jo lange die Vorräte reichen, zu den angegebenen Preifen bezogen 
werden: 

Jahrg. 1868—1901, vollftändige Serie mit den dvergriffenen und 
jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


gut gebunden für . . 2 2.2.2.2. M.185.— 
„ 1870-1901 gut gebunben Mes ee a En 
„ 1881-1901 „ r . .. . 1905. — 
„1891-1901, Pr .. 55. ⸗ 


Kleinere Serien ſowie einzelne Bände, broſchiert oder gebunden je nach 
Vorrat zu entſprechenden Preiſen. 


Separatabdrürke: 


Adler, Dr. Georg, Profeffor der Staatsmwilfenichaften in Kiel, Die Sozialreform und der 
Kaufmannsſtand. 1891. 4 Bogen. Me. 1.50. 

Bornhat, Conrad, Das deutſche Arbeiterreht. 1892. 12 Bogen. ME. 3.—. 

Techn, Paul, Zur Einführung der Reihspoft-Sparlajjen. 1884. 54 Seiten. ME. 1.20 

Eger, Dr. Georg, Regierungsrat, Die geſchichtliche Entwidlung des Eijenbabn- Trans 
portrehts in Preußen mit befonderer Berüdfichtinung des Eifenbahn-Tarifrehts. Eine 
vom Berein für Eijenbahnfunde in Berlin preisgekrönte Abhandlung. 1895. 4’/s Bogen. 
ME. 1.75. 

Henjel, Dr. Paul, Die Stellung des NReichsfanzlerd nach dem Staatsrechte des Deutjchen Reichs. 
1882. 4 Bogen. ME. 2.—. 

Lehmann, Bodo, Haijerl. Conjul z. D, Die deutihe Reichsangehörigkeit vom nationalen 
und internationalen Standpunkt. Cine Studie. - 1899. 5"/ Bogen. Broich. Mt. 1.75. 

Lob, Dr. Walther, Der Streit um die Berftaatlihung der Reihsbanf. Bortrag, 
gehalten am 19. November 1897 im Sozialwiſſenſchaftlichen Verein zu München. 1898. 
1'/s Bogen. 50 Pig. 

PBrengel, Iheod., Beiträge zur MWahlprüfungsitatiftif des ee Reichstages 
1871—90. 1892. 5'/s Bogen. Mt. 1.50. 

Rehm, Dr. Hermann, Profeflor, Der&rwerb von Staat8- und Gemeindeangehörigfeit 
in geſchichtlicher Entwidlung nah römiſchem und deutihem Staatsrecht. 1892. 9"/s Bogen 
Mt. 2.50. 

Rofin, Prof. Dr. 9., Grundzüge einer Allgemeinen Staatslehre nah den politijchen 
Reden und Schriftitüden des Fürſten Bismard. 1898. 3 Bogen. Mf.1.— 

Schanze, Dr., Regierungsrat, Die patentrehtliden Beftimmungen des deutſch-öſter— 
reihiihen Uebereinftommens über den gegenjeitigen Patent-, Mujter- 
und Markenſchutz vom 6. Dezember 1891. 189%. 3 Bogen. Mi. —.75 

Stengel, Garl von, Profejior der Rechte in Münden, Die deutiben Schußgebiete, ihre 
rebtlihe Stellung, Verfaſſung und Verwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 
1895. 18’/s Bogen. brod. herabgei. ME. 1.—. 

Thudichum, Dr. Fr. ord. Proſeſſor an der Univerfität Tübingen, Das Reichs-Beamtenrecht 
1876. 8’ Bogen. ME. 4.—. 

Völderndorff, Dr. Otto Freiherr von, k. bayer. Minifterialrat, Deutſche Verfajjungen und 
Verfajjungsentmürfe 1890. 11 Bogen. ME. 3.—. 


Münden 3. Schweiker Sortiment 


Auarleplak 29. (Arthur Sellier), 


J. Schweißer berlag (Arthur Sellier) Münden 


Die Ausführungs: Geſetze 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


Samnılung der von den‘ Bundesitaaten zur 
Ausführung des Bürgerliben Geſetzbuches und feiner 
Kebengeſetze erlallenen Geſetze und mit Geſetzeskraft 

verjebenen Verordnungen 
herausgegeben von 


Dr. h. Beder 


R. Landgerihtsrat in Minden. 
2 Bände und — 
Ein Erganzungsband mit einem Gefamtregilter 
(ca. 215 Bogen). — Brofch. MI. 32.60; in Kalbfranz geb. MI. 58.50. 





Soeben eridien: 


Antiquariatstatalog Nr. 37 


enthaltend: 


Volkswirtfchaft * Finanzwilenfhaft * Sozialismus x Statiftik, 
— ft 1500 Nummern. — 


Demnädjit ericheint: 


Antiguariatstatalog Nr. 36 


enthaltend: ,Rechtswiſſenſchaft u.a.: 
die Bibliothek des F fgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. 
—D 10.3000 Nummern. — 
DE Intereſſenten ſtehen die Rataloge koſtenlos zu Pienfien. ag 


München, 3. Schweiger Sortiment 


Rarlsptak 29 (Arthur Sellier) 
nächſt dem Juftlzpalaft. Buchhandlung und Antiquariat für Redts- u, Stantswiffenfhaften.)-, 





Dr. Franz Maul Datterer & Cie, G. m. d. O., München⸗Freiſtug 





. Fünfunddreifigfer Fahrgang. | 
ME Jührlii) 12 Sefte. Salbjährl. Wbonnementspreis: 8 Mt. fr. Fan 
12. Hefte bilden einen Band. 


Boſtzeitungslifte Rr.1 











Annalen des Bertiden Keichs 


für — Verwaltung und Volkswirtkſchaft. 


Redhts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Beitfchrift und Materialienfammlung . 


Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


Heraußgegeben von 


Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 
J. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) 





Mit der jtändigen Beilage: 


Literariſche Mitteilungen 
der Annalen des Deutſchen Reichs. 


Monatsberict iiber Neueribeinungen auf den Gebiete der Rechts- u. Staatswilienicaften 


Unter ftändiger Mitarbeiterſchaft der Herren Profeſſoren Dr. Ernſt Jaeger 
in Würzburg, Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyroff in Minchen, 
herausgegeben von 


Profeſſor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen. 





Inhaltoverzeichnis umilchend. 


4 


Inhalt von Kr. M: 


Seite | Seite 
Die Reform der ſächſiſchen Steuern. Die Erträgniffe des Einfuhrzolles 
Von Dr. Peter Stubmann in in den widtigften Bändern . 866 6 
Dreßben. 88804 Hamburgs Schiffahrt im Jahre 
61 ARE Se Pr Er DR 866 88 
Der Konkurs des Berficherungd: 
vereins auf Gegenſeitigteit. Von Der Handel Hamburgs mit den 
Dr. jur. Joſeph Thaler in deutſchen ——— im 
Würzburg. 805 861 Jahre 1901 —— 868 8o 
Die auf Selbſthilfe beruhenden 
Aus den Geſetzblättern.. . . 862—863 deutſchen Erwerbs. und Wirt⸗ 
—— im Jahre 
Miscellen. | 101 BO ge BIN) 


ESe⸗atinit ber Eitfommenberteuer Die ungeteilte Arbeitözeit in deut⸗ 


rung in einzelnen Ländern . 868 —864 ihen Taufmännifden Betrieben 
Die Anleihen bayeriſcher Städte nad) den Erhebungen ber Reichs⸗ 
und Märle . . . . 864 866 tommiffion für Arbeiterſtatiſtil. 871 -82 


Preisermüßigung der früheren Jahrgänge. 
Die früheren Jahrgänge der „Annalen des Deutſchen Reichs‘, jomie 
die „Separatabdrüde‘ gingen in den Beſitz der unterzeichneten Firma über um 
fönnen von biejer, jo lange die Vorräte reichen, zu den angegebenen Preifen bezogen 
werden: 


Jahrg. 1868-1901, vollftändige Serie mit den vergriffenen und 
jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


gut gebunden für . . 2 2 2.2.2. Mt.185- 
„ 1870-1901 gut gebunden für . . 2 2 2 220200. 133 
„ 4881-1901 %„ : a a ee, 
„ 1891-1901 ’ me a er — 


Kleinere Serien jowie einzelne Bände, a... oder gebunden je nad 
Vorrat zu entiprechenden Breijen. 


Separatabdrüre: 


Adler, Dr. Georg, Profeſſor der Staatswilienichaften in Kiel, Die Sozialreform und ber 
Kaufimannsftand. 1891. 4 Bogen. ME. 1.50. 

Bornhal, Conrad, Das deutihe Arbeiterredht. 1892. 12 Bogen. ME. 3.—. 

Techn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt-Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten. Au 

Dyroff, Dr. Anton, Rechtsſatzung und Geſetz, zunächſt nach bayeriſchem Staatsreht. 13M. 


7 Bogen. Mit. 1.50. 


&ger, Dr. Georg, Regierungsrat, Die geihihtlihe Entwidlung des Cijenbahn- Trans, 
portrechts in Preußen mit bejonderer Berüdfihtignung des Eiſenbahn-Tarifrechts. Eine 
vom PBerein für Eijenbahnkunde in Berlin preisgefrönte Abhandlung. 1895. 4’/s Bogen. 
ME. 1.75. 

Felſer, F., fol. baver. Oberzollrath, Das Tabalsmonopolunddieamerifanijhe Tabak— 
Steuer. Eine ſtaatswiſſenſchaftliche Unterjuchung der Tabakbeſteuerungsſyſteme, zugleich 
eine Entgegnung auf den G. M.-Artifel der Allgemeinen Zeitung: „Worbereitende Studien 
zur Einführung des Tabatmonopol& in Deutſchland.“ 1878. Mi. 1.—.: 

Felſer, F. fol. bayer. Oberrechnungsraih, Zur Yabafftenerfrage. Abwehr gegen die fritiichen 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Pi. 

Fra nkeuftein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrifinipeftion, ihre Ihätigleit im Jahre 1890 
und ihre Reform. 1892. 4° Bogen. Mi. 1.50. 

Göring, Philipp, Die Veterinär-Rolizeiverwalfung nad den Reichägejeglichen Betimm- 
ungen. 1882. 11,'/s Bogen. Mi. 3.—. 

Heiß, Dr. Clemens, Die großen Einkommen in Deutihland und ihre Zunahme in den 
legten Jahrzehnten. Von der hohen ftaatswifjenichaftlichen Fakultät der Univerfität Tübingen 
mit dem akademiſchen Preiſe gefrönte Arbeit. 1893. 7 Bogen. ME. 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Etellung des Reichskanzlers nah dem Staatsrechte des Deutichen Reichs. 
1882. 4 Bogen. Mt. 2.—. 

Joel, Mar, Rechtsanwalt und] Notar in Berlin, Das Geſetz, betreffend die Erwerbäs- und 
Wirtihaftsgenoiienihajten vom 1. Mai 1889. 1890. 17’ Bogen. ME. 5.—. 

Lchmann, Bodo, Kaiſerl. Conſul 3. D., Die deutſche Reichsangehörigkeit vom nationalen 
und internationalen Standpunkt. Cine Studie. 1899. 5'/ Bogen. Broich. Mt. 1.75. 

Lok, Dr. Walther, Der Streit um die Verftaatlihung der Reichsbank. — 
gehalten am 19. November 1897 im Sozialwiſſenſchaftlichen Verein zu München. 1898. 
1’/s Bogen. 50 Pig. 

Brengel, Iheod., Beiträge zur Wahlprüfungsitatiftif des Deutihen Reichstages 
1871—%. 1892. 5°/s Bogen. ME. 1.50. 

Ach, Dr. Hermann, Profefjor, DerErmwerb von Stadt&- und Gemeindeangehörigteit 
in geſchichtlicher Entwidlung nad) römiſchem und deutihem Staatsrecht. 1892. 9'/s Bogen 

| Mt. 2.50. i 

Rofin, Prof. Dr. 9, Grundzüge einer Allgemeinen Staatslehre nad den politiſchen 
Reden und, Schriitftüden des Fürften Bismard. 1898. 3 Bogen. ME. 1.—. 

Sihanze, Dr., Regierungsrat, Die patentrebtlihen Beftimmungen des deutſch-öſter— 
reihiihen Uebereinfommens über den gegenjeitigen Batent-, Mufter- 
und Markenſchutz vom 6. Dezember 1891. 189. 3 Bogen. Mt. —.75 

Stengel, Garl von, Profejior der Nechte in Münden, Die deutſchen Schußgebiete, ihre 
rechtlibe Stellung, Berfajjung und Verwaltung. Dritte vermehrte ARE 
1895. 18'/s Bogen. broc. herabgeſ. Mt. 1.—. 

Thu dichum, Dr. Fr., ord. Profeſſor an der Univerſität Tübingen, Das Reichs-Beamtenrecht. 
1876. 8"/s Bogen. ME. 4.—. 

Bölderndorff, Dr. Otto Freiherr von, f. bayer. Minifterialrat, Deutſche Verfaljungen und 
Verfajiungsentmwürfe 1890. 11 Bogen. Mi. 3.—. 
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a 3. Schweiker Hortiment 
| Münden (Arthur Sellier). 


| Barleplah 29. Buchhandlung und Antiquariat 


für Rechts- und Staatswillenfchaften. 













Jaeger, BOB. » 


mit Nebengejegen und einem Gejamtregifter 
=> für den alademiſchen und praftiihen Gebrauch. — 


Eriienen find die Ausgaben für: 






Das Deutſche Reich 30 Reichsgeſetze 


(IV, 801 ©) Im Ganzleinen geb. 
Mt. 6.—. 


Das Königreich Preußen 70 Gelege 


(VIII, 1408 ©.) In Halbfrang gebb. 
Mt. 1.—. 






Das Königreih Banern 60 Geſetze 


(VIII, 1376 ©.) In Salbfranz gebd. 
Mt. 10,50. 






Das Königreih Sachſen 70 Geſetze 


(vIII, 1370 S.) In Halbfranz geb. 
Mt. 11.—. 










Das Großherzogtum Baden 7 0Geſetze 


(VII, 1330 &.) Im Halbfranz gebb. 
mt. 11.—. * 


Die Reichslande Elſaß⸗Lothringen 


65 Geſetze. (VIII, 1289 S) In Halbe 
franz gebunden Mt. I1.—. 








Die Ausgaben zeichnen ſich durch praftifhe Anlage, torreiten Geſetzes⸗ 
tert, großen, deutlichen Drud, elegante Auskattung umd auberordentli 
billigen Preis aus. Sie erfreuen ſich imfolgedeffen in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten den Studierenden empfohlen. 


3. Schweißer Verlag (Arthur Selier) München 


Dr. Fraug Bau Datterer & Cie, &,ım.b.H., Münden-Freifiag. 





12 Selte bilden einen Dem. 
Boftzeitungstifte Nr. 127. 


el Fünfunddreißigiter Jahrgang. 
19 Jihtlich 12 Hefte. dalhſihel Whonnementspreis: 8 MI. fr fe 








Annalen des Deulſchen Reichs 


für Gefehgebung, Verwaltung und Volkswirtfcaft. 
Rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitſchrift und Malerialienſammlung 


Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


° 
Herausgegeben von A 


Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 





München 
J. Schweißer Berlag (Arthur Sellier) 








Mit der ftändigen Beilage: 


Literarifce Mitteilungen. 
der Annalen des Deutfchen Reichs. 


Monatsbericht über Neuerieinungen auf dem Gebiete der Rechts⸗ u. Staatswilienihaften 


Unter ftändiger Mitarbeiterichaft der Herren Profeſſoren Dr. Ernſt Jaeger 
in Würzburg, Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, Dr. Anton Dyrofj in Münden, 


berandgegeben von 


Profeffor Dr. Karl Theodor Eheberg in Erlangen. 





Inhaltöverzeichnis umſtehend. 


Inhalt von Ar. 12: 


Seite Miöcellen. , Seite 
Die Ausgabe von Hypotheken— I. Jahresbericht der Handwerfs- 
pfandbrieſen und die Hypo | fammer für Oberbaysen . . 903-306 
thetenregifter nach dem Reiche: Statiftiiches Jahrbuch. für das 
hypothefenbanfgefeß. Bon Dr. Deutſche Reich, herausgegeben 
Seibel, Kgl. ——— in vom Kaiſerl. Statiſtiſchen Amt, 
Wiesbaden . . . . 873-885 1902 .. 905911 
Der Konſum von Bein, Bier und 
Die rechtlichen Grenzen der Gehor: Spirituojen in den hauptjädh- 
famöpfliht und die Berantwort- fihften Ländern . . . . m-—n3 
lichkeit für auf Befehl begangene Die Beröllerung China. . . 913-914 


Handlungen. Von Dr. jur. Paul Klphabetij Std Gefamt : Regifter 


Bauerin Münden. . . . 886-902 | über die Jahrgänge 1368 —1902 
— der eg 9155 

Aus den WERBBIHNIGEN u —— 903 Titel und — zum 8 
| | 1902. I-voI 


a Pak PR PN PK PN PR PK PER PER PR PK PER Pak PR PER PER PR) 


Das demnächſt erjcheinende Heft 1 (1905) wird enthalten: 


Zum Lünftigen Gefeh „über die Verwaltung ftaaten von Dr. Heinrich Shan in 
der Einnahmen und Ausgaben deö Deutichen Würzburg. 
Reichs“ (Geſetz beir. den Reichshaushalt oder Die Wbichreibungen und ihre Zuläffigteit 
Reihswirtihaftsgejeß) von W. Thrän, Geh. nah dem prenkifhen und dem heifiden 
Überregierungsrat und vortragenden Rat bei Ginfommenftenergefeße von Dr. Rudolf 
dem Rechnungsbofe des Deutihen Reis in Blum, Borfigender der PVeranlagungk 
Potsdam fommiffion in Ofthofen. 
Staat und Recht. Verſuche über allgemeines 
Die Regelung des gewerbömäßigen Arbeits- Staatsreht von Dr. A. Affolter im Sole 
nachweiſes ın den größeren deutſchen Bundes: thurn. 


⏑ ⏑ Pl pn PP PP Pe PN Pk PL 
Die weiteren Hefte des I. Halbjahres 1905 werden u. a. folgende 
Arbeiten bringen: 


Die Rotenbanten in Württemberg 1876 — 1900 Die Deutſche Städteverwaltung von Dr. Karl 
von Dr. Berthold Breslauer in Berlin. Theodor Eheberg, Profeifor in Erlangen. 
Die Steim’sche Städteordunng und die föziale 
Gliederung der ftädtiichen Bevölkerung von Territorinm und Reichsland von Werner 
Dr. jur. Dryander in Berlin. Rojenberg, Staatsanwalt in Straßbingi. 





Abhandlungen volks- und finanzwirticaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Seren Profefior Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, ſolche ftants: und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaſtlichen Inhalts an Herm Profefot > 


Dr. Anton Dyroff, Münden KRobellitraße 4, eingejandt werden. 
Münden 43. 3. Schweiher V 


(Arthur Selten), 
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Jaeger, BGB. » 





mit Nebengejeßen und einem Gejamtregifter 
=> für den alademifhen und praftiichen Gebrauh. — 


Erſchienen find die Ausgaben für: 


Das Deutjche Reich 30 Reichsgeſetze 


(IV, 801 ©) In Ganzleinen geb. 
Mt. 6.—. 


Das Königreich Preußen 70 Geſetze 
(VIII, 1408 ©.) In Halbfrang gebb. 
Dit. 1L.—. 


Das Königreih Bayern 60 Geſetze 
(VIII, 1376 ©.) In Halbfranz gebb. 
Mt. 10.50. 


Das Königreih Sachſen 70 Geſetze 
(VIII, 1370 ©.) In Halbfranz geb. 
Mt. 1.—. 


Das Großherzogtum Baden 70Geſetze 
— 1330 S.) In Halbfranz gebd. 


Die Reichslande Elſaß-Lothringen 


65 Geſetze. (VIII, 1289 ©. 5) In Halbe 
franz gebunden Mt. 11.— 


Die Ausgaben zeichnen ſich durch praftifche Anlage, forreiten Gejeges: 
tert, großen, deutlihen Drud, elegante Ausftattung und außerordentlich 
billigen Preis aus. Sie erfreuen ſich infolgedeflen in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten den Studierenden empfohlen. 





3. Schweißer Derlag (Arthur Selier) München 





J. Schweißer Verlag (Arthur Eelier) München 


Franfenburger, Dr. Heinrich, Rehtsamvalt in Münden. 
Handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich (mit Ausnahme 


des Seerechts) nebſt dem Einführungsgeſetze. Handausgabe mit Erläuterungen 
und ausführlichem Sachregiſter. 2. vollſtändig umgearbeitete Auflage. 8. 
(XI, 724 &.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. 8.60. 


Augsburger Abendzeitung. Nr. 225 vom 16. 8. 1902. 


.. . Das Bud ift num die altuellite Musgabe unſerer Handelsgeſetzgebung und hat den 
Vorzug, dab es im jorgfältiger, grünblicher und doch furzer Weile die gejamte Literatur und 
Judikatur bis in die allerjüngfte Zeit verwertet. " 














Leo, Dr. Martin, Restsanwalt in Hamburg. 


Seehandelsrerht Handelsgeſetzbuch; Buch IV, Seehandel, in der 
Faltung des Gef. v. 10. Mai 1897 und des Abänderungsgejeges vom 2. Juni 
1902) nebit einem Anhang, enthaltend die Nebengejeße. Handausgabe mit 
Erläuterungen und ausführlidem Sadregifter. 8°. (X, 417 ©.) 1902. In 
Ganzleinen gebd. ME. 7.60. 


Dr. 4. 6. im Hamb. Fremdenblatt. Nr. 179 vom 2, 8. 1902. : 


200. Demjenigen aber, der fi mit einzelnen Fragen eindringenber zu befhäftigen wünict, 
haben die mötigen Fingerzeige bisher gefehlt. Die vorliegende Arbeit des in weiten Freien 
beliebten Verfaſſers entipricht diejfen Bedürfniffen volltommen, 





Kahn, Dr. Jul., Rechtsanwalt und Sekretär der Handels- und Gewerbe— 
kammer für Oberbayern. 


Das Geſetz zur Befämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. KHandausgabe mit Anmer- 


tungen. 8°. (IV, 115 ©.) 1896. In Ganzleirten gebd. Mt. 2.40. 


Der Handelögejellichafter III. Jahrg. Nr. 12. 


Die Kahn'ſche Bearbeitung des genannten Gejeßes zählt zu denjenigen Ausgaben, bie mit 
Erfolg bejtrebt find, alle für das Verftändnis und die Auslegung notwendigen Erläuterungen 
zu geben und auf diefe Weiſe ein Hilfsmittel bieten, defien ſich Wiſſenſchaft und Praris 
gern bedient. 


Dr. Kahn’s Kommentierung zeichnet ſich durch eine überfichtliche Klarheit und durch die 
Zuverläffigfeit feiner Erklärungen im hohen Grade aus. 


Schweyer, Dr. Fr., Bezirksamts-Aſſeſſor. 
Bankdepotgeſchäfte geſchhtlicher, wirtſchaftlicher und rechtlicher 


Beziehung dargeſtellt. gr. 8°. (IV, 171 ©.) 1899. Mt. 3.50. 


Hamburger Börſen-Halle Nr. 559 vom 29. 11. 1899, 


‚Ein ganz vortrefflihes Buch, das große Bedeutung für alle Bankfachleute und Banl« 
befliffene hat. Es iſt hier eine Menge belehrenden Stoffes zufammengetragen, ber fi in 
überfichtlicher und leichtfahlicher Form dem Studium darbietet. ‘ 
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